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Großbritannien und Irland, (Politifhe Statiftil. Boden und Bevölke— 
rung; Ernährungd= und Beſchäftigungsweiſe; Verkehrsmittel; Volkébil— 
dung und Wohlftand; Binanzwefen; Militärwefen; auswärtige Befigun: 
gen; Gefammtüberfidt). Im Jahre 1707 erfolgte bekanntlich die Vereinigung Englands 
und Schottlands unter dem beide Rinder unifaffenden Namen Großbritannien; erft im Jahre 
1801 ward aud Irland unter Aufhebung feines befondern Parlaments dem größern 
Staate einverleibt, der nun das vereinigte Königreih Großbritannien und Irland bildet. 

I. Boden und Bevölkerung. a) Das Gebiet. Nach den neueften Berechnungen um: 
faffen die Haupttheile folgendes Areal: England 2398 geographiihe Duadratmeilen, Wales 
375, Schottland 1474, Irland 1530, die normannijhen Infeln und Man 20; zufammen 
5797 Duadratmeilen. Das britifche Neich ift ſonach an fi nur wenig größer ald das König- 
teih Preußen, das 5103 Duadratmeilen umfaßt; es bildet dem Areale nad wie dieſes 
eine fehr kleine Großmacht; Frankreich und Öfterreich umfaflen jedes ein beiläufig doppelt fo 
bedeutendes Gebiet (erſteres 9853, legtered 11750), Rußland aber fließt blos in Europa 
einen mehr ald achtzehnmal fo großen Länderumfang in ih (96400 Duadratmeilen). Berüd: 
fihtigt man, daß Irland keineswegs mit Großbritannien vollfommen amalgamirt ift, fo 
würde leßteres ald der Eleinfte der Großſtaaten erfheinen, wenn die Arealausdehnung 
allein maßgebend wäre. Daß dies nicht der Fall, zeigt eben die factiſche Bedentung, melde das 
vereinigte Königreich unbeftreitbar befigt. 

Auffallend ift die verhältnigmäßige Ausdehnung des nidhtangebauten Landes, trog der 
Stärfe der Bevölferung, namentlich in England. Nad der Angabe des Regiftrar-General um: 
faßt England mit Wales 37,324915, Schottland 20,04746%, Irland 20,308271 Ares 
(15,104312, 8,112627 und 8,420744 Heftaren) ; zufolge der (jedod etwas zu niedrigen) 
Berechnung Legoyt's (des verdienftvollen Vorſtandes des Statiftifhen Bureau in Paris) be— 
trüge dad Areal des eigentlihen England 13,087999 Hektaren (die Hektare — 3,91662 preu> 
Bifhe Morgen; der englifhe Acre — 40,49 Aren oder 1,58 preußifche Morgen). Bon ver ge: 
daten Geſammtzahl werden 1,317767 als unbedingt unfähig zur Gultur und 1,397730 
Hektaren ald anbaufähig, aber nicht angebaut bezeichnet; 6,223501 find Wiefen und Weide, 
nicht mehr ald 4,149001 eigentliches Aderland. Das für Viehzucht verwendete Areal ift ſonach 
um 50 Proc. ausgevehnter ald das für den Getreidebau beftimmte. 

Für Wales ergibt die Legoyt'ſche Berechnung: Gefammtgebiet 1,922991 Hektaren. Da- 
von: nicht culturfähig 447160, culturfähig, aber nicht angebaut 214475, Wiefen und Weiden 
900969, Aderland (blos) 360387. 

Schottland: Bon einer 7,987754 Heftaren betragenden Oberfläche find infolge der gebir- 
gigen Beihaffenheit und ver nörvlichen Lage des Landes faft 3%, Mill. des Anbaus nicht fähig 
und außerdem beinahe 2%/, Mill. nicht angebaut (3,449379 und 2,407787); vom Nefte 
nimmt das Weideland über die Hälfte ein, 1,121361, gegen 1,009227 Aderland. 

Irland, 7,887561 Heftaren umfaffend, hat, troß des oft beklagten Bodenmangels, beinahe 
I Mil, nit cultivirbaren und außerdem 2 Mill. nicht cultivirten Landes (977951 und 
1,982883 Heftaren), dann 2,725954 Weiden und Wiefen und 2,180783 Aderfelder. 

Die Infeln Man, Guernfey und Jerſey u. f. w., 452890 Heftaren, find mehr ald zur 
Hälfte nicht culturfähig (230447), wozu 67175 nicht angebaute fommen; die Weiden u. f. w. 
nehmen 110904, die Ader nur 44364 Heftaren ein. 
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Im ganzen ergeben jih 31,319205 Hektaren Flächenraum, wovon blos 7,743762 mit 
Getreide und Kartoffeln angebaut, 11,082689 für Wiefen und Weide verwendet und 
121, Mill. niht anbaufähig oder wenigftend factifh nicht angebaut find. 

b) Die Bevölferung. Seit dem Beginne ded gegenwärtigen Jahrhunderts findet alle 
zehn Jahre in Großbritannien, ſeit 1841 ebenfo au in Irland eine Volkszählung ftatt. Die 
jüngfte derfelben ward am gleichen Tag, 8. April 1861, in allen Iheilen des vereinigten Kö— 
nigrei8 vorgenommen, und zwar mit einer Sorgfalt wie nie zuvor. Bereits liegen ung bie 
ſämmtlichen Hauptergebnifle nah den Zufammenftellungen ver Lofalbehörden vor. Diefelben 
werden nun im Gentralamte des Statiftifhen Bureau einer Revifion ımterftellt, wodurch fich 

nderungen in den Einzelziffern ergeben werben ; doch erklärt der Regiftrar:General von Eng: 
land in feinem dem Parlament vorgelegten Berichte, „daß die Anderungen, welde eine forg- 
fame Revijion der Driginaldocumente nothwendig machen dürfte, nicht fo bedeutend fein wer— 
den, um den Werth der gefundenen Hauptzahlen ald Material für irgendwelde allgemeine 
Folgerungen, die daraus abgeleitet werden können, zu mindern”. 

Wir können ſonach fein Bedenken tragen, unfere Mittheilungen über die Bevölkerungsver— 
hältniffe Großbritanniens foviel möglih auf die wenn auch noch verfhiedenen Modiflcationen 
in den Ginzelnziffern unterliegenden neueften,, ftatt auf die allerdings revidirten, aber mehr als 
zehn Jahre alten Ergebniffe der vorigen Aufnahme zu bafiren. Wir beginnen aber mit einer 
Zufammenftellung der Hauptergebniffe aller Bolfszählungen, melde während des jegigen 


Jahrhunderts im britifhen Reiche ſtattfanden. . 
Enaland und Sanalinfeln 
afee, !) Schottland. Itland. n. ſ. w. Geſammtzabl. 


1801 9,156171 1,608420 — — — 
1811 10,454529 1,805864 — * 
1821 12,172664 2,091521 — 89508 — 
1831 14,051986 2,364386 — 103710 — 

1841 16,035198 2,620184 8,175124 124040 26,954546 
1851 18,054170 2,888742 6,552385 143126 27,638423 
1861 20,223746 ?) 3,061251 5,764543 143779 29,193319 


Aud der Volfszahl nah nimmt Großbritannien nur die vierte Stelle unter den Großmäch— 
ten ein, obgleid in weſentlich anderm Verhältniß als zufolge des Gebietdumfangs. Es hat 
Preußen bei weitem überholt, fommt Ofterreih und Frankreich ſchon nahe und wird nur von 
Rußland durd mehr ald das Doppelte der Menfchenmenge übertroffen. Ziehen wir aber den 
Colonialbeſitz mit in Betracht, oder erwägen wir den Nationalreihthum, dann geftalten ſich alle 
Berhältniffe ohnehin durchaus anderd. Dod davon haben wir erft ſpäter zu veden. 

Die Zunahme ver Volksmenge in Großbritannien, befonders in England, ift ungewöhnlich 
ſtark. Die Einwohnerzahl hat ſich in legterm fhon während eines halben Jahrhunderts mehr als 
verdoppelt. Das Wachſen derſelben contraftirt beſenders flarf gegen dad Ergebniß in dem 
Nahbarftaate jenfeit des. Kanald während des jüngften Jahrzehnds. (S. Frankreih.) Aus 
frühern Jahrhunderten bejigen wir nur unzuverläffige Schägungen der Volkszahl. Im Jahre 
1700 nahm man für England und Wales 5,134000, 1750 6,040000 und 1790 8,540000 
Einwohner an. Die Zunahme, obwol immerhin fehr bedeutend, betrug damals gleihwol wäh: 
rend eines ganzen Jahrhunderts nicht fo viel als ſeitdem während eines halben. Die Popula— 
tion Schottlands ward zur Zeit der Union (1707) auf 1,050000, 1755 aber auf 1,265000 
veranfhlagt. Eigenthümlich ift das Verhältnig Irlands, Auf Grundlage der (freilih ſehr 
unzuverläfjigen) Steueraufnahmen, wobei man 6 Verfonen auf jedes Haus annahm, ſchätzte 
man die Bevölkerung 1731 auf 2,010000, 1767 auf 2,554000, 1785 auf 2,845000, 1791 
aber (auf einmal ungewöhnlich fteigend) auf 4,206000. ine fpätere Berechnung des londoner 
Statiftifgen Bureau ergab: 1805 5,395456, 1815 6,142972, 1825 7,172748, 1835 
7,927089 Seelen. Diefem Wachſen gegenüber erſcheint die Benölferungsabnahme in der Neu: 
zeit um fo erſchreckender. j 


— — — 


1) Einſchließlich Armee, Kriegs: und Handelsmarine, und zwar mit Inbegriff der im Auslande be: 
findlichen Angehörigen von England und Wales, 

2)- Davon fommen 1,111795 auf Wales. Ohne die auswärts befindlichen Landſoldaten und Ser: 
leute der Kriegs» und der Handeldmarine ftellt fich die Bevölferungszabl von England und Wales auf 
20,061725. 
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Bon Jahrzehnd zu Jahrzehnd betrug die Berölferungszunahme oder Abnahme (letztere 
hier mit dem Minuszeichen verfeben) in: 


England u, Wales, Schottland. Irland, 
1801—11 1.298358 Ind, = 14 Proc. 197444 Ind. = 12 Proc. — — 
1811—21 1718135 „ =16 „ 285657 „ =16 „ — — 
1821—31 1,8782 „ =1 „ 272865 „ =13 „ — — 
1831—41 1,983212 „ = 14 „, 25578 „ =1 „ — — 
1841—51 2,018972 „ =13 „, 268 ., = 10 „ — 1,622739Ind.= 19,85 Proc. 
. 1851-61 2,169576 „ =12 „ 172509 „ = 59, — 12, = 120 „ 


Bon 1801— 61 ſtellt fi die Benölferungszunahme in Großbritannien und von L811— 61 
in Ireland folgendermaßen: in England 121 Proc., Schottland 90, Irland 10, den Kanal= 
infeln 72, im ganzen Staate 78 Proc. 

Eine Feftftellung der Bevölkerungsbewegung ift erſt in neuerer Zeit einigermaßen, doch 
auch jegt durchaus nur unvollftändig möglich, indem eine Gintragung der Geburten u. ſ. w. in 
die Eivilftandsregifter in Großbritannien nicht erzwungen werden fann, während in Irland 
eine Regifterführung durch Laien noch gar nit flattfindet. Nah dem 21. Jahresberichte des 
Generalregiftrators (dem Parlamente im Jahre 1860 vorgelegt), welches Actenftüd wir aus 
einer jpätern Parlamentsvorlage ergänzen, betrug in England und Wales die Bevölferungs: 
bewegung in den legten Jahren der controlirten Aufzeichnungen: 


Geburten 
Eheabſchlũſſe. lausſchlleßlich Todtgeburten). Sierbefaͤlle. 


1855 152113 635043 425703 
1856 159337 657453 390506 
1857 159097 663071 419815 
1858 156070 655481 449656 
1859 167723 689881 440781 
1860 169600 683430 422500 
Eine andere Berechnung ergibt ald Durchſchnitt fünfjähriger Perioden: 
Geburten. Sterbefälle. Heiratben, 
1845—49 559566 400727 141073 
1850—54 616071 406287 157850 
1855—59 680489 425606 . 158180 
In Schottland: 
1855—59 101990 61593 20440 
1860 105704 68055 21118 


Eine der vorläufigen Genfudlifte beigegebene Notiz berechnet, dap in England und Wales 
in dem Jahrzehnd 1851— 60 die Zahl der Geburten die der Sterbefälle um 2,260576 über: 
Riegen habe. 

Bon den regiftrirten Heirathen wurden im Jahre 1858 128082 nad) dem Ritus der Hodh= 
firhe und 27988 nah andern Riten vollzogen. Auf 10000 in die Ehe tretende Männer 
famen durchſchnittlich 53866 Minderjährige unter 21 Jahren; auf die gleiche Anzahl Bräute 
aber 1837. Ferner war das Verhältniß der Wiederverheirathungen auf 10000 Eheabſchlüſſe: 
1422 Witwer und 920 Witwen. 

Die Geburten vertheilten fih nad Geſchlechtern: 334989 Knaben, 320492 Mädchen. 
Auf je 1000 weiblide Kinder famen aljo 1045 männlide. Die Fluctuationen waren in den 
einzelnen Landfchaften nicht unbedeutend. Inter ven lebend geborenen Kindern befanden ſich 
43305 uneheliche. Bei ihnen war das Verhältniß: 106,2 Knaben gegen 100 Mädchen, 
während die Verhältnißzahlen bei den ehelichen jich auf 104,4: 100 flellten. 

Bei den Sterbefällen war das Verhältniß: 102 männliche Einwohner gegen 100 weibliche, 
während jonft ver Durchſchnitt 103 : 100 beträgt. Aus dem veröffentlichten 22. Jahres— 
bericht des Regiftrar:General, die Ergebniffe des Jahres 1859 in allen Einzelheiten umfaflend, 
entnehmen wir noch folgerfve Notizen. 

Bon den 167723 Heirathen wurden nicht weniger als 136210 nad) dem Ritus der Hoc: 
firche abgeſchloſſen. Bon ven Neuvermählten waren 10397 Männer und 32041 Frauen no 
minderjährig (unter 21 Jahren). 

Bon den 689881 lebend Grborenen waren 352662 Knaben und 337219 Mädchen. Das 

1 “ 
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Verhältniß ift aljo 1046: 1000 oder ungefähr 22 Knaben gegen 21 Mädchen. Bon jener 
Gefammtzahl waren 44751 unehelih, alfo 6,5 Proc. oder ver 15. Theil ver Geborenen. Bei 
dieſen überwiegen die Knaben nod mehr: 1057 gegen 1000. Im ganzen famen auf 100 le: 
bende Individuen etwas über 3,49 Geburten; ſonach eine auf 29 Einwohner. Auf 100 Frauen 
im Alter zwiſchen 15 und 45 Jahren famen 1859 15,2 Geburten oder, wenn man die Tobtgebo- 
renen abrechnet, 14,9 lebend geborene Kinder. 

Das Verhältnig der Sterbefälle ftellte ih auf 2,23 von 100 Einwohnern. Dabei ftarben 
durchſchnittlich 103 Männer gegen 100 Frauen, 3) 

Die Auswanderung bildet ein wichtiges Moment bei ver Bevölferungäbewegung. Nach den 
in den Häfen des vereinigten Königreichs geführten Regiftern betrug die Zahl der Auswans 
derer in den 46 Jahren von 1815 bis einjchließlih 1860 5,046067 Köpfe. Die Menge war 
in den verjchiedenen Jahren eine jehr ungleiche, nämlich: 


1815—46, in 32 Jahren 1,672156 Perfonen = durchſchnittlich 52254 per Jahr 
= 30 


1847 —54 7) 8 7 2,444802 [7 mu 7 7} [7 
1855 —59 7 5 [2 800640 [Z = 7 160128 7 „ 
1860 „in 128469 „, == Pr 128469 „ „ 





3) In einer Abtheilung des An ie Berichts des Regiftrar-General über die Bevölferungsbewegung 
wird unter anderm London vor Jahren mit dem heutigen London in gefundheitlicher Beziehung ver: 
glichen. Wie alles in London — fo heißt es darin — fo geht auch die Zerflörung des Menfchenlebene in 
großartigem Mafftabe vor ſich. Könnte man die in einem einzigen Jahre Geftorbenen wieder zum Leben 
erweden, fo würden fie eine große Stabt bevölfern. Doc) hat fich die Sterblichkeit jeit 200 Jahren in 
aufßerordentlichem Berhältnif vermindert. Bon 1660 —80 ftarben von je 100000 Berfonen jährlich 357 
an den Boden, jest fterben daran 42, An Fieber, Scharlach und häutiger Bräune farben 759, jept 
227. Während ungefähr 8 von 100000 heutzutage der Ruhr erliegen, raffte diefelbe Krankheit ——— 
763 weg; die Diarrhöe dagegen, eine mildere Form derſelben Krankheit, fordert jetzt 120 Opfer, — 
rend ihr damals nur 11 fielen. Weiber gebären noch heutzutage mit Schmerzen und Gefahr; die Sterb⸗ 
lichfeit infolge davon, die heutzutage 17 beträgt, betrug damals 86. Abzehrung und die Krankheiten 
der Rejpirationsorgane waren ſehr bösartig, die Todesfälle waren 1079; jegt find fie 611. An Kräm— 
pfen und Zahnfieber ftarben damals 1175, jest 136. Die Waflerfucht als Folge und Symptom 
des Sforbuts und Fiebers war außerordentlich gefährlich; fie tödtete Damals 829, jegt 26. Sforbut 
und Friefel forderten damals 142 Opfer, heutzutage 2. Davon abgefehen, wurde London damals von 
der furchtbaren Peft heimgefucht. Andererfeits zeigen die Tabellen, daß Schlagfluß, Nervenlähmung, 
Fallſucht, Gehirnfranfpeiten und Selbftmord heutzutage mehr Berheerungen anrichten ; das Verhältniß 
ift 151 heutzutage gegen 57 damals. Auch find die gewaltfamen Todesarten in unferer Zeit häufiger, 
wie denn auch die Mittel und Werdzeuge der gewaltfamen Tödtung zahlreicher find. Gift ift leichter zu 
haben, Feuersbrünfte fommen wol häufiger vor und Kleidungsftüde find aus brennbarern Stoffen, aber 
der Tod durch Ertrinfen und Grftiden raffte zweimal foviel Menfchen weg als jegt. Uber die Urſachen 
der ehemaligen folofjalen Sterblichfeit bemerft der Regiftrar-General, daß London im Winter an Le— 
bengmitteln, namentlich an Gemüfe und frifchem Fleiſch, Mangel litt, ſodaß ein großer Theil der Ber 
völferung den Eforbut befam. Die Häufer waren beinahe fo eng und fchmuzig wie im heutigen Kon: 
ftantinopel und Kairo und ihr Schmuz fiel den Foreigners auf! (Übrigens möge man die erlangten 
günftigen Nefultate doch nicht überfchägen, Die neuern Unterfuchungen haben zu der Erfenntniß ges 
führt, daß die Methoden durchaus fehlerhaft find, nach welchen man die Lebensdauer der Menfchen in 
früherer und neuerer Zeit berechnete und wodurch man eine außerordentliche Lebensverlängerung nad}: 
weifen u fönnen glaubte. Ift auch das Gegentheil im garen durchaus unwahrfcheinlich, fo fehlt doch 
jedenfalls ein mathematifcher Beweis für die behauptete Verbeſſerung.) 

Aus dem Bericht über die Sterblichfeit und ihre verfchiedenen Urfachen im Jahre 1859 tragen wir 
noch Folgendes nach. An den Blattern ftarben 3848 Perfonen, meift Kinder, die nicht geimpft worden. 
Man hat faum eine Vorftellung von der Anzahl Opfer, welche die Trunkſucht fordert; 345 Todesfälle 
wurden in allgemeinen Ausdrüden der Unmäßigfeit und 545 direct dem Delirium tremens zugefchries 
ben. liber 25000 Säuglinge ftarben an Krämpfen, 14649 Perfonen wurden erfchlagen, ein trauriges 
Geftändnif, jagt Dr. Farr, für eine humane, eivilifirte und in allen Künften fo vorgefchrittene Nation. 
Jährlich erben alfo 75 von je 100000 Perfonen eines gewaltfamen Todes. 13056 dieſer Todesfälle 
ereigneten fich durch Unfall oder Fahrläffigfeit, darunter waren 279 Vergiftungen, 1248 Todesfälle 
wurden von ber Todtenfchau als Selbftmorde bezeichnet. 338 waren Mord oder Todtfchlag, 18 Perfonen 
wurden vom Blig erfchlagen, meift Leute, die im Freien arbeiteten. Den naturgemäßeflen Tod, den 
Tod vor Alter ohne Krankheit, ftarben 27104 Perſonen. Über die größere Häufigfeit der —— 
heiten in unſern Tagen bemerit die Times: „Es iſt dies vielleicht eine Folge jener ſelben Civiliſation, 
der wir die Verbeſſerungen in jeder andern gefundheitlichen Beziehung verdanfen, Einen gewiſſen Mär- 
tyrer gibt es für jeden großen Fortfchritt, und das ift der Kopf. Er hätte weit beſſern Grund ale bie 
widerfpenftigen Gliedmaßen in der alten Kabel ſich über Mishandlung zu beflagen, denn ihm verbanfen 
wir alles, und er hat für den Meft bes Körpers die fchwerfte Arbeit zu verrichten.‘‘ 
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Die Fluctuationen ergeben ſich näher aus folgender Überſicht: 


Jahr. Audwanderer, Jahr. Muswanderer. Jahr. Auswanderer. 
1846 129851 1851 335966 1856 176554 
1847 258270 1852 368764 1867 212875 
1848 248089 1853 329937 1858 113972 
1849 299498 1854 323429 1859 120432 
1850 280849 1855 176807 1860 128469 


Im Jahre 1852 hat alfo die Auswanderung von britiihen Häfen aus ihren Gipfelpuntt 
erreicht: mehr ald 1000 Menfchen jeden Tag im ganzen Jahre! Seitdem bedeutende Abnahme. 
Die Ausgewanderten waren indeflen bei weiten nicht ſämmtlich Briten. Unter ven Emigranten 
des legten Jahres befanden jih: 26421 Engländer, 8733 Schotten, 60835 Irlänver, 4536 
Fremde, die ihren Heimatdort angaben, endlich 27944, deren Baterland nicht befannt ift. Was 
bie forialen Verhältniffe ver Kortgezogenen betrifft, ſoweit diefelben aufgezeichnet werben konn— 
ten, jo befanden fich darunter: 28022 Gewerböleute, 4788 Bauern (die Zahl muß in Wirk: 
lichfeit weit größer gewefen fein), 1530 Bergleute, 710 Handlungddiener, 878 Kaufleute und 
fonftige Gentlemen und 8201 weibliche Dienftboten. Das Ziel der Auswanderung war bei 
87500 die norbamerifanifche Union, bei 8848 Ganada, bei 938 die übrigen norbamerifani= 
ſchen Golonien Großbritanniens, bei 24302 Auftralien und bei 6881 andere Länder. In— 
deflen find in den legten Jahren wieder fehr viele Emigranten in ihre Heimat zurücdgefehrt; 
1860 24434, wovon 17898 aud den Vereinigten Staaten, 1098 aus Britifh-Norbamerifa, 
5360 aus Auftralien. 

Eine Ausſcheidung der Auswanderer nad Nationalitäten findet erſt ſeit 1853 und zwar 
nod immer in unvollftändiger Weiſe ftatt. Seitdem verliefen ihr Vaterland, mit der Abficht, 
andertwärt3 fi) niederzulaffen, 454427 Engländer, 122030 Schotten und 736731 Irländer. 

In Irland Hat in der Neuzeit ein wahrer Exodus ftattgefunden. Von 1835—55, alfo 
in 21 Jahren, zogen von diefer Injel 2,323312 Menfhen nad den Vereinigten Staaten und 
729982 nad Britifh-Nordamerifa, andere nah Auftralien u, f. ww. Wenn die Auswanderer: 
zahl im Jahre 1858 auf 68093 berabfanf, 1859 84599 und 1860 60835 betrug, fo ift die 
Berminderung auf dieſe immerhin noch fehr große Menge weſentlich der Menfchenentblößung 
bed „grünen Grin‘ beizumeffen. Im Jahre 1853 ſtieg die Emigrantenzahl auf 329937! 

Die Zahl der Häufer verdient eine befonvere Beadhtung. In England und Wales ergaben 
fi deren bei der legten Aufnahme (1861): bewohnt 3,745463 (gegen 1,575923 im Jahre 
1801 und 3,278039 im Jahre 1851), unbewohnt 182325 (1801 57476, 1851 153494), 
im Bau begriffen 27580 (1851 26571). In Schottland: 393289 bewohnte Häufer, 17167 
unbewohnte, 2692 im Bau begriffen. In Irland: 


bewohnt unbewohnt im Bau 
1841 1,328839 52208 3313 
1851 1,046223 65263 1868 
1861 993233 39984 3047 


So furdtbar die Verminderung, fo deuten doc die Zahlen der legten Aufnahme einige 
Befferung in den Verhältniffen ver übriggebliebenen Bevölkerung an. 
Nah Geſchlechtern zählte man 1861 


männlich meiblich 
in England *) 9,758852 10,302873 
* in Schottland 1,4469832 1,614269 
in Irland 2,804961 2,959582 
auf den Kanalinjeln 66394 77385 
zufammen 14,077189 14,954109 


Danach wird die Zahl der männliden Einwohner von der weiblihen Bevölferung um 
nicht weniger ald 876920 übertroffen. Allerdings find bei England die landesabweſenden Sol: 
daten und Seeleute nicht eingerechnet, für welche man 162021 annahm. Immerhin bleibt ein 
Misverhältnig von mehr ald 700000. Und dennod finden wir daffelbe nicht überrafchend, 
wenn man die große Anzahl vorzugsmeife männlicher Briten in den Kolonien und im Auslande 
ind Auge faßt. Bei Irland erfcheint das Ergebnif fogar weit minder ungünftig, ald man er= 
warten mußte, 





4) Ungerechnet die außer Landes befindlichen Soldaten und Seeleute. 
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Die politifche Eintheilung ift in den einzelnen Ländern eine verfhiedene. England wird in 
52 Grafſchaften oder Shired, in neuerer Zeit auch als Counties bezeichnet, eingetheilt, wovon 
jedoch 12 auf Wales kommen; Schottland in 33 Shires; Irland in 4 Provinzen, die wieder 
in 35 Grafſchaften (hier immer Counties genannt) zerfallen. In der Neuzeit iſt indeſſen 
folgende adminiftrative Gintheilung am gewöhnlichſten, wobei wir zugleich t die Volksmenge nad 
der legten Zählung angeben. 

England und Wales: 11 Bezirke (divisions), nämlid: 


1861, 
Einwohner. 


1) London, Metropolitanbezirf — 2803034 
2) Südoſten, meiſt in den Diſtricten Surre und Kent, — dieſelben 
nicht London zugetheilt ſind; dann Suffer, Hants und Berks 1,846876 


3) Südliches Mittelland: Middleſex außer dem zu London gehörenden 
Theile, Hertd, Bus, Oxford, Northampton, Hunts, Bes, Cambridge 1,295375 


4) Dften: hauptſächlich in den Graffhaften Eifer, Suffolf, Norfolt. . 1,242202 
5) Südweſten: hauptfähli in den Grafſchaften Wilts, Dorfet, Devon, 
Gornwall und Somerfet . . 1,835551 
6) Weit:Mittelland: hauptfählic in Glouceſter, Hereford, Saloy, Staf- 
ford, Worcefter, Warwid . . 2,436137 
7) Nord: Mittelland: hauptſächlich in Leiceſter, Rutland, Aincoln, 2 Not: 
tingbam, Derby. . i ..  1,288718 
8) Nordweſten: hauptfäãchlich Cheſhire und Bancafbire 300%. 2984738 
9) Dorf: hauptſächlich in Dorkfhire. . . 2,015329 
10) Norden: bauptfählih in Durham, Northumberland, Gumberland, 
Meflmoreland . . ; 1,151281 
11) Wälſcher Bezirk: Hauptfäglid Monmouthſhire und Wales 1.312500 


Schottland: 8 Bezirke: 
1) Nörvlihe (Northern divisions), 4 Grafihaften, worunter vie Shetland: 
Infeln mit 31678, die Orkneys mit 32416, zuſammen Ginwohner 130518 


2) Nordweſtliche (North-Western), 2 Grafſchaften RR ni 168715 
3) Norvöftlihe (North -Eastern), 5 Grafſchaften = h 367852 
4) Sſtliches Mittelland (East Midland), 5Grafjdaften , „521855 
5) Weſtliches Mittelland (West Midland), AOrafiaften „, — 241144 
6) Südweſten (South-Western), 3 Grafſchaften F ‚ 1,007925 
7) Süpoften (South-Eastern), 6 Grafſchaften ” „ 408808 
8) Süden (Southern), 4 Grafſchaften * 214454 


Irland: 4 Provinzen, deren Volkszahl bei ven verſchiedenen Zählungen in nachbemerkter 
Weiſe abnahm: 
Vrovinzen. 181. 1851. 1861. 
. Reinfter (mit Dublin) 1,973731 1,672738 1,439596 
Munfter (mit Gorf) 2,396161 1,857736 1,503200 
Ulfter (mit Belfaft) 2,386373 2,011880 . 1,910408 
Gonnaught . . . .  1,418859 1,010031 911339 
(Die weftliche Hälfte hatte ſonach weit größere Verlufte ald die mehr englifixte öftliche.) 
Kanalinfeln und Man: Dan(1861) mi 52339 Ginwohnern, Jerfen mit 56078, Guern: 
ſey (ſammt Herm und Jethou) 29846, Alderney 4933, Serk 583. 
Der Unterfhied der Nationalitäten ift im vereinigten Königreihe ziemlih bedeutend. 
K. Blind 9) nimmt ſechs Hauptſtämme an: den engliſchen, germaniſch-ſchottiſchen, gäliſch-ſchotti— 
ſchen, waliſiſchen, iriſchen und franzöfiihen. In Wales herrſcht die kymriſche Zunge, und ber 
Stammgeift ift noch fo mädtig, daß die Walifer felbft in dem proſaiſchen London ſich zu einer 
„Eiſtedvodd“ verbunden haben, wo ihre Barden, wie ſie dieſelben noch immer nennen, auf der 
Harfe von Llewellyn und dem „König David’ fpielen und fingen. Die Walifer reden noch beute 
von den Engländern ald von Fremden und Eindringlingen. Ebenſo betrachten ſich die Schotten 
ſtets als beſondere Nation und geſtehen nicht zu, einen bloßen Dialekt zu ſprechen. Auf den 
Normanniſchen Infeln waltet das franzöſiſche Element. 


5) Über Staat und Nationalitat (Kondon 1859). 
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Eine Scheidung der Bewohner nad Confeſſionen läßt fih der Ziffer nad nicht einmal 
annähernd durhführen. Als im Jahre 1860 die Bill’ wegen des im nächſten Jahre in Groß: 
britannien augzuführenden Genfus im Parlamente berathen ward, bei welcher Gelegenheit auch 
die Aufnahme nad Gonfeffionen vorgefchlagen war, erhob fi im ganzen Lande eine Oppofition. 
Kirchliche Diffenterd und Freidenker machten gemeinfame Sache gegen ben Antrag. Man fürd: 
tete einerjeitö, daß fich viele ald Angehörige der Hochkirche erklären würden, die es nicht find, und 
dann die Hochkirche mit neuen Prätenfionen hervortreten Fönnte; andererſeits waltete Beforg- 
niß vor, ed möchte ſich eine größere Katholifenzahl ergeben, ald man gemöhnlih annimmt, und 
die ultramontane Klerifei würde darauf hin Anfprüche erheben. 6) Bezüglich Irlands fand da— 
gegen eine Erhebung auch nad Eonfefjtonen ftatt. Das Ergebniß war folgendes: 4,490583 
Katholiken, 678661 Angehörige der Hochkirche, 528992 Predbyterianer, 44532 Methobiften, 
5062 Independenten, 4165 Baptiften, 3312 Quäfer, 8414 fonftige Ehriften, (nur) 322 Juden. 
Im Jahre 1834 hatte man in Irland 6,436060 Katholiken und 1,518700 Proteftanten ges 
zählt. Es Haben ſonach dieerftern 43, die legtern nur 11 Proc. (1,945477 und 241047 Men= 
fchen) verloren. 

Wenn wir eine ältere und zudem höchſt unzuverläfjige Schägung benugen, fo dürfte man 
vielleicht zu folgender Annahme gelangen: u 


Angfitaner. Predbyterianer. Katbolifen. , Andere Diffenters. 
England etwa 12,000000 500000 1,200000 6,400000 
Schottland 300000 2,000000 160000 700000 
Irland (Cenſus) 678000 529000 4,490000 66000 ’ 


13,000000 3,000000 5,850000 7,200000 

Die Zahl der Juden dürfte nur etwa 40000 betragen, 

Ganz ungewöhnlich zahlreich ift die Städtebevölferung. Noch fehlt eine Ausſcheidung der 
Einwohnerſchaft nah Stadt: und Landgemeinden auf Grundlage der legten Zählung, allein 
fhon die Aufnahme von 1851 hatte für die erftern in Großbritannien mehr als die Hälfte der 
Gefammtzahl ergeben (in den 815 Städten wohnten 10,556288 Menfchen, auf dem platten 
Lande blos 10,403189). In Irland ift das Verhältniß allerdings ein andered. Die Menſchen— 
menge der größten Städte flieg folgendermaßen. Es hatten mehr ald 100000 Einwohner: 


In England: 1801. 1851. 1861. 
London 7) 958863 2,362236 2,803034 
Mancheſter 316213 357604 
Salford 94876; 85108 102414 
Xiverpool 82295 375955 443874 
Birminghanı 70670 232841 295955 
Leeds 53162 172270 207163 
Sheffield 45755 135310 185157 
Briftol 61153 137328 154093 


6) Da viele Diffenters nicht allgemein als folche gelten wollen, fo liefern auch die Heiratheregifter 
bezüglich ihrer nur einen höchft unzuverläffigen Mapftab. Im Jahre 1859 wurden in England und 
Wales 167723 Ehen regiftrirt, davon nicht weniger als 136210 nad) dem Ritus der Hochfirche abges 
fchloffen. Von dem Reit, blos 31513 betragend, famen 12519 auf proteftantifche Diffenters, 7756 auf 
Katholiken, 70 auf Duäfer und 324 auf Juden. Die Zahl der regiftrirten gottesdienftlichen Gebäude, 
in denen — aufer der Hochfirche — feierliche Eheabſchlüſſe erfolgen fünnen, betrug im Jahre 1859 
4228. Hiervon gehörten 15 zur Kirche von Schottland, 56 den unirten Presbyterianern und 56 ber 
englifch-presbyterianifchen Kirche (diefe zufammen der fchottifchen Kirche beigezählt), 1416 den Indepen⸗ 
denten, 943 den Baptiften, 7 den unirten Mährifchen Brüdern, 520 den römifchen Katholiken, 150 den 
Unitariern. Ferner gehörten den weslepanifchen Methodiiten 538 ——— naͤmlich 481 den Gläu⸗ 
bigen nach dem urſprünglichen Bekenntniß, 57 denen nach dem neuen Bekenntniß, 109 Gebäude ben pris 
mitiven Methodiften, 26 den Bibelchriften, 47 der wesleyanifchen Methopdiftenaffociation, 28 den wes— 
leyanifchen Reformers, 32 andern mwesleyanifchen Methodiſten. Gine weitere Nbtheilung bilden bie 
ealviniftifchen Methodiften ; von ihnen befigen die Welih:Galviniftic-Methodifts 126 foldyer Bethäufer 
und bie Anhänger des Glaubensbefenntnifjes der Gräfin Huntingdon 40. Die Neue Kirche zählt 23, 
die Katholifch=apoftolifche Kirche 17, alle andern Sekten 79 zum Eheabſchluß beftimmte und förm— 
Lich regiſtrirte Firchliche Gebäude. Dies ergibt, außer Hochfirche und Juden, bereits 20 verfchiedene 
Gonfeffionen. Und damit ift die Zahl der wirflich vorhandenen Seften nody lange nicht vollftändig 
bezeichnet. 

4 7) Um das Jahr 1170 war die Einwohnerzahl etwa 40000, 1685 gegen 530000, 1702 674000, 
1760 676000. (Bol. G. F. Kolb, Handbuch der vergleichenden Statiftif.) 
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In England: 1801. 1851. 1861. 
MWolverhampton 30584 119748 147646 
Newcaſtle upon Tone 87784 109291 
Bradford ‚ 13264 103778 106218 
Stofe upon Trent 84027 101302 

In Schottland: 

Glasgow 77085 329097 394857 
Edinburg mit Leith 81404 191221 202628 ®) 

In Irland: 1841. 1851. 1861. 
Dublin 238531 265252 258328 
Gorf 106055 114232 101534 


Während England fonad im Jahre 1801 außer London nit eine Stadt von vollen 
100000 Einwohnern befaß, hat ed deren jegt im ganzen 12. Daran reihen ſich aber noch 15 
Städte von mehr ald 50000; mehr ald 20000 Menfhen umfaſſen im ganzen über 70 Drte. 

Die Städte zwifchen 50000 und 100000 Einwohnern ſind nad) ver legten Aufnahme, ſo— 
weit bisjegt proviſoriſch feftgeftellt 9): 


In England: 

Sul .. 98994 Nomwih . . . . 74414 
Portdömouth . 94546 Leicefter . 2.20... 68052 
Slofam . . , 94337 Devonpott . . . 64798 
Brighton . . 87311 Bladtum . . .. 63125 
Sunverland . 85748 Biomoutb 2. 2.628323 
Merthyn Typfil 83844 Stodportt . . . 54681 
Preſton . . 82961 Bath . 2. 332328 
Nottingham . 74531 


In Schottland: Dundee mit 90425, Aberbeen mit 73794 ; vier Städte umfaſſen zwiichen 
20 und 50000 Bewohner. 

Irland Hat, außer Dublin und Gorf, nur nod zwei Städte von mehr ald 50000 Men: 
hen: Belfaft mit 76491 und Limerick mit 55234 (1851 mit 69561). Daran reihen jih nur 
drei Orte zwifchen 20 und 50000. 

In England und Wales ergab die Zählung von 1861, vergliden mit ver von 1851, jomweit 
die Nachweife vorliegen, unter andern folgende Refultate. Man zählte: 


185’, 181. Zunabme, 
1 Sn 2,362236 2,803034 18 Pror. 
26 Städte von mehr ald 50000 Einwohnern 2,372887 2,963945 25 „ 
43 „ zwildhen 20 und 50000 ” 1,414093 1,655386 14 , 
Bad = 5 und 20000 Pr 954038 997389 4 „ 
Kleinere Städte 52105 52559 — 


zufammen 7,155359 8,470313 

In Schottland famen bei der legten Aufnahme auf die Städte (cities and parlamentäry 
burghs) 1,244578 Einwohner. In Irland dagegen umfaßten die eigentlihen Städte (parla- 
mentary borouglıs) nur 788866 Einwohner, gegen 804705 im Jahre 1841 und 878430 
im Jahre 1851. 

U. Ernährungs: und Beſchäftigungsweiſe der Einwohner und Haupt: 
productionen. a) Aderbau, Der Betrag der agricolen Production Englands ift unbekannt. 
Vergebens wurde im Jahre 1854 eine Erhebung verſucht. Die Pächter fanden es ihrem 
Intereſſe widerftreitend, daß die Gutseigenthümer den wahren Ertrag ihrer Bejigungen erfüh: 
ren. Als im Jahre 1856 die Regierung eine folde Erhebung gefeglich einführen wollte, ver— 
warf das Unterhaus die von den Lords bereitd genehmigte Bill, Und doch wäre die möglichit 
gendue Ermittelung der Ernteergebniffe jedes Jahres gerade für das der Zufuhren von 
außen fo fehr bedürftige Land ganz befonderd wichtig. Nach dem Geſagten ift aber die Herftel: 
lung einer agricolen Statiftif für England mindeftend vertagt. Anders in Schottland und Jr: 
land. In erfterm jammelte und veröffentlichte die Föniglihe Aderbaugeiellihaft bis zum 

8) Hiervon Edinburgh 168098, Leit, 33530. 


9) Die Lifte wird ausdrücklich als noch unvolljtändig bezeichnet, indem noch verfchiedene Boroughe 
nicht eingetragen und Towne, die feine Abgeordneten ing — ſenden, überhaupt ausgeſchloſſen ind, 
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Jahre 1857, ſeit welcher Zeit eine Unterbrechung eintrat, alljährlich die Hauptreſultate der 
von ihr vorgenommenen Erhebungen; in letzterm finden Aufnahmen durch DBermittelung ber 
Gonftablers Ratt. Legoyt hat die Hauptergebniffe nah den Durchſchnitten der drei Jahre 
1855—57 folgendermaßen zufammengeftellt (im „Journal des &conomistes”, Mai 1861): 
Die Geſammtzahl der einer Aufnahme unterftellten angebauten Ländereien betrug während ber 
gedachten Jahre im Mittel: in Schottland 1,433898, in Irland 2,333397 Heftaren. Die 
Hauptbenugung und beren Ertrag waren folgende: 


Schottland. Irland. 

Oberflaͤche. Ertrag. Dberfläce. trag. Bag 
Weizen 91410 Heft. 24,99 Hektol. 206949 Heft. 22,54 Heftol. 
Gerſte 74204, 29% „ 83713 „ 319 u 
Hafer 376402 „ 300 „ 8275673 „ 34 „ 
Roggen 1929 „ — 5437 „u — 
Mengforn . 7317 „ 234 „ 3205 „ 33 u 
Bohnen 15775] „ 4871) „ 
er A r 24, * 1616) „', 360 u 
. Kartoffeln . 58821 „ — 436112, — 
Rüben (turnips) . 186955 „ 35,599 Tonnen 144503 „ 35,155 Tonnen 
Künftliche Wiejen u. ſ. w. 599567 „ 637779 „ — 


Mas Irland betrifft, fo theilte ver General⸗ -Regifitoter diefer Infel, Will. Donnelly, dem 
im Juli 1860 zu London abgehaltenen ftatiflifchen Gongreß folgende, 


Bergleihung wegen beachtenswerthe Hauptrejultate mit, 


beren Ergebniffe waren; 


Areal. 





Tr 1" Te 

Acres. Aecres. 
Weizen 604867 464176 
Hafer 2,142596 1,982662 
Gerſte . 263350 177894 
Himalajagerfte Gere) 57811 3751 
Roggen . . ; 18342 9447 
Bobnen und Grbien 62590 14851 
Gerealien zufammen 3,149556 2,652780 
Kartoffeln 875357 1,200347 
Rüben 347331 322137 
Sefammt:Grünfurter- 

pflanzungen 1,317572 1,636432 

Wieſen und Klee 1,200124 1437111 
Aufgen. Gefammtzahl 5,758292 5,862605 


1850. 
Quarters. 
1,550196 


10,341973 


1,299835 
308291 
88307 


Tono. 
3,945990 
5,439005 


2,453259 


namentlich auch ber 
Die wihtigften Gulturarten und 


Ertrag. 


1559, 
Duartere, 


1,468475 
8,170856 
694004 
18111 
27792 


Zond, 
4,329523 19) 
3,462071 


2,321779 


Eine andere dem ſtatiſtiſchen Congreß vorgelegte Notiz ergibt als Geſammtſumme ber 
Morgenzahl eultivirten Bodens in Irland: 1841 13,464300, 1851 aber 14,802581 Acres, 
was eine bebeutende Verbeſſerung conſtatirt. 

Ein Hauptübel iſt in England die ſchlechte Vertheilung des Grundeigenthums, die Anhäu: 
fung deffelben in verhältnigmäßig wenigen Händen, Es ift dies der noch fortbauernde Fluch der 
normannifhen Groberung und dann der Unſegen des Majoratsweſens. Wir entbehren bezügs 
lih Großbritanniens eined zuverläjfigen neuern Nachweiſes über die Vertheilung des Bodenbe: 
ſitzes. Bezüglid Irlands entnehmen wir dem gedachten Berichte ded General-Regiftrators fol 
gende vergleihende Zufammenftellung : 


Grundftäde, 1850. 1651. 1859. 
nicht über 1 Acre 35326 37728 37506 
von 1— 5Xered 91618 88083 82647 
von 5— 15 „ 203331 191854 180993 
von 15— 30 „ 145380 141311 139659 





10) Die englifche Tonne = 1015 Kilogramme oder 2080 Zollpfund. 


10 Großbritannien and Irland (Politiſche Statiftif) 


Grundfhäde. 1850. 1351, 1859, 
von 30— 50jXeres 70093 72333 
von 50 — 100] n 49940 55678 
von 100—200, „ 152567 19753 21603 
von 200—5 n 7847 3409 
über 500) „, | 1457 1585 


zufanımen 628222 608066 598413 


@ ergibt ſich ſonach eine Verminderung der Fleinern und Vermehrung der größern Grund: 
befige. Die Aufnahme von 1850 war in jeder Beziehung die am wenigften genaue. 

So unvollftändig und unzuverläfjig die Refultate der im Jahre 1854 in England verfuchten 
Aufnahme find, wollen wir dieſelben doch zur annähernden Bezeihnung der Verhältniffe er— 
wähnen. Im ganzen ergab ſich eine angebaute Oberfläche von 5,138420 Heftaren. Hiervon - 
waren verivendet für den Anbau von 


Meizen. . . . 1,416100 Heft. mit einem Durchſchnittsertrage v. 23,38 Hektol. pr. Heft. 
Gerſte .. . 606900 " [2 ” [2 32,38 " ET; 
Hafer und Roggen, beiläufig gleich der Gerſte Mr u BE — 
Bohnen und Erbien 289220 „ u u * „238 — 


b) Berg: und Hüttenweſen. Nach ven dem ſtatiſtiſchen Congreſſe zu London 1860 ge= 
machten Vorlagen betrug die Zahl der bloßen Bergleute (miners) in England und Wales im 
Jahre 1851 252398 männliche Individuen über 10 Jahre alt. Davon kamen auf die Kohlen— 
gruben 182180, auf Kupfer-, Zinns, Eifen: und andere Gruben 70280 (1854 foll die Zahl 
303977 betragen haben). Deuten diefe Zahlen allein fhon auf eine Bevölkerung von faft 
3%, Mill, Invividuen (einfhließlih Brauen und Kinder), ſo läßt fih danach einigermaßen 
fhägen, wie viele Menſchen im vereinigten Königreiche (alfo mit Einfhluß von Schottland und 
Irland) und unter Einrehnung der vom Hüttenwefen lebenden Bevdlferung von vem Gewinn 
und der Bearbeitung der Mineralien leben. 

Die Mineralproduction Großbritanniens betrug, nad Millionen Zollcentner berechnet: 


1854. 1355. 1856, 1358, 1359. 
Mineraloblen 13139 Mill, 1248,7 Mill, 1350 Mil. — Mill. 1461,2 Mid. 
Kupfer . . O4 „u. 04 —— 05 3: 5 
Gifen . . . 633: -;, 654 8 Tan: u TORE 5 TDA u 
Bei... 13’ ;; 13 „ 15, ;; 1A; 5 
Sinn .. . 02 „ O8 %„ 0,13 „ O4 „ 


Der Gelowerth der Bergprobucte warb 1857 folgendermaßen geſchätzt: Kohlen 16'/, Miu. 
Pr. St., Eifen 5%, Kupfer über 1Y/,, Blei faft-1Y, Mill., Silber 180000 Pf. St. u. f. w. 
Im Jahre 1854 war der Geſammtgeldwerth 28°/,, 1857 dagegen, wegen Sinkens der Preife, 
nit ganz 26 Mill. Pf. St. 

Im Jahre 1858 ward der Werth der Bergprobucte auf 31,266932 Pf. St. berechnet, 
wovon auf Steinfohlen 16,252162 kamen (für 65,008649 Tond), dann auf Eifen(3,456064 
Tone) 19,713798 Pf. St., auf Kupfer 1,562693 Pf. St., Blei 1,489005 Pf. St. u. f. f. 

Im Jahre 1858 zählte man in England 62 Hüttenwerfe und 444 Hohöfen, wovon 332 
angezündet; in Wales 57 Hüttenwerke und 212 Hohöfen, wovon 153 angezündet ; in Schott- 
land 32 Hüttenwerfe, 177 Hohöfen, davon 132 angezündet. 

Im Jahre 1860 foll der Ertrag der Bergwerfe auf mehr ala 37 Mill, geftiegen fein, wozu 
die Steinfohlen gegen 20 Milt. lieferten. 

c) Gewerböinduftrie. Über einige der wichtigften Induftriezweige liegen und Zufammen- 
ftellungen aus den Jahre 1856 vor. Es gab damals 


Zabl der Geldwerth der 
Fabriken in Fabriken. Arbeiterzahl. Ausfubr. 
Baummolle 2210 379213 38,280000 Pf. St. 
Mole . . 2030 166885 12,400000 '„ » 
Lein und Hanf 417 80262 6,280000 „, u 
Eee . . 460 56137 2,960000 „ 


Total 5117 682497 59,920000 „ 
Im Jahre 1850 waren es erft 4600 596082 44,320000 
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"Was den Geldwerth betrifft, fo bezeichnet die Ausfuhr felbftverftändlih nur ven Fleinften 
Theil der Production, indem der Hauptabfag im Inlande flattfindet. 14) 

Die Quantität der verarbeiteten Robitoffe und deren Geldwerth warb 1856 folgenver: 
maßen berechnet: 


Baumwolle 877,225400 Pfo., im Wertbe von 20,103083 Pf. Sr. 
Molle 199,531599 „ 7 er 10,314477 „ „ 
MWorfteder Zeuge 80,000000 un 5,000000 „ 
Blade, Hanf 528,289104 „ a 7 1,254875 „ „ 
Seide 9,290266 „ ” “ 9754779 u u 

Total 1694,336409 „, 4 2. 52,427214 „ „ 


Aus einem Bortrage, den A. Redgrave, einer der Fabrifinjpectoren, in ver dritten Section 
des ftatiftifhen Congrefſes zu London über die Fabriken in Geweben hielt, entnehmen wir fol= 
gende Schätzungen. Es betrug nad den Erhebungen vom Jahre 1856 die Zahl der Menſchen 
in Beziehung zu den Fabriken in: 


Morfteder Geſammtbe; 

Anzahl der Baummolle, Wolle. Zeugen. Flacht. Seide. Juſammen. völlerung. 

in den Zabrilen beſchaftigten Perſeonen...— 379213 7091 87794 80262 56137 682497 2, Proc. 
außerhalb der Kabriten befhäftiaten » -» » » . 370787 120272 92653 210469 S3188 877369 3 


von diefen abbängigen Perfomen . . 2... 1,350000 499412 290667 726827 141310 3,008216 10, „, 
im ganzen von den Babrifen abhängigen Perfonen 2,100000 698775 471114 1,017558 780635 4,568032 16,, „ 
PBrocente der Sebollerung 7, Brot, 2,, Proc. 1,, Proc. 3, Proc. 1 Proc. 16 Vroe. — 
Den Geldwerth der jährlichen Erzeugniſſe diefer Fabriken fhäßte der genannte Beamte 
folgendermaßen: 


Berbraudh auf jeden Kopf ber 


®eflammtpro: Davon aufge: Am Inlande — inlandiſchen Berolterung. 
uction. führt. conjumirt. Pf. St. ©h. P. 
Babrifen in Pf. St. i. St. PH. St. 
Baumwolle 55,298778  38,283770 17,015008 — 11 11 
Mole . . . 23,942976 5,985744 17,957232 — 12 7 
MWorftederZeugen 12,715569 6,415569 6,300000 4 5 
Flachs, Hanf 15,100000 6,262588 8,837412 _ s 2% 
Seide .  18,900000 2,966938 15,933062 — 11 1%, 
Gefammtjumme 125,957323 59,914609 66,042714 2 6 3 


d) Handel. Ungeachtet des eben erwähnten Umſtandes (daß nämlich der Verbraud im 
Iunern des Landes ſelbſt weit größer ift als der internationale Handel) hat ver Verkehr mit 
dem Auslande eine wahrhaft Eolojfale Höhe erreicht. Der wirklihe Werth (im Gegenfage zu 
den Schägungen nad den im alten Tarif angenommenen Preifen) betrug nämlich in Pf. St.: 


er Ausfuhr. j 
Britifche Fremde und Eolo- Belammt: 
Einfuhr. Broducte. nialproducte. ausiubr. 
1854 152,389053 97,184726 18,636366 115,821092 
1855 143,542850 95,688085 21,003215 116,694300 
1856 172,544154 115,826948 23,393405 139,220353 
1857 187,844441 122,066107 24,108194 146,174301 
1858 164,583832 116,608756 23,174023 139,782779 
1859 179,182355 130,411529 25,281446 155,692975 
1860 210,648643 135,842817 29,827836 " 165,670653 


11) Nach Fairbairn, einem der hervorragenpften Ingenieure Englands, in feinem geſchätzten Werke 
über die in Großbritannien zur Anwendung gebrachten Dampfmafchinen, befchäftigen die Metallberg- 
werfe und Schmelzöfen Englands eine Gefammtheit von Dampfmafchinen, welche 450000 Bferdekräfte 
repräfentiren. Die Dampfmafchinen der Manufacturen arbeiten mit zufammen 1,350000 Bferbefräften, 
die Schiffahrt mit 850000, die Locomotiven mit 1 Mill. Alfo im ganzen-3,630000 Pferdekraͤfte. Da 
aber diefe Mafchinen durchfchnittlich mit dem Dreifachen ihrer nominellen Kraft arbeiten, fo fleigt 
nach Fairbairn in Wahrheit die Ziffer auf 11 Mill. Arbeiten diefe 11 Mill, Pferdekräfte das ganze 
Jahr täglich 10 Stunden, fo berechnet fid ihre dynamifche Kraft folgendermaßen: ine Pferbefraft 
— 75 Kilogramme in 1 Secunde 1 Meter hoch gehoben, gibt für 11 Mill. Bferdefräfte 825 Kilogramme 
in derfelben Zeit zur felben Höhe gehoben: 825000 metrifche Tonnen, d. i. einen Waflerwürfel von 
etwa 95 Meter großen Seitenflächen. Diefe 11 Mill. Pferdefräfte, deren jede der Kraft von etwa fieben 
farfen Männern gleihfommt, würden ohne die Erfindung Watt’s und Arfwright's die Kraft von 
77 Mill. Menfchen erfordern, ſonach dem mannesfräftigen Theil einer Bevölferung von 250 Mill. 
entiprechen. ine fo große Bevölferung beſitzt aber ganz Indien nicht. 
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So ift denn der Gefannmtverkehr — Einfuhr und Ausfuhr zuſammengerechnet — in diefen 
fieben Jahren von 268,210145 auf 376,319296 Pf. St. geftiegen, wobei inveffen das bepeu- 
tende Sinfen des Geldwerthes billig mit in Anichlag gebracht werben muß. Gehen wir weiter 
zurüd, fo finden wir in den zehn Jahren 1801—10 durchſchnittlich die britiſchen Produrte 
mit 40,731970 aufgezeichnet; im nächſten Jahrzehnd flieg die Durchſchnittsſumme auf 
51,484461, aber nur um in dem erjten weitern Decennium 1820—30 auf 36,600536 Pf. St. 
berabzujinfen, trog ded nun herrſchenden allgemeinen Friedens. Dann ergab das Jahrzehnd 
1830—40 45,144407, dad von 1840—50 aber 57,381293 Pf. St. 

Der Handel Großbritanniens ſcheidet ſich wejentlih in den Verkehr mit den eigenen Golo- 
nien und in den mit dem Auslande. Hier eine gedrängte Überſicht beiver Zweige. 


Handel mit dem Auslande, 


. 1854. 1855. 1856. 1857. - 1858. 1859, 1860. 
Einfuhr 118,239554 109,959539 129,517568 141,661245 125,969434 139,708200 167,658188 
Ausfuhr 79,446217 88,235224 103,362596 106,497772 97,774106 108,053725 — 1) 
Handel mit den britifchen Colonien. 
1854. 1355. 1856. 1857, 1858, 1859, 1860. 


nr 34,14949 33,583311 43,026586 46,183196 38,614398 39,474155 42,990455 

Ausfuhr 36,374875 28,456076 35,857757 39,676529 42,008673 47,639250 — 
Geſammtverkehr. 

Einfuhr 152,389053 143,542850 172,544154 187,844141 164,583832 179,182355 210,648643 

Ausfuhr 115,821092 116,691300 139,220853 146,174301 139,782779 155,692975 165,670653 

Es ift danach augenjheinlih, daß der Geldwerth der Einfuhr in jedem Jahre ohne Aus: 
nahme ven ber Ausfuhr weit überjteigt. Nach ven Lehren des Mercantilfyftemd und ven Theo- 
rien von Lift wäre die entſchiedenſte Verarmung unabwendbar. Und doc jieht man Groß: 
britannien nichts weniger als einer folden Berarmung eptgegenjhreiten, es blüht vielmehr an 
Reichthum empor wie gar fein anderer Staat in Europa, die befte thatſächliche Widerlegung 
der Grundlage ded genannten Syſtems. England gewinnt durch den auswärtigen Handel 
in dem Maße, in welchem es höhere Werthe von dort erlangt, ald es im Taufche dahin zu fenden 
braucht. Gerade darin liegt eine der Quellen der Neihthumsvermehrung. Die andere befteht 
in der Vermehrung ver Wertbe im Innern, welche daſelbſt verbleiben. 13) 

Bei der hohen Wichtigkeit, welche eine Kenntnig der Größe des Verkehrs mit den einzelnen 
Ländern nicht nur in mercantiler, fondern auch in rein politifher Beziehung darbietet, laſſen wir 
eine Zufammenftellung der Ergebniffe des Jahres 1859 folgen (da die Erhebungen von 1860 
zur Zeit noch nicht vollfommen feftgeftellt find). Es betrug der Verkehr Grofbritaffniens: 





12) In den dem Parlament im Jahre 186P gemachten Vorlagen (Statistical abstract for the Uni- 
ted Kingdom) fonnte die Ausicheidung der Ausfuhr nad) den einzelnen ändern noch nicht vorgemerft 
werden, ba die Berechnungen bei der Zollverwaltung noch nicht beendigt waren. 

13) Officielle Tabellen des Erports der 12 bedeutendflen Häfen des vereinigten Königreichs zeigen, 
in welchem Grade biefe im Jahre 1860 zu = oder abgenommen hatten. Im Durchſchnitt betrug der Er: 
portwerth diefer Häfen 4 Proc. mehr als im Jahre 1859, doch vertheilt fich diefer Zuwachs nicht 
gleichmäßig auf alle. Bei London z. B. beträgt er nur Y, Pror., bei Liverpool dagegen 4%, bei Hull 
11%, bei Briftol 7Y,, bei Southampton 6’, bei Keith 18 und bei Glasgow Y, Proc. In Neweaflle 
hat fich das frühere Verhältnig unverändert erhalten. Abgenommen hat der Erport im Hafen von Dublin 
um 24, in Cork um 18'%, in Grenod um 48 und in Belfalt um 92 Proc. Folgende Tabelle wird die 
Überficht erleichtern: 


1859. 1860, 
Lendon . . . . 30,235924 Pf. St. 30,837688 Pf. St. 
Liverpool . . . 623,414341 |, 65,419782 
Sul . .. . .= 12,980687 14,487676 A, 
Brifol . . . . 457553 „ 491192 
Neweaſtle 1906614 „ 1,903488 
Southamptm . . 2,499369  „, 2,662076 „ 
Leiiß 87673 „ 1,030680 „, 
Slasgıw . . . 6,894376 „, 5,406410  „, 
rend . . . 1,106268 „ 572702  „ 
Dublin ... 48270 „ 22192 $, 
BE re ve 1682352 „ 136698 , 
Befall . .». -» .» 141175 , 10283 


118,225302 Pf. St. 122,980817 Pr. St. 
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un — * and 

Ausland, PH. S BB. S 
Hanieftädte 6.241687 19.242059 
Preußen 4,155683 2,236820 
Hannover 159771 1,461481 


Zufammen Deutfhland — Hfterreich, 
Mecklenburg uud Oldenburg 


I0,16714144) 15,940360 


13 


ſterreichh.. 83888697 1027350 
Rußland . . . >. 0» 18,548155 6,343166 
Schweden und Dortoegen . 3,529659 1,424240 
Dänemark. r . 223036 933409 
Slland . : 2 2 nn 6,7712665 8,159186 
Belgien 2 22mm en 83,532891 3,703546 
Branfreid . “202000... 16,870858 9,561956 
Bortugal . 2 2 20202020... 1,510740 1,671072 
Spanien . 2 2 2 m nn 3235394 2,125586 
Sardinien a A er 216722 1,839120), 
Toscana ae Site Im 648420 943529 
Stalins gichenflaat 2 22. . 85119 265601 
Beide Sicilien . — 1,633817) 1,344063 
Griehenland . . > 2 2 20a 696352 305596 
Züri . . 202000. 2,728415 4,042509 
Moldau und Weladei 1,007506 127921 
Syrien ee — 84779 638437 
Agypten. 83372311 2,341693 
Bereinigte Staaten 34.294042 24,417892 
Braſilien. 23788770 3,840904 
Buenos: Apres 20.0. 1,868792 987743 
en. 1969547 1,510176 
. BE, 05 ie a an en 1,645002 896030 
Ghina . . 20.0. ..9014310 4,586236 
Afrikaniſche Weſttuiſte 1617177 906091 
Folonien. 
Nordamerikaniſche all ie i 5,474025 3,965942 
Weſtindien 5,397969 2.425275 
Auftralien. . 5,834641 12,495285 
Dftindien (mit Gerlon und ® Singapore) 18,007495 22,937354 
Mauritius 1,639656 582107 — 
Cap 1,684646 2,045425 


Im Berfehr mit u —— Rändern — die Vereinigten Staaten entſchieden 
die erſte Stelle ein. Die zweite behauptet Deutſchland, zumal wenn wir den oben nament— 
lich angeführten deutſchen Gebieten den Handel Englands mit Mecklenburg, Oldenburg und 
Deutſch-Oſterreich beifügen. Mit viel’ geringerm, bei beiden aber beinahe gleichem Betrage 
erſcheinen Branfreih und Rußland. Infolge des engliſch-franzöſiſchen Handeldvertrags hat 
aber ein weit regeres Berfehröleben zwiſchen den zwei Völkern dieffeit und jenfeit des Kanals 
begonnen. 

Bor dem Abdrud des gegenwärtigen Artifeld erfchien die proviforifche Aufftellung des Han— 
delsverkehrs Großbritanniens im Jahre 1861, foweit derjelbe die Ausfuhr britiſcher Erzeug- 
niffe betrifft. Bei der Wichtigkeit der theilweifen Umgeftaltung des engliihen Verkehrs, ſowol 
infolge des Handeldvertrags mit Branfreich als der amerifanifchen Wirren, fügen wir die Haupt- 
ergebniffe bei. Es betrug der Gefammtabjag 125,115133 Pf. St. Hiervon gingen nad bri— 
tifhen Golonien 42,260970 Pf. St., nad dem Auslande 82,854163. Deutſchland, als 


14) Im Jahre 1860 betrug die britifche Ginfuhr aus den Hanſeſtädten 7,121411 Pf. St., aus Preu⸗ 
Gen 7,504754, aus Hannover 364482; zufammen 14,990647 Pf. Et. 
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Ganzes betrachtet, nimmt diesmal die erfte Stelle ein, zufammen mit 13,905689 Pf. St., 
wovon 9,248014 auf die Hanfeftädte, 2,495664 auf Preußen, aber nur 968416 Pf. St. 
auf ſterreich kommen. Der Abſatz nach den Vereinigten Staaten iſt auf 9,057326 Pf. St. 
geſunken, dagegen hat ſich der nach Frankreich auf 8,896282 Pf. St. gehoben. Unter ven Co— 
lonien ftehen Oftindien und Auftralien voran; jened mit einem Bezuge von 16,412000, dieſes 
nit 10,701752 Pf. St. . 

Während die Ausfuhr britifcher Erzeugniffe im Jahre 1861 abnahm, ift die Einfuhr frem— 
der Producte in Großbritannien von 210,530873 Pf. St. im Vorjahre (dies die rectificirte 
Zahl) auf 217,351881 Pf. St. geftiegen, allerdings weſentlich infolge vermehrter Getreide: 
einfuhr aus den Vereinigten Staaten Nordamerikas. Der Bezug deutſcher Producte hat ſich 
fehr anfehnlich verringert, Die wihtigften Verkehrsländer in viefer Beziehung waren: 


1860, 1861. 

Britifche Colonien —— 42,959535 Pf. St. 52,497683 Pf. St. 
Bereinigte Staaten von Norbamerifa . 44,124312 „ „ 49385108 „ „ 
Frankreich. 17,774031 „ „ 17,815199 „ „ 
Preußen . 7,5138815 „ „ 6,434259 „ „ 
Hanfeftäbte 7,027406 „ „u 6,060887 „ u 
Medlenburg . 496610 „ 412431 „ „u 
Sannover . 357273 „u 284940 „ „ 
Oldenburg 49423 „ u 36479 „ u 
ſterreichh.. . 986349 „ 1,246047 „ „ 
(Zufanmen deutſche Staaten 16,430876 „ ,„ 14.475043) „ » 
Rußland . en 16,201498 „ „ 12,822689 „ „ 
Eüdamerifa . 10,297512 „ ,„ 10,998049 „ ,„ 
Ghina . 9,323764 „ » 9070986 „ „ 
Ägypten . 10,352475 „ „ 8400324 „ 
Slam . » 2» 2 2 2 22 683265111, v T621331 „ 
Weſtindien (außer ben britifchen Golonien) 3,454615 „ 4,762498 „ „ 
Spanien . a ar AUIEIOL u 4,632245 „ 
Belgien 4.070866 „ ,, 3,812687 „ 
Türkei. en 3.178109 „ 3,645688 „ u 
Schweden und Norwegen 4,354300 „ „ 3.570397 „ u 
Stallen a ne 2,748525 "en 2,480321 „nn 
Donaufürftenthümer 2,252246 „ „ 1.123290 „ u 
Örichenland . 677342 „ u 789542 „ 
Dänemark 2,575957 „ u» 2,255888 „ „ 


Unter den Golonien fleht Oftindien voran; ihm folgt Auftralien, dann fommt Britiſch⸗ 
Nordamerika, hierauf Britifch: Weftindien. 

Bei der Einfuhr haben die Rohfloffe eine befondere Wichtigkeit. In welchem Verhältniß 
die vom Ausland bezogene Menge der bereutendften Artikel ftieg, erfieht man aus folgender 


Notiz. Es betrug in englifchen Pfunden die importirte 


Robbaummolle, Robmwole, Robfeide. 
1846 467,8 Mit. Pf. 65,2 Mil. Br. 44 Mill. Pr. 
1851 TB 4° BEE -. Er 
1855 8917 u m DB u u BB. 
1856 10239 „ u 1162 „ u IB 
1857 969,3 „ " 129,7 [2 [7 12 7; „ 
1858 10343 „ u 1307. u B- 3: 05 
1859 12259 „ 1331 u u WW um 
1860 1390,9 7} [2 148,4 [7 „ 92 „ „ 


So haben ih denn die Ouantitäten der Ginfuhrartifel in 16 Jahren durchgehends mehr 
als verdoppelt. Ähnlich geftaltete ſich das Verhältniß der Ausfuhr der aus diefen Rohſtoffen 
verfertigten Wroducte, wie folgende Zufammenftellung zeigt, wobei die Angabe der Einzel: 
heiten bezüglich der Baummollfabrifate durch die ganz befondere Wichtigkeit dieſes Artikels 
gerechtfertigt fein dürfte. 
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Ausgeführte Baummollwaaren: 


Galicots, Galicotö, Gambried (Batif) Total 
weiße oder einfache. gedrudte oder gefärbte. und Auffelin. Baummwollwaaren. 9 


Quantität, Wertb. Quantität, Kern, Duantität, erth. Quantität. Ger " 
Darba. Pf. St. Narbe. Pf. St. Dards,. Pf. St. Darde. A. 3 
1846  692,991157 9,237136 363,390944 7,199597 5,719657 140232 1062,091758  17,717778 
1847 535,635060 - 7,927503 39,725022 7,919587  6,869407: 165273 937,229489 17.375245 
1848 645,465308 7,800752 439,136215 7,5896 6,47407 149531 1091,373930 16.753369 
1849 786,561716 9264274 530,375494 8,996692 10,511500 236915 1327,448540 20,071046 
1850 757,979632 9,597170 576,051213 10,268379 13,726062 309432 1347,756877 21,873697 
1851 953,693476 11,518987 569,333798 9,991878 13,074655 282054 1536,101929 23.454810 
1852 92,900751 11,350767 568,639536 9,816594 10,919628 2451390 1517,513916 23,923432 
1853 924,5821703 11,775262 650,696668 11,559710 9,278735 224332 1584,727106 25,817249 
1854 1089,861778 12,861940 583,539736 10,089086 12,267451 261542 1685,668960 25.054597 
1855 1232467158 14,272999 686,501068 11,349204 10,923420 223711 1929,941646 27,578746 
1856 A211,231686 14,492426 808,132156 13,435324 9,324701 206248 2023,736543 30,204166 
1857 1147,988589 14,211715 808,308602 13,921423 11,75929% 247853 1968,056485 30,379831 
1858 1517,308665 18,288393 795,666478 13,147280 11,229%4 236593 2314,205042 33,421843 
1859 1695,289549 21,437044 852,683675 14,861873 13,990405 333916 2351,909929 39,744113 
1860 17W,407265 22,953767 960,507412 16,668840 14,423140 31197 2765,337818 42.141505 


Hierzu fommen noch das Baummollengarn und Schnüre (Cotton Twist and Yarn), - 
betragend 

1846 161,892750 Pfo., im Werthe von 7,882048 Pf. St. 

1850 131,370368 „ „on 6.383704 „ 

1855 165,493598 „ 7) „ 7) 7,200395 [ZI „ 

1860 197,343655 » u rn 9870875 „ 


Ausgeführte Wollenwaaren: 


Tücher. 4) Gemiſchte Stoffe, Flanell. Worſteder Zeuge.) 
—— — — 
Dnantität. Mertb. Suantität, Werth. Duantität. Werth. Xotalwerth ber 
Srüd, Pf. St. Tards, Pf. St. Städ, Bf. St.  Wollenwaaren.'®) 


1846 288580 1,605258 26,872782 1,741889 1,748430 2,745666 6,335102 
1850 651314 2,692492 63,737483 2,882607 2,122397 2,689042 8,588690 
1855 522152 2,371324 57,866974 2,503984 1,901622 2,368451 7,718374 
1860 570671 2,996091 93,064504 4,401936 2,619245 4,101918 12,156998 
Dazu Wollen: und Worfteder Garn: 

1846- 77059 Eir., im Werthe von 908270 Bf. St. 

1850 1833162 „. un m 14b1688 „ „ 

1855 182217 „, „» no 202609 „ 

1860 245839 „ "„ nn 3,843450 „ „ 


Ausgeführte Leinenwaaren: 


Feinenmanufacte, Reinengarn. 
Dards, Bn.19 or E An — ie 
1846 84,610898 1,752445 2,830808 19,484203 875405 
1850 120,140713 3,360120 3,947682 18,220688 881312 
1855 115,707436 3,068907 4,118013 18,174484 932981 


1860 139,216826 3,229815 4,804803 31,210612 1,801272 


Als eigener Zweig des Handels hat fich in ber Neuzeit der Verkehr mit Edelmetallen aus: 
gebildet. Nach einer frühern Parlamentövorlage hatte in Großbritannien während der fieben 
Jahre 1851 bis Ende 1857 die Einfuhr von Evelmetallen 138,856000, die Ausfuhr dagegen 
104,538311 Pf. St. betragen. Danach ergäbe fi eine Vermehrung der im Lande felbft ver- 
bliebenen Edelmetalle von 34,328000 Pf. St., alfo faft 229 Mill. Vereinsthaler. Die neue: 
ften Nachweiſe fchließen folgendermaßen ab: 


15) Einfchließlich ni bier nicht fpeciell aufgezählter Arten, 
16) Cloths of all kinds, coatings. 
17) Worsted stufls, nach ber Fabriffadt Worſted in Norfolf benannt, wo zahlreiche Wollenzeug« 
manufacturen beflehen. 
2 Einſchließlich einiger Hier nicht befonders aufgezählter Arten. 
19) Nach Dards berechnet find die weißen und gebrudten Beuge und Gegeltuch; dagegen iR ber 
Rähzwirn dem Gewichte nach aufgeführt. Bine befondere Abtheitung bildet das Keinengarn. 
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1958 Gold. Sifber. Zufammen. 

i Pf. St. Br. St. Bf. St. 
Einfuhr 22,793126 6,700064 29,493190 
Ausfuhr 12,567040 7,061836 19,628876 
Slam -+ 10,226086 — 361772 + 9,864314 
Einfuhr 22,297698 14,772458 37,070156 
Ausfuhr 18,081139 17,607664 35,688803 
Bilanz +  4,216559 —  2,835206 + 1,381353 
Einfuhr 12,584684 10,393512 22,978196 
Ausfuhr 15,641578 9,893190 25,534768 
Bilanz — 3,056894 + 500322 — 2,556572 


Ungeadtet des Rückſchlags im Tegten Jahr ergibt fih für den dreijährigen Zeitraunt 
wieder eine Vermehrung der Evelmetalle von 8,689095 oder für Die ganze zehnjährige Beriode 
eine folde von mehr ald 43 Mill. Pr. St. Die Vermehrung fand im ganzen nur bezüglich des 
Goldes, nicht bezüglich des Silbers ſtatt. (Da man in England dem legtgenannten Metalle 
blos den Werth einer Art Scheidemünze beilegt, jo kann ein Ansftrömen des Silbers in der 
Ausdehnung nicht flattfinden, wie daſſelbe in Franfreih [.d.] fi ergab.) Ohne Zweifel 
wurde ein großer Theil jener Vermehrung bed Goldvorraths im Lande nit ald Gold, 
fondern zur ‚Herftellung von Goldwaaren u. dgl. verwendet. Gleichwol konnte jene bedeutende 
Bermehrung unmöglich ganz ohne Einwirkung auf die Preife bleiben ; es mußte ih ein Sinfen 
des Geldwerthes einftellen. In welcher Weife vaffelbe eintrat, haben wir an einem andern Orte 
nachgewieſen. (S. Fabrikweſen.) 


Bei der Einfuhr beſitzen die Brotſtoffe eine Bra ——— Importirt wurden 
Mehl. 


Weizen. Anderes —— — — — — 
Quarters, Quarters Gentner. Quarters, 

1846 1,432591 2,358360 3,347565 = 961223 
1847  2,656455 6,780222 8,633991 2,476187 
1848 2,580959 4,364533 2,030237 582980 
1849 3,845378 5,806578 3,511840 1,017705 
1850  3,738995 4,181869 3,838008 1,098726 
1851 3,812008 4,281393 5,333369 1,524625 
1852 3,060268 3,581461 3,866719 1,104940 
1853 4,915430 3,932178 4,638010 1,325527 
1854 3,431227 3,419273 3,705160 1,059044 \ 
1855 2,667702 3,061539 1,922318 549572 
1856 4,072833 4,124420 3,991367 1,142172 
1857  3,437957 5,107225 2,184176 623998 
1858 4,241719 5,946546 3,865996 1,105440 
1859 4,000922 5,317761 , 3,332159 952091 
1860 5,880958 7,125662 5,157564 1,488355 


Hiervon ift allerdings die Wiederausfuhr abzuziehen, deren Aufzählung wir aber unter: 
laffen, da dieſelbe ſehr unbedeutend ift und namentlih im Jahre 1860 nur 4995 Quarters 
Getreide und 8167 Etr. Mehl betrug (1853 allerdings 91,344 Quarters und 720787 Etr.) 

Der Geldwerth der eingeführten Brotftoffe warb 1857 auf 19,377888, 1858 auf 
20,148371, 1859 auf 18,040587, 1860 fogar auf die ungeheuere Summe von 38,154000 
und 1861 auf ungefähr 26 Mil. Pf. St. berechnet. 

Die Hauptbezugsländer des Weizens und Weizenmehld waren in ben verichiedenen neuern 
Perioden folgende (im Jahresdurchſchnitt und in Quarter): 


aus aus and bei einem Ge ⸗ 
Preußen Rußland Nordamerika ſammtbezuge von 
1831—35 173000 115000 105000 660000 
1836—40 526000 138000 98000 1,496000 
1841—45 652000 111000 88000 1,879000 
1846—50 567000 563000 818000 4,111000 


1851 —55 702000 602000  1,064000 4,700000 
1856—60 728000 855000 1,103000 : 5,379000 


Großbritannien und Irland (Politiſche Statiftik) 17 


Hieran reihten fih bei der Einfuhr des Jahres 1860 insbefondere folgende Lebensmittel 
(nach einer vorläufigen, näherer Feftftellung noch unterliegenden Berehnung): Butter und 
Käſe 1,423395 Etr., Schlahtvieh 449240 Stüd, Gier 167,695200. Ferner wurden für den 
einheimifchen Verbrauch verfteuert (ſonach ungerehnet den Betrag der Wiederausfuhr): 


Kaffee und Gacav . . . . 35,499592 Pfdb. 

Thee .. 1798816394 , 

Zuder . . — 265113 Etr. 
fabrizirter Zaback — 304800 Pfd. 

Tabacksblätter . . . 34923096 „ 

Men . . . .  6,718588 Gallonen 


Branntweine verſchiedener Art 5,451437 „ 


Dem Geldwerthe nach nahmen bei der Ausfuhr die erſten Stellen ein: Baumwollenwaaren 
mit 42,133409 Pf. St., wozu nod) die Baummollengarne fommen mit 9,875073; Wollen: 
waaren 12,163681 und Wollengarne 3,843396; Leinenwaaren 4,802203 und Reinengarn 
1,800927; Gifen und Stahl 12,158355; Mafchinen 3,825361; Kohlen 3,321539;; Kupfer 
und Meifing 3,001992; Seivenwaaren 2,401292; Rleivungsftüde 2 ‚156348; Leder 
2,129094 Pr. &t. 

Eine bejondere Grwähnung verdient dad Bankweien. Staatöpapiergeld gibt ed nicht. Die 
im Jahre 1694 gegründete Bank von England gibt Noten aus, deren geringfter Betrag jedoch 
nicht unter 5 Pf. St. fein darf. (Wegen ver nähern Berhältmiffe f. Banken.) Außer der Bank 
von England gibt ed noch jehr viele andere Banken. Gilbart in feinem Vortrage auf dem ftati- 
tischen Gongrefle zu London gab folgende Überſicht: 

Privatbanfen ohne Notenemiffion: 


inkondoen . . . 54 

im übrigen Lande . 90| ° nn. 144 
Privatlandbanken mit Zettelemifion . . 2 2.153 
Joint-Stockbanken in London . . er 10 
Land=Joint:Stodbanfen ohne Zettelausgabe a 22 

I 7 mit " 63 


Geſammtzahl der Banken 392 
Hieran reiben ſich folgende Filialanftalten: 


Biliale in London von dortigen Stodbanten . . 18 
Filiale auf dem Lande von der London: und Countybant 99 
Filiale von 90 Landbanken ohne Zettel . . . 50 
Filiale von 153 Landbanken mit folden . . 2.2083 
Filiale von 22 Land-Stockbanken ohne Zettel . . . 67 
Biliale von 63 Land-Stockbanken mit toigen 0. 894 
Dazu: die Bank von England . . . — 1 

Bilial derfelben in London . : 2 2 2 2. 1 

Filiale im Lande . . . 11 


Endlich: Golonial: und andere Joint⸗Stockbanken, mit 
Hauptcomptoiren in London, ohne Bantgefääfe da⸗ 


ſelbſt zu betreiben. . . ar 19 
Geſammtzahl der Bankinftitute 1255 
Die Notencirculation betrug im Jahre 1860 A ungefähr: 
Moten der Bank von England . . . 21,500000 ai &t. 
» „Vrivatlandbankenn. 33380000 
„„ Joint-Stockbankenn. 27970000, 
» „Banken in Schottland.44320000, 
„„Bank von Irland . . . 3,250000 „ , 


„„Vrivat- und Joint: Siockbanken von Irland 3,550000 „ 
Total-im ganzen Reihe 38,970000 „, „ 


Bei der Wichtigkeit, welche die Bank von England befigt, fügen wir noch kinige gefchicht= 
liche Notizen bei. Der Gefammtbetrag der Noten war 
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1707 9, Mill. Pf. St. Deren at Ya 

1801 15 7 nn 13,2 Mil. Br. &t. (1802) 
1807 16,9 nn 14,2 7 7 n 

1812 23,4 nenn 234 u 7 

1817 273 [23 ’ ’ 21,3 ’ [2 [23 


1838 184 u nn 9,ı (nad Wiederaufnahme der Baarzahlungen). 
Der Berluft an Banfnoten zur Zeit des Kriegs und Zwangseurſes betrug: 
1801 8,8 Proc. 1813 22,9 Proc. 
1808—9 26 „ 1814 251 „ 
1810 135- ;, 1821 — Paricurs. 


1812 207 „ 
II. Verkehrsmittel, a) Schiffahrt. Der Aufſchwung des Verkehrs zeigt ſich nament- 


lich in der Entwidelung der Schiffahrt. Um die Mitte des 16. Jahrhunderts zählte man erft 


135 für jegt meift flein zu nennende Seeſchiffe. Noch im Jahre 1602 hatte die gefammte 
Kriegd: und Handeldmarine der Engländer erft einen Gehalt von etwa 45000 Tonnen. Im 
Jahre 1801 beſaß das vereinigte Königreih fammt den Kanalinſeln (ungerechnet die Colonien) 
eine Handelsmarine von 16426 Fahrzeugen mit einem Gehalt von 1,786325 Tonnen; 1808 
finden wir 19580 Schiffe von 2,097327 Tonnen regiftrirt, 1815 21869 Fahrzeuge von 
2,477831 Tonnen. Gin weiterer Aufſchwung im Jahre 1816 war jehr vorübergehend: Von 
jegt an ergab ſich ein entfchiedener Rückſchlag; den übermäßigen Anftrengungen des Landes im 
Kriege folgte die unabmwendbare Erihlaffung. Im Jahre 1829 war die Zahl der regiftrirten 
Schiffe auf19110 von 2,199959 Tonnen herabgefunfen, 1831 auf 18942 von 2,190457 Ton= 
nen. Die hierauf wieder eintretende Beſſerung des Verhältniſſes hielt ſich in bejcheidenen 
Grenzen. Im Jahre 1838 gab ed 20300 Fahrzeuge von 2,383484 Tonnen; 1860 dagegen 
vechnete man: 


25663 Segelſchiffe von 4,204360 Tonnen 
2000 Dampfer von 454327 „ 
9517 Schiffe inden Golonienvon 836174 
37189 Schiffe von 5494861 „ 


Hierbei jind jedoch die Flußſchiffe eingerechnet. Wenn wir die Flußfahrzeuge ungerechnet 
laffen und nur die Seeſchiffe in Rechnung ziehen, fo ergeben ji) 1849 20) 18221 mit 3,096342 
Tonnen und 152611 Matrofen, 1860 20019 Fahrzeuge mit 4,251739 Tonnen und 171592 
Matrofen (eigentlid etwas weniger ald 1858). Von diefer Gefammtfumme famen im Jahre 
1860: 


Schiffe, Zonnen. Matrofen. 

auf den inländiſchen Verkehr 11250 913333 45579 
„.„ausländiſchen „ } 7323 3,082047 115582 
„gemiſchten wenn. 1446 256359 10431 

Hierunter befanden ſich Dampfboote 929 399494 26105 


Im Jahre 1849 hatte man deren erft (Dampfboote) 414 108321 8446 
Die Ladung der in britiihen Häfen ein= und ausgelaufenen Schiffe (der Hafenverfehr) 
betrug, wenn wir Ein- und Ausfuhr zufammenrechnen, nad Tonnen! 


Waarenladung in Tonnen. 


Waaren und Ballaft zuſammen in Tonnen. 


Britiſche Schiffe. Fremde Schiffe. Total. Britiſche Schiffe. Fremde Schiffe. Total. 
1846 6,714156 2,785740 9,499896 8,688148 3,727438  12,415586 
1851 8,535252 4,986125 13,471377 9,820876 6,159322 15,980198 
1856 10,970123 6,932875 17,902998 12,945771 8,643278  21,589049 
1857  11,636257 7.435122 19,071379 13,694107 9.484685 23,178792 
1858 11,114330 7,645631 18,759961 12,891405 9,418576 22,309981 
1859 11,614671 7,719935 19,334606 13,311843 9,592416 22,904259 
1860 12,119454 8,718464 20,837918 13,914923 10,774369 24,689292 


EGEs iſt Hieraus erſichtlich, daß die fremde Flagge einen noch ungleich flärfern Aufſchwung 
erlangt hat als die einheimifhe. Aus nahe liegenden Gründen nimmt die Dampfſchiffahrt weit 


20) Nach den Aufitellungen bes Registrar general of seamen, ber bei Vorlage feiner Arbeit an 
das Parlament bedauerte, die Aufftellung auf frühere Jahre nicht ausdehnen zu koͤnnen. Jedenfalls 
ift feine Berechnung die genaueſte, weshalb wir ihr nachitehend folgen. 


— 
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mehr zu als die Segelihiffahrt, der Küftenverfehr mehr ald der nad entfernten Rändern. 
Während die Tonnenzahl ſich vermehrt, bleibt ſich die Zahl ver verwendeten Matrofen beiläufig 
glei, d. h. jie erfährt eine relative Verminderung. Es hatten nämlich die ſämmtlichen regi— 
ftrirten Seejhiffe 1849 3,096342 Tonnen und 152611 Matrofen, 1857 4,211482 Tonnen 
und 176387 Matrofen, 1860 4,251739 Tonnen und nur 171592 Matrofen. Unverfennbar 
baut man größere Schiffe, denen man faum noch die‘gleihe Bemannung gibt, wie früher ven 
etwas kleinern Bahrzeugen. Dabei ift übrigens zu bemerken, daß der durchſchnittliche Tonnen⸗ 
gehalt der Dampfer für lange Fahrt im allgemeinen nicht vergrößert wurde; einzelne Aus- 
nahmefälle entſcheiden nicht. Die geringfte Bermehrung weift vie Segelfhiffahrt an der Küfte 
auf; fie Hat gleichzeitig mit ven Dampfern und den Eifenbahnen zu concurriren. 

An die Überſicht des Schiffsverkehrs reiht fidh die der Schiffbrüdhe. Im Jahre 1860 wurden 
deren 1379 an den britifhen Küften aufgezeichnet, und zwar verunglüdten 541 Schiffe voll: 
ſtändig und 838 theilweife. Es famen vabei 536 Menſchen um, und der Geldverluft wird zu 

603065 Pf. St. veranfhlagt. Gerettet wurden 1383 Schiffbrüdige, theild vermittelft der 
Rafetenapparate und Rettungsboote, theils durch die Küſtenwache, 14 aber durch Aufopferung 
einzelner Individuen. Die meiften verunglüdten Fahrzeuge waren Kohlenſchiffe, und in 368 
Fällen warb erwiefen, daß das Unglück durch die Untüchtigfeit der Fahrzeuge, durch Unzuläng- 
lichkeit der Bemannung ober durch Unachtſamkeit entftanden war. So groß die Zahl der 
Schiffbrüche 1860 geweſen, fo war dieſelbe in den beiden nächſtvorhergegangenen Jahren doch 
noch größer. 

b) @ijenbahnen. Großbritannien hat die theuerſten und gleichwol die meiften Schienen- 
wege in Europa. Am 1. Ian. 1859 ftanden bereits 9506 englifche Meilen im Betriebe. Da— 
von famen 6976 auf England, 1342 auf Schottland und 1188 auf Irland. Der Betrag der 
bereit8 aufgewendeten Koften belief ih auf 308,824851 Pf. St., wovon 165,379575 durch 
gewöhnliche Actien, 65,401316 durch Prioritätsactien und 78,043960 durch Anleihen auf: 
gebradht waren. Jede Bahnmeile koftete durchſchnittlich 34950 Pf. St. (in England 39275, 
in Schottland 20225, in Irland 15604). Die Betriebsfoften erforderten durchſchnittlich 
48 Proc. der Roheinnahme. Bei der Koftfpieligkeit der Anlage an fih und der geringen 
Dfonomie in der Ausführung und Verwaltung hatte bis dahin die durchſchnittliche Verzinfung 
im günftigften Jahre 37/,, Proc. nicht überftiegen (1857), hatte fi dagegen 1850 nur 
auf 1%%,00 belaufen. Die Zahl der vermittelft der Eifenbahnen beförberten Perfonen ftieg 
1858 auf die enorme Menge von 139,193699 (melde ungeheuere Menge fih nur aus den 
London felbft umgebenden Schienenmwegen erflären läßt), wozu etwas über 73 Mill. 
Tonnen Güter und 11,326006 Stud Thiere kamen. Die Fahrpreiſe find fehr hoch. Der 
Ertrag der Berfonenbeförberung belief fih im Jahre 1857 (für 139,008888 Individuen) 
auf 10,592798, warb aber vom Ertrage der Güterbeförberung mit 13,581812 Pf. St. be: 
deutend übertroffen. 

Einem parlamentarifhen Ausweife entnehmen wir, daß am 31. Dec, 1860 in Großbri- 
tannien und Irland 10433 englifhe Meilen Eiſenbahnen für den Verkehr eröffnet waren und 
der Betrieb darauf durch 5801 Rocomotiven, 15076 Paffagierwagen und 180574 Güterwagen 
beſorgt wurde. Die Gefammtausgaben fämmtliher Eifenbahnen im Jahre 1860 beliefen 
ih auf 13,187368 Pf. St., wogegen die Gejammteinnahme fih auf 27,766622 Pf. St. 
Rellte, und zwar vom Berfonenverfehr einſchließlich der Einnahmen vom Paflagiergepäd 
und aus der Poftbeförderung auf 13,085756 Pf. St. (vom reinen Perfonenverfehr auf 
11,550942 Pf.St.) und vom Güterverkehr auf 14,680866 Pf. St. Beförbertwurben auf ſämmt— 
lihen Eiſenbahnen ausſchließlich der Inhaber von Saifonbillets 163,435678 Berfonen gegen 
149,787294 im Jahre 1859, und zwar in der erften Klafle 20,625851 Perfonen (Einnahme 
5,170935 Pf. St.), in der zweiten Klaffe 49,041816 Perſonen (Ginnahme 3,944713 Pf. St.) 
und in der dritten Klaffe 93,768013 Perſonen (Einnahme 4,162487 Pf. St.). 

Zu Anfange des Jahres 1843 hatte die im Betriebe ftehende Bahnlänge erft 1736 engliiche 
Meilen betragen. Sie flieg am 1. Jan. 1848 auf 4626, 1854 auf 8028 Meilen. Die 
Einnahme per englifche Meile war anfangs am größten, da man natürlich die am meiften ver: 

fehrtreibenvden Städte zuerft durch Schienenwege verband. Die durchſchnittliche Einnahme er- 
reichte im Jahre 1845 ihren Gulminationspunft mit 3080 Bf. St. pr. Meile. Darauf trat 
Verminderung ein bid 1850, mit 1944 Pf. St. pr. Meile. Hierauf neues Anfteigen, mit dem 
Marimum im Jahre 1860, nämlich nad provijoriiher Berehnung 2685 Pi. St. Zufolge 
90* 
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einer zu Ende des Jahres 1859 veröffentlichten Aufftellung hatte das Parlament bis dahin 290 
Eiſenbahngeſellſchaften concejjionirt und zum Aufbringen von 383,716351 Pf. St. ermäch— 
tigt, wovon 98,282170 angeliehen werden fönnten. Davon waren zur angegebenen Zeit 
334,362928 Pf. St. bereits flüfjig gemadt. Außerdem wurden 37 Geſellſchaften aufgeführt 
mit einem Nominalfapitale von 16,028928 (wovon aber nur 1,072143 wirflih aufgebracht 
worden waren), welche ihre Unternehmen entweder aufgegeben oder an andere Geſellſchaften 
abgetreten hatten. So ergibt ji denn für Ende 1859 ein concejfionirtes Geſammtkapital von 
399,745279 Pf. St., wovon 102,360098 durch Anleihen zu decken. Wirklich aufgebracht waren 
indeß 335,435071, nämlidy 86,247730 durch Anleihen, 63,555179 durd eigentliche Priori— 
täts⸗ und 185,632116 durch gewöhnliche Actien. Nach einer Berechnung (deren Ergebniffe mit 
der oben erwähnten allerdings nicht übereinftimmen, wie denn felbft die officiellen Parlaments: 
vorlagen in ihren Angaben nicht jelten bedeutend voneinander abweichen) hätten fich, im Ver— 
bältniffe zu dem aufgewendeten Kapitale, die Ginnahme und der Neinertrag folgendermaßen 
geftellt, wobei zu bemerfen, daß hier der gefammte Reinertrag, oben dagegen nur die wirklich 
ausbezahlte Dividende berechnet ift, der Unterſchied alſo wenigftend theilweife auf Reſerve— 
fonds u. dgl. kommt: 

Jahr, Robeinnahme. Neinertrag. Jahr. Robeinnabme. MNeinertrag. 
1843 8,8Proc. vom Kapital 4,#®Proc. 1852 6,Proc. vom Kapital 3,44 Proc. 
1844 8,70 " "m. „ 5,R 7, 1853 6,80 7; 7 [7 3,80 [7] 
1845 9,13 n [7 1 5,48 " 1854 7,30 [7 n 7 3,9 [7 
1846 9% „u u n 58 u 1855 7a un u 30 u 
1847 8,08 „ „ „ 4,9 1856 7,9 „ 7 7 4,0 „ 
1848 6,7 „ „ 4,06 „ 1857 7,8 7) " 2 4,19 [7 
1849 5,98 „ “ 34 „ 1858 782 u m r 391 „ 
1850 50 u» u m 331 „ 1859 74 u un m 4,3 „ 
1851 62 „ „ * 3,60 „ 1860 837 „ u " 4,39 „ 

Die Zahl verlinglüdsfälle auf Eifenbahnen betrug in ven Jahren 1854 bis (einihließlih) 1858 
408, fomit durchſchnittlich 82 im Jahre. Davon wurden 203 durch Zufammenftoß zweier Züge 
und 85 durch Abgleiten aus den Schienen verurfadht, 13 durch Schnelligkeit beim Einlaufen in 
Bahnhöfe, 29 durch unrichtige Stellung der Wechſel, ferner 17 durch Erplofionen und 12 
durch Achſenbrüche. Die furhtbarften Unfälle waren die durch Zufammenftoß herbeigeführten ; 
von 2068 Perſonen, welde in den bezeichneten 5 Jahren zu Schaden Famen, hatten 1641 den- 
jelben ver eben angegebenen Urſache beizumeffen. 

‚Im Nehnungsjahre 18°%,, (vom 1. Juli an) zählte man Verlegte: 


getödtet verwundet 
Reifende, ohne eigene Schuld beſchädigt 13 357 
[2 durch [2 7 18 10 
Angeftellte, ohne eigene Schuld beſchädigt 10 34 
" ud „om " 115 24 
Andere Berfonen 76 12 
Selbftmorde 3 — 
235 437?) 


Nach einer Notiz vom März 1861 betrug im diefer Zeit die Zahl der bei ven Eiſenbahnen ange- 
ftellten Berfonen 181373. Stationen gab e8 3601. 


21) Nach officiellen Angaben betrug von 1850 bis Juni 1853 die Zahl der Getöbteten 142, derer, 
die fonft zu Schaden gefommen waren, 2830, während in dem Zeitraume bes einen Jahres 1858 nicht 
weniger als 276 getödtet und 556 mehr oder weniger befchäbigt wurden. Der Hauptgrund bes Übels, 
daran ift nicht zu zweifeln, liegt in der mangelhaften Verwaltung, wenn man einige wenige Fälle ang: 
nimmt, bie eben durch ein unglüdliches Zufammentreffen befonderer Umſtände auch bei der größten 
Vorficht nicht zu vermeiden find. Beſſer ift es auch geworben, feitvem das Publifum angefangen, in 
jebem einzelnen Falle gegen die Directionen Flagbar zu werden, und biefe von ben Gerichten zu nicht 
unbedeutenden Entjchädigungen verurtheilt worden find. In einem Zeitraume von zehn Jahren, von 
1848—58, hat eine einzige Bahn, die South-Eaftern, Solche Entichädigungen bis zu einem Betrage 
von fait 78000 Pf. St. zu zahlen gehabt. Die Angabe Bentinck's, welcher Vorfigender der im Jahre 
1857 ernannten Gifenbahncomittee im Parlament war, daß bie verfchiedenen Bahnen bereits mehr 
als eine Mill. Pf. St. an Entfchädigungen bezahlt, mag übertrieben fcheinen, wird aber ſchwerlich d' 
hoch gegriffen fein, da 14 Gefellfchaften in jenem Zeitraume allein eine Summe von 424090 Pf. St. 
vergütet haben, . 
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c) Telegraphen. Schon zu Ende des Jahre41857 gab ed 9379 englifhe Meilen Tele: 
graphen mit 46482 Meilen Drabtlänge und 770 Stationen. Depeſchen wurden im genannten 
Jahre 1,241163 befördert. Die Zahl hat feitvem noch ungemein zugenommen. @inen be= 
ſondern Zweig bilden außerdem die unterfeeifhen Telegraphen. Viele diefer Anlagen find mis— 
glüct, namentlid die nad Amerika. Zufolge einer dem Parlament vorgelegten Notiz find im 
ganzen 11346 Meilen Kabel verfenft worden, und davon haben fid nur ungefähr 3000 Meilen 
bewährt. Zu Grunde gegangen find: 2000 Meilen des atlantiihen Kabels, 3499 Meilen von 
dem im Rothen und Indiihen Meere verfenkten, 700 Meilen von dem zwiſchen Sardinien, Malta 
und Korfu gelegten, endlich 550 Meilen des zur Verbindung von Singapore und Batavia ge: 
legten Kabeld. Die Schwierigkeiten der Aufgabe find zwar groß, allein das bisherige Mis— 

- fingen rührt doch zunächſt von der jchlehten Ausführung der Kabel her. Kein Zweifel, daß vie 
Verbindungen in nicht ehr entfernter Zeit dauernd hergeftellt werben. 

A)Poft. Nach dem Berichte des Generalpoftmeifterd beftanden im Jahre 1860 11441 Voft: 
bureaur, wovon 818 Hauptämter und 10623 Nebenbureaur, außerdem 2473 vereinzelte 
Brieffammlungen. Die Zahl der Brieffäften belief jih im ganzen auf nahezu 14000. Vor 
Einführung der Pennytare eriftirten deren nur 4515. Die englifhen Poften legten im ange— 
gebenen Jahre täglich einen Weg von faft 144000 englifchen Meilen zurüd, wovon 36047 ver: 
mittelit Eifenbahn, 32297 vermittelft Poftwagen, 2838 mit Dampfboot, 69994 durch Brief: 
träger. Die Zahl der beförderten Briefe betrug im Jahre 1859 in 

England 464 Mill. — 22 per Kopf der Bevölferung 22) 

Schottland 544 „ —=17, u nu a 

Irland 838. = 8, un [7 
zujammen 564 Mill. Briefe. 

Bei den frühern hohen Portojägen war die Zahl der beförverten Briefe im Jahre 1839 
noch nicht bis zu 80 Mill. (eigentlich blos auf 79,908000) geftiegen, ſonach noch nicht 3 auf 
den Kopf der Bevölkerung. Die Taxe betrug damals 4 Pence für die Entfernung von nur 
3 deutſchen Meilen, 5 Pence für 4 Meilen, 6 Pence für 6 Meilen, 7 Bence bis zu 10 Meilen, 
11 Pence bis zu 16 Meilen u. ſ. f., ſodaß ein einfaher Brief von London nad) Edinburgh 
3, Sh. (alfo weit über 1 preupß. Thlr.) Eoftete. Im legten Jahre wurden nicht weniger ald 
60 Mil. Briefe, weil unfranfirt, nicht angenommen, da die Poftanftalt blos noch franfirte 
Schreiben befördert. Die Zahl der fpedirten Zeitungäblätter belief ih auf 70%, Mill. Num: 
mern. Es wurden 6,969108 Poſtbons ausgegeben, die einen Gelvbetrag von 13,250930 Pf. 
&t. vermittelten. Die Provifion davon belief ih auf 29115 Pf. St. Da die Poſt von 1860 
an Auszahlungen bis zu 10 Pf. St. leiftete, fo entſtand ein bedeutender weiterer Aufſchwung 
dieſes Geſchäftszweigs. Das Poftamt beihäftigt 24802 Beamte, wovon 1500 im eigentlichen 
London und 3300 im Bezirk der Metropole. Die Löhnung der Briefträger wechſelt zwiſchen 
18— 23 Sh. in der Woche. Jeder Briefträger muß acht Stlinden täglich arbeiten und hat 14 
Tage Urlaub im Jahre. 

e) Kanäle und Landſtraßen. Man berechnet die Länge der Blüffe, ſoweit diefelben ſchiffbar 
find, in England und Wales auf 390, die der Kanäle auf 476, ſonach die Gefammtlänge der 
Waſſerſtraßen auf 866 deutſche Meilen. Ueber die Auspehnung der Landſtraßen liegt und nur 
eine ſchon ziemlich alte Notiz vor: 1843 berechnete man diefelbe in England und Wales auf 
27887 deutſche Meilen. j 

IV. Volksbildung und Wohlſtand; Verbrecherzahl. a) Bildung. Das Schulmwejen 
ift entihieden ſchlecht. Nach einer Notiz von Jahre 1857 befuchten in England und Wales von 
4,908696 Kindern im Alter zwiihen 3 und 15 Jahren nit mehr alö 2,046848 die Schulen 
und hiervon faft die Hälfte (42 Proc.) nicht einmal ein Jahr lang. 

Ginen ftatiftifhen Anhaltspunft zur Bezeichnung des Grades der Volföbildung gewähren 
die Eheregifter, infofern daraus zu erjehen, in welchem Verhältniß die Verlobten den Heiraths— 
act unterzeichnen fonnten. Da in England die Abfaffung einer Urkunde durd die Behörde 
bierbei nicht ſo unbedingt nothwendig ift wie in Frankreich, fo bleibt die ſich ergebende Uber: 
ſichts zahl unvollftändig, und ed läßt jih wol annehmen, daß gerade aus der Klaffe der Wenigft- 
gebildeten fehr viele die bezeichnete Kormalität unterlaffen. Gleihwol ift dad Verhältnig nur 
wenig günftiger ald in Frankreich, obgleich ein entſchiedener Fortſchritt fih nit verfennen 
lädt. Noch im Jahre 1841 unterzeichneten 40,8 Proc. der Neuverheiratheten mit bloßen 


22) In London 43 per Kopf, in Erinburgh 36, in Dublin 34, in Birmingham und Manchefter 28, 
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Kreuzen; 1858 bedurften doch nur noch 32,3 Proc. eines ſolchen Zeichens. Es unterichrieben 
alfo im erften Jahre 59,2, im legten 67,7 Proc. Nah Geſchlechtern gefchieden war das Ver: 
hältniß 1858 folgendes: es unterzeichneten mit bloßen Kreuzen 27 Proc. Männer und 
37,6 Proc. Frauen; die Zahl der wirflihen Namensunterfehriften betrug demnach 73 und 
refp. 62,4 Proc. (1841 erft 67,3 und 51,2 Proc.). Was die Männer anbelangt, fo ftanven die 
Londoner mit 89,1 Proc.voran; dann kamen jene von Weftmoreland mit 83,4, Northumberland 
mit 82,4, Gumberland 81,7und Morkſhire( Eaſt-Riding mit 82 und North: Ridingmit82,3Proc.). 
Den Gegenſatz bildeten die Männer ver Grafſchaften Hertford mit 57,4, Bedford 58,9, Suffolk 58,6, 
Stafford 57,9 und Monmouthſhire mit 57 Proc. Unter den Frauen ftehen die von London 
und Middleſer ebenfalld mit an der Spige (81 und 80,5 Proc.) Sie werben indeß über: 
troffen durch die von MWeftmoreland mit 82,6, in welcher Graffchaft die Weiber faft jo zahlreich 
wie die Männer dad Schreiben erlernt haben, Am wenigften fonnten die Frauen ſchreiben 
in Bedford, nämlih nur 52,1 Proc., in Huntingbon 59,8, Cambridge 59,5, Cornwall 54,4, 
Salop 59,4, Stafford 45,3, Lancafter 45, Monmouth 47,3, South-Wales 41,3 und Nortb: 
Wales 45,2 Proc. 

Nach den Heirathäregiftern vom Jahre 1859 (dem legten, aus dem eine Zufammenftellung 
vorliegt) Hatte jih das Verhältnig gegen das Vorjahr nur fehr wenig gebeffert, nämlich 
nur um Yo Proc., indem no immer 32,2 Proc. der Neuverheiratheten mit bloßen Kreuzen 
. unterzeichneten. Diefe Beiferung war ausſchließlich auf feiten der Dräutigame, inden die Zahl 
ber ded Schreibens Unfundigen auf 26,7 Proc. herabging, während jie bei den Bräuten 
ftationär auf 37,6 geblieben war. 

Unter den wirflih unterfhreibenden Männern jtand der londoner Diftriet allen andern 
mit 89,4 Broc. voran; am nächſten famen die Bräutigame von Weftmoreland mit 86,7, North: 
Riding mit 82,1 und Eaſt-Riding (ſammt Vork) mit 81,9. Am übelften ftand es wieder in den 
Graffhaften Monmouth mit blos 55,6, Hertford 56,4, Stafforb 58,3 und Suffolf 59,3. 
Bon den Frauen übertrafen diedmal die von Surrey (außerhalb London) alle andern; es 
konnten 81,2 Proc. unterfhreiben. Nahft ihnen kamen die Kondonerinnen mit 80,9 und dann 
die aus Suffer mit 80,1 Proc. (Die Weftmoreländerinnen mweifen diesmal blos 76,9 Proc. auf.) 
Am trübiten ſah e3 aus in South-Wales, wo nur 40,5 Proc. der Bräute unterſchreiben 
konnten, dann in North-Wales 44,4, in Lancaf hire 45, in Monmouthſhire 45,2, in Stafford⸗ 
fhire 46,8 Pror. 

Der Aufwand der Staatöfaffe für Unterricht, Künfte und Wiſſenſchaften beträgt 1,100000 
bis 1,200000 Pf. St., ſonach eine fehr anfehnlihe Summe. Davon werben etwa 680000 für 
dad Volksſchulweſen in Großbritannien und 230000 für das in Irland verwendet. Das Bri— 
tifhe Muſeum erfheint in jener Hauptfumme mit dem Eoloflalen Betrage von 112000 Br. St. 
Man hat berehnet, daß das Inftitut von feiner Oründung im Jahre 1753 bis zum Jahre 1860 
der Staatskaſſe nicht weniger als 1,382733 Pf. St. Eoftete, eine ungeheuere Summe, aber doch 
nit mehr, als ein Linienſchiff erforderte, dad zudem nur die Hälfte diefer Zeit in wirffamen 
Stande in See hätte gehalten werden fönnen. Die erzielten Refultate dev Ausgaben für Volks— 
bildung entſprechen im übrigen kaum irgendwo der Größe des Aufwandes. 

Im Jahre 1859 betrug die Zahl der aus Staatömitteln unterftügten Schulen in England 
5387. Ed wurden in denjelben 808036 Kinder unterrichtet, * nicht mit dem zu wün— 
ſchenden Erfolge. 

Ein freilich nicht unbedingt maßgebendes Zeichen zunehmender Volksbildung findet ſich im 
wachſenden Papierverbrauche. Da das Papier bis zur jüngſten Zeit einer beſondern Steuer 
“unterlag, fo beſitzt man in dieſer Beziehung ein beachtenswerthes Material, Die Acciſegebühr 
wurde von folgender Pfundzahl Papier entrichtet: 


Jabr. Pfund Papier, Jahr. Pfund Vapier. 
1800 29,266000 1853 164,336135 
1842 96,693000 1854 161,784204 
1846 122,605926 1855 155,657843 
1847 116,111336 1856 172,917596 
1848 116,639943 1857 175,690557 
1849 126,166341 1358 176,298997 
1850 133,269788 1859 197,684847 
1851 142,597945 1860 207,821013 


1852 147,140325 
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Danach ergibt fi ein Papierverbraud; per Kopf im Jahre 1800 von 2,98 Pfd., im Jahre 1860 
von 7,2 Pfd. Da das Papier in der Neuzeit durch Verbeſſerung in der Fabrikation feiner her— 
geftellt wird, fo ift der wirkliche Unterfchied noch größer. Won der verfteuerten Gefammtfumme 
kamen übrigens im Jahre 1858 128,929067 Pfd. auf England, 39,513235 auf Schottland 
und nur 7,856695 auf Irland. 

b) Volkswohlſtand. Es ift nad der Natur aller Berhältniffe ſehr ſchwer, die Geſammt— 
ſumme des Nationalvermögend fowie den Betrag der Ab- oder Zunahme veffelben in beftimm- 
ten Zahlen feftzuftellen. Jeder Bli auf die Verhältniffe Englands fowie beinahe jedes einzelne 
Moment, das ſich überhaupt ziffermäßig erfaſſen läßt, bemweift indeß eine fehr große Höhe und 
eine fortdauernde gewaltige Zunahme des Volkswohlſtandes. Wir können hier nur auf einzelne 
Erfheinungen binmeifen. Die nächſtliegende ift wol das Steigen des Handelsverkehrs, dann 
das der Schiffahrt und jenes der Fabrikation (j. oben). Was den Ertrag ded Grundeigenthums 
betrifft, fo bat der verdiente Porter für die Zeit von 1815—43 bereitö eine Vermehrung 
von 62 Proc. des Einkommens von Grund und Boden nachgewieſen. Die Geſammtſumme des 
der Einfommenfteuer unterliegenden Ginfonmens flieg von 2291, Mill. Pf. St. im Jahre 
184%,, Thon 18327/,, auf 2741, Mil. 23) Leone Levi fhägt das Nationalvermögen 
folgendermaßen: im Jahre 1801 auf 1800 Mill. Pf. St., 1841 auf 4000 Mill., 1860 
auf 6000 Mill. Da fi die Volksmenge mittlerweile ebenfalld mehr ald verboppelt bat, fo 
ergibt fich Freilich ein geringeres als diefed Zunahmeverhältniß für jeden einzelnen Ginwohner; 
immerhin aber bleibt ein Steigen von 112 Pf. St. per Kopf im Jahre 1801 auf 150 im Jahre 

1841 und auf 206 im Jahre 1860; fonad beinahe eine Verdoppelung. Wir halten dieſe 
Shägung um fo weniger für übertrieben, als die Beveutung der vorliegenden Zahlen durch das 
Sinken des Geldwerths nicht unbedeutend moberirt wird. Man darf wol die ganze Annahme 
nod für zu niedrig anfeben. 

Indeß ift es allerdings nicht blos Pie abfolute Zunahme des Nationalvermögens, welde in 
Betracht Fommt, fondern beinahe noch mehr dad Verhältnig ver Vertheilung. Kennt man doch 
den alten Gemeinplag: in England gebe es feinen Mittelftand, jondern nur ganz Reiche und 
ganz Arme. Sollte etwa bloß die erfte Klaſſe auf Koften ver legten gewonnen haben? 

Schon die ungewöhnliche Volksvermehrung beweift das Gegentbeil. Ebenfo die ungleich 
größern Bedürfniſſe, welche jelbft der unbemittelte Engländer befriedigen fann, im Gegenſatze 
zum unbemittelten Deutichen oder Franzoſen. Es ift befannt, um wie vieles beffer der Tagelöhner 
jenfeit ded Kanals lebt als dieſſeits. Zur Löſung der Frage, ob die Armuth im Lande ab= oder 
zunimmt, bient aber bejonders die Lifte der in jedem Jahre (an einem beftimmten Tage) aus 
Öffentlihen Mitteln unterftügten Armen. Während die Bevölkerung mit Ausnahme Irlands 
fo bedeutend zunahm und zubem die Erhebung weientlih vervollftändigt ward 2), verminderte 
fich gleihmol die Menge ver Hülfsbedürftigen. Man zählte nämlich unterftügte Arme in: 


England Schottland Irland 
je am I. Ian. je am 14, Mat je au Ende der 1. Januarwoche 
1849 934419 82357 620747 
1850 920543 79031 307970 
1851 860893 76906 209187 
1852 834424 75111 171418 
1853 798322 75437 141822 
1854 818337 78929 106802 
1855 851369 79887 86819 
1856 877767 79973 73083 


€ 





23) Seitdem zuerit die Cinfommenfteuer in England eingeführt worden war, hat fich die Steuerfraft 
des Landes befanntlich gewaltig gehoben. Man weiß, daß jede Auflage von 1 Penny der Ginfommen: 
fteuer dem Staatsichage faſt 1 Mill. Pf. St. zuführt; das Steuerquotum, das von einzelnen Erwerbs: 
quellen erhoben wird, ift durchgehends ein bedeutend höheres geworden. Hier nur wenige Beifpiele: Die 
Bergwerke Großbritanniens, die im Jahre 1843 nach einem Einfommen von 2,081337 Pf. Et. be: 
fteuert waren, zahlten im Jahre 1860 eine Einfommenfteuer von 4,015455 Pf. St.; fomit beinahe das 
Doppelte. In demfelben Zeitraume war das Ginfommen der Gifenwerfe von 559435 Pf. St. auf 
1,517230 Pi. St. und das der Eifenbahnen von 2,598943 Pf. St. auf 12,032562 Pf. St. gefliegen. 

24) In England waren 1849 die Ergebniſſe nur aus 590 Unionen und Pfarrfprengeln in die Haupt: 
Lifte eingetragen, 1861 dagegen die aus 646. 
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England Schottland Irland 

je am 1. Ian. je am 14. Mai je au Ende der 1. Ianuarwode 
1857 843806 79217 56094 
1858 908186 79199 50582 
1859 860470 . 78501 44866 
1860 851020 77306 44929 
1861 890423 — — 50683 


Abgeſehen von den nie fehlenden Fluctuationen, ergibt ſich durchgehends eine ſehr bedeu— 
tende Verminderung der Zahl von Unterſtützungsbedürftigen, und es tritt dieſes erfreuliche Er— 
gebniß ganz beſonders in Irland hervor. (Auf dieſer Inſel hob ſich auch der Wochenlohn der 
Belvarbeiter von 27/, auf 7 Sh. Als man im Jahre 1851 die Volkszählung vornahm, befan— 
den fih 250611 in den Workhouſes und 47019 in den Hospitälern, von melden legtern nur 
4545 Nihtangehörige der Worfhoufes waren ; bei der Zählung von 1861 fand man blos 
50570 Berfonen in jenen Anftalten.) Doc in England ift man ebenfalls zu günftigern Reful: 
taten gelangt als früher. Der zwölfte Bericht ver Armencommiſſion jeit der Verwirflihung des 
Geſetzes von 1834 über Umterftügung der Armen weift nad, das feit 25 Jahren im Durch— 
ihnitt 5,169073 Pf. St. zu den gedachten Unterſtützungszwecken verwendet wurden, ftatt 
6,505037 Pf. St. vor vem Inslebentreten jenes Gefeges. Es murden ſonach bei zunehmender 
Bevölkerung, finfendem Geldwerth und fleigendem Wohlftand in diefer ganzen Periode (bis 
1859) 33,399100 Pf. St. erfpart, während unter dem alten Syſteme der Bedarf ſich vermehrt 
haben würde. Früher Fofteten die Armen jebem Engländer durchſchnittlich 10 &h. 4 P., jetzt, 
trog ded geringern Geldwerths, nur 6 Sh. jährlid. Die Veränderungen, melde die Neuzeit 
brachte, der Freihandel, insbefondere die freie Korneinfuhr, dann die Eifenbabnen, aud) das 
Sinfen des Geldwerths und die Kortfchritte in Wiſſenſchaft und Kunft haben mächtig beige: | 
tragen, die Lage der Unbkmittelten zu verbeffern, indem fie diefelben in den Stand ſetzten, gün— 
fligere Bedingungen von den Arbeitgebern zu erlangen. , 


Ein beachtenswerthes Zeichen der materiellen Zuftände eines Volkes bildet die Confumtion 
der wichtigſten Lebensmittel. Leider läßt jich dieſe meiftend nicht genau feitftellen. Eine etwas 
ältere Berechnung über den Fleifchverbraud in den verjdiedenen Ländern Europas ergab, daß 
diefer, wie ohnehin jedermann weiß, in England am ftärfften, daſelbſt im Durchſchnitte Des Jahres 
136 deutſche Zollpfund auf den Kopf beträgt, während in Franfreih nur 39?/,, in Preußen 34°), 
und in Baden 50%, Pro. auf jeden Ginwohner kommen. 


Der Zuderverbraud war, nah Zollpfunden : 


In Großbritannien An Frankreich 
Jahre. im ganzen yer Kıyf im ganzen rer Hopf 
1821—23 313,986666 Pfo. 14,0 Bir. (95,652666 Bir. 3,18 Pro.) 
1840 —44 399,847082 „, 210 „ 220,581722 6,58 „ 
1851—53 692,993332 „ 258 „ (174,790000 „ 48 „) 
1859 878,292000 „, 3818 „ 370,410614 „ 10,8 „ 


Es ift hiebei zu bemerfen, daß bei den beiden eingeflammerten Angaben in Betreff Frankreichs 
der Betrag des Nunfelrübenzuders nicht eingerechnet ift, wol aber bei den Bofitionen von 
1840—44 und dann von 1859. Nimmt man, wie ed geihehen muß, den Rübenzuder dazu, 
jo belief fih die Gonfumtion in Frankreich per Kopf in ver Periode 1851—53 auf ungefähr 

7,5Brd. DieZunahme von 1840—59 betrug in Franfreid im ganzen 61, in Großbritannien 
aber 120 Proc. 


Auf die Vermehrung der Conſumtion wirkte ſtets die Steigerung oder Herabjegung ber 
Auflagen ein (der Zollgebühr), die Billigkeit des Ankaufspreifes und das Sinken des Geld— 
werths, ebenfo aber auch oder vielmehr vor allem der Wohlftand der Nation oder deren Er: 
ſchöpfung, wie man eine folde nicht fowol während der großen Napoleoniſchen Kriege als 
vielmehr erft nach denſelben und zwar Jahrzehnde fang wahrnehmen konnte. Die hohe Wich— 
tigkeit diefer Erfcheinungen für das mwirthichaftliche Leben ver Völker wird e8 rechtfertigen, 
wenn wir etwad dabei verweilen. Die Berechnung eines engliſchen Nationalöfonomen (welche 
in @inzelheiten allerdings von der vorftehenden etwas abweicht) liefert folgende Ergebniſſe. 
Die Berbältniffe ver Zuderconfumtion im vereinigten Königreiche waren von 1801—59: 
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Jabresconiumtion Zolgebübr Mittelpreis Preis Gonfumtion 
in engliihen Gentnern per Gentner. im Entrepet. mit Zoll. ver Kopf. 
Perioden, zuslKilogr, eb. P. Sb. . &. 9» PP. Ungen, 

1801—1804 2,847519 2 2 8 1 4 3 18 7 
1805—1819 2,854038 23 2590 3 95 16 3 
1820— 1824 3,385700 27 4 2 1 60 3 71712 
1825—1829 3,657745 27 4 3 — 60 4 17 14 
1830— 1834 3,941053 24 6 27 151 7718 2 
1835 — 1839 3,903260 24 1 36 4 60605 1771 
1840— 1844 3,935712 25 2838 7698 9 165 
1845— 1849 5,614057 14 6 2383 5 42 ı1 22 8 
1850— 1854 7,154461 16 31 355 9» 1ı 
1855—1859 7,800000 14 — 3l — 4 — 31 — 


In der erften diejer Perioden (1801—4), aljo in einer Zeit des Kriegs, war fonadh ber 
durchſchnittliche Verbrauch fehr entihieden größer ald in den ſämmtlichen fpätern Perioden bis 
Ende 1844. Anfangs trug allerdings vie Erhöhung der Zollgebühr und die Steigerung des 
Ankaufspreifed dazu bei. Als aber jene Gebühr vermindert warb und der Preis überdies be— 
deutend herabſank, blieb die Conſumtion, troß des allgemeinen und ungeftörten Friedens, eine 
‚geringere, als fie in der Kriegäperiode geweſen war. Das Verhältniß tritt noch greller hervor, 
wenn wir die erfien 14 Jahre unſers Jahrhunderts, alfo ausſchließlich die Kriegsperiode (ge: 
trennt von den Friedensjahren 1815—19) ind Auge faflen. Während diejer 14 Kriegsjahre 
betrug die Zuderconfumtion per Kopf durchſchnittlich 18 Pfo. 7 Unzen, in den 30 nächſtfolgen— 
den Friedensjahren (1815—44) nur 17 Pd. 3 Unzen. In den 5 Jahren 1815—19 fiel der 
Verbrauch gegen die Rriegsjahre fogar um 21/, Bfo.; erſt 1830 und 1831 ergab ſich ein Steigen 
auf 19Pfd., dem aber im Decennium 1835—44 wieder ein Rückſchlag auf 17—18 (1840 fo: 
gar auf 15) Bid. folgte. Die Verſchwendung des Nationalvermögens während des Kriegs hatte 
allerdings, wie der fo ſehr misverftandene Ausdruck befagt, „Geld unter die Leute gebracht“. 
Allein jener Überanftrengung folgte eine deſto größere und an haltendere Erſchöpfung. Daher 
das dreißig Jahre lang nachwirkende klägliche Ergebniß, welches ſich im Verbrauche der Lebens— 
bedürfniſſe zeigte. Nun erſt begann eine entſchiedene Zunahme, herbeigeführt durch ſtarke 
Herabſetzung der Zollgebühr, Verminderung des Ankaufspreiſes, Steigen des Wohlſtandes und 
ſchließlich auch Sinken des Geldwerths. 
Eine ganz ähnliche Erſcheinung oder vielmehr einfache Beſtätigung des eben Geſagten 
ergibt ſich bei der Theeconſumtion. Dieſelbe betrug nach der Berechnung des nämlichen Sta— 
tiſtikers in engliſchen Pfunden (1 engliſch Pfund — 0,906 Zollpfund): 


Durchſchnittliche Zollbetrag Mittelpreis Preis Goniumtion 

Werioten. ua ag en 
1801—1804  24,016255 17 3 — 47 2 8 
1805—1809 23,325495 3 8), 3 3), 6 4 1 6 
1810—1814 24,264940 3 1 3 An 66 15 
1815—1819 24,997373 3 11Y, 2 510% 1 4 
1820—1824 26,956571 2 9%, 210 5 753 1 4 
1825—1829 29,402033 2 5, 2% zu, 1 5 
1830—1834 31,678328 u 2 25 4 45 15 
1835— 1839 36,764065 2 % 18 3 8,107 
1840—1844 37,558274 2 2%, 10%, AU 16 
1845—1849 47,200093 2 2%, 1 1 3 84, 1 1 
1850—1854 56,124305 2 — 1 2, 3 2%, 2 ‘ı 
1855—1859 69,000000 16 15 2 11 2 8 


Die Kaffeeconfumtion hat in England, des allgemeinen Theegenuffes wegen, nur eine 
untergeordnete Bedeutung. Der Zoll, im Jahre 1801 bis zu 3 Sh. für das Pfd. betragend, 
ift auf 3 Pence herabgeſetzt. Der Verbraud aber hob fi in diejer Zeit von 1 Unze per Kopf 
auf 1 Pfo. 4 Unzen. 

Zur Vervollftändigung der obigen Bemerkungen über die furchtbare Nachwirkung der 
Kriege mögen hier noch einige weitere Notizen folgen. Die Ausfuhr betrug durchſchnittlich in 
je drei Iahren: 


26 Großbritannien und Irland (Politifhe Statiftif) 
1801— 1803 durhfchnittlih über 40 Mil. Br. St 
1812, 1814 und 1815; a: „46 „ „on 
(Die Regifter von 1813 find verbrannt.) 
— 1827—1830 Pr nit ganz 37 * ar Sie 


Sonah 12 — 15 Jahre nah Beendigung ded Kriegs I Mill. weniger als in der legten 
Periode deffelben, ja fogar 3 Mill. weniger ald zu Anfang des Jahrhunderts! 
AÄhnlich geſtaltete e8 ſich mit der Handelsſchiffahrt. Es betrug die Zunahme: 
in den 11 Kriegsjahren 1803—14 zufammen etwa 20°/, Proc. 
» + 27 Briedendjahren 1814—41 di u 
Dies ergibt ein Steigen von 18,9 Promille in jedem Kriegs, aber nur von 12% Promille in 
jedem Friedensjahre. 
Der Stand ver Sparkaſſen war feit 1846, und zwar nad den Hauptländern ausgeſchieden, 


folgender. Es betrug das in venfelben angelegte Kapital in Pf. St. 
England, Maid. Schottland, Irland. Zotal, 
1846 26,759817 674657 1,383866 2,924910 31,743250 
1847 25,838109 697840 1,182518 2,488713 30,207180 
1848 24,985730 692495 1,080110 1,355801 28,114136 - 
1849 25,480504 678313 1,154338 1,223851 28,537010 
1850 25,655145 648669 1,325063 1,302106 28,930982 
1851 26,770457 659387 1,488707 1,359103 30,277654 
1852 27,967641 681614 1,645040 1,459966 31,754261 
1853 29,182776 742483 1,837856 1,599145 33,862260 
1864 29,400685 795829 1,931928 1,607638 33,736080 
1855 29,771139 842432 2,033925 1,615639 34,263135 
1856 30,404870 » 878844 1,938572 1,723726 34,946012 
1857 30,694646 898260 1,776746 1,775915 35,145567 
1858 31,533736 907301 1,960902 1,818423 36,220362 
1859 33,810564 968792 2,210710 2,005810 38,995876 
1860 35,747348 1,034410 2.415381 2,144948 -41,342087 


Diefe Liſte verdient in mehrfacher Beziehung nähere Beachtung. Sie zeigt im allgemeinen 
die Wohlſtands- und Vertrauenäfluctuationen, die fidh in jedem Jahr ergaben. Großbritannien 
beweift fehr beſtimmt, daß Die große Krife, welche die Reaction nach ihren legten Sieg unbedingt 
und ausfchlieglih der Nevolution von 1848 beimaß, eben doch weſentlich auch andere Ver- 
anlaffungen gehabt haben muß. Nicht blos wurde das Infelreich von diefer Bewegung unmit= 
telbar gar nicht ergriffen, fondern e8 begann der Rüdihlag — hier wie andermärtd — nit 
erft mit dem Jahre 1848, ſondern fhon im Jahre 1846, das einen Stillftand, und 1847, das 
eine abfolute Verringerung berbeiführte, infolge der damals hereingebrochenen und dann noch 
lange fortvauernden, allerdings durch die politifhen Wirren beförberten Krife. Es bedurfte 
fünf Jahre Zeit, um das Sparfaflenfapital wieder auf die frühere Höhe zu bringen. Aller: 
dings trug das hauptſächlich dur andere Imftände bewirkte Unglüd Irlands Gierzu bei. Die 
Maſſenauswanderung bedingte natürlich auch die Zurücknahme ver Sparfaffengelver, melde 
in zwei Jahren auf die Hälfte ihres Betrags herabgingen. Seit 1850 trat eine mäßige, aber 
beitändige Erhöhung der Summe wieder ein, doch fehlt auf der iriſchen Infel noch jegt ein volles 
Biertel der zu@nde 1846 eingelegt gewejenen Beträge. 

Indeß ift weniger die abfolute Größe der Gefammteinlage als vielmehr deren Bertheilung 
nach Ginzelbeträgen bezeichnend dafür, ob die Vermehrung von der Maffe dev Bevölferung oder 
nur von wenigen herrührt. Nun ergibt eine Glafüificirung der gleihnamigen individuellen 
Gonti folgende Reſultate. Es betrug die Zahl der Einleger: i 


1830 1853 
unter und bis 20 Pf. St. 210247 928687 
von 20: „. 80... 116940 328108 
„50 100 54059 143960 
„100 150 18557 48834 
„150 - 200 8 8009 28482 
„ mehr al8 200 „ u 4405 1652 
Geſammtzahl der Einleger 412217 1,479723 
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Die Zunahme ift alfo entſchieden am flärkften in ven Beträgen von weniger ald 20 Pf. St. 
In neuefter Zeit hat man noch mweitere Ausfcheidungen vorgenommen. Danach ergab jih für 
Anfang ded Jahres 1859 folgende Claſſification: 


unter und bis 1 Bf. &t. 213473 von 40 bis 50 Pf. St. 58032 
bon 1. 5 un 294739 „5 „ 75 „u „ 98380 
“ 5 „ 10 „ „ 194138 „ 75 „O0 „ „ 45580 
Fr 10 „ 15 „ „ 140092 „100 „125 „ „ 30700 
FF 15,, 228 86250 „125 „150 „ „ 18134 
* 20 „30 » „148575 „ 150 „200 „ u 28482 
* 30 40, 121501 „mehr als 200 „ „ 1652 


Eine jedoch unvollftändige Glaffification der Ginleger ergibt, daß an dem Guthaben 
betheiligt find: 
in Proc. in Broc. 
ber Zahl der Beträge 
1) Weibliche Arbeitöperfonen, Dienftboten, Wäſcherinnen, 


Pugmaderinnen u. |. w. 25 26 
2) Handwerfer, Eleine Gewerbtreibende, kleine wien, Krämer 24 26 
3) Unmündige . . > ; j ; 15 8 
4) Männliche Arbeiter, Dienſtleute 12, 14 
5) Frauen, Witwen, ohne Angabe der Defhäfigungsweife 12 14 
6) Verihiedene . . A 3 3 
7) Angeftellte, Beanıte, Lehrer, Sefäftstofe rn 3 3 
8) Soldaten, Matrojen, Gonftabler, GifenSaßnbenienft, Boot: 

führer, Kutſcher, Briefträger . . ‚ 2 3 
9) Anvertraute Gelder von Gorporationen er ie 1Y, 1l/, 


Dem überhaupt jo vielfach verdienten Statiftifer Dr. Engel verbanfen wir folgende 
Bergleihung 2°): 


Großbritannien Preußen Sachſen 
189. 1859 1858 
Es fommt eine Sparkafle auf Bewohner 44300 38257 19237 
„‚ Duadratmeilen 94 11 2,57 
Gs fonımen Eonti auf eine Kaffe 2469 1269 2324 
Der durchſchnittliche Geſchäftsumfang einer 
Kafle ift dem Geldbetrag des Guthabens 
der Einleger nad Thlr. 456113 98011 139068 
Der Durchſchnittsbetrag eines Conto if „, 183,7 80,14 59,85 
Ein Sparkafienbuh kommt auf Bewohner 17,8 31,3 8,6 
Auf einen Bewohner fommt ein Sparkaſſen— 
gutbaben von Thlr. 10,26 2,56 6,% 


Sehr richtig bemerft Engel: „So hoch entwidelt auch das englifhe Sparkaſſenweſen ift, fo 
lehrt doch ein Blick auf vorftehende Tabelle, daß dieſe Entwicelung mefentlih eine natürliche 
Folge des größern Reihthums Englands ift und nicht blos eine der größern Verbreitung der 
Sparkaſſen felbft. Wenn fi hierneben bei gleicher GEntwidelung der Durchſchnittsbetrag eines 
Gonto in Sachſen nur auf 59,88 Thlr. gegen 183,7 Thlr. in England beläuft, fo ift anzunehmen, 
daß das Sparfaffenpublifum Englands im Stande ift, faft preimal mehr zurüczulegen als das 
Sachſens. Daß ein größerer Sparfinn unter ver Benölferung lebe, ift damit nicht geſagt.“ Die 
Sparkafjenverhältniffe bilden überhaupt feinen unbedingt zuläfigen Maßſtab. Mancherlei 
Berhältniffe wirken auf deren Benugung oder Nihtbenugung für gemachte Erſparniſſe ein. 
In einem Lande mit fehr getheiltem Grundbeſitz, in welhem ed dem Wenigbemittelten ermög- 
licht ift, fih ein kleines Feldſtück zu faufen, wird infolge diefer Gelegenheit zur Geldanlage 
manche Erjparniß, die unter entgegengefegten Verhältniſſen der Sparkaſſe zuflöffe, zu einem 
befcheinenen Grundermerb verwendet werben. 

Im bisherigen Sparfaffenwejen Großbritanniens hat übrigens in der legten Zeit eine Umge⸗ 


25) Zeitfchrift des föniglich preußiſchen Statiftifchen Bureau, redigirt von Dr. E. Engel, 1861, Nr. 5. 
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ftaltung begonnen. Alle Poftftellen nehmen Einlagen an, welche dev Staat mit 2%,, Proc. verzinft. 
Die Poftämter haben dieje Beträge jeden Tag abzuliefern an beſtimmte Beamte der Staatsfhulden- 
verwaltung, welche dieſelben in dreiprocentigen Gonfold anlegen. Die Vortheile, welche dieſe neue 
Einrichtung bietet, beftehen darin, daß man jeden Tag Einlagen machen und zurüdziehen fann, 
und zwar allenthalben im ganzen Lande, jelbit in den abgelegenften Landgemeinden, wo nur 
eine Boterpedition vorhanden ift; ferner, daß diefe Depofitenicheine bei allen andern öffent: 
lichen Kaſſen eingelöft werben. 

Neben den Sparfajfen, jedoch entihieden getrennt von denjelben, jind in der Neuzeit auch 
viele Bennybanfen entjtanden. Sie nehmen viel fleinere Beträge an ald jene Anftalten, bis 
zu 1 Benny herab, und nicht über 21/, Sh.aufeinmal. Ihre Kaflen iind meiftens nur Sonnubends 
abends geöffnet, nad der Zeit der Lohnauszahlung in den Fabrikſtädten. Ungeachtet ver 
Kleinheit ver Einlagen ift die Geſammtſumme ihrer Beträge doch bereits jehr hoch geftiegen 
(in Birmingham allein auf mehr ald 100000 Pf. St.) Die größern Summen werden durd 
diefe Inftitute ſelbſt meiftens bei den Sparfaffen verzinslich angelegt. 

Das Streben der Wenigerbemittelten, ſich durch eigene Kraft gegen Unfälle zu fügen oder 
empor.zu bringen, gibt ih übrigens, außer ven Sparkaſſen, no in einer Reihe anderer An- 
ftalten und Einrichtungen fund. Die erfte Stelle verfelben nehmen die Friendly societies 
(aud) Benefit societies genannt) ein. Sie jind Vereinigungen zu gegenjeitiger Unterftügung 
theils für Krankheits-, theils für Alters-, theild für Todesfälle zu Gunſten der Hinterbliebenen. 
Der Generaltegiftrator für England berechnete 1859 deren Anzahl in dem genannten Rande 
auf 28550; in Schottland beitehen mindeftens 700, in Irland 400. Schon im Jahre 1857 
warb die Oefammtzahl der Betheiligten auf mehr ald zwei Millionen Menſchen berechnet (doch 
darf nicht überjehen werben, daß die nämlihen Perfonen bei mehreren Anftalten zugleich Mit: 
glieder fein fönnen, wonach die Zahl der betheiligten Individuen fich verringert); ihr Geſellſchafts⸗ 
vermögen ward damals zu 9 Mill. Pf. St. angegeben, wovon ungefähr zwei Millionen 
bei Sparkaſſen angelegt ſind. 

Hieran reihen ſich beſondere Lebens: und Rentenverſicherungsanſtalten, Vorſchußvereine 
(Loan societies); dann noch eigene Genoſſenſchaften mancherlei Art, worunter die Benefit 
building societies, d.h. Genofjenfhaften zum Aufbringen ver Gelpmittelfür Anfauf von Grund= 
ftüden und Erbauung von Wohnungen auf venfelben zum Bortheil der Betheiligten;; endlich 
Trade unions, d. h. Arbeitervereine zur Unterftügung der befchäftigungslofen Arbeiter. Die leg: 
tern werden oft zu strikes benugt und misbraude. 2%) (S. den Art. Fabrikwefen.) 

Die Liften der Einfommenfteuerpflichtigen geben zwar ebenfalls feinen ganz jihern Mafiftab 
für die Ginfommendgröße, weil zu niedrige Anfäge kaum fehlen fönnen (alljährlid erfolgen 
jehr bedeutende anonyme Geldzufendungen an die Behörbe von jolden, welche ſich zu gering ab— 
geihägt hatten und die ſodann ihr Gewiffen durch Nachzahlung beruhigen wollen) ; überdies läßt 
ich annehmen, daß die Aufftellungen im Laufe der Zeit doch an Genauigkeit gewinnen, was bei 
Vergleihungen aus verfchiedenen Jahren immerhin Beachtung verdient; endlih darf das 
Sinfen des Geldwerths nicht überfehen werden. Trog der desfallſigen Mängel gewähren 
dieſe Liften einen intereflanten Stoff zu DVergleihungen. In Großbritannien betrug nun 
die Zahl der nad) der Abtheilung D des Einfommenfteuergefeges von Induftrien aller Art 
Abgabepflichtigen: 


26) Die volfswirthichaftlicdye Abtheilung der British association for social science, welche Ende 
1861 in Manchefter tagte, hat eine intereffante Statiftif der Baummollinduftrie gafpehellt. In 
den legten 50 Jahren And 20000 Mill. Pfd. verfvonnen worden im Werthe von 750 Mill. Bf. St. 
(5000 Mill. Thle.). Fünf Millionen Menſchen find betheiligt bei diefer Induftrie, in welcher 200 Mitt. 
Pf. St. angelegt find, und die Lage der Arbeiter ift eine wejentlich befiere als vorher. Die Lage der 
arbeitenden Klaffen hat ſich überhaupt gebeffert. Die Strenge der Sonntagsfeier ift gemildert; flatt in 
den Kneipen zu liegen, unterhält man fich mit gefunden Volfsfpielen im Freien und Lernen in den 
Sonntagsichulen. Bor 70 Jahren gab es wenig Leute in England, die leſen und fchreiben fonnten, 
jest gibt es zahlreiche Sonntags: und Volksſchulen fait überall. Es wurde fodann ber vielen Erfindungen, 
welche in den legten Jahren gemacht worden, und der Verbreitung Grwähnung gethan, welche die Voifs— 
wirthichaft nun auch im DBolfe erhalten habe. Darüber, daß der Staat ſich nirgends in das Gebiet der 
Arbeit mifchen folle, war man allgemein einig, da bie Erfahrung in England auf feiten des laissez 
faire fei; nur polizeiliche und Sefunbheitsrüdfhten follten eine Ausnahme geftatten. Das Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen, deſſen vor zwei Jahren der Verein gar nicht gedacht hatte, wurde diesmal ausführlich 
verhandelt und Vorträge gehalten über den Zweck deffelben, über die, Genofienfchaften in Rochdale und 
die Conſumvereine (stores), 
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Einfommen Perionenzabl Summe des Jabredeinfommens 
13%, 18%, 189%, 189%, 
über 5Oundunter 100Pf. St. — — 20948 41928 2,225649 Pf. St. 
von 100 bis 150 „ „ — — 120650 100968 11,126100 „ „ 
" EBEN 200 „ 38902 40086 41276 6,478655 „ u 
" 200 „ 300 „ 28974 32665 35553  7,877513 „ 


" 30 , 400 „ „ 14162 15006 15867  5,062145 „ „ 
„ 400 , 500 „ 6896 7407 7829 3.283706 „ „ 
er 500 „ 600 „ 5010 5471 ‚9720 2,939375 „ „ 
" 600 „ TOO u m 2370 3105 3313 2.040547 „ „ 
" 700 „ 0 „ 1852 2066 2198 1,504033 „ 
" 800 „ 900 „ » 1549 1745 1835 1,565958 „ » 
„ 00 „ 1000 „ 775 816 889 826482 ”„ „ 
„ 1000 „ 2000 „ 4659 5423 5556 7140311 „ „ 
» 2000 „ 3000 „ u 1282 1568 1599  3,677570 „ „ 


„ 3000 „ 4000 „ u 622 773 781 2,384150 „ „ 
» 4000 „ 5000 „ 327 450 502 2204247 „ „ 
» 5000 „10000 „ „ 617 811 816 5,421796 „ „ 
„ 10000 „ 50000 „ „ 311 444 489  9,266873 „ u 

über 50000 „ , 19 46 54  4,969359 „ 


Vergleicht man die Steuerliften vom Jahre 1812 mit denen von 1847, jo ergibt ſich eine 

Zunahme ver Steuerpflidtigen in den einzelnen Klajfen nad) folgendem Verhältniß: 

bei Ginfommen von 150 bi8 500 Pr. St. eine Zunahme von 196 Proc. 

r no. 7 500 7 1000 7 7) 7 7 143 [7 

„ „ [7 1000 [7 2000 [73 [2 ‚ [20 „ 148 [2 

[23 [2 [73 2000 [7 5000 , [2 nr" ’ ’ 418 ’ 

" " „» 5000u. darüber „ 5 e er „ 189 „ 
Dies ift jevenfalld ein fehr günftiges Verhältniß. Die ſtärkſte Zunahme war in der Klaſſe des 
Mittelftandes (150—500 Pf. St.) erfolgt, und zwar durch Vorrüden folder, melde bis dahin 
weniger Einfommen bejeflen hatten. (Die Volkszunahme betrug in diefer Periode 60 Proc.) 
Allerdings erlangte die höchſte Klafie nächſtdem Die größte Vermehrung. Das Verhältnif hat 
fi feitvem folgendermaßen geändert. Es betrug die Zunahme: 


Einfommen von 18*°/,, bid 19°%,, von 185%, , bis 185%, 

zwifhen 50 und 100 Br. ©t. _ — -+ 106,06 Proc. 

” 100 17, 150 „ — (— 16,3 „ ) 
s . 150 „ SO u +7 Vroe. + 568 „ 
7 500 7 1000 rn 9,56 „ 5,9 u 
* IOOOCC, 2000 „ u 16,83 „, 25 ,„ 
[73 2000 " 5000 [2 " 25,11 ‚ 3,% [23 
[73 5000 „ 10000 [2 [2 31,4 [23 0,62 [23 
„ 10000 „ 50000 „ + 42,4 „, 10,1 ,„ 
über 50000 „ 142,0 „ 17,39 „ 


In den 8 Jahren von 18%®/,, bis 185%,, gewahren wir eine allgemeine Zunahme, dabei 
aber eine unverhältnigmäßige Vermehrung der höhern Klaffen, insbefondere der höchſten. In 
den zwei Jahren 189°),, bis 18°%/,, ergibt fich eine auffallende Verminderung der Einfommen 
zwiſchen 100 und 150 Pf.; die foloffale Zunahme der Pofition zwiſchen 50 und 100 PF. deutet an, 
daß es ſich weſentlich um einen Rückſchlag handelt, um ein Zurüdgemworfenwerven in dieniebrigfte 
Steuerklaffe, deren Nummernzahl übrigens auch durch neue Ankömmlinge vermehrt wir, welche 
entweder eben erft ſich niederließen oder auch aus der Kategorie ver bisher Unbefteuerten empor: 
fliegen. Die Zunahme der Einfommen zwifchen 150 und 1000 Pf. St. ift fehr befriedigen. 
Allein in einer Beziehung nicht ohne Bedenklichkeit erweift fi die Vermehrung der ganz großen 
Einkommen 10000 und zwiſchen 50000 Pf. Dffenbar machte die Handelskrife von 1897/,, 
wefentlich bei ven mittlern und geringern PBofitionen ihre Wirkungen geltend. Diefe Annahme 
wird entſchieden unterftügt durch die Ergebniffe der Steuerliften von 18°%,,. Danach hat ſich 
die Zahl der Einfommenfteuerpflidtigen aus der Klafle der — (Schedula D) 
folgendermaßen — 
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Klaffen. Zabl der Geihäftseinfommen. Steuer. 
Steuerpflichtigen. 
Unter 100 Pf. St. 44895 2,390129 Pf. St. 49794 Pi. St. 
100— 150 „ „ 107406 11,840731 „ „ 246683 „ „ 
150— 200 „ u 43769 6,865944 „ „ 143041 „ „ 
20— 300 „ u 37989  8,425284 „ u 175527: ;;. ;; 
30— 400 „ u 16953  5,409480 „ „ 112697 „ u 


400—- 500 „ u 8371  3,520974 „ y 73352 „ 
500— 600 „u u 6131 3.152591 „ „ 65679 „ u . 
600— 700 u m 3569 2,207868 „ „ 45997 „ 
700— 800 „ 2361 1,712976 „ 35688 „ „ 
800— 900 „ u 1964 1,612370 „ u 33591 „ u 
900— 1000 „ u 941 874579 „u 18219 „ » 
1000 — 2000 [7] ”„ 5885 7,567434 [23 [73 157656 2 ‘“ 
2000— 3000 „ u 1697 3.892587 „ „» 81095 „ » 
3000— 4000 „ u 824 2,725655 „ u 56784 „ 
4000— 5000 „ u 513 2,251271 „ „ 46902 „ „ 
5000—10000 „ 843  5,611670 „ „ 116911 „ „ 
10000— 50000 „ 512 9,660313 „ „ 201256 „ „ 
über 50000 „ 55  5,090020 106043 „ u 


Diefe Ziffern beurfunden jedenfalls ein jehr günftiges Verhältniß. 


Bezüglich Irlands liegt und die Lifte vom Jahre 185%,, vor. Danach ergaben ſich folgende 
der Steuer unterliegende Ginfommen: 


unter 100 Pf. St. 1422 zwiſchen 800 und 900 Pf. &t. 116 
zwiſchen 100und 150 „ „ 7380 „ 900 „ 1000 „ „u 54 
J 10 200, u 225% Pr 1000 „ 2000 „ „ 318 
— 200 „ 300 „ „ 2204 A 2000 „ 3000 „ „89 
. 300 „ 400 „ u 985 „ 3000 „ 4000 „ „ 43 
— 400 „ 500 u 536 " 4000 „ 5000 „ „w. 16 
" 500 „600 „ „ 370 " 5000 „ 10000 „ „30 
A 600» 70 u m 209 10000, 50000 „ „ 21 
" 700 " 800 n.n 141 7 über 50000 "nn 1 


Eine Bergleihung diefer Zahlen mit den in Großbritannien gefundenen zeigt die gewaltige 
Dermögensüberlegenheit dieſes legtgenannten. Die Armuth war auf der irifhen Injel zu 
(Ende der 1840er und anfangs der 1850er Jahre auf eine unbeſchreibliche Höhe geftiegen. Aus 
dem Jahre 1851 weiß man, daß in verfchiedenen kleinen Städten eine größere Menſchenzahl ſich 
im Workhouſe als außerhalb vejfelben befand; zu Liftowel war die erfte Zahl beinahe zweimal 
jo groß als die legte! 

Seitdem ift eine entſchiedene Wendung zum Beſſern eingetreten. Zunächſt bewirkte die 
Auswanderung, indem biefelbe fait ausjcließlih Angehörige der celtifchen Raffe entfernte, eine 
gewaltige Veränderung. Die Fortgezogenen fendeten alsbald fehr bedeutende Geldfunmen, 
um ihre Bamilienangehörigen über den Ocean (meift nah Amerika) nahfommen zu laſſen. 
Von 1848— 52, alfo innerhalb 5 Jahren, wurde die Sendung von 4,351000 Pf. St. 
zum angegebenen Zwecke ermittelt. (Bon den aus dem gefammten Großbritannien und 
Irland nad Nordamerika Ausgewanderten wurden von 1848—60, fomit in 12 Jahren, 
11,562085 Pf. St. baar nad Haufe an Anverwandte und Freunde gejendet; die größte Summe, 
nämlich 1,730000 Pf. St., im Jahre 1854, die fleinfte, 460000, im Jahre 1848.) Außerdem 
erfolgte in Irland zum gleichen Behufe das Zurüudziehen fo vieler Sparfaffeneinlagen (ſ. o.). 
Zu der hierdurch angebahnten Umänderung faft aller focialen Verhältniſſe kam dann die Auf: 
hebung der Unveräußerlidkeit des Grund und Bodend. Der Tagelohn ftieg; es fehlte vielfach 
an Arbeitern. Die Gefängniſſe, bis dahin überfüllt und unzureichend, leerten ih mehr und mehr. 
Eine neue Ara begann für Irland. 27) 


27) In einer EN g ber Geſellſchaft für Sorialwiffenichaft in Dublin vom Sommer 1861 wurde 
über die Fortichritte Irlands feit 20 Jahren berichtet. Das angebaute Land hat fh um 14 Proc. vers 
mehrt; der Werth des Viehſtandes beträgt nun 34 Mill. gegen 21 Mill. Pf. St. im —— 1841. Gon⸗ 
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Nach einer dem Parlamente vorgelegten Berehnung beträgt übrigens der Kapitalwerth des 
der Einfommenfteuer in dem vereinigten Koͤnigreich unterliegenden Eigenthums: in England 
282,718049, in Schottland 29,913124, in Irland 23,099001 Pf. St. 


Daß aber damit nit der Oefammtvermögendbetrag bezeichnet ift, ergibt ih aus der That: 
fache, daß die verfchiedenen und verſchledenartigen Affecuranzanftalten ſchon im Jahre 1854 
folgende Summen verfihert hatten: 

in England und Wales 845,239000 Pf. St. 


in Schottland 56,816000 „ „ 
in Irland 39,714000 „ u 


Total 941,769000 Pf. St. 


Darunter find die maritimen Aſſecuranzen nicht einmal einbegriffen. Die Verfigerungen gegen 
Brandſchaden allein waren fhon im Jahr 1856 auf 864,859976 Pf. St. gefliegen. 


Eine vorliegende, etwad ältere Schägung des gefammten Nationalvermögens entziffert fol— 
gende enorme Summen: 


Unbewegliches Eigenthum ungefähr 1550 Mill. Pf. St. 
Gebäude . . - 654 " oh 
Hausgeräthe, Werkzeuge, Surusgegenftänbe . 220 ee 
Waarenvorräthe aller Art at 110 Se 
Landwirthſchaftliche BEN ae BE ei, Sr 
Shiffe — ae ern 50 7) nn 
Hierzu Fondspapiere Re RE 


Total 3846 Mil, Pr. St. 


oder ungefähr 25650 Mill. Thlr. Zieht man die Fondspapiere ab, fo verbleiben immer nod 
über 2600 Mill. Pf. St. oder 17400 Mil. Thlr. Diefe Annahme fheint indeß wirflid 
viel zu gering zu fein, und Leone Levi glaubt die Gefammtjumme des Nationalvermögens, 
einschließlich der Kondöpapiere (indbefonvere von der Staatsfhuld), auf 6000 Mill. Pr. St. 
fhägen zu dürfen. Für das Jahr 1801 glaubt derjelbe die ganze Summe nur zu 1800, für 
das Jahr 1841 ſchon zu 4000 Mil. anſchlagen zu Fönnen. 2®) 


c) Eriminalftatiftif. Die Ab= oder Zunahme der Verbrecherzahl bezeichnet im allgemeinen 
das Steigen oder Sinfen ſowol der Volksbildung ald ganz beſonders des Volkswohlſtandes. 
Indem wir eine Zufammenftellung der Zahl der in verfchiedenen Jahren Angeklagten geben, 
müſſen wir eine Ausſcheidung nah den Hauptländern des Staates treffen, fowol megen ber 
Verschiedenheit ihrer Verhältniffe an ji, ald auch dedwegen, weil in England und Wales im 
Jahr 1855 eine Veränderung in der Criminalproceßordnung vor ſich ging, wonach die Friedens⸗ 
richter,, unter Zuftimmung der Angeklagten, über geringere Berbrechen, welde bis dahin aus: 
ſchließlich den Schwurgerichten unterſtellt waren, entſcheiden dürfen. Infolge deſſen mußte ſich 
von da an in England an ſich ſchon eine Verminderung in der Zahl der Aſſiſenfälle ergeben. 
Auf Schottland und Irland bezieht ſich die betreffende Anderung nicht. 


fols ftehen nun 2,380000 Pf. St. mehr auf Namen von Irländern als 1841; 800 Meilen Eifenbahnen 
find feitdem bort gebaut worben, die 1,300000 Pf. St. & hrlich einbringen. "Der Pauperismus hat be: 
deutenb abgenommen; die auf @rziehung verwenbeten Summen wurden verboppelt, bie Zolleinfünfte 
haben fich um bie Hälfte vermehrt, 

28) Es mag erde fein, bier eine kurze Notiz über die Art der Bildung des Unterhaufes anzu: 
fügen. Mad) der Reformacte von 1832 foll das Unterhaus aus 658 Mitgliedern — fo gewählt: 


Für Gngland und Wales: Ländliche Mitglieber (knights ofthe shire) . . . 159) 509 
Bürger und Stäbtebewohner rn and ee) y 341 
„‚ Scettland: Knights ofthe sbire . . . i 30) 55 
Citizens and burgesses . » . : 2 2 2 en... 28 
„ Irland: Knights of the shire . dene Bir ae Au) ar "A 105 
Citizens and burgesses . » 2» 2 2 nn nn. Hi: 


Rot 658 
Die Wahl wird vorgenommen: 
in re * 9— Grafſchaften und = Stäbte und Fleden, 
a es [20 [73 2 * 
= „, Schottland ) = pr * a > i Pr 
12, Irland 64 1 1 39 ’ ’ [77 
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Gngland und Males. Zahl der Angellagten: Davon 
N — — — ſchuldig 
Jahr. maͤnnlich weiblich zuſammen erklaͤrt 
1846 19850 5257 25107 18144 
1847 22903 5930 28833 216542 
1848 24586 5763 30349 22900 
1849 22415 5401 27816 21001 
1850 21548 5265 26813 20537 
1851 22391 5569 27960 21579 
1852 21885 5625 27510 21304 
1853 20879 6178 27057 20756 
1854 22723 6636 29359 23047 
1855 19890 6082 25972 19971 
1856 15425 4012 19437 14734 
1857 15970 4299 20269 15307 
1858 13865 3990 17855 13246 
1859 12782 3892 16674 12470 
1860 12168 3831 15999 12068 
Schottland: 
1846 2901 1168 4069 3065 
1847 3320 1315 4635 3558 
1848 3490 1419 4909 3689 
1849 3228 1129 4357 3274 
1850 3301 1167 4468 3363 
1851 2892 1109 4001 3070 
1852 2949 1078 4027 3018 
1853 2768 988 3756 2821 
1854 2883 1111 3994 2989 
1855 2568 1062 3630 2689 
1856 2591 1122 3713 2723 
1857 2743 1097 3840 2920 
1858 2718 1064 3782 2850 
"1859 2402 1070 3472 2589 
1860 2306 981 3287 2441 
Irland: 
1846 14204 4288 18492 8639 
1847 «23552 7657 31209 15233 
1848 28765 9751 38522 18206 
„1849 31340 10649 41989 21202 
1850 22682 8644 31326 17108 
1851 17337 7347 24684 14377 
1852 12444 5234 17678 10454 
1853 10260 4884 15144 8714 
1854 7937 3851 11783 7051 
1855 6019 2993 9012 5220 
1856 5097 2002 7099 4024 
1857 5458 1752 7210 3925 
1858 4708 1600 6308 3350 
1859 4462 1403 5865 2735 
1860 3996 1390 5386 2969 


Baffen wir zunächſt England und Schottland ind Auge. In beiden hat eine bedeutende 
Volksvermehrung ftattgefunden, gleichwol hat fi die Zahl ver Angeklagten entfchieden vermin— 
dert, und dieſes erfreuliche Refultat ift nicht etwa blos durch die in England (nicht In Schottland) 
vorgenommene Veränderung in der Art der Strafrechtöpflege herbeigeführt, fondern ihrem 
Weſen nad innerlich begründet. Es ift diefe Abnahme unzweifelhaft eine ver Wirkungen guten 
Arbeitöverbienftes und erhöhter Bildung. Selbft diejenigen Jahre, melde einen Rückſchlag 
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ergaben, beftätigen das erfte: es jind Zeiten der Theuerung und ded Stodens der Arbeit. So 
ftieg in England die Zahl ver Angeklagten im Jahre 1854 auf 29359, während fie im Vorjahre 
nur 27057 betragen hatte und im nächtfolgenden Jahre auf 25972 berabging. Die Ver: 
minderung der Angeflagtenzahl ift bei den Frauen geringer ald bei den Männern. Man 
wird wol zu der Folgerung bereihtigt fein, daß die materiellen Verhältniffe der Frauen ſich 
weniger gebeſſert haben als die der Männer. 

Ungewöhnli find die Ergebniſſe in Irland. Erft eine enorme Zunahme, dann eine noch 
viel ftärfere Abnahme, beginnend mit ver Entwidelung ver Auswanderung. Daß bier eine 
durchgreifende Verbefferung der Lage des Volkes ftattfand, tritt unverkennbar hervor. Auch 
geftaltet ih Hier das Verhältniß der Frauen ebenjo günftig wie das der Männer. Auffallen 
muß die relativ geringe Zahl der Verurtheilungen, fomit die Menge der Breifprehungen. Dies 
ift wol zumeift eine Frucht jener unnatüwichen Zuftände, unter denen die Zeugen eingeſchüchtert 
werden. die volle Wahrheit zu befennen. Doc haben jih auch in diefer Hinfiht die Propor— 
tionen wenigftens etwas gebeflert. 

Die vorftehenden Angaben befchränfen ſich auf die von den Schwurgerichten abgeurtheilten 
eigentlichen Verbrechen, Ein (in der zweiten Hälfte des Jahres 1861 erſchienener) Band der 
„Gerichtlichen Statiftit von England und Wales’ gibt eine Ueberſicht aller Verbrechen und 
Vergehen im legten (zu Michaelis abgelaufenen) Berwaltungsjahre. Die Gefammtjunme der 
zur Anzeige gelangten Verbrehen und Vergeben zufammen war 50405, 3,1 Broc. weniger 
als im Vorjahre. Es befanden ih darunter 99 Mordthaten, 38 Mordverſuche, 466 Ber- 
wundungen durch Schuß oder Stich, 188 Todtſchläge, 174 Selbftmorbverfude, und ed wurde 
über 1357 Selbftmörder Todtenſchau gehalten; ferner 142 unnatürliche Verbrechen, 109 Falle 
von Bigamie, 476 verbrecherifche Angriffe auf Brauensperjonen u.f.w. Bon den wegen eigent= 
licher Verbrechen (in der engern Bedeutung ded Wortes) verhafteten Individuen wurden 8659 
— mehr ald ein Drittheil — durch die Magiftratöperfonen bei ver Borunterfuhung freigelaflen, 
dagegen 16203 vor die Aſſiſen geftellt. 

Unter obiger Hauptfumme find jedoch diejenigen nicht eingerechnet, welche wegen ſolcher 
Handlungen zur Verantwortung gezogen wurden, die wir als Polizeicontraventionen bezeich— 
nen. In diefer Beziehung hatten die Friedensrichter über 384918 Individuen abzuurtbeilen 
(2 Broc. weniger ald im Vorjahre), und es wurden davon 255803, alfo ungefähr zwei 
Drittheile der Beſchuldigten, wirklich beftraft. Unter diefen befanden ſich nicht weniger ald 
38361 wegen Trunfenheit (1,7 Proc. weniger al8 1859); 2948 wegen Mishandlung von Wei: 
bern (Berminderung von 7 Proc.); 8654 wegen Jagdfrevel (Zunahme von 4,8 Proc.) 

Die Gefammtzahl aller vor Affifen und Einzelrichtern abgeurtheilten Individuen betrug 
fonad 409780; davon 137574 von bid dahin unbefcholtenem Lebenswandel, 144485 der Po: 
lizei nicht bekannt, hingegen 127421 von üblem Rufe. 

Hieran mögen ji denn gleich folgende Notizen reihen: Es gab verrufene Käufer 24711 
oder 5,9 Proc. weniger al8 1859. Die Zahl der der Polizei als Gewohnheitödiche befannten 
Individuen belief jih auf 37914, wovon 19864 im Laufe ded Jahres fpeciell verfolgt wurden. 
Außerdem wußte die Polizei von A440 gewohnheitsmäßigen Diebahehlern, 35306 fonft fpeciell 
verbädhtigen Individuen, 30800 öffentlihen Dirnen und 22664 Bagabunden, ſonach eine 
Lifte von 131024 fpeciell verbächtigen Perſonen. 

Die Polizeimannfhaft umfaßte 20760 Mann und ihr Unterhalt foftete 1,531111 Pf. St. 


V. Finanzweſen. a) Laufender Staatsbedarf. Die Einnahme und Ausgabe der 
Staatöfinanzen betrug während der legten 15 Jahre netto (näch Abzug der Erhebungskoſten): 


Jahr. Einnahme. Ausgabe. 


1846 53,790138 Pf. St. 50,943830 Pf. St. 
1847 51,546264 „ „ 54,502948 „ 

. 1848 53,388717 u 54,185136 „ „ 
1849 52,951749 „ 50,853623 „ 
1850 52,810680 „ „ 50,231874 „ „ 
1851 52,233006 „ » 49,506610 „ „ 
1852 53,210071 „ 50,792512 „ „ 
1853 54,430344 „ „ 51,174839 „ 
1854 56,822509 „ „ 60.031568 


Staats-Rerifon, VII. 
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Jahr. 

1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 


Die wihtigften Einnahmepoften ertrugen (Pf. St.): 


Iabre. 


Zölle. 


Mecife, 


20,568909 13,988310 7,505180 4,272409 5,396391 
20,902734 15,337724 6,975417 3,153867 5,588172 1,104000 402888 
20,777714 16,129843 7,078005 3,040548 7,456025 1,288234 271572 
20,987752 16,389486 6,805605 2,945784 13,718185 1,137220 280616 
22,370779 17,357459 7,102515 2,956604 15,717155 1,248148 284857 
21,276743 16,685604 7,099889 2,940771 14,808328 1,293971 273654 1,515701 
23,018138 17,069565 7,796048 2,973525 7,335796 1,211051 277441 1,990380 
23,768981 18,144118 7,752592 3,0593872 5,891439 1,348784 282079 1,291336 
21,997513 18,188605 8,046709 2,947716 12,696655 1,447869 289568 1,690795. 


84,505788 Pf. St. 2°) 


Einnahme. Ausgabe, 
63,364605 Pf. St. 
68,008623 „ u 78,113035 
66,056055 „ 66,019958 
61,812555 „ „ 60,684898 
61,660090 „, „. 63,679674 
67.458093 „ u 68,069231 

Stempel. Tagen,  infommen- Poſt. 


ſteuer. 


" 


" 


„ 


„ 


# 


Ländereien. 


845000 120000 


Kron» Ber- 
miſchtes. 
839936 
839166 
681395 
940689 
864293 


In den gleichen Jähren erforderten die witigften Ausgabepoften (Pf. St.): 
Krienöweien. 


u —— —— — — — — — 


1846 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 


Gefammtlriegöwelen. 


Staatsihuld. Givilverwaltung. 
28,077987 6,001145 
27,804844 7,044321 
27,812876 7,638650 
27,647899 8,465832 
28,656593 8,392622 
30,633334°?) 9,839325°%) 
28,751479°°) 9,085636 
28,372416 9,398715 
26,833470 10,773519 


Landmacht. Seemacht. 

9,061233 7803465 16,864698 

9,685079 6,640596 16,325675 
12,397273 12,182769 24,580042 
29,377349 19,014708 48,392057 
25,049825 16,013995 41,063820 
13,616556 10,390000 25,497249?7) 
12,818736°5) 10,029047 22,847783 
14,83630036) 11,072243 25,908543 
17,470574 12,991668 30,462242 


Nach einem in der legten Zeit veröffentlichten Berichte der Commissioners of the inland 


revenue ertrugen in ben mit dem 31. März 1861 beendigten Rechnungsjahre: 


Accife 
Stempel 
Taxen 
zuſammen 
1859 ergab 
Mehrung 


Brutio, 


Retto. 


20,133989 Pf. St. 


8,626014 „ 
14,307637 „ 


43,067640 Pf. St. 
42,147056 „ 


920584 Pf. St. 


„ 


’ 


[2 


19,534442 Pf. St. 
8,360789 „ „ 
14,101501 „ „ 





41,996732 Pf. ©t. 


41,163351 „ „ 


833381 Pf. St. 


Eine Zufammenftellung der in den legten 15 Jahren aufgehobenen oder verminderten und da= 
neben der neu eingeführten oder erhöhten Auflagen und Steuern zeigt ſowol die Umgeftaltung, 
melde im britiihen Beſteuerungsſyſteme vorgenommen ward, ald aud die unmittelbare Wir- 
fung äußerer Verhältniffe (wie namentlich des Drientfriegs) auf die laufenden Binanzen; 


29) Das Deficit ward durch Anleihen und durch Ausgabe von Schapfcheinen gedeckt. 

30) Hierunter 2 Mill. Pf. St. für Einlöfun 
löfung bes Sundzolls. 

31) Berfauf alter Borräthe, Druckſachen, unerhobene Dividenden. 

32) Ginfchlieglich 2 DAL. Pf. St. für Einlöfung ausgeflellter Schagfcheine. 

33) Darunter 250000 Pf. St. vom Tilgungsfonde für Kriegsanleihen. 

34) Einſchließlich 1,125206 Pf. St. für Ablöfung des Sundzollo. 

35) Darunter noch 230000 Pf. St. für den legten Krieg mit Rußland. 

36) Darunter noch 160580 Bf. Et. für den legten Krieg mit Rußland. 

37) Einfchließlich 1,490693 Bf. St. für den chineffchen Krieg und die perfifche Expedition. 


g von Schapfcheinen und 1,125206 Bf. St. für Ab: 


Jahr. 
1846 


1847 
1848 


1849 


1860 


1861 


1852 


1853 


1854 


1855 


1856 


1857 


1858 


1859 
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fodann deuten diefe bedeutenden Laftenverminderungen bei gleichwol vergrößertem Staats: 
bedarfe an, In welchem Maße die beibehaltenen Binanzquellen infolge ver Wohlſtandsvermehrung 
der Nation veichlicher ald früher floffen. 


Abgeſchaffte oder verminderte Auflagen. 


Zölle von Butter und 
Käfe, Seidenzeugen, 
Spiritus, Talg u. ſ. w. 
Zölle, befonders v. Holz 
Zölle, befonders von 
Holz und Zuder 

Zölle, befond. v. Zuder 
Zölle, bef. von Zuder 
und Badfleinen, dann 
Stempelgebühren 
Senfterfteuer mit 
1,878800, dann Zölle 
auf Kaffee, Zuder und 
Holz, zufammen 
Zölle ce 
Zölle 1,499474 (da⸗ 
von: Three 968877), 
Acciſe auf Seife u. ſ. w. 
1,171000, Stempel: 
gebühren 277000, 
Zaren 300000, zu: 
fammen 
Zölle 983107 (va: 
von: Three 980568), 
Zaren 290000, Wed: 
felftempel 11000 


Zeirungsftempel 
250000, Acciſe auf 
Wagen reducirt um 


60000, Zölle 2960, 


zuſammen BE 
Acciſe auf Malz, 
Kriegäfteuer 
2,200000, Zölle 
3475, zufammen . 
Einkommenſteuer 
9,125000, Zölle 
1,628582 (vavon: 
Thee 1,054637, 
Zuder418988, Kaffee 


1,151790 Pf. St, 


344886 „, 


585968 „, 
388798 „ 


. 1,310151 „ 


. 2,679864 „, 


95928 „ 


. 3247474 „ 


‚ 1,284107 „ 


312960 „ 


2,203475 ,,- 


145816), zufammen 10,753582 „ 


Einfommenfteur . 


2,100000 „, 


„ 


„ 


„ 


„ 


[2 


„ 


„ 


Neu eingeführte eder erhöhte Auflagen. 


Mehl 


Abgabev.nict be⸗ 
wohnten Häuiern 


Stempel, eigent- 
liche Erbſchafts⸗ 
ftener 2,000000, 
Ginfommenfteuer 
750000, Acciſe 
(Sprit8)590000, 
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2000 Pf. Et. 


600000 


Zölle 16383, zuf. 3,356383 


Zölle 440643 
(davon: Zuder 
420298), Accife: 
Mal; 2,450000 
u.Sprit# 450000, 
Ginfommenfteuer 


‚6,614000, zuf. 9,954643 


Zölle 2,225907 
(darunter: Zuder 
1,267566, Thee 
774413, Kaffee 
155629), Acciſe 


(Sprits) 1,000000, 


Einkommenſteuer 
2,000000, 


Zölle . 


Acciſe (Sprits) 
280000, Stempel 
167700, Zölle 
9080, zufammen 


uf. 5,225907 


92 


466780 


„ 


" 


„ 


„ 


„ 


Einfommenfteuer 4,340000 „ 
3° 


" 
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Jahr. Abgeſchaffte oder verminderte Auflagen. ‚  Reneingefübrte oder erhöhte Auflagen. 

1860 Zölle: aufgehoben für Zölle 577904, 

981250 (darunter auf (darunter Spritd 

Seidenzeuge 307244, aus den Kolonien 

Butter 104321u.ſ.w.), 357966), Aceiſe: 


Garunter: 


vermindert 1,859681 
auf Mein 
831694, Spritd 
313745, 5014429436 


Sprit 650000, 


Cichorien 5000, 


Licenzen für Ber: 
kauf geiftiger Ge- 


u. 1. w.); Acciſe auf tränfe 75000 ;Rt- 
Hopfen reducirt um cenzen für Jagd 
105000; Taren und -MWildpret: 
140000; zufammen . 3.085931 Pf. St. verkauf 150000, 

Stempel 163000, 


. Einfommteniteuer 
1,060000, zuf. 2,680904 Pf. St. 


Sonach ftellt ih das Verhältnig folgendermaßen: 
In den 7 Jahren frieblicher an 1846 
bis einſchließlich 1852 

Im Steuerumgeſtaltungsjahr 1853 

In den beiden Kriegsjahren 1854 und 1855 . 


abzeihafft 


.  6,557885 Pf. St. 
3247474 5 
1,597067 „ u 


eingeführt 


602000 Pf. St. 
3,356383 „ , 
15,180550 '„ „ 


In den drei Friedendjahren 1856 bid Ende 1858 15,057057 „ 456872 „, „ 
In den beiden Jahren des Rüftend 1859 und 1860 
und bei der legten Unigeftaltung des Zollwejend . 3,085931 „ 7,020904 „, 


Total: 29,544914 Pf. St. 26,616709 Pf. &t. 


Die in der erften Periode erlangte Verminderung der Auflagen ift ſonach, zulegt infolge 
der permanenten Kriegsrüftungen im Brieben, nahezu wieder eingebüßt. Indeß hat fich, abge- 
ſehen von der Volkszahl, die Steuerfraft vermehrt, und es find jene indirecten Auflagen, melde 
beſonders auf der Einfuhr fremder Waaren lafteten, jehr anfehnlich vermindert, wogegen bie 
directe Beftenerung bed Vermögens und Einkommens bedeutend erhöht wurde. 

Bei einer Prüfung ver jegigen Einnahmepoſitlonen im einzelnen fällt zunächſt die Gering— 
fügigfeit des Betragd auf, den der Staat aus unmittelbarem Eigenthume zieht — nod lange 
nit %, Proc. feined Bedarfs! Es ift dieſes wenig befriedigende Ergebniß wefentlich Folge der 
ſchmachvollen Verſchleuderung des Staatsbeſitzthums zumeift in jener Zeit, in welcher Die eng= 
liſchen Könige, wenn auch nicht dem Namen, doch ver That nach rein willkürlich und launenhaft 
über das Staatdeigenthbum verfügten und dafjelbe verfchleuderten. Die Kleinheit des unmit— 
telbaren Domänenertrags — der Activa — tritt aber um fo greller hervor, wenn wir einen 
vergleichenden Blick auf die unmittelbaren Baffiva richten. Während die Kronländereien, welde 
dem Staate verblieben, im Jahre 1860 noch nicht einmal 290000 Pf. St. einbrachten, erforberte 
die Staatsſchuld beiläufig 27 Mill., alfo beinahe das Hundertfache. 

Mit der in den 1840er Jahren erfolgten Wiedereinführung der Einfommentare und ver 
Umgeftaltung des Zollſyſtems jchien die ganze Örundlage ver bis dahin beftandenen Befteuerung 
gerabezu umgefehrt werben zu wollen. War ber Staatsbedarf zuvor beinahe nur durch indirecte 
Auflagen gedeckt worden, fo ſollte inskünftige mehr und mehr die directe Steuer, in Form ber 
Einfommentare, dad weſentlichſte Mittel zur Beftreitung des Öffentlichen Aufwands liefern. 
Aber freilich hatte man damals nur etwa 50 Mill. nöthig (noch 1852 nicht einmal 51 Mil), 
während der Krieg im Jahre 1855 eine Steigerung auf 84%, Mill. Herbeiführte und 
man im vorlegten Jahre (1860) , ungeachtet des wenigftens nominellen Friedens, nicht unter 
58 Mill, herablam. Die Eintommenfteuer ward. in einem Betrag erhoben, ver alled weit 
überfteigt, was man bei ihrer Wiedereinführung für wahrfheinlich halten mochte, und doch lies 
ferte diefe Pofition 1860 noch nit ein Fünftel ver Oefammteinkünfte. Man erhebt ſonach di- 
recte Steuern und indirecte Abgaben in ungemeiner Ausdehnung nebeneinander, doch fo, daß bie 
legten weitaus am bedeutendſten ſinb. 

1) Die erſte Stelle nehmen im jeder Beziehung die Zölle Kcustoms) ein. Das Schutz zoll⸗ 
foftem ift gänzlich verlaffen. Wenn die Vertheidiger dieſes Syſtems zur Widerlegung ber eben 
auch von und ausgeſprochenen Bemerkung auf ven hoben Ertrag der Zölle im vereinigten 


% 
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Königreie hinweifen, fo überfeben fie, daß die Mauthgebühren fait durdgängig von ſolchen 
Waaren erhoben werben, welche das Inland nicht proburirt. Seit 1849 iſt die Getreideeinfuhr, 
mit Ausnahme einer geringen firen Gebühr, frei, ebenio aber auch — ganz beſonders ſeit dem 
Zuftandefommen ded Handeldvertrags mit Frankreich im Jahre 1860 — die Einfuhr der meiften 
Fabrifate und Manufacte. Die Haupterträgnifle der Zollanftalt entfließen andern Quellen. 
Im Jahre 1859 lieferten zu dem Gefammtbruttoertrage der Zölle von 25°, Mill. die höchſten 
Beiträge: Zuder (beinahe 8 Mill), Taback (fait 54/5), Thee über (5Y,), Spiritus und Wein 
(über 4); dieſe vier Poften alfo zuſammen faft 22%, Mill., während auf alle übrigen 
Artikel nur wenig über 3 Mill. kamen, Über die Wirkung einer hohen oder niedern Beſteuerung 
von Zuder, Thee und Kaffee haben wir oben bereits das Nöthige bemerft. Die Zollgebühr von 
Wein betrug im Jahre 1794 pr. Gallen (= 4,54 Liter) von frangöfifchen Weinen 4Sh. 6 Pence, 
von fpanifhen und portugiefiihen 3 Sh. Diefe Differenz beruhte auf der Beftimmung des 
Methuenvertrags vom Jahre 1703. Während der großen Kriege erhöhte man die Auflage bis 
zu 19 Sh. 8 P. und reſp. 8 Sh. 3P. Im Jahre 1825 erfolgte eine Herabfegung auf 
7&.2®. und 46h. 10P. ine Aufhebung ded Differentialzolls fand 1831 flatt, 
unter gleihmäßiger Feſtſetzung der Gebühr auf 5 Sh. 6 P.; nur die Capweine genoffen bie 
Begünftigung, um 2 Sh. 10 P. eingelaffen zu werden. Im Jahre 1840 Erhöhung auf 
5 Sh. 9 P. Infolge des Handelövertragd mit Branfreih von 1860 fanf der Zoll jofort auf 
3 Sh. bis zum 1. Jan. 1861, um von diefer Zeit an nach dem Alkoholgehalt auf 2 und 1 Sb. 
berabgemindert zu werben. Die Weinconjumtion hat von Anfang ded gegenwärtigen Jahr: 
hunderts bis zu Ende des Jahres 1860 durchaus nicht zugenommen. Die Einfuhr zum in= 
ländiſchen Verbrauche betrug 1801 ungefähr 7 Mill. Gall., 1846 6,740316 und 1860 
6,718588. Die verjteuerte Quantität blieb in den vorlegten 15 Jahren auffallend conflant ; 
die geringfte Ziffer war 6,053847 im Jahre 1847, die höchſte 7,004953 im Jahre 1856. Da 
mittlerweile aber die Volkszahl fehr bedeutend flieg, fo ergibt fich eine fehr große Verminderung 
Auf jeden Einwohner, erflärbar durd die ftärfere Gemöhnung an warme Getränfe, dann 
durd vermehrten Genuß von Branntwein und von Bier. Die Zollherabfegung infolge des 
franzöfifhen Handelsvertrags ſcheint eine bedeutende Änderung bervorzußringen: 1861 wur: 
den 10,787171 Ball. Wein verfteuert, und wenn nun aud) die rectificirte Zahl vom Vorjahre 
höher ald anfänglih, nämlich zu 7,358189 Gall. angegeben wird, fo ergibt ſich doch rine bei— 
nahe um die Hälfte vergrößerte Weinconfumtion. Der Tabak ift mit rinem Zolle von 
3&h.pr. Pfund belaftet (jeit 1831 blieb diefer Tariffag unverändekt.) Der Verbraud pr. Kopf - 
der Bevölkerung, im Jahre 1811 auf 1,18 Pfo. geftiegen, ging im Frieden ftarf herab, 1821 
auf O, Pfd., und betrug 1841 erſt wieder O,2. Von da ergab ſich ein anfehnlicheres Steigen: 
1851 auf 1,10, 1857 1,17, 1859 1,21 Pfb. 

2) Nächſt dem Zoll liefert die Acciſe (excise) die größten Erträgniſſe in die Staats— 
kaſſe. Diefelbe trifft die inländiihe Production von Spirituofen, Branntwein, Bier, 
Zuder (nur in geringer Duantität erzeugt), Tabadöfabrikation u. j. w., außerdem aber 
auch gewifle Kicenzen (licences), &Buhrwerfdunternehmen und Eifenbahnen. Der Ertrag 
der Accife ift, wie aus der oben gegebenen Zufammenftellung erjichtlich, jehr bedeutend geftiegen, 
entſprechend der Zunahme des Volfswohlftandes. Die wichtigfte Poſition bildet eine Auflage 
auf inlänvifchen Branntiwein. Diefelbe, früher verſchieden in den drei Haupttheilen des ver— 
einigten Königreih8 und zu ungemeiner Höhe emporgejhraubt während der Kriege gegen 
Branfreid, wurde 1831, um den zahllofen heimlihen Babrifationen zu begegnen, herabgeſetzt 
und fpäter auf ven gleichen Betrag für das geſammte Reich beſtimmt, nämlich dad Gallon zu 
8 Sh. Die Eonfumtion blieb fi feit Jahrzehnden ziemlich gleih, nämlih etwa O,80 Gall. 
pr. Kopf der Bevölkerung. Die Einnahme der Staatsfafle beläuft jih auf ungefähr 81,— 
9 Mil. Pf. St. Die Malzfteuer liefert 6, — 7 Mill.; die Steuer betragt 4 Sh. vom 
Gallon. Die Bierconfumtion ift in beftändigem Steigen. 3?) Daran reiht jih eine Auflage 
von Hopfen von 2 Pence per Pfund. Des Papierverbraudhs haben wir ſchon oben gedadıt. 
Eine Befteuerung deifelben ward im Jahre 1712 eingeführt, 1Sh. 6 P. vom Ries beflern 
Papiers, vom geringern weniger. Im Jahre 1794 erhöhte man die Abgabe auf 27/, Pence 
vom Pfund und fleigerte diefelbe in der Folge noch fehr bedeutend. Erſt 1836 erfolgte Herab: 





38) Die Production ward im Jahre 1859 auf 580 Mill. Gall. berechnet (— 24 Mill. Heftoliter) ; 
um Berfaufspreife von 12 Shill, 2 B. ver Gallen, ergibt fih ein Aufwand der Bevölferung für 
Bier von 200 Mill, Thlen. 
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fegung auf 11/, Pence. Der Antrag des Minifters Gladſtone, diefe Abgabe ganz abzufhaffen, 
ſchelterte im Jahre 1860 am Wiverfpruce des Oberhauſes, warb dagegen mit dem 1. Oct. 1861 
ausgeführt. Der Jahredertrag war 1,100000 —1,200000 Pf. St. Zur Ausübung ver- 
ſchiedener Gewerbe bedarf man befonderer Gonceflionen (licences), wofür Gebühren erhoben 
werben, Es handelt fih um folgende Gewerböflaflen: öffentliche Verfteigerer (auctioneers), 
Dierbrauer und Bierwirthe, Fabrikanten von Malz, Papier, Seife und Fünftlihen füßen 
Weinen (sweet wines), Branntweinbrenner (Deftillateure), Weinwirthe, Verkäufer von Thee 
und Kaffee, Efjigfieder, Tabadsfabrifanten und Tabadshändler, Ebenfo wie die Fuhrwerks— 
unternehmer einer der Accife zugervendeten Abgabe unterliegen, find au die Eiſenbahnen 
einer foldhen unterworfen. Im Jahre 1832 ward die legtere zum erften mal erhoben und ertrug 
634 Pf. St.; feitvem iſt Die gedachte Pofltion in ven Staatdeinnahmen auf 350000 Pr. St. 
angewachſen. Es werben 5 Proc. von Perfonentransport erhoben, doch hat man die vritte 
MWagenklaffe unter ver Bedingung freigelaflen, daß der Fahrpreis nicht über 1 Penny für bie 
englifche Meile betrage. 

3) Stempel. Derfelbe befteht theils in einer firen, theild in einer proportionellen Gebühr. 
Er wird erhoben von Verträgen, von Wechſeln, Schenkungen, Bermädtniffen und Erbſchaften, 
Duittungen und Feuerverfiherungspolicen. Die Stempelgebühr für Duittungen und An- 
welfungen beträgt 1 Benny; ebenfo viel mußfeit 1860 von den Checks bezahlt werben, Die eigent- 
lich nichts anderes ald Bankfierdanweifungen find, 39%) Der Wedhfelftempel fommt nur bei Sum: 
men von mehr ald 100 Pf. St. zur Anwendung und beträgt bei inländifchen Wechſeln 2 Sh., 
bei ausländifchen blos 8 Pence. Der frühere Zeitungsftempel ift feit 1860 aufgehoben und auf die 
Beförberungstare der Poſt beſchränkt. Am wichtigften iſt in der bezeichneten Abgabenfategorie 
die Vermächtniß- und Erbichaftöfteuer, Es werden nämlich erhoben: 


von Defcendenten und Afcendenten . . . 2 2.2.2... 1%Ptrer. 
„Geſchwiſtern und deren Nahlommen . >. 2 2. 8 u 5 
„Geſchwiſtern ver Altern und deren Nahfommen . ». » 5 „ 
„Geſchwiſtern der Grofältern und deren Nahfommen . . 6 „ 
„ſonſtigen Verwandten oder Fremden . . . 2.2.10 „ 


Der Ertrag diefer Auflagen ift in beftändigem Steigen begriffen. Bon 1 ‚803000 i im Jahr 1821 
war derfelbe 1856 bereitö auf 3,098000 Bf. St. angewachſen. 

4) Einfonmenfteuer (income-tax). Auf Pitt's Vorſchlag wurde im Jahre 1798 eine 
Einfommenfteuer ald Kriegäfteuer eingeführt. Sie erlojch mit Wiederherſtellung des Friedens. 
Eine tief eingreifende Binangverlegenbeit veranlafte Sir Robert Berl, zur großen Überraſchung 
aller Barteien, vie Wiedereinführung diefer Auflage von 1843 an durchzufegen. Die Abgabe, 
lange Zeit über fehr mäßig, ward im Krimfriege bis auf 6%, Proc. erhöht (16 Pence 
vom Pi. St.). Gegenwärtig werben 3%, Proc. (9 Bence) von den Einkommen über 150 Pf. St. 
erhoben, von denen zwifhen 100 und 150 Bf. St. nur 6 Pence; geringere Einfommen bleiben 
fteuerfrei. Die Durchführung biefer Befteuerung ift ziemlich roh. Alle Arten des Einkommens 
find in fünf Klaffen (Schedulas) getheilt, und zwar begreift Schedula A-den Ertrag ded unbe: 
weglichen Eigenthums (Ländereien, Häufer, Zehnten, Minen, Hüttenwerke, Fifchereien, Kanäle, 
Gifenbahnen u. f. w.); B den der Pächter (blofer Inhaber, nicht Eigenthüner von Rändereien); 
C den Ertrag der Staatsſchuld und der Dividenden von induftriellen und finanziellen Unter: 
nehmungen; D den Ertrag der gefammten Induftrie (Gewerbsweſen und Handel); endlich E 
die Bejoldungen, Benfionen und Leibrenten. Es ift augenſcheinlich, daß Schedula A und D bie 
höchfte Bedeutung haben, Zur nähern Bezeichnung des Ergebniffes im einzelnen laflen wir 
eine Zufammenftellung Legoyt's folgen, der die Beträge auf Francd reducirt hat. In den Jahren 
1857 —59 variirte die Auflage nad Procenten ded Einkommens folgendermaßen: 


185? 1858 185% 
Cinkommen von 150 Pf. St. und darüber 6,4 2,08 9 
Pr Pr 100— 150 Pf. St. 4,6 2 


39) Schon die Fleine Gebühr von 1 Penny (etwa 10 Bf. preuf.) hat die Zahl der Ehecks fofort be: 
deutenb vermindert. Während ber Sinanzminifter bei Ginführung biefer nenen Auflage (1858) eine 
Gireulation von 72 Mill. Eheds, ſonach einen Ertrag ven 300000 Pf. St. für die Stantsfaffe voraus: 
feßte, ergab die Wirklichkeit nur etwa halb fo viel, 


Großbritannien und Irland (Politife Statiftif) 39 
Der Ertrag war dabei in Millionen Brancd.: 


Schedula A. Schedula B. Schedula C, Schedula D. Schedula E, 
1857 185,7 22 46,3 121,7 25 
1858 135 15,8 26,4 89,1 18,3 
1859 773 “93 18 49,9 10 


In dem mit vem 5. April 1860 zu Ende gegangenen Rehnungsjahre war das fleuerpflichtige 
Einkommen nad) ven verfchiedenen Kategorien und Landestheilen: 
England, Schottland. Irland. 
A. Orundeigenthum Pf. St. 103,276204 12,588250 12,893829 
B. Pachtungen RR 26,648480 3,507233 2,765387 


C. Bonds W 28,343070 1,358213 
D. Induftrie „on 76,990577  7,382513 4,627922 
E. Befoldungen og 17,280000 949397 1,167000 

Total: 252,538331 24,427393 22,812351 


Im Borjahre waren e 8 247,268021 23,688952 22,710015 


In der Klaſſe D erfcheinen von den einzelnen Städten mit den größten Summen: London mit 
14,853000, Kiverpool mit 5,149000, Mandefter mit 4,239000, Birmingham mit 1,475000, 
Leeds mit 1,218000 Pf. St. 

5) Landtaren (eigentlich Assessed taxes) werben nur in Großbritannien, nicht in Irland 
erhoben; blos die Abgabe von den Jagdicheinen, melde auch in Irland entrichtet werben 
muß, bildet eine Ausnahnıe. Die Landtaren begreifen zunächſt Grund und Häufer:, außerbem 
aber auch Dienerfhaitd:, Wagen:, Pferdes und Hunde, dann Haarpuder- und Jagdfteuer. 
Die Grundfteuer ward unter Wilhelm II. auf 4 Sh. von 100 Pf. St. Ertrag von allem lie- 
genden Eigenthun, ebenfo von Beſoldungen und Venfionen feftgefegt. Bid zum Jahre 1798 
warb die Erhebung diefer Steuer alljährlich vom Parlamente votirt; in der angegebenen Zeit 
erhielt jie ven Charkter einer definitiven und firen Bodenauflage, und da die Staatsfaffe in 
jener Zeit dringend Geld bedurfte, jo ward die Steuer losfäuflic erklärt. Auch in der Folge 
beförverte man dieſe Steuerablöfung; 1853 warb der Kosfaufspreid auf 171, Proc. des 
Kapitald der Tare Herabgefegt, und zwar auf Grundlage der Schägung (Kataftirung) vom 
Jahre 1692, wonach jich von felbft ergibt, wie fehr der angenommene Werth dem jegigen 
nachſteht. Zunächſt infolge ver Ablöfung hat fih nun der Ertrag der Grundſteuer folgender: 
maßen vermindert: 


1798 2,037627 Pf. St. 1831 1,167167 Pf. St. 
1803 1,506000 „ „ 1841 1,218567 „ 
1811 1,333432 „ „ 1851 1,147492 „ u 
1821 1.281335 „ » 1859 1,131768 „ u 


Hieran reiht ſich die Häuferfteuer. Diefelbe beträgt 6 Pence vom Pf. St. Miethe (alſo 2,4 Proc.), 
wenn das Gebäude durch einen Kaufmann, Wirth oder Pächter bewohnt wird und wenigſtens 
500 Pf. St. abwirft; dagegen 9 Vence bei andern Bewohnern und einem Miethpreis von ber 
bezeichneten Höhe, indem die un einen geringern Betrag vermietheten Häufer fteuerfrei find. 
In diefe legte Kategorie gehören mehr ald neun Zehntbeile aller Gebäude, Bei der vorigen 
Aufnahme (denn die Refultate der legten find noch nicht befannt) ergaben ih nämlih in Groß: 
Britannien (ohne Irland) als fteuerpflichtig : 
128000 Magazine und Läden zu einem Miethpreifevon 6,100000 Pf. St. 


48000 Bierwirtbiaften „ „ er „ 2.160000 „ 
22000 Pähtermohnungen ,„ ,. re i. 516000 „ 
307000 Wohnhäufer a " „ 15,000000 „ 


Die Bedientenfteuer trifft nur männliche Dienftboten und beträgt 1 Pf. 1 Sh. von jedem 
wenigſtens 18jährigen, dagegen blos 6 Sh. 6 P. von jedem jüngern Individuum. Es find 
etwa 230000 Indivituen, für welche diefe Taxe durch ihre Herrfhaften entrichtet werden 
muß. Außerdem ift eine Gebühr von 1 Pr. 35h. 6 P. für jeden gepuberten Diener zu 
bezahlen (Haarpuder= Steuer). Die Abgabe von Wagen (Kutſchen) it 3 Pf. 10 Sh. von 
zweifpännigen und 2 Pf, von einfpännigen mit 4 Rädern; für zweiräberige weniger. Im 
Jahre 1858 waren 244000 Wagen befteuert. Bon Pferden: 1 Bf. 1 Sh., wobei jedod den 


* 
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Pächtern, Geiftlihen und Ärzten eine Verminderung auf 10 Sh. 6 P. zugeftanden if. Der 
Tare unterlagen im Jahre 1858 526000 Stüd Pferde, etwa 440000 waren, ald zum 
Aderbau oder Militärdienft beftinmt, abgabenfrei. Die Hundefteuer beläuft jih auf 12 Sh. 
für das Stud. Auch das Führen adeliher Wappen ift beiteuert; Die Jagdſcheine ertragen 
etwa 140000 Pf. St. 

6) Voſt. Das Jahr 1840 brachte die Pennypoſt. Früher waren 4 Pence die geringfte Taxe, 
nur für einen Umkreis von je 15 englifchen Meilen geltend.- Auf eine Entfernung von 230— 
300 Meilen ftieg die Gebühr auf 1 Sh., mit einem Zufchlage von 1 Benny für je 100 Meilen 
weiter. Das dutch Rowland Hill entworfene jegige Syſtem führte zwar zu einer jofortigen 
Vermehrung ver Briefzahl von 76 auf 169 Millionen Stüd, allein es ergab ſich gleihwol ein 
ftarfer finanzieller Ausfall, ſodaß erft nach etwa 20 Jahren der frühere Reinertrag wieder erzielt 
wurde, Derjelbe betrug nämlich: 

1840 1545 1850 1555 1858 


447665 753000 820000 1,137219 1,330385 Pf. St. 


Der Rohertrag beläuft ih auf etwa 3,35 Mill. Pf. St. Von den bedeutenden Koften kommt 
aber ein jehr anjehnlicher Theil auf die Unterhaltung der Poſtdampfſchiffahrt mit überſee— 
iſchen Rändern, 

Die übrigen Einfünftefategorien bedürfen feiner beiondern Beſprechung. 

Bei den Ausgaben, wie wir dieſelben oben aufführten, jind die Erhebungskoſten nicht 
einbegriffen, ebenfo wenig der Aufwand für Betrieb dev Staatsanftalten und Unterhaltung der 
Immobiliarbefigungen (Boften und Staatsländereien; dazu Zollwade u. ſ. w.). Selbft mit 
Dazurehnung ber betreffenden Beträge, dann der Ausfälle und der Benjionen, fleigt der ganze 
Aufwand für Abgabenerhebung u. j. w. wenig über 6%, Proc. der Einnahme. Dieſes Ergebniß 
ift nur dadurch zu erzielen, daß das Kaſſenweſen nicht bureaufratifch, jondern kaufmänniſch bes 
Handelt und das Meifte durch die Banf von England gegen mäßige Provifion bejorgt wird. 
Erft jeit dem Jahre 1855 erfcheint der Betrag der Erhebungäfoften in den Sauptrehnungen. 
Derjelbe betrug nad Procenten von ven verrechneten Summen: 

1855 1356 1857 1858 1859 

6,7 6,5 6,2 6,7 6,8 
Bringt man die Benfionen und Unterftügungen in Abzug, fo ftellt jich das Verhältniß bei den 
einzelnen Zweigen der Staatdeinnahme folgenderniagen. Es foftete der Betrieb der Anftalten 
und die eigentliche Erhebung der Auflagen: 


1855 1856 1857 
BEE: 5 508 449 4,8 — Proc. 
> Tr | 7 See ee A En 4 38 
Stempel u er re A ee  . 2,5 22’ 
Einfommen=, Luxus- und Orundfteuer 2,5 2,3 a - 
Borften und andere Domänen . . . 378 37 44 
Pott . . 561 56,2 553 „ 


b) Bedarf der Staatöihuld. Diefelbe zerfällt in drei Hauptkategorien: permanente (con= 
folidirte) Schuld, Annuitäten und unfundirte (flottirende) Schuld. Den Bedarf jever dieſer 
Klaſſen in verichiedenen Jahren der legten Zeit zeigt Folgende Zufammenftellung. Es betrug 
der Jahresaufwand für die 


permanente NAnnuitäten unfundirte 

Schuld Schuld 
1846 23,739573 3,916982 421432 Pf. St. 
1850 23,950559 - 3,737325 403706 „, 
1855 22,965835 3,868293 813771 vr 
1859 23,802719 3,994525 575172 u u 
1860 23,889092 2,541198 403180 „ u 


Hiernach ift der Jahresbedarf für Die confolivirte Schuld ziemlich der gleiche geblieben; der für 
Annuitäten (Leibrenten u, ſ. mw.) ebenfalls bis zum Jahre 1859, mit welcher Periode das 
Erlöſchen jehr bedeutender Nentenfummen eintrat; dagegen ſchwankte der Aufwand für bie 
ihwebenvde Schuld jehr ſtark; er erreichte feinen Höhepunft im Kriegsjahte 1856 mit 
1,063403 Pf. St. Uber den Kapitalbetrag der Schuld werben wir unten berichten. Es ift 
übrigens nicht unweſentlich, zu überbliden, in welchen Beträgen die Nente der Staatsfhuld ſich 


— 
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vertheilt. Es bezogen nach der letzten uns bekannten Zuſammenſtellung (wahrſcheinlich vom 
Jahre 1858 oder 1859): 


niht über . . . 5Pf. St. 93296 Individuen 
zwiſchen 5 und 10,, 44020 F 
be a ERBE 5 
5 50 ,„ 100 „ „ 22063 " 


" 100 „ 200 „ „ 12668 R 

n 200 „ 300 » u 3627 "„ 

r 300 „ 500, 2367 4 

„+: 500 „ 100 u u 1168 ” 

" 1000 ,. 2000 „ „ 375 ii 

über 2000 „ u 223 „ 
Bon der nit weniger ald 266719 betragenden Zahl der Staatörentenbeiiger kommen aljo 
223628 Individuen oder faft 84 Proc. der Gefammtzahl auf jene, welche bis hoͤchſtens 50 Pi. 

. beziehen. Mehr ald 100 Pf. Rente geniegen nur 20428 Individuen. 

c) Eivilverwaltung (der techniſche Ausdruck der Engländer ift: Civil list and civil charges 
of all kinds). Hierunter werden natürlich manderlei Ausgaben begriffen, deren Hauptkategorien 
aus nachſtehender Zufammenftellung zu erjeben, wobei wir zugleich den Ziffernbetrag im Jahre 
1859 anfügen. 

1) Gigentlie Givillifte: 398724 Pf. St. (diefelbe ift der Einfommenfteuer unterworfen). 

Hieran reihen fi die Dotationen für einzelne Mitglieder der Föniglichen Familie (fo bezog der 
König: Gemahl 30000 Pf. St.) Außerdem fließen, ohne Verrechnung in der Staatöfinanz, die 
Einkünfte des Herzogthums Lancafter (etwa 8000 Pf. St.) in die Brivatfaffe ver Königin, jowie 
pie Ginfünfte des Herzogthumd Cornwallis (mit ungefähr 43000 Pf. St.) in die ded Prinzen 
von Wales. Zudem hat die Staatokaſſe die Koften der Unterhaltung der föniglihen Schlöffer 
zu beftreiten, und es erfolgen bei befondern Gelegenheiten auch noch außerorventliche Be: 
mwilligungen, wie z. B.40000 Pf.St. aus Beranlaffung der Berheirathung der Princeß-Royal. 
Mit Einrehnung des Genufles der Paläfte Ihägen wir die Koften des Hofs auf ungefähr 
480000 Pf. St. 2) Koften des Barlaments und der öffentlichen Verwaltung, einſchließlich der 
Givilverwaltung Irlands und der Infel Man (1859): 1,404182 Pf. St. Die Mitglieder bei- 
der Parlamentshäuſer erhalten keinerlei Geldvergütung. Der Aufwand für die Adminiftration 
des Landes iſt zwar gegen früher jehr bedeutend geftiegen, gleichwol (nad unferm continentalen 
Mapftabe) nod) äußerſt gering, eine Folge davon, daß in England ver Grundfag des Eelf: 
governments durchgeführt ift, wonach die einzelnen Grafihaften, Städte und Gorporationen 
ihre Ausgaben unmittelbar ſelbſt decken. 3) Allgemeine Penfionen (joweit es ih nicht 
um Penſionen handelt, welche bei ven Specialverwaltungen verrechnet find): 366600 Pf. St. 
4) Zuftiz ſammt Polizei und Gefängnißweſen: 3,323826 Pf. St. 5) Koften des diplomatifchen 
Corps, der Handeldconfulate und außerordentliche Bepürfniffe 384311 Pf. St. 6) Offentliche 
Arbeiten (Unterhalt ver föniglihen Schlöffer, Öffentlichen Gebäude, Sicherheitähäfen und ei— 
niger Brüden): 955000 Pf. St. T) Öffentlicher Unterricht, eine in bedeutenden Steigen begrif: 
fene Bofition, für welche 1835 nicht mehr al3135400, 1859 dagegen 1,165134 Pf.St. verwen: 
dei wurden, wovon etwad über bie Hälfte für ven Volksunterricht. Das Britiſche Muſeum allein 
foftet dem Staate jährlih über 112000 Pf. St., wie oben bereitö angegeben. 8) Golonialaus: 
gaben, ſoweit diefelben nit durch die Golonien und die Kriegsetats gevedt find: 214459 Pf. St. 
9WVermiſchte Ausgaben: 692000 Pf. St. 10) Geheime Ausgaben: 44600 Pf. St. 11) Un 
vorgefehene Ausgaben (1857 52000 Pf. ©t.) 

d) Kriegsweſen. Die obige Tabelle weift ven Ausgabebetrag hierfür, für Land: und See— 
macht gefchieden, nah. Wir bemerken hier blos noch, daß der Voranſchlag für die Landmacht 
im Sabre 1861— 62 im ganzen 14,606751 Vf. St. beträgt, gegen 14,792546 Pf. St. im 
Borjahre. Don jener Summe fommen auf den activen Militärdienft 12,493943; darunter 
4,780000 für Sold und Löhnung, 320000 für eingereihte Miliz, 68000 für Volontärcorps, 
1,278377 für Lebensmittel und Fourrage, 2,088081 für Kriegsbedürfniſſe, 595355 für Be- 
feftigungen, 707607 Bf. St. für Kafernen u. ſ. w. Der Aufwand für nicht effectiven Dienft, 
Benfionen u. ſ. w. beläuft ji auf 2,112808 Pr. St. 

In frühern Zeiten war der Stantöbebarf natürlich viel geringer. Die gewöhnlichen Ein— 
fünfte betrugen im Jahre 1685 nur etma 1,400000 Pf. ©t., wozu die Accife 585000, der 
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Zoll 530000 und die Raminfteuer 200000 Pf. St. lieferten. Im Jahre 1709 flieg der Staats: 
bedarf bis auf 7 Mill., 1785 auf 12,499926. In den Jahren der Kriege gegen ben erften 
Napoleon erhob ſich der (großentheild durch Anleihen- gedeckte) Staatsaufwand zu einer bis da⸗ 
hin unerhörten Höhe, 1813 auf faſt 72, 1815 aber fogar auf 116°, Mill. Bf. St.%) Der 
Krimfrieg foftete gegen 80 Mill. Pf. St. 

Die Feftftellung des Budgets erfolgt in England nicht in der nämlichen Meife wie in ven 
meiften Gontinentalftaaten. Der Kanzler der Schatzkammer entwicelt in einer Sigung feinen 
ganzen Finanzplan (financial statement), Ein ernftes, ſorgſames Abwägen der einzelnen Po— 
fitionen, Vermehrung der einen, Berntinderung der andern durch fpecielle Verhandlungen bed 
Haufes findet, wenigſtens in der Regel, nicht ftatt. Da ein englifhes Minifterium nicht be: 
ftehen kann, ohne ih der Zuftimmung des Unterhaufes zu erfreuen, und da jedes Minifterium 
eigentli aus deflen Majorität hervorgeht, jo unterläßt man ein Marften im einzelnen. Da: 
gegen wird ein Ginhalten ver einzelnen Poſitionen, wie fie im Budget getrennt aufgeführt find, 
fireng gewahrt. Was nun das neuefte Budget (für dad Berwaltungeiahr 1861— 62) betrifft, 
fo entnehmen wir dem vom Parlament gebifligten Vortrage des Minifters folgende Haupt⸗ 
daten. Mit Einrehnung von 1 Mill. für ven inefifhen Krieg und 127000 Pf. St. für die - 
Volkszählung beläuft fi der Jahresbedarf auf 69,900000 Pf. St. Die Einnahme aber ift 
folgendermaßen veranſchlagt: 


Zölleee 23,585000 Pf. St. 
11 [ Er u FE 19,463000 „ 
ERBEN: 2- re 8.460000 . 
RZandtarenu.f.w. . . .. 3.170000 „ 
Ginfommenfteur . . . . 11,200000 „ u 
Dot . . a 3,500000 „ 
Kronländereien . Ä 295000 „ u 
Chlneſi ſche Kriegsentſchädigung 760000 
Vermiſchte Einnahmeen1400000 


Geſammteinnahme 71,823000 Pf. & 


Nach diefer Berehnung — fo erörterte der Schatzkanzler — würde ein überſchuß verbleiben 
von 1,923000 Bf. St. Einige Feine Abänderungen, die bereits beichloffen feien, dürften einen 
Ertrag von 50000 Pf. St. liefern. Was nun aber die Verfügung über jene Mehreinnahme 
betreffe, fo erfcheine fie ver Regierung viel zu groß, um viefelbe in der Staatskaſſe zu behalten. 
Der Schapfanzler habe ſich bisher gezwungen gefehen, ſowol zur directen wie zur indirecten Be— 
fteuerung zu greifen, und die Nation gemährte mit freigebigen Händen, mas die Regierung for: 
derte. Indeß fühle der Redner, daß die directe Befteuerung nun ihren Höhepunft erreicht Habe, 
und es wünfchenswerth fei, den Proceß der Ermäßigung beginnen zu laffen. Viele feien der 
Meinung, daß man die Einfommenfteuer abfchaffen follte, ohne zuvor einen Erfag für diefelbe 
aufgefunden zu haben. Der Minijter würde ich glücklich preifen, dur Wegnahme diefer ſchwe— 
ren Laſt frinem Namen eine dauernde und ehrenvolle Erinnerung zu fihern; allein e8 könne an 
die Aufhebung jener Steuer fo lange nicht gedacht werden, ald England fid nicht gewöhnt habe 
feine Ausgaben bedeutend zu befdhränfen. Wenn das Sand fi genügen laffen wollte, für 
60 Mill. regiert zu werben, mit welder Summe man nod vor drei Jahren ausgereidht, fo 
laffe fi die Einkommenſteuer entbehren. Died fei aber nicht der Fall, wenn man 70 Mil. 
Ausgaben beftimme. Indeß wolle die Regierung einen Anfang mahen und den Penny nad: 
laffen, um welden die Steuer voriged Jahr erhöht wurde. Im laufenden Finanziahr werde 
demnach das Binfommen von 150 Pf. St. und darüber 9 Pence per Pfund und dad von 100 
— 150 Pf. St. 6 Pence bezahlen. Der Nachlaß dieſes einen Penny verringere ben Ertrag der 
Steuer um 850000 Bi. St. Danach vermindere ſich der Überfhuß auf 1,073000 Pf. St. Run 
ſchlage er vor, einen Theil dieſes Betrags zur Abſchaffung einer indirecten Abgabe, nämlich der 
Papierſteuer zu verwenden. Gr hoffe um fo mehr Zuſtimmung, als das Unterhaus ſchon im 
vorigen Jahre ſich mit diefer Mafregel einverftanven erklärte (dad Oberhaus trat damals der— 
jelben entgegen). Laffe man dieſe Abgabe vom 1. Det. 1861 an hinwegfallen, fo würde 
dad Opfer, unter Berüdjichtigung verſchiedener Erfparniffe, in dem nur theilweife davon be= 





’ *8* Sinige nähere Nachweifungen über @infünfte und Bedarf bes Staates in frühern Zeiten f. bei 
olb, a. a 
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troffenen Rechnungsjahre 665000 Pf. St. betragen. Der ganze Abgabennadhlaß beliefe ſich 
bemnad auf 1,515000 Pf. St., und der verbleibende Überſchuß wäre noch 408000 Pf. St. Der 
Schatzkanzler ſchloß mit der Bemerkung: Nachdem er das Haus durd eine Wildniß von Ziffern 
geführt, dränge ed ihn, eine perſönliche Anſicht auszufprehen, nämlich auf die Gefahr aufmerf- 
fam zu machen, welche in dem vorherrfchenden Hange zu ſchrankenloſer Erhöhung der Aus: 
gaben liege. Er jehe darin nicht nur eine Geldverfhwendung, fondern ein moralifdes Übel. 
Die Hülfsquellen des Landes feien zwar überreih, und nie habe eine Nation jo bereitwillig die 
ſchwerſten Laften getragen oder eine jo großherzige Neigung gezeigt, die Behler der Negierenden 
zu überfehen. Wenn aber das Land in der Verwendung jeined Reichthums in gleichem Ver: 
hältniß weife bleibe, wie e8 in feiner Production unvergleichlich fei; wenn es feine beifpiellofe 
Kraft mit Mäßigung geltend wache, dann fönne er ſich der Hoffnung hingeben, daß England 
eine großartige Miſſion habe und noch viele Menſchenalter Hindurd feine hohe Stellung unter 
den Nationen behaupten werde. 

Mir können übrigens diefen Gegenftand nicht verlaffen, ohne darauf hinzuweiſen, in welcher 
monftröfen Weiſe gleihwol die Verwendung der Staatömittel flattfindet oder vielmehr, nach— 
dem die Verhältniſſe fih nun allerdings einmal fo geftaltet haben, ftattfinden muß. Abge— 
feben von den Erhebungskoſten, laſſen fih die Ausgaben in folgende drei Kategorien bringen: 


Staatöfhuld 2 2 2 2865833470 Pf. St. = 39,813 Proc. 
Kriegsweſen en Se ae 30,462242 „ „ = AR „ 
Givilverwaltung, fammt allen übrigen Ausgaben 10,773519 „ „ = 158 „ 


68,069231 Pf. St. = 100 'Pror. 


Die Schuld verſchlingt, ungeachtet des endlichen Erlöfchend vieler Annuitäten, noch immer 
faft 39 Ya Proc. des gefammten Aufwandes, ohne daß daran eine weitere Minderung erzielt 
werben könnte; dad Kriegsweſen aber verzehrt fogar 443/, Pror., beide unproductive Ausgaben 
zufammen genommen nicht weniger ald 84,15 Proc., fodaß für die gefammte Verwaltung und 
alle fonftigen Bedürfniſſe nicht einmal mehr 16 Proc. übrig bleiben! Gin folder Zuftand fann 
als ein natürlicher nicht bezeichnet werden. Allein die freie Bewegung der Briten, zumal in den 
meiften wirtbfchaftlihen Verhältniffen, ermöglicht ihnen, die angegebene Laft nicht nur zu tra— 
gen, fondern jelbft unter ihr in allen Beziehungen des wirthſchaftlichen Lebens mächtig zu wach— 
fen und zu erflarfen. Konnte das Volk einen dem jegigen gleihfommenten Aufwand für die 

Staatsſchuld ſchon vor einem halben Jahrhundert erihwingen, wenn auch damals nur fehr 
mühfam und mit Gefahr, geradezu erfchöpft zu werden, wie died die auffallende Verminderung 
der inländiihen Gonfumtion während Jahrzehnden nad Wiederherftellung des Friedens nur 
allzu ſehr beweift, fo ift vie Laſt jegt unbeftreitbar eine leichtere gemorben, nachdem die Volks: 
menge fo jehr geftiegen und der Nationalreihthum jich jo gewaltig vermehrt hat. Gleichwol ift 
ed augenjheinlih, daß das Volk ſich weit beffer befände, wenn es eine foldhe immerhin un— 
geheuere Schuld nicht zu tragen Hätte, und die 27 Mill. Pf. St., welche diejelbe dem Land 
alljährlich Eoftet, entweder an Steuern nadjlaffen oder zu nüglichen Zwecken verwenden könnte. 
Mer nun aber auf die foloffale Ausgabe für das Kriegsweſen in England hinweifen wollte, um 
damit den übertriebenen Militäraufwand bei und zu rechtfertigen, möge dabei doch auch einen 
fehr weſentlichen Punkt gebührend berüdjichtigen, nämlich) daß Großbritannien frei ift von der 
drückendſten aller Abgaben, der Gonfcription, diefer wahren Menſchenſteuer, einer Ginrihtung, 
durch melde der gejundefte und Fräftigfte Theil der ganzen männlichen Jugend während ber 
beften Jahre aus dem felbftgewählten Berufe herausgeriffen und in einen Zuftand entſchieden— 
fter Unfreiheit gebracht wird und dabei nicht einmal finanziell eine irgend entſprechende Ber: 
gütung erhält, während in England der durch freie Werbung zum Gintritt in das Heer be— 
ſtimmte Soldat nur dadurch gewonnen wird, daß feine Löhnung im Verhältniß zu den Bedürf— 
niffen Höher ift, ald er jich font einen Verdienſt zu verfhaffen im Stande wäre. Allen andern 
Militärbudgetd in Europa, blos das der Schweiz und unferer Freien Städte ausgenommen, muß, 
behufs einer Vergleihung, erft noch der volle Geldbetrag beigefegt werben, um welchen man die 
ausgehobene Jugend in ſchwer zu rechtfertigender Weife verfürzt. - 

Ehe wir das Finanzfapitel verlaffen, haben wir den Betrag der Staatsſchuld anzugeben. 
Diefelbe belief ih am 31. Jan. 1860 auf 801,477741 Pf. St., wovon 785,294641 auf die 
fundirte und 16,183100 ‚auf die nicht fundirte Abtheilung kamen. Nach den einzelnen Kate: 
gorien geordnet, liegt und folgende detaillirte Uberficht vor, die allerdings ſchon vom 31. März 
1859 datirt, in deren Hauptbeträgen indeß feine fehr weſentllchen Abänderungen eintraten. 
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Fundirte Schul: Pe en 13% 60 
Neue 2I/,proc. Annuitäten 2,985472 74636 
‚Gonjolivirte 3proc. Schuld 400,829812 12,024895 
Redueirte Zproc. Schuld 115,104504 3,453136 
Meue Z3proc. Schulo IE i 212,661740 6,379852 
‚Guthaben ver Banf von England zu 3 Prog. 11,015100 330453 
‚Neue 3Yzproc. Annnitäten 240746 8426 
Neue 5proc. Annuitäten i 430604 21530 
Shagobligationen (16 Vict., c. 23) 418300 11503 
Rebenslängliche Renten — 1,050944 
Menten auf Zeitbauerr . . — al — 868423 
Renten, verfallend im Jahr 1860 . — 1,157710 
rs J „18367 — 585740 
[7] [73 1885 —n 116000 
Tantieme f für Großbritannien und Irland — 42032 
Schatzſcheine — 90020 
Pr Sefummibrtieg * funbirten br tige Schuld 743,686278 26,215300 

Nicht fundirte Schuld: 

Schagobligativnen (bills of exchequer) 13,277400 734153 
Schatzſcheine Be 5,000000 156250 
Sefanmtfäutd des sreingtn Königreichs 761,963678 27,105703 
Hierzu die irländiſche Schuld ; z 43,114876 1,509504 
Totalſchuld ver drei — Königreide 805,078554 28,615207 


Dieſe Zufammenftellung, obwol amtlihen Duellen entnommen, weicht ab von einer dem 
Parlament im Jahre 1861 vorgelegten Notiz, welche aufzählt: 2,981038 Pf. St. zu 2, Proc. 
verzinslih, 418300 Pf. St. zu 2°%/, Proc., 778,258542 Pf. St. zu 3 Broc., 2,630779 Pf. St. 
zu 3%, Proc, 240746 Pf. St. zu 3%, Proc. und 423603 Pf. St. zu 5 Proc. Außerdem 
wurde dem Parlament im Jahre 1861 eine Berehnung mitgetheilt, der wir nachſtehende No— 
tigen entnehmen, Es war der Stand der Staatöfhuld je am 31. Der. der Jahre: 


Jahr. Fundirte Schuld. Unfundirte Schuld. Zetal. 

1846 764,608284 18,310700 782,918984 Pf. ©t. 
1848 774,022638 17,786700 791,809338 „ u 
1852 761,622704 17,742500 779,3656204 „ 
1853 755,311701 16,024100 771,335801 „ 
1855 766,778599 26,596600 793,375199 „ u» 
1856 779,931088 28,050700 807,981788 „ u 
1857 779,655399 25,627300 805,282699 „ 
1858 778,561783 25,883700 804,445483 „ » 
1859 786,219236 16,230000 - 802,449236 „ 
1860 785,294641 16,183100 801,477741 „» u 


Die englifhe Staatsſchuld entitand nicht erft durch die engliſche Revolution, jondern die 


frühern Könige ſchon haben das Land oftmals mit Schulden belaftet, und wenn dies nicht in 
größerer Ausdehnung geihah, jo hat man ſolches einfach dem Umſtande beizumeſſen, daß der 
Eredit dazu fehlte. Schulden waren vorhanden, aber fie waren nicht geordnet; niemand warb 
freiwillig Gläubiger; und Macaulay hat recht in feiner Behauptung, daß die englifche Revo— 
lution nicht dad Staatsſchuldenweſen, mol aber ven Gebrauch einführte, die Schuld regelmäßig 
zu bezahlen, 

Zur Zeit der legten englifchen Revolution, 1689, belief ih die Staatsihuld allerdings nur 
auf 664263 Pf. St. Kapital, Unter mehr confolivirten und wenigſtens vergleihsweife mehr 
geordneten Berhältniffen konnte Wilhelm HT. diefelbe bis auf 15%, Mill. vergrößern; die we- 
jentlich behufs der Erlangung neuer Darlehen gegründete Bank von England diente ihm dabei 
vorzugsweiſe zur Vermittelung. Unter Königin Anna wuchs die Schuld fogar auf 373/, Mill., 
mit 3,300000 Pf. St. Zinfen ; der Spaniſche Erhfolgefrieg koſtete England 69 Mill. Pf. St. 
Im Jahre 1727 war der Schuldftand etwas über 52 Mill. Im Jahre 1751 erfolgte die Ber: 
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einigung der verihiedenen Schuldpoften in eine gleiche Maffe: vie Gonfols. Im Jahre 1748 
bezahlte übrigend bie Staatöfaffe für die auf 75 Mil. angewachſene Schuld nicht mehr Zinfen 
ald 35 Jahre zuvor für ein Kapital von 34 Mill.; der Staat befam nämli in der erften 
dieſer Berioven das benöthigte Geld nicht unter 8 Proc. Jahreszins geliehen. Zur Zeit der Be: 
endigung des Siebenjährigen Kriegs (1763) war die Schuldenmaffe auf beinahe 139 Mil. 
angewachſen, großentheils infolge der mittelbaren und unmittelbaren Unterftügung Friedrich s Il. 
von Preußen. Die Verminderung in der nächſten Friedendzeit war wenig bedeutend. Der 
Kampf gegen die nordamerifanifche Union veranlaßte die Aufnahme neuer Anleihen im Betrage 
von 121, Mill., ſodaß die Gefammtfumme der Pafjiven im Jahre 1784 auf nahezu 250 Mikt. 
angewachſen war, So ungeheuer diefe Summe den damals Lebenden däuchte, fo führten 
die Kriege gegen die franzöfifhe Republif und den ältern Napoleon zu noch viel foloffalern 
Schuldvermehrungen. Man trug fein Bedenken, weit größere Summen zu verſchreiben, als 
man erhielt (jo floffen im Jahre 1815 für 66 Mill. Bapiere nur 36 Mill. Geld in die 
Staatöfafle). Im ganzen führten die bezeichneten Kriege zu einer Vergrößerung der Schuld 
um 6017, Mill. (alfo über 4000 Mill. Thlr.), und die Befammtjumme der Staatspaffiven 
war 1817 auf beinahe 841 Mill. (eigentlih 840,850491 Pf. St.) angewachſen: Unter 
allen Großmächten war aber England die einzige, welche in der darauf folgenden langen Frie— 
densperiode nicht ohne einigen Erfolg auf Verminderung ihrer Schuldenmaſſe Hinarbeitete. Nur 
zwei Ausnahmen ergaben fh: 1835 wurden 20 Mill. zum Losfauf der Negerfklaven in den 
britiihen Golonien und 1847 10 Mill. zur Bekämpfung der Hungerdnoth in Irland verwen: 
det, zwei Ausnahmefälle ver ehrenvollften Art. Neben der allerdings geringen Kapitaltil- 
gung fonnte übrigens der Zindfuß von 5 auf 31/, Proc. herabgefegt werden, indem man den 
misdiejer Reduction nicht zufriedenen Gläubigern einfach) die Rüdzahlung der ihnen jhuldigen 
Summe anbot. 

Als der Krimfrieg begann, beabſichtigte die Negierung die ganze außerordentliche Ausgabe 
durch außerordentlihe Steuerhebung zu decken. Indeß wuchſen die Bedürfniſſe in foldem Maße 
an, daß man neben der Steuernerhöhung gleichwol wieder zur Aufnahme von Anleihen ſchrei— 
ten mußte. So ergab fi) eine neue Schulpvermehrung von 41 Mill., nämlich 26 Mill. confo: 
lidirte, 7 Mill. Schagobligationen und 8 Mill. Schatzſcheine, und obwol in der Zwiſchenzeit Die 
Tilgung alter Bapiere normalmäßig fortgefegt ward, lag 1856 eine um mehr als 36'/, Mitt. 
vergrößerte Verpflichtung des Staated vor ald drei Jahre früher. (S. vie obige Zufammen- 
ftellung und mein „Handbuch der Statiftif”.) 

vi. Militärwefen. a) Seemadt. In ihr liegt die Hauptſtärke ded Staates; zur 
See ift Großbritannien noch immer entjchieden die erfle Macht der Welt. Die britiſche Kriegs— 


marine hatte zu Anfang ded Jahres 1860 folgenden Beftand: 
Schrauben- Rad: 


Linienfchiffe: damıpfer. dampfer. ek . Total, 
1. Ranges von 120—130 Ranonen, die Dampfer von SOO—1200 Pferbefrafit 7 — 1 S 
2. " r 101 r " # 7 600— 800 r 6 — 6 12 
3. 7 [7 9 7) [7 [7 7) 400— 800 r 39 u ken 39 
4. fi} 7 8 m 1 1 1— 400 7) 13 — 12 25 
5, #r ’ 72— 78 [7 " [7 [7 — — 14 14 
aſtenſchiffe 7 60 ’ [2 rr 7) . 200 - 450 9 en — 9 
zuſammen einenſchiff⸗ 74 — 3 107 
Fregatten: 
1. Ranges „ 51 J Pr M 400 —1000 — 29 — 19 8 
2. " 25, 44,47 " 7 [7 [7 — 800 " 12 9 34 55 
Gorvetten „ 21% „ — — „200— 400 * 24 — 20 4 
Sloopo „ 1-1 „ Pr — 100- 400 — 832 — 4 % 
7 " 4— 9 [7 "r 7 [7 200— 400 [7 42 u 42 
d— 6 7) ” [2 [7 400— 560 " — 90 — 90 
"Ranonierboote: 
L Ranges 7 2 7) 7) r 7) 9% " 25 u ur 25 
2. 4 — * „ 60 u 122 — — 122 
Panzerſchiffe: 
—*8* 7 36 " " 7 " 1250 " 2 — Ku 2 
16 7) # " „ 7) 2 — 2 2 
Epmtiinune” 14 1 7 7 [7 220 nr 8 — —— 8 
Bombarden ,, 4 I "„ "„ 7 120 7) 2 6 Zu 6 


zufammen 8372 105 150 627 
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Nach einer Mittheilung des Marineminifters in der Unterhausfigung vom 14. Febr. 1861 
war der Beftand der Dampfflotte: 
vollendet im Bau zjujammen 


Shrauben-Linienfhife -. - : » 53 14 67 
Fregatten (blos neun ohne Schraube) 40 12 52 
Ms 9 


Schrauben: Blodfdiffe — 9 
- Schrauben: Banzerfhiffe . . - - 1 6 7 
Schrauben-Eorvetten . . . . 19 4' 23 
11 ı, ee Eee raue u en 93 14 107 
Kleinere Dampfer . . 2 2. 24 2 26 
Kanonenboote . . . > 2... 189 4 193 
Schwimmende Batterien . . . » 8 — 8 
Transportihiffe und Dadten . . 65 1 66 
Mörferboote . 2 2 en 4 — 4 


505 57 562 . 


Außerdem befaß man no an Segelſchifſen (deren feine neuen gebaut werden): 10 Linien: 
ſchiffe, 17 Fregatten, 18 Sloops und 84 Bombarbier-Schaluppen u. dgl., zufammen 129 Fahr⸗ 
zeuge. 

Was die Mannſchaft betrifft, ſo ward deren Stärke bei Vorlage des Kriegsetats im Jahre 
1859 — 60 zu 72400, im Jahre 1861—62 aber zu 85500 berechnet. Seitdem hat eine fort⸗ 
währende Vermehrung, noch mehr aber eine Verbeflerung der Kriegsmarine ftattgefunden. 
Eine Bergleihung mit der Stärke der franzöfiichen Flotte warb von den zur Prüfung der Ma: 
tineverhältniffe nievergefegten Gommiffaren in ihrer im Februar 1859 abgefaßten Aufftellung 
verfudt. (S. „Report of the commissioners appointed to inquire into the best means of 
manning the navy’.) Bezüglich der im Seefrieg am meiften in Betracht kommenden größern 
Schiffe hatten dieſelben nachſtehende Reſultate feftgeftellt : 

Linienſchiffe Fregatten 


engliidge framgöfihe _  englithe framgaflfche 
Bollendet 29 29 26 34 
Im Umbau 11 6 2 4 
„Neubau 10 5 6 8 


Sonach Hatte England damals 50 Dampf-Linienſchiffe, Frankreich nur 40. Dagegen ſtand 
letzteres an Dampf-Fregatten voran: 46 gegen 34. An kleinern Fahrzeugen behauptete Eng: 
land eine entihiedene Lberlegenheit. Im ganzen hatte e8 464 Dampfer, Branfreih nur 264. 
Wie raſch die Vermehrung vor fih ging, mögen folgende Notizen andeuten, welde Sir R. 
Bromley auf dem londoner ftatiftifchen Congreß mittheilte. Im Jahre 1852 Hatte England nur 
135 Dampfer mit 3027 Kanonen, 33764 Pferbefräften und 166357 Tons Tragfähigkeit; 
1858 dagegen 402 Dampfer von 8202 Kanonen, 95408 Pferbefräften und 420000 Tond 
Tragfähigkeit. Eine Vergleihung der jegigen Schiffe mit den zur Zeit der Napoleonifchen 
Kriege verwendeten ift bei gleicher Benennung (Linienſchiffe, Fregatten u. f. w.) und der näm= 
lihen Kanonenzahl völlig unzuläffig. Eine Fregatte ift jegt etwas ganz anderes als damald,. 
und Schiffe mit 60 jegigen Kanonen befigen eine ganz andere Zerftörungsfraft als damals folde 
von 120.*1) Die Hauptbürgſchaft für die Überlegenheit ver britifchen über die franzöfifche 





41) Die Times fagte kürzlich, das fchönfte Kriegefchiff der Welt habe eben die britifche Flagge 
200 Meilen weit getragen; es ginge troß feiner Schwere fo leicht wie ein Flußboot. Zu Ende des vos 
rigen Kriegs hatte man Schiffe von 1000 Tonnen Gehalt, die 300—400 Pfd. Metall bei jeber Breit: 
fette warfen und 36000 Pf. Et. fofteten; der Warrior ift von 6000 Tonnen Gehalt, wirft 1400 Bi. 
Metall und Foftet mindeftens 360000 Pf. St.; er ift um die Hälfte größer als das größte fonftige Schiff 
der Flotte; feine Zerfiörungsfraft in Armftrong- Kanonen und Brandrafeten ift unberechenbar. Die Ma— 
fchinenräume allein find größer als ein Kauffahrteifchiff. Wegen des Warrior find nun auch neue Dode 
au bauen, denn er wirb bald vier neue Gefährten erhalten, außer ben neun PBanzerichiffen, die Eng— 

and bereits befigt ; die Koften.bafür gehen ins Babelhafte, allein zu neuen Schiffen gehören neue Docks. 
Auf den Werften der englifchen Regierung waren im Spätjahr 1861 54 Kriegsichiffe im Bau begriffen. 
Der größere Theil derfelben fann demnächſt vom Stapel gelaffen werben. Diefelben enthalten zufammen 
96255 Tonnen, 10930 Pferbefräfte und 1254 Kanonen. Die Zahl der Gefchüge variirt für die einzel: 
nen Schiffe gwifchen 2 und 89, die Dumpffraft zwiſchen 60 und 1250 Merbefräht, bie Tonnenzahl zwi⸗ 
ſchen 233 und 6079. Das größte Schiff von 6079 Tonnen heißt Achilles und wird in Chatham erbaut, 
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Seemacht Ilegt aber in ver Handelsmarine, melde die Matrofen vorbildet. Die Rauffahrtei: 
flotte betrug im Jahre 1858 an regiftrirten Fahrzeugen: 


in roßbritannien in Frankreich 
Segelſchiffe 24406 14845 
Dampfer 1813 330 


Zudem find die britiſchen Schiffe im allgemeinen die größern. Allerdings iſt der franzöfl: 
fhen Regierung infolge der fon von Ludwig XIV. eingeführten Marineconfeription die freie, 
unbebingte Verfügung über die männliche Jugend der ganzen franzöſiſchen Marinebevölferung 
eingeräumt, wogegen die englifche Regierung ſich auf dad mehr zweifelhafte Ergebnif der An— 
werbung beſchränkt fieht. Allein eben dieje Einrichtung hat bewirkt, daß eine Menge Küften- 
bewohner von der Seejhiffahrt ih abwenden, nur um jener Laſt ſich zu entziehen, und daß vie 
Zahl der aufgezeichneten Seeleute in Branfreih nur 90217 betrug, während dieſelbe in Groß— 
britannien auf 227411, nad einer andern Berehnung jogar auf 254135 und mit Einrehnung 
der bereitö vorhandenen Kriegdmarine jogar auf 322835 anftieg. Died Marineconferiptions- 
gejeg in Frankreich wird von erfahrenen Männern als eine der Haupturfachen ded Zurüd- 
bleibend der Franzoſen zur See hinter andern Nationen angefehen. Wer irgend kann, entzieht 
fih und feine Kinder dem der Leibeigenſchaft ähnlichen Berhältniffe, vem diefe Klaffe von Landes⸗ 
angehörigen unterworfen if, Trotz aller. Erfhwerungen zieht jede aufßerorbentlihe Aus: 
hebung in Branfreih eur Derlaffementd nad) fih. In Wirklichkeit ergeben die Gontrolen der 
maritimen Infeription wenig mehr ald 60000 Mann, melde einer Aufforderung der franzöſi⸗ 
fhen Regierung zum Seedienft auf Kriegsſchiffen gut oder übel entfprechen können, während die 
franzöfiiche Seefüfte von 400 Lieues Ausdehnung das Zehnfache diefer Zahl liefern würde, be: 
fände jene drakoniſche Gejeggebung nicht, die einer andern Givilifationdperiode angehört, alle 
jene viel angerufenen Grundſätze von 1789 mit Füßen tritt, allen focialen Intereffen Hohn 
ſpricht und gleichſam blos durch Vergeffenheit aus der alten in die neue Zeit herüber gelangen 
durfte, unter Ausübung eined furdtbaren exrceptionellen Drucks auf einen armen, elenden, ver: 
theidigungslofen Theil der Bevölkerung. 42) 

b) Landmacht. Nicht durch Gonjcription, fondern nur durch Werbung wird das «Heer ges 
bildet und ergänzt. Eine gewaltfame Aushebung für das flehende Heer, das Aufnöthigen 
eines nicht freiwillig gewählten Berufs würde der Brite ald eine Art Xeibeigenfchaft anfehen, 
unverträglic mit dem Rechte und ver Würde eines freien Mannes, und er würbe eine joldhe 
Einrichtung nicht dulden. Infolge dieſes Verhältniffes muß der Staat ven Soldaten, über die 
er gebieten will, fo viel bezahlen, daß er, in freier Goncurrenz mit allen andern Arbeits: und 
Verdienſtzweigen, die gewünſchte Anzahl Freiwilliger befommt. Das Heer Foftet darum 
verhältnigmäßig weit mehr ald in irgendeinem andern Staate Europas, aber die Soldaten jind 
auch beffer genährt, verpflegt und beſoldet ald irgendwo fonft. Großbritannien hält ſich frei von 
der Blutfteuer, Eonjcription genannt, und vergütet feinen Soldaten fo viel, daß es die benöthigte 
Anzahl, bei alljeitig freier Bewerbung, vortheilhafter findet, im Heere zu dienen, flatt ander= 
wärtd zu arbeiten. Geworben werden gewöhnlich Burſche im Alter von 17— 30 Jahren (bei 
der Reiterei und dem Genie gewöhnlich bloß bis zum fünfundzwanzigften, bei dem Fußvolk und 
der Artillerie bis zum dreißigſten Jahre; bei körperlicher Tauglichkeit find fpätere Gapitulationen 
zuläffig). Die geforderte Größe ift bei der Linteninfanterie (auf franzöſiſches Maß rebucirt) 
1 Meter 60 Gentimeter, Garbeinfanterie 1 Met. 72 Gentimet., Liniencavalerie 1 Met. 65 Gen: 
timet., Gardecavalerie 1 Met. 75 Kentimet., indifche Gavalerie 1 Met. 61 Eentimet., Artillerie 
1 Met. 68 Gentimet. Die Gapitulation lautet in der Regel bei der Infanterie auf die Dauer 
von 7 ober 10, bei der Gavalerie und Artillerie auf die von 12 Jahren. Das Handgeld wechſelt 
nad) der Größe des Bedarfs, meift zwiſchen 2 und 10 Pf. St. Die tägliche Löhnung beträgt 
1 Shill. und 1 Benny (faft 11 Sgr.) bei der Infanterie, 1 Shill. 4 P. bei der Artillerie; bie 
Nebengenüffe ver Wohnung, Kleivung, mwohlfeilern Nahrungsmittel u, f. w. find beiläufig 
ebenfo hoch anzuſchlagen. Bin entſchiedener Misbrauch, der troß aller Klagen noch immer fort: 
dauert, ift die Verkäuflichkeit ver Offizierftellen. Der Preis einer Oberftlieutenantäftelle bei 





Es Hat 1250 Pferbefraft und nur 50 große Gefchüge, während Schiffe von viel kleinerm Tonnengehalt 
70— 90 Kanonen erhalten. Die Bauten veriheilen ſich auf folgende Werften: Chatham, Devonport, 
Woolwich, Portsmouth, Deptford, Millwall, Bembrofe, Glasgow, Sheerneg, Blackwall, Newhaven. 

42) ©. die treffliche Abhandlung im Journal des &conomistes vom Mai 1861: Questions de 
marine. 
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der Garde zu Fuß beträgt nicht weniger ald 7250 Pf. St., bei ver Linieninfanterie 4500; die 
Stelle eines Gornet bei ver Garde foftet 1260, die eined Fähnrichs bei der Linieninfanterie 
450 Pf. St. Der Gefammtwerth aller verkauften Offizierftellen wurde bei einer zur’ Zeit des 
Krimkriegs vorgenommenen Aufnahme zu 8,068535 Pf. St. ermittelt. Der jährliche Erlös 
aud dem Verkauf von Offizierftellen ift ungefähr eine halbe Million Pr. St. Nichtverfäuflich 
find die Stellen im Feldzeugamte (Artillerie und Genie) und die durch Tod oder Verſetzung va— 
cant gewordenen Poften; auch die in der Marine find ed nit. Dad Vorrücken vom Unteroffi— 
zier zum Offizier ift fehr erſchwert. Die Disciplin der Truppen Mird mit gtoßer Strenge ge— 
handhabt. Die furdtbare Peitfchenftrafe mit der neunfhwänzigen Kate ift feit 1859 mit Aus— 
nahme weniger Fälle abgeſchafft. Gleichwol wird der Dienft in ver Landmacht vom Volke ge= 
ring geachtet, weit geringer ald in der Marine. Die englifchen Truppen haben fi zwar durch 
eine gewiſſe Schwerfälligfeit, vabei aber buch Muth und Ausdauer faft immer ausgezeichnet. 
Das Offiziercorps umfaßt viele gering befähigte Adeliche. Noch muß erwähnt werben, daß die 
ganze Eriftenz des Landheeres, wenigftens nominell, immer nur auf ein Jahr gefichert ift, in- 
dem das Parlament die fogenannte Muting: Bill nie auf länger bewilligt. 

Die Formation des englifchen Heeres ift folgende. Infanterie: 3 Regimenter Garde (Gre— 
nadiergarde, Coldſtream, Scots-Füſtleers); 100 Linienregimenter, die meiften nur von einem 
Bataillon; die 25 erften find ſogenannte Doppelregimenter, d. h. ſie umfaſſen zwei Bataillone:; 
das 60. Regiment (Büchfenihügen) hat 4 Bataillone; 1 Scharfihügenbrigade (Rifle-men) von 
4 Bataillonen; 3 weftinpifche Negimenter. Das 100. Linienregiment beiteht aus Ganadiern. 

Gavalerie: 2 Regimenter Leibgarve, 1 Regiment Neitergarde (die „Blauen“), 7 Regi— 
menter Dragonergarden; 18 Riniencavalerieregimenter, ſchwere und leichte Dragoner, Hu: 
faren und Lancierd, Die Negimenter haben meiftene nur 3 — 4 Schwadronen ober 
6—8 Eompagnien, und ihre Stärke beträgt gewöhnlich blos 300— 700 Mann. Indeß iſt die 
englifche Reiterei verhältnigmäßig ungemöhnlich zahlreich und trefflich beritten. 

Artillerie (Ordnance), in der Verwaltung ganz nn von der übrigen Armee: 2 Ne: 
gimenter reitende und 2 Regimenter Zußartillerie, 2 Regimenter Ingenieurd, 2 Negimenter . 
Train (nad einer andern Angabe: 10 reitende, 50 Feld: und 72 Küftenbatterien ; die Sap- 
peurd und Mineurd 36 Compagrien, ver Train 7 Bataillone.) 

Golonialtruppen: 11 Corps, meiſtens Gingeborene der betreffenden Colonien und von die— 
fen unterhalten. 

Heer in Oftindien. Die britifche Armee dafeldft ift feit 1860 mit der englifchen verichmol: 
zen. Im Jahre 1858 befanden ſich in Oftindien 58 europäifche Linieninfanterie: und 11 Ga= 
valerieregimenter. Die Zahl ver aus Eingeborenen gebildeten oftindifchen Negimenter war vor 
dem großen Aufftande 155 Infanterie und 21 Gavalerie. Am 1. Aug. 1859 betrug bie 
Stärke der Hindu= und mohammedanifhen Truppen noch 207765, etwa 40000 weniger als 
vor dem Aufftande (wogegen die Zahl der europäifhen Truppen um etwa 65000 vermehrt 
oder auf 110000 gebracht worden war). Die Eingeborenen werden meiftend auf drei Jahre 
geworben." 

Miliz (Yeomanry) und Freiwillige (volunteers), die erfte aus einer altenglifhen Ein— 
richtung hervorgegangen, die legten eine Schöpfung ver Neuzeit, veranlaßt durch bie franzöſi— 
fen Kriegsdrohungen. Die Freiwilligen find einigermaßen organifirt und fehr zahlreich. 

Die numeriſche Stärke der britifchen Armee ward in der erften Hälfte des Jahres 1861 fol- 
gendermaßen berechnet: 

Großbritannien, Colonien 


Battungen, Bropbritannien und Indien, ausihlichlich 

und feine Kolonien. |derZruppen der ehemaligen 

Dftindifhen Compagnie. 
BE. a. 1222 1222 
Infanterie 101230 160128 
Gavaleriee 13194 18210 
Ku ir 22393 28520 
2 4535 4535 
EIRIN/ u 5 5 cn Aare 1909 1990 
Armeeverwaltung . . 1561 1561 
Indiſche Depots in Großbritannien — 6688 


Total: 146044 212773 
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Eine Notiz vom September 1860 ergab 201132 Mann, davon 86256 in Oftindien und 
Ghina und 51564 ſammt den-Depotd der auswärts befindlihen Regimenter im vereinigten 
Königreihe. Die Miliz ward im Juni 1860 zu 68810 angegeben, die Deomencavalerie zu 
15002, die freiwilligen Schügen zu 122367; außerdem hatte man mindeſtens 15000 ausge: 
diente Soldaten u. ſ. w. Lord Palmerfton Sprach im Sommer 1861 von 170000 Freimilligen. 

Die „Naval and Military Gazette” bringt (October 1861) folgende Angaben über ben 
Effectivbeſtand des engliichen Heeres: 


A. Inland: 


Gavalerie 
Garbeinfanterie 
intieninfanterie 
reitende Artillerie 
Bußartillerie 
Genie 

Train 


bei der Verpflegung. u. . w. 


in den Cavaleriedepots 
0". Infanteriedepot3 


B. 

Mann Mann 
11850 In den gewöhnlichen Eolonien 57000 

6250 — 
49720 C. Oſtindien. 

1820 Cavalerie. 020...5620 
16320 reitende Artillerie . . . 550 

2340 Bußartillerie _ . 2 2.4800 

1840 Infanterie . 2 2 2 ...53000 

* 63970 
Total: 219850 Mann (ohne die eingebo- 
120 renen Soldaten in DOftindien,) 

98000 


VI. Auswärtige Befigungen. Kein anderer Staat der Welt Hatte je eine folde 
Menge wichtiger und über alle Theile der Erde ausgebreiteter Golonien wie England. Auf 
Grundlage einer im Jahre 1860 dem Parlament gemachten Vorlage (die übrigens ungeachtet 
ihrer amtlihen Duelle durchaus nit vollſtändig ift) ſtellen wir nachfolgende Lifte dieſer Be- 
gungen nad dem Alter ihrer Erwerbung auf, unter Anfügen einer Notiz über die Art viefer 


Erwerbung :_ 
Golonien. Erwerbungsart. Sabr ber Ermerbung. 
1) Neufchottland —— und Eroberung von Frankreich 1608 
2) Neufundland m * u er 1608 
3) St.:Chriftopfer (St. Ri) Nieberlaflung :-. : .. 1623 
4) Barbapoes i u TE 1625 
5) Nevis — un le an der a 1628 
6) Bahamainieln * Be et 1629 
7) Gambiafüfte — ee 1631 
8) Antigua Pr ET 1632 
9) Montferrat u 0 F U ae 1632 
10) Jamaica . Eroberung von Spanien ee 1655 
11) Goldküſte Niederlafſung io 0. 2 ah 1661 
12) Iungferninfeln i e a 1666 
13) Hondurasküſte Abtretung von Spanien . . . . 1670 
14) St.:Helena Pe » Bortugal . . . . 1673 
15) Gibraltar Eroberung von Spanien . . . 1704 
16) Canada a „Frankreich . . 1759 und 1760 
17) Dominica Abtretung „» m ne 1763 
18) Granava s a TE ER" 1763 
19) Tabago R an A ar 1763 
20) St.:Bincent . en r re re 1763 
21) Reubraunſchweig (getrennt von Neufhottland) . . 1784 
22) Sierra-2eone Niederlaflung . . 2. 1787 
23) Neuſüdwales 2; > ee 1788 
24) Gevlon Eroberung von Holland . . . 1795 
25) Trinidad 7 „» Spanien . . . 1797 
26) Malta ‚„‚ vom Malteferorden . . 1800 
27) Guiana Abtretung von Holland . . . 1803 
28) Sta.-Rucia t Eroberung von Frankreich . - 1803 
Staats:kerifon. vn. 4 
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Golonten. Grmwerbungsart. Jahr der Erwerbung- 
29) Tadmania . 2 2 2020. Nieberlaffung Ba 1804 
30) Gap . . + Eroberung von Holland . . . 1806 
31) Mauritius CJole⸗ de⸗ Scan) Br „Brenfreih . . . 1810 
32) Helgoland . . . 2. Abtretung von Dänemarf . . . 1814 
33) Joniſche Infen. . . BR »„ Bruanfeih . . . 1814 
Bay all. Niederlaffung — 1824 
35) Ascenſion. 20. Pr a 1827 
36) Weftauftralien 8 Sra% * Er 1829 
37) Südauftralin . . . . . F Be 1836 
38) Neufelan . . . 2.2. PR —V ——— 1839 
39) Falklandsinſel... u ET 1842 
40) Songfong . » . 2.0. Abtretung von China . . . 1842 
41) Labvan . . 2 2 200. e er ee ——— 1846 
42) Victoria 2... abgetrennt von Neufübmald . . . 1850 
43) Eolumbia . . i Niederlaffung 1858 
44) Oftinvien (als Kronland) Abtretung der Oftindifchen Gompagnie 1859 
(vier Praͤſidentſchaften) 

45) Prinz-Edwardsinſeln)  . - Nieberlaffung — u 1859 
46) Dueendland  -. . . .- abgetrennt von Neuſübwales — 1859 
47) Turks- und Caikosinſeln abgetrennt von Bahfama . . . . ? 
48) Fipfhisinfen . _. . abgetreten burd die Häuptlinge . . 1860 


Bon diefe 48 Beſitzungen erlangte der Staat jonah 14 im 17., 11 im 18. und 23 im 
19. Jahrhunderte, alſo beiläufig vie Hälfte währen des laufenden Jahrhunderts. Die erften 
Colonien waren uribedeutend, fehr anſehnlich dagegen die in das halbe Jahrhundert von 1623 
—73 fallenden. Dann ergab fi ein ziemlicher Stilfftand, beinahe während eines Jahr- 
hundertd. Auf die feitvem , namlich feit 1760 — gerade wieder ein Jahrhundert — verfloflene 
Zeit fommen die größten, reichften und ſchönſten Erwerbungen. Und doch haben ſich, nicht jehr 
lange nad) Beendigung des dem großbritannifchen Reiche jo bedeutende Colonien verſchaffenden 
Siebenjährigen Kriegs (in Deutfhland), die wichtigen Vereinigten Staaten Nordamerikas. 
losgerifjen, und man glaubte nun ziemlich allgemein an ein entfchiedenes Sinken der englijchen 
Maht, Die großen franzöfifchen Kriege führten zu ungemein zahlreihen Eroberungen und 
Abtretungen infolge von Briedensfhlüffen (f. oben Nr. 24—33), wobei die Joniſchen Infeln, 
dem factifhen, wenn auch nicht dem formell rechtlichen Stande der Dinge entſprechend, als bri- 
tiſches Gebiet behandelt werden. Wie groß aber auch diefe Bejigvergrößerungen waren, fo er— 
weifen ſich die ſeitdem mitten im Frieden durch Golonifirung und freiwillige Abtretung erlang= 
ten noch unvergleichbar größer. Handelte es ſich auch bei Erwerbung von Oſtindien durch die 
Krone in Wirklichkeit nur um eine bloße Formſache (Übertragung einer von der Oſtindiſchen 
Compagnie blos nominell befeflenen Herrſchaft), jo fällt doch in diefe Periode außerdem die Cul— 
tivirung des jo überaus wichtigen Auftralien. 

Die Stellung ver Colonien, dem Mutterlande gegenüber, ift eine ſehr verſchiedene. Die 
einen, wie Malta, Gibraltar, Helgoland, erfcheinen faft nur wie militärische Pofttionen und 
find felbft in ihren bürgerlihen Verhältniſſen mwejentlih von dem Ermeffen ver Regierung ab: 
bäugig. Aber auch das ungeheuere Oftindien fann nur ald erobertes und unterworfenes Land 
angejehen werben. Kaum günfliger erweift fi das Verhältniß der dem Namen nach einer ganz 
jelbftänbigen Staat bildenden und nur der britifchen Protection unterftellten Joniſcher Inſeln; fie 
beitgen ein Parlament, allein der Volkswille findet durchaus feine Beachtung. Ganz ander in 
den weſentlich auf britischer Einwanderung beruhenden außereuropäifchen Golonien. Sie erfenhen 
die britifche Königin als ihr Oberhaupt an, regieren ſich aber gleichwol felbft und find frei in der 
Beſtimmung ihrer innern Angelegenheiten, wie fonft nur ein fouveräner Staat. Die Gebietd- 
ausdehnung, Bevölkerung, productive und commerzielle Bedeutung Auftraliens, dann Gananas. 
und in geringerm Maße felbft des Gaplandes haben namentlich den beiden erften diefer Golle- 
nieneine unberehenbare Wichtigfeit verichafft. Ihre frei gewählten Parlamente entfalten, obrke. 
den geringften Widerſpruch vonfeiten der Krone zu erfahren, eine Gewalt und Machtvollfont: 
menheit, wie die Volfövertretung der alten europätichen Feſtlandsſtaaten nur in wenigen Ge= 
bieten einer annähernd ähnlichen fidy erfreut. Und unter der Herrſchaft dieſes Syſtems der 
Eelbftregierung ift es, daß fich ein Wohlftand und eine Blüte fo rafch entfaltet, wie wir nur an 
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wenigen Bunften ein Ebenbild finden. Die bewaffnete Macht ift dabei meiftend verſchwin— 
dend Flein. #9) 
Überblidten wir die einzelnen. Golonien in ihren Haupttheilen. 
1) Befigungen in Europa: 


Deutibe * Bevöllerung. 
Duadratmeilen. - 


a. Gibraltar Eee A = 0,8 18000 
b. Malta und Nahbarinfeln . . 10,31 en 
c. Helgoland ee 0,8 800 
d. Sonifche Inien . . . .. 62 221300 

zufammen etwa 73 382000 


Diefe ſämmtlichen Befigungen haben wejentlich eine Bedeutung ald vortheilhafte militäri- 
fhe Poſitlonen, zur Beherrfhung der Einfahrt in das Mittelmeer (Gibraltar), zur Beherr: 
fhung diefes Meeres felbft (Malta) und feines wichtigſten Buſens, des Adrintifhen Meeres 
(Joniſche Infeln), dann zur Beherrfhung der Nordſee, namentlid der EIb: und Wefermün- 
dung, jonad) der Nordweſtküſte Deutſchlands (Helgoland). Diefe fammtlihen Punkte gehören 
naturgemäß andern Ländern an: Gibraltar ift Spanien entriffen, Malta der Alpenhalbinfel, 
Jonien dem benachbarten Griechenland, Helgoland aber unferm deutſchen Vaterlande. 

Die fämmtlihen genannten Befigungen entbehren des Rechts der Selbftregierung. Den 
Joniſchen Infeln fteht eine Toldhe zwar dem Namen, aber nicht in Wirklichkeit zu. Souveräner 
Staat nad) den Verträgen, find fie in Wahrheit doch nım eine englifhe Befigung und dabei 
weit unfelbftändiger ald Canada oder Auftralien oder felbft das Gap. Wir tragen darum fein 
Bedenken, ein paar ftatiftifche Notizen über dieſen Nominalftaat hier unter der Rubrif der bri— 
tifchen Colonien einzuſchalten. 

Die Joniſchen Inſeln hatten im Jahre 1858 eine Bevölkerung von 221295 Menſchen, wovon 
118907 männliche, 102388 weibliche Einwohner (nach der Angabe des Vertreters dieſer In— 
ſeln auf dem ſtatiſtiſchen Congreſſe zu London von 1860; andere Angaben entziffern bis zu 
250000 Einwohner). Am bedeutendſten find Korfu, ver Regierungsſitz, mit 62803 und Ce— 
pbalonia mit 71747 Einwohnern. Die Einfünfte werben befonderd durch indirerte Abgaben 
erlangt und wechfeln um jo mehr, als die Ausfuhrzölle den bebeutendften Theil davon liefern, 
befonders DI und Oliven, 19'/, Proc. des Werthes, Erzeugniffe, deren Grnteertrag befannt- 
lich ungemein unfider ift. So beliefen ji die Staatdeinnahmen im Jahre 1857 auf 110310, 
1858 dagegen faft auf das Doppelte, nämlich 201275 Pf. St. Der Durchſchnitt der Einfünfte 
beitrug in den legten 20 Jahren 172000, gegenüber einem Bedarfe von 182000 Pf. St. Die 
Givilverwaltung foftet 102391’ Pf. St. Es hat ſich eine Schuld von etwa 200000 Pf. St. 
angefammelt, wozu noch (nad einer ältern Angabe) 94641 Pf. St. unverzindlihes Papiergeld 
zu rechnen find, ſodaß die Gefammtfhuld auf ungefähr 300000 Pf. St. anfteigt. Den wichtig: 
ften Produstiondartifel Bilden, wie ſchon angedeutet, die Dliven, nächſt ihnen die Korinthen. 
Im Jahre 1858 wurden von letztern 19,837462 Pfb. erportirt, wovon 12,994703 Pro. 
nad Großbritannien (von hier aber auch nad} den übrigen europäifchen Rändern) gingen, wäh: 
rend der größte Theil des Reſtes nach Amerifa gefendet wurde. Die Ausfuhr im Jahre 1859 
ward auf etwa 26 Mill. Bo. veranschlagt. Griechenland ift es beſonders, welches in dem be— 
zeichneten Hankeldartifel eine ſtarke Concurrenz entwidelt hat. Bezüglich der Oliven hat man 
auf zwei Jahre nur eine orbentlihe Ernte. Die früher ganz unbedeutende Inbuftrie machte in 
den legten Jahren auf den Infeln einige wefentliche Kortfchritte. Der Werth der Gefammtein: 
fuhr betrug im Jahre 1858 1,323808, jener der Ausfuhr 972474 Pf. St.; doc ift der 
Schleichhandel ungemein ausgedehnt, die Ziffer deshalb zu niedrig. Schiffe fuhren 3020 aus 


48) Die Times gab einen Ausweis über die Sarnifonen in ben Golonien und bemerfte, nichts fei 
wunderbarer, als daß fo große Hd entlegene Beflgungen mit fo geringen Kräften gehalten werden 
fönnten. Die nordamerifanifchen Befißungen haben de Melk nur eine Garnifon von 5000 Mann. 
In Auftralien, einem Welttheil für ſich felbit und in fünf Provinzen getheilt, feien in Suüdwales 354, 
in Victoria 828, in Tasmania 260, in Sübdauftralien 116 und in Weltauftralien 95 Mann; Neufee- 
land, wo noch Srieg kt, habe eine ſtaͤrkere Befagung. In Weftindien ftehen 4000 Mann, anf ben 
Falflandsinfeln 37 Mann, auf Mauritius ein Imfanteriebataillen, auf Ceylon 2400, auf dem Gap 
6500, im übrigen Afrifa 1000Mann, In den Mittelmeerfeitungen liegen 14000 Mann, wovon 5000 in 
Gibraltar, 6000 in Malta, der Reft auf den Jonifchen Infeln. Diefe Truppen zufammen foften dem 
Mutterland 3 Mill. Bf. St., wozu die Eolonien den zehnten Theil beitragen. 
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den ionifhen Häfen ab, mit 368169 Tonnen Gehalt, und ed langten deren 2941 an mit- 
344302 Tonnen. Die Redtöverhältniffe beruhen auf der franzöſiſchen Gejeggebung, mit Bei— 
gaben aus dem Römifhen Recht und der levantinijhen Gewohnheitsordnung. Säulen gab es 
im Jahre 1858 180, worunter die Univerfität von Korfu. Die ſämmtlichen Lehranftalten wur: 
den von 6732 Knaben und 1076 Mädchen beſucht. Der öffentliche Aufwand für das Schul: 
weſen beträgt 12000 Pf. St. Es gibt nicht weniger ald 2155 dem Gottesdienſt gewidmete Ge: 
bäude, mworunter 41 lateiniihe und 3 anglifunifche Kirchen; die Zahl der Vrieſter beläuft fi 
auf 898, ihre eigentliche Befoldung aber nur auf 6258 Pf. St. 
2) Britifches Nordamerika. Eine Reihe von Eolonien: 


Deutſche Bevolkerung. 

d Quadratmeilen. —— — — 

1861 1857 

Untercanad212300 890261 1,220514 

 Dberanda 2 2 en 7000 953689 1,350923 
Neubraunfhweig . . 2. 1300 193800 
Neufhottlan . . . 2 22. 900 276117 
Prinz Epwardöinieln . . . . 100 62678 
Meufundlan . . 2 2 2. 2700 101600 
Sudfondbaigebit . . 235000 180000 
DBalraber .. u - 2 So. ee 8000 5000 


zufanmen 57000  2,663145 

Die Hudſonsbaigebiete u. f.w. haben gegen Norden gar Feine beſtimmte Grenze. Will man 
die eigentlich herrenloſen Bolargebiete hinzurechnen ‚ fo kann man das Areal der britiſchen Be— 
figungen in Nordamerifa allerdings, wie einige Statiftifer thun, bid zu 150000 Quadrat⸗ 
meilen fteigern. Dieje Zahlen entbehren indeß aller reellen Bedeutung. 

Untercanada war während anderthalb Jahrhunderten franzöſiſches — Dennoch 
ſtieg die Volksmenge in dieſer langen Periode nicht über 90000 Menſchen. Jetzt wird man die 
Geſammtbevölkerung des britiſchen Nordamerika zu 3,800000 annehmen dürfen (eine Angabe 
Legoyt's lautet auf 3,785000). Einwanderung trug allerdings wefentli zu dieſer gewalti: 
gen Vermehrung bei. Canada hat jeine jelbftändige Verwaltung fammt Parlament. Das 
wirkliche Bedürfniß auf der einen Seite, das verführerifche Beifpiel der Vereinigten Staaten, 
Eiſenbahnen nah allen Richtungen anzulegen, auf der andern verleitete die Canadier, die Her: 
ftellung von Schienenwegen durch Zinsgarantie der Golonie in übergroßer Ausdehnung zu be: 
ſchleunigen. So beſaß man allerdings jhon im Jahre 1858 328 deutſche Meilen Eifenbahnen, 
1861 aber 408 (= 1876 englifche). Allein die 1857 eingetretene, durch Überftürzungen 
aller Art herbeigeführte Krije und das Zuſammenbrechen fo vieler Schwindelanftalten hatten 
aud in Canada eine tiefgehende Erjhütterung der Staatöfinanzen zur Folge, indem indbefon= 
dere jene Zinsgarantien in größtem Umfange in Anfprud genommen werden mußten. Infolge 
der dadurch nothwendigen Auflagenvermebrung erfuhr das ganze Staatsbudget eine Umge— 
ftaltung. Man erhöhte insbejondere die Zölle. Der anfängliche Voranſchlag von 1857 hatte 
einen Bedarf von nur 1,073093 Pf. St. ergeben, während man nach den fpätern Beitfegungen, 
allerdings unter Einſchluß der Specialfonds, nicht weniger ald 2,853690 Pf. St. bedurfte. 
Für 1858 liegen zwei verfchiedenartige Berehnungen vor: einmal die Aufftellung für die ei- 
gentliche Verwaltung in früherer Weife, mit einer Ginnahme von 1,138779 Pf. St., wovon 
jedoch 223394 für Erhebungskoften und andere durchlaufende Poften abgezogen werden müflen, 
ſodaß ald Reineinnahme nit über 915396 Pf. St. verbleiben, gegenüber einer Nettoausgabe 
von 935234, und mit einem Eleinen Deficit von 19888 Pf. St. Zum andern erhält man, un 
ter Einrehnung der Specialfonds, alfo ver zu bezahlenden Zinjen für Eifenbahnen u. dgl., fol= 
gende Hauptergebniffe (wobei die Berehnung nah Dollard angenommen ift): Bruttoeinnabme 
10,271291 Doll. (2,311041 Pf. St.), wovon die Erhebungäfoften u, f. w. 1,446817 Doll. 
(325534 Pf. St.) verfhlingen und 8,824474 Doll, (1,985507 Pf. St.) Netto übrig laffen. 
Die Haupteinnahmepoften waren in Dollars: 


Robeinnabme. ee un l Reinertrag: 
BER. 2 3,368158 341863 3,026295 
BAER 5: Ga 138760 16290 122470 
Briefpfll . . . . 295396 565636 (270240 Ausfall) 
Anleben . . 2,199640 — 2,199640 


Eifenbahnen . . . — — 1,722322 
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Dann erfheinen, außer einer Reihe Eleinerer Poften,, die Specialfonde der Gemeinden, der 
Stiftungen für Erziehung (65967 Doll.), für die Indianer (161708 Doll.) u. ſ. w. Da: 
gegen find die Ausgaben mit 11,403587 Doll. Brutto vorgetragen oder, nach Abzug des 
durchlaufenden Poſtens der Betriebs: und Erhebungskoſten, mit 9,956770 Netto, wonad ih 
ein Deficit von 1,132296 Doll. ergibt. Don der Nettofumme verſchlingen die Zinfen der 
Staatsſchuld allein 3,030899 Doll.; rechnet man aber noch dazu die Summen der Municis 
pal: und Indianerfonds, dann den Betrag des Amortiffementd und Obligationenrüdkaufs 
(beide legte Kategorien mit 639634), To fleigt der Geſammtbedarf für die Schuld (ſammt ven 
in Anſpruch genommenen Zindgarantien) auf etwa 41, Mill. oder mehr ald 45 Proc. der fo 
plöglich gefteigerten Ausgabe. Unter den übrigen Poften bemerfen wir: Koften der Legislatur 
684442, Juftiz 610360, Erziehung 529365, Givilverwaltung 394735 ‚ landwitthſchaftliche 
Anftalten u. f. w. 111032, Wohlthätigkeitsanftalten 194989, Miliz und Linientruppen 
162352, Küftendienft und Leuchtthürme 116616, Dampfihiffahrtöverbindungen auf dem 
Meere und den Binnengewällern 217555, Öffentliche Arbeiten 720350, Loskauf von Feudal⸗ 
laften 298351, Ehaufleen und Brüden 163262 Doll. u. |. w. Der Schuldenſtand betrug 
Thon am 1. Jan. 1857 48,757600 Doll. Darunter befanden ſich jedoch 21,200000, die blos 
in Obligationen und Zindgarantien zu Gunften von Eifenbabngefellfchaften beftanden und 
welche bis dahin nur eine nominelle Laſt bildeten. Bon nun an änderte ſich dieſes Verhältniß 
in einer empfindlichen Weite, Für das Jahr 1858 ergab fi eine Summe von 6,271762 Pf. St. 
folder indirecten Schulden, welche der Eolonie bis dahin gar nichts gefoftet hatten, die nun 
aber großentheild.und zwar mit 6 Proc. durch das Gemeinweſen verzinft werden mußten. Die 
finanzielle Lage verihlimmerte fi no dur die ungenügende Ernte von 1857 und bie ganz 
Schlechte von 1858. Man wußte fein anderes Hülfsmittel ald Erhöhung der indirecten Auf: 
lagen, indbefondere der Zölle, 

Der Handel Ganadad zeigte bid dahin ein entſchiedenes Aufblühen. Die Einfuhr betrug 
(im allgemeinen Handel) 


aufammen dapon — Zollertrag 

Dr. ©, pi. St. Pf. &t. 
in ven 8 Jahren 1841—48 zufammen 27,543319 619886 2,808507 
„n6 u. 1849—54 ” 35,806420 2,448381 4,790372 
vor ,„ 1855—58 r 37,044920 10,789705 3,835276 

Hiervon famen auf die legten Jahre 

1855 9.021542 2,596383 881445 
1856 10,896096 2,997941 1,127220 
1857 9,857649 3,101976 981262 
1858 7,269631 2,093403 845347 


Die große Handelöfrife und die Erhöhung der Zölle hatten aljo einen bedeutenden Nüd- 
ſchlag veranlaßt. Im ganzen ergab ſich aber gegen die Durhichnittszahl der frühern Periode 
noch immer eine gewaltige Zunahme. Auch zeigte ih, nach den zuerft angenommenen größern 
Perioden, eine ganz befondere Vermehrung in dem nämlichen Verhältniffe, in welchem die Zahl 
der zollfreien Artikel vermehrt wurde. Noch können wir die Wirkung der legten Zollerhöhun: 
gen nicht genau ermefjen. Der Finanzminifter C. Galt machte, ald er dieſe Maßregel vorſchlug, 
geltend, daß es ſich nur um einen fiscalifhen, nicht um einen Schugzoll handle; viele Artikel 
blieben, ald Robftoffe, ganz abgabenfrei; andere, wie Schienen zu Eifenbahnen und landwirth— 

ſchaftliche Geräthe, hätten nur 10 Proc. ihres Preifes zu entrichten; Reber und Halbfabrifate 
15, gewöhnlihe Kabrifate 20— 25 Proc.; Lurusartifel, Wein, Taback, Cigarren, Spezereien 
30—40, Liqueure 60 Proc. ; dagegen Thee, Zuder und Sirup nur 15—30 Pror. Bon allen 
Einfuhrartifeln liebe beinahe ein Drittel ganz frei; von den übrigen (7O Proc. aller Waaren) 
bezahlte über die Hälfte (eigentlich vier Siebentel) blos 20 Proc. vom Werthe. Ob übrigens 
dieje Erhöhung der Zollläge bie ganze erwartete Mehreinnahnte liefert, ift und noch nicht be= 
kannt. Wir wiflen nur, daf die drei erften Quartale des Jahres 1859 eine befteuerte Waaren— 
quantität im Werthe von 26,296513 und einen Zollertrag von 3,555804 Doll. aufwiefen 
(die obigen ältern Ergebniffe find nad Pfund Sterling berechnet, was bei Vergleihungen nicht 
überfehen werden barf). Nad einer Zeitungsnachricht Hätte im Jahre 1860 die Ausfuhr 
34,631890 . die Einfuhr 34,441621 Doll, betragen. 
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3) Beſitzungen i in zune 


Jah Jahr der real in 

Inſeln. Bolksyäblung. zeutisen Bendikerung. Infeln. Bollszäblung. — —— 
Antigua . . . 1856 5 35408 ©t.:Bincent . 1857 6,1 830128 
Barbadoes . . 1855 78 135938 Sabago . . . 1856 838 ° 15393 
Dominica. . . 1850 13 25230 Zortola . . . 1844 1 6689 
Granada . . . 1856 6 32705 Anguilla, . . . 1844 4,2 2934 
Jamaica . . . 1853 3014 377433 Iimbad . . . 1848 113 59814 
Montjerrat . . 1856 22 - 7053 Bahamainfeln . 1855 208 27519 
Neid . . . 1855 1 9571 Bermudas . . 1851 1 11092 
St.:Chriftonfer 1855 32 20741 zufammen ungefäbr 684 820000 
Sta.:tucda . . 1856 27 25717 


Die und vorliegenden ftatiftiihen Notizen, eigentlich nichts weiter ald Jahresberichte der ver: 
ſchiedenen Gouverneure, jind fehr unvollftändig. Bei Barbadoes und Trinidad zeigt fi ein 
Aufblüben, bei Jamaica das Gegentheil. (S. ven Bericht des Vertreterd von Jamaica und 
Barbadoes auf dem ftatiftifchen Gongrefle zu London von Jahre 1860 im „Report of the pro- 
ceedings of the fourth session of the international statistical congress’, &.85— 89. Die 
Zahl der mitgetheilten beftimmten ftatiftifchen Thatſachen ift jevoch gering.) 

Es ift hier ver Ort, einiges über die Wirkungen der Sflavenemancipation einzuſchalten. 
Dieje Wirkungen werden bekanntlich meiftend ald äußerſt ungünftig vargeftellt,, als ein wahres 
Verderben für die Golonien. Eine ſolche Umwandlung fonnte ſelbſtverſtändlich nicht ohne tief⸗ 
greifende Erfhütterungen vor ſich gehen. Indeß ſcheint es doch nur eine Beſttzung in Weſtin— 
dien — Jamaica, außerdem Guiana (f. unten) — zu ſein, welche wirklich bedeutend zurüd- 
gefommen ift. 

Es wird von competenter Seite geltend gemacht, wenn man die Neger im britiihen Weft: 
indien nicht emancipirt hätte, fo würden fie, nad) ftrenger Durhführung des Verbots der Skla— 
veneinfuhr, bier in nicht allzu entfernter Zeit geradezu ausgeftorben rin. Bei Berathung der 
Emaneipationsfrage im englifchen Parlamente lagen aus 11 Golonien in Weftindien fpecielle 
Berichte vor (die Geſammtzahl diefer Colonien betrug 18). In diefen 11 Beſitzungen war tie 
Sflavenbevölkerung während ver Iegtverfloffenen 12 Jahre von 558194 auf 497975 herab: 
gelunfen, hatte fih alfo um 60219, d. h. um beinahe 11 Proc. vermindert, Hätte man Berichte 
von der Gejammtzahl diefer Golonien befelen, jo würde ſich mol eine Verminderung von etwa 
100000 Negern ergeben haben. Nach der Emancipation trat eine Zunahme ein. Diefe betrug 
während der nächſten 12 Jahre in zehn der gedachten Golonien, von denen Specialberidhte vor— 
liegen, 54076 Köpfe, unverkennbar ein ſehr günftiges Ergebniß, 

Die ſchlimmen Zeiten, welche für die weſtindiſchen Colonien eintraten, können nicht kurzweg 
der Negeremancipation beigemeffen werden. Diefe Negeremancipation fand im Jahre 1834 ftatt, 
und die den Übergang zur vollen Freiheit bildende Lehrlingsſchaft (apprenticeship) endigte 
1838. Erft im Jahre 1847 erfolgte jene furdtbare Krife, deren Nachwirkungen noch jegt nicht 
überall überwunden find. 

Aber lange zuvor ebe die Emancipation eintrat, waren namentlih auf Jamaica die Ver: 
bältniffe immer fchlimmer geworden. Der Zudererport diefer Infel betrug in den fünf Jahren 


1815—20 585172 Oxhoft, fiel dann in den fünf Jahren 

1825— 30 auf 493783 Orboft 
Verminderung um 91388 Orboft, d.i. über 154, Proc. — lange vor der Eman— 
cipationszeit! 

In der niederländiſchen Colonie Surinam dauert die Sklaverei fort. Welches iſt das Er— 
gebniß? Von 917 Pflanzungen ſind (oder waren vielmehr vor einigen Jahren) 636 gänzlich 
verlaſſen; unter den übrigen ſind zudem 65, auf denen nichts als Geſtrüpp und gewöhnliche 
Lebensmittel machen. 

Nach der Zeit ver Emancipation traten Erdbeben und andere Unfälle ein; am entfieben- 
ften wirkte aber das Sinfen der Zuderpreife. Der weftindiihe Zucker Eoftete per Gentner 1840 
49 Sh., 1848 nur 23 6.5 P., ſodaß ſich ein Unterſchied von 25 Sh. 7 PB. ergab. Aller: 
dings waren diefe Preiſe nach beiden Richtungen ungewöhnlich. Fafſen wir aber aud vie 
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Duräfänittäziffer von größern Perioden ind Auge, fo zeigt ih immerhin ein gewaltiger Unter: 
ſchied. Es foftete ver Gentner Zuder: 

" Anden acht Jahren 1838—46 durchſchnittlich 37 Sh:3 8. 

on 7) [7 1847—55 [7 24 " 6 Z 

In der erften diefer achtjährigen Perioden betrug die weftindifche Zuderproduction 20 Miu. Etr.; 
in der zweiten vermehrte jie jih zwar um 44/, Mil. Etr., ungeachtet diefer Vergrößerung der 
Production erhielt man aber dafür nur einen um 7 Mil. Pf. St. verminderten Preis; nad 
den frühern Preifen hätte man eine um 15 Mill. Pf. St. höhere Einnahme erhalten. Es be: 
darf feines Nachweiſes, daß diefe Anderung den Pflanzern höͤchſt nachtheilig war, gleichviel ob 
die Negerſklaverei fortbeftand oder nicht. 

Die Behauptung, daß die Negerbevölkerung ohne die Gmancipation in Weftindien aus— 
fterben würde, finden wir durch die Angabe unterftügt: che Brafilien die Negereinfuhr wenig— 
ftend dem Namen nach verbot, rechnete man, daß diejer Staat und Cuba zufammen jährlid 
150000 Sflaven importirten. In folhem Maße hat aber die Zahl der Schwarzen daſelbſt nie 
zugenommen, Man rechnet, daß die Pflanzer auf Cuba ihre Sklaven durchſchnittlich in fieben 
Jahren zu Tode arbeiten! 

Das Sinfen Jamaicad wird außerdem großentheils einer ſchlechten innern Verwaltung bei— 
gemeifen. Gleihwol flieg auch bier die Ausfuhr von Num von 2,722880 Gall. in der 
Sflavereizeit auf 4,674602 in der Folge (vor einigen Jahren, aus welder Zeit dieſe Notizen 
berrühren). Aud hat ſich vie Zucerausfuhr nicht vermindert. Offenbar jind aber dies die ent— 
ſcheidenden Kennzeichen, denn, nochmals jei ed gejagt, am Sinfen der Productenpreije trägt 
doch die Emancipation feine Schuld! Richtig ift ed indeß allerdings, daß die Neger jegt weni— 
ger auf den Pflanzungen arbeiten als früher, weil fie durch andere Beihäftigung mehr ver: 
dienen können. Es bedarf feiner weitläufigen Erörterung, daß died, wenn aud den Pflanzern 
nachtheilig, gleihwol für das ganze Land ein Vortheil ift. Die Gefammtausfuhr Jamaicas, 
1853 837276 Pf. St., flieg 1855 auf 1,003325. In den übrigen Golonien ift der Unter: 
ſchied noch größer. Es betrug nämlich die Ein- und Ausfuhr Weſtindiens zufammen gerechnet: 


in den vier Jahren 1849—53 zufammen . . 321, Mill. Pf. St. 
"nn ff} 7 1854—57 ’ . . + 37 [73 7 [2 
1857 allein ward der Verkehr geihägt auf . .  10,735000. „u 


Davon an nad) Großbritannien gefendetem Zuder 5.618000 „ 


In den nächſten act Jahren nad der Freilaffung haben die Neger auf Jamaica faft 200 Dör— 
fer angelegt und volle 100000 Acres Land als Eigenthum gefauft. Es find dies Thatfachen, 
die, wenn richtig, eine größere Bedeutung als alle vagen Beſchwerden der Pflanzer beſitzen. 

4) Mittel: und Südamerika: 


Areal in 


deutſchen Suadratm,. Perölferung. 


Honduras. 2960 11000 
Britiſches Guiana (Demerara, Eſſequibo und Berbice) 4700 114000 
Falklandsinſeln EP OR u 800 600 


zufammen ungefähr -8500 125000 


Die Statiftik ift in dieſen Eolonien ſehr vernadhläfiige. Der Vertreter Guianas auf dem 
londoner ftatiftifhen Gongreß gab an, daß früher die Civilſtandsregiſter durch einen eigenen 
Beamten geführt worden feien; feit etwa 12 Jahren habe das betreffende Amt aufgehört. Die 
Zage ver Zuder producirenden Golonien fei eine jo Eritifche, daß es ſich wohl begreifen laffe, 
wenn diejelben in ftatiftifchen Erhebungen u. dgl. hinter den übrigen britiihen Gebieten zurück— 
geblieben feien. Im Jahre 1851 fand eine Bevölferungsaufnahme ftatt, die ald annähernd 
richtig betrachtet werden fonnte und eine ®efammtzahl von 135994 Einwohnern ergab. Offen: 
bar trat in der Folge eine Verminderung ein; 1856 hatte man nur nody 127695, und bie 
jüngfte Zählung von 1857 ergab fogar nicht mehr al8 113916. Diefe legte Aufnahme war 
zwar den angeordneten Formen nad die genauefte von allen; da fie jedoch mit der Erhebung 
einer Abgabe verbunden ward, fo dürften allerdings manche Verheimlihungen flattgefunden 
haben. Dieſes Ergebnig mußte in hohem Maße auffallen, befonvers im Hinblid auf die Ein— 
führung einer nicht unbedeutenden Zahl fremder Arbeiter. Im Jahre 1858 hob man die Vor— 
Schriften über die Volkszählung auf; ohne fie durch andere zu erfegen, und fo mangelt denn jede 
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neuere Erhebung. Cine genaue Statiftif Britiſch-Guianas würde beſonders bezüglich der Le— 
benobedingungen ber verfchiedenen Raſſen ein bedeutendes Interefle gewähren. Neben Euro: 
päern und deren Nachkommen leben hier eingebovene Indianer von verſchiedenen Stämmen, 
dann Neger aus Afrifa und ihre in Amerika geborenen Nachkommen, Leute von verſchiedenen 
Nationalitäten aus Oſtindien und endlich Chineſen, und zwar nicht blos vereinzelt, ſondern 
auch in Familien. 

5) Befigungen in Afrifa: 


Areal in 


deutihen Quadıatm.  Berölferung. 
Vorgebirge der guten Hoffnung . . . . 5800 300000 
Nieverlaffungen auf der Sierrasfeonefüfte . 15 40000 
u „„ Oambialüfe . . . — 5700 
„„Goldküſte — 150000 
Infel Mauritius (Ile: N) nn 33 300000 
„ St:Helena . . . ed 21, 5500 
„ Adcenfion (1848) ‘ . . . . . 1 Us 7000 
Sehelleninfeln . > 2 2 2 on nen 4 8000 
zufammen ungefähr 6000 820000 


Am wichtigſten unter dieſen Befigungen ift Die Gapcolonie, die denn auch jenes hohen Grades 
von Selbſtändigkeit ſich erfreut, welchen mir nur unter britifcher Herrſchaft entmwidelt jehen. 
DieBevölkerung des Caplandes regiert ſich ſelbſt und befigtnamentlihihr eigenes Parlament. Die 
Colonie befindet fih in entfchieven blühender Lage. Die Bevölferungsaufnahme ift noch nicht 
ganz genau, wird indeß verbefiert. Bei der Zählung von 1855 —56 ergaben fid: in der Cap— 
ſtadt 25189, in den 22 Diftrieten (divisions) der Golonie 241907 Menden, zufammen 
267096. Darunter befanden fih 119577 Weiße, 136935 Farbige und 10584 Fremde. 
Seitdem hat namentlich eine ftarfe Einwanderung von Kaffern in das Gebiet der Colonie ftatt- 
gefunden; dieſe Leute mußten jedoch, nach dem Berichte des Gouverneurs von 1860, Torgfältig 
beaufjihtigt werben. Auch die Einwanderung aus Europa nahm zu. Während der drei Jahre 
1856—59 wendete dad Land 130000 Pf. St. auf für Einführung von Fremden (vermuthlich 
Arbeitern und deren Familien), und man 309 auf diefe Weife 7278 neue Ankömmlinge herbei 
(mol ungerechnet die Kaffern). Eine zehnmal größere Zahl würde (nad) der Verfiherung des 
Bertreterd der Golonie auf dem ftatiftiichen Gonarefle) fofort geeignetes Interfommen finden. 
Ein bezeichnendes Moment des Aufblühens der Colonie ift die Zunahme ihrer Einfünfte, der 
natürlich eine entfprechend gefteigerte Ausgabe zur Seite fteht. Es betrugen in Pf. St. die 


Jabr, Einkünfte, Ausgaben, Jahr, Ginfünfte. Ausgaben. 
1835 133417 134576 1847 222013 193688 
1836 158697 147579 1848 234375 245985 
1837 167037 145816 1849 237805 274235 


1838 188459 168508. 1850 245785 245655 
1839 174845 192689 1851 234884 221285 


1840 174205 181653 1852 289482 252495 
1841 179590 173422 1853 308472 268111 
1842 226261 226025 1854 295802 312521 
1843 221721 250266 1855 306026 360040 
1844 229604 223460 1856 348362 307051 
1845 247369 223672 1857 421524 375796 
1846 201624 189494 1858 463010 494989 


Für das Jahr 1860 waren die Ginfünfte zu 516000 Bf. St. veranſchlagt. Die weſent— 
lichfte Zunahme begann mit dem Jahre 1852, aljo in der Zeit, im welcher fich die Wirkung der 
californifchen und auſtraliſchen Goldfunde entſchieden bemerkbar machen konnte. Waren bie 
öffentlichen Einkünfte in ven 17 Jahren von 1835 bis einſchließlich 1851 nur um 76 Proc. ge: 
fliegen, jährlich alfo im Durchſchnitte nur um 4,58Proc., fo weifen die acht Jahre von 1851 —58 
ſchon eine Zunahme von 97,16 oder in jedem Jahre von 12,14 Proc. nad, aljo fat das Drei: 
face des frühern Betrags. Im Jahre 1858 waren die einzelnen Poften ver Einnahmen und 
Ausgaben: 
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@innabmen. ” Ausgaben, PR 
Zollee— . 260322 Givildepartement . . . 2 3807 
Ranpverfäufe . . . | 560 Jufligdepartement . . 34014 
Ertrag von Staatöländereien . + 27315 Binangbepartement(Revenue depart.) 25762 
Sonftige Renten ded Staatdeigen- Juftizverwaltung . . 10151 

tbumd . . | 254 Medicinalvermwaltung und Hospitäler 14712 
Kaufabgabe (transfer dues) = Mu: Polizei, Gefängnifle, — 42599 
tationsgebühr . . 34887 Kirhenweien . . . . . 15644 
Verfteigerungsabgabe(auction dues) 23704 Erziehungswein . . . . . . 11147 
Stempel und Lienen . . . . 25924 Penjionen. . . 11092 
Poſt 23261 Für die Eingeborenen, Rafernpoligei 
Gelftrafen und Gerihtögebühren . 7549 uf.w.. ; 48598 
Berwaltungdgebühren . . . 3615 Renten und Transporie 41888783 
Verkauf von Regierungdeigenthum Koften ver Bolt . . 2» 2.2... 25916 
(Mobilien).. . . 799 Gebäude . . “00.2.2889 
Beiträge (von Gorporationenu. . w. Straßen und Brüdn . ... 41154 
zu beflimmten Stantdausgaben . 2655 Vermifhted . . » 2 2... 15852 
Anlehen . . 22. 25000 Parlamentösausgaben . . . 10831 
Verſchiedene Einkünfte — . 24985 Vorſchüſſe für oͤffentliche Ausgaben 80131 
Zinfen von Geldern des Staates. ’ 42 Anglogermanifhe Yegion . . . 1201 
Sperialeinfinfte . -» : 21!135 Verbrederbepartement . . . . 22519 
Total 463009 Einwanderung . . » 2... 5012 
Bezirlöräthe . » » 2 20 528 
Speeinlauögaben . . » 2. 2.8631 


Total 494988 
Die Einnahme von Zöllen, im Jahre 1834 nicht mehr ald 18000 Pf. St., betrug in den 
Jahren 


1856 1857 1858 
173080 Pf. St. 253108 Pf. St. 259423 Pf. St. Netto, 
Dieſer Zollertrag rührte her von einer Einfuhr, welche folgendermaßen gefhägt wurbe: 


1856 1857 1858 
Merth der Waaren 1,512269 Pf. St. 2,505975 Pf. St. 2,385540 Pf. St. 

Die Ausfuhr des Caplandes ward folgendermaßen gewerthet: 

1854 662000 Pf. St. 1857 1,833700 Pf. St. 

1855 970839 „ m 1858 1,651662 „ „ 

1856 1,240625 „ „ 1859 1,818000 „ „ 
(Die Handeldfrife brachte 1858 einen vorübergehenden Rückſchlag hervor.) Unter den Aus: 
fuhrproducten nehmen Schafwolle und Weine die erften Stellen ein. Die Zahl der feinwolli— 
gen Schafe vermehrt ih ganz ungemein. Die Wolleaudfuhr aus der Eolonie betrug: 


1835 215868 Pfd. 1851 5,447252 Pfd. 
1839 585977 „ 1852 7,773505 „ 
1841.  1,016807 , 1853 7,864608 „ 
1843 1,754737 „ 1854 8,567457 „ 
1844 2,233946 „, 1855 12,016415 „, 
1845 3,194602 „ 1856 14,920988 , 
1848 3,670920 „, 1857 17,767222 „ 
1849 5,024946 1858 16,981113 „ 


[1859 21,840000 „ *%] 
Der bedeutendſte Ausfuhrhafen für Wolle iſt Port:Elizabeth ; ver Hafen ber Gapftapt findet 
ich weitaus überholt. Am Jahre 1859 flieg die Molleausfuhr auf 19,490000 englische 
(17,681212 Zoll-) Pfund, gemerthet auf 1,136916 Pf: St. Die Weinausfuhr betrug, ſo⸗ 
weit die Zollregifter erfehen laſſen: 
n Jabr. 


Gallen, | !@eldwertb. J 
1864 — 39000 Pf. St. 
1855 — 60000 2 [23 
1856 723209 86356 „ u 


44) Schägung. 
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Jahr. Sallons, Geldwerth. 
1857 950346 157309 Pf. St. 
1858 808957: 121508. .;, 


1859 1,099000 164850 „ „ 
Die Ausfuhr von Aloẽ, 1853 erſt 9319 Pfd., flieg 1857 auf 497079 Pfd. Der Erport von 
Kupfererz nah England war, nad Tonnen berechnet (die englifche Tonne — 2032,08 deutfche 
Zollpfunde): 


Jahr. Tonso. Gtr. Yabr. Tone. Gtr. 
1852 31 — 1856 2669 10 

1853 227 — 1857 3587: — 
1854 1284 16 1858 4378 10 
1855 1894 — 


Die Pferdezucht ift in entſchiedenem Aufblühen. Bon ver Zeit des indiſchen Aufftandes bis zu 
Anfang des Jahres 1860 wurden 5482 Stüd Pferde für Rechnung der indifhen Regierung 
auf dem Gap eingefhifft. Das Klima wird als befonders gefund und dem von Madeira ähn- 
lich geihilvert, nur feien die Winde etwas flärfer und anhaltender. Cholera, Typhus, Gelbes 
Bieber u. f.w. feien unbekannt. Bon Grahamtown nah Port-Elizabeth ſoll eine Eiſenbahn 
erbaut werben, und in der ganzen Golonie wird nun eine Anlage von Telegraphen ausgeführt 
fein. Nach dem Mufter der englifchen beftehen auch bier freimillige Schügencorp®. 

Eine dem Gap benachbarte Befigung, die Infel Mauritius (einft Isle-de-France), verdient 
wegen ihres ungewöhnlichen Aufblühens und ihrer commerziellen Wichtigkeit gleichfalls befon- 
dere Beachtung. Auch hat ſich Hier die Theorie des Vorzugs der freien Arbeit vor dem Sklaven⸗ 
dienfte in erfreulichfter Weife erprobt. Die Inſel umfaßt 705 engliſche (33,16 deutſche) Ge- 
viertmeilen. Die Volkszahl, bei ver legten wirklichen Zählung im Jahre 1851 erft 190000, 
ward zu Ende des Jahres 1859 auf 300000 berechnet. Bon diefer Zahl kommen zivei Drit: 
theile (200000) auf die aus Oftindien eingewanderte Bevölkerung. Die gedachte Einwan— 
derung begann erft 1843. Die Menge der weiblihen Einwanderer übertrifft die der männ- 
lihen, ein in folden Fällen ſeltenes Vorkommniß. Die Sterblichkeit der Gingewanderten be= 
trägt nur 21/, Proc., was bei den mit folhem Wechfel verbundenen Veränderungen entſchieden 
günftig erfcheint und großentheild der Fürforge für die neuen Ankömmlinge beizumeflen ift. 
Den Eulten nad zählt man etwa 100000 Katholifen und 7000 Proteſtanten von fehr verſchie— 
denen Sekten; der große Reft zerfällt in Mohammedaner und Brabmabefenner zu ungefähr 
gleihen Iheilen und einige hundert Anhänger von Buddha, Zoroafter und Gonfucius. Die 
Production der Infel Hat fich feit dem Beginn der indischen Einwanderung faft vervierfacht und 
ſelbſt im Verhältnig zum Wachen ver Einwohnerzahl verdoppelt. Der Werth der Einfuhr, im _ 
Jahre 1843 902578 Pf. St., flieg 1858 auf 2,039444 ;, jener der Ausfuhr, im Jahre 1843 
erft 796000, erhöhte fih 1859 auf 2,814000 Pf. St. Die Hauptproduction beftebt in Zucker, 
von dem nahe an 300 Mitt. Pfd. jährlich erzeugt werben, im Werthe von etwa 3 Mill. Pf. St. 
Der Schiffsverkehr hob ih ungemein. Zu Port-Louis lief nahbemerfte Anzahl von Schiffen ein: 


1342, 1859, 
Schiffe. onnenzabl, Shife.  Zonnengabl. 
Engliſche Schiffe 389 90616 480 „209103 
Fremde ; 50 12371 258 101539 
Total 439 102987 738 310642 


Die Bedürfniffe ver Golonie werben faft ſämmtlich dur indirecte Auflagen gevedt. Obwol 
man diefe Auflagen in dem legten Jahrzehnd der Ziffer nach berabfegte, hat jich doch die Ge: 
- fammteinnahme mit vem Steigen der Bevölkerung und des Wohlftandes vermehrt. Die Aus: 
gaben dagegen wurden verhältnifmäßig verringert. Diefelben belaufen fih für das Militär- 
weſen auf etwa 78000, für die Golonialverwaltung nur auf 25000, im ganzen alfo auf bei: 
häufig 103000 Pf. St. 
6) Fa me in Aſien: 
Altere Befigungen der britifhen Krone: 


——— — Bevölkerung. 
Gevlon . . ee 1150 2,000000 
Hongkong (China) RR BF ERBE = 1Y, 75000 
Intel Labunannnnnn. — 1300 


zuſammen 1160 2,100000 
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B. Ehemalige Befigungen der Engliſch-Oſtindiſchen Gompaguie (nach einer britifchen 


Parlamentsvorlage vom Jahre 1858): ee Bevolterung. 
Gebiete unter dem britifhen Generalgouverneur . 11573 23,255972 
„ unter dem Bicegouverneur von Bengalen . 10441 40,852397 
Morpweitprovingen . . — 4974 33,655198 
Gebiete unter der Regierung von Madrad . . . 6213 22,437297 
I a Pr „ Bomb . . . 6187 11,790042 


Total 39388 131,990906 
C. Einheimische Staaten unter er ER 


. In Bengalen . . N 24249 38,702206 
PR |: ...'_ BE a ur 2435 5,213671 
— 2849 6,440370 


Total 29523 50,356247 
Die legten Staaten befinden ji jedoch in ſehr verſchiedenem Grade von Abhängigkeit. Peter— 
mann elaſſifieirt auf Grundlage einer andern Berechnung folgendermaßen: 


Subfidienallianz: Staaten . » . 2... 8757 19,835818 
Tributpflichtige Shugftaaten . :» . . . 9022 12,209389 
Tributfreie Schugilaaten . . 2 2.2. 5203 8.075763 

Total 22982 40,121970 
(Die unabhängigen Staaten in Indien umfaflen 3906 . 3,242720.) 


Die vorftehenden Berechnungen oder Schägungen können jedoch auf weſentliche Genauigfeit 
keinen Anſpruch machen. Hornidge, der Vertreter Oftindiend auf dem kondoner ſtatiſtiſchen 


Gongreile, berechnet die Größe des Gebiets folgendermaßen: 
——— — Deutihe Quadrat- 
meilen. 


meilen. 

Britiſche Gebiete . . 851038 = 40030 

Staaten der Eingeborenen und Gebiete ver Fremden 626278 — 29406 
Total 1,476316 — 69436 


Die erſte nennenswerthe Bevölkerungsaufnahme ward durch einen Beſchluß einer Unter— 
hauscomittee vom Jahre 1831 veranlaßt. Es war eine bloße Schätzung, welche ſich auf ver— 
ſchiedene Elemente aus den Jahren 1822 und 1826 gründete. Danach ergab ſich in den briti— 
ſchen Beſitzungen eine Volksmenge von 89,577206 Menſchen. Im Jahre 1853 erfolgte eine 
förmliche Zählung in den Nordweſtprovinzen, und man verſuchte eine genauere Schätzung in 
den übrigen Landestheilen. Nun erhielt man für die britiſchen Beſitzungen eine Summe von 
99,409902 und für ganz Indien, mit Einſchluß der einheimiſchen Staaten und der fremden 
Colonien, eine ſolche von 151,940170. Die Angabe ward in den Jahren 1857 und 1859 er: 


gänzt und berichtigt, und nun ergaben ſich: 
1857, 1559. 


Britiſche Beſitzungen — —54 131,912238 135,442911 
Ganz Indien, mit den einheimiſchen Staaten 
und fremden Golonien . . . u 180,853017 185,908277 


Der Berichterſtatter bemerkt jedoch: „Es liegt aller Grund zu der Annahme vor, daß ſelbſt 
die neueſte dieſer Aufſtellungen die wahre Zahl ſehr bedeutend unterſchätzt; es gilt dies von 
den britiſchen Beſitzungen, aller Wahrſcheinlichkeit nach aber noch weit mehr von den einheimi— 
fhen Staaten." Bei einer Vergleihung der ältern mit den neuern Berechnungen muß übrigens 
berückfichtigt werden, daß bedeutende Gebiete, die bis zur Neuzeit unter einheimischen Regie— 
rungen fanden, mittlerweile der britifhen Herrſchaft unterworfen worben find, wodurch ſich die 
große Zunahme ver britiihen Bevölkerung erklärt. In der neueften Zeit hat eine nicht unan- 
jehnliche Auswanderung aus Indien begonnen, welche in dem nämlihen Maße zuzunehmen 
fheint, in welchem die Kulis jenjeit ded Meeres ald Arbeiter mehr gefucht werden. Im 
Verhältniß zu der ungebeuern Volksmenge Indiens ift jedoch der hierdurch erwachſende Men— 
fhenverluft ohne alle Bedeutung für das Land. Abgeſehen von der nahen Infel Geylon, wohin 
aus der Präſidentſchaft Madras im Jahre 1857 13386 Individuen zogen, betrug die Zahl der 
Auswanderer aus Dftindien in den vier Jahren 1855—59 96800 Perſonen, von denen 
80448 nad) der Inſel Mauritius, 16352 nad Weltindien gingen, und zwar trafen von der 
Gejammtzahl 46173 auf dad legte der genannten Jahre. Bon den Emigranten bilden bie 
Frauen etwa ein Viertel, 
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Der auswärtige Handel von Indien Hat In der Neuzeit ungemein zugenommen. Die Aus- 
fuhr indiiher Waaren, im Jahre 1838 — 39 blos 11,774769 Pf. St. betragend, flieg 1857 
—58 auf 27,453692 Pf. St. Die Baumwolleausfuhr bob ih in viefer Periode von 
130,075799 Pfd. auf 260,354052 Pfr. Davon gingen im erfigenannten Jahre blos 
34,494737 nad) England, im legtgenannten Hingegen 197,221247 Bid. Die Störung der 
Baummollezufuhr aus Nordamerifa nah England infolge des dort ausgebrodenen Bürger: 
friegs kommt Oftindien weſentlich zu flatten. #5) In der nämlichen zwanzigjährigen Periode 
bob ſich die Einfuhr fremder Waaren von 5,240677 Pf. St. im Jahre 1838 — 39 auf 
15,277506 im Jahre 1857—58. Die Ausgleihung der Differenz erfolgt hauptſächlich in 
Silberzahlung. Die Bilanz (ſoweit ji diefelbe überhaupt berechnen läßt) betrug in biefen 
20 Jahren 81,532073 Pf. St. Bei der Wichtigkeit der Frage wegen Abfluffes edler Metalle 
aus Europa (und Auftralien) nad Aſien dürfte folgende Zufammenftellung nicht ohne Sntereffe 
fein. &8 betrug die Einfuhr edler Metalle, nad) Abzug der Wiederausfuhr (mol beſonders nad 
Ehina?) in den Jahren 1848—58 und zwar in jedem diefer Rechnungsjahre der Reihenfolge 
nad 1,664761 Pf. ©t., 2,425563, 3,270520, 4,132969, 5,776148, 3,388660, 761223, 
10,700111, 13,160270, 14,992998 Pf. St. Die Zunahme feit 1855 ift befonders auf- 
fallend. In den Münzen der drei Präſidentſchaften wurben während biefer zehn Jahre aus: 
geprägt: (blos) 778975 Pf. St. in Gold und hingegen 54,281032 in Silber. Es ift befannt, 
daf bie Hindus das Silber ald Münze dem Golde vorziehen. 

Unter den einzelnen Ausfuhrproducten nimmt Opium die erfte Stelle ein. Der durchſchnitt⸗ 
liche Werth der Ausfuhr davon betrug während ber erften zehn Jahre der bezeichneten Periode 
jährlich 3,692497 Pf. St. oder 25,81 Proc. der geſammten Ausfuhr, jtieg aber in ven nächſten 
zehn Jahren auf 6,578686 Pf. St. oder 31,9 Proc. Während langer Zeit gebührte dem In— 
Digo die zweite Stelle unter den Exportationsartikeln; mit Ausnahme eines einzigen Jahres 
(1841—42) behauptete derfelbe diefen Rang bis 1849 und 1850. Seit 1844—45 hat 
namlid der Export diejed Products abgenommen, während einige Jahre darauf der der Baum= 
wolle raſch ſtieg. Die Ziffern flellten fi folgendermaßen. &8 betrug der jährliche Durchſchnitt 
der Ausfuhr: - 


Indigo. Baummolle, 


. er. . et. 

im Jahrzehnd 1838—39 bis 1847—48 9,989491 — 16,7 Proc. 9.026787 == 14,17 Proc. 

” * 1848—49 bis 1857—58 1,961372 == 942, 3,198634 == 15,58 ,, 
Hieran reiht ſich Zuder, im Durchſchnitte von 1,595251 und 1,550045 Pf. St. oder 11,15 
und 7,52 Proc. der Gefammtausfuhr, fonad einer Verminderung in der Neuzeit. Baumwoll- 
gewebe: 796634 und 776560 Pf. St. — 5,57 und 3,7 Proc. Getreide 758005 und 
1,655734 Pf. St. = 5,% und 8,04 Proc, Nächſt den genannten Artikeln erreichten vie höch— 
jten Beträge bei ver Ausfuhr: rohe Seide und jeidene Stoffe, Salpeter, Shawls, Kaffee, Wolle 
und Leinſamen. 

Die Einfuhrartifel rühren zu zwei Drittheilen aus Großbritannien her. Der durdichnitt- 
liche Geldwerth der gefammten Waareneinfuhr betrug im erften der bezeichneten Jahrzehnde 
8,103374, im zweiten 11,979991 Pf. St. Der Wichtigkeit nach ftellten ſich die verſchiedenen 
Gegenftände folgendermaßen, in Brocenten der Geſammteinfuhr: 

1838/39 bie 184748 1948/49 bis 185758, 


Baummwollenzeuge . . . . 31,14 Pror. 35,9 Pror. 
Baummollentmwilt und Garn . 1131 „ 9%: , 
Unedle Metalle, unverarbeitt . 9,57 „ Ta-;; 
Rode See . . . 2 2. BA u 1,9 „ 
Kleidungsgegenftände . . . 28 „ 2R 
Salz . a ar ar 2308, 3,59 „ 
Wein. 2230, 1® „ 


45) Im legten Jahre hat fi allerdings in Bengalen ein Rüdichlag eingeftellt infolge der Hungers⸗ 
noth und der Handelöftodung in den obern Provinzen. Nach Bonnard’s Fürzlich veröffentlichten Tas 
bellen über den auswärtigen Handel Bengalens im Jahre 1860—61 ergaben ſich folgende Summen, wor 
bei nicht zu überfehen, daß es ſich nicht um ganz Indien handelt: 

185758. 1858—59. 1859—60. 186061. 

Pf. St. Bi. St. Bf. St. Br. St. 
Einfuhr 15,214513 15,464976 18,337269 15,339860 
Ausfuhr 14,240741 15,256755  14,217687 15,502904. 
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Hieran reihen fih Specereien, Wollentücher, verarbeitete Metalle, Seivenzeuge, Bier, Alkohol 
und Thee. Die Baumwollenzeuge umfaflen beiläufig ein Drittel der ganzen Ginfuhr, ungerech— 
net die Twiſte. Bon den unverarbeiteten Metallen, 1857 —58 im Werthe von 1,094337 Pf. St., 
kamen auf Kupfer 33,”, auf @ifen 45,14 Proc., während im nächſt vorangegangenen Jaht zehub 
die Verbältnißzahlen 61,08 und 18,57 betrugen. Einigermaßen bezeichnend für Verbeſſerung 
der Lebensweiſe des Bolfes ift die Zunahme der Salzeonfumtion. Diefelbe ftieg in beiden Zeit: 
abfhnitten von 210429 auf 407087 Bf. St. In dem erften diefer Abfchnitte ftellte ſich aber 
das niebrigfte Jahr 1838— 39 nur auf 57681, das höäfte 1847 —48 auf 463816 WM. St, 
während im legten Decennium dad niebrigfte Jahr 1854—55 95901, das höchſte 1851 —52 
bingegen 833648 Pf. St. aufweift. In einer officiellen EN wird der ——— Ver⸗ 
kehr Hindoſtans folgendermaßen angegeben: 


1857 1858 ° 1859 
Einfuhr . . . :28,6082834 31,092942 834,545650 Pf. St. 
Ausfubge . . . 26,591877 28,276129 30,532298 „ „ 


Die Schiffahrt erlangre einen großen Aufihwung mit der in Jahre 1848 erfolgten Auf: 
hebung der Differentialzölle nach der Nationalität, der vie Fahrzeuge angehören. Die Tonnen— 
zahl der eingelaufenen Schiffe betrug in den erften zehn Jahren des oft bezeichneten Zeitab: 
ſchnitts durchſchnittlich 1,176811 und hob ſich im zweiten Decennium auf 1,826486 Tons, alſo 
eine Zunahme von 5520 Proc. Ebenſo flieg die Tonnenzahl ber ausgelaufenen Schiffe um 
52,31 Bror. 

In dieſen beiven Epochen fanden große Verbefferungen im Innern bed Landes ftatt. Am 
wicdtigften find die Anlagen zur Bewäflerung und die Herflellung von Verbindungsmitteln, 
Straßen und Kanälen. Die Jumnakanäle, ein altes Werk, waren verfallen. Der Delbia: over 
Weſt-Jumnakanal, deffen erfte Herftellung im 14. Jahrhundert flattgefunden haben ſoll, bejigt 
eine Länge von 445 engl. Meilen. Die Koften feiner am 1. Mai 1814 beendigten Wieder- 
herſtellung betrugen 314380 Bf. St; Der Ertrag, den die Regierung infolge diefer Anlage für 
Bewäflerung und von Mühlen bezog, belief ſich jährlid auf mehr ald 30000 Pf. St. Das 
Hungerjahr 1837 — 38 erwies aber erft die hohe Nüsglichkeit der Anlage in vollem Umfang ; 
der Werth der durch diefe Bemwäflerung vor dem Vertrodnen gefidferten Ernte warb auf 
1,462800 Pf. St. geſchätzt, wovon etwa ein Zehntel ald Land: und Waſſerrente an die Negie- 
rung entrigtet wurbe, während der Neft die Bevölferung von 500 Dörfern vor dem Verbun: 
gern jchüßte. Der Doub oder Oſt-Jumnakanal ward 1830 wiederhergeftellt, fpäter aber noch 
bebeutend verbeflert. Er hat eine Länge von 155 engl. Meilen, und die Koften beliefen ich 
auf 169842 Pf. St., während ſich ein jährliber Ertrag von beiläufig 14000 Pf.-St. ergibt. 
Aud bier wurden im Qungerjahre Ernten im Werthe von 491050 Pf. St. gerettet. Durch 
die beiden Jumnakanäle erlangen 1,300000 Aeres Land eine Bewäfferung; der. dadurch ge- 
wonnene Productenwerth wird auf 24, Mil. Pf. St. jährlich gefhägt, uud es erhält vermit- 
telft jeiner eine Bevölkerung von ungefähr 600000 Menſchen ihre Lebensmittel, Im Jahre 
1848 begann die Anlage des großen Gangeskanals. Derielbe befommt eine Länge von 898 
engl. Meilen und wird zur Bewäſſerung von 41/, Mil. Acres Land Diener. Der Koftenan- 
ſchlag geht auf 2 Mit. Pf. St.. Im April 1856 warb eine Strede von 450 Meilen eröffnet, 
Im Punjab foll der Baren Doab der Hauptkanal werben. Er ift für Bewäſſerung und Schiff: 
fahrt beflimmt, 450 Meilen lang und mit etwa 1 Mi, Pf. St. Koften herzuftellen. Der Co: 
leroon=Anicut bewäflert 716524 Acres Land, und feit 1836 find die Einfünfte davon um 
44000 Pf. St. geftiegen. Eine ganze Reihe weiterer Kanäle ift im Bau begriffen. Das Ver: 
dienſt, welches fi) die Engländer durch diefe Anlagen um das Land erwerben, ift unberechenbar. 

Es fehlt an genauen Nachweiſungen über die Ausdehnung der Chauſſeen, welche die Ero— 
berer in diefem Lande anlegten, Die Grand-Trunf:Road, von Kalfutta nad Delhi und von 
da nad Peſchawer, an der äußerften Grenze der britifchen Befigungen im Nordweſten, hat eine 
Länge von 1423 engl. Meilen, deren Herftellung per Meile durchſchnittlich 1000 Bf. St. Foftere, 
ungerechnet die Arbeit ver dabei verwendeten Sträflinge, Die Great-Deccan-Road, von Kal: 
futta nad Bombay, dehnt fih 1170 Meilen weit aus; ebenfo die Agra: und Bombay: Road 
735 Meilen. Die Koften beliefen ſich dort auf 500, hier auf 330 Pf. St. per Meile. 

Die Regierung felbft hat eine Dampffhiffahrt auf dem Ganges und dem Indus hergeftellt. 
Hieran reihen fi mande Privatunternehmungen ähnlicher Art. 

Die Erbauung von Eifenbabnen war für die. Regierung wie für das Land von der aller: 
größten Wichtigkeit. Man entſchloß fih, deren Herftellung der Privatinduftrie zu überlaffen, 
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die Unternehmer aber aus Öffentlichen Mitteln zu unterflügen, ſowol durch unentgeltliches Ab= 
geben des benöthigten Landes (ſoweit daſſelbe öffenrliches Eigenthum war), als durch Gewäh- 
rung einer Zindgarantie. Es bejtanden um die Mitte des Jahres 1860 acht Gefellihaften. Die 
ganze Länge der concefjionirten Schienenmwege beträgt 4917 engl. = 1066,74 deutſche Mei- 
len, wozu noch 570 Meilen fommen, welche durch eine dieſer Gefellihaften vermittelft einer 
Dampfbootflottille auf dem Indus in Verbindung mit den Eifenbahnzügen befahren werden. 
Das nöthige Kapital ift auf 52,430000 Pf. St. veranfhlagt, die englifche Meile alfo durdh= 
ſchnittlich zu 9555 Pf. St. Für 34,133300 Pf. St. hat die Regierung die Zindgarantie (mei- 
ſtens zu 5, theilweile aber auch blos zu 4°, und 4, Proc.) übernommen, fie haftet alfo 
für Berzinfung von 65,10 Pror. ver Gefammtanlagefumme Mitte 1860 waren bereits 
27,079712 Pf. St. eingezahlt, von diefem Betrag rührten aber nur 625971 Pf. St. aus 
Indien felbft, ver ganze Reft von faft 26%, Mill. aus England her. Oftindien hat demnach 
noch nicht einmal 2%/, Proc. ded benöthigten Kapitals jelbft aufgebradt. Won dem ganzen 
Koftenbetrag blieb übrigens auch über vie Hälfte (für Material und Frachten) in®rofbritannien. 
Dem Berfehr waren damals 703 engl. = 152,35 dentihe Meilen übergeben; im Jahre 1860 
follten (ungerechnet 570 Meilen Dampfichiffahrt) 799 Meilen dazukommen; 1861 weitere 324 
und 1862 625 Meilen. Der Verkehr ftellte ſich jo: 


Jahre. Babnlänge im Betriebe. Jahl der Meifenden, 
1856—57 . . . 274engl. Meilen 1,824836 
1857 —58 . . .„. 332 „ * 2,130809 
1858—59 . . . 432 „ „ 2,722382. 


Don den Reifenden fuhren 1,25 Proc. erfter Klaffe, 5,13 zweiter, 93,6 dritter Klaffe. Der Fahr— 
preis betrug bei den einzelnen Klaffen durchſchnittlich per englifche Meile 2, 7/, und Penny. 
Die Geſammtzahl der Angeflellten war: 895 Europäer und etwa 9000 Eingeborene. Von 
den Europäern wurden in den brei Jahren 1856 —58 26 getödtet, alfo 2,9 Proc. Auf ven 
drei Hauptlinien wurden Nichtangeftellte getöbtet: im Jahre 1857 17, imnädjften Jahre 35, 
während bloße Verwundungen erlitten: 3 und refp. 29. Die Roheinnahme ftellte fih in jenen 
drei Jahren im ganzen folgendermaßen: von Reifenden 360885 Pf. St., von Gütern 500763, 
zufammen 861648 Pf. St., oder im jährliden Durchſchnitt 237216, wovon die Betriebsaus— 
gaben 126702 Pf, St. erforderten. Sonach überftieg ver Reinertrag meiftend die vom Staate 
garantirten Zinſen. Ginem in der legten Zeit veröffentlichten officiellen Ausweife über die 
Eifenbahnen Indiens im Jahre 1860 entnehmen wir folgende Einzelheiten. Am Schlufle des 
genannten Jahres waren 842 Bahnmeilen vem Verkehr übergeben, was gegen 1859 eine Zu= 
nahme von 208 Meilen ausmacht. Bon diefen 842 Meilen haben blos 100 ein doppeltes, die 
übrigen ein einfaches Gleis. Neue Bahnftrerfen wurden für diefed Jahr nicht concejfionirt, 
doch befanden fih Anfang 1861 2932 Meilen im Bau begriffen, von denen 1353. noch im Laufe 
diefed und die übrigen vor Ablauf des nächſtfolgenden Jahres vollendet fein jollen. Darunter 
befindet fi die Hauptbahn von Kalkutta nah Delhi. Auf den bereitd in Betrieb befindlichen 
Bahnen find 18786 Perfonen angeftellt, darunter 1137 Europäer, der Reft beiteht aus Ein— 
geborenen, die fich jo gut verwenden laſſen, daß ihnen in neuefter Zeit auch wichtige Poſten, wie 
die von Bahnhofsinſpectoren u.dgl., übertragen worden find. Die mittlere Schnelligfeit der in= 
diſchen Bahnzüge beträgt 20—23 Meilen per Stunde (4— 5 deutjche Meilen). Der Ertrag 
des legten Jahres belief jih auf ungefähr 400000 Pf. St. und wird fi beträchtlich fleigern, 
fowie das Neg ſich vervollftänpigt: Bon 3,112500 Neifenden waren 5 durch Unfälle ums 
Leben gekommen. Zur Vollendung der projectirten Bahnen werden no gegen 14 Mill, Br. St. 
erforberlich fein. 

Eine noch größere Wichtigkeit ale jelbit den Eifenbahnen legte man in Oftinbien ven Tele: 
graphen bei. Zu Ende des Dfficialjahres 1858— 59 betrug die Länge der im Betrieb ſtehen— 
den Rinien 10123 engl. = 2195 deutſche Meilen. Die Zahl der beförberten Depeſchen belief 
ih in jenem Jahre auf 157834, wovon 101164 Privat: und 56670 Dienſtdepeſchen. — 
Herſtellungskoſten der Linien waren durchſchnittlich per Meile 50 Bf. St. 

Im Jahre 1854 erfolgte die Einführung eines dem Rowland Hill’fchen Syftente — 
deten neuen Voſttarifs, durch melden die Taxe des einfachen Briefs auf Y/, Anna (?/, Penny) 
herabgeiegt wurde. Nun erlangte der Briefverfehr auch in Indien einen bis. dahin unerhörten 
Auffhwung. Die Zahl der durd die Poft:beförderten Briefe, bis dahin jährlich etwa 19 Mill, 
Stück betragenp, flieg fofort im erften Jahre 1854— 55 auf 28%, Mill., im zweiten auf 32U/,, 
im dritten auf 37%/,, im vierten auf 42%, und im fünften Jahre (1858-59) auf 517, Mill. 
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(51,577104 Stück). Die Zunahnte der mit Marken abgefenbeten (franfirten) Schriften fand 
in anderm Verhältniſſe ftatt, als ji feiner Zeit im vereinigten Königreih nad Ginführung 
der Pennypoſt ergeben hatte. Das Steigen betrug nämlich: 


in Indien in Großbritannien 
im erften Jahre . ... 72,17 Proc. 122, Broc. 
„ jmeiten „ ee SID 3, 46, „ 
„ britten 7 0: BR ;„ 6 " 
„ bierten „, ne 10. 59 
„ fünften a 232 „ — 


Die Zahl der frankirt abgeſendeten Beitungen vergrößerte ſich in diefen fünf bon ıy 
auf 6 Mill. Nummern. Bon unfranfirten Briefen wird befanntlid eine noch einmal jo hohe 
Gebühr erhoben als von franfirten. -Unter dem alten Syftem, welches eine ſolche Unterſchei— 
dung nicht machte, gingen 62 Proc. aller Briefe unfranfirt ab. Im erften Jahre der neuen 
Einrichtung fanf diefe Procentzahl auf 20, bob fi in den nächftfolgendeu Jahren aber wieder 
auf 32, 37, 38 und 40 Proc. Die von Bolten durchlaufenen Streden betrugen übrigens: 


1357 —58 1858—59 


engl. Meil. engl. Melt, 

Durd Eisenbahnen beförberte Boften  . . vo. 40a 2734, 539%, 
„Poſtkarren oder zu Pferde — . .. BERRY, 5766 
„Fußboten befördert. . . . re een. MEN 33283 





Total 36933", 39530%,. 

Erft in der Neuzeit hat man angefangen bie Volkserziehung weſentlich zu fördern. Im Jahre 
1781 war ein mohammedaniſches Collegium zu Kalkutta eröffnet worben und 11 Jahre fpäter 
ein Sandfritcollegium zu Benared. Gin hinduifhes wurde 1816 zu Kalfutta hergeftellt, von 
der Regierung aber exit 1823 übernommen. Mittlerweile hatte das britlfche Parlament (ihon 
im Jahre 1813) beflimmt, daß eine Summe von 10000 Pf. St. vom Überſchuſſe der indifchen 
Einfünfte für Belebung der Literatur verwendet werben folle, doch erfolgte die wirkliche Ver— 
wendung erft jeit 1823.. Im Jahre 1835 beſchloß man, alle für Unterrichts zwecke verfügbaren 
Geldmittel zu vereinigen und damit den Eingeborenen die Erlangung der Kenntniß der engli- 
{hen Sprade, Literatur und Wiſſenſchaft fo zugänglich als möglich zu machen. Ein Jahrzehnd 
fpäter erging die Verfügung, daß die mit den genannten Kenntnifien Bertrauten einen Borzug 
bei allen Anftellungen erhalten follten. 

Die Ausgaben ver Regierung für. das Erziehungswefen in Indien, im Jahre 1838 — 39 
erft 51576 Pf. St., fllegen 1847 —48 auf 95029, 185758 dagegen. auf 231480 
Pf. St. Es war dies jedoch noch lange nicht fo viel wie 1 Proc. der reinen Einkünfte In- 
diens (1856—57 blos 0,87, 1857—58 nur 0,84 Proc.) Im Jahre 1848 betrug die Zahl 
der auf Öffentliche Koften. unterhaltenen Schulen angeblih 17516. Eine neue Hra begann aber 
1854. Nach dem nun angenommenen neuen Syfteme bekam man an den Gollegien und neu 
organificten Schulen folgende Ergebnifle: 


Babl der Decke: ttlich täg- Kofien der An» Durdicnittötoften für 
Auftalten. liche Echülerzahl. falten. jeden Schüler. 
1855 —56 825 38864 65036 Pr. St. 1,67 Pf. St. 
1856—57 7361 167253 188905 „ » a 7. 
1857 —58 11495 166742 v. $.1,7 5 1868 
Die Unterrichtsanſtalten ſchieden ſich im — Jahre folgendermaßen: 
A. Allgemeine Schulen J Etnattanfiiten. Beigatonfalten unte 
j da Ta. Salın. 
Collegien.. . . ER 14 1896 - 3 539 
Schulen für höhern Unterricht , ——— 61 8007 1383 16858 
„„niedern, .2117 55858 7864 79131 
B. Specialſchulen für beſondere Gegenftände i 43 3676 10 77T 


Summa .. 2235 69437 9260 . 97305 

Der Director des Unterriätewefens in den Nordweſtprovinzen nimmt an, daß ein Zehntel 

der Bevölkerung im Alter ver Schulfähigkeit ſtehe. Died ergibt eine Zahl von etwa 131/, Mill. 
Kindern. Da abernur 166742 wirklich die Schulen beſuchten, fo ift e8 alſo blos etwa der ein= 
undachtzigſte Theil, der Unterricht in den öffentlichen Anftalten genießt. Aber auch die Zahl ver 
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Schulen erjheint noch viel zu gering: auf 74 engl. over 3,48 deutſche Duadratmeilen kommt 
in dieſem fo ftark bevölferten Lande erft eine derartige Anftalt. So ift denn bloß ein ſchwacher 
Anfang für wirkliche Bildung des ganzen Volfes gejchehen. 

In früherer Zeit ftellte man ſich Indien als die unmittelbar unerihöpflihe Quelle des bri— 
tiſchen Staatsreichthums vor. Irrte man ſich darin ſchon in jener Zeit, jo hat ſich das Verbält- 
niß in der neueften Periode noch weſentlich verſchlimmert. Die Finanzen Indiens zeigen keinen 
überfluß an Mitteln, ſondern kämpfen fortwährend gegen ein ſehr bedeutendes Deficit und wei: 
fen daher eine ſtark angewachſene Schuldenmaffe auf. Faſſen wir, auf Grundlage ber lichtvollen 
Bufammenftellung Hornidge's, die Ergebniffe der indischen Finanzverwaltung in den beiden letz— 
ten Jahrzehnden vor 1858—59 zuſammen. 

In ver erſten Dekade betrugen die Einkünfte durchſchnittlich 22,910393 Pf. St., vie Aus— 
gaben hingegen 24,204806, das jährliche Deficit alſo 1,294413 Pf. St. Im der zweiten De— 
fade fliegen die Einkünfte allerdings auf 29,022371 Pf. St., es wuchſen aber auch die Aus: 
gaben auf 30,179804, blieb aljo das Deficit 1,157433 Pf, St. Natürlich vergrößerte ſich Die 
Staatsſchuld. Im Jahre 1838—39 belief ſich dieſelbe auf 33,980873 Pf. St., war hingegen 
fhon 1857 — 58 auf 67,503484 Pf. St. geftiegen, Hatte ſich ſonach innerhalb 20 Jahren 
beinahe verdoppelt. Glücklicherweiſe hatte die Zinslaft nicht in gleihem Maße zugenommen. 
Dieſe Ieptere betrug 1838— 39 1,495813 Pf. St., ftand 1852 —53 auf 2,596642 und war 
1857 —58 fogar auf 2,355838 Pf. St. herabgebracht durch Erlangung eines niedrigern 
Zinsfußes. Dabei erforderte die Berzinfung der Schuld doch nur im erftgenannten Jahre 7,06, 
im legtgenannten 7,43 Broc. der Einkünfte. 

berblicten wir die Hauptzweige dieſer Einkünfte, und zwar zunächſt auf Grundlage der 
Angaben ded Vertreterd Hindoſtans auf dem ſtatiſtiſchen Congreß zu London. Derſelbe 
rühmte, daß die Staatdeinnahmen weſentlich ohne Steuern erlangt würden, indem die Orund- 
abgaben (the land revenue) nur ald eine vom abgetretenen Eigenthun her bevungene Rente 
betrachtet werden müßten... Wir laffen dieſe Frage unerörtert. Thatſache ift, daß dann eben die 
Bauern nicht freie Eigentümer ihres Bodens find, und dies dürfte jchlimmer fein als eine 
Steuer. Jedenfalls liefern die Grundabgaben über die Hälfte aller Staatdeinfünfte. Im legten 
Jahrzehnd war der Durchſchnittsertrag verfelben 15,807005 Pf. St. over 54,45 Proc. aller 
Ginfünfte. Dem Betrage nad die zweite Poſition der Staatdeinnahmen bildet das Opium. 
Man tröftet ſich dabei, daß diefe Abgabe eigentlich nicht von „Ihrer Majeftät Unterthanen“, 
fondern von den fremden Käufern getragen werben müſſe. Die hierdurd erlangte Summe ift 
im zehnjährigen Durchſchnitt von 2,302384 auf 4,810377 Pf. St. geftiegen, ſodaß damit zu: 
legt 16,57 Proc. der Einnahmen. geliefert wurden. Als dritter Ertragägegenftand erfcheint das 
Salz, vie wichtigſte eigentliche Auflage, welche die Bewohner Oſtindiens unbeftritten ſelbſt 
tragen müfjen, mit einer von 2,489174 auf 2,764534 Pf. St. enrporgefliegenen Summe 
(12,06 Proc, des Ganzen). Die Laft, ſagt man, könne nicht jehr drückend fein, denn fie betrage 
auf jeden Kopf der Bevölkerung nur 4,41 Bene. Indeß darf dabei die ungenteine Armuth ver 
Hindus nicht überfehen werden, wie die maßlos geringe Gonjumtion, welde dieſen Unglück— 
lichen ermöglicht iſt. Die Geringfügigfeit des Ertrags dient alſo nichts weniger ald zum Lobe 
der jegigen Zuftände. Die Zölle bieten feine fehr einträgliche Einnahmequelle, zumal längft 
viele Erleichterungen eingeführt wurden, und — wegen der Volksarmuth! Schon in den Jahren 
1836 und 1845 erfolgte die Befeitigung der Durchgangsabgaben und der im Innern des Tanz 
des beftandenen Mauthen; ver Tarif von 1836 gab überbied die Zuderausfuhr nach britiichen 
Häfen frei. Ebenfo fiel im December 1847 die Ausfuhrgebühr von Baummolle. Das Tabacks— 
monopol, ohnehin wenig einträglid, ward 1852 abgeihafft, ſodaß diefer Artikel nun ganz uns 
befteuert ift. Die Poſt wird in Indien wie in England nicht ſowol ald Finanzquelle venn als 
Verkehrsmittel zum Vortheil des Publikums betrachtet. 

Die Rechnungsabſchlüſſe über die Finanzverwaltung Indiens haben in den legten Jahren 
folgende Hauptergebniffe gewährt (das Rehnungsjahr beginnt mit dem 1. April), die Rechnung 
in Pfund Sterling geführt! 


1856-57 .1857—59 1359-59 185960 
Ausgaben (Bedarf) . . . 33,974188 -40,251224 50,480770 46,067996 
Einnahmen, orventlihe . . 33,499980 31,860582 36,293153 39,509631 
Defiit . . . 474208 8,390642 14,187617 6,558365 


ſonach ein Deftcit blos in den drei legten Jahren von mehr als 29 Mill. Br. St. 
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Die neuefte Jahresrechnung (von 1859 — 60) a in ihren Hauptpofitionen : 


Einnahmen. vf. 8. 
Abgaben von Ländereien 22.  20,656711 
Eee 5638699 
BE. re 2 ar er er rt een TORE 
MEER: 0:7 dur Sarae Nr Sr ae ee 666668660 
Einkommenſteueee en le 803550 

Ausgaben. 

Erhebungsfoften der —— — von — und — 77705531 
Zinſen der Schuld . . 15,279005 
Lanbhrttttttttttte 4c1676980 
Flotte. . . ee A ee de 856370 
Givil- und politiſche Verwaltung a et tet SER 
Rechtspflege und Boligei . . +. 4,084001 


Zinfen des garantirten Gifenbahnfapitals, naqh Abzug der Bahnerträgniſſe 1,072771. 
Bon den einzelnen Hauptausgabepoften hatten ſich nahbemerfte in den nächſtvorangegan— 
genen Jabren folgendermaßen geftellt: 


Erhebungsfoften fammt Opium: und Salzan— "3. Me #r. ei. er 
kaufen. . . ! 6,668345  6,225835 6349188 
Koften der Eivil- und politiſchen Verwaltung 2,556271 4019886 4,015326 
uftiz= und Polizeikoſten 2,812409 2,635133 3,893971 
ffentlihe Arbeiten, Straßen, Dititirgebäube 3,937568 3,053268 4,287766 
Allgemeine Militärausgaben na . ...10,947643 15,1071854 20,581972 
Lokalmillzz. een 544262 462741 498976 
Indiſche Marien. — 916924 1,169486 985945 
Zinfen der Stantöfhuld . 2 2 2 2,264961 2,196672 2,738623 
Ausgaben in England nn nn 2,574328 4,492470 6,051566 
Garantirte Zinfen in England. . . 2... 496039 655854 819009 
vn Indien . . 30112 24372 19402. 


Eine” genauere PVergleihung dieſer Siffern bezeichnet die indifhen Zuftände in manchen Bezie: 
hungen Elarer, ald lange Schilderungen vermödten. Eine Reihe vorliegender officieller Be— 
richte über die finanziellen Berhältniffe Indiens erweifen fi übrigens, ungeachtet ihrer amt: 
lichen Eigenſchaft, ala höchſt unzuverläfiig ; fie find unter ſich widerſprechend. So hatte das 
indifche Staatöfegretariat im Auguft 1859 das damalige Jahresdeficit auf ungefähr LO Mill. 
Pf. St. veranfhlagt. Im September des nämlichen Jahres fuchte aber die Regierung von 
Bengalen nachzuweiſen, daß jich die fehlende Summe auf 6,600000 Pf. St. beihränfe. Zulegt 
ftellte fi heraus, daß man einen Theil ver Militärausgaben fowie die garantirten Gifenbahn: 
zinſen gänzlich außer Anſatz gelaſſen hatte, und daß das Deficit ſich wirklich auf 9 200000 Pf. St. 
belief. Solche Widerſprüche deuten an, welchen geringen Grad von Verläſſigkeit dieſe Angaben 
beſitzen. In der Sitzung des Geſetzgebenden Raths von Indien vom 18. Febr. 1860 legte ver 
Finanzminifter Wilfon ein Erpofe vor, dem wir einige Notizen entnehmen. Der Aufftand hatte 
eine Staatdausgabe von 40 Mill. Pf. St. veranlaßt und den Zinfenbedarf um zwei Millio- 
nen jährlich erhöht. Aus frühern Finanzverlegenheiten, ſagte der Miniſter, habe man ſich ohne 
Steuererhöhung ju ziehen vermodht; nun (Februar 1860)"fei aber die finanzielle Lage ſchlim— 
mer, als je in einer britifhen Befigung vorgefommen. Man möge das Übel nicht ferner dadurch 
vergrößern, daß man bie jährlichen Ausfälle, wie bis dahin gefhehen, durch neue Anlehen dede. 
Dabei gab der Minifter eine Schilderung der Steuerbelaftung des Landes, fehr ftarf mit derje: 
nigen contraftirend, welde der Vertreter Indiens auf den wenigen Monate fpäter abgehal- 
tenen ftatiftifhen Gongreß zu London entwarf und aus der wir oben einiges mittheilten. Der 
Minijter felbft bob hervor, die Belaftung des Bodens fei vielfach zu ſtark und müſſe verringert 
werben; die Einnahme vom Opium erfcheine ald eine gefabrlihe und überdies prefäre Hülfs— 
quelle, weil fie von einem fremden Lande abhänge, in welchem gerade die Vertheuerung durch 
das indijche Befteuerungswefen die Selbfteultur ind Leben rufen Fönne; von ber erft neu ein= 
geführten Ginfommenfteuer folle niemand befreit bleiben, namentlih auch die Zemindars nit 
und ebenfowenig bie europälichen Fondsbeſitzer und bie Beamten der Regierung. Hinſichtlich 
5 
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der oftindiihen Schuld ſprach ver Minifter offen aus, das indische Volk werde deren Garantie 
durch England weder fordern, noch das legtere eine jolhe Verbürgung gewähren; die Befigung 
müſſe finanziell ganz auf eigenen Füßen fteben. In der Eivilverwaltung werde jih wenig er— 
fparen laffen, vielmehr feien mit der fortichreitenden Entwidelung neue Ausgaben vorherzu: 
jeben; insbeſondere ergebe fich deren Nothwenpdigfeit für Kafernenbauten u. dgl.; überhaupt 
fofte das unentbehrliche europäische Heer große Summen. Er hoffe indes, daß allmählich eine 
Verminderung der Truppenzahl möglich werben dürfte, 

Im December 1860 veranſchlagte die indische Regierung den Betrag der Staatdeinfünfte 
im Nehnungsjahre 1860 — 61 auf 39,140000 Pf. St., den Bedarf aber zu 45,413000, 
wonach wieder ein Ausfall von 6,273000 BF. St. vorlag. Bei der Ginnahme war nur eine 
Million ald Ertrag der Cinfommenfteuer berechnet. Bezüglich des Budgets für das Jahr 1861 
— 62 vernahm man, daß nad) einer Vorlage an den Geſetzgebenden Rath von Indien die Aus: 
gaben um 3,600000 vermindert feien, während ji bei den Ginfünften eine Vermehrung von 
2,080000PF. St. in Ausihtftelle. Das Landheer follte auf 200000 Mann vermindert und durch 
eine neue Steuer von 500000 Pf. St. nit blos das Defteit bejeitigt, fondern ein Überſchuß 
von 250000 Pr. St. erzielt werden. Die Einfuhrzölle auf Baummolle wurden auf 5 Proc. 
herabgeiegt. Gin wahrjheinlih auf Grundlage amtlicher Notizen verfaßter Artikel der indi— 
fhen Zeitung „The friend of India“ vom Mai 1861 berechnete den vermuthlihen Ertrag der 
Einfonmenfteuer für die mit Juli 1861 zu Ende gegangenen vier legten Quartale folgender= 
maßen (woraus ſich die ungefähre Steuerfraft der einzelnen Hauptlandestheile entnehmen läßt): 
Bengalen 560000 Pf. St., Madras 290000, Bombay 310000, Norpweitprovinzen 340000, 
Pendſchab 90000, Pegu 90000, Audh 120000, dazu von Beieldungen 150000, zufamnten 
1,910000 Pf. St., wovon die Erbebungsfoften S—10 Proc. verfhlingen. Die neue Steuer 
ift noch vielfach in hohem Grade verhaßt. Dazu Fam, daß der Staatäjecretär für Oftindien, 
Sir Charles Wood, gegen Ende des Jahres 1860, ungeachtet der nachdrücklichſten Gegenvor— 
ftellungen de& Generalgouverneurs und des Gefeggebenden Raths zu Kalfutta, die Auszah— 
lung von 520000 Bf. St. an die Nachkommen Tippo Sahib's von Myfore verfügte, aljo 
mehr ald die Hälfte des erfljährigen Reinertrag der gefammten Ginfommenfteuer ganz unpros 
durtiv hingab. 

Der Kapitalbetrag der indiſchen Schuld ward in einem englifhen Barlamentsausmweije vom 
Mai 1860 zu 66,082031 Pr. St. angegeben, unter welder Summe fih 24,738199 fünfpro= 
centige und 32,908923 Pf. St. vierprocentige Schuldverjhreibungen befanden. Dazu kam 
indeß die indiihe Schuld in England mit 14,371734, wonach ſich alfo zufanımen der Schulp: 
ftand auf 80,453775 Pf. St. ftellte, ungerechnet etwa 12 Mill., für welche Zinsgarantie gelei= 
ſtet ift. 

Im Widerſpruch mit den fodann verbreiteten fehr günfligen Angaben über den Finanzzu— 
fand Indiens bewilligte das britifhe Parlament 1861 auf Grund der „Dürre und Hungers— 
noth“ die Aufnahme einer neuen fünfprocentigen Anleihe von 4 Mi. Pf. St. Diefelbe konnte, 
bei jehr großem Andrange von Betheiligungsluftigen , meiftend zu 98 Pf. St. 18 Sh. abgefegt 
werden (die Zeihnungen überftiegen die aufgelegte Summe um das Vierfache). Da vie noch 
auszuführenden Eifenbahnbanten 8 Mill. erforverten, die Gefellihaften aber nur drei 
aufbringen fonnten, fo ward ein neued 5 Mill. betragendes Staatdanlehen bejhloffen. Die 
Geſammtſchuld Indiens überfteigt fomit, alles zufammengerechnet, vermalen 100 Mill. Br. St. 
bei weitem, und davon find 38 Mill. blos das Ergebniß der Deftcitö, welde jih in ven Jah: 
ven 1857 —60 einftellten. In einer mit den frühern oificiellen Berehnungen ftark contraftis 
enden Parlamentsvorlage von 1862 finden wir denn auch die Schuldſumme zu 122,258798 
Pr. St. angegeben, ungerednet die 6 Mill. des Actienfapitald der ehemaligen Oſtindiſchen 
Compagnie, für welches Actienfapital eine Verzinfung von 101/, Proc. garantirt ift. 

Die officielle Auffaffung behandelt die wichtige Injel Ceylon abgefondert von Oftindien. 
Bekanntlich gehörte dieſe legte den Holländern entrifiene Eroberung ſchon früher der eng: 
liſchen Krone und nit, wie das Feſtland, der Engliſch-Oſtindiſchen Compagnie. Der jüngfte 
Genius ergab eine Bevölferung von 1,733332 Seelen (909129 männlide und 824203 weib: 
lie Einwohner). Der Gouverneur der Iniel, Sir Charles I. Maccarthy, , Vertreter verfel: 
ben auf dem ftatiftiichen Congreß zu London, fprady jedoch die Überzeugung aus, daß diele 
Erhebungen fehr mangelhaft gemweien feien, und daß die Volksmenge zwei Millionen bedeutend 
überfteige. (Die Einwohner fürdteten namlich , daß die Aufnahme eine Grundlage zur Ein: 
führung neuer Steuern bilden jolle.) Für den Unterricht ift auf Geylon mehr ald anderwärtd 
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geihehen,, ſowol durch die Regierung als durch die Privatthätigkeit. Die Eingeborenen reven 
befanntlich zwei ganz verſchiedene Spraden, das Gingaleje und das Tamuli. Damit fönnen 
fie ich gegenfeitig nicht verſtehen. Nun bedienen fie ſich aber’ der fremden englifchen Sprache, 
um ben Berfehr unter ſich zu vermitteln. Geylon erfreut fi eined bedeutenden Aufblühens. 
Der Werth der Einfuhr, im Jahre 1839 nur 547501, flieg 1858 auf 3,444889 Pf. St., hat 
ih alfo um das Sechsfache vergrößert. Ebenfo hob fi der Werth ver Ausfuhr in der näm— 
lihen Beriode von 292315 auf 2,328790 Pf. St., ſonach faft auf das Adhtfahe. Die Ein: 
fünfte der Inſel aber fliegen von 372013 auf 654961 Pf. St., und wenn dies nicht das gleiche 
Verhältnig, wie die Zunahme des Verfehrs ergibt, jo wird es den bedeutenden Verminderungen 
der Laften beigemeffen,, wodurch eben das Steigen des Wohlſtandes und Handels jo mächtig be: 
fördert warb. 

7) Beſitzungen in Auftralien. Diejelben befteben gegenwärtig aus jieben Golonialgous 
vernements, wovon fünf auf dem Feſtlande (Neuholland), zwei auf auftralifchen Infeln: Neu: 
ſüdwales (New South Wales)‘, die ältefte diefer Golonien, im Often des Hauptlandes ; PVic- 
toria, ein Abkoͤmmling derfelben, im Süpoften; Südauftralien (South Australia) im Süden, 
öftlich begrenzt durd die beiden bereitö genannten; dieſe drei Golonien in der gemäßigten Lage 
zwifchen 30 und 39° fühl. Br.; Queensland, die jüngfte Eolonie von Neuſüdwales, an 
der Öftlichen Küfte ſich ausdehnend und vom 29,° bis in das tropifche Gebiet erſtreckend; Weſt— 
auftralien, auf der Südweſtküſte Neuhollands, durch einen über 1200 engl. Meilen breiten 
uncultivirten Landſtrich getrennt, bildet die fünfte ver feſtländiſchen Beiigungen. Hierzu fonmen: 
Tasmanien, früher Bandiemendland genannt, 150 engl. Meilen vom Hauptlande entfernt, 
und endlid Neufeeland, zwei Haupt und eine Anzahl Eleinerer Infeln, über 1000 engl. 
Meilen davon entlegen (dad leßtere regiert ſich felbft jeit 1853). Bei dem ungeheuer raſchen 
Wechſel aller Berhältnifle, insbeſondere ver Entwickelung diefer Golonien, find die vorliegenven 
Notizen über Bevölkerung u. |. w., obwol erft wenige Jahre alt, gleichwol bereits vielfach an= 
tiquirt. Wir legen den folgenden Angaben weſentlich die amtlihen Berichte zu Grunde, melde 
die Vertreter Auftraliend auf dem ſtatiſtiſchen Congreß zu London im Juli 1860 mittbeilten. 


Areal in deut» Er Bevölkerung. DER 
— (hen Quadraim . 180 31. Dec. 1857 Dei —— 

Neuſüdwales 6),168625 265503 309020 342062 
Victoria 4200 77000 463135 504519 
Südauftralin . . . . 12000 67430 109917 118215 
Queensland — — — 
Weſtauſtralien4700 5904 ? 14837 #7) 
Zaßmanien. . . 2.1130 70164 83612 84420 
Neufeldand . . 2 2... 4000 31907 52155 61263 


jufammen etwa . . 28000 517908 1,017839 - 1,125316. 


Die Zahl der Eingeborenen, an ih genommen, erjcheint hier nicht eingerechnet. Unter den 
Coloniſten befinden fich viele Deutiche, namentlih in Südauftralien, wo man ihre Zahl ſchon 
1855 auf 10,000, d. h. faft ein Achtel dev Gefammtbevölferung, ſchätzte; dann in Victoria. 
Die Bevölferungszunahme ift natürlich in den Hauptgoldländern Neuſüdwales und befonders 
Victoria am größten, Die Einwohnerzahl der legtgenannten, im Jahre 1835 gegründeten Co— 
lonie warb zu Ende ded Jahres 1859 auf 530000 geihägt. Dies wäre eine Zunahme von 
25755 während eines Jahres, wovon 12635 von dem Überſchuß der Geburten über die Sterbe— 
falle, vie übrigen von Cinwanderungen herrühren. Der Zudrang von auswärts hat ſich jedoch 
in der angegebenen Zeit gemindert. Unter den Bewohnern ver Golonie befanden ji übrigens 
bereitö mehr als 43000 Ehinejen. Bon der gefammten Einwohnerzahl Victorias lebten 201422 
in den Goldbezirfen und gegen 120000 zu Melbourne und in deſſen Vorftädten. Die Ungleid: 
heit in der Zahl der Angehörigen beider Geſchlechter, ſchon früher fehr bedeutend, warb noch viel 
größer nad den Goldentdeckungen. In der ganzen Eolonie Victoria fommen auf 100 männ— 
liche Einwohner durchſchnittlich nur 60 weibliche. In den Goldbezirken jelbft zählte man jogar 
139000 Männer gegen blos 27000 Frauen; nebftdem 35000 Kinder, Am ungeheuerften 


46) Das Arcal und die Bevölkerung von Dueensland find bei Neuſüdwales noch einbegriffen. Die 
Trennung der erftgenannten Golonie von Neuſüdwales erfolgte erft im December 1859. 
47) Die Bevölkerung Weftauftralieng ift nach dem Stande zu Ende des Jahres 1859 angegeben. 
5 “ 
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ift das Misverhältniß unter den Ehinefen. Im der Golonie Victoria lebten deren zu Ende des 
Jahres 1859 43395, worunter auch nicht eine Frau. Die Eingeborenen ſchwinden immer⸗ 
mehr hin. Ihr Untergang ſcheint ein noch raſcherer zu ſein als der der Eingeborenen Amerikas. 
In Victoria fand man bei der letzten Zählung nur noch 1768 Eingeborene; bei Gründung der 
Colonie, im Jahre 1835, ſchätzte man ihre Anzahl fünfmal fo hoch; 12 Jahre vor ver gedach— 
ten Aufnahme veranfchlagte man fienod zu 5000. In Sübauftralien zählte man 1855 blos 
noch 3450. Auf Tasmanien find die Eingeborenen fo gut wie ganz verſchwunden. Bei der 
legten Aufnahme waren nicht mehr ald 5 Männer und 9 Frauen vorhanden, während man 
die Zahl ver Infulaner bei Begründung der englifchen Niederlaffung, 57 Jahre vor der jüng- 
ften Zählung, auf 5000 ſchätzte. Etwas flärfer ift die Lebendfähigfeit der Neufeeländer, 
aber aud nur in fehr bejchränftem Maße. Im Jahre 1844 ſchätzte der Native Protector ihre 
Zahl auf 109550. ine genauere Zählung im Jahre 1857 ergab indeß nur noch 56049, 
nämlih 31667 männlihe und 24303 weibliche. Die geringe Kinderzahl und andere Momente 
laſſen wenig Zweifel, vaß auch hier die Raffe ver Eingeborenen zu Grunde geht, um fo mebr, ala 
in der jüngften Zeit blutige Kämpfe mit ven Engländern ausgebrochen find. Schen im Jahre 
1857 war die Zahl der Europäer auf Neufeeland beinahe genau ebenfo groß als die der Einge- 
borenen; zu Ende des Jahres 1858 überftieg fie Diefelbe bereitö bedeutend. Die Mehrheit der 
Meufeeländer lebt auf der durch befondere Milde des Klimas ausgezeichneten nörblichen Infel, 
nicht weniger ald 53056; ber Fleine Reft vertheilt fi auf die mittlern Eilande, die bebeutend 
raubere füdlihe Kauptinfel und die Chathamgruppe.] 

Außer der Einwanderung iſt der natürliche Zuwachs der europäifchen Bevölkerung fehr groß. 
So zählte man in den beiden Jahren 1857 und 1858 in ben einzelnen Golonien: 

1857 1858 SHeiratben 
Geburten Kodesfäle Geburten Kopesfäle 1857 1858 
Neufüdwales mit Queensland 12501 4846 13802 5883 2902 2992 


Bictoria . . . “ . ...13025*#°) 5088%#°) 20143 9045 — — 
Südauftralien . » 65183 1304 5672 1859 1218 1173 
Taßmanin . 2 2 33246 1418 3138 1562 897 779 
Neufeland . . . 2 2% 1966 434 2274 582 478 534. 
Auf 100000 Einwohner famen ſonach: Geburten Sterbefälle Seirathen 
1857 ST IT DRG; zu T 77 
in Neufüpwalede . . .„ 4045 4035 1568 1720 939 875 
„ Bietoria . . 2 2 20.3993 — 13 — 
„ Südauftralien . . . 4715 4798 1186 1573 1108 992 
„ Zadmanien . . . .. 3882 3717 1696 1850 1073 923 
„ Neufeeland . . . . 5770 3712 832 950 916 872. 


(Die Wirkungen der großen Handeläkrife jeit 1857 machten fich befonders im Jahre 1858 fühl: 
bar in einer Verminderung ber Heiratben und der Geburten, dagegen einer Vermehrung der 
Sterbefälle.) Die relative Sterblichkeit iſt nach dieſen Ergebniffen fehr gering; fie überftiege 
zufolge der vorliegenden Berehnungen in Feiner der auftralifchen Colonien jährlid 18Y, von 
je 1000 Menfchen, ſänke Dagegen in Neufeeland fogar auf 9 herab. Allein e8 muß dabei doch 
bemerft werben, daß die Eintragung der Todesfälle ald eine unvollftändige anerkannt wird. 
Auffallend ift die relativ enorme Sterblichkeit unter den Kindern. Don ven im Jahre 1858 
in die Todtenregifter von Südauftralien überhaupt Gingetragenen famen nicht weniger als 
69,8 Proc. auf Kinder unter 10 Jahren. 
Eigenthümlich ift die große Zahl der Wahnjinnigen in den beiden älteften Golonien, Neu: 
ſüdwales und Tadmanien; dort fommt ein Irrer auf 518, bier fogar fhon auf 482 Einwohner, 
“während das Berhältnig in England 1 zu 700 if. Man mit died den Nachwirkungen der frü— 
bern Verbredhertrandportation bei. Auch fand man in Victoria bei der Aufnahme vom Jahre 
1858 ein ganz anderes Verhältnig: 1 3u 1000. Noch viel günftiger ftellten fich vie Zahlen in 
Süpauftralien, wo dad Irrenhaus im genannten Jahre nur 40 Individuen enthielt, bei einer 
Bevölkerung des Randes von 118000. 
Die von den Engländern fogenannten „Stapelproducte” beftehen aus Wolle, Gold und 
andern Mineralien. Wolle wird in ſämmtlichen auftralifchen Golonien gewonnen, Die Kupfer: 


48) Das Ergebnis ift blos von neun Monaten. 


= 
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audfuhr aus Südauftralien beträgt dem Geldwerthe nad bereits faft 500000 Pf. St., und 
man hat neue Kupferlager entveft. In Neufüdmwales finden ſich Kupfer und Eifen reichlich; es 
fehlt nur an Straßen zur Verbringung. Gin gewaltiged Steinfohlenlager dehnt fid in. den 
beiden Colonien Neuſüdwales und Dueendland über 10 Breitegrade aus. Im Jahre 1859 
wurden aus den Gruben von Nemweajtle am Hunterfluffe faft 300000 Tonnen dieſes Brenn— 
materiald zu Tage gefördert. Das Holz von Auftralien ift fürden Schiffäbau vorzüglich geeignet, 
Schon vor den legten amerifanifhen Wirren warp der Anbau von Baummolle und Zuder in 
Dueendland und den nörblihen Theilen von —8 verſucht. Die Größe der Goldaus— 
beute läßt ſich nicht genau beſtimmen. Nach den dem ſtatiſtiſchen Congreß zu London mitge— 
theilten, möglichſt genauen Berechnungen betrug dieſe Ausbeute von dem Jahre 1851 (dem 
erften der Goldentdeckungen) bis Ende 1859 in den einzelnen Colonien: 


Neufübwaled . . 2... 7394718 Pr. St. 
Bitorla . 2 2 2 2. 93,810212 „ „ 
Süpdauftralien . . . . 160000 „ u 
Tadmanin . . 2 200 8000 „ u 
Neufeland . . 2. 2 2. 140000 „ u 


zufammen in neun Jahren 101,512930 Pf. St. 

Wie man fiebt, ift es haupiſächlich die Colonie Victoria, welche Gold in Menge liefert. In dieſer 
Golonie war die. Ausbeute in den einzelnen Jahren (nad den allerdings ald etwas zu niedrig 
erkannten Berehnungen des Generalregiftratord zu Victoria) folgende: 
1851 580587 Pf. St. 1854 9,568262 Pf. St. 1857 11,046113 Pf. St. 
1852 10,899733 „ „ 1855 11,172261 „ „ 1858 10,112752 „ „ 
1853 12,600083 „ 1856 11,942783 „ 1859 9,122702 „ „ 
Immerhin weifen diefe officiellen Aufzeihnungen fhon die ungeheuere Summe von 87,045276 
Pf. St. nad. 

Indeß ift man längft davon abgefommen, blos vom Goldfinden das Keil zu erwarten. Der 
Bodenanbau hat fi gewaltig ausgedehnt, befonderd in den neuen Golonien. Im Jahre 1858 
maren bereitö in Gultur gebracht, , einfchlieplich der Fünftlihen Wiefen: 


in Neuſüdwales . . ... 217443 Aeres 
„Victoria (im März 1859). +. 298960 „, 
„, Südauftralien . . . . . 264462 „ 
„RTaßmanin . . 2 2 2020... 229489 , 
or Reufeland . . . . 140965 „ 


zuſammen (ungerechnet Wetauftralien) 1,151319 Aeres 
Der Weinbau liefert ungewöhnlich reiche und gute Erträgniſſe. Maid und Weizen gedeihen 
gleichfalls fehr gut. 

Die nicht angebaute Bodenfläche erzeugt vorzügliches Gras. Die Viehzucht hat bereits einen 
auperorbentlihen limfang gewonnen. Von verhältnifmäßig nur wenigen eingeführten Stüden 
war die Anzahl der Pferde jhon Ende 1859 auf 350000, die des Hornviehs auf 3Y/, Mill., die 
der Schafe auf 19 Mill. angewachſen. Die auftralifhe Wolle ift für Manufacturen und Han: 
del ein Artikel von höchſter Wichtigkeit geworden. Die Ausfuhr davon ftieg folgendermaßen: 


Im Fahre 1807 exportirte Neuſüdwales nad dem vereinigten Königreiche 245 Pf. 
1 „ 1820 [7 „ [7 " 7 „ 99415 7 
„1835 erportirten r und Tadmanien nad allen Län— i 

dern zufammen . 5,005000 „, 

vr „1845 erportirten fämmtliche aufralife Colonien blos 6 nad dem 
vereinigten KRönigreihe . . . 00... 24,177315 „ 
vn 1855 ee. rennen ne 49,142306 „ 
1859 Pr ; . . ...53,700542 „, 


Rechnet man die nicht in ——— Weiſe — Duantitäten dazu, fo ift die Wollaus⸗ 
fuhr aufetwa 60 Mill. Pfd. zu veranſchlagen. 
Der Gefammthandelöverfehr von Neuſüdwales, von welder Eolonie und nähere Handels— 
nachweife vorliegen, betrug im Jahre 1858: 
Einfuhr 6,059366 Pf. St.,d. i. 670042 Pf. St. weniger ald im Vorjahre 
Ausfuhr 4,247277 0 81.284325 „ „ mb u „ 
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Davon famen auf: 
bei der Einfabr bei der Audfubr 


Großbritannien . . +, 3,771000 1,239000 Pf. ©t. 
Auftralifiche und fonftige britiſche Colonien 1,131000 2,579000 „ 


Im Jahre 1851 belief füch der Werth der Einfuhr diefer Golonie, bei einer Bevölkerung von 
85000 Seelen, auf 1,056000; im Jahre 1854 flieg derielbe aber, bei 250000 Menſchen, auf 
die enorme Höhe von 17,659000 Pf. St. Im nächſten Jahre fhon gab e8 einen enornen Rück— 
ſchlag, und ſeitdem ward die frühere Ziffer Me wieder erreicht. Die Ausfuhr, 1851 1,424000, 
wuchs 1853 auf 11,062000 Bf. St. an. 

Die gefammte Ein- und Ausfuhr der ſämmtlichen auftralifgen Golonien zuſammengerech⸗ 
net kann zu 45 Mill. Pf. St. und der Schiffsverkehr zu 3 Mil. Tons veranlagt werden. 

Der Gefhäftdumfang der Banken war in den einzelnen Golonien 1858 in Pf. St. fol: 
gender: 


Banken in Gireulation. Gemünztes Geld. —— — Depoſiten. Wechſel. 
Neuſüdwalts 900083 1,665659 15413 4408398 5,253628 
PBieoria . . . 2,003993 1,755068 632909 6,797388 10,341982 
Süpdauftralien . 225628 345622 — 757347 1,170144 
Tadmanien . . [rn — 1, en 1, —— 
Neufeeland . . — 


Die Zahl der — Verbrechen in in ben auftralifchen — — groß. Noch 
dauert die Rückwirkung davon fort, daß ſie früher Deportationsorte waren. Der häufige 
Genuß geiſtiger Getränke, ermöglicht durch einen ungewoͤhnlichen Geldverdienſt, ſteigert das 
Übel. Doch weiſen die vorliegenden Liften aus Neufüdwales für die legten Jahre eine Ab- 
nahme der Verbrecherzahl nah. In den ſechs Jahren 1853—58 wurden nämlich, bei zuneh: 
mender Geſammtbevölkerung, durch das Obergericht und die Aſſtſen verurtbeilt: 

1353 1354 1355 1356 1857 1358 
DVerbreder . 604 637 526 461 395 415 
(Bevölferung 231000 251000 275000 287000 305000 342000.) 


Indeß find died doch noch immer fehr hobe Verhältnißzahlen. Während im vereinigten König: 
reich im dreijährigen Durchſchnitt von 1854— 56 auf 1000 Einwohner 1,32 Griminalver: 
brechen kamen, trafen in Neuſüdwales auf die gleiche Menſchenzahl jelbft no im Jahre 1858 
deren 2,37. 

Die öffentlihen Einkünfte fließen zumeift aus den Zöllen und dem Verkaufe von Ländereien. 
Aller Örundbeiig ift nämlich für Gigenthum der Krone erklärt, ſoweit derfelbe nicht Durch Einge— 
wanderte von berjelben erfauft wird; die natürlichen Rechte ver Gingeborenen find ſomit in Diefer 
Beziehung rein vernichtet. Nur auf der nördlichen Infel von Neufeeland hat man das Eigen: 
thum der Eingeborenen auf den von denfelben beſeſſenen Boden anerkannt, doch aud bier nur 
mit der enormen Beſchränkung, daß die Neuferländer ihre Grundſtücke an niemand anders als 
die Regierung verkaufen dürfen. Aus diefem Verhältnif entwidelten fich bereits viele Streitig: 
feiten, und auch der eben noch fortdanernde, verhältnigmäßig bedeutende Krieg rührt daher. 
Die Regierung ihrerfeit3 verfteigert die Kändereien, für welche fich Liebhaber finden. Der Mi: 
nimalpreis ift 20 Sh. für den Acre; nur auf Tasmanien darf Weideland für Schafe un die 
Hälfte diefes Betrags abgegeben werben, und auf Neufeeland wechſelt der nieprigfte Preis in 
den verfchiedenen Bezirken zwifchen 5 und 40 Sh. 

Die Zollgebübren find feit Jahren bedeutend ermäßigt worden. Das britiiche Barlament 
hatte einen gleihmäßigen Zolltarif für ſämmtliche auftraliihe Eolonien vorgefchlagen, vie befl: 
nitive Entfheidung jedoch den Parlamenten diejer Gebiete felbft überlaffen. So erfolgten denn 
mancherlei Abänderungen. Man hat das Freihandelsſyſtem bis zu einem gewiffen Grad ein— 
geführt und das Differentialfoftem zu Gunſten britifher Producte abgefhafft. Bedeutende 
Zollgebühren werden erhoben von Spritd, Weinen und Taback; mäßigere von Three, Kaffee, 
Zuder und verſchiedenen ähnlichen Arttkeln; die Mehrzahl der Waaren dagegen wird frei 
eingelaſſen. Blos in Neuſüdwales, wo man aud Tabak pflanzt, ift ein Schugzoll bezüg: 
lic dieſes Artikeld beibehalten. Neufeeland und Südauftralien haben noch eine allgemeinere 
Befteuerung der meiften eingeführten Artikel beibehalten; in der legtgenannten Golonie be: 
ſchäftigt man ſich indeß mit Befeitigung des fünfprocentigen Zollfages von beinahe allen Im: 
portationen. In Neuſüdwales und Victoria har man zur Vermeidung einer directen Per: 
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fonalfteuer in den Goldpiftricten einen Ausfuhrzoll von 2 Sh. 6 B. von jeder Unze Goldes 
eingeführt. 

Die Eolonialeinfünfte find beveitd bedeutend getvorden. In Victoria betragen dieſelben 
gegen 3 Mill. Pf. St. jährlich, weit mehr als in einem der Fleinen deutſchen Königreiche (1850 
erſt 259433, 1853 dagegen 3,202139), in Neuſüdwales etwa 1Y, Mill., in Süpauftra: 
lien ungefähr eine halbe Million, alles ungerechnet etwaige Anlehen und fonftige außerordent: 
liche Einnahmen. 

Zur genauern Bezeihnung entnehmen wir den „Statistical tables relating to the colonial 
and other possessions of the United Kingdom‘ und Horn’ „Annuaire international du eré— 
dit publique‘ für 1861 folgende Einzelangaben über das Nefultat der Finanzverwaltung im 
Jahre 1858. 

a) In Neufüpmwales betrugen die Ginnahmen 1,456451 Pf. St., die Ausgaben 1,571363, 
wonad ein Deficit von 114912 Pf. St. vorlag. Im Vergleihe zum nächſten Vorjahr hatten 
ſich vie Ginfünfte (infolge ver Kriiid) um 74686 Pf. St. vermindert, die Ausgaben hingegen 

um 28035 Pf. St. vermehrt. Das Deficit hatte 1857 nur 12191 Pf. St. betragen. Der 

Haupteinnabmepoften, der Zoll, war auf 557298 Pf. St. geftiegen; ebenſo hatte aber auch bei 

den Ausgaben die Schuld 406333 erfordert, gegen blos 382312 Pr. St. im Voriahre. Der 

Aufwand zu Gunften dev Einwanderung verminderte ih von 139603 auf 90460 Pf. St. 

b) Bictoria: Ginnahme 2,944613, dad ift weniger 289461 Pf. St. gegen das Vorjahr 

Ausgabe 2,365856 „ „ A TABNO: 42 3, Si pr 
Überfduß 578757 Bf. St. 

Mebr als zwei Bünftel der Einnahme rührten von Zöllen her, nämlih 1,318012, gegen 

das Vorjahr 64073 Pf: St. mehr. Die Abgabe von Geld lieferte nur 383382, gegen 

4146683 Pf. St. im Vorjahre. Die Koften der Einwanderung beliefen ih blos auf 56750 

gegen 110000 Pf. St. 

c) Südauftralien: Einnahme 601500 , das ift weniger 125910 Pf. St. gegen das Vorjahr 

Ausgabe 543025 ,. ,„, mehr N} re er 

Überfhuß 58475 Pf. St. 
Diefe Ergebniffe find jedod zum Theil blos fictiv. Während ſich für dad Vorjahr (1857) ein 
Überſchuß von 189198 Pf. St. auf dem Papier entzifferte, finden wir unter den Ginnahmen 
274800 Pf. St. enthalten, weldhe von Anlehen herrührten. Im Jahre 1856 hatte fich ein De: 
fieit von 112592 ergeben; auch in der Rechnung des Jahres 1858 rühren 131863 Pf. St. von 
Anlehen ber. So zeigte e8 fi, daß eine permanente Schuldenvermehrung ftattfand. Der Erlös 
aus veräußerten Ländereien war 1857 220984, 1858 dagegen nur205065 Pr. St. Im Jahre 
1857 erfcheinen Erträgniffe der Eifenbahnen zum erften mal im Ginnahmebubget, und zwar mit 
5181 Pf. St.; die Telegraphen lieferten 1858 2818, gegen 11070 Pf. St. im Vorjahre. 
Die Ausgabe für Beförderung der Ginwanderung ging von 62385 auf 15056 Pf. St. herab. 
Im Jahre 1859 ergaben ih: Einnahmen 663626 , Ausgaben 713085 Pf. St. ; in der erften 
Summe find fogar noh 157755 Pf. St. einbegriffen, die von Anleben für Öffentliche Arbeiten 
herrühren. 


1557 1853 
d) Weftauftralien: Ginnahme 40923 52804 Pf. St. 
Ausgabe 45002 47119 „ u 
Deficit 4079 Überihuß 5685 Pf. St. 


Bei der Ginnahme des Jahres 1858 find 8083 PF.St. zufällige und von Anlehen herrührende 
Ginfünfte. Für Einwanderung wurden nur 396 PF. St. veraudgabt. 
1857 1335 
e) Tadmanien: Einnahme 423973 599524 Pr. St. 

Ausgabe 395633 560488 „ „ 

Überihuß 28340 39036 Pf. St. 
Die Einwanderung koſtete 1858 blos 12744 und ward durd die directe Ginnahnte der Gin: 
wanderungscommifjare mit 12663 Pf. St. faft vollftändig gededt. 

Mie aus den vorftehenden Notizen zu erjehen, haben jich dieſe Golonien jeit ihrer Selbit- 
tegierung, d. h. in den legten vier oder fünf Jahren bereitd mit Schulden belaftet. Dieſe Schul: 
den wurden indeß größtentheild durch die bedeutenden Eiſenbahnanlagen veranlaßt, welche Die 
Regierungen von Neuſüdwales, Victoria und Südauſtralien unternahmen. Die ausgeführten 
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oder in Angriff genommenen Schienenmwege haben eine Länge von faft 500 engl. Meilen. Die 
Eiſenbahnſchuld von Victoria allein beläuft fih auf 8 Mill. Pf. St., melde in den Jahren 
1858— 61 aufgenommen wurden; 7 Mill. davon wurden aus England bezogen, zwei Drittel 
diefer Summe waren ſchon Anfang 1860 eingegangen. 

Im Jahre 1853 befuhr das erfte Dampffhiff ven Murrayfluß bis auf 100 englifche Mei: 
Ien von feiner Mündung. Jetzt befährt venfelben eine ganze Flottille von Dampfern, welde 
mehr ald 20 Städte an demjelben unter ſich und mit den andern Colonien verbindet. 

Kirche und Schule erhalten Geldunterftügungen aus der Staatöfaffe, die legtere jedoch in 
größerm Umfang als die erfte. In Südauftralien hat man die Unterſtützung der Kirche fogar 
ganz aufgehoben. In Victoria ward ein ähnlicher, ſogar ſchon zweimal gefaßter Beſchluß der 
einen Kammer blos durch eine kleine Majorität der andern verworfen. 

Die Gemeindebevürfniffe werden wie in England durch Auflagen auf das Grunbeigenthum 
und einen Zufhuß vom Staate gebedt. Zu Melbourne überfteigen die Gemeindebebürfnifle 
80000, zu Sidney betragen fie 50 — 60000 Pf. St. In Victoria hat man dad Municipal: 
foftem jehr ausgebreitet; jchon 1853 gab ed 29 Städte (incorporated towns) mit Municipal: 
räthen. 

Für Wiffenfhaft gejhieht weit mehr, ald man von einer folhen neuen Kolonie mit jo 
vielen wilden Elementen erwarten jollte.*?) 

VIn. Gefammtüberblid. Das britifche Reid umfaßt, einſchließlich der Colonien, laut 
der vorſtehenden Nachweiſungen: Deutih? 


Suadratın, Bevölkerung. 

1) Großbritannien und Irland . . — 5797 29,200000 

2) Beſitzungen in Europa, mit den zoniſcen Snfeln De 73 382000 

3) „ ‚„, Nordamerifa . . . 57000 3,800000 

4) u „Weſtindien . . De a a 684 820000 

5) “ „, Mittel: und Südamerika u ae ie 8500 125000 

6) — „Afrika. et — 6000 820000 

7) u ‚„‚ Alten: a) ltere Kronbeiigungen — 1160 2,100000 
b) Gebiet der ehemaligen Oftindijchen 

Compagnie . . 3388 136,000000 

ec) Hindoftanifche Säupftaten . 295823 50,000000 

8) r „Wuftralien . . 238000 1,200000 

Total ungefäßt >.» 175000 224,000000 


Hiervon unmittelbare Befigungen . 145000 174,000000.°°) 

Wir jhliefen mit einer an einem andern Orte bereitd ausgeſprochenen Bemerkung: Nie- 
mals beitand ein Reich, das ſich jo fehr über alle Theile der Erde ausgebreitet hätte wie das 
heutige britifche. Es übertrifft fowol an Größe wie an Bevölkerung das römifhe Weltreich, 
fteht zwar an Umfang dem rufjiihen Zarenreiche weit nah, umfaßt aber, die mittelbaren Be— 
figungen dazu gerechnet, dreimal ſoviel Menſchen als dieſes. Hier eine vergleihende Schätzung: 


Nömerihd . . . 75000 Duabratmeilen 120 Mill. Menſchen 
Rußland . . . . 350000 1 68 „ „ 
Britifhes Neid . . 175000 " 224 „ 


Allerdings können die Bewohner Hinvoftand ver eigentlichen britifchen Bevölkerung nicht 
gleidy geachtet werden. An Neihthum jedoch übertrifft das britifche Reich gleichfalls jedes andere 
iegt vorhandene oder in frühern Zeiten jemals eriftirende, G. F. Kolb. 

Großbritannien und Irland (Staatsgefhihte und Staatérecht des ver— 
einigten Königreichs), ſ. am Ende diefes fiebenten Bandes. *) 


49) In der Golonie Bictoria werden wiſſenſchaftliche, namentlich aſtronomiſche Werke auf Staats: 
foften gedrudt, für deren Veröffentlichung man in ben meiſten europäifchen Rändern die Geldmittel nicht 
auffinden fönnte. Wir wollen nur auf den vor ung liegenden Folioband hinweifen, der unter dem Titel 
erfchien: Results of the magnetical, nautical and metrological observations at the llagstaff 
observatory Melbourne etc. Presented to both houses of parliament by His Excellency's 
command. Gin Dentfcher, Georg Neumayer (Berwanbter des a gegenwärtigen Artifels) ift 
Vorſtand des Obfervatoriums zu Melbourne. 50) Kolb, a. a. 

*) Umftände, deren Befeitigung nicht in unferer Macht ftand, haben die rechtzeitige Beſchaffung 
dieſes Artikels verhindert. Um die Publication des Werke nicht zu unterbrechen, verweilen wir demnach 
den Artifel an das Ende des vorliegenden Bandes. D. Red, 
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Großmächte. Wie in jeder Geſellſchaft hervorragende Berfönlichkeiten, mögen fie num 
durch diefen oder jenen Umſtand, dur innere oder äußere Vorzüge audgezeichnet fein, einen be— 
flimmenden Einfluß auf die Gejammtheit üben, welcher freilich mit einem Rechtsanſpruch fei: 
nerlei Zuſammenhang hat, jo ind aud in der Bölferwelt von jeher einzelne Staaten an der Spige 
der Bejammtentwidelung und ded Geſammtlebens geftanden. Allein während das Individuum 
feinen Einfluß den verfchiedenften Motiven und Urfahen verdanfen fann, Stand, Charakter, 
Wis, Vermögen, kurz alled irgenewie Gute und Löhlihe die Grundlage einer jocialen Aus: 
zeichnung abzugeben im Stande ift, haben jich die Nationen gegeneinander immer nur nad der 
politiihen Macht gemeſſen. Nicht ald ob die Bevölferung allein, welde man jo häufig zum 
Mapftab von Vergleihungen nimmt, der beftimmende Factor fei, aber alle Elemente, melde 
auf die politifche Action in ihrer gewaltigften Korm, in der Kriegführung, einen hervorragenden 
Einfluß äußern, zufammengenommen bilden dad Kriterium, wonach wir heutzutage die Stellung 
der einzelnen Staaten in einer man fönnte jagen unofficiellen Rangoronung feftgefegt jehen. 
Unter den Großmächten (les grandes puissances) verfteht man widerſpruchslos die erfte Klaffe der 
Staaten, welche dem europäischen Völkerleben — in feinem weitern Sinne ald Gentralpunft der 
Weltintereffen angenommen — angehören. Die Zufammenftellung derjelben zu einer beftimmten 
Kategorie hat erft begonnen, ſeitdem ji der reine Dualismus, wie er in der griechiſchen Staaten 
welt vorwaltete, oder die tyranniſche Oberherrſchaft eines einzigen Staates, des legten Eroberers, 
wie in den aflatifhen Bölferfämpfen, durch die moderne germanifch = romaniſche Staatenbildung 
abgelöft jah. Allein auch Hier war die Ausbildung mehrerer ziemlich gleihmädhtiger und deshalb 
ein dauerndes politifches Syftem unter ſich erhaltender Großftaaten eine langjame Frucht der 
Jahrhunderte. Solange die Kriege noch als gleihjam invividuelle Erſcheinungen zwijchen 
Nahbarftaaten verlaufen, wie z. B. die Kimpfe zwijchen England und Frankreich unter den 
Eduards und Heinrich, mißt man die Kraft eined Staates nur an der Gegenfraft ded ſozuſagen 
präbeftinirten Feindes. In der vollen Blüte der ſpaniſch- öſterreichiſchen Macht unter Karl V. 
fonnte eigentlih nur dieſe habsburgiſche Monardie die eine Großmacht der Welt genannt 
werden. Aber glei) nad dem Höhepunkte und während des langſamen und dann raſch und 
raſcher werdenden Zerfalld der habsburgiſchen Herrſchermacht Fräftigen fih dauernd Staaten 
wie England und Frankreich, ſodaß der Vorrang des deutſchen Kaifers, deſſen reeller Rückhalt 
ſchon längft der eigene Beſitz des Hauſes Habsburg gewefen war, ihnen gegenüber zu einer 
leeren Höflichkeit herabfant. Spanien Hielt nicht lange mehr den Äußern Schein einer gleich 
ftarfen Macht aufreht, und im Laufe des 17. Jahrhunderts muß ed ſchon das abtrünnige 
Holland als ranggleiche Nation neben ji) dulden. Nur die Berfönlichkeit Guſtav Adolf's und 
eine glückliche Situation der übrigen europäiſchen Staateintereffen und Allianzen brachte 
Schweden auf furze Zeit unter die Zahl der Großmächte, und der Ruhm, auf dem widhtigften 
Friedendcongreffe, den die Geſchichte kennt, dem Wefträlifchen, neben Frankreich die beftimmenve 
Nation geweien zu fein, mußte duch jchwere Einbußen in jpätern Tagen bezahlt werben. 
Jedenfalls it das 17. Jahrhundert die Zeit, in welcher zugleich mit der Idee des europäifchen 
Gleichgewichts und in der That von ihr beeinflußt die Staaten ſich gegenfeitig und zwar unter 
Bezugnahme auf die Gefammtheit abzufhägen und in Verhältniß zu ftellen anfangen. Die 
Berichte und Schriften der Diplomaten fowie die Arbeiten der Staatögelehrten ſcheiden und 
unterfheiden von der ganzen Zahl felbftändiger Staatöwefen, wozu fi jept auch die Reichs— 
flände des Deutjchen Reihe, freilich trog des MWertfälifhen Friedens immer noch gegen den 
Buchſtaben des Reichsrechts, zu zählen anfangen, diejenigen Mächte, welche im Stande find, einem 
jeden der übrigen ſiegreich entgegenzutreten, unter jich aber durch eine gewiſſe Gleichheit ihrer 
Kriegstüchtigfeit gegen völlige Überwältigung des einen durch den andern gejichert find. Näher 
läßt ſich ſchwerlich der Gedanke, welcher ih) mit dem Begriff Großmacht verband, beftimmen, 
Die ungefähre Gleichheit im wirklihen Kriege fonnte nun auf fehr verſchiedenen Elementen be: 
ruhen. - Das eine Volk verdanfte feine Friegerifche Ehenbürtigfeit feiner ausnahmsweiſe ent= 
widelten Seemacht, bei einem andern Staat war ed der unverhältnigmäßige Nationalreihthum, 
welcher bei minderer Bevölferung eine gleiche militärijche Leiftungsfähigfeit verbürgte, ein dritter 
Staat, und died war der Fall mit dem Meich, welches erft im Anfang des 18. Jahrhunderts 
unter die Großmächte eintritt, Rußland, überwältigt faft die Phantafie durch das Ungeheuere 
feines Länderbeſitzes, oder verftärft feinen Einfluß durch die Wucht des despotiſchen Regiments, 
Die legte Probe, ob ein Staat zu den Mächten erſten Rangs zu rechnen ift, bleibt aber immer 
die: ift erim Stande, einem Angriff feitens jeder einzelnen zur gleichen Gruppe zu zählenven 
Nation mit Hoffnung eines glüdlichen Erfolgs die Spige zu bieten? Während Holland und 
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Spanien im Laufe des 18. Jahrhunderts durchaus in eine ſecundäre Rolle zurückſinken, iſt es 
ein ganz natürliches Reſultat der vorhandenen Machtverhältniſſe, daß die übriggebliebenen 
Großmaͤchte England, Frankreich, die habsburgiſche Monarchie und Rußland im Guten und 
Böſen vorwiegend aufeinander Rückſicht nehmen. Für irgendeinen politiſchen Act, deſſen Auf- 
nahme zweifelhaft fein Fann, fudt man alsbald die gute Meinung und das Ginverftändnif 
gleih mädtiger Staaten, die Zuftimmung der Fleinern hat viel weniger Werth, und während 
an ihrem Entgegentreten nichts gelegen ift, gilt es, auf die Friegerifche Einſprache machtgleicher 
Gegner gerüftet zu fein. Allmählich werden die Fleinern Staaten, wenn fie nicht jo glücklich find, 
durch ihre Unbedeutendheit dem Intriguenfpiel der Großmächte zu entgehen, reines Beſchäfti— 
gungsmaterial für die großen Spieler, und während freilih nur ein Polen wirklich durch vie 
Großmächte, wenigftens ohne Widerftand der am Streite nihtbetheiligten, zertrünmert murbe, 
waren die übrigen Staaten des europäifhen Continents moralifch um jede felbftändige Eriften; 
gebradt. Bei der polnifchen Theilung ſah man aber fhon jene vielgefhmähte und vielgeprie- 
jene fünfte Großmacht Europas, Preußen, in voll anerkannter Gleichftellung, und es gelingt 
in der That dem Genie eined Mannes, einem Atlas, der fein Königreich felbft trägt, ein ver— 
hältnißmäßig fleined, armes, wenig bewölfertes, zerftreut liegendes Land den großen Reichen 
gleich zu halten. 

Mit Sriedrih dem Großen hat ſich kurz vor der Franzöſiſchen Nevolution die Zahl ver 
europäiſchen Großmächte zur Pentarchle abgefhloffen, und die in Nordamerika neuerrichtete 
Republik der Vereinigten Staaten entbehrt trog ihrer Beweiſe von Friegerifcher Kraft im Un: 
abhängigkeitöfampfe dod noch ded dauernden Zufammenhangs mit der europäifhen Bolitik 
und ded Willens, fich um diefe zu kümmern. Ein Staat, welder die abſolute Nichteinmiſchung 
in den politifhen Weltgang auf feine Fahne gefchrieben hat, kann aller möglichen Kraftanftren= 
gungen unerachtet doch nicht im wahren Sinne des Worts eine Großmacht genannt werden. 
Daß ein Staat freilich nicht monarchiſch regiert zu werden braucht, um die politifhe Ebenbür— 
tigkeit ver Großmächte zu haben, bewies im Lauf der Revolutionskriege pas republifaniiche Frank: 
veih, wie ebemald auch Holland und England zur Zeit des Common wealth. In ver Zeit des 
erften Napoleon ſchienen die Tage aſiatiſcher Welttgrannet durch ein Volk über taufend be: 
fiegte wiebergefommen zu fein, und nur das ungebeugte, zähe England bewies thatſächlich, daß 
Frankreich ſelbſt unter dem großen Corſen nicht die einzige Großmacht ver Welt fei. Der Rüd: 
ſchlag trat ein, und das Land, deſſen Herrſcher nad Laune und Willkür Throne geftürzt und 
Königreiche errichtet hatte, wward ſelbſt bis zu einem gewiſſen Grade Gegenftand der Dispofition 
für die Sieger von Trafalgar und Leipzig. Allein fhon der Einfluß, welchen Frankreich in den 
wiener Gongreßverhandlungen wieder gewann, und der weder der Geſchicklichkeit Talleyrand's 
noch den Streitigkeiten der Sieger um die polnische und ſächſiſche Beute ausſchließlich zugefhrie: 
ben werden fann, bewies, daß die Griftenz eines großen Reichs felbft nach ſchweren Niederlagen 
ein mächtiger Factor iſt, mit welchem die Politik ver andern zu rechnen hat, zumal jegt durch das 
conftitutionelle Leben im Lande ein weiteres Element nationaler Erftarfung gewonnen wurde. 
Mochte immerhin das franzöfifche Verfaſſungsleben bis zur Qulirevolution ein durch renctionäre 
Strömungen durchbrochenes fein, nad der Militärbespotie ded großen Napoleon war dieſe un— 
mittelbare Heranziehung der Staatsbürger auch in der Begutachtung und Beurtheilung der Fra: 
gen äußerer Politik um fo bedeutſamer, als die drei continentalen Großmädhte außer Frankreich ſich 
der intellectuellen und moralifhen Berftärfung der Nationalmadıt durchaus feindlich gegenüber: 
ftellten. Jene furchtbare Zeit, wo die europäische Pentarchie ver Großmächte unter vem erft langſam 
wachſenden und endlich zum Bruch gedeihenden Widerftreben des freien Inſelreichs die politifche 
Polizei in Europa führte, auf den Congreſſen zu Aachen — hier warb Frankreich officiell in die 
entente cordiale feiner Bejleger wieder aufgenommen — Troppau, Laibach, Berona ihre Will: 
kürbeſchlüſſe traf und fie durch Erecutiondtruppen, wie in Neapel und Spanien, ausführte, hat 
den Namen Großmacht in eine Art böjen Geruchs gebracht, welche ſich noch Heutzutage nicht ganz 
verloren hat, Namentlid in Deutfchland, um deflen Verhältniffe und Entwidelung ſich von den 
außerdeutſchen Großmächten nur Rußland eingehend kümmerte, hatte ſich der Gegenſatz zwiſchen 
Großmächten und conftitutionellen Staaten feft in ven Sprachgebrauch eingebürgert. Dies um 
fo mehr, jeitdem infolge der Julirevolution die beiden weftlihen Großmächte ven Vorgängen in 
Mitteleuropa und zugleich den übrigen Großmächten noch weiter entfremdet wurden. Die Rolle 
politifher Nullität, wozu der Deutſche Bund durch fein Verhältniß zu ſterreich und Preußen 
vorherbeſtimmt war, ließ es durchaus falſch erſcheinen, wenn Schriftſteller jener Zeit auch 
dieſen voͤlkerrechtlichen Verein unter den Großmächten Europas aufzählten, oder gar eine be— 
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ſtimmte Kopfzahl — 12 Millionen — der Bevölkerung zum Merkzeichen ver Großmacht erhoben. 
Maßgebend war dabei offenbar die Thatſache, daß der Eleinfte ver zu den Großmächten gerech— 
neten Staaten, Preußen, jenes Bevölkerungsverhältnip hatte. Aber die ganze Berechtigung, 
ein rubendes, lahmes Preußen, das Land ohne einen König wie Friedrich der Große oder einen 
Volksgeiſt, wie ihn die Stein’jche Epoche und die Tage des Befreiungsfriegs zeigten, noch zu 
den Großmächten Europas zu zählen, ift zweifelhaft, und diefe Halbheit der europäiichen Stel: 
lung Preußens hat ih nur zu häufig in jhlimmen Nejultaten gezeigt. Ohne ſolche Nebenein: 
flüffe, wie z. B. der vorwiegend proteftantifche Charakter ded Landes, die verhältnißmäßig ge: 
ringe Bedeutung Englands ald Landmacht, würde es Preußen nody ſchwerer geworden fein, feine 
Stellung im hohen Rath von Europa zu behaupten. Doc foll feineswegs gejagt fein, daß 
Preußen nit, auch abgejehen von jeiner möglihen Stärfung in und durch Deutfchland, einen 
Plag in dem Kreis der Großmächte würdig füllen könnte. Ihm und noch andern Fleinern Staa: 
ten gereicht ed zum großen Vortheil, daß fie in ver jegigen Periode der moralifhen und intel: 
lectuellen Gewichtöverftärfung ven Vorzug, welden die ältern Großmächte vor ihnen in Ge: 
bietdausdehnung und Bevölferungsmafle voraus haben, durd die höhere Entfaltung der Na: 
tionalmadt in materiellen Leiftungen und durch den intellectuellen und moralifhen Rückhalt 
eines freien geficherten Öffentlichen Lebens wettmachen fünnen. Wie Noß und Reifige allein 
nicht den Fürſtenthron fihern, fo find jegt zur Erwerbung und Erhaltung einer Großmacht-— 
ftellung nod ganz andere Dinge nöthig als ein franfhaft vergrößerted Soldatenheer in Frie: 
dendzeiten. Sucht dod ſelbſt Rußland jegt ganz neue Fundamente für Aufrechthaltung feiner 
Stellung im VBölferleben, als vie unfeligen Ipeen des Nikolaus’shen Regiments abgaben. 
In der jüngften Zeit hat ſich nit ohne Glück ein neuer Prätendent für den Rang einer Grof: 
macht in Geftalt von Sardinien eder Italien erhoben. Die Betheiligung an dem Krimfeldzuge 
belohnte ji durd die Aufnahme umter die Mächte der Parifer Eonferenz, unter welchen die 
Türfei trog der neuen Ehre der fürmlichen Aufnahme in das „europäiſche Concert“ mehr wegen 
ihrer Schwäche als wegen ihrer Madt und Stärfe erfhien. Die fühne, rückſichtsloſe Politik 
Cavour's hat das Königreich Italien jegt ſchon an die Schwelle der Großmachtſtellung gebracht, 
und bleibt es beftehen, wird ihm die Anerkennung als ſechſte Großmacht Europas ſchwerlich 
lange verweigert werden können. Es ift aber zu hoffen, daß die größere freiheitliche Entwide: 
lung, welde ji jegt au in den Altern Großmächten des Oſtens bemerklih macht, in Zu— 
kunft die mittlern und Fleinern Staaten der VBölferwelt vor jenen ungerechten Einwirkungen 
und ſchnöden Vergewaltigungen bewahren wird, wozu früher einzelne große Mächte ihr Liber: 
gewicht miöbraudten. Auch in Fleinern Staatöwefen können die höchſten Zwecke der ftaatlichen 
Vereinigung erreicht werden, und auch die allergrößte Macht gibt Fein Recht zum Unrechtthun. 

Wir haben biöher, an vem gewöhnlichen Sprachgebrauch fefthaltend, die europäiſchen Groß: 
mächte ind Auge gefaßt. Daß ihnen die Vereinigten Staaten Nordamerikas an Macht eben 
bürtig find, beweift ſelbſt die Krijis, in welcher fich die Republik befindet. In einem engern 
Sinn redet man von Ofterreih und Preußen ald deutſchen Großmächten, d. h. im Bunde und 
in Brziehung auf deutſche Berhältniffe. Zur Ergänzung dieſes Begriffs dienen dann die wei: 
tern der Mittelftanten und Kleinftaaten. Alle aber jind fouverän und infoweit gleichberechtigt. 
Ebenſo hängen die Unterfheidungen des Rangrechts unter den Staaten nicht direct von der 
Stellung ald Großmacht ab, wenn fie auch theilweife mit letzterm Unterfchiede zufammentreffen. 

H. Marquardien. 

Grotius (Hugo), oder de root, der Begründer der Nechtsphilofophie, des allgemeinen 
Staatsrechts und der Völferrechtöwifienihaft, wurde am 10. April 1583 zu Delft in Nord— 
holland geboren. Aus einer angefehenen Bamilie abſtammend, hatte er befonders in feinem 
Dater Johann de Groot, welcher Bürgermeifter von Delft und zugleich Curator der Univerfität 
Leyden war, einen trefflichen Leiter feiner wiſſenſchaftlichen Ausbildung, während eine edle 
Mutter die Keime reiner und gerechter Sinnedart in dem Knaben hegte und pflegte. Mit einer 
jelbft für die vamaligen Zeiten auffallenden Frühreife ward er, fait noch Kind, auf den verfchies 
denſten Gebieten des Wiſſens heimifh. Bei dem Vorwiegen der claſſiſchen Studien in der hol: 
ländijchen Gelehrtenbildung finden wir ihn ſchon früh ald Dichter und Commentator in lateini= 
ſcher Sprache thätig, und den Arbeiten des jugendlichen Autors ward der Beifall der Beften jener 
Zeit, eines Joſeph Scaliger und Gafaubon zu Theil. Mit dem erftern war ®. während feines Auf- 
enthalts zu Xeyden, wo er feinen afabemijchen Unterricht ſchon im zwölften Lebensjahre begann, 
genau befannt geworden, und neben den weltberühmten ältern tratin®, ein junger Polyhiſtor in 
die gelehrte Welt, deren Mittelpunkt damals unbezweifelt Lenden war. Nachdem ©. ſchon 1597 
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Öffentlich über Fragen aus den Gebieten der Jurisprudenz, der Mathematik und Philoſophie 
disputirt hatte, ſchloß er fi im folgenden Jahre 1598 der Gefandtihaft an, melde unter der 
Führung des berühmten Staatsmanns Oldenbarneveldt nad Paris an Heinrich IV. abging. 
Die Verbindung mit diefem fpätern politiihen Haupte der Arminianer, deren Doctrinen er 
übrigens ſchon durch feinen Jugendlehrer Uitenbogaerd nahe gebracht worden, war für das 
ganze Leben ded ©. beſtimmend. Er ergriff den Stand des neuen Freundes, ward von der 
Univerfität zu Orleans zum Doctor der Rechte creirt und kehrte mit neuen Ehren und frifchem 
Anſehen geihmüdt in fein Vaterland zurüd, wo er die Laufbahn des Anwalts zunächſt freilich 
nur formell betrat, indem ihn philologifhe Arbeiten mehr anzogen. Nichtsdeſtoweniger wurde 
er jhon 1600 Advocatus fisci im Haag und 1607 Generaladvocat von Holland, Seeland und 
Weſtfriesland. Im diefer Stellung ſchrieb er (1609) fein erſtes juriftifched Werk: „Mare li- 
berum“, eine Widerlegung der Ansprüche ver Portugiefen und Spanier auf ausſchließliche Herr: 
fhaft, Schiffahrt und Verkehr in den neuentdeckten Meereöftrefen. Da aber die Theorie des 
Meeredeigentbums überhaupt darin geleugnet wurde, fo gab das Werf dem großen engllſchen 
Juriften Selden Anlaß zu einer Gegenfährift: „Mare clausum.” In viefelbe Zeit (1610) 
fällt eine biftorifche Arbeit des ®.: „De antiquitate reipublicae Batavicae.” @inen politifch 
wichtigen Boften erlangte er 1613 durch feine Ernennung zum Penſionär oder Syndikus der 
großen Handelsſtadt Rotterdam, allein der damit verbundene Sig in den Provinzialftaaten 
verwickelte ihn, der in den jeßt offen ausbrechenden halb religiöfen, halb politifchen Händeln 
zwifchen Arminianern und Gomariften auf feiten Oldenbarneveldt's gegen den Prinzen Morig 
von Naflau ftand, in Gefahren und Unglüf, Als ed dem ſchlauen Oranier gelang, eine for: 
melle Gefegesüberfhreitung der in ven Provinzialitaaten dominirenden Gegner, die Aushebung 
von Truppen zur Unterbrüdung der Unruhen ohne Zuftimmung des Prinzen ald General: 
kapitäns, als fiegreiche Waffe zu ihrer völligen politifchen Vernichtung zu benugen, war neben 
DOldenbarneveldt, dem ſtaatsmänniſchen Führer, es befonders auch die unerfihrodene Feder des 
Bubliciften der Partei, gegen welde fi die Rache wandte. Nachdem Oldenbarneveldt die ° 
Niederlage durch jeine Enthauptung (ein Juftizmord, der an dem zweiundfiebzigjährigen 
Greiſe vollzogen wurde) 1619 gebüßt hatte, wurben von benfelben parteiifhen und vielleicht 
beftochenen Richtern G. und fein Freund Hogerbeetd zu lebenslänglichem Gefängniß und all= 
gemeiner Güterconfiscation verurtheilt. Die tapfere und ſtandhafte Gattin des ©. Hatte bei 
bei feinen Feinden nicht um Gnade für ihn bitten wollen. Das angebliche Verbrechen war das 
crimen majestatis, in der That aber lag dem Proceß nur der Grgenfag zweier flaatöredht- 
lihen Theorien zu Grunde, ob nämlich die Provinzialftaaten oder die dem Haufe DOranien 
günftigen Generalftaaten die eigentlihen Träger der Nationalfouveränetät feien. G. wurde 
zur Verbüßung feiner Strafe auf die Feſtung Löwenſtein gebracht, wohin ihm bald nad: 
her feine Gattin Marie von Reigeröbergen folgen durfte. Es ift Hiftorifh unrichtig, wenn 
man die tapfere Frau in einer Bücherfifte ihren Einzug in das Schloß halten läßt. Aller: 
dings wurde die weltberühmte Kifte, in welcher G. die für feine angeftrengten vielfeitigen, 
befonderd aber theologischen Arbeiten nöthigen wiſſenſchaftlichen Materialien erhielt und aus: 
taufchte, nad) zweijähriger Haft das Werkzeug der Befreiung für ihren Gatten, der in ihr ver: 
ſteckt glücklich das Freie und in allerlei Verkleidungen endlich Antwerpen erreichte. Der fühnen 
Retterin geftattete man, ftraflos dem Geretteten zu folgen. ©. wandte ih nah Frankreich, wo 
ihm in Paris ein Kreis angejehener und opfermwilliger Freunde geblieben war. Durd ein freis 
lich jehr unregelmäßig audgezahltes Jahrgeld von 3000 Livres bewies die franzöſiſche Regierung 
dem flühtigen Staatdmann und Gelehrten ihre Theilnahme, welcher unermattet und unermüb: 
lid} feine gute Sache in zablreihen Schriften (befonvers in feinem „Apologeticus’‘) vertrat. Die 
Hauptfrucht diefer Muße und in der That die größte wiffenichaftliche Leiftung des Jahrhunderts 
war das unten noch näher zu beſprechende Werf: „De jure belli ac pacis libri tres, in qui- 
bus jus naturae et gentium, item juris publici praeeipua explicantur‘ , weldes zuerft 
1625 erſchien. 

Das in der Wiſſenſchaft eine gewaltige Epoche machende Werk hatte für die Außere lebend: 
flellung des Verfaſſers zunächſt Feine Veränderung imGefolge. Seinen wiffenfhaftlichen Arbei— 
ten, im Briefwechſel mit den berühmteften Humaniften, Theologen und Juriſten feiner Zeit, im 
perfönlichen Umgange mit der geiftigen Ariftofratie Frankreichs lebend, murbe ihm fein Auf— 
entbaft in diefen Rande doch ſchließlich durch den Widerwillen verbittert, welchen Michelien gegen 
ihn gefaßt zu haben fcheint. Die ehrliche gerade Natur des holländiſchen gelehrten Staatsmanns 
mag dem großen Cardinal antipathifch gewefen fein. Mittlerweile hatten fid) die bürgerlichen: 
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und religiöfen Gegenfäge in der Heimat bedeutend beruhigt, ſodaß ®. 1631 ven Drängen 
feiner Verwandten und Freunde nahgab und nah Holland zurückkehrte. Hier jedoch wurde 
durch feine perſoͤnliche Anweſenheit der alte Groll feiner Feinde wieder angefacht, den er durch 
Bitten zu beſchwichtigen viel zu ftolz war, während feine Breunde zum Theil wieder muthlos 
wurden. Gin Breis von 2000 Fl. wurde auf die Ergreifung des Verurtheilten gelegt, und 
diefer mußte ſich raſch neuer Verfolgung durch die Flucht entziehen. Im Herbſt 1632 fand er 
in Hamburg ein Afyl. Hier ſuchten ihn Anträge von verfchiedenen Fürften auf, welche ven be: 
rühmten Verfafler des Werks „De jure belli ac pacis‘ in ihre Dienfte zu nehmen wünfhten. 
Unter den mancherlei Anerbietungen widmete er endlich, nach reiflicher Überlegung, feine Thätig: 
feit der ſchwediſchen Bolitif, welche nach dem eben erfolgten Heldentode Guſtav Adolf's, der jelbft 
G. aufs höchſte gefhägt und ihn zu gewinnen fl vorgenommen hatte, ver Kanzler Oxenſtierna 
lenkte. Anfang Mai 1634 traf er mit Orenftierna in Frankfurt a. M. zufammen und wurde am 
Ende des Jahres ald ſchwediſcher Gefandter für ven franzöfiihen Hof beftimmt. In Paris hatte 
er eine fehr ſchwierige Stellung fowol Richelieu gegenüber, der ihn perfönlih und durch Pater 
Joſeph für fich zu gewinnen fuchte, ald auch bei den ſich vielfach kreuzenden Ginzelintereflen ber 
beiden allüirten Mädte. Schon gleich die Frage feines Empfangsceremoniel® gab zu allerlei 
Mishelligfeiten Anlaß. In den zehn Jahren, während welder er ven Geſandtſchaftspoſten zur 
größten Zufriedenheit Schwedens befleidete, arbeitete er raftlos an feinen verſchiedenen wiſſen— 
ſchaftlichen Entwürfen weiter, und befonders feine holländiſche Geſchichte hat die letzte vollendete 
Geftalt in diefem Zeitraumerbalten. Kleinliche Intriguen bewogen ®. 1645 um feine Entlaffung 
einzufommen. Sie ward ihm endlich bewilligt, und er kehrte über Holland, wo Ihm jegt ſowol 
in Rotterdam als Amftervam zur fpäten Sühne ein feierliher Empfang bereitet wurde, nad 
Schweden zurück. Da ſich eine neue entfprechende Stellung für ihn dort nicht bieten wollte, ging 
er nach Lübeck unter Segel, Allein ein ſchwerer Sturm verfchlug das Schiff an die pommerſche 
Küfte, von wo er nad) vielen Strapazen ded Meeres und unter allerlei Beſchwerden ver Land: 
reife nur weiter ging, um in Roſtock am 28. Aug. 1645 nad kurzer Krankheit fein Leben zu 
befähliefen. Sogar mit feinem Tode follte der Kampf und Streit um ihn noch nicht enden. 
Die freie Anſchauung religiöfer Verhältniſſe, welche feine legten Schriften beweifen, war Ur— 
ſache, daß eine jede Confeſſion ihn zu ihren Kegern zählen wollte. Nur die Jefuiten haben mit 
mehr Politik, durch eine eigene gefälfchte Schrift, den Verfafler des Werks „De jure belli ac 
pacis“ ald einen ihrer Angehörigen zu erweifen geſucht. ®. hinterließ mehrere e und 
heutzutage lebt no in dem berühmten Gefchichtichreiber Griechenlands, George Brote, ein’ 
würbiger Erbe des großen Namens, 

Sind aud die Lebensſchickſale, die politiihe Stellung und die Humaniftifchen, hiſtori— 
ſchen und theologifchen Werfe des G. von einer nicht geringen Bedeutung, fo gipfelt ſich doch 
feine Wichtigkeit für Die Geſchichte des menſchlichen Fortſchritts in Wiſſenſchaft und Leben in 
feinen Zeiftungen auf dem Rechtögebiet und in dem einen großen Werfe „De jure belli acpacis”. 
Bor ihm hatten zwar einige bedeutende Schriftfteller, wie Macchiavelli und Bodin, die erften 
Anzeichen gegeben, daß es mit der holaftifchen Verwendung ariftotelifcher Materialien für eine 
theologijirende, unter dem Bann des Dogmas und der Kirchenzucht ftehende Rechts⸗ und Staats⸗ 
lehre vorüber ſei; aber beide Genannte find noch immer vorwiegend antifen Anſchauungen 
hingegeben und in der That viel mehr Politiker, als daß fie das öffentliche Recht als ſolches 
darftellten. Der mitrelalterliche Staat war nichtöveftoweniger völlig zufammengebrochen, feine 
beiden Pole Kaiſerthum und Papſtthum hatten ihre Anziehungskraft verloren, feine halb privat: 
rechtliche, halb Öffentliche Form des Lehnweſens paßte für die neuen Verkehrsverhältniſſe nicht 
mehr. Im Bölferleben wurden die Staaten in immer engere Beziehungen zueinander gebracht, 
und gerade um diefelbe Zeit, mit der Reformation, wurde das Bindeglied des gemeinjamen 
Glaubens und einer höchſten Behörve im Papat für einen großen Theil Europas machtlos. Die 
Politif des 16. Jahrhunderts zeigte zahllofe Beifpiele der reinften Seldftfucht auf, ähnlich wie 
300 Jahre fpäter in Deutſchland die von den Landesherren neu erlangte Souveränetät ald Bor: 
wand für maßloſe Anfprüce gegen jedes beſondere Necht Dritter geltend gemacht wurde. Und 
dennoch lag in dem Prineip der firhlihen Reformation ein Kerment, das auch die übrigen Ge— 
biete des Lebens berühren und in Bewegung bringen mußte. Die freie Forſchung, das Eintre— 
ten des vernünftigen Urtheils neben dem ftarren Machtſpruch des Dogmas fonnte auf dem Bo— 
den der Naturwiffenichaften und des Öffentlichen Lebens noch viel weniger zurückgedrängt wer: 
den, nachdem es fi bei den höchſten Fragen jo mächtig und fiegreich erwiefen. Zwei Namen 
find es, welche diefe neue Zeit in der Wiffenfchaft, diefe neue Methode einer weltlichen Forſchung, 
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jeder auf feinem eigenthümlichen Gebiet, inaugurirt haben, Baco von Verulam und G. If 
jener der Vater der neuern naturwiflenihaftlihen Entwidelung, jo muß die Rechts- und 
Staatswiſſenſchaft der legten beiden Jahrhunderte ohne Zweifel auf ©. und fein Werf „De 
jure belli ac pacis“ zurückgeführt werben. Nicht blos das Völkerrecht, fondern, wie ſchon 
oben angebeutet wurbe, die gefamamte Erfenntniß von Recht und Staat über die enge Sphäre 
des pofitiven Buchſtabenrechts hinaus beginnt mit ©. und ſonach durch ihn eine neue Epoche. 
Auch Baco hat auf dem Rechtsgebiete hervorragende Reiftungen hinterlaffen, allein feine 
Beitrebungen waren mehr dem pofitiven Geſetzes- und Gewohnheitsrechtsbeſtand Englands zu= 
gewendet oder bejchäftigen jih mit Kragen der Gefeggebungsfunft und der Jurisprudenz des 
Richteramts. G. dagegen war ed, welcher die Ideen von Recht und Staat auf einer Grund: 
lage aufbaute, vie ſeitdem ein umverlierbared Gemeingut der mweitern Entmwidelung ge— 
blieben if. Während fih dem antiken Denker das Recht im Staate durch den Willen und Act 
der Geſetzgeber geftaltet und das Mittelalter e8 unmittelbar auf den göttlichen Willen zurüd: 
führt, findet ©. in der menjchlihen Natur den legten Grund von Recht und Staat, in der 
menſchlichen Bernunft Mag und Urtheil über beide. G. hat den in dem Princip der freien Bor: 
ſchung aus. der Reformationdgeit liegenden echten Rationalismus auf dem Gebiete des Rechts 
heimiſch gemacht und durd den Bruch mit dem dogmatiſchen Standpunfte des Mittelalters 
in der Ihat erft die Willenfhaft von Recht und Staat begründet. In der menſchlichen Natur 
nimmt er den vernünftigen Gefellihaftötrieb, das Verlangen, nicht aus Eigennug, fondern um 
der innern Befriedigung willen in Gemeinfhaft mit andern friedlich zu leben, als die pſychiſche 
Urjache aller der Gemeinweſen an, welche ſich auffteigend von dem Familienfreife bis zur großen 
Staatenwelt gebildet haben. Ob etwas Recht ift oder nicht, erlaubt oder verboten, wird zulegt 
immer an diefem Prineip des Rechts, der vernünftigen gejelligen Natur des Menſchen gemeffen. 
„Jus naturale est dictatum rectae rationis, indicans actui alicui, ex ejus convenientia aut 
disconvenientia cum ipsa nalura rationali et sociali, inesse moralem turpitudinem aut ne- 
cessitatem moralem etc.” („De jure belli ac pacis” 1, $.10). Bür die aus dieſem Princip fi 
ergebenden Forderungen beanjprudt ©. eine allgemeine von Ort und Zeit unabhängige Aner— 
fennung, da die vernünftige Menfchennatur überall eine und diefelbe ift. Beſonders befämpft 
er die früher gemachten Verſuche, den Grund des Rechts in vie bloße Klugheit und Nützlich— 
feit zu fegen, während er andererjeitd die Rechtsforderungen recht wohl von den ethiſchen Ges 
boten zu ſcheiden weiß, eine Scheidung, welche eine auf die religiöfe Anſchauung des göttlichen 
Willens ald unmittelbaren Rechtsgrund gebaute Rechtslehre wie die des Mittelalterd nie hat 
vollziehen fünnen. Hatte auch ſchon Ariftoteles auf die gejellige Natur des Menſchen hinge— 
wieſen und in ihr den Grund von Recht und Staat gefehen, „ſo hat doch derſelbe Ausdruck bei 
®. einen ganz andern Sinn als bei Ariftoteles. Ariftoteled meint unter demfelben bie Natur 
als die Macht im Univerfum, welche ven Menſchen zur Gefelligfeit beftimmte, G. bagegen die 
Natur ald Beihaffenheit oder Verlangen des Menſchen“ (Stahl). Der Gefelligfeitötrieb (so- 
cialis natura, appetitus socialis) führt, um ein dauerndes ruhiges Gemeinleben zu ermög— 
lichen, zum Vertrage, und man hat nit mit Unrecht gejagt, daß die Heiligfeit der Verträge die 
eigentliche Unterlage des Rechts- und Staatsſyſtems von G. ausmacht. Der vernünftige 
Mille muß das dur die menſchliche Natur Beitinnmte wollen, aber die Verbindlichkeit der Ver— 
träge beruht darauf, daß fie aus dem Willen, ex consensu, hervorgegangen find. Dieje Zurück— 
führung der juriftiihen Entftehung der Gemeinſchaft auf den Willen findet bei ®. auch auf den 
Staat Anwendung, ſodaß er zugleich ald Neubegründer der Sorialitätätheorie, ald Vertreter 
der Lehre vom Staatövertrage erfcheint. Nah ihm „est autem civitas coetus perfectus libe- 
rorum hominum, juris fruendi et communis utilitatis causa societas”. Hierbei fpielt jedoch 
das Element des Willens und Vertrags eine vielgrößere Rolle, als bei einer confequenten Durch— 
führung des Principe der Naturgemäßheit der Inftitutionen möglich gewefen wäre. Bei ©. 
fommen die verfhiedenften Arten von Staat als eriftenzberechtigt zur Sprade, indem für fie 
immer nur der Inhalt des urfprünglichen Vertrags enticheidet. Die allgemeine ethifche Auf- 
gabe des Staates tritt hinter ven durd) den einzelnen Staatdvertrag beſtimmten Charafter eines 
soncreten Staates völlig zurück. Außer diefem Irrthum finden ſich jedoch ſchon bei G. ganz 
vortrefflihe, in das allgemeine Staatsrecht gehörige Einzelerörterungen, z. B. über die Re— 
gierungdnadfolge. Er erſcheint überall als ein Freund vernünftiger Selbftregierung und be— 
mißt die einzelne Staatöthätigfeit immer an den beiden Keitfternen des öffentlichen Xebens, dem 
Recht und der Wohlfahrt. Was ihm häufig zum Vorwurf gemacht wird: die Aufgaben des 
Staates, ald des Recht und Frieden garantirenden Gemeinweſens, zu eng gefaßt zu haben, iſt 
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gegenüber der Vermiſchung von Staat und Leben, wie ſie Alterthum und Mittelalter, jedes 
freilich aus andern Urſachen, bieten, thatſächlich ein Fortſchritt geweſen, und manche moderne 
Auffaſſungen des Staates weichen in ihrer Überſchwenglichkeit weit mehr von der Wahrheit ab, 
als es durch die knappe Grenzbeſtimmung von G., Kant und Wilhelm von Humboldt ge— 
ſchehen iſt. 

Unter dem einzelnen Staate ſteht die Staatengeſellſchaft, und für ſie aus den Ver: 
bältnifjen und nothwendigen Beziehungen der Staaten zueinander Nechtögebote und Rechts— 
pflichten nachzuweiſen, war vie vorzügliche Aufgabe, welche ih ©. in feinem Werk „De jure 
belli ac pacis“ ftellte. Es werden bei der Gonftruirung des Völferrehts nun die dem Natur: 
recht ald Privat: und Staatsrecht zu Grunde gelegten Elemente audy hier verwerthet. Der Ge- 
jelligfeitötrieb führt über den Staat zu einer weitern Genoſſenſchaft (magna illa universitas), 
und auch in dieſer joll geordnet und friedlich gelebt werden. Wie dort neben das jus naturale, 
das der Natur des Menſchen entipricht und entipringt, das jus voluntarium tritt, weldes dem 
Willen feine Entftehung verdankt, ſei es num göttlicher oder menſchlicher Wille (jus volunta- 
rium divinum ober humanum), jo wird aud neben dem jus naturale der VWölferwelt das jus 
gentium voluntarium eine Duelle von Recht und Verbindlickeiten. Diefer Völferwille kann 
ich aber bald direct in Geftalt ded Vertrags oder indirect ald Gewohnheit äußern, und ſelbſt im 
Kriege, den G. ald gerehten Zwang zum Rechtthun betrachtet, ſchweigen die Gefege nicht. Nach 
ded Autors eigener Angabe hat ihn gerade Die Wahrnehmung , dab in den Zeiten vor ihm und 
um ihn die Staaten im friedlichen Verkehr ſich jeder rechtlichen Pflicht gegeneinander entichla- 
gen glaubten und im Kriege weder göttliche noch menfchliche Gefege mehr rejpectirt wurden, 
zur Auffuhung der Nehtögrundfäge beftimmt, welche auch außer den pofitiven Gejegen im ein— 
zelnen Staat Menſchen und Staaten verbinden. („Videbam per christianum orbem vel 
barbaris gentibus pudendam bellandi licentiam: levibus aut nullis de causis ad arma pro- 
curri, quibus semelsumtis nullam jam divini, nullam humani juris reverentiam, plane quasi 
uno edicto ad omnia scelera emisso furore.” Prol, 28.) Ihm, fagt er dann weiter, gefalle 
nicht die Anſchauung derer, welche aus Verzweiflung den Krieg abjolut für unchriſtlich und ver- 
boten halten. Nach beiden Seiten wäre abzubelfen, damit man weder glaube, daß hier nichts, 
noch dap alle erlaubt jei. Diefem Anlaß ift es zugufchreiben, daß von eigentlich völferredht- 
lichen Materien die dem Kriegsrecht angehörigen am ausführliditen behandelt find. Das Wert 
ift in der That rin Jus belli ac pacis, wenn aud) diefer Titel nur einen Theil des Geſammt— 
inhalts bezeichnet. Aus diefem Gefühl warmer Indignation heraus ftrömt aber aud) die Kraft 
und ber Adel der Sprache, ed geht ein Zug von dem „Discite justitiam moniti” durch die ganze 
Schrift. Und nidt der geringfte Shmud für den unbefangenen Urtheiler jind pie reihen Ci— 
tate aus dem gefammten Schage alter und neuer Bildung, wodurch G., wie er jelbjt einmal 
äußert, nicht juriftifhe Autoritäten beizubringen wähnt, fondern darthun will, wie die hervor- 
ragendſten Geijter alter und neuer Zeit über die Grundfäge des ewigen und natürlichen Rechts 
übereinftimmend gedacht haben. 

In der Ihat hat ©. durch jein Werk „De jure belli ac pacis“ zum großen Theil die Zwede 
erreicht, die er jich vorfegte. Das Bud ift der Codex eines neuen Voölkerrechts, die Baſis 
einer jittlihern Politik und einer humanen Kriegführung geworden. Es ward in unzähligen 
Ausgaben verbreitet, auf faft allen deutſchen Hochſchulen den Vorlefungen über Natur= und 
Völkerrecht zu Orunde gelegt und hat fo in Leben und Wiſſenſchaft einen Umſchwung wie fein 
anderes Buch menſchlicher Injpiration hervorgerufen. Das Werk zerfällt in rei Bücher, diefe 
wieder in zahlreiche Artikel, und beginnt mit Prolegomena, in melden ver Verfaffer über 
feine Borgänger (deren e8 außer Albericus Feine bedeutenden gab), den Anlaß und die Auf: 
gabe des Werks und die Methode der Behandlung fi verbreitet. In dem erften Buche wird 
von den Begriffen des Kriegs und Rechts ausgegangen und die Frage unterjucht, ob der Krieg 
überhaupt erlaubt fei. Die Unterſcheidung des öffentlichen und Privatkriegs (im Staate felbit) 
führt auf den Begriff der höcften Staatögewalt oder Souveränetät (summum imperium), 
deren Träger allein den öffentlichen wahren Krieg führen können, und zur Frage, ob die inter: 
tbanen gegen die Regierungen zum Kriege berechtigt find. Hier werden in fehr maßvoller 
Weife die weitgehenden Doctrinen der Jefuiten und Hugenotten aus der Neformationgzeit und 
den franzöfifhen Bürgerfriegen, eines Bouder, Languet u. ſ. w., befämpft. Im zweiten Bude 
gebt ©. von den Urſachen des Kriegs aus und gibt eine Aufzählung und zum Theil in civili= 
ftifcher Manier gehaltene Auseinanderfegung aller möglichen Rechte und ihrer Erwerböarten, 
weil ie alle verlegt und fomit eine Urjache zum Kriege werten können. Während das erjte 
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Bud) feinem Hauptinhalt nad Materien, die wir jegt dem allgemeinen Staatsrecht einreibhen, 
bietet, bildet fomit das zweite Buch den Hauptiig des natürlichen Privatrechts, neben welchem 
freilich noch manche dem allgemeinen Staatsreht angehörige Erörterungen hergeben. Rein 
völkerrechtlichen Inhalts find nur die Kap. 15, 16, 18,19: De foederibus ac sponsionibus; 
De interpretatione; De jure legationum; De jure sepulturae‘ (die Hauptbeftandtheile ver völ- 
ferretlichen Regeln bei ven Alten, das unter dem Götterſchutz ſtehende Geſandtſchaftsweſen und 
die als religiöfe Pflicht erſcheinende Todtenbeflattung). Schließlich werden dann nod die un: 
gerechten oder doch zweifelhaften Gründe, einen Krieg anzufangen, beſprochen, bejonders auch 
die Frage, ob im Intereffe der Unterthanen eines andern Staates Krieg mit ihrem Souverän 
begonnen werden darf, Nachdem bis dahin die Frage nad dem Necht zum Kriege erörtert 
wurde, beginnt mit dem dritten Buche das Recht des Kriegs felbft, die völkerrechtlichen Regeln 
der Kriegführung. ©. fpricht von der Anwendung von Betrug und Unwahrheit ald Kriegslift, 
von den Nepreffalien, von der Kriegdanfündigung, dem Tödtungsrechte, dem Necht der Plün- 
derung, Zerftörung u. f.w. Daran knüpfen jih Mahnungen, vom ftrengen Rechte in ge: 
wiffen Fällen feinen Gebraud zu machen, und Erklärungen über die Befugniß, in der Aus- 
übung zu temperiren, 3. B.: Temperamentum circa jus interficiendi in bello justo; Tempe- 
ramentum circa captos, Kap. 11 und 14. Das 17. Kapitel des dritten Buchs handelt, aber 
nur fehr kurz und ohne näheres Eingehen auf die heutzutage wichtigften Bunfte ver Lehre, von 
der Neutralität (de his, qui in bello medii sunt.) Den Reft des Buches füllen Kapitel über 
die Vertragsverhältniffe im Kriege und feine Beendigung durch Waffenftillftand und Frieden, 
und anı Ende diefed Buchs (Kap. 25) ſchließt das ganze Werk mit einer eindringlihen Mah— 
nung zum Weltfrieden. 

Die Ausgaben des Werkes find beſonders dadurch jo zahlreich geworben, daß die vielen 
Gommentatoren deflelben den Tert und ihre Noten zum Abdruck braten. Die Editio prin- 
ceps von 1625, dem König Ludwig XIII. gewidmet, ift jegt jehr felten; die zweite vom Ver— 
faffer beforgte von 1632 hat den meiften fpätern Nahpruden und Ausgaben zu Grunde ges 
legen. Anſehen hatten befonders die von Gronovius und Barbeyrac beforgten. Das Werf ift 
in faft alle Sprachen Europas überfegt worden. Bon den Gommentarien ift der von Gocceji der 
beveutenpfte. Außer dem fhon erwähnten „Mare liberum‘ find noch immer von großer Brauch— 
barfeit für die politifche Verfaffungsgefchichte ver Niederlande die, ‚Annales et historiae de rebus 
Belgicis” (Amftervam 1657). Giner Aufzählung ver vielen theologifhen Schriften von ©. be: 
darf ed hier nicht. Seine lateiniſchen Gedichte find nicht beffer und fihlechter ald die vieler Zeit: 
genoffen; dagegen bieten die Sammlungen feiner Briefe (Epistolae) manden intereflanten 
Einblick in ven Charakter des Mannes und feiner Zeit. 

Ein ausführliches und in ſchlimmer Zeit mit tapferer Hand gezeichnetes Lebensbild des 
großen Staatd: und Völferrechtslehrerd bietet Euden's „Hugo Grotius nad) feinen Schickſalen 
und Schriften dargeftellt” (Berlin 1806). Zum Theil einfeitig ift dagegen die Beurtheilung, 
welde Stahl in feiner „Rechtsphiloſophie“ (1, 163 fg.) von ©. gibt. H. Marquardien. 

Grundbücher, Grund: und Hypothekenbücher (Ragerbüder, aud Erb-, Amts-, 
Schöppen-, Conſens-, Gerichtshandelsbücher u. f. w., desgleichen Reichs-, 
Grund: und Landbüder).!) Unter den in der Überſchrift dieſes Artikels angegebenen 
Bezeihnungen kommen ihrem Zwecke und Gegenftande nad fehr verfchiedene Arten von Grund: 
büdhern vor, welche im allgemeinen nur darin übereinftimmen, daß fle die Aufzeihnung und 
Befhreibung von Liegenschaften und Grundeigenthum wie der ihnen gleich geachteten Reali— 
täten, auch der fonftigen ſich auf dieſe Gegenftände beziehenden Verhältnilfe, ihres Umfangs, 
ihrer Zubehörungen und Depenventien, ihrer Gerechtigkeiten und Nutzungen, ihrer Laften und 
Beſchwerungen enthalten. 

Je nad den verſchiedenen Gegenftänden und Zwecken von Grundbüchern können dieſelben 
fein: I. allgemein=politifher und ftaatswirtbfhaftliher Natur, eine Grundlage 
für die Finanzftatiftit oder die Einsheilung größerer Landesgebiete mit Angabe aller Grund: 
bejigungen und ihrer Arten, der verſchiedenen Abgaben derfelben, ihrer publiciftiihen Bezie— 
bungen, inöbefondere der Staatseinfünfte, oder I. Aufzeihnungen und Beihreibungen der 
Grundbefigungen nebft Zubehörungen, ihrer Öffentlichen und Privatabgaben und Reallaften in 
beftimmten engern Diftricten (einem Amte, einer Gemeindemarfung, einer Corporation ober 


1) Dal, die Art. Sypotbekenweſen und Pfandrecht. 


Grundbücher 81 


andern moraliſchen Perſon, oder auch nur einer gewiſſen Klaſſe von Grundbeſitzern), oder 
DI. überwiegend privatrechtlicher Natur, wie ed diejenigen Grund- und Hypotheken— 
bücher (Schöppen:, Erbbüder und ähnliche) find, in welchen entweder nur bie Kaufs-, bezie= 
hendlich Übergabeverträge, Schuld: und ähnlichen Urkunden der Grundbeſitzer im Original oder 
in Abſchrift aufgenommen wurden, oder in welche, wie in den Grund- und Hypothekenbüchern 
im engern und eigentlichen Sinne, ein jedes Grundeigenthum nebſt dem Beſitztitel des Erwer— 
bers und jeweiligen Beſitzers, wie die die Grundbeſitzungen betreffenden Beſchränkungen in der 
Verfügung, ingleichen die Laſten und Schulden eingetragen werben, theils zum Behufe der Felt: 
ftellung der Gigenthumsverhältniffe, teils zur Sicherung der von dritten Berfonen erworbenen 
dinglichen Rechte auf Immobilien, theild zur Befeftigung und Erhöhung des Greditd und na= 
mentlich des Realcredits. (Vgl. den Art. Ereditvereine, landſchaftliche.) 

Zu I. Zu den älteften Grundbüchern der zuerſt gedachten Art gehören z. B. 1) dad neben 
dem berühmten Gapitulare Kaiſer Karl’d des Großen über die Verwaltung feiner Güter und 
Höfe (800 n. Chr.) ven VBerwaltern diefer Güter und Höfe vorgefhriebene Breviarium rerum 
fiscalium. Bon allen Berwaltern der einzelnen £aiferlihen Güter und Höfe mußte dem Kaifer 
eine Beſchreibung des Beſtandes ver Beiigungen nebſt allen dazu gehörigen unbeweglichen und 
beweglichen Bertinenzftücten überreicht werben. (S. diefe Berorbnung bei Anton, „Geſchichte 
der deutjchen Landwirthſchaft von den älteften Zeiten bi8 zu Ende des 15. Jahrhunderts”, 
1799, 1, 244 fg.) 2) Das für England von Wilhelm dem Groberer angeordnete, im 
Sabre 1086 vollendete Neihdgrunnbuch (Domesday-book), in welchem nicht blos die ver: 
liehenen größern und Eleinern Ritterlehen nebft den reſervirten königlichen Beligungen, jon= 
dern aud die übrigen Untervafallen, Freifaffen, unfreien und leibeigenen Befiger aller 34 Graf: 
haften Englands verzeichnet wurden. Dabei lag die Anfiht der Normannenherzoge zum 
Grunde, nad der fie das duch Eroberung erworbene England ald ihre große Domäne betradh- 
teten, nach der noch heute im englifchen Rechte theoretifch angenommenen Orundmarime, „daß 
der König der alleinige Herr und urfprüngliche Eigenthümer der Ländereien in feinem Neiche 
ift, und daß niemand einen Theil davon beſitzt oder beigen fann, der nicht mittelbar oder un— 
mittelbar von einer Verleihung des Königs abgeleitet iſt“. (S. Gneift, „Das heutige engliſche 
Berfaflungs- und Verwaltungsrecht““, I, 8 fg.) 3) Das Landbuch der Mark Branden- 
burg Kaifer Karl's IV., welches derſelbe durch von ihm beauftragte Beamte unter Zuziehung 
der Kreisvögte zum Zwec einer Finanzſtatiſtik und Beſteuerung im Jahre 1375 ſowol über 
die feſtſtehenden als über die ungewiſſen landesherrlichen Einkünfte, Patronats- und Gerichts— 
barkeitsrechte, wie über bie Grundbeſitz⸗ Steuer: und Abgabenverhältniffe jeder einzelnen 
Ortſchaft aufnehmen ließ, nachdem er bie Mart Brandenburg 1373 von ben Markgrafen aus 
dem bairiſchen Haufe (1324— 73) wiedererworben hatte, und wie er es bereitö in feinem 
Stammlande Böhmen gethan, fo auch in dem neuerworbenen brandenburgifchen Rande nöthig 
fand, das landesherrliche Eigenthum und die landesherrlichen Gerechtſame wiederum genau er: 
mitteln und feftftellen zu laffen, nachdem unter den bairiſchen Kandgrafen ein jo großer Theil 
des landesherrlichen Eigenthums und der landesherrlichen Rechte, insbefondere auch der Ge— 
richtsbarkeit veräußert und eine allgemeine Anarchie eingeriffen war. (S. „Kaiſer Karl's IV. 
Landbuch der Marf Brandenburg‘, nach den handſchriftlichen Duellen herausgegeben von dem 
berliner Stabtardivar Fidiein, 1856, und Eichhorn, „Deutſche Staatd: und Rechtsgeſchichte“, 
1819, II, 253.) 

Dergleichen Land- und Amtsbücher, in welchen alle Grundſtücke, von denen der Landeöherr 
eine Einnahme hatte, mit Beifügung der auf denfelben haftenden Laſten verzeichnet wurden, 
zur Beförderung einer ordentlichen Erhebung und Finanzverwaltung der landesherrlichen Ein: 
Fünfte, wurden auch in andern deutſchen Territorien, fo in ven fränkiſchen Fürſtenthümern bes 
brandenburgifchen Haufes 1398, 1444, 1499— 1502 aufgenommen. (S. Eichhorn, a. a. D., 
$.430, ©. 269 und 273.) 

Über die Einrihtung von Amtsgrundbüchern in Würtemberg ift Mojer, „Sammlung ber 
wiürtembergifchen Binanzgefege” (Tübilgen 1836, II, 565), und Reyſcher, „Sammlung wür= 
tembergiicher Gelee”, XVIII, nachzuſehen. 

Zull. Lagers, Erb-, Flurbücher, auch unter der Bezeihnung Amts-, Grund: und Saal: 
bücher, kamen am bäufigften in Bezug auf die Berhältniffe des Bauernftandes, jeiner Beſitz⸗, 
Rechts-, Dienſt- und Laſtenverhältniſſe zum Gutsherrn vor. Sie bilden deshalb eine weſent— 
liche Rechtsquelle für das Bauernrecht. (S. Runde, „Grundſätze des gemeinen ad 

Staate-Rerifon. VII. 


'82 Grundbücher 
rechts“, fünfte Ausgabe, 1817, 8. 74; desgleichen Eichhorn, „Einleitung in das deutſche Privat— 
reiht”, 1836, $. 247.) 

Auch das alte Frankreich vor der Revolution fannte die Flurbücher (terriers) als perio- 
diſch zu erneuernde Regifter zur Eintragung aller Documente und Arte, welche den rechtmäßi— 
gen Beſitz der bäuerlichen Güter, die herrſchaftlichen Lehn- und Ehrenrechte, Herfümmliche Be— 
fugniffe und Gewohnheiten der Zindleute, Pachtverträge u. ſ.w. betrafen. (S. A. de Torqueville, 
„Daß alte Staatöwefen und die Revolution’, Anm. 74 am Ende.) 

Hingegen waren die Schöppen:, Gerichtshandels-, Kaufbücher und ähnliche vorzugsweife 
dazu beftinmt, die Eigenthums⸗ und Bejigübertragungdurfunden, auch die gutäherrlihen Grund: 
verleihungen und fogenannten Primordialverträge im Original oder in Abſchrift aufzunehmen, 
auch Hof: und Annehmungdbriefe, jelbft Erbreceſſe unter den bäuerlichen Bamilien nebft Guts— 
und Nahlafinventarien. Die pommerfdhe Bauernorbnung vom 16. Mai 1616 beftimmte 
unter anderm in Tit. VII, „daß in den Schöppenbüdern alle Veränderungen, fo mit Höfen 
geſchehen, ingleihen Ausmadhung der Kinder väterliher und mütterliher Erbſchaft, item Be- 
ftellung der Kinder Vormünder, wie dann auch alle andern bürgerlichen oder peinlichen Sachen 
verzeichnet und befchrieben werden ſollen“. 

Dergleihen Schöppen-, Gerihtöhandeld: und ähnliche Bücher murden in denjenigen deut— 
chen Ländern, in welden, wie z. B. im größten Theile von Schlefien, ver Bauer als freie Ver— 
fon und als Eigenthümer galt, von dem aus der Mitte der Gemeinde gewählten over gejegten 
Schulzen nebft zwei Schöppen ober Gerichtsmännern, unter Zuziehung eines vereideten Ge— 
richtſchreibers, geführt. Noch jegt ift ein gehörig bejegtes Dorfgericht nad dem Allgemeinen 
preußifchen Landrecht von 1794, obſchon in bei weitem beſchränkterer Gompetenz, gemiffe Ge— 
Thäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorzunehmen befugt ($. 79— 86, Tit. 7, Thl. U daſelbſt 
und $.8, Tit. 2, Thl. II der allgemeinen Gerichtsorbnung für die preußiſchen Staaten). 

An die Stelle folder Shöppenbüder u. f.w., joweit fie die Nechtöverhältniffe von Gutsherren 
und bäuerlichen Hinterfaffen zum Gegenftande hatten, traten unter anderm in den ältern preußi- 
Then Provinzen, insbeſondere nad ven Anordnungen Friedrich's des Großen (j. unter anderm 
das Publicandum für Schleflen vom 12. Dec. 1784 und die Cabinetsordre vom 16. April 1788 
in der Korn’fhen Edictenfammlung, Bd. XVIID, die von der eingerichteten Urbariencommifz= 
fion unter Beftätigung der höhern Verwaltungsbehörden, dann des Randesjuftizeollegiums, 
nad Verhandlung mit den Betheiligten oder nad) rechtöfräftiger Entſcheidung aufgenommenen 
Urbarien; gegen deren Inhalt findet feine Verjährung ftatt. (Vgl. über dieſe Urbarien 
$. 141 fg., Tit. 7, Thl. IT des Allgemeinen Landrechts, ingleichen v. Rönne, Ergänzung 
und Erläuterung der preußifchen Netsbücher, neue Ausgabe, 1859, II, 264, und den Auf: 
fag über die Errichtung und Beftätigung ver fhlefifhen Urbarien, aus amtligen Quellen, im 
vierten Bande der vom Revifionscollegium für Landesculturfahen herausgegebenen „Zeitſchrift 
für die Landedculturgefeßgebung der preußifchen Staaten”, ©. 127. u 

In neuerer Zeit find bei der infolge der Agrargefeßgebung eingetretenen Aufhebung der 
frühern gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniffe jene oben gedachten Grundbücher der verſchie— 
denen Art nur noch ald Quellen für die Feftftellung der gegenfeitigen zur Ablöfung gelangen= 
den Redhtöverhältniffe von Bedeutung gemeien. Demnächſt wurden fie nad durchgreifender 
Befeitigung diefer Ältern Nechtöverhältniffe im Wege der Auseinanderfegung durd) die von den 
berufenen Behörden confirmirten Regulirungs: und Ablöfungsreceffe erjegt. 

Den Urkunden der zu ll. gedachten Art find aud die fogenannten Kirhenmatrifeln ihrem 
Zwed und Gegenftand nad) beizuzählen. Es hatte die Aufnahme der Liegenfhaften, Inven— 
tarien und Rechte der Kirchen und Pfarren, namentlich bei Gelegenheit der Kirchenvifitationen, 
unter Zuziehung der Kirhenvorfteher, ver Batrone, aud wol von Gemeindemitgliedern die 
Beflimmung, das Kirchen: und Pfarrvermögen und Ginfommen gegen Schmälerung und Be- 
einträchtigung ſicher zu ftellen. (S. unter anderm hierüber die urbrandenburgifche Vifitation®- 
undEonfiftorialorbnung von 1573, unter dem Titel: „Vom Inventario und von den geiſtlichen 
Gütern und Einkommen, fo ven Pfarrern genommen, entzogen oder fonft abgevrungen wor: 
den“, in Rabe, „Sammlung preußiſcher Gejege und Verordnungen’, Bd.I, Abth. 3, ©. 621 
und 646; aud) „Codex constit. marchicar.“, Thl. I, Abth. 1, VII, 273.) 

Berner gehören dazu auch diejenigen Lagerbücher oder Präftationstabellen und Dienft- 
tegifter der Unterthanen, welde man nod fpäter zum Zwecke der Feſtſtellung der Beflg: und 
Leiftungdverhältniffe der Domäneninfaflen, auch behufs Aufnahme von Pacht- und Admini- 
ftrationdanflägen durd die Gonimiflarien der landeöherrlihen Kammern anfertigen lief. (S. 


Grundbücer 8 


dieſerhalb ;. B. Nicolai, Htonomiſch⸗ juriſtiſche Grundſätze von der Verwaltung des Domänen- 
weſens in ben preußijchen Staaten‘, 1802, II, 16, und das bajelbft mitgetheilte Schema 
zum Lagerbuche nad Maßgabe der unter dem 1. Sept. 1797 erlaffenen Inftruction für die ſüd— 
preußiichen Anıter.) 

Sogar noch neuefte Geſetze, z. B. die Städteordnungen a) für die ſechs öſtlichen Provinzen 
der preußiihen Monardie vom 30. Mai 1853 ($. 71), b) für die Provinz Weſtfalen vom 
19. Mär; 1856 ($. 71) und c) für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 ($. 65), ſchreiben 
übereinftinnmend vor, daß über alle Theile ded Vermögens der Stabtgemeinden vom Magi— 
firate ein Lagerbuch zu führen ift, in welchem alle darin vorkommenden Beränderungen zu no⸗ 
tiren und den Stabtverorbneten bei der Rehnungsabnahme zur Erklärung vorzulegen jeien. 

Der Bedeutung der Grund- und Hypothekenbücher (vergleiche unten zu II.) ihon näher 
ftanden, reip. ſtehen: a) die Grundbücher über die beftifteten bäuerlichen Befigungen in ver— 
ſchiedenen öfterreihiihen Kronlanden, zum Theil in Berbindung mit den Gteuerfataftern, in 
denen Hausgründe und Überlandgründe eingezeichnet, bei welchen legtern aber die freien Üiber= 
landgründe unterſchieden und abgejondert, wenn aud mehrere auf einem Blatte verzeichnet 
werben, welde nit dem jogenannten Beftiftungszwange (der Untheilbarkeit) ald untrennbare 
Pertinenzien der Hausgründe unterliegen; b) im Herzogthum Naffau die jogenannten Stod: 
bücher, in welchen die Eigenthümer der Immobilien und die dinglichen Laſten und Rechte dieſer 
fegtern, die darauf rubenden Hypotheken und andern Verbindlichkeiten eingetragen wer: 
den, (Bl. barüber die naſſauiſchen Minifterialverorpnungen vom 22. Nov. 1851 und 
22. März 1852, ingleihen das naſſauiſche Stockbuchgeſetz vom 5. Juli 1852.) Dazu waren 
und find in Naifau die Lagerbücher beftimmt, die Liegenfchaften und Grundftüde nad Größe, 
Lage und Grenzen zu bejhreiben, und gleihwie dieſe Grenzen unter die Aufjicht der aus der 
Gemeinde ernannten Feldgerichte geſtellt. Es ift demnächſt daſelbſt in eigenthümlidher und 
zwedfmäßiger Weije die Zufammenlegung der Grundftüde (ſ. den Art. Confolidation) mit der 
Anlegung, reip. Erneuerung und Berichtigung vieler Lagerbücher in Verbindung geſetzt. 

Die naffauiihen Verorpnungen vom 2. Jan. und 2. Febr. 1830 (Verordnungsblatit des 
Herzogthums Naffau, Nr. 5, vom 10. April 1830) haben gleichzeitig die Güterconjolidation 
wie die Anlegung von Lagerbüchern und das Ab: und Zuſchreiben in denſelben zum Gegen— 
ftande und neben den in jenen Verordnungen ausführlich entwickelten Vortheilen ver Eonfoli= 
dation aud die Bejeitigung der bis dahin beftandenen Ungewißheit in dem Flächengehalt ver 
Grundftüde, wie die Sicherung der Grenzen des Eigenthums und danach die Herftellung der 
Grundlagen zur Aufftellung richtiger Lager, Steuer: und Hypothefenbüdher zum Zweck. Das 
Lagerbuch, für weldes die Verordnung ein bejondered Formular vorfhreibt (S. 60 a. a. O.), 
ſoll nad vollzogener Güterconfolidation die Orundftüde, ihre Lage und ihre Grenzen nach— 
mweifen, dabei ven Namen des Gigenthümerd, die Belaftung mit Dienftbarfeiten und Grund: 
abgaben und das Steuerfapital enthalten. Aus demjelben joll insfünftige dad Dafein des 
Grundſtücks und der legale Beweis des Eigenthums entnommen werben. Deflen Entwurf liegt 
dem Gonfolidationdgeometer ob ($. 35 und 40 der Verordnung vom 2. Jan. 1830). Defien 
Fortführung ift für die Folge nicht mehr den Feldgerichten, fondern dem Steuercommiſſar über: 
tragen und allerdingd erleichtert durch die in der Gonjolidationdverordnung von 1830 enthal- 
tene Borjchrift wegen Bildung und Auslegung von Normalparsellen und Normalplänen für 
jede @ulturart, fo beim Frucht- und Aderlande von 50, bei den Wieſen vou 25, bei dem Gar: 
tenlande von 15 Quadratruthen, unter welhem Maß aber weitere Parcellirung in der 
Regel nicht geftattet fein foll, zu welchem Ende auch die Feldgerichte, Schulzen oder Oberſchult— 
heißen, denen die Aufficht über die Fluren und deren Grenzen obliegt, zu befonderer Aufmerk— 
ſamkeit verpflichtet find. (Vgl. hierzu auch Wißmann, „Über das Conſolidationsweſen im Her: 
zogthum Naſſau“, 1853.) 

Zulll. Die für dad Eigenthum von Immobilien und den Realcredit wichtigſte Form ber 
— ſind die Hypothekenbücher. Zu deren Verſtändniß iſt Folgendes voraus— 
zuſchicken. 

Die gleichzeitig publiciſtiſche und privatrechtliche Bedeutung des Grundeigenthums hatte 
in der deutſchen Rechtsverfaſſung bereits früh eigenthümliche, theils auf ausdrücklichen Ge— 
ſetzen, theils auf Herkommen und Sitte beruhende Formen der Eigenthumsübertragung, der 
Veräußerung oder Belaſtung und Verpfändung von Grundbeſitzungen hervorgerufen. Beim 
Lehen, dem die Entwickelung des Feudalweſens eine fo große Zahl von Grundbeſitzungen und 
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ihnen gleihgeftellten Realitäten unterworfen hatte, trat beim Beſitzwechſel des Vaſallen die 
Inveftitur ein in Gegenwart anderer Lehndmannen dur den Lehnsherrn, mit Lehnseid und 
Ausfertigung eined Lehnbriefs (Eichhorn, „Ginleitung in das deutfche Privatrecht”, $.202 fg., 
216), beim Alodialeigenthum die feierliche Auflaſſung ſeitens des Veräußerers in der Ge— 
meinde, ſpäter vor Gericht in Gegenwart von Zeugen mit gewiſſen ſymboliſchen Handlungen, 
z. B. durch Übergabe eined Baumzweigd, eines abgejchnittenen Spand, Splitter oder Reiſes 
oder einer, Erdſcholle (Runde, a.a.D., 8.261). An deren Stelle trat nachher auch wol die 
Nothwendigkeit eines gerichtlichen Vertrags oder einer ausdrücklichen Verlautbarung der Über: 
tragungsurfunde vor dem Richter der Sache. 

Das deutiche Inftitut der gerichtlichen Auflaffung fam demnächſt bei Einführung des Rö— 
mifchen Rechts mit diefem in Conflict. (S. G. Befeler, „Syſtem ded gemeinen deutſchen Privat: 
rechts““, II, 78 fg.) Die Auflaffung mit ihren Wirkungen wurde dann mehr oder meniger 
durchgreifend durch die Einrihtung von Grund- und Hypothefenbüchern erfegt. In der auf 
Grund und Hypothefenbüher gebauten Hypothefenverfaffung überwog bald das deutſchrecht— 
liche, bald das römiſch-rechtliche Element, je nachdem dem perfönlichen Gebiet der obligatori: 
ſchen Verbindlichkeit aus der eintragungsfähigen und in das Hypothefenbucd eingetragenen Ur— 
funde ein größerer oder geringerer Naum und Wirfungskreis neben dem ihm gegenüberftehen: 
den dinglichen Bereich ver Grundbefigung eingeriumt und dieſe legtere an und für fi unter 
Lostrennung des perfönli obligatorifhen Rechtsverhältniſſes vom realen als Subject und 
Repräfentant ver auf fie bezüglichen Rechte und Pflichten betrachtet murbe. Einen erften Schritt 
in diefer Richtung that die preußifhe Hypotheken: und Eoncurdorbnung von 1722. Ihr folgte 
unmittelbar die Furfächfifche erläuterte Proceforonung von 1724, indem fie die ſtillſchweigen— 
den und Generalhypotheken aufhob und dad Princip der Specialität mit der Eintragung in dad 
Grundbud verband, 

Die hierauf in verfchiedenen deutfchen Ländern verfuchten Reformen des Hypothekenweſens 
gewannen in der preußiſchen Verordnung vom 20. Dec. 1783 einen beftimmten Ausprud und 
eine foftematifche Durdhführung. Spätere Hypothefengefege, deren weiter unten zu erwähnen 
fein wird, find mehr oder weniger dem Standpunfe diefer preußifchen Gefeggebung von 1783 
gefolgt. Lettere Hat durch fpätere deutſche Befeggebungen jedoch wefentliche Vrrbefferungen er— 
fahren, indem diefe das Hypothefenwefen nicht nur im Intereffe des Nealerevitö weſentlich ver= 
einfachten, ſondern auch mehr oder weniger umd zugleich mit Befeitigung des Princips der Le- 
galität auf dad der deutſchrechtlichen Auflaffung zurüdführten und von dem Obligationenredt 
loslöften. (Vgl. ©. Befeler, a. a. O. Il, 148.) 

Für das Grundeigenthun und deffen höhere Verwerthung, befonders für den bei der fort= 
ſchreitenden Entwicelung von Verkehr und Induftrie fo wichtig gewordenen Realcredit, it kein 
Rechtsinſtitut von größerer Bedeutung und Wirkjfamfeit wie das ver Grund- und Hypotheken 
bücher, Deren Berbefferung in Verbindung mit der Gontroverfe über die dabei einzuſchlagende 
Richtung erregt daher aud wiederum in jüngfter Zeit das lebhafte Intereffe nicht bloß der da— 
bei unmittelbar betheiligten Grundbejiger und Landwirthe, fondern auch der Wiffenfchaft, na— 
mentlich der Volkswirthſchaft. (S. hierüber die ſtenographiſchen Berichte des dritten Volkswirth— 
ſchaftlichen Gongreffes zu Köln vom September 1860 in den Beilagen des von Dr. Mar Wirth 
in Branffurt am Main herausgegebenen ‚Arbeitgeber‘ zu Nr. 207 fg.) 

Diefer Artikel Hat deshalb auch die Aufgabe, die oben angeveuteten principiell verſchie— 
denen Standpunfte, von denen die deutſche Hypothefengefeggebung, foweit fie auf Grund: und 
Hypotbefenbühern beruft, ausgeht, und injofern die Bedeutung und Wirkſamkeit diefes 
Rechtsinſtituts näher zu erläutern, 

Es find im diefer Beziehung folgende deutſche Gefeggebungen über das Hupothefenwefen 
ald bemerkenswerth hervorzubeben: 

1) Die preußische allgemeine Hypotbefenordnung vom 20. Dec. 1783 nebft dem diefelbe 
abändernden Gejeg vom 24. Mai 1853. Dies Iegtere geht indeß im wefentlihen nur auf 
PVereinfahung und Abkürzung des formellen Berfahrens hinaus, wobei ed nur einzelne 
untergeorbnete materielle Gontroverfen entſcheidet. Diefer preußiſchen Hypothekenordnung 
fließen fich, jeboch mit wefentlihen, unten zu erwähnenden principiellen Verbefferungen, an: 
2) die medlenburgifchen Verordnungen, und zwar a) die 1819 erlaffene und unterm 18. Det, 
1848 revidirte Hypothekenordnung für die Nittergüter, b) die Stadtbuchordnung vom 22. Der, 
1829 für die Städte, c) Die revivirte Hypothekenordnung vom 8. Dec. 1852 für Erbpacht— 
grundſtücke der Lanvesflöfter, d) die Hypothekenordnung für ven Privatgrundbeſitz in den groß- 


Grundbücher 85 


berzoglien Domänen und e) die revidirte Stadtbuchordnung vom 21. Dec. 1857 mit deren 
Ergänzungen vom 21. März 1859. 8 beruhen indeß diefe verfchievenen Orbnungen auf 
gleihen Prineipien, ſodaß dad Hypothekenweſen in den beiden Großherzogthümern Medien: 
burg bei alfen Grundftüddarten im mwefentlichen eine einheitliche Geftalt hat. 3) Das Föniglich 
ſächſiſche Gefeg, die Grund: und Hypothekenbücher und das Hypothefenwefen betreffend, vom 
6. Nov. 1843 (Gefep: und Verorbnungdblatt für das Königreih Sachſen, 17. Stück vom 
Sabre 1843). 

Abweihend Hiervon find: 4) das Hypothekengeſetz des Königreichs Baiern und die dazu 
erlaffene Prioritätsorbnung, beide vom 1. Juni 1822; 5) das würtembergifche Pfandgeſetz 
und das Prioritätögeleg, beide vom 15, April 1825; 6) das weimarifche Pfandgefep über 
das Recht gr Fauſtpfändern und Hypothefen vom 27. Mai 1839, ingleihen das Gefeg über 
die Vorzugsrechte von Gläubigern de eodem. i 

Wiederum treten den Principien der zu 1—3 gedachten Gefeggebungen näher 7) die ver— 
ſchiedenen, an das Öfterreihifhe Geſetzbuch fih anlehnenden Grundbücherordnungen für die 
einzelnen Kronländer des öſterreichiſchen Kaiferftaatd, welche die Einrichtung vollftändiger 
Grundbücher vorfhreiben (dort unterfchieden von bloßen Hypothekenbüchern). 

Die Grundbuchseinrichtung in Öfterreich mit feinen jo verfchiebenartigen Ländern und Na— 
tionalitäten ift um fo intereffanter, als fi dort die Vervollkommnung auch dieſes Inftituts 
großentheild erſt an die Orundentlaftungd: und Nealabgabenablöfungägefege, ingleihen an vie 
wiederum hierauf gebaute Ausdehnung des Katafteriwefens und die allgemeine Auferlegung 
von Örundfleuern auch in denjenigen Kronländern anſchloß, wo die legtere bisher nicht beftan= 
den bat, daher großentheild exrft der Bewegung des Jahres 1848 und den dem Patente vom 
7. Sept. 1848 wegen Aufhebung der Unterthänigfeit folgenden Gejegen ihre Entftehung over 
wenigftens ihre weitere Ausbildung verdankt, ?) 

Der frühern Öfterreihifchen Grundbücher über die bäuerlichen Beiigungen iſt bereits oben 
gedacht. Es ſtehen damit noch gegenwärtig Beftimmungen wegen Untheilbarfeit der Bauer: 
güter und des Erbrechts an dieſelben im Zufammenhange. Auch ift die Verfaffung einer 
Grundbuchsordnung für den Gefammtftant noch in der Vorbereitung begriffen. 

Jedoch find vollfländige Grundbuchordnungen erlaffen und beftehen vollftändige Grund: 
büder für die Provinzen Ober: und Niederöfterreih, Böhmen, Mähren, Steiermarf, Schle— 
fien, Kärnten, Krain, Trieſt, Görz und Gradiska, Galizien und die Bukowina. Infolge der 
für Ungarn, Kroatien und Slawonien, die Serbifche Wojwodſchaft, das Temeövarer Banat im 
Jahre 1855, für Siebenbürgen 1852 und 1853 erlaffenen Grundbuchordnungen wird dort 
erft mit Errichtung der Grundbücher vorgegangen. . 

Es zerfallen die Grundbücher: a) in Stadtbücher für den ſtädtiſchen Grundbeſitz, b) in bie 
jfogenannten Land- oder Rehntafeln für den Dominical: ober ftändifhen Güterbeſitz, c) in 
die gewöhnliden Grundbücher für den Ruftical: oder bäuerlihen Beflg. Diefer Unterſchied hat 
jedoch hauptſächlich nur auf die Außere Einrichtung und vie Zuftändigfeit der buchführenden 
Behörden Einfluß. 

In andern Provinzen eriftiren noch Feine vollftändigen Grundbücher, fo im Salzbur: 
gifhen nur fogenannte Hypothekenbücher, d. h. bejondere Hypothefentabellen oder Blätter für 
die Grundſtücke der einzelnen Eigenthümer, in Tirol und Vorarlberg ftatt derſelben aber ſo— 
genannte Berfahbücer, in Dalmatien fogenannte Notififenbücer, in denen die zur@intragung 
in dieſe Bücher vorgelegten Urkunden verzeichnet werben, woraus jedoch erft nad drei Jahren 
und 18 Wochen von Tage der Befanntmahung ein vollftändiger Beweis der Forderung ent— 
ftebt, für welche das Hypothefenreht durd Aufnahme in dad Verfachbuch gilt. In Venetien 
und Krakau ift das Hypothekenweſen weſentlich nad franzöſiſchem Mufter eingerichtet. 

Neben obigen neuern Gefeggebungen verdienen ferner befondere Aufmerffamfeit: 8) das 
ältere hamburger Stadtrecht nebft deſſen Erb: und Handfeſtenordnung, 9) die Erbhand— 
feftenoronung der Freien Stadt Bremen vom 19. Dec. 1833 nebft deren Revifion und Vor— 
Schrift über veren Einführung vom 30. Juli 1860. 


2) Wir folgen Hierbei der trefflichen Denffchrift eines unbefannten Berfaflere, welche benf Volke» 
wirthfchaftlichen Congreſſe zu Köln im September 1860 unter dem Titel: Bericht an ben britten Bolfe: 
wirtbfchaftlichen Congreß zu Köln über den Zuſtand des Realeredits im sind Sachſen u. f. w. 
vom Rechtsanwalt Miller in Dresden, fowie im Kaiſerthum Oſterreich von einem Ofterreicher (Reipzig 
1860), überreicht wurbe. 
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Durdaus abweihenn von der preußifchen Berfaflung des Hypothekenweſens laut Ver— 
ordnung vom 20. Dec. 1783, wie von der mehr oder meniger auf diefe gebauten im Königreich, 
Sachſen u. ſ. w., desgleichen von der in den Hanfeftädten ift die franzöfliche des Code civil 
(vgl. deſſen 18. Titel im dritten Buch). 3) 

Das Wefen der Grund- und Hypothefenbüder, ihre Bedeutung und Wirfung für das 
Grundeigenthum und den Realcredit beftimmt fi dur ihren Gegenftand und Zweck, ihre 
Einrichtung und die Folgen, welche fih an die Eintragung oder Ginverleibung der auf das 
betreffende Grundeigenthum bezüglichen rechtlichen Handlungen fnüpfen. Daran reiht fi von 
ſelbſt eine Eurze Betrachtung der Nachtheile oder Vortheile der einen oder andern Einrichtung 
und ihrer größern oder geringern Wirkfamfeit für ven Zweck des Inftituts. Dabei muß man 
dasjenige Ältere Inftitut des deutſchen Rechts im Auge behalten, deſſen allmähliche Verdrängung 
durch römifch:redhtliche Theorien das Bedürfniß eines Erfages durch die Ausbildung des Hypo— 
thekenweſens vermittelft ver Grund- und Hypothekenbucheinrichtung hervorgerufen bat. 

I. Gegenftand des Grund und Hypothekenbuchs find nicht blos Grundſtücke (Liegen 
haften und Gebäude, f. den Art. Grundeigentbum), „alle Immobilien, welde für ſich befeffen, 
veräußert oder mit Realverbindlichfeiten belegt werben können““, fondern auch „Gerechtigkeiten, 
die nicht einem beftimmten Grundſtück ankleben, fondern für jich beftehen und einen eigenen be= 
ftimmten Werth haben, auch ohne ven Beſitz eines Grundſtücks ausgeübt, folglich auch für ſich 
allein veräußert oder verpfändet werben fönnen‘ (3. B. Barbier- und Badſtuben, Brot- und 
Schlachtbanken, privilegirte Kramläden, Apotheken und andere Realgewerböberehtigungen), in 
Preußen jedoch nur fo lange und infoweit, als dergleichen Gewerböberedhtigungen nicht durch 
die Gefeggebung von 1810 und 1811 aufgehoben worden. (Vgl. die $$. 390, 392 und 395, 
Tit. 20, Thl.I des Allgemeinen preußifhen Landrechts und $. 6—14, Tit. I der preußiſchen 
Hypothekenordnung von 1783.) Damit flimmt im weſentlichen aud das föniglih ſächſiſche 
Geſetz vom 6. Nov. 1843 überein. Danach ($. 14) ift das Grund: und Hypotheken— 
bud nur für Grundftüde und folde andere körperliche Sachen beftimmt, welde nach dem Gefege 
den Immobilien glei zu achten find. Das ſächſiſche Gefeg erflärt zur Aufnahme in die Orund- 
bücher ebenfalls ſolche fruchtbringende vingliche Rechte geeignet, welche nicht Zubehörungen 
eines Grundftüds jind und deren Ausübung nicht von dem Beſitz eines Grunpftüds abhängt, 
welche aber zugleich die Eigenſchaft haben, daß ſie mit des Berechtigten Tode nicht erlöſchen, 
fondern als für fich beſtehende Gerechtſame veräußert und verpfändet werden dürfen. Zu deren 
Aufnahme in das Grund- und Hypothekenbuch ift jedoch die Genehmigung der betreffenden Be: 
Hörde nöthig, ſofern fie nicht etwa ſchon bisher gleich einem unbeweglichen Gute in Zehn ge= 
reiht wurden. Die Aufnahme ift auch für „ſolche Gewerbsberechtigungen zuläffig, welche nicht 
zu einem Grundſtücke gehörig, auch nicht an die Perfon ded Berechtigten gebunden, fondern im 
Verkehre find“, Auch Bergwerkseigenthum nebft den daran zuftehenven idealen Anthellen 
(Kuren) ift Oegenftand des Grund- und Hypothekenbuchs (ded Berggegenbuchs). 

Ebenfo betrachtet das Öfterreichifche Recht ald Object des Grundbuchs „alle gefeglich für un- 
beweglich erklärten Sachen, die nicht außerhalb des Verkehrs ftehen und für ſich ein Ganzes bil- 
den, ſowol die an und für fih unbeweglichen Sachen, al& auch foldye, welche Eraft eines Geſetzes 
für unbeweglich erflärt ſind, z. B. Bergwerksberechtigungen, Grubenmaße, Tagemaße, Über: 
ſcharren, Hülfsbaue, desgleichen radicirte Gewerbe“. In Oſterreich find die nicht im gemeinen 
Verkehr ſtehenden Immobilien (alſo auch die des kaiſerlichen Ärars) nicht Gegenſtand des 
Grundbuchs. Dagegen wurden in Preußen ſeit 1809 infolge der Belaſtung der Domänen mit 
Pfandbriefſchulden (wegen der Kriegscontributionen an Frankreich) auch die Immobilien des 
Staates und infolge des Säculariſationsediets vom 30. Oct. 1810 die eingezogenen geiſtlichen 
Güter, ferner die Domänen in den neu und wieder gewonnenen Provinzen in die für dieſelben 
beſonders angelegten Hypothekenbücher eingetragen; demnächſt aber ſind ſpäter 1832 die— 
jenigen Folien über Domänen, auf denen keine eingetragenen Schuldverbindlichkeiten hafteten, 
einſtweilen wieder geſchloſſen worden. (S.Rönne, „Das Domänen-, Forſt- und Jagdweſen des 
preußiſchen Staates“, Berlin 1854, S. 200 - 204.) 

U. Der Zweck des Grund- und Hypothekenbuchs beſteht einestheils im Intereſſe des 
Grundeigenthümers, in der Sicherung ſeines Eigenthumsrechts an den Grundſtücken, ſo— 


— — — — — 


3) Daher ift auch in der preußiſchen Rheinprovinz das Bedürfniß einer Reform als ein ſehr dringen: 
des erkannt. S. hierüber P. Reichenfperger, Entwurf eines Hypothefengefepes für den rheiniſchen Ap— 
pellationsgerichtshof, im Auftrage des föniglichen Juſtizminiſteriums ausgearbeitet (Köln 1851). 
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dann aber and in der Gewährung und Befeſtigung des Realcredits, im Intereſſe betheiligter 
Dritter, in der Sicherung der Anſprüche von Realberechtigten oder Prandgläubigern. Neben 
dieſem Privatintereffe kommt aber aud ein Öffentliches in Frage. Denn fo gebt die preußiſche 
Hypothekenordnung (Fit. 2, $. 49) davon aus, „daß der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
daran gelegen fei, daß das Gigenthum der unbeweglichen Grundſtücke zweifellos feftgeftellt 
werde“. 

Deshalb verordnete fie urſprünglich die zwangsweiſe Berichtigung der Beſitztitel unter An— 
drohung von Strafen durch richterliche Einwirkung. Indeß wurde dieſe Beſtimmung durch die 
Cabinetsordre vom 31. Oct. 1831 allgemein ſuspendirt, ſoweit nicht ein Realberechtigter ober 
Gläubiger oder, wie ſpäter beftimmt wurde (Cabinetsordre vom 6. Det. 1833), eine Ausein- 
anderjeguugöbehörbe darauf antrug. Dagegen beftimmt nod das neuere königlich ſächſiſche 
Geſetz vom 6. Nov. 1843, ungeachtet feiner allgemeinern Vorſchrift in $. 18, „daß in Erb: 
fällen wie bei Veräußerungen die Gintragung des Befigtiteld beziehungsweiſe binnen Jahres: 
friſt und binnen zwei Donaten von den neuen Erwerbern unter UÜberreihung der Urkunden, 
bei Vermeidung von Geloftrafen, nachgeſucht werden müſſe“ ($. 174,176). Die Öfterreichifche 
Geſetzgebung Eennt die Zwangätitelberihtigung nicht. Als Folge der Aufhebung der Zwangs- 
pflicht zur Bejiptitelberichtigung in Preußen find bier übrigens verfchiedene Geſetze behufs Er: 
leichterung der Bellgtitelberihtigung anzufehen. *) 

Den Zweck der Einrihtung von Grund- und Hypothefenbüdhern jpricht unter andern 
das ſächſiſche Gefeg vom 6. Nov. 1843 ($. 1) dahin aus: „Zur Sicherung fomol der Eigen: 
thumsrechte ald der Forderungsrechte an ven Grundftüden follen (bei allen Gerichtsbehörden, 
welche Gerichtsbarkeit über Immobilien auszuüben haben) Grund: und Hypothefenbüder ge- 
halten werben.” 

I. Die Einrihtung der Grund: und Hypothefenbüder hängt zum Theil davon ab, 
ob fie fih mehr der Aufgabe und Beſtimmung der ältern Grundbücher (Lager-⸗, Erbbüdyer 
u. f. w.) oder der bloßer Hypothekenbücher (Mentenbücer, Stockbücher u. f. w.) anſchließt. 

Im allgemeinen gilt ald Negel für alle Grund: und Hupothefenbüder, daß fie a) eine ge: 
nauere Bezeihnung bed betreffenden Grundſtücks enthalten müflen, deflen Benennung und 
Dualität, ob Nitter- oder anderes Gut, 3. B. Bauergut, Mühle, Gärtnernahrung, Haus, 
Meinberg u. |. w., auch den Kreid oder Diftriet, bei fläbtifchen Grundſtücken die Straße und 
Nummer, und was fonft zur Feftftellung der Ipentität und Unterſcheidung von andern Grund: 
ftüden nöthig ift (Died in Preußen auf dem Titelblatte) ; ferner b) eine ebenjo genaue Bezeich- 
nung bed Befigers, die Bemerfung über ven Rechtsgrund ſeines Beſitzes, auch wol den Werth 
des Grunpftüds nah Kaufpreis, Taxe oder Beuerverfiherung (in Preußen unter der erften 
Hauptrubrik); demnächſt c) die auf dem Grundſtück beftändig haftenden Laſten und Realver: 
binplihkeiten, wie die etwaigen Befhränfungen der Dispofition und des Eigenthums (in 
Preußen unter einer zweiten Sauptrubrif); endlih d) (und zwar in Preußen unter einer 
dritten Hauptrubrik und je unter befondern Golonnen) die eingetragenen Darlehne, rückſtän— 
bigen Kaufgelver, Gautionen u. |. w., nebft deren Ceſſion und Löjhung. Hingegen ordnet das 
königlich ſächſiſche Geſetz von 1843 drei Hauptrubrifen an, deren erſte zur Beſchreibung des 
Grundftüds, die zweite für den Beflger und deſſen Vefigtitel nebft Dispofitionsbeihränkungen, 
wie Borkaufs: und Wiederkaufsrechte, fideicommiſſariſche Subftitutionen, deren dritte für alle 
fonft auf das Grundftüd zu verfigernden Borberungen mit Einſchluß der Auszugsrechte (Alten: 
theile, Ausgedinge) beftinmt iſt. 

Die preußische Hypothekenordnung unterfcheibet fih von der ſächſiſchen aber darin, daß die 
erjtere feine befondern Vermerke über Pertinenzftüde und Gerehtigkeiten, die zum Öute ges 
hören, fofern fie nicht unter einer andern Gerichtäbarfeit liegen oder ſpäter zugefauft oder 
ſonſt zugefchlagen worden, verlangt, während legtere fämmtlihe Zubehörungen an Grund 
ftüden, die zu einzelnen Grundftüden gehören oder Beftanptheile eines Grundſtückskörpers (ge— 
ſchloſſenen Guts) find, fie mögen unter der nämlichen oder unter einer andern Gerichtöbarkeit 
gelegen fein, nad den Nummern des Flurbuchs, bei walzenden Grundſtücken aber nad ber 
Nummer, unter welcher das walzende Grundſtück im Flurbuche des Orts verzeichnet ift, fodann 
auch andere befondere Eigenfhaften und Merfmale, auch Gerechtfame des Grundſtücks, ſoweit 
fie nicht befonders ausgenommen finp, vermerkt wiffen will, felbft einen etwaigen Tarwerth 





— —— — — 


4) Bgl. die Verordnung vom 31. März 1833, die Cabinetsordre vom 9. Mai 1839, das Gefeg 
vom 7. März 1845, 
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($. 168 und 169). Nach der preußiſchen Hypothekenordnung wie nad ver jähfifihen bleiben 
allein Öffentliche, Gemeinde: und Societäts-, z. B. Deich: und ähnliche Laften, von der Auf: 
nahme in das Grund: und Hypothekenbuch ausgejhloffen. Die preußifche dispenſirt von der 
Eintragung auch hinſichtlich „derjenigen gutöherrlichen und ähnlichen Laften und Abgaben pri= 
vatrehtliher Natur, welche den Grundftüden des Orts nad Berfaffung oder Herfommen auf 
gleiche Weiſe obliegen“. Während auch die medlenburgiihe Hypothefenverfaffung (angemej: 
fenerweije) die Eintragung der Größe des Guts nebft Pertinenzien nad Inhalt und Hufen: 
ftand, gleichwie der Reallaften, Dispofitionsbefhränfungen, Fideicommißqualität, Vorkaufs— 
recht und aud) der Serpituten verlangt (von Eintragung der legtern nahm fpäter inconfequen= 
terweiſe die preußifche Geſetzgebung Abftand), entbindet das jährliche Geſetz (F. 14) von der 
Eintragung der Dienfte, Servituten, Vannrechte und Verbindlichkeiten ver Unterthanen zur 
Übertragung von Gerichtskoſten wol nur deshalb, meil alle dieſe Gegenſtände infolge der Agrar— 
gefege der Ablöfung unterlagen und wol größtentheild jhon in derſelben begriffen warey, als 
dad ſächſiſche Hypothekengeſetz publicirt wurde. 

Das Öfterreihifhe Grundbuch gleichwie die Land- und Lehntafel und dad Bergbuch be— 
ftehen in der Hauptſache aus zwei Thellen, aus dem Beſitzſtands- und Eigenthumsblatt und 
aus dem Laftenblati. Größere Güter, insbefondere die landtafelmäßigen wie die ftiftifchen, 
haben ebenfallö bejondere Folien im Grundbuch. Zu legterm gehört die Urkundenſammlung 
mif den Originalen oder den Abjhriften der eingetragenen Inftrumente (das Infteumenten: 
buch, das frühere Satzbuch oder Gewährbud);; in Preußen die Grundacten, nachdem die früher 
neben den Hypothekenbüchern beftandenen befondern Ingroffationsbüder (I, $. 64) abgeſchafft 
find, in Sachſen die Specialacten für jedes Grundſtück. Kar 

Bon Wandelädern oder walzenden Grundſtücken, in Oſterreich ſogenannten freien (nicht 
ſtiftiſchen) UÜberländern werden überall auch wol mehrere in der Hand eines Beſitzers auf ein 
Folium eingetragen. 

IV. Bon bejonderer praftifcher Bedeutung für die Erfolge der Einrihtung von Grund: 
und Hypothekenbüchern ift die Einrichtung der mit ihrer Führung beauftragten Behörpen, 
womit das weiter unten zu erwähnende Brincip der Legalität in Verbindung ſteht. 

In Preußen werben die Hypothefenbücher von den Gerichten geführt, gegenwärtig, nad 
Aufhebung ded erimirten Gerichtäftandes der Ritter- und fiscalifchen Güter, überall von den 
Kreis- oder refp. Stadtgerichten, welchen die Gerichtöbarfeit über die ftreitigen Sadhen ber 
Grundftüde zufteht; in ven verfchtedenen Öfterreihiichen Rändern, foweit es die ſtändiſchen Land— 
oder Lehntafelgüter betrifft, durch eigene Landtafelbeamte bei den fogenannten Landrechten (Ger 
richtshöfen erfter Inftanz), ſoweit es den ftädtifchen und den ehemaligen Rufticalbefig betrifft, _ 
theils bei dem Bezirfögerichte, in deffen Sprengel das unbewegliche Gut liegt, theils beim Ma— 
giftrat. In Medlenburg find zur Beforgung des ritterfchaftlihen Hypothekenweſens befondere 
Beamte beftellt. 9) 

Das föniglih ſächſtſche Hypothefengefeg von 1843 hat zwar die Hypothekenbuchführung 
der Rittergüter noch den Appellationdgerichten vorbehalten. Es überträgt jedoch bei jedem 
Gericht dieſe Hypothekenbuchführung einem einzelnen Mitglieve oder Beamten deffelben und be: 
fördert dadurch erheblich die Abkürzung und Befhleunigung des Verfahrens, ähnlich wie e8 in 
dem Großherzogthum Medlenburg der Fall ift, wogegen beides bei ver gegenwärtigen preußi— 
ſchen Hypothekenbuchführung vermöge der dazu berufenen richterlihen Gollegien zum Nachtheil 
des betheiligten Publikums vermißt wird. Wie angedeutet wurde, hängt nun aber bie Ein: 
rihtung der Hypothekenbehörde wefentlich mit ihrer Aufgabe und Verantwortlichkeit und 
namentlich mit dem Principe der Legalität zuſammen, von dem fogleich vie Rede fein wird. 

V. In Bezug auf die Eintragung, deren Bedeutung und Wirkung, die Vorunter: 
fugung, ſowie die rechtliche Natur der Hypothek bedarf es einer hiſtoriſchen Entwicke— 





5) Diefe Einrichtung in Verbindung mit dem dort eingewohnten halbjährigen Umfchlagtermin, an 
welchem Gelder gefucht, refp. angeboten werben, ſodann aber der Umſtand, daß ein ziemlich genaues 
Hufenfatafter erikirt, begünfligt um fo — ben Realcredit in Mecklenburg, als dort überdies Fabri— 
fation und Induſtrie fehlen, welche der Anlegung der Kapitalien im Grundbeſitz a MENT. 
Die mecklenburgiſche Hufe, durchfchnittlich von einem Flächenraum von 130646 preufifchen Duabrats 
ruthen oder 725 preußifchen Morgen, hatte einen Durchfchnittspreis von 25000 Thlrn. und in den Jah: 
ren von 1845—54 von 32000 Thlrn. und wurde im allgemeinen zu brei DVierteln ihres Werths be: 
lieben. Vgl. über legteres den Aufſaßz: Das medlenburgiiche Hppothefeniwefen, im Bremer Handels: 
blatt, Mr, 480, vom 22, Der, 1860, 
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lung, wie das Inftitut des Grund: und Hypothekenbuchs an die alte deutſchrechtliche Form der 
Übertragung von Eigenthum und Rechtsgewähre ſich anſchließt, ſowol was den Erwerb des 
Grundeigenthums felbft als den von Realanfprüden betrifft. Iene alte Form war die Auf: 
oder Verlaffung als diejenige Öffentlihe Handlung, durch welde allein das Eigenthum an 
Grund und Boden erworben oder dingliche Rechte beftellt werben fonnten. Bald nun trat die Ein— 
tragung des Actes in dad Grund- und Hypothekenbuch der Auflaffung hinzu, bald, unter Befei- 
tigung diefer legtern, an deren Stelle. Nicht überall aber wurde der Eintragung diefelbe Be: 
deutung und Wirfung beigelegt, die vormald der Auf: oder Verlaffung beimohnte. Wir ver- 
weifen bei der nachſtehenden Erörterung auf die flare Audeinanderfegung diefes im Streite 
zwifchen römifcher Theorie einerfeitd und deutſchrechtlichen Vorftellungen andererſeits vor fid 
gegangenen Entwickelungsproceſſes, wie fie ich bei Befeler im „Syſtem des gemeinen deut— 
ſchen Rechts”, II, $.88, 89, ©. 78 fg. und $. 96, 97 und 140 fg. vorfindet, Dabei wol: 
len wir daran erinnern, daß ähnliche Abtrennungen einzelner demnächſt felbftändiger Rechts— 
und Verfehrsobjerte vom Grundeigenthum nicht bloß in der Sphäre des Privatrechts, fondern 
in früherer Zeit ganz ebenfo auch im Bereiche des öffentlichen Nechts vorfamen. in Staats— 
erebit, wie er jegt mit Hülfe der Börfe bei der Ausdehnung der Geldwirthſchaft und des Geld— 
marftes eriftirt, war im Mittelalter unbekannt. Auch exiftirten feine großen Staatsgrundbücher 
zum Behufe der Infeription allgemeiner Landesfchulden im modernen Sinne. Den fo häufig 
bald dur Krieg und Fehden, bald durch andere Bedürfniffe bei Ausbildung der Landeshoheit, 
bald auch durch Verfhwendung und gefteigerten Luxus hevvortretenden Nothſtänden und drin— 
genden Geldbedürfniſſen begegneten daher die Landesherren durch Veräußerungen, fei ed im 
Wege ded Verkaufs für immer oder gegen die Bedingung ded Rück- und Wiederkaufs, durd) 
Berpfändung oder lehnsweiſe Verleihung der verfhiedenen Öffentlichen landesherrlichen Nechte 
auf Zehnten, Burg: und Baudienfte, Steuern, indbefondere auf die damals fehr rentable hö— 
here oder niedere Gerichtöbarfeit, felbft einzelne Arten oder Gegenftände diejer Gerichtsbarkeit. 
So zeigt dad bereitö zu I. erwähnte Landbuch Kaifer Karls IV. von der Marf Brandenburg 
aus dem Jahre 1375 auf jeder Seite und faft Bei jedem Orte, wie einzelne Berechtigungen ganz 
oder theilweife bald an einen Bafallen von Adel, bald an ein Klofter over Stift, bald an dieſen 
ober jenen Bürger in den Städten, an adeliche oder bürgerliche Familien ohne Unterſchied ver: 
äußert und übertragen worden. Es führte die Zerrüttung der bürgerlihen Ordnung in ber 
Mark Brandenburg unter ven bairifchen Herrfchern und wiederum unter den Ruremburgern 
nad Karl IV. dort wie in andern Ländern zu einer Dismembration der Iandesherrlihen Rechte 
und zu einer Mobilifirung des nicht bäuerlichen Orundbefiges nebft Zubehörungen und Real: 
berechtigungen, wie jle in neuerer Zeit bei der einer folden Zertrümmerung entgegenwirfenden 
Hypothefenverfaflung Faun in Betreff des Privatgrundbejiges vorfommt. Namentlich waren 
in ähnlicher Weife wie in der Marf Brandenburg auch in Ober: und Niederbaiern um bie: 
felbe Zeit etwa die landesherrlichen Nechte, insbeſondere die verſchiedenen Arten der Gerichts: 
barkeit an die Stände (Nitter und Prälaten) überlaffen, dies ſtets bei Gelegenheit der wieder: 
holten Erneuerungen der ſtändiſchen Privilegien und Randfreiheitöbriefe. (S. hierüber das inter: 
eflante und verbienftlihe Werk des Frhrn. v. Lerchenfeld, mit gefhichtlicher Einleitung von 
Dr. Rofinger: „Die altbairifhen landſtändiſchen Freiheitöbriefe mit den Landesfreiheitserklä— 
rungen‘, Münden 1853.) 

Man kann aus einem ſolchen Rückblick auf die ebengedachten Zerfplitterungen und Dispo: 
fitionen über die dem landesherrlichen Hoheitörechte wie dem grundherrlihen Dominium zu: 
ftebenden Befugniffe und anflebenden Zubehörungen am beften ermeifen, in weldem Umfange 
damals auch bei Privatgrundbefigern Rente-, Gülten:, Geld- und Zindfäufe für die wol nit 
minder häufigen Fälle eined Kapitalbevürfniffes vorfonmen und audhelfen mußten. Die gegen 
Gelddarlehne erworbenen Renten, Gülten und Zinfen ftellten ſich demnächſt fofort als felbftän- 
dige, im Erbgange wie durch Vertrag unter Lebenden anderweit veräußerlice Objecte des ge: 
meinen Verkehrs dar. Denn die mit jenen Nenten und Zinfen verbundene dingliche Sicherheit 
trat keineswegs nur der Hauptverbindlichkeit hinzu, durd fie entftand nicht blos ein acceffori= 
ſches Rechtsverhältniß, fondern fie bildete unmittelbar dad Wefen und felbftindige Object des 
Geſchäfts. Der Nentenkäufer behielt neben dem dinglichen Rechte Feine jelbftändige perfönliche 
Forderung gegen ven Schuldner. Es lag vielmehr in feiner Gewähre an der Sache der An— 
fprud auf die jährliche Abgabe von derfelben. Diefe Abgabe konnte er unmittelbar gegen das 
Grundſtück und infofern auch gegen jeden dritten Befiger veffelben geltend machen. (Bejeler, 
a. a. O., II, 134.) Wie allein durch die gerichtliche Auflaffung nad deutſchem Recht die Über: 
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tragung des Eigenthums an Grundftüden möglich war, jo fonnte auch nur auf diefem Wege 
eine Gewähre als dingliches Recht an unbeweglihen Sachen beftellt werben. (S.137.) An dieſe 
Auflaffung des legitimirten Eigenthums der Sache knüpfte fih dann fpäter die Eintragung in 
die Öffentlihen Bücher, wie die Ertheilung von Auszügen aus denfelben, vefp. von befondern 
Urkunden über die gefauften Nenten (Handfeſten). Diefe gaben jowol bei ver erften Veitellung 
als bei der weitern Übertragung des dinglichen Rechts den Beweis des @twerbungsactes wie der 
Eigenthumserwerbung felbft. „So wurde die Ginrihtung von Grund- und Hypothefenbücern 
die nothivendige Vorausſetzung für die Durhführung des Principe der Auflaffung mit feiner 
alten Wirkung einerjeitd der Eigenthumsentäußerung und andererſelts der Eigenthumser— 
werbung fowol an den Grundſtücken felbft wie an dinglihen Rechten aus und von den Grund— 
ftüden, fir dad Pfandrecht der Immobilien überhaupt.” Diefen Büchern mußte daher aud 
die Autorität des Öffentlihen Glaubens, wie jie vem Acte ver Auflaffung beimohnte, beigelegt, 
gleichzeitig aber auch eine genauere Beihreibung der Bejigftande- und Realvechtöverhältniffe 
ver Sache einverleibt werden. Die deutſche Auflaflung beherrſchte bis dahin, wo fiein Kampf 
mit dem reripirten Römiſchen Rechte trat, ausſchließlich das Recht des Orundbefiges in Deutſch— 
land. (Beſeler, S. 78.) Hieran nun knüpfte die Hypothekenverfaſſung mit der Einrichtung von 
Grund- und Hypothekenbüchern im vorigen und beſonders in dieſem Jahrhundert an. Mehr 
oder weniger wurde die Eintragung in die Hypothekenbücher mit der Bedeutung und Wirkung 
der deutſchrechtlichen Auf- und Verlaſſung ausgeſtattet. 

Allen Hypothekengeſetzgebungen iſt es gemein, daß ſich das dingliche Recht des Hypotheken— 
gläubigers auf das ganze Grundſtück und alle zur Zeit der Eintragung dabei befindlichen Per— 
tinenzien und Zubehörungen (ſ. wegen der Pertinenzſtücke den Art. Grundeigenthum), auch 
auf ſpätere, dem Grundſtück zuwachſende und einverleibte bewegliche und unbewegliche Stücke er— 
ſtreckt. Ingleichen iſt die Unverjährbarkeit eingetragener ungelöſchter Rechte und Forderungen 
allgemein anerkannt. 

Die Elemente und Principien aber, auf denen die Einrichtung von Grund- und Hy— 
pothekenbüchern zu beruhen hat, ſind weſentlich folgende: 1) Publicität, 2) Specialität, 
3) Legalität. 

Die Publicität betrifft ſowol den Beſitztitel als die Hypothekbeſtellung. Wo beſtimmte 
Sitzungstage (Verlaßtage) der Gerichte oder Hypothekenämter zur Entgegennahme der Ein: 
tragungägejuche mit einer gewiffen Öffentlichkeit der Geſchäftsführung beftehen, tritt die Publi— 
cität allerdings noch prägnanter hervor. Sonft beſchränkt fie fi auf das Recht der Einſicht der 
Hypothekenbücher und der dazu gehörigen Urfundenfammlungen oder Orundacten feitend aller 
derjenigen, welche dabei ein nachweisbares Intereffe haben, wie auf den öffentlihen Glauben 
des Hypothekenbuchs und der Inferiptionen in daffelbe. 

Die Specialität fegt die Aufhebung aller ſtillſchweigenden geleglihen und Generalbypo= 
thefen voraus und fihert dad Anrecht an das Grundftüc, wie bei deſſen Subhaftation oder beim 
Concurſe des Befigerd die Befriedigung aus den Kaufgeldern des Grundſtücks ausſchließlich 
den im Hypothekenbuch eingetragenen Gläubigern nad der Rangorpnung der Eintragung, be— 
ziebendlich des Anmeldegeſuchs. 

Ein erſt durch einige neuere Geſetze hervorgehobenes Moment der Specialität (die könig— 
lich ſächſiſchen, vie mecklenburgiſchen und die öſterreichiſchen Grund- und Hypothekenbuchs— 
ordnungen) beſteht noch darin, daß einzutragende Poſten von unbeſtimmtem Werthe oder 
Quantum vor der Eintragung auf beſtimmte Geldſummen oder höchſte Werthe feſtgeſtellt wer— 
den müſſen. 

Am meiſten entfernt ſich die franzöſiſche Geſetzgebung im Code civil von dem Princip der 
Specialität. Derſelbe kennt, gleich dem Römiſchen Rechte, eine Zahl von geſetzlichen Hypotheken, 
deren Priorität unabhängig von aller Eintragung in die Regiſter des bureau de conservation 
des hypotheques des betreffenden Bezirks if. (Vgl. vie Art. 2121, 2122 und 2135 fg.) 

Jene beiden Elemente nun, das der Publirität wie das der Specialität, find allen auf 
Grund: und Hypothekenbücher gegründeten Hupothefenverfaffungen eigen. Wenige in ver: 
ſchiedenen Gefeggebungen diefer Art beibehaltene ftillfhweigende oder geſetzliche Vorzugsrechte, 
3: B. das der Gutsliedlöhner (dev Dienftboten), ferner zweijähriger Abgabenrückſtände vom 
Grundſtück u. ſ. w. (vgl. Tit. I, Abſchn. 6, $.47—52 der preußifchen Concursordnung vom 
8. Mai 1855, preußifche Gefehfammiung, ©. 321 fg.), ſtehen dem Prineip der Specialität 
nicht entgegen. 

Das Princip der Legalität und deſſen weitere Ausdehnung oder engere Begrenzung hängt 
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nicht blos, wie bereit8 angedeutet wurbe, mit der Qualification der zur Grund: und Hypothe⸗ 
fenbudführung berufenen Behörde (richterliche Collegien oder einzelne Beanıte), fondern mehr 
oder,weniger auch mit der Bedeutung und Natur ded Hypothekenrechts, als eines acceflorifchen 
im römifh rechtlichen oder ala eines felbftändigen dinglichen im deutſchrechtlichen Sinne, 
zufammen. 

Es ift dies einer der wihtigften Punkte, auf welchen die Vorſchläge zur Reform im Inter: 
effe der Beförderung des Realcreditd zurückgehen, theild wegen der Befchleunigung des Geſchäfts— 
betrieb8 bei ven Behörden, theild zur Sicherung der Gigenthümer von Hypothekenrechten gegen 
Anfehtung diefer Rechte mit Einwendungen gegen ihre Gültigkeit und Wirffamfeit, welche 
and dem obligarorifhen Verhältnif der Perfon des Gontrabenten und Beligerd entnommen 
werben, 

Beim Prineip der Legalität Handelt es ſich zugleich um den Umfang der Verantwortlichkeit 
der hypothekenbuchführenden Behörden und ihrer Verhaftung. Auch leuchtet es ein, daß diefer 
Punft wiederum auch mit einem gleihwol wohlwollenden Bevormundungsfgftem des Polizei: 
ftaates im Gegenfag zu der den Betheiligten in Proseffen wie im Gebiet der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit überlaflenen eigenen Fürforge für ihre Bermögensangelegenheiten zufanımenhängt. 

Ganz erflärlid war es, daß die preußische Hypothefengejeggebung, welde nad) der Official: 
marime der allgemeinen Gerihtäoronung von 1793 den Richter felbft bei Proceflen zur Gr: 
forſchung der Wahrheit wie des Grundes oder Ungrundes aller auf die Entſcheidung bed Rechts— 
ſtreits einflußreichen erheblichen Thatfahen von Amts wegen verpflichtete, in Übereinſtimmung 
mit dieſem Prineip auch den Kypothefenrichter anmwies, „mit möglichfter Sorgfalt zu verhüten, 
daß feine gefegwidrigen oder ungültigen Gejchäfte in die Bücher eingetragen würden, damit 
das Vertrauen des Publikums auf die Legalität richterlicher, in die Bücher eingetragener Hand: 
lungen nicht zu Hintergehungen gemisbraudt, auch durch Unvollftändigfeit, Dunkelheit over 
andere Mängel ver bei ver Eintragung vorkommenden Documente zu künftigen Proceflen oder 
Tonftigen Weiterungen fein Anlaß gegeben werde”. Der Richter fol daher nicht bled prüfen, 
ob bei Bollziehung des einzutragenden Actes die zu deſſen Gültigkeit und Rechtsbeſtändigkeit 
vorgeſchriebenen Erforderniffe beobachtet, fondern auch, ob die darüber errichteten Inftrumente 
einerſeits deutlich, beftimmt und vollfländig genug abgefaßt, ſowie andererfeitd mit der nöthigen 
äußern Form und Beftalt verfeben feien ($. 12 und 13, Tit.2 und a.a.D. der Hypotheken— 
ordnung von 1783; $.428fg., Tit.20, Thl.I des Allgemeinen Landrechts). Überdies foll er bei 
Berichtigung des Befiptiteld ermeſſen, o6 in den betreffenden Urfunden nicht Nebenverträge oder 
das Gigenthum und die Verfügungsbefugniß des Befigerd befchränfende Verordnungen vor= 
kommen, welche der Gintragung und zwar von Amts wegen bedürfen ($. 80 und 81, a. a. O.). 

An diefen Beftimmungen hat das Gefeg von 24. Mai 1853 wefentlih nichts geändert; 
deffen $. 28 fchließt nur bei einigen genannten Nebenbeflimmungen die Eintragung von Anıts 
wegen aus. 

Abweichend davon beſtimmt das königlich ſächſiſche Geſetz von 1843: „daß die Grund: und 
Hypothefenbehörben nur für die ordnungsmäßige und prompte Führung der Hypothefenges 
ſchäfte felbit, für die gehörige Eintragung und Löſchung nad Mafgabe der Anträge der Par: 
teien oder refp. der Requifition anderer öffentlicher Behörden (der Vormundſchafts-, Nachlaß-, 
Concurs-, Kirchen: und Schulbehörden), den Vorfähriften ver Hypothekenordnung entfprechend, 
verpflichtet, Hingegen zur Vorprüfung nur bezüglich der Gültigkeit und Nichtigkeit des Rechts— 
titeld zur Gintragung oder Löfhung wie der Legitimation zum Antrage ($. 136), ingleidhen 
wegen der vorgefchriebenen formalen (gerichtlihen) Eigenschaft der Urkunde über das Rechts: 
geihäft gehalten fein follen” ($. 138 fg., $. 142—144 des königlich ſächſiſchen Gefeges vom 
6. Nov. 1843). 

Während die preußifche Hypotbefengefeggebung für die Eintragungen fowol ver Befig: 
titel wie der Realrechte und Schulden gerichtliche oder vor Notar und Zeugen aufgenommene 
oder doch beglaubigte Irfunden fordert, wie denn überhaupt nad) dem preußifchen Geſetzbuch 
zu allen Willenderflärungen und Verträgen, wodurd über das Eigenthum eines Grundſtücks ver= 
fügt wird, die gerichtliche oder notarielle Form verlangt wird ($. 14 und 15, Tit. 10, Thl. I des 
Allgemeinen Landrechts und das Gejeg vom 23. April 1821), während gleichfalls das königlich 
ſächſiſche Gefeg von 1843 nur ſolche Urkunden für eintragungsfühig erklärt, welche die Eigenſchaft 
Öffentlicher, der eidlihen Ablehnung nicht ausgefegter Urkunden haben, daher, wenn fie von 
Privatperfonen audgeftellt find, gerichtlich anerkannt fein müffen ($. 143), beſtimmt dagegen 
das Öfterreichijche Geſetzbuch in F. 433: „daß zur weitern Übertragung vermittelt Vertrags 
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bei Bauerglitern genüge, wenn der Übergeber und Übernehmer oder auch nur der erftere allein 
vor der Orundobrigfeit (gegenwärtig dem Gericht) erfheint und bie Einverleibung des Er- 
werbungsgefchäfts in das öffentliche Buch bewirkt.” Selbft bei ſtädtiſchen nnd landtäflichen Gü— 
tern genügt eine fhriftliche, von den Contrahenten und zwei glaubwürdigen Männern als Zeu: 
gen gefertigte Urkunde ($. 434). Das Gericht ift nur befugt, bei wichtigen, außer dem 
Gerichtsorte audgeftellten Urkunden deren bejondere Legalifirung zu verlangen, In Medien: 
burg begnügt man ſich bei Ein: und Übertragungen in der Regel mit jhriftligen Privat: 
erflärungen. 

Was die Natur der Hypothek betrifft, jo ift darin der Sitz des Streit enthalten zwifchen 
den römifchen Rechtöbegriffen, wonach die Hypothek als ein accefforifched Recht lediglich zur 
beſſern Sicherftellung der in der (perfönlihen) Obligation begründeten Hauptverbindlichkeit 
betrachtet wird, und den deutſchrechtlichen Principien, welche in Übereinftimmung mit ber 
ältern deutfhen Auflaffung die durd Eintragung in das Öffentlihe Grundbuch entftanvene 
Hypothek als ein felbftändiges, von der ihr zu Grunde liegenden Obligation (der causa de- 
bendi) losgelöſtes Vermögensobjeet und Recht behandeln. Vorzüglich ift ed nun dieſe legtere 
Alternative, welche ſich ſowol in der neuern deutſchen Geſetzgebung (Sachſen, Medlenburg, 
Hamburg) als im Rechtsbewußtſein mehr und mehr Bahn bricht und als nothwendige Rich— 
tung und endliches Ziel einer Verbeſſerung des Hypothefenwefens erfannt wird. Es iſt beſon— 
ders auf folgende Schriften hinzuweiſen, welde dafür in die Schranken treten: Göge, „Re— 
form des Hypothekenweſens“ (Berlin 1857); Bornemann in verfhiedenen Auffägen im 
„Preußiſchen Minifterialblatt” von 1846 und 1858, jodann in der „Juriftifhen Zeitung“ von 
1860; endlid Meier, „Die preußifhe Hypothefen: und Subhaftationsgefeßgebung, ihre 
Prinecipien, ihre Mängel und deren Abhülfe“ (Berlin 1854). . 

Während die preußiſche Gefeggebung von dem Grundſatz ausgeht, dag die Gültigkeit de& 
Hypothekenrechts an und für ji von der Gültigkeit des Anfpruchs abhängt, zu deffen Sicherheit 
daſſelbe beftellt worden ($. 415, Tit. 20, Thl. I des Allgemeinen Landrechts), und die Hy— 
pothefenoronung ſchon im Gingange darauf verwies, dap das, mad zur gültigen Erlangung, 
Übertragung und Aufhebung eines Eigenthums, hypothekariſchen oder andern dinglichen Rechts 
auf unbewegliden Grundſtücken überhaupt gehört, nicht aus der Hypothekenordnung, fondern 
aus der Gejeggebung zu entnehmen fei, daher Über die verfchiedenen, dur das ſchwankende 
Prineip der Hypothekenordnung hervorgerufenen Gontroverfen unzählige Entſcheidungen zu 
erlaffen geweſen find und täglidy erlaffen werben (vgl. Meier, a. a.D., S. 27 fg. und S. 33 fg.), 
bat die mecklenburgiſche Huypothefengefeggebung einen durchaus entgegengefegten Standpunft 
eingenommen. Diejelbe perfonificirt das belaftete Grundſtück, indem fie es gewifjermaßen zu 
einer eigenen juriftiihen Perfon macht. Ebenfo erhebt jie aber auch die Hypothek zu einer ſelb— 
ſtändigen, von der ihr unterliegenden Obligation unabhängigen und losgelöjten Sache. Den: 
gemäß ftellt jie ven Inhaber der Hypothek (etwa abgefehen vom eigenen dolus) und jedenfalls 
den Geffionar gegen eine Reihe von Einwendungen bezüglich der Umgültigkeit der Forderung 
jelbft vollfommen fiher. Dadurd hat die Hypothek den Charakter eines accefforifhen Rechts— 
verhältniffes völlig verloren. Died ergeben folgende Beflimmungen in $. 16 der mecklenburgi— 
ſchen revidirten Ritterſchafts-Hypothekenordnung, bie ald beſonders bemerfenswerth für die mehr: 
erwähnte Richtung hervortreten: „Das Hypothefenbud gehört nicht der Perfon des zeitigen 
Eigenrhümers, vielmehr dem Gute an, ohne alle Rückſicht auf die ſolcherhalb vorgehenden 
Veränderungen, und wird nur das Gut durch den Inhalt veffelbenergriffen. Demnach werben 1) 
dur die Eintragung Feine bloßen Sicherheitörechte für eine perfönliche Verhaftung des die Ein: 
tragung Beantragenden, vielmehr felbftändige dingliche Belaftungen des Guts eriftent, und ift 
2) der Antrag auf Eintragung durch eine ſolche perjönliche Verhaftung nicht nothwendig be: 
dingt, vielmehr ſolcherhalb alles der Vereinbarung der Betheiligten überlaffen. 3) in ſpä— 
terer Eigenthümer des Guts ift als folder für feine Perfon nicht verhaftet. 4) Der zeitige Eis 
genthümer Fann für fid) felbft und auf feinen eigenen Namen eintragen laflen; auch dürfen be- 
reitö eingetragene Forderungen auf ihn cedirt und umgejchrieben werben. Der Kauf der auf 
ſolche Poſten eingetragenen Zinfen beginnt jedoch erft von dem Zeitpunkt, wenn entweder das 
But auf einen neuen Gigenthümer übergegangen oder ein folder Poften auf einen Dritten 
übertragen iſt.“ 

Sodann in $. 30: „Das Berfahren wird bei Klagen aud Hypothekenſcheinen nicht da— 
dur gehemmt, daß im Raufe des Proceſſes dad belaftete Out von dem Beflagten auf einen an- 
dern Eigenthümer übergegangen ift, es ann vielmehr wider den legtern eine bereits angeftellte 
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Klage wegen der Hauptforderung und gefammter Nebenforderungen ohne Unterbrechung fort- 
gelegt werden.” 

Diefen Beftimmungen entſpricht e8 nur, dag nad) der medlenburgifchen Hypothekenver— 
faffung das Eigenthum fowol am Grundflüd wie an allen dinglichen Rechten nur durch die 
Eintragung felbft, refp. durch die Umfchreibung im Hypothekenbuch erworben wird. 

Auch das öfterreichifche Geſetzbuch ſchreibt vor (in $. 431): „daß zur Übertragung des Ei⸗ 
genthums unbeweglicher Sachen das Erwerbungsgeſchäft in die dazu verordneten öffentlichen 
Bücher eingetragen werden muß“ (die Einverleibung oder Intabulation); ferner (F. 444): „daß 
das Eigenthum der unbeweglichen Sachen nur durch die Löfhung in den öffentlichen Düdern 
aufgehoben werde.” 

Desgleihen beftimmt das Föniglich fächliihe Gejek vom 6. Nov. 1843 (refp. $.2—5): 
„daß das bürgerliche Eigenthun an Grundſtücken ald dinglihes Recht nur durch Eintragung 
in dad Grund: und Hypothekenbuch erlangt wird, wobei es der Übergabe des Befiged nicht noch 
nebenher zur Übertragung ded Eigenthums an Grundftücden bedürfe” ; ebenfo: „daß Hypo— 
thefen und andere zur Gintragung an fi geeignete dinglihe Rechte an fremden Grundftüden 
als folde nur duch Eintragung in dad Grund: und Hypothekenbuch erlangt werden und, ſo— 
lange diefe Eintragung nicht erfolgt iſt, nur erſt ein Rechtötitel zur Erlangung des bürgerlichen 
Eigenthums oder der Hypothek oder anderer dinglicher Rechte beſteht“; endlich: „daß als bür— 
gerlicher Eigenthümer eines Grundſtücks ſowie als Inhaber einer hypothekariſchen Forderung 
jedesmal derjenige angeſehen wird, welcher als ſolcher im Grund: und Hypothekenbuch eingetra⸗ 
gen iſt.“ Die Eintragung tritt an die Stelle von Confirmationen und jeder andern bisherigen 
Form zur Eigentdumsübertragung. 

Die preußifche Hupothefengefeggebung ift Hinter der Gonjequenz der ebengedachten neuern 
Gefeggebungen weit zurücgeblieben. Zwar enthält dad Allgemeine Landrecht die Beſtimmung: 
„daß derjenige, welcher über ein Grundſtück vor Gericht Verfügungen treffen will, fein darauf 
erlangtes Eigenthumsrecht dem Richter der Sache nachweiſen und daffelbe in vem Hypotheken— 
buche vermerken laflen müſſe“, ingleihen: „daß der in dad Hypothefenbud eingetragene Be— 
figer in allen mit einem Dritten über dad Grundftüd gefhloffenen Handlungen als der Eigen- 
thümer deffelben angefehen werde, und daß die Befugniffe vedjenigen, welcher mit dem einge: 
tragenen Bejiger verhandelt Hat, von einem nicht eingetragenen Eigenthümer und deſſen Rechts— 
nachfolger nit angefochten werben dürfen.” ($. 6 fg., Tit. 10, Thl. I des Allgemeinen Land: 
rechts.) Doc fihern diefe Beftinnmungen keineswegs vollftändig gegen Anfprüde Dritter, am 
mwenigften den Öupothefengläubiger, welcher vielmehr von der Prüfung des Rechtsgrundes feiner 
Forderung, ſelbſt ald Gefjionar nicht entbunden iſt. (Vgl. Meier, a. a. O.) Dagegen verlangt 
allerdings das ſächſiſche Gefeg die Eintragung aud einer Gefjion zur Erwerbung und Ver: 
folgung des Hypothekenrechts. 

Zwar ift ald eine Folge der Selbftänvdigfeit des Hypothefenrehtd: „daß der Schuldner und 
reſp. Befiger anftatt ver Quittung über eine bezahlte Forderung deren Ceſſion behufs eigener 
weiterer Verfügung verlangen kann“, auch in den preußifchen Befepen anerkannt (ſ. Anhang 
zum Allgemeinen Landrecht, $.52) und fogar unbevingter wie nach dem Föniglich ſächſiſchen Ge— 
feg von 1843, da vielmehr von dem leßtern beim Concurſe des verfchuldeten Bejigerd die Abſon— 
derung und Ausſcheidung ver auf bezahlte, aber ungelöjchte Forderungen entfallenvden Special= 
mafle von der Grundſtücksmaſſe zum Nachtheil unbefriedigter Nealgläubiger für unzuläfiig 
erklärt wird ($. 120). 

Am weiteiten aber gehen bierin a) die mecklenburgiſche Geſetzgebung, indem jie ed geitattet, 
dag bei Eintragung von Schuldpoften Folien oder Orte offen gelalfen werben dürfen und dem 
Schuldner frei geftellt ift, an diefen offenen Folien und Orten Kapitalien auf feinen eigenen 
Namen eintragen zu laffen , um die desfalſigen Hypothekenſcheine nach Bedürfniß und Belegen: 
heit zu veräußern; ſodann b) die bremifche Erb: und Handfeftenordnung von 1830 und die re: 
vidirte vom 30. Juli 1860, indem fie den Eigenthümer ermächtigt, zum voraus auf fein Grund: 
ſtũck gerichtliche Hypotheken zu beftellen und ſich Hypothefenbriefe oder Handfeſten behufs Auf: 
ſuchung eines beftimmten Bläubigerd (gleich leitres au porteur) audfertigen zu lajfen. 

Die ‚ vorftehenden Grundzüge werden zur Einſicht in dad Weſen der Grund: und Hypothe— 
kenbücher wie ihrer Bedeutung und der Wirfungen, melde jih an die Eintragung anfnüpfen, 
genügen. Was fonft in Bezug auf das Hypothekenweſen und Pfandrecht zu erörtern ift, bleibt 
einem befondern Artikel vorbehalten. F 

W. A. Lette. 
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Grundeigenthum, Im engern Sinne das Eigenthum über Grund und Boden (Campe, 
„Wörterbuch der deutſchen Sprache“), wogegen indeß Jurisprudenz und gemeine Vorftellung 
das Grundeigenthum nicht auf diefen engern Begriff befhränfen, daher zu deſſen vollftäni- 
gern Berftänpniß die Betrachtung ſowohl der Gegenfäge zwiſchen Grund: und anderm Eigen— 
thum, als der verfchiedenen Arten des Grundeigenthums und derjenigen Formen gehört, unter 
welchen daffelbe im Rechte wie im Verkehre erſcheint, ingleihhen der Erweiterungen, die daſſelbe, 
je nad) feiner Art und Beſtimmung, durd die Verbindung von beweglichen Saden und von 
Rechten mit ihm erhält, welche ald Pertinenzien zu ihm gerechnet werden. Auch die Bedeu— 
tung und Wirkung twie die Wechfelbeziehung des Grundeigenthums auf die Perfonen und 
deren Rechte in politifcher, ſtaats- und volkswirthſchaftlicher Beziehung ift je nad) verſchiede— 
nen Völkern und Zeiten eine verfchiedene. 

Das Grundeigenthum gehört zu den Immobilien im Gegenfag zu den beweglichen Saden. 
Zu legtern hingegen rechnet man im allgemeinen diejenigen, welche unbeſchadet ihrer Subſtanz 
von einer Stelle zur andern gebracht werben Fünnen. Auch Rechte werden in der Regel ald 
bewegliche Sachen angefehen. Diefelben gehören indeſſen, wie z. B. die Präbialfervituten und 
Grundgeredhtigfeiten, zu den unbeweglihen Sadhen, wenn die Befugniß zu ihrer Ausübung mit 
dem Befig diefer legten verbunden ift. Jedoch haben Geſetze und deutſche Nedtöbegriffe wol 
auch gewiffen Gerechtigkeiten, 3. B. zur Brauerei (dem fogenannten Brauurbar in Schleſien), 
zum Fleiſcher- und Bädergewerbe (Fleiſch- und Brotbanfen), gleihwie verſchiedenen andern 
Mealgewerböberehtigungen für fih di Eigenfhaft einer unbeweglihen Sache, refp. eines 
Grundeigenthums infofern beigelegt, als fie gleich dieſem felbftändig befeifen, mit Reallaften 
und Hypotheken beſchwert und veräußert werden fönnen. (Bol. 3. B. preußifche Hypotheken— 
ordnung vom 20. Dec. 1783, $. 14 fg.) 

Zum Grundeigenthum im weitern Sinne gehört aber nicht blos Grund und Boden, 
vie Fläche (area), auf welcher Gebäude ftehen, fondern es gehören dazu auch alle diejenigen 
Gebäude, welche feft mit dem Boden verbunden find. Dabei ift nur der Eontroverfe hinſichtlich 
der Natur von Wind-, auch Schiffsmühlen, je nad der Art ihred Zufammenhangd mit dem 
Grund und Boden und ihrer Befefligung auf vemfelben, zu erwähnen. (©. hierüber die richter— 
lichen Entſcheidungen wie die Literatur mit Rückſicht auf dad Preußische Landrecht bei v. Roͤnne, 
„Ergänzungen und Erläuterungen der preußifchen Gefegbücher durch Geſetzgebung und Wiffen- 
haft unter Benugung der Juftizminifterialacten und der Gefegrevifiondarbeiten”, 1, 56 fg.) 

Je nad der Art und Beftimmung des Grundeigenthums empfängt vaffelbe feine Ergänzung 
durch bewegliche Stücke, welde ihm ald Pertinenzien hinzutreten, wenngleich der Wille des 
Menſchen in jedem befondern Falle über die Aufhebung dieſer Pertinenzialeigenfhaft zu ent: 
ſcheiden hat. Dergleihen Bertinenzien können entweder Moventien, nugbare Thiere, im Alters 
thum aud Sklaven, oder andere bewegliche lebloſe körperliche Sachen oder felbft Rechte fein, 
welche der unbeweglichen Sache anfleben. 

In Beziehung auf die Immobilien und demnächſt die bei denſelben befindlichen und ale 
deren Pertinenzftüde zu betrachtenden Mobilien ift zu unterfheiden zwifchen Wohnhäufern und 
andern Gebäuden, fodann zwiſchen Grundbefigungen, je nachdem diefelben in einzelnen Grund: 
ſtücken (Barcellen) beftehen oder zu einer Landwirthſchaft beftimmt und gewidmet find, inglei= 
chen den verfchiedenartigen Babrifationdanlagen u. f. w. 

Als Zubehörungen desjenigen Grundeigenthums, welches ein Landgut bildet, beziehungs- 
weife ald Theile deflelben werden in der Regel alle darauf befindlichen Sachen angefehen, die zum 
Betriebe des Aderbaus und der Viehzucht gebraucht werben. Dazu gehören diejenigen Bor: 
räthe von Gutderzeugniffen, welche zur Unterhaltung und Fortfegung der Wirthſchaft bis zur 
nächſten Ernte erforderlich find, die Vorräthe an Dünger, die Ausfaaten und Pflugarten, das 
Zug: und Laftvieh, ingleihen das Nugvieh und vom Jungvieh fo viel, ald zur Unterhaltung 
des Beftandes nad ökonomiſchen Grundfägen nöthig ift, endlich felbft Karten und Urkunden, 
welche das Landgut und feine Gerechtſame betreffen. Dagegen begreift man unter Pertinenz— 
ftüden von Wohnhäufern in der Regel alles, was wand-, niet: und nagelfeft ift und ohne Be— 
Ihädiguug des Baues nicht weggenommen werben kann. Es gilt die Vermuthung, daß eine 
bewegliche Sache zum Pertinenzftüd eines Gebäudes beſtimmt ift, wenn diefelbe eingegraben, 
eingegoffen, eingemauert oder durch Zimmerarbeit damit verbunden ift. Alle dieſe Zubehörun— 
gen unbemwegliher Sachen theilen, jolange fie Bertinenzftüde find, die Rechte der Hauptſache. 

Desgleichen wird dad Bergwerfdeigentbum und nach pofitiven Gefegen werden aud bie 
einzelnen Antheile an demfelben (Kure) zu den unbeweglichen Saden gerechnet (G. Be— 
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Beſeler, „Syſtem des gemeinen deutſchen Privatrechts“, III, 220). Ebenſo behandelt man in 
manchen Beziehungen die Seeſchiffe als Immobilien, wenngleich fie Ihrem Weſen nach zu den 
beweglichen Sachen gehören. 

Die Rechtsformen, unter welchen Grundeigenthum beſeſſen werden kann, waren im Mittel— 
alter weit mannichfacher als in der neuern Zeit. Denn im Mittelalter beſtimmten ſich gegenſeitig 
die ſehr verſchiedenen perſönlichen Dienft: und Abhängigkeitsverhältniſſe einerſeits und die 
Arten der Grundbeſitzungen andererſeits. Es waren jene und dieſe miteinander verflochten, ſo 
beim Lehen, bei ven verſchiedenartigen bäuerlichen Gütern u. ſ. w. (S. Agrarverfaffung.) 

Seinem Begriff nach iſt im Eigenthum das Recht enthalten, über die Subſtanz der Sache 
mit Ausſchließung anderer frei und aus eigener Machtvollkommenheit zu verfügen. Dieſes volle 
Eigenthumsrecht war aber und iſt noch jetzt öfter entweder beſchränkt oder getheilt. Erſteres iſt 
der Fall durch Dienſtbarkeitsrechte, letzteres durch die Theilnahme verſchiedener Perſonen an 
den einzelnen im Eigenthum begriffenen Rechten. Dazu gehören Verfügungsbefugniß über Die 
Subftanz (Proprietät), Befig und Benugung. Das getheilte Gigenthum findet z. B. beim 
Lehen, beim Erbzinsgut und bei Fideicommiffen ftatt. Dem einen Theile, dem Vaſallen, Erb- 
zinsmann ober Bideicommißbejiger gehört nicht das ausſchließliche Verfügungsrecht, hingegen 
der ausſchließliche Befig und Nießbraud, dem Obereigenthümer hingegen, wie beim Fideicom— 
miß der ganzen Bamilie, ein Antheil an der Proprietät, an der Verfügung über die Subſtanz. 
Bei der Erbpadt eines Grundſtücks fteht dagegen dad ganze Eigenthumsrecht allein dem Erb: 
verpächter und dem Erbpächter nur der Befig nebft dem vollftändigen Nutzungsrechte zu. 

Beim Miteigenthum (dem gemeinfhaftlihen Eigenthum, condominium im römiſchen 
Sinne) bat jever Miteigenthümer qualitativ (wenn aud nicht quantitativ) gleiches Theilnah— 
merecht an jedem der drei Elemente ded Eigenthums und zwar nad) Quoten oder idealen An- 
teilen. Hingegen fleht das Gefammteigenthum (im deutſchen Sinne, wie e8 bei den Marfen 
vorfommt) dem ganzen Vereine der gemeinfhaftlihen Eigenthümer, der Marfengenoffenihaft, 
als einer wenn auch nicht privilegirten Corporation, zu. Auch fann das Grundeigenthum dem 
Staute, einer Gemeindecorporation oder andern juriftifchen oder moralifhen Verſon zuftehen 
und im Gigenthum von Gemeinden namentlid eine verſchiedene rechtliche Geftalt haben. Es 
fann 3. B. ald Gorporationsvermögen einer Gemeinde entweder Kämmerei- oder Bürgerver— 
mögen fein, legtered im Gegenfag zum Intereffentenvermögen (Gondominium). (Vgl. hierbei 
das preußifhe Gejeg vom 26. Juli 1846.) Wegen der Staatögüter |. den Art. Domänen. 
Bon großer politifcher Bedeutung in der römiichen Welt war dad Land, welches ald Domäne 
der Staatögemeinde gehörte und diefer ald Staatögut nad) den Grundſätzen des alten Völfer: 
rechts durch Eroberung zufiel, nad) einem Rechte, gegen deilen Anwendung fid) die griehiichen 
Völkerſchaften unter fih nur durch ven Eid der Amphiktyonen gefhügt hatten. 

Die neuere Geſetzgebung des 19. Jahrhunderts ift überall dahin gerichtet, der freien Per: 
jönlichfeit ded Menichen wiederum eine überwiegende Macht über dad Grundeigenthum einzu: 
räumen, zu dem Ende aber legtered von allen ven Banden und Feſſeln zu befreien, durch welche 
die ausfchließliche Verfügung des Eigenthümers über vaffelbe früher gehenmt war. (S. die Art. 
Agrarverfaffung, Confolidation, Diemembrafion und Gemeinheitötbeilung.) Deshalb 
find in der Mehrzahl der deutfchen Staaten durch die Agrargefeggebung, abgeiehen von der 
Ablöſung culturſchädlicher Dienftbarfeitsrechte, von Zehnten, Dienften und andern Reallaften, 
ingleihen von den gefeplihen VBerorbnungen über die Theilung von Gemeinheiten, die auf 
Geſammt- oder Miteigenthum beruhen, aud die Verhältnifle des Obereigenthums wie der 
Lehns- und Ähnlihen Verbände, welche Berfügung, Nutzung, Befig und Eultur ver Grund: 
ftüde mannichfach vinculirten, aufgehoben oder dod zur Auflöfung beftimmt. 

Auf das Grundeigenthum bezog ſich und bezieht fi) noch jegt die dem Römiſchen Recht 
entiprungene actio communi dividundo, melde die Theilbarfeit des gemeinſchaftlichen Eigen— 
thums fihert, ebenjo die actio finium regundorum, welde die Erhaltung, Berichtigung und 
Erneuerung der Grenzen zum Zwede hat. Beide waren unverjährbar. 

Indbefondere war die Sicherung der Grenzen des Grundeigenthums bei den alten wie bei 
den neuern Völkern ſtets ein wichtiger Gegenftand der Gefeggebung, die Verrüdung und 
Verdunfelmg der Grenzen im Nitertfum wie im Mittelalter mit den ftrengften Strafen 
bedroht. Schon im altrömifhen Staate bezog fich auf dieſe Feftftellung und Berichtigung der 
Grenzen ein eigenes Inftitut, das der Agrimenforen. Urfprünglic im Zufammenbange mit 
der Priefterfhaft ver Augurn, bildeten dieſelben in ver Kaiſerzeit eine privilegirte Beamten: 
klaſſe. Ihre Aufgabe war e8 unter anderm, bei der Vertheilung deö ager illimitatus, bed römi: 
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hen Domänenlanded, an die einzelnen Bürger und die zahlreich ausgefandten Goloniften und 
der Umwandlung biefer Staatöländereien in begrenzted Individualeigenthum mitzuwirken. 

In feinem Geſetzbuch dürfen Borfhriften über die Art und Weiſe dev Grenzberichtigung 
bed Grundeigenthums und die möglichft fihere und dauernde Feftftellung feiner Grenzen, wie 
über deren Ausmittelung in flreitigen Fällen fehlen. Die Auszeichnung dieſer Grenzen geſchieht 
bald durch Grenzraine und Gräben, bald durch Pfühle und Steine mit befondern Merkzeihen, 
in den Korften durch Bäume, die man anfhalmt und mit Kreuzen oder andern Merkzeichen ver: 
ſieht, oder durch Grenzhügel, deren Inneres mit unverweslichen Dingen, wie Steinen, Schmiede: 
ſchlacken u. f. w,, gefüllt wird. Die Lage diefer Grenzzeichen hat die Grenzfarte genau zu be- 
fimmen. Eine bis in dad 19. Jahrhundert hineinreihende Sitte der Vorzeit verband zu glei= 
chem Zwed mit dergleichen Grenzberichtigungen, bei denen in der Regel eine größere Zahl von 
Gemeindemitgliedern gegenwärtig war, meift eigenthümliche Gebräude. So nahm man Kna— 
ben mit, die bei ven Grenzhügeln mit Speife und Trank bewirthet, gleichzeitig aber auch gezüch— 
tigt wurden, um ihr Gedaͤchtniß für Fünftige Zeiten, wenn es ihres Zeugniffes über die Grenzen 
bevürfen follte, defto frifcher zu erhalten. Die Umgehung und Feftftellung der Grenzen unter 
Theilnahme der Priefter und Vortragung von Götterbildern wurbe bei den alten Völkern ald 
eine religiöfe Jahresfeier behandelt. Und aud) in neuerer und neuefter Zeit herrfcht in einigen 
deutſchen Randestheilen vie Sitte alljährlicher Flurumgänge zur Feſthaltung der Grenzen. 

Eine diefem Zwecke gleichzeitig dienende Einrichtung ift das Inftitut von Feldämtern und 
Beldgefchiworenen, wie e8 z. B. in Naffau exiflirt, auch in den Schöffengerichten vormals Eur: 
trierifcher Diftricte ber Rheinprovinz vorkommt. Ihnen liegt nächſt der Schlihtung von Brenz: 
flreitigfeiten unter ven Nachbarn auch die Bewahrung und Fortführung der Flur- und Lager: 
bücher über das Grundeigenthum der einzelnen Gemeindegenoffen und das Hypothekenweſen ob. 

Die verfhiedenen Gulturarten, denen die Grundſtücke als Ader, Wiefe, Weide, Forſt, Wein- 
berg und Barten, oder als Ddung, 3. B. ald Torfitih, Stein: und Mergelgrube (zum Unter: 
ihiede von dem feinen Nutzen und Ertrag mehr gewährenden Unlande), unterliegen, fteben 
zwar mit der rechtlichen Eigenſchaft des Grundeigenthums in Feiner unmittelbaren Berbindung, 
ed liegt jedoch in der Natur der Nugung, daß ſich das Individunleigentgum zuerft und vorzugs— 
weife in Bezug auf Bärten und Weinberge wie auf Ader und Wiefen heraudbildete, wogegen 
Forſten und Weiden häufig im Gefammt: oder Miteigenthum blieben, wie z. B. in der Schweiz 
die Alpen meift Allmenden find, oder auch wol ald Gorporationd= oder, wie z. B. bei den Rö— 
mern die Weiden, großentheils fogar ald Staatdeigenthum betradptet und von allen Gemeinde: 
oder Stantögenoffen, beziehungsweife Miteigenthümern gemeinfam benußt wurden. Died z.B. 
nad Maßgabe ver durch Gefege, autonomifche Statuten oder Verträge feftgeftellten Hütungs— 
ordnungen, mit der danach für jeven Theilnehmer beftimmten Zahl und Art des Viehes. Dabei 
gehören aber dergleichen Antheilsrechte an der Gemeindeweide oder an dem Forſt in der Regel 
wiederum ald Zubehörungen zu ven in Sonvereigenthum befindlichen Grundbefigungen. 

Die Art und Weife der Benugung und Bewirthichaftung des Grundeigenthums, ob durch 
Selbfibewirtbfhaftung oder Adminiftration, wie z. B. in der Negel im deutſchen Dften, ob 
duch Verpachtung, wie z.B, in der Negel in Großbritannien, ob in größern Gutdcompleren 
oder in mittlern oder Fleinern Bauernwirthſchaften oder in Barcellen und durch Parcellarver— 
pachtung, ift nicht blos von der gefchichtlichen oder volkswirthſchaftlichen, fondern aud von der 
politifhen Entwidelung der verfhiedenen Ränder abhängig. 

Überall hat vor andern Oattungen des Vermögens und Eigenthums das Grundeigenthum 
fowol bei der Entflehung der Staaten der Alten wie der Neuen Welt, wie in den äußern und 
innern Kämpfen, daher and in deren Geſetzgebung wie in deren Verwaltung eine hervorra— 
gende Nolle gefpielt. Nur erft in neuerer Zeit tritt ihm die erwachſende Induftrie mit Kapitals 
und beweglihem Vermögen mehr und mehr an die Seite. 

Auf dem Grundbejig ruhte in früherer Zelt die wichtigfte Bürgerpfliht, die zur Vertheidi— 
gung des Vaterlanded. Art und Umfang der Verpflichtung zum Heeresdienſt ftufte ſich nad 
dent Maße ded Grundbefiges ab, fo in Rom wie in den griechiſchen Republifen und im deut— 
fhen Mittelalter. In den Staaten des Alterthums verpflichtete der größere Grundbeſitz zum 
Ritterbienft, ver Eleinere dagegen zum Dienft in der Infanterie. Der Befiglofe diente nur in 
Fällen äußerfter Noth aushülfsweife. Nah den Gapitularien Karl's des Großen über dad 
Heerweſen waren die ärmern Freien von geringerm Grundbefig zur gemeinjchaftlihen Aus: 
rüftung eines Soldaten oder zur Unterftügung mit Beiträgen gehalten. Der feit dem 11. Jahr- 
hundert vorherrſchende Reiterdienft rubte fpäter allein auf dem Ritterlande und wurde Veran= 
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laffung einerfeitd zu den Eremtionen der Rittergüter von den gemeinen Laften und Pflichten, 
befonders von der Staatögrundfteuer gegen ein geringes Lehn= oder Nitterpferde: oder Schild⸗ 
geld, andererfeitd zu der Uberwälzung von allen andern Staats: und Gemeindelaften auf ven 
in eine wehrloſe Maffe zurüdgevrängten Bauernitand. 

Die Eintheilung des Grundbejiges nah Hufen und Morgen, ald Ganz-, Halb: und Viertel: 
hüfner u. f. w., entſprach urfprünglich der Vertheilung ver Kaften wie dem verſchiedenen Maß 
von Gemeinderehten. So nahm man z. B. ſchon im alten Rom dad Maß einer vollen Bauern- 
ftelle, eines zur felbjtändigen Ernährung der Bauernfamilie ausreihenden Grundbeſitzes, 
auf etwa 20 preußische Morgen an, wovon ein Mann für den Heerdienſt zu ftellen war 
(Mommien, „Römiſche Geſchichte“, zweite Auflage, 1, 86); Ipäter, nad den agrariſchen Ge— 
jegen, bei den juccejliven Vertheilungen des Domänenlanded an die Bürger und bei Entfen- 
dung von Golonien in der Regel auf jieben Jugra (6—7 preußifche Morgen). 

Auch nah Einführung ftehender Heere und Herabbrüdung des Bauernftandes zu mittels 
baren Staatd=, hingegen unmittelbaren Gutöunterthanen und Hinterfaffen blieb meiftentheils 
das Maß und Verhältniß des Grundbeſitzes der Hinterjaflen Eontributiondfug und Maß— 
ftab für alle ihnen obliegenden öffentlichen Kaften. Dies namentlich da, mo man im Intereffe 
des Steuerfiscus einerjeitd und der gutöherrlichen Reallaften andererſeits neben der Uneinzieh— 
barkeit der bäuerlihen Höfe aud deren Geſchloſſenheit fefthielt, two deswegen ſowol Staats: 
polizeigefege als Beichlüffe der Landſtände der Theilbarfeit des Grundbefiges entgegentraten. 
Hingegen befand in den Ländern fränfifhen Rechts, auch in Thüringen und theilweife in. 
Sachſen der bäuerlihe Grundbefig von alters ber aus Barcellen oder aud fogenannten Wanvel- 
äckern und walzenden Grundftüden. 

Alle diefe verſchiedenen Beziehungen, in welden das Grundeigenthum zum Staate und zum 
Gemeinwefen fand, erflären deſſen Interefle bei ver Übertragung des Grundeigenthums von 
dem einen Beliger auf den andern. Died Interefe bezeugt unter anderm die Beftimmung 
der allgemeinen Hypothekenordnung für die gefammten preußiſchen Staaten vom 20. Dec. 
1783: „daß der öffentlihen Ordnung und Sicherheit daran gelegen fei, vaß dad Eigenthum der 
unbeweglihen Grundftüde nicht zweifelhaft und ungewiß bleibe.‘ Auch verlangt das ig 
Net zur gültigen Übertragung ded Eigenthums an Grundſtücken fchriftliche Verträge. Ahn— 
lihe Motive lagen dem altgermanijchen Inftitut der Inveflitur beim Zehn zu Grunde, in= 
gleichen ver gerichtlihen Auflaffung bei Veräußerungen von andern Grundeigenthum in Ber: 
bindung mit gewiſſen fombolifhen Handlungen vor der Gemeinde, fpäter vor dem Gericht, zum 
Zwed der Öffentlichkeit des Übertragungsacted und der Gemwißheit des Eigenthumsrechts be: 
züglich der Grundſtücke. Daffelbe beabfihtigte die preußifche Hypothekenordnung von 1783 
durch Einführung von Hypothekenbüchern und die nöthigenfalls im Wege gefeglihen Zwangs 
zu bewirfende Gintragung jeder in Bezug auf den Eigenthumserwerb und Beligtitel vorfom= 
menden Beränderung. Doc mußte die preußifche Gefeggebung diefe Zwangsberichtigung des 
Befigtitels Tpäterhin fallen laffen. Wo die Fataftrirte Orunpfteuer eingeführt ift, liegt die An— 
zeige einer Veräußerung der Grundftüde und des Übergangs ihres Eigenthums auf einen 
andern bei dem Fortſchreibungsbeamten, behufs Eintragung des neuen Befigerd in die Steuer: 
rolle, fhon im Intereſſe des Veräußerers. 

Es waren aber nicht blos die allgemeinen Staatd- und Gemeindepflichten urfprüngli und 
in älterer Zeit nad) dem IImfange und Maße des Grundeigenthums vertheilt, fondern fpäterhin, 
bis in dad 19. Jahrhundert hinein, und zwar ohne entfprehende Verpflichtung, auch bie politi= 
ſchen und fländifhen Rechte danach gegliedert und beflimmt. Legtere waren befonders an die 
Art des Örundeigenthums (Rittergutsbefig) gebunden, und wiederum waren zum Erwerbe 
gewilfer Arten von Grundeigentum nur gewifle Stände berechtigt. Diefer aus der Zeit des 
Feudalweſens ererbte Charakter ver ftändifchen Gliederung ſprach ih hauptſächlich in der frü— 
bern Berfaffungsbeftinnmung aus, daß Rittergüter nur von adelichen und ritterbürtigen Per— 
fonen, nicht aber, ohne ausdrückliche landesherrliche Koncefjion, von bürgerlichen, daß ferner 
Bauergüter nur von Berfonen des Bauernftandes erworben werben durften, und daß jelbft die 
ausdrückliche Iandeäherrlihe Eonceffion zum Erwerbe adelicher Güter dem Bürgerlichen noch 
keineswegs gewiſſe ald Ausfluß eines obrigfeitlihen Rechts angefehene Privilegien und Be— 
fugniffe verlieh, 3. B. noch nicht das fonft vem Rittergut anklebende Recht ver Kreisftandfhaft, 
der Batrimonialgerichtöbarkeit, ver Volizeiverwaltung und dev Jagd. In Preußen fiel dieſe 
ſtändiſche Gliederung ihrem weſentlichen Principe nach erft durch Das Ediet von 9. Det. 1807, 
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und ed war nur eine weitere Folge davon, daß gleichzeitig mit der Aufhebung diefer ftänbifchen 
Gliederung in ihrer Verbindung mit dem Grundeigenthum auch die freie Verfügungdbefugnig 
über das legtere und deſſen Theilbarfeit allgemein au&gefprodhen wurde. Indem man die bür- 
gerliche Gefellihaft von viefen ihren Wohlftand und geiftigen Fortſchritt hemmenden Feſſeln 
befreite, kehrte man wiederum auf die altgermanifchen Verfaffungszuftände zurüd, nad denen 
unter einem nad deutſchem Necht verliebenen oder erworbenen Grundeigenthum ein der vollen 
und freien Verfügung feines Befigerd unterliegendes verftanden wurde. 

Man trug damit auch den volkswirthſchaftlichen Zuſtänden dev Gegenwart Rechnung, denn 
der Grund und Boden ijt nicht mehr die alleinige Quelle und Grundlage der Staatsfinanzen 
wie ded Nationaleinfommeus. Allmählih bricht ih daher aud die Ginfiht Bahn, daß feine 
Gefeggebung, ohne ver Volkswohlfahrt Wunden zu ſchlagen und die Cultur des Landes zu bes 
Tchädigen, es unternehmen fünne, in die freie Bewegung des Güterverfchrö wie des Grund: 
eigenthums insbefondere einzugreifen und die innern Geſetze diefer Bewegung vorausbeſtim— 
mend zu regeln. 

So wenig in England die Vertheilung des Bodens durch Wilhelm den Eroberer an feine 
Dafallen in 60000 Loſen die Grundbeſitz- und Vermögenäverhältniffe für immer beflimmen 
konnte, fo wenig war es einft in Sparta gelungen, die Ginrichtungen Lykurg's für längere Zeit 
feft zu halten, nachdem diefer den Grund und Boden nebft einer Anzahl von Heloten ald Arbeiter: 
familten gleihmäßig unter ven fpartanifchen Adel vertheilt hatte. Die Natur der Dinge drängte 
vielmehr immer wieder zur Ungleichheit der Güter ſelbſt unter dieſen adelihen Staatsbürgern 
hin; ſtets erneuerte fich diefe Ungleichheit, und ihr Widerſpruch mit dem Verfaffungeprincip 
wurde die Duelle wiederholter Revolutionen und Auswanderungen, mie zulegt des Unter— 
gangs des ſpartaniſchen Staates. Ebenfo wenig ließ fih in dem jüdiſchen Staatäweien die 
ältere Verfaſſung fefthalten, wonach im Sabbat: oder Jobeljahr der inzwifhen veräußerte 
Grunpbefig wiererum an den frühern Eigenthümer frei von Schulten und Beihränfungen 
zurüdfallen und fo die Gleichheit des Bamilienvermögene erhalten werden follte. 

Als ein Merkmal der Bebeutung, Die man nod gegenwärtig aus dem Stanbpunfte ber 
Politif dem Orundeigenthum beilegt, find die nod in neuern und neueften Städte: und Land: 
gemeindeordnungen enthaltenen Beſtimmungen zu betrachten, daß die größere Zahl oder die 
Hälfte der Gemeindeverorbneten mit Wohngebäuden oder Grundftüden angefeflen fein foll. 
Man meint durch Beflimmungen folder Art dem Gemeindeweſen ein fogenanntes conferva- 
tives Element einzuverleiben, dem zugleich ein größeres Intereſſe an den Angelegenheiten der 
Corporation beimohne, an die fie die Art ihres Befiges fefler und dauernder knüpft. 

In verfihiedenen Staaten ift auch das Erbrecht, je nachdem es fi auf Grundeigenthum 
oder bewegliches Vermögen bezieht, ein andered. In Ermangelung abweichender legtmwilliger 
Berfügungen vererbt z. B. in England das Grundeigenthbum nod gegenwärtig auf den erſtge— 
borenen Sohn, doch ohne Unterfhied der Größe und Art des Beſitzthums. Denn das gleiche 
Geſetz gilt für den großen Grundbeſitz ded Lords wie für den Fleinen eines bloßen Hauäbefigerd. 
In Branfreid wurden feit 1789 alle beichränften Erbfolgeorpnungen beim Grundeigenthum, 
wie Majorate, Minorate, Seniorate u. f. w., aufgehoben. Nach franzöſiſchem Recht (Code civil, 
Art. 745) erben die Kinder und deren Abfümmlinge (legtere nah Stämmen), ebenfo andere 
gleich nahe Verwandte das Örundeigenthum mie das bewegliche Vermögen zu ganz gleichen 
Theilen nah Kopfzahl. Ingleihen macht das Preufifche Landrecht feinen Unterſchied bei der 
Erbihaft von Grundeigenthum oder beweglichem Vermögen. Es beftimmt unter anderm felbft 
die zu dem Ediet über Aufhebung der gutsherrlichen und bäuerlichen VBerbältniffe vom 14. Sept. 
1811 und Verleihung des Eigenthums ihrer Höfe an die bäuerligen Wirthe ergangene Declas 
ration vom 29. Mai 1816 ausprüdlih: „daß auch die zu freiem und vollem Eigenthum ver: 
liehenen bäuerlien Befigungen fortan nad dem gemeinen Rechte, mithin zu gleichen Teilen 
“unter bie gleich nahen Erben vererbt werben.” Man überlieh es lediglich dem Willen der Altern 
und der Einigung der Bamilie, je nah ihrem Ermeſſen über das, was ihr frommt, die im 
Bauernftande althergebradhte und fortbeftehende Sitte aufrecht zu erhalten, wonach der bäuer⸗ 
liche Hof gegen Abfindung der übrigen Gefhwifter, reip. Erben in der Regel auf eins ber 
Kinder oder Erben gelangt. Hingegen behandelt vie Gefebgebung anderer deutſcher Staaten 
(Hannover, Oldenburg) die in Gigentbum verwandelten Meiergüter beim Erbübergange noch 
nad der ältern Verfaflung ald Minorate oder Majorate. In andern deutſchen Staaten (Baiern, 
Großherzogthum Heffen) ift die Geſetzgebung fogar beftrebt geweſen, wenigſtens die Willens 
beflimmung der Örundeigenthümer, auch der bäuerlichen, zur Wievereinführung befhränfter 
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Erbfolgerehte am Grundeigenthum zu befördern, dem Vernehmen nad) jedoch mit geringem 
Erfolge. In Preußen, wo zwar das lehnäherrliche und Obereigenthumsrecht durch die Verfaf- 
fungsurfunde vom 31. Jan. 1850 und das Ablöſungsgeſetz vom 2. März 1850 abgeſchafft 
wurde, ift biöher die Aufhebung des Lehnsverbandes wie der Succeſſionsrechte unter den Agna— 
ten in den lehntragenden Familien bezüglich der in einigen Provinzen vorfommenven Lehngüter 
der Gefepgebung nod nicht gelungen. Die vom gemeinen Recht abweichende Succeſſion in 
Familienfldeicommiffe, dergleichen erft im Anfange des 16. Jahrhunderts nad dem Vorgange 
des auf die Zufammenhaltung der Hoheitsrechte in den lanbeöherrlihen Territorien bedachten 
hohen Adels, nad Analogie des Römischen Rechts, vom Eleinen deutfchen Adel errichtet wur— 
den, gründet ih auf befondere Veroronungen des Stiftere. Auf dergleihen Fideicommiffe in 
Deutſchland eine Pairie gründen zu wollen, die in England feineswegs an den Grundbefig ge: 
bunden und von deflen Erhaltung in der Bamilie nit abhängig ift, dürfte zu den Irrthümern 
und Behlgriffen der noch in manderlei Experimenten begriffenen modernen Theorie über die 
Ausbildung conftitutioneller VBerfaflungen gehören. Die Motive für diefe Anſicht find an einem 
andern Orte zu entwideln, 

Unzweifelhaft it und bleibt bei allen VBölfern und zu allen Zeiten für den Beftand und bie 
Ausbildung der Staatögejellihaft das Grundeigenthum eine der widtigften Grundlagen und 
eins der einflußreichften Elemente in Bezug auf deren geiftige und materielle Zuftände. Von 
dem Gefammtmwerthe des Nationalvermögend, aud der im Handel, im Fabrik: und Gewerbe: 
betrieb vorgejärittenften Länder, fommt dem Grundeigenthum der überwiegend größte Antbeil 
zu. Dies Antheildverhältnig von Grund und Boden finft indeflen in dem Maße herab, als 
Intelligenz, Induftrie und bewegliches Kapital ſich fortfhreitend vermehren, als dadurch der 
Grund und Boden mehr und mehr nur no die Fabrifationsftätte für landwirthſchaftliche 
Thätigkeit und jomit deſſen Nugungsertrag vorzugsmeife durch jene mit ihm in Verbindung 
gebrachten Factoren bedingt und beflimmt wird. W. A. Fette. 

Grundgeſetz, Grundvertrag, Verfaſſung. (Die Vertragsform des vernunft— 
rechthichen oder freien Staates im Gegenſatz despotiſchen oder Herrenrechts 
und theokratiſchen oder göttlichen Rechts. Die Gefahren und die Mittel der 
Verwirklichung ſowie die unglücklichen Folgen der Verkennung der politi— 
ſchen Vertragétheorie ſelbſt in unſern neueſten deutſchen Zuftänden.) 

J. Einleitung. Die Vertragsgrundſätze ſind natürlich dem Despotismus und ſeinen 
Freunden, alſo auch den despotiſchen bourboniſchen und ſtuartſchen Vertheidigern des ſogenannten 
göttlichen Rechts verhaßt. Eine Eigenthümlichleit unferer heutigen Zeit, die jedoch bereits zu 
verſchwinden beginnt, iſt es dagegen, daß die Grundvertragsmäßigkeit des Staates ſelbſt von 
Freunden des Rechts und der Freiheit verkannt und beſtritten wird. Dieſe für unſere freie poli— 
tiſche Entwickelung fo vielfach verderblich gewordene Erſcheinung wurde vorzüglich durch zwei 
Urſachen bewirkt. Die eine beſteht in den falſchen Auffaſſungen und den misbräuchlichen Anwen— 
dungen des Vertragsgrundſatzes und vorzüglich in den Rouſſeau'ſchen und in den jakobiniſchen 
Theorien vom Contrat social und neuerlich von dem allgemeinen Stimmrecht der neuern fran— 
zöſiſchen Rothen und ihres Meiſters, des neuen Napoleon. Beide male wurden hierbei die 
wahren Vertrags- oder Freiheitsgrundſätze ſogar in ihr Gegentheil umgewandelt, oder lügne— 
riſch ihr Schein zur Verhüllung und Anempfehlung ihres Gegentheils, nämlich der Willkür 
und Unterdrückung misbraucht. (S. unten VII, 1.) 

Die zweite jener beiden Erſcheinungen bilden die Schelling’fche und Hegel'ſche Naturphilo: 
fopbie und die hiftorifche Schule, welche legtere meift unbemwußt von naturpbilofophifchen Grund: 
Jagen audging, wie fie felbft Savigny in der erften Abhandlung an Die Spige der Zeitſchrift der 
biftorifchen Juriſtenſchule ftellte. Da die Natur: oder die Ipentitätsphilofophie ihrer Natur 
nad und mie ed Hegel jelbft in ver Vorrede zur erften Ausgabe feines Naturrechts fo energiſch 
gegen die freie Kantiſche und populäre Rechts- und Staatsanfiht und gegen das freie ſittliche 
Sollen ausführt, die wahre fittliche, mirhin auch die wahre rechtliche Freiheit ausfchließt, fo mußte 
fie auch die rechtliche Freiheitögrundlage des Staatslebens beftreiten. Den Vertrag befchränfte 
fie dabei im Widerfpruch mit feinem Wefen und mit der Grundanficht aller freien Völker blos 
auf Privatverhältniffe. Sie verwechſelte feinen allgemeinen Begriff willkürlich mit einem Pri— 
vatgefhäftsvertrag. Die große Maſſe der Anhänger ver Schelling'ſchen und Hegel’fchen Natur: 
philofophie und der Savigny'fchen hiſtoriſchen Schule, deren Lehren nicht blos durch die neuefte 
literarifhe Mode, jondern auch durch die Autorität der mächtigen freiheitsfeindlichen Reaction 
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empfohlen und gefördert waren, verfielen fo, felbft dann, wenn fle übrigens eine wirkliche Freiheit 
wollten, einem blinden Haß und dem Misverftändniß der Vertragdtheorie. Diefen Haß bilde: 
ten vollends-jene unmittelbaren Urheber und Freunde der Reaction, welche jegt die Haller'fche 
Reftauration (nicht des Staates, fondern des feudalen Fauſtrechts) zu ihrer Firma erwählten, 
abfichtli aus. 

Jedoch jene Mode und auch die freiheitäfeinvliche Reaction find im Verſchwinden. Die An- 
hänger jener bereitd gründlich widerlegten und nicht mehr herrſchenden Schultheorien fterben 
täglich mehr aus, und der freiheitliche Entwidelungätrieb befiegt, auf den praftifchen gefunden 
Verftand ded Volkes, auf die wahren Vertragsgrundlagen und Grundfäge geftügt, all 
mählich die ihm entgegengeftellten Hinderniffe. Der gefundere allgemeinere öffentlihe Sinn 
unterfchied jene unwahren Verzerrungen ver Freiheits⸗ und Vertragsgrundſätze von ihrem wirf- 
lihen Inhalt. Selbft die Regierungen erkannten, als die Neuhegelianer die zuerft fo angenehme 
‚Bernünftigkeit alles Wirklichen” auf die wirklichen vemagogifhen und demokratiſchen Par— 
teien und ihre Werfe anmwendeten und fo der ftaatlihen Herrſchaft gefährlich wurden, die Boden— 
lofigfeit der naturphilofophifhen Grundlagen für freie fittliche Verhältniffe an. In Preußen 
verfolgte nunmehr die Regierung die Naturphilofophie ebenfo officiell, wie fie vorher diefelbe 
officiell geförbert Hatte. 

In der Mitte zwifchen jenen ultraliberalen Rouſſeau'ſchen, jafobinifhen und der Napoleo- 
nifhen allgemeinen Stimmrechtötheorie, weldhe unter dem Schein der wahren Freiheits- oder 
Vertragsgrundſätze diefelben in Wahrheit vernichteten, und zwijchen ven unfreien Grundfägen 
der naturphilofophifhen und der Hiftorifhen Schule, welche die Vertragsgrundfäge verneinten 
und fo die Freiheit ebenfalld vernichteten oder in einem feudalen Ariftofratigmus oder in einem 
Scheinconfitutionalismus zur Lüge machten, gewannen allmählih im Leben die wahren Ver: 
tragdgrundfäge aufs neue wieder Boden. Sie werden jegt auch aufs neue in die Staatötheorien 
übergehen und durd ihre richtigen Entwidelungen und Folgefäge und duch ihre zeitgemäßen 
Anwendungen die vielfahen Irrthümer, Unvollfommenheiten und Unficherheiten, an welchen 
unfer junges conftitutionelles Leben noch fo fehr leidet, befeitigen und fo den Sieg unferer neuen 
Freiheit und Eultur fördern. 

Dazu ift die nachfolgende Ausführung beftimmt. Sie fol vorzüglich auch jene immer noch 
zablreihen Schüler der naturphiloſophiſch-hiſtoriſchen Juriften, welde nad) deutſcher Weife, 
gefangen von der Schultheorie ihrer akademiſchen Lehrer, nur aus den Banden diefer Schul= 
theorie herausraijonniren (tanquam e vinculis sermocinantes), von ihren alten Banden zu 
befreien ſuchen. Sie joll jedenfalls dem gefunden Menjhenverftand Waffen gegen die Irrthü— 
mer jener einfeitigen Theorie geben und zur Befefligung des wahren Gonftitutionalismug wir- 
fen. Denn der wahre Gonftitutionalidmus, das und nichts anderes ift die Vertragsmäßigkeit in 
ihrer Höchften zeitgemäßen Ausbildung. Beide bilden die formelle over die rechtliche Seite des 
wahren modernen Staateß, der bedeutendſten Frucht unferer neuern Gultur. 

I. Begriffe des Orundgefehed, ded Grundvertrags und der Verfaſſung 
des Staates. Grund heißt dasjenige, worauf etwas anderes beruht oder woraus es hervor: 
geht. Grundgeſetz ded Staates iſt alfo das höchſte Gefeg, worauf die übrigen Gefege der Staats— 
gejellihaft beruhen, worauß fie hervorgehen follen. 

Ein Grundgejeß Heißt infofern Grundvertrag, ald ed durch die gegenfeitige Anerkennung 
die Form eined Vertrags der Geſellſchaft erhält. ü 

Man. nennt dad Grundgefeg oder den Grundvertrag auch Verfaſſungsgeſetz oder Ver: 
faffung in engern Sinne, während man unter Berfaffung im weitern Sinne zugleich mit dem 
Verfaſſungsgeſetz auch die ihr entjprechende bleibende Organifation oder Form der Negierung 
zur Bollziehung des Verfaffungsgefepes mit begreift.) . i 

Der allgemeinfte Charakter jedes Grund: oder Verfaflungsgefeges ift die in der Wortbe- 
deutung und in dem Begriff enthaltene Feftigkeit, im vernunftrechtlichen Sinne alfo feine ver: 
binpliche Kraft auch für die Negierung. Es begründet fomit Rechte auch gegen die Regierung, 
ſodaß dieſe ed nicht einfeitig nach Belieben aufheben darf. Sonft wäre Willkür die Orundver: 
faffung. Es kann vielmehr ein Orundgefeg nur mit Einwilligung der Regierung und ber ver— 
faffungsmäßig berechtigten Negierten geändert werden. Dadurch ſchon wird es, wie auch die 
Deutſchen ftet anerkannten, indem fie ihre Grundgeſetze Grundverträge nannten, zum Grund: 
vertrag. Zu einem Vertrage wird ein Grundgeſetz auch gerade ebenfo wie jede angenommene 
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Schenkung, wenn ed ald octroyirte Verfaffung urfprünglich nur von der Regierung entworfen 
wurbe und von ben Bürgern nicht zurücgewiefen, fondern angenommen wird. 

II. Verſchiedenheiten ver Entwidelungsflufen und der Berfaffungen 
der Völker. Die Berfaffungsgefege beflimmen mit den Grunddarafteren ver Staaten zu= 
gleich die wichtigſten Verſchiedenheiten derſelben. 

Die Staaten find lebendige Vereine willkürlich handelnder Menſchen. Diejenigen Geſetze, 
welche für das willfürliche Handeln des im Staatsleben überwiegenden Theils feiner Bürger 
die Vorherrſchaft behaupten, haben dieſe Vorherrſchaft aud für den Staat. 

Im Handeln der Menfchen aber behaupten die Vorherrihaft (nicht Alleinherrſchaft) ent= 
weder das niedere finnliche, egoiftifche, oder das höhere jittliche oder göttliche Geſetz. Diefes 
legtere ift wiederum entweder mit blindem Glauben oder es ift mit prüfender Vernunft aufge= 
faßt. Das finnliche Geſetz begründet durch feine Vorherrſchaft im Staate die Despotie, das 
blinde Glaubensgeſetz die Theofratie, das Bernunftgefeg ven Rechtsſtaat oder den freien Staat. 

Im despotiichen Staate find die Unterthanen Leibeigene, im theofratifchen willenlofe Un— 
mündige, im Rechtsſtaat freie Bürger. 

Andere als diefe dreifachen Grundgefege: 1) dad des deöpotifchen oder Herrenrechts, 2) das 
theofratifche, dad des blinden Glaubens oder des göttlihen Rechts, und 3) das der jittlichen 
Bernunft oder des freien Rechts, kann ed nicht geben. 

Bei ven Deutichen herrſchte dad despotiſche Herrenrecht vor, ſeitdem in der VBölferwanderung 
die neuen Groberungsreiche entftanden, oder im Fauſtrecht und der rohen Feudalzeit, das theo- 
Fratifche Recht in der Hierarchie ſeit Gregor VII. und das Vernunft: oder Freiheitsgeſetz allmäh— 
lich feit ver Reformation. 2) 

Da dieſe Grundgefege fich einander widerſprechen und befämpfen, der Staat aber ebenfo 
wie der Menſch nothwendig nad) Harmonie ftrebt, nur in ihr Befriedigung, Geſundheit und 
Stärke finden kann, fo muß aud) eind dieſer drei fi widerfprecdhenden Grundgeſetze in feiner 
natürlihen Periode die Vorherrſchaft erhalten und immer größere Vorherrſchaft erftreben, es 
muß die Zerftörung oder Unterordnung der beiden andern, oder ihrer Nefte, die im Staate wie 
im Einzelnen aus der frühern Periode noch in die fpätere Zeit hinüber dauern, zu bewirken ſuchen 

In dem Art. Deutfche Gefhichte ſind dieſe drei Entwidelungsperioden und Grundgeſetze 
ausführlicher naturgeleglich und bei verfchiedenen Völfern, befonders bei und Deutfchen, hiſto— 
riſch nachgewieſen. Es wird dort gezeigt, wie fi ihnen gemäß, bewußt oder unbemußt, mehr 
oder minder die ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniffe und Einrichtungen verfchieden geftalten, wie 
jie alfo wirflih im Leben der Staaten wie der Einzelnen herrſchen, wie jie zwar keineswegs 
ausſchließlich und allein, aber doc vorherrfhen, und wie die Staaten und Regierungen ihrer 
Harmonie und Kraft und Befriedigung wegen die möglihft vollftändige Vorherrſchaft des zeit: 
gemäßen Geſetzes erftreben müflen. 

Auch Gervinus?) hat drei Entwidelungsperioden bei den Völkern, namentlih aud ven 
Engländern, den Sranzofen, den Deutfchen, auf eine geiftvolle und lehrreiche Weile nachgewie⸗ 
jen. Er hat gezeigt, daß zuerft ihre Kräfte, Richtungen, Beftrebungen und Kämpfe vorzugs— 
weiſe durch die religiöfen und kirchlichen Intereſſen und für ihre freie Geftaltung in Anſpruch 
genommen werben, wie bei den_Deutfhen in und nad der Reformationdzeit, dann durch 
die der allgemeinen Geiftesbildung, der, Literatur, der Wiflenfhaft, Poefie und Kunft, wie ” 
bei den Deutſchen ſeit Leffing, Kant, Goethe, Schiller, und endlich durd die der politifchen 
Bildung und Freiheit, wie bei den Engländern und Franzofen feit ihren Revolutionen, bei 
und Deutſchen feit den Freiheitöfriegen. 

Dieſe drei Perioden, die der religiöjen, literariichen und politifhen Entwidelung, ftehen 
keineswegs in einem Widerſpruche mit den zuvor aufgeftellten drei Hauptepochen, der despoti— 
ſchen, theofratifchen und freien Verfaffung. Es find vielmehr jene nur richtige Unterabtheiluns 
gen der dritten oder der vernunftrechtlichen Periode, als welde fie Gervinus jelbft dadurch hin— 
ftellt, daß er fie erft mit der Reformation beginnen läßt. 


2) Tacitus, der tiefe Kenner der Gegenfäge des geſchichtlichen und Staatslebens, findet in der Ent: 
wicelung der römischen Rechts : und Staatsverfaffung ganz diefelben drei Perioden und Grundverfchie: 
denheiten (Annalen, II, 26). Gr bezeichnet die erfte als MWillfürherrfchaft im Anfange des Staates 
(Nobis Romulus ut libitum imperitaverat), die zweite ald Aberglaube (Numa populum religioni- 
bus devinxit), die dritte als Nedytsgleichheit (aequum Jus der Zwölf Tafeln). 

3) ©. Gervinus, Die Miffion der Deutfchfatholifen (dritte Auflage mit der Antwort an Dr. Scyen« 
fel, 1846), S. 95, 116, 119, 120. 
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Diefe Unterabtbeilungen find nicht allein gefhichtlich nachweisbar, Ne wie die Hauptabthei— 
lungen find in ihrer Stufenfolge au völlig natürliche, piyhologiihe Entwidelungen. Es ift 
natürlid, daß in dev Kindheit bei dem Anfang der Lebensentwickelung, in der Zeit des Wachs— 
tbums, wo aud im Volksleben die Kräfte und Organe für die Vorherrſchaft des höhern Lebens 
noch zu ſchwach ſind, die jinnligen und felbftfüchtigen Triebe vorherrfhen, daß in dem Jüng- 
lingsalter dad zwar jetzt zur Vorherrſchaft erwachende höhere göttliche Leben doch bei no unge: 
reifter Kraft der reflectirenden prüfenden Vernunft und ihrer Organe, z. B. der freien Wiffen: 
ſchaft, jegt nur unvollfonmener vermittelft der Phantafle und des Gefühle, alfo in finnlihen 
Hüllen aufgefaßt wird, daß es fo den Menfhen noch durch den blinden Glauben an die äußern 
finnlihen Offenbarungen und an ihre priefterlihen Ausleger beherrſcht. Erſt im männlichen 
Alter ift der Menſch, ſind alle Organe und Träger des höhern geifligen Lebens auch in Volke fo 
herangereift und im Gleihgewicht, daß er in feinem eigenen Innern, in feiner eigenen prüfenben 
Vernunft und freien Überzeugung die Entfheidung und Gefeggebung für fein eigenes Thun 
und in gemeinfchaftlicher freier Anerkennung und Vereinbarung das gemeinſchaftliche freie 
Grundgefeg ded Staates judht. 

Es ift gleich natürlich in diefer dritten Periode, daß bei dem nur allmählihen Erwachen 
und Reifen ver felbftändigen geiftigen Kraft des Volkes, daß bei feinem Austritt aus der blinden 
Glaubens: und Prieſterherrſchaft zuerſt das Religiöſe, bie Reinigung und Befreiung feiner 
religiöfen und kirchlichen Verhältniſſe, in feinen Interejlen und Beftrebungen vorherrſcht. 

68 ift ferner natürlich, daß, wenn diefe religiöfen und kitchlichen Intereffen und Kämpfe fid 
endlich erſchoͤpfen, die heranreifende ſelbſtändige Geiſteskraft zunächſt in der allgemeinen Beiftes- 
bildung, in literarifcher Beftrebung, daß ſie jetzt, noch naͤher ſtehend der Vorherrſchaft von 
Phaũtaſie und Gefühl, die auch noch in der religiöſen Periode fortdauernd lebendig angeregt 
blieben, zunächſt in Poeſte und Kunſt, ſpäter in Philoſophie und Geſchichte ſich ſtärkte und 
entfaltete, 

Die ſchwerſte und höchſte Aufgabe, die politiſch freie Lebensentwickelung, die Aufgabe der 
Bereinigung aller Beſtrebungen in harmoniſcher Vereinigung und Wechſelwirkung in freien 
politiſchen Gemeinweſen vollfommen freier Perſönlichkeiten, vom Fräftigen, befonnenen, prafti= 
ſchen Manneöwillen gegründet und erhalten, die höchſte Entwidelung des erhabenften Kunft: 
werks, die des freien Stautes, dieſe freiefte, größte That der Völker, diefe find natürlich Die ſpä— 
tefte, die höhfte Aufgabe eines Volkes. Sie find die Aufgaben von Deutſchland in unferer heu— 
tigen Zeit. Durch ihre allfeitig tüchtige Löfung erheben wir und auf vorher unbekannte Höhen 
der Bultur, ohne jie geben wir verbientem Untergang entgegen. 

IV. Die Grundvertragsmäßigkeit ald Grundgejeg unferer Periode. 
1) Die wejentlibe Grundform für das feinem innern Weſen nach göttliche oder ſittlich-ver— 
nünftige Geſetz der politifchen Freiheit und für feine VBerwirflihung ald äußeres gemeinſchaft— 
liches Geſellſchaftsgeſetz freier Männer ift deffen möglichft freie gegenfeitige Anerkennung, d. b. 
die Vertragsmäßigkeit. 2) Wie die politifche Freiheit oder die vernunftrechtliche Freie Verfaſſung 
des Rechtsſtaates jelbft die höchſte Aufgabe gefitteter Völker in ihrem reifen männlichen Alter, 
die Grundbedingung ihres Heild ift, ebenſo ift e8 der Sieg der Bertragsmäßigfeit. Deun ohne 
fie gibt ed gar feine wirkliche politiiche Freiheit, feine wirkliche, lebendige, freie VBerfaflung. 
Ohne ſie ift entweder nur despotiſches Herrenrecht oder blinder Glaube an ein Aufered 
theokratiſches göttliches Recht; wo aber dieſer Glnube fehlt und dennoch ein ſolches äußeres 
göttliches Recht des Herrſchers erzwungen werben foll, da ift ebenfalld nur Debpotie und Die 
unerträglihite Knechtſchaft. 3) Die Vertragsmäßigfeit oder die freie gegenfeitige Anerkennung 
und Vereinbarung freier Menfhen mit erwachter eigener prüfender Vernunftüberzeugung, 
diefe weientliche Grundform für ihr gemeinſchaftliches ſittlich vernünftiges Geſetz ihrer Geſell— 
ſchaft, iſt zugleich das weſentliche Mittel, ihre innern ſittlich-vernünftigen Überzeugungen über 
ihr geſellſchaftliches Leben allgemein äußerlich erkennbar und gültig zu machen und ſie in freier 
friedlicher Gemeinſchaft zu verwirklichen.) Das unentbehrliche Mittel aber zur beſtändigen 
Erhaltung und Verwirklichung dieſer Vertragsmäßigkeit oder der Freiheit und freien friedlichen 
Verwirklichung des Geſellſchaftszwecks iſt die freie Organiſation der Geſellſchaft oder die freie 
Conſtitution. Es iſt alſo die Aufgabe, die ganze Verfaſſungs-, Regierungs- und Verwaltungs: 
einrichtung moͤglichſt vertragsmäßig oder, was daſſelbe iſt, dnſtitutioell frei zu geſtalten. 
Vertragsmäßigkeit oder freie Gonflitution find hiernach nicht irgendein Nebenpunft, jondern 
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die Hauptſache der politiſchen Freiheit. Es iſt ihre Verwirklichung. 4) Alle freien Völker der 
Erde erkannten dieſes in Wort und That an. Jedes ernſtliche Ableugnen und Bekämpfen der 
Vertragsmäßigkeit und ihrer weſentlichen Folgen von ſeiten der Regierenden und ihrer Partei 
führte daher bei ihnen und bei zur Freiheit erwachten und nach Freiheit ſtrebenden Völkern, 
führte nad aller Geſchichte zu todfeindlichen Kämpfen. Die Fürſten führte ed zum despotiſchen 
Herrenrecht, bei ven Regierten aber führte das Derfennen der Aufgaben des Vertragsprincips 
bier zu trägem Ergeben in jede verberblihe Willkür und Sflaverei, dort zu eigenmädhtigen ver: 
fehrten revolutionären Unternehmungen. So jind denn die Vertragsmäßigfeit, ihre richtige 
Auffaffung und Durdführung von unermepliher Wichtigkeit und entſcheidend für die redhte 
Beurtheilung und die vechte Behandlung aud der Verfaflungsgefege, fie find zeitgemäß. 

V. Bortjegung. Allgemeiner biftorifher Überblid über den bisherigen 
Standpunft der Lehre vom Grundvertrage. Die ganze Behauptung der Vertrags: 
mäßigfeit geht dahin: alles juriftiihe, alles Zwangsrecht für freie Perfönlichkeiten, für freie 
Männer und Völker, mithin auch der Rechts- und Staatöverein für jeine Verwirklichung, deſſen 
Verfaflung und Regierung, jollen möglichft durch Freiheit, durch freie Anerfennung oder Ein— 
willigung der Geſellſchaftsglieder beſtimmt werden. Der Staat befteht durch freie gegenfeitige 
Berpflihtungen feiner Glieder, d. b. durch Verträge. Seine Gejege jind Vertragsgeſetze, näm— 
lich theild unmittelbar von allen mit allen und mit einzelnen ausdrücklich oder thatſächlich ein— 
gegangene Grundverträge. Durch jie wird jeder Gefellichafts: und Geſammtwille (consensus 
omnium) erft möglid und zugleich nothiwendig vertragsmäßig. Theils find fie von der Geſell— 
Ihaft mittelbar, Durch ihre Organe, dem Grundvertrage gemäß eingegangene, näher beftimmte 
und angewendete Berträge, erlaffene Gejege im engern Sinne. Diefer große Grundjag wurde 
im „Staatd:2erifon‘ gelegentlich bereits vielfach ald die Forderung des Vernunftgejeged und 
als die praftifche Überzeugung aller freien Völker ver Erde, ald Grundgedanke aller ihrer Ber: 
fafjungen und unſers pojitiven Rechts, aller feiner Duellen, der alterthümlichen oder griechi— 
ihen und römijchen, der hriftliben und kanoniſchen und der germanijhen 5), nachgewieſen. 
Schon ihre Benennungen und Definitionen bezeichnen alle Gelege ald Verträge. 6) Freier 
Conſens oder Bertrag erſchien ihnen, bei aller Anerkennung des nothwendigen Inhalts, der 
natürlichen, fittlihen und religiöfen Glemente und Beflimmungsgründe für die Gründung ded 
Staated und für feine vernünftige Geftaltung, doch ald die Grundbedingung feiner rechtlichen 
Freiheit, ald jeine Freiheitsform, als feine techniſche juriftiiche Grundform. Durd fie allein 
Fonnte den ſittlichen und natürlichen geſellſchaftlichen Gejegen und Pflichten ihre juriftiiche, ihre 
objective allgemeine Erfennbarfeit und äußere zwangsrechtliche Gültigkeit für freie menſchliche 
Individuen gegeben werden. Der Gedanke, einem Vereine feiner Mitmenſchen feine Kräfte und 


5) ©. die Art. Abmeierung, Acht, Adel (altgermanifcher), Eompofltionen · Syſtem, Deutihe ®e- 
ſchichte, Deutſches Landeöftaatsreht, Fauftreht, Alodium, Beeten; ferner Ehriftentbum, Ariftoteles, 
Gewohnheitsrecht, Sriechiſche Volksanſichten. S. auch Br. I, S. XLI, 765; IIL, 154; V, 486. Dar: 
über, wie insbefondere alle deutichen Reichsgrundgefege und alle landſtändiſchen Urfunden, namentlid) 
auch die preußifchen, von den Bertragsgrundfägen ausgingen und wie auch die deutjchen Fürften und 
Minifter in ihren Verhandlungen und Zufagen der Miederherftellung freier Verfaſſungen vor den 
Freiheitöfriegen und auf dem Wiener Gongreß mit allen freien Nationen den weientlichen Grundfägen 
der Bertragsmäßigfeit huldigten, auch noch weiter unten. Vgl. Welder, Syftem, I, 104—181 u. 414, 
und bie Literatur für den Staatsvertrag in Klüber, DOffentliches Recht, $. 1 u. 214; v. Aretin und 
Rotteck, Staatsrecht der conftitutionellen Monarchie, I, 151, 183 fg. 

6) Z. B. L. 2, 32, 35 de leg.; $. 2, 5, 6 de jure natural. L. 5 de captivis. Welder, Spitem, 
a. m. D. ; Welder, Letzte Gründe, ©. 353, 498. Communis reipublicae sponsio ; nökews avvanen 
xy. Überall bezeugt der juriftifche Sprachgebrauch die gleiche Grundidee. Hierher gehört z. B. die 
urfprüngliche Übereinitimmung von Recht und Frieden und Bertrag [pactum und pax; |. L. de pact. 
(Bertrag und vertragen)]. Gin Vertrag: oder Friedlofer (Exsrovdog) war daher audy fo viel als ein 
Rechtlofer und der im Bunde Stehende oder wenigitens durch Gaftvertrag in denfelben Aufgenommene 
(Evarovdos) fo viel als ein Rechtsmitglied. Hierher gehören bei den Deutichen 4. B. auch die Überein— 
ſtimmungen von Vertrag und Geſetz im Worte Ehe oder Gcht, in echts oder friedlos und rechtlos, von 
Friedensvertrag und Recht in dem Worte Frieden, in den Bezeichnungen der Verbrechen als Friedens: 
brüche und der Strafen der Genugthuung als Friedensherftellung (Compofition und Fredum). Das 
alte Saliſche wie das bairiſche Gejeg führte den Namen Vertrag, pactum. Hierher gehören auch die 
Morte placitdm und Ding (von dingen) u. 1. w. Überhaupt aber erflären ſich das ganze Rechtsver⸗ 
haltniß der Germanen wie das der Griechen und Römer und ihre wichtigſten Erſcheinungen durchaus 
nur durch die zu Grunde liegenden wahren Verträge und deren verfchiedene einfeitigere oder freiere Auf⸗ 
faſſungen und Geſtaltungen. ©. die Citate in der vorigen Note, Hier iſt der Schlüffel für das hiſto— 
riſche wie für das freie Necht! 
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Güter nur bedingt, nur gegen angemeſſene Grgenzufage zu widmen, nicht aber ie und die 
Seinigen deſſen Willfür preiszugeben, der Gedanke, in demſelben feinem andern al8 einem 
gemeinſchaftlichen, als einem von der Geſellſchaft frei gewollten Geſellſchaftsgeſetze, keiner andern 
als einer ſelbſt mit begründeten oder doch frei anerkannten äußern Gewalt über ſeine und ſeiner 
Kinder ganze äußere Lebenseinrichtung unterworfen zu fein, dieſer Gedanke wahrlich iſt für 
jeben freien Mann und Familienvater natürlid. Er ſchien allen freien Völkern jo nothwendig, 
daß, wie felbft der eifrigfte Gegner der Vertragstheorie, Hr. v. Haller, einräumen muß, auch 
alle Schriftfteller des claſſiſchen Alterthums, von dem alten Herodot und Homer bis zu den 
platonifhen, ariftotelifchen, ftoifhen und römischen Philofophen, Staatsmännern und Rechts— 
gelehrten, nicht minder audy alle deutſchen flaatd- und naturrechtlichen Schriftfteller ſeit dem 
MWiederaufleben ver Wiffenihaft, von Conring und Grotius, von Pufendorf und Ihomafius, 
von Rode, Sidney und Bladftone bis auf die Schlözer, Spittler, Pütter und Sonnenfels, bis 
auf Burfe und Geng, nur durch Vertrag die rechtliche Staatdoronung begründeten. Ja jo na= 
türlich ift diefer Gedanke, daß jener Gegner veffelben jelbft in ihn zurückfällt, indem er nur an 
die Stelle vertragsmäßigen Gemeinweſens die veralteten Beubalverträge fegt. Auch diejenigen 

Schriftſteller, welche ein juriftifhes Naturrecht aus ihren individuellen philoſophiſchen Anſich— 
ten und Säultheorien begründen zu können glaubten, forderten doch für feine zwangsvolle 
Durdführung im Staate, forderten für die Stantögemwalt und Staatdverfaflung Vertrag. Nur 
wenige entſchiedene Feinde der Freiheit leugneten früher denfelben. 

Vorzüglich erft in unferer neuern Zeit hat man die Vertragstheorie vielfach falſch aufge: 
faßt und verfehrt angewendet und dann natürlih aud beftritten. Und man muß zus 
gefteben, daß durch falihe Auffaflungen und Anwendungen der Vertragätheorie die Freunde 
derſelben, vor allen freilich die falichen, welche böslich derfelben und überhaupt der Freiheit 
Sein zur Befhönigung ihres Gegentheild misbraudten,, ihr mindeftens ebenfo ſehr geſchadet 
haben ald wie leidenſchaftlichen Gegner, welche ver große Parteifampf unferer Tage hervorrufen 
mußte. Daß in diefem legtern die deutſche Reactiondpartei ebenjo wie die englijche während 
der Reftauration der Stuartd und die franzöfiiche während der Reftauration der Bourbons, 
daß alſo die Filmer, Bonald und Haller die Vertragstheorie angriffen, dieſes war unvermeib: 
(ih. Sie beftritten ja nicht etwa blos frühere Misbräuche, die man an diefen Namen wie an den 
der Freiheit geknüpft hatte. Sie beftritten Freiheit und Recht felbft. Sie mußten alſo vor allem 
deren Orundlage, den freien Vertrag und Gefammtwillen, ja den Begriff und die Eriftenz, zu: 
legt jogar den Namen Staat und Gemeinweſen angreifen. So weit geht man ja hierin bereits, 
daß man, gegenüber einer großen gebildeten Nation, ven Regierungen anzurathen wagt, alle 
daran, alle an Staatöbürgerthum erinnernden Benennungen gewaltfam zu verdrängen. Der 
Zufall aber wollte, vaß in Deutſchland gleichzeitig die neue Schelling’fche und Hegel'ſche Naturz- 
philoſophie, welche nad dem Obigen alle Freiheit im Naturgefege untergehen läßt und mithin, 
für das praftifche Wiffen völlig untauglic, hier noch ungleich größere Verirrungen erzeugen 
mußte als in dem empirischen, einen vorübergehenden enthuflaftiichen Beifall gewann. Die 
biftorifche Juriſtenſchule, an fih ſchon ungünftig für Die praftifche Freiheit und ihre Reformen, 
fand faft unbewußt in diefen naturphiloſophiſchen Ideen ihren Schlußftein. Beide, die ftreng 
naturphilofophifche und die hiſtoriſche Juriftenfchule, beftritten nun, zu Gunften ihres unfreien, 
angeblich naturgefeglihen und geihichtlihen Sichvonſelbſtmachens des Rechts und Staates, 
gemeinſchaftlich mit den despotifchen, hierarchiſchen und ariftofratifchen Reactionen die Freiheit, 
die Reform und ihre Grundlage, den Vertrag. Ungründlichfeit in den juriftiihen Grundbe— 
griffen verwirrte auch hier wie in andern politifchen Materien immermehr den Streit. 

Alle Einwendungen gegen die Bertragätheorie aber ſowie alle ihnen zu Grunde liegenden 
vielfagen Misverftändniffe laſſen fih unter folgenden fünf Hauptgeſichtspunkten zufammen- 
faffen. Man jagt: der politiiche Vertrag ſei nirgends wirklich, ja nicht möglich; er fei nicht 
flttlihevernünftig; nicht wirffam und nicht nöthig; er fei endlich gefährlich. 

Wir beſchränken uns bei ver Prüfung diefer Einwendungen zunächſt auf bie Bertheidigung 
der Staatöverträge. Den Rechtsvertrag oder den freien Friedensverein, wie ihn die Alten mit 
unfern deutſchen Vorfahren ſtets forderten, juchte dad „Staats-Lexikon“ Bd, I, S. XLI zu bes 
gründen. Übrigens fpredhen die meiften Gründe für die nothwendige Vertragsgräßigfeit des 
Staates aud für die des juriftiihen Rechts. Aus der legtern aber ergibt ſich die Nothwendigkeit 
des Staatövertrags ſchon von felbft. Nur bleibt diefer legtere aud) bei Annahme eines nicht 
vertragsmäßigen Rechtsgeſetzes noch nothwendig. a 

VI. Befeitigung der Ginwendungen gegen die Bertragsmäßigfeit. Über 
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deren Möglichkeit und Wirklichkeit. Nirgends verwirflicht, ja ſogar aud nicht einmal 
möglich foll ver Staatövertrag fein. Durch Eroberung, Gewalt und Zufall oder auch durch 
Natur und Geſchichte würden alle Staaten und ihre Berfaffungen und Regierungen gegründet 
und verändert, ohne daß jelbft nur die Mehrheit ver Lebenden darum gefragt würde, „welche 
doch vollends den nachfolgenden Geſchlechtern nichts vorſchreiben Fönnte”. Es fei weder ermeis: 
bar noch moͤglich, daß die Millionen von Mitgliedern eines Staates über deffen Gründung und 
alle feine Einrichtungen und über die Perfonen feiner Regierung mit der zu einem juriftifhen 
Bertrage nöthigen Selbftändigkeit, Sachkenntniß, Freiheit von Zwang und Betrug und mit 
nöthiger Beftimmtheit fich vereinbarten. Außer ven Minderjährigen und Knechten verfage man 
fogar überall der einen Hälfte der Gefellihaft, der weiblihen, das politifche Stimmrecht. 
Überall müffe man alfo zu Dichtungen ſtillſchweigender Einwilligung feine Zuflucht nehmen, 
bei welchen alle nöthigen Thatſachen für eine wirflihe Einwilligung fehlten. Der Naturſtand 
fei ebenfalls eine Dichtung. Soweit Eultur reiche, beſtänden überall die natürlich, fittlich und 
rechtlich nothwendigen Staaten, Berfaffungen und Regierungen, noch ehe wir unfreiwillig 
nad) und nad) in ihnen geboren würden und ehe wir alfo nur nachdenken könnten, ob und wie fie 
begründet und regiert werben follten ; viele thäten dieſes ſogar niemals. Es ſei alfo falfch, die 
Staaten, ihre Idee, Entftehung und Einrihtung von der Freiheit und Willfür derer, die unter 
ihrer Herrſchaft lebten, abhängig machen zu wollen. 

Diefe Einwendungen gründen fi auf eine ganze Reihe von Verwechſelungen der richtigen 
Anficht von der Bertragsmäßigfeit ded Staates, welche die freien Nationen forderten, mit unrich— 
tigen, die jie und auch wir entweder nicht fordern oder ſelbſt nicht billigen. 

Unfere und aller freien Nationen rechtliche Korderung und Behauptung befteht nämlich 
darin: daß für alle freien Völker, für alle, welche einen vernünftigen, freien, rechtlichen Zuftand, 
einen Rechtsſtaat haben, von vem Momente an, wo te frei genannt werden dürfen, die Vertrags: 
mäßigfeit gilt. Und zwar wird damit gefordert und behauptet: fürs erfte, daß diefe Völker es 
von jegt an als ihre Aufgabe, als ihr rechtliches Ideal betrachten, ihre gemeinſchaftlichen, 
zwangsgeſetzlichen, geſellſchaftlichen Verhältniſſe, ſoviel möglih, auf freie Gegenjeitigfeit zu 
gründen oder durch die fittlich-vernünftige, aber freie Anerkennung und Einwilligung aller 
jeldftändigen Gefellihaftögenoffen und durch ihre gemeinfchaftliche Überzeugung von dem Ver: 
nünftigen und Gerechten zu beftimmen und zu heiligen. Sodann aber wird fürd zweite behaup⸗ 
tet, daß dieſes rechtliche Ideal auch wenigſtens im weſentlichen durch ihre geſellſchaftliche Ein— 
richtung verwirklicht werde. Es ſoll dieſer vernünftige grundvertragsmäßige Geſammtwille 
ſtets wirkſam und lebendig fein und bleiben. Er ſoll ſich theils ausdrücklich, theils thatſächlich, 
theils unmittelbar, nämlich durch die Grundverträge und ihre einfachen Grundbedingungen und 
durch ſtets neues freies zur Sprache Bringen der Geſellſchaftsgenoſſen für die gemeinſchaftlichen 
Beſchlüſſe, theils aber nur mittelbar durch die möglichſt freie und grundvertragsmäßige Conſti— 
tution, Geſetzgebung und Verwaltung vermittelſt der Organe der Geſellſchaft und durch die 
Ableitung der Geſellſchaftsbeſchlüſſe aus dem Grundvertrage und aus feinen logiſch nothwendi— 
gen Folgeſätzen realiſiren. Er ſoll je nach der wachſenden Tugend und Einſicht und mit den 
veränderten Verhältniſſen vermittelſt der freien Verfaſſung fortſchreiten. Er ſoll von einſeitigen 
und misverſtändlichen Auffaſſungen und Beimiſchungen gereinigt werden. Von lebendiger 
Grundlage ausgehend, ſoll unſer freier Geſammtwille und Verein ſowie jedes Leben ſich auf 
ſeinen weſentlichen Grundlagen ſtets organiſch und zugleich frei entwickeln und erneuern. Wir 
vergleichen hierbei das Volk, als ein größeres menſchliches Ganzes, als eine lebendige Geſammt— 
perſönlichkeit, überall dem einzelnen Menſchen. Wir fordern von dieſem letztern, daß, ſobald er 
zur Selbftändigfeit herangereift ift, e8 fein Ideal und fein Streben ſei, fein Handeln, foviel 
möglid, nicht durch einzelne feiner Triebe, Gefühle, Leidenſchaften, Erfahrungen oder augen: 
bliklihe Meinungen, fondern nad allfeitiger vernünftiger Erwägung und Vergleihung oder 
nad) jeiner Gejammtvernunft mit Freiheit zu beftimmen. Und wir nennen ihn auch wirflid 
vernünftig, frei, gerecht, wenn er dieſes Streben, wenigftend im weſentlichen, dauernd verwirk— 
licht, auch wenn felbft noch gar manchmal und in gar manden Verhältniffen, in unwillkürlichen 
mie in willfürlichen, in ihm nicht die Freiheit Herrfcht, fondern wenn unmillfürliche Triebe oder 
einfeitige Gefühle, Gewohnheiten, Irrthümer und Leidenfhaften die Herrfchaft der Freiheit in 
ihm befhränfen. Aber er wäre von dem Augenblide an nichtswürdig und gäbe ſich ſelbſt auf, 
in weldem er gleihgültig oder muthlos das möglichfte Streben nad) feinen: Grundſatze, nad) der 
Freiheit aufgeben wollte. So nicht minder der Staat. Wir jind endlich weit entfernt, die Ein— 
richtungen, welche der Einzelne auf ſolche Weife mit Freiheit machte, in einen thörichten Gegenſatz 
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mit der Vernunft, mit dem jittlich oder natürlich Gebotenen oder mit dem göttlihen Willen zu 
ftellen. Vielmehr ſuchen wir darin gerade die Berwirklihung des wahren vernünftigen, des an 
freie Menfchen ergangenen göttlihen Gebotes oder Willens. 

Diefen Bertragdgrundiag, diefe Idee und diefe, wenn auch menſchlich unvollfommene, doch 
dem Wefentlihen nad wahrhafte Verwirklichung eines lebendigen, eines ausdrüdlichen oder 
ſtillſchweigenden, unmittelbaren oder mittelbaren, vernünftigen, allgemeinen Willens eines 
freien Volkes in Beziehung auf feinen beftimmten Staat, diefen verwechſelt man nun mit ganz 
andern Dingen. Man verwechſelt ihn erſtens mit ver Behauptung der factifchen Entjtehung der 
Staaten, vollends aller Staaten, oder gar der Idee des Staated dur Vertrag; man verwechſelt 
indbefondere despotifche und theofratifche Staaten und Anfangszuftände mit wahren Nechts- 
ſtaaten. Man verwechſelt ihn zweitens mit einer mehanifhen vollftändigen Beſtimmung aller 
Staatöverhältniffe durch Verträge aller Einzelnen, durch unmittelbare, wol gar ausdrücklich 
abgefchloffene Verträge. Man verwechſelt ferner drittens die conjentirten Freiheitsformen oder 
Bedingungen für alle zwangsrechtliche geſellſchaftliche Thätigkeit im Staate mit dem natürlichen 
und fittlihen Inhalte und Zwecke diefer Thätigfeiten. Ebenfo vermiſcht man viertend die auf die 
einfachſten, natürliften Vernunftforderungen gegründeten Grumdverträge mit reinen Willfür: 
verträgen, ferner mit gewöhnlichen, den ordentlihen Gerichten unterftellten Privatcontracten. 
Man vermiſcht ihn fünftens mit einem bei Entftehung der Staaten ein für allemal abgejchloffe: 
nen todten und flarren Urvertrage, fowie ſechſstens endlich mit einer bloßen Fiction. 

Bejeitigt man nun diefe Verwechſelungen, fo fallen die Einwendungen von felbft. So 
ift es freilih wahr, dag durch natürliche Triebe und Bedürfniſſe dev Menſchen und zum Theil 
durch ihre naturgefeglihen Entwidelungsformen fowie durd ihre höhern Gefühle und Ideen 
ih allmählich ihre Eultur, ihre Staats- und Recdtöverhältniffe, ja aud ihre Verträge und 
überhaupt ihre Einrichtungen natürlih und hiſtoriſch gewiſſermaßen von ſelbſt zu bilden ſchei— 
nen. Aber jchließt denn dieſes die Freiheit und ihre Mitwirkung aus? Schließe ich einen be— 
ſtimmten Kauf nit als rechtlich freien Vertrag, weil mi die ftärkften natürlichen Triebe des 
Hungerd oder die flttlihen Pflichten dazu antrieben, und weil ih Kauf und Verfauf natürlich 
und Hiftorifh unter den Menſchen feit Jahrtaufenden gebildet haben? Es wäre freilich eine 
Abfurbität, etwa zu jagen, die Menfchen erſchafften oder erfänden willfürli die fittlihen und 
natürlihen Antriebe zum Staate oder die Idee des Staates, der Ehe oder ded Vertrags jelbft. 
Aber Eeinedwegs ift ed abfurd, wenn man, wie für jedes andere wirkliche Vertragsverhältniß 
freie VBertragdeinwilligung, fo auch für jede beftimmte rechtsgültige Ehe ehelichen Gonfens und 
für jeden beftimmten freien Staat Staatconjens der Betheiligten fordert. So iſt ed fernerzwar 
keineswegs richtig, daß niemals ein beftimmter Staat und feine Verfaffung und Regierung 
durch Vertrag urfprünglich entflanden feien. Vielmehr ift ed, zumal bei gemeinſchaftlichen 
Wanderungen und Unternehmungen der Völker, namentlich auch der gerinanifchen, bei Golonien 
und bei Nevolutionen jehr oft jelbft noch hiſtoriſch nachweisbar, daß die jegt neu ſich bildenden 
Staaten, Berfafjungen und Regierungen von den Familienvätern,, welche mit gemeinſchaftlichen 
Opfern und Gefahren ſie erftrebten, wirklich nach freien Übereinfünften gegründet und frei an— 
erkannt werben, bald fo, wieed Herodot (1, 95) von dem mediſchen und Gicero (De oll., 11, 12) 
von dem römiſchen Staate erzählen, bald fo, wie es und die Friedendverträge und Gefammt- 
bürgſchaften der alten Germanen zeigen. Deshalb eben führten alle gefitteten Völker, wie e8 
Hüllmann's „Urgefhichte des Staates‘ und alle Gefchichtebeweift, ihre Staatsverhältniffe auf 
Vertrag zurück und beſtimmten fie dur ihn. War es denn wol fein Vertrag, wodurch ein 
Penn jeinen Staat Bennfylvanien gründete, ald er überall an öffentlichen Orten dur feine 
große Charte mit königlicher Zuſtimmung Goloniften einlud, die gegen die ihnen hier fogar aus— 
drücklich und ſchriftlich zugeſicherten allgemeinen Vertragsbedingungen der Glaubensfreiheit, 
der Rechtsgleichheit, des freien Stimmrechts u. ſ. w. nun auch ihrerſeits völlige Vertragspflich⸗ 
ten für den neuen Golonieftaat ausprüclic übernahmen? Waren e8 feine Verträge, jene feier: 
lichen eivligen Verbindungen der Eidgenoffen, wodurch die einzelnen Männer — zum Theif, 
wie wir jegt wilfen, früher Leibeigene — fih auf Leben und Tod zur gemeinſchaftlichen Schir— 
mung und Handhabung der Freiheit, zu den jegt neu entftehenden oder neu ſich geſtaltenden 
freien Staaten und Staatenbünpniffen einigten? Und wie viele ähnliche Beifpiele zeigt die alte 
und neue Geſchichte! 

Aber wir fordern ebenſo wenig eine folde uranfänglid freie Entſtehung für jedes jegt 
freie Volk, als wir fordern, daß der jegt freie und vernünftige Mann ſchon in feiner Wiege ſich 
mit männliher Selbftändigfeit und Freiheit regiert habe. Wir vergeffen feinen Augen: 
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blick, .vaß es unfreie Völker und Staaten wie unfreie einzelne Männer gibt. Und wir for: 
dern gerade im Gegenfage gegen diefe unfreien Zuftände und Prinecipien die Verwirflihung 
des Vertragsprincips für die freien. Wir überfehen keineswegs, daß, wie bei den Einzelnen 
Kindheit und Zünglingdalter der männlihen Selbſtändigkeit und der Herrſchaft frei geprüfter 
männlicher Bernunftgrundfäge vorausgehen, ebenfo auch ſinnlich-despotiſche und [hwärmerifg- 
tbeofratifhe Bildungsperioden in der Gntwidelung der Staaten gewöhnlich der Herrſchaft 
vernumftrechtliher Männerfreiheit vorauszugeben pflegen. Solange aber noch ſinnliche Robeit 
und Selbſtſucht die Vorherrſchaft bei einem Volke behaupten, fo lange müffen dieſelben jehr na= 
türlih zum Fauſtrechte und zur despotiſchen, eigenfüchtigen, eigenwilligen Herrihaft des Mäd: 
tigern und zur jinnlichen, jelbftfüchtigen, ſtlaviſchen Unterwerfung des durd Hoffnung auf Lohn 
und Genuß oder durch Furcht vor ihrer Störung 7) beherrſchten Schwächern hinführen. Wenn 
dagegen zwar bie höhern Triebe mächtiger werden, aber die Menfchen, bei noch nicht gereifter, 
noch nicht auf das eigene Innere reflectirender und frei prüfender Bernunft, noch durch Phan— 
tafie und Gefühl und die äußerliche Beftimmung verfelben beherrſcht find, fo werden fie der Lei: 
tung der Priefter und der Herrſchaft eines blinden theofratifhen Glaubens anheim fallen. Sie 
werden an eine fortdauernde äußerlihe Offenbarung der Gottheit aud über die meltliden 
Rechtsverhältniſſe und an deren unfehlbare, göttlich erleuchtete Auslegung durch die Priefter: 
haft glauben. Zwar fo tief natürlich ift für den Menjchen Gefühl, Bedürfniß und Achtung der 
Freiheit, daß ſelbſt despotiiche und theofratifhe Herrſcher, wie Mofed und Numa, ſchon 
überall ihre deöpotifche oder ihre theofratifhe Gewalt wenigftend durd die Formen, Die Worte 
undden Schein von Conſens und Vertrag des Volkes heiligen und verhüllen müffen. (S. die Art. 
Bund Gottes und Hehraer.) Deshalb aljo Hielt jelbft der ganze Feudaldespotiomus im 
Mittelalter überall die Vertragsform feft. Und nicht minder fand in der päpftlichen Theofratie 
noch neben dem göttlihen Willen überall der Vertrag (neben dem Dei’gratia der consensus 
populi). 8) 

Allein für eine genügend durchgeführte Herrihaft des Vertragsprincips in diejen Bil: 
dungsſtufen flreiten wir nit. Nur wenn endlich ein Menich zu eigener felbjtändiger Re— 
flerion und Prüfung heranreift, wenn er nicht blos das Göttliche höher als das Sinnliche achtet, 
fondern auch bei der vielfachen Taufhung durch Gefühl, Phantafie, durch angebliche Drakel und 
dur Außere wechſelnde Lehren die Stimme des Göttlihen rein geiftig und in feinem eigenen 
Innern, in feiner eigenen geprüften veligiöfen oder philoſophiſchen Gewillensüberzeugung 
ſucht und findet, dann beginnt feine Freiheit. Dann fann, dann darf er nicht mehr blinplings 
den Befehlen einzelner feiner Mitmenſchen feine und der Seinigen Lebenseinrihtungen unter- 
werfen. Gott und feiner Pfliht und feiner Ehre muß er fein Leben opfern und mehr gehorchen 
ald den Menſchen und menſchlichem Befehle Ihre Stimme, ihre höchſte Entiheidung aber 
findet er jegt zuletzt ſtets nur in der Stimme der eigenen Bruft, nur in eigener Prüfung und 
Selbfibeftimmung. Bon außen fommt ihm nun nur no Lehre, nicht Geſetz. Es bindet ihn 
wenigftend für feine weltlichen Lebendeinrihtungen nur das von ihm felbft gebilligte Geſetz. 
Der freie Mann und Familienvater ift durch feine licht fein eigener Herr; durch blinden, un: 
bedingten, unbegrenzten Gehorfan gegen Befehle ivrender und jündhafter Mitmenſchen gäbe er 
nicht etwa blos fein und der Seinigen Glück und Recht, nein, feine und ihre Pflichten, ihre 
Lebensbeſtimmung frevelhaft und ſchmachvoll preis. Auf folder Eulturftufe müflen alfo vie 
Menihen nah einem von gemeinjhaftlicher Anerkennung ausgehenden Friedens- und einent 
auf diefen begründeten Hülfsvereine ftreben. Den Friedens: oder Rechtsverein beflimmt die 
gleiche Freiheit oder Perſönlichkeit und ihre und ihrer Beftimmung ſittliche Achtung, der eigenen 
und fremden. Den Hülfs- oder Geſammtbürgſchafts- oder Staatdverein dagegen beſtimmt die 
menſchliche Gejelligfeit, dad Bedürfniß gefellihaftlihen, friedlichen — oder gleich freien — Zu: 
ſammenwirkens für äußere und innere Schügung des Briedend und für den menſchlichen Ge: 
fammtzwed, für ein freied Zufannmenwirfen mit verhältnißmäßig gleihen Vortheilen und La— 
ſten der Gemeinſchaft. Höchſt einfach und allgemein faßlich find die Grundbedingungen dieſer 
Grundverträge. Ind die hiſtoriſch-philoſophiſche Auffaffung, die logiſche Ableitung der Folge: 
füge aus diefen erfahrungsmäßig anerfannten Vereinen, aus ihrer Natur und ihren Grund: . 
jägen in Verbindung mit der ihnen entſprechenden freien Verfalfung, fie führen nun zu einer 


T) Aus Furcht vor der Landwehr gaben früher Hunderttaufende in Deutſchland und in Volen die 
Freiheit auf und wurden Leibeigene. 
8) S. den Art. Deutſche Geſchichte. 
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objectiven, frei anerkannten und allgemein erfenn= und beweisbaren freien Rechts: und Staats: 
gefeggebung. ?) Sobald bei der Reife ver Völker für diefelbe die Berlegungen eigenmwilliger 
Madr oder andere anregende Ereigniffe dazu antreiben, verwandelt das zur Freiheit herange— 
zeifte Volk felbft frühere despotiſche und theofratifche Zuftände in freie, durch gemeinfchaftlichen 

‚Sonfens beftimmte Verhältniffe. So jahen wires bei jenenälteften Wanderungen und Eolonien 
der Bölfer. So jehen wir plötzlich alle griechiſchen Staaten ihre theils prieſterliche, theils despo— 
tifche ariftofratifche Häuptlings- und Kaftenherrfchaft mit freien Staatöverfaflungen vertau— 
hen. Nicht minder fehen wir zu Rom nad dem Auszuge der Plebejer auf ven Heiligen Berg 
diefe mit den herriſchen Patriciern durd die gegenſeitig beſchworenen fogenannten leges sa- 
eratae neuen Friedens⸗ und Staatövertrag abſchließen. Durch ihn wird vermittelft der Comi— 
tien nad) Tribus und durd) die Volkstribunen und ihr Recht zum Veto gegen jede Negierungs: 
maßregel aud den Plebejern wirffamer Volksconſens verbürgt. Es werben ihnen überhaupt 
Gleichheit und Freiheit zugefiert, und zwar in vollerm Maße felbft, als vorerft, bei der zur 
Herftellung derſelben (de aequando jure) zugleich jegt ftipulirten neuen Befeggebung der Zwölf 
Tafeln, vie Lift der Patricier zu verwirklichen geftattete. Auf gleiche Weiſe fuchten, feitvem das 
despotiſche Fauſtrecht und die theofratifche Hierarchie die altgermanifchen freien Briedend- und 
Gefammtbürgfhaftöverträge in den Hintergrund geftellt hatten, jo viele europäifche und deutſche 
Revolutionen, Reformen und neue Verfaffungsverträge gegen priefterliche und weltliche Arifto- 
fratie und Deöpotie foviel möglich die Herrichaft des freien Gefammtwillens zu gründen. So 
die englifchen, ſchweizeriſchen, niederländifhen, die franzöſiſchen und amerifanifchen, die norwe— 
gifchen, belgischen, die hannoveriſchen, kurheſſiſchen, ſächſiſchen. 

Vertrag, freier Nationalconfens, Gefammtwille war überall ihre Forderung, ihre Grund: 
lage, ihr Lofungswort. Diefed Streben und der Kampf für daſſelbe ift der Mittelpunft der 
Geſchichte aller freien Völker, die Seele ihrer freien Berfaffungseinrihtungen und des Streben 
nad ihnen. Es ift auch der Kampf unferer Zeit. Möchten alfo immerhin Gewalt, Eroberung 
oder andere nicht auf rechtlicher Einwilligung beruhende Verhältniffe einen politifchen Zuftand, 
einen fogenannten Staat factifch zuerft begründet haben, wenn nur durd freie Einwilligung 
der Bürger dieſer Zuftand plöglich oder allmählich frei und rechtlich gemacht und wahre Rechts: 
grundlage und rechtliche Geftaltung gewonnen wird, wenn die einzelnen Bürger bei ihrer ſelb— 
fländigen Niederlaffung oder bei ihrem Gintritte und durch ihr freies Bleiben wie ihr freies 
Streben und Opfern für den Staat und feine Verfaffung mit Freiheit an demſelben theilnehmen. 
Alle Rechtsverhältniſſe, 3. B. auch privat: und völferrechtliches und ftaatsrechtliches Eigenthum, 
jelbft die Ehe, fonnten mit Gewalt und blos factifchem Beilge beginnen. Sie werden aber zu 
wahren freien und gültigen Rechtsverhältniſſen nur erft durch die freie rechtliche Einwilligung 
und Anerkennung der dabei Betheiligten. Somit ift unfere Frage und unfere Behauptung 
zwar nicht eine rein philofophifche, wie manche Anhänger des Vertrags jagen, aber fie bezie- 
hen fi ihrem Weſen nad) nicht auf die Entftehungsgeihichte der Staaten, fondern auf die 
Grundfäge, nad weldhen die vernünftigen Staaten und Regierungen einzurichten und zu beur= 
teilen jind, zugleich aber au auf die Verwirflihung verfelben. Nach dem Obigen wirb übri- 
gend freilih au im Staate das Ideal vollftändiger Herrfchaft ver Freiheit und der Geſammt— 
vernunft nie vollfommen erreiht. Das Streben nad) ihm fann alfo nur auf die möglichfte 
Annäherung gehen, foweit e8 nämlich die menſchliche Schwäche und, bei der irdiſchen Unvoll- 
fommenpeit, die Natur der Verhältniffe, bei dem Staate aljo fein Beſtehen und die dafür unent- 
behrliche, alſo ebenfalls gewollte Einheit und Ordnung erlauben. Aber dennoch foll dieſe Herr: 
ſchaft des Vertrags keineswegs eine bloße Idee, eine todte und unfruchtbare und eine gar nicht 
hiſtoriſch verwirflichte, eine leere Fiction fein. Won dieſer neuen Verwechlelung waren jene 
freien Völker ebenfalls gänzlich frei. Sie forverten vielmehr die praftifche Herrſchaft des freien 
Conſenſes über das ftantögefellihaftliche Leben. Sie forderten ein fortdauerndes Streben nad) 
möglichften, ſtets vollkommenerm Siege ihrer Idee der Gerechtigkeit und Freiheit (der salus 
omnium nad) dem consensus omnium). Und fie nannten ſich und andere Völker, im Gegen- 
fage gegen Unterbrüdung und Tyrannei, nur dann wirklich frei, wenn in der That, wenigftens 
im wejentlichen, der freie Geſammtwille im Leben die Vorherrichaft behauptete. 


9) Es wird alfo jeßt Volf und Staat, wie die Alten fagten: „coetus hominum juris consensu 
et utilitatis communione sociatus.“ Cic. de rep., 1, 25. ortrefflich find hier und in ben folgen: 
den Kapiteln die Entwicelungen diefer Definition und der Säge: „Est igitur respublica res po- 
puli“ und ‚‚Quid est enim civitas, nisi juris societas?“ / 


Grundgefeg 


Zu der möglihft vollfommenen hiſtoriſchen Verwirklihung des freien vernünn, 
jenes der Geſellſchaftsmitglieder aber führten nun bei freien Völkern in ihren Berfaffil09 
richtungen vor allem die in den folgenden Abſchnitten ausgeführten fünf Hauptpunkte. 

VO. Kortfegung. Erfordernifje zur Verwirflihung des wahren Ber 
tragsprincips. Zugleih fein gänzlicher Gegenfag gegen die Rouffeau': 
fhen angebliden VBertragsprincipien und gegen eine jafobinifhe, mit der 
wahren Freiheit wie mit monardhifher Regierungsform unvereinbare ab- 
folute Volksſouveränetät. Die wefentliden oder unabänderlihen Rechte 
oder Verfafjungdgefege des freien Staates. 

Zur möglihften Berwirflihung des Bertragsprincips oder eines freien vernünftigen Gon- 
fenjes der Gejellihaftömitgliever oder auch als unabänderlihe Grundbedingungen jedes Rechts— 
ftaates find folgende fünf Hauptpunfte weſentlich: 

1) Der erfte befteht in gemeinfhaftlihem Grundvertrage und in möglichfter Bewahrung 
und Garantie deffelben. Alle freien Völker erftrebten, foviel möglich, eine vertragsmäßige, eine 
feierliche eidlihe Korm der Begründung und der Erneuerung gerade für ihre wichtigften Ge: 
ſellſchaftsverhältniſſe, für die wefentlihen und unabänderlihen Grundlagen und Grundbedin— 
gungen ihrer freien Gefellfchaft, für die wefentlihen Grundrechte aller Bürger. Solche weſent— 
lihe Grundlagen fanden einft die alten Römer in ihrem beſchworenen Grunbvertrage der leges 
sacratae, welde jie, nad Livius, ausdrücklich auch für die Gefepgebung der Decemvirn ald un— 
abänderlich hinftellten. Gicero erwähnt neben den freien Volksverſammlungen nad Tribus und 
dem Veto fowie der Heiligung der Bolfdrepräfentanten aud) den Schuß der Geſetzesherrſchaft 
und Rechtsgleichheit gegen Ausnahmegefege und Privilegien (privilegia ne irroganto) ald eine 
diefer Grundbedingungen der Wiedervereinigung der Plebejer mit den Patriciern. Bei den 
Germanen finden wir fogar bie feierliche eivliche Erneuerung ihrer allgemeinen Friedens: und 
Geſammtbürgſchaftsverträge bei jeder neuen Wahl oder Einführung eines Grafen oder Für: 
ften. 19) Bei ver Huldigung des vorigen preußifhen Monarchen erflärte derielbe, der alten 
deutſchen Sitte huldigen zu wollen, daß dad Volf dem Fürften erft huldige, nachdem diefer 
ihm Zufiherungen über feine Rechte gemadt. Freilich Eonnte er nicht, wie die conftitutionellen 
Könige Europas und Deutjhlands, z. B. die von Baiern und Würtemberg, die Verfaſſung 
beſchwören, denn diefe war noch nicht fertig. Gleichzeitig meldeten die Zeitungen ven Verfaſ— 
fungdeid und die Inthronifirung des Königs von Holland. 

Weit entfernt alfo von dem Wahne ver Theorien von Hobbes, welder alle Befehle des ver— 
tragdmäßigen Monarchen, und von Nouffeau, welder, wie auch Neubegelianer, alle und jeve 
Befchlüffe der Volksverſammlung, und von Zahariä, welcher alle Außerungen angeblichen 
Volkswillens durch fiegreiche Revolution der Mehrheit für recht und rechtsgültig erklärt, erklär— 
ten bie Alten vielmehr jeden Beſchluß gegen ven Orundvertrag, gegen die anerkannten höchſten 
Rechtsgrundſätze ftets für unrehtlic und ungültig. Cicero nennt jenen Wahn den allerthörich— 
ften [stultissimum 41)] und fiegte durch Zuftimmung des römischen Volkes wiederholt mit dem 

"Grundfage, daß die ganze Volföverfammlung durch ihren Beſchluß ſolche Grundvertragsbe— 
dingungen nicht brechen, die dadurch begründeten Rechte einzelner nicht rechtögültig vernichten, 
ihnen z. B. Freiheit und Bürgerrecht nicht nehmen dürfe. Und er erinnert dabei, daß jchon die 
gefegliche Formel jedes Geſetzesantrags in der Volksverſammlung („Si quid jus non esset 
rogari, in ea lege nihilum rogatum sit’) diefe große Wahrheit ausſpreche und feithalte. 12) 
Die ganze römifche Jurisprudenz aber und nad ihr ſelbſt die allmächtigen IJmperatoren und 
auch noch Juſtinian befennen in venfelben erften Titeln der Pandekten und Inftitutionen, die dad 
Geſetz ald Volksvertrag definiren, alle Rechtsquellen und die Eaiferlihe Gewalt nur ald durch 
den Volksconſens und Volfövertrag rechtlich gültig darftellen, doc) feierlich und wiederholt, daß 
fein Geſetz, kein Machtbefehl des Senats, des Imperators rehtögültig etwas gegen die unabän— 
derlichen logifhen Grundbedingungen und die höchſten Grundfäge ihres zugleich auf ver Ver— 
nunftivee und zugleich auf freiem Conſenſe beruhenden Staatd: und Rechtsvertrags 1?) (contra 
rationem et jura naturalia semper firma atque immutabilia) verfügen fünne. Und fie fügen 








10) Welder, Syſtem, I, 154 fa. 

11) De leg. I, 15 u. 16. 

12) Cicero pro Caecina, 33 (Oper. ed. Gothofred., II, 534); Epist. ad Attic., III, 22; Brisson. 
de form. Melder, Legte Gründe, ©. 528. 

13) $.1,2 u. 11 de jure naturali. S. Bb. I, S. XLI. Welder, Legte Gründe, S. 499 —534. 





zu Grundgefes \ 


Ausdrücklich hinzu, daß felbft die jie etwa verlegenden faiferlichen Gonftitutionen als un= 
‚gültig von den Richtern nicht befolgt werden jollen. 1%) Auf gleiche Weife erfannten ſtets alle 
achtbaren Staatd: und Rechtsmänner in dem übrigens jo allgewaltigen englifhen Parlamente 
feierlih an, daß felbft der Verein ded Königs mit den beiden Käufern bei aller Macht doch die 
wefentlihen grumdvertragsmäßigen Freiheitsrechte aller Briten (ihre birth rights), 3. B. ihr 
Recht, nur nad ver Schuldigerflärung ihres Genoffengerichtö verurtheilt werden zu dürfen, nie 
redhtögültig aufheben könne. 15) Die norbamerifanifhen Grundverträge ded Bundes und der 
einzelnen Staaten heben fogar ausdrücklich dad Recht der vollen Glaubensfreiheit, d. h. die 
Unabhängigkeit aller bürgerlichen Vortheile und Nachtheile vom religiöfen Glauben, das Recht 
der vollen Preßfreiheit und das Recht des Volkes, ji zur Berathung und Wunfhäußerung 
über feine gejellfchaftlicherr Angelegenheiten beliebig zu verfammeln, ald ſolche Grundvertrags⸗ 
rechte hervor, welche nie und zu Feiner Zeit von der gefeggebenden Gewalt ded Bundes oder der 
einzelnen Staaten rechtsgültig aufgehoben werden fünnten. Auch die neue franzöſiſche Charte 
erhielt nach der Julirevolution die ausdrüdlichen Beftimmungen, daß Genfur und außerorbent= 
liche Tribunale vehtegültig nie wieder eingeführt werben fünnen. In der That verbürgt auch 
die unabhängige ordentliche Juſtiz vor allem den Friedensvertrag, die gleiche Privatfreiheit von 
Perſon und Eigenthum, Prepfreiheit aber, verbunden mit einer Repräfentation der Regierten 
gegenüber der Regierung, vorzüglich die öffentliche Freiheit. Ind jede Verfaſſung und vie Beei— 
digung aller verfaffungsmäßigen Gewalten auf dieſelbe erfennt ſtillſchweigend oder ausprüdlich 
jolche wefentlihe Orundvertragsredhte an, welche auch für fie, die ja ntır innerhalb des Grund— 
vertragd und als Organe deſſelben Gewalt haben, nnverleglid fein follen. Die veutiche Reiche: 
verfaffung hob 3. B. die Religionsrechte der Reichsmitglieder als ſolche heraus, über melde ein 
Stimmenmehrheitöbeihluß der Reichsſtände, felbft mit Faiferliher Sanction, nie rehtögültig 
beftimmen fönne. Kaifer Leopold I. verweigerte dem Antrage der Reichsſtände auf Abfhaffung 
des Steuerverweigerungsrehtd deutſcher Stände, ald einem rechtlich unmöglichen Beſchluſſe, 
feine Zuftimmung. 76) 

Man fann die ausdrückliche oder thatſächliche Feſtſtellung dieſer wejentlihen Grundbedin— 
gungen des rechtlichen Verfaflungszuftandes den Orundvertrag im engern Sinne nennen. lin=' 
ſere bisherige ſtaatsrechtliche Theorie und Praris berüdfihtigt diefe Grundbedingungen leider 
viel zu wenig. Sie unterfheiden ſich von andern nicht weientlihen Verfaſſungs- und Eonftitu= 
tiondbeftimmungen und Rechtsgrundſätzen, von den blos natürlichen, namentlich aud) ven blos 
natürlichen Folgerungen aus dem Nechtövereine oder aus feinem Naturrechte und von den bloß 
reglementären und Rollziehungsverfügungen in der Verfaſſung vorzüglid dadurch, daß fie von 
den gewöhnlichen Organen ver Verfaſſung nicht abgefchafft werben dürfen, Nur das ganze 
Volk kann fie theilweife verändern oder zu ihrer Veränderung bevollmädhtigen. Somol fie jelbft 
wie die Bedingungen und Formen der Bolfdeinmwilligung aber follten billig überall beftimmt 
jein, damit nicht jhlechte Regierungen und Parlamente eigenmädhtig das Weſen des Berfaf: 
ſungsrechts ändern. Die Garantien für diefe wefentlihen Grundvertragsbedingungen aber 
ſuchten nun die freien Völker in den im Art. Garantien angegebenen Momenten, über- 
haupt in der ganzen Verfaffungseinrihtung, deren mwefentlichfter Zweck vorzüglid in dieſer 
Nerbürgung beftand. Sie fuhten fie in religiöfen Eiden, wodurch allein ſchon fie ausſprechen, 
daß wenigſtens im allgemeinen Pietät gegen die Gottheit eine Grundlage des durch jie eivlich 
verbürgten Friedens- und Hülfsvereins fei, daß ihr Verein ein ſittlich- vernünftiger fein folle, 17) 
Mit heiligen Eiden auf die Orundverträge und ihre Rechte und Pflichten wird den Bürgern ihr 
Eintritt ind Bürgerverhältniß, den Beamten der Eintritt ind Amteröffnet. Mit Krönungseiden 
oder heiligen fürftlichen Zufiherungen und mit Huldigungseiden knüpfen oder erneuern bei 


14) ©. z. B. L. 90, 141 u. 188 de reg. jur. L.2 de usufructu ear. rer. $. 11 de jur. nat, 
1.8 de judieiis. L. 2, $. 10, ne quid in loco publico. C. 2, quae sit longa consuet. C.6, si 
contra jus velutilit. public. C. 7 de jur. et facti ignor. C.16 de transact. C. 4 de leg. Nov.83, 
c.1, 89, c. 11. Der ehrliche Ulrich Zafius, Schol. ad L. 2 de orig. jur., $. 10, wünfcht zu ber citir⸗ 
ten C.6 si contra: ‚„‚Quem textum utinam doctores pro suo quisque ingenio vel commodo non 
ita distorquerent!’' 

15) ©. den Art. Sranklin und weiter unten die Erflärungen der erften Rechts: und Staatsmänner 
Englands über die Unmöglichfeit einer Befteuerung ohne Repräfentation, weshalb die amerifanifche 
Stempelacte zurüdgenommen werden mußte. 

16) Bütter, Hiftorifche Entwidelung der heutigen deutfchen Stantsverfaffung, II, 274. 

17) L. 2 de justitia et jure; $. 2 de jure naturali. 
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jeden Regierungsantritte die Fürſten und Bürger ihren Vertrag. 1%) Die Fürfte, 
fogar nad faft allen germanischen Berfaffungen zuerft ihr eivliches Verfprechen leiften, W./ 
als Gegenleiftung Hulvigung und Gehorfam wollten. Die Völker fuchten auch durch relig. 
oder religiös geheiligte oder jonft ehrwürdige Inftitute, die Orafel, den Areopag, die Cenſur, 
die unantaftbaren (sacrosancti) Wahrheitöpropheten 19) oder Volfötribunen, vor allem im 
Schuge unabhängiger fouveräner Gerichte die VBerbürgung ihrer Orundverträge. Sie fuchten 
fie in der (jubjectiven und objectiven) Vertheilung, in dem Zufanmenwirfen und in dem Gleich— 
gewwichte ver Gewalten oder der Gemwalthaber, in dem freien Beto der erften Bolförepräfentanten 
und ſelbſt in oftmals ausdrücklich beſtimmten Widerſtands- und gefahrvollen Revolutione- 
rechten 20), ſowie aud in Strafverboten gegen grundvertragdwidrige Anträge in der Volks— 
verfammlung. Sie fuchten fie endlich vorzüglih aud in der ſchon durch ſolche Inftitute und 
Gefege für die Öffentliche Meinung oft erneuerten Erinnerung an die rechtliche Unmöglichkeit 
grundvertragdwidriger Beihlüffe. Steht nun aber diefe Unmöglichkeit feft, und ift die Geſetz— 
und Redtsentwidelung an fie, an das objective Recht gewiefen, fo ift jchonrine mittelbare ver: 
tragsmäßige Einwilligung in die gejeglihen Beitimmungen und Einrichtungen der grundver- 
trags= oder verfaffungsmäßigen Organe des Gefammtwillend begründet. 

So vielfeitig, fo praktiſch ift Die Volksweisheit. Sie weiß überall Idee und Stoffund Form, 

ſie weiß Scheinbar Entgegengefegtes organisch zu vereinigen, Einſeitige Schulweisheit dagegen 

zerreißt. Sie verfennt bald die Nothwendigkeit ded Vertrags. Bald dagegen erfennt fie zwar 
diefe Nothwendigkeit ded Vertrags, überficht aber alle höhere Idee, alle wefentlihen Grund— 
geſetze des jittlichen, freien Friedens- und Hülfsvereins. Sie gibt dann diefe und ihm ſelbſt jeder 
wechſelnden, fi logifch widerſprechenden augenbliclihen Negierungs= over Stimmenmehrheits: 
willkür preis. Sie vergißt, daß es ja felbft bei den gemöhnlichften Rechtöinftituten, wie Eigen: 
thum, Servitut, Kaufvertrag, welche die Menfchen in ihrem Verkehre, je nad) der Art ihrer Be: 
bürfniffe, mit Freiheit in das Reben rufen, doch gewiffe in der Natur und dem logifchen und ju: 
riftifchen Grundbegriffe diefer Inftitute enthaltene abfolut wejentlihe Merkmale und Grunpfäge 
gibt. Diefe aber müffen ebenfo gewiß, wie ja gerade dieſe Inftitwte von den Betheiligten gewollt 
wurden, als in dieſem Willen wejentlih enthalten angefehen werden. Insbeſondere aud) 
die elaffifche römische Jurisprudenz, obglei fie jonft überall der Privatfreiheit der Men: 
fchen bei Beſtimmung ihrer Rechtöverhältniffe den größten Spielraum läßt und diejelben ſtets 
auf ihren freien Willen zurüdführt, erklärt doch diefe wefentlihen Bedingungen als unabänder- 
lid. (So z. B. eine förperlihe Sache und die jogenannte Dinglichkeit bei vem Eigenthume, den 
Grundfag, daß ein Servitutrecht nicht in einem Thun beftehen kann.) Und indem jie dieſes thut, 
indem fie bei ihrer Auslegung der Rechtögefege und Rechtögefchäfte vernünftiger Menichen ſich 
nicht zum Diener jedes Unſinns und abfurber logifcher Widerſprüche machen will, glaubt jie mit 
Recht ihrem wahren bleibenden vernünftigen Willen zu dienen. Ganz auf gleiche Weile nun 
hielten die freien Völker den Rechts- und Staatövertrag und den wahren freien Grfammtmilfen 
gerade erft dadurch. für möglich, daß fle jene wesentlichen Grundbedingungen anerfannten und ale 
unabänderlicd gegen die ihnen logiſch widerſprechende Willkür der Negierenden und der Stim: 
menmehrheitöbejchlüffe erklärten. Wenigftens jo lange jind fie unabänderlidh, als ein freier und 
gejelliger Friedens: und Hülfsverein felbft von der Nation ald vernünftig und jittlich heilig 
durd die allgemeinen Eide anerkannt, folange er gewollt wurde. 

Und wo ift ein geſittetes Volk — wenn nit etwa im Fieberwahne einer Totalrevolution, 
eines Kriegd aller gegen alle — mo nicht diefer Wille Hiftorifch erfennbar wäre und feftftände? 

Solange aber num diefe Anerfennung und diefer Wille, jolange der Grundvertrag mit 
feinen einfachen wejentlihen Merkmalen felbft dauert und die Verfaſſung, Regierung, Geſetz— 
gebung und Rechtsentwickelung an ihn fi zuhalten fucht, ift auch freies, unmittelbar und mittel= 
bar conjentirted gegenfeitiges Rechtsverhältniß möglidy und wirflih. So lange kann aber auch 
nur innerhalb der wefentlihen Grundbedingungen ver Grundverträge Freiheit für alle Geſell— 


18) Bladftone in jeinem berühmter Gommentar über das englifche Recht, 1, 6, Sagt: „Die Worte 
des Driginalvertrags zwifchen König und Volk liegen, meiner Meinung nadı, in dem Krönungseide, der 
jedem König und jeder Königin, bie auf den Thron diefer Reiche gelangen, von einem Erzbifchof des 
Reichs vor dem ganzen Bolfe abgenommen wird, welches feinerfeits wieberum ber Krone den Huldi— 
gungseid leiftet. Diefer Krönungseid ift folgender‘ u. ſ. w. 

19) ©, den Art. Bunb Gottes, 

20) In Griechenland und Rom gehört hierher bie freilich nicht empfehlenewerthe grundgefegliche 
Schuldloserflärung, ia Belohnung des Tyrannenmordes. Welder, Letzte Gründe, S. 105. 
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⸗beſchlüſſe bleiben. Und hierdurch allein ergibt fi, twie die wahre Grundvertragsmäßig- 


„et aller gemeinſchaftlichen Beſchlüſſe oder ihre Lbereinflimmung mit vem Gefammtmwillen und 


die Freiheit für diefen, jo auch die Privat: und politifhe Freiheit ver Einzelnen und ihr wahr: 
haft freies Leben und Mitwirken in ver Gemeinſchaft. 

2) Eben deshalb beftand nämlich dag zweite Hauptmittel der freien Völker, die Herrſchaft 
eines freien Gonfenfes zu verwirklichen, darin, daß fle die möglihft ausgedehnte grundvertrags- 
mäßige Brivat= und befondere Freiheit der Einzelnen und ihrer befondern Geſellſchaften, der 
Bamilien, der Gemeinden, der religiöfen und bürgerlichen Bereine und Eorporationen, der 
Provinzen, zur Verwirklihung und Befriedigung ihrer individuellen Überzeugungen und Be: 
dürfniffe geftatteten. 

So follten fie theild in Beziehung auf ihre eigene und der Jhrigen Lebensbeitimmung in 
diefen befondern Kreifen, theild auch durch Ginwirfung auf das Dffentlidhe oder Gemeinfchaft- 
liche, und zwar bald durch eine blos mittelbare, bald auch ſchon durch eine unmittelbare Örtliche 
politifche Beftimmung ihre freie Überzeugung geltend maden. Hierher gehört z. B. auch das 
fon in der Soloniſchen wie in ver Zwölftafelgefeggebung ausdrücklich verbürgte und auch den 
Germanen ebenfo heilige Recht ver freien Affociation oder der Gründung freier Vereine (mit 
der Befugniß freier Selbftgefeggebung, oder pactionem quam velint sibi ferre). (S. den Art. 
Afloeiationen.) Dem praktifhen Sinne freier Nationen fiel ed nie ein, weder mit. Hrn. v. Haller 
das Öffentliche Gemeinwefen und Net, noch auch mit Hugo und Zahariä alle rechtliche Selb: 
ftändigfeit und alles Privatrecht ver Bürger und ihre Vereine gegenüber den Staate und der 
Regierung zu zerflören und etwa von einem einzigen Gentralpunfte aus alle Gedanken und 
Handlungen freier Menſchen mit unbeſchränkter Gewalt beftimmen zu wollen. Es fiel ihnen 
nicht ein, fie und ihre Vereine und Inftitute, ihre Ehe, ihren Befig wie ihre perfönlichen Kräfte 
nur ald Werkzeuge der Staatögewalt anzufehen und namentlih auch mit Zahariä (I, 103) 
„alle Gemeinheiten ſowie auch ven Staat jelbft keineswegs als Gefellfchaften, fondern als bloße 
Staatöbehörden und ihr Eigenthum als Staatseigenthum“ zu erklären. Solde faft unbegreif- 
liche Theorien leiten beide Gelehrte daraus ab, daß fie ald Staatsidee eine göttliche Regierung 
zur Verwirklihung ver fittlihen Gerechtigkeit in einem Univerfalftaate ver Menſchheit aufftellen, 
eine Staatögewalt „mit unbedingtem, grenzenlofem Rechte und mit unbevingter (unwiderſteh⸗ 
licher, allmächtiger, allumfaffender, ewiger) Macht, einer Macht, die außer allem Rechtsverhält— 
niffe zu den Regierten ſtehe und ihrer Selbjtändigkeit fein Afyl laſſe“ (S. 106). 

Allein ein ſolcher Begriff und eine ſolche praktifche Idee eines Menfchenftaates ift ein Unding. 
Diefe Idee ift nicht einmal das Abbild der vollfommenen göttlichen Weltregierung ; diefe hielt es 
ja ſelbſt ihrer göttlichen Vollkommenheit entſprechend, jid in einer Mannicfaltigfeit von Welten 
und Staaten zu offenbaren, ihren Menfchen aber Freiheit, die Wahl von gut und böfe zu geftat- 
ten. Sie ift noch viel wenigeranmwendbar und dem göttlichen Willen entfprechend in Beziehung auf 
Menfhenftaaten und deren menſchliche Regierungen. Denn Gott erfhuf alle und aud) die zur 
Regierung gelangenden Menfchen, wie gleich frei und mit gleich Heiliger Würde und Beſtim— 
mung, fo aud gleich unterworfen ven Irrthümern und den fittlichen Unvollfommenpheiten. Sie 
ift an ſich felbft widerfpredhend und leer. Denn wozu doch außer Gott und der göttlichen Re— 
gierung und Gefeggebung für die ganze Welt und Menſchheit noch einzelne menſchliche Staaten 
und Regierungen, Regierungen mit menfchliher Zwangsgewalt, wenn man dabei nicht etwa 
Ihon den Erfahrungsfag in diefe angeblich ganz reine, aprioriſche Staatdidee aufgenommen 
hätte, daß die regierten Menſchen aus Irrtum und Leidenſchaft ftreiten, vom Rechten abweichen 
und finnliher Antriebe zur rechtlichen Ordnung bedürfen? Nun aber nehmt ihr diefen einen 
Erfahrungsfag auf in eure Staatsidee, warum bann nicht folgerichtig auch den andern, daß 
aud alle regierenden Menfchen ebenfo unvollfommen find, und daß ihnen ein unbedingtes Recht 
und eine unbebingte Macht, ihre Mitmenfchen mit gleich Heiliger Freiheit und irdiſcher Lebens— 
beftimmung vielleicht in die ſcheußlichſten Zuftände zu flürzen, Feine reine, göttliche Idee, ſon— 
dern ein Wahnfinn wäre, kein göttlicher Wille, fondern ein Frevel gegen ihn? Er, ver alle 
gleich frei ſchuf, forderte fie ja durch ihre Vernunft auf, die Erhaltung ihrer Freiheit und ihre 
Beſtimmung und Glückſeligkeit nad) ihrer beften Überzeugung frei zu erftreben. Er bebingte 
auch ſchon naturgefeglid die Macht ver Regierung durch den Willen der freien Unterthanen, die 
ja dur ihr Zufammenwirken fie bilden müffen. Er fordert jie aljo auch, ſtatt zu folder 
wahrhaft unfittlihen und unvernünftigen blinden Unterwürfigfeit, vielmehr auf, ſich bei ihrer 
gleichen Freiheit, Würde und Beſtimmung und bei ihrer gleichen Unvollfommenheit in Auf: 
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faſſung und Befolgung des Göttlihen mit Freiheit über eine freie frieblihe und eine hülfreiche 
Ordnung der Dinge zu vereinbaren... Er jelbft forderte eine Ordnung, in melder bei größt— 
möglicher Freiheit die größtmögliche Unterftügung in ihren Beftrebungen ftattiinde, dagegen 
aber jede misbräuchliche Störung derfelben, ſei ed nun durch einzelne oder jelbft durch die Re— 
gierung, möglichft verhindert werde. Eine andere reine Idee ald die ganz allgemeine des Gött— 
lihen oder Sittlichen jelbft oder des Strebend nach ihm gibt ed nicht. Sobald diefe allgemeine 
Idee, die auch wir an die Spige ftellen, einmal durh ihre Anwendung auf eine beſtimmte 
Sphäre eine beiondere Geftalt erhalten, eine befondere Idee werben foll, ſobald fie in einem be= 
flimmten erfahrungdmäßigen Lebenskreiſe verwirklicht werden, fobald fie namentlich zum beſon— 
dern praftifchen Ideale eines menihlihen Rechts- und Stantenvereind werden foll, jo muß ſie 
auch nicht blos der einen Seite dieſes Lebendkreifes, fondern feinem ganzen erfahrungsmäßigen 
Grundverhältniffe gemäß geftaltet und ind Leben gerufen werden. 

Zachariä übrigens ſieht jich hintennach — um nicht, wie Hugo, in die ſcheußlichſte Despotie 

zu fallen — gezwungen, wenigftens theilweiie diefer Wahrheit zu Huldigen. Trotz feines grund— 
falihen Begriffs vom Staate und feiner Jdee von einer unwirklichen abſoluten menſchlichen 
Berehtigung und Gewalt und der unbegrenzten Unterorbnung der Einzelnen unter viejelbe 
fällt er nämlich aus diefer feiner unbedingten Rechtspflicht der Unterordnung doch in die Ver— 
tragstheorie zurüd. Wegen der Irrthumsfähigkeit und Unvolllommenbeit aller Menſchen und 
wegen des Mangeld an Bürgihaft und an Erfennbarfeit eines vernünftigen und gerechten 
Willens derer, welche über ihre Mitmenschen regieren wollen, fordert er durchaus noch Ein— 
willigung, noch Zuftimmung des vegierten Volkes, vermittelft ver Mehrheit, in die Griftenz der 
Regierung und Verfaflung. Ja er fordert auch eine ftete Ausübung der Regierung nad dem 
Willen der Mehrheit zur wirklihen Begründung gerechter Staatdverhältniffe (S. 192) und 
zugleich freies Ausmwanderungsrebt der Einzelnen. Eine nit durch den freien Volföwillen, eine 
durch Fünftliche Mittel, dur fremde Soldaten erhaltene Verfaffung und Regierung find ihm 
rechtlos (S. 201). Er hebt alfo ſelbſt das unbedingte Recht wie die unbedingte Macht und bie 
reine Nectöpflicht der Unterwerfung unter eine beftimmte Staatdeinrihtung und Negierung 
wiederum gänzlid auf. Er läßt dabei nur gar manche einfeitige, diefer neuen Wendung feiner 
Theorie überall widerfprechende Reſte feiner fhon von ihm felbft zerflörten Staatsidee ftehen. 
Gr fällt vorzüglich in zwei große Hauptfehler. Der eine ift die rohe, formlofe, unorganiſche und 
unſichere Weife, wie er den Volksconſens und die Mehrheit zur Sprade bringt. Die Mehr: 
heit ſoll nämlich glüdlid revolutioniren, wenn ſie unzufrieden ift. Jede Berfaflung und Re: 
gierung, die hier unterliegt, war rechtlos. NRevolutionirt die Mehrheit nicht oder nicht fiegreich, 
fo mifligt fie ein. Der andere tft der, daß er nur der Mehrheit Einwilligungsrecht und dieſer 
jelbft eine unbedingte, unbegrenzte Willkür und Macht, gegen diefelbe aber oder für ein wirk— 
lid grundvertragsmäßiges freies Staatsverhältniß, für die Rechte der Negierung und der 
übrigen Bürger feinen rechtlichen Schug, nicht einmal dem Grundfage nach eine rechtliche 
Grenze gibt. In jeinem Staate liegen Idee, Stoff und Form und Glieder unorganifh und 
todt auseinander. 
, Nur erft durd die möglichite Bewirfung und Heilighaltung freier grundvertragsmäßiger 
Ubereinftimmung aller Gefellfhaftsmitgliever aber, nur auf diefer Grundlage und innerhalb 
ihrer Grenzen und bei der möglichſten Vorſorge ver Verfaſſung und der Regierung, die Privat: 
und öffentliche Freiheit aller zu achten und ihre Anfichten wirkſam zur Sprache zu bringen, ift 
der Conſens der Mehrheit oder der mit ihrer Zuftimmung regierenden Staatögemwalten ein 
grundvertragsmäßiger und ald folder rechtsgültiger Geſammtwille. Er wird alddann, wenig: 
ſtens foweit e8 menſchlicherweiſe möglich ift, mindeſtens mittelbar der grumdvertragsmäßige 
Wille aller, die noch an der Geſellſchaft theilnehmen wollen. Deshalb nennen merfwürdiger- 
weile einen folhen Beſchluß die Alten auch niemald Conſens der Mehrheit, fondern Gonjend 
aller (consensus omnium).?!) Und deshalb unterfchreiben auch bei ung ſelbſt die überſtimm— 
ten Mitglieder einer wahren Gefellfchaft oder Gorporation, eines Gollegiums den verfaſſimgs— 
mäsigen Mehrheitsbeſchluß als auch von ihnen ausgehend. 

Das, was Zacharia und Hugo Hiftorifch zur Unterftügung ihrer verfehlten Rechts⸗ und 
Staatsidee beibringen, gehört blos der theokratiſchen Idee von einer weltlichen päpftlichen Unis 
verſalmonarchie und der Fabel von dem Taufendjährigen Reiche an. Über diefen Wahnglauben 

21) Vgl. 3. B. den Pandektentitel de leg. 
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find wir ja aber doch hinaus. Und ohne diefen blinden Glauben in den Menfchen wäre ſolche 
theofratifche Gewalt vollends verwerflid und heillos. 

3) Daß dritte Hauptmittel zur Verwirklihung des Bertragsprincips befteht ſchon nad dem 
Bisherigen in einer der Herrſchaft des freien Gefammtwillend möglichft entfprechenden grund- 
vertragsmäßigen Organifation der Verfaſſungs- und Regierungsformen und indbefondere in 
moͤglichſt ausgedehnten grundvertragsmäßigen politifchen Freiheiten oder öffentlihen Rechten 
der Bürger in Beziehung auf die allgemeine Gejellihaftdeinrichtung und Regierung. Es befteht 
in freier Gonftitution durch freie Nationalgefepgebung und volfsmäßige jelbftändige Gerichts- 
einrihtung und vorzüglich auch durch Anerkennung und gute Organifation der rechtlichen Per— 
fönlifeit der regierten Nation gegenüber der Regierung. 2?) Ohne jie wie ohne rechtliche 
Selbftändigfeit der einzelnen Perjonen, gegenüber der Geſammtheit, ift Fein grundvertrags- 
mäßiger freier rechtliher Zuftand vorhanden. Für beides wie für die freie gute Regierung jind 
noch beſonders wichtig die Freiheit der öffentlihen Meinung, der politifhen Verſammlungen 
und Petitionen, überhaupt politifche Freiheitsrechte in möglichfter Ausdehnung, mindeftens alſo 
in derjenigen, melde ſchon das hiſtoriſche deutſche Staatsrecht und die Verheipungen in den 
Freiheitöfriegen als weſentlich bezeichneten. Möglich ift die Ausdehnung natürlib nur in— 
joweit, als fie nicht die freie und friedliche feſte Ordnung der Staatögejellichaft ſelbſt zerftört. 
Weil ja alle diefe in ihrem Grundvertrage wollen, fo jind die jie zerflörenden Einrichtungen 
und Rechte logiſch widerfprehend mit dem Grundvertrage (contra naturam et rationem). 
Hierdurch ergibt ſich zugleich die einzig richtige Grenze für die politifche Freiheit. 

4) Endlich Hielten freie Völker noch völlig unbejhränftes Net freier Auswanderung 
oder freier Wahl eined andern Rechts- und Staatövereind fir nothwendig. Es if für alle 
diejenigen nothwendig, welden fämmtliche bisherige Mittel der Privat: und Öffentlihen Frei— 
heitsrechte etwa nicht genügten, um dad ganze Rechtsverhältniß wenigftens inſoweit mit ihren 
Anfichten zu vereinigen, daß fie um des größern Guten willen aud in jeine einzelnen unver— 
meidlihen Misfälligkeiten einwilligen fonnten oder mochten. Ohne die jonftige Freiheit ift 
freilich diefes Recht ein traurige Schugmittel der Freiheit (llebile beneficium), ebenjo wie 
vollends das Revolutionsreht von Zadharia. Verbunden aber mit allen jenen Freibeitärechten 
begründet allerdings foldes völlig unbejhränftes Wegzugsrecht jedem Ginzelnen den legten 
Schuß für die Freiheit. Der Nichtgebrauch deifelben wird alsdann ein rechtsgültiger Beweis 
der Einwilligung oder ded Vertrags, wie diejed Platon im „Kriton“ den Sokrates entwideln läßt. 
Auf ähnliche Weife ſprechen mir ja aud von freier Wahl anderer irdiſch unvollkommenen Ber: 
hältniffe, etwa einer Miethswohnung, wo man nicht einmal auf ihre Geitaltung, ähnlich wie 
die Bürger in Beziehung auf die Staatdeinrihtung, einzumwirfen hatte und hat, mo man aber 
dennoch, troß der unvermeidlichen IUnannehmlichkeiten, wegen ver größern Vorzüge einmilligt. 
Diefe Freiheit des unbefhränften Wegzugs dehnten die Alten, wie ebenfalls Platon entwidelt, 
* eben zur Verwirflihung der allgemeinen Bertragäfreiheit, jo jehr aus, daß jelbft ver angeflagte 
Verbrecher noch bis zu gefälltem Strafurtbeile — wie der römische Verres — mit all jeinem 
Vermögen frei davonziehen und einen andern ihm mehr zufagenven Rechts- und Staatöverein 
wählen fonnte. So follte, wie Platon zugleich nadı ver Rechtsanſicht auch der atheniſchen Gefeg: 
gebung entwidelt, jelbft das einzelne geſetzliche Strafurtheil auf Die ſtets ſich erneuernde freie 
vertragämäßige Ginwilligung gegründet werden. 

Durch alle dieſe Mittel verwirflichten alſo freie Nationen, allerdings ſoweit möglich oder 
foweit e8 ihnen die Unvollkommenheit menihlider Dinge zuzulaſſen fhien, das Ideal freier 
oder vertragsmäßiger Staatdeinrihtung. Sollten nun, wie man einmwendet, mande Bürger 
die politifhen Freiheitsrechte nicht jelbit ausüben, an der Mitbeftimmung der gemeinihaftlichen 
Angelegenheiten weder durch die Freiheit der öffentliben Meinung noch durch andere Ver: 
faſſungsrechte Antheil nehmen, je gar nicht darüber nachdenken wollen, ſondern fi begnügen, 
mit Breiheit im Staate zu verweilen, gegen ven rechtlichen Ehug und die Hülfe der Orfammt- 
beit aber ihrerſeits friedlich die Gefege erfüllen oder die geieglichen Gegenleiftungen maden zu 
wollen, jo ift dieſes natürlich fein Widerſpruch gegen unfer Vertragsprincip. Jene freien gegen= 
jeitigen Leiftungen — friedliher Schuß und friedliche Gejeglihfeit oder Shug und Gehorfam 
und ihre nothmwendige, wenigſtens thatfächliche Zufage und Annahme — begründen an fi ſchon 
den nöthigen Vertrag, jowie ja auch bei dem frei in unfern Staat eintretenden Fremden. Ohne 
diefelben aber wäre ja gar fein gegenfeitiges friedliches Vertrauen, Fein Friedenoſtand und feine 
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Duldung des Einzelnen im freien frievlihen Staatöverfehre denfbar. Was find Verträge, 
welche Hugo lieber Zufagen oder Verſprechen genannt willen will und die auch im Privatrechte 
(bei den Realcontracten) durch bloße Leiftungen geihloffen werben können, anderes als freie 
rechtliche Gegenfeitigfeit, als ausdrücklich oder thatfächlih gemadte und angenommene redht= 
lie Zufagen? 

Schon vorhin (unter 3) wurde dargethan, daß ed unjerm Örundprincipe auch durchaus nicht 
widerftreitet, wenn mande Staatsbewohner von unmittelbaren enticheidenden Öffentlichen 
Stimmredten ausgeichloffen find, nämlich folche, welde, in Vormundſchaft ſtehend, durch Man— 
gel oder Unreife ihrer Bernunft noch rechtlich unfäbig zu rechtsgültigen Entihlüffen find, oder 
welche, wie Haudfinder, Frauen und Dienftboten, in der Privatabhängigkeit von felbftändigen 
Familienvätern ſtehend, theild nad der von ihnen felbft frei anerkannten Lebensbeſtimmung 
von biefen vertreten werden, theild aud deren Stimme bei Öffentlichen Abftimmungen zum 
Nachtheile anderer Kamilienväter nicht verdoppeln dürften, endlich folde, die wegen bewiejener 
Unlauterfeit ihrer Abftimmungen oder auch wegen anderer Berhältnifie jene Stimmrechte ohne 
Störung der friedlichen freien Ordnung nit ausüben fünnten. Sie dürfen, wenn fie nicht 
weiter ald nöthig ausgeſchloſſen wurden, außer ihren Privatfreiheitsrechten, auf den zuläffigen 
Antheil an der fonftigen politifchen Freiheit, der freien Meinungsäußerung u. ſ. w. beſchränkt 
bleiben. Auch wirfen befanntlich mittelbar und vorzüglich auch durch die Öffentliche Meinung, 
zumal in den widhtigften Zeitenund Dingen, Frauen, Hausſöhne und andere Ölieder des Volkes 
oft mehr für den lebendigen Gefammtwillen und feine Befhlüffe ald fo viele öffentlich Abſtim— 
mende. Das vernünftige Ipeal der freien Herrichaft der Geſammtvernunft der Gefellihaft bleibt 
jedenfalls für den freien Staat ebenjo gültig und verwirklicht, wie nad) dem Obigen die eben= 
falls nur unvollfommen zu verwirklichende Herrihaft der Freiheit und Vernunft im einzelnen 
tugenbhaften Manne. 

Nimmermehr aber wird man wol vie freie, friedliche und fefte Orbnung der Staats: 
gelellichaft für unvereinbar mit denjenigen Volksrechten halten, welche alle freien Völker bejigen, 

welche die Regierungdzufagen und Entwürfe dev Bundes- und Landesverfaflungen in den 
Befreiungskriegen und in ber Wiener Gongrefverbandlung und namentlich die königlich preu— 
ßiſchen als unentbehrliche zur zeitgemäßten Wiederherftellung deutſchen Rechtszuſtandes er- 
flärten 23), nämlich: 
» A. Eine aus allen Klaffen der Bürger zu bildende Nepräientation des Volkes. 

B. Als ein Minimum von landftändifhen Rechten für viefelbe: a) das Recht der Ver: 
willigung und Regulirung jämmtlider zur Staatöverwaltung nöthigen Abgaben, b) das 
Recht der Einwilligung bei neu zu erlaffenden allgemeinen Landesgeſetzen, c) das Recht ver 
Mitaufficht über die Verwendung ber Steuern zu allgemeinen Staatszwecken (welches, hinläng— 
lih durdgeführt, in Verbindung mit den andern drei Rechten eine Gontrole und wenigftend 
eine indirecte Mitwirkung bei allen Regierungsrechten begründet), d) dad Recht der Be: 
ſchwerdeführung, indbefondere in Fällen ver Malverfation der Staatödiener und bei ſich erge= 
benden Misbräuchen jeder Art, 

C. Als allgemeine Staatsbürgerrechte: a) Preßfreiheit, b) unabhängige Juſtiz, c) die 
Petitiond- und die altdeutfche Affociationdfreiheit, d) nationale deutfhe Staatäbürgerredte. 

MWahrlih, da jedermann übereinftimmt, daß man einen Mann und ein Bolf nit mehr 
erniedrigen, nicht armjeliger darftellen Fann, ald wenn man ihn für unfähig oder für unwürbig 
derjenigen Freiheit erklärt, die alle andern freien Männer und Völker recht gut ertragen und für 
die Macht und die Blüte ihres Waterlanded verwenden, fo wird niemand nur allein vie 
Deutſchen oder nur allein die Preußen für unfähig erklären, diefe Rechte mit ver nothwendigen 
Ordnung ded Staated zu vereinen. 

Es müßte alfo ein anderer Grund der Unmöglichkeit folder Rechte nachweisbar fein. 
Sonft fordert dad Grundprincip ded freien Staates, dad Vertragsprincip, die möglichſte 
Durchführung deffelben zugleich mit jenen Zufagen und unferm hiftorifchen Recht diefe Aus— 
dehnung der Rechte. 

Diefe angegebenen Rechte verwirklichen zugleich mit der VBertragsmäßigkeit die politische 
Breiheit. Sie bilden das, was wir heute in der zeitgemäßeften beften ®eftaltung auch confti= 
tutionelles oder repräfentatived Syftem nennen. Man kann dieſes oder die Herrſchaft der 


23) ©. den Art, Deutſches Landesſtaatsrecht. 
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Vertragsmäßigkeit in der Geſtaltung und Regierung des Gemeinweſens einer Nation auch die 
Herrſchaft ihrer Öffentlihen Meinung oder auch die Verwirklichung ihrer Geſammtvernunft 
durd ihren Gefanımtwillen nennen. Kann ed aber etwas Göttlihered und Herrlicheres und 
Mächtigeres geben in der ganzen Menſchenwelt als diejes und ald die Majeftät des Fürften, ver 
Regierung, die an ihrer Spige jene Verwirklihung leiten, die da regieren durh und mit dem 
freien Willen, der freien Zuftimmung und der ganzen vereinigten geiftigen, moralifthen und 
materiellen Kraft einer edlen, einer firtlihevernünftigen, freien, mädtigen Nation und für die 
gemeinfame höchſte Beftimmung und Ehre verjelben! Welches andere göttliche Recht als dieſes, 
nicht an Furcht, Sinnlichkeit und Aberglauben willen: und redtlofer Sklaven, jondern an die 
innere göttliche Vernünftigfeit, Liebe und Freiheit, an den freien Willen freier gottähnlicher 
Menſchen ſich richtende, durch fie anerkannte und wirkende, auf fie begründete, dieſes freie, ver: 
nünftige, göttliche Recht! 

Vi. Sortfegung. Das Vertragsprincip oder die freie Berfajjung und 
Gonftitution verwirkliden ji, 5) indem jie allein dem Staat die beiten 
Minifter, ſtets die beite Verwaltung verihaffen. Wie überall, fo zeigt ſich gerade 
in Beziehung auf ven Hauptpunft für alle Politik, patriotifhe Güte, Weisheit und Kraft der 
Regierung oder, was daſſelbe ift, in Beziehung auf pie Güte, Tüchtigfeit und Kraft der Minifter, 
der Nathgeber und Diener der Regierung, die Vortrefflichfeit des Vertragsprincips. Nämlich 
vor allem auch die beiten Miniiter, welche dvaffelbe, welde die Gefammtvernunft ver Nation durch 
ihren Oefammtwillen möglichft geſchickt und glüdlih durchführen, unddie befte Verwaltung be: 
wirft dad Vertragsprineip, bewirkt Die wahre confitutionelle Verfaffung. 

Nach dem Vertragsprineip oder in dem echt conftitutionellen Syftem von England, Belgien, 
Frankreich, Amerika kann 1) kein Minifterium ſich halten, das nicht aus den geachtetſten Pa- 
trioten, aud den genialften, praftifch bemwährteften Männern der Nation befteht. Es find dieſes 
wahre National- oder Staatdminifter, während außerhalb veffelben häufig nur Zufalldminifter, 
nit durch ſtaatsmänniſche Vorzüge, fondern durch Hofintriguen, durch Factions- oder aus: 
wärtigen Einfluß, durch Schmeicheleien und Schlechtigkeiten, durch religiöfe, geſellſchaftliche oder 
ſonſtige angenehme Eigenſchaften und Richtungen an das Staatsruder kommen und ſich dann 
allzu häufig entweder als Verräther am Staate oder als Unfähige beweiſen. 

Es kann ſich auch 2) ein ſolches wahres Staats- und Nationalminiſterium nur ſo lange hal⸗ 
ten, als es ſich in ſolcher Weiſe als übereinſtimmend mit der Nationalvernunft und als tüchtig, 
ſie glücklich zu verwirklichen, darſtellt, während Zufallsminiſter allzu oft von dem In- und 
Auslande längſt als Unfähige oder als erkaufte Verräther erkannt, in der Nation verwünſcht 
und verhaßt ſein und Ruhm, Blüte und Macht des Staates auf Menſchenalter, vielleicht 
unrettbar ruinirt haben können, ehe der umſtrickte Fürſt es merkt oder ſich von ihnen 
befreien kann. 

Ein wahres Staatsminiſterium iſt natürlich 3) auch in der Nation kräftig und nach außen 
ſo mächtig, als die ganze vereinte Nationalkraft ſelbſt iſt, während Zufallsminiſter oft die eine 
Hälfte der Nation nicht für ſich und ihre Maßregeln und die andere gegen ſich haben. Es braucht 
endlich 4) das wahre Staatsminiſterium nicht die beſte Zeit und die beſten Staatskräfte zur Be— 
kämpfung der innern Freiheit und der öffentlichen Meinung, der Preſſe, der Aſſociationen, zur 
Verdummung, Unterdrückung und Schwächung der Nation zu verwenden, wie Zufalldminifter, 
fondern es hat Zeit und alle Kräfte frei für die Blüte, die Ehre, ven Ruhm, vie Macht der Nation, 
für die Freiheit, ven Schug und die Ehre der Bürger. 

5) Es ruft vielmehr die volle Freiheit der Preſſe, der Aſſociation, das volksmäßige Ver: 
walten, das Selfgovernment, täglich zu feinen Alliirten auf und begründet fo die befte echt ver: 
tragsmäßige und volfämäßige Verwaltung. 

Einer der größten Staatsmänner aller Zeiten war anerkannt der ältere Pitt, fpäter Lord 
Chatham. Ihm verdankte England folhe Vermehrung feiner Größe und Macht, ſeines politi— 
ſchen Auffhwungs und feiner Mittel, wie die Weltgefhichte eine folhe in fo kurzem Zeitraume 
in feinem andern Neiche aufzumeifen hat. In der Königögruft zu Weftminfter, welde in Hoch— 
achtung und dankbar fein König ihm zur Ruheſtätte öffnete, [hmüdte dad dankbare Vaterland 
feinen Dentitein mit der einfach erhabenen Denkſchrift: „Unter feiner Amtsführung erhob die 
göttliche Vorfehung Großbritannien zu einer jedem frühern Zeitalter unbekannten Höhe der 
Wohlfahrt und des Ruhms.“ Aber dem großherzigen Staatöweifen verdanfte ebenjo die 
politifche Freiheit wie die Macht der Nation einen großartigen Auffhwung, und er war in 
warmer Vertbeidigung ihrer höchſten Grundfäge fo energiſch, daß ihn die Höflinge haften und 
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aud dem Monarchen gehäffig zu machen fuchten, fo jehr, daß er ihn einmal „die Lirmtrompete 
des Aufruhrs“ nannte. Ein folder Minifter wäre undenkbar geweien in einer abfoluten 
Monardie. Dahlmann jagt: „Den Charakter Chatham’s befigen, wäre in Frankreich (vor 
der Berfaflung) Hochverrath geweſen.“ Gin Blick aud auf die englifhen Minifterien nad; 
Lord Chatham, auf die von feinem Sohne, dem jüngern Pitt, von Ganning, von Graf Grey, 
von Lord Ruſſell und Peel, erflären ſie e8 nit, dag England veshalb ver blühendſte, 
ruhmvollfte, mächtigſte Staat, die Briten darum die erfte Nation der Welt werden mußten, 
weil fie am früheften und vollfommenften die freie Verfaſſung und durd fie vie beiten 
Minifter erhielten? 

England mußte groß werden, weil ihm fein durchgeführtes Princip des Vertrags oder der 
Öffentlihen Meinung, weil ihm feine conftitutionelle Berfaffung die beiten Minifter und die 
befte Verwaltung gab, Deutſchland dagegen Elein, weil e8 anders war. Werben wir mol dieſe 
Wahrheit nod weiter au dadurch veranihaulihen müffen, daß wir die englifhen und die 
deutichen, daß wir — die glorreiche Zeit der Beachtung der Nationalüberzeugung im äußerften 
Unglüd und in ven Rettungdfriegen ausgenommen — die preußifhen Minifterien und mini— 
ftertellen Maßregeln prüfend miteinander vergleichen? 

IX. Fortſezung. 1) Über die verfdiedenen in dem vertragsmäßigen 
» Staatöverhältnip enthaltenen Verträge. Stets und überall bilden Verträge die 
natürlichen und nothwendigen Rebensbande aller gefellfchaftlihen Verbindungen und Rechts— 
verhältnifle unter freien, ſelbſtändigen Indivlduen. 

Die allgemeinen Verträge aber, welche fo die freien Völker außer den Hunderten von be= 
fondern und untergeoroneten Gejellfchaftöverträgen abſchließen, find zuerft ein allgemeiner 
Geſellſchaftsvertrag der jelbftändigen Mitglieder zur Begründung eines gemeinſchaftlichen mo— 
raliſch-perſönlichen Staatsvereins, ver Vereinigungsvertrag oder der Grundvertrag im mweitern, 
ver Berfallungsvertrag im engern Sinne. In diefem aber fönnen wieder mehrere Vertragsser: 
Hältniffe unterſchieden werden, wenn fie auch meift gleichzeßig und ungetrennt begründet wurden. 
Zuerft der Rechtsvertrag (welchem im DVerhältniffe ver Völker, wenigftend der europäiſchen, 
die gegenfeitige freie Friedens- und Redtsanerfennung in Beziehung auf ihr völkerrechtliches 
Rechtsverhältniß entipriht); ſodann auf der Friedensgrundlage der politifche oder der Hülfs— 
oder Staatsvertrag. Auch im Staatövertrag kann man wiederum mehrere Verträge unterſchei— 
den. Zuerft den reinen Societätdcontract 29) zu einer gemeinfamen geſellſchaftlichen Hülfsverbin® 
dung, zur bloßen bürgerlihen Privatgeſellſchaft, nad ver Bezeihnung Älterer Rechtslehrer; 
ſodann den eigentlihen moraliſch-perſönlichen Staatsvertrag mit feiner Unterwerfung aller 
Einzelnen unter einen wahren lebendigen Geſammtwillen und feine grundvertragsmäßige Ge— 
walt zur Berwirklihung des Geſammtzwecks. Man unterwirft ih Hier ſchon im ullgemeinen 
nit blos dem Orundgefege, denn dieſe rechtliche Unterorpnung unter ſelbſt anerfannte 
Rechtspflicht findet auch ſchon in jedem Societätdcontracte ftatt, obgleich es in ihm Feinen leben— 
digen Gefammtwillen und feine höhere Gefammtgewalt gibt, ſondern bei jeder verſchiedenen 
Anficht der Wivderfprud des Einzelnen (liberum veto) und fein Recht auf Auflöfung des Ver: 
eins gelten, Im Staatsvertrage aber unterwerfen ſich alle auch einem lebendigen Geſammt— 
willen und ven in Beziehung auf die einzelnen gefellfhaftlihen Angelegenheiten nöthigen beſon— 
dern grundvertragdmäßigen Auslegungen und Anwendungen veffelben, jorwie allen grundvers 

tragsmäßigen Organen zur Bewirkung derfelben. 

Diefe Auslegungen und Anwendungen geben, folange nichts anderes beftimmt wurde, 
natürlich von der Berathung aller felbftändigen Geſellſchaftsmitglieder und alddann von der Ent: 
ſcheidung wenigſtens ihrer Mehrheit aus. 2°) Bilder dagegen die Geſammtheit, fei e8 durch un— 
mittelbare einftinnmige Abftimmung aller Einzelnen gleich bei Eingehung des Brundvertrags, oder 
ſpäter mittelbar vertragsmäßig, nämlich durch ven grundvertragsmäßigen gefeglihen Stimmen 
mehrheitäbefhluß, andere oder fünftlihe Organe des Gefammtwillens, fo begründet dieſes noch 
mehrere Verträge. Der eine ift ver Gonftitutiondvertrag über die allgemeinen Organifationen 
oder Formen der Verfaffung oder der Regierung und der regierten Nation. Der Eonftitutiond- 
vertrag ift jedoch) der Negel nad) und größtentheild nur ein mittelbarer Vertrag oder bloß ein 
grundvertragsmäßiges Geſetz der beftehenden natürlichen oder auch ſchon künſtlicher regierender 
Organe des Geſammtwillens. Er wird nur infofern zu einen neuen Vertrage im engern Sinne, 
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ald man es zur vertragsmäßigen Befeftigung etwa der wichtigſten Punkte ver Gonftitution 
für nöthig Hält, diefelbe noch befonderd vertragsmäßig von der Geſammtheit der Regierten 
oder ihren Nepräfentanten, ald Negierten, genehmigen zu laffen, oder als mit ſelbſtändigem 
Rechte verjehene fünftlihe Organe, etwa ein König, in die neue Organijation pacifeirend einzu= 
willigen hätten. So wird felbft die blos octroyirte Charte durch Annahme des Volkes oder jelb- 
ftändiger früherer oder fpäterer Organe zum völligen Bertrage. Ein anderer Vertrag befteht 
entweder in dem bloßen Mandats- oder Bevollmächtigungsvertrage, fofern nämlid die natür: 
liche Staatögewalt ver Stimmenmehrheit aller Bürger ſich die fouveräne demofratifhe Regie— 
rung vorbebielt und nur unfelbftändigen, unfouveränen Beamten oder Beamtencollegien 
(Magiftraten) unter ihrer Oberregierung gewiffe Gemwaltöbefugniffe widerruflich ertheilt. 
Oder es entfteht, wenn einer monardifhen oder ariftofratifhen ſelbſtändigen fouveränen 
Regierungdbehörbe eine beſtimmte Regierungsgemwalt als felbftändiged unwiderrufliches Recht 
zuftehen fol, der befondere Unterwerfungd= und Negierungsvertrag mit gegenfeitiger Unter- 
werfung der Stimmenmehrheit und wenigftend mittelbar der Gefammtheit unter die beſtimmten 
concreten verfaffungsmäßigen Regenten und diejer unter dad grundvertrags-, SELAN NG und 
conftitutionsmäßige Gefeg ihrer Einfegung. 

Gin angebliher Widerſpruch diefer verfchievenen Verträge und insbefondere des Ver⸗ 
einigungs-, des Conſtitutions- und des Unterwerfungsvertrags, welche die frühern deutſchen 
Staatsrechtölehrer nad Pufendorf (7, 2) ſtets annahmen (wenn auch in etwas einſeitigem 
Sinne), iſt hier nur bei einer Verwechſelung möglich. Sie iſt ed namentlid aldvdann, wenn man 
mit Hobbed und Rouffeau irrig von unbedingten Rechten und von ebenjo grenzenlojer Macht 
und ihrer Übertragung entiveder an die Volföverfammlung oder an den König ausgeht. Sie 
ift e8 ferner, wenn man die bloße Societas mit der moralifhen Perſon verwedjelt, oder wenn 
man das an ſich Verſchiedenartige, weil es vielleicht gleichzeitig ift, ald identisch anfieht. Oftmals 
aber, 3.8. jelbft bei ver Bildung der belgifchen Staatöverhältnifie, läßt fih aud der Zeit nad) 
unterfheiden, was jevenfalld dem Gggenftande der Lebereinkunft nad und zum Theil auch nad 
den Perſonen ver Bertragfchließenven verſchieden ift. 

Von den biäherigen Verträgen fann man dann noch unterfheiden den freilih in ihnen 

enthaltenen Grundvertrag im engern Sinne über die wefentlihen unabänderlihen Grund: 
bedingungen und Grundbeflandtheile der Verfaflung und Gonftitution. 
. X. Fortfegung. 2) Über vie Vernünftigfeit und Sittlihfeit ved Vertrags— 
princips. Nicht vernünftig, nicht ſittlich fol ferner die Begründung des Staates und feiner 
Theorien auf den Vertrag fein. Sie fege an die Stelle der natürlihen und fittlihen Ordnung 
Gottes, an die Stelle ver natürlichen und ſittlichen Nothwendigkeit ver Staatöverhältniffe künſt— 
liche und willfürlicde Zuftände, eine revolutionäre, demokratische, eine jakobiniſche oder auch eine 
deöpotifche, eine napoleonifche Willfür. So eifert beſonders auch der heftigfte Feind der Ver— 
tragstheorie, Dr. v. Haller, 

Aber aud bier ruht alles wieder auf Verwechſelungen. Man verwechſelte auch bier die 
wahre Vertragstheorie der freien Nationen mit einfeitigen Theorien einzelner Schriftfteller. 
Man verwechſelte abermald die jittlichvernünftigen Friedens- und Hülfsverträge mit reinen 
MWillfürverträgen, ihren allgemeinen, durd die natürlihen und fittlihen Grundideen, Grund: 
lagen und Bedürfniſſe der menfhlihen Verhältniffe beftimmten Inhalt, ven unjere Verträge 
anerkennen und frei laffen, mit der nothwendigen juriſtiſchen, mit der äußerlich allgemein er— 
kennbaren und allgemein gültigen Freiheitsform, welche ſie jenem Inhalte geben wollen. Man 
verwechſelte ferner dieſe nur eine rechtlich bedingte und begrenzte Befugniß und Macht verlei— 
henden Verträge mit Übertragungen unbegrenzter Befugniß und Macht, bald mit abſoluter 
despotiſcher Königsmacht, bald mit republikaniſcher Volksſouveränetät und abfoluter Stimmen= 
mebrheitögewalt. Man vermwechfelte endlich die wahren Vertragsgrundfäge mit falſchen Fol— 
gerungen, die man an fie knüpfte, und mit Misbräucen, die man durch den Schein derjelben 
zu beſchönigen ſuchte. 

So hatten freilich die Epikuräer und die alten Sophiſten, ſpäter die Jakobiner und neuere 
Materialiften, Nüglicpkeitslehrer und Mechaniker ihre Rechts- und Staatöverträge lediglich auf 
Sinnlichkeit, Selbſtſucht und Nüglifeit gegründet, Spinoza, Fichte und die Kantianer fie we— 
nigftend der fittlihen Grundlage beraubt. Sittlihe Menſchen und Völker aber fünnen nur 
ſolchen freien Lebendeinrihtungen und Gefegen, nur ſolchen Rechts- und Staatöverträgen 
Heiligfeit beilegen, die aus ihrer allumfaflenden fittlihen Gefeggebung hervorgehen und ihrer 
fittlihen Beflimmung zu dienen beftimmt find. Sie fünnen „nicht zweien Herren dienen”, 
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Was „nicht für jene fittliche Beſtimmung ift, ift wider fie’. So theoretifirte feiner Hobbes, 
einfeitig aufgeregt durch die Schredden ver Bürgerfriege feiner Zeit und in muthlofer und rath- 
lofer Furcht vor ihnen, die Völker ſchlöſſen, um fie für jeden Preis zu entfernen, einen abjolut 
unvernünftigen und unjittlihen Vertrag. Um wenigftend ftatt der „vielen Beftien” in ven 
Bürgerfriegen nur eine zu haben, follen jih nad Hobbed alle Bürger einem völlig abfoluten 
Könige unterwerfen, welcher nun fo ſcheußliche Gewalt vertragsmäßig erhält, daß hiernach jelbft 
Urias ald in den Uriadbrief und in feinen Meuchelmord vertragsmäßig einmwilligend angefeben 
ift. Rouffeau dagegen, ebenfalls in rathlojer Furcht vor ven monardifchen Greueln feiner Zeit, 
dichtet ebenfo einfeitig einen gleich unfittlihen und unvernünftigen Vertrag, in welchem alle 
Bürger ihrer Geſellſchafts-, d. h. aber der Ihat nad der Stimmenmehrheitögemwalt ein 
ebenjo völlig ſchrankenloſes despotiſches Recht ald unveräußerlich beilegen, ſodaß nad ihm (1,7) 
diefe Gewalt an gar nichts, felbft nicht einmal an den Grundvertrag rechtlich gebunden ift, und 
daß auch nur der geringfte Rechtsanſpruch des Ginzelnen gegen diefe Stimmenmehrheitdent- 
ſcheidung ebenfo widerfinnig wäre „als ein Recht der Fußzehe gegen den Kopf“. Für das Preis: 
geben der eigenen Freiheit Toll ed entjchädigen, daß jeder auch zur despotifchen Zerflörung der 
Freiheit der andern mitwirken fann und dadurch die täufchende Hoffnung erhält, die Stimmen— 
mehrheit werde nie ungeredht flimmen. Zachariä, misleitet durch foldhe Verrragstheorien und 
dann durch feine oben wiberlegte einfeitige Speculation über eine angebliche Unbedingtheit des 
Rechts und ver Macht der Staatögewalt, verwarf ebendeshalb die Bertragätheorie überhaupt: 
„weil jeder Vertrag, worin freie, jittlih-vernünftige Perjönlichkeiten gänzlich ihre Selbſtändig— 
feit aufgeben, wejentlich nichtig iſt.“ Sehr gut! Aber mahnte ihn denn diefed nicht, daß feine 
Unbedingtheit des Rechts und der Macht für irdifche Regierungen felbft ein Unding fei? So 
unnatürlich alfo, ja unfittlich erfcheint ihm felbft fein Staat der reinen Idee, daß fein fittlider 
freier Menſch mit Rechtsgültigkeit ihn wollen und gründen dürfte? Und jo verkehrten Zuftand 
fol nun jene ebenfalls abfolut grenzenlofe Willfür der Einwilligung oder aud der Rebellion 
der Mehrheit vernünftig und gerecht machen? 

Keiner weitern Ausführung aber bedarf ed nach den Öbigen, daß die praftifche Vernunft, 
daß auch die freien Nationen und ihre Verträge und Verfaflungen nur eine durch den gemein 
ſchaftlichen Rechtsvertrag, dur die Heilighaltung der weſentlichen rechtlichen Grundbedingun— 
gen bedingte und begrenzte Staatsgewalt über die freien Rechts- und Staatögenoffen billigen. 
Alle diefe Nationen achten bei ihren zur Befriedigung ihrer natürlichften und wichtigften Bedürf— 
niffe eingegangenen Friedend= und Hülfsvereinen auf das vollkommenſte die natürlihen und 
fittlihen Nöthigungen. Sie achten fie ebenfo jehr, wie es die Ehegatten tbun, wenn fie ihren 
durch fittlide und natürliche Triebe, ja „durch Gott‘ geftifteten ehelichen Liebesbund durch die 
Rechtsform des weltlichen freien Vertrags für fih und andere juriftifh zur rechtägültigen Ehe 
machen. Ja gerade aus der Achtung ihrer fittlihen Beitimmung fliegen ſie ihre Nedts- und 
Staatöverträge und weihen fie mit ihren Heiligften, mit religiöfen Eiven ein. Sie wollten nur, 
foweit e8 für ihre gleiche Freiheit und für den gemeinfchaftlihen Frieden und für eine freie fried- 
liche Hülfsverbindung nöthig ift, ihre natürlichen ſittlichen Pflihten äußerlich allgemein gültig 
und allgemein erkennbar oder juriftiih madhen. Hr. v. Haller fühlt dieſes ſelbſt. Auch er grün= 
det ja alle juriftifchen geſellſchaftlichen Verbindungen, alle rechtlichen und politifchen Verpflich- 
tungen der Unterthanen durch freie Verträge ver Friedens- und Hülfsbedürftigen mit priefterlich, 
militärifch oder durch Grunmdeigenthbum Mächtigen. Gr macht dieſe legtern erft durch ſolche 
Hülfs- und Schugverträge zu Schugherren und Regenten. Ohne diefe freien Verträge, mag 
fie äußerlich auch veranlaßt haben, was da will, wären fie es ja nicht, hätten fein Regierungs— 
recht. Er behauptet alfo, ganz im Widerſpruche mit ſich felbft, feine Regentenwürbe würde nicht 
durch den Vertrag mit ven Unterthanen und durch deren Bewilligung gefhloffen, fordern nur 
theild durch die natürliche Übermacht, theild durch Gott und feine natürliche Ordnung, die ihm 
ja nur die Veranlaſſungs-, nicht die Rechtsgründe find. Er begeht aber zugleich die außer— 
ordentliche Einfeitigfeit, bei-einer Summe einzelner abgefonderter Brivatfeudalverträge der ein: 
zelnen Schüßlinge mit dem Schutzherrn ftehen zu bleiben. 

Die Willkür der naturphilofophifhen Gegner, welche den Vertrag auf bloße Privat: 
geihäftscontracte beichränfen wollen, bedarf feiner ernftlihen Wivderlegung. Daß alle Böl- 
fer des Alterthums wirklihe Staaten nah Vertragsgrundſätzen begründeten, daß auch jeit 
dem Ende germanifcher fauftrechtliher Feudalanardie und Despotie alle neuern europäi— 
ſchen Völker und wenigftend alle ihre ftaatärechtlichen Theorien und ihre freien Berfaffungen 
und Berfaffungsbeftrebungen, wie die britifchen, ftet# von dem Vertragdgrundfage ausgegan— 
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gen, dieſes alles mug Hr. v. Haller zugeben. Und Zaharik ergänzt dieje von Vertragsgegnern 
merkwürdigen Zugeflänpniffe noch durch Die, daß „die Germanen auch ſchon in der Urzeit ihrer 
Geſchichte vie Anfiht vom Staate hatten, daß er auf einem Vertrage beruhe”, und daß „dieſelbe 
Anficht aus der gefammten Geſchichte der germaniihen Völker hervorleuchte“. (S. 179.) Uns 
fiel oftmals bei dem Widerſtreite einzelner neuer Thevretifer. gegen diefe Überzeugung aller 
freien Völfer der Erde das Wort des Ariftoteles ein: „Wer in Dingen, welche die Völker täglich 
in ihrem Leben ald wahr erprobten, etwas Entgegengelegteö vorbringen will, der wird ſchwerlich 
etwad Vernünftiges und Haltbares zu Tage fördern.” Faſt unbegreiflih aber ift es, wenn Hr. 
v. Haller jenen Verträgen nicht blos die Misverftänpniffe und Misbräuche derjelben, nein, 
auch ihre offenbaren Verlegungen, ja ihren völligen Gegenjag und deflen traurige Folgen zur 
Laſt legen mag. So werben die despotiſche Schredenäherrichaft ver Jafobiner und die Napoleo— 
nifhe Iyrannei mit allen ihren Greueln, mit allen ihren Bernidtungen wahrer Vertrags 
grundfäge, der perjünliden und der Preßfreiheit, mit ihren militäriihen Furchtmitteln, ihren 
unbewilligten Erpreffungen von Geld und Soldaten, dieſes alles wird ald die Natur und die 
Bolge der Vertragstheorie aufgeführt. 

X. Bortfegung. 3) Uber die Wirkjamfeit des Vertragsprincips. Auch 
in ji nichtig und wirkungslos joll die Vertragstheorie fein. Sie foll ih im Cirkel drehen, 
weil ein rechtögültiger Vertrag das Zwangsreht fhon vorausfege, weldes ev gründen folle; 
oder jie ſoll doch unwirkſam jein, weil e8 ja für den Staatövertrag feinen Richter gebe. Der 
erfte Einwand kann jih zunähft nur auf den Rechtsvertrag beziehen, nit auf den Staats 
vertrag. Der legtere fan, wenn Zwangsreht im allgemeinen begründet ift, allerdings nad) 
ihm zu beurtheilende neue befondere Redtöverhältniffe begründen. Er fann alsdann eine recht— 
liche Ausübung der gemeinihaftlihen Zwangsgewalt gegen Feinde der rehtlihen Ordnung 
oder einzelne vorübergehende leidenfchaftlihe Verirrungen ver Rechtsglieder in ihrem Namen 
übertragen. Der Rechtsvertrag ſelbſt aber darf ‘freilich nicht mit einem unter Herrſchaft des 
ſchon juriftifchen Rechtsgeſetzes geſchloſſenen Vertrage verwechielt werden. Es fann die ganze 
Anerkennung des allgemeinen Friedensvertrags oder des Friedendzuftandes freier Menſchen 
und Bölfer keineswegs ſchon jelbft eine juriftifhe Zwangspflicht fein. Vielmehr beruht diefe 
legtere nur auf der gewiß der jittlichen Vernunft entſprechenden und auch ſehr ſichern Thatſache, 
dag ein freies Volk wirklich einen fittlihen freien Friedenszuftand als Heilig und nothwendig 
anerkennt, ihn will und eidlih beſchwört. Gäbe etwa ein Volk diefen Willen gänzlich auf, 
dann wären freilih unter feinen Gliedern nur Moral, Klugheit und Stärke Grfeggeber und 
Richter. Es wäre ein Zuftand nicht des Friedens, jondern des Kriegs; der leere Name Rechts— 
pflit aber würde bei folder undenfbaren Neigung ja gewißlich nichts ändern. Solange aber 
ein Volk den Friedendzuftand will, jo lange bildet derjelbe die genügende und Die einzig 
möglihe, für alle vernünftige, zugleih aber auch gemeinfhaftlice und äußerlich allgemein 
erkennbare und allgemein gültige Grundlage eines wahren objectiven Nechtögefeges. Diejes 
wird im nächſten Abſchnitt weiter ausgeführt werden. Gegen einzelne Friedensbrecher hat die 
übrige Geſellſchaft natürlich die Befugniß, durch deren Entfernung aus der Gejellidaft 
ſich zu ſichern. 

Der Einwand, daß über die Haltung des Staatsvertrags fein Richter möglich ſei, iſt gar 
nicht einmal wahr. Die ehemaligen Reichsgerichte in Deutſchland richteten unbedingt, ſowie 
noch jest die amerifanifhen Bundesgerichte, auch hier und ſelbſt über Könige und Kaiter. 
Schiedögerichte gibt es häufig. Der Vertrag felbft ſchafft Schugmittel. Bei der Minifterverant: 
wortlichkeit kann, auch neben der Unverleglichkeit de8 Monarchen, doch über jede Vertragswidrig— 
feit der Regierung gerichtet werden. Das mehr oder minder vollkommene rehtlihe Schugmittel 
aber entjheidet überhaupt über das Recht jelbft nichts. Und die vertragsemäßige Anerfennung 
der Rechte, verbunden mit den übrigen, gerade aus dem Vertragsprineipe hervorgehenden Ber: 
faſſungsrechten, gibt den wirkſamſten Schuß. 

XI. Bortjegung. 4) Über die Unentbehrlidfeit dieſes Principe. Nicht 
nothwendig ferner joll der Staatövertrag fein. Die jo lehren, müſſen andere Grundlagen der 
Entftehung des Staated und feiner Verfaſſung als fittlih, rechtlich und politiich genügend nad: 
weifen. Iſt dieſes nun fürs erite die rohe Gewalt, das blos factifche naturgefegliche, geſchichtlich 
zufällige Beftehende, oder auch ein etwa dem Worte nad darauf begründetes Eigenthum, 
Familieneigenthum über freie fittliche Mitmenihen und ihre Lebensbeftimmung, ein Recht, wie 
über Heerden und andere Sahen? Für wen, der irgend an Menſchenwürde, an menſchliche 
Freiheit für menſchliche Einrichtungen glaubt, und an Recht und Pflicht ver Einzelnen, ver 
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Völker, ſoweit fie fönnen, diejelben nach ihren Anfichten und Zwecken frei und vernünftig und 
rechtlich zu beftimmmen und zu ändern, und der jolde Anderungen der Staatsverhälmmifle in der 
Geſchichte überall vor ſich ſieht, find jolde Grundlagen genügend und beſtimmend? Und weng 
gefällt eine Begründung, nad) welder morgen jeder Ujurpator, jeder Mörder des geſtern noch 
legitimen Bürften, wie im Oriente, als der legitime Herrſcher erſcheint, nach welcher die ver: 
ächtlichſten Empörer für ihren Umſturz durch das beftehende hiſtoriſche Factum und ihre rohe 
Gewalt die Heiligung des Rechts follen in Anſpruch nehmen dürfen, jo lange wenigftens, bis 
nach diejer Haller’ichen „natürlichen Ordnung Gottes’ neue hinterliftigere over ftärfere Räuber 
„das Privatglücksgut der Herrſchaft“ zu erringen willen? Welde jammervolle Begründung 
eines Rechts, welche für deſſen Zerſtörung ebenſo anwendbar ift! 

Oder fommt fürd zweite etwa die Regierung und die Verfaſſung und diefe beftimmte Re: 
gierung und Verfaſſung von Gott? Iſt diefes thatſächlich und ernftlid gemeint, nun jo zeigt 
ung nur die Vollmacht und das Drafel! Die päpftlihe Weltherrſchaft und Beleihbung wird wol 
heute nicht mehr vafür gelten. Für wen hat jolder Wahn, ſolche unmiktelbare Ginrihtung und 
Einjegung von Gott noch Bedeutung? Oder iſt's nur eine religiös-moraliſche Idee, oder das 
angebliche praftifhe Poftulat, wonach die Menſchen es jo anjehen jollen, als komme alle Obrig- 
feit und alle Verfaſſung unmittelbar von Gott? Aber es kommt ja auch jede ſchlechte, jede durch 
jene Mörder und Räuber gebildete von ihm. Der fiegreihe Meuchelmörder des legitimen 
Regenten ift nad) diefer Theorie, welche alle Rechtsgründe der Freiheit ausſchließen will, Gottes 
wahrer Stellvertreter, und die Untertbanen müſſen ihn und jein Werk ebenſo verehren und 
ſich gefallen laffen wie die gute und die geftern noch legitime Verfaſſung und Negierung. 
Solche Lehre wäre fürdterlih noch mehr für die Fürften als für die Völker. Sie ift ja nur unter 
andern Worten jene Heiligung jeder roheſten Gewalt und augenbliklih jiegreihen Hinter— 
lift und Revolution. Welche ſittlich-religiöſe Lehre könnte diejes lehren? Die hriftlihe wahrlich 
nicht! (S. Chriſtenthum.) Weldes vernünftige philoſophiſche Syſtem? Das wenigftens, das 
ſich jelbft jeden Augenblick für bankbrüchig erklärt, indem e8 durch Berufung auf proviforiihes 
und Nothrecht und fogenannte praftiiche Boftulate eingefteht, daß fein Orundprincip zu einjeitig 
oder verfehrt fei, um die untergeordneten Theile und Säge des Syftems aus ihm zu begründen 
und abzuleiten — ein foldes Syſtem wahrlid fann feinem denfenden Manne Autorität fein. 

Mittelbar freilih gehen, wie jhon Hume und Graig gegen jene unglückliche ſtuartſche 
Theorie ausführten, alle Dinge von Gott aus, aber ebenjo die größten wie die Eleinften, die 
beiten wie die jhlechteften ; die freien menſchlichen aber zunädhft von dem menſchlichen Willen 
und von feiner freien Prüfung und Wahl nad) jeinen moralifhen und im weltlihen Rechte nad 
feinen rechtlichen Grundfägen. Sind nun dieje Grundfäge jelbft und die daraus entftehenden 
Einrichtungen gut, geredt und richtig, dann kann jie die religiöſe Moral nad ihrer freien 
Begründung, wie Ehe- und Staatövertrag, ald bejonders in göttlihem Schutze ſtehend em= 
pfehlen und weihen. 

Ob und unter welchen Bedingungen aber die freien menihlihen Einrichtungen wirklid 
gerecht jeien, darüber ergingen an die menſchliche Freiheit und Vernunft die Erkenntnißgründe 
und Gejeße, nad) welden wir fie zu prüfen, zu achten oder zu ändern haben. Soll dieſes nun 
geihehen, jollen fürs dritte Staaten, Regierungen, Verfaſſungen ausgehen und beſtimmt und 
nöthigenfalls geändert und reformirt werden von menjhlicher Freiheit, entweder nad) dem reli- 
giöſen oder vernünftigen Sittengefege, oder nah philoſophiſcher Nechtslehre, oder nach ver 
Nützlichkeit? — Gut! Aber darüber haben die Menſchen taufend verſchiedene Anfichten und 
Theorien. Hier bleibt ihnen für gemeinichaftliches, friedliches und Hülfreihes Zufammenmirfen 
aljo nichts übrig als die freie Vereinbarung, ald der Vertrag. Denn ohne diejes wäre nur das 
Aufzwingen als blindes Glaubensgefeg, oder dur die Gewalt, durch despotiihen Eigenwillen 
denfbar. Soll endlich viertens jogar alle Frage nad dem Grunde, der Entftehung und der 
Vernünftigkeit der Staaten, Verfaffungen und Regierungen unterdrüdt werden? Aljo auch 
alled Fragen und alles Streben nad) bejfern, veränderten Ginrihtungen? Und joll wirflid ohne 
alle Freiheit der Prüfung nur paſſives Dulven und Sihpreisgeben Gejeg fein, aud wenn Ver— 
änderungen, vielleicht böje, body eintreten? Das wäre ebenfalld mit andern Worten wieder 
nur jene jheußlihe Theorie der Gewalt, jene Heiligung von Mord und Raub, von Ujurpation 
und Revolution. 

Und wie? Bei der wihtigften aller menjhlihen Einrichtungen, hier allein jollte alle eigene 
und gemeinfhaftlice freie Prüfung, alle Vernunft, alle Freibeit und vernünftige freie Beſtre— 
bung ſich bankbrüchig erflären, dem blindeften Fatalismus erliegen? Doch lehrt man wirflid 
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ſolchen Orientalismus. Man erklärt das Fragen nah dem Rechte der Regierungen und Ber: 
faffungen für unfittlih. Man hält das freie Vereinbaren und Zuſammenwirken für die Staats— 

» einrichtungen für überflüfjig, weil ja alle Pflichten und Rechte ver Regierung und der Bürger, 
die Pfligten zum Eintritte und zum Verweilen in dem Staate und zum prüfungslofen, 
gleihgültigen, paffiven Dulven jeder Veränderung der Staatdeinrihtung ohne dieſes ſchon ge= 
nügend begründet feien. Sie find ed angeblich, wie mande mit Hugo fagen, fhon durd die 
vernünftige und religiöfe Moral. Und hier fommt abermals jened Gewaltd- und jenes mit ihm 
der Wirkung nad) völlig iventifche göttliche Recht unter der furdtbar midverftandenen Formel: 
„Seid unterthan der Obrigkeit!” Oder man foll dulden, wie mande Nützlichkeitstheorien leh— 
ren, fhon wegen der allgemeinen Nüglichfeit. (Etwa auch die greuelhaften Regierung Nero’s 
oder Galigula’8?) Oder, mie andere glauben, es foll ſchon die allgemeine Rechtspflicht die— 
felben Wunder bewirken. 

Manche verwechfeln nun aud Hier wieder, zumal in ihren hiftorifhen Argumenten, des— 
potiſche und theofratifche Bildungsftufen und Zuftände mit vernunftrechtlihen und freien. Wir 
aber fragen nur, was für die legtern, was für uns heute dad Richtige fei. Für ſittlich-ver— 
nünftige Menſchen und Völker aber können die auf Gewalt, auf blinden Glauben oder auf 
individuelle philofophifche Kehren gegründeten Anfprüde an fich noch feine äußere allgemeine 
gefegliche Gültigkeit behaupten. Philoſophiſche Theorien und religiöje Lehren find — wie dieſes 
indbefondere von der hriftlihen Religionslehre jhon oben ermwiejen wurde — in jeder Hinficht 
völlig ungenügend, um für ſich allein in ven bejondern Berhältniffen, für die Regenten und 
Bürger, für ihre Gründung und Refornf der Staatöverhältniffe die nötigen beftimmten äußern 
Geſetze an die Hand zu geben. Chriſti Reich „ift nicht von diefer Welt“. Er wollte aud nicht 
eine einzige unmittelbar gültige Entſcheidung über ein einziged weltliched Rechtsverhältniß 
geben. 26) Kein Menfch hätte etwa unter der Herrſchaft des Königs Hieronymus die Hannove= 
raner und Kurheſſen, oder hätte fpäter die Griechen verurtheilen mögen, obgleich fie gegen das 
factifh Beftehende und gegen den Eag: „Alle Obrigkeit kommt von Gott‘, die beſtehende 
Herrſchaft abzufhütteln ftrebten. Wie aber fonnten ihnen denn das bloße Factum oder jene 
juriftifch inhaltöleeren Säge jagen, welche Regierung und Verfaffung gerade für fie und jegt 
die gerechte und heilſame jei? 

Alle ven Vertrag verwerfenden unmittelbaren Ableitungen ver Rechts- und Staatsgeſetze 
aus Religion und Moral und aus philofophifhen Anfihten über Naturreht und Nüglichkeit 
aber begehen befonderd zwei große Verwechjelungen, zwei Hauptirrthünter. 

Sie verwechfeln fürs erfte ihre blos individuellen fubjectiven Meinungen und Lehren mit 
juriftifhen oder äußerlich allgemein gültigen gefellihaftlichen Zwangsgefegen für alle freien 
Mitglieder ver Geſellſchaft. Sie verwechſeln die jenen praftifchen Lehren zulegt ftet? zu Grunde 
liegenven fubjectiven Erfenntnißquellen mit objectiven. Objectiv, auf gleiche Weije für alle 
vernünftigen Menichen von gefundem Sinne und Berftande allgemein erfennbar und allgemein 
beweisbar jind nämlih nur nachweisbare Erfahrungswahrheiten, empirische und hiftorifche, 
und logifche und mathematifche formelle Gejege oder Formen ver Auffaſſung. Dagegen find die 
metapbyfifchen und religiöfen und die moralifhen oder die praftifhen Wahrheiten und die ihnen 
zu Grunde liegenden Auffaffungen des Uberfinnlihen und der Berhältnifle des Menſchen zu 
demfelben ihrer Natur nah und nad aller bisherigen Erfahrung durchaus nicht auf dieſelbe 
objective Weife allgemein erfenn= und beweisbar für alle Vernünftigen. Wenn ihnen aud 
zulegt eine innere materielle Gemeinjhaftlichkeit, das Göttliche nämlih und das menjhliche 
jittlihe und gläubige Gefühl für vaffelbe zu Grunde liegt, fo find fie do ihrer Form nad 
nicht objectiv. Es find die Standorte, Anfangspunfte, Auffaffungen und Beweisführungen 
für fie verſchieden. 

Es find alfo auch die rein religiöfen und philofophifhen Moral: und Rechtsprincipien und 
Theorien ſogar unter den philofophifhen Meiftern unendlich verſchieden. Wo ift denn das 
philofophifche, das apriorifche, moralifche, naturrechtliche, politifche Grundprincip und Syftem, 
die nur irgend allgemeine Zuftimmung hätten, die nicht mit beftem Glauben von hundert andern 
Grundprineipien und Syftemen als falſch, als ververblich befämpft würden? Ind fie würden 
noch mehr einander entgegengefegt fein, wenn fie nicht fo oft inconfequent würden, um gewiffen 
äußerlich confentirten Wahrheiten in ihren Volke nicht zu grell zu widerſprechen. Diefe Ver— 
ſchiedenheit wird vollends noch größer, wenn die Theorien von der Annehmlichkeit und Nüg- 
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Grundgejeg 123 


lichkeit nah den hundertfach verſchiedenen Gefühlen und Neigungen und Bedürfniſſen der 
Menſchen ausgehen. Wer ift nun, gegenüber ven philofophifchen Meiftern, von denen Feiner 
dem andern die Wahrheit der eigenen, die Falſchheit ver jenfeitigen Rechts- und Staatdlebre 
beweifen und glaublid maden kann, dünfelvoll genug, zu fagen: So gewiß ihr nit un— 
vernünftige oder bösliche Wahrheitsfeinde fein, jo gewiß müßt ihr alle übrigen bisherigen 
Theorien und eure eigene für falſch, die meinige aber für die allein wahre und vernünftige 
annehmen! Und wenn er ed wollte, würden ſich tüchtige, würdige Männer und Völker ſolchem 
Glaubenszwange und Despotidmus fügen? Wäre alſo dieſes der rechte Weg zur Gründung 
und Bewahrung eines freien und friedlichen Mechtöverhältniffes? Wäre es vollends für und 
heutzutage der richtige Weg, die wir und nicht einmal mehr äußerlich zu derfelben Religion und 
teligiöfen Lehre der Moral bekennen, die wir Glaubensfreiheit an die Spige unjerer gefellichaft- 
lihen Einrichtung ftellen oder Religiondfriege führen müffen ? 27) 

Denken wir und: nad einer Zerflörung ihrer frühern Verhältniſſe durch Nevolutionen, 
Kriege oder Auswanderungen fände ſich eine Reihe tüchtiger Kamilienväter, fei es bereits auf 
demfelben Boden, oder auf verjelben Wanderung, etiwa auf denjelben Schiffen, nad einem fernen 
Eilande, auf weldem fie alle innerlih wünjchten in frievlihem Anbaue und in mwechfelfeitiger 
Unterflügung und gemeinfhaftliher Schützung ihre und der Ihrigen Beftimmung zu verwirk 
lihen. Wollte nun hier etwa einer derjelben auftreten und von feiner höchſten religidfen oder 
philoſophiſchen Fichte'ſchen oder Hegel’fhen abfoluten Idee aus, welche die andern nicht ver- 
ftänden oder wegen ihrer eigenen abweichenden, etwa &riftlihen oder Kant'ſchen Grundidee 
nit für wahr halten fönnten, ein Syftem für ihre gemeinſchaftlichen Rechts- und Staats: 
gefege deduriren und dieſes ald die reine Vernunft und Wahrheit, welcher nur Unvernünftige 
und Böswillige fih widerjegen könnten, ven andern freien Männern aufzwingen, was würde 
erfolgen? Statt des Friedens vor allem Krieg der Übrigen gegen den Despoten und feine An= 
bänger, und in diefem dann Gieg ded Despotismus flatt der Freiheit oder Ausftogung und 
Verwerfung der anmaplichen Despoten. Wäre nun wol nad folder Entfernung der Tyrannen 
und war nicht von Anfang an der natürliche, der vernünftige Weg zu einer freien und fried- 
lihen Rechts- und Staatsordnung vielmehr der oben befhriebene? Die Familienväter erkennen 
ih gegenfeitig ald freie, gleihberechtigte Perfonen und Genoffen an und vereinigen fich zu freiem 
Briedend: und Hülfsvereine mit feinen natürlihen Bedingungen und logifhen Folgerungen, 
wie und diejes die Gejchichte der freien Völker zeigt (f. oben unter VIL). Suchen denn nicht au 
fpäter freie Völker, die Römer, die Briten, in ihren freien Männerverfanmlungen nur auf den 
Grundlagen ihrer alten beihworenen Verträge und Verfaffungsgrundfäge, durch die Berufung 
auf fie und auf die logijhen Folgerungen aus ihnen, nicht aber aus neuern philoſophiſchen 
Schulſyſtemen zu neuern Beihlüffen und Reformen früherer Irrthümer und eingeſchlichener 
Misbräuche ſtets frei und ſtets neu ſich zu vereinigen? 

Wollten wir aber auch ſelbſt jenen obigen großen Unterſchied der objectiven und nicht ob- 
jectiven Erfenntniffe überfehen und zugeben, daß eine rein philoſophiſche Lehre einzelner Indi- 
viduen oder Schulen allgemeine Zwangsgeſetze bilden könne, fo bleibt dennoch der Staats— 
vertrag nothwendig für jeden beflimmten Staat und jede beftinnmte Staatöverfaffung. Diefes 
zu überſehen, darin befteht der zweite Hauptirrthum der Gegner. Es gibt viele verfchiedene 
Staaten und ebenjo verjchiedene politifche Bedürfniſſe verfchiedener Völker. Es gibt verſchiedene 
Verfaflungen und verfhiedene Regierungen jelbft derjelben Staaten in verſchiedenen Verhält- 
niffen und zu verjchiedenen Zeiten. Selbſt die Theorie wird unter ihnen feine abfolut für alle 
Menſchen, für alle Bildungsftufen, alle ihre Bedürfniſſe, Verhältniffe, Gefahren ald die allein 
mögliche erklären wollen. Hundertmal jind, auch mit Freiheit und auf löbliche Weife, Menfchen 
ausgewandert, haben Völker fi zu neuen Staaten conftituirt oder mit andern Staaten ver: 
bunden, haben ihre Berfaflungen und Regierungen weſentlich geändert, haben die Bürger ver: 
bienftlih und mit Erfolg für Reformen gewirkt. Was hilft euch nun all eure allgemeine phi— 
loſophiſche, phyſiſche, hiftorifche, veligiöfe, ſittliche, rechtliche Nothiwendigkeit der Staaten und 
Regierungen gegen die Vertragstheorie? Was hilft alle allgemeine Moralpfliht und alle all- 
gemeine Rechts- oder Nüglichkeitöpflicht, überhaupt in einem Staate zu leben, überhaupt einer 
Regierung und Verfaffung ſich unterzuordnen? was das allgemeine philoſophiſche Ideal der 
beiten Verfaſſung? Diefed alles zwingt mich, zwingt ganze Völfer und ihre Negierungen 


27) S. Bd. 1, S. XL. Welder, Syitem, I, 106 u. 462, wo auch nachgewiefen ift, daß immer: 
mebr die Überzeugung fiegt, daß alles äußere Gefeg eine ubjective Begründung haben müfle. 
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ſelbſt doch nicht überhaupt und gerade jetzt, gerade nur dieſen beſtimmten Staat, dieſe beſtimmte 
Verfaſſung und Regierung zu wählen, zu behalten, mit Leben und Tod zu vertheidigen. Es 

“verhindert fie nicht, auf irgend an ſich rechtlichem Wege, durch Auswanderung, Mitftimnen, 
Neformbeftrebung, je nad) ihren befondern Überzeugungen das, was für fie jegt heilfam und 
vecht fcheint, mit Freiheit zu wählen und womöglid einzuführen. 

Wegen diejed immer aufd neue und unabweisbar fih aufpringenden Bedürfniffes einer 
möglichft freien vertragsmäßigen Begründung und Geftaltung der Staatöyerhältniffe für freie . 
Menſchen und Völker fallen denn vollends auch alle nur einigermaßen frei gefinnten Schrift: 
fteller, die einer andern Theorie buldigen wollten, immer aufs neue in jene Vertragsgrundfäge 
zurüd. Sie widerlegen dadurch am beften ihre eigenen Einwendungen, daß diefelben unnöthig 
jeien. So ſuchte Eraig in ſeinen „Grundzügen der Politik” und ihm ahnlich der gleich treffliche 
Deutfche Franz Baltifch in feiner Schrift über politifche Freiheit die Staatsverhältniffe unmit- 
telbar auf den allgemeinen Nugen zu gründen. Es wäre überflüfig, nohmals an ven unend— 
lihen Streit vorzüglich über die höchſten, umfaflendften Prineipien des Nüglihen zu erinnern, 
fowie an das Despotifche und Unmögliche des Verfahrens, eine einzelne jubjective Schultheorie 
darüber einem freien Volke aufzwingen zu wollen. Daß der jittliche freie Gonfens und Vertrag 
deilelben über feine gemeinfhaftlichen VBereinsgrundfäge und Zwecke ein befleres Fundament ift, 
vollends für die Beweisführung, follte dad wol noch eines Beweiſes bedürfen? Es verlegt 
wenigftens nicht, wie jenes, die allgemeine Freiheit und den Frieden, fondern es gründet und 
erhält fie. Es vereint mit der Freiheit und dem friedlichen Nechte die Kraft der allgemeinen 
Zuftimmung, ded allgemeinen Willens und der freien Liebe der ganzen Nation. Daß aber dieſer 
Conſens und Vertrag möglih und bei allen freien Völkern hiſtoriſch wirflid und nachweisbar 
ift, Diefed wurde bewiefen. Sollte er nun wol auch noch befonders ald vernünftig, als fittlicy 
und rechtlich gültig gerechtfertigt werden müflen? Leichter wäre dieſes mindeſtens ald bei dem 
Aufzwingen irgendeines individuellen eudämoniftifhen Nüglichfeitsprineips und feiner zum 
Theil jehr eimjeitigen, verberblichen Eonfequenzen. Wer aber will es wol als unfittlih und 
unrechtlich und deshalb ungültig erflären, wenn freie Männer bei ihren religiöfen Eiden in 
ihren widtigften und höchſten Momenten feierlich, jowie durd ihr ganzes Leben und Wirken 
thatſächlich e8 für ihre heilige Pflicht erklären, eine freie, friedliche und hülfreiche Nechts: und 
Staatdordnung zu errichten, ſich gegenfeitig zuzufagen, die Mitpaciicenten danach, alfo ihrer 
Einwilligung gemäß, zu behandeln und ji von ihnen ebenjo behandeln zu laffen? Unrecht ge— 
ſchieht ihnen doch jiher dabei nit. Denn daß ich meine jelbftändigen vernünftigen Mitmenſchen 
ihrer eigenen ernftlihen (nicht etwa als ſchändlich zu erfennenden) Willenserklärung entſprechend 
behandeln darf — dieſes, die genügende Grundlage für die Vertragsgültigkeit und die unent= 
behrlichſte Grundbedingung alles menſchlichen vernünftigen Verkehrs (dieſe fides justitiae 
fundamentum) — wer forderte hierfür ernftlih noch Beweis? Daß aber beide Schriftſteller 
überall in die zuerft vertworfene Vertragstheorie zurüdfallen, davon überzeugt jeder Blid in ihre 
Werke. Alle freien Grundſätze und Einrichtungen, die nur in ihr, der undankbar geihmähten, 
ihren Urfprung hatten, ihre Begründung und ihre haltbare Stellung finden, welde aber die 
beiden Schriftfteller entlehnen, fie fprehen dafür. Craig flellt zwar (Bd. 1,8. 1 und 2) ein 
nicht auf freien Grundvertrag gegründetes, fondern ein an ſich rein despotifches Zwangsrecht 
zuerfi der Regierung, dann der Mehrheit gegen die Minderheit zu dem, was ihnen nützlich oder 
vernünftig ſcheint, am die Spige, aber er verwirft nicht blos jede Verfaflung und jeve Re— 
gierung, die nicht fortvauernd dem freien Willen der Mehrheit ver Bürger entſpricht. Gegen 
über der Stimmenmehrheit verliert aber auch der Einzelne weder felbftändiges freies praktiſches 
Urtheil über die Staatsverhältniſſe, noch überhaupt einen ſelbſtändigen, nur von ſeinem freieſten 
Willen und Verfügen abhängigen Rechtskreis. Er ſoll durch freien Austauſch der Anſichten, 
durch freies Mitſtimmen, durch Preßfreiheit, Petition, genoſſenſchaftliche Gerichte, freie Volks— 
verſammlungen und Aſſociationen — alles in einer liberalen Ausdehnung, wie zumal gute 
Deutſche es ſich nie träumen ließen — für die Bildung des „allgemeinen Willens“ durch 
Mehrheitsbeſchluß und für die Erhaltung der „allgemeinen Freiheit“ mitwirken. Und er hat 
das Recht, im Vereine mit ſolchem freien „Geſammtwillen“ Regierung und Verfaſſung belie— 
big zu ändern. Hume wird ausdrücklich bekämpft, der dieſen Willen auf beſonders dringenden 
Nutzen beſchränken will. Jeder Einzelne hat einen heiligen Kreis von völlig unantaſtbaren 
Privatfreiheitsrehten und einen möglichft großen. Denn mit Berufung auf Bladftone (I, 2) 
joll nur „die Übertragung des Eleinern Theild und nur die wenigft mögliche oder die abjolut 
unentbehrlie Übertragung der Privatfreiheit an den Staat” ftattfinden, und zwar zum beſſern 
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Schuge des größern Theild oder „für die Gegenleiftung diefes Schutzes“. Auch dieſes aber nur 
nad dem Gejege der rechtlichen Gleihheit und mit Ausſchluß alles ungleihen Vorrechts. Auf 
ſolchen Grundlagen und gegen ſolche gegenfeitige Rechte fordert nun Craig „freied allgemeines 
Zuſammenwirken aller in freier Geſellſchaft für das, was allen nützlich ift: Negierung für das 
Gejammtwohl aller nad dem Gefammtwillen“. Und jeder, „ver feinen Vortheil bei der Gefell: 
ſchaft zufinden glaubt, joll ih frei mit den Seinigen entfernen können”. Die Minderheit aber ift 
felbft zu ihrer bedingten Unterwerfung unter die Mehrheit nur fo lange verbunden, „als ihr die 
Vortheile des Gehorchens größer ald die der Empörung ſcheinen“. 

Was kann man mehr thun, um nad den in England einheimischen Grundprincipien des 
Bolksconfenfes, ftatt nad) irgendeinem angeblichen felbjtändigen fubjectiven Nützlichkeitsprincipe, 
die Staatötheorie und den Staat zu conftruiren? 

Ähnliche Folgerung aus dem Vertragsprincipe enthält aud das Werk von Baltifh. Es 
ſtimmt aud mit diefem Principe überein, wenn es 5. B. jagt: „Der wahre Grund jeder befon: 
dern beſtehenden Regierung ift aber fein anderer ald die allgemeine Meinung des Volkes, daß es 
Pflicht, daß es nützlich, daß es nothwendig fei, der beftehenden Regierung zu gehorchen.“ (S. 66,74.) 
Dieſes Vrincip nun, in Verbindung mit durchaus liberaler Verfaſſung, ähnlich wie die vorhin 
erwähnte, worauf ruht es dann und wohin führt es dann? Eine ſolche ganz freie allgemeine 
Meinung eines aufgeklärten freien Volkes, daß ſeine Regierung und Verfaſſung ihm nützlich 
ſei und daß ſie rechtsgültig und nothwendig beſtehe, worauf anders ruht ſie, ruht als— 
dann Regierung und Verfaſſung, als auf dem freien Volksconſenſe, auf der freien Zuſtimmung 
des Volkes, auf ſeinem Vertrauen auf die Heiligkeit der weſentlichen Bedingungen des Rechts— 
und Staatsgrundvertrags? Wohin führt ſie anders als zu der Bemühung, dieſe Zuſtimmung 
ſtets lebendig zu erhalten und dadurch die Geſammtmacht der freien Nation für Regierung und 
Verfaſſung zu gewinnen? , 

XIU. Bortfegung. 5)Uberdie Heilfamkeit des VBertragsprincips und die 
Gefährlihfeit feiner Berleugnung. Und wohl ihnen — dieſes führt und auf die an- 
gebliche Gefährlichkeit ver Bertragätheorie — wohl den Regierungen, deren Rechte, ſtatt nur 
auf dem geſchichtlichen Factum, dad durch jedes neue geſchichtliche Factum befiegbar ift, ftatt nur 
auf dem Glücksgute der Macht, das zur muthigen Erwerbung und Anmwendung der Gegenwart 
reizt, bie, ſtatt auf Dichtungen, welche der Wig dichtet und der Wig vernichtet, die endlich, jtatt 
auf individuellen Meinungen vom Guten oder Nüglichen, die jeder richtiger zu haben vermeint, 
vielmehr auf ver freien fittlihen Gefammtüberzeugung einer freien Nation ruben, die derjelben, 
als ihr eigenes Recht und ihr eigener Wille, doppelt theuer find! Wohl ihnen vollends alddann, 
wenn die Bildung ihres Volkes, geichwie heute die unjerige, den einzigen beiden andern Begrün: 
dungsarten der despotiſchen und theofratifhen, der phyſiſchen und Geiſtesſtlaverei entwachſen 
it! Wohl ihnen dann und vor allem auch ihrem Volke, wenn fie nicht die täglich morſcher wer: 
denden Stügen verſchwundener Zeiten fefthalten und darüber die folgerichtige Ausbildung und 
Befeftigung der neuern Grundlagen ihres Lebens vernachläſſigen, oder in unglücklichen jtuart: 
{hen und bourboniihen Kämpfen zu hemmen fuchen! 

Man bat ver Vertragätheorie zwei ganz entgegengelegte Bormwürfe gemacht. Die einen, 
und insbejondere auch Haller, wähnen, fie führe zu leicht zu Veränderungen, jie Öffne der wech— 
felnden Laune der Pöbelwillfür, dem Thronumiturze und der Revolution Thor und Thür. 
Man jagt: Geht die Negierung und Berfaflung vom Vertrage aus, fo werden auch die Bürger, 
vielleicht einzelne Parteien und Pöbelhaufen, glauben, ihren Vertragswillen beliebig ändern, 
Die Krone und Negierungsvollmadt beliebig zurüdnehmen zu dürfen. Sie werden vollends, 
wenn fie glauben, die Regierung habe ihrerfeitö den Betrag irgend verlegt, denfelben aufheben 
und mithin revolutioniren zu dürfen meinen. Überhaupt habe das Königthum, vollends das 
erbliche, in diefer Theorie feine würdige, feite Stellung. Es werde ausgeihloffen oder doch be: 
raubt oder ewig bedroht durch Volfsfouveränetät und wandelbare Willfür. Entgegengefegt 
fürdten freilich mande, z. B. Hr. v. Haller, ebenfo ſelbſt eine grenzenlofe Willkür des vertrags— 
mäßigen Königthums. Die andern Hauptparteien dagegen, insbefondere auch Craig, balten e8 
für verwerflih, ven Staat ald Geſellſchaft, ald vertragsmäßig zu betradten, weil dieſes die 
nothwendigen Beſchlüſſe und Änderungen oder Neformen verhindere, die Negenten zu fehr und 
gegen die allgemeine Nüglichkeit befeftige, ihnen felbftändige Rechte gebe. Bei ver Geſellſchaft 
gelte, fo jagt Zadariä, ftets die Stimme des Widerfprechenden. Die vertragsmäßigen Nechte 
könnten nicht auf dem Wege einfaher Geſetzgebung geändert werden. Veränderung der Verträge 
und mithin die Reform Hiftorifcher VerfehrtHeiten mürden zu ſchwierig. 
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Schon dieſer ganz entgegengeſetzte Vorwurf deutet auf die Wahrheit Fa daß die Vertrags: 
theorie gerade die Fehler und die Gefahren zu leichter und verderblicher Anderungen, fowie bie 
nicht minder großen eines zu hartnädigen Feſthaltens am Alten und Beralteten ausſchließt. 
Und in der That führt fie in ihrer richtigen Durhführung zu einem ftetigen, gejicherten, aber 
von innen organifch fortfchreitenden und fi natürlich entwidelnden Leben und zu ber beften 
Sicherung des Throns und der Freiheit. 

Der erite jener Vorwürfe verwechfelt wieder die auf bleibende, höhere und natürliche Be— 
dürfniffe gefitteter Nationen gegründete Rechts: und Staatövereinbarung und ihre grundver: 
tragdmäßig genau begrenzten und geficherten gegenfeitigen Rechte der Regierung und der Bür— 
ger mit wandelbaren inhaltsleeren Willfürverträgen und abfoluten Willlürreihten. Er über- 
ſieht, daß ein folder auf fo wefentlihe und Heilige Forderungen und Bedürfniſſe geftüter, fich 
täglich frei bethätigender geſellſchaftlicher Gefammtwille einer ganzen Nation, eine durch ihn als 
legitim anerkannte und gehaltene Regierung und Staatseinrihtung unendlich weniger al jede 
andere den Angriffen Eingelner, einzelner Parteien und Verſchwörungen ausgefegt iſt. Hier 
haben vie legtern, wenn fie felbft die Regierung überwältigt hätten, wodurch in Despotien jeder 
Rebell legitimer Herr wird und, nad Hrn. v. Haller, das Privatglüdsgut der Souveränetät 
erwirbt, auch noch die in ihrem eigenen Gemeinweſen ſchwer verlegte Nation und ihren verlegten 
Willen zu Gegnern. Dieſes ift um fo mehr der Kall,-weil die Durhführung der Vertrags: 
grundjäge auch dem Volke die Sicherheit und jedenfalld dad Vertrauen gibt, daß verberblide 
Misbräuche auf friedlihem, verfaſſungsmäßigem Wege gehoben werden fönnen, während im 
despotifhen Zuftande die Hülfe nur durch Revolutionen kommen fann. Seit dem Siege ber 
Bertragdgrundfäge in England, und folange fie die Regierung nicht verlegt, hat England, bat 
ein engliicher König feine Verſchwörungen, Revolutionen, Enttdronungen, Meuchelmorde zu 
fürdten. Wenigftend nur boffnungslofer Wahnſinn könnte fie verfuhen. In diefem Sinne 
fonnte der Minifter Lord Nuffell mit Recht fagen (Allg. Ztg. v. 16, Det. 1838): „Es gibt 
vielleicht Leute, welche dieſe Volksverſammlungen unterbrüdt wiffen möchten, das ift aber mein 
und der Regierung, zu der ich gehöre, Anficht nit. Das Volk iftzu freier Discuffion politiſcher 
Fragen vollkommen berechtigt. Die freie Discuffion ift e8, welche die Wahrheit zu Tage fördert. 
Hat das Volk feine gegründeten Beſchwerden, fo wird fein gefunder Menfchenverftand es dieſes 
bald einfehen laffen, und die VBerfammlungen werben aufhören. Nicht die freie Discuifion, 
nicht die ungehemmte Nußerung ber öffentlihen Meinung ift ed, wovon eine Regierung etwas 
zu fürdten hat, fondern dort ift wirkliche Gefahr, mo Drud und Geheimnißfrämerei auf feiten 
der Regierung die Unterthanen ihrerfeitd zu geheimem Bündlerweſen und zu Verſchwörungen 
treiben. Da ift die Furcht, da die Gefahr, nicht in der Freiheit der Rede und Schrift.” Und hat 
etwa ein britifcher Monarh im In: und Auslande feine adhtungswerthe Stellung? Welder 
Souverän erfreut fi ehrfurchtsvollerer Hulvigungen, als die der freien und flolzen Briten 
gegen den ihrigen jind? Und die rohe Gewalt oder der bloß factifche Beſitz, flatt durch die freie 
Huldigung eines freien Volkes geadelt, nur mit einer Phrafe verziert, follten ehrfurdtögebie- 
tender und gef&hügter ſein? Was ift das Siegel unverlegliher heiliger Achtungswürdigkeit und 
Majeftät, wenn es folche freie Rechtsanerkennung, ſolche freie Huldigung durch den freien ſitt— 
lihen Geſammtwillen einer freien, einer edlen Nation nicht ift? Was ift ehrwürdiger und fefter, 
ald was — um mit dem Dichter zu reden — „frei viele der Seelen vereint”, was fi in ben 
freien Herzen eined ganzen Volkes ald dad Gute, Rechte und Nothwendige offenbarte? Und 
Hr. v. Haller, er, der durch die Knechtd- und Schugverträge vereinzelter Knechte und Schüglinge 
jein Regierungsrecht erſchafft und zurbeilt, will ſolche Privat:, Knechts- und Schützlingsherr⸗ 
fchaft eines Privatmannd monarhifher finden als jenes durch bie majeftätifche Würde und 
Kraft des freien fittlihen Gejfammtwillens, des Gemeindeweſens einer freien mädtigen Nation 
geweihte und geftügte wahrhafte Fürſtenthum? 

Die Vertragdgrundfäge fließen aber nicht blos für die Regierung und für das Volf die 
Gefahren revolutionärer und eigenmwilliger Neuerungen von feiten der Volfsparteien aus, fie 
verhindern auch die Regierenden und die Minifter, allzu willkürlich und leicht dad Alte und die 
Berfaflung zu zerſtören und neue, felbft für die Feftigkeit ver Thronrechte bedenkliche Theorien 
übereilt ins eben zu rufen. Vergleiche man dod auch nur in diefer Hinſicht das volföfreie 
Britannien mit fo manden abfoluten Regierungen älterer und neuerer Zeit, mit Yändern, in 
welchen jede neuerungsfüchtige Theorie eines Minifters wie der Sturmmind durchs Land fährt 
und in wenigen Tagen oder Gefegen oft mehr nieberreißt, ald Sabre und Jahrhunderte wieder 
aufzubauen vermögen. England hat fi ven Vorwurf oft muͤſſen machen laffen, daß der allge= 
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meine Volkswille, die Übereinftimmungaller feiner Organe zur Beränderungdes Alten zu [hme. 
für diefe Veränderungen zu erhalten jei, und daß fo zu viel Altes unreformirt bleibe. Allein 
die übrige Volksfreiheit und ihr ftetd lebendiger wohlthätiger Einfluß milvert hier auch die 
Nachtheile einzelner unpafiender alter Verfaflungseinrihtungen gar fehr. Sie drücken jeden: 
falls ungleid weniger ald neue verfehrte Ginrihtungen der Willfür. Ihre nur befonnene und 
wiederholt geprüfte Reform aber ſchließt ververblide UÜbereilungen und Ginfeitigfeiten aus. 
Und werden fie wirklich unerträglid, jo ift ihre frienliche Reform gerade durch die lebendige 
‚Kraft des Öffentlihen Willend gewiß. 

Nur erft, wenn eine folde Unerträglichkeit jemals in Beziehung auf das Königthum ftatt- 
finden fünnte, wenn ed allen Glauben an feine Heilfamfeit und Möglichkeit und alle Achtung 
vor jeiner Würde jelbt zerftört hätte, dann erft wäre der König aud im vertragsmäßigen 
Staatöverhältniffe in Gefahr. Aber gewiß nicht in größerer als in abjoluten Monardien. Ihm 
ftehen in England, außer der Gewalt und allen etwaigen fubjectiven Anfichten für daſſelbe, die 
Vertragsrechte jelbft zur Seite, die dur die religiös geheiligten Grundverträge, durch die 
freie Huldigung der legitimen Organe des Gefellihaftöwillens feierlich anerkannten, die von 
einem freien fittlihen Volkswillen, aljo von göttlihem Willen geheiligten vertragsmäßigen 
Rechte des Souveränd. In diefem Sinne gibt aud das englifhe Staatsrecht, obwol ed, im 
Gefühle der Greuel, welde die Ableugnung des Vertragsgrundjages über dad Volk und die 
Könige brachte, dieje Ableugnung zum Todesverbrechen erklärte, dennoch unbedenklich neben 
der Vertragdanerfennung ven Titel „von Gottes Gnaden”. Die wahren, die englifhen Ver— 
tragdgrundfäge find weit entfernt von einer Rechtfertigung jefuitifcher Dolche und von der Kö— 
nigömorbötheorie eines Mariana, aud) ebenſo entfernt von der jafobinifhen Volksſouveräne— 
tät, in deren Namen eine an feine Grundverträge gebundene willfürlihe Stimmenmehrheit 
beliebige Umftürzungen des gejellihaftlihen Zuftandes, alſo auch Vernichtung des jelbftän- 
digen wohlerworbenen erblihen Königsrechts und feiner fouveränen unantaftbaren Würde 
decretiren fönnte. 23) Go etwas fann eine gerade durch umvermeibliche DVerirrungen ber 
abjoluten Monardie bervorgerufene, aber durch fein Vertragsrecht gebildete und gezügelte 
blinde Volkswuth, joldes kann gerade eine den Vertrag beftreitende Theorie , jelbit die eines 
Zachariä mit ihrem beliebigen Revolutiondrechte der Mehrheit rechtfertigen. Solches wird fer— 
ner da, wo nichts den Phantafien fubjectiver Theorien vom Nüglichen oder Gerechten und ven 
Planen der Neuerungsſüchtigen im Wege fteht als etwa die des Glaubens und aljo der Kraft 
beraubte myſtiſche oder hierarchiſche Ableitung von Gotted Gnaden (Dei gratia), den Thron: 
rechten gefährli werden. Dem wahren grundvertragdmäßigen fittlichen Gejamntwillen aber 
ift ed gänzlich entgegen. Durd ihn und durch die vom Vertragsprincipe ausgehenden Einrich— 
tungen und Gelinnungen ded Volkes wird e8 befämpft. Je vertragdmäßiger ihr die Thronrechte 
macht, defto fefter jind fie. Der Sicherungsartikel in der franzöfifhen Gharte, der vom Vertrage 
nichts wußte, hat weder das Königshaus no das Volk gefihert. Ebenſo wenig das „göttliche 
Recht“ und dad „Schwert unferer Vorfahren‘, die man dem Bertrage entgegenfegte. Sichere 
man vurd Vertrag, durch Verfaffung, fo bedarf es feiner Sicherung durch Revolution, feiner 
gegen jie #7 

Überhaupt aber beruhen faft alle jene von der Sicherung des Königthums und der Verbin 
derung der Vöbelherrihaft und Revolution hergenommenen Einwendungen auf den gröbften 
Verwechſelungen und Misfennungen der wahren politifhen Bertragsgrundfäge und felbft der 
einfachſten Rechtswahrheiten. Veränderung der Regierung und Berfaflung und Revolutionen 
zeigt uns die Geſchichte aller Staaten und gerade am häufigften, am gefährlichften für den 
Fürften da, wo man, wie in den orientalifchen und in einem großen europäiſchen Reiche, von 
Vertrag wenig oder nichts weiß. In allen, ſelbſt ven confervativften oder auch fervilften Staats: 
tbeorien, ſelbſt in denen von Schmalz und Haller wie in denen von Burfe und Geng, ftellt 
man juriftifhe Redtfertigungdgründe ber Revolution auf?9), häufig ſogar ſolche, die dem 
fubjectiven beliebigen Ermeflen einzelner und einzelner Barteien den gefährlidften Spielraum 
lafjen. So rechtfertigen Hume und Graig die Revolution durd ihre Nüglichkeit; fo Zachariä, 
jofern fie die Mehrheit für fih gewinnt, was jeder Empörer hofft (I, 192; 11, 448). Hr. v. Haller 
rechtfertigt fie, wenn den einzelnen an fein Oemeinwefen und feinen Geſammtvertrag gebunde⸗ 
nen Unterthanen der Drud der Regierung etwa unerträglich ſcheint. Dabei eröffnet feine Theorie 
den fiegreihen Rebellen noch insbeſondere die lockende Ausjicht, fi auf ebenfo legitimem Wege 


28) ©. den Art. Gentz. 29) ©. vorige Note. Bachariä, Bierzig Bücher, 11, 449 fg. 
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als die enttbronten Fürften dad Privatglücksgut der Souveränetät und legitimen Herrſchaft zu 
erwerben. Prüft und vergleiht man nun die wahren Vertragsgrundfäge, fo rechtfertigen und 
erleichtern fie in ver That am allerwenigften revolutionäre Unternehmungen. Wie wäre ed etwa 
rehtlid begründet, daß in einer vertragsmäßigen moraliſch-perſönlichen Gefellihaft einzelne 
oder Parteien oder auch eine Mehrheit vie grundvertragsmäßigen Gelege der Gefammtheit und 
die dadurch begründeten Rechte nach ihrer befondern einfeitigen Anſicht und Willfür angreifen, 
zurüdfordern oder aufheben dürften? Wie darf man die VBertragstheorie auch nur mit republi- 
kaniſcher, wir wollen nit fagen mit jafobinifher Volksſouveränetät verwechſeln? Sie erfennt 
ebenjo gut wahre, vem Volkswohle ſelbſt heilfame, felbftändige, feite, erbmonardhifche, wie ariſto— 
fratifche odevedemofratiihe Staatsform ald möglich, je nach den Berhältniffen als heilfam und, 
wo fie rechtlich befteht, ald rechtsgültig an. Die großen Monarden Friedrich der Große und 
Joſeph II. nannten fi im edelſten Gefühle ihrer Pflichten und der Würde und des Nedts ihres 
Bolfes deſſen erfte Beamte, und mande Schriftfteller billigen viefes im wörtlichen Sinne und 
verwechjeln jo den bloßen Bevollmädtigungd: oder Beamten und den Regierungsvertrag. Die 
wahre Vertragstheorie aber unterfcheidet Icharf ven ver Nepublif angehörigen bloßen Manvats: 
vertrag, durch welchen ein Volk einem Beamten widerruflih und ohne für-ihn ein jelbftändiges 
Regierungsrecht zu begründen, Öffentliche Gewalt auszuüben aufträgt, und den Unterwerfungs— 
oder Negierungdvertrag, in welchen eine Nation ein fouveränes ſelbſtändiges Regierungs- oder 
Majeſtätsrecht eined Regenten, häufig einer Negentenfamilie, anerkennt, ihnen huldigt und 
innerhalb der legitimen Grenzen jenes Rechts nicht blos in ihrer Mehrheit, jondern in ihrer 
Geſammtheit ih unterwirft. Es ift aldvann ein jo hoher, fu felbftändiges eigene® Recht des erb- 
lihen Königs und der Erbberechtigten und fo feft verbürgt, als es irgendein anderes durch den 
ſittlichen Geſammtwillen der ganzen Nation, worauf ja alle Rechte, der ganze Frievend- oder 
Rechtszuſtand beruhen, nur jemals fein kann. | 

Gerade wenn dur unmittelbaren Orundvertrag mit der Geſammtheit dieſes Necht geheiligt 
ift, jo kann e8 ſelbſt nicht einmal auf dent ordentlichen gefeglihen Wege durch Mehrheitsbeſchluß 
rehtögültig aufgehoben werben. Selbft auch bei Verlegung des Vertrags wäre für die Einzel: 
nen, für die Mehrheit, ja für die Geſammtheit fein juriftifches Recht zu beliebiger Auflöfung des 
Vertrags begründer. Wo ift denn die juriftifche Vertragstheorie, die dem einen Pacifcenten 
erlaubte, bei einer Vertragswidrigkeit ded andern deſſen ganzes Vertragsreht aufzuheben? 
Erflärt ja doch auch die claſſiſche römische Rechtstheorie das Recht ſolcher einfeitigen Auflöfung 
des Vertrags wegen Nichterfüllung von der andern Seite, dad Reurecht (jus poenitendi), nur 
als ein befonderes Ausnahmerecht für eine ganz fpecielle Art der Privatcontracte, Die allge: 
meine Vertragstbeorie aber geftatter dem Verlegten nur die rechtlichen Wege zur Bewirfung 
der Vertragserfüllung, alfo im privatrehtlihen Verhalten rechtliche Vorftellung, Vergleichs— 
unterhandlung, gerichtliche Klage und die Ginrede des nicht erfüllten Contract zu einer provi— 
jorifhen Zurüdhaltung der Gegenleiftung bis zur gegenfeitigen Grfüllung. Im Staatdver: 
hältniffe muß die Verfaffung fir die Hier geeigneten rechtlichen Wege forgen durch ſtändiſche 
Rechte, Minifteranflage, Steuerbewilligungsredt u. ſ. w. Ja die Vertragägrundfäge gerade 
zerftören die Rechtfertigungsgründe, melde die fubjectiven philoſophiſchen Staatstheorien für 
Revolution und Thronumfturz darbieten. Nach den legtern und vollends nah Haller’icher 
Gewattstheorie iftesgenug, daß die unzufriedenen Einzelnen oder Parteien nad ihrem ſubjectiven 
Theoretijiren und Meinen die Kronrechte für verwirkt, oder die Abhülfe duch Thronumſturz oder 
Revolution für nüglic, für unentbehrlich oder für naturrechtlich oder moralifch erlaubt Halten. 

Ganz anders die wahre Vertragätheorie. Sie verweift die Unzufrievenen vor allem auf 
ihr Oemeinwefen, auf die Gefammtheit, ohne und gegen deren Willen fie nichts vermögen. Sie 
fordert von ihnen, ehe ſie deren gemeinſchaftlichen gefellihaftlihen Zuftand ändern, ehe jie ſelbſt 
auch bei großem Übel des Regierungsunrechts durch Revolution ihr noch viel größere Gefahren 
bereiten, als vieleicht die gefeglihen Wege oder die vorübergehende Duldung begründen, eine 
rechtsgültige Vollmacht im Namen ver Gefammtheit, ihr Gemeinweſen zu ändern oder umzu— 
ſtürzen. Und an diefem Mangel jcheitert Die juriftifche Nechtfertigung der zu unternehmenden 
Revolution. Die Furcht vor der durch folde Unternehmen beleidigten Gefammtheit, fowie Hoff: 
nung der Abhülfe auf den gemeinfhaftlihen grundvertragsmäßigen Wegen verhindern fie aud). 
Sie verhindern fie, wenn nicht etma eine durch Feine Theorie der Welt zu hemmende empörte 
Nothwehr der angegriffenen Einzelnen, allgemeine Verzweiflung oder moraliſche Empörung fie 
ohne Abſicht und ohne Verſchwörung unwiderſtehlich hervorgerufen. _ 

Viele nun haben ebendeshalb, wie Craig, die Vertragstheorie getadelt, daß fie auch für 
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die nöthigen Revolutionen, welche die unerträglichen, die Menſchheit ſchändenden, die Völker 
herabwürdigenden und verderbenden Greuel der Despotie theils durch heilſame Furcht verhin- 
dern, theils entfernen ſollen, welche, wie Gewitterſtürme, trotz allem Übel, zuletzt im Plane der 
Vorſehung unentbehrliche Reinigungs-, Rettungs- und Verjüngungsmittel ſind, die juriſtiſche 
Rechtfertigung entziehe. Doch, wie ſchon erwähnt, gerade die Vertragstheorie, wenn ſie ver: 
wirklicht iſt in einer Nation, in ihren Einrichtungen und in ihrer und der Fürſten Geſinnung, 
macht ſolche Revolutionen glücklicherweiſe unnöthig. Sollte aber dieſes nicht der Fall ſein, ſo 
bedarf es doch keiner vorausgehenden juriſtiſchen Rechtfertigungsgründe für revolutionäre 
Plane. Die unentbehrlichen unvermeidlichen Heilmittel im Plane der Vorſehung wird auch ihr 
Mangel nicht ausſchließen. Alle andern aber ſchaden auch der Freiheit. 

Dem Zachariä'ſchen Einwand der zu großen Hemmung der nothwendigen Beſchlüſſe und 
Veränderungen liegt die auffallende Verwechſelung der Staatögefellfchaft, als einer moralifch- 
perjönlihen Gefellihaft, mit einem gewöhnlichen Privatgefellihaftävertrage zu Grunde. Nur 
bei dem legtern, dem todten Gontractöverhältniffe, z. B. einer gewöhnlichen Handelsgeſellſchaft, 
jiegt jedesmal bei neuen Beihlüffen die Stimme der Widerfprechenvden. Bei der moralifch- 
perjönlichen, bei der lebendigen Gefellfhaft dagegen oder bei der Corporation, da muß man 
unterfheiden die den rechtlihen Geſammtwillen und feine Grenze beftimmenden wefentlichen 
grundvertragsmäpigen Bedingungen, welche allerdings nur durch die Zuftimmung aller oder 
durd eine Totalrevolution der ganzen Gejellihaft geändert werden fönnen. Innerhalb feiner 
re&tlihen Sphäre aber wird der Gefammtwille dur bloße Stimmenmehrheit oder andere 
verfaffungsmäßige Organe ausgefprodhen. 39%) Es erfordert übrigens dennoch eine richtige 
Gonftitutionspolitif, daß die eigentlihen Grundverträge der ganzen Nation aufdie allermeient: 
lichten allgemeinen Fundamentalrechte befhränft werden und daß auch in den übrigen Verträ: 
gen nur das Allerwichtigſte vertragsmäßig feitgeftellt werde und fo ver gewöhnlichen Geſetzge— 
bung der nöthige Spielraum für leichtere Reform vorbehalten bleibe. 

XIV. Uber göttlihes, monarchiſches, fouveräned und abfolutes Regie— 
rungsreht, wahres und falfhes. Ihr Verhältniß zum Vertrag und Kö: 
nigswort. Geſchichtliche Kämpfe und Entjheidungen hierüber bis in die 
neuefte Zeit. Sofern göttliches Recht, monarchiſches, fouveränes oder abjolutes Fürſtenrecht 
irgend verftanden würden als rechtlich fchranfenlofe, über Recht und Rechts- und Staatdvertrag 
ſtehende willfürlihe Gewalt, fo wären fie ebenfo wie ſchrankenloſe Volfsfouveränetät (ſ. VII.) 
gänzlih unvereinbar mit dem rechtlichen Zuftande, mit der Freiheit ver Bürger, mit ihrer und 
der Fürften Ehre, jie wären Sultanismus, vielleicht in Aſien und für Räuberhorden, nicht aber 
in Deutſchland erträglich. 

Es läßt ſich aber aud ein mit Recht und Freiheit vereinbarlicher Sinn mit jenen Begriffen 
verbinden. 

Nach der obigen Entwidelung (III. und X.) fol die ganze Rechts- und Staatsordnung einer 
freien Nation, alfo auch ihre obrigfeitlihe Einrichtung, das Regierungsrecht im allgemeinen und 
deſſen Ertheilung an beftimmte Negenten, ihrem innern Weſen nad das fittlich-vernünftige 
oder göttliche Geſetz verwirklichen, jedoch ftetd nur in der Form des freien Conſenſes des Volkes. 
Die von ihm begründeten Einrichtungen, alfo auch die Obrigkeit, find felbft nach ver juriftiihen 
Borausjegung (Präſumtion) auch vernünftig oder göttlich. Dieſes vernünftige oder göttliche 
Recht aber ift für das Volk fein von außen kommendes und wunderbares, jondern ed kommt 
ganz natürlich von Teiner innern vernünftigen fittlichen oder veligiöfen Überzeugung und freien 
Bereinbarung, iſt alfo zugleich ſtets vertragsmäßig. Es ift nad) feinem Umfang wie nad) feiner 
Entftehung unzertrennlih an den Volksconſens gebunden, durch ihn juriſtiſch entſtanden und 
begrenzt. 

& ift ed nicht blos nady natürlicher und pojitiver Staatstheorie, fondern auch nad dem 
echten, namentlich auch nad; dem proteftantifhen Chriſtenthum. Denn das Ehriitenthum wendet 
fih mit allen feinen fittlihen Geboten an die innere freie fittliche und veligiöfe Überzeugung der 
Menſchen, will, daß von ihr, von freier Liebe allein ihre Handlungen ausgehen, vermeidet aber 
forgfältig, über die Einrihtung der Staatöverhältniffe auch mur ein einziges unmittelbares 
Gebot zu geben, überläßt fie vielmehr der freien und gleichen brüderlichen Vereinbarung, welde, 
falls die Menſchen hriftliche Gefinnungen haben, von Dielen bejeelt fein wird. Daher fonnte 


30) ©. die Art, Eorporation und Geſellſchaft. 
Staats-⸗Lexikon. VI. 9 


* 
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zwar dev Apoftel Paulus nicht von fürſtlicher Gewalt, jondern von der obrigfeitlihen oder 
Staatseinrihtung im allgemeinen fagen, daß fie fittlih:vernünftig oder von Gott gewollt und 
achtbar fei, der Apoftel Petrus aber Fonnte ebenfo und ganz hiermit vereinbarlich zugleich jede 
beftimmte Staatd- oder obrigfeitliche Einrichtung eine menfhlihe Anoronung nennen. 91) 
Darin ſtimmte fogar das doch viel mehr theofratiihe altteftamentliche Recht aus Achtung der 
Freiheit überein. Selbft der göttliche Regent gründete ja feine Regierungsgemalt und feine 
Gefepgebung und deren Annahme auf ausdrücklichen feierlichen Bund und Vertrag zuerft mit 
Abraham, dann im Moabiterland und am Sinat, wo die Volfsverfammlung fowie aud) jpäter 
förmlich über Annahme ſelbſt der göttlichen Gefege berieth und beichloß, ebenſo wie fpäter über 
die Annahme von Saul, als fie einen König gewollt hatte, 3?) Auch) hat die hriftlihe Kirche 
dieſe ebenfo tiefe ald einfache, zugleich fittliche oder religiöfe und zugleich freie oder rechtliche An— 
jicht im wefentlichen ſtets beibehalten. 

Es ift Höchft bemerfensmwerth, wie auch in jenem frommen Mittelalter, aus welchem man 
doch ſpäter ein jo ungöttlides despotiſches göttliches Recht ableiten wollte, noch zu viel Brei: 
heitsachtung und praftiiher Verſtand Herrihten, ald dag man von einem göttlihen Recht der 
Könige ohne Begründung der rechtlichen Gültigfeit durch vie Rechtsform des Volksvertrags 
oder gar gegen denſelben etwas hätte willen mögen. Überall fteht, wie im Alten und Neuen 
Teſtament und im Titel der feierlich erwählten und an förmliche Wahlberingungen gebunde: 
nen 9?) deutſchen Kaifer oder wie im Inhalt der ſich felbit ald Grundvertrag bezeichnenden 
englifchen Magna-Charta, neben der religiöjen Auffaffung, neben dem Dei gratia ausdrücklich 
der Bolfävertrag. 9*) 


— — 


31) Die vollitändige Beweisführung enthält der Art. Chriſtenthum. 

32) ©. die Art, Bund Gottes und Hebräer. 

33) Schon von Karl's des Großen Wahl berichtet Gainhard (außer dem Eid auf die Berfaffung) 
ſolche Wahlbedingungen,, nady deren Annahme fowol von der Nation wie vom Kaifer es heißt: sus- 
ceptae sunt utrimque conditiones; hierauf wird dann Karl consensu omnium Francorum gewählt. 

34) Dei favente clementia et ordinatione imperii hieß es in Ludwig's des Frommen Titel, fpäter: 
„von Gottes Gnaden erwählter römifcher Kaiſer.“ Selbft zu dem gewählten Rolenfönig fagte, troß 
der Wahl und des liberum veto, der Brimas von Polen gerade bei der Proclamation der Wahl: ‚Im 
Namen Gottes ernenne ich dich zum König”, ebenfo wol wie zum gewählten und auf die Regierung und 
nach den Neichsgrundverträgen beeidigten König von Schweden ber Biſchof von Upfala: ‚Sta et re- 
tine locum tibi a Deo demandatum.‘ Sogar die dänifche Souveränetättacte und Lex regia leitet 
ihre Königsgewalt ausdrüdlid; von dem Vertrage mit der ganzen Nation ab. 

Halbwegs verſtändige Vertheidiger des göttlichen Rechts fühlten fich angefichts dieſes geichicht: 
lihen Staatsrechts der europälfchen Staaten genöthigt, daffelbe durch den Bolfsvertrag zu legitis 
miren und praftifch zu machen, wie Abbabie, welcher in feiner Defense de la nation britannique 
(1659) ©. 211 jagt: „Die Gewalt der Könige kommt von Gott, welcher fich aber des freien Na: 
tionalwillens als des allein erfennbaren (alfo auch für Menſchen allein äußerlich gültigen oder legie 
timen) Weges bedient, um fie ihnen (bei Erbmonarchien alfo den zum voraus mitgewählten Nachfols 

ern) zu übertragen.‘ In diefem Sinne berichten die Annaliften ſtets die — —* der deut⸗ 
66 Kaiſer. So heißt es in der Vita Heurici sancti (bei Gretſer, De Div. Bamb., c. 1) von der Wahl 
Kaifer Heinridy 8 1002: „Omnia vota nutu divino ad eum inclinantur. Hic ergo ab omnibus 
pari voto et communi consensu accersitur, divina ulique disponente clementia’' etc. Hein: 
rich IV. vereinigte auf dem Reichstage 1099 auch noch Erbrecht mit dem Bolfsvertrag in den Morten: 
„Me in imperio natum, quem Deus et vos rebus humanis imposuistis.‘' Don der Wahl des Kai— 
fers Dito aber, wo auch noch die königliche Ernennung unbefchabet des Vertrags hinzukommt, berichtet 
MWittefind von Korvei: „Defuncto patre omnis populus Francorum atque Saxonum jam olim 
designatum a patre fillum ejus Oddonem elegit", und dann von feiner Krönung zu Machen, daß 
der ap, ehe er ihn falbte, fich zur Erhaltung freier Anerkennung der Wahl an das Wolf wendete: „Ei 
reversus ad populum: En, inquit, adduco vobis a Deo electum et a domino rerum Henrico 
olim designatum, nunc vero a cunctis principibus regem factum Oddonem. Si vobis ista 
electio placeat, dexteris in coelum levatis significate. Ad haec omnis populus dexteras le- 
vans” etc. Biele ähniiche Stellen bei Pfeffinger, Vitr. illustr., I, 73. 

Sogar noch Gregor VII. mußte in der Verordnung über die Papſtwahl für diejelbe wiederholt vors 
fhreiben (f.Dist.23, c.1), daß die @inwilligung bes Wolfen und der geſammten Geiftlichfeit in die Wahl 
eingeholt werte, „sicque reliquus clerus et populus ad consensum novae electionis accedat”‘. Er 
fand es nothwendig, da in den altteflamentlichen und cyriftlichen Urkunden und in den bisherigen fano+ 
nifchen Geſetzen ebenfo wie im Römifchen Recht alle Gefellfchaftsgefege und Gewalten, die Wahlen aller 
Bifchöfe u. f. w. durchaus auf Gonfens und Vertrag gegründet waren. Man vgl. 1. Mof. 9; 15; 21, 
239. 2.Mof. 10; 27:29. 1. Sam. 7,9; 8,4, 9; 10, 14— 29; 11,15. Richter, 6—13. 1. Kön. 12. 
2. Kön. 11, 17; 17, 15; 27, 35 fa. Serum. 34, 13, 14. 1. Maffab. 14, 35, 41. Michaelis, Mofais 
ches Rıcht, $. 45 u. 54. Apoſtelgeſch. 1, 6, 22—26; 2, 44; 3, 25; 5, 19, 20,29; 6, 1—6. Hebr. 11. 
Thefſal. 5,21. 1. Petr. 2,13; 5,13. Canon, Apost. 35; ferner (mit Gratian's Zufägen) ce. 1—9 
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In der Ausbildung des theofratifhen päpftlihen Weltreichs erklärten fi die Päpfte be: 
kanntlich als durch Gott felbft eingefegte, göttlich infpirirte Stellvertreter, ja buchſtäblich als 
Gott auf Erden. Sie legten aber das göttliche Recht nur ſich jelbft bei, ven Königen höchſtens 
infofern und infomeit, als diefelben ſich ald Vafallen des Papftes von ihm ihre Gewalt leihen 
und audh in deren Ausübung feinem Willen ald dem des alleinigen fihtbaren Stellvertreters 
Gottes ih unterwerfen wollten. Dagegen weiß e8 jeder Kenner des römischen Katholicismus, 
des päpfllichen und Kanoniſchen Rechts, daß jie, abgeſehen von folder päpftlihen Vaſallen— 
haft, weit entfernt waren, ven Königen ein jelbftändiges göttliches Recht zuzufchreiben, daß fie 
vielmehr, wo ihre Macht nicht collidirte, au im Kanonifchen Recht die römiſchen, deutſchen, 
althebräifchen und hriftlihen Grundfäge ver Volksfreiheit und des freien Conſenſes grundfäg: 
lich fefthielten, ja daß ſie, wie ſchon die päpftlichen und kanouiſchen Urkunden in Beziehung auf 
Karl Martell und die mit ausdrücklicher päpftliher Billigung ausgefprodene Volfsabfegung 
der merovingifhen Königsfamilie bezeugen, ed ſogar nicht verfhmähen, theild die hiſtoriſche 
£önigliche Gewalt der Fürften von fauftrehtlier und Räubergemalt abzuleiten, dem Wolfe ein 
ebenjo unbeftreitbares Recht zuzuſprechen, feine Könige abzufeken, als fie dur Wahlverträge zu 
Königen zu machen 35), und daß fie unzählige male die Einfegung und Abfegung der Fürften 
jelbft ausſprechen oder die Völker dazu auffordern, daß felbft auch Pius VII, mit Preisgebung 
des Nechtö der legitimen bourboniihen Königsfamilie den von der Nation gewollten Napoleon 
förmlich kirchlich und päpftlich frönte und falbte, wie ja auch andere Päpfte das Königsrecht 
anderer Wahlfürften der Nationen, namentli in England, Schweden, Spanien, Portugal, 
zum Nachtheil des legitimen Rechts früherer Fürſten als legitim anerkannten. An die befannten 
Zefuitenlehren von DVolfsfouveränetät, ja von Königsmord wollen wir gar nit erinnern. 
Gewiß fein verftändiger Staatsmann möchte ein päpftlich-Fatholifches göttliches Königsrecht zur 
Stüte des Throng, zur Grundlage der Nechte feines Fürften machen. 

Bon jenem päpſtlich-katholiſchen göttlichen Recht und vollends von jenem innerlichen 
vernünftigen ift weſentlich verfchieden jene Abart, das zuweilen in romantifher Shwärmerei 
und dunfel aufgefaßte, oft aud blos zur Begrifföverwirrung und Täuſchung ver Schwachen 
macchiavelliſtiſch behauptete, ebenfalls äußerlihe und wunderbare oder myſtiſche angebliche gött- 
liche Recht, womit despotiſche Könige jich felbft oder ihre Schmeichler ven Wolf ihren Übermuth 


und ihre Willfür, ihr Unrecht fhranfenlofer Gewaltanmaßung befhönigen, ohne dabei weder . 


die päpftlihe Vaſallenſchaft noch auch jene vernünftige rechtliche Begründung und Begrenzung 
anerfennen zu wollen. Die Wunder und göttlihen Injpirationen und Gewaltübertragungen, 
womit man ſich an ven Aberglauben der Schwachen wendet, ſowie die Überbringung des Salb— 
oͤls für Chlodwig durd den Heiligen Geift, wovon der taufendfte Theil eines Tropfen zur 
Vergöttlihung genügte und ſich noch für Karl X. vorfand, jind beliebig jo oder anderd. Diefes 
weder bie theofratifchen noch die rechtlichen Grundgefege anerfennende rein willfürliche göttliche 
Recht ift, ſoweit ed nicht völlig müßige und unverftändlihe Formel und dadurch unſchuldig 
bleibt, wejentlich despotiih. Es wird, falld ed etwa nach ven Grundfägen Heinrich's VIII. von 
England oder des türfifhen Kaiſerthums oder auch ruſſiſcher Autofraten die päpftliche oder 
geiftliche Gewalt mit der königlichen vereinigt gegen Verfaflung und Breiheit des Volkes ge= 
brauchen will, fultanifh. Die angebliche beſondere Stellvertretung Gottes durch die Könige 
und die befondere Ebenbilpfhaft von Gott, wovon natürlich das Chriftenthum nichts weiß, dad 
vielmehr jeden Menfchen als göttlichen Geſchlechts und als Gottes Ebenbild darſtellt, entſprechen 
foldem Lrfprunge. ?6) 


Dist. I, c.23. D. IV, c.2. D. VII, c.9. D.Xl,c.6. D.Xil, c.1,2,14. D.XVI,c.6. D. XIX, 
c.1, 2. D.XXIN, c.15. D.LXI, c. 26, 27. D. LXIII, c.5,7. D.XCV, c.5, 15—18. C.8, 
Q.1, 0.29 de R. J. in 6te. Concil. Constant., S.IVetV. Concil. Basil., S. Il, Ill. Cyprian. Oper. 
(Bremen 1694), ep. 14, 16, 17, 19, 31, 34, 59, 67. Freilich diefelbe fpätere hierarchiſch-despotiſche 
päpfliche Macht, die flatt des freien chriftlichen Annehmens und Glaubens der hriftlichen Religion ge: 
waltfame Keperbefehrungen wollte, gab ſchon in der fpätern Zeit Gregor’s auch der päpftlichen Gewalt 
andere Grundlagen. Aber wer hält diefe für echt chriftlich oder vollends für tauglich zur Begründung 
weltlicher rechtlicher Regierungsgewalt! 

35) Der Papſt erflärte (f. Avent. Ann. Boic., III, 9, 3): „Princeps populo, cujus beneficio 
dignitatem possidet, obnoxius est. Quaecunque enim habet, potentiam, gloriam, divitias, ho- 
norem, dignitatem, a populo accepit; plebi accepta referat necesse est. Regem plebs consti- 
tuit, eundem et destituere potest.‘ — 

36) Wenn die Theologen mit wirklicher ſchimpflicher Verdrehung der klaren rn Orundfäge 
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Mit dieſer Abart des göttlichen Rechts, welches heutzutage z. B. in Preußen von der Kreuz— 
zeitungspartei durch dad Königthum von Gottes Onaden bezeichnet wird, fällt das feinem We— 
fen nad ebenfo despotiſche, aber gemöhnlich von den Hofleuten ebenfalls mit unflarem Begriff 
aufgefaßte Princip eines jhranfenlofen oder abjoluten fouveränen oder eines ſolchen monarchi⸗ 

ſchen Rechts völlig zufanımen. 
An jich find Souveränetät und monarchiſches Net oder Princip ganz unſchuldig und, jo= 
weit fie verfaflungsmäßig rechtlich begründet find, rechtlich geheiligt. Aber ſchmeichleriſch und 
despotiih hat man fie in moftifche Nebel gehüllt und dann beliebig ihre Begriffe verdreht 
und erweitert. 

Spuveränetät heißt der urfprüngliden und noch gültigen Wortbeveutung und dem wahren 
franzöfifchen und diplomatifhen Sprachgebrauche nad weiter nichts ald das, was in jeiner Art 
das Höchſte ift. So heißt cour souveraine das höchſte Appellationdgeriht. Das durd die 
bekannte Souveränetätdacte für fouverän erklärte Herzogthum Schleswig jollte nur fo viel heißen 
ald das von der höhern dänischen Lehnshoheit befreite. Unbefchränftheit ver Rechte und Befug— 
niffe liegt durchaus nicht im Begriffe ver Souveränetät, wie denn der jouveräne Gerichtähof an 
alle Schranfen durch die Gefege und die Gerichtöverfaflung, der fouveräne Herzog von Schles— 
wig anerfannt durch damals fehr ausgedehnte vertragsmäßige Verfaffungsrechte des Volkes be: 
fchränft blieb. Souveräner Regent it alfo der, welcher, tie 3. B. der König von England, kei— 
nen höhern Negenten über fih hat, obgleich er, die Ausnahmen der Föniglihen Prärogative 
abgerechnet, ganz ebenjo wie die deutfchen Fürſien an die Mitwirkung der Stände oder des in 
England mächtigen Unter= und Oberhauſes gebunden ift, ja mit ihnen gemeinschaftlich erft die 
vollftändige höchſte Regierung von England, das Parlament, bilvet. 

Nur Begriffsverwirrung, Hoffhmeichelei oder ein durch das Regieren leicht erzeugter Über: 
muth und despotiſche Laune ſtreben dieſes ftetö rechtlich begrenzte monarchiſche Souveränetätd- 
recht grenzenlos und zum despotiſchen Herrenrecht, ftreben es abfolut in diefem Sinne zu maden. 
Dazu wird denn der Falfche Begriff und zunächft jene obige Abart des göttlichen Rechts benugt. 

Hierher gehört nun jened monardiiche und Souveränetätd: und göttliche Recht, welches 
vorzüglich unter Ludwig XIV. gleich anderer franzöſiſcher Verderbniß feines glänzenden verdor— 
benen Hofed an europäiſchen und deutſchen Fürftenhöfen eine unglüdielige, von Friedrich dem 
Großen jo tief beflagte Nahahmung fand, welches nad Ludwig's beftändiger Anftiftung die 
unglüdlihen Stuartd und fpäter feine eigenen unglüdlihen Nachkommen zu ihrem Verderben 
den Vertrags: oder Verfaſſungsrechten ihrer Völker entgegenfegten. Ohne rechtliche Begrün— 
dung und Begrenzung fteht das monarchiſche Recht ganz Bun des Rechts, ift aljo ſelbſt 
ebenſo rechtlos, als es die andern machen will. 

Es unterſcheidet ſich nun dieſes ſchrankenloſe Souverãnetaͤts⸗ oder monarchiſche oder abje= 
lute oder göttliche, beſſer ſultaniſche Recht (und auch dad päpftliche) von jenem innern ſittlich— 
vernünftigen oder göttlichen Necht, welches man, um die Verwechſelung mit dem verwerfliden 
zu verhüten, lieber nicht mehr göttlihes Recht nennen follte, vorzüglich in folgenden Haupt: 
punkten: * 

1) Das vernünftige und echt chriſtliche Recht iſt ungertrennlid mit der rechtlichen Freiheit, 
mit den Vertragsrechten der Nation verbunden, es ift eine Heiligung und Stüge für fie. Das 
falfche und das päpftliche göttliche Recht dagegen zerftört alles Recht des Volkes und der Bürger. 

Dienothwendigen, oft unmillfürlicen, aber unvermeidlichen Conſequenzen dieſes göttlichen, 
abjoluten, jouveränen und monarhiihen Nechts und Princips, welde überall in vem Kampfe 
für daffelbe, welde namentlih aud in dem der Stuartd und Bourbonen ftetd zu Tage famen 
und dad wahre fittliche göttliche Recht, überhaupt alles Recht des Volkes und des Fürften gänz- 
lich zerftören, fie in Sultanismus und Sklaverei verwandeln, für Fürft und Volf alſo auch alle 
Sicherheit aufheben, find nämlich die folgenden: a) Die Einjiht des menfhlihen Königs von 
dem angeblihen oder wirklichen Wohl des Staates und das Fönigliche Belieben ftehen ebenfo wie 
die faliche Bolföfouveränetät über dem Grundgefeg und über allem Recht. b) liber vie koͤnig⸗ 
liche Weisheit in Staatsſachen, über alle Regierungsbeſchlüſſe, für die lediglich gegen Gott 
Verantwortlichkeit ſtattfindet (alſo auch mit Ausſchluß der Miniſterverantwortlichkeit), ſteht dem 








(. Chriſtenthum) ein myſtiſches despotiſches göttliches Königsrecht lehren und damit gerade die Freunde 
der Freiheit und Wahrheit, ſtatt ſie zu bekehren, aus ihren Kirchen treiben und gegen eine ſo unſittliche 
Kirchenlehre empören, fo iit dabei außer ber Hofichmeichelei wol auch die Herrſchſucht wirffam, welche 
die weltlichen Staatsverhältniffe gern in die geiftliche Domäne hinüberzöge. 
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beſchränkten Unterthanenverftand (der Sklaven oder der Unmündigen) fein Urtheil zu. c) Die 
Könige können die ihnen und ihren Bamilien verliehenen Rechte nicht rechtsgültig ſchmälern, 
aufgeben, oder was daſſelbe ift, fie können nicht die durch die Natur der menſchlichen Verhält: 
niffe überall begrünveten, oft übergroßen ungeorbneten Schranfen in georpnete wohlthätige 
rechtliche Bormen und Grenzen verwandeln. d) Sie fünnen alfo auch durd fein königliches 
Verſprechen gegen ihre Untertbanen fi oder ihre Bamilien beſchränken, mit welchem fo gänzlich 
unfönigligen und unritterlihen Grundfag dann freilich wiedet die hierin von felbft liegende 
gefährlichfte Beihränfung der föniglihen Macht und Autorität verbunden ift, daß fie feine 
wohlthätigen Einrichtungen verbürgen und ſich und den Staat durch fein Koͤnigswort retten 
fönnen, und daß das Königswort zugleich mit feiner Geltung aud das Vertrauen und ven 
Glauben verliert. Die fouveränen, die abloluten Könige felbft werden infofern unmündig, un= 
fähig, interbicirt, weſentlichſt beſchränkt. e) Alle Unterthanen- und Verfaſſungsrechte der Bür— 
ger find lediglich Ausjlüffe der Gnade, die die wahre oder vorgefpiegelte höhere göttliche Regen: 
tenweisheit und Beliebung nad ihrer Wohl: oder Übelmeinung vom Wohl des Staates und der 
unmündigen Bürger vechtögültig ftetd widerrufen kann. ſ) Es muß alfo aud) die Nothwendig- 
feit und die entjprechende Kraft der Bewilligung zu Steuern und Gefegen wegfallen. g) Da 
aber nad altveutfchen und englifhen Anfihten ein Eigenthum, welches ein anderer nach feinem 
Gutdünken nehmen fann, rechtlich fein Eigenthum ift, und da unter Herrichaft des göttlichen 
Rechts auch die Vernichtung von Freiheit und Leben durch willfürliche königliche Beſchränkun— 
gen der Unabhängigkeit ver Gerichte und der ſchützenden Gefege, überhaupt durch beliebige 
föniglihe Maßregeln offenbar ift und ebenfo aud) die faft unvermeidliche Verderbniß des Für- 
ften durch ſchrankenloſe Gewalt, fo muß es einem gefunden Volksverſtand, felbft ohne die empö— 
renden jervilen Erflärungen der Hofihmeichler, Elar werben, daß nicht blos die Gntmündigung, 
fondern aud feine patrimoniale despotifche Reibeigenfhaft und Vernichtung von Greipent und 
Eigenthum der Bürger das unvermeidliche Enprefultat dieſes Syſteme ſind. 

2) Das ſittlich-⸗vernünftige Recht, welches von der innern und äußern Freiheit des ganzen 
Volkes ausgeht und befräftigt ift, macht den Fürften ftarf und verbindet ihn mit der Nation. 
Das von außen kommende göttliche Net, z. B. wenn ver Papft die Völfer an feine Vaſallen 
verſchenkt ohne Rückſicht auf ihre Ginwilligung, oder wenn ein Eroberer nicht in nachfolgender 
re&tlider Einwilligung, fondern im göttlihen Recht von Ludwig XIV. feinen Rechtsgrund 
ſucht, die Willkür Heiligt und der Freiheit und Ehre ver Bürger feindlich entgegen fteht, ift na— 
türlih um fo mehr, je edler und ausgebildeter eine Nation wird, von der Volfsliebe verlaffen. 
Es ift angefeindet und ſchwach. Das wahre befeftigt Achtung und Vertrauen, das falfche Mis- 
trauen der Regierten gegen den Regierenden. 

3) Das faljche macht feinen Inhaber übermüthig und leichtſinnig, das wahre erhöht nur 
ſeine brüderliche Liebe und Gewiſſenhaftigkeit in Behandlung ſeiner freien Mitbürger. 

4) Das wahre iſt förderlich für Ausbildung ſittlicher und religiöſer Geſinnung und Auf: 
faffung der Gefellihaftsverhältniffe. Das faljche empört durch den verlegenden Übermutb, der 
meift feine Duelle ift, und durch den beleidigenden Misbrauch, ven ed mit der Religion und ver 
Moral gegen das heiligfte Net, gegen das Recht jelbft, gegen die Freiheit treibt, auf das 
äußerfte, verfeindet die Maffen gegen Religion und Sittlichkeit, wirft für Atheismus und Mate: 
rialismus. Es thut dieſes auch dadurch, daß es neben ver Gehäſſigkeit zugleich auch lächerlich wird. 

Iſt nun das wahre vernünftige Recht und eine ſittlich-religiöſe Auffaffung der Regierungs- 
verhäftniffe für die Negeneration unferer Gejellfchaftsverhältniffe und bei ven Kämpfen, die fie 
nothwendig mit jih führt, doppelt wohlthätig und vortrefflich, fo ift das falſche gerade jegt, in 
der Aufregung des Streitd und bei dem erwachten Kaffe alles Aberglaubens und Übermuths, 
grundverderblih. So gibt ed denn kaum irgendetwas Unglücliheres, ald wenn etwa wohl: 
wollende Regenten durch Vorurtheile, Begriffsverwirrung, Übergewicht der Phantafie over 
falſche Rathgeber dahin geführt würden, das richtige mit dem unrichtigen göttlichen Recht zu 
vermiſchen, mit dem richtigen zugleich Freifeit und Vertrag zu verwerfen, und fo unwillkürlich 
und unvermeidlich und, je weiter der Kampf kommt, um fo mehr zu jenen grundververblichen 
Conſequenzen fortgeriffen würben. 

Das von Papſtthum unabhängige göttliche Net oder Königthum von Gottes Gnaden 
und mehr oder minder natürlich audy jene oben aus dem falfchen göttlichen Recht abgeleitete Folge 
der Ungültigfeit Eöniglicher Verfprehungen, alfo ver Unfähigkeit der Könige zu glaubwürpigen 
Zufagen, ihrer Ausfchliefung von diefem heiligen menſchlichen Rechte, hat Eranfe deutfche Stu— 
benweiöheit unferer Tage noch auf andere Art zu begründen verlucht. 


/ 
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Naturphiloſophen, vorzüglich Neuhegelianer, und Anhänger der unbewußt von der Natur— 
philoſophie gegängelten hiſtoriſchen Juriſtenſchule kamen dazu durch die Grundlage ihrer An— 
ſichten, die Naturphiloſophie. Ihre naturgeſetzliche materialiſtiſche Identität, „die Vernünuftig— 
keit alles Wirklichen“, ihr naturgeſetzliches organiſches Sichvonſelbſtmachen ſchließen überhaupt 
praktiſche Freiheit und Vertrag und die freie Selbſtbeſchränkung aus. 37) 

Die ganze Welt aber ift Zeuge, daß in Europa ſtets die Könige ihren Bölfern, auch abge- 
ſehen von beftehenden Ständen, feierliche und eidliche Rechtszuſagen machten, und daß jie ſich 
felbft und daß die Welt fie verpflichtet hielt, ihr Fürſteuwort zu erfüllen. Sie ift ebenfalls Zeuge, 
daß der vorige König in der Proclamation von Kaliſch an das ganze deutſche Wolf, welche auf 
vem Wiener Gongreß förmlih ald Nechtögrundlage der Verhandlungen über deutſche Rechts— 
verhältniſſe anerkannt wurde (j. Deutfcher Bund), daß der König ferner in feinen Proclama— 
tionen „an das preußifche Volk“, an Freiwillige und Landwehr, dad Volf und die Einzelnen, 
die er aufforderte, zur Nettung des Throns die Waffen zu ergreifen und mit Begeifterung Gut 
und Blut freudig einzufegen, und denen er Dagegen feierlich verjprady „„Herftellung eines ehr— 
würdigen Reichs aus dem ureigenen Geifte der Nation” und „reichsſtändiſche Volksrepräſenta— 
tion’’, daß er dieſes Volk und die Einzelnen nicht für willenlofe, thierifche Heerden, fondern für 
rechtliche Perſönlichkeiten hielt und erklärte, für fähig zur Annahme vechtlicher Zufagen, daß er 
ihnen ferner wirfliche VBerfprehungen machen wollte, zu feinem eigenen Bortheil machen wollte, 
zu dem Zweck der Rettung des eigenen Throns und feiner Ehre. Wer daran noch zweifeln 
Eönnte, ver leje alle jene Erflärungen. Gr lefe namentlich die königlich preußiſchen Erklärungen 
am Wiener Congreß, ald Napoleon’3 Rückkehr von Elba aufs neue die Throne bedrohte, jene 
ausdrückliche Erklärung, „daß man vor allen die Völker über ihre Zukunft und ihre Rechte 
beruhigen müſſe, daß man nur fo neue freudige Begeifterung und Rettung der bedrohten 
Throne hoffen könne‘. 3%) Und in diefer Zeit nun beeilte man fi, zu dieſem Zwede die frühern 
föniglihen Zufagen ſchnell nach vor Ausbruch des furchtbaren Kriegs auch in die Form des 
Grundgefeged vom 22. Mai zu kleiden und die baldigfte Verwirklichung ver Bolfsrepräfenta- 
tion zu verheißen und grumdgejeglich feitzuftellen. Baldigſt und großherzigft und vollftändigft, 
ohne alles Drehen und Deuteln leiftete dad Volk zum zweiten male feinerjeits alles das, twwoge- 
gen man ihm unter Königswort jo königliche Berfprehungen machte, 

Das ganze preußifche Volk handelte damals echt vitterlich, foweit man irgend wit dieſem 
Wort Hohes und Edles verbinden fann, und noch lebt das rechtliche Gefühl der Gültigkeit dieſes 
Königsworted heute fo friſch als damals in der Nation. 

Dieſes fagt ausdrücklich felbft ein fehr befannter Illiberaler und führt dabei aus, daß 
nichts, gar nichtö dem praftiihen und ſchlichten Verſtand des Volfes fo klar fei ald dieſe Rechts— 
verbinvlichfeit, und daß der König in feiner [lichten redlichen Geſinnung, wie entjeglic ſchwer 
(wegen auswärtiger und innerer Gegenwirkung und Beängftigung) ed ihm aud wurde, zur 
Erfüllung zu fommen, doch bis zu jeiner Sterbeftunde ſich redlich und ritterlich durch fein Ver: 
ſprechen verpflichtet hielt. Ja er erklärte es für die größte Schändung feiner Majeftät, an diefer 
Gefinnung und der wirklichen Erfüllung aud nur Zweifel zu äußern. 39) , 

Simon in feiner Schrift über die neuen Verordnungen führt S. 69 für den Übergang der 
rehtlihen und moraliihen Verpflichtung der Könige auf ihre Nachfolger oder ven Grundſatz 
der legitimen Monarchie: „Der König oder der Thron ſtirbt nicht‘‘, die Ausſprüche veuticher 
Bubliciften an, wie Mofer, Weftphal, von Kampg, Leif. Man fönnte alle anführen, die als 
ſolche geachtet ind, die Geſchichte und das Urtheil aller europäiihen Völker mit rechtlichen Ver: 
faſſungen. Nur der Königsfeind Machiavelli räth ven Königen zu Gift und Meuchelmorb und 
auch zum Wortbrud. 

Im Reid: wie im Landesſtaat ſahen jih Reichs- und Landſtände, die fd) ald rechtliche 
Fortjegungen und Ausſchüſſe an die alten Volksverſammlungen, an die Landesgemeinden an— 
ſchloſſen, ald Vertreter des Geſammtwohls des Vaterlandes und der Rechte aller feiner Glieder 





37) Es bedarf wol faum der Bemerkung daß nicht alle Naturphilofophen und Neuhegelianer und 
Hiftorifchen Juriften alle Gonfequenzen ihrer Schulphilofophie fefthalten. Manche, fo 3. B. Junius, 
erfennen fogar die Breiheitsform des Vertrags vollftändig an. 

38) ©. alle diefe urkundlichen Erklärungen im Art. Brüder. 

39) Die Antwort des Königs auf die Adreſſe der Stadt Koblenz 1818 lautete befanntlich: „Wer ben 
Landesherrn, der die Zufiherung einer Landesrepräfentation aus freier Gntfchliefung gab, daran er- 
innert, der zweifelt frevelhaft an der Unverbrüdplichkeit der Zuſage.“ 
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an und unterhandelten jo mit ihrem Regenten, oft aud nad) außen hin.4%) Ganz dieſelbe Er: 
lärung wiederholten die fürftlihen Begründer des Deutfchen Bundes auf dem Wiener Gongref. 
(S. Deutſcher Bund.) Nie und nirgends im Mittelalter wurde die Idee eined Gemeinweſens 
und Staatedganz verloren oder aufgegeben. So roh ald ihre neuern Verteidiger und Bewun— 
derer waren ſelbſt die Fauſtrechtsritter nicht, 

Und fo unpraktiſch und das wirkliche Leben und Bedürfniß freier Völker miskennend als 
viele unferer neuern Philoſophen zeigte ſich auch die tieffinnigfte Speculation eines Platon und 
Ariftotelesnicht. Platon, in feinen rein philoſophiſchen, idealen Eonftructionen auch den Staats— 
vertrag wie andere unbequeme Grundbedingungen der Wirklichfeit zur Seite laſſend, huldigt 
ihm, huldigt dieſer irdiſchen Grundbedingung und Form für die Freiheit doch, ſobald er nur dem 
wirklichen Staatsleben freier Männer ſich nähert. Aufgefordert zu einem Geſetzesvorſchlag 
läßt er feine göttlichen Philoſophen und ihre philoſophiſche Herrſchaft in ver geträumten Me: 
publik gänzlih fahren und gründet in feinem Werk über die Geſetze alle dieſe Gefege und bie 
ganze Regierung ebenfo wie fein großer Schüler Ariftoteles (ſ. d.) auf den freien fih wechſels— 
weife bedingenden Conſens over Vertrag aller freien Bürger. #4) Und wo er eö mit praftiichen 
Fragen in Beziehung auf das wirkliche Staatsleben feines Vaterlandes zu thun hat, twie im 
„Kriton‘, da ift ihm ebenfalls ver Staatövertrag die Grundlage aller Rechte und Rechtsverbind— 
lichkeiten. Selbft feinen philofophifhen Meifter, den Sokrates, läßt er bier, um feine Pflicht zu 
begründen, daß er nicht durch die Flucht dev bereits ausgefprochenen ungerechten Verurtheilung 
und Strafe ſich entziebe, nicht etwa ſchulphiloſophiſche Iveen, ſondern die athenifchen Freiheits— 
und die VBertragdgrundfäge anführen. Hier antwortet nämlich Sofrated, der vor der Verur— 
theilung dem Proceß durch Freiwilliges Exil ih hätte entziehen dürfen, dieſes aber nicht ge: 
wollt, fih alfo dem Ausgang des Proceſſes unterworfen hatte, auf den Vorſchlag, jet noch 
gefegwidrig zu entfliehen: „Würden nicht alsdann die athenifchen Bürger oder vielmehr ihre 
Geſetze mit Recht zu mir fagen können: Mir ftellen es jevem frei, wenn er gefehen hat, wie es 
bei und beichaffen ift, wie das Recht gefprochen und der Staat regiert wird, das Seinige zu neh— 
men und hinzugeben, wohin er Luſt Hat; wer aber bei und bleibt umd fich unfere Art ver Rechts— 
verwaltung und Staatdeinrihtung gefallen läßt, von dem glauben wir auch, daß er alles, was 
wir fordern, zu thun ſich Gabe verbürgen wollen; denn niemand fann einen Staat lieben ohne 
feine Gefege. Du aber, Sofrates, würbeft um fo mehr und beleidigen, wenn du durch Unge— 
horſam gegen uns, foviel an dir ift, und vernichten wollteft, da wir gerade von dir vorzüglich 
große und ſichere Beweiſe haben, daß es dir bei und gefallen bat und du dich alfo vorzüglich 
ſtark gegen ung verpflichtet haft. Diejenigen aber, melde ven Geſetzen ſich entziehen, handeln 
gegen Berfprechen und Vertrag, welche fie ohne Zwang und Täufhung mit vem Staate einge: 
gangen find.” Platon konnte bei diejer Gelegenheit vem Sokrates und den athenifchen Gefegen 
die Bertragsgrundfäge nicht in den Mund legen, wenn fie nicht allgemeine Rechtsanſicht waren. 
Auch fiherte wirklich neben ven befannten demofrarifchen Rechten aller Bürger zur wechſelſeiti— 
gen Mitbeftimmung der Staatdeinrihtungen ein beſonderes Gefeg jedem Bürger Die legte Hülfe 
zur Erhaltung des Vertragsprincips, wenn jene Rechte unglücklicherweiſe für den Einzelnen 
nicht genügten, die Freiheit nämlich, mit allen feinen Gütern hinzugeben, wohin er wollte, wenn 
er in den Staat nicht mehr einwilligen fonnte. #2) Selbſt für den angeflagten Verbrecher ſchützte 
‚vor feiner nenen befondern Ginwilligung in den Griminalproceß die athenienſiſche Freiheits— 
liebe und Humanität diefed Recht. 

Für die praftifche Bitte von Stantötheorien aber kann e& Feine beflere Gewähr geben als 
die von den erprobteften praftifchen Meiftern gemachten Erfahrungen. Welche beffere Gewähr 
für die Güte der Vertragsgrundſätze kann man alfo wol denken als vie, daß die beiden freieften, 
am meiften praftiichen Völker der Erde mit ihren Gefegen und Staatdmännern durch den Kauf 
ihrer ganzen Geſchichte diefelben fefthielten? So aber thaten es die Römer und die Engländer. 

Schon feit den heiligen Orumdverträgen der leges sacratae, welche die Plebejer frei mad: 
ten, le mit den Patriciern vereinigten und von beiden feierlich befehtworen murben, und nad 
welden noch die praktiſchen Staatdmänner zu Cicero's Zeit die wichtigften praftifhen Fragen 
entſchieden, fuchten die Römer während ver ganzen Zeit ihrer Freiheit die Bertragegrundfäge 
durch ihre freien Berfaffungseinrihtungen, durch das Tribunat, dur Bolfsverfammlungen 
und volfdmäßige Gerichte zu verwirklichen. Als aber durch die Folgen ungerechter Eroberungs— 


40) S. den Urt. Dentihed Landesftaatörcrht. 41) Welder, Letzte Gründe, S. 430. 
42) Petiscne, Attifche Geſetze, I, 3. 
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politif au im Innern Freiheit und Recht factifch vielfach durch Imperatorendespotismus ver— 
legt wurden, da hielten wenigftend in ver Rechtswiſſenſchaft die legten der Römer, Roms mei— 
fterhafte juriftifche Staatdmänner, die ewigen Grundſätze unerjhütterlid feft. In einem ver 
großartigften Werke ver Welt, in der römiſchen Jurisprudenz, behaupteten und entwidelten fie 
diefelben und begründeten fo vielfahe Milderung des factiſchen Unrechts in der untergehenden 
Alten Welt und meit über ihr Baterland und ihr Jahrtaufend hinaus Schutzwehren ver Freiheit. 

Sogar für und Deutjche mußten diefe das entſetzliche Unglück mindern, das für unfer Volks— 
leben die unverftändige unmittelbare Aufnahme fremder, in fremder Sprache verfaßter Gejeg- 
bücher natürlich begründen mußte. 

. Noch unfer römiſches Corpus Juris fennt gar feine andere Grundlage der Rechtsverbind— 
fichfeit ald die aus freiem Volksconſens oder Vertrage. Das praftifche juriftiih gültige Natur: 
vecht beruht ihm, wie alled Gewohnheitäreht??), auf dem Conſens (dem Eonftituiren) durch 
ftillihmweigende Ginwilligung. Es ift ftillfhweigender Grundvertrag der freien gefitteten Völ— 
fer [welche legibus (d. h. durch Volksgeſetze oder Volköfreiheit) et moribus reguntur #*)]; vie 
Hauptart aller pofitiven Gefege und die eigentlihe Duelle alles pojitiven Volksrechts ift der 
Volksbeſchluß, die Lex, welde von den Griechen und im Corpus Juris gleihmäpig definirt wird 
als feierliher gemeinfchaftlicher Vertrag der freien Staatögenoffen [communis rei publicae 
sponsio, TEAEWE uyvIrnxr xorvn *5)]. Alle andern poſitiven Gefege geltennur, ſofern fie durch 
diefen Vertrag anerfannt, mittelbar vertragämäßig find (in vicem legis). So hat jelbft der 
Kaifer und feine Gonftitution ebenfalld nur dadurch rechtliche Gewalt [quum lege regia, quae 
de ejus imperio lata est, populus ei et in eum potestatem suam concedat*#°)]. Noch nad) 
fünfhundertjährigem Kaiſerthum ift fortdauernd der Volksconſens, die Urquelle alles Rechts, 
thätig in der Rechtsbildung. Derfelbe führt durch Gewohnheiten, „ſtillſchweigenden Conſens 
und Vertrag‘, neue Gefege ein und ſchafft frühere ab [nam cum ipsae leges nulla alia ex 
causa nos teneant, quam quod judicio populi receptae sunt, et ea, quae sine ullo 
scripto populus probavit, tenebunt omnes; nam quid interest, sullragio populus volun- 
tatem suam declaret an rebus ipsis et factis? Quare rectissime etiam illud receptum est, 
utleges non solum suffragio legislatoris, sed etiam tacilo consensu omnium per desuetu- 
dinem abrogentur ??)]. Dieje ald noch gültig in dad Eorpus Juris aufgenommenen Grund: 
fäge find ebenfo praftifch für die Beurtheilung der juriftifhen Bedingungen wie dev Wirkungen 
des Gewohnheitsrechts. Es ift die Hauptaufgabe der erften Titel der verſchiedenen römischen 
Geſetzſammlungen, diefe Vertragsgrundſätze als die einzigen Rechtsgrundlagen für die Rechts— 
verbindlichfeit und die praftifche Auslegung der Rechtsnormen feftzuftellen. Nicht ein einziger 
politiſcher Schriftfteller und Fein Jurift diefer politifh freieften und im Recht unübertroffenen 
Nation verläßt diefelben. Noch nah halbtaufenpjähriger Imperatorenherrihaft wußte und 
wagte man in den Gejegen und in der Rechtswiſſenſchaft feinen andern Rechtsgrund der Ver: 
bindlichkeit des Staated und des Geſetzes aufzuftellen als Vertrag #9), Vertrag in dem obigen 
jittlihen und freien Sinne (VII. und IX.). 

Daß aber die römiſche Jurisprudenz aud in factifcher Deöpotie diefe ewigen Grundlagen 
der Freiheit fefthielt und die wenigen Ausnahmen von den freieften Rechtsgrundſätzen, die ſie 
nicht gänzlich ausftogen fonnte, nur ald Ausnahmen ftrict interpretirte, alle freien Rechtsgrund— 
füge aber ausdehnte und aus ihnen das Syſtem bildete, diefes rettete die Gropartigfeit des Rö— 
mifchen Rechts bis auf den heutigen Tag. Diefes bewirkte, daß die Franzoſen aus ihm in ver 
Revolution die Befreiung des Bodens und der Preſſe vom Feudalismus und überhaupt die 
wichtigften perfönlihen Freiheitsgrundſätze jhöpften und daher bis zur Annahme römiſcher 
Namen, Tribunat u. ſ. w., jih für Rom begeifterten, daß unjer Weber aus ihn die liberalfte 
Vreßfreiheitsgeſetzgebung entwickelte, die Guropa fennt, daß die liberalften Grundſätze über 
Eigenthum und Beſitz, Anklageproceh und Strafrecht, über Nothwehr und Widerftand, Ge— 
wohnheitsrecht, Gejellichaften, freie Afforiationen und Gorporationen ®?), dieſe Grundlagen 
deuticher Städtefreibeit und ded Wiederaufbaus freier Staatsverfaſſungen im Mittelalter, 





43) Consensus utentium, tacila conventio eivium. S. $.9. J. de jure naturali und L. 32 


und 35 de legibus. 44) ©. $. 1,2 u. 11 de jure nat. und L. 2 de legibus. 
45) L. 2 de legibus. 46) S. $.5 u, 6 de jure nat. und $. 1 de constit. princip. 


47) L. 32 und 35 de legibus, 
48) ©. die vorigen Noten und L. 5 de captiv. und C. 4 de legib. und C. 7 si contra jus. _ 
49) ©. diefe beiden Artifel. . 
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Rechtsgrundſätze, freier, ald wir Deutjche ded 19. Jahrhunderts jie heute befigen, noch jegt aus 
ihm zu ſchöpfen find. 

Ihre altgermanifchen Vertrags: und freien Zuſtimmungsrechte, ihre Friedend- und Ge- 
fammtbürgihaften, freie Bold: und Gemeindeverfanmlungen und Gerichte ftellten die Angel: 
ſachſen in England in einer unter dem Titel ,‚Leges Edowardi“ nod heute vorhandenen Aufzeich- 
nung unter Wilhelm dem Eroberer deſſen factiſchem Despotismus entgegen, und er beſchwor fie 
ihnen als ihr Recht. Das Volk aber, auch im Unglück wenigſtens feine freien Rechtsgrundſätze 
feithaltend, deutete feinen Beinamen conqueror ald „Erlanger, der nicht durch die Gewalt, 
fondern durd das verfaffungsmäßige Erbrecht (das er wirklich angeſprochen hatte) den Thron 
beige. Und als Johann ohne Land zu anderer Unbill auch nod die für die freien Engländer 
höchfte Hinzufügte, daß er durd Annahme päpftliher Belehnung den Vertragsgrundſatz beein- 
trächtigen wollte, da kündigte ihm die ganze Nation jo einmüthig den Gehorſam auf, daß nur 
jieben einzige Bafallen ihm treu blieben. Das große Grundgeſetz der Magna-Charta flellte nun 
mit dem ausdrücklich wiederholten Namen „als Grundvertrag der Nation mit dem Könige‘ die 
Volksfreiheiten, Schwurgericht u. j. w. zufammen und organifirte förmlich für den Fall eines 
Bruchs diefed Vertrags von feiten des Königs allgemeine Verweigerung des Gehorſams und 
MWiderftand, „bis der König den Grundvertrag wieder anerfenne und heilig zu halten be= 
ihwöre”, Und viele male forderte das Volk von ihm und feinen Nachfolgern folche erneuerte 
eidliche Zufage des noch jegt gültigen, im Krönungseid aller Könige mitbeſchworenen Grund: 
vertrags, dieſes In fo vieler Hinficht herrlichen Grundvertrags, der zu feinem Ruhme, obwol im 
rohen Mittelalter und in einer Revolution entftanden, doch weislich die ſpätere Anmaßung einer 
Richter- und Strafgewalt über den König von feiten der andern Vertragspartei ausfchließt. 
Aud in den jhlimmften Zeiten hielt in Gemeindeverfaffungen und autonomiſchen Vereinen, im 
öffentlichen Volksgericht und vor allem durch abgefonderte oder gemeinſchaftliche Bewilligungen 
der Steuern, durch welche mittelbar die Regierungsbeſchlüſſe bewilligt werden, das englijche 
Volk feine grundvertragsmäßigen Urrechte (English birth-rights) jo gut wie möglich feft. 

Als endlich unter ven Stuarts die ſchweren Kämpfe des Volfes für die Behauptung und zeit: 
gemäße Ausbildung freier Verfaſſungsrechte entitanden, da war der Bertrag im Widerſpruch mit 
einem papiftifchen göttlihen Königsrecht der Mittelpunft dieſes welthiftorifhen Kampfes. Ber: 
möge jenes göttlichen Rechts behaupteten die vier ſtuartiſchen Könige ſtets, ſobald jieed nur wagen 
zu können glaubten, ebenfo wie jpäter die Bourbonen, das göttliche monarchiſche Recht mit allen 
feinen vorhin angegebenen Folgeſätzen. Sie empörten nody mehr durch diefe beleidigenden 
Grundjäge ald durch die factiſchen Berlegungen die Gemüther. Filmer unternahm es, in feinen 
Bud „Patriarcha”, inweldem er Adam als den erften von Gott eingefegten Patriarchen und Kö: 
nig darftellte umd in ununterbrochener Reihenfolge die Könige und ihr göttliches Recht an den— 
jelben anreihte, die unglüdlihe Theorie fürmlich zu vertheidigen. Sein fiegreiher Gegner 
Algernon Sidney jtarb am 18. Dec. 1683 auf dem Schaffot, nachdem fein Werf über die freien 
Vertragsgrundfäge vom Blutrichter Jeffreys ald gültiger Hochverrathszeuge gegen ihn erklärt 
worden war. Wenige Monate zuvor war jhon fein Unglüddgenoffe Lord Nuffell durch das 
Henkerbeil gefallen, ev, ver noch jegt den Engländern ald Märtyrer ihres freien Rechts und ald 
ſtandhafter Vorkämpfer der Lehre vom thätigen Widerftand gegen Unterdrückung hochſteht. Gr 
hätte fein Leben retten fönnen, wenn er den Grundſatz hätte verleugnen wollen, „daß eine freie 
Nation, wie die englifche, das Recht habe, Religion und Freiheit zu vertheidigen, wenn fie ange— 
griffen würden, geſchähe e8 auch unter Vorihügung von Geſetzen“. An feinem Todestage, 
21. Juli 1683, erließ die fervile Dienerin des Abjolutismus, die Univerjität Oxford, ein 
Deeret, welches zu Ehren ver heiligen Dreifaltigkeit ewige Verdammniß ausſpricht über die 
Lehren: „daß die bürgerlihe Gewalt vom Volk autgehe; daß ein Bertrag im Staate obwalte, 
einerlei, ob ſtillſchweigend oder ausdrücklich abgefchloffen, durch deſſen Verlegung von der einen 
Seite auch die Verbindlichkeit des andern Theils erlöſche; daß der Fürft, welcher nicht gemäß den 
göttlihen und menſchlichen Gefegen regiere, fein Recht auf die Regierung verwirke.“ Zugleih 
wurden vierundzwanzig Säge aus ven Schriften von Buchanan, Milton, Knor, Hobbes u. a. 
als ketzeriſch und gottesläfterlich bezeichnet und die Verbrennung der Bücher, aus denen jle 
ſtammen, befoblen, der große John Locke aber aus dem oxforder Chriſt-Church-Collegium aus- 
geftogen. Aber — fo fagt Dahlmann — ‚ver Tag kam und war nicht fern, da dem Lore‘ (deſſen 
von dem Vertragsgrundſatz ausgehende politifche Theorie der Oberrihter Lord Camden im 
Parlament ald aus dem Herzen ver englifchen Verfaſſung geihöpft erklärte) „jein Recht wider: 
fuhr, und au den Bücherverbrennern. Im eriten Iahr ver Königin Anna, melde durch die 


138 Grundgefes 


Praxis des Wiverftandes‘ (oder befjer des VBertragsgrundfages) „ven Thron beftieg, ift jenes 
orforder Decret auf Befehl des Parlaments öffentlich den Flammen übergeben.‘'50) Ja man 
ging, gereizt durch das immer und immer neue Unglück, weldes das göttliche Recht durch die 
Angriffe auf die Bertragsgrundfäge für dad Königthum und das Volk hervorrief, endlich fo 
weit, die Behauptung deö göttlihen Rechts und feine Angriffe auf die Vertragsgrundfäge in 
nod heute unaufgehobenem Gefeg ald Hochverrath mit dem Tode zu bedrohen. Und furdtbar 
unglücklich endete die Beftreitung der englifhen Grundverträge durd die Ruartifhen Könige. 
ALS endlich ſelbſt die entfeglihen Mahnungen des Unglüds Karl’s I. von feinem Sohne KarlIT. 
und noch mehr von Jakob II. vergeflen waren, da fiel am Ziele der langen, ſtets erneuerten blu: 
tigen Kämpfe zwifchen den feindlichen Principien jenes göttlichen Rechts und des Vertrags die 
Krone von Jakob's Haupt und fein Königshaus ftarb aus in Verbannung und Vergeffenbeit. 

Unter den Borfige John Hampden's, des Enkels jenes geprüften Kämpfers für gefeglihen 
MWiderftand, beihloß am 28. Jan. 1689 das Unterhaus: „König Jakob hat durch feinen Ver— 
ſuch, die Verfaſſung dieſes Königreichs zu vernichten, indem ex den nriprünglichen Vertrag zwi— 
chen König und Volk brach, und durch feine Verlegung der Grundgeſetze, dem Rathe der Jeſui— 
ten und anderer gottlofen Leute gemäß, und durd feine Entweihung aus dem Königreich die 
Regierung niedergelegt und der Thron ift dadurch erledigt.” Das Oberhaus ftimmte bei und 
auch Jakob's legitimem Sohne wurde das Erbrecht entzogen und mit Veränderung der Thron: 
folgeordnung Wilhelm von Dranien und Maria und dann das Haus Hannover auf den Thron 
berufen. Europa erkannte aldbalb diefe neue Dynaftie als legitim an. Belt und unerſchüttert 
blieben feitvem die engliihen Bertragsgrundfäge. Im ungeftörteften Frieden, ohne irgendeinen 
befannten Verſuch, ihnen das falfche göttliche Necht wieder entgegen zu jegen, und ohne daß bie 
höchſte Verehrung, die dem englifchen Königsthrone und Königsrechte feit der Befeftigung der 
Bertragägrundfäge mehr ald faft in irgendeinem andern Yande zu Theil wurde, in den freieften 
Barteifämpfen und Reformverfuchen irgend gefährdet wäre, entwickelte ſich ſeitdem immer ftei- 
gend die Macht und der Ruhm und das Glück des Throns und ded Reichs von Gropbritannien. 

John Nuffell, allgemein geachtet wegen feiner praktiſchen Staatdweisheit und ein gründ- 
licher Kenner und Bearbeiter der engliihen Staats- und Verfaffungägefchichte, führt in feiner 
Geſchichte der bririfchen Verfaſſung die Nothmendigkeit und Wohlthätigkeit der Vertragsgrund— 
fäge und die Gefahren ihrer Verleugnung aus. Er ſtimmt Hume und Montveran (II, 22) bei, 
nad welchen die Stuarts wegen Nichtanerfennung der Lehre von Staatövertrage den Thron 
verloren. Er jagt: „Einzig den falihen Begriffen, welche Jakob I. von der Königsgewalt hatte, 
ift ver Ball des Hauſes Stuart zuzufchreiben. Diefe Fürften waren von Natur nichts weniger 
als tyranniſch. Aber jie glaubten, vie abjolute Gewalt fei ein ihnen von der Vorfehung über: 
tragenes Net. Willfürlihe Auflagen, Gonfidcationen, Geldftrafen, Todesurtheile waren in 
ihren Augen nur Ausflüffe ihrer legitimen Gewalt. Jakob vererbte dieje Lehren auf feinen 
Sohn Karl, der feinen Kopf verlor, weil er jie geltend machen wollte. Sein Enfel, der fie in 
feiner ganzen Gonfequenz berzuftellen tradhtete, fiel vom Throne. Die Familie erlofcy zulegt 
ganz, nachdem fie die Welt längft vergeflen hatte. Das hieß die Unausführbarkeit einer Theorie 
theuer bezahlen. Aber dennoch wäre ihre Ausführung den Engländern noch theuerer zu ſtehen 
gekommen.’ 

Wäre ed nicht fo unendlich ſchwer, wenigftens für gewöhnliche Menfchen, gegen ihre Vor: 
urtheife und Lieblingsneigungen die Erfahrungen ihrer Brüder zu ihrem eigenen Beten zu be: 
nugen, jo hätte man glauben follen, ſchon allein diefe engliſchen Gefchichten hätten für immer 
die Fürften und ihre Nathgeber von deren Wiederholung und von dem unglücklichen Wahne des 
göttlihen Rechts beiveien müflen. Doch dem war nicht fo. 

Auch das Recht und Die Verfaſſung des franzöſiſchen Reichs rubten auf den altgermanifchen 
Vertragdgrundfägen, und auch hier wurden fie factifch verlegt. Aber fie wurden auch hier weder 
in Beziehung auf die Provinzial: nody auch rückſichtlich der Neichöverfaffung jemals von den 
Ständen, von den Nechtögelehrten und vom Volke gänzlich vergeffen und aufgegeben. °1) Und 
es war fiher die größte Schwäche in der glänzenden Negierung Ludwig's XIV., e8 war — man 
muß ed wiederholen — die Duelle derjenigen Verfehrtheiten feiner Regierung, welche die Revo— 
Iution und das Unglüd feiner Nachkommen begründeten, daß er die Bertragsgrundlagen, daß er 
des großen Heinrich Grundſätze vergaß. 


— 


50) Dahlmann, Geſchichte der engliſchen Revolution (dritte Auflage), S. 330. 
51) ©. die Art. Deutſche Geſchichte und Frankreich. 
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Dod) gerade das immer jichtbarere Kervortreten des göttlichen Rechts und feiner Folgen rief 
vie alten VBertragdprinripien wieder wad und in ven Kampf. Es entftand fo auch Hier der blu- 
tige Streit zwifchen diefen feindjeligen ‘Brincipien, welcher ebenfo ven Kern und Mittelpunkt ver 
franzöjifchen wie den der englifchen Nevolution bildet. Inter den Folgen jener Verkehrtheiten 
meinen wir zunächſt die Schuldenanhäufung für die unfinnige fürftlihe Pracht, ſodann die un— 
nötbigen Kriege für das vergötterte Königthum, für das fürdhterliche: L’etat c'est moi, und für 
jened im Spanifchen Erbfolgefrieg verfochtene, aber befiegte legitime göttliche Herrſcherrecht. 
Dieſes follte ald angebliched Erbrecht de toute necessile dem Könige und den Föniglichen 
Bringen felbft die Freiheit einer Thronentfagung zerjlören. 

Das Recht zu folder Entſagung ſollte ebenjo wegfallen wie das Recht ver Könige, für ſich 
und ihre Nachfolger irgendeine Beihränkung ihres Königswillens und alleinigen beliebigen 
Entſcheidens zu bewilligen, da auch die weniger guten und einjichtigen Kürten ſich auf „ven 
göttlichen Inftinet ver Könige’ verlaffen könnten. Es waren dieſes derſelbe königliche Inſtinet 
und daſſelbe göttliche Recht, melde nad der damaligen gögenvieneriihen und abergläubigen 
Königätheorie unfehlbare weife Negierungsbeihlüffe bewirften und zugleich — wie man in 
Frankreich glaubte — duch die Berührung ver Föniglihen Verſon alle Kröpfe heilten, oder, 
wie man in Dänemark nah Vandal's Vertheivigung der ftuartiihen Theorie wähnte, ven Kö— 
nigen die Kraft verliehen, dur die Worte: „Von Gottes Gnaden ic) der König‘‘, alle böfen 
Beiiter oder die Geſpenſter zu bannen. 

Sogleich in den erjten Anfängen der Franzöfiihen Revolution tritt dieſes göttliche Recht in 
den Entjheidungsfampf mit den immer lauter werdenden Vertragsgrundfägen. Diefer tödliche 
Kampf veranlaßte jehr erklärlich auch Ichreckliche libertreibungen, Misbräude und Ausartungen 
der Vertragägrundfäge. Und dieſe und ihr Kampf veranlaften jegt ähnliche Greuel, wie fie in 
der Feudalzeit und unter Ludwig XIV., unter dem Negenten und unter Ludwig XV., wie fie in 
der Bartholomäusnadt, inden Hugenottenverfolgungen und Dragonnaden das göttliche Königs: 
recht erzeugte. Sie veranlaßten ähnliches Unglück für zahllofe unſchuldige Familien, wie jene 
Groberungäfriege des abjoluten Königthums, welche fo verſchwenderiſch das Blut und das Ver- 
mögen der Bürger opferten, welde aber Ludwig XIV. „das eigenthümliche Vergnügen der Kö— 
nige“ nannte, Buchftäblich fo wie in England genügte aud in Frankreich die erjte blutige Revo- 
lution, die Entjegung und Verbannung der Rönigsfamilie noch nicht zur Heilung des verberb- 
lihen Wahnd. Der Streit erneuerte ih auch hier nad der Zurüdberufung des Königshaufes 
und wurde auc) hiererft durch die zweite Revolution, durch die neue Entjegung und Berbannung 
der alten Dynaftie zum Siege des Vertrags oder des conftitutionellen Princips entſchieden. 

Nur wenige Einzelheiten dürfen hier an dieſe Kämpfe erinnern, um unjere Grundanficht 
von denfelben zu beftätigen. Die höchſten Gerichtähöfe, vie Parlamente, in ihrer Gntftehung 
zujammenbängend mit den alten Neichöparlamenten, zunächſt mit Ausſchüſſen verjelben, juchten 
den Mangel der Einberufung der Neichöftände, welde dies vertragsmäßige Verhältniß der 
Geſellſchaft zu erhalten bejtimmt find, einigermaßen zu erſetzen. Sie vertheidigten dem natio= 
nalen Königthume gegenüber die nationalen Vertragsrechte. Sie thaten diejed beſonders unter 
Ludwig XVI. Gie thaten es bei ihrer Bebarrlichfeit und bei der Unterſtützung der Volköſtim— 
mung meiſt fiegveih. Sie verweigerten wiederholt die Billigung und Einregiftrirung der 
Steuer: und Anleihengejege, forderten envlid mit der lauten Volksmeinung Sicherung der 
Volksrechte durch Einberufung von Reihsftänden. Sie nahmen auch, trog königlichen Gegen: 
beichlö, Anklagen gegen den Minifter an. Der Hof fuchte durch Einberufung blos berathender 
Notabeln der Einberufung einer wahren Reihöverfammlung zu entgehen. Er jegte der legtern 
das göttliche Necht und jenen Grundſatz Ludwig's XIV. entgegen, daß ein König jelbit und 
allein entſcheiden müffe und auch da, wo die Ginficht ihn verläßt, fih auf den göttlichen Inſtinet 
der Könige verlaffen könne. Aber die Notabeln von 1787, welche man durch kleinliche Mittel, 
durch Sicherung der Stimmenzahlen vermittelt Fünftliher Abfonderungen nach Ständen und 
Sectionen und durch läherlih werdende Beſchränkungen ihrer Berathungen 52) zu entfräften 
und zu beberrfchen ſuchte, veizten nur noch mehr auf. Man ſah deutlich den unglücklichen Man- 
gel an Vertrauen zur Nation, die zu gleichen Waffen Herausforbernden beleidigenden pfiffigen 
SKriegsliften. Ebenſo erbitterte die gerade bamald vorgenommene ungerechte Begünftigung des 
Adels, dem man das ausſchließliche Recht ver Offizierftellen verlieh. In ihm ſuchte man unglüd= 





52) Der Bolfswig fagte: „Man habe die Hühner (das Bolt) durch fie fragen laſſen, in welcher 
Breüße, aber nicht, ob fie überhaupt verzehrt fein wollten.‘ 
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feligermweife die Hülfe gegen die Freiheit und empörte dadurch dad Volk mehr als durch jeven 
andern Misgriff. So erzwangen denn die Forderungen ded Volkes und der Parlamente endlich 
bie Reichsſtände, zuerſt nur das zögernde Verſprechen ihrer Berufung in fünf Jahren, dann 
1788 für das nächte Jahr. Ams3. Mai 1788 hatte das parifer Parlament einftimmig gegen be= 
vorſtehende königliche Edicte die Nechte der Nation verwahrt und namentlih ihre Steuerver— 
willigungsrechte, die Unabfegbarfeit ver Magiftrate, die perfönliche Freiheit ver Bürger ſowie 
das Recht ver Parlaniente, die der Berfaffung der Provinzen und des Reihe widerſprechenden 
königlichen Befehle nicht einregiftriren zu müffen. Das Parlament erflärte es dabei für feine 
Pflicht, „mit unerihätterliher Standhaftigfeit alle Plane zu befämpfen, melde die Nation 
gefährden, und insbeſondere auch dad Syſtem des einzigen Willens, welches ſich in den verſchie— 
denen dem Könige abgewonnenen Worten Elärlich darftelle und den traurigen Plan ver Minifter 
aufdecke, vie Grundlagen der Monarchie zu vernichten‘“. 

Solche Andeutungen des Syſtems des göttlichen abſoluten Rechts, weldem hier das Parla= 
ment jene Nationalrechte und feinen Wiverftand entgegenfegte, waren unter andern Worte wie 
die ded Königs in der königlichen Sitzung von 1787: „Ein großer Staat bedarf einen einzigen 
König, ein einziges Gefeg, eine einzige Ginregiftrirung‘‘; vollends aber die Worte feines 
Kanzler Lamoignon in deffen Rede über das fünigliche Verfprechen der Reichsſtände, melde 
die öffentlige Meinung aufs äußerfte erbitterten, „Es verfteht ſich von ſelbſt“ — fo Tauteten 
diefe unglüdlihen Worte — „daß dieſe Reihsftände nur beratbende find, da der König das ihm 
und feiner Familie von Gott verliebene Recht nicht ſchmälern darf.” Er deutete noch ferner mit 
der alleinigen Verantwortlichfeit ded Königs gegen Gott auf die aud von den Stuart ſtets 
feftgehaltene, jedes Rechtsgefühl und jeden freien Mann empörenve Folge des göttlichen Rechts, 
daß daflelbe über allen Rechten und Verträgen und Fürftenworten und ihren Beihränfungen 
fiehe, daß alle Rechte und Zufagen nur willfürlich widerruflihe Gnabenprivilegien feien. 

Doch nicht minder lebendig als bei ven Parlamenten und Schriftftellern hatten fich die alten 
Vertragsrehte in den Ständen mehrerer Provinzen des Reichs erhalten. Ihre Verſammlun— 
gen waren wenigftens zum Theil keineswegs wie die der Reichsſtände jeit Anfang des 17. Jahr: 
hunderts ganz erlofhen. Sogar die der Dauphine, die jeit 1628 nit mehr verfammelt 
waren, verfammelten ſich jegt von ſelbſt und forderten ebenfalls Reichsſtände. Aber ſchon früber 
gingen die Stände und dad Volk von Bretagne mit energifcher Vertheidigung des Vertrags: 
rechts voran. Schon 1782 hatten hier die Stände gegen eine willfürliche Veränderung in einem 
an ih unbeveutenden Rechte gekämpft. Da vernahm ihre Deputation aus dem Munde des 
Königs die Worte: „daß ihre Rechte ihnen nur dur die fönigliche Gnade feiner Vorfahren 
bewilligte Privilegien und alfo widerruflich feien.” Dieſes erweckte allgemeine Entrüftung, 
und die Stände proteftirten fchriftlich gegen den König. Sie Ihrieben: „Unſere Vorrechte und 
Freiheiten find wejentlihe Bedingungen ded Vertrags, durch welden Sie fiber die Bretagne 
regieren. Wir fünnen Ihnen, Sire, die traurigen Folgen von Ausorüden nicht verheblen, welche 
den alten Grundſätzen des Nationalrehtd von Grund aus widerftreiten. Sie jind höchſt 
beunrubigend für Unterthanen, melde ihrem Souverän ebenio ergeben ald auf ihre Verfaſ— 
ſungsrechte eiferfüchtig find, für Unterthanen, die nicht an knechtiſchen Gehorfam, jondern an 
einen Gehorfam gewöhnt find, der durch verftändige Geſetze geleitet iſt, welche Ew. Majeftät zu 
achten geſchworen haben. Dieſe Geſinnung iſt in unſern Herzen eins mit der Liebe zum Vater— 
lande. Ja, Sire, dieſen heiligen Namen kennen die Bretagner, fie haben ein Vaterland, fie 
haben Pflichten zu erfüllen, fie haben Nechte, die fie um des Interefles Ihres Staates willen 
nicht. vergeffen vürfen. Als Vater Ihres Volkes werden Sie nur die Gefege ausüben. Die 
Bejege herrſchen durch Sie, und Sie herrſchen durd die Geſetze. Die Bedingungen, welde 
Ihnen unjern Gehorſam fihern, machen einen Theil ver Gefege Ihres Königreihe aus.‘ 

Die Empdrung der Gemüther im Volfe über die Verlegungen der Bertragsgrundfäge und 
die Misftimmung des Hofs über die Befämpfung des göttlihen Nechts führten zu militärifcher 
biutiger Gewalt. Dahlmann fagt bei diefer Veranlaffung: „Ludwig war” (durch das göttliche 
Recht) „Despot gemorvden, ohne es zu wollen.” Bon nun an aber ſieht man bie Bretagner 
in ben vorderften Reihen des Freiheitöfampfes und jväter der Revolution. Als am 8. Mai 
1788 der König ineinem Lit de justice gegen ven Widerſpruch ver Parlamente die Einregiftri: 
rung dev Steuergejege erzivang, den Parlamenten das Ginregiftrirungsredht nahm und andere 
UAnderungen machte, unterzeichnete die Mehrzabl der bretagniichen Edelleute eine Schrift, in 
welcher fie jeden für ehrlos erklärten, der in der neuen Ordnung ber Dinge eine Stelle einnehme, 
und ließen durd zwölf Abgeorbnete dem König eine Anklage der Minifter überreichen. - Als 
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diefe Abgeordneten in die Baftille gelegt wurden, ſchickten die Stände eine noch zahlreichere 
Deputation, um ihre Lodlaffung zu fordern. Sie veranlaßten in Paris lebhafte Verhandlun— 
gen, in welchen auch Adelihe anderer Provinzen ihre Erklärung unterzeichneten. In der Pro— 
vinz nörhigte man den Intendanten ber Provinz zur Flucht. Bald zeigten ſich unruhige Bewe— 
gungen aud in andern Provinzen; Verbindungen der Bretagner für die Volksrechte aber ent- 
hielten den Keim zum fpätern Jafobinerclub. 

68 liegt tief in der Natur der Sache und es liegt klar in ver Geſchichte der Franzöſiſchen Re— 
volution zu Tage, daß gar nichts anderes fo fehr das Midtrauen und die Empörung der Ge: 
müther aufftachelte, daß nichts fo fehr die mohlthätige, unentbehrlihe Adhtung des Königthums 
unterdrüdte und bie äußerften Kriegämittel in den Augen der Ungeduldigen, ver an frievlicher 
Rechtsgewährung Verzweifelnden rechtfertigte, ald jene Entgegenfegung der Principien des 
göttlichen Rechts gegen die bereitd durch Königswort zugefagten Volksrechte. Vorallem wirkten 
auf ſolche Weife jene unheilfhwangern Beweife und Anzeigen, daß die Königin und ver un: 
glüdlihe König den von den emigrirten Nriftofraten herübertönenden, von ... Kb: 
nigsbund unterflügten Verlodungen über Königdwort erhabenen göttlichen Rechts nachgegeben 
hätten. Jede neue gewaltfame Scene der Franzöſiſchen Revolution, ausgehend von der i richüt: 
terung des Öffentlihen Glaubend an die Treue ded Königs in feinen Zufagen und diefe unglüd: 
felige Erfhütterung vermehrend, knüpfte fi fortan jedesmal an neue Entdeckungen folder 
Beweiie: 

Als nad endlich gewonnener Rückkehr die jo lange verbannte Königsfamilie und die revo— 
lutionsmüde Nation in der Charte, durch welche Ludwig XVII. nah ausdrücklicher Erklärung 
den von der Nation gewünſchten Berfaffungszuftand ihr hatte verbürgen wollen, einen vereintz 
genden und fihernden Vertrag gefundenzu haben ſchienen, da mar e8 wiederum jemer nicht? ver— 
geflende und nichts lernende Adel der Emigration, welcher durch das göttliche Necht ihn zerriß. 
Es war an feiner Spige jener feinem Königshaus und ſich felbft verderbliche Ritter des Mittel: 
alters, der Herzog von Artois (Karl X.), welder, abermals buldigend dem Ubermuthe und 
der Willkür des göttlihen Königsrechts und auch abermals ermuthigt durch neue auswärtige 
heilige Allianz abfoluter Könige, durch einen das Nationalgefühl empörenden auswärtigen 
Einfluß, das göttliche Recht dem Grundvertrag entgegenſetzte. Nicht auf ihm, jo erklärte man 
täglich in Wort, Schrift und That, fo erklärte feierlich der Fönigliche Kanzler d'Ambrai in öffent: 
licher Kammerfigung ; „wicht Dur Vertrag, fondern durd Gott und das Schwert feiner Vor: 
fahren regiere der König”. Man hatte abermals vergeflen oder noch nie begriffen, dag Gott ein 
Gott der Treue und Wahrheit, ein Schirmer auch ded Rechts ver Völker, ein Rächer ver Untreue 
und menjchlichen Übermuths if. Dan hatte vergeſſen oder nicht begriffen, welche Gewalt, bei 
einmal erwachtem Freiheitsgefühl eines Volkes, in den Worten liegt, die ein Volksmann im 
Anfang der Franzöſiſchen Revolution dem angeblichen biftoriihen Recht des feudalen Ari- 
ſtokratismus und Abſolutismus entgegenfegte. „Datirt ihr“ — fo lauten feine kecken Worte 
— „datirt ihr eure Nechte von dem Tage der Eroberung, nun fo datiren wir die unferigen von 
dem Tage vor der Eroberung; gründet ihr fie auf Gewalt, wohl, fo fommt ber!” 

Bergeblih warnte der dem Königthum fo treu ergebene, der ſtaatsweiſe, ehrwürdige Greis 
Royer⸗Collard. Er fegte in der Sigung vom 24. Febr. 1824 jener Unheilslehre des göttlichen 
Rechts im Parlamente die Bertragsgrundfäge und ihre Vertheidigung entgegen und fagte dabei 
unter andern folgende Worte: „Die Duelle unferer Könige ift nicht wie die des Nils in unzu— 
gänglichen Wüften verborgen, und wir willen, daß ſchon bei Anfang unſers Königthums das 
Volk der Franken ein Öffentliches Recht hatte, welches von ihm felbit ausging, welches es nicht 
von feinen Königen erhalten hatte und das man ihm nicht vauben konnte, Diefes öffentliche 
Recht ruhte gänzlich auf der Theorie vom Vertrage und von der « Wechfelfeitigkeit». Es hat die 
Wanderung durd die langen Jahrhunderte der Feudalmonarchie gemacht, und melde Ausdeh— 
nung auch die koönigliche Gewalt fpäter erhielt, fo konnte fie doch jenes öffentliche Recht niemals 
gänzlich zerftören. Wäre es in den Gefegen unterdrückt worden, es würde fich in den Geiftern 
erhalten haben, dieſem unzerſtoͤrbaren Aſyle für die Würde des Menſchen gegen die Anmafun: 
gen der Autorität,‘ 

Dod vergebens! Zu unüberwindlich waren die Verblendungen der Vorurtheile der unbür- 
gerlihen Erziehung und prinzlichen und ariftofratifchen Übermuths. Die „weiße Verſchwoͤrung 
für das göttliche monarchiſche Necht fiegte jegt in vemfelben Frankreich, in welchem ſolche Ströme 
von Blut und ebenſo die Verbannung Napoleon's wie die frühere der Bourbons endlich die 
friedliche Herrſchaft ded Vertrags oder der Freiheit verbürgt zu haben ſchienen. Im Innern wie 
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nach außen feindete jene Verſchwörung die Volksfreiheit an. Sie ſetzte ſich mit Karl X. auf 
den Thron. Die unbeilvollen Karlöbader Beſchlüſſe in Deutihland wurden jegt für die franzö— 
ſiſchen Freiheitöfeinde abermald verderbliches Beifpiel und Ermuthigung. Als das and hier 
wiederum mweit mehr durch jene freiheitäfeindlichen Principien ald durch materielle Tyrannei 
empörte Rechtsgefühl der Nation fi) ermannte, ald man in geheimen Verbindungen, in der 
angefeinbeten Breffe, im Barlament, endlich auch in ven Wahlen dem göttlichen Necht immer 
drohender entgegentrat, Da wagte dieſes in den Juliordonnangen feinen legten Gewaltſtreich 
gegen die Vertragsprincipien, zunächſt gegen ihre Hauptorgane, gegen die Freiheit per Preſſe 
und der Wahlen. 

Aber Schnell entbrannte der allgemeine Unwille der beleidigten Nation, und drei Generatio— 
nen von Königen — auch hier wie in England Unfhuldige wie Schuldige — ftürzten mit einem 
Schlag von dem herrlichen Throne ihrer Väter, Die hlummernden Völker erwachten, die abſo— 
Iuten Throne erbebten in ihren Grundfeften, und alle ihre Organe beugten ſich ſchweigend vor 
ber göttlichen Gerechtigkeit, melde fo furdtbar das ungdttliche Recht des übermuths und der 
Untreue zerfchmetterte. Die frangöfifche Nation erneuerte jegt förmlicher und ausdrücklicher 
ihre SRundverträge mit dem von ihr erwählten neuen Königshaus. Sie fuchte diefelben gegen 
Anmaßungen bes göttlihen Rechts zu ſichern, durd die in der Örundvertragsurfunde ausge: 
fprochene, freilich misverftändlidhe Volksſouveränetät, durch die fanctionirte Unmöglichkeit der 
Aufhebung der Brepfreiheit, dur größere Ausdehnung und Sicherung der Wahlfreihelt und 
durch eine ausdrüdlich zum Schuß des Nationalvertrags aufgeforberte Nationalwehr. 

Sie ſuchte die vertragsmäßige und gerechte Negierung vor allem zu verbürgen durch die 
zwei großen Grundfätze, welche jegt überall in Volk, in den Kammern und burd den neuer: 
wählten König vom Throne proclamirt wurden: Wahrheit nämlich der Nepräfentativverfai- 
jung (Charte verite) und Nihtintervention. Unter der erften verftand man vor allen, daß alle 
Regierungsbeihlüffe von verantwortliden Miniftern unterzeichnet fein müßten. Nichtinters 
vention bezeichnete den großen Grundſatz völkerrechtlicher Breiheit, nad welchem die Franzoſen 
zwar auf die damals von allen Regierungen gefürdhtete Propaganda für ihre Regierungsgrund: 
fäge, ähnlich wie zur Zeit der erften franzöſiſchen Revolution, verzichteten, aber auch forderten, 
daß die abfoluten Regierungen ihrerjeitd feine Propaganda und Intervention zur Unter— 
drückung der Völker, wie kurz zuvor in Italien und Spanien, mahen dürften. Durd viele 
großen und würbigen Grundfäge gelang ed damals, die franzöfifche Nation nad) der ſiegreich— 
ften, glänzendſten Revolution zu der bewunderndwärbigften Maͤßigung in Beziehung auf ihre 
innere und äußere Politik zu beſtimmen. Doc faum hatte ver neue König dieſe Grundſätze 
durd feinen Öffentlichen Eid befiegelt, fo brach er venfelben durch die geheimen, hinter dem Rücken 
jeiner Minifter geführten Unterhandlungen zuerft zu Gunften der Öfterreichifchen Intervention 
und Breiheitöunterdrüdung in Italien, wie fpäter zum Nachtheil der Bolen und ver Spanier. 
Fortdauernde Gorruption der Wähler und Deputirten nnterftügte nun dieſes vertragsbrüchige 
Juſtemilieuſyſtem, bis endlich dev Julithron durch die Öffentliche Verachtung in der Februarrevo⸗ 
lution 1848 geftürzt wurde, obwol felbft das durchlöcherte Syſtem einer wirklichen Nepräfen- 
tativverfaffung achtzehn Jahre lang den Franzoſen größere Breiheit gewährte, als fie je zuvor 
bejaßen. Die Maßloſigkeit der neuen Revolution und der neu drohenden jafobinifhen Schreckens⸗ 
herrſchaft führten jegt zum lügenhaften, rechtsverachtenden Syſtem des Napoleonifchen allgemei— 
nen Stimmrechts, welches durch machiavelliftifche Durchführung der Furcht: und Corruptions⸗ 
miftel die Herrichaft alles freien vertragsmäßigen Volkswillens ausschließt. 

Doch ſchon naht auch dem Träger diefes rechtlofen Syſtems jene Nemefls, die durch ihre 
rächenden Strafen der Treulofigfeiten der alten und neuen Bourbon, der Jakobiner und bes 
erften Napoleon , des ruffiihen Nifolaus und der italienischen Tyrannen die unſichtbare 
Majeftät ver ewigen Gerechtigkeit deutlich genug verfündete. 

Wir Deutiche und vollends die Preußen ſchienen gegen jenes falfche göttliche Recht am 
meiften gefihert. Zu klar waren in Deutſchland durch alle Jahrhunderte hindurch alle Reiche: 
und Landesgrundgejege dem Namen wie der That nad „Reichs- und Kandedgrundverträge”, 
und zwar im Reich zwifchen den reihsunmittelbaren Bürgern oder Ständen des Reichs, für ſich 
und ald Repräfentunten ber in ihrem vertragsmäßigen Schuß ftehenden Hinterſaſſen, unter: 
einander und mit dem von Ihnen gewählten Kaifer, im Lande dagegen zwifchen allen Landes: 
unmittelbaren, für ih und ald Vertreter ihrer Schüglinge, untereinander und mit dem ur: 
fprünglid gewählten, fpäter mindeftens frei anerkannten Landesfürſten. Die Nedste dieſer 
Fürſten nahmen auch infofern eine grundvertragsmäßige Geftaft an, da ſie ald Beamte deö 
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erwählten Nationalfaiferd nah den Reihögrundverträgen regieren follten. Aud in den ein: 
zelnen deutſchen und namentlid in den preußifchen Landen beruhte das Landesrecht auf ver: 
tragsmäßigen Orundlagen und auf vertragsmäßigen ſtändiſchen Berfaffungen. 53) 

Schien nun ſchon wegen dieſes Hervortretend dev Grundverträge im deutfchen Wahlkaiſer— 
thum das faljche göttliche Recht weniger gefährlich, fo gab es noch befondere Gründe gegen dieſe 
falfche Grundanjicht. Die deutſchen Kaifer und ihr Reich waren für alle germanifhen Staaten 
und Fürſten gleihjam die Vorfechter gegen das angebliche göttliche Recht der Oberherrichaft des 
Papſtthums. Sie waren daher fortvauernd im Streite mit demfelben. So fonnten jie denn 
natürlich aud nur dem Schein einer päpftlichen Vaſallenſchaft und ihrem göttlihen Recht durch— 
aus nicht günftig fein. Waren fie es doch, die früher fogar die Päpſte ernannten oder beftätigten. 
So kam es denn, daß unter Lubwig dem Baier der Kaifer und die Reichsſtände in ihrem Streite 
mit dem Papſtthum fogar feierlih und grundgejeglich gegen dieſes göttliche Recht proteftirten, 
indem die Faiferlihe Krone nur durch die freie Wahl der Reichöftände verliehen werde, alſo bei 
fittlihereligiöfer Auffaffung nur eine durch den Nationalconjens anerkannte innere Vernünftig⸗ 
feit oder Göttlichkeit im obigen unſchuldigen Sinne (ſ. XII.) ſtattfinden könne. 

Dad Deutſche Reich wurde auch in der That nicht durch das göttliche Recht des Kaiſers, fon: 
dern durch das ungerechte Ubergewicht des Adels in den Reichs- und Landftänden zerſtört. Keine 
ſtaatsbürgerliche Nationalmacht ftand dem Kaiſer zur Seite, die wenigen Reichsſtädte waren zu 
ſchwach. Seine adelihen Bajallen beraubten, zerftörten feine Macht, die Einheit und Kraft 
unſers Nationalreichs, oftmals leiver jelbft mit auswärtiger Hülfe. 

Dieſe mächtigen Bafallen aber ahmten meiftentheils in ihren Fürftenthümern das franzö— 
ſiſche „göttliche” Recht zum Jammer ihrer Völfer nad. 

Dagegen ſchien für das neu aufblühende proteftantiiche Preußen ebenjo wol jened äußer: 
liche, päpftliche, theofratifche, ald jened von Ludwig XIV. ausgebildete muftifche, phantaftifche, 
jeinen Wejen und feiner Wirkung nad aber deöpolijche göttliche Recht gänzlich unmöglich. 
Denn der Proteſtantismus ftellte die echt hriftlichen Orundfäge wieder her, welche nur jenes von 
der Volksfreiheit ungertrennliche, unſchuldige, fittlihvernünftige Königsrecht (f. XII.) zulaſſen, 
die aber mit der Anmapung einer unbefchränften Gewalt über freie Brüder und Mitbürger over 
mit einer bevorzugten @inficht oder auch mit einer Befreiung von den Vertragspflichten gegen 
fie abfolut nichts zu thun haben, fondern ihnen vielmehr gänzlich entgegenftehen. 

Preußens ganze Staatderiftenz und Größe war unzertrennlich mit dev Geiftesfreiheit und 
Aufklärung und dem Fortſchritt der Reformation verfnüpft. Man bezeichnete daher auch dad 
Staatd: und Dynaftieprincip der preußiſchen Monarchie als geiftigen Fortfchritt und Licht 
und Redt. J 

Es entſprach daher einer tiefen Einſicht in die wahren geſchichtlichen Grundlagen und 
Grundſätze der Monarchie und des Fürſtenhauſes wie des echten Proteſtantismus und des 
wahren Fürſtenthums, daß der weſentlichſte Begründer der preußiſchen Monarchie, der Große 
Kurfürſt, und daß ebenſo auch der erſte und der größte preußiſche König, daß Friedrich J. und 
Friedrich I. das „göttliche monarchiſche Recht“, welches gerade damals von dem verdorbenen ful: 
taniſchen franzöflihen Hofe die übrigen europäiſchen Höfe zu entlehnen ſuchten, jo entſchieden 
zurückwieſen. Dieje Kürten thaten dieſes, indem ihre Regierung ftetö den echten Proteftantis- 
mus, Glaubenöfreiheit und Geiftesaufflärung nad Kräften beförderte und regem geiftigen 
Fortſchritt Huldigte. Der Große Kurfürft indbefondere ſprach ſich auch noch Flar genug dadurch 
gegen das göttliche Net aus, daß er den berühmten Samuel Pufendorf, den entjchiebenen 
Bekämpfer des göttlichen Rechts 5*) und Vertheidiger der Vertragdgrundfäge, der wegen vieler 
feiner ‚‚naturaliftiihen‘‘ Orundfäge in Stodholm in einen Eriminalprocep verwidelt worden 
war, gegen Ende feiner rühmlichen Negierung zu feinem eigenen Biographen und Hiftoriogra= 
phen mit dem Geheimrathötitel nah Berlin berief, und noch mehr dadurch, daß er Wilhelm 
von Dranien zum Sturz ded ftuartichen göttlihen Rechts aufmunterte und weſentlich unter: 
fügte. Sein Sohn König Friedrich I. folgte gänzlich dieſem Beifpiel, indem er die Krone ohne 
irgenbeine geiftlihe Salbung ſich aufjegte und indem er den ebenfalld wegen gleicher rationali- 
flifcher oder rationaler Anſichten und Freiheitsgrundſätze in Leipzig ſchwer verfolgten und flüch— 
tig gewordenen Thomaſius nad) Kalle berief und vorzüglich durch ihn die neue Univerjität, biefe 
Pflanzftätte der Aufklärung, begründen ließ. Er nahm feinen Profeſſor fogar, ald man deſſen 


53) ©. die Nrt. Deutſches Lanbdesftaatöreht und Preußen und Simon, Preufifches Staate- 
recht, Il, 114 fg. 54) ©. befien Jus naturae, VU, 8, 
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Bekämpfung und Verſpottung des göttlichen monarchiſchen Rechts in Kopenhagen öffentlich 
durch Henkershand verbrennen ließ, gegen die däniſche Regierung in Schutz. Friedrich der Große 
endlich erklärte mit ſeinem hellen praktiſchen Königsverſtand und mit ſeiner guten Kenntniß der 
Staatsgeſchichte, namentlich feines eigenen Reichs, geradezu dad Princip des göttlichen monar— 
chiſchen Rechts als die verpeſtete Quelle des Verderbens für Fürſt und Volk. Er führte als 
Kronprinz in feinen „Considérations sur le corps politique de lEurope“ und dann 
fünfundvierzig Jahre ſpäter al? König in feinem „Essai sur les formes de gouverne- 
ment et sur les devoirs des' souverains“ noch energifcher die freie Bertragstheorie aus 
und fagte bier unter anderm („Oeuvres posihumes, II, 47, 60, 82): „Wenn meine Be— 
trachtungen dad Glück haben, zu ben Ohren der Fürften zu gelangen, fo werden jie 
Wahrheiten darin finden, die jie niemald gefunden haben würden durch den Mund ihrer 
Hofleute und Schmeichler. Ja vielleicht werden fie mit Erftaunen diefe Wahrheiten ſich neben 
fie auf den Thron ſetzen ſehen. So vernehmen fie ed denn, daß die faljhen Grundfäge vie 
vergiftete Quelle des Unglüds der europäiihen Staaten find. Folgendes ift der Jrrtbum 
der Mehrzahl ver Fürften. Sie glauben, daß Gott die Menge von Menſchen, deren Heil ihnen 
anvertraut ift, ganz befonderd und durch eine befondere Aufmerkfamfeit für ihre Größe, ihr 
Glück und ihren Stolz geihaffen Habe, und daß ihre Unterthanen beftimmt find, Werkzeuge und 
Diener ihrer Neigungen zu fein (das Haller'ſche Privatglücksgut der Herrſchaft). Sobald ber 
Grundfag, von welchem man ausgeht, faljch ift, fo müflen auch die Folgerungen bis ins Unend— 
lie hinein falih und verberblich fein. Daher die verkehrte Liebe für einen falſchen Ruhm! 
Daher diefer heiße Wunſch, alles zu überwältigen! Daher die Härte der Abgaben, womit dad 
Volk belaftet ift, vaher die Trägheit ver Fürften, ihr Stolz, ihre Ungerechtigkeit, ihre Inbuma= 
nität, ihre Tyrannei! Wenn die Fürften fih von folden irrigen Vorſtellungen frei machen 
wollten, jo würden jie fehen, daß ver Rang, auf welchen fie eiferfüchtig find, paß ihre Erhebung 
auf den Thron das Werk ihrer Völker ift, daß dieſe Tauſende von Menſchen, die fidh ihnen an— 
vertraut haben, ſich nicht zu Sklaven eines einzigen Mannes machen wollten, damit er furchtbar 


- und ſtark werde, daß fie jich nicht einem ihrer Mitbürger (Friedrich nennt in dieſen Abhandlun= 


gen gewöhnlich feine Unterthanen mit ven heute von unferer Reaction verbotenen Worten „ses 
citoyens‘ oder „ses coneitoyens’) unterworfen haben, um Märtyrer jeined @igenjinnd und 
der Spielball feiner Phantaſien zu fein, fondern daß fie diejenigen aus ihrer Mitte erwählt ha— 
ben, von welchen fie die gerechtefte Negierung erwarteten. Aldvann würden fie empfinden, daß 
der wahre Ruhm der Fürften nicht in der Vergrößerung ihrer Macht und in Vermehrung der 
Zahl ihrer Sklaven beftehe, fondern darin, die Pflichten ihres Amtes zu erfüllen und in jeder 
Hinſicht ver Abſicht derer zu entjprechen, die fie mit ihrer Gewalt befleivet haben, von welden 
fie ihre Herrfchaft und ihre Würde befigen. — Die große Wahrheit, daß man die andern be— 
handeln müſſe, wie man von ihnen behandelt jein will, d. h. Gleichheit, ift das Princiv aller 
Geſetze wie des geſellſchaftlichen Vertrags. Da aber die Gefege nicht erhalten und vollzogen 
werben fonnten ohne einen beftändigen Wächter verjelben, jo gab dies den Urfprung der Obrig— 
feiten, die fih dad Volk erwählte. Präge man es ſich wohl ein, daß die Erhaltung der Gefege 
der Grund ift, der die Menſchen beſtimmte, ih Obrigkeiten zu geben, und daß hierin der wahre 
Grund ver Souveränetät liegt. — Müßte man nicht verrückt fein, um ſich einzubilpden, die Men 
ſchen hätten zu einem ihresgleihen gefagt: Wir erheben did über und, weil wir Sklaverei 
lieben, und geben dir Gewalt, unfere Gedanken nad deinem Willen zu leiten! Sie haben 
vielmehr im Gegentheile gejagt: Wir haben did nöthig, um die Gejege aufrecht zu erhalten, 
denen wir gehorchen wollen, um und weile zu regieren, um und zu vertheidigen. Übrigens aber 
fordern wir von dir, daß du unfere Freiheit achteft! — Wenn der Fürft der erfte Minifter, 
der erfie General der Geſellſchaft ift, fo ift er ed nicht, um zu repräfentiven, fondern um die 
Berbindlichfeiten zu erfüllen, welche viefe Namen ihm auflegen. Er ift nichts als der erfte 
Diener ded Staates.‘ 55) 

Freilich fand Friedrich in feinereit noch nicht die Bedingungen für conftitutionelle Freiheit. 
Er begnügte fich, die ſtändiſchen Rechte, wie er jie vorfand, zu achten und die Beſchränkung ver 
brandenburgiſchen Stände durch ven Minifter Schwarzenberg zu tadeln. An neue Verfaflun- 
gen dachte damals niemand in Deutſchland und Europa, die alten aber hatte in ganz Deutich: 
land leider der Keudaladel verunftaltet. Friedrich's und Joſeph's Hauptaufgabe war es, eines- 
a a u ae s . 


55) Ganz ähnlich den Worten Friedrich’s fprach auch der große öſterreichiſche Kaiſer Joſeph IT. in 
feiner Einleitung zum Entwurfe der Steuerregulirung. 
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theils die verſchiedenen Provinzen, mie es in Frankreich ſeit Ludwig Xi. geſchah, zu einem 
ganzen Staate zu einigen und dann die feudaliſtiſchen Rechte, überhaupt die Reſte des hierarchi— 
ſchen und feudalen Mittelalters möglichſt zu beſeitigen und auch ſo die innere Staatseinheit zu 
fördern. Hierdurch, durch Aufhebung der ariſtokratiſchen Volksunterdrückung, der Leibeigen— 
ſchaft und anderer Feudallaſten, durch Aufklärung und Volksbildung, Herſtellung der Gleich— 
heit in der Beſteuerung, in dem Recht zu Ämtern und in ber Kriegspflicht und vor allem durch 
Bildung und Befreiung der Öffentlichen Meinung mußten Friedrich und feit dem Unglüd 1806 
vollftändiger Friedrich Wilhelm TI. die Grundlagen einer wahren ftaatdbürgerlihen Reichs— 
verfaflung fhaffen. Es war das entfegliche Unglüd, die innerlihe Corruption und Fäulnif, 
als Folge der Berfaffungslofigkeit und der ungerechten feudaliftiichen Adelsprivilegien, wie fie 
in und nad der Schladt von Jena zu Tage famen, notbiwendig, um dem ganzen Volfe das 
Bedürfniß zu erweden, die verſchiedenen Ländertheile wie die getrennten Stände des Staated 
zu einigen und durch eine allgemeine freie Reichsverfaſſung zu einem freien und fräftigen, un: 
trennbaren Volks: und Staatäförper zu verbinden, ihm für den Wettfampf mit den an phyſi— 
ſcher Macht überlegenen größern europäifhen Staaten vor allem die nöthige moralifhe Kraft 
und Größe zu geben und zu erhalten, durch deren Übergewicht allein Preußen fih und feinen 
Ruhm, feine Aufgabe und Stellung in der Welt behaupten fann. 

Schon unmittelbar nad dem furdtbaren Zuſammenſturz ded preußifhen Staatsſyſtems 
feit 1806 und vollends in der Zeit der Befreiungskriege ergriffen daher große Staatdmänner, 
Stein, Shön, Scharnhorft, Hardenberg, Wilhelm v. Humboldt, die ganze Aufgabe, in fried- 
liher Reform den preußiſchen Staat durd zeitgemäße VBerjüngung der alten nationalen Frei— 
heits⸗ und Rechtsgrundlagen neu aufzubauen und ibm durch eine wahrhaft volksfreie, zeitge: 
mäße repräfentative Reichöverfaffung die einzig mögliche innige und dauernde Vereinigung 
feiner verfchledenen Provinzen und Stände unter fich, mit dem Fürſtenhaus und mit dem deut: 
ſchen Gefammtvaterland zu begründen. Es ift ein wohlthuender, erhebender, mit jo vielen 
Mängeln und Sünden deutfcher Negierungs- und Minifterpolitif verföhnender Anblid, dieſe 
großartige Beftrebung der preußiſchen Staatsmänner in dem noch ungeftörten Verein mit dem 
redlichen Willen des ſchwer gebeugten Fürften. Es iſt ermuthigend für jede gleich zeitgemäße, 
vorurtheiläfreie Politik, zu jehen, welhe Wunder fie damals bewirkte, wie jie allein nad fo 
furchtbarem Unglüdf und fo großer Shwähung den Staat glorreidher wiederherftellte, ald er je 
vorber im größten Glücke geweſen war. 

Allgemein befannt ift e8, und das „Staats-Lerikon“ bat ed wiederholt dargethan 56), 
wie die Summe der Politik des ganzen Wieveraufbaus des preußifchen Staated in wahrer ver: 
faſſungs- oder grundvertragsmäßiger ftaatsbürgerlicher Freiheit des ganzen preußiſchen Volkes 
beftand. In diefem Sinne begann urkundlich ver größte Reformator Preußens, der unfterbliche 
Stein, das große Werk mit ven Worten: „Der freie Wille freier Männer foll der Grunppfeiler 
des Staated und bed Thrond werben.‘ In vielem Sinne wurden auch die unterften Staatsbürger 
von allen Feudallaſten befreit und allen die ftaatsbürgerliche Gleichheit in Laſten und Rechten, 
Steuern, Soldatenpfliht und Amtern ertheilt. In dieſem Sinne erging der königliche Aufruf zur 
Befreiung, die Broclamation von Kalifh ausprüdlih auch an alle Einzelnen „in den Reiben 
des Volkes’, forderte fie zur begeifterten- Mitwirkung auf in der Erkämpfung der äußern Unab— 
bängigfeit wie zur zeitgemäßen „Herſtellung deutiher Freibei-und Verfaſſung aus dem urei: 
genen Geifte der Nation”. In diefem Sinne verfündete Schon der preußifche Feldherr bei feinem 
Vorrücken nah Sachen die freie Volksſprache vder die frei Preffe, die ſchon feit dem Unglück 
alle Staatögebrehen ungebemmt beleuchten durfte; und unter eifrigfter Mitwirkung Preußens 
wurde der ganzen deutihen Nation urkundlich die Preßfreiheit zugefichert. In diefem Sinne 
erklärte man wiederholt und feierlich noch vor Eröffnung der Berathung ver vaterländifchen 
Angelegenheiten auf dem Wiener Congreß wie bei der Eröffnung des Deutihen Bundes die 
freie öffentliche Meinung der Nation, für welde neben freier Breffe auch Petitiondfreiheit als 
weſentlich anerkannt war, für den Leitflern der Negierungen und ihrer Staatdmänner. In 
diefem Sinne endlich verſprach der König feierlich der Nation „eine mit Zugiehung der Bürger‘ 
zu begründende, in einer Verfaſſungsurkunde feftzuftellende reichsſtändiſche Verfaſſung oder 
Eonflitution und eine „aus allen Klaflen des Volkes zu bildende Repräfentation‘, 

Als das Wenigfte der Nechte der Volksvertreter hatten auf des Königs Befehl in den Eon: 


56) ©. die Art. Blücher, Preußen, Deutfche Geſchichte und Deutſches Landesſtaatsrecht. 
Staats-kerifon. VII. 10 
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grefverhandlungen über dieſe aus allen Klaffen des Volkes zu bildende Volfövertretung bie 
königlichen Bevollmädtigten in ihren Entwürfen der Bundesacte und ihren officiellen Erflä- 
rungen an die zweiunddreißig Regierungen deutſcher Länder über die weſentlichen deutſchen 
Volksrechte jene oben unter VII. angeführten Mitentigeidungsrechte und Controlrechte bei Lan— 
desgeſetzen und Steuern beharrlich gefordert. 

In diefem hiftoriihen Zufammenhange, in diefem großberzigen und echt grundvertrags- 
mäßigen Sinne wurden unter der Negierung Friedrich Wilhelm's II. jene königlichen feier= 
lihen Zufiherungen und Gejege gegeben, die als die preußiſche Magna-Charta der weitern 
Entwickelung feines Nechtözuftandes zur Örundlage dienen follten. Gerechter und politiſch 
weifer, mehr durch das klarſte hiftoriihe Recht und die ſprechendſten Erfahrungen gerechtfertigt 
als dieſe Zufagen mag kaum im Gebiete der Politik irgendeine Negierungshandlung gefunden 
werden fönnen. 

Urkundlich und klar liegt ed jegt, nad den Forſchungen aller gründliden Beobachter des 
deutfchen Rechts, allen Urtheiläfreien vor Augen, daß überall in Deutſchland ſowie überhaupt 
in den germaniſchen Staaten vie vollftändige Volföfreiheit das urfprüngliche, das wahre hiſto— 
riſche Recht ift, ihre Unterdrückung aber nur dad Werk unrechtlicher Gewalt, revolutionäre 
Übergangszeiten des Fauſtrechts und des Abſolutismus. 

So rechtfertigt alles Friedrich's des Großen energiſche Vertheidigung dev Vertragägrunp: 
lage, jeine Berwerfung und feinen Abſcheu gegen dad undeutjche, gegen das vollends unpreu— 
ßiſche Königthum von Gottes Gnaden. Hervorzuheben aber ift ed befonderd, daß ber große 
König bei feiner Ausführung der Vertragsanſicht auf jened weientlihe Grundvertragsredt . 
freier Völker zurückgeht, welches nad) dem Obigen (S. VI. und VII.) ven Örundvertrag im en— 
gern Sinnebildet und mit feinen wejentlihen Grundrechten die einzelnen pojitiven Geſetze er— 
gänzt und felbft über ihnen ſteht. Meiſtentheils verkannt von unfern neuern pofitiven Juriften, 
welde ihrer Jurisprudenz dur Verneinung der allgemeinen Rechtsgrundſätze das Haupt ab- 
ſchlagen, leben dieſelben im Rechtsbewußtſein aller freien Völker wie in dem der wahrhaft 
praftifhen Juriften und Staatömänner Englands fort. Es mögen bier außer den obigen 
Zeugniffen für vie praftiiche Geltung und Anwendung dieſer nicht juriftifchen, allgemeinften 
natürlichen Rechtsgrundſätze ngch die merfwürbigen englifhen Verhandlungen gelegentlich des 
natürlichen uraltveutfchen und englifhen Rechts der Steuerbewilligung Blag finden. 

Das „Staats-Lexikon“ hat im Art. Beeten urfundlih nachgewieſen, daß von den älteften 
Zeiten an in Deutfhland, daß nad den Reichsgeſetzen, die noch im 15. Jahrhundert eine Ver: 
gleihung mit dem einzelnen nicht vepräjentirten Gigenthümer über die Steuern forderten, wie 
nad) den Laudesverträgen die Veſteuerung weſentlich von der Öefeggebung unterfchieden wurbe, 
dag die Bewilligung von Steuern gerade fo wie fletö bei ven Engländern als ein Ausfluß des 
Brivateigenthbums betradjtet wurbe, indem, wenn mein Eigenthum wirflid mein Eigenthum 
fein folle, niemand es mir blos nach feinem Ermeſſen nehmen dürfe. 

Dieje auch von Burke, dem Todfeinde jafobinifher Grundjäge, vertheidigte, ja jelbft von 
Hrn. v. Haller zugeftandene Rechtsgrundanſicht brachten die größten britifchen Staatömänner, 
wie Lord Chatham, die erften Juriften, wie Lord Camden und Eröfine, zu Gunſten der amerifa= 
nischen Golonien, die man ohne deren Bewilligung mit der Stempelfteuer belegt hatte, in beiden 
Häufern zu fo vollftändigen Siege, daß die Stempelfteuer gurüdgenommen werden mußte, daß 
König, Ober: und Unterhaus fomit jenen Männern beiftimmten, daß ihre vereinte Macht das 
unabänderliche Urreht aller freien Männer, nur mit Zuftimmung ihrer wahren Repräfentan- 
ten beſteuert zu werden, rechtsgültig nicht aufheben könne. Es mögen hier einige Stellen aus 
jenen Parlamentsreden zur Veranſchaulichung der Rechtstheorie diefer Staatsmänner mitge— 
theilt werden. Der ältere Pitt, ſpäter Lord Chatham, ſagte 1766 in ſeiner berühmten Rede unter 
anderm: „Der Gegenſtand iſt von größerer Wichtigkeit, als je einer dieſes Haus beſchäftigt 
hat, blos jenen ausgenommen, als vor hundert Jahren die Frage war, ob Ihr ſelbſt Sklaven 
oder freie Menſchen wäret.“ (Ob nämlich der König Karl. die Engländer eigenmächtig be— 
fteuern könne.) „Ich bin der Meinung, daß dieſes Königreich, ob ed gleich in allen andern Hin— 
fihten die Negierungsgewalt und höchſte Geſetzgebung über Amerika bat, gleichwol fein Recht 
befigt, die Golonien mit Steuern und Abgaben zu belegen. Sie find zwar die linterihanen dieſes 
Königreichs, aber ebenjo berechtigt als Ihr felbft zu allen natürlichen Menſchenrechten und zu 
den Breibeiten der Engländer. Die Amerikaner find Englands Söhne, nicht Baftarde. Das 
Redt, Steuern und Abgaben zu fordern, ift weder ein Recht der ausübenden noch der geſetzge— 
benden Gewalt. Steuern und Abgaben find blos freiwillige Gaben und Bewilligungen der 
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Gemeinen. An der Gefeggebung nehmen alle drei Stände des Reichs Antheil, aber die Mitein- 
flimmung der Peerd und der Krone zu einer Tare ift eine bloße Formalität. In alten Zeiten 
(nad) der Eroberung) befaßen die Krone, die Barone und vie Geiftlichfeit alled Land. In dieſen 
Tagen gaben und bewilligten (give and grant, dieſes ift die Formel parlamentarifher Steuer: 
bewilligung), gaben und bewilligten die Barone und die Geiftlihfeit, was fie der Krone geben 
mollten, gaben und bewilligten e8 aus ihrem Gigenthum. Jetzt, feit der Entdedtung von Ame= 
rifa und durch andere Umftände, find die Gemeinen Befiker des Landes geworden. Die Krone 
ſelbſt hat ihre größten Domänen veräußert, die Kirche, Gott fegne fie, hat bloß eine Apanage. 
Das Eigenthum der Lords, verglihen mit dem Vermögen der Gemeinen, ift mie ein Tropfen 
im Ocean. Diefed Haus repräfentirt die Gemeinen. Wenn wir daher in diefem Haufe geben 
und bewilligen, fo geben und bewilligen wir aud unferm @igenthum. Aber eineTare auf Ame- 
rifa, was thun wir da? Wir, Eurer Majeftät Gemeine von Großbritannien, geben und bemwil- 
ligen Eurer Majeftät — was? unfer eigenes Eigenthum? Nein, wir geben und bewilligen 
Eurer Majeftät das Eigenthum von Eurer Majeftät Gemeinen in Amerifa. @in absurdum 
in terminis. — Der Unterfhied zwiſchen Gefeßgebung und Beſteuerungsrecht ift weſentlich 
nöthig zur Freiheit. Die Krone, die Peerd find ald mitgefeggebende Gewalten ven Gemeinen 
völlig gleich. Wäre das Beſteuerungsrecht ein Stück der Geſetzgebung, fo hätten die Krone und 
die Peers eben das gleiche Net, Steuern aufzulegen, wie Ihr felbft. — Die Gemeinen in 

erifa, vepräfentirt in ihren verfchiedenen Landtagen, find immer im Befige gewefen, haben 
immer ihr verfaffungsmäßiges Recht, ihr eigenes Vermögen, zu geben und zu bewilligen, aus= 
geübt. Sie wären Sklaven gewejen, wenn fie dieſes Recht nicht genoffen hätten.” 

Dem Minifter Grenville entgegnete Pitt: „Der geehrte Gentleman fagt, Amerika fei hart: 
nädig, fei faft in offenbarer Empörung befangen. Ich freue mid, daß Amerifa widerftand. 
Drei Millionen Menſchen, fo todt gegen alles Freiheitägefühl, daß fie ſich Freiwillig zu Sklaven 
bingeben, würden treffliche Werkzeuge geworben fein, auch aus und Übrigen Sflaven zu machen.“ 

Der berühmte Rechtsgelehrte, der Oberrichter Lord Camden, beſtätigte im Oberhauſe ebenſo 
nach dem Naturrecht wie nach dem poſitiven engliſchen Staatsrecht völlig dieſelben Rechtsgrund— 
ſätze und ſagte unter anderm: „Ich würde die Zeit nur verderben, über die einzelnen Punkte des 
Inhalts der Bill etwas zu ſagen, da die ganze Bill illegal iſt, vollkommen illegal und ſowol den 
Grundſätzen des Naturrechts zuwider als den Grundgeſetzen unſerer Verſaſſung, die auf die 
ewigen unveränderlichen Grundgeſetze der Natur ſelbſt gegründet wurde, einer Verfaſſung, deren 
Baſis und Centrum Freiheit iſt. Mylords, es iſt Feine neue Lehre, ſie iſt fo alt als die Conſtitu— 
tion ſelbſt, fe iſt mit ihr zugleich entſtanden, fie iſt eigentlich ihr Grundpfeiler: Taxation und 
Repräſentation ſind unzertrennlich verbunden. Gott hat ſie zuſammengefügt, kein britiſches 
Parlament kann fie trennen. Mein Sag iſt dieſer, ich wiederhole ihn, ich will ihn bis zu meiner 
legten Stunde wiederholen: Paration und Nepräfentation find unzertrennlih. Diefer Sag ift 
auf das Naturrecht gegründet, noch mehr, er ift felbft ein ewiges natürliche8 Grundgefeg. Denn 
eines Menſchen Eigenthum ift fein abfolutes Eigenthum; niemand hat das Recht, es ihm zu 
nehmen, wenn er nicht felbft oder durch feinen Stellvertreter feine Einwilligung dazu gibt. Wer 
es verfucht, mir das Meinige zu nehmen, verfucht ein Unvecht; mer es wirklich nimmt, begeht 
einen Raub, er wirft allen Unterſchied zwifchen Freiheit und Sklaverei nieder. — Die höchſte 
Macht kann keinem etwas von feinem Eigenthum nehmen ohne feine Einwilligung, fo fagt Locke, 
das find die Orundfäge des großen Mannes, die Eurer ernften Erwägung werth find. Seine 
Srundfäge find aus dem Herzen unferer Gonftitution entnontmen, er verftand fie von Grund 
aus. — Sollte die gegenwärtige Machtausübung, nämlich die Befteuerung der Amerikaner ohne 
ihre Zuftimmung, fortwähren, fo würden die Amerifaner nichts mehr ihr Eigenthum nennen 
fönnen, oder um Locke's Worte zu gebrauden: Was kann derjenige fein Eigenthum nennen, 
dem ein anderer bad Recht hat, jo oft er will, ſoviel er will, zu nehmen und fi zuzueignen?“ 

Bekanntlich erneuerte man nad) der Zurücdtnahme ver Stempelacte jpäter nohmal8 die Ver: 
legung dieſes großen Grundjages durch einen an fich fehr geringen Theezoll, und auf ber Ver: 
legung und Behauptung diefed einen Rechtsgrundſatzes beruhte die ganze norbamerifanifhe 
Revolution und Freiheit, diefes größte Ereigniß unferer neuern Weltgefchichte. 

Aufs neue vertheidigten auch damals die größten Staatsmänner den Rechtsgrundſatz, und 
jegt als Mitglied des Oberhaufes fagte unter anderm ber unfterblice Lord Chatham: „Es ift 
fein noch fo erbärmlicher Bettler in den Straßen Londons, der nicht von unfern amerifanifchen 
Untertdanen ſpräche und fi für einen Gefeggeber Amerikas anfähe. liber ee aber, 
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Mylords, hat nur ber Eigenthümer zu befehlen. Es iſt ein Atom, das niemand berühren darf 
als der Eigenthümer; die fremde Berührung vernichtet es. Repräſentation, wirkliche, freie, 
virtuelle Repräfentation und Beſteuerung müffen beifammen bleiben.‘ 

Wie wurde nun aber feit den Tode des großen Friedrich in Deutſchland die Rechtsgrund— 
lagen ver Breiheit, die Vertragsmäßigkeit durchgeführt? und was ift unfer gegenwärtiger 
Standpunft in Beziehung auf diejelbe? Unfere mit kurzen Ausnahmen unglüdlice und de— 
müthigende Geſchichte der legten achtzig Jahre, in welcher jedoch das Unglück und die Demüthi- 
gungen für durchgreifende Reform und Wiedererhebung anregten, antwortet auf die erfte Frage. 
Zuerft, zwanzig Jahre hindurch, die entjeglihen Niederlagen und Beihimpfungen in den Re— 
volutiond= und Napoleonifhen Kriegen, bei fleter Ilneinigkeit zumal der beiden deutſchen 
Großmächte, welche nur allein in den ſchmachvollen Beraubungen und der endlihen Vernich— 
‚ tung der polnifchen Nation zu Gunften ruffifcher Übermacht, fowie fpäter in der Unterdrückung 
ver deutſchen Nation einig zufanımenwirften. Der Ausſchluß jeder Mitwirkung der Einfiht 
und des Rathes des Volkes bewirkte nad) Joſeph's und Friedrich's Tod in Ofterreih und vor— 
übergehend unter Wöllner au in Preußen einen nichtswürdigen Obſeurantismus und vor— 
züglich bei den geiftig beſchränkten Nahfolgern Friedrich's die eigenjinnige Selbftregierung, 
welde natürlich im weſentlichen ſtets durch Günftlinge Hinter dem Rücken aud der tüchtigern 
Minifter, wie Herzberg und Hardenberg, beherrfcht wurde, ſodaß gute Beihlüffe wie die für 
den Befreiungäftieg nur durch Noth und Lift gewonnen werden konnten. 

Das Volk beſchloß, wie öſterreichiſche und preußiſche Manifefte erklärten, envlich in ver Noth 
den Befreiungsfrieg, und Herrliches wurde unter Leitung der jegt Freigegebenen öffentlichen Mei- 
nung und der Mitwirkung ver edelften Nationalbegeifterung vollbracht und vorbereitet. Aber 
alsbald nach ven glorreichiten Siegen unterbrückte, mit abermaliger Ausnahme der Befreiungs= 
beitrebungen von 1848, in treulofer Misachtung der heiligften Rechtszuſagen die nichtswür— 
digfte Reaction vierzig Jahre lang dieNation. Ihr Recht auf die verheigene und vorübergehend 
eingeführte Nationalvertretung und bundesftaatliche Einheit blieb gänzlich misachtet. 

Jegt endlich — und diejed beantwortet unfere zweite Frage — jegt endlich ſcheinen die müh— 
ſam errungenen Formen und Anfänge repräfentativer Volfövertretung und Preßfreiheit die 
Hoffnung auf Beendigung der langen Schmad der Unterbrüdung durch eine freie Reichsver—⸗ 
faflung und den endlichen Sieg der uralten Freiheitdgrundfäge in dem Leben wie in der Theorie 
zu rechtfertigen. Schwierig noch, aber die glorreichiten Erfolge verheifend ift der Kampf der 
Nätion für eine engliiche Freiheit und feite Einigung auch in den freien Rechtsgrundfägen. 

MWelder. 

Grundherr, Grundberrfchaft.!) Der im Feudalweſen wurzelnde Begriff des Grund— 
heren und der Grundherrſchaft lebt gegenwärtig nur noch in den aus der Vorzeit ereerbten Bor: 
ftellungen fort. Diejenigen gefellihaftlihen Ginritungen, aus welchen diefer Begriff entſtand, 
find dur die Agrargefeggebung des 19. Jahrhunderts befeitigt. Dieſe Gefeggebung wurde 
die erite und wichtigfte Bajis zur Wiederheritellung des uriprünglichen unmittelbaren Verhält— 
niffes der Gau: und Staatögenoffen zur königlichen und landesherrlichen Gewalt, zu dem bie 
Gef ammt£räfte des bürgerlichen Gemeinweſens repräjentirenden und zufammenfaffenden Staate, 
wie ed fih no in den Gapitularien und Reichsgefegen Karl's des Großen ausprägte, dann aber 
in den Jahrhunderten des Mittelalterd durch die zwifchen dem Könige und Staate und den 
Unterthanen deflelben fih eindrängenden Zwifhenglieder von Guts-, Lehn- und Gerihtäherren, 
von Bifhöfen, Prälaten, Adel und Rittergutsbefigern umgewandelt und zerftört wurde. Es 
zeigt ſich auch Hierbei, wie die Gefhichte oft durch die merfwürdigften Gegenfäge und Abirrungen 
die ftaatliche und foriale Entwidelung der Völker wiederum auf diejenigen principiellen Grund: 
züge ihres Charakters und ihrer Inftitutionen zurüdführt, die ihnen bein erften Eintreten in 
die Weltgefhichte eigen waren, 

Allervingd hatte die Grundberrihaft in den germanifhen und germaniſch-romaniſchen 
Staatsgeſellſchaften eine andere Geſtalt ald in den orientalifchen Ländern, 

In den Despotien des Drients betrachtete ſich der Herricher, dem nur die Priefterihaft ala 
eine berechtigte Macht zur Seite ftand, auch als Herrn alles Orund und Bodens und der Erträg: 
niffe deſſelben, die er nicht blos willfürlich befteuerte, fondern au nad) Bedürfniß und Belieben 
für ih nahm. Ihm hatten das Volk und insbefondere aud die Grundbefiger und Landbauer 
zu fronen. Er verjegte ganze Volksſtämme in andere Territorien. (S. Ein: und Auswan- 


1) Bgl. den Art. Agrarverfaffung und Agrargefeggebung. 
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derung.) Auch bie welterobernden Römer betrachteten ſich nad den völferrechtlihen Anfichten 
des Altertbums infolge der Eroberung ald Herren des Grund und Bodens der Beflegten und 
nahmen davon, nad Vertilgung ber beflegten Bevölferungen durch das Schwert oder durch 
Wegführung und Verkauf in die Sklaverei, durch römiſche Goloniften Befig. Cine Art grund: 
herrſchaftlichen Verhältniffes im mittelalterlihen Sinne findet ſich bei ven Römern erft in ver 
Kaiferzeit, im Syftem der Beurbarung und Bewirtbfhaftung der Latifundien der Kaifer und 
römiſcher Senatoren in den Provinzen. (Cod. XI, Tit. XLVII fg.) Iene wurden in fleinere Be: 
figungen zerlegt, und fei e8 zu emphyteutikariſchen, erblichen, auch nicht erblichen Beſitzrechten, 
an freie, auch freigelaffene oder eigene Golonen, die aber glebae adscripti waren, häufig gegen 
einen Antheil von den gewonnenen Früchten, überlaffen. Es hatte jich dies Eolonenverhältnig 
im Süden und Welten Frankreichs, jenfeit ver Loire, noch bis zur Revolution hin auf den Be— 
figungen weltliher und geiftliher Großen erhalten ; daffelbe dauert dort, nach Ausweis der 
neueften agrieulturftatiftifchen Tabellen ver franzöfifhen Regierung , foweit ‚ed die Art und 
Weiſe des Pachtſchillings in einem Fruchtantheil betrifft, zum Theil noch jegt fort. 

Ein Grundherrnverhältnig im altrömifchen Staate war etwa das ver Glienten zu den Pa- 
tronen und reſp. patriciſchen Geſchlechtern, welche legtere jenen eritern von ihren occupirten 
Staatsländereien Fleinere Beitgungen (precario) verliehen hatten. [Niebuhr, „Römiſche Ge- 
ſchichte“ (1812), U, 371 fg.) 

Hingegen beftand ein wirkliches grundherrliche® Verhältniß bei ven Griechen, z. B. in Lace— 
dämon, in dem der doriſchen Eroberer zu den Heloten und nad Lykurg's Verfaffung in den 
nebft einer Zahl von Heloten den einzelnen Spartanern zugetheilten gleichen Landgütern, wie 
in dem der Ariftofratie einiger anderer griehifcher Staaten der Urzeit zu den Bauern oder Tage: 
löhnern. (Dunder, „Geſchichte des Alterthums“, III, 335 fg., 367 fg.) 

Als die normannifche Eroberung (1066) das Lehnweſen in England einführte und Wil- 
heim der Eroberer an die Kirchen und Mannen 60000 Ritterlehen audtbeilte, trat dafelbft 
einer Grundherrlichkeit der füniglihen Vaſallen weientlih der Imftand entgegen, daß die 
Nitterlehen keine geſchloſſenen Gutäterritorien bildeten, vielmehr die einzelnen Lehen aus ver: 
ſchiedenen, getrennt belegenen Stüden und felbft aus bäuerlichen Abgaben und Leiftungen be: 
ftanden; außerdem widerftand das englifche Königthum dem Beſteuerungsrechte der Hinter: 
faflen durch Bie Kronvafallen, ſowie ver Ausbildung von Patrimonial: und Polizeigerichtöbar: 
feit. Schon früh ging das Inftitut der Friedensrichter aus der Prärogative der Krone hervor. 
Noch jegt ſtellt zwar die juriftifche Doctrin in England den Grundfag auf, dap es daſelbſt alo— 
dialed und unumſchränktes Eigenthum an Grund und Boden nicht gebe, vielmehr aller Grund: 
befig in legter Hand Eigenthum der Krone ſei. Es ift Died aber eine bloße Rechtsfietion; Er— 
werbs- und Verfügungsreht über Grund und Boden wurde bereitd von der Magna-Charta 
(1215) ald ein jedem Engländer ohne Rüdfiht auf Stand und Beruf zuftehenves Geburtsrecht 
anerkannt. (S. Agrarverfaffung.) | 

Dagegen galt in Frankreich, welches vor jeiner Nevolution von 1789 das Mufterland 
der Herabdrückung der fteuerzahlenden und darum niedern und veradhteten Stände durch einen 
vom Hofleben fittlih und materiell ruinirten Adel war, nicht blos theoretiih, fondern größten- 
theild praftifh auch der Grundfag: „‚Nulle terre sans seigneur.“ Überdies verkündete der— 
jelbe Ludwig XIV., der durch einen Rouvoid und Turenne die herrlihen Städte und Fluren 
unferer deutſchen Rheinpfalz ärger als einft Hunnen und Vandalen mit Blut und Trümmern 
füllte, der aus feinem Kande Reformirte und Anderdgläubige graufam vertrieb und weit mehr 
das tragifche Schickſal verfchuldete und verdient hätte, das feinen unglüdlihen Enfel Lud— 
wig XVI. traf, nad dem Worte der Heiligen Schrift: daß die Sünden der Väter heimgeſucht 
werden an dem Kindern, dad Prineip, daß der Staat oder nad feinem Ausſpruch: „L'état 
c'est moi“, der Herrfcher einziger wahrer Grundeigenthümer, und bevor er nicht das Eigen: 
thum an Grund und Boden audprüdlich verliehen, jeder Befig ein beftrittener und prefärer ſei. 
(Bol. A. de Tocqueville, „Das alte Staatömwefen und die Revolution.) 

In Deutfhland beruhte Entftehung und Ausbildung der Grundherrſchaft im weſentlichen 
auf zwei verfhiedenen hiſtoriſchen Veranlaflungen, deren eine vorzugsmeife im Süden und 
Meften, wo jid nad) der Völferwanderung die Verhältniffe mehr von unten und innen heraus 
entwidelten, deren andere vorzugsweife im Oſten einwirkte, wo maffenhafte deutſche Eiuwan— 
derungen und Golonifationen nad Belegung der Slawen und eingeborenen Preußen ſtatt— 
fanden. Im Süden und Weſten, wo die urfprünglichen Anftevelungen vielfadh mit den Marken— 
genoffenfhaften und dem Marfenbefig zufammengefallen waren, wo die ſpätern Gutäherridaf: 
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ten ſich aber ſeltener auf ganze geſchloſſene Orte, Gemeinden und Gemarkungen bezogen und 
ausdehnten, ſondern die gutsherrlichen Befugniffe meiſt nur einzelne bäuerliche Höfe, häufig 
auch nur Stücke von Höfen oder nur einzelne Reallaſten und Abgaben derſelben betrafen, er— 
wuchſen grundherrliche Rechte hier und da aus der Advocatie oder aus der markenherrlichen 
Gerichtsbarkeit und Oberaufſicht, welche bei der Individualtheilung genoſſenſchaftlicher Marken 
ihren bevorrechteten Antheil von der Subſtanz verlangte, es ferner hier und da aber auch durch⸗ 
jegte, daß das aus der Vogtei, der Schutz- oder Gerichtsherrlichkeit abgeleitete polizeiliche Auf- 
ichtörecht über die gemeine Mark, insbejondere über Gemeinde: und Gefanmtwaldungen in 
ein volles und echted Eigenthum umgewandelt, hingegen die Theilnahmerechte der Marfenge: 
noffen auf einzelne Nugungsgegenftände und Servitutrehte befhränft wurden. (Eichhorn, 
„Deutiche Staatd: und Rechtsgeſchichte“, zweite Auflage, Bo. I, $.199; Bo. 11, $. 362; Bo. IV, 
$. 548; v. Maurer, „Geſchichte der Markenverfaffung in Deutſchland“, ©. 428 fg.) 

Jenes obengedachte gutöherrliche und Abgabenverhältnig, welches einer vollftännigen Aus— 
bildung der Grunpherrlichfeit über Höfe und Eolonate von Hinterfallen entgegenwirfte, beitand 
in den öftlihen Randestheilen in ähnlicher Weife nur bis zum 16. Jahrhundert und veränderte 
ſich zum Nachtheil des Bauernftandes vollends mit dem Dreipigjährigen Kriege. 

Der Übergangeinzelmer guts-, ſchutz- und gerichtöherrlicher Befugniffe und deren Ummand- 
lung in das fictive Verhältnig einer Grundherrſchaft lag nicht fern, menn Savigny („Ge— 
fchichte des Nömifhen Rechts im Mittelalter‘), Eihhorn (a. a. O.) wie Walter (in der „Deut 
chen Rechtsgeſchichte““) die Summe ihrer hiſtoriſchen Betrachtung über die Geftaltung der jocia- 
len Rechtsverhältniffe im Mittelalter dahin zufammenfaflen, daß die Nation in zwei große 
Hälften getheilt war, deren eine zwar die Wehrpflicht, aber auch das Fehderecht hatte, währen 
die zweite, wehrlos gewordene Hälfte, welche die große Mafle des Bauernftandes umfaßte, in 
Hörigfeit und perfönliche Unfreiheit herabgedrückt, neben den öffentlichen und Gemeinvelaften 
aud für Gutsherren mit ihrem Leibe und ihrem Gute zu dienen und zu fleuern hatte, und daß, 
gleich den Berfonen, aud aller Grund und Boden von den Banden der Herren- und Lehnsrechte 
unfaßt wurde. Die periodifh wiederkehrenden Galamitäten, Vet, Midernten und Qungers- 
noth, Krieg und Heerzüge, insbeſondere aber dad vom Adel einfchließlich der geiftlichen Präla- 
ten als fein Privilegium geübte Recht ver Privatfehde, ein Krieg aller gegen alle, mußten 
ſtets am empfindlichſten den wehrloſen Bauern:, auch wol den Handwerkerſtand treffen. Fort 
und fort durch das ganze Mittelalter gingen die kleinen Gigenthümer zu Grunde, verließen ihre 
Befigungen oder ergaben ih mit ihren Grundbefigungen und Bamilien einem mädhtigern 
Großen, gegen deſſen Shug und Vertretung, zu Leben, zu Hof: und Dienſtrecht oder zu eigen. 
Diefe Umwandlung hatte jelbit jhon in der nah den Capitularien Karl's des Großen geord— 
neten Pflicht zur Heeresfolge ihre erſte und nächte Veranlaffung, ungeachtet ver gerechten Ver— 
theilung des Heerdienſtes und der Kürforge des Königs für die Fleinen Eigenthümer. An Stelle 
diefer legtern übernahmen den Heerdienft die Grafen, Vögte und andern Beamten, wogegen jie 
id dann Dienfte, Abgaben und Leiftungen mannihfacher Art ftipulirten. Am Elarften tritt 
die jpätere Entftehung und Ausbildung eines grundberrlihen Verhältniſſes im deutichen Oſten 
hervor. 

Überall hatten bereits Biſchöfe, Stifter, Kirchen und Klöfter und nah ihrem Vorbilde 
demnächſt auch der Adel von Kaifer, Königen und Landesherren für ihre Gebiete die Immunität 
und Befreiung von der Föniglihen Verwaltung und Gerichtäbarfeit erhalten; alsbald vindieir: 
ten fie ſich diejelbe auch über alle freien Leute und unmittelbaren Unterthanen des Königs inner: 
halb folder Gebiete. So bildeten ſich Iegtere zu geſchloſſenen guts- und gerichtsherrlichen Terri- 
torien aus. Demnächſt aber hatten die mehr oder weniger auögedehnten Landſchenkungen, 
anfangs, nad Befignahme der römiſchen Provinzen, aus den Gütern des Fiscus und großer 
römischer Landeigener nebft den darauf angefledelten Golonen und Knechten, aldvdann im Often 
aus den Groberungen der jlawifchen Länder, an Geiftlichkeit und Adel, insbefondere in den 
Marken, Schlejien, Preußen, VBommern, zahlreihe Einwanderungen und Golonifationen 
aus dem deutfchen Weiten und Süden zur Folge. Während fo in größern Territorien die Lan— 
deöherrlichfeit entftand, erwuchs erft weit fpäter, nach deren Analogie, in den Fleinern durch 
die ih. ald Mittelgliever zwifhen Landeöherren und Hinterſaſſen eindrängenden Bafallen eine 
Grundherrlichkeit der legtern im feudalen Sinne. 

Denn die ausgedehnte Golonifation des Oſtens (in der Regel durch befondere Unterneh: 
- mer, die Schulzen, emptores oder locatores, sculteti, praefecti, auch magistri civium oder 
villici) geſchah, weil meiftenteild auf erſt urbargemachtem Lande (aus rauher Wurzel), zum 
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Erb: und Eigenthum der Anfledler gegen geringen Aderzind und Zehnt und gegen Öffentliche, 
Burg:, Bau: und Heeresdienſte. Dabei behielt ſich ver Schulz nur einen größern Hufenantheil, 
wol auch Schäfereigerechtigkeit und Krugverlag vor. Die Anfteoler ſtanden als freie Berfonen 
und @igenthümer unter der landesherrlichen Gerichtöbarfeit und Verwaltung, fie konnten ſogar 
die bürgerlichen wie jelbft die Haldgerichte aus ihrer Mitte befegen. Died bezeugt noch die 
Verordnung für Ober: und Niederſchleſien vom 1. Det. 1652 (Korn, „Sammlung alter und 
neuer ſchleſiſcher Provinzialgeſetze““, 1771, 1,251). Der Grundbeſitz von Rittern und Knappen 
war, unter andern in der Mark Brandenburg, der des Ritters auf 6, der des Knappen auf 4 Hu: 
fen, auf denen die Pflicht zum Heerespienft rubte, beſchränkt, ohne Herrenrechte über Hinterfaflen. 
Die flawifche Bevölferung war zumeift in der deutſchen aufgegangen. 

Es war nun zumächt die Noth der Landesherren und das mit der Ausbildung ihrer Terri: 
torialhoheitsrechte hervortretende Geldbedürfniß, welches fie fo oft und vielfach von ihren Va— 
fallen, die ald Stände Subfldien und Steuern zu bewilligen hatten, abhängig machte, hierauf 
aber aud bald zur fäuflichen oder lehnsweiſen Veräußerung, bald zur Berpfändung ihrer da= 
mals Öffentlihen Rechte auf Steuern, Burg= und Baudienfte, Zehnten, Aderzinfen und beſon— 
ders der zu jener Zeit ſehr einträglichen niedern und fogar obern Gerichtöbarfeit an die politifch 
einflußreichen, zur Erwerbung bereiten Bafallen und Nittergutöbefiger veranlaßte. In der 
Mark Brandenburg geſchah dies vorzugsweife im 14. Jahrhundert unter der Negierung der 
Baiern und Luremburger, in jener Periode von Anarchie und Auflöfung der ftaatögefellfchaft: 
lichen Bande und landesherrlichen Macht. An andern Orten und in andern Berioden geſchah 
daflelbe ohne vorgängige Entäußerung und Verleihung feitend des Landesherrn. Die Lage des 
Bauernftandes, deſſen Schugbedürftigkeit twie die Erweiterung der Eigengerichte (Über eigene 
Leute und Güter) boten dazu vielfältige Gelegenheit. 

Ein folder ſucceſſiver Erwerb der dadurd ihres Charakters als Öffentlicher Verpflichtungen 
und Rechte entkleideten und in den privatrechtlicher und gutsherrlicher Befugniffe und Leiftun: 
gen jih verwandelnden Verhältniffe war der erfte Anfag und Urfprung einer Gutd: und Orund- 
berrlichfeit, deren mit der Zeit immer größere Ausvehnung und weiter greifende Miobräuche 
ih hauptfählich an die fortan in den Privatbeiig der Vaſallen und Vefiger von Nitterlände> 
reien übergegangene Gerichtögewalt und die wiederum aus biefer abgeleitete polizeiobrigfeitliche 
Machtbefugniß anfnüpften, 

Die alte Bauernfreiheit erlag hauptjädlih der gutsherrlihen Patrimonialgerichtäbarkeit 
und Polizei. Doc bedurfte es im deutſchen Dften feit jener bairifcheluremburgifhen Regierung 
der Marf noch einer längern Zeit bis zur völligen Ausbildung der Guts- und Grundherrlichkeit 
über ganze Ortſchaften und Feldmarken geſchloſſener Dörfer. Vollendet wurde diefelbe erſt 
infolge ver Zerſtörungen des Dreißigjährigen Kriegs und der demfelben folgenden Entvölfe- 
rung der Länder nebft dem Untergange zabllofer, von ihren Befigern verlaffener bäuerlicher 
Höfe. Zwar veroronete man ernftlihft und wiederholt die (oft indeß erfolglofe) Wieder: 
berftellung und Wiederbefegung aller eingegangenen und von den Grundherren eingezogenen 
bäuerlichen Befigungen, deren Dienfte und Neallaften die Gutäherren den übriggebliebenen 
bäuerlihen Stellen zum völligen Nuin auch diefer legtern aufzubürden verfuchten, im Intereffe 
des Steuerfiscus und der Canton: oder Militärpflicht der Bauernföhne. Andererfeitd aber 
ſahen fi die Negierungen im Intereffe der Wiederbevölferung und Wiedercultur ded Landes 
wie zur Herftellung der duch den Dreißigjährigen Krieg überall aufgelöften geſellſchaftlichen 
Ordnung genöthigt, den Gutsherrſchaften — beim Mangel anderer Organe — eine eriveis 
terte und ftraffere polizeiobrigkeitliche Gewalt über die Ortfhaften und deren Bevölkerung ein: 
zuräumen. Darauderwuchfen wiederum jene ftrengern Unterthänigfeitöverhältniffe, denen (nad 
Ausweis gleichzeitiger Schriftfteller, z. B. des kurfürſtlichen Raths Müller in feiner „Practica 
eivilis Marchica”) theologifirende Juriften, vergleichen der hriftlichen Freiheit und bürgerlichen 
Gleichberechtigung der Menichen zu allen Zeiten am gefährlichften waren, mit juriflifcher Dia: 
lektik und religidfer Myſtik den Stempel chriſtlich-kirchlicher Pflichten aufzudrüden beftrebt 
waren. Bielfah wurde nun nit blos das perfönliche Abhängigkeitöverhältniß der gutäherr- 
lien Hinterfaffen, ver ver Patrimonialgerichtsbarkeit und polizeiobrigkeitlihen Gewalt unter: 
worfenen Dorfeinwohner, in das der Leibeigenſchaft oder — nach milderer Sprachweiſe — der 
Erbunterthänigfeit, fondern auch das erbliche, großentheils eigenthümliche Beſitzverhältniß des 
Bauernftandes oft in dad eines Laß- oder gar auffündbaren Bachtbefiged umgewandelt (3. B. 
in der Ufermarf, in der Oberlaufig, in Pommern). Demgemäß betradhtete die gemeine Vor: 
ftelung und nicht felten auch die fi ihr anſchließende Jurisprudenz ben Gerihtö- und Guts— 
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herrn gleichzeitig auch ald Grundherrn alles deöjenigen Grund und Bodens innerhalb des 
DOrtögebietd und ver Dorfmarf, welher von alters her zu den Bauerhufen und bäuerlichen 
Stelten gehört hatte. Und gleihmwol war ed ein anerkannter, althergebrachter Grundſatz deut— 
ſcher Landeöverfaflungen, „daß Bauern: und Ritterland voneinander gejondert beftehe und 
erftered nicht zu legterm eingezogen werben dürfe. Nur in einzelnen Territorien, jo nament: 
lich in den hannoverifhen Landen, aud in der Marf Drandenburg, fpäter erft wiederum 
feit der hohenzollernſchen Herrſchaft aud in Pommern, wie jodann im ganzen preußiſchen 
Staate, hielt man diejen Grundfag möglichſt aufreht und an der Beftimmung feſt: daß feine 
bäuerlihe Beiigung ohne befondere landesherrliche Conceſſion und ausnahmsweiſe Veran— 
laſſung zum Rittergutsareal eingezogen werden dürfe. (S. Agrarverfaſſung; auch Lette und 
v. Rönne, „Die Landesculturgeſetzgebung des preußiſchen Staates“, I, XV fg., XXV fg., 
XXXIfg.) Noch gegenwärtig begegnet man wol bei ver in den Vorſtellungen des Feudalweſens 
fortträumenden Bartei der Anſicht, daß Grund und Boden der ganzen Ortöfelomarf urfprüng= 
ih das ausſchließliche Eigenthum der Gutsherrſchaft geweien, daß daher die Durch die Geſetz- 
gebung des 19. Jahrhunderts (in Preußen durd dad Gefeg vom 14. Sept. 1811 über die Regu- 
lirung der gutöherrlih=bäuerlihen Verhältniffe und durch die fpätern Gejege ähnlichen Inhalts 
für die neu erworbenen Provinzen, jodann durd den dritten Abichnitt des Ablöfungsgefeges 
vom 2. März 1850) erfolgte Ummandlung der bäuerlichen Höfe in das freie Eigenthum ihrer 
Wirthe und Befiger, wenn auch gegen vollftändige Entihädigung der Gutsherren, ald Beraubung 
diefer legtern an ihrem wohlerworbenen Eigenthum zu betrachten fei. Diefe Anficht wird vor= 
zugsweiſe von den Anhängern der jogenannten hiftorifhen Schule getheilt, die jih aber am 
meiften einer Haren Erkenntniß der Geſchichte verfhließt und deshalb mit nicht größerm Rechte 
bie hiftorifche heißt, wie man lucus von non lucendo ableitet. Eine Grundherrlichkeit in ihrem 
Sinne hat ed niemals in den Ländern gegeben, in welchen nit Die alte deutſche Landeöverfai= 
fung der Schwäche der Fürften und dem misbräuchlichen Einfluß und Übergewicht politiſch privi⸗ 
legirter und bürgerlich bevorrechteter Stände unterlag, wie es z. B. in Mecklenburg zufolge des 
Erbvergleichs von 1755 geſchehen, wo man durch Einziehung oder ſogenannte Legung faſt 
ſämmtlicher Bauergüter und deren Einziehung zu den Gutsfeldmarken, nach des großen Mi— 
niſters Stein Worten, das Land zu einer Einöde machte, oder auch in Pommern vor ber - 
hohenzollerſchen Herriteft, wo man bereits nach der erweiterten Bauern- und Schäferordnung 
vom 16. Mai 1616 und ihren ſpätern Auflagen die Bauern im allgemeinen für Leibeigene 
und ſchollenpflichtige Leute erklärte, viele Bauerhöfe einzog und ſogar die Beſitzer ſogenannter 
Kaufhöfe, d. h. der einſt bei ver deutſchen Coloniſation, wie in der Mark und in Schleſien, 
zu Erb- und Eigenthum angeſiedelten bäuerlichen Wirthe, geſetzlich für verpflichtet erachtete, ihre 
Höfe, behufs Anlegung gutsherrlicher Vorwerke oder Schäfereien, den Herrſchaften und zwar 
lediglich gegen den Werth der Gebäude, ohne Erſatz für die zum Hofe gehörigen Ländereien, 
abzutreten. 

Wiederum zeigt auch die im gegenwärtigen Artikel in einigen großen Zügen dargeſtellte 
geſchichtliche Geſtaltung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, wie allmählich durch 
Benutzung des politiſchen uͤbergewichts und durch misbräuchliche Ausdehnung einzelner politi— 
ſcher Rechte, insbeſondere der Patrimonialgerichtsbarkeit und Polizei, ſich die Gutsherrlichkeit 
zur Erbunterthänigkeit über Hinterſaſſen erweiterte, und wie wiederum aus dieſer ſogar eine 
Grundherrlichkeit des Gutsherrn über die ganze in ſeinem Patrimonialgerichts- und Polizei— 
bezirk befindliche Dorf: und bäuerliche Gemarkung hergeleitet wurde. W. A. Lette. 

Grundrechte. Grundrechte nennt man die von der conſtituirenden deutſchen Nationalver— 
jammlungim Jahre 1848 aufgejtellten allgemeinen Rechte, weldye die Gefammtverfaffung des 
„Deutihen Reichs der Nation gewährleiften und welche gewiſſermaßen die Grundlage für eine 
freiheiliche Entwickelung des deutſchen Volkes bilden ſollten. In dieſer Hinſicht kann man 
ſie vergleichen mit dev Magna-Charta, der Petition of rights und der Bill of rights der Eng: 
länder, jowie mit den von dem Congreß der Vereinigten Staaten im Sabre 1776 zum leiten 
den Princip des Staatsrechts erflärten Orundfägen; endlich aud mit ven in der Franzöjifchen 
Revolution von 1789 aufgejtellten Menſchenrechten, ven befannten Droits de !homme,. Dod 
ift auch, bei aller Ähnlichkeit der deutſchen Grundrechte mit den angeführten Rechten, darauf 
aufmerfjam zu machen, welche Verſchiedenheiten namentlich in der Entftehung zwifchen dieſen 
und jenen vorhanden find. Denn während in ven Menſchenrechten die philofophiichen Anz 
ſchauungen des 18. Jahrhunderts ſich abjpiegeln, in der Magna-Charta dagegen das augen: 
blickliche praftifche Intereffe feine Erledigung findet, fuchten Die veutichen Grundrechte der phi— 
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loſophiſchen wie der praftiichen Auffaſſung Rechnung zu tragen. Man nahm, mie e8 im Aus: 
fehußberichte heißt, wertiger auf Theorien und Syſteme ald auf ſchon beftehende Verfaffungs- 
gefeße, befonderö auf die bewährte belgiſche Verfaſſung Rüdjicht. 

Nachdem ſchon das frankfurter Vorparlament fih mit den Grundrechten beſchäftigt hatte, 
begannen die Berathungen über diefelben im Schofe der Nationalverfammlung am 4. Juli 
1848. Diefe Berathung follte von vornherein eine zweimalige fein, und fo kam es denn, daß 

- diejelbe einen langen Zeitraum einnahm und durch die Greigniffe mannichfach geftört und unter- 
brochen wurde. Indeß fam auch die zweite Lefung der Grundrechte noch vor Ablauf des Jahres 
1848 zu Stande. Ginzelne Bunfte wurden hierbei in gemäßigterer oder abgeſchwächter Faſ⸗ 
fung angenommen. DieAufhebung der Todesſtrafe, und der Sag, „daß niemand verpflichtet fei, 
feine religidfe Überzeugung zu offenbaren‘, blieben trog der von confervativer Seite dagegen 
erhobenen Oppofition flehen. Trotzdem daß die Rechte, welche an dem Princip der Vereinba⸗ 
rung mit den Regierungen fefthielt, gegen die eigenmächtige und gejonderte Befanntmadhung 
diefed Theils der deutfchen Reichsverfaſſung von feiten der Gentralgewalt war und vor einem 
folgen Beginnen warnte, wurde dennoch die Publication der Grundrechte beſchloſſen. Sie er: 
fhienen demgemäß im Neichögefegblatte vom 28. Der. 1848. Für die gefonderte Veröffent— 
lihung war bejonderd die Linfe, und diefe ließ es fi angelegen fein, die Grundrechte in zahl- 
Iofen Abdrücken unter das deutſche Volk zu vertheilen, 

Die Grundrechte jollten, wie e8 im Eingange heißt, dem deutſchen Volke gewährleiftet fein, 
den Verfaſſungen der Einzelftaaten zur Norm dienen und feine Berfaflung eines Ginzelftantes 
ſie je aufheben ober beichränfen können. Wir laffen hier die wichtigften Beitimmungen ver 
Grundrechte folgen: Jeder Deutfche hat das deutſche Reichsbürgerrecht. Er darf ſich überall im 
deutfchen Reichsgebiete nieverlaflen, Liegenfchaften erwerben, jeden Nahrungszweig betreiben 
und fann überall das Gemeindebürgerrecht erlangen. Kein Deuticher darf in einem deutſchen 
Staate ald Ausländer gegen die Staatdangehdrigen zurüdgefegt werden. Die Strafe des bür— 
gerlichen’ Todes ſoll nicht flattfinden. Die Auswanderungsangelegenheit fteht unterdem Schuge 
des Reihe, die Auswanderungsfreiheit darf nicht beſchränkt, Abzugägeld nicht erhoben werben. 
Bor den Gejeg gilt fein Unterfhied der Stände. Der Adel ald Stand ift aufgehoben, ſowie 
überhaupt alle Standesvorrechte wegfallen. Die Öffentlichen Amter find allen zugänglid, die 
Wehrpflicht ift allgemein, und Stellvertretung findet nicht ſtatt. Freiheit der Berfon iſt gewähr: 
leiftet. DVerhaftungen fönnen nur auf richterlihen Befehl geſchehen, und der Verhaftete ift in 
fürzefter Zeit der richterlihen Behörde zu übergeben, welche ihn gegen Gaution oder Bürg— 
ſchaft ver Haft entlaffen kann. Widerrechtlich Verhafteten hat der Staat Genugthuung zu ge- 
ben. Todeöftrafe, Pranger, Brandmarkung und körperlide Züchtigung find aufgehoben. Die 
Wohnung ift unverleglih. Das Briefgeheimniß ift gemährleiftet. Die Preffreiheit varf durch 
feinerlei vorbeugende Maßregeln, namentlih Genfur befhränft werden; über Preßvergehen 
urtbeilen Schwurgerichte. Jeder Deutfche hat volle Glaubens- und Gewiffensfreibeit; der Genuß 
bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher Rechte ift vom religiöfen Bekenntniß unabhängig. Jede 
Religiondgefellihaft orbnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbftändig. Es gibt Feine 
Staatöfirhe und feine Bevorzugung einer Religiondgefellichaft vor der andern. Die Eivilehe 
ift eingeführt und Religiondverfhienenheit fein Ehehinderniß. Die Wiflenihaft und ihre Lehre 
jind frei, ebenfo der Unterricht, doc forgt der Staat für ven öffentlichen Unterricht. Das Recht 
der Bitte und Beichwerde, jowie das Verfammlungsreht und das Recht Vereine zu bilden ift 
gewährleiftet. Das Eigenthum ift unverleglih, und niemand ift beſchränkt in der Verfügung 
darüber, jedoch find Fideicommiſſe und jeder Lehnsverband aufgehoben und tritt Die Beichrän- 
fung der Liegenſchaften in todter Hand ein. Abihaffung aller Nefte des Feudalweſens, theils 
gegen Entſchädigung, theils ohne ſolche. Die Strafe ver Vermögenseinziehung joll nicht ftatt- 
finden. Die Bevorzugung einzelner Stände bei der Befteuerung foll wegfallen. Alle Gerichts: 
barkeit gebt von Staate aus und wird jelbftändig von den Gerichten geübt. Gabinetsjuftiz ift 
unftatthaft. Es gibt feinen privilegirten Gerichtsſtand mehr. Kein Richter darf ohne Urtheil 
und Recht von jeinem Amte entfernt werden. Das Gerichtönerfahren ift öffentlich und mündlich. 
Rechtöpflege und Verwaltung find getrennt. Nechtöfräftige Urtheile deutſcher Gerichte jind in 
allen deutſchen Staaten gleich wirffam und vollziehbar. Jede Gemeinde hat freie Wahl ihrer 
Vorfteher und Bertreter und felbfländige Verwaltung ihrer Angelegenheiten. Jeder deutfche 
Staat foll eine Verfaſſung mit Volfsvertretern und verantwortlichen Miniftern haben. Der 
Volkövertretung fteht eine entſcheidende Stimme bei der Gejeggebung, bei der Befteuerung, bei 
der Ordnung des Staatshaushalts zu. Nichtveutichen Volksſtämmen ift ihre volksthümliche 
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Entwickelung gewährleiftet, ſowie Gleichberechtigung ihrer Sprachen. In der Fremde ſteht jeder 
deutſche Staatsbürger unter dem Schutze des Reichs. 

Die als Reichsgeſetz verkündeten Grundrechte wurden von den 29 Staaten, welche die 
Reichsverfaſſung anerkannten, angenommen, jedoch nicht ohne Hader zwiſchen einzelnen Regie— 
rungen und ben Volksvertretungen, indem erſtere fie nur modiſtcirt annehmen wollten, letztere 
deren unveränderte Einführung verlangten. Ginige Staaten, wie Ofterreih, Preußen, Baiern, 
Hannover und etliche der Fleinern Staaten, nahmen vie Örundrechte gar niht an. Sachſen nahm 
fie zwar mit einigen Modificationen an, doch traten fie nicht in Wirkfamfeit, da man die erfor= 
derlihen Ausführungdgejege zurüdhielt. Dielen Anlaß zu Streitigkeiten gaben auch die Mei- 
nungsverfhievenheiten darüber, ob die Grundredte nur das Minimum der dem deutfhen Volke 
zu gewährenden Rechte enthielten, oder ob fie gewiffermaßen als Grenze dienen follten, melde 
weder nad) der einen noch nach der andern Seite hin zu überjchreiten fei, damit der Rechtszuſtand 
in ganz Deutſchland ein gleihmäßiger werde. Eine autbentifche Erklärung über diefen Streit: 
punft ward von Frankfurt aus nicht gegeben. Doch jegten es in einzelnen Staaten die Volks: 
vertretungen bei @inführung der Grundrechte durch; daß die Erklärung ausgeſprochen wurbe, 
fie enthielten nur dad Minimum der Volksrechte und jollten ſchon beſtehenden oder fünftig ein: 
zuführenden größern Rechten nicht entgegenftehen. 

Am 30. Mai 1849 hatte die Nationalverfammlung ihre legte Sigung in der Paulskirche ge= 
halten. Die deutſche Reichsverfaſſung war als gefcheitert anzufeben. Inzwiſchen verfuchte Preußen 
mit Hülfe der einzelnen Regierungen die Berfalfungsarbeit noch einmal aufzunehmen und wo= 
möglich zu einem glüdlihern Ende zu führen. So legte es denn feinen Verbündeten am 28. Mai 
einen Berfallungsentwurf vor, welchem die franffurter Verfaſſung zu Grunde lag. Auch die 
Grundrechte hatten in vem Entwurfe Aufnahme gefunden, jedoch nicht ohne bedeutende Abände- 
rungen. Dieje betrafen hauptſächlich folgende Bunfte: Der Adel ald Stand wird beibehalten, 
die Annahme von Orden fremder Staaten ift erlaubt. Die Todeöftrafe wird nicht aufgehoben. 
Andere Beihränfungen und DVeränderungen treffen die Beſtimmungen über die Breßfreiheit, 
die Religiondfreiheit, den Unterricht, dad Petitions- und Verſammlungsrecht. Für die Auf- 
bebung des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden ift Entfhäbigung zu leiften. Uber 
Militärs üben auch in bürgerlichen und peinlihen Rechtsfällen die Militärgerichte vie Gerichts— 
barkeit aus. Den Gemeinden fteht die Ortöpolizei nicht zu. Es ift befannt, daß auch diefer 
Verſuch, eine deutſche Reichsverfaſſung zu ihaffen, an dem Widerſtande der übrigen Fürſten nur 
zu rafch jcheiterte. Doch dürfte noch zu erwähnen fein, daß Preußen die Grundrechte, wenn auch 
in fehr modiflcirter Form, ſowol in die oetroyirte Verfaſſung vom 5. Dec. 1848 als aud in bie 
revibirte Verfaffungsurkfunde vom 31. Ian. 1851 unter dem Titel „Rechte der Preußen‘ 
aufnahm. 

Als alle Verſuche, eine freifinnige deutſche Sefammtverfaflung zu ihaffen, ich ald vergeblich 
erwiefen hatten, griff man endlich wieder zum deutſchen Bundestage zurüd. Dieſer, welcher ſich 
ed recht eigentlich zur Aufgabe geftellt zu haben ſchien, alle freifinnigern Beflimmungen aus 
dem Jahre 1848 zu befeitigen, zögerte denn auch nicht lange, gegen die verhaßten Grundrechte 
vorzugehen. Am 23. Aug. 1851 erfolgte ein Bundesbeſchluß, nach welchem die Grundrechte in 
allen denjenigen deutſchen Staaten, in welden fie eingeführt worden waren, außer Kraft gelegt 
werden follten. Wa ſie in die Landesgeſetzgebung aufgenommen waren, jollten fie revidirt wer: 
den, damit feine derjelben etwas den Grundgefegen des Bundes Widerjtreitendes enthalte. 
Diejer Bundesbeſchluß ift denn auch mit großer Ginnrüthigkeit von feiten der Regierungen 
in Ausführung gebradt worden, und die Grundrechte find in allen Staaten, wo ſie in Die 
Gejeggebung aufgenommen waren, tbeild aufgehoben, theild einer Revifion unterworfen 
worden. L. 

Grundſteuer, Gefällſteuer, Häuſerſteuer und Gewerbeſteuer. I. Grundſteuer. 
Unter den directen Steuern, d. h. denjenigen, welche unmittelbar vom Beſitz oder Erwerb 
erhoben werben, mithin auf einem gegen den Befteuerten direct gehenden Korberungstitel 
ruhen, ift die Grumpfteuer die michtigfte ſowie die natürlichfte und allgemeinfte. Es ift 
darum, wenn auch nicht mit ftreng juriftifcher, jo doch mit factifcher, d. h. das natürliche 
Sachverhältniß ausdrückender Wahrheit gefagt worven, daß der Staat, d. b. die Staatdlaft, 
ich mit einer auf ſämmtlichen Gründen des Staatögebietd ruhenden Hypothek vergleichen laſſe. 
Der Staat nämlich ift in Bezug auf die wirthichaftlihen oder finanziellen Befrievigungsmittel 
feiner Bebürfniffe allernähft an das Erträgnif des fein Gebiet ausmachenden Grund und 
Bodens angewieſen, und er bezieht diefelben aus ſolchem Erträgniſſe nit nur, wo oder/ inſo⸗ 
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fern er ein wirkliches Cigenthumsrecht auf jenen Boden oder auf einen Theil deſſelben (den man 
dann Domäne nennt) beſitzt, ſondern auch wo das Eigenthum darüber in das Privatrecht ſeiner 
Angehörigen übergegangen, ihm ſelbſt aber noch eine Beitrags- oder Steuerforderung gegen 
die Befiger als ſolche übrig geblieben ift. 

Diefe natürlihe Beſtreitungs- oder Befrievigungsart der Öffentlihen Bedürfniſſe finden 
wir auch bei ven alten wie bei den neuern Völkern gefchichtlich vorhanden, ob auch in verfchiede- 
ner Form und Weife geregelt und ausgeübt. Schon die alten aſiatiſchen Despoten betrachteten 
ich ald die Herren und Eigenthümer alled Bodens wie aller Bewohner ihrer Reihe und for: 
derten an Abgaben und Leiftungen allernähft von Grundbeſitze, foviel ihmen beliebte oder er: 
reichbat war. Auch die Könige von Ägypten, neben ihnen jedoch noch die Kaften der Priefter 
und Krieger, ſprachen das ausſchließende Grundeigenthumsrecht, wenigftend Obereigenthums: 
recht über dad ganze Land an und legten den niedern Kaſten, d. h. ven Gliedern berjelben, welcht 
Aderbau trieben, ald blos abhängigen Colonen oder Pächtern willkürlich angefegte Steuern 
oder Tribute auf. Aber nicht nur Deöpoten, nicht nur Eroberer, fondern auch republifaniiche 
Staaten, und zwar in Bezug auf dad von ihren eigenen freien Bürgern bebaute Land, ſahen 
ich ald Obereigenthümer deſſelben an und belegten es in folder Eigenſchaft mit Abgaben und 
Steuern. So die griechiſchen Staaten, zumal Athen; ſo auch Rom in ſeiner frühern Zeit, 
bevor nämlich die den eroberten Provinzen aufgelegten Tribute die Gntlaftung der eigenen Bür: 
ger von der Steuerpflicht erlaubten. Diefe Tribute ſelbſt — ob regẽllos nach bloßer Willkür 
oder nach Bedürfniß, ob nach einem beſtimmten Maße (wie z. B. in den daher mit dem Namen 
der decumatiſchen Länder bezeichneten alemanniſchen Provinzen) eingehoben — verkündeten 
gleichfalls den Anſpruch auf Eigenthum oder Obereigenthum über das unterworfene oder 
eroberte Land. Und dieſelbe Idee leuchtet hervor aus den Einrichtungen, welche ſpäter die ger— 
maniſchen Völker in den von ihnen eroberten römiſchen Provinzen trafen. Vermöge Kriegs— 
oder Eroberungsrechts entriſſen die Sieger den Beſiegten das Eigenthum auf Grund und Bo: - 
den, vertheilten von dieſem, foviel ihnen beliebte, unter ihre Häuptlinge und einzelne Krieger 
und legten den Provinzialen, ald abhängigen over bloßen Nugnießern, in Bezug auf bie in 
deren Belige gelaffenen Gründe einen Tribut auf, Aber auch dad unter die Glieder dederobern= 
den Volkes oder Heeres vertheilte Land warb ald Gefammteigenthum der Nation betrachtet und 
die unter die Ölieder vertheilten Stücke deffelben mit verfchiedenen Leiftungen oder Abgaben für 
dad Bedürfniß der Gefammtheit befhwert, namentlich mit Lieferungen für vie linterhaltung 
des Heeres ſowie für die Hofhaltung des Königs, ſodann mit Kronen zu beiderlei Zweck und 
zumal auch mit der von den Befigern zu leiftenden Kriegspflicht. Es iſt befannt, daß Karl der 
Große ſolche Kriegspflicht dergeftalt vegelte, daß, wenn ein Aufgebot erging, der Beſitzer von 
vier Hufen perfönlid ind Feld rüden, von mehreren Eleinern Bejigern aber, welche zufammen 
vier Hufen hatten, einer für alle gehen, Unterhalt und Bewaffnung jedoch von diefen er: 
halten ſollte. 

Im Laufe der Zeiten vermifchte fi oder verwandelte ſich wol die Idee des Geſammt- oder 
Dbereigenthums der Nation mit jener oder in jene ded dem Könige über dad gejammte Land, 
oder auch des einem großen Alodialbejiger oder Dynaften über einen anjehnlichen „Theil des 
Staatögebiets, durch deſſen nutznießliche Verteilung an eine Anzahl Leute er dieſe in feinem 
Dienfte erhielt, zuftebenden, fpäter in jene des Obereigenthums des Königs als Lehnsherrn, 
dann auch des feinen Vaſallen und Aitervafallen, jedem über die von ihnen meiter ald After: 
leben verteilten Güter, gehörenden und theild blod das Recht, die Heeresfolge zu fordern, theils 
aber anjtatt oder neben demſelben das Recht auf verfchiedentlich benannte Abgaben und andere 


Reiftungen mit fi führenven. Aber ungeachtet folder Umwandlung oder Vermiſchung bleibt 


doc immer nod die urfprünglicge Natur und Rechtseigenſchaft der dem Grunde und Boden in 
fortfchreitender Vermehrung aufgelegten vielnamigen Laften erkennbar, als nämlich durch Geſetz 
oder durch Machtgebot verorbneter oder aud blos fartijch durch die Macht der Umſtände ober 
Zeitverhältniffe entftandener und dann vermöge Gewohnheitsrechts geltend gemachter Beihrän- 
ungen der Eigenthumsrechte der Grundbefiger durch Obereigenthumsanſprüche, melde theild 
unmittelbar auf dem Öffentlichen (fei ed Staatd-, fei ed Kriegs: Rechte ruhend, theild wenig: 
ftens mittelbar davon abfließend, ob auch fpäter großentheild in der Geftalt von Privat: 
rechten erfcheinend find. Dahin gehören zuvörderſt die in der ältern Zeit die Regel bildenden 
Naturalleiftungen, wie Hoflieferungen, Naturaltribute, Duartierlaft, Heerverpflegung, 
Vorſpann, Landfronen (deren mande fpäter in Herrenfronen fih verwandelten), Zehn: 
ten u. ſ. w.; fovann bie fpäter theild an die Stelle der erfien getretenen, theild neben denſel— 
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ben eingeforverten Geldabgaben, als die faft überall in deutfhen Ländern und in manderlei 
Geſtalt erfcheinenden Beeten (Bitten), weiter die fogenannten Hülfen (subsidium, adjutorium), 
auch Zinfen, Tritute u. f. w., und endlich die mit dem Namen der Steuer ausdrücklich belegten 
Abgaben. 

Für. unfern Zwed mögen dieje furzen Andeutungen genügen. Eine ausführlicere Dar— 
ftellung des ältern germanifhen Grundſteuerweſens finden die Lejer in K. D. Hüllmann's 
„Deutfcher Finanzgeſchichte des Mittelalters‘. 

So laut zeugend von der Roheit der vamaligen Finanzkunſt die bisher bejchriebene, übri= 
gend mehr nur factiſch ald grundfäglih aufgefommene Befteuerung der Gründe war, fo 
ließe ſich gleihwol aud) vom Stanbpunfte der Theorie einiges zur Rechtfertigung derſelben ſa— 
gen. Ginmal ift die Vorausfegung oder Annahme, daß bei der durch eine Gefammtheit geſche— 
henen Befigergreifung eined Landes oder bei der durch Geſammtbeſchluß geſchehenen Anfäflig- 
machung eined Stammes oder einer Horde man nur Gefammteigenthum über den Boden 
ftatuirt, daher ven Einzelnen, welden man befondere Gründe zum Anbaue überließ, bloßes 
Nugungsreht, und zwar verbunden mit der Schuldigfeit zu gewiffen Leiftungen an die Ge: 
fammtheit, verliehen habe, durchaus nit ungereimt und ein ſolches Verhältniß auch feines- 
wegs mit irgendeinem natürlichen Rechte im Widerftreite. Sodann ift e8 auch vom Standpunfte 
der ſtaatsbürgerlichen Steuerpflit ganz natürlich und dem einfahen Zuftande einer erft ſich 
bildenden oder doc in der Givilifation noch wenig vorangeſchrittenen bürgerlichen Geſellſchaft 
völlig angemeflen, daß die Grundbefiger, außer welden es nämlich in ſolchem Zuftande nur 
wenige oder gar feine andern freien und fleuerfähigen Bürger gibt, die Laften der Geſellſchaft 
entweder ausſchließend oder doch vorzugsweiſe auf ihre Schultern nehmen. Und ſelbſt vie ab— 
bängigen Golonen oder bloßen Nußnießer der einem wirklichen oder anmaplichen Obereigen= 
thume angehörigen Gründe fonnten jich nicht beflagen, wenn ihnen von dem durd ihrer Hände 
Arbeit gewonnenen und vom Staate gefhügten Ertrage derfelben eine verhältnigmäßige Bei— 
fteuer zur Beftreitung der Öffentlihen Bevürfniffe zugemuthet ward. Und endlid kann e8 und 
nicht befremden, daß die Finanz ſchon damals (fie thut es ja heutzutage, in ihrem verfeinertften 
Zuftande, noch) eben alldort nahm, mo fie fand, d. h. wo fie am leichteften und ficherften des— 
jenigen habhaft ward, weſſen fie bedurfte. Damals war der Landbeſitz oder Landbau noch die 
einzige oder faft einzige Quelle der Production und ded Erwerbed. Die Gewerbe wurden meift 
nur von Unfreien, im Dienfte der Örundbefiger Stehenden betrieben, und der Handel mar unbe- 
deutend oder in ber Hand von Fremden. Wonach alfo follte man greifen, wenn man die Be— 
dürfniffe des Staates oder die Lüfternheiten der Macht befriedigen wollte? Auch ald Gewerbe 
und Handel etwas mehr emporfamen, lag doc ihr Kapital und ihr Erwerb nicht alfo zu Tage 
wie jene des Landmanns. Mol ſuchte man auch jenen beizufommen durch mandherlei directe und 
indireete, oft fehr vrüdende und quälende Befteuernng; doch blieb die Belaftung des Bo— 
dend oder der Bebauer deſſelben ſtets die beliebtefte und die nicht nur von der Staatögemwalt, 
fondern auch, ja noch allgemeiner und unerfättliher von der Privatgewalt ausgebeutete Quelle 
der in die Öffentlichen wie in die herrſchaftlichen Privatkaſſen fliegenden Einnahmen. 

Die Brinciplofigkeit, überhaupt die der Barbarei des Mittelalterd entiprechende Roheit der 
Finanz wich indeflen allmählich einer fish zufehends verfeinernden Kunft ded Nehmens zum 
Zwecke des fortjchreitenden Steigernd der Staatdeinfünfte. Die althergebrachten Abgaben von 
Grund und Boden, aud in Berbindung mit manderlei andern liftig erfonnenen directen und 
indirecten Titeln ded Nehmens, genügten den fortwährend höher fteigenten Staats: oder Herr— 
ſcherbedürfniſſen nicht. Man fing an, genauer zu unterfudhen, wieviel man vom Bürger ale 
Blirger zu fordern berechtigt oder zu erheben im Stande fei, und richtete unter den verſchiede— 
nen Steuergattungen allernächft die Unterfuhung auf die vom Grund und Boden zu bezie= 
hende. Man forfchte nad) der höchſten Quote, die man (etwa ohne Verfümmerung des nachhal— 
tigen Ertrags) von der Grundrente für den Staat in Anfpuch nehmen fönne, und ftellte, weil 
die Allgemeinheit der höchſt möglichen Befteuerung deren Ergiebigkeit entſprechend vermehrte, 
nadigerade dad wohltönende PBrincip der gleichen, nämlich gleichmäßigen Befteuerung aller 
Gründe des Staatögebietd auf. Zum Zwede der Verwirklichung diejes allerdings, was bie 
Gleichheit betrifft, dem Rechte wie der Klugheit gemäßen Princips wurden mit großer Mühe 
und Koftenaufwendung fait allenthalben Grunpdfteuerrectificationen und Veräquationen unter 
nommen, und theoretijche Schriftfteller wetteiferten mit den praftiihen Finanzmännern in dem 
Streben nad) jenem gewünſchten Ziele. 

Die Aufgabe jedoch ift bis heute noch nicht befriedigend gelöft, tımd davon tragen mehr 
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noch ald die innern Schwierigfeiten ver Sache, deren allerdings viele vorhanden find, theils 
verfchiedene Inconjequenzen und Halbheiten der Lehre, theild die Oppoſition felbftfüchtiger 
Intereſſen die Schuld. 

Sehr richtig war die Idee, daß der Grumdbejig an und für ſich, ohne allen beſondern 
Titel, ſchon vermöge der allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Pflicht, eine Steuerforderung be— 
gründe. Allein bei der Regulirung der dem Grundbeſitzer als Staatsbürger aufzulegenden 
Steuer hätte man billig darauf Rückſicht nehmen ſollen, welche Laſten des Öffentlichen Rechts 
fhon früher auf die Gründe, namentlih auf die der gemeinen Bauern, gelegt worden. Man 
hätte diefe Laften, obſchon fie in den barbarijchen Zeiten der Vermiſchung und Verwechſelung 
des öffentlichen mit dem Privatrechte häufig, ja größtentheils dem legtern unterworfen oder bei— 
gezählt worden, nad ihrer wahren, urſprünglichen Natur und darum rechtlich fortdauernden 
Eigenſchaft in Anſchlag bringen und alfo den durch fie bereitö genug oder mehr ald genug bela= 
fteten Gründen feine weitere Steuer von Staatd wegen aufbürben oder, wenn legteres geſchah, 
fie zuvor der alten Laſten entlevigen follen. Die Zehntlaft faft ohne Ausnahme, ebenfo jene ver 
SHerrenfrone, nicht minder die meiften der unter dem Namen der Beeten oder Beden vorfommen- 
den und viele andere bäuerliche Laſten gehören hierher; und es genügte nicht, fie etwa 
bei ver Schägung des Gutswerthes (wie etwa darauf unablöslid haftende Paſſivkapitalien over 
wie die Kapitalien von wahrhaft privatrechtlihen Zinfen und Gülten) in Abzug zu bringen, 
fondern man hätte ihren Betrag als wirklich zu bezahlende Steuer betrachten, demnach, wenn er 
das überhaupt für freien Grund feftzufegende Steuermaß erreichte oder überftieg (Welches Iegtere 
wol faft überall ftattfand), jeder weitern Befteuerung ſich enthalten follen. Schon dadurch, 
daß dieſes nicht gefchehen ift, find die meiften neuen Grundſteuerordnungen der Verwerfung 
vom Standpunkte ded vernünftigen Rechts anheimgefallen, oder fie begründen wenigſtens die 
Forderung der in billiger Weife zu oronenden Abſchaffung der alten Feudal- oder fogenannten 
Patrimonialgrundlaften. (S. die Art. Abgaben, Ablöfung u. a.) 

Zur Aufftelung richtiger Grundfäge über die fo wichtige, faft allenthalben eine Haupt: 
quelle der öffentlichen Einkünfte bildende Grundfteuer ift vorerft die Verftändigung über ihre. 
wahre rechtliche und wirthſchaftliche Natur und Eigenſchaft von nöthen. Aber gerade hier be: 
gegen wir einer merfwürbigen Verfchiedenheit der Anfihten und dann auch einem häufig vor— 
fommenden Widerfpruche zwifchen ver theoretifchen Lehre und der Praris. 

Die Grundftener, wie ſchon ihr Name befagt, ift eine Realfteuer, d. h. eine ganz eigens der 
Sade, nicht aber der Perſon aufgelegte. Zwar auch andere — indirecte nicht minder als di: 
recte — Steuern treffen unmittelbar oder allernächſt die Sache; doch fprechen fie, wenigftend in 
der Regel, gleihmwol nur eine gegen die Perfon gehende Forderung aud, deren Titel und Map 
blos von der Sache (ihrem Befige, ihrer Production oder ihrem Genufle nad) entnommen wird 
(mie 3. B. bei der Kapitalien=, Beſoldungs-, auch bei ver Vermögens: und der Einkommen 
fteuer) ; oder aber fie fordern von einer Sache oder wegen einer Sache nur ein für allemal 
einen Tribut und Eleben ihr alſo nicht fortwährend als eine bleibende Schuldlaft an (wie z. B 
der Zoll, dad Ohmgeld und andere Verzehrungsiteuern, auch die Schenfungd=, Verkaufs-, Erb— 
ſchafts- und dergleihen Steuern). Die Grundfteuer dagegen erſcheint als eine auf Grund und 
Boden haftende Realbeſchwerde, welche den jeweiligen Befiger veffelben eigens und blos ala 
folhen belaftet, vergeftalt, daß in Befigveränderungdfällen die vom frühern Beſitzer noch nicht 
entrichteten Duoten nicht mehr von ihm, fondern von feinem Nachfolger im Befige gefordert und 
eingetrieben werben 

Dieſe eigenthümliche, wenigitend aus der nächſten Erſcheinung hervorgehende Natur der 
Grundfteuer führt, wenn man fie nad aller Strenge mit Gonfequenz verfolgt, zu gar ſonder— 
baren Ergebniffen, von welchen wirflih einige der auffallendften theoretiih von mehreren 
Scriftftellern von Rang (wie Graig, v. Hogendorp, Sartorius, Young, Struenfee und zu: 
mal Murhard) unummunden behauptet und vertheidigt werden, die meiften jedoch mit den 
in der Praris beobachteten Grundfägen im Widerſpruche ftehen. Es ift daher eine nähere 
Unterſuchung des hier in Spradhe ſtehenden Rechtsverhältniſſes ebenfo wichtig ald nothwendig. 

Eine auf Grund und Boden ruhende, jährlich (oder überhaupt periodiſch zu entrichtende 
Abgabe begründet allerdings für den zu deren Forderung Berechtigten ein Mit oder Theil: 
eigenthum an dem befchwerten Grunde, und diefer ift daher für den Beſitzer deilelben um den zum 
Kapital erhobenen Betrag folder Abgabe weniger werth, ald er ohne diefe Belaftung fein 
würde, gerade jo wie ein mit einem darauf hypothecirten unablöslihen Paſſivkapital oder mit 
einer ewigen Gült- oder Zinsſchuldigkeit befchwerter Grund. Iſt alfo wirklich bei Gründung 
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ded Staates oder bei der Anfäffigmahung eines Volkes auf alle zu Privateigentfun verlie= 
henen Grundftücde oder auf eine Anzahl oder eine Klaffe derjelben eine ewige Abgabe gelegt, 
oder ijt eine foldhe von den Stiftern des Staates auf ihren bisher freiseigenthümlichen Lände— 
veien vermöge felbfteigenen Entſchluſſes zu Gunften der Geſammtheit (oder auch eine® Herr- 
ſcherhauſes) ftatuirt worden, jo hat eben im erften Falle die Geſammtheit jich ein Theileigen— 
thum auf die fraglihen Gründe vorbehalten, und im zweiten Fall ift ihr ein ſolches von feiten ver 
Privatbefiger übertragen worden. In beiden Fällen hat fie dadurd eine Art von Domäne er— 
worben, und das Privateigenthum hat eine den Betrage derfelben entſprechende Werthvermin- 
derung erlitten. Diefe Werthverminderung (d. h. in eriten Fall diefe Schmälerung ver Eigen— 
thumsverleifung und im zweiten dieſe Verzichtleiftung auf einen Theil des Grundwerths) bat 
aber nur ein für allemal ftattgefunden, nämlich blos für die zur Zeit jener getroffenen Ein- 
richtung im Güterbejig befindlich Geweſenen. Ihre Nachfolger in ſolchem Beſitze (zumal vie 
vermöge fpeciellen Rechtstitels, wie Kauf, Tauſch, Erbtheilung u. f. w., darin nachfolgten) 
haben für das Grundſtück einen im Verhältniffe der darauf ruhenden Abgabe verringerten 
Preis bezahlt, oder ed um einen verhältnißmäßig niedrigern Anſchlag übernommen und zahlen 
fonad) in ver alljährlich zu entrichtenden Steuer gewiſſermaßen blos den Zins von jenem Theile 
des Grundwerths, weldher nicht ihnen, fondern dent Steuerherrn gehört und deſſen Betrag wie 
ein Paſſivkapital auf ihrem Befigthume ruht. 

Iſt dieſe Anficht die richtige, d. h. tft die Rechtseigenſchaft ver Grundſteuer die eben befchrie: 
bene, fo ergeben ji daraus die nachſtehenden Folgen: 

1) Die jogenannte Grundſteuer iſt nicht eigentlich Steuer, d.h. von den Staatdangehörigen 
vermöge Bürgerpflicht zu leiftender Beitrag für die Öffentlichen Bedürfniſſe, ſondern fle iſt Do— 
mänenertrag, d. b. Ertrag eines der Geſammtheit auf Grund und Boden ihres Gebietes privat 
rechtlich zuftehenden Mit- oder Theileigenthums. 

2) As ſolches muß aber die Grundfteuer ein beftimmtes Maß haben und fann nicht ein= 
feitig, d. 5. durch den bloßen Willen ver fteuerberehtigten Geſammtheit erhöht werden. Die 
einmal (in Wahrheit oder nach einer Nechtöfietion) gültig auf beftimmte Gründe gelegte Steuer: 
faft muß, ähnlich einem Grundzinſe over einer Gült, fortwährend dieſelbe bleiben. 

3) Es fann demnach aud auf feinen Grund, der nicht von alters Her fteuerpflichtig war, 
eine Steuer gelegt, oder fein vergleichungsweiſe niedriger als andere befteuerter mit Diefen ins 
Gleichmaß gefegt werben, weil privatrechtliche Verpflichtungen ohne beiderfeitigen Willen we: 
der neu gefchaffen noch abgeändert werben können. 

4) Aber auch feine Ermäßigung einer beftehenden Grundſteuer oder feine, etwa der Gleich— 
heit der Belaftung zu Liebe, zu Gunften ver biäher fhwerer belafteten Gründe anzuorbnende 
Herabfegung der Steuer fann gefordert und auch faum je gewährt werben, weil foldyes eine 
reine Schenfung oder eine pofitive Bereicherung der Steuerpflihtigen wäre, woraufden Schuld⸗ 
nern ein rechtlicher Anjpruc niemals zufteht, und welche zu machen — einige einzelne Fälle, wo 
etwa Humanität oder Klugheit fie anrathen möchten, abgerechnet — der Staat nicht leicht fi 
veranlaßt finden kann, und welche ſchon darum, weilinfolge verfelben die übrigen Bürger ſchwe— 
rer als biöher belaftet werden müßten, den gewichtigſten Rechtsbedenken unterliegt. 

5) Alle Orunpfteuerrectificationen und Beräquationen, oder wie man fonft die angeblich 
verbeffernden neuen NRegulirungen der Grundfteuer nennen mag, jind daher unftatthaft, weil 
im Widerftreite mit der Natur und Rechtéeigenſchaft viefer Steuer. Stetigfeit, Unveränder— 
lichkeit der Grundſteuer ift hiernach eine Rechtsforderung. 

6) Wenn jedoch folhe neue Regulirungen durch die Autorität der Staatsgewalt gleichwol 
verordnet und durchgeführt werden, namentlich wenn bisher gar nicht oder nur wenig befteuerte 
Gründe derfelben Orundfteuer wie die übrigen unterworfen, oder wenn fämmtliche Gründe mit 
einem höhern Steuerbetrage als früher beſchwert werben, fo wird dadurch gleichfall®, wie bei 
der urfprünglichen Einführung der Grundſteuer, nur ein für allemal eine Forderung gemacht, 
d. h. nur den gegenwärtigen Befigern eine wirkliche Vermögensſchmälerung (oder Beraubung) 
zugefügt. Es wird nämlich dadurd im Augenblicke der Werth ihres Befigthums um ven kapi— 
talifirten Betrag der neuen Steuer oder Steuererhöhung verringert oder dies Beſitzthum mit 
einem Baffivfapital von ſolchem Betrage beichwert. Die ſpätern Ermerber des Grundſtücks 
haben dann zwar fortwährend den Zins dirjes Kapitals ald Steuer zu bezahlen, aber fie 
aequirirten den Grund um denfelben Betrag wohlfeiler und bleiben daher unberührt von der 
neuen Laft. 

7) Die Grundſteuer, wie eine gemeine, auf den” Boden haftende Privatichuld, gewährt 
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dem damit Belegten feinen Anſpruch auf Loszählung von jonftiger Beftelierung. Wol verrin- 
gert ſich, je mac) dem Betrage ver Örunpfteuer, der Kapitalwerth des Grundes, ſowie die Summe 
des dem Eigenthünter davon zufließenden reinen Einfommeng, aber folange noch ein ſolches ihm 
ungeachtet der Grundfteuer wirflid übrig bleibt, ift er dafür, wie andere ein Vermögen over 
Einfommen Befigende, fteuerpflidtig gegen den Staat und gegen die Gemeinde. 

8) Die Orundfteuer, wie eine andere Neallaft, kann abgeldft, d. h. im Fapitalifirten Betrage 
entrichtet und dadurch die Steuerfreiheit für die betreffenden Grundftüde erfauft werden. Eine 
ſolche Maßregel ift daher aud 1798 in England durch Pitt vorgefhlagen und wenigftend theil- 
weiſe in Ausführung gefegt worden. Selbft eine zwangsweife zu bewerfitelligenve Ablöfung 
(ähnlich einer Kapitaldauffündigung) fann nad) ſolchen Anſichten ftattfinden. 

Gegen obige Hauptanficht jedoch und daher auch gegen die Daraus zu ziehenden Folgerun- 
gen ftreiten ſehr gewichtige Betrachtungen. Es ift nämlich 

1) eine rein willkürliche Annahme oder Fiction, daß gleich urfprünglich bei der Anjäfiig- 
machung oder bei ver Verteilung des Grundeigenthums ein Theileigenthum auf letzteres von 
der Geſammtheit für ſich jelbft vorbehalten oder von den Beligern ihr übertragen worden fei. 
Vielmehr ift die anfangs blos factifch oder durch ſtillſchweigendes Ubereinfommen geichebene, 
fpäter au durch ausdrückliche Verordnungen mit mehr oder weniger Beftimmtheit regulirte 
allgemeine Belaftung der Gründe für ven Öffentlichen Bedarf dahin zu erklären, daß (mit Aus- 
nahme jener einzelnen Güter, für deren Zind- oder Fronpflichtigfeit an die Gefammtheit oder 
an den Fürften, ald Obereigenthümer, etwa ein befonderer, beftimmter Vertrag vorliegt) die 
Steuerfhuldigfeit ver Grundeigenthümer ald eine ftaatöbürgerliche, d. h. ihnen als Mitgliedern 
der Geſellſchaft obliegende Pflicht ftatuirt und anerkannt worden fei. 

2) Eine Befräftigung diejer Annahme liegt fhon in dem Umſtande, daß die Belaftung nicht 
genau beftimmt für jedes einzelne Grundftüd, fondern mehr nur im allgemeinen, etwa nad 
Bezirken oder Provinzen, und theild nad dem in der Regel vorhandenen, theild nad) dem jewei- 
ligen öffentlihen Bedarfe — in Krieg und Frieden — feftgeftellt ward. ine vertragsmäßige 
Berpflihtung zu ganz ungemeifenen, ‚weil von dem zufälligen Öffentlichen Bedarfe abhängigen 
Beiträgen läßt ſich gar nicht vorausfegen, da ja möglicherweife die Höhe der Beiträge den gan: 
zen Reinertrag der Gründe verſchlingen, ja überfleigen, daher das Nutzeigenthum vernichten 
mochte und alſo der Eigenthümer oder Nugeigenthümer als jolher dazu mit Verftand nimmer 
einmilligen fonnte; wogegen die flaatöbürgerlihe Pflicht des Beitrags eine ſchon natürlich be- 
ftehende ift und den Privateigenthumsrechten fein Gintrag gefchieht, wenn (was ja aud bei 
gemeinen Privatichulden ver Fall fein kann) aus einem andern (mit der Verleihung des Eigen: 
thums nicht in Verbindung ſtehenden, hier namentlich ftaatöbürgerlichen) Titel eine durch den 
Öffentlichen Bedarf beftimmte, ob aud moͤglicherweiſe den reinen Grundertrag zeitlich über- 
fteigende Abgabe von den Grundbefigern gefordert wird. 

3) Hiernach muß die Grundfteuer gedacht werben als ruhend auf einem Gejege, d. h. auf 
ftillfchtweigender oder ausdrücdlicher Verfügung des Geſammtwillens. Eine ſolche kann aber 
jenfeit der durch den Staatövertrag und das allgemeine Geſellſchaftsrecht beftimmten Grenzen 
niemals rechtsgültig getroffen oder wirffam fein. Die Ubereinftimmung mit dem vernünftigen 
Staatsrechte ift die ewige Bedingung und Schranfe für Die Autorität des Geſammtwillens, 
und die Glaufel: „unbeſchadet des Geſammtwohls und zumal der Rechte der nachfolgenden. 
Geſchlechter“, ift in jeder von der gefeßgebenden Gewalt ausgehenden Verfügung ſtillſchweigend 
enthalten. Sollte man daher felbft annehmen, bei der urfprünglihen Statuirung der Grund— 
fteuer fei wirflid) eine Reallaft auf Grund und Boden zu legen beabjichtigt worden (mas übri— 
gend eine bare Fiction wäre), fo konnte dieſe Verfügung doch niemals bindend für die gejeg- 
gebende Gewalt ſelbſt fein, fondern e8 mußte die letztere vielmehr, jobald ſie erfannte, daß die Laſt 
der bürgerlichen Geſellſchaft billigermaßen von ſämmtlichen Genoflen derjelben als ſolchen und 
im Berhältniffe der jedem aus ihnen zufließenden Wobhlthaten des Staatövereind zu tragen, 
nit aber blos einer Klaffe, nämlich den Grundeigenthümern, aufzubürden fei, ihre frühere, 
auf den indefjen fortgefchrittenen Zuftand der Gefellfchaft gar nicht mehr paflende Verördnung 
zurüdnehmen, oder im Sinne des vernünftigen Recht und der echten Staatöwirthfchaft aus: 
legen, d. h. fie mußte ihre an die Grundeigenthümer früher vielleicht ſchlechthin als ſolche ge— 
richtete Forderung nunmehr in eine an diefelben ald Staatsbürger gehende Forderung um= 
wandeln und in Gemäßheit diejer beſſern und richtigern Idee neu reguliren. 

4) Sie mufte dieſes um fo nothwendiger thun, da in jener frühern Zeit, aus welcher ſich 
die Einführung der angeblichen Reallaft herfchreiben ſoll, nur erft ein Eleiner Theil der Gründe 
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angebaut (ja diefer vielleicht Durch gemeinfame Arbeit urbar gemacht und als ſchon urbar unter 
die Geſellſchaftsglieder verteilt worden) war, der Werth ver feitvem weiter beurbarten Gründe 
aber größtentheild nur aus dem darauf verwendeten perfönlihen KRapitale der Bebauer (näm— 
lich Arbeit und Vorauslagen) entftanden, daher in dem urſprünglichen Eigenthums- oder 
Obereigenthumsrecht der Gefammtheit, wenn man aud ein ſolches im allgemeinen anerfennen 
wollte, gar nicht enthalten ift. Diefe Gründe (jedenfalls der weitaus größte Theil des jegigen 
Privatgrundeigenthums) können nie und nimmer als den Befigern von dem Staate verliehenes 
Gut betrachtet werden, ſondern fie find ihr naturrechtlich vollgültig ermorbenes, weil von ihnen 
erihaffenes, eigenthümliches Gut. Eine NReallaft darauf zu legen unter dem Titel des Ober: 
eigenthums wäre demnad eine bare Beraubung. Höchſtens könnte ein mit dem geringen 
Werthe des öden Grundes im Verbältniffe ftehender Fleiner Zins für deſſen angebliche Verlei— 
hung gefordert, niemals aber das Maß dafür von dem Staatöbedürfnifle entnommen oder von 
den Früchten der Arbeit und der Vorauslagen unter einem andern Titel als unter jenem der 
ftaatöbürgerlichen Pilicht eine Abgabe verlangt werben. 

5) Nach folder Eigenihaft, nämlich als flaatsbürgerlie Leiftung, d. h. als eigentliche 
Steuer, wird auch in der vorherrſchenden Prarid die Grundfteuer betrachtet und behandelt, 
wenn auch nicht mit pucchgreifender Gonjequenz. Man anerkennt nämlich und fucht durch ent- 
ſprechende Maßregeln auszuführen das doppelte Brincip, einmal das der billigen Verhältniß— 
mäßigfeit der Grundſteuer zu den übrigen Staatöfteuern und ſodann das der thunlichft herzu— 
ftellenden Gleihmäßigkeit der Belaftung der Grunpftüde je nach eines jeden wirklihem Wertbe 
oder Reinertrage. Man unterfucht zu foldem doppelten Zwecke zuvörderſt pie Ertragbarfeit 
der Grundftücde überhaupt oder die von ihnen nad Maßgabe aller darauf einwirfenden Um: 
flände zu erwartende reine Rente und fegt diejelbe in Vergleihung mit der aus andern Gattun= 
gen des Beſitzthums oder der Erwerbäquellen zu ziebenden Rente; ſodann vergleiht man 
auch die einzelnen Grundftüde unter ſich nad jener Ertragbarfeit und beftimmt hiernach das 
für ein jedes feftzuftellende Steuerfapital, d. b. das Maß der ihn mit Billigkeit (nämlich obne 
Bevorzugung oder Benadhtheiligung vor andern) aufzulegenden Beiteuerung. Man regulirt 
alfo von Zeit zu Zeit und ohne alles Bedenken die Grund- wie alle übrigen Steuern, man er— 
höht oder erniedrigt fie je nach den wechſelnden Staatsbedürfniſſen und je nach den jeweiligen 
wirthſchaftlichen Zuftänden der Gefellihaft oder nach ven jeweild herrſchenden Grundfägen über 
das geeignete Maßverhältniß einer Steuergattung zur andern. Man fuht aber vor allem die 
vielen theild von der urfprünglichen Keftfegung herrührenden, theils factifh oder durch hiſto— 
riſches Recht aufgefommenen Ungleichheiten ver Grundbeiteuerung zwiſchen einem Grund: 
flüde und dem andern, zwifchen einem Bezirke oder einer Provinz und der andern und zumal 
zwiſchen den verſchiedenen ehedem getrennten und jegt zu einem Staatöförper vereinigten Län— 
dern durch allgemeine und beſondere Peräquationen und Rectificationen aufzuheben. Man 
ihafft wol auch, wo man flug und nicht durch ungünftige Verbältniffe gebunden ift, ohne 
Anftand die althergebradhten Steuerbefreiungen ehedem privilegirter Gründe ab und macht gegen 
alle Grunpbeiiger ohne Unterſchied das zur Finanzhoheit des Staats gehörende, auf die natür— 
lich= allgemeine Beitragöpflicht der Bürger gegründete Beſteuerungsrecht geltend. Hierdurch 
entjagt man alfo allen auf eine privatrechtlihe Tributherrligkeit über die Gründe gehenden 
Anfprühen und unterwirft die Grund: wie jede andere Steuer der alleinigen Herrfchaft der 
allgemeinen, theils rechtlichen, theild politiihen Steuergrundfäße. 

6) Die Behauptung, daß dur Aufhebung oder Milderung einer bereits längere Zeit hin— 
duch beftandenen Grunpftener eine Klaſſe ver Nation, nämlich die Grumpbeilger, auf Unfoften 
aller andern, mithin ungebührlich bereichert werde, zerfällt bei genauerer Betrachtung in nichts. 
Jeder jpätere Erwerber eines Grundſtücks, follte er auch der hergebrachten Steuerlaft wegen 
daſſelbe wohlfeiler erkauft Haben, ift gleichwol Rechtsnachfolger desjenigen, welchem zuerft 
durch Auflegung jener Laſt ein Unrecht widerfahren, und er hat dad Grundſtück mit dem Aus 
fpruche auf Befreiung oder Milderung und mit der gerechten Hoffnung darauf erworben. Viele 
Gründe bleiben ohnehin Jahrhunderte lang in dem Beſitze von Gorporationen oder von fidei- 
commiffarifchen Erben oder überhaupt im Beſitze derielben Familie, welche ſonach gewilfer- 
maßen ein Gefammtrecht auf Wiederaufhebung der ungebührlih auf ihr Gut gelegten Laft hat. 
Meiter fann eine uriprünglih erträglide Grundfteuer ohne Erhöhung des Steuerfapitalan- 
ſchlags oder der einfachen Steuerguote, je nah Veränderung der Umftände, drückend und in 
Bergleihung mit der geringern Beiteuerung anderer Bürgerklaffen zum wahren Unrechte wer: 
den. &8 heißt aber nicht auf Unfoften anderer bereichert werden, wenn man — was immer da= 
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von die nothwendige Folge für andere ſei — blos einer gegen Recht getragenen Laft entledigt 
wird, mithin blos erhält, was man von Rechts wegen zu forbern hat; und es ift hierin zwiſchen 
der Örundfleuer und andern Steuern gar fein weſentlicher Unterſchied. Auch wenn man z. B. 
die Gewerbfteuer, falls fie, je nach Umſtänden, als zu hoch erfcheint, ermäßigt, oder eine ald un: 
gerecht oder gemeinfhäplih anerfannte Art der Berzehrungsfteuer aufhebt, müſſen andere 
Klaffen den dadurch entftehenden Ausfall in ver Staatdeinnahme decken; und dennod wird 
fein Berftändiger hierin ein Unrecht finven. 

7) Was von der (Aufhebung oder) Ermäßigung der Grunpfteuer (jowie irgendeiner an- 
dern Steuer) gilt, das gilt auch von ihrer Erhöhung und alſo auch von ihrer Peräquation oder 
thunlich gleihheitlichen Regulirung, mit welcher natürlich eine Menge von Ermäßigungen und 
Erhöhungen jeweild verbunden iſt. Die Gleichheit oder Verhältnigmäßigkeit ver Belaftung ift, 
jobald eine wahre Steuer in Sprache fteht, durch das Nechtögefeg geboten, und die Staatöge- 
walt, wenn ſie ſolche thunlichſt herſtellt, erfüllt dadurch nur eine heilige Pfliht. Damit ſoll 
jedoch keineswegs behauptet werden, daß man von Jahr zu Jahr oder jeweild in Eurzen Friften 
von neuem peräquiren ſolle. Eine völlige Gleichheit ift ohnehin niemals zu erzielen, vielmehr 
die Gefahr unvermeidlich, gerade unter dem Titel ver Peräquation vielleicht noch mehrere und 
drüdendere neue Ungleichheiten zu bewirken, als vorher flattfanden, und jevenfalld müflen die 
Mängel eines Katafterd fehr groß fein, wenn deren Heilung den ungeheuern Aufwand an Ar- 
beit und Geld erfegen foll, welche eine folde über ein ganzes Neid) durchzuführende Peräqua— 
tion erfordert. ni 

8) Iſt die Orundfteuer, wie wir behaupten, eine wirkliche Steuer, nicht aber eine privat: 
rechtliche Reallaft , fo fann die Aufhebung bisher beftandener Steuerfreiheiten, ohne Unter: 
ſchied, ob nur beitimmten Gründen, oder ob ganzen Klaffen oder Gorporationen, z. B. dem Adel 
oder der Kirche, in Anfehung ihres Grundbeſitzes zuſtehend, durchaus feinem Rechtsbedenken 
unterliegen, und es ift die hier und dort erhobene, ja auch mitunter anerkannte Forderung, daß 
den Betheiligten in folhem Falle eine Entſchädigung für die Aufhebung der Steuerfreiheit von 
Staats wegen müſſe gereicht werben, eine wahre Unverfhämtheit und zugleich Abgeihmadtheit. 
Hat man jemals daran gedacht, wenn eine Grunpfteuer neu eingeführt over eine beſtehende er- 
Höht wurde, den dadurch Betroffenen zuvörberft dad Kapital der ihnen neu aufgelegten Lei— 
fung aus Staafömitteln zu bezahlen? Auch die gegenwärtig auf dem gemeinen Grund und 
Boden ruhenden Steuern (fogenannte Rufticalfteuern) find ja nicht von Emwigfeit oder vom 
Anbeginne ver Staaten ber darauf gelegt gewefen, vielmehr läßt die Zeit ihrer Einführung 
(in der heutigen Form und Höhe und neben den andern vielnamigen Orundabgaben und Lei: 
lungen des fogenannten Patrimonialſyſtems) ſich meift noch Hiftorifch genau angeben, Durfte 
man ben bereit3 ſchon überlafteten Bauergrünvden gleihwol noch neue Steuern aufbürben, 
ohne den Befigern dafür eine Entfhädigung zu gewähren, fo wird ed wol auch zuläſſig fein, 
ben biöher factifh, oder vermöge Anmaßung, oder auch vermöge freier (d. h. für die Gefeßge- 
bung ſelbſt unverbindliher) gefeglicher Verfügung von der Steuer verfchont gebliebenen oder 
nur mit geringerer Quote belegten Gründen nunmehr die jie von Rechts wegen, d. h. nad) dem 
vernunftrechtlihen und daher ewigen Gejege ver gefelligaftlihen Gleichheit treffende Steuer 
ohne weiteres aufzulegen und dadurch — freilich nur allzu ſpät — das große Unrecht aufhören 
zu machen, welches durd die parteiiiche Begünftigung der Herrengründe vor jenen der Bauern 
verübt ward. Wie, das jegtlebende Geſchlecht ver Gemeinen follte, anftatt durch Aufhebung 
der Steuerprivilegien einer ihm fo fehr gebührenden ald notwendigen Erleihterung theilhaft 
zu werden, gar nod zum voraus und für alle künftige Zeit die Grundfteuer für die adeli— 
den Güter aus dem Seinigen bezahlen? Denn nichts andered als diejes wäre die Ubernahme 
des Entſchädigungskapitals auf die Schultern der Geſammtheit. 

9) Höoͤchſtens dann, wenn die Steuerfreiheit gewilfer Güter erweislih um einen beftimmten 
Preis erfauft oder durch fonft rehtögültigen Vertrag erworben worden wäre, Fönnte jie 
wenn aud nicht ald unantaftbares Privatrecht geltend gemacht, fo doch im Falle der Aufhe— 
bung eine Erfagleiftung gefordert werden. Aber dergleichen wird Faum irgendwo vorfommen, 
Die vorherrichende Natur der Steuerfreiheiten ift factifche Anmaßung oder, in der günſtig— 
fen Annahme, blos geiegliche, daher vom Gejammtwillen abhängige, d. 6. fletd widerrufliche 
Gewährung. 

10) Die Idee einer zu erlaubenden oder gar zu fordernden Abldfung der Grundſteuer, wie 
das engliihe Parlament fie guthieß, iſt — mit aller Achtung für die Weisheit diefer ho— 

Staats:-kerifon. VIE. 11 


162 Grundftener 


ben Verſammlung jei ed gejagt — eine rechtlich wie politifch gleich verwerflihe. Sie erhebt den 
zeitlichen factifchen Beftand diejer Steuer zu einer für immer beflimmten privatrechtlichen For— 
derung und Schuldigfeit; fie drückt allen früher geihehenen Erhöhungen und VBerringerungen 
derfelben ven Stempel des Unrechts auf und macht e8 der Geſetzgebung, wofern fle confequent 
fein ſoll, für alle Zukunft unmöglich, eine neue Grundſteuer einzuführen. Dadurch beraubt 
der Staat ſich einer Höchft Foflbaren und, nad Maßgabe des Bebürfniffes, aud) im Ertrage zu 
fteigernden Einfommensdquelle und geräth ebendadurd in die Unmöglichkeit, feine eigene Zus 
fage zu erfüllen, d. b. die Orundeigenthümer, welche abgelöft Haben, in der That von der Steuer 
zu befreien. Denn die Mittel zur Beftreitung des Staatsbedarfs müſſen jedenfalls aufgebracht 
werben; und wenn daher die Ablöfungsjummen einmal veraudgabt find (mas nicht lange an= 
ftehen wird), fo muß durch eine andere neue Steuer oder durch Erhöhung ver neben der Grund— 
feuer beftandenen ver Ausfall gedeckt werben, der durch das Aufhören der legtern entfland. 
Diefe neue Steuer oder Steuererhöhung aber wird dann, mag fie heißen wie fie will, un— 
vermeidlich auch auf den Grundbeſitzer fallen, und es wird daher diefer fein Ablöfungsfapital 
ganz ober wenigſtens tbeilweife umfonft bezahlt haben. 

An Gemäßhelt dieſer vorausgeſchickten Erwägungen betrachten wir pie Grundſteuer wirklich 
als Steuer und fragen nun zunörderft nad ihrer Rechtmäßigkeit und Güte und ſodann nad 
den echten Grundſätzen für ihre Regulirung. 

Daß den Forderungen der reinen Theorie nur die allgemeine und alleinige Vermögens: 
und Einfommenfteuer entiprehe, haben wir bereit8 in den Art. Abgaben, Einfommen: 
fteuer u. a., wenn nicht vollftändig ausgeführt, fo doch angedeutet. Da jedoch die praftiiche 
Verwirklichung diefer Theorie ſobald noch nicht zu erwarten ift und auf in der That manderlei 
großen Schwierigkeiten und wichtigen Bebenfen unterliegt, jo muß man jidh einflweilen 
mit einer thunlichſt annähernden Verwirflihung der Idee begnügen. Diefelbe geſchieht nun 
dadurch, daß anftatt der Befteuerung der bei jedem Einzelnen beſonders zu berechnenden Ge— 
famintfumme feines Vermögens und Ginfommens, mithin anftatt der eigentlichen und unmittel= 
baren Befteuerung der Perſon nah dem eben beftimmten Maße, alle Gattungen des Ver— 
mögen® und alle Quellen des Einfommend als ſolche der Beftenerung unterworfen, d. h. daß 
die Steuern unmittelbar von den Sachen gefordert und dann etwa noch durch Hinzufügung 
einiger indirecten oder auch einiger rein perfönlichen Steuern infofern nachgeholfen wird, als 
die Unvollftandigfeit oder Unzuverläſſigkeit der auf die Sachen bafirten Befteuerung es erheiicht 
ober zu erheifchen ſcheint. 

Unter den Gegenftänden des vom Staate gefhüsten, nad) einem pecuniären Werthe anzu= 
ſchlagenden ſächlichen Beſitzthums ift Grund und Boden fiherlic der wichtigfte und zur Beſteue— 
rung vorzüglichft geeignete. Sowol der Grund jelbft als feine Erzeugniffe liegen zu Tage, find 
daher jeder Verheimlichung oder fälſchlichen Angabe entrüdt, und es bietet ver Gegenftand der 
Befteuerung felbft aud) die befte Sicherheit für die wirkliche Steuerentrichtung dar. Soll aber 
die Grundſtener ald wahrhaft gerecht erfannt werden, jo muß fie auf fämmtliche Gründe gleich- 
heitlich, d. h. im Verhältniffe ihres wahren Werthes oder der von jedem wirklich bezogenen oder 
durchichnittlich zu beziehenden reinen Rente gelegt, ſodann auch im richtigen Verhältniſſe zu ven 
von andern Gegenftänden des Befiged und Erwerbes erhobenen Steuern ftehend und endlich 
ſolche Gegenftände, fofern fie ohne allzu große Beſchwerniß irgend erreihhar find, möglichft 
ausnahmslos in die Steuer gezogen fein. Behlt das erfte Erforberniß, jo wird gegen die Beliger 
der vergleichungsweiſe Höher befteuerten Gründe, fehlt pad zweite, gegen die verhältnigmäßig zu 
hoch befteuerte Klaffe, fehlt das dritte, gegen ſämmtliche befteuerte Klaffen ein Unrecht begangen. 

Wie wird aber der wahre Werth der Gründe ermittelt? Es läßt fi ein dreifacher Werth 
derjelben, d. h. eine dreifache Quelle der ihnen abzugewinnenden Rente unterfcheiden, nämlich 
1) der urfprüngliche, durd) den Umfang, die Lage und die natürliche Productivität des Bodens 
beftimmte, 2) der durch Beurbarung (Ausrodung, Entfumpfung, Bepflanzung mit dauernden 
Grefcentien,, bleibende Wirthſchaftseinrichtungen u. f. w.) Fünftlich hineingelegt, aus dem hin 
ein verwendeten Kapitale von Kräften und Sachen entftanvene, 3) endlich der von dem jeweili= 
gen Fleiße oder der Geſchicklichkeit des Bebauers oder von andern zufälligen und zeitlichen Um: 
fländen abhängende. Die erften beiden Factoren find in ver Erfheinung miteinander verbunden 
und bilden zufammen bie Duelle der eigentlichen oder reinen Grundrente; der Dritte gehört ° 
meift der Induftrie an, und die Rente, die von ihm abfließt, ift daher nicht eigentliche Grund-, 
fondern Arbeits: und (tbeild firen, theil8 beweglichen) Kapitals Nente. Am deutlichften drückt 
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fich ver Unterſchied dieſer Renten dadurch aus, daß die beiden erften in dem (durchſchnittlich be- 
zahlten oder mit Billigfeit zu verlangenven) Pachtſchilling enthalten find, die dritte vorzugs— 
weife indem Gewinne des Pachters. Es bietet ich übrigens hier abermals die Betrachtung dar, 
daß die Grundſteuer ſchon darum, weil fie neben dem urfprünglichen au den künſtlich hervor— 
gebrachten Grundwerth zum Gegenſtande bat, nicht ein von der Gefammtbeitfür ſich vorbebal: 
tenes Theileigenthum darſtellen kann, fondern wirklich blos ober wenigſtens weitaus zum 
größern Theile eine Steuerforderung ausſpricht. 

Wir wollen einftweilen die britte Mente außer Betrachtung laſſen, vorbehaltlich ver für fie 
etwa anzuorbnenden beſondern Befteuerung, d. h. wir wollen vorerft blos die Ertragbarfeit des 
Grundes oder den ihm felbft einwohnenden Werth, ald ven eigentlichen Gegenſtand der Grund: 
fteuer, ind Auge faflen, den wirflihen — vielfah wandelbaren— Ertrag als Grundlage einer 
ergänzenden, fei e8 beiondern Induſtrie-, fei e8 allgemeinen Einfommenfteuer anerfennend. 

Wie erfennt man die Grtragbarfeit ver Gründe? Auf welche Brincipien foll ihre Schäßung 
behufs der Verfertigung eines gerechten Grundfteuerfatafter8 bafirt werden? Wir wollen un 
hier zur Beantwortung diefer Frage auf einige ſummariſche Andeutungen befchränfen, bie aub— 
führlichere Darftellung dem Art. Katafter überlaffend. 

Die Schätzung ded eigentlichen Grundwerths, d. h. der von einem beftimmten Grund und 
Boden mit Zuverficht zu beziehenden reinen Rente, fegt natürlich vor allem die Kenntniß vom 
Flächenraum deffelben voraus. Möglihft genaue Meffungen des Bodens find baher bie noth— 
wendige Borbedingung zur Gntwerfung eines guten Kataſters. Aber, ſolche auf Meſſungen 
gebaute Kenntniß vorausgeſetzt, wie beflimmt man den Werth eine® Grundes? 

Das einfachfte Mittel dazu ſcheint die Erforfhung des gewöhnlichen oder hei mittlern 
Fleiße und Vorauslage zu erzielenden Rohertrags deffelben. Eine ſolche Taration paßt jedoch 
nur für den niedrigften Zuftand ver Eivilifation, worin man nämlich, von Erwägungen des 
Rechts, der Billigfeit und der Klugheit abjehend, eben nimmt, weſſen man am leihteften hab: 
haft werben fann. Einem ſolchen Zuftande ift die Ginführung des Zehnts entfloffen, der Fluch 
der Landwirthſchaft und die grellfte Verhöhnung des Eigenthumsrechts. Aber wer fieht nicht 
ein, daß die anfcheinende Gleichheit der folhergeftalt regulirten Belaftung nur eine äußere, blos 
dem Unverftande genügenbe ift und die allergrößte wahre und wefentliche Ungleichheit mit ſich 
führt? Es gibt Gründe, welche faft ohne Worauslage von Arbeit und Geld oder Geldeswerth, 
wenigftend ſchon bei jehr geringer Vorauslage einen Nohertrag liefern, welcher, um antern 
Gründen abgewonnen zu werden, eine venfelben zur Hälfte oder zu zwei Drittheilen, ja zu neun 
Zehntheilen verſchlingende Vorauslage erheifcht. Es gibt ſogar weldhe, die gar feinen Reiner: 
trag liefern, fondern dem Bebauer über die Unkoften des Anbaus höchſtens nod einen dürfti— 
gen, das Maß des gemeinen Tagelohns nicht einmal erreihenven Arbeitölohn gewähren. Auch 
ift die Größe der Vorauslage, je nach Verſchiedenheit der Erefcentien, weſentlich verſchieden. 
Eine Wiefe 5. B. oder ein Wald, wie unendlich verichieden hierin find fie von einem Fruchtacker 
oder einem Weinberge! 

Ein nahe liegendes Mittel, die Schägung nad} dem Rohertrage in etwas zu teetificiren, be— 
fände wol darin, wenn man bie Grundflüde je nad) der Gattung ihrer Erzeugniffe und dann 
wieder nach ihrer Productivität in entfprechenn viele Klaffen theilte und, je nach ven oben be: 
merften Uinterfchieden, eine nad) einer durchſchnittlichen Shägung der nöthigen Borauslagen 
beftimmte größere oder Fleinere Quote des Rohertrags von vemfelben abzöge und fodann nur 
den alfo geminberten Ertragsanſchlag zum Steuerfapitale erhöbe. Diefed Verfahren bildet den 
Übergang zu dem zweiten Mittel, nämlich zur unmittelbaren und thunlichſt genauen Beftim: 
mung bed Reinertrags. 

° Solde Beſtimmnng aber ift außerft ſchwer und beruht auf einer fehr complicirten Unter: 
fuhung und Berehnung der auf den Neinertrag Einfluß ausübenden Factoren und Umſtände. 

Der Reinertrag und fomit der wahre Werth der Gründe richtet ih: 1) nach der (fei ed 
natürlichen, ſei es durch die Beurbarung erhöhten) Güte ver Scholle, d.h. nad der — etwa 
ſelbſt hemifch zu unterfuchenden — Befchaffenheit verfelben in Bezug auf productived Vermögen 
überhaupt; nicht minder nach der Lage des Bodens (ob Anhöhe oder Niederung, Ebene oder 
Abhang, mehr oder weniger funnig, warm oder Falt u. ſ. w.) und der nad) allen dieſen Umſtän— 
den ſich richtenden fpeciellen Productiongfähigkeit für diefe oder jene Art von Grescentien. 
2) Nach der Größe ver nörhigen Vorauslagen, welche wieder von einer Menge von Umſtänden 
abhängt, wie von der Nähe oder Entfernung des Grunded von den Wirthſchaftsgebäuden und 
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jonftigen Einrichtungen, von der Bejhaffenheit ver vahin führenden Wege, dann wieder von der 
Beihaffenheit und Lage des Bodens jelbft, ob leicht oder jhwer zu bebauen, gegen Überſchwem— 
mung ober andere Gefahren zu fhirmen, ob des Düngerd mehr oder minder bevürftig u. f. w. 
Weiter von der Höhe des Fuhr- und Arbeitslohns, von dem Preife der dem Landwirthe nöthi: 
gen Gewerbs- und Handeldartifel (wie Geräthihaften und Werkzeuge, insbefondere auch Eiſen 
und Holz u. ſ. w.); endlih auch von den verfhiedenen, nod außer der Staatöfteuer auf dem 
Boden mittelbar oder unmittelbar laftenden Beſchwerden, auf welche wir jedoch fpäter noch einen 
eigenen flüchtigen Bli zu werfen haben. 3) Wenn fodann diefes alles gehörig berückſichtigt 
und die Summe der daraus hervorgehenden Vorauslagen (d. h. der Erforderniffe des Anbaus 
oder der dem Landwirthe als folhem aufliegenden Laſten) gezogen ift, fo bleibt nod bie 
Schätzung des Geldwerths der in Gemäßheit der unter 1 bemerkten Unterfuchungen von 
jedem Grundſtücke zu erwartenden Ernten, Erzeugniffe jeglicher Art, übrig. Aud auf diefen 
Factor der Gutsfhägung haben gar manderlei Umſtände einen weientlihen Einfluß. Schon 
der Durchſchnittspreis der verſchiedenen Grejcentien auf dem der Erzeugung nächſtgelegenen 
Markte muß aus einer Menge von Thatfahen und aus mehrjährigen Beobachtungen künſtlich 
beflimmt werben. Aber ed kommt dann no in Betrachtung eben die Nähe oder Entfernung 
der Gründe von dem fraglihen Marktplage und die Befchaffenheit ver Gommunicationdwege, 
ſodann nod die etwaige Lage an Meeres: oder Stromesufern (oder aud in der Nähe von Eijen- 
bahnen) u. ſ. w., woburd ein Abjag auch in größerer Kerne geſichert und daher der Preis ver 
Erzeugniffe gefteigert wird. 2 

Wer wird wol den Muth haben, zu behaupten, daß er aus fo vielen und verſchiedenen und 
mannichfach complicirten Factoren und Verhältniffen ein fiheres Rechnungsergebniß zu ziehen 
im Stande jei? Oder wer wird glauben, daß die Beurtheilung und Shägung aller diefer 
Dinge in allen Provinzen und Diftricten eines größern Staates gleichmäßig oder übereinſtim— 
mend gejchehen werde? Wenn aber ſolches nicht angenommen werden kann, fo erfcheint auch 
die eben beſchriebene künſtliche Methode ver Shägung ald nur wenig geeignet zur Erreichung bed 
Zwecks. Man wird aljo, wenn man dieſes einfieht, geneigt fein, zu einer andern und einfahern 
Methode feine Zuflucht zu nehmen, welde darin befteht, daß man aus den in einer Reihe von 
Jahren und in beftimmten Orten oder Bezirken vorgefommenen Raufpreifen der Gründe oder 
aus den in eben der Zeit vorgefommenen Pachteontracten ven wahren Werth der verfhiedenen 
Realitäten entnimmt. Verkäufer und Käufer, Berpachtender oder Pachter find jeder durch fein 
perfönliches Intereffe zur möglichjt genauen Erforfhung des Gutdwerths angeipornt; fie ha— 
ben auch in der Regel die zur richtigen Schägung nöthigen Erfahrungsdaten bei der Hand und 
die Entgegenfegung der beiverfeitigen Standpunfte verbürgt ein Zufammentreffen in der richti- 
gen Mitte. Der Kaufpreis oder der Pachtſchilling, worin die beiven Parteien übereinfommen, 
mag wenigftenstn dev Regel ein weit zuverläfjigerer Maßftab des wahren Grundwerths fein, 
als jene überfünftliche und taufenderlei Irrungen ausgefegte Berechnung. 

Indeſſen erheifcht gleihiwol die Taration nah den eruirten Kauf: oder Pachtpreiſen noch 
einige Vorfiht und Beihränfung. Nicht einzelne Verkäufe oder Verpachtungen beflimmter 
Güter innen ven Werth derfelben mit Zuverläfiigkeit varftellen, ſondern es ift aus einer thun⸗ 
lihjt großen Anzahl verfelben und nach gefhehener Ausfheivung der wegen befonderer Ur: 
fahen übertrieben theuern oder wohlfeilen Käufe und Pachtungen eine Art von Mittelpreig 
ausfindig zu machen und auf die in der Gemarkung oder in dem Bezirke befindlichen Gründe, 
nad einer forgfältigen Klaffeneintheilung verfelben, durch Schätzung Sahverftändiger anzu: 
wenden. Sodann muß beachtet werden, daß in der Regel Eleinere oder vereinzelte Grundſtücke 
verhältnißmäßig theuerer ald größere zufammenhängende Landgüter verkauft oder verpadhtet 
werden, weil dort die Goncurvenz der Kauf: oder Pachtluſtigen größer ift und mander arme 
Mann, der doch ein kleines Feld zu befigen und Kartoffeln oder Brot für feine Familie felbft zu 
bauen wünſcht, um einen Preis kauft oder pachtet, der ihm nad bezahlten Zinfen und Voraus: 
lagen nur noch den Eleinften Arbeitölohn übrig läßt. Auch iſt in der Negel, zumal bei größern 
Gütern, der Pahtihilling niebriger ald der Zins des Kaufpreifes, weil ver Pachter folder 
Gründe nicht nur einen Arbeitslohn zu verdienen, fondern auch einen Gewinn zu madhen be— 
gehrt, Daher mag auch folhen Pächtern nicht minder ald den eine eingerichtete Landwirthſchaft 
befigenden oder den Feldbau als Gewerbe treibenden Gigenthümern billigermaßen nod eine 
von der eigentlihen Grundſteuer zu unterſcheidende Induftriefteuer aufgelegt werden, welche 
dagegen bei Befigern over Pächtern blos einzelner Eleinerer Grundſtücke wegfällt. 

Noch bieten ſich bei Negulirung der Grundſteuer einige weitere Fragen dar, 
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Sollen neben den Gründen aud die Wirthfchaftsgebaude in bejondern Anfchlag kommen? 
Die Entſcheidung hängt davon ab, ob man die foldhe Gebäude umgebenden und von ihnen aus 
bewirthſchafteten Gründe bereitö nad) dem durch ſolche Lage gefteigerten Reinertrage tarirt hat, 
ober, abgeſehen von dieſem Umftande, blos nad) ihrem fonftigen Werthe. Hat man, wie man 
auch fol, das erſte getban, ſo wäre bie befondere Veranſchlagung der DÖfonomiegebäude eine 
wieberholte Befteuerung, weil ja, was ihre Erbauung foftete, vem Zwecke wie der Wirkung 
nad nichts anderes als eine Melioration des Grundes oder in diefen Grund gelegter weiterer 
Kapitalwerth ift, nicht anders, ald es z. B. ein erbauter Foftbarer Fahrweg oder ein Wafferbau 
zur Sicherung vor Überſchwemmung u. f. w. fein würde. Es bleiben alfo blos noch die Wohn- 
gebäude und auch diefe nur nad) einem gegen die Erridhtungsfoften ermäßigten Anfchlage, und 
fodann die etwa zu weiterer Verwerthung oder Verarbeitung der landwirthſchaftlichen Erzeug— 
niffe beftimmten (wie Branntweinbrennereien u. ſ. w.) zu befteuern übrig. 

Sollen die Gründe blos nad) ihrem zur Zeit der Abfhägung wirklich vorhandenen Zus 
ftande (ded Baues oder IInbaues, überhaupt des wirklichen, größern oder Fleinern Ertrags) oder 
aber nad) ihrer Ertragsfähigfeit gewwerthet werden? Sollen inäbefondere die blos zu Auftgärten 
oder andern unfruchtbaren Anlagen verwendeten Gründe gar nicht oder nur in entſprechend 
niedrigem Anſchlage, oder follen fie, je nach Beſchaffenheit ihres Bodens und ihrer Lage, gleich 
den beurbarten Ländereien tarirt; ſodann, follen unter den legtern die vorzüglich cultivirten 
höher als die nad der natürlichen Beihaffenheit ihnen gleichen, aber-fhleht oder nachläſſig 
gebauten und daher einen geringern Ertrag abwerfenden in die Steuer genommen werben ? 
Gerechtigkeit und Politik verlangen, daß mehr die deutlich erkennbare und bleibende Ertragsfä- 
bigfeit ald der jeweild wirklicdy vorhandene Ertrag zur Grundlage der Abfhägung genommen, 
und daß bei Schäßung der Ertragsfähigkeit nur der gewöhnliche Fleiß und nur die gewöhnliche 
Kenntniß des Bebauerd in Rechnung gebracht werde. Durch Beobachtung eines andern Prin— 
cip& wird einerfeitö der Kaulheit oder der unproductiven Verwendung der Gründe eine Prämie 
dargeboten und andererjeitd der ver Gefammtheit wohlthätige Eifer des Anbaus beftraft. 

Noch bleibt zu unterfuchen, in welches Verhältniß die Grundfteuer zu den übrigen directen 
(auf Bermögen oder Einfommen ruhenden) Steuern nad) Billigfeit zu fegen fei. Im allge— 
meinen möchte man antworten: in jenes ber Gleichheit, infofern bei der verfchienenen Natur 
der manderlei Bermögendgattungen und Einnahmequellen und bei den hier und dort vorhan- 
denen eigenthümlichen Schwierigkeiten einer zuverläffigen Abſchätzung eine wahre Gleichftel- 
lung erreihbar ift. Es bieten fich jedoch in Bezug auf die Grundſteuer mehrere wichtige Be- 
trachtungen dar, deren einige für eine verhältnigmäßige Erhöhung, andere dagegen für eine Er— 
mäßigung derjelben, verglichen mit den übrigen, namentlich mit ver Gewerbe: (dann aud) Ka— 
pitalien=, Beſoldungs- u. f. w.) Steuer, fpredhen. 

Man kann zuvörberft nicht leugnen, daß der Staat für die Befriedigung feiner Bebürfniffe 
zunähft auf die Erzeugnifle feines eigenen Bodens natürlich angewiefen ift. Er ift, wenn 
aud nicht nad Privat-, jo doch nad) öffentlihem Rechte, nämlich ald Gebietäherr, Mitbefiger 
und gewiffermaßen Obereigenthümer aller zum Gebiete gehörigen Gründe; und e3 gibt für ihn 
feine zuverläffigere, nadhhaltigere und minder unerfchöpfliche, zugleich aber leichter, einfacher 
und wohlfeiler zu benugende Duelle der Einnahme ald die Abgaben von Grund und Boden. 
Sein Intereffe erheifcht alfo, nah anſehnlicher Ergiebigfeit derſelben, ſoweit die Gerechtigkeit 
und höhere Politik e8 erlauben, zu ftreben, daher die Steueranfäge nicht allzu gering zu machen. 
Auf der andern Seite ift dad Grundeigenthum unter ven vom Staate anerfannten und geſchütz— 
ten Vermögendgattungen das natürlich werthvollſte, vauerhaftefte, beftgejiherte und in der 
Regel für den Befiger nebenbei noch politifhe Rechte oder Vorrechte (3. V. in Bezug auf 
Wahlftimme und Wählbarfeit) mit ſich führende. Es ſcheint nicht unbillig, daß für die Ge— 
währung jo foftbaren Bejigthums aud eine entſprechende Gegenleiftung mitteld höherer 
Steuer ftattfinde. 

Dagegen aber ift zu erwägen: 1) daß, da der Werth ver Grundſtücke oder wenigſtens ihr 
Rohertrag aller Welt vor Augen liegt, und daher dem Bauer faft bis zum legten Kreuzer nad)= 
gerechnet werden fann, wie viel er Einnahme hat, eine zu niedrige Tarirung oder Feſtſetzung 
des Steuerfapitald bei ihm kaum jemals ftattfindet, während bei andern Steuern, namentlid) 
bei der Gewerbefteuer, man ſich an unzuverläfjige, meift bedeutend unter der Wahrheit blei- 
bende Faffionen halten muß, oder an gleich unzuverläffige und in der Regel die wahre Höhe des 
Kapitals und deſſen Ertrags nicht erreihende Schägungen. 2) Daß der Bauer weniger ald der 
Gewerbömann feine Steuer durch erhöhten Preis feiner Erzeugniffe wieder hereinzubringen im 
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Stande ift. Die größere oder Kleinere Menge des zu Markte gebraten Korns beſtimmt deifen 
Preis, nicht aber die Summe der Vorauslagen des Bauerd, Der Gewerbömann dagegen 
ſchlägt, wenigſtens zum Theil, die Steuer auf feine Producte und fühlt vergeftalt ihre 
Schwere weit minder. So ſehen wir, daß der Handwerksmann in der Stadt, und zwar aus— 
drüdlid unter ver Berufung auf feine höhere Steuer, theuerer verfauft ald der Meifter auf dem - 
Zande, namentlich wo er die Möglichkeit ſolches theuerern Verkaufs durch Zunftrechte ſich zu 
fihern weiß. Auf dem Bauer aber bleibt die Orumdfteuer (in dieſer Wirfung allerdings einem 
Grundzins, überhaupt einer privatrehtlihen Reallaſt ähnlich) liegen. 3) Nicht nur diejeß, ſon— 
dern es fallen auf ihn oder auf feinen Grund noch verſchiedene Steuern, welche unmittelbar auf 
andere Perfonen oder Sachen gelegt find, mittelbar zurüd,. Wir behaupten zwar keineswegs, 
wie die Phyfiofraten thun, daß durchaus alle Steuern zulegt auf den Grund fallen; aber bei 
mehreren Gattungen berjelben gefhieht es unzweifelhaft und fonnenflar. Die Salzfteuer z. B. 
ift eine vorzugöweife auf die Viehzucht, die Seele der Landwirthſchaft, gelegte Steuer. Zölle 
auf Gegenjtände, deren der Landwirth bedarf, 3. B. auf Eifen, drücken auf ihn wie eine Erhö— 
bung der directen Steuer, und ebenfo die meiften auf Erzeugniffe der Landwirthſchaft gelegten - 
fogenannten Verzehrungsfteuern, wie die Fleiſch-, Wein, Getreideaccife u. |. w., welche näm: 
lich, wenigftens theilweife, ven Kaufpreis folder Gegenftände herabdrüden oder aud deren Ab— 
fag vermindern. Hierzu kommt nod in vielen Staaten die Immobilienverkaufsacciſe (über: 
haupt Befigveränderungäfteuer), eine der drückendſten Beraubungen ded Cigenthümers. 
4) Endlich, was noch das Wichtigſte ift, laſten faft überall (die durch die neufranzdiifche Geſetz⸗ 
gebung davon befreiten Länder ausgenommen) auf Grund und Boden (mit Ausnahme des 
Herrengrundes) neben verden Namen ber Staatsgrundſteuer eigens führenden noch viele andere 
der Weſenheit forwie dem urfprüngliden Titel nad ihr gleiche Abgaben und Leiftungen, welche 
man, wie gedanfenlos! dabei gar nicht in Anſchlag bringt, wie z. B. die für öffentliche Zwecke 
zu leiftenden Fuhr- und Handfronen und bie zumal im Kriege nah Willkür ausgeſchriebenen 
Naturallieferungen und zumal diejenigen, welche man mit gleich graufamer wie abenteuerlicher 
Begrifföverwechfelung den privatredtlihen Schulbigkeiten beigefellt, während fie doch, zum Theil 
bandgreiflih, die Natur der dem Öffentlichen Rechte angehörigen Laften an ji tragen. Hierher 
gehören die jhon oben erwähnten vielnamigen, dem alten Patrimonialiyfteme angehörigen 
Abgaben und vor allen der Zehnt, welcher allein ſchon (weil in der Regel bis Y,, oft aber 
ſelbſt %/,, ja 9/10 des Neinertragd verfhlingend) jede andere Grundſteuer ausſchließen jollte. 
Die Betrachtungen, die ich Hier darbieten, wollen wir nicht weiter ausführen; es genüge, fie 
angedeutet zu haben. 

U. Grundgefällfteuer. Unter ven Begriff ver Grunditeuer gehört natürlich auch dieje— 
nige, welche von den auf Grund und Boden radicirten Gefällen, wie Zinfen, Gülten, Zebnten, 
Fronen u. f. w., zu entrichten ift. Nichts ift gerechter, als daß die zu dergleichen Befällen Bere: 
tigten, die ja im diefer Eigenihaft wahrhaft ald Mit: oder Theileigenthümer des belafteten 
Grundes erſcheinen, auch den entſprechenden Antheil an der (nah dem vollen Werthe der 
Gründe, d. h. nad) der vollen Örundrente zu berechnenden) Orundfteuer zahlen. Es kaun diejes 
entweder dergeftalt geſchehen, daß ver Gelammtertrag der einen ſolchen Berechtigten in einen 
Steuerbezirfe angehörenden Gefälle — nad) Abzug der darauf ruhenden Laften — fapitalifirt 
und dad danad zu berechnende Steuerbetrefiniß uumittelbar von dem Gefälldheren erhoben 
wird, oder aber daß den Plichtigen zwar die ganze unverminderte Grundſteuer aufgelegt, da= 
gegen ihnen erlaubt wird, die dem Kapitalbetrage ber auf ihren Gründen laftenden Gefälle 
entiprecpende Steuerrate dem Gefällsherrn ald geleiftete Abfchlagszahlung in Rechnung zu 
bringen. Don diejen beiden Arten ift offenbar die erfte die beffere (d. h. gerechtere, ob auch viel— 
leicht für die Finangbehörde minder bequeme), weil e8 unbillig ift, dem Pflichtigen den Steuer: 
vorſchuß für den Berechtigten zuzumuthen, und weil ohnehin nur bei Gelogefällen und melde 
jährlich fließen, eine klare, dem Streite völlig entrückte Berechnung der betreffenden Steuerrate 
gemadt werben kann. Übrigens ift bereitd oben bemerft worden, daß das firenge Recht der 
Pflihtigen dadurch, daß man das Kapital der Gült over jonft eines Gefälles von dem Steuer: 
kapital ihred Grundes abzieht, noch nicht befriedigt ift. Daffelbe würde vielmehr fordern, daß 
der Jahresbetrag ded von ihnen zu entrichtenden Gefälles überall da, wo daſſelbe ald dem 
Öffentlichen Recht entfloffen anzuerkennen ift, von ihrer Steuer abgezogen werde. Denn in 
dieſer Vorausſetzung ift ja die Gefällzahlung eine wahre Steuerzahlung. Es ift jedoch gar 
nit zu erwarten, daß diefes jemals gejchehe, theild weil man gewöhnlich jenes Abfliefen vom 
Öffentlichen Recht leugnet, theils weil man fonft gar oft auf alle und jede von dem Bauer zu er: 


Grundfteuer 167 


hebende Grumdfteuer verzichten müßte. Das Nähere über die Veranihlagung der Gefälle 
behufs ihrer Befteuerung wird in dem Art. Kataſter bemerkt werden. 

in. Häuferfteuer. Nod haben wir von der zur Grundſteuer allerdings mir gehöri— 
gen, doch auch mehrere Gigenheiten an ji tragenden Häuferfteuer zu reden. Diejelbe, inſo— 
fern fie bei Feſtſetzung bed Steuerfapitals auf den Werth der Area oder des überbauten Platzes 
fi beihränfen würde, hätte durchaus fein Bedenken gegen ih. Sie nimmt aber zugleich auch 
den Werth der Gebäude jelbit in Anfchlag, und da bieten ſich allerdings mehrere Zweifel und 
Schwierigkeiten dar, Wir beihränfen und bei deren Angabe auf eine kurze Andeutung, die 
weitere Ausführung dem Art. Katafter vorbehaltend. 

Zuvörderſt: was ift der gerechte Mapftab ver auf die Gebäude zu legenden Steuer? Hierzu 
kann fiherlich nicht der für die Schägung der Gründe empfohlen? Kaufpreis dienen, weil folder 
bei Käufern von weit mehr Zufälligfeiten (nie blos jubjectiver Neigung, Geſchmack, Be: 
dürfniß u. ſ. w.) abhängt als bei Gründen, und weil hier der Kaufpreid durchaus feinen ſichern 
Schluß ziehen läpt auf die von dem Haufe zu beziehende reine Rente. Noch weniger aber fönnen 
die Unkoften des Baues die Grundlage der Schägung fein, weil allzu oft, ja faft in der Regel 
die Baufoften (mit Inbegriff des Grundwerths der Area) ſich Höher belaufen haben als der 
für das fertige oder zumal für das ſchon vor längerer Zeit erbaute Haus zu erlöfende Verkaufs: 
preis, während es freilich auch Fälle gibt, wo diefer jene weit überſteigt. Auch die Schägung 
nah Stodwerfen oder überhaupt nach den Wohn: und fonftigen Benugungsräumen ift ſchwan— 
fend und unzuverläffig. Ebenfo die nach Klaſſen. Es bleibt alfo noch der durchſchnittlich ſowol 
für dievom Eigenthümer jelbft bewohnten ald für die zum Vermiethen wirklich beftimmten 
Theile des Haufes zu berechnende Miethzins übrig. Allein dieſer hängt nit nur, was feine 
Höhe betrifft, von vielfach wechielnden Umſtänden ab, ſondern es bleibt — höchſtens mit Aus— 
uahme volferfüllter Städte — immerfort ungewiß, ob überhaupt ein Miethsmann gefunden, alfo 
ein Miethzind gewonnen werden kann. Der Bau meiner Gründe Heht alljährlich in meinem 
Belieben oder in meiner Macht, nicht aber die annehmliche Vermiethung meines Haufes. Und 
wenn ohne meine Schuld der zum Vermiethen deſſelben beftimmte Theil Teer ftehen bleibt, joll 
deshalb der mir entgehende Miethzins ald von mir felbft vermohnter Hauszins in Rechnung 
gejegt und verfteuert werden? Mag übrigens diefer oder jener Mapftab angenommen werben, 
To ift von dem dadurch beftimmten Kapitalwerthe ein entſprechender Betrag für die durchſchnitt⸗ 
lich zu berechnenden Reparaturkoften, ſodann für Die Feueraſſeeuranzquote und für noch andere 
Laſten verſchiedener Art abzuziehen. " | 

Wenn ſchon dieſe nächſtliegenden Betrachtungen jedenfalld für eine mäßige Taration der 
Häufer behufs ver Befteuerung fprechen, fo gefellen fi dazu in Bezug auf einige Gattungen 
von Gebäuden nod weitere, eben dahin zielende Erwägungen. Auf dem Lande überhaupt ift 
das Haudvermiethen eine nur wenig vorfommende und wenig einträglihe Einfommensquelle ; 
und was bie eigentlich ländlichen, d. h. landwirthſchaftlichen Gebäude betrifft, fo ſteckt ver Werth 
derjelben, infofern fie-zur Bewirthſchaftung der umliegenden Gründe und au zur Wohnung 
für die nöthigen Arbeiter dienen, fon in dem eben wegen des Borhandenfeins folder Gebäude 
erhöhten Kapitalanſchlage jener Gründe. Es würde hiernach, außer der die Area, ald der 
Grundfteuer unterworfenen Raum, treffenden Quote , blos noch der etwa zur lururiöſern 
Wohnung des Eigenthümerd oder auch — ausnahmsweiſe — zur VBermiethung beftimmte oder 
brauchbare Theil der Gebäude in die Steuer fünnen gezogen werden. Ähnliches gilt von Fabrik— 
gebäuden, welche nämlih, infofern fie zur Babrifation dienen, füglich ald Theil des firen 
Gewerbskapitals zu betrachten, fonach bei Beſtimmung der Gewerbfteuer mit in Anſchlag zu 
bringen find. Weiter dürfen bloße Luxusgebäude, bei welchen von Vermiethung oder fonft be: 
deutend nugbringender Verwendung feine Rede fein kann, durchaus nicht nad) ihrem Bau— 
werthe oder nad) ihrem Kaufpreife, jondern mehr nur nad dem Kapitalwerthe der Area in die 
Steuer gelegt werben, weil bier —abermald verjcieden von Grund und Boden — die frucht⸗ 
bringende Verwendung nicht von der Macht des Befigerd abhängt und ein nothiwendig todts 
liegendes Kapital nicht gleichmäßig wie ein werbendes befteutert werben fol. 

Nach viefen Grundſätzen wird vie Häuſerſteuer nur in anfehnlihern Städten einen bedeu: 
tenden Ertrag abwerfen, in fleinen Landſtädtchen und in Dörfern dagegen auf einen jehr 
niedrigen, den billigen Anſchlag der Arca nicht weit überfteigenden Fuß zu fegen und von yielen 
Gebäuden gar feine oder nur eine jehr geringe Steuer zu erheben fein. 

Asch die Fenfter: und Thürfteuer ift ihrer Weſenheit nad eine Häuferfteuer, obſchon ſie 
einige nicht eigentlich ald Grund: oder Renten-, fondern ald Genufftener, gewiſſermaßen als 
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eine Auflage auf Luft und Kicht betrachten. Sie befteht befanntlih in Arankfreih und Eng— 
land (in legterm jebod find nur die Fenſter, nicht die Thüren befteuert), ift aber, man mag 
fie al8 Haupt= oder blos ald Hülfsfteuer (Vervollſtändigung einer font allzuniedrigen Käufer: 
fteuer) betrachten, ohne alled auch nur entfernt zuverläjfige Fundament, bier unbillige Erleichte— 
rung, dort noch unbilligere Bedrückung mit ſich führend, mithin überhaupt verwerflih. Bon 
der Duartierlaft, weldhe gewöhnlich ganz oder doch vorzugsweiſe den Hauseigenthümern aufge= 
legt und infofern gleichfalls eine Art von Häuferfteuer ift, reden wir in einem eigenen Artikel, 

Über die Grundſteuer und die in ihrem weitern Begriffe mit enthaltenen Gefäll: und Häu— 
jerfteuern haben v. Jakob, v. Malhus und Rau in ihren Lehrbüchern ber Finanz ſehr werth— 
volle Ausführungen geliefert. Man findet darin, zumal bei den zwei Legtgenannten, zugleich die 
Angabe der in den verfchiedenen Staaten darüber geltenden Beftimmungen. Zur allfeitigen 
Beleudtung bed hochwichtigen Gegenſtandes dienen — neben vielen andern — indbefondere die 
Schriften von Smith, Ricardo, Monthion, Sismondi, Buſch, Log, Fulda, Krehl, Benzenberg, 
Sartoriud u. f. w. Rotteck. 

Nachtrag. Die im vorſtehenden Artikel von Rotteck entwickelten Anſichten und Grundſätze 
ſind noch gegenwärtig, auch bei Betrachtung des Gegenſtandes aus dem heutigen Standpunkte 
der Finanzpolitik als allgemein gültig anzuerkennen. Ein Nachtrag zu demſelben hat theils 
nur das Hiſtoriſche, beſonders auch mit Rückſicht auf die Ausführung jener Grundſätze in 
neuern Steuerſyſtemen einzelner deutſcher Länder, zu ergänzen, theils in Verbindung damit 
die allgemeinen Anſichten in ihrer praktiſchen Anwendung für Geſetzgebung und Verwaltung 
zu erläutern. 

I. Grundſteuer. A. Zur Geſchichte der Grundſteuer. Aud die Grumpfteuer, 
wie die Einführung neuer oder eine durchgreifende DVeränderung beftehender Steuern über— 
haupt, ſtößt auf Widerftand bei denjenigen Klaflen, melde von der neuen oder veränderten 
Steuer vorzugsweiſe betroffen werden. Ein folder Widerſtand wäre im Mittelalter bei den pri— 
vilegirten Ständen um fo ſchwerer zu befiegen gewejen, als es zum Charakter des mittelalter- 
lien Ständewefens gehörte, daß jeder Stand zunächſt feine eigenen Intereffen vertrat und zu 
vertreten berufen war und deshalb die öffentlichen Pflichten aus dem Gefigtäpunfte des Privat 
rechts und des Privatintereffes zu behandeln fich gewöhnt hatte. Es wird aber auch jegt nicht 
überall beherzigt (fo gegenwärtig nicht bei der Reform der Grundfteuer in Preußen von dem 
einen mehr oder weniger auf dem Boden des Feudalſtaates ftehenden Factor der Geſetzgebung), 
dag, wie einft Franklin, ver Mitbegründer der amerikanischen Freiftaaten, fagte, e8 ein gemeines 
Schickſal aller Menichen fei, zu fterben, und ferner (gewiß alfo aud) jedes Bürgers eines — 
Staates), Steuern und Abgaben zu zahlen. 

Einft alferdings waren die Formen der Befteuerung einfacher. Die ältefte und allgemeinfte 
Form der Abgaben, gewiffermaßen die allgemeine Landeskaſſe, beruhte (wie Juftus Möfer, 
„Batriotifche Phantaſien“, IN, 95 fg. fagt) auf dem Zehnten, woraus ebenfowol die Bedürf— 
niffe des Staates wie der Kirche und die der Armenpflege beftritten twurden. Dieje Steuerform, 
ſchon bei den Phöniziern befannt, bei ven Juden in ihrem theofratifchen Staatöwefen zur 
Unterhaltung des Priefterftandes beftimmt, doch jhon nach deren fpäterm Gefegbud (622 v.Chr.) 
mit Befeitigung des Blutzehntend auf den Zehnten von der Ernte und beffen Abtragung 
aud nur in jedem dritten Jahre, felbit mit der Befugniß ver Ablöſung in Geld, eingefhränft 
(M. Dunder, „Geſchichte des Alterthums“, I, 528 fg.), wurde fhon früh in allen hriftlihen 
Ländern durch Synodalbeihlüffe, päpftlice Anordnungen und königliche Gapitularien zunächſt 
für die Kirche eingeführt. (Eichhorn, „Deutſche Staats: und Rechtsgeſchichte“, II, $. 325; Ro— 
iher, „Nationalöfonomif des Aderbaus”, $.111.) Bei der publiciftifchen Vebrutung —* 
ten kam es aber ſehr bald und beſonders in den ſlawiſchen Ländern bei deren Eroberung und ihrer 
Coloniſation mit deutſchen Einwanderern zu einem Kampf zwiſchen Biſchöfen und Fürſten, der 
Kirche und dem werdenden Staate, ſowol um das Recht der Auferlegung als der Einhebung 
des Zehnten. (Vgl. z. B. Tſchoppe und Stenzel, „Urkundenſammlung zur Geſchichte des Ur— 
ſprungs der Städte und der Einführung deutſcher Coloniſten und Rechte in Schleſien und der 
Lauſitz“, S. 35, 44fg., 55, 135.) Die Kirche mußte den Zehnten alsbald mit den Landesherren 
theilen. Der Zehnt ging dann wiederum, theild durch Beraubung der Kirche feitens der eigenen 
Vögte, theils dur; die Veräußerung, Belehnung oder Verpfändung feitens der Landesherren, 
mit Umwandlung ſeines urſprünglichen öffentlichen Charakters in ven Privatbejig über. Als 
ältefte Orundabgabe ruhte der Zehnt urfprünglih auf allen Grundſtücken des Adels wie des 
Bauernſtandes. Jener mußte ſich aber auch davon vielfach frei zu machen und dagegen feiner= 
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feit3 in den Befig des Zehntrechts zu jegen. Immer aber behielt die Geiſtlichkeit einen größern 
Theil veffelben in ihren Händen, (Tocqueville, „Das alte Staatsweſen und die Revolution”, 
N, 1.) Zur Befriedigung der Öffentlichen Bebürfniffe mußte eine andere Art ver Befteuerung ge— 
funden werden. Soweit ed ih um den Heerbienft handelte, gefhah dem Bedürfniß durch per— 
liche Leiftung ver Kriegspflicht jeitens der Ritter und Knappen Genüge, nachdem, bald nad) Er: 
löſchen des Farolingifchen Haufes, der Reiterbienft an die Stelle ver von Karl den Großen durch 
feine berühmten Gapitularien geordneten Landwehrdienſte aller freien Grunpbefiger getreten 
war. Um die ſchwere Laft der Ritterpflichten, welche auf den nicht allzu großen, nad) einem be: 
flimmten Maße von Grund und Boden verliehenen Rittergütern noch im 16. wie in der erften 
Hälfte des 17. Jahrhunderts lafteten, zu ermeflen, bedarf ed nur eines Blicks in die Sammlung 
verjenigen landesherrlichen Verordnungen, welche wegen des Aufgebots zur Kriegsfolge in fehr 
furzen Zwifchenräumen damals ergingen. [Vgl. z. B. für die Mark Brandenburg das „Corp. 
const. Marchic.” (1736), Thl. II, Abth. 2.] Bon ver Wehrpfliht und Waffenehre zurüd: 
gebrängt, mußten daher die übrigen Bebürfniffe dev aus der Territorialherrlichfeit erwachſen⸗ 
den Staatsmacht, ſoweit fie nit aus dem landesherrlihen Domäneneigenthum, den Regalien 
und Zöllen befriedigt werben konnten, vom Bürgers und befonderd vom Bauernftande durch 
Steuern aufgebradt werden. Bei der immer wiederkehrenden Noth der Landesherren, bald 
wegen Abtragung landeöherrliher Schulden, bald wegen Ausftattung von Fürftentöchtern 
(Kräuleinfteuer), bald wegen Krieg und Fehden, wurde die Bede, von den Stäbten die Or: 
bede, vom Lande die Landbede, in Verträgen zwiſchen dem Landeöherrn einerfeitd und den Prä- 
laten, der Ritterfhaft und den Ständen andererfeitö bewilligt und theils ald Grund-, theild als 
Kopf: oder auch ald Viehfteuer nad) ven Hufen, auch ald Hausfteuer (Giebelſchoß) aufgebracht. 
ALS Abgabe von den verſchiedenen Stüden und Arten des Viehs kommt fie beſonders häufig 
ſchon im 13. und 14. Jahrhundert namentli in Baiern vor. (S. „Altbairiſche landftändi- 
ſche Freibriefe mit den Landfreiheitserklärungen“, herausgegeben von v. Lerchenfeld, mit ge: 
Ihichtliher Einleitung von 8. Rodinger [Münden 1853], ©. 122, 128 fg. u. a. a. O.) 
Die Or- und Landbede wie Zinfen, Geld» und Körnerabgaben von den Hufen waren bie 
berfömmlihen Abgaben in ver Marf Brandenburg. (S. Fidicin, „Landbuch Kaifer Karl's IV. 
von 1375” und die angehängten Schofregifter von 1450, 1451, 1480, 1481.) Es ift 
aber die Grunpdfteuer überhaupt die ältefte und häufigfte Form der Befteuerung, die felbft 
in den Staaten des Alterthums bereitd eine der neuern gleichkommende Ausbildung bezüg: 
lih ihrer Grundlage, Vertheilung und Erhebung erhalten hatte. Abgefehen von ber in— 
diſchen umd ägyptiſchen Steuerverfaffung, wurden die Steuercontingente der Provinzen im 
Verſiſchen Reiche in der Korn einer Grundfteuer fubrepartirt und zu dem Ende die Ader ver: 
meflen und Fataftrirt. (Dunder, a.a.D., 11,643.) Grundfatafter zum Behuf der Steuer: 
ſchätzung fannte man in Athen wie im übrigen Hellas. (Böckh, „Staatöhaushalf der Athener“, 
zweite Auflage, I, 662 fg.) Im Römifchen Reiche zahlten die Unterthanengemeinden und Pro- 
vinzen Grundſteuern, zu deren gerechterer Bertheilung Gäfar die Vermeffung und Kataftrirung 
des ganzen Reich anoronete. (Mommfen, „Römische Geſchichte“, zweite Auflage, II, 539.) 
Aud in den neuern Staaten wie in den deutſchen Territorien zeigten fi bei fortfchreitender 
Ausbildung der Landeshoheit, insbefondere der ftehenden Heere, die frühern Ginnahmequellen 
aus den landeöherrlihen Domänen, Regalien, Zöllen und Gerichtsſporteln unzureichend. Es 
bedurfte dauernder fortlaufender Abgaben, und für diefe bot fidh bei der untergeorbnieten Bedeu— 
tung von Handel, Induftrie und Gewerbe wie des Kapitals und beweglichen Vermögens als 
fteuerfähiges Object bauptfählih Grund und Boden dar. War man aud mit Rückſicht auf die 
geringe Stufe damaliger Finanzfunft von einer gleihmäßigen Abfhägung feiner Neinerträge, 
von biefem modernen Princip und Fundament der Grundſteuer noch weit entfernt, und hatte 
diefe legtere damals zum großen Theil vie Geftalt einer Vermögensſteuer, fo waren ed doch vor— 
zugsweiſe ſtets die Grundbefiger, welde von der bald ald Schoß-, bald ald Schodfteuer, fpäter 
ald Eontribution, Generalhufenfhoß, Rauchfangsgeld oder mie fonft bezeichneten Steuer 
betroffen wurden. 

B. Zur Geſchichte ver Örundfteuer: Privilegien und » Eremtionen. Es war 
ein harter Kampf, den die landesherrliche Gewalt im Intereffe ihrer Ausbildung und Befefti- 
gung, wie einft mit den Bifchöfen um die Zehnten, fo fpäter, beſonders feit der Mitte des 
14. bis in das 18. Jahrhundert hinein, mit den Landſtänden um Bewilligung der Steuer 
immer von neuen zu führen hatte. Befonders bei einer ertraordinären Bewilligung 
liegen fi die Stände nicht felten vom Landesherrn fogar das Net zum bewaffneten Wiber: 
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flande gegen ähnliche neue Steuerforberungen verſprechen. Während in diefen Wege ein Eini= 
gungs- und daraus allmählich ein Landesrepräfentationdredht der Stände und deren Theil- 
nahme und Mitwirkung nicht nur an der Gefeggebung , fondern aud) an der Verwaltung, ja 
ſelbſt an Krieg und Frieden erwuchs, drangen fie auf der andern Seite den Landesherrn auch 
immer mehr nußbare Hoheitsrechte, jo beſonders das der Gerichtäbarkeit ab und dehnten fie 
die eigenen Privilegien immer weiter aus. (v. Lerchenfeld, a. a. O., ©. 132, $. 37 fg., 
und ©. 380, $. 71.) Als ſpäter dad Gebot des Ritterdienfted für die Landesvertheidigung 
immer unzureichender wurde, hatten es doch die Bajallen, beziehungdweife die Ritter als 
Landftände in der Hand, ſich unter Berufung auf die Reallaft verfönliher Leiſtung des 
Kriegsdienſtes von den gemeinen Landedabgaben frei zu erhalten. (Eichhorn, „Deutſche 
Staatd: und Rechtsgeſchichte“ [1819], $.426, ©. 237 fg.) Es half wenig oder doch nur 
vorübergehend, daß z.B. der Reichsabſchied von Speier für die Erhebung der vom Reiche: 
tage bewilligten Türkenſteuer alle Exemtionen und ſogar diejenigen aufhob, welche auf 
Privilegien, Verträgen oder Herfommen berubten, und dabei Fürften, Prälaten, Grafen, 
Sreiherren und die vom Adel ausdrücklich verpflichtet hatte, die Steuer aus ihrem eigenen Ein: 
fommen zu entrichten, ohne deshalb die Unterthanen zu beſchweren. Ritterfhaft und Stände 
hielten ihre Orunpfteuerfreiheit qufrecht, trogdem daß unter andern Kurfürft Johann Sigis- 
mund von Brandenburg in einem Edict vom 13. Juli 1615 „als vornehmfte Principien aller 
Polizei und Regimenter die salus populi ald suprema lex verfündete und um deswillen jede 
Privilegia, Freiheiten und Immunitäten, die zur Zeit feiner Regierung von irgendwem, weß 
Standes, Wefend und Condition er aud) wäre und feinen ausgenommen, wonach derfelbe und 
feine Güter von Schofen und Steuern frei fein follten, unbedingt cafjirte‘‘, und ungeachtet felbft 
noch König Friedrich Wilhelm 1. von Preußen, diefer Fräftigfte Fürft, der Gründer ber monar— 
hifhen Regierungdforn, in feinem Edict vom 17. Febr. 1718 erklärte, „daß unter den justos 
exemptionis titulos die Privilegia und Conceſſiones feiner Antecejlored ſchlechterdings nicht 
pafjiren follten, allermaßen jeine Vorfahren, fo viel wie Steuern betrifft, nur Adpminiftratores 
des Landed gewefen, daher über diefelben in praejudicium successorum nicht hätten dispo— 
niren können“. Nur dur mehrjährige Verhandlungen mit den verfhiedenen Kreisftänden 
der einzelnen Landestheile war es diefem Könige gelungen, was bereitd mehrere jeiner Vor— 
fahren vergeblich angeftrebt hatten, einen damals für ſehr günftig erachteten Vergleich wegen 
Ablöfung der bereitd völlig unbrauchbaren Ritterdienfte gegen einen, Lehnskanon (Alodificas 
tiondzind, Ritter= oder Lehnspferdegeld, in Sachſen Donativfteuer) von 40 Thlrn. für jedes 
zu geſtellende Ritterpferb herbeizuführen, wogegen diefer König aber auch vie Oberlehnäherr: . 
Iıhkeit über die Rittergüter mit dem Rechte ver Krone auf deren Heimfall und auf die Abgabe 
bei Bejigveränderungen aufgab und in den fogenannten Affecurationd: oder Alodificationd- 
urkunden (für die Kurmarf Brandenburg vom 30. Juni 1717) den nah Aufhebung des Lehns⸗ 
nexus in freie Alodial⸗ und Erbgüter verwandelten Lehen die Freiheit von allen oneribus, wie 
Eontributionen, Ginquartierungen und dergleichen Auflagen, fie mögen Namen haben, wie fie 
wollen, erdacht fein oder noch erfunden werden, für jegt und für Fünftig auf ewig zuficherte. (S. 
Rabe, „Sammlung preußifher Geſetze“, I, Abth. 1, S.441 fg.) Ähnliche Aſſecurationsurkun⸗ 
den ergingen hierauf und noch viel fpäter für die verfchiedenen andern zur preußifchen Monarchie 
gehörigen Landestheile. (S. v. Patow, „Die Grundfteuerausgleihung im preußifhen Staate’‘ 
[Berlin 1850], ©. 47 fg. und die vafelbft allegirten Schriften; ingleichen die „Geſetzentwürfe, 
betreffend die Regulirung der Grundſteuer“ u. ſ. w. [Berlin 1859], ©. 65 fg.) 

Noch eraſſer als felbft in der Mehrzahl veutjcher Territorien traten in Frankreich die Steuer— 
befreiungen des Adels hervor. U. Torqueville (a. a. D.) hält mit Recht das Privilegium von 
der Taille, die nur in wenigen franzöſiſchen Provinzen ald eine reine Grundſteuer auf Grund 
eines Grundkataſters erhoben wurde, für das gehäffigfte von allen und weift varauf hin, daß 
umgefehrt in England feit Jahrhunderten eine Ungleichheit in der Beſteuerung etwa nur zu 
Bunften des Armen beftand, während es der Adel Frankreichs vor der Revolution feines Stan- 
des für unwürdig bielt, gleichwie einer aus dem gemeinen Volke Steuern zu zahlen. (Tocque: 
ville, II, 610.) 

Daß nun aber auch ebenjo wenig durch Affeeurationen früherer Landesherren, gleichwie 
durch die im Laufe des Mittelalters fo häufig gefchehene Ginräumung eines bewaffneten Wider: 
ftandes gegen den Landesherrn bei Erneuerung von Steuerforderungen, eine allgemeine ſtaats— 
bürgerliche Verpflichtung für alle Zeiten, bei einer völligen Umwandlung der politiiden und 
ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniffe, zum Vortheil einzelner privilegirter Klaſſen aufgehoben 
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werben Eönne, haben Wiſſenſchaft und die Gefeggebung faſt aller Staaten längft anerkannt, 
(Bgl. die weiter unten zu allegirenden Schriften.) Ebenſo wenig läßt fi auf dergleichen ältere 
landeöherrlihe Verheigungen ein Anſpruch auf volle Entſchädigung bei Aufhebung von ſolchen 
Steuerbefreiungen gründen. Jedoch haben dafür mehrere deutſche Geſetzgebungen aus Rück— 
fichten der Billigfeit und des Friedens einen Entihäbigungsaniprud ganz oder wenigſtens 
theilweiſe zugeflanden. 

Ungweifelhaft ift ein folder Entihädigungsanfprud hingegen für diejenigen Grundſtücke 
gerechtfertigt, welche die Regierung jelbft (zur Zeit des Patrimonialftaats, als man nod nicht 
zwijchen den Berechtigungen ded Domänen- und denen ded Steuerfiscus unterſchied) unter der 
ausdrücklichen Bedingung der Grundfteuerfreiheit vertragsweiſe veräußert oder verliehen hat, 
wie es indbefondere in früherer Zeit bei der Anfegung von Goloniften häufig vorgefommen ift, 
denen dagegen in der Regel andere Leiftungen auferlegt wurden. 

Nachdem auch in Preußen jhon die gleichzeitig mit feiner Reformgefeggebung ergaugenen 
Binanzebicte von 1810 und 1811 die Aufhebung aller Grunpfteuereremtionen der Rittergüter 
in Ausfiht nahmen, ift e8 bemerkenswerth, daß ungeachtet der insbeſondere nah Publication 
der Berfajfung von 1850 fortgefegten legiölativen Verhandlungen die Exremtion der Ritter: 
güter in den Provinzen Brandesbarg, Pommern und in den ehemals königlich ſächſiſchen Thei— 
len der Provinz Sachſen noch bis 1861 galt, wogegen in Schlefien wie in Weftpreußen bereits 
Friedrich der Große (dort nach der Beſiznahme 1743— 48), in Oftpreußen aber ſchon fein Bor 
gänger Friedrich Wilhelm I. eine durchgreifende gleihmäßige Orundfteuerregulirung, in Schle— 
fien und Weftpreußen mit Einfluß der kirchlichen wie der ritterfchaftlichen Beſitzungen, in Oft: 
preußen ebenjo ber Nitter= wie der Kölmer= und Bauergüter durchgeführt hat, und zwar (mie 
e3 in dem Patente Friedrich's des Großen für Schlefien vom 23, April 1743 heißt) nad dem 
Grundfage: „daß zum allgemeinen Beften ded Landes überall gar Feine Ausnahmen von den 
Steuern fernerhin zu geflatten find, indem ed die Billigfeit erfordert, daß diejenigen Mitglieder 
eines Staated, welche in einem Lande eined durchgehends gleichen Schutzes und Sicherheit ge: 
nießen, auch in den darauf zu verwendenden Abgaben ihren Beitrag thun und jid Davon in 
feinerlei Art zum Beſchwer der Übrigen ausnehmen und davon entziehen‘; daß (wie ed im 
Avertifjement für Weftpreußen von 1772 heißt) die Landeslaften und Abgaben, welde ver 
Schuß des Landes und die allgemeine Wohlfahrt erfordern, mit gleihen Schultern getragen 
werben müßten. Auch Friedrich der Große hatte aber die Grundfteuerregulirung in Schlefien 
für geſchloſſen und unveränderlih und daſſelbe (infolge der Affecurationsacte von 1780) für 
die adelihen Güter in Weftpreußen erklärt, wogegen Friedrich Wilhelm L. (1715) eine ſolche 
Forderung für Oftpreußen ablehnte, „weil lediglich dad Bedürfniß des Staates über das fünf- 
tige Maß der Grundfteuer zu beftimmen habe“. 

Wenn in Weſtpreußen die bäuerlihen Grundftüde ohne Unterſchied mit 33%, Pror., Die 
adelihen Dominien aber nur mit 25 Proc. ded Reinertrags, in Schlejien die weltlichen Domis 
nien, Pfarr- und Schullehrergrundftüde forwie die fogenannten Sreirichterhufen mit 281/,, 
die Ruftical: (bäuerlihen) Güter Hingegen mit 34 Proc. ded Reinertrags mit dev Grundfteuer 
belegt wurden (die ehemaligen Rittercommenden des Maltejer= und Deutfhen Ordens ſogar mit 
402, und die geiftlihen Stiftögüter wie die bifhöflichen Tafelgüter mit 50 Proc. zur Vorbe— 
reitung ihrer Säcularifation), fo fam bei der geringern Befteuerung der Rittergüter in Be: 
trat, daß darunter gleichzeitig eine Gefällfteuer enthalten war. Bei diefen Gütern wurden 
nämlich nicht blos Grund und Boden, jondern aud Gerechtigkeiten, wie Brauerei: und Brannt- 
weinurbare, Mühlennugungen, Krugverlag, ferner die bäuerlichen Dienfte und Abgaben mit 
zur Steuer veranfälagt, Gerechtſame, welche durch die fpätere Gewerbe: und Agrargefeg: 
gebung theild abgelöft, theild aber auch unentgeltlich aufgehoben oder werthlod geworben find. 

C. Örundfteuergefepgebungen. Im preußifhen Staate find ed nur die beiden weit: 
lichen Provinzen, Rheinland und Weftfalen, in denen bereits die fremdländiſche Gejeggebung 
eine gleihheitliche Grundfteuer auf der Baſis eines Katafterd mit Schägung der Neinerträge 
von Örund und Boden wie der Gebäude eingeführt hat. Sie erhielt indeß erft unter preußi— 
ſcher Herrfchaft infolge Anorbnungen von 1820 durd dad Grunpfteuergefeß vom 21. Jan. 
1839 ihre gegenwärtige vollfommenere Geftalt. 

Für die übrigen preußifchen Landestheile war die Orunpfteuerregulirung, auch behufs 
Ausgleihung niit den beiden weftlichen Provinzen, noch bis 1861 in der legidlativen Verband 
lung begriffen. Es beiteht faft in allen europäiſchen wie in den deutſchen Staaten eine all: 


172 Grundfteuer 


gemeine Grundfteuer in größerer oder minderer Vollkommenheit. (S. hierüber ven Aufjag im 
„Journal des Economistes”, Nr. 61, Ian. 1859: „‚Etudes sur le systeme des impots.‘) 

In Ofterreich wurde bereitö von Jofeph IL. für die ganze Monardiedie Aufnahme eined neuen 
Kataflerd angeorbnet und infolge des Faiferlichen Decretö vom 23. Dec. 1817 fogar unter der 
Metternich'ſchen Verwaltung die gleihmäßige Grundbeiteuerung vorbereitet, auch großentheils 
ausgeführt. Ein Faiferliches Patent vom 10. Det. 1849 ftellte in den verfhiedenen Provinzen 
den von 8%, bis 20%, wechſelnden Procentſatz für alle Theile des Reichs auf 16 Proc. des Ka— 
taſtralbetrags feit. R 
* Die Grundfteuer, und zwar ald eine lebendige, daher veränderliche, je nach ven Staatsbe— 
dürfniffen zu erhöhende und zu ermäßigende Steuer vom Grund und Boden wie von ben Ge— 
bäuden (nicht blos mit ein für allemal firirten Gontingenten), befteht ferner (gleichwie in Frank⸗ 
reich, Holland, Belgien und Ofterreih) in Baiern, Würtemberg, Baden, Naffau, Braunfhweig, 
Hannover, dem Großherzogthum wie dem Kurfürſtenthum Heffen, im Königreih Sachſen wie 
in den thüringifchen Herzogthümern und in den übrigen deutſchen Ländern. Dabei ift eine Ent- 
ſchädigung an die Befiger der früher eremten Grundſtücke nur in ſechs Staaten bewilligt. In 
Braunſchweig ift mitteld Verordnung vom 29. Dct. 1821 eine Entfhädigung zum fünfund— 
zwanzigfachen Betrage gewährt, im Großherzogthume Weimaf nad) dem Geſetz vom 20. April 
1821 zu zwei Drittel der Differenz der alten und der neuen Steuer nach dem zwanzigfachen Be— 
trage, im Königreich Sachſen zufolge Landtagsabſchiedes vom 30. Det. 1834 für die Differenz 
jwifchen ber alten Steuer und dem nad) dem Kataftralertrage, reſp. den fi daraus ergebenben 
Steuereinheiten berehneten Durdidnitt der Grundfteuer zum zwanzigfachen Betrage, im Her= 
zogthume Sadhjen: Meiningen nad dem Geſetz vom 25. März 1846 zum dritten Theile der 
neu auferlegten Grundfteuer als eine ftändige jährliche Nente mit Vorbehalt ihrer Ablöfung 
durch den Staat zum zwanzigfachen Betrage, im Königreich Hannover nad dem Geſetz vom 
3. Juni 1826 für den vierten Theil der neuen Örundfteuer zum fünfundzwanzigfachen Betrage 
Fapitalifirtt. Den Entſchädigungsberechtigten find Steuerreviſionöſcheine, refp. Obligationen, 
doch großentheild zu einem geringern Procentjage gewährt. (S. die danach fi ergebende 
Kapitalentfhädigung der früher eremten Güter bei v. Patom, a. a. O., ©. 60 u. 61.) 
Im Königreih Würtemberg, wo die Grundfteuer nah einem Gefeg vom 15. Juli 1821 
mit einem proviforifhen Steuerfatafter, unter Vorbehalt der fofort eingeleiteten befini= 
tiven Parcellarvermeſſung und Abfhägung, gleichzeitig mit Gefäll: und Gebäudefteuer 
(f. weiter unten), auch zur Ergänzung derfelben mit Kapitalien-, Bejoldungs- und Pen 
fionöfteuer, ingleihen mit der Gewerbefteuer eingeführt ift, wurden ſowol über die vorläufige 
wie über die definitive Veranlagung zweckmäßige Vorſchriften erlaffen. Die Steuer von den 
Grundflüden, Gebäuden und Gemwerben, vefp. den mit jenen zufanmenhängenven Gefällen 
ift nach bem Finanzgefeg infofern ein Ganzes, ald dad jedesmalige Steuerbedürfniß und der 
Antbeil jener Steuerobjecte zu deſſen Befriedigung in einer Summe bejtimmt und biefe auf Ge— 
bäude mit %,,, auf Gewerbe mit Y/,,, auf Örundeigenthum und Gefälle mit repartirt 
und nah Berhältniß der Steuerwerthe aufgebradit wird. (S. v. Mohl, „Das Staatsrecht des 
Königreihd Würtemberg“, I, $. 295, 298, ©. 827 fg.) Aud in den verfhiedenen Thei: 
fen von Alt: und Neumwürtemberg fanden fi die abweichendſten Steuerſyſteme vor. 

Das Königreih Sachſen Hat ebenfalls feine nach Landeötheilen und Güterarten fehr ver: 
ſchiedenen Steuern (Shod:, Quatember-, Rauch-, Accifefteuern, Donativgelder u. f. m.) im 
Jahre 1844 in eine einzige Grundſteuer von Liegenschaften und Gebäuden zufammengezogen, 
diefe auf Vermeſſung und Reinertragsſchätzung gegründet und ald eine lebendige, nad) dem je— 
deömaligen Stantsbedürfnig in der Art eingerichtet, daß dabei Steuereinheiten (Neinerträge 
von je 100 Pfennigen) zu runde liegen. 

Im Kurfürftentfum Heffen hob zwar die reftanrirte Negentenfanilie 1814 alle von der 
wetfäliihen Zwifchenregierung eingeführten Agrar=, Gewerbe: und andern zeitgemäßen Ge= 
fege auf, ließ aber doc) die Grundſteuer fortbefteben. 

D. Bedeutung der Örundfleuer für dad Selfgovernment. Die Gegner der 
Grundſteuer, vorzugsweiſe alfo diejenigen, melde eine Grundfteuerausgleihung mit Aufhe— 
bung der noch beftehenden Eremtionen befämpfen, pflegen ji auch wol auf den Vorgang Eng 
lands zu berufen, wo der große Minifter Bitt 1798 unter Zuftimmung ded Parlaments die 
Ablöslichkeit der Staatögrundfteuer durchfegte und infolge dieſes Beſchluſſes etwa ein Drittel der— 
felben wirklich abgelöft worden fein foll. Erſt das Lange Parlament hatte eine ald Grundſteuer unter 
die Grafſchaften zu vertheilende Summe feftgeftellt, die Reftauration unter Karl II. und ſodann 
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das Parlament nach der Revolution dieſe Beſteuerungsweiſe vom Grundeigenthum beibehal— 
ten, worauf (1692) eine neue und genauere Abſchätzung der Güter im ganzen Reiche veran- 
ftaltet wurde, von deren Nentbetrage eine Pfunditeuer von vier, ſpäter weniger Shilling per 
Pfund Reinertrag an die Regierung zu entrichten war. Die Abjhägung blieb feit 1692 un— 
verändert und die Grundfteuer wurde dann (1798) zu 4 Sh. vom Pfund für bleibend erflürt. 
(S. Macaulay, „Geſchichte Englands“, überfegt von Bülan, IV, 302 fg.) 

Die auf Pitt's Antrag in England getroffene Maßregel wird jedoch dort als ein folgen- 
ſchwerer Misgriff und misglüdter Verſuch beklagt. Auch ift es durchaus unrihtig, dag unge: 
achtet der Ablösbarkeitderflärung der Altern Landtare der Staat auf dad Recht verzichtet hätte, 
eine neue Grundfteuer wieder einzuführen und eine ſolche ſelbſt denjenigen Grundbejigern, 
welche dieſelbe abgelöft haben, ſelbſtverſtändlich nur mit Rückſicht auf ihre Ablöjungsbeträge, 
von neuem aufzulegen. Es war jene Ablöslichkeit ver Grundfteuer auch keineswegs eine finan- 
zielle, ſondern lediglich eine politiiheMapregel. Es galt der Erhaltung und Hebung des Staats: 
ereditd für den großen Weltkampf, den Pitt gegen den Unterdrücker des Gontinents und den ge: 
fährlichiten Feind Englands, gegen Napoleon führte; man hoffte dadurch die Staatdobliga: 
tionen für die nothwendigen Staatsanleihen zu heben, daß man mitteld derfelben die Grund: 
feuern abfaufen ließ. Auch fhritt vie Ablöfung nur fo lange rajcher vor, als die Conſols be= 
fonderd niedrig ftanden, und diefelbe hörte bei Steigerung ihres Curſes auf Pari wieder auf. 
Die Meinung aber, daß in England, jelbft wenn die ganze Staatdgrundfteuer abgelöjt wäre, 
das Grundeigenthum fteuerfrei fei, ift eine fehr irrige. Im Gegentheil laften auf dem englifchen 
GrundeigentHum alle Communalpfliten ver Grafjhaft wie der Gemeinden und Kirchſpiele, 
insbefondere die befanntli enorme Armentare; den Grafihaften und Kirchſpielen liegt aber 
in England ein überwiegender Theil voneffentlien Laften ob, die in Preußen und Deutſchland 
aus den Staatöfaffen befriedigt werden. Bon den Abgaben und Leitungen der Gommunal- 
verbände trägt dad Grundeigenthum in England drei Viertel (60 Mill. Thlr.) Daneben er: 
hebt überdies der Staat eine bedeutende Haudfteuer, und die größte Hälfte der Ginfommen- 
feuer trifft ebenfalld das Grundeigenthum, indem die Abihägung des Einfommens auf vie 
einzelnen Einfommendquellen und darunter auf den Grundbejig zurüdgeht. Man nimmt an, 
daß das Grundeigenthum in England nah den den Rofalfteuern zu Grunde liegenden Ab— 
ſchätzungen durchſchnittlich höher ald mit 13 Proc. des Neinertrags lediglich für Communal— 
zwede, außerdem aber etwa noch mit 8 Pror. für die Einfommenfteuer bejteuert ift. 

Aud in den notdamerikaniſchen Freiftaaten ruhen die meiften Gommunalabgaben fowie 
die Steuern der einzelnen Staaten auf dem Grundvermögen. Im Staate Neuyork follen mehr 
als vier Fünftel der Steuern das Grundeigenthum treffen und wird dieſe Grundſteuer dort nad 
dem gejhäßten Kapitalwerthe, dem Kaufpreife der Grundftüde bejtimmt und zwar ohne Nüd: 
ficht auf die darauf haftenden Schulden und ohne Rückſicht auf die perfönlihen Vermögens: 
verhältniffe des Bejigerd. Vgl. über viefe Art der Aufbringung der Öffentlichen und Gemeinde: 
laften in England und Amerifa Kried’ Aufjag in der tübinger „Zeitichrift für Staatswiſſen— 
ſchaft“, XI, Heft 2: „Die Gemeindefteuern in England‘; derfelbe, „Vorſchläge zur Regulirung 
der Grundfteuer in Preußen‘ (Berlin 1855), S. 68 u. 79; v. Patow, a. a. O., ©. 23 
fg.; 2. Kühne, „Über ven Gefegentwurf zur Aufhebung der Grundfteuerbefreiungen‘ (Ber: 
lin 1849), ©. 8.) Die Erfahrung aller eiviliſirten und freien Staaten beweift, daß die 
Grundfteuer nicht zu entbehren iſt. Sie ift es um fo weniger in denjenigen Staaten, in welden 
dem eigenthümlichen Gharafterzuge der germanischen Völker zur Selbftverwaltung in Gemein: 
den, Kreijen, Bezirken und Provinzen volle Rechnung getragen wird. Denn diefer Selbftver: 
waltung fteht nothwendig ein größeres Maß von communalen Verpflichtungen gegenüber, zu 
deren Erfüllung es aber auch der Steuern bedarf. In England ruhen die bürgerliche Freiheit 
und dad Communalleben wefentlid auf der ven Grafihaften und Gemeinden obliegenden Unter: 
haltung und Selbftverwaltung dreier großer Gruppen Öffentliher Anftalten und Pflichten, von 
denen 1851 a) die Polizeiverwaltung und ein Theil der Juftizpflege jenen Communalverbän— 
den eine hauptfählih vom Grundeigenthum zu übertragende Steuer von 4,800000 Thlen, 
Gold, b) die Armenpflege deögleihen von 33,000000 Thlrn. und c) die Erhaltung ber 
Kirchen, Wege und Deiche von zufammen circa 14,000000 Thlen. Eoftete. (S. Gneiſt, „Das 
heutige englifche Verfaflungs: und Verwaltungsrecht”, I, 642 fg.) Wie in den nordamerifa: 
nifhen Kreiftaaten die Einnahme aus den indirecten Abgaben an Eingangs: und Ausgangs: 
zöllen, für die Benugung von Häfen und Flüſſen u. |. w. dem Bundesitaate zufließt und nur zuftes 
ben darf, fo würde auch in Deutfhland, wenn jemals der Zollverein, Died einfeitige und lofe Band 
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deuticher Einheit, durch eine analoge bundesftaatlihe Verbindung der Einzelftanten erfegt wer— 
den follte, zur Erfüllung der mit einer folchen bundesftaatlihen Einigung verbundenen Pflichten 
vorzugsweiſe auf die Zolleinnahmen an den deutſchen Grenzen zurüdzugehen fein, deren Aus— 
nugung für die Mehrzahl der einzelnen Staaten ſchon durch die Natur der Sache umd ihre Lage 
unmöglich wäre. Abgelehen aber auch davon, bleibt, gleihmwie im Innern eines Bundesſtaats, 
fo auch im Innern ded einzelnen Staates (etwa mit Ausnahme weniger größerer Stäbte) Die 
Selbfiverwaltung der Kreife, Bezirke und Provinzen doch allein auf die directe Beftenerung, 
daher neben ber perfönlihen (Klaffen= und Ginfommen=) Steuer wefentli auf die Orundfteuer 
angewiefen. Diefe ift aber nur dann ald Grundlage der mit der Selbftverwaltung verbundenen 
Gemeindepflichten zu benugen, wenn fie, twie gegenwärtig 3. B. im Königreich Sachſen ober in 
den beiden mweftlihen Provinzen des preußifchen Staates, auf eine gleiche Weiſe vertheilt, alle 
grundbefigenden Genoſſen des Verbandes auf eine und diefelbe Weife trifft. Zweifellos fteht es 
mit ben Principien eines auf dem Recht gegrümveten deutſchen Gemeinweſens in einem freien 
den MWiderfpruch, wenn, wie z.B. in mehreren Provinzen des preußtfchen Staates, die privi- 
legirten Grundbeſitzer (die Befiger der Rittergüter) ald virilſtimmenberechtigte Mitglieder des 
Kreistag die weit überwiegende Mehrzahl derjenigen Verſammlung bilden, welche die im In— 
terefle des Kreisverbandes auszuführenden öffentlichen Anlagen an Chauffeen u. j. iv. und an— 
dere gemeinnügige Anftalten befchließt und über die dazu von den Kreiseinfaflen aufzubringen: 
den Geldbeiträge und die Art der Gontribution zu beftimmen bat. Die gleihmäßige Übertra: 
gung der Öffentlichen Laſten ift die mwefentliähfte Grundlage des Verfaſſungsſtaates. Auch ift es 
um fo weniger geredätfertigt, innerhalb ver Fleinern und größern Gommunalverbände bie Ge— 
meindelaften ausiäließlich oder vorzugsmeife ald Zufchläge der perfönlihen Steuern zu erheben, 
ald es vorzugsweiſe die Grundbefiger find, melde von deren Bermendung, unter anderım zur 
Verbeſſerung der den Ertrag der Grundſtücke fo weſentlich erhöhenden Communicationsmittel, 
überwiegend den erheblichften Vortheil ziehen. 

Dieje Geſichtspunkte find es denn auch, melde bei der Reform des Grundſteuerweſens in 
Deutihland im Vordergrunde ftehen. Die politifhe Entwickelung des Landes zu größerer 
Selöftverwaltung und communaler Freiheit ift ohne die Reform der Grundfteuer unmöglich. 
In Preußen galt diefe Reform überdies zugleich der endlichen Befeitigung der großen Ungleich— 
heit und daher Ungerechtigkeit, über welche nachweisbar ebenjomol die verſchiedenen Provinzen 
und Landestheile gegeneinander al8 die einzelnen und beſonders die Fleinern Grundbefiger in 
den verſchiedenen einzelnen Landestheilen zu Elagen hatten. Es beftanden in Preußen als die 
Erbfihaft der Zufammenfügung des Staates aus vielen einzelnen Meinen und größern Terri— 
torien nicht weniger als zwanzig verſchiedene Hauptſyſteme und über hundert Unterarten ab- 
weichender Grundbeſteuerung. 

Daher gehört e8 denn zu den bedeutſamſten Fortſchritten der innern Entwidelung des preu= 
ßiſchen Staates, daß, in enblider Erledigung der Finanzedicte vom 27. Det. 1810 und 
7. Sept. 1811, gemäß Art. 101 der Verfajfungsurfunde vom 31. Jan. 1850, folgende Ge- 
fege erſchienen find: 1) Geſetz, betreffend die anderweite Regelung ber Grundſteuer vom 21. Mai 
1861, nebft 2) Gele de eod. wegen Einführung einer allgemeinen Gebäubefteuer und 
3) Geſetz de eod., betreffend die für Aufhebung der Grundfteuerbefreiungen und Bevorzugun: 
gen zu gewährende Entfhädigung, wonach mit dem 1. Jan. 1865 die Negulirung und Aus: 
gleihung der Grundfteuern in der ganzen Monarchie ausgeführt fein wird. Während bie 
Grundfteuer (von den Liegenfhaften) prowinzenmeife, contingentirt (nah Verhältniß des 
Reinertrags frirt) und nur je nad) den allgemeinen Staatsbedürfniſſen zu erhöhen oder zu ver: 
mindern ift, wird die Gebäubefteuer als eine lebendige bei ver Gegenwart erhalten, db. b. 
von allen neu entftehenden Gebäuden im ganzen Staate für die Staatskaſſe erhoben. 

E. Beleudtung einiger Einwendungen gegen die Grundſteuer. Verſchiedene 
Einwendungen, welche der flet3 Icharfiinnige Egoismus der Betroffenen einer durchgreifenden 
Regulirung der Grundſteuer entgegenzufegen pflegt, unter andern der Einwand ber einer Er— 
höhung entgegenftehenden Nentenatur der Orundfteuer, find bereits in dem obigen Artifel von 
Rotted erörtert und widerlegt. Es erübrigt nur noch, einige andere Einwendungen diefer Art 
zu erwähnen. 

Das Verlangen, alle Steuerarten in eine allgemeine Ginfommenfteuer aufzuldfen, gehört 
zu denjenigen Idealen, welche in ver praftiichen Ausführung ihrem Zweck, die reichern und wohl— 
habendern Bürger ded Staates in einem entjprechend größern und gerechtern Verhältniß zu den 
öffentlichen Laften heranzuziehen, erfahrungsmäßig am wenigften entfpreden. Es müßte dann 
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auch möglich jein, die Zahl der Bamilienmitgliever, welde Son dem Einfommen zu ernähren 
find, Krankheiten und andere perfönliche Verhältniffe, weldhe bei dem einen mehr, bei dem an- 
dern weniger Ausgaben bedingen, in Anrehnung zu bringen, was feiner Veranlagung ver 
Einkommenſteuer jemals gelingen wird. (Vgl. ven Art. Einkommenfteuer.) Daher macht es 
die gleihmäßige und gerechte Befleuerung vielmehr nöthig, daß neben einer ſolchen allgemeinen 
perfoͤnlichen Steuer aud) zur Befriedigung der größern Staatd- und Gemeindebevürfniffe die 
einzelnen weſentlichen Quellen, aus denen das Einfommen entfteht, Grund und Boden, Ge- 
mwerbe u. f. w. getroffen und herangezogen werben. Man wird bei ver Schägung und Befteue: 
rung des Gewerbebetriebs nit danach fragen dürfen, ob dazu überall eigenes ober geliehenes 
Kapital verwendet wird. Ebenjo wenig Fann man daher bei der Befteuerung des Grund und 
Bodens auf die darauf laftenden Schulden befondere Rückſicht nehmen. 

Man hat außerdem die Unfierheit und Unzuverläffigkeit einer dkonomiſchen Abfhägung 
des Reinertrags hervorgehoben. Es ift zugugeben, daß die ältern Grundfteuern, beim Mangel 
wiſſenſchaftlicher Ausbildung der Finanzkunſt und Nationalökonomie, insbeſondere auch der 
landwirtbfhaftlihen Tarationdfunde, nicht allein den Grund und Boden und felbft nicht ein: 
mal die Befigung ald ein wirthſchaftliches Ganzes trafen, fondern vielfah andern Rüdfichten 
auf die perfönlichen und Vermögensverhältniffe des Bejigerd der Grundſtücke gefolgt find. Ge: 
genwärtig aber, nachdem das landwirthſchaftliche Taxweſen überdles durch die Abfhägung der 
Güter zum Zweck ded Realcredits bei den Pfanpbrieffuftemen, fodann behufs ver Gemeinheits- 
theilung und Separation feit Jahrzehnden große Fortſchritte gemacht hat, werben jene aus ber 
Unzuverläffigfeit ver Abfhägung entnommmenen Einwendungen weit übertrieben. Als wichtige 
Hülfsmittel für die Beftimmung ver Neimerträge find allervings aud Kauf und Pachtpreiſe 
längerer Beriovden zu benugen. Sie find indeß keineswegs ald die einzigen oder ſchließlich ent: 
fcheidenden Grundlagen zu betrachten, ba biefelben oft ſehr verfchiebenartige Vortheile und Ge: 
genftände mit umfaſſen, die bei Ermittelung bes Reinertrags vom Grund und Boden, auf den 
es bei der Grundſteuer anfommt, nicht in Betracht gezogen werben dürfen. 

Ebenfo wenig verdient der Einwand Berückſichtigung, daß die Befteuerung des Reinertrags 
von landwirthſchaftlichen Meliorationen zurüdhalte. Denn jedes rationelle Grundſteuergeſetz 
wird für dergleichen Melivrationen eine angemellene Zahl von Freijahren bemilfigen, nad) 
deren Ablauf fie erft zur Grundfteuer veranlagt werben, melde genügend find, um inzwiſchen 
einen dem Kapitalaufmande entſprechenden Nugen herauszuziehen. Unter andern gewährt 
das Grundſteuergeſetz für die weftlichen Provinzen des preußifchen Staates vom 21. Ian. 1839 
($. 29) bei Holzanpflanzung oder Anfäung auf wüſten Ländereien 30 Jahre, bei Austrod- 
nung von Sümpfen 25, bei Wein- und Obftpflanzungen, die auf länger ald 15 Jahre nicht be: 
bauten Adern oder auf Wild: und Obdländereien angelegt werden, 20, endlich bei Gärten, 
Adern, Wiefen und Weiden, in melde Ländereien der lehigedachten Art umgewandelt werden, 
10 Jahre Freiheit von jeder wegen biefer Eulturveränderung anmenbbaren Grundfteuer: 
erhöhung. 

Endlich ift aud) der Einwand nicht beachtenswerth, daß eine lebendige Grundſteuer, d. h. 
eine folche, welche je nad) ven Staatd= und Gemeindebedürfniffen verändert wirb und namentlich 
erhöht werben darf, den Realeredit untergrabe und die Sicherheit des Eigenthums erfchüttere. 
Es ift dagegen zu erwägen, daß Erhöhungen und etwaige Zuſchläge zur Grundſteuer ſich doch 
immer nur in mäßigen Örenzen bewegen, und daß ber nach der Natur der Dinge gleich jevem 
andern Einfomnten periobifch wechſelnde Reinertrag der Grundſtücke nicht allein von ver Höhe 
der Grundſteuer, fondern ebenfo fehr von andern alljährlich wechſelnden Momenten abhängig 
ift, jo z.B. von Prämien für Feuer: und Hagelfhädenafleeruranz, von den Lohn für Gefinde, 
Haudofficianten, Tagelöhner, von Bau: und Reparaturfoften, von dem Preis des Wirthſchafts— 
inventariumd, hauptſächlich vom Ausfall ver Ernte u. |. w. (S. v. Patow, a. a. O., ©.15 fg., 
wo diefe und ähnlihe Einwendungen widerlegt werden.) Gegenüber den Einwendungen gegen 
die Grundſteuer, indbejondere gegen bie Vorbedingung einer vollfommenern Form derfelben, 
insbeſondere alfo gegen ein auf Vermeffung und Abſchätzung zu gründendes Katafter fällt ein 
Vortheil diefes legtern erheblich ind Gewicht, ver bei weitem nicht genug gewürdigt wird. Erft 
ein ſolches Katafter gewährt nämlich eine fihere Grundlage für die Herftellung von Grund— 
und Hypothekenbüchern (ſ. d.) und den hierauf geftügten Realeredit der Grundbeſitzer. 

F. Über einige Brincipien bei der Grundfteuerveranlagung. Bei einer 
Reform älterer Grundfteuerfofteme und ihrer Umwandlung in die vollfommenere Form ber 
Befleuerung des Reinertragd des Grund und Bodens ift bei der häufig flattgefundenen Ber: 
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mifgung verſchiedenartiger Stegerobjecte in den frühern Steuerfyftemen die Schwierigkeit 
einer Ausfonderung der Elemente zu überwinden, welche zufällig mit dem Grundftüde verbun— 
dene Einkommensquellen perfönlicher Art betreffen, 3. B. Viehhandel, Nebenverbienft durd den 
Betrieb ländlicher Gewerbe. Dagegen find dann nah Maßgabe der Hiftorifhen Entwidelung 
der Abgabenverhältniffe nur diejenigen Steuern beizubehalten oder, beim Grundſteueranſchlage 
zu berücjichtigen, welche urfprünglich ald Orundfteuern zu betrachten geweſen find. Dergleichen 
Ermittelungen und Ausfonderungen können auch dann nöthig werben, wenn es ſich um eine 
neue Regulirung von Örundfteuern und die Entſchädigung eremter Güter handelt. [Bgl. Hierzu 
die Brofhüre: „Die Gefegentwürfe, betreffend die Regulirung der Grundfteuer nebft ven Mo- 
tiven’ (Berlin 1859), ©. 53 fg.] 

Allerdings ift es richtig, dag im Kaufe der Zeit der Reinertrag der Grundftüde, ſowol ein= 
zeiner Parcellen ald alled Grund und Bodens, in ganzen Landestheilen wechjelt. Ödungen 
werben in Wein: und Fruchtland verwandelt, Hingegen Wälder verwüſtet und zerflört, Ader 
und Wielen dur Deichbrüche und Überſchwemmung ertraglos ; auch hiervon abgefehen, ändern 
fih Eulturart und Gulturzuftand. Vorzugsweiſe jind ed nun Veränderungen dieſer Art, melde 
die Aufrechthaltung der vor einem Jahrhundert und länger eingeführten Grundfteuern ohne 
äußerfte Ungerechtigkeit und ohne Bedrückung vieler fteuerpflihtiger Grundbefiger unthunlich 
eriheinen laffen. Wo die Steuer firirt und unverändert geblieben, ift fletd der Staat der Ber: 
lierende, weil es für ihn ein Gebot höherer Pflicht if, die Grundſteuer Herabzufegen und zu er: 
laſſen, wo fie ohne Ruin ver Grundbejiger nicht getragen werben kann. 

Jede rationelle Grundfteuergefeßgebung wird nun aber jenen fi periodiſch erneuernden 
Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten entgegentreten, einmal dadurch, daß Hauptveränderungen 
der obengedachten Art auf ergangene Anzeige bei der Steuerbehörbe fofort Berückſichtigung 
finden; ſodann dadurch, daß von Zeit zu Zeit, etiva alle dreißig Jahre, cine Revijion der der 
Grundſteuer zu Grunde liegenden Abſchätzung einzutreten hat, wie dergleichen Revifionen z. B. 
dur die preußische Verordnung vom 14. Det. 1844 wegen periobifcher Revifion des Grund: 
fteuerfatafters in den weftlichen Provinzen Rheinland und Weftfalen angeordnet ift. 

Dafür aber, daß eine ſolche Revifion, gleichwie die erfte Veranlagung, auf dann, wenn fie 
größere Landestheile umfaßt und nicht blos auf Eleinere Veranlagungäbezirke beſchränkt, ſon— 
bern fogar auf verfhiedene Provinzen mit abweichenden Gultur: und Bodenverhältniffen ge: 
richtet ift, dennod zu dem durch eine Steuerausgleihung und Revijion bezwedten Ergebniß 
führe, fann nur durch angemeffene gleihförmige Vorſchriften über Claſſification und Ein— 
ſchätzung der Grundftüde in den verſchiedenen Beranlagungäbezirken, wie über die Organiſa— 
tion der ſich controlirenden und wechieljeitig ineinandergreifenden Schägungs: und Aufſichts— 
behörden gejorgt werden. 

Die volllommenfte Form der Grundfteuer verlangt allerdings die Aufitellung eined voll- 
ſtändigen Kataſters, d. h. die Vermeſſung und Abihägung aller einzelnen Stüde jeder Grund: 
befigung. Die freilich Eoftjpielige Entmwerfung eines folden ift indeß nicht überall und dann 
nicht immer erforderlich, wenn es bei bereitö vorhandenen Grundfleuern nur auf eine geredhtere 
Regulirung und Bertheilung derfelben ankommt. 

I. Die Gefällfteuer. Diefe Steuerform kommt in doppelter Weile aud noch jetzt 
vor. Wie bereits oben bemerkt, trifft in Schleiten und Weftpreußen die fogenannte Dominial: 
fleuer (der Rittergüter) auch die von den Hinterfaffen zu leiftenden Dienfte, Natural: und Geld: 
abgaben. Sodann fam ſie z. B. bei Einführung der Grundſteuer in Den der weftfälifchen, ber— 
giſchen und franzöfifchen Herefhaft unterworfen gewefenen preußifhen Landestheilen in ver 
Form vor, daß die zu Abgaben und Leiltungen an den Gutöheren verpflichteten Golonen und 
andern bäuerlichen Wirthe die ganze auf ihren Grundbeiig, ohne Rüdjicht auf jene gutäherr- 
lihen Reallaften vertheilte Steuer zu tragen hatten, dagegen aber befugt waren, einen Theil 
der gutöherrlihen Abgaben, und zwar nad Verhälmiß ihrer Grunpjteuer, ven Abgabenberech— 
tigten in Abzug zu bringen, foweit nit etwa die Abgabenpflictigen vertragsweiſe oder ver: 
faffungsgemäß zur vollen Entrihtung der Steuern ohne Abzug verbunden waren. (Vgl. hier— 
über das weitfälifche Gejeg vom 21. Aug. 1808 über die Grundſteuer, Art. 59, im weſtfäli— 
fhen Gefegbulletin, III, 106 fg., und Temme, „Sammlung der föniglich weſtfäliſchen, groß- 
herzoglich bergiihen und kaiſerlich franzöſiſchen Decrete über die gutöherrlihen und bäuerlichen 
Berhältniffe, die Lehen, Zehnten, Dienfte und Abgaben‘ [1841], S. 8; daſelbſt auch das Gut- 
achten des Staatsraths, betreffend Die Golonen der Munieipalität Löhne vom 22. Juli 1811 
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und 19. März 1813, ©. 85.) Es find diefe Beftinnmungen wegen des dem Abgabeverpflichte- 
ten geftatteten Abzugs auch in die preußifche Gefeggebung übergegangen. (Bol. die Gefege vom 
21. April 1825, Nr. 938, $. 79 fg., ingleihen Nr. 939, $. 59 fg., und Nr. 940, $. 57 fg.) 
Diefer Abzug betrug in der Regel den fünften Theil ver Abgaben, weil die Grundſteuer bei der 
erften Veranlagung auf 20 Proc. des Neinertragd der Grundſtücke beftimmt war, welder An- 
theilfag übrigens infolge des geftiegenen Werth und Ertrags der nugbaren Grunpftüde bis 
etwa auf die Hälfte herabgefunfen ift. 

Desgleichen führte im Königreih Würtemberg das Gefeg vom 15. Juli 1821, betreffend bie 
Heritellung eines proviforifchen Steuerfatafterd, eine Steuer von den bei-Veranlagung der 
Grundſtücke und Abfhägung ihres Rohertrags von diejem legtern in Abzug gebrachten Ge: 
fällen und refp. auf Gigenthum oder Gefällen fundirten ewigen Renten ein, von deren kapita— 
liirtem Werth ein beftimmter Sag (10 oder refp. 8 Broc.) für Erhebung abgerechnet wird. 
(Mohl,a.a.D.,$.299, ©. 845.) 

WM. Haus- und Gebäudefteuer. Früher befand wol fhon ein fogenannter Giebel- 
ſchoß, in den Städten aber die Pflicht der Grundbefiger, den Offizieren und Soldaten Wohnung 
und nothdürftigen Unterhalt (Salz, Holz, Licht und Lager) zu gewähren, auch wol die Accife, 
eine Gonjumtionsabgabe von den Örgenftänden des täglichen Lebens und Gebrauchs, zur Erhal— 
tung des ftehenden Heeres, während das platte Land Reiter und Pferve zu erhalten hatte. Jene 
ſtädtiſche Abgabe wurde in den Servis, beziehendlich in Speiſe- und Fourragegelver, dieſe länd⸗ 
liche in das Gavaleriegeld verwandelt, An die Stelle des Servifes trat die Gebäupdefteuer. In 
denjenigen Ländern, wo Die Grundfteuer eingeführt wurde, ift in der Negel die Nothwendigkeit 
erfaunt, die Haus: und Gebäubefteuer von der den Grund und Boden belaftenden Steuer zu 
trennen. Die Beiteuerung der Gebäude kann ohne Schwierigkeit auch der neuen Entftehung 
von derartigen Steuerobjecten folgen, mag man einige Freijahre für Neubauten bewilligen oder 
nicht. Denn niemand wird wegen eines nicht zu hoch gegriffenen Steuerfaged vom Neinertrag 
der Gebäude deren Herftellung unterlaffen. In Bezug auf die ſtädtiſchen Wohngebäude bietet 
die Ermittelung der Reinerträge nad Maßgabe der Miethseinnahmen, etwa im Durchſchnitt von 
zehn Jahren, auch nicht diejenigen Schwierigkeiten dar, welde man in der Ausmittelung der 
Reinerträge vom Grund und Boden findet. Dies gilt meift auch von ftäptifchen Fabrik: und 
andern unbewohnten Gebäulichkeiten. Gin gleicher Anhalt zur Ausmittelung der Reinerträge 
ift freilich nicht bei den ländlichen Gebäuden gegeben. Man wird daher bri dieſen legtern je nad 
ihrer Beſtimmung gewiſſe Glaffifisationsfäge mit Marimal: und Minimalbeträgen annehmen 
und dabei eineötheild auf die Größe ver Wirthſchaftscomplexe, zu denen fie gehören, auch wol auf 
Beihäftigung, Berürfniffe und Wohlftandsverhältniffe der Beſitzer, anderntheild auf die 
Miethöverhältniffe benahbarter Städte Nüdjicht zu nehmen haben. Wenn nad) demjenigen 
Steuerfyfteme, welches Grund und Boden und Gebäude gleichzeitig erfaßt, auch Die Grundfläche, 
auf welchem ein Gebäude fteht (die area, superficies, der Bauplag), und zwar gewöhnlid nad) 
dem höhften Glafjificationsfage zur Steuer herangezogen wird, fo muß dagegen dieſe Grund⸗ 
fläche ver Gebäude (vielleicht auch noch ein zum Haufe gehörender Haudgarten) in dem Falle 
fteuerfrei bleiben, wenn die Käufer: und Gebäudefteuer von der Grundfteuer völlig getrennt 
und als felbjtändige Steuerart behandelt wird. Andererfeitd werden auch die zum Betriebe der 
Landwirthſchaft, zur Unterbringung des Wirthſchaftsviehs, des Wirthfchaftsgeräths und ber 
Bodenerzeugniffe beftimmten Gebäude, die ländlihen Scheuern, Keller und Speicher, von 
ber Grundfteuer freigelaffen, weil fie vielmehr zu den Wirthſchaftskoſten und denjenigen Be: 
dingungen gehören, ohne welche die Grundſtücke nicht landwirthſchaftlich benutzt und ohne 
welche die voraudgefegten Neinerträge nicht gewonnen werben können. Hiergegen wird behufs 
Ermittelung des Reinertrags der Gebäude von dem durchſchnittlichen Miethswerthe ein Theil, 
in der Regel ein Viertel bis zur Hälfte veffelben, für die allmähliche Abnugung des Anlagefapi= 
tals, für die Unterhaltungskoften, Verluſte während der Periode des Neubaus oder einer 
Hauptreparatur, oder in der das Gebäude nicht vermiethet ift, abgerechnet. 

Im Königreih Würtemberg hingegen find der Gebäudefteuer alle Haupt: und Nebenge- 
bäude, gleichviel ob fie ald Wohnung, zu Gewerben oder zur Aufbewahrung landwirthſchaft⸗ 
licher Erzeugniſſe benutzt werden, ſelbſt Gartenhäuſer, die wenigſtens drei Monate jährlich be: 
wohnt jind, auch die zu ven Gebäuden gehörigen Hofräume und zwar im Verhältniß ihres vol: 
Ien, nah Kauf: und Miethäpreifen, auch dem Brandverſicherungsanſchlag geihägten Kapital: 
werths, mit Hinzufhlagung des Werths von Realgerechtigkelten, ſoweit diefe nicht der Ge— 
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werbefteuer unterliegen, andererfeitd unter Zurückrechnung der ven Werth des Gebäudes ver- 
minbernden Realbeſchwerden, unterworfen. (S. Mohl, a. a. D., II, $. 296, ©. 833.) 

Übrigens find von der Gebäudefteuer Staatd- und zu Öffentlichen Zweden beſtimmte Ge— 
bäude, z. B. Raths- und Gemeindehäufer, Kirchen und Schulhäufer, in ber Regel aus: 
genommen. 

ser den Gegenftand und die verſchiedene Einſchätzung ſtädtiſcher und ländlicher Wohn: 
gebäude wie über ven Veranlagungstarif ift beſonders zu vergleichen das preußifche Gefeg vom 
21. Mai 1861 (Gefegfammlung von 1861, ©. 317 fg.). 

Zu diefem Artikel find außer den im Gontert deflelben bereitd angeführten Schriften ferner 
zu vergleihen: Schimmelpfennig, „Die preußifhen directen Steuern‘ (zweite Auflage, 
1842); Wöhner, „Steuerverfalfung deö platten Landes der Kurmark Brandenburg” (1804); 
v. Thiele, „Nachricht von der furmärfifhen Gontribution und Schoßeinrichtung“ (1768); 
v. Moltfe, „Uber die Ginnahmequellen des Staates’ (Hamburg 1846); Hoffmann, „Die 
Lehre von den Steuern’ (Berlin 1840); Kreyſig, „Uber die Grunpfteuerfrage im preußi— 
ſchen Staate“; Malhus, „Handbuch der Finanzwiffenihaft”, Ihl.I.; Rau, „Grundſätze der 
Finanzwiffenfhaft” (Heidelberg 1846), Abth. 2; v. Tengoboräfy, „Über bie Finanzen, ven 
Staatdcredit und die Staatsſchulden Dfterreihs‘‘ (Wien 1840); Krug, „Beratung über 
den Nationalreihthum des preußifchen Staates’ (Berlin 1805); Mylius, „Sammlung der 
märkiſchen Conſtitutionen““; Koppe, „Betrachtungen über die Grundſteuer“; Kahle, „Die 
Grundfteuerfrage” (Berlin 1849); v. Bülow:Gummerow, „Die Grundfteuer und Vorſchläge 
zu ihrer Ausgleihung” (Berlin 1849); Bergius, „Die Grunpfteuer und die Mahl: und 
Schlachtſteuer““ (Breslau 1853). 

IV. Gewerbefteuer. Die Gewerbefteuer fteht im Syitem der directen Steuern neben ber 
Grunpfteuer ſowie neben ver Kopf= oder der Perſonen-, der Klaffen- und Einfommenfteuer. 
Hauptjählic war die Einfommen = und Vermögensſteuer, wie die naturgemäßefte, fo auch die 
ältefte und verbreitetfte, urfprünglid aber auf dem werthvollſten Vermögensgegenftande, dem 
Grunbeigenthume, berubende Abgabenform. In den gebildetiten Staaten des Alterthums bes 
fannt, war fle in ihnen zugleich die Grundlage der politifhen Rechte und Pflichten. Dod war 
auch ſchon die Beiteuerung gewerbliher Beihäftigungen nicht unbekannt. In Griechenland 
waren nicht blos der Marftverfehr, jondern auch verfchiedene und darunter fogar die ſchänd— 
lichften Gewerbe der Steuer unterworfen. Die Sflavengefälle, nah der Zahl der Sklaven, 
belafteten, je nachdem man biefelben ald Arbeiter beim Landbau oder in den Babrifen und Ge: 
werben anwandte, jenen ober dieſe. (S. z. B. Boeckh, „Staatshaudgaltung der Athener“, 
1, 408 fg., 448 fg., 450 und 663 fg.; Duncker, „Geſchichte des Alterthums“, IV, 188 fg.) 
ALS in der frühften Beriode des deutſchen Mittelalters die Mehrzahl der Handwerker noch zu 
den eigenbehörigen Leuten gehörte, waren fie, in Zünften und Innungen verbunden, ber da⸗ 
maligen Naturalwirthſchaft entiprehend, flatt der Steuern zu gewerbsmäßigen Naturalbien- 
ften verpflichtet. (Anton, „Geſchichte der deutſchen Landwirthſchaft, II, 242 u. a. a. O.) Der 
fpäter außerhalb der Städte das bürgerliche Leben beherrſchenden Lehns-, Polizei: und Guts- 
berrlichfeit wurden bis in das 19. Jahrhundert hinein aud die Gewerbe durch Licenzen und 
Abgaben vienft= und fteuerbar. (S. Gewerbe.) Aber aud von einzelnen Staatöregierungen 
wurben bereits im vorigen Jahrhundert theils einzelne Gewerbe, beſonders Getränfefabrifation, 
Bierbrauerei und Branntweinbrennen, Schankgewerbe und Mühlenbetrieb, mit Abgaben be: 
legt (Schimmelpfennig, „Die preußifchen directen Steuern”, I, 144, 170 u. a.a. D.), theild 
(wie 1748 in Böhmen) hohe Gewerbefteuern mit foftematifcher Glaffifieirung der verſchiedenen 
Arten von Sandwerfen eingeführt. [Adam Smith, „Unterfuhungen über die Natur und die 
Urſachen des Nationalreihthums‘, überjegt von Garne (1810), III, 284.] 

Seitdem aber ift in einer Mehrzahl von Ländern mit der Vermehrung ihrer Kinanzbebürf- 
niffe und der Ausbildung der Steuerſyſteme in diefe legtern die allgemeine Befteuerung ber Ör= - 
werbe mit aufgenommen. Died fowol neben einer allgemeinen Grund = ald neben einer Per: 
fonal = und Einfommenfteuer, wobei nur bei legterer, hingegen fo wenig bei der Orund= wie 
bei der Gemwerbefteuer Hypothefen= wie andere auf dem Grund und Boden oder dem Gewerbe: 
betriebe haftende, zu deren Verbefferung oder Erweiterung gemachte Schulden in An: und 
Abrehnung kommen. 

Solange das Ideal finanzieller Theorie nicht zu erreichen ift, daß alle Steuern in eine ein— 
zige Form, in die der Einfommenfteuer, zufammenzufaflen find und aufgehen, wird man fo 
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wenig die Gewerbe- wie die Einkommenſteuer entbehren können; man müßte ſonſt in der 
Praxis den Grundſatz der Gerechtigkeit aufgeben, daß die Laſten des Staates und Gemein— 
weſens von allen, insbeſondere auch von den mit verſchiedenartigen Gütern gefegnetern Volks- 
Flaffen auf gleihmäßige Weiſe zu übertragen find, nämlich fowol nad dem Verhältniß der 
Steuerfähigfeit als nach dem Maße der jedem durch den Schug und die Beranftaltungen des 
Staated gewährten Wohlthaten. 

Zu den wefentlihften Quellen des Nationaleinfommens gehört außer dem Grundeigen- 
thum wie dem Kapital= und beweglichen Vermögen auch die nit minder unter ven Schutz der 
Gefege und der Staatsverwaltung geftellte, von der Staatsgefellfchaft getragene und geför- 
derte geiftige wie mechaniſche Arbeit der Bürger. Andere Quellen und Grundlagen für directe 
Befteuerung als die ebengenannten bejigt der Staat nicht. 

Auch dad Gewerbe muß den legten Rechtsgrund der Befteuerung gegen ſich gelten laſſen, vie 
auch ihm zu ftatten fommende, nur vermöge der vereinten Gefammtfräfte ver Staatögefellfchaft 
mögliche Gewährung von Schuß und Sicherheit ver Perſon und des Eigenthums, der Erhal- 
tung und Förderung des Verkehrs, wie von jo vielen Wohlthaten, in deren Befig und Genuß 
ſich jedes Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft täglich befindet, welche die Bedingung zur Aus: 
Bildung und Verwerthung feiner geiftigen und phyſiſchen Kräfte find. Handwerk, Fabrikation 
und Handel find nicht weniger dabei betheiligt wie Grundbefig und Kapitalvermögen; aud ihr 
Beitehen und Wachen ift dadurch bedingt. Es ift nicht erft nöthig, an Ehauffeen und Eifen- 
bahnen, Uferbauten, Märkte wie an fo viele immaterielle Güter zu erinnern, welche dad Er— 
gebniß der Einrichtungen des Staates find. 

Dazu bemerfte Hoffmann („Lehre von den Steuern‘, S. 200), mit Bezug auf die Reor— 
ganifation des Öffentlihen Abgabenweſens in Preußen (zufolge des Gefeges vom 30. Mai 
1820), bei welcher der verbeflerten Gewerbeiteuer, nächft der Mahl: und Schlachtfteuer in einer 
Anzahl von (damals 132) Städten, eine im wefentlihen nad den Haushaltungen und deren 
Bermöglickeit in ſechs Abftufungen veranlagte Klaffenfteuer zur Seite trat (ſ. Eintommen: 
fteuer): „daß die Gewerbefteuer ald Ergänzung der Klaffenfteuer auch die Beftimmung habe, 
das Misverhältnig auszugleichen, welches dadurch entftehe, daß ein beträchtlicher Theil ver Ge— 
werbtreibenden weder durch die Klaffenfteuer noch durch die Verbraudäfteuern unmittelbar 
oder mittelbar nad dem vollen Maße der Fähigkeit, Steuern zu zahlen, betroffen werben 
könne.‘ 

Die Steuer vom Gewerbe, die alle diejenigen Beſchäftigungen umfaßt, melde die in der 
Abficht eined Gewinns unternommene Beredlung per rohen Erzeugniffe oder ven Berfauf von 
Waaren zum Gegenftande haben, ruht auch nicht allein auf der Arbeit und dem Arbeits- 
gewinn, vielmehr (mie R. v. Mohl in feinem „Staatsreht des Königreihs Würtemberg‘, 
Il, 834, bemerkt) „mehr oder weniger theild auf dem Kapitalgewinn der Gewerbtreibenven, 
alfo auf den von ihnen gebraudten Waaren, Geräthſchaften und Gelpfapitalien, theils auf 
dem Arbeitöverdienfte. verfelben, welcher leßtere fich wiederum aus dem Gewinn ihrer eigenen 
Arbeit und ver ihrer Gehülfen, endlich aus der Leiftung ber von ihnen angewendeten Maſchi— 
nen ergibt”. 

Die Gewerbefteuer fteht infofern in ver Mitte zwifchen der Grund- und zwiſchen der Ein 
fommenfteuer, ald man bei ihr nicht das reine Einfommen nad) Abzug der Schulden, fondern 
den jchon in der äußern Erſcheinung als felbftändiges Object hervortretenden Gewerbebetrieb 
mit feinen verfchiedenen Bedingungen und Mitteln zur Gewinnung preiswürbiger und marft- 
gängiger Erzeugniffe ind Auge zu faflen hat, wenngleich fie ſich wiederum von der Befteuerung 
ded Grund und Bodens dadurch unterfheidet, daß diefer Tetere ohne Rüdficht auf die Perſon 
feines Inhabers für Entrichtung der Steuer haftet. 

Es wäre ferner aber ein finanzieller, nicht felten vorfommenber Irrthum, daß die Ge- 
werbefteuer ausfchließlih oder auch nur Hauptfählid von den Gewerbtreibenden und ihrer 
Arbeit mitteld Verkürzung ihres Arbeitöverbienftes zu tragen fei, meil der Staat und 
feine Steuerbehörven zunächſt und unmittelbar von ihnen die Entrihtung fordern. Eine folde 
Wirkung könnte die Gewerbefteuer nur in einer Periode des finfenden Volkswohlſtandes oder 
bei ſolchen gewerbtreibenden Klaffen haben, deren Erzeugniffe durch Veränderung des Ge: 
ſchmacks und der Bepürfniffe des Publiftums, durd das Aufblühen anderer, beflerer Gewerbe: 
zweige an Stelle ver alten, durch großartige Fabrifation und Maſchinen, oder durch den Ver— 
luft der Weltmärkte allmählidy verdrängt werben, fofern dann dergleichen Gemwerbtreibende, 
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wie 085.8. ei den Handſpinnern und Handwebern vorgekommen, weder Fähigfeit noch Kraft 
oder Belegenheit haben, fi andern Bahnen erwerbender Thätigfeit zuzumwenden. 

Unter folden Berhältniffen liegt indeß auch der Gewerbefteuergefeßgebung die Pflicht und 
Rückſicht wie das eigene finanzielle Intereffe nahe, Gewerbtreibende diefer Art, deren Erwerb 
eben nur die Nothdurft für ſie und ihre Familien gewährt, von der Gewerbeſteuer ganz frei zu 
laffen, wie died denn in verſchiedenen Geſetzgebungen geſchieht. 

Im allgemeinen beftimmen nicht blos Nachfrage nach Arbeit und Preis der Lebensmittel 
den Arbeitslohn, ſondern es hat (wie Adam Smith, II, 281 fg. u. a. a. O. überzeugend 
nachgewieſen) eine Auflage auf diefen Arbeitslohn in der Regel feine andere Wirkung, als daß 
derfelbe noch um etwas mehr erhöht wird, ald die Auflage beträgt. Der Arbeiter befommt bie: 
jelbe von dem, welcher ihn in Arbeit hat, und der Arbeitgeber oder Meifter wiederum durch 
den Zufchlag auf den Preis feiner Waare vom Publikum ald Conſumenten erfegt. So verhält 
es ſich auch bezüglich der Gewerbefteuer jedenfalls bei allen denjenigen Gewerbtreibenden, welche 
für die Befriedigung nothwendiger oder doch begehrter Bedürfniſſe arbeiten. Denn diejenigen, 
welde das Gewerbe betreiben und die Steuer zunähft und unmittelbar zu entrichten haben, 
müſſen fie auf ven Werth ihrer Gewerbserzeugniffe ſchlagen und fo in der Regel mit deren 
Preifen vom Publitum wieder einziehen. Das beweift übrigens auch die gemeine tägliche Er— 
fahrung in allen Ländern, wo fi unter dem Schuge der Gefege, im Zuftande allgemeiner 
bürgerlicher Freiheit, die Nachfrage nad) Arbeit wie vie Bevölkerung und das Nationaleinfom= 
men in naturgemäßer Fortentwidelung befinden. Selbft vem fteigenden Werthe ver Lebens— 
und Unterhaltsmittel folgt Hier ebenfo der fteigende Preis und Kohn der Arbeit, und faſt noch 
mehr der geiftigen ald der mechaniſchen. 

Dabei find jevod allerdings zwei Borausjegungen weſentlich. Ginmal muß in allgemei: 
nen das Maß und der Betrag der Befteuerung der Steuerfähigfeit der verfhiedenen Gewerbe: 
arten und Gewerbeftufen entfprechend, auch nad richtigem Verhältniß zu den übrigen volks— 
wirthſchaftlichen Thätigfeiten abgemeffen fein. Sodann darf die Abgabe nicht ausſchließlich 
oder überwiegend auf einzelne Gewerbszweige, am menigften aber in gleicher Höhe oder mit 
unverhältnigmäßig geringer Abftufung auf alle Gewerbtreibende derfelben Art und Klaffe ge: 
legt werben, ohne den durch feinen Umfang und feine Mittel hervorragenden Gewerbebetrieb 
verhältnigmäßig Höher zu befteuern ald den untergeoroneten und mittellofern. In dem erftern 
Falle wird die allein oder übermäßig befteuerte Erwerbsart nievergebrüdt, in dem legtern aber 
wird ed dem Eleinen Gewerbömanne unmöglih, mit den größern feiner Klaſſe und Art zu con= 
eurriren, Jener hätte dann eine verhältnigmäßig größere Abgabenfunme auf feine fo viel Elei= 
nere Menge von Gewerböerzeugniffen zuzuſchlagen und könnte diefe mithin nicht zu gleich billi— 
gem Preife liefern wie fein großer Mitbewerber. 

Insbefondere auch unter diefen Geſichtspunkten ift eine den periodifchen Wandlungen auf 
dem Gebiete der Gewerbe und Induftrie nachfolgende periopdifhe Nevifion und Umänderung der 
Gewerbefteuergefeggebung in ihren Tarifen und Marimal- wie Minimaljägen nothwendig. 
Bedient ſich doch felbft die Steuergefeggebung aus Ungunſt gegen das eine oder andere Ge: 
werbe, weil man es als ſchädlich oder verwerflich anjieht, aber dennoch dulden will, des Mit: 
teld einer übermäßigen Bejteuerung beffelben, um ed in enge Örenzen einzuſchränken und nie= 
derzubalten. So z. B. beim Schanfgewerbe und Detailverfauf geiftiger Getränfe, beim foge: 
nannten Haufirhandel u. f. w. 

Bei diefen allgemeinen Betrachtungen ift endlich noch einer irrationalen Anwendung der 
Gewerbebefteuerung zu gedenken, der unter andern in Preußen nad dem Gefeg vom 18. Nov. 
1857 (Gejegfammlung, 1857, ©. 849) eingeführten (inzwifchen wieder aufgehobenen) Art 
einer Gewerbefteuer von Uctien= fowie allen andern Geſellſchaften, melde ganz oder theilweife 
auf einen Handels- oder Gewerbebetrieb irgendwelcher Art gerichtet iind, ingleichen von allen 
zu einem gewerblichen Zweck gebilveten Gejellihaften, deren Grundfapital in Actien oder ähn— 
liche Antheile zerlegt it (mit Ausſchluß der Eiſenbahnactiengeſellſchaften). 

Es ift (in ver Schrift Diepel’d, „Die Befteuerung der Actiengefellfchaften in Verbin: 
dung mit der Gemeindebefteuerung‘‘, Köln 1859) überzeugend nachgewieſen, daß die Belegung 
einer Actiengefellfchaft oder vielmehr, wie in dem eben gedachten Gefeg geſchieht, der einzelnen 
zu ihr gehörigen Actieninhaber mit einer nah der Summe der Zinfen und Dividenden zu bes 
rechnenden befondern Gewerbefteuer fowol ven Grundprincipien einer folden Geſellſchaftsform 
wie dem Wefen einer folhen Steuerform widerfpridt. Denn nur das Actienunternehmen an 
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und für fi kann als ein ſelbſtſtändiger Gewerbebetrieb betrachtet und je nach feiner Beſchaffen— 
heit ald Bank, Bergbau-, Handeldunternehmen u. |. w. mit der Gewerbeſteuer, gleichwie der 
befonvere Grundbefit der Actiengeſellſchaft mit der gefeglichen Grundſteuer, belegt werben, 
während die periodiſch vertheilten Dividenden und Zinfen der Actien oder jonftigen Antheile 
einen integrirenden Theil des Einfommend der Actionäre ald individueller phyſiſcher Berfonen 
bilden und von der Klaſſen- oder Einfonnmenfteuer diefer Individuen betroffen werben. Die 
befondern wirtbihaftlihen Subjecte, welche das Gewerbe unternehmen und betreiben, find 
allein die Aetiengefellfhaften, nicht die Individuen, welche dabei auf Höhe ihrer Actien bethei- 
ligt find. Die Actiengefellfhaft Hingegen ſteht zur Gemwerbefteuergefeßgebung nicht anders als 
jebed Groß = oder Einzelnhandels-, Commiſſions-, Speditions-, Wechſelbank-, Leih-, Affe 
euranzz, Babrif= und Rhedereigeſchäft, bei welchem die Steuer nur von jeder einzelnen Firma, 
von jedem einzelnen Comptoir, von jedem einzelnen Laden, ohne Rückſicht auf die Zahl der 
Theilnehmer, zu erheben ift. (Vgl. $. 3 und 4 des preußifcien Geſetzes wegen Entrichtung der 
Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820.) 

Die Gewerbeſteuer wird ſich vor irrationellen Abwegen dieſer Art um ſo mehr zu hüten 
haben, als der erſt ſeit wenigen Decennien in Deutſchland erwachte Geiſt der Aſſociation, be— 
ſonders in der Form der Actiengeſellſchaften, die außerordentlichſten Erfolge für den Volks— 
wohlſtand und demnächſt auch für die Entwickelung des Gewerbeweſens im großen und ganzen 
hervorgebracht hat, daher eher Foͤrderung als Niederhaltung verdient. 

Es iſt hiernächſt ein Blick auf verſchiedene Gewerbeſteuergeſetzgebungen und deren zum 
Theil abweichende Syſteme zu werfen. 

Im Art. Gewerbe iſt bereits erwähnt, daß die Gewerbeſteuer in ihrer neuern Form, als 
eine allgemeine Abgabe von allen Gewerbtreibenden, zunächſt in Frankreich wie in Preußen 
an die Aufhebung der Gewerbsbeſchränkungen und Monopole von Zünften und Innungen 
wie von Guts-, Polizei- und Lehnsherren und andern aus der mittelalterlichen Verfaſſung 
oder aus Privattiteln berechtigten juriſtiſchen oder phyſiſchen Perſonen anfnüpfte. 

Wie es in Frankreich durch die im eben erwähnten Artikel allegirten Geſetze geſchehen, ſo 
wurden auch in Preußen bei Einführung beziehungsweiſe der Patent- oder Gewerbe— 
ſteuer gleichzeitig verſchiedene das Gewerbe vorzugsweiſe beläftigende ältere Staatöfteuern 
aufgehoben (3. B. Nachſchußacciſe, Umfchüttegefälle, Zettelgelver, Handwerksſteuer u. ſ. w.). 
(Bgl. das franzdjifche Geſetz vom 2. und 17. März 1791 und das preußiſche Finanzediet vom 
7. Sept. 1811.) 

Dabei ſind von der Verpflichtung zur Loͤſung eines Patents oder Gewerbſcheins in der 
Regel ausgenommen: Staats- und Communalbeamte, Eigenthümer, Pächter oder Nutz- 
nießer ländlicher Grundſtücke, gemeine Tagelöhner, Kapitaliſten, die Geld auf Hypotheken, 
Wechſel u. f. m. leihen, ſowie diejenigen, welche ſich zu Privatdienſten, häuslichen oder wirth— 
ſchaftlichen Arbeiten vermiethen. Insbeſondere nahm das Edict vom 28. Oct. 1810 über die 
Einführung der allgemeinen Gewerbefteuer in Preußen einerfeitö noch einige andere untergeord= 
nete Thätigfeiten aus, wogegen ed anbererfeitd auch Ärzte, Notare, Anwälte, Hausofficianten 
u. f. w. den Steuerpflihtigen beizählte. Legtere wurden jedoch bei ver Reorganifation des Ab— 
gabenmwefens durch die Gefege vom 30. Mai 1820 von der Steuer wiederum frei. (Preußifche 
Geſetzſammlung, ©. 133 fg.) In Preußen befchränft fich ſeitdem die Gewerbefteuer auf den 
Handel mit und ohne faufmännifche Rechte, die Gaftwirthfhaft, das Verfertigen von Waaren 
auf Verkauf, wozu Bäderei und Schlächterei gehören, den Betrieb von Mühlengewerben, das 
Gewerbe der Schiffer, der Fracht- und Lohnfuhrwerke, der Pferveverleiher und auf diejeni— 
gen Gewerbe, die von umberziehenden Berfonen betrieben werden, endlih auf den Betrieb 
von Handiwerfen, doch nur mit mehreren Gebülfen. Befreit blieb von der Gewerbefteuer hin— 
gegen aller Handel der Ausländer auf Meflen und Jahrmärften, Ginfauf inländifher Fabri— 
fate durch Fremde nicht im Umherziehen, das Vermiethen bloßer Schlafftellen, Verkauf von 
Roggenbrot feitend der Landleute in ven Städten an Marfttagen, fofern fie das Baden des 
Broted nur ald Nebengefchäft treiben, Betrieb von Handwerfen nur mit einer Perfon oder mit 
einem Gehülfen und einem Lehrlinge oder mit Haudgenoffen, Meberei und Wirferei auf weni- 
gen Stühlen, ein Mühlenwerk, das blos fürden eigenen Gebrauch des Beſitzers arbeitet oder 
nur zur Ent= und Bewäflerung der Ländereien beſtimmt ift, die gelegentliche Verrichtung von 
Frachtfuhren feitens der Landwirthe, Buhrgewerbe und das der Pferdeverleiher mit nur einem 
Pferde, endlich das Schiffergewerbe mit Stromſchiffen und Lichterfahrzeugen bis einſchlleßlich 
3 Laſt Tragbarkeit. 
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Die Gewerbeſteuerſyſteme einzelner Staaten weichen jedoch in verſchiedenen Beziehungen 
voneinander ab. ’ 

So fegte das franzöfifche Gefeg von 1791 für die Patentgebühren je nad den verjchiebe- 
nen Gewerbearten höhere und niedere Säge, zum Theil nah Maßgabe und Verhältniß ver 
Zofalmiethe, feft; das vormals weftfälifche von 1810 beftimmte Klaffen und Tarife mit Mari: 
mal= und Minimalfägen. 

In Würtemberg verlangt dad Gemwerbefteuergefeg in Beziehung auf die Art des Gewerbes 
eine Unterfheidung von vier Hauptabtheilungen (der Handwerker und Kleinhändler, ver 
Handlungen und Fabriken, der Mühlen und anderer laufenden Werfe, endlich der Wirth: 
ſchaftsgewerbe); die Hauptabtheilungen zerfallen wiederum in Abtheilungen, dieſe ſodann in 
viele Klafjen und jede diefer Klaffen in beftimmte, zum Theil wieder zahlreiche Abftufungen, je 
nad) der Art und der Ausdehnung des Gewerbes und der vermuthlichen Einträglichkeit der Be— 
ihäftigung. Eigenthümlich ift für Würtemberg die Art ver Erhebung und Feftitellung ver Ge- 
werbefteuer. (S. Mohl, a.a.D., S. 827.) Es bilden nämlich die von Gebäuden, von Ges 
werben, von Grund und Boden und von Gefällen zu entrichtenden Steuern infofern ein 
Ganzes, als dur das Finanzgejeg für dieſe verſchiedenen Steuergegenftände zufammen eine 
Summe beftimmt wird, melde jie an die Staatöfaffe abzuliefern haben; an diefer Summe 
nehmen die einzelnen Steuerarten in gejeglih beftimmten Verhältniſſen vergeftalt theil, daß 
davon auf die Gebäude %,,, auf die Gewerbe %,,, auf Grundeigenthum und Gefälle zufammen 
17/, , entfallen. Nach Beftimmung der Verfaſſungsurkunde wird die ſtändiſch verwilligte Summe 
für jede der vier Steuerarten befonderd nad) einem der Kataftrirung der fteuerpflichtigen Gegen 
ftände zu Grunde liegenden Mapftabe auf die Amtskörperſchaften ausgeſchrieben, welche legtere 
wiederum ihre Duoten nad dem Katafter auf die einzelnen Gemeinden und jelbftändigen Guts— 
bejiger verteilen. Die den Gemeinden zugetheilten Summen werden dann, je nad) dem bei 
einer jeden Gemeinde eingeführten, nicht überall gleihartigen Steuerfuße, nad alljährlich er- 
folgter Berichtigung des örtlichen Steuerfatafterd anderweit vertheilt. Die zugetheilten Sum: 
men find ohne Abzug und Rückſtand an die Staatsfaffe zu berichtigen, mithin gewiſſermaßen 
contingentirt, 

In Preußen wird die Gewerbefteuer unmittelbar vom Staate durch feine Behörden (zum 
Theil Gommunalbehörden, aber im Auftrage des Staates) veranlagt und für die Staatskaſſe 
eingezogen. Nah Maßgabe ihrer Wohlhabenheit, Gewerbfamfeit und Bevölkerung find die 
größern und mittlern Städte in drei Abtheilungen getheilt, zu denen eine vierte Abtheilung 
der übrigen kleinern Städte mit den Ortſchaften des platten Landes hinzufommt. Für jede 
diejer vier Abtheilungen und wiederum für jede der folgenden Klaffen von Gewerbetreibenden : 
A. Handel mir faufmännifhen Rechten, B. Handel ohne faufmännifhe Rechte, C. Gaft:, 
Speife = und Schanfwirthihaft, D. Bäder, E. Fleiſcher, F. Brauerei, G. Brennerei, H. Sand: 
merke, I. Müllergewerbe, K. Schiffahrts-, Frachtfuhr-, Lohnfuhr- und Pferbeverleiher: 
gewerbe, L. Gewerbe, melde umberziehend betrieben werden, ſind Mittelfäge fowie niedrigſte 
Säge beflimmt. Der Mitteljag jever Abtheilung bildet dasjenige, was ald Regel jeder ein— 
zelne Steuerpflidhtige zahlen foll, und dad Product, welches die Multiplication dieſes Mittel: 
ſatzes mit der Zahl ver Gewerbepflichtigen ver Abtheilung und reſp. Klaffe ergibt, die Summe, 
welde die betreffende Klaſſe jeder Stadt oder jedes Kreifes im ganzen an Gewerbefteuer aufzu= 
bringen hat. Einzelne Mitglieder der Abtheilung, reſp. Klaffe, welde den Mittelfag zu bezah- 
len außer Stande und deshalb auf den niedrigern Gag zu veranlagen jind, müffen durd Höhere 
Beilräge der übrigen Mitgliever ihrer Abtheilung und Klaffe überivagen werben. Nur vie 
Gewerbefteuer der Bäder uud Fleijcher ift nah Maßgabe ver Bevölkerung mit einem Maximal: 
und Minimalfage per Kopf veranlagt. Gigenthümlich ift diefer preußifchen Geſetzgebung, daß 
die in den verſchiedenen Abtheilungen zu derjelben Klaffe veranlagten Gewerbtreibenden je unter 
fih Steuergejellihaften behufs ihrer Einſchätzung zur Gewerbefteuer durch von ihnen au ihrer 
Mitte gewählte (in der Regel fünf) Abgeorpnete bilden. 

Der Gefammtbetrag der verjhiedenen, zum Theil oben bei Würtemberg erwähnten 
Steuern beträgt nad dem tat für 1861 in Preußen: a) Grunpdfteuer 10,208250 Thlr., 
b) Einfommenfteuer 3,402500 Thlr., c) Klaflenfteuer 10,222000 Thlr. (zu b und c zu: 
ſammen 13,624500 Thlr.), d) Gewerbefteuer 3,286000 Thlr. 

„Im ganzen (führte ein mit der Revifion der Steuer befchäftigter Bericht der vereinigten 
Commiſſionen des preußiſchen Abgeoronetenhaufes für Finanzen und Zölle und für Handel 
und Gewerbe vom 18. Mai 1860, Nr. 264, aus) ift dad Gewerbefteuergefeg vom 30. Mai 
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1820 trog vieler Wandlungen auf dem Gebiete des Gewerbeweſens brauchbar geblieben, auch 
als eine im allgemeinen glüdliche Köfung der Aufgabe zu betrachten.“ Gleichwol ift die Ge— 
werbefteuer in Preußen erheblicher ald die in Frankreich. (Bergius, „Die preußifchen Gewerbe: 
gelege‘‘, Leipzig 1857.) Auch wirkt unzweifelhaft die Mahl- und Schlachtſteuer, welche zur 
Zeit nur nod in 83 Städten beibehalten ift (vgl. das preußifche Geſetz, betreffend die Ginfüh- 
rung einer Klafjen= und clafjifieirten Ginfommenfteuer vom 1. Mai 1851, Geſetzſammlung, 
&. 193 und 210), nachtheilig auf ven Gewerbebetrieb, weil fie in diefen Städten die Nah— 
rungsmittelvertheuert, und noch nachtheiliger auf die Theuerung der ®ewerböerzeugniffe für das 
große Publikum. Nichtsdeſtoweniger hat ſich im allgemeinen aud unter dem Regime jener 
Gewerbefteuer ver Gewerbeftand mie bie Zahl ver Gewerbtreibenven fortſchreitend gehoben. 

„Die der Gewerbefteuer untermorfene Thätigfeit der Nation (heißt es in jenem Bericht der 
Eommiffionen ded preußifhen Abgeorbnetenhaufes für Finanzen und Zölle und für Handel 
und Gewerbe vom 18. Mai 1860) ift in beträchtlihem Maße jtärker gewachſen als die Kopf: 
zahl ver Bevölkerung, und ungeachtet der erhöhten Steuerbeträge geht feine Steuer pünktlicher 
ein, veranlaßt feine weniger Reclamationen ald die Gewerbefteuer. An Erhebungskoften ver= 
urſacht fie nur eine Ausgabe von 4 Proc. der Bruttveinnahme, etwas weniger als die Grund⸗— 
fleuer und etwas mehr ald die Klaffen- und Einkommenſteuer. Die Erträge der Gewerbe- 
fteuer find feit dem Jahre 1825 faft um das Doppelte gewachſen (von 1,652551 Thlrn. auf 
3,285000 TIhlr.). Im Jahre 1825 betrug die Gewerbejteuerlaft per Kopf der Bevölkerung 
4 Sgr. 9%, Pr., 1860 5 Sgr. 6%, Pf. Inter anderm bat fid) die Zahl der Handeltreibenden 
A. mit faufmännifchen Rechten von 1825— 59 von 13614 auf 39191, B. ohne Faufmänni: 
ſche Redte von 1825—59 von 84159 auf 177074 gehoben, und es fam 1825 ein Kauf: 
mann zu A. auf 900, 1859 dagegen auf 448, ebenfo zu B. ein Händler refp. auf 146 und 
auf 100 Einwohner, und während die erftern 1825 zur Gefammtfteuerfumme wenig über 
15 Proc., die legtern wenig über 19 Proc. zahlten, trugen 1859 jene an 22, diefe an 
20 Proc. dazu bei. Die Handwerker (Kaffe H) brachten im Jahre 1825 172170 Thlr., 1859 
288882 Thlr. Gewerbefteuer auf; ihre Zahl war 1825 31310, 1859 52382; ed fam 1825 
einer auf 391, dagegen 1859 einer auf 337 Einwohner. Ihre Steuerfumme betrug jedoch 
1859 nur wenig über 9, Hingegen 1825 10 Proc. von der Gewerbefteuer.” 

„Abgeſehen (jo wird weiter a. a. D. bemerkt) von der Steigerung der auf Gewinn gerich— 
teten Ihätigkeit, wie deren durch Theilung der Arbeit erhöhter, durch Erfindungen aller Art 
“ erleichterter Productivität, von den Fortſchritten in der Erfenntniß der Gefege des wirthfhaft: 
lichen Lebens, von der völligen Umwandlung der Gommunicationdmittel, wie von der Ent: 
faltung der Macht des erworbenen und erwerbenden Kapitals, beruht dad Bedürfniß einer Re— 
vifton und Abänderung der Gewerbefteuergefepgebung hauptfächlich in der Ermweiterung und 
Vervielfältigung des großen Gewerbebetrieb8 über das vor 40 Jahren befannte Maß, in deſſen 
veränderter Stellung zum Eleinen Gewerbebetrieb, wie in der Ausdehnung ver früher fat aud= 
ſchließlich auf vie Städte befchränkten Gewerbe über das platte Land.” ine demgemäße geſetz- 
lie Reviſion ift auch 1861 erfolgt. -» W. N. Lette. 

Grundvertheilung. ?) (Vertheilungsverhältniß des Orund und Bodens; 
Antheilsverhältnifſe am GrundeigenthHum.) Der Verfaffer dieſes Artifeld erlaubt 
fih die Vorbemerkung, daß er bereitö früher (vgl. Leite, „Die Vertheilung des Grund 
eigenthums im Zuſammenhange mit der Gefchichte, ver Gefeggebung und den Volfdzuftänden‘‘, 
Berlin 1858) verfucht hat, auf den innern Zufammenhang hinzumweifen, in welchem bie 
Grundvertheilungdverhältniffe der verfhiedenen Länder nicht blos mit uralten, durch Tradi— 
tion und Sitte vererbten gejellfhaftlihen Einrichtungen, mit der Richtung und dem Cha— 
rafter wie mit der Entwidelung der volkswirthſchaftlichen Zuftände der verfchiedenen Nationen 
und in den verſchiedenen Perioden ihrer Gefhichte, fondern auch mit Elimatifchen und geogra= 
phifhen Eulturbedingungen und andern der flaatspolizeilihen Willkür und einfeitigen Theorie 
entzogenen innern Lebensgeſetzen ver Völker ftehen, in ver Hoffnung, daß bei allen in der Geſetz⸗ 
gebung mitwirfenden Factoren ſich die Einfiht Bahn brechen werde, daß man auch im Bereiche 
de3 Grundeigenthums nicht ohne tiefere Befhädigung der gefellfchaftlichen Intereflen und des 
fortfpreitenden Wohlftanded einer naturgemäßen Bewegung in den Grundeigenthumäver- 


1) Es find hierbei folgende Artifel zu vergleichen: Agrarverfaſſung und Agrargefeggebung, Eon- 
folidation, Dismembration, Ein: und Auswanderung, Feldordbnung, Freizügigkeit, Gemeinheits— 
tbeilung, Grundeigenthum, Grundherr und Grundberrfchaft, Grundſteuer. 
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hältuiffen dur Beſchränkungen und Verbote der Theilbarfeit, durch Vorſchriften über ein 
Minimum von Grundfläde, durch Matrikeln, fiveicommiffarifhe Anorbnungen oder beſchränkte 
Erbfolge oder wie fonft beliebig entgegentreten könne und dürfe, mit Experimenten einer unter- 
georbneten Gefeggebungsfunft, die man, anknüpfend an ähnliche Vorſchriften des in feiner 
Grundlage durchaus befeitigten Feudal- und Polizeiftaates, in Verkennung ihrer damaligen 
Motive vorzugsiweife wiederum an bäuerliden Gütern, gewiffernaßen wie an einem corpus 
vile, vornehmen möchte. Inzwifchen ift der zweite Band von Roſcher's „Syſtem der Volfs- 
wirtbihaft. Die Nationalökonomie des Aderbaus und der verwandten Naturprobuction‘ 
(Stuttgart 1860) erfchienen, und es dürfte zur Frderung jener Einſicht Fein biäher bekanntes 
Werk fo geeignet fein ald das ebengenannte mit feinem überaus reihen Schage von That- 
ſachen, hiftorifchen Erfahrungen, ältern und neuern gefeglichen Einrihtungen aus allem Völker— 
leben und der klaren Darftellung ihrer Wechſelbeziehung mit ven Grundvertheilungdverhält- 
niffen aller Länder, je nad) ihrer Eulturftufe und dem Standpunkt ihrer geifligen und indu= 
ftriellen Entwidelung. Das Studium der ebengevahten Schrift würde die Aufgabe dieſes 
Artifeld nicht blos fördern, fondern vielleicht denſelben überflüffig machen. Er darf jedoch bei 
der Bedeutung ded Gegenftandes im „Staats-Lexikon“ nicht fehlen und hat vorzugsweiſe eine 
Darftellung der Vertheilungsverhältniffe des Orundeigenthums felbft und zwar nur einzelner 
zum Verftändniß beſonders geeigneter mit einigen dazu nöthigen Erläuterungen zu geben. 

Zunähft mag ein Blick auf die Vertheilung ded Grundeigenthums bei den weltgeſchichtlichen 
Völkern des Alterthums fallen. Auch bei ihnen war diefelbe eine ver bedeutendſten Grundlagen 
ihrer Staats- wie ihrer Gejellihaftsverfaflung; es beftimmte fih danach vorzugsweiſe ihre 
Wehr: wie ihre Finanzkraft, gleichwie das Maß und Verhältniß der Öffentlihen und politifchen 
Rechte und Pflichten ver Bürger und Untertbanen. 

Der Verſuch der Staatdmänner und Gefehgeber des Alterthums, ein, fei ed durch die Ver— 
faffung und das Geſetz, fei ed durdy Herfommen und Sitte eingeführtes Maß und Verhältnig, 
der Grundbefigungen bei den verſchiedenen herrfchenden oder dienenden Klaffen des Volkes für 
immer ober auch nur für längere Zeit zu firiren, iſt in feiner Periode und bei feinem Volke 
gelungen. 

Die Vorſchrift des älteften Geſetzbuchs der Juden, infolge deſſen nad} jedesmal 49 Jahren 
(im Sobeljahr) die vom Gigenthümer veräußerten Ader fammt Gebäuden und Zubehör, frei 
von allen Schuldverbindlichkeiten, an den früherh Gigenthümer oder deffen Erben zurüdfallen 
follten, um auf dieſe Weife ein dauerndes Grundbeſitzthum in fefter Erblickeit der Familien zu 
erhalten, mußte dem auf die Erfahrung der Erfolgloſigkeit dieſes Geſetzes gegründeten fpätern 
Geſetzbuche (622 v. Chr.) weichen. Man begnügte jich mit der befchränftern Beflimmung: 
daß in jevem fiebenten Jahre (dem Sabbatjahre) jedes unbezahlte Darlehn erloſchen jei. 
(Dunder, „Geſchichte des Alterthums“, I, 532,) 

Die Grundvertheilung in Sparta, durch welde Lyfurg den Kampf ded Adels gegen das 
Königthum wie der reichen und der befiglofen Adelsfamilien untereinander beendete und bie ein 
alter Orakelſpruch: daß die Anhäufung ded Vermögens in den Händen weniger und nichts 
andered Sparta vernichten würde, zu befefligen fuchte, leiftete der fpäter wiederum ebenſo 
ſcharf hervortretenden Ungleichheit in den Befigthümern felbft der herrſchenden Adeläflaffe feinen 
Widerſtand. Lykurg's gleihmäßigere Vertheilung des Grund und Bodens (ob gerade in refp. 
9000 und 30000 Loſe, ift ungewiß) mit je einer Anzahl jevem Landgute überwiefener Helo— 
ten verſchwand, jobald die außerordentlihen Maßregeln wegen der Befigausgleihung aufhör— 
ten. Das Örundeigenthum bäufte fi immer wieder in den Händen weniger, fogar von Erb— 
töchtern an, ungeachtet die Veräußerung von Erbgütern und die Abtrennung eines Stücks 
vom Stammgute verboten und der Landhandel in Sparta für jhändlih gehalten wurde. 
(Dunder, a. a.D,., III, 368 fg.) | 

Wie im Charakter und Leben des Volfes, jo ftand auch in Bezug auf die Orundvertheilung 
der athenifhe Staat im ſchroffen Gegenfage zu Sparta. In Athen und der dazu gehörigen 
Landſchaft mar vielmehr bei überaus zahlreicher Bevölkerung die größte Mannichfaltigkeit in 
dem Mafe und Werthe des Grundeigenthums, wie die freie Veräußerung und Parrellirung 
dejlelben, auch die gleiche Auftheilung der Grundftüde unter ven Söhnen Rechtens und herge— 
bracht. (Böckh, „Staatöhaushalt ver Athener“, zweite Auflage, I, 51fg., 91 fg.) 

Nicht die Spartaner mit ihrem auf befeftigtem Grundbeſitz gebauten Staatsweſen, ſondern 
die Athener mit ihrem frei veräußerlichen, vielfach zertheilten Grundbefig führten ihre 10000 
Schwerbewafineten den Hunderitaufenden bed Darius entgegen und retteten die Bildung des 
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Abendlandes gegen den Orient. Aber auch in Athen ging, wie überall im Altertfum, die Zu— 
fammenfhlagung und Anhäufung des Grundeigenthums mit dem Verfall und dem nahenven 
Untergange der Staatöwefen Hand in Hand. 

Rome innere Gefhichte mit den häufig wiederfehrenden Berwegungen und Kämpfen zwi— 
ſchen dem Patriciat, fpäter dem Senate und der Ariftofratie einer= und den Plebejern (fpäter 
der Demokratie) andererſeits drehte ſich Hauptjählih um die Vertheilung ded Grundeigen- 
thums, nämlich der mit den Blute des Volkes erworbenen, aber von den Patrieiern- allein be: 
jeflenen und benugten Staatsdomänen. Auch in Rom fündigte der Berfall des Bauernftandes und 
die allmählihe Anhäufung des italifhen Grundeigenthums in wenigen Familien das Sinfen 
des Freiſtaates an. Ohne dauernden Erfolg hatten die Agrargefege eined Caſſius und Licinius 
Stolo einen Theil der Staatdvomänen den Egoismus der Ariftofratie, behufs Gründung Flei- 
ner Gigenthümer, entriffen und fpäter Cajus Grachus wie Gäfar, nad ihrem Beifpiele aber 
die Führer felbft der entgegengefegten Parteien zahlreiche Goloniften in die Provinzen ausge: 
fendet und an fie Grundbeſitz zur Herftellung eines freien, auf @igenthum gegründeten Bauern 
ſtandes vertheilt. Er unterlag, wie früher in Italien, fo auch fpäter wiederum zerftörenden 
Kriegen, ſchweren Militärpflichten und befonders ver Sklavenwirthſchaft. (S. den Art. Ein- und 
Auswanderung und Mommſen's „Roͤmiſche Geſchichte“.) In der Orundvertheilung fiegten die 
Zatifundien der römifchen Großen mie des Fiscus auch in den Provinzen über das mittlere und 
fleine Grundeigentum. In den legten Jahrhunderten des Nömifchen Reichs wurden diefe Rati- 
fundien überdied meift von leibeigenen oder hörigen Eolonen bewirthſchaftet, theild wol zu 
erbliden oder emphyteutiſchen, theild aber auch zu nicht erblichen Befigrechten, vertheilt in Flei= 
nere Stellen und häufig nad dem eulturfhäplichften Syftem der Halbpacht. (Codex, Lib. XI, 
Tit. LVII, 3; LXILfg.; aud Roſcher, a. a. O. II, 151 und Note.) 

Dennoch war in Athen wie im übrigen Griechenland und in Rom urfprünglich und bie 
zum Sinfen des Freiftanted auch das Map und die Art des Kriegsdienftes auf die Bertheilung 
des Grundeigenthums gegründet, in Athen aud die Staatöfteuer (Böckh, a. a. O., ©. 408, 
635 fg., 645, 649 fg.); die Solonifche Gefeggebung und Klafleneinrihtung umfaßte ſowol vie 
verjhiedenartige, ſchwerere oder geringere Kriegspflicht, wie Die Schägung nad) dem Grundver: 
mögen. (Bödh, ©. 645 fg., 649.) Dennoch beftand im römifchen Staate fein gefchloffener 
Grundbejig, fein Theilbarfeitöverbot, vielmehr freie Veräußerung und Gleichtheilung im Erb: 
gange. Ebenfo richtete fi in Athen die Größe der Befigungen mehr nad dem Bebürfniß, ver 
Art und dem Zwede der Eultur. Gärtnerwirthſchaften, Gemüfebau und Weinberge umgaben 
zunächſt die Hauptſtadt, während die größern Landgüter mit Aderbau und Viehzucht die ent: 
ferntern Kreife einnahmen. (Rofder, a. a. D., ©. 125.) 

Die germaniſchen Grundvertheilungsverhältniffe können im großen und ganzen auf drei 
verfchiedene Ausgangspunfte zurüdgeführt werben. 

Die ältefte Grumpvertheilung erwuchs aus den Markfenverfaflungen und ven Markengenof- 
ſenſchaften, die bis zu den erften Anfiedelungen in Deutfchland hinaufreihen. Bon den feitend 
der wandernden Volksſtämme oder Gefchlehter in Befig genommenen Gemeindemarfen von 
größerm oder Fleinerm Umfange ppuurden einzelne Theile in Eultur genommen und zu Sonder: 
eigenthum ausgeſchieden. Aus dem Urdorfe gingen wiederum Goloniften nad) entferntern, noch 
urbar zu machenden Sonder= oder Dorfmarfen aus. Wald und Weide blieben im Gefammt: 
eigenthum der Gemarfengenoflen oder wenigftens der Bilialorte. (v. Maurer, „Geſchichte ver 
Markenverfaflung in Deutſchland“, $. 1—8.) 

Man vertheilte dad Aderland und meift auch Wieſen der Feldmark an die einzelnen Ge: 
noffen je nad) ihrer verſchiedenen Bodenbefhaffenheit und Ertragsfähigfeit, mit Rückſicht auf 
die von alters her übliche, ſchon ven Römern befannte Dreifelderwirthichaft, in langen Streifen, 
damit jeder im verhältnißmäßig gleihen Maße und Werthe von ganzen, halben, Viertel: 
hufen u. ſ. w. auch gleihmäßigen Antheil vom Eulturlanve der Mark erhalte. Der mit diefer 
Art der Auftheilung verbundene Flurzwang, die wechjelfeitige Abhängigkeit der Nachbarn in 
Bezug auf die Art und Zeit der Beftellung wie ver Ernte und der Brache, die Gemeinſchaft der 
MWeide und anderer Nugungen hielten die Bejiger an der Feldgemeinheit feft. Gin völlig indi- 
viduelles, freied und unbefchränftes Grundeigenthum herzuftellen, war erft der neuern Agrar: 
gefeggebung vorbehalten. (S. die Art. Agrarverfaffung, Eonfolidation, Gemeinheits- 
tbeilung.) Nach altnordifhem Rechte wurde durch das Reebningsverfahren fogar von Zeit zu 
Zeit vie Gleichheit der einzelnen Randftellen wiederhergeftellt. (Roſcher, I, 189 fg.) 

Kannte doch die noch jegt im Innern Rußlands beftehende ſlawiſche Agrarverfaflung dad 
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Individualeigenthum gar nicht, indem die Gemeinde eine große Familie bildet, unter deren 
männliche Glieder periopifch die Feldmark in einzelne Loſe zu gleichen Antheilen immer von 
neuem eingetheilt wird. Haben ſich doch Überrefte diefer völligen Feldgemeinſchaft hier und dort 
auch in einigen deutſchen und andern noxdiſchen Ländern bis zur neuern Separation der Feld- 
marken erhalten. (S. Harthaufen, „Studien über die innern Zuftände und das Volksleben wie 
die ländliche Ginrihtung Rußlands“, IH, 28, 30, 138 und a. a.D.; auch Drovfen, „Ge: 
ſchichte der preußifchen Politik‘, 1, 54 und 59; deögleichen Rofcher, a. a.D., I, 192, 229 fg.) 
Wo das ſlawiſche Element durch dad deutſche verdrängt oder überwuchert wurde, wie im deut⸗ 
ihen Oſten, verſchwanden aber jene Feldgemeinſchaften. 

Und daran fnüpft ji der zweite Hauptausgangspunft germanifher Grundvertheilung. 
Derfelbe befteht in den ungeheuer zahlreichen und großartigen Golonifationen des beutfchen 
Dftend und Nordens nah Berbrängung oder Beflegung der Slawen durch die vom Deutfchen 
Orden wie von Fürften und Bifchöfen oder andern großen Grundbeſitzern aus dem Welten und 
Süden Deutihlands unter Bermittelung von Entrepreneurd (Schulzen, locatores) einge: 
führten Anſiedler. Diefe Anſiedler erhielten ſtets Individualbefig und zwar in der Regel zum 
Erb: und Eigenthum gegen mäßige Abgaben, wie Zins, Zehnt, Burgdienft. Auch der Unter— 
nehmer erhielt fein beftimmtes, wenn auch größeres Map. Wollte die angefievelte Gemeinde 
Holz oder Weide zu gemeinfamer Benugung Haben, fo mußte fie Died vom Landed= oder Grund⸗ 
herrn befonders erwerben. Wie zahlreich im deutſchen Often, an ben Ufern der Elbe und von 
hier bis zur äußerften Grenze des preußifchen Staated im Oſten deutfche Anfievelungen biefer 
Art mit vollfiändiger Germanifirung des Landes in Sprache, Sitte und Recht befonderd im 
12. und 13, Jahrhundert geweſen, ergibt unter anderm das vom berliner Stadtarchivar Fidirin 
herausgegebene Landbuch der Mark Brandenburg Kaifer Karl's IV. von 1375, indem ſchon 
damald manche Ortichaften wüſt geworben, dennoch aber, abgejehen von Anfievelungen neuerer 
Zeit, mehr bäuerlihe Grundbefiger in verfchievenen aufgeführten Ortfhaften eriftirten als 
gegenwärtig. (S. in Betreff der mit dieſer Golonifation verbundenen Grunbvertheilung: Riedel, 
„Die Mark Brandenburg im Jahre 1250; Tfhoppe und Stenzel, „Urkundenfammlung zur 
Geſchichte des Urſprungs der Städte und der Einführung deutſcher Eoloniften und Rechte in 
Schleſien und der Lauſitz“; v. Baczko, „Geſchichte von Preußen‘; Kanzow's „Pommera⸗ 
nia“, Bd. II; Fabricius, „Urkunden zur Geſchichte des Fürſtenthums Rügen’ u. ſ. w. mit er- 
(äuternden Abhandlungen, 1853, Bd. III., Nadtrag, S.35, 152—163, 170 fg.; Nor: 
mann, „Wendifch-rügianifcher Landgebrauch aus ven Jahren 1529— 56”, herausgegeben 
von v. Gadebuſch; Lette und v. Nönne, „Die Landedculturgefeggebung des preußiſchen 
Staated‘, Bd. 1, Einleitung, S. XV, XXI, XLIV und Ulll; ingleichen Bd. II, Abth. 1, 
©. 582 fg.) 

Einen dritten großen Ausgangspunkt der Grumdvertheilung in den jegigen, beſonders ger= 
maniſchen und germano:romanifhen Staaten bilden die Grundverleihungen zunächſt der Fürs 
ften infolge Eroberung ber Provinzen des römischen Weltreihd und fpäter die Austheilung von 
Beneficien und Lehngütern, deren Erblichkeit jich bereitd im 12. Jahrhundert entfhieden hatte. 

Unter dieſer Art von Orundvertheilungen eroberter Länder tritt am harafteriftifchften die— 
jenige hervor, welche nach der Beſiegung der Angelfahjen in England durd die Normannen 
(1069) von Wilhelm I, unter feine Bafallen vorgenommen wurde. Der Sieger betrachtete ſich 
als Landesherr im wörtlihen Sinne und das eroberte Land als feine Domäne. Er theilte die— 
jelbe in 60215 Ritterlehen, von melden er 1422 als königliches Reſervat behielt, 28115 der 
Kirche zur Ausftattung gab und die übrigen 30000 feinen weltlichen Bafallen, doch aber nur 
lehnweiſe übergab. Jedoch hatte die eigenthümliche Bildung und Zufammenfegung biefer 
Ritterlehen eine von der continentalen weit abweichende Form. Die bejiegten angelſächſiſchen 
Ortſchaften bildeten je nach ihrer Größe und Volkszahl ein oder auch mehrere folder Nitter- 
leben. Diefe legtern umfaßten nicht blos Grund und Boden, ſondern ebenfo Gebäude, Holzun⸗ 
gen, Mühlen, Fiſchereien, Bergwerke, Zölle, Marktgerechtigkeiten, Zehnterhebungen nebſt einer 
Summe von Hinterſaſſen in Städten, Dörfern und Höfen, den einſt alodialfreien Bauer wie 
den angeſiedelten Knecht mit ihren herkömmlich zu entrichtenden Dienſtleiſtungen, Schutzgeldern, 
Natural: und Geldabgaben, nach dem Werthe einer Grundrente (von 15—20 Pfd. Silber) 
ſehr verfchiedenartig zufammengefegt. Dabei blieb ver angelfähftihe Bauer, nur ald Hinter- 
faffe, auf dem väterlihen Boden. Nur ſoweit der bäuerliche Befig vacant geworden, wurbe 
er an Eleinere Aftervafallen ausgethan. 

Die Grundvertbeilung Englands (mit Ausnahme von Irland und Schottland) iſt demnächſt 
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hierauf zurüdzuführen. Zufolge des im Jahre 1086 angelegten großen Reichsgrundbuchs 
(Domestay-Book) beftand die erfte Klaffe ver Grundbeſitzer aus den großen Kronvafallen, ven 
Meiftbelehnten (darunter faft alle Biſchöfe und viele Abte), von venen etwa 12 je 100 
Ritterlehen und mehr erhalten hatten; die zweite Klaffe aus den Fleinern, dem Könige aber 
unmittelbar unterworfenen Baronen. Die Zahl beider Klaffen betrug etwa 1400, Zur dritten 
Klaſſe gehörten die 7871 Untervafallen, Hauptfähli aus den Gefolgeſchaften ver Meiftbelehn- 
ten. Zur vierten Klaffe rechnete man dagegen die 10097 Eleinern Freifaflen mit erblichem Befig. 
und feften Abgaben an den Grundherrn, auch einigen Rehnlaften. Dagegen umfaßt die fünfte 
. die gefammte in vier Abtheilungen zerfallende Klaffe ver unfreien Bauerfhaft, 23072 Sode- 
manni und 108407 Billani, dazu 82119 Borbarii und 25156 Leibeigene. Jedenfalls 
ftanden die beiden erften Unterabtheilungen ver Bauernfhaft mit 131479 aldbald unter kö— 
niglihem Schug gegen willfürliche Entjegung feitens der Ritter. Die Zahl ver Kleinen Frei= 
faffen vermehrte ſich fpäter erheblich dur; die Theilbarkeit ihres Grundbeſitzes, fowie infolge 
Nüdfalld der Lehen und deren Gonfiscationen, auch infolge dev Teftirfühigfeit über zwei 
Drittel des Ritterlehnsbeſitzes durch Zertheilung der Ritterlehen. (S. über Vorſtehendes 
Gneift, „Das heutige englifche Verwaltungs- und Verfaſſungsrecht“, I, 9 fg., 170 und 
a.a.D.) Die Leibeigenfchaft verfchwand- in England nad und nad ſchon feit vem 14. Jahr: 
hundert; jie war unter der Königin Elifabeth bereits völlig befeitigt, Der Grundvertheilung 
zu Gunften des Bauernftandes kam hauptſächlich zu flatten, daß die Könige ihre Macht als 
den Inbegriff der gefammten Staatsgewalt und fi daher nicht blos ald Grund: und Landes- 
herren, ſondern au ald alleinige Gerichts- und Kriegäherren betrachteten, dad Verhält— 
niß der Untervafallen zu den großen Kronvafallen zu löfen und jene der Staatögewalt unmit- 
telbar zu unterwerfen, dabei aber auch ver Ausvehnung und Ausbildung einer gutsherrlichen 
Patrimonialgericptöbarkeit und Polizeigewalt erfolgreich zu widerftehen beftrebt waren, ferner, 
daß ſchon bei der erften Auftheilung des Landes die Ritterleben keine geſchloſſenen Bezirke bil: 
deten, fondern deren Elemente und Zubehörungen an Grundftüden, Hebungen und Rechten im 
Zande zerftreut umberlagen. So wurde auch der mit dem Grundtheilungsverhältniß fo eng 
verflodtenen ſtändiſchen Gliederung, wie fie fih in Deutihland bie ind 19. Jahrhundert Hin er= 
hielt, entgegengewirft. Überdies verbürgte ſchon die Magna:Gharta (1215) dem Eleinften 
Sreifaflen in Bezug auf Befteuerung, Erbrecht und Berfügungsbefugniß über ven Grundbeſitz 
das gleiche Net wie dem Ritter und großen Grundbeſitzer. Der Aufruhr der engliſchen 
Bauern (1381), welcher die Abſchaffung ver Hörigfeit, die Ablöfung der Fronen gegen fire 
Rente und freien Marftverkehr bezwedkte, führte dort nicht wie der deutſche Bauernfrieg im 
Anfange des 16. Jahrhunderts zu einer der Freiheit und dem Bejigrechte des Bauernftandes 
ververblichen Reaction. Der Gründung von (ewigen) Fideicommiſſen nad deutſcher Art 
(entails), welche der Adel im 13. Jahrhundert durchgeſetzt hatte, widerfegten ſich, wenigſtens 
in Altengland, jpäterhin Sitte und Jurisprudenz, lange vorher, ehe deren Errichtung dort 
dur pofitive Geſetze unter Wilbelm IV. und Victoria au ausdrücklich abgeihafft und 
nur, dem alten Serfommen gentäß, geftattet ift, dutch Teftament die Erbfolge in den Grund: 
befig für die Dauer fhon am Leben befindlicher Generationen und der nächſten 21 Jahre nad 
ihrem Ableben, alfo bis zur Großjährigkeit eined noch nicht lebenden Subflituten zu vincufiren. 
Nur beim Mangel einer entgegengefegten legtwilligen Verordnung gilt für die Erbfolge in ven 
Grundbeſitz, jedoch ohne Rüdfiht auf Stand oder Geburt, nad) dem von den Normannen ein- 
geführten Herfommen, das Erſtgeburtsrecht, mit Ausnahme weniger Diftricte, wo die Gleich— 
"theilung auch des Grundeigenthums unter den Söhnen noch jetzt befteht. Die beſondere poli- 
tifhe Bedeutung der Rittergüter hörte nach der Neftauration unter Karl ll. (1660) dadurch 
auf, daß diefer König, zur Belohnung der den Stuartd treu geweſenen Gavaliere, die Ober: 
lehnöherrlichkeit ver Krone mit dem Rückfallsrechte, auch den Naturalritterbienft gegen ein Schild: 
geld aufhob, übrigens ohne jedwede Befreiung oder Bevorzugung ber Rittergüter in Bezug auf 
Grundfleuern wie auf andere Landes- oder Gemeindelaften, Damit wurden die vormaligen 
Ritterlehen vollftändig in frei verfügbares Alodialland verwandelt. 

Anders geftaltete ſich dies und damit fpäter auch dad Grundvertheilungsverhältniß in 
Schottland. Hier wurden zuerft 1648, dann jeit 1685, befonderd zum Schuß ded Grundei- 
genthums gegen die tyranniſchen Mafregeln und die Gonfidcationen eines Jakob IL, die ewigen 
Fideicommiſſe (entails) in größerer Zahl eingeführt, und feitvem hat fich dieſe Form bed vineu⸗ 
lirten Grundeigenthums bis zur neueften Zeit hin erhalten und bedeutend ausgedehnt. 

Der Grundbefig in Irland unterliegt dagegen dem englifigen Rechte feit der Eroberung 
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(1172) und der den fpätern Kämpfen, noch unter Cromwell, folgenden Eigenthumsberaubung 
der großen wie der Kleinen celtifchen Beſitzer. 

So viel über die dad Grundeigenthum betreffenden Inftitutionen Großbritanniens zur Er— 
läuterung der eigenthümlichen Entwidelung und jpäterhin fehr abweichenden Geftaltung der 
Bertheilungsverhältniffe des englifchen, ſchottiſchen und irifhen Grundeigenthums. 

In Schottland, wo im Hochlande bei der alten Clanverfaſſung der Glan als das Gebiet 
einer großen Familie und dieſes legtere ald ein Gefammteigenthum des Häuptlings und feiner 
Hinterfaffen betrachtet worden war, drang nad) der Unterdrüdung des ſtuartſchen Aufftandes 
(1747) auch die englifhe Rechtsanſchauung ein. Man behandelte die Glangenoffen und kleinen 
Grundbefitzer als bloße Pächter. Deren Schickſal unterlag dem Belieben und Intereffe der 
großen Grundeigenthümer, und ihr Befig mußte bald der Ausbreitung der rentablern Schaf: 
zucht, bald der Einführung einer rationellern und, wiein England, durch periodifche Verpachtung 
einträglihern Landwirthſchaft weichen. Nicht felten wurben die ſchlechten Hütten der Glange- 
nofjen abgebrochen und ihre Ländereien zu Schafweiden niedergelegt. Dies geihah 3. B. felbft 
no in den Jahren 1811— 20 durch den Herzog von Sutherland mit 3000 Familien und 
15000 Menfchen, freilich trägen und ſchlechten Landbauern, deren Äcker unter 29 Pächter ver- 
theilt wurden. Derfelbe Grundbefiger hatte überdies feit 1828 1%, Mill. englifche Acres in 
feiner Grafſchaft zuſammengekauft. Bevölferung und Induftrie im ganzen follen freilich feit 
Einführung höherer Eultur eher gewachfen fein. Denmad aber zählt Schottland gegenwärtig 
nur ungefähr 7800 Orundeigenthümer. 

In England, wo zur Zeit der normannifchen Eroberung, abgejehen von den 60000 Ritter: 
Ichen, über 10000 Fleinere Freiſaſſen und mehr ald 130000 bäuerliche Beſitzungen eriftirten, . 
die mehr ald 100000 bäuerlichen Leibeigenthumsgüter ungerechnet (f. oben), zählte man zur 
Zeit der Neftauration der Stuartd, in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts, mindeſtens 
160000 #reifaflen, melde etwa ein Siebentel der Benölferung ausmachten. Wenn jpäter 
(1800 und 1837) die Zahl der Grundeigenthümer auf 200000 angegeben wird, fo befinden 
ſich Darunter auch die vielen ftädtifchen Befiger. Es ift aber eine befannte Thatfache, daß feit der 
Mitte des 18. Jahrhunderts unzählige Breifaflen und erbliche Laßbeſitzer (copyholders) -ihr 
Orundeigenthum verfauften und fi) infolge des Auffhwungs der Induftrie dem Gewerbe: 
und Babrifbetriebe zumandten oder ald Pächter größerer Wirthfchaften etablirten. Seitdem 
blieb der kleine bäuerliche Grundeigenthumsbeſitz auf wenige Grafſchaften befhränft, Hingegen 
wurde ber überwiegende Theil auch des englifhen Bodens vom Pachtſyſtem und daher vom 
Sroßgüterbeiig eingenommen. Man nimmt an, daß der Feine Breibauernftand bis 1816 auf 
32000 Beliger zufammengefhmolzen war. (H. Schulze, „Nationalöfonomifhe Bilder aus 
Englands Volksleben“, Jena 1853, ©. 89 und 91; Hildebrand, „Nationaloökonomie der 
Gegenwart und Zukunft”, Frankfurt a. M. 1848, I, 237.) Bei der Aufhäufung der Befig- 
titel theils durch Erftgeburtsreht und Kamilienftiftungen, theils durd das Zufammenfaufen 
von Bauerhöfen verwandelten ſich die mittlern Grundbefiger in Pächter. Nach einer Angabe bei 
Gneiſt (a.a.D., S. 639) ergab ein Genfus 17047 Landeigenthümer, 224066 Pächter, 
908678 Lohnarbeiter, 189116 männliched efinde u. ſ. w. Es gibt indeß auch in England in 
einzelnen Gegenden große Gutsbezirke mit Fleinen Pachtwirthſchaften. Übrigens Hat fich mit 
dem Zufammenfhwinden ber mittlern und Eleinern Grundeigenthümer und der Vergrößerung 
der Pachtwirthſchaften das Verhältniß der befiglofen Landbautageloöhner verſchlechtert. Der 
diefer Berhältniffe fehr fundige Edwin Chadwick (f. deſſen M&emoire fiber die Zufunft des eng= 
lifchen Aderbaus und der Randbauarbeiter im Congrös international de bienfaisance, Brüffel 
1857) bemerkt Hinfichtlicd der Randbauarbeiter, daß fie zum Theil in den ſchlechteſten Winfeln 
der Städte wohnen, und daß fie bei der Abjchliefung der Fleinen Kirchſpiele (refp. Armen 
bezirke), die wiederum meift mit ven Gutöbezirfen zufammenfallen, foweit fie innerhalb derſel— 
ben ſeßhaft find, thatfächlic mehr oder weniger zu glebae adscriptis degradirt wurden. Dies 
wenigftens, bevor die Reform der Armengefeßgebung (1834) aus den 15535 englifchen Kirch— 
ſpielen und bezüglid Armenverbänden durch Zufammenfchlagung derfelben 618 größere Kreis: 
armenverbände gejhaffen hat. Der Stand ver Bächter erfegt in der Mehrzahl ver Grafſchaften 
Englands diejenige Klaffe von Grundeigenthümern, welche auf dem Gontinente und befonders 
im deutfchen Often und Norden den mittlern und fräftigern Bauernftand umfaßt. 

In Irland herrſcht das große Grundeigenthum noch in Höherm Mafe vor ald in England, 
dagegen, neben diefem, umgekehrt die Fleine und Zwergwirthſchaft armer Pächter, welche bei 
Verhelrathung von Kindern oft wieder ein Theilftü vom Pachtlande als Ausftattung abtreten, 
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fo precär aud ihr Pachtverhältniß ift. Auch diefe Theilung fogar von fleinen Pachten unter 
die Bamiliengliever ift vielleicht nur die Fortwirkung der bei der celtifhen Bevölkerung Irlands, 
wie in Frankreich, von alters hergebrachten Gleichtheilung der Erbſchaft unter die Kinder, 

Daß die Orundvertheilungdverhältniffe Irlands zu den nachtheiligften gehören, wird wol 
alljeitig anerkannt werden. Bei der weit überwiegenden Richtung der volkswirthſchaftlichen Thä— 
tigkeit aufBenugung von rund und Boden und bei der ungeheuern Goncurrenz der zahlreichen 
padtluftigen Bevölkerung, überdies bei dem Dazwifchentreten von Speculanten, bald als Ge: 
neral:, bald wiederum ald Afterpächter, oft voon3—4 Mittelöperfonen, werden die Pachte für vie 
Eleinen PBarcellen und Wirthſchaften zu fogenannten Folterrenten in die Höhe getrieben. Der 
Abwejenheit der Gutöbefiger und diefer Art von Generalpadhten entgegenzutreten, hatte eine 
frühere Gejeggebung, aber erfolglos verſucht. Inzwifchen ift feit 1826 die Afterpacht ohne aus: 
drüdlihe Genehmigung des Eigenthümersd verboten und in Irland (mie auch in Schottland) 
das Erbrecht am bloßen Pachtbeſitz jo beſtimmt, daß legterer ungetheilt ald Realvermögen nad) 
der Brimogeniturerbfolge nur einem Familiengliede zufällt. Die Fälle, in denen Mitteldmänner 
(Generalpächter) auf Beiigungen von 400 engliſchen Acres oder 720 preußischen Morgen in= 
folge der Afterverpahtung 600 Menfhen zufammengehäuft hatten, follen nicht felten geweſen 
fein. Die Begleiterinnen des irländiſchen Latifundienbejiges in Verbindung mit den durch die 
PBarcellarverpahtung hervorgerufenen Zwergwirthſchaften find häufig geſchildert. Diefem 
Spitem unterliegen mehr ald 60 Proc. der armfeligen Agriculturiftenfamilien ohne Eigenthum 
und ohne Gelegenheit, foldyes zu erwerben. Sie theilen den einzigen Raum in ihrer feuchten, 
ungejunden Erd: und Lehmhütte mit ihremalleinigen Reichthume, dem Schweine. (Vgl. Chad: 
wid, a. a. O., II, 206.) Die Parcellar: und Afterverpachtung ift aber in Irland fo heimiſch ge— 
worden, daß felbft die Tagearbeiter flatt ihres Lohns ein Fleined Landſtück in Nugung erhalten. 
In der Regel empfängt der Grundeigenthümer ald Äquivalent ver Padhtnugung den ganzen 
Ertrag des Grund'und Bodens mit alleiniger Ausnahme der Kartoffelnahrung für die Familie, 
Nichtsdeſtoweniger ift died große Orundeigenthum Irlands (au in England) bedeutend ver: 
ſchuldet. Bon 8000 großen Grundbejigungen follen von 1849—51 1945, alſo beinahe ver 
vierte Theil, zum Öffentlihen Verkauf im Concurſe gefommen fein. (S. Rofcyer, „Nationalöko— 
nomie des Aderbaus‘, ©. 78.) 

Im Gegenfag zur Entwidelung der landwirthſchaftlichen Berhältniffe in England und 
Schottland nahm in Irland die Zerſchlagung und Zertheilung der ohnehin ſchon Kleinen Pacht— 
wirthſchaften bis zur neuern Zeit immermehr zu. Erſt mit der von der Regierung begünftigten 
enormen Auswanderung feit der zweiten Hälfte des fünften Decenniums, feit wenig länger ald 
zehn Jahren, beginnt ein günftiger Wenvepunft in den landwirthſchaftlichen Verhältniffen Ir— 
lands. Bor diejer Zeit zählte man in Irland (auf 1525 Duadratmeilen mit 6Y/, Mill. Ein: 
wohnern) etwa 905015 Pachtwirthſchaften, außer 25789 Berfonen, welde ihr Land in Ge: 
meinfhaft gepachtet hatten, und 4431 nichtelafiifieirten, fomit eine Geſammtzahl von 935235 
Pachtwirthſchaften (f. Rau, „Grundfäge der Volkswirthſchaftslehre“, ſechste Auflage, ©. 461 
und 474), darunter 135314 Pächter von weniger als einem Aere (ein engliiher Aere verhält 
ih zum preußifchen Morgen wie 100 : 158), 181950 von 1—5 Ncres, 187909 von 5—10 
Acres, 187582 von 10—20 Acres, 187213 von 20— 100 Acres und 25047 von über 100 Ac= 
red. Dagegengab es nach ven amtlichen Tabellen von 1855 nur noch 38165 Pächter unter einem 
Acre, 80976 von 1—5 Acres, 316780 von 5 —30, 123333 von 30 —100 Acred, 21026 
bis 200 Acres, 8176 bis 500 Acred und 1040 über 500 Acred, zufammen mithin nichtanehr 
ald 600000. Die Berminderung traf hauptſächlich die ganz kleinen Pachtungen. Sehr ab: 
weichend verhielt fid) died in England und Wales, indem dort 1851 (auf 2752 Quadratmeilen 
mit 18 Mill. Einwohnern) nur 223271, ebenfo in Schottland (mit 1444 Duadratmeilen und 
etwa 2%/, Mill. Einwohnern), indem hier nur 56150 befondere Güter oder Landwirthſchaften 
waren (j. oben, nad dem von Gneift angeführten Genfus in England 224066 Pächter.) Auf 
einer Duadratmeile in England find 181 (nad Roſcher nur 91) Landwirthfchaften oder bejon- 
dere Güter, darunter 51 unter 100 Acres (etwa 158 preußifche Morgen), in Schottland aber 
nur 38, darunter 30 unter 100 Acres, während in Irland auf die Duadratmeile 635 fommen, 
In England wurde die mittlere Größe einer Pachtung 1771 im nördlichen Theile auf 458, im 
öftlichen auf 546 preußifhe Morgen, 1821 auf weniger ald 319 und 1847 auf 252—269 
geihägt, während jich der Umfang der einzelnen Pachtgüter in neuerer Zeit wiederum ver— 
größern und je nah den Gegenden bei vorherrſchendem Körnerbau durchſchnittlich 680, fonft 
350 preußifche Morgen betragen, im allgemeinen aber zwifchen etwa 230 — 1200 preußiſchen 
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Morgen wechfeln fol (Rau, a. a.D., und Roſcher, a. a. D., ©. 129). Wir befhränfen und mit 
Hinweifung auf die foeben dargeftellten Orundvertheilungsverhältniffe in den großbritannifchen 
Staaten auf die Bemerkung, daß Grundeigenthums- und Landwirthfhafts: wie Eulturverhält- 
niffe keineswegs zufammenfallen, häufig vielmehr im Gegenfag ſtehen. 

Borzugsweife find ed die romaniſchen Völker, bei denen von alter& her, feit der Zeit des 
jinfenden Römifchen Reichs, der Oropgüterbefig mit der Zwergwirthſchaft in Eleinen und felbft 
in Barcellarpachten verbunden auftrat. Wir müflen hier zuvor noch einen Blick auf die römi— 
fen Grundvertheilungdverhältniffe zurückthun. Die Agrargefege Roms, melde bereits im 
4. Jahrhundert der Republif begannen und damals (mie Niebuhr in feiner „‚Nömijchen Ge— 
ſchichte““, II, 235 jagt) die Wiedergeburt des römifhen Staatswefens begründeten, glaubten 
die billigen Anfprüce der Plebejer auf Theilnahme an der Staatsdomäne noch durch Zuthei— 
lung von ſieben Jugera (6,5 preußifche Morgen) zu befriedigen (Niebuhr, a. a. D. ©. 399), 
durch ein Adermaß, das als eine geſchloſſene Hufe in feinen religiös geweihten Grenzen dem 
Bürger erhalten bleiben follte (Niebuhr, S. 293 und 294). Den Grachen wie allen nadfol: 
genden hervorragenden Staatsmännern Roms, gleichviel, ob der ariſtokratiſchen oder der demo— 
kratiſchen Partei angehörig, galtdie Erhaltung und Wiederherftellung der mittlern und Fleinern 
Grundeigenthümer, der Bauernahrungen in Italien, wie fpäter in den Provinzen, ſtets als eine 
der wihtigften Aufgaben ihrer reformatorifchen Gefeggebung. Des Eajus Grahus 80000 
ausgefendete Goloniften erlagen jedoch ebenſo wie die gleiche Zahl von Cäſar Hauptfähli nad 
Gallien died- und jenfeit der Alpen, wie nah Spanien und Afrika entjendeter Bauern, deren 
Grundantheil vamald auf etwa 20 preußische Morgen beflimmt war, der Sklavenwirthſchaft 
mit der Anhäufung der Bejigthümer in den Händen weniger. ( Mommſen, „Roͤmiſche Geſchichte“, 
zweite Auflage, II, 497 fg., 518 fg., 532 fg.) Nicht in der Theilbarkeit und in dev Zertheilung 
des Grundeigenthums, fondern in deſſen Gommaflation, den Wirkungen von Habgier und 
Luxus, erfannte jelbft Tiber in feinem Briefe an den Senat (Tac. Annal., II, 53) das 
Hauptübel, indem er die unermeßlihen Flächen derfandgüter und die ungeheuere Zahl ver Skla— 
ven rügt, welche jich in den Händen einzelner befänden. Horaz beflagt in jener Ode (II, 18), 
worin er fein mäßiges Glück im Befige eines einzigen jabinifhen Landgutes ſchildert, „die 
nimmerfatte Habfucht der Reichen, welche ven Markftein jedes nahen Ackers verrüdt, des Clien— 
ten Orenzrain überſchreitet und Weib und Mann aus der väterlichen Hütte austreibt, mit dem 
Hausgott ihrer Väter und den armfeligen Kindern’. Zu Nero’8 Zeit war ſchon die halbe Pro: 
vinz Afrika, die Gracchus' und Cäſar's Eolonifationdfoftem wieder mit freien Bürgern und 
Grundbefigern bevölkert hatte, im Befige von nur ſechs fenatorifhen Familien. Dabei war 
fhon von Plinius dem Jüngern und nad ihm von vielen andern großen Landbefigern das 
Halften: oder Theilbaufoftem eingeführt (die Pacht gegen Abgabe eines Theild der geernteten 
Früdte). Man ließ die großen Befigungen in den Provinzen, insbefondere auch in Gallien und 
Spanien, durch Reibeigene oder hörige Colonen bewirthichaften. 

Diefe Grundvertheilungs: und Befigverhältniffe fanden die auf dem Boden der röömiſchen 
Welt erwachſenden Staaten vor. In dieje traten die Fürften, die Kirche und nad) ihnen auch der 
Adel ein und damit in den romanifchen Ländern aud die Erbſchaft der Großgutsbefigungen an. 
Trotz aller Bewegung gewiß aud in jenen Verhältniffen feit dem Untergange des Römiſchen 
Reichs fteltten fi) doch immer wieder ähnliche Verhältniffe her, wobei insbefondere der Kirche 
Schenfungen und Vermächtniſſe zu flatten kamen. So gehörte bis zur neueften Zeit ein Drittel 
bis de Hälfte aller Ländereien in Umbrien und der Marf ven Kirchen und Klöftern. Während 
in der römifchen Campagna die Familie Colonna noch im 15. Jahrhundert gut bewohnte Dör- 
fer befaß, hatten ſchon früher viele große Grundbefiger angefangen, ihr Land zur Weide nieder: 
zulegen und in großen Wirthfchaften zu verpachten, infolge veffen die ganze Provinz nicht mehr 
Pächter als jonft Dörfer zählt. (Roſcher, a. a. O. S. 183.) 

In Portugal gehörten zu Anfang des 19. Jahrhunderts drei Viertel aller Grundftüde und 
zwar vorzugäweife die beijern dem Staate, den Nitterorden, den Klöftern und Mannlehnbefigern, 
während zwei Drittel des Landes unbebaut lagen. (Rofcher, S. 361.) 

In Spanien, befonderdin Gaftilien, wo man feitdem Ende des 15. Jahrhunderts die Erri: 
tung von Familienfiveicommiffen unbefchränft geftattete, hatten ſeitdem diefe überhand nehmende 
Form ded gebundenen Grundbejiged, dabei Verachtung und Vernadläffigung ded Aderbaus 
feitend der großen Grundbefiger und die Schaftriftprivifegien gleiche Wirfung. 

In Frankreich war das Grundvertheilungsverhältnif vorder Revolution von 1789 im ganz 
zen und großen ein ähnliches. Damals befanden ſich über zwei Drittel des franzöftfchen Bodens 
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im Gigenthum des Stanted, des Adels, der Kirchen und Klöfter oder anderer großen Gutöherren, 
auch bereitö von Kapitaliften. Dabei wurde dieſer Großgutsbeſitz, vorzugsweiſe im Süden und 
Werften, in den Landeötheilen des droit Ecril, des Roͤmiſchen Rechts, von ven Grundeigenthü- 
mern nicht felbft bewirthfchaftet, fondern, überbied durch Mittelöperfonen, durch Generalpächter 
und Agenten, in kleinere Bachtftüde zerlegt, auf Halb: oder Theilpacht ausgethan, dadurch aber 
ber ohnehin durch ausſchließliche Übertragung von Staatd:, Gonımunal: und zahllofen guts⸗ 
herrlichen Laſten niedergebrüdte Bauer noch mehr audgefogen. Wie ausgebreitet noch heute 
dies Theil- oder Halbpachtſyſtem (dev metayers) in Frankreich und namentlich im Süden der 
Loire iſt, ergeben unter anderm aud) die neuejten von der franzöjtfhen Regierung herausgege- 
benen Agriculturtabellen, wogegen daffelbe in Deutjchland, namentlich im ganzen preußifchen 
Staatevon ber Memel bis zur Saar, faft ganz unbekannt blieb. Daſſelbe nahm im vorigen Jahr: 
hundert vier Siebentel des ganzen franzöftfchen Bodens ein. Vom angebauten Zande im Süden 
der Loire (etwa 70 Mil. preußiſche Morgen) follen (nad Quesnay) ein Sechstel in größern 
Gütern mit Pferden, fünf Sechstel in kleinern Gütern mit Ochfen, jene in Zeitz, dieſe in Halb: 
pacht bewirthfchaftet werben. (Rau, a. a. D., 1,$. 377, ©. 479, 480.) Die berliner „Revue“ 
behauptete jogar in einer Kritif ver Peter Reichendperger'ſchen Schrift „Die freie Agrarverfaf- 
fung‘ (1857), daß von der ganzen urbaren Fläche Frankreichs in 123 Mill. Barcellen 30 Bror. 
durch Pächter und 50 Proc. durch Halbpächter beftellt würden. Nicht weniger ausgebreitet war 
dies Suftem in andern romanischen Ländern, in Italien und Spanien, Die Theilbauern waren 
und find noch gegenwärtig in der Regel jo arın, daß ihnen Vieh und Geräthſchaften vorgefchoflen 
werben müflen und beides meift in einem ſehr ſchlechten Zuftande ſich bei ihnen findet. Ebenfo 
verhält es ji mit ihren Wohnungen. 

Noch gegenwärtig fällt demnach großes, mittleres oder kleines Eigenthum mit Groß: oder 
Kleinwirthſchaft am wenigften in Frankreich zufammen. Gerade in diefem Lande finden fi 
einestheild große Landwirthſchaften auf einem unter viele Orundeigenthümer vertheilten Boden, 
weit häufiger aber anderntheils zahlloje Fleine Landbauer und Vachtwirthſchaften auf einem 
großen ausgedehnten Grundeigenthum, das in wenigen Händen ift. (Dunoyer, „De la liberte 
du travail”, IU, 485, und „Journal des &conomistes”, Januar 1859, S. 43.) Da: 
durch, daß die Revolution infolge von Gonfldcationen und Säcularifationen faft die Hälfte 
des franzöfifchen Bodens in den Öffentlichen Verkauf warf, hat ſich allerdings die Zahl der 
mittlern und kleinern Grundeigenthümer erheblich vermehrt. Indem aber die fhon früher vor: 
bandenen Fleinen Grundeigenthümer daburd Gelegenheit fanden, ihr bisheriges Beflgthum 
durd Zufauf zu vergrößern, bildete ſich erfi in Frankreich eine Klaffe wohlhabender mittlerer 
Gigenthümer, welche ihr Grundeigenthum felbft bewirthfchaften und als wirklihe Bauern, be: 
ziehungsweife Bejiger felbftändiger Adernahrungen im deutſchen Sinne betradptet werben kön— 
nen. Demnad trug vielmehr erft die freie Bewegung bed Grund und Bodens, nad) Aufhebung 
des Lehndverbandes, ber Majorate, Minorate, Seniorate und anderer Feſſeln und Beſchränkun— 
gen in der Berfügungsdfreiheit über ven Grunbbefig durch die Revolution und feit derſelben, 
weſentlich zur Berbeflerung der franzöſiſchen Grundvertheilungsverhältniffe bei. (Vgl. Sybel, 
„Geſchichte der Renolutiondzeit von 1789— 95.) Das Grundvertheilungäverhältnig Frank⸗ 
reichs wurde aber bereitd von alterd her durch verfchiedene, im Genius und Charakter des Vol- 
kes wie in der Bildung des franzöfifhen Staatswefend tief begründete Urſachen beftimmt. 
Sie entſchieden auch über feine fpätere Geftalt. 

Treffend bemerft A. de Tocqueville in feiner Schrift: „L’ancien regime et la r&evolu- 
tion”, daß in einem Staate mit Gentralifation das platte Land ſtets leer an aufgeflärten und 
reichen Leuten, daß der centralifirte Staat fletd mit mangelhaften und handwerksmäßigem 
Zandbau verbunden iſt. Bor der Revolution floh der Bürger, ebenfo der reich gewordene 
Bauer mit feinen Kindern den Aderbau, zog in die Stadt und Faufte womöglich, wenn nicht 
den Abel, fo doch ein Amt oder Privilegium. Der Evelmann wohnte am Hofe und z0g hoͤchſtens 
auf kurze Zeit aufs Land, um mit Hülfe feiner Agenten den Bauer auszupreifen und (nad) den 
Worten v. Sybel's) „dadurch die durch feine Verſchwendung liederlich geleerte Börfe wieder 
zu füllen“. Auf dem Bauer ruhten vor der Nevolution alle Laften; er allein zahlte die Steuern 
(tailles); für den Edelmann war ed entehrend und unwürdig, Steuern an den Staat zu zahlen. 
Nur in wenigen Provinzen lebte derſelbe auf feinen Gütern und verfehrte mit dem Bauer. In: 
dem Tocqueville (Kap. 10) eine Parallele zwifchen England und Frankreich im 18. Jahrhun: 
dert zieht, bemerft er, daß dort die Ariftofratie die meiften Laften auf ji genommen, damit 
man ihr dad Regiment überlaffe, daß fie dagegen in Frankreich die Steuerfreiheit behauptete, 
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um fi dadurch über ven Verluſt ihrer politifchen Rechte zu tröften; in England ſteuere ver 
Reiche und fei der Arme fteuerfrei, in Frankreich fei es fonft umgekehrt gewefen. In Frank— 
reich hatten ftändifche Olieverung und Kaftenmwefen bis zur Revolution hin ihren Höhepunft 
erreicht; ed gab kaum ein Stückchen Land, das nit dem Feudalſyſtem unterworfen oder von 
deſſen Gejegen mit betroffen war. Menfhen und Grundftüde, Aderbau und Gewerbe waren 
diefem Syſtem unterworfen und von ihm gefeffelt. (Torqueville, a, a. D., Anm. 12 und 65.) 
Insbeſondere da, wo jenes obenermähnte Pachtſyſtem mit feinen Zwergwirthſchaften herge— 
bracht war, plünderten aud) die Verweſer der geiftlichen Güter bei jeder neuen Amtseinſetzung 
die Pächter aus und ruinirten fle, oder wieſen diejenigen von Haus und Hof, die ihre Pachtun— 
gen nicht gegen befondere Bergütigung erneuern wollten. 

Willkürliche Gewalt und Gejege geftatteten vor der Revolution den großen Gutöherren die 
Erweiterung und Arrondirung ihrer Befigungen auf Koften ihrer Eleinern (bäuerlichen) Nach— 
barn durch die Einziehung von Gemeinde: und Bauerländereien. („Journal des &conomistes‘‘, 
S. 38 und 39.) Wenn man id) dieſe zwar der Kleinpacht und dem Großgüterbefig jo gün= 
ftigen, dem Kleinen und mittlern Grundeigenthum aber fo ungünftigen Ginrihtungen und 
Zuftände des alten Frankreich wiederum vergegenwärtigt, jo müffen allerdings die gegenwär: 
tigen franzöfifchen Grundvertheilungsverhältniffe, befonders im Norden und Dften, um fo merk: 
würdiger erfcheinen. Trog allevem aber knüpfen fie bereit an weit ältere an. Dafür zeugen 
ſchon die Declamationen von Staatdmännern und Schriftftellern aus der Mitte des 18. Jahr 
hunderts, welche ganz in derfelben Art gegen vie Theilbarkeit und Dismembration des Grund: 
eigenthums gerichtet waren, wie man fie ebenfo auch gegenwärtigvon gewillen Parteianihauun: 
gen aus zu hören pflegt. Schon Neder beflagte „vie Unzahl von Parcellen und die weit getrie= 
bene Didmembration”, und der Engländer Arthur Young, welder um die Zeit ver Revolution 
in Frankreich reifte, erblickte in der weit getriebenen Zerftüdelung des franzöjtihen Grundeigen— 
thums, das oft nur in einem Kleinen Fleck Landes mit einem einzigen Fruchtbaum beftebe, ven 
Untergang des franzoͤſiſchen Aderbaus. 

Neben Kleinen Pachtwirthſchaften Hatte ſich demnach auch der kleine Grundbeſitz lange vor 
der Revolution Schon in Frankreich eingebürgert. Es war eine Wirkung ded franzöſiſchen 
Volkscharakters, der fih allen ihm entgegenwirkenden Hinderniffen zum Trog Bahn gebro= 
Gen hatte. 

„Das Gemüth des franzöfifchen Bauers ift jet fein anderes, als es bereit8 vor der Revo— 
Iution war. Erift ver Scholle, vem Boden fo ganz hingegeben, daß er all fein erfpartes Geld 
auf Ankauf deffelben verwendet und jeden nod fo hohen Preis dafür zahlt. Er vergräbt fein 
Herz in dem Grund und Boden zugleich mit dem Samenforn. Diefe kleine Scholle, die ihm 
im weiten Weltall ald Eigenthum gehört, erfüllt ihn mit Stolz und mit Selbſtgefühl.“ (Toeques 
ville, II, 1.) Auch jegt kauft befanntlich der Fleine Mann in Frankreich mit Übernahme oft großer 
Schulen; er barbt, er fpart, er arbeitet nur, um fein Eleined Eigenthum ſchuldenfrei zu machen. 
Das ift die Sparkaſſe, in der er die Früchte feiner Arbeit niederlegt. Diefer im franzöſiſchen 
Charakter vor wie nah der Revolution tief angelegten Richtung Fam feitvem die erweiterte 
Tpeilbarfeit und VBerfügungsfreiheit in Bezug auf das Grundeigenthum nur entgegen. Das 
kleine Grundeigenthum Frankreichs iſt durchaus kein neues Ergebniß der Revolution. Schon 
lange vorher fand es ſich in groͤßerer oder geringerer Ausdehnung in verſchiedenen franzdil- 
fhen Provinzen und Diftricten.' 

Schon vorher waren auch Grundſtücke des Adels in nicht geringer Zahl felbft in das Eigen— 
thum von Bauern übergegangen. Es gab fhon damals Fleine Grundbefiger, welche freied Alo: 
dialeigenthum befaßen, das niemand dienſtbar und abgabenpflidhtig war und, wie man ed be= 
zeichnete, „nur bei ver Sonne zu Lehn ging”. In einigen franzöjifchen Provinzen war der Abel 
verarmt, deshalb genöthigt geweien, feine Ländereien zu verfaufen und dabei feine Erbgüter in 
Kleine Parcellen zu zerftüdeln, wobei er fih nur Renten und Zinfen vorbebielt, die freilich oft 
ſchwer auf den Kleinen Zindleuten lafteten. (S. Tourgot'8 Bericht bei Tocqueville, Anm. 27.) 
Diefer allmählihen Verarmung des Adels ift ſchon die unendliche Theilung des Grundeigens 
thums mit zugufchreiben (Tocqueville, I, 8.) In mehreren Provinzen Frankreichs beſaß ſchon im 
Anfange des 18. Jahrhunderts der Eleine verarmte Adel feine Ländereien mehr, fondern lebte 
nur von den refervirten herrfhhaftlihen Befällen und Grundrenten. So bildete — bemerkte Prof. 
Wolomffi in einem Vortrage auf dem internationalen Woblthätigkeitöcongrep zu Brüffel von 
1856, I, 206 — die Zertheilung des Grundeigentbums gewilfermaßen einen Beftandtheil der 
Landesverfaflung Frankreichs. Überdies galt die Gleichtheilung au der Immobilinrerbfihaft 
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bei den fränfiihen Stämmen von uralter Zeit. Sie war mit Ausnahme gewiffer Arten des 
Grundeigenthums bereitd in den alten Volksrechten anerkannt. In den franzöſiſchen Landes— 
theilen des droit Ecrit aber war ſie mit diefem zugleich eingebürgert. Darauserflärt jih, daß auch 
jegt, ungeachtet der Vorſchriften der Art. 832 und 833 des Code civil, wonach „bei Bildung 
und Zufammenlegung dev Loſe die Zerftüdelung der Parcellen und die Iheilung ländlicher 
Grundbeſitzungen möglichſt vermieden werven ſoll“, es dennoch (gleihwie am Rhein und in Thü— 
ringen) Gebraud; ift, die von den Altern ererbten Grundſtücke je nad) ihrer verfchiedenen Grund⸗ 
beſchaffenheit und Eulturart, jedes für ſich, unter Die einzelnen Erben gleihmäßig zu vertheilen. 

Wenn gegenwärtig die ländlichen Eigenthümer Franfreihd (jagt Sybel a. a. DO.) in 
drei Maſſen, in große, mittlere und Eleine zerlegt werben, fo beſitzt jede verfelben etwa ven dritten 
Theil des ertragsfähigen Landes, die legte Klaffe ungefähr zu vemfelben Verhältniß wievor der 
Revolution. Es find aber auch feit ver Revolution einige 20 Mill. preußifhe Morgen der 
kleinen Eultur, doc beinahe ebenfo viel der Müfle entzogen. Dabei hat fi ver Umfang des 
durch Pächter benugten Areald vor und nad der Revolution nicht erheblich verändert. Hierzu 
muß bemerkt werden, dag die Zerftüdelung ded Bodens weit größer erfcheint, als fie in Wirk: 
lichfeit if. Dies wegen der Einrichtung des Katafters, in welchem zuſammenhängende Grund: 
befigungen oft unter vielen verfchievenen Nummern, ald aus mehreren Parcellen beftehend, ein= 
getragen find, weil die Theilſtücke je nach ihrer abweichenden Gulturart, natürlichen Begrenzung 
u. ſ. w. beſonders verzeichnet jind und ebenfo jedes auch benachbarte, durch Anfauf annectirte 
Stüd wiederum ald befondere Parcelle unter befonderer Nummer eingetragen wird., Daher er: 
fheinen nicht felten zufammenbängende arrondirte Grundftüde von mehreren hundert preußi- 
fen Morgen als vielfach zerftücelte Parcellen. Anderntheils ift allervings die Zerftüdelung 
ded Grundeigenthums weſentlich dadurd befördert, daß man die Dienftbarkeiten und ähnliche 
Nugungsbeihränfungen veffelben aufhob, daß fogar das Nuralgeieg von 1791 den Auszug 
jeded einzelnen Stüdes aus der Gemeinheit durch Einſchließung geftattete, ohne daß dabei die 
franzöſiſche Geſetzgebung (wie e3 die preußiſche Gemeinheitätheilungsorpnung von 1821 that), 
die Arrondirung und Zufammenlegung der verfhiedenen Parcellen deſſelben Grunpftüds (der 
cöte fonciere) anordnete. Es ift dieſe Kandesculturmaßregel (ſ. die Art. Agrarverfafiung, 
Eonfolidation und Gemeinheitötheilung) vielmehr (nad der im „Journal des &conomi- 
stes”, ©, 38, befindlichen, von der franzöſiſchen Akademie gekrönten Preisihrift) in Frankreich 
dergejtalt unbefannt, daß im ganzen franzöſiſchen Reiche nur auf fieben Feldmarken eine jolde 
wirtbichaftlihe Zuimmmenlegung ver Grundftüde, überdies nur im Wege dev Freiwilligkeit, 
ftattgefunden hat, von denen ſechs vor der Mevolution und nur eine nad 1789 ausgeführt 
worden. Nach diefen Bemerkungen lajfen wir nachſtehende ftatiftifche Überfichten über die Grund: - 
vertheilungsverhältnijfe Frankreihs folgen. Zufolge einer neuern Erhebung der kaiſerlichen 
Aderbaugefellihaft berechnet man die Zahl a) der Grundeigenthümer zu 7,159284, b) der 
Pächter auf 2,588311, c) der Halbbaupächter (melayers) auf 1,412037, dazu d) die Tage: 
löhner auf dem Lande zu 6,122747 und e) die Dienftboten auf vem Lande auf 2,748263. 
An Barcellen gab es (nah Wolowifi) in ganzFrankreich 


1821 1851 
a) bebaute Eigenthumsgrundſtücke, refp. Gebäude 6,577000 7,578000 
b) Eleine PBarcellen, welhe Zubehör over Depen⸗ 
benz von Wohnhäufern ind . . 2... 16,442000 18,945000 


c) nichtbebaute Gigenthumdgrundflüde . . . 102,981000 100,477000 
dagegen an Orundbefigungen (cötes foncidres, d. h. an folhen aus einer oder auch aus mehre- 
ten verfhiedenen Parcellen beftehenden Grundbeſitzthümern, welche einem und demfelben Eigen⸗ 
thümer zugehören, aber dabei in vemfelben Gemeindebezirke belegen find) : 


1815 10,083751 1842 11,511846 
1826 10,296693 1851 12,549954 
1835 10,893528 1855 13,122758 


Es kommt die Vermehrung hauptſächlich auf die (in geringerm Verhältniß als die Bevölkerung) 
geftiegene Zunahme ſolcher Katafterfolien, welche neugebaute Käufer betreffen, überwiegend 
aud auf den Grundbeiig der groͤßern Städte, welche, wie überall, fo auch inFrankreich, in einem 
verhältnigmäpig bedeutendern Made ald das platte Land an Bevölkerung zunehmen. 
Endlich ſtellt ih das Größenverhältniß der Grundbefigungen (cötes foncires) nad der 
Grundfteuer, wie folgt (f. Hippolyte Paſſy, „Des systemes de culture”, 1846; Roſcher, 
Staats:Rerifon. VII. 13 
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a.0.D., S. 386), wobei zu bemerken, daß die franzöfifche Hektare, welche 3%, , preußifhe Mor: 
gen enthält, durchſchnittlich mit 3 Br. belegt ift, daher 3 Sr. Grundſteuer durchſchnittlich einen 
Bejig von 3%, preußiſchen Morgen repräfentiren: 


1895 1842 
1) unter 5 &r. Steuer 5,205411 5,440580 
2) von 5 bis 10 Fr. Steur 1,751994 1,818474 
3) von 106i8 20, „ 1,514250 1,614897 
4) von 2068 30, „ 739206 791711 
5) von 30 bis 50, 684135 744911 
6) von 505i8 100 „ „ 553230 607956 
7) von 100 bis 500 „ 398714 440104 
8) von 500 681000 „, 3 33916 36862 
9) über 1000 Fr. Steuer 13316 16346 


Allerbings find darunter 3,000000 Eigenthümer, welche feine, und 600000, weldye nit über 
je 5 $r. an Principalgrumdfleuer jährlich entrichten. Im diefer Beziehung bemerkt Wolowſti 
(in dem vorangeführten Vortrage), daß das Bejlgquantum diefer Fleinen Eigenthümer doch 
gegenüber ven 53 Mill. Hektaren des franzöfifchen Bodens ein Minimum betrage, und Roſcher 
(a. a. O. S. 385), wie fid) daraus nur ergebe, daß eine große Menge franzöfifcher Arbeiter 
und Tagelöhner das Glück haben, ein kleines Grundſtück und darin einen immobilihren Noth— 
pfennig zu befigen, nicht aber, daß der Boden Frankreichs mit Zwergwirthſchaften bedeckt jei. 
Eine Commune in der Nähe von Paris befigt 6200 preußifche Morgen in 39000 Barrellen der⸗ 
geftalt getheilt, va 8000 noch feine Are (etwa 7 Quadratruthen preußiſch) halten, und dod find 
diefe Befiger nicht arm. Ganz befonders herrſcht aber im Elfaß wie in andern vorzugsweiſe 
gewerbreihen Landestheilen Frankreichs die außerordentlichfte Zerſtückelung ded Bodens vor; 
dies jedoch nicht als Zwergwirthſchaft. Ungeachtet diefer Zertheilung des franzöſiſchen Grund- 
befiges bat dennoch deſſen Ertragsfähigfeit zugenommen. 

Durchſchnittlich kommen auf eine Grundbefigung in Frankreich einige 20 Morgen. Wäh- 
rend (1841) in England etwa 26, in Irland 66 Proc. von der ganzen Bevölferung der Be- 
Thäftigung mit Landbau angehören (au in Preußen nur etwas über fünf Achtel), beträgt vie 
landbauende Bevölkerung Frankreichs etwa drei Viertel feiner gefammten Volkszahl. Der 
Werth des franzöjtihen Grundvermögens betrug (ſ. Wolowffi, S. 207) zufolge ver officiellen 
ftatiftiihen Erhebungen 1821 nur 39514 Mill. Fr., 1851 dagegen 83744 Mill. Fr. (jedoch 
bei Zugrundelegung eines nievrigern Zindfußes), der jährliche Neinertrag Hingegen 1821 
1597 Mill. und 1851 2643,366000 Fr., beieiner Abſchätzung nach gleichen Grundſätzen. Noch 
mag bier die Bemerkung eine Stelle finden, daß fi) auch die Production des Bodens erheblich 
gehoben hat, ſodaß die Bevölkerung, jelbft ohne Hinzurehnung des Ertrags des mit Kartoffeln 
bebauten Landes (etwa 180 Mil, preußifche Morgen), von den Erzeugniifen des franzöſiſchen 
Bodens ungleich beffer lebt als vor der Revolution, obwol befonders die edlern Früchte Frank— 
reichs noch in Menge ausgeführt werden. Dabeinift Die Verſchuldung des franzöfifchen Grund— 
eigenthums mit 13 bis etwa 16 Proc. des Grundwerths eine bei weitem geringere als die in 
England mit mehr ald 50 Proc., geringer auch als die in Preußen, wo der große Grundbeſitz 
jelten unter — 2/, de8 Werthes mit Hypotheken belaftet ift. (S. Lette, a. a. O., und Ro— 
iher, ©. 339.) 

Im größten Gegenja zum franzöfifhen Grundvertheilungsverhältniß fteht das der ſlawi— 
ſchen Bölfer, welche urfprünglich weder Unterſchied der Stände noch Sondereigenthum fannten, 
deren Adel ſich ebenſowol gegen die Einführung von Fideicommiſſen ſträubte, als an der 
Gleichtheilung der Erbſchaften feſthielt, aus der ſich die ſo große Vertheilung der leibeigenen 
Bauern deſſelben Dorfes unter jo viele Edelleute, vejp. Leibeigenthumsherren erklärt, wäh— 
rend im Innern Rußlands die Ländereien ſelbſt großentheils in communalem Beſitz und 
gemeinſchaftlicher Nutzung der Bauerngemeinden ſich befinden, die Bauern aber als Leib— 
eigene und deren Kopfſteuer (Obrok) das eigentliche Object des adelichen Eigenthums, ſeiner 
Veräußerung und Verpfändung bilden (Obrokwirthſchaft). 

Auch in Ungarn wie zum Theil im ſüdlichen Rußland bringen es die ſehr volkreichen zu— 
ſammengebauten Dörfer mit ſich, daß ungeheuere Feldmarken in weiter Entfernung umherlie— 
gen. Hingegen ſoll es in Schweden, namentlich in Dalekarlien, Bauerhöfe geben, deren Bejig- 
ftände in 300 Parcellen, aber auf einer Quadratmeile zertreut liegen. 

Den franzöfifchen Grundvertheilungsverhältniffen weit näher fommen die der Schweiz. 
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In der Schweiz herrfcht durchweg freie Veräußerlichkeit des Grundeigenthums. Keine Cantons⸗ 

efeggebung enthält eine Beichränfung der Verfügungsfreieit über das Grundeigenthum. 
Dune hat die Sitte im vielen Gegenden die Gebundenheit der Güter erhalten, da, wo (mie es 
beißt) „Haus und Hof gelagert find‘. 

Dort erhält von mehreren Miterben herkömmlich der ältefte männliche Erbe das Gut, und 
die jüngern Söhne und Töchter werden „ausgekauft”. (Vgl. Emminghaus, „Die ſchweize— 
rifche Volkswirthſchaft“, Leipzig 1860, 1, 25.) Insbefondere enthält das ſchweizeriſche Höhen 
land Aderbaubijtricte, die ebenſowol in Bezug auf die Beilgflände der einzelnen Eigenthümer 
wie auf die Parcellen, aus denen diefe Beſitzſtände zufammengefegs find, eine enorme Zerftüde- 
lung zeigen. „Es jind dies aber auch Diftrirte, mo Saar und Ernte auf dem Rüden des Bauers 
nad) und von dem fleinen Feldſtück an fleilen Bergabhängen wandert und der Pflug ſelbſt in 
feiner primitioften Form felten Anwendung finden fann.” Man rechnet in ver Schweiz auf 
100 Haushaltungen 79 Grundeigenthüner, wogegen dann wiederum Wiefen und befonders 
Alpenweiben theild als Corporations-, theils ald Gemeinheitsvermögen befeflen werden. (Val. 
Emminghaus, a. a. O., S. 3 fg., 12 fg., 19 und 27 fg.) 

In Deutſchland ift die in den verſchiedenen Perioden feiner Geſchichte, bei feinen verſchiede— 
nen Bolföftämmen und in den verfchiedenen Ländern fehr abweichende Grundvertheilung auch 
von wefentlih andern ſtaatlichen und volfswirthfhaftlihen, forialen und Elimatifhen Verhält- 
niffen beſtimmt worden. Deutfchland blieb zum größten Theile infolge der Hermannsſchlacht 
(9 n. Ehr.) vor der unmittelbaren Ginwirfung der römiſchen Grundvertheilungs- und Wirth: 
Ichaftsverhältniffe bewahrt. Doch wirkte fpäter die Einführung des römifchen wie die des lon— 
gobardifchen Lehnrechts mittelbar allerdings auch hier wefentlich ein, vorzugsiweife zum Nach—⸗ 
teil des Bauernftandes und feiner mittlern und Fleinern Grundbefigungen, Urfprüngli war 
auch in Deutfchland (nad) Karl's des Großen Gapitularien von 805, 807 und 812) Heerbann- 
und Landwehrverfaflung zumeift noch auf das mittlere und Eleine freie Grundeigentum ge= 

„gründet, indem Wehrpflicht und Beitrag zu derjelben nad dem Hufenbefige vertheilt wurden. 
Freilich war im Mittelalter von ber Einziehung der felbftändigen mittlern und Fleinern Bauer: 
höfe zum Outsareal nicht Die Rede, folange der aldbald zur ausfchlieflihen Waffenehre und 
Waffenpflicht gelangte Adel des dagegen zur Übertragung aller übrigen Kaften des Gemein- 
weſens herabgedrückten Bauers für Bebauung und Bewirtbihaftung des Ackers bedurfte. Eine 
tiefer eingreifende Umwandlung in den Grundvertheilungsverhältniffen ging erft vor fih, als 
der Adel am Ende des Mittelalters, nad hergeftelltem Neichöfrieven und veränderter Geftalt 
des Kriegsdienfled, von feinen Burgen berabflieg und jich felbft ver Verwaltung und Bewirth: 
ſchaftung feiner Befigthümer unterzog. Die Inftitutionen aber, welche dem mittlern und klei— 
nern (bäuerlihen) Grundeigenthum am gefährlichften wurden und am meiften zu deffen Ber: 
drängung hier und dort mitgewirft haben und, wennſchon im fortwährenden Kampfe mit der 
ſich ausbildenden Lanbeäherrlichkeit, dem Grofgutsbefig des größern wie des Eleinen Adels, 
der Kirche wie ihren Klöftern und Stiftern zugute famen, find hauptſächlich die Gerichts— und 
Lebnd-, die Guts- und Grundherrlichkeit. Dur die verliehenen Immunitätsrechte und 
Privilegien wurde zuerft die Kirche innerhalb der Grenzen ihrer Beflgungen von der 
fönigliben Gerichtsbarkeit und Verwaltung wie vom Zehnten und von den unter verſchie— 
denen Formen zu entrichtenden Steuern, Dienften und Leiftungen öffentlicher Natur befreit, 
Diefer Immunität erlagen dann auch die mittlern und Heinern freien Leute und Grundeigen— 
thümer innerhalb folder Territorien. Diejelben Vorrechte und Privilegien ‘erwarben ſpäter 
nicht blos die großen Grundbejiger und der hohe Adel, fondern nad deren Vorgange auch die 
Rittergutöbefiger und der Fleine Adel, bald durd; Mishraud und durch Ausdehnung der Vogtei 
und Gerichtöbarfeit über ſchutz⸗ und hofhörige Leute und Güter auch auf freie Eigenthümer, 
bald lehnsweiſe oder durch Kauf und Verpfündung feitend der Landesherren, Diele Erwer— 
bungen ber Stände (Grafen, Prälaten und Ritter) begannen bei der ſich ſtets erneuernden 
Gelonoth der Landesherren bereitö im 14. Jahrhundert. Gegen die Befteuerung ihrer Hinz 
terjaffen bedangen fie ſich zuerft die Gent: wie die Givilgerihtsharfeit aus, bekamen häufig 
indeß auch die hohe, die Griminal= und Blutgerichtsbarkeit, für die einzelnen adelichen Höfe aber 
wenigſtens die Gerichtsbarkeit über die Hofmarf. Je mehr aus dem ftändiihen Einigungsrechte 
ein wirkliches Repräfentationsredht der miittelalterlihen Stände erwuchs, und je Eräftiger viele 
eine ausgedehnte Theilnahme an der Gefeßgebung wie an der Verwaltung einzelner landes— 
herrlicher Gebiete geltend zu machen wußten, deſto häufiger fanden fie bei erneuter Notb und 
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Steuerbewilligung auch Gelegenheit, die Landesherren zur Beftätigung ihrer bisherigen und zur 
Verleihung neuer Privilegien zu nöthigen, deſto weiter dehnten fie andererfeitd aber auch ihre 
Rechte nad) unten hin, gegen ihre Hinterfaffen, zum NachtHeil der perfünlichen Breiheit wie des 
Eigenthums verfelben aus. (S. Eihhorn, „Deutſche Staats: und Rechtsgeſchichte“, I, $. 86, 88, 
166 fg.; II, $. 302, 303, 308, 337 fg., 343; III, $. 424 fg., 430 und 448; ingleichen das 
intereffante Werk des Frhrn. v. Lerchenfeld: „Die altbairiihen landſtändiſchen Freibriefe mit 
den Randesfreiheitderflärungen”, und die gefhichtlihe Ginleitung dazu von 2. Nodinger, 
Münden 1853, und dafelbft die Reverfe von 1302, 1307 und 1311 und auch nod) aus der 
legten Hälfte des 16. Jahrhunderts.) 

In den Landtagsreceffen fehlte niemald eine Elaufel zur Verfiherung der allmählich aus— 
gedehnten ftändifhen Patrimonialgerichtöbarkeit und Polizeigewalt gegen die Einwirkung der 
höhern landesherrlichen Gerichte. So findet fih in allen Randtagsreceffen ver Kur: und Neumark 
Brandenburg feit dem Beginn des 16. Jahrhunderts diefelbe Clauſel, melde nod $. 22 
des legten, die ftändifche Interceſſion dort abſchließenden Receſſes vom 26. Jan. 1653 dahin 
enthielt: „daß, da die von ver Nitterfchaft oftmals von ihren Bauern gegen Hofe verklagt und 
in Unfoften geführt würden, e8 dermaßen zum Abfcheu des liederlichen Klagens gehalten werben 
folle, daß, wenn ein Bauer feine Herrihaft gegen Hofe verklagt und feine Klage nicht genugfam 
ausführen würde, er mit dem Thurm beftraft werden fol, damit andere ſich dergleichen muth— 
willigen Klagen enthalten.” Auch die Bürger, welche ohne Noth, temere, frivole et malitiose 
den Rath verklagen, follten nad Befchaffenheit ihres Ungehorfams und Widerfpenftigfeit mit 
Gefängniß oder mit einer für fromme Zwecke anzumwendenden willfürlihen Geloftrafe beftraft 
werden. 

Aus dieſer Gerichts- und Polizeiherrlichkeit erwuchs dann die Guts- und Grundherrlichkeit, 
die in einzelnen deutſchen Ländern für die Grundvertheilungsverhältniſſe fo einflußreich wurde, 
indbefondere da, wo nicht, wie in der Mark Brandenburg (nad) dem ebengedachten Landtagd= 
teceß von 1653, wie nad allen voraudgegangenen), ebenfo auch in einigen andern deutſchen 
Ländern, wie Hannover, Lüneburg u. |. m., dad Legen der Bauern ftreng verboten, hingegen 
dad Ausfaufen eines einzelnen Hofs nad vorgängiger Abfhägung, gegen baare Bezahlung, 
nur ausnahmsweiſe in dem Kalle geftattet war, wenn der Gutöherr feinen Ritterjig befaß oder 
einen Hof ald Witwenjig nöthig hatte. Anderwärts aber, wie z. B. in Mecklenburg und Pom: 
mern, ließen ſchwache Fürſten ihre Stände nad Willfür und Belieben mit den Bauergütern 
Ihalten. Das ſtändiſche Übergewicht und Intereffe durchbrach, mitteld ver den Fürften abge: 
drungenen Randtagsverträge, wie durch Bauer- und Untertbanenordnungen, die alte deutſche 
Landes: und Bauernverfaffung, wie fie unter andern fhon ver Sadjenfpiegel(1215 und 1234) 
dahin ausſprach, „daß der Bauer, der zu Gute geboren, aljo eigenbehörig oder leibeigen und 
fhollenpflihtig war, ein Erbrecht am Gute hatte, ferner, daß ver, welcher ein Gut aus rauher 
Wurzel urbar gemacht, wie die große Zahl der aud in jene Oftjeeländer wie in den ganzen 
deutfchen Dften eingewanderten freien Goloniften aus Niederſachſen und vom Rhein ber, feinen 
Grundbeſitz ald Erb= und Eigenthum und freies, mit mäßigen (Öffentlichen) Abgaben belaftetes 
Zindgut befaß, auch ſelbſt eine freie Perfon blieb“. (S. Sachſenſpiegel, Bd. I, Art. 59; Ho⸗ 
meyer, „Historiae juris Pommeranieci cap. quaed.'; Gihhorn, „Deutſche Staats- und 
Rechtsgeſchichte“, 1819, Bd. Il, $. 343, ©. 476 fg., $. 368, S. 574 fg.; Gäde, „Die guts⸗ 
herrlih=bäuerlihen Befigverhältniffe in Neuvorpommern und Rügen“, $.9, S. 28 fg. ; Arndt, 
„Verſuch einer Geſchichte der Leibeigenihaft in Pommern und Rügen”; Roſcher, a. a. O., 
$. 58, ©. 157 und 159). 

So trat dad Grundvertheilungsverhältniß in den verſchiedenen deutſchen Territorien in 
eine enge Berbindung mit der Landeöherrlicfeit und ihrem mehr oder weniger ausgeprägten 
Übergange zur monardifhen Gewalt. Mit dem Zurüddrängen oder Überwuchern des mittel: 
alterlihen Ständeweſens während des 16., 17 und 18. Jahrhunderts, mit der mehr oder we⸗ 
niger glüdlihen Entwidelung des monarhiihen Staatsweſens, gegenüber einer feit dem 
Schluß des Mittelalters Hier und dort wiederum auflebenden ariftofratiihen Reaction, be: 
feftigte oder lockerte ſich auch ſtets jenes alte Landedgrundgefeg, wonah Bauern= und Hofgut 
auseinander gehalten, dad Maß des Nitterguts beſtimmt, namentlich aber die Ginziehung von 
Bauernland zum Nittergutdareal ſtreng unterjagt war. Jedesmal mit dem Wievererftarfen ver 
Ariftofratie griff die Legung der Bauerhöfe feitend des Adels, die Audtreibung ihrer Bejiger 
und die Einziehung der bäuerlichen Ländereien zum Rittergut aud) aldbald in furdtbarfter 
Weiſe um jih, dadurch die Erweiterung des großen Beſitzes zum Nachtheil Des mittlern und 
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fleinern Grundeigenthums oder doch bes erblichen Befiged. Dies beſonders wiederum im legten 
Drittel des 16. und im Anfange des 17. Jahrhunderts. (Vgl. hierzu Roſcher, a. a.D., $. 103, 
&.272 fg.) Erſt damals, häufiger noch erft ſeit Mitte des 17. Jahrhunderts verfchaffte ſich 
(nad Analogie des Römifhen Rechts und nah dem auf ganz andern Motiven beruhen: 
den Borgange des hohen Adels) aud beim Eleinen Adel das Inftitut der Familienfideicom— 
miffe Gingang. (S. Zimmerle, „Dad deutfche Stammgutsfyften nah feinem Urfprunge 
und feinem Berlaufe‘’; Bejeler, „Syſtem ded gemeinen deutſchen Privatrechts““, Bd. II, 
$. 176, ©. 51.) 

Damals lag freilich in der Untheilbarfeit der Bauergüter und den Verorinungen gegen 
ihre Didmembration, in Verbindung mit ihrer Uneinziehbarkeit von feiten der Ritterguts— 
befiger, dieRettung und Erhaltung des Bauernftandes, als im 17. Jahrhundert der Steuerbrud 
die Bauern zu Grunde richtete und diefe die Höfe verließen, um ſich bequemer ald Häuslinge 
ober Anbauer zu ernähren. Der Umwandlung der Bauergüter in Ritters und Vorwerksland 
trat damals das Steuerbevürfnig der Fürſten bei der Steuereremtion des Adels entgegen. Sonft 
wäre 3. B. Hannover (mie Stüve hervorhebt) auf dem Wege gewefen, ji in große Güter mit 
Tagelöhnern umzumandeln und durchweg die Zeitpacht an die Stelle eines erblichen abhängigen 
Beſitzes zu ſetzen. (Stüve, „Weſen und Berfaffung der Landgemeinden und des ländlichen 
Grundbeſitzes in Niederſachſen und Weftfalen”, 1851, ©. 51, 82, 128, 208 und 229.) 

Außer jenem Aufleben und Übergreifen ariftofratifcher Glemente waren ed aber vor andern 
die mwelterfhütternden Begebenheiten des Dreißigjährigen Kriegs, durch welden die Länder 
verwüſtet, zahllofe bäuerliche Beſitzungen vernichtet und dem ritterfchaftlihen Vorwerkslande 
zugefchlagen worden waren. Dies befonderd im deutſchen Oſten, au in der Marf Branden— 
burg, wie in Bommern, wo die großen Rittergüter mit ihren auf Taufende von preußifchen 
Morgen ausgedehnten Feldmarken hauptſächlich erft feit vem Dreißigjährigen Kriege und infolge 
deffelben entftanden find. (S. hierüber und über die weitere Wirfung deffelben auf die Grund: 
vertheilung: Lette und v. Nönne, „Die Landesculturgefeßgebung des preußifchen Staates‘, 
in der Einleitung.) 

68 ift von Intereffe, zu betrachten, wie abweichend ſich nad} den ältern hiſtoriſchen Vorgän— 
gen die Orundvertheilungsverhältniffe in einzelnen deutſchen Yändern geftalteten. 

In Niederfahfen und MWeftfalen z. B. (f. Stüve, a. a. DO., ©. 227 fg.), auch in verfchie= 
denen Iheilen von Hannover befigen die Rittergüter und mehr ald die Hälfte im ganzen Kö— 
nigreich überall feine Forſten und vergleihen nur da, wo aud jeder Bauerhof feine Privat: 
Holzgründe hat. Es beträgt die Gefammtzahl der Nittergüter, welche mehr ald 50 Thlr. Grund: 
fteuer zahlen, nur 223, hingegen die Geſammtzahl anderer Grundeigenthümer von mehr ald 
50 Thlen. Grundfteuer 1395. Es gibt dort nur 200 Rittergüter, welche mehr als je 100 
Morgen befigen. Der Gutsacker liegt aber größtentheils nicht (tie in der Mark Brandenburg) 
in gefchloffenen Dorffeldmarfen, fondern in mehreren Gemeinden und Eleinern felbftändigen 
Pachthöfen zerftreut. Die Ritterfchaft Hat nur 5 Proc. des cultivirten Bodens und 7 Proc. ver 
Borften; von den 8 Mill. Aderland und Forften kommen in Hannover 6 Mill. auf Bürger 
und Bauern, 1"/, Mill. auf Domänen, inclufive Korften, und faum 500000 auf die Rittergüter. 

Dagegen gehören in Hinterpommern beinahe zwei Drittelded ganzen Areals noch jetzt zu den 
Nittergütern. Es wurden aber aud) in Pommern die einft erbliden, größtentheils ſelbſt eigen: 
thümlichen Befiger von Bauerhöfen durch die mit den Ständen vereinbarte Bauernorbnung 
von 1616, dann auch in Neuvorpommern unter dem ſchwediſchen Gonvernenent (1645 und 
1670 erneuert) für leibeigene und dabei nicht erbliche, zwar ſchollenpflichtige, aber doch der will: 
fürlihen Entfegung und Kündigung der Gutsherren unterliegende Leute erflärt. 

Deögleihen wurde in Mecklenburg, wo früher auch unfreie (leibeigene) Bauern auf erb— 
lichem Lehnbefig ſaßen, die Entfeßbarfeit ver Bauern ebenfalls ſchon 1621 förmlich anerkannt. 
Durch den Erblandesvergleich mit den mecklenburgifchen Ständen von 1755 wurde der viel: 
mehr bis zur neueften Zeit noch fortgefegten Legung und Ginziehung von Bauerhöfen Feine 
Schranke gefegt. Hingegen oroneten bie Negenten aus dem Haufe Hohenzollern nit blos 
für die Mark Brandenburg, ſondern alsbald für alle der preußischen Krone unterworfenen Pro— 
vinzen, fo auch für Pommern, ſowol nad) dem Dreißigjährigen wie nad dem Siebenjährigen 
Kriege (Friedrich Wiltelm I. 1714 und 1715, Friedrich dev Große 1749 und 1764) die Her: 
ſtellung aller bezüglich feit 1624 und in dem Giebenjährigen Kriege eingegangenen bäuer— 
lihen Stellen ohne Rückſicht auf ihre Art und Größe an. Überdies vermehrte ſich ſehr erheblich 
die Zahl der mittlern und Kleinen Gigenthümer, insbefondere unter Friedricd dem Großen, auf 
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den urbar gemadhten Stromniederungen und andern wenig bevölferten Flächen durch Her— 
beiziehung auswärtiger Goloniften. Auch in den Staatsvomänen wurden viele Bauerhöfe in 
Erbpacht oder Eigenthum gefegt und neue gegründet. Dies aud in Neuvorpommern (Schwe⸗ 
diſchVommern) nad) 1815. In den verſchiedenen öftlichen Provinzen Preußens wurden infolge 
des Gefeged über Regulirung der gutsherrlihen und bäuerlihen Verhältniffe vom 44. Sept. 
1811 im Anſchluß an die ältere Landesverfaſſung wegen Uneinziehbarfeit ver Bauerhöfe (bis 
Ende 1858) 82137 neue bäuerliche Gigenthümer gegen anderweitige Entſchädigung der Guts— 
berren gefchaflen.?) („Zeitſchrift des Reviſionscollegiums für Landesculturfahen‘, XII, 434.) 

Sehr abweichend vom Norden und Often ift die Grundvertheilung im deutjchen Süden und 
Weiten, wenngleich auch hier unter von alters 'getheiltem Grundbeiig jonft, Hier mehr, dort 
weniger, geichloflene, durch Lehnsverband, Gutsherrlichkeit oder befhränfe Erbfolge vinculirte 
Güter vorfamen. Wefentlic unterfheiden ſich befonders ſächſiſche und fränkijche Art der Grund⸗ 
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2) Wir geſtatten uns hierbei, auf einen Itrthum in Betreff des frühern Befip- und Rechte ver haͤlt⸗ 
niſſes dieſer in volles und freies Eigenthum durch die Geſetzgebung von 1811 und die derſelben in der Ober⸗ 
und Mieberlaufig wie im Großherzogthum Poſen ſpäter oigeaben Geſetze ähnlicher Art von 1821 und 
1823 verwandelten Bauerhöfe aufmerffam zu machen, da fich diefer Irrthum fowol bei Häuffer (Deut: 
ſche Gefchichte feit dem Tode Friedrich's des Großen) als beiRofcher (Nationaldfonomif des Aderbaus) 
wieberfindet. Nicht, wie hier vorausgefeßt wird, handelte es fich um frühere Erbpächter und um den 
Übergang eines Erbpachtverhäftniffes ‚in Eigenthum. Urfprünglich waren die Beſitz- und Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe derjenigen bäuerlichen Höfe allerdings wol verfchieden, deren Umwandlung in volles, frei ver 
äußerliches, zufolge der Derlaration vom 29. Mai 1816 auch nach gemeinem Rechte des Landes frei 
vererbliches, der Gleichtheilung unter den Erben unterliegendes Eigenthum das Edict vom 14. Sept. 
1811 zum Gegenftande hatte. In der Nieverlaufig, zufolge der revidirten Landesorbnung vom 
28. Jan. 1669, publicirt am 14. April 1670 (f. Codex Augusteus und Sydonius, Commentar zur 
Landesorbnung, Lübben 1721), famen fie einem nugbaren Eigenthum fehr nahe, und nicht andere ſtand 
ed damit in der Oberlaufig zufolge der Unterthanenerbnung vom 4. Juli 1651 (Dberlaufiger Collec⸗ 
tionswerf, I, 643 fg.), obwol fogar die Gerichte früher die Bauern in der —— für nichterbliche 
erachtet hatten, während, abgeſehen von den übereinſtimmenden Verordnungen der Landesordnung in 
der Oberlaufig mit denen der Yandesordnung in der Niederlaufig, fogar in einigen Diftricten ber erftern, 
fo in der Herrſchaft Muskau, bei der von der Generalcommiffton bewirften Negulirung viele bäwerliche 
Urfunden aus dem 16. Jahrhundert zum Vorſchein kamen, ans denen fi) ergab, daß die bäuerlichen 
Höfe Damals als Eigenthum behandelt, gegen nicht unerhebliche Überlaſſungspreiſe von einem Befiger 
an den andern, felbft von Altern an Kinder verfauft waren. Im der Marf Brandenburg, wie zum 
Theil in Oftpreußen, war die Mehrzahl der Bauern aus der Golonifation des 13, Jahrhunderts als 
Eigenthümer hervorgegangen ; daffelbe galt wenigftens theilweife auch von Bommern. Dort hatten die 
Bauern bis zur neueften Zeit wenigitens erbliches Befigrecht am Hofe und hinfichtlich ihrer perfönlichen 
Freiheit als fogenannte Laßbeſiher eine Mittelitelung zwifchen Hörigen und Freien confervirt. Der aus 
ber qutsherrlichen Batrimonialgerichtsbarfeit und Polizei entfprungenen, befonders nach dem Dreifig- 
jährigen Kriege verallgemeinerten fogenannten Erbunterthänigfeit unterlagen aber alle. Hingegen waren 
die Bauern in Pommern durch die Untertbanenordnungen von 1616 fg. zu nicht erblichen Beſitzern und 
fogar zu ie, Fo herabgebrüdt worden, was die von Friedrich dem Großen unterfchriebene Bauern: 
ordnung von 1764 beftätigt hatte. Überall aber war das bäuerliche Beſitzthum durch Die weiter oben er- 
wähnten Verordnungen, ſoweit es fich um brandenburgifchspreufifche Landestheile handelte, ſchon aus 
dem 16. Jahrhundert und früher, in Pommern feit der preußischen Erwerbung gegen Ginziehung zum 
Rittergutsareal, und ebenfo waren die Befiger gegen willkürliche Entfegung durch die Gutsherren ge: 
fügt. Man faßte diefes Beſitzverhältniß unter der Bezeichnung des (erblichen und nicht erblichen) 
Lafbefiges zufammen. Daffelbe fann im weſentlichen als ein felbftändiges bäuerliches Nießbrauchs— 
recht bezeichnet werden, welches indeß vom Rechte eines Erbpächters, das erft durch das Gefeg vom 
2. Marz 1850 in Wigenthum verwandelt wurde, fehr verfchieden ift. Für die Ablöfung der Dienſte und 
Abgaben ber Grbpähter war zuerſt die Ablöfungsorduung vom 7. Juni 1821 erlaffen worden, babei 
jedoch das Recht des Erbverpächters, als Gigenthümers der Subftanz des Erbpachtguts, unberührt ge: 
blieben. Es ift hierbei aber zu bemerfen, daß der in Sachen vorfommende, auch bereits im Sachſen⸗ 
fpiegel erwähnte Labefig und deſſen fächfifcher Begriff ein entgegengefegter ift, indem man dort dar 
unter vielmehr einen prerären oder widerruflichen, mithin von jenem bäuerlichen Befigverhältniß, 
welches die oben angeführten laufigifchen Unterthanenordnungen zum Gegenftande hatten, durchaus 
abweichenden verfieht. Es find über diefe ältern VBefigverhälmiffe und deren allmählichen Übergang in 
dasjenige bäuerliche Befig: und Abhängigfeitsverhältnig, welches das Regulirungsedict vom 14. Sept. 
1811 und die danach für andere Provinzen gegebenen Regulirungsgefege zum Gegenftande hatten, die 
in der biftorifchen Ginleitung der Landesculturgefeßgebung des preufifchen Staates von Lette und 
v. Rönne, Th. I, zu den verfchiedenen Provinzen und Kandestheilen des preußifchen Staates gegebenen 
Erläuterungen, ferner die Erläuterungen zu Abfchn. 3 des Ablöfungss und Regulirungsgefeges vom 
2. März 1850, ebend., Th. II, Abth. I, ©. 582 fg., und die dort befindlichen Allegate zu vergleichen. 
Ahnlich verhielt es ſich nur zum Theil in Scyleflen, wo bas bäuerlicye Eigenthum ungeachtet der auch 
hier eingeführten fogenannten Erbunterthänigfeit vorherrfchend geblieben, ein folches auch nach vers 
fiedenen Anordnungen aus dem 18, Jahrhundert zum Theil wieberhergeftellt war. 
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vertheilung. Nach alter Rechtsgewohnheit theilt man bei den fränfiihen Stämmen’pie ererbten 
Grundflüde in Natur, oft jedes einzelne Grundſtück nad Beſchaffenheit des Bodens undder Gul- 
turart für fih, und der Bauer fucht den Fleinen Beſitz allmählich dur Zufauf von Barcellen zu 
vergrößern. Hingegen übernimmt der ſächſiſche Bauer bis zur neueften Zeit, ver Aufhebung 
der Dismembrationsbeihränfungen ungeachtet, das Älterliche Gut ungetheilt und zahlt allmäh- 
lich den Miterben ihren Antheil heraus, (Roſcher, a. a. D., ©. 339.) 

Im Großberzogthum Baden, indbefondere in der Rheinebene und Pfalz, mo eine fehr inten⸗ 
five und auf die Ältefte Zeit zurückgehende Gultur vorherrſcht, findet ſich ſehr wenig großer 
Grundbeſitz. (Vgl. hierüber und über das Folgende diean die Mitglieverder XXI. Verfammlung 
deutfcher Land: und Forſtwirthe zu Heidelberg 1860 vertheilte Feſtſchrift und bie in derſelben 
enthaltenen intereffanten Beiträge zur Land- und Forſtwirthſchaft im Großherzogthum Baden, 
som Frhrn. Rüdt v. Gollenberg und dem Profeflor Rau.) 

In Baden ift überall der mittlere, daneben der Fleine Bauernitand überwiegend im eigen- 
thümlichen Befige ded Landes. Nur die Domänengäter mit etwa 50000 Morgen (der badifce 
Morgen verhält fih zum preußifchen wie 10 : 14), wovon aber dir 36000 Morgen Aderland 
meift ebenfalls in Parcellen verpachtet find, bilden einen größern, jedoch zerftrenten landwirth⸗ 
ſchaftlichen Grunvbefig. Schon früh hatte der Adel in feinen verfchievenen Abftufungen den 
Aderbau feinen Hinterfaffen überlaffen und fid) auf Naturalabgaben und Leiftungen verſchiede— 
ner Art beſchränkt. (S. die Feſtſchrift, S. 27 und 121.) Im den meiften Gegenden gelten 10— 
15 Morgen bereits ald mittlerer und 20—40 Morgen ald großer Beſitz. Daneben aber beflgt 
eine bedeutende Zahl von Gemeinden fogenannte Allmenpgüter, deren Eigenthum der Gemeinde 
gehört, welche jedoch zum Genuß an die Bemeindebürger (und zwar in den vormals zu Öfter- 
reich gehörigen badiſchen Landestheilen ſchon zufolge Verordnung Kaifer Joſeph's H. von 
1769, dazu der fpätern Verordnung von 1810) meift zu gleichen Theilen oder alternirend 
auf Lebenszeit oder aufeine beftimmte Anzahlvon Jahren überlaflen werden. (Feſtſchrift, S. 147.) 
Beſonders in der heidelberger Gegend an den Ufern des Near und im Rheinthal find wenig 
größere Höfe und auch dieſe wiederum aufgelöft in einzelne Stüde verpachtet. Der weit 
überwiegende Theil des Landes wird von Gigenthümern bewirthſchaftet, melde felbft an ben 
landwirthſchaftlichen Arbeiten theilnehmen und die nöthigenfalld das für die Familie des 
Wirthes erforderliche Bewirtbfhaftungd: oder Ernährungsmaß an Grundſtücken theils durch den 
Genuß ver Allmende, theils durch Erpachtung von Kirhen-, Domänen: und andern Gorpora= 
tiondgrundftüden erfegen. Die Feldmarken der im Dreißigjährigen Kriege und fonft gerflörten 
Dörfer famen bier nicht ſowol (mie im deutſchen Dften, der Mark Brandenburg, Pom— 
mern u. f. w.) den großen Nittergutöbefig, fondern der Erweiterung ber bäuerlichen Beilgun- 
gen zugute. (Beftfhrift, S. 2 fg., 301.) Bet der völligen Freiheit im Erwerb und Verfauf 
bed Grundeigenthums und der in den Ortfchaften nirgends fehlenden Menge von Pachtſtücken 
hängt die größere oder geringere Erweiterung der einzelnen Wirthſchaft vom Willen, vom Be: 
dürfniß und Verhältniß des Fleinen Grundeigenthümerd ab. Darüber enticheidet insbeſondere 
vie Eulturart (Wein, Tabak, Handeldgewähfe), je nachdem diefe mehr oder weniger Arbeit 
und eine größere oder geringere Bodenflähe verlangt. Der Fleiß, fagt Nau, ift zur Herr: 
ſchenden Gewohnheit im Lande geworben, Vielen gelingt e8 au, ihren Bermögenszuftand 
zu werbeffern, und ſelbſt die Eleinen Kuhbauern nähren ji in der Mehrheit gut, denn es bietet 
fih aud Nebenerwerb. Dienftboten und Tagelöbner werden allerdings wenig gebraucht. 
Die Zahl der Armen ift Mein und ihre Unterftügung aus firhlihen und Gemeindemitteln 
nicht ſchwer. Dabei ift die Auftheilung der ererbten Güter unter die Kinder bergebradht. 
Seltener fommt die Bildung größerer Güter dur Zufanmenfauf von Fleinern vor, vielmehr 
werben auch größere Pachthöfe eher in Kleinere getheilt. Dabei kommen Bachtverhältnifle, bei 
denen der Landwirth die ganze Arbeitöfläche pachtet, nicht vor, weil der Beſitzer ſich dabei nit 
duchbringen kann. Klagen über ein Ubermaß der Iheilung werden wenigſtens aus dem 
Munde der Bauern nicht gehört. Dagegen werden aber die Güter in dem benachbarten Obden- 
walde auch bei Erbtheilungen meift zufammengehalten. Als mittlere Morgenzahl des rigen- 
thümlichen Grunpbejiges, welche ſowol an der Bergftraße wie in der mittlern und Rheinebene 
am flärfften vertreten ift, ergibt fih ein Maf von 5— 20 Morgen. Es betragen 1) an der Berg⸗ 
ſtraße die Güter über 20 Morgen der Zahl nad) 2,7 Pror., dem Flächeninhalt nah 37,8 Proc., 
die von 5— 20 Morgen der Zahl nad 28,4, den Flächeninhalt nach 43,8 und bie bis 6 Mor: 
gen in erflerer Beziehung 68,2, in legterer 18,5; 2) in der mittlern Ebene die über 20Mor- 
gen beziehungsweife 7 und 41,4 Proc., vie Güter von 5—20 Morgen 34,1 und 43,7 und bie 
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unter 5 Morgen 48,7 und 15,1 Proc. ; hingegen 3) am Rhein die über 20 Morgen der Zahl 
nad 5,5, ber Fläche nad) 22,9; die von 5—20 Morgen der Zahl nad) 30,8, der Fläche nach 
51 PVroc., endli die Stellen bis 5 Morgen ver Zahl nad) 63,8 und dem Flächenraum nach 
26 Proc. (Feſtſchrift, S. 293 fg.) 

Eine noch größere Theilung des Grundeigenthums waltet in der bairifchen Rheinpfalz ob, 
wo 8000 Menſchen auf der Duabratmeile leben und 62 Proc. der Bevölferung, dabei nur eine 
fehr Heine Zahl von Gefinde und Tagelöhnern ohne Grund- oder Haudbejig, dem Landbau an= 
gehören, übrigens aber auch völlige Gewerbes, Erwerbs: und Anfiedelungsfreiheit ftattfinvet. 
Dort befigen von den Grundeigenthümern 39 Proc. nur 1 Morgen 26 Quadratruthen preu= 
ßiſch, ferner 27 Proc. bis etwa 4 Morgen und weitere 22 Proc. von 4 bid etwa 13 Morgen. 
Das mittlere Beſitzverhältniß ſtuft ſich je nad) dem Gebirgs- oder Hügellande oder der Ebene 
dergeftalt ab, daß daſſelbe im ſchlechten Gebirge bis auf 60 preußiſche Morgen, in der Ebene 
und in Hügellande von 4 bis zu einigen Bo Morgen beträgt. (Bgl. Rau, „Studien der 
ſüddeutſchen Landwirthſchaft“, Speier 1852.) 

In Würtemberg, namentlich in Altwürtemberg, wo die Vertheilung ded Grundeigenthums, 
nachdem die Güter des fhon im 16. Jahrhundert reihdunmittelbar gewordenen Adeld audge- 
ſchieden, jhon damals feinen befondern Schwierigkeiten begegnete und die Verwaltung gleiche 
wie feit Einführung des römiſchen Erbrechts (1555) aud) dad Gefeg, außerdem aber der Be— 
gehr nad Orundbejig feitend der Gewerbtreibenden vieler Feiner Städte die Zertheilung der 
Güter begünftigte, ift in neuerer Zeit über eine nachtheilige Zerftüdelung der Grunpbefigungen 
aud von ben Männern ber Willenfchaft geklagt und manderlei zur Begegnung der Theilbar: 
feit vorgefhlagen worden. (Bol, hierüber die in verſchiedenen Jahrgängen der tübinger „‚Zeit- 
ſchrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft“ feit 1845 erfchienenen Aufjäge über die würtem— 
bergiſchen Agrarverhältniffe, beziehendlich über die Frage des freien Verkehrs mit Grund und Bo— 
den.) Bon anderer Seite iſt im Lande jedoch auch die Anſicht laut geworden, daß viele Bauer: 
höfe namentlich in Neumwürtemberg, wo früher gefchloffener Grundbefig eriftirte, noch jept für 
die Mittel und Arbeitöfräfte der Bejiger wie für die Anſprüche an die Fortſchritte der Landes— 
eultur zu groß feien. Wird man im allgemeinen zugeftehen müffen, daß die Menſchen im 
großen Ganzen am beiten jelbft erkennen, was unter gegebenen Berhältniffen ihrem Nahrungs— 
und Wohlftande dient, und zeigt ein Rückblick auf die Geſchichte der im alten Feudal- wie im 
Polizeiftaate jo oft wiederholten Verordnungen gegen die freie Veräußerung und Theilbarkeit 
des Grundeigenthums, wie erfolglos und meift nachtheilig dergleichen ven Güterverkehr regle— 
nıentivende Gejege waren, fo möchte man die Gründe der während ber erften Hälfte ded vorigen 
Jahrzehnds in Würtemberg bervorgetretenen Misftände wol auch in andern Urfahen ald in 
feiner Orundvertheilung finden. Es ift amtlich anerkannt (f. wen von der landwirthſchaftlichen 
Gentralftelle herauögegebenen Entwurf eines Landedculturgefeges für MWürtemberg von 
1855), daß dort nur erjt ein ganz Fleiner Theil des Ackerfeldes Eulturfreiheit genießt. Erſt 
jegt erwarten bie Beſchränkungen im Gewerbebetriebe (zufolge der neueften Vorbereitungen 
eined Gewerbegeſetzes) ihre Befeitigung. Die menſchliche und bürgerliche Freiheit in Bezug auf 
Anfiebelung und Verheirathung ift fogar von der neuern Geſetzgebung Würtembergs nod 
nicht einmal anerkannt. Es liegt nahe, daß die durch eine beſchränkende Geſetzgebung von 
andern Lebens: und Ernährungdgebieten abgewiefene Bevölkerung auf ben Grundbefig hin- 
gebrängtwird. Deſſen Zerftüdelung ift freilich oft mit landwirthſchaftlichen Nachtheilen verbun: 
den, folange nicht alle Felfeln der Gultur und Benugung des Grundeigenthums gelöft und da— 
bei zugleich für eine zwecdmäßige Zufanımenlegung der Parcellen behufs Befeitigung des 
Flurzwangs wie behufs Hebung des Aderbaus im gefeglihen Wege geforgt wird. Obwol in 
Altwürtemberg felbft die Bauern feit Jahrhunderten ein wenig beſchränktes Recht zur Errich— 
tung von Subjtitutionen auch in Bezug auf Grundeigentbum hatten, ift davon doch niemals 
Gebrauch gemacht. (Thbinger Zeitfchrift, 1853, S. 190.) Ebenſo wird es auch wol mit ven 
neuern Experimenten in andern Rändern geben, 3. B. in Baiern (ſ. Orfeg vom 22. Febr. 1855 
wegen Errichtung bäuerliger Erbgüter), ingleihen im Großherzogthum Heſſen. 

Die Grundvertheilungsverhältniſſe Würtembergs entnehmen wir der trefflichen Denkſchrift 
des Finanzraths Dr. Zeller zu Stuttgart in den Vorlagen der landwirthſchaftlichen Abtheilung 
des dritten Congreſſes deutſcher Volkswirthe zu Köln. 

Nach der neuern Agrargeſetzgebung wirkte dabei auch in Würtemberg die fogenannte Hof: 
ſchlächterei oder Hofmetzgerei ein (wie ſie ganz ebenſo in einigen Gegenden Preußens vorkam), 
hauptſächlich jedoch in dichtbevölkerten Gegenden mit ſtarkem Bauerhofbeſitz, dadurch, daß 
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einem Begüterten fein ganzer Befig abgefauft und dieſer an die grundbedüritigen Nachbarn 
wiederum verfauft wurde. Sie betraf weniger die Zertrümmerung gefchloffener Hofgüter ala 
die andermweite Bertheilung einer Anzahl von biöher in einer Hand vereinigt gewefenen Par: 
cellen. Dabei vermehrte fich die Zahl der Orundbefiger im ganzen in der Negel nicht; nur hin 
und wieder wurbe die Gelegenheit benugt, für einen noch nicht felbfländig anfäffigen Sohn oder 
eine Tochter vorläufig ein Grundftüd zu erwerben. Dazu gaben die zahlreichen Auswanderun: 
gen ebenfalld Veranlaſſung. Gine Zerftücdelung von Hofgütern kam in Gebirgégegenden nur 
da in auffallendem Maße vor, wo neben der Landwirthſchaft andere Erwerbszweige in ausge: 
dehnter Weile betrieben wurden. 

Nah ven Ergebniffen der Landesvermeflungen von 1818—40 (vgl. „Würtembergifche 
Jahrbücher” von 1852, Heft 2, S. 1 fg.) eriftiven in Würtemberg im ganzen 5,005979 ein: 
zelne Barcellen, bezüglih Katafternummern, mit einer Geſammtfläche von 354 geographiſchen 
Duadratmeilen, außer dem Areal der Gebäude, Flüſſe, Bäche, Straßen und Wege, zuſammen 
von 6 Mill. Morgen. Auch in Würtemberg aber liegen thatfählih mehrere Parcellen eines 
und deffelben Befigers in wirthſchaftlichem Zuſammenhange. Die durchſchnittliche Groͤße der 
einzelnen Parcellen beträgt etwa im dritten Theile des Landes nur wenig mehr als ein Viertel 
würtembergiſchen Morgen (der würtembergiſche Morgen verhält ſich zum preußiſchen Morgen 
ungefähr wie 100 :81). Bei den Oemüfegärten und Krautländern hingegen find Parcellen von 
nur wenigen Quadratruthen feine Seltenheit. Nach einer neuern Aufnahme von 1857 beträgt 
die landwirtbfchaftlich benugte Grundfläche an Adern, Gärten, Weinbergen, Wiefen und Wei- 
den 4,043000 Morgen, im ganzen Land durhfänittlid etwas über 65 Proc. des Areale. Auf 
einen Bewohner kommen von der landwirthſchaftlich benugten Fläche durchſchnittlich 2,39 Morgen. 
Man zählte (1857) in ganz Würtemberg 449594 Grundbeſitzer oder richtiger Grundbe— 
figungen, da der in einer Gemeindegemarfung belegene Bejig jedes einzelnen Grundeigenthü— 
merd ald eine bejondere Befigung gilt. Hingegen betrug die Zahl der Familien (nad) der Auf: 
nahme vom 3. Dec. 1858) im ganzen Lande nur 360135, mithin weniger ald die Zahl ver 
Grundbefiger, weil in manden Familien aud einzelne Glieder befondern eigenen Grundbeſitz 
haben. Auf einen Orunvbefiger famen danach im ganzen Rande etwa 9 Morgen, in den dicht 
bevölferten altwürtembergifchen Bezirken nur zwifchen 2 und 3, hingegen in den gebirgigen 
Gegenden und in denen, wo Gefchloffenheit ver Güter herfömmlich, über, 20— 28 Morgen. Am 
Fleinften ift der Grundbefik da, wo der Boden beſonders frudtbar ift und ſich eine beträchtliche 
gewerbliche Thätigkeit entwicelt, oder aud die Beihäftigung der Bewohner vorzugsweife im 
Mein: und Öartenbau und in Ahnlichem befteht, daher eine Menge von Arbeitskräften erforber- 
lich find und eine intenfive Eulturart vorberrfät. 

Nah dem Größenverhältniß ergab ſich die Zahl der Befiger oder vielmehr der Grundbe— 
figungen (gemarkungsweiſe aufgenommen): a) über 200 Morgen: 718; b) von 100— 200 
Morgen: 2895; c) von 50—100 Morgen: 11721; d) von 30—50 Morgen: 16795 ; 
e) von 10—30 Morgen: 61098; f) von 5—10 Morgen: 73243; g) unter 5 Morgen: 
283124. Zufannen 449594. 

Über die Orundvertheilungsverhältniffe im Großherzogthum Heſſen liegen nur unvollftän- 
dige Mittheilungen vor. (S. darüber die oben erwähnten Vorlagen des Volkswirthſchaftlichen 
Gongrefles und namentlich die Denkſchrift des Kreisaſſeſſors Kekule.) Danach find an größern 
Gütern vorhanden : a) von 200— 400 Morgen 91 (das Verhältniß zum preußifchen Morgen 
wie 1000 : 979); b) von 400 - 600 Morgen 57; ec) von 600— 800 Morgen 27; d) von 
800— 1000 Morgen 8; e) über 1000, darunter 3 über 2000 Morgen, 10; im ganzen nur 
198 Beligungen von 200 Morgen und mehr auf 152 Quadratmeilen. Jedoch gibt es dort 
Güter von 40, 60, 80 und 100 Morgen in nicht unbeträchtlicher Anzahl. In mehreren Gegen: 
den werden — nad) biäheriger Sitte — die geſchloſſenen Güter auch jegt thatſächlich zuſammen— 
gehalten durch ungetheilte Vererbung oder Überlaffung an eins der Kinder zu billigem Anz 
ſchlage. Im Odenwalde hat (namentlich in den Jahren von 1840— 50) der bei den gefchloffen 
gehaltenen Gütern hergebrachte Misbrauch unverhältnißmäßig großer Auszüge oder Altentheile 
bei Outsüberlaffungen vielfad zur Verarmung der Beſitzerkund zu Zwangsverfteigerungen ge: 
führt. Bon ven Geſetzen vom 11. und 13. Sept. 1858 wegen Bildung geichloffener untheil: 
barer Güter und Familienfideicommiſſe ift bisher fein Gebrauch gemadıt. 

In dem gewerb: und induftriereichen Königreih Sachſen (auf 272 Duadratmeilen mit 
„2 040000 Einwehnern, 7500 auf der Quadratmeile) participiren an dem Privatgrundbeitg: 
" a) die Nittergüter mit 12,9 Proc., b) das übrige platte Land mit 63,17 Bror., c) die Städte 
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mit 23,88, und ſtellt fi (vgl. Dr. Reuning, „Amtlicher Bericht über die ſächſiſche Landwirth— 
ſchaft in den Jahren 1845— 54”, S. 23 fg.; ingleihen Dr. Engel, „Zeitſchrift des königlich 
fähfifhen Statiftifhen Bureau“ für 1857) das Grundvertheilungsverhältniß 1) nah ber 
Größe des Grundbeſitzes, 2) der Zahl ver Beſitzer, 3) dem Vrocentverhältnig verfelben, auf 
preußiſche Morgen reducirt (der preußiſche Morgen zum ſächſiſchen Ader etwa wie 10:21) 
folgendermaßen: ä j 
Sande der. Zahl. Broc 

a) 0 bis 0,0 28630 22,8 

1. Befigungen unter einem und bis 5 und 6 b) 0,1 bie 1,0 9183 7,07 





preußifchen Morgen c) Lodbi 2, 12395 9,55 

d) 2,0 bi 3 8707 6,” 

58915 45,87 

I. Befigungen von 5 und 6 bit etwa 30 — — > a 
preußifchen Morgen - b) 5,01 bis 10 14276 10,9 

c) 10,01bi8 15 7546 5,79 

33567 25,8 

a) 15,01 bi8 20 6004 4,62 

b) 20,1bi8 30 9361 Ta 

c) 30,1 bi8 40 7884 6,0 

ßiſchen Morgen e) 5001 bi 75 5562 4% 

fl 75,01 bls 100 1353 1,04 

8) 100,01 bi8 150 608 40% 

36356 27,8 

IV, Befigungen von etwa 300 — 600 preu: a) 150,01 bis 200 235 ‚18 
hiſchen Morgen b) 200,01 bi8 300 279 02 

514 0,00 

a) 300,01 bi8 500 294 0,8 

; b) 500;0ı bi8 750 164 0,13 

V. Beilgungen über 600 preußifhe Morgen c) 750,01 bis 1000 49 * 
d) über 1000 ‚4 0,08 

548 0,8 


Summa 129900. 


In vielen Theilen des Koönigreichs Sachſen, wie in den thüringifchen Staaten, auch in den 
thüringifhen und vormals föniglich ſächſiſchen Landestheilen der preußifhen Brovinz Sachſen, 
gibt es übrigens von ältefter Zeit her zahlloje Wandeläder und walzende Grundftüde und 
ſehr viele Bauerhöfe beftehen lediglich aus ſolchen. In einigen diefer Landestheile kommen gar 
feine over doch nur fehr wenige vormals gefchloffene Güter vor. Ein königlich ſächſiſches Geſetz 
vom 30. Nov. 1843 befchränft die Theilbarkeit dahin, daß auf einmal oder nad und nad von 
Nittergütern oder andern als geſchloſſen zu betrachtenden Grundſtücken nur fo viel abgetrennt 
werben foll, daß zwei Drittel ver aufihrem Grund und Boden, ausſchließlich der Gebäude, bei 
Erlaffung des Gefeges haftenden Steuereinheiten beim Stammgute verbleiben, läßt übrigend 
aber viele Ausnahmen hiervon zu, ebenfo Dispenfationen ver Negierungsbehörden ; auch nimmt 
daſſelbe die unter einem gefchloffenen Complex nicht begriffenen walzenden Grundſtücke, in: 
gleichen die Grundſtücke innerhalb eines ftädtifchen Gemeindebezirks von der Theilbarfeits- 
befhränfung aus, 

Uber die Grundvertheilungsverhältniſſe des Herzogthums Sachſen-Altenburg und zwar 
über deſſen Kreisamt Altenburg geben wir nur deshalb die nahfolgenven Notizen, weil fich bie 
Projecte wegen der Theilbarfeitsbefhränfung jo Häufig auf den dort vorzugsweife Fräftigen 
Bauernftand berufen. Die Rittergüter befigen dort wenig mehr als ein Achtel des Areals; auf 
die Fläche ver landesherrlichen Güter ift nicht bedeutend. Es enthalten in ven 256 Ortſchaften 
jened Kreidamts auf 97/, Duadratmeilevon der Oefammtzahl der 6500 Bauergüter 96 durch⸗ 
ſchnittlich je 220 preußiſche Morgen, 88 je 175, 177 je 144, 225 je 108, 265 je 80, 378 je 
45, 402 je ungefähr 22%/,, 683 je 11%,, 972 nur 5 und 3214 (beinahe die Hälfte) weniger 
ald einen preußifchen Morgen. In mannichfacher Abftufung von größern und Eleinern, Hand: 
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fpann=, Handfröner-, Gärtner: und Hämdlergütern vertheilt fich die Fläche der im bäuerlichen 
Befig befindlichen Ländereien mit 96 Proc. auf die größern Güter bis hinauf gu 200 Morgen, 
Dagegen mit nur 5Pror. auf die kleinern bäuerlichen Befigungen von 7'/, bis hinunter zu 24, 
und unter 2 preußifchen Morgen. (Vgl. hierzu den amtlichen Bericht der VL. Berfammlung 
deutſcher Land: und Forftwirtbe 1843 und S. 67— 71 der daſelbſt ausgegebenen Schrift: 
„Einige Nachrichten über pas Kreidamt Altenburg.“) 

Am abweidhendften von den deutſchen Grundvertheilungsverhältniſſen haben fi die in 
Medtenburg geftaltet, namentlih im Großherzogthum Medlenburg- Schwerin. In Medten- 
burg:Strelig nehmen die Domänen einen verhältnißmäßig größern Antheil ein. Nachdem durch 
den landeöherrlihen Receh von 1621 die Zuläffigfeit einer Bauernlegung und @inziehung ber 
auch dort einft erblichen Bauerhöfe und bäuerlichen Ländereien zu den Rittergütern förmlich 
anerkannt, dieſe Net: und Schugloiigkeit des Bauernſtandes aud in dem Erblandesvergleich 
von 1755 fanctionirt war, ging dort ſchon früh, noch mehr feit dem Dreigigjährigen Kriege das 
Xegen oder (wie ed auch hieß) das Ab: und Einſchlachten der Bauerhöfe im größten Maßſtabe 
vor ſich. Noch im Jahre 1628 eriftirten auf den ritterfchaftlichen Beſitzungen 12000 befondere 
bäuerliche Höfe, im Jahre 1755 aber nur noch etwa 5000; gegenwärtig jind kaum 1200 übrig 
geblieben. Seit 1755 find 300000 preußifche Morgen Bauerländereien theils mit, theils ohne 
Conſens der Regierung eingezogen und verſchwunden, wovon der geringere Theil auf wie Zeit 
ded Siebenjährigen Kriegs kommt. Noch in den legten 30 Jahren find mit Conſens der Re- 
gierang mehrere Millionen Duadratruthen und blos in den legten 10 Jahren, nad ungefährer 
Schägung, wiederum 2 Mill. Duadratruthen an Bauerländereien eingezogen worden. Die 
Wirkung diefes abnormen, von der Geſetzgebung fanctionirten ſtaatsrechtlichen und vollswirth⸗ 
ſchaftlichen Syſtems find in dem Art. Agrarverfaffung (I, 346), ferner in dem Art. Ein- 
und Auswanderung dargeftellt. Auf 244 Quadratmeilen mit 542148 Einwohnern bejigt 
die Ritterſchaft, ausfhließlich der feit 1748 vom Staate erworbenen Güter, der Klöſter, 
der ſtädtiſchen und Dkonomiegüter, 103 Quadratmeilen mit 136405 Seelen, wogegen der 
Befig der Domänen 106 Dundratmeilen mit 205143 Einwohnern, der der Kloftergüter circa 
8 Duadratmeilen mit 9047 Einwohnern beträgt. Die Zahl jener ritterfaftlichen Güter be— 
fteht im gangen in 1003 Hauptgütern, wovon 67 dem Landesherrn, 84 den zwölf geiflichen 
Stiftungen, 42 fiebzehn weltlihen Gommunen gehören und 809 Güter 622 Rittergut&befigern. 
Bon den ritterſchaftlichen Gütern find 619Y, Lehen und 3831/, Alodial. Dabei haben ſich 
die erſt feit ver Mitte ded vorigen Jahrhunderts errichteten Fideicommiſſe neuerlich außerordent⸗ 
lich vermehrt. Es gibt deven gegenwärtig 82in 50 Lehen und 32 Alodialgütern. Etwa nur der 
funfzehnte Theil des rirterfchaftlihen Territoriums gehört kleinern Beligern, und auf der Qua— 
dratmeile wohnen nur 27 grundbefigende Familien. Die Fideicommiſſe bilden den zwölften Thell 
der Rittergüter und den zehnten Theil aller in Privatbeſitz befindlichen Rittergüter und mit Hin= 
zurechnung der fogenannten incamerirten Domanialgüter wie der in todter Hand befindlichen 
Güter der Städte und Stiftungen faft den dritten Theil der Privatrittergüter. Bon diefen find 
erft fei dem vorigen Jahrhundert 368 allmählich in die Hände bürgerlicher Befiger übergegangen. 
Eine größere Zahl Fleinerer oder Erbpadtgüter befindet fih nur innerhalb des Territoriums 
der Staatsdomäne und zwar 4160 Banerftellen, 7218 Bünnerftellen, 2259 Häußlerftellen, 
1268 Erbpachtgüter und 251 Pachthöfe, dazu etwa 800 Mühlen, Schmieden und Krüge. Auch 
wohnen innerhalb der Staatövomänen auf der Quadratmeile durchſchnittlich 138 grund 
befigenve Bamilien. Eine Verordnung vom 16. Aug. 1849 fuspendirte, ald Mecklenburg kurze 
Zeit hindurch ein verfaffungsmäßiger Staat war, die Legung der Baütern. Diefe Suspenjion 
wurbe jedoch von den reftaurirten Ständen im Jahre 1851 wieder aufgehoben. In Mecklenburg 
hatte 1820, wie in Neuvorpommern 1810, die Aufhebung der Leibeigenfhaft nur die Ent: 
völferung des Landes zur Folge, in Neuvorpommern gleichzeitig ebenfalld die Vertreibung der 
Bauern und die Einziehung ihrer Güter zu ven Rittergutdarealen, Es ift daher nicht auffallend, 
daß die durchſchnittliche Größe der von einem Hofe aus bewirthſchafteten Nittergiter Mecklen— 
burgs etwa 2700 preußiihe Morgen beträgt; ed kommen aber auch Güter von mehr ald 
10000 preußiichen Diorgen vor. (Bgl. über Vorſtehendes die ſtatiſtiſche Zeitſchrift für Medien: 
burg und den Vortrag von Morig Wiggerd auf dem zweiten und dritten Volkswirthſchaftlichen 
Congreß in den betreffenden Beilagen zu dem von Mar Wirth in Branffurt a. M. heraus: 
gegebenen „Arbeitgeber, Sitzung vom 14. Sept. 1859, reſp. 10. Sept. 1860; auch Roſcher, 
„Rationalöfonomif ded Aderbaus’'.) 

Einer ähnlichen Zerftörung der alten dentfchrechtlihen Grundlage im Veſitzverhältniß des 
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Bauernftandes und der diefen Befigftand ſchützenden Berfaffung gingen die Grunbvertheilungs- 
verhältniffe im benachbarten PBonmern im Anfange ded 17. Jahrhunderts nad ber Bauern= 
ordnung vom 16. Mai 1616 wie deren fpätern Revifionen und Erneuerungen entgegen. 
Nach der Verbindung Pommerns mit dem preußifch- brandenburgiſchen Staate ſetzte jedoch die 
ftarfe und gerechte Hand der Hohenzollern diefer Zerftörung einen Damm entgegen. Dagegen 
unterlag der Bauernftand mit dem mittlern und kleinern Grundbeſitz in der Mehrzahl in Neu- 
vorpommern, nachdem vaffelbe durch ven Weftfälifhen Frieden an Schweden gefallen war. Dies 
noch zulegt nad) den dort furz vor den Freiheitöfriegen erlaffenen Berorbnungen über Aufhe— 
bung der Reibeigenfchaft (1806, 1810 und 1811). Ein Ediet von 1811 geftattete den Guts— 
herren nicht bloß die Legung der Bauern, fondern fogar die Entjegung der eigenthümlichen 
Katenleute gegen Erftattung des Tarwerthes ihrer Gebäude. 

Ganz anders geftalteten ſich die Orundvertheilungsverhältniffe in den benachbarten hanno— 
verifchen Landeötheilen, weil hierebenfalls fhon feit dem 16. Jahrhundert die Kandedorbnun- 
gen den bäuerlichen Bejigftand fhügten. (S. Roſcher, „Nationalöfonomif des Nderbaus”, 
S. 275, und Stüve, „Berfaffung und Wefen der Landgemeinden”) Es wird hier 
auf dasjenige zurückgewieſen, was bereitd weiter oben über die Örundvertheilungdverhältniffe 
in Sannover fpecieller bemerkt ift. 

Es bleibt nur noch zu erwähnen, daß, wenn keineswegs in allen hannoveriſchen Landesthei— 

len auch die Untheilbarfeit ver Bauerhöfe gefeglich vorgefchrieben, vielmehr inden verſchiedenen 
Provinzen in Bezug auf Theilbarfeit oder Gebundenheit eine große Verſchiedenheit hergebracht 
war (vgl. Stüve, a. a. D.), ſich eben zeigte, daß nicht Gebots⸗ und Verbotegefege, fondern tie- 
fere volfswirtbichaftlihe Momente, Sitte, Herfommen, Eulturbevürfniffe u. f. w. darüber 
entſchieden. 
Und mit dieſer Betrachtung gehen wir noch zur Grundvertheilung in einigen ſchleswig— 
holſteiniſchen Landestheilen über. Unter der in den norddeutſchen Küſtenmarſchen ſeit dem 
Mittelalter hergebrachten freien Theilbarkeit hat weder der Wohlſtand noch der Beſitzumfang 
der bäuerlichen Güter gelitten. Nur in den Geeſtdiſtrieten beſtanden Beſchränkungen der Ver— 
äußerungébefugniß. Dagegen verſicherte in Süderdithmarſchen ein Patent Chriſtian's VII. vom 
28. Bebr. 1766 (betreffend die Umſchreibung der liegenden Gründe bei Veräuferungen), daß 
die den Unterthanen biöher nacgelaffene Freiheit in willfürliher Veräußerung ihrer liegenden 
Gründe und in der Ausübung ihres Eigenthumsrechts venfelben nicht befhränft werben ſolle, 
und dad Dithmarſiſche Landrecht, Art. 82, 8.13, betreffend die Untrennbarfeit ver Gerechtigkeit 
am gemeinen Rande, wurde vielmehr durch ein Patent vom 13. Febr. 1729 dahin geändert: 
daß auch die bei Auftheilung der Gemeindeländer ven Hofbefigern zugelegten loſen Landſtücke 
veräußert werden dürften, blos mit der Befchranfung, „daß von fothanem Lande nur fo viel 
ungertrennlid beim Haufe verbleibe, um nach Beichaffenheit des Bodens wenigftend zur Weide 
zweier Kühe zugenügen’’. Die Eonftitution der Landſchaft Stapelholm von 27. Jan. 1623 fand 
wenigftend nur auf die gefhloffenen Bauerhöfe bei Erbfällen Anwendung , nicht aber auf die 
vielen fogenannten Freibondenländereien. (Vgl. hierüber und befonders wegen der Ungeſchloſſen— 
beit der Bauergüter in den Marſchen: Falk, „Handbuch des fhleswigsholfteinifchen Privat: 
rechtõ“, 1848, V,1, ©. 182; „Staatöbürgerlihed Magazin”, IV, ©. 18; Esmarch, „Das 
im Herzogthum Schleswig geltende bäuerliche Net”, ©. 190; „Corpus statutor. Schles- 
wicens.’,1, ©. 618.) 

Obige Betrachtungen haben die verfhiedenartigften Grundvertheilungsverhältniſſe, wie 
te nur in Deutichland vorfommen, zum Gegenftande gehabt. Andere Länder, über welde 
überdies gleich fihere Nachrichten nicht zur Hand find, Fönnen daher um fo mehr hier über: 
gangen werben, 

Wir Schließen diefen Artikel mit einer Darftellung der Grundvertheilungsverhältniffe in den 
verſchiedenen Provinzen des preußischen Staates. In ihnen tritt die größte Mannichfaltigkeit 
und Abwechfelung zu Tage bei ihrer fo unterfdiedenen Lage im Weften und Often, an ber 
Meeresküfte und in der Mitte Deutfchlands, in der Ebene wie im Gebirge, bei ihren daher fo 
verjchiedenen klimatiſchen, Bevölkerungs-, Gewerbes und induftriellen wie Eulturverhältniffen, 
ingleihen beider Stammesverjciedenheit der Bemohner undden darauf beruhenden verſchiedenen 
Eitten und Gewohnheiten. Zum Theil knüpfen die Orundvertheilungsverhältniffe noch an die 
Verſchiedenheit von Güterarten und Güterflaffen an und find eine Erbſchaft der mittelalter: 
lichen ftändifhen Gliederung. Sodann umfaffen fie gleichzeitig im Dften diejenigen Landes: 
theife, welche einft, nad) Verbrängung der ſlawiſchen Volkeſtämme, durd deutfche Einwanderer 
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colonifirt wurden, wie im Weflen diejenigen Gegenden, in denen, wie in Weftfalen und Niever- 
ſachſen, die urſprünglichen Anfiebelungen aus der Marfenverfaffung hervorgingen, oder, wie in 
der Rheinprovinz, die römische Eultur den libergang zur fpätern vermittelte, und wo bei der - 
großen Zertheilung des Grundeigenthums einerfeits, neben gemeinſchaftlichen Marken, doch 
andererjeitd wiederum aud ein fehr bedeutendes Gemeindevermögen eriftirt , woran ed umge: 
kehrt in dem colonifirten deutjchen Often, wenigftens in ven länblihen Ortſchaften, faft ganz 
fehlt, wo Hingegen ein individuell getheilter Hofbejlg, indeß mit Feldgemeinheit und gemeinja- 
men Weide: und andern Nugungen, bis zu den neuern Gemeinheitötheilungen und Separatio- 
nen vorwaltete. 

Es werden aus dieſen ſo abweichenden Örundvertheilungsverhältniffen innerhalb des preufi: 
[hen Staated um fo deutlicher die Urſachen und Wirkungen derſelben hervortreten. Je intenfiver 
die Cultur und je werthvoller der Grund und Boden ift, defto mehr nimmt deſſen Vertheilung zu; 
je mehr die Bevölkerung ſich mehrt, je weiter Bergbau und Fabrikation eine bleibende und fihere 
Stätte finden und auf diefer ein tüchtiger Stamm inbuftrieller Arbeiter fich feſtſetzt, deſto größer 
wird auf der einen Seite der Begehr nach Fleinem Grundbefig, durch den ſich die Arbeiterbevöl- 
ferung an dad Land und den Sig der Induftrie anfettet, auf der andern Seite aber auch felbft 
das Intereſſe der Unternehmer, ihre Arbeiter durch Anjiedelung zu feſſeln und zu verebeln. 
Dabei treibt wieder die größere Concurrenz derjenigen Bevölferungsflaffen, melde für ihre 
Eriftenz oder die Berbefferung ihrer Lage ein Stüd landwirthſchaftlichen Bodens fuchen, Kauf: 
und Pachtpreiſe in die Höhe. Infolge deſſen tritt demnächſt ein Zeitpunkt ein, in welchem ber 
große Grundbeſitzer einen den Goncurrenzverhältniffen entſprechenden Reinertrag durch die 
Selbſtbewirthſchaftung nicht mehr erzielen kann und es feinem eigenen Intereffe gemäßer Hält, fei 
e8 zur Dismembration oder doch zur Parcellarverpadtung feines großen Grundeigenthums 
überzugehen. Dann würde die gefeglihe Gefcloffenheit, wie eine anderweite durch Erbtheis 
lungsbeſchränkung oder fideicommißähnliche Inftitute beförderte Gebundenheit insbefondere 
alſo aud der bäuerlihen Grundbeſitzungen nur eine Entwerthung der foldergeftalt dem Ver: 
kehr entzogenen und vineulirten Güter herbeiführen und es daher dem Kapitaliften oder dem 
Grofgutöbefiger um fo leichter machen, diefelben aufzufaufen. Wenn dann (tie z. B. in dem 
königlich ſächſiſchen Gefeg vom 30. Nov. 1843 gefchehen) nur die Theilbarkeit des Grund: 
eigenthums, nicht die Zufammenlegung mehrerer kleinerer Befigungen zu großen oder deren 
Zuſammenſchlagung mit Rittergütern verboten ift, jo gäbe man wiederum vorzugsweiſe den 
Beligern diefer legtern oder den Kapitaliften ein volkswirthſchaftliches Brivilegium auf Koften 
der Fleinern Befiger. Kann man aber bei Theilbarkeitöverboten nicht zugleich die Verpfändung 
und Berfhuldung oder gar die Parcellarverpadtung der für untheilbar erklärten oder in ihrer 
Theilbarfeit eingefhränften Güter verbieten, fo befördert man auf der einen Seite um fo ſicherer 
den Ruin vieler Grundbefiger, oder man hemmt die fortichreitende Gulturentwidelung zur in⸗ 
tenfivern Landwirthfchaft, oder aber man macht die Grundeigenthümer der übrigen (pachtluſti— 
gen) Bevölkerung gegenüber zu Monopoliften, wie legtered 5. B. in Irland der Fall iſt. In— 
zwiſchen ift e8 auch bereit8 von der Wiffenfhaft und Vraxis anerkannt, daß unter Umſtänden 
größere Güter nur noch durch Parcellarverpachtung einen angemefjenen Reinertrag und Nugen 
abwerfen. (Vgl. z. B. v. Riedeſel, „Über die theilweife Verpachtung von Landgütern“, 1846, 
©. 59.) Es find ſchon jet drei Viertel aller Nittergüter in der preußifchen Rheinprovinz wirk: 
lich in Parcellen verpachtet, ſodaß etwa nur no ein Viertel von den Eigenthümern durch 
Selbſtbewirthſchaftung henugt wird. (S. Reichensperger, „Die Agrarfrage”, 1847, ©. 86.) 

hnliche Wirkungen knüpfen ſich in der weſtfäliſchen Mark an die neuerlich fo ausgedehnte Ent— 
widelung von Bergbau und Induftrie. Es war, wie in Frankreich, fo (nah Tocqueville's 
Beugniß, a.a.D., Ann. 6) auch ſchon vor 1789 in den vormals geiftlichen Kurfürftenthümern 
der preußifchen Rheinprovinz, namentlich im Kölnifhen, Grund und Boden jehrgetheilt. Bereits 
eine Menge von Bauern waren auch dort Eigenthümer des Bodens, und died eine Folge der 
Geldnoth und des Elends gewejen, worin auch am Rhein ein großer Theil der adelichen Familien 
fich befunden hatte. Das hatte fie genöthigt, ſich ſtückweiſe ihrer Ländereien zuentäußern, die ber 
Bauer gegen Renten over baare Zahlung auffaufte. Schon im Anfange des 18. Jahrhunderts 
gehörte dort ein Drittel de3 Bodens den Bauern, Überdies war die Theilbarfeit und Auf: 
theilung der Grundſtücke, wie bereitd erwähnt, in Thüringen mie bei den fränkiſchen Volks: 
fämmen von alters her in Sitten und Volksrechten begründet. Dies ergibt unter anderm bie 
bei den obengedachten Vorlagen des dritten Congreſſes deutſcher Volkswirthe (1860) abge: 
druckte Mitiheilung des Stadtarchivars Dr. Ennen zu Köln über die Verhältniſſe aus dem 13. 
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und 14. Jahrhundert. Danach beſtand bei allem Grundbeſitz in der Stadt Köln, der theild aus 
größern Höfen mit Hofreht und Gerichtsbarkeit, theild aus Höfen ohne Gerihtöbarfeit, theils 
aus kleinem freien, tbeild aus wachs- oder geldzinspflidtigem Eigenthum beitand, vollfom- 
menfte Theilbarkeit. Jeder konnte fein Eigenthum verkaufen, verpfänden odertheilen. Es wurde 
ſelbſt bei Sterbefällen unter männliche und weibliche Erben aufgeteilt, was nicht blos auf 
Häufer, Gärten, Weinberge, fondern aud auf die vielen Ländereien Anwendung fand, welde 
zu den in ber Stadt belegenen Höfen gehörten; ferner fogar auf die Thürme, Thore und 
Mauern der Stadt, die in Form von Privateigenthun von abelichen Geſchlechtern befeffen wur: 
den; ebenfo auf Zölle, Münzerhausgenoffenfhaften u. ſ. w. Man theilte ohne Unterfchieb ber 
Objecte meift in natura, und es löfte fi dad Grundeigenthum fo vielfach im die Fleimften Theile 
auf. Nur bei der fölner Judenſchaft waren Töchter von dem Erbrechte an den Immobilien der 
Altern ausgefhloffen. In Thüringen, aber aud in ver Provinz Sachſen beftanven von alters 
ber, befonders in den weftlichen und fühlichen Landestheilen der legtern, zahlreiche freiveräußer- 
liche walzende Grundſtücke oder Wandeläder. In andern Gegenden, z. B. im Bisthum Pader⸗ 
born, im Hochſtift Korvey, in den vormals kurmainziſchen Eichsfelde, waren die Belaftungen 
der bäuerlichen Befigungen theild ſo groß, theils vom ſolcher Art, daß ſchon dadurch die Zerthei- 
lung der Orundftüde, im Eichsfelde oft von den berechtigten Gutsherren felbft, befördert wurde, 
damit die Abgaben, welche ven Reinertrag ded Grund und Bodens überfliegen, aus dem einft 
blühenden Nebenerwerb ver Weberei, Spinnerei u. |. w. getragen werden fonnten. Werfen wir 
noch einen Blid auf das Wachsthum einerfeits ver Bevölkerung, andererfeits der Gewerbſam⸗ 
feit, und wählen wir auch hierzu einzelne Diftricte aus, um die Grundvertheilungsverhältnifſe 
in ihren Urſachen und Wirkungen anfhaulih zu machen. In der inpuftriereidhen Grafſchaft 
Mark (Provinz Weftfalen) z. B. (ſ. die vom Regierungsrath Jakobi bearbeitete Gewerbe— 
ftariftit des Negierungsbezirks Arnäberg) betrug die Bevölkerung no im Jahre 1806 nur 
151572 Einwohner, dagegen 1855 336293, ferner im Kreife Beuthen in Oberſchle— 
fien mit 313515 magbeburger Morgen Fläche, darunter 112887 Morgen Wald, 1806 
nur 21038 Einwohner, 1858 134252. Erſt feit 10. Jahren etwa hat fi die Ein— 
wohnerzahl auf die eben angegebene Höhe in ungeheuerer Progreffion und zwar infolge des 
Auffhwungs ded Bergbau: und Hüttenbetriebs fo gehoben, Bon 5573 Gütern im Kreife 
Beuthen gehören 62 Güter zu den größern über 600 Morgen, während 2824 5— 30 und 
2188 nur bis 5 Morgen enthalten. Es befigen aber die Rittergüter 195228 Morgen over 
über 73 Proc. der Bodenfläche des Kreifes, die jpannfähigen Mittelgüter und vie mit Spaten 
zu bearbeitenden Fleinen dagegen nur 70432 Morgen oder etwas über 26 Pror. der Fläche. 
Hier muß naturgemäß das eigene Intereffe jener großen Grundbeſitzer und gleichzeitigen Berg— 
werksunternehmer dem mit dem fleigenden Berbienft und Wohlbefinden der Arbeiterbevölfe- 
rung wachſenden Begehr nad) eigenem Fleinen Grunbeigenthum oder wenigſtens nah einem 
Stüd Land zum Gemüfe: und Kartoffelbau, das zugleich ver Frau und den Kindern Beſchäf— 
tigung bietet, entgegen fommen, Es iſt erflärlih, daß Kauf: und Pachtpreiſe außerordentlich 
geftiegen find. Die Großgutsbeſitzer und Unternehmer felbft überzeugen fi mehr und mehr, 
daß die großen Fafernenartigen Wohngebäude für Arbeiter und deren Familien nur Unſittlich— 
keit und dabei Unfrieden befördern, daß aber auch die Arbeiter, je ftabiler fie durch die Anſiede— 
lungen werben, defto zuverläffiger und tüchtiger find. Alle viefe Motive wirken denn aufeinemehr 
und mehr zunehmende Grundvertheilung ein. Die Unternehmer felbft geben theils Vorſchüffe 
an die Arbeiter, um diefe zum Anfauf von Grund und Boden und zum Aufbau eines Wohn- 
hauſes in den Stand zu fegen, theils bauen fie felbft Fleine Wohnhäufer auf und verfaufen Dies 
felben an die Arbeiter. Dabei bleibt der eigentliche Bauernftand im allgemeinen in feinen Bes 
ſitzungen meift ftabil und halt an dem alten Herfommen der Gutsüberlaffungsverträge mit 
einem ber Kinder feft. (S. iiber das Vorſtehende Solger, „Der Kreis Beuthen in Oberſchle— 
ſien mit befonverer Berückſichtigung der durch Bergbau und Hüttenbetrieb in ihm hervorgeru— 
fenen eigenthümlichen Arbeiter: und Gemeindeverhältniffe, mit Benugung amtlicher Ouellen 
geichildert‘‘, Breslau 1860, ©. 37, 42, 166, 201 fg., 267 u.a. a. D.) 

Diefe Vorbemerkungen werden für das Verſtändniß ver Grundvertheilungsverhältnifie in 
den einzelnen Provinzen des preußiſchen Staates genügen, zugleich aber aud) geeignet fein, ven 
gedanfenlofen Declamationen gegen die Zerftüfelung von Grund und Boden entgegenzutreten. 

Nach ven neueften Tabellen und amtlihen Nadrichten über ven preußifchen Staat für dad 
Jahr 1858 (herausgegeben 1860), ©. 328, 329, enthalten an landwirthidaftlihen Grund: 
beigungen, refp. Gütern: 
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1. Die Provinz Preußen (1178 Duadratmeilen mit 2,744500 Einwohnern; 2329 Ein⸗ 
wohner auf der Duadratmeile): a) Bejigungen von 600 Morgen und darüber 4123 (durch⸗ 
ſchnittlich 1981 Morgen); b) desgleichen von 300— 600 Morgen 4370; c) desgleichen von 
30— 300 Morgen 82956; d) vedgleihen von 5—30 Morgen 44581; e) deögleichen unter 
5 Morgen 49212; im ganzen 185242, 

I. Die Provinz Poſen (536 Quadratmeilen mit 1,417155 Gimvohner ; durchſchnittlich 
auf der Quadratmeile 2643): zu a) 2656 (durchſchnittlich 2113 Morgen); zu b) 1079; 
zu c) 45229; zu d) 32850; zu e) 24669; im ganzen 106483. 

IN, Die Provinz Brandenburg (mit der Niederlaufig) (734 Duadratmeilen mit 2,329996 
Einwohnern; durhichnittlih auf der Quadratmeile 3174 Einwohner): zu a) 2364 (durch⸗ 
fhnittlih 2634 Morgen); zub) 2343; zuc) 49408; zu d) 45735; zu e) 66797; im 
ganzen 166647. 

IV. Die Provinz Pommern (577 Quadratmeilen mit 1,328381 Einwohnern ; durchſchnitt⸗ 
lid aud) der Quadratmeile 2303 Ginwohner): zu a) 2595 (durdfhnittlih 2537 Morgen); 
zu b) 1436; zu c) 26247; zu d) 29099; zue) 32653; im ganzen 92030. 

V. Die Provinz Schlefien (742 Duadratmeilen mit 3,269613 Einwohnern ; durchſchnitt⸗ 
li auf dev Duadratmeile 4408): zu a) 3003 (durhignittlih 2055 Morgen); zub) 1203; 
zu c) 49157; zu d) 109681; zue) 121029; im ganzen 284073. 

VI. Die Provinz Sachſen (461 Duadratmeilen mit 1,910062 Einwohnern ; durchſchnittlich 
auf der Quadratmeile 4148): zu a) 1239 (durchſchnittlich 2000 Morgen); zu b) 1599; 
zu c) 41202; zu d) 67202; zu e) 107171; im ganzen 218413. 

VII. Die Provinz Weftfalen (368 Ouabdratmeilen mit 1,566441 Ginwohnern ; durch— 
fchnittlih auf ver Duadratmeile 4257): zu a) 706 (durchſchnittlich 1687 Morgen) ; zu b) 
1401; zu c) 46179; zu d) 75537; zu e) 121825; im ganzen 245648. 

VII. Die Rheinprovinz(487 Duadratmeilen mit 3,096629 Ginwohnern durchſchnittlich 
auf der Duadratmeile 6357): zu a) 1512 (durhichnittlih 1500 Morgen); zu b) 1608; 
zu c) 49524; zu d) 205446 ; zu e) 564759; im ganzen 822849. 

IX. Die hohenzollernſchen Rande nebſt Jahdegebiet (21,4 Quadratmeilen mit 65093 Ein= 
wohnen; durchſchnittlich auf der Quadratmeile 3037 Einwohner): zu a) 91; zu b) 37; 
zu c) 1684; zu d) 7243; zu e) 11046; im ganzen 20101. 

Bei 17,739913 Einwohnern, welde in 994 Städten, 356 Flecken, 31242 Dörfern, 
11931 Borwerfen, 8097 Eolonien und 30277 einzelnen Etabliffements, im ganzen in 82897 
MWohnplägen vertheilt find, beträgt die Summe aller Grundbeſitzungen 2,141486, davon ins⸗ 
befondere aber die Bejigungen unter 5 Morgen, welde auf Handarbeit und in der Negel auf 
Spatencultur angewiefen find, 1,099161, ſodaß alfo mehr ald die Hälfte aller Fleinen Be— 
figungen unter 5 Morgen allein auf die Rheinprovinz fällt. 

Nach der Zahl der Befigungen ift deren Procentantheil von der Gefammtzahl etwa zu a) 
0,82 Broc.; zu b) 0,5; zu c) 20; zu d)29; zue)49. Es beträgt dagegen nad) ihrer Größe 
von der Geſammtfläche des Staates der Procentantheil ver größten Beſitzungen über 600 Mor- 
gen (zu a): I. in ver Provinz Preußen 38; II. Bofen 55; HI. Branvenbürg 46; IV. Pommern 
62 (in Neuvorpommern, Regierungsbezirk Stralfund, fogar 75); V. Schlefien 50; VI. 
Sachen nur 27; VI. Weftfalen 15,5; VII. Nheinprovinz 21 Proc. ; dagegen der der klein— 
ten Befigungen unter 5 preußiſchen Morgen zu I. 0,60, zu Il. 0,53, zu II. 1,10, zu IV. O,'8, 
zu V.2,65, zu VI. 3,26, zu VII. 3,02, zu VII. 10,8. Während in Pommern beinahe zwei 
Drittel der ganzen Grundfläche zu den großen und zwar den Rittergütern gehören, nehmen dieſe 
in der Nheinproving an der Geſammifläche nur mit Y/, Proc. theilund dies nur wegen der dazu 
gehörigen umfangreichern Waldungen in den Regierungäbezirfen Trier, Koblenz und Aachen. 
Hingegen fommt in Pommern ein Drittel der Gefammtzahl aller Befigungen auf die Fleinen 
unter 5 Morgen, während in ver Rheinprovinz dazu zwei Drittel gehören, dort alſo bie 
weit überwiegende Minder-, hier die weit überwiegende Mehrzahl. Wiederum innerhalb der 
weftlihen Provinzen (auch in der Provinz Sachſen und Schlefien) ift die Anzahl der kleinen 
Grundeigenthümer (nicht landwirthſchaftlich benutzter Zwerggüter) am größten in denjenigen 
Diſtrieten, wo Bergbau und Induſtrie am weiteſten vorgeſchritten find. 

Was die mittlern Güter betrifft, d. i. diejenige Güterklaſſe, welche den eigentlichen Bauern— 
ſtand, die ſelbſtändigen Ackernahrungen bildet, ſo muß bei einer Vergleichung des Grundver— 
theilungsverhältniſſes in den verſchiedenen Provinzen ganz beſonders das abweichende klima— 
tiſche und Culturverhältniß, die Zahl der benachbarten größern Städte, die Bevölkerung und 
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Keiptigkeit der Communication durch Chauſſeen, Eifenbahnen und Ströme im Auge be- 
halten werden. 

Wo, wie am Rhein, ein Gartengrundſtück von 2—3 Morgen eine Familie ernährt, wo man 
bis in den Spätherbft hinein und wiederum Anfang März füen und beftellen kann, daher 
die eigenen Kräfte des Wirths und feiner Familie und eine weit geringere Zugkraft genügen, 
auch ſtets Beihäftigung finden, haben 5—30 Morgen Grundeigenthum eine ganz andere Be: 
deutung als im Dften, in der Provinz Preußen, in Litauen und Mafuren, over in Pommern, 
wo Saat: und Erntetage wieder auf fünf Monate, oft weniger befchränft bleiben, daher ungleich 
mehr Gejinde und Spannvieh erhalten werden muß, auch Feine Mannichfaltigfeit ver Gultur- 
arten(Ader:, Wein:, Gemüje:, Obflbau u. f. w.) abwechſelnd durch das ganze Jahr Beſchäfti— 
gung bietet und in Anfpruc nimmt. 

Bemerkenswerth ift, daß die Güterflaffe von 300—600 Morgen Befigthum (wovon int 
ganzen Staate nur 15076 gezählt werden) allein in einer Provinz die Zahl der Befigungen vom 
600 Morgen und darüber (deren ed im ganzen 18289 gibt) erheblich überfteigt, in Weſtfalen 
um das Doppelte, in Sachſen und der Rheinprovinz aber nur wenig übertrifft, wogegen fie 
diefer legtern in Preußen und Brandenburg etwa gleich fteht, in Pofen, Pommern und Schle= 
fien Hingegen hinter ver Zahl der größten Güter weit (faft um die Hälfte) zurückbleibt. 

Die Provinz Weftfalen ift derjenige Landestheil, in dem ſich der Fräftigfte Bauernftand 
befindet und dieſer vorzugsweiſe das Grundvertheilungsverhältniß beherrſcht. 

Die Maſſe des Bauernſtandes bilden überwiegend jedoch die Güter von 5—30 (im ganzen 
617374) und von 30—300 Morgen (im ganzen 391586). Der legtern Antheilsverhältniß 
am landwirthſchaftlichen Gefammtareal der rejp. Provinzen beträgt in Preußen, Weftfalen und 
dann Sachſen ungefähr die Hälfte, in allen andern Provinzen, aud) in der Rheinprovinz, etwa 
ein Drittel, in Schlefien zwijchen ein Viertel und ein Drittel, wogegen die Güterflafle von 5— 
30 Morgen nad Zahl wie nah Antheilsverhältnig am Boden am ftärfften in der Rheinpro— 
vinz (mitetwa ein Viertel an der Fläche), dann in Weftfalen mit einem Antheil an dem Ge: 
fammtareal von ein Siebentel bid ein Sechstel, au in Schleiien noch mit etwa ein Neuntel, in 
den andern Provinzen nur zwiſchen ein Zwanzigftel bis ein Dreißigftel betheiligt ift. 

Ungeachtet durch das Edict vom 9. Det. 1807 und dann durch das Landeseulturedict vom 
14. Sept. 1811 die freie Veräußerung und Theilbarfeit der Grundbefigungen geftattet wurde 
und die Aufhebung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe, die Ablöfung der Fronen, 
Zehnten und andern Neallaften wie die Gemeinheitötheilungen (ſ. d.) die Hinderniffe der 
Gütertheilung wegräumten, wurden doch auch in Preußen die Grundvertheilungsverbältniffe im 
ganzen infolge ver freien Güterbewegung nicht erheblich verändert. 

Bei einer ftatiftifchen Aufnahme von 1837, melde ſich indeß auf die Nheinprovinz und 
Neuvorpommern nicht ausdehnte (dieſe Landestheile bleiben daher auch nachſtehend unerwähnt), 
hatte man allerdings mehr nur gewifle Güterarten und zwar folgende drei im Auge: a) Ritter= 
güter (die Großgutäbefigungen), b) fpannfähige Beſitzungen (die größern und mittlern 
bäuerlichen Güter, die jelbfländigen Adernahrungen) und c) nichtſpannfähige (kleinere) Be: 
figungen, wie Gärtner ®Häusler:, Büdner-, Brinkjiger:, auch Kleinkoffäthenftellen. (S. hier: 
über ven ftenographifhen Bericht aus den preußifhen Herrenhaufevon 1859, S. 77 fg. und ba: 
felbft vie Mittheilungen der Minifter der Juftiz und für landwirthſchaftliche Angelegenheiten.) 

In der zu Grunde gelegten Zeitperiode von 1837 —51 hatten fi die Rittergüter im 
ganzen Staate der Zahl nad von 12018 auf 11919, der Fläche nad aber nur um 1,02 Proc. 
vermindert. Hingegen hatte fi die Zahl der übrigen fpannfähigen Güter (meift bäuerliche) 
von 355454 auf 359668 vermehrt, indeß auch 1,83 Proc. von ihrer Gefammtflähe ver: 
loren. Weit erheblicher vermehrte ih aber Zahl und auch Flächenverhältniß der Fleinern nicht 
fpannfähigen Befigungen, legtered um etwa 23,35 Proc., die Zahl aber 1) in ver Provinz 
Preußen um 23126; 2) Bofen 10859; 3) Brandenburg 13007 ; 4) Pommern 8502; 5) Schle⸗ 
fien 13221; 6) Sachſen 12511; 7) Weftfalen 15533; in Summa von 1837—51 um 
96759 und zwar im ganzen von 459345 Befigungen in diefen fieben Provinzen auf 
556104. Die Vermehrung der Zahl fpannfähiger Befigungen fand namentlih in Preußen, 
Voſen, Pommern und aud in Weftfalen, deren Verminderung hingegen in Schleflen, Sachſen 
und Brandenburg ftatt. 

Das Antheilsverhältniß der Eleinern nicht jpannfähigen Befigungen vom Gefammtareal 
des landwirthſchaftlich benutzten Bodens war, nach Procentfägen angegeben, aber do nur etwa 
Folgendes: 1) in Preußen 3 Proc. ; 2) in Brandenburg 3,5 Bror. ; 3) in Pommern 4,1 Bror.; 
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4) in Bofen 4,9 Bror.; 5) in Sachſen 10,4 Proc.; 6) in Schlefien 11,2 Proc.; 7) in Welt: 
falen 24,6 Proc. j 

Die Bewegung in den Güterbejigverhältniffen, betrug Hingegen nach Procenten vom ®e- 
fammtareal ded landwirthſchaftlichen Bodens etwa nur: 1) in Preußen 5,ı Proc.; 2) in 
Brandenburg 3,2 Proc. ; 3) in Pommern 4,3 Proc. ; 4) in Pofen 44 Pror.; 5) in Sachen 
5,5 Proc. ; 6) in Schlefien 5,1 Proc. ; 7) in Weflfalen 7,6 Proc. Davon blieben fogar in 
derſelben Güterklaffe 2,91 und gingen nur 2,8 Proc. in eine andere Güterklaſſe über. 

Auch in Preußen gewinnen Fruchtland und Forften fortfchreitend dem öden Lande neue 
Flächen ab (ſ. die ftatiftijchen officiellen Tabellenvon 1849 —52, V, 1049) und ift die Benöl- 
kerung feit 30 Jahren um 45 Proc. geftiegen (Dieterici, „ Mittheilungen‘, Jahrgang 6, S. 146), 
weit erheblicher wie z. B. in Frankreich. 

Zur Bergleihung mit ven oben bei Franfreih und Würtemberg mitgetheilten Notizen ift 
endlich noch zu erwähnen: 

1. Die Zuhl der Eigenthümer von Gütern und Höfen in den verfhiedenen Provinzen be— 
trägt und zwar in den dftlichen, mittlern und weſtlichen Randestheilen : 


a) Breußen . 2 20202. 120550 

b) Bofen 2. 2 2202020269673 

ce) Pommernn38664 

d) Brandenburg . 2 220... 76865 — 305952 

e) Shleien . . .» 2. 2. ...150444 

f) Sadin . . 2 22020. .68018 — 218462 

8) Weltfalen . . 2 20202.63806 

h) Rheinprovinz mit Hohenzollern 175937 — 237743 z 


Total 762157 

U. An Pächtern und zugleich auch an andern felbftändigen Wirthſchaftsführern find hin— 
gegen nur 33218, davon allein in der Nheinprovinz 10301 und in Weftfalen 6207 gezäßlt, 
ferner an dem Landbau zugehörigen Tagelöhnern und Handarbeitern a) 397020 Männer und 
b) 367222 rauen, wozu noch 508548 männliche und 442773 weibliche Dienftboten, die 
beim Landbau befchäftigt iind, Eommen, von jenen Tagelöhnern umgekehrt aber refp. 112934 
und 108307 und vom Geſinde in ähnlihem Verhältniß allein der Provinz Preußen angehören. 

I. Überdies ernähren fih von der Landwirthſchaft, jedoch nur ald Nebengewerbe, 421417 
Landwirthe und dabei 38615 männliche und 34732 weibliche Handarbeiter. (S. Tabellen und 
amtliche Nachrichten für 1858, Berlin 1860, S. 326, 327.) Bon ver Grfammtbevölferung 
des preußischen Staates gehören den Landbau noch etwa 51 Proc. an, dagegen dem Gewerbe 
und der Fabrikation nur 31, hiervon in Rheinland und Weftfalen jedoch 40, in Preußen und 
Poſen etwa nur 16 Proc. W. N. Lette, 

Grundvertrag, ſ. Grundgefes. | 

Guizot und feine Doctrin. Zrangois Pierre Guillaume ©.,zginer der berühmteſten 
Gelehrten und Staatömänner Frankreichs, ift zu Nimed am 4. Oct. 1787 von proteſtantiſchen 
Altern geboren. Sein Vater, Advocat in Nimes, ſtarb unter der Guillotine am 8. April 1794. 
Die Mutter zog bald darauf mit der Familie nach Genf. Hier vorgebildet, wurde G. 1806—8 
Hauölehrer bei vem Gejandten ver Schweiz in Paris, Stapfer, eine Verbindung, die für feine 
geiflige Ausbildung von Hoher Wichtigkeit wurde. Denn nicht nur benugte er dieje Zeit, um 
ſich in den alten Sprachen zu vervollfonimnen, er trieb auch zugleich das Unglilhe ‚ Spanifdhe 
und Italieniſche. Auch die Rechtswiſſenſchaft ſtudirte er mit größtem Eifer. Überdies war es 
Stapfer, welcher ©. mit der deutſchen Philoſophie, namentlih mit der Kant'ſchen bekannt machte 
und ihn überhaupt zum Studium der deuten Literatur anregte. Im Jahre 1807 nahm er 
unter Suard theil an der Medaction ded „Publiciste” und lernte bei diefer Gelegenheit das 
Sräulein ve Meulan, eine eifrige Mitarbeiterin an vemfelben Blatte, kennen. Sie wurde, ob: 
glei 14 Jahr älter ald G., im Jahre 1812 feine Gattin. Um diefe Zeit wurde ihm auch von 
feiten feiner Freunde der Vorſchlag gemacht, unter dem Herzog von Baſſano ind Minifterium 
bed Außern einzutreten. Er ging zwar darauf ein, doch zerſchlug id die Sache fpäterhin. Da= 
gegen übertrug ihm der damalige Großmeifter der Univerſität Fontanes im Jahre 1812, durch 
feine Arbeiten und Überfegungen aufmerkſam auf ihn geworden, den Lehrftuhl der neuen Ge: 

StaatssRerifon. VIT, 14 
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ſchichte an der Sorbonne. Sein neuer Wirfungskreis brachte ihn bald mit Royer-Gollard in 
Berührung, eine Befanntfhaft, die für ©. von Bereutung wurde. Denn Rover: Gollard 
brachte ihn nicht nur im nähere Verbindung mit den Doctrinärs, Tondern empfahl ihn aud, 
nad) der Reftauration der Bourbong, dem damaligen Minifter des Innern, Abbe Montesquion. 
Unter ibm erhielt denn and ©. bald darauf eine Anjtellung ald Generaffecvetär im Minis 
fterium des Innern. 

Die erfte Iegislatorifche Arbeit von Wichtigkeit, an welder ©, theilnahm, war der Geſetz— 
entwurf in Bezug auf die Preſſe, an welchem er und jein Freund Royer-Collard den größten 
Antheil Hatten. Die Eenfur wurde darin für Schriften unter 30 Bogen beibehalten, das Drudfe- 
veigewerbe war an eine königliche Conceſſion und an eine Beeidigung gebunden und auf die 
Übertretungen der Preßpolizei ſchwere Geloftrafen gejegt. Der Geſetzentwurf erregte bei feiner 
Vorlegung überall den beftigften Widerftand in der öffentlichen Meinung. In den Kammern 
und auf den Tribünen kam es fogar zu fo Rörenden Auftritten, daß die Verhandlungen unters 
brochen werden mußten und erft am folgenden Tage, unter dem Schuge einer anſehnlichen 
Truppenmacht, fortgefegt werden konnten. Dennod wurde dad Geſetz, nur wenig verändert, 
mit großer Majorität für die Dauer der nächiten zwei Jahre angenommen. Cine andere Maß— 
regel, an welder ©. damals ſich betheiligte, war eine Neform des Syſtems des öfſentlichen Un— 
terrichts, worüber am 17. Febr. 1814 eine Ordonnanz erlaffen wurde. Doch unterbrad; die 
Rückkehr Napoleon’ von Elba dieſe Neform, und fpäterhin Fam jie in Vergeſſenheit. 

Während der Hundert Tage, gleich nad) ven 20. März 1815, trat ©. von feinem Poften 
zurüd und nahm feine Vorlefungen wieder auf. Bald ſchloß er fih aud an die conftitutionelf 
geiinnten Noyaliften an, welde ih um Royer-Collard fammelten. Ausgehend von der Über— 
zeugung, daß die Napoleoniſche Herrſchaft feinen Beſtand haben fönne, hielten fie es für noth— 
mendig, daß der König die Conftitution beibehalte, den Herzog von Blacas entferne und feine 
Abſicht, von feinem Königreihe wieder Beſitz zu ergreifen, Öffentlih ausfpredhe. Um diefe An— 
fihten und Meinungen der föniglih Gejinnten dem König mitzutbeilen, begab jih in ihrem 
Auftrage ©. am 23. Mai zu Ludwig XVII. nad) Gent. Von diejer Reife nahm man jpäter 
Gelegenheit, ihm den Namen des Mannes son Gent beizulegen. Man ging jo weit, ihn zu bes 
ihuldigen, er habe in den Hundert Tagen der Napoleoniihen Negierung unbedingt gehuldigt 
und ſei dann, von ihr abgejegt, aus Rachſucht und Eigennug Ludwig XVII. nach Gent gefolgt, 
wo er an ber Nedaction bed „Moniteur de Gand” theilgenommen habe. Gegen beide Anſchul— 
digungen vertheidigte fih G. mit der ihm eigenen höhniſchen Kälte der Kammer gegenüber, 
was einen beifpiellos tumultuarifchen Auftritt bervorrief, Auch in feinen, Memoiren‘ (Kap. 3) 
weiſt ev den eriten Vorwurf in einer ſolchen Weife zurück, daß es wol feinem Zweifel unterliegen 
fann, daß beide Beſchuldigungen aus der Luft gegriffene böswillige Erfindungen find, die über— 
dies G.'s ganzer Charakter Fügen ftraft. 

Nach der zweiten Reftauration wurde ©. im Minifterium Richelieu unter Barbe-Marbois 
Generaljecretär der Juſtiz. Mit ihm zugleich ſchied er auch am 29, April 1816 and dem Minis 
ſterium wieder aus und trat als Nequetenmeifter in ven Staatsrath über. Die Entlaffung ®.'E, 

troß feiner Fähigkeiten ind feines voyaliftiichen Gifers, geihab hauptſächlich, weil er dem Mi: 
niſterium ald Proteſtant unliebfam war und dieſes überdies dadurch der ultrarovaliftiichen Rech— 
ten in der Kammer eine Goncefjion machen wollte. (Val. ‚Memoiren‘, 1, 139.) Die Wider— 
vergeltung follte indeflen nicht lange auf ſich warten laffen. Dev Minifter Decazes, welchem die 
huperlovale „„chambre introuvable’' neue Schwierigkeiten bereitete, wünschte lebhaft ihre Auf— 
fung. Er forderte daher mehrere feiner Freunde und Bekannten auf, ihre Anfichten über bie: 
ten Punkt niederzufchreiben, damit er fie dem König vorlegen fünne, Aud ©. war unter der 
Zahl der fo Aufgeforberten, und feine Denkihrift wurde von Decazes Ludwig XVIII. überreicht, 
woranf dann wirklich am 7. Sept. 1816 die Auflöfung-diefer Mufterfammer erfolgte. 

. Hierauf nahm ©. lebhaften Antbeil an ver Revaction des Wahlgeſetzes vom 5. Febr. 1817, 
ichrieb auch zu deſſen Vertheidigung mehrere Artifel für den „‚Moniteur”. Während der Kam: 
meriigung von 1818 betrat er dann auch zum erjten mal die Rednerbühne, indem er als könig— 
licher Gommiflar das vorgelegte Geſetz über die Preſſe vertheidigte. Im Jahre 1819 übertrug 
ihm Decazes die neuerrichtete Generalvirection dev Communal: und Departementalverwaltung. 
Doch behielt ev dieſen Poften nit lange, da auch ihn, nach der Ermordung des Herzogs von 
Berry, die ultraroyale Reaction traf, Er wurde im Juni 1820 von feinem Poſten und aus 
dem Staaterathe entfernt. Er nahm hierauf feine Vorlefungen im December deffelben Jahres 
wieder auf umd trat mehr und mehr auf die Eeite der Oppoſition, wo er fih den Doctrinäre, 
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mit denen er ſchon in Verbindung ftand, anſchloß. Auch erfihienen von ihm um diefe Zeit meh: 
rere oppolitienelle Schriften. 

Die Doctrinärs (ſ. Doctrin, Doctrinärs) traten als Partei zuerft nad) der zweiten Ne: 
ftauration gegen die Beftrebungen der Ultraroyaliften auf. Sie hielten feft am legitimen 
Königthun, allein aud) ebenfo feſt an der Verfaffung. Die Sicherheit und ruhige Fortentwicke— 
lung Frankreichs erichien ihnen nur durd ehrliche und vollftändige Durchführung ver harte 
und durch eine wahrhaft conftitutionelle Regierung ald gefichert. In diefem Sinne traten jie 
mit gleiher Entihiedenheit den Ausjchreitungen der äußerſten Rechten ſowol als der äußerſten 
Linfen entgegen. Der allein auf Erfahrung fi ſtützenden Politik jegten fie eine auf wiſſen— 
ihaftliche Forſchung gegründete Theorie entgegen und juchten durch ruhige und eindringende 
Unterfuhung und Discufiion der Wahrheit und dem Recht gegenüber dem Parteigetriebe zum 
Siege zu verhelfen. Died waren die urſprünglichen vortreffligen Orundfäge der Politik, 
welche die Dortrinärs aufitellten und befolgten. Hierzu Fam, daß jie eine Menge von talent= 
vollen, wiſſenſchaftlich hochſtehenden Männern, wie Royer-Collard, den Herzog von Broglie, 
Barante, Billemain, G., Ste. Aulaire u. a, zu den Ihrigen zählten. So fonnte es denn 
nicht ausbleiben, daß fie vafch bedeutenden Einfluß in den Kammern gewannen und von der 
Nation ald Vorfämpfer der Freiheit angejehen wurden. Bald jedoch änderte ſich dies. Denn 
leider fielen nur zu viele Doctrinärd von ihren frühern Anſichten ab und wurden mehr und 
mehr aus Vertheidigern der Freiheit und des Fortſchritts Anhänger ver Politik des Still: 
ſtandes, ja des Widerſtandes. Hierzu kam noch, daß man ihnen — mit nur zu viel Recht — 
vorwarf, fie ſeien ſtarre Syftematifer, tief durchdrungen von dem Bewußtſein ihrer geiftigen 
lberlegenbeit und voll von gelehrtem Dünkel und Hochmuth. Altes dieſes trug dazu bei, fie 
nad) und nad im höchſten Grade unpopulär zu mahen, und es unterliegt wol feinem Zweifel, 
dag ein großer Theil des Haffes, welder ©, in feinem ſpätern ſtaatsmänniſchen Wirfen in ſo 
reihlihen Mape traf, zum großen Theil auf Rechnung feiner Verbindung mit den Toctrinärd 
zu ſetzen iſt. 

Schon im Jahre 1823 begannen die Beſtrebungen der Ultras, theils alle Schulen in die 
Hände der Geiftlichfeit zu bringen, theils alle diejenigen Lehrer, namentlih an den höhern 
Schulen, deren Anjihten niht ganz im Einklange mit den berrfchenden Grundſätzen ſtanden, 
oder die font misliebig waren, von ihren Stellen zu entfernen oder ihre Vorträge zu verbieten, 
Legteres Schicfal traf unter andern im Jahre 1824 aud Royer-Collard und G., welde da— 
mals als Brofefforen der Philoſophie und Geſchichte am College de France Vorträge hielten, 
Das Verbot ging von dem Abbe Franffinous aus, welcher kurz vorher durch Villele Unter: 
richtöminifter geworben war, trogdem daß beide Profeſſoren ihre jtreng royaliftiiche Gefinnung 
mehrfach zu Gunften der Bourbons bewährt hatten. Diefes Verbot, welches ©. feiner Sub: 
füftenzmittel beraubte, zwang ihn, ſich gänzlich ver Schriftitellerei zu widmen. So fallen denn 
auch gerade in dieſe Zeit viele feiner wichtigſten Arbeiten und ſchriftſtelleriſchen Unternehmun— 
gen. Seitdem brach er auch gänzlich mit den Tendenzen der Regierung und ſchloß ſich immer: 
mehr an die Oppofition an. Im Jahre 1827 trat er felbit in die Geſellſchaft Aide-toi et le 
ciel t'aidera ein, deren Präfident er ſogar einige Zeit war. Zu dieſer Geſellſchaft hatten ſich 
Männer verjchiedener politifcher Anſicht vereinigt, die jedoch alle darin übereinftimmten, auf ges 
jeglichen Wege eine Veränderung der Kammermajorität und den Sturz ded Minifteriums 
herbeizuführen, 

Im Jahre 1828 wurde ihm vom Minifterium Martignac die Wiedereröffnung feines Ge: 
ſchichtscurſus geftattet, auch wurde er im März 1829 wieder in ven Staatsrath berufen. Unter 
großem Beifall und Zulauf nahm er feine VBorlefungen wieder auf, welde er bis zum Jahre 
1830 fortjegte. Die Nefultate verfelben legte er jpäter in einigen feiner wichtigſten und gedie— 
genften hiſtoriſchen Schriften nieder. Im Januar 1830 wurde er unter Beihülfe der Geſell— 
{haft Aide-toi und auf die Empfehlung Lafayette's von der Stadt Liſieux, die er fortan im ber 
Kanımer vertrat, zum Deputirten gewählt. : 

®. begann feine parlamentarifche Thätigkeit in der Kammerſeſſion von 1830 damit, daB 
er den Adreßentwurf Etienne's, welcher gegen das Minifterium Polignac gerihtet war, gegen 
ein milderndes Amendement Martignac's vertheidigte, wobei Berryer als fein Gegner glei 
falls zum erſten mal die Tribüne beftieg. Das Amendement wurde verworfen und der uriprüng- 
liche Entwurf der Adreſſe (die befannte Adreſſe der 221) angenommen. ©. befand ſich unter 
den 46 Deputirten, welche die Adreſſe am 20. März übergaben. Es erfolgte dann die Ver: 
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tagung und am 26. Mai die Auflöfung der Kammer, Für die neuen Wahlen wurden nun die 
größten Anftrengungen von allen Seiten gemacht. Das ganze Land Fam in Aufregung. Be- 
reits lange vor den Juliordonnanzen, fhon Anfang Juli, wurden Befürdtungen wegen eines 
Verfaſſungsbruchs laut, und die Führer der Oppojition, Mole, G., Ovilon:Barrot u. a., ver: 
fammelten fih häufig beim Herzog von Broglie, um ſich zu berathen, was in einem folden 
Falle zu thun fei. Endlich entfhloß man fih dazu, über eine Verweigerung der Steuern nicht 
hinauszugehen. So fam der 26. Juli heran, an welchem Tage die Orbonnanzen im „Moniteur” 
erfhienen. In den folgenden Tagen bis zum 30. Juli fanden auf dies Greigniß Hin mehrfache 
Berfammlungen der liberalen Deputirten bei Caſimir Perier, Laffitte, Audry, Puyraveau flatt, 
an welhen auch ®. theilnahm. In einer der erften Berfammlungen am 27. Juli wurden er, 
Billemain und Dupin nad langer Unentihloffenheit beauftragt, einen Proteft im Namen der 
verfammelten Deputirten gegen ven Staatöftreih abzufaflen. Am 28. Juli mittags, in einer 
Berfammlung bei Bupraveau, legte dann G. den Proteft vor, welder, obwol ohne Schwung und 
Kraft, in Ermangelung eines beffern angenommen wurde und 63 Unterfhriften erhielt. Nach— 
dem der Sieg der Revolution entfchleden war, verfammelten ſich die Abgeordneten am Mittag 
des 30. Juli an ihrem orventlihen Berfanmlungsorte, dem Palais Bourbon. Hier famen fie 
dann auf die Nachricht hin, daß der Herzog von Orleans ſich dazu entfchloffen habe, nah Paris 
zu fommen und die Angelegenheiten in feine Hand zu nehmen, zu dem Entfhluffe, eine Depu= 
tation an den Herzog zu Schicken, welche ihn auffordern follte, nad Paris zu fommen und dad 
Amt eines Statthalterd des Königs zu übernehmen. Zu diefer Deputation gehörte außer Perier, 
Sebaftiani u. a. auch ©. 

Bevor die Municipalcommifjton fi auflöfte, am 31. Juli, hatte fie für die verfchiedenen 
Minifterialdepartegientd proviforifhe Gommifjare ernannt. G. Hatte dad proviforifhe Com⸗ 
miffariat desöffentlihen Unterrichts erhalten. Als der Herzog von Orleans am 1. Aug. ald Statt: 
halter des Königs die proviforifche Regierungsgewalt von der parifer Municipalcommiffion über: 
nahm, behielt er dies proviforifche Minifterium bei. Auch ©. blieb in feiner Stellung und 
trat dann am 11. Aug. ald Minifter des Innern in das Gabinet des Königs. In diefer feiner 
Stellung ließ er es feine erfte Sorge fein, gegen die Revolution und ihre Gonfequenzen anzu: 
fämpfen und die Beftrebungen der ertrem:liberalen Parteien zu vereiteln. 

Das neue Eabinet in feiner jegigen Zufammenfegung beftand nur bis zum 2. Nov. 1830. 
Beranlaffung zu feiner theilmeifen Veränderung gab eine Proclamation Odilon-Barrot's, 
welde dieſer ald Präfect des Seinedepartements erließ, um die bedenkliche Aufregung des Volkes 
am 18. Det. gegen die frühern Minifter Karl's X. zu befhwichtigen. Er tadelte in diefer Pro— 
elamation die von den Kammern ausgeſprochene Abſchaffung ver Todesftrafe. Die Kammern 
wie dad Minifterium waren hlerüber gleihmäfig erbittert und legteres verlangte Odilon-Bar— 
rot's Abfegung. Da ſich jedoch Dupont de l’Eure verfelben widerfegte, fo nahmen die übrigen 
Minifter außer ihm ihre Entlaffung. Unter Laffitte's Vorfig bildete jih ein neues Minifterium 
und wurde günftig aufgenommen, befonders weil e8 Feine Doctrinärd unter ſich zählte. So be: 
gann man jchon damals fih von den conftitutionellen Syftematifern abzuwenden. Während 
des Minifteriums Laffitte nahm ©. feinen Sig in der Kammer auf der Linfen ein, dann, nach— 
dem Caſimir Perier Minifterpräjivent geworden war, auf der rechten Mitte. 

Nach vem Tode Perier's trat ©. am 11. Det. 1832 ald Minifter des öffentlichen Unter: 
richts mit Thierd und Broglie ins Minifterium Soult ein. Das neue Minifterium erhielt fi 
bis zum 5. Febr. 1836, mit alleiniger Unterbrehung durch das dreitägige Minifterium vom 
10. Nov. 1834, faft in derfelben Zufammenfegung. Im mefentlichen verfolgte es die Politik 
Perier's, welche der König einmal als die Politik des Juſtemilieu bezeichnet hatte, ein Ausdruck, 
welden die Oppofition nur zu bald für alle politifhe Schwäche und Verächtlichkeit gebrauchte. 
Auch auf das Minifterium von 11. Oct. wandte man fofort diefe Bezeichnung an, und fo war 
es denn von vornherein in der Öffentlichen Meinung verurtheilt. Somit war die Stellung des 
Minifteriums feine leichte. Erſchwert wurde le ihm noch dadurch, daß es nad innen bie viel: 
fachſten Kämpfe zu beftehen hatte. Denn einerfeit8 waren feine Beſtrebungen auf die Unter: 
werfung des legitimiftifchen Princips gerichtet (Gefangennehmung der Herzogin von Berry), 
andererfeits hatte es heftige Kämpfe ſowol mit ver republikaniſchen Preffe ald auch mit der repu= 
blifanifhen Partei und mehrfachen Aufftandsverfuchen verfelben zu beſtehen. Nach außen aber 
verurfaßten ihm die Angelegenheiten Belgiens, Spaniens, des Orients nicht geringe Mühe für 
Aufrechterhaltung des Friedens, 

Die danfbarfte Aufgabe war unftreitig G. als Minifter des Öffentlihen Unterrichts zuge: 
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fallen. Er hat ſich derſelben mit aller Energie, mit aller Anſtrengung hingegeben und Frank— 
veich in dieſer Hinficht unendlich viel genutzt. Sehr viel that er für die Verbeſſerung der Unter: 
richtsanſtalten im allgemeinen, beſonders aber der Primärfchulen, welche nicht wenig vernach— 
läffigt waren. Auch geichah es auf feine Vorftellung hin, daß Ludwig Philipp die von Napo— 
leon im Jahre 1803 aufgehobene fünfte Klaffe des Inſtituts, die Afademie der moralifchen und 
politifchen Wiſſenſchaften, im Jahre 1832 mwiederherftellte. Den größten Dank aber ſchuldet 
ihm das Rand dafür, daß er mit dem regften Eifer danach ſtrebte, ſowol das Studium der Ge— 
fhichte durch Gründung und Unterftügung von Alterthumsgeſellſchaften zu fördern, ald aud 
durch Anregung zur Herausgabe von Duellenfhriftftellern für die franzöſiſche Geſchichte ver 
Wiſſenſchaft im allgemeinen einen Dienft zu erweifen. 

Der König fowie eine Partei in der Kammer wünſchten ven Sturz des Minifteriums Brog- 
lie, beſonders aber eine Trennung Thiers' von den Doctrinäre. Eine Nieverlage in ver Kam: 
mer wegen Rebuction der Renten, am 5. Bebr. 1836, bewog die Minifter'ihre Entlaffung zu 
nehmen, und Thiers übernahın nun den Miniftervorfig und das Minifterium des Außern. Bon 
da an zeigte ſich ein offener Zwiefpalt zwifchen ihm und G. Am 6. Sept. 1836 folgte dem 
Minifterium Thiers das Minifterium Mole, und in diefem übernahm G. wiederum das Mini- 
flerium des Öffentlichen Unterrichte.. Doc trat bald zwifchen ihm und Mole offene Uneinigfeit 
hervor, ſodaß der König gendthigt war, Mole over ©. fallen zu laffen. Da er legieres vorzog, 
fo trat diefer am 15. April 1837 aus dem Minifterium aus, zugleich mit den übrigen Doctri— 
närs. ©. wurde num einer der heftigften Gegner des Minifteriums. So kam ed denn, daß 
während ver Rammerfefiton von 1838 auf 1839 ſich die dynaftifche Linke unter Odilon-Barrot, 
das linfe Centrum unter Thiers und die dem rechten Centrum angehörigen Doctrinärd unter 
G. zum Sturz bed Minifteriums Mole verbanden. Es war dies die fpäter wichtig gewordene 
fogenannte Goalition. Schon die Beantwortung der Adreſſe erhielt durch die Einwirkung der 
Eoalition einen feinvfeligen Eharafter, indem die Räumung Anconas, die ſchweizer Händel, 
die Angelegenheiten in Spanien und Polen tadelnd erwähnt wurden. Das Minifterium wehrte 
ih kräftig und löfte endlich die Kammern auf. Bei den Neuwahlen überboten jih das Mini: 
fterium und die Eoalition gegenfeitig in Gewiffenlofigfeit. Beeinfluffung der Wahlacte, Dro: 
hung, Schmeidelei, Beftehung waren die Waffen, mit denen man ſich befämpfte. Die Goali- 
tion verfuhr mit folder Immoralität, daß das den Doctrinärs ehemals befreundete „Journal 
des Débats“ ©. und feinen Breunden zurief: „Unfere Unterftügung werden wir euch vieleicht 
wieder geben, unfere Achtung nie.” Endlich dankte amı 8. März 1839 das Minifterium Mole 
ab. Allein da jegt ver Ehrgeiz und Hader unter ven Führern der Coalition, welcher bisher dem 
gemeinfamen Feinde gegenüber gefhwiegen hatte, in hellen Flammen ausbrach, fo ging bie 
Eoalition an ihrem eigenen Siege zu Grunde. Keinem der Führer derfelben gelang ed ein Mi: 
nifterium zu bilden oder in ein ſolches einzutreten. So dauerte denn die Minifterfrifis bis zum 
12. Mai 1839, wo eine Schilverhebung der republifanifchen Partei in Paris derſelben ein Ende 
machte. Soult bilvete ein neues Minifterium. G. ging an Sebaftiani’s Stelle ald Geſandter 
nad) London, wo er ſich mit Erfolg beftrebte, troß des Julivertrags der vier Mächte und der Po: 
litif des Minifteriums Thierd den Frieden zu erhalten. 

Thiers' Benehmen in der orientalifchen Frage hatte Schon lange dad Misfallen des Königs 
erregt. Als daher Ihiers fein Entlaſſungsgeſuch einveichte, fo nahm der König es fofort an. 
G., welcher fhon vorher mit den König ein doctrinäres Friedensminifterium beſprochen hatte, 
nahm am 29, Oct. 1840 ald Minifter des Auswärtigen theil an dem neugebildeten Mini: 
ſterium unter Soult's Vorſitz. Schon unter dem abgetretenen Minifterium hatte die Neform- 
bewegung begonnen, melde acht Jahre fpäter für die Dynaftie Orleans fowie für ©. jo ver: 
hängnißvoll werden follte. Audgegangen von Garnier:Paged und Arago, war das Beftreben 
der Reform auf Umänderung des Wahlgeſetzes gerichtet. Eine andere üble Erbſchaft waren 
die orientalifhen Wirren. 

Die Eröffnung der Kammern am 5. Nov. gab Gelegenheit dazu, daß die bittere Feindſchaft 
zwiſchen Thierd und ©. in den ärgerlichften und compromittirendften gegenfeitigen Anſchul⸗ 
digungen ſich Luft machte. G. warf Thiers vor, durch ſeine politiſchen Fehler den Vertrag der 
vier Mächte vom 15. Juli 1840 herbeigeführt und den Frieden leichtſinnig in Frage geſtellt zu 
haben; Thiers erwiderte darauf, G. würbe den „Frieden um jeden Preis‘ erfaufen, ein Aus: 
ſpruch, ver fortan zur ftehenden Anklage gegen ©. wurde. Zum Überfluß fielen auch nod von 
feiten dev Kammern ſchwere Befhuldigungen gegen beide Gegner, ſodaß es an Sfandal nicht 
fehlte. 
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Am 13. Juli 1841 unterzeichnete Frankreich ven Darvanellenvertrag, wodurch es jih den 
übrigen Großmächten wieder anſchloß. Am 20. Dee. ſchloſſen Brankreih und England einen 
neuen Vertrag über das Durhfuhungsredt der Schiffe zum Behuf der Unterdrückung des Skla— 

venhandels. Schen der frühere Vertrag zu gleichem Zwecke hatte Misſtimmung hervorgerufen. 
Jetzt kam nod hinzu, daß durch das perfünlihe Verhältniß G.'s zu der Fürſtin Lieven mit 
Rußland ſowie mit den übrigen Mächten ein gutes Ginvernehmen herbeigeführt wurde, welches 
ſolche Misgunft gegen das Minifterium erzeugte, daß man es verädhtlicherweife nur „das Mini: 
fterium des Auslandes’ nannte, So war es denn nicht auffallend, daß der neue Vertrag einen 
wahren Sturm von linwillen hervorrief, derart, daß von jeiten Frankreichs ſchließlich die Unter. 
zeichnung des Vertrag verweigert werben mupte. 

Die Kammerfeffton von 1844 gab wieder vielfache Gelegenheit zu Angriffen auf die Re— 
gierung. In der Thronrede war eine Stelle enthalten, die ſich tadelnd über die Wallfahrten 
der Legitimiften zu dem Herzog von Bordeaur nad) London ausſprach. Died gab Berryer ven 
Anlaß, ©. den Vorwurf zu machen, auch er fei einft ind Ausland gewallfahrtet, aber nicht aus 
Pietät, fondern aus politiihen Gründen, und überdies zu dem Landesfeinde, welder über dad 
Schlachtfeld von Waterloo habe hereinbrechen wollen, um Frankreich zu unterjochen. G. bes 
nahm ſich diefen abgeſchmackten und lügnerifhen Anihuldigungen gegenüber mit Ruhe und 
Kaltblütigkeit und fagte zulegt, nachdem er eine Stunde lang vergebens verfucht hatte, ſich Ge- 
hör zu verfchaffen: „Häufe man VBerleumdungen und Beleidigungen auf mich, jo hoch man 
wolle, meiner Verachtung werden jie nie über den Kopf wachſen.“ Gin anderer Gegenftand, 
welder zu vielfachen Angriffen Beranlaflung gab, war die Abjegung ver Königin Pomare durch 
den Admiral Dupetit:Thouars. Die englifche Preffe hatte jih aufs jhärffte gegen vielen Vor: 
gang ausgeiproden. Der König ımd ©,, welde Die entente cordiale nit gern geftört ſehen 
wollten, fuchten den Borfall rüdgängig zu machen. So erjhien denn im „Moniteur‘ am 
26. Febr. die Anzeige, der Admiral habe die Beitimmungen des Vertrags zwiſchen Frankreich 
und der Königin Bomare überfchritten,, die Regierung werde viejelben aber ftreng innehalten. 
Nun erbob ſich das furchtbarſte Gefchrei in der Preffe wie in der Nation: dies jei auf Englands 
Befehl geſchehen; eine franzöfifche Befigung fei feig ausgeliefert worden, und was dergleichen 
mebr war. 

In der Kanımeriigung von 1845 gab der maroffanifhe Krieg Mole die VBeranlaflung, ©. 
anzugreifen. Gr machte ihm den Vorwurf, feine Bolitik ſei zwar in ihren Grundſätzen richtig, 
er vernichte fie aber durch libertreibung. So würden der engliihen Allianz jo große Opfer ge: 
bracht, daß fie darüber zu Orunde gehen müffe. Ebenfo habe man die Unterdrüdung des Sfla= 
venhandeld durch die ubermäpige Ausdehnung des Unterſuchungsrechts ernftlich gefährbet. In 
derjelben Frage richtete auch Thiers in der Deputirtenfammer feine Angriffe gegen ©. Bon 
größerer Wichtigkeit jedoch war fein Antrag auf vollftändige Durchführung ver beitehenden Ge: 
jeße gegen die Jejuiten, deren Einfluß in fletem Steigen begriffen war. Dies lag befonders 
daran, daß die Negierung in der Kirche eine Stüge ſuchte, ſodaß fie felbft ven vielfach bevräng: 
ten Proteftanten die bei den oberften Staatsbehörden gefuchte Abhülfe verfagte und ſtets bereit: 
willig ihre Hand dazu bot, verbrecheriſche Kloſterſtandale zu vertufchen. Der ſtreng proteftan: 
tiſche ©. ließ es ſelbſt zu, daß der erfranfte Unterrichtsminiſter Villemain durch den Jefuiten: 
freund Salvandy erfegt wurde, 

Neue heftige Angriffe von allen Seiten hatte die Regierung in der Kammerfigung von 
1846 wegen des Aufftandes in Krafau und Galizien auszuhalten. G. verweigerte mit großer 
Beftigfeit über jene Vorfälle fi zu äußern oder gar thatjächlich ſich hineinzumiſchen. Die pol: 
niihen Angelegenheiten, meinte er, lägen Frankreich zu fern und gingen es deshalb gar nichts an. 

Nach dem 1847 erfolgten Austritte Soult's aus dem Minifterium übernahm G. aud for: 
mell den Vorfig im Minifterratbe, ven er factifch ſchon früher geführt Hatte. Auch mehrere 
andere Minifter traten aus, und es war ein bedenkliches Zeichen für das Minifterium, daß ©. 
große Mühe hatte, die leergemordenen Minifterftellen mit geeigneten Perfönlichkeiten wieder zu 
bejegen. Denn da in Paris fein Bolitifer von Ruf ins Cabinet eintreten wollte, fo ſah er ſich 
genöthigt, unbekannte Männer aus den Provinzen zu berufen. In diefe Zeit fallen auch die fo 
fatalen Gorruptionsproceffe, welche ſchon im Jahre 1842 ihren Anfang genommen batten und 
nicht wenig dazu beitrugen, den Sturz des Julifönigthums herbeizuführen. Ganz Frankreich 
wußte ed, daß die minifterielle Mehrheit in ver Kammer erfauft war durch Gunft, Amter, 
Orden, Lieferungscontracte und Gonceflionen, was fie felbft, die einzelnen Perfönlichkeiten, 
jowie durch Unterftügungen, Landſtraßen, Kirchen, Schulen, was die Wahlbezirke betraf. Die: 
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fer ſchamloſe Handel wurde ganz offen getrieben, und ©. jelbft jagte einmal in einer Rede an 
feine Wähler in Liſteur mit der größten Unbefangenheit: „Wenn ich euch Straßen und Brücken, 
Kirchen und Schulhäufer habe bauen laflen, fühlt ihr euch vadurd corrumpirt?” ©, indeß und 
der König gaben auf die gerechte Entrüftung des Landes nur wenig. Denn nad ihren Anſich— 
ten über Conſtitutionalismus war, da weder in der Kammer noch in den Wahlkörperihaften 
eine Misftimmung fi fund gab, ihr conftitutionelles Gewiſſen befriedigt und die Stimme ber 
Nation verhallte ungehört. Das Schmadhvollite war der Proceß Tefte. Teſte, früher Minifter, 
jollte dem General Eubiered, gleichfalls früher Minifter, eine wichtige Conceſſion für eine 
- Bergwerkögefellihaft verfauft haben. Beine Angeklagte waren Mitglieder der Pairdfammer, 
und jo wurde denn ihr Proceß vor derjelben verhandelt. Beide wurden überführt und verur: 
theilt. Leider ſtand dieſer Proceß nicht vereinzelt pa. Gleichzeitig kamen nod; mehrere Proceſſe 
wegen Beſtechung und Unterichleif zur Verhandlung. So erregte namentlich auch ver Petit'ſche 
Fall großes Ärgerniß. Petit hatte eine Steuereinnehmerftelle dadurch für ſich erkauft, daß er 
feinem Vorgänger eine Stelle in ver Rechnungskammer verfchafit hatte, indem er dem bisheri— 
gen Inhaber diefes Plages für feine Abdanfung eine jährliche Nente von 6000 Fr. zahlte. Der 
ganze Handel war noch überdied auf Betrieb und unter Leitung eined Cabinetsſecretärs G.'s 
vor fih gegangen. Dennod hatte G. den Muth, ven Petit'ſchen Sandel eine Kleinigkeit zu 
nennen, welche des Lärms, den man darüber erhebe, gar nicht werth ſei. Zugleich erfuhr man 
bei diefer Gelegenheit, daß dergleichen Täufche und Käufe von Stellen beim Rehnungshofe von 
jeher üblich gewefen feien, Dies hätte allerdings ein Milverungsgrund für das Minifterium 
fein fönnen, wäre nicht die unmittelbare Einmiſchung des Gabinetöjecretärd als ein erſchweren— 
der Umftand angeſehen worden. 

Auch das Verhalten der Regierung in ver ſchweizeriſchen und in der italienischen Frage 
ward von allen Seiten mit dem bitterften Tadel angegriffen. . Denn in den ſchweizeriſchen Wir- 
ven hatte jih das Minifterium G. von vornherein mit Ofterreich auf die Seite ded Sonder: 
bunds geftellt. Es ermutbigte denſelben zum ernfllichen Widerſtande, ſuchte die Tagiagung von 
gewaltſamem Einfchreiten abzuhalten und dahin zu beftimmen, daß ſie die Vermittelung bed 
Papftes und der’ Großmächte annehme. Was die italienifhen, gegen Ofterreich gerichteten Be— 
ftrebungen betrifft, jo unterftügte fie G. nicht allein nicht, fondern erflärte fich vielmehr offen 
gegen jede Hülfe. Den bitterften Zorn der Oppofition erregte ed, daß G., wegen jeined Ver— 
haltens in beiden Bragen angegriffen, die Rechtskraft ver Verträge von 1815 betonte. Den hef⸗ 
tigften Kampf aber rief eine Stelle in der Thronrede hervor, in weldyer der König die Anftifter 
der Neformbewegung „feindjeliger und blinder Leidenjhaften” beſchuldigte. Dennoch jiegte 
das Minifterium gegen die Oppojition, und die Adreſſe beftätigte die in der Thronrede ausge— 
ſprochene Berurtheilung. Trotzdem dag während ver Adreßdebatten ver Minifter ded Innern 
Duchatel aufs beftimmtefte erklärt hatte, die Negierung werde feine Wiederholung der Reform— 
verfammlungen dulden, beſchloß die Oppofition doch jenes fharfe Urtheil durch die Abhaltung 
eined neuen Reformbanfets in Paris zu beantworten. Gin von ihr gewählter Ausſchuß jegte 
das Banfet auf den 22, Febr. in den Champs Elys6es feft, forderte zu zahlreihem Erjheinen 
auf und ermahnte zur Ruhe und Mäßigung. G. und Duchatel erflärten dagegen nochmals, fie 
würden gegen dad Banfet Truppen marſchiren laſſen. Dadurch eingefhüchtert, faßten am 
Abend ded 21. Febr. die Deputirten der Oppofition den Beſchluß, ſich zwar nicht am Vanket zu 
betheiligen, dagegen die Minifter in Anklageftand zu verjegen. Dennod war am Morgen ded 
22, Febr. das Volk in maflenhafter Bewegung. Überall tadelte man die zurückgetretenen De— 
putirten und machte feinem bittern Haffe gegen ©. in Berwünfhungen Luft. Doc blieb trog- 
dem, daß einige Barrikaden gebaut und einige Flintenſchüſſe abgefeuert wurden, alles ziemlich 
ruhig. In der Nacht zog fich das Volk ſogar ganz zurück. Anders ſchon am folgenden Tage. 
Neue Barrikaden wurden errichtet, und das Vertrauen des Volkes ftieg nicht wenig, als die Na— 
tionalgarde ih der Bewegung durchaus geneigt zeigte. Zwar fihien fih der Sturm noch legen 
zu wollen, als e8 am Abend befannt wurde, ®. habe feine Entlaffung genommen ; da gab eine 
auf dem Bouvelard in der Nähe des Minifteriums des Nußern vom Militär abgefeuerte Salve 
das Signal zum Kampfe, welder ſchon nach wenigen Stunden mit dem vollftändigen Siege des 
Volkes endete. Am 24. Febr. warb nad der Flucht des Königs und der Königin die Republik 
proclamirt. 

Was die Entlaffung G.'s betrifft, fo hatte ver König, nachdem er fih von der Nothwendig— 
feit dieſes Schrittes überzeugt hatte, am Nachmittage des 23. Behr. den Grafen Mole mit der 
Bildung eines neuen Cabinets benuftragt. Da er aber auf Mole's Bedingungen nicht eingine 
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fo verließ diefer die Tuilerien unverrichteter Sache. Indeß noch in berfelben Nacht ſchickte ver 
König nochmals zu Mole und, da dieſer nicht kam, zu Thierd. ALS dieſer um Mitternacht im 
Schloſſe erſchien, erflärte er fofort, ohne den Beiftand des Führers der Neformpartei, Odilon⸗ 
Barrot, Fönne er der Bewegung nicht entgegentreten. Nach langem Kampfe geftand endlich ver 
König bies zu und hatte dann, ald ihn Thiers ——— hatte, noch eine lange Unterredung mit 
G., welcher die Naht in den Tuilerien zubrachte. G.'s letzte Miniſterhandlung war die gegen 
Mitternadit erfolgte Unterzeichnung der Ernennung des Marfhalld Bugeaud zum Oberbefehls- 
haber ver Befagung und ber Nationalgarde von Parid. 

Eine der erften Handlungen der proviforifchen Regierung war, Sorge dafür zu tragen, 
daß die fönigliche Familie und das abgetretene Minifterium ungefährbet und unaufgehalten das 
Ausland erreiche. Denn bei dem rolle gegen den König und dem erbitterten Haſſe gegen ©. 
war nur zu fehr zu befürchten, daß es bei ver Gefangennehmung einzelner Betheiligter zu ſchlim⸗ 
men Auftritten, vieleicht gar zu Blutvergießen komme. In geheimer Sigung beſchloß die pro— 
viforifche Regierung daher einftimmig, die Flucht der königlichen Familie und des Minifteriums 
auf jede Weife zu erleichtern, und ertheilte Lamartine für die hierzu erforderlihen Mapregeln 
einen Eredit von 300000 Fr. So erreichten die Flüchtlinge aud glücklich und ohne auf ernft= 
liche Hinderniffe geftoßen zu fein, das Ausland, nahdem fie zum Theil einige Tage in Paris ſich 
verſteckt gehalten hatten. 

Gegen G. und die Mitglieder feines Minifteriumd wurde nad) ihrer Flucht der Form wegen 
die Anklage erhoben. Doc ſchon gegen Ende des Jahres 1848 wurden fie durch richterliches 
Erfenntniß von derfelben entbunden, fodaß ihrer Rückkehr nach Frankreich fein Hinderniß mehr 
im Wege ftand. ©., welcher feit dem März 1848 in London lebte, machte davon infoweit Ge⸗— 
brauch, ald er im April 1849 von dort aus ein Wahlmanifeft (Guizot a ses amis) erlitß, in 
welchem er ih mit unendlichem Selbftvertrauen,, obgleich vergeblich, um einen Sig in der Na— 
tionalverfammlung bewarb. Doch kehrte er im November veffelben Jahres nad Paris zurüd, 
wo er mit den Häuptern der monarchiſchen Partei zuſammenwirkte. Nad dem am 26. Aug. 
1850 erfolgten Tode Ludwig Philipp’ beftrebte fih ©. eifrig, dur Wort und Schrift vie Fu— 
fion, die Verſchmelzung der dynaftifchen Anfprüche der Häufer Bourbon und Orleans, zu Stande 
zu bringen. Der Stantöftreih vom 2. Dec. 1851 führte ihn aufd neue nad) England. Do 
fehrte er nach einiger Zeit wieder nad Frankreich zurück und lebte unangefochten feinen litera= 
rifchen Arbeiten. Bol. v. Rochau, „Geſchichte Frankreichs“ (Teipzig 1858) ; Kayſer, „Geſchichte 
Frankreichs unter Ludwig Philipp” (Stuttgart 1858); Guizot, „M&moires pour servir à 
[histoire de mon temps’ (Bd. 1—5, Leipzig und Paris 1858— 62). 

G. ift feiner äußern Erſcheinung nad) von Kleiner Beftalt, mit etwas eckigem, puritanifhem 
Anftrih; der Kopf bedeutend, mit tiefliegenden, feurigen Augen und ausgebildeter breiter 
Stirn; die Sprache eintönig, der Vortrag etwas profeflorhaft docirend, aber gedankenreich, 
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tifhen Erdrterungen zu ergehen, ftetö aber klar und voll logifcher Schärfe, ruhig und überlegt. 
Mit feltener Sicherheit und Sachkenntniß vertheidigte er feine Anſichten oder vertrat er bie 
Orundfäge der Negierung_und blieb ven wildeften Angriffen feiner Gegner gegenüber ſtets 
falt, gefaßt, feiner geiftigen Überlegenheit nicht ohne beigemifchten Hohn fich bewußt. 

Er ift ein Mann von großer geiftiger Begabung, von vieler Kenntniß, reihem Willen, 
klarem Verſtändniß in praftifchen Bragen, unermüdlicer Thätigkeit und ausdauernver Arbeitd: 
fraft, dabei von ernften fittlichen und religiöfen Anfichten, ein vortreffliher Gatte und Water. 

Troß diefer ſchönen Eigenſchaften und troß feiner unbezweifelten großen Begabung ift feine 
Regierung für Frankreich eine unheilvolle gewefen. Wir wollen im Folgenden verſuchen, furz 
die Urſachen anzugeben, welche dazu beigetragen haben, daß jo häufig Widerfprüche zwifchen 
feinen auögefprocdhenen Anfichten und feinem Handeln hervortraten und er nicht wenig Dazu bei= 
getragen hat, die Bebruarrevolution herbeizuführen. 

Die hervortretendften Gigenfchaften in G.'s Charakter find ungemeſſener Ehrgeiz, große 
Gnergie und Thatkraft, Herrſchſucht, ſtarkes Selbftgefühl. Er ift aufs tieffte von feiner geis 
fligen Überlegenheit und von feiner politifchenlinfehlbarbeit überzeugt und voll gelehrten Dün- 
feld. Schon diefe Charakterzüge erklären vieled in feinem Denehmen, welches aber erft recht 
verftändlich wird, wenn man ſich erinnert, daß er feine Erziehung in dem ſtreng proteftantifchen, 
bürgerlid) aviftofratifchen Genf genoß. Diefe Sinflüffe find für fein ganzes Leben entſchei⸗ 
dend geweſen; aus ihnen erklärt ſich der puritanifge Anſtrich, der ihm eigen iſt, aber auch jene 
Anſicht, welche er fo häufig ausſpricht, daß den höhern Mittelklaſſen die Herrſchaft im Staate 
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zufomme. Aus feiner bürgerlich-ariſtokratiſchen Richtung erklärt ſich aber auch fein ehrgeiziges 
Bekämpfen ber Anfprüce höherer Klaffen, verbunden mit einem gewiffen zurüdftoßenden Wi— 
derwillen gegen die nievern Klaffen. 

Auch die geſchichtlichen und philoſophiſchen Studien ſowie der ganze Gang feines Lebens 
ald Staatsmann find nit ohne Einfluß auf fein praftifches Wirken gewefen. Indem er den 
Thatſachen nachforſcht, find fie ihm nur fo weit von Werth, ald er ſich aus ihnen eine moralifche 
oder politifche Maxime abftrahiren kann, welcher er dann mit der ihm eigenen Energie alle übri— 
gen Thatſachen despotiſch unterorbnet und feine Meinung als die einzig berechtigte und wahre 
binftellend jede andere Anfiht verwirft. Diefer Despotismus, mit welchem er feine Anſichten 
aufftellt und mit logiſcher Schärfe entwickelt, führt ihn dann auch dazu, die Verwirklichung die— 
jer Anſichten von oben herab ald die einzig mögliche und richtige anzufehen. Denn in diefer 
Hinſicht iſt G. ganz Franzofe, er ift ganz Mann der Autorität, des Organifirens und Conſtrui— 
rend von oben herab. 

Trotz diefer Hartnädigfeit in ver Behauptung und Vertheidigung feiner Meinungen ift er 
dennoch kein Mann von kraͤftigem Charakter, von feften, unbeugfamen Orundfägen, fondern ließ 
ſich nur zu oft von den Umſtänden leiten, ftatt fie jich zu unterwerfen, und zeigte fich dem Willen 
des Königs gegenüber in vielen wichtigen Angelegenheiten, fei ed nun aus Schwäche, fei es, um _ 
am Ruder zu bleiben, nur zu nadgiebig. | 

In feinen „Memoiren“ (II, 57) führt er zwar einige Schreiben an, welche er als Mi- 
nifter des Innern an Präfeeten richtete, und in welden er ſich gegen die Gentralifation aus: 
ſpricht. Doch ift das auch alled gewefen. Denn während feiner langjährigen Minifterlaufbahn 
hat ©. niemals einen ernftlihen Verfuch gemacht, gegen den Krebsſchaden ver zu weit getrie— 
benen Gentralifation in Frankreich anzufämpfen. 

Werfen wir nun noch einen rafchen Blick auf feine Wirkfamfeit ald Staatsmann zurüd, 
fo findet man leicht, daß ein Mann von ſolchem Charakter, trog vieler fhönen Eigenſchaften, 
wenig geeignet war, Sranfreich einer gedeihlichen Entwidelung entgegenzuführen. 

Seine Wirkjamfeit beginnt unter der erften Reftauration durchaus im monarchiſchen Sinne 
mit der Audarbeitung des befannten firengen Preßgeſetzes. Nach der zweiten Neftauration, wo 
ex fih enger an die conftitutionellemonardifche Partei und befonderd an die Doctrinärd, deren 
Anfihten er fortan zu ben feinigen machte, anfhloß, wurde er von ber ultraroyaliftifchen Partei 
befeitigt. Ehrgeiz und verlegter Stolz liefen ihn nun in heftige Oppofition gegen dad Mini- 
fterium Polignac treten. Mit Schärfe und Beredfamfeit vertrat er der Reaction gegenüber 
die Eonfequenzen der Revolution und die Unverleglichfeit der Charte in feiner Schrift „Du 
gouvernement de la France ete.“, ſodaß alle Liberalgefinnnten ihm ihren Beifall zujauchzten. 
Anders ſchon nad der Julirevolution. Diefe war ihm ein Greuel, ebenfo die Idee der Volfs- 

‚Jouveränetät, und um die Gonfequenzen aus beiden nicht anerfennen zu müffen, ftellte er feine 
jonderbare Anfit von der Quafilegitimität auf, indem er ſich für den Herzog von Orleans aus: 
ſprach, pareequ'il &tait Bourbon, entgegen dem Dupin’fchen quoique Bourbon. Bald ging er 
nod meiter. So ſprach er ſich mit Entfchiedenheit gegen jede Veränderung ver Eharte aus, 
flimmte für das befchränfte Wahlgefeg und war für die Erblidfeit ver Paird. Noch vertrat er 
indeß die Anſichten ver Doctrinärs in jeder Weiſe. Mehr und mehr aber verlieh er den Boden der 
Freiheit und wandte ſich allımäpli ver Reaction zu. Auch wenn er, wie mehrmals gefhah, aus 
dem Minifterium trat, jo war feine Oppofition fortan eine blos perfünliche. Gegen das Syſtem, 
wie ed einmal zur Herrfchaft gefommen war, trat er nie auf. Das zeigt fein Verhalten gegen 
das Minifterium Mole am deutlichſten. Denn als er fpäterhin wieder and Ruder trat, änderte 
ih das Syſtem nicht im geringften; der König fuhr mehr oder weniger fort perfönlich zu res 
gieren; auf die Wünfche des Wolfes wurde nichts gegeben, Denn da es nach G.'s Anfichten 
vom Gonftitutionalismus vollfommen genügte, werm das Minifterium in den Kanımern bie 
Majorität hatte, mochte das Volk fagen, was es wollte, fo ftrebte man nur danach, diefe Ma— 
jorität fich zu erhalten. ine Folge diefes verkehrten Syſtems waren dann die ſchmachvollen 
Beftehungen der Wähler, der Stellen: und Ämterhandel, um fih Stimmen zu fihern, ein Ver: 
fahren, weldes unendlich viel dazu beigetragen hat, das moraliſche Gefühl der Branzofen zu 
untergraben. So ging denn das willfürliche Negieren mit dev Rammermajorität fo lange fort, 
bis endlich die Bebruarrevolution dieſem heuchlerifchen Treiben ein Ende machte. In feiner 
Angft vor der Revolution und in feinem Haß gegen die Demokratie war ®, ftets für Ausnahme: 
gejege, für die firengften Maßregeln gegen die Breffe und die Vereine und ſah ſich hierin durch 
eine devote Kammermehrheit leider nur zu oft unterftügt. Wbrigend war er wie der König 
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durchaus für das berüchtigte Juftemilieu. Gr layirte mit den Umftänden, Tuchte durch Repref: 
ſivmaßregeln die aufgeregten Geiſter nieverzubalten und die Ruhe zu erhalten, hatte aber wicht 
den Willen oder die ſchöpferiſche Kraft, ein wahrhaft conflitutionelles, den Principien der wah— 
ren Freiheit entſprechendes Regiment anzubahnen. 

Eine abnlihe Wandlung macht ih in der äußern Politik G.'s geltend. Das in der Juli: 
revolution ausgeſprochene Princip ver Nichtinterpention wurde zwar beibehalten, allein weniger, 
um dadurd) einen höhern moralifhen Grundfag des Völferrehts zur Wahrheit zu machen, als 
im Intereſſe dynaſtiſcher und der Freiheit feindlicher Zwede; vielleicht indeß auch aus gar zu 
weit getriebener Friedensliebe, welche mit Angftlichkeit jeder feindlichen Berührung aus dem 
Wege ging und ſich baufig ſchwach und feig zeigte, um nur bad concert europeen nidt zu 
itören. Dieje Politif des Zagens tritt befonderd in der italieniſchen und polnifhen und dann 
in der orientalifchen Brage hervor, indem einerfeits die Breiheitsbeftrebungen der Italiener und 
Polen in feiner Weife unterftügt wurden, andererfeitö der Vicefönig von Ägypten aufs perfi⸗ 
deſte preißgegeben wurde, um nur die übrigen Mächtenicht zu verlegen. Dagegen rief die Schweiz 
den ganzen Zorn Ge's wad. Schon in der Flüchtlingsfrage fehlte ed nicht an jharfen und 
fühnen Drohungen; in der Sonderbundsangelegenheit ging ©., der ſtrenge und eifrige Prote— 
jtant, gar fo weit, daß er, um fi Ofterreih und die Kirche zu verbinden, Die Sonderbündler 
offen gegen ihre legitime Negierung aufreizte und ſich ganz auf die Seite Oſterreichs und der 
Jeſuiten ftellte. 

Das eine folhe Regierung, welche nad innen und nad) außen auf die Unterdrückung aller 
wahren Freiheit gerichtet war, die Franzoſen erbittern mußte, liegt auf der Hand. Vorzüglich 
war ed die Schwäche und Feighbeit in der äußern Politik, welche dem nationalen Stolz und dem 
feinen Ehrgefühl der Franzoſen die tiefften Wunden flug. So trug denn alles dazu bei, daß 
die Februar revolution nur zu viel aufgehäuften Zündſtoff vorfand und ebenſo plögli auftrat, 
als jie raſch und vollſtändig fiegte. 

Wir geben jchlieplich eine Überſicht der ſchriftſtelleriſchen Thätigkeit G.'s. Sein erftes Werf 
war: „Nouveaudictionnaire universeldes synonymes de la langue frangaise” (2 Bde. 1809; 
vierte Auflage, Paris 1848). In den Jahren 1811—14 folgten: eine Broſchüre: „Etat des 
beaux-arts en France‘, die „Annales de education‘, eine Überfegung von Gibbon’s „Ge: 
ſchichte des Untergangs des römiichen Reichs““, eine Überfegung von Rehfues' „Spanien im 
Jahre 1808"; dann die „‚Vies des poötes frangais du siecle de Louis XIV”. Berner erſchie— 
nen von ihm im Jahre 1814: „„Quelques idees sur la liberte de la presse"; (1816) „Du 
gouvernement representatif et de l’etat actuel de la France‘; dann „Essai sur lhistoire et 
sur l'etat actuel de l'instruction publique”, jowie eine Überfegung der Schrift Ancillon’s 
„Über Souveränetät und Staatsverfafſung“. 

Es folgten dann inı Jahre 1820: „Des conspirations et de la police politique“; im Jahre 
1821 eine vermebrte Auflage der Broſchüre „Du gouvernement de la France et du ministere 
actael”; „Les moyens de gouvernement et d’opposition dans l'état actuel de la France”; 
(1822) „Sur la peine de mort en matiere politique‘; endlich „Histoire des origiues du 
gouvernement representatif, welde feine Borlefungen von 1820 — 22 enthält (neue Auflage, 
2 Boe., 1852). Im Verein mit andern Gelehrten beforgte er die „Collection des m&moires 
relatifs a l'histoire de laFrance, depuis la fondation de la monarchie jusqu'au 13”"* siecle* 
(31 Bde., Paris 1823— 35), ſowie die „Collection des memoires relatifs à l’histoire de la 
revolution d’Angleterre” (26 Bde., Paris 1823). Überdies gab er viele Werke anderer ber= 
aus, die er mit Ginleitungen und Anmerkungen verfab; jo Letourneur's liberfegung Shaf: 
ſpeare's (12 Bde., Paris 1821); Hallam's ,‚Gefhichte von England“; Mably's „Observations 
sur l’histoire de Franoe” (3 Bbde., Paris 1823), weldye er durch die „Essais sur l’histoire de 
France‘ (Paris 1824; fiebente Auflage, 1848) ergänzte und erweiterte. Im Jahre 1826 er= 
jhien feine „Histoire de la revolution d’Angleterre” (2 Bde., Paris 1826 ; vierte Auflage, 
1845); zugleich leitete er die Nedaction der „„Encyclopedie progressive‘ und der „Revue Iran- 
gaise”, Als Frucht feiner Vorlefungen gab er von 1828—30 jein berühmteftes und wid: 
tigftes Werf heraus: „Histoire de la civilisalion en France depuis la chute de l’empire 
romain jusqu'à la Revolution francalse” (5 Bde., Paris; fünfte Auflage, 1845), ſowie die 
als Einleitung dienende „Histoire generale de la civilisation en Europe depuis etc.’ ; beides 
aud unter dem Gefamnittitel „‚Cours d’histoire moderne“, 

Seit der Februarrevolution erſchienen von ihm folgende biftorifche und politifhe Schriften : 
„De la democratie enFrance” (Paris 1849); „Washington, fondation de lar&publique des 
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Etats-Unis‘ (1850); „Pourquoila revolution d’Angleterre a-t-elle reussi?” (1850); „Monk, 
chute de la republique” (1851); „Revolution d’Angleterre, études historiques et bio- 
graphiques sur les principaux personnages des divers partis” (1851); ferner: „Etudes 
sur les beaux-arts‘’ (1852); „Meditations et etudes morales sur la religion, la philosophie 
etc.‘ (1852); „Corneille et son temps’ (1852); „Shakspeare et son temps‘ (1852). In 
neuefter Zeit endlich jind von ihm erjhienen: „Discours acad&miques’ (1861); „M&moires 
pour servir à [’histoire de mon temps’’ (Bd. 1—5, Leipzig und Paris 1858— 62); „L'e- 
glise et la societe chretiennes en 1861” (Leipzig und Paris 1862). 

In Betreff der früheſten Productionen G.'s ift im ganzen wenig zu jagen, da jie für feine 
Bedeutung nicht maßgebend find. So jind feine Berfuhe — denn ald mehr fann man jie nicht 
bezeichnen — über die Malerei, trogdem er mit nicht geringem Selbftbewußtfein auftritt, nichts 
weiter als Anſichten eines geiftreichen Dilettanten. Ein Gleiches muß man von feinen fpeculativ: 
philoſophiſchen Schriften fagen. Wichtiger und deshalb erwähnenswerth ift das Werk G.'s 
über Shafipeare, denn bier erweift er ſich ald gründlicher Kritiker, welder über ver Bewun— 
derung für den großen Dichter dennoch die Fehler deffelben nicht überſieht. 

Dasjenige Beld, auf welchem jih ©. mit Recht die Höchfte Anerkennung erworben bat, ift 
das der erniten Gejhichtöforihung und Geſchichtſchreibung. Hier wird er immer einen ehren— 
vollen Platz behaupten. 

Seinen Ruf als Gejhichtichreiber begründete er durd feine Geſchichte ver engliſchen Re— 
volution bis zum Tode Karl's l., welher dann fpäter die Geſchichte Monk's, die Abhandlung: 
„Warum ift die engliihe Revolution gelungen?”, dann die Fortjegung der engliſchen Revolu— 
tion bid zum Tode Cromwell's, weiter geführt bis zur Reftauration, folgten. Hauptzweck des 
Werks ift der Nachweis des Unterſchieds, der zwifchen ver englifchen und ver Franzöſiſchen Revolu— 
tion trog aller Ähnlichkeiten hervortritt. Er zeigt darin, daß die englifche Nevolution ihren 
urſprünglich religiöfen Charakter beibehielt und an vorhandene Grundgefege anfnüpfend auf 
ihnen die politiiche Freiheit aufbaute; daß die Franzöſiſche Nevolution dagegen, gegen das Chri— 
ſtenthum gerichtet, allem Beſtehenden zerjtörend gegenübertrat, da jie feine fertigen Formen ' 
vorfand; daß fie nad unbedingter Herrſchaft des Staates ftrebte und ihr Ausgang ein forialer 
war, Die Sprache iſt gedrängt und fürnig, die Erzählung deutlid und überjichtlich. 

Bon Hoher Wichtigkeit if feine Sammlung der Memoiren, die fih auf franzöſiſche Ge— 
ihichte beziehen, jeit Gründung der Monardie bis zum 18. Jahrhundert. Von noch größerer 
Wichtigkeit ift die während feines Gultusminifteriums auf feine Anregung und unter feiner 
Leitung im Verein mit den bedeutendſten Gelehrten unternommene Derausgabe der Quellen 
ſchriftſteller über alle Zeiten der franzöjiihen Geſchichte. 

Das Vorzüglichſte, was ©. geliefert hat, jind feine VBorlefungen von 1827—30. Sie um: 
faffen die Geſchichte der Givilifation feit dem Intergange des Römiſchen Reichs bis zum Ende 
ded 13. Jahrhunderts. Gr zeigt darin, daß die Gegenüberftellung des Thatſächlichen und des 
Gevdanfenmäpigen auf einer Abftraction berubt; daß die allgemeinen Gedanken, welche ſich in 
der Geſchichte realifiven, gleichfalls Thatſachen find, und daß in ihnen dad Hauptintereſſe liegt, 
welches zur detaillirten Unterfuhung diefer Thatſachen beftimmt. Die Beflimmung dev Menſch— 
beit faßt er unter dem Begriff ver Eivilifation zufammen. Diefe hat eine doppelte Richtung, 
eine fociale und eine individuelle. Beide geben nicht immer Hand in Hand, Der Fortſchritt 
der einen ift oft mit der Verderbniß der andern verbunden; aber ed ijt der Glaube des fittlich 
und geiftig Gebildeten, welden er aus dem gelammten Gange der Geſchichte ſchöpft, daß beide 
Richtungen jih mehr und mehr einander nähern und endlich fich treffen werben. Daß ©. die 
franzödiiiche Bildung als ven Herb und den Mittelpunft der allgemeinen europäischen Bildung 
darftellt, daß er ausfpricht, ihr fei e8 gelungen, die beiden Momente der Givilifation, das ſo— 
ciale und individuelle, das praftifche und theoretifche am ſicherſten ins Gleichgewicht zu bringen, 
überraſcht freilich bei einem fo gebildeten Manne, Fann aber der franzöſiſchen Eitelfeit zugute 
gehalten werden. Unbegreiflich aber ift e8, wenn ein fo gründlicher Forſcher und Kenner der 
Geſchichte die merfwürdige Behauptung aufftellt, ver Bürgerftand fei eigentlich nur in Frank— 
veich zu Haufe. 

Sehr far ſpricht er fein politiiches Glaubensbekenntniß in feiner Schrift über die franzö— 
nie Demokratie aus. Grführt aus, daß trog der ftattgefundenen Revolution die Idee des 
Julikönigthums dennoch die richtige geweien fei. Der Demokratie wirft er vor, daß ſie den 
Wahn habe, ſausſchlirßlich herrfchen zu können. Sie beruhe nur auf einem Theil der Geſell— 
ſchaft, welherf von den andern Schichten derfelben früher ganz getrennt geweien fei. Glaube 
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diefer Theil jegt über die andern gefiegt zu haben, fo irre er. Die alten Elemente beftänden fort 
in der Form der politifhen Parteien. Nehme man auch die Republik für den Augenblid am, 
man könne feine Vergangenheit dennoch nicht verleugnen, und die Republif ebenfo wenig wie 
jede andere Regierungsform könne einer feften Regierung entbehren. Die Annahme, daß bei 
vollftändiger Freiheit die Menfchen fi von felbft vernunftgemäß entwidelten, fei ein Itrthum, 
welcher auf dem meitern berube, daß die menſchliche Natur an fih gut fei. Es vermifchen ſich in 
ihr Gutes und Böfes, und gerade bei einer freien Derfaffung nad einer Revolution gehört ein 
entfehloffener Wille dazu, die Geſellſchaft wieder in ihre Fugen zu rüden, dem Übel in feinem 
erften Urfprung zu widerſtehen. Laſſe man den jegt herrſchenden revolutionären Geift gemäß: 
ven, fo werde nicht die Freiheit, ſondern der militärifche Despotismud daraus hervorgehen, 
welcher viele Anhänger finden werde. Denn das fet das Unglück der Revolutionen, daß fle all: 
gemeine Erſchlaffung hervorriefen, in welcher das Volk jid jede Gewaltherrſchaft gefallen laffe, 
wenn fie ihm nur Ruhe ſchaffe. Die Gewaltherrfchaft könne aber Frankreichs Bedürfniß nicht 
befriedigen, denn wer die Freiheit einmal gefoftet, empfinde ftetige Begierde danach. Der Friebe 
fönne für Frankreich nur daraus hervorgehen, daß die Verbindung mit der Vergangenheit, auf 
der alle Eultur beruht, wiederhergeftellt und jeder Schicht ver Gefellfhaft ihre flaatliche Aner— 
fennung zu Theil werde. Trotz ber rechtlichen Gleichſtellung aller dauern die natürlichen Un— 
terfchiede fort. Orundeigentbum, Kapital, Arbeit, jedes diefer Elemente verlangt fein Reit. 
Beratung der Arbeit ftürzte das alte Regime, die ganze Geſellſchaft beruht auf der Arbeit. 
Aber diejenige Partei, melde ih anfheinend der Arbeiter annimmt, zerftört vielmehrdie Grund⸗ 
lagen der Arbeit, die Ordnung und Gultur. Solange nicht ein Mittel gefunden haben wird, 
jenen verſchiedenen Elementen der Hiftorifch gegliederten Gejellfhaft einen Antheil an der Cen— 
tral= und Rofalregierung zu geben und diefe Regierung ftarf genug zu maden, um ven Leiden- 
ſchaften zu widerftehen, fo lange bleibt die rechtliche Gteihheit ein Wahn, und die Religion ift 
nicht im Stande, Nettung zu fhaffen. 

In einer feiner neueften Schriften („L'église et la societ& chreliennes”) fpridt fih ©. 
zu Bunften des bedrohten Papſtthums aus. Er fagt unter anderm: die weltliche Souveränetät 
jei eine Nothwendigkeit für die Fatholifche Kirche. Denn dadurch, daß der Papft fouverän fei 
und den Fürften an Rang gleichſtehe, ohne ihr Nebenbuhler in Rückſicht auf weltliche Macht zu 
fein, konnte er überall die Würde und die Nechte ver geifligen Ordnung vertheidigen, welche die 
Duelle und Grundlage feiner Macht war. Nur die weltliche Hoheit habe das Papſtthum die 
Trennung von Staat und Kirde in Europa behaupten und durdfegen laffen. Werner feßt er 
noch hinzu: der Kirchenſtaat fei lebens: und reformfähig; die Schuld, daß die von den Groß: 
mädhten jeit 1831 verlangten Reformen nicht durchgeführt felen, trügen diefe felbft. Der Papft 
fünne aber nicht König einer conftitutionellen, centralifirten Monardjie fein. Doch fünne der 
Papft fehr wohl dad Haupt einer Bereinigung von Städten und Provinzen fein, melde ihre 
eigenen freien Zofalverfaffungen hätten und die Landeshoheit des Papftes anerkennten, ohne 
feiner abfoluten Macht unterivorfen zu fein. 

Zum Schluß müffen wir noch feiner Memoiren gedenken. Diefe bieten jehr viel des Le— 
fendwerthen, ſowol in Bezug auf feine Zeit als auch für feine eigene Beurtheilung, da er in 
denfelben vielfach Gelegenheit nimmt, ſich über feine politifchen Anfichten auszuſprechen. Dod 
darf nicht unerwähnt bleiben, daß fie nur mit Vorficht zu benugen find, ba fein Beftreben, fein 
ſtaatsmãnniſches Wirken von der beſten Seite darzuſtellen, nur zu ſehr hervortritt und man ſich 
leicht ein falſches Bild von G.'s Wirkſamkeit entwerfen könnte, wollte man ihn nur nad feinen 
Memoiren beurteilen. e. 

Guftav II. Adolf ‚ König von Schweden, Sohn des — Erbfürſten, ſpätern 
Königs Karl IX. und einer Tochter Herzog Adolf's von Schleswig-Holſtein, Enfelin Fried— 
rih’8 I. von Dänemark, ward geboren am 9. Dec. 1594. Bon feinem fehr umfichtigen Vater 
forgfältig erzogen, erhielt er fchon in früher Jugend einen Antheil an Staatögejhäften und bei 
diplomatifchen Verhandlungen, auch Einſicht in die Kriegswiflenichaft, legteres namentlich 
durch die Geſpräche und Mittheilungen der zahlreichen frempen Offiziere, weldye damals Dienfte 
beim Schwedischen Hofe ſuchten. Sein friegerifches Vorbild ward Morig von Oranien. Funf— 
zehn Jahre alt, bat er feinen Vater um den Oberbefehl im Kriege gegen Rußland. Zwar ward 
ihm diefer verfagt, allein im Jahre darauf, nachdem er nad alter Sitte auf dem Reichstage 
feierlich für waffenfähig erklärt worden, machte er den Krieg gegen Dänemark unter feines 
Vaters Leitung mit und führte mebrere der bebeutendften Waffenthaten dieſes Feldzugs felb- 
Nandig aus. Auch verwaltete ev in eigener Perſon mehrere von feinem Vater ihm übergebene 


Guftav II. Adolf 221 


Theile des Reichs. Sein Bater ftarb, ald er kaum ind achtzehnte Jahr getreten war (1612), 
und binterließ ihm ein durch äußere Kriegägefahren wie durch kaum geftillte innere Zwiftig- 
keiten vielfach bedrohtes Neid. 

Buftav Adolf begann damit, die innere Ordnung wiederberzuftellen und zu befeftigen, 
für die Entwidelung der Volkskraft im Geiftigen und Materiellen zu forgen. Sein Haupt: 
abfeben dabei war allerdings die äußere Stärke des Reichs, daher die Steigerung, Goncentri- 
rung und leichtere Verwendbarkeit aller Kräfte des Volfes; doch leitete ihn auch ein höherer 
Geſichtspunkt bei feinen Reformen, zumal im Gerichts = und Unterrichtsweſen. Die fönigliche 
Macht ward unter ihm, fo viel thunlich, der Mitregierung und der Unbotmäßigkeit des von 
alterd her in Schweden übermächtigen Adels entrücdt, dagegen in volksthümlicher und in ver 
Hauptſache au in formell verfaflungsmäßiger Weife gehandhabt. Die weder zuverläffigen 
noch ausreichenden Ritterdienfte des Adels erjegte Guſtav Adolf und machte fie entbehrlich durch 
Errichtung eines ftehenven Heeres und allgemeine Gonfcription, von welder aud die Hinter: 
faffen des Adels nicht befreit waren; feine Örtliche Macht, die ebenfo-oft zur Bedrückung der 
andern Klaffen wie zur Verfümmerung der centralen Stantögewalt geführt, beichränfte er we: 
ſentlich durch Einrichtung einer von der Krone abhängigen Verwaltung, die ſich den modernen 
bureaufratifchen Ginrichtungen wenigftens jhon näherte. Um ven gefleigerten Finanzbebürf: 
niffen ded Staates zu genügen, zugleich die Steuerfreiheit des Adeld einigermaßen zu neutra= 
lifiren, wurden allerhand neue, meift indirecte Steuern und Abgaben, auch Gewerbezölle ein— 
geführt. Gleichzeitig aber war Guftav Adolf bemüht, den Wohlftand des Landes dur Ver: 
beflerung der Gewerbe, des Bergbaus, des Handels, ver Transport- und Communications- 
mittel zu heben. 

Die äußere Lage Schwedend war beim Regierungdantritt Guſtav Adolf's nichts weniger als 
günftig. Bon Dänemarfund Norwegen territorialeingeengt und umſchloſſen und felbft in feinem 
beiheidenen Beſitzſtande noch häufig beprängt, durch innere Theilungen, Witthümer und Para= 
gien zerftüctelt und gefhwächt, war das Reid) fogar vom Orefund und vom offenen Meere zeit: 
weife abgefhnitten. Bon der andern Seite waren Rußland und Polen nicht minder gefährliche, 
unrubige Nachbarn. Guſtav Adolf führte ven Krieg mit Dänemarf, an dem er fhon ald Kron= 
prinz theilgenommen, ald König mit wechfelndem Glüd fort. Die Erfolge hatte er meift ſich 
ſelbſt und feinem Feldherrngeſchick, welches fih ſchon damals zeigte, zu verdanken, wogegen er 
von jeinen Uinterfeloherren nicht immer gehörig unterjtügt ward. Im Jahre 1613 ſchloß er 
Frieden (zu Knäred), mußte manche wichtige Croberung herausgeben, erhielt jedoch dafür Kal: 
mar und Aland wieder, auch, gegen eine bedeutende Abfindungsfunme, Elfsborg, womit 
Schweden wieder an der Nordfee Fuß faßte. Auch ward Zolffreiheit im Sund und freier Han: 
del zwifchen beiden Rändern ausbedungen. 

Gegen Rußland war Schweden fhon unter Guftav Adolf's Vater im Vortheil gewefen. 
Rußland war damals durch innere Thronftreitigkeiten zerriffen. Eine Bartei wollte zuerit Guſtav 
Adolf, dann, da diefer inzwischen König in Schweden geworben, deſſen jüngern Bruder auf den 
Thron erheben. Guſtav Adolf zeigte ſich dieſer Wahl wenig günftig, wol nicht fo fehr aus Eifer: 
ſucht gegen feinen Bruder, ald weil er ed im Intereffe Schwedens räthlicher fand, territoriale 
Bergrößerungen und Verftärfungen Rußland gegenüber zu erlangen. Erfah mit klarem Blick 
die Gefahren voraus, welde eine Ausvehnung Rußlands nah Weiten und zumal auf der Oftfee 
feinem eigenen Vaterlande drohe. Daher beftand er nach einem glücklich geführten Feldzuge bei 
den Briedensverhandlungen auf der Herausgabe einer Neihe von Beftungen, welche er gleichſam 
als Schlüffel zu Livland und Finnland anſah; ‚wenn ver Muffe diefelben zurückbekäme und 
fünftig feine Macht kennen lernte, die Bequemlichfeit der See und die vielen Vortheile von 
Strömen, Seen und Küften, die er noch nicht bedachte oder recht benutzte, dann könne er nicht 
nur Finnland allerorten angreifen, fondern auch die Dftfee mit Schiffen anfüllen, daß Schwe: 
den in beftändiger Gefahr wäre‘. Im Jahre 1617 Fam der Friede jo, wie Guftav Adolf ihn 
gewollt, zu Stolbowa zu Stande. Der König äußerte in der Rede, worin er den Ständen 
biejen Friedensſchluß anfündigte: „Es ift nicht die geringfte unter ven Wohlthaten, welche Gott 
Schweden erzeigt, daß der Ruffe, mit dem wir von alterd her in einem ungewiflen Zuftande 
und einer gefährlichen Rage gelebt, nun auf ewig muß das Raubneft fahren laffen, von wo aus 
er und früher fo oft beunruhigt hat; er ift ein gefährlicher Nachbar, feine Marken erftreden ſich 
bis an das nördliche und das Kaspifhe Meer und fommen dem Schwarzen Meer nahe; er kann 
große Heere ind Feld ftellen; nun kann diefer Feind ohne unfern Willen nicht mit einem Boot 
in die Oftfee kommen. Rußland ift von der Oſtſee ausgeſchloſſen, und hoffe ich zu Bott, e8 wird 
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dem Ruſſen von nun an ſchwer fein, über diefen Bach zu Springen.” Der Grund, auf dem heute 
Reteräburg fteht, war damals ſchwediſch. An der Grenze erhob ſich ein Stein mit den drei Kro— 
nen und der Injchrift: „Hier hat der König von Schweren Guftav Adolf des Neihs Grenzen 
gelegt; möge jein Werf unter Gottes Obhut von Dauer fein! 

Der ruffiiche Feldzug begründete Guſtav Adolf's Ruf als Feldherr au im Auslande. 
Noch aber blieb Schwedens Stellung gegenüber den Polen zu wahren ; diejer Conflict brachte 
Guſtav Adolf zugleich in Verwickelungen, die für feine fpätere Antheilnahme an dem deutſchen 
Kriege bedeutungsvoll wurden. Der polnifhe König Sigismund hatte (ſchon bei Lebzeiten des 
Vaters Guftav, Adolf's) die ihm bluts- und glaubendverwandten habsburgiihen Höfe von 
Spanien und Ofterreih gegen Schweden aufzureizen geſucht; Died und die Unterſtützung, die 
der polnische König aus feinen deutſchen Lehnögebieten, den preußifchen Ländern, 309, wo er zum 
Krieg gegen Schweben werben lich, mußte wol die Blide Guſtav Adolf's auf Deutfhland und 
jeine natürlichen Verbündeten daſelbſt, die proteftantiichen Neihsftände, lenken. Schon Guftav 
Adolf's Vater, KarlIX., hatte Anfnüpfungen nad dieſer Seite, indbefondere mit Johann Georg 
von Sachſen (1611), geſucht. Guſtav Adolf pflegte Diefe Verbindung durch Aurmerffamfeiten 
gegen den Kurfürften, die diejer gut aufnahm (1615). Andererſeits hatte ein Theil der evanz 
gelifhen Stände Deutſchlands jhon 1614 Beziehungen zu dem glaubendverwandten Schweden— 
fönig gewünſcht, der aber damals, durch den ruſſiſchen Krieg beihäftigt, nicht darauf eingeben 
konnte. Im Jahre 1618 machte Guſtav Adolf perfönlich, jedoch insgeheim, eine Seereile von 
Kalmar nad Deutſchland, von der er aber fhon nach ganz kurzer Zeit zurückkehrte; man glaubt, 
er fei in Diefer Zeit incognito am Hofe des Kurfürften von Brandenburg geweſen, um die Prin— 
zeſſin Marie Gleonore zu jehen, auf die ihn zwei Jahre vorher fein Agent daſelbſt aufmerkſam 
gemacht haben joll. Im folgenden Jahre (1619) fandte er feinen Kammerjunfer Guſtav Korn 
an den Kurfürften von Brandenburg und ließ ihm melden, daß er den Wunſch hege, Deutſch— 
land zu beſuchen und mit mehreren deutſchen Fürſten Verbindungen anzufnüpfen. Die Reiie, 
durch den Tod des alten Kufürften von Brandenburg etwas verzögert, Fam erft 1620 zu Stanvr. 
Guſtav Adolf warb in Berlin perjönlih un Marie Eleonore. Auch den pfälziſchen «Hof foll er 
incognito befuht haben. Zur Einholung der föniglihen Braut ward Arel Orenjtierna noch 
in demjelben Jahre nad Deutſchland gefandt. 

Der Krieg gegen Polen ward zehn Jahre lang, von 1616 — 26 (mit mehrfahen Unter: 
brechungen durch Waffenſtillſtände), mit abwechlelndem Glück, jedoch mit entſchiedener Uber: 
legenheit der ſchwediſchen Waffen geführt. Im Jahre 1627 ſpielte Guſtav Adolf venfelben in 
die preufiichen Leben der Krone Bolen hinüber. Ob er dieſe Diverfion blos machte, um eine 
günftigere Operationsbafid für ven Kampf mit Polen zu gewinnen, oder ob ihm dabei ſchon der 
Plan einer Einmiſchung in die deutihen Angelegenheiten vorſchwebte, ift mit Sicherheit nicht 
ermittelt; doch ericheint legteres wol glaubhaft, und die eben erwähnten perfönlichen Schritte 
Guſtav Adolf's deuten darauf hin. 

Guſtav Adolf fegelte 1627 mit einer anſehnlichen Flotte und einem flarfen Heere nad 
Pillau in Preußen, bemädhtigte fi des Hafens und der Stadt und hielt beide bejegt, während 
er von da aus öſtlich vorrüdte. Mit feinem Schwager, dem Kurfürften von Brandenburg, traf 
er ein Übereinfommen;; „derſelbe that“, wie der König ſchreibt, „nicht mehr gegen ihn, ald was 
er des Schein halber thun mußte, um nicht | feine Leben zu verlieren‘. 

Um diefe Zeit (1627 — 28) war der große Religiondfrieg in Deutfchland in ein neues Sta= 
dium getreten. Chriſtian IV. von Dänemarf, der ſich der proteftantiichen Sadhe angenommen, 
hatte vor den faiferlihen Truppen zurückweichen müflen, und die legtern drangen bis an die Oft: 
fee vor und bebrängten bie medlenburgifchen und pommerſchen Herzoge und die proteſtantiſchen 
Seeftäbte. Dies traf einen Lebensnerv der ſchwediſchen Macht. Guſtav Adolf erkannte dies wohl. 
Er legte daher alles Gewicht auf die Behauptung der preußiſchen Häfen und befahl ſeinen Unter— 
händlern, die Verhandlungen mit Polen ſo lange in der Schwebe zu halten, „bis man ſehe, wohin 
die Sache mit ven Kaiſerlichen fi wende”. Übrigens war es der Kaiſer, der zuerſt die Feind— 
feligfeiten gegen Guftay Adolf eröffnete, indem ev dem katholiſchen Volenfünig ſchon 1627 
Hülfstruppen ſchickte, Die mit den Polen vereint gegen die Schweden fochten. (Selbft Ofrörer 
gefteht Dies ein: „Guſtav Adolf, S. 188; vgl. Geijer, „Geſchichte Schwedens‘, III, 127.) 
Um jo weniger mochte Guſtav Adolf Bedenken tragen, ſeinerſeits dem ſchwerbedrängten Stral= 
fund heimlich Hülfe an Munition und Truppen zu fenden (1628). Der Kaifer dagegen ſandte, 
nahden er mit dem König von Dänemark Frieden geichloffen (wobei Guſtav Adolf vergeb- 
lich eine Iheilnahme an ven Verhandlungen erftrebte), 1629 ven Polen anſehnlichere Hülfe, 
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unter Arnim, worüber Guſtav Adolf ſich bei dem Kurfürſten von Sachſen beflagte. Letzte— 
ver trat auch mit Wallenftein in Unterbandlungen, verlangte die Zurüdziehung alles failer lichen 
Kriegsvolfes and dem Ober- und Niederſächſiſchen Kreife, Wiedereröffnung ver deutſchen Häfen, 
Mierrreinfegung der vertriebenen Reichsſtände, insbeſondere der Herzoge von Medlenburg, und 
Neutralität des Kaifers im Shwediih: polnischen Kriege. Wallenftein wies diefe Anträge furz 
ab, der Kaifer wollte feine Berechtigung deö Königs zum Gintreten für die proteftantifchen 
Stände anerkennen, und felbft die proteftantifhen Kurfürften fanden die angebotene Hülfe be: 
venflih. Man vergeffe jedoch nicht, daß der Kaiſerhof zuerſt, durch Unterftügung des fatholi- 
ihen Sigismund bei deſſen Prätenfionen auf Schweden, wozu er feinerlei vechtlihen Grund 
hatte, die Solidarität der confeffionellen Intereffen proclamirt und dem proteftantiihen König 
von Schweden einen fehr begründeten Vorwand zur Ergreifung derfelben Politik gegen ihn 
gegeben hatte. Guſtav Adolf vertheidigte aud mit ſolchen Gründen fein Verfahren in einer an 
alle Kurfürften gefandten und an Johann Georg von Sachſen ſpeciell wiederholten Beſchwerde— 
ſchrift. Die Kurfürften beantworteten diefelbe durch ein nichtsſagendes Schreiben. (Über alle 
dieſe Verhandlungen enthält die Schrift von K. ©. Helkig, „Guſtav Adolf ımd die Kurfürften 
von Sachſen und Brandenburg 1630— 32, nad) handſchriftlichen Quellen des kurſächſiſchen Hof: 
ſtaatsarchivs dargeſtellt“, Leipzig 1854, actenmäßige Belege.) Guſtav Adolf rüftetenun zu einem 
enticheidenden Ginfchreiten in Deutihland. Mit Bolen hatte er 1629 einen Waffenftillftan auf 
längere Zeit geſchloſſen. Im April 1830 richtete er nohmald ein Schreiben an die Kurfürften, 
eine Art von Kriegsmanifeſt. Unterhandlungen zwiihen ihm und dem faiferlihen Bevoll— 
mädhtigten Dobna in Danzig hatten feinen Erfolg. 

Aus den Beiprehungen, die Guftav Adolf damals mit feinem Kanzler Orenftierna hatte 
und die aufbewahrt jind, ergibt ih, daß der nächſte Beweggrund, welcher den König zur Be: 
fimpfung der habsburgiſchen Macht antrieb, die Beſorgniß war, die letztere könne, wenn fie ſich 
einmal an der Oftſee feftgefegt, von dort aus jein eigenes Neich bedrohen. Daß damit bald 
auch weitergehende Plane ſich verbanden, ſcheint ebenjo wenig zweifelhaft. Das doppelte 
Interefle des europäiihen Gleichgewichts gegen die Übermacht ver beiden habsburgiihen Haus 
fer und des evangeliihen Glaubens gegenüber vemielben gemeiniamen Feinde ließ damals . 
alle fo ober jo dabei Betheiligten wie Bundesgenoflen eriheinen. Daher ſehen mir wiederholt, 
wie 1614, jo 1625, bald die proteftantiihen Mächte, England, die Niederlande, bald das bei 
dem Meltfampf gegen Habsburg vorzugsmeiie intereſſirte Frankreich Die Bundesgenoſſenſchaft 
des damals fhon weit berühmten jugendlihen Schwedenkönigs fuchen und ihn zur Theilnahme 
am Kriege anfeuern. Guftav Adolf ſelbſt zeigt ebenjo bei diefen diplomatiſchen Verhand— 
lungen einen überlegenen, weitausihauenden ſtaatsmänniſchen Scharfblic, wie bei den militä- 
riihen Dispofitionen, die er trifft oder vorbereitet, die Umficht des großen Feldherrn. 

Im Juni 1630 landete Guftav Adolf in Pommern mit einem kleinen Heer ſchwediſcher 
und deutiher Truppen. Gr nöthigte den Herzog von Pommern zur Übergabe von Stettin, 
ohne daß die unter Conti dort ftebenden faiferlichen Truppen es hindern fonnten, und mies 
die Waffentillftandsvorfhläge, die fein Schwager von Brandenburg ihm machen ließ, mit 
der Erflärung zurüd: „er fomme um feiner andern Urſache willen nad Deutſchland, ald um 
die armen bedrängten Stände und deren Unterthanen von ber Tyrannei der Kaiferlichen zu bes 
freien, deren Abſicht fei, nicht eher aufzuhören, bis die evangeliſche Religion im Reiche wieder 
ganz audgerottet; er könne nicht wieder zurück: transivimus Rubiconem; ev ſuche in dieſem 
Werk nicht das Seine, gar feinen Gewinn ald die Sicherheit feines Neiche; er fei Dazu gereizt 
durch die feinen Feinden gemährte Hülfe.“ (Helbig teilt das Geſpräch zwiſchen Guftan Adolf 
und dem brandenburgiſchen Bevollmächtigten wörtlih mit, S. 12 fg.; es ift höchſt bezeichnen 
für Guſtav Adolf's Charafter wie für feine politiihe Vorausſicht.) Ebenſo vergeblih waren 
freilich alle Bemühungen Guftav Adolf's, die beiden Kurfürften von Brandenburg und Sachſen 
aus ihrer trägen Sicherheit und Unentſchloſſenheit herauszubringen und zu einer Theilnahme am 
Krieg gegen ven Raifer und die Ligue zu bewegen, obſchon er verſprach, nach erzwungenemFrieden zu 
Gunſten der evangeliihen Sache alle Groberungen ohne Entſchädigung heraukzugeben, überhaupt 
alles einzugehen, was dem gemeinen Wefen zum Beiten, nicht gegen feine Ehre fei, nicht feinem 
Reiche zum Ruin gereihen möchte. Wie dadurch Magdeburgs Fall veranlapt wurde, weil der 
Kurfürft von Sachſen nicht zu einem Bündniß mit ven Schweden zu bringen war, ohne ſolche 
Flankendeckung aber Guftav Adolf nichts Entfcheidendes zum Entiag ver Stadt unternehmen 
fonnte, wie dann endlich Kurſachſen durch die Drangſalirung, die ed von den Katholiſchen er: 
fuhr, zum Anschlu an Guſtav Adolf gezwungen warb — alles dies, ebenfo wie die kriegeriſchen 
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Unternehmungen und Erfolge Guftav Adolf's bis zu deſſen Heldentod bei Lügen, find befannte, 
bier nicht aufs neue zu erzählende Dinge. Die Frage, ob Guſtav Adolf durch Meuchelmord oder 
im ehrlichen Kampfe durch Feindeshand gefallen, ift zwar noch immer nicht endgültig entjchieden, 
doch neigt fich die hiſtoriſche Forſchung, namentlich feit dem Befanntwerben der Briefe des Pagen 
des Königs, U. v. Leubelfing, der in der Schlacht in feiner Nähe war, auf die legtere Seite. 

Eine andere gewichtige Frage, deren nähere Erörterung gerade hier an ihrem Plage ift, 
betrifft die Abfichten Guftav Adolf's bei feiner Theilnahme an dem großen deutſchen Krieg, ſo— 
wie während veffelben. Katholifche und Oſterreich freundliche Schriftfteller haben in dieſem 
Betreff allerhand Vorwürfe und Anklagen gegen den proteftantifchen Schwebenfönig gehäuft. 
Sie haben feine Einmiſchung in die deutihen Angelegenheiten als unberechtigt, lediglich aus 
Ehrgeiz und Habgier hervorgegangen darzuftellen verſucht; jie Haben ferner ihm ſchuld ge: 
geben, daß es Ihm auc im Fortgange des Kriegd weniger um bie proteftantiihe Sache als um 
Zwede entweder der perſönlichen Ehr- und Herrfhfucht oder doch der Gebiets: und Macht: 
vergrößerung Schwedens auf Koften Deutſchlands zu thun geweſen fei. Was jene erflern 
Vorwürfe anlangt, jo finden diefelben ihre Erledigung bereits in bem, was oben über die Ver: 
anlaffungen zu der Iheilnahme Guftav Adolf's am Kriege gegen Ofterreich nach feſtſtehenden 
und jelbft von ven Gegnern nicht abzuleugnenden geſchichtlichen Thatfachen erzählt worden ift. 
Die Berehtigung Guſtav Adolf's zu Feindfeligkeiten gegen das Haus Habsburg lag zweifel- 
108 und nad anerfannten völkerrechtlichen Grundfägen in der von dem Kaifer dem König von 
Polen im Kriege mit Schweden gewährten Unterflügung. Was den politifchen Geſichtspunkt 
betrifft, fo zeigt ed von der Vorausfiht Guſtav Adolf's, daß er die Oſtſee ebenfo wenig habs⸗ 
burgiſch als ruſſiſch werden laſſen wollte und fi daher der Feſtſetzung der habsburgiſchen 
Macht an der Norbfüfte Deutſchlands ald einer offenbaren Gefahr für fein Reich — zumal 
bei der bereit ausgefprochenen fanatifch religiöfen Feindſeligkeit dieſes Haufes gegen ihn — 
rechtzeitig mit aller Kraft wiverfegte. Daß er dabei von den innern Spaltungen Deutfchlands, 
von der Eiferſucht und Angft der proteftantifhen Reichsſtände gegen den katholifhen Kaiſer 
Nugen zog, kann man ihm von feinem Standpunkte ald Hegent eines außerbeutfchen Reichs 
ſchwerlich verdenfen, wie fehr man auch im deutfchen Interefle beklagen mag, daß jolde Spal- 
tungen beftanden und eine auswärtige Einmiſchung ermöglichten. Übrigens leitete dabei, wie 
Thon oben angedeutet, den jungen tapfern Schwebenkönig noch eine andere, höhere, in den das 
maligen Zeit: und Weltverhältniffen vollfommen begründete Idee, nämlich die Idee, um es 
furz zu fagen, eineötheils der Solidarität der proteftantifhen Intereflen, anderntheild des euro= 
päiſchen Gleihgewichts, beideö gegenüber dem fanatifch Fatholifhen und nach einer Liniverfals 
berrichaft jtrebenden Haufe Haböburg. 

Anlangend Guftav Adolf's Benehmen während des Kriegs, jo wird man fein etwas dicta: 
torifches Auftreten gegen die theils zweidentigen, theils wenigftens lauen und ſchwer in Be: 
wegung zu bringenden proteftantifhen Reichsſtände, wie namentlih Johann Georg von Sad: 
fen, nicht ganz ungerechtfertigt finden, fobald man einmal, wie man dod wol muß, das Noth- 
recht der deutſchen Proteftanten zur Abwehr der ihnen von dem Fatholifhen Kaiſerhof drohenden 
Bedrückung und Vergewaltigung (man denfe nur an das Reftitutiongedict von 1629!) felbft 
mit Waffengewalt zugefteht. Mit gutem Fug warf Guſtav Adolf diefen Fürſten andere Motive 
ihrer Abneigung gegen die Bunbeögenoffenihaft mit ihm vor, ald die anfheinend patriotifchen 
des Widerwillend gegen ein auswärtiged Bündniß wider ven Kaiſer. Denn in andern Fällen 
war man keineswegs fo ängftlid, und der Kaiferhof ſelbſt bedachte ſich nicht, mit fpanifchen, alfo 
aud fremden Truppen gegen die deutfche Freiheit und den proteftantiihen Glauben zu Felde zu 
ziehen. In Betreff ver eigentlihen Kriegführung muß man dem Schwebenfönig bie Gerechtig— 
feit widerfahren laffen, daß, folange er lebte, die Kriegszucht im ſchwediſchen Heere jo weit, als 
nur immer bei der damaligen Heereöverfaffung und den im allgemeinen noch rohern Bildungs: 
verhältniffen möglich war, aufrecht erhalten und die natürliche Rauheit ded Soldaten durch die 
vom Könige felbft durch fein Beifpiel und fein Anfehen gepflegte lebendige Frömmigkeit im 
Here einigermaßen gemildert, indbefondere aber dem Fanatismus religiöfer Verfolgungsſucht, 
der in den fpätern Stadien des Kriegs oft fo furdtbar wüthete, nah Kräften Einhalt gethan 
wurde. 

Daß Guſtav Adolf bei und neben dem Kampf für die proteſtantiſche Sache auch politiſche 
Zwecke verfolgte, iſt wol nicht zu leugnen und wird ſelbſt von ſchwediſchen Schriftſtellern, z. B. 
Geijer, zugegeben. Wieweit dieſelben gingen und ob ſie mehr perſönlicher Art oder mehr den 
ftaatlichen Intereffen Schwedens entnommen waren, ift noch nicht genugfam ermittelt. Daß er 
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ſich nad ver Einnahme Frankens daſelbſt von den Ständen ald Herzog von Franken huldigen 
ließ, ſcheint gewiß. Ahnliche Huldigungen forderte und empfing er auch noch anderwärts, zum 
Theil unter Beihränfungen, 3. B. nur für den Krieg oder gleichzeitig für Schweden und feine 
Alliirten, zum Theil aber aud ohne ſolche. Er gab die von dem Kaifer zurüderoberten Länder 
ihren eigentlichen Befigern wol zurück, aber mit der Bedingung, diejelben von ihm oder von 
der Krone Schweden zu Lehn zu empfangen, fo nameutlich die welfiſchen Befigungen im nörb- 
lien Deutfhland. Was dabei noch die gegnerifhen Schriftfteller von der angeblichen Treu: 
lofigfeit und Hinterhaltöpolitif jagen, womit Guſtav Adolf öfters daffelbe Land Verſchiedenen 
verjproden, überhaupt unter der hohen Reichsariftofratie Eiferfucht und Zwieſpalt zu nähren 
geſucht habe, um diefelbe von fih abhängig zu erhalten, ift wol mit Vorſicht aufzunehmen. Bon 
einer Seite, wo man entichleden gegen Guſtav Adolf ald ven Feind ſterreichs Partei nimmt — 
aus früherer Zeit namentlih von Khevenhüller, in neuerer von Öfrörer — ift Guſtav Adolf 
direct und entichieden des Strebens nach der Oberherrichaft über Deutſchland beihuldigt wor: 
den. Man führt von diefer Seite unter den Friedensvorſchlägen, die Guftav Adolf im Jahre 
1631 gemadt haben joll, auch folgenden an: „10. Aus Dankbarkeit für die Rettung des 
Deutſchen Reihe ſoll Ihre königliche Majeftät von Schweden zum römifchen König gewählt 
werden.‘ Die Memoiren des Garbinald von Richelien, eine jedenfalls ſehr beachtenswerthe 
Duelle in diefer Sache, enthalten davon nichts. Geijer bezweifelt die Authenticität der Angabe, 
und Helbig glaubt ſchon aus dem Schweigen über diefen Bunft in der im königlichen Arhiv zu 
Dresden befindlihen Correſpondenz die Unrichtigfeit ded ganzen Anführens folgern zu dürfen, 
weil jevenfalld der heſſiſche Landgraf, ver perfönlih ald Vermittler bei diefen Friedensunter— 
handlungen betheiligt war, davon etwas hätte wiſſen müſſen, Wie es ſcheint, waren fogar dieſe 
ganzen angeblihen Friedensvorſchläge lediglich mündliche Außerungen des Könige. Bemer: 
kenswerth dagegen und jedenfalls zuverläffiger ift, was Breyer in feinen „Beiträgen zur Ge: 
ſchichte des Dreigigjührigen Kriegs“ und nach ihm Beijer von einer Unterredung Guſtav Adolf's 
mit Deputirten Nürnbergs erzählt. Dabei foll verfelbe geäußert haben: der proteſtantiſche 
Bund müffe ſich von den Katholiken trennen und fi ein eigenes Haupt geben, beſonders für 
den Krieg; die alte Neichöverfaffung tauge nichts mehr; wenn er, der König, eroberted Land 
zurüdgebe, fo könne ex diefelben Rechte der Oberherrlichkeit daran beanspruchen, wie der Kaiſer 
Died thue; endlich, Pommern könne er der See wegen nicht laffen. Ähnliche Friedensbedin— 
gungen fleilte der vom König zu einem Gutachten darüber aufgeforberte ſchwediſche Senat auf: 
Allianz zwiſchen ven Evangelifhen und den König von Schweden mit dem ihm gebührenven 
directorio belli in allen Kriegen mit dent Kaifer oder andern Potentaten, Abtretung von Pom: 
wern und Wismar an Schweden. 

Noch ein Zug von Guſtav Adolf darf nicht unerwähnt bleiben, der jelbjt von ihm abge: 
neigten Schriftftellern erzählt wird. Ein franzöſiſcher Unterhändler follte ven König einladen, 
feine Waffen nicht gegen den Elſaß zu wenden, da die franzöfifche Krone diefe Provinz, melde 
Thon in den Zeiten des Königs Dagobert zum Frankenreiche gehört habe, felbft einzunehmen 
gevenke. Nach Khevenhüller'8 Zeugniß antwortete Guſtav Adolf: „Ich bin nit gefommen 
ald Verräther, fondern ald Beihüger des Reichs; deswegen kann ich nicht zugeben, daß eine 
Stadt oder Landſchaft davon abgeriffen werde.“ Auch das Einrüden eines franzöſiſchen Heeres 
in Deutſchland verbat er. 

Bei der Beurtheilung des Verhaltens Guſtav Adolf's müffen wir ung ſtets erinnern, daß 
derfelbe zunächft für die Intereffen feines Reichs und deffen Sicherheit zu forgen hatte, jodann 
für die Erhaltung des proteftantifhen Glaubens, deſſen Intereffe ihm theils ald ſolches, theils 
als mit dem politiichen feiner Krone eng verbundened am Herzen lag; daß Deutſchland ald po= 
lutiſches Ganzes ihm fremd und gleihgültig, ja, infoweit daffelbe ein Beſitzthum und Merkzeug 
der habsburgiſchen Macht fein oder werden follte, ihm als etwas Feindſeliges und mit ber 
Sicherheit feines Reichs Unverträgliches erſcheinen mußte. IA daher das Bild Guftav Adolf's 
als eines bloßen Vorkaͤmpfers der proteſtantiſchen Sache um jeden Preis und ohne irgendwelche 
Nebenabſicht, wie es proteſtantiſcherſeits oftmals aufgeſtellt worden iſt, jedenfalls zu idea⸗ 
liſtiſch gefärbt, fo iſt es doch ebenſo unrichtig, wenn katholiſche oder katholiſirende Schriftſteller 
ihm den Vorwurf eines kleinlichen Egoismus deshalb machen, weil er daneben auch den Vor⸗ 
theil ſeines Reichs im Auge gehabt und für die von dieſem gebrachten Opfer Entſchaͤdigung ver⸗ 
langt hat. Deutſchlands Verhängniß und die Urheber deſſelben im eigenen Innern müſſen wir 
dafür verantwortlich machen, daß die Hülfe des Fremden als die einzige Rettung ber ſchwer ge⸗ 
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fährbeten politijhen und religiöfen Freiheit willkommen erſcheinen und daß das Reid als Gan— 
zes für die Spaltungen unter feinen Iheilen, vor allem aber für die undeutſche und unfrei= 
finnige Politik feines Herriherhaufed duch territoriale Abtretungen an ein wenn auch glau— 
bend: und ſtammverwandtes, doc immerhin freindes Land büßen mußte. 

K. Biedermann, 

" Guftav- Adolf: Stiftung. (Evangeliiher Verein der Guſtav-Adolf-Stif- 
tung.) Es war im Sommer 1832, ald der Domberr Dr. Großmann zu Leipzig ald Mitglied 
des dortigen Gonfiftoriums in Sachen der böhmischen Gemeinde Fleißen zu arbeiten und dabei 
Gelegenheit hatte, in die Noth diefer Gemeinde und in die Leiden der böhmiſchen Proteftanten 
überhaupt tiefer hineinzubliden. Wohl mag mitten unter diefer Arbeit die Frage nad) der Ab— 
bülfe wieder und wieder aufgetaucht fein in der Seele meines nun heimgegangenen väterlichen 
Freundes. Die Antwort auf dieſe Frage follte ex aber noch in demielben Jahre finden. Zwar 
ift vor kurzem in einem unferer Tageblätter behauptet worden, ſchon vor Großmann habe ein 
boͤhmiſcher Paftor venfelben Gedanken auögeiproden, weldem Großmann Worte lieh. Mir ift 
darüber weder durch Großmann, noch durch irgendeine andere Perfon jemals eine Andeutung 
geworden; darum gilt Großmann mit Fug und Recht ald der Vater ded Gedankens, wie der 
Noth ver Blaubensgenoffen könne gefteuert werden. Was längit in feiner Seele ald Keim lag, 
das wurde befruchtet am 6. Nov. 1832. Zwei Jahrhunderte waren verfloffen, jeitdem an 
diefem Tage der große Schwedenkoͤnig Guftan Adolf in der heißen Schlacht bei Lügen gefallen 
war. An dem zum Gedächtniß des.Helden bei Rügen liegenden, mit der Infhrift: „G. A. 1632, 
verſehenen Schwebenfteine (fein Reitknecht Toll ihm an die Stelle gemälzt haben, wo der König 
gefallen war) fand ih an dem genannten Tage eine große Schar von Männern aus Sachſen 
und Preußen zufammen, um das Gedächtniß des Königs zu feiern. Angeregt war biefe Beier 
durch die Kunde, ganz Schweden feiere in diefem Jahre das Gedächtniß feines großen Königs. 
Darum wollte das evangelifche Deutihland im Hinblick auf Guſtav Adolf's Verdienfte um die 
evangelifche Kirche nicht pahinten bleiben. Am Morgen des 6. Nov. ſammelten jih große Scharen in 
Zügen, unter Ölodengeläute zog man hinaus zum alten Schwedenfteine und beging Guſtav Adolf's 
Gedächtniß. Der Feier im Freien folgte in Lügen ein Feſtmahl, an deſſen Schluffe pie Errich— 
tung eines eifernen Denkmals über dem Schwerenfteine zur Sprache fam. Daneben aber fahte 
Großmann den Plan zur Gründung eines Vereins, durch welchen evangeliihen Gemeinden 
in fatholifhen Ländern fünnte geholfen werden. Eine Sechſerſammlung im ganzen evanz 
geliihen Deutihland jollte ihn nah dem Vorfhlage des Kaufmanns Schild zu Leipzig bes 
gründen, und am 8. Der. 1832 erlich der in Leipzig zufammengetretene Ausſchuß einen Aufruf. 
Es galt ‚eine Anftalt brüderlicher Unterſtützung beprängter Glaubensgenoſſen und zur Erleich— 
terung der Noth, in welche durch die Erfchütterungen der Zeit und andere Umſtände proteftan= 
tiſche Gemeinden in und außer Deutihland mit ihrem kirchlichen Zuftande gerathen jind, mie 
dies nicht felten bei neu entftehenden Gemeinden zu fein pflegt’. Im Jahre 1833 bildete ſich 
ein zweiter Ausſchuß in Dresden unter der Leitung des Hofpredigers Dr. Käufer. Beide Aus— 
ſchüſſe entwarfen ein Statut, weldes am 4. Det. 1834 von der Regierung Genehmigung er— 
hielt. „Die Verwaltung follte in den Händen der beiden Ausſchüſſe (Hauptvereine) zu Leipzig 
und Dresden liegen, beide follten im Vorſitze wechſeln, zu Leipzig aber follte die Adminiſtration 
des Fonds allezeit verbleiben. Nur die Zinjen des angefammelten Fonds follten für bedrängte 
Gemeinden verwendet werden. Dad Verwaltungsjahr begann und ſchloß mit dem 6. Nov., dem 
Todestage Guſtav Adolf's.“ Diefe Guſtav-Adolf-Stiftung begriff die beiven Hauptvereine zu 
Leipzig und Dresden und einen bazugetretenen Zweigverein zu Altenburg in ih. Aus dem 
übrigen Deutfhland, dem überhaupt die Stiftung faft unbekannt blieb, floſſen nur ſpärliche 
Beiträge, und der jhöne Gedanfe Schild’ verwirklichte ih nit. Zwar ſprach im Jahre 1836 
König Friedrich Wilhelm IH. von Preußen dem Verein unter Beifügung einer Unterflügung 
feine Anerfennung aus, und ber König Karl XIV. Johann von Schweden bewilligte für die 
Stiftung eine ſechs Jahre lang fich wiederholende jährliche Kirchencollecte in ganz Schweden (ihr 
Geſammtertrag flieg über 10000 Thlr.), aber dennoch bewegte ſich die Stiftung jahrelang in 
jehr engen Grenzen, und die aus ihr fließenden Unterflügungen fonnten nur fehr geringe und 
der in immer größerm Umfange herantretenden Noth der Ölaubensgenoffen nur allzu wenig ent— 
Iprehende fein, Man trug ſich daher in Reipgig und Dresden bereits mit dem Gedanken, buch 
zwedmäßige Anderung der Statuten der Stiftung größere Iheilnahme zu gewinnen und 
größere Wirkſamkeit anzubahnen. Das fünfte Jahrzehnd unfers Jahrhunderts follte aber der 
Stiftung von außen ber einen ganz unerwarteten Anftoß geben, Auf einer Predigerconferenz 
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hatte bereitö Pfarrer Legrand zu Bafel den Gedanfen zur Gründung eines Vereins für arme 
evangelifche Gemeinden ausgeſprochen, und man hatte befhloffen, ven Gedanken demnächſt wei- 
ter zu berathen. Ehe aber dieſe Berathung ftattfinden konnte, wurde der Verfaffer des gegen 
wärtigen Artifel®, damals Hofprediger in Darmftadt und feit Juli 1841 Mitherausgeber der 
„Allgemeinen Kirdenzeitung‘‘, durch Nachrichten in franzöfiihen Blättern, nad) melden ſich 
unter den Katholiken Frankreichs der Eifer regte, zerftreut lebenden Katholiken ven Segen ihrer 
Kirche zuzumenden, auf denjelben Gedanfen wie Legrand geführt, und unbekannt mit der 
Guftan : Adolf: Stiftung erließ er am Neformationgfeite 1841 in der „Allgemeinen Kirchen- 
feitung” einen „Aufruf an die proteftantifhe Welt’ zur Gründung eines Vereins zur Unter: 
ſtützung hülfsbebürftiger proteftantifher Gemeinden. In vielen Taufenden von Eremplaren 
wurde dieſer Aufruf in und außer Deutſchland verbreitet und überall, namentlih aber in 
Deutſchland und in der Schweiz, fand er einen über alles Erwarten freubigen Anklang; er 
hatte in Worte gefaßt, was ſchon längft als Gedanke in vielen Herzen gelebt hatte. Fürften 
und Private jchenkten dem Plane ihren Beifall. Hierdurch ermuthigt, begann man faft in 
allen Ländern Zweigvereine zu gründen. Gin mit Leipzig und Dresven gepflogener Brief- 
wechſel bereitete eine Berfammlung zu Leipzig vor, zu welder die Freunde der Sache aus allen 
Ländern eingeladen werben follten. Diele Berfammlung fand am 16. Sept. 1842 unter großer 
Betheiligung ftatt. „Die Guftav: Adolf: Stiftung foll mit dem neuen im Entftehen begriffenen 
Verein zu einem Evangelifchen Verein der Guftav = Adolf: Stiftung zufammenfchmelzen; ver 
Sitz der Verwaltung joll Leipzig bleiben; die Statuten follen im nächſten Jahre auf einer von 
Abgeordneten der bis dahin gegründeten Vereine zu beſchickenden Verſammlung feftgeitellt 
werben.” Dies waren die Befchlüffe ver leipziger Verſammlung. Höchſt erfreuliche Vorgänge 
gingen der zweiten Berfammlung voraus. Die Zahl ver Vereine flieg in diefer Zeit bereits bis 
auf 29; in der Schweiz bildeten ji die „proteſtantiſch-kirchlichen Hülfövereine“, freilich ohne 
ich organifch mit dem Guſtav-Adolf-Verein zu verbinden, ebenfo in Strasburg die Evangeli: 
ſirungsgeſellſchaft für die Oftpepartements Frankreichs. Diefe und andere fpäter entftehende 
Vereine traten aber zu dem Guftav- Adolf: Verein in die innigfte Beziehung. 

Die zweite VBerfammlung wurde am 21. und 22. Sept. 1843 zu Frankfurt a. M. abge: 
halten. Sie galt der Berathung und Feftftellung der Statuten. Davon hier nur Folgendes: 

$.1. Der Berein ift eine Bereinigung aller derjenigen Glieder der evangelifch = proteftan= 
tiſchen Kirche, melden die Noth ihrer Brüder, die der Mittel des kirchlichen Lebens entbehren 
und deshalb in Gefahr find, der Kirche verloren zu gehen, zu Herzen gebt, und hat den Zweck, 
die Noth diefer Glaubensgenoffen in und außer Deutſchland (mögen fie — $. 2 — lutheriſch, re= 
formirt oder unirt fein oder ihre Übereinſtimmung mit der evangelifhen Kirche ſonſt glaubhaft 
nachweiſen fönnen, Waldenfer), jofern jie im eigenen Vaterlande ausreichende Hülfe nicht er- 
langen fönnen, nad) allen Kräften zu heben. 

$.5. Der gemeinfame Mittelpunkt aller einzelnen Vereine (Hauptvereine, $. 8, in jedem 
Lande einer, in größern Ländern im jeder Provinz einer, und Zweigvereine, $. 9) ift der Gen: 
tralvorftand , welcher feinen fortwährenden Sig in Leipzig hat. 

$. 10. Jeder Hauptverein hat das Recht, fi in den Hauptverfammlungen, deren minde— 
ftend alle drei Jahre eine, immer in einer andern Gegend Deutſchlands, gehalten werden muß 
($. 24), durch gehörig legitimirte Abgeordnete vertreten zu laffen. Die Beitimmung der Zahl 
diefer Abgeorbneten geihieht im allgemeinen auf vem Grunde der politifch = firdlichen Einthei- 
lung, bei größern Ländern mit Berückſichtigung der Gefammtzahl der proteftantifchen Bevöl⸗ 
ferung des Landes. ö 

$. 11. Die Einnahmen ver Vereine zerfallen in drei gleiche Theile. Uber das erſte Drittel 
fteht jeven Verein die unmittelbare freie Verfügung zu. Das zweite Drittel darf nur in nicht 
proteftantiichen Gegenden verwendet werden. Das dritte Drittel wird dem Gentralvorftande 
eingejendet, je nad) dem Willen des betreffenden Vereins entweder zur Rapitalifirung eder zur 
fofortigen Verwendung purd ven Gentralvorjtand. 

$. 12. Das Kapitalvermögen ved Vereind wird gebildet durch den Fonds der alten Guſtav— 
Ndolf:Stiftung, durch etwaige VBermächtniffe und die zur Kapitalifirung beflimmten Sendun— 
gen ver einzelnen Vereine. 

$.13— 15. Sämmtliche Abgeordnete ver Hauptvereine wählen in den Hauptverfammlun: 
gen ven Gentralvorftand, welcher aus 24 Mitgliedern befteht, von denen 9 in Leipzig, die übri— 
gen 15 außerhalb Leipzig wohnen müſſen. Alle vrei Jahre ſcheidet ein Drittel aus, welche mit 
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Ausnahme der Beamten (Präflvent, Seeretär, Kaffirer mit je zwei Stellvertretern) erſt nach 
drei Jahren wieder wählbar iind. 

$. 23. Das Verwaltungsjahr beginnt am 6. Nov. An viefem Tage legt der Gentralvor- 
ftand Rechnung ab, die durd ven Drud zu veröffentlichen ift. 

Die zu Frankfurt feftgeftellten, aber auf fpätern Verſammlungen mit manden Zufägen 
verfehenen Statuten erhielten die landesherrliche Beftätigung. Anfangs war die darmſtädter 
„Allgemeine Kirhenzeitung‘ das Organ des Vereins. Auf der Berfammlung zu Frankfurt 
beauftragte man den Superintendenten Dr. Großmann (jegt zu Grimma) und den — 
neten mit Herausgabe eines „Boten ver Guſtav-Adolf Stiftung“, der nun bereits feinen zwañ⸗ 
zigften Jahrgang begonnen hat und jegt in Darmftabt erfheint. Im Laufe der Zeit traten ihm 
an die Seite: der „Märkiſche Bote’, jegt redigirt von Arhiviafonus I. Schweder in Berlin 
(Berlin); der „Bote für die Provinz Preußen‘ (Königsberg); der „Thüringer Bote’, redigirt 
von Pfarrer Schmid in Pfiffelbah (Apolda); das „Rheiniſch-weſtfäliſche Guſtav-Adolf- 
Blatt”, redigirt von Paftor Bleibtreu in Duisburg (Ewich); „Schleife Mittheilungen‘‘, re= 
bigirt von Diafonus Weingärtner (Breslau); der „Pommerſche Bote‘, redigirt von Stadt: 
ſchulrath Alberti in Stettin (Stettin); „Monatöberichte aus dem Guſtav-Adolf-Verein in 
Oldenburg“ (Dfvenburg); früher au „Ouftan= Adolf: Blätter in Osnabrück“ (Denabrüf). 
Erwähnt jeien auch die Cireulare des Vorvereins in Bafel, ſowie die Jahresberichte des Ken- 
tralvorftanded und der einzelnen Kauptvereine, „Feuilles des protestants dissemines‘‘ 
(Genf); ferner die „Guſtav-Adolf-Kalender“ von Ritter (Darmftadt) und von Kromm (Fried⸗ 
berg). Eine gevrängte „Geſchichte des Guftav - Aoolf= Vereins“ ift von Arhiviafonus Werner 
zu Reichenbach, eine ausführliche von dem Unterzeichneten (ſechste, bis Ende 1861 fortgeführte 
Aufläge, Darmitadt) erjhienen und von ihm und feinem Sohne als praktiſcher Commentar dazu 
die „Bauten des Guſtav-Adolf-Vereins“ (ebendaf.), Bd. 1, ſowie eine Karte unter dem Titel: 
„Arbeitöfeld des Guſtav-Adolf-Vereins“ (vierte Auflage, ebendaf.). Endlich bedient ji der 
Verein zur Börberung feiner Angelegenheit „Bliegender Blätter‘, die er von Zeit zu Zeit aus: 
jendet. Über die Diafpora in Schlefien hat Superintendent Anders zwei Hefte nebft Karten er: 
iheinen faffen. Ahnliches ift bezüglich der Diafpora in Pofen und Weftfalen gefhehen. 

Seit der franffurter Berfammlung entwidelte fi dev Verein von Jahr zu Jahr immer er: 
freulider. Gin fönigliher Erlaß vom 10. Febr, 1844 verbot ihn zwar in Baiern, ja es wurde 
dort felbjt ven Gemeinden verboten, von den Verein Gaben anzunehmen. Vergeblich mar es, 
dad der Gentralvorftand eine Eingabe an ven König Ludwig, vergeblih, daß aud der Unter— 
zeichnete ein Promemoria unter vem 31.März 1844 an den König richtete, Der König Friedrich 
Wilhelm IV. von Preußen dagegen erklärte ih am 14. Febr. 1844 fehr entſchieden in einer 
Cabinetsordre für ven Verein, orbnete die Bildung eines eigenen Gentralvereind für die preußi- 
ihen Lande an und gab dem durch eine Verfammlung von preußifhen Abgeorbneten zu Berlin 
am 1. Sept. 1844, zu welder auch Abgeordnete des Gentralvorftandes geladen waren, ange= 
bahnten und auf der Hauptverfammlung zu Göttingen am 9. und 10, Sept. ausgeführten 
Anſchluß der preußifhen Brreine an den Gefammtverein feine Sanction. Am 6. Nov. beftan= 
ven bereitd 31 Haupt: und 333 Zweigvereine. 

Auf der vierten, am 2. und 3. Sept. 1845 zu Stuttgart abgehaltenen Hauptverfammlung, 
welcher zum erften mal durch die vielen aus nichtdeutfchen Ländern erſchienenen Gäſte ein tieferer 
Blick in die große, meitverbreitete Noth der Glaubensbrüder geftattet war, wurde ebenfo bie 
beantragte Anverung des Namens des Vereins, wie die von manden Seiten gewünſchte Unter: 
fügung der Deutſchkatholiken abgelehnt, dagegen der die geordnete Wirkſamkeit des Vereins 
jehr fördernde Beſchluß gefaßt, daß der Gentralvorftand jährlich einen Unterſtützungsplan aus: 
arbeiten und ven Vereinen vorlegen folle. 

Ein bedenkliches Jahr drohte dad Jahr 1846 für den Verein zu werben. Am 7. — 9. Sept, 
hielt er jeine fünfte Hauptverfammlung zu Berlin. Das Erfcheinen des Predigerd Dr. Rupp, 
des Gründers einer fogenannten Freien Gemeinde, ald Abgeordneten des Hauptvereind Koͤnigs⸗ 
berg erregte einen heftigen Sturm. Durd Stimmenmehrheit wurde entſchieden, daß Rupp, 
weil er aus der preußifhen Landeskirche ausgeſchieden jei, als Abgeoroneter nicht könne zuge: 
laffen werden. Über tiefe Frage entbrannte auf dem Gebiet des Vereins ein heftiger Kampf. 
Es bilveren ſich zwei feindliche Lager, und der Verein drohte zerriffen zu werden. Aber die immer 
mächtiger gewordene Kirbe zu ihm und die Sorge um die leidenden Glieder der evangeliſchen 
Kirche überwanden die drohende Gefahr. 

Am 21. und 22. Sept, 1847 wurde auf der fehöten Hauptverfammlung zu Darmftadt das 
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Friedenswerk hinausgeführt. Man einigte fih dahin, daß, wenn aud die Vollmacht eines 
Abgeoroneten richtig ftehe, doch die Hauptverfammlung dad Recht Habe, über die Unzuläffigfeit 
eines Abgeorbneten wegen fehlender Bebingung ber Mitgliedſchaft zu beſchließen. Doch habe 
diefe Beihlußfaflung jedesmal erft, nad) Hörung des betreffenden Hauptvereind, auf der nädh- 
ften Hauptverfammlung zu erfolgen. So ſchloß man den Frieden. Aber die ftreng confeffio- 
nelle Bartei in ver evangeliſchen Kirche war damit nicht überall zufrieden, zog ſich von dem Lie: 
beswerk des Bereind lange Jahre zurück, oder bilvete hier und da fogenannte kirchliche Guftav- 
Adolf Vereine, ja ift ihm heute noch großentheils abgeneigt ‚ weil er fein confeffionell ausge- 
prägtes Bekenntniß auf feine Fahne ſchreibt, obgleih er dur den Rupp'ſchen Streit fowie 
durch die Nichtberüdfichtigung der Deutichfatholifen und fpäter auch der Freien Gemeinden doch 
unwiderleglich klar gezeigt hatte, daß er nur für die evangelifche Kirche, wenn auch in ihrem 
großen Ganzen, aber doch mit Ausſchluß aller Sekten und von ihr getrennten Gemeinden 
wirfen will. 

Die Jahre 1848 und 1849 bedrohten den Verein aufö neue, aber in anderer Meije. Die 
politifche Aufregung wendete die Herzen auf andere Gegenſtände; der Eifer für den Verein er: 
faltete bei vielen, und feine Einnahmen fanfen. Dennod ging der Verein in ven Wogen ver 
Revolution nicht unter. Freilich mußte im Jahre 1848 die Hauptverfanmlung ausfallen ; aber 
im Jahre 1849 Eonnte fie zu Breslau Ende Auguft nachgeholt werben, wenn auch unter 
viel geringerer Betheiligung als die frühern Berfammlungen. Inmittelbar nad der Ver— 
fammlung in Breslau erfdhien eine königliche VBerorpnung in Baiern, durch welde das frühere 
Verbot aufgehoben und dem Verein ein neues Arbeitö: und Erntefeld geöffnet wurde. Die 
Zeitverhälniffe bewirkten ed au, daß in Oſierreich die evangeliſchen Bethäuſer Thürme und 
Glocken erhalten durften. Dadurch ſtiegen die an den Verein herantretenden Anforderungen 
immermehr, was beſonders bei der im September 1860 zu Eiſenach abgehaltenen achten Haupt⸗ 
verſammlung recht fühlbar wurde. Dieſe Verſammlung wurde beſonders dadurch denkwürdig, 
daß eine alljährliche gemeinſame Liebesthat aller Vereine an einer Gemeinde, um ihr durchzu⸗ 
helfen, beihloffen wurbe.!) Zwar lehnte die Berfammlung die beantragte nähere Verbindung 
mit der Innern Miffion ab, beihloß aber in geeigneten Fällen die Ausfendung von Reifeprebi- 
gern, woburd ji das Arbeitsfeld des Vereins von neuem erweiterte. 

Als eine erfreuliche Krucht der Aufhebung des genannten Verbotd in Baiern mußte ed er- 
ſcheinen, als auf ver im September 1851 zu Hamburg flattfindenden neunten Hauptverfamms 
lung ein Sauptverein für Altbaiern in Ansbach ald Glied des Gefammtvereind anerkannt wer— 
den fonnte. 

In vemjelben Jahre erfuhr der Guftau- Adolf: Verein eine Erweiterung, die von un— 
endlichen Segen für ihn war und deren Tragweite heute noch nicht ermeffen werben fann. Es 
bildeten fi nämlih auf Anregung des Predigers Dr. Jonas zu Berlin dafelbft zwei Frauen -- 
vereine, welche alsbald an vielen Orten begeifterte Nachfolge fanden, ſodaß jegt weit über hun- 
dert folder Srauenvereine beftehen, welche fi vornehmlich vie Ausſchmückung von Kirchen, die 
Unterftügung von Gonfirmandenhäufern, die Gründung von Schulen u. f. w. zum Ziele gefegt 
und badurd den Hauptvereinen eine große Sorge abgenommen haben. 

Auf der zehnten Hauptverfammlung im September 1852 zu Wieöbaden wurde der Verein 
für die Pfalz zu Speier ald Hauptverein anerkannt. 

Die elfte Hauptverfammlung fand im September 1853 zu Koburg ſtatt, und es war dieſes 
Jahr für ven Verein dadurch befonders denkwürdig, daß die Bildung von holländifchen Guſtav— 
Noolf:Bereinen verfündigt werben fonnte, deren freierer Anſchluß an den Geſammtverein frei: 
li erjt im Jahre 1854 auf der zwölften Hauptverfammlung zu Braunfhweig erfolgte. Der 
preizehnten Hauptverfammmlung im September 1855 zu Heidelberg konnte die Gründung eines 
ſchwediſchen Vereins zu Gothenburg gemeldet werben. Auf der vierzehnten Berfammlung im 
Jahre 1856 zu Bremen wurde die Gründung eines zweiten ſchwediſchen Vereins zu Stodholm 
angekündigt. Beide ſchwediſche Vereine traten, wie die holländiſchen, in eine freiere Verbin: 
. dung mit dem Gefammtverein. 

Das Jahr 1857 brachte vem Verein einen unerfeglichen Verluft. Großmann, ver Grün— 
der der Guftan-Adolf-Stiftung, der von Anfang an mit unermüdlicher Thätigfeit und Hingabe 


1) Die Gemeinden, denen in ſolcher Weife durchgehoifen wurde, find: Wels und Laibach in Dfter: 
veidh, Dülmen: Haltern in Weſtfalen, Paſſau in Baiern, Bingen in Heflen, Laaz in Ungarn, Deut 
in Rheinpreugen, Schwarzwald in Pofen, Kronach in Baiern, Gruppe in Oftprenfen. 
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an der Spige ded Geſammtvereins geflanden und die meiften Hauptverfammlungen geleitet hatte, 
ftarb am 29. Juni. Aber fein Werf ging unter Gotted Segen ununterbroden fort, und ald der 
Verein auf feiner funfzehnten Hauptverfammlung zu Kaflel einen Rückblick auf fein fünfund- 
zwanzigjähriges Beſtehen warf, konnte ex bereitö auf ein Feld zurüdbliden, welches von dem 
reihen Segen Zeugniß gab, den der Herr auf den Berein gelegt hat. An die Stelle Großmann's 
als Präfidenten des Gentralvorftandes wurde der Kirhenrath Dr. Hoffmann in Leipzig erwählt. 

Im Jahre 1858 wurde die fechzehnte Hauptverfammlung Ende Auguft in Leipzig abgehal⸗ 
ten, in der Stadt, in welcher 26 Jahre vorher der erfte Gedanke zu dem Verein ausgejpro- 
hen wurbe. 

Zwar unterbrad dad Jahr 1859 mit feinen Kriegdunruben die Ihätigfeit des Vereins 
nicht, aber die nah Ulm beftimmte fiebzehnte Hauptverfammlung Eonnte doch erſt im Jahre 
1860 ftattfinden. Während faft jedes ver frühern Jahre neben ven reihen Beiträgen aud bald 
größere, bald Fleinere Vermächtniſſe erntete, deren Gefammtfumme bereits über 50000 Thlr. 
beträgt, wurde der Verfammlung zu Ulm die Freude, daß ©. Hermann aus Eulenftein ihr ein 
Geſchenk von 10000 Thlrn. überreichte. 

Das Jahr 1861 brachte zwar dem Verein einen jchmerzlihen Verluſt durd den Tod des 
ihm von Anfang an zugethanen Königs Friedrich Wilhelm IV. von Preußen, aber es brachte 
ihm auch wieder einen neuen bedeutenden Zuwachs. Oſterreich wurde ihm geöffnet, und auf ver 
Berfammlung zu Hannover Ende Auguft wurden die Hauptvereine zu Wien für Sſterreich und 
zu Mediaſch für Siebenbürgen als Glieder des Geſammtvereins aufgenommen, während leider 
die Auflöfung des Hauptvereins Güſtrow (Schwerin) gemeldet werben mußte. 

Es befteben gegenwärtig 47 Hauptvereine, nämlich zu Altenburg mit 7 Zweigvereinen, Ans- 
bad) mit 38 Zweig- und 5 Frauenvereinen, Aroljen mit 6 Zweig: und 1 Frauenverein, Aurich 
mit 24 Zweig: und 1 Frauenverein, Berlin mit 68 Zweig: und 14 Brauenvereinen, Bernburg 
mit 3 Zweigvereinen, Braunſchweig mit 9 Zweig: und 2 Brauenvereinen, Bremen mit 1 Zweig 
und 1 Frauenverein, Breslau mit 62 Zweig: und 8 Frauenvereinen, Brüffel mit 6 Sammel⸗ 
vereinen, Bückeburg, Kaffel mit 6 Zweig: und 3 Frauenvereinen, Köthen, Darmftadt mit 
31 Zweig: und 12 Frauenvereinen, Deflau mit 8 Zweigvereinen, Detmold mit 7 Zweig: und 
2 Frauenvereinen, Dresden mit 22 Zweig: und 5 Frauenvereinen, Düffeldorf mit 30 Zweig: 
und 3 Frauenvereinen, Franffurt mit 1 Zweig: und 1 $rauenverein, Göttingen mit 10 Zmeig: 
und 1 Brauenverein, Halle mit 34 Zweig: und 4 Frauenvereinen, Hamburg mit 1 Frauen= 
verein, Hannover mit 50 Zweig: und 2 Frauenvereinen, Heidelberg mit 30 Zweig = und 
1 Frauenverein, Homburg mit 2 Amtövereinen, Kiel mit 81 Zweig- und 7 Frauenvereinen, 
Koburg: Gotha mit 20 Zweig: und 3 Frauenvereinen, Königäberg mit 37 Zweig- und 
5 Srauenvereinen, Leipzig mit 57 Zweig: und 2 Frauenvereinen, Lübeck mit 1 Frauenverein, 
Mediaſch mit 1O Zweigvereinen, Meiningen = Hildburghaufen mit 14 Zweig: und 1 Frauen= 
verein, Münfter mit 21 Kreis: und 2 Frauenvereinen, Neuftrelig, Olvenburg mit 38 Zweig: 
und 1 Frauenverein, Osnabrück mit 4 Kreis: und 1 Frauenverein, Bofen mit 18 Zweig: und 
1 Srauenverein, Reuß mit 3 Zweig: und 3 Brauenvereinen, Nubdolftadt mit 7 Zweig: und 
1 Srauenverein, Sonderdhaufen mit 1O Zweigvereinen, Speier mit 15 Zweigvereinen, Stettin 
nit 20 Zweig: und 8 Frauenvereinen, Stuttgart mit 51 Zweig: und 1 Frauenverein, Weimar 
mit 28 Zweig: und 2 $rauenvereinen, Wien mit 17 Zweigvereinen, Wiesbaden mit 22 Zmeig- 
und 3 Frauenvereinen. Selbfländige Zmeigvereine beftehen in Franfenhaufen und in Bufa- 
reſt, legterer mit einem Srauenverein; der bofändifche Verein hat 32 Zweig: und 1 Frauen: 
verein. Unter dem Vorort Bajel beftehen in der Schweiz 15 Hülfs- mit 2 Frauenvereinen. 
Die Evangelifationdgefellihyaft in Stradburg hat 3 Zweig: und 3 Frauenvereine. 

Vereine mit ähnlichen Zweiten wie ver Guftav : Adolf: Werein find die Societe centrale 
d’evangelisation in Paris; die evangelifhe Geſellſchaft für die proteftantifchen Deutfchen in 
Nordamerika zu Langenberg, Elberfeld und Barmen; der ftader Verein zur Unterflügung ber 
lutheriſchen Kirche in Nordamerika; der berliner Verein für die ausgewanderten Deutfchen ver 
evangelifhen Kirche im Welten Amerikas; die evangelifhe Paftoralhülfsgefellihaft in Berlin; . 
die rheiniſche Paftoralgehülfenanftalt in Duisburg; die Paftoralgülfsgefellfhaft für Rhein⸗ 
land und Weitfalen; der Jeruſalemsverein in Berlin ; der lutheriſche Gottesfaften in Hannover 
und Medlenburg: Schwerin. Für die preußifche evangelifche Diafpora ift außerdem feit 1852 
(bis jegt fünfmal) eine allgemeine Kirhencolleste in ganz Preußen erhoben worden. Aud in 
Rußland befteht feit 1859 eine Unterſtützungskaſſe für evangelifch = Iutberifche Gemeinden in 
Rußland — eine vielfahe Thätigkeit für denselben Zweck. 
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Aber freilih, welch großes, fi mit jedem Jahre erweiterndes Feld liegt auch zur Bear- 
beitung vor! In Böhmen find e8 68, in Mähren und Ofterreihifh-Schlefien 40, in Ober: und 
Mieveröfterreih 26, in Kroatien, Galizien, Kärnten, Krain und Steiermark 39, in Tirol und 
Vorarlberg 2, in Ungarn 177, Siebenbürgen 8, Preußen 390, Baiern 62, Walde 3, Hanno- 
ver 22, Heflen 23, Baben 23, Koburg: Gotha 22, Meiningen 4, Oldenburg 5, Neuß 7, 
Schwarzburg 18, Würtemberg 27, Weimar 1, Naffau 12; in Holland und Belgien 30, Frank: 
reih 105, Donauprovingen, Türfei, Levante 15, Schweiz 60, Italien 19, England 2, Ruf: 
land 11, Portugal 1, Afrika 13, Amerifa 39, Auftralien 1, alfo zuſammen bisjegt (und in 
außerdeutichen Ländern ift erft ein Fleiner Anfang gemadt) 1237 Orte, melde an vie Thür des 
Vereins Elopfen. 

Und was hat bi heute von dem Guftau-Adolf- Verein geihehen können zur Abhülfe viefer 
vielfachen Noth? Es wurden verwendet (wobei jedoch viele Verwendungen einzelner Haupt: und 
Zweigvereine aus den erften Jahren nicht erwähnt find, weil darüber Fein Elarer Auffchluß zu 
geben ift, und abgefehen von dem, was die Ältere Guftau-Apolf-Stiftung hat verwenden können): 


Sabre. Zhlr. Sr. Bf 

1818 u... 5% 3596 — — an 22 Gemeinden 
184 .. 0... 2400 — — ,„ 48 4 
18345 ..0.n 42666 — — „ 62 PR 
18344. 66000 — — „134 
BAT = .. 68784 — — „169 Mr 
1848 .. 0. 35714 24 — „, 8 * 
1849 ...n 21501 — — „ 63 Pr 
1850 ...n. 441293 — — „179 " 
81 .... 47219 — — „218 * 
1353, 4 u 2% 583202 — — „238 * 
IBB8.- .. 24 5: 5 67244 — — „275 ” 
1854 . . . . 77218 Kg Sea 7 290 7) 
1855 ..:.n 83255 — — 4 324 — 
1856 .... 101793 — —  „ 380 m 
1857... 107666 — — „379 ” 
1858 .... 1347832 5 7 „494 m 
1859 .... 161000 — — „533 „ 
1860 .. 0. 157628 1 9 „559 ” 
1361 . ... 15600 — — „581 r 

Summa. . 1,467407 19 4. 


Der Unterzeichnete fügt nichts weiter hinzu, als daß der Guſtav-Adolf-Verein die Noth der 
evangelifchen Olaubensgenoffen immermehr aufgedeckt hat und am feinem Theile bis heute uner⸗ 
mübdet thätig geweſen ift, diefer Noth nad Kräften zu fleuern. Möchte ihm dad unter Gottes 
Segen in immer größerm Maße gelingen! K. Zimmermann. 

Gut. Güterproduction. Güternumlauf. Gütervertheilung. I. Güterbegriff. 
Eintheilung der Öüter. Verkehr. Vermögen. Kapital. Werth. Jever Menſch, 
auch der einfachſte Naturmenfch, hat eine Menge von Bedürfniſſen, welche er ſoviel ald möglich 
zu befriedigen fucht, mögen fie nun allgemeine, allen einzelnen beiwohnende oder aber indivi- 
duelle, geiftige und fittliche oder materielle, wefentliche oder nicht wefentliche, natürliche oder 
fünftliche, Nothwendigkeits⸗, Annehmlichfeits oder Luxusbedürfniſſe fein. Alle Dinge, welche 
menfchliche Bedürfniſſe unmittelbar oder mittelbar zu befriedigen geeignet iind und zugleich als 
folhe anerkannt und betrachtet werden, nennt die Wirthſchaftslehre Güter. Wie ji aus dieſer 
Definition ergibt, ift der Güterbegriff weſentlich ein relativer. An fi ift fein Ding ein Out; 
ed wird es erft, ſobald es als zu einem menschlichen Gebraude tauglich erkannt wird. Der 
Kreis der Güterwelt ift deshalb auch nicht begvenzt und kann ed nie fein; fortwährend wird in 
ihn einzelnes aufgenommen, anderes von ihm ausgefchieden. Miele Dinge, welde einft mit 
Recht als Güter bezeichnet wurden, find es gegenwärtig nicht mehr; andere wieder, welche wir 
beute noch nicht als folde betrachten dürfen, können und werden ed werben, fobald man ihre 
Brauchbarkeit für menfchliche Zwecke entdeckt und beachtet. Chauffeeftaub war kein Gut, bis 
man vor einer furzen Reihe von Jahren aus ihm Geſchirre zu formen begann; zahlreihe Medi: 
camente des Mittelalters, z. B. die Goldtinctux, find es nicht mehr, da niemand ein Bedürfniß 
empfindet, welches fie heute noch befriedigen fönnten. Manche Dinge zählen nur einer einzigen 
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Eigenſchaft wegen zu ven Gütern, während andere verſchiedenen menſchlichen Zweden zu genü- 
gen vermögen. Sogenannte innere Güter, wie z. B. Seelenſtaͤrke, Ausdauer, Heiterkeit, Gut⸗ 
müthigfeit u. ſ. w., welche der Menſch ald natürliche Gaben in ſich findet und befigt oder auch 
freithätig in ſich erzeugt, zieht die Volkswirthſchaftslehre nicht in Betracht, da fie ed nur mit 
Dingen der Außenwelt zu thun hat, nicht aber mit perfönlien (ſittlichen und moraliſchen) 
Eigenſchaften des Individuums, welche erft durch eine Operation unferd Geiftes von biefem 
losgelöft und verförpert werden müflen. 

Die allgemeine Brauchbarkeit eined Gutes zur Befriedigung menſchlicher Bedürfniſſe nen— 
nen wir feinen Werth im weitern Sinne im Gegenjag zum Werth im engern Sinne, unter 
dem wir den Grad feiner Brauchbarkeit mit Rückſicht auf andere Güter, das Maß feiner Nüg- 
lichkeit und Tauglichkeit verftehen. Jedes Gut muß einen Werth haben, denn fonft wäre es fein 
Gut, und Werth ift die harafteriftiiche Eigenfchaft der Dinge, durch welche allein fie zu Gütern 
erhoben werben fünnen. 

Gintheilung der Güter. Man hat die Güter, je nahdem man fie von dieſem ober jenem 
Standpunfte aus betrachtete und die Grenzen des Gütergebietd für die Volkswirthſchaſtslehre 
engerund weiter faßte, vielfach; in Klaſſen eingeoronet; eine gründliche, wiflenfchaftlihe und 
fuftematifche Eintheilung derſelben, welche allgemeine Anerkennung gefunden hätte, gibt es 
indeß bisjegt noch nicht. Ihrer Natur nad) fann man die Güter zunächſt in materielle (körper: 
liche oder Sachgüter) und in immaterielle Güter ſcheiden. Materielle Güter find alle diejenigen 
Güter, welche einen Körper befigen, jihtbar, taftbar, meßbar oder wägbar find. Dahin gehören 
die Naturerzeugniffe, organifche und unorganijche Stoffe, Grund und Boden, Ader, Wiejen, 
Waldungen, Erz: und Koblenlager, an gewifle Orte gebundene Naturfräfte (3. B. zu Waſſer— 
werfen verwendbare Bäche), Wohngebäude, Werfzeuge, Verkehrsmittel, Maſchinen, Geld u. ſ. w., 
da, wo Menſchen ald Sachen (Sflaven) behandelt werben, auch dieje. Die Zahl der materiellen 
Güter iſt unendlich groß und man kann ſie, will man ſie noch weiter zerlegen, in bewegliche und 
unbewegliche trennen. Ihnen gegenüber ſtehen die immateriellen (nicht ſtofflichen, unkoöͤrper⸗ 
lichen) Güter. Zu ihnen gehören perſönliche Dienftleiftungen, womit Menſchen andern Men— 
hen einen Nugen oder Vortheil verfchaffen, ſo z. B. Heilung, Unterricht, Pflege, Vertretung, 
Schutz u. ſ. w.; ferner perfönlihe Eigenſchaften, womit fi jemand, indem er andern nut, 
materielle Güter zu erwerben vermag, 3. B. Kunftfertigfeit, Gelehrfamfeit, techniſche Gejcdhid- 
lichkeit, Gejhäftsführung, und endlich gewiffe auf den Verhältniffen ver Einzelnen zueinander 
und auf Gefegen und Gewohnheiten beruhende verkehrsfähige fogenannte Socialgüter, z. B. 
Vorrechte, Gewerböberedhtigungen, Privilegien, Monopole, Patente, Zugehörigkeit zu einer 
Nation, einem Stande, einer Corporation, Kundfhaft, Servituten, Firma u. ſ. w. Mande 
Nationalöfonomen ziehen aud die innern Güter hierher, während andere alle immateriellen 
Güter nicht mehr zu den wirthihaftlihen zählen wollen, vorzüglich weil fie nicht inventarifirt 
und tarirt und nicht angefanmelt und in einem Vorrathe befeifen werben könnten. Nichts: 
deftoweniger werben die legtern von den meiften volkswirthſchaftlichen Autoritäten dennoch in 
Betracht gezogen, da fie in gewiller Hinficht wirklich als Taufchgüter nachgewieſen werben können 
und ohne die Berückſichtigung ver immateriellen Güter, der perfönlichen Dienfte und Dienftlei- 
ftungen ed nie und nimmer möglich ift, die Erfcheinungen des individuellen oder nationalen 
Erwerbs: und Verfehrölebend, die wirthſchaftlichen Strebungen, Zwecke und Thätigkeiten ver 
Einzelnen und ganzer Völker vollftändig zu erfaflen, zu würdigen und zu erklären. (Kautz.) 

Eine andere Eintheilung der Güter ift diejenige in die drei Klaffen ver Genußmittel, Pro— 
ductionsmittel und Erwerbsmittel. Die erftern (3.3. Kleider, Speifen u. f. w.) befriedigen die 
menſchlichen Bebürfniffe unmittelbar, während durch die Productionsmittel (Rohſtoffe, Werf- 
zeuge, Maſchinen) neue nod nicht vorhandene Genußmittel hervorgebracht werden und die Er— 
werbömittel, welche jehr verſchiedener Art fein können, zum Erwerb fhon vorhandener geiſtiger 
oder körperlicher Güter dienen. Man hat auch die Genußmittel als Güter von unmittelbarem 
Merth bezeichnet und ihnen die Productiond: und Erwerbsmittel als Güter von mittelbarem 
Werth gegenüber geftellt, diefe aber hierauf wieder in ſolche, welche als Hülfsmittel und Werf- 
zeuge für die Herftellung und Erwerbung anderer Güter dienen, und in ſolche, welche das für 
eine derartige Erwerbung gebrachte Opfer bilden, zu ſcheiden verſucht. Beide Gintheilungen 
fallen, wie ſich leicht ergibt, nicht zufammen. Mit Nüdjicht auf die verſchiedenen Bepürfniffe ver 
Menſchen kann man die Güter in allgemeine und individuelle, wefentliche und unmefentliche, in 
Nothmwendigkeits:, Annehmlichkeits und Lurusgüter trennen, ohne daß jedoch für die Willen- 
ſchaft viel dabei getvonnen wird. 
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Kerner unterfcheivet man die Güter, je nachdem fie durch den Gebrauch entweder ihre fer- 
nere Brauchbarkeit fofort verlieren und vernichtet werden (Bernußungdgüter), oder nur all: 
mahlich zerftört werden (Abnugungsgüter), oder ded Gebrauchs ungeachtet erhalten bleiben 
(Nugungsgüter). Die Vernugungsgüter müffen fortwährend erneuert und erfegt werben, die 
Abnugungsgüter bedürfen der Erneuerung oder Wiederherftellung nur erft nad} längerm Ge: 
braud, und die Nugungsgüter find, da fie wie gejagt ihre Brauchbarkeit nicht verlieren, nur zu 
erhalten und zu bewahren, Wenn Nutzungs- und Abnugungsgüter dazu verwendet werben, 
um durch ihre Abtretung andere Güter irgendeiner Art zu erwerben, jo werben fie zu Ver— 
nugungsgütern. Mit Rückſicht hierauf laſſen fi die Güter überhaupt in diefe drei Klaffen nur 
infofern feft einorbnen, ald man die Beftimmung berüdiichtigt, welde das Individuum 
ihnen gibt. 

Eine weitere intheilung ver Güter ift diejenige in aneignungsfähige und nit aneignungs⸗ 
fähige. Uber die legtern läßt fich Fein Eigenthumsrecht erwerben und fie find in der Regel jeder 
Einwirkung der menſchlichen Gewalt entzogen. Dahin gehören z. B. die Luft, das Sonnenlicht, 
die Sommerwärme, dad offene Meer u. ſ. w. Meift finden jie ſich in fehr großerMenge, und für 
ihre Herftellung und Beſchaffüng ift feine Tihätigfeit des Menjchen nothwendig. Die aneig: 
nungsfähigen Güter vermögen dagegen unbedingt in das Eigenthum und den Beſitz eines 
Menſchen überzugehen. Berner unterfcheidet man veräußerlihe und unveräußerlihe Güter. 
Die veräußerlihen Güter fönnen durch Kauf und Verkauf übertragen werden, was bei ven un: 
veräußerlichen nicht der Fall ift. Zu den legtern gehören alle nicht aneignungsfähigen Güter, 
fowie diejenigen, welche durch merrfchliche Beftimmungen dem Verfehr entzogen find, wie Staats-, 
Kron= und Gorporationdgüter, öffentlihe Sammlungen, Bibliotheken, Kirchengeräthe u. ſ. w., 
diefe jedoch nur fo lange, als jene erwähnten Beftimmungen nicht aufgehoben werben. Diejenis 
gen, welche die innern Güter überhaupt mit in Betracht ziehen, müſſen fie zu den unveräußer: 
lichen zählen. 

Verkehr. Vermögen. Kapital. Da die Individuen auf fi ſelbſt befhränft ihren 
xebenszweck niemals vollſtändig erfüllen, ihre Bedürfniſſe nie ausreichend befriedigen fünnen, 
jo find jle auf wechfelfeitige Unterſtützung angewiefen und müffen ſich einander aushelfen und 
in ihren Beftrebungen fördern. Dies gefchieht durch ununterbrodhenen Ein- und Austaufch der 
Leiftungen und Güter, und wir nennen das hiermit hervorgebrachte fociale Lebensverhältniß der 
Menſchen, das lebendige Net von Beziehungen, welche Bedürfniß und Leiftung ununterbrochen 
fnüpfen und löfen, ven Verkehr. Infofern dem Berfehr geiftige und fittlihe Güter zu Grunde 
liegen, fann man von einem geiftigzmoralifchen Verkehr ſprechen; find aber auf der einen oder 
auf beiden Seiten Sachgüter Gegenftände des Taufches, fo haben wir den realen Verkehr. Dem 
Verkehr überhaupt und namentlich dem realen Berfehr liegt das Princip ver Entgeltlichfeit zu 
Grunde. Nicht alle vorhandenen und denkbaren Güter können dem Verkehr unterworfen wer— 
den, und es iſt zugleich unmöglich, ſich das wirthſchaftliche Leben losgelöſt zu denfen von materiel: 
len, ſachlichen, abfhägbaren Gütern. Die Volkswirthſchaft beachtet deshalb vorzugsweiſe die— 
jenigen Güter, welche des realen Verkehrs fähig find oder venfelben wenigftens fördern fönnen. 
Diefe Güter find die wirthfhaftlihen Güter, die wir, foweir fie in den ausschließlichen Belt 
eines Individuums überzugehen im Stande find, Befiggüter nennen. 

Der Inbegriff aller wirthſchaftlichen Güter oder aller zur Befriedigung menſchlicher Be: 
dürfniffe anerfannt brauchbaren und verfehröfähigen Dinge, welde ſich im Beſitz einer phyſi— 
Shen oder moralifchen Perfon befinden, bildet das Vermögen diefer Berfon. Zu demfelben ge: 
hören alle materiellen Güter, welche nur durdy Arbeit oder Eintauſch erworben werden und an 
andere abgetreten werben können, Grundftüde, Gebäude, Mafchinen, Handwerkszeug, Roh: 
ftoffe, Arbeitöproducte, Forderungen, Gerechtſame, Privilegien, Kundſchaft, fowie perjönliche 
Fähigkeiten, melde fi im Verkehr verwerthen laffen. Infofern das Maß eines Vermögens 
nicht nur in Beziehung auf vie fittlichen und vernünftigen Zwecke feines Beſitzers, fondern auch 
auf andere in ähnlicher oder gleicher Lage befindliche Befiger, 3. B. Berufs: und Geſchäftége— 
noffen, Standesmitgliever u. j. w., groß erfcheint, bezeichnen wir es ald Reichthum. Hiernach 
vechtfertigt e8 ſich wenn mit 20000 Thlrn. Vermögen in Deutfchland ein Handwerker ald reich 
gilt, während dafjelbe bei einem Bankier oder Fabrikbeſitzer nit der Fall ift. 

Sämmtlihe wirthſchaftliche Güter, welche ein Vermögen bilden, können in zwei Klaffen 
geſchieden werden. In die erfte fallen alle diejenigen, melde der Befiger zur Befriedigung feiner 
Bedürfniffe verwenden, confumiren will und zu diefem Zwecke aufbewahrt ; fie bilden den Ver: 
brauchẽ vorrath. Dagegen bezeichnet man als Kapital diejenigen Güter, welde, ohne verbraucht 
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zu werben, durch die Nutzungen, welche der Beſitzer von ihnen ziehen kann, ihm von Werth 
werden. Das Kapital wieder zerfällt in dad Nutzkapital, inſofern die Nutzungen direet zum 
Verbrauch;kommen, und in das Erwerböfapital, infofern dies nur in mittelbarer, invirecter 
Weiſe geihieht. Beiläufig jind die todten Kapitalien zu erwähnen, welde unbenugt daliegen 
und ihrem Beſitzer nit einmal Genuß gewähren. Ihrer Verwendung nach theilt man die Er— 
werbs⸗ (Productiv⸗) Kapitalien in lebende und umlaufende; jene bleiben im Beſitz des Eigen⸗ 
thümerd und werben nur zur Production benugt, während er fi der umlaufenden, will ex ſie 
productiv verwenden, entäupern oder doc ihre biäherige Form verändern muß. Bon dieſen 
geht der ganze Werth in den Werth des neuen Broducts über, von jenen nur ver Werth der 
Nugumg ; außerdem wird das ftehende Kapital aus dem umlaufenden erfhaffen und erhalten 
und kann nur mit Hülfe des legtern probuetiv verwendet werben. 

Werth, Gebrauchswerth. Jedes Gut muß, wie bereits ausgeführt worden ift; Werth 
im weitern Sinne ded Worts befigen, d. h. zur Befriedigung menfhlicher Bedürfniſſe aner— 
fannt tauglich fein und deshalb von einzelnen oder vielen Menfhen gefhägt werden. Man 
nennt diefen Werth mit Beziehung auf diejenigen Menſchen, welde das Gut unmittelbar ge— 
brauchen wollen, Gebrauchswerth und unterſcheidet venjelben, je nachben vie Güter unmittel: 
bar Bedürfniſſe befrievigen oder zur Erzeugung anderer Güter dienen, in Genußwerth und 
Productionswerth. Speifen und Kleider haben für denjenigen, der fie verbraucht, Genußwertb, 
Werkzeuge und Nohftoffe zur Fabrikation dagegen Productionswerth. Ferner hat man diejeni- 
gen Dinge, welche Genußwerth beiigen, in jolde, melden VBerzehrungswertb, und in folche, 
welchen Benugungäwerth beigelegt wird, getvennt, je nachde n fie, wie Speifen, ſchnell confunirt 
oder, wie Möbel, langfamer vernugt werben. Je allgemeiner, dringender die Bedürfniſſe find, 
welche ein Gut befriedigt, je ſchwerer man dieſes entbehren Faun, je zahlreihern Zwecken es zu 
dienen vermag, und je vollftändiger, ficherer, angenehmer und dauernder bie Befriedigung ftatt: 
findet, defto höher ift ver Gebraucdhäwerth eined Gutes. Man hat verſucht, ven Gebrauchswerth 
einer ganzen Reihe von Gütern im Verhältniß zueinander durch Zahlen auszudrüden, damit 
indeß nur ein ſehr unvollkommenes Reſultat erreicht, weil ed unmöglich ift, alle Momente, 
welde in Betracht kommen müffen, jcharf ind Auge zu faffen und abzumwägen. Wenn man die 
Güter nah den Bedürfniſſen, welchen jie abbelfen, in Nothwendigkeits- Annehmlichfeitd- und 
Luxusgüter eintheilt, jo haben ohne Zweifel die erften den höchſten, die legten den geringften 
Gebrauchswerth, während die zweiten in der Mitte jtehen; aber es tft jehr ſchwierig, in den 
Klaſſen ſelbſt die Stufen feitzuftellen. Speifen bejigen an fi einen höhern Gebrauchswerth 
als Kleider und von den Speifen Brot höhern als Fleifh, aber wie die einzelnen Arten von 
Fleiſch im Verhältniß zueinander ftehen, läßt fih nicht wohl ermitteln, da es nicht allein auf ihre 
Nahrhaftigkeit, fondern auch auf noch vieled Andere, z. B. den Geihmad, ankommt. Überdies 
ift der Gebrauhswerth der Güter fein unveränderlicher, was ſchon daraus folgt, daß Güter 
jogar ganz aufhören fönnen, Güter zu fein. Werden neue Güter aufgefunden oder maflenbaft 
erzeugt und erjegen jie ganz oder theilweiſe andere, weil jie beffer als diefe gewifle Bedürfniſſe 
zu befriedigen geeignet find, fo drüden fie den Gebrauchswerth der ältern herab. In früherer 
Zeit war z. B. der Gebrauchswerth des D18 als Beleuhtungsmarerial ohne Zweifel höher ala 
gegenwärtig, wo es durch Kerzen, Leuchtgaſe u. ſ. w. zum Theil in den Hintergrund gedrängt 
worden ift. Dafjelbe ift mit den Gänſefedern feit Erfindung der Stahlfevern, mit dem Perga: 
ment feit Erfindung des Papiers der Fall. Überdies muß die Glafjification der Güter ganz 
anders audfallen, je nachdem man jie mit Rückſicht auf die gefammte Menfchheit, oder nur auf 
ein Zand, oder auf den einzelnen Menfchen einer gewiflen Zone und Gegend, oder auf ein be: 
ſtimmtes Individuum durchführt. 

Tauſchwerth. Weſentlich verſchieden von dem Gattungsmwerth iſt der Tauſchwerth, der 
den einzelnen Gütern durch den Verkehr beigelegt wird. Keinen Tauſchwerth beſitzen bie ſoge— 
nannten freien, nicht aneignungsfähigen Güter, jo unentbehrlich fie den Menſchen aud jind und 
fo hoher Gebrauchswerth ihnen deshalb beimohnt; fie Fönnen nicht gegen andere Güter ums 
getaufcht werden. Ebenfalld feinen Tauſchwerth oder doch nur geringen in einzelnen Lokalitä— 
ten befigen ſolche Güter, welde in der Natur in fehr großer Menge vorhanden jind und wie 
3. B. das Waffer in ver Regel mit geringer Mühe und unentgeltlich erworben werden fönnen. 
Tauſchwerth ohne Gebrauchswerth ift undenkbar, da der erftere auf dem letztern baſirt. Indeß 
beflimnit der Gebrauchswerth niemals die Höhe des Tauſchwerths, im Gegentheil haben ſehr 
häufig diejenigen Güter, welche den höchſten Gebrauchswerth befigen, einen verhältnigmäßig 
geringen Tauſchwerth, weil fie ohne Schwierigkeiten in Mafle produrirt werden können. Da— 
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gegen zeigt ſich bei Gütern, deren Gebrauchswerth gering ift und welche nur von wenigen zur 
Befriedigung ihres Bedürfniſſes geſucht werden, oft ein fehr hoher Tauſchwerth. Das ift z. 2. 
bei Diamanten, Berlen u. ſ. w. der Ball. Die Schwierigkeit und die Leichtigkeit der Production 
wirken weientlih auf ven Tauſchwerth erhöhend oder vermindernd ein; ebenfo der Umſtand, 
daß · der Erwerb erſchwert oder erleichtert ift. Nicht jelten fleigert fi der Tauſchwerth eines 
Gutes fhnell, weil ver Gebrauchswerth deilelben infolge der Entdeckung einer neuen Eigenſchaft 
zugenommen bat; nod häufiger aber findet daſſelbe ftatt, wenn die Quantität, in welcher das 
Gut vorhanden ift, eine beveutende Berminderung erfährt. In gleicher Weife erfolgt eine Ab- 
nahme des Tauſchwerths, wenn infolge einer neuen Entdeckung ein Gut theilweife oder ganz 
durch ein anderes bejler befriedigendes oder leichter zu erlangendes erfegt werben fann, oder 
wenn es zwar feinen Gebrauchswerth unverändert beibehalten hat, aber überreihlich producirt 
worben it. Man hat ven Gebrauchswerth aus ſich von felbit ergebenden Gründen auch unmit- 
telbaren und individuellen, ven Tauſchwerth mittelbaren und forialen Werth genannt. 

Rau unterfheidet in feinem Lehrbuch auch abftrasten und concreten Werth, und der abftracte 
(Gattungs=) Werth beruht nah ihm auf dem Verhältniß, weldes zwifchen einer ganzen Art 
von Gütern und den VBebürfniffen ver Menſchen im allgemeinen ftattfindet. Als Güter von 
Werth bezeichnen wir z. B. Leinwand, Baumwolle und Wolle, weil fie dringende Bebürfniffe 
einer großen Anzahl von Menjchen zu befriedigen im Stande find; daſſelbe ift mit vem Eiſen, 
dem Brennholz, ven Kartoffeln der Hall. Ebenſo ſprechen wir von dem Werth reicher Kohlen— 
minen und Bergwerfe, zahlreicher ſchöner Waflerfräfte, ſchöner Alpenmweiden u. ſ. w., indem mir 
dabei ein beftimmtes Land und Volk ind Auge faflen. Ferner ftellen wir gewifle Güterarten in 
der Geſammtheit einander gegenüber, indem wir nicht von dem Standpunft eines beſtimmten 
Individuums, jondern ver Menfhheit ausgehen. Da hat venn ald Brotftoif Weizen höhern 
abftracten Werth ald Noggen, ald Brennftoff Buchenholz höhern als Kiefern= und Tannenbolz, 
ald Metall Eiſen höhern ald Platin. Der conerete Werth (Duantirätöwerth) ift dagegen der 
Werth, ven ein beftimmtes Quantum einer Güterart für eine beftimmte Berfon unter beſtimm— 
ten Umſtänden hat. Er hängt alſo von den Berhältniffen zwifchen Bedarf, Vorrath u. ſ. w. ab. 
Als Beiipiel dat man mit Recht angeführt, daß das von Robinfon gefundene Gold gar feinen 
concreten Werth für ihn hatte. (Roſcher.) Kür den Menſchen auf ver unterften Gulturftufe, für 
den Wilden, deſſen Volkswirthſchaft noch ganz unentwidelt ift und der vorzugsweiſe nur die 
Vrivatwirthſchaft in ihrer faft vollftändigen Iſolirtheit kennt, fteht der concrete Werth im Vor: 
dergrunde vor dem abftracten, und daſſelbe ift mir vem Gebraudhäwerth im Gegenjag zu dem 
Tauſchwerth ver Fall. Inden Haben neuere Nahforihungen doch bewiejen, daß ſelbſt die älte- 
ſten Volksſtämme in ihren primitivften Zuftänden ven Verkehr bereitd fannten und nur, für 
einzelne Menſchen, welche auf abgefonverte Infeln verfchlagen wurden, die Güter feinen Tauſch— 
werth bejaßen. 

1. Güterproduction,. Broductiondfactoren. Naturfräfte. Kapital. Ar— 
beit. Die Volkswirthſchaftslehre beſchäftigt ih mit den Gütern und zwar zunächſt mit 
ihrer Entjtehung und Erzeugung, hierauf mit ihrem Umlauf und ihrer Bertbeilung und endlich 
mit ihrer Gonfumtion. Neue Stoffe hervorzubringen vermag der Menſch nicht, dagegen legt er 
den vorhandenen Stoffen und Dingen Werth bei, indem er ihre Brauchbarkeit entdeckt, oder an, 
ven fhon zu Gütern erhobenen neue Brauchbarkeiten auffindet, oder Dinge dadurch zu Gütern 
erhebt, daß er fie ven Gonfumenten zugänglich macht, oder endlich dur Umgeſtaltung ihre 
Brauchbarkeit erhöht. So erzeugt erin vierfacher Weife Güter und, da wir, wenn wir auch die 
Wertbfteigerungen ind Auge faflen wollen, ftatt Güter Werthe fegen müflen, Werthe. 

erden in diefer Weife Güter und Werthe auf allen Eulturftufen ver Menſchheit innerhalb 
aller Volksſtäume und Nationen erzeugt, fo ift doch die wirtbfchaftliche Thätigkeit ver Indivi— 
duen und Völker je nad dem Grade der Cultur fehr verfdieden und zeigt oft felbft im ven 
Grundzügen wichtige Abweichungen. Der Naturmenſch, der Wilde, hat nur wenige und ein- 
fachere Bevürfniffe, die er auf dem kürzeſten Wege zu befriedigen fucht. Freilich laffen ſich die— 
ſelben gleich ven Bebürfniffen ver civilifirten Menfhen jhon in Nothwendigkeits-, Annehmlich-— 
feitö- und Qurusbebürfniffe eintheilen — zeigt ich doch das Streben nad Schmud und Orna— 
mentation bei allen wilden Stämmen; aber die beiden legten Klaffen treten doch weit gegen 
die erfte zurüd. Voran ſtehen die Nahrung und der Schuß der eigenen Erijtenz, darauf folgen 
Kleidung und Wohnung, welde in wärmern Klimaten gegen die Nahrung ſogar ſtark in den 
Hintergrund gedrängt werden. Grit wenn die nothwendigen Bedürfniſſe befriedigt find, kom— 
men diejenigen, welche fih auf Bug und Schmud und auf Annebmlichkeit des Lebens beziehen, 
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in Betradht. Das fließt freilich nit aus, daß der Wilde diejenigen Güter, welche feinen Be: 
dürfniſſen in angenehmerer Weife genügen als andere, dieſen vorzieht, aber er legt doch auf jle 
fein fo ausgezeichneteö Gewicht, um jich ihretwegen bedeutenden und dauernden Anftrengungen 
zu unterziehen. Am liebften ift es ihm, wenn er die ihm wünſchenswerthen Güter ſchon in dem 
für die Gonfumtion geeigneten Zuftande, d. h. ald Genußmittel auffindet, ſodaß er fienurim 
Beſchlag zu nehmen braucht, wie dies z. B. durch Sammlung der Früchte und Beeren des Wal: 
des, durch Jagd und Fiſchfang geſchieht. Noch widerſtrebt ihm die wirthfchaftliche Arbeit, welche 
die Naturfräfte zur probuctiven Thätigfeit anregt und anleitet over die vorhandenen Güter mit 
Rückſicht auf Heftimmte Zwecke umgeftaltet und nugbar macht, weil fie ihm weniger zu leiften 
und weniger Nothwendiges zu ſchaffen jcheint als die einfache Befignahme. Gern erklärt er fie 
deshalb für entwürdigend und überläßt fie, da er fie num einmal nicht ganz entbehren kann, den 
in feinen Augen tiefer ſtehenden Klaffen, ven Weibern und Sklaven, oder fucht ſich ihre Produrte 
dur Austauſch zu verfchaffen, indem er Dinge, welche durch Occupation in feinen Befig ge= 
langt jind, dafür hingibt. Höchſtens erzeugt er — und das ift für ihm bezeichnend — Jagd- und 
Kriegswaffen. Noch find feine Zwecke und Ziele fehr beſchränkt und fie richten ſich vorzüglich 
auf feine leibliche Eriſtenz. Deshalb fühlt er auch Fein energifches Beftreben, feine Bebürfniffe 
zu erhöhen und zu vermehren, ſondern rechnet fich vielmehr ihre Einfachheit und Geringfügig- 
feit zum Verdienſt an. Sowie er aber in die Gulturbewegung eintritt, was in der Regel nur 
durch die nahe Berührung mit andern weiter vorgeichrittenen Stämmen und Völkern gefhieht, 
jo vermehren und erweitern ſich feine Zwecke und Ziele und mit ihnen natürlich auch feine Be— 
dürfniffe. Zunächſt werden ihm freilid aud) dann noch die meiften neuen Güter, welde er con= 
fumiren lernt und bald nur nod ungern entbehren mag, von außen durch ven Verkehr heran— 
gebracht; aber er wird doch genöthigt, fich weit mehr als bisher auf die Erzeugung von Gütern 
zu werfen, um damit größere Mengen von Taufchmitteln zu erhalten. Eine Zeit lang gelingt es 
ihm, den Gewinn feiner oceupirenden Thätigfeit ald Taufchmittel zu verwenden; reicht indeß 
derjelde nicht mehr aus, fo tritt die Arbeit in ihre vollen Nechte. Damit hat auch für ihn die 
Gulturentwidelung begonnen, und je höher fie fteigt, defto umfaflendern und weitern Zielen 
wendet ſich der Menſch zu, vefto größerer und mannichfaltigerer Hülfsmittel bedarf er, um fie zu 
erreihen ober fi) ihnen wenigftens anzunähern. Nicht die Noth ift die Lehrmeifterin der 
Menſchen, fondern das in ihnen mohnende Streben nad Vervollkommnung, das ſich jofort ent= 
widelt, fobald fie vie erften Stufen ver Givilifation erftiegen haben. Mit Energie muß nun die 
Güterwelt erweitert werdeg. Die einfachen Güter, welche nur in Beſchlag zu nehmen ſind, 
reichen nun nicht mehr aus, andere müſſen aufgeſucht, herbeigeſchafft, erforſcht und umgeſtaltet 
werden. Überwogen bisher diejenigen Güter, welche die Natur freiwillig oder mit geringer 
Beihülfe hervorbringt, fo treten diefelben nit nur mehr und mehr hinter diejenigen, welche ver 
Hand und dem Geift des Menſchen ihre Brauchbarfeit verdanfen, in den Hintergrund, fie wer= 
den auch, wenn fie zur Verwendung kommen, gern in irgendeiner Weife verändert und geftaltet. 
Die Arbeit wird nit nur ehrlih, fondern aud geachtet und hochgeſchätzt. Nachdem der 
Menſch eine große Menge von Dingen, welche die Natur liefert, für feine Zwecke brauchbar 
gemacht hat, erwacht außerdem in ihm das Beftreben, alle übrigen biöher als werthlos betrady= 
teten ebenfalls in Beziehung zu fih zu fegen. So kann er fogar dahin gelangen, daß er nur um 
Dinge, die noch feine Güter find, zu Gütern zu maden, entiprechende Bebürfniffe bei ſich und 
andern hervorruft, obwol freilich in ver Regel das Bedürfniß der Entdeckung des Mitteld, durch 
welches es befriedigt werben kann, vorhergeht. 

Faſſen wir die Arten der Gütererzeugung näher ins Auge, fo ift unzweifelhaft diejenige die 
widhtigfte, welche zuerſt Güter produeirt und der die Güterwelt lange Zeit hauptſächlich ihre 
Erweiterung verbanft hat, welche ferner jeder andern Produrtionsart zu Grunde liegt. Der 
Menſch haft Güter, indem er die Brauchbarkeit der Dinge entdeckt. Als der erfte Menſch bie 
Verwendbarkeit einer Beere zur Nahrung erkannte, erzeugte er das erfte Gut, und folange noch 
Dinge, welche nicht zu den Gütern zählen, vorhanden jind oder in der Form vom Abfällen bei 
der Production won Gütern eniftehen, werben Güter in gleicher Weife hervorgebracht werben. 
Man follte meinen, die Menſchen auf der niebrigften Eulturflufe müßten vorzugsweife Güter 
durch Auffindung ihrer Brauchbarkeit produeiren, Das ift aber nicht ver Ball, weil fie, wie 
bereitö erwähnt, überhaupt fein Bedürfniß empfinden, die Güterfpecies zu vermehren, ſondern 
fih an denen genügen laffen, welche fie bereits befigen. Außerdem ift die Zahl dev Güter, welche 
fih zur jofortigen Conſumtion darbieten und feiner Umgeftaltung bedürfen, auf die fie aber 
vorzugsweiſe achten, ſehr befchränft. Sind Dinge durch Auffindung ihrer Brauchbarfeit bereite 
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zu Gütern erhoben, jo bejchäftigt ſich der menschliche Geift noch weiter, mit ihnen, um neue 
Brauchbarkeiten zu entdeden und ihnen auf Grund doppelter Beziehungen zu ven Menjchen 
einen Plag in der Güterwelt zu fihern. Anfänglich hatte die mineralifche Kohle nur ald Brenn= 
material Werth, jpäter fand man fie zur Herftellung von Leuchtgas geeignet, und auch Schmud- 
ſachen hat man bereits aus ihr verfertigt. Wie viele Brauchbarfeitenmande Dinge, 3. B. Holz, 
aufweifen, läßt ſich kaum feftitellen. Auch hier macht ſich wieder die geiflige Thätigkeit des weiter 
vorgejchrittenen Menfchen vorzüglich geltend. Die Zahl der Dinge, welche zu Gütern erhoben 
werden können, ift groß, aber doch nicht unbeſchränkt, fie jcheint fich alfo einmal, fei es früher 
oder fpäter, der bereitö erwähnten Productionsabfälle ungeachtet, erichöpfen zu müſſen und ver: 
mindert ſich jedenfalls fortwährend. Je mehr aber diefe Verminderung fortichreitet, deſto ener- 
giſcher muß ſich das Beftreben, an ven bereitö vorhandenen Gütern neue Seiten ihrer Brauch— 
barfeit aufzufinden und dadurch ihren abftracten Werth zu erhöhen, entwickeln. 

Viele Dinge, welde zur Befriedigung menſchlicher Bedürfniffe dienen können, erhalten erft 
dadurch Werth, daß fie in Befig genommen und den Menſchen zugänglich gemacht werden. Da- 
bin gehören die Fiſche in den Flüffen, Seen und Meeren, die Vögel in ver Luft, das Wild im 
Forſt u. ſ. w., weldhe gefangen und erlegt werben müffen, bevor fie zur Verwendung fommen 
können. Auch die Beeren des Waldes, die wild wachſenden medicinifhen Pflanzen, die zerftreu- 
ten Mineralien, welche für vie Gonfumtion gefammelt werden, gehören hierher. Die fogenann= 
ten oceupirenden Gewerbe, Fiſcherei und Jagd, befchäftigen fich vorzüglih damit, Güter in diefer 
Weiſe, durch Befigergreifung, zu fhaffen, denn der Vogel, ver frei über Wiefen und Wälder 
dabinfliegt, ift ebenfo wenig ein Out als ver Fiſch des Meeres, folange beide nicht in den Beſitz 
eined Ginzelnen übergehen können und damit zur Gonfumtion geeignet find. Ähnlich verhält 
es ſich mit vielen Dingen, melde für diejenigen, denen fie leicht zugänglich find, unmittelbar 
feinen Werth haben, von andern entfernt wohnenden Menfchen aber gefucht und verlangt wer- 
den. Indem ſich der Tauſchverkehr auf fie wirft und gegen fie andere Güter in Tauſch anbietet, 
gibt er ihnen Werth und macht fie zu Gütern. So ſchafft der Handel viele Güter einfach da= 
dur, daß er jie von ihrem Platz verrüdt und aus einer Gegend in die aydere überführt. Der 
Werth, welchen die Dinge in diefer Weife erhalten, ift Ortömerth genannt worben. 

Wichtiger ald die bisher bezeichneten drei Arten von Gütererzeugung ift die vierte, welche 
dadurch Werthe probueirt, daß fie entweder erftend durch Umgeſtaltung vorhandenen Orgenftän: 
ben Brauchbarkeit verleiht oder ihre Brauchbarkeit fteigert, oder aber zweitens brauchbare Ge: 
genftände neu entjtehen läßt. Die meiften Güterfpecied und die größten Gütermaffen werden in 
diefer Weife hervorgebracht. Außerdem ift diefe Art ver Güterproduction eine ftetige, regel: 
mäßig fortdauernde, außerordentlich mannichfache, alle geiftigen und förperlihen Kräfte des 
Menſchen in Anſpruch nehmende; fie übt deshalb auch auf die Individuen und die menſchliche 
Geſellſchaft ven beveurfamften und tiefft eingreifenden Einfluß aus. 

Baflen wir die Production, wie fie ſich in unſerer Periode und namentlid in unferm Erd⸗ 
theil geftaltet, noch einen Augenblic ind Auge, fo finden wir, daß alle vier Productiondarten in 
ausgezeichneter Weije zur Anwendung fommen und ſich gegenfeitig fräftig unterftügen. Die 
menſchlichen Bedürfniſſe find infolge der fortgefehrittenen Gultur auf eine außerordentliche Höhe 
geſtiegen und zwingen die Production rüftig und unaufhaltfam vorwärts zu gehen, während 
diefe wieder ihrerjeitd durch die Erzeugung neuer Genußmittel neue Bedürfniſſe weckt. Unter 
diefen Umftänven tritt das ſchon erwähnte Beftreben, alle Dinge ald braudbar zu erfennen und 
an ben bereitö vorhandenen Gütern neue Seiten ver Brauchbarkeit zuentdeden, überallzu Tage, 
Selbft die Wiſſenſchaft, welde in frühern Jahrhunderten die Thätigkeit auf dem wirthſchaft⸗ 
lien Felde nur nebenbei zu fördern juchte, hat ich ihm dienſtbar gemacht und bereits außer: 
orventliche Leitungen geliefert. Umgekehrt verdanken wir die überraſchenden Fortſchritte der 
Naturwiffenfhaften mindeftend zum Theil dem Anftoß, welden ihnen die Volkswirthſchaft gab, 
als fie die Wichtigkeit eines engern Bündniffes mit ver Wiſſenſchaft erfannte. Von den Fort: 
ſchritien, welche die oecupirenden Thärigfeiten und der Handel gemacht haben, brauchen wir 
nichts zu fagen; fie liegen Elar am Tage, Aber wir müſſen darauf hinweifen, wie fehr bie 
Güterproduction im allgemeinen dadurch gefteigert worden ift, daß ihr infolge der großartig 
verbeflerten Verkehrsmittel die Naturerzeugnifle faft aller Länder zugänglid geworden find, 
Auch bier zeigt ſich wieder die Wechſelwirkung von wirthſchaftlicher Thätigkeit und Wiſſenſchaft. 
Um nur ein Beifpiel anzuführen: wenn fühne Neifende unter ungebeuern Anftrengungen und 
mit Lebensgefahr in unbekannte Gegenden zu biöher nicht einmal dem Namen nad) befaunten 
Bölfern vorbringen, fo reizt fie dazu nicht allein die Wiſſenſchaft an. Auch die Volkswirthſchaft 
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hat bei Entdeckungsreiſen ein lebhaftes Intereſſe und ſucht deshalb mit Recht fie möglich zu 
machen und nad; Kräften zu fördern. Bei allen zum Theil großartigen Anftrengungen aber, 
welche auf die eben bezeichneten Produrtiondarten verwendet werben, ftehen diejelben dennoch 
gegen die vierte außerordentlich zurüd, hauptſächlich weil, wie wir bereitderwähnten, der Menſch 
auf vorgeſchrittener Gulturftufe faft jedes vorhandene Gut vor der Gonfumtion umgeftaltet und 
diefe Umgeftaltung aud) dann, wenn fie nit unumgänglich nothwendig ift, vorzunehmen pflegt. 
Auf dieſer vierten Productionsart bafirt unfere ganze induftrielle Thätigfeit, welche ſchon ſo 
außerorbentlich zahlreiche Kräfte in Anfprud nimmt und dennod noch fortwährend im Auf: 
ihmwung begriffen ift. Ihr dienen gehorfam die drei andern Produrtionsarten, indem fie ihr 
das Material ihrer Arbeit zu liefern ſuchen und wirklich herbeiſchaffen. Sie beeinflußt ferner 
im höchſten Grade dad nationale Leben der Völker, deren ganze Exiſtenz ſich nicht nur danach be— 
ftimmt, ob die Confumtion einen hohen Grad erreicht hat, jondern aud in welder Geftalt Die 
Güter zum Verbraud fommen. Und endlich wirkt fie, indem fie ſich ausdehnt oder erweitert, alte 
Bahnen verläßt oder neue einfchlägt, tief auf die Verhältniffe ver menſchlichen Geſellſchaft ein. 

Productivfräfte Naturfräfte Während der Menſch wirthſchaftlich thätig ift, d. 6. 
ſich mit den natürlihen Dingen beihäftigt, um fie zu®ütern zu erheben, zieht er zufeiner Hülfe 
auch die Naturkräfte,. vie für ihn jehr wichtige Factoren werden, heran. Mir Ffünnen diefelben 
in ſolche theilen, weldhe fähig find, Tauſchwerth zu erlangen, und in ſolche, bei denen dies nicht 
der Fall ift. Im die legtere Klaſſe fallen namentlich diejenigen Naturkräfte, welche gar nicht in 
Beſitz genommen werben können und in jo großem, unerſchoͤpflichem Überfluß vorhanden find, 
dag niemand aud nur einen Verfud zu ihrer Aneignung machen möchte. Hierher gehören der 
Mind, deffen bewegende Kraft von großer Bedeutung ift, die Meeresftrömungen, welche vie 
Schiffahrt benugt, Ebbe und Flut und vor allendas Klima. Wärme und Feuchtigkeit des Klimas 
find befonders für die Vegetation von Einfluß und wirken deshalb namentlich auf die Cultur 
ded Bodens und die Hervorbringung feiner Erzeugnifle beſtimmend ein. Andere Naturfräfte 
ind freilich appropriirbar, aber nur imjofern, als jie in Verbindung mit beweglichen Körpern, 
welche in den Beiig eined Menſchen übergehen können, auftreten. So ift z. B. die Naturfraft 
des Feuers an die Brennftoffe gefnüpft. Durch Vermehrung dieſer Körper werben fie ſelbſt 
mindeftens in gleichem, häufig aber in höherm Grade vermehrt. Wieder andere Naturfräfte 
jind mit beftimmten, begrenzten Grundftüden verbunden und fönnen daher angeeignet werben. 
Entweder haben jie nur einmal gewirkt, wie die urmweltlihen Kräfte, welche mineralifche Lager, 
Steinfohlenflöge, Kies:, Thon: und Mergelgruben u. dgl; m. bildeten, oder fiewirfen nod immer 
fort. Dieje legtern Naturfräfte lafien ſich (nah Roſcher) in drei Klaſſen eintheilen, je nachdem 
ihre Benugung, wie die mehanifche Kraft eined Waflerfalls, nur in einer beftimmten Auspeh: 
nung möglid) ift, oder aber bei Überfhreitung einer gewiflen Grenze ihre Nachhaltigkeit gefähr— 
det wird oder, wenn fie flarf gefleigert wird, in noch flärfer wachlender Progrefjion ſich mit 
Schwierigfeiten verbunden zeigt. Beifpiele des zweiten Falls jind die bei zu ftarfer Ausbeu— 
tung eines Fiſchteichs, eines Wildbeſtandes, eined Torflagers hervortretenden Nachtheile, 
Beifpiele des dritten Falls die Schwierigkeiten, welche ji geltend machen, jobald man einen 
Ader, eine Wieje durch flarfe Vermehrung des Aufwands an Kapital und Arbeit zu einer eine 
gewiſſe natürliche Grenze überjchreitenden und deshalb erſchwerten und unvortheilhaften Pro: 
duction nöthigen will. 

Eine andere Eintheilung der bei der Production in Betracht kommenden Naturfräfte gebt 
davon aus, ob der Menſch fie ganz beliebig hervorrufen, fortdauern laffen und befeitigen fann, 
oder nicht. Das legtere ift natürlich bei allen nicht appropriirbaren Naturfräften der Fall, 
welche indeß doc, wie z.B. Wind und fliegendes Waſſer, je nad) ben Umſtänden mit geringerer 
oder größerer Schwierigfeit ven menſchlichen Zweden dienftbar gemadt werden. So widtig 
die von den Menſchen unabhängigen Naturfräfte auch fein mögen, fie ftehen dennoch weit gegen 
die abhängigen zurüd, theils weil diefe nicht an den Ort gebunden find, noch mehr aber, weil 
der Menfch innerhalb gewiffer, freilich bald engerer, bald weiterer Grenzen ihre Wirkfamfeit 
frei zu regeln und nad) feinen Bedürfniffen zu leiten vermag. 

Eine dritte Gintheilung der Naturfräfte endlich ftügt fi auf die Wirkſamkeit verfelben und 
untericheidet joldhe, welche mechanisch, von ſolchen, welche hemifch oder aber phyſiologiſch (orga= 
niſch) wirfen. Mechaniſch wirkende Naturfräfte vermögen die Arbeitöfraft ver Menſchen bei der 
Güterproduction zu erfegen, während chemiſch und phyſiologiſch wirkende in ihrer Thätigkeit 
ſich der menſchlichen nicht annähern und in ihren Refultaten von den durch menſchliche Kräfte 
erzielten ganz abweichen. 
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Die bewußte Benugung der Naturfräfte zur Production ift uralt; wir finden fie, wenn 
auch in weit bejhränfterm Maße ald in der fpätern Zeit, ſchon in ver früheften Periode ber 
Menſchheit. Sie drängte ſich von felbit auf. Namentlich war dies mit einzelnen derjenigen 
Naturfräfte, weldhe in hemifcher und phyſiologiſcher Weile wirffam werden, der Fall, obwol 
auch die mechaniſch wirkenden nit ganz unbeachtet blieben, jobald man einmal ihre Beveutung 
erfannte und fie — Überwindung der vorhandenen nicht geringen Schwierigkeiten verwenden 
lernte. Nur auf die lofale Production haben die an Länder und einzelne Grundſtücke gebunde— 
nen Naturfräfte wejentlihen Einfluß, während die an bewegliche Körper gefnüpften für die 
internationale, je ſchwerer oder leichter Die tragenden Körper von einem Ort an den andern 
transportixt werben fünnen, geringere oder größere Wichtigkeit befigen. Außerdem fommt, wie 
wir bereitö erwähnt haben, bei ven Naturfräften im allgemeinen in Betracht, inwieweit ſie von 
den Menihen abhängen, d. h. ob fie ficher und ohne Mühe in ihren Wirkungen zu berechnen, 
zu leiten und zu regeln find. Naturkräfte, auf deren Wirkſamkeit ver Menſch feinen Einflup 
ausübt, fönnen deſſenungeachtet für ihn Werth haben, jobald es ihm möglich wird, feine wirth— 
fchaftlihe Tätigkeit ihnen anzubequemen. Aber jelbjt von denjenigen, welche fich zwar unter— 
werfen laffen, aber nur mit Widerftreben dienftbar find, wird er ſich im Intereffe ver Production 
um fo eher frei zu machen ſuchen, je mehr der Wunſch nad) vollftändiger Beherrihung ver 
Außenwelt in ihm lebendig geworben ift. Daraus erklärt es ſich 3. B., daß ſelbſt in Gegenden, 
welche Waflerfräfte bieten, bei ver Anlage von Mühlen, Spinnereien u. ſ. w. diefe an die Ort— 
lichkeit gebundenen, oft unzuverläffigen Helfer vor der Dampffraft zurüdweichen müffen, daß 
an Stelle der Segelfhiffe mehr und mehr Dampfichiffe getreten jind, ja daß es an Verfuchen 
nicht fehlt, ſelbſt Die Dampffraft wieder durch eine noch bequemere Kraft zu erjegen. 

Kapital. Außerordentlid widtig für die Production ift das Kapital, denn nur felten 
läßt fi eine Production ohne Kapital denken, und jevenfalld zeigt jie ih auch dann nur als un— 
bedeutend und von geringem Umfange. Um dies vollftändig zu erkennen, braucht man ſich nur 
die Beftandtheile des vorhandenen Kapitald und ihre Verwendung klar zu machen und zu vers 
gegenwärtigen. Während der Production müſſen die producirenden Menfchen eriftiren; dazu 
bevürfen fie aber der Unterhaltömittel, welche ihnen einftweilen aus ven Summen früherer Er: 
ſparniſſe vorgefhoflen werden. Ferner fommen die Wohngebäude, in denen fie ihr Unterkom— 
men finden, die Vorrathshäuſer und Werfftätten in Betradt. Zum Kapital zählen die Werk— 
zeuge, Geräthe und Mafchinen, welche bei der Gütererzeugung angewendet werden, die Arbeits: 
thiere, die Hauptftoffe, deren Verarbeitung und Umgeftaltung ftattfindet, vie Hülfsftoffe, welche, 
ohne doch als erfennbare Beitandtheile des neuen Produets zu erfcheinen, zur Verzehrung fonı= 
men u. ſ. w. Auch Bodenmeliorationen, Handeldvorräthe, das Geld als erftes und bedeutſam— 
ſtes Verfehrämittel gehören zum Kapital. Man kann daher ven Einfluß des Kapitals auf die 
Production nicht hoch genug ſchätzen. Selbſt auf der unterften Stufe der Cultur zeigt es bereits 
feine eingreifenden Wirkungen. "Denn der Menſch kann ohne Vorräthe und Werkzeuge, d. h. 
ohne Kapital in feinem Klima leben; überall muß er auf die Vergangenheit zurüdgreifen und 
für den folgenden Tag forgen. 

Allerdings tritt aber die volle Bedeutung des Kapitals erft bei mehr vorgeſchrittenen Völ— 
fern ganz deutlich heraus. Die Erfahrung lehrt, daß in der Regel das Individuum in der Pro: 
duction defto mehr zu liefern vermag, je mehr Kapital ihm zur Verfügung fteht. In noch 
höherm Maße ift daſſelbe auch bei den Volksſtämmen und Nationen der Fall. Allerdings kann 
ſich bei Individuen auch ein übermäßiges und deshalb theilweiſe ungenutzt bleibendes Kapital 
vorfinden. Aber der Nachtheil des Übermaßes ift weit geringer ald ver des Mangels, und Voͤl⸗ 
fer werden, foviel ſich abſehen läßt, niemals in den Fall kommen, daß jie über zu viel Kapital zu 
Flagen haben. Wir haben vorher von den Naturfräften und deren Wichtigfeit für die Pro- 
duction geiproden ; ihre Verwendung ift ohne die Eriftenz des Kapitals gar nicht denkbar. 
Jede große Production erfordert zu ihrer Durchführung einer langen Zeit und des fortgefegten 
Zufammenwirfens einer Anzabl von Menſchen; jie will vorbedacht, planmäßig angelegt und 
während vieler Monate und Jahre confequent durchgeführt fein. Das alles ift aber ohne 
das Kapital ganz unmöglid. Menfhengruppen, welche von der Hand in den Mund leben, das 
foeben Produeirte augenblicklich felbft wieder confumiren, bringen nur wenig und nur Unter: 
georbnetes, Geringfügiges hervor. Manche Arbeitöfräfte des Menſchen, namentlich die höhern, 
fönnen ohne das Kapital, das ihnen die Möglichkeit ver freien, von den Lebengbedürfniffen un: 
abhängigen Thätigfeit gewährt, gar nicht entfaltet werden und zur Production gelangen. Um 
diele Bemerkungen beftätigt zu finden, bat man nur einen flüchtigen Blick auf die Landwirth— 
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fhaft, auf dad Handwerk und vorzüglih auf die große Induftrie und auf Willenfhaft und 
Kunſt zu werfen. 

Theilen wir dad Kapital in Gebraudäfapital und Productionskapital, was freilich feine 
Schwierigkeiten hat und nicht immer ftreng durchzuführen ift, fo gilt da8 Gefagte vorzugsweiſe 
von dem Produrtiondfapital, dad man aud das arbeitende Kapital genannt hat, weniger von 
dem Gebrauchskapital, dem ruhenden Kapital, welches indeß um deswillen nit gering zu 
ſchätzen ift. Letzteres verdankt feine Eriftenz der Uberzengung, daß der Menſcqh nicht lebt, um zu 
produciren, fondern produeirt, um zu leben, daf die Production nur flattfindet, damit die Be: 
dürfniffe des Menſchen befriedigt werden fünnen. Daß dad Gebrauchskapital die Production 
nicht fördere, wird deffenungeachtet von niemand behauptet werben. Dagegen find todte Kapi- 
talien, d. 6. Propuctivfapitalien, welde, ohne einen Genuß zu gewähren, unbenugtdaliegen, für 
die Gütererzeugung fo lange nicht vorhanden, als jie nicht in Bewegung gelegt werben. 

Kapital entfteht durch Erfparniß, indem Individuen und Völker weniger, ald fie produciren, 
confumiren und den Überreft behufs neuer Production aufbewahren. Man hat wilde Stämme 
beobachtet, welche faft gar nicht fparten, indeß entwickelt fi der Spartrieb in ver Regel doch 
ſchon in der erften Jugendzeit der Völfer mit Naturnothwendigkeit und wird in jeder folgenden 
Periode vertieft und gefteigert, bis er ven Höhepunkt, welchen wir bei den eivilifirteften Völkern 
gewahren, erreicht hat. Verſchiedene Momente tragen dazu bei. Anfänglich wird, wie bereits 
hervorgehoben wurde, dad Bevürfniß der Kapitalanfammlung behufs der Production nicht fehr 
farf gefühlt, und außerdem pflegt auch eine zu große Nechtöunficherheit zu herrſchen. Iſt das in 
den Händen Einzelner und ganzer Stämme befindliche Kapital fortwährend bedroht, fo kann das 
Deftreben, ed zu vermehren, Feine rechte Stätte finden. Wie fehr die Rapitalbildung durd man: 
gelnden Rechtsſchutz leidet, fehen mir in ven Zeiten langbauernder Kriege, welche nicht nur das 
Kapital zerftören, fondern auch fein Entftehen verhindern. Umgekehrt fleigert fih dad Kapital 
während eines ungeflörten Friedens außerorventlih. Ferner, folange die Stämme noch wan— 
dernde find, Eönnen fie nicht wohl viel Kapital bilden, weil daffelbe ihre Umzüge zu ftark beſchwe— 
ren würde, Sobald jie ſich aber feftgefegt haben und das Eigenthum in feine vollen Rechte tritt, 
nimmt die Rapitalbildung einen rafhern Aufſchwung. Allerdings pflegt aber au dann noch 
lange Zeit die untere Volksklaſſe nur wenig zu fparen, theils weil fie, um eigenes Kapital be- 
nugen zu fönnen, in der Negel zu unfelbftänvig ift, theild auch weil ihre Erſparniſſe nicht gegen 
alle Angriffe der Mächtigern geſichert erfcheinen. Diefe legtern ſelbſt erkennen noch nicht die 
volle Bedeutung des Kapitals, was ih daraus ergibt, daß fie unverhältnigmäßig viel Werth 
auf Gebrauchskapitalien legen und die Probuctivfapitalien, deren fie doch nicht entbehren fünz 
nen, mehr vernachläſſigen. Erft fpätere Perioden bringen das Kapital zur vollen Geltung, und 
die unfere zeichnet ſich dadurch aus, daß fie in jeder Weife die Kapitalbilpung zu fördern firebt. 
Died geſchieht am beften dadurch, daß man die vorhandenen Kapitalien möglihft fruchtbar zu 
machen ſucht. Wer jpart, d. h., um ji ein Gut behufs der Production zu erhalten, auf deſſen 
Genuß verzichtet, der will fein erfparted Kapital nicht nur conferviren, fondern aud einen 
dauernden Ertrag von ihm erzielen. Iſt ihm das legtere nicht möglid, fo gibt er das Sparen 
auf, und infofern ift ed von hoher Bedeutung, daß Gelegenheit geboten wird, Fleinere Kapi- 
talien, welde nicht jo leicht ald große productin gemacht werden fönnen, anzufammeln und nutz⸗ 
bringend anzulegen. Sole Eleinere Kapitalien find durch ihre große Menge für die Volks— 
wirthſchaft unferer Tage bereits ſehr beachtenswerth geworden. Man hat ven Spartrieb egoi- 
Kiih genannt. Allerdings denkt der Sparende, derjenige, welder Kapital zu bilden ſucht, 
zunächſt an jih. Indem er jid ven Genuß der in feinem Beſitz befindlichen Güter verfagt, will 
er dieſelben erhalten und fteigern, um 3. B. feine Zukunft fiher zu ftellen und ſich vor dem 
Mangel zu jhügen, welder ihn bedroht, fobald Alter, Hinfälligkeit u. f. w. eintreten und er 
Güter in hinreihender Menge zu produciren nicht mehr im Stande ift. Aber darauf ift um fo 
weniger ein Vorwurf zu gründen, ald der Sparende eine natürliche Pflicht gegen ſich erfüllt 
und burd die Rapitalbilvung zugleich der Geſammtheit nüglich wird, und ald er ferner, wenn 
gleidy dieſer volkswirthſchaftliche Nugen nicht fein Leiter ift, doch nicht ausſchließlich feine Ber: 
fon, ſondern zugleich diejenigen, welde ihm durch Familienbande nahe fteben, ind Auge faßt. 
Je geiherter daher das Recht der Einzelnen ift, nach ihrem Ableben das erfparte Kapital auf 
andere übergeben zu laflen, deito mehr wird von ihnen auf die Kapitalbildung hingewirft wer— 
den, und es läßt ſich nicht bezweifeln, daß z. B. die von Socialiſten vorgeihlagene Aufhebung 
des Erbrechts, falls ihre Durchführung einmal flattfände, der Entftehung des Kapitals außer— 
ordentlich nachtheilig fein würde. 
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Wir haben Hier auf eine Eigenthümlichkeit des Kapitals hinzuweiſen, auf diejenige nämlich, 
daß e3 in feinem urſprünglichen Zuftande nicht unverändert erhalten werben kann, fondern fort: 
während, foll ed niht nad und nad zu Grunde geben, dem Formenwechſel unterworfen werben 
muß. Es berubt dies darauf, daß alle Dinge, welche dad Kapital bilden, vergängliche fino. 
Mil Hat ohne Widerſpruch behauptet, daß der größere Theil des in England befindlichen Ver: 
mögens innerhalb des legten Jahres produrirt worden fei und nur ein geringer Theil, vie 
Grundſtücke ausgenommen, [hon vor zehn Jahren exiftirt Habe. Ähnlich Liegen die Verhält: 
niffe in allen andern Ländern. Bortwährend wird das Kapital confumirt, um neu erzeugt, 
reproducirt zu werden. 

Bajfen wir diejen Punkt ind Auge, fo fann die Befürchtung nicht auftauden, ein zu großes 
Kapital werde auf die Gütererzeugung nachtheilig einwirken. Allerdings wird ed nicht jelten 
vorkommen, daß ein einzelnes Gut überreich produeirt worden ift, und daß für den über das 
Bedürfniß hinausgehenden Reſt ſich Feine Nachfrage mehr findet. In dieſem Falle wird ſich die 
Production dieſes Gutes vermindern müſſen und deshalb neued Kapital nicht mehr verwenden 
können. Aber die Arbeitöfräfte, welche dadurch frei werben, gehen nah und nad auf andere 
Productionszweige, welde noch der Erweiterung bedürfen, über. Sole Productiondzweige 
wird es aber immer geben, da nicht nur das vorhandene Kapital fortwährend umgeftaltet wer: 
den muß, jondern auch, wie bereitd erwähnt worden ift, Die menſchlichen Bedürfniſſe nicht fteben 
bleiben, vielmehr fih fortwährend modificiren und erhöhen. Iſt aber ein Productionszweig, 
der no ausgedehnt werben kann, vorhanden, jo bedarf er nicht nur der Arbeitäfräfte, fondern 
auch, damit diejelben thätig fein können, des Kapitals. Wir find deshalb als feſtſtehend anzu: 
nehmen bereditigt, daß zu feiner Zeit die Bildung neuen Kapitald und die fortgefegte Vermeh— 
rung bed vorhandenen ſchädlich wirken oder auch nur unnöthig werben kann. 

Arbeit. Naturfräfte und Kapital find aber ohnmächtig ohne die wirthſchaftliche Arbeit. 
Erft indem der Menſch beide heranzieht und ſich ihrer Unterflügung bedient, vermögen fie Die 
Gütererzeugung zu fördern. Die Arbeit, geiftige wie förperliche, ift die Grundlage jeder Pro: 
duetion; ſelbſt diejenigen freiwilligen Naturgaben, welche jih zur fofortigen Gonfumtion ohne . 
jede nothwendige Umgeftaltung darbieten, müffen doch mindeſtens occupirt werden, nachdem ſie 
als Mittel zur Befriedigung eined Bedürfniſſes infolge einer geiftigen Thätigfeit des Menſchen 
erfannt und anerfannt worden find. Infofern als die Eriftenz der Menſchen davon abhängt, 
dap mindeftend ihren Nothwendigkeitöbevürfniffen Befriedigung gewährt wird, find fle von der 
Arbeit abhängig, die jie auch um deswillen nicht von fih abweifen können, weil fie ihnen durch 
ihre Natur geboten wird. Mit Recht hat man den Menſchen ald das arbeitende Thier bezeichnet, 
denn wenn aud viele Thiere Wohnungen, Höhlen und Nefter errichten und Vorräthe anſam— 
meln und aufipeihern, fo unterfcheidet fih doch die durch den Inftinct geregelte, ewig gleihför=' 
mige Ihätigfeit derfelben fhon in ihren Grundzügen von der freien, durch geiftige Einflüffe 
beftimmten Arbeit des Menfchen. Durch die Arbeit hat ſich der Menſch von der niedrigen Stufe, 
auf welder er in feiner Kindheitsperiode ftand, langfam, aber fletig emporgehoben; gibt er die 
Arbeit auf, jo fällt er ſchnell wieder zurüd. Das läpt ji nicht nur bei Individuen, ſondern 
auch bei Völkern deutlich bemerken. Sobald ein Volk in feiner wirthſchaftlichen Thätigkeit nad: 
läßt, jo verſchlechtert fich fein Gulturzuftand, der von feiner körperlichen und geiftigen Regſam— 
feit abhängig ifl. Untergehende Nationen und Volksſtämme pflegen ſtets wenig und mangel- 
haft zu produciren. Allerdings wird dies nicht immer vollfländig begriffen, aber doch min— 
deſtens inftinetiv gefühlt. Je höher die Gultur eines Volkes geftiegen ift, deſto mehr wird 
die Arbeit geehrt und die Unthätigkeit einzelner diefen in der Wertbfhägung der Übrigen 
nachtheilig. 

ne Menſch aber auch durch feine Natur zur Arbeit Hingezogen, fo bleibt doch feine 
Arbeitäluft immerhin von dem Nugen abhängig, welchen ihm die Arbeit gewährt. Iſt diefer 
Nupgen unbedeutend, fo zeigt ich auch die Arbeitsluft gering. Wermwieder Sklave oder derzu Fron— 
dieniten Verpflichtete einen Theil der an ſich ſchon mäßigen Früchte der Arbeit an andere abge: 
ben muß, wird wenig Arbeitöluft documentiren, und das Gleiche ift auch bei denjenigen der Fall, 
welche nicht fo viel durch ihre Arbeit gewwinnen, als zur ausreichenden Befriedigung der dringend 
ften Bedürfniſſe erforderlich erfcheint. Je reichlicher der Antheil ift, welcher dem Arbeiter von dem 
Broducte feiner Arbeit zufällt, vefto eifriger wird er zu produciren ftreben; namentlich findet - 
dies flatt, wenn ihm die Möglichkeit zu Eapitalifiren gegeben ift. Daher fleigert ſich die Arbeits- 
luft des Arbeiterd, des Gefellen, des Geſchäftsführers u. f. w. fofort, wenn ihm von dem Unter= 
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nehmer ein angemeffener Stüdlohn oder eine Quote des Gewinns zugeftanden wird. Daflelbe 
ift bei allen andern Arbeitern der Ball, und einzelne Ausnahmen betätigen nur die Megel. 
Lohnende Arbeit reizt zu flärferer Production mehr als jedes andere Mement an. Natürlich iſt 
auch bier der Öffentliche Rechtszuſtand von bedeutfamer Einwirkung, da nur derjenige Arbeits: 
luſt entwickeln wird, welcher die Früchte feiner Thätigfeit unverfürzt und in Sicherheit genießen 
fann. Während langjähriger Kriege leidet nicht nur die Gewerbthätigfeit, es ift fogar in man- 
chen Gegenden dahin gefommen, daß der Landmann, dem feine Erzeugniffe wider feinen Willen 
und ohne Entfhädigung genommen wurden, die Bebauung feiner Ader ganz unterlaffen hat. 
Ähnliche Verhältniſſe ftellen ſich in despotiſch vegierten Staaten, in denen der Fürſt frei über 
das Beſitzthum ber Unterthanen verfügt, heraus, und felbft hohe Steuern, welde zu große An— 
theile der erzeugten Güter in Anſpruch nehmen, wirken nadtheilig auf die Arbeit und die 
Production ein. 

Wir haben bereitd angeführt, daß ohme die Arbeit feine Production möglich ift, daß jie 
aber felbft in den allermeiften Fällen der Beihülfe der Natur oder des Kapitals nicht entbehren 
kann. In der Negel wird in der wirtbfhaftlihen Production das Zufammenwirfen aller drei 
Factoren erfordert, obwol immerhin die Arbeit pad eigentlich erzeugende Element if. Das Ber: 
hältniß der drei Productiondfäctoren zueinander geftaltet ſich ferner in den verfchiedenen Zweigen 
der Production fehr verſchieden zueinander ; bald, wie z.B. beim Waldbau, der Viehzucht u. ſ.w., 
treten Kapital und Arbeit in den Hintergrund, bald wieder, wie 3. B. bei den induftriellen 
Tätigkeiten, wiegen jie fo ſtark vor, dag von den Naturfräftennur menig bemerkt wird. Bliden 
wir auf die Gefchichte ver Volkswirthſchaft, jo finden wir, dag in gewiffen Berioden der eine oder 
der andere Productiondfactor ſich vorzüglich geltend zu machen weiß, in der früheften Zeit der 
Völker die Natur, ſpäter die Arbeit, zulegt dad Kapital, Damit fol indeß nicht gefagt fein, daß 
Natur und Arbeit während der Herrfchaft des Kapitald weniger beachtet werben, mie dies z. 2. 
mit Arbeit und Kapital zur Zeit der vorwiegenden Ausbeutung der Naturfräfte der Kalt ift. 
Im Gegentheil, fie gewinnen, wenn au in geringerm Maße, an Bereutung, da dad Kapital 
ihrer um fo nothiwenbiger bebarf, je maflenhafter es ſich in die Production wirft. 

Bon der eigentlihen Güterproduction, der Erzeugung neuer Güter, pflegt man nad dem 
Vorgange von Knied die fogenannte latente Production zu trennen. Man verfteht darunter 
diejenige Thätigfeit, welde ven Zived hat, die bereit8 vorhandenen Güter vor Beſchädigung und 
Vernichtung zu fügen, fei ednun, daß denſelben von Naturfräften oder Menſchen Gefahren 
drohen. Diefer Shug wird z.B. durch Errichtung von Gräben und Mauern um Grundftücde, 
durch Herftellung einer guten Polizei, durch Begründnng von Beuerlöfhanftalten, Leuchtthür— 
men, 2ootfeninftituten in Seehäfen, durch Dimme an überſchwemmenden Strömen und Bor: 
ſichtsmaßregeln gegen Bergflürze, durch Organifation ver Landesvertheibigung u. ſ. w. erzielt. 
Allerdings find derartige Einrichtungen außerordentlih nügliche, indem fie gefährdete Güter 
erhalten. Wenn ed aber au für den Stand des Nationalvermögend nahezu gleich ift, ob ein 
gewifles Gut neu produrirt oder aber vor der ihm drohenden Zerftörung bewahrt wird, fo fann 
man doch die legtere Thätigfeit nicht wohl productiv nennen. Daß fie die drei Productiondfacto: 
ren Natur, Kapital und Arbeit beranzieht, kann nicht in Betracht fommen, zumal fi fonft die 
fogenannte latente oder negative Production in jeder Hinſicht von der patenten oder pofitiven, 
der Production im gewöhnliden Sinne, unterfheidet. Wir fönnen es daher wol unterlaffen, an 
diefer Stelle näher auf fie einzugehen, zumal ihre Thätigkeiten an andern Stellen beiproden 
werden müffen. 

II. Güterumlauf,. Preis. Angebot und Nachfrage. Niemand mit alleiniger 
Ausnahme ded Unglücklichen, der von aller Verbindung mit den übrigen Menſchen abgeſchnit— 
ten, 3. B. auf eine wüfte Infel verfchlagen ift, producivt ausfchließlich für ih. Jeder Producent 
faßt vielmehr zumächft die Bedürfniſſe anderer ind Auge, um durd den Austauſch feiner Erzeug— 
niffe gegen andere diejenigen an Zahl reichen Güter zu erhalten, welde ev nicht ſelbſt Herfteltt, 
deren er aber zur Befriedigung feiner Bevürfniffe benöthigt ift. Je höher fich die forialen Ver: 
bältniffe eines Volkes entmwidelt Haben , in defto ſtärkerm Maße theilen fich Die einzelnen Glieder 
deffelben in die dev Geſammtheit obliegende Arbeit der Güterproduction ; um fo vieljeitiger find 
aber auch die Beziehungen, welche zwifchen ihnen durch den Verfehr entftehen, und um fo noth— 
wendiger wird es, jie richtig zu erfaffen und zu begreifen. Die Lehre von der Gütervertheilung 
im mweitern Sinne, d. b. von der Art und Weife, wie die Güter aus der Hand der Producenten 
in diejenige der Gonjumenten übergehen, ift daher eine außerordentlich wichrige, aber zugleich 
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fehr ſchwierige und verwidelte, da bei ihr die mannihfachften und zum Theil noch dunflen Ver— 
hältniffe des focialen Lebens in Frage kommen. 

Den Übergang der Güter von einem Gigenthümer auf den andern nennt man den Umlauf 
der Güter oder die Gütercireulation, diejenigen Güter, weldhe zum Umtauſch beftimmt jind, 
MWaaren. Der Güterumlauf motivirt fich, wie bereitö erwähnt wurde, dadurch, daß fein Menſch 
alle diejenigen Güter, welche er bedarf, zu erzeugen im Stande ift, daß er ſich deshalb, dem 
Princip der Arbeitstheilung folgend, auf einzelne Güterarten befchränft, in denfelben mehr, als 
er nöthig hat, produeirt und den fo erzielten beträchtlichen Lberfhuß an andere abtritt, um in 
dieſer Weife von denfelben durch Austaufh Güter, welche fie ihrerfeits hervorbringen, zu er— 
halten. Die Scheidung ded Volkes nad Berufsarten und Ständen, der Gegenfag zwifchen ver 
Zandbevölferung, welche vorzugsweiſe Aderbau und Viehzucht treibt, und ber ftäbtifhen, über: 
wiegend induftriellen, die in Klima, Bodenerzeugniffen, Naturprobucten anderer Art, Sitten, 
Gewohnheiten, Gultur u. f. mw. hervortretende Verſchiedenheit ver Länder und ihrer Bevölfe- 
rungen find die Haupturſachen ded Güterumlaufs, welcher urfprünglich ſich nur im Eleinen Kreife 
der Stämme beivegte, nach und nad aber den größten Theil aller bewohnten Gebiete der Erde 
eroberte und gegenwärtig felbft ſolche Völfer,, welche fih menig mehr als vem Namen nad; ken— 
nen, miteinander verfnüpft. 

Nicht alle Güter find gleich circulationsfähig, am menigften die unbeweglichen, fodann bie- 
jenigen, deren Transport von einem Ort zum andern große Schwierigfeiten hat. Aber nicht von 
der Beweglichkeit allein hängt die größere oder geringere Birculationdfähigfeit ab, fondern aud 
noch von manden andern Momenten, welche hier nicht ſämmtlich erörtert werben fönnen. Güter, 
welche zur Befriedigung der Nothwendigkeitsbedürfniſſe dienen und deshalb von vielen gefucht 
werben, finden weit leichter und fiherer Abnehmer ald ſolche, weldhe nur von wenigen ald Luxus— 
artifel erworben zu werben pflegen. Auch die Gleihmäßigfeit und allgemeine Bekanntheit des 
Gebrauchs- und Tauſchwerths der Güter, die größere Leichtigkeit, mit welcher fie während eines 
langen Zeitraums confervirt werten fönnen, der im Berhältniß zu Gewicht und Umfang höhere 
Werth wirken zu Gunften einer größern Eirculationsfähigfeit ein. Ohne Zweifel das eircu— 
lationsfähigfte Gut ift das Geld, weil ed alle vorgenannten Eigenſchaften der leicht umlaufenden 
Güter in hohem Grabe befigt. Die Kirculationsfähigkeit iſt übrigens bei den einzelnen Völ— 
fern je nad) der höhern oder niedrigern Eulturftufe, auf der fie fteben, ſehr verſchieden, d. h. auf 
jener ſtets größer als auf diefer, wozu die erleichterten Verfehröverhältniffe und die verbeflerten 
Transportmittel nicht wenig beitragen. Faſſen wir die ältefte Periode der Menfchheit ind Auge, 
fo bemerfen wir, daß der Verkehr noch von geringer Bedeutung ift. Die Individuen produeiren 
die Güter, deren fte bebürfen, meift felbft und beziehen die übrigen aus ihrer nächften Umgebung. 
Anders geftalten ji vie Dinge, Sobald die Production wählt; jede Erweiterung derfelben und 
jede Verbefferung der Productionsmweifen hebt ven Verkehr und dehnt den Umlauföfrei ver 
Güter aus. Waaren, welche wenig cireulationdfähig waren, werben es mehr, fobald fie in 
größerer Menge erzeugt werben können und infolge beffen ihr Taufchwerth finft. Dennoch würde 
der Güterumlauf nody immer befchränft bleiben, wenn fich nicht bald Mittelöperfonen fänden, 
welche e8 fi zur Aufgabe machten, die Waaren den Producenten abzunehmen und den Conſu— 
menten zugänglich zu maden, die Auswahl zu erleichtern, die Entfernungen aufzuheben. 
Höhere Stufen der wirthſchaftlichen Cultur find ohne Kaufleute nicht denkbar. Solange ſie ſich 
der Producte eined Arbeitözweigs nit annehmen, bleiben dieſelben ſtets in geringerm Maße 
umlauföfähig. Denn fie wirken nicht nur direct aufden Güterumlauf, fondern auch indirect, 
indem fie durch den vermehrten Abfag, welchen fie dem Producenten verihaffen, die Güterer: 
zeugung fördern und zugleich in die richtigen Bahnen lenfen. Gin anderes wichtiges Moment, 
das den Güterumlauf in den vorgefhrittenern wirthfaftlihen Perioden der Menſchheit erleich- 
tert, belebt und ausdehnt, ift die Befreiung von allen Befhränfungen , weldhe frühere Periopen 
in Berfennung der Verkehrsverhältniſſe feftftellten.. Monopole, Privilegien, Zunftgerechtig— 
feiten, Marftrechte, Preisfeflfegungen durch den Staat, Prohibitiv: und Schußzölle u. dgl. mı.., 
mögen fie fih nun zunädjit auf die Gütererzeugung oder direct auf den Verkehr beziehen, hem— 
men unter allen Umftänden , wie die Production, jo auch den Güterumlauf, welder legtere erft 
dann ſich frei und regelmäßig geftalten kann, wenn die freie Goncurrenz alle bei ver Volkswirth— 
haft thätigen Kräfte entfeffelt und alle viefelben beengenden Schranken zerftört. 

Der Büterumlauf ift infofern von der Production abhängig, als fle ihm diejenigen Waaren 
liefert, welde er in Bewegung fegt; aber es ift außerdem auch zu berückſichtigen, daß der leich— 
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tere Abjag der Producte davon beeinflußt wird, ob die Gütererzeugung groß und vielfeitig ift 
und dem Bedürfniß entipricht. Güter fönnen nur gegen Güter ausgetaufcht werden. Daraus 
erklärt ih, daß, wenn ein Productiondzweig leidet oder zu Grunde gebt, der Güterumlauf im 
allgemeinen eingefhränft wird. Cine Misernte z.B. hat, weil fte die Tauſchmittel einer zahl⸗ 
reihen Menſchenklaſſe vermindert und zugleich dur Erhöhung der Öetreidepreife andere zwingt 
ihre Gonfumtion einzufhränfen, regelmäßig eine Stodung in vielen Erwerbözweigen und eine 
Berminderung ded Verkehrs zur Folge. Umgekehrt vermehrt eine gute Ernte die Production 
und den Güterumlauf. Und zwar wirft ein derartiges Ereigniß nicht allein auf ein Volk, ſon— 
dern auf alle Völker ein, welche mit jenem in wirthichaftlihen Beziehungen ſtehen. Nicht nur 
jede Klaſſe einer Nation ift bei dem Gedeihen aller übrigen intereffirt, auch die benachbarten 
Bölker find es, wenn nicht immer, doch ſehr häufig, obgleich in geringerm Mafe. Was wir von 
der Midernte bemerkt haben, gilt auch von andern nationalen Unglücksfällen, großartigen liber: 
ſchwemmungen, Krieg u. ſ. w., ſowie von erbrüdenden Steuerlaften, zumal wenn die Steuern 
unproductiv verwendet werben. 

Preis. Nach dieſen freilich nur andeutenden Bemerkungen über ven Güterumlauf wenden 
wir ung zur Lehre vom Preife. Preis einer Waare nennt man den Taufhwerth derfelben, aus- 
gedrücdt in vem Quantum einer beftinnmten andern Waare, welche dafür eingetauſcht werden 
ann. (Rofcher.) Für jede Waare find daher in jevem gegebenen Augenblid ebenfo viel Preis: 
beftimmungen möglih, ald verfhiedene andere Waaren mit ihr verglichen werben können. In 
der Regel findet indeß nur eine Preisbeſtimmung flatt, indem bei ver Bergleihung bie circula= 
tiondfähigfte, den meiften Menſchen genehmſte Waare, dad Geld, in Betracht gezogen wird. 
Auch deshalb, weil es am wenigften feinen Taufhwerth ändert, fann e8 am beften zur Feſt— 
ſtellung der Preiſe benugt werden. Der Preis einer Waare ift nicht in allen Ländern und zu 
allen Zeiten ver gleiche, er regelt ſich auch nicht allein nach dem Gebrauchswerth verfelben, fon= 
dern hängt von andern Umſtänden ab. In der Regel beftimmt er fi dur das Verhältniß von 
Angebot und Nachfrage zueinander, doch find dabei der Gebrauchswerth des Gutes und die Pro- 
ductiondfoften feineswegs ohne bedeutfamen Einfluß. 

Sobald jemand fi ein Gut erwerben will, fo muß er, will er rationell verfahren, ven Ge= 
brauchswerth deſſelben bei Feftftellung des von ihm zu offerirenden Preiſes erwägen. Steigt 
der Gebrauchswerth, jo wird er den Preis höher, fällt er, dagegen niedriger anfegen.. Außer 
dem Gebrauchswerth hat er zunächſt auch feine Zahlungsfähigkeit zu berückſichtigen. In Bezug 
auf die Nachfrage ift in Betracht zu ziehen, ob das geſuchte Gut ein unentbehrlides, d. h. ein 
folches ift, mweldes ein Nothwendigkeitsbedürfniß befriedigt. Zeigt ih bei einem unentbehr- 
lihen Gut Mangel, d. h. ift die Nachfrage groß im Verhältnig zum Angebot, fo fteigt der Preis 
in außerorbentlihem Maße und zwar progrefilv, je größer jih dad Minus des Angebots ber: 
ausftellt; zeigt fi dagegen Überfluß, fo iſt das Umgekehrte nicht nothwendig in gleihem Maße 
der Fall, da dann in der Regel, obgleich die Preiſe ſinken, das Angebot ſich innerhalb gewiſſer 
Grenzen zu halten ſtrebt. Im allgemeinen kann man behaupten, daß die Preiſe aller unent— 
behrlichen Güter großen Schwanfungen ausgefegt ind. Das Gleiche ift in Bezug auf Annehm= 
lichkeits- und namentlich Lurusgüter weniger der Ball, da hier, wenn das Angebot gering ift 
und die Preiſe fteigen wollen, die Nachfrage, zu welder die Nothwendigkeit nicht drängt, in 
hohem Maße abnimmt und deshalb die Preisfteigerung nahläßt; wenn aber das Angebot ſich 
wejentlich vermehrt hat, die Nachfrage fich vergrößert und dadurd die Preife im Sinfen aufge: 
halten werben, 

Auch der Verkäufer wird den Gebrauchswerth in Betracht zu ziehen und zu conitatiren 
haben, inwiefern das Gut, welches er fortgibt, für ihn weniger Werth befigt ald dasjenige, 
welches er dagegen erwirbt. Er wird danach fireben, mindeftend diejenigen Koſten, melde er 
auf die Waare, fei ed beim Ankauf, fei es bei der Selbfterzeugung (als Productiondfoften), auf: 
gewendet hat, erftattet zu erhalten. Indeß kann er darauf nicht immer beftehen. Iſt die Nad- 
frage groß, dad Angebot dagegen gering, jo wird er mehr ald die Productiondfoften erhalten 
koͤnnen; ift dagegen das Verhältniß ein umgefehrteö, weniger, voraudgefegt, daß er überhaupt 
den Austaufh dringend wünſcht, daß die Waare, welche er an ſich bringen will, ihm ein drin= 
gendes Bedürfniß erfüllen kann. Neben dem Gebrauchswerth hat er alfo ven Tauſchwerth zu 
beachten, und zwar nicht nur denjenigen feines Gutes, fondern aud) des andern, welches er zu 
erlangen wünfcht. Je höher die wirthſchaftliche Stufe ift, auf welcher ein Volk fteht, vefto mehr 
tritt im Verkehr feiner Glieder der Tauſchwerth in den Vordergrund, 

Im allgemeinen kann man behaupten, daß Güter von gleichen Productionskoften ven glei- 
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hen Tauſchwerth, den gleichen Marktpreis befigen müſſen, und daß, wenn died nicht der Fall ift, 
nad und nad fi die Nusgleihung herftellen wird. Denn ver höhere, die Productionsfoften 
weit überfteigende Tauſchwerth eines Gutes wird in der Regel nur dann entftehen, wenn daffelbe 
nicht in hinreigendem Maße produrirt und angeboten wird. In diefem Fall muß aber die Pro- 
duction außerordentlich gewinnbringend erfheinen, ſich nach und nad) ausdehnen, das Angebot 
vermehren und endlich den Marktpreis herabdrücken. Umgekehrt muß ſich der im Verhältniß zu 
den Productiondkoften zu niedrige Marktpreis erhöhen , weil in viefem Fall vie Production uns 
vortheilhaft erfcheint und abnimmt, das Angebot ji vermindert. Erniedrigen ſich die Produe— 
tionsfoften eines Gutes, welches mit Bezug auf diejelben einem andern gleichſtand, fo ſinkt auch 
jein Marktpreis; indeß pflegt died nicht augenblidlih, fondern erft nad einiger Zeit zu gefche: 
ben, da jene Erniebrigung gewöhnlich nicht zugleich von allen Broducenten durchgeführt werben 
fann und, fobald ein Gut mohlfeiler wird, Nachfrage und Gonfumtion zu fleigen pflegen. Was 
bier gefagt worden ift, gilt jedoh nur da, wo die Production frei ift und die Übertragung ber 
Productionsfactoren von einem Zweige der wirthſchaftlichen Thätigkeit auf den andern weder durch 
fünftliche noch durch natürliche Hinderniffe gehemmt wird. Denn kann ſich die freie Goncurrenz 
nicht vollftändig geltend machen, fo regelt ih der Marktpreis einer Waare in ver Weile, daß aus— 
fhlieplih dad Angebot, zufammengehalten mit dem Bedürfniß ded Käufers und feiner Zahlungs: 
fähigkeit, entſcheidend einwirft. In dieſem Fall find weit über die Productiondkoften hinausge— 
bende Preife (jogenannte Monopolpreife) over tief unter diefelben ſinkende (Nothpreiſe) möglich. 

Das Verhältniß, in welchem Angebot und Nachfrage zueinander ftehen, und der Preis einer 
Waare bedingen ſich gegenfeitig. (Roſcher.) Von Angebot und Nachfrage hängt die Höhe des 
Preijes ab, und umgekehrt richtet fi vie Nachfrage nach dem Preife, der, wenn er hoch ift, die 
Nachfrage mindert, wenn er aber niedrig ift, Diefelbe vermehrt. Nachfrage und Angebot ftehen 
im Gleichgewicht, wenn fi der Preis einer Waare derart regulirt, daß er den Productions 
foften gleich iſt. Nicht felten hat man von feiten des Staates den Verſuch gemacht, die Preife 
gewiſſer Waaren und namentlich derjenigen, welche zur Befriedigung der nothwendigſten Lebens⸗ 
bebürfnifle dienen, gefeglich feftzuftellen und alle Producenten zur Einhaltung derfelben zu ver: 
pflihten. Derartige Taren fünnen aber nur dann ald unſchädlich erfcheinen, wenn bei ihnen 
alle Berhältniffe, welche auf die Preisbeftimmung einwirken, fcharf ins Auge gefaßt werden. 
Sobald diefe Forderung geftellt wird, find fle aber in der Negel nicht durchführbar, weil jene 
Berhältniffe hmwierig zu ergründen find und haufig wechfeln und die betreffenden Waaren ver: 
ſchiedene Grabe der Güte und Brauchbarkeit, welche nicht leicht genau bezeichnet werben können, 
zu haben pflegen. Dies ftellt ih z.B. bei der Brottare heraus, die in allen großen Stäbten, 
weil diefelbe Brotart in jehr verſchiedener Qualität auftritt, ungerecht und geradezu unmöglich 
wird. Nur da, wo die Producenten ein Monopol haben und daher den Gonfumenten übermäßige 
Preife ftellen dürfen, fann eine Taxe nothiwendig und gerechtfertigt ſcheinen, im allgemeinen 
muß aber der freien Eoncurrenz die Normirung der Preife überlafen bleiben. Richtig ift es, 
daß möglihft wenig ſchwankende Preife für Producenten und Confumenten fowie überhaupt 
für die Volkswirthſchaft von hohem Nugen find, diefelben können fi aber nur auf narürlichem 
Mege ergeben und werden ſich aud immer allgemeiner herausſtellen, je weiter ein Wolf in ver 
wirthſchaftlichen Gultur fortichreitet. 

IV. ®ütervertheilung. Einfommen. Grundrente Arbeitslohn. Unter: 
nehbmergewinn. Kapitalzind, Alle Güter, welde während eines gewiflen Zeitabihnitts 
dem Vermögen zufließen, hat man Einnahmen genannt und unter Einfommen alle diejenigen 
Einnahmen begriffen, welche aus einer wirthſchaftlichen Thätigkeit fließen. Das Einfommen 
bildet fih aus den Refultaten der Arbeit und aus den Nugungen der wirthſchaftlichen Güter, 
melde das Vermögen ausmachen. Nicht zum Einkommen gehören diejenigen Ginnahmen, 
melde nicht Entſchädigungen für Leiftungen find, wie z.B. Gewinne aus Lotterien und Wetten, 
Erbihaften u. f. w.; fie fönnen deshalb hier gar nicht in Betracht fommen. Wie vie Theile des 
Einkommens verwendet werden, ob fie unmittelbar oder, indem dagegen andere Güter einge— 
tauſcht und verzehrt werben, mittelbar zur Conſumtion fommen, ift gleichgültig ; dagegen würde 
der Producent unwirthichaftlid verfahren, wenn er fein ganzes Ginfommen verbrauden wollte. 
Denn daffelbe, welches wir, um e8 näher zu bezeihnen, das rohe Einfommen nennen und bad 
aus allen während einer gewiſſen Zeit in einer Wirthſchaft erzeugten Gütern befteht, enthält 
Produstiondfoften, welche abgezogen werden müffen und das zur Gonjumtion verbleibende ſo— 
genannte reine Ginfommen übrig laflen. Freies Einfommen nennt Rofher denjenigen Theil 
des reinen, welcher nach Befriedigung der unentbehrlihen Bedürfniſſe des Producenten noch 
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verfügbar ift. Daſſelbe fann entweder ebenfalls conjumirt oder zu Kapitalanlagen verwen— 
det werben. , 

Das Einkommen erwächſt aus ver wirthſchaftlichen Thätigkeit, bei welder fich die drei Pro— 
ductiondfactoren (Maturfräfte, Arbeit und Kapital) zur Geltung bringen. Die Productions: 
foften der Güter, welche das Einkommen bilden, können wir daher mit Rückſicht auf jene Fac⸗ 
toren zerlegen. Zwar werben bei vielen Gütererzeugungen mehr oder weniger andere Güter 
confumirt, aber au bei Erzeugung ber Grund- und Hülfsftoffe der Production entftanden 
Productiondkoften, welche wieder zerlegt werden müflen. Der Werth diefer verbrauchten Güter, 

welder in ven Productionskoſten des erften Gutes Aufnahme findet, ift auf bie drei Produc- 
tiondfactoren zu vertheilen, und die Lehre von der @ütervertheilung im engern Sinne befhäftigt 
fh damit, die Art und Weiſe anzugeben, in welder bei der Güterproduction die Entſchädi— 
gungsantheile für die Benugung ber mit dem Boden verfnüpften Naturfräfte (Grundrente), 
für die Arbeit (Lohn) und für dad Kapital (Zins) feftgeftellt werben. 

Grundrente. In jedem zum wirthſchaftlichen Betriebe benugten Grundftüd pflegt Kapi⸗ 
tal zu ſtecken, d. b. es iſt erſt vermittelft ver Arbeit und indem Güter in demſelben niebergelegt 
wurden, ertragsfähig gemadt worden. Außerdem muß ed für die jevedmalige Production. 
hergerichtet werden. Rechnet man von dem gewöhnlichen, nicht durch außerordentliche Umflände 
erhöhten oder verminderten Ertrag ded Grundſtücks die Zinfen des aufgewendeten Kapitals und 
die Arbeitälöhne ab, jo faun ein Reft übrig bleiben, und diefer Keft ift vie Orundrente, ver Preis 
für die Nugung der mit vem Boden verfnüpften aneignungsfähigen Naturkräfte. Grundſtücke, 
welche zwar feine Grundrente gewähren, aber doch den Kapitalzins und den Arbeitslohn aus: 
geben, find für den dauernden wirthſchaftlichen Betrieb noch geeignet, nicht aber Grundſtücke, 
welche die auf Zind und Lohn beſchränkten Productiondkoften nicht decken. Die Höhe der Grund: 
rente hängt von verſchiedenen Momenten ab. Kaum braudt noch bemerkt zu werden, daß An: 
gebot und Nachfrage auch hier in Betracht kommen; bei dem Angebot dienen indeß Produc⸗ 
tionskoſten, welche bei Grundſtücken nicht vorhanden fein Eönnen, nicht als Anhalt, und auf die 
Nachfrage wirkt der Umſtand ein, daß Zahl und Ausdehnung der Grunpflücde natürlich be: 
ſchränkt find und nicht beliebig vermehrt werben fönnen. Wefentlih wird aud die Grundrente 
durch die Fruchtbarkeit des Bodens beeinflußt, weil ſchlechter Boden nit nur weniger an Pro— 
ducten liefert ald guter, fondern aud die Productiondkoften höher anfteigen. Jemehr die Na— 
turfräfte des Bodens ausgenugt werden, defto höher iſt die Grundrente, voraudgefegt, daß bie 
dabei erforderlihen Aufwendungen an Kapital und Arbeit nicht ven Punkt erreichen, auf wel⸗ 
chem fie nicht mehr in richtigem Verhältniß zum Ertrage des Grundſtücks ftehen. Neben der 
Fruchtbarkeit eined Grundftüds ift auch feine mehr oder weniger günftige Rage für die Grund 
rente von Bedeutung, die envlih aud von den Preifen abhängig ift, welche die Bodenproducte 
behaupten. 

In den Anfangszeiten der wirthigaftlihen Gultur pflegt die Grundrente, wenn man über- 
haupt fhon von ihr ſprechen kann, einen fehr niedrigen Stand zu haben, theild weil infolge der 
dünnen Bevölkerung die Bodenproducte in der Regel keinen hoben Preis erlangen, theild auch 
weil cultivirte und uncultivirte Orundflücke für diejenigen, welche ih auf Bodencultur werfen 
mollen, in hinreihendem Maße vorhanden find. Vermehrt ſich die Bevölferung und mit ihr 
dad Kapital in gleihem oder höherm Grade, fo fteigt die Grundrente. Die frühern Boden— 
probucte reihen nun nicht mehr aus, und ed müflen weniger einträgliche und weniger gut gele: 
gene Grundſtücke, welche mehr Kapital und Arbeit erfordern, zur Bebauung herangezogen werben. 
Der Preis ver Bodenerzeugniffe fteigt fo hoch, daß auch diefe ſchlechtern Grundſtücke mindeſtens 
den Zins des aufgewendeten Kapitald und den Arbeitslohn eintragen, was zur Folge hat, daß 
die beflern einen bedeutenden Überſchuß, d. h. eine höhere Grundrente liefern. Auf höhern 
Gulturftufen werden wefentliche Verbeſſerungen des landwirthſchaftlichen Betriebs verfucht und 
angebahnt.” Kommen fle ſchnell und allgemein zur Durhführung und vermehren fie wejentlich 
die Production, jo finken infolge des vermehrten Angebots, bis die Bevölkerung und ihre Con— 
fumtion wieder zugenommen haben, die Preife der Bodenproducte und mit ihnen die Grund: 
tente. Daffelbe tritt ein, wenn Bebdlferung und Gonfumtion infolge nationaler Unglücksfälle 
abnehmen. Berbeilerungen des landwirtbihaftlihen Betriebs und Bodenmeliorationen, welde 
nur einzelnen Grundſtücken zugute fommen, vermehren die Grundrente derfelben, während fie 
diejenige der übrigen herabbrüden können. Daß mit vem Sinken der volkswirthſchaftlichen 
Gultur audy die Grundrente herabgeht, bebarf nach dem, was über dad Steigen der Grundrente 
bei fortihreitenden Völkern gefagt ift, wol feiner Ausführung, da es einleuchtet, daß infolge 
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der verminderten Conſumtion und der ſinkenden Preiſe aller Bodenproducte ſehr bald die Be— 
wirthſchaftung der unfruchtbaren und weniger günftig gelegenen Grundſtücke aufhören muß. 

Arbeitelohn. Wenn bei der Örundrente Productiondfoften nicht in Betracht kommen 
können, jo fpielen fie dagegen bei der Feftftellung des Arbeitslohnd eine fehr wichtige Rolle. Die 
Arbeiter ftehen nicht plöglich gleich fertig da, fie müffen mühfam und mit großen Koften heran: 
gezogen werben. Selbſt der gewöhnliche Tagelöhner, von dem man in der Regel nur Körper: 
fräfte fordert, confumirt eine ſehr beträchtliche Menge von Gütern, bevor er fo viel produeiren 
kann, daß jeine Gonfumtion dadurch völlig aufgewogen wird. Noch mehr ift daſſelbe bei den— 
jenigen der Ball, welde ſich jpecielle Fähigkeiten und Fachkenntniſſe behufs der Verwerthung 
bei ver Gütererzeugung verfhaffen. Soll der Lohn des gemeinen Arbeiter ein entfprechender 
fein, fo muß er minbeftend fo hoch geftellt werben, daß er nit nur ihm felbft, fondern auch 
feinem Weibe und feinen Kindern die Befriedigung der gewöhnlichen Lebendbevürfniffe er— 
mögliht. Indem dem Arbeiter mehr Lohn gewährt wird, ald er für feine Perfon gebraudt, 
erhält er zu Gunften des heranwachſenden Arbeitergefchlehts nah und nad die auf ihn ſelbſt 
verwendeten Productiondfoften erftattet. Natürlich gleicht ſich die Rechnung bei ven Einzelnen 
faft niemald aus, da Unglüdöfälle, Krankheit, früher Tod flörend einwirken; im allgemeinen 
muß ed aber ver Fall fein, foll nicht ein fühlbarer Mangel an Arbeitern eintreten. Sinkt der 
Arbeitslohn unter das zuläffige Minimum, jo vermindert fi nach und nach die Zahl der Ar— 
beiter, theild weil dieſelben fih auf andere, lohnendere Arbeitözweige werfen, theild weil der 
natürlide Zuwachs aufhört. Die richtige und nothwendige Folge davon ift, daß, wenn nit 
zugleich die wirthfhaftliche Production abnimmt, dad Angebot nicht mehr ver Nachfrage ent= 
ſpricht und daher der Kohn in die Höhe geht. Steigert ſich der Kohn, weil es felbft für gemöhn= 
liche Berbältniffe an Arbeitern fehlt, vder die Production außerordentlich zunimmt, über den 
normalen Sag, fo vergrößert ih in nicht langer Zeit die Zahl der Arbeiter, bis das Angebot 
über die Nachfrage hinausgeht und den Lohn herabdrüdt. So wirfen Angebot und Nachfrage 
aud auf den Arbeitslohn regulirend ein. 

Wenn vorher bemerkt wurde, der Lohn des Arbeiterd müſſe jich mindeſtens fo hoch belaufen, 
daß diefer feine und feiner Familie nothwendige Lebensbedürfniſſe befriedigen könne, fo ift hin— 
zuzufügen, daß die legtern nach Zeit und Ort jehr verſchieden find und deshalb der Arbeitslohn 
nach Perioden und Ländern flarf variirt. Wo z. B. die Arbeiter allgemein einer reichlichen 
Sleifhnahrung und befferer Kleidung und Wohnung bedürfen, müſſen jte mehr an Lohn empfan— 
gen als in Gegenden, in denen fie fih mit Kartoffeln und Salz, ſchlechten Schlafftellen u. ſ. w. 
begnügen. Selbft am gleichen Ort gewährt ein Arbeitözweig einem andern gegenüber ſchon 
deshalb Höhern Kohn, weil er-Fräftigere, beffer genährte Arbeiter nöthig hat. Ferner wirken auf 
die Höhe des Lohns die zeitigen Preiſe der nothwendigſten Lebensbedürfniſſe ein, welde, wenn 
fie für die Dauer fleigen oder fallen, den Arbeitslohn erhöhen oder vermindern. Schnell vor: 
übergehende Veränderungen der Lebendmittelpreife bleiben indep in der Regel ohne allen Gin: 
fluß, da, wenn biefe Preiſe niedrig ftehen, zugleich die Nachfrage nad Arbeitern infolge der 
allgemein erhöhten Conſumtion größer ald gewöhnlich zu fein pflegt, während, wenn das lint= 
gefehrte ver Fall ifl, in ver Negel zugleich auch die Nachfrage nachläßt und in Zeiten der Theue— 
rung, weil alle Einzelnen möglichft zu fparen fuchen, bis auf ein Minimum herabgeht. Im all: 
gemeinen kann man behaupten, daß der Arbeitslohn ſich ſchwerer und langfamer erhöht, ald er 
zu finfen pflegt, und zwar hauptfächlich deshalb, weil zu der Zeit, wo eine Erhöhung des Lohne 
infolge der vermehrten Unterhaltungsfoften am erften gerechtfertigt wäre, die Unternehmer fie 
am wenigften zugeftehen önnen. Doch wirfen noch manche andere Umſtände ein, z. B. daß vie 
wenigen Unternehmer jih, um eine Lohnherabfegung zu bewirken, leichter vereinigen können 
al8 die zahlreihen Arbeiter zu Gunften einer Erhöhung, daß die Arbeiter in der Regel auf die 
lofale Nachfrage beſchränkt find und die Arbeitsftätten ohne Nachtheil nicht zu wechſeln ver— 
mögen u. f. w. 

Wenn der Arbeitölohn nicht weniger betragen darf, als zur Befriedigung der gewöhnlichen 
Bedürfniffe des Arbeiterd und feiner Familie erforderlich ift, To kann ev auch nicht über ein 
Marimum hinausgehen, das durd den Gebrauchswerth der Arbeit und die Zahlungsfähigfeit 
derjenigen, welde der Arbeit bedürfen, beflimmt wird. Die Arbeit ift eine Waare, und wie bei 
jeder andern beeinflußt auch bei ihr der Gebrauchswerth den Preis. Infolge ſchwacher Nad- 
frage kann ber Arbeiter genötbigt fein, ſich mit weniger Kohn zu begnügen, ald feine Arbeits: 
fraft dem Unternehmer werth ift, aber mehr kann diefer in der Negel ohne Verleugnung der 
maßgebenben wirthſchaftlichen Grundfäge nicht bewilligen. Wenn der Unternehmer ausnabms— 
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weife für eine furze Zeit auf die Nugung feined Kapitals verzichtet und die Production felbft 
mit Verluſt fortfegt, fo thut er das im Intereffe feines wirthſchaftlichen Betriebs, den er für 
günftigere Gonjuncturen ungeftört bewahren will. Indem er fich feine Arbeiter durch Fortzab— 

lung des Lohns erhält, bewilligt er ihnen im voraus einen Theil des Gebrauchswerths, welchen 

die Arbeit fünftig für ihn haben wird. Natürlich Hat felbft bei der gemöhnlichen Arbeit nicht 

die Thätigfeit aller einzelnen Arbeiter den gleichen Gebrauchswerth; dieſer varlirt vielmehr nad 

der Geſchicklichkeit und Ubung der Individuen und modificirt deshalb aud, obwol gern der mitt: 

lere Marktpreis der Arbeit feftgehalten wird, den Arbeitslohn. Nimmt die Gefchiclichfeit der 

Arbeiter in einem Arbeitözweige im allgemeinen beträdhtlid zu, fo kann fi der Lohn für ein 
gewiffes Quantum Arbeit, während ſich der Tagelohn des Arbeiterd gegen früher erhöht, nad 

und nad) leicht erniedrigen; denn theils pflegt der Arbeitslohn feine Marimalgrenze nit zu er— 

reihen, theils jegt er fich mit demjenigen in andern Arbeitözweigen ind Gleichgewicht, theils 

auch finft in ver Regel in dem erwähnten Ball der Gebrauchswerth der Arbeit dadurch, daß der 

Marktpreis ded erzeugten Gutes durd die Concurrenz herabgedrüdt wird. Cine Verminderung 

des Gebrauchswerths der Arbeit und infolge deſſen des Lohne tritt auch dann noch ein, wenn die 

menſchliche Arbeit durch Kapital, 3.8. durd; Anwendung von Maſchinen, ganz oder theilmweife 

erjegt werben fann. 

Neben dem Gebrauchswerth wirft au die Zahlungsfähigfeit der Arbeitöfäufer auf den 
Lohn ein. Die Zahlungsfähigkeit ver Arbeitöfäufer aber beftimmt fih nad) ver Größe des 
Nationaleinfonımens, wobei indeß die Art der nationalen Gonfumtion , welche wieder mit der 
Bertheilung ded Nationaleinfommens eng zufammenhängt, mit in Frage fommt. Auf niedriger 
Eulturftufe, wenn das Nationaleinfommen ziemlich gleichmäßig vertheilt ift und die Conſum— 
tion jich wefentlih auf die gewöhnlichen vom Volke felbft erzeugten Lebensbedürfniſſe beihränft, 
regelt fi ver Lohn hauptſächlich mit Rückſicht auf die Zahl ver Arbeiter und auf das National: 
einfommen, ſowie nad) ven Berhältniffen, in welchen beide zueinander ſtehen. Ganz anders ge: 
falten ji die Dinge, wenn eine ungleichere Vertheilung des Nationaleinkommens ftattjindet 
und durd den internationalen Verkehr zahlreiche Gegenftände der Conſumtion herbeigefhafft 
werden. Für die wirffame Nachfrage nad gewöhnlicher Arbeit ift es keineswegs gleihgültig, 
ob die Erfparniffe ver Reichern fofort zur Beſchäftigung der Arbeiter des Randes verwendet, ob 
vermittelft derjelben außerhalb der Landesgrenzen Dinge, melde der Production ald Grund: 
foffe dienen, eingetaufcht, oder ob Güter, welche bereitd für den Gebrauch hergerichtet und zur 
Befriedigung von Luxusbedürfniſſen geeignet find, angefauft werden. Außerdem ift zu beach— 
ten, daß nicht alle Zweige der nationalen Production gleihmäßtg Arbeit erfordern, und daß 
daher die Nachfrage nach gemeiner Arbeit au davon abhängig ift, ob Güter, welche viel oder 
wenig Arbeit verlangen, probucirt werben oder nicht. Ohne Ziveifel wirft die Größe des vor— 
handenen nationalen Rapitald und namentlich des umlaufenden auf die Arbeitsnachfrage we— 
jentlich ein, aber fie kommt nicht allein in Betracht, fondern auch die Verwendung veffelben für 
diefen oder jenen Zweig der Gütererzeugung. 

Wir haben fhon erivähnt, daß der Lohn ſich danach modificirt, ob die Productiondfoften 
des Arbeiters höher als gewöhnlich jind oder nicht, d. h. ob an ven Arbeiter, damit er ſich ſpe— 
ciellere und beveutendere Fähigkeiten und Kenntniffe erwerbe, mehr oder weniger Kapital auf: 
gewendet wurde. Gin Advocat und ein Technifer haben deshalb auf einen höhern Lohn Anz 
ſpruch ald ein Schreiber und ein Schloffer. Natürliche Eigenſchaften und Talente, welche bei ver 
Production vortheilhaft verwerthet werden fünnen, wie z. B. Erfindungsgabe, Gewandt— 
heit u. ſ. w., fallen bei der Feftftellung des Lohne deshalb vorzüglich ind Gewicht, weil ihr Ge: 
brauchswerth ein bedeutender ift und fie nur feltener auftreten, alfo in geringerm Maße ange: 
boten werben. Sie bilden ein Kapital, das wie jedes andere verzinft werben muß, trotzdem fie 
nicht erzeugt, jondern nur ausgebildet wurden. Was die Productiondfoften des Arbeiter be: 
trifft, jo werden fie nicht nur verzinft, fondern auch erftattet, und der Lohn ift jo hoch anzufeßen, 
dag die Erflattung innerhalb der Durchſchnittszeit, während welder ein Arbeiter zu probuciren 
im Stande ift, erfolgen kann. Gewiſſe Arbeiten find fo aufreibend, daß fie nad) wenigen Jahren 
die Arbeitskraft zerftören ; fie müffen deshalb auch ausnahmsweiſe hoch gelohnt werden. Ferner 
vechtfertigt fih ein höherer Lohn, wenn der Arbeiter Kapital aufwenden muß, 3. B. durch Be: 
nugung eigenen Werfzeugd, eigener Maichinen u. f. w., und wenn eine Arbeit, wie died durch 
Beſchaffung befonderer Arbeitsräume geihieht, außergewöhnliche Koften verurfadht, wenn der 
Arbeiter (wie z.B. die Bauarbeiter) nur in gewiffen Jahreszeiten dauernde Beſchäftigung findet, 
in andern brad liegt, wenn in einen Arbeitszweig dem Arbeiter häufig Gefahren proben oder 
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feine wirthſchaftliche Exiſtenz unficher ift, wenn die Arbeit unbequem, widerwärtig, abftopend 
oder verrufen ift und wenn fie außerordentliche Verpflichtungen, deren Nichterfüllung ſchwere 
Folgen nach ſich zieht, auferlegt. Umgekehrt jtellt fi der Lohn fehr niedrig bei vielen Arbeiten 
der Frauen, theils weil hier feine befonbere fperielle Fachbildung nöthig ift, theild weil das An— 
gebot die Nachfrage zu überfteigen pflegt, theild aber auch, weil die Productionskoſten des Ar— 
beiterö mindeftend nicht vollftändig in Betracht fommen. Sehr gering fallt gewöhnlich der Lohn 
für folde Srauenarbeiten aus, welche, wie z. B. Stidereien, nicht eigentlich zur Erwerbung bes 
Lebendunterhalt8 und gemerbömäßig, fondern zur Ausfüllung der Zeit und Beihaffung eines 
Fleinen Nebenverdienftes geliefert werden. 

Unternehmergemwinn. An den Arbeitslohn pürfen wir, obwol er von vielen volkswirth— 
ſchaftlichen Schriftftellern abgetrennt und als befonberer Zweig des Nationaleinfommens be— 
banvelt worden ift, den Uinternehmergewinn anſchließen. Der Unternehmergewinn ift nicht der 
ganze Nettogewinn, welden ein Unternehmer bei feinem wirthſchaftlichen Betrieb macht, ſondern 
nur derjenige Theil, welcher noch übrig bleibt, wenn alles das, was unzweifelhaft ald Grund: 
vente, Kapitalzins, Arbeitslohn und Affecuranzprämie betrachtet werden muß, abgerechnet wor= 
den ift. Benutzt der Unternehmer eigene Grundftücde und Kapitalien, fo fteht ihm dafür genau 
diejelbe Entihädigung zu, melde ein anderer, von dem jene Grundſtücke gepachtet, jene Kapi— 
talien entlehnt worden wären, erhalten würde. Ebenſo hat er auf Arbeitslohn Anſpruch, fei 
es nun, daß er, wie es Bauern, Handwerker, Fleinere Kaufleute und Fabrikanten zuthun pflegen, 
perfönlic mitarbeitet, fei es, daß er die Rechnung, die Kaffe, vie Gorrefponden; führt, die Ar: 
beiten anordnet und beaufjihtigt, den ganzen Geſchäftsbetrieb leitet. Er könnte alle dieſe Ar: 
beiten einem Dritten, welcher entfchäpigt werben müßte, übertragen, und ihm gebührt deshalb 
dasjenige, was jene Perfon für ihre Leiftungen erhalten würde. Ferner muß aus dem Rein- 
gewinn des Betriebs noch derjenige Betrag auögefchieden werden, welcher etwaige Verlufte, bie 
ja bei jeden wirthſchaftlichen Betriebe unvermeidlich jind, decken fol und der ald Affecuranz- 
prämie aufzufafjen ift. Der dann noch verbleibenve Reft, der Überſchuß über die ausbedungene 
oder landesübli in Anfag gebrachte Vergeltung aller zufammentwirfenden Productivfräfte ge: 
hört dem Unternehmer dafür, daß er überhaupt diegdee des Geſchäftsbetriebs faßte und durch— 
führte und daß er ferner jih den mit dem Unternehmen untrennbar verbundenen Sorgen und 
Berantwortlichkeiten unterzog. Indeß auch diefer Unternehmergemwinn ift zulegt, obwol er 
fi dadurch vom Arbeitslohn unterfcheidet, daß er nie ausbedungen werben kann, dennoch Ar: 
beitslohn, der Arbeitslohn des Unternehmers, der mit feiner ganzen Perſönlichkeit, feinen tech— 
nifhen und ethifchen Gigenfchaften, feinen Kenntniffen, feinem Ruf u. ſ. w. ſich an der Pro— 
duction betheiligt. Dafür ſpricht aud der Umftand, daß der Unternehmergewinn denfelben 
Geſetzen untertworfen ift, welchen der Arbeitölohn unterliegt, und daß der Unternehmer, wenn 
nicht ganz, doch wenigſtens theilweife durch einen befoldeten Beamten vertreten werben fann. 
Das letztere gefhieht namentlich bei Actienunternehmungen, bei denen freilich der Director ſtets 
Mitunternehmer zu jein pflegt. 

Der Unternehmergewinn ftellt ſich außerordentlich verſchieden und ift namentlih in allen 
fleinern Betrieben, 3. B. beim Aderbau, Handwerk und Kleinhandel, gering, jhon ber großen 
Eoncurrenz wegen, welche fih die Unternehmer machen, dann aber auch, weil von dem Unter: 
nehmer feine auferordentlihen Leiftungen gefordert werden. Er fteigt progreffio mit der Größe 
des verwendeten Kapitals, theild weil mit vemfelben aud) die Unternehmungen Bedeutung ges 
winnen und große Unternehmungen an Arbeitölohn und Kapitalzins zu fparen pflegen, theils 
meil die Concurrenz der Unternehmer abnimmt. Wenn der Procentſatz des Verdienſtes, welden 
Fleinere Unternehmer erzielen, veffenungeachtet höher ift als derjenige der größern, fo fommt 
dies daher, weil die erftern zwar nur geringen Unternehmergewinn, aber verhältnigmäßig mehr 
ſelbſt verdienten Arbeitslohn in demſelben liegen haben. Mit den Fortſchritten der wirthſchaft— 
lien Cultur finft im allgemeinen infolge der wachſenden Goncurrenz der Unternehmerlohn; er 
bleibt aber der günftigen Stellung wegen, welche der Unternehmer den Bejigern der von ihm 
entlebnten Broductivfräfte und den Conſumenten gegenüber einnimmt, nod immer fo bedeu— 
tend, daß aus ihm die meiften neuen Reichthümer hervorgehen. Freilich veranlaft er aber auch, 
indem er zu Unternehmungen und Speculationen anreizt, häufig Verarmung, und es ift That: 
fadhe, daß verhältnißmäßig fehr wenig Unternehmungen ſich dauernd erhalten und entfprechen: 
den Unternehmergewinn abwerfen. . 

Kapitalzins. Die Anfammlung von Kapital findet hauptſächlich mit Rückſicht darauf 
ftatt, daß daflelbe, bei ver Gütererzengung verwendet, eine dauernde Nukung gewährt. Diefr 
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Nugung nennen wir Zins, bezeichnen le aber gewöhnlich bei ſtehenden Kapitalien als Miethe 
oder Mierhzins, bei umlaufenden als Intereffen. Um einen Maßſtab für die Berehnung, ob ein 
Zins als Hoch oder niedrig anzuſehen ift, zu gewinnen, pflegen wir ihn in der Regel für ein 
Jahr feftzuftellen und zu ermitteln, welchen Procentfag des Kapitalwerths er beträgt. Diefer 
Procentfag ift der Zinsfuß, und ald landesüblicher gilt derjenige Zindfuß, zu melden: Geld unter 
gewoͤhnlichen Umftänven ficher und leicht ausgeliehen wird. Häufig wird der landesübliche Zins— 
fuß durd die Gefeggebung normirt und darf, wo noch Wuchergeſetze gelten, nicht überfchritten 
werben, ift aber dann ver Marimalfag des Zinfes, der über den mittlern ufuellen hinaus: 
gehen fann. 

Der wirklich erzielte Zins ift in der Negel nicht der reine und muß, will man den legtern 
kennen lernen, rebucirt werden. In dem Miethzins liegt gewöhnlich nit nur die Entſchädigung 
fürdie Nugung, fondern aud für die Abnutzung des Kapitald und in den Intereflen ebenfo Häufig 
die Entfhädigung für dad Rifico, welches der Darleiher, der fein Kapital verlieren fann, auf 
ih nimmt. Am nächſten ven reinen Zins ſteht bei Geldkapitalien der Zins, welder den landes— 
üblihen Zinsfuß entſpricht. Sehr ſchwierig ift die Feftitellung des Zinjes dann, wenn ein 
Unternehmer mit eigenem Kapital arbeitet, weil hier der gefanımte Gewinn, ohne daß ſich be— 
flimmter Anhalt bietet, auf Grundrente, Arbeitölohn und Kapitalzins vertheilt werben muß 
und aud der Unternehmergewinn, von dem bereitö geſprochen worden ift, Berückſichtigung 
fordert. In der Negel wird in dieſem Fall ver Zins, den andere Producenten bewisligen müffen, 
und den daher der Unternehmer für das eigene Kapital billigerweife fordern darf, in Anſchlag 
zu bringen fein. Der Zins hängt übrigend auch von Angebot und Nachfrage ab. Iſt die Nach— 
frage nad Kapital ftärfer ald das Angebot, jo wird fi der Zins auf Koften des Arbeitslohns 
und Unternehmergewinns hoch ftellen; iſt fie fhmwäder, niedrig. Nur darf fie im erſtern Fall 
nicht fo hoch fleigen,, daß der Iinternehmer leer ausgeht, in dem legtern nicht jo weit jinfen, daß 
der Kapitalift ed vorziebt, fein Kapital zu confuniren oder, wenn ed fih um Geldfapitalien 
handelt, bis auf günftigere Zeiten zur freien Dispofition in Kaſten zu behalten. 

Im allgemeinen fteht es feft, daß der Zinsfuß der Kapitalien infolge ver Bermittelung von 
Angebot und Nachfrage innerhalb veffelbeg volfswirthichaftlichen Gebietes ſich für alle nod fo 
abweichenden Productiondzweige auf gleiche Höhe zu fegen ſtrebt. Es kann died auch nicht wohl 
anders jein, weil das Kapital, fobald e8 in einem Productiondzweige höhern Zins abwirft, ſich 
demfelben fofort zumendet und durch maflenhaftes Angebot ven Zinsfuß herabdrückt. Natürlid 
ift Hier nur von reinem Zins die Rede; der rohe, welder Entihädigung für Abnugung ves 
Kapitals und Berluft: Riiico einfhließt, Fann, je nachdem dieſe Entfhädigung höher oder niedri— 
ger normirt werden muß, bei den verſchiedenen Kapitalverwendungsdarten ſtark abweichen. 
Ausnahmen von der aufgeftellten Regel finden nur da flatt, wo durch gefegliche Beftimmungen 
ober andere Umftände der ſchnelle Ubergang ded Kapitald von einem Productionszweig zum 
andern irgendwie behindert ift, da hier Angebot und Nachfrage nicht frei zu wirfen vermögen. 
Solche Hindernifle treten 3. B. auch dem allgemein gleichen Weltzindfuß entgegen, welder nur 
deshalb jich nicht heritellen kann, weil Kapital aus einem volkswirthſchaftlichen Gebietnur felten 
und in geringerm Maße in dad andere überfließt. 

Zeigt ji in einem wirthſchaftlichen Betriebe ein ungewöhnlich hoher Zind und. ift verfelbe 
nicht, wie bereitd erwähnt, durch eine Entfhäbigung für Abnugung und Verbrauch ded Kapi- 
tals gerechtfertigt, jo wird er in ver Regel durch Privilegien und Monopole hervorgebradt. Das 
ift 3. B. bei Bantinftituten, Gifenbahnen u. f. w. der Fall. Hier tritt übrigens das in der Unter: 
nehmung wirklich angelegte Kapital infofern in den Hintergrund, als die Befiger der Antheile 
an dem Geſammtkapital nicht jenes, fondern den Kaufpreis, melden fie für ihren Antheil bei 
Abtretung an Dritte erzielen können, in Betracht ziehen und die Differenz zwifchen dem ur: 
ſprünglichen Kapital und dem Kaufpreis ald KRapitalvermehrung anfehen. Für den Actionär 
gibt eine Actie von 100 Thlen., melde jährlih 10 Thlr. abwirft, aber für 250 Thlr. verkauft 
werden fann, nicht 10, fondern nur 4 Proc. Zins, dad Kapital aber hat ih um 150 Proc. er: 
höhe. Auch Hier zeigt fih alfo ver Zinsfuß beftrebt, fih dem in andern wirthſchaftlichen 
Betrieben herrſchenden gleichzuſtellen. Da dies aber des beftehenden Monopold wegen 
nit in gewöhnlicher Weife, duch eigenes Sinfen geſchehen Fann, jo erhöht er das Kapital. 
Außergewöhnlih hoher Zins ift auch möglih, wenn ein Kapital nur auf furze Zeit zur Ber 
nugung abgetreten wird. Hier nimmt ber Entleiher es nur dann, wenn er ed infolge feinem 
wirthſchaftlichen Betriebe beſonders günftiger Verhältniſſe verwenden will, wenn es alfo für 
ihn einen außerorbentlihen Werth befigt, in Anſpruch, der Darleiber aber läuft Gefahr, nad 
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der Zurüdgabe fein Rapitaleinige Zeit unbenugt liegen laffen zu müffen. Unter dieſen Umſtänden 
fann der Entleiher den höhern Zind, welchen der Darleiher ald Entfhädigung für fein Riſico 
fordert, unbedenklich gewähren. 

Daß Angebot und Nachfrage auf den Preis für Die Benugung des Kapitald einwirken, ha— 
ben wir bereitd berührt; das Kapital ift ja eine Waare, für welche im Verkehr weſentlich die 
gleichen Regeln gelten wie für jede andere. Auch bei ihm fommen der Gebrauchswerth und Pie 
Zahlungsfähigkeit ver Nehmer bei ver Nachfrage in Betracht. Wird die Bildung von Kapita- 
lien in irgendeiner Weife behindert, wie e8 3.8. bei Völkern auf niedriger Gulturftufe und in 
Perioden, in welden große Rechtsunſicherheit herrſcht, der Fall ift, fo muß ver Zins fich felbft 
dann hoch flellen, wenn der Begehr fein jehr großer ift; umgekehrt pflegt er mit vem Steigen 
der Cultur und im Frieden zu infen. Im erften Fall muß der Entleiher ven Kapitaliften für 
die Schwierigfeiten der Anfammlung und die ihn bedrohenden Verlufthancen entfhädigen. 
Bon weientliher Einwirkung auf die Höhe des Zinsfußes ift die Zunahme der Bevölkerung. 
Sie fleigert, ſobald fie ſchneller erfolgt ald die Kapitalzunahme, den Zins, weil fie gewöhnlich 
den Bedarf an Kapital vermehrt, während, wenn das Kapital jchneller als die Bevölkerung 
anwählt, dad Umgefehrte einzutreten pflegt. Indeh kommen dabei noch mannichfache andere 
Momente in Brage, die hier nicht erörtert werben fünnen, z.B. die Ginwirkungen, welche die 
Berminverung des Arbeitslohns, die Durhführung befferer Produetionsmethoden u. ſ. w. 
hervorrufen. 

Häufig iſt der Verſuch gemacht worden, den Zins ganz zu beſeitigen oder den Zinsfuß ge— 
ſetzlich zu reguliren. Beides hat ſich aber als unausführbar und nachtheilig erwieſen, und 
unſere Zeit verwirft immer allgemeiner die Zins- und Wuchergeſetze und überläßt mit Recht die 
Feſtſtellung des Zinſes den natürlichen Geſetzen des wirthſchaftlichen Betriebes und des Ver— 
kehrs. Das Verbot des Zinsnehmens müßte, wenn es conſequent durchgeführt werden könnte, 
die Kapitalbildung auf ein Minimum herabdrücken und, da fortan jeder Unternehmer nur 
mit eigenem Kapital arbeiten könnte, die Production außerordentlich vermindern. Ungefähr 
denſelben Erfolg würde die ſtrenge Feſthaltung eines geſetzlichen Zinsmaximums, wenn es niedrig 
normirt würde, haben. Die Zins- und Wuchergeſetze erklären ih nur dann, wenn man ſie als 
Erzeugniſſe von Zeiten, welde nur ſehr eingefhränfte und namentlich lokal begrenzte wirth— 
Ihaftliche Betriebe fannten, ins Auge faßt; fie leben in diefer Hinſicht auf gleicher Stufe mit 
dem Zunftzwang, der Feflelung der Menſchen an die Scholle und andern ähnlichen Ginrihtun: 
gen berjelben volkswirthſchaftlich tief ſtehenden Periode. 

Don auferorventliher Wichtigkeit ift das Verhältniß der drei Cinkommenszweige, welde 
wir fo eben beſprochen haben, zueinander, da jede Veränderung, welche daſſelbe erleidet, auf die 
MWaarenpreife einwirft und fie modificirt. Steigert ſich ver Arbeitslohn, fo werden alle Güter, 
welche menſchliche Arbeiterforbern, theuerer, und umgekehrt jinfen fie im Preiſe, ſobald er herab⸗ 
geht; und zwar ift Dies vorzugsweife und mehr bei denjenigen der Fall, welde für ihre Pro— 
duction viel Arbeit und wenig Verwendung von Kapital oder Naturfräften nöthig machen. 
Jede Erhöhung des Antheild am Nationaleinfonmen, welden einer der drei Einkommens— 
zweige erzielt, hat für die andern eine Berminderung zur Folge, welche beide gleichmäßig oder 
einen mehr ald den andern treffen kann. Doc zeigt ich auch hier wieder dad Streben nad Aus: 
gleihung. Iſt jene Erhöhung außerordentlih groß, fo wird fofort ver Verſuch gemadt, den 
betreffenden Productionsfactor dur einen andern zu erjegen; für tbeuere Arbeit tritt z. B. 
Kapital durch Anwendung von Maſchinen bei ver Production ein, während umgefehrt, wo ſta⸗ 
pital knapp ift, die Arbeit fi vorwiegend geltend macht und faft alles das leiftet, wad anderswo 
das Kapital übernimmt. Außerdem wird eine Ausgleihung nicht jelten dadurch bewirkt, daß 
der in zu geringem Maße angebotene Productiondfactor von anderswoher herbeigezogen wird. 
Kapitalzind und Arbeitslohn ftehen z.B. in Nordamerifa gegen die Grundrente gehalten außer= 
ordentlich hoch, was zur Folge bat, daß Kapital und Arbeiter maffenhaft dorthin Arömen, If 
in einem Lande eine Productivfraft wohlfeil, fo wird jie zur Production, wenn nicht fofort, doch 
endlich ftärfer ald die andern herangezogen werden und damit im Werthe fteigen. Wie ſich 
übrigens die drei Ginfommendzweige zueinander verhalten follten, damit man von einem vichti= 
gen Gleihgewicht verielben ſprechen fann, das läßt fi mit wenigen Worten nicht jagen. Als 
unentbehrliche jind alle drei berechtigt, vorzugäweife freilich die Arbeit, ohne welche alle und jede 
Production unmöglich iſt. Außerdem darf fie deshalb bedeutendere Aniprüce erheben, weil in 
ihr allein der Menſch zur Geltung fommt. Und daber wird au ohne Zweifel in der fortichrei= 
tenden wirtbichaftliben Entwickelung der Menichbeit, welche bereits die Arbeit ebrenbaft gemacht 


252 Gütergemeinfchaft 


hat, die Zeit fommen, in welcher ein jo bedeutender Theil des Volfdeinfonmend der wichtigſten 
der drei Probuctivfräfte zufällt, daß der Arbeitälohn dem Arbeiter nicht allein die Befriedigung 
ver nothwendigſten Lebensbedürfniſſe, ſondern weit mehr als das, eine wirklich menſchliche und 
menjhenwürbige Exiſtenz gewährt. 9. Runge. 

Gütergemeinfhaft. I. Allgemeine, unter allen Menſchen. Oftmals ſchon ift 
vie Ginführung einer allgemeinen Gütergemeinfchaft unter allen Menſchen angerühmt, einiges 
mal ift fie in Fleinern Kreifen verfucht und erft wieder in unferer Zeit durd die Gommuniften 
mit manderlei Mopdiftcationen angepriejen worden. 

Es läßt ſich nicht verfennen, daß zahllofe Misftände und Übel durch eine unpaffende, unver: 
hältnigmäßige Vertheilung des Vermogens hervorgerufen werden. Während der blinde Zufall 
der Geburt oft enorme Reichthümer jn die Hände eines einzelnen Menſchen bringt, ver entweder 
die Fähigkeit oder ven guten Willen nicht bejigt, diefelben auf eine ebenfowol der Geſammtheit 
feiner Mitbürger als ihm ſelbſt vortheilhafte Weife zu benugen, oder der jie fogar zuweilen zum 
unmittelbaren oder mittelbaren Nachtheile ded Gemeinweſens verwendet, ſehen wir häufig 
talentvolle, redliche, für das Wohl ihrer Mitmenſchen Hochbegeifterte Männer aus Mangel an 
ſolchen Mitteln gelähmt, verhindert an der Ausführung ihrer fhönften und trefflihften Ent: 
mwürfe, andere felbft von vornherein an ihrer geiftigen Ausbildung. Selbſt die Mehrzahl ver 
Verbrechen entfpringt der Noth und dem Elend. 

So drängte ji denn mannichfad die Anficht auf, ſämmtlichen derartigen Misftänden kurz— 
weg durch Bildung einer möglihft alle Menſchen umfaffenden Gütergemeinſchaft zu begegnen; 
Mangel und Elend der einen follte danach ebenſowol aus der Geſellſchaft verſchwinden, als die 
ſchweigeriſche Vergeudung, die entnervende Üppigfeit und Prunkfucht der andern. 

Allein diefe Anfichten , fo gut gemeint fie auch meiften® von denjenigen waren, welche diejel: 
ben vorſchlugen, beweifen doch durchaus ein völliges Berfennen der Vorbedingungen eines jeden 
jocialen Berhältniffes unter civilifirten Menſchen. Je weſentlicher hier der Befig materieller 
Mittel für den Einzelnen und die Gefanmtheit ift, je unentbehrlidher das materielle Vermögen 
für ferneres Emporfhwingen, für weitere Ausbildung nicht nur der Lebensannehmlichkeiten, 
jondern häufig auch gerade der geiftigen Gultur, der Entwidelung und Erhöhung des Willens 
erſcheint, um jo weniger nützlich, ja um fo verberblicher müßte fih die Einführung einer allge: 
meinen Gütergemeinfchaft erweifen. 

Ohne eine vernunftgemäße Vermögensanſammlung fehlen augenjcheinlih die Mittel zur 
Ausführung der mannichfachſten nüglihen Dinge. Wer wird aber Vermögen ſammeln durch 
gute und genaue Dfonomie, oft durch Entbehrungen drückender Art ſolches an fich felbft erſpa— 
ren, fich zu viefem Behufe nicht felten Die lockendſten Genüffe verfagen wollen , ohne die Gewiß: 
heit, daß das Erſparte nur ausschließlich ihm gehört, von ihm auf feine Kinder oder diejenigen, 
welche er nach freiem Willen dazu bezeichnen wird, unbedingt vererbt werben kann? Ober wer 
wird fi mit drückender Arbeit abmühen und plagen wollen bei dem Bewußtſein, daß er die 
Früchte feines Fleißes mit allen Müßiggängern kurzweg zu theilen verpflichtet wäre? Würde 
nicht faft ein jeder die Freude zur Arbeit verlieren, mit Widerwillen feine Felder, feine Werk: 
ftätte betreten und ohne Gifer, ohne Fleiß „ohne Kraftentwidelung feine Hände anlegen? Auf 
nachhaltige, dauernde geiftige Arbeit würde man größtentheils um fo mehr verzichten müſſen, als 
ed an jedem Mittel gebräche, einen gewaltfam hierzu wie zur körperlichen Thätigfeit zu zwingen. 

Und mie läßt fi überhaupt nur die Möglichkeit der Ausführung denfen? Werben biejeni- 
gen, welde dur Geiſtesfähigkeit und Fleiß mehr produciren ald die übrigen, jemals mit dieſen 
freiwillig in ein gleiches Iheil gehen? Müßte nicht ihre geiftige und (durch beffere, Übung der 
Kräfte erhöhte) körperliche Superiorität ihnen jeven Augenblick ein unendliches Übergewicht 

„uber die andern gewähren? Ober wollte man nur die jhon vorhandenen Güter theilen, es 
jedem Ginzelnen überlaffend, aus deren Benugung den größtmöglichen Vortheil zu ziehen, ſo 
würden wir in fürzefter Zeit wieder die alte Ungleichheit entſtehen ſehen, indem der Talentvolle, 
Fleifige und Sparfame gar jehnell wieder jein wohlverdientes Übergewicht über den Unwiſſen— 
den, den Trägen und den Verſchwender erlangt haben würde. 

Sp dürfen wir und denn auch keineswegs wundern, daß wir nirgendwo in der Geſchichte 
oder in der Gegenwart ein Volf oder einen Staat finden , in welden der Grundſatz unbebingter 
Gütergemeinfhaft vollfommene Anwendung gefunden hätte. So viele vernunft- und natur: 

— widrige Einrichtungen bald da, bald dort mit eiferner Hand eingeführt wurden, nirgendwo 

vermochten dergleichen ideelle Träume im ganzem Umfange gegen den anderd entfljeidenden 
praftiichen Sinn die Obergewalt zu erlangen. Selbft in der fpartaniichen Geſetzgebung war 


/ 


Gutergemeinjchaft 253 


das Princip der vollen Gütergemeinschaft nicht angenommen. Bon einzelnen altzudiihen Sek— 
ten, 3. B. den Eſſäern, wird es zmar erzählt, ebenjo von den erjten Ehriftengemeinden. Allein 
einerjeitd waren dieſes immer nur einzelne, nie lange dauernde Fleine Genofjenjchaften, anderer: 
ſeits fonnte ſelbſt bei ihnen ein ſolches Syitem, ſoweit wir wiſſen, zunächſt nur unter ganz un- 
gewöhnlichen Umftänden eingeführt werbden.!) Das Mönchthum hat Gütergemeinjhaft ber: 
geftellt, aber mit welchem Fläglihen Erfolge! Neben der Unreinheit, dem Schmuze und der 
Verdummung waren Hader und Neid, Bosheit, Haß und Gefühllojigkeit in den Klöftern vor: 
zugsweife heimisch. (S. Klöfter.) Während der furdtbarften Epoche ver Franzöſiſchen Revo: 
lution (18, Mai 1793) fand es felbit ver Nationalconvent nöthig, die Todesftrafe gegen jeden 
zu verhängen, der Theilung des Eigenthums (‚ein agrariſches oder jeded andere das Terri: 
torial:, Commercial: und induftrielle Eigenthum umſtürzende Geſetz“) aud nur vorjhlagen 
würde. Die deöfallfigen Vorſchläge in unferer Zeit fanden natürlich nirgends Anklang, obwol 
fie (wie namentlih der St.: Simonidmus) jedem Betheiligten wenigftend noch einen zu der 
Größe feiner Leiftungen im Verhältniß ftehenden Antheil an ver Gefammteinnahme gewähren 
wollten. (Bgl. den Art. Eommunismus.) 

U. Gütergemeinihaft in ven Gemeinden. So unaudführbar fih aber auch das 
Inftitut der Gütergemeinfhaft, fofern es ein allgemeines, ganze Volksſtämme umfaſſendes fein 
fol, allentgalben und zu jeder Zeit erwiejen hat, fo finden wir daſſelbe dagegen do, auf be: 
fondere Fälle und Zuftände beſchränkt, mannichfach wirflid eingeführt. 

Der gefammte Gemeindeverband aller Bauern in dem ungeheuern ruſſiſchen Reich berubt, 
was den ſämmtlichen Grundbeſitz und die Nutzung deffelben betrifft, auf einer ganz eigenthüm- 
lihen Art von Communismus. Mit wahrhaft jocialiftifhem Bande umfaßt die ruſſiſche Ge: 
meinde ihre ſämmtlichen Angehörigen. Die flawifche Einrichtung Ichließt die Autonomie des ein: 
zelnen Individuums aus, Die Feldmark in ihrem ganzen Umfang ift nicht Eigenthum des 
Einzelnen, jondern der Geſammtheit, ver Gemeinde. Jede lebende männliche Seele (denn auch 
hier zählt das Weib nicht) hat einen Anfpruc auf den ganz gleichen Antheil an allen Nugun: 
gen des Bodens. Jeder eben geborene Knabe hat dieſen Anfprud von feiner Geburt an, fein 
Bater macht denſelben geltend. Dagegen fällt der jedes Todten augenblicklich wieder der Ge- 
meinfhaft zu. Gin Vererben nad unfern Begriffen findet nicht ſtatt. Waldungen, Weiden, 
Jagd und Fifcherei bleiben , wie Luft und Waffer, völlig ungetheilt. Äcker und Wiejen werden 
unter ſämmtliche männlihe Ortsangehörige vertheilt, meift verloft. In der Regel hält man 
Referveland für Nahfommende bereit. Diefed Syftem gleihmäßiger Nugung (natürlih aud 
gleihmäßiger Leiftung) wird angewendet, gleichviel ob die Gemeinde freie Eigenthümerin ift 
(wie alle Kofadengemeinden) , oder blos Befigerin (wie auf ven Kronländereien), oder nur In: 
haberin (mie in den leibeigenen Gommunen). Ein eigentlihed Proletariat kann bei den erwähn⸗ 
ten Einrihtungen nicht entftehen; ebenfo wenig ift aber auch ein Aufihwung, eine gehörige 
Entwidelung ſelbſt nur im Aderbau möglich, folange die Bebauer des Bodens nicht freie Eigene 
thümer zu werben vermögen. Noch läßt fich nicht abfehen, wie die Emancipation in dieſer Be— 
ziehung umgeftaltend wirfen wird, 

Eine damit einigermaßen verwandte Art der Gemeinſchaft findet ih Häufig bei ven Völkern 
germanifchen Stammes in den fogenannten Allmenvden, befonderd Weiden. Ihrer findet man 
noch vorzugsweiſe viele in der Schweiz, doch au in Deutſchland begegnet man ihnen häufig. 
Ihre Entftehung läßt fih wol am einfachſten folgendermaßen erflären. Ein Volksſtamm drang 
erobernd in eine Gegend; Land und Keute waren nun, nad den damaligen Begriffen, unmittel= 
bares Eigenthum der Sieger. Die etwas minder rohen Stämme unter ihnen beraubten die 
unglüdlihen Gingeborenen wol nicht unbedingt alled Cigenthums, fie machten diefelben leib- 
eigen und ließen ihnen einen Kleinen Theil ihrer Felder, Knechte und Höfe.?). Die Geſammtheit 


1) Die erften Chriſten glaubten an das baldige Ende der Welt, an den „jüngften Tag“. Das Ver: 
zichten auf ihr Bermögen ſchien ihnen nur das Aufgeben eines überflüffigen Schages, der ohnedies mit 
der ganzen Welt gar bald vernichtet fein würde. Zudem bemerkt man, —* unter jenen Verhaͤltniſſen, 
fehnell gerade die von uns oben angedeuteten fchlimmen Folgen, und der große Geſchichtſchreiber Gibbon 
bat mit aller Schärfe bervorgehoben, wie nachtheilig dies namentlich für die Nachfommen jener Leute 
war, „die fich an den Bettelftab gebracht fahen, weil ihre Altern Heilige geworden waren“. 

2) So wiflen wir, daß die Burgundionen, welche fich durch Vertrag des von ihnen benannten Lan: 
des bemächtigten (des Flußgebiets der Rhone), den Einwohnern ein Drittel ihrer Felder und Knechte 
und die Hälfte ihrer Waldungen, Gärten und Höfe liegen. Offenbar verfuhren die Franken und Weit: 
gothen noch weit barbarifcher; doch feheinen die Bewohner des linfen Nheinufers vergleichsweife am 
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der Beute ward nun getheilt. Der Anführer und nad ihm die Ausgezeichnetften des Stanımes 
mochten, jeder für ſich allein, einen befondern Theil ziehen (lofen). In der Folge wenigftens 
eben fo vie Geiftlichfeit. Den großen Reft befaß aber die Gefammtheit der Sieger gemeinfam. 
Sie theilte ih zwar wieder in die erbeuteten Vorräthe, Geräthſchaften u. f. w., die Maffe des 
Grundeigentbums dagegen blieb ungetheilt. Cine folde Einrichtung war ohnehin altherfömm:= 
lich bei den Germanen, wie wir denn im Tacitus und Gäfar lefen, daß unter ihnen ſchon in 
jener frühen Zeit die Ländereien jährlich verloft worden feien. Diejes Verhältniß dauerte, wenn 
auch mit einzelnen Modificationen, viele Jahrhunderte lang fort, und erft in der neuern Zeit 
und aud) da nur in einzelnen Gegenden hat man dieſe der Eultur und dem Nationaleinfommen 
ſchädlichen Zuftände aufzulöfen gefuht; und fo trifft man denn heute noch in vielen Gemeinden 
große fogenannte Allmenden, zum gemeinſchaftlichen Genuffe der Einwohner beftimmte Ge— 
meinbegründe, im engern Sinne Güter, welche den Bewohnern eines beftimmten Orts (nie: 
mals auswärts Wohnenden, die blos Grundeigenthum in der Gemarkung befigen) entweder 
obne alle Entihädigung oder doch gegen geringe Vergütung, häufig fogar fleuerfrei, entwe— 
der auf eine beftimmte Zeit oder auf die Lebensdauer des Nutznießers, aber niemals länger, 
niemald mit der Möglichkeit der Üibertragung auf die Nachkommen überlaflen werben, derart, 
das nah Ablauf der Frift oder dem erfolgten Ableben das Allmenpftü an Die Gemeinde zu: 
rückfällt, aber nicht um unmittelbar zu ihrem Vortheile verwaltet, fondern um von neuem an 
denjenigen Bürger verliehen zu werben, welcher nach feinem Bürgeralter der Nächſte und noch 
mit feinem Antheil verſehen ift. 

Im heutigen Rheinbaiern, wo nad Abſchüttelung der Napoleonifhen Herrſchaft erweis— 
lichermaßen mehr ald der fünfundfehzigfte Theil des gefammten Grundeigenthums in ſolchen 
Gemeinheiten beftand, hat man alfenthalben eine Theilung derfelben unter die Gefamntmaffe 
der Bewohner ver betreffenden Orte als unmittelbare& freies Befigthunn derfelben gegen einen 
mäßigen und ablödbaren Bodenzins oder dergleichen zu Stande zu bringen geſucht. Es iſt un: 
berehenbar, wie jehr fich ver Werth der Production diefer Felder ſeitdem erhöht bat. 

„Die (Boden=) Eultur ift durch freied Eigenthum bedingt”, fagte ein ſeitdem verftorbener 
älterer Freund des Verfaflers dieſes Artifeld, deffen Bemühungen man das Zuftandefommen 
jener Theilungen in Rheinbaiern vorzugsweiſe zu verdanfen hat, in einem beöfalliigen amtlichen 
Bortrage.?) „Die ganze Culturgeſchichte ift blos die Erzählung, mie das gemeinſchaftliche in 
privates und in freied Eigenthum übergegangen iſt. Mit der Zunahme der Eivilifation hat 
die Theilung der Gemeinheiten immer gleihen Schritt gehalten... .. Der beſtändige Wechſel der 
Allmendſtücke läßt nicht zu, daß auf die Eultur derfelben Kapitalien oder auch nur derjenige 
Fleiß und diejenige Sorgfalt verwendet ˖ werden, welche jeder Gigenthümer gern auf feinen 
Grund und Boden verwendet. Auf der andern Seite erlangen aber aud) die Gemeinden feinen 
Bortbeil damit, weil die Allmenden nirgends ein mit ihrem wirklichen Wertbe im richtigen 
Berbältniffe ftehendes Einkommen liefern, im Gegentbeil an manden Orten fogar nod eine 
unmittelbare Zubuße erheifhen, um (wo ſie ganz unentgeltlich abgegeben werden) die Steuern 
und jelbft gewiſſe Unterhaltungsfoften zu decken. Die ganze Natur der Gemeindeverfaflung, 
alle Gefege über die Beitragspflichtigkeit werden durd die Allmenden verkehrt; in jeder Ge— 
meinde bildet jih eine befondere Allmendegemeinde, melde gar oft die herrfchende wird und das 
allgemeine Befte dem Vortheil einzelner unterorbnet. Die Allmenden haben ferner für die ein= 
zelnen Gemeinden den Nachtheil, daß ſich viele arbeitsſcheue Menfhen aus andern Ortſchaften 
dahin ziehen, welche nur die Anmwartfhaft auf einen fünftigen Allmendebefig im Auge haben, 
wogegen bei anderer Einrichtung die Eultur überaus gewinnen und die Bevölkerung auf eine 
naturgemäße und ungezwungene Art fih emporfhmingen würde. Denn es unterliegt feinem 
Zweifel, daß durch Erhöhung der Eultur, durch Vermehrung der Producte mehr Reihe und 
mehr Arme ernährt werden. Wo aber dem Menfchen nicht durch bleibenden Befig für fih und 
die Geinigen die Früchte feines Fleißes geftchert find, kann die Eultur nur auf eine niedere 
Stufe gebracht werden. Nur dem eigenen Boden wendet er alle Sorge zu ; diefen durch Innern 


minbeften beraubt worden zu fein, befonders hinfichtlidy der Waldungen, die fie faft nur dem Namen 
nach verloren, indem nur bie Jagd in denfelben für die Sieger einen Werth hatte. 

3) Regierungsrath Löw, ein Mann, ber noch heute in ganz Rheinbaiern mit Verehrung und Liebe 
genannt wird, Er war Gommunalreferent bei der Kreisregierung und nicht nur ale Adminiſtrativ— 
beamter (früher als Mdvocat) ausgezeichnet, fondern ebenfo reich an rein wiflfenfchaftlichen Kenntniſſen 
und auf jeltene Weife auegeftattet mit klarem, ſcharfem Verftande, 
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Gehalt fo zu verbeffern, daß die Hleinfte Fläche zu dem höchſtmöglichen Ertrage befähigt werde, 
diefes ift jein Beftreben, während der Gedanke, für andere zu arbeiten, ihn jelbft nur wenig er: 
hebt und ihn das undanfbare Wirfen nicht beginnen läßt. Außer den unfhägbaren allgemeinen 
Bortheilen ver Auflöfung folder Gemeinheiten werben noch viele befonvere erlangt; eine Duelle 
vielfältiger Streitigkeiten, Anfeindungen, Reclamationen und Geſchäfte wird nerflopft, das Ge— 
meindevermögen aber durchaus nicht geſchmälert, indem die Überlaffung auf Eigenthum gegen 
einen ablößbaren Grundzins ein unantaftbared Vermögen und einfachere Berwaltung verſchafft. 
So wie die Allmenden beftehen, find fie ein Zwitter; man fann darin weder ein Privat:, noch 
ein reined Gemeindeeigenthum erfennen, weder der Befiger noch die Eigenthümer können frei 
darüber verfügen, Grund und Boden ift mit einer der läftigften Servituten belaftet, welche ihn 
dem Handel, dem Credit und der freien Eultur entzieht; aufihm ruht ein perpetuirliches Fidei— 
commiß; jedes Los geht nad} dem Tode feines Beſitzers auf einen ſchon fubftituirten Erbeh über, 
welcher veffen Kamilie gänzlich fremd if. Dort, wo der Austauſch in Erledigungsfällen ftatt- 
findet, ift das Übel noch ärger, denn die ſchlechteſten Gründe werben immer den jüngern Bür⸗ 
gern zu Theil, melde natürlich feinen befondern Fleiß auf deren Eultur verwenden, ſondern 
nur auf den Fall warten, diefelben gegen beffere vertaufchen zu können. Wenn das Allmende— 
wefen gut ift, fo muß es die Probe beſtehen, daß ed mit Nugen und Vortheil des Staates und, 
der Gemeinden zum allgemeinen Gefeg werben fönne. Cine ſolche Prüfung vermag aber dieſe 
Einrichtung nit auszuhalten; nur das Princip des freien Eigenthums Fann ſich zum allge: 
meinen Gefeg erheben, nur unter ihm fann die Gultur und der Wohlſtand ded Staates den 
höchſten Grad der Vollkommenheit erreichen.” 

Eine meitere eigenthümliche Art ver Gütergemeinfchaft, welche die Gemeinden angeht, be: 
ftebt in manden Gegenden in Beziehung auf Weide und dann aud bezüglich der Waldungen, 
deren Nugung einer Anzahl von Ortſchaften gemeinfam zufteht. So findet oder fand man 
noch vor einigen Decennien im Unterelfaß und dem bairifchen Rheinfreife (zwiſchen den Bogefen 
und dem Rhein) angeblich 16, in Wirflichfeit aber eine bedeutend größere Menge fogenannter 
Geraiden (in der Ausſprache des Volkes Geräth). Obſchon die bei dieſer Gemeinfchaft betheilig- 
ten Ortfchaften vor der Franzöſiſchen Revolution häufig ganz verſchiedenen, oft einander befeh— 
denden Staaten und Stäthen angehörten, fo hatte doch das Beharren bed Landvolks beim Alt: 
hergebrachten und noch weit mehr die Naturwüchſigkeit und der Nutzen der Selbftregierung 
und Selbftverwaltung ein fo feſtes Band gefhlungen, daß, ungeachtet zahllofer Streitigkeiten 
unter den Betheiligten felbft, diefe, beinahe ohne alle Cinmifhung der Regierungen, die Ver: 
waltung unbedingt ſelbſt führten, ihre polizeilihen und ebenſo allgemeinern öfonomifchen An— 
ordnungen felbft trafen und fogar eine eigene Juriöbiction (Ruggerichte, Strafgerichte) aus— 
übten, ja daß es noch in den zwanziger Jahren unferd Jahrhunderts ungemein ſchwer hielt, eine 
Abtheilung dieſer Waldungen ald privates Eigenthum unter die einzelnen berechtigten Gemein: 
den zu Stande zu bringen. 

Wie überall in derartigen Fällen, waren aber au hier die gemeinfam benugten Waldun— 
gen ſchon in der frühern, vergleichsweiſe noch holzreihern Zeit ungemein herabgefommen, und 
die wenigen fleinern Diftricte verfelben, in denen nur bie Einwohner eines einzelnen Orts zur 
Benugung berechtigt waren, hatten, wenigſtens vergleichsweiſe, dae Anfehen von Dafen in 
der Wüfte.*) | 

I. Ehelihe Gütergemeinfhaft. Die in ven biöher erwähnten Fällen angeführten 
Gründe gegen vie Gütergemeinſchaften können bezüglich der ehelihen Gütergemeinſchaft nicht 
entſcheiden. Hier waltet ein anderes Fundamentalverhältniß ob. Der Eintritt des Menſchen 
in den allgemeinen Staat8= und ebenfo in ven Gemeindeverband ift ihm nur Mittel zur Errei— 
hung anderer, höherer Zwecke; die Verbindung ift eine höchſt beichränfte, von ihm gerade nur 
darum eingegangen, damit er fih in der unendlihen Mehrzahl ver Lebensverhältniffe deſto 
freier und felbftändiger beimegen könne. Ganz anders in der Ehe. Hier erfcheint die Verbin: 
dung als Selbſtzweck. Sie ift darum, abweichend von der im Staatd= und Gemeindeverbande, 
eine durchaus innige, alle Kebenöverhältniffe beider Theile wahrhaft umfaffende. Bei einer 


4) Diefe Gemeinheiten waren in einigen Gegenden von Rheinbaiern fo aufgebehnt, daß fle mit we: 
nigen Ausnahmen die Gefammtheit aller dortigen Waldungen umfaßten. Bei der Theilung nahm man 
die Zahl der Keuerftellen (Bamilien) jeder einzelnen berechtigten Gemeinde als Mafftab an, ſodaß z. B. 
die Gemeinde A. mit 200 Feuerftellen den doppelten Werth an Waldungen ale unmittelbares Gigenthum 
erhielt, den die Gemeinde B. empfing, welche nur 100 Familien zählte. 
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Verbindung aber, welche gemeinfames Tragen und Genießen aller Wechjelfälle des ganzen Le— 
bens als Vorbedingung aufftellt, erfcheint die Gemeinſchaft auch bezüglich des Geldvermögens 
(ſofern nicht von früher her begründete oder ſonſtige ausnahmsweiſe Rückſichten und moraliſche 
Verpflichtungen anders beſtimmen) als eine natürliche Folge der Hauptſache, der allgemeinen 
Verbindung. 

Allein auch vom ſtaatswirthſchaftlichen Standpunkte aus liegt nicht der entfernteſte Grund 
vor, um der ebelihen Gütergemeinjhaft ebenfo wie der erwähnten communalen u. f. w. ent- 
gegenzutreten. Hier, wo ed ih um nicht mehr als je zwei aufs innigfte miteinander verbun⸗ 
dene Theilhaber handelt, maht Äh nicht, wie in jenen Fällen, die Rückſicht geltend, daß jeder 
Einzelne denken könnte, die Früchte feines Fleißes mit einer großen Menge anderer ihm ganz 
fremder Berfonen theilen zu müflen, oder ihnen die Folgen feiner Trägheit und feiner übeln 
Wirthſchaft aufbürben zu können. 

Vortheil wie Nachtheil trifft hier immer den Urheber, fowol unmittelbar in feiner Perjon 
ſelbſt, ald auch in den Perſonen derer, die ihm in der Regel und naturgemäß die Theuerften auf 
Erden find, in Gatten und Kindern! 

Ein fchroffes Betrennthalten der Vermögendverhältniffe der Gatten kann um jo weniger 
zum innern Glück der Ehen und zum Wohle des Staates gereihen, als es gewiß die zarteften 
Saiten eines folhen innigen Verhältniſſes vielfach tief verlegt, wenn jeven Augenblid die kalte 
und gehäffige Berehnung des Beldvortheild geweckt und hervorgerufen wird. Gleiches Ertra= 
gen der Mühen des Lebens, gemeinſames Schaffen und Wirken (wenn auch der Form nad ver— 
fhieden), gemeinfames Streben nad einem Ziele, möglichſt inniges geiftigeö wie Eörperliches 
Berbundenfrin — wie wäre dieſes natur und vernunftgemäß in Einklang zu bringen mit dem 
gänzlihen Ausſchließen des einen Theild von Gelvdertrage der in der Hauptjache gemeinfamen 
Arbeit und Erſparung! 

Das Misverhältniß tritt aber im wirklichen Leben um fo herber und greller hervor, als 
gerade diejenigen Klaffen vie unendliche Mehrzahl der Geſellſchaft bilden, bei welchen nicht dad 
Einbringen zur Ehe, fondern vielmehr der tägliche Verdienft während der ganzen Zeit ihrer 
Dauer weitaud den größten Theil des beiden Gatten zur Berfügung fommenden Geldes ausmadıt. 

So naturgemäß wir indeß den Grundfag der ehelichen Gütergemeinfhaft finden, fo war er 
doch allen Völkern des Alterthums, jelbft ven gebilvetften, gänzlich unbekannt, wie fo manches 
Andere, worin unfere Gultur unbeftreitbar eine höhere Stufe erlangt hat, ald die ver Völker der 
Vorzeit war. Solange man im Weibe nur ein vem Manne weſentlich untergeordnetes Gefhöpf 
erblickte, folange man in ihm die Menſchenwürde und Menſchenrechte in ihrem vollen Umfange 
noch nicht anerfannte, vermochten fih namentlich auch die ehelichen Verhältniſſe niemals zu dem 
zu geftalten,, was fie unter und geworben find. (S. die Art Ehe und Geſchlechtsverhältniß.) 

Unter jenen rohen barbarifchen Zuftänden, unter welchen die Weiber als Sflavinnen ge— 
kauft wurden, um bie Harems zu füllen, und überall, wo die Bolygamie ein ſolches Verhältniß 
noch heute forterhält, konnte und fann eine Gütergemeinjhaft zwiſchen Dann und Frau rechtlich 
nicht beftehen. Die Rechte der beiven Theile müſſen verfhievenartig fein, wie e3 die Verpflich— 
tungen ſind. 

Selbft die Gejeggebung der Römer kennt die eheliche Gütergemeinſchaft nicht, obwol jie an 
Gelittung und Eultur unendlich Höher fanden als alle aftatifchen Völker, und obwol bei ihnen 
nur Monogamie eingeführt war. In der alten firengen Ehe wurden die Männer Eigenthümer 
alles Vermögens der Frauen, die aber bei beſchränkter Erbfähigfeit meift wenig oder nichts be— 
faßen. Anders war es in der laren Ehe und als die Frauen erbfähig wurden. Hier bildete ih 
das Dotalſyſtem aus, deffen Hauptwirkungen darin beftanden, ven Nugen, den Ertrag der dos 
(des eigentlihen Heirathäguts der Frau) dem Manne zu überlaflen, ald Beitrag zu den Be: 
dürfniffen ver Ehe, wobei jedoch dieje Dotalgüter unveräußerlih wurden, ſodaß die Frau bei 
Auflöfung der Ehe diefelben ungefhmälert zurüderhalten follte, indeß ihr während ber Ehe 
ſchon die freie Verfügung zuftand über ven nicht als dotal erklärten Theil ihres Vermögens (vie 
Paraphernalgüter) . 

Diefed von den Römern („dem gejeggebenden Volke’, wie fie ein franzöfiiher Redner 
nannte) fo angelegentli und mit fo vieler Sorgfalt aufrecht erhaltene und durchgeführte Dotal: 
regime hatte felbft in den fpätern Zeiten des Reichs eine doppelte Bafld: 1) die herrſchende An- 
fit, daß der Staat für Erhaltung des Bermögens in den Familien forgen müffe; 2) die Rechts— 
beihränfung der römischen Frauen (den Mangel einer „Emancipation“ verfelben). Man be— 
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trachtete jie ald die Saushälterinnen der Männer, denen die Verpflichtung, eine fparfame Wirth: 
ſchaft zu führen, nod) feineöwegs einen Anſpruch gemähre auf das Vermögen, welches ſich ihre 
Garten ald Krieger, Rechtsgelehrte oder im Handel erwürben. Gin Theil des Glanzes der 
Männer mochte aud auf ihre Frauen herüberftrahlen, jie mochten ji) während des Lebens ihrer 
Eheherren in deren Reihthümern behaglich fühlen; aber nah dem Tode verjelben hatten jie 
feine weitern Anſprüche ald die, welche ihnen das Wohlwollen oder die Gnade der Gatten in 
ihrem Teſtamente fpeciell verliehen hatte. Sie konnten nichts weiter ald ihr Einbringen zur 
Che, das ihnen vorzugsweiſe geſichert war, zurüdfordern. 

Dieſes Syſtem erlangte mit dem Römijhen Recht überhaupt faft allgemeine Verbreitung. 
Ja man nahm ed in einzelnen Gegenden jo unbedingt an, daß (mie in der Normandie bis zum 
Erſcheinen des Code Napoleon) jede abweichende Stipulation in Eheverträgen ausdrücklich und 
unbedingt verboten war. 

Eine höhere und edlere Anihauung als bei ven Römern machte fih bei den germaniſchen 
Völkern geltend. Der Mann ift feines Weibes Haupt, aber dad Weib ſteht nicht in der Ab— 
bängigfeit einer „„Haudtochter” ; es ift die Genofjin feines Rechts und im Innern der Haushal— 
tung jelbftändig. Das Vermögen der Frau fällt infolge der Ehe allerdings von felbit in die 
Hand des Mannes, aber nicht in jein bleibendes Eigenthum: es einigt ſich mit dem feinigen 
zur Benugung für den Zwed und die Dauer der ehelichen Genoſſenſchaft. Mit Trennung der 
Ehe trennt ſich auch das vereinigte Vermögen, und dad Recht der Frau füllt von der Hand des 
Mannes freian fie zurück. Es war eine Gütervereinigung, die ſich gebildet, nicht eigentlich eine 
Gütergemeinſchaft, obwol man e8 fo nannte. ®) 

Bei der Mehrzahl der Völker germanischen Stammes, obwol fie allmählich das Römiſche 
Recht im allgemeinen ebenfalld annahmen, erhielt ih denn auch das Syitem einer ſolchen be: 
fhränften jogenannten ehelihen Gütergemeinfhaft, mit verfhiedenerlei Modificationen als 
gewöhnliches Recht, freilich nur bei der Maſſe der Nation, nur beim dritten Stande, inden 
dieſe an fich jo naturgemäße Einrichtung bei den eigenthümlichen Verhältniffen des Adels ebenio 
wenig ald dad Princip der gleichen Erbberehtigung aller Kinder einer und derfelben Familie 
beftehen fonnte. Um fo allgemeiner ward dagegen dieje Inftitution bei dem freien Bürgerjtande, 
zumal in den gewerbfleipigen und wohlhabenden Freien Stäbten des Mittelalterd, verbreitet. 

Indem wir nun auf eine nähere Erörterung der einzelnen Arten der ehelichen Gütergemein- 
fhaft, wenigftend in ven Haupt: und Örundzügen eingehen, müflen wir die Bemerfung voraus: 
jenden, daß nad dem Vernunftrecht allerdings unbeftreitbar den bei einem Eheabſchluſſe Bethei: 
ligten die freie Verfügung über ihr gegenwärtiges und fünftiged Gigenthum unbedingt zufteben 
muß, fofern nur im übfigen Fein beftehenves Recht dadurch verlegt wird. Denn die perjönlichen 
Verhältniſſe ver Einzelnen find oft fo mannidfad voneinander abweichend geftaltet, es walten 
oft jo verſchiedene zarte Rückſichten (dev auf Eigennuß hinausgehenden gar nicht zu gedenfen), jo 
wichtige, von früher her begründete, theils pofitive, theild moralifche Verpflichtungen ob, daß ein 
allgemeines Geſetz hier nie als einzige unabänderlihe Norm aufgeftellt werden kann, ohne zu 
einer mitunter auönehmenden Härte zu führen und von vornherein eine durch das Staatswohl 
durchaus nicht geforderte, dem Wohle der Ginzelnen aber nicht jelten grundverderbliche Beſchrän— 
fung der freien Berfügung des Bürgers über fein wohlerworbened Eigenthum (despotiſch) aus: 
zuſprechen. 

Dagegen muß aber allerdings der Staat in geſetzlicher Form eine feſte Norm aufſtellen, 
welche in denjenigen Fällen einzutreten hat, in denen es unterlaſſen wırrde, eine beſondere Be: 
ftimmung über die Bermögensverhältniffe der Eheleute rechtzeitig zu treffen. Natürlich muß 
dieſe Norm den Sitten, Eigenthümlichkeiten und befonderd dem Bulturgrade des Volkes in der 
Art gemäß fein, daß fie für alle gewöhnlihen Fülle paßt und den Abſchluß befonderer Verträge 
allentbalben überflüfjig macht, wo nicht ausnahmsweiſe eigenthümliche Bamilienverbältniffe 
obwalten. 

Beim Zuftande jegiger Eultur, two die Naturrechte der Frauen eine höhere Anerkennung 
finden müffen ald in ver Vorzeit, hat man zwiſchen dem römischen Dotaljyiten und dem deut: 
fchen ver Gütergemeinſchaft als Regel kaum mehr zu wählen, obwol in einzelnen Fällen das erſte 
allerdings einen Vorzug verdienen vermag, indem es das Vermögen der Frauen beſſer ſichert. 

a wir auf dad .% etwas näber eingehen, haben wir vorerft zu untericheiden zwi: 

5) Runde (Sohn), Deutfches ebeliches Güterrecht (Oldenburg 1841). 
Staatssterifon. VII. 17 
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ſchen der allgemeinen und der beſondern ehelichen Guütergemeinſchaft (communio bonorum uni- 
versalis, communio omnium bonorum, und communio bonorum particularis), 

Die allgemeine Gütergemeinfhaft begreift, wie. ſchon der Name zeigt, ſämmtliche Güter, das 
ganze Vermögen ohne Ausnahme, fowol das in die Ehe eingebrachte ald das während derſelben 
erworbene. Das deutſche Recht, weldes bei der Gütergemeinfhaft das Princip durchführt, daß 
die beiden Eheleute nur eine moralifhe Berfon bilden (‚Mann und Weib haben nur einen 
Leib‘), aejteht nun feinem der Gatten das Recht der freien Verfügung auch nur über ven klein— 
iten Theil der Gütergemeinihaft zu. Nicht einmal teftiven kann ber eine Theil ohne die aus: 
drücliche Beiftimmung des andern, wäre es auch nur über den hundertiten Theil des gemein 
famen Vermögens.) ⸗ 

Daß dieſe juriſtiſche Fiction von einer moraliſchen Perſon ihrerſeits zu enormen, vernunft: 
gemäß nicht zu rechtfertigenden Härten führt, iſt augenſcheinlich, und ſehr weife hat daher das 
franzöſiſche Recht auch bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft feſtgeſetzt, daß jedes der Ehe— 
gatten das volle Eigenthumsrecht auf einen beſtimmten Theil (die Hälfte) der Gemeinſchaft au— 
zuſprechen habe. 

Die beſondere Gütergemeinſchaft kann ſich überhaupt auf einzelne Theile des Eigenthums 
der Eheleute, z. B. ihr Mobiliarvermögen oder, was das Gewöhnlichſte iſt, auf die Erſparun— 
gen während der Ehe, auf die Errungenſchaft (quaestus conjugalis) beziehen. 

Bei der durd) die Geſetze des Staates aufzuftellenden Norm hat man ſonach zwiſchen ver 
allgemeinen und der Tpeciellen, namentlich der auf die Grrungenfhaft beſchränkten Gütergemein: 
ſchaft zu unterſcheiden. 

Die allgemeine empfiehlt ſich allerdings dadurch, daß fie beide Ehegatten in ven Vermoͤ— 
gendverhältniffen einander kurzweg völlig gleichftellt. Hinwieder flreiten bie gewiß überwie— 
genden Gründe dagegen, daß hierdurch gar häufig eine Art Beraubung des einen zum Vortheil 
des andern mit höchſt verderblihen Folgen herbeigeführt, und ferner, daß damit auch jenes 
naturgemäß fo ſehr begründete Erbidaftsnäßerredht der eigenen Verwandten auf den von der 
gemeinfamen Familie berftammenden Theil des Vermögens ſtets verlegt wird. 

Die franzöſiſche Eivilgefeggebung, welde, mit Ausnahme einiger fogleih zu berührenden 
Punkte, bezüglich des Eherechts wie jo mander andern Gegenftände zur Zeit ihres Erſcheinens 
als Mufter betrachtet werden fonnte, hat ſich daher nicht etwa darauf beſchraͤnkt, wie vor ihr 
einige franzöſiſche Gewohnheitsrechte getban hatten, die allgemeine Gütergemeinihaft etwa nur 
infofern bedingt zu proclamiren, daß deren Wirkungen zum Schuge der Eheleute und ihrer 
Verwandten Glos dann eintreten dürften, wenn bie Ehe felbjt mindeifend über ein Jahr ge: 
dauert, jondern fie bat, dieſen Schutz als unzureichend erfennend, nur eine fpecielle, auf das 
Mobiliarvermögen befhränfte Gemeinichaft ald Norm aufgeftellt, die das ganze Immobiltar- 
vermögen ausjclieft, dagegen mit dem Tage des Abichluffes des Vermählungsaetes vor dent 
Civilſtandsbeamten beginnt. 

Allein aud gerade diefe Beſtimmung finden wir keineswegs empfehlenswertb, fondern ihrer 
vielfach äußerſt ſchlimmen Folgen wegen unbedingt verwerflih, und alles, was lich gegen bie 
allgemeine Gütergemeinfhaft jagen läßt, findet mit vollem Grunde audy gegen diefe partielle 
Anwendung. Gar häufig iſt dad ganze Vermögen, felbft reicher Leute, rein mobiliar, in 
Staatspapieren, Wechſeln, Hypotheken und andern Schuldfheinen beftehend. Verheirathet ſich 
nun jemand in diefem Kalle mit einen andern, entweder ohne alles Vermögen oder aber nit einem 
noch fo großen Immobiliarbefigtbum, das legtere aber ftirbt wenige Wochen oder nur Tage nad 
der Vermählung, fo it das erftere — zwecklos und naturgemäß widerrechtlih — rein um Die Halfte 
feines Vermögens gebracht; es muß fogleih ohne Widerreve fein Alterlihes Vermögen oder 
feine frühere Erſparniß völlig theilen mit den ihm vielleicht ganz fremden Verwandten des Ge: 
ſtorbenen. Noch ichlimmer, wenn neben dem Immobiliarvermögen bes einen Theils eine Menge 
Mosiliarfhulden diefen nämlichen Theil belafteten; dann fann das ganze Vermögen des an- 





65) Huf dans Princip der Untheilbarfeit einer ſolchen Grmeinfamfeit ſich ſtützend und dabei überdies 
die Maxime anrufend, dak der Mann, als das Haupt der Familie, das Recht beige, ohne frecielle Ein: 
willigung der Frau die gememfamen Güter zu veräußern, hatte man im alten Äranfreich den Erund— 
ſatz angenommen, daß, fofern Güterconfiscation gegen den Ehemann ausgeſprochen werde, die Geſammt— 
maffe der Gütergemeinichaft dem Seigneur zufalfe, cine abjurde Barbarei, melde die Beredſamkeit 
des berühmten franzöntichen Nechtslchrere Dumoulin doch noch vor der Revolution niederriß, indem 
num in ſolchen Fällen die Gemeinſchaft aufgeloſt and jedem Theile die Hälfte derfelben zuerlänut, ſonach 
auch nur die Hälfie conflecirt ward. 
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dern fofon durch jene Schuldendeckung verichlungen werden. Sole Vorkommniſſe ſoll die all: 
gemeine Landrsgefeggebung nicht muthwillig herbeiführen, und der Einwand, daß die Aus: 
mittelung ded anfangs wirflih vorhanden gewejenen Mobiliarvermögens Gintennad oft fehr 
ſchwierig, ja fogar unmöglich fei, kann vernünftigerweile nicht ausſchließen, daß man die Be- 
weisführung, wo ſolche vermittelft authentifcher Actenſtücke (geridtliher Urkunden, Los- und 
Theilungszettel u. ſ. w.) mirklih möglich ift, auch wirklich zulaife, was das franzöſiſche Recht 
nicht geftattet (fofern nämlich nicht durch beſondere Eheverträge Vorſorge getroffen iſt). 

Und jcheint jonady die Bütergemeinfchaft in der Regel (vorbehaltlich natürlich ſpecieller Ehe— 
verträge, wenn die befondern Verhältniffe ven Berheiligten eine abweichende Beftimmung wün— 
ſchenswerth machen follten) auf die eheliche Errungenfchaft, zu der wir aber allerdings, wie aud) 
die meiſten Gejeggebungen, den ganzen Nußertrag des Eheeinbringens ziehen, beichränft werben 
zu jollen. Es foll feine unbedingte Gütergemeinihaft, jondern blos eine nit unlösbare Güter: 
vereinigung fein. Für eine folhe Gütergemeinfhaft, aber auch nur für eine ſolche, ſprechen 
alle Gründe, die wir oben an diefem Syſtem, dem Dotalregime gegenüber, gerühmt haben. 
Hier wird feine billige Rückſicht verlegt; e3 bekommt nicht jemand ein Necht, über dad Vermö— 
gen frei zu ſchalten, das andere, ihm Fremde zuvor mühſam erworben hatten, (Gin Stein des 
Anftoßes bei jo vielen Heirathen, ein ewiger Zankapfel in Taufenden von Familien!) Nur was 
beide Eheleute durch gemeinjamen Fleiß, gemeinfame Sparfamfeit erworben, bleibt unbeding: 
ted Gemeingut. Diejes war aud die Gütergemeinfhaft in ihrer uranfänglichen Geſtalt 7); eine 
Ginrihtung, fo einfach, jo zweck- und naturgemäß, daß man Mühe hat zu begreifen, wie bie 
andern von zahllojen unglüdlihen Folgen begleiteten Arten irgendwo als Landesrecht allge: 
meine Öeltung erlangen Eonnten. 

Nach unferer Anficht wäre alfo Folgendes die aufzuftellende Norm, fofern nicht in eigenen 
Eheverträgen fpeciell flipulirt werden wollte: 1) Jedes der Gatten bleibt im Befig feines vor 
dem Eheabſchluſſe befeffenen Immobiliarz und Mobiliarvermögens, ſoweit ed das Gigenthum 
dejfelben durch authentiſche Urkunden zu erweifen vermag (was bei Immobilien ohnehin immer 
der Fall fein wird), unbeſchadet der Verwaltungsrechte des Mannes, 2) Bon Tage des Eheab— 
ichlufles beginnt dagegen die Gütergemeinſchaft, jedoch beihränft auf die während der Ehe er: 
langte Errungenſchaft. 3) In diefelbe fallen jedoch nit nur die Zinjen und Erträgniſſe des pri: 
varen Vermögens ohne Ausnahme, ſondern auch überhapt alles, deſſen Beſitzthum vor der Hei: 
vath von den Betheiligten nicht durch unzweifelhaft echte Urkunden documentirt werden fann. 

Hieran würden wir nod) eine weitere, die Frage der Gütergemeinfchaft freilich nicht unmit- 
telbar betreffende, wohl aber den Gegenftand in der Hauptſache berührende Beſtimmung reiben, 
nämlich die: Das Längerlebende der beiden Eheleute hat (vorbehaltlich einer angemeflenen Aus: 
fteuer für die etwaigen Kinder aus diefer Ehe) den Genuß des geſammten Vermögens des Grit: 
veritorbenen bis zu feinem Tode oder bid zur MWiederverheiratbung, worauf fodann erft die ge— 
wöhnlichen Beitimmungen über vie Erbfolge eintreten. 

Nunmehr nur noch eine kurze Erörterung der Fragen, welche ſich bezüglich der Güterge: 
meinichaft ferner zunächſt auforängen. 

a) Zeit des Beginnend der Gemeinihaft. Nach dem gewöhnlichen deutihen und ebenfo 
nad ſämmtlichen franzöſiſchen Gewohnheitsrechten war ed den Brautlenten überlaflen, zu diefem 
Behuf einen ihnen beliebigen Zeitpunft Feftzufegen (nur begann die allgemeine Gütergemein: 
ihaft in einigen Gegenden von Rechts wegen erft Jahr und Tag nad vollgogener Ehe). Der 
Code Napoleon bat viele ſchlimme Folgen befeitigt, indem ev (Art. 1399) verfügt, daß die 
ehelihe Gütergemeinihaft mit dem Tage des förmlichen Eheabſchluſſes vor den betreffenden 
Beantten beginne und irgenveinen andern Termin feitzufegen verboten fei. 

b) Verwaltung der gemeinihaftlihen Güter. Diefe ſteht nad dem franzöſiſchen Necht 
ausſchließlich dem Mann als dem Oberhaupte der Familie zu; auch kann er die gemeinſchaft— 
lichen Güter ohne ſpecielle Zuſtimmung der Frau verpfänden und ſelbſt veräußern, wogegen 
aber allerdings das Geſetz Sorge tragen muß, die Frau auf andere Weite vor einer böslichen 
Beraubung von feiten ded Mannes möglichit zu ihügen. Obwol ſolche Übervortheilungen im 
wirflihen Leben feltener vorkommen, ald man glauben möchte, fo dürfte es doch in den Fällen, 
in welden ſich die Gemeinihaft nicht auf das erworbene Vermögen beſchränkt, ſondern eine all: 
gemeine ift, höchſt zweifelhaft fein, ob ſich Hierin die totale Verwerfung des deutichen Rechts— 

7) S. z. B. Runde (Vater), Orundfüge des gemeinen deutichen Privatrechts (zweite Nuflage), 8.610. 
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prineips gutbeißen läßt, wonach die unbedingte alleinige Verfügungsbefugnip des Mannes auf 
das, was zum Hausweſen und zu feinem Gewerbe gehört, beſchränkt ijt, befonderd ivenn man 
die Befugniß nod auf die gefammte Errungenſchaft ausdehnt, welche jedenfalls nicht ausge— 
ſchloſſen fein follte. Als ſchützenden Damm gegen Übervortheilung der Frau beſtimmt indeß der 
Code Napoléon, daß der Mann in ſeinem Teſtament keinesfalls über mehr als die Hälfte der 
Gemeinſchaft verfügen, eine Schenkung unter Lebenden aber zunächſt nur zum Vortheil der ge— 
meinfchaftlichen Kinder bei ihrer Anſäſſigmachung, eine ſolche im übrigen aber nur bezüglich 
des bloßen Mobiliarvermögen® und dabei nie mit dem Vorbehalt der Nugniehung fire fich ſelbſt 
ausführen dürfe. Cine weitere höchſt wichtige Garantie ift der Frau dadurch gegeben, daß fie 
eine Gütertrennung zu veranlaflen und überdies bei Auflöfung der Gemeinſchaft auf dieſelbe 
zu verzichten befugt if. 

c) Auflöfung der Gemeinihaft. Nach den deutſchen Recht erliſcht die Gemeinichaft erft 
mit dem Tode des Längftlebenden der beiden Betheiligten, eine natürliche Folge bed angenom— 
menen Prineips der Untheilbarfeit. Sind ſonach feine Kinder aus der Ehe vorhanden, jo bleibt 
das liberlebende im vollen Genuffe der Geſammtmaſſe, und die Erbſchaft eröffnet ih für Die 
Berwandten des Erftverftorbenen erft mit dem Ableben auch des zweiten der Theilhaber. Sind 
Kinder vorhanden, fo jegen dieſe an des Verftorbenen Stelle die Gemeinſchaft mit dem Über: 
lebenden fort (communio bonorum prorogata), wobei jedoch dem legtern die alleinige Verwal— 
tung zufteht und wobei es Eeinerlei vormundſchaftliche Verpflichtungen zu erfüllen hat. Eine 
Auflöjung findet außerben durch (unbetrügerifchen) freiwilligen Vertrag, Eheſcheidung, zweite 
Heirath, auch wegen verſchwenderiſcher Lebensweife ftatt. Ginige Barticularrechte haben dies 
jelbe noch in einigen weiten Fällen zugelaffen. 

Vernunft- und zwedgemäßer find die Beflimmungen des franzöſiſchen Civilgeſetzbuchs. 
Nach ihm wird die Gemeinſchaft aufgelöft 1) durd den natürlichen, 2) durd den bürgerlichen 
Tod des einen der Ehegatten; 3) dur die Scheidung; 4) durd die Trennung von Tiſch und 
Bett; 5) durch ein gerichtliches Urtheil über Vermögensabfonderung (Art. 1441 des Code 
Napoleon). Auf die legterwähnte Gütertrennung kann übrigens nur dann gerichtlich erfannt 
werden, wenn der Brautihag der Frau in Gefahr, oder wenn zu befürchten ift, daß das noch 
vorhandene Vermögen des in eine zerrüttete Rage gefummenen Mannes zur Befriedigung ver 
Bedürfniſſe ver Frau nicht ausreihen würde. Jede freiwillige Separation ift ungültig. Auch 
muß die gerichtlich betriebene öffentlich befannt gemacht werben. Nach der Gütertrennung ftebt 
der Frau die Verwaltung ihred Vermögens zu; nur zur Veräußerung ihrer Immobilien be: 
darf fie der Ermächtigung ihres Gatten oder des Gerichts. Auch ift fie gehalten, zu den Koften 
der Haushaltung und zur Erziehung der gemeinjamen Kinder einen verhältnigmäßigen Beitrag 
zu liefern oder, fall der Mann ganz ohne Mittel wäre, diefe allein zu beftreiten. 

Die Trennung der Gütergemeinihaft kann indeß wieder aufgehoben, ſonach die Gemein 
ihaft aufs neue, doch nur genau in der frühern Weife und mit rücdwirfender Kraft, ald ob vie 
Separation gar nicht beitanden hätte, in dem Falle wieverhergeftellt werben, daß jene Trennung 
blos Folge einer folden Separationsflage oder einer Trennung von Tiſch und Bett gewefen war. 

Mir haben bereitd erwähnt, daß der Frau nad) dem franzöfiichen Recht die Befugniß zu— 
ſteht, nad aufgelöfter Gütergemeinfhaft auf diefelbe zu verzichten. Gleiches Necht genießen 
aud ihre Erben. Alddann haben jie aber, wie die Frau ſelbſt, nichts anzuſprechen ald die von 
der legtern in die Ehe gebrachten Immobilien und ihre Kleidungsftüde. 

IV. Stillihweigende Öütergemeinihaft. Im alten Frankreich ftatuirten mande 
Partieularrechte, jedoch mit verſchiedenerlei Modificationen, eine fogenannte communaute ta- 
cite, eine-Ttillfchweigende Gütergemeinfchaft, welche ohne Ichriftlichen Vertrag und ohne ein Ehe: 
bündniß unter gewilfen genau-bezeichneten Berfonen (4. B. Brüdern) dadurd entftand, daß fie 
mindeftens Jahr und Tag lang, ohne daß ſolches durch die Natur der Familienverbältnifie ge: 
boten gewefen wäre (wie etwa bei der Witwe und ihren Kindern), gemeinfam bei= und mit— 
einander lebten und Gewinn und Verluft ihrer Unternehmungen, Geſchäfte und Einkünfte 
theilten. Die Gemeinfchaft erſtreckte jih dann auf das ganze Mobiliar- und auf den Theil ded 
Immobiliarvermögens, welcher während des Zufammenlebend erworben worben war. 

Nach einigen Gewohnheitsrechten hatte jeder Theilhaber das gleiche Recht, Verwaltungs: 
anorbnungen zu treffen und veöfallfige die Gemeinſchaft verpflichtende Handlungen und Ver: 
träge vorzunehmen und abzuſchließen; nad andern fand diefe Befugniß nur einem von ihnen, 
dem netoriſch ald Haupt (maitre) anerfannten, zu. Bei Veräußerungen (wol nur den bedeu— 
tendern) war die Ginftimmung aller Theilhaber erforderlich. 
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Die Auflöſung dieſer ſonderbaren Gemeinſchaften erfolgte rechtlich nicht nur durch den natür⸗ 
lichen und bürgerlichen Tod oder eine Verurtheilung des einen Theilhabers zu einer entehren— 
den Strafe überhaupt, jondern auch ſchon durch die einfache factifche Trennung der Betheiligten. 

Mit Recht ift jede derartige ſtillſchweigende Gütergemeinſchaft durch die Beſtimmung des 
Code Napoléon aufgehoben worden, „daß alle Societäten ein "schriftliches Übereinfommen 
erfordern, menn ihr Gegenftand mehr ald 150 Fr. Werth beträgt”. 

G. F. Kolb. 


H. 


abeas-⸗Corpus⸗Aecte, ſ. Verhaftung. 

absburger und ihre Politik (mit beſonderer Rückſicht auf Deutſchland). 
Es gibt Feine Dynaftie in Europa, welche mehr vom Glücke begünftigt worden wäre als die 
habsburgiſche. Bon Heinen unicheinbaren Anfängen ausgehend, hat jich dieſes Gefchlecht in 
kurzem zur Herrſchaft faft über Die Hälfte der civilifirten Welt emporgefhwungen, und wenn 
diefe Epoche des Glanzes auch nicht ſehr lange währte, fo hat e8 von diefer Zeit an doch niemals 
aufgehört, ald eine Großmacht von Europa zu zählen und als folde auf die Geſchicke dieſes 
Erptheild einen mächtigen Ginfluß zu üben. Diefes Nejultat wurde weniger durch den Geift 
und die Tüchtigkeit der einzelnen Familienglieder hervorgebracht, als vielmehr durch glückliche 
Zufälle aller Art: meiftens durch Heirathen, durch Erbſchaften erhielt das habsburgiſche Beiig: 
thum jenen ungehenern Zuwachs, den es heutzutage noch innehat. Als der Gründer der Größe 
des Hauſes, Graf Rudolf von Habsburg, im Jahre 1273 zum deutſchen Kaifer gewählt wurde, 
beftanden jeine Befigungen blos aus einigen Graffchaften in der Schweiz, im Breisgau und im 
Elſaß. Kaum aber war er Kaifer geworben, fo gelang es ihm, feine Hausmacht um ein Be- 
trächtliche8 zu vergrößern. Durd den Sieg über den König Ottokar von Böhmen, welcher fi 
während der Zeit des Zwiſchenreichs auch der Öfterreihifchen Lande widerrechtlich bemädhtigt 
hatte und Rudolf als Kaijer nicht anerkennen, noch weniger Öfterreich herausgeben wollte, 
wurde eben viejes Land erledigt, und Rudolf ertheilte es fofort feinem Sohne Albredt 1283 
als ein Lehn des Reichs. Es umfaßte damals bereits Ofterreih ob und unter der Enns, Steier: 
marf und Krain und mochte ungefähr ein Gebiet von 1200 Diuadratmeilen betragen. Im 
Laufe des 14. Jahrhunderts vergrößerte id) das habsburgiſche Erbe bereits um das Doppelte: 
1335 fam Kärnten hinzu, und zwar durch Reichsbelehnung, 1363 die Grafſchaft Tirol durch 
Erbſchaft, 1365—95 die Grafſchaft Feldkirch, Breisgau, Pludenz, Hohenberg, Laufenburg 
durch Kauf, 1374 die Görzifihen Güter in Krain durd Erbvertrag, 1380 Trieft durch Unter: 
werfung. Die vielfahen Theilungen während des 14. und 15. Jahrhunderts ſchienen nun aller: 
dings die Maſſe ver habsburgiſchen Güter wieder zerfplittern zu wollen; allein Marimilian I., 
der deutſche Kaiſer (geft. 1519), brachte die verfchiedenen Beftandtheile alle wieder zufammen 
und fügte außerdem nod neue, höchſt bedeutende Erwerbungen hinzu. Im Jahre 1500 erwarb 
er dur Erbvertrag die Grafihaften Görz und Gradisfa, 1503 im Frieden mit Baiern die 
Städte Kufftein, Kigbühel, Rattenberg und andere Gebietötheile im heutigen Tirol, endlich 
durd feine Vermählung mit Maria von Burgund, der einzigen Tochter Karl's des Kühnen, bie 
Niederlande, welche allein ein Gebiet von 1436 Quadratmeilen umfaßten. Bald aber ſollte die 
Größe des Haufes einen noch höhern Auffchwung nehmen; denn der Sohn Marimilian’s und 
Maria’, Philipp der Schöne, heirathete Johanna von Baftilien, das einzige Kind Ferdinand's 
von Aragonien und Iſabella's von Gajtilien und fomit die einzige Erbin der gefammten ſpani— 
Ihen Monardie. Philipp der Schöne ftarb zwar ſchon im Jahre 1507, allein er hatte Söhne 
binterlaffen, welde die ungehenere Erbihaft antreten konnten. 

Unter Karl V., dem älteften Sohn Philipp's des Schönen, Enfel Marimilian’s, jeit 1520 
deutſchem Kaiſer, fchien wirklich das Haus Habsburg auf dem Wegenad einer Univerjalmonar: 
hie zu fein. Es beſaß Spanien, Neapel, Sicilien, außerdem die amerifanifchen Länder, ſodann 
die Niederlande, die alten habsburgifchen Güter in Schwaben, Oſterreich, Kärnten, Krain, 
Steiermark, Tirol. Zu diefen ausgedehnten Beſitzthümern kamen endlich noch, ſeit 1526, zwei 
höchſt wichtige Ränder, nämlih Böhnen und Ungarn. Auch diefe waren Durd Heirath erwor: 


262 Habsburger und ihre Politik 


ben worden, infofern ald Ferdinand, der Bruder Kaiſer Karl'd, die Anwartihaft auf beine 
Kronen von der Schweiter des legten Königs, welche jeine Gemahlin war, herleitete. 

Diele große Ländermaſſe blieb allerdings nicht beilammen. Das Haus Habsburg theilte 
fih nad der Abdanfung Karl's 1556 in zwei Linien, in die deutſche und in bie ſpaniſche. Die 
legtere befam die Niederlande, Spanien, Neapel und Sicilien, Mailand und die aufereuro: 
päiſchen Ränder, aber bereit 1700 mit Karl. ausjtarb. Die deutſche Linie, mit welder 
wir es hier allein zu thun haben, behielt ſämmtliche deutfche Länder. Sie hat zwar im Laufe 
de8 17. Jahrhunderts einiged verloren; fo mußte jie 1621 die Laufig an Kurſachſen abtreten, 
1648 einige Stüde im Elfaß, Sundgau und Breiſach an Branfreih. Dafür aber wurde im 
13. Jahrhundert vieles gemounen: 1713 im Utrechter und Rajtadter Frieden Mantua, 1714 
die fpanifchen Niederlande, Mailand, Neapel und Sicilien (welches legtere freilih 1735 wieder 
verloren ging), Bavia und Piacenga, 1718 im Paflarowiger Frieden dad Banat, Serbien, die 
Walachei bis an die Aluta, die türkifchen Anteile von Slavonien und Bosnien (Serbien und 
die Walachei gingen freilih im Belgrader Frieden von 1739 wieder verloren). Nichtsdeſtowe— 
niger hinterließ Karl VI. bei feinem Tode 1740 feiner Toter Maria Therefia ein Gebiet von 
10200 Duadratmeilen; unter Zeopold I. (gef. 1705) war bie Öfterreihiihe Monarchie nur 
9000 Quadratmeilen groß. 

In der erften Zeit von Maria Thereſia's Negierung wurde nun allerdings einigeö einge: 
büßt: jo 1742 und 1763 ein Theil von Schlefien und der Grafſchaft Glag an den König von 
Preußen, 1743 einige Theile von Mailand, die Herzogthümer Parma und Piacenza. Dagegen 
wurden erworben 1772 Galizien, Yodomerien und die Bufowina, das Innviertel und einige 
Barcellen in Deutſchland, wie Ortenau, Balfenftein, Tettnang, ſodaß die gefanımteöfterreichiiche 
Monardie zu einem Umfange von 11680 Duadratmeilen angewachſen war. Unter Franz 1., 
in den unruhigen Zeiten der franzöjiichen Nevolutiondfriege, verlor Die Monardie wiederum 
ſehr vieles, nämlih Mailand, Mantua, die Niederlande, Tirol und Vorarlberg, Vorberöfter: 
reich, Weitgalizien, einen Theil von Oftgalizien, Salzburg und Berchtesgaden, das Innviertel, 
einen Theil vom Hausrudviertel, Kärnten, Krain, Görz, Irieft, gewann aber bei dem allge: 
meinen Brieden alle dieje Provinzen wieder, mit Ausnahme der Niederlande und Vorderöfter: 
reihe, und erhielt dazu noch das venetianiſche Gebiet, Iftrien, Dalmatien, Salzburg, Mailand 
und Dantua, die Salzwerke von Wieliczka und den Tarnopoler Kreis Oaliziend. Ganz Dfter: 
reich umfaßte nun 12167 Duadratmeilen. !) 

Zu diefem umfaſſenden Beſitzthum, das an Ausvehnung nur von einem einzigen europäi: 
ſchen Staate übertroffen wird, an innen Hülfsmitteln und Vortrefflichfeit der Natur aber 
feinem erwas nachgibt, kam nun noch die deutſche Kaiferwürde, welche feit dem Jahre 1437 fait 
ununterbrohen — nur 1742 —45 ift der Thron von einem Baier, Karl VII, bejegt ge: 
weſen — bei vem Hauſe Habsburg geblieben ift. Auch das war ein Glück, deffen ih feine andere 
Donaftie rühmen fonnte, Denn fein einziges deutſches Haus, von den Sachſen an bis zu den 
Luxemburgern, ſaß länger ald ungefähr ein Jahrhundert auf dem deutſchen Kaiſerthrone, wäb: 
rend die Habsburger denjelben über vierthalb Jahrhunderte innehatten. 

Behält man nun dieſes im Auge und wirft man ſodann einen Blik auf die geographiſche 
Rage des habsburgiſchen Beſitzthums, fo ftellt jidy einem unwillkürlich die große Aufgabe vor, 
zu weldyer das Schidjal dieſes Geſchlecht berufen zu Haben ſcheint. Es war eine Doppelte. Gin: 
mal follten die Haböburger, unterftügt durd eine Hausmacht, welder kein anderes deutiches 
Fürſtenhaus gleichkam, und durch einen Jahrhunderte langen, ununterbrochenen Befig der Kai: 
jerwürde, die Ginheit Deutichlands erhalten, Eräftiger befeftigen und auf jolde Weife den jehn: 
lichſten Wunſch der deutſchen Nation erfüllen. Zweitens war ihre Aufgabe, ven Orient mit 
deutſcher Bildung zu befruchten, ihn zu Deutſchland in ein freundliches Verhältniß zu fegen, 
ihm zu diefem Reiche Intereffe einzuflößen und auf dieſe Weife den germanifhen Einfluß für 
immer und ewig an den Geftaden ver Donau herrſchend zu machen. 

Es ſcheint jedoch, ald ob die Habsburger dieſe ihre Aufgabe entweder nicht begriffen oder 
doch nicht zu löſen verftanden hätten. Sehen wir zunächſt, ob und in wiefern fie dazu befähigt 
geweien. Merfen wir demnach zuerft einen Blick auf den Geiſt dieſes Hauſes. Zwar ift inner= 
halb der Familie, wie bei jeder andern, Mannichfaltigfeit und Verſchiedenheit nicht zu verfennen, 
welde durch die Beſonderheit der Individualitäten bedingt tft, und Deshalb möchte ed auf ven 





1) Dat. über das allmähliche Anwachſen der öflerreichifchen Monarchie Groß-Hoffinger, Die Theis 
lung Polens uud die Geſchichte der öfterreichifchen Herrfchaft in Galizien (1847), ©. VIL—XXX. 
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erſten Blick gewagt erſcheinen, über eine ganze Dynaftie ein Urtheil zu fällen. Nichtsdeſtowe— 
niger geht ein Grundzug dur die gefammte habsburgiſche Familie hindurch, welder nur in 
einigen wenigen Öliedern Ausnahme erleidet und der eö eben daher erlaubt, diejelbe im allge: 
meinen zu harakterijiren, 

Den Habsburgern iſt Verſtand keineswegs abzuſprechen. Er findet ſich vielmehr bei ihnen 
häufiger wie in den Gliedern anderer Dynaftien, ja ſelbſt ſolche Individuen, die jonft ald un: 
bedeutend erſchienen, ſind es doch von jeiten des Verftandes nicht gewelen; manden Gliedern 
der Familie ift in diejer Beziehung Unrecht geſchehen. Allerdings ift dieſer Verftand von einer 
eigenen Art; wir möhten ihn einen hausbadenen Verſtand nennen, der nur auf vas Nächſte ge: 
wöhnlich gerichtet ift, aber nicht daran denkt, einen höhern Flug zu nehmen. Demgemäß iſt auch 
ver Charakter ihrer Politif. Sie ſcheinen ihr großes Reich als ein Gonglomerat von Land— 
gütern zu betrachten, zu welcher Anſchauungsweiſe allerdings die Art des Zufammenfommend 
verfelben und die eigenthümliche Beſchaffenheit ihrer verfchiedenen Elemente berechtigen zu fün- 
nen jheint. Es tritt in ihnen das Element ded erwerbenden, zufammenbaltenden, ſorgſamen 
‚Hausvaters hervor, der aus feinen Gütern joviel wie möglich pecuniären Vortheil zu ziehen 
ſucht und der überhaupt darein dad Endziel feines Lebens und feine Beſtimmung jegt. Etwas 
warhaft Geniales ift der habsburgiſchen Dynaftie fremd. Sie hat während ihres mehr als 
fünfhundertjährigen Beſtehens eigentlih nur zwei wahrhaft ausgezeichnete Geiſter hervor— 
gebracht; es jind dies Marimilian I. im 16. und Jojeph II. im 18. Jahrhundert. Dieje beiden 
Männer wurden aber von ihrer eigenen Familie fo jehr ald Anomalien betrachtet, daß die fol: 
genden Geſchlechter jih alle Mühe gegeben haben, das, was beide Schönes, Großes und Geiſt— 
volles ausgeftreut, mir Stumpf und Stiel wieder auszurotten. 

Große weltumfajiende Ideen kamen daher in ven Haböburgern nicht auf. Es mochte dies 
feinen Grund außer in der natürlichen Geiftesanlage auch noch in einer gewiſſen Trägheit des 
Willens haben, welche ven Habsburgern nicht minder augeboren ift. Sie lieben ed nicht, activ 
zu Werke zu gehen, in ven großen Verhältniffen die Initiative zn ergreifen, ſondern fie laſſen 
die Dinge an ſich kommen und ſchreiten nicht leicht eher zum Handeln, als bis fie müflen. Sie 
jind daher eigentlich nicht £riegeriiher Natur; es ift keineswegs ein heldenmäßiges Geſchlecht, 
und die allerwenigiten ihrer Bejigungen jind durch Eroberung gewonnen oder auch nur durch 
Waffengewalt behauptet worden. Man wird daher den Haböburgern nicht vorwerfen fünnen, 
daß jie darauf ausgegangen jeien, den Frieden von Europa zu Hören, um in ber allgemeinen 
Verwirrung jidh zu bereichern, fo begierig fie auch jede Gelegenheit ergreifen, um auf friedlichen 
Wege ihrer Krone neue Goelfteine hinzuzufügen. Auf der andern Seite hat aber auch jene 
Kraft der Trägheit vajche, heilfame, zeitgemäße Organifationen im Innern des weitſchichtigen 
Reichs gehindert. Sie liegen aud hier die Dinge gehen, wie jie gingen, wenn etwa die Einfüh— 
rung eines neuen Syſtems zu viel Mühe gemacht oder auf entſchiedenen Widerftand von feiten 
der Mächtigen geflogen wäre. Wo dieſer ſich geltend machte, hat immer die Ihätigfeit der 
Habsburger aufgehört. Man fieht daraus jhon, worauf eigentlich der Gonjervatismud der , 
Habsburger beruht; es ijt nichts anderes ald die Kraft der Trägheit, weldye nirgends anders, 
außer vielleicht in China, ſtärker iſt, aber auch nirgends ſonſt ſo viel Nahrung erhält als gerade 
in Oſterreich. Daher hier die Erſcheinung von ſo viel Flickwerk, von ſo viel politiſchen Lappen 
und Flecken, die Gott weiß wie viel Jahrhunderte alt ſind und nur deshalb beſtehen, weil ſie 
zufälligerweiſe mit der Gewalt der Dynaſtie noch nicht in feindliche Berührung gekommen ſind. 

Nur in einem Stücke haben die Habsburger in der That große Thätigkeit entfaltet, zwar 
auch nicht in gewaltigen Schlägen, ſondern unvermerkt und ſucceſſive, nämlich in den Beſtre— 
ben, die Kraft der Trägheit zu dem herrſchenden PBrincip in ihren Völkern zu machen, und hier 
gelangen wir denn zu einer neuen Seite ihres Gharakters. Es ift eine pſychologiſche Erfahrung, 
daß derjenige, welder Ruhe und Behaglichkeit liebt, die entgegengefegten Elemente um ſich her: 
um nicht recht leiden mag; hat er die Macht, ſie von ſich abzuweiſen, jo wird er eö thun. 
Die Habeburger, als ſolche Charaktere, die nicht gern aufgeregt find, fonbern jih am liebften in 
dem gewohnten Gleife einer beftimmten Thätigkeit bewegen, waren daher von jeher gegen ein 
lebendiges, wechjelvolles, feuriges Volksleben eingenommen, und von Albrecht I. an Haben fie 
ich demjelben feindfelig gezeigt, wenn es ihnen auch erft in jpätern Jahrhunderten gelungen if, 
die unliebfamen freien politijchen Inftitutionen aus dem Wege zu räumen. Es ift für ſie ſehr 
harakteriftiih und hänge mit dem in Rede Stehenden zufanmen, daß fie eigentlih niemals 
große Staatdmänner gehabt haben. Natürlich verjtehen wir unter einem großen Staatsmann 
nicht einen in den Künften der Intrigue, des Wortbruds, der Treulofigfeit bewanderten Diplo: 
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maten, ſondern einen Mann, dev die ewigen Grundſätze des Rechts, vie Beftimmung feiner 
Nation, den Geift feiner Zeit aufzufaflen und danach zu handeln weiß. Wie gejagt aber, der— 
gleichen Staatdmänner zählte Ofterreich fehr wenige; nicht, ald ob jie nit vorhanden geweſen 
wären (das öſterreichiſche Volk fteht an guten Anlagen feinem andern deutſchen Stamme nah), 
nein, fie find abfichtlich nicht in die Nähe des Thrond gerufen worden. Denn ein gemaltiger 
Geiſt, verbunden mit einem tüchtigen Charakter, an der Spige der Staatöverwaltung ſchien 
nicht minder gefährlich als das Prineip der Freiheit ſelbſt. Sind ja ebendeshalb die beſſern, 
einſichtsvollern Prinzen diefes Haufes abfihtlih von der Theilmahme an den Stantegeichäften 
abgehalten worden, weil man ihre Einmwirfung in liberalerm Sinne fürdtete. Auch war für 
die Art von Politik, wie fie die Habsburger übten, in der That fein hervorragendes Talent 
nöthig. Denn diefe war eigentlich nurdarauf berechnet, niederzuhalten, zu beſchneiden, zu unter: 
prüden, nicht neue Schöpfungen hervorzubringen umd neue Entwidelungenanzubahnen. Jenes 
aber vermag auch ein mittelmäßiger Kopf, wenn er nur pas Talent der Intrigue befigt. Eben 
ſolche Köpfe aber waren den Habsburgern recht, denn fie entgingen dadurch der Möglichkeit, 
von ihnen beherrſcht zu werben, wie dies in andern Monardien fo häufig der Fall war. In der 
That, die Habsburger jind viel weniger von ihren Miniftern abhängig geweſen als vielleicht 
jede andere Dynaftie in Europa, vielleicht war aber aud feine fo eiferfüchtig auf die Bewah— 
rung ihrer perfönlichen Selbftändigkeit. Dies gilt bis auf die legten Zeiten herunter. So ift es 
3. B. unrichtig, wenn man behauptet, Metternich Habe den Kaifer Franz I. beherrſcht; Franz 
war vielleicht ebenfo jelbftändig wie Joſeph IF., und gewiß hat fein erfter Minifter nie etwas 
von Wichtigkeit gethan, wozu nicht Kranz entweder den Anftoß gegeben oder feine vollfonmenfte 
Zuftimmung ertheilt hätte. 

Die Politik ver Habsburger aljo ihren Völkern gegenüber ift Despotismus. Und dieſe Po— 
litif wurde von ihnen angewendet, weil fle ihnen die bequemfte fchien. Um ven Unannehmlich-— 
feiten zu entgehen, welche hier und da ein frifches freies Volksleben den Machthabern gegenüber 
bervorbringt, haben fie e8 für beffer gefunden, lieber den Nerv diefes Volkslebens felbft zu 
unterbinden. Sie haben daher all ihr Augenmerk darauf gerichtet, den Geift zu unterprüden, 
wo und in welcher Geftalt er ſich zeigte, und an die Stelle veffelben Verbummung, Sinnlichkeit 
und Materialismus zu fegen. Daher ift ibr furdtbarer Haß gegen die Reformation und die 
unaudgejegte Verfolgung des Proteſtantismus in ihren Ländern zu erflären. 

Diefed Syftem der Haböburger, welches die unparteiiiche Geſchichte rückſichtslos zu ent- 
hüllen die Aufgabe hat, würde gewiß nicht in dem Maße reuffirt Haben, wie es in der That ver 
Fall war, wären ihnen nicht andere Momente zu Hülfe gefommen, welche wiederum in ihrer 
Berfönlichfeit ihren Grund hatten. Sie wurben nämlid einmal durch jenen oben bereits er: 
wähnten hbausbadenen Verſtand unterjtüßt, der ihnen bier einen gewiſſen Taft in der Verfel- 
gung ihrer Plane vorzeichnete. Sie fielen nicht leicht mit der Thür ind Haus, fondern gewan: 
nen allgemad) ven Boden, auf dem fie ihre Netze ftellten; trafen fie unvermutbet auf Wider: 
jtand, wie z. B. in den Zeiten des Mittelalters und neh im 17. Jahrhundert, fo zogen fie ih 
wohlweislich zurück, um ihre Verſuche auf paffendere Zeiten zu verfparen. Sodann beſaßen fie 
bei allem Mangel an wahrhaft großen Eigenſchaften, die jie ald Helden oder Genies hätten er: 
iheinen laffen können, doch einige, welche, von ihnen auf das befte benugt und zur Schau ge: 
ftellt, jene andern' recht gut, wenigftens für ihre fpeciellen Zmede, zu erjegen vermodten. 
Dahin gehörte eine gewiſſe Zähigkeit des Willens, welche, obfhon häufig mit Eigenfinn gleich: 
bedeutend, denn doch in ihren Außerungen und ihren Nefultaten ſehr oft mit Chavafterfeftigfeit 
verwechſelt wird, namentlich bei regierenden Häuptern. Diefe Zähigkeit ift ein Grundzug 
der Habsburger; felbft die ſchwächſten Charaktere unter ihnen befigen fie, ſodaß fie niemals, 
ſelbſt unter den jchlechteften Ausſichten, fich und ihre Sache gänzlid aufgegeben haben. Gun: 
dertmal zu Boden gefchlagen, ftanden fie, wenn auch gekrümmt und gebüdt, dennoch wieder auf. 
88 liegt in diefen Zuge etwas Altrömifches, wenn man will, etwas Großes. Man fann fi 
wenigftend denfen, wie ein Volt, das Fürften mit ſolch unverwüftlicher Lebenskraft an jeiner 
Spige ſieht, eine Anhänglichfeit an fie gewinnen kann, welche im Laufe der Jahrhunderte zur 
Treue und zur Ergebenheit führen muß. Und gewiß haben die Habsburger diefem ihrem Fami— 
lienzuge einen großen Theil ihrer Popularität zu danken. 

Noch mehr unterftügte fie aber ihr perfönliches Auftreten, ihre ganze Haltung dev Gejell: 
ichaft gegenüber. Die Habsburger alle haben etwas Volksmäßiges an ſich; ſie beſitzen ein 
wahrbaftes Talent, mit vem Volke zu verkehren und hei vemjelben "freundliche Eindrücke zurüd: 
zulaſſen. Schon die Bejhichte von dem Emporkommen dieſes Hauſes trägt einen volksmäßigen 
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Charakter. Der Graf von Habsburg, ein Feiner unbedeutender Herr, dev ſich noch um feine 

Habe herumſchlagen muß mit feinen Beinden, der ed nicht verfchmäht, in die Dienfte einer reichen 
Stadt zu gehen und ald Feldhauptmann die Truppen derjelben anzuführen, dann durch feine 
perfönlice Tüchtigkeit zum deutſchen Königsthrone gerufen, in diefer neuen Stellung aber bar: 
auf bedacht, überall Ruhe und Ordnung und Sicherheit herzuftellen, dadurch ein Förderer und 
Unterftüger des fleifigen, betriebfamen Bürgerthums — was ift das für eine prächtige Figur, 
durchaus für das Volk berechnet! Die Habsburger Haben nicht verfäumt, ven Ahnherrn für ſich 
audzubenten und die volksmäßigen Beziehungen ihrerfeitd fortzufegen. Die unmittelbare Be- 
rührung zwiſchen den Throne und dem Volke hat daher in Oſterreich nie dergeſtalt aufgehört 
wie anderwärts; es hat in Wien nie ein ſo ſteifes Hofceremoniel beſtanden wie in Verſailles 
oder in Madrid; die Kaiſer und die Prinzen haben mit dem Volke immer dazwiſchen verkehrt, 
haben in ſeiner eigenen Sprache mit ihm geſprochen, ſind in ſeine Ideen und Vorſtellungen 
eingegangen, ja ſie haben abſichtlich manchmal einen gewiſſen Cynismus affectirt. Dieſes 
volksmäßige Benehmen war für die Habsburger von unbeſchreiblichem Vortheile. Denn durch 
dieſe ihre perſönliche Freundlichkeit hoben fie die ſchlechte Wirkung, welche ihre politiſchen Maß— 
regeln machten, größtentheils wieder auf; ſie verzuckerten dadurch gleichſam die bittern Pillen, 
welche das öſterreichiſche Volk zu verſchlucken gezwungen ward. Ja es ſtellte ih nun ungefähr 
die Meinung bei vem Volke feft, daß ſo Freundliche, liebevolle Herren ed doch nicht 658 mit ihren 
Unterthanen meinen Eönnten, daß die fhlimmen Streihe, welche gefpielt würden, doch nur 
von den Miniftern und den Rüthen audgingen, und daß die guten Herren wahrscheinlich von 
dem größten Theil des Böfen, was gefhähe, gar nichts wüßten. Übrigens benimmt die Mög: 
lichfeit eines freiern perſönlichen Verkehrs mit dem Monarchen (mie fehr auch dieſer nur auf den 
Schein berechnet fein mag) dem Abſolutismus einen großen Theil feiner ſchlechten Wirkung. 
Man wird zugefteben müſſen, daß jener bekannte Ausſpruch des Tirolers gegen den Erzherzog 
Johann („Dir bift eben fo ein ©..... 3 wie Dein Bruder, der Kaiſer; man kann fi auf feinen 
von Euch verlaffen‘‘), auch nur ald Factum betrachtet, feine Bedeutung Hat. Die Habsburger 
fennen das; jie opfern deshalb gern den Schein, den fie dem Bolfe laffen, un die Realität für 
ſich felbft zu bewahren. 

Die Habsburger ſuchten ihre Volksthümlichkeit auch noch ald gute Menſchen, ald Familien: 
väter u. |. w. zu vergrößern. Näher betrachtet, wird man finden, daß ed damit nicht fehr weit 
ber iſt. Schon im 14. Jahrhundert find die Streitigkeiten zwiſchen ven einzelnen Gliedern der 
Familie ausgebrochen; nod ärger find die, welche am Schluffe des 16. und Anfang des 17. 
Jahrhunderts ftattgefunden, unter den Kaifern Rudolf H. und Matthias. Oben haben wir be- 
reitö bemerkt, wie aus Eiferfucht gegen die nahgeborenen Prinzen diefe legtern von den Regie: 
rungsgeihäften ausgefhloffen worden; die Regierung Kaifer Franz’ I. ift beſonders reih an 
vergleichen Vorkommenheiten. Übrigens haben fie auf Strenge der Sitten von jeher mehr ge: 
halten als jeder andere Hof von Europa; die Riederlichkeit wurde in Wien niemals jo zur 
Schau getragen wie in Verfailles. Und and dieſes verlieh der kaiſerlichen Familie etwas en 
gerliches, Vollsmäßiges. 

Faſſen wir nun all dieſe Züge des Hauſes Habsburg zuſammen und vergleichen wir ſie mit 
der oben angedeuteten Aufgabe, welche das Schickſal ihm geſtellt zu haben ſcheint, ſo müſſen wir 
von vornherein zu dem Reſultate gelangen, daß es für die Aufgabe nicht geſchaffen war. Dafür 
hätte e8 mehr Ideales in feinen ganzen Naturell Haben müſſen. Der Grundzug der Habsbur: 
ger aber ift Egoismus. Höhere, außer dem Bereiche der Subjectivität liegende Intereflen Een- 
nen jienicht. Begeifteruug für eine große Idee, Aufopferung für dieſelbe, felbft der Ehrgeiz, 
ein nicht unrühmliches Blatt in der Gefchichte einmal auszufüllen, wie ihn manche Eroberer 
gehabt haben, ift ihnen fremd. Die Habsburger haben daher ihre höchſt günftige Stellung 
weder für die eine noch für die andere der beiden Aufgaben, die fie zu löſen hatten, benutzt. 

Betrachten wir zuerft dad Eine: ihr Verhältniß zu Deutſchland, ihr Bemühen für die Er: 
haltung und Befeftigung der Einheit des Reichs. Hier nimmt nun allerdings der Ahnherr des 
Haufes, Rudolf von Habsburg, eine ehrenwertbe Stelle ein. Es ift befannt, wie diefer Kaifer 
nad) einet mehr denn zwanzigjährigen Anarchie wieder Ruhe und Ordnung in unferm Vater— 
lande herftellte und durch fein wahrhaft volksthümliches Walten die Gemürher wieder mit dem 
deutſchen Kaifertbrone befreundete. Auch wollen wir e8 ihm keineswegs zum Vorwurf machen, 
daß er gleich die erſte Gelegenheit benußte, um feine Hausmacht zu vergrößern; denn ohne eine 
ſolche wäre eö einem Kaifer, wie damals die Sachen ftanden, nun und nimmermehr möglich ge- 
weien, etwas Erſprießliches für Deutichland zu thun, Aber ſchon in Rudolf's Sohne Albrecht 1. 
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nimmt dieſes Streben einen andern Charakter an. Es gejtaltet ih nun zu unerſättlicher Län— 
dergier; dieſe wird und bleibe nun das legte Ziel des habsburgiſchen Haufes, und anſtatt daß 
die Hausmacht von ihnen nur ald Mittel benugt wurde, um das Reich zu Eräftigen und zu er= 
weitern, wurde umgekehrt von ihnen immer die Kaiferwürde ald Mittel zur Berfolgung ihrer 
ſelbſtſüchtigen dynaſtiſchen Eutwürfe ausgebeutet.. Gleich diefer Albrecht brachte dadurch alles 
gegen ſich auf. Zuerſt wollte er die thüringiſchen Lande an ſein Haus bringen; als dieſes mis— 
glückte, wandte er ſein Augenmerk auf die Schweiz. Es iſt bekannt, wozu dieſes führte. Die 
Schweizer erhoben ſich gegen das Haus Oſterreich und haben in zweihundertjährigen Kämpfen 
ihre Selbſtändigkeit zu behaupten gewußt. Aber ſie gingen infolge davon für das Deutſche Reich 
verloren. Diefen Verluſt haben wir dem Haufe Habsburg zu danfen. Uber ein Jahrhundert 
nad Albrecht 1. blieben die Habsburger vom deutſchen Throne ausgeſchloſſen. Als jie nun wie: 
per zu demjelben berufen wurden, jo zeichnete ſich fogleich die Negierung des zweiten Kaijerd aus 
diefem Haufe, nämlich Friedrich's III. (Albrecht IL. faß nur von 1437—39 auf dem deutjchen 
Throne), durch ihre grenzenlofe Shwäde aus. Diefer Fürſt hat durch feine Läſſigkeit und Un: 
fähigkeit weſentlich mit Dazu beigetragen, daß die deutſchen Geſchicke eine jo unerfreulidhe Wen: 
dung genommen. Damals war in unjerer Nation nad allen Seiten hin ein neues friſches Leben 
erwadit; fie wollte eine größere Einheit des Reichs, eine energifhere Stellung des Kaiferthums, 
Unabhängigkeit in firhliher Beziehung von Bapfte und bot zur Erreihung aller dieſer Dinge 
die bedeutenpften Hülfsmittel dar; der dritte Stand, für unfere Kaifer immerdar die beite und 
die jiherfte Stüge, iſt niemals bedeutender, mächtiger, zahlreicher gewejen. Dennoch geihah 
unter Friedrich IIL gar nichts für die Entwidelung der allgemeinen deutfhen Angelegenheiten, 
ja es bat ſich unter feiner Regierung alles einer größern Auflöfung genähert. Er ließ die 
ihönfte Gelegenheit, welche ihm das Baſeler Goneilium bot, um dem Papite gegenüber eine un= 
abhängigere Stellung ſich zu erfämpfen, ungenugt vorübergeben, ja er befejtigte die Unter: 
twürfigfeit Deutjchlands unter den römiſchen Stuhl nur noch mehr. Ebenſo ſchwach benahm er 
ji gegen die deutſchen Fürſten. Diefen erlaubte er, ihre Landeshoheit immer entidhiedener aus— 
zubilden und ſich von der Einheit des Reichs mehr und mehr zu entfernen. 

Sein Sohn Marimilian I. (1493— 1519), weldyer nad) ihm den deutſchen Thron beitieg, 
war allerdings eine andere Natur. Es findet jih an ihm, wie bei wenigen ſeiner Familie, etwas 
Poetiihed: er war ein ritterliher Fürſt, in allen Leibesübungen zu Haufe, dabei ein Förderer 
der Wiſſenſchaften und der fhönen Künfte, Aber feine Verdienſte um Deutſchland find gering. 
Denn der größte Theil der Thätigfeit, womit fein Leben erfüllt war, galt eigentlid) doch nur der 
Vergrößerung feines Haufes; all die vielen Kriege und diplomatifhen Unterhandlungen, welche 
er geführt, find zu diefem Zwede unternommen; das Deutjche Reich, welches freilich immer da— 
bei war, jollte nur feine familiaren Plane unteritügen, es jelbit hatte davon feinen Vortheit. 
Selbit an den zwei politifhen Inftituten, welche feine Theilnahme an der Entwidelung des 
Deutihen Reiches beurfunden follen, an der Errihtung des Gwigen Landfriedens und des Kam— 
mergerichtd, hatte er weniger urſprünglichen Antheil, als ihm zugejchrieben zu werden pflegt. 
Sie waren eigentlih nur die Refte von dem Entwurf einer umfaffenden Reichsreform, welchen 
ver Erzbifchor Berthold von Mainz gemacht und ver offenbar die Einheit des Reichs weit ſiche— 
ver geftellt hätte alö alle Unternehmungen Marimilian’s. Aber gerade darauf wollte legterer 
nicht eingeben. Daß er deſſenungeachtet in der öffentlichen Meinung als ein Kaifer galt, ven das 
Wohl des geſammten Baterlandes fehr am Herzen lag und der dafür that, was in feinen Kräf— 
ten ftand, hat er zwei Dingen zu verdanfen: einmal feiner Perſönlichkeit, welde in ver Ihat 
audgezeihnet war, mochte man auf fein liebenswürdiges Auftreten gegenüber allen Stän— 
den und Klaſſen der Gejellihaft, oder auf feine Nitterlichkeit, oder auf feine Empfänglicpkeit für 
alles Schöne und Große in Wiſſenſchaft und Kunft Nüdjiht nehmen; ſodann der großartigen 
nationalen Richtung, von weldher damals die erſten Geifter unjerd Volkes ergriffen waren. 
Dieje eriehnten mit aller Kraft einer jugendlihen Seele die Herftellung der Größe Des Reichs, 
des Kaiſerthums und einer impofanten auswärtigen Bolitif; ſie klammerten ih an alles an, 
was zum Ziele zu führen ſchien; was lag ihnen aber näher ald der Kaifer, der zu fo vielen Er: 
wartungen berechtigie? Alle nationalen Plane und Hoffnungen, welde von unfern Patrioten 
ausgeiprodhen worden, werden daher in Verbindung mit Marimilian gebracht: ex bilvet ge- 
wiſſermaßen immer die Folie, auf welcher jene ich aufbauen. 

Keinem Kaifer cher wäre es leichter geweſen, all diefe Wünſche zur Erfüllung zu bringen, 
als Märimilian’s Nachfolger, Karl V. Die Hausmacht hatte unter ihm die höchſte Stufe er: 
reiht, Feine andere Dynaftie in Europa fonnte ihm die Wage halten. Und daneben war jene 
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eben beſprochene nationale Richtung in Deutſchland zu einer Kraft und Stärke gediehen, welche 
der größten Thaten und Aufopferungen fähig war. Alles fhien zufammengefommeg zu fein, 
um die Nation in jever Beziehung einer großen Zufunft entgegenzuführen. Denn um viefelbe 
Zeit war aud die lange vorbereitete religiöfe Bewegung zum Ausbruch gekommen, welche im 
innigſten Bunde mit der politiſchen Richtung anfänglich nur den großen Zweck der Befreiung 
von dem päpftlichen Joche ſowol in Anſehung des Glaubens als der nationalen Selbſtändigkeit 
verfolgte. Was hätte ein Kaiſer, der die Zeit und die Nation begriffen, damals nicht alles durch— 
führen können, zumal da das Volk ihn faſt ftündli in Flugſchriften aller Art zurief, was er zu 
thun babe, was die Nation erwarte, wozu jie bereitwillig und entichloffen fei. Aber Karl V. 
verfannte die Zeit wie die Bedürfniſſe und die Hoffnungen des deutichen Volkes und gab eben 
dadurch zu dem traurigen Zwieſpalte Anlaß, der von nun an Jahrhunderte hindurch Deutſch— 
land in zwei Hälften theilen jollte. Die gänzliche Verkennung der nationalen und der politifchen 
Bedeutung der Reformation ift ald einer ver Grumpfehler nicht nur feiner Politik, fondern der 
habsburgiſchen überhaupt zu betrachten, ein Fehler, der in jeinen Bolgen ungeheuer war; denn 
an denjelben knüpften ſich alle traurigen Erſcheinungen der fommenden Zeiten, die allmähliche 
Auflöfung ded Reichs, die Zeriplitterung und Trennung der einzelnen Theile und endlich ver 
jteigende Einfluß der Fremden. Denn die Reformation, weit entfernt, Die Trennung des deutichen 
Volkes zu beabjichtigen, erftrebte vielmehr uriprünglid eine größere Ginheit veflelben, die er: 
höhte Bedeutung der Kaiſerwürde, die Beſchränkung fürftliher Machtvollkommenheit. Ginem 
Kaifer mit dieſer impoſanten Hausmacht, wie fie Karl V. beſaß, wäre es ein Leichtes geweſen, 
dieſe Wünſche ver öffentlihen Meinung zur Ausführung zu bringen; er durfte nur gutheißen, 
was von feiten der Nation geſchah, er durfte die Ilnternehmungen der Patrioten, wie eines 
Hutten und Sicdingen, nur durch fein Eaiferliches Anſehen unterftügen. 2) Aber Karl V. hatte 
für die Bewegung in Deutſchland fein Verſtändniß; auch ihm war im Grunde genommen diejed 
Reich Nebenſache; was ihn beftimmte, war wiederum nichts anderes ald die Hausmacht, das 
Erbe der haböburgifhen Dynaftie. Seine Bolitif war daher nur eine Familienpolitik, Feine 
volfsthümlich deutfche. Die Hausmacht, Spanien, Italien, die Niederlande, Ofterreih, Ungarn 
und Böhmen, ftand ihm in erfter Linie; erſt in zweiter Fanı ihm dann das Deutſche Neid. So 
hinderte ihn denn die Rückſichtnahme auf feine fpanifhen und italienifhen Beſitzungen, in 
Deutſchland einen Weg einzufchlagen, der allein zum Ziele führen Eonnte; fo opferte er um der 
Bundesgenoſſenſchaft des Papſtes willen, die er in Italien gegen den König von Frankreich 
nöthig hatte, die außerordentliche großartige Bewegung auf dem Gebiete ver Religion. Durd 
dieſe feine feindfelige Stellung gegen die Reformation aber hat er weſentlich die unerfreuliche 
Wendung herbeigeführt, weldhe fie von nun an genommen hat. Denn die reformatorifche Be- 
weguug, jo von dem Kaifer misverftanden und mishandelt, wurde allmählich fühler und indif— 
ferenter gegen ihn, und da auf der andern Seite die deutſchen Fürften gleich nad dem Bauern: 
kriege Elug genug waren, jih an die Spige derfelben zu ftellen, wurden jie audy wiederum von 
ihr unterftügt und gehoben; fie erhielten an ihr einen Bundeögenoffen, der viele andere auf: 
wog, aber zugleich war damit auch der unfeligfte Zwiefpalt in das deutſche Volksleben hinein 
geworfen, indem die Fürften die Neformation nur für ihre jperiellen fürftlien, antifaiferliden 
Zwede benugten. Allerdings hat dann fpäter, im Jahre 1546, ver Kaifer Karl jene großen 
Plane, mit welchen die Nation feit einem Jahrhundert ſchwanger ging, noch auszuführen ge: 
ſucht; damals aber war der rechte Zeitpunkt ſchon verfäumt, er Eonnte nicht mehr auf die 
Unterftügung der öffentlihen Meinung rechnen, und überdies war die Art von Herricaft, wie 
nie Karl beabfichtigte, vurdaus nicht im Sinne der deutihen Nation; ed war eine fpanifche 
Autofratie, durch deren Einführung natürlih das deutihe Volk nichts gewonnen hätte. Das 
momentane Übergewicht, welches Karl damals gehabt, diente nur dazu, nm ihn feine wirklichen 
Plane ganz offen enthüllen zu laſſen und alles gegen ihn aufzubringen; es rief dann zulegt 
jene Oppofition ded Kurfürften Morig von Sachſen hervor, durch welche er gezwungen ward, den 
Vertrag von Pafjau einzugehen (1552), in welchem Karl V. nit nur alle Boriheile aufgeben 
mußte, die er neuerdings errungen, fondern infolge deſſen aud) die fürftliche Gewalt in Deutid- 
land fefter begründet ward als je vorher. 

Sp war denn das Unheil ausgefäet. Von jegt an gehen die deutichen Geſchicke einer immer 


2) Bgl. darüber Hagen, Der Geiſt der Reformation nnd feina Gegenfäge (Erlangen 1843), Bo. I, 
und den Aufſatz: Ulrich v. Hutten und Deutfälande politische Berbältniffe im Reformationszeitalter, 
in Hagen's Schrift: Zur polttifchen Geſchichte Deutſchlando (Stuttgart 1842). 
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traurigern Zufunft entgegen. Und was die Habsburger gleich bei den Geburtöwehen einer neuen 
Zeit verſäumt, das haben jie jpäter nicht mehr gut zu machen gewußt, fie find vielmehr auf dem 
Wege fortgefahren, ven Karl V. eingefchlagen; und dieſe ihre fortwährende beichränfte Stel— 
lung, die fie den neuen Entwickelungen gegenüber eingenommen, hat wefentlih mit daß fpätere 
Unglüd von Deutfhland verſchuldet. Nah Karl V. kamen allerdings zwei Habsburger auf den 
deutichen Thron, welhe die Dinge von einem verftändigern, freiern Standpunkte aus behandel— 
ten: Ferdinand I. (1556—64) und Marimilian IT. (1564— 76). Aber einmal war ſchon zu 
viel verdorben, und zweitens hätten ihre Bemühungen, von denen insbeſondere die Maximi— 
lian’8 II. alle Anerkennung verdienen, durch die folgenden Kaifer fortgefegt werden müſſen. 
Dies war aber nicht der Fall, im Gegentheil, eben diefe zeichnen ſich nicht minder durch ihre 
Unfähigkeit wie durch ihren grenzenlofen Banatismus aus. Unter Rudolf II. (1576—1612) 
kam das Neid) in einen noch nie gefehenen Verfall; zugleih gelangten die Jefuiten zur höchſten 
Stufe von Einfluß und Macht; es bereiteten ſich unter der langen Regierung dieſes Kaiſers 
Wir wollen zwar die Schuld dieſes Kriegs nicht allein den Habsburgern aufbürden, wenig: 

ftend die unmittelbare Veranlaffung ging von andern aus. Aber ebenfo gewiß ift, daß ber ganze 
Charakter dieſes Geſchlechts einen weientlichen Antheil daran hatte, und daß ohne die befannte 
Richtung der einzelnen Samilienglieber der Krieg weit eher beendet worden wäre. War es ja 
doch nur der blutige Fanatismus Ferdinand's II., fein gemaltthätiges Verfahren gegen die pro: 
teftantifchen Unterthanen feiner Erblande, welches die Böhmen beftinmte, die Waffen zu ergrei: 
fen, um einen ſolchen Herrſcher von ſich abzuweiſen. Wie nun die religiöſe Beſchränktheit Fer⸗ 
welche ihn hinderte, eine ſpätere glückliche Wendung beifefben zu Gunſten des Kaiſerthums und 
des Deutfchen Reichs zu benugen. Nach der Beendigung des dänischen Kriegs (1627) hatten 
die fatjerlihen Waffen eine glorreihe Stellung eingenommen. Durch feinen Generaliſſimus 
Mallenftein herrſchte Ferdinand faſt unumſchränkt in Deutihland, und in jenem Augenblide 
wäre es ihm leicht geweſen, eine Reorganifation des Deutſchen Reichs vorzunehmen, bei wel- 
her die größere Einheit ver Nation und die Erhöhung Faiferliher Mahtfülle zum Principe er: 
hoben worden wären. Auch ift befannt, wie Mallenftein in diefem Plane wirkte, wie alle feine 
Bewegungen auf die Erfüllung deflelben gerichtet waren. Was that aber Ferdinand? Er beus 
tete diefe feine überaus vorteilhafte Stellung im Sinne und zu Gunſten ver Iefuiten aus; 
anftatt durch Aufftellung des Prineips religidfer Duldung alle Religionsparteien zu verfühnen 
und fernen Intereſſen geneigt zu machen, erließ er das Neftitutiondedict, welches feinen Zweifel 
mehr übrig ließ, daß der Kaiſer feine Macht nur für den Dienft der Jeiniten gebrauchte, daß 
alfo die Erhöhung feiner Gewalt gleichbedeutend jei mit der Allgewalt eines hierardifchen Ter— 
rorismus. Ja noch mehr: eben viejen feinen General Wallenftein, dem ex jo vieles vervanfte, 
opferte ev ven Jeſuiten und zugleich ven deutſchen Fürſten, melche beide an dem Sturze deilelben 
ein gleiches Intereſſe hatten, denn die faiferliche Gewalt, wie fie Wallenftein beabſichtigte, war 
den Fürften nicht minder wie der Kirche gefährlich; und diefe Aufopferung Wallenftein’s ge— 
thah noch dazu in einem Momente, wo bereits ein anderer rüftiger Beind, der König von 
Schweden, das Schwert gegen’ den Kaiſer gezückt hatte. Hiermit war nun auch diele günftige 
Belegenheit, das Kaiferthum zu dem frühern Glanze zu erheben, ungenutzt vorübergelaflen 
worben. Seitdem bot fich fein ähnlicher günftiger Moment wieder dar. Zwar wurde 1632 
nad) den Siegen Guſtav Adolf's Wallenftein wieder an die Spiße der kaiſerlichen Heere geftellt, 
aber underdeſſen hatten fich die Verhältniſſe durchaus geändert, und bald fiel er jelbft noch ein— 
mal ald Opfer der Jefuiten. Diesmal begnügte ſich aber der Kaifer nicht mehr mit feiner Ab: 
danfung, er ließ ihn ermorden, An dem fpätern Unglück des Dreifigjährigen Kriegs tragen 
allerdings die Habsburger nicht mehr Schuld als die übrigen deutſchen Fürften und die Frem— 
den, wiewol fie an Treulofigfeit und Perfidie diefen nichts nachgeben. Jedenfalls aber bleibt an 
ihnen hängen, einmal, daß ihre veligiöfe Befhränftheit die Beranlaffung zu demfelben gegeben, 
und zweitens, daß jie im Laufe des Kriegs die beften Gelegenheiten, einen Frieden zu ſchließen, 
aus demfelben Motive verfäumt haben, ſowie auch die höchſt günftigen Ausſichten, das Deutſche 
Reich zu einer neuen großen Bedeutung zu erheben. Was diejer Dreipigjährige Krieg endlich 
für ein Refultat gehabt, ift befannt; er wurde durch den Weftfälifchen Frieden beendet. Dieter 
Friede war fo zu jagen das Leichenbegängniß des Deutſchen Reichs. Nicht nur verloren wir an 
die Fremden einen beträchtlichen Theil unferer Provinzen, Tondern diefe erhielten nun das Recht, 
in unſern innen Angelegenheiten mitzuipredhen; unfere Reichsverfaſſung erhielt dadurch und 
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durch Das entſchieden ausgeſprochene Souveränetätäprineip der deutſchen Fürften den gewaltig: 
ften Stoß. Es war damals bereitd zu einem Staatenbunde herabgejunfen! Und die Negie: 
rung nad) dem Dreißigjährigen Kriege, welde faft ein halbes Jahrhundert währte, die Regie: 
rung des ſchwachen Leopold I. (1658— 1705), war num ganz dazu geeignet, die Erbärn- 
lichkeit, Nichtswürdigkeit und Jämmerlickeit der deutſchen Zuftände in dem deutlichiten Lichte 
erfgeinen zu laffen: unter dem Kaijertbume dieſes Habsburgers geihah ed, daß Ludwig XIV. 
Strasburg und andere deutſche Gebietätheile im Elſaß wider alles Völkerrecht hinwegnahm 
(1681), ohne dag von feiten ded Reichs etwas dagegen geſchah, ja der Kaiſer beftärigte fpäter 
(1684) diefen Raub dem franzöſiſchen Könige. So wurden wir von den Fremden allenthalben 
gehöhnt; und diefe Nation, die einft jo mächtig war, daß fie ven erſten Rang unter ben Völ— 
fern Europas behauptet, die in ſich felbft eine jo unverwüftliche Bildungsfähigkeit trug, daß jie 
fat an jeden neuen Aufſchwunge des europäiſchen Geiftes den lebhafteften, thätigften Antheil 
genoumen, die gerade beim Beginne der modernen Zeit jo tief wie feine andere dad Bedürfniß 
nad) einer politifhen Ungeftaltung fühlte und bereitwillig war, alles daran zu jegen, dieſe 
Nation wurde gerade in die unfeligften Zuflände zurüdgemworfen, ſowol was äußere politifche 
Geltung als die Geftaltung der innern Angelegenheiten betrifft, und zwar durch die Unfähigkeit, 
Beſchränktheit, Brlihtvergefienheit und Eigenſucht gerade desjenigen Geſchlechts, dem ed am 
eriten zugefommen wäre, andere Entwickelungen herbeizuführen. 

Alfo um das Deutſche Reich haben jih die Habsburger wahrhaftig fein Vervienft erwor— 
ben. Obſchon ihnen Hülfsmittel zu Gebote ftanden wie gar feiner andern der frühern Dyna: 
ftien, obſchon es ihnen geftattet war, über drei Jahrhunderte ununterbrochen vendeutfchen Thron 
einzunehmen, obſchon jie bei allem, was auf größere Einheit des Reichs und Förberung der Na: 
tionalität abzielte, entſchieden von der öffentlichen Meinung unterftügt geivefen wären, jo haben 
fie doch nicht nur viel weniger gethan als jedes der frühern Königsgeſchlechter, ſondern fie haben 
ſogar dad Deutſche Reich feiner Auflöfung entgegengeführt. Sehen wir nun, wie jie ſich zu der an— 
dern Aufgabe verbielten, die wir oben angedeutet, nämlich die außerbeutjchen Befigungen für das 
germaniſche Interefle heranzuziehen und den deutſchen Einfluß im Orient herrſchend zu machen. 

Leider kann man ihnen bier fein beſſeres Zeugniß ausftellen. Vielmehr Haben ſie durd die 
Art und Weife, wie fie mit diefen nichtdeutſchen Völkern verfuhren, dem deutſchen Intereffe 
mehr geihadet und nachhaltiger, ald wenn dieſe Länder immerfort unabhängig gewefen wären. 
Diefe Länder, ſämmtlich von flawifhen und magyarifchen Stänmen bewohnt, fanden zu der 
Zeit, ald fie dem Haufe Habsburg anheimfielen, noch auf einer nievern Stufe der Bildung. 
Ohne Zweifel würden jie mit Dankbarkeit gegen die Deutfchen erfüllt worden fein, wenn ihnen 
von diejer Seite die wohlthätigen Früchte der Givilifation gebradit worden wären. Durch ſolche 
Bande Hätte man jie enger und dauernder mit dem deutſchen Intereife verbunden als durd jedes 
andere Mittel, und jie würden ebendeshalb gegen ven Andrang des Oſtens die beite Shugwehr 
gebildet haben. Man hätte nicht nöthig gehabt, ihnenihre Nationalität zu nehmen; dieſe würde 
von deuticher Bildung befruchtet, duch diefe einer edlern Entwidelung entgegengeführt, uns 
niemals gefchadet haben. Sie würde vielmehr zu und in einem freundſchaftlichen Verhältniſſe 
geitanden haben; Deutjchland hätte ſich in dieſen Nationalitäten geiftige Golonien herangezogen, 
welche mit dichtern, aber auch zugleich evlern Ketten dem Mutterlanvde verbunden gewefen wären, 
als ſämmtliche Colonien der übrigen Staatel. Breilih wäre hierzu erforderlich geweien, daß 
man mit wahren Wohlwollen aufgetreten, daß man fich bemüht hätte, die traurigen politiſchen 
Zuftände zu verbeilern, dag man namentlich die niedern Menfchenklaflen von ven Feſſeln befreit 
hätte, in welchen fie noch ſchmachteten, furz daß man die Hinderniſſe wahrhafter Givilifation 
binweggeräumt und dafür die nothiwendigen Inftitutisnen für die Entwidelung derſelben ihnen 
verliehen hätte. Aber was thaten die Habsburger? Sie betrachteten diefe fremden Ränder im— 
mer ald eroberte, mit denen man umgehen dürfe wie mit Feindes Land. Anftatt durch Milde 
und Freundlichkeit diefe Nationen mit der fremden Herrfhaft zu verfühnen, haben fie viefelben 
gleichſam zu Berforgungsanftalten für die raubgierige öſterreichiſche Bureaukratie und Solda— 
teöfa umgewandelt. Denn fein anderes habsburgiſches Land murde fo fehr durd die Beam: 
ten ausgefaugt wie gerade diefe fremden. Insbefondere Ungarn wurde von den Habsburgern 
wahrhaft mishandelt. Hierher wurden immer die fchledhteften öfterreichifchen Feldherren und 
Adminiftrativbeamten gejendet, welche diefe ihre Ämter nur benugten, um ſich Reichthümer zu 
ſammelu, aber nicht daran dachten, den Zwed ihrer Sendung zu erfüllen. ?) Das war mit ein 
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3) Bal, Geſchichtliche Fragmente und das ungariſche Staatoleben neuerer Zeit (Keipzig 1846), Thl.l. 
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Hauptfehler der habsburgiſchen Politik, daß fe den eigenen Talenten in jenen Ländern feinen 
Raum geftattete, um ſich zu entfalten, jondern daß fie alles und jeded nur durch die öſterreichi— 
ihen Beanten verwalten lieg. Wir haben aber oben bereitd angegeben, von welchen Geſichts— 
punften jie bier ausging, daß es ihr nämlich auch Hier nicht um Talente zu thun war, fondern 
nur um vwillenlofe Werkzeuge ihres Willens. So fam es denn, daß jene fremden Länder die 
Deutschen von der allerfchlehteften Seite kennen lernten; fie waren gewohnt, in ihnen nur des— 
potiiche, habfüchtige Bureaufraten zu jehen, welche Die geſchworenen Feinde ihrer Nationalität, 
ihrer Freiheit feien, von deren Joche ſich frei zu machen ihnen zulegt als heißefter Wunſch ſich 
aufdringen mußte. Nun, wir wiffen auch, wie häufig Empdrungen in jenen Rändern erfolgten: 
in Böhnten 1618, in Ungarn und Siebenbürgen 1606 unter Stephan Borsfai, Tpäter öfter im 
Kaufe des Dreifigjährigen Kriege, dann 1661—64, 1682 unter Töfely, 1703 unter dem 
jüngern Rakoczy. Die Habsburger haben dann jede glücklich gedämpfte Empörung, wie z. B. 
die böhmiſche, dann die ungariſche 1664, auf das befte benugt, um ihre autokratiſchen Plane 
weiter zu verfolgen, den Despotismus in jenen Ländern noch mehr herrichend zu machen. An 
eine Erleichterung des Loſes der nievern Menfchenflaffen, an Einführung von humanen politi: 
ihen Einrihtungen war natürlich nicht zu denken; fie ließen alles Schlechte, was fie vorge: 
funden, beitehen und fügten diefem nur noch das Unheil der Bureaufratie und des Abfolutis- 
mus hinzu, ſoweit fle dieſes vermochten. Allerdings ging diefes nicht allenthalben, wie denn 
3. B. die Ungarn trog aller Verſuche des wiener Cabinets dennoch ihre eigene Verfaflung zu 
behaupten gewußt haben. 

Alfo das ſchlechte Refultat hätten wir den Haböburgern ebenfalls zu verdanfen, daß fie den 
deutſchen Namen bei jenen fremden Nationen in Verruf gebracht haben, daß dieſe uns als Unter— 
prüdfer nationaler und politiiher Selbftändigfeit anzufehen gemohnt find. Ihre durchaus 
ſchlechte Politik in jenen Gegenden ift aber auch ferner daran ſchuld, dag der deutſche Einfluß 
daſelbſt nit größer geworden und daß dieſer fpäter vom ruffiihen verdrängt werden fonnte. 
Als Beiiger von Ungarn wäre e8 ihnen ein Leichtes gewefen, ih der Donaufürftenthümer zu 
bemädtigen, zumal da über zweihundert Jahre fortmährender Krieg mit den Türken geführt 
ward, und dadurch diefem deutſchen Strom eine wahrhaft deutſche Bedeutung zu verſchaffen. 
Allein fie verftanden es nicht einmal, Ungarn zu behaupten, geſchweige deny eine größere Aus: 
dehnung ihres Gebietes zu erlangen. Die Urſache davon war, daß fie in der Regel die ſchlechte— 
fen, unfähigſten Subjecte nad Ungarn fhidten, die es wohl veritanden, die Nation zu drüden 
und audzufaugen, aber keineswegs den Türken die Spige zu bieten. Daher ift der unglückliche 
Ausgang der türfifchen Kriege meiftend der ſchlechten Anführung der öfterreihiichen Feldhaupt— 
leute zuzuſchreiben. Hätte das miener Cabinet auch bier ſich mehr auf das ungariihe Volf 
verlaffen, Das wegen feiner Tapferkeit und Kriegstüchtigkeit befannt ift und natürlich amt mei— 
ten Intereſſe haben mußte, jih ven Türfen gegenüber feine Unabhängigkeit zu bewahren, jo 
gätten die Dinge höchſt wahricheinli einen andern Ausgang genommen. Denn wo Ungarn 
Anführer waren oder wo fie allein fimpften, waren fie faft immer im Glüf. So jedoch glaub: 
ten die Habsburger alles durch ihre Greaturen leiten laffen zu müſſen, und jo geſchah es denn, 
das im 16. und 17. Jahrhundert der größte Theil von Ungarn an die Türfen abgetreten, ja ſo— 
gar von dem übriggebliebenen Stüde ein Tribut an den Sultan gezahlt werden mußte. Gegen 
Ende ded 17. und im Anfange des 18. Jahrhunkerts waren ſie allerdings glücklicher, das aus— 
gezeichnete Genie des Prinzen Eugen von Savoyen war davon die Urſache. Sie eroberten nicht 
nur alles von Ungarn Abgeriſſene wieder, ſondern auch noch Serbien und einen Theil der Wa— 
lachei. Aber anſtatt nun auf dem betretenen Wege fortzufahren, ſchlugen ſie wieder den vers 
werflichen frühern ein, ja fie knüpften nun Verbindungen mit den Ruſſen an und unterſtützten 
dadurch zuerft die Plane dieſer Macht auf die Türkei, welche ipäter für Ofterreih und für 
Deutfchland ſo gefährlich werben jollten. Der neue Krieg gegen die Pforte, welchen das wiener 
Eabinet unter rufiiihem Einfluß und mit diefer Macht im Bunde unternommen (1736—39), 
wurde von jeiten Oſterreichs wegen der Unfähigkeit und Jämmerlichkeit der Feldherren jo er: 
bärmlich geführt, das ed 1739 zu dem ſchmachvollen Frieven von Belgrad ch entſchließen 
mußte, wodurch es lich verpflichtete, die legten höchſt vortheilhaften Groberungen auf türkiſchem 
Gebiete alle wieder herauszugeben. 

So entwidelte denn die Politik der babsburgiihen Dynaſtie ihre verderblihen Früchte. 
Diefed Streben nad uneingefhränfter Herrihaft, nah Unterdrückung des Volksgeiſtes, nad) 
Feſſelung des Gedankens, wodurch fie hoffte, alles hübſch in Ordnung und Ruhe erhalten und 
um jo leichter regieren zu fünnen, führte nur dahin, dem Staate die Quelle zu verftopfen, wo— 
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durch er jich zu verjüngen hoffen durfte. Vaterlandsliebe, Sinn für das Gemeinwohl, Aufopfe: 
rung für die Öffentlichen Angelegenheiten, Entwickelung neuer großer Talente — davon war 
feine Spur zu ſehen. Eine überall gehätjchelte Bureaufratie und Ariftofratie war das einzige 
Moment, dad durch die Habsburger herangezogen ward, und dieſe beuteten denn den Staat für 
ihren Brivatvortheil und für ihre Intriguen aus. 

In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhundert? nimmt die Bolitif dev Habsburger allerdings 
eine beffere Stellung ein. Die Regierungen Maria Thereſia's, befonvers aber Joſeph's II. ver- 
laffen das bisherige Syſtem und fuchen im Sinne der neuern Zeit zu wirken. 8 zeigte ſich aber 
bei ihnen, mie wahr das Wort des großen Römers ift: Ingenia oppresseris facilius quam re- 
vocaveris. Die Berfuche, befonders Joſeph's Il., fo anerfennen&werth fie an fich fein mögen, fielen 
auf einen Boden, ber durch die Behandlungsart feiner Vorfahren faft ganz unfruchtbar geworben 
war. Doch verdient es dieſer Habsburger, weldher an Geift und Herz weitaus feine Familie über- 
ragt, dar feine Blane näher gewürdigt werden, Joſeph bat, wie nicht leicht einer feiner Vor— 
fahren, die große Aufgabe erfaßt, welche dem Haufe Habsburg geftellt war, und faft nad) allen 
Richtungen hin den rechten Weg angeveutet, den es einfhlagen müffe, um ſich eine dauernde 
Gröpe zu ſichern. Er hat vor allen Dingen eingejehen, daß man den Geift von ben Feſſeln be: 
freien müſſe, in welchen ihn die habsburgiſche Poltti geworfen; er ald Feind jedes Obſeuran— 
tiömus, mochte er num im Gemande der Religion oder haarzöpfifcher Politik eriheinen, hat das 
große Work der Gewiſſens- und der Redefreiheit ausgefprochen und die geeigneten Inftitutionen 
bersorgerufen, melde diefelben bedingen. Er hat ſodann, wenigftens im Anfange feiner Re: 
gierung, dem Deutihen Reiche eine aufrichtige Theilnahme gewidmet und ift mit dem Plane 
umgegangen, heilfame Reformen in der Berfaffung deffelben vorzunehmen und dieſes morſche, 
baufällige Inftitut mit dem humanen freien Geifte einer neuen Zeit zu befruchten. Wie ihm 
dies misglüdte, inden er allenthalben auf den Wiverftand des eiferfüchtigen deutſchen Fürsten 
thums ftieß, als deſſen Vertreter jih befonderd der König von Preußen bemerflid machte, jo 
dachte er daran, wieder einen Plan aufzunehmen, der in manchen Epochen der deutichen Ge: 
ſchichte von der Nation ſelbſt gewünſcht und vorgezeihnet ward, nämlich feine Hausmacht all: 
mählich dermaßen auf Koften anderer deutſcher Gebiete zu vergrößern, daß die Umwandlung 
der deutihen Reichszuſtände auf eine radicale Weiſe durchgeführt werden fünnte, Das Land, 
was ibm am nächften lag zur Abrundung dev öfterreihiihen Hausmadht, war Baiern, und 
Joſeph I. Hat zu wiederholten malen Verfuche gemacht, viefen Volksſtamm an fein Haus zu 
bringen. Indeſſen ftand ihm bier ebenfalls vie Giferfucht der Fürften im Wege, und Joſeph I. 
konnte ſich jegt durchaus nicht in der Art auf die öffentliche Meinung ftügen, wie es Marinti- 
lian I. oder Karl V. oder jelbft noch Ferdinand IT. bei einen weniger jefuitifhen Syſteme hätte 
thun fünnen, Denn die Furcht vor den jeſuitiſchen ober zum wenigften höchſt eigenfüchtigen 
Tendenzen ded Haufes Habsburg war eben dur diefe feine Vorgänger fo allgemein im deut: 
ſchen Volke eingewurzelt, dan ſelbſt ein fo edler Fürft wie Joſeph mit Diefen humanen menſchen— 
freundlichen Abſichten nicht fähig war, diefelbe zu zerftreuen. Jedermann im Reihe ſah eben 
die Erweiterung der kaiſerlichen Macht als ein Unglück an, weil man ji ſchon längſt daran ge: 
wöhnt hatte, vom Hauſe Habsburg nichts Gutes zu erwarten. Demnad mußten alle Verſuche 
Joſeph's, die er hinsichtlich einer Verbefferung der deutſchen Reichszuſtände machte, an dem 
Widerwillen gegen feine Dynaftie ſcheitern. Betrachten wir ſodann feine äußere Politif, fo ſcheint 
ev auch hier von dem rechten Geiſichtspunkte ausgegangen zu fein. Gr wollte feine Grenzen auf 
Koften der Türfen erweitern, er wollte Die Donauländer in Berg nehmen und dadurch ſich die— 
wirkliche Herrſchaft über diefen Strom ſichern, der in mercantiler Beziehung von einer To außer: 
ordentlichen Bedeutung für Oſterreich it. Das Einzige, was man ihm hierbei vorwerfen kann, 
it, dag er fidh zu fehr mit den Ruſſen einließ, deren Bundesgenoſſenſchaft nod feinem ihrer 
Nahbarn zum Nugen gereicht hat. Dadurch ging ihm ein groper Theil der Vortbeile, die er 
durd) einen Krieg mit den Türken erlangen zu fönnen hoffte, von vornherein wieder verloren ; 
penn die Nuffen thaten nichts umſonſt und trugen ebenſo fehr ein Gelüſte nach den Donaulän: 
dern wie Jofeph IT. felbft. An der Theilung Polen? bat Joſeph eigentlich feinen Antheil, ſon— 
dern nur jeine Mutter Maria Thereſia. Joſeph MH. hatte aber auch in Galizien, in Diefem neu 
erworbenen jlawifchen Lande, ebenjo wie in den andern bereits früber befeflenen, bie einzig rich— 

tige Behandlung, die man den nichtdeutihen Wölfern angeteiben laſſen müſſe, eingeleben und 
geübt; er begann nämlich die vielfachen Feſſeln zu zerbrechen, in melden die niedern Men: 
ihenklaffen ſchmachteten, und fie zu einem gebildeten Daſein heranzuziehen. Durch ein jol- 
ches Verfahren kam die öfterreichiiche Negierung zu dieſen Landen natürlich in ein ganz anz 
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deres, freundlicheres Verhältnig als durch die gewöhnliche Politik ver Unterprüfung und Be— 
vormundung. 

Joſeph U. war freilich bei allem Guten, was er wollte und anftrebte, immerhin ein Auto- 
frat, wie fein Zeitgenoffe Friedrich Il., und fo tragen manche jeiner Mapregeln viel Despo— 
tiſches an fich, wie er denn von Gigenwillen nicht frei war. Man wird ihn dennoch im Hinblid 
auf die damaligen politifhen Zuftände, in welden alle Formen ſich überlebt hatten und faft Feine 
einzige mehr ein gejundes Clement in ſich barg, entjhulpigen fünnen. Man fann es begreiflich 
finden, wie ein Mann, der ſich eined guten Willens, reiner Abjiht und eines überragenden 
Geiftes bewußt ift, die große Macht, die ihm das Schickſal verliehen hat, dazu anzuwenden jih 
berufen findet, um mit einem male rabical mit dem Wufte aufzuräumen, den frühere barbarijche 
Jahrhunderte angehäuft haben. Der Despotismus eines jolhen Fürſten wie Joſeph konnte 
nur die Übergangöftufe zu einer freiern, jelbjtbewußtern Entwidelung des Volkslebens fein. 

Aber Joſeph mit feiner ganzen Richtung war, wie oben bereit bemerkt wurde, eine Anomalie 
in dem Haufe Habsburg. DieRegierung ſeines Neffen, des Kaiſers Franz (1792— 1835), hatte 
gleich im Anfange nichts Giligered zu thun, ald alled wieder audzureuten, was Jofeph ange: 
pflanzt, und das Syftem der frühern Jahrhunderte in feiner ganzen Ausdehnung, nur viel: 
leicht mit mehr Gonfequeng und mit mehr Routine, wieder aufzunehmen. Das Minifterium 
Thugut, weldes bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts die Leitung der öffentlichen Angele: 
genheiten übernahm, paßte ganz vortrefflid dazu. Diefe Regierung brachte ed rihtig dahin, den 
neuen Geift, ven Ofterreih unter Jojeph eben zu entwideln begonnen, wiederum auszutreiben 
und in die Verwaltung, welche Joſeph ein wenig von ihren zahlloſen Misbräuchen und Nichtswür— 
pigfeiten gefäubert hatte, von neuem den gewohnten Schlendrian, Beftehlichkeit, Mittelmäßig: 
feit und Unfähigkeit zurüdzuführen. Und die Rejultate? Die Kriege mit Napoleon enthüllten 
fie zur Genüge. Freilich, in Frankreich war infolge der Revolution eine Ordnung der Dinge 
eingetreten, weldye im directeften Widerfprude mit dem Geifte der habsburgiſchen Donaftie 
fand. Dort war eine Zeit gekommen, wo nur der Geiſt und das Talent und die Tüchtigfeit 
emporkommen Eonnten, wo jelbft ein Dietator wie Napoleon jih nur mit Männern umgeben zu 
dürfen glaubte, melde ihr Genie zu dem Boften befähigte, den er ihnen anmeijen wollte. Aber 
in Ofterreich herrfchte wieder dieverfnöcherte, intriguante, jelbftjüchtige Bureaufratie; im Gabi- 
nete wie im Belde wurden den unfähigiten Köpfen die widtigften Poften anvertraut. Zeigte ih 
etwa einmal ein hervorragender Geiſt, wie der Erzherzog Karl, jo wußte man nichts Eiligeret 
zu thun, als ihn fofort von feinem Poften zu entfernen oder feine Plane und Anfchläge zu durch— 
freuzen. Wie fonnte man unter jolden Umftänden wider einen Gegner wie Napoleon das 
Feld behaupten! In allen Kriegen, die e8 wider ihn unternommen, zog das wiener Gabinet 
ven fürzern. So erfolgten bald nadeinander Die Friedensſchlüſſe von Campo: Formio, von 
Zuneville, von Presburg, von Wien. Dann, nahden die öfterreihiiche Negierung fo oft ge: 
demüthigt worden, fügte fie fih in das Unglück, ruhig erduldend, was nicht zu ändern war. 
Man weiß, wie furzlihtig Ofterreich die Lage dev Dinge beurtheilte, ald Napoleon in dem un: 
glücklichen rufjifchen Feldzuge zugleich feine Armee und die Unbeſiegbarkeit feiner Waffen ein- 
gebüßt hatte. Damals hatten die Haböburger noch feine Ahnung von dem großen Gottes— 
urtheile, dad über den Dictator Europas hereinbrechen jollte, Feine Ahnung von dem erhabe: 
nen Aufſchwung, der die Völker ergriff und welcher allein die außerordentlihen Rejultate Her: 
beiführte. Ja, DOfterreich tadelte damals, daß die Fürſten an der Seite ihrer Völker erjchienen, 
mit ihnen im Bunde, auf fie vertrauend ; denn immer noch glaubte es die politifhen Verwicke— 
lungen auf dem Wege diplomatiſcher Intriguen erledigen zu fönnen. Wie lange diplomatifirte 
es, bar aller großen, aufopfernden, heldenmäßigen Gelinnung, hin und her! Wie lange ſprach 
es gegen Napoleon die Sprache der Freundſchaft, unverbrüchlicher Allianz und Anhänglichkeit! 
Und als es zulegt doch nicht anders Fonnte, wie läfjig, Tau und matt ift ed dann in den großen 
Völferkrieg eingetreten! Wie wenig haben im Grunde die öfterreihifchen Truppen getban! Wie 
bat fih namentlih in dem Feldzuge in Branfreich der öfterreihifche Generaliffimus in Auftrag 
jeines Gabinets immerfort ald ein Hemmſchuh aller fühnen, raſchen militäriihen Bewegungen 
bewährt! Wie hat Ofterreih durd feine beftändigen Friedensverſuche, durch feine politijche 
Halbheit alles verzögert! Und weld eine Rolle hat ed auf den zwei Pariſer Frieden geſpielt, 
welde jenen für Deutſchland jo nachtheiligen Gharafter, außer durh Englands und Rußlands 
Bemühungen, vorzugsweife auch durch die Flauheit und Intereffelofigkeit des habsburgiſchen 
Cabinets erhalten baben! 
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Mit der Gründung ded Deutihen Bundes beginnt eine Periode des lähmendſten und 
ſchädlichſten Ginfluffes der öſterreichiſchen Politik auf Deutſchland. Bei all feinen Beitrebungen, 
Deutſchlands freiheitliche und einheitliche Entwicelung zu hindern, wurde Oſterreich, neben der 
jämmerlichen Haltung ded preußifhen Hofes, durch die Selbſtſucht und die Eiferſucht der Mittel: 
ftanten unterftügt. Fortan war es feine Politif, allen Einfluß, welden ihm fein Vorfig am 
Bundedtage gemährte, dahin zu richten, daß es allen etwaigen Verfuchen Preußens nad ftraf- 
ferer Ausbildung des Bundes mit der größten Zähigkeit und Entichloffenheit entgegentrat, in: 
dent ed fich offen ald Vorkämpfer der dynaftifchen und reactionären Intereffen hinftellte. Nur 
zu leicht gelang e8 ihm, die Bemühungen Preußens, bei Gründung des Bundestags eine en— 
gere Verbindung der deutſchen Staaten zu erzielen, zu verhindern und deſſen ſchüchtern aus— 
geſprochene Bedenken über die Zufammenfegung ded Bundedtags blos aus Fürften zurüdzu: 
weifen. Trefflihe Handhaben, im freipeitäfeindlihen Sinne vorzugehen, boten die Wartburgs- 
feier und die Ermordung Kogebue’d. Unter den Ginfluffe diefer Greigniffe, welde man zu 
Vorboten der Revolution flempelte, wurde ed Metternich leicht, die einmüthige Annahme der 
Karlöbader Beſchlüſſe am Bundestage durdzufegen und feinen Einfluß auf der wiener Mini: 
fterialeonferenz im Sinne der Reaction und des Stillftanded zu wahren. Ginen glei verhäng: 
nißvollen Einfluß übte ſterreich auf den Congreſſen zu Troppau, Laibach und Verona. 

Eine neue Gelegenheit, in freiheitsfeindlichem Sinne zu wirken, gaben Oſterreich die Bor: 
gänge in Deutjchland nach der Julirevolution, wie die Bundesbeſchlüſſe von 1832 und die auf 
den Minifterialeonferenzen in Wien 1834 gefaßten geheimen Beſchlüſſe beweifen. Als dann 
jeit vem Jahre 1840 in Preußen eine liberalere Richtung and Ruder gelangt ſchien, wußte 
Sſterreich alle zaghaften Anregungen Preußens auf eine Fortbildung des Bundestags im na— 
tionalen Sinne unwirkſam zu machen. Beſonders aber, als im Jahre 1846 der König von 
Preußen mit der Idee einer Conſtitution ſich trug, wußte es ſo geſchickt die Geſpenſter der Revo— 
lution und des Umſturzes heraufzubeſchwören, daß die todtgeborene Schöpfung von 1847 das 
klägliche Nefultat ver preußifchen Verſuche ward. Mit eben ſolchem Geſchick fegte es Öfterreich 
durch, daß die Bundesreformplane Preußens vom Jahre 1847, auf Einheitlichkeit des deutſchen 
Wehrſyſtems und auf ein oberfted Bundeögericht, im Sande verliefen. F 

Da brach das Jahr 1848 über Deutſchland und Oſterreich herein, und es ſchien, als wäre 
endlich der Augenbick gekommen, wo Deutſchland, zu einem kräftigen Einheitsſtaate ver— 
bunden, ſich dem lähmenden und unheilvollen Einfluſſe Sſterreichs entziehen könnte, deſſen eigene 
Exiſtenz durch den ungariſchen und italieniſchen Krieg bedroht war. Doch ſollte es diesmal nicht 
gelingen, unſer nationales Leben von dieſem laſtenden Alp zu befreien. Und wie wenig Oſter⸗ 
reich trotz ſeiner precrären Lage geneigt war, feinen Einfluß in Deutſchland aufzugeben, bewies 
es bald nur zu deutlich. Sofort, als in der Paulskirche die Beziehungen Deutſchlands zu Öfter: 
reich zur Sprache famen, verfehlte das öſterreichiſche Gabinet nicht, ſich in entſchiedener Weile 
darüber audzulaffen. 

Kurz vorher war, nad) Niederiverfung des wiener Aufftandes, dad Minifterium Schwar: 
zenberg an die Spige der Staatsleitung getreten. In feinem Programm von 22. Nov. ſprach 
e8 ſich dahin aus, daß dad einheitliche ſtaatliche Fortbeſtehen Oſterreichs eine europäiſche Noth— 
wendigkeit ſei. Erſt, fuhr das Programm dann weiter fort, wenn das verjüngte Oſterreich und 
dad verjüngte Deutſchland zu neuen feſten Formen gelangt iſt, wird ed möglich fein, ihre gegen: 
feitigen Beziehungen ftaatli zu ordnen. Da man hieraus nur entnehmen konnte, Oſterreich 
werde ji vorläufig felbft conftituiren und erft, wenn ein Gleiches mit Deutſchland geſchehen 
fei, in Berhandlungen über fein fünftiges Verbältniß zu demfelben treten, fo legte Gagern 
am 18. Dec. 1848 fein Programm vor, wonach Ofterreid in den zu gründenden Bundesftaat 
nicht eintreten, dagegen ein Unionsverhältniß es mit Deutfhland verfnüpfen follte. Hierauf 
erklärte dann Ofterreich plöglich in einer Note vom 28. Dec. : fein Progamm fei durchaus nicht 
dahin zu verftehen,, ald wolle es auf feinen Eintritt in ven Bundeöftaat verzichten. Uber dieſe 
Zweidentigfeit erflaunt und erbittert und aufgeregt durch die vorhergegangenen Vorfälle in 
Wien, erhoben ih nun im Schofe der Nationalverfammlung in Bezug auf die Oberhaupts- 
frage zwifchen den Groß: und Kleindeutſchen die erbittertften Kämpfe. Doch trug gerade das 
Vorgehen Ofterreichs dazu bei, den Gedanken an die preußische Oberboheit immer tiefere Wur— 
zeln faffen zu laffen. Dies bewog dann Preußen in einer Circularnote vom 23. Jan. 1849 zu 
erklären, es ftrebe für ſich nicht nach der Oberherrſchaft und halte die Kaiferwürde überhaupt 
nicht für nothiwendig, fei dagegen ganz mit der Idee eines engern Bundes einverftanden. 
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Öfterreich ergriff hierauf ſogleich die Gelegenheit, feine Gefinnung dadurch zu bethätigen, daß es 
in einer Note vom 4. Febr. ſich entfchieden gegen den Bundesftaat ausſprach, ihn als Einbeits- 
ftaat bezeichnete und ſich feierlichft gegen jede Unterordnung ded Kaiferd von Oſterreich unter Die 
von irgendeinem andern deutſchen Fürften bekleidete Gentralgewalt veiwahrte. Zum Erfag 
dafür gab ed dann auch der erftaunten Nation zum Beften, was es ihr Poiltived bieten wolle. 
Es „ſchwebte“ dem Öfterreihifchen Cabinet nämlich „ein nad außen mächtiges, nad innen 
freied, organiſch geglievertes und doch einiges Deutfchland vor‘. Schade nur, daß man ver: 
geffen hatte anzugeben, wie dieſes Wunderwerk Herzuftellen fei. Indeſſen erließen Preußen und 
die meiften deutfhen Staaten, mit Ausnahme der Königreihe, am 23. Febr. eine Gollertib- 
erklärung, in welcher fie ji für das Wefentlihe der von der Nationalverfammlung berathe= 
nen Verfaffung ausfprahen. Hierauf antwortete Ofterreih in einer Inftruction an Schmer— 
ling, indem es daß fabelhafte Project eined Directoriumsd von fieben Fürften mit einem Reichs— 
ftatthalter, der zwiſchen Ofterreih und Preußen abwechſeln follte, aufftellte. 

Indeſſen war in der Paulskirche die veutihe Kaiferwahl zu Stande gefommen, und das 
Parlament fandte am 3. April eine Deputation an den König nad) Berlin, die indeß bekannt— 
lich .nichtö erreichte. Dagegen lehnte Preußen am 28. April offen die Reiheverfaffung ab und 
erließ an die Regierungen die Aufforderung, Bevollmädhtigte zur Berathung über eine Reihe: 
verfaffung nad) Berlin zu ſchicken. Diefe Berathungen hatten den Erfolg, daß fih am 26. Mai 
Sachen und Hannover mit Preußen dahin einigten, eine Berfaffung zu vereinbaren und einer 
zu berufenden Reichsverſammlung vorzulegen. Diefen Entwürfen ſchloſſen ſich dann noch meh— 
tere andere kleine Staaten an. Öſterreich, bis dahin in Ungarn und Jialien beſchäftigt, hatte 
dies ruhig gefchehen laffen. Kaum aber war der Sieg feiner Waffen in beiden Ländern ent: 
ſchieden, als es aud mit neuer Energie daran ging, dieſe Ginheitöbeftrebungen zunichte zu 
machen. Es ſchloß vorerft mit Preußen, welches den Reichsverweſer und dad Reichsminiſterium 
nicht mehr anerkannte, den Vertrag vom 30. Sept. (das fogenannte Interim), wonad eine 
gemeinfame Bundescommiſſion bis zur definitiven Ordnung der deutichen Angelegenheiten die 
Verwaltung der Bundedangelegenheiten übernabm. Sodann ging e& wieder zur Action über. 
Sachſen und Hannover, im Vertrauen darauf, daß Ofterreih ihnen den Rücken decken und fie 
nicht im Stiche laffen würde, wollten in der von Preußen angeregten Verfaffungäfrage feine 
weitern Schritte gethan haben, ehe nicht Oſterreich und die übrigen Staaten dem Bunde bei— 
getreten feien. Ihr Vertrauen auf die Politik Öfterreichs wurde aud) keineswegs getäuſcht. 
Denn als fie gegen die dennoch ausgefhriebenen Wahlen opponirten, unterftügte fie Ofterreid 
fräftigft durch einen Proteft. Dennod wurde das Unionsparlament (ohne Sachſen und Hanno— 
ver) auf den 20. März 1850 nad Erfurt berufen. Dagegen fhloffen Baiern, Sachſen und 

Würtemberg am 27. Febr. einen Vertrag zu Münden zur Errichtung einer Directorialregierung 

mit Nationalvertretung, und Oſterreich ermangelte natürlich nicht, dieſem Plane fi geneigt zu 

zeigen. Während am 29. April das Parlament zu Erfurt nad) Annahme der vorgelegten 

Reichsverfaſſung mit einigen Modificationen gefhloflen wurde und ver bald darauf nad Ber: 

fin berufene Fürftencongreß fid für ein proviforifches Unionsorgan ausſprach, berief Ofter- 

reih, unbefümmert um biefen Schritt, auf eigene Hand am 26. April das Plenum des 

Bundestags nah Frankfurt. Dadurd und durd den Proteft Oſterreichs gegen die mit eini— 
gen Fleinern Staaten abgefhloffenen Militärconventionen Preußens wuchs die Spannung 

zwiſchen beiden Mächten. Aus diefem Grunde blieben auch die Verhandlungen über die Ge: 
fRaltung des weitern Bundes ohne Erfolg. Indeß erfolgte am 1. Sept. der Zujanmentritt 

ded Bundestags, von den Königreihen und einigen anvern Regierungen beſchickt, während 

Preußen die Rechtmäßigkeit der MWiederherftellung betritt. In Kurheſſen hatte indeß das 

Haſſenpflug'ſche Regiment begonnen, und dieſes zögerfe nicht, den neuerflandenen Bundes— 

tag um feinen Schuß anzugeben. Preußen, welches ſich für Kurheſſens Recht gusgeſprochen 

hatte, rückte num in das Kurfürftenthum ein. Als Entgegnung darauf Schloß DOfterreih mit 

Baiern und Würtemberg den Vertrag zu Bregenz am 11. Dct., deffen Zwed die Aufrechter— 

haltung der Autorität des Bundedtags, nöthigenfalld dur bewaffnetes Einſchreiten in Kur: 

heilen, war. Da währenddeſſen die Unionspolitif felig entfchlafen war, Preußen überhaupt ſich 
zögernd und ſchwach benahm, fo Fonnte Oſterreich es wagen, am 25. Nov. ein Ultimatum an 

VPreußen zu ftellen. Diefer Schritt war von foldem Erfolge begleitet, daß bereits am 29. Nov. 

die Bunftatton zu Olmüg flattfand, welche Preußens diplomatifche Niederlage und Ofterreiche 

vollfommenen Sieg befiegelte. In Kurheſſen wurde fräftigft erecutirt. Gleicherweiſe wurde 

Holftein gemaßregelt, nachdem Ofterreich im Auguft dem Londoner Protofoll zu Gunſten der 
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Integrität der däniſchen Monarchie beigetreten war. Die Dresdener Gonferenzen, melde nad 
der Beftimmung zu Olmütz am 23. Dec. zufammentraten, blieben ohne alles Refultat. Eine 
Bundesreform fam nicht zu Stande, nachdem der Verſuch Oſterreichs, eine ſolche durchzuführen, 
glücklicherweiſe ohne Erfolg geblieben. Dieſe angebliche Bundesreform beſtand freilich in nichts 
anderm als in dem Plane Oſterreichs, durch eine Art Mediatiſirung der kleinern Staaten ſich 
und feinen Bundesgenoſſen, den Königreichen, die zweifelloſe Majorität gegenüber Preußen 
und deſſen Anhängern zu ſichern. Ein anderer Verſuch ſterreichs, mit all feinen Ländern in 
den Bund aufgenommen zu werden, ſcheiterte gleichfalls zum nicht geringen Glüde Deutid- 
land. Um fi nun aus diefer Mifere zu retten, griff endlich alles wieder zum Bundestage, und 
fo wurde denn dies wiederhergeſtellte Inftitut im Mai 1851 von Preußen und den übrigen 
Unionsftaaten wieder beſchickt. Bald genug entfaltete nun das Inftitut aufs neue feine frühere 
Wirkſamkeit. Am 23. Aug. erflärte der Bundedtag die Ungültigfeit der von der National: 
verfammlung aufgeftellten Grundrechte; an Kurheſſen erfolgte am 27. März 1852 die Auffor= 
derung, die ganze Verfaflung von 1831 als mit den Bundedgefegen unvereinbar aufzuheben ; 
am 2. April veffelben Jahres folgte der Verkauf der deutſchen Flotte ; in Bremen und Hannover 
„orbnete” der Bundestag die Verfaffungsftreitigkeiten. 

In den erften Monaten des Jahres 1853 begannen die Verwidelungen Rußlands mit der 
Türkei, und bereits am 3. Juli überfchritten die Ruſſen den Pruth, während England und Frank— 
reich fi zum Schuß der Pforte vereinigten. Oſterreichs natürlichfte Politik wäre geweſen, ſich 
ſofort an die Weſtmächte anzuſchließen, um den Übergriffen des gewaltigen Nachbars zu ſteuern. 
Allein mehrfache Gründe zwangen es vor der Hand zur Neutralität. Die Stimmung in Ungarn 
und Italien war unſicher und grollend. Auch mochte wol die Erinnerung an ſeine Rettung 
durch Rußland im Jahre 1849 es davon abhalten, ſofort feindſelig gegen daſſelbe auf: 
zutreten. Genug, e8 fuchhte Anfang November 1853 Preußen dazu zu bewegen, daß ed mit ihm 
gemeinfam beim Deutſchen Bunde beantrage, daß diefer ſich für neutral erfläre. Dies wied 
jevod Preußen von der Hand. Als dann fpäter das eigene Intereſſe Oſterreich zwang, eine 
veränderte Stellung gegen Rußland einzunehmen, follte auch fofort der Bund dahin bes 
flimmt werden, ſich der veränderten öſterreichiſchen Anſchauung unterzuorbnen. Denn es lag 
nur zu ſehr in Oſterreichs Interefle, den Bund in feine Politif zu verfledhten, einmal, da= 
mit feine ferner liegenden Provinzen durch venfelben gegen etwaige Aufftände gedeckt wür— 
den, dann, damit nit, während es ſelbſt im Often beichäftigt war, etwaige Schritte zu 
einer einheitlihern Geftaltung Deutſchlands geihähen. So fand denn Ofterreih urplöglid), 
daß feine Intereffen im Orient auch die der deutichen Staaten ſeien, und ſprach in einer in die— 
jem Sinne erlaffenen Erklärung (14. März 1854) die Hoffnung aus, die übrigen deutſchen 
Staaten würpen ihre Streitkräfte mit denen Ofterreich8 vereinigen. Am 20. April 1854 ges 
fang es auch Dfterreih, Preußen, welches früher jede Convention mit Öfterreich ausgeſchla⸗ 
gen hatte, zu einem Bündniß zu bewegen, wonach keine der beiden Mächte ohne Genehmigung 
der andern Krieg beginnen durfte und beide ſich den Beſitz ihrer Staaten zuſicherten. So hatte 
denn Oſterreich ſeinen Zweck erreicht, daß Preußen im Falle eines Aufruhrs die öſterreichiſchen 
Provinzen im Zaume halten mußte. Beide Mächte ſprachen dann (24. Mai) am Bundestage ſich 
dahin aus, daß dieſer ſich ihrer Politik anſchließen möchte, was der Bundestag auch, nachdem 
die Bamberger Conferenz der Mittelſtaaten erfolglos geblieben war (ihre Forderungen wurden 
am 16. Juni von den beiden Großmächten abgelehnt), am 24. Juni ausſprach. Sobald Oſter— 
reich ſicher ſein konnte, daß es im Rücken gedeckt ſei, zeigte es auch ſofort, wie hoch es ſeine Ver— 
bündeten achtete, denn ohne ſich um fie zu fümmern, ja ohne ihnen nur Mittheilung davon 
zu machen, ſchloß e8 am 14. Juni den Vertrag mit der Pforte zur Bejegung ver Donaufür: 
ftenthümer ab. Nachdem die Weſtmächte am 23. Juli 1854 die vier Oarantiepunfte aufgeftellt 
hatten, erfannte Ofterreich bald, daß ed nunmehr am Kampfe werde theilnehmen müffen, und 
ftellte bereitd am 28. Juli die Forderung an den Bund, einem von ihm und Preußen zu ftellen= 
den Antrag auf Mobilmahung der Contingente beizuftinmen. Dies wurde jedoch durch die 
am 3. Aug. von Preußen dem Bunde gemadjte Erklärung, e8 fei feine Abſicht nicht, dieſe Kor: 
derung zu ftellen, vereitelt. Indeſſen rückte Ofterreich im Auguft in die Donaufürften- 
thümer ein, welde die Ruſſen infolge diefes Schritte langfam räumten, und fprad) nun, um 
mwenigftens der moralifchen Unterftügung Deutſchlands gewiß zu fein, am 14. Sept. gegen die 
deutfchen Höfe die Erwartung aus, daß der Deutiche Bund conftatire, jede Beforgnip vor 
Rußlands Angriff auf Öfterreihiiches Gebiet werde die in der Allianz vom 20. April vereinten 
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Regierungen zu gemeinfamer Bertheidigung aufrufen. Dagegen erklärte Preußen am 21. Sept., 
es fehe ſich im Fall einer ſolchen Bedrohung nur dann zur Hülfe verpflichtet, wenn deutſche 
Intereſſen gefährbet feien. Hierauf verſuchte Ofterreich am 13. Det. den Bund zur Gewährung 
feiner Hülfe zu bewegen, wenn die öfterreihiihen Truppen in den Donanfürftenthümern an: 
gegriffen würden, was Preußen gleichfalls ablehnte. Endlich fam am 26. Nov. 1854 ein 
die frühere Allianz zwiſchen Öfterreich und Preußen ergänzender Vertrag zu Stande, worauf 
legteres bei einem ruſſiſchen Angriff auf die Ofterreicher in der Walachei Hülfe zufagte. Als 
indeß die Weftmächte Ofterreich denfelben Schug zufagten, welden Preußen veriprochen hatte, 
fo nahm Ofterreich dies an umd ſchloß am 2. Der. einen dahin zielenden Vertrag. Das Ver: 
langen Oſterreichs, eine Armee an feiner Oſtgrenze aufzuftellen, um Öfterreich gemäß der neuen 
Allianz, der am 9. Dec. audy der Bund beigetreten war, gegen bie Ruſſen in Bolen zu decken, 
ſchlug Preußen am 5. Jan, 1855 ab. Auch der Verſuch Dfterreih3 am 14. Jan., den Bund zur 
Mobilifirung der Hälfte ver Bundescontingente zu bewegen, ſcheiterte an der Auseinanderiegung 
Preußens am Bunde, das von Rußland feine Gefahr drohe. Doc beſchloß die Ofterreich er: 
gebene Mehrheit des Bundes am 8. Febr. die Kriegsbereitſchaft. All dieſem widermärtigen 
Treiben machte endlich die Mittheilung ver Friedenspräliminarien ein Ende, welden der Bund 
am 21. Febr. 1856 beitrat. z 

In ähnlicher Weile wie während des orientalifhen Kriegs fuchte Ofterreih im Jahre 1859 
Deutihland in den Krieg hineinzuziehen. Wie e8 anfangs ſchien, mit mehr Ausiiht auf Er- 
folg, denn namentlid in Süddeutſchland war die Volfaftimmung Ofterreih günftig. So for: 
derten nad) dem verhängnißvollen Nenjahrsgruße Napoleon's die Kammern von Baiern, Han: 
nover, Würtemberg, Naſſau im Februar und März enges Zufanmenftehen mit Ofterreid im 
Fall eines franzöſiſchen Angriffe. Diefe Stimmung war Ofterreih ſowol ald ven Mittelftaaten 
erwünjcht, DOfterreich, weil es mit Hülfe diefer Stimmung feine Herrihaft in Italien zu er— 
halten hoffte, den Mittelftaaten,, indem fie Öfterreich alles mögliche Heil wünſchten, um feine 
Reftaurationdpolitik, die ihnen den ſichern Bejig ihrer Souveränetätsrechte zu verbürgen ſchien, 
fiegen zu machen. Von beiden Seiten fuchte man daher diefe Stimmung anzufhüren und 
Preußens ruhige Haltung zu verdächtigen. Namentlich die Öfterreihiihen Solvblätter in 
Deutihland thaten ihr Möglichftes, um die Agitation wirkſam zu machen. Dfterreich ſuchte diefe 
- Stimmung zunugen, indem es hoffte, durch dieſelbe und durch die Mittelftaaten auf Breußen 
einen zwingenden Einfluß ausüben zu fönnen. Preußen erhob ſich indeß gerade damals aus 
lähmenden Zuftänden, und zum Glück für Preußen fowie für Deutſchland ftand nicht mehr das 
Minifterium Manteuffel an der Spige. Oſterreich wollte Preußen und Deutfchland in ben 
Krieg verwideln. Allein wofür kämpfte es? Für feine Machtſtellung in Italien, für ven Gon- 
fervatidmus, gegen die Nationalitätöbeftrebungen. Hierfür und gegen die Ginbeitöbeftrebun: 
gen Italiens follte Deutſchland in die Schranfen treten. Bon einer Verlegung deutfcher In— 
tereſſen war bei diefer Sachlage feine Spur zu entdecken, da das Lombardiſch-Venetianiſche Kö: 
nigreih niemals zum Deutſchen Bunde gehört hatte und ed unmöglich Deutſchlands Aufgabe 
fein Eonnte, für Oſterreichs Eroberungs- und Reftaurationspolitif in Italien einzutreten. Schon 
im Februar erließ Ofterreich eine Depefche an die deutſchen Regierungen, um die Kriegäbereit: 
haft ded Bundes vorzubereiten. Bald darauf verlangte ed vom Bunde Mafregeln zur Abwehr 
der „gemeinfamen Gefahr”. Preußen proteftirte dagegen, erklärte jih aber zu einer Verſtändi— 
gung bereit, die jedoch durd das einjeitige Borgehen Dfterreihs am Bundestage nicht er— 
reiht werden könne. So murde denn am 14. April Erzherzog Albrecht nach Berlin gefandt, um 
dort für den Anjchluß an Ofterreiche Politik zu wirfen. Breußen wollte indeſſen darauf nit 
eingeben, und trog aller Friedendverfiherungen des öfterreihifchen Prinzen in Berlin, trog 
aller Abmahnungen Preußens vor einem übereilten Schritt erließ am 23. April Ofterreich fein 
Ultimatum an Sardinien und überfähritt wenige Tage darauf den Ticino. Nah Erlaſſung 
des Ultimatums erklärte Preußen, es werde ſich durch das Vorgehen OÖſterreichs nicht in ven 
Krieg hineinreißgen laffen, es werde die deutſchen Intereffen wahren, aber fich nicht durch einen 
etwaigen Majoritätäbeihluß des Bundestags binden laſſen. Am 28. April erließ Ofterreih 
hierauf eine neue Cireulardepeſche, worin es den deutfchen Höfen ven Ausbruch ded Kriegs an— 
zeigte und jeinen Entſchluß ausfprad, in außerorbentliher Bundesfigung eine Erklärung bier: 
über geben zu wollen, von der ed hoffe, daß fie die Mobilifirung des Bundesheeres zur Folge 
haben werde. Da indeß Preußen feft auf feiner Initiative beim Bundeskriege beftand, fo ftellte 
Ofterreih in der Sigung vom 2. Mai feinen beſtimmten Antrag. Dafür aber beantragte 
Hannover am 13. Mai die Aufitellung eine? Beobachtungscorps am Oberrheinund Anordnung 
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des Bundesoberbefehls. Preußen peoteftitte wiederum und wahrte ih nochmals das Recht der 
Initiative, Auch der Hannoverifche Antrag Fam nicht zur Diecufjion, da Preußen inzwiſchen 
den General Willifen nah Wien gefchict hatte, um ein Verſtäaͤndniß darüber zu erzielen, ein= 
mal, welche Ziele ſterreich bei dem Kriege in Italien verfolge, dann aud) darüber, unter 
melden Umftänden und in welchem Momente Preußen zur Action überzugehen haben würbe. 
Die Verfländigung fam indeß nicht zu Stande. Preußen bot Ofterreid eine bewaffnete 
Mediation an zur Erhaltung des Territorialbefiged Oſterreichs in Italien, Es verficherte aber 
zugleih, daß es, im Falle dieſer Beſitzſtand ernftlidy bedroht würde, einfchreiten werde, Zu 
dem Ende verlangte ed die militärifche Initiative am Bunde. Hierauf ging Graf Rechberg, 
der Öfterreichifche Minifter des Auswärtigen, am 29. Mai ſcheinbar ein, nur wünfchte er, daß 
die preußifhe Abfiht durh einen Notenaudtaufh in bindender Form ausgedrüdt werden 
möge. Da dies einer Garantie der Lombardei gleihgefommen und jede Mediation von, 
vornherein unmöglich gemacht haben würde, fo wies der preußifche Minifter v. Schleinig 
Died Verlangen zurück. Inzwiſchen folgte eine Niederlage der Ofterreiher auf die an: 
dere. Man beichloß deshalb in Preußen die Mobilmahung von jehs anderweitigen Armee- 
corp& zu den drei fhon mobil gemadten und ftellte zugleid dur Eireular bei den deutſchen 
Regierungen ven Antrag auf Mobilifirung der Bunbestruppen (14. Juni). Jetzt ſchien für 
Graf Rechberg ver Moment gefommen zu fein, wo er den ſcheinbaren Gonceifionen vom 29. Mai 
mwieber entichlüpfen fonnte. In der Note vom 22. Juni jprad er ſich dahin aus, daß aud 
ohne Garantie des italientfhen Beiigftandes in Italien nah den Grunpfägen der Heiligen 
Allianz fi die ſolidariſche Vertheivigung des gemeinfam Grrungenen in Italien wie am 
Rhein von jelbft verſtehe. Nach folder Deduction war es alfo die Pflicht Preußens, nicht 
blos die deutſchen Grenzen zu ſchützen, ſondern auch jederzeit für ven Öfterreihifchen Beſitzſtand 
in Italien einzuftehen! Allein der öfterreidhiiche Minifter ging noch weiter, Ex erklärte eine 
preußiihe Mediation für unmöglich. Wolle aber Breußen Frankreich gegenüber Friedens: 
vorfhläge thun, fo müffe die Voraudfegung fein, daß der Territorialbeftand von 1815 aufrecht 
und die Souveränetätöredhte Hſterreichs und der italieniſchen Fürſten unverletzt erhalten würden. 
Die Abſicht war klar: man wollte nicht Preußens Mediation, ſondern ſeinen Kriegsbeiſtand; 
ein ſelbſtändiges Eintreten Preußens und Deutſchlands unter Preußens Führung und deſſen 
Anjichten gemäß follte nicht ftattfinden. Man hoffte hierbei, dap die Mobilmahung und bie 
Aufftellung einer Armee am Rhein Preußen in die Aetion hineinziehen werde, ſodaß Oſterreich 
entweder freie Hand in Italien erhielte oder günftige Friedensbedingungen erlangen fünnte. 
Died Anfinnen wied Hr. v. Schleinig zurüd, während die Mediationsverſuche, wenn aud) 
lahm, fortgefegt wurben. Namentlich ſuchte fih Preußen mit England und Rupland in Ein: 
vernehmen zu jegen. Anfang Juli fam Fürft Windiſchgrätz nach Berlin. Öfterreich forderte 
Abbruch der Mediation und Eintritt in ben Krieg, für die Verträge und die Reftauration in 
Italien. Plötzlich ſchloß aber das im Kanıpfe wenig glüdliche Ofterreih den Vertrag von 
Billafranca (12. Juli), und num Hatte ed nichts Eiligeres zu thun, ald alle Schuld feiner Nies 
derlage Preußen in die Schuhe zu ſchieben. Es that dies, obſchon man wußte, daß Preußen 
bereits anı 25. Juni am Bunde den Anrrag auf Aufftellung feiner Armee am Mittelrhein, 
am 4. Juli auf Mobilifirung und Aufftelung des 9. und 10. Bundedarmeecorps und Feft- 
jtellung des Bundesoberbefehls gemadt Hatte. Die Beftellung des Bundesoberfeldherrn 
wollte ver Bund nur in bundesmäßiger Weife ausgeführt willen. Ofterreich gab am 7. Juli 
iheinbar feine Zuftimmung. Sein Antrag ging dahin, das ganze Bundesheer mobil zu 
machen und dem Prinz-Regenten den Oberbefehl in bundesverfaffungsmäßiger Welfe anzutra= 
gen. AU dieſem Bundesjammer machte der Vertrag von Billafranca ein Ende. Während 
man Preußen des Verraths zieh, ſtreute man Deutfhland und den Mittelftaaten Weihraud 
(Armeebeiehl, Verona 12., und Manifeft, Larenburg 15. Juli). Es hieß darin: „Der warmett 
und dankbar anzuerfennenden Theilnahme ungeachtet, melde unjere gerechte Sade in dem 
größten Theile von Deutſchland bei ven Regierungen mie bei den Völkern gefunden hat, haben 
fich unfere älteften und natürlichen Bundesgenoffen hartnädig ver Erkenntniß verſchloſſen, melde 
hohe Bedeutung die große Frage des Tages in fi trug.” Durch Preußens Verrath follte Ofter: 
reih die Lombardei verloren haben. Preußens Mebiationsproject ſollte geweſen fein, daß 
Sardinien die Lombardei und bie Herzogthümer erhielte, Venedig ein jelbftändiger Staat unter 
einem Erzherzoge würde. Als die öſterreichiſche Girculardepefhe vom 16. Juli die ſieben 
Punkte dieſes Projects brachte, die preußiſche Regierung dagegen ihre Actenftüde veröffent- 
lichte, England und Rußland von den fieben Punkten nichts zu wiffen erflärten, glaubte man, 
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ſterreich ſei von Frankreich dupirt worden. Und wirklich erklärte Graf Rechberg, als ihm 
der preußiſche Geſandte die auf die Mediation Bezug habenden Noten vorlegte, er ſei ge— 
täuſcht worden. Als aber dann die preußiſche Regierung (Note vom 23. Juli) verlangte, das 
wiener Cabinet möge die erhobenen Vorwürfe berichtigen, ſo geſchah dennoch nichts, dieſem 
nur zu billigen Wunſche zu entſprechen. 

Die öſterreichiſchen Organe der Preſſe ließen nur zu bald durchſchimmern, welches der 
eigentliche Grund des überſchnellen Friedensſchluſſes geweſen war. Nur die deutſche Frage hatte 
ihn herbeigeführt. Oſterreich ſchloß Frieden, um feine Stellung in Deutſchland und die Auf: 
rechterhaltung des Bundes möglich zu machen, da die allgemeine Stimme in Deutſchland ſich 
mit dem Gedanken einer preußifchen Dictatur und einer Gentralgewalt mit Barlament vertraut 
gemacht hatte, wie die Erklärungen der unabhängigen und patriotifchen Bevölkerung, nament= 
lih Naſſaus, bewiefen, welchen jid) dann die befannten Erflärungen von Eiſenach und Hannover 
anſchloſſen. Der große Anklang, welchen überall in Deutjchland, befonders in Norddeutſchland, 
die Ideen ded Nationalvereind fanden, veranlaßte Ofterreich bald zu einer Kundgebung im anti= 
nationalen Sinne. Es ift dies die Note vom 4. Sept., welche jih aufs entſchiedenſte gegen bie 
Beitrebungen des Nationalvereind audfprad und vorzüglich auch gegen freifinnige Außerungen 
des Herzogs von Koburg-Gotha gerichtet war. Der Zwed indeſſen diefer Kundgebung, die: 
jenigen Fürften einzufchüchtern,, welche die Berechtigung der nationalen Bewegung anerkennen 
würden, wurde nicht erreicht, indem der Herzog von Koburg in einer Note vom 14. Sept. die 
Öfterreichifchen Prätenfionen aufs energifchfte abfertigte. Oſterreich ſuchte den wiedererwach⸗ 
ten nationalen Beftrebungen die Spige abzubrechen, zugleih aud Preußen um die Ehre der 
Initiative bei etwaigen Bundedreformanträgen zu bringen, inden es fich hinter die Mittel: 
ftaaten jterfte und durch dieſe Reformanträge am Bundestage einbringen lief. Gin Ma: 
növer jolder Art war namentlich der Würzburger Gongreß vom 23. Nov. 1859. Als Reful= 
tat diejer Beiprehungen wurben Anträge am Bunde geftellt auf Beröffentlihung der Bundes: 
protofofle, Einheit in Mad und Gewicht, in der Civil: und Griminalgefeggebung, Gründung 
eined Bundesgerichts, Regelung ver Heimatsverhältniffe. Das Schickſal ver meiften diefer An: 
träge war, daß fie nicht zur Verwirflihung gelangten, fondern beim. Bundestage im Stadium 
der Berathung verblieben. Ein fpeciell gegen Preußen ausgefpielter Trumpf war aber der zu 
gleicher Zeit geftellte Antrag auf Befeftigung der Nord: und Dftfeefüften. Man wußte, daß 
Preußen ſchon längere Zeit mit diefer Frage ſich ernſtlich befhäftigte. Freilich wollte es viele 
wichtige Angelegenheit ohne Mithülfe des Bundes auf eigene Hand zu Stande bringen, und 
fol ſelbſtändiges Verhalten war Ofterreich zuwider. So ſuchte man denn Preußen zuvorzu= 
fommen. Wie wenig dadurd die Sache gefördert worden, zeigt ver lImftand, daß man noch 
im Jahre 1862 diefe Lebendfrage ohne Ausfiht auf wirkliche Erledigung berieth. Einen ähn— 
lihen Zwei, Preußen von jedem felbftändigen Bundesreformplan abzufchreden, hatten vie 
identifhen Noten. Gegenüber einem im October 1861 von ber ſächſiſchen Regierung aufge— 
ftellten Bundesreforinplan hatte fi nämlich Preußen (Note vom 20. Der.) dahin erflärt, daß 
es den beftebenden Bundedvertrag nur in feinem völferrechtlichen Charakter erhalten willen 
wolle, und dann die Idee eined engern, aus freien Vereinbarungen ber betreffenden Regierun= 
gen hervorgegangenen Bundes aufgeftellt. Wider dieſe Auffaflung nun, welche allerdings dem 
Berlangen Ofterreichs, mit allen feinen Provinzen in den Deutſchen Bund einzutreten, Eeined- 
wegs entſprach, richtete Oſterreich an der Spige feiner Getreuen (vie vier Königreiche, Naſſau, 
Darmftadt) die identifhen Noten vom 2. Febr. 1862, welde ſich gegen jeded Unionäftreben 
Preußens entſchieden verwahrten. F 

So ſehr auch der Zollverein ſeit ſeiner Begründung von Oſterreich mit ſchelen Augen an— 
geſehen ward, hatte ſich ihm doch lange keine Gelegenheit geboten, um offen feindſelig gegen 
denſelben auftreten zu können. Erſt im Jahre 1849 ging Oſterreich offen mit der Abſicht 
hervor, den Zollverein zu fprengen, um ihn, indem es ſich an Preußens Stelle ſetzte, ebenſo 
wie den Bundestag im feinem Interefle zu leiten. So ftellte ed denn im Detober 1849 den 
Antrag, jtatt des Zollvereind eine öſterreichiſch-deutſche Zolleinigung zu fhaffen, indem es 
hierin ohne Zumuthung eines Opfers für die Einzelſtaaten ein „wirkſames Zufammengehen 
der biftorifch berechtigten Vielheit mit der. nothwendigen Einheit” erblidte. Um Preußen 
jeden Einfluß auf diefen Plan zu benehmen, legte Oſterreich venfelben der interimiftifchen 
Bundescentralcommiſſion vor. In gleicher Weife brachte e8 fpäter die Zolleinigung auf ven 
Dresdener Gonferenzen zur Sprade, ohne jedoch viel Anklang zu finden... Doch gab ſich 
durch die unverhehlte politiſche Hinneigung der meiften Mittelftaaten zu Öfterreich ein läh— 
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mender Ginfluß auf den Zollverein fund. Um fi daher gegen die möglicherweife eintre- 
tende Sprengung des Zollverein einen Erfag zu ſchaffen, ſchloß Preußen am 7. Sept. 1851 
einen Handeldvertrag mit Hannover, welchem ſich bald die übrigen Mitglieder des Steuer: 
vereind anfhloffen. Diefer Vertrag war ohne Mitwiffen und Zuftimmung der übrigen Zoll- 
vereindmitgliever abgefhloffen worden und follte erft im Jahre 1854, mit Ablauf des Zoll- 
vereindvertragd, in Kraft treten. Der Grund hiervon war, daß auf ben Zollconferenzen eine 
Einigung in wichtigen Zollvereindangelegenheiten nicht zu erreichen gewefen. Beſonders auf 
der Gonferenz zu Wiedbaden am 1. Mai 1851 trat offen zu Tage, wie Ofterreihs Einfluß 
auf die meiften Mitgliever ded Zollvereind ein fo bedeutender geworben, daß es ihm leicht 
möglich werben konnte, den Zollverein zu fprengen ober doch tiefeingreifende Tarifänderungen 
herbeizuführen. Als dann im September 1851 Preußen in Rückſicht auf feinen Vertrag mit 
Hannover den Zollverein kündigte, benugte Died Oſterreich, um Preußen die Abſicht unter: 
zuſchieben, es wolle dies jegensreihe Inflitut ganz zerftören, und verfuchte nun einen deutjch= 
Öfterreihifhen Zollverein in Scene zu fegen. Es berief deshalb am 2. Jan. 1852 eine Zoll- 
conferenz nah Wien, an der fi alle Preußen feindlichen deutihen Staaten betheiligten. Dod 
waren die Vorſchläge Ofterreihs für die materiellen Intereffen Deutfhlands fo offenbar un- 
vortheilhaft, daß man fi trog aller Abneigung gegen Preußen genöthigt fah, der Stimme ber . 
Vernunft Gehör zu geben und zum Zollverein zurüdzufehren. Indeß faßte man auf der Zu: 
fanımenfunft zu Darınfladt den Entſchluß, ehe man den Zollverein wieder errichtete, eine Han 
delseinigung zwiſchen Dfterreih und Preußen durchzufegen. Als dann am 19. Febr. 1853 | 
ein Bertrag zwiſchen Ofterreih und Preußen zur Erleichterung des gegenjeitigen Verkehrs zu 
Stande fan, traten die bisher Preußen feindlihen Staaten viefem Vertrage bei, worauf, nad 
erfolgtem Zutritt des Steuervereind, der Zollverein erneuert wurde. In welher Weife nun 
Ofterreich diefen Vertrag zu nugen gedenkt, davon geben die Noten des Grafen Rechberg (De- 
pefche vom September 1861 und Memorandum vom 7. Mai 1862) in —— den preu⸗ 
ßiſch-franzöſiſchen Handelsvertrag überraſchenden Aufſchluß. Hiernach Hat Oſterreich, weil 
ſeine Induſtrie noch nicht ſo weit entwickelt iſt als die des Zollvereins, gerechte Urſache, ſich 
gegen einen Vertrag auszuſprechen, welcher durch Erniedrigung der Tarifſätze der deutſchen 
Induſtrie ein größeres Abſatzgebiet verſpricht. Oder mit andern Worten: Weil ſterreich der 
Schutzzölle bedarf, jo iſt der Zollverein verbunden, gleichfalls fo lange Schutzzölle beizubehal- 
ten, als es dad Intereffe Oſterreichs erheifcht. 

Den/gleihen Zwed der Beeinfluffung der Regierungen und der Niederhaltung jeglichen 
Fortſchritis verfolgte Ofterreich, wie in Deutſchland, fo aud in Italien, nur, daß ed hier in 
anderer Weife zum Ziele zu gelangen fuchte ald dort. In Deutſchland war Oſterreichs Auf⸗ 
treten feit 1815, obwol entſchieden gegen alles gerichtet, was Fortſchritt heißt, ſtets ein viplo- 
matifches, behutſames, nie ein auf Gewaltthat gegründetes. Dies liegt in der Natur der Sadıe. 
Die Sympathien, die Öſterreich durch die Jahrhunderte lange Verbindung mit Deutſchland 
und als ehemaliger Inhaber der Kaijerfrone beſaß, durfte ed nicht durch Gewaltſamkeiten ver: 
legen. Überdies ift es moralifd von Deutſchland abhängig und bevarf deſſen Hülfe ſtets, um 
feine Großmachtſtellung aufredt zu erhalten. Auch brauchte ed in Deutſchland feinen Einfluß 
6108 zu erhalten, nicht erft ihn neu zu begründen. "Ein anderes wichtiges Moment aber ift in 
dem durch die frühere Reichsverfaſſung ausgebildeten Selbftgefühl und Corporationdgeift der 
deutſchen Fürften zu ſuchen, wozu noch dad aus den Zeiten des Reichs ſich herſchreibende Mies: 
trauen gegen Libergriffe Ofterreichö Hinzufommt. Einer bewaffneten Intervention Sſterreichs 
in Deutſchland Hätten ſich alle ſofort entgegengeſtellt. Außerdem hätte auch Preußen ſchon aus 
Eiferſucht ſolches nie geſtattet, und überdies fand Oſterreich im Bundestage ein fo gefügi— 
ges Werkzeug ſeiner Plane, daß es geradezu unpolitiſch gehandelt geweſen wäre, hätte es ſei⸗— 
nen Einfluß in offener und gewaltſamer Weiſe geltend machen wollen. Ganz anders in Ita⸗ 
lien. Hier war Ofterreich von jeher erobernd aufgetreten, und feine Verbindung mit diefem 
Sande beruhte daher auf ganz andern Vorausfegungen ald in Deutihland. In Italien war 
Ofterreid der bei weitem mädhtigfte Staat und, was mehr jagen will, ver einzige Mititärftaat, 
an welchen ſich die übrigen Staaten anlehnen und von ihm retten laſſen mußten, wenn ihre 
Misregierung die Revolution heraufbefchworen hatte. Demgemäß verfuhr denn au Öfter: 
reih. Mit Rückſichtsloſigkeit trat ed dem Volksgeiſt und jeder freiern Regung entgegen und 
befegte, der Einftimmung der Fürften gewiß, die in Aufruhr befindlichen Länder. 

Ofterreichs ganzes Streben in Italien ging dahin, feine Herrichaft zu begründen und 
audzudehnen, alle Freiheitöbeftrebungen nieverzuhalten und überall nad Gelegenheiten zu 
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ſuchen, um fi in die italienifhen Händel einmifchen zu können. Hierbei wurde es vom Glüd 
und feiner ſchlauen Politik nicht wenig begünftigt. Bei Ordnung der europäiſchen Verbältniffe 
im Jahre 1815 erbielt e8 das Lombarbifch: Venetianifhe Königreih, dad verwandte Haus 
Ofterreih:Efte Modena, die Raiferin Marie Luife Parma, der Erzherzog Ferdinand Toscana. 
Man fieht, Dfterreich verftand es vortrefflid, fein Bamilienintereffe zu wahren. Fortan ging 
fein’ ganzes Streben dahin, feinen politifhen und militärifhen Einfluß in Italien zum herr: 
ſchenden zu machen. Bor allen Dingen aber fuchte e8 eine dem deutſchen Bundestage ähnliche 
Vereinigung, eine Art von Ligue der italienischen Fürften herbeizuführen, deven einzelne Theil: 
nehmer fid zur Stellung beſtimmter Gontingente und zu einer gemeinfamen Regierungspolitif 
verpflichten follten. So oft Oſterreich mit bewaffneter Macht in Italien ein Übergewicht erhielt, 
wie 1815,1820, 1831, ftellte ed dahin abzielende Forderungen an die italienischen Regierungen. 

Do fheiterten diefe Verfuhe am dem nicht zu überwindenden Selbftändigfeitsgefühl der 

größern Staaten. So wurde zwar Italien die Inftitution eines Bundestags erjpart, aber ed 

gelang Oſterreich dafür, feinen Einfluß durch Specialverträge mit den einzelner Regierun— 
gen zu befeftigen und auszudehnen. So mußte jih Neapel in einem Aflianztractat vom 
12. Juni 1815 dazu verpflichten, „keine Veränderungen einzuführen, welche mit den monarchi— 
ſchen Einrichtungen oder mit den für die Regierung der Öfterreihifgh:italienifchen Provinzen 
aboptirten Principien in Widerſpruch ſtehen“. Toscana unterwarf am 2. Juni 1815 feine 
Truppen und Feftung dem öfterreihifchen Oberbefehl für den Fall des Kriege. Noch in neues 
fter Zeit (1. Dec. 1847) ſchloß Ofterreich mit Parma und Modena einen Allianzvertrag, mo: 
durch beide Herzogthümer in die Vertheidigungslinie der Faiferlihen Provinzen eintraten und 
Oſterreich, meldhes dafür Hülfe gegen innere Feinde verſprach, geftattet wurde, jeden militä= 
riſch wichtigen Punft zu bejegen, „ſobald es ihm räthlich feine”. Auf den Gongreffen zu 
Troppau und Laibach jeßte es das Interventiondprincip dur, welches ihm fofort Gelegenheit 
gab, die abfolute Fürftengewalt in Neapel, Sicilien und Sardinien durch Waffengemwalt und 
Occupation twiederherzuftellen. Die Reaction wüthete nun in Italien fhonungslos, und unter 
dem Schuße der Öfterreihifchen Bajonnete ward das härtefte Repreſſivſyſtem gegen jede freiere 

Regung ded Volkes angewandt. Neuen Grund zu bewaffnetem Einſchreiten brachte das Jahr 

1830. An der Spige Öfterreichifcher und modeneſiſcher Truppen rückte der vertriebene Herzog 
von Modena in feine Hauptftadt ein. Am 5. März waren die Ofterreicher in Ferrara, am 
13. in Barma, am 25. März lieferten fie ven Aufftändifchen bei Rimini ein Gefeht und rüdten 
am 27. in Ancona ein. Den Ofterreidhern folgte natürlich die politifche Reaction auf dem Fuße, 
und fo brachen denn aud) bald wieder Unruhen aus, namentlih 1832 im Kirchenftaate, welchen 
die Ofterreicher fofort wieder befegten und erft 1838 verließen. Kein Wunder, daß Öfterreich 
gegen jebe Reform war, da die Revolutionen die hülfsbedürftigen Fürften in feine Arme trieben 
und ihm fo Gelegenheit gaben, feinen Einfluß auf jie zu befeftigen und zu erhalten. Soldye Re: 
gierungen, melde Neuerungen abgeneigt waren, flügte e8 in ihrem Abſolutismus; Regierun— 
gen, melde zu Reformen neigten, wurden niedergehalten. So verbot Metternih 1831 dem 
jungen Könige von Sardinien politifche Veränderungen einzuführen und die Flüchtlinge von 
1821 zu anıneftiren. In ähnlicher Weife trat Oſterreich gegen den Papft auf, als dieſer 1846 
den Weg politifher Neformen betrat, und da er ſich nicht einfhüchtern lie, fo war die Befegung 
Ferraras durch die Ofterreicher (Auguft 1847) die deutlichfte Erklärung gegen feine Beſtre— 
bungen. Während Toscana und Sardinien ſich durch dad Vorgehen des Papftes gleichfalls zu 
Conceſſionen genöthigt ſahen, bebarrten Parma und Modena, des Schuged der öſterreichi— 
ihen Bajonnete gewiß, auf ihrer Ablehnung aller und jeder Neformen. Allein diesmal zeigte 
ich auch im Lombardiſch-Venetianiſchen Königreiche eine tiefgehende Misftimmung, die trog 
allen Drudes in Demonftrationen ſich fund gab und im Januar 1848 in offene Feindfeligfeiten 
ausbrach. Es folgte dann der Aufftand in Mailand, der Krieg mit Sardinien, enblih der 
Feldzug des Jahres 1849. Öſterreichs Macht war wieder in dem alten Umfange hergeftellt. 
Alle Regierungen, mit Ausnahme der farbinifchen, beeilten fi die alten Zuftände wiederher- 
zuftellen. Toscana ward von öſterreichiſchen Truppen befegt und ging eine Militärconven— 
tion mit dem Netter ein. Im Lombardiſch-Venetianiſchen Königreich griff ein harter Militär: 
despotismus um ſich. 

In Sardinien wurde indeſſen die Verfaſſung mehr und mehr eine Wahrheit und durch den 
genialen Cavour (ſeit 1850) die innere Reorganiſation dieſes Reichs aufs eifrigſte durch— 
geführt. Hierdurch mußten der öſterreichiſchen Reſtaurationspolitik gegenüber beſtäudige Rei— 
bungen entſtehen, die durch Oſterreichs ſchroffes Vorgehen noch verſchärft wurden. So confis— 
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sirte Die Öfterreihiiche Regierung 1853 die Güter der in Piemont naturalifirten Gmigranien, 
und im Jahre 1857 erfolgte gar aus Anlaß von Angriffen der piemontefiihen Preffe auf den 
Kaifer von Ofterreich bei Gelegenheit eines Beſuchs deffelben in der Lombardei die Abberufung 
des öfterreihifhen Gefandten aus Turin. Sardinien ſchloß ih nunmehr inımer enger an 
Sranfreih an, weldes feinen Schuß nur zu gern gewährte, und trat ſogar mit Frankreich in 
ein geheime Bündnif. Nah dem verhängnißvollen Neujahrögruße von 1859 zögerte Ofter: 
reich nicht, feine Kriegsrüſtungen zu beeilen und fammelte bereit feit dem Januar flarfe Trup- 
penmtaffen am Tieino, Auch Sardinien rüftete eifrig. Die Vermittelungsverfuhe Preußens 
und Englands wie Dfterreih von der Hand, und die Verhandlungen mit ven Großmächten 
zur Beſchickung eined Congreſſes, auf welchem die italienifhen Angelegenheiten geordnet werben 
jollten, jcheiterten an der Starrheit Ofterreihs. Bereit am 23. April erflärte Ofterreih in 
einem Ultimatum an Sardinien den Krieg und überſchritt fhon am 28. April ven Ticino, Die 
Hilfe Sranfreihs für Sardinien trat nun ein, und der Kampf nahm infolge dejfen für Ofter: 
reich eine unglüdlihe Wendung. Dem erften Zufammentreffen bei Montebello (am 26. Mai) 
folgten raſch die Schlaht von Magenta am 4. Juni, die Näumung Mailands am 5., die 
Schlacht von Solferino auı 24. Juni, Schon am 9. Juli folgte dann der Vertrag zu Villa: 
franca, welcher im Frieden zu Zürid (10. Nov.) die Verhältniffe Dfterreichs zu Italien beftim= 
men follte. Oſterreich behielt danach Venetien, trat die Lombardei an Frankreich ab, welches 
jie Sarbinien überlieferte, und mußte aldbald auch die Annectirung der von ihm jo lange beein- 
flußten Herzogthümer an Sardinien gejchehen laſſen. Wie ſich aud) die Dinge in Italien geftal- 
ten mögen, ſo viel ſcheint feſt zu flehen, daß Oſterreichs frühere Rolle in Italien ausgeſpielt 
ift, und daß es wenig Ausſicht hat, jemals wieder die alten Einflüffe feiner Bolitif auf Italien 
geltend machen zu können. K. Hagen und L. 

Haiti, (Politifhe Geſchichte der Inſel; Production und Handel der Re— 
publit Haiti; Production und Handel der Colonie San: Domingo.) Die Infel 
Haiti, nah Cuba die größte der Großen Antillen in Weftindien, umfaßt im ganzen 1368 Qua: 
pratmeilen und wurde 1492 von Columbus entdeckt. Sie war die erfte Golonie, die ſich den 
Europäern aud dem neuen Dceane erhob, die erfte, die in den Spaniern eine Ahnung des Wer: 
thes ihrer neuen Entdeckungen aufgehen ließ; denn man fand Gelegenheit, einen gewinnreichen 
Goldhandel anzufnüpfen, und Gold galt ald ver Werthmeſſer des Reichthums. Den Namen 
Haiti, d. h. gebirgiges Land, fand man vor, vertauſchte ihn aber gegen den beveutungsvollern 
Española oder Hispaniola (da man Ähnlichkeiten mit andalufijhen Landſchaften zu finden 
glaubte), welder Name fpäter in Sau: Domingo verwandelt wurde nad dem Namen ber 
Hauptftadt. Die Infel beftand aus fünf von einander unabhängigen, von Kazifen vespotifch 
regierten Reihen. Die Einwohner, etwa eine Million, ein ſchwächliches Geſchlecht, wurden 
vor Ankunft der Spanier in ihrer harmlofen Exiſtenz beftändig von ven räuberifhen Karaiben 
beunruhigt, welde nah und nad) von den Kleinen Antillen aus ihre Herrſchaft durch kühne 
Seeräuberzüge nah Norden ausdehnten. Der Berfud der Spanier, die Gingeborenen als Hö— 
rige zur Arbeit für die europäischen Goloniften zu nöthigen, ſchlug gänzlich fehl und Eoflete 
ſchließlich faft der ganzen lirbevölferung das Leben. Nachdem man aud von andern weſtindi— 
Then Infeln vergeblich Arbeiter herbeigefchleppt hatte, ſah man ſich endlich veranlaft, die Neger: 
jElaverei zu geftatten. 

Daß die Infel nicht das Eldorado war, dem man nadhjagte, davon fonnte man jidh bald 
überzeugen. Indeſſen waren die Erzeugniffe des Bodens, namentlih Zuder und Baummolle, 
ſchon im 16. Jahrhundert von großer Bedeutung. Die von den Spaniern angelegte Hauptitabt 
San:Domingo war anfangsdie Rejidenz des Admirals des Oceans und Bicefönigs oder Statt: 
halterd von Indien, und die 1509 daſelbſt errichtete föniglihe Audienz follte anfangs den 
Mittelpunkt für das ganze ſpaniſch-amerikaniſche Eolonialreid bilden, wurde aber ſeit 1527 
in ihrer Wirkfamfeit auf die Antillen und Küftengebiete ded heutigen Venezuela beſchränkt. 
Die wichtige Rolle, zu der Hispaniola berufen zu fein fchien, war nur zu bald ausgeipielt. Der 
ſpaniſche Abfolutiemus erreichte in jeiner Golonialpolitif feine höchſte Höhe; die Fleinlichfte 
Beaufihtigung erſtreckte ih auf alle Gebiete ver menſchlichen Thätigkeit und lähmte dieſelbe. 
Man gebot und verbot, wo ſich die Befolgung der Geſetze nicht controliren ließ, und demoralijirte 
dadurch die zum Gehorjam Verpflichteten. Man fuchte zu ifoliren, wo nur Verbindung jegend- 
veih gewejen wäre, lockte dadurch zu heimlihem Verkehr und entzündete den Haß der Aus: 
geſchloſſenen bis zu blinder Leidenſchaft, die jich in enimenſchter Grauſamkeit Luft mahen mußte. 
Man begnügte fih nicht damit, Grund und Boden des eroberten Landes ald Domäne ded Königs 
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anzufehen, man nahm aud dad Meer ald Eigenthum in Anſpruch und betrachtete ſchon das 
Erſcheinen fremder Schiffe in den amerifanifhen Gewällern als todeswürdiges Verbrechen. 
Weder die angeftrengtefte Wachſamkeit noch die rückſichtsloſeſte Gewaltfamfeit Eönnten einem 
der Natur fo miderftreitenden Syſteme eine lange Lebenddauer verleihen, da demielben jede 
innere Berechtigung abging. Da die ſpaniſche Regierung nur alle drei Jahre einmal ein Schiff 
nad San: Domingo jegeln ließ, fo fanden die Holländer um jo mehr Oelegenheit, durch Schleich: 
handel die Handeläbenürfniffe der Bewohner zu befriedigen. An der Nordküſte ver Infel ließen 
fi gegen Ende des 16. Jahrhunderts fogar fremde Anftedler, meift Branzofen, nieder, um 
Jagd auf die ungeheuern Heerben verwilberten Rindviehs zu machen, melde jenen Theil der 
Infel erfüllten. Die Spanier aber fhredten vor feinem Gewaltmittel zurüd, um jene fremden 
Eindringlinge von der Infel zu vertreiben, und nöthigten endlich die meiften jener Boucaniers, 
wie fie genannt wurden, fi den Flibuſtiers oder Seeräubern anzufchließen, die ſich auf ver 
fleinen Infel Tortuga oder Tortue in der Nähe der Nordweſtküſte Haitis niedergelaflen hat: 
ten. Die Macht ver Piraten wurde hierdurch nicht allein beträchtlich vermehrt, fondern aud 
der Raubſucht derjelben eine fo entſchieden feindfelige Richtung gegen Spanien eingeprägt, das 
ihre fühnen Unternehmungen ven Eharafter des erbittertften Rachekriegs annahmen. 

Den Engländern und Franzoſen, die ih im Anfange des 17. Jahrhunderts in Weit: 
indien anfievelten, waren jene Blibuftierd zu wiederholten malen nüglih ald Bundeögenoi: 
fen oder Werkzeuge, und im Jahre 1665 erklärten ſich fogar die Anfiedler auf Tortuga und 
der nördlichen und weſtlichen Küſte Hattis zu franzöſiſchen Unterthanen. Dieſe franzöftiche 
Eolonie San = Domingo, wie man fie damals bereit zu nennen pflegte, zählte an 400 freie 
jeßhafte Einwohner, melde Negerfklaven und weiße Arbeiter (Engagés), die ih auf eine 
beftimmte Zeit zur Arbeit verpflichtet Hatten, zur Bebauung des Bodens benugten. Beim 
Ryswijker Frieven im Jahre 1697 erfannte Spanien den veränderten Zuftand der Dinge 
als zu Recht beftehend an. Erft 1777 murde die Grenzlinie zwiſchen den beiden Inſelhälf— 
ten definitiv feflgefegt, und zwar follte die Grenze an der Norbfüfte von der Münbung des 
Fluſſes Muffacre, weitlid von Monte: Ehrifto, bis zum Pedernalesfluſſe, weitlih von Gap 
Roseo an der Süpfüfte, reihen. Der Sig der franzöfifchen Herrfhaft war zunächſt Gap 
Srancaid (jet Cap Haitien) an der Norbfüfte und wurbe fpäter nad dem um 1750 neu 
erbauten Portzau: Prince verlegt. Bis 1714 war die Golonie dem Generalgouverneur der 
franzöſiſchen Infeln und des Feftlandes von Amerika (ver jeit 1677 zu Martinique refidirte) 
untergeorbnet, wurbe dann aber zu einem unabhängigen Generalgsuvernenment (der franzö— 
ſiſchen Infeln und des Feftlandes unter dem Winde) erhoben und in drei Gouvernements, dad des 
Nordens, Weftend und Südens eingetheilt. Der Generalgouverneur übte die Hoheitärechte der 
Krone aus, mit Ausnahme des Finanzfaches, dem ein Intendant vorftand. Daß die Regierung 
der Colonie nicht weniger abfolutiftifh war als die des Mutterlandes, verfteht fi von ſelbſt. 
Die oberften Gerihtöhöfe, Conseils superieurs oder Conseils souverains, fonnten nur felten 
. die Wiltfürber Regierenden in Schranfen halten. Auch die 1787 an ihre Stelle gefegte Assem-— 
bl&e coloniale bezeichnete faum einen Fortſchritt zur Breiheit, da diefelbe nur aus Kronbeam— 
ten beftand. Da für ven Handel mit Weſtindien das Mutterland ein erclufives Monopol in 
Anſpruch nahm, ſelbſt für Lebensmittel, die faft alle durch auswärtigen Handel zugeführt wer— 
den mußten, jo war die furdtbarfte Hungersnoth, befonders in Kriegszeiten, eine jo gemöhn: 
lihe Erſcheinung, daß die Erbitterung über die von dem Mutterlande aufrecht erhaltenen Mis- 
verhältniffe unter ven Goloniften allgemein wurde. Erſt feit 1780 verftand man fi in Frank— 
reich zu Erleichterungen ded Handels, dir wenigftens der Hungersnoth wehrten. 

Je ärmer indeß die franzöftfche Golonie an ven nothwendigſten Lebensbedürfniſſen war, deſto 
reicher war fie an Colonialproducten geworben. Einen untergeorpneten Rang nahm die Baum: 
wolle ein und fpäter auch der Cacao. Den eigentlichen Reichthum der Kolonie begründeten Zuder 
und Kaffee. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts wurden ald Ertrag von 792 Plantagen jährlich 
mehr als 150 Mill. Pfd. Zuder von San: Domingo ausgeführt und in Fraukreich für 100 Mill. Fr. 
verfauft. Vor der Franzöſiſchen Revolution lieferte vie Kolonie den größten Theil des Kaffees 
für die Erde. Im Jahre 1791 wurden 68 Mill. Pfv. von 2810 Plantagen im Werthe von 
50 Mill. Fr. ausgeführt, während 1750 die gefammte Kaffee-Einfuhr in Europa erft höchſtens 
70 Mill. Pfd. betragen hatte. Der Indigo endlich lieferte 1791 ein Ausfuhrfapital von 
10 Mil. Fr., von 3097 Plantagen. Ariftofratifhen Rang verliehen in Domingo wie au 
auf den andern weftindifchen Injeln die Zuderplantagen, da fie das meifte Kapital in Anſpruch 
nahmen und die meiften Sklaven erforberten, Die Einwohnerzahl des franzöſiſchen Theils der 
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Infel war von 130000 (1726) auf 534000 (1790) geftiegen. Jährlich wurden bier an 
30000 Neger von Afrika eingeführt, ſodaß 1790 auf 480000 Sklaven nur 30000 reine 
Weiße und 24000 freie Mifchlinge famen. 

Die milden Beftimmungen ded Code noir Ludwig's XIV. von 1685 liefen ſich gegen die 
Sitte und die Öffentliche Meinung nit durchführen. Die Hautfarbe begründete vielmehr bie 
allerſchroffſten Kaftenunterjhiede, und man ſah darin die einzige Sicherheit gegen die nume: 
rifche Überlegenheit ver Schwarzen. Auch in Beziehung auf die freien Farbigen fiegte vie Sitte 
über das Geſetz; fie konnten freilih, was die Schwarzen nicht vermochten, Bildung und Reich: 
thum erworben, aber nur um fo bitterer fühlten jie die [hmähliche Behandlung, der jie unter> 
worfen wurben. So unlööbare politifche und foriale Widerfprüche mußten eine beſtändige Gä— 
rung erhalten undam Ende zu den gewaltjamften Ausbrüchen treiben. Die Franzöflfche Revo— 
Iution follte den zündenden Funken in diefe brennbare Maſſe jchleudern: 1789 erfhienen 18 
Deputirte von Domingo in Verfailles, um in der Nationalverfammlung Sig und Stimme in 
Anfprud zu nehmen. Indeſſen ließ man nur ſechs zu. @inen beftimmtern Ausdruck, ald durch 
die Bertretung in der Nationalverfammlung möglich war, erhielten die Wünſche der Pflanzer: 
ariftofratie durd den fhon 1784 gegründeten Elub Mafftac, während die freien Farbigen, um 
ihre Rechte geltend zu machen, jich der jeit 1788 in Paris beftehenden Geſellſchaft ver Amisdes 
Noirs anſchloſſen, welche zunächſt vem Sflavenhandel, weiterhin der Sklaverei entgegenmwirkten. 
In Haiti wurde 1790 die erjte Golonialverfanmlung eröffnet, welche eine Verfaſſung formu= 
lirte, die der franzöjtihen Regierung wenig mehr ald ein OberauffichtBrecht ließ. Indeſſen war 
die Berfaffung von der Ariftofratie und nur in ihrem Intereffe entworfen. Dadurd gelang es 
der royaliſtiſchen Reaction, die Herrſchaft wieder zu erlangen, während ſich 85 Mitglieder ver 
Golonialverfjammlung nad Frankreich einfchifften; jedoch gelang es ihnen nicht, hier ihre poli= 
tifche Thätigkeit zu rechtfertigen. Noch in demſelben Jahre verfügte die Nationalverfammlung, 
daß auch die Barbigen bei ven Wahlen der Eolonialvertreter mitflimmen jollten, ein Gejeg, das 
in Haiti bei ven Weipen den entjchiedenften Widerfpruc fand. Ein Aufftand der freien Farbi— 
gen gegen die weiße Ariftofratie war völlig erfolglos und endete mit der Hinrichtung der Haupt: 
rädeläführer. Die Ermordung des Oberſten Mauduit, des Führers der Royaliften in Port: 
au: Prince, gab 1791 das Signal zu einem Aufftande der Weißen. 

Als nun die franzöfifhe Nationalverfammlung am 15. Mai 1791 den freien Farbigen alle 
Rechte franzöſiſcher Bürger zuſprach, fo vereinigten ſich die Ereolen (die weiße Pflanzerariftofra- 
tie) zu einer eneralverfammlung von franzöſiſch San-ODomingo, während fih, den Greolen 
gegenüber, die freien Farbigen bewaffneten. Bei dem leidenſchaftlichen Haffe der beiden Parteien 
gegeneinander war ednatürlich, daß beide ſchon früher verfucht hatten, ih auf die Neger zu ftügen, 
und ebenjo natürlic war ed, daß die franzöfifchen Freiheitdideen auch den Schwarzen zugeweht 
wurden. Auch jie wollten ihre Menfchenrechte geltend machen und begeugten ihr Verſtändniß der— 
felben durd; Ermordung von 2000 Weißen, durch Zerflörung der Bflanzungen und Greuel aller 
Art vom 23. Aug. 1791 an. Freie Farbige ſchloſſen fih dem Aufftande an und mußten ihn zu 
organijiren. Infolge diefer entjeglihen Revolution fahen ſich die Ereolen veranlaßt, die völlige 
Emancipation der freien Farbigen anzuerkennen. Inzwifchen hatte aber die conflituirende Na— 
tionalverfammlung in Frankreich, beftürzt über die Nachrichten aus der weſtindiſchen Golonie, am 
24. Sept. 1791 die Emancipation der Farbigen widerrufen. So wurde der Friede zwifchen den 
Greolen und Farbigen aufs neue geftört, ver graufame Raffenfampf erhielt neue Nahrung, und 
die Farbigen wurden gezwungen, fi den Negern immer enger anzufhliegen. Die drei Com— 
miffarien, die von Frankreich geſchickt wurden, blieben ofne Einfluß. Am 4. April 1792 wurde 
in Frankreich aufs neue die Gleichberechtigung der Miſchlingsraſſe deeretirt, welches Decret ein 
Bündniß zwijchen der legtern und den Behörden der revolutionären-Regierung Branfreichs zur 
Folge hatte. Die drei neuen von Frankreich gefandten Gommifjare konnten nur mit dictatori= 
ſcher Macht herrſchen, indem fie ſich auf die Farbigen ftügten. Ein neuer Generalgouverneur 
Galbaud, der vom Gonvent ernannt war, ſammelte die Weißen um ji, um die Autorität der 
Gommifjare zu vernichten. Legtere fuchten daher die Hülfe der Neger, welche drei Tage lang 
Gap Frangois mit Mord und Blünderung heimfuchten, Galbaud und die nod übrigen Weißen 
zu eiliger Flucht zwangen und fo die Partei der Greolen zunächſt im Norden, dann aud in 
den andern Theilen der Infel vernichteten, mit Ausnahme der Südweſtſpitze, des Diftrictö la 
grande anse, deflen Bewohner fih mit engliſcher Hülfe nicht nur in ihrem Gebiete behaupteten, 
jondern auch den Hafen St.: Nicolas in Bejig nahmen. 

Außerdem drangen die Spanier in Verbindung mit ven Negern, nachdem Frankreich im 
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März 1793 gegen Spanien den Krieg erklärt, im Norden jiegrei vor. In dieſer Noth decre: 
tirten die franzöfiihen Commiſſare die Emancipation der Sklaven, und ber franzöſiſche Natio- 
nalconvent gab anı 4. Febr. 1794 dazu feine Zuſtimmung. Der eine der franzöſiſchen Gommif: 
fare machte jedod zur Bedingung der Freiheit, daß die bisherigen Sklaven oder Eultivateurs, 
wie fie jegt hießen, als freie Arbeiter auf ihren biäherigen Plantagen blieben, mit dem Rechte, 
alljährlich im September ihrer Herrihaft den Dienft aufzufündigen und eine neue zu wählen; 
‚übrigens follten fie den dritten Theil des Ernteertrags erhalten. Die volle perfönliche Freiheit 
erhielten nur die, welche Militärbienfte leifteten. Nah und nad), mit Hülfe des Gelben Fiebers 
unter den englifchen Truppen und einer Spaltung in dem ſpaniſchen Negerheere, gelang es dem 
frangöfifchen Generalgouverneur Lavequx, die Fortſchritte der auswärtigen Beinde zu hemmen 
und zunächſt imMorben die Oberhand zu gewinnen. Durch den Frieden von Bajel (1795), der 
die ſpaniſche Oſthälfte ver Infel an Frankreich bradte, wurde den Beindieligfeiten der Spanier 
ein Ende gemadt. Im Jahre 1796 gelang #8 Laveaur und dem von ihm gewonnenen Neger: 
häuptling Touffaint (Duverture, im Norden, und denn Mulatten-Rigaud, im Süden die Orb: 
nung einigermaßen wiederherzuftellen. Touffaint war eine fo bedeutende Perjönlichfeit und von 
ſolchem Ginfluffe auf feine Stammgenoffen, daß fein Übertritt einestheild die Stellung des 
Generalgouverneurs befeftigte, anderntheild aber die Farbigen gänzlid in den Schatten drängte. 

Nachdem es Touſſaint gelungen, einen Aufftand der Barbigen in Gap Français zu bemälti- 
gen, ward er zum Lieutenant:Gouverneur erhoben und gebot in der That im Norden von Haiti 
unumſchränkt, während im Süden der Mulatte Rigaud eine ähnliche Stellung behauptete. Der 
von dem franzöfijchen Directorium 1795 geſandte Gommiffar Santhonar beftätigte Touffaint in 
feiner Würde und verlieh ihm noch das Patent eines Diviſtonégenerals, in der Hoffnung, ihn 
durch ſolche Auszeichnungen zu blindem Gehorſam zu nöthigen. Er hatte ſich aber in dem ſchlauen 
Neger gänzlich verrechnet, und diefer wußte jih durch Intriguen in feiner hohen Stellung zu 
erhalten und alle die zu entfernen, die ihm möglicherweife in den Weg treten konnten. Im 
October 1798 mußten die Engländer die Infel räumen; mit dem englifcdhen Heere zogen 
aud) die meiften Creolen von dannen, trog der von Touffaint verfprochenen Ammeftie, ſodaß von 
da an nur nod von den beiden Parteien dev Neger und Farbigen vie Rede fein fonnte. Touſ— 
jaint hatte die Gapitulation mit den Engländern unter dem Widerſpruche des vom Directorium 
gefandten Agenten General Hedouville abgeihloffen und ebenso die Amneftie proclamirt. In 
derjelben Weije fuhr er nun fort als alleiniger und vechtmäßiger Herrſchet der Infel zu han— 
deln. Hedouville mußte unverridteter Sache wierer nah Frankreich zurückkehren. Das Direr- 
torium aber, hinlänglich mit den europäifhen Angelegenheiten beihäftigt, beftätigte Touffaint 
als Dbergeneral ver Kolonialarmee und Generalgouverneur. 

Der greuelvolle Raflenfampf, der Anfang 1799 aufs neue zwiſchen den Farbigen unter 
Rigaud und den Negern unter Touffaint ausbrach, endete mit ver Niederlage der erftern. Bo: 
naparte, als Erſter Conſul, erkannte die Breiheit und Gleichberechtigung der Schwarzen an, 
betätigte Touffaint in feinem Obercommando und jchicte neue Commiffare, die indeflen neben 
Touſſaint eine unbedeutende Rolle fpielten. So hatte Touffaint, der Meſſias der afrifanifchen 
Raſſe, alle jeine Feinde bejiegt und fonnte nun fein Augenmerk darauf richten, aud den öſt— 
lien ſpaniſchen Theil ver Injel feiner wirklichen Herrſchaft zu unterwerfen, 

Das jpanifhe Domingo im Often der Infel war faft in jeder Beziehung das Gegenbild 
von der franzöjifhen Golonie im Weften geworden. Während dieſes im 18. Jahrhundert durch 
die ergiebigfte Cultur von Eolonialproducten zur höchften Blüte gelangte, war jenes zu der ärm— 
lichſten, unbeveutendften Colonie des Erdbodens herabgefunfen. Sein einziger Reihthum be= 
fand in wilden Rinderheerben, fein Haupthandelsverkehr Hatte ſich nad) der franzöftfchen Infel- 
hälfte gewandt und die Bevölferung war 1790 erft auf’ 113000 Köpfe geftiegen. Während 
die franzöſiſche Plantagenwirthſchaft eine große Zahl von Sklaven nöthig machte und dieſe 
große Zahl die Herren zu übermäßiger Strenge heraudforderte, brauchte man in ber fpa= 
nifhen Colonie nur eine geringe Zahl von Sklaven, ſodaß ſich patriarhaliihe Verhältniffe 
zwiſchen Herren und Sklaven bilden fonnten. Das ſpaniſche Geſetz erkannte die Heirathen 
der Freien und Unfreien als vollgültig an, berechtigte die Sklaven ſich Iodzufaufen oder im Falle 
begründeter Unzufriedenheit ven Berfauf an einen andern Herrn zu begehrten, verftattete 
ihnen das Recht zum Eigenthumserwerb und flellte im weſentlichen ven Freigelaffenen dem Freien 
gleih. Die oben erwähnten Widerſprüche zwiſchen Sitte und Gefeg fanden ji auch in Bezie— 
hung auf die Farbigen nicht in der ſpaniſchen Golonie, jondern die Farbigen wurden den Weißen 
gleich geachtet. Während alfo im franzöſiſchen Theile die drei durch Farbe und Hap getrennten. 
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Raffen mit der rafenden Wuth der entfeflelten Naturkraft ven gegenfeitigen Vernichtungskampf 
führen mußten und am Ende das wilde afrifanifhe Clement die Oberhand bebielt, waren im 
Dften Barteiungen, die fih auf Farbenunterſchiede geftügt hätten, unbekannt. Während aufer-: 
dem im Often die katholiſche Frömmigkeit der Spanier fih unangetaftet von moderner Zweifel: 
fucht erhalten hatte, war im Weiten von den Bebildeten dad Glaubensbekenntniß der Aufklä: 
rungsphilojophie mit Eifer ergriffen worden, und bei den afrifanifchen Maffen vertrug ſich auf 
die naivſte Weife der Fatholifche Ritus mit dem abenteuerlichften Fetiſchdienſt und Schlangen 
eultus. Kein Wunder alfo, daß die Öftliche Infelbälfte ven Wunſch der weftlichen nach engerer 
Vereinigung nicht theilen konnte. Auch Hatte die ſpaniſche Regierung wiederholte Anerbietun- 
gen des frangdjifhen Cabinets, Spanifh: Domingo gegen andere Beilgungen zu vertaufchen, 
abgelehnt, weil man die Behauptung der älteften Golonie als Ehrenfache anfah. Die Kriege: 
noth Half über ſolche Bevenklichkeiten hinweg, und der Friede von Bafel brachte, wie fhon 
oben bemerkt, an Frankreich das, wonach e8 fo lange getrachtet hatte, aber num freilich zu einer 
Zeit, wo die Fortdauer der Herrſchaft der Franzoſen in ihrem eigenen Antheil in Frage fand. 
Man konnte deshalb auch nicht ſofort Befig ergreifen, und die ſpaniſchen Behörden blieben in 
Function. Erft im Januar 1801 bielt Touffaint feinen Einzug in der ſpaniſchen Hauptftadt 
San: Domingo, nachdem er den Widerspruch des franzöſiſchen Gommiffard und ven Widerſtand 
der ſpaniſchen Truppen beitegt hatte. Touffaint, der Größte der Schwarzen, ftand jegt ald fran- 
zöfliher Generalgouverneur und Obergeneral der ganzen Infel auf der Höhe feiner Macht und 
vertheilte das ibm unterthänige Land unter feine Getreuen. In Beziehung auf Farbenunter- 
ſchiede zeigte er feine Vorurtheile. 

Die Armee von 20000 Mann regelmäßiger Truppen wurde vortrefflih organifirt und 
disciplinirt. Dur den Code rural vom 14. Oct. 1800 organifirte er die Arbeit. Die ſoge— 
nannten Anbauer (cultivateurs) und die beim Heere überflüfjigen Neger wurden auf ihre alten 
Plantagen zurüdgefhidt und auf fünf Jahre wieder an die Scholle gefeffelt, wo fie für ein 
Viertel des Ertrags arbeiten mußten; erft nach Ablauf diefer Zeit traten fie in die Klaſſe völlig 
freier Arbeiter. Trägheit wurde ald Verbrechen fireng beitraft. Zwar belief ſich die Zucker: 
ausfuhr 1801 nur noch auf 19 Mill. Bio. und die Kaffeeausfuhr auf 43 Mil. Pfd., dagegen 
war aber der Werth der Ausfuhr Foftbarer Hölzer, der 1791 nur 40000 Fr. betragen hatte, 
1801 auf mehr ald 6 Mill. geftiegen. Eine Gonftitution, die Iouffaint 1801 entwerfen, von 
einer Deputirtenverfammlung annehmen und dann nach Branfreich ſenden ließ, ſprach die Ab- 
ſchaffung ver Sklaverei auf ewige Zeiten und Gleihberechtigung aller Hautfarben aus, erklärte 
ihn felbft zum Generalgouverneur auf Lebenszeit und erfannte ihm das Recht zu, feinen Nach— 
folger zu wählen. Auch in allen andern Beflimmungen war diefe Gonftitution der franzöfifchen 
Gonfularverfaffung nachgeahmt. Daß Bonaparte, nachdem ihm durch den Frieden von Amiens 
das Meer wieder geöffnet worden, diefe factifche Unabhängigfeit der Infel von Frankreich nicht 
dulden würde, ſahen felbit die weißen Freunde des großen Negerbictatord voraus. Im Anfange 
des Jahres 1802 bereits war eine Flotte von 60 franzöſiſchen Kriegsſchiffen mit 12000 Mann 
Truppen unter dem Oberbefehl des Generals Leckere, eines Schwagers des Erſten Gonfuls, in 
der Bucht von Samana an der Oftfeite Haitid verfammelt, um die Perle der Antillen wieder 
unter die Herrſchaft Frankreichs zu bringen. 

Ein Theil der Expedition eroberte ohne Mühe, von den fyanifchen Greolen unterftügt, die 
früher fpanifche Solonie. Mehr Widerſtand fand man im Weften der Infel. Die Neger be: 
zeichneten ihren Rückzug von der Küfte in das gebirgige Innere durch Zerflörung und Verwü— 
flung. Leclere gab den Negern die beruhigenoften Verfiherungen und gewann nad) und nad 
die Generale Touffaint's, ſodaß diefem nichts übrig blieb, als fih der neuen Ordnung zu fügen. 
Er ward in feinem militärifhen Range beftätigt und zog fih auf feine Güter zurüd. So ſchien 
in drei Monaten der Zweck der Erpevition vollftännig erfüllt zu fein, ald das Gelbe Fieber den 
größten Theil des franzöſiſchen Heeres hinwegraffte. Diefer unerfegliche Verluſt machte Leclerc 
bejorgt über die Sicherheit der franzöſiſchen Herrſchaft und damit mistrauifch gegen die Neger 
und Farbigen. Nigaud wurde ald Staatögefangener nach Frankreich geſchickt. Touffaint, nach— 
dein er verrätberifchertveife gefangen genommen worden, erlitt gleiches Schickſal. Rigaud ge: 
langte 1810 nad Haiti zurüd; Touſſaint ftarb 1803 im Gefängniß zu Befangon, angeblich 
an Gift. Die Unzuverläfiigkeit ver Verfprechungen Leclere's führten zu einem neuen Neger: 
aufftande im Norden und Welten, der hauptſächlich durch Neger felbft wieder gedämpft wurde. 
Erfolgreicher war der Aufftand unter dem Mulatten Alexander Petion im September 1802, dem 
fi die Negergenerale Chriſtoph und Deffalines anſchloſſen, mährend deſſen Leclere dem Gelben 
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Fieber erlag. Als im Mai 1803 nun aud der Krieg zwilchen Frankreich und England wieder 
ausbrach, fahen fih die Brangofen unter Rohambeau, die jhon vorher von den Negern auf 
einige Küftenpunfte beſchränkt worden, außerdem von engliihen Blofabegeihwadern und Hun⸗ 
gerönoth bedrängt und mußten endlich, durch Gapitulation gezwungen, als Kriegägefangene 
der Engländer die Infel verlaflen. In dem ſpaniſchen Theile verſchwand die franzöfiiche Herr— 
ſchaft erfi 1809 mitteld einer von den Engländern unterftügten Verſchwörung der fpanifchen 
Greolen unter Don Juan Sanchez Ramirez. Infolge deſſen kehrte die Öftliche Infelhälfte unter 
die Botmäßigfeit Spanien® zurüd, und der Parifer Frieden 1814 janctionirte Spanien den 
Beiig diefer Golonie, die wieder ven Namen San:Domingo angenommen hatte. 

Im Welten trat zunächſt durch die Wahl feiner Waffenbrüder der Neger Johann Jakob 
Defjalines ald Generalgouverneur auf Lebenszeit an die Spige des Staates (ber feinen alten 
Namen Haiti wieder annahm) mit dem Recht zur Gefeggebung, zur Entſcheidung über Krieg 
und Frieden und zur Wahl feines Nachfolgers. Er hatte fi durch militärifches Talent und wilde 
Tapferkeit audgezeichnet, war aber ohne eine Spur von Bildung und bebte vor feiner Grauſamkeit 
zurüd, Im April 1804 wurden die Weißen, nachdem fie zum Theil durch trügerifche Vorfpie- 
gelungen auf die Infel zurückgelockt worden, in einem von Deffalines angeordneten Blutbade nie: 
dergemegelt. Seitdem wurde allen Weißen die Naturalifation und der Erwerb von Örundbefig 
grundgefeglih verfagt. In Beziehung auf die Bodencultur kehrte Deffalines zu dem Syfteme 
Touffaint’3 zurüd. Die Plantagen der Weißen wurden an die vornehmften Anhänger der Re: 
gierung vertheilt oder durch Pächter bewirthichaftet. Cine Volkszählung 1805 ergab im gan: 
zen nur noch 380000 Seelen. Am 8. Det. 1804 ließ ih Deffalines, in Nahahmung Napo⸗ 
leon’8, unter dem Namen Johann Jakob I. zum Kaifer proclamiren. Nachdem dieſer Kaiſer 1806 
von feinen Truppen in einem Aufftande erfchoflen worden, wurde der Negergeneral Heinrich 
Ehriftoph zum Oberhaupt des Staates ernannt. Eineronftituirende Berfammlung erklärte Haiti 
für eine Republif, Da aber Heinrid Chriſtoph fich nicht mit der Würde eines Präjidenten be: 
gnügenmollte, jo mußte aufs neue an die Entfheidung der Waffen appellirtwerben. Wie früher 
Touſſaint und Rigaud, fo ftanden jegt Chriſtoph im Norden mit beinahe monarchiſcher Gewalt 
und der Mulatte Alerander Petion ald Präfident des Südens und Weſtens einander feindlich 
gegenüber. Der erftere ließ ih im März 1811 unter dem Namen Heinrich I. zum erblichen 
König ausrufen. Der neue König abmte mit gewiffenhafter Treue die Etikette europäiſcher 
Höfe nah, umgab ſich mit einem zahlreichen Hofftaat, fliftete einen königlichen Orden und be: 
gründete einen Erbadel verfhiedener Rangſtufen. Die Namen dieſer ariftofratiichen Sanscu— 
lotten, wie Herzog von Marmelade, Graf von Limonade u. f. w., vermochten indeffen eher den 
Appetit zu reizen, ald Ehrfurcht zu erwecken. Die niedern Klaffen wurden wieder ald Hörige an 
die Scholle gefeffelt und den Grundbefigern untergeben. Die Republif Haiti im Süden, unter 
Petion, gab ſich 1816 eine neue Berfaffung nad amerifanifhem Mufter; jedoch follte der Prä— 
fident fein Amt lebenslänglich befleiden, feinen Nachfolger wählen und großen Einfluß auf die 
Wahl des Senates haben. Während der König im Norden die großen Plantagen zu erhalten 
fuchte, zerftüdelte der Präſident im Süden den Boden und vertheilte ihn unter mehr ald 100000 
Fleine Grundbefiger. Damit wurde die Cultur von Zuder, Baummolle und Indigo unmöglid ge: 
macht. Während im Norden die Trägheit ftreng beftraft wurde, war fie im Süden erlaubt, 
und die Neger machten in der ausgedehnteften Weiſe von diefer Erlaubniß Gebraud. Petion, 
der wol ſchmerzlich die verberblihen Folgen feines Syſtems erfannte, aber aus Furcht vor 
ben Schwarzen ed nicht zu ändern wagte, ftarb anı 29. März 1818, wie man fagt, eined freis 
willigen Hungertodes. Des Verftorbenen Freund und Waffengefährte, der farbige General 
Johann Peter Boyer, folgte auf den Wunſch Petion's in der Präſidentenwürde. König Seins 
rich erſchoß fi) am 8. Det. 1820 in einem Soldatenaufftande, fein Sohn ward ermordet. Boyer 
vereinigte noch in vemfelben Monate die ganze weftliche Infelhälfte zu einer Nepublif, und als 
im December 1321 ſich der Öftliche Infeltheil von der Herrihaft Spaniens wieder losriß, ge— 
lang es Boyer, auch diefen Theil der Republik einzuverleiben und die Verfaſſung von 1816 
auf die ganze Infel auszubehnen. Um die Anerkennung Frankreichs zu erlangen, verftand man 
fi, nach verſchiedenen erfolglofen Unterhandlungen, zu einer Zollbegünftigung der franzöſi— 
Ihen Blagge vor allen andern Nationen und (1825) zu der terminweilen Zahlung von 
150 Mill. Fr. durch welde die außer Beſitz gefegten Pflanzer entſchädigt werben follten, 

Man hatte aber mit diefen Bedingungen Verpflichtungen übernommen, die über die Kräfte 
des zerrütteten Staates gingen. Man bezahlte bis auf 120 Mill.; diefe wurden 1838 auf 60 
Mill, vedurirt, von denen man 9,600000 Er. rechtzeitig bezahlte. Im Jahre 1847 wurde dann 
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die Hälfte der Einfuhrzölle und Tonnengelder, vom 1 Jan. 1849 an gerechnet, für. den Reſt ver 
Schuld angemiejen. Die Folge diefer Verfhuldung war eine Überfhwemmung mit Papiergeld, 
deffen Curswerth natürlich mehr und mehr Hinter dem Nominalwerth zurüdblieb. Stärfer noch 
als die Unzufriedenheit im Werften über dieſe Gelvangelegenheiten war die Entrüftung im Often 
über die Gewaltthätigfeit und Hinterlift, mit der Boyer einen großen Theil des Grundbeſitzes 
fi zueignete und die frühern Beſitzer zur Auswanderung nöthigte, wenn er fie nicht gar in 
Kerkern fefthielt oder erjchiegen ließ. Außerdem beleidigte er ven Klerus, indem er ihn rüd- 
ſichtslos der Kirhenihäge zu Staatözweden beraubte, aud) führte er verfchiedene Mafregeln 
ein, die den beiden Haupterwerböquellen des Oſtens, der Viehzudt und Ausfuhr Eoftbarer 
Hölzer, verberblid zu werden drobten. Im Jahre 1826 erließ Boyer einen jogenannten Code 
rural, welder verhindern jollte, va ſich das Syſtem ver Bodenzerſtückelung aud über den Nor: 
den ausdehnte. Allein die Bodenzerfplitterung nahm deſſenungeachtet mehr umd mehr zu, bie 
ihwarze Bevölferung verfanf in Trägheit, die Zudercultur verſchwand, die Kaffeeproduction 
gerieth in Verfall; nur die Holzausfuhr nahın zu. Dur eine Berfhwörung, zunächſt durch 
Boyer's willfürlihe Eingriffe in die Verfaffung veranlaßt, wurde am 13. März 1843 ber 
Präfident geftürzt. Die Verfaffung wurde im demofratifhen Sinne revidirt und eins ber 
Häupter der Verfhwörung, der farbige General Herard:Riviere, auf vier Jahre zum Prä- 
fiventen erwählt. Das neue Oberhaupt des Staateö fand um fo weniger Schwierigkeit, die im 
höchſten Grade unpraftifche Verfaffung zur Erhöhung feiner eigenen Macht zu verbeſſern, als 
ungefähr gleichzeitig mit der Empörung im Welten aud) der Often ‚gegen die verhaßte Herr: 
Ihaft Boyer's und Die aufgezwungene Vereinigung mit dem Weften fi) erhoben hatte. Zwar 
führte diefe Erhebung zunächſt nur dazu, daß die Bewohner des Oſtens um fo rückſichtsloſer 
behandelt und in ihren höchſten Intereffen gefränft wurden, aber deſto mehr reifte und bes 
feftigte ih bei ihnen ver Entſchluß, ſich der unleidlihen Verbindung mit dem Negerftaate um 
jeden Preis zu entziehen. 

Am 27. Febr. 1844 proclamirte Jinienez zu San-Domingo die Unabhängigkeit des Oſtens 
und bie dominikaniſche Nepublif, Aus den Schreden einer Invafion der Schwarzen rettete fein 
Vaterland durd einen fühnen Reiterangriff gegen das faft zehnfach überlegene Feindesheer Pedro 
Santana, ein Mann, der von nun an die hervorragendfte Rolle in dem neuen Staate fpielte, 
deflen Exiſtenz er vor allen gefihert hatte. Er war aus jpanifhem und karaibiſchem Blute ent- 
ſproſſen in ver Nähe des Fleckens Seybo, wo ziemlich ungeftört von den Eingriffen der weftli- 
hen Regierung fidh ein Kern der Nachkommen der alten Bevölferung, den Traditionen der fpa= 
nifchen Vorväter treu anhänglih und von glühenden Haſſe gegen dad Negerregiment erfüllt, 
erhalten hatte. Ein wiederholter Angriff der Neger 1845 wurde ebenfalls zurückgeſchlagen. 
Aufs neue rettete Santana, „der Löwe von Seybo“, fein Vaterland 1849, Die Unfälle, die 
den Präſidenten Riviere in dem dominikaniſchen Freiheitöfriege betroffen hatten, führten feine 
Abſetzung herbei. Der neue Präjident, der ſchwarze General Öuerrier, fonnte jih erſt nad 
einem Bürgerfriege in der Republik des Weftend allgemeine Anerfennung verſchaffen, ftarb 
aber jhon 1845. Seines Nachfolgers, des ſchwarzen Generals Vierrot, eined rohen und gewalt- 
thätigen Menſchen, wurbe man bald allgemein überbrüffig, und ehe ein Jahr feiner Amtsfüh: 
rung verflojfen war, erhob eine unblutige Revolution den ſchwarzen General Ride, einen in: 
telligenten und unterridyteten Dann, auf den Präſidentenſtuhl. Eine plögliche Krankheit vaffte 
diefen nad wenigen Monaten dahin. Um eine nun drohende zwiejpältige Wahl und einen 
neuen Bürgerkrieg zu vermeiden, kamen die ftreitenden Parteien überein, die von ihnen begün— 
fligten Ganditaten fallen zu laffen und einen Dritten zu wählen, einen bis dahin gänzlich obſcu— 
ren Menſchen, der jelbft an nichts weniger ald an feine Erhebung gedacht hatte, den ſchwarzen 
General Fauſtin Soulouque (1. März 1847). 

Soulouque war ein gänzlich roher Menſch, fo unwiſſend, dap er erft nad feiner Erhebung 
zum Präfidenten ſich berufen fühlte, leſen und fchreiben zu lernen, jo abergläubifh, daß er ſich 
durch jeine Verehrung der Congoſchlange, durch feinen Umgang mit Zauberern und Heren 
bei den Gebildeten lächerlich machte, fo beſchränkten Geiftes, daß alles, was auf Bildung An— 
ſpruch machte, ihn mit dem büfterften Haffe erfüllte. Nachdem der neue Präſident ſchon bald 
nad) feiner Wahl unziweideutig genug dargethan, daß ihm die Konftitution nur ein Stück Pa— 
pier jei, fliftete er im Verein mit feinen Genoffen feit dem 16. April 1848 ein entjegliches 
Blutbad unter den Farbigen an. Vier Tage lang dauerte das Morden in Portzaus Prince, 
monatelang im Süden, und als die Familienſeene, wie Soulouque in ſcheußlichem Hohne 
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kammer dem ſchwarzen Nero ihren Dank für die „Rettung des Baterlandes und der Verfaſ— 
fung”, und der Senat pried den ‚‚fegendreihen Einfluß feiner weifen und gemäßigten Negie- . 
rung”. Das Bolt von Halti, d. h. die kindiſche Negerbevölferung, „in dankbarer Anerken— 
nung der unausſprechlichen Wohlthaten des Präſidenten“, flehte Soulouque an, den Kaiſer— 
titel anzunehmen, und der Präfident willfahrte huldreich dem ftürmifchen Verlangen. Am 
26. Aug. 1849 fand die Krönung ftatt. Die Krone aus Pappe, mit Goldpapier beflebt, ein 
Produet einheimifcher Induftrie (da die in Paris beftellten Throninfignien nicht rechtzeitig be— 
fhafft werden konnten und außerdem ihre Lieferung wegen zweifelhaften Credits unficher 
ſchien), jombolifirte die Machtſtellung des neuen Kaiferreihs. Natürlih war ver Kaifer völlig 
abfolut; für feine und feiner Familie Eivillifte begnügte er fi mit dem fünften Theil der 
Staatdeinnahme. Der Hofftaat, aus König Chriſtoph's Zeit an gaftronomifchen Titeln und 
Würden und Orden für unausſprechliche Verdienfte überreich, warb bedeutend vergrößert, nur 
daß die neuen Adelichen nicht mit Territorialbefig belehnt wurden, fondern, da ihr Gehalt nicht 
ausreichte, ihre Würde zu behaupten, ſich genöthigt fahen, durch Betreibung beſcheidener Ge: 
werbe die Kundfchaft ver Plebejer zu gewinnen. Das Heer wurde auf 25—30000 ſchlecht be: 
waffneter und noch ſchlechter uniformirter Soldaten gebracht und vorſorglicherweiſe durd die 
Zahl der Generale eine ſechsffache Vergrößerung der Armee vorbereitet. Die Faiferliche Kriegs: 
flotte beftand aus zehn ausgedienten Kauffahrern. Das Staatseinfonmen des Kaiſerreichs 
belief ih auf 5—6 Mill. Br. Das Papiergeld, das mit großer Bereitwilligfeit vermebrt 
wurde, verlor mehr und mehr an Werth. Der Berfuh, ven Handel mit Kaffee und Baunı: 
wolle für den Staat zu monopolifiren, mußte nad ungünftigen Erfahrungen ungefähr in Jah: 
reöfrift (1850) mieder aufgegeben werden. Trotzdem konnte ed nicht fehlen, daß Handel und 
Gewerbe tiefer und tiefer janfen. Wie Fauftin I. aber in feinen Staatsftreihen, in feinem 
Hofceremoniell, in feiner Kriegsmacht fi europäifche Vorbilder zum Mufter nahm, fo war 
feine Sorge für die Zufunft in Beziehung auf feine eignen Finanzen, bei einem möglichen 
Sturze feiner Dynaftie, auch nicht ohne Vorgang in Europa, nur daß er dafür fehr eigenthüm— 
liche Mittel wählte, Er machte Handelsgeſchäfte mit Kaffee, vermiethete Käufer für hohe Preife, 
benugte feine Soldaten, un Land zu bebauen, und trieb nicht unbedeutende Schweinezudt. 

In der dominikanifhen Republik war inzwifhen, nady der Vertreibung des Negerheeres, 
Santana als Retter des Vaterlanded mit der höchfſten Gewalt bekleidet worden. Im Herbite 
1844 trat eine conftituirende DVerfanmlung zufanmen , welde der neuen Republif eine 
Verfaflung gab, die im ganzen der von Venezuela nachgebildet war. Die Executive Tollte 
in den Händen eined Präfiventen ruhen, der auf vier Jahre durch Volkswahl unter Con— 
trole des Congreſſes zu wählen war und erft nah Ablauf von abermald vier Jahren wie: 
der gewählt werden fonnte. Fürs erfte mal wählte die conftituirende Verſammlung San: 
tana, und zwar fir zwei Termine bis zum 15. Febr. 1852. Die Legislative übte ein Natio- 
nalcongreß, zu San:Domingo tagend, beftebend aus einem Erhaltenden Rathe (Consejo Con- 
servador) von fünf Mitglievern (für jede Provinz eins), auch mit dem ausfhließlihen Rechte 
zur Begnadigung und Kriegserklärung befleivet. Zur Verwaltung der Juftiz wurde ein Oberge: 
rihtshof nebft den nöthigen Untergerichten eingefegt. Das paſſive Wahlrecht follte von dem 
Alter von refp. 25 und 30 Jahren und Beilg von Grundeigenthum abhängig fein; das active 
follte jedem zuftehen, ver Aderbau, einöffentliches Amt, eine Wiffenfchaft, freie Kunft, Induftrie 
oder ein Handwerk betriebe; die Wahl follte indirect fein. Die katholiſche Religion wurde zur 
Staatöreligion erklärt. Das Bürgerreht wurde nicht nur den vormald Ausgewanderten und 
ihren Nahfommen vorbehalten, e8 follte auch jedem Fremdlinge ertheilt werden, der für 6000 
Piaſter Grundbefig erwürbe oder auch nur durch eigener Hände Arbeit einen eigenthümlichen 
Bauerbof begründete. Für denjenigen aber, welcher 12000 Piafter in Grundeigerthun an— 
legte oder eine Tochter des Landes heirathete, jollte ver ſonſt zum Vollbürgerrechte erforderliche 
fehsjährige Aufenthalt um drei Jahre abgefürgt werden. Überhaupt fuchte man die Einwande— 
rung weißer Anfievler durch Breigebigfeit zu begünfligen; doc wurden die Ausländer wol 
dur die unjihern politiihen Verhältniſſe abgefhrekt. Santana brachte mit Hilfe feines 
Freundes Buenaventura Baez ſchon in den drei erften Jahren feiner Amtöführung einige Ord— 
nung in den Staat. Die Flotte beftand aus fieben wohlbenannten und wohlbewaffneten Küften: 
fahrzeugen, das Heer aus 6— 7000 Mann, ohne die berittenen Hirten, und in dem Staats 
ſchatz befand fi ein Fonds von 42000 Piaftern. Mehrere Erhebungen ehrgeiziger Landsleute 
wußte Santana unſchädlich zu machen. Indeſſen wid er im Auguft 1848 freiwillig der wach— 
fenden Oppofition feiner Neider und überließ den Präſidentenſtuhl dem Creolen Jimenez, der 
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fih aber völlig unfähig zeigte, die Staatögewalten im Gleichgewicht und die Finanzen in 
Ordnung zu erhalten. Als i im März 1849 Soulouque in die dominifaniiche Republik einfiel, 
ſoll der Präfident den Verräther gefpielt Haben, während Santana aufs neue fein Vaterland 
von den ſchwarzen Horben retten mußte. Jimenez wurde fpäter in Haiti Herzog von Sa- 
mana; Santana ward infolge des Kriegs Generalifjimus des dominifanifhen Heeres. Zum 
Präfidenten wurde auf Santana's Wunſch deffen Freund Baez gewählt, ver fein Amt bis zum 
15. Bebr. 1853 verwaltete und beſonders den Finanzen wieder aufzubelfen fuchte. Unglück— 
licherweife hatten jih Santana und Baez während diefer Zeit jo entzweit, vaß Santana, als er 
1853 aufs neue auf den Präfidentenjtubl erhoben ward, feinen frühern Freund in die Ver: 
bannung ſchickte. Santana danfte jedoch 1856 ab, verfühnte ſich mit Baez, und diefer wurde 
wieder Präſident. Baez aber entzweite jih aufs neue mit Santana, den er nun in die Verban- 
nung ſchickte. Begünftigt vurd einen Aufftand, fehrte Santana zurüd und bemädhtigte ſich der 
höchſten Gewalt (gegen den rechtmäßig erwählten Präfiventen Valverde), die er von 1858 an 
mit dietatorifher Strenge übte. Es war indeilen unmöglid, daß der Staat gedeihen konnte, 
jolange feine Sicherheit gegen die ſchwarzen Nachbarn eintrat. Aber dieſe jchien ohne ven Schuß 
eines mächtigen Staated nicht erreichbar zu jein. 

Man hatte daher jeit 1843 zu verfhiedenen malen mit Frankreich unterhandelt, jedoch ver: 
hinderten politiihe Bedenken die franzöjifche Negierung, die Wünſche der Dominifaner zu er: 
füllen. Die Unterhandlungen mit den Vereinigten Staaten fcheiterten an der Unmöglichkeit 
feitend der legtern, die Forderung der Dominikaner in Beziehung auf Gleichſtellung der Far: 
bigen mit den Weißen zu erfüllen. Die Intriguen Englands ſeit 1844, um in den Beſitz der 
öſtlichen Inſelhälfte zu gelangen, blieben ohne Erfolg, da man eine engliſche Herrſchaft höd: 
ſtens als nothwendiges Übel ſich hätte gefallen laffen. Spaniens politifche Verhältniffe in 
den vierziger Jahren boten feine Garantien der Sicherheit. Erft 1856 erfannte Spanien 
die Unabhängigkeit der Dominifaner an, jeßte aber dabei die merfwürdige Glaufel dur, daß 
geborene ſpaniſche Unterthanen und deren Kinder, die im dominikaniſchen Gebiet anfällig feien, 
nad) Belieben wieder ihre urfprüngliche Nationalität annehmen dürften; ſolche dominikaniſche 
Spanier jollten dann von der Militärpfliht und andern öffentlihen Laften befreit fein. Die 
durch dieje Immatriculation gebotene Prämie auf fpanifhe Nationalität ſuchten ſich natürlich 
möglihft viele zu eigen zu machen. Santana, anfangs wider Willen, mußte ji dem Zuge 
nad dem alten Mutterlande Spanien anſchließen und zulegt felbft die Gonfequenzen aus der 
fpaniihen Immatriculation ziehen. Am 18. März 1861 ließ er, im Einverftändnig mit 
Sleihgefinnten, die Wiedervereinigung Domingos mit Spanien verfünden. Die Vereinigten 
Staaten, die mit ihrem Bürgerkrieg vollauf befhäftigt waren, und Haiti, im Bewußtſein feiner 
Schwäche, mußten ji mit Proteften begnügen. England wurde durd die-Zufage beruhigt, 
daß die Schwarzen für ewige Zeiten in der neuen Golonie frei jein follten, weldes Recht jelbit 
auf flüchtige Sklaven ausgedehnt wurde. Frankreich aber war mit diefer Vergrößerung des 
ſpaniſchen Eolonialbefiges vollfommen einverftanden. 

In der weſtlichen Inſelhälfte war inzwiſchen die allgemein verhaßte Herrihaft Soulouque's 
einem Militäraufitand erlegen, an deſſen Spige der farbige General Fabre Geffrard trat, der 
am 15. Jan. 1859 ohne Widerftand in Bortsau: Prince einzog, den Abzug des Kaiſers ſicherte 
und die Präfiventichaft ver wieverhergeftellten Nepublif übernahm. Geffrarb wird als ein in— 
telligenter Mann geſchildert, ver Kunft und Wiſſenſchaft begünftigt. Die kirchlichen Verhält— 
niſſe wußte er 1861 durch ein Concordat mit dem Papfte zu ordnen, nad) welchem dem legtern 
geftattet fein joll, einen Erzbiſchof und vier Biſchöfe, und zwar, wenn der Papft ed für gut findet, 
von weiger Raffe zu ernennen. Einen Zuwachs von Bevölkerung befam die Republif durd 
flüchtige Neger, die in den drei legten Monaten des Jahres 1861 in 11 Schiffen vou Neuyorf, 
Philadelphia und Bolton nad Haiti abgingen. Durch Prämien fuchte die Regierung die Ein: 
wanderung zu heben. Auch auf die Erziehung des Volkes wurde vom Präfidenten große Sorge 
verwandt. Die Veränderung zum Beflern, die in allen Zweigen der Verwaltung uftter der 
neuen Regierung eingetreten ift, zeigt fich auch darin, daß das Papiergeld im Werth um 20 Proc. 
geftiegen ift. 

Die Republik Haiti, aufder Weſtſeite der Infel, umfaßt einen Raum von 558 Qua— 
dratmeilen und zählt gegenwärtig eine Bevölkerung von etwa 560000 Seelen. Im Jahre 1789, 
als die Republik nody eine franzöſiſche Golonie, bedeckte das cultivirte Land eine Fläche von 
2,289480 Aeres, die auf 793 Zuder:, 3117 Kaffee:, 3160 Indigo-, 54 Cacao- und 623 klei— 
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nere Plantagen zur Erzeugung von Korn und andern Begetabilien vertheilt waren. Aus den 
20 Hafenſtädten führten etwa 1500 Schiffe die werthvollen Producte aus. Die herrlichen Pflan— 
zungen haben jich ſeitdem faft gänzlich in uncultivirte Wüften verwandelt. Die große Eultur 
ift vernichtet; was ausgeführt wird, wird meiftend nur in Fleinen Ouantitäten erzeugt. Zucker, 
der früher in jo beträchtlichen Ouantitäten ausgeführt wurde, muß jegt eingeführt werben. 
Kaffee ift noch ein Haupt:Erportartifel. Die Dualität-ift geringer geworben und wird auf den 
europäifchen Märkten nicht ſonderlich geſchätzt, jedoch nod) immer verhältnißmäßig theuer genug 
bezahlt, weil nur ein geringer Theil dev Bohnen zerbrödelt zu fein pflegt. Der Export von Kaffee 
ward für 1858 auf 400000 Etr. angegeben. Für 1859 wurde der Antheil Haitis an der Ge: 
ſammt-Kaffeeproduction der Erde auf 7 Proc. berechnet. Den zweiten wichtigen Artifel des 
Exports bilden werthvolle Holzarten, befonderd Mahagoni (1859 27/, Mill. Kubikfug) und 
Blauholz (1859 100 Mil. Pfd.). Die übrigen Artifel der Ausfuhr find: Cacao (1859 1 Mil. 
Pfd.), Baummolle (1859 1 Mill. Pfd.), Manilagrad (1859 Y, Mil. Pfd.), Wachs, 
Honig, Schilopatt, Hörner, getrodnete Häute. Der Totalwerth der Ausfuhr betrug 1789 
205 Mill. Fr., 1801 65 Mill., 1824 22/, Mill., 1829 4 Mill., 1854 30 Mill., 1855 
15,891923, 1856 23,579200, 1859 gegen 48 Mill. Sr. Die Einfuhr Hatte 1855 einen 
Merth von 25,337700 Fr., 1856 von 24,949380, 1859 von etwa 36 Mill. Fr. 

Im Jahre 1854 liefen 541 Schiffe von81965 Tonnen ein, dagegen 488 von 74208 Tonnen 
aus, und bei der Küftenfhiffahrt waren 123 Schiffe von 21852 Tonnen befhäftigt. Im Jahre 
1855 liefen ein 541 Schiffe von 86331 Tonnen (von denen 258 von 38128 Tonnen von den 
Bereinigten Staaten, 62 von 12196 Tonnen von Franfreih, 52 von 6682 Ionhen von Großbri- 
tannien, 13 von 1817 Tonnen von den Hanjeftädten), und 574 Schiffe von 91252 Tonnen liefen 
aus (von denen 353 Schiffe von 53718 Tonnen nach den Vereinigten Staaten, 81 Schiffe von 
17375 Tonnen nad Franfreih, 83 Schiffe von 13154 Tonnen nad Großbritannien, 31 Schiffe 
von 4836 Tonnen nad) ven Hanjeftädten). Im Jahre 1856 umfaßtedie Schiffahrtöbewegung 601 
eingelaufene Schiffevon 104086 Tonnen und 596 audgelaufene von 102134 Tonnen. Von den 
Bereinigten Staaten kamen 240 Schiffe von 36845 Tonnen, von Frankreich 69 Schiffe von 
13937 Tonnen, von England 86 Schiffe von 12909 Tonnen, von den Hanfeftädten 13 Schiffe 
von 2189 Tonnen. Nach den Vereinigten Staaten fegelten 374 Schiffe von 59852 Tonnen, 
nad) Frankreich 88 von 19077 Tonnen, nad) England 80 von 14948 Tonnen, nad) den Hans 
jeftädten 35 von 5939 Tonnen. Im Jahre 1858 wurde die Ausfuhr in 298 Schiffen von 54448 
Tonnen und 1859 in310 Schiffen von 61420 Tonnen verladen, und es waraud in diejen beiden 
Jahren die norbamerifanifche Flagge bei weitem am lebhafteften betheiligt. 

Die Hauptitadt Haitis ift Bort:aus Prince, feit Errichtung der Nepublif Bort:Republicain 
genannt, mit 30000 Einwohnern. Bei weitem der lebhaftefte Schiffsverkehr findet in dieſem 
Hafen ftatt, jo 1854: 348 ein= und auslaufende Seefhiffe von 55689 Tonnen und 44 Küften- 
fahrer von 8065 Tonnen; 1855: 340 Seeſchiffe von 56609 Tonnen und 38 Küſtenſchifſe von 
7241 Tonnen. Nächſt Port:aus Prince ift Gap Haiti der wichtigfte Hafen. Im Jahre 1854 lie: 
fen in denjelben ein und aus 190 Seeſchiffe von 30970 Tonnen; 1857 war der Sciffdeingang 
101 Schiffe, der Werth der Einfuhr 760000 Piaſter (a 1 Ihlr. 13 Sgr. 1 Pf.), der Werth 
der Ausfuhr 10,455000 Piajter, Der Erport diejes Hafens umfaßte 1858: 24,567000 Pfd. 
Blauholz, 9,250400 Pro. Kaffee, 141400 Pfd. Cacao, 36680 Stüf Mahagoni, 29272 Gal— 
lonen Honig, 42530 Pfd. Wachs, 93 Po. Schilppatt, 4801 Stüf Ochſenhäute, 18800 Pro. 
Baummolle. Gegen 50 Proc. des Imports bilden Provifionsartifel von den Vereinigten 
Staaten. Die andern nennenswerthen Häfen find Gonaives, Cayes, Jacmel und Jeremie. 
Jacmel, an der Südküſte, wird auch von den Dampffhiffen der Roval:Weftindian: Company 
berührt, welche zweimal ded Monats von Southampron nah Weſtindien, Gentralamerifa 
u. ſ. w. fegeln. 

Der Staatsbedarf Haitis war 1846—49 durdhiänittlih 5,421000 Fr., das Einkommen 
4,623800 Fr. Für 1854 und die folgenden Jahre werden die Ausgaben durchſchnittlich auf 
5, Mill. Fr., die Einnahme auf 5 Mill. Fr. angegeben; für 1859 die Ausgaben auf 
972572 Dollars, die Einnahme auf 1,762500 Dollard. Die Einnahmen fließen fat ganz 
und gar aus den Zöllen. Vom 9. Sept. 1859 ab jollten die meiften Waaren 10 Proc. von 
Werth an Einfubrzöllen bezahlen, Spirituofen wurden je nach ihrem Alkoholgehalt höher be— 
fteuert. Der Tranfitzoll follte 1 Proc. für Werthe über 1000 Dollars betragen, 2 Pror. für 
geringere Summen. Bon den Ausfuhrzölfen ift hervorzuheben der Zoll auf Kaffee von 
1°/, Biafter auf 100 Pfo., welcher vom 10. Juli 1859 an erhoben werden jollte. 
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Die ehemalige Republik, feit 1861 wieder ſpaniſche Kolonie San:Dominge, 
auf der Oftfeite ver Injel Haiti, hat einen Blähengehalt von etwa 810 Quadratmeilen und 
zählt eine Bevölkerung von etwa 200000 Seelen. Die Hauptftadt ded Landes iſt San- 
Domingo an der Südküſte mit etwa 25000 Einwohnern, an der Spipe des Delta gelegen, wel— 
ches durch zwei große, eine Stunde vom Meere ſich vereinigende Flüffe, Ifabella und Ozama, ge: 
bildet wird. Was den europäifhen Seemädhten wie den Vereinigten Staaten den Befig der 
DOfthälfte befonderd wünſchenswerth macht, ift die 14 Meilen lunge und 4 Meilen breite Bucht 
von Samana am Dftende der Infel, eingefaßt im Norden von der gebirgigen Halbinſel gleiches 
Namens, im Weften und Süden von einer weiten Prairie, während im Often eine Reihe von 
Sandbänfen die Bat bis auf einen fchmalen, leicht zu vertheidigenden @ingang vom Welt: 
meer abfhließt. Namentlich bei dem Städten Samana findet fi der ſchönſte weite Anker: 
grund und Sicherheit für die größten Geſchwader. Dieje Bucht beherrfäht einen Eingang 
zum Antillenmeer, während die andern Eingänge durd Havana und Key: Welt fotwie durd 
Mole St.:Nicolas beherrfcht werden. Indeſſen hat der Eingang durd; die Mona-Paſſage zwi: 
jhen San: Domingo und Portorico den Vorzug vor den beiden andern, daß durd ihn die Ge: 
fahren des Golfſtroms und der Bahama: Klippen vermieden werden, Außerdem ift die ganze 
Umgebung der Sımanabudt rei an Materialien zum Schiffsbau und andern Bedürfniffen der 
Seefahrt. Nicht nur ift die ganze Halbinſel dicht bewaldet, fondern der in die Bai mündende 
und auf mehr ald 20 Stunden fhiffbare Duna fann die Fichten und Gedern und andere Hölzer, 
die feine Ufer ſäumen, bis zu feiner Mündung in die Bucht tragen. Die Naturfhäge Domin- 
gos And freilich bigjegt wenig ausgebeutet worden, doch enthält e8 Gifen im Überfluß, außerdem 
Kupfer und Steinkohlen. Außer ver Viehzucht hat das Fällen und die Verſchiffung werthvoller 
Hölzer Faft ausſchließlich alled Kapital und alle Arbeit in Anfpruch genommen, und jede andere 
Bodencultur ift vernadläffigt worden. Natürlich haben die koſtbaren Hölzer an der Küfte jehr 
bedeutend abgenommen, ſodaß man jet die Ausbeute immer tiefer im Innern des Landes 
fuhen muß, Die Gefammtausfuhr von Mahagoniholz aus der Hauptſtadt betrug 1855 
2,621258 Rubiffuß im Werthe von 66775 Pf. St. Die beften Sorten der Hölzer werben nad 
England verſchifft. Der wichtigfte Hafen nad San- Domingo ift Porto: Plata an der Norpfüfte. 
Derjelbe wurde 1858 von 86 Schiffen von 10747 Tonnen befucht, 1859 von 79 Schiffen 
von 12370 Tonnen, Die Einfuhr dieſes Hafens hatte 1859 einen Werth von 620425 Dollars. 
Die Ausfuhr von Porto-Plata umfaßte 1859 4,970949 Pfo. Tabad (zu 111, — 12 Piafter 
pro Gentner franzoͤſiſches Gewicht), 92185 Pfr. gelbes Wachs (zu 30—32 Piafter pro Eent- 
ner), 19782 trodene Ochſenhäute (zu 15 — 16 Piaſter pro Gentner), 1,429498 Kubiffuß 
Mahagoni, 1585 Ziegenfelle, 63500 Pro. Blauholz, 88800 Pro. Gelbhol;. 

Auch in der dominikaniſchen Republik floffen wie in Haiti die Einnahmen mefentlih aus den 
Zöllen. Der legte pominifanifche Tarif batirt vom 8. Juli 1855. Derjelbe läßt eine nicht un— 
bedeutende Zahl von Artifeln, jo namentlih Maſchinen zu landwirthſchaftlichen und induftriel- 
len Zweden, gedrudte Bücher, Gegenftände zum gottesdienftlihen Gebrauch, blanke Waffen, 
Montirungsjtüde, Reifegepäd u. |. iv. von jedem Eingangszoll frei. Einzelne andere Waaren: 
gattungen jind mit einer Eingangsabgabe von 5 Proc. belegt, währenn die große Mehrzahl der 
Einfuhrartifel 25 Proc. von dem gefeglichen, im allgemeinen nievrig feftgeftellten Werthe zu 
entrichten hat. Einfuhrverbote beftehen nicht. Die fpanijche Regierung, nachdem fie 1861 von 
dem Lande wieder Beſitz ergriffen hatte, ordnete an, daß der Zolltarif der ehemaligen dominika— 
niſchen Republif auch ferner in Kraft bleiben folle, mit ver Beftimmung jedoch, daß bei denjeni= 
gen Waarengattungen, die in dem Tarif der Infel Cuba niedriger befteuert find, fortan die 
Sätze des legtern eintreten. 3. Ernft. 

Haller (Karl Lupwig v.), Verfaffer ver „Reſtauration der Naturwiſſenſchaft“, ſ. Adel, 
Eabinetsjuftiz, Familienberrfhaft, Grundvertrag und Reaction. 

Hambacher Feft. (Blutige Ereigniffe am Jahrestage veffelben zu Ham: 
bach und Neuſtadt an der Haardt. Die landauer Aſſiſe.) 1. Die franzöfifhe 
Zulirevolution von 1830 brachte in Nheinbaiern einen befonvers lebhaften Widerhall hervor. 
Zu den allgemeinen Befhwerben der gefammten deutf—hen Nation über Unterdrüdung der 
Preffe, Abihliegung durch Mauthen, Nihtverwirklihung des Repräfentativprineips im Geifte 
und in der Wahrheit kamen hier noch viele befondere Klagen, zum Theil von bedeutender 
Schwere; jo namentlich: Beizichung des Landes zur Tragung der bairifhen Staatsfhuld, 
während daffelbe jeine eigenen Schulden als Gemeindeſchulden allein tragen mußte, Abgaben: 
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überbürdung; Hinwegziehen großer Geldſummen aus dem Lande !); ungünftige Liquidation 
der Forderungen rheinbairif—her Bürger an Franfreih, vorgenommen durch die bairiſche Re— 
gierung?); Wiedererrichtung von Klöftern und überhaupt Bekämpfüng einer freiern geiftigen 
Richtung; dabei Zurückſetzung der Rheinbaiern bei Anftelungen im Civil- und Militärdienfte 
des Staates?) u.f.f. Dieſe und eine Reihe anderer Regierungdanorbnungen fleigerten die Auf: 
regung und Erbitterung in einem hoben Grade; jo namentlich die verſuchte (durch die Unab— 
hängigfeit ver Gerichte vereitelte) Verſetzung des Landecommiſſars Siebenpfeiffer als Zuchthaus— 
verwalter; die Unterdrückung ver Zeitfhriften „Deutfche Tribüne‘ von Dr. Wirth und ‚Weit: 
bote‘ von Dr. Siebenpfeiffer (dabei insbeſondere die ungeſchickt verfuchte Rechtfertigung bed 
Verſiegelns der Druderpreffen mit dem Grundfage: die Polizei dürfe auch die Badöfen ver: 
fiegeln) ; die fpätern Veränderungen im Berfonalftande der Gerichte und der Verwaltung, 
Berfegung oder Penjionirung freifinniger Männer, Anftellung von Leuten, wie des Kammer— 
herrn v. Böhnen, der, faum zum Briedendrichter ernannt, dur ein Urtheil des Appellhofs 
wegen Betrugs im Spiele zur Zudthausftrafe verurteilt werden mußte; willfürliche Verbaf: 
tung und Audtreibung fogenannter Ausländer, d.h. anderer Deutſcher, aus dem Kreije; un— 
verfennbares Hervortreten von Spionerien und Denunciationen ; Ginlegen von Genddarmen 
in die Wohnung eines Bürgers, ſelbſt bei Nachtzeit, u. dgl. mn. 

Es läßt jich denken, wie alle diefe und noch mande andere Vorkommniſſe auf die Volks: 
flimmung wirfen mußten. Dennod verdanfte das hieran jich reihende Hambacher Feſt, ſowie 
es ftattfand, eigentlich nur einem Zufalle feine Entftehung. 

Einer oder der andere der Gaftwirthe von Neuftadt an der Haardt wollte eine größere Luft: 
barkeit veranftalten, unverkennbar zunächft nur in feinem pecuniären Interefle. Um die Sache 
lodenvder zu machen, follte diefelbe am Jahrestage der bairiſchen Gonftitutionsverfündigung; 
26. Mai 1832, ftattfinden, und zwar auf der (von Neuftadt nur eine Stunde Wegs entfern= 
ten) hambacher Burgruine, nad welder die Bewohner von Neuftadt und der Umgegend ohne— 
hin von jeher häufig Ausflüge machten. Die anonym veröffentlichte Aufforderung wurde von 
einem Manne abgefaßt, der ſich nicht des beften Rufs erfreute und namentlich eines gemeinen 
Vergehens wegen früher ald Beamter cafjirt worden war. 

Siebenpfelffer, der vamald in Haardt bei Neuſtadt wohnte, war ungehalten darüber, daß 
bier ein Gonftitutiondfeft auftauchen follte, während er die bairifche Verfaſſung ald ein Hin= 
derniß des Fortihritts, darum als ſchädlich und verwerflich betrachtete; auch erbitterte e8 ihn, 
daß etwas Derartiged ohne ihn geſchehen jollte. Darum verfaßte er einen Aufruf zur Abhaltung 
eined andern Fefted, dad zwar am nämlidhen Orte (ald dem geeignetften Plage), aber am 
27. Mai und ven nächſtfolgenden Tagen ftattfinden und „nicht dem Errungenen, fondern dem 
zu Erringenden gelte, nicht dem ruhmvollen Sieg, fondern dem mannhaften Kampfe, dem 
Kampfe für Abfchüttelung innerer und äußerer Gewalt, für Erftrebung gefeßlicher Freiheit und 
deutfher Nationalwürde“. 


1) Nach der Angabe des damaligen Directors der rheinbairischen Finanzfammer Frhrn. v. Seutter 
in feinem Werfe über Beftenerung der Völfer wurden von 1816—27 über 20 Mill. Fl. aus Rhein— 
baiern nad) vem Mutterlande hinübergezogen, 

2) Als das Land mit Deutichland, wiedervereinigt wurde, hatten jehr viele Bewohner, Gemeinden 
u. f. w. nody Geldforderungen an Frankreich. Die bairifche Regierung nahm die Unterhandlungen an 
fich und ſchloß unterm 25. April 1818 einen Vertrag mit der franzöfifchen Regierung ab, nach welchem 
die legtere zur Tilgung jener Korderungen 500000 Fr. Renten in Inferiptionen in das große Buch (ein 
Kapital von 10 Mill. Fr. repräfentirend) mit Genuß (Zinfen) vom 22. März 1818 an an Baiern ab— 
trat, unter andern mit der ausdrüdlichen Bedingung, daß „am Ende eines jeden Monats denjenigen 
Individuen, deren Korderungen liquidirt fein würden, die betreffenden Inferiptionen im Original aus: 
gehändigt werden follten’‘. (Art. 8.) Dies gefchah aber nicht, Man liquidirte zu Mündjen über zehn 
Jahre lang und gab dann den Gläubigern im Jahre 1828 40 Proc. ihres anerfannten Guthabens, 
d. h. nicht einmal vollftändig die verfallenen Zinfen und gar nichts vom Kapital! (S. die Drudichrift: 
Vorftellung an die hoben Stände des Reichs von feiten der Abgeordneten Culmann, Willi, Klein, 
Schulg, Heidenreich, Fitting, Schidendang und Foliot, die Forderungen bairifcher Staatsangehöriger 
an Frankreich und die unter diefelben in Gefolge der Verordnung vom 7. April 1828 vertheilte Summe 
betreffend, München 1831.) 

3) Der Kreislandrath hatte diefen Beichwerdepunft wiederholt hervorgehoben, unter anderm im Jahre 
1332 unter Angabe des folgenden factifchen Verhältniſſes: Der Rheinfreis zähle jegt 115 Civilbeamte 
aus dem jenfeitigen Staatsgebiete, welche nicht weniger als 130000 #1. Gehalt bezögen, während von 
den diefjeitigen Staatsbürgern höchſtens fünf in den ältern Kreifen Unterfommen gefunden hätten, 
Noch Schlimmer ftand es bei dem Militär. 
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Der Regierung verurfachte Schon die erfte Ankündigung ziemlihen Schreden. Aber auf vie 
zweite hin glaubte fie entſchieden einfhreiten zu müſſen. Der damalige Generalcommiſſar i im 
Rheinkreife, Frhr. v. Anprian-Werburg, erließ ſonach ein Publicandum, in weldem das beab- 
ſichtigte Feſt als unerlaubt erklärt und beigefügt wurde: „die Partei der Übelgeſinnten ſtrebe 
unter einer ſcheinbaren Legalität nach Auflöſung der beſtehenden Ordnung.“ Das fragliche Feſt 
wurde als „ſeditiöſer Tumult und Zuſammenrottung“ qualificirt, die gewaltſame Auseinander— 
treibung der Verſammlung angeordnet und überdies verfügt, daß vom 26. bis 28. Mai ſowol 
in Neuſtadt als in den benachbarten Orten Winzingen, Ober-, Mittel- und Knterhambad) 
„alten Fremden, d. h. allen nit dort domicilirten oder in Dienften ftehenven Perfonen ein Zu: 
tritt oder Aufenthalt nicht geftattet fei” ; die Polizeiftunde warb für jene Tage auf 8 Uhr feit- 
gefegt, der Zufammentritt von mehr als fünf Perfonen unterfagt u. |. m. 

Eine ſolche Blofadeerflärung ganzer Gemeinden inmitten des Friedens, von der man Fein 
ähnliches Beifpiel hat, ermangelte nicht, die Grbitterung ungemein zu vergrößern. Es vegnete 
Proteftationen, worunter eine vom neuftäbter Stadtrathe felbit; andere, mit Taufenden von 
Unterfriften, kamen aus allen Theilen des Kreifed. Die Staatdregierung erfannte, daß die 
angeorbneten Mafregeln nicht durchzuführen feien: fie dedavouirte ihren Generalcommiſſar 
Öffentlich (durd Befanntmahung ihres Reſeripts an denfelben). v. Andrian mußte das erlaf: 
jene Berbot wenigftend bedingt zurücknehmen, für diejenigen nämlich, welche ein „‚Gonftitutiong- 
feſt“ feiern wollten. Es genügte ſolches nit mehr. Der eben zufannmenberufene Landrath 
begann feine Sigungen damit, eine Beſchwerde durch Eftafette an den König zu fenden. Un— 
mittelbar nad diefer Abfendung erklärte der Generalcommiffar das Verbot des Feſtes un— 
bedingt aufgehoben. 

Das Hambacher Feft fand demnach ftatt. Der dem Hauptböhenzuge der Haardt etwas vor— 
anftehende Berg, auf welchem ſich die Ruine des hambacher Schloffes befand, war mit 
10—15000 Menihen bedeckt. Die meiften Mitglieder des Kreislandraths hatten fi ein— 
gefunden. Auch Börne war aus Paris gefommen. Diele Reden wurden gehalten, die mei= 
ften ohne einigen Werth, alle ohne praftifche Bedeutung. Es waren meiftend allgemeine Phra= 
fen gegen Unterbrüdung durch die Fürften; nicht ein Vorſchlag, was dagegen zu thun fei. Die 
Worte ver Sprecher verhalten in ven Lüften; die wenigften der Anweſenden fonnten jenen nahe 
genug fommen, um fie auch nur verftändlih zu hören. Außer Wirth und Siebenpfeiffer 
ſprachen ohnehin nur ganz unbedeutende Perfonen. Bon den eigentlihen Koryphäen des Li— 
beraliömus trat, außer etiwa den beiden genannten Männern, nicht einer auf. Im Ganzen 
berrfchte auch nicht eine leitende Ipee. Planlos ward hin und her gefproden und derlamirt. 
Niemand ftand an der Spige, der die Verhältniffe und die Aufgabe der Zeit wirflid Elar be: 
griffen hätte. Wie dem fei, friedlich und ruhig ging des Abends das verfammelte Volk aus: 
einander, unter den Hauptleitern des Feſtes aber war der Same der Zwietracht aufgegangen. 
Dr. Wirth hatte in feiner Rede entſchiedenen Franzoſenhaß gepredigt und das Comite des Pre: 
vereind angegriffen, an deſſen Spige fi der Abgeorbnete Advocat Schüler befand. Die Ber: 
Handlungen, welche am nächſtfolgenden Tage unter ven hervorragenpften Betheiligten im Schieß— 
baufe zu Neuftadt flattfanden, vergrößerten ungemein die Spaltung. 

Zu dem Hambader Fefte war man von allen Seiten berzugeftrömt, ohne daß nur einer ſich 
zuvor Far gemacht hätte, was und auf welhem Wege etwas erftrebt werben fünne. Die einen 
waren gefommen, um ſich reden zu hören, die andern wollten vorerft nur hören und dann nad 
Umftänden ab: und zugehen. So fehlte von vornherein jever Plan, jede Einheit in der Sache. 
Man donnerte mit allgemeinen Phrafen gegen die Fürſten, als die Verderber des Volksglücks, 
hütete ſich aber wohlweislich, zum Sturze des Fürſtenthums aufzufordern, was, wenn auch 
noch ſo unausführbar, doch das einzig Conſequente geweſen wäre. Ein Hauptfehler beftand 
insbefondere darin: man hatte die englifche Sitte einer großen politifhen Volksverſammlung 
nachgeahmt. Man vernadhläffigte aber die weifen englifhen Einrichtungen eines Präfiventen 
u. ſ. w. um die Ordnung zu erhalten. Man befolgte noch weniger die englifhen Grundfäge 
räftiger praftifcher, aber gefeglicher Beichlüffe und Mafregeln. 

Über das Hambacher Feft hatte eigentlich niemand ſich zu freuen Urſache als ver Abſolu— 
tismus. Jene Berfammlung konnte deſſen Macht nicht anzugreifen wagen, dagegen entzündete 
fie die Fackel des Zwiſtes und mitunter des giftigen perſönlichen Hafles unter manchen der Wort: 
führer des damaligen Kiberalismus und diente zum erwünſchten Vorwande, mit den grellften 
Reactiondmaßregeln offen und gewaltfam hervorzutreten. 

Mit Riefenichritten begann denn von jegt an wirflid) die Reaction. Die befannten Bun: 
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deöbefchlüffe vom 28. Juni 1832 erſchienen; ſie flügten ji ganz befonderd auf die Vorgänge 
beim Hambader Fefte, obſchon feitvem ermittelt worden, daß fie ſchon vor demfelben inten- 
birt und verabredet waren. Im gleicher Weife erließ die bairiihe Regierung beveitd unterm 
2. Juni ein Bublicandum, in welchem fie erklärte, wenn die „Sejege‘’ des Rheinkreifed zur Bän— 
digung einer aufrührerifchen Faction nicht ausreichen follten, fo werde man „mit voller Macht 
und allen ven Mitteln einfchreiten, welde von der Vorfehung in die Hände ded rechtmäßigen 
Herrſchers gelegt ſeien“. Zugleich wurde ver Marfhall Wrede mit einer anfehnlihen Truppen: 
macht nad dem Rheinkreiſe gejendet; die hambacher Redner, namentlih Wirth und Sieben: 
pfeiffer, wurden verhaftet, die im Lande noch anmwefenden Polen audgetrieben und gegen den 
Deputirten Schüler und andere Berhaftsbefehle erlafien, denen fich diefelben nur durch die Flucht 
entzogen. Andere Verhaftungen folgten in Menge. Nach allen Beziehungen Hin vollführte 
man jegt jene Mafregeln, die man insgeheim zuvor ſchon beabſichtigt, felbft verabredet und 
beihloffen hatte. Das Hambacher Feſt aber mußte überall ald Vorwand, ald Deckmantel 
dienen. Darum gingen denn aud jene Mafregeln weit über alled hinaus, was man vernünf: 
tigerweife mit den Hambacher Feſte in irgendeinen, felbft nur mitrelbaren Zufanmenhang 
bringen konnte. 

Sp kam ed, daß namentlich in Nheinbaiern fehr bald der Schreden über das ganze Land 
herrſchte. Außer den vorhin fpeciell angegebenen trugen noch andere Vorkommniſſe dazu bei. 
Indbefondere entftanden vielfach Streitigkeiten zwiſchen dem Militär und den bürgerlichen 
Einwohnern, die, nicht jelten ohne Provocation der legtern, zu deren Nachtheil und zwar blutig 
endeten. 

U. Ein eriter bedeutenderer Vorgang diefer Art trug fi zu Zweibrüden bei der irheimer 
Kirchweihe zu, wo Soldaten einige Wirthſchaftsgärten und Tanzfäle mit Steinwürfen an: 
griffen. Gin geachteter Bürger, Kaufmann Theyſon, trat heraus, um die Soldaten zu be- 
ruhigen: ein Säbelhieb über den Kopf ftürgte den wehrlofen Mann zu Boden. Die anweſen⸗ 
den Givilperjonen fuchten ih nun mit Prügeln zu vertheidigen. Es entftand ein heftiger 
Kampf. Eine alte Bauersfrau, die über die Straße eilen wollte, wurde niedergeſchlagen; ihr 
Sohn eilte herzu, ihr beizufteben ; auch er flürzte, durch einen Säbelhieb ſchwer in den Kopf 
verwundet, nieder, Dan zählte zulegt auf beiden Seiten 30—40, mitunter ſchwer Verwundete. 

Das greuelvollfte Ereigniß diefer Art trug fih aber am erften Jahrestage des Hambacher 
Feſtes — am Pfingftniontag (27. Mai) 1833 — zu Hambad und Neuftadt zu. Was dafjelbe 
betrifft, fo beziehen wir und zuerft auf eine authentifhe Schrift, das von der Negierung felbft 
amtlich veröffentlichte (wenn auch allerdings nur in ganz wenigen Exemplaren ausgegebene) 
Protofoll des Kreislandraths von 1833. In diefem Protofolle lieft man wörtlich Folgendes: 

„Sigung des Landraths vom 6. Juli 1833, Borfälle in Neuftadt an der Haarbt am 
27. Maid. 3. betreffend. In feinem Protokolle vom Jahre 1832 glaubte der Landrath feine 
heiligfte Pflicht dadurch erfüllt zu haben, daß er Euerer königlichen Majeftät die Urſachen auf: 
führte und die Gründe entwicelte, welche VBeranlaffung zu der bamald im Rheinkreiſe herrfchen= 
den Gemüthdaufregung der Bewohner gegeben hatten. Der Landrath hielt es im Interefle ves 
Landes und feiner Bervohner für nöthig, Euerer Föniglihen Majeftät offen und unummunbden 
zu erklären, daß die wegen Rofalgebrehen flattgehabten unruhigen Auftritte an manchen Orten 
des Kreifes blos entftanden feien, weil von feiten der Föniglihen Regierung fih ungejegliche 
Schritte erlaubt worden, welche die Freiheit der Perſon des Bürgers und deffen Eigenthum in 
hohem Grade verlegten; zugleich machte er auf Mängel im Kreishaushalte aufmerffam, die das 
materielle Wohl der Kreiseinwohnerſchaft gefährbeten. Euere königliche Majeſtät haben aller: 
gnädigft gerußt, die desfalls zu ven Stufen des Throns niedergelegten Wünfche des Landraths 
theilweije zu würdigen; auch hat der Landrath in feiner vorjährigen Sigung dies dankbar an— 
erfannt; andere Wünfche veffelben, abzielend auf geiftiges und materielles Glüd des Rhein: 
freifes, blieben unberückſichtigt, und doch verzichteten die Bewohner des Kreijes, im Vertrauen 
auf Guere Majeftät, nod nicht auf die frohe Hoffnung, daß Allerhödftviefelben ihmen ſpäter 
gewiß würden Erhörung in ihren gerechten Forderungen angedeihen laſſen. 

„Die Bewohner des Kreifed ertrugen ihre Lage mit Geduld und erwarteten von der nahen 
oder entfernten Zufunft eine allergnädigfte Gewährung ihrer Bitten, blickten inveffen um fo 
zuverſichtlicher auf ven Schug Euerer föniglihen Majeftät, als jie in fi die Überzeugung fühl: 
ten, nie die Schranfen des Geſetzes, welches fie für das höchſte Gut des conftitutionellen Staats— 
bürgerd betrachteten, überfchritten zu haben, und hielten daher ihre Perfon und ihr Eigenthum 
vor den Unbilden der Gewalt gefichert. 


Hambacher Felt 295 


„Allein dieſes ihr gerechte Erwarten ift leider getäufcht, wenn fie ihr heute noch von Jam⸗ 
merthränen triefended Auge auf die verabfcheuungsmwürbigen blutigen Scenen werfen, welche 
durd das bei und in Neuftabt unter dem Obercommando eined Generalmajord (v. Horn) und 
in Anwejenheit eined Gommiflard der königlichen Regierung (Fürft Karl Wrede, damals Re- 
gierungsdirector in Speier) zufammengezogene Militär herbeigeführt wurden und welche zweien 
ihrer Mitbürger das Leben raubten und einigen hundert andern friedlichen Einwohnern von 
Neuftadt und der Umgegend theild ſchwerere, theild leichtere Verwundungen zugezogen haben. 

„Der Landrath, von diefen blutigen Vorgängen, welche in Öffentlihen, unter der Genfur 
ftehenden Blättern zum Nachtheile ver Wahrheit entftellt erfcheinen, und deren Widerlegung 
die nämliche Genfur nicht geftattet, unterrichtet, ſieht fidh von feiner Pflicht durchdrungen, feine 
Stimme vor den Stufen des Throns Euerer königlihen Majeftät zu erheben, mit der Bitte, hier 
befonders ftrenge Gerechtigkeit üben zu laffen. 

„Die Benehmungsweiie des Militärs ift alle Grenzen der Gefege überſchreitend und fo 
außerordentlich gräßlich, daß die Feder es faft nicht vermag, fie in ihrem wahren Lichte dar— 
zuftellen. Die Soldaten liefen mit gefälltem Bajonnet und fprengten mit gezogenen Säbeln 
die Gaffen auf und ab, ritten und hieben zufammen, wer ihnen in ven Weg fam; Weiber und 
Kinder, Öreife und wehrloſe Männeg, mit einem Worte, Unſchuldige erlagen unter ven Streichen 
der Soldaten, Ein junger achtzehmjähriger Mann wurde durch Bajonnetfliche mitten in der 
Straße von Hinten her verwundet und ftarb plöglih. Gin anderer Bürger aus Hambach ift 
durch einen Flintenſchluß, ebenfalls von hinten, getroffen worden und bald nachher an ven Fol: 
gen diefer Verwundung geftorben, Ginige hundert andere, wie gefagt, wurden fo verwundet, 
daß mehrere davon heute noch franf daniever liegen. Selbft der Stabtadjunct Penner, ver: 
ſehen mit feinem Amtözeihen und von den mit amtlihen Auszeichnungen verfehenen Sicher: 
heitögarven begleitet, wurde noch bei hellem Tage, in dem Augenblicde, wo er, gemäß feiner 
Dienfipfliht, zur Rettung feiner Mitbürger aus den Händen der Soldaten hberbeieilte, mit 
fieben Wunven bevedt. Diefer Beamte jowie die übrigen auf dem Stabthaufe verfanmelten 
Municipalräthe mußten ji, ald fie fih nah Haufe begeben wollten, zu ihrer Sicherheit von der 
Gensdarmerie edcortiren laffen. s 

„Bei diejer Beurtheilung der blutigen Vorfälle muß es jedem Unbefangenen auffallend er- 
jcheinen, daß auc nicht ein einziger Soldat dabei verwundet worben ift. 

„Der Landrath will dem Urtheile der Gerichte nicht vorgreifen, er hofft aber, daß Euere 
königliche Majeftät, Allerhöchſt deren Gefühl fi beim Empfang der Nachricht über dieſe bes 
Aagenswerthen Vorfälle empört haben mußte, allergnäpigft dem königlichen Juftizminifterium 
anempfehlen werden, der Wichtigkeit der Sache wegen unverzüglich eine aus Mitglievern des 
föniglichen Appellationägerichtd von Zweibrüden, welde mit dem im Rheinfreife geltenden 
Geſetze beſonders bekannt find, beftehende Commiſſion zu ernennen, die alsdann, das Geſche— 
hene in feiner ganzen Ausdehnung umfaſſend, erforfchen möge, ob nad) der Gonftitution und 
dem Willen der Gejege das Militär zum Einſchreiten von feiten der competenten Civilbehörbe 
requirirt und eine dreifach wiederholte Aufforderung an die anweſenden Bürger, ſich zurüd- 
zugiehen, ift gemacht worden? Ob fodann zu derartigen Einfhreitungen hinlänglicher Orund 
vorhanden war, inden die ftattgehabt haben follenden Nedereien lediglich zu polizeilihen Maß— 
regeln hätten Anlaß geben fönnen; und ob nicht gerade hier die angegriffenen Perfonen durch 
ihr pafjived Verhalten gezeigt haben, daß fie vorgezogen, eher grobe Mishandlungen zu er: 
dulden, als ſich Selbfthülfe zu verfchaffen. 

„Euere königliche Majeftät werden, der Landrath ift es überzeugt, diefe aus dem reinften 
Pflichtgefühl hervorgehende Bitte um ftrenge Gerechtigkeit allergnädigft erhören, und bie Ges 
ſchichte wird dereinft jagen, daß Allerhöcftvieielben ven trefflihen Wahlſpruch: « Gerecht und 
bebarrlih!» mit Geift und Überlegung, im vollen Sinne des Worts, Sich erforen haben.‘ 

Was in diefen Actenſtücke blos angedeutet ift, findet fi näher ausgeführt und mit Ans 
gabe der Namen verjehen in der nirgends widerlegten Druckſchrift: „Darftellung der blutigen 
Greignifle vom Pfingftfefte 1833 auf dem hambacher Schloßberge, im Dorfe Hambach und in 
Neuſtadt an der Haardt“ (Neuftadt 1833), welche von ven ſämmtlichen Mitgliedern ded neu: 
ſtädter Gemeinderathö individuell unterzeichnet ift. Wir befhränfen ung bier, die wichtigſten 
Momente gedrängt zufammenzuftellen, 

w lim die Mitte des Monats Mai 1833 erließ die Negierung einige Referipte, aus denen 
hervorging, daf fie eine Wiederholung des Hambacher Feftes, und zwar am Jahrestage dei: 
felben, verhindern wolle. Da ſich die Nebner bei jener Volksverſammlung fämmtlid in Unter: 
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juhungshaft befanden, überdies auch Feinerlei Anftalten zu einem ſolchen Feſte werer aus: 
geichrieben noch jonft befannt wurden, fo ließ ſich nicht wohl erklären, worin der Grund jener 
Befürchtungen liege. Indeſſen erließ die Lofalpolizeibehörve, der ihr gewordenen Weifung 
gemäß, Anorbnungen, um jede etwa beabfiptigte politifche Verſammlung zu der bezeichneten 
Zeit und an den angegebenen Orten zu verhindern. 

Man konnte ſich indeffen des Erſtaunens nicht entſchlagen, aus den erlaffenen Regierungd: 
referipten zu erfehen, daß die oberfte Landesftelle von „bedrohten Punkten‘ ſprach; daß ſie an: 
zuordnen nöthig eradhtete, wie man fie vermittelit „Gitafetten oder reitender Boten” von vor: 
fommenden „Bewegungen in Kenntniß fegen jolle; daß fie vom Einfchreiten der bewaffneten 
Macht ſprach, jedoch unter der ausprüdlihen Weifung an bie Landeommiffariate, „verläflige 
Fürforge zu treffen, damit die dreimaligen gefeglihen Aufforderungen durd einen Polizei- 
beamten gefchehen, ehe die Militärgewalt einfchreite‘‘. Gleichzeitig ward verfündet, daß eine 
weitere Truppenabtheilung aus dem jenfeitigen Baiern nad dem Rheinfreife gefendet werde, 
und daß „auch vie Hälfte ver Gejammtinfanterie des (bairifhen) Heeres und die gefammte Rei: 
terei (48 Escadrons) mit der gefammten Artillerie in marfchfertigen Zuftand verfegt ſei“, um 
nöthigenfalls auf Koften des Kreifes augenblicklich in denſelben gefendet zu werden, 

Schon am 22. Mai rüdten 6 Compagnien Infanterje vom 15. bairifchen Linienregiment 
in Neuftadt ein. Ihnen folgten am 27. Mai eine Abtheilung des 5. Ehevaurlegeröregiments, 
das ganze 2. Jägerbataillon, ein Bataillon des 6. Linienregiments und eine Abtheilung Artil- 
lerie mit 4 Kanonen. Alle diefe Truppen wurden in dem Städtchen und den nächftgelegenen 
Gemeinden einquartiert. Regierungsdirector Fürſt Wrede dictirte eine unverhältnigmäßig ftarfe 
Truppeneinlage in die Häufer verfchiedener Bürger, die ihrer liberalen Geſinnung wegen be: 
kannt waren (fo wollte er 50 Mann mit Offizieren in ein einziges Haus gelegt wiffen, bis die 
abfolute Unmöglichkeit der Unterbringung verjelben nachgewieſen war, worauf er feinen Befehl 
in die Hinfendung von acht Offizieren fammt Bebienten und Pferden ummandelte). Wie die 
Soldaten in ven Duartieren hauſten, darüber herrſchte eine faft allgemeine Klage. Gleich 
beim Truppeneinmarfhe gab ed Befchwerden über Mishandlungen von Eivilperfonen durch 
Militär hoben und niedern Grades. 

Da jeit unvorbenklihen Zeiten vie hambacher Schloßruine ald Vereinigungs- und Ver— 
gnügungsort am Pfingfimontage dient, der bezeichnete Tag aber diesmal zufällig auf den 
27. Mai, aljo ven Jahrestag des großen Feftes, fiel, fo erklärte ver Negierungsdirector Fürſt 
Wrede den neuftädter Stadträthen,, ſie follten nicht gehindert werben, dieſen Ort zu beſuchen. 
„Gehen Sie hinauf auf dad Schloß“, fuhr er fort, „ſeien Sie luftig und vergnügt, nur forgen 
Sie, daß fein Öffentliher Zug mit Bahnen und keine (öffentlichen) Reden ftattfinden.‘‘ 

Defienungeachtet ward am 27. Mai die Burg durch Truppen befegt, und die Gigenthümer 
derjelben, die ih, nichts hiervon ahnend, mit andern Luftwandelnden dafelbit einfanden, ſahen 
fi anfangs fogar den Zutritt auf diefes ihr Eigenthum verwehrt; dann räumte man ihnen 
endlich die Terraffe. Auf dem Wege nad dem Schloſſe erfuhren mehrere friedliche Leute, 
namentlih Srauenzimmer, Mishandlungen durch Soldaten, beſonders mit Gewehrfolben. Auf 
der Höhe ſelbſt warb Die Ruhe vorerft nicht geftört. Da fah man auf einmal auf einer andern, 
entferntern Berghöhe zwei ſchwarzrothgoldene Fähnchen. Noch Heute ift nicht ermittelt, wer 
diefelben aufpflanzte (und ebenfo ſchnell wieder hinwegnahm), ob Muthwille oder die bösliche 
Abſicht, einen Vorwand zu weitern ſchlimmen Dingen zu geben, bier im Spiele war. Gewiß ift, 
daß fi niemand hierdurch zu einem unüberlegten Schritte provociren ließ. 

Nach aufgehobener Mittagstafel begaben ſich die beiden Oberbeamten (General Hown un? 
Regierungdbirertor Fürft Wrede) von Neuftadt nah Hambach. Nun erging das Commando 
an die ſämmtlichen Soldaten und Gensdarmen, ven Berg fogleich zu ſäubern und die dort be= 
findlichen Menfchen mit ven Waffen wegzutreiben. 

„Es ift ſchwer“, heißt e8 in ver oben angeführten, von ven Mitgliedern des Stadtraths aus— 
gegangenen und individuell unterzeichneten Druckſchrift, „ſich einen Begriff davon zu maden, 
mit welcher Wuth diefer Befehl vollzogen wurde! Ohne daß den friedlich gelagerten Bürgern 
von irgendeiner Seite die Mittheilung gemacht worden wäre, ihr fernerer Aufenthalt an diefer 
Stelle, deren Beſuch nicht verboten war und bisher nicht den mindeften Exceß veranlaßt hatte, 
fönne nicht geduldet werden ; ohne daß noch weniger von den gegenwärtigen Lokal- und höhern 
Bolizeibehörvden (Staatsprocurator, Landeommiſſar u. ſ. w.) die verfaffungsmäßige Requifitien 
an den Militärchef zum Einſchreiten des Militärs gegen unbewaffnete friedliche Bürger geftellt 
worben wäre, als wozu ja nicht die mindefte Veranlaffung gegeben ; ohne daß endlich Die drei— 
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malige Aufforderung an die Bürger, ſich zurückzuziehen, ergangen wäre, ohne welche jedes Ein- 
jchreiten der bewaffneten Macht als geſetzwidrig und ftrafbar erfcheint — fielen die Soldaten und 
Genddarmen über die noch gegenwärtigen Bürger, die jich deſſen gar nicht verfahen, ber und 
trieben fie (es mögen noch einige Hunderte geweſen fein) den fteilen Berg hinab. Mit den Ge- 
wehrfolben, ven Säbeln und den Bajonneten wurden Männer, Weiber, Jünglinge, Mädchen, 
Greije und Kinder gräßlid mishandelt.... Nicht genug, die Menfchen von ver Spige des 
Berges weggetrieben zu haben, verfolgten die Soldaten und Gensdarmen fie auch noch den 
fteilen Berg abwärts; die Verfolgten fielen, ftürzten überall in der Eile der Flucht von Felfen 
zu Belfen; ihre bewaffneten Verfolger blieben ihnen ftetö auf der Ferſe, und wo fie einen Flücht⸗ 
ling erreichten, war er der Kolbenſtöße und Bajonnetftiche gewiß.‘ 

Eine Reihe einzelner Vorkommniſſe, die Mishandlung einzelner, in der citirten Schrift 
namentlich aufgeführter Leute, gibt ein wahrhaft erſchreckendes Bild. Ein Knabe, der des Ver- 
aufs einiger Lebensmittel wegen auf den Berg gefommen war, wurde mit dem Bajonnet ver: 
munbet, ja beinahe erſtochen. Einem alten ſchwächlichen Mann erging e8 ebenfo. Sugar ein in 
der Nähe feiner eigenen Wohnung Schlafender ward von den Soldaten überfallen und mishan: 
delt. Ein Sicherheitdgarde von Hambach, der dem Militärdhef den Weg nad} der Burg hatte 
zeigen müffen, warb auf feinem Rückweg überfallen, geprügelt und faft erftodgen. Ein Mann 
(Beter Hein. Scharfenberger von Hambach) befam auf der Flucht vom Berge herab mehr als 
20 Kolbenftöße, jodann ind Gefiht 4 Hiebwunden und 2 Bajonnetftidhe; „als er unter dieſen 
Streiden zufammengeftürzt war, riß ihn ein Gensdarm auf und zog ihn mit Gewalt an dem 
(verwundeten) Arme ven Berg hinab, bis der obere Markknochen aus dem Schultergelenf her: 
ausgeriſſen war; troß feines erbarmungswürbigen Zuftandes wurde er gefchloffen ins Arreft- 
haus gebradt und erft nad) zweimal 24 Stunden, die er ohne Bett zubringen mußte, ihm 
ärztliche Hülfe verfhafft”. Keinerlei Vergeben fonnte gegen diefen Unglücklichen erwieſen 
werben! 

Allein mit ſolchen Verfolgungen noch nicht zufrieden, brachte man aud) Feuerwaffen in An 
wendung. Bis in die Straßen von Hambach hinein fielen Schüffe. So wurden zwei junge Bür: 
gerföhne (Emanuel Lambert, 17, und Baul Bed, 14 Jahre alt), die fi in ven Straßen 
ihres Wohnorts befanden, von hinten geſchoſſen. Ein braver Bürger und Familienvater (Job. 
Georg Bayer, 37 Jahre alt), ein Sicherheitsgarde, erhielt gleichfalls eine Schußwunde, an 
deren Folgen er unter unfaglihen Schmerzen am 7. Juni (1833) ftarb. 

Und dies alles geihah, obwol „niemand, der Augenzeuge war, irgenbeine Beihimpfung 
bemerkte, die fi ein Bürger gegen einen Soldaten erlaubt hätte; niemand weiß, daß irgendein 
Bürger jih zur Wehre gejegt hätte, niemand fah einen einzigen bewaffneten Bürger‘. 

Nachdem auf diefe Weife die Räumung des hambacher Bergs vollbracht war, kehrten Fürft 
Wrede und General Horn nad; Neuftadt zurüd. 

„Schon am Nahmittag äußerten, wie man fpäter erfuhr, mehrere Soldaten gegen ihre 
Duartierträger tiefe Bekümmerniß über die graufamen Befehle, die an die Soldaten ergangen 
feien. Sie hätten Ordre, fagten fie, jeden Bürger, der einen weißen Hut, einen weißen 
Rod, Laubwerk, eine Blume oder dergleichen trage, zu miähandeln. Andere Soldaten ver: 
trauten ihren Duartierträgern an, daß fürdterliche Dinge ausgeführt werben follten; fie rie— 
then ihnen ab, den Abend ihr Haus zu verlaffen, baten fie, daſſelbe zu verichließen und niemand 
ein= noch auszulaffen. Ja mehrere Soldaten thaten gegen Bürger die Auferung, am Abend 
würbe ein Todtenmarſch gefpielt werven. . 

„Thätliche Mishandlungen von feiten des Militärs gegen Bürger begannen ſchon gegen 
Mittag und nahmen bis gegen Abend an Zahl und Roheit progreffiv zu, obwol von feiten der 
Bürger weder Veranlaffung nody Widerftand eingetreten war.” 

Die Mishandlungen von Eivilperfonen begannen befonders in ven Wirthahäufern. „Die 
Polizeibeamten verſuchten zwar anfangs den Exceflen des Militärs Einhalt zu thun, allein bald 
famen diefe in folder Maffe, daß die Polizeibeamten ven Bürgern erklärten, fie fönnten mit dem 
beften Willen ihnen nicht helfen, fie möchten ver Gewalt weichen und ſich zurücziehen. 

„Auf den Straßen wurden die Exrceffe des Militärd gegen die Bürger noch weit auffallen: 
der; überall fah man Soldaten mit und ohne Waffen über einzelne Bürger ohne alle Veran- 
laffung herfallen und fie mit Ohrfeigen, Fauſtſchlägen, Kolbenftößen, Säbelhieben u. j. m. 
mishandeln. 

„Kurz vor der Abfahrt des Militärchefs und des hohen Givilbeamten nad Hambach bega- 
ben ji) einige Bürger und Sicherheitsgarden zu denfelben ins Wirthshaus, hoffend, daß eine 
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bloße Anzeige der vorgehenden Exceſſe ſchleunige Abhülfe veranlaffen — Allein es fruchtete 
nichts und ebenſo wenig die Mittheilung an den Civilbeamten. 

„Allen, welche aus dem Freien zurüdfehrten und einen Kranz, ein Blatt, eine Blume tru⸗ 
gen, von welchem Geſchlecht, von welchem Alter fie fein mochten, riſſen oder fölugen die Soldaten 
diefelben hinweg... . An der Hauptwache, in der Hauptſtraße vornehmlich hatten die Soldaten 
eine förmliche Prügelanftalt organiſirt.“ Gin Unteroffizier befand fi mit einem eifernen Lade— 
ſtock an ihrer Spige.... Gin gegenmwärtiger Offizier von höherm Range eiferte die Soldaten 
no an, die Mishandlungen gegen ganz frieblihe Bürger fortzufegen. Als man ihn erfuchte, 
den Exceſſen ein Ziel zu fegen, war die Antwort: die Bürger von Neuftadt hätten Züchtigung 
verdient ! 

Es würde viel zu weit führen, alle mitunter furdtbaren und empörenden Mishandlungen, 
die ſtattfanden, einzeln aufzuzählen. Eine Menge derfelben ift in dem oft eitirten Schriftchen 
aufgeführt. Ginige allgemeine Andeutungen mögen zur Bezeichnung ver Vorgänge dienen. 

„Nicht zufrieden, die Bürger in den Straßen zu mishandeln, verfolgten die Soldaten jie 
auch bis in das Innere ihrer Käufer und Höfe und übten da noch ihre Ercefle aus, zerftörten, 
was ihnen in den Weg fam, und entweibhten jo das gefeglich Heilige unantaftbare Hausrecht 
des Bürgers. 

„Bon 5 Uhr an hatte alle Action der Lokalpolizeibeamten aufgehört, die Lokalpolizei 
war überwältigt durch die eingetretene militärifche Anardie; fein Polizeibeamter, fein Sicher— 
heitöwäghter durfte fich mehr auf der Straße ſehen laffen, noch weniger verfuchen, den Soldaten 
abzumehren, ohne ſich jelbft den ärgften körperlichen lebensgefährlihen Mishandlungen der 
Soldaten audzufegen. 

„Alles died war jedoch nur ein ſchwaches Vorſpiel derjenigen Greuelicenen, von denen die 
Bewohner Neuftadts noch am nämlihen Abende theild die Opfer, theils die entrüfteten Zeugen 
fein mußten. 

„Zwiſchen 6 und 7 Uhr kamen der Militärdef und der Hohe Givilbeamte von Hambad nad 
Neuftadt zurück; zugleich fehrten die Soldaten, die das hambacher Schloß den Tag über beiegt 
gehalten und eben den Berg gefänbert hatten, nach Neuftadt zurüd. 

„Wer Neuftadt, dad übervölferte, in ein enges Thal geflemmte Städtchen mit feinen nahen 
volfreihen Umgebungen Fennt, den wundert dad gewöhnliche Volksgewimmel in den engen 
Straßen ded Städtchens nicht; noch belebter natürlich find Diele Straßen an Sonn- und Feier: 
tagen. So kam ed denn, daß die Straßen von Neuftadt an diefem Abend, wie gewöhnlich an 
den Feſttagsabenden, mit Menjchen ziemlich angefüllt waren; nirgends aber fonnte man irgend: 
eine beunrubigende Bewegung von feiten der Bürger wahrnehmen. 

„Da erſchienen ganz unerwartet Batrouillen bewaffneter Infanterie und Gavalerie mit 
ihren Offizieren oder Unteroffizieren an der Spige und durchzogen alle Haupt: und Neben 
ftraßen der Stadt nad allen Richtungen Hin. Unter andern ſtellte ih auf dem Marftplape ein 
Piket Chevaurlegers in Reih und Glied; ein Wachtmeifter oder Gorporal commandirte: „Den 
Säbel heraus, in die Straßen gejprengt, nichts verſchont!“ und die Ordre wurde nur zu pünft- 
lich befolgt. Die Batrouillen nahmen die ganze Breite der Straßen ein; die Gavalerie bewegte 
ſich meiſtens in ſtrengem Trab; überall flüchteten nun die Bürger aus einer Straße indie anbere 
und fielen jo, vor einem Feinde flüchtend, dem andern in die Hände; wer vom Bürgerftande 
durch die patrouillivenden Soldaten erreicht wurde, ohne Unterſchied des Geſchlechts und Alters, 
wurde niedergeritten, geftgchen, gehauen, mit Kolbenſtößen und Säbelhieben mißhandelt und 
verwundet; im Nachjegen der flüchtenden Bürger zerjtrenten fi die Soldaten, und überall fab 
man, wie einzelne Soldaten einzelne Bürger erreigten und mishandelten und dann wieder, auf 
dad Signal des jie commandirenden Offizierd oder Unteroffizierö, ji fammelten, um vereinigt 
defto beffer die einzelnen Bürger misbandeln zu fönnen; viele Bürger wurden in den Durch 
Neuftadt fliegenden Bad geiyrengt. Häufig wurden Bürger, die fi in eigene oder fremde 
Häufer geflüchtet hatten, bie ins Innere ver Wohnhäufer verfolgt und mishandelt, ja die nach— 
jegende Gavalerie drang mit ihren Pferden in Wohnftuben ein; an vielen Käufern wurden 
Fenſter und Läden von den Solvaten zerihlagen und zerhauen, weil die Bigenthümer fie nicht 
ſchnell genug gefchloffen hatten.‘ 

Der Bürgermeifter von Neuftadt hatte zuvor ſchon feine Entlafjung gegeben. Der erfte 
Adjunct (Nayıens Penner) verfah deifen Stelle. ‚Schon bei Anfang der unerhörten Greefle, 
gegen 8 Uhr, ald ed noch ganz heil war, hatte diejer von den Fenftern des Rathhauſes aus mir 
Entrüftung den mörberifchen Scenen auf der Straße einige Zeit lang zugefehen, ald er gerade 
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vor dem Rathhauſe einen Bürger von dem benachbarten Orte Winzingen bemerfte, der unter 
den gehäuften mörberifhen Streihen der ibn umgebenden Soldaten zu erliegen ſchien. Der 
Adjunet, die eigene Gefahr nicht achtend, entichloß ſich ſchnell, mit einigen muthigen Sicherheits: 
garden diefen Mann womöglich zu retten. Der Adjunct, ein großer, ftattliher Mann, mit fei: 
nen Amtözeichen verjeben (einem breiten blauen Bande mit großem jilbernen Medaillon), eilt 
in. Begleitung feiner Gehülfen die außerhalb des Rathhauſes angebrachte breite Stiege herab, 
von wo aus ihn ſchon jedermann auf der Straße fehen und erkennen fonnte. Unten an ber 
Treppe angelangt, macht er auf fen Amtözeihen aufmerffam, erklärt, er fei ver Bürgermeifter: 
adjunct, und macht den Soldaten die eindringlichften und beſcheidenſten Vorftellungen. Man 
macht ihn Plag, und es gelingt ihm, bis zur Mitte der Straße zu dem mishanvelten Bürger 
durchzudringen. Kaum bier angelangt, fieht er die Soldaten einen engen Kreisum ihn ſchließen 
und von allen Seiten mit Säbeln, Bajonneten und Blintenkolbenauf ſich eindringen ; fünf Hieb- 
wunden in ben Kopf und in das Geſicht, zwei Säbelhiebe auf die Hände, ein Bajonnetftich in ven 
Kopf und unzählige Kolbenfchläge und Stöße auf den Kopf, in das Genid und auf den Rüden 
waren die Früchte der eveln Hingebung des Beamten und der vandalifchen Wuth der ihn umge: 
benden-Soldaten, welchen derjelbe ohne Zweifel unterlegen wäre, wenn die zu dicht fallenden 
Diebe und Stöße ſich nicht häufig gegenfeitig jelbft aufgefangen hätten, und wenn es nicht feinen 
Grhülfen gelungen wäre, ihn nad) und nad) wieder an die Treppe des Nathhaufes zurückzuzie— 
ben und hinaufzubringen. Bon Blut triefend, mit blutiger, zerriffener Kleidung, ohne Hut, der 
ihm im Gedränge abhanden gefommen, mit blutbefleftem Amtözeichen trat ver Bürgermeifter: 
adjunct wieder in die Amtöftube ein-und mußte bis 10 Uhr in diefem Zuſtande bier verweilen, 
da fein Arzt, kein Chirurg ih auf die Straße wagte und weder der Adjunct noch eind der 
übrigen auf dem Rathhauſe verfammelten Mitglieder des Ortsvorftandes ohne Lebensgefahr 
früher die Straße betreten konnte, um zu feiner Wohnung zurüdzufehren. 

„Rad der frühern Anoronung der Polizei erihien Abends 8 Uhr eine ftarfe Anzahl (hier: 
zu eigens aufgebotener) neuftädter Bürger auf dem Rathhauſe, um den Dienft ald Sicher: 
hbeitögarden zu verſehen. Als aber vie Mishandlungen auf der Straße vor dem Rathhauſe 
ſich häuften, flüchteten fich viele Bürger in vieles Gebäude. Die Soldaten flürmten ihnen nad. 
Auch die Sicherheitsgarde ſah ſich genöthigt, vor ihnen zu fliehen und ſich mit jenen andern 
Bürgern aufden Speicher des Hauſes u. f. m. zu retten.’ 

Es ift unmöglich, die Greuelfcenen vollſtändig zu ſchildern, die nun in unzähliger Menge 
flattfanden, Kinder (von 7 Jahren) wurden niedergeihlagen, auf eine Frau eine wahre Treib: 
jagd angeftellt; Leute, vie ihrer Arbeit wegen ausgegangen waren, wurden zum Theil mit 
6-8 Hieb: und Stihwunden von Säbeln und Bajonneten bevedt. Der Cantonsphyſikus 
aber durfte es nicht wagen, ihnen an diefem Tage zu Hülfe zu fommen. Ein alter Mann ward 
auf der Straße niedergefchlagen; fein Sohn und feine Tochter, denen es gelungen war, jich in 
ein nahes Haus zu flüchten, wollten ihn, nachdem die Soldaten ihre Wuth befriedigt hatten, 
nach Haufe bringen ; fie ftießen auf einen andern Trupp. Die Soldaten fhrien: „Was Eivil 
ift, hauen wir zufammen ; jegt haben wir Freiheit. Und nun mußte namentlich der Sohn 
durch eine Reihe von etwa 30 Militärs gleihfam Spießruthen laufen. Gin Mann, ver ſei— 
ner franfen Frau an dem feinem Haufe gegenüber befindlichen Röhrbrunnen Trinfwafler holen 
wollte, ward faft ermordet; ein in dem Nahbarhaufe einquartierter Soldat holte endlich der 
franfen Frau Wafler! Man hörte und ſah, wie ein Offizier einen Trupp Soldaten aufftellte 
und in altbairischem Dialekte auörief: „Haut alles zufammen, was euch begegnet, ſprecht 
fein Wort zu niemand. Ich will dad Hundsvolk ſchon von den Straßen bringen, dad @anaillen: 
zeug!’ Sogleich fprengten die Soldaten in der ganzen Breite der Straße voran, alles überrei= 
tend und niederhauend, was ihnen in ven Weg kam. Gin Verfolgter flüchtete fi in das nahe 
Haus eined Schuhmachers. Infanteriften vrangen ihm nad in dafielbe. Im Zimmer fanden 
fie einen ſchwachen, gebrechlichen Menſchen (verfrüppelt, mit einem Köder). Dielen mishanvel- 
ten jie aufs furdtbarfte; fie fchlugen ihm den Arm entzwei, ſodaß die Knochen ji durch das 
Fleiſch hervorſchoben und das Kapfelband des Armgelenfs völlig zerriffen wurde. Gin Bürger: 
fohn aus Neuftadt, Joh. Phil. Kipp, 21 Jahre alt, feines Gewerbes Zeugſchmied, wollte, nad: 
dem er einen Bekannten befucht, um 8 Uhr nah Haufe gehen. Er ward von einem Trupp Sol: 
daten angefallen und mishandelt; es gelang ihm, ſich bis auf den Markt zu retten. Hier um— 
ringten ihn wieder 10—12 Soldaten und mishandelten ihn mit Kolbenſtößen, Säbelhieben und 
Bajonnetflihen. Man hörte das durchdringende Gefchrei des unglüdlihen jungen Mannes, 
man hörte ihn um Schonung feines Lebens bitten und flehen; er vief: „Laßt mich doch gehen!’ 
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und eine raube Solvatenftimme antwortete ihm: „Halt's Maul, du Vieh!“ Das Geſchrei des 
Arnıen ging in ein ſchwaches Winſeln über, dann noch ein heftiger Schrei, hierauf Todtenftille. 
Der Unglüdliche war ermordet. Diejenige feiner Wunden, melde nad; der ärztlihen Erklärung 
die fogleich tödliche gewefen, war ihm von Hinten, unverfennbar mitteld eines Bajonnetſtichs, 
beigebracht. Man lieferte nicht einmal Die Reiche den Verwandten aus (mad man gefeglich jogar 
bei Hingerichteten Verbrechern ſchuldig ift!), man verweigerte derfelben fogar ein „ehrliches Be— 
gräbniß“, indem man fie in der Stille der Nacht durch Soldaten begraben ließ und jede andere 
Reichenbegleitung aufs ftrengfte verbot. 

Man wird und nicht zumuthen, die Greuelfcenen weiter audzumalen. Genug, viejelben 
dauerten in der Ärgften Auspehnung drei Stunden lang, von 7—10 Uhr, ohne daß ed dem an— 
weſenden Militärchef eingefallen wäre, die Soldaten früher in ihr Duartier zurüdzurufen. Die 
Zahl der mishandelten und verwundeten Givilperjonen überftieg mehrere Hunderte. Dagegen 
war auch nicht ein einziger Soldat oder Gensdarm verwundet! Denned ift, ſoviel befannt, 
auch nicht gegen einen Militär nur die geringfte Strafe ausgeſprochen worben ! 

Man hat feiner Zeit ven Vorgang in Öffentlichen Blättern, namentlich ver halbofficiellen 
Münchener politifhen Zeitung, in einer Weife dargeftellt, vie wahrhaft empörend war. Man 
wollte glauben maden, es habe ſich gleihfam um die Niederbrüdung eined Aufitandes gehan— 
delt! Und doch fonnte man nicht den entfernteften Schein eines foldhen, auch nicht einmalirgend= 
einen Vorwand zu diefer Beihuldigung auffinden. Ja die Bevölkerung leiftete felbft dann 
nirgendivo aud nur den geringften Widerſtand, ald jene maßlofen Mishandlungen begangen 
wurden; eine Mäpigung, die (wo es ſich um das Unterlaffen jedes Widerſtandes handelte, gegen 
das Eindringen in dad eigene Haus und dad ih Mishandelnlaffen in vemfelben) in vielen ein: 
zelnen Fällen fogar hart an Feigheit angrenzte! Genug aber, jedermann ohne Ausnahme bes 
wältigte feine empörten innern Gefühle, weil man alsbald genug ſah und hörte, um die Richtig: 
feit der von einzelnen menſchenfreundlichen Militärs angedeuteten Warnungen zu erfennen, 
genug, um nicht zu zweifeln, daß die aufgeftellten geladenen Kanonen, bei denen Soldaten mit 
brennender Lunte ftanden, wirklich beſtimmt feien, im Falle des geringften, wenn auch nod fo 
legitimen Widerſtandes die ganze Stadt in einen Schutthaufen zu verwandeln. 

Zum Schluß flche hier no ein Auszug aus einem Berichte, den ein allgemein geihägter 
Beamter von Neuftadt damals direct an den König einfendete. 

„Das Feft auf dem hambacher Schloß, weldes in dem vorigen Jahr fo fehr verbädtigt 
worden war, wurde dieſes Jahr durchaus nicht gehalten, obwol der Negierungspräfident v. 
Stengel fomie der Fürft Wrede furz vorher bei verſchiedenen Gelegenheiten ſowol dem verfam: 
melten Stadtrath ald vem Adjuncten perjfönlichdie Verſicherung gegeben hatten, daß nicht dieſes 
an und für fi, ſondern nur der voriges Jahr ſich Fund gegebene Geift unterdrückt werden müſſe, 
um höhern Orts nicht anzuftoßen, ſodaß Die Bewohner von Neuftadt erft dann theilweife auf 
das Schloß fpazieren gingen, als ihnen die Verfiherungen diefer beiden höchften Kreisbeamten 
jowie ein Stadtrathöbeihluß, worin jevermann auf die Aufrechthaltung der gejeglichen Ord— 
nung hingewiefen wurde, befannt worden war, ein Spaziergang auf die vomantifhe Burg, 
melde auf Pfingfimontag ſchon durch unfere Urväter befucht wurde. 

„Wenn e8 einer feinpfeligen Bartei gelingen fonnte, ven Geift ver Bewohner hiefiger Stadt 
und jelbit des ganzen Rheinkreiſes zu verdächtigen und diefe Gewaltmaßregeln bervorzurufen, 
jo hat der ganze Hergang jeden unbefangenen Beurtheiler überzeugen müffen, daß der Bewoh—⸗ 
ner des Rheinkreiſes zu bejonnen iſt, ald daß er jid zu Handlungen hinreißen laſſen Fönnte, 
welde ein unüberjehbares Unglück über feine Mitbürger bringen müßten. Denn trogdem daß 
man in der Nacht ganz im geheimen ohne Benahrihtigung der Behörden das Hambacher 
Schloß, welches ein Privateigenthum verfchievener hiefiger Familien ift, mit Militärmacht be: 
jeßte und den Gigenthümern den Zutritt nicht geftattet hat, ja fogar diejelben mit Gewalt von 
ihrem Gigenthum verbrängte, trogdem daß fo viele Hunderte Augenzeugen ver fürdterlihen 
Mordfcenen waren, wodurch die menfchliche Geduld auf eine unerhörte Weife auf die Probe ge— 
ftellt wurde, verhielt ih jedermann ruhig und zog ſich in feine Wohnung zurüd, ſodaß von 
7 Uhr abends an niemand es mehr wagte, dem ſchrecklichen Angft: und Nothgeſchrei feiner 
Mitmenfhen Gehör zu geben, um diefelben aus den Händen ihrer Mishandler zu befreien, da 
die Vernunft ihm gebieten mußte, durch feinerlei Gegenwehr diefe Wüthenden zu veranlaffen, 
noch weit größeres Unglüd über feine Vaterſtadt zu bringen, da die Lunten zur Ginäfcherung 
verjelben ſchon bereit waren.“ 

II. Envlid fam denn die Unterfuhung gegen die hambacher Redner zum Schluſſe. Sie 
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Hatte ein ganzes Jahr lang gedauert, meit länger, als man unter der Herrſchaft der franzöſi— 
fhen Procedurgefege für möglich gehalten hatte. Viele Klagen waren daher zuvor erſchollen 
über abjichtliche Verzögerung ded Procefied. Auch waren jehr auffallende Berfonalveränderun: 
gen an dem mit Einleitung der Sache befaßten Appellationdgerichte der Pfalz vorgenommen, 
insbefondere waren mehrere ald freifinnig befannte Richter penjionirt oder verfegt worden; ven 
Präfidenten des Gerichtshofs (v. Birnbaum) hatte zuerft dad Los des Quieſeirtwerdens 
getroffen. 

88 erließ jegt das bezeichnete Gericht als Anklagefammer unterm 29. Mai 1833 ein 
Urteil, durch welches in Anklagejtand verjegt und vor ein Afjifengeriht verwiefen wurden: 
1) Dr. Wirth, 2) Dr. Siebenpfeiffer, 3) Pfarrer Hochdörfer, 4) Candidat Scharpf (von Hom:- 
burg), 5) Bürftenmadher Berker von Frankenthal, 6) Literat Dr. Große, 7) Rechtscandidat Dr. 
Piftor von Bergzabern, 8) Buhdruder Roſt von Zweibrüden, 9) Kaufmann Baumann von 
Pirmajens, 10) Advoeat Schüler (der Deputirte), 11) Advocat Savoye, 12) Advocat Geib, 
13) Theologiecandidat Eifler. Die Anklage gegen die neun Erftgenannten lautete auf Provoration 
zur Empörung und zum Umfturze der Regierung, die jedoch ohne Erfolg geblieben, jene gegen 
Nr. 10—12 auf ein Complot zum Umſturze der Regierung; und die gegen ven Legtgenannten 
auf Mitfhuld am ebenerwähnten Verbrechen. Den neun erften ftand alfo Landesverweifung, ben 
vier legten die Todesſtrafe in Ausſicht. Diefe Anflagen gründeten ſich bei den fieben Erftgenannten 
bauptjählid auf deren beim Hambacher Feſte gehaltene Reden, nebenbei auf die Herausgabe 
von Drudihriften, deren Inhalt als aufrührerifch bezeichnet ward; bei Nr. 8 auf den Drud, 
bei Nr. 9 auf Verbreitung folder Schriften (aud die Anſchaffung von Senfen, die nad) der Art 
der polniſchen Senjenträger angeblidy benugt werben follten), bei Nr. 10—12 auf ihre Stel: 
lung ald VBorftände und bei Nr. 13 auf jene ald Secretär des Prefvereind. Mit Ausnahme 
der geflüchteten drei Advocaten fowie Piſtor's und Große's befanden ſich alle Angeklagten in 
den Händen der Juftiz. Cine bedeutende Anzahl anderer Perfonen wurde, zumeift wegen an— 
geblicher Amtöbeleivigung von Angeftellten in Druckſchriften, vor die verſchiedenen Zuchtpoli— 
zeigerichte des Kreifes verwiejen. *) 

Zur Aburtheilung diefed Criminalproceffed ward vom Appellationsgerichte nicht die ge- 
wöhnlihe Quartalaſſiſe beſtimmt, fondern die Abhaltung einer außerordentlichen Afjife 
angeoronet. Anch follte viefelbe nit am gewöhnlichen Gerichtsorte, zu Zweibrüden, jondern 
in der Feſtung Landau flatifinden. Unter den desfalls angeführten Motiven bemerkte man 
befonders das folgende: „daß durch das Abhalten diefer Aſſiſe in Landau allen Beforgniffen 
wegen ftörender und nadtheiliger Einwirkung auf die Unbefangenheit des Urtheils der Ge— 
ſchworenen möglichft vorgebeugt werde, weil in Landan die öffentlihe Ruhe und Ord— 
nung leichter und ſchneller ald an irgendeinem andern Orte ded Rheinkreiſes gehandhabt und 
die ungeftörte Aburtheilung der Sache gefichert werden fünne”; ein Motiv, zu weldem die 
während der Verhandlung erfolgten enormen Exceſſe von feiten vieler Soldaten (melde an die 
neuftadt: hambacher erinnerten und über welche wir unten einiged Nähere jagen werden) bald 
einen feltfamen Gommentar lieferten. _ 

Diefe Afifenfigung begann am 29. Juli (1833). Die gefanmte Anklage war von der 
Staatöbehörde in drei Theile getrennt worden. Die erfte und Hauptverhandlung mar gegen 
Wirth, Siebenpfeiffer, Hochdörfer, Scharpf, Beder, Roft und Eifler, die zweite blos gegen 
Baumann, die dritte gegen die Flüchtlinge Schüler, Savoye, Geib, Große und Piftor gerich— 
tet. Gegen die legten fand ein Gontumacialverfahren ftatt, bei welchem bekanntlich Feine Ge— 
ſchworenen mitzuwirken haben. . 

Das in Rheinbaiern geltende Napoleonifche Procedurgeje legte die Bildung der Geſchwore⸗ 
nenlifte ausfchließlid in die Hände des Präfeeten oder Negierungspräjidenten (damals Frhr. 
v. Stengel). Es war ſonach vorberzufehen, daß unter den zu Schwurmännern Berufenen ji 
fein Anhänger ver Angeklagten befinden werde. Dagegen war auch nichtd zu erintiern. In: 
deſſen erſcholl ein Schrei allgemeiner Indignation, als die Lifte felbft befannt ward. Unter den 
24 zu Gefhworenen ernannten Leuten befanden ſich namentlih 6 VBürgermeifter oder Ad: 








4) Es läßt fich unmöglich verfennen, daß diefes Urtheil des Appellationsgerichts in fehr grellem Wir 
berfpruche fteht mit einem andern Urtbeil diefes nämlichen Gerichts, durch welches daflelbe ein Jahr 
zuvor eine verfuchte Anklage gegen Dr. Wirth wegen feiner Drudichriften, insbefondere in Sachen des 
Preßvereins, für durchaus unftatthaft erflärt hatte. Zur Erlaffung beider Ursheile wirkten zum Theil die 
nämlichen Richter mit. . 
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juncten 5), 4 königliche Domäneninſpectoren, Rent: und Hypothekenbeamte, 3 königliche Can— 
tonsphyſici, 2 Fönigliche Forſtmeiſter und 2 königliche Notare, fjonah von vornherein 17 Beamte 
der Regierung. Und aud den Reſt ver Nihtangeftellten hielt man aus andern perfönlidhen 
Verhältniffen ver Mehrzahl nach keineswegs für unbefangen. 

Gleich in der erften Sigung flellte der eine der Bertheidiger, der (auch ald Deputirter ehren— 
voll befannte) ausgezeichnete Anwalt Culmann (der ältere Bruder) den Antrag auf Streihung 
von vier der auf die Gejchworenenlifte gefegten Beamten, weil diefelben nicht einmal die äußern 
Bedingungen befäßen, Geſchworene fein zu Fönnen. So unmwiderlegbar die Nichtigkeit der Ein- 
rede ſchien, fo glaubte doch dad Gericht, d. 5. ed glaubten die Hierin allein entſcheidenden ange: 

-fellten Richter nad anderthalbftündiger Berathung diefen Antrag zurücdweijen zu müſſen, 
nicht weil er unbegründet fei, fondern weil das Gericht ih incompetent halte, die von der 
Regierung einmal aufgeftellte Lifte zuprüfen, eine Theorie, nad welder es der Regierung 
freiftand, 24 Ehevaurlegerd in eine Affifenjigung zu fenden, aus deren Anzahl dann die 12 
Gefhmworenen ohne Widerrede Hätten genonmen werden müſſen. 

Die Berhandlungen des erften (Haupt-) Proceffed dauerten nun in 19 Sigungen bis zum 
16. Auguft. Die Anklage wurde in mehrfacher Beziehung fehr ungeſchickt geführt durch den 
Generaljtantsprocurator Schenfl, einen wenig befähigten, wie viele glaubten, nur wegen jeiner 
blinden Ergebenheit gegen die Regierung zu jenem hohen Poſten beförverten Mann. Die 
Vertheidigung, melde eine Fülle von Intelligenz in fidy vereinigte, war ihm weit überlegen. 
Dazu famen die äußern Verhältniffe ven Angeklagten fehr zu ftatten. Die Art ver Bildung der 
Geſchworenenliſte und jened Incompetenzurtbeil des Affifengerichtes Hatten den Eindruck und 
zwar audh bei den Schwurmännern jel6ft gemacht, als Habe man ihnen die unwürdige Aufgabe 
zumweifen wollen, als blinde Verurtheilungsmaſchinen zu wirken. Außerdem ſchadete ſich die 
Regierung ebenfalls felbit, indem fie ven Drud der Verhandlungen unter Genfur jegte, eine 
Mafregel, die einerfeitd verfaſſungswidrig war, indem nad) der Gonftitution nur „die politi= 
ihen Zeitungen und periodifhen Schriften politifchen oder ftatiftifhen Inhalts‘ der Cenſur 
unterliegen jollten, und die andererſeits doch nichts nußte, indem das in Baiern Geftrichene bald 
im Auslande gedruckt ward, nachdem es ohnehin, bei ver Öffentlichkeit der Berhandlung, Hun— 
derte gehört hatten. . 

Aber auch abgefehen von allen derartigen Dingen, konnte das Rejultat des Procefles ſchon 
während der Verhandlung nicht zweifelhaft fein. Die Anklage gründete ſich auf eine Verlegung 
der Beftimmung des Art. 102 ded franzöſiſchen Strafgeſetzbuchs, welcher von „unmittelbarer, 
directer“ Aufforderung zum Aufrubre u. ſ. w. handelt. Nun haben wir oben ſchon Bei 
Schilderung des Hambacher Feſtes hervorgehoben, wie die Redner blos in leeren Declamatio- 
nen gegen die Fürſten fi) ergingen, ohne irgendeinen weitern durdhgreifenden leitenden Gedan— 
fen, ohne irgendeinen beftimmten Antrag oder Vorſchlag, und wäre ed auch ver praftifch unver= 
ftändigfte gemwejen. Es wurden bei der Verhandlung nicht weniger ald 80 Belaftungszeugen 
vernommen, Leute aus den verſchiedenſten äußern Verhältniffen und von den abweichendſten 
politifhen Meinungen. Aber nicht einer fonnte ausfagen, irgend gehört zu haben, daß einer der 
Angeklagten in jeinen Feſtreden „direct (wie e8 dad Geſetz ganz ausdrücklich befagt) zum Auf: 
ruhr aufgefordert habe; felbft die von den Verwaltungs: und Gerihtöbehörden an Ort und 
Stelle gejendet gewejenen Beamten, wie namentlih der Randeommiflar von Neuftadt und der 
Staatöprocurator von Branfenthal, mußten die Frage, ob fie einen folhen ‚unmittelbaren‘ 
Aufruf vernommen hätten, verneinen, 

Es war fomit augenfcheinlich, daß die Regierung fehr übel berathen geweſen, als ſie dieſen 
Procep begann. Die Gefangenen feierten jett erft einen wahren Triumph, indem fie ald grund 
[08 Berfolgte, ald Märtyrer erfhienen. Die Betheuerung der Regierung, daß fie um Erhaltung 
der Ruhe beſorgt geweſen, wußte jedermann auf den wahren Werth zurüdzuführen. Die Ber: 
theidigung der Angeklagten, namentlid) die Reden von Wirth und von Siebenpfeiffer, daneben 
indbefondere der meifterhafte Vortrag des ältern Culmann — eigentlid alle Reven der Gefan— 
genen und alle der Bertheidiger — ftellten die Regierung ſowol in Beziehung auf die Befähi— 
gung ihrer Organe wie in Beziehung auf die Abfichten im übelften Lichte dar. 

IV. Ebe nun aber die Verhandlungen zum Schluffe gelangten, trugen fi zu Landau Vor: 


5) Bürgermeifter und Adjunete, welche nicht vom Bolfe erwählt wurden, fondern welche die Re: 
gierung allein ernannte, und zwar auf Ruf und Widerruf! . 
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gänge zu, die alles Rechtsgefühl empörten. Es war moralifh unmöglich, daß bei dem 
unverfennbaren Nidtvorhandenfein einer direeten Empdrungsaufforderung die Gefchwore: 
nen ein anderes Verdiet ald das des Nichtſchuldig ausfprehen Eonnten. Das Gegentheil 
wäre ein augenjcheinlicher, abfihtliher Juſtizmord gewefen. Die Freunde der Angeflag- 
ten faben daher mit vollfter und freudigfter Zuverfiht der Entſcheidung entgegen. Sie 
hatten nit nur fein Interefle, irgend ftörend einzumirfen, fondern ed mußte überhaupt alles, 
was hierbei ftören fonnte, ihren Wünſchen und Abſichten im höchſten Grade entgegen fein. Zus 
dem wäre ed, jelbft bei entgegengejegter Sachlage, eine wahrhaft wahnfinnige Handlung ge: 
wejen, in der ftarf befegten Feſtung — mit ihrer Garnifon von wenigftens 4000 Mann ſammt 
Hunderten von Kanonen — eine Nuheflörung verfuhen zu wollen. Wenn eine folde alfo 
dennoch ſtattfand, fo hat man die Veranlaffer vernünftigerweiie überall eher ald in ven Rei— 
ben der Freunde und Anhänger ver Angeklagten zu fuchen. 

Wie dem fei, die Nuhe und Ordnung in Landau warb auf einmal arg geftört. Meh— 
rere Tage lang juchten die Soldaten, namentlid vom Regiment Wrede, Streit mit Eivilperfo: 
nen. Nahdem eine auffallende Mishandlung eines geachteten Gaſtwirths zu Landau dur 
einen Offizier vorangegangen, gab am 12. Auguft die Kirchweihe in dem eine halbe Stunde 
von der Stadt entfernten Dorfe Godramftein eine befondere Gelegenheit. Indeſſen gelang es 
dem dortigen Bürgermeifter, zu verhindern, daß es zu mehr als einzelnen Mishandlungen von 
Eivilperfonen fam. 

Am Nahmittage des 13. Auguſt zogen in Landau Soldaten von dem genannten Regi— 
mente in Haufen in verſchiedene Bierhäufer. Sie fuchten Händel und ſchrien: „Es lebe Alt: 
baiern! &8 lebe der Fürſt Wrede!’ (Der Negierunddpirector Fürft Wrede befand fich feit 
zwei Tagen in Landau.) Man vernahm fogar von in den Strafen umherziehenden Soldaten 
Die Außerung: heute müſſe es über die Liberalen hergehen. Die Civilperſonen wichen jedoch 
den Streitſuchenden aus, indem ſie ſich namentlich aus jenen Bierhäuſern entfernten. 

Es war 8 Uhr abends, als ein in dem benachbarten Orte Nußdorf wohnender Bürger 
(Schimpf) in Begleitung zweier Frauenzimmer, auf dem Heimwege begriffen, ruhig die Straße 
ging, an welder dad Bezirkögefängniß gelegen ift und in dem während der Dauer der Aſſiſe die 
Angeklagten untergebracht waren. Gine daſtehende Wade vermehrte barfch das Vorübergehen. 
Dem nichts ahnenden Mann entfuhr ein Ausdruck des Erftaunend. Augenblicklich fiel der 
wadehaltende Soldat über ibn ber und nahm — gejegwidrig — deſſen Verhaftung vor. So: 
gleich erfchten nicht etwa eine Wache, fondern eine Menge einzelner Soldaten. Sie fielen 
nit nur über jenen Bürger, fondern über alle zufällig in der Nähe befindlichen oder unter 
ihren Thüren ſtehenden Leute mit grenzenlofer Wuth her. In einiger Entfernung meinten vers 
ſchiedene Leute, es brenne in Gefängniß, weshalb auch fie dahin eilten. Die Soldaten aber 
fielen wie vafend auch über fie her, unter dem Feldgeſchrei: „Ihr bürgerlichen Hunde!” Häufig ' 
hörte man aud den Nuf: „Wir wollen vie Freibeitöprediger niedermachen, wir mollen ihnen 
die Köpfe abichlagen.” Aber nicht blos die auf der Strafe anweſenden Leute murden mishan— 
delt, die Soldaten ſchlugen in der ganzen Gegend alle Benfter zufanımen. Ginzelne Saufen 
drangen jelbft in die Wohnungen ver Bürger ein. Gin Kind in der Wiege foll jogar mishan— 
delt worden fein. Steine wurden in die Zimmer gejchleudert. Der Wurf eines dicken Steins 
traf einen Mann auf den Kopf und verlegte ihn lebensgefährlich. Überhaupt wurden viele ‘Ber: 
jonen ſchwer verwundet. Sogar der föniglidye Landeommiſſar, der höchſte Eivilbeamte in Lan— 
dau, der herbeigeeilt war, mußte die Flucht ergreifen. Mehrere Menfchen flüchteten in den Hof 
ded (nahe gelegenen) föniglihen Landeommiſſariatsgebäudes. Die Soldaten drangen ihnen 
nad. Ein Diener des königlichen Landeommiſſars, der das Thor ded Gebäudes zu ſchließen 
ſuchte, ward von den Raſenden angefallen, geprügelt und bis in das zweite Stodwerf des Hau— 
ſes verfolgt. In das Haus eines alten Bürgers (Schnell)prangen ebenfalls 7 oder 8 Soldaten, 
mishandelten ven Mann und wollten ibn gewaltfan auf die Straße reißen. Selbſt an Häufer 
im ganz entgegengefegten Theile ver Stadt (3. B. an jenes des Kaufmanns Wolf) kamen Sol- 
daten mit blanfen Waffen und unter mörberifhen Drohungen. Drei ſchwerverwundete Bür— 
ger, denen auch nicht dad geringfte Vergehen nachgewiefen werden Fonnte, wurden auf bie 
Hauptwache gejchleppt. Der Staatöprocuratorfubftitut des landauer Bezirksgerichts jelbft Hielt 
zu feiner Sicherheit nöthig, fd von zwei Genddarmen nach Haufe begleiten zu laffen. Der eine 
ver Bertheidiger, der ih um dieſe Zeit (8 Uhr) bei feinem Glienten befand, mußte jich ſchriftlich 
an den Genrralprocurator wenden, um ein ſicheres Geleit in feine Wohnung zu erhalten. 
Selbft nad 9 Uhr durchritten Ehevaurlegeröpatrouillen, zum Theil im Galop, zum Theil in 
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geſtrecktem Trabe, die engen Straßen der Stadt, wobei fie nach den ihnen aufſtoßenden Civilper— 
fonen mit den Säbeln hieben, ſodaß mehrere Leute durch Streifhiebe verlegt wurden. 

Am folgenden Morgen, 14. Auguft, begannen die Exceſſe von neuem. Soldaten, die ſchon 
in aller Frühe betrunfen waren, jhlugen in mehreren Käufern der Judengaffe ohne die geringfte 
Beranlaffung die Fenfter ein. So ziemlich alle hatten Geld, um in ven Wirthähäufern nad) 
aller Luft zu gehen. 

Bei Eröffnung der Aljifenfigung vom 14. Auguft ftellte Anwalt Culmann der Ältere ven 
Antrag, daß der Präfivent ded Gerichts zur Sicherheit ver Rechtspflege und des ruhigen Fort— 
gangs der Verhandlungen in Beziehung auf die flattgehabten und die noch drohenden Vorfälle 
die geeigneten Maßregeln treffen möge. Auch bat er, daß mit ven Verhandlungen nun ununter: 
brochen fortgefahren werde. Ein anderer der Vertheidiger, Anwalt Golfen, fügte bei, daß den 
Geſchworenen, für den Fall jie ein Nihtihuldig erklärten, gevroht worben fei. Mehrere der 
Jury, namentlih Brunner, Botta und Dechen, beftätigten Died; der Legtgenannte fügte in— 
deſſen mit ehrenhafter Feftigfeit bei: man möge ſich varüber beruhigen, die Gefhmworenen wür— 
den ſich in ihrem Urtheile vurd Drohungen nicht beftinnmen, nicht ſchrecken laſſen. Siebenpfeiffer 
hob hervor, daß er von dem Fenfter feines Gefängniffes aus zugejehen habe, wie ein Bürger 
von Soldaten auf abjheulihe Weife mishandelt worben fei; von feinen Gefühlen überwältigt, 
habe er ihm zugerufen: „Bluthunde, Taffet ven Mann gehen!’ Im Augenblid fei auf ihn das 
Gewehr angeſchlagen worden, ſodaß er, um nicht erfchoffen zu werben, fih vom Fenſter habe 
hinwegflüchten müffen. Wie ed feine, wolle man wieder ſyſtematiſch wie in Neuftadt und 
Hambach verfahren: verjelbe Leiter oder Anftifter ſei ja gegenwärtig. Sie, die Angeklagten, 
wollten nun, um die Sache zu bejhleunigen, nichts weiter mehr zu ihrer Vertheidigung fpre= 
hen. Fürſt Wrede blieb gleihjam theilnahmlos bei diefem Vorkommniſſe in der Sigung, doch 
verließ er nad) derſelben alsbald Landau wieder. Der Afjifenpräfident erflärte auf die an ihn 
gerichtete Aufforderung, er habe blos die Ordnung im Sigungsfaale aufrecht zu erhalten. Der 
Generalprocurator fuchte die Vorfälle zu verfchleiern und ald unbedeutender darzuftellen. Da 
indeſſen die Nahricht von den am nämlichen Tage neuerdings vorgefommenen Exceſſen befannt 
wurde, jo richtete der Aſſiſenpräſident ein energiſches Schreiben an die Stadt: und Feſtungs— 
commandantfchaft, worauf der commandirende General Brauan felbft in der Stadt umher 
ritt, um die Ordnung aufrecht zu erhaltn. Offenbar hatte man falfche Gerüchte unter den 
Truppen verbreitet, um fie gegen die Givilperjonen zu erbittern. Auch war es auffallend, wo— 
ber die Soldaten dad Geld zum Zehen erhalten Hatten; man wollte behaupten, es jei ſolches 
unter jie audgetheilt worden. Einen tiefen Eindruck hatte namentlih der Umftand hervor— 
gebracht, daß don am Morgen des 13. eine ganze Stunde lang Übungen mit einer Kanone auf 
dem Wall in der Weife vorgenommen wurden, daß durch diefelbe gerade diejenige Straße be— 
ftrichen ward, in welder ſich das Sigungslofal des Aſſiſengerichts befand. 

V. Da einer der Geſchworenen (Brunner) aus Alteration erfranft war, fo mußten die 
Aſſiſenſitzungen einen Tag lang unterbroden werden. Dann aber wurden fie fortgejegt und 
möglichſt beichleunigt. Schon am 16. Aug. erfolgte die Entjcheidung.) Die Gejhmworenen 
ſprachen auf alle an fie gerichteten Bragen das Nihtjhuldig aus, ein Sprud, der (obwol 
man ihn mit Beftimmtbeit vorhergejehen) dennod einen unbejchreiblich tiefen Gindrud im gan- 
zen Lande, ja in ganz Deutfhland hervorbradite; ein Spruch überbied, den man im übrigen 
Deutfhland, wo man die Verhältnifle nicht genügend Fannte, vielfach als Ausflug der Partei- 
leidenſchaft varzuftellen und als jchneidende Waffe gegen das Inftitut der Jury zu misbrauden 
ſuchte, während es in Wirflichfeit feine Freunde der Angeklagten, fondern einfeitig von der Re— 
gierung ausgeſuchte Männer, größtentheild ſogar Beamte waren, von denen die Entſcheidung 
audging, von denen jie aber gerade in ver Weife, wie jie erfolgte, geſprochen werden mußte, 
wenn diefelben nicht gegen ven Elaren Buchſtaben des Gefeges handeln, wenn jie nicht augen: 
fheinlich wiffentlid einen enipörenden Juftizmord auf ihr Gewiffen laden wollten. Die Regie: 
rung war ed gewejen, die einen Fehler begangen hatte, indem fie eine foldhe, in der Art wenig: 
ftens, wie fie erfolgte, durch nichts begründete Anklage erhob. Cigentlic war ed ohnehin ſchon 
ein Midgriff, diefe der Mehrzahl nach jo höchſt unbedeutenden Leute zu den ihr hochgefährlichen 
Gegnern zu ftempeln, während diejelben, Wirth und Siebenpfeiffer ausgenommen, kaum beach— 
tenswertbe, ja Höhft unbedeutende Menſchen waren. In jedem andern Falle würden die Regie: 
tungdorgane nicht ermangelt haben, fih über diefe Studenten, Candidaten, Bürftenbinder, 


6) Die Soldaten des Wrede’fchen Regiments waren an diefem Tage in ihre Kaſerne beAct. 
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Krämer, armen Buchdrucker w. f. f. luftig zu machen, ald über Leute ohne Einflug und ohne 
Befähigung. ö 

Indeflen wurden von den unſchuldig Erklärten nicht mehr als zwei (Scharpf und Eifler) 
wirklih in Freiheit gefegt, indem man die hambacher Reden und die Drudichriften, auf welche 
fi die Griminalanflage gegründet hatte, nunmehr zu zuchtpolizeilihen Verfolgungen be: 
nußte, obfhon von der andern Seite, jedoch völlig erfolglog, ver alte Rechtsgrundſatz: non bis 
in idem, geltend gemacht zu werben ſuchte. 

Nach Freilprehung der Hauptangeflagten war die Nichtſchuldigerklärung Baumann’s eine 
Nothwendigkeit. Sieerfolgte bei Beendigung der zweiten Abtheilung des Proceſſes am 22. Aug. 
Auch diefer Mann ward übrigens nachträglich noch vor das Zuchtpolizeigericht geftellt. 

Den dritten Theil des großen Proceſſes bildete das Gontumacialverfahren (wobei, wie be: 
merkt, feine Geſchworenen mitwirken) gegen die fünf Flüchtlinge Schüler, Savoye, Geib, Große 
und Piftor. Ed begann am 24. Aug. und endete am 29. Die drei erften wurden wegen bed 
Complots freigefprodhen und Geib überhaupt unſchuldig erklärt, Schüler und Savoye dage: 
gen wegen eines Zeitungdartifels zu zehnjähriger Verbannung verurtheilt; gleiche Strafe 
warb wider Große verhängt und Piltor zu einjährigem Gefängniffe condemnirt. 

Eine furchtbare Reihe von zudtpolizeilihen Proceffen und (mit ganz wenigen Ausnahmen) 
von Berurtheilungen ſchloß jih an jene Affifenverhandlung an. Art. 222 des franzdfifchen 
Code pénal erhielt auf einmal eine Auslegung, die man bisher gar nicht geahnt hatte; ex 
mußte nun gleihfam auf alle möglichen Fälle paffen, die in einem ganzen Prefeoder vorzujehen 
fein mögen; ja noch weit mehr ald dies! Wegen einer unſchicklichen Außerung gegen ben König 
ward Art. 222 für anwendbar erflärt, das Staatsoberhaupt ſonach (ganz direct gegen alle fonft 
jo ſtreng feftgehaltenen Grundfäge) zu einer bloßen Magiftratsperfon geitempelsl 7) Hatte 
jemand eine Regierungsmaßregel getadelt, jo mußte er mindeſtens die Minifter beleidigt haben 
und er verfiel der Strafe des Art. 222! Hatte jemand eine Proteftation gegen die befannten 
Bundesbeſchlüſſe vom 28. Juni 1832 unterzeichnet, jo mußte er die „Delicateſſe“ des bairiſchen 
Bundedtagsgefandten verlegt haben; er verfiel dem gleichen Strafartifel! Hatte jemand auf 
der Landftraße einen Chauſſeekratzer (Wegaufjeher) gefhimpft, fo kam derſelbe Paragraph des 
Code penal in Anwendung wie beim Staatdoberhaupte! Iraurige Zeit, aus der man folde 
Dinge und zwar in Daffe erzählen kann! 

Es würde zu weit führen, wenn wir alle darauf begründeten Gondemnationen einzeln auf: 
zählen wollten. Genug, ed wurden namentlih Wirth, Hochdörfer, Siebenpfeiffer u. f. f. zum 
Marimum der Strafe verurtheilt. Dem legten gelang es zwar, aus feinem Gefängniffe zu ent: 
fliehen, die andern aber wurden in dem Gentralgefängniffe zu Kaiferslautern gezwungen, jid) 
mit gemeiner Arbeit zu befhäftigen; ja gewiſſe hochſtehende „Magiſtratsperſonen“ zu Speier 
und Münden äußerten ihre durch das Gefeg oder vielmehr die Gerichte jo gewaltig in Schutz 
genommene „Delicateſſe“ in der Weife, daß fie fi) eigens diejenigen Strümpfe von dem In— 
ſpector jenes Gefängniffes ſenden ließen, welche Wirth und Hochdörfer hatten ftriden müflen. 
Und deffen rühmten fie jih! Eine Kleinlichkeit, aber bezeichnend für die herrſchenden Zuftände 
und — die Menfchen. 

Wie die politifhen Proceffe maffenweife ftattfanden, mag man unter anderm daraud erfe- 
hen, daß man 30 Unterzeichner einer Proteflation gegen die befannten Bundesbeſchlüſſe auf 
einmal und gemeinfam verfolgte (ein Proceß, ver am Zuchtpolizeigerichte zu Kaiferdlautern, 
dem Appellhofe zu Zweibrüden und dem Gaffationshofe zu Münden verhandelt ward und 
ebenfo mit Verurtheilungen zu Gefängnißſtrafe endigte). Ebenſo wurden ein andermal 38 
Frauen und Jungfrauen von Neuftadt vor Gericht geftellt, weil fie weibliche Arbeiten hatten 
audfpielen laffen, um mit dem dadurch erlangten Gelvertrage die meiſtens aller Mittel 
entbebrenden Familien der bei der landauer Aſſiſe Angeklagten (nicht einmal dieſe ſelbſt) zu 
unterftügen. 


7) Art. 222 des franzöfifchen Code penal lautet: „Wird einer oder mehreren obrigfeitlichen 
Perfonen (magistrats) aus dem Verwaltungs: oder Juftizfache in der Ausübung ihrer Amtsverrichtun: 
en oder gelegentlich diefer Ausübung irgendeine Beleidigung durch Worte (par paroles) zugefügt, die 
ihre Ehre oder Delicatefie angreifen, fo foll derjenige, der fie auf folche Art beleidigt hat, mit einem 
Gefaängniß von einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft werden.” Diefer Artifel, der ausdrücklich von 
Beleidigungen durch Worte handelt, mußte nun namentlich einen ganzen Preßcoder erfegen. 
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Leider reihten fih aber auch no andere traurige Vorkommniſſe an die bezeichneten an. 
Faft überall her vernahm man von Streitigkeiten zwifcherf Militär und Civil, die vielfach dlutig 
endeten. Die dem Bürgrrftand Angehörenden hatten längfl genug erfahren, um, mit feltenen 
Ausnahmen, nicht muthwillig die oft entzügelte Soldateska heraudzuforbern. Einzelne Bor: 
kommniſſe bei dem ärgften jener Streithändel beweifen auch durchgehends allein ſchon deutlich 
genug, auf welder Seite die Exceſſe Hattfanden. So mußte zu Speier, Anfang Juni, ber Ads 
junet vor den ihn mit bloßen Säbeln verfolgenden Soldaten fliehen; zu Pirmajend warb 
in ber zweiten Hälfte des Juli ſelbſt der Polizeicommiffar durch Militärperjonen bei einem 
argen Kampft, den diefe mit Bürgern hatten, verwundet ; in Zweibrüden fah ſich der Staats: 
procurator Keing, ald er nad der landauer Ajjife mit zweien der Bertheibiger einen Spagier: 
gang machte, gendtbigt, mit Diefen zu fliehen, um Mishandlungen zu entgehen; zu Dürkheim 
namentlich aber wurden zur Zeit des Wurfimarftes (283. Sept.) Civilperſonen in Maffe des 
Abende von Genddarmen und Soldaten mit Waffen überfallen und verwundet. Dennoch hörte 
man lange Zeit gar nicht, daß auch nur ein Militär wegen Exceſſen gegen Bürgern beftraft wor: 
ben jei. Als aber enpli ein Gensdarm doch einmal wegen greller Mishanplung zur Strafe 
gebracht wurde, erjchien alsbald eine bloße Verordnung, durch melde dir Gensdarmerie unter 
die Militärgerihtäbarfeit geftellt ward, während fie den beſtehenden Gefegen nach unter den ge= 
wöhnlichen (Civil⸗) Geriäten ftand. 

VI. So verhielt es ji in Wahrheit mit dem Hambacher Fefte, ver landauer Aſſiſe und dem, 
was fi unmittelbar daran fnüpfte. Das Bild ift freilich ein anderes ald das, welches man fi 
gewöhnlich nad den faſt allein befannt gewordenen Angaben von Hofpublieiften entwarf. 
Dennoch ift es ein wahres und treues Bild. Au kann der Verfafler um fo mehr mit Unpartei—⸗ 
lichkeit Sprechen, ald er, wie man glei aus dem Anfange dieſer Abhandlung erſehen haben wird, 
fein Freund von „Hambachiaden“ ift. 

Zum Schluffe fei nur noch bemerkt, daß, ald der Kronprinz von Baiern fih 1842 vermählte, 
überafl in der Pfalz Gelvfammlungen veranftaltet wurden, um ihm ein Hochzeitögeſchenk zu 
machen. Die Berjonen, welche fi an die Spige der Sache ftellten, kauften mit dem Ertrage die 
(wenig Eoftipielige) hambacher Burgruine und machten diefelbe nun dem Kronpringen zum 
Geſchenke. Sehr allgemein ward diefer Schritt als Höhft ungeeignet getabelt. Insbeſondere 
würde es den Leitern ſchwer gehalten haben, nachzuweiſen, daß gerade die ſes Geſchenk im Na- 

man ded Kreiſes gegeben werben fünne. Das Ganze ward als ein Werk blos einer Handvoll 
Leute bezeichnet, unter denen Beamte die Hauptrolle fpielten. Andererſeits ward dies gleichſam 
als ein Sühnoyfer für die auf jenem Berge begangenen politifgen Kegereien dargeftellt. Wie 
dem fei, der Kronprinz ließ die Burgruine ſeitdem nieder aufbauen, und fein Bater, der König 
Lubwig, hatte die allerhöchſte Gnade, zu genehmigen, daß diefelbe insfünftige den Namen Mar: 
burg (nad dem Namen des Kronprinzen) führen dürfe. Die Gemeinde Hambach felbft aber 
ließ ſich beflimmen, dem Befiger ver Burg für alle Zeiten das Jagdrecht im ganzen Banne der 
Gemeinde ald Geſchenk darzubringen, ein Schritt, der ebenfalls ftarken Tadel fand, va man 
hierin ein Wiederaufleben der durch die Franzöſiſche Nevolution glüdlich abgeſchafften Jagd: 
rechte erblicken wollte. — 
Hamburg. (Die Verfaſſungsgeſchichte; die Handelsentwickelung der 
Gegenwart.) Demjenigen, welcher die Blüte Hamburgs zu würdigen weiß und deſſen Ge— 
ſchichte mit derjenigen der ehemaligen italienischen Freiftuaten und der deutſchen Reichsſtädte 
vergleicht, wird diejelbe ald ein ungemein anziehendes Räthſel eriheinen. Dieſes Räthiel 
dürfte indeß in den wenigen Worten feine Löfung finden, daß die durch drtliche Verbältniffe 
(befondersd ihre Rage an einem Strome, der da, wo er aufhört, vem Welthandel und ba, 
mo er beginnt, mit feinen Nebenflüffen dem Landhandel dient) eigenthümlich begünftigte, darin 
nur London vergleihbare Stadt freier Bürger nie mehr von den Bedingniſſen eines Staates 
beſaß oder zu befigen trachtete, als zur Erhaltung jener Freiheit unumgänglich nöthig war; daß 
der hamburger Bürger in feiner Stadt, aber ebenfo fehr da, wohin ihn fonft fein Handels— 
beruf führte, jede Freiheit, weldhe das Jahrhundert forderte oder geftattete, in vollem Mafe ge: 
noß. Wir werden diefen Satz bald näher zu erläutern haben, mollen aber zunächft auf dieſe 
- alte freie Berfaffung einen Bli werfen, befonders weil fie mande Anordnungen enthält, zu 
welchen die neuefle Zeit bewußt oder unbewußt zurückgekehrt ift. 

Als ein der Bürgerfreiheit eigenthümlich günftiges Ereigniß ift e8 zu betrachten, daß die Erz⸗ 
bifhöfe von Hamburg, unter deren Schuße die erften Handelöfreiheiten der Bürger, deren ſchon 
König Arnulf gevenft, emporgefeimt waren, die Reſidenz mit den ftolzen Planen eines nordi— 
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fhen Patriarchats in Hamburg aufgaben, daß die Herzoge von Sachſen auf ihre dortige Burg 
und deren begünftigte Borftabt verzichteten, um, in ihrer äfteften Linie von einer rüftigen hanjl- 
ſchen Bürgerwehr aus Bergedorf nad) Lauenburg vertrieben, beinahe ſpurlos unterzugehen; 
daß jogar-meiftend die fhauenburger Landesherren den Aufenthalt in derjelben nicht liebten 
und ihre Hofhaltung in Meinern Städten Holfteins hielten. So hat Hamburg nie einen Stand 
der Minifterialen gefannt und konnte an die Spige feines Stadtrechts die Ausſchließung alter 
Ritter aus feinen Mauern flellen. Wenn nicht etwa Lothar und Otto IV., vom Haufe ſächſi— 
ſcher Kürften, ift fein Kaifer, bei der dem Kaiſerthume fo verderblichen Gleichgültigkeit gegen das 
nörbliche Deutſchland, in Hamburg geweien, konnte alfo nicht durd goldene Ehrenketten und 
andere Begnadigungen die leicht erwertte Neigung wohlhäbiger Bürger zu erblichen Bevorzu— 
gungen befördern. 

Auch gelangte die Stadt erft ſpät in den Befig einiger Dörfer, deren jie im Interefle der 
Mühlen oder Schiffahrt bedurfte, und es fand ſich daher Fein Landbeſitz, welcher patricifchen Ge⸗ 
Lüften des wanderlufligen und vielen Wechfelfällen auögefegten Kaufmanns dienen konnte. Die 
tapfern Söhne der Stadt brauchten ihre Schwerter zur Verfolgung von Seeräubern oder zu 
gelegentlicher Bejegung von Seeküften und Zerftörung einzelner Burgen, zur Befriedung der 
Handeloſtraßen zu Wafler und zu Lande, Fehden, welche dem Sieger Dank und Ehre, aber fein 
erbliches politifhes Übergewicht verihaffen fonnten. Das reine Bürgerthum, in diefer Weife 
gegen eine erblihe Ariftofratie gefichert, warb in einer eigenthümlihen Weife gegen die Im: 
griffe des in Hamburg ald Inhaber der uralten erzbifchöflichen Kirche lange fehr einflußreichen 
Domfapiteld gefeit durd die Stellung der beiden bürgerlichen gefchworenen Verwalter jeder 
der Pfarrkirchen, welche ala Wittigfte an der Spige der Bürgerfchaft ftanden und aus welden 
mit ihren Vorgängern im Amte die Mitglieder der Ausſchüſſe für wichtige Angelegenheiten zu 
funfzehn auß jedem der vier Kirchſpiele gewählt zu werben pflegten. Diefe Vereinigung fird: 
lien und bürgerlihen Einfluffes gewann durch die Kirchenreformation eine mehr und mehr 
geregelte Bedeutung und ift ein Grunpftein der bisherigen Verfaffung Hamburgs geworben. 

Dieje Stellung der katholiſchen Kirhgeichworenen wird ähnlich in Ditmarfchen und andern 
ſächſiſchen wie friefifhen Ländern der alten hamburgiſchen Didceie, doch fanm in andern Ge— 
genden bemerft. Es jcheint, daß es ihre Aufgabe war, die Bedeutung des unter der Leitung bed 
landes herrlichen Vogtes verjammelten Echteding (legitimum placitum), in weldem derfelbe die 
erbgefeffenen, eigenes Feuer und Herd befigenden Bürger dreimal jährlich vereinigte (noch in den 
Eddagen, Echtedagen im 14. Jahrhundert zu erkennen), zu ſchwächen und bei Abldfung der jenen 
für feine Herrſchaft zufallenden Gebühren und Brüche die dort verhandelten Angelegenheiten, 
theile, wie die Öffentliche Berlaffung der Grundſtücke an ven Rath, theils wie die Kirchfpield- und 
Die in dieſe leicht übergehenden ftädtifhen Angelegenheiten, in die Berfammlungen der Erbgeſeſſe— 
nen in den Kirchipielen zu ziehen. Im Jahre 1264 finden wir zulegt den Vogt an der Spige des 
hamburgifchen Regiments, hernach nur als Vorſitzenden des Niedergerichts, zulegt als deſſen 
Gerichtsvogt. Im Jahre 1281 ſind die Juraten der Nikolaikirche in einer päpſtlichen Bulle ald Be: 
rechtigte für das Schulweſen anerkannt. Befördert worden ſein mag dieſes Inſtitut der Kirch— 
ſpiele dadurch, daß die neu angebauten Theile der Stadt nicht, wie an andern Orten, eigene 
Namen erhielten, ſondern nur als Neu: und Altſtadt unterſchieden wurden, ſodann aber nur nad 
den Kirchen ſich benannten. Hier können wir erkennen, daß die Älteften Anlagen, zahlreiche nad 
Handwerfen benannte Gaſſen und deren Berfauföftellen zu ver urfprünglidhen ecclesia foren- 
sis, der St.-Petri Kirche gehörten. Hier fcheinen Die Herzoge von Sachſen ihre Burg gehabt, in 
dem Bruchlande und aufden Niederungen des Katharinen-Kirchſpiels auf der Widenburg die Erz: 
bifhöfe gemohnt zu haben, von denen erft Gerhard I. (1217 —57) feine Rechte auf die Stadt 
dem Grafen Adolf IV. vor deffen Eintritt in den Minoritenorden übertrug. Die Grafen von 
Holftein gehörten dem fpäter erbauten St.-Jakobi- und St.-Nikolai-Kirchſpiel an. Dieeinzelnen 
Kirchſpiele Hatten auch eigene Zwede zu verfolgen, doch ift e8 unbezweifelt, daß allein der Rath 
auf Anſuchen der Kirchgefhworenen, welche jelbft nur getrennt von den übrigen Kirchſpielen 
das ihrige vereinigen durften, die ganze @emeinde der Erbgefeflenen zufammenrief, und wir jene 
bei allen öffentlichen Angelegenheiten in unveränderter Reihenfolge ihrer Kirhfpiele, wenn 
auch in größerer oder geringerer, doch ftet8 unter ſich gleicher Anzahl, ala die Vertreter dev erb— 
gefeffenen Bürger mitberathen, bemwilligen und mitbeftätigen fehen. 

Diefe Berfaffung fannte auch vie Gefahren, welche das übermüthige Gebaren einiger Zünfte 
brachte, der einzigen Bürger, welche fih in den Befig ausſchließlicher Vorrechte zu fegen muß: 
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ten. Doc; dieſe Gefahren finden wir befeitigt durch eine georbnete gleiche Vertretung ſämmtlicher 
.. dard ihre Alterleute (Werfmeifter) in ven Verfammlungen der Bürgerfhaft, wo die 
Übergriffe der Einzelnen bald vereinten Widerftand fanden. 

Diefe Stellung der Alterleute der Handwerker ift in ihrer Entftehung weniger Ear, und 
es läßt fi nur vermuthen, daß fie den alten erzbifchöflichen oder landesherrlichen Hofrechten ent- 
ftammt fein mag. Doc fhon zu Anfang des 14. Jahrhunderts ift ed anerkannt, daß ohne deren 
ausdrückliche Zuftimmung in wichtigen ftädtifchen Angelegenheiten nichts bejchloffen werben 
durfte, und wenn ſie auch jelten eine fo jehr hervorragende Stellung einnahnıen, fo jind die 
MWerkmeifter doch ſtets mit den Erbgefeflenen gleichberechtigte Mitglieder ver Bürgerſchaft geblie- 
ben, eine Beſtimmung, melde um fo wichtiger erfcheint, da der Handwerker ſchon nad dem älte- 
ften Lübifchen Rechte vom Rathsöſtuhle ausgeihloffen war. 

Die Gefhihte Hamburgs, wenn ſie auch berichten muß, was fie lieber verjchtwiege, wie ein 
Rathsherr einft im Jahre 1424 mit zu großer Strenge hingerichtet, wie andere würbige 
Rathömitglieder vom Pöbel mishandelt wurden, mie einzelne Bürger die Opfer eines übertrie: 
benen Mistrauend und zu firenger Juftiz geworben find, ſie kennt doch feine Auflöfung des 
Regimentd, Feine Entweihung oder Entjegung des Rathes. Sehr begünftigt ward die gute 
Ordnung durch die dem uralten Gerichtöwefen entfprofiene, in befonderer Reinheit bewahrte 
Sitte, ald vollftimmige Bürger nur diejenigen anzuerfennen, welde eigenes Haus und Herd 
befaßen :.die Erbgefeflenen oder Grundbefiger. Doch blieben diefe zunächft auf die Grunveigen: 
thümer in der Altſtadt, vie vier alten Kirchſpiele beihränft, für melde allein alle Ehren und 
Würden, Berehtigungen, Ämtergerechtſame galten. Außerhalb der Stadtmauer gab es Feine 
Vollbürget. Dieje aber waren, außer den zahlreichen Brauern, größtentheild Kaufleute, welche 
nach dem Welten und Norden, gewöhnlich in Vereinen oder Geſellſchaften, hanvelten, ihre jün- 
gern Jahre auf den auswärtigen dortigen Bactoreien, den hanfifhen zu London, Brügge, Ant- 
werpen, Bergen, Liffabon, den hamburgiſchen zu Staveren, Amftervam, Sluys, Sevilla u. a., 
verlebten und mit gedämpften Leidenſchaften, nie ohne einiged Bermögen, doch mit dem Wunſche 
fortſchreitender Behaglichkeit in das große Vaterhaus, die Stadt heimfehrten. 

Die Regierung ward in Hamburg, ſoweit die Gefchichte reiht, nur von den Rathmannen 
geführt, an welche nad einer nicht ungewöhnlichen, doc keineswegs genügend erläuterten 
Sitte die höchſte richterliche Entfheidung überging, wodurch alfo nach heutiger Ausdrucksweiſe 
Juſtiz und Aominiftration vereinigt wurden. Der Freibrief des Kaiſers Friedrich I. ge: 
denkt feines Vogtes bei ven Nathmannen, und wenn ein folder fpäter genannt wird, fo fönnen 
wir in ihm nur den Vorjigenden des Untergerichts, um einige Rechte ver Grafen von Schauen- 
burg wahrzunehmen, erkennen, Doc befaß der Rath lange einen volfsthümlichen Charakter, 
nicht nur darin, daß fein landesherrlicher Bogt oder ein anderer, wenn auch mit einem geringern. 
Amte Belehnter in feine Mitte treten durfte, ſondern aud darin, daß er jährlich wechfelte durch 
dad Ausſcheiden eines Drittel, weldes ein Jahr von den Rathögefchäften ruhte. ) Es war 
alfo ein ſchnelleres Ausscheiden möglich, eine regelmäßige Unterbredung des Ginfluffes war vor: 
geſchrieben. Bei der jährlichen Erneuerung ded Rathes mußten wenigftend zwei neue Mitglie: 
der fein, fpäter wurde es dem Mathe überlaffen, mehr oder weniger neue zu wählen; 1497 
ward die Beibehaltung der alten Eollegen dem Gutdünken des Nathes anheimgeftellt. Die Ent: 
ftehung eined Standes von Rechtsgelehrten, deren der Rath theils für feine rechtlichen Entſchei— 
dungen, theild für ſtaatsrechtliche Streitigkeiten der Stadt bedurfte, führte zur Lebenslänglich— 
feit der Rathsſtellen, auch zur Entftehung einer factifch bevorzugten Rechtsconſulentſchaft des 
Syndifats, deſſen zwei bis vier Inhaber allmählich in die Stellung von Miniftern übergingen, 
und folgerecht auch zur Ertheilung lebenslänglicher Gehalte, welche auch, nur in minderer 
Größe, auf die faufmännifchen Mitglieder ausgedehnt wurde. 

Bon den erften Anfängen eines Rathes an war ein Grundſatz ſtets unerfchüttert geblieben, 
derjenige der Selbftergänzung. Der Wahlmodus wurde bisweilen geändert ; die größte ünpartei— 
lichkeit ward geſichert durch Hinzuziehung eines Gottedurtheild im Loſe, welches zugleich das 
gefränfte Gefühl ehrgeiziger Bewerber zu lindern vermochte. Doch wurde nie verfannt, daß der 
jugendlidern, von äußern Einflüffen leicht gelenften Bürgermaffe gegenüber ein unter jich völlig 
einiged Rathscollegium nicht lediglich eine gefügige Executivbehörde bilden, fondern ein gleiche 


1) Über die Selbftergänzung, den Wechfel und andere die alte Rathöverfaffung zu Hamburg betrefz 
fende Fragen vgl. Lappenberg's Abhandlung in der Zeitjchrift für hamburgifche Geſchichte, Tl. III. 
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berechtigter Hüter des Geſetzes, Erhalter erprobter Erfahrungen und Vertreter in den vielen 
wichtigen Beziehungen zum Deutſchen Reiche und dem Auslande bleiben mußte. 

Dies waren die leitenden Grundfäge der Verfaſſung Hamburgs, welche durch die Kirchen— 
reformation keine Abänderung erlitten, mwenngleid die Ausbildung und pyramidale Regelung 
der kirchlich-bürgerſchaftlichen Berfaffung, zu welcher jene allmählich geführt hat, von großer Be: 
deutung geworben iſt. 

Mehr Einfluß als die zu Hamburg beionders in verſuchten Schulverbefferungen durch die 
Laien angebahnte und leicht durchgeführte Schul: und Kirchenreformation übte der unruhige 
Geift bürgerlicher Reform, welchen der Widerſtand gegen jene in benachbarten Städten erweckt 
hatte. Zwei nad Lübeck übergefiedelte Hamburger begannen dort eine politiſche Nolle zu ſpie— 
Ien, für welche jie in Hamburg feinen Schauplag fanden, wenngleidy der König Heinrich VII. 
von England, durch einen derfelben, MarrMever, geleitet, in Hamburg einen Staat meinte ent: 
deckt zu haben, in weldem ev zuerft einen Bundesgenoffen für feine politiſch-kirchlichen Zwecke 
ſuchen dürfte. Jürgen Wullenwever unterlag mit jenem, feinem Kriegshauptmanne, zu Lübeck 
fowie in.der großen norbifchen Fehde der Wucht feiner maßloſen Entwürfe und Selbfttäufhun- 
gen; in ihrer Vaterftadt aber hatten Verwandte und Freunde, wenngleich jelbit zurücdgewiejen, 
jenes Streben nad Neuerungen gewedt. Doch fanden alle Umtriebe, um die Wahl ver Rath: 
mannen oder wenigftend die der Bürgermeifter in die Hände der Bürger zu bringen (1529 — 
31), feinen Erfolg, und die Greigniffe zu Lübeck feinen in Hamburg die Beſonnenheit zurüdige: 
führt zu haben. Die Reformen, um welche es fi handelte, waren die der Verwaltung, unter 
denen eine fehr folgenreidhe. Es warb nämlich durch den Receß vom Jahre 1562 die durch die 
zunehmende Bedeutfanfeit und Vermehrung der edlen Metalle jehr erfhtwerte, biöher von 
zweien ber älteften Rathmannen verrichtete Kaffenführung der ſtädtiſchen Einnahmen und Aus- 
gaben (die Kämmerei) an acht Bürger übertragen. Die Zweckmäßigkeit ſowie die ſtrenge Recht— 
lichkeit diefer Behörde ift während dreier Jahrhunderte nie in begründeten Zweifel gezogen worben. 
Doch war die Einwirkung ſchwerlich vorausgefehen, welche diefe ber Einzelheiten der Finanz⸗ 
verwaltung fundigften Bürger allmählih auf die ganze Apminiftration erlangten, indem bei 
dem wohlbewährten Vertrauen der erbgejeflenen Bürgerfchaft in diefe Behörde deren liberein: 
flimmung mit ven Anträgen des Rathes die Verhandlungen mit der Bürgerſchaft vielfach er: 
leichterte und oft ganz befeitigte; ein Verhältniß, welches jedoch zulegt die eigentlichen beiden 
Bartoren ded Staates einander zu jehr entfremdete. 

Ben der äußern Geſchichte Hamburgs kann und darf hier, da fie auf die Berfaffung wenig 
einwirfte, nur wenig angebeutet werden, wenngleih Hamburg durch jeine Kaufleute, feine 
Gelehrten und felbit mande Kriegähülfe- überaus thätig war in vielfadhen Beziehungen, welde 
auf andern Gebieten der Geſchichte von einigem Intereffe jein dürften. Hier ift nur hervorzu— 
heben, wie die häufigen Anfprüde ver Grafen von Holftein auf die Landeshoheit der Stadt, die 
vielfachen Behden zur Befriedung der Elbe und der Nordſee, der ftete Kampf mit feinpfeligen 
Handeld: und Binanzintereifen, die Streitigkeiten mit dem Domfapitel und den Erzbiſchöfen von 
Bremen, die Stellung in der deutfchen Hanfe theild in den allgemeinen, theild in den Separat= 
interefjen, mie diefe alle dahin wirkten, dem Rathe ald Vertreter der Stadt eine hervorragende 
Stellung zu fihern durd die Männer, melde er bildete, und die Beziehungen, in welche er ge— 
bradt murde, während der Bürger: und Handeldftand mit der zunehmenden Wichtigkeit des 
Atlantiſchen Meeres und der Nordſee vorden baltischen Binnenjeen vor andern deutſchen Städten 
hervortrat. Der hamburgiſche Handel hat feiner Bedeutſamkeit zu Anfang des 16. Jahrhun— 
derts dadurch ein Denkmal gejegt, daß ex nah dem Vorgange einiger flandrijchen Städte, mo 
die zahlreihen Bremden zur Errichtung einer Börſe geführt hatten?), 1558 die erfte (nament- 
ih früher ald London) für feine eigenen Kaufleute anlegte. Die geitattete Niederlaſſung der 
englifhen Merchant adventurers gegen den Willen von Kaifer, Reid und Hanſe war der 
größte Schritt, welcher für die zeitgemäße Freigebung ded Handels von National- und Corpo— 
rationdintereflen gefhehen Eonnte. Daß diefe Nieverlaffung der englifhen Court, welche erft 
durch die franzöſiſche Gewaltherrſchaft im Jahre 1806 gejprengt wurde, auf die mercantilifche 
jowie die politiſche Stellung Hamburgs den größten Einfluß gewann, zeigte ſich fehr bald. 
Selbſt Deutſchlands Wiſſenſchaft und ſchöne Literatur erhielt auf diefem Wege vielfache unmit- 
telbare Anregungen. Die gleichzeitig erfolgte Niederlaffung der vom Herzoge Alba vertriebenen 
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2) Die Börſe zu Brügge iſt bedeutend älter als die 1531 zu Antwerpen errichtete. Gin handſchrift— 
licher Reifebericht H. Münzer’s (zu München) gedenit jener ſchon im Jahre 1495. 
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Niederländer war vielleiht von augenbliklih nd größerm Einfluffe auf Handel und Sitten. 

Die Aufnahme der beginterten portugieſiſchen ſowie der unbegüterten deutichen Juden batte 
" weniger fihtbare Wirkungen, harakterifirt aber noch mehr dad Streben nad einen Antheile 
am Welthandel. Eine Folge diefer welthifkorifchen Bedeutung war ed, daß die Stadt, welche, noch 
immer feit dem Aufkommen des oldenburger Hauſes mit Danemarf in Homagialftreitigfeiten 
verwicelt, ald Landftadt beanfprudt wurde, ald Reichsſtadt fhon im Jahre 1416 fg., regel: 
mäßiger jeit 1470 zu ven Reihöverfammlungen, wo zu erfheinen häufig das angedeutete Ver: 
hältni behinderte, berufen, allmählich zu einem Stante reifte. Die Abfaſſung des neuen 
Stadtrechts, die Stiftung des afademishen Gynmafiums und der Stabibiblioihef, pie Aneig- 
nung des hochdeutſchen Dialekts, die Errichtung der Bank fallen alle in vie erften Jahre des 
17. Jahrhunderts und bezeichnen die Epoche in welcher Hamburg vor den übrigen Hanfeflänten 
voranzutreten begann. Es ward daher von ven europälfchen Höfen für beſonders geeignet ge: 
halten zum Sitze ſtehender Geſandtſchaften im nordweſtlichen Deutichland, welche jeit der erſten 
Hälfte des Dreißigjährigen Kriegs hier verweilten. Das frühe Entſtehen und die langjährige 
Blüte ver Zeitungen ſowie der hamburgiſchen Bühne (fchon mit und vor den englifchen Komö⸗— 
dianten, dann glänzend in ber Oper und dem Ballet) find jenen Diplomaten und den reichen 
Adelichen, welche aus der Nachbarſchaft in die gaftliche Stadt herangezogen kamen, zu verban- 
fen. Dem Rathe nupten diefe Niederlaffungen wicht nur für den diplomatiihen Geſchäftsgang, 
fondern au für äußere Verhältniffe, welche feine Machtſtellung jedenfalls durch höhere Intel: 
ligenz befeftigten. 

In den Berfaffungsverhandlungen des 17. Jahrhunderts ift der ungünftige Einfluß nicht 
zu verfennen, welchen der Dreißigjährige Krieg auf die Gefittung Deutihlands ausübte, 
nod weniger vie Luft, bisweilen die Stürme, melde aus London und Amſterdam nad Ham: 
burg hinübergetragen wurden. Der Rath juchte Schug auf dem einzigen gefeglichen Wege, 
welder offen ftand, bei dem Eaiferlichen Hofe, welcher zu ſpät verjuchte, einen früher verſchmuͤh⸗ 
ten Einfluß im nörblihen Deutfchland zu gewinnen. Schwache Bürger ließen jich zu Inträguen 
gegen das Wohl ihrer Baterfladt verleiten mit dem durch unflare Rechtsanſprüche gefährliften 
Nachbarſtaate. Die Gegenſtände des Streited betrafen größtentheild Perſönlichkeiten, Anfprüche 
der Bor: und Neuftäbter oder die Formen der Ratböwahl, welche nur ven Deckmantel für dieſe 
abgaben. &8 bewährte ſich auch hier, daß in Fleinen Staaten, wenn auch überall in Revokrtio- 
nen die Einſicht und Erfahrung wenig gelten, doch dieſelben Leidenſchaften in unzähligen Nuau⸗ 
cen wie in größern Staaten herrſchen, indeffen nur noch leichter ſich geltend maden, jeden= 
falls noch ſchwerer unterbrüdt werben. Bei ver midtrauifchen, wenn nicht herrichflichtigen Stim= 
mung der Bürger wurde die wiederholt gebotene Gelegenheit, Altona umd die pinmeberger 
Strede des Elbufers für Hamburg zuerwerben, fowie ven Staber Zoll um eine geringe Summe 
abzulöfen, verfherzt. Je weniger begründete Beſchwerden vorlagen, befto mehr bemädhtigten 
fanatifche Priefter jich der Bürgerfchaft, und ed kam dazu, daß, um die Pöbelberrfchaft in ihrer 
widerlichſten Geftalt zu zähmen, eine kaiſerliche Kommilfion, von genügenden Truppen unter: 
fügt, im Jahre 1708 die Verfaffungdangelegenheit zu oronen unternahm. Mit der ehren- 
wertbeften Unparteilichkeit wurben vie weientlihen Beftimmungen, ſchon im Jahre 1710 durch 
den Uniondreceß gefördert, dur den Hauptreceß 1712 erledigt, bis auf einige Beilagen, 
welche wichtige Gefege enthalten follten, aber in beihränfter Rechthaberei nie lebensfähig und 
über ein Jahrhundert hernach nicht vermißt wurden. Für die große Gewifienhaftigkeit der fai- 
jerlihen Gommiffion mag zeugen, daß weder Ofterreich den Katholiten noch Brandenburg dei 
Reformirten irgend politifhe Rete in Hamburg verfhafft hat. Man kann aber dem vorzüglich 
vom Bürgermeifter v. Borftel und dem Licentiar Kürfen ausgearbeiteten Verfaſſungswerke wie 
feinen Schöpfern die größte Anerkennung um fo weniger verfagen, als durch feine Trefflichkeit 
die Fleine, vielfach angefeindete und aufgeregte Nepublif anderthalb Jahrhunderte fich erhielt, 
während die Staaten der Yriedensftifter entweder gar nicht mehr vorhanden (das Rei) oder 
einige Zeit vonder Karte Europas verſchwunden waren (Hannover und Braunfdaweig) und 
alle, namentlich auch Schweden, ihre Berfaflung häufig und jelbft gewaltfan geändert haben. 
Die Auflöfung ded Reihe und dad Verſchwinden feined Oberhaupts, bie Erwerbung der ige: 
nen Souveränetät, jowie früher (1768) der däniſche Verzicht anf die bis dahin beanforudten 
Hoheitsrechte, die Einverleibung in das franzöfifche Kaijerreich mit der völligen Umgeftaltung 
der Verwaltung, die Begeifterung für den deutſchen Freiheitskampf, die neue Stellung Ham: 
burgs den deutſchen Staaten ſowie dem übrigen Europa gegenüber, alle diefe beveutungsvollen 
Greigniffe Hinderten weder den Math noch die Bürger, jener alten, auch von andermweitigen Ken— 
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nern des Staatérechts (3. B. Villers) ſtets Hochgepriefenen Verfaffung- treu zu bleiben. 
Sie hat durch jene Thatſachen wol hinlänglig den Beweis geliefert, daß fle ven Bedürfniſſen 
ihres Jahrhunderts genügte. Eingeſchlummert war das Geiſtebleben nicht bei diefen, in gutem 
Sinne fei ed gejagt, patriarhalifgen Zuftänden in einer Stadt, wo der Senator Brockes und 
der ſehr beliebte Hageborn vichteten, welche Klopftod nad feiner Meta Tode zu feinem Wohnfig 
erfor, wo Schröder für die deutſche Bühne wirkte, Reffing die Dramaturgie ſchrieb, wo die 
Reimarud mit vielen Breunden, wo Büſch als der erfte Nationalbkonom Deutſchlands lebte. 
Der ebenfo fireng gerechte wie milde Sinn der Obrigkeit geftattet feinen Zweifel an deren Ber: 
faffungstrene, dem republitanifden rocher de bronze, und man war barin fo weit gegan- 
gen, daß der Huuptrereß (anfänglich wol wegen der fehlenden Beilagen und Eatferlichen 
Bublication) ungebrudt blieb, und ald ein Fremder ihn 1781 druckte, diefer Abdruck wegen der 
angehängten Bemerkungen dur den Henfer verbrannt wurde. Sowie ver Makrokosmos der 
Univerſalgeſchichte fi fletd in dem Mikrokosmos der hamburgiſchen fpiegelt, fo wirkten bie. 
ainerifanifche und die franzöfifche Revolution lebhaft anregend auf die von Fremden beiver 
Hemijphären angefüllte Stadt. Doch ſo lebhaft viele geiftreiche Gemütber(Klopftod, 3.2. v. Heß, 
G. H. Sievefing) befonderd von leßterer entzündet waren, fo fand fie doch bald ihre richtige 
Würdigung; die neuen focialen Ideen führten nur zum Ausbau einer vom Auslande als 
Mufterbilv bewunzerten Armenordnung und andern zivedtmäßigen Verbeſſerungen. 

Die Frempherrihaft und deren Abwerfung, melde überall die Liebe zum deutichen Vater: 
lande und nirgends mehr als in den Hanfeftäbten neu belebte, konnte in Hamburg zu feinem 
Umſchwunge der politijchen Ideen führen. Schon bei der Befreiung Hamburgs im Jahre 1813 
erklärte fich der Rath bereit zur Reviſton der alten Bundamentalverfaffung; bei der Wieberbe- 
freiung ward auf feinen Antrag von der Bürgerihaft aus 20 ihrer angefehenften Mitglieder 
eine Mesrganifationddeputation errichtet (27.Mai 1814). Diefe hatte am Schluſſe ihrer Ber: 
handlungen ihre Anſichten über die in der Berfaffung und der Berwaltung Haniburgs erforber- 
lien Beränderimgen dem Senate in einem Auffage von 36 Artikeln, dem fogenannten Te⸗ 
ſtament der Zwanziger mitgetheikt, welches ſtets als das Hefte JZeugniß der einfichtövollften Patrio- 
tem betrachtet worden iſt. Es iſt bekannt, daß jene Männer, deren Schriftführer ver Licentiat 
Mönckeberg war, welcher mit fünf ſeiner damaligen Genoſſen fpäter in den Senat berufen 
wurbe, oft ihre Freude darüber geäußert haben, daß faft alle ihre damaligen, wefentlich bie Juſtiz 
uud vie Bermaltung betreffenden Wuünſche erreicht worden. Nicht ausgeführt jind jedoch, wenn⸗ 
gleich vielfach verhandelt, over nur theihveife ins Leben getreten die folgenden: 1) Baflung 
eines Veſchluſſes der in Kirchſpielen verfammelten Bürgerfgaft nad Virilſtimmen; 2) Bürger: 
recht der Inden, von denen nur eine befhränkte Zahl in den bürgerlichen Berfammilungen zu: 
zulaflen; 8) Ivennung der bürgerlihen von den kirchlichen Golfegien und Zulaffung Gelehrter 
in beiden; 4) Anfertigung eines neuen Kataſters für Stadt und Gebiet; 5) Anordnung einer 
Hauptadminiſtration aller milden Stiftungen; 6) eine andere für die Kirchen und Schulen; 
7) allgemeine Schulordnung und ein Schulcolfegium, in welchen ftatt der 15 Oberalten etwa 
fünf Sechziger; 8) ein allgemeines Geſetzbuch; 9) TIheilung des Gebietes in Diftvicte umd 
deren Bermwaltung durch in denfelben wohnende Richter und Apminiftratoren. Treffliche Zeit: 
genoflen haben den damaligen Senat bitter getavelt, daß er auf alle jene Wünſche nicht jofort 
einging ; doch theilten jhon manche jeiner ältern einflußreichen Mitglieder bie Anſichten der: 
jeden, wie Dr. Ubenbroth ; aber mol burfte damals mandes unweſentlich ericheinen, 
andered zu umfangreich. Der Zuftand Europas und vor allem Deutflands zur Zeit, wo die 
Unabhängigkeit Hamburgs noch nicht geſichett war, vor dem Abſchluß ber Congreß- fowie ver 
Bundesacte, denen der Tag von Waterloo folgen konnte, erforderte viele Rückſichten. Bor allem 
mußte die innere Verwaltung georbnet werden, und der Bürger hatte nach der Rückkehr des 
Friedens das eigene Hand neu zu beftellen. Es wird Übrigens das große Problem der Staat: 
£unft bleiben, Die gewilfenhafte-Mitberathung aller Bürger mit dem Zauberftabe des einjichte: 
vollften und wohlwollendften Dictators zu vereinigen. 

Den obigen Wünſchen entſprechend wurde das Finanzivefen neu georonet, dad Zollwefen 
revidirt; am die Stelle des ehemaligen Apmiralitätögeritd ward ein neues Hanvelögeriät 

‚nit erweiterter Gompetenz und mit mündlichen Verfahren angeordnet; infolge ber mit jerien 
übereinftimmenden Bundedacte wurben Katholifen und Reformirte mit vollſten Staatöbürger: 
teten anerkannt, ein Oberappellationägericht der vier Freien Städte angeorbnet; die Gebote 
der Bumdeöfriegeverfaffung wurden für Hamburg ausgeführt. An der Entwerfung und Aus- 
führung ver Elbſchiffahrtsacte hat Hamburg ſich Hervorragend betheiligt. Selbftändig fhritt 
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ed: voran in der. Anerkennung feiner neutralen Stellung, wie ihon früher in den erften 
völferrechtlichen Beziehungen zu den Bereinigten Staaten Nordamerikas, für fi und mit den 
beiden andern Hanſeſtädten ald Pionniere in zahlreichen Hanvelöverträgen biefjeit und jenſeit 
des Oceans für ganz Deutfhland. Anden Höfen der Großmächte ward ftatt einer bisher nur 
jehr mangelhaften Gorrefpondenz der Stabt eine jelbftändige diplomatiſche Bertretung des 
Staates begründet. Der Gedanke an eine Veränderung der Berfaflung tauchte indeffen, uner- 
achtet der Veränderung ber civilas in Die respublica, nirgends auf, und wenngleich infolge der 
Miener Schlufacte vom Jahre 1819 ein Genfor angeftellt werden mußte, fo fand doch die Gen- 
fur in Hamburg keine Neuerungsbeftrebungen zu unterbrüden, und wird faum eine begründete 
Klage eined hamburger Bürgers über diefe Genfur erhoben worden fein. 

Der Höhepunkt des alten Hamburg war die am 29. Sept. 1828 begangene pritte Säcular- 
feier feiner bürgerſchaftlichen Berfaflung. Ein hochgebildeter, erfahrungsreicher Bürgermeifter 
(Barteld), welder durch wichtige Berbeflerungen in ven meiften Zweigen der Verwaltung 
vielen Dank geerntet, hatte 1823 die Hauptgrundgejepe ver hamburgifchen Verfaſſung, ſpäter 
aud die ältern publicirt, um feinen Mitbürgern deren Bortrefflickeitvor Augen zu legen. Von 
anderer Seite erfolgte der regelmäßige Abdrud ver Raths- und Bürgerverhandlungen der legt: 
vergangenen Jahre; Handbücher über die Verwaltung, dann aud, auf die Geſchichte ver Ver: 
faffung ausgedehnt, hiftorifche Aufklärungen und manche Gontroverjen ergängten die Lücken und 
verbefferten die alten Darftellungen. Gin neues Verfaffungsieben war erwacht und die innige 
Überzeugung allgemein verbreitet, daß auf den alten Grundlagen ber richtig. verftandenen und 
treu befolgten Berfajlung jeder angemefjene Kortfchritt in der Berwaltung ausgeführt werden 
würde, eine Anſicht, welche aud) in den entftandenen Differenzen über das Zolljyftem feine Be: 
fätigung gefunden hat. 

Die Julirevolution war es, welche durd ihre mädtige Einwirkung- auf die Gemüther 
in Deutſchland zuerft zu Symptomen veränderter Gefinnungen in Hamburg führte. . Sie 
äußerten fich freilich zunädhft nad einigen Monaten in keineswegs liberaler Weiſe gegen 
die in Hamburg zu großer Wohlfahrt emporgefommenen Ifraeliten. Wichtiger waren die un- 
geftümen Forderungen der beiven Vorſtädte auf Gleichſtellung in den bürgerlichen Rechten mit 
den Stäbtern, welde vom Senate im Jahre 1830 eingeleitet, 1832 der Bürgerfchaft vergeblich 
vorgelegt, im folgenden Jahre beliebt und durch ein umfaſſendes Reglement vom 11. Nov. 1835 
zur Ausführung gebracht wurden. Die Aufnahme ver Vorſtädter ald zweier neuer bürgerlicher 
Gollegien zu ven beſtehenden, durchſchnittlich noch einmal fo ftarf bevölferten, aber noch weit 
mehr an materiellen Kräften überlegenen ſtädtiſchen Kirchfpielen warb nicht erreicht, doch wur- 
den die qualificixten vorftädtiichen Bürger in ven Verſammlungen ber beiden Kirchſpiele, deren 
Filiale ihre Kirchen einft geweſen, zugelafien. 

Es waren nach Befeitigung diefer Frage durch eine jedenfalls nur halbe und aljo verfrühte 
ober verfehlte Maßregel feine Gegenftände der Verfaſſung vorhanden, melde lebhaft betrieben 
wurden. Bon den gewöhnlichen Gegenftänden der Beſchwerde in andern beutjchen Staaten 
konnte in Hamburg nur die infolge der Wiener Schlufacte vom Jahre 1819 beſtehende Cenſur 
zur Sprade kommen, welche aber die Beiprehung vaterftädtifcher Angelegenheiten nicht bebin- 
derte und überall bei ihrer Milde nur dem Auslande unbequem wurde. Verbeſſerungen in ber 
Zuftizpflege konnten nad geichehener Einführung einer neuen Vormundſchaftsordnung außer 
in dem veralteten Griminalvechte vorzüglich im Interefle ver Richter wünſchenswerth erſcheinen, 
doch leiteten dieſe zu einer völligen Trennung der Adminiftration von ver Juſtiz, welche in dem 
Fleinen Staate nicht ald unabweisbares Bedürfniß hervortrat und zu neuen Eoftjpieligen Orga: 
nifationen führen mußte, während es andererfeits unzuläfjig erſchien, die mit der erbgeſeſſenen 
Bürgerſchaft zur Hälfte getheilte Souveränetät (7o xuprov, nach einem dem Ariſtoteles entlehn⸗ 
ten Ausdruch) dadurch zu ſchwächen, daß ihm die erſten Rechtskundigen entfremdet und er in 
Zukunft nit länger zur Vertretung der unerjhütterlihen Grundfäge des Rechts, fondern le: 
digli zur Handhabung der oft diametral entgegengejegten, ſtets beweglichen Anfichten über 
Verwaltung dienen follte. Am meiften machte ji die Frage geltend über vie fogenannte Eman- 
eipation der Juden, als deren Vorkämpfer Dr. Gabriel Nieffer aufgetreten war, für welche nicht 
fo ſehr ſprach die numeriſch oft überſchätzte ifraelitifhe, wenngleich; beinahe Y,, der ſtädtiſchen 
und vorftädtifchen bildende Bevölferung, ald der Einfluß der jeit vem franzöſiſchen Inter- 
regnum entjtandenen, an der Börfe reipertablen ifraelitiihen Firmen und fehr adhtbaren Pri- 
vaten, während die kirchlich-bürgerſchaftliche Berfaflung in feiner Weife ſich weder mit der ſtreng 
abgeſchloſſenen Nationalität ver einen, noch mit dem Kosmopolitismus anderer Sfraeliten zu 
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vernehmen wußte. Die Mängel der von einigem Rofte des Alterthums etwas getrübten Ver- 
faffung wurden befonderd empfunden von dem erften bürgerlichen Collegium, welches unter Lei- 
tung feined Secretärs, des vielfeitig gebildeten, mit der politifchen Entwidelung Deutſchlands 
fortgefhrittenen Batrioten Dr. Ferdinand Benefe (geft. 1848), ſchon jeit 1830 mehr Öffent- 
Lichfeit für die Innern Angelegenheiten herbeizuführen ſowie bie Erleichterung der Berhandlun: 
gen in den Mathe: und Bürgerconventen zu fördern ſich bemühte. 

Hamburgs Kaufmannſchaft erfreute ſich ſoeben der Bollendung eines neuen Börfengebäu- 
des; die Behörden waren eifrig befchäftigt mit Verbefferungen des innern Verkehrs, des Zunft: 
weſens fowie der Bilpdungsanftalten, vorzüglih mit Erleichterungen und Förderung des Han 
dels, für welchen die ältern Verträge mit den europäifchen Staaten ergänzt, zahlreiche neue in 
Gemeinſchaft mit den andern Hanſeſtädten und im Intereffe des gefammten Deutihland mit ven 
transatlantifhen Staaten abgeſchloſſen wurben, mit der Fürforge für die deutfche Auswanderung, 
aud für die künftige Erweiterung der Stadt. Hamburg war mit Grritung einer Eifenbahn- 
ſtrecke auf feinem Gebiete (der zweiten in Deutſchland), vernunmehraud (December 1841) mit den 
betreffenden Staaten vereinbarten Kortführung bid Berlin vorangerilt und ſah deren Eröffnung 
in ben nächften Tagen entgegen, als ein unerhörter Brand einen großen und ven reichften Theil 
der Stadt nebft zwei Hauptlichen und andern Öffentlichen Gebäuden in Aſche legte, ſogar das 
ehrwiirdige Rathhaus, weldes gefprengt wurde und mit feinen raudenden Trümmern den Hort 
des Bankſilbers deckte. Stadt und Staat mochten im Mai 1842 mauchem guten Batrioten ver: 
loren feinen, doch vanf der unerfhütterlihen Haltung der Kaufherren, welche bewährten, daß 
der Gredit mehr auf ihrer Nechtlichfeit und Beſonnenheit als in den Bapieren und dem Silber 
berube, dank dem anjtatt des einft fprihwörtlih gewordenen Neides dargebraditen Wohl: 
wollen und Vertrauen naher und fernfter Staaten, zeigte es fich bald, daß die Stadt nicht nur 
feine weſentliche Einbuße erlitten hatte, ſondern ſchöner, bequemer, begünftigt vor allen deut- 
ſchen Städten durch viele bauliche Einrichtungen, namentlich das Sielſyſtem, die Gasbeleuch— 
tung und die Stadtwaſſerleitung, in wenigen Jahren neu geſchaffen werden konnte. Wenn 
Hamburg auch beflere Privatgebäude verlor ald London in dem Brande vom Jahre 1666, wel: 
her dort gleichen Schreden und gleihen Segen gebracht hatte, fo konnte es dagegen bei den 
Fortſchritten der Öffentlichen ſowie der privaten Architektur feit beinahe zwei Jahrhunderten 
viel mehr gewinnen. Daß dies geſchah, ift weſentlich das Verdienſt des einige Jahre vor der 
Brandfataftrope nah Hamburg berufenen englijhen Ingenieurs William Lindley, welcher den 
im wejentlichen leider nicht vollftändig angenommenen Bauplan entwarf, für den Hochbau aber 
vor allen andern des zu früh verftorbenen Baumeifterd Alexis de Chateauneuf. 

Gine unerwartete und die nahhaltigfte Einwirfung des großen Branves ifl die, melde er 
unmittelbar auf die Verfaffung Hamburgs ausübte. Die Größe der Staatöfhuld, welche 
für die Öffentlichen Land: und Wafleranlagen fowie die Erpropriation erforderlih war 
(34,400000 M. Bro. zu 26 Mill. älterer Schulpbriefe und 1845 9,600000 Staats: Prä- 
mien-Anleihe), [härfte das Intereffe vieler gewöhnlich jehr apathiſcher Staatsbürger. Noch 
mehr wirkte die große Veränderung in dem Perſonal der.erbgejeflenen Bürger, infolge ver Er- 
propriation vieler abgebrannter Eleiner Käufer, an deren Stelle große Gtagenhäufer errichtet 
wurden von Bauunternehmern, welche, durch die großen Baukoften aufgeregt, gegen bie fehr er- 
höhten Abgaben beſonders empfindlich waren, während bei ber gefteigerten Miethe das Woh— 
nen der Bamilien vor den Thoren mit beſchränktem Gefhäftslofale in ver Stadt die Zahl der 
alten Erbgejeflenen verringerte. Der Senat hatte fofort erfannt, welche Folge jene Begeben- 
. beit auf die Verfaſſung äußern mußte, deren zeitgemäßer Ausbau durch die Beſorgniß, die alten 
Grundfeften zu erſchüttern, biäher verzögert war, und ftellte fi die Aufgabe, durch Benugung 
der in feiner Anſprache vom 19. Mai hervorgehobenen verjüngenden Keime ver oft ſchwer ge- 
prüften und biäher ſtets bewährten Berfaffung dieſer ein neues Reben zu bereiten. Die un: 
mittelbaren Verhandlungen zwifchen dem Rathe und ben Bürgern wurben durch vorgän- 
gige Mittheilung der gedrudten Anträge veflelben wejentlich erleichtert. Daß ein Mehre— 
red kaum erforderlich war, ſcheint die durch die alten Behörden altverfaffungsmäßig am 
16. Juni 1842 niedergejeßte Raths- und Bürgerbeputation zu erweiſen, welche für die rechtli— 
hen, finanziellen, feuer: und gefundheitäpolizeilihen Angelegenheiten für den neuen Bauplan 
auf ber eingeäſcherten Stätte angeorbnet wurde, fowie fpäter die noch bedrohlichere Zahlungs: 
kriſis vom Jahre 1857. Auch die Bürger begehrten damals nichts anderes ald Neformen, 
welche von den namentlid durch die Reorganiſationscommiſſion der zwanzig Bürger im Jahre 
1814 aufgeftellten Defiverien unerledigt waren, wie dieſes zu Tage liegt in einer von fehr 
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achtbaren Männern in den Räumen der ſogenannten patriotiſchen Geſellſchaft unterzeichneten, 
im folgenden Jahre (1843) durch eine von Dr. Voigt, Dr. Baumeiſter und Profeſſor Wurm 
abgefaßte ausführlige Drudfihrift erläuterten Petition. Cine Anderung in den Rathswahlen 
ward nicht gemünfcht, welche ohne die biäher unbekannte Penfionirung der unfreiwillig ge: 
wählten, wegen hohen Alters und Gebrechlichkeit ausſcheidenden Mitglieder nicht durchzuführen 
war, fowie die Trennung der Juftiz von der Abminiftration jevenfalld nicht ohne vermehrte 
Koften für jene. Es wurde auch feine Veränderung der bürgerjhaftlihen Qualität ſowie des 
Beftandes ver bürgerlichen Gollegien begehrt, ſondern lebiglich die Ausführung ver Vorſchrift, 
daß zu denfelben rüftige Männer gewählt werben, und der Zufag, daß das Amt durch eine dem⸗ 
felben entſprechende Dauer beſchränkt werde. Doch wurden folgenreiche Änderungen in dem 
Geihäftögange gewünſcht, zur Anerkennung der Initiative der Bürgerſchaft, zur Bildung der 
Beſchlüſſe nah den Birilftimmen der in ven Kirchſpielen votiregden Bürger. Die Guriatver- 
faffung der fünf Kirchſpiele follte beibehalten werden, weil der große Gewinn werthvoller Stun: 
den nicht verfannt wurde, wenn nur der, wenn auch bedächtige, doch ſachkundige Bürger ſtimmte, 
und durch Einführung einer für fleine Staaten faum geeigneten Repräfentativverfaffung maß: 
lofer Wort: und Zeitvergeudung leicht die Pforten geöffnet werben konnten. Viele erfahrene 
Männer mochten die Überzeugung hegen, daß eine fehr rafche Abwidelung der Geſchäfte in einem 
Eleinen Staate bevenflich erjheint, wo bie handelnden Berfonen ji fo ungemein nahe ftehen 
und daher das gegenfeitige wohlmwollende Vertrauen leicht gefährlicher wirft ald anderswo 
der Eigennug, zu häufig verſchiedene Rollen in demſelben Individuum fich vereinigen, wo ed an 
Männern und noch mehr an federn fehlt, um jeven blindlings Hingemworfenen Einfall fofort zu 
prüfen und gu widerlegen, wo ein principielles Gegengewicht verfchiedener Stände und Interej: 
fen faft ganz fehlt und in gewöhnlicher Zeit der reiche Kaufmann nur durch feine Abweſenheit 
bei Berathung über ftädtifche Intereflen, noch mehr durch Unfunde verjelden zu glänzen pflegte, 
ſodaß daher die Berfaflung eine heilſane Gorreetur in den wiederholten Prüfungen der be: 
rathenen Mafregel durch fachkundige, unbetheiligte Männer bieten und jihern muß. 

So begründet viele dieſer bürgerlihen Wünſche waren, beren Hier ſtillſchweigend über: 
gangene Mehrzahl von den Behörben längjt in Erwägung gezogen war und bie VBerfaflung 
nichtveriegend berührte, jo wird doch niemand den Senat tadeln können, welder, mit ven bringend- 
ften materiellen Fragen beichäftigt, weitgreifende Beräuderungen ver bisher im ganzen Bater- 
lande gepxiefenften Berfaflung in vem Zuftande allgemeiner Erregung zu beſchließen für unan- 
gemeilen hielt. Nach feiner ruhigen und befhwictigenven Erwiderung vom 24. Juni ward die _ 
Petition, welde, wenn jene Depuration vom 16. Juni zehn Tage früher nievergejegt worden wäre, 
ichwerlicy eine namhafte Anzahl von Unterſchriften erhalten Hätte, freilich unter dem 22. Juli 
erneuert, doch von einer jehr geringen Anzahl von Unterzeihnern. Nichts kann aber deutlicher 
zeigen, mie Volksbewegungen, durch Unkunde, blindes Midtrauen gefördert, durd eine oft 
wenig fachkundige Preſſe erbigt, unerachtet der Billigkeit mander Wünjche, jich plöglich berußi: 
gen und in eine Apathie umſchlagen, welche vie faft errungenen Erfolge wieder ſchwinden fieht 
und die, wie in diefem Falle, wohlmeinenden Leiter, in Veranlaſſung, Streben und Erfolg nicht 
unähnlich der zwanziger Deputation vom Jahre 1814, mit aller ihrer Arbeit, Ginfiht und Be— 
geifterung vereinfamt zurücdläßt. Der Bürger hatte vollauf zu arbeiten, fehlende Geldmittel, 
namentlich VBerfiherungägelver herbeizuſchaffen, fein Hans zu bauen, feine Schiffe und Wauren- 
jendungen zu dirigiren, die Nechtöverhältnifie der Erpropriation, die. Zweckmäßigkeit des Neu: 
baus und ber gropen Anleihen zu prüfen. Dennod wäre ed dent Staate erfprießlicher geweſen, 
wenn, fobald die mehrere Jahre erfordernde Erledigung der wichtigſten Tages: und Lebensfra⸗ 
gen ed geftattete, verfaſſungsmäßige Verhandlungen auf Grundlage jener vieljeitigen, zum 
größten Theile von edlem Bürgerfinne und Gefchäftseriahrung eingegebenen und nur zum ge: 
ringſten Theile durch theoretiſche oder fremdländiſche Anihauungen getrlibten Defiderien ftatt- 
gefunden hätten. Doc geſchah gar Bedeutendes im einzelnen, zunächſt für die Ifraeliten. Rad: 
dem dieſe, welchen die Advocatenpraxis am Handelsgerichte ftetd frei ftand, ſchon vor einigen 
Jahren zu Notariatöftellen geſetzlich zugelaffen warın (Miefler erhielt die erſte verjelben), wur- 
den die bisherigen Beſchränkungen in Grmerbung von Grundſtücken und in ver Wohnungs: 
befugniß noch im Jahre 1842 aufgehoben. Im folgenden Jahre (23. Nov. 1843) veranlaßte 
der Rath die Nieberjegung einer Deputation für Entwerfung einer beſſern Organifation der 
Polizei, ſowie eine Reviſion ihrer Befugniffe, Reform ves Eriminalverfahrens und Entwerfung 
eined Criminalgeſetzbuchs. Gleichzeitig ward, nachdem der Rath ſchon im Juni den Entwurf zu 
einer neuen Hypothekenordnung den Bürgern, jedoch ohne Erfolg vorgelegt hatte, ver Beſchluß 
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feftgeftellt, die Öypothefenverwaltung, welde dem Senate zwei geſchäftskundige Referenten ganz 
entzog, von dem Mathöferretarinte völlig zu trennen, und ber Senat veranlafte gleihfall® die 
Niederfegung einer gemiſchten Deputation. 

Erf am Schluffe ded Jahre® 1845 vermochte die unter unbejchränfter Anerkennung ihrer 
großen Berbienfte, beſonders ihres Präſes, des Syndikus Dr. Amfind, dreimal prolongirte Raths⸗ 
und Bürgerdeputation ven Schlußbericht über ihre umfaſſenden Arbeiten abzuftatten, von denen 
jedod viele fortzuführen und über die ehemalige Brand: und Neubauftätte hin auszudehnen 
blieben. Die Bürgerſchaft vertraute den bekannten Gefinnungen des Rathes und ber bürger- 
lichen Gollegien, welche allen Reformen innerhalb der Berfaffung mehr oder minder lebhaft 
geneigt waren. 

Die beiden folgenden Jahre vergingen, wie ed ſchien, in erfreulicher, aber nicht müßiger Ruhe. 
Es muß dahingeftellt bleiben, ob die viermal wiederholte Ablehnung der Anträge des Senates 
in Betreff einer vermehrten Staatähülfe zu den durd die im Jahre 1837 ausgeführte Grrid- 
tung einer beſondern Realſchule veranlaßten Koften der Öffentlichen Lehranflalten, fowie einer 
Drbnung für die Privatſchulen (1847), auch unter Beantragung eines im Sinne des Gom: 
miffiondberichtd vom Jahre 1842 modificirten Scholarchatd (Die Petition felbft hatte weder der 
kirchlichen noch der Schulangelegenheiten gedacht), die Gleihgültigkeit der Handelsſtadt gegen 
höhere Bildung oder den Binfluf der in vielen Gegenden Deutſchlands unterwühlenden Preſſe 
andentete. Sogar die Ausdehnung ber Stadtwaflerfunft, weldhe ihren Segen in die Wohnung 
des Armen brachte, wurde als ein Werk Lindley's beftritten. Solde Erſcheinungen legten aber 
aud an den Tag, daß in dem künſtlichen Räderwerke der alten Berfaflung irgendwie eine Läh— 
mung eingetreten war, zu deren Heilung Gebuld allein nicht dienen konnte, jondern nur beider: 
ſeits vertrauensvolle Berathungen. Daß dieje nit einen Öffentlihen Charakter erhielten und 
zu beilbringenden Beihlüffen führten, ift zunächſt auf den Freiheitsſturm zurüdzuführen, 
welcher im Februar 1848 füch jenfeit des Rhein erhob und daſelbſt nad) wenigen Jahren ſchon 
zu einem neuen bonapartiftifhen Kaiſerthume führte. Das Flugfeuer, welches in Süddeutſch⸗ 
land auffladerte, ward auch bald, durch vie Erhebung in Holſtein angefaht, nah Hamburg 
getrieben, und Anfang März brach ein Aufftand aus, in welchem der VPöbel nach vielfachen 
andern Freveln in die Wohnung des präfipirenden Bürgermeifterd vrang. Die wohlgeſinnte 
Bürgerwehr und viele Freiwillige ftellten die Ruhe nad einigen Tagen wieder her. Doch hatte 
jih offenbart, woher die Bewegung entftanden war. Der Rath entſchloß fi daher am 9. März 
die vom Deutſchen Bunde angeorpnete Genfur, deren Unhaltbarkeit auch diefer erfannt hatte, 
jo mild fie auch geübt ward, jchon vor der Vereinbarung über ein Preßgefeg aufzuheben. We- 
nige Tage darauf wurde auf Antrag des Rathes von vemjelben und der Bürgerſchaft eine ge— 
miſchte Deputation niedergefegt zur Eptwerfung der Vorſchläge zu den ihr erforderlich fcheinen- 
den Reformen und zu einem Preßgeſttze. Alsbald nad aufgelöfter Berfammlung erhob ji 
ein neuer Tumult; -ein im Rufe der größten Popularität ſtehender Bürgermeifter ward vom 
Pöbel aus jeinem Wagen heraudgezogen und flüchtete, nicht ohne eine Berwundung, in ein 
nahe gelegenes Haus; andered Volk machte Angriffe auf das nad Altona führende Stabtthor 
und griff die bewaffnete Bürgermilitärmadt an. Auch hier bewährte fi aldbald die Verſtän— 
digkeit und Anhänglichkeit ver Bürger, 

Infolge des Bundesbeſchluſſes vom 30. März erfolgten furz darauf die Wahlen für die 
Nationalverfammlung zu Frankfurt, welche aufDr. Heckſcher, Edgar Roß, für welden bei feinen 
Ausſcheiden Guſtav Godeffroy eintrat, und Ernft Merd fielen, Wahlen, welche gleich andern 
BDerufungen hbamburgifcher Landsleute zur Theilnahme an dem deutſchen Nationahwerfe den 
heilfamen Einfluß eines geſchichtlich entwickelten Freiftants auf Charakter und Gefchäftderfah: 
rung bewährt haben. Wir nennen außer dem Syndifus Banks, den hamburgifchen Bundes: 
tagsgeſandten und nachherigen Bevollmächtigten bei der Gentralgewalt, weldyer auch zu Reichs: 
gefandtſchaften nach London und Kopenhagen verwendet wurde, den von Lauenburg gewähl: 
ten Dr. Rieffer (ſpätern Vicepräfibenten), den von einer Stadt Würtembergs abgeoroneten Bro: 
feffor Wurm, beide mit Roß und Heckſcher jhon im Vorparlament, wie legterer au im Funf⸗ 
zigeraugfchufle, ferner ven fin Fragen ver Handelöpolitif theilnehmenden Dr. Sortbeer. 

Dagegen nahm zu Hamburg die Gärung bei den untern Volksklaſſen in bedrohlichſter 
Weiſe zu. Am 9. Juni wurde das nad) der Vorſtadt St.: Georg führende Steinthor beſchä⸗ 
digt und beide Wachthäuſer angezündet. In den Ständen, anf welche eine entzügelte Preſſe 
unmittelbarer eimvirfte, zeigte fich bald ein’verworrener Freiheitöſchwindel, welder Die neu 
entftandenen politifhen Vereine zu aufrührerifchen Bewegungen hinriß, obſchon man wußte, 
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wie leicht auf gejeglihem Wege jedes allgemein anerfannte Gute zu erreichen war. Das nah: 
befreundete Lübeck hatte durd Einführung einer feit vier Jahren vorbereiteten, auf ſtändiſchem 
Princip mitberuhenden NRepräfentativverfaflung im April einem beachtenswerthen Vorgang 
gegeben. Nachdem im Juli die Ernennung ded Reichsverweſers die Aufregung in Deutfchland 
von den Gaſſen in die Bahn parlamentarifher Verhandlung gelenkt Hatte, trat in Hamburg 
das Gomite eined aufrührerifhen permanenten Vereins zufanımen, deffen Mitglieder mar 
Mitte Auguft vorläufig verhaftete, welche Verhaftung jedoch fofort in einen Gautionsarreft, 
unter Berweifung der Anflage des Hochverraths an die Gerichte, gemildert wurde. Die entftan= 
dene Aufregung war indeß nicht mehr zu befhmwidtigen, und obgleich die Abſchließung des 
Malmder Waffenftillftandes am 26. Aug. auch die Elbe dem Handel wieder freigegeben und da— 
durch viele Beforgniffe wegen materiellen Nothitandes abgemandt hatte, die polizeiliche Drd- 
nung der Stadt aber bei der unerwarteten Unzuverläſſigkeit eines Theils des Bürgermilitärs und 
bei der Abweſenheit des bei den Bundesttuppen in Schleöwig befindlichen Hamburgifchen Con— 
tingents nicht aufrecht erhalten werden fonnte, jo vereinigte ji der Rath mit den bürgerlichen 
Gollegien und fodann am 7. Sept. mit dev erbgefellenen Bürgerfhaft über die Einführung 
einer verfaffunggebenven Verſammlung, infolge welches Beſchluſſes die im März niebergejegte 
Raths- und Bürgerveputation aufgehoben wurde. Die Ausübung des Wahlrechts warb allen 
volljährigen männlichen hamburgiſchen Staatdangehörigen ertheilt, un 188 Abgeordnete zu 
wählen. Diefe Verſammlung, deren Bräfidium dem Richter Dr. Baumeifter, das Vicepräli- 
dium ben Senator Lutteroth-Legat und dem Advocaten Dr. Versmann (1850 Virepräfivent, 
fpäter Präſes des Handelsgerichts, jegt Senator) übertragen wurde, arbeitete unter dem Ein: 
fluffe ver Gefeggebung des deutſchen Parlaments zu Frankfurt a. M., namentlich ver von dem: 
felben bejchlofienen, zu Hamburg am 29. Dec. publieirten Grundrechte des deutſchen Volkes. 
Mittlerweile trat im März 1849 eine vadicale Verfaflungsänderung der Schweflerftant Bremen 
ein, und zu Frankfurt a, M. wurde am 28. April die Berfafjung des Deutſchen Reichs verfün- 
digt, welche die Grundrechte enthielt und ein Staaten: mit einem Volkshaus errichtete. Am 
26. Mai erfolgte das Bünbnif (die Union) der drei Könige (Preußen, Sachſen, Gannover), 
weldem Hamburg am 27. Aug. beitrat. Am 27. Sept. 1849 ward, nachdem am 20. Sept. 
Berorpnungen zur Verhütung des Misbrauchs ded Verſammlungs- und Vereinsrechts ſowie 
ein Preßgeſetz verfaſſungsmäßig beliebt waren und ruhiger Verhandlung den Weg gebahnt 
hatten, dad Berfaflungswerf der conflituirenden Berfammlung vom Rathe der erbgefeflenen 
Bürgerfchaft vorgelegt und von beiden einer aus neun Perſonen beftehenden Gommiffion zur 
Prüfung übergeben, nämlid dem Syndikus Dr. Amjind, den Senatoren utterotb = Legat, 
Dr. Kirchenpauer und Geffden, fowie ven Bürgern ©. $. Kämmerer, Dr. Löhr, H. A. Hü: 
bener, Dr. H. U. Heife (nad) deffen Tode Meftern, hernad Dr. Heinichen eintrat) und Dr. C. 
Peterjen. Nachdem ber Rath die Verfaffung von 1849 4m 17. Jan. 1850 mit den von jenen 
„Neunern“ vorgejhlagenen Veränderungen der erbgejeffenen Bürgerfhaft zur Genehmigung 
vergeblid vorgelegt hatte, wurde diefe am 23. Mai genehmigt, worauf am 13. Juni die Er: 
klärung über die NAuflöfung der conflituirenden Berfammlung erfolgte. 

Was nunmehr fih frei geftaltete, war ein Abweichen von den biöherigen patriotifchen 
Beftrebungen, welche nie den Boden der (allerdings gelegentlich verjchievenartig gedeuteten) 
Berfaffung verlaffen hatten und es als ihr fhönftes Lob bisher anerfannt jahen, daß Feiner 
Theorie zu Liebe etwas erbaut oder geändert worden fei. Hatten felbft die vielfahen Wünſche 
der größtentheild geſchäfts- und verfaflungsfundigen Patrioten im Jahre 1842 kaum begehrt, 
an den Bundamentalgejegen zu rütteln, jo war hier verfucht, eine nach der Theorie der Bolfs- 
jouveränetät zugefchnittene Schablone, durch einige praftifhe Rückſicht auf das Handelsintereſſe 
temperirt, zur Geltung zu bringen. Diefer Umſchwung der Anſichten läßt fih nur erflären 
dur die altherkömmliche politifche Apathie und Sicherheit der eigentlichen Bürger, während 
neue und emporftrebende Elemente deſto thätiger waren. Außer den allgemeinen politifchen 
Anfhauungen damaliger Zeit wirkte in Hamburg eigenthümlich oder doch zuerft der Eifer 
vertriebener Holfteiner, kirchlicher Separatiften (wie der Deutſchkatholiken, Altlutheraner, 
Baptiften u. a.), emaneipirter Ifraeliten und angloamerifantfcher Freihändler, deren ſchönes 
Streben für Humanität, Eultur, Welthandel jih in ven bedächtigen Formen des alten Frei: 
ſtaats nicht vafdh genug bewegen fonnte. Die Grundredte des deutfchen Volkes waren in 
der Staatöverfaffung vorangeftellt; die Bürgerihait ſollte hinfort beftehen aus für vier 
Jahre gewählten und fodann wieder wählbaren 160 Mitgliedern, namentlih aus 24 Grund: 
eigenthümern,, von der Verwaltung ber Beuerfaffe erwählt, aus 40 hierfür deputirten bür— 
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gerlichen Mitgliedern der Gerihte und widtigften Berwaltungspeputationen und aus 96 Ab- 
georhneten, aljo drei Künftel, erwählt durch alle Staatöbürger (Stadt:, Land- oder Schutz⸗ 
bürger), melde das fünfundzwangigfte Jahr erreiht haben. Wohl mogte es gewagt fheinen, das 
Heil des Staated den unberechenbaren Refultaten folder Wahlen auszufegen und dafür die 
alte Bürgerfchaft zu verwerfen, deren tiefe Bedeutfamfeit nur wenige kannten. Allerdings trug 
diefe ihren Namen von den erbgefeflenen Bitrgern, welche zu erfcheinen beredhtigt waren und eine ° 
Virilſtimme hatten. Außer diefen aber (welche man ſich irrig ald eine Ariftokratie oder gar Pluto: 

fratie denfen würde, da jie vielmehr den wohlhäbigen Mittelftand bildeten) waren berechtigt und 
verpflichtet, auch wenn nicht erbgefeflen, die 180 Mitglieder der bürgerlichen Gollegien mit ihren 
im Jahre 1720 zur Gompletirung der häufig unvollzähligen Bürgerfchaftsverfammlungen an= 
georbneten 30 Adjuncten. Berechtigt waren mit berjelben Bergünftigung die gegenwärtigen 
oder gewejenen Mitglieder der Gerichte und der bebeutfamern Behörden, aud die höhern Off: 
ziere des Bürgermilitärd, alfo alle Bürger, melde mit ven ftäptifchen Angelegenheiten nad 
irgendeiner Richtung bin ſich vertraut gemacht hatten und die man wol die praftifche Intelli— 
genz der Stadt nennen durfte. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Erbgefeflenen den Beſuch 
und die Beichlußnahme der Bürgerfchaft den Berpflichteten, unter denen möglicherweife fein 
Erbgeſeſſener fein konnte, zu überlaffen pflegten, und daß fie nur bei befonder® wichtigen finan- 
ziellen Fragen ſich maffenbaft einfanden. Eine georbnetere, vegelmäßigere Vertretung des Grund» 
eigenthums erfchien daher allerdings als ein Bedürfniß, fodann die getreuere Belebung der Bor: 
ihriften für die Wahlen zu ven engern Gollegien und einige Mopdiflcationen in Betreff ver wei: 
tern, zu denen namentlich die ber nicht grundgefeglich verpflichteten 30 Adjuncten Raum darbot. 

Der Senat bat freilich in der Verfaſſung von 1850 den Ehrenplatz erhalten; aber obgleich 
ausdrücklich anerkannt wurde, daß die gejeggebende Gewalt dem Senat und der Bürgerſchaft ge: 
meinfchaftlich zuftehe, jo ift doch jeder Einfluß des erftern auf die legtere möglichft fern gehalten 
und die Selbftergängung des auf 15 Mitglieder verringerten Rathes ganz aufgehoben, indem 
deſſen Neuwahlen aus allen Staatdbürgern , ohne Unterſchied der Gonfefiion, jedesmal einigen 
neu ernannten Bertrauengmännern übertragen werben, von denen die größere Hälfte, aus und 
von den Bürgern erforen , die Entſcheidung in ihrer Hand hat. 

Der Bürgermeifter ſollen binfort nicht vier, fondern nur zwei fein und dieſe nicht mehr lebens: 
längli, fondern für ein, höchſtens für zwei Jahre nacheinander erwählt werben. Ausdrücklich 
wird zu der Verringerung der Zahl der Rathsperſonen noch die Aufhebung des Syndikats feft- 
geftellt, ein Beſchluß, zu welchen fehr verfhiedenartige Motive zufammgnwirften. Es gehört 
zu den erfreulichen Zeichen unferer Zeit, daß der Titel eines Nedhtögelehrten den Nimbus mehr 
und mehr verliert, welchen verfchollene Privilegien au den an Bildung und jittliher Selb: 
ftändigfeit untergeorbneten Rechtspraktikanten verlieben, und daß gebildetere, erfahrungsreichere 
Perfönlikriten anderer Stände nicht länger vor dem zurücktreten follen, der nicht wirklich als 
erfahrener Meifter oder doch ald ein wahrhafter Jünger der Wiffenfchaft erſcheint. Wie aber 
feit dem 16. Jahrhundert das obengedachte Bedürfniß im Rath fich zeigte, juriſtiſche Speriali- 
täten ald beftändige Gonfulenten zu feinen Berfammlungen herbeizuziehen, ſo dehnte ſich daſſelbe 
aus auf allgemeines Staatsrecht und Staatskunde und deren nur dur Übung und Erfahrung 
zu erwerbende fpecielle Anwendung auf Hamburg, jowie auf den dadurch gebildeten Gompler 
perjönlicher Beziehungen. Die erlangte Souveränetät Hamburgs fonnte die Bedeutfamfeit 
einer vorzüglich feinen Verbindungen mit den deutfchen Bunvesftaaten und vem Auslande ge: 
widmeten Stellung nur heben, und es ſchien, daß weder das Amt der Syndici noch deren hohe 
Stellung entbehrt werden könnte. Dennod ließ die Verfaſſung diefe Specialität mit ihrem aus: 
gedehnten Beruföfreife in den Pflichten der 15 Nathsmitglieder aufgehen. Um jedoch unter 
diefen ſtets arbeitsfähige Männer zu finden, wurde bie Möglichkeit einer in Hamburg bisher, 
ungeachtet ded Zwangs zur libernahme von Rathsämtern und der damit verfnüpften Aufgebung 
ded einträglichften Erwerbes, namentlich der Rechtögelehrten, nicht vorhandenen Penſionirung 
eingeführt und bie Verpflichtung zum Austritt aus dem Senat mit dem überjchrittenen fiebzig- 
jten Lebensjahre befchloffen. 

Sowie in den meiften der obigen Beftimmungen beinahe mehr eine unbewußte Rückkehr 
zu ber uralten verfchollenen Verfaſſung der Stadt zu liegen jcheint, ald ein Gewinn früher nicht 
vorhandener Einficht, fo ift auch die jehr wichtige Veränderung der Binanzverwaltung anzu— 
ſehen, weldye Bid zum Jahre 1563 in den Händen des Rathes war und damals den Kanımer- 
bürgern übertragen wurde. Die Einſicht, noch weniger die Treue, mit welder dieſe Bürger ihre 
Pflichten erfüllten, ift:nie begründeten Zweifeln unterzogen worden; man erfennt leicht, wel: 
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hen Bortheil es dem Rath wie ver Bürgerfchaft gebradjt hat, daß man ven mit allen Schmie- 
rigkeiten ver Finanzverwaltung vertrauten Männern die wichtige, in unrubigen Zeiten fleigende 
Berantwortligkfeit überlaffen durfte. Doc konnte #8 nicht fehlen, daß aus den alten Sedel- 
meiftern allmählich mit den größern Geldintereffen in Einnahmen, Ausgaben und Anleihen, 
ſowie bei den Fortſchritten der Finanz: und Staatöverwaltung eine fehr einflußreiche Behörde 
ſich Heransgebildet hatte, welche ihre ehrende Anerkennung durch den freiwilligen Verzicht des 
Rathes forwie der Bürgerfhaft auf die Ausübung ihrer bezüglichen Mechte ſich erwarb. Durch 
den Grundfag der neuen Verfaſſung, Natihöherren an die Spige einer jeden Deputation zu 
fegen, und durch die genauere Normirung der zur directen Verhandlung mit der Bürgerfhaft 
zu bringenden Finanzgegenftände verſchwand der politifhe Einfluß der Kämmerei und wurde das 
uralte Verhältniß des Rathes und der Bürger zum Staatshaushalte äußerlich wiederhergeftellt. 

Im Fall einer dauernden Differenz zwiſchen beiden Staatögewalten wird der Bermitte: 
lungsweg angeorbnet und bei deſſen Erfolgloſigkeit die Entſcheldung über Meinungsverisie: 
denheit in Betreff der Auslegung von Berfaffungsartifeln und Grfegen dem Oberapellations⸗ 
gericht, in Betreff aller übrigen Gontroverfen aber der Bürgerfhaft anheimgegeben. Die 
Kirche wird in dieſer Berfaffung nicht genannt; das geſammte Erziehungswefen iſt einer Ober: 
ſchulbehörde untergeoronet, im weldher außer dem Staate die Gemeinde, die Wiſſenſchaft und 
die Schule und für den Religiondunterricht die Geiftlichkeit vertreten fein fol. 

Mährend diefer Verhandlungen war Hamburg am 13. Dec. 1849 der von Öfterreich und 
Preußen am 80. Sept. zu Wien vereinbarten Einfegung einer neuen interimiftifchen Gentral: 
gewalt für Deutichland an Auf Grund der dahinſchmachtenden Unton, in deren Ber: 
waltungsrath Hamburg vom Syndikus Banks vertreten wurde, erfolgten dann die Wahlen 
zu der auf den 20. März 1850 ausgefhriekenen Reihöverfammlung in Erfurt, melde für das 
Staatenhaus auf Senator Lutteroth - Regat und den Gamerarius Gofler, für das Volkshaus 
auf den Secretär Dr. Schwarge und Dr. Nieffer fielen. Die dortigen Verhandlungen waren in 
vier Wochen beendigt und hatten nach der ganzen Lage der Dinge feinen wirklichen Erfolg. 
Der Abjendung von Bevollmächtigten zu Gonferenzen in Frankfurt vom Juni bis September 
folgte durd die unionsfeinblihen Regierungen die Wiedereröffnung ber Bundedverfammlung 
am 2. Sept., welde am 3. Det. den am 2. Juli zu Berlin gefchloflenen Frieden mit Dänemark 
beftärigte, während die Minifterialconferenzen zu Dresden vom December bid Mai 1851 ge: 
halten wurden, worauf auch Syndikus Banks ald Bundestagsgefandter für Hamburg mieber 
eintrat. R 
Während die Unſicherheit und das Schwanfen der Berfaffungszuftände des Gefammtvater: 
landes auf den Kampf zwiſchen ber Erhaltung des Alten und dem Eifer einer Neugeftaltung der 
Einzelitaaten einwirken mußten, waren alle Anftrengungen in Gefahr, ſich in ber gleichen Reful: 
tatlofigfeit zu verlieren. Unerachtet der im Auguft erfolgten diplomatifchen Intervention der beiden 
deutfchen Großmächte, ſowie des vielfach nihtnur von den Oberalten ausgeſprochenen Mangels an 
aufrieptiger warmer Theilnahme der Bevölkerung für das auf den infolge des Bundesbeſchluſſes 
vom 23.Nug.1851 aud hier am 22. Sept. deflelben Jahres aufgehobenen fogenannten Grund⸗ 
reihten berubende neue Staatögrundgefeß verzichtete der Senat, demſelben entfprechend, auf die 
Neuwahl für drei feiner verflorbenen hochverdienten Mitgliever (Bürgermeifter Bartels, geft. 
im Bebruar 1850, Bürgermeifter Benefe, geft. im März 1851, und Syndikus Banks, geft. 
im December 1852), fand ji jedoch veranlaft dur die am Bundestag angebrachten Be: 
ſchwerden über den hamburgiſchen Verfaffungsentwurf und die von dorther eingetroffenen 
BWeifungen, die Publication deffelben nicht vorzunehmen. Doch brachte er am 2. Juni ein 
Geſetz fiber eine jehr zu verändernde Organifation der Verwaltung, worin eine vollftändige 
Anerkennung der wihtigften Veränderungen der alten Verfaffung ausgefproden war, und am 
25. Sept. 1851, wenngleich mit Widerſpruch der bürgerlichen Gollegien, eine Geſchäftsordnung 
der nad einer neuen Modalität zu erwählenden Bürgerfhaft und ihres an die Stelle jener 
Collegien zu fegenden Ausfhuffes zur einftimmigen Beſchlußnahme mit den Erbgefeilenen, 
welche bei legterm Anlafle, mie fhon früher am 27. März d. J., ihren Wunſch erflärten, daß 
die zur Einführung der neuen Verfaffung noch erforberlichen Gefege moͤglichſt ſchnell geförbert 
würden. Jedoch hatten die gegen das neue Staatögrumdgefep erhobenen Einwendungen die 
Bundesverfammlung zu beffen Prüfung durch ihren Ausihuß vom 23. Aug. 1851 geführt, 
und nachdem fie im März zur Abänderung der bremer Berfaffung vom März 1849 einen Bun— 
dedcommiffar gefandt, ward auf Beranlaffung der von Hamburg aus gegen die neuen Ber: 
faflungsarbeiten vorgebrachten Beſchwerden von jenem Ausfhuß im April 1852 auch zu einer 
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Note an den Senat gefhritten, welche denſelben auf den Mangel ver Übereinftimmung jene s 
Staatogrundgeſehzes mit der Bundesgeſetzgebung aufmerkſam machen follte. Der Senat theilte 
dieſe Note dem erſten bürgerlichen Collegium ſowie der Neunercommiſſion zur Prüfung und 
Revidirung des Staatsgrundgeſetzes mit. Die allgemeinen Anfichten hatten jedoch eine ziemlich 
veränderte Färbung erhalten, und ohne daß wiederum Wünſche der Bürgerſchaft um Beſchleu⸗ 
nigung bed Berfaffungswerkes laut wurben, verfloffen zwei Jahre, bis von jener Gommiffion 
ein fehr veränderter Berfaffungdentwurf im Juni 1854 dem Bunbestagsausfhufle durch dem 
hamburgiſchen Bevollmächtigten Senator Kirchenpauer vorgelegt werden konnte. Der lebhaft 
emipfundene Wunſch, ohne Einfhreiten eines Dritten dad Verfafſungswerk zu erledigen , wirkte 
jehr zur Bermittelung. Das Eolfegium der Oberalten jedoch fand ſich nicht befriedigt, be: 
{werte ſich lebhaft über diefes Verfahren und verlangte vor allem die völlige Aufhebung der 
Berfaflung vom Jahre 1850 und Berathung der Reformen auf dem Wege der alten Verfaflung. 

Diefes revidirte Berfaflungsprojert wurde am 7. Juni 1855 am die Bürgerſchaft gebracht. 
Es unterſchied fi von der im Jahre 1850 angenommenen, außer ber bereit früher gefhehenen 
Aufhebung der jogenannten Grundrechte, vornehmlich dadurch, daß die Bürgerſchaft dad neue 
Mitglied ded auf 20 Mitglieder beſtimmten Senats aud drei von diefem präfentirten Bürgern 
chriſtlicher Religion erwählen follte. Zu ver Bürgerfchaft, deren Mitglieder mindeftens dreißig 
Jahre alt fein müſſen und die ihr Mandat ſechs Jahre zu verwalten haben, follten anflatt 48 Mit: 
gliedern der Gerichte und Deputationen 60, durch directe Wahlen 84 erwählt werben. Zu 
Wählern waren ſolche Stadt: und Zandbürger berufen, welche eine perjönliche Steuer nad) dem 
Bermögen oder von einem Eintommen von mehr als 1000 Mark Gourant bezahlen. Meinungs: 
verſchiedenheiten zwiſchen Senat und Bürgerfchaft wurden der endgültigen Entſcheidung von 
acht Senats: und at Bürgerfchaftämitgliedern überlaffen. Der Kirche ward eine Stellung in 
der Berfaffung zugewieſen; eine jede religiäfe Gemeinſchaft ward zur Ausübung ihres Gottes⸗ 
dienſtes von der Genehmigung ded Staated abhängig; die Verhältniſſe der evangelifch = Iutheri- 
ſchen Kirche foßlten unter Exrlaffung einer feir 1710 im Entwurf verbliebenen (nun aber nad 
neuen Brincipien zu revidirenden) Kirchenordnung geregelt werben. 

Diefer Entiwurf, welcher mit einem neuen Wahlgejege, einer Geſchaͤftsgordnung der Bür: 
gerſchaft, mit einem Geſetze über die Gerichts- und Polizeiverfaffung und das Verfahren in 
Griminal: und Unterſuchungsſachen und mit einem Gejeg über eine fehr veränderte Organifa- 
tion der Verwaltung vom Senat ver ſtark befuchten Bürgerfchaft (620 Perfonen, anftatt der 
gewöhnlichen Anzahl von etwa 240) vorgelegt war, wurde von derfelben abgelehnt. Im fol: 
genden Jahre ward derjelbe am 27. März mit einigen Abänderungen, deren wichtigfte das 
Verwaltungsgeſetz betrafen, der ſtark beſuchten Bürgerihaft (656) wiederum vorgelegt und 
wiederum abgelehnt, endlich am 7. April (956 Perſonen) nochmals vorgelegt, um noch einmal 
zurüdgerwiejen zu werden. Bei dem fteten Wechſel der Anfichten der fogar der Zahl ihrer Vo: _ 
tanten nad fo fehr verſchiedenen Berfammlungen ſchien die Majorität durch die Anhänger ber 
alten, vom Senat entfchieden für unhaltbar erflärten Verfaſſung, ſowie durch eine demokrati— 
fche Partei ih gebildet zu haben. 

Bei biejen diametralen Widerſprüchen, welde ji unter den erbgejeflenen Bürgern gebil- 
det hatten, war ein raſches Fortichreiten zur Unmöglichkeit geworben. An der Ausführung von 
Mafregeln für das Gemeinwohl des Staates fehlte es übrigens nit. Ins Leben traten die 
Einführung des metrifchen Gewichts, die Ablöfung des Sundzolls, Vorarbeiten für eine @ifen- 
bahn zwiſchen Hamburg und Lübeck, ein Hanvdeldvertrag mit Neugranada, aber größere Ver: 
faflungsarbeiten fonnten nur langfam vorbereitet werben. Das große, theils wirkliche, theils 
aber auch trügerifche Steigen des Wohlftanves der Stadt hatte viele Gemüther befangen. Doc 
zeigte jich eine gärende, unfreundliche Stimmung in der Bürgerfchaft, melde zwar am 17. Aug. 
die vom Senat wegen ber allgemein geftiegenen Bedürfniſſe beantragte Gehaltserhöhung der Ci— 
vilbeamten und Angeftellten genehmigte, dagegen die aus demfelben Grunde geforderte Erhö— 
Hung der Honorare eines Theils der rechtögelehrten Mitglieder des Rathes ſowie der grabuir= 
ten Richter ablehnte, bis im November 1857 die im nörblihen Europa ausgebrodhene Handels— 
kriſis den Hamburger Kaufmannsitand befonvderd krampfhaft ergriff. Die Befonnenheit und 
Beftigfeit des Senats, ver leidenfchaftlichen Aufgeregtheit ver Börfenmänner und ihrer Vertre— 
ter, der Gommerzpepntation, gegenüber, mit der von Preußen abgefchlagenen, von Oſterreich 
gewährten Anleihe, retteten ven Staat vor Gefahren, welde größer als die des Brandunglücks 
erſchienen. Am 8, Juli 1858 konnte der Math die Anzeige über ven glüdlichen Erfolg der durch 
die Handelsfriis hervorgerufenen auferorbentlihen Mafregeln mittheilen, und die Bürger- 
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ſchaft vereinte ſich mit demfelben zum Danke an die zunächft dabei beibeiligten Behörden. Doch 
ftatt der vielleicht erwarteten Ruhe und Gleihgültigkeit, wenn nicht Abneigung gegen Ber- 
faffungsänderungen, melde jich forben als nicht dringlich erwiefen hatten, bereiteten ſich in ver 
Gefhäftsftille des folgenden Sommers neue Bewegungen vor. 

Hier darf ein Rückblick nicht fehlen auf die Entflehung der Commerzdeputation, weldhe die In— 
tereffen des Handels und der Schiffahrt zu vertreten berufen ift. In den Zeiten der Hanja waren 
die Privatintereffen des Kaufmanns theild mit denen ber Stadt, theild mit denen der übrigen 
Mitglieder ver Hanfa fo eng verſchmolzen, daß der beinahe ausfhließlih aus Kaufleuten be- 
ftehende Rath viefelben ohne amtliche Bermittelung mit den Privaten oder ihren Selſchopen 
CGeſellſchaften) wahrnehmen fonnte. Der Verfall ver Hanfa fällt in eine Zeit, wo die Bürger 
für allgemeine Intereffen ji enger aneinander zu ſchließen begonnen hatten, wie die Vorfteher 
der einzelnen Kirchen gegen eine ihre Stellung und Pflichten verkennende Geiftlichkeit, fo im 
Jahre 1517 mit Genehmigung ded Nathes und unter VBorfig feiner Mitglieder, der Zollberren, 
die Borfteher der drei vornehmften Handelsgeſellſchaften, der Flander-, Englands- und Schonen⸗ 
fahrer. Sie hatten jhon einen bedeutenden verfaflungdmäßigen Einfluß erreicht, als im Jahre 
1536 der Rath; mit ihnen, den verorbneten Bürgern und den Werfmeiftern der Amter den 
Koruhandel orbnete. Die Erbauung einer Börfe trug nicht wenig dazu bei, diefe Bereinigung 
der Älterleute des gemeinen Kaufmanns feiter zufammen zu ziehen, ungeadtet mannichfader 
Stockungen ihrer Verwaltung und fogar ihrer Neuwahlen , deren legter Grund in der bei dem 
Aufkommen neuer wichtiger Niederlaflungen, wie zu Liffabon, Sevilla u. ſ. w., ſchwindenden Be: 
deutung der obgedachten, den uralten Handelsrichtungen entſproſſenen Geſeüſchaften liegen mußte. 
Die Stellung jener Älterleute ging bald in derjenigen ver Börfenalten, welche das hamburgiſche 
Botenwefen verwalteten, verloren, und ihre urfjprüngliche allgemeine Beſtimmung warb an 
das im Jahre 1623 auf Anhalten ver Kaufmannfhait errichtete große Collegium der Admira— 
lität übertragen, welches die früher von den Gefellfchaften und einer jhon 1440 vorhandenen 
Admiralſchaft (oficium admiralitatis) gehanphabte Fürſorge für ven Schug hamburger Schiffe 
wahrnahm (jzunächſt gegen die Türken), fpäter die Stromfahrt auf der Elbe und den Hafen er- 
hielt, auch in See-, Fracht- und Aſſecuranzſachen als Gericht erfter Inftanz ſprach und die hanfea- 
tifhen und hamburgiſchen Gonfuln ſowie die Beamten für ven Hafen und manche andere für 
den Handel anftellte. Es waren den vier, jpäter fünf Ratböherren ſechs Kaufleute beigegeben. 
Diefed Collegium mit feinem großen Geſchäftskreiſe ſcheint nach Verlauf einiger 40 Jahre 
jedoch den Wünſchen des Handelsſtandes nicht länger genügt zu haben. Zu Anfang des Jahres 
1666 traten die zur See handelnden Kaufleute zuſammen, welche aus ihrer Geſammtheit ſechs 
Glieder mit einem Schifferalten erwählten, die alles, was dem Commercium diente, beachten 
und über Beſchwerden mit dem Rath conferiren foliten. Der Rath beſtätigte die eben Kauf: 
leute, von welden ſodann jährlid einer austrat und ein anderer erwählt wurde. Die un- 
klare Stellung diefer Männer und ihre Anfprüde führten zu heftigen Streitigkeiten mit der 
Admiralität, melde jedoch in der formellen Beftätigung der Gommerzdeputation mittels eines 
Raths- und Bürgerfhluffes vom Jahre 1674 ihr Ende fanden. Die Streitigkeiten mit ver 
Admiralität wurden an der einzigen Stelle, wo der Hauptreceß der Commerzdeputation gedenft, 
nicht günftig entfchieden, und man jheint darüber gemacht zu haben, daß die Gommerzpdepu= 
tirten nicht, wie früher die Kämmereibürger, in eine Stellung geriethen , welche mit der beſte— 
henden Verfaſſung im Widerfprud ftand. Erft durch die Aufhebung des Admiralitätscollegiums 
gewannen die Eommerzdeputirten wefentlih an Einfluß, ald Mitglieder anderer Deputationen, 
durch häufig maßgebende Gutachten in den immer wichtiger und beziehungsreicher gewordenen 
Handelangelegenheiten, durch Theilnahme an Wahlen von Richtern, mander Beamten und 
Handeldconfuln. So haben die Commerzdeputirten, unter denen ftetö die angefehenften Kauf- 
herren zu finden waren, begünftigt durch die Wahl fehr auögezeichneter Gonjulenten, unange= 
fochten durch Misgunft oder conftitutionelle Eiferſucht, feit ver Wiederherftellung im Jahre 
1814 eine Stellung erreicht, welche unvermerft ven Wahn zu fehr zu begünftigen droht, daß vie 
Intereſſen des Staated ganz in denen der Kaufmannfhaft aufgehen dürfen und müjlen. 

Noch zeitig vor Ablauf des Jahres 1858 (December), um den Bürgern die nöthige Muße zu 
deren Erwägung zu gewähren, publicirte ver Senat die Anträge für einen aufden 20. Jan. 1859 
angejegten Gonvent, nämlich das Geſetz, betreffend Veränderungen in der Organifation des Se— 
natd, der Finanzbehörden und der Gommerzveputation, desgleichen für die der Juftiz, ein 
drittes über die Kompetenz der Polizei, ferner ein Gefeg, betreffend die Entſcheidung von Gom= 
petenzconflicten zwiſchen Verwaltungsbehörden und Gerichten, mit weldhen der Senat ven Weg 
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altmählicher Berfaflungsreformen betrat. Doch wurde bei der ungünftigen Stimmung der 
Mitglieder des Collegiums der Hundertadhtziger, abgefehen von dem Misfallen, welches bei 
der Gommerzdeputation der vorgeihlagene Vorfig von Rathsmitglievern in derſelben er: 
wedte, jenes Collegium noch am 17. Jan. veranlaft, beim Senat die Ausfegung der Bür- 
gerfhaft zu beantragen. Es ward ftatt deffen von Senat, welder bei ven Neuwahlen ſeit 
dem Beginn der Verfaſſungswirren durch eine Reihe rüfliger Männer des Fortichritts ſich 
zu ergänzen beftrebt hatte, in diefem Sinne eine Abänderung der beabfihtigten Vorlage an- 
geordnet. Im Sinne der beftehenden Verfaffung wurde zur Ermittelung der erforberlichen 
Abänderungen die Beiprechung einiger feiner Mitglieder und der bürgerlichen Gollegien, zu— 
fammen 15, angeorbnet. Doch wurde von ſolchen, welche eine rafchere und ihren Anjichten ent- 
fprehende Erledigung der Verfaffungsangelegenheit begehrten und fi deshalb von ihren ruhi- 
gern Gefinnungsgenoffen getrennt hatten, zum 22. Jan. eine Öffentliche Berfammlung in der 
fogenannten Tonhalle veranlaft, um die fofortige Einführung des Staatögrundgefeged vom 
Jahre 1850, lediglich mit Befeitigung der gegen die Bunbeögefeggebung verftoßenven Beftim- 
mungen, zu verlangen. Diefe Männer gehörten größtentheild einer biäher dem hamburgiſchen 
Staatöleben gewöhnlich ferner ftehenden, mehr oder minder begüterten Klaſſe an (größtentheils 
als Freihändler befannte Gommerzdeputirte), deren Lebensftellung perfönliched Vertrauen er- 
weden konnte, bei denen jedoch eine eingehende Kunde der den Handel nicht betreffenden flaat- 
lichen Verhäftniffe nicht zu erwarten ſtand. 

Die Berhandlungen der Beiprehungscommiffion führten zu weſentlichen Anderungen ber 
vorzulegenden Gefegentwürfe, welche zum größern Theile vom Senat und demnächſt von den 
Hundertadhtzigern angenommen wurden. Die zum 14. März zufammenberufene Bürgerſchaft, 
in welder die nie gefehene Anzahl von beinahe 1100 Mitgliedern erſchien, lehnte jedoch auch 
diefe modificirten Entwürfe ab, mit der Erklärung, daß ſie Die unverzügliche Ausführung der 
die Berfaflung von 1850 betreffenden Bejchlüffe erwarte. Die Agitation in ven Berfammlun- 
gen der Tonhalle, der Grundeigenthümer und anderer Vereine nahm in einer fo bevenklichen 
Weiſe zu, daß der Rath ſich genöthigt fand, am 30. März während der Zeit, in welcher er neue 
Anträge in der Berfaffungdangelegenheit vorbereitete, jede Öffentliche Berfammlung, melde die 
Berathichlagung über die Berfaffungsangelegenheit und etwaige darin zu faſſende Bejchlüffe be— 
zwedte, bis auf weiteres zu unterfagen. In einem wegen dringlicher Angelegenheiten von ge: 
ringerm allgemeinen Intereffe am 6. Juni gehaltenen Convent ward von den Bürgern mit einer 
eigenthümlihen Demonftration die unverzügliche Berückſichtigung des Buͤrgerſchluſſes vom 
14. März ſowie die Aufhebung des Mandats vom 30. März verlangt. Der Senat in ſeiner 
Erwiderung rechtfertigte das eingeſchlagene Verfahren in bündigſter Weiſe, ſetzte die Ausarbei- 
tung der neuen Verfaſſung fort und hob nach Vollendung ſeiner Anträge verheißenermaßen 
jenes Mandat auf, indem er gleichzeitig zu deren Vorlage am 12. Aug. einen Convent anfeßte. 

In diejen Anträgen, welche, von der beiderfeitigen Abneigung gegen jede fremde Einmi- 
hung gefördert, durd die Zuſtimmung der erbgefeflenen Bürgerſchaft (732 Anweſende) alle 
zu Beichlüffen erhoben wurden, ward den Neformverfuchen auf dem gegebenen Boden ver bis— 
herigen Guriatverfaffung der Activbürger unbedingt entfagt und zunächſt mit der Annahme 
einer Repräjentativverfaflung mit ungetheilten Berfammlungen begonnen; in welder den 
Grundeigenthümern ein eigenthümlicher, wenngleih nur befhränfter Antheil an ven Wahlen 
verblieb. Nachdem alle Berfuche ver gleichzeitigen Einführung einer neuen Verfaſſung ſich ald 
erfolglod erwiefen hatten, warb befchloffen, die fernern Abjchnitte der Berfaffung und dem— 
nächſt die zu denſelben gehörigen Gefege mit der neuen Bürgerfchaft zu vereinbaren. Die Ber: 
faffung vom Jahre 1850 blieb ald Grundlage, doch war eine jede Mopification zuläfig, 
von denen man manche aus dem Entwurfe vom Jahre 1856 herübernahm. Es wurden daher 
zunädft an jenem Tage feitgeftellt : die Verfaſſungsabſchnitte, betreffend die Bürgerfchaft, deren 
Ausſchuß und die Gejeggebung, wodurch die neue Bürgerfchaft an die Stelle der alten rüdjicht- 
lic) der gemeinſchaftlichen Berechtigung mit dem Senat trat, jedoch das früher durch die bürger— 
Tihen Gollegien bedingte Vorſchlagsrecht der einzelnen Bürger ohne Beſchränkung anerkannt 
wurde. Die Zahl ver Witgliever ver Bürgerfchaft ward auf 192 begrenzt, welche auf ſechs Jahre 
erwählt werden, ſodaß alle drei Jahre die Hälfte austritt. Bon diefen werden 84 durch allgemeine 
directe Wahlen aller Stadt= und Landbürger gewählt, welche das fünfundzwanzigfte Xebens- 
jahr vollendet haben und eine Bermögend- oder Binkommenfteuer entrichten ; 48 Abgeorbnete 
der Orundeigenthümer werden von folden gewählt, melde früher zur ind sa berechtigt 
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waren. Die Zahl der Abgeordneten der Gerichte, Deputationen und Gollegien, welche an die 
Stelle der früher perſönlich berechtigten, jedoch meiftend gleich jenen aus ner Wahl der Bürger: 
haft heroorgegangenen Mitglieder verfelben getreten find, beträgt 60. Der Senat verhandelt 
gewöhnlich jhriftlih mit der Bürgerfhaft, kann jedoch Gommiffarien aus feiner Mitte oder 
anbermeitig Deiignirte an jene aboronen. Der Bürgerausfhuß befteht, wie e8 1850 beabfidy- 
tigt war, aus 20 von ber Bürgerfhaft aus ihrer Mitte für die Dauer ihres Repräfentanten= 
mandats gewählten Mitgliedern, unter denen nur fünf Rechtögelehrte jein dürfen, eine Beftim- 
mung, welde nirgends weniger auffällig fein kann ald in Hamburg, wo jeder Jurift mit fauf- 
männiihen Berhältniffen, jeder irgend bedeutende Kaufmann durch vielfade Theilnahme an 
Staats- und Juftigverwaltung mit dem Rechte fehr vertraut zu fein pflegt. Der Bürgeraus- 
ſchuß hat im mejentlihen bie Bunctionen der bisherigen Oberalten, unter Beichränfung ver 
Gelvbemwilligungen bi auf die Summe von 3000 ME., und ift befugt, in dringenden Fällen 
vom Senat beantragte geieglihe Verfügungen mit zu genehmigen. Die genauern Beftimmunz 
gen find enthalten in dem vamald angenommenen Wahlgefeg ſowie in der Geſchäftsordnung ver 
Bürgerſchaft. 

Nach einigen Wochen konnten die Wahlen beginnen. Am 1. Der. fand die letzte Verſamm— 
lung der erbgefeflenen Bürgerjhaft von 381 Perſonen ftatt, nachdem acht Tage vorher wegen 
der von ihr für Die neue Bürgerfhaft vorzunehmenden Wahlen die größte je in derſelben ver= 
einte Zahl von 1202 Mitgliedern gegenwärtig geweſen war, und am 6. Dec. wurde die erfte 
Berlammlung der neuen Bürgerihaft eröffnet. 

NRach vielfältigen Verhandlungen zwiſchen Senat und Bürgern gedieh die Verfafjungsacte 
am 28. Sept. 1860 zur Publication, gleichzeitig mit einigen tiefeingreifenden Geſetzen, tran: 
fitoriihen Beftimmungen und proviſoriſchen Gefegen, legtere für die Organifation der neuen 
Finanzbehörde. Im legterer ſtehen den bisherigen zehn je auf zehn Jahre gewählten Bürgern 
drei Senatoren vor, worim ein Erfag für den Senat für manches aufgegebene Recht, jedenfalls 
eine Erleichterung des Geſchäftsgangs gefunden wird. Ein anderes Geſetz betrifft die Verände— 
rungen in der Organifation der Juſtiz. Es traten dadurch die Mitgliever des Senats aus dem 
Obergericht heraus, deſſen rechtsgelehrte Mitglieder bereits im vorigen Jahre durch zwei neue 
vermehrt waren. Dadurch war der wichtigfte Schritt zur Trennung der Jufliz von der Admini— 
ftration vollführt. Gin anderes ordnet die neue Wahl und Organifation des Senats an, aus 
welchen verihiedene Mitglieder theils in das Obergericht , theils in ven Nubeftand zu treten be= 
fugt waren, und die der verſchiedenen Gerichte, von denen das Niedergericht, welches auch die 
Jurisdiction Über contentiöfe Sachen von geringerer ald der bisherigen Competenzſumme zu 
übernehmen hat, um einige neue Richterftellen vergrößert wurde. Der Senat befteht nunmehr 
aus 18 Mitgliedern, nämlich aus neun, welde die Nechts = oder die Kameralmiflenihaften ſtu— 
dirt haben, und aus neun andern, unter welchen wenigitend jieben dem Kaufmannsſtande ange: 
hören müflen, Sie werden gewählt aus einer Lifte von vier Gandidaten, welche vier vom 
Senat und vier von der Bürgerſchaft erforene Vertrauendmänner aus ihrer Mitte entwerfen 
und der Bürgerfhaft vorlegen, die wiederum zwei diefer Gandidaten dem Senat zur Wahl 
präfentirt. Zwei Syndici und vier Secretäre find dem Senat, welcher dieſelben erwählt, bei— 
gegeben. Das Geſetz über die Verhältniſſe dev evangeliſch-lutheriſchen Kirche verweiſt ledig: 
lich auf eine zu entwerfende Kirchenordnung und verheißt bei Regelung der evangelisch = luthe: 
riſchen Kirche zum Staat in Bezug auf die gegenfeitigen Rechte und Verbindlichkeiten die hiſto— 
vifh begründeten Anjprüche der Kirche an den Staat zu berückſichtigen. Die Verfaffung ge: 
ftattet feine Beihränfung der bürgerlichen und ftaatöbürgerlihen Rechte und Pflichten rückſicht— 
lich des veligiöfen Befenntniffes. Die Verwaltung der Angelegenheiten jeder beftehenden oder 
fünftigen religiöfen Gemeinſchaft wird unter vie Oberaufficht des Staates geflellt. Ein provi— 
ſoriſches Geſetz über dad Verfahren in flreitigen Verwaltungs: und Regierungsjaden bat den 
Zweck, deren legte Entſcheidung dem Obergericht zu übergeben und eine flrenge Verantwort— 
lichkeit der Adminiſtrationsbehörden zu fihern. 

Diele Verfaſſung, welhenur in allgemeinen Andentungen bier ſtizzirt werden konnte, iſt 
zu neu, um über deren Nach- oder Vortheile ein feſtes Urtheil zu geftatten. Won den beiden 
geleggebenden Gewalten bat die eine fih an die veränderten Kormen einer neuen Ara zu ges 
wöhnen, die andere aber überall ſich erft zu der gebührenden Stellung ſowol ver Rechte al der 
Plihten heranzubilden, vor allem aber haben die Wähler einen würdigen Gebraud som 
Wahlgejege zu machen. Thätigkeit und guter Wille wird nirgends, weder in öffentlichen Ver— 
ſammlungen noch in den zahlreihen Gommifftonen vermißt; doch haben bei ven oft ſehr diver— 
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girenden Anfihten alter Erfahrung, welde unter edlem Rofte Wurmſtichigkeit bergen koͤnnte, 
und den von Principienbefangenheit, politifhen Tageöfragen, von leicht auflodernder, noch 
leichter erlöfchender Popularität nicht felten mehr betäubten als Hingeriffenen Majoritäten wid: 
tige Fortſchritte in Weiterbildung der Verfaſſung in fo kurzer Friſt nicht bewirft werben kön— 
nen. Die widtigften Fragen find mit dem größten Ernfte und Eifer behandelt, viele derſel— 
ben, welche eine große Ständeverfammlung beſchäftigen fönnen, nicht felten mit eingehendem 
Verſtändniß behandelt worden, und wenn die Zahl der Gegenflände von allgemeinem politi= 
hen Intereffe geringer war, fo neigte man ſich mit deſto größerer Vorliebe den Kirchthurms— 
angelegenheiten zu. ” 

Es wird ſich hoffentlich bewähren, daß die Geldkräfte der Handelsſtadt bei der raſch ange— 
wahienen Steigerung aller Ausgaben ven Anforderungen genügen, melde nad allgemeiner 
Anſicht ſowie nad den Anfichten einjlugreiher Stimmführer an den deutihen Mufterfreiftaat 
gemacht werden; daß nicht nur die praftifch verfländigen, geiftig und äußerlich unabhängigen 
Patrioten, jondern auch die unentbehrlihen Specialitäten, deren der Oftraciömus der Republi: 
fen fich gern zu entledigen pflegt (und die ohnehin bei dem Verhältnig eines Abgeorpneten von 
1000 in dent Heinen Staate, anftatt von den ein oder mehreren hunderttaufend Seelen größerer 
Staaten, ſchwer zu finden jind), nicht fehlen mögen. Wir hoffen, daß die weit verbreitete Gleich— 
gültigfeit des Kaufmanns gegen alle jeinen Beruf nicht berührenden Gegenftände, von mel: 
cher die eingerifjene Conſulatsmanie ein eigenthümliched Kennzeichen darbot, mehr und mehr 
ſchwinde, und daß die am fernern Neubau der Berfaflung rüftig arbeitenden Bürger nicht ver— 
fennen wollen, daß der Staat, wenn er auch ohne Privilegirte gedeiht, ſtets aus Ständen be- 
ſteht, deren Geſammtwohl zu erftreben ift, und daß, fo wenig wie ein Staat von Baummollens 
ſpinnereien oder von Eifenfabrifanten oder von Mönden ſich halten könnte, ebenſo wenig dieſes 
den einjeitigen Tendenzen ohne verfaflungsmäßige Gegengewichtg herrſchender Großhändler 
möglich fein würde. 

Die gegenwärtige Entwidelung des Handeld. Wenn die Darftellung der Ber: 
faſſungsgeſchichte Hamburgs nit frei von dem Schatten ift, welchen das Ningen und die 
Kämpfe der vorherrfchenden, noch mehr ver emporfommenden Klaffen oder Stände der Geiell- 
ſchaft auf das heitere Bild des materiellen Wohlftandes jo häufig in der Gejchichte der Städte zu 
werfen pflegten, fo kann diejenige der Entwicelung feines Handels mit einigen Ausnahmen nur 
erfreulich fein. Welden Segen der Weltfrieden der Handelsſtadt gebracht Hat, gibt ſich ſchon 
äußerlich leicht zu erfennen,. Ohne die Gelpfräfte, welche in ven legten Decennien in ver Stadt 
ſich angehäuft hatten, wäre die Entfeftigung feine Erweiterung, wäre der große Brand nicht, 
wie geichehen, eine Wohlthat für diefelbe geworden. Mandye öffentliche Gebäude (die öffentlichen 
Schulen und die Bibliothek, Börſe, Bank, Kirchen) beftätigen diefe Wahrnehmung, nidt am 
wenigiten die neuen Stiftungen, welche, Hamburgs alten Nuhme getreu, vom Staat (dad wie: 
derholt erweiterte Kranfenhaud und die neue im Bau begriffene Irrenanftalt) und von edel ge: 
finnten Privaten (vor allen andern Salomon Heine und J. H. Schröder) für die Pflege der 
Kranfen, der Verarmten und anderer Leidenden gegründet jind; auch das ſtattliche Seemanns— 
haus, welches auf die Errihtung der Seemanndfaffe gefolgt und jegt der Eröffnung nabe ift. 
Nicht minder beftätigen und dieſes die zahlreichen in Hamburgs IImgegend angelegten Gärten 
und viele Landgüter, die in den benahbarten Staaten in Händen von Hamburgern ſich befinden, 
während die Borftädte ihre Bevölkerung mehr ald verdoppelt haben und theild ehemalige arten: 
anlagen, theild alte Nieverungen und Elbwerder unter dem Schuge einer großartigen Eindei— 
hung, welde mit den neuen Hafenbauten verbunden tft, raſch in neue Vorſtädte ſich geftalten. 

Hamburg, zunächſt jein Senat und die Gommerzdeputirten, haben nie geraftet, mit größter 
Thätigfeit nad) innen und nad außen hin für ven Handel Deutſchlands, deflen Flor der feinige 
ift, zu wirfen, und e8 möchte ein Blick auf mande folche Ihaten lehrreicher fein ald auf die 
ohnehin Schon viel verbreiteten Zahlen von Hamburgs Handelöftatiftif. 

Zu den erften innern Berbeflerungen, welde Hamburg nad feiner Wiederherftellung ein: 
führte, gehörte ein Handelsgericht mit Öffentlihem und mündlihem Verfahren. . Diejes In— 
fitut, weldes in Deutfchland nur langfam Nachfolge gefunden hat, erfüllt feine Aufgabe vollkom— 
men, indem die Zahl der Procefle, wenngleich die Zahl der Richter neuerlih vermehrt werden 
mußte, nicht nur im Verhältniß der zunehmenden Bevölkerung und erweiterten Gompetenz ſehr 
abgenommen hat, japdern, was wichtiger ift, diefelben ungemein abgefürzt und gemöhnlid in 
den Bergleihscommiffionen beendigt werden. Bei dem für die ſchnelle Beendigung der infolge 
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der Handelskriſis ausgebrodhenen, in gewöhnlichen Zeiten fehr felten gewordenen Zahlungs- 
ſtockungen eingeführten Verfahren hatte das Handelsgericht eine allgemein anerfannte Thätig- 
feit entwickelt, 

Ein Erbſtück mittelalterlicher Verbältniffe, doch bedingt durch die Geringfügigkeit des ham— 
burgifchen Gebiets, war und ift fein Poftwefen. Da weder das alte Rei noch der Deutfche 
Bund ſich zu einem gemeinfamen Poſtweſen hatten vereinigen können, fo war dieſes zu Hamburg 
theils in ven Händen einer dem uralten Botenwefen entftanımten Privatcorporation,, theild der 
fogenannten Reihspoft, theils einer Anzahl von in den verfchiedenfteg Stadtgegenden belegenen 
Poftämtern deutfher und nichtveutiher Staaten. Durd die Abfindung mit den Betheiligten 
durch noch heute nicht erlofchene Penfionen ward die Übertragung der hamburgiſchen Poft an 
den Staat bewirkt, welcher die Erbauung zunächſt eines geeigneten Gebäudes folgte, ſeit 1842 
aber eined neuen Boftamts, forwie mehrerer angrenzender Gebäude, um auch manche der fremden 
Voftämter gegen geringe Miethe aufzunehmen, ſodaß nunmehr die meiften derfelben nahe bei- 
einander find und feind gegenwärtig fehr entfernt von allen übrigen liegt. Die hamburgiſche 
Poft ift von jeher für ganz Deutfhland dadurch fehr wichtig geworben, daß fie die Hauptver- 
mittlerin mit England ift und theils wieder mitteld der dortigen Poſten, theild durch Benugung 
von direct gehenden Schiffen, jegt gewöhnlich Dampfſchiffen, mit ven trandatlantifhen Staaten. 
Der Segen der wohlfeilen Briefbeförderung ift, zunächft von London ausgegangen, in Deutſch— 
land zuerft in Hamburg eingeführt und in einem zu London im Jahre 1841 abgefhloffenen 
Vertrage geordnet worden, weldem andere deutſche Staaten erft gefolgt find, Der Ertrag 
diefer Poft von etwa 120000 Thlrn. dient fo fehr feinem Zweck, daß derjelbe ganz in den Ge: 
halten ihrer Beamten aufgeht, ohne aud nur die Koften der Gebäude und anderweitiger Ver: 
wendungen zu deifen. Die directe Beförderung mit Nordamerika ift in der neueften Zeit, wo fie 
einer hamburgiſchen Dampfrlinie hat übertragen werben fönnen, conventiondmäßig gefichert. 

Die Anlegung von Telegraphenlinien fhien Hamburg lediglich ven Staaten überlaffen 
zu müflen, durch deren Gebiet diefelben zu legen waren. Dennod bat die hamburger Kauf 
mannſchaft, nachdem fie viele Jahre hindurch die Koften der frühern fhülerhaften Verſuche ge— 
tragen hatte, die Koften der Legung und Erhaltung eines von Cuxhaven nah Hamburg durch 
das hannoverifche Territorium geleiteten eleftromagnetifhen Telegraphen übernommen. 

Sein uraltes Vorrecht, die Einfahrt ver Elbmündung und die ganze Fahrt auf der Unter— 
elbe zu [hügen und zu erleichtern durch Leuchtthurm, Baafen, Tonnen und wohlgeordnetes, 
nunmehr auch durch Anfhaffung mehrerer Schooner für Kreuzerlootfen vor der Elhmündung ver: 
beflertes Lootienmefen, hat Hamburg, unerachtet ver Aufhebung und Verringerung werthvoller 
Zölle, nicht nur in feinem, fondern im Interefle der Schiffahrt aller Flaggen, beſonders auf 
der zunächſt betheiligten Nachbarn Hannover und Holftein, erhalten. Zunächſt kommen diejen 
zugute die jehr Eoftfpieligen Baggerungen, welde die Austiefung großer Elbftreden erforderte, 
in denen die Tiefe des Fahrwaſſers dem jegigen großen Bau der Dampf= nnd anderer trand- 
atlantiſchen Schiffe nicht genügte, un fo weniger, da der größere Werth, welchen die Zeiterfpa- 
rung gewonnen hat, das Abwarten des hohen Waflers ungern geftattet. Während die See: 
Ihiffe mit weniger ald 9 Fuß Tiefgang bedeutend abgenommen, hat ftatt ver 700 Schiffe im 
Jahre 1841 mit 13—16 Fuß 1859 die Zahl von mehr als 1500 dieſen Tiefgang erreicht, ab: 
gefehen von etwa 300 mit 16 — 22 Fuß. 

Zu der Fürforge für den Elbhandel gehören aud die Verbefferungen des Hafens zu Gur: 
baven, die jedoch, um dem außerordentlihen Aufwande zu genügen, welden die Herftellung 
eined durchaus wünſchenswerthen Winterhafens erfordert, und bei dem Mangel einer unmittel- 
bar durch diefelben dargebotenen Deckung nur allmählich fortichreiten Fönnen. Die Ausdehnung 
diefer Arbeiten wird jedenfalls fi verringern können, wenn die anfheinend dem Abſchluſſe nahen 
Verhandlungen zwiihen Hamburg und Hannover zu der Anlegung einer Eifenbahn von Cux⸗ 
haven nad Hamburg mit Brüden über die Elbe geführt Haben werben. 

Wenn in allem biöher verzeichneten Neubauten und neuen Anoronungen der unmittelbare 
Bortheil der Handelsftabt und ihres Elbſtroms vor Augen liegt, fo ift fie doch auch gleichzeitig 
borangefhritten in der Entlaftung des veutfhen Handels von dem ſchweren Drud der Ein- und 
Ausgangszölle. Nachdem im Jahre 1815 der nicht drückende Eingangs- und Ausgangszoll, 
jeder refp. 1%, und Y, Proc., im Jahre 1830 auf Y, Proc. Eingangs: und Y/, Proc. Aus: 
gangszoll ermäßigt waren, abgefehen von ver Tranfitofreiheit der längft völlige Zollfreiheit ge: 
nießenden wichtigern Gegenitände und der gefchehenen Ermäßigung des Schiffszolls, ift im De— 
cember 1856 der Ausgangszoll völlig aufgehoben, ebenfo der Schiffszoll auf Flußſchiffe und 
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gewiſſe kurze Seefahrten unter Vermehrung der zollfreien Artifel mit Baummolle, Wollen: 
und Halbwollengarn, Flachs u. |. w. 

Der hamburger Girobank fann hier nicht gedacht werben, ohne vor allem anzuerfen- 
nen, wie dieſes der Hamburger Börfe und dem nördlichen Europa ſegensreiche Inftitut, uner— 
achtet der vielfach verfuchten Angriffe auf die feine Solivität bezweckenden Principien, zunädft 
zur Flüſſigmachung ihrer Kapitalien durch Ausgeben von Banknoten zum Vortheil ihrer Inter= 
effenten,, ſich unerſchüttert erhalten, jedoch nichts unterlaſſen hat, um die dem Handel unbeque— 
men, wenn auch noch jo kleinen Speſen zu verringern (wozu der Abzug von 2 Schill. auf die 
bei Einbringung in die Banf mit 27 M. 12 Schill. berechnete Mark fein bei deren Zurüd: 
ziehung gehört) und die Girculation ded Geldes zu erleichtern. 

Um jedoch die eben angeveuteten Zwede auszuführen, haben nad dem Scheitern mander 
frühern Projecte (wie im Jahre 1845, Privatbanfen mit Papiergeld nach den in England zahl: 
reihen Vorbildern zu geftalten) im Jahre 1856, von den geachtetſten Firmen errichtet und unter: 
ſtützt, zwei großartige Privatbanfen, die Vereins: und die Norddeutſche Bank fich gebildet, jede 
mit dem übergroßen Kapital von 20 Mill. M. Beo. (von denen dieſe jedoch nur 20 Pror. hat 
einſchießen laffen, während jene eine große Anzahl ihrer Actien konnte auffaufen Taffen). Diefe 
Infitute follen dem Publikum alle Gelvoperationen, vorzüglich das Discontiren der auf Ham: 
burg oder Altona gezogenen Wechfel erleichtern, ohne jelbft eigene große Geldgeſchäfte zu unter- 
nehmen. Beide haben die Handelöfrifis vom Jahre 1857 ungefährdet überftanden und genie: 
Ben des den günftigen Dividenden entſprechenden Credits. Die legtgenannte hat manche bedeu⸗ 
tende Anleihen hergegeben, namentlich zu den zahlreichen von jeher vorzugäweife in Hamburg 
abgefhloflenen ſchwediſchen. Daß der Senat das urfprüngliche Project der Unternehmer ver 
Norddeutſchen Bank, mit ihren nicht unbedeutenden Mitteln eine „fictive und imaginäre Geld: 
kraft“ durd Schaffung von Papiergeld hervorzurufen, nicht genehmigte, indem er die Entbehr- 
lifeit und die Gefahren einer hamburgiſchen Papiereirculation nachwies, wird nad) den feit- 
berigen Erfahrungen wol nicht länger getabelt werben. 

Hamburg hat feine Stellung als einer der erften Wechjelpläge ftetö behauptet, wozu vor 
allem feine unerfhütterliche Banfvaluta ihm genugt. Der Ertrag des Wechfelftempeld mit mehr 
ald 507000 M. Bco. im Jahre 1860 von den in Hamburg zahlbaren Wechſeln über 100 Mark 
mag bei der Geringfügigfeit der Abgabe von 5/, ver Mille eine Andeutung von dem Umfange 
des Wechjelgefhäfts geben, das in jenem Jahre die Ziffer von 650 Mil. M. Bro. erreichte. 
Seit 1855 bis zum Jahre der Handelskriſis war der krankhafte Wechfelverfehr fo ſehr geftie: 
gen, daß deſſen Approrimativmwerth gegen 1000 Mill. M. Beo. betrug. Das Gefhäft in 
Staatöpapieren und Actien, welches die Hamburger Börfe faum kannte, ift ziemlih ſchwung— 
haft geworden, doch beichränft der Umſatz ſich meiftens auf deutjche, ſchwediſche und ruffifche 
Speculationdpapiere. 

Das Bedürfniß der Herftellung ver Münze hat ji in Hamburg nicht geltend gemacht. Sein 
eigenes vollwichtiges Silbergeld ift aus dem Berfehre beinahe ziemlich verfhmwunden und hat in 
den Schmelztiegeln feine Metamorphofen gemadt; nur die Scheidemünze ift noch hinlänglich 
vorhanden, um bie in hamburger Gelde ftipulirten Zahlungen zu machen. Baare Thaler nad 
dem Vierzehnthalerfuße curjiren reichlich; Zahlungen in Gold find jelten. 

Die Hamburger Gewerbeinduftrie ift in einen erfreulihen Aufſchwunge begriffen. Die 
bedeutendſten Artikel derfelben zur Ausfuhr find Mobilien und Bortepianos nah Amerifa, 
Wagen, beionders für Eifenbahnen, Perfonen- ſowol ald Güter: und Transportwagen nad 
Rufland, Öfterreich und andern Gegenden, Wollengarn, Fiſchbein und Stöcke, Fourniere, 
Drechslerarbeiten, befonders in Elfenbein, Guttaperchafabrifate, Lederwaaren, angefertigte 
Kleidungsſtücke. Statt der nad Anlegung von Zuderfabrifen in den öftlich gelegenen Rändern 
fowie der Nunfelrübencultur eingegangenen zahlreichen Zuderbädereien wird eine bedeutende 
Mafle feiner Dampfzuderraffinade bereitet. Die Gold- und Silberaffinerien und Kupfer: 
ſchmelzen für ilenifche und norwegifche Erze haben fehr an Umfang gewonnen. Mehrere Ma: 
ſchinenfabriken beginnen fich zu heben, fehr große Schlächtereien ſind befchäftigt für die Ausfuhr, 
zu der auch Mehl, Coaks nad Neufundland, Bier, Cichorien gehören. In den legten Jahren 
find großartige Schiffswerften angelegt worden, melden aud vom Auslande bedeutende Be— 
ſtellungen zugegangen find. 

Bon der jegt lebhaft agitirten Aufhebung der Zünfte wird vielfach ein großer Fortſchritt 
der hamburger Induftrie gehofft, welcher jedoch für die oben verzeichneten Artifel, weil fle gro— 
hßentheils in Fabriken, die außerhalb der Zünfte oder wenig durch diefelben behindert jind, 
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angefertigt werden, kaum denkbar erſcheint. Gin erheblicher Gewinn wird allgemein nur von 
der Ablöfung einiger Nealgewerbegerechtigkeiten erwartet. ; 

Seit der Aufhebung der englifhen Navigationdgefege hat die hamburgiſche Rhederei, 
vorzüglich feit dem Jahre 1848, ſehr beveutend zugenommen. Statt der 207 Seeſchiffe vom 
Jahre 1843 mit 17220 Laſt a 6000 Pfo. beſaß Hamburg 1861 unter verfähiedenen Benennunz 
gen 491 Seeſchiffe (einſchließlich 17 Dampfſchiffe), von denen 203 unter 100 Laft, 139 100 
—150, 138 150—400, 11 aber über 400 tragen, mit zufammen 65401 Laſt, alfo gegen 
1843 eine Zunahme von 280 Proc. Manche diefer Schiffe find zunächſt für die Beförderung 
der deutſchen Auswanderung angeihafft; 1854 wurden beinahe 51000 Auswanderer auf 163 
Schiffen von Hamburg aus befördert, jedoch ein Drittel invirect. Seitvem bat dad Audmwart- 
derungäfieber befanntlich fehr abgenommen, doch ind im Jahre 1861 von Hamburg auf 76 

Schiffen gegen [4000 Perfonen direct und 700 indirect (darunter über 6100 Preußen, über 
1240 Dänen und aus den Herzogthümern, gegen 1700 Medlenburger) zum bei weitem größ— 
ten Theile nad) den Vereinigten Staaten Nordamerikas abgegangen. 

Eine ungemeine Erleichterung hat, abgefeben von der ſtets regen Bewegung zahlreicher 
Dampfihiffe zwifchen ven Elbufern, der Weltverkehr durch die regelmäßigen Linien erhalten, 
welde von Hamburg aus mit den wichtigſten Seeplägen beftehen. Zunächſt ift die directe 
Dampfſchiffahrt der Hamburg: Amerikanifchen Padetfahrt = Actiengefellfhaft zmwifchen Ham⸗ 
burg und Neuvorf, regelmäßig alle 14 Tage, zu nennen. Sodann eine andere nah Havana, 
11 nad Londen, Hull und andern Häfen Großbritanniend, meiftend zweimal die Woche, 
eine je nad Amfterdam, Antwerpen und Gothenburg, zwei nah Norwegen in der milden 
Jahreszeit, während die übrigen bei der in den legten 20 Jahren nur während durchſchnittlich 
36 Tagen, in einigen Jahren feinen Tag durch den Froſt gehemmten Schiffahrt dad ganze Jahr 
hindurch ihre Fahrten fortfegen. Die Wieverherftellung einer regelmäßigen Dampfihirfahrt 
nad Braiilien fowie die Errichtung einer folden nad Auftralien werben fiherlih nicht lange 
auf ih warten laffen. 

Die Zahl ver zu Hamburg im Jahre 1861 angefommenen Seeſchiffe betrug 5219, deren 
Ladungsfähigkeit 441075 Laſt, von denen etwa ein Zehntel in Ballaft; die volle Be— 
mannung derfelben wies jih auf beinahe 52000 Köpfe aus. Die Zahl der angelommenen 
Dampfihiffe, die im Jahre 1846 an 361 Schiffe mit 45457 Laft und gegen 8800 Man 
zählte, ift befonders raſch feit 1855 fortgefchritten. Im Jahre 1860 betrug die Zabl der an: 
gelangten Dampfſchiffe 1217 (d. h. Reifen mit ungefähr 121 Dampfſchiffen) mit 192182 Laft 
und 25775 Mann. Im Jahre 1849 hatte die Totalzahl der angefommenen Schiffe 3459 mit 
188094 Laft betragen. 

Als die Handelsrihtung im Jahre 1861 bezeichnend, möchten aus der Zahl ver in diefem 
Jahre angekommenen Schiffe hervorzuheben fein: 15 Schiffe aus China und Niederländiſch— 
DOftindien, 16 aus Siam, Singapore, 8 aus Britifh:Oftindien, 13 aus Afrifa, meiftens der 
Weſtküſte, 49 (1858 80) von Amerikas Weſtküſte, 7 von Argentina, Uruguay und Neugra- 
nada, 90 von Brafilien, 32 von Benezuela, 56 von Haiti, 51 von Cuba, 23 vom übrigen 
MWeftindien, 15 (1860 23) von Mericos Oftfüfte, 64 (1850 83) von den Vereinigten Staa: 
ten von Nordamerifa, 16 von Rußland (1860 von deffen Häfen am Weißen Meere 10, an ber 
Oſtſee 17). Schweden fandte 35, Norwegen 59, die preufifchen Oftfechäfen 97 (1856 nur 18), 
Niederlande 278, Belgien 59, Branfreih 118 (einſchließlich 20 in Ballaft), Bortugal 30. Aus 
Großbritannien und Irland liefen ein 969 von 128537 Laft mit 17568 Mann und nur mit 
Steinfohlen 1429 mit 115894 Laſt und 10720 Mann. 

Über die in dem gedachten Jahre 1861 abgegangenen 5184 Schiffe jei nur bemerft, daß 
von ihnen 2115 (1401 englische) leer oder in Ballaft waren. Von den beladenen gingen 13 
nad Auftralien, 4 nad) den Sandwichinſeln, 6 nad Ruſſiſch-Aſien, 20 nah China, 52 
(1860 77) nad) Argentina und Uruguay, 22 nad St.: Thomas, 23 nad Haiti, 80 nach den 
ruſſiſchen Oſtſeehäfen, 116 nach Norwegen, 48 nach Schweden, 114 nach den preußiſchen 
Oſtſeehäfen, 174 nach Frankreich, 113 nach Belgien. 

Die Zahl ver von der Oberelbe eingetroffenen Schiffe belief ih im Jahre 1861 auf 
4485 (erclufive 185 Holzflöße) mit 15153 Mann und der Ladungsfähigkeit von mehr als 
9,300000 Zolletrn. 

Ein eigenthümliher und naturgemäßer Nebenzweig des Handels iſt jeit bald einem Jahr— 
hundert das Seeverfiherungsgefhäft in Hamburg gewefen. Im Jahre 1765 ward in 
Hamburg die erfte Affecuranzcompagnie in Deutfhland gegründet und mit großem Jubel be- 
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grüßt, nachdem bis dahin theild hamburger Private nad den „Coſtumen der Börfe von Ant- 
werpen“, theild amſterdamer Kaufleute die hohen VBerfiherungen wahrgenommen. Die genaue. 
Kenntniß dieſes Geihäfts nicht minder als die Sicherheit der Actionäre, welche die Aſſecuranz- 
geſellſchaften bilden, haben jich ftetö bewährt, und wenngleich der Vortheil der Actionäre als 
ein jehr precärer erjcheint, fo ift derjenige dev Rhederei und des Seehandels defto beffer gegrün— 
det. Derim Jahre 1847 von einigen Sahverftändigen entworfene Blan hamburgiſcher See- 
verfiherungen ward allgemein von den Betheiligten angenommen und als ein neued Aſſecuranz⸗ 
gefeg anerkannt, auch ift diefe Privararbeit die Grundlage mancher auswärtigen Affecuranz- 
compagnie geworden. Die Bundescommiſſion für das deutiche Handelsgeſetzbuch bat für ihre 
Derathungen über See- und Aſſecuranzrecht die befte Unterftügung in Hamburg gefunden. 
Die Zahl der hamburger Gompagnien war auf 25 geftiegen, ift jedoch wieder infolge der großen 
Eoncurrenz, welche die Berfiherungsprämie zu ſehr herabdrückte, etwas gefallen. Das neuer: 
lihe Entfteben von Aſſecuranzcompagnien in andern norddeutſchen Seeſtädten, in Stettin, 
Bremen, Lübeck, hat das hamburger Geſchäft nicht zu benachtheiligen vermodt. Für veilen 
Blor zeugt, daß neben den 22 Aſſecuranzeompagnien mande Brivataflecuradeure und Agentu— 
ren auöwärtiger Gejellfchaften beftehen. Dieſe verjicherten noh 1838 —42 nur Y/ 0 — Yan der 
von den hamburger Bompagnien verfihereen Summen, ſeit dem großen Brande aber balo 
etwa I/., ſeit 1850—55 — U, , ſeitdem ungefähr %,.. Dennoch ift die bei ven Com— 
pagnien verfiderte Summe, welde 1816 124,398000 M. Beo., 1838 219,163600, 1850 
278,156600 M. Beo. betrug, im Jahre ver Handelskriſis auf 614,027660 M. Bro., 1858 
auf 424,762160, fodann 1860 bid auf 484,862100 geftiegen. Im Jahre 1861 betrug die 
Berfiherungsfumme bei ven Gompagnien gegen 473 Mill., außer 153 Mill. bei Privaten 
und Agenturen. Die von den Gompagnien allein getragenen Schäden, Koften und Zinfen 
haben in den legten Jahren durchſchnittlich an 8 Mill. M. Beo. betragen. 

Die Einfuhrder Waaren ift vem Gewicht nach im Jahre 1861 die bedeutendſte geweſen, 
die nachzuweiſen, nämlich gegen 39 Mill. Etr., welche Ziffer ihre Größe beſonders der größ— 
ten bisher befannten Einfuhr land= und flußwärtd, nämlich gegen 18 Mill. Gtr., verdankt. 
Der Geſammtwerth erreicht gegen 613 Mill. M. Beo., welde Summe nur in den Jahren 
überreizter Zufuhr, 1856 mit etwa 655 Mill. und 1857 mit 689 Mil. M. Bev., überragt ift. 
Iſt die Einfuhr auch fteigend, fo ift doc in normalem Zuftande felten eine große Verſchiedenheit 
in den Procentfag derjenigen für die einzelnen Hauptländer zu bemerken. Bon Aſien betrug 
die Einfuhr nah Gewidt O,s, Werth 1,0; Südamerifa: Gewicht 2,4, Werth 3,7; Großbritan: 
nien, Gewicht 33,3, Werth 25,7. Die zur Seeeinfuhr geftellte von und über Altona war im 
Gewiht 9,4, im Werth 10,0. Die Eifenbahn von Berlin brachte aus dem Zollverein ven Werth 
von gegen 87 Mill. M. Beco., von denen beinahe /, fürWollen- und Halbwollenwaaren, gegen 
%, für Baumwollenwaaren, Y,, für Schafwolle. Die Oberelbe brachte aus dem Zollverein 
den Werth von gegen 281/, Mil. M. Beo, worunter Weizen über 3/,, Gerfte über Y/,, Bau: 
und Stabholz über Y/,.. 

Den größten Werth Hatte 1860 die Einfuhr der Gontanten und edlen Metalle, gegen 83 Mil. 
M. Bio. (im Jahre 1858 fowie 1859 gegen 100 Mill.), ferner Kaffee 33,410000, rober 
Zuder 8%, Mill., Wollen- und Halbwollenwaaren 40,645000, Baummollenwaaren 
25,536000, Leinen, Halbleinen, Segeltuch gegen 12 Mill., Weizen über 19 Mill., Tabad 
9 Mill., Eigarren über 5 Mill., Wein 5%, Mill., Champagner über Mill., Kornz, 
Kartoffel- und Rübenfprit 5,670500, Schlachtvieh gegen 16 Mill., Butter über 9 Mill., In— 
digo gegen 4,400000, Gummi-elaſtieum 800000, Kupfer über 3%, Mill,, Zinf gegen 
3%, Mil, Steinkohlen über 5%, Mill., trodene und gefalzgene amerifanifhe Häute über 
7Y, Mill., Rauchwerk gegen 7'/, Mill., Schaf: und Lammwolle über 10%, Mil., Baum— 
wolle über 20%, Mill., Twift und Baummollengarne über 24, Mill., Wollen: und Halb: 
wollengarne über 251/, Mill., Leingarn und Zwirn 6 Mill. Hohlglas und Kryftalle gegen 
3*/ Mill., feine Eifen= und Stahlwaaren 4,584000, Gold und Silberwanren über 2 Mill., 
Maſchinen 37/,, MU. M. Bro. Die Handelsftatiftif muß fehr bedauern, daß feit Aufhebung 
des Ausfuhrzolls fein Mittel gefunden ift, die Ausfuhr näher nachzuweifen. 

Da ftatiftifche Zahlen, allein hingeftellt, nur wenigen Kundigen ganz verſtändlich find und 
ſelbſt diefen duch Vergleihung mit andern deutlicher erfcheinen, jo diene dazu die Notiz, daß bie 
Einfuhr Bremen im Jahre 1861 zur See 7%, Mil. Ctr., land- und flußwärts gegen 1 Mill. 
mehr, betrug, deren Geſammtwerth über 709%, ., Mil. Thlr. Gold geihägt ward. Die To: 
talausfuhr betrug 753%, ., MIH. Etr. zum Gefammtwertb von 65 Mill. Thlen. Gold. 


328 Ä Hamburg 

Einen andern Zug aus der lebhaften Beivegung und Größe des hamburgiſchen Warrenhan= 
dels kann man darin erfennen, daß, während Bremen nur 60 beeivigte Waarenmäfler zählt, 
Hamburg in 58 Branden deren 665 befigt. 

Zur Erwerbung der Stellung Hamburgs im Welthandel haben die von Hamburg theils 
allein, theil8 mit den beiden andern Hanſeſtädten abgefhloffenen Handels: un Schiff- 
fahrtsverträge mit andern Handelsſtaaten nicht wenig beigetragen. Dieje Städte, Durch Die 
Erfahrung und den Rath ihrer in ven fremden Staaten ald Chefs angefehener Handelshäuſer 
wohnenden Stabtfinder gefördert, jhritten darin gewöhnlich dem übrigen Deutihland voran, 
indem fie zugleih dem deutſchen Kandel die Theilnahme an allen Vortheilen fiherten. Im 
Jahre 1824 eröffnete die lange Reihe der Reciproritätd: Schiffahrtäverträge die Convention 
mit Großbritannien, von Husfiffon und Canning im Sinne ihrer fegensreihen Handelöpolitif 
entworfen, woburd die Gleichftellung der hanfeatiihen Schiffe und ihrer Waaren mit den bri= 
tifhen in allen Häfen Großbritanniens bewirft wurde. Diefer Vertrag ift 1841 erweitert wor= 
den durch Geftattung der Ginfuhr der in den deutſchen Bundesftaaten oder innerhalb des Zoll= 
vereind erzeugten Waaren in die britifchen Bejigungen auf hanfeatifchen unter gleihen Bedin— 
gungen wie auf britifchen Schiffen, worauf 1845 noch ferner dem Handel Norddeutſchlands zu= 
gute fommende Begünftigungen erfolgten. Bon den trandatlantifchen Staaten haben Brafilien 
und Nordamerifa gleichzeitig mit ben dorthin entbotenen hanſeatiſchen Gefandtihaften wichtige 
Berträge weſentlich auf denfelben Grundſätzen abgefchloffen. Gin 1827 gleichfalls vereinbarter 
Bertrag mit Merico konnte erfi nah 14 Jahren dort die Ratiflcation erlangen. Dod erfolgten 
ähnliche Verträge 1837 mit Venezuela, 1847 mit Guatemala, 1848 mit Goftarica fowie auch 
den Hawail:Infeln, worauf 1349 Verhandlungen mit den andern Staaten von Gentralamerifa, 
Honduras, San: Salvador und Nicaragua eingeleitet, wenngleidh bald wieder abgebrochen, 
doch mit legterm 1855 wieder angefnüpft wurden. In den Jahren 1854 — 57 wurden Ber- 
" träge gejchloffen mit Neugranada, 1855 mit Liberia und Dominica. Die mit Nicaragua 
fowie 1839 fg. mit Ecuador verhandelten Verträge find nit zum Abihlug gelangt. Das 
Mittelmeer begann gleichfalld lebhaftes Intereffe für den Handel zu erweden. Im Jahre 
1836 ward eine Declaration über Gleichftellung in den Schiffahrtdabgaben mit Griechenland 
audgetaufht, 1839 der erfte Vertrag mit der Pforte abgefchloffen, 1851 mit Sarbinien, 1855 
‚mit Sicilien, 1858 auf den Jonifhen Infeln die hanſeatiſche Flagge mit der großbritanniſchen 
gleichgeftellt. Es folgten Verträge mit dem Drient, nad frühern vergeblichen Verſuchen, 1857 
mit Perfien, ein anderer mit den Niederlanden, betreffend deren oftindifche Colonien, ferner 
neuerlih mit Siam und mit China, wie an der Oftfüfte von Afrifa 1859 — 61 mit Zanzibar. 

Für die Inftruction der hamburgifhen Gonfuln dient das 1842 eingeführte, 1851 revi- 
birte Reglement. Die Anzahl der hamburgiſchen Generalconfuln, Conſuln und Viceconfuln, 
einfchließlich der 39 hanſeatiſchen, beträgt 218. Stehenve Gefandtfchaften, melde meiſtens 
handelspolitiſche Aufgaben zu löfen berufen find, befigt Hamburg, außer am Bundedtag, nur 
zu Wien, Berlin, Paris, Kopenhagen. Diejenigen zu London, Madrid, Peteröburg, Konſtan— 
tinopel find gegenwärtig nicht befegt, während 11 Höfe und Staaten des Auslandes in eigenem 
Intereffe zu Hamburg ftehende Gefandtfchaften beglaubigt und 48 derjelben Generalconfuln 
oder Conſuln angeftellt Haben. 

Wenn die felbftändigen Verträge Hamburgs und jeiner Schwefterftädte am meiften ver 
Induftrie und dem Handelsverfehr des deutſchen Vaterlandes genugt haben, fo ift fein Antheil 
an einigen neuern Verträgen, bei denen ganz Europa und Amerifa vertreten waren, an den 
Borverhandlungen fowie an dem Erfolge in jeinem fowie im allgemeinen — —— In⸗ 
tereſſe von nicht geringer Bedeutung. 

Die langjährigen Beſtrebungen der Hanſeſtädte zur Ablöſung des Sund zoll find, infolge 
der alle Regierungen mehr und mehr erfüllenden Binjidht von der Bedeutung mercantilifger 
Intereffen, 1857 mit endlichem Erfolge belohnt worden. Hamburg brachte hier ein nit unbe— 
deutendes Opfer im Intereffe des Welthandels, denn eine wohlberechtigte Anficht fonnte den 
Sundzoll, welder vie Fahrt nad) ver Oſtſee erfchwerte, ald den Bundesgenoffen des hamburgi— 
[hen Landhandels bezeichnen. Jedoch erreichten Hamburg und Lübeck die von ihnen geftellte, von 
anbern betheiligten Öandelöftaaten unterftügte Bedingung einer wefentlihen Herabfegung des 
Durchgangszolls zwifchen der Nord: und Oflfee, ohne welche der Handel auf viefem Landwege 
nach aufgehobenem Sundzoll vernichtet fein würde. 

Von mehr unmittelbarer Wirfung ift für Hamburg die 1861 erfolgte Ablöfung des 
Stader Zolls, welder, unerachtet der ven hamburgifchen Bürgern in eigenem Schiff mittels 
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uralten verliehenen Rechts zuftehenden Befreiungen, der Erbfeind des hamburgiſchen Handels ge- 
nannt werden fonnte. Den eifrigen Beftrebungen Hamburgs durch feinen Bevollmächtigten auf 
der erften Zufammenfunft ver Elbuferftaaten zu Dresden zur Entwerfung der Elbſchiffahrtsacte 
vom Jahre 1821 entgegen ward, bei dem bis dahin vorherrfhenden Mangel nationalöfonomi= 
ſcher und commerzieller Einfiht, auf eine der Wiener Gongreßacte entſprechende Regulirung 
des Brundhäufer (Stader) Zolls verzichtet. Die Verhandlungen über die Feftftellung eines 
neuen Tarifd wurden lediglich den Verhandlungen Hamburgs von den deutjchen Höfen überlaf- 
fen, melde in der Pietät für vermeintliche dynaftifche Intereffen — denn ald ein ſolches Eonnte 
ein Staber Zoll von den beften Staatömännern jener Zeit noch betrachtet werben — deſſen Ge— 
meinſchädlichkeit überfahen. Anders verfuhr England, deffen Minifter jhon 1843 den Plan 
zu einer Ablöfung jenes Zolld vertraulich anregten, ein Plan, welcher in Hamburg entgegen: 
fommend und fahkundig aufgenommen wurde. Die desfallſigen Arbeiten von Soetbeer und 
Wurm find ald maßgebend erprobt. Doch konnte durch die Elbſchiffahrts⸗ Reviſionscommiſſion 
zu Dresden 1844 nur eine Regulirung und Ermäßigung des Zolltarifs und die Abſtellung vie— 
ler Misbräuche erreicht werden, und es haben faſt 45 Jahre nach der Wiener Congreßacte vor: 
übergehen müfjen, bis, auf den Vorgang des Sundzolls fußend, die ganze Handelswelt, befonders 
aud Nordamerifa, ihre Stimme gegen das vermeintliche, jedenfalls willfürlich geveutete Privi: 
legium erhob und jene durch die obgedachte Regulirung im Jahre 1844 jehr erleichterte Ablöfung 
durch den zu Hannover am 22. Juni 1861 abgeſchoſſenen Vertrag erreicht worden if, Ham: 
burg übernahm von der auf 3,100000 Thlr. veranfhlagten Summe ein volles Drittel, ebenfo 
viel wie Großbritannien und wie die Gefammtquote aller übrigen Handelsftaaten, und brachte 
außerdem die unbeftrittene Zollbefreiung der Schiffe feiner Bürger zum Opfer. Hamburg ers 
theilte außerdem zur Erreihung ded gemeinfamen Zwecks die von der großbritannifchen Regie: 
rung beantragte Erklärung, daß es zu einer Änderung der beftehenven Erhaltung der Schiff: 
barfeit der Elbe von Hamburg bis zur See auf feine Koften aus der Aufhebung des Stader 
Zolls niemals eine Veranlaſſung nehmen werde. Keine andere flatiftifche Ziffer wird dem 
Sadfenner fo jehr ald unter den gegebenen Verhältniffen dieſes Drittheil zeigen, welchen Auf: 
ſchwung der hamburgiſche Handel in den legten Jahrzehnden genommen hat. 

Leider ift es dennoch zu früh, von der Aufhebung der oberelbifhen Zölle zu ſprechen, durch 
welche die herrliche, ganz Deutichland von der Grenze Böhmens bis zur Nordfee durchſtrömende, 
ſtets ſchiffbare Waflerftraße verödet, während die Waarenlaften der koſtbaren Fahrt auf den 
Eijenbahnen überwiefen werden. Die Übrigen Elbuferftaaten find in richtiger Erfenntniß der 
Nationalwohlfahrt und in Anerkennung der für die Schiffahrt auf den deutſchen Strömen nie— 
dergelegten Grundſätze mit ganzliher Aufhebung, Zufammenlegung und weſentlicher Verrin- 
gerung ihrer Elbzölle und Gebühren vorangegangen, haben ji aud zu fernern fiscaliſchen 
Dpfern bereit erklärt, auch Lauenburg hat ſich neuerlich zu bedeutenden Zollermäßigungen er: 
boten, jedoch haben Hannover und Medlenburg bisher ihre Verpflichtung zur Theilnahme an 
der Fahrbarkeit der Straße zum Veſten des ihnen ſelbſt nicht am wenigſten dienenden Handels 
nicht anerkennen wollen. 

Die wichtigſte Aufgabe für Hamburg ift feing Stellung zu dem deutſchen Baterlande, welches 

nur ſehr ſchwer die Stellung der Hanfeftädte richtig aufzufaflen verſteht, was fogar nicht felten 
bei den in Hamburg aus dem deutfhen Binnenlande eingewanderten oder an vaffelbe durch ein= 
feitige Intereffen gefeffelten Kaufleuten ji fund gegeben hat. Die deutſchen Staatömänner, 
welche gelernt, vem Handels-, Schiffahrtö> und anderm Verkehr, ſowie mit vemfelben Rechte land— 
wirthſchaftlichen Interejfen eine tiefer eingehende Würdigung zu widmen, als ed früher der Fall 
war, haben indeß wohl anerfannt, daß Hamburg ein Beftandtheil des deutſchen Zoll: und Han— 
delsvereins nur nominell würde fein fönnen. Doch hat Hamburg feine unabhängige Stellung 
zu demjelben längft zu ordnen geſucht. Schon 1840 erweiterte ed, gegen Öleihftellung der Ein— 
fuhrvon Zuderraffinade und Wein aus Hamburg mitdenfelben aus den Niederlanden inden Zoll: 
verein eingehenden Artikeln, feine Lifte ver aus diefem oder in denfelben zollfrei aus- oder ein= 
gehenden Waaren, mit gleichzeitiger Erleichterung feines Schiffszolls für die nad der Oberelbe 
gehenden Schiffe. Der Anſchluß Hannovers an den Zollverein Fonnte die Stellung der am 
nördlichen Elbufer gelegenen Stadt erſchweren, aber die Nothiwendigfeit ihrer Stellung ale 
Freihafen nicht ändern. Wir müffen uns hier befchränfen über dieſe Frage auf die gediegenen 
Schriften über die Stellung der Hanfeftädte (vom verftorbenen Senator Geffcken) 1853 und 
1854, jowie allgeniein auf die des Dr. Soetbeer hinzuweiſen. 

Hamburg hofft jetzt auf die Verkehrderleichterung, welche eine Fürzere Gifenbahn von GHam— 
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burg nad Lübeck neben der bisherigen bringen wird; ferner auf die unmittelbare Verbindung 
feines Bahnhofs mit vem aus Rückſichten, deren Kleinlichfeit zu fpät erfanntiward, im Jahre 1843 
zu Altona möglichft entfernt angelegten Altona = Kieler Eifenbahnhofe; vor allem aber, went-= 
gleich zu der bisherigen Dampfihiffahrt von und nad) Hamburg feit 1858 eine verbeflerte Ber= 
bindung der Elbufer durch Dampffähren eingetreten ift, auf die UÜberbrückung der Elbe, wodurch 
‚die hannoveriſche Eifenbahn ununterbrochen nah Hamburg geführt werden würde. 

Die Erfüllung des erften Wunſches dürfte durch einen Vertrag mit Dänemark vom Jahre 
1858 gefichert fein, die des zweiten, noch mehr die des ſehr Eoftfpieligen, von den Verhandlun= 
gen mit Hannover abhängigen dritten erjcheint noch bedingt durch die Opfer, welche die Rea— 
lifirung diefer beiven Wünſche, ohne verhältnigmäßigen praftifchen Gewinn für dad Allge: 
meine, ſowie ohne ein beſcheidenes Aquivalent für die hamburgiſche Staatsfaffe oder verwandte 
Intereſſen, erfordern würde, 

Ahnliche Bedenken dürften entgegenftehen der fernern Erweiterung der Hafenbauten bei der 
Stadt und zu Gurhaven, der Anlage von Docks, den jevenfalld von Technikern noch nicht 
genügend geprüften Projecten zur Vertiefung und Regulirung des Elbfahrwaſſers und man— 
hen andern Planen, welde, einer Welthanvdelsftadt würdig, nur einer folden, unter den 
Begünftigungen eines theilnehmenvden Baterlandes, wie London und Liverpool fich deflen er— 
freuen , ausführbar erſcheinen. IM. Lappenberg. 

Hampden. (Iohn Hampden und ver gefeglihe Widerftand.) Wenige Män- 
ner werden von den Engländern höher gehalten, mehr ald Vertheidiger und Förderer ihrer 
Freiheit verehrt ald John H., welchem das Volk den fhönften Ehrennamen, ven des Patrioten 
gab. H. war 1594 zu London geboren, ftudirte in Orforb und begann 1625 als Parlaments- 
mitglied, faft gleichzeitig mit dem Negierungsantritt Karl's J., feine politifche Laufbahn. In 
dem ſchickſalsvollen Kampf, welden Karl, ein Fürft von manden liebenswürdigen Gigenfhaf: 
ten , aber durch den Wahn des göttlichen Königsrechts und durch verkehrte Rathgeber äuferft 
misleitet, während feiner viertelhundertjährigen Regierung gegen die englifche Volksfreiheit 
führte, war H. bis zu feinem Tode, bis ſechs Jahre vor Karl’ traurigem Ende, einer ber erften 
und geachtetſten Vertheidiger des ſchwerbedrängten Rechts. 

Für die Freiheitskämpfe feines Vaterlandes und für die politiſche Freiheit überhaupt iſt H., 
obwol er auch im Parlament, in weldem er vie Petition ofRights erfämpfte, und fpäter im Bür- 
gerfriege auch ald Kriegsmann voranftand, doch vorzugsweife bedeutungsvoll ald Held und 
Borbild des geſetzlichen Widerſtandes. Durch diefen errangen und vertheidigten die beiden freie: 
ften und am meiften praftifchen Völker der Erde, die Römer und die Engländer, ihre Breibeit. 
In England aber ift derfelbe jegt zu einem fo vollftändigen Syftem organifirt, daß dott, ſoweit 
diefes überhaupt unter Menſchen möglich it, zugleich die Unterdrüdung der Freiheit und das 
Unglüd gewaltfamer Revolution ausgeſchloſſen, das Volk und der Thron alfo gegen dieſe beiden 
größten Gefahren mehr als irgendwo in der Welt geſchützt erfcheinen. 

Dad Syſtem des gejeglihen Widerftandes im Sinne der Engländer aber befteht darin, daß 
die Bürger e8 für heilige Vaterlandspflicht halten, jede freiheitsfeindliche Negierungsmaßregel 
beharrlih und nahbrüdlichft zu befümpfen. Es gilt im Volk und felbft in ven Richterſprüchen 
ald Ehre der Bürger, wenn fie die auch ihre eigene Perſon gar nicht betreffenden Bedrohungen 
und Verlegungen der verfaflungsmäßigen Freiheit ihrer Mitbürger und des Vaterlandes ent: 
fhloffen und muthig befämpfen. Aber es foll, joweit nicht etwa die Nothwehr gegen unmittel: 
bare Verlegung oder gegen äußerſte verfaſſungswidrige Gewalt die Gegengewalt rechtfertigt, 
nur offene gefegliche Vertbeidigung mit friedlichen Mitteln ftattfinden. Geheime Geſellſchaften 
und Verſchwörungen aljo und eigenmächtige revolutionäre Gewalt, Gift und Dolch follen aus: 
geſchloſſen fein. 

Das einflußreichite Beifpiel eines ſolchen geieglihen Widerftandes gab H., nachdem er ſchon 
früher ſelbſt durch Gefangenschaft ſich nicht hatte zwingen laſſen, zu einem verfaſſungswidrigen 
gezwungenen Anlehn beizutragen, im Jahre 1637, in jener gefährlichen Zeit, in welcher Karl J. 
ganz ohne Parlament zu regieren beſchloſſen hatte, was er in England nur durch ein terrorifti= 
ſches Syſtem elf Jahre lang durchzufegen vermochte. H. lebte damals als Privatmann auf ſei— 
nen Out in Budingham. Der Vorgang jelbft foll hier mit Dahlmann's Worten dargeftellt 
werben. }) 

„Karl war entjchloffen, fortan ohne Barlament zu regieren. Zu den Ende mußte er-aber vor 


1) Geſchichte der englifchen Revolution (vierte Auflage, 1846), ©. 174. 


Hampden 331 


allenı Frieve haben. Und ed ward nicht ſchwer, mit Frankreich abzufchließen, da Larochelle ohne— 
bin ſchon gefallen war (1630). Im Jahre darauf fam auch der Friede mit Spanien zu Stande. 

„Wenig fehlte, jo hätte Karl fich fogar mit BHilipp1V. zur Bezwingung der Generalftaaten 
verbündet, unter der Bedingung, daß er die Infel Seeland für jich behalte. Doch er wagte das 
am Ende nicht. 

„Jetzt aber galt ed, rafch Hand anzulegen, un ohne Parlament die Einnahmen der Krone zu 
vermehren. Das Pfund: und Tonnengelv ward forterhoben, mander Zoll erhöht. Die (kirch— 
lichen) Recufanten jegte man duf beftimmte Summen, die fie jährlich in den Schag einzuzahlen 
hatten, und nıan dehnte die Forderung mit der Zeit (1637) auch auf die irländiſchen Recuſan— 
ten aus. Der fchottifche Adel mußte jegt einen Theil der geiftlichen Güter herausgeben, auf 
welche die Krone Anfprüce machte. Biele Forften wurden der Krone zugefproden. 

„Man ging weiter und ſchlug einen Weg ein, welden König Jakob angebahnt. Dieſem 
machten die unaufhörlihen Seuchen in London Sorge, er fchrieb fie der libervölferung zu, wollte 
- nun die Hauptftabt nicht weiter wachfen laffen und verbot durch eine Verordnung die Aufführung 
neuer Gebäude. Weil aber die Berichtähöfe dahin entfchieden, daß es dazu eines Gefeges bedürfe, 
fo blieb die Sache auf fich beruhen und die Stadt erweiterte fi jugendfräftig nad allen Seiten. 
Karl nahm nun die Sache wieder auf und ließ durch Commiſſarien die Gigenthümer der neuen 
Häufer vorladen. Da mußten viele ſchwere Geldbußen zahlen und ihre Gebäude wurden oben— 
drein niedergeriffen, wodurch 3. B. ein einziger Speculant 42 Gebäude verlor. 

„So kam ed, daß die Mehrzahl ſich glücklich ſchätzte, mit Brüchen und einer jährlichen Haus- 
fteuer davonzufommen. Der König ftieg nun höher noch mit gelehrten Forſchungen in das 
Altertum hinauf, um nugbare Hoheitsrechte aufzufpüren. Während des legten franzöſiſchen 
Kriegs hatte er von den Seehäfen und ven Küftengebieten die Stellung von bemannten Kriegs— 
Ihiffen gefordert. Diefed Anfinnen war den gegenwärtigen Seewefen nicht mehr angemeflen, 
allein die Krone berief jih auf ein altes Herfommen und auf das, was für die Königin Eliſa— 
beth in ven Tagen der Armada gefhehen. Dieſes Beifpiel pafte nicht, es galt vamald die Ver— 
theidigung des eigenen Landes mit Anfpannung aller Kräfte, allein man gab für den Augen: 
blick nah. Jetzt aber ward in tiefem Frieden eine Stellung von Kriegsſchiffen ausgeſchrieben 
(1639), und zwar über das ganze Königreich, und fo follte e8 jedes Jahr gehalten werden. Die 
Koften wurden in Geld geſetzt, ſodaß der König die Ausrüftung übernahm, wie denn wirklich 
zum Schein einige folder Ausrüftungen geihahen. Die königliche Einnahme wuchs dadurch 
jührlih um 218500 Pf. St. Man nannte dad ship -money (Schiffgeld) und redhtfertigte die 
Erhebung aus der Zeit der Angelfahfen und des Danagelves her. Lord Strafford (nächſt dem 
Erzbiſchof Laud das Hauptwerfzeug der Tyrannei) ſchrieb ganz triumphirend aus Irland: 
«Seitdem der König das Recht hat, eine Steuer zur Ausrüftung einer Flotte auszufchreiben, 
muß es ſich mit der Werbung eines Heeres ebenfo verhalten, und derjelbe Grund, der ihn be- 
vehtigt, ein Heer zu werben, um einer Invaſion zu wiverftehen, wird ihn auch berechtigen, dieſes 
Heer ind Ausland zu führen, um ihr zuvorzufommen. Überdem, was Gefeg in England ift, 
ift auch Gefeg in Schottland und Irland. Laßt den König nur wenige Jahre ſich des Kriegs 
enthalten, damit jich feine Unterthanen an die Bezahlung der Steuer gewöhnen, und er wird 
fih mächtiger und geehrter [hauen ald einer feiner Vorfahren. » 

„Ein wohlhabender Gutöbeliger in Budinghamfhire, John H., war anderer Meinung; ein 
ftiller, freundlicher Mann von wenig Worten, ver am liebften auf andere hörte, aber dicht unter 
jeinem ſchlichten Gewande lag die eherne Bruft der Bebarrlichkeit verborgen und ſah bisweilen 
taraus hervor. H. weigerte ſich, die armfeligen 20 Sh. Schiffgeld zu bezahlen, die im Kirch: 
jpiel auf jein Theil fielen. Nicht aus Wiverfeglichkeit, fondern mit ebenſo viel Beſcheidenheit 
als Ernft, immer ganz Fleinlaut und anſpruchslos, aber immer gleich feft, ſprach er die richter— 
liche Entſcheidung an, ob er wirklich ſchuldig fei zu zahlen. Die Richter der Schatzkammer hätten 
lieber gefchtwiegen ; am Ende entſchieden fie ihrer acht gegen vier wider ihn (1637), allein rings 
im Volke hielt man H.'s Gründe für jiegreich und feinName ſcholl weit durch das Land. Männer 
von folder Haltung wie H. find zu allen Zeiten felten. In ganz anderer Art trat damals 
Prynne auf, ein Sahmalter, ganz erfüllt von puritanijhen Meinungen, der in feinem «Histrio- 
mastix», einem Duartband von taufend Seiten, Tanz und Maskenzüge und Schaufpielmefen 
und ganz befonders die Verkleidung von Männern in Weibertracht ald Werk des leidigen Teu— 
feld verdammte. Es ſchildert feinen Charafter, daß er auf die Frage: ob er denn nicht bei einer 
Verfolgung von Chriſten dur die Heiden jih in Mädchentracht gerettet haben würbe? ant- 
wortete: a Lieber ven Tod!» König und Königin tanzten gern, liebten Madfenzüge, die Köni: 
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gin ließ ſich aud in Hoffchaufpielen bewundern. Alsbald beſchloß der Eiferer Erzbiſchof Laud, 
für Gottes und des Hofed Ehre alles aufzubieten, ließ nit nah, bis Prynne ald Verleger der 
Majeftät vor Gericht geftellt war. Der Mann erklärte, König und Königin gar nicht gemeint 
zu haben; half nichts, er mußte durch Richterfprud) (1634) beide Ohren verlieren, am Pranger 

‚Reben, 5000 Bf. St. Buße zahlen, fein Bud verbrennen fehen und follte nun ewig im Ge— 
fängniß bleiben. Seine Ohren fielen, er ließ jie annähen und fie wuchſen ihm im Kerfer wie= 
der an. Er ward nicht matt, fchrieb wieder und erlitt nach drei Jahren vaffelbe Urtheil. Wäh— 
rend des Procefled ſprach Lord Find, der Oberrichter: «IH glaubte, Hr. Prynne Hätte feine 
Ohren mehr, aber mir kommt's vor, er habe noch Ohren», und ein Gerichtödiener mußte nadh= 
fehen. «Mylord&», rief Prynne, „ich bitte Gott um nichts, ald daß er euch Ohren geben möge, 
um mid anzuhören!» Während der Bollziehung ſprach Prynne zu der Volfömenge, die un— 
zählig zufammengeftrömt war: «Ehriften, wäre ed und um unfere eigene Freiheit zu thun ge= 
weſen, jo befänden wir und nicht hier [denn er hatte Genoffen feines Schidjals?) und ebenfo 
heldenmüthige], um eurer aller Freiheit willen haben wir die unferige auf das Spiel gefeßt. 
Wachet über dieſe, ich bitte euch, haltet feft, jeid treu der Sache Gotte8 und ded Landes, jonft 
werbet ihr und eure Kinder in ewige Knechtſchaft gerathen.» Man rief ihm Beifall zu. Die 
Bermählung von firhlider und politifcher Freiheit warb damals im Herzen des Volkes einge= 
jegnet. Mochte ver eine dem H. ald Mufter folgen, mochte dem andern das Beifpiel Prynne's 
vorleuchten, man erfannte den gleichen Boden, auf welchem beide ſtanden.“ 

Zur Bertheidigung des gefeglichen Wiverftandes und feines großen Vorzugs vor geheimer 
Verſchwörung und eigenmädtiger revolutionärer Gewalt hat I. Venedey unter dem Titel: 
„Sohn H. und die Lehre vom gefeglihen Widerſtand“ (zweite Auflage, Bellevue 1844), ein em⸗ 
pfehlenöwerthes Buch geichrieben. Er ſchließt feine dem franzöjifchen Staatsmann Guizot ent: 
lehnte hiſtoriſche Schilderung des Proceffes (während deſſen $. verhaftet war) mit den Worten: 
„Dreizehn Tage dauerten diefe Verhandlungen, in denen $. und feine Anwälte die Gefege des 
Landes vertheidigten, während dieRäthe ded Königs fie angriffen und zulegt die Richter 9. ver— 
urtheilten. Der König, jeine Räthe und. Höflinge freuten ſich ihres Sieged. Sie ahnten nit, daß 
es ihr legter fein follte, jie wähnten ſich am Ziele; auch waren fie wirklih am Ziele, an der Grenze 
des Geſetzes, an dev Grenze ihrer Macht angelommen. Ganz England hatte in dem Procefle 
gegen H. vor Gericht geftanden und feine Rechte vertheidigt, und ganz England war in ihm ver= 
urtheilt worden. Alle Welt hatte begreifen gelernt, daß es fein Recht mehr für das Vol Eng: 
lands gebe, und das genügt bei einem Volk von Männerh, um fein Recht zu [hügen und wieder 
zur Anwendung zu bringen. Das Beifpiel H.'s fand Nahahıner, aber noch mehr als dieſe that- 
ſächliche Folge wirkte der moraliſche Eindruck. H.'s Name wurde das Lofungswort. Jeder Bür— 
ger vom hoͤchſten bis zum legten, mit Ausnahme der Höflinge und der Bedienfteten der Regie— 
rung, ſprach fich offen und Flar über feine Anfiht aus, brach den Stab über die Richter und er— 
fannte die Bürgertugend, ven Muth und das Verdienft ded Verurtheilten an. Die Höflinge 
jelbft durften nicht wagen, ihre Herren zu veriheidigen, und die Richter mußten Ausflüchte 
fuhen, um ihr Benehmen zu entihuldigen. Diejer offene Widerftand des freien Wortes, diefe 
unverhohlen ausgeſprochene Anficht aller ift ein Element, in dem die Tyrannei nit leben kann. 
Wie die Luft des Nordend den Süpländer hinſchmachten macht, fo tödtet die Luft der Freiheit, 
die Luft der ausgeſprochenen öffentlichen Meinung die feftefte Gewaltherrihaft. Nur das Volk, 
daß ſich zum Schweigen zwingen läßt, ift zur Knechtſchaft reif, das aber, das feine Anficht offen 
auszuſprechen wagt, ift unbejiegbar dem gewaltigften Bewaltherrfcher gegenüber. Die Eng: 
länder aber ſprachen ihre Anficht aus und wiederholten ven Namen H. im Kreife ihrer Freunde, 
iubelten ihn bei ihren Feſten und nannten ihn vor dem Altare Gottes in ihren Gebeten.” 

Der Berfaffer wollte hier andeuten, wie unentbehrlich ver gefeglihe Widerſtand, ſobald die 


— 


2) Einen Theologen Burton und einen Arzt Baſtwiek, beide ebenfalls wegen freifinniger Rede und 
Schrift zu der gleichen Strafe wie Prynne verurtheilt. Bei der Urtheilsvollziehung rief Burton dem 
Henfer, der das Bolf zurüdtweifen wollte, zu: „Laßt file, auf daß fle lernen, wie man Leid ertragen 
muß.‘ Eine Frau fagte zu ihm: „Mein lieber Herr, das iſt die befle Predigt, die Ihr je gehalten habt.“ 
Er erwiderte: „Ich hoffe es, und Gott wolle, daß fie die Zufchauer bekehre.“ Einem jungen Manne, 
ben er blaß werden fah, rief er zu: „Mein Sohn, weswegen bift du bla! Mein Herz iſt nicht ſchwach, 
und wenn ich der Kraft noch mehr bedürfte, fo würde Gott fle mir nicht fehlen laſſen.“ Gleich tapfer 
blieb und fprach der Arzt. So fehlug der tyrannifche Proceß wegen BRajeftätsbeleidigung zum Berber: 
ben ber verblendeten Majeftät aus, Binige Jahre fpäter ſaß derfelbe Prynne als Richter mit zu Bericht, 
als Karl I. zum Tode verurtheilt wurde! 
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Volksfreiheit bedroht it, und wie wohlthätig er wirft, wenn das Volk einigermaßen Rechts— 
gefühl und Freigeitöliebe hat und, für die thätige Theilnahme erregt, über die Gemeinheit des 
Lebens erhoben werben kann. Und hierüber bedarf es wol feiner weitern Ausführung. Es ift 
Flar, daß träge, uneble, unmännliche Völker, die, ohne Gemeingeift und Aufopferung für die 
vaterländifche Ehre und Freiheit, ſtill jede Verlegung berfelben und jede Schwächung hinneh— 
men, Freiheit weder verdienen noch erfämpfen. Wenn fie aber nicht durch dad Beifpiel auf: 
opfernder gefeglicher Kämpfe moralifh erregt und gefräftigt werden können, fo helfen Gewalt: 
thaten noch viel weniger. Karl's erfter Minifter, Lord Buckingham, fiel durch politifchen Meu— 
helmord. Die Folge war, daß der eifrige Liberale Windworth, nahmals Lord Strafford, und 
mit ihm der Erzbiſchof Laud die Minifter des Königs und unendlich viel gefährlichere Werkzeuge 
des Despotismus wurden als der nichtige Höfling Lord Budingham. Es iſt ebenfo Flar, welche 
Wirkungen ein in einiger Allgemeinheit durchgeführter gefeglicher Widerftand haben muß. Alle 
Kraft des Staates liegt ja im Volke; alle Gewalt der Negierung, alle Mittel derſelben hängen 
von ihm und feinem Willen ab, find wirkungslos gegen diefen Willen, vollends fobald nicht 
Selbftfuht, ſondern fittlihe Kräfte ihn beftimmen. 

Einer befondern Ausführung bedürfen wol vorzüglich nur die beiden Hauptpunkte: fürs 
erfte, warum denn ein folder offener gefeßlicher Widerftand ven geheimen revolutionären Mit- 
teln vorzuziehen ift; fodann zweitens, welche Hauptmittel des gefeglihen Widerſtandes in der 
Regel nahe liegen und angemeffen find. 

In Beziehung auf die erfte Frage ift ed befonderd wichtig, die Grundlagen und die Natur 
der politifchen Freiheit ind Auge zu fallen. Wahre, dauernde Freiheit ruht ihrem innern Weſen 
nad auf Sittlifeit, ihrem äußern Hervortreten und Beftehen nad) auf Conſens oder dem freien 
Übereinftimmen ver freien Männer einer freien Nation.) Auch in Beziehung auf die Erhal— 
tung oder Herftellung der Herrſchaft der Freiheit nun gilt der Grundfag, dab nur die Kräfte, 
welche eine Herrſchaft begründeten, fie au erhalten müflen (imperium is retinetur artibus, 
quibus initio partum est). 

Geſetzlicher Widerſtand nun oder die Beſtrebung, durch offene gefegliche Mittel die gemein— 
fcaftliche Freiheit und Verfaffung zu begründen oder herzuftellen, ihre Anfeindungen zu be— 
kämpfen, ſie entiprechen dieſen beiden Grundfräften der Freiheit; geheime eigenmächtige revo- 
Iutionäre Unternehmungen widerfprechen ihnen oder gefährden fie. 

Wer offen der Tyrannei entgegentritt, der legt dadurch eine Öffentliche Berufung an die fitt- 
lihe Gefammtüberzeugung, an den Gemeingeift und die fittliche vaterländiiche Geſinnung feiner 
Mitbürger ein, er Ipricht den Glauben und die Aufforderung aus, daß fie ebenfalls ihre Schul: 
digkeit thun und mit vaterländifcher Gefinnung und That für die Freiheit kämpfen würden. 
Er jelbft bewährt diefe Gefinnung und feine Bereitwilligkeit zu Opfern für die Heiligthümer der 
Freiheit, indem er fich offen der Misgunft ver Macht und ihren Verfolgungen audfegt. Er achtet 
aber auch zugleich den Gefammtwillen feines Volkes und ordnet fi vemfelben unter und ruft 
mit dem fittlihen Gefühl zugleich diefen Geſammtwillen feines Volkes, alfo die möglichft ſtarken, 
unüberwindlihen Kräfte in ven Kanıpf gegen das Unrecht, gegen die beleivigende Verlegung 
des Geſammtwillens dur den Despotismus; der Befanmtwille des Volkes ſpricht ſich ſoweit 
möglich in feinen bisherigen Gefegen aus, welche die Nation ald die allgemeine Form und Negel 
für das Handeln der Bürger aufftellte. Deshalb ift der gefegliche Weg für bürgerlihe Kämpfe 
gerade daffelbe für das Volk, was die Disciplin für das Kriegsheer. Diefes ift verloren, wenn 
jeder Krieger nad feinem Gigendünfel, der eine hier, der andere bort, der eine früher, der 
andere fpäter auf eigene Fauft losſchlagen will. Durch dieſen gefeglichen Weg, durch den offe— 
nen ebrlihen aufopfernden Kampf auf demfelben, durd die darin enthaltene Aufforderung an 
die gleiche fittliche patriotifche Beftrebung der Mitbürger vereinigt man leicht diefe Mitbürger, 
macht fie zu Mitftreitern, zu Kämpfern mit unüberwindlichen fittlihen Kräften. Alles dieſes 
verhält ſich anders, meift entgegengefept, bei geheimen Verbindungen und Verfhwörungen und 
bei eigenmächtiger revolutionärer Aufhebung gefeglicher Wege und Verhältniffe. Sowie hinter 
geheime Verbindungen, bei vielen wenigftend, ver Mangel an Ehrlichkeit und entfhiedener Be: 
reitwilligkeit zu Opfern ſich verfteckt, fo ift e8 auch ganz unvermeidlich, daß im Dunfel und in 
der Abjonderung von der Nation, In dem eigenmilligen, eigenmädjtigen Aufgeben der Gemein— 
ſchaft mit dem Volk und in der Anmaßung, feine Gefege zu brechen, feine Schickſale beliebig zu 
beflimmen und zu regieren, hochmüthiger, felbftfüchtiger Kaftengeift wuchert. Und es ift fehr 
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natürlich, daß durch ſolche Eriheinungen, daß durd das faft regelmäßige Mislingen geheimer 
Berihmwörungen und abſichtlicher, gemachter Revolutionen, durch ihre Gefährdungen der Mit— 
bürger und Unterftügungen der Tyrannei das Volk geradezu von dem Mitkämpfen für die Frei— 
heit zurüdgeichredt und abgehalten wird. Selbſt von dem revolutionären Standpunft aus 
müßte man eine ſolche Verfahrungsweiſe ald verkehrt verwerten , melde jtatt des beabfichtigten 
Erhebens der Nation ihr Nieder: und Stillſitzen bewirkt. 

Es it einer der häufigften Fehler ver politifhen Parteifämpfer, daß lie, ftatt ihre Heeres— 
macht zu vergrößern, nur für diejenigen, die bereits entſchieden auf ihrer Seite ftehen, die bereits 
überzeugt ind, nicht aber für die große Maſſe der noch zu Uberzengenden ſprechen und handeln. 
Zumal in Kämpfen gegen die beitehende Gewalt ift jebr natürlich die große Zahl auf der Seite 
ded Beſtehenden, und unter den gemäßigten Männern, die nicht ohne großes Bedenken ſich 
gegen daſſelbe erheben, muß gerade Die Sache der Freiheit ihre wirfjamften Kämpfer finden fön= 
nen. Sie werden aber natürlich am erſten angefproden durd den fittlihen aufopfernten Mutb, 
ber ji) ver Entiheidung ded nationalen Geſammtwillens unterordnet, nicht durch eigemwillige 
egoiftiihe Separatiiten und unberufene Dictatoren und Umſtürzer. 

Geheime Geſellſchaften theilen mit abjoluten Fürften, Höflingen und Höflingsminiftern 
jehr natürlid) bald dad Schickſal Karl's 1. von England und Ludwig's XVI. von Franfreih ; Te 
leben füch nicht zufammen mit den Gefühlen, Anſichten, Bebürfniffen dev Nation, werben der— 
jelben täglich fremder, verlieren die Kraft, auf fie zu wirken, und die Weisheit, ſich von ihnen 
berathen und warnen zu laſſen. 

Der geieglihe Gang und die moralifhe Kraft folder jittlihen Anftrengung, wie die eines 
Luther, eined O'Connell, entwaffnete aud die moralifche Kraft ver Gewalt, während gejeg: 
widriger, geheimer, hinterliftiger Krieg ihre tyrannifchen Gegenmittel herausfordert und ge: 
wiſſermaßen rechtfertigt. Es wäre das Allergefährlichfte für einen Fürften, wenn durch Sitt- 
lichkeit und offene Wahrheit, durch Rechtſchaffenheit und Gefeglichkeit der Freiheitäfreunde, 
durch deren Muth und Aufopferung für dad Gemeinwohl und die Ehre des Vaterlandes der 
entgegengelegte Charakter feiner Beftrebungen beſchämt und zum allgemeinen Volksbewußtſein 
gebracht werden fünnte. Wo dieſes der Fall wäre, da wäre die Sache des Despotismus un— 
rettbar verloren, 

Mo aber ein Volk wohlgerüftet und wohldisciplinirt jih auf würdigem Wege feine Freiheit 
ſelbſt ſchuf, da wird es diejelbe ji auch gegen natürliche Rückſchwankungen, gegen neuen Des— 
potismus zu fihern willen. Daß aud frühere deutſche Freiheitäbeftrebungen durch jene Einſei— 
tigfeiten vielfach ihr Ziel verfehlten, wer mag dieſes leugnen! Daß es jegt, vorzüglich durch 
Einwirkung volfömäpiger Kammern, in diefer Beziehung anders geworden, dies ift der ſtärkſte 
Grund unferer Hoffnungen auf glüdlihen Ausgang unferer Freiheitöbeftrebungen. Man denft 
jegt daran, daß das Volk durch gemeinfame fittlihe tüchtige That ſich feine reibeit erwerben 
und daß es dazu moraliih erhoben werben müſſe. 

Indem Maße nun, als ih in dem Volke Sinn und Muth für eine edle, patriotiſche und 
geieglihe Haltung entwidelt, vermehren und verftärfen fih aud die Mittel eines gejeglichen 
Kampfes und Widerftandes gegenüber despotiſcher Willfür und Nechtöverlegung. 

Zu den wichtigſten Mitteln für ſolchen Kampf gehört aber 1) gefeglicher Widerſpruch bei 
rechtswidrigen Zumuthungen und Berlegungen und aud Klagen und Beichwerben bis zu den 
höchſten Stellen hinauf, damit das Unrecht und dad Recht zur Sprade und Erörterung kom— 
wen, damit die Höhern Behörden entweder jelbft das Unrecht eingeftehen und befeitigen oder 
durch ihre Betätigung die ſchwache Gutmüthigkeit über ven wahren Zuftand der Dinge enttäus 
then müſſen. 

2) Vorzüglich gehört dahin: rechtliche Steuerverweigerung, aljo zuerft die der Volksver— 
tretung,, welche die Engländer unbedenflih und logifh aus dem Recht der Steuerbewilligung 
für die verfaſſungsmäßige Verwaltung da ableiten, wo die Verfaſſungsmäßigkeit derfelben auf 
anderm Wege nicht wohl zu erwirken ift; fodann die der Bürger bei Steuerforderungen, welche 
nicht von verfaflungsmärigen Ständen bewilligt find. 

Hier allein liegt jegt die wirffame Nachhülfe der Kurheſſen für ihr niedergetretenes Red. 

3) Offene Sprade gegen das Unrecht und für das Recht auf jedem nur möglichen rechtlichen 
Wege mündlich und durch Die in= und ausländische Preife, und zwar eine ſolche Sprade, die da, 
wo wirflih die Sache zweifelhaft it und Beweisführung bedarf, in dem falten Tone der Prü— 
fung und Unterfuhung auftritt, da aber, wo es die Nüge unzweifelhafter Unrechtlichkeiten, 
Misbräuche, Bedrückungen gilt, einerfeits das Gefühl der Ättlihen und patriotifchen Entrüftung, 
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der Ehre und Schande und dadurch eine lebendige Öffentliche Meinung erweckt, andererjeitd zu= 
gleich ſolche leidenſchaftsloſe Beſonnenheit und Würde anivendet, daß der Eindruck nicht durch 
gerechte Beftrafungen oder aud nur durd den Vorwurf eines rohen unwürbigen Tons ge: 
ſchwächt werden kann. Die dennod eintretenden Verfolgungen und Verurtheilungen müfien 
alddann als ſchlagende Beweiſe deöpotiiher Gewaltthaten und eines untergrabenen Rechtszu—⸗ 
ftandes und ald Leiden des Märtyrerthums für die Freiheit den Sinn für gejeglihen Wider— 
ftand verbreiten. 

4) Erfindungsgeift und Unermüdlichkeit in der Entdeckung und Benugung aller Mittel und 
Wege, um durch diefe oder jene in= oder ausländiſche Prefje, durch handſchriftliche Mittheilun: 
gen, Briefe, Demonftrationen, d. h. Geſinnungsäußerungen, Trinkſprüche, Berfammlungen, 
Reifen, Adreſſen, Petitionen, Unterflügungen armer Batrivten, beſonders aber der Verfolg— 
ten u. j. w., und ba endlich, wo Neben unmöglid oder unſchicklich wäre, wenigftens durch aus— 
drucksvolles Schweigen, durch unterlaffene Huldigungen die Wahrheit und die Überzeugung der 
Beilern im Volke deutlich und eindringlich darzulegen und einen übereinftimmenden Gefinnungs- 
ausdruck des Volkes immer allgemeiner und ftärfer zu machen. 

Wie eng der Raum des verfaflungsmäßig gültigen Geſetzes auch jei, wie Flein und un: 
Icheinbar ver Standpunft des Handelnden, wie gering feine That, fein Samenforn geht ver— 
foren für das von Gott gewollte Gute, für die göttliche Freiheit. Es ift eine unſichtbare mora= 
liſche Gemeinſchaft aller patriotifhen Herzen und Beſtrebungen in einem bedrückten Volke, ein 
Zujammenwirfen von heute auf morgen, von Nord nad) Süd. Die Tropfen bilden Bäche, die 
Bäche den Strom. Man glaubt ed oft nicht und verfolgt es bei genauerer Betrachtung, wo jie- 
möglich ift, mit Erſtaunen, wieviel ein einziger unſcheinbarer Bürger durch treued unermüd— 
liches Spreden und Thun für das Gute zuerft in kleinerm, dann durd Mittelöperfonen in er— 
meitertem Kreije wirken fann. Es ift das ſchlimmſte Zeichen der Selbſtſucht unferer Tage und 
des Diangeld an politifcher Bildung, wenn viele wegen ded Mangels an Mitteln und der Unge— 
duld, die Früchte ihrer Beftrebungen jelbft zu ſehen, an der Sache ver Freiheit verzweifeln und 
wenigitens die Hände in den Schos legen. Wollte e8 in Eriegerifchen Feldzügen, die doch ihrer 
Natur nad ſchnellere und fihtlihere Erfolge haben müſſen als innere Entwidelungen, der ein— 
zelne Soldat ähnlid machen, die Sache des Vaterlandes wäre mit Sicherheit verloren. 

Wie unermeßlich wichtig ift oft ſelbſt auch die geringite Anftrengung, jelbit das Schweigen, 
die unterlaffene Huldigung, diefe oft allein mögliche und ſchickliche Art, den Fürften die Wahr: 
heit zu jagen, fie vor falſchem Syſtem und Rath ihrer Umgebung zu warnen. Lind wie jhwer 
fommen Deutſche zu diejer geringften Tapferkeit! Man muß wol öfter died Vergeſſen der patrio- 
tiihen Prliht in diefer Beziehung lieber aus dem Mangel politifcher Einſicht in die Wichtigkeit 
und Wirffamfeit diefer Pflihtausübung erklären, ald aus Feigheit und Selbſtſucht, welche hier 
zu Berrath an den Heiligthümern des Vaterlandes führen könnten. 

Ganz dafjelbe gilt von den unmöglid zu unterdrüdenden Außerungen der rechtlihen und 
fittlihen und der menſchlich theilnehmenden Gefühle bei öffentlihem Unrecht, vollends bei 
ungeſetzlichen Proceſſen und Martern politifher Art. Sehr wahr fagt Venedey: „Solange ein 
Volk ruhig und ſchweigend zufehen kann, daß feine evelften Männer um ſeiner Rechte und feines 
Wohls willen in Gefängniffen verfümmern, ift daſſelbe ſtillſchweigend zur Schmach und Knecht— 
ihaft verurtheilt. Wer zu feig ift, am rechten Orte zu reden, der mag gelaffen in das dumpfe 
Schweigen der Rechtloſigkeit fih fügen.” Bei weitem die traurigfle Wirkung längerer Freiheits— 
unterdrückung ift die Entadelung, ift die fittlihe Ernievrigung der Völfer. Ein Mann muß 
eine Überzeugung haben und den Muth, fie audzufprehen und zu vertreten. 

5) Eifriges patriotifches Zuſammenwirken mit achtbaren Mitbürgern für alle viele Zwecke, 
vorzüglich auch Befeitigung der kaſtenmäßigen Abfonderung und eines vornehmen Perrüfen: 
geifted unter den Freiheitäfreunden deſſelben Vaterlandes. 

6) Indbefondere find alle Eorporationen, ald unfterblihe moralifche Perjönlichkeiten für 
unjterbliche Zwecke, doppelt interefjirt und verpflichtet, für den wahren dauernden Rechtszuſtand 
des Gemeinweſens alle rechtlichen Mittel zu gebrauden. Ihre Schritte fine auch doppelt wirk— 
jan megen ihres moralifchen Anſehens und weil bei ihnen der Verdacht ver Leidenſchaftlichkeit 
und revolutionärer Abjichten wegfällt. Es ift ein Zeichen tiefen moralifchen Verfalld durch den 
äußerſten Despotismus, wenn man diefe Corporationen entweder gleihgültig gegen den öffent: 
lihen Rechtszuſtand oder ihre Stimme für denjelben unterdrückt jtebt. 

Wenn aber aud alle diefe Mittel eines gefeglichen Widerſtandes nicht durchſchlagen jollten, 
jo gehört es doch zur patriotifchen Tugend, day man trogdem an der guten Sache ded Vater: 
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landes nicht verzweifle, daß man den fittlihen Glauben an feine Zukunft feithalte, daß man 
jedenfalls lieber mit dem Vaterlande dulde und fein Übel nad Kräften minvere, als ihm, wie 
in neuerer Zeit viele Auswanderer, den Rüden fehre. Gerade die Geſchichte Englands unter 
Karl I. zeigt es, wie viel näher, ald man denken mag, oft der Sieg über den fheinbar unüber- 
windlichſten Despotismus bevorfteht. Selbſt H., mit ihm fein Vetter Dliver Crommell und 
Prym waren im Jahre 1639 im Begriff, England, weldes noch immer ohne Parlament unter 
dem Despotismus Karl's und feiner energifchen und liftigen Minifter Strafford und Laud 
feufzte, mit den englifchen Eolonien in Nordamerika zu vertauſchen. Da trat, um das bedenk⸗ 
lich überhandnehmende Auswandern unter der hoffnungslos verkehrten Regierung zu hemmen 
und um aud) diefe legte traurige Zuflucht der Bebrängten zu befeitigen, ver fürftlihe Abſolu— 
tismus mit einem verbietenden Gabinetöbefehl dazwiſchen. Das Schiff, welches im Begriff fland, 
jene drei Hauptftügen des bald nahher ausbrechenden gewaltiamen Beiheitöfampfes über ben 
Atlantifhen Ocean zu füßren, mußte in England bleiben, Die mit der politiſchen Willfür ver: 
bundene religidfe Bedrückung aber entzündete jegt in Schottland den Bürgerkrieg. Schon ein 
Jahr, nahdem ihn ver König gewaltfam in England zurüdgehalten, 1640, ftand H. in dem 
nun unvermeidlich gewordenen neuen Parlament an der Spige der Oppofition, und nicht viel 
fpäter, nachdem der König ihn als Hochverräther angeflagt hatte, kämpfte er, als aud in Eng= 
fand der Bürgerkrieg zum Ausbruch; gefommen, an der Spige eines ſelbſtgeworbenen Reiter= 
regiments auf dem Schlachtfeld und beflegelte feine Grundfäge am 24. Juni 1643 mit dem 
Tode. Prym hatte Die Hochverrathsanklage gegen die Minifter zu deren Verberben erhoben und 
durchgeführt. Cromwell beſiegte Karl's Heer. Die Freiheit triumphirte und ihr Misbraud 
machte neue Kämpfe für fie nöthig, bis fie endlich unter dem großen König Wilhelm von Ora— 
nien (1689) für unberechenbar ferne Zeiten glorreich befeftigt warb und troß aller irdiſchen 
Unvollfonmenheiten das zugleich mächtigfte und freiefte Reich gründete, welches je vie Welt jah. 
In England wurde das Leben und Wirken H.'s wiederholt befchrieben, zuerft von Nugent, 
„Some memorials of John H., his party and his times’ (2 Bve., London 1831), dann von 
D'Israeli, „Eliot, H. and Prym“ (Xondon 1832). j Welcker. 
Handel. Unter Handel verſteht man den Austauſch von Waaren zu Geld. Die Fähigkeit 
und das Bedürfniß des Austauſches liegt in der Natur des Menſchen begründet; er kann ebenſo 
wol ermeſſen, welchen Nutzen ihm die im Beſitz anderer befindlichen Dinge bringen können, wie 
er es begreift, daß dem andern ein Erſatz geleiſtet werden muß, falls er dieſelben ihm freiwillig 
überlaſſen ſoll. Bei der Mannichfaltigkeit der menſchlichen Bedürfniſſe, deren Steigerung noch 
ganz unabſehbar iſt, wird es aber immermehr zu einer Unmöglichkeit, daß der Einzelne ſeinen 
ganzen Bedarf in allen Theilen auch ſelbſt ſich arbeitet, und bei der größern Verſchiedenheit nicht 
blos der menſchlichen Anlagen, ſondern der Arbeits- und Productionsgelegenheiten macht ſich 
dann der Tauſch von ſelbſt. Ohne den Tauſch wäre jeder einzelne Menſch für ſeine ganze Exi— 
ſtenz allein auf feiner eigenen Hände Arbeit angewieſen, womit kaum die roheſten Völkerfchaf: 
ten, die man aufgefunden, fich begnügt haben. Man fann vom Austauſch ebenfo fehr wie vom 
feften Aderbau jagen, daß er eind der erften Gulturelemente der menſchlichen Geſellſchaft ift. 
Das haben diejenigen offenbar überfehen, welde, wie es merfwürbigerweife Häufiggenug ge= 
ſchehen, ven Handel nur ald eine Art unvermeidlihen Übels betrachtet wilfen wollten. Daß der 
Handel nit blos Austaufd von Waare zu Waare, fondern wefentlih von Waare zu Geld ift, 
muß nicht ald eine unnatürliche Einrichtung, fondern als eine weitere culturfördernve Ent: 
widelung angejehen werben, denn Geld ift — wir halten uns hier von allen weitern theoretifchen 
Erörterungen fern — etwas, wofür man nad Belieben jede werthentfprehende Waare erhalten 
fan, gewiflermaßen der Embryo jeder Waare, ſodaß mit Hülfe des Geldes ver Austauſch alfo 
noch viel vollendeter und zweckentſprechender vor fi gehen kann. Der Waarenvorrath des 
einen wird nur felten genau auf das Waarenbedürfniß des andern paflen, der Befig von Geld 
gibt aber die Möglichkeit, die Zeit und Gelegenheit zur Befriedigung des legtern richtig abzu— 
paflen. Damit fallen aud die dem Geldverfehr gemadten Vorwürfe. Im Handel liegt Hin 
und Gegengabe, und jeder der beiden handelnden Theile will dabei feinen Vortheil mahen. Es 
ift eitled Moralifiren, daraus eine Anklage gegen den Handebzu erheben; wie follten dann aud 
mol die Menfchen auf die Dauer es aushalten, ohne Entgelt für andere zu fhaffen! Ebenjo 
wenig liegt in der Gegenfeitigfeit des Vortheils eine Übervortheilung oder der Verſuch zu einem 
Hintergeben. Der Handel beruht vielmehr wefentlih darauf, daß beftimmte Leute gewifle 
MWaarenvorräthe fich anlegen, die ſie durch ihre beflere Kenntniß beffer ausmählen können und 
die ſie wegen des größern gleichzeitigen Ankaufs auch billiger erhalten, um fie Später in Eleinern 
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Duantitäten je nad Bedürfniß dem Käufer gegen Geld zu überlaffen. Es beruht dies auf der 
einfachen Theilung der Arbeit. Der Käufer würde viele Dinge von der erfien Hand gar nicht 
einmal erhalten fönnen, und die meiften, ja faft alle andern nie zu demſelben Preife, wie jegt 
vom Verkäufer. Der faufmännifhe Gewinn entſpricht alfo der Erfparung von Mühe und 
Koften und der Dienftleiftung, die er dem Käufer dur das Halten der paraten Vorräthe fowie 
durch das Ablaffen Feiner Ouantitäten davon gewährt. Diefer Gewinn ift mithin ein durch— 
aus rehtmäßiger, und er befteht nicht zum Schaden, jondern zum gleichen oder richtiger faft 
regelmäßig zum noch größern Vortheil des andern Theils. 

Im Altertbum war der Handel befanntlih weniger geachtet, nicht fowol bei den Griechen 
oder richtiger den ioniſchen und attifhen Stämmen derſelben, als bei ven Römern, welde all- 
mählich das Kriegführen und das Plündern vorziehen lernten. Jedes Gewerbe, mit Ausnahme 
der Seldgefhäfte, wurde den Nömern mehr’und mehr anrühig und eines freien Mannes um 
jo unwürdiger, je ftärfer die Zahl der Sklaven ward. Der Handel erſchien eher ald eine Schma— 
rogerpflanze im allgemeinen Verkehr, zumal er unter den damaligen Verhältniſſen ſich nicht 
jelbftändig entwideln konnte, und es fehlte ſogar an den widhtigften VBorausfegungen in Ge: 
fegen und Anfhauungen, auf welche hin ſich ein abgejonderter Handelsitand Hätte entwideln 
können. Selbft das Römiſche Net, wie unfere Tage e8 überfommen haben, trägt davon noch 
die deutlichiten Spuren, und noch viel verfehräfeindlicher war es in feinen erften Gntwidelungen. 
Die ganze erft im viel fpäterer Zeit etwas gemilderte Kehre von römischen Eigenthum und der 
dazu gehörigen Vindication kann ih mit derjenigen Sicherheit, die ein nur einigermaßen ent- 
wickelter Handelsverkehr fordert, nicht vertragen. Ob diefelbe Beratung des Handels in gan: 
zen Umfang bed Römifchen Reichs vorwaltete, ift ungewiß und auch zweifelhaft, denn was ung 
die römiſchen Schriftfteller berichten, gilt do wejentlih nur von der Hauptſtadt des Reichs, 
deren Anfichten nicht allenthalben die in den Provinzen hergebrachten unterbrüdt haben werden. 
. Im den Anfängen der hriftlihen Kirche galt vielfach der Faufmännifhe Gewinn als etwas 
Unerlaubtes, höchſtens als etwas Geduldetes, namentlich im Gegenjag zum freien uneigen- 
nügigen Wohlthun. Dennod entwickelte jih mit der weitergehenden Auflöfung des Nömifchen 
Reihe in deinfelben ein ftarfer Handelöverfehr, namentlich auch der Richtung der nicht unter: 
worfenen Völkerfhaften zu. Die Anſchauungen ver erjten chriſtlichen Kirche gewannen zuerft 
unter den befehrten deutſchen Völferfchaften die Oberhand, um fo mehr, da ſich die Beratung 
des bürgerlichen Verkehrs fehr wohl mit dem Vorherrſchen der kriegeriſchen Gelüfte unter ihnen 
vertrug. Trogdem war der Sinn der Germanen jhon mehr auf einen geregelten Handels— 
verfehr gerichtet, wie denn derfelbe nicht mehr blos von Sklaven oder Leibeigenen betrieben 
wurde, fondern aud) von freien riftlihen Kaufleuten, vielfach indeß auch von den damals kaum 
fo wie fpäter verachteten Juden. Unter Karl dem Großen gab es bereits regelmäßige Märkte. 
Später entftanden die Handeldrepublifen in Italien, in denen aber zuerft ver Handel nod immer 
nicht als ebenbürtig mir dem Herrfchen und dem Waffenführen anerkannt wurde, während Died 
in den deutfhen Handelsſtädten fhon von Anbeginn an der Fall war, Von ihrer Ent: 
wickelung ſchreibt ſich die ganze jegige weltgebietende Stellung des Handels her, namentlich jeitz 
dem England jeinen weltgebietenden Plaß ebenfo fehr auf den Handel wie auf die Kriegführung 
aufgebaut hat. Won da vornehmlich ift auch dem Handelsverkehr in den Anfihten der Men: 
Shen der ihm gebührende Plag geworden. 

Wie Died num fo ziemlich die Negel, von allen ältern, gejchichtlich entjtandenen Anſchauun— 
gen ift ein mehr oder minder ftarfer Bodenſatz auch unter der heutigen Menſchheit zurückgeblie— 
ben, und hier wie fonft macht man den Verſuch, folhe Anfichten Hinter einem andern Vor: 
wand zu verfähleiern oder einen diresten Rehtfertigungsgrund dafür aufzuſuchen. Die roheſte 
Annahme läßt den Handel einfach auf Betrug und UÜbervortheilung beruhen, und jelbit dieſe 
Anficht muß man noch jegt zuweilen hören. Wir haben indeß ſchon oben bemerkt, dap die Vor: 
audfegung derfelben, die nämlich, dag man ohne den Nachtheil eines andern nicht ſelbſt Geld 
verdienen inne, unrichtig ift. Dagegen haben zwei andere Richtungen eine allgemeine Be: 
gründung verſucht. Die einen finden in der Begünftigung ded Handels eine dei, wie ſie es 
nensien, materialiftiihen Nichtungen der Zeit gewährte Gunft. Es wird dies namentlid von. 
zwei Seiten ber behauptet, die, obgleich innerlich und äußerlich voneinander ſehr verſchieden, 
doch auch fonft heutzutage vielfach) nebeneinander geben. Die Frommen thun das und theilweife 
noch im Anklang an die Anihauungen der Afcefe, welche ven Lebensgenuß für unheilig oder gar 
für ſchädlich erklärt; es geichieht aber daſſelbe auch von den Fendalen, die in dieſer Kundgebung 
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ihrer inftinctiven Abneigung gegen den bürgerlichen Betrieb zugleich ihre Beforgnif verbergen, 
dag mit dem fteten weitern Aufblühen des BürgertHumd ihre eigene Bedeutung abnehmen 
müffe. Seltener Hört man dieſen Vorwurf aud von Leuten außerhalb diefer Parteien, au— 
geregt vielleicht dazu durch eine einzelne Wahrnehmung, die fie fofort außerhalb alles vernünf-= 
tigen Zufammenhangs generalifiren; immer aber ift die Anfchuldigung ungerecht. Der Vor— 
wurf, ſich mit den Dingen diefer Welt mehr abzugeben als in frühern Zeiten, fünnte nur dann 
einige Begründung haben, wenn höhere, geiftige, fittlihe und politifche Intereffen darunter 
litten; dazu müßte aber doch erft ver Beweis geführt werden, daß in der frühern Zeit, al& vie 
Handeldintereffen weniger vormalteten, die Menſchen vuchfchnittlic überhaupt beifer und höhern 
Strebungen zugeneigter gemefen wären als jegt. Keine über die Vergangenheit angeftellte 
Forſchung hat aber diefen Nachweis liefern können, fobald man nur von allgemeinen Behaup— 
tungen auf die Thatſachen ſelbſt einging. Höoͤchſtens daß die Ziele und die Wege früher andere 
waren; jede Zeit befigt aber ihre eigenen Ideale und jie hat dad Recht dazu. 

Aber jeglichen ſolchen Vorwurf, wenn er mehr ald eine Redendart ift, Hinter der id anderes 
verſteckt, läßt ſich die vorzugsweiſe civilifirende Kraft des Handels gegenüberftellen. Sie liegt 
nicht blos und nicht zuerft darin, dak der Handel die Welt durchforſcht, um Producte aufzufuchen 
und auszutauſchen, und daß dadurch ein Völkerverkehr entfteht, der zugleich neue Ideen umfegt, 
vielfältige Keime der Givilifation erzeugt und weiter entwidelt, fondern auch in den Grundbe= 
dingungen, unter denen allein in einem handeltreibenden Volke der Verkehr gedeihen fann. Es 
ift freilich wahr, die Berührung uncivilifirter und wilder Voͤlkerſchaften mit gebildetern Natio= 
nen reibt die erftern meift auf, und um fo mehr, je größer der Abftand zwifchen beiden ift, 
Das gefhieht aber nicht blos in der Berührung durch den Handel, es geichiebt noch weit mehr 
in den friegerifchen Gonflicten unter beiden Theilen. Nicht der Handelöverfehr hat die Urein— 
wohner Amerifas fo tief heruntergebracht, ſondern das Feuer und das Schwert der erften Er: 
oberer. Erſt mit der größern frienlihen Entwidelung der europäifhen Einwohner ift auch eine 
größere Schonung der Ureinwohner eingetreten; fie weidhen aber dennoch zurück nad jenem 
Gefeg der Natur, daß der Schwache allenthalben dem Starken unterliegt. Aber aud bier 
wird der Nachtheil durch den Vortheil weit aufgewogen. Das halb thierifche Leben weniger 
Wilden macht den bevölferten Niederlaffungen gebilveter Nationen Plag; die Naturerzeugniffe 
und der Boden von vorher abgeichlofjenen Gegenden fommen der ganzen übrigen Menſchheit 
mitzugute. Diefe Art Umſchwung anzuflagen und doch die Genüffe veffelben ohne jegliche Sprö— 
digfeit hinzunehmen, erfcheint einigermaßen inconfequent; noch mehr, es heißt auch in Europa 
den Boden der eigenen Givilifation verleugnen, denn aud die Vergangenheit der europäiſchen 
Völkerſchaften bietet Perioden genug, in denen ein neues civilifirendes Element erbarmungslos 
über das Beftehende hinwegging, e8 dabei aber befruchtete und eine neue Eultur erzeugte. In 
allen viefen Beziehungen vollzieht in unferer Zeit der Handel daffelbe Gefeg der Natur, das 
früher mit dem Schwert geſchah. 

Die civilifirende Kraft des Handels gibt fih aber vor allem inmitten ver handeltreibenden 
Bölker ſelbſt und. Der Handel erfordert vor allem fefte gefegliche Zuftände und einen wohl: 
gegliederten Staatöbau. Man muß zu feinem Rechte fommen können, und dazu bedarf ed Ge— 
jege und Richter, ſowie einer Staatögewalt, die den Richterfprud vollzieht. Man will das frich- 
lich Erworbene auch friedlich genießen, und die ftete Handhabung der Öffentlichen Sicherheit wird 
unausbleiblih. Das aber gerade find diejenigen Errungenſchaften, durch melde jeder geiftige 
und fittlihe Fortſchritt erft feine fefte Begründung findet. Es iſt geſchichtlich nachweisbar, daß 
mit dem Aufblühen des Handels auch der flaatliche Fortfhritt und die weitere Entwidelung 
jedes eivilifirenden Elements Hand in Hand gingen. AU jened gegen ven Kandel gerichtete 
Pathos fann feinen andern Weg angeben, um daffelbe Ziel zu erreihen. Der Handel begrün: 
det und vermehrt zugleich die friedlichen Berührungspunfte unter ven Völkern, im Gegenfag 
zum nationalen Ehrgeiz und zur hergebrachten Nationaleiferfuht. Die fogenannten Handels: 
friege gehören Zeiten an, in denen die Handelöbeziehungen unter ven Völkern viel geringer 
waren, fie jelbft dienten faſt vegelmäßig auch nur als Vorwände eines ganz andern Ehrgeizes. 
Handelskriege, wie ſie wiederholt noch im vorigen Jahrhundert geführt wurden, ſind gerade jert 
bei dem ungehenern Aufſtreben des Handels eine völlige Unmöglichkeit. 

Der Handel erfordert gute Communications- und andere Verkt hrẽmittel und ſetzt u 
nebft den Waaren noch weitere Gulturelemente vom größten Umfange in Umlauf. An ver 
Hand und zunächft für die Bedürfniſſe des Handels ift die Anwendung der Dampffraft zu Rande 
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und zu Waſſer entftanden, deren Einfluß auf alle unjere Verhältniffe bereits fo mächtig her— 
vorgetreten if. Ein weiteres Mittel der Sittigung und des Fortfchritts liegt aber noch in der 
hervorragenden Anwendung ded Credits bei allem, was den Handel betrifft. Der Credit, ver 
die Umfagmittel jo ganz außerordentlich vervielfältigt, der überhaupt die gegliederte Güterver— 
teilung unter den Menſchen erſt möglih macht, weil von der erften bis zur legten Stufe bes 
Umſatzes nur die wenigften dad Gefaufte aus fofort paraten Mitteln bezahlen können, hat 
Treue und Glaube zu feiner erften Vorausſetzung. Sowol die Gewöhnung, einem und vielen 
andern Menſchen fortwährend und regelmäßig Glauben jchenken zu fönnen, ald auch die an- 
dere, ſtetes Zutrauen zu bedürfen und zu erhalten, wirft von felbft im fittlichen Bewußtfein des 
Einzelnen weiter fort. Im dieſem meit audgedehnten und unendlich vielfach verflochtenen 
Geben und Nehmen von Gredit ift es denn auch begründet, daß die Eriftenz eines jeden mit 
allen Fäden an die vieler andern und der ganzen Gefammiheit gebunden wird. 

Daß der Handel ven Wohlfland vermehrt, mindeftend ebenfo fehr wie der Ackerbau und bie 
Fabrifation, ift unbeftreitbar, das lehrt der Augenfchein bei allen handeltreibenden Völkern. 
Die großen Handeldrepublifen des Alterthums wie des Mittelalters find immer ein Gegenftand 
der Begehrlichkeit unter den Mächtigen der Erbe gemefen, und noch heutzutage ift England, das 
vor allem Handeltreibende Land, aud der reichte und mächtigfte Staat. Die Nichtigkeit dieſes 
Geſichtspunktes wird auch durch all die ungeheuern Anftrengungen beftätigt, welche jetzt in allen 
Rändern zum Beften des Handeldumfages geniacht werben. 

Sole Betrachtungen und ähnliche — denn wir haben bier nur die Hauptpunfte hervorheben 
können — machen ſchon vie Berechtigung der Frage über die Productivität des Handels gewif: 
fermaßen zweifelhaft. Hinter der Verneinung biefer Frage hat aber auch die unbewußte oder 
bemußte Abneigung gegen den Handelsverkehr ihre wiffenfchaftliche Begründung verſucht, womit 
wir freilih nit jagen wollen, daß alle, welche diefer Berneinung gang oder theilmeife beigetre= 
ten jind, zu den Gegnern des Handels gezählt werden müflen. Ihre Deductionen haben dieſen 
legtern vielmehr nur die Handhabe für die Angriffe geliehen. Ob der Handel productiv fei oder 
nicht, das hängt zunächſt von dem Begriff ab, den man an dad Wort Production fnüpft. Produ— 
eiren kann zunächſt fein Schaffen fein, denn ver Menſch ſchafft überhaupt nichts; produciren iſt 
vielmehr nur die Thätigkeit, welche die Naturfräfte zur Erzeugung deflen verwendet, was und 
wie es der Menſch zu feinen eigenen Nugen gebrauchen fann. Das thut der Landmann, das 
thut der Fabrifant und jeder Gewerbtreibende, das thut auch ver Kaufmann. Wer die wirf: 
lichen Verhaͤltniſſe des Lebend mit offenen Augen betrachtet, der muß fogar zu der Einfiht fome 
men, daß bie ganze Probuctivität von Aderbau und Babrifation auf dem Handel beruht, denn 
ohne ihn würden fie zwar für ven Menfchen nugbare Broducte liefern können, e8 würden jedoch 
diejelben, falld e& feinen Handel gäbe, weitern Kreifen nicht zugute fommen, ja fogar ohne 
Zweiſel im weſentlichſten Umfang benfelben entzogen bleiben. Es wäre alfo eine Production 
ohne Zwed und Ziel, Enweder man fegt die Productivität in dad bloße Hervorbringen von - 
Gegenftänden, dann ift aber au das gänzlih unnüge Thun diefer Art productiv, oder man 
fegt die Productivität Darein, daß die hervorgebrachten Gegenftände in ven Verbraud der Men— 
hen kommen, dann gehört aber auch jeved Mittel auf diefem Wege zur Production. Wer einen 
zum Gebraud fähigen verarbeiteten Stoff an den Gonfumenten bringt, produeirt für diefen im 
nit minderm Grade, ald wer ihn vorher vom rohen zum fertigen Zuftand gebracht bat. Und 
vergeffe man doch auch nicht, daß theilweife felbft ver Landbau, namentlich in unferer Zeit, 
jedenfalls aber die Fabrikation, auch ehe fie nur an den eigentlichen Umkreis ihrer Ihätigkeiten 
unb ihres Hervorbringens gelangen können, der Vorarbeit des Handels zur Beziehung ihres 
Rohmateriald oder ihrer Arbeitäwerfzeuge bedürfen. Man fann die Productivität des Handeld 
auch nicht auf befondere Handelszweige einſchränken, ſolche etwa, die eine Fortbewegung von 
Ort zu Ort bewirken und fo unmittelbar ven Producenten in die Lage verfegen, das fonft weit 
Entfernte vor feiner Thür zu finden, fondern jeder fi ohne Zwang bildende Zweig ded Ganz 
dels gehört dahin. Wenn, wie ed der Halt ift, ver Gelphandel vem Kaufmann eine ganz ument= 
behrliche Stüge ift, wenn, wie gleichfalls nicht verfannt werden darf, der Sperulationdhandel 
die zweefmäßigfte Bertheilung ver Waarenvorräthe mit bewirkt, weil das eigene Intereffe dazu 
nöthigt, die Bebürfnifle des Verkehrs und ver Conſumtion zu erlaufchen, jo gehören auch dieſe 
in den Kreis ber productiven Thätigfeiten, jo groß und mannichfach aud ihre Ausartungen 
-fein mögen. Überhaupt läßt ſich der Verkehr nicht in Einzelheiten trennen und fhuhneifternd 
fondern. Wir wollen übrigens noch bemerken, daß wir auf den ganzen Unterſchied zwiſchen 
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productivem und unproduetivem Thun nur injoweit etwas geben, ald wir unter legternt eine 
zwedlofe Zeitvergeudung verftehen möchten, nicht aber wollen wir den Unterſchied flatuiren, 
um ein irgendwie nügliches Thun unter den Menfchen als unproductiv zu bezeihnen, reſp. zu 
brandmarfen. Man ift mit dem Unterfchied zwifchen productiv und unproductiv geradezu bis 
zu Abfurditäten vorgegangen, man hat das geiflige Schaffen des Denkers unproductiv genannt, 
das Regieren ferner, das Lehren, das Nechtfprechen, das Heilen, ſodaß man dem einfachſten 
Thun des gewöhnlichen Handlangers ſolchem Wirken gegenüber als productiv einen Vorzug 
ertbeilen wollte. Sole Befangenheiten, die dem natürlichen Bewußtſein eines jeden vernünf: 
tigen Menſchen wiverftreben, find freilih im Leben, wo die Vernunft ihre unweigerlichen An= 
ſprüche erhebt, weniger ſchädlich, höchftens daß fie die Achtung vor einer Wiffenfhaft beein 
trächtigen, die zu folden Folgerungen führt. 

Was nun den Handeläbetrieb anlangt, fo gibt e8 eine ganze Reihe von Eintheilungen der Art 
und Weife ver Handelsgeſchäfte, als: Groß: und Klein- (Detail-)Handel, Krämer:, Haufir-, Ein= 
fußr: (Import=)Handel, Ausfuhr: (Erport:)Handel, Gigen: (Propre:), Zwifhen-, Commiſ⸗ 
fiond-, Spebitiond:, Waaren=, Geld- und Wechſelhandel, Activ:, Baffiv-, Binnen- und auswär: 
tiger Handel, Speculationd:, Effectenhandel und wahrſcheinlich Hier und da noch mehr folder 
Eintheilungen. Diefe vielfachen Unterfcheidungen find aber durch bloße Worterflärungen weder 
geeignet, die Natur der einzelnen Betriebe zuerklären, noch füllen fie ven faufmännifihen Verkehr 
aus. Die einzelnen Betriebe gehen auch nah Ort und Gelegenheit vielfältig in= und durcheinan⸗ 
der. Nicht einmalder Groß- und Kleinhandel können fharf auseinander gehalten und wieder vom 
Zwifhenhandel gejonvdert werben. Will man überhaupt den Großhandel erklären, jo kann 
fein wefentliher Charakter nur darein gefegt werden, daß er in der Negel nicht mit dem eigent: 
lihen Gonfumenten, fondern mit dem MWiederverfäufer zu thun hat, während der Abfag an den 

Conſumenten das Kennzeichen des Kleinhandels bietet. Man fann auch für die Praris feine 
der Zwifchenftufen zwifchen dem erften Bezieher ver Waare und deu, der fie endlich an ven Klein: 
händler abjegt, vom Großhandel trennen, einmal, weil namentlich an den großen Handelsplätzen 
der Iucrative Berrieb beider Arten von Handel meift in derfelben Perſon oder verfelben Firma 
vereinigt ift, fodann, weil der Großhandel, wenn man ihn von Diefer Art des Zwifchenbandels 
unter verſchiedenen Handeltreibenden trennt, nad dem Ort des Handelsbetriebs jehr ungleiche 
Stufen umfaffen müßte. Wer an einem mittlern oder Eleinern Ort als Großhändler vafteht 
und dies für feine Verhältniffe und die des Orts auch wirklich ift, wird in einem großen oder 
mittlern Plage nah Art und Ouantität des Umfages erſt in zweiter, Dritter oder noch weiterer 
Linie rangiren. Aber für feinen Plag hat er jo gut wie der Großhändler des größern Plages 
feine Waaren direct und in größern Duantitäten bezogen. Denn aud ber Großhändler des 
größten Handelöplages hat bei weitem nicht alle Waaren innmer aud der erften Hand, fondern 
jehr Häufig auf Umwegen bezogen, wie fie einmal im Gange des allgemeinen Verkehrs liegen. 

- Ganz vaflelbe gilt von allen andern Betriebdarten des Handels: es gibt Feine einzige, vie ſich 

nit im Laufe des Verkehrs mit einer andern vermengt und in dieſelbe übergeht, und zwar 
nicht blos zufällig, jondern zum wefentlichen Gedeihen eines andern Betriebs. Selbſt der 

Kleinhändler wird gelegentlih Waaren zum Wiederverfauf ablaffen, wenn er z. B., um eine 

Eonjunctur zu benugen, auf einmal eine größere Quantität Waaren eingekauft bat, als er 

nad feinen Abjagverbältniffen in einer gemiffen Zeit wieder im Kleinen verkaufen kann. Hier— 
aus ſchon ergibt ſich das Verfehlte und ſelbſt Schäpliche von Einrichtungen, wie jie noch an vie- 
len deutſchen Orten beftehen, die auf Grundlage von Goncefjionen oder innungsartigen Ver: 
bänden ven Handeltreibenden fharfe Grenzen in der Art umd dem Umfang bes Abjages gezogen 
haben. Sie unterbinden zum Schaden der Betreffenden und nod mehr der Gonjumenten die 

Adern des Verkehrs und jind praftifh fortwährenden Eontravenienzen unterworfen. 

Berzichtet man indeß auf allzu ſcharfe Uinterfheidung, fo jondert, wie bemerkt, Sprach— 
gebraud und Geſetz im allgemeinen den Kaufmann von dem Krämer infofern, als leg- 
terer in unmittelbarem Verkehr mit dem Gonfumenten, erfterer in den verfchiedenen Zwiſchen— 
ftufen des Verkehrs bis zum Krämer gedacht wird. Doch fteht diefer Unterſchied weder durch— 
gängig feft, noch Hat er eine weſentlich praftifche Bedeutung, außer etwa in der juriftijchen 
Begrenzung der Handeldgeihäfte nad ihrer Iinterorbnung unter das Handelsrecht. Das ift 
aber nicht immer der faufmännijche und nod weniger der wiſſenſchaftliche Geſichtspunkt. 

Will man über die verſchiedenen genannten und etwa andern Betriebsarten des Handels ſich 
Rechenſchaft geben, jo hat man ſich zunächft den Organismus des Handeläbetriebs jelbft zu ver— 
gegenwärtigen. Die Richtung eines jeden Handels, nicht nothwendig auch eines jeden Handel— 
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treibenden, gebt nad) außen oder nad innen, man jpricht daher von Außen- und von Bin: 
nenhandel. Waaren werben von außen bezogen, fei ed zum Zweck des Wieberverfaufs an an= 
dere Händler, fei ed zur Fabrikation. Diefe erfte Operation des Einfuhr: (Import-)Handels 
hat ed in der Regel noch nit mit dem Conſumenten und oft noch nicht einmal mit dem zu thun, 
der jie dem Sonfumenten verkauft. Dod gibt ed [bon hier Ausnahmen, fei ed, daß einzelne, 
namentlich leichter verderbliche Waaren einen ausgebehnten Zwifhenhandel gar nicht zulaflen, 
fei e8, daß auch kleinere Geſchäftsleute ſich gelegentlich ihre Waaren vom Erzeugungdorte over 
von auswärts? aus der allererften Hand kommen laffen. Es find das jevoh Ausnahmen, und 
in der Regel wird ſich mit dem @infuhr= jogar der Speculationshandel verbinden. 

Es ift jedenfalls irrig, dad Wort „Speculationdhandel”, wie man heute oft thut, allein 
auf den Effectenhandel (wovon fpäter) anwenden zu wollen, da ber Speculationshandel in 
Waaren eine außerordentlich einflußreiche Stelle im ganzen Handelöbetrieb einnimmt. Der 
Importeur bezieht nämlich fehr Häufig Waaren, für die er einen beftimmten Abfag, etwa durch 
den Auftrag eines andern Kaufmannd, noch gar nicht hat oder wofür er einen jolden fidhern 
Auftrag noch gar nicht vermuthet; oder er fauft joldhe blos der Gonjunctur oder ded erwarteten 
Gewinns halber. Conjunctur Heißt unter Kaufleuten ein zufälliges Zufammentreffen von Um: 
ftänden , die eine beftimmte gute ober ſchlechte Gefchäftslage bieten. Der Kaufmann benugt aljo 
etwa den Cursſtand eines auswärtigen Plages oder das plöglidhe Sinfen eines Waarenpreifeß, 
oder er hat eine neue vortheilhafte Abfagquelle aufgefunden, oder er fegt einen ſpätern eifri= 
gern Begehr nach einer beſtimmten Waare voraus und thut zunächſt nichts weiter, als daß er 
die eingeführte Waare in feinen Räumen lagert, um ſie nach Zeit und Gelegenheit mit Gewinn 
wieder abzufegen. Vielleicht au, daß er die Waare blos zu dem Zwed einfauft, um dur 
Feſthaltung derjelben einen hHöhern Preis zu erzeugen, weil er entweder eine Abnahme der Pro⸗ 
duction oder einen größern Begehr nad) Verlauf einer beftimmten Zeit, jedenfalls alfo die Er— 
zielung eines Gewinns vorausfegt. Cine Ab= oder Zunahme in der Production fann am 
meiften bei von Witterungdverhältniffen abhängigen Naturerzeugniffen, für welche ein audge- 
dehnter Begehr befteht, vorfommen, alfo vornehmlich bei Getreide, Kaffee, Baumwolle, Öl und 
felbft bei Waaren wie Indigo und Gewürze. Die Gegenfeite diefer auf Hohe Gewinne berech— 
neten Speculation liegt in der Gonfumtion, welche bei einem zu hohen Preiöfteigen abnimmt 
und unter Umftänden fogar aufhört; fie fann auch in einem Umſchwung der Production durch 
die folgende befjere Ernte oder nur in der Bermuthung einer folden liegen. Damit ift venn auch 
die Gefahr eines ſolchen Speculationshandels bezeichnet, da neben hohem Gewinn auch ftarfe 
Berlufte ftehen. Mitunter ift ein folder Speculationdhandel einfach dadurch misglückt, daß 
durch die hohen Preife Vorräthe aus Gegenden hergeholt wurden, wo man joldhe gar nicht ver: 
muthete, die nun aber billiger an ven Markt famen. An diefem Speculationshandel nimmt 
aber nicht blos der Importeur und diefer oft nicht einmal den meiften Antheil, jondern die bes 
ftimmte Waare wird durd den Kaufmannsſtand eines oder vieler Pläge beim Kauf und Ber: 
fauf im Preife Hinauf= und Heruntergetrieben, je nach der Meinung über Production und Ab- 
ſatz, je nad Zufuhr und Abgang der Waare und aud nad) den vorräthigen Gelomitteln. Die 
Regel ift, daß eine Waare, die nach ven Gonjuncturen am meiften in diefem Speculationshan— 
del umgefeßt wird, durd das viele Hin= und Herfaufen jo lange eine Preiserhöhung erfährt, 
bis meift durch verminderte Gonfumtion ein rafches Fallen im Preife entfteht und damit unaus- 
bleibliche Verlufte derer erfolgen, die zu weit hinauf fpeculirt hatten. Die Bedeutung des Spe— 
culationshandels liegt darin, daß er die allgemeinen Preife einer Waare normirt, denn es ftehen 
fo viel verjchiedene Intereffen und Triebfedern dabei einander gegenüber, daß das bloße künſt— 
liche Manövriren eines Einzelnen auf die Dauer nicht ausreicht. Der Speculationshandel ift 
zudem fortwährend bedacht, neue Bezugs= und Abfagquellen auszuforſchen und zu benußen. 

Nicht jelten"gefhieht die Importation gar nicht auf eigene Rechnung, jondern auf die Spe— 
eulation anderer, die dem Importeur oder, wie er alddann heißt, vem Gommiffionär ihre Waare 
configniren (Gonfignations: , Sommiffionshandel), d. h. zumelfen, um fie von ihm nad) deſſen 
beftem Ermeffen oder unter gewiffen Beringungen verfaufen zu laffen. Es fommt dies nicht blos 
bei ſolchen Waaren vor, die nicht einen fo regelmäßigen Abſatz Haben, die aber nach Gelegenheit 
den beften Preis erzielen, wenn fie nicht erft aus der Berne herbeigefhafft werden müffen, jon= 
dern auch bei Waaren, deren regelmäßiger Abjag ganz gefichert ift, weil in dieſem Fall der Con— 
fignirende den vollen Nugen daraus ziehen fann. Geldbedürfniß des Gonfignirenden und an— 
dere Umftände veranlaffen gelegentlich gleichfalls ſolche Waarenüberweifungen. Im allgemei- 
nen betrachtet man es als einen Nachtheil des Conſignationshandels, daß der confignirten 
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Waare nicht diefelbe Aufmerkfamkeit zugetvandt wird wie der eigenen. Es wird dies jedoch art 
verſchiedenen Plägen verſchieden fein. 

Sehr viele Importeure gerade der erften Handelsplätze ftehen zu den Producenten ihrer 
Waare im Verhältnig des Vorſchußgebers. So vielfach died nun au und zwar mit außer: 
ordentlich beträchtlichen Summen vorkommt, jo ift die Thatfache ſelbſt außerhalb der betreffenden 
Kreiſe faft ganz unbekannt, jedenfalls noch lange nicht auch in ihrer Bedeutung für die Produc- 
tion gewürdigt. Der Vorſchuß geſchieht namentlich der ländlichen Production, ſowie allgemein 
der Erzeugung von Robftoffen und auch ſolchen Fabrikationen , deren Herftellung vom Rohſtoff 
His zum vollendeten Fabrikat einer längern Zeit bevarf. Nicht immer nämlich beſitzt der 
Landmann und der Producent die erforderlichen Mittel, um bis zur nächften Ernte oder bis zum 
Abſatz der Fabrifate warten zu fönnen, namentlich wo erflerer vieleicht größere Meliorationen 
in den Boden hineingethan, leßterer fein Geld auf Herbeilhaffung von Mafhinen und Roh— 
foffen Hat verwenden müffen. Ganz gewiß zieht ver vorſchießende Kaufmann feinen bedeuten = 
den Nugen aus diefem Verhältniß, ebenfo gewiß aber aud der Vorſchußnehmer, der fonft 
vieleicht gar nicht oder nur kümmerlich hätte arbeiten können. Der Nugen ift ſogar vielleicht 
der größere auf feiten des Vorfchußnehmers, denn ver Kaufmann, der doch faſt immer Berwen= 
dung für fein Kapital hat, fieht fih als Vorſchußgeber ven Gefahren einer ſchlechten Ernte over 
einer mangelhaften Production oder font einem Unglüdsfall ausgefegt, während der Vorſchuß— 
nehmer dann gefiherten Abfag hat, ein Vortheil, der für ven Fabrikanten allerdings größer fein 
fann als für ven Yandmann. Man wei, wie ſchwer es für den Babrifanten allgemein und wie 
nur unter bejondern Berhältnilfen e3 dem Landmann weniger ſchwer wird, in anderer Weife 
als durch Hypotheken ſich Gelpmittel für feinen Betrieb zu verſchaffen. Es bedurfte, wie man 
ſieht, gar nicht erft ver Credits mobiliers, um Induftrie und Aderbau zu befördern, und ie haben, 
wie erft die Theorie und dann auch die Praxis lehrt, die Sache auch nicht von der rechten Seite 
angefangen. Dieje raſch flüfjig zu machenden kaufmänniſchen Vorſchüſſe find eins der vielen 
Berbältniffe, wie fie vielfach im geichäftlichen Verkehr zum gegenfeitigen Nugen vorkommen, 
und ihre nothwendige Stüge ift zuerfi Treu und Glauben und ſodann in Grmangelung diefer 
eine gute und prompte Juftiz. Nicht felten ift es auch der Kaufmann, der durd feinen Vorſchuß 
die Beranlaffung zum erften Beginn oder zur Erweiterung einer beftinnmten Production gibt, 
wenn für deren Abſatz fich befondere Bonjuncturen eröffnen. Man hat ed erft in unjever Zeit 
erlebt, wie der englifche Kaufmannsftand die bewohnte Erde vurchfucht, um neue Pläge zur Er: 
zielung von Baumwolle aufzufinden und dann feine Rapitalien, natürlich vorſchußweiſe, dahin 
zu lenken. London ift überhaupt der erfte, weil fapital: und verbindungsreichfte Play für derar— 
tige Vorfchüffe, aber au Neuyork, Amftervam, Hamburg, Paris und andere Pläge find in 

derſelben Lage und jeder derſelben zu außerorbentlich Hohen Beträgen. 

Diele Importeure der größern Pläge haben ihre Agenten oder ihre Commanditen an den 
GErzeugungsorten, und dies gilt auch namentlich vom deutſchen Importhandel. Es gibt wol 
faum einen wichtigen Platz jenfeit der Meere in allen Welttheilen, wo ſich ſolche nicht finden, 
und am meiften von feiten Hamburgs und au Bremend. Dies Verhältniß ift ein für Deutſch— 
land fehr günftiges, indem es eine gute Bedienung forwie vie Wahrnehmung ver richtigen Gon: 
juncturen herbeiführt. Der Import von ganz uneultivirten Gegenden, die aber jehr wichtige 
Producte erzeugen, z. B. vom weſtlichen Afrika, geichieht auch heutigen Tags noch meift durd 
den Bargadeur, d. h. den Faufmännifchen Leiter der Schiffsunternehmung, der an Ort und 
Stelle einfauft oder richtiger eintaufcht. 

Die andere Seite des überfeeifhen Verkehrs bietet dev Exporthandel. Der Erporteur 
verfauft und verfendet die regelmäßigen Erzeugnifle feiner Heimat nad beftinmten Rich— 
‚tungen des Auslandes Hin. Indem auch er die beſten Bezugsquellen auffucht, ift er gleich: 
falls in vieler Beziehung Vorfchußgeber und damit ein fehr wichtiger Hebel des inländifchen 
Gewerbfleißes. Der Erporteur, der natürlich nad der andern Seite hin zum Importeur wird, 
ift häufig au Gonfignateur. Auch er hat in der Regel prüben feine feften Agenten oder Com: 
manbiten, die ihm ven Abfag ſichern helfen. | 

Zwifhen dem Importeur und dem Kleinhändler ſteht der Großhändler in mannid: 
fahen Abftufungen, die weder gelegentlich einen Import noch einen Abjag in Heinen Quan- 
titäten ausſchließen. Das Weſen des Großhandels befteht darin, die an ven Markt gelangten 
Waaren für einen mehr oder minder geficherten Abjag oder aud auf Speculation anzufaufen 
und wieder zu verfaufen. Der Kleinhandel befigt in der Megel weder die Kapitalien noch die 
erforderliche Abfapgelegenheit, um fie dem Importeur in den diefem allein zufagenden größern 
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Duantitäten abzunehmen, und der Import ald gewinndringendes Geihäft müßte demnach 
gänzlid aufhören, wenn nicht ver Großhandel dazwiſchen träte. Damit aber wäre weder dem 
Handel noch der Gonfumtion gedient. Müßte der Importeur nur in fleinern Duantitäten 
an den Detailliften ablaffen,, fo würden diefem Riſico, Zinfen und Koften erwachsen, die feinen 
ganzen Gewinn abforbirten. Wir gehen darum etiwad genauer auf diefe Verhältniffe ein, weil 
ſich in mander Leute Kopf die Idee feftgejegt hat, daß ein derartiger Zwifchenhandel unnöthig 
fei und die Preife vertheuere. Man fieht, dad genaue Gegentheil ift der Fall. Die meiften 
Großhändler an den verſchiedenen Handelöplägen arbeiten in den verſchiedenſten Waaren zu: 
gleich, je nad) der Gelegenheit und der allgemeinen Conjunetur, doch pflegt oft eine beftinmte 
Brande mehr oder weniger wahrgenommen zu werden. Im allgemeinen hat der Großhandel 
die Stellung, daß er die rechte Vertheilung der Waaren beforgt, indem er jie nach dem höhern 
oder niedrigern Stand der Preije hier: und dorthin lenkt. Deshalb Handelt es fi für ven Groß— 
händler aud um eine genaue Kenntniß der Befonderheiten und der Bedürfniffe der verſchiedenen 
Gegenden, nach welchen er abjegt, und deshalb wird ed wiederum erforderlich, je nach venfelben 
mit den Waaren allerhand Manipulationen vorzunehmen, gegen die man nichts einwenden 
kann, jobald fie nicht in das Gebiet der Fälſchungen fallen. Um fo beffer wird ver Großhandel 
gedeihen können, je weniger die Zollgefege ihn behindern. Der hanſeſtädtiſche Kaufmann ge= 
wann gerade darum den Gngländern für den ganzen europäifchen Norden ven Vorfprung ab, 
weil diefe die auszuführende Waare im Entrepot, dad nur unter befondern Förmlichkeiten zu be= 
treten ift, hatten, jener fie dagegen im eigenen Gewahrjam beſaß, von wo aus er feine Kunden 
viel beifer bedienen Eonnte. Gine wichtige Vorausfegung alles Großhandelsbetriebs ift neben 
allgemeiner und jpecieller Waarenfunde und dem üblichen faufmännifhen Willen aud Kennt 
niß der Verkehrsbeziehungen, der politifchen und der Zollverhältniffe, fowie der jonftigen Ein— 
flüffe, und es find deren gar mancherlei, welche den Handelöverfehr berühren fünnen. Man 
kann nicht fagen, daß durchſchnittlich dieſe doch erfichtlich fo erforderliche Bildung bejonders im 
Großhandel vertreten fei; es gibt freilich eine bedeutende Anzahl rühmlicher Ausnahmen, die 
große Mehrheit jedoch geht den Weg der Routine und beurtheilt nur zu oft die Begebenheiten 
und deren wahrfcheinlihen Verlauf nach den einfeitigen Wünfchen des Geſchäfts; auch dies iſt 

eine Art von Handeldconjunetur, die den Flügern Köpfen zugute fommt. Und weil trogden auch 
geicheidte Leute öfters irren und nicht reuffiren, hat ein großer Theil des Kaufmannsſtandes fo- 
gar eine beftimmte Abneigung gegen allgemeine und ausgedehnte Bildungselemente der be- 
zeichneten Art. 

Soweit der Kleinhandel nicht gelegentlih auf das Feld des Großhandeld übergreift, be: 
ſchäftigt er fi), wie gejagt, mit dem directen Abfag an ven Gonfumenten. In feiner Art führt er 
gleihfalls ein und aus, nur daß biefe beiden Endpunfte anderswo liegen ald beim Großhandel. 
Das Gedeihen des. Kleinhandels beruht vorzugsmweife auf genauerer Kenntniß der Ortskundſchaft, 
nicht blos nad ihren Verzehrungsbedürfniffen, fondern auch nad) der Art und Weife, fie zu be= 
handeln. Seine Waaren bezieht der Kleinhänpler meift nicht aus der erften Hand, auch nicht 
die Fabrikwaaren; jedoch hat jich Pies Verhältniß befonders in Deutjchland vielfady anders ge: 
ftaltet, indem entweder der Kleinhändler gelegentlich vie Gifenbahnen benugt, um aus erjter 
Hand zu faufen, oder nod) Öfter der Reifende oder der Agent eined größern Handlungshaufes 
oder einer Fabrik jie ihm an Ort und Stelle anbietet und nahfommen läßt. Namentlich die 
mitteldeutſchen Fabrikanten haben die Gewohnheit, vielfach direct mit dem Kleinhändler zu 
arbeiten, zu ihrem eigenen großen Nachtheil, denn neben vermehrten Koften und größerm Rijico 
vermindern fie auch durch die unausbleiblihen Ausjtände ihr Betrieböfnpital in hohem Maße. 
Man jagt, wie wir gelegentlich hier bemerken wollen, dieſen Fabrikanten jelbft nad, daß ſie 
den Abſatzquellen des Großhändlers und des Erporteurs in den Seeplägen nachſpüren, um ſelbſt 
direct abzufegen,, wobei alle jene Nachtheile fich noch vergrößern und die größere Unkenntniß des 
fremden Marktes forwie der Umſtand hinzutritt, daß man in diefen Plägen immermehr abge: 
neigt wird, mit ſolchen Babrifanten gefhäftlih zu arbeiten und Abfag für deren Waaren zu 
fuhen. In England ift die Organifation durchweg anders, faft jeder Kaufmann und Fabrifant 
bedient ſich der feft beftehenden Abſatz- und Umſatzwege, ohne in die weitern Beziehungen feiner 
Geihäftöfreunde hineinzuarbeiten ; ver Abfag feiner Waaren wird dadurd eher billiger und 
jedenfalls ein mehr geficherter. Die deutſche Verfahrungsweife ift ver Wirfung nad eine felbft- 
auferlegte Beihränfung ihrer Coneurrenz mit dem Auslande. 

In vielen deutſchen Städten iſt ver Betrieb des Kleinhandeld zünftig oder zunftähnlich over 
an Gonceffionen gebunden, anderswo ift ihm Art und Umfang ded Betriebs vorgeichrieben, und 
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da, mo gewerbliche Zünfte beftehen, ift ihm verboten, mit Waaren zu handeln, melde von die ſen 
produeirt werben fönnen. Died Verbot ift entweder ein allgemeines, ober bezieht ſich nur auf 
den Kleinhandel, oder nur auf den directen Abjag an den Gonfumenten. Alle dieje Berbote und 
Einſchränkungen fönnen vor dem Lichte der Vernunft und der Wiffenfhaft nicht beftehen und fie 
beeinträchtigen den Öffentlichen Wohlftand. ine andere Art von Einſchränkungen entfleht aus 
der Natur der Waare felbft (feuer: oder fonftwie gefährliche oder bevenflihe Gegenftände, alfo 
namentlich die eigentlichen Apotheferwaaren u. ſ. w.). Eine ſehr böfe und in Deutichland weit- 
verbreitete Lafl des Kleinhandels befteht in dem langen Ereditgeben auf Monate, auf ein Jahr 
und darüber hinaus. Dem Berfäufer wird dadurch Betrieböfapital entzogen und ihm zugleich 
die Laſt auferlegt, fein Geld ſich anderswie und oft iheuer genug zu verſchaffen, dem Käufer aber 
wird die Waare vertheuert, denn alle Unkoſten müffen nothwendig in den Abfag ber Waaren 
hineingerednet werden. Gin erheblicher Preisabfag kann daher aud nicht für einzelne Käufer 
in baarem Gelde, fondern nur durch allgemeinere Abwendung von jener fehr unwirthſchaftlichen 
Unfitte erfolgen. Die an vielen Orten entflandenen Bereine zum Einfauf in großen und zum 
Detailabfag an die Mitglieder, zur Erzielung befferer Waare und geringerer Preije, wogegen 
fie baaren Einfauf fordern, haben ihren mwefentlihen Halt in jener Einrichtung. (S. Genoffen- 
fchaften.) 

Eine Abart des Kleinhandels ift der Haufir: (Tröbel:)Handel dur umherwandernde oder, 
wie es in größern Stäbten aud) vorfummt, auf Karren, in Buben oder mit herumgeſchleppten 
Paden verkehrende Handeldleute. Sie bringen vem Conſumenten die Waare direct vor bie 
Thür und find ein gar nicht fo unwichtiger Zweig des Handelsverkehrs, ald man oft glaubt. 
Durch fie wird nicht felten in einzelnen Gonfumtiondkreifen ein Begehr an Waaren und damit 
für die Folgezeit ein größerer Ablag, mithin auch eine vermehrte Production derſelben erzeugt, 
als fonft eingetreten wäre; fie übernehmen zugleih auch aus den größern Waarenlagern oft 
Hefte, die ſonſt unverfäuflich geblieben wären und deren Preis man alſo in die andern Waaren 
hätte hineinrechnen müffen, Staatspolizeilihe Gründe haben vielfach zu mehr over minder ſtar— 
fen Einſchränkungen, wenn nicht gar zu Verboten des Hauſirhandels geführt, indem man ihm 
die Beförderung oder die directe Vornahme von Vergehen und Verbrechen vorwarf. Zumeilen 
unterftügen dieſe Beftimmungen indef nur den Goncurrenzneid der höher geftellten Kleinhänd— 
fer, die für ihren Abfag fürdten, ohne jedoch die Lücken des Hauſirhandels ausfüllen zu fün- 
nen. Auch hier müſſen wir und für die Freiheit des Erwerbs erflären, ohne daß natürlich eine 
gute Sicherheitspolizei ausgeſchloſſen bleibt. 

Nah einer andern Richtung hin theilt man den Handel in auswärtigen und inländiſchen 
Handel ein, worüber wir nad den bisherigen Ausführungen nur wenig noch zu bemerfen 
haben. Natürlich begreift der auswärtige Handel den Import- wie ben Exrporthandel in ſich. 
Es ift ſchwer zu jagen, welcher wichtiger wäre, der auswärtige ober der inländifche Handel, 
fie ergänzen einander nothwendig. In frühern Zeiten und nicht jelten noch jegt ftellt man den 
auswärtigen Handel obenan, offenbar weil feine Wirkungen die jihtbarern find, und die Geſetz- 
gebung faft aller europälfchen Länder hat zu feiner Hebung das Mögliche und felbft das Un— 
mögliche gethan. Man ift eigentlich erft in ven legten Jahrzehnden zu einer unbefangenern 
Schätzung des inländischen Handels gefommen, der unter allen Umftänden viel größere Sum: 
men und Kräfte abjorbirt als der ausländische Handel, weil er faft die ganze tägliche und ſtünd— 
liche Conſumtion eines Landes umfaßt. 

Dieter Eintheilung nabe fleht eine andere in Activ- und Paſſivhandel. Erfterer ift der Ver: 
fehr, den eine Nation ſelbſt mit ihren eigenen Waaren nad) aufien oder mit fremden für die 
Heimat beitinnmten betreibt, Paſſivhandel der, den die Fremden in und von der Heimat treiben. 
Bei eivilifirten Zuftänden werben biefe beiden Handelsbetriebe nothwendig nebeneinander geben 
und fich nicht einander ausfchliegen. Ein Baffivhandel befteht eigentlich nur mit wilden Völker: 
haften in deren Verfehr mit civilifirtern Nationen. Für wiffenfhaftlihe und praftifche Zwecke 
bat die ganze Unterfcheidung eigentlich gar feinen Werth. 

Der Vollftändigfeit wegen führen wir auch die Unterſchiede von Eigen: (Propre:) und 
Eommifftonshandel an; die Bedingungen derfelben Haben wir bereitö oben erörtert. Der Gom: 
miffionshandel Hat feine befondere Wichtigkeit gerade an ſolchen Plätzen, die einen bedeuten— 
den Zwiſchenhandel, d. h. einen umfaffenden waarenvermittelnden Verkehr zwiſchen verſchie— 
denen Handeldgruppen treiben. Gin dem wirklichen Zwiſchenhandel zugethaner Plag Hat in 
der Regel auch feinen großen eigenen Handel, weil nur dann alle Conjuneturen benugt werden 
fünnen, ſodaß beide Handeldzweige einander unterftügen. in Zmifchenhandel ohne eigenes 
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Geſchäft ſinkt meiſt auf die Stufe der Spedition, d. h. der bloßen Beförderung von Waaren von 
Ort zu Ort nach Auftrag. 

Sehr weſentliche Unterſchiede dagegen beſtehen zwiſchen dem Waaren-, dem Effecten- und 
dem Geldhandel, wie ſie zumal an größern Handelsplätzen berufsmäßig auch von verſchiedenen 
Handlungshäuſern betrieben werden. Was Waarenhandel ſei, ergibt ſich aus dem Worte 
ſelbſt, nämlich das Geſchäft mit Gegenſtänden, die mittelbar oder unmittelbar der Conſumtion 
zugeführt werden ſollen. Unter Effectenhandel begreift man den Umſatz mit Staatspapieren 
oder Actien und ähnlichen Papieren von Privatgeſellſchaften. Der Umſatz in Staatspapieren iſt 
daraus entſtanden, daß Staatsanlehen von den Unternehmern nicht ſelbſt beſorgt, ſondern in 
der Weiſe vermittelt werden, daß fie jedem Kapitalbeſitzer beliebig gegen die beſtimmte Cinzah— 
lung einen Theil ver Schuldforderung durch das entſprechende, in der Regel auf Inhaber lau= 
tende Document überlaffen. Je nad der Einzahlung — fie geſchieht nit immer zum vollen 
Nominalbetrag (al pari)— oder nad ven Zinfen, nach dem Grebit und dem Beftand des Staated 
oder der Gemeinden, oder nad den jonftigen Bortheilen, aljo etwa durch angefügte Lotterien, 
in denen die den Darleihern gar nicht oder nur zu geringem Betrag gewährten, aljo erfparten 
Zinfen in größern Summen an einzelne derjelben audgeloft werben, ober, endlich nad} den allge= 
meinen Verhältniſſen des Geldmarkts fteigen und fallen diefe Papiere. Die Speculation in 
diejen Papieren richtet ih auf alle viele Hier angeführten Umſtände und hat eine ganze Reihe 
von einfahen und combinirten Gejhäftsarten. Es würde viel zu weit führen, wollten wir, 
auch nur annähernd diefe Geichäfte näher erklären. Nur dad Eine wollen wir bemerken, daß ein 
ſehr beträchtlicher Theil derjelben vie Form des Differenzgeichäftd angenommen hat, bei welchem 
zur Zeit der bedungenen Lieferung eines Papiers nicht dieſes felbft, fondern die Differenz zwi: 
Shen dem wirflihen und dem bedungenen Preis dem einen oder dem andern der contrabirenden 
Theile ausgezahlt wird. Gegen dieje Art von Geſchäften, die jedenfalls der bloßen Wette jehr 
nahe fommen, haben die Regierungen vielfach Verbote erlaffen, ohne daß diefe den Betreffenden 
gegenüber aufrecht zu erhalten waren. Geſchäfte diefer Art erfordern nämlich meift fein großes 
Kapital, und jie find ein Bebürfniß des ganzen Hanveldzweigs felbft. Die Differenzgeichäfte 
kundſchaften nämlich fozufagen ven Markt aus, indem fie deflen fernere Bewegungen voraus— 
zuahnen und feilzufegen verfuchen. Und daß die Richtung diefer Geſchäfte nicht einfeitig auf 
dad Steigern oder Mindern des Preijes der Papiere gerichtet fein kann, dafür bürgt ſchon der 
Umftand, daß bei jedem einzelnen dieſer Gefchäfte zivei Parteien mit entgegengefegten Beftre- 
bungen einander gegenüberftehen. Wären die Differenzgefchäfte nicht, jo würden ſich weit 
ſchwerer die Eurfe der einzelnen Papiere feftftellen laffen. 

Der Verkehr mit den Papieren der Actiengefellihaften hat ganz analoge und oft ganz dies - 
felben Formen angenommen. In den legten Jahrzehnden ift ed immermehr Brauch geworden, 
Gejellihaften zu gründen, nicht um aus den Actien den unmittelbaren Gefhäftsgewinn zu 
ziehen, fondern um die Actien felbft mit Gewinn an den Mann zu bringen. Namentlich haben 
die Gifenbahnen und große Actiengefellfhaften zahlreiche Beträge jolder Actien mit ungeheuern 
Summen in Umlauf gebradt. Der maßgebende Bunft bei dieſen Privateffecten ift zunächſt die 
allgemeine Ertragsfähigfeit ver Anftalt oder der @ifenbahn, oder deren befonderer Ertrag zu einer 
beftimmten Zeit. Die Differenzen der Meinungen über diefe Bunfte werden dann in Differenz= 
geichäfte umgeſetzt. 

Wir wollen einiges über die Bedeutung diejed Geſchäfts mit folden Papieren Öffentlicher 
oder privater Natur hinzufügen, Es ftehen hier nämlich zwei Anſichten einander ziemlich ſchroff 
gegenüber, die eine, welche dieſem Geſchäft eine bedeutende handelöpolitifche oder jelbft cultur= 
biftorifche Bedeutung beimißt, die andere, welche in demſelben die Duelle bedeutender wirth— 
Ichaftlicher und jocialer Misſtände erblickt. Diefe legtere Anſicht ift offenbar aus den befannten 
und ganz unverfennbaren Misbräuchen entftanden, welche in der erften Hälfte der funfziger 
Jahre dieſes Jahrhunderts fih an dieſen Betrieb hefteten, ald maflenhaft in die Welt hinein 
geworfene Staatöpapiere und Actien, von denen leßtere obendrein zu einem nicht geringen 
Theil gar feinen andern Zwed ald das Börfenfpiel hatten, die Kapitalien und die großen und 
kleinen Kapitalbefiger durch ganz Europa beſchäftigten. Man kann allerdings einen jolden Zu= 
ftand als einen nichts weniger als geveihlichen bezeichnen. Kein Unternehmen wird dadurch 
bejler, daß deſſen Actien künſtlich in die Höhe getrieben werben, und ber öffentliche Wohlftand 
gewinnt nicht das Mindefte durch die hohen Eurfe der Staatöpapiere. Dazu kommt dann wei— 
ter, daß nur folche Papiere der hHauptfählichfte Gegenftand des Börſenſpiels find, deren Chancen 
ein höheres Steigen oder Sinfen geftatten, alſo die weniger ſoliden, während ein Papier, je 
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folider es ift, defto mehr in feite Hände übergeht, d. h. ald wirkliche Kapitalanlage, alfo nicht 
zum Zweck des bloßen Börfengewinnd erworben wird. Auch das ift beim Effectenhandel nicht 
außer Augen zu laffen, daß die befondere Wirkung deſſelben auf das draußen ſtehende Publi- 
kum berechnet ift, um daſſelbe je nach dem Gursftand zum An- oder Verkauf von Papieren anzu: 
loden. Die eigentliche Fondsbörſe hat weder dad Bedürfniß, noch Hat fie entfernt das Wer: 
mögen, das in all viefen Papieren ſteckende Kapital zu bewältigen; fie darf ja nicht, ohne ſich 
für das Börfenfpiel ihrer Mittel zu berauben, ihr Geld auf größere Termine anlegen. Die 
ſchlimmſte Zeit für den Effectenhandel ift audj gerade dann, wenn dieſes außenftehende, ih nur 
gelegentlich betheiligenve Publikum fih unter dem Einfluß irgendwelcher Verhältniffe vom 
Fondsgeſchäft mehr zurüdzieht, und umgefehrt. Andererſeits aber führt das Fondsgeſchäft ven 
verfchiedenen Fapitalbevürftigen Anlagen Geld zu, das ihnen fonft nicht zugefloffen wäre. Das 
Fondsgeſchäft ſetzt nämlich den Kapitalbefiger in ven Stand, ſich felbft die genehmfte Zeit für 
Erwerb und Verkauf von Papieren auszuwählen, nachdem die Fondsbbrſen dem anleihebe- 
dürftigen Staat oder der einzelnen Unternehmung ed möglich gemacht haben, zunächſt einen 
ihren Intereffen entfprechenden Moment heraudzufuhen. Das Effectengeſchäft ift alfo der na: 
türlihe Vermittler des. Kapitals aus den Händen derer, die ed anlegen, in die der andern, welche 
ed benugen wollen. Auch dem Handelsſtand namentlich ermeift fih das Effectengeſchäft oft da— 
durch nützlich, daß ed ihm ermöglicht, für auf Eurze Termine unbenugt liegended Geld eine ver- 
zinslide Anlage und unter Umſtänden mehr als Died zu finden, mas wiederum feinen Einfluß 
auf den ganzen Geſchäftsgang zurüdäußert. Der Effectenhandel ift allervingd großem Mis- 
brauch unterworfen, und zwar died in höherm Grade ald die meiften andern DIN, 
aber diefe Misbräuche werben nad gefhichtliher Erfahrung in der Regel nur Außerumgen von 
verfehrten Zuftänden fein, die auch font im bürgerlichen und politifchen Leben und auch im all: 
gemeinen Geſchäft fich zeigen. Der Effectenhandel verdient weder die Ehre eines Verbots noch 
einer Begünftiguug. 

Wohl zu unterfcheiden vom Effecten= ift ver Geldhandel, obwol das nicht immer geſchieht 
und oft auch beide Handelszweige in derfelben Hand vereinigt find. Wie befannt, beftehen in 
den verſchiedenen Rändern voneinander abweichende Geldprägungen oder auch in einem und 
demſelben Lande verjhiedened Metallgeld und neben diefem Papiergeld und Banknoten. Der 
Kaufmann bedarf bald des einen, bald des andern, und die Vermittelung veffelben hat ſich na- 
mentlich unter größern Verhältniffen als ein befonderer Geſchäftszweig abgetrennt. Die Pro: 
viſion, welde der Bankier (der, welcher ven Gelohändel geſchäftsmäßig betreibt) dafür erhält, 
ift nur der eine Theil des dabei erzielten Verdienſtes, da er zugleich darauf angewieſen ift, die 
Euröverhältniffe zwiſchen den verfchiedenen Ländern und zwifchen den einzelnen Geld- oder 
Papiergeldforten wahrzunehmen. Dadurch entwickelt ſich dieſes Geſchäft zu einer jelbftändigen 
und oft fehr einflußreichen Betheiligung am allgemeinen Hanvelöverfehr. Der einzelne Kauf: 
mann hat vielfach weder die genaue Gefhäftöfenntniß und noch weniger die zahlreichen Verbin- 
dungen und das disponible Kapital, um ſtets mit Erfolg des Banfiers entbehren zu fönnen. 
Aber noch viel wefentlicher ift vie Bedeutung deſſelben im Wechſelgeſchäft. Wechſel find Fauf: 
männifches Geld, und der Bankier bringt die erforberliche Kenntniß von Perfonen und Zuftän: 
den mit, un gute, d. h. creditwürdige Wechfel zu nehmen und abzulaffen. Auch Geldvorſchüſſe 
und Gredite manderlei Art werden vom Banfier geleitet, und andererfeitd nimmt er Depofiten 
mit und ohne Zindvergütung entgegen und vermittelt Zahlungen auf Rehnung feiner Kunden. 
Die Banfen find mweiter nichts als der Großbetrieb dieſes Geſchäfts auf Grundlage der vielen 
Eleinern Kapitalien, weldhe dafür zufammengebradht worden find. Der Gelvhandel hat nament: 
lid unter den heutigen Berhältniffen des fo rafhen und fo unendlich verfchlungenen Verkehrs 
eine jo große Bedeutung, weil nur durch ihn dad Angebot und der Begehr von Kapitalien, deren 
der Verkehr bedarf, in zweckentſprechender Weife geleitet werden kann. 

Bir glauben nun dur das Bisherige nachgewiefen zu haben, wie fehr im Handelsverkehr 
alles durcheinander greift, was eigentlich jedem denfenden und beobachtenden Mann von ſelbſt 
einleuten muß. Dennod hat man ſich in der Theorie wie in der Praris vielfach zu abweichenden 
Anſichten und danach beſtimmten Maßnahmen entfchloffen, indem man einen Zweig des Han- 
delsverkehrs dem andern Üüber- oder unterftellte. Man wird aber, das hoffen wir angedeutet 
zu haben, dies niemals thun Fönnen, ohne nah andern Seiten hin und den Umſtänden nach ſelbſt 
eine viel gefährlichere Befchädigung zu tragen. 

Der Träger des Handels iſt der Handelsſtand, die Zuſammenfaſſung aller beim Handels⸗ 
verkehr beſchäftigten Perſonen. Der Handelsſtand zerfällt zunächſt in Principale (Kaufherren) 
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und Hülfsperfonal. Zu dieſem letztern gehört zunächſt der Procuriſt, der die Perſon des Prin— 
cipald vertritt, ferner der Disponent, der innerhalb beftimmter Grenzen das Gefchäft leitet, und 
der Commis, der gelernte Kaufmann, aber ohne felbftändiges Geſchäft, der für Salär dient. 
Nur eine Ausnahme von dieſen bildet ver Volontär, der, um das Geſchäft oder einen beftimmten 
Zweig deffelben näher Eennen zu lernen, ohne Salär in einem Gefhäft arbeitet. Es gehört dahin 
ferner ver Lehrling, der für oder ohne Entgelt, zuweilen auch gegen eine von ihm zu gewaͤhrende 
Vergütung das Gefchäft in der Praris erjt lernen fol. Auf dem Comptoir, dem Geſchäftsplatz 
jedes einzelnen Kaufmanns, unterſcheidet man wieder ven Buchhalter, der das Hauptbuch, vie 
Überſicht aller Gejhäfte enthaltend, führt, den Kafjirer, der die Beforgung der Kaffenverhält- 
niffe hat, den Einkäufer, den Berfäufer, ven Eorrefpondenten u. f. w., Beſchäftigungen, deren 
Natur der Name felbft ergibt. Je nah Art und Umfang ded einzelnen Betriebes finden fi 
mehr oder weniger folder Angeftellten auf den einzelnen Comptoirs. Nicht auf dem Gomptoir 
beihäftigt iſt der Reiſende (commis voyageur), der auswärts mit größerer oder geringerer 
Bollmadı für fein Handlungshaus Geſchäfte einleitet oder abſchließt, Zahlungen einzieht u. ſ. w. 
Von ihm unterfhieden find die Agenten, welche an einem andern Plage die Handelöbeziehuns 
gen ihres Geſchäftshauſes beforgen und dafür nach Verabredung eine Provifion erhalten. Eine 
andere Art von Beihäftigungen haben die an einem Gomptoir zu verfehiedenen Zwecken ange: 
ſtellten Arbeitöleute, Läufer, Helfer oder fonftwie genannt, zur Verrichtung der eigentlichen 
Hand und Hausdienfte. Früher waren faft alle oder mehrere ver Beihäftigungen an und auf 
einem Gomptoir zünftig gegliedert und find es hin und wieder noch jegt in Deutfchland ; meiften- 
theils aber beruhen ſie in heutiger Zeit auf freiwilligem Übereinkommen, das freilich vielfach 
dur Herkommen und Ufancen ergänzt wird. Auf den Gomptoiren führt man Handelsbücher 
verfhiedener Art, je nad) dem Bedürfniß, doch find in manchen Ländern Art und Führung ge: 
feglich vorgefchrieben und jtehen zuweilen jelbft unter obrigkeitlicher Controle. Geſchäfts- oder 
vorſchriftsmäßig geführte Handelsbücher genießen faſt durchgängig das Vorrecht, daß fie mit 
oder ohne Eid des Geſchäftsherrn einen gerichtlichen Beweis zu Gunften deffelben liefern. 

Außer dem eigentlihen Kaufmann gibt es auch Makler, welche meift nach geſchehener obrig: 
feitliher Vereivigung Geſchäfte unter Kaufleuten vermitteln und dadurch denfelben Zeit und 
Mühe ſparen, wofür fie von beiden Theilen eine Courtage in Procenten des Umfages erhalten. 
Sie dürfen in der Regel fein eigened Geſchäft betreiben. An größern Handeläplägen gibt es 
auch Makler für die einzelnen Handelszweige. 

Es gibt Kaufleute, die ihr Geſchäft allein, andere, die ed gemeinfam mit mehreren in offes 
ner Handelsgeſellſchaft (Handeldfocietät) betreiben, deren Theilnehmer aller Melt bekannt 
find, oder in ftiller Handeldgejellfihaft, deren weitere Theilnehmer unbekannt jind und für 
die Schulden des Gefhäfts nur mit ihrem Einfhufle haften. Jedes Gefhäft, ob allein oder 
in Verbindung mit andern betrieben, bat feine Firma, d. h. den daflelbe von andern Ge: 
ſchäften unteriheidenden Namen. Namen von Inhaber und von Firma eines Geſchäfts wei— 
hen nicht felten voneinander ab. Berner gibt es Actiengefellihaften mit und ohne Comman— 
ditäre. (S. Handelsgeſellſchaft.) inzelne Firmen haben auch an andern Plägen Filiale 
( Zweiggeſellſchaften). 

Obgleich nun allenthalben unter civiliſirten Voölkerſchaften Handel betrieben wird, hier mehr, 
dort weniger, fo concentrirt fich derjelbe doch vorzugsweiſe an den eigentlichen Handelsplätzen, 
d. h. an Ortſchaften, welche durch die Gunft der natürlichen Lage oder anderer Verhältnifle 
große Handelöbeziehungen in fih zufammenfaffen. An ſolchen Orten finden fih nun auch 
vielfache Einrichtungen, die das Gefchäft erleichtern, bejondere Handeldvorftände mit oder 
ohne obrigfeitliche Rechte, Handelsgerichte, Banken und namentlih Handeldbörfen. In diefen 
legtern vereinigen ſich zu feftbeftimmten Zeiten, an größern Plägen alltäglih, entweder die 
ſämmtlichen Kaufleute, oder, wo ed Handeldcorporationen gibt, nur deren Mitglieder, oder 
au nur die in einem und demfelben Handeldzweig arbeitenden Kaufleute. Es gibt alfo Ge: 
treidebörfen, Rohlenbörfen, Fondsbörſen (in denen der Effectenhandel betrieben wird) u. ſ. w. 
In neuerer Zeit ift man in Deutfchland nah franzöſiſchem Mufter vielfach dahin gefommen, 
die Fondöbörfen vorzugsweife als „die Börſe“ zu bezeichnen, und was bisher Börfe hieß, als 
„Waarenverkehr“ davon zu unterfcheiven. Die meiften Börfen haben ihre befondern Vorftände 
und ihre innern Einrichtungen. Für den Handel beftcht die Bedeutung der Börfen namentlich 
barin, daß der Öftere regelmäßige Zufammenfluß von Kaufleuten beftimmte Meinungen über 
den Bang und die Ausjichten des Geſchäfts veranlaßt, die ihren Ausbrud in den Curſen (dem 
Preis des Geldes und der Geldpapiere) und in den Waarenpreiien finden. 
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Neuerdings faßt man alled ven Handel betreffende Wiffen häufig als Handelswiſſenſchaft 
zufammen. Gine Wiffenjhaft im eigentlihen Sinne dieſes Wortes ift dieſes Wiſſen jedoch 
nicht, und wir würben das Wort Handelslehre vorziehen. ®. Cohen. 

Handelögerichte. (Handelögerihte und Gewerbe: und Fabrikgerichte.) 
Die Handelsgerichte find theild auf Hiftorifchem Boden ohne jede Beranftaltung von außen 
entftanden, theild durd; eine mehr oder minder moderne Gefeßgebung in das Leben einge: 
führt. Im Mittelalter war es fo ziemlich die Regel, daß jever Stand und jeder Beruf, na— 
mentlich ſobald er Hervorragende Intereffen vertrat, für die Angelegenheiten der Standes: 
dder Berufsgenofien, joweit e8 wiederum nur den Stand oder den Beruf betraf, zu Ge— 
riht faß, der Kaufmann aljo über ven Kaufmann in Handelsſachen, der Schiffer über den 
Schiffer in Shiffahrtsangelegenheiten, der Landmann über den Landmann u. ſ. w. Aber weder 
die Grenze der Gerichtsbarkeit noch deren regelmäßiger Eintritt war feft beftimmt ; um jo eher 
haben jie daher dem Fortſchreiten der Staatögewalt und der römifche Jurisprudenz unterlie- 
gen müffen, und nur unter beftimmten Verhältniffen find ſolche Standes- oder Berufögerichte 
geblieben. Die Meß-, die Commerz-, die Mercantil:, die Apmiralitätsgerichte und wie fie fonft 
an einzelnen Orten heißen, jie find die Vorgänger der heutigen Handelsgerichte und ihr Be— 
. ftehen hat wahrſcheinlich die Veranlaffung zu ihrer weitern foftematifchen Ausbildung durch 

die Gejeggebung der fpätern Jahrhunderte gegeben. 

Als Napoleon 1. jein neues Handelsrecht und die dazu gehörigen Handelsgerichte einführte, 
da fand er dad Vorbild dazu bereitd in dem ancien regime vor. KarlIX. 1565 und Lud— 
wig XIV. 1673 haben zuerft die für ihre Zeiten geeigneten Handelsgerichte, alſo weſentlich in 
einer andern Geſtalt wie die heutigen, eingeführt. Es waren mehr oder minder Zunftgerichte, 
berechnet auf die Kaufmannſchaften, diefe nad damaliger Auffaflung als Zünfte betrachtet. 
Allmählich aber vehnte ſich ihre Jurisdiction ſachlich und örtlich aus, weil jie den fortgejchritte- 
nen Interejlen entſprachen, und auf diefem Hiftorifch gewordenen Beftand baute Napoleon 
feine Handelsgerichte auf, die aus diefem und andern Gründen, auf die wir noch fommen, 
auch eine ziemlich unvollendete Geftalt trugen. Die franzoͤſiſchen Handelsgerichte wurden bis 
auf die neuefte Zeit in den meiften Ländern nachgebildet, wo man überhaupt diefe Einrichtung 
nachmachte, in den deutſchen Rheinlanden waren jie ohnedies geblieben. Einen bejondern, an= 
erfannt glücklichen Weg duch die VBermifhung deutfcher und franzdjifcher Procehnormen hat 
Hamburg für fein Handelsgericht eingefchlagen, aber darin bisjegt nur bei ver Schwefterftabt 
Bremen Nahahmung gefunden, In Preußen find jüngfthin auch Handeldgerichte nad) befon- 
derm Mufter vorgejchlagen, und wird dies in ganz Deutfhland mit Einführung des neuen Han— 
delsrechts Nahahmung finden müffen. Ehe wir jevod näher auf die Organifation dieſer jegt 
beſtehenden Kandelögerichte eingehen, wird ed nöthig fein, den ganzen Gegenftand von feiner 
principiellen Seite und in feiner Bedeutung für das praftifche Leben zu unterfuchen. 

Wir gehen zunächſt davon aus, daß ein inneres unabweisliches Bedürfniß des Staates und 

der Kaufmannfhaften zur Begründung von Handelsgerichten nicht eriftirt. Der Kaufmann 
führt Feine erclufive Eriftenz im Staat und anı allerwenigften gerade in unferer Zeit, fein Recht 
und feine Rechtsanſchauungen greifen in den meiften Beziehungen vielmehr in das allgemeine 
Recht und das allgemeine Rechtsbewußtſein üben, und nicht einmal für alle Rechtsſtreitigkeiten 
ded Kaufmannsſtandes jind ſelbſt die Handeldgerichte das Forum, fondern nur für deffen Han: 
delsſachen, wie umgekehrt allenthalben die Geſetzgebung auch Handelsſachen von Nichtkaufleu— 
ten der Gompetenz der Handelögerichte unterwarf. Es erfcheint daher zunächft nicht begründet, 
daß nit auch die gewöhnlichen Gerichte der einzelnen Staaten als Handelsgerichte fungiren 
jollen, ein Zuftand, der jogar feine Vorzüge haben müßte, weil er nicht blos die Einheit des 
Rechts und die Gleichmäßigkeit der Rechtsbildung repräfentirt, fondern auch einer Zeit entfpricht, 
die im übrigen Sonderrechten und Sondergerichten entfchieven abhold ift. Aber vennod haben 
ich in faft allen europäifchen Staaten Handelögerichte als gejegliche Nothwenvdigfeit erwiefen, 
und deren Ginführung wird allenthalben mit Genugthuung begrüßt und nirgends als ein 
Rückſchritt in Sonderrechte angejehen. Diefer ganze Widerſpruch ift offenbar nur aus ven be— 
ſondern Berhältniffen zu erklären, die nach Lage der Dinge bier in Betracht fommen. 

Der allgemeinfte Grund liegt in dem Mistrauen gegen das allgemeine Recht und die bei 
den gewöhnlichen Gerichten übliche Rechtſprechung. Über das Handelsrecht in feinem Verhält- 
niß zum gemeinen bürgerlihen Recht in Deutjchland vgl. ven Art. Handelsrecht. Für die Han: 
delsgerichte kommen hier einmal der Refler aus den Zuftänden des gemeinen Rechts und ſodann 
die Bejegung ſowie die Proceßformen ver gewöhnlichen Berichte in Betracht. 
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Die Gerichte find faft allenthalben in Deutſchland mit fludirten Richtern, Juriften von 
Beruf befegt, deren allgemeine wiflenfhaftlihe Bildung auf römifcher Grundlage, deren An: 
ſchauungs- und Denkweiſe hauptſächlich auf Dialektik beruht und in vielen Beziehungen den 
landesüblihen Borausfegungen nicht entfpricht. Berner hat der gemeine deutſche Proceß zwar 
feine unleugbaren Vorzüge durd die logifche Anorbnümg und durch die Freiheit, die er beiden 
Parteien gibt, ſowie durch dad denjelben gleihmäßig gewährte vollftändige Gehör, aber diefer 
Procep ift vielfah in Formen verfnödert oder mit Auswüchſen überladen und noch mehr durch 
die eingeführte Schriftlichkeit des Verfahrens von einer unerträglichen Langfamfeit geworben. 
Die ftreng juriftifche Forderung einer forgfamen Prüfung aller beim Proceß in Betracht fom- 
menden Verhältniffe und Rechtsgrundſätze ift gerade dadurch mit dem Bedürfniß der Recht— 
ſuchenden nad geficherter Entſcheidung der’ obwaltenden Streitigkeit in Widerſpruch getreten, 
oder, mas noch ſchlimmer ift„die langwierigen Formen des Proceifes gewährten ver Chicane und 
dem beabfitigten Unrecht gegen den gutgläubig Proceffirenden einen das allgemeine Rechts— 
bewußtjein verlegenden Schug. Es ift daſſelbe Gefühl, das in vielen Ländern zur Forderung 
und zur Errichtung von Schiedsgerichten anftatt ver gewöhnlichen Berichte geführt hat. Man 
hielt e8 für beffer, daß lieber ein Theil des Rechts geopfert werde, als daß man fi in einen 
regelrechten Procep einließ. Nach unferer Anſicht ift Feine Gefeggebung berechtigt, den proceß= 
führenden Barteien Schiedsgerichte aufzudrängen, deren Spruch fie fih unter allen Umſtänden 
zu unterwerfen haben, weil er dadurch von der einen oder der andern Seite eine Aufgabe des 
Rechts verlangt und damit den Anlaß zum dicandfen Borenthalten von begründeten Rechts— 
anjprüden gibt. Fällen dagegen Sciedsgerichte nicht den maßgebenden Spruch, fo jind fie eine 
Inftanz und ein Zeitverluft mehr in der Procehführung. Wenn aber dennoch meift die öffent: 
lihe Meinung jih mit der Einführung von Schiedsgerichten einverftanden erklärt oder die 
meiften Parteien e8 bei deren Spruch haben bewenden laflen, fo geſchah dies, weil man das Flei- 
nere Übel dem größern vorzog, eine Abmachung jelbft mit Schaden den Unſicherheiten und 
MWeitläufigfeiten ded gewöhnlichen Proceßgangs. 

Handelögerichte find nun freilich feine Schiedsgerichte, aber theilweiſe verdanken fie dem— 
ſelben Gevdanfengange, der diefen für andere Verhältniffe die Beliebtheit gefihert hat, ihre 
Gunſt inmitten des Faufmännifhen Publikums. Diejes will einem Rechtſprechen entgehen, das 
durch die Perfünlichkeit der Richter, dur das zur Anwendung gebrachte Recht und die dabei 
gehandhabten Procepformen den begründeten Anforderungen auf eine fihere und prompte Juſtiz 
nicht entipricht. An und für ſich ift namentlich in der Kaufmannswelt ein ſchneller Rechtöſpruch 
von überwiegender Bedeutung, weil unfichere Anfprüce auch noch weiterhin ftörend einwirfen. 
Der Kaufmann bietet im Procepführen faft den geraven Gegenfag zum Landmann, der ed meift 
auf die legten Thaler anfommen läßt, ehe er einem von ihm behaupteten Recht entfagt. Das ift 
fo wahr, daß fel6ft, wo Handelsgerichte beftehen, ſehr häufig durch die Faufmännifchen Parteien 
bei Eingehung von Nechtöverhältniffen die Entiheidung von etwa daraus entflehenden Strei= 
tigkeiten ſchon vorher einem zu beftellenden Schiedsgericht unterworfen wird, freilich nicht im 
Sinne einer Transaction über den Rechtsanſpruch felbft, aber mit ver Abficht einer rafchern und 
vollfommen ſachgemäßen Entiheidung, namentlich für folhe Fälle, wo eine beſondere Sad: 
fenntniß nöthig, das Handelsgericht felbft alſo in der Lage ift, Sachverſtändige zuzuziehen. 
Man kann annehmen, daß da, wo das gefchieht, die Ginridytung oder das Wirfen der Handels 
gerichte ven kaufmänniſchen Berürfniffen nd nicht völlig genügt. 

Dap dem Kaufmannditand und nur diefen vor allen andern Ständen und Berufen gerade 
in unferer Zeit ein befonderer Gerichtäftand wurde, während ähnliche für alle andern Stände 
und Beihäftigungen mehr und mehr fielen, liegt an der großen Bedeutung ded modernen Geld-, 
Waaren- und Schiffahrtöverfehrd. Der Handel ift eine Macht geworden, die ſich den Geſetz— 
. geber, die Armeen, den Kunſtfleiß und ſelbſt die Wiſſenſchaft zu ihren Zwecken dienftbar gemacht 
Hat, und deren begründeten Forderungen man namentlidy da gern entgegenfommt, wo für fie 
fein bejonderes Opfer von feiten der Staaten gebracht werden muß. Vielfach hat man ſich be- 
fonders in Deutſchland damit begnügt, bei Proceffen, wo kaufmänniſche Sadyen in Frage fteben, 
Kaufleute entweder ald Nichter oder doch als Sachverſtändige regelmäßig hinzuzuziehen, doch 
reicht died Zugeſtändniß erfichtlich nicht aus. Die Nothwendigfeit befonderer Handelsgerichte 
ift eben in dem Beſtand eines befondern Handeldrechtd begründet; man konnte und wollte die 
Erklärung und die Rechtſprechung aus diefem nicht den gewöhnlichen Gerichten und dem üblihen 
Proceßweg überlafien. Es entiteht aber dabei die Frage, ob es nicht weit befler wäre, den Weg 
der Umbildung auf das gewöhnliche, das fogenannte gemeine Recht und den gemeinen Proceß 
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audzudehnen. Wenn der handelsgerichtliche Proceß durch Sicherheit und Schnelligkeit in Zu— 
funft namhafte Vorzüge vor dieſem bewähren follte, wie wol Faum bezweifelt werden kann, jo 
wird es mit der Zeit eine unabweisliche Pflicht ver Geſetzgebungen, denjelben auch für weitere 
Zwecke einzuführen, da es feinen innen Grund gibt, dem Handelsſtande das Privilegium guter 
Gerichte zu ertheilen. Aber wie theoretifch begründet auch diefe Schlußfolgerung fein mag, ihrer 
Ausführung flehen für jegt entweder wirflide Hinderniffe oder vorhandene Vorurtheile ent: 
gegen. Dan kann ed daher dem Kaufmanndftande nicht verdenfen, wenn er der Erörterung 
affer folder Bevenfen aus dem Wege gebt und von der Gunft ver Verhältniffe minveftens für 
fich die Abichlagszahlung einer beflern Jurisdiction in Empfang nimmt. Dan wird aud nicht 
irre gehen, wenn man dies und nicht die Begier nad; Privilegien als das Bewußtſein des Han- 
veldgerichte fordernden kaufmänniſchen Publikums anſieht. Um fo jiherer fann man dann 
weiter annehmen, daß dieſe befondere Gerichtöbarkeit und das bejondere Recht, das ohnedies 
durch taufend Fäden mit dem gemeinen Recht verfnüpft ift, Allgemeingut für alle Klaffen der Be— 
völferung werden müjfen, und daß eine Zeit kommen wird, wo mit der durchgängig beflern Or— 
ganifation des Privatrechts und der Rechtspflege das Bedürfniß und die Nothwendigkeit beion= 
derer Gerichtöhöfe für den Handelsſtand oder für Handelsſachen wieder hinwegfallen muß. 

Eine ver Vorfragen bei Errichtung von Handeldgerichten ift deren Competenz, nämlich ob 
jie eine fachliche oder eine perfönliche und wie weit beides fein fol, An manden Orten, nament= 
lid da, wo der Kaufmanndftand ald Eorporation zunftähnlich organifirt war, hat man die Per— 
fonen der Kaufleute für deren Handelsbetrieb der Gerichtäbarfeit ver Handelsgerichte unter- 
worfen. Gin andered Syſtem ift es, daß man ohne Rückſicht aufcorporative Berhältnifle ven Be: 
griff des Kaufmanns feftftellt und nad Rage der Dinge erweitert. Das ift offenbar der Ideen— 
gang des den Berathungen über dad deutſche Handelsrecht zu Grunde gelegten preußifchen Ent— 
wurfs, beffen zweiter Artikel in acht Unterabtheilungen erdrtert, „wer ald Kaufmann anzuſehen 
iſt“, wobei dann jedesmal ein beſonderer Naherud auf die „Gemerbmäßigfeit des Betriebs 
gelegt wird. Art. 3 zieht dann die Handeldgefellihaften und Banfen, Art. 4 die Handeld: 
frauen Hinzu. Abgeſehen davon, werden dann in Art. 212 in ſieben Abtheilungen diejenigen 
Rechtsgeſchäfte aufgezählt, welde „auch in Betreff von Nichtkaufleuten“ als „Handelsgeſchäfte““ 
gelten jollen. Died Syſtem ift nun bei den weitern Leſungen und bei ver ſchließlichen Feftftellung 
im welentlichen beibehalten worden. 

Bei ver Wichtigkeit des neuen Handelsrechts für Deutichland ift ed wol erforderlich, dag wir 
dad nunmehr von der Gonferenz beliebte Suftem der handelsgerichtlihen Kompetenz in jeinen 
Einzelheiten aufführen, zumal diejelben geeignet erfcheinen, einen umfaflenden Begriff von der 
Bedeutung und dem Weſen der Handelsgerichte zu geben. 

Art. 4 ſetzt feſt, daß „als Kaufmann anzufehen fei, mer gemerbmäßig Kandesgeichäfte bes 
treibt”, wobei dann die Beftimmungen über Handelögefellfhaften und Handeldfrauen folgen. 
Hieran reihen fi die Art. 271— 275, die wir hier wörtlich mittheilen. 

„Art. 271. Handelsgeſchäfte find: 1) ver Kauf oder die anderweite Anſchaffung von Waa: 
ven oder andern beweglichen Saden, von Staatöpapieren, Actien oder andern für den Handels— 
verkehr bejtimmten Wertbpapieren, um biefelben weiter zu veräußern, wobei e8 feinen Unterſchied 

macht, ob die Waaren oder andern beweglichen Sachen in Natur oder nad einer Bes oder Ver: 
arbeitung wieder veräußert werden follen ; 2) die Übernahme einer Kieferung von Gegenfländen 
der unter 1 bezeichneten Art, welche ver Unternehmer zu diefem Zweck anſchafft; -3) die Über— 
nahme einer Verfiherung gegen Prämie; 4) die Übernahme der Beförderung von Gütern oder 
Reifenden zur See und das Darlehn gegen Verbodmung. Art. 272. Handelsgeſchäfte find fer: 
ner die folgenden Geſchäfte, wenn fie gewerbmäßig betrieben werben: 1) die Übernahme der Be: 
oder Verarbeitung beweglidher Sachen für andere, wenn der Gewerbebetrieb des Übernehmers 
über den Umfang ded Handwerks hinausgeht; 2) die Bankier: oder Geldwechslergeſchäfte; 
3) die Geihäfte des Commiſſionärs, Spediteurd und Frachtführers, ſowie die Gefhäfte der 
für den Transport von Perfonen beftimmten Anftalten; 4) die Verwittelung oder Abs 
fhliefung von Handeldgefhäften für andere Berfonen (die amtlichen Geſchäfte ver Handels— 
mäffer find jedoch Hierin nicht einbegriffen); 5) die Verlags- fowie die fonftigen Geſchäfte des 
Bud) oder Kunfthandeld, ferner Die Geichäfte der Drudereien, fofern nicht ihr Betrieb nur ein 
handwerksmäßiger ift. Die bezeichneten Gefchäfte find auch alsdann Handelsgeſchäfte, wenn fle 
zwar einzeln, jevod von einem Kaufmann im Betrieb feines gemöhnlih auf andere Geſchäfte 
gerichteten Handelsgewerbes gemacht werden. Art. 273. Alle einzelnen Geſchäfte eines Kauf- 
manns, welde zum Betrieb feines Handelögewerbes gehören, jind ald Handelsgeſchäfte anzu= 
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ſehen. Dieſes gilt insbeſondere für die gewerbliche Weiterveräußerung der zu dieſem Zweck an— 
geſchafften Waaren und Werthpapiere, ſowie für die Anſchaffung von Geräthen, Material und 
andern beweglichen Waaren, welche bei dem Betrieb des Gewerbes unmittelbar benutzt ober ver— 
braucht werden ſollen. Die Weiterveräußerungen, welche von Handwerkern vorgenommen wer: 
den, find, infofern dieſelben nur in Ausübung ihres Handwerksbetriebs geſchehen, als Han— 
delsgeſchäfte nicht zu betrachten. Art. 274. Die von einem Kaufmann geſchloſſenen Verträge 
gelten im Zweifel ald zum Betrieb des Handeldgewerbes gehörig. Die von einem Kaufmann 
gezeichneten Schuldſcheine gelten ald im Betrieb des Handelsgewerbes gezeichnet, fofern fich nicht 
aus denfelben dad Gegentheil ergibt. Art. 275. Verträge über unbeweglihe Sachen find feine 
Handelsgeſchäfte.“ 

Man kann dies Syſtem nicht gerade als ein beſonders glücklich erdachtes bezeichnen. Vor: 
angeſtellt wird die Perſon des Kaufmanns, es folgen dann Rechtshandlungen, die, von wem 
auch ausgeübt, immer Handelsgeſchäfte bleiben, darauf Handelsgeſchäfte, die es nur ſind, 
wenn gewerbsmäßig ausgeübt, es wird ferner der Begriff der Handelsgeſchäfte des Kaufs— 
mannd erweitert und juriftifche Prafumtion dafür feftgeftellt, ed wird endlih eine Art von 
Umfägen aus der Kategorie der Handelsgeſchäfte gänzlich geftrihen. Diele bald nad den Per: 
ſonen, bald nad den Sachen bedingt oder unbedingt abgegrenzte Gompetenz der Handelsgerichte 

wird ganz unvermeidlich zu Zweifeln und Unklarheiten Anlaß geben und auch von den Gerichten 
in den verfchiedenen deutichen Ländern ganz abweichende Interpretationen erfahren, zumal der 
Begriff des faufmännifchen Betriebs ujuell ganz verfchieden aufgefaßt wird. Weber die Grenze 
nad dem Krämer nod) nad) dem Handwerker, noch die des Handwerkers nad dem Babrifanten 
zu ift eine ſcharf abgegrenzte und kann e8 heutigen Tags auch gar nicht fein. Erſichtlich ift auch 
das Beftreben in den angeführten Beftimmungen, dad Handwerk von den Handelsgerichten aus- 
zufchließen, als ob in dieſer Ausfhliegung für den Handwerker ein Vortheil und nicht vielmehr 
ein Nachtheil läge, denn dad moderne und auch im deutſchen Handelsgeſetzbuch vertretene Hans 
delsrecht ift nur ver Ausdruck der heutigen Anfhauungen über den Verkehr. (S. Handelsrecht.) 
Daß ein Tifchler und ein Fabrifant, die vielleicht zu gleihen Zwecken mit demjelben Händler 
Bertrag über Holzlieferungen abjhliegen, nad verjhiedenem Recht und vor verſchiedenen 
Gerichtshöfen beurtheilt werden follen, läßt ſich ſchwerlich als eine rationelle Einrichtung ver: 
theidigen. 

Das größte Bedenken der angeführten Beitimmungen liegt aber in ver Caſuiſtik, welche die 
einzelnen Fälle des vielgeftaltigen Lebens erörtert und nicht ſoweit ala möglich ſich bei den 
Grundfägen hält, dies um jo mehr, da aud) die jhärffte Erläuterung des einzelnen Falls Lücken 
und Zweifel laffen wird, wie ſich denn aud in den obigen Artikeln bereits mehrfache nachweiſen 
laſſen, was hier jedoch zu weit führen würde. Wir fehen ed auch als eine unausbleibliche Folge 
des eingejchlagenen Wegs an, daß erft Die Landedgejeggebungen bei den Ginführungsgejegen 
und fpäter die Prarid der Gerichtshöfe zu weſentlich abweichenden Refultaten über jene Beftim: 
mungen gelangen werben, zum großen Nachtheil der angeftrebten deutſchen Rechtseinheit. So 
finden jih 3.8. jhon im preußifhen Ginführungsgefeg ſechs Kategorien von Redhtöverhält: 
niffen, die außer den im Handelögefegbuh genannten zur Gompetenz der Handeldgerichte ges 
hören werden. Theilweiſe find es Wiederholungen, theilweife Erweiterungen. Die Inter: 
pretation ded Geſetzbuchs hat bei dieſem Verfahren ſchwerlich an Sicherheit gewonnen. 

Einen ungleich einfachern Weg hat das franzöſiſche Handeldgejegbud (Code de commerce) 
eingeſchlagen und nad) deſſen Mufter vie hamburger und die bremer Handelsgerichtsordnung. 
Mir wollen die hauptſächlichen Beftimmungen vergleihsweife hierher fegen: „Art. 1. Kauf: 
leute find, die Handelsgeſchäfte treiben und dieje zu ihrem gewöhnlichen Gewerbe machen. 
Art. 631. Die Handeldgerichte werben erkennen 1) über alle Streitjachen, die auf Verpflichtun— 
gen und Verhandlungen unter Kaufleuten, Ladenhändlern und Banfierd Beziehung haben, 
2) unter Perſonen jeder Art über Streitfahen, die Handelsgefchäfte betreffen. Art. 632. Das 

Geſetz ſieht ald Handelsgeſchäft an: jeden Ankauf von Erzeugniffen und Waaren, um ſolche ent= 
weder in Natur oder verarbeitet ober zubereitet wieder zu verfaufen, auch nur um fie zum Ge: 
brauch zu vermiethen; jedes Fabrik⸗, Commiſſions- und Frachtgeſchäft zu Lande oder zu Wafler; 
jedes Lieferungd:, Agenturs oder Beſorgungsgeſchäft (bureaux d’affaires), Geſchäfte zur 
Waarenverſteigerung und öffentlihen Schauftelungen; jeve Wechſel-, Bank- oder Mäfler: 
operation; alle Operationen der öffentlihen Banken; alle Verpflihtungen unter Kaufleu: 
ten, Ladenhändlern und Bankier; alle Verpflihtungen unter Perfonen jeder Art in Betreff 
der Wechſel oder der Gelvübermahungen von Ort zu Ort.” Art. 633 zieht den gefammten 
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Schiffahrtöbetrieb vor die Handeldgerihte und Art. 634 die Streitigkeiten zwifchen dem Prin— 
eipal und deffen Leuten. 

Wenn aud, wie die Praxis dies lehrt, Zweifel über die richtige Auslegung diefer Beftimmun- 
gen nicht ausbleiben, wie foldhe denn überhaupt bei Gefegen jhwerlih ganz vermieden werden 
fönnen, fo enthalten fie doch nicht die mannichfachen und theilmeife jehr fubtilen Unterfcheidun: 
gen des deutſchen Handelsgeſetzbuchs, die, wie bemerkt, ganz gewiß noch zu vielen andern 
Schwierigkeiten führen werben. 

Aud einen Umfang freiwilliger Gerichtsbarkeit, wo es jih alſo nicht um Proceffe handelt, 
hat man faft alfenthalben ven Handelsgerichten zugewieſen, namentlid die Regiftrirung von 
Firmen, die Aufſicht über die Handelsbücher, wo eine ſolche befteht, und vor allem die Abwicke— 
lung der faufmännifhen Goncurfe. In diefer Beziehung wird auch gegenüber dem deutſchen 
Handelsgeſetzbuch den Geſetzgebungen der einzelnen deutſchen Staaten ein größerer Spielraum 
bleiben müffen. 

Eine zweite für die Wirkſamkeit der Handelögerichte ehr wichtige Frage beftebt in der Art 
der Vertheilung des juriftifhen und des kaufmänniſchen Elements in denſelben. Man follte 
eigentlih, da Handelsrecht und Handelsgericht vorzugsweiſe einen juriſtiſchen Charakter an ſich 
tragen, kaum daran zweifeln, daß die gelehrten Vertreter der Jurisprudenz nicht davon aus— 
gefchloffen werben dürften. Die Gerichte follen ja über kaufmänniſche Streitigkeiten und nicht 
zunächft über das gefchäftliche Thun der einzelnen Kaufleute aburtHeilen,, und dazu dürften fie 
ebenfo fähig fein als zur Urtheilsſprechung über andere Specialitäten des Verkehrs. Es war 
jedoch, wie wir fhon oben geihilvert Haben, als nothwendige Folge der Stellung, welde vie 
moderne Rechtswiſſenſchaft zur juriftifhen Auffaffung des Handelsrechts einnahm, begreiflich 
genug, daß man ihr die weitere praftijche Ausbildung des Handelsverkehrs nicht anvertrauen 
mochte und, wie es auch früher Gebraud geweſen war, Kaufleute ald Richter zu den Handels: 
gerichten zuzog. Allein die franzöfifche Gefeggebung unter Napoleon ging doch wol zu weit, 
als fie die Juriften gänzlich von ihnen ausſchloß, ein Zuftand, der bis auf den heutigen Tag 
in $ranfreid und in den deutſchen Rheinlanden geblieben ift. Es war dabei vielleicht die Ab— 
neigung mit im Spiel, welche alle de&potifchen Regierungen von jeher gegen den Juriftenftand 
gezeigt haben. Diefe ging fo weit, dag man felbft die Advocaten von den Handelsgerichten aus⸗ 
ſchloß, natürlich zum großen Nachtheil des Proceßführenden der vielleicht ein groͤßeres Recht, 
aber weniger Zeit und Verſtand hatte, um ſeine Sache ſelbſt durchzuführen, und zum noch 
größern Schaden der Rechtſprechung durch den unmittelbaren Verkehr mit den rechtsunkundigen 
und jedesmal für ihre eigene Sache zu ſtark eingenommenen Parteien. 

Die Ausſchließung des juriſtiſchen Elements von den Handelsgerichten hat mehrfache Nach⸗ 
theile. Einmal leidet die Proceßleitung darunter. Über die weſentliche Bedeutung derſelben für 
jeden Proceß, der nicht in den allereinfachſten Stadien bleibt, kann für nur einigermaßen Sach— 
kundige kein Zweifel obwalten; eine ungeſchickte oder fehlerhafte Proceßleitung durd das er: 
kennende Gericht jegt die Parteien nothwendig Koften und Weitläufigkeiten aller Art aus. Die 
Bermuthung ſpricht aber jedenfalls dafür, daß jie in ven Händen der Jurijten beffer liege als in 
denen der Laien. Materiell Tiegt dann ferner die Sache fo, daß das Handelsrecht nur ein Theil des 
allgemeinen Rechts ift, und daß namentlich das Obligationenrecht in feinen wichtigften Beſtand— 
theilen ftetS herbeigezogen werden muß. Aber woher fol ver kaufmänniſche Handeldrichter die 
volle Kenntniß aud nur des Handelsrechts mit allen ſpätern durch die Gefeggebung gemachten 
Zufägen erlangen? Man überfhägt in der That das, was man gelegentlich den gefunden Men: 
ſchenverſtand zu nennen beliebt, wenn man meint, daß diefer der ſchwierigen Aufgabe gewachſen 
jei. Wozu wären denn überhaupt Oefege, wenn diefer ausreichte? Auch das Rechterkennen und 
das Rechtſprechen iſt eine Kunſt, die gelernt fein will, deren Erlernung allerdings durch ein reich— 
lihered Duantum gefunden Menfhenverftandes ſehr beförbert werden Fann, wozu legterer aber 
allein nicht genügt. Wie wertig er allein ausreicht, beweiſt eine andere allerdings weniger beob- 
achtete Erfahrung, weil man nicht allenthalben Gelegenheit hat, fie zu mahen.!) Der Nicht: 
jurift ifE nur zu geneigt, einen einzelnen Gefegparagraphen nach deffen fheinbar richtig aufge: 
faßtem Wortlaut zu erfaffen, ohne zu bedenken, daß jede Willenfhaft, aljo aud) die Jurispru— 
denz, ihre feftftehenden oder, wie man das fonft nennt, ihre tehnifchen Worte hat, die mit dem 
——— Gebrauch nicht immer übereinſtimmen; es iſt ihnen ebenſo wenig vergönnt, den 





1) In Hamburg, dem Wohnort des Verfaſſers, find ſämmtliche Gerichte, nicht blos die Handels: 
gerichte, zugleich von Juriften und Kaufleuten befegt. 
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einzelnen Baragraphen im Zuſammenhang mit dem gefammten Recht und deſſen Modificirungen 
durch Wiflenfhaft und Praxis zu erkennen. Nur die Vielfeitigkeit des Willens und der An- 
ſchauungen fann im Rechtſprechen wie anderswo einen freien felbftändigen Standpunkt geben. 

Mas dann weiter die bejondere Sachkunde der Kaufleute anbelangt, fo geht diefelbe, ſobald 
man von den Borausjegungen der Gomptoirfenntniffe und des allgemeinen Verkehrs abfieht, 
in fehr große Verſchiedenheit auseinander, je nach der Brande, in welcher ver einzelne Kauf: 
mann arbeitet, und in dieſer ift er Partei. Er ift felbft Partei in mancherlei Dingen, die nad 
Ortsgebrauch fi eingebürgert haben, ohne Rechtsgewohnheiten zu fein oder auch nur fein 
zu können. j 

Daß endlich zum Rechtſprechen auch Zeit gehört, zumal ed nicht genügt, blos die Parteien 
vor Gericht anzuhören, leuchtet von jelbft ein. Der kaufmännische Richter kann aber dieſe Be- 
jorgung nur nebenher treiben, und die Rechtſprechung eines Landes für alles, was Bandel be— 
trifft, ausſchließlich der freiwilligen Muße von anderswie beihäftigten Leuten anzuvertrauen, 
dürfte doch nicht ald mufterhaft gelten. Man berichtet, daß in Frankreich ſich diefer zugeſtandene 
Nachtheil dadurch weſentlich hebe, daß port Kaufleute ſich Früher als Rentiers zuruͤckzögen und 
darum eher als Handelsrichter disponible Zeit Hätten. Aber vom Geſchäft zurückgetretene Kauf— 
leute ſind doch ſchwerlich die rechten Leute, um für das Geſchäft Recht zu ſprechen, ſchon weil 
ihre Anſchauungen einem vergangenen Geſchäftsleben angehören. 

Denn gerade darin beſteht ver Hauptvortheil der Zuziehung von Kaufleuten als Handels— 
richter, daß ſie die bewußte Gegenwart des Geſchäftslebens in die Gerichte mitbringen. Nicht 
als ſpecielle Sachkenner, die doch nicht zu entbehren ſind, ſondern als allgemeine Kenner der 
geſchäftlichen Traditionen und Auffaſſungen, als Repräſentanten des Durchſchnitts von Wiſſen, 
das jeder gebildete Kaufmann haben muß, hat ihre richterliche Mitwirkung eine ſo große Be— 
deutung, aber immer nur in der Art, daß ihr richterliches Amt gepaart werde mit der ausglei— 
chenden Thätigkeit des gelernten Juriſten. Die Geſichtspunkte, um deren willen wir dieſe für un— 
umgänglich halten, ergeben ſich aus dem Vorhergehenden von ſelbſt. Wir fügen nur noch hinzu, 
daß wir die Zuziehung von Kaufleuten zu den Handelsgerichten nicht als eine bloße Conceſſion 
an augenblickliche Misſtände ver Jurisprudenz, ſondern als eine innere Nothwendigkeit betrach— 
“ten, damit das Handelsrecht nicht wieder erſtarre. Und gerade darum legen wir einen beſon— 
dern Werth auf diefe Mifhung in der Zufammenfegung der Handelögerichte, weil darin zugleich 
die Gewähr für die zweckmäßigſte und fortvauernde Ausbildung ded Handelsrechts felbft liegt. 

Wie wenig Geſetze ausreichen, wenn jie der Natur der Dinge widerſtreben, das ergibt ein 
Blick auf die franzöſiſche Praxis im Gegenfag zum franzöſiſchen Gefeg. Die Juriften find durch 
die Hinterthür wieder in die Gerichte ald Handeldrichter eingedrungen, nämlich als Privatcon= 
fulenten ver officiell beftellten Richter, und natürlih von maßgebendem Einfluß, aber ohne 
Öffentliche Verantmortlichkeit für ihr Thun. Oder ed ijt ein halber Jurift, die jchlechtefte und 
bedenklichſte Routine, die jih in der Geftalt des greffe, ded Gerichtsſchreibers, der Handels: 
richter fofort bemäcdhtigt, vor denen er unter allen Umftänden die Erfahrung und die fefte An— 
ftellung voraus bat. Und um fo weniger werden die Kaufleute ald Nichter dieſen Beiftand 
mindeftend für die formelle Seite ihrer Thätigkeit entbehren können, da die höhere, die Appella— 
tiondinftanz, gerade umgekehrt nur aus Juriften befteht. Es ift natürlich eine Unmöglichkeit, 
daß alle zwei oder drei Inftanzen nur aus Kaufleuten befegt find. In der That wird aud) be= 
reits in Frankreich vielfach der Mangel der juriftifchen Mitwirkung bei ven Handeldgerichten ge: 
fühlt, und mancherlei Vorſchläge zurAbhülfe find gemacht, entweder in Geftalt eines Hülfdbeam- 
ten (ministere public), oder eines Beifigerd(procureur-syndic), welche vorfommenvenfalls rein 
juriftifche Fragen zu begutachten hätten. Unſers Wiffend aber find Vorſchläge diefer Art in 
Frankreich noch nicht zur Ausführung gefommen. Man darf ji darüber aud weniger wun— 
dern angeſichts der vielfach beobachteten Thatſache, daß nirgends mehr ald in Frankreich die be= 
ftehende Routine und die einmal eingewurzelte Anfhauung in Gericht und Verwaltung gleich 
feftgehalten wird. Man geht einmal von der Anfiht aus, daß das rechtsgelehrte Element f onft 
das Übergewicht in den Handelögerichten erlangen würde. In Sardinien dagegen und ander= 
wärts, wo man bie frangöfiihen Handelögerichte nahahmte, hat man in dev That zu einem fol: 
hen Ausweg gegriffen, der aber feine würdige Löfung der Schwierigkeit ift, weil fie den doc 
maßgebenden Einfluß an eine untergeorpnete Stelle verfegt. 

Als Hamburg eine Stadt des franzöfifhen Kaiferreich& geworden war, wurden mit andern 
Inftitutionen der neuen Herrſchaft auch das franzöſiſche Handelsrecht und Handelsgerichte einges 
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führt. Ausnahmsweiſe und aus nicht bekannten Gründen wurde an die Spige des hamburger 
Handelögerihts ein Jurift geftellt, Als ſpäter Hanıburg wieder deuti wurde, mar das Han— 
velögericht eine von den jehr wenigen Einrichtungen des franzöfiihen Kaiſerreichs, die man bei- 
behielt, und auch den juriftiichen Präfidenten, um fo eher, da dieſe Mifhung ohnehin den Ham- 
burger Anjhauungen entſprach. Nur an die Stelle des franzöſiſchen wurde, allervings mit 
einigen wichtigen Modificationen, das deutiche Proceßrecht gejegt. Öffentlichkeit und Münplid- 
feit wurden beibehalten und anftatt des gänzlichen Ausfchluffes der Advocaten die Einrichtung 
beliebt, daß man ſich auch Durch andere Berjonen als Advocaten vor Gericht vertreten laffen könne. 

Das hamburger Handeldgericht befteht aus zwei coordinirten und einer Hülfskammer. 
Das Gericht ift in jeder Audienz (Sigung) durd den Bräfidenten der Kammer, der den Vorſitz 
führt, und zwei kaufmänniſche Richter vertreten. Zur Urtheilöfaffung bedarf ed der Mehrheit 

der Stimmen, ſodaß alſo die Vereinigung der beiden kaufmänniſchen Richter die Anfichten des 
Juriften zu überflimmen vermag. Der Faufmänuifche Nichter wird von der Kaufmannſchaft im 
Verein mit der Bürgerjchaft gewählt und bekleidet jeine Stelle fünf Jahre lang als Ehrenamt. 

Uber die Wirkung dieſes Syftems ſpricht jih in Hamburg nur eine günftige Meinung aus. 
Natürlich ift der Einfluß des juriftifhen, obendrein auf Lebendzeit gewählten Präfidenten ein 
jehr ftarfer, aber e8 ift ein legitimer und der Verantwortlichkeit unterzogener Einfluß. Und auf 
der andern Seite hat bisher die richterlihe Mitwirkung der Kaufleute die volle Gewähr dafür 
gegeben, daß die Jurisprudenz die faufmännifchen Anfhauungen nicht verdränge. Das ham- 
burger Handelögeriht Hat feit feinem nunmehr länger als vierzigjährigen Beftehen bei der 
hamburger Kaufmannſchaft das größte Anjehen und weitreihenden Einfluß erworben, ein Be: 
weis dafür, daß deilen Einrichtungen fich mit den Bedürfniſſen aud des ausgedehnteſten Han— 
delöbetriebs vertragen. Es ift auch durch das hamburger Handeldgericht und die lebendige Be— 
theiligung des Kaufmannsftanded daran eine Maffe pofitiver Rechtskenntniſſe auf dieje über: 
tragen worden. Was die Vertretung ver Parteien anbelangt, fo ift diefe der Natur der Sache 
nad) fajt ganz in ven Händen der Juriften geblieben. Wie gefagt, man hat in Bremen die Ein- 
vihtung völlig nahgeahmt. 

Daß Einriätungen, wie jie an mandyen Orten beftehen, nach welden Kaufleute meift als 
Beifiger , jeltener ald Nichter da zugezogen werben, wo es jih um rein kaufmänniſche Fragen 
handelt, dem Zweck nicht entfprechen, begreift ſich leicht, da bei ihnen nicht aud) die Entſcheidung 
liegt, ob jolde Fragen wirklich vorhanden find, auch zum Urtheildfaffen wie zu andern Dingen 
einigermaßen regelmäßige Ubung gehört. Cs ift nicht jedes Geſchäftsmanns Sade, in dem 
Wirrjal eines Rechtsſtreits die Fragen, die zunächſt zu berückſichtigen find, und deren Haupt: 
geſichtspunkt herauszufinden. Solche Einrichtungen iind eine Halbheit, die ein vorhandenes 
Bedürfniß fühlt, aber nicht die vollen Mittel geben will, es zu befriedigen. 

Überhaupt werden Handelsgerichte nicht allenthalben eingeführt werben können, wo ein 
Verkehr befteht, jondern nur da, wo größere kaufmänniſche Ginficht in weitern Kreifen zu fin= 
den ift. Dieje Einfiht muß aber nicht blos an der Scholle haften, fondern fih auch mit einem 
weitern Geſichtskreis über Die Dinge diefer Welt vereinigen. In der Ihat fürchten wir bei den 
durch die weitere Ginführung des deutſchen Handelsgeſetzbuchs erforderlich werdenden Handels: 
gerihten, dag manderlei Täuſchungen über die Betheiligung des kaufmänniſchen Elements bei 
denjelben auftauchen, deren Correctiv indeß die Thatſachen jelbft fchon bieten werden. Eine be: 
jondere Schwierigkeit wird ohne Zweifel aud aus der Beſtimmung des Handelsrechts entftehen, 
daß, wo feine Handelsgerichte find, die gewöhnlichen Gerichte deren Funetionen einnehmen 
jollen. Diefen Gerichten wird damit eine doppelte Jurisprudenz und eine doppelte Anſchauung 
dev Verkehrsverhältniſſe zugemuthet. Es ift dies jedenfalls auch ein Fingerzeig dafür, daß das 
neue den heutigen Bedürfniffen entſprechende Handelsrecht eine umfaffendere Geltung finden 
mus. (S. Handelsrecht.) 

Wir wollen nod einige Bemerkungen über die Gewerbe- und Fabrifgerichte anſchließen. 
Dan ftellt fie wol mehr aus ſcheinbarer Analogie und des Zuſammenhangs halber hierher ats 
aus innerer Nothwendigkeit. Die Gewerbegerichte find eigentlid gar Feine Gerichte in dem 
für dieſes Wort üblihen Sinn, nämlich zur Entſcheidung aller Eivilftreitigfeiten in dem be- 
treffenden Kreife oder doch in einer beſchränktern Wirkſamkeit. Man hat ihnen wol bier und 
da die Streitigkeiten zwifchen Handwerfömeiftern und deren Hülfsperfonal an Gefellen und 
Lehrlingen zur Schlichtung zugewieſen, das ift indeß theilweife eine polizeiliche Thätigkeit, und 
für den andern Theil bebürfte e8 ſchwerlich des großen Apparats eines befondern Gerichts. Der 
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fühlbaren Mangel an guter und prompter Juſtiz, der auch zu den Handelsgerichten geführt hat. 
Nur der Unterſchied iſt da, daß die Handwerker ſich dabei oft ein Forum dachten, wo ſie klagen 
oder verklagt werben koͤnnten, daß ſie alſo in ihrem Intereſſe auch das nicht gewerbtreibende 
Publikum unter daſſelbe ſtellen wollten, eine erſichtlich unerfüllbare Forderung, zumal wenn ſie, 
wie meiffendtheild, von dem Verlangen begleitet iſt, daß den Gewerbsgenoſſen ein hervorragen= 
der Antheil an der Beſetzung dieſer Gewerbegerichte zugewieſen werden joll. Für die Streitig- 
feiten unter ven Gewerbögenoffen bleibt, abgejehen von der geringern Zahl von Schuldforverun- 
gen und ähnlichen Dingen, nur das Gebiet der befondern Arbeitäbefugniffe jenes Gewerbes 
fibrig, deren Grundlage in einem mehr oder minder ftvengen Zunftwejen oder einer fogenann= 
ten Gewerbeordnung, die regelmäßig nur eine verfappte Zunft ift, belebt. Es find dies die 
alten Zunftgerichte oder wie fie fonft heißen mögen, in moderner Form. Mit der immer weiter 
reihenden Einrichtung der Gewerbefreiheit fällt alfo dieie Abjiht und Aufgabe der Zunft: 
gerichte gleichfalls Hinmeg. 

In der That verbanften die Gewerbegerichte ihre zeitweilige Gunft nur den unklaren Auf: 
faflungen ver Jahre 1848 und 1849 über die jogenannte Arbeiterfrage. Man wollte ven Ge: 
merbeftand felbftändiger und in gleiche Höhe mit dem Kaufmannsſtand ftellen, oder man wollte 
aus politifhen Zwecken feine Gunft ſich erobern. Ein ftaatliches, ein juriftifches oder ein ges 
werbliches Bedürfniß nach ihnen ift aber nicht da, und ihre ganze Gompetenz ift viel beffer auf 
die andern Organe der Juſtiz oder der Verwaltung zu vertheilen. Nur die Mahnung bleibt Hier 
gerade wie bei ven Handeldgerichten, daß es Aufgabe ver Geſetzgebung ift, diejenigen Verän— 
derungen im Juſtizweſen zu treffen, die das Bedürfniß nach ſolchen Sondergerichten wieder 
aufbeben. 

Wir wollen hier nur noch eine furze Skizze der preußiſchen Gewerbegerichte hinzufügen; wie 
fie nach dem Gefeß vom 9. Febr. 1849 beftehen. Bekannt ift, wie diefes Geſetz zur Welt fam, 
ala Folge ver Berathungen einer durch die Regierung in Berlin verfammelten Vereinigung von 
Handwerkern, Fabrifanten und Kaufleuten, zu dev indeß die erftern den Haupttheil abggben. 
Diefe Verfammlung war wiederum nur dad Kind des franffurter Handwerfercongrefles, defien 
geradezu culturfeindliche Beſchlüſſe ein fo eigenthümliches Licht auf den damaligen und theilmeife 
noch jegigen Bildungsftand der deutihen Handwerker werfen. Die preußifche Regierung hatte 
bei Erlaffung des Geſetzes den politifchen Hintergedanfen einer Gewinnung ded Handwerker: 
ftandes für ihre Richtung. In Bezug auf die Gemwerbegerichte heißt ed num in vem betreffenden 
Geſetz: „Das Gewerbegeſetz erledigt im Wege der gütlichen Vermittelung oder nörhigenfalls 
dur Erfenntniß die Streitigkeiten der felbftändigen Gewerbtreibenden mit ihren Gefellen,, Ge: 
hülfen und Lehrlingen, ingleichen die Streitigkeiten derjenigen, welche Robftoffe oder Halbfabri: 
fate zu Waaren für den Handel verarbeiten laffen, mit den von ihnen befhäftigten Werffüh: 
rern, Sabrifarbeitern, fowie ihren Fabriflehrlingen und Fabrikgehülfen, ſoweit der Streit auf 
den Antritt oder die Ablöfung des Arbeits: oder Lehrverhältniſſes, auf die gegenfeitigen Leiſtun— 
gen während der Dauer beffelben oder auf ſolche Anſprüche ſich bezieht, welche aus dem Arbeits- 
oder Lehrverhältnig herrühren.“ Die Gerichte find ausſchließlich aus Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern, welch Iegtere allein unter Umftänden eine Entſchädigung für ihre aufgewandte Zeit 
erhalten, befegt, und jeder gerichtlichen Entſcheidung muß ver Verfuc einer ſchiedsrichterlichen 
Abmahung vorangeben. Die Vertretung einer ftreitenden Partei darf nur durch eine Perfon, 
die gleichfalls dem Gewerbeftand angehört, erfolgen. 

Dies Geſetz theilt die wunderlihe Vorausſetzung, ald ob Kenntnig in tehniihen Dingen 
auch eine flare Einſicht in Rechtsverhältniſſe und die Fähigkeit einer ſachgemäßen Entſcheidung 
darüber verleihe. Cine große Wirkfamfeit oder ein befonderer Nugen für ven Babrif- und Ge— 
werbeftand in Preußen ift aus ihnen nicht entftanden, wie fie auch nicht einmal allenthalben 
eingeführt worden find. 

Eine nad manchen Beziehungen engere, nad andern ausgedehntere Gompetenz haben die 
Fabrikgerichte nad franzöſiſchem Mufter (Conseils de prudhommes). Sie fliegen das 
Handwerk nicht ein, jind aber zugleich eine Art Verwaltungsbehörde. Sie fließen ih in 
Frankreich gerade wie die Handeldgerichte an frühere Einrichtungen vor der großen Revolution 
an, und wie bei ven Handelsgerichten ift das gelehrte juriftifche Element auch bei ihnen aus: 
geihloffen. Ihre richterliche Competenz ift im preußifchen Gefeg weſentlich nachgeahmt wor: 
den. Die Verwaltungsbefugniß diefer Gerichte befteht namentlich im Schuß der Fabrikzeichen 
gegen ungejegliche Nahahmungen, wozu noch einige andere ähnliche Functionen fommen, zu 
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denen auch die Aufiicht über die reelle Beichaffenheit gewifler, namentlich gewebter Fabrik— 
waaren gehört. 

Die Wirkfamkeit ver franzöſiſchen Fabrifgerichte wird jehr gerühmt, joweit ed namentlich 
ihr Richteramt betrifft. Rückſichtlich des andern Theils ihrer Thätigkeit fehlt ed an ge: 
nauern Daten, was wol darauf ſchließen läßt, daß diefelbe nicht von großer Bedeutung ift. 
Mir meinen au nicht, daß namentlich die Beaufjihtigung der Habrifation in unferer erfin- 
dungsreichen Zeit mit irgendwelchem Nugen geübt werden fann. Was den franzöfifchen Fabrif- 
gerichten jedenfall einen Erfolg ſichert, iſt ihre verhältnißmäßig freiere Stellung inmitten des 
Beamtenthums und der Gerichte in Frankreich. Die Rechtswiſſenſchaft und das Rechtſprechen 
werden zudem in Frankreich viel ängſtlicher und unfreier gehandhabt als in Deutſchland, wenn 
nicht vielleicht gar die Höhere Staatsraiſon die Richter Rückſichten nehmen lehrt. Die Fabrik— 
gerichte Haben eine Art eigener Rechts- und VBerwaltungsfphäre für die franzöſiſchen Kabrifanten 
geihaffen. Wir wollen auch zugeben, daß fie in andern ähnlichen Kreifen nicht ohne Nugen 
eingeführt werben fünnten, namentlid um Misverftändniffe und Misverhältniffe gleich in deren 
erftem Beginn zu bejeitigen, um nad jeder Richtung hin das Gefühl für Recht und Pflicht zu 
nähren, um zu verhindern, daß nicht unnöthige Störungen in Befhäftigungen eintreten, die 
ſolche nicht gut vertragen können. Wir fehen aber nicht ein, weshalb dieſe Fabrikgerichte bei der 
großen Einfachheit ihrer Aufgabe nicht auch durch andere Einrichtungen in Verwaltung und 
Juſtiz erſetzt werden könnten, durch Einrichtungen, die größere Freiheit in der gewerblichen 
Wahrnehmung der Intereſſen aller gewähren und überhaupt das Vertrauen auf eine wohlwol— 
lende und unparteiifche Juftiz beleben und ftärfen. G. Cohen. 

Handelsgeſellſchaften. In Betreff der kaufmänniſchen Handels- und Actiengeſeilſchaften 
verweiſen wir allgemein auf den Art. Geſellſchaften, in welchem die verſchiedenen Arten der Er— 
werbsgeſellſchaften abgehandelt worden ſind. Abgeſehen jedoch von den dort behandelten for— 
malen Geſtaltungen der Handelsgeſellſchaften, hat ihr Entwickelungsgang noch ein allgemeines 
geſchichtliches Intereſſe. Die Aſſociation wird bekanntlich von den bewußten oder unbewußten 
Anhängern des Socialismus als eine ganz neue, man möchte faſt ſagen, als eine ſeligmachende 
Form des Erwerbs angeprieſen. Die Handelsgeſellſchaften ſind aber ſo alt wie faſt die erſte 
Entwickelung des Verkehrs ſelbſt. Im Mittelalter gab es in faſt allen Städten größere Gejell- 
ſchaften, deren Recht fo weit reichte, ald die Macht ver Verhältniffe ed nur geftattete. Es waren 
dies zum Theil bereitd eigentlihe Handelsgeſellſchaften, meift zum gemeinfchaftlihen Betriebe 
der Gefchäfte nach einer beftimmten Gegend hin oder für den Geldverkehr. Sole auf ven Geld— 
umfaß berechnete Actiengefellichaften finden jih namentlich früh in Italien und, wie es ſcheint, 
zuerft in Genua, wo bereitd in der Mitte des 14. Jahrhunderts die Staatögläubiger fich zu 
einer Actiencorporation zufammenthaten, aus welder im Jahre 1407 die genuejer Disconto— 
und Zettelbanf entftand, welche bis 1808 fortpauerte. 

Mit dem Aufhören des Mittelalters hat jih mehr und mehr die reine private Handelsgeſell— 
ſchaft entwidelt. Sie fand urfprünglich allein auf vem Boden des gemeinen Rechts, d. h. ihre 
Theilnehmer waren ihren Gläubigern jeder mit feinem ganzen Vermögen verhaftet. Es ift 
beachtenswerth genug, daß das Land der größten induftriellen Höhe, nämlich England, diefen 
urſprünglichen Boden nur erft in der allerneueften Zeit und nur mit größter Vorficht verlaffen 
hat. Alle feinen Unterfheivungen von Commandit- und ftillen Handelsgeſellſchaften haben auch 
jet noch nicht in dad englifche Net Eingang gefunden, es iſt vielmehr nur geftattet worden, 
unter gewiſſen Borausfegungen Handelsgeſellſchaften mit beſchränkter Haftbarkeit zu gründen. 
Dennoch hat England von jeher eine wahre Fülle von Actien- und andern Handelsgeſellſchaften 
geboten, mehr ohne Zweifel als irgendeine andere handeltreibende Nation. Es ſind ganz gewiß 
nicht felten Auswüchſe vabei entſtanden, aber theilweiſe iſt deren Schilderung übertrieben wor— 
den, theilweiſe entſtanden ſie auch nur in Zeiten eines allgemeinen größern Unternehmungsgei— 
ſtes, der dann plötzlich durch die eigene Überftürzung zufammenbrad, wobei natürlih vie 
ſchwächſten und die [hwindelhafteften Unternehmungen am ärgften bloßgeftellt wurden. Wenn 
man den wahrhaft riefigen Umfang der engliihen Handelsgeſellſchaften öffentlicher oder pri— 
vater Natur bedenkt, wie fie mitunter nad ganz verfchiedenen Orten und nach ganz entfern= 
ten Theilen der Erde verzweigt find, jo wird der Misbrauch der noch immer in England 
vorherrfchenden Form der Handelsgefellfchaft nämlich mit unbeſchränkter Haftbarkeit, und 
die daraus für einzelne entſtandene Beſchädigung ſich als verhältnißmäßig wenig bedeutend 
herausſtellen. 

Früher noch als die Engländer hatten die Holländer, die bekanntlich jenen im Handelsver— 
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fehr vielfad) vorangingen, die Handelögejellichaften herangebildet, und zwar wahrſcheinlich auch 
zuerſt die eigentliche Actiengeſellſchaft, d. h. die Handelsgeſellſchaft vieler, jeder aber nur mit 
der Verantwortlichkeit für eine gewiſſe Summe. Selbſt die Form des Wortes „Actie“, wie fie 
Tonft bei feinem andern Wort ind Deutiche übergegangen ift, weift auf den holländifchen Ur: - 
fprung hin. Eigenthümlich genug, daß gerade diefe jonft fo nüchterne Nation die erften und 
ausgedehnteſten Bemweije von Handelsſchwindel und Handelsüberſtürzungen gab. 

In Deutſchland blühten mit Ausgang des 15. Jahrhunderts ftädtifche Handeld- und Er: 
mwerbögejellihaften vieler Art, meift mit Privilegien bedacht und felten nur rein privater Natur. 
Dad 16. und noch mehr das 17. Jahrhundert mit feinem entfeglichen Dreifigjährigen Kriege 
haben viele davon vernichtet und das dabei in Beſtand Verbliebene verknöchert. Als mit dem 
18. Jahrhundert Erwerb und Erwerböfinn wieder größer wurden, fam aud) die Zeit der Pro: 
jectmacherei heran. Bürftliche Laune und Willfür gründeten vielerlei, zum Theil abenteuerliche 
Erwerbsgeſellſchaften, oft im guten Sinne, noch Öfter aber zum bloßen Zwed der Ausbeutung. 
Nur in den Handelöftädten, namentlich des Nordens, bildete ſich ſchon früh eine der englifchen 
entfpredhende Prarid, melde die Handelsgeſellſchaften nad; gemeinem Recht behandelte. Doch 
ſcheinen hier fhon bereits zu Anfang des vorigen Jahrhunderts auch die Actien Gingang ge: 
funden zu haben. 

Ein feites Syſtem in diefe theilweife noch ziemlich unflar gebliebenen Verhältniſſe hat erſt 
die franzoͤſiſche Jurisprudenz mit ihrem Sinn für Syſtematik gebracht. Sie hat zuerſt wiſſen— 
ſchaftlich unterſcheiden lehren zwifchen der offenen Handelsgeſellſchaft, deren befannte Theil- 
nehmer alle unbeihränft verantwortlich find, der ftillen oder Commanditgeſellſchaft, in welder 
ein Theil der Iheilnehmer unbekannt und nur bis zu ihrem Einſchuß in das Geſchäft verant- 
wortli find, und endlich der Actiengeiellichaft, deren befannte oder unbefannte Theilnehmer 
alle nur bis zum Betrag der Actie haften. Die franzöfifche Gefeggebung hat aber in diefe 
Berhältniffe etwas Neues gebracht, nämlich die Aufſicht der Staatsbehörden ſowie deren Be— 
theiligung bei der Gründung und der Verwaltung der Actiengefellihaften eingeführt. lm 
diefer zu entgehen, ift in neuefter Zeit, zuerft in Frankreich, die Actien-Commanditgeſellſchaft 
entftanden, in der eine Anzahl Theilnehmer als offene Geſellſchafter, die übrigen als Actionäre 
gelten. Sie entzogen ſich damit jeder Betheiligung des Staates. Für Deutichland hat das neue 
deutfche Handelsrecht die Einmiſchung des Staates wieder für die Actien=- Gommanpitgefell- 
ſchaften hergeftellt, während in Frankreich ein Schritt im entgegengefegten Sinne bereitö zu— 
rürfgelegt worden ift, indem gewiffe Arten von Actiengeſellſchaften wieder frei fein follen. 

Dieje Einführung der Regierungsbetheiligung an der Gründung und Verwaltung von 
Actiengejellihaften ift das mefentlih neue Element, das heutzutage in Nahahmung franzd- 
ſiſcher Einrichtungen fid fo ziemlich über den ganzen europäifchen Gontinent verbreitet hat. Die 
Sache hat dadurch eine culturbiftorifche Bedeutung gewonnen, die und nöthigt, einen Augenblid 
dabei zu verweilen. Daß die Beftimmung einer Antheilnahme ver Behörden an den Actienge: 
ſellſchaften meit weniger durch die vorausgefegte theoretiſche Nothwendigkeit dazu ald dadurch 
entftanden ift, daß das kaiſerliche Frankreich überhaupt Feine unabhängigen corporativen Exi— 
flenzen wollte, liegt auf der Hand, zumal da das Frankreich vor der Nevolution eine jolde 
Strenge der Gejeßgebung nicht kannte. Die theoretifche Nedtfertigung jener Beftimmungen ift 
daher aud) modernen Datums und ſtammt aus ver Zeit, ald der erfte Kampf dagegen begann. 
Jahrzehnde Hindurd Hat man ohne jede Schwierigkeit ſich dieſe Einmiſchung gefallen laſſen und 
fie in die deutſchen Gefeggebungen hinübergeführt. Als fie zuerft furchtſam und fehr vereinzelt 
angegriffen wurden, galt das mehr für Theorie ald für eine wirklich der Prarid angemeflene 
Frage. Der Staat, jo erwiderte man ziemlich kurzweg, habe das Intereflever Oefammtheit wahr- 
zunehmen, die großen Actiengejellfchaften aberträten mit einer ſolchen Kapitalmacht und folchen 
Vorfpiegelungen an die Welt, daß fie die Unkundigen verlodten, ſich nicht blos felbft vabei zu 
betheiligen, fondern auch gefhäftlich ſich mit ihnen einzulaffen. Es müßten für ſolche Geſell— 
fhaften daher fefte Negeln vorgeſchrieben, ed müßte ihnen von feiten des Staates eine ftete Auf- 
fiht gefegt werden, pamit diefe Regeln auch wirklich gehalten würden. Es gelang fo ziemlich mit 
jolhen und ähnlihen Gründen durchzukommen, bis endlich) die Erfahrung das Trügerifche der— 
jelben lehrte. Das gefhah in ven Jahren, weldye ver großen commerziellen Krifis im Herbft des 
Jahres 1857 vorangingen. Es beftätigte fi) damals, was gegen die Oberaufſicht des Staates 
über die Actiengeſellſchaften theoretisch Shonlange vorher behauptet worden war. Der Staat, fo 
hatte man deſſen Ginmifhungen gegenüber behauptet, fei nicht dad vollfonımene Wefen, um 
jeden Irrthume zu entgehen ; der concrete Staat feien vielmehr Menjchen, die in der Strömung 
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der Zeit lebten, die beſtimmte Interejfen und beftinimte Neigungen hätten. Sie wären weit 
weniger im Stande, das Nüpliche eines neuen Unternehmens einzujehen, ald Diejenigen, welche 
ihr Kapital daran wagten. Sie hätten feinerlei Befugniß, den Publikum das eine Unternehmen 

- zu geftatten, das andere zu verwehren, und ed fei ganz einerlei, ob ein Unternehmer unter der ge: 
woͤhnlichen gefhäftlihen Form des Ginzelbetriebs oder als Actiengeſellſchaft auftrete, und für 
das gewöhnliche Gefhäft würde doch eine ſtaatliche Genehmigung und Auffiht nicht geforbert. 
Die Staatdaufjiht Habe zuvörderſt Ihon den großen Nachtheil, daß fie den vom Staat gebillig: 
ten Unternehmungen in ven Augen bes Publikums einen ganz befondern Werth verleihe und 
ihnen einen ganz befondern Credit verſchaffe, den jie wahrfcheinlic ohne folde Zugabe nicht 
gehabt hätten. Die fogenannte Oberaufſicht des Staates könne aud immer nur eine äußerliche 
fein, da die Regeln, innerhalb welder ſich eine Direction zu bewegen habe, nicht zu eng gefaßt 
fein dürften, weil fonft überhaupt keinerlei Geſchäftöbetrieb möglich fein würde. Der Staats: 
commiſſar als folher jei meift auch gar nicht befähigt, die innern Angelegenheiten einer Geſell— 
ſchaft jederzeit richtig zu Üüberfehen und zu beurtheilen. Sollten aber gar durch irgendwelche 
Beranlaffung die beaufjihtigenden Behörden ein Mitinterejfe an beftimmten Unternebnrun: 
gen haben, fo würde alled Unheil, das man von einer Actiengefellihaft erwarten Fönne, noch 
größer werden. 

Bekanntlich haben fih die oben bezeichneten Jahre ald ungewöhnlid fruchtbar in Erzeugung 
von Actienunternehmungen aller Art gezeigt, und die Staatögenehmigung bat ſich gerade für 
die gefährlihften unter ihnen, die fogenannten Credits mobiliers, ald vollkommen unfähig gezeigt, 
die böjen Folgen davon von der Staatögefellihart abzuhalten. Große und Heine Staaten in 
Deutihland haben die Credits mobiliers nicht blos nicht gemährenlaffen, jondern ſie recht eigentlich 
an ſich herangezogen, wofür fie venn wieder beftimmte Gelvvortheile erhielten, etwa durch Uber: 
nahme von Anleihen oder von größern inländischen Hypotbefbeträgen oder durch directe Anteil: 
nahme am Gewinn u. ſ. w. Und in gleicher Weife wurden oft genug durch Gunft und Gaben 
noch andere Boncefjionen zu den manderlei damals auftauchenden Unternehmungen ertheilt, 
während mandes nugbare Project im Artenftaub liegen blieb, weil die Behörden ſich in 
daifelbe nicht Hineinfinden Fonnten. 

Seit jener Zeit ift denn auch in ver Prarid der Ruf nach Freigebung der Actiengejellihaf: 
ten lauter und lauter geworben, und er ift jegt eine ernſte an die Regierung gerichtete Forderung. 
Zwar fträuben ſich noch manche, felbft freifinnige Regierungen dagegen; es geſchieht dies aber 
wol vorzugsweife aus alter Angemöhnung. Wir zweifeln übrigens gar nicht, daß, allen nod 
beſtehenden Abneigungen entgegen, die Freiheit der Actien- und aller andern Handelögeiell- 
ſchaften von ſtaatlicher Mitbetheiligung in nicht gar zu langer Zeit zur Wirklichkeit geworden 
fein wird. Wir bezweifeln dies nicht einmal in Betreff ver Banken, obgleich bier die Angewöh— 
nung und das Vorurtheil nod am ftärfften für die Theilnahme des Staates ſprechen. 

Diefe Betheiligung ded Staates findet fih nicht in England, wenigftend nicht dem Grund— 
fage nad, von dem auch nur einzelne geringe Abweihungen befteben, namentlich in Betreff der 
Banken, in welden gewiſſe Geihäftöformen unterfagt oder nur innerhalb beflimmter Grenzen 
geftattet find. Der englifche auf Handelögefellihaften gerichtete Unternehmungsgeift iftim übri— 
gen vollfommen frei. Was man in England Incorporation nennt, bat dort eine andere Bedeu: 
tung als die Staatögenehmigung auf dem Gontinent. Eine in England von der Barlaments- 
acte incorporirte Gefellihaft gewinnt port das Recht einer juriftiihen Perſon, v. h. fie ann auf 
ihrem Namen eigened Vermögen befigen, alfo nicht blos durch Vertrauendleute (trustees); 
fie fann ferner vor Gericht Rede und Antwort ftehen, und endlich werben die Theilnehmer den 
Gläubigern nur mit dem vorhandenen Gejellfhaftövernögen, eventuell ihren Antheilen ver: 
pflichtet. Solche Privilegien find vom Parlament bisher nur ald Ausnahmen ertheilt worden, 
wo es ſich um ganz beſonders für wichtig oder wohlthätig erachtete Gefellihaften handelte. In 
neuefter Zeit ift dagegen die beſchränkte Haftbarkeit von Theilnehmern an Handelsgefellihaften 
aud in England, wenngleich nur bedingungsweiſe, eingeführt worden. Auf den Gontinent be- 
ftand fie ſchon lange, und die neuere englifche Gefeggebung ift auch nur dur Nachahmung von 
continentalen Einrichtungen entftanden. 

Die beſchränkte Haftbarkeit.von Handelsgeſellſchaften aller Art ift vielfach ver Gegenftand 
eines jehr lebhaften Streite® gewefen, deſſen Hauptpunfte wir hier berühren wollen. Sie ift 
auf dem Eontinent unzweifelhaft fhon ziemlich alten Datums, da fih Spuren davon bereit im 
17. und 18. Jahrhundert in den norbländifchen und holländischen Städten finden, namentlid 
bei den eigentlich Eaufmännifchen @efchäften, weniger bei Bildung von Aſſecuranzgeſellſchaften. 
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Die beſchränkte Haftbarfeit beginnt aber dann nicht blos bei den eigentlihen Actiengefellichaf- 
ten, jondern findet auch ſchon bei ver ftillen Theilnahme an einem Geſchäfte ftatt. 

Was nun die wirthſchaftliche Bedeutung der beſchränkten Haftbarfeit anbelangt, ſo wird 
von den Vertheidigern derjelben ver Sag in den Vordergrund geihoben, daß es jenem Geſchäft— 
treibenden frei ftehen müſſe, jo weit mit feinem Vermögen an einem Unternehmen fi) zu bethei- 
Ligen, ald er wolle. Dies ift an fi zwar richtig, doch darf ed weder direct noch indirect zur Täu⸗ 
{hung anderer führen. Man muß jeder Zeit willen können, ob es ji in einem einzelnen Falle 
um das ganze oder nurum einen Theil ded Vermögens handelt, und ed müfjen auch Vorkehrun— 
gen gegen eine foftematifche Ausbeutung des Privilegiums der beſchränkten Haftbarfeit getroi= 
fen werden. Denn es ift ein Privilegium, mit feinem Gelde unbeſchränkt verdienen, aber nur 
beſchränkt verlieren zu können. Und bei diefer Ausnahmeftellung entwiceln ſich natürlich die 
Nachtheile der befhränkten Haftbarfeit, nämlich der Leichtfinn in Begründung von Unterneh: 
mungen und der Reiz zur betrügerijchen Ausbeutung Dritter. Übrigens hat doch auch jener er— 
wähnte Grundfag, daß jeder mit feinem ganzen oder einem Theile feines Vermögens, ganz 
nach eigener Wahl, jich verpflichten Eönne, feine Bedenken, injofern es nod) niemand eingefallen 
ift, dies Recht einem einzelnen Gefhäftsinhaber, der ohne Compagnon arbeitet, verleihen zu 
wollen, während man vom Standpunft des Grundjages wirklih nicht einjieht, weshalb dies 
einem Einzelnen verwehrt werden jollte. 

Mir geben übrigens zu, daß diefe ganze Frage nicht mit ſolchen allgemeinen Betrachtungen 
zu erihöpfen ift; das Weſentliche dabei wird von der Landesjitte und den Gewöhnungen ab: 
hängen. In England jind die Gefellihaften mit beſchränkter Haftbarfeit, welche gefeglich in 
ihrer Firma died ausdrücken müſſen (regelmäßig durch vie Buchſtaben 1. 1., d. h. limited liability), 
trotz aller vorher davon gemachten Anpreifungen und der Beweife ihrer Nothwendigkeit für die 
Entwidelung des englifchen Geſchäfts, dod nur die Ausnahme geblieben, indem man unter zehn 
neu gegründeten Gejellihaften faun eine einzige findet, die davon Gebrauch macht. Möchte 
man umgefehrt auf dem Gontinent die unbeſchränkte Haftbarfeit einführen wollen, fo würde 
fiherlich diefe gegen die bisherige Gemöhnung verftoßende Einrihtung wenig Anklang finden. 

Über die Bedeutung von Fleinern oder größern Handelögejellichaften, gegenüber der ge— 
ſchäftlichen Thätigkeit von einzelnen, find im legten Jahrzehnd auf der Grundlage yon man: 
cherlei Zeitftrömungen vielerlei Irrthümer aufgetreten. Gebt man jevod der Sache auf den 
Grund, jo hängt auch Hier wie font das Meifte von den Verhältniffen und von den Gewöhnun— 
gen ab. An und für fi wird man namentlich da, wo die VBerhältniffe geordnet liegen, annehmen 
dürfen, daß die gefchäftlihe Thätigkeit von einzelnen für die wichtigften Erwerbszwecke vollftän- 
dig audreiht. Der Einzelne weiß fein Interejle beifer wahrzunehmen, er weiß rafcher und ſicherer 
Schaden abzuwenden, er iſt eben, weil er nur für ſich zu Torgen hat, auch leichter im Stande, 
ein Rifico zu übernehmen, das oft genug die nothwendige Vorausſetzung zu weit ausſehen— 
den und gewinnreichen Speculationen ift. Je mehr Perſonen an der Leitung oder an dem 
Interefle eines Geſchäfts oder eines Unternehmens theilnehmen, um jo mehr ſchwächt ſich die 
Berantwortlickeit des Ginzelnen ab, um jo weniger darf ev wagen, um zu gewinnen. Die 
Mehrzahl der Handlungshäufer einer Handelsſtadt hat daher einzelne an ihrer Spige oder 
hoͤchſtens einen oder zwei Compagnons, die ih aber häufig in den Betrieb theilen. Es ift feine 
Seltenheit in Handelsftädten, daß in einer Firma der eine dad Geld, der andere die Geſchäfts— 
kenntniſſe mitbringt, Die beide erft dann ihre volle Verwerthung erhalten. An größern Plägen 
mit überfeeifchem oder ſonſt weit audgebreitetem Verkehr tritt ed auch oft ein, daß fi das Be— 
dürfnig nah Faufmännifhen Niederlaffungen an verfchiedenen Orten zugleich geltend macht. 
Das ift namentlich in weit ausgedehntem Maße in England der Fall, wo es Häufer gibt, die in 
allen Weltorten ihre Etabliſſements beſitzen. Die Compagnons theilen fi dann meift in die 
Leitung der verfhiedenen Zweiggefhäfte. Auch in den Hanfeftädten findet man dergleichen nicht 
felten, freilich in befcheidenerm Mapftabe. 

Diejenigen Handelsgeſellſchaften, welche allmählich die Form von Actiengeſellſchaften ange— 
nommen haben, waren urſprünglich nur für ſolche Unternehmungen beſtimmt, für die eine ſpe— 
cielle Sachkunde erforderlich war oder die ein beſonderes Riſico beanſpruchten, ſodaß man einem 
Dritten die dazu erforderlichen Gelder auf eigene Rechnung zur Verwaltung gab. Es iſt dies 
namentlich das Aſſecuranzgeſchäft, das bis auf den heutigen Tag meift in den Händen von Ge- 
fellihaften geblieben ift. Auch das Bankgeſchäft ift mehr und mehr in die Hände von Geſell— 
fhaften gefommen, obgleich man nicht jagen kann, daß dieſe ed nothwendig beffer beforgen ald 
der Brivatbanfier, Der legtere, der Privatbankier, har daher aud immer nod auf wichtigen 
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Geldplätzen wie London, Paris, Hamburg, Wien, Berlin u. ſ. w. einen ſehr weſentlichen Theil 
dieſes Gefchäfts in feinen Händen. Ganz neueften Datums find natürlich ſolche Betriebögefell- 
ſchaften, weldhe den Bau von Eifenbahnen oder großen Dampferlinien zur See unternommen 
haben. Liber die einflußreiche Bedeutung derſelben haben wir und an einer andern Stelle 
(j. Eifenbahnen) ausgeſprochen. 

Es ift jedenfalls ein Irrthum, zu behaupten, daß die Handelsgeſellſchaft an fi, die größere 
oder die Fleinere, einen Fortſchritt in der Erwerbdentwidelung beveutet; fie hat zu allen Zeiten be- 
fanden und wire jeder Zeit nur in beſtimmten Richtungen ihre richtige Wirfung äußern. Man 
wird fogar fagen koͤnnen, daß Handeldgefellfchaften auf Grundlage von Actien nicht diefelben 
Erfolge haben können wie ein concurrirender Privatmann. Wir haben vie Gründe bereits an= 
gegeben. Es war daher ein großer Irrthum, als in den Jahren 1854—57 fortwährend 
Privatgefchäfte in Actienunternehmungen umgewandelt wurden, ober ald man Uinternehmungen 
auf Actien gründete, wie fie bereit# ganz ähnlic von Privaten betrieben wurden. Die enormen 
Geloverlufte, weldje diefer Irrthum herbeiführte, find befannt genug und noch lange nicht ver: 
ihmerzt, während Brivatgejellihaften die fchwere Zeit ver Jahre 1854—57 durdiweg viel 
glücklicher überſtanden haben. 

Wir gelangen nunmehr zu jenen andern Handelsgeſellſchaften, welche als große Cor— 
porationen zu verſchiedenen Zeiten in den verfloflenen Jahrhunderten aufgetreten find, um, 
durch Privilegien mander Art gefhüst, vornehmlich ven auswärtigen Handel eines Staates zu 
betreiben. 

Daß man in frühern Jahrhunderten danach griff, ven auswärtigen Kandel durd große 
privilegirte Gefellfhaften führen zu laflen, während es heutigen Tages ald Regel gilt, Handels: 
unternehmungen aller Art in ven Händen von Privatperfonen zu laffen, oder doch von ſolchen 
Geſellſchaften, welde ven Privatcharakter nicht verlieren, liegt zunächſt in der Verſchiedenheit 
der Zeiten. Wer in unfern Tagen Geſchäfte treibt, findet Wege, Handelseinrichtungen, Geld— 
verfehr, Abſatzwege, Öffentliche Sicherheit, kurz alle Bedingungen fertig vor, unter denen allein 
eine Handelsfpeculation mit einiger Sicherheit vorgenommen werben fann. Je mehr dad Riſico 
des einzelnen Kaufmanns berechenbar ift, mit um fo geringerm Kapital kann er auch arbeiten. 
Dabei wird der, welcher fein eigenes Intereffe zu wahren hat, viel forgfältiger fein ald ver Ver— 
treter von fremden Intereflen. Der heutige Kaufmann hat aber auch noch andere Vorteile vor 
dem früherer Zeit voraus: er ift im Stande, eigene und frenide Zuftände beffer fennen zu 
lernen, und die heutigen Verfehrämittel gewähren ihm die Möglichkeit, raſch nad) allen Seiten 
bin, wie es ihm fein Vortheil gebieter, zu operiren. 

Das war vormals, im 15., im 16., auch im 17. und theilmeife noch im 18. Jahrhundert 
ganz anderd, wo man von frempden Ländern, Völkern und Zuftänden noch feine jo ausgebrei— 
teten Kenntniſſe wie heute bejaß. Man wußte nicht, welche Waaren zum Eintauſch die Fremde 
liefere, und welche von der Heimat dafür geboten werben Fünnten; man hatte meift nicht einmal 
den Anfnüpfungspunft zu commerziellen Unternehmungen nad) der Berne. In der Heimat 
fehlte ed noch an Entmwidelung einer großartigen Induftrie, und der Kaufmann hatte die größte 
Mühe, aud nur die erfte Borausfegung zum commerzielfen Gedeihen, die Sicherheit auf den 
Straßen und Blüffen, zu erlangen. 

Solde Zuftände früherer Zeiten führten venn zu jenen großen Handelsgeſellſchaften, bie 
zwar bei weitem nicht alle florirten, von denen jedoch einige fich zu ungeahnter Höhe empor: 
ſchwangen. Geblieben bis auf den heutigen Tag jind nur noch wenige und meiftentheild von 
geringerer Bedeutung, entſprechend dem veränderten Beifte unfers Jahrhunderts. Manche der 
frühern oder noch beftehenden Handelsgeſellſchaften dieſer Art find indeß nit aus einem wirf- 
lihen Bedürfniß entitanden, fondern aus dem Wunſche, irgendeiner andern Nation oder ſchon 
vorhandenen Geſellſchaft Concurrenz zu maden, und nicht felten auch aus dem Grunde, daß 
den Unternehmern die betreffenden Regierungen befondere Vortheile in Ausficht ftellten, ähnlich 
wie es in diefem Jahrhundert mit den fogenannten Credits mobiliers der Fall war. 

Nicht die ältefte, aber an Wichtigkeit die hervorragenpfte Handelsgefellichaft im Mittelalter, 
wenn wir biefen Ausdrud hier anwenden fünnen, mar die Hanſa. Wir verweifen in diefer 
Beziehung auf den betreffenden Artikel. Bon andern eigentlihen Handelsgeſellſchaften unter- 
ſcheidet ji die Hanfa dadurch, daß jie urfprünglich mehr eine Verbindung zum Schuge der 
Straßen war, aud in ihrem weitern Verlaufe nicht den eigentlichen Zweck von Handeldunter: 
nehmungen mit dem Auslande annahm, obgleich derſelbe ſich vielfach aus den Verhältniffen 
felbft ergab. Im Auslande allerdings, alfo in England, in Norwegen, in Nußland, reprälen- 
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tirten die Hanſeaten vielfach den mittelalterlihen Zug der Ausbeutung des fremden Landes 
durch einen demfelben aufgedrüdten Handelszwang. 

Die eigentli großen Kandelögefellihaften begannen nad) der Entvedung des Seewegs 
nad DOftindien und der darauf folgenden Entdeckung von Amerifa. Nach beiden Richtungen 
bin war für die Europder eine neue Welt aufgegangen, die zwar nicht fofort, aber fpäter mit um 
jo größerm Eifer auszubeuten verfucht wurde. Zuerft hatten in Oftindien die Bortugiefen 
plaggegrifien, ihnen folgten erft fpäter die Holländer. Von diefen wurden noch vor Ende des 
16. Jahrhundertd eine größere Anzahl von nah Dftindien handelnden Geſellſchaften gebilvet. 
Man fannte in jener Zeit Fein anderes Mittel zum Betreiben ded auswärtigen Handels und 
fonnte auch, wie erwähnt, fein anderes haben. Diefe verfchiedenen Fleinern Geſellſchaften verei- 
nigten fi im Jahre 1662 zu einer einzigen größern, der fogenannten Holländiſch-Oſtindiſchen 
Compagnie. Sie erhielt von den Generalftaaten große Privilegien, wie fie theild in ven befte- 
henden Anſichten, theild dur die Verhältniffe felbft begründet waren, ferner vas Monopol 
alles holländischen Handels jenfeit des Caps der guten Hoffnung, fowie zum Schuß ihrer Rechte 
die Befugniß, in jenen fernen Ländern Bündniſſe und Verträge zu fließen, Städte und Fe: 
tungen anzulegen, überhaupt für ihre militärifchen und bürgerlihen Einrichtungen ganz 
nad eigenem Bedürfniß zu ſorgen. Es gelang ven Holländern, in ven oftindifchen Gewäj- 
jern zu großem Anjehen zu gelangen und ſich zugleich von den Streitigkeiten, in welde Eng- 
länder und Branzofen auf dem oflindifchen Feſtlande geriethen, ziemlich fern zu halten. Sie 
mußten fih dafür im Indiſchen Archipel feftzufegen und erwarben, theild durch Krieg, 
theils durch friedliches Eindrängen, im Laufe ded 17. Jahrhunderts die Moluffen, ferner 
Java, Malaffa, Eeylon, Celebes und einen Theil von Malabar. Der Hauptjig dieſes hol- 
ländiſch-oſtindiſchen Inſelreichs wurde die Stadt Batavia auf Java, ſchon im Jahre 1618 er: 
baut. Auch das Privilegium des Handels mit Japan erwarb ji die Geſellſchaft, nachdem fie 
bei der großen Ehriftenverfolgung in diefem Reihe, veranlaßt durch Übergriffe der Jeſuiten, 
zu der Audrottung der legten beigetragen hatte. Freilich wurde diefer Handelöverfehr mit 
Japan nur unter ven allerdrückendſten und ſchimpflichſten Bedingungen ven Holländern geftat: 
tet und Hat auch nur in den allererften Zeiten einen nennendwerthen pecuniären Ertrag abge- 
worfen. Die holländische Geſellſchaft beichränfte ihre Thätigkeit in Oſtindien auf die Handels: 
zwede, während jie zugleich ihren Territorialbefig wie ihre Autorität militäriſch aufrecht er— 
hielt. Mit Eivilifirung der Gingeborenen hat fi die Compagnie wenig abgegeben, dagegen 
aber ihr Handeldmonopol mit Eifer audgebeutet. Später ward ihr die Goncurrenz der Eng- 
länder, die fi mehr und mehr auf dem oftindifchen Fefllande feftjegten, jehr unbequem. Als in 
den franzöfifchen Revolutiondkriegen die nieverländifche in eine batavifhe Republik umge: 
wandelt und die Holländiſch-Oſtindiſche Gefellfcnaft für aufgehoben erklärt wurde, ward ihr 
bisheriger Territorialbejig von ven Engländern wweggenommen. Erft nad ven Friedensſchlüſſen 
in den Jahren 1814— 16 wurden die Groberungen mit Ausnahme von Geylon von den Eng- 
ländern an das Königreich der Niederlande zurücerftattet und —— Verträge wegen des 
künftigen Verhaltens beider Nationen in den oſtindiſchen Gewäſſern und Grenzregulirungen 
getroffen. Es iſt jedoch wiederholt von beiden Seiten zu Klagen wegen Übergriffen gekommen; 
die Holländer behaupteten, daß die Engländer über die vertragsmäßigen Grenzen hinausgin— 
gen, die Engländer, daß jene die Verträge zu weit audlegten und das ganze indische Infelmeer 
in Befig nehmen wollten. Im Jahre 1824 erft wurde unter dem Namen Maatſchappy eine 
neue holländifche Gompagnie geftiftet, welche die alten Monopole in ven holländiſch-aſiatiſchen 
Golonien zurüderhielt. Doch blieb die Eivil- und Militärverwaltung in den Häriden ber Krone, 
welche direct die Gouverneure ernennt. 

Die holländifche Golonialregierung in Oſtindien ift das vollendete Mufter einer engherzi: 
gen Handelopolitik. Die Eingeborenen unter ihrer Verwaltung mußten fronen und ſich gefallen 
laffen, vaß ihre Gebieter ihnen die Art und den Umfang ihrer Eulturen vorſchrieben. Es ift 
ſchwerlich eine bloße Sage, daß die Holländer von ven feinern Gewürzen früher größere Quan— 
titäten vernichteten, um den Reſt zu höhern Preifen zu verfaufen. Erſt jeit der ftärfern Mit- 
bewerbung ber Engländer ift das Handeldregime der Holländer etwas gemildert worden ; doch 
haben jie noch das natürliche Handelsmonopol des auf der Infel Java erzeugten Kaffee, der 
alljährlich in den beiden großen Auctionen in Rotterdam und Amfterdam verfauft wird. Der 
Ausschluß der Fremden von ven holländifch = oftindifchen Beſitzungen ift ſtets mit jehr großer . 
Strenge gehandhabt worben, und es beftehen davon nur wenige vertraggmäßige Ausnahmen. 
Der Beftand der Maatſchappy ift übrigens für die holländiſche Schiffahrt ſehr ſchädlich gewor- 
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den. Das Monopol derjelben im Verkehr von und nad Ditindien hat die Holländer verhin— 
dert, in den Unternehmungen zur See jo vorwärts zu fhreiten, wie Die Zeit ed erforderte. 

Bon viel umfaflenderer Bedeutung, ebenjo lebrreidh fiir den Staatdmann als für ven Mi- 
litär, ift die Engliſch-Oſtindiſche Handelögefellichaft geworden, die im Jahre 1612 entſtand, 
aber ihren Abfhlu duch Vereinigung mit andern concurrirenden Gejellihaften erft im Jahre 
1702 fand. Sie war ähnlich privilegirt wie die Holländiſch— Oſtindiſche Geſellſchaft, welche ihr 
überhaupt als Muſter gedient hat. Obgleich ſie ihre Thätigkeit in Oſtindien ſpäter begann als 
die Holländer und felbft die Franzoſen, hat "fie doch mit gewaltiger Macht beide Goncurrenten 
"aus dem Felde geihlagen und fid allmählich zum mehr over minder unbeihränften Gebieter des 
ganzen oftindifchen Feſtlandes gemacht. Der Kreibrief der Engliſch-Oſtindiſchen Geſellſchaft 
ſchloß urfprünglich jede Concurrenz englijcher Privatleute mit ver Geſellſchaft aus, doch ift marı 
bei den wiederholten Erneuerungen dejlelben mehr und mehr davon abgegangen. Im Jahre 
1834 wurde fogar der Handel nad; Ehina freigegeben, ſodaß die Gefellihaft faft ausſchließlich 
nur noch mit der Negierung ihres ungeheuern Territoriums betraut blieb. Im Jahre 1860, 
nad Nieverfhlagung ded großen Aufitanded, wurde dieſe merfwürbigfte aller Gejellihaften 
jelbft aufgehoben und die Verwaltung des britiſch-indiſchen Reichs direct in die Hände der 
‚englifhen Negierung gelegt. Die ehemalige Gefellihaft ift jeßt jo zu jagen nur auf Renten 
gejegt, indem die Regierung nod) die Verpflichtung hat, den Actionären Kapital nebſt Zinien 
zurüdzuzahlen. 

Mir fönnen Hier natürlic nicht in die Gejchhichte der Eroberung und Verwaltung Oſtindiens 
eingehen. Die Art, wie e8 erobert worden ift, erinnert äußerft lebhaft an die Gründung des 
großen Römischen Reichs. Don ähnlichen Kleinen Anfängen ift Britiſch-Indien mit der Zeit zu 
einem großen Staatskörper angewachſen; diejelbe Lift, dieſelbe Gewalt, daſſelbe einheitliche Ber: 
wenden der Kräfte zur Eroberung des Landes, diejelbe Überlegenheit im Krieg wie im Frieden, 
diefelbe Nüdfihtölofigkeit in der Wahrung der eigenen Intereffen, dieſelbe Sicherheit, eine 
Eroberung ald Hebel zu einer andern zu benußen, diejelbe Unerſchrockenheit und Feſtigkeit bei 
hereinbrechendem Unglück — wir finden fie bei ven Römern, als fie die Länder rings um das 
Mittelmeer zufammenbraditen, und wir finden fie bei den Engländern in Oſtindien. Bis zu 
ihrer Aufhebung bat die Engliſch-Oſtindiſche Gefellihaft ihr eigenes Heer und ihre eigene 
Givilverwaltung gehabt; fie galt dafür, befonderd erfahrene und tüchtige Beamten heran 
zuziehen. 

Der Handel der Engliſch-Oſtindiſchen Compagnie ift, da ihr Monopol bald vielfach durch— 
löchert wurde, wicht jo ausſchließlich geweſen wie dev Handel jener holländiſchen Compagnie. 
Der raſch heranwachſende Umfang des Reichs und die dadurch entftandenen politifchen Pflich- 
ten hinderten die engliſche Geſellſchaft bald, dem Handel ihr ausſchließliches Augenmerk zu— 
zuwenden. Die Behandlung der Eingeborenen durch die Engländer iſt daher auch weniger 
durch Handelsintereſſen als durch politiſche Nüdjichten beflimmt worden. Sehr wichtig wurde 
in diefem Jahrhundert für die Gejellfhaft ver Handel mit Thee von China nah England 
und der Handel mit Opium von Oftindien nad) China, An diefen Handel haben ſich auch große 
welthiftorifhe Begebenheiten angereiht. 

Noch vor den Engländern waren die zu einer Franzöſiſch-Oſtindiſchen Geſellſchaft vereinig: 
ten Branzofen in den öſtlichen Gewäſſern erihienen. Ihre Unternehmungen wurden durch Col: 
bert auf jeve Weiſe gefördert, und ſchon in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts hatten 
fie einen Eleinen Länderbeſitz an der bengalifchen Küfte, wo fie Bonpichery gründeten und 
Verbindungen felbit bis nah China und Siam anfnüpften. Im Laufe des 18. Jahrhun- 
dertö wurden ihre Beſitzungen immermehr ausgedehnt, bis fie, diefelben in den Kriegen mit 
den Engländern bis auf einen ganz kleinen Neft wieder verloren. Hauptveranlaffung zu diefem 
Berlufte waren theild die hochfliegenden Plane der franzöjifgen Anführer, theild die mangel- 
hafte Unterſtützung von Frankreich ber, wo Intrigueund Gleihgültigkeit gegen das, was in der 
Ferne geihah, einander in der Verwaltung ablöften. 

Die Zwede der Franzöſiſch-Oſtindiſchen Gefellfhaft waren zwar nad) den Statuten zunächſt 
auf den Handel, dann aber auch auf die Befehrung der Heiden gerichtet, jedoch Hat der Erwerb 
von Länderbefig immer die Hauptrolle gefpielt. Es gelang ver franzöfiichen Negierung im 
Jahre 1785 nicht, die Gefellihaft in befheidenerm Umfange auf die Dauer wieberherzuftellen, 
und es find nur unbedeutende Punkte, welde die franzöſiſche Regierung als Colonialbeſitz in 
Oftindien noch fefthält. Beſondere Handelazwedte fünnen damit nicht geförbert werben. 

Auch die Dänen und Schweden haben oftinpifche Gejellfchaften verſucht. Die däniſche Ge: 
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ſellſchaft iſt aber ſchon in der erſten Hälfte des vorigen Jahrhunderts wieder untergegangen, 
nachdem fie die Stadt Tranquebar an ihre Regierung abgetreten hatte. Die Shweriih;Qftin- 
diſche Geſellſchaft hat ſich noch bis auf den heutigen Tag erhalten. Ihr Sig iſt in Gothenburg. 
Sie foll gute Gefhäfte machen und hohe Dividenden vertheilen; ver Handel aber, den fie unter: 
hält, ift von feiner großen Bedeutung im allgemeinen Verkehr. 

Oſtindien galt von jeher für das Land der fabelbafteften Reihthümer, und wenn dies aud 
weniger der Fall war, ald man meinte, jo hat ed doc) zu allen Zeiten in reihem Mape Broducte 
geboten, die ver Handel verwertben fonnte. Ohne Zweifel war die Thätigkeit großer priviles 
girter Handelsgeſellſchaften nothwendig, um in Oftaften unjerer Zeit das Feld für den freien 
Handel aller vorzubereiten. Die Europäer mußten zu dieſem Zweck nicht blos das politiiche 
Übergewicht erringen, jondern ed mußte auch die vollftändigfte Sicherheit der dortigen Ber: 
Eehröbeziehungen angebahnt werden. Das war die Rolle, welche allerdings ohne ihr Willen und 
Willen die großen oſtindiſchen Handelsgeſellſchaften, vor allen die engliſche, übernahmen. Selbit 
an eine Ausbeutung dev neuern großen Verfehrämittel in Bezug auf Oſtindien hätte nicht ge— 
dat werben fönnen, wenn das reihe Land noch in einheimifhen Händen geweſen wäre. 
Ebenſo wenig würde ohne die linterwerfung Oftindiens der europaifche Handel nad China 
und Japan haben vordringen können. , 

Auch auf dem amerifanifhen Gontinente haben die Handelögejellichaften der Überſiedelung 
der Europäer den größten Vorfhub geleiftet, ja man fann ſogar fagen, daß eine Reihe von 
Staaten der Union ſolchen Gejellihaften ihren erften Urfprung verdanft. Allerdings ift das 
Intereffe der englifhen Unternehmer regelmäßig ein anderes gewefen; fie ließen fih von der 
Regierung und dem Parlament ausgedehnte Kreibriefe ertheilen, um in jenen unbekannten Ge: 
genden der Reihthümer ded Landes möglichft ſchnell Habhaft zu werden. Allein dieſe Linter- 
nehmungen find fo ziemlich alle misglückt, theild wegen der großen Entfernungen, in denen 
feinerlei Aufficht möglich war, theild wegen des Gharafterd der Leute, die man dorthin ſandte. 
Die Führer waren meift untüchtige, vervorbene Söhne von Adelihen, die in Amerifa womög— 
lich ein noch üppigeres Leben fortjegen wollten, die Maſſe lojes Gefindel, dad man mitunter 
auf der Strafe aufgegriffen hatte, und darunter bethörte Keute, welche drüben ichneller reich zu 
werden hofften. Dennoch baben allmählich vie beffern Elemente das Übergewicht erlangt, und 
beſonders günftig dafür wirkten die zahlreichen Privateinwanderer aus England und Deutſch— 
land, die infolge religiöfer und politifher Berrüdung ihre Heimat verliefen. Es iſt nicht 
nötbig, die verfhiedenen europäifchen Gompagnien aufzuführen, die in Amerifa im Intereſſe 
bed Handeld und der Golonifation wirkten oder wirken wollten; fie find ſämmtlich verzeichnet 
in der Geſchichte der Vereinigten Staaten. Erwähnen wollen wir nur jener fabelhaften fran- 
zöſiſchen Miſſiſſippigeſellſchaft, die bekanntlich jo eng mit ven Law'ſchen Projecten zufammenbing. 
Diefe Geſellſchaft war in der Ihat und jeder Beziehung eine ver ſchwindelhafteſten Unterneh— 
mungen auf dem Gebiete der an Abenteuerlichfeiten jo reihen Geſchichte der Handelsgeſellſchaf— 
ten, Sie gelangte in Zouiflana faum bis zu den erfien Anfängen, und von Frankreich aus 
— ih von der Regierung ausschließlich ver wahre Straßenabhub ver großen Stadt Paris 
zugeführt. Ä 

Wie dev nordamerifanifhe Gontinent, jo find auch Weſtindien und Gentralamerifa von 
manderlei auf Gewinn und Golonifation berechneten Geſellſchaften heimgefucht worden. Be: 
fand und größere Wirkſamkeit haben fie aber alle nicht gehabt. Ähnliches gilt von Süd— 
amerika, mit Ausnahme der einftigen großen Jejuitenmifion in Paraguay, die halb zu re: , 
ligiöfen, halb zu mercantilifhen Zweden eingerichtet war. Alle viele Länder fanden nicht in 
dem Rufe der ungeheuern Reihthümer wie Oftindien, auch waren fie außerdem noch in dies 
fem Jahrhundert in: Befige der ihre Golonialterritorien fehr ängftlih hütenden Portugiefen 
und Spanier, 

Man hat in frübern Zeiten ven Handelsgeſellſchaften mit Recht eine große Bedeutung bei- 
gelegt, felbft dann noch, als die mittelalterliche Linficherheit und die frühere infenntnig audwär- 
tiger Zuflände im Verſchwinden waren. Man hatte die Ihatfache des vielfachen Gelingend und 
erfolgreichen Wirkens folcher Geſellſchaften, und dies genügte, um jelbft bis auf die allerneuefte 
Zeit herab immer wieder bei einzelnen den Wunſch nah Errichtung folder Geſellſchaften vege 
zu machen. Indeß befteht Fein Zweifel darüber, daß für unfere Verhältnilfe die Zeit der pri- 
vilegirten Handeldunternehmungen vorüber ift. Wo in der Welt ver äußere Rechtsſchutz für 
den Handel und Wandel nicht ausreicht, da tritt jegt die Macht von Staaten wie England und 
Frankreich ein, Eine Unbekanntſchaft mit ven Zuftänden fremder gewerb- und productenreicher 
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Länder beſteht nicht mehr, auch befinden ſich jetzt oft in den Händen eines Einzelnen mehr Ka— 
pitalien, als früher im Beſitz der reichſten Handelsgeſellſchaften waren. Endlich aber iſt die Zeit 
der großen Handelsgeſellſchaften ſchon darum als eine vergangene zu betrachten, weil man unter 
den gegenwärtigen Verhältniſſen auswärtigen Colonien feinen jo großen Werth mehr beizu— 
legen vermag, ald es in den vorigen Jahrhunderten mit Recht geihab. G. Eohen. 

andelöfammern, j. Gewerbe» und Handelsfammern. 

andelskriſis. Diefer eigentlich erſt in alferneuefter Zeit typifc gewordene Ausdruck 
bezeichnet denjenigen Zuftand allgemeiner Grebitverwirrung, aus welchem eine mehr oder min: 
der umfangreiche Zahlungdunfähigfeit innerhalb kaufmänniſcher, gewerblicher oder jonftiger 
Kreife hervorgeht. Wir müffen ven Begriff möglihft allgemein faffen, da mit mit dem Worte 
Erfheinungen benannt werden, die nad) fehr wichtigen Beziehungen hin voneinander abwei— 
hen, Das Wort felbft ift übrigens gar nicht unglücklich gemäßlt, indem die Arzneifunde unter 
dem Worte Krifis einen Zuftand begreift, der ſchon längft vorhandene Übel im menfchlichen 
Organismus zum Ausbrud treibt und die Beflerung ober den Untergang vorzugsweiſe den 
waltenden Kräften der Natur felbft überläßt. Das ift nun auch das eigentlich Wefentliche einer 
fogenannten Handelskriſis, daß fie das ſchon feit langer Zeit Krankhafte im Verfehrsorganis- 
mus in raſcher Gärung auf die Spige treibt, fodaß die ungeberbigen Kräfte der Natur aller 
Einrichtungen fpotten, die man vorher getroffen hatte, um ihn gefund zu erhalten, und alle 
verjuchte Hülfe nur Nebenſache bleibt. 

Die Handelskriſen find ein Theil ver allgemeinen Menfcengeichichte. Je nad den Ber: 
hältniffen und Stimmungen einer Zeit oder nad) den befonvern Anlagen und Beſtrebun— 
gen des leidenden Erwerböfreifes ift Urfprung und Verlauf der Krifid ein ganz anderer. 
Die Erfheinungen find nur in ihrer Oberfläche viefelben, fie hängen aber ganz innig mit 
dem zufammen, was allgemein die Zeitgenoffen auch in ihrem fonftigen Wirken erftreben. Es 
vollenbet fih, wenn man die Sache noch ſchärfer anblidt, in ven Handelskriſen ein Theil der 
politifchen Geſchichte eines Volkes; mit und in der ganzen Entwidelung der Kriſis zeichnet ſich 
ſehr ſcharf der vorherrfhende Bildungszuftand einer Zeit ab, und in der Regel ift e8 dieſer audh, 
der feine Kriſis zugleich mit durchmacht. Die ausgebrohene Handelskriſis figt fozufagen zu 
Gericht über die Sünden und Überfehreitungen der vorangegangenen Zeit. Schon daraus muß 
fid) ergeben, daß die Abhülfe gegen Handelskriſen nicht in einzelnen Mafregeln liegt, ſondern 
in der allgemeinen Befferung menſchlicher Einfiht und der Zuftände unter den Menden. Die 
angeblidye Sicherheitövorfehr gegen den Ausbruch einer neuen Kriſis ift regelmäßig nur ein Er— 
gebniß der zulegt gemachten Erfahrungen über einzelne Vorkommenheiten während verfelben, 
und. fie halten meift bei der nächſten Kriſis um fo weniger Stand, als deren Ausbruch von da— 
mals noch ganz unbekannten Factoren abhängt. 

Um die eigentliche Natur der Handelskrifen ſchärfer erfaſſen zu können, ift ed erforverlich, 
in eine kurze überfichtliche Gefchichte einzutreten. Wir müffen dabei das, mas das Weſen des 
Handelöverfehrs, den Handel felbft, namentlih aud den Geld: und vor allem ven Wechſel— 
verfehr betrifft, ald befannt vorausfegen. (S. Handel.) 

Man beginnt in den Darftellungen ver Handelöfrifen mit der Law’ichen Periode, die man 
dann als eine einzelne wunderbare und in ſich abgefchluffene Begebenheit ohne Beziehung auf 
die Zeitgefchichte behandelt. Weshalb fie aber fo gefommen, weshalb namentlich das Law'ſche 
Syſtem eine Zeit lang in Frankreich fo jehr profperirte, wird, abgefehen von dem Finanz⸗ 
bevürfniß, in der Negel weniger erörtert. Und doch lag in ver ziemlichen Gleichzeitigfeit des 
ähnlichen englifchen und holländischen „Schwindels“ — vies durdaus faufmannsübliche und 
in feiner Bedeutung genug befannte Wort gebrauchte man ſchon lange vor der mehr mo— 
dernen Bezeichnung „Handelskriſis“ — genügende Veranlaffung, das allgemein gejhicht- 
lihe Moment jhärfer heranzuziehen, d. h. die gefchichtlichen Urfachen zu unterfuchen, von wel= 
hen aus fid damals eine folde Krifis vollziehen mußte. Allgemein gefaßt find diefe Urſachen 
das Verfonmen bed Staates und ver hergebradten Bildung in ihren bisherigen Formen, 
fomie das Herannahen einer Ummälzung in beiden, die fi in jenen gleichzeitigen franzöſi— 
ſchen, englifhen und holländiſchen Entwidelungen vollzog. Franfreih, England und Holz 
land waren ben furdtbaren innern Zerrüttungen ded Dreißigjährigen Kriegs, der Deutich- 
land fo entjeglich beihädigte, entgangen, fie hatten ſich vielmehr gerade in dieſer Zeit zu ven 
feftern ftaatlihen Bormationen aufgefhwungen, aber ganz frei von Beſchädigungen waren 
fie doch nicht geblieben. Ludwig XIV. und feine Vorgänger im Regiment, Richelieu und Ma— 
zarin, Hatten, um ihren politifchen Zweck gegen das Ausland zu erreichen, die innere ſittliche 
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und finanzielle Kraft des Landes rückſichtslos verſchleudert. Alle jelbftändigen Eriftenzen inner- 
bald Frankreichs waren ven unbeſchränkten königlichen Willen untergeorbnet worben, und es 
gab feine Öffentlichen Freiheiten mehr. Was nod von Scheinfreiheit gerettet war, verknöcherte 
unter alten Formen und ftand wefentlid in feinem Zufammenhang mehr mit den Intereffen 
der großen Menge. Ludwig KIV. war fein genialer Regent wie Napoleon I., der troß der von 
ihm geführten Kriege Einrihtungen innerhalb der bürgerlihen Sphären getroffen, vie ihn noch 
lange überlebt haben. Jener zerftörte vielmehr die alte Macht des Adels, ließ ihm aber bie 
alten drückenden Vorrechte gegenüber den andern Ständen, und ftatt des frübern, vielleicht ro— 
ben, aber doch mehr ritterlihen Treibens impfte er ihm die Hofmanieren und die Unmoral der 
Höfe ein, die damals unendlich viel größer war als heutigen Tage. Ebenſo wurde der Klerus 
in den Bereich königliher Autorität und höfiſcher Abhängigkeit gezogen, dafür ihm aber die 
dur Dragonnaden vollbradte „Glaubenseinheit“ ded Landes gewährt. Gine leidige conven— 
tionelle äußere Moral und daneben eine innerlihe Unmoralität, deren Beifpiel der König felbit 
gab, beherrſchten alleöffentlihen Zuftände und griffen tief indas Privatleben ein. In wie boden: 
108 ſchlechten Zuſtand Ludwig XIV. die Finanzen bradte, trat fofort unter feinem Nach— 
folger hervor. 

In England hatte jich Die „glorreihe Revolution‘ von 1688 vollzogen, aber ed traten auch 

‚Die, wie es faft fcheint, unvermeidlihen Folgen eines jeven gewaltfamen Bruchs mit der Ge— 
fchichte des Landes ein, indem der Anhang ber frühern Zeit durch Lüge und durch Verſchwö— 
rungen gegen die neuen Zuftände anftrebte und den Stempel feiner Verkehrtheiten vielfah auch 
auf die neuen Machtinhaber übertrug. Selbft eine gewiſſe Unftetigfeit in den Gefühlen ver 
Menge gegenüber dem neuen Königthum ließ fih noch fo lange durchblicken, bis die Verjäh— 
rung der Revolution eingetreten war. Außerdem war aber auch England in große auswärtige 
Kriege und eine ftarfe Schuldenlaft Hineingerathen. Dennod begann gleichzeitig das eng= 
liſche Volk, dem feine Öffentlichen Freiheiten gerettet, feine Erwerböthätigkeit namentlich nad 
ben Golonien auszubehnen. In England vollzog fih der Ubergang zur neuen, in Frankreich 
der Bankrott der alten Zeit, und ſolche Ubergangsperioden, weil fie das Hergebrachte und die 
MWillensftrömungen in nothwendigen Gegenfag bringen, find faft jedesmal durch Erwerbskriſen 
bezeichnet worden, wo fie nicht in eine politifche Revolution ausfhlugen. 

Auch Holland war nicht mehr daſſelbe, wie es aus den Befreiungsfämpfen gegen Spanien 
beraudgetreten war. Es hielt fich bereits mehr durch Die gegenfeitige Eiferfucht von Frank— 
reih und England ald durch eigene Kraft, und jein deutfcher Urſprung verleugnete fih auch 
nicht in der Zerflüftung feiner öffentlichen Einrichtungen. Sein Handelsgeiſt hatte bereit3 die 
Oberhand über feinen politifchen Geift geiwonnen. 

Die Law'ſche Periode fließt unmittelbar an den Top Ludwig’ XIV. an. Die finanziellen 
Zuftände, die diefer feinem Nachfolger in der Negierung, dem Regenten Philipp von Orleans, 
hinterließ, waren fo verzweifelter Art, daß der Zauberfünftfer, der fie zu beffern unternahm, 
mit offenen Armen aufgenommen wurde. Diejer Zauberfünftler war John Law, geboren 
1671 in Edinburgh, der Sohn eines Goldſchmieds, der nah damaliger Landesfitte auch 
Bankiergefchäfte betrieb. Im Jahre 1694 war in Law's Geburtsort die erſte Bank im 
neuern Sinne des Wortd gegründet worden. Allerlei Fährlichkeiten entgangen, hatte ex 
feine Dienfte bereits Ludwig XIV. angetragen, der aber von dem Hugenotten nicht bebient 
fein wollte. Der Regent hatte dieſe kirchlichen Bedenken natürlich nicht. Er brauchte zudem 
nicht blos Geld für den Staat, fondern auch für ſich und feinen ihm an Ungebundenheit ähn- 
lihen Kreis. Das ganze ftille Laſter am Hofe Ludwig's XIV. war im vollftändigften Eynismus 
an dad Tageslicht getreten. Law erhielt vom Regenten zunächſt die Grlaubnif zur Gründung 
einer Privatbank von 6 Mill. Livres in Actien zu 500 Livres. Die Bank übernahm es, den 
Gelvumlauf zu befördern und den Zindfuß herabzufegen, und das gelang ihr auch durch 
Law's ausnehmendes Geſchick in Gelvfahen jo gut, daß feine Bank fehr bald zu einer 
Staatsbank erhoben wurde. Der Staat follte oder wollte an den großen Gewinnen der Banf 
Antheil nehmen. Die Henne legte fo viel goldene Gier, dan Law nadeinander Generalpadter 
der Steuereinnahmen, Inhaber des Münzregald und endlich Anfäufer ver gefammten Staats: 
fhuld wurde. Mit all diefen Unternehmungen ging dann die Gründung der befannten Mif- 
fiffippigefelfchaft Hand in Hand, eines abenteuerlichen, auf Unfenntniß aller einfchlagenden 
Verhältniſſe begründeten Project, dem aber bie Leichtgläubigkeit der großen Menge in ver 
Ausführung völlig gleihfam. Ohnehin hatte Law neue vielverfprechende Theorien in Umlauf 
geſetzt. Ein tüchtiger Schriftfteller im Fache ver Geldwirthſchaft, Horn, jagt darüber: „Law's 
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Verſprechungen konnten um ſo eher Eingang in Frankreich finden, als ſeine Ideen durch Neu— 
heit blendeten und im Grunde viel Richtiges enthielten. Wenn Lam gegen die Ausfuhrverbote 
von Gold und Silber anfämpfte, weil fie ihren Zwed nicht erreichen, wenn er gegen die Münz- 
fälfhungen ih ausſprach, weil fie das Land in Armuth ſtürzen und den König nicht bereichern, 
wenn er den Werth der Münze in ihrem innern Gehalte und nicht in der Prägung erkennt, 
wenn er im Credit einen Erfag für die fehlenden Umlaufsmittel jucht, wenn er die Fleinen Kapi— 
talien durch die Vereinigung zu einer großen und fruchtreichen Macht erheben will, jo ifter 
offenbar feiner Zeit, namentlich der damaligen ökonomiſchen Bildung Frankreichs weit voraud: 
geeilt. Aber er verdarb die Wirfung feiner richtigen Erkenntniß tbeild durch Beimifchung ir: 
tiger, theils durch die Übertreibung ber richtigen Ideen.” Das Hauptverberben lag zunächſi in 
ihm felbft; Law hatte entſchieden die Spielernatur, die wol richtig zu combiniren im Stande ift, 
aber doch im Selbftvertrauen zu viel auf diefelbe Karte ſetzt. Die andere Quelle des Verder— 
bend lag in den Zeitgenoffen. Bei der tief eingreifenden Zerrüttung aller ökonomiſchen Ber: 
hältniſſe Frankreichs durch eine willfürlihe und ungleihmäßige Handelsgeſetzgebung, bei der 
Geld- und Verſchwendungsſucht der höhern Kreife drängte ſich alles in allen Schichten der Be— 
völferung zur Antheilnahme an den hohen Gewinnen der Law'ſchen Unternehmungen. In 
einigermaßen gefunden Verkehrszuſtänden hätten die alfo entftandenen Übertreibungen ſich nie= 
mals fo weit ausdehnen fünnen. Wir wollen hier nicht im einzelnen auf die Schilderung der 
Rue Duincampoir eingehen, deren Vorgänge ven mwejentlihen Charakter an ji tragen, daß 
einer die Übertreibungen des andern vergrößerte, ſodaß die Law'ſchen Papiere einen fabelhaften 
Eurs erreihten. Man täufchte fich vielleicht Ihon weniger über ven wahren Werth dieſer Bas 
piere, ald man dennod darin zu handeln fortfuhr, folange noch ein Mehrgebot denkbar war. 
Werth ift vor allen Dingen Meinung, nur darf die Meinung nicht zu ausfchweifend werben. 

Der Sohn des ſchottiſchen Goldſchmieds war jegt der Abgott Franfreihs, dem die Großen 
des Hof ji in der demüthigendſten Form nahten, fie, die es ſonſt entehrte, durch ehrlichen Er- 
werb ihr Brot zu verdienen, und die fogar im ftolgen Standesbewußtſein jich einen befondern 
Eingang zur Rue Quincampoir vorbehalten hatten. Man berichtet von fabelhaften Summen, 
die einzelne unter ven Großen, aber auch viele Leute niedern Standes durch den Actienſchwindel 
gewonnen hatten. 

Der Tag derAbrehnung fam. Die Klügern hatten bereits angefangen zu „realifiren“, deh. 
ihre Papiere in reellen Gütern, fo hoch dieje auch im Preiſe geftiegen waren, anzulegen; Be: 
denfen und Mistrauen riffen, ie öfter dies vorfam, um fo mehr ein; die Curſe der Bapiere woll: 
ten ſich nicht mehr fteigern laffen, die Gewinne der Unternehmungen entipradhen nicht entfernt 
mehr dem Curſe der Actien, und reipend ftrömten daher die hohen Waſſer wieder ab. Lam mollte 
diefe Rückſtrömung hemmen: er gab dem Metall einen feften Preis 'gegen Papier, er verbot 
den Börfenhandel, er jegte den Preis feiner Actien und endlich jelbft ven feines Papiergelds 
herab, Furz, ev reagirte mit allen Kräften gegen die Symptome, in denen fich zunächſt ber 
Umſchwung zeigte. Natürlid waren diefe Bemühungen vergeblih, und Law, überdies ge: 
drängt von feinen zahlreichen Neidern und Feinden, mußte endlich weichen, und mit ihm fürzte 
der ganze papierene Bau zufammen. Branfreich gerieth damit in einen Ruin hinein, aus dem 
fpäter nur die große Revolution ed retten Eonnte. in tragiſches Schickſal war ed, daß ber 
große Binanzmaun bis an fein Lebensende, das er 1720 in Genua fand, den Glauben nicht 
aufgab, wieder an die Spige der frangöfifchen Finanzen berufen zu werben. 

Mit den Untergang Law's findet die Eroberungsepode Ludwig's XIV. erſt ihren eigent- 
lichen Abſchluß. Das alte Frankreich hatte in der nun eintretenden völligen öfunomifchen Er- 
ihöpfung jeine Erpanfionsfraft völlig verloren, und nur noch der Zerfegungsprocen blieb übrig 
bis zum Jahre 1789. In England hätten ganz ähnliche Schwinveleien, die dort um ungefähr 
diefelbe Zeit hereinbrachen, ähnliche Folgen haben können, wenn daſelbſt der Staat dieſelbe Al= 
macht und fo die Mittel gehabt hätte, dad Börſenſpiel ebenfo gemeingefährlich zu machen. Aber 
ihon darin lag ein wejentlider Unterſchied, daß, wenngleich die Südfeecompagnie einen Brei: 
brief durch Regierung und Parlament erhielt, doch concurrirende Actiengefellichaften blieben, 
vor allem dieBanf von England felbft, und daß auch jonft ver Privatunternehmungsgeift feinen 
vollen Spielraum bewahrte. Außerdem war es in England nicht möglih, die ganze Verwal: 
tung ber Staatäfinanzen in den Bereich diefer Geſellſchaften zu ziehen, und man ließ e8 bei dem 
Verſuch einer Erleichterung der nad damaligen Begriffen jhon fehr hohen Staatsſchuld be- 
wenden. Gefährlider hätte die Sache allerdings werden fönnen, wäre e8 der englifchen Banf, 
was fie verfuchte, gelungen, in legterer Beziehung als erfolgreicher Koncurrent jener Gefell- 
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haft aufzutreten, denn mit der Baͤnk fland der Staat jhon lange in engern Verbindungen. 
Im ganzen wiederholten ih nun in den allgemeinen Zügen in England diefelben Vorgänge, 
wie fie in Frankreich vorgekommen waren: das Actienfpiel flutete mächtig in die Höhe und ver: 
drängte für die Zeit jede andere nugbare Thätigkeit. Aber wie geſagt, man fpielte nicht blos 
mit den Actien der Sübfeegefellihaft, die übrigens weit weniger luftig wie die der Miſſiſſippi— 
geſellſchaft, aber noch immer bevenklich genug angelegt waren, fondern, und zwar troß eines da⸗ 
zwiſchen tretenden Parlamentöverbots, auch mit zum Theil ganz wahnfinnigen Projecten ein- 
zelner. Auch die Verrüdtheit hat bekanntlich ihren Curs, jobald dabei Geld zu verdienen ift. 
Der Sturz erfolgte, indem die Süpfeegefellfchaft ven coneurrirenden Privatgefellfchaften, denen 
fie die Schuld beimaß, daß ihre eigenen Actien nicht recht mehr gehen wollten, ernftlic zu Leibe 
ging und bieftrenge Wiederholung des erwähnten Verbot im Parlamente durchſetzte Damit 
flörte fie aber ven Glauben an ſich jelbft und rief ihren eigenen Untergang hervor, der unter 
vielen Schmerzen für den Staat und für einzelne, aber doch nicht mit einer fo allgemeinen 
Flucht und jo gänzlihen Demoraliſirung eintrat wie in Frankreich. Die nun folgende Krifis 
legte die Sünden der Geſellſchaft in England ebenfo bloß wie in Frankreich; es zeigte ſich jedoch, 
daß das Verderben nicht fo hoch hinauf und nicht fo tief hinab gefreffen hatte, und nachdem 
der Schaden einmal gefhehen war, blieb eher eine Erftarfung des englifchen Unternehmunge- 
geiftes zurück, der nun jein Lehrgeld bezahlt hatte. 

Die Holländer, weldye bereits in der Mitte des 17. Jahrhunderts ihre Tulpenkriſis gehabt 
hatten, deren Erörterung zum Theil auf das Gebiet der Pſychiatrie gehört, waren, wie gejagt, 
zu Anfang ded 18. Jahrhunderts die bevächtigen Nahahmer der Franzoſen und Engländer. 
Jeder Bürgermeifter trieb zu Actienunternehmungen zum Beften de Gemeinweſens an, was 
fi ſpäter natürlih als Schaden derfelben herausftellte, während die Neichern ver Republik 
direct mit London und Parid verkehrten. 

Die kurz hier berührten Handelskriſen bilden gewiffermaßen den Grenzftein der neuern 
Zeit. Das Öffentliche Intereffe, das ſich bisher faft allein ven Kriegen und ven religiöfen Fra— 
gen zugewandt hatte, verfuchte ed diesmal zuerft im weiteften Umfange und an den widhtigften 
Punkten des damaligen Europa mit Geldfragen. Die Midgriffe lagen zum Theil in der gro- 
Ben Unbefanntichaft mit biefen Dingen und dem Weltlauf, andererfeits ift e8 aber auch äußerſt 
frappirend, in wie hohem Grade alle fpätern, auch die raffinirteften Entwickelungen des Actien— 
Tpield in jener Zeit bereits deutlich hervortreten. 

Nur mit kurzen Zügen wollen wir die Krifis des Jahres 1763 berühren — der dazwischen 
liegende Banic vom Jahre 1745 war rein englifch, veranlaßt dur die anfängliden Siege des 
Brätendenten, Die Krifiö des Jahres 1763 hatte ihren Mittelpunft im nördlichen Europa, 
in Skandinavien, in Hamburg und in Amfterdam und namentlich in dieſen beiden legtern wich— 
tigen Handelöplägen. Sie liegt am Ausgang des Siebenjährigen Kriegs und ift ald eine directe 
Wirkung deijelben und des darauf erfolgten Friedensſchluſſes zu bezeichnen. Denn das ift das 
Verderbilche aller etwas länger dauernden Kriegführung, ganz abgefehen von dem ungeheuern 
Schaden, den fie unmittelbar anrichtet, daß unter ihr und zu ihren Ziweden Inbuftrien und 
wirthſchaftliche Ihätigkeiten vielerlei Art von der gefunden Bahn abgelenkt werden. Es ift die 
Herbeifhaffung von Geldmitteln erforderlich zu Zmangscontributionen oder zu mehr oder me= 
niger freiwilligen Anleihen, es müflen für den Krieg ungeheuere Lieferungen beforgt und die 
äuferflen Anftrengungen gemacht werben, um die Kriegsſchäden nur einigermaßen wieder zu 
befeitigen. Das war num in den fieben Jahren, welche der große König faft gegen das ganze 
Europa durchzufechten hatte, auch geſchehen, und die Verwirrung war noch größer geworben 
durch die äußerſt bedenklichen Müngoperationen, welche er ih zu Schulden kommen ließ, und in 
denen er Nahahmung bei veutfchen Fürften fand, die nicht dieſelbe Entſchuldigung der Noth 
batten. 

— und Amſterdam, welche von den Kriegsoperationen faſt gänzlich verſchont ge— 
blieben waren, hatten an den Anleihe: und Lieferungsoperationen des Kriegs den weſentlich— 
ften Antheil genommen, Hamburg freilich auch in feinen nähern Beziehungen zum beutfchen 
Binnenlande an den föniglihen Münzfälfhungen manden Schaden gelitten. Im ganzen war 
der Verfehr dieſer obendrein neutralen Stadt außerordentlich geftiegen. Mit ven reihen und 
meift unfehlbaren kaufmännischen Gewinnen war auch jener Schwindelgeift eingezogen, der nicht 
raſch und nicht hoch genug gewinnen kann. Grhalten und gefteigert wurde er durch einen um— 
faſſenden Wechſelverkehr, der feine Ausläufer zugleich nad) Amfterdam und nad) den nordiſchen 
Reichen hatte. Das Eigenthümliche einer jenen folchen Periode liegt aber nun wiederum darin, 
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daß der freiwillige Nüdlauf nur ſchwer oder gar nicht bewerfitelligt werden kann, minde- 
ſtens fo lange niit, ald, wie e8 bis auf den heutigen Tag gefhieht, die Handelswelt in Maffe 
an das Ende einer günftigen Gonjunctur nicht gern glauben mag. Aud bei dem beften Wil- 
Ien ift e8 indeß dem Ginzelnen meift nicht möglih, von den hohen Preifen innerhalb ver all: 
gemeinen Gejhäftäflut ſich zurückzuziehen, will er nicht auf jedes größere Geihäft und mehr 
noch auf jeven größern Geſchäftsgewinn verzichten. Um fo unaufhaltfamer tritt dann fpäter die 
Ebbe ein. Diesmal kam fie von Amflervam, wo ein Haus, das jich mit feinen Gelofräften zu 
tief in mannichfache Speculationen eingelaffen hatte, bei der Rückkehr in die neuen Zuftände in 
Verlegenheit gerieth und feine Zahlungen einftellen mußte. Diele angefehene hamburger Bir- 
men, auf welche die proteftirten Wechſel zurüdfamen, mußten dem Anftoß folgen und gleichfalls 
fuspendiren. Man hat in jener Zeit in Hamburg fi der Täufhung hingegeben, daß, wenn 
man nur das amfterdamer Haus aufrecht gehalten bätte, ver Sturz vermieden worden wäre. 
Man fandte daher auch ein eigened Sendſchreiben mit Anerbietungen zur Hülfe nah Amſterdam 
ab; es fam jedoch zu fpät an. Aber wie fpätere Erfahrungen gelehrt Haben, hätte man das 
amfterdamer Haus wol nur zu feiner eigenen größern Beſchädigung aufrecht erhalten können, 
denn deſſen Stockungen waren fein bloßer Zufall, fondern gingen aus der ganzen Sachlage ber 
vor, und vor allem war einmal jenes Midtrauen eingefehrt, das im kaufmänniſchen Verkehr 
noch ſchneller und ververblidher um ſich greift, als vorher die VBertrauensfeligfeit die ſpätern er= 
ſchütternden Folgen vorbereitet. 

Die Hamburger Krifis hatte auch im weitern Deutfchland ſchwere Folgen. Ihre Linderung 
wurde in Hamburg gerade wie faft hundert Jahre fpäter bei einer ähnlichen Veranlaſſung durd 
Betheiligung von Staatömitteln verfucht, diesmal indeß nur durch Vorfhießen von 1 Mil. 
M. Bro. auf courante Waaren feitend der Apmiralität, der damaligen Hanveld- und Schif⸗ 
fahrtöbehörde in Hamburg. Wir werben fehen, wie diefer verkehrte Keim bei den weitern 
Krifen fortgewuchert hat. 

Noch zwei Krifen erfuhr man im 18. Jahrhundert, beide an deſſen Ausgang und beide 
veranlaßt durch die ungeheuere Begebenheit, welche, obſchon fie erft am Anfang ihrer europäi: 
ſchen Umwälzungen ftand, dennoch fhon große Veränderungen auf der Karte Europas hervor: 
gebracht hatte, die Franzöfifche Revolution. Beide Krifen, deren Ausbruch erſt nah Vollen- 
dung der eigentlidhen innern Revolution erfolgte, waren jedoch ihrer Natur und ihrem Verlauf 
nach fehr verſchieden. England hatte den Krieg, den das revolutionäre Franfreih unrube- 
ftiftend auf die britifchen Infeln übertragen wollte, mit der ganzen Energie des Haſſes, aber 
nicht mit großer politifher und militärischer Befonnenheit begonnen. Bor allem wandte Pitt 
rückſichtslos die große Kapitalkraft des Landes an, wozu ihm namentlich die Banf von England 
dienen mußte. Die Verlegenheiten im Lande, die diefe Operationen und die Gefahren und 
Zufälligkeiten des Kriegs, namentlich auch die Drohung eines franzöfifhen Einfalld bereiteten, 
führten endlich zur Suspenfion der Baarzahlungen der Bank am 26. Febr. 1797. Wenn im 
Berfolg diefer Maßregel Feine tiefer gehende Faufmännifche Krifis eintrat, deren Keinkſie aller: 
dings dadurd enthielt, daß fie tief in den ganzen Geldverkehr des Landes eingriff, fo ift dies 
vorzugöweife vem Umftande zuzuſchreiben, daß die londoner Kaufmannſchaft das feltene Bei: 
jpiel gab, im rechten Augenblid auch das Richtige zu thun; fie erklärte nämlich auch mit den 
nicht einlösbaren Banknoten gefchäftlich fo verfehren gu wollen, als wären fie einlösbar. Das 
hätte feine Regierung befehlen können, und noch weniger hätte es in ihrer Macht geftanden, daß, 
wie num infolge deſſen geſchah, die Noten unweigerlich ald Geld im Verkehr genommen und be- 
geben wurden. Man bat diefen Act der londoner Kaufleute nicht felten ald ven Beweis eines 
bejondern Patriotismud dargeftellt; es ift darauf nur zu bemerken, daß, wäre er unterblieben, 
eine allgemeine Unruhe über die Zahlungsfähigkeit ver Banf und damit die größten Erſchüt— 
terungen nicht zu vermeiden waren. Die Einlöfung follte ſechs Monate nad) wiederhergeſtelltem 
Frieden wieder beginnen, ein Termin, ver befanntlich faft noch zwei Jahrzehnde dauerte, auch 
dann nicht feft eingehalten wurde und eine neue ſchwere Kriſis herbeiführte. “ 

Diel gefahrvoller aber war die Krifis, welche zwei Jahre fpäter im nördlihen Europa und 
natürlich wieder am beftigften in deffen commerzieller Hauptftadt Hamburg ausbrach. Der 
Krieg auf ven Meeren und der Untergang Hollands ſowie die andern Handels: und Verfehrs: 
förungen in Europa hatten dem neutralen hamburgifchen Hanvel einen ungeahnten Auf: 
ſchwung gegeben. Bon allen Seiten ftrömten nah Hamburg Kapitalien, Verbindungen, Men: 
ſchen und Waaren. Der Krieg jelbft, der den Bezug und den Abſatz der Waaren aus den 
gewohnten und fihern Gleiſen brachte, regte zu umfafjenden Waarenfpeculgtionen und damit 
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zu immer greöperer Anjpannung des Credits an. Die Breije erreichten die unter folden Ver: 
hältniffen unausbleiblige Steigerung. Jeder wollte verdienen, und die meiften verbienten auch 
und das Wohlleben in der Stadt flieg in bisher unbekannter Weife, Der Umſchwung kam, ald 
der Krieg feine Berwüftung auf neue Gegenden ausdehnte und veihe Kunden nahm, als über: 
haupt durch die hohen Preife die Kundſchaft und ein ergiebiger Handel abnehmen mußten. Die 
Hohen Breife waren wie im Jahre 1763 nur durch die ſtärkſte Anſpannung des Wechſeleredits mög— 
lich gewejen, die mit einen Disconto von 12 Proc. Hand in Hand ging und fomit die Geſchäfts— 
£often unerſchwinglich erhöhte. Als unter jolden Umftänden dad Kaufen und Berfaufen auf: 
hörte und der Ruin begann, trat überdied noch ein ungewöhnlih hartnäckiger Winter ein, 
ber die Elbe monatelang geiperrt hielt und den Waarenverfehr hemmte. Die Elbe eröffnete 
fich faft erſt zu derjelben Zeit, als die franzöfifche Seepraxis ein milderes Verfahren gegen die 
Neutralen zu verfolgen begann, wodurd ji fofort die Zufuhren nad) dem Gontinent, alfo zu: 
meiſt nah Hamburg außerordentlich ftark vermehrten. _ 

Die Verwirrung und die Beſchädigung war im Jahre 1799 weit ftärfer als 36 Jahre 
früher. Sie mußte e8 fein, weil die Speculation viel umfangreidher und in weitern Kreiſen be— 
trieben wurde, und weil auch der Schaden nicht fo ſchnell zum Ausbruch fam wie damals. Die 
Zeit, in welder vie Situation fhon innerlih unhaltbar war, vielleicht ein ganzes Jahr hin: 
durch, führte feine Befferung mit fih, jondern es kam inzwifchen nur dahin, daß die weniger 
ftarfen Firmen nod tiefer verwidelt wurden, indem beim Mangel an Abfag auf jede fonft denk— 
bare Weije Geld und Credit herbeigefhafft werden mußten. Nicht weniger ald 59 hamburgiſche 
Häufer mußten mit einer Gefannmtfunme von etwa 14 Mil. Thlen. Anfang November 1799 
ihre Zahlungen einftellen, zu denen fpäter noch eine Anzahl Infolvenzerklärungen kam. 

Natürlih, daß man, geftügt auf das im Jahre 1763 Geſchehene, den Staat zu bei der Admi— 
ralität zu effectuirenden Vorſchüſſen auf courante Waaren veranlaßte, deren Betrag jedoch ſchnell 
von einer auf 3 Mill. M. Bro. erhöht werden mußte. Aber dieſe Hülfe Eonnte diesmal um fo wer 
niger ausreihen, da man fie nach jenem Borgange ald unzweifelhaft vorausgeſetzt und mit iu 
den Galcul Hineingezogen hatte. Es wurde eine „Discontofaffe” zur Belebung des ſtockenden 
Wechſelverkehrs errichtet, ferner eine „Darlebnscompagnie, weldhe unter Verpfindung von 
Waaren Wechſel auf ſich ausftellte und in Umlauf brachte, und noch einige andere Mapregeln 
zur Erleichterung der Geldeirculation getroffen. Endlich wurde für die augenblicklich zahlungs: 
unfähigen Häufer ein befonderes Verfahren eingerichtet. Alle diefe Maßregeln fpiegeln ven 
Gang der Dinge im Jahre 1857 getreu vor. Die Kriſis fand natürlih ihr Ende nicht durch 
diefe Mafregeln, ſondern einfach dadurch, daß, nachdem einmal der allgemeine Sturz der Liber: 
fpeeulation erfolgt war, das Unheil aus Mangel an Opfern aufhören mußte und man wieder 
an das Aufbauen gehen Eonnte. 

Für Europa erfolgte jegt die Zeit der Napoleoniſchen Kriege, in denen beim Mangel eines 
freien Seeverfehrs für die Gontinentalftaaten von einem großen Verkehr und aljo auch von einer 
Handelskriſis nicht die Rede fein kann. Dagegen festen ſich während der langen Kriegszeit in 
England künſtliche Induſtrien und Eünftliche Intereſſen feft, welche durch die Wiederherſtellung 
des Friedens auf eine harte Probe geftellt wurden, um fo mehr, da man in England an die 
Freigebung des fo lange verfchloffen gewefenen Continentalmarktes überfhwenglige Hoffnunz 
gen Enüpfte, uneingedenf der Verwüſtung und der Grmattung, welde Die Napoleonifhen Kriege 
faft aufdem ganzen europälſchen Gontinent zurüdgelaffen hatten. Es entftand eine Art öko⸗ 
nomiſcher Kriſis, und mit Erſtaunen ſah ganz Europa dad England, das ein Vierteljahrhun: 
dert hindurch fo gewaltig im Kriege gewefen, beim Beginn des Friedens ſcheinbar fo tief er: 
fchüttert. ine nahhaltige Bedeutung hat viefer allerdings fehmerzendvolle Ubergang von 
einem langjährigen Kriegszuftande zum Frieden für England nur durch die damals gefhaffenen 
Korngefepe gehabt. Ebenfalls nicht ohne Schmerzen gefhah die Wiederaufnahme ber Baar: 
zahlungen der Bank von England im Jahre 1819 auf Veranlaffung von R. Peel, deſſen erfte 
bedeutende volkswirthſchaftliche Gefegesthat ie war. Veide Begebenheiten indeß, die von 1815 
wie die von 1819, find nicht eigentlich als Krifen aufzufaffen, fondern eben nur als die noth⸗ 
wendigen wirthſchaftlichen Folgen eines großen politiſchen Umſchwungs. 

Anders verhielt es ſich dagegen mit den Ereigniſſen der Jahre 1825 und 1826. Dieſe 
waren ſozuſagen die gewaltiame Steigerung des nun ſeit einer langen Reihe von Jahren 
wieder feft gewordenen Friedenszuſtandes. Alle die unmittelbaren Nachwehen des Kriegs 
waren überwunden, der Seehandel war frei geworben, und feine Nation durfte ſich dieſer Frei— 
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heit jo fehr erfreuen wie gerade die englifhe, welche, während die andern europäiſchen Nationen 
fi nur langſam von den Beihädigungen der Napoleonifhen Zeit erholen fonnten und Norr: 
amerifa jeine eigenen innern Handels- und Banfwirren durchzumachen Hatte, in faft un- 
bejtrittenen Bejig des Seehandels und der trandatlantifhen Märkte trat, Dazu fam das 
raſche Anwachſen der Baummollinduftrie und des Maſchinenweſens und endlih vor allen 
Dingen die rafche Offnung der bisherigen fpanifhen und portugiejiihen Golonien durch Deren 
Aufftand gegen ihr Mutterland. So viel günftige Conjuneturen auf einmal eröffneten von 
allen Seiten große und übergroße Gewinne, vegten noch mehr die Gewinnſucht eines jeden an, 
der über einiged Kapital zu verfügen hatte. Anleihen und Unternehmungen aller Art, vorzüg— 
lih nah Südamerika hin, waren an der Tagesordnung, und weil in der exrften Zeit jo viel Wag— 
niß ſelbſt wicht unbedenklicher Art dennoch gelungen, ließ man jich jeßt zu den unvernimftigjten 
Planen mit feinem guten Oelde fortreifen. Vorzüglich von den biäher ſeitens der ſpaniſchen 
Regierung fo hermetiſch verfhloffen gehaltenen Eilbergruben und andern Bergwerfen erwar— 
tete man das Erftaunliche und das Unmögliche, und ganze Dugende von Actiengeſellſchaften ent: 
flanden, um diefelben audzubeuten, nicht wenige von ihnen mit nur ganz geringen erſten 
Einzahlungen, damit aud) den weniger Bemittelten die Betheiligung ermöglicht mürde, Beim 
UÜberfluß von Geld, von Kapitalien und von Erebit gedieh in England eine Zeit lang alles in 
faft jedem Zweige des Verkehrs. Es wäre irrig, Died alles nur Schaum und Seifenblafe zu 
nennen, wie ed nachher beim Eintreten des Unheils geſchah. Schon im Anfang des Jahres 
1825 ahnten übrigens befonnene Leute das hereinbrechende Übel, aber der wilde Zug ließ ſich 
freiwillig nit hemmen. Zudem warf fi gerade in diefer Zeit die Speculation aud auf die 
Maaren, und zwar mit berfelben fieberhaften Haft wie auf die andern Unternehmungen. Es 
geſchah dies folgereht, da dem vorhandenen Kapitalvorrafh fein anderer Weg zur Berwen: 
dung mehr übrig blieb. 

Der Rückſchlag trat natürlich ein und wurde furdtbarer dadurch, daß man in kaufmän— 
niſchen Kreifen meiftentheil® vor den Anzeichen des Sturms die Augen verihloffen Hatte, 
Sein Herannahen machte ih, wie faft regelmäßig bei folden Gelegenheiten, zuerft durch eine 
gewiſſe Knappheit und Iheuerung des Geldes bemerkbar. Allein man war noch fo unerfah: 
ven in diefen Dingen, daß die große engliſche Banf mie die Privatbanfen dem Mangel durch 

. Diecontoherabfegungen und neue Ausgaben von Papiergeld abzuhelfen ſuchten. Dadurch 
wurde die Lage der Dinge nur um jo mehr verfihlimmert. Zu Anfang des Jahres 1825 
trat neben gefteigerten Zufuhren von Baumwolle, herbeigelodt durd die Hohen Preife aus 
‚Gegenden, die bisher folde wenig oder gar nicht an den Weltmarkt geliefert hatten, aud 
eine fühlbare Abnahme im Abfag der fo God im Preife geftiegenen Waaren ein. Der Eon: 
fument, namentlid im Auslande, Fonnte ſolche Preife nicht mehr bezahlen. „Wie aber bei 
frühern Gelegenheiten, fo trat auch diesmal vor dem Fall eine Paufe, ein gewifler Wider: 
ftand ein, der fi kürzere oder längere Beit fühlbar machte, je nah der Beihaffenheit der 
Gegenſtände oder der Termine für das Fälligwerben der Zahlungen. Bei den meiften Artifeln 
zeigte ih die Neigung zum Weichen vor dem Sonimer 1825, und zwar trat der Rückſchlag zu: 
erit bei dem bedeutendften, der Baumwolle ein, gleichwie bei ihr auch die großartigften Specu— 
lationen fattgefunden hatten. Gegen das Ende von 1825 fielen bedeutende Banfrotte von Häu— 
fern, die in Baumwolle verkehrten, in ven Vereinigten Staaten vor, wo die Krifis im Handel 
ſich noch eher fühlbar machte als in London. Die volle Wirkung des Rückgangs trat aber erft 
im Frühjahr des Jahres 1826 ein, denn alsdann erft wurden Banfrotte und Miscredit zafl- 
reich und umfänglich.“ 1) Ebeuſo ſah es bald in ven Actienunternehmungen aus. „Man muß 
bedenfen, daß, folange die Zahlungen unbedeutend waren und volles Vertrauen herrſchte, die 
Käufe und Verkäufe in diefen Unternehmungen zum großen Theile durch ein Zahlungsmittel 
ausgeglidhen wurden, das erft durch dieſe Gefchäfte fel6ft erzeugt war, und daß die von den Actien— 
inhabern der Reihe nad) realifirten oder erwarteten Gewinne fowol ihr nominelles Kapital ala 
ihren Gredit vermehrten, um weiter ald Käufer anderer Gegenftände aufzutreten. Als aber 
ftetö neue Anleihen und Projeete auftraten, die unter mehr oder weniger ſcheinbaren Gründen 
weiteres Kapital in Anfprud nahmen, während die zunehmenden Einzahlungen und vie für 


1) Toofe und Newmarch, Die Geſchichte und — der Preiſe waährend der Jahre 1799 - 1857, 
deutſch und mit Zufäßen verſehen von Aſher, I, 291. Wir fünnen nicht genug auf dieſes wahre Muſter— 
werk einer unbefangenen Darftellung der neuern Handelsgeichichte aufmerffam machen. 
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die frühern Unternehmungen zablbaren hoben Prämien anfingen auf die Betheiligten zu prüden, 
da verſuchten zuerft die Schwächſten zu verfaufen, ohne daß es ihnen gelingen wollte, willige 
Käufer zu finden. Es trat natürlich) ein Stillftand ein, und ein Stillftand ift unter folden Ber: 
hältniffen verberblidy für Projecte, die einer tüchtigen Grundlage entbehren. Hinſichtlich der 
Mehrzahl aber ver hier erwähnten Anleihen und Plane zeigte es jih bald, daß, wie die Auf: 
forderungen zu Einzahlungen ſich mehrten und dringender wurben, fo die Ausfichten auf einen 
Ertrag in immer ungewiſſere Ferne rückten, und die Zweifel blieben nicht aus, ob überhaupt 
irgendein Ertrag mit Gewißheit zu erwarten ſtehe. So erfolgte nad der großen Steigerung 
im Januar und Februar 1825 zuerft ein Stillftand, dann ein geringes Weichen und nad) weni— 
gen Wochen, namentlid im Mai und Juni, ein jäher Fall.” 2) 

Man hat die Schuld der englifchen Krifid von 1825 gemöhnlih den engliihen Land— 
banken zugejchrieben, weldje diefelbe dur übertriebene Notenausgabe veranlaßt haben joll- 
ten. Aber dieje Banfen waren, wie oft noch fpäter, nur der allgemeine Prügelfnabe, um das 
mit dem Geftändniffe dev eigenen Schuld zu entgehen. Ihre nicht einmal fo jehr übertriebene 
Notenausgabe war nur ein einziges der vielen Symptome der allgemeinen Krankheit, und man 
wälzte ihnen die Schuld vornehmlich darum zu, weil fie als die Mittelpunfte der Creditſpecula— 
tionen am erften und am jäheften fielen und natürlih andere in ihren Sturz mit hineinzogen. 
Aber das Speculationdfieber war von ihnen nicht veranlaßt, nicht einmal direct befördert wor: 
den; ed war auch fhon auf feinem Höhepunft angelangt, ehe die Banken zu jener ihnen fo viel- 
fach vorgeworfenen Maßregel griffen. Hätten fie e8 nicht gethan und wäre dadurch der Sturz 
wahriheinlid um fo viel früher erfolgt, jo hätte man ganz gewiß gegen fie den entgegengefehten 
Vorwurf erhoben, daß fie dem Grebit und den kaufmänniſchen Intereffen feine Hülfe gewährten. 

Die Zerrüttung, die num in England ausbrach, war furdtbar. Die allgemeine Credit— 
ftofung zog Gerechte und Ungerechte, geſunde und franfe Unternehmungen in den Wirrwarr 
hinein; fie führte unfagliches Unheil in vielen Kreifen herbei, die mit und ohne Schuld an dem 
allgemeinen Schwindel theilgenommen hatten. Als die Krifis ſchon viele ihrer bedeutendſten 
Opfer erreicht hatte und die Bank von England ſelbſt in ſchwierige Verhältniffe gerieth, führte ein 
glüdliher Zufall auf die Ausgabe von Ginpfundnoten, durch welche die erfte Lücke im Erebit- 
begeht geftopft und fo die Möglichkeit einer Erholung gegeben wurde. Das iſt allemal das 
Wichtigſte bei einer ſolchen Handelöftörung, einen folhen feften Bunft, an dem die noch geſun— 
den Kräfte jih anflammern fönnen, zu finden, und er ift je nach Zeit und Gelegenheit verjchie- 
den. Er tritt aber nie früher ein, als bis das Ungeſundeſte aus dem Wege geräumt ift. Darum 
aber ift auch die einmal gewährte Hülfe fein Univerfalmittel für alle folgenden Krifen. 

Wir gehen zu den wiederholten Krifen in der norbamerifanijchen Union über. Auch hier 
müffen wir zuerft dev vielfach verbreiteten Meinung entgegentreten, welche den ganzen Verlauf 
derfelben im mwejentlihen an das dort jeweilig zur Geltung gebrachte Bankſyſtem anfnüpfen 
will. Die Urſachen liegen vielmehr weit tiefer, nämlich in den ganzen öfonomifchen und focia= 
len Zuftänden der großen Republif, melde bis zum Jahre 1860 durch ihre erftaunliche Zu: 
nahme die fat ungetheilte Bewunderung und den Neid aller Völker erregt hatte. Zu Anfang 
diefes Jahrhunderts Hatten indeß die Vereinigten Staaten noch lange nicht den Colonial— 
charakter abgelegt, trogdem fle politifch jelbftändig geworden waren. Eine vünngefäete Bevölfe: 
rung wohnte nod) ziemlich zerftreut auf weiten Streden, und nur erft ein verhältnigmäßig fehr 
geringer Theil deö reichen Bodens am Saume des Atlantiſchen Oceans war wirklich angebaut, 
während das Hinterland meift noch Urwald und Prairie geblieben war. Durch einzelne größere 
Städte an der See ward ein Ausfuhrhandel betrieben, deſſen Gegenftände faft ausjchließlich 
Naturproducte waren. Aber in diefem reichen, unangebauten Lande wohnte ein geiftig begabtes, 
ein unternehmendes Volk auf ver vollen Höhe der modernen Givilifation, vertraut mit deren 
Bedürfniffen und deren Mitteln, ein Zweig deffelben Volkes, veffen energiewolle Kraft ſich ſo 
lange und jo glüdlich gegen Napoleon bewährt hatte. Der Colonialcharakter zeigte ſich indeß 
aud in der Ausbildung diefes Nebenzweigs. Das Streben ver Danfees war von Anfang an 
regellofer, ihre Eharafterbildung war unfiherer, die focialen und die politifchen Einrichtungen 
ungebundener. Und daneben erblühte auf dem an Hülfsmirteln aller Art jo reichen und an 
Menſchen jo armen Lande jeder unternehmenden Kraft die ſichere Ausficht auf Erwerb aud im 
raſcheſten Wechſel ver Erwerbsmittel — eine günflige Lage ver Dinge, die mehr und mehr von 

2) Toofe und Newmarch, I, 293, 
24° 
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Europa her die weniger fichern Eriftenzen fortwährend an ſich zog und damit neue Elemente 
der Unftetigfeit nach Amerika hinüberführte. 

Im Jahre 1812 hatte ſich die Union wiederum gegen dad Mutterland erhoben, hatte einen 
glänzenden Krieg gegen dafjelbe geführt und einen ehrenvollen Frieden gefhloffen. An dieſe 
erfte nationale Bewährung des jo jungen Staated knüpft jich auch die erſte Handelskriſis. Der 
Krieg, der kaum den Küftenfaum des Landes berührt hatte, brachte durch die Abfperrung von 
England im Innern eine fünftlihe Induftrie und eine Verſchiebung der wirthſchaftlichen Inter- 
effen hervor, unterflügt durch ein ohne Vorfiht und Überlegung gehandhabtes Ereditgeben 
ver Banken, wie ed aud ohne Notenausgabe möglid war und wiederholt geſchah. Die ftärfere 
Potenausgabe war nur eine der Äußerungen dieſes Verfahrens und eine Nothwendigfeit in 
den an Edelmetallen armen Lande. Derſelbe Schwindelgeift, ven das ſtarke Creditgeben ge- 
nährt hatte, benugte vaffelbe wiederum, unt Grebit und Banken nad allen Richtungen hin mög- 
lichſt auszubeuten. Es ift, wie wir hier hinzufügen müflen, eine ganz irrige Behauptung, daß 
Nordamerika damals jid der Bankfreiheit erfreute, und daß dieſe fomit die Mitfhuld an ven 
Wirren trägt. Iede Bank mußte vielmehr von ver Grjeggebung ihren Gharter erwerben, d. h. 
eoncefjlonirt werben; aber in dieſer Zeit der überreihen Speculation wurden dann auch Die 
Gonceffionen reichlich ertheilt, wie jedesmal unter ähnlichen VBerhältniffen in faft allen andern 
Kändern, und fie wurben um fo eher gewährt, wenn die Gründer dem die Conceſſion verleihen- 
den Staate, ver Gemeinde oder auch den Geſetzgebern fpecielle Vortheile in Ausficht ftellten, wie 
aud; anderswo gefhah. Der Charter gewährte die Befreiung von ber perſönlichen Haftpflicht 
der Befiger der Banf und jhränfte diejelbe auf das Actienfapital ein. Der allgemeine Reich: 
thum führte zu ftärferer Comſumtion, zu lebhafterer Einfuhr und zu noch verwegenern Unter: 
nehmungen, die ihre Spige in der im Jahre 1816 gegründeten Banf der Vereinigten Staa: 
ten fanden. Den Gründern jehwebten die dabei zu erzielenden gefchäftlichen Vortbeile, der 
Regierung der Vereinigten Staaten der Gedanke vor, ein Inftitut ähnlih wie die Banf von 
England zu befigen, deren Beiftand man damals vielfach einen wefentlihen Antheil an den krie— 
gerifhen und politifhen Erfolgen der englifhen Nation beimaß. Nur begann die Bank der 
Vereinigten Staaten fofort ein Agiofpiel mit den eigenen Actien, zu dem bie engliiche Bank ſich 
nie bergegeben hatte. Das Unglüf brad herein, als Geld und Credit ausgenutzt, als für die 
Einfuhr und die allgemein hoben Waarenpreife feine Käufer mehr fih fanden, denn damit 
mußte eine Unzahl Banken fallen. Das geihah im Jahre 1818. Es zeugt von der Lebens- 
fraft der damals noch fo jungen Republik und fpricht gegen die Annahme, als bitten die Ban: 
fen das Unheil verfchuldet, daß der Sturz ſich fo lange hinzog. Es waren jedenfalls jenfeit ver 
Grenze des Schwindeld wirkliche Bedürfniſſe befriedigt, reelle Unternehmungen gefördert wor: 
den; der Fehler lag nur in der bebenflihen Ausbeutung der Situation, Hätte die Nation ſich 
nicht zu allererft vom Schwindelgeifte paden laffen, fo wäre für die vielen Banfunternehmungen 
fein Feld der Thätigfeit dageweſen und die Mehrzahl wäre wahrſcheinlich gar nicht entitanden. 

Inden Jahren 1825 und 1826 wurden bie Vereinigten Staaten in die Mitleivenfchaft 
der engliihen Kriſis hineingezogen. Nachdem man in Neuyork und Neuorleand erft am Baum: 
wollenerport reichlich verdient, hatte man naher chenfo ſtarke Berlufte zu tragen. Doc hatte 
dieſe Kriſis in den Vereinigten Staaten feine tiefer gehende Ginwirfung als eine Anzahl mehr 
oder weniger umfangreicher Banfrotte. 

Es folgt die Krifiö der Jahre 1836—39, bei weldger zwei Strömungen nebeneinander 
laufen. Die aufblühende und bereits aud an Volkszahl bedeutend reicher gewordene Republik 
hatte angefangen, ihren Unternehmungsgeift zu üben durch vermehrte Ausfuhr ihrer Producte 
nach außen und durch gleichzeitig ftärfern Anbau im Innern. Mit befonderer Energie warf fie 
fih auf die Herftellung von Eifenbahnen, in deren umfaflender Anlage fie allen Nationen vor— 
anging, wozu fie aber vielfach fremder Mittel bedurfte unddiefevon England aud willig und reich— 
lid) erhielt — noch hatte in Amerika feine Repubiation flattgefunden, Es ift übrigend nicht ale 
bloßer Zufall anzufehen, daß hier die Gifenbahnen eine verhältnigmäßig fo raſche Ausvehnung 
erhielten, denn gute und rafche Verkehrswege waren in dem bünnbevölferten Lande eine dop⸗ 
pelte Notbiwendigfeit. An diefe gefunden Grundlagen Enüpfte fih die landesübliche Über: 
treibung an, Diesmal genährt durch die Banf der Vereinigten Staaten. In der Ihat war diefe 
Bank mehr und mehr auf Wege gerathen, in deren fyftematifchem Ausbau wir fpäter die Credits 
mobiliers erbliten werben, auf Actienfpiel, auf Beförderung von Privatunternehmungen durd 
ausgedehnte Vorſchüſſe, auf felbftändigen Betrieb von Handelögefhäften. Letzteres geſchah 
namentlich mit der Baumwolle. Die Bank wäre ohne Zweifel an ihren eigenen Übertreibungen 
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untergegangen, auch wenn Präſident Jackſon ihr nicht ſeine entſchiedene Feindſeligkeit zu⸗ 
gewandt hätte. Aber auch das geſchah nicht wegen dieſer Übertreibungen, ſondern weil der 
demokratiſche Präjident ein jo mächtiges Gelbinftitut nit in fo nahen Beziehungen zur Ne: 
gierung fehen wollte, ohne Zweifel mit Recht. Was in jenen Jahren Wildes und Taumel- 
Haftes in ven Vereinigten Staaten gefhab, hatte mittelbar oder unmittelbar an jener Bank feine 
Beihülfe und Mitfhuld. Es ift wiederum die alte Geſchichte: erſt ein ſich ſelbſt fleigernver Über: 
reiz, dann ein plötzliches Stocken der ungefunden Kräfteund der Sturz. Die nächſte Beranlaffung, 
nicht die Urſache des Sturzed, denn dazu reichte Die Bedeutung der Mafregel nicht aus, war eine 
Discontoerhöhung der englifchen Banf im Juli 1836, welche damit dem Abfluß der Evelme- 
talle aus ihren Borräthen wehren wollte, veranlaßt dazu durch bedenkliche Erſcheinungen, welche 
ih am heimischen Gelomarft äußerten. Die num hereinbrechende Kataftrophe in Nordamerika 
war durch Jackſon's Maßregeln ſchon hinlänglic vorbereitet, indem die Aufhebung der Ver: 
einigten : Staatenbanf Evedite aller Art und darauf begründete Unternehmungen hatte auf: 
hören laflen. Die Erhöhung des englifhen Bankdiscontos und die davon für den englifchen 
Geldmarkt erwarteten Bolgen riefen eine faft allgemeine Suspenfion ver Baarzahlungen der 
Uniondbanken hervor. Es gelang jedod den fühnen Operationen des Leiters der ehemaligen 
Bank der Vereinigten Staaten, die fi raſch in eine Bank des Staates Pennfylvanien um— 
gewandelt hatte, den wirklichen Sturz noch eine Zeit lang aufzuhalten, ja fogar dem Schwindel 
namentlih auf dem Baumwollmarkte neue Nahrung zuzuführen, bis endlich im Jahre 1839 
das Ververben vollfommen unabivendbar wurde, mit allen den Kolgen, die ſolche Kataftrophen . 
begleiten. 

Wir haben hier diefe Begebenheiten nur überfichtlich ſchildern fünnen. Für vie, melde 
beharrlid den norbamerifaniihen Banken, nit dem ganzen ungefunden Treiben der ameri— 
kaniſchen Geſchäftswelt die Urſache diefer Krifen zufchrieben, hätte e8 doch wol ein Fingerzeig 
jein fönnen, daß, obgleich nunmehr ein ganz neues, anfheinend auf den beften Grundfägen er: 
bautes Bankiyftem dort eingeführt wurde, doch ähnlichen Krifen nicht abgeholfen wurbe. Ein 
gewagtes Greditgeben, entiprechend dem Eharafter der Bevölkerung und der wunderbaren Er— 
werbskraft des Landes, ift Charakter des dortigen Bankgeſchäfts geblieben, gleichviel ob die Bank 
eine größere oder geringere Ausdehnung der Notenausgabe hat. 

Die englifhen Handelskriſen, melde nach den Wirren der zwanziger Jahre eintraten, lau: 
fen nad) zwei Beziehungen parallel mit dem, was gleichzeitig in Nordamerika geſchah. Es 
waren bie Jahre 1836 und 1839, die England wieder in Krifen fahen, aljo genau dieſelbe Zeit 
wie dort, und auch in-England ift die Schuld verfelben ven Banken beigemeſſen worben, ob- 
ihon das Banfwejen in England ſchon damals weit mehr gemaßregelt war, als theilweife ſpä— 
ter in den Vereinigten Staaten. Seit dem Jahre 1826 war ed den ‘Privatbanfen in England 
(nicht in Schottland und in Irland) verboten, Noten unter 5 Pf. St. auszugeben, und auch nur 
die Bildung folder Privatbanfen war überhaupt geftattet, weldye nicht mehr als ſechs Theilneh— 
mer hatten und nicht näher ald 65 (englifhe) Meilen an London wohnten. Die Abficht diefer 
Mapregel ging dahin, die Privatbanfen und ihren Einfluß vom großen londoner Verkehr fern- 
zubalten. Die Gefeggebung fanctionirte damit felbft durch nach der Krifid von 1826 getroffene 
Berfügungen ven Aberglauben an die vorzugsweiſe Schuld der Banfen bei eintretendem , weit 
verbreitetem commerziellen Misgeſchick; fie gab ſich dadurch ſelbſt Die Veranlaſſung, fpäter in 
dieſer Richtung noch viel weiter vorzufchreiten, ohne, wie wir fehen werden, Krifen im minde— 
ten dadurch abzuwehren. Erſt im Jahre 1833, bei Erneuerung des Privilegiums der eng: 
lifhen Banf, ließ die Gefeggebung aus Verſehen eine Öffnung, dur welche mindeftens Ban: 
fen ohne Notenaudgabe in das londoner Gebiet hineinfhlüpften. Die Gleichzeitigfeit der Kri- 
jen in England und Norbamerifa erklärt ſich ſowol aus den nahen gegenfeitigen Beziehungen 
beider Handelögebiete wie aus Begebenheiten, die unabhängig nebeneinander hergingen. 

Die erfte größere Handelskriſis nad) 1826 trat im Jahre 1836 ein. Wir wollen hier wie— 
derum denfelben Zeugen wie oben citiren, nämlich Toofe, der wie faum ein anderer Engländer 
die neuere wirthſchaftliche Entwidelung feines Volkes von den vielfeitigften Gefthtöpunften 
aus dargelegt hat. Nachdem Tooke (1, 356 fg.) geſchildert, wie Die neuen in London errichteten 
Discontobanfen ohne Notenausgabe, nahdem ihre erften Verſuche glüdlich ausgefallen waren, 
vielfache und nicht immer gefunde Nachfolge gefunden, fährt er fort: „Nächſt ven Banfen waren 
ed vornehmlich die zahlreichen Unternehmungen von Gifenbahnanlagen, welde Gegenftand der 
Speculation wurden. Als die großen Linien von London und von Birmingham nad Kiverpool 
zuerſt projectirt wurden, hatte ſich die Öffentliche Meinung noch feinedwegö zu ihren Gunften 
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entſchieden, und die Actien hatten nicht nur Feine Prämien, fondern wurden mitunter felbft mit 
Berluft verfauft. Als indeſſen die glüdlihen Erfolge der Liverpool: Mandefter Bahn befannt 
wurden und nad Anleitung der dort gemachten Erfahrungen die Koftenanfchläge ſich beiler auf: 
ftellen und mit der muthmaßlihen Einnahme vergleichen ließen, da wendete die Meinung ver 
beftunterrichteten Berjonen ſich ihnen jehr zu und die Actien diefer großen Geſellſchaften fliegen 
bedeutend über Pari. Die vergeftalt gewonnenen oder möglich gewordenen Bortheile jpornten 
ganz außerordentlich zur Beteiligung bei ähnlichen Unternehmungen an. Es tauchte ein ganzer 
Schwarm neuer Eifenbahnprojecte auf, ſodaß es faft Feine Gegend im Königreihe gab, vie 
nicht durch eine Linie durchſchnitten werben follte. Im Frühjahr 1836 flieg die Wuth für 
ſolche Projecte aufs höchſte und viele andere, namentlich in Bezug auf Bergwerfe, famen zum 
Vorſchein. Manche diefer Plane hatten eine vernünftige Grundlage und liegen mit Recht einen 
guten Erfolg erwarten; viele andere waren völlig werthlos und dienten nur zur Bereicherung 
der erften lirheber, alle aber, gute und ſchlechte wie mittelmäßige, trugen zur allgemeinen 
Regſamkeit an der Actienbörfe bei.” Der damalige Präjivent des Handelsamts (Board of 
trade), Thomfon, ließ fih am 6. Mai 1836 im Unterhaufe über diefen Gegenftand in nad: 
ſtehender Weife aus: „Es ift unmöglih, daß die Speculationswuth, weldye jegt in unferm 
Rande herrſcht, nicht jedem auffällt. Sie nimmt allerdings eine andere Richtung an als im 
Jahre 1825, wo fie vornehmlich auswärtigen-Internehmungen ſich zumwandte, wogegen fie jet 
mehr auf inländifche gerichtet ijt; aber wenn fie dadurch in ihren Folgen weniger verderblich 
fein mag, fo fann fie doch [hädlih genug werden. Man fann Feine Zeitung, Preiscourant oder 
anderes Blatt ber Art aufichlagen, ohne Einladungen zu allen Actienunternehmungen zu finden, 
son denen mandhe der Art find, daß man fi auf der Stelle von ihrer Unausführbarfeit über: 
zeugen muß. Ich hielt es für meine Pflicht, vor einiger Zeit ein Verzeihniß der verſchiedenen 
Actiengejellichaften und ihres Orundfapitald anlegen zu laflen; danach ift die Zahl derjelben 
zwifchen 3—400 und die duch Actienunterzeihnungen aufzubringende Summe beträgt bei— 
nahe 200 Mil. Pf. St. Ich höre foeben eines Unternehmens zur Fabrikation von Runfel- 
rübenzuder erwähnen; aber das ift eine gefunde Speculation im Vergleich zu mancher andern 
auf meiner Lifte. Die erfte ift eine britifche Darlehnsgeſellſchaft für Landwirthe mit einem 
Kapital von 2 Mill. Pf. St. Eine zweite will die Verforgung Londons mit reinem Duell: 
waſſer übernehmen. Dannfinden wir: die Patentdampfrädergeſellſchaft, Kapital30000 Pf. St., 
die Geſellſchaft für Sicherheitscabriolete, Kapital 10000 Pf. St., die britiſch-amerikaniſche 
Verkehrsgeſellſchaft, Kapital 2 Mill. Bf. St., die londoner Walfiſchfangsgeſellſchaft, Kapi: 
tal 600000 Pf. St., und ald Beweis, wie diefe Unternehmungen einfältigerweife fogar zu 
Zweden, welde einzelne ebenfo gut erreihen können, vorgefhlagen werben, zeigt fich die liver: 
pooler britifche und auswärtige Handeldgefellfhaft mit einem Kapitale von 250000 Pf. St., 
da ed doch befannt genug ift, Daß es in Liverpool viele einzelne Kaufleute gibt, die fo viel und 
mehr als das im auswärtigen Handel ftefen haben, Allerdings rühren die meiften viefer Plane 
nur von Speculanten ber, die ihre Actien mit Vortheil verkaufen wollen; fie treiben viefelben 
in die Höhe und überlaffen e8 den unglücklichen Käufern, die fo thöricht find, ihr Geld darin an: 
zulegen, wie fie ih nachher aus der Sache ziehen.” 

Das ift die Schilderung der Sachlage durch einen Mann, welder ven Verhältniffen un: 
mittelbar nahe ftand, und die ohne irgendein Zuziehen der Banken vollftändig ausreicht, 
um die num berannabende Kataftrophe zu erklären. Wenn in Nordamerika die Jugenpfraft 
des Volkes und das weite Erwerböfeld zu fpeculativen Unternehmungen aller Art anreizten, fo 
führten in England der ungemeflene daſelbſt aufgehäufte Reichthum und die fo ftarfe jährliche 
Vermehrung des Kapitals zu ähnlichen Folgen; es bedurfte dazu nur des Anreized neuer- ge 
winnbringender Unternehmungen. Das Unglüd mollte, daß im Jahre 1835 eine fo fchledhte 
Ernte eintrat, daß das Getreide faft um 50 Proc. ftieg, ein Umftand, der einerfeits ald noth— 
wendiger Dämpfer auf die bisherigen Unternehmungen wirkte, indem die hohen Getreivepreife 
alle übrige Conſumtion beeinträchtigten und fomit auch der Production und den Kapitalien des 
Landes eine andere Richtung gaben, der andererfeitd aber zugleich) die Speculation in derfelben 
wilden Weife dem Getreivehantel zuwandte. Wir haben fchon erwähnt, daß die englifche Banf 
im Jahre 1836 Mapregeln traf, um dem Abfluß ded Geldes aus England zu wehren. Das 
war aud das Signal zum Rüdzuge in England und zum Sturze vieler Unternehmungen. 
Einem äuferften Verderben, das hereinzubrechen drohte, glaubte die Bank dadurch abhelfen zu 
müffen, daß ſie mehreren zugleich in amerifanifhen Papieren ftark betheiligten Käufern die 
Abwidelung erleichterte. 
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Die englifche Krifid ded Jahres 1839 hängt theild mit den gleichzeitigen amerifanifchen 
Handelswirren zufammen, theils entfprang fe einer heimischen Misernte, theild ven Maßregeln 
der Bank angefihtd einer Anzahl fpeculativer englifcher Geldanlagen im Auslande. Sie ging 
nicht fehr tief, waraber, weil wiederum die Banfen, die große Landesbank wie die Privatbanfen, 
gefündigt haben follten, im Zufammenhange mit frühern Erfdeinungen verfelben Art die 
nächftliegende Beranlaffung, daß man fi vornahm, ſolchen und ähnlichen Ausſchreitungen ein 
für allemal einen Zügel anzulegen, was nun bei erneuerter Feftitellung der Privilegien der 
englifchen Banf dur die befannte Peels-Acte vom Jahre 1844 gefhab. ?) 

Allein Peel felbft follte es nod erleben, daß nur wenige Jahre nach feiner Bankacte, welche 

Die Notenausgabe der Banf von England wie die der Privatbanfen nicht blos Englands, ſon— 
dern aud Schottlands und Irlands in ganz feften Sägen feftitellte, eine neue ſchwere Kriſis im 
Sabre 1847 eintrat, welder nad zehn Jahren eine noch viel bevenklichere folgte. 
— Der eingeftandene Zweck der Peeld:Acte war weſentlich darauf gerichtet, einmal den Um: 
fang der Notenaudgabe an und für fich zu vermindern, von feiten der Bank von England ſowol 
als der Privatbanfen, ſodann den noch gelaffenen Umfang der Notenausgabe bei jeder ein- 
zelnen Bank in möglichſt engen Grenzen zu halten. Die Vorausfegung dabei war, einmal, daß 
die Menge des umlaufenden Geldes, aljo auch der Banfnoten, den Preis der Waaren erhöbe, 
fodann, daß die unbegrenzte Ausgabe von Banknoten durd jede einzelne Bank den Specula= 
tiondtrieb vermehre, und daß beides zu faufmännifchen Unficherheiten und Krifen führen müſſe. 
Wir können uns bier in Feine wiffenfchaftliche Unterfuhung diefer Annahnıen einlaflen; nur 
meinen wir darauf hinweiſen zu müflen, daß es unter allen Umftänden ein mehr ald gewagter 
Verſuch ift, den vielgefhäftigen und fo vielen Ummandlungen unterworfenen faufmännifchen 
Betrieb an mehr oder minder nur mechanisch wirkende Negeln binden zu wollen. Das eigent— 
lich Schlimme dabei aber ift, daß die Öffentliche Meinung, falls einmal durd eine anfheinend 
wohlberathene Gefeggebung folde Vorkehrungen getroffen jind, darin leicht einen Anhalt gegen 
außerordentliche Greignifle ſieht und fich einer um jo größern Sorglofigkeit hingibt. Die Kriſis 
des Jahres 1847 follte diefe Gefahr jehr nahe bringen, ohne daß man in England daraus ge: 
lernt zu haben ſcheint. Es find vornehmlich zwei Ereigniffe, welche fie hervorgerufen haben, 
einmal der Eijenbahniperulationsbetrieb in den vorangegangenen Jahren und dann die große 
im Jahre 1847 eintretende Hungersnoth. 

Am Schluffe des Jahres 1843 betrug die Meilenzahl der im vereinigten Königreich eröffne— 
ten Eifenbahnen wenig mehr ald 2000 engliihe Meilen und das gefammte auf deren Er— 
bauung veriwendete Kapital etwa 65 Mill. Pf. St. Dagegen waren nad vier Jahren (am Ende 
des Jahres 1847) etwa 4000 englifche Meilen im Betrieb und faft ebenfoniel im Bau begriffen; 
die Ausgabe betrug 170 Mill. Bf. St., wovon auf jedes der beiden legten Jahre 40 Mil. 
Pf. St. kamen. Außerdem war fehr viel englifhes Kapital bei den nordamerikaniſchen Eiſen— 
bahnbauten betheiligt. Es bedarf wol kaum eines großen Scharffinnd, um zu begreifen, 
daß diefe umfangreiche Verwendung fo ungeheuerer Kapitalien in einen ganz neuen Betrieb 
innerhalb eines fo kurzen Zeitraums die Kräfte felbft der engliihen Nation überftieg. Außer: 
dem aber waren zur Herbeilodung des erforderlichen Kapitals Künfte aller Art, erlaubte wie 
unerlaubte, aufgewandt und eine Art Speculationgfieber in Gifenbabnactien herbeigeführt wor— 
den. Es ift intereffant, wahrzunehmen, wie die fpeculativen Schotten in jenen Tagen unter 
dem befcheidenen Namen „Austauſchbanken“ (exchange banks) die Vorbilder der fpätern Cre— 


— — 





3) Als Anhaltepunft für diejenige Kritik der wirthſchaftlichen Entwickelung in England, welche zu: 
nächft von einer Überausgabe der Landesbank wie der Privatbanfen fpricht, geben wir folgende Zahlen: 


Ausgabe der Bank von Gngland Ausgabe der Privatbanfen 
December 1834 18,300000 Br. Et. 10,650000 Pf. St, 
u 1835 17,800000 „, 11,130000  „ 

PR 1836 17,300000 12,010000 , 


— 1837 18,000000 10,870000, 
Dieſe Zahlen ergeben zunächſt, daß großartige Überſchreitungen in der Notenausgabe überall nicht 
—— haben, will man nicht den Einfluß von 1 Mill. Noten mehr oder weniger für das ganze 
englifche Gefchäft übertreiben. Dann aber haben bie Privatbanfen erfichtlich nur die Lücken ausgefüllt, 
welche die Notenausgabe ver Banf von England ließ, und daß fie dies nicht aus reiner Willfür, fon: 
dern aus der Sachlage des Gefchäfte heraus thaten, beweift der Status von 1837, der eine Abnahme 
der Privatbanfnoten bei gleichzeitiger Zunahme der Noten der Banf von England zeigt. Der Einfluß 
der Banknoten und fonftigen Bapiergeldes auf die Preife ift überhaupt ein Punkt, der noch Feinesiwegs 
fiher ſteht, auf den wir hier aber wegen des Umfangs der Unterfuchung nicht näher eingehen fönnen. 


376 Gandelskriſis 


dits mobiliers, wenn auch in beſchränkterm Maßſtabe, gaben. Sie liehen nämlich auf Eiſenbahn— 
actien bis zu einem gewiſſen Werth und verſchafften ih das Geld dazu durch reichlich berzinfte 
Depofiten. Wer alfo in Eifenbahnactien fid) übernommen und dennod deren neue erwerben 
wollte, fonnte frifches Geld erhalten, ohne durch den Verkauf feiner Actien zur vielleicht un— 
gelegenen Zeit in Verluſt zu gerathen. Natürlid wurde dadurch zugleidh der Curs der Actien 
fünftlich in der Höhe gehalten. Daneben aber fpeculirten jene Banfen ſelbſt reihli in Actien 
und ließen jich auch zu andern Speculationen im Sinne der Zeit herbei. Die eigentlihen ſchot— 
tiihen Banfen hatten ji conjequent von diefem Treiben fern gehalten. 

Man weiß, welche Mühe damals das englifhe Parlament hatte, ven Andrang zu Eiſen— 
bahnconceſſionen, die befanntlid von ihm ausgehen und nad vorher feftbeftimmten Regeln 
über die Höhe des Einfhuffes und die etwaigen Rechte Dritter ertheilt werden, zu mäßigen und 
abzumehren. Aber mitten in diefem Taumelbetrieb traten Ereigniffe ein, die auch nad} einer na= 
dern Seite ſolgenſchwer einwirken follten, die Kartoffelfvanfheit und zwei oder drei Midernten. 
Die Kartoffelkrankheit ift, wie man weiß, der Ausgangspunkt zur Aufhebung der engliſchen 
GSetreidegejege geworben. Sie zeigte fi zuerft im Jahre 1845 und wiederholte ih in den 
nächſten beiden Jahren; ganz hat jie bekanntlich ſeitdem überhaupt nicht nachgelaflen. Das Un— 
heil traf die Srländer am meiften, für welche die Negierung durch Geldunterſtützungen und An= 
leihen zu forgen übernehmen mußte. In England felbjt war beſonders dad Jahr 1846 durch 
allgemeine Misernte ausgezeichnet, Alle diefe Umftände und vielleicht noch einige andere über— 
triebene Speculationsrichtungen, jo namentlid nad dem öftlihen Ajien, vereinigten jih, um 
Ihon im Sommer 1847 eine durchgehende Verlegenheit auf dem londoner Geldmarkte zu ver: 
anlajjen. Bei diefer Sadhlage erhöhte die Bank von England zuerft den Disconto und bradite 
dadurd einen allgemeinen Schreden hervor. Die ftarfe Wirfung bewog indep die Bank wieder 
zu mildern Maßregeln, wodurd das Speculationdfieber aufs neue für einige Monate Nah— 
vung erhielt. Aber haltbar waren die Zuftände nicht mehr, mochte die Banf thun, was jie 
wollte. Wie gewöhnlich zeigten ſich, als die Dinge zufammenflelen, grenzenloje Verlegenheiten 
im Kaufmannöftande. Es fielen eine gute Anzahl der ſchwächſten und am meiften engagirten 
Firmen, und wie gewöhnlidy ward nun die Negierung und die Banf angerufen, um ber größ— 
ten Verlegenheit, dem ftodenden Wechſelverkehr, abzuhelfen. Die Bank erhielt darum von der 
Regierung die Ermädtigung, zeitweilig über das ihr gefeglich geftattete Maß der Notenaus: 
gabe Hinauszugehen. Dies Bewußtſein einer Möglichkeit nad Hülfe genügte, um dem gejund 
gebliebenen Theile des Verkehrs wieder aufzuhelfen, ohne daß die Banf in Wirflidfeit nöthig 
hatte, ihre geſetzlich normirte Notenausgabe zu überfhreiten. In England entjtand ſchon da— 
mals vielfach ver Zweifel, ob ein Banfgefeg , das nur für gute Zeiten, nicht für den Sturm 
ausreichte, dem Lande zum Heile gereiche. 

Wir wenden und nun zu der jüngften großen Krifid, zu der der Jahre 1856 und 1857. 
Wie ſie die nad allen Beziehungen umfangreichfte ift, jo haben aud) zu ihr die verſchieden— 
ften Urſachen mitgewirkt. Die allgemeinfte Urfache für europäische Verhältniffe war der mäch— 
tige Antrieb, den die Erwerböbegier nad wiederhergeftellter Ruhe und Ordnung auf dem 
Epntinent namentlih nah franzöſiſchem Vorgange erhielt. Die Völker follten für die ver— 
lorene Freiheit durd Geld und Gut entſchädigt werden. In Paris wurde der Credit mobilier 
ganz eigentlich zu dem Zwed geihaffen, um den Unternehmungdgeift zu befördern, denjeni— 
gen Unternehmungsgeift nämlich, der durch vereinte Kapitalien wirfen follte. Die Bereini: 
gung der Kapitälien wurde demnach durd jenes und ähnliche Inftitute als förmliches Ge: 
ihäft betrieben mit allen Freiheiten und Überſchwenglichkeiten des Börfenjpield. Es gab Ae— 
tien die Hülle und Fülle, es gab allenthalben Gelegenheiten, Geld auf dieſe Actien zu erhal: 
ten, um deren neue erwerben zu können, ed entftand das audgedehntefte Actienfpiel in Paris 
und in ganz Branfreih,. Allerdings wollen wir nicht leugnen, daß bei diefer Gelegenheit 
manches nügliche Internehmen gegründet, daß namentlich der Eiſenbahnbau in Frankreich fehr 
gefördert wurde, allein das Beifpiel anderer Länder, namentlid) Englands und au Deutſch— 
lands lehrt, daß es folidere und weniger das allgemeine Intereffe beeinträchtigende Wege zu 
demfelben Ziele gibt ald diefen. Zu gleicher Zeit hatten die fogenannten Nationalanlehen, an 
denen jeder direct ſich betheiligen Eonnte, den Gejchmad und die Kenntniß des Handels mit geld— 
werthen Bapieren über alle Theile Frankreichs verbreitet. Der Unterſchied dieſes Geſchäfts von 
allen andern beruht vornehmlich darin, daß es nicht ſowol die eigene angeftrengte Thätigfeit im 
Verkehr ift, die Vermögen und Reichthum erwirbt, fondern der Zufall und die Laune des Glücks. 
Aber nur die mühevolle Arbeit bringt dauerndes Heil, während das wilde Jagen nad rafchem 
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Gewinn demoraliſirt und das ſchnell erworbene Gut ſich ebenſo ſchnell durch andere Zufällig- 
keiten wieder verflüchtigt. Das Ende eines ſolchen Treibens ift allemal damit bezeichnet, daß 
der Umfang der Betheiligungen aufhört, weil feine weitern Geldmittel mehr herbeigezogen wer— 
den fönnen, und daß damit nothiwendig ein Rückgang im Preiſe ver Papiere eintreten muß, den 
die Kunft der Börfenmatadore wol einige Zeit hinzuhalten, ſchließlich aber doch nicht abzumwen-= 
den vermag. Für Sranfreid trat dieſe Krijis bereitd im Sommer 1856 ein. 

Einen ähnlichen Gang nahmen die Dinge in Deutfhland, dad vornehmlih in den Jahren 
1855 und 1856 dem Cultus der Credits mobilierd fröhnte. Es ift in diefen Jahren das gänz= 
lich Unnüge der Staatöconceffionen für Actienunternehmungen jo recht ſchlagend hervorgetreten. 
Auch die Regierungen beftehen aus Menichen mit mangelhafter Einfiht in das volfäwirth- 
ſchaftliche Getriebe und mit Begehrlichfeit nah Neihthum. Da e8 in Deutſchland indeß kei— 
nen Mittelpunft für diefe Beziehungen gibt, jo war es einerjeits feinem diefer Inftitute gelun— 
gen, allmädhtigen Einfluß zu gewinnen, andererſeits wirkten jie aber in Eleinern Kreiſen doppelt 
ververblih. Neben ven Credits mobilierd und den von ihnen geftügten Actienunternehmungen 
waren in Deutjchland in diefen Jahren aud eine wahre Unzahl anderer Actiengefellihaften mit 
mehr oder minder zweifelhaften Ausſichten entjtanden, war das Eifenbahnneg entweder durch 
Regierungen oder Private bedeutend erweitert morden, wozu jehr umfangreiche Gelomittel 
nötbig, die von andern Kanälen des Verkehrs hierher gelenkt werden mußten. Dieje Ausdeh— 
nung der Verfehrömittel rief wiederum an den verfchiedenften Stellen zugleid) einen vermehr— 
ten Umjaß, einen ftärfern Bedarf, einen vergrößerten Verbienft und den Begehr nad neuen 
Kapitalien hervor. 

Eigenthümliche Erſcheinungen waren zugleich im Welthandel eingetreten, zunächſt bezeichnet 
durch die Goldauffindungen in Galifornien, zu denen einige Jahre fpäter die auftralifhen ka— 
men. In der erften Zeit und theilmeife nody fpäter, felbft bi8 auf unfere Tage herab, wurde 
diefe Begebenheit vom ausſchließlichen Gefihtspunft einer Entwerthung des Goldes und des 
Geldes überhaupt aufgefaßt. Diefe Anfiht war damals wenigjtens fo allgemein verbreitet, daß 
fie nicht bloß einen ungweifelhaften Einfluß auf den Gang ded Verkehrs ausgeübt, fondern aud) 
die Augen vor den herannahenvden Symptomen einer Krifis verſchloſſen hat, indem man die ge- 
fteigerten Preiſe vieler Dinge als natürliche und nothwendige Folge der angeblichen Werth: 
verminderung ded Geldes anzufehen ſich gemöhnte. 

Viel nachdrücklicher zeigte jich der Einfluß, den der allgemeine Unternehmungsgeiſt durch jene 
Goldauffindungen grhielt. Zuerft nad den neuen Golbländern felbft, deren Bebürfniffe man 
zu befriedigen und deren Gold man nad) den Ländern höherer Gultur und höherer Golppreife 
überführen wollte, Hier gab es einmal wieder Gegenden, mo im Waarenhandel rajche Ge— 
winne fpeculativ zu erhaſchen waren, wenn nicht gerade die Sache ſich in einen Berluft um: 
fehrte. Die neuen Länder wurden dann durch das Zuftrömen fo vieler Menſchen neue Mittel: 
punkte umfaſſenden Verkehrs. 

In Nordamerika wirkte ver Zufluß des vielen Goldes wahrhaft fieberhaft; der Unterneh— 
mungsgeift der Nation ſchien ſich nad) allen Seiten inslingemeffene ausdehnen zu wollen. Neue 
Städte und neue Drtfchaften, ungeheuere Anlagen von Gifenbahnen, neue Eulturen und 
neue Abſatzwege — alles das fteigerte ven Ungeftüm des Danfee, mit melhem er dem Gewinne 
nahjagte. Zudem wanderten auch aus der Alten Welt und nicht zum mindeften aus Deutjch- 
land Kapitalien nad) Amerifa, die angefichts der unfihern politifchen Rage der europäifchen 
Dinge jenfeit des Ocean gute Anlage und reiche Zinfen ſuchten. Trotz alles zufliegenden Ka— 
pitald ward in dem Unternehmungs= und Geſchäftstaumel immer noch mehr Eredit auf foliden 
und unfoliden Wegen in Anfprud genommen, ſodaß eine Anfpannung aller Kapital: und Ere: 
ditkräfte ſchließlich doch nicht ausbleiben konnte. Außerlich freilich jah e8 wie vor allen andern 
ähnlichen Krifen glücklich und rei) genug in Amerifa aus, es fehlte weder reichlicher Verdienſt 
noch übermäßige Conſumtion, die für ein Zeichen der Gefundheit angefehen wurde, jolange Die 
Sachen gut gingen, die man aber nachher beim Sturze ald Verſchwendung und Luxus ſchalt. 
Am 24. Aug. 1857 mußte die neuyorfer Filiale ver Ohio-Life- and Truft: Company, mehr, 
wie es fcheint, infolge ſchlechter Dispofitionen ald aus wirklicher Infolvenz, ihre Zahlungen ein= 
ftellen. Wenn dies unbedeutende Ereigniß der Ausgangspunft zu Erſchütterungen wurde, 
die faft in der ganzen bewohnten Erde ihren furdtbaren Nachhall fanden, ohne daß irgend: 
eins der beftehenden Geld- und Bankſyſteme davon unberührt blieb, jo kann auch die innere 
Beranlaffung dazu nur in tiefern, allgemein und gleichzeitig wirkenden Urſachen, night in 
ſpeciellen äußerlichen Thatſachen gefucht werden. Was insbejondere die Vereinigten Staa— 
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ten betrifft, fo follten es auch diesmal die Banken gethan haben. Gin Übermaß ver Noten- 
ausgabe konnte man ihmen freilich nicht vorwerfen, fie hatten im Gegenteil in der wichtigften 
Handelsftadt Neuyork und mehr noch an andern Plägen bedeutend weniger Banfnoten in Um— 
lauf, als fie Baarvorräthe befaßen, und am menigften hatte jene Ohiobank ihre Suspenfion 
diefer Veranlaffung zuzufchreiben. Aber fie follten durch übermäßiges Ereditgeben gefehlt 
haben. Wäre dies wirklich der Fall geweſen, fo würde dies an ſich fhon diejenige gefegliche 
Fürforge, welche ſich vorzugsweiſe ver Notenaudgabe zumwendet, un die Banken von den Wegen 
der Überfpannung ihrer Mittel abzuhalten, ald unrihtig harakterijiven. Aber vie 12 MI. 
Dollars, welche man den neuyorker Banken ald das Plus ihrer Ausleihungen (als Vorfchüffe 
und MWechfelaccepte) über ihren Metallvorrath, ihre Notencireulation und die bei ihnen 
niedergelegten Summen in Geld und Papieren im Auguft 1857 nachrechnete, beweiien am Ende 
jehr wenig. Denn einmal ergab ſich diefe Summe nur in den allerlegten Wochen vor Aus: 
brud der Krifis, fie fonnte dieſelbe alfo nicht von langer Zeit her vorbereitet haben; außerdem 
war auch daſſelbe VBerhältnig fon früher vorübergehend ohne diefe Wirkung dageweſen. Jene 
Summe madhte auch nur etwa ein Zehntel des Geſammtbetrags aus und fonnte möglicherweiſe 
und wahrfheinlich durch ausftehende Forderungen gededt erfcheinen. Im ſchlimmſten Falle be— 
zeichneten jene 12 Millionen, da die Banfen gar feine Beranlaffung hatten, ohne kaufmän— 
nifhe Sicherheit einen folhen Betrag in ihren Ereditgefhäften zu verwenden, den bereits vor— 
handenen Begehr an Geldmitteln, um die ftarfen Bebürfniffe des Geldmarkt zu befriedigen. 
Aber vie Zahlungsfuspenfion der bisher allgemein geachteten Bank rief plöglih das Gefühl 
der Unficherheit hervor; die Depofitare und Noteninhaber fahen ſich nad Sicherheit um; die 
Kaufmannswelt verftärkte ihren Begehr nad) Geld = und Eredithülfe, und die Banken mußten 
' ihrer eigenen Sicherheit wegen ihre Geld: und Ereditoperationen einfhränfen. Es iſt dies die 
nothivendige Folge eines allgemeinen Gefühls der Unficherbeit, wenn Banken nicht in Die Lage 
fommen wollen, ihre faufmännifchen und andern Papiere plöglih entwertbet zu fehen, denn 
jene Unfiherheit, die den Wechſelumſatz ftört und ſomit Geldverlegenheiten aller Art verurfacht, 
wirft alle bisherigen Greditverhältniffe um, deren Fäden in den Banfen zufamnenlaufen. 

Der Anfang der Stockung war in Neuyork gemacht, und diefe griff nun — wiederum ein 
Symptom, aber nicht die Urfadhe der commerziellen Spannung — mit rafender Schnelligkeit 
um fih. Es erfolgte eine allgemeine Suspenfion der Baarzahlungen der neuyorfer Banfen, 
erzwungen vorzugöweife durch die Depofitare, die damit das den Noteninhabern zuftehenpe, 
ihnen und den Banken aber gleih im Wege ſtehende gefeglihe Vorzugsreht der Noteninhaber 
zum factifchen Stillftand brachten. Damit war denn, äußerlich wenigftens, das Schlimnfte be— 
feitigt, nämlich eine wirkliche Infolvenz der Banfen durch Entziehung der in Shlimmen Zeiten 
doppelt wichtigen Baarvorräthe. Die eingerretene Kriſis wirkte nun fort und fort durch das 
ganze Land und um fo heftiger, je verwidelter und ausgedehnter die verfchiedenartigen Credit— 
verhältniffe in der vorangegangenen Zeit ſich geftaltet hatten. Die heutigen, vorzugsweife auf 
den Wehfelumfag aufgebauten Ereditverhältniffe find zubent dev Art, daß auch in den beften 
Zeiten eine gewaltfame Störung verfelben gleich einem verheerenden Sturm wirfen muß. 
Schwindel und Betrug fam natürlich hinlanglic genug an den Tag, wie das in folden Zeiten 
regelmäßig geſchieht, aber der Rückgang in ven Preifen und die allgemeine Galamität warfen 
auch fefter gegründete Firmen in Menge um. Dem frühern Frohloden folgte ein allgemeiner 
Jammer und biefem die religiöfe Erſcheinung der Revivals, die aber wieder fhwand, als Die 
Derbältniffe jih wieder leidlih zu geftalten begannen. 

Wie Nordamerifa, jo war auch England in den Strudel ver Gefhäftsüberfpannungen hin— 
eingerathen, den die allgemeinen eben geſchilderten Verhältniffe herbeiführten. England war 
fogar der Löwenantbeil an jenen Golvauffindungen zugefloffen, da bier ver Mittelpunft allen 
Geldverkehrs auf der Erde befteht. Auch in England war damit der Unternehmungsgeiſt ftarf 
angeftachelt worden, auch hier war nothwendig damit eine umfaſſende Ausdehnung aller Credit— 
verbältniffe erfolgt, und auch hier hatten jich neben dem gefunden Gefhäft manderlei fhmwinvel- 
bafte Unternehmungen entwidelt. Cine Krifis — das Hat fi ſpäter ergeben — war durd) die 
englifhen Verhältniffe nicht angezeigt, fie wurde mehr durch Äußerliche Einwirkungen berbei: 
geführt. Die amerikanischen Verhältniffe riefen zunächſt eine ftarfe Ausfuhr von Gold aus 
England nah den Vereinigten Staaten hervor; je unficherer dort die Zuftände geworden 
waren, um fo höher fand der Preisunterfchied des banren Geldes gegen faufmännifches und 
unkaufmänniſches Papier aller Art, um fo mehr flieg alfo der Preis des Geldes an ſich, das 
Bezahlen in Gold ſtatt durch Wecfel, die Überfendung von Gold dorthin war mithin ein Po» 
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tables Geſchäft geworden. Dazu kam, daß alle im amerikaniſchen Geſchäft betheiligten Häuſer 
in große Verluſte und noch größere Verlegenheiten geriethen und dieſe auf mit ihnen in Ver— 
bindung ſtehende Geſchäftskreiſe übertrugen. Namentlich war das in Schottland und vor allem 
in Glasgow der Hal, deſſen commerzielle Beziehungen zu den Vereinigten Staaten von alters 
ber jehr enge jind. 

Die englifhe Bank hatte dem mweitern Abfluß des Goldes durch Discontoerhöhungen ent: 
gegenarbeiten wollen, aber dadurch nur das allgemeine Gefühl der Unficherheit erhöht, ohne 
das lohnende Geſchäft der Goldabführung zu hindern. Da flürzten in Schottland mehrere am 
amerifanifchen Geihäft ftarf betheiligte Käufer, denen eine der fonft fo foliven ſchottiſchen 
Banken in unvernünftigem Maße creditirt hatte, und damit zugleich trat eine Zahlungs: 
fuspenfion dieſer legtern ein. Ganz Schottland gerieth einen Augenblid in Alarm über feine 
Banken. Man kann fi nicht darüber wundern, wenn man eben weiß, wie eng Die Geldverhält- 
niſſe aller Klaffen der dortigen Bevölkerung mit den Banken in Verbindung ftehen; doch hatte die 
Befürdtung feine weitern Folgen. Aud in England traten in Verbindung mit all viefen Ver— 
bältniffen vielfache Banfrotte und ein immer ftärferer Andrang nad) Gold und Credit bei der 
engliſchen Bank ein, die mittlerweile ihren Discont auf 10 Proc. erhöht hatte. Ihr Baarvor- 
rath ſchmolz indep fo zufanımen, daß fie deffen gänzliche Entleerung und zugleich, auf Grund der 
Peelsacte, eine unhaltbar ftarfe Verminderung ihrer Notenausgabe erwarten mußte. Sie ließ 
ji alfo am 12. Nov. 1857 vom Minifterium bevollmächtigen, ihre Notenausgabe ohne Rück— 
ſicht auf dieſes Gefeg zu erhöhen, wie e8 im Jahre 1847 geſchehen war. Die Bank brad damit 
dem Unheil infoweit die Spige ab, ald nun der Kaufmannswelt die Beruhigung wurde, daß die 
Mittel der Bank zu ihrer weitern Unterftügung ausreihen würden. Man fieht, wie wir wol 
bei diefer Gelegenheit bemerken dürfen, auf wie ſchwachen Füßen die Theorie von der Sicherheit 
der Banfnoten durch eine verhältnigmäßige Metalldeckung beruht, da die fo gut rechnende eng— 
liche Kaufmannswelt gerade in der Ausgabe von gänzlich ungededten Noten einen Grund der 
erneuerten Sicherheit fand. Aber die wirkliche Dedung lag’ eben in den Greditverhältniffen der 
Banf, die mit denen des englifhen Staates eng verbunden jind. Die Banf machte diesmal von 
der geftatteten Vermehrung der Notenausgabe bis zu etwa 2 Mill. Pf. St. Gebraud. Die 
Krifis war nun wie gewöhnlich überwunden, nachdem wiederum zu allererft das Unbaltbare ge: 
fallen und vielerlei ſonſtiges Unheil in commerziellen Kreifen angerichtet worden war. 

Wir fommen auf die nordeuropäifche Kriſis, deren Mittelpunft in Hamburg lag. Dieſe 
dur günftige Handeldlage ausgezeichnete Stadt hatte fehr lebhaft an dem großen Aufſchwunge 
aller commerziellen Verhältniſſe der legten Jahre theilgenommen und ihr Handelsgebiet und 
ihren Handelöverdienft nach allen Seiten hin ausgedehnt. Namentlich hatte Hamburg feinem 
MWaarenabjag nad dem Innern Deutfchlands und dem europäifchen Gontinent, fowie feinem 
Creditumſatz nad) den ffandinavifhen Rändern, die bei wenig Gelpmitteln einen großen Pro— 
ductenreichthum befigen, eine große Entwidelung gegeben. Aber diefe ſowol wie Hamburg 
ſelbſt waren vielfady mit England engagirt. Die günftige Lage Hamburgs und die ganz nor: 
male Entwicelung der VBerhältniffe hatte man aber, wie wir das fhon mehrfad anderswo ge- 
fehen Haben, aud hier durch fpeculativen Betrieb vielfach misbraucht, indem die Grevitgemäh- 
rungen von Hamburg aus als förmliches Geſchäft, jedoch ohne den erforderlichen Rückhalt an 
Geldmitteln betrieben wurben. Da muften denn die Verlegenheiten und der Sturz engagirter 
englifcher Käufer, nantentlich deutſchen Urſprungs, ſchnell nah Hamburg hinüberwirken. Um 
fo bevenklier wurde die Gelonorh, da in Hamburg in den legten Jahren, infolge des all⸗ 
gemeinen Ganges des Geſchäfts und ver reichen Mittel einer ſtarken Conſumtion, eine außer⸗ 
ordentlich umfangreiche Waarenfpeculation entftanden war, die wiederum einen großen Begehr 
nach Gelomitteln hervorrief. Die Rückwirkungen von Amerifa und England, die hohen Waaren- 
preife felbft, welche allmählich beſchränkend auf die Conſumtion zu wirken begannen, braten 
zu Wege, daß der Geldbegehr und der Preis des Geldes noch weiter erhöht wurde, und daß 
man, um dem Bedarf zu genügen, vielfach zu ſchlimmen Wechfelreitereien griff. Mit den erften 
größern Berlegenheiten und den erften Banfrotten, die jedoch zunächſt von Stettin ausgin— 
gen, war denn bald ver Anfang zur allgemeinen Krifis gemadt. Es trat, nachdem man noch 
einen Augenblick einen Anhalt verſucht, eine völlige Stockung des Wechſelumſatzes ein, und 
damit mußten weit über hundert Käufer ihre Infolvenz erklären. Alle weiter angerwand- 
ten Mittel, mit denen man nur auf die Sumptome lodcurirte, die Errichtung eined Didconto- 
garantievereind und einer Discontofaffe, die Ausgabe von Mandaten (Geldanweifungen) durch 
den Staat auf Grund verpfändeter Waaren, konnten nichts mehr helfen, und dad Unglück mußte 
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ich vollftändig abwideln. Darüber freilich läßt fih nachträglich nicht urteilen, ob ohne Die 
einigen Häufern direct vom Staate gewährte Unterflügung auf Grundlage eines in Ofterreich 
gemachten Silberanlehens die Krifis einen noch böſern Verlauf genommen hätte. Bedenklich 
ift jedenfalls dad damit in Hamburg gegebene Präcedend. Wir find nicht geneigt, den damals 
den hamburgifhen Kaufmannsftand fo zahlreih gemachten Vorwürfen entgegenzutreten, fo 
übertrieben auch viele derſelben erjichtlic find, aber in Hamburg jelbft Hat feitvem die Liber- 
zeugung mehr und mehr um ſich gegriffen, daß bei größerer Ruhe und Bejonnenbeit die eigent= 
liche Krifis ſehr wohl hätte vermieden werben können. Man kann mindeftend auf die That— 
ſache hinweiſen, daß faft alle eigentlichen großen Hamburger Häufer — nicht die ſpeculativ in den 
legten Jahren auf Wechfelbetrieb erft etablirten und nicht die Anzahl geringerer Firmen, melde 
die günftige Gelegenheit, ihre Schulden loszuwerden, wahrnahmen — jpäter bei ruhigerer 
Abwickelung, wenn aud mit großem Berluft, ihre Schulden voll und mit Zinfen bezahlt haben. 
Die hamburger Krifid fand in ganz Deutſchland und in den ſtandinaviſchen Rändern den größ- 
ten Wiverhall, da hier allenthalben in der legten Vergangenheit, wie ſchon erwähnt, Über: 
veizungen und ungefunde Greditanfpannungen ftattgefunden hatten. Allenthalben Banfrotte 
und Arbeitsſtockungen, vielfahe Geſuche an den Staat um Unterftügungen an die hülfsbenürf- 

tigen Kaufmannſchaften, in Preußen Ablehnung, anderdmo Gewährung derjelben, Unheil und 

Verlufte an allen Eden. Die Stockung war in Schweben faft noch größer als in Deutſchland, 
und man hat jidh daſelbſt nody viel langjamer erholt. 

Man muß die ganze Handelskriſis des Jahres 1857 als einen Nüdihlag aus den politi= 
ſchen Oeftaltungen der vorangegangenen Jahre betrachten, ald die unausbleibliche Folge eines 
Zuftandes, der jedem freiern politifhen Streben die Haft nah Erwerb unterihob. Vom Jahre 
1858 an beginnt denn auch wirflid der rückgängige Strom aus der trüben Zeit der europäi= 
ſchen Reaction. 

. Wir haben diejer kurzen Darftellung nur noch wenig hinzuzufügen. Man hat Bered- 
nungen darüber angeftellt, wie oft eine Krifid entftehen müffe, und ungefähr den Ablauf 
eined Jahrzehnds angenommen. Aber das trifft allgemein nur auf das legte vielbewegte Jahr: 
zehnd der europäifchen Geſchichte und weiter zurüd fpeciell nurfür England zu. Die Factoren 
der europäifhen Handeldfrifis liegen in den politifhen Zuſtänden, die der engliſchen Krifen in 
dem Reihtbum einer commerziellen Entwidelung , welde nach unjerer Meinung an ſehr eng: 
herzige Brincipien des Bankverkehrs gefnüpft it. Eine der Hauptveranlaffungen aber, wes— 
halb Handelskriſen im heutigen Verkehr jo ſchnell um ſich greifen, ift in der ganz befonvdern Eigen= 
thümlichkeit und den weitausfehenden Beziehungen ded modernen Wechſelverkehrs zu juchen. 
Der Wechſel ift zwar eine Nothwendigkeit zum raſchen Umfag der Kapitalien, das unentbehr: 
liche Mittel, um jederzeit Geld und Eredit erwerben zu fünnen, indem ver Kaufmann ohne den 
Wechſel darauf angewiefen wäre, erft mit ven baaren Erlös aus der angefauften Waare feiner: 
jeitö wieder zu Geld zu fommen, aljo taufend und aber taujend ver für unfern Bedarf erforder: 
lichen Handelsbeziehungen unterbleiben müßten. Aber der Wechiel iſt wie das wohlthätige 
Feuer, er muß gehütet werden, damit er nicht verheerend wirfe. Der Wechſel enthält die So— 
lidarität aller darauf verzeichneten Namen, die alle für einen auffommen müßten, falld dem 
Inhaber nicht pünftlih Zahlung wird. Der Wechſel ift zugleih das Geld im faufmännifchen 
Berfehr. Gine Stodung im Wechſelverkehr greift daher unzählige Intereffen an ven verſchie— 
denſten Punkten zugleih an, erregt die Befürdtung drohender Gefährdung und trägt fomit 
das libel weiter, Je umfajlender alfo die vorangegangene Grebitjpannung war, je geringer 
die gegenwärtigen Geldmittel, um deſto verberblider muß eine folde Stockung wirfen. 

Damit wollen wir natürlich nicht gefagt haben, daß man darauf hinarbeiten müffe, den 
Wechſelverkehr einzufchränfen oder ihn in befondere ftaatlihe Fürforge zu nehmen. Der Ber: 
ſuch wäre ohnedied wol vergeblich oder, wenn erfolgreich, äußerft gefährlih. Aber das verlan- 
gen wir, daß Vernunft und vernünftige Einrichtungen mehr und mehr unter ven Menſchen zur 
Herrſchaft gelangen, damit jeder genauer die Folgen feiner eigenen Handlungsweife ermeſſen 
kann, und damit nicht Die Unvernunft der Staatseinrichtungen den geregelten Erwerbsfinn auf 
unrichtige Bahnen treibe. An Zufälligfeiten und befondern Greigniffen wird e& freilich den— 
noch nicht fehlen, welche ftörend in das ebene Gleis einwirken, aber ihre Zahl und ihr Einfluß 
werde fich ftetö mehr und mehr mindern, 

An ſpeeifiſche Necepte gegen Krifen glauben wir nicht; jede Kriſis will fo behandelt jein, wie ein 
vernünftiger Arzt feine Kranken behandelt, nach der befondern Lage der Dinge. Die fpecififchen 
Mittel helfen das zweite mal, mo man fie in Nahahmung einer frühern Zeit anwenden will, 
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ſchon darum nicht, weil fie, ſchon im voraus erwartet, ihre heilende Kraft verloren haben. Denn 
im faufmännifchen Verkehr ift zunächſt alles Meinung, d. b. das allgemeine Urtheil über Ge: 
genwärtiges over Eventualitäten. Die Meinung rechnet aber ein ald gewiß erwartetes Mittel, 
Schon ebe man ed anwendet, in ihre Grempel hinein. Wir wollen #8 darum an diefer Stelle aus— 
ſprechen, daß die Bewältigung einer engliſchen Kriſis mit derjenigen Beihülfe dev Bank, wie fie 
ſchon zmeimal beliebt wurde, das dritte mal entweder gar wicht möglich fein wird oder zu 
außerordentlich bevenflihen und gefährlichen Ereigniffen auf dem englifchen Geldmarkt führen 
muß. Ahnliches läßt fih von Hamburg fagen, wenn hier auch wahrſcheinlich die Folgen nicht 
jo unmittelbar hervortreten dürften , entipvechend dem geringern Einfluß der hamburger Bank 
auf den hamburger Verkehr. G. Cohen. 

Handelspolitik. Betrachtet man die unzähligen Arbeiten und Bemühungen, welche 
daran gewandt werden, um den Verkehr der Nationen und der einzelnen Menſchen unterein— 
ander zu erleichtern , wie mit großen Koften Landſtraßen angelegt, Eifenbahnen gebaut, Schiff: 
fahrt3verbindungen bergeftellt werden, und mwie die Menfchen, um fich zu nähern, jedes dur 
Zeit und Raum gegebene Hinderniß zu bewältigen traten; ſieht man aber auf der andern 
Seite die nicht minder ausgedehnten Anftalten, welde die Staaten treffen, um durch gegenſei— 
tige Abiperrung vermittelit Zöllen die mit großer Mühe befeitigten Hinderniffe im Verkehr wie: 
derherzuftellen, jo muß man fi wol billig fragen: find das dieſelben Menſchen, welche das Eine 
und das Andere tbun, welche hier Örenzen aufheben, un dort jie wieder zu erneuern, welche bier 
der Dampfkraft jede Spanne Zeit abzugewinnen traten und dort jie in unendlichen Zollweit: 
läufigfeiten wieder verſchleppen, welche es fih zur Ehre und zum Gewinn anrechnen, mit fernen 
Ländern in Verbindung zu ftehen, aber aufihren eigenen Gebiet diefe Verbindung, foweit an 
ihnen ift, wieder ftören? Und wenn wir jehen, daß es dieſelben Menſchen find, dann fragen wir 
billig weiter: woher dieſer Widerſpruch? Wann hatte man recht, da, ald man den Verkehr be: 
günftigte, oder da, wo man ihn hemmt? 

Betrachten wir weiter das Streben unferer Zeit nach Freiheit, wie man allenthalben in poli- 
tiſchen Dingen die Regierungsbefugniffe auf ein möglichft geringes Maß zurückzuführen trachtet, 
wie jeder einzelne Staatsbürger frei fein will von höherer Bevormundung und im Gegentheil 
thätige Theilnahme an der Öefeggebung für ih in Anfpruch nimmt, wie die meiften Staaten 
ſich nicht Haben entziehen fönnen, Freibeit der Preſſe, Freiheit ver Affociation, Geſchworenen— 
gerihte, Schug der einzelnen Perſönlichkeit im Staate einzuführen; ſehen wir aber auf der ans 
dern Seite dad Bemühen, dem Staate durch Zölle jeglicher Art das Recht in Die Hände zu geben, 
die Arbeit jedes Staatsbürgers zu befteuern und zu bevormunden, oder durch gewerbebeſchrän— 
kende Geſetze die ſchwer errungene verfaffungsmägige Gleihheit aller Staatdangehörigen wie: 
der aufzuheben, jo fragt man wiederum: find dad diefelben Menſchen, die jened und dieſes 
wollen, die fo eifrig für eine politifche Freiheit fämpfen, von der jedem einzelnen doch nur ein 
kleiner Antheil zukommen kann, und jo thätig ſich gegen die Freiheit im Erwerb erklären, die zu 
bejigen er jeden Augenblic feines Dafeins ein fo großes Interefle hat? Und auch hier ſehen wir 
diejelben Menjchen in einem zweiten jo großen Widerſpruch fidy bewegen, und aud) bier müffen 
twir wieder fragen: wann hatte man Net, da, wo man die Freiheit herftelite, oder da, wo man 
fie aufhebt? 

Ganz gewig find ed aber aud) fehr gewwichtige Urſachen geivefen, entiprungen entweder aus 
dem Gang der Begebenheiten oder aus einer falihen Auffaffung der Erſcheinungen in der Men— 
ſchenwelt, welche zu jenen Widerfprücen geführt Haben, denn font fönnten jie weder fo allge: 
nein noch fo groß fein. Wer daher die Löjung dieſes Räthſels finden will, der muß vor allen 
Dingen fih klar werben über die thatfüchlihe Grundlage der Erſcheinungen, weldye durch das 
Zufammenleben der Menfhen hervorgerufen werden, d. h. über die Verhältnijfe, welche der 
Verkehr der Menfchen untereinander zumege bringt; er muß ferner die Irrthümer erforjchen, 
welche nad} der einen oder andern Seite zu verfehrten Maßregeln und infolge deſſen zu den eben 
geſchilderten Widerſprüchen geführt haben. Dann wird er aud) im Stande fein, die Mittel und 
Wege anzugeben , um diefelben zu befeitigen und eine vernünftigere Grundlage der menſchlichen 
Zuftände zu erreichen, als jie jegt offenbar befteht. 

Das Zufammenleben der Menfchen Hat nicht blos die Erreihung gefelliger Zwecke zur 
Folge, fondern auch die gegenfeitige Erleichterung des materiellen Daſeins. Schon im einfad: 
ften Zuftande find diejenigen Thätigfeiten, welche zum Leben erforderlich find oder zur Erhö— 
bung des Rebensgenuffes dienen, nad verfchiedenen Richtungen bin eingetheilt, Der eine 
Menih hat Fähigkeiten, die dem andern abgeben, und diefer wieder Vorzüge vor jenem, 
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Widmet daher jeder von ihnen ſich einer beſtimmten Beſchäftigung, fo wird auch feine Thätig- 
feit viel fruchtbringender fein, als wenn jeder alle allein für fih machen würde, und es bevarf 
dann nur des Taufches des Überflüfiigen, um beide Theile die Brüchte der beiderſeitigen Thätig— 
feiten genießen zu laffen. Daß ift die einfache Grundlage allen Verkehrs unter den Menſchen. 
Wenn in höhern Eulturzuftänden die Beihäftigungen fi innmermehr fondern, wenn dann 
aud) die geiftige Arbeit, wenn Kunft und Wiflenihaft ih ihren Lohn zu erwerben trachten, fo 
wird der Verkehr zwar verwidelter, aber feine Grundlage bleibt viejelbe, berubend auf der Aus— 
gleihung der verfchiedenen Bedürfniſſe. Treten aber die verſchiedenen Völker des Erdbo— 
dend miteinander in Berührung, fo theilt ſich die Arbeit nicht blos nad) den einzelnen Men- 
fen, jondern aud nad) den Nationen ab. Der Menſch beutet für feine Eriftenz die gefammte 
Natur aus; das Thier auf dem Felde, wie in der Luft und im Waſſer, die Schäge, welche die 
Erdrinde bedeckt, die Pflanzen, welche dem Boden entfeimen, ſelbſt vie Naturfräfte hat er für feine 
Zwecke jih dienftbar zu maden geſucht. Er hat, um das Leben zu verichönern, immer weiter 
um fi gegriffen ‚immer mehr Mittel zur Befriedigung feiner Bedürfniffe gefunden und darin 
wiederum die Quellen neuer Bedürfniffe. Der ärmſte Menſch in einem eivilifirten Staate 
nimmt jeden Augenblid für feine Eriftenz unenplih mehr Kräfte in Anſpruch, als der reichfte 
Häuptling eines Jäger: oder Hirtenvolfes in feinem ganzen Leben es thut. Das ſchlechte Haus, 
in dem er wohnt, die zerriffene Kleidung, die er trägt, die wenige Speife, die er genießt, fie find 
das Erzeugniß einer vorhergehenden großen Reihe von ineinander greifenden Thätigkeiten. 
In wie viel Höhern Grade ift das aber der Fall, wo größerer Befig auch die Mittel zum Lebens— 
genug erhöht! Man vergegenwärtige ih nur die Maſſe menfhlicher Thätigfeit, die nöthig ge— 
weſen, damit z. B. der ſchlichte Handwerker im Stande war, in feiner beſcheidenen Wohnung 
eine Tafle Kaffee trinfen zu können. Dieſe großartigen Nefultate find durch die Gewohnheit 
ung etwas jo Alltäglihesd geworben, daß wir und faum nod darüber wundern. Sollen wir 
nod anderer weit mehr erftaunlider Erfheinungen im Zufammenleben ver Menſchen geventen? 
Wie viel Arbeit und Mühe, weldes Zufammenwirfen der verfchiedenartigften Kräfte bedurfte 
ed zum Entftehen des Zeitungsblattes, das wir täglich in die Hand nehmen! Betrachten wir das 
Zufammenleben der Bewohner einer großen Stadt: fie ſäen nicht, jie ernten nicht; nicht fie 
haben dad Kleid gefhaffen, das fie tragen, nicht fie den unzähligen Lebensgenüſſen, die fid 
ihnen darbieten, von ihrem erften Anbeginn die Weihe ihrer eigenen Arbeit gegeben, und doch 
ift bei ihnen alles zum Leben Erforderliche nicht blos im Überfluß und in der größten Mannich— 
faltigfeit da, fondern fie felbft werden aud) eine Duelle des Segens rings in weiten Kreifen 
herum, Nur die Theilung der Arbeit, die jedem Menschen, jeder Nation ihre beftimmte Tihätig- 
feit zumeift, Fan ſolche Wunder bewirken. Denn wie den einzelnen Menſchen, fo find auch Vor— 
züge und Mängel beftimmten Bölfern zu Theil geworden. Dem einen Volke hat die Natur 
überjhmwenglihe Naturgaben, dem anbern befondere Fähigkeiten zur Arbeit verliehen, dem 
dritten die Lage, um ben Verkehr beider zu vermitteln. So thöriht wie daher der einzelne 
Menſch handeln würde, wenn er fid) entfchlöffe, unabhängig von jeder andern Ihätigfeit und 
Fähigkeit feinen Bedarf von der erften Erzeugung bis zum Verbrauch felbft zu fhaffen, weil er 
in diefem Falle venfelben weder fo gut noch mit demfelben geringen Aufwand an Kraft und Zeit 
‚ erlangen würde, ald wenn er feinen Überfluß gegen ven Überfluß eines Andern eintaufchte, 
ebenfo verkehrt würde die Nation handeln, welde fi von den Vortheilen des allgemeinen Welt: 
verfehrs ausſchlöſſe, un jeden Gegenftand ihres Bedarfs nur ihrem eigenen Boden zu verbanfen. 

Sowie der Fortſchritt des Verkehrs mit der höhern Eivilifation eines Volkes fteigt, ebenfo 
ber Fortihritt der Fabrikation. Im fogenannten Naturzuftand kann eigentlich an gar feine 
‚Babrifation gedacht werden. Erſt wenn die Bedürfniffe ſich mehren, können jih aud die Be: 
ſchäftigungen jondern. Der Aderbauer in einem europäiſch civilifirten Staat bedarf mehr als 
der Karaibe, den die Spanier bei der Entdeckung Amerifas fanden, und wiederum höhere An— 
ſprüche macht der Städter, ber Bewohner einer großen Stadt verlangt mehr ala der eines Land— 
ſtädtchens und in derſelben Stadt die verfhiedenen Klaffen der Bevölferung Verſchiedenes. 
Einen ähnlichen Gang hat die Theilung der Arbeit genommen. In einem ulturftaate find 
Beihäftigungen möglid und ernähren ihren Mann, bei deren Betreibung derfelbe unter Wilden 
verhungern müßte, und wiederum ſchafft das ſtädtiſche Leben Beihäftigungen, vie auf dem 
Lande platterdings unmöglich wären. Ganz in verfelben Weije entwidelt ſich auch allmäh— 
li die Babrifation, d. h. die Anfertigung von Verbrauhsgegenftänvden im großen. Bei ein— 
fachen Bedürfniffen genügen aud) einfache Hantierungen, bei höher gefteigerten reichen fie nicht 
mehr aus. Wenn der Landmann in frühern Zeiten fich felbft feine Wolfe fpann , fo mußte ber 
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Städter ſich ſchon dad fertige Zeug kaufen; in je größerm Umfange nun eine ſolche Zubereitung 
des Tuchs zum Zweck des Eintauſches ftattfand, zu um fo billigern Preifen konnte es abge: 
laſſen werden. Aber von diefer erſten Fabrikation bis zu ihrer Entwidelung liegen unzählige 
Zwifchenftufen. Die aus der Steigerung ded Verbrauchs erhöhte Fabrikation trennt allmäh— 
lich nicht blos die verfchiedenen Arten der Zubereitung deſſelben und verwandter Stoffe, ſondern 
macht aud die Nebenbefhäftigungen zu eigenen Gewerben. Es genügte nicht mehr, daß der— 
ſelbe Mann die Wolle oder Baumwolle bis zum fertigen Stoff bereitete, ſondern die Zuberei= 
tung des Halbfabrifats, das Färben des gewebten Stoff8 u. ſ. w. wurden gefonderte Zweige 
der Babrifation. Und fo ift es in allen Theilen der menſchlichen Thätigkeit ergangen, und nicht 
im mindeften Grade aud) auf dem Gebiet des geiftigen Schaffens. 

Leicht ergibt ih aud dem Gejagten die Wechſelwirkung zwifhen Verbrauch und Erſchaffen, 
oder, wie man häufig fagt, zwiſchen Conſumtion und Production. Der Verbraud) gab noth: 
wenbigerweife die erfte Anregung zum Schaffen, dieſes aber erhöhte ven Verbrauch. Ohne ven 
Verbraud müßte jeded ausgedehnte Schaffen aufhören, ohne das Schaffen jeder ausgedehnte 
Verbrauch. Die Menſchen wären im erften Fall zur Unthätigfeit, im zweiten zum Mangel 
verurtheilt. Und zwiſchen beide tritt der Austauſch oder im weitern Sinne der Handel als noth— 
wendige Vermittelung des Erzeugerd und des Berbrauders. 

Hält man ſich diefe drei Wechſelwirkungen vor Augen, fo ergeben ſich jehr leicht die Bedin— 
gungen, unter denen die menſchliche Thätigfeit entweder auf dem Gebiet des Erſchaffens oder 
des Austauſches, des Handels, gedeiht, unter denen aber auch die Vortheile des Verbrauchers am 
beften geſichert ind. Man muß nur immer dabei feſthalten, daß jeder Menſch gebraucht, daß 
die meiften in einer oder der andern Weiſe erſchaffen durch directe Kabrifation oder durch Dienſt— 
leiftungen an andere, daß jedoch die Bermittelung des Austaufches nur von einer befhränften 
Zahl Menſchen betrieben werden fann. Der Austauſch jelbft wird freilich von jedem betrieben, 
nicht aber die Thätigfeit, die dad Erzeugniß des Producenten, wie man ihn nennt, von Hand 
zu Hand dem Verbraucher zuführt. Das ift vorzugsweiſe die Befchäftigung des Kaufmanns: 
ftandes. 

Der Verbraud ift alfo das Allgemeinfte, dad Nothwendigfte, ev verdient daher auch die 
meifte Rückſicht, ja er kann feiner Natur nad} fordern, daß die Fabrikation ich ihm füge. Geſetzt, 
eine Golonie civilifirter Menſchen ſiedelte ji in einem noch unbewohnten Theil der Erbe an, und 
es wollten die Erzeuger gewifler Waaren die nur ihnen günftigen und genehmen Bedingungen 
des Verbrauchs feftftellen, würden die Verbrauder nicht darin nothwendigerweiſe eine Beein— 
trächtigung finden müffen, würden fie ſich nicht weigern, fich zu fügen? Das Bedürfniß zum 
Berbrauden ift von der Natur gegeben, es verlangt gebieterifch Befriedigung, und die freiefte 
Befriedigung ift allemal die annehmlichſte. Die Eoloniften würden fid) durch ein foldes Anz 
finnen in ihrem erften Anrecht an das Leben beeinträchtigt finden, fie würden fordern, für ihre 
Bepürfniffe in der ihnen felbft am zweckmäßigſten erfcheinenden Weife forgen zu dürfen. So 
geht es aber im Grunde allen Menſchen, mögen ſie leben, wo es aud) jein mag. Nur die Ver: 
widelung beftehender Zuftände, entjtanden entweder aus frühern Zeiten oder auß falſchen An— 
ſichten, hat diefen fo einfachen Geſichtspunkt verrüden fünnen. Der erfte Grundjag einer ge= 
rechten, d. h. vernünftigen Staatöwirthichaft ift alfo der: den Verbraud) nicht zu Gunften der 
Production zu hemmen. 

Ganz ähnlich verhält es jih auch mit der Production. Wollten die Verbraucher dem Erzeu: 
ger gewiffer Verbrauchsgegenſtände willfürliche Gefege vorfhreiben, unter denen allein fie feine 
Erzeugniffe ihm abnehmen wollten, jo wäre er wiederum in dem ihm gleichfalls zuftehenden 
Recht gekränkt, die Früchte feiner Thätigkeit in vollem Maße zu genießen, und darum ift der zweite 
Satz ebenfo wichtig, namlich der: die Production nit zu Gunften des Verbrauchs zu hemmen. 

Betrachtet man num dieſe beiden Säge vom Standpunkt der Nüglichfeit aus, fo wird ih ° 
finden, daß hier wie allenthalben im Leben Gerechtigkeit und Nüglichfeit Hand in Hand gehen. 
Wollte man den Berbrauder zwingen, ſich dem Producenten unterzuordnnen, fo würden daraus 
zunächſt zwei Folgen entftehen: er müßte über den Preis bezahlen und erhielte obendrein ſchlech— 
tere Waare dafür, denn in diefem beidem kann der einzige Nugen liegen, den der Producent aus 
der Unterordnung ded Verbrauchers möglicherweife zieht. Die daraus entitehenden Folgen er— 
geben ſich wiederum leicht; es find, abgefehen von der darin liegenden Übervortheilung des 
Käufers, Minderverbraud; und Verſchlechterung der Production. Hierdurch hebt ih denn auch 
der für den Producenten erwartete Nutzen großentheil® wieder auf, und wenn aud) ein folder 
bliebe, er wäre.nur auf Koften ver Mehrzahl der Bevölkerung erreicht. Der Nugen ift aber 
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in jedem Kal um fo mehr ſcheinbar, weil vegelmäßig die eine Begünftigung die andere nach ſich 
zieht, denn fein Einzelner im Staat hat die Macht, alle andern ganz allein für ih audzubeuten. 
Eine jede fernere Begünftigung hemmt aber zugleich ven Vortheil aller Übrigen. Ift nun, wie 
das regelmäßig zu geſchehen pflegt, infolge des dem erften zugeftandenen Vorzugsrechts eine 
ganze Reihe der verfchiedenften Vorzugsrechte entftanden, dann gewinnt feiner und verlieren 
alle. Jeder Einzelne ſchafft nur in einem einzigen Zweige, er verbraucht aber vielerlei, muß 
alfo, was er mit der einen Hand gewinnt, mit der andern wieder weggeben. Alle verlieren aber, 
denn die fo verſchiedenartig gebemmte Thätigfeit eines jeden macht ihm die freie Benugung feiner 
Kräfte unmöglich, hemmt padurd feinen Erwerb und flört jo durch Verminderung der Ginzel- 
wohlfahrt die allgemeine Wohlfahrt. Wollte man dagegen den Producenten zwingen, fih ven 
willkürlichen Geboten des Verbrauchers zu fügen, jo würde man mit der Arbeitsluft aud den 
Ertrag der Arbeit jelbft vermindern. Ein jever Menſch ift nur dann geneigt, feine volle Kraft 
zum Schaffen anzuwenden, wenn er die entjprechenden Früchte feiner Thätigfeit erwarten kann. 
Je weniger ihm davon zufallen, um defto weniger wird er ſich auch anſtrengen, und umgekehrt. 
Der Landbau z. B. hat ſich allenthalben gehoben, ſeitdem man die Zehnten und andere willfür- 
liche Leiftungen und Fronen aufgehoben hat. Auch Hier litt früher alfo durch verminderte 
Thätigfeit des Einzelnen die Allgemeinheit. Alſo Hier wie dort ift der Nachtheil gleichmäßig 
auf beiden Seiten. 

Alle diefe Betrachtungen find fo einfach und fo klar, daß man ſich wirklich darüber wundern 
muß, wie jie überhaupt je überfehen werden Eonnten, Wir werden in der That auch finven, 
daß vorzugsweife Misverjtand und Eigennug jene zum Gedeihen aller fo nothwendige Freiheit 
der Bewegung hemmten, wie aber auch die unvermeidlihen Folgen einer jolhen Handlungs 
weile nicht ausblieben. 

Zwijchen dem Erzeuger und dem Verbraucher ſteht als nothwendiges Mittelglied ver Kauf: 
mann. (S. Handel.) E3 wäre ebenfo unmöglich ald thöricht, wollte jeder einzelne Verbrau— 
her ſich direct an ven erften Producenten wenden. Wer ſich jedes einzelne Pfund Kaffee vom 
javaniſchen Pilanzer, jede Flaſche Wein vom Winzer, jedes Stüd Fleiſch vom Viehzüchter, jede 
Elle Tuch vom Fabrifanten faufen wollte, würde unerſchwingliche Preife zahlen müffen, jofern 
er überhaupt das Verlangte erhalten fönnte. Alle diefe und andere Genüffe und Bedürfniſſe 
erhält er weit leichter auf dem Wege des Verkehrs, wodurch ihm Erzeugniffe des ganzen Erd— 
bodens in beliebiger Auswahl fozufagen bis vor feine Thür gebracht werden. Das mit zu be: 
werfitelligen ift gerade der Beruf des Kaufmannsitandes. Dieſer jucht in allen Ländern auf, 
was jeded einzelne derjelben von feinen Erzeugniffen wol entbehren kann, er forſcht nad, an 
melden Dingen es wiederum Mangel leider, und führt fo den gegenfeitigen Austauſch herbei. 
Er macht dabei natürlich einen Verdienft, denn aud) feine Thätigfeit will fi) belohnen, aber ex 
naht denfelben nicht auf Koften anderer, fondern zu deren eigenem Vortheil, denn ohne feine 
Vermittelung würde der Erzeuger weder jederzeit feine Waare los werden, noch der Berbrauder 
fie jederzeit erhalten können. 

Je freier nun der Kaufmann fih bewegen kann, deſto größer wird neben feinem Gewinn 
der Bortheil aller. Denn ſobald man ihn zwingen wollte, eine gewifle Waare hier, nicht dort zu 
faufen oder zu verfaufen, fo würde er ven Austauſch nur in geringerm Maße, oft gar nicht be: 
werkftelligen fönnen, Es würde ihm in vielen Fällen unmöglich fein, eine gewiſſe Waare da ein: 
zufaufen, wo er jie anı reichlihften und am billigften findet, und andere da zu verkaufen, wo 
man ihrer am meiften bedarf. Alſo der gehemmte Verkehr bringt ihm Schaden und benachthei— 
ligt jeden andern, legtern vielleicht in noch höherm Grade. Denn der Kaufınann kann fi von 
feinem Schaden an den Gegenftänden erholen, mit denen ev noch handeln kann, fofern fie noth— 
wendige Bebürfniffe ſtnd; aber ver höhere Preis, den der Käufer in dieſem Ball dem Kauf: 
mann dafür zahlen muß, hindert ihn an Herbeifhaffung anderer ihm nügliher und ange— 
nehmer Gegenftände und vermindert jo feinen Lebensgenuß. Auch im Kaufmannsftande tritt 
die Theilung der Arbeit ein: der eine Kaufmann holt die Waaren in großen Mengen aus frem= 
den Ländern herbei und führt einheimifche wieder aus; ihm nimmt fie ein zweiter Kaufmann 
ab, um große Magazine ähnlicher Gegenftände zu errichten, aus denen ſie wieder ein Dritter in 
nod Fleinern Duantitäten entnimmt, der jie im Verein mit noch vielerlei andern Dingen in Lä— 
den und Gewölben aufhäuft, um fie wieder Direct dem Verbraucher zubieten. Jede einzelne vieler 
Thätigfeiten läßt einen Gewinn zurüd und bewirkt doch, daß der Verbraucher jie billiger und 
in größerer Auswahl haben kann, als wenn er fie aus der erften Hand gefauft hätte, Wie viel 
Berluft an Zeit und Kräften, und beives find werthvolle Kapitalien, würde ed nicht fhon erfor— 
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dern, wollte man jeden Verbrauchsgegenſtand aus den Händen deſſen in Empfang nehmen, der 
ihn zuerſt eingeführt! Und dieſer mürbe ihn obendrein nicht billiger liefern können als ver letzte 
Berkäufer, denn er müßte ſich gleihfalls feine Thätigkeit bis zum Zurichten jeder einzelnen ge: 
ringen Duantität bezahlen laffen. Geht aber ver Käufer zum Kleinhändler, fo hat er nicht nur 
viefelben Preife, jondern auch eine größere Auswahl ähnlicher Gegenftände und fpart obendrein 
an Zeit und Kräften. Es wäre daher eine große Thorheit, dieſes nothwendige und für alle 
Theile jo heilfame Ineinandergreifen des Zwiſchenhandels flören zu wollen. 

Die Theilung der Arbeit im Verkehr erftredt fi aber auch noch viel weiter. Da gibt e3Maäf- 
ler, welche in einem beſchränktern Raume die Ihätigfeiten ded großen Kaufmanns nachahmen. 
Sie erforjchen in einer Handeldftadt den Betrag der bei einem Kaufmann gelagerten Waaren 
und bieten fie einem andern an, der ſie eine Stufe weiter dem Verbrauch zubringen fann, Indem 
fie auf diefe Weife beiden Theilen Zeit und Arbeit jparen und den Waarenverkehr erleichtern 
und befleunigen, mehren fie mit ihrem Bortheil den allgemeinen Nugen. Da gibt es ferner 
Commiffionäre, bei denen ein Fabrifant, ein großer Kaufmann einen Theil feiner Waaren la- 
gert, weil jener Commiſſionär durd irgendeinen Umftand beffer im Stande ift, die Waaren an 
den Mann zu bringen, ald er felbit. Noch viele ähnliche Thätigkeiten gibt es zur Erleichterung 
des Verkehrs und um fo mehr, je größer an einem Ort die Handelsbewegung überhaupt iſt; 
je freier fie ich bewegen können, um jo größern Nugen gewähren fie aud). 

Betrachtet man aber nun ven Handel eined Landes oder mehrerer Ränder untereinander, fo 
ergeben ſich faft dieſelben Erſcheinungen. Es gibt Länder, die fich vermöge ihrer Lage zu einer 
beftimmten Art des Handels beſonders eignen oder, richtiger, für einen Theil des Handelsbe⸗ 
triebs bei einer beſtimmten Waare befondere Borzüge befigen. Schweden z. B. ift ein Land, 
das ih für die Ausfuhr von Eifen und Holz fehr eignet, weil e8 dieſe Gegenſtände in großer 
Menge und vorzügligen Dualitäten erzeugt, dagegen erlaubt feine geographifche Lage ihm 
ſchon viel weniger einen betriebfamen Zwiſchenhandel. Viel befler dazu liegt England, das: 
außerben aber eine große Menge producirter Gegenftände ausführen fann. Mande Länder 
haben gute Lagen, aber es fehlt ihren Bewohnern die nöthige Betriebfamkeit, andere leiden 
durch fchlechte Gejege, wieder andere haben ſich durch ihren Eifer mehr als durch ihre Rage be- 
jondere Borzüge zu fihern gewußt. Zu den erften fann man z. B. Spanien rechnen, zu den 
zweiten Holland, und in der legtgefchilverten Lage befindet fich ein Theil der deutſchen Nordſee⸗ 
küſten. Wenn aber der einzelne Kaufmann, um zu gedeihen und allen Nugen zu gewähren, 
der ihm möglich ift, der freien Bewegung bebarf, fo ift bad noch viel mehr bei den Nationen 
der Fall. Sobald man einer Nation den Bezug eined Gegenftandes, deſſen jie bedarf, unter: 
fagt oder erſchwert oder vertheuert, jo tritt, abgelehen von der dadurch auferlegten Entbehrung, 
fofort eine Hemmung des Verkehrs ein. Der Kaufmann, der nun verhindert if, das ind Land 
zu bringen, was vafelbft verlangt wird, hat auch nicht mehr diefelbe freie Hand zur Ausfuhr 
des im Lande Entbehrlihen, und zwar aus naheliegenden Urſachen. Die bedeutenden Koften, 
welde ein Hin; und Hertransport von großen Waarenmengen verurſacht, können nur dadurch 
gebedt werden, daß man fie auf die Waaren jelbft fhlägt. Hat der Kaufmann nun die freie 
Wahl in Austauſch der Producte der einzelnen Länder, fo kann er dieſe Koften fo vertheilen, 
daß ber Preis jeder einzelnen Waare nur um ein Geringes fleigt und er ſich aljo feinen Abfag 
zu figern vermag. Sobald er aber dieſe freie Wahl nicht mehr hat, fo muß er auf bie eine 
Waare die geſammten Koften ver Herbeifhaffung ſchlagen, ſodaß der Abfag alfo ſchwerer, faft 
unmöglich wird. Ein Beifpiel mag dad erläutern. Angenommen, es beftände ein Gefeg, und 
es beftehen folhe, nach welchem Frankreich verböte, gewiſſe nordamerifanifhe Waaren ent: 
weder gar nicht oder nur unter erfchwerten Bedingungen einzuführen. Hätte man die Ein: 
fuhr zugleich freigelaffen, fo würde ver Kaufmann ein Schiff mit franzöſiſchen Weinen, Seiven: 
zeug, Spielwaaren u. f. w. befradhtet nad) Nordamerika gefickt, dort etwa Tabad, Baummolle 
u. dgl. eingetaufcht und diefe wieder nad Frankreich zurücgeführt haben. Da er darauf rennen 
Fönnte, legtere Waaren in Frankreich los zu werben und noch etwas daran zu verdienen, fo würbe 
er auch dad, was er aus Frankreich nad Nordamerika gebracht, um einen mäßigern Preis los: 
ſchlagen, alfo beider Länder Abfag und Production befördern. Aber, wie gejagt, es beiteht das 
oben erwähnte Berbot. Was thut ver Kaufmann? An dem Tabad und ver Baummolle, die ſich 
ihm in Nordamerifa ald Handeldartifel varbieten, kann er, bei vem Ginfuhrverbot in Frankreich, 
nichts verdienen, gleihwol muß er, wenn er die franzöjifchen Waaren nad Nordamerika gebracht, 
fein Schiff wieder, wenn aud ohne Waaren, heimfehren laffen und zwar faft mit denſelben Koſten, 

Staats⸗Lerikon. VII. 25 


386 Handelspolitif 


als wenn es voll wäre von Waaren. Es bleibt ihm daher in dieſer Vorausſicht nichts übrig, als 
ſich beim erften Transport nad Amerika für alle Koften bezahlt zu maden; er muß alfo zu dem 
Preije, zu dem er fonft die mitgebrachten Waaren verfauft hätte, noch die Koſten des zweiten 
Transports hinzurechnen und verliert obendrein ven bei diefem ohne jened Verbot gemachten 
Gewinn, Dur den theuerer gewordenen Preis wird aber audy der Abſatz der franzöſtſchen 
Waaren fhwerer und unficherer, und fo wird ed denn der Kaufmann bei verminbertem Gewinn, 
vielleicht gar eintretenden Verluft vorziehen, beide Transporte zu unterlaffen. Alle Theile lei- 
den aber bei diefem durch jenes Geieg hervorgerufenen Verfahren: der Kaufmann dur‘ Min 
derverbienft, Frankreich, weil e3 feine Waaren nicht mehr fo gut abfegen fann, Nordamerika, 
weil e8 die franzöfifchen Waaren entbehrt. Nun befteht freilich nicht jenes allgemeine Verbot 
der Einfuhr von Nordamerika nad) Frankreich, aber das Verbot befteht allerdings für eine be: 
flimmte Anzahl von Waaren. Kann das aber in der Folge etwas ändern? Sowie der Kauf: 
mann fih an diefen beftimmten Waaren vergreift, fo find fofort die Folgen da. Auch das 
macht feinen Unterſchied, ob ein Verbot oder ob hohe Zölle da find, denn da hohe Zölle ven 
Preis der Waaren erhöhen, fo kann diejelbe Störung des Verkehrs nicht ausbleiben. Selbft 
das Verbot oder die Erſchwerung des Verkehrs durch gewiſſe Transportmittel, z. B. Schiffe der 
einen oder ber andern Nation, ruft diefelben Wirkungen hervor. Wenn ein franzöfifhes Schiff 
nichts oder beftimmte Waaren nihtnad Spanien und umgefehrt ein ſpaniſches nit nad) Frank⸗ 
reich bringen darf, jo muß das franzöſiſche Schiff leer nad Spanien und das ſpaniſche leer nad 
Frankreich fahren und daher der Kaufmann verſuchen, an ber zweiten Reife die Koften beiver 
Fahrten zu deden. Ganz daſſelbe gilt natürlich für alle Länder. Und nun bedenke man die un: 
zähligen Berwidelungen in der Hanvelöbewegung der ganzen Erbe, wie durch wechſelnde Be: 
dürfniffe, durch augenblickliche Geld: over Zeitverhältniffe Hier Waaren ſich aufhäufen,, dort fie 
mangeln, beobachte man das Ineinandergreifen der kaufmännischen Operationen, die ſehr häufig, 
wie oben geidilvert, eine die andere decken müffen, und ftelle fi dann die Folgen vor, die eihe 
jegliche Hemmung des Verkehrs auf das Gedeihen der Nationen ausübt. Mag man aud nicht 
immer die einzelnen Folgen mit dem ſichtbaren Auge verfolgen können, dem Beobachter fönnen 
fie nicht entgehen, und fie find da, weil ſie nothwendig daſein müffen. Erſt leidet der Handel, 
dann durch verminderte Gelegenheit zum Abjag die Fabrikation und endlich die allgemeine San 
deswohlfahrt. Keine menschliche Thätigkeit kann ohne die andere gedeihen, der Handel nicht 
ohne die Kabrifation, die Fabrikation nicht ohne den Handel. Die Fabrikation ift den feften Theis 
len des Körpere zu vergleichen, ver Handel gleicht dem Biutumlauf. Kein Theil des Körpers bleibt 
unberührt, ſowie man irgendwo den Blutumlauf hemmt. Der Menich gebeiht gewiß am beften, 
der Gelegenheit zur alljeitig gleihmäßigen freien Entwidelung der Kräfte hat, und ebenfo bie 
Nation, welde ihre freie Bewegung nicht gehemmt ſieht. Die eine Kraft zu Gunften der an 
bern fördern, hieße dem Ihoren gleichen, der feine Augen außfticht, um das bei ven Blinden ge: 
woͤhnlich feinere Gefühl in den Fingerjpigen zu eultiviren. 

„Wohl, wird man und einwenden, „theoretiſch ift Die Sache ganz gut bewieſen, bie Frei- 
heit iſt nothwendig für den Verbrauder, die Kreibeit iſt nothwendig für-den Producenten, die 
Freiheit iſt nothwendig für den Handelsmann, wohlverftanden theoretiſch, aber praftifch liegt 
die Sache doch anders, da treten viele allgemeine und befondere Rückſichten ind Spiel, als da 
find, der Berarmung des Landes vorzubeugen, die einheimifche Induftrie zu heben und zu 
ſchützen, jih zu bewahren vor Handelöbeeinträhtigungen anderer Völker, da tritt vor allem 
auch die Rückſicht auf den ſtets Hungerigen Beutel des Staates ins Spiel.” Alſo theoretifch rich: 
tig, praftiih unrihtig? Sonderbare Menſchen! Wie fol aber venn eine Praxis bemwiefen wer: 
den ald durch die Theorie? Die Praxis an fi ift ein todtes Kapital, das erft ber menſchliche 
Geift zu heben vermag. „Nun gut, mag es immerhin fo fein, aber die erleuchtetften Staats: 
männer aller Zeiten haben im Intereffe des Staates der Freiheit der Bewegung Hemmnifle an= 
gelegt, und fie müſſen doch Urſachen dazu gehabt haben.“ Wohl, das waren aber jedenfalls 
Theorien oder mindeſtens Vorausfegungen, megen deren fie jo handelten ; e8 wird und daher 
geſtattet jein, fie mit dem Maßſtab der praktiſchen Erfheinungen in ver Menfhenwelt, auf vie fie 
ja einwirfen jollen, zu meſſen. Mir wollen unterjuhen, mas es mit dem Vorbeugen der fans 
beöverarmung, mit dem Schuß der einheimischen Induftrie, mit dem Hanbelsfhug und mit Der 
Rückſicht auf die Staatöfaffe, gegenüber den Interefien ver Völker und der einzelnen Menſchen, 
eigentlich für eine Bewandtniß hat. 

Wenn behauptet wird, durch den freien Verkehr könne ein Land verarmen, fo liegt die Frage ſehr 
nahe, was Armuth fei. Man ift arm, wenn man nicht im Stande ift, die erften, nothwendigſten 
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Lebendbedärfniffe im Wege des Austauſches zu erlangen; man wird arm, wenn dieſe Mittel 
dazu fich verlieren. Wir wollen nachforſchen, inwiefern der freie Handel eine viefer Folgen nad 
ich ziehen fann. Wir brauchen eigentlich gar nicht weitläufig zu erörtern, ob der freie Handel 
die Befriedigung der erften, nothwendigſten Lebensbedürfniſſe erſchwert over entzieht‘, die ein— 
face Wahrnehmung des Gegentheild kann in dieſer Beziehung vollftändig genügen. Je weni: 
ger Verkehr ein Wolf mit dem andern hat, defto ärmer ift es, das ift eine feſtſtehende Thatfache, 
Alle wilden Völker jind arm, alle handeltreibenden Völker find reih. Das ift aud ganz na= 
türlih. Wenn ein Bolt Handel treibt, jo verkauft ed nicht das, was es ſelbſt nöthig hat, 
jondern nur den Überfluß jeiner Erzeugniffe umd bezieht dafür das, was es nicht felbft 
ihaffen fann, aber dennoch bedarf. Dadurch entfleht ver natürliche Anreiz zur Überprobuction, 
und in diefer liegt die eigentliche Gewähr gegen Mangel. Was foll jemand nıit einem großen 
‚Grundbefig tun, wenn er nit im Stande ift, ihm zu verwerthen? Kann er nur fo viel davon 
gebrauden, als er jelbft bedarf, jo haut er auch nicht mehr, denn die Erzeugung des Überfluffes 
würde ihm unnöthige Zeit und Kräfte wegnehmen. Bei einer Misernte leidet er daher fofort 
Mangel. Wir lefen in der Ihat in dem ältern Chroniken von ungemein häufig wiederfehrenven 
Hungerjahren. Es gab damals feinen geregelten Verkehr wegen des Mangels an guten Wegen 
und an Sicherheit, die meiften Landleute bauten daher nur eben für das nächſte Bepürfni und 
waren fo in ſchlechten Jahren hülflos. Kann der Landmann aber den Überfchuß feiner Bodener— 
zeugniffe verwerthen, jo ift jeder Ader ein Kapital, der ihm zunächſt und dann auch andern bie 
nöthigen Lebensbedürfniſſe liefert, und für das, was er andern abläßt, erhält er andere Dinge. 
Darum ift z. B. eine Hungersnoth in unfern Zeiten noch bei weitem nicht das, was fie in frühern 
Jahrhunderten war, wo regelmäßig Taufende von Menfchen dabei umkamen. Der Ader, den ver 
Landmann bebaut, ift ihm heutzutage der Berg, aus dem er das zu feiner Arbeit nöthige Eifen 
zieht, die Fabrik, die ihm das Tuch zu feiner Kleidung liefert, und noch viel mehr, denn das alles 
fann er für fein Getreide erhalten, und dadurch, daß er es reichlich und gut hat, fann er auch 
noch mehr als jonft ſchaffen. Auf diefelbe Weife ergeht e8 mit jeder Ihätigkeit. Der Kauf: 
mann, der Gelehrte, ver Handwerker, ver Soldat, der Arbeiter, jie alle finden in ihrer Arbeit 
den Preis für die Thätigfeit vieler Anvdern. Je freier fich aber eine jede Thätigkeit verwerthen 
läßt, um befto früher wirb jte belohnt, wie ſchon oben gezeigt worden. Wie fann man aber 
unter jolchen Umſtänden von VBerarmung und von Entbehrung reden wollen? Kein gebildetes 
Volk denkt auch fo, denn alle geben fi befanntlicy die äußerſte Mühe, ven Verfehr zu befördern 
und zu bejhleunigen. 

„Aber zum Erwerb, zum Schaffen gehört neben geiftiger und förperlicher Thätigkeit vor 
allem aud das Kapital, d. b. die Werthſumme früherer Thätigkeiten‘‘, fo Hören wir hierauf er: 
widern. „Im baaren Gelde prüdt ih ver Reichthum des Einzelnen wie eines Landes aus, das 
baare Geld it das nothwendige Mittel zum Güterverkehr, fo nothiwendig wie bequeme Wege ; 
der freie Handel jegt und aber in die Moͤglichkeit, dies baare Geld zu verlieren und fo dad Land 
verarmen zu laffen. Die erfte Sorge eines jeden Staates muß aber die fein, das Geld im Lande 
zu behalten.” 

Wir haben bisher abfihtlih über die Rolle geſchwiegen, welche das Geld in einer feiner 
verjchiedenen Geftalten beim Verkehr fpielt , denn der geeignete Ort dafür war erft hier. Im ver 
That, fein Borurtheil wurzelt bei manchen Reuten tiefer ald das über die Wichtigfeit des 
Zurückhaltens von baarem Gelde im Lande. Und zwar ift das jehr begreiflich; das Gelb ift es, 
monad die Welt ven Reichthum eined jeden Menfchen fhägt; wer viel Geld hat, ift reich, wer 
wenig Geld hat, ift arm. Durch Geld Lafjen ſich faft alle Güter des materiellen Lebens darftellen 
und erreichen, ver Einzelne bedarf Geld, ver Staat bedarf Geld. Wie nahe liegt nun nicht ver 
Gedanke, in Gelde den Inbegriff des Reichthums ſelbſt zu fehen! Und doch ift diefer Gedanke 
durchmeg verfehrt. Das Geld iſt vorzugsmeife Werthzeichen, keineswegs aber ver Werth felbft. 
Wer viel Geld hat, ohne entſprechende Werthe dafür erhalten zu können, befigt eigentlich nichts, 
er ift jedenfalls ärmer ald der, welcher viel Werthe ohne Geld beſitzt. Wir laden über ven 
Geizhals, der jich die erften Lebendgenüfle entzieht, um Kaufen Gold und Silber ſammeln zu 
fönnen, und mit Recht, denn ein Haufen Kiefelfteine hätte ihm daffelbe Vergnügen des Be: 
ſitzes, mit demſelben Nugen vereint, verleihen können. 

Dad Geld dient zur VBermittelung des Austauſches. Solange man die Gegenftände jelbft 
noch gegeneinander taufchte, wovon wir noch Beifpiele aus der ältern Menſchengeſchichte haben, 
fo lange war der ganze Verkehr ſchwierig und die Wertherzeugung ſelbſt litt darunter. Es konnte 
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fih unter Hundert Fällen nicht zehnmal treffen, daß zwei Perfonen, vie allerdings jeder Gegen: 
fände zum Austaufchen hatten, gerade auch die beſaßen, deren der andere Theil bedurfte, und 
nur fo viel, ald er bedurfte. Solcher Misftand Eonnte um fo eher eintreten, je verwidelter durch 
dad Zufammenleben der Menfchen vie Berhältniffewurben. Schon in früher Zeit fanı man daher 
darauf, ftatt die verfchiedenen Bedürfniſſe felbft gegeneinander einzutaufhen, einen gleihmäßi- 
gen Werthmefler für alle Gegenftände zu finden und biefen gegen die Werthe jelbft zu vertaufchen. 
Mir wollen hier nicht unterfuchen, weshalb man diefen Werthvertreter gerade in Gold und 
Silber gefunden hat; da aber dieſe Metalle, ſoweit fie eben ald Geld dienen, nur in Beziehung 
auf andere dafür zu erlangenbe Gegenftände einen Werth haben, fo läßt ſich recht gut denken, 
daß aud andere Dinge die jeßige Rolle von Gold oder Silber hätten ſpielen fönnen. Wir wollen 
abjehen vom fogenannten Papiergeld und darauf hinweifen, daß ſich verſchiedene Völkerſchaften 
gefunden haben, welche in der That Muſcheln, Stüde Salz und anderes gerade fo gebrauchten. 
wie wir Gold und Silber und legtered wiederum nicht kannten. Hierin liegt aber der deutliche 
Beweis, daß die edeln Metalle an ſich feine Werthe find. 

Indem das Geld nun auf dieſe Weile den Austaufch erleichtert, ſchafft e8 allerdings nad 
anderer Beziehung hin neue Werthe, wie jedes andere Mittel zur Hebung des Verkehrs. Mer 
eine Summe Geld befigt, hat im Grunde die verfelben entſprechenden Werthe an Verbrauchs⸗ 
gegenftänden, die er nad Belieben in größern oder Eleinern Quantitäten ausfuhen und fidh 
anſchaffen fann. Er fann fein Geld entweder dazu anwenden, um ald Kaufmann den Verkehr 
zu erleichtern, oder ald Fabrikant neue Berbraucsgegenftände zu ſchaffen. Er kann auch ohne 
eigene Thätigkeit fein Geld ausleihen und vom Anleiher ald Vergütung für den Nugen, 
den diejer daraus zieht und der ihm ohne dad ausgeliehene Geld nicht geworden wäre, gewiſſe 
Procenttheile ald Zinjen erhalten; in allen Fällen wirkt dies Geld als Kapital belebend auf die 
Arbeitöfraft ein. Auch die Bewegung ded Kapitals darf nicht durch felbfterfundene Schranken 
gehemmt werben , fonft verſteckt es fih und hemmt jo die Wertherzeugung. 

Sind wir nun dur das Bisherige und Flar geworben über die Bedeutung ded Geldes an 
ſich, fo laffen jih auch die Kolgerungen über das Verhältniß des Geldes zu andern Grgenftänden 
leicht ziehen. Wir jagen zwar: Died Buch ift jo viel Thaler werth; wir können aber mit dem— 
felben Recht jagen: dieſe Thaler find died Bud) werth, d. b. mit andern Worten, es läßt ſich 
ebenfo gut der Preis eines Gegenftandes in Geld ald der Preis des Geldes durd einen Gegen- 
fland ausgedrückt denken. Daf dies richtig fei, lehrt die Erfahrung ſelbſt. Ein Gegenftaud 
hat in verſchiedenen Ländern einen verfchiedenen Gelpwerth, je nachdem die Verhältniſſe Liegen. 
Die Spanier bei ver Entdeckung von Peru und fpäter die californifhen und auftralifchen Aben— 
teurer bezahlten in Geld das Hundert: und Tauſendfache deſſen, was man auderswo dafür zu 
entrichten haben würde. Während man im ewig wechfelnden Gange des gemöhnlidhen Verkehrs 
ſolche Verhältniffe leicht überfieht, tritt in diefem Fall recht [harf die Wahrnehmung heraus, 
daß häufig das Sinken des Geldpreiſes gleich iſt dem Steigen des Werthpreiſes. Es iſt das 
einer der wichtigſten Sätze für die Auffafſung des Handels, deſſen überſehen zu den irrigſten 
Folgerungen führen muß. Sowie jeder Menſch aus ſeinen körperlichen oder geiſtigen Kräften 
den groͤßtmoͤglichen Nutzen zu ziehen ſtets geneigt iſt, jo auch der Beſitzer von Kapitalien. Häuft 
ſich in einem Lande das Kapital, d. h. alſo, wird es billig, ſo werden die Gegenſtände theuer, ſo 
wird das Kapital leicht geneigt fein, ſich einem ſolchen Lande zu entziehen, weil derſelbe Geld⸗ 
werth nur einen geringern Werth an Berbraudisgegenftänden darſtellt. Schwindet aber vas 
Kapital, jo wird natürlich die entgegengejegte Folge eintreten. Bei der ungemein großen Be- 
weglichkeit, die dad Kapital heutzutage hat, ift beides zu bemwerfflelligen und geſchieht zwifchen 
Gegenden, die in vielfahem Verkehr miteinander ftehen, fortwährend. Und daraus fönnen wir 
wiederum zwei wichige Folgerungen entnehmen: die eine, das Kapital läßt fi in einem Lande 
nie länger fefleln, als ed anderswo nicht einen höhern Nugen abwirft; die andere: nicht die Größe 
der Kapitalien in einen Rande, ſondern deren zweckmäßigſte Verwendung bildet den Reichthum 
eines Landes. 

Wir ſind jetzt auf dem Punkte angelangt, um beurtheilen zu können, inwiefern der freie 
Handel die Geldkräfte eines Landes dermaßen zu erſchöpfen vermag, daß es wegen mangelnder 
Verkehrsmittel in Armuth verfinft. Zunächſt ift ohne alle Frage das fogenannte Mercantil: 
ſyſtem, nämlih dasjenige handelspolitiſche Syſtem zu verwerfen, welches darauf hinausgehen 
wollte, moöglichſt viel baares Geld im Lande zu ſammeln. Geſetzt, die Durchführung deſſelben 
gelänge vollfommen, ohne der nationalen Wohlfahrt irgendein Opfer zu foften, was wäre bie 
nächſte Folge? Man hätte zu viel baares Geld im Verhältniß zu Werthgegenftänden, d. h. Ießtere 


Handelspolitit 389 


würden im Preife fteigen, man wäre alfo in Wirklichkeit nicht reicher und nicht ärmer als zuvor. 
Wer amDrte A. eine Sache mit einem Thaler und am Orte B. mit zwei bezahlen muß, ift, wenn 
alle Breife in demſelben Verhältnig ſtehen, am Orte B. mit 2000 Thlen, nicht reicher als am 
Drte A. mit 1000 Thlın. Aber die Durhführung jenes Syſtems kann nur durch Verkehrsbe⸗ 
fäftigungen verfucht, ob auch erreicht werden, daß ift eine ganz andere frage. Schon dieſer allges 
meine Geiihtspunft muß darüber ven Stab brechen, voraudgefegt , daß unfere frühen Ausfüh— 
rungen über die Nothwendigktit des freien Verkehrs richtig waren. 

Aber gehen wir auf die praftifche Darftellung bes Syſtems näher ein. Wenn man baares 
Geld zurüdlegen will, jo fann das offenbar nur dadurch gefhehen, daß man größere Werthe 
verfauft ald fauft. Das ift für ven Einzelnen eine fehr anwenbbare Handlungsmeife. Wie foll 
aber eine Nation ein ähnliches Verfahren einfhlagen? Sie müßte offenbar folde Anordnungen 
treffen, daß fie nach der Fremde mehr ausführte, ald von dorther eingeführt wird, um fo die Diffe: 
renz in baarem Gelde ausgezahlt zu erhalten. In dieſem Gedanfengang liegt die praktiſche Hand: 
babe ded berühmten und früher jo allgemein verbreiteten Mercantilſyſtems. Wir wollen bei ver 
Beurtheilung vefjelben einmal von der jedenfalls zu beadhtenden Möglichkeit abjehen, daß bie 
befprodenen Anorbnungen, weil nicht nah Grundfägen, fondern nad unbeftimmbaren Rück— 
fihten gefaßt, nicht richtig getroffen fein mögen, wir wollen felbft deren Richtigkeit vorausfegen, 
ift es aber durchführbar? Wäre ed richtig, jo müßte ed für alle Völker gelten können, wenn 
aber alle Völker mehr aus: als einführen wollten, wo bliebe dad Syſtem? In der That, in frü— 
bern Zeiten ſuchte man diefem Mangel dadurch abzuhelfen, daß man handeldunterthänige Sta= 
tionen, jogenannte Golonien ſchuf. Das Eolonialfoftem hat indeß noch feine Nation reich ge— 
macht, jhon weil die Golonien dabei arm blieben und ſchlechte Kundſchaft boten, und heutzus 
tage, wo die Überrefte des Colonialſyſtems faum noch zufammengehalten werben fönnen, kann 
davon gar nidht mehr die Rede fein. 

Mir haben oben bereits berührt, daß das Weſen des Handeld auf Gegenſeitigkeit beruht, 
indem jeder handelnde Theil einem Bedürfniſſe des andern abhilft. Hierdurch aber erlangen 
die Gegenftände des Austaufches erft ihren Werth, Blieben fie im Erzeugungslande, fo wäre 
ihr Werth bedeutend geringer, vielleicht gar nit da, eben weil fie einen Überfluß bildeten. 
Schon aus diefem einfachen Gedanfengang muß folgen, daß dad Streben eines dauernden Über: - 
ſchuſſes der Aus- über die Ginfuhr gar nicht denkbar it. Wird nämlich die Einfuhr zu Gunften 
der Ausfuhr verhindert, fo kann der Audtaufch des Nöthigen nurnod mangelhaft flattfinden, 
und ber jo behinderte Berfehr wird dann nothwendig wieder auf die Ausfuhr nachtheilig zurück⸗ 
wirfen, Praftiih macht ji das auch wirklich ſo. Der Handel zwiſchen Nationen wird im 
greßen und ganzen weit weniger durch Geld als durch Waarentaufch bewirkt, theild wegen ver 
Umſtändlichkeit und Gefährlichkeit der direceten Gelpfendungen, theild wegen des gröfern Bor: 
theild, den ein Waarengeſchäft bietet. Wir haben ed ſchon dargelegt, daß eine erjchwerte 
Rückfracht in vielen Fällen die Hinfracht unmöglich macht, und fo geht es mit dem Kandel 
überhaupt. Seine Berzweigungen greifen dermaßen ineinander, daß oft, wo der eine Han— 
delsabſchluß unmöglich gemacht wird, der andere von felbft hinwegfällt. Frankreich verbot z.B. 
bis zur allerneueften Zeit die Einfuhr vieler wichtiger englifcher Babrifate, der engliiche Kauf: 
mann ſah fi daher außer Stande, fo viel franzöfifche Waaren abzunehmen, ald er bei unge— 
ſtörtem Handelsverkehr zwiſchen beiven Nationen wol vermodt Hätte. Gin hamburger Kauf: 
mann bezieht 3. B. Fabrikate aus England und fendet, um diefe zu bezahlen, ruſſiſches Getreide 
nad England. Dazu gehören eine ganze Reihe kaufmänniſcher Operationen, und jedes eine 
Geſchäft erleichtert das andere. Würde England nun dem ruffifchen Getreide den Zutritt ver— 
wehren , jo hätte ver Hamburger Kaufmann eine große Möglichkeit weniger, die englifchen Fa— 
brifate zu faufen. 

Die Lehre des Mercantilfyftems führt direct dahin, im baaren Gelde den einzigen Werth zu 
erbliden. Sie hält die Zufuhr deſſen ab, was man fonft wol vom Auslande gebrauden, alfo im 
Inlande verwerthen könnte, warum? fie fegt das blanfe Metall höher ald den Nugen, den 
man daraus ziehen könnte. Sie ermuntert dazu, mehr vom Inlande aus nad dem Auslande zu 
fenden, ald jenes fonft tyun würde, d. h. eigentlich entbehren könnte, warum? weil man meint, 
im baaren Gelde einen wirklichen Erfag für wirkliche Bedürfniſſe bieten zu fönnen. Die Lehre 
des Mercantilfgftems ift, wie ein franzoͤſiſcher Schriftfteller ſich ausgedrückt hat, vorzugsweiſe 
die Lehre, einen Fünftlihen Mangel zu erzeugen. Sie hindert und an der vollftändigen Befrie: 
digung unferer Bedürfniſſe und vermindert dafür ven Gebrauch unferer Mittel, als Erfag bietet 
fie und einen Klumpen Goldes! 
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Aber leider, jie gibt nicht einmal dieſen Erjag. Solange bad Mercantilgejeg galt, gab man 
ſich alljährlich in allen Ländern große Mühe, eine fogenannte Handelsbilanz anzufertigen. Man 
ftelite nämlich ven Werth ver Einfuhr in einem Lande dem Werth der Ausfuhr aus dem: 
felben gegenüber, und je nachdem erſterer oder legterer einen Überjhuß gewährte, ſprach man 
von einer ungünftigen oder günftigen Haudelsbilanz, d. h. man meinte Die Differenz als liber- 
ſchuß an baarem Geld aus dem Lande gefandt oder im Lande behalten zu haben. Aber man 
überjah zunächſt dad Trügerifche folder vfficiellen Zahlenangaben. Es ift eine in allen Zün- 
dern und zu allen Zeiten wiederholte Eigenthümlichfeit des gehenuuten Verkehrs, daß er ich auf 
Schleichwegen wieder Bahn zu brechen ſucht. Der Moralift mag immerhin von dem Unrecht 
predigen, das darin liege, die Geſetze des Staates zu brechen, ber einfache Menſchen verſtand 
kann einmal nicht Gelege begreifen, Die einen Fünftlichen Mangel herbeiführen jollen ; ver Staat 
mag immerhin mit hohen Strafen drohen, der Gewinn ift zu lodend, als daß man ſich dafür 
nicht einiger Gefahr audfegen follte. Der Schmuggel wächſt mit der Ausdehnung der Verbote, 
er findet trog aller Hinderniife immer neue Wege auf, und noch fein Staat hat ihn anders be- 
wältigen fünnen ald durch die Bejeitigung der Urſachen, bie ihn veranlaßten, nämlih durch 
Aufhebung läftiger Zölle. Diefer Schmuggelbandel entzieht ih num der officiellen Gontrole, 
er wird alfo nicht in Rechnung gebracht, ift aber dennod; da — ein erſter Rechnungsfehler. Man 
muß nicht etwa meinen, daß derfelbe nur von geringer Bedeutung ſei; Unterfuhungen haben 
gelehrt, daß der Schmuggelbanvel ji bei ftarfen Zöllen regelmäßig auf einen ziemlih hohen 
Brocentfag bed rechtmäßigen Handels beläuft. 

Ein zweiter Rechnungsfehler folgt aber aus dem Schwankenden der Waarenpreife jelbft. 
Diejelben ändern ſich unaufhörlich nach Zeit und Ort, nach neuen Erfindungen, nad) verbefferten 
Borkehrungen u. f. w., fie jind am Orte des Einkaufs nicht diejelben wie beim Verkauf. Auch 
diefer Umftand macht es faft unmöglich, in fihern Zahlen den Werth der Ein: und Ausfuhr 
zu geben. Wo man dergleichen unternimmt, da hat man gewöhnlich jogenannte officielle An: 
gaben, d. h. man hat die Waaren nad) einem feſten Preis tarirt und jtellt danach feine Bered- 
nungen an. Es ift daher bloße Selbfttäufhung, wenn man nach jolden Tabellen Rejultate 
ziehen will, die einen fihern Mapftab des ab: und zunehmenden Verkehrs gewähren. Aber 
ſelbſt wenn man flatt diefer willfürlihen Zahlenangaben fogenannte Börfenpreife, d. b. die— 
jenigen PBreife annimmt , die gerade für eine Waare an dem Orte der Einfuhr gelten, fo berech⸗ 
tigen auch dieje noch zu Feinen feiten Refultaten, denn die Zeit der Einfuhr ift keineswegs aud 
die Zeit ded Verkaufs und des Verbrauchs, ſodaß die Berechnung der Ein- und Ausfuhr auch 
aus diefem Grunde feine Schlüffe auf die Verhältniffe des Geſammtvermögens eines Staated 
geftattet, Wie unſicher die Refultate der ſogenannten Handelsbilanz ſind, das lehrt die einzige 
Wahrnehmung, daß in den Zeiten, wo ſie allgemein galt, faſt ein jedes Land eine günftige 
Bilanz für fih, d. h. einen Überfchuß der Aus: über die Einfuhr nachzuweiſen vermodte, ein 
Umftand, ben die genannten Rehnungsfehler zum I heil wenigftens erklären. 

Es gibt ein befanntes Beispiel von ver Berkehrtheit der Handelsbilanz, das wir hier zu wies 
derholen nicht unterlaffen wollen. Gejegt, A. und B. verfenden von Antwerpen aus jeder ein 
Schiff mit einem Waarenwertbe von je 100000 Fr. Das Schiff des A. geht unter, und man 
hört nicht wieder bavon, das Schiff ded B. kommt aber in Neuyorf an. Die Waaren werben 
dort nah Aufihlag der Koften für 130000 Fr. verfauft, dafür andere Waaren eingetaufht, 
dieje nach Antwerpen zurückgeführt und hier wieder für 170000 Fr. verfauft. Im Falle von 
A. verlieren offenbar alle Theile, aud) ver Berfender, ver in ver Verſicherungsſumme nicht auch 
den Gewinn und die efhäftschancen erhält; im Fall von B. gewinnen alle, und Belgien hat das 
Glück, daß rin Werth von 100000 Fr. in einen Werth von 170000 $r. blos durd ven Tauſch 
verwandelt wird, Was fagen aber die Zollregifter? A. hat für 100000 Fr. aus: und nichts 
dafür eingeführt, alſo Belgien ift um 100000 Fr. günfliger in ver Handelsbilanz geftellt wor: 
den; B.aber bat für 100000 Fr. aus: und für 170000 Fr. eingeführt, alfo Belgien bat 
einen Berluft von 70000 Fr. erlitten! If das nicht vollfommener Unſinn? 

Bedenkt man nun endlich, dag Geld felbft unter Umftänden eine Waare ift, die ih dabin 
wendet, wo jle die höchſten Zinſen abwirft, ſich von ba verliert, wo fie die niebrigften Zinfen 
gewährt; bevenft man, eine wie geringe Rolle das haare Geld überhaupt in: großen Handel 
fpielt, indem die bedeutendſten Gefchäfte durch Wechfel, durch Ansgleihungen in Waaren u. ſ. mw. 
gemacht werden, fo ſchwindet jeder Halt des Mercantilfuftems. Wir find der Anfiht, daß ein 
Zand deito reicher wird, je mehr es durch den Austauſch des Entbehrlihen für das Fehlende 
größere Werthe (nicht an baarem Geld, fondern an Verbrauchsgegenſtänden) gewinnt, wie dies 
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in dem foeben angeführten Beifpiel gerade ver Fall if. Da nun, um das zu bewerfftelligen, 
der freie Handel erforderlich ift, jo muß auch die Befürdtung ſchwinden, ald bringe diefer Ar- 
muth zu Wege. Die Armuth würde aber gerade umgekehrt dann entftehen, wenn man ftatt der 
wirklichen Werthe baares Geld ohne andere Abſicht aufhäufte, ald um e8 zu befigen. Das Geld 
kann nur dann die Zwede, für die ed da ift, erreichen, wenn es raſch und frei fidy bewegen fann, 

Wir wollen zum Schluß dieſer Betrachtungen auch den Umſtand nicht unerwähnt Laffen, 
das die Sudt, baares Geld ind Land zu ziehen, in frühern Zeiten vorzugsweiſe von den Regie- 
rungen aus dem Grunde begünftigt wurde, um einem verfehrten und verſchwenderiſchen Staats: 
haushalt ſtets neue Mittel zu ſchafſen. Golbert, ver Erfinder des Mercantiljuftens, wollte ala 
Minifter Ludwig's XIV. vemjelben ftetö Geld zu deſſen vielen unnügen Kriegen fhaffen, und 
andere Finanzminifter find ihm in dem Streben gefolgt, aus den Unterthanen wie aus einem 
Schwamme möglichft viel Geld herauszupreſſen. Aber wir venfen, der Sag, daß der Reichthum 
eines Staates nit nad dem Inhalt der Regierungdkaffen, fondern nah der Wohlhabenheit 
der Staatdangehörigen zu bemefien jei, bepürfe heutzutage feines Beweiſes mehr. 

Wir kommen zu einem andern der Handelsfreiheit entgegenftehenvden Syftem, dem der 
Schugzölle, das ſich jelbft ald das Syflem des Schußes der einheimiſchen Induftrie bezeichnet. 
Die Partei derer, welche diefen Schuß wollen, macht es mit den Worte „Arbeit“ faft ebenfo wie 
die Mercantiliften mit dem Gelde. Sie jagt nämlich: alle Werthe entftänden durch die Arbeit, ed 
ſei daher eines jenen Staates höchſter Zweck, die Arbeit angemeſſen zu ſchützen. Diejer Schug 
fei aber nicht möglih, wenn fremde Nationen diejenigen Grzeugniffe der Arbeit ind Land 
brädten , die dieſes jelbit hervorrufen könne, ed entftände dadurch Arbeitslofigkeit, das Land 
werde zu Grunde gerichtet. Wiederum eine Behauptung von Wahrheit und Dichtung. Allerdings 
liegt jeder Wertherihaffung eine Arbeit zu Grunde, aber nicht jeve Arbeit bedingt eine Werth: 
erichaffung, ſondern nur die nügliche Arbeit, und die Arbeit ift gewiß die nüglichfte, welche die 
höchſte Wertherihaffung zu Wege bringt. Wir glauben nad diefen VBorausjegungen zur Prü— 
fung des Syſtems jelbit gehen zu können. Somie dad Mercantilivftem, jo verlangt auch das 
Schutzſyſtem das Eingreifen des Staates durch Auflegung von Zöllen an der Landeögrenze, 
um dadurch entweder die Gegenftände ganz abzuhalten, welche das Land jelbft Herftellen kann, 
oder um fie jo viel theuerer zu machen, als der Unterſchied des ausländiſchen und des einheimi= 
{hen Preiſes beträgt; die Zölle, welche diefe Partei begehrt, heißen daher auch Schußzölle. 
Auch Hier weifen wir zuerft varauf hin, daß die Vorausſetzung gegen dad Schußzolliyften ſpre⸗ 
chen muß, weil es den freien Waarenaustauſch hindert, daß ferner ein Zweifel an ver Richtig: 
feit ver getroffenen Schugmittel immer möglich ift, weil bie Wahl derfelben von der Auffaſſung 
der Megierungen ausgeht, im Gegenfage zum freien Handel, wo beim Mangel jegliher Bevor: 
nıundungsmaßregel auch feine falſche Regierungsmaßregel denkbar ift. 

Der Grundgedanfe des Schugzollfoftems ift alfo der, durch Zölle die Goncurrenz der aud: 
ländiſchen Induſtrie abzuwehren. Man jagt z. B., irgendein beftinumter Oegenftand könne im 
Auslande befler over billiger oder beſſer und billiger zugleich gearbeitet werden, wodurch dies 
jenigen, welche etwa venjelben Gegenftand im Lande jelbft verfertigen könnten, außer Brot 
kämen oder ſelbſt nicht einmal die Gelegenheit erhielten, ſich in dieſem Zweige ihrer Thätigfeit 
zu verbejlern. Gejegt nun aber, alle Staaten hanvelten nach dieſer Rückſicht, wo bliebe ver Ver: 
kehr unter ven Nationen, wie würde ed mit dem Austaufch ded Nothiwendigen gegen dad Ent: 
behrliche, wie könnte dadurch der Reichthum, vie Wohlfahrt eines jeven Landes nod) beförvert 
werten? Wenn Deutichland z. B. in einzelnen Induftriezweigen hinter England zurüdfteht, fo 
tritt derjelbe Ball bekanntlich wieder für England in Bezug auf Deutfhland ein. Verbieten oder 
vertheuernnun beide Theile joldbergeftalt beftinımte Kabrifate oder Producte des andern Landes, 
folgen alle andern Länder demfelben Beifpiel, jo ift der Handel zwifchen ihnen allen wejentlic) 
geftört, wenn nicht aufgehoben. Da aber der Überfluß des einen Landes erſt durch jeine Bezie: 
bung zu einem andern Lande Werth gewinnt, was beide um fo viel veiher macht, als fie 
vorher waren, fo fann in jenem Falle von einer Steigerung des Wohlftandes in jedem derjelben 
nicht mehr die Rede fein. Wenn nun das Princip ded Schutzzollſyſtems ein richtiges wäre, fo 
nrüßte ed für jedes Land anwendbar fein; wollte man es aber in allen Ländern einführen, fo 
börte ed geradezu auf anwendbar zu fein, und jo liegt fhon in dieſer einfachen Conſequenz bie 
Verurtheilung des ganzen Syſtems. 

Prüfen wir jedod die Borausfegung felbft, die darin liegt, daß irgendein Gegenftand im 
Lande jelbft gemacht werden müſſe, weil dad Ausland ihn beifer oder billiger arbeiten fünne. 
Zunächſt fällt vabei in vie Augen, daß die legtere Annahme eine mehr oder minder willfürliche 
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fein müffe. Woher weiß man, daß das Inland je dahin gelangen werde, dieſe beflere oder billi- 
gere Fabrikation zu bewerfftelligen? Die Thatſachen lehren das Gegentheil, wenigftens für Die 
Gegenwart. Man befteuert aljo die Gegenwart einer ungewiflen Zukunft wegen! Was Heißt es 
- ferner: man müſſe ed thun, um die in ſolchen Zweigen beſchäftigten Arbeiter nicht brotloß zu 
machen? Die Zahl folder Arbeiter kann im Berhältniß zu der aller Staatdangehörigen immer 
nur eine ſehr geringe fein; man befteuert alfo die vielen zu Gunſten ver wenigen. Aber die leßtere 
Rüdfiht fällt jogar weg, wenn der Schugzoll für Induftriezweige verlangt wirb, die im Lande 
noch nicht betrieben wurden. Berner: wenn ein Induftriezweig Schuß erhält, fo fordert die Ge— 
rechtigkeit, daß er zugleich aud; den andern werde. Die Baummolleninpuftrie erhält Schug, 
fie muß aus denſelben Rüdjichten ver Wolleninduftrie, der Leineninduſtrie u. ſ. w. werben. 
Der Befiger von Eifenbergwerken kann Schuß fordern, ebenfo der Befiger von Steinfohlen- 
gruben, von Waldungen, ver Handwerker Fann ihn fordern, kurz für jede Betriebfamfeit fann 
Schutz in Aniprud genommen werden. Nun denke man fi einen Staat, in welchem jeder Zweig 
menſchlicher Thätigfeit auf dieſe Weiſe mit befonderer Fürſorge bedacht ift, wie wird babei Han: 
bel und Gemerbe gebeihen, wie wird felbft die Induftrie fortfcgreiten fönnen? Der Gewerbe: 
mann wird dad Brot, das er genießt, bie Kleivung, die er trägt, dad Handwerksgeräth, mit dem 
er arbeitet, theuerer bezahlen müffen, ald es jonft ver Ball geweſen wäre, und jo wirb ed aud 
jedem Andern ergehen. Wo aber jedes einzelne Lebensbedürfniß unzugänglier geworben ift, 
wird bald auch der Bedarf fih auf das Nothwendigſte befhränfen, die Gewerbthätigkeit ſelbſt 
muß beim Mangel an Abjag leiden und Berbienftlofigkeit und Armut im gleihen Verhältniß 
fteigen. Der Anreiz zu ausgedehnter induftrieller Thätigfeit Fann nur in der Möglichkeit eines 
audgebehnten Verbrauchs liegen, diefer aber ift wiederum bedingt durd die Leichtigfeit, das 
zum Leben Erforberlide zu erhalten. Wollte man aber die Forderung der Gerechtigkeit auch um: 
gehen, wollte man nur einzelne Induſtriezweige vor andern begünftigen, fo folgen immer noch 
aus den beſchützten vie beſprochenen Nachtheile, deren legte Wirfungen oft gar nicht zu ermeilen 
find. Nehmen wir an, es fei befonders barauf-abgejehen, die Stoffe, in die wir und kleiden, 
zu beifügen und demgemäß zu vertheuern. Kleivden müſſen wir und einmal, wir werben alfo 
fo viel anandern Bebürfniffen und Genüffen entbehrenmüffen und fo viel alfo andern Gewerbs⸗ 
zweigen entziehen, als die Mehrausgabe beträgt. Man jage nicht, daß ber Unterſchied der Preife 
zu unmerklich ſei, um dieſe Wirfung hervorzurufen, die Erfahrung lehrt dad Gegentheil. Der 
zahlreichere Theil einer jeven Bevölkerung lebt ſtets in ſolchen Verhältniſſen, daß ihm jever 
Aufihlag ver Preiſe des Nothwendigen unmittelbar fühlbar wird. Aber aud die indirecten 
Folgen an entzogenem Arbeitöverbienft durch gebenimten Verkehr find bedeutend und wenn 
auch nit in jedem einzelnen Fall auf Heller und Pfennig nadzuweifen, doch jedenfalls 
vorhanden. 

Die Wirkung von Schugzöllen ſtellt fih nun, praftifch genommen, folgendermaßen bar. 
Indem der Staat fremde Waaren nur zu einem gewiſſen Zoll ind Land läßt, der, auf diefel- 
ben geihlagen, dem inlänbifhen Babrifanten die Goncurrenz möglih machen joll, gibt man 
dem inländiſchen Kapitaliften Gelegenheit, feine Gelder fruchtbringender ald bisher anzuwen— 
den. Dad mag nun ver Rapitalift nicht dankbar genug anerfennen und auf alle Weife befür- 
worten, die Frage aber ift die: gewinnt das ganze Land dabei, wenn eine Anzahl reiher Män- 
ner noch mehr verdienen als bisher? Unter einer Vorausſetzung allerdings, nämlih unter 
der, daß jene Vortheile auf keines Andern Koften erlangt werben, gewiß aber niht, wenn 
diefer allein den Vortheil davon zieht. Das ift aber ſtets bei Schugzöllen der Fall. Gr: 
winnt etwa die ganze Bevölferung dabei, wenn fie ihre Bebürfniffe theuerer bezahlen muß als 
bisher? Oper gewinnen felbft nur die Arbeiter dabei, wenn ihr Lohnherr höhere Procente 
madt? In neuern Zeiten, ſeitdem die Intereflen des Arbeiterftandes mit jo großem Eifer ver: 
fochten werben, find die Schugzöllner häufig darauf verfallen, die Interefjen ihrer Arbeiter 
voranzuftellen. Aber man weiſe uns das Land nad, in welchem infolge von Schußzöllen der 
allgemeine Arbeitslohn, nicht bloß der einzelner Induſtriezweige erhöht worden ift. In Deutſch— 
land mindeftend fann davon die Rebe nicht fein, wir brauden nur an Schlejien und an Sachſen 
zu erinnern, wir brauden nur das nordweſtliche Deutſchland dem zollvereinsländijchen gegen= 
i überzuhalten. Der Fabrikant freilich jagt, die Leute, die er befhäftigt, würden ſonſt nichts ver: 

dienen. Wir bejtreiten dad angeſichts der Klagen der deutſchen Aderwirthe über Die ihnen man= 
genden Menfchenkräfte. Wir behaupten aber umgekehrt, der Arbeiter würbe viel beſſer ſtehen, 
falls er ohne Schugzölle bei erleichtertem Verkehr feine Lebensbedürfniſſe zugleich billiger be= 
friedigen könnte. Aber felbit wenn es der Ball wäre, daß Taufende von Arbeitern durd die 
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geſchützten Fabrikanten ihr reichliches Brot verdienten, wie es nicht der Fall iſt, was verſchlüge 
das gegen die Millionen, die dabei leiden müſſen? Da wäre es viel beſſer, die Millionen fütter— 
ten bie Taufende direct dur Almofen, was ihnen, obendrein viel billiger zu ftehen fommen 
würbe, als wenn fie durch einen mit eigener Genufßentziehung verfnüpften Umweg ihr Geld in 
die Tafche der Arbeiter fpielen. Will man aber gar zur Aufrehthaltung des Schutzzollſyſtems 
geltend machen, daß bie vielen Tauſende von Arbeitern, die mit Herftellung bes freien Ver— 
kehrs aus den Fabriken entlaffen werden müßten, die Concurrenz der übrigen nur noch vergrö⸗ 
* gern helfen würden, jo ift Died ald ver Gipfel aller Thorbeit zu bezeichnen. Um einen möglichen 
Goncurrenten ih vom Halfe zu halten, will und foll man ‚in die eigene Gelobörfe greifen, um 
ihn zu ernähren! Die Furt vor folder Goncurrenz ift eine lächerliche. Menſchenkräfte find das 
evelfte Kapital, Höher zu ſchäzen ald Gold und Silber, ein Kapital, dad gar nicht genug in Umt= 
lauf gefeßt werben fann, ein Kapital, deſſen Werth ſich erfl recht zeigt bei freier Entwidelung . 
aller Kräfte. Im unfreien Staate, bei gehinderter Erwerbögelegenheit, da mag Urſache jein, 
durch Abſchneiden der Concurrenz ſich möglichft feinen Theil am allgemeinen Erwerb zu ſichern, 
ganz anders aber ift es im freien Staate. 

Man fagt nun freilich, vie Nation gewinne dabei, wenn der Fabrikant reicher wird. Wenn 
darunter verftanden werben foll, ſie werde reicher an Kapital, jo Haben wir nur auf das zu ver= 
weifen, was wir früher ſchon über das Verhältniß von Geld zu Reihthum gejagt haben. Aber 
es ift einleuditend, daß dad Kapital einer Nation nicht dadurch wachſen kann, daß einzelne mit 
Scheffeln einnehmen, was viele löffelweife ausgegeben haben. Wenn jemand jein Geld aus der 
rechten Taſche in die linfe bringt, jo wird er nicht reicher, und mag er dieje Procebur zehnmal 
wiederholen. „Der Reichthum beiteht in der Erweckung der Arbeitskräfte einer Nation.‘ Aber 
die Schugzöflner follten das Berbienft, die Arheitöfräfte einer Nation gemwedt zu haben, doch 
billig der Mutter Natur überlaffen. Die Natur hat und mit ſtets zu füllendem Magen und 
vielen andern Bepürfniffen auf die Erde gejegt und und die Sorge gelaflen, ihre Gaben mög= 
Lift zu unfern Beften audzubeuten, alfo unfere Arbeitöfraft hinlänglich geweckt. Ein Volk von 
Millionen follte arbeitäfräftiger werben, weil einige hundert Fabrifen jo und fo viel taufend 
Menſchen beihäftigen? Bieten etwa die Fabriken das Bild von einer beſondern menſchlichen 
Arbeitökraft? Ehe man überhaupt nur an Grridtung von Fabriken venfen konnte, mußten 
ungebeuere Arbeiten im Gebiete des geiftigen und des förperlihen Schaffens vorgenommen 
werben, und hinterbrein will ber Schupgöllner und jagen: Errichtet Fabriken, ich will eure 
Arbeitskraft erwecken! Diefer ganze Sag ift alfo nur eine von ven Redensarten, die da blenden 
jollen. Die wahre Arbeitöfraft einer Nation liegt in der Arbeitstüdhtigfeit des Ginzelnen, und 
diefe beruht wiederum auf ber freien Entwidelung aller feiner Kräfte und auf ver Möglichkeit, 
für das, was er bedarf, nicht mehr ald die entſprechende Kraftanftrengung maden zu müflen. 
Schutzzölle aber bewirken von dem allem das gerade Gegenteil. 

Die Schußzöllner treiben überhaupt mit dem Worte „Nation einen eigenthümlichen 
Goͤtzendienſt. Sie ftiften 3. B. Vereine „zur Hebung der nationalen Arbeit”. Was ift das 
aber, nationale Arbeit? Eine Nation arbeitet nicht, fondern nur die einzelnen Individuen in 
der Nation arbeiten. Die Worte follen daher etwas Anderes beveuten, nämlich Ausſchließung 
fremder Arbeit. Das Berfehrte dieſes Beftrebens haben wir fhon nachgewieſen. Weshalb aber 
nennt man folde Vereine nicht direct Vereine zur Ausfhliegung ver Fremden? Offenbar aus 
der bewußten oder unbewußten Abſicht, durch dad Wort „national“ die Welt zu täufhen. Man 
ſucht dem noch nicht andgerotteten Vorurtheil der einen Nation gegen die andere zu fchmeicheln, 
man will kuͤnſtliche Feindſchaften zu eigenen Zweden nähren. Man will den Gedankengang ers 
weden, eine Nation müffe, wie fie durch ihre Regierung unabhängig von einer andern ift, fo 
auch unabhängig in ihrem Erwerbe von andern Nationen fein. Aber ift der einzelne Menſch 
weniger frei, weil er feinen Lebendunterhalt nicht unabhängig von andern Menſchen erwerben 
kann? Befteht die Freiheit und Unabhängigkeit einer Nation etwa ineiner chineſiſchen Mauer, 
von Badjteinen errichtet oder von Zollwächtern gebildet? Kann man überhaupt von ber Ein— 
heit ded Erwerbs einer Nation reden? Abgefehen davon, daß die Gontinentaljtaaten in Europa 
ſammt und jonberd ihre Begrenzung der Diplomatie verdanken, ift nicht auch innerhalb weit 
angemejjenerer Grenzen eine totale Berfchiedenheit des Erwerbs denkbar, ja bei großen Ländern 
nothmwendig? Der Bewohner der Normandie hat das Bedürfniß eines Verkehrs mit England, 
der der Provence nad dem Mittelländifchen Meere, der des Eljaffes nach Deutihland und ber 
Schweiz. Und doch jind fie alle Glieder beffelben Staates. Cine ganz entfprechende Verſchieden⸗ 
heit des Erwerbsbedürfniſſes findet fih in Deutſchland. Die preußiihen Oſtſeeprovinzen haben 
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ganz andere Verkehrsbedingungen als die des Rheinlandes, dieſe wiederum verſchiedene von 
denen Süddeutſchlands. Wie kann man unter ſolchen Umſtänden von einer „nationalen Arbeit” 
nur reden wollen? Und ſo führt auch dieſe Betrachtung dahin, daß die rechte Befriedigung des 
Arbeitsbedürfniſſes einer Nation in der freien naturgemäßen Entwickelung eines jeden Theils 
derjelben zu juchen iſt. 

Es bleibt aljo reine Täuſchung, wenn ed heißt, eine Mation werde durch Schutzzölle reicher, 
und alle Säge, die dad Entgegenfegte beweiſen jollen, haben ih ald reine Bhrajen herausge— 
ftellt. Ebenſo liegt die Sache im umgekehrten Fall, wenn nämlich die Behauptung aufgeftellt 
wird, eine Nation werde ohne Schugzölle ärmer. Natürlich brauchen wir hier nicht erſt wieder 
die Befürchtung zu widerlegen, daß das Geld aus dem Lande gehe. Aber die Shugzöllner haben 
eine viel größere Sorge; fie jagen nämlich: fremde Waaren kommen zu reihlih ind Land, 
fremde. Waaren überſchwemmen das Land. Wie glüdlic wäre nicht jeder Einzelne unter ung, 
wenn er von jeinem Nachbar fagen fönnte: Der Mann überſchwemmt mich mit feinen Waaren, 
ich Habe viel weniger zu arbeiten ald früher, um durch Eintauſch von meinem Nahbar viel mehr 
als bisher zu erlangen! Und was bei dem Einzelnen ein Glück ift, das jollte für Nationen ein 
Unglück fein? Wir, die Glieder einer Nation, jollten und ſchlechter dabei befinden, wenn wir viel 
für unfer Geld befommen anjtatt des Wenigen? Freilich, ver Schugzöllner fagt, der entſprechende 
Induftrieziveig im Inlande müffe bei einer folhen Billigkeit der ausländifchen Preife unterge- 
ben. Und wenn er nun untergeht? Das wäre ja gerade ein Bortheil. Wir alle würden bei der 
BDilligkeit ver Waaren gewinnen und die Kapitalien würden fruchtbarer angelegt werden Fön: 
nen. Das aber wäre doch gewiß ein unbilliges Verlangen, eines einzelnen ifolirten Induſtrie— 
zweigd wegen bem ganzen Volke die Entbehrung durd Höhere Preife aufzuerlegen. Und wenn 
man endlich die Befürchtung ausipricht, durch die Überſchwemmung mit billigen frempen 
Waaren werde ein Volk arbeitöjcheu, jo vergißt man offenbar dabei, daß auch die billigfte Waare 
nod nicht umfonft geliefert wird, und daß das, ıwad wir vom Auslande erlangen, erit mit dem 
Product unferer eigenen Thätigkeit eingetauſcht worden tft. 

Die Shugzöllner erwidern hierauf wiederum, daß die Theuerung, die der Schutzzoll ver- 
urfacht, nur für den Anfang fei, bis die Fabrikation fih genug gehoben, um auf eigenen Füßen 
fteben zu fünnen, und daß aud die innere Goncurrenz eine allzu große Iheuerung hindern 
werde. Auf die erfle Behauptung entgegnen wir ganz einfach mit Berufung auf die Erfahrung, 
daß noch in feinem Lande ver Welt je ein Schugzöllner gefagt hat, jegt habe er lange genug 
Schug genofien, daß aber umgekehrt vie Schußzöllner aller Länder ſtets Erhöhung ftatt Ernie: 
drigung der Zölle verlangt haben. Das ift auch aus allgemeinen Gründen begreiflih genug. 
Ein duch Zölle gefhüsgter Fabrikant arbeitet eben auf Grundlage dieſer Zölle, jie ihm neh— 
men, heißt ihm feinen Boden rauben. Ferner weiſen wir auf die Wahrnehmung hin, daß dem 
durch Zölle gefhügten Fabrikanten der Sporn der Goncurrenz, alfo der des Beſſermachens fehlt, 
er alfo weit eher hinter ver Zeit zurückbleibt, ald mit ihr fortfchreitet. Auch das beweiſt die Er— 
fahrung. Je höher ver Schuß, deſto fchlechter die Fabrikation. Daß aber je die innere Con— 
eurrenz die äußere erſetzen werde, iſt eine reine Einbildung. Thatſächlich befteht unter Fabri— 
fanten berfelben Gattung innerhalb eines von Zöllen umgebenen Länderumfangsd eine aus: 
drückliche oder ſtillſchweigende Übereinkunft in Bezug auf die Vreife, und eben weil die Concur⸗ 
renz, die ſie alle zu beiteben haben, nur eine begrenzte ift, können fie Die Preiſe machen. Der: 
gleichen muß aufhören, falls jevev Markt allen Iheilen ver Welt gleich offen it. Wir haben 
aber auch hier umgekehrt die Erfahrung gemacht, daß, ſowie ſich durch irgendeine Urſache der 
Verdienſt in einem befhügten Induſtriezweige minderte, eine Erhöhung des Zolls geforvert 
und häufig aud gewährt wurde. 

So zeigen denn bie Aufftellungen ver Schutzzöllner nah allen Nichtungen Hin fich ale ver: 
feplt. Wir fönnten noch ganze Seiten füllen, um die Schugzöllnerei nod weiter zu verfolgen 
und zu widerlegen, aber wir begnügen und mit Befprehung der wichtigften Bunfte, die, zuſam— 
niengeftellt mit dem, was wir im Frühern über Verkehrs: und Geldverhältnifie bemerkt, wol 
genügen, um ein vollſtändiges Bild der ganzen Frage zu geben. Das Schutz zollſyſtem bat eine 
innere Verwandtſchaft mit dem Mercantilfoften und ift biftorifch genommen aud nur eine den 
heutigen Zeitideen entipredhende Umwandlung veflelben. Darum ift faft alled vom Mercantil- 
foften Geſagte auch hierber zu ziehen. Wir brauchen deshalb auch nicht noch einmal den von den 
Schugzöllnern nicht jelten verfuchten Beweis des Nachtheils vom Überwiegen der Einfuhr über 
die Ausfuhr, ſowie den daraus entnonmenen Gedanken einer Landedverarmung zu beleuchten. 
Nur die Bemerkung fügen wir nod zum Schluß hinzu, da dieſes Syſtem bei feinen nachtheiligen 


Handelspotitit | | 895 


Folgen auf Berfehr und Induſtrie, bei feiner Richtung, wenige auf Koſten vieler zu berei- 
ern, noch den Nachtheil mit ſich führt, die Staatskaſſe leer zu laffen und fo den Staat zu zwin⸗ 
gen, feine Angehörigen anderweitig zu befteuern. Denn es ift leicht begreiflich, daß ein Zollſatz, 
der die @infuhr ded Fremden verhindern joll, vem Staate feine Nevenuen abwirft. Alto feldft 
nach diefer Richtung hin zeigt fih dad Schugzollfuften, ald das Syſtem einer Fünftlichen Theue⸗ 
rung für die Einzelnen, direct im Widerfpruch mit den Intereffen des Staates. 

Es gibt noch einen auf einem andern Boden liegenden Anhaltepunft der Schutzzöllner, den 
fie auch praktiſch ftetd geltend zu machen fuchten, fobald man ihnen alle übrigen Waffen ent: 
riffen; fie fprechen nämlich von einer Gegenjeitigfeit, die der Handel zwiſchen Nationen haben 
müffe. Darunter verſtehen jie ein Verfahren, das von dem Grimdfage ausgeht, die von einer 
andern Nation zugefügte Handelsbeſchränkung durch eine entfprechende Beihränfung ſeinerſeits 
zu erwidern. Unmillfürlid denkt man dabei an jenen Kutſcher, der ven Paflagier feines Colle⸗ 
gen, welder den des erſtern mishandelte, gleichfalls mit ven Worten abprügelte: „Sclägft du 
meinen Juden, fhlag' ich deinen Juden.” Frankreich 3.8. läßt gewiſſe deutſche Vroducte nur 
gegen hohe Zölle zu, ſchadet alfo neben Deutſchland fich ſelbſt; der deutſche Schutzzöllner ruft: 
Halt, wir laffen jegt gewiſſe franzdiifche Fabrifate auch nicht ohne Hohe Zölle zu; er will ſich alfo 
felbft einen zweiten Nacıtheil zufügen. Welcher Handelsgewinn ift denn eigentlich bei einem 
folden Verfahren zu realifiren? Die Handelshemmungen werben direct vergrößert, und-alle 
übeln Folgen jolher Anordnungen müffen alsbald eintreten. Daß ift die ganze Wirkung! 

Wir wiffen wohl, vaß der Grund, auf den man ſich bei ver @inführung von Retorftondzöllen 
beruft, ein rein politifcher ift; man will nämlich durch ſolche dem jenfeitigen Verfahren ent- 
ſprechende Maßregeln dad Ausland veranlaffen, jenes abzuändern. Aber wir. fehen darin 
durchaus fein Verhältniß zwiſchen Urſache und Wirkung. Entipringt das Verfahren des Aus- 
landes aus einem allgemeinen ſchutzzöllneriſchen Princip, fo wirb e8 in der Gegenjeitigfeitö- 
maßregel nur einen Antrieb erbliden, ſich noch enger abzuſchließen. Es wird mit einer neuen 
Gegenfeitigkeit antworten. Wer am meiften Geduld und am meiften Geld zuzuſetzen bat, wird 
fiegen. In der Regel aber wird das in einer Nichtung am Austanfche verhinderte Land ſich ans 
deröwohin einen Ausweg fuchen, mas bei der raſchen Bewegung des heutigen Handelsverkehrs 
ſehr wohl zu bewerfftelligen ift. Der von Deutſchland ausgefchloffene Franzoſe wendet fih nad 
der Schweiz, nah Belgien, nad England und knüpft fo ganz neue Handelöverbindungen zum 
Nachtheil Deutſchlands an. Ebenſo wird ed der Deutſche machen. Im ver That ftehen die Ber: 
bältmiffe, in denen eine Nation durch Retorfion der andern etwas abrang, fo vereinzelt da, day 
fich die ganz befondern Umſtände, die dabei ind Spiel traten, leicht erkennen laſſen. Dagegen 
Haben alle Retorftonen weder die Spanier, nod die Franzoſen, nod die Belgier, die Hollän— 
der, die Schweden, die Ruffen zum Aufgeben ihrer Hanvelöbeihränfungen veranlaſſen können, 
fie umgekehrt in dad Labyrinth derfelben immer tiefer bineingeführt, eben weil der Grund der= 
felben ein tiefer liegender war. 

Aber während diejed eigenthümlihen Verfahrens, fih Handelöfreiheit zu verſchaffen, treten 
alle Folgen ded Handelszwangs ein. Es bilden fi unter dem Schuge veflelben ganz neue 
Intereſſen, die der Staat nicht mehr ohne weiteres aufgeben kann, weil er felbft dazu den Anlaß 
gegeben, und fo erhält leicht, was für die Zeit gegeben, eine Dauer, die dem Landeswohl di: 
rect ſchädlich wird. 

Man ſpricht zuweilen wol von der nationalen Größe, die ſich keine Beſchränkungen des 
Auslandes gefallen laſſen dürfe. Auch das iſt eine reine Phraſe. Die Nation iſt am mächtigſten, 
welche ihre eigenen Hülfäquellen am beften zu nugen verfteht. Der Handel hat auch direct mit 
der Politik nichts zu ſchaffen, er ift vielmehr nur das Mittel, die Landeswohlfahrt zu ſteigern. 
Und umgefehrt ift die fogenannte Größe einer Nation, welche auf Koften ihres Wohlergehens 
erfauft worden, viel zu theuer bezahlt, wenn jie dadurch überhaupt zu erreichen ift, Im vorigen 
Jahrhundert hat man allerdings vielfah Handelskriege geführt, ohne anderes dabei zu erlan: 
gen, ald eine gefleigerte Störung ded Verkehrs, Verluft an Menfhenleben und eine immer 
größere Schulvenlaft. Wenn eine freude Nation ihr Intereſſe fo fehr verfennt, um ſelbſt ihre 
Kräfte zu lähmen, fo können wir fie bedauern, aber gewiß keine Verpflichtung in und fühlen, 
ihr nachzuahmen. 

Gewöhnlich aber haben die, welche Retorſtonen fordern, viel weiter gehende Zwecke vor 
Augen; es follen diefelben nur Anfnüpfungspunfte für Handelsbeſchränkungen fein. Wir 
haben dafür ein fehr nahe liegendes Beifpiel in Deutichland ſelbſt. Als die engliſche Naviga- 
tiondacte noch galt, da ging den Schugzölfnern der Mund über von dem Drud derfelben, und wie 
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die Ehre Deutſchlands gebieteriſch verlange, durch Retorſionsmaßregeln ſolchem Unweſen ent— 
gegen zu treten. Man hat es ſpäter erlebt, daß jene Geſetze aufgehoben wurden; dieſelben Stim—⸗ 
nen aber, welche früher Schugzölle in Geſtalt von Retorſtonen forderten, dringen jetzt auf die— 
ſelben Schußzölle, auch ſeitdem fie feine Retorfionen mehr fein fönnen. Gewiß ein deutlicher 
Fingerzeig! 

Soll aber, hören wir fragen, ſoll gegen die Beeinträchtigung des Auslandes gar nichts ge⸗ 
ſchehen, ſollen wir ruhig duldend hinnehmen, was fremder Übermuth uns vorſchreibt? Wir mei- 
nen aber, daß im freien Handel bie beſte Abhülfe gegen jene Beeinträhtigungen des Auslandes 
liege. Natürlich, denn während das Ausland jich ſelbſt geſchwächt hat, behält das Inland feine 
volle Kraft bei, muß daher jenes überflügeln. Ald Sir R. Peel im Jahre 1846 feine Tarifacte 
vorbrachte, da fagte er, er fchlage feine Gegenfeitigfeit vor, weil er überzeugt fei, daß in ber 
Allgewalt des freien Handels das befte Mittel liege, die Zmangsgefege anderer Nationen zu 
brechen. Und Beel hat die, welche an dieſem Sage zweifelten, befhämt, denn mehrere Hanbels- 
ftaaten, wie Sardinien, Holland und neuerdings aud Frankreich, haben ſich entſchließen müffen, 
ihre Handels⸗ und Schiffahrtögefeggebung weſentlich zu mildern, und noch andere werben nach⸗ 
folgen müffen. England felbft hat fi durd das Emporblühen der deutſchen Hanſeſtädte, die 
allen Geſchreis des Binnenlandes ungeachtet eine freie Handelspolitik zu verfolgen fortführen, 
mit veranlaßt gefunden, jeine Gefeggebung zu revidiren. Nach der andern Seite ift e8 5. B. ber 
Schmeiz nie in den Sinn gefommen, die feinblihen Tarife, mit denen fie ringd umgeben war, 
durch gleiche Feindſeligkeit zu erwibern ; jie wäre darunter erftidt, während fie in der Freiheit 
ihred Handels das Mittel fand, einen Wohlftand zu erringen, den alle angrenzenden Länder 
nicht kannten. 

Die Retorfionspolitif Hat wiederholt in Deutfchland und au anderswo ihren Ausdruck in 
der Einführung oder mindeftens in der Befürwortung von Differentialzöllen gefunden, durch 
welche die Schiffe oder die Ladungen jolher Staaten, welche einen Unterſchied in der Belaftung 
der eigenen oder der fremden Schiffahrt zu Gunſten ver erftern machten, nun ihrerjeitö gleichen 
Nachtheilen in den Häfen anderer Länder unterworfen fein follen. Im wefentlichen führen aber 
ſolche Maßregeln alle bereitö gefchilverten Nachtheile einer Handelsbeſchränkung herbei und der 
beabfichtigte Zweck wirb nicht damit erreicht. Denn einerfeitd werben ſich auch hier im Inlande, 
unter dem Schuß der neuen Zollgeieggebung, neue felbftändige Intereffen entwideln, die e8 
geradezu erſchweren, ven Weg ver Zollherabfegung, falls der andere Staat fihnadgiebig zeigen, 
follte, wieder zu betreten. Andererfeitö wird der andere Staat in der Regel mit neuen Zollerſchwe⸗ 
rungen antworten und damit einen Tariffrieg einleiten, unter dem notwendig beide Theile lei— 
den müflen. Auch die Differentialzollgefeßgebung hat man häufig mit dem Aufruf an die na= 
tionale Ehre, die jih feine Bedrückungen vom Auslande gefallen laffen dürfe, eingeleitet; Das 
iſt aber ein Geſichtspunkt, der gar nicht hierher gehört. Denn zunädhft war ja nicht einmal die 
Abficht des Auslandes auf eine jolde Verlegung ver Nationalehre gerichtet, und bei allen Fra— 
gen der Ehre ſteht die Abfiht einer Handlung in erfter Linie. Sodann wäre ed aber au 
eine weſentliche Beeinträchtigung der Selbftbeftimmung eines jeden Staates, wenn ihm der 
Ehrengefihtöpunft eines andern Staated eine Veränderung feiner Gefeßgebung zumutbete. 
libermädtige Regierungen haben allerdings öfter ihren Fleinern Nachbarn gegenüber fo geban: 
delt, aber e8 war das der Vorwand der Gewalt, nicht der Ausdruck eined Rechtsgefühls. Über: 
haupt Haben diplomatiſche und dem Gebiete der höhern Politit entnonımene Wendungen mit 
den Verkehröbeziehungen an ſich nichts zu thun; fie werden auch in der Regel viel weniger ernft= 
haft genommen, als von beſtimmten Beftrebungen mit Abficht in ven Vordergrund geſchoben. 

Die ganze Retorfionspolitif erinnert lebhaft an die Fabel vom Streit des Sturmmwindd und 
des Sonnenfheind, wen ed gelinge, dem Wanderer den Mantel abzunehmen: diefer hüllte ih 
beim Sturmwind immer fefter in den Mantel, legte ihn aber beim Sonnenſchein bald freiwillig 
ab. Nachdem in Europa zwifchen den Staaten allerdings mannichfache Retorfionen in den 
Tarifen vorgekommen waren, hat man biefelben, wie erwähnt, zuerft und entjchloffen in Eng— 
land beifeite gelegt. Nur noch im Buchſtaben des Gefeged, den im Jahre 1846 noch beftehen: 
den Borurtheilen zu Liebe, hat man fie beibehalten, ohne daß fie jemals zur Ausführung ge: 
fommen wären, und mehr und mehr Staaten find dem gegebenen Beifpiel gefolgt. 

Es gibt ein Moment in der modernen Völkergeichichte, das mehr ald alles Andere für den 
freien Handelsverkehr ſpricht, ja felbft die Beſchränkungen mehr und mehr zu einer Unmöglich— 
feit macht ; eö ift dies der taufendfültig vermehrte und bejchleunigte Verkehr. Wir haben bereits 
im Gingange von dem Widerſpruch zwifchen dem Beſtreben nad; Entwidelung allen Verkehrs 
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und dem Aufſtellen von Zollhinderniſſen geſprochen. Dieſer Widerſpruch war bereits auf viel 
frühern Stufen der Civiliſation vorhanden. Aber während bei langſamerm Verkehr die Bezie⸗ 
bungen ver verfchiedenen Länder zueinander nicht jo eng werben konnten und eine künſtliche 
Abfperrung daher nicht fo tief gefühlt wurde, hat ſich das jeit der umfaſſenden Einführung von 
Eifenbahnen ganz geändert. Das Ausland und feine Producte jind in die nächſte Nähe gerückt, 
es ift außerordentlich viel mehr Gelegenheit zur beſſern Verwendung von Menfhenkräften und 
von Arbeitöproducten eingetreten, es find allen Klaffen ver Bevölkerung weit mehr Genuß: 
mittel und die bereitd vorhandenen in vielfady verbefferter und billigerer Weife zugänglich 
gemacht worden. Der ganze Verkehr ver europäiſchen Eulturvölfer ift nah allen Richtungen hin 
fo vielfach ineinander verflochten, daß ſie bereitd faſt nurnoch ein einziges großes Ganzes bilden. 
Um fo drüctender werden daher die noch beſtehenden Verfehrsbehinderungen durch Zölle und 
ähnliche Abgaben. Es ift ein Zeichen der Zeit, daß eine Vermehrung derfelben faum noch vor— 
kommt, und daß allen VBorurtheilen und felbft beſtehenden Intereflen zum Trog die Freiheit des 
Verkehrs Jahr für Jahr erhebliche Fortſchritte macht. 

Namentlich ift e3 dad Prohibitivfyftem, dad mehr und mehr aus den Zolltarifen der einzel: 
nen Länder verjhwindet. Prohibitivzölle follen, wie der Name lehrt, gewiffe Einfuhren gänz- 
lich ausſchließen, jelbft gegen Entrichtung einer Zollabgabe. Es find weſentlich nur die verſtärk⸗ 
ten und in mandem Betracht ſogar nur die confequentern Schugzölle. Denn je mehr ein 
Schutzzoll die Zufuhr der befteuerten fremden Waare ermöglicht, um fo weiter ift er von feinem 
eigentlihen Zwede entfernt und umgekehrt. Je ftärfer aber feine Ausſchließungskraft ift, um jo 
mehr nähert er fih natürlich der Prohibition. Und auch nur diefe fehließt wirklich und ehrlich 
die Goncurrenz des Auslandes (vom Schmuggel abgefehen) aus. Es ift aber in der That das 
nothwendige und erfahrungdgemäße Beftreben der Schugzöllner, der Prohibition möglichft 
nabe zu kommen; fie nennen das einen „wirkſamen Schutzzoll“. Höchſtens, daß fie von auslän= 
difhen Waaren nur dann und zu hoben Zöllen zulaffen wollen, wenn ihnen der heimifche 
Markt für ihre Waare bereits gejichert ift. Damit ift aber wiederum Einfuhr von außen mög: 
licht ausgeſchloſſen. Propibitivzöhle und Schußzölle haben fo feine Grenzen, dap fie praktiſch oft 
genug ineinander übergehen, und es gibt namentlih Schugzölle genug, die ald Prohibitivgölle 
wirken. Der Unterſchied liegt wejentlid nur in der Ausbildung des Syftems, ob man die hohen 
Zölle und die ganze Prohibition auf viele und die wichtigern Ginfuhren ausdehnt oder nicht. 
Theoretiſch erflären jich die meiften Schußzöllner gegen die Brohibition als engherzig und un: 
zeitgemäß, praftifh normiren fie aber gern die Zollfäge im Sinne verjelben. 

Wir haben bisher nur von den Ginfuhrzöllen geſprochen, durch welche ver einheimifche 
Markt für die einheimifchen Fabrikanten gefhügt werden fol. Ein anderes Mittel zu demſelben 
voraudgefegten Zweck liegt in den Nüdzöllen over Zolfvergütungen (drawbacks). Wenn 
nämlich die einheimifhen Fabrikanten mit ihren durch den Schußzoll vertheuerten Waaren das 
Ausland aufſuchen, jo können fiedort nicht concurriren, eben viefer Theuerung wegen, denn auch 
manche ihrer Robftoffe und Halbfabrifate Haben ven Schugzoll bezahlen müſſen; fie verlangen 
und erhalten alfo für den ausländifhen Abſatz dieſe Beträge in Geftalt eines Rückzolls zurüd, 
Wenn dadurch nun nad) der einen Seite der vielfach von den Schußzöllnern abgeleugnete Sag, 
daß Schußzölle eine Vertheuerung des inländifhen Marktes bewirken, von ihnen jelbft zum un 
mittelbaren Beweiſe gebracht wird, fo ift andererfeitd das praftiihe Ergebniß einer jolden 
Mapregel, daß das Inland eine bei ihm felbft erzeugte Waare theuerer bezahlen muß, vamit dad 
Ausland fie billiger erhalte. Die Sicherung der einheimifhen Induftrie geſchieht auf dieſem 
Wege jomit unzweifelhaft auf Koften des Inlandes und durch die offene Mehrbelaftung der ein= 
beimifchen Steuerpflihtigen. Man kann diefe Rüdzölle noch weiter ausdehnen und fie zu 
Ausfuhrprämien erheben. Es find das directe Zufhüfle aus der Staatskaſſe für gewifle Gegen— 
ftände der Ausfuhr, um damit die betreffenden Producenten im Inlande zu größerm Betrieb zu 
veranlaffen, aljo ein ganz directed Gefhenf an das Ausland. Dadurd wird aber daſſelbe Pro— 
duct im Inland nicht blos um den Unterſchied des Rückzolls und der Ausfuhrprämie vertheuert, 
jondern jobald Die betreffende Waare mit Hülfe des Staates einen erweiterten Abjag im Aus: 
lande gefunden bat, fo wird fie noch um foviel theuerer, ald die verminderte Zufuhr für die Gon= 
fumtion des Inlandes beträgt. Man wird in dieſes Gonto wol aud den wahrfcheinlich nicht ge= 
ringen Betrag bineinzurechnen haben, den Ausfuhrprämien und Rückzölle durch deren fraubu= 
löfe Benugung zu Ungunften ver heimifchen Confumtion veranlaffen, wodurd dann zugleich 
eine noch weitere Beſchädigung der Staatdfaffe entiteht. Unter allen Umſtänden ift aber ver 
durch ſolche Maßregeln gewordene Antrieb zum beimifchen Gewerbfleige allzu ftarf und tritt 
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die Begünftigung eines einzelnen Intereffed auf Koften der Geſammtheit dabei doch gar zu 
ſcharf hervor. 

Aber auch hiermit ift Die Reihe ver Maßregeln zum fogenannten Schuge ber einheimifchen 
Arbeit nicht geichloffen. Auch die Ausfuhr muß zu ihren Gunften ſich fügen, ſobald Stoffe und 
Waaren in Frage kommen, deren jie bedarf und für welche fie eine Vertheuerung durch die freie 
Ausfuhr befürdtet. Der Ausfuhrzoll enthält einen indirecten Zwang für gewiſſe einheimijche 
Produetionen und Erwerbäthätigfeiten zur Stellung billigerer Breife, zu dem Unterſchiede näm⸗ 
lich, den jie mehr dafür im Auslande erhalten hätten. Die Folge davon ift natürlich, daß ſolche 
Erwerbe aud im Inlande weniger eifrig betrieben werden. Das kann unter Umſtänden jehr 
bedenklich werden. Wenn man 3.8. die Ausfuhr des Getreides befteuert, um dem inlänbijchen 
Arbeiter, wie man meint, billiged Brot zuzumenden, jo fließt man natürlich den Getreide: 
producenten von der Benugung höherer Preisftände ded Auslandes aus, nimmt ihm damit aber 
zugleich einen der lebhafteften Anreize zur Mehrproduction. Die Sicherung gegen Theuerungs: 
preife liegt aber, wie ſchon ausgeführt, weit mehr in der Steigerung ber Production ald in der 
Hemmung der Ausfuhr. Vielleicht kann jelbft Die Anſchaffung eines mit Ausfuhrzoll belafteten 
Artikels jogar für die Induftrie, um derentwillen dieſer Zoll befteht, vermindert und damit Diele 
Induftrie felbft gefährdet werben, weil diefe Anſchaffung zu dem nad Maßgabe des Ausfuhr: 
zolls verminderten Preife fich nicht mehr lohnt. In Wirklichkeit find aud Die Ausfuhrzölle Die 
geieglihe Störung ded einen Erwerbs zu Gunften eines andern, indem die Gejeggebung unter: 
nimmt, diefen vor jenem als beſonders nüglich zu erklären. Und wie inconfequent verfährt doc 
diefe Schußzollgejeggebung! Hier beihügt, dort beſchädigt jle eine inländiſche Induſtrie, Hier 
theilt fie Gaben zur Beförderung der Ausfuhr nad außen aus, dort beftraft fie diefelbe durch 
Auferlegung eines Zolls. Wenn nun aber der Gefeggeber ji im Werth und in der Bedeutung 
der jo verichieden behandelten Zweige der Erwerböthätigfeit irrt? 

Im Bewußtfein der Unzulänglichkeit aller bloßen Schupzollmaßregeln und der ftarfen Be- 
nachtheiligung des Verkehrs, die aus deren allzu ſtarker Eonfequenz erfolgen müßte, finden ſich 
nun in allen Ländern, wo jolde vorfommen, Ausnahmen davon, die aber im Verhältniß zum 
Ganzen nur eine geringe Bedeutung haben. Entweder man eröffnet gewiflen Großhändlern an 
einzelnen Blägen und unter beflimmten Bedingungen Zolleonten, auf deren Grundlage fie 
Waaren zollfrei einführen und nur fpäter dasjenige nachzuverzollen haben, was nicht wieder 
ind Audland übergeht. Es foll das zur Ermunterung ded Durchfuhr- und des allgemeinen 
Handels dienen und hat auch infofern einigen weitern Nugen, ald der Vergleich mit dem Preije 
und der Güte der fremden Waare etwas erleichtert wird, Indeflen kann dieje Erleichterung er: 
fichtli nur im engften Kreiſe gefhehen und nur wenigen Begünftigten zugute fommen. Weiter 
werben Entrepots errichtet, im welchen unter Auffiht von Staatöbeamten die eingehende zoll= 
pflichtige Waare folange zollfrei gelagert wird, bis fie in den heimischen Verkehr übergeht. Dieſe 
Erleichterung wirb allerdings bereits weitern Kreifen zu Theil, fie erfegt aber noch lange nicht 
ben freien Verkehr, da fie den Befiger an vielfache Weitläufigkeiten bindet, um an feine. Waare 
zu gelangen, während ihm, um einen guten Käufer und den beften Abjag zu erhalten, die freiefte 
Dispofition darüber wünfhenswertb fein muß. Mande Wanre findet in manchen Kreifen nur 
in einer beftimmten Form, eineandere nur im Zuſammenhang miteiner andern den entſprechenden 
Abfag, und wiederum fhmälern die Gontrolemaßregeln nicht felten die Gelegenheit zur Wahr— 
nehmung der beiten Gonjunctur. Umſtände ſolcher Art haben aber für ven gefammten Verkehr 
darum ihre niht geringe Bedeutung, weil die Bermehrung oder Verminderung der Umſatzgelegen⸗ 
beiten zugleid die ganze Geſchäftslage eined Kaufmanns beffert oder verfchlehtert. Außerdem 
muß man nur nicht vergeflen, daß der Abjag ded Kaufmanns unter allen Umftänden zugleid 
den Ubergang eines Product in die Gonfumtion bedeutet, daß auch dieſe ihre Nechte hat, und 
daß ber Abjag der einen Waare oft den einer andern fleigert. So fann die Einfuhr fremder 
Lurudartifel überhaupt dazu beitragen, den Sinn für eine gefhmadvollere Häudlichkeit zu 
erhöhen und damit den jtärfern Abjag ähnlicher heimischer Waaren zu befördern. Die Con— 
fumtion hängt von einer unendlih großen Zahl Fleinerer und umfangreiherer Bedürfniſſe ab, 
die jih gegenfeitig bedingen. Vom Entrepot iftein weiterer Schritt zum Freihafen, mitteld deſſen 
ein beftimmter Diftrict, meift ein zum Seehanvel bejonders geeigneter Platz, außerhalb ver Zoll: 
grenze geftellt wird, Gin folder Ort ift aber für alle Beziehungen ded Verkehrs nur Ausland 
und fteht getrennt von feinem natürlihen Hinterlande. Dem Inlande bietet er allerdings 
manche beilere Gelegenheit zum auswärtigen Abjag, welcher Bortheil indeß bei ven heutigen 
Eijenbahnverbinpungen fehr viel von feiner Bedeutung verloren bat. Die Breihäfen verlieren 
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fich auch in neuerer Zeit mehr und mehr, weil die Laſt, die ihnen die Trennung von ihrem 
Hinterlande auflegt, groͤßer iſt als der Vortheil, den ſie aus ihrer Ausnahmeſtellung ziehen 
können. (©. Freihäfen.) 

Schon feit längerer Zeit iſt man dahin gelangt, die Steuergeſetzgebung eines Landes auf 
ein Syſtem von Zöllen, auf die fogenannten Finanzzoölle zu gründen. Nämlih von der Erfah: 
rung’ audgehend, daß niedrige Abgaben den Umſatz und ben Berbraud der Waaren erhöhen, 
nahm man Bedacht, die Einfuhrzölle in einer Weife aufzulegen, daß ver Verkehr umd ber Ber: 
braud in der geringften Weife beläftigt werden. Die Finanzzölle haben alfo mit der fünft: 
lihen Hebung beitimmter Intereflen nichts zu thun, ſondern fie follen fomweit als möglid die 
Öffentlihen Einnahmen eines Staates vermehren. Es ift auch ganz richtig, Daß, wo man fie eins 
geführt hat, dieſer Zweck vollfländig erreicht worden ift; fo vielfad) in England fon jeit länge: 
rer Zeit, fo neuerdings aud in Frankreich, deſſen Handeldreformen Höhft wahrſcheinlich auch 
einen finanziellen Hintergrund haben. Allein einen Reſt Verkehrshemmung tragen ſelbſt dieſe 
Finanzzölle noch am ſich durch Vertheuerung der Waaren und mehr noch durch die unvermeid⸗ 
lihen Zollcontrofen. Aud wird e8 immerhin ſchwer fein, genau ben Bunft anzugeben, wo bie 
Beläftigung ded Verkehrs am wenigſten gefühlt wird, und mo zugleich die höchſten Einnahmen 
für den Staat ergielt werben. Es muß das auch nad Zeit und Gelegenheit wechſeln mit der 
Veränderung der Waarenpreife und der allgemeinen Berürfniffe. Aber auf der andern Seite 
fann bie Steuergefeggebung nit jedem ſolchen Umſchwunge folgen im Intereffe bed Verkehrs 
ſelbſt, der in dieſer Beziehung eine gewiſſe Stetigfeit erwartet. Man wird ed regelmäßig beob⸗ 
achten können, daß auch nur die bloße Erwartung von Zollveränderungen in den betreffenden 
Handeld;weig flörend eingreift. Das Ideal der Handelsfreiheit find daher aud die Finanzzölle 
noch nicht; died kann nur in der gänzlichen Aufhebung aller auf den internationalen Ver: 
fehr gelegten Zölle beftehen. Damit indeß gerathen wir auf das Gebiet ver modernen Finanz: 
wirthſchaft. 

Wir haben in allem Bisherigen faſt vorzugsweiſe nur von der nad außen gerichteten Han⸗ 
delöfreiheit und von ben damit in Zufammenhang ſtehenden Maßregeln der Handelspolitif ge: 
fproden. @ine andere wichtige Beziehung auf den Verkehr befteht in ber nad innen gewand⸗ 
ten Gefeggebung. In diefer Beziehung ift das Gebiet der Handelsfreiheit ein fehr umfangrei⸗ 
ches, wenngleich man in Betreff der hierher gehörigen Mafregeln an dieſe meift nicht anfnüpft. 
Wir wollen die Punkte, um die es fih dabei handelt, auch nur andeuten, alfo Bejeitigung der 
Schranken im Handelderwerb, im Gewerbe: und Fabrifbetrieb, Befeitigung von Erwerbömono: 
polen, Aufhebung von Regalien, die eine Erwerböquelle für den Staat bilden, nicht eine 
Function veffelben ausdrücken, Aufhoͤrung von polizeilicher Bevormundung bei Ermwerbögefells 
ihaften aller Art, Abihaffung des Conceſſionsweſens in gewerblichen Dingen und manded An= 
dere diefer Art, Es iſt, wie man flieht, ein langes und unerfreuliches Regifter von manderlei 
wirthſchaftlichen Thorheiten, entftanden ineiner Zeit, wo andere Anſchauungen und Bedürfniſſe 
herrichten, wo man andere Begriffe über die Rechte und die Wirkſamkeit eines Staates beſaß als 
heute. Man fonnte in einer Zeit, als die Verkehrsmittel noch jehr unzulänglich, ald die von den 
Einzelnen angefammelten Kapitalien noch gering wären, ver Anficht fein, weitaudjehende Unter: 
nehmungen aller Art großen mit Privilegien ausgeftatteten Gejellfhaften zur Ausbeutung zu 
übergeben. Man fonnte Zünfte errichten zu einer Zeit, als es ih um den bürgerlichen Schug 
der Zunftgenoffen handelte und ſchon rin natürliches Bannreht ın dem ſchlechten Zuftand 
der Straßen lag. Der Staat konnte ſich Erwerbszweige in der Geftalt von Regalien aneignen 
zu einer Zeit, wo wirthſchaftliche Kenntniß jo gering war wie die Kunde von den finan= 
ziellen Hülfsfräften eines Landes, und ed nur galt, die Cinnahmequellen zu erhöhen, wo man 
bie Bedeutung von Verkehromaßregeln noch nicht zu überjehen vermochte, die ſich erft jpäter 
in ungeabnter Weije entwidelten. Daß alle diefe und ähnliche Beſchränkungen ſchlechthin nicht 
mit der Handeläfreiheit verträglich find, verfteht ich von jelbft, denn ie hemmen die freie Aus: 
beutung der Menſchenkraft umd des menſchlichen Geiſtes Es liegt auf der Hand, daß ed den 
freien Verkehr nur Halb einführen hiefe, falld er nur an ver Grenze und nicht innerhalb der: 
felben gelten jollte. Dem Auslande freie Tarife abverlangen, die eigenen Landeskinder aber in den 
Feſſeln engberziger Gewerbebeſchränkungen halten, ift ein unauflösbarer Widerſpruch. Ebenſo 
wenig fann man fagen, daß dieſe Beſchränkungen erfprieglich find, wie fie denn auch mehr und 
mebr abnehmen und mande unter ihnen ſich jegt mur noch durd die Schwerkraft des Beftehenden 
aufrecht erhalten. Natürlich, daß e8 für Gewerbezwang, polizeiliches Aufſichts- und Gonceflione- 
weſen, für die Ausbeutung von Poft-, Eifenbahn: und Telegraphenregalien anfcheinende Gründe 
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genug gibt; aber joldhe Gründe hat jedes Beftehenve, haben aud alle Shug: und Zmangs- 
zölle. Es genügt bier indeß, den Gedanfengang und die weitere unaudbleiblihe Entwidelung 
der Handelöfreiheit angedeutet zu haben. Einzelne Schritte nach diefer freiern Richtung hin find 
felbft in manchen deutfchen Staaten jchon gethan worden. Es bleibt indeß in faft allen Staaten 
noch viel zu thun übrig. Es gilt dad namentlih von den Staatdmonopolen und den an große 
Geſellſchaften verliehenen Privilegien. Das Salzmonopol in Frankreich und in Preußen läßt ſich 
aus vernünftigen Gründen gar nicht rechtfertigen, fondern nur aus der Einnahme, die der Staat 
daraus zieht, begreifen. Salz ift für den Zweck des menſchlichen Lebens, für Viehzucht, für den 
Aderbau, für die Induftrie einfo wichtiger, ja fo unentbehrlicher Gegenftand, daß die davon er: 
langte Einnahme gewiß nicht ven Schaden aufwiegt. Nicht fo unbedingt ſchädlich, aber doch 
nachtheilig genug ift das in Franfreid und Ofterreich beftehende Tabadsmonopol. Es beſchädigt 
den Handeldumfag, da Einfuhr und Ausfuhr ſtets parallel laufen, e8 hemmt die einheimijche 
Fabrikation und vertheuert ein Genußmittel, dad ein ſolches doch einmal bei arm und reich ge: 
morben ift. Ganz unbedingt zu verwerfen iſt aber das Branntweinmonopol der ruffifchen Re⸗ 
gierung, das ungeheuerlicherweiſe genug faft die Hälfte der regelmäßigen Staatdeinnahmen 
aufbringt. 

Handeläprivilegien wurden früher faft jedermann ertheilt, der ein einigermaßen gutes Pro⸗ 
jeet an geeigneter Stelle und mit den geeigneten Mitteln anzubringen wußte, heutzutage verleiht 
man gewerbliche Privilegien faft nur noch Eiſenbahn- und Banfgefellihaften. Es iſt vielleicht 
nach der ganzen Natur ver Eifenbahnanlagen gegen dad gejegliche Monopol, das jedenfalls bald 
genug ein factifched werden müßte, weniger einzumenden ald gegen die oft allzu weit ausgedehnte 
Ausfhließung von Goncurrenzbahnen und der civilrechtlichen Verantwortlichkeit von Verwal⸗ 
tungen. Über vie Bedenfen, welche den faft allenthalben beftehenden Bankmonopolen und Ban: 
privilegien entgegenftehen, ließe jich fehr vieles beibringen, doch gehört dieſe Frage, die einer aus⸗ 
führliern Behandlung bevürfte, nicht weiter hierher. 

Glücklicherweiſe können andere Arten von Verkehrsbeſchränkungen in unfern Tagen faft 
unerwähnt bleiben, fo vielfach fie auch in frühern Zeiten vorfamen. Dahin gehören namentlich 
die Markt: und Stapelgerechtigfeiten und die fogenannten Bannredhte. Unter Marftgereihtig- 
feit verfteht man das Recht einer Stadt, alle oder beftimmte durchgehende Waaren, aljo na= 
mentlich Lebensmittel, anzuhalten, damit fie zunächft am eigenen Marft, vielleicht gar zu gewiſ⸗ 
fen Preifen eine beflimmte Zeit hindurd zum Verkaufe aufgeftellt werben. Es ift das ohne 
Zweifel früher ein fehr bequemes Mittel geweſen, ſich auf anderer Koften beffer und billiger zu 
verforgen, wenn der Händler fonft vielleicht feiner Wege gezogen wäre. Es war aber nad ber 
andern Seite eine ebenfo große und noch größere Störung, denn jie lehrte den Händler und den 
Producenten, die Straße zu meiden oder möglichft felten zu betreren, wo ſolche Rechte ausgeübt 
wurden, und jo wurde daraus eine weitgehende Verkehrsſtörung, die fih vielleicht an Punkten 
äußerte, welche auf den erften Blick gar nicht hervortreten. Heutzutage, zur Zeit der Eifenbah- 
nen, ift natürlich an ſolche Einrichtungen nicht mehr zu denken, wiewol man bis faft noch vor 
einem Jahrzehnd Verſuche dazu gemacht hat und fie in Iheuerungszeiten immer an einzelnen 
Stellen wiederholt oder doch vorſchlägt. Ungefähr was die Marktgerechtigkeiten zu Lande, be= 
deuten die Stapelrechte zu Wafler. Mitteld derfelben wurde gegen die auf dem Fluſſe vorbei: 
ziehenvden Fahrzeuge von feiten der am Fluffe belegenen Ortfchaft daſſelbe Recht audgeübt. Anz 
derswo ift ed jedoch nur beim Umladerecht geblieben, indem von einem Orte an die paffirenden 
Waaren auf andere, natürlich diefem Orte angehörenden Fahrzeuge umgeladen werben mußten. 
Es ift das gleichfalls eine bequeme Weife, um aus anderer Leute Haut Riemen zu ſchneiden, 
und ebenjo find damit die unvermeidlihen Folgen einer jeden Verkehröftörung verfnüpft. Ob— 
gleich die Wiener Congreßacte vom Jahre 1815 die Stapelrechte gänzlich bejeitigte, fo find doch, 
wenn aud ohne Erfolg, noch viel fpäter Verfuche zu deren Aufrehthaltung gemacht worden. 

Dagegen find die Bannrechte noch keineswegs ganz befeitigt. Es find dad die Rechte ein= 
zelner Gemwerbtreibender, gewiſſe Klaffen oder Diftricte zu zwingen, die betreffenden Bedürfniſſe 
allein durch fie befriedigen zu laſſen, alfo die Rechte von Mühlinhabern zum alleinigen Mahlen, 
von Schlädtern zum alleinigen Schlachten, von Bierbrauern zum alleinigen Brauen von Bier 
innerhalb eines gewiſſen Umfreijed u. dgl. m. Man will damit die beftimmten Erwerbs— 
zweige fihern, natürlich aber wieder auf Koften anderer, die dadurch beſchädigt werben, indem 
man fie nöthigt, ihren Bedarf in einer nicht immer ihren Wünfchen und Intereffen entſprechen— 
den Weiſe zu beziehen. In der Negel ift e8 auch eine Taufhung, wenn man meint, daß die be= 
treffenden Erwerbszweige ohne folde Bannrechte nicht beftehen Eönnten; was fie bewirken, ift 
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ganz regelmäßig nur, daß fie theurere und ſchlechtere Waaren liefern. Dieſe Bannrechte hängen 
häufig mit politifhen Misftänden zufammen, wie fie denn z. B. nirgends häufiger ald in Med 
lenburg vorfommen. Iſt dad aber wirklich der Fall, jo find jie licher nur um fo weniger an: 
gebracht und gereichen der mit dem Bannrecht behafteten Gegend nur zum doppelten Nachtheil. 

Mir wollen in diefem Zuſammenhange noch Furz der Marktorbnungen erwähnen, melde 
vorzugäweife den Zwed haben, der fogenannten Auffäufewi zu wehren, d. 5. zu hindern, 
daß die für die Conſumtion beflimmten Lebensmittel von Wiederverfäufern, oder überhaupt 
ehe jie an ven Markt felbft gebracht find, angefauft werben, und die am Markte felbit den vi: 
recten Verbrauchern ein mehrſtündiges Vorkaufsrecht gewähren. Alle diefe Einrichtungen be: 
hindern bie freie Berforgung ded Ortes, zu deſſen Gunſten jie angeblich beftehen, weit mehr, als 
daß fie irgendeinen Nugen gewähren, denn fie nöthigen den Producenten zu Umfländen 
und Koften, die doch wieder auf die Waare fallen, und lähmen mitunter die Verſorgung jelbit. 

Eine confequent gedachte und darum auch freifinnige Handelspolitik wird an ſolche Fleinere 
Berbältniffe ebenjo gut denken müflen wie an den Gang bed großen Verkehrs und der großen 
Induſtrie. Es ift gerade in diefen Beziehungen noch ſehr viel zur Hebung der allgemeinen 
Volkskraft zu thun. Was Schugzölle im großen bewirken, eine Hemmung bed Verkehrs und 
eine Ableitung von Kapitalien, das thun dieſe innern Störungen des Abſatzes und zum ganz 
bejondern Nachtheil gerade der weniger befigenden und,ärmern Volksklaſſen. Die großen Per: 
fpectiven, welche die Handelspolitik bisjetzt Fat immer genommen bat, haben ganz erfichtlich dazu 
beigetragen, jene anfcheinend geringern Berhältniffe weniger zu beachten. Man hat immer mehr 
an die erwerbende Stellung eined Landes bezüglich ded Außenhandeld dem Auslande gegenüber 
gedacht, ald an den innern Verfehr, den Binnenhandel, Der auswärtige Handel ift aber 
nicht einmal die Hauptfache für ein Eulturland, er dient nur zur Ausfüllung der Lüden, welde 
fonft im Conſumtionsbegehr bleiben müßten. Um nur ein Beifpiel anzuführen, die ungeheuern 
Getreidezufuhren, welde eine Midernte in England von: allen: Enden der Erde berbeilodt, haben 
doch nad) angeftellten Berehnungen kaum audgereicht, um nur die einzige Stadt London, freilich 
eine Niefenftabt, aber doch nur ein Zehntel der englifhen Bevölkerung, auf einen Monat zu ver- 
proviantiren. Es wäre allerdings fhlimm genug, wenn diefer Monatsvorrath fehlte, aber er 
ift doch nur ein verhältnißmäßig ganz geringer Bruchtheil zum ganzen Bedarf ded Landes. So 
ift es ähnlich mitwielem Anvern, was vom Audlande herbeigeholt wird; und mo beflinimte Waa⸗ 
ren ausſchließlich vom Auslande fommen, wie Kaffee und Thee, ift das, was dad Inland dafür 
wieder exportirt, in. det Regel nur ein ſchwacher Bruchtheil veflen, was e3 von verfelben 
Waare felbft verbraudt. Man bedenke nur, melde Maſſe 30 Millionen des Zollvereind an ge: 
webten Waaren alfer Art jährlich verbrauchen, und wie gering. dagegen die Ausfuhr von den= 
felben Gegenftänden ift! Das ift denn aber aud nod ein weiterer Grund gegen den Schugzoll 
jelbft, indem der einheimische Bedarf unter feinen Umſtänden ausreihend vom Auslande her 
verforgt werden fann. Der heimifchen Induftrie fann es aljo unter feinen Umſtänden an Thä- 
tigfeit fehlen, wenn vieleicht auch gerade an einem beflimmten Betrieb, ver um Schug nachſucht, 
und auch das ift nicht einmal immer gewiß. Für das allgemeine Interefje ift aber ein ſolcher 
einzelner Induſtriezweig niemals von dem Belang, um die ganze freiere Entwidelung eines 
Landes dadurch mit in Schaden zu ziehen. Der freie Verkehr findet e8 ohne weiteres heraus, 
welche Lücken des Bedarfs vom Auslande her noch auszufüllen jind, und welche noch durch dad 
Inland felbit zu befriedigen wären. 

Mir haben ver Vollftändigkeit halber nur noch einiges über diejenige Stellung beizufügen, 
welche die modernen Seften der Socialiften und Gommuniften meiftentbeild dem Handeläver: 
fehr an ih und Dem auswärtigen Handel gegemüber eingenommen haben. DerHandelift ihnen 
etwas Bedenfliches, Gefährliches oder geradezu Verwerfliches, der im ſocialiſtiſchen und eommu⸗ 
niſtiſchen Staatsgebilde überwacht, wenn nicht geradezu völlig ausgeſchloſſen werden ſoll. Die 
Behörden leiten vielmehr ganz oder theilmelfe den Handelsverkehr nach außen ſowol wie nad 
innen. Diefe Phantafterei bebarf keines Wortes der Widerlegung, umd wie die Seften jelbit 
von falſchen VBorausfegungen über die Menfhennatur ausgegangen find, jo würde die Aus: 
an folder Plane, wäre fie möglich, zur allgemeinen Unfreiheit und zum größten Man: 
gel führen. 

Wir gelangen zum legten Theil diefer Darftellung, zu einem raſchen Überblid der Haupt: 
entwicelungsphafen der modernen Gegenfäge von Schutzzoll und Breihandel in befonderer Be: 
ziehung auf Deutichland. Prineipiell hat ſich der Gegenſatz eigentlich erft in ven legten Jahr: 
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zehnden entwidelt, fo flarfe und unverfennbare Anklänge eine frühere Zeit aud) liefert, und 
diefe ganze Entwidelung ſelbſt ift Hand in Hand mit dem Verlauf der Völkergeſchichte gegan: 
gen. Und gerade diefer legtere Standpunft macht ed, wie wir meinen, ebenfo intereflant als 
wichtig, bei diefer Seite der Darlegung noch etwas zu verweilen. 

Man kann im ganzen genommen ſchon das Mercantilfyftem als einen Fortſchritt gegen die 

porangegangene Zeit betrachten, infofern mindeſtens die Abſicht dahin gerichtet wurde, ben bür⸗ 
gerlichen und ben ſtädtiſchen Erwerböintereffen eine Beachtung von feiten des Staates zufommen 
zu laffen, die ihnen bisher nicht oder nur in Ausnahmefällen gewährt war. Das Feudal: 
ſyſtem der frühern Zeit ift der nothwendige Feind des bürgerlichen Erwerbs, der in ihm keinen 
Plag findet, und bis auf den heutigen Tag hat der Feudalismus feine Abneigung gegen biefen 
Erwerb nicht verhehlt. Gewiß dürfte freilich fein, daß die bürgerlichen Kreije und. der bürger- 
liche Erwerb aud ohne das Mercantilfyftem zur Geltung gekommen wären und vielleicht in ge: 
funderer Weife; ed repräfentirt indeß mindeftend die Einficht des Staates von den neuen Kräf⸗ 
ten, die mitten in der Feudalität aufgewachſen waren. Seine Urheber gingen von den roheften 
Auffaffungen des Geldverkehrs aus, und es wurde erft fpäter in eine Art von wiſſenſchaftlicher 
Begründung hineingebracht. 
Die Adam Smith'ſche Lehre ift weientlich eine Verkündigung der Lehre, daß der bürgerliche 
Erwerb, um zu gebeihen, eine tiefere Begründung haben müfle als die einfeitige Rückſichtnahme 
auf Ein: und Ausfuhr. Für Adam Smith war die Grundlage alled Gedeihens die freie Arbeit, 
und er fland noch feineswegs auf dem Boden des vollkommen freien Handels für Ein- und 
Ausfuhr. Die Nachtheile eines Verkehrszwangs in diefer Beziehung waren auch in Zeiten eines 
viel weniger eng verwebten Verkehrs nicht jo Mar fihtbar wie jet. Viel energiſcher hat ver 
hamburger Profeffor Büſch für allfeitige Freiheit des Verkehrs und eine vernünftige Grund: 
lage des Geldverkehrs gefämpft; es hat ihm nur gefehlt, Franzoſe oder Engländer geivefen zu 
fein, um in der Geſchichte und in der Wiſſenſchaft bedeutender zu wirfen und nit blos in 
Deutſchland genannt zu werben. 

Das Schugzollfyftem als bewußte Grundlage wirthihaftliher Maßregeln fnüpft ih an 
das Napoleonifhe Continentalſyſtem an, unter deſſen Einfluffe auf dem Eontinent ſowol mie 
in England für gewiffe Erwerbözweige Fünftliche Preiſe geſchaffen wurben, die auch nad dem 
Sturze deſſelben aufrecht zuerhalten die Staatögewalten zuerft um bes übernommenen Beftanves 
der Dinge willen, fpäter aus den unrichtigen Auffaffungen, die im Weſen des Schutzzolls liegen, 
‘ für ihre Aufgabe erachteten; wozu denn für Frankreich und England, foweit es den Verkehr mit 
den Golonien betraf, noch die wejentlihen Anfchauungen des alten Colonialſyſtems famen. In 
Frankreich forderten die dur Napoleon ins Leben gerufenen ober ftarf begimftigten Kabrifa= 
tiondzweige un jo dringender Schug gegen die englifhe Concurrenz, als diefe unmittelbar nad 
den Friedensſchlüſſen mit größter Energie alle folange verfchloffenen Häfen des Gontinentd auf: 
fuchte. Das franzöfifche Volk im großen und ganzen fand wol aud in diefer Ausiäliegung 
der englifhen Goncurrenz einige Befriedigung für feinen damals fo ſtarken Nationalhaß. Im 
England war bereitö ſchon früher vieles aus den Lehren des Mercantilfpftems in die Praris 
übergegangen, und ed wurde vor allem die Napigationdacte als der unerfchütterliche Felſen des 
englifhen maritimen Übergewichts angejehen. Als Äußerung rein ſchutzzöllneriſcher Anſichten 
kam nad) dem Frieden das Getreidegeſetz mit feiner gleitenden Scala hinzu; es ſollte den in= 
ländifhen Aderbauern möglihft Hohe Preiſe fihern und die Goncurrenz des Auslandes in ber 
Getreidezufuhr nur für halbe und ganze Hungersnoth zulaffen. 

In Frankreich find feit jener Zeit die Anſichten ſchutzzöllneriſch geblieben und bis zum 
zweiten Kaiſerreiche jogar nody mehr geworden. Thells lag dies an der Engherzigfeit des 
franzöfifhen Patriotismus, theild an dem Vorwiegen des reichen Fabrifftandes in den Kam— 
mern und in der Verwaltung, endlih auh an dem Mangel allgemeiner und bejonders 
wirtbihaftliher Bildung in allen Volksklaſſen. Inmitten der Arbeiter, wie man fih nun ein= 
mal gewöhnt hat, zunächſt die Kabrifarbeiter und noch einige andere Klaflen der Bevölferung, 
nidht aber ven Landbauer und Aderdmann zu nennen, inmitten diefer in Paris, dem Auge, vem 
Ohr, dem Munde und vor allem auch der Hand Frankreichs, jo ftark concentrirten Bevölferung 
hatte aus alter Tradition und genährt durch die focialiftifhen und communififhen Lehren ver 
faufmännifche Verkehr an jich Feine befondern Freunde. Überhaupt ftimmen aud die Anfichten 
der Schugzöllner mit den Anſchauungen der Socialiften in Bezug auf die nad) außen anzubahe 
nende Handelöpolitif ziemlich überein, und es befteht im Wolfe noch vielfach die Meinung, daß 
der Gewinn ded Raufmannd ein unrechtmäßiger und nur auf Koften der andern Klaffen erzielt 
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fei. (Vgl. ven Art. Handel.) In Frankreich ift fogar kaum ein einziger Staatsmann zu nen: 
nen, ber fich über die vulgärften Anſchauungen und Vorurtheile in Bezug auf den Handels: 
verfehr erhoben hätte. Erft Napoleon II. hat den Franzoſen freihändleriſche Anfihten und frei: 
Hänpferifche Maßregeln octroyirt und durch die Thatſachen ſelbſt einen guten Theil der frühern 
Befürdtungen widerlegt. 

Bemerkenswerth ift indeß, daß ſich in Frankteich ſchon vor 1848 eine glei principvolle 
wie wiſſenſchaftlich flare Schule von Freihändlern (libre-Echangistes) bildete, deren Beftre: 
bungen von ihrem Beginn an bis auf den heutigen Tag ihren ſchriftſtelleriſchen Mittelpunkt im 
Journal des Economistes gefunden haben. Die Leiftungen diefer Schule ftehen wol an Detail: - 
kenntniß den Engländern, in tieferer Würdigung der wirthſchaftlichen Erfheinungen in ihrem 
Zufammenhange mit Politik und Sitte den Deutihen nad, fie verfallen häufig auch in den all: 
gemeinen franzöfifhen Fehler des Schematifirens;, aber an Ernft des Willens und im Umfange 
der wiſſenſchaftlichen Ergebniffe ftehen fie gewiß den Fachgenoſſen der andern Nationen eben: 
bürtig zur Seite und übertreffen fie meift in ver Schönheit und Eleganz von Ausdruck und 
Form. Was einer ihrer Führer, F. Baftiat, zur Lehre vom „Werth“ (in feinen „Harmonies 
&conomiques”) geſchrieben hat, ift bisjegt weder an fi noch in feiner tiefeingreifenden Bedeu⸗ 
tung für die Wiffenfhaft in Deutichland hinlänglid gewürdigt worden. Wir wollen jedoch hin-⸗ 
zufegen, daß die Schule der franzöſiſchen Freihändler in Srankreih immer etwad einfam ge= 
ftanden und weder von den Regierungen noch von der Preffe und der Öffentlichen Meinung ir: 
gendeine namhafte Unterftügung erlangt bat. ö 

Die großartige Entwidelung Englands zur Handeldfreiheit ift zu befannt, ald daß wir mehr 
ale die allgemeinften Züge hier anzuführen brauchten. Das im einzelnen bereits mehrfach durch 
die Nothwendigfeiten des neuern Verkehrs ſeit 1826 beſchädigte Schutzſyſtem erhielt in Eng: 
land endlich feinen entjhiedenen und bewußten Gegner in Cobden und deſſen Anticornlaw⸗ 
Zeague. Ihn mag immerhin zunähft nur das Bedürfniß nach billigerer Kabrifation getrieben 
haben, aber indem im Verlaufe des Kampfes bei ihm und bei feinen Gegnern immermehr die 
prineipielle Seite hervortrat, wurde er Apoftel des Freihandels jelbft. Als dann von der andern 
Seite für die Aufhebung der Getreivezölle die Befritigung des Fabrikantenſchutzes geforbert 
wurde, konnte ein viel weiterer Schritt zum Freihandel gemacht werben, ald wahrſcheinlich ur: 
ſprünglich beabjihtigt war. Das Princip hat jo glänzende Erfolge nad ſich gezogen, daß mehr 
und mehr Zölle und endlich jelbft Die Navigationsacte gefallen ift. Daß die englifhe Handels⸗ 
freiheit blos eine Erfindung fei, um die andern Länder wirthſchaftlich zu ruiniren, wie man in 
ſchutzzoͤllneriſchen Ausführungen hat lefen müflen, wirb am einfachften dadurch wiverlegt, daß 
e8 gerade ber Untergang eines flarfen Handel und die umfangreichfte Fabrikation betreibenven 
Bolfes wäre, wenn es das Ausland durch feine Maßregeln nur ruinirte, alfo wenig verbrau- 
ende und zahlungsunfähige Kunden fidh bereitete. Uno daß England erft dann feinen Frei- 
handel eingeführt, nachdem e8 durch den Schugzoll hinlänglich erftarft war, wie von berfelben 
Seite jonft behauptet wird, würde vielleicht den Anfchein von Wahrheit haben, wenn nicht auch 
die Handelöfreiheit in England nur unter harten Kämpfen durchgeführt und von feiten der 
Schutzzöllner genau mit denfelben Argumenten wie auf dem Gontinent bekämpft worben wäre. 

In Deutſchland jegte ih nach der Napoleonifchen Zeit faft allenthalben wieder der Zuftand 
feft, den wir ald den der Ausnugung der Unterthanen dur die Regierungen bezeichnen möd: 
ten, ein prineiplojes Gemiſch von innern und äußern Steuerauflagen zur Füllung der Staats: 
oder Regierungskaſſen. Die Unerträglichfeit dieſes Zuftandes, gefteigert durch die Unzahl der 
innern und äußern Landesgrenzen, führte endlich zur Bildung des Zollvereins, dem die Regie- 
rungen meift aus finanziellen Gründen beitraten, während die Stände, wo folde waren, ven 
preußiihen Einfluß befürdtend, ihm fi meift abgeneigt zeigten. Jedenfalls begründete ber 
Zollverein ein großes einheitliches deutſches Verkehrsgebiet. Sein Tarif, der urfprünglichen 
ausdrüdlichen Intention der Geſetzgeber nad ein bloßer Finanzzolltarif, ward im Laufe der 
Zeiten immermehr zu einem Schußzolltarif. 

Der Kampf für und gegen dad Schutzzollſyſtem hat vor allem und von Anfang an in 
Deutſchland einen politifchen Beifag erhalten. Das zeigt ich ſchon bei Friedrich Lift, dem erften 
und eifrigften Verfechter des Zollvereind , der in dem Vereine die gewünſchte Verförperung ded ' 
Schutzzollſyſtems erblickte. Lift berührte zu gleicher Zeit und mit gleicher Betonung die wirt: 
ſchaftliche und die politifhe Seite der Entwidelyng des deutjchen Volkes. Der Schugzoll war 
ihm nicht blos eine Verftärfung der deutjchen Arbeitäfraft, fondern au dad Symbol der 
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deutſchen Unabhängigkeit vom Auslande. Aber wenn die politiſche Unabhängigkeit eines Vol⸗ 
kes die erſte Bebingung zu feiner gefunden Entwickelung iſt, fo liegt es doch mit der wirthſchaft⸗ 
lihen Unabhängigkeit, wenn man barunter die Hemmung ded Austaufches unter ven Nationen 
verfteht, wie ſchon oben ausgeführt, ganz anders. 

Es ift ein bloße Wortfpiel, mit dem jich der große Meifter abgab und womit er vielfad 
alfervings imponirte. Sein AgriculturalsManufactursHandeläftant, wodurch die brei, wie er 
lehrte, aufeinander folgenden Stufen nationaler Entwickelung bezeichnet wurden, ift eine Phan: 
tafie, ba in Wirklichkeit die Befchäftigungen des Laudbaus, der Inpuftrie und des Handels ſich 
* nebeneinander entwickeln. Die erften Stufen des Aderbaus bezeichnen zugleich eine rohere In: 
duftrie und einen weniger entwirfelten Handel, und Schritt für Schritt gedeihen die drei Zweige 
nebeneinander zu größerer Bollfommenheit. Man kann dies in jedem Culturſtaat ganz ſpeciell 
verfolgen. 

Aber dad Streben Liſt's nach der bezeichneten Richtung hin fiel gerade in bie Zeit des neu: 
erwachten politifhen Geiſtes der deutſchen Nation zu Anfang ver vierziger Jahre, deſſen erfter 
Ruf der Wiedererlangung der deutſchen Einheit galt. Um fo eher ſchloß ſich die nationale Bartei 
der Liſt'ſchen Theorie an, als er daſſelbe Ziel auf wirthichaftlihen Wege zu erreichen verſprach, 
als ſomit eins der Hauptſchlagwoͤrter ver Schugzöllner ihren Wünfchen entiprad, und als zu: 
gleich die große Thatſache vorlag, daß der mehr und mehr fhugzöllnerifch gewordene Zollverein 
bereitö einen jo weſentlichen Iheil Deutſchlands mit einer einigen Zollgefeggebung umfaßte. 
Man mag ſich vielleiht manchmal mit der ſelbſttäuſchenden Hoffnung befaßt haben, daß von 
da aus der Weg zur politifhen Einheit nicht ein gax jo ſchwieriger Tel, wie denn jegt wieder der 
Bollverein, abet in anderer Weife zu derſelben Handhabe benugt werden foll. Genug, e8 gelang 
dem combinirten Auftreten beider Theile, dem Zollverein die politifche Einheitsidee unterzu: 
ſchieben. Dadurd wurden denn die norbdeutfchen Freihändler zugleich zu Feinden der deutſchen 
Einheit geftempelt. Der freie Verkehr war bei legtern eine Frage des Intereifes, und jie Hatten 
ein Recht zu diefer Auffaſſung und durften es jedenfalls mit allem Fug zurüdweifen, wenn man 
im Namen ver deutſchen Ginheit ihnen Schugzölle auferlegen und damit ihre wirthſchaftliche 
Eriftenz ernfthaft beorohen wollte. Nur Brenien nahm in jener Zeit eine beſondere Stellung 
ein, indem ed nad einer Begünftigung feiner Rhederei ftrebte und dadurch veranlaßt eine Art 
Bündniß mit den fündentichen Schußzölinern einging. 

Das Jahr 1848 follte diefe eigenthümlichen Gombinationen zugleih auf die Spige treiben 
und für immer brechen. Obgleich dad Parlanıent in Frankfurt eine vollftändige polttiihe Eini— 
gung Deutihlands bot, jo bewirkte doch das bisherige Bündniß der Shugzölluer und ver 
Nativnalen, daß man dort jofort Daran dachte, ven Zollvereinetarif auf gang Deutfihland aus: 
zudehnen. Es war der Ausdruck des biöherigen Ganges der Dinge, daß ein bremer Senator an 
die Spige des Reihsminifteriums des Handel trat. 

Aber gerade viefe Gefahr weckte die norddeutſche Freihandelspartei zu combinirten Anftren: 
gungen, In Frankfurt ftellte fie zuerft einen Gegentarif auf und organifirte fi fpäter als 
feſtgeſchloſſene Verbindung, ven hamburger Verein für Hanvdelsfreiheit an ver Spige. Aber 
weniger diefe Vereine ald die großen Täufhungen im politifchen Xeben, die ganze ernftere Auf: 
faflung der Dinge, die fi) daraus ergab, die Sprengung des Bündniffes zwifchen ven Nationa: 
(en und ven Schugzölfnern, Die fofort eintrat, als die Einſicht entftehen mußte, daß bie deutſche 
Einheit nicht durch einen bloßen Zolltarif zu erlangen fei, fondern weit größere Anftrengungen 
erforbere, die größere Kunde der wirtbihaftlihen Berhältniffe, vie in jener bewegten Zeit, als 
Fragen aller Art zur freiern Berhandlung kamen, ſich vorbereitete: dies alles bewirkte, daß man 
fih an die bisher fo.einfeitig behandelten Fragen mit größerer Unbefangenbeit machte. Weitere 
GErörterungen und Umftimmungen bewirften dann die Zermürfniffe bei Erneuerung des Zoll- 
vereind im Jahre 1851. Man fah einen und zwar den entfhiedenften Theil der deutſchen Schug: 
zöllner im Interefje des Schutzzolls Fronte gegen die Reconftiturung des Zollvereins machen 
und mit Oefterreich liebäugeln. Ginen fehr wefentlihen Antheil an ven Umftimmungen bat 
auch die deutſche Preſſe gehabt, die mit nur noch fehr wenigen Ausnahmen auf friten ber Han: 
delöfreiheit ſteht. Dazu find weiter die volkswirthſchaftlichen Gongrefle gefommen, die conſe— 
quent in demſelben Sinne arbeiten und nur im Jahre 1861 bei’ einer Abſtimmung fich von 
würtemberger Schugzöffnern haben überrumpeln laffen. 

Freilich, es befteht in Deutfchland ſtets der, himmelweite Unterſchied zwiſchen Theorie und 
Praxis. In Deutſchland ift die große Mehrzahl über die Nothwendigkeit der deutſchen Ginheit 
und über die gleiche Nothwendigkeit ver Befeitigung der Schugzölle aus dem Tarif des Zolt: 
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vereins einig, aber die Thatſachen bleiben unverändert auf der einen wie auf der andern Seite 
ſtehen. Dennoch aber iſt, wie wir meinen, an dem Siege beider großen Gedanken nicht zu 
zweifeln. G. Cohen. 

Handelsrecht. Schon in frühern Zeiten gab ed ein geſondertes Recht des Handels, wenn⸗ 
glei nicht in dem Sinne und zu den Zwecken wie heutzutage. Im Mittelalter Hatte jeder 
Stand jein eigenes Recht und fomit auch der Handels- und Schifferftand. Was der Handels: 
ſtand für Recht hielt, wurde mit der Zeit entiveder zu einer Art von Syſtem zufammengefchrie: 
ben oder in den Urtheilsbüchern zufammengefaßt. Später, nachdem die Gewalt der Fürſten und 
ver Magiftrate größer geworben war, wurden diefe Rechtsübungen von Obrigfeitd wegen aus: 
gefüllt und feftgeftellt. Es geihah died am meiften in ber zweiten Hälfte des 17. Jahrhun— 
derts, und in fpäterer Zeit wurde auch dieje Arbeit wiederum vielfach ergänzt, namentlich in 
den deutſchen Handelsſtädten für einzelne wichtigere Theile des Handelsrechts. Es genügte das 
vollftändig für die damaligen Bebürfniffe des Verkehrs. 

Ganz anders verhält ſich die Sache in unferer Zeit, wo zu Anfang diejed Jahrhunderts das 
frangöflfche und funfzig Jahre ſpäter das deutſche Handelsrecht geſchaffen worden ift. 

Die Frage ift nun die erfte, woher ed überall gefommen, daß der Handeläftand nicht blos in 
Deutichland, fondern, mit alleiniger Ausnahme von England, auch in allen übrigen großen 
europäifchen Ländern allmählich eine befondere, in ſich durchgebildete Gefeggebung für fi ges 
fordert und meift auch errungen hat. Beim Kaufmannsftande wie in allem wirthſchaftlichen Ver: 
kehr Handelt es fich doc nur um dad Mein und Dein, und man fauft, man verfauft, man vers 
leiht, tauſcht in und außer dem Handelsſtande. Die Verbindlichkeiten aus Verträgen find bier 
und dort derfelben Natur, und es find diefelben Berfonen, welche aus vielleicht ähnlichen Rechts— 
geſchäften das eine mal handelsrechtlich, das andere mal nicht nad dem Handelsrecht beurteilt 
merben follen. Man muß fich dieſe Sachlage ſcharf vergegenwärtigen, wenn man bie angeregte 
Brage rihtig beantworten will. 

Der Urjprung ded modernen Handelsrechts, getrennt vom gewöhnlichen Civilrechte, it nun 
ſowol ein hiftorifher als ein grundfägliher. Im Mittelalter gab es, wie gefdgt, eine Autono- 
mie der bunteften Art, die mit dem Ubergange in die neuere Zeit vielfach fchriftlich auf Papier 
gebradt wurde, in Frankreich wie in Deutihland. In Frankreich wurden in den Jahren 1673 
und 1681 die faufmänniichen Orbnungen unter Ludwig XIV. kraft föniglicher Autorität ge= 
ſammelt und beftätigt, namentlich für die nördlichen Provinzen, während im Süden mehr das 
Röomiſche Recht galt. Überhaupt wurde unter diejem Könige eine ſehr umfaſſende geſetzgeberiſche 
Thätigkeit auf dem eivilrechtlichen Felde entwidelt. An diefen Borgang fnüpfte ver erfte Napo= 
leon an, ald er feinen Code de commerce ald abgefonderten Theil des Code civil anfertigen 
ließ. Am 13. Germinal des Jahres IX wurde eine Commiſſion zu den Vorarbeiten für das 
Projert eines Handelsgeſetzbuchs ernannt, und nach weniger ald einem Jahre, am 13. Frimaire 
des Jahres X, überreichten die Mitglieder dieſer Commiſſion der Negierung die von ihnen an: 
gefertigte Arbeit. Diefelbe wurbe nad) ihrer Vollendung den Handelskammern und den Han- 
delögerichten beider Inftanzen zur Begutachtung zugefandt und vanad in einzelnen Bunften 
verändert, worauf fie jpäter von dem Gejeggebenden Körper und von dem Staatsrath ange: 
nommen ward und am 1. Jan. 1808 Gefegeöfraft erhielt. 

Der Code de commerce befteht aud vier Theilen; ber erfte enthält die den Handel im all: 
gemeinen betreffenden Anoronungen, der zweite die Affecuranz und den Seehandel, ver dritte 
das Goncurdverfahren, der vierte Die Handelsgerichte. 

Der Code de commerce fteht im allgemeinen auf dem Standpunft der franzöfifchen 
Jurisprudenz in Handelsſachen, wie dieſe ſich zur Zeit feiner Anfertigung entwidelt hatte 
und wie fie im weſentlichen noch beſteht. Die franzöſiſchen Juriſten fühlen ſich im allgemeinen 
viel mehr an den Buchſtaben und die Tradition gebunden, als dies in Deutfchland der Fall ift, 
und jie find aud weit weniger geneigt, den überfommenen Boden der Anſchauungen zu veräns 
dern, als die deutſchen Juriften. Das liegt zum Theil an der ganzen franzöfifchen Art, zum 
Theil an dem Unterjchied der juriflifhen Ausbildung. Es gibt in Frankreich feine Univerfitäten 
im deutihen Sinne des Worts, wo ih ein allgemeiner wiſſenſchaftlicher Geift heranbilden 
könnte. Der Code de commerce war zudem für Gerichte geſchrieben, die in erfter Inftanz aus: 
ſchließlich aus Kaufleuten beftanden. 

Dennody hatte ver Code de commerce jeine außerorventlihen Vorzüge bis auf den heu— 
tigen Tag und übt noch immer feinen fehr bedeutenden Einfluß aus, ganz abgejehen davon, 
daß er freimillig oder gezwungen mit größern oder geringern Veränderungen in eine Reihe an: 
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derer Staaten überging oder zum Muſter diente. Er iſt der erſte vollſtändige Verſuch einer 
Codification des modernen Handelsrechts, gearbeitet mit jener feinen Syſtematik, die den Fran— 
zofen auszeichnet, und ergänzt durch die geiftreihen Werke franzöſiſcher Juriften über dies 
Geſetzbuch felbft. Der Code de commerce hat alle jenen ältern Ubungen des Handelsrechts ab- 
geihafft, die an vielen Orten ſich noch erhalten hatten, er hat viele Begriffe und Einrihtungen 
des Handelsverkehrs fhärfer ald bisher aufgefaßt und fie, man kann wol fagen, für alle Zeiten 
feftgeftellt. Es ift zwar vem Inhalte nach manches Unrichtige und Unbrauchbare darin enthalten, 
vieles davon aber ift entweder in Frankreich jelbft oder doc in andern Ländern, welche das Ge: 
ſetzbuch bei fih eingeführt haben, wieder abgejhafft worden. In Frankreich ift die weientlichite 
Veränderung im Jahre 1838 in Betreff der Goncurdgefeggebung eingetreten. Außerhalb 
Sranfrei gilt der Code de commerce in Belgien, in Italien, in Griechenland, in einzelnen 
Theilen der Schweiz und mit Veränderungen au in Holland, in Spanien, Portugal, und bis 
zum 1. März 1862 hat er auch in ven preußifchen Rheinlanden gegolten. 

Das franzöſiſche Handelsgeſetzbuch ift bis auf die allerneueite Zeit die einzige Leitung auf 
dem Gebiete des Handeldrechtd geblieben, und es hat faſt ein halbes Jahrhundert gedauert, ebe 
man ſich irgendwo entſchloß, von feinem Borgange abzugeben und jelbitändig das ganze oder 
einen Theil des Handelsrechts durch die Gejeggebung weiter auszubilden. Dieje Zögerung in 
der Betretung eines jelbjtändigen Weges geſchah nicht, weil die beſtehenden Zuftände genügend 
waren, jondern weil ed an den Mitteln fehlte, jie zu beffern, auch weil das Bedürfniß nad) durch— 
greifenden Veränderungen bei ven frühern Verkehrszuſtänden nicht fo lebhaft auftrat wie in der 
modernen Zeit des Eiſenbahnverkehrs. Der Handel ift feiner Natur nah kosmopolitiſch, 
und jemehr der Verkehr ineinander zu greifen begann, um jo weniger Eonnten fih zumal in 
den £leinern Gebieten die Befonderheiten des Handelsrechts erhalten. Dann aber verlieh diefer 
Berfehr den faufmännifchen und den Geldintereſſen ein jo ſtarkes Gewicht im Staate, daß die 
Reglerungen in ihrem Intereife nicht mehr umhin konnten, diefe Anſprüche zu berüdfichtigen. 

Zu diefen äußern Anhaltspunkten traten aber noch jehr wichtige innere Motive hinzu, die 
mehr auf dem eulturhiſtoriſchen Boden und in der biäherigen Entwickelung des gefanınıten deut: 
ſchen Civilrechts liegen. 

Man weiß, wie im 14. und 15. Jahrhundert das deutſche von dem fremden Römiſchen 
Rechte verdrängt worden iſt. Wenn man nun ſelbſt den allergrößten Werth auf die formale 
Vollendung des Römiſchen Rechts legt, und dieſelbe iſt unbeſtreitbar, ſo ward doch dieſer Vor— 
thell, ſoweit er der deutſchen Rechtsbildung wirklich zugute kam, reichlich dadurch aufgewogen, 
daß er der Geſammtmaſſe des Volkes das Bewußtſein des eigenen Rechts nahm und ihm fremde 
Rechtsanſchauungen aufdrang. Es iſt ein nach unſerer Anſicht ungerechtfertigter Anſpruch der 
Romaniſten, daß ihr Recht ein univerſelles Gepräge an ſich trage; das iſt nur inſoweit wahr, 
als überhaupt Rechtsſätze allgemeine Geltung haben können, alſo über Tauſch, Kauf, Geſchenk 
und überhaupt in Betrefſ des ſogenannten Obligationenrechts. Die Verſchiedenheit betrifft aber 
die Anſchauungen über die Familie, über vie Che und ſelbſt über das Eigenthum. Im Römi: 
ſchen Rechte ift 3.8. der Bater Herr und Meifter jeiner Kinder, jelbft der erwachienen Söhne. 
Auch die legte Ausbildung ded uns überlieferten Römiſchen Rechts Hält noch, trog der vielfachen 
und ftarfen bereits in diefem Grundfag gemachten Veränderungen, conjequent daran feft, daß 
die Breigebung ded Sohnes aus der väterlihen Gewalt nur mit Einwilligung des Vaters ge: 
Iheben könne. Das deutjche Recht fennt eigentlich gar feine väterlihe Gewalt, denn das joge: 
nannte Mundium ift nur das Schugredht und die Schugpflicht des Vaters, ed hört von felbft auf, 
wenn der Sohn zu Jahren gefommen ift und feinen eigenen Haushalt begründet. Die Roma: 
niften nannten diefen Zufland die emancipatio per separatam veconomiam, die Freigebung 
dur gefonderten Haushalt, obgleih es gegen alle Traditionen und Möglichkeiten des Roͤmi— 
ſchen Rechts ſprach, einem Kinde durch die bloße von dieſem vollführte Thatſache und nicht durch 
die ausdrückliche Erlaubniß des Vaters diefe Freigebung zu gewähren. DieRomaniften hatten, 
weil die Familienſitte eined Volkes jih nicht zerftören läßt, eigentlich nur dem deutſchen Rechte 
bier wie in unzähligen andern Fällen einen fremden, äußerft ungehörigen Namen angehängt. 
Auch im Eigenthumsrecht befteht, wie gefagt, eine ſehr verfchiedene Auffaffung für das Nömifche 
und für das deutſche Necht. Das deutſche Necht kennt eigentlich gar nicht ven römischen Begriff 
ded Eigenthums, deſſen Entäußerung früher gar nicht, ſpäter nur in eingefhränfter Weife ohne 
den Willen des Eigenthümerd geſchehen konnte. Daher hat denn aud das Nömifche Recht den 
firengen Begriff der VBindication, d. h. der Befugniß des Gigenthümers, das ohne une 
feinen Willen ihm abhanden gefommene Eigenthun vom jeweiligen Bejiger zurüdzuiehmen. 
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Dieſes Princip iſt trotz Honorar⸗( Prätur)⸗NRecht und anderer juriſtiſcher Boncefflonen in Roͤ⸗ 
miſchen Rechte im weſentlichen unverlegt geblieben. Ganz im Gegenſatze zu dieſer Auffaſſung 
geht wiederum das beutjche Recht vom Begriffe dev Gewehr, d. h. des Beſitzrechts aus, ſodaß 
ein Gegenfland, den man nicht freiwillig aus den Händen gegeben, nicht ohne weiteres vom 
dritten Befiger zurüdgeforbert werben darf. Gine geftohlene oder verliehene Sache kann daher 
nicht ohne weiteres dem jeweiligen Berfiger wieder genomnıen werben, falls diefer fie von einem 
Dritten im guten Glauben erworben hatte. 

Es liegt auf der Hand, einen wie großen Unterfehieb für den Verkehr dieſe oder jene Auf: 
faſſung macht. Die römiſche Auffaffung läßt bei ven vielen Wechfelfällen des Lebens eine Sicher: 
heit im Handelöverfehr eigentlih gar. nicht zu, felbft nicht mit der fpäter eingeführten zehn:, 
zwanzig- und dreißigjährigen Verjährung. Eine Waare fann nad) dem römifhen Syſtem gar 
nicht von Hand zu Hand gehen, ohne daß jedesmal der Bejigtitel ſchärfer nachgewieſen wird, 
während nad deutſchem Recht derjenige, welcher Anſpruch auf ven Beſitz einer Waare macht, 
die gegen ſeinen Willen oder ohne ſeine Schuld aus ſeinen Händen gekommen, dieſen Anſpruch 
nur gegen den richten kann, der die Waare zunächſt an ſich genommen, nicht aber gegen jeden 
beliebigen Dritten. Das allein gewährt: in einem ſchwungreichen Verkehr Sicherheit des Um: 
faged. Es wird nicht nöthig fein, daß wir noch weitere Beifpiele der Verſchiedenheiten in den 
Grundanfhauungen beider Rechte liefern. 

Die Romaniften haben wieverum dieje Verſchiedenheit entweder, wie oben erwähnt, durch neue 
Ausdrücke überdeden over ganz und gar zu Gunften des Nömifhen Rechts aufheben wollen. 
Als Hülfsmittel dazu boten ſich ihnen einzelne Klagbefugniffe des Römiſchen Rechts, welche feine 
vollen Klagen waren, jedoch analog und proviforifch wirkten, natürli aber auch nicht die volle 
Sicherheit leifteten. 

Bir wollen in feine weitern ähnlichen Deductionen eingeben, das Geſagte reicht ohnedies 
zum Verſtändniß ver Sache aus. Dad Römiſche Recht ift im 15. und 16. Jahrhundert in alle 
deutſchen Rechtsverhältniſſe eingedrungen; es hat nicht blos manche Verſchiebung gerechter In⸗ 
tereſſen veranlaßt, ſondern überhaupt vielfache Unſicherheiten im Verkehr herbeigeführt. Die 
Auffaffung über die „moderne Geltung des Nömiihen Rechts“ (usus modernus juris Romani) 
war nah Zeit, Ort und Perſon ſtets ſehr wechſelnd. Manchen wichtigen Verhältniffen und 
Einrichtungen des Verkehrs wurde dabei auch geradezu Gewalt angethan. 

Die deutfchen und die Handelöbeziehungen der ganzen civilifirten Welt beruhen in ihrem 
Zuſammenfaſſen auf einem gewiffen bequemen Sichgehenlaffen, auf einem Anſchmiegen an die 
Berhältniffe, auf rafhem Vorwärtskommen. Die Sicherheit ded modernen Verkehrs in der 
Auffaflung der Handelöwelt begründet fich weit mehr auf vie gegenfeitige Nothwendigkeit des 
Bertragend ald auf formale Juriäprudenz. Ein Kaufmann muß dem andern trauen, wenner 
jelbft Vertrauen genießen will; Grebit, d. 9. die allgemeine Vertrauensfähigkeit, ift eben Die 
Seele des modernen Verkehrs. Auf diefem vorausgefegten und nothwendigen Vertrauen beru= 
ben nun eine ganze Anzahl ver wichtigften Einrichtungen der Handelswelt. Die römifchen Juris 
ten fonnten die wenigften darunter auffaffen und mußten deshalb dazu greifen, ſie analog aus 
ihrer Jurisprudenz zu erflären, was faft niemals ohne einigen Zwang möglid war, der dann 
wieder an irgenveiner Stelle die Rechtsverhältniſſe verſchob. Viele und die meiften diefer Mis- 
deutungen jind an irgendeiner Stelle Deutſchlands früher oder fpäter in die Gejeggebung 
übergegangen. 

Wir wollen ein erlatantes Beifpiel hervorheben. Der Wechfel, dieſes einfache, fichere und fo 
überaus wichtige Papier im Handelöverfehr, war der römifchen Formal-Jurisprudenz ſtets un= 
erreihbar. Gr wurde dargeftellt ald Gefjion, ald Mandat, ald rerum gestio oder ſonſtwie in 
römifchsrechtlicher Weife. Alle am Wechfel Haftenden Berhältniffe wurden dann auf der voran= 
geſtellten unrichtigen Grundlage gemaßregelt. Die frühere Gefeggebung und Rechtſprechung 
weift darum deutlich genug nach, bis zu welchen Ungeheuerligfeiten und bedenklichen Ginrig: 
tungen für den Verkehr folche Übung geführt hat, die erft mit dem allgemeinen deutjchen 
Wechſelrecht ihr Ende gefunden. 

Eine wirklich rationelle Behandlung des Römiſchen Rechts iſt zudem erſt ſehr neuen 
Datums. Man hat die Einwände gegen die Verwendung deſſelben im Handelsverkehr damit 
beſeitigen wollen, daß man ſagte, es widerſtrebe, richtig ausgelegt nicht nothwendig den Be⸗ 
dürfniſſen des Handels. Die Schwierigkeit liegt aber einmal in der richtigen Auslegung, ſodann 
in der richtigen Anwendung dieſer Auslegung ſelbſt. Beide Punkte Haben ihre ſehr großen 
Schwierigkeiten. Die richtige Auslegung des Römifhen Rechts ift in moderner Zeit ſogar da: 
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durch erjchwert worden, daß man Theile deſſelben, welche eigentlih nicht mit recipirt morben, 
dennoch vielfach ald geltendes Net behandelte. Die eigentlihe Schwierigkeit in der richtigen 
Auslegung liegt aber weientlich darin, daß, wie fhon berührt, das Römische Recht und der mo: 
derne Berkehr ganz verſchiedene Eulturftufen repräfentiren. Die Anwendung folder Aus: 
legungen hing aber wiederum von den Berhältniffen und den Berfonen, melde varauf Einfluf 
ausübten, ab. Wir kommen fpäter noch auf die Stellung der Juriftenwelt zur praftifchen Aus: 
legung moderner Sandelörechtöveshältniffe zurüd. 

Die erfie Anregung, mindeftend einen Theil ded Handelsrechts unabhängig von der herge: 
braten Jurispeudenz zu behandeln, ift im Jahre 1836 bei der damals in Münden abgehal: 
tenen Zollvereindconferenz ergangen. Der würtembergifche Abgeordnete war ed, der damals 
im Namen jeiner Negierung eine Denkfchrift einreichte, welche die Ausarbeitung eined gemein: 
famen Handelsgeſetzbuchs oder zum mindeften eines gemeinfamen Wechſelrechts für die Zoll: 
vereindftaaten anempfahl. Preußen hatte zu jener Zeit bereits für das eigene Gebiet den Ent: 
wurf eine® Wechfelgejeged ausarbeiten laffen, deſſen ſchließliche Mevaction jich jedoch bis zum 
Jahre 1847 binzog. Sept erging au von Preußen an die Regierungen ſämmtlicher deutſcher 
Staaten die Einladung zu einer Gonferenz für ein gemeinfames deutſches Wechſelrecht, welde 
auch auf Grunblage der preußischen Vorarbeiten vom 20. Det. bis zum 9. Nov. 1847 in 
Leipzig abgehalten wurde. Man weiß, mie es diefem deutſchen Wechfelrecht erging. Der Bun: 
destag konnte Feine weitere Hand mehr an die Einführung veffelben legen; dagegen wurde rd 
am 26.Nov. 1848 durd den Reichsverweſer ald Reichsgeſetz publicirt und feine verbinden: 
Kraft auf den 1. Mai 1849 feftgefegt. Zur wirklich gültigen Ginführung hat es indeß der 
Publication in den einzelnen beutfchen Staaten bedurft, die auch meiftentheild noch in den Jah: 
ren 1848 und 1849 erfolgte. Nur in Heſſen-Kaſſel ift die Publication, und zwar nicht ohne 
Abweihungen, erft am 26. Det. 1859 gefchehen. Kür Holftein ift zu Anfang 1854 eine Web: 
jelorbnung erlaffen worben, melde nur wenige eigenfinnige Veränderungen ber deutſchen Bed: 
jelorbnung enthält. Ähnliches geſchah Anfang 1858 für Kauenburg. Dagegen gilt die deutſche 
Wechſelordnung noch immer nicht in Luremburg, Limburg und in Schaumburg=kippe. 

Die Bedeutung des deutſchen Wechſelrechts muß zunächſt darin geſucht werben, daß ed für 
Deutſchland eine große Anzahl (wol über fechzig) beſtehender Wechfelgejege beſeitigte, ein ge: 
radezu unerträglider Zuftand für die Bedürfniſſe eines jo vielfach aufs engfte ineinander ver: 
flochtenen Verkehrs. Wenige Meilen genügten, um bie Rechte und Pflichten von Acceptanten, 
Ausfteller, Indoffanten u. ſ. m. ganz anders zu ftellen, und der ausländifche, d. h. der in der 
nächſten Nahbarfchaft wohnende Wechſelinhaber konnte nicht jelten Gefahr laufen, durch 
Unfenntnig unvernünftiger Gefeggebungen um fein Wechſelrecht zu kommen. Denn in der That 
lagen die Behler der Mehrzahl der bis dahin beftandenen Wechſelordnungen an ben voraudge: 
faßten Meinungen der römifch gebifveten Juriften, während das neue Wechſelrecht jid auf die 
volle Höhe der Zeit und der kaufmänniſchen Bevürfniffe erhob. Es ift in ihm ein Sag zur vraf- 
tifhen Geltung gekommen, der allerdings wiſſenſchaftlich noch Widerſpruch gefunden hat, dar 
nämlich der Wechſel kaufmännijches Geld fei; für die Praxis mindeftens kann freilich in den 
allermeiften Fällen nicht bezweifelt werden , daß der Wechſel in diefem Sinne gehandhabt wirt. 
Die ſtriete Form, nad weicher der Wechſelverkehr in dem deutſchen Wechſelrecht aufgefaft if, 
und die ſich wefentlih von ven frühern, bloß gelehrten Anſchauungen befreit hat und id gan; 
dem faufmännifchen Verkehr anfchließt, ſowie die Theilnahme deslichebers dieſes Satzes an bet 
Eonferenz weifen darauf hin, daß jener Grundſatz den Mitgliedern derſelben vorgeſchwebt hat. 

Eine befondere nicht immer hinlänglich genug beachtete Beveutung der deutfchen Wedel; 
ordnung liegt in ber vollftändigen Emancipation, welde ſich der Kaufmannsftand dadurch für 
jeine Intereffen erworben hat. Alle jene Zins: und Wuchergeſetze, alle directen ober inbirecien 
Beauffihtigungsmittel, welche der Staat bisher feinem Geld: und Handelöverfehr gegenüber: 
geitellt hatte, find praktiſch in ven weientlihften Punkten dadurch überwunden worden. 

Der Vorgang der Allgemeinen deutſchen Wechfelordnung war nun die erfte Beranlaffung, 
aud an die Aufftellung eines deutſchen Handelsrechts zu denken. Diesmal ergriff bie bairiſcht 
Regierung die Initiative, nachdem die preußiſche Regierung für ihre Lande bereits einen Ent⸗ 
wurf zu einem Handelsgeſetzbuch hatte ausarbeiten laſſen. Der bairiſche Bundestagsgelanttt 
ſtellte am 21. Febr. 1856 namens feiner Regierung beim Bundestage den Antrag, eine Gom: 
mifjion zur Ausarbeitung eines allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs niederzufegen. Nach: 
dem die Sache an den fogenannten bandelöpolitifchen Ausſchuß verwiefen worden und deſſen Ju: 
fimmung erhalten hatte, erhob auch die Bundedverfammlung den Antrag zu ihrem Beſchlußſt. 
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Später erklärte ſich die preußiiche Regierung gegen die beabfichtigte Niederfegung einer befon- 
dern größeren Commiſſion zur vorherigen Ausarbeitung eines Entwurfs, weil diefelbe bereits 
einen folden für die gefammte preußische Monarchie hatte anfertigen laſſen. Die Bundesver— 
fammlung überließ jedoch diefe Frage der zu ernennenben Commiſſion felbft.. Dagegen wurde 
in der Sigung vom 4. Dec. 1856 die ausdrückliche Erklärung abgegeben, „daß jelbfiverftänp: 
lich aus der Iheilnahme an ben commifjionellen Berathungen feiner Regierung die Berpflich- 
tung erwachſe, dem aus diefen Berathungen bervorgehenpen Entwurf ihre Zuftimmung zu er- 
theilen und ihn in Wirkſamkeit zu fegen. Der gedachte Gefegentwurf wird vielmehr von der 
Commiſſion nad vollendeter Ausarbeitung beilelben der hohen Berfammlung zu dem Zwecke 
vorgelegt werben, um ihn den höchſten und hohen Regierungen zur Prüfung und Erinnerung 
mitzutheilen und nad Maßgabe ber erfolgten Äußerungen ſodann die weitern Bereinbarungen 
zu deſſen allenfallſiger Revifion und Feſtſtellung einzuleiten.’ 

Die Eonferenz trat am 15. Jan. 1857 zu Nürnberg zufammen und wurde dajelbft vom 
Stagtäminifter der Jufliz v. Ningelmann eröffnet. An diefer und den folgenden Gigun- 
gen betheiligten ſich ſämmtliche veutfche Regierungen, mit Ausnahme jedoch von Medlenburg: 
Strelig, Dänemarks für Holftein, der Niederlande für Luxemburg, der Fürſtenthümer 
Lippe, Waldecks, Heſſen-Homburgs und Liehtenfleind. Mehrere Staaten hatten jegt ober 
Ipäter mehrere Mitgliever zugleih abgeorpnet, nämlich Kaufleute oder Gemwerbtreibenve 
neben den juriftiihen Stimmführern. Doc führte jever Staat nur eine einzige Stimme. Als 
zweiter Vicepräſident und als regelmäßiger Vorſitzender, da der bairiſche Minifter nicht 
dauernd bei den Gonferenzen zugegen bleiben fonnte, wurde der öſterreichiſche Abgeorbnete 
». Raule, Präfivent des Handelögerihts zu Wien, ernannt, Derfelbe legte zunächſt 
ber Berfammlung einen für Ofterreih ausgearbeiteten Entwurf zu einem Handelsgeſetz vor. 
Daflelbe that der preußifche Abgeorbnnete, Geh. Cherjuftizrath Dr. Biſchoff, mit dem preußi- 
ſchen Gefegentwurf. Da es ji indeſſen ergab, daß der Öfterreihifche Entwurf über das See- 
vet -und die Aſſecuranzen ſchwieg, fo erklärte ſich der öſterreichiſche Abgeordnete ſchon in ber 
zweiten Sigung damit einverflanden, daß ver preußifche Entwurf als Leitfaden zu ben Discuſ⸗ 
fionen bezeichnet werben jolle. Das ift denn auch geichehen. 

Man wird die Bedeutung und ben wiffenfhaftlichen Werth dieſes preußifchen Handels— 
geiegentwurfs nicht verfennen fünnen. Die preußiſche Regierung Hatte zu demſelben alle ihr 
zu Gebote ſtehenden Hülfsmittel angewandt, namentlich neben dem franzoͤſiſchen Handelsgeſetz⸗ 
buch aud) die ähnlichen holländiſchen und fpanifchen Geſetze fowie die Gerichtspraxis ber deut- 
ſchen Staaten zu Rathe gezogen. Sie hatte die erſte Arbeit nohmals der Begutachtung durch 
Kaufleute und praftifche Iuriften unterbreitet und für bad Ser: und Aſſecuranzrecht auch die in 
faft allen deutſchen Norbhäfen geltende Praxis der Hamburger Börfe zu Grunde gelegt. Sie 
hatte dabei den Bortheil, daß innerhalb Preußens felbft bereits ſehr abweichende Gefege und Ge: 
bräuche für das Handelsrecht und für die Bebürfniffe des Handelsverkehrs galten, die alle Be: 
rückſichtigung finden mußten und die deshalb einen preußiſchen Entwurf noch am meiften für ein 
deutſches Geſetz geeignet erſcheinen ließen. 

Trotzdem hat ed manche bedenkliche Seiten gehabt, dieſen Entwurf, deſſen allgemeiner Ge: 
danfengang und innered Syftem nothwendig in das deutſche Handelsgeſetzbuch übergehen muß: 
ten, den Berathungen zu Grunde zu legen. Der preußifche Entwurf litt theilmweife an ven Mäns 
geln des Allgemeinen preußifchen Landrechts, einer zu großen Gajuiftif unter Zurüdtreten der 
allgemeinen Grundfäge. Mehr noch war, mit veranlagt allerdings dur das franzöſiſche Han 
delsgeſetzbuch, aber vielfach noch weiter getrieben, die Handelspolizei ſtatt bed Haudelsrechts in 
ven Entwurf hineingefommen. Obſchon dieſe Beflimmungen eigentlih gar nicht hierher ge: 
hörten, jo ift doch ein großer Theil davon in das Geſetz übergegangen, weshalb auch beſonders 
in den norbdeutfhen Handelsſtädten eine dem Unternehmen und den Berathungen feinpjelige 
Stimmung plaggriff. , 

Die eigentlichen Berathungen begannen am 21. Jan. 1857 und wurden, unter mehrmali: 
gen Lejungen, in 589 Sigungen in Nürnberg zu Ende geführt, mit Ausnahme jedoch des 
See: und Affecuranzredts, das in Hamburg vom 26. April 1856 bis zum 22. Aug. 1860 

bevathen wurde. 

Leider ſollte am Schluffe ver Berathungen eine Mishelligkeit nicht ausbleiben, die nicht ohne 
Einfluß auf die Einführung des Handelsgeſetzbuchs in ganz Deutjchland bleiben fann. Nach 
Abſchluß der beiden erſten Lefungen wurde von der Gonferenz beichloffen, die dritte kurze Leſung 
auf die Erinnerungen der Negierungen gegen den Entwurf zweiter Leſung zu beihränfen. Auf 


410 Handelsrecht 

Grundlage dieſer Verabredung war eine erhebliche Zahl ſolcher Erinnerungen, im ganzen 516, 
eingebracht worden. Als jedoch am 19. Nov. 1860 dieſe dritte Leſung begonnen werben follte, 
zeigte es fi}, daß die Regierungen von Ofterreich, Preußen und Baiern ein Specialabfommen 
getroffen hatten, um beftimmte Grundfäge, namentlich in Betreff des Geſellſchaftsrechts, nad 
ihrem Willen in dad Gefegbud Hineinzubringen und um ebenfo nad eigenem Ermeflen 252 
Erinnerungen ald feiner weitern Berüdjichtigung werth wieder auszuſcheiden. Bon den aus: 
geſchiedenen follten 62 einem zu erwählenden Redactionsausſchuß und nur bie übrigen dem 
Plenum felbft zur Berathung übermwiefen werden. Diefem durd ziemlich kategoriſch lautende 
Motive unterftügten Beihluß der drei Regierungen trat natürlih Wivderfpruc entgegen, um 
fo mehr, da erklärt worden war, daß der Beſchluß ſelbſt nicht zur Berathung, fondern nur zur 
Bollziehung vorliege. Am lebhafteften erklärten jich gegen denjelben Hannover und Hamburg, 
welche fich überdies zu einer gemeinfamen Sichtung des neuen Material gern einverftanden 
erflärten. Bon badifher Seite wurde ſogar ein Bermittelungsvorfchlag gemacht, wobei alljeitig 
anerfannt wurde, daß eine Abkürzung des Verfahrens allerdings erforberlih wäre, und daß 
man gern die Hand dazu bieten wolle, um fie in legaler Weife zu bewerfftelligen. Der bairiſche 
Ehrenpräfident blieb aber bei feiner Inftruction. Es erfolgten in den weitern Sigungen eine 
ganze Anzahl von Verwahrungen, wodurch indeſſen in der Sache ſelbſt nichts weiter geän— 
dert wurde. 

Am 31. Mai 1861 wurde am Bundestage beſchloſſen, „den in der Sigung vom 16. März 
dieſes Jahres zur Vorlage gefommenen Entwurf eined Allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
in allen feinen Theilen ald nad den Anordnungen des Bundesbefhluffes von 10. Dec. 1856 
regelmäßig und vollfländig berathen anzufehen und feine Vorlage ald die befriedigende Aus: 
führung dieſes Bundesbeichluffes anzuerkennen”. Er erklärte ferner, „nunmehr an ſämmtliche 
höhften und hohen Bunvesregierungen die Ginladung zu richten, dem in der Sigung vom 
16. März diefed Jahres vorgelegten Entwurfe eines Allgemeinen deutſchen Handelsgeſetz buchs 
baldmoͤglichſt und unverändert in geeigneter Weife Geſetzeskraft in ihren Landen zu verſchaffen“, 
jowie er weiter den Wunſch ausſprach, „daß die betreffenden höchſten und hohen Regierungen 
mit der Anzeige über die Einführung des Handelsgeſetzbuchs die Bereitwilligfeit erflären möch— 
ten, etwa jpäter wünfchenswerth ericheinende Abänderungen over Ergänzungen diejed Gejeg- 
buchs nicht einfeitig, fondern vielmehr in derjelben Weile, wie daſſelbe ins Xeben gerufen wor= 
den, zur Ausführung zu bringen”. 

Diefen Majoritätsbeſchlüſſen war auch eine Anzahl derjenigen Staaten beigerreten, deren 
Bevollmädtigte jüngft in Nürnberg wider die ihnen angethane Gewalt protejtirt hatten. Die 
Minorität beftand aus Hannover, den beiden Medlenburg und Hamburg. 

Somit war ein ungewöhnliches Werk zu Stande gefommen, wie die Geſchichte fein zweites 
Beifpiel liefert. Geſetzbücher folder Art find an und für ſich ſchwer abzufaflen und ſchwerer noch 
von einer und für eine ganze Anzahl, wenn auch nahe verwandter, doch unabhängiger Staa= 
ten. Wir werden jept noch einige Bemerkungen über die Einführung und das wahrſcheinliche 
Schickſal dieſes Geſetzbuchs hinzuzufügen haben. Man ftellt Häufig Hierbei ven Gejihtspunft 
der gemeinfamen deutſchen Rechtsanſchauung obenan; wir wollen ven Vortheil derſelben 
auch auf dieſem Gebiete nicht leugnen, möchten aber faum behaupten, daß berfelbe von fo 
wejentliher Bedeutung fei. Die Gleichheit des Civilrechts und des Handelsrechts ift ja nur ein 
Theil, ift aber feine Vorbedingung zur Nationaleinheit felbft; das fann man unter andern 
auch in England jehen, deſſen nationalseinheitlihes Gefühl doch fo feftgeprägter Art ift. Es 
gibt innerhalb jeder Nation, und gewiß nicht am wenigften in Deutjchland, veflen Bewohner in 
fo viele verſchiedene Staaten verzettelt find, fehr abweichende wirthſchaftliche Bedürfniſſe, die 
vielleiht nur ſchwer in allen Theilen ein gemeinjames Handeldrecht vertragen. Man fann fi 
ferner nicht darübertäufchen, daß das neue deutſche Handelsgeſetzbuch in vielen und in jehr wich— 
tigen Bunften von den vorgerücteften wirthſchaftlichen und juriftiichen Anfichten ausgeht; man 
fann aber dagegen aud nicht vergeffen, daß bisher pad Beftreben der meiften deutſchen Regie— 
rungen dahin ging, die wirthichaftliche Ausbildung ihrer Staatdangehörigen durch Verbote und 
durch Eingreifen in deren Betrieb eher nievrig ald Hoch zu halten. Aus diefem Gegenfage jind 
daher Abweichungen zwiſchen den beftehenden wirthſchaftlichen Ginrihtungen und dem neuen 
Handelsrecht an vielen Orten geradezu unvermeidlih. Es läßt ich ſonach mit Sicherheit vor— 
ausjehen, daß die Einheit dieſer Geſetzgebung auf die Dauer in allen Bunkten gar nicht fland- 
halten werde. Das hat auch die Konferenz jelbft gefühlt, indem fie am Schluffe die volle oder 
doch theilweife Einführung oder Richteinführung einer Anzahl von Titeln den einzelnen Staats— 
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geieggebungen überließ. Das ſieht man ferner an ven Einführungsgefegen, foweit ſolche be- 
reits erlaffen worden find, die in manden nit ganz unwefentlihen Punkten von vornberein 
Verſchiedenheiten feftitellen. Bon einigen Staaten heißt es fogar, fie würden überhaupt das 
deutſche Handelsgeſetzbuch nicht unverändert bei fih einführen. Ob man übrigens berechtigt ift, 
dies legtere Verfahren ald einen Abfall von der gemeinfamen veutihen Sache zu bezeichnen, 
wie ed gefchehen, möchten wir nicht ohne weiteres bejahen. 

Die größte Veränderung in der Auffaflung und Behandlung des neuen deutſchen Handels— 
geſetzbuchs wird jedenfalls die Praris jelbft bringen. Auch davon liegt bereitö der Beweis vor, 
nämlich bei ver Allgemeinen deutihen Wechſelordnung. Der Inhalt diefes letztern Geſetzes ift 
doch ein ziemlich einfacher, jedenfalls auf einen fireng begrenzten Gegenftand beichräntter. 
Aber bereitö haben in den Auffaffungen der Gerichte bis hinauf zu den Höchften fich bedenkliche 
Abweihungen in der Interpretation mancher Beftimmungen ver Wechſelordnung gezeigt. Das 
liegt nur theilweife an der Unvolltommenheit aller Geſetzgebung, die nicht alle Fälle voraus: 
ſehen und aud nicht einmal für alle vorausgeiehenen den rechten legislatoriihen Ausdruck 
finden fann. Das liegt weit mehr daran, daß man fi von den angewohnten Anfhauungen 
des frühern Wechſelrechts nicht ohne weiteres befreien konnte und diefe, wo nur thunlih und 
felbft mehr wie thunlich, in das nene Wechſelrecht hinein interpretirte, 

Wenn das fon bei ver verhältnigmäßig fo einfahen Wechſelordnung gefhehen ift, was 
fol erft aus dem deutſchen Handelsgeſetzbuche werden" Dan ſehe ich die Menge der Artikel, die es 
enthält, man ſehe ſich die äußerſt wichtigen und alltäglich in Brage kommenden Intereflen 
an, die ed legiölatorifch anorbnet: wird die gefegliche Einführung des neuen Rechtsbuchs ohne 
weiteres die bidherigen Erinnerungen und Gewohnheiten auf dieſem Gebiete auslöfchen? Daß 
died nicht geichehen wird, darüber fann für jeden Fachkundigen fein Zweifel beftehen, und man 
wird ſich darauf gefaßt machen müflen, in gar nicht ferner Zeit die Einheit des deutſchen Han— 
delsrechts in vielen wichtigen und unmichtigen Punkten wieder verfchoben zu fehen. 

Einen vergleichenden Geſichtspunkt hierfür bieten aud die Einführungen ähnlicher allge: 
meiner neuer Gefege in einzelnen Staaten. Auch bier wird man ganz regelmäßig finden, daß 
frühere Gewohnheiten und Gefege lange über die neue Gefeßgebung hinaus leben und ſich wie: 
ver Geltung zu verfchaffen fuhen. Das Eorrectiv dagegen ift die Einheit des Richterſpruchs in 
dem einzelnen Staate, repräfentirt durch ein höchſtes Richtercollegium. Allein aud) dies reicht 
nit aus, denn abgefehen von den eigenen Meinungen diefer Richter, kommen aud) an biefer 
Stelle von Zeit zu Zeit abweichende Entjheidungen vor. Außerdem gelangen bei weitem nicht 
alle unrichtigen Rechtsſprüche der untern Inſtanzen an das höchſte Gericht. Das deutſche Han— 
delsrecht wirt aber bei den jegigen politifchen Zuftänden Deutſchlands and nit einmal dieſen 
nothbürftigen Schuß feiner Einheit in einer ſolchen höditen Juſtanz finden. 

Man wird dann weiter die nothwendige Mangelbaftigkeit einer jeden Codification in Anz 
jhlag bringen müffen. Diefe Mangelbaftigkeit ift aus zwei Gründen unvermeidlih. Einmal 
kann der Gejeggeber die Erfahrungen und die Verhältniſſe, über welhe er Anordnungen treffen 
will, nur aus der Vergangenheit [höpfen; das Leben aber bietet einen fortwährenden Wandel 
von fletö neuen Erfcheinungen und neuen Verhältniſſen. Sodann reicht das Werkzeug des ge: 
ſchriebenen Wortes, veifen ſich der Gejeggeber zur Aufftellung des Geſetzes bevient, nicht immer 
aus oder wird wenigftend in manchen Fällen nicht richtig gehanphabt. Daffelbe Wort kann 
an verſchiedenen Theilen des Geſetzbuchs in verichiedenem Sinne gebraucht fein; unabfichtliche, 
kaum bemerkte Wendungen in verſchiedenen Abtheilungen des Geſetzbuchs können einen innern 
folgenreihen Widerſpruch in ſich verbergen, und mas dergleichen mehr ift. Solde zumal in 
jeder größern Geſetzarbeit nicht vermeidlihe Unachtſamkeiten bringen dann fpäter die dem 
Publitum oft gar nicht begreiflichen weiten Abweihungen in den Anjhauungen und Sprüden 
von Advocaten und Richtern hervor. . 

Das neue deutſche Handeldgefegbud wird diefem Schickſal gewiß nicht entgehen, ja vielleicht 
demjelben ganz beſonders audgefegt fein. Diejed Gefeg ift wefentlih ein Compromiß zwiichen 
ganz verfihiedenen Rechtsanſchauungen. Es hat ih fo zu jagen feine Nomenclatur erft felbft 
bilden müffen, mindeftend werben ſich manche der technischen Rechtsausdrücke in demſelben nicht 
völlig in demjenigen Sinne auffaffen laffen, wie ſich die einzelnen, Staatögefeggebungen deifel- 
ben Wortes anderswo bedienen. Das deutfche Handeldgefegbud hat aber au, was vor allem 
wichtig ift, mehrere Lefungen beftanden, bei denen für jehr wichtige Bragen jedesmal andere 
Grundanfhauungen obwalteten. Die Schwierigkeit folder Veränderungen liegt nun aber darin, 
daß ed nunmehr erforderlich wird, an den meitern Stellen ded Geſetzbuchs, die einen innern 
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Zufammenhang mit jenen andern Beftimmungen haben, die legten Spuren ber frübern Auf: 
faffung völlig zu verlöfchen. Wir möchten annehmen, daß diefe Aufgabe auch den fcharffinnig: 
ſten und gedächtnißreichſten Juriften geradezu unmöglich ift, und würde ber Verſuch gemadt 
werden, fie allenthalben gründlich durchzuführen, mit fleten weitern etwa noch erforderlichen 
Peränderungen, die Revifion hätte niemals ein Ende. So ergibt fi denn ſelbſt aus der Ge— 
ſchichte des Zuftandefommend des deutſchen Handelsgeſetzbuchs der Anfnüpfungspunft für un: 
gleihförmige Auslegungen des Grfeged. 

Der Inhalt des Gefeges felbft gibt aber weiter zu manden Zweifeln darüber Anleß, 
ob die einheitliche Fortbilbung deſſelben auch möglich oder räthlich ſei. Man darf dem ſtarren 
Buchſtaben des Geſetzes gegenüber niewald die ſtarken Bedürfniſſe des Lebens, die ſich unter 
allen Umftänden Bahn breden werben, außer Acht laffen. Das deutſche Handelsgeſetzbuch ent: 
hält neben dem Grundfäglihen eine ganze Anzahl von Beitimmungen mehr polizeiliher 
Natur oder Auffaflungen, fo namentlich im Gebiet des Geſellſchaftsweſens, die weſentlich nur 
den zeitweiligen wirklichen oder vermeintlichen Anfihten oder Bedürfniſſen von Regierungen 
und Sandeltreibenden entſprechen. Das Gebiet des Handelsrechts und der handelsrechtlichen 
Inftitutionen ift aber wicht gefchloffen, es bilden ſich ſogar unter dem Ginflufle des Aus: 
landes oder der einheimifhen Bedürfniſſe mitunter in ganz unerwarteter Weife neue Inflitu: 
tionen aus. Je mehr das Geſetzbuch ſich ver Caſuiſtik zuneigt, je mehr es in vorſorgender Meile 
polizeiliche Schäden abwenden will, je fefter es Redtöinftitutionen innerhalb ganz beftimnter 
Grenzen zu befhränfen unternimmt, um fo eher wird Die Praris gar nicht umhin können, rüd: 
ſichtslos Darüber hinaudzugehen, denn fie ift ihrer ſelbſt und nicht des Geſetzes wegen va. € 
wird das gefchehen, foll das Recht nicht in fich felbft verknöchern, wie das zum Beifpiel in 
Frankreich der Fall ift, wo freilich die formale Jurisprudenz weit mehr gilt als in Deutſchland. 

Das Handelörecht hat im Gegenfage zum Familien: und Erbrecht einen kosmopolitiſchen 
Boden, und die weitern Entwidelungen veflelben im Inlande merden fehr weſentlich durd) dad 
mitbedingt, was im Auslande darin geſchieht. Das deutſche Handelsrecht ift aber von Anbeginn 
an zu einer gewillen Stagnation verurteilt worden, indem der Bund, wie erwähnt, ed allen 
deutſchen Negierungen zur Pfliht gemacht hat, Feine einjeitigen Veränderungen in demſelben 
vorzunehmen. Auch ohnedies würde jede deutſche Regierung und jede deutfche Ständeverſamm—⸗ 
lung fi für gebunden erachten, nicht ohne Noth an dem Handelögefegbuche zu rühren. Durch 
jene allgemeine Verpflichtung dagegen wird die Entwidelung des deutſchen Handelsrechts nah 
den heimifchen Bedürfniſſen jowol ald den ausländifchen Muftern ſehr weſentlich eingeengt. 
Ohnehin ift aus den Schlußvorgängen der Gonferenz ein gewiſſer Groll bei vielen deutſchen 
Regierungen zurückgeblieben, die ſchwerlich zu einer Revifion ohne bedeutend verftärfte Garan: 
tien die Hand bieten werben. Und felbft eine folde Revilton, jo nothwendig fie aud wahr: 
iheinli in gar nicht zu ferner Zeit fein wird, kann mit der jo raſchen Entwickelung der Der: 
fehröverhältniffe in heutiger Zeit ſchwerlich Schritt halten. 

Alle diefe Einwände heben indeß die große Bedeutung des neuen beutjchen Handelsrecht⸗ 
geſetzbuchs noch nicht auf. Der Werth des neuen Handelsrechts liegt in dem gewaltigen An: 
ſtoße, welden es für die Klärung und Aufhellung vieler Begriffe und Anſchauungen im Ver: 
fehröleben geben wird. Die Handelsrechtspflege war, wie wir fon früher erwähnt haben, 
biöher meift in den Händen römijch gebilveter Juriften, und jelbft die Grundlage viefer Nedtt: 
pflege ftand ausſchließlich oder zum größten Theil auf römiſchem Boden. Gegen dieſe fefte Stel: 
lung des fremden Rechts fonnten die Bebürfniffe des Handelsverkehrs nur gelegentlich und an 
einzelnen Stellen ih @ingang verſchaffen. Das neue deutſche Handelsrecht aber befindet id 
trotz einzelner Miögriffe und trog feiner ganzen ſchwierigen Stellung auf der Höhe der model 
nen Berfehrsanihauungen, ſodaß fogar an nicht wenigen Orten in Deutſchland ver Übergang 
vom alten zum neuen Zuftand fehr fhroff fein wird. Aber in das deutſche Rechtöleben wird 
jedenfalld ein neuer friſcher Zug fommen ; es wird eine Auffaffung von Verkehrs: und Rechte— 
verhältniffen entftehen mehr im modernen Sinn, ſtatt der biöherigen formalen Ausbildung 
durch die römische Jurisprudenz und der etwas willfürlihen Mafregelungen des Verkehrs burd 
hohe und nievere Staatöpolizei. Für die gefunde Entwidelung des Verkehrs ſelbſt kann Dil 
Veränderung nur von den ſegenöreichſten Kolgen jein. 

Es find zwar noch eine Anzahl von deutſchen Staaten mit der Einführung ded Allgemeinen 
deutſchen Handelsgeſetzbuchs in Rückſtand geblieben, allein vorausfichtlidh werben die andern und 
wahrfcheinlich alle folgen. Eingeführt worben ift das Gefeg am 1. März 1862 in Preuß", 
in Raflau und in Sachſen, am 1. Juli 1862 in Baiern. Im den meiften deutſchen Geſet— 
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gebungen wird die baldige Einführung vorbereitet, und nur im Nordweſten Deutſchlands ſcheint 
eine größere Verzögerung eintreten zu ſollen, namentlich in Hannover und in den drei Hanſe⸗ 
ſtädten. In dieſen drei Handelsrepubliken, beſonders in Hamburg, hat ſich eigentlich niemals 
eine beſondere Zuneigung für das Zuſtandekommen des Handelsgeſetzbuchs gezeigt. Dieſelben 
befanden und befinden ſich in der gewohnheitsmäßigen Ausübung und in der feſten dadurch 
herangebildeten Vraxis ihres lolalen Handelsrechts, dad daneben aber auch ſtets ein Auge auf 
die handels rechtlichen Entwickelungen des Audlandes hat, jo wohl, daß bei ihnen eigentlich kein 
weiteres Bebürfniß zu einer Godification vorhanden ift. Sie haben auch Bedenken rückſicht⸗ 
lid mander polizeilihen Einfhwärzungen in dad Geſetzbuch; fie fürchten fogar in vielen Be: 
ziehungen einen Rückſchritt im Handelsrecht zu machen. Nichtsdeſtoweniger werben fie fich ohne 
Zweifel, wenn au mit einigen für nothwendig erachteten Veränderungen, zur Annahnte des 
Geſetzbuchs bequemen. Dagegen ift wol ſchwerlich Ausſicht vorhanden, daß das deutſche Bun⸗ 
desland Holſtein, ſo lange mindeſtens, als die jetzigen Verhältniſſe beſtehen, in den Beſitz des deut⸗ 
ſchen Haudelsrechts gelangen werde. Für Holſtein ſind auch bis. zum letzten Moment bie Gun: 
ferenzen in Nürnberg nicht beſchickt worden. 

Die Einführung ded neuen Handelögefegbuchs in ganz Deutſchland wird dasjenige. vollen: 
den, was die Allgemeine deutfche Wechfelorbnung bereits angebahnt hat: bie Befreiung bes 
deutihen Kaufmannsſtandes von ven Sagungen der hergebrachten Jurisprudenz. Dadurch wird 
fih dann weiter ergeben, daß dieſes weit mehr auf veutfche Anſchauungen bafirte Handelsrecht 
dad übrige Rechtsleben beeinfluffen muß. Es wird geradezu für Die Dauer unmöglich fein, in 
einem und demſelben Lande verſchiedene Rechtsnormen für viefelben Mechtöverhäftniffe anzu: 
wenden, je nachdem die betreffenden Theile Kaufleute find ober nicht. Es wird ferner der Geiſt 
ver neuen Gejeßgebung aud in diejenigen Theile des Civilrechts eindringen, welche nicht han⸗ 
delsrechtlicher Natur find, aber fi Doch auf den Verkehr beziehen. Endlich wird dad Handels⸗ 
recht allenthalben, wo ed. angenommen wird, mehr und mehr die Geſetzgebung in die Noth⸗ 
wenbigfeit verlegen, vielfache neue Einrichtungen und Önberungen zu treffen, welde wiederum 
auf dad Rechtoleben der Nation einwirken müflen. Mögen aud alle dieſe und viele der vorher 
berührten Folgen der Einführung des neuen deutſchen Handelsrechts erſt allmählich und nicht 
jedem Auge ſofort ſichtbar eintreten, fie köͤnnen ver Matur der Sache nach nicht ausbleiben, und 
ſo wird dieſes neue Recht für alle Zukunft einen neuen Abſchnitt im dertſchen Rechtoleben 
bezeichnen. 

Bir haben nur noch Weniges über Die fremden Handelsrechte hinzuzufügen. Über die fran⸗ 
zöſiſchen handelsrechtlichen Bildungen iſt ſchon geſprochen worden; Die meiſten zwiſchen 1808 und 
1860 liegenden neuen Handelsrechte beruhen auf dem franzöſiſchen Vorbilde. Nicht ausgedehnt 
hat jih das franzöſiſche Handelsrecht auf England und die Vereinigten Staaten, die befannt- 
lich ihr ganz eigenthümliches Nechtäleben führen, Ein eigentlich gefonbertes Handelsrecht und 
befondere handelsrechtliche Tribunale befigen die beiden Länder nit, und mas ſich bei ihnen als 
wirflih bandelärechtliche Norm herausgebildet hat, ift weientli eine von den Gerichten den 
Bedürfniffen des Verkehrs gemachte Conceſſton. Es ift nämlich eine ganz unrichtige Behaup⸗ 
tung, daß englifche Richter. ih immer ftarı nad) vem Buchſtaben des Gefeges richten, felbft wo 
derſelbe in feiner Ausführung zum Unfinn wird. Die Verſchiedenheit von der deutſchen Art 
liegt vielmehr nur in demjenigen Gebiet, wo diefe Schroffheit auftritt, nämlich im Criminal⸗ 
recht. Es gibt auch in Deutfchland buhftäblice Auslegungen des Rechts, welche Engländer und 
Amerikaner in großes Staunen jegen würden, In civil: und namentlid in handelsrechtlichen 
Verhältniſſen darf ji der englifche Richter häufig Interpretationen erlauben, die allein auf der 
Lage der Sade und einer gewiſſen Billigkeit beruhen. Ein folder engliſcher Richterſpruch ift 
oft ein wahres Seiltängerfunftftüd, wo das juriſtiſche Gewiſſen des Richters mühſam auf dem 
Buchſtaben des Geſetzes balancirt. In England geben die Mitglieder von collegialiſch befegten 
Gerichten auch nicht wie in Deutjhland einen gemeinfamen Spruch mit gemeinfamen Motiven 
ab, jondern jeder Michter trägt in Öffentlicher Sigung feine Meinung und feine Entſcheidung 
über die Sache vor; das Urtheil liegt bei der Mehrheit ver Richter. Ausſprüche beſonders ans 
geſehener Richter werden dann zu Präcedenzfällen und geben ein neues Recht, bis andere Aus: 
ſprüche dieſes wieder umwerfen. Für das Handelsrecht iſt dabei namentlich noch von Bedeutung, 
daß das Gewohnheitsrecht in England und Amerika viel größere Kraft hat als in Deutſchland. 
Auch das darf nicht unerwähnt bleiben, daß in England die Entfcheidung ſelbſt von Civilproceſſen 
nicht felten bei Geſchworenen liegt, in dent Sinne nämlich, daß Diefe auch da die Entſcheidung über 
eine beitrittene Thatſache abgeben, wo der deutiche Givilproceh etwa zum Eide einer der ſtrei— 
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tenben — greifen würde. Auch bei dieſen Ausſprüchen macht ſich natürlich häufig genug 
die handelsrechtliche Anfhauung der Mitglieder der Jury geltenv. 

Dennod kann von einem wirklichen Handelsrehte in England und in Nordamerika nicht 
die Rede fein. Was man Handelsrecht nennen könnte, ift eine unverarbeitete Mafle von han: 
belstetlihen Gewohnheiten und Bräcebenzfällen, untermifcht mit einer Anzahl von mehr oder 
weniger durhgearbeiteten Gefegen, wie fie nad Zeit und Gelegenheit gegeben worden find. 
Auch diefe Geſetze gehen nicht felten in ein viel tiefere8 Detail ein, ald man nıeiftens in Deutſch⸗ 
land vorausfegt. 

Die engliſche Rechtspraxis ift natürlich auch in die englifhen Colonien und allnthalben 
dahin übergegangen, two der engliſche Handels- und Machteinfluß vorherrſcht, vermifht mit 
einzelnen Überbleibfeln des heimischen Rechts des Landes, wo die Engländer ib aufhalten. 
Es ift übrigens fein Anzeichen ba, daß das englifche Handeldredt fobald den De der Gobifica: 
tion betreten wird. ®. Cohen. 

Handelöverträge. Unter diefem Worte verfteht man ganz im alfgemeinen Staats ver⸗ 
träge, welche die Bedingungen des Handelsverkehrs zwiſchen zwei unabhängigen Nationen 
feſtſehen. Verträge dieſer Art haben natürlich zu allen Zeiten von denjenigen Anſichten abge— 
bangen, weldye man in Betreff ver zu verfolgenden Handelspolitik Hatte, und fie waren daher 
auch je nach der Zeitftrömung auf ganz abweichende Zwecke gerichtet. Wir befigen ſchon aus dem 
Mittelalter, namentlich aus dem 14. und 15. Jahrhundert Verträge, die mar in mancher Be: 
ziehung Hanbelsverträge nennen könnte, indem ſich die Gontrahenten zu gemeinfamen Mafregeln 
in Betreff ihres Handelsverkehrs entfhloffen. Diefelben waren meift gegen ven Raub auf ver 
offenen Zandftraße oder auf der hohen See gerichtet, ſodaß man fie ebenfo gut Schutz⸗ und Trug: 
bündniffe nennen fann. Aus einem folhen Bertrage ift befanntlid) auch die fpäter jo mächtige 
Hanſa entftanden. Diefe ſchloß dann wieder Verträge ab, welche eine nicht genau zu bezeichnende 
Linie zwifhen allgemeinen und Handelötractaten einhielten. Die Verträge ver Hanſa in ihren 
auswärtigen Gomptoiren, namentlid in London, in Bergen und Nomwgorod, hatten zwar zu: 
nächſt ven Handeldbetrieb mit der Heimat zur Abſicht, enthielten aber noch mandherlei politifche 
Bevorrechtungen, wie die Hanfeaten fie mit Gewalt oder Lift den Landeseinwohnern abzuzwin⸗ 
gen wußten, faft fo wie es in alferneuefter Zeit die Europäer mit den oftaflatifchen Völkern 
maden. Erft ſpäter, als fich die einzelnen europäifchen Staaten fefter geftalteten und namentlich 
die Handelsprivilegien Auswärtiger mehr und mehr zurückwieſen, kam es aud zu Handelöver- 
trägen, welche [don mehr dem modernen Sinne entſprachen. 

Nanıentlih das 16. Jahrhundert ift reich an Handeldverträgen aller Art, gefhloffen theils 
von den europaͤiſchen Staaten unter ji, theild von europäiichen mit aufereuropäifchen Staaten. 
Diefe Berträge waren in mancher Beziehung überhaupt die Anfänge eines internationalen Ber: 
kehrs unter den contrahirenden Staaten, denn fo frembdartig ed unfern heutigen Begriffen und 
Gewohnheiten audy vorfommen mag, der friedliche geregelte Verkehr unter Völkern mar in Eu: 
ropa früher die Ausnahme, der Raub und die Störung ded Verkehrs dagegen die Regel. Noch 
bis in das vorige Jahrhundert hinein war der Fremde in vielen Ländern mehr oder weniger 
rechtlos, ſodaß felbft die von ihm Hinterlaffenen Güter, falls er unterwegs ftarb, dem fremden 
Staate, wo dies gefhah, verfielen. Anderswo legte man ihm im geſchäftlichen Verkehr befon: 
dere Nachtheile dem Einheimiſchen gegenüber auf, und er wurde zu mancherlei Beihäftigungen 
überall nicht zugelaffen. Diefe und andere Berhältniffe zu ordnen, war der hauptſächliche Zwed 
der damals geichloffenen Handelöverträge. Ihre Anzahl ift daher auch jehr beveutend, und ale 
. wichtige Quelle des Völkerrechts finden fie fih au in Sammlungen verzeichnet. 

Etwa feit der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts beginnen diejenigen Handelöverträge, 
welche einer beftimmten Richtung der Handelöpolitif entſprechen. Die eutopäifchen Staaten, 
Holland und England voran, hatten mehr und mehr begonnen, dem einheimifchen Handel, der 
einheimiſchen Induftrie und Schiffahrt ihren befonbern Schuß zuzumenden, in der ehrlichen 
Überzeugung, damit der Landeswohlfahrt zu dienen, während man zugleich durch diefe Maß— 
regeln dem Handelsverkehr des Auslandes Befhränfungen aufzulegen fuchte. Die einzelnen 
SHandelöverträge follten dann ſpäter wiederum dazu dienen, folden Beſchränkungen des aus— 
wärtigen Verkehrs die fharfe gegen das eigene Land gerichtete Spige abzubrechen. Denn ſchon 
in jenen frühern Zeiten zeigte e8 ſich, daß jede Befchränfung des ausländifchen Verkehrs unmit- 
- telbar nadıtheilig auf das Inland zurüdwirkt. Indem man dem Ausländer den Abjag feiner 
Waare verbot oder beſchränkte, jagte man entweder einen Kunden von eigenen Marfte weg 
oder beichränfte fich den Bezug der zur eigenen Production erforderlihen Rohproducte. Handels⸗ 
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tractate, die zur Abhülfe folder Beſchwerden führen follten, wurden daher auch regelmäßig in 
ber Art abgeſchloſſen, daß für die von der einen Seite gewährten Vortheile auch von der andern 
entfprechende Leiftungen ftattfinden mußten. Man hat natürlid nad Zeit umd Sitie dieſe Ge: 
genfeitigkeit fehr verſchieden aufgefaßt. Für die freie oder freiere Einfuhr der Producte des 
einen Landes wurde wol eine ähnliche Begünftigung für anderweitige Producte des andern 
Landes ausgemacht, wobei es freilich mehr voraudgejegt wie ald fiher angenommen werben 
fonnte, daß dieſe gegenfeitigen „Conceſſtonen“ auch dem Inhalte nach einander aufwiegen wür⸗ 
den, d. h. daß das eine Land aus dem Vertrage genau denfelben Nugen ziehen würbe mie das 
andere. Diefer Bunft, ob*rin folder Erfolg aud eintreffen werde, war und ift daher bein Ab⸗ 
ſchluß von Handelöverträgen derjenige, welcher regelmäßig die meiften Weiterungen veranlaßt. 
Es wird indeß immer unmoͤglich fein, mit völliger Sicherheit gerade diefen Punkt zu entſcheiden, 
zumal das gefchäftliche Leben ſich in der Regel ganz anders entwidelt, als folde einzelne Acte 
der Gefeggebung eined Landes es beabfihtigen. Man darf dies bei Beurtheilung früherer und 
auch jegiger Handelöverträge um fo weniger außer Acht laffen, da neben dem legalen Verfehr 
immer der Schmuggelhandel beftanden Hat. 

Nicht felten find Handelsverträge dieſer Art von den mädtigen Staaten den minder mäch— 
tigen aufgedrungen, zuweilen ihnen aud als Gunftbezeigungen oder audy zu beftimmten 
politifchen Zwecken gewährt worden. Wo aber immer fie entftanden, öffneten ſie eine Brücke 
dem freien Verkehr und bereiteten durch die Thatjache felbft einen Umſchwung in den den Hans 
del betreffenden Anſichten vor. 

Ganz bejonders ſchwierig ift zu allen Zeiten die Stellung der Diplomatie zu den Handels⸗ 
verträgen geweſen. Dieje bat nämlich His auf unfere Zeiten herab meift ald ſelbſtverſtändlich vor: 
auögefegt, daß dasjenige, was der Handel des einen Landes aus einem ſolchen Bertrage gewinne, 
ein ebenfo großer Verluft für das andere Land fei. Diefe Anſicht ift in jener frühern Zeit ent- 
ftanden, ald es unter dem Einflufle des Mercantilfyftems für das Wünſchenswertheſte galt, vie 
Ausfuhr zu vergrößern und die Einfuhr möglichft zu beſchränken. Natürlid follten die bamald 
geſchloſſenen Handelsverträge einem folden Zwede entſprechen; es galt alfo im fremden Lande 
Begünftigungen der eigenen Ausfuhr zu gewinnen und do zugleich die Einfuhr von daher 
möglihft abzuſchwächen. Man verfuhr und verfährt vabei meiftganz mechaniſch, indem man die 
eine Reihe von Waarenproducten des einen Landes einer andern Reihe des andern Landes 
gegenüber flellt, die eine Waare zuläßt, die andere verbietet oder beihränft, wobei man vor- 
zugöweife auf diejenigen Artikel Nüdjiht nimmt, welde ald die Hauptartifel des einen oder 
des andern Landes angefehen werden. Außerdem werden in folden Verträgen dem auswärti- 
gen Handel verfchloffene Häfen und Entrepots bedingt over vollftändig geöffnet, oder der Schiff: 
fahrt der andern Nation bejondere Bergünftigungen zugeftanden u. {. w. Die Diplomatie 
bat bis auf unfere Tage herab beim Abſchluß von Hanbelöverträgen die Meinung feftgehal- 
ten, ald ob dad eigene Land empfindlich dabei leiden müßte, falld das andere irgendwie erheb⸗ 
liche Vortheile aus dem Handelsvertrage ziehen würde. Wie wir indeffen ſchon erwähnt, der 
wirkliche Verkehr geftaltet meift die Berhältniffe ganz anders, als vorausgefegt wurde; durch 
die Freigebung oder die Ausſchließung des einen Artikels dur den Handelövertrag gewinnt 
ober verliert faft in der Regel eine ganz andere Waare oder ein ganz anderer Verkehr. Es hat 
mit diefer Auffaflung im Abfchluffe von Handelöverträgen au darum fein beſonders Mis- 
liches, weil Bevürfniffe und Abfag fortwährend im Umſchwunge begriffen find, die einzelnen 
Pofitionen alfo, auf melde man vorher fo jehr fein Augenmerk gerichtet Hatte, im Laufe der 
Zeit eine ganz andere Bedeutung erhalten. 

Man hat indeß den Diplomaten diefe Art, Handelsverträge abzuſchließen, oft weit weni⸗ 
ger zur Laſt gelegt, als ihre wirkliche oder voraudgefepte Unfenntnig von commerziellen Dingen. 
Die Klage mag in vieler Beziehung gegründet fein, obgleich wol meiftentheild neben den eigent= 
lien Diplomaten Geſchaftsmänner an der Ausarbeitung ſolcher Verträge mitarbeiten. In 
vielen Fällen lagen aber die im Verkehr gefühlten oder vorgegebenen Mängel eines neu abge: 
ſchloſſenen Handelsvertrags eben in ber Nothwendigkeit von zu machenden Conceſſionen oder 
in der Meinung beſtimmter Berkebröfreie, daß für ihre befondern Intereſſen im Handels: 
vertrage nicht Hinlänglich gejorgt worden fei. 

Die Handeldverträge beruhen überhaupt auf einer Anficht, die mehr und mehr aus den Auf: 
faffungen ver Bölfer verſchwindet, der nämlich, daß ed Sache der Regierung fei, durch beftinmte 
Vorkehrungen direct zum Wohle der Staatdangehörigen beizutragen, wenn nicht gar dad Wohl 
zu ihaffen, während dod die eigentliche Aufgabe der Regierung nur darin beftehen fann, vorhan- 
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dene Hinderniffe womöglich zu bejeitigen. Daher kann es gar nicht außbleiben, daß, wo einmal 
Sandelöverträge geſchloſſen werben, dem einen zu viel, dem andern zu wenig. darin gethan zu 
werben fcheint. Je mehr fih nun innerhalb der. einzelnen Nation ſchon auf andern Gebieten bes 
Staatälebend der Grundſatz feſtgeſetzt hat, daß der Staat nicht direct für Die Wohlfahrt feiner 
Bürger zu forgen habe, um jo eher macht ſich auch bei Abſchluß von Handelsverträgen ver 
Grundfag geltend, nicht ſowol durch Bewalt oder Lift Conceſſionen zu erkangen, als dieſe Begün— 
ftigungen feft zu vegeln. Mit dieſem Beiſpiele ift zunächſt England vorangegangen, als es vom 
. Jahre 1839 an, zur Umgehung feiner eigenen Schiffahrtägefege, gewifle Häfen: fraft geſchloſſe— 
ner Handeläverträge als Ausfuhrhäfen eines andern beftimniten Landes anerkannte, war je 
wol längft ver Natur der Sache nach waren, obgleich fie einem andern politifhen Gebiete ange: 
hörten. Als England dann mehr und mehr den Freihandel annahm, wurde bort bereits dad 
Unnüge und dad Bevenkliche von Handelöverträgen überhaupt vielfach hervorgehoben, und dir 
engliihe Regierung fchien fogar eine Zeit lang entſchloſſen, ſolche Eünftig gar nicht mehr abyu: 
ſchließen. Man erklärte einen mit dem Auslande geihloflenen Handeldvertrag als eine Berin: 
trädhtigung der eigenen freien Verkehrsbewegung, indem man nunmehr beflimmte Richtungen 
des heimischen Verkehrs, die vielleicht im engen Zufanmmenhange mit andern landen, nur mit 
Hinzuziehung und. mit Genehmigung ded Auslandrs, das möglicherweife das entgegengefegte 
Intereile hatte oder zu haben glaubte, zu ändern vermochte, Man erklärte ferner das Soften 
der Netorfionen ald unnütz, wenn nicht gar ald gefährlich, indem man. damit, im Glauben, 
einen andern zu treffen, ſich felbft ſchade. Kaffe man aber die Netorfionen fallen und wendr man 
fi außerdem der Handelöfreiheit im eigenen Verkehre zu, jo wäre ed völlig zwecklos, nod Han⸗ 
delsverträge zu ſchließen. Diefer an ſich ganz richtigen Betrachtung ungeachtet ift man in Eng: 
land dennod zu Handeldverträgen mit Frankreich gelangt, weil das franzöſiſche Syſtem kein 
anderes Mittel kannte, um aus den in Frankreich beitebenden Handelsbeſchränkungen heraus: 
zukommen. In Frankreich darf nämlich der Kaifer nad der jegigen Berfaffung Staatöyerträge 
mit dem Auslande abichließen ohne Genehmigung des Senats und: des Geſetzgebenden Körpers, 
nicht. aber ohne viefe Körperichaften die franzöſiſche Zollgefeggebung ändern. Man ſieht zwar 
nit ein, wie handelspolitiſche Umgeſtaltungen von fo großer Bedeutung, wie fie ber franzöfiid: 
engliſche Handelsvertrag enthält, jelbft bet diefer Theorie des franzöſiſchen Staatörehtd vom 
Kaiſer allein auf Örundlage eines Vertrags in Frankreich eingeführt werben können ; allein der 
mächtige Wille des franzöſiſchen Negenten hat dafür entfhleden, und die Sache iſt ausgeführt 
worden. 

Auch andere Staaten, neben England, neigen fi) mindeftend der Theorie nad jenen 
Grundjägen der Hanvelspolitif zu, nad; welden ed vorgezogen wird, feine Handelöverträge 
mehr zu fließen; praftifch dagegen handelt man meift nod nad den frühern Erinnerungen 
und Gewohnheiten. In den meiſten Staaten herrſcht auch noch der Handelszwang vor, d.h. 
ed beſteht eine Anzahl von Einrichtungen, welche zu einem mehr oder weniger klar gedachten 
Zweck dem freien Verkehr von feiten des Staated hemmend entgegenftehen. Hier gilt es alle 
Lücken auszufüllen oder Beziehungen anzufnüpfen, namentlich feitvem die neuern raſchern 
Berfehrömittel fi mehr entwidelt Haben. Zumeilen find dieje Dandelöverträge mefent: 
lich darauf gerichtet, die Gifenbahnanlagen ſelbſt zu fürbern oder ſchon beftehende feſter ancin- 
ander zu binden. Alle neuern Handelöverträge aber ohne Ausnahme neigen fi der Rich⸗ 
tung einer allgemeinen Verkehrserleichterung zu, ohne einen directen Anſpruch auf Monopole 
und Privilegien, die freilich manchmal in den Berbältniffen ſelbſt liegen. Ebenfo enthalten Die 
modernen Handelöverträge faſt regelmäßig die gegenjeitige Zufage, einander auf dem Fuße br 
meift begünftigten Nationen behandeln zu wollen, d. h. Zoll: und Tariferleichterungen, di 
irgendeinem Lande gewährt werben, ohne weiteres auf den contrahirenden Theil auszuteb: 
nen. Durch diefe Glaufel haben denn die modernen Handelsverträge eine fehr umfaſſende Be 
deutung geiwonnen, da natürlich ihre felbftverftändliche Ausdehnung auf andere Ränder für den 
Verkehr außerordentlich bedeutungsvoll werben mußte. 

Infoweit fann man denn auch die Bedeutung felbft ver heutigen Handeldverträge nicht ver⸗ 
kennen. Wie ſie einſt dazu dienten, überhaupt einen regelmäßigen Verkehr unter den Nationen 
‚ möglid zu machen, fo bredjen fie jegt immermehr die Bahn zum ungehinderten Austauſch unter 
denjelben. Es wird, wir zweifeln nad den bisherigen Erlebniffen nicht daran, einft eine Zeit 
kommen, in welcher man ſich darüber wundern wird, daß überhaupt noch für ben freien, unge⸗ 
Hinderten Austaufch von. Völkern zueinander Vertragsabſchlüſſe erforderlich waren. j 

Solange indeß noch Handelsverträge gejchloffen werden, wird man ſich einigermaßen über 
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die dabei obwaltenden Guundfäge zu orientiven haben. Da Handelsverträge überall nur ges 
ſchloſſen werden Fünnen, wo mindeſtens auf der einen Seite noch Handeläbefhränfungen beftes 
ben, fo wird derjenige eontrahirende Theil, der ſolche Beihränfungen nicht fennt, die Aufgabe 
haben; dieſe zu feinen Gunften möglichft zu bejeitigen.. Das haben im den legten Jahrzehnden 
mis befonderd großem Gifer und Geſchick die Hanfeftädte, namentlich Hamburg und Bremen 
gethan, die, jelbit faft ohne jebe Beichränfung des auswärtigen Handels, auf diefer Grundlage 
jo ziemlich ‚mit allen Nationen der. Erde Handelöverträge abichließen konnten, in Denen. ihnen 
eine günftige Behandlung ihrer Intereffen im Auslande zugelihert ward, ‚Eine Reihe diejer 
Verträge begreift direct oder inbirert das übrige Deutihland mit ein, 

Die meiften Handelsverträge werden jedoch zwiſchen Völkern geſchloſſen, welche beiderſeits eine 
Reihe von den Handel beihränfenden Geſetzen haben. Bei einem ſolchen Vertragsabſchluß wird 
es immer die Haupiſache fein, ſich darüber deutlich zn werben, melde eigene Beihränfungen man 
ohne Gefahr für das eigene Syftem aufgeben fann, und welche Aufhebung jenfeitiger Beihräns 
kungen man im.eigenen Intereſſe verlangen muß. Die Aufgabe iſt erſichtlich eine ſehr ſchwierige, 
indem man ben Grundſatz des freien Verkehrs allemial von ſich abzuwälzen und dem andern Theile 
zuzuſchieben ſich in die Lage verſetzt ſieht. Wir haben ſchon erwähnt, daß an eine genaue Be— 
rechnung der gegenſeitigen Conceſſionen, worauf: ſchließlich jener innere Widerſpruch hin— 
ausläuft, wicht zu denken iſt, da allemal, ſei ed in der Zollgeſetzgebung, ſei es in den ſonſtigen 
Verhältuiſſen beider Länder, große Verkehrsabweichungen bleiben müſſen, und da auch der 
feinite Verſtand niemals von vornherein berechnen kann, melde genaue Wirfung. irgendeine 
handelspolitiſche Maßregel hat. Eine allgemeine Regel, wie man ſich in folden Widerſprüchen 
verhalten muß, läßt ſich daher nicht geben. Mitunter liegt die Schwierigkeit: im Abſchluß von 
Handelsvertragen in den großen Verfchiedenheiten ver Grundlagen der beiderſeitigen Handels— 
und Schiffahrtsgeſetzgebung, wie dies z. B. neuerdings bei dem zwiſchen dem Zollverein und 
Fraukreich geſchloſſenen Vertrag der Fall war. Eine ganz beſonders ſchwierige Frage iſt ed, wie 
man im Betreff der Induſtrie- und Handels zweige, welche durch den abzuſchließenden Handels: 
vertrag berührtwerden, verfahren ſoll. Es iſt natürlich nicht anders möglich, als daß durch einen 
ſolchen Vertrag irgendwelche Intereſſen, die ſich unter ven bisherigen Verhältniſſen nach irgend: 
welcher beſtimmten Seite feſtgeſetzt hatten, mehr oder weniger empfindlich berührt werben, ſei 
ed, daß ein ähnlicher Gegenſtand jehzt zur Einfuhr kommt, ſei ed, daß dad Ausland jegt übers 
haupt zu töwensriren beginnen kann. Die vom Vertrage betroffenen Handels = und Induſtrie⸗ 
jweige werden daher ſich meiftentheild gegen denfelben aufzulehnen md ihn von fich abzuwälzen 
verſuchen· Pririt manınber, wie ſich bisher ganz regelmäßig. die betheiligten Interefien gegen 
neu abzufhließende Handeldverträge verhältenshabem; ſo wird man ſolchen Reclamationen fein 
all zu großes Gewicht beimeflen dürfen. Es würde, hätte: man fish Danach gerichtet, auch nicht 
ein einziger der größern Handelsverträge zu Stande. gekommen fein. Regelmäßig haben die 
Berroffenen bei Abſchluß eines Handelsvertrags einen allgemeinen Untergang der Landeswohl⸗ 
fahrt prophezeid, der jedoch in Wirklichkeit niemals eingetreten iſt. Umgekehrt hat jede größere 
Freiheit, wehhe man den Verkehr gewährte, jeberzeit vegelmäßig jo günftige Bolgen gehabt, 
daß die eingelm eintretenden Machtheite jehr bald davor verihmwanden. Der Zollverein, trotz 
alter feiner großen Mängel in Handelsvertrag, der fir die Entwickelung der deutſchen Nation 
von ſegensvollſter Bedeutung geworben ift, wäre weder entſtanden nod auf feine jegige Höhe 
gebracht worden, wenn alle bie’ einzelnen Jutereflen ; welche ſich ihm regelmäßig widerjegten, 
die geforderte Berückſichtigung gefunden hätten, Es Liegt gegenwärtig faft derjelbe Hall in Be: 
treff des zwiſchen Preußen und Frankreich geſchloſſenen Handelsvertrags vor, wo ähnliche kurz- 
ſichtige Intereſſen ſich dem allgemeinen Nugemientgegenitellen. 

Anders verhält es ſich bei den Handelsverträgen europäiſcher Völker mit aſiatiſchen oder jon: 
fligen ganz ober halb urieivilifirten Völkerſchaften. Verträge diefer Art ftehen noch immer auf der 
Stufe der europäiſchen Handelsverträge aud dem Mittelalter; jie find überhaupt nur der erſte 
Beginn eines regelmäßigen Verkehrs unter den Betreffenden ſelbſt. In Europa ift Heutzutage 
der regelmäßige Verkehr ver Grunpfag, die. Ausſchließung deilelben die Ausnahme; in Alien 
ift es noch immer umgefehrt. Man hat in Deutſchland lange Zeitein befonderes Gewicht auf die 

Abſchließung folder Verträge mit fernen Nationen gelegt und thut dies noch häufig jegt, ald ob 
davon ein. größeres Gedeihen des deutſchen Handels und der deutſchen Schiffahrt abhinge. 
Allein man verwechjelt hier die Urſache und die Folgen. Ohne einen ſchon beftehenden Verkehr 
mit einer ganz oder halb barbariſchen Völkerſchaft it ein ſolcher Vertrag ohne jeglichen Nutzen, 
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ſchon weil e8 Zeit und. Opfer Foftet, um die Producte des fernen Landes kennen zu lernen, und 
nod mehr, um einen Abfag der eigenen Erzeugniffe vafelbft zu ermögliden. Hamburg und 
Bremen konnten, wie ſchon erwähnt, eine Reihe von folden Verträgen abſchließen, weil ihr 
Flagge fhon längft in allen Meeren befannt war, und weil fie beide einen äußerſt ſchwunghaf— 
ten Zwifchenverfehr zmifchen den verſchiedenſten Rändern beforgen. Nichtsdeſtoweniger können 
ſolche aud) vom übrigen Deutſchland geſchloſſene Verträge die Bahnbrecher für eine nähere oter 
- fernere Zukunft fein, nur darf man nicht erwarten, daß fie fchon für die Gegenwart einen ke: 
fondern Nutzen abwerfen. 
Faſſen wir alſo die Bedeutung ber Handelsverträge zuſammen, fo find fie eine der civilif 
renden Kräfte, bie überhaupt ber Handelsverkehr unter den Nationen ſtets mit ſich geführt bat; 
Sie find ftärker ſelbſt ald die Friedens: und Freundfchaftöverträge, weil die einen in den dauem: 
den Bedürfniffen der Völker, die andern nur in den vorübergehenden Intereflen ber hohen Po 
litik wurzeln. G. Cohen. 

Handwerk.) Das Handwerk fällt unter ven allgemeinen Begriff ver Gewerbe, da dieſet 
den handwerksmäßigen Gewerbebetrieb, die Handelögewerbe, das Fabrikweſen, ſelbſt die Künft 
umfaßt, fogar die fogenannten freien, die höhern Gewerbe, die Arzneikunde, die Advocatut. 
Auch die Landwirthſchaft, zumal in ihrer rationellern und weitern Entwidelung, gehört zu ben 
Bewerben, wie man denn bie ländlichen oder landwirthſchaftlichen Arbeiter ebenfalls zu dem 
Handwerkern rechnen fann. Unter dem Handwerk verfteht man im allgemeinen die Fertigkeit 
oder Kunft zur weitern Be: und Verarbeitung der Naturerzeugnifle mittels der menſchlichen 
Hand, jedoch zugleih mit Hülfe von Werkzeugen, eine Kertigkeit, wie fie durch Einübung ohne 
befondere Anftrengung ber Geifteökräfte erlangt wird. Wenn eine ſolche Fertigkeit mit Be: 
nugung einfacher Inflrumente, wie des Spatens, der Hade, ver Harfe oder des Nedhend, dei 
Dreſchflegels, auch dem ländlichen oder landwirthſchaftlichen Arbeiter unentbehrlich ift, fo unter: 
ſcheidet ih do von ihm der Handwerker im engern Sinne, der gewerbliche Arbeiter, dadurch, 
daß legterer die Robproducte, welde die Land» und Forſtwirthſchaft wie die Natur liefert, für 
eine anderweite Beftimmung, zur Befriedigung menſchlicher Bedürfniſſe, zur Bekleidung oder 
Ernährung, verarbeitet. Daher werden aud wol Bäder, Brauer, Schlächter und Gaftwirtbe 
unter den handwerksmäßigen Gewerbtreibenden mit begriffen, wenngleich ältere und neuere 
Geſetzgebungen diefelben als eine befondere Klaſſe verfelben zu behandeln pflegen. 

Daß die Grenze zwifchen Handwerk und Fabrikweſen bei fortſchreiten der Entwidelung der 
Gewerbe nit genau bezeichnet und feftgehalten werben kann, daß, wie es bereits im Mittelalter 
der Fall war, das Handwerk in feiner fortfchreitenden Ausbildung und Veredlung zur Kunf 
emporſteigt, ift bereits in dem Art. Gewerbe entwidelt. 

Dem Handwerk insbefondere ift e8 von alter Zeit her eigen gewefen, ſich zu Innungen und 
Genoſſenſchaften nad beftimmten Gebräuchen und Orbnungen zufammen zu ſchließen. Ju 
diefen Drbnungen gehörte denn auch und gehört noch jegt, theild nady beſtehenden Staatöge 
fegen, theils nad Herfommen und Sitte, ‚eine Abgrenzung der verfchiedenen Gewerböthätig: 
keiten, wie »ie Glafjification von Lehrlingen oder Lehrburſchen, Gefellen oder Gebülfen und 
von Gewerfömeiftern oder Herren, mit den für diefe verſchiedenen Gradationen eingeführten 
Prüfungen. Namentlih auf dieſe legtern haben die Handwerker allezeit einen bejondern 
Werth gelegt und darein ihre Standesehre gefegt. Noch neuere Gefege, wie die preußiſche &r: 
werbeordnung von 1845 und die Beroronung vom 9. Febr. 1849, welche letztere ihre Entf: 
Hung der reactionären Strömung im Handwerferftande 1848 — 49 verdankt, forberten daher, 
erſtere für die Befugniß, Lehrlinge zu halten, legtere für die felbftändige Ausübung gewerblicher 
Beſchäftigungen, die Zugehörigkeit zu einer Innung oder die vorausgegangene Prüfung. 
Folgerecht begrenzte dieſe Verordnung von 1849 daher die gegenfeitigen Arbeitögebiete der vet⸗ 
ſchiedenen Handwerker. Unter der Überſchrift des handwerfsmäßigen Gewerbebetriebs und bei 
der Beftimmung, daß der Beginn des felbftändigen Gewerbebetriebe den Handwerkern nur 
geftattet fei, wenn fie entweder in eine Innung nad vorangegangenem Nachweiſe der Berähi: 
gung zum Betriebe ihres Gewerbes aufgenommen find, oder diefe Befähigung vor einer Pru- 
fungscommiffton ihres Handwerks befonders nachgewieſen haben, begreift fie namentlid fol: 
gende Handwerker: Müller, Bäder, Pfefferfüchler und Gonditoren, Fleiſcher, Gerber aller Art, 
Pergament:, Schuh: und Pantoffelmacher, Handſchuhmacher und Beutler, Kürſchner, Sattler 

1) Val. die Art. Genoffenfhaften; Gewerbe; Gewerbe: und Handeldtammern; Handwerker: und 
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mit Einfluß der Riemer und Täſchner, Tapezierer, Buchbinder, Seiler und Reiffchläger, 
Bürftenbinver, Perrüfenmacher, Hutmacher, Tuchmacher und Tuchbereiter, Weber und Wirfer 
jeder Art, Pofamentierer und Knopfmacher, Schneider, Tifchler und Stuhlmader, Rad- und 
Stellmader, Groß: und Kleinböttcher, Dresler aller Art, Kammacher, Korbflechter, Töpfer, 
Glaſer, Grob: und Kleinſchmiede jever Art, Meſſerſchmiede, Nagelſchmiede, Kupferſchmiede, 
Büchſenmacher, Sporer, Schloſſer, Feilenhauer, Nadler und Siebmacher, Klempner, Schwert⸗ 
feger, Gürtler, Gelb: und Rothgießer, Glockengießer, Zinngießer, Gold: und Silberarbeiter, 
Gold- und Silberſchläger, Uhrmacher, Vergolder, Maler und Lackirer, Färber, Seifenſieder. 

Wenn ferner auch für andere Gewerbe, wie Maurer, Steinhauer, Schiefer: und Ziegel: 
decker, Haus⸗ und Schiffszimmerleute, Mühlen: und Brunnenbaumeifter und Schornfteinfeger, 
ein Befähigungsnahweis ald Bebingung ihres felbftändigen Gewerbebetriebs nebft vem Zeug 
niß der Regierung vorgefchrieben wurde, fo hatte man dabei zugleih und mol vorzugsweiſe 
auch das Öffentliche Intereffe ver Gefundheit und Sicherheit des Publikums im Auge. 

Es ift eine durch die Erfahrungen früherer und neuefter Zeit beftätigte Erſcheinung, daß 
gerade in denjenigen Ländern, in welchen für ven hHandwerfsmäßigen Gewerbebetrieb jene Be: 
fchränfungen des Prüfungszwangs und der Theilung und Abgrenzung der verfhienenen 
gewerblichen und Arbeitsgebiete nah Arten und Klaffen ver Handwerker gelten und biefe 
Beſchränkungen von ven Handwerkern felbft als die vermeintliche Stüge ihres Beftehens und 
Gedeihens feftgehalten werden, das Handwerk doch auf der niebrigften Stufe der Ausbildung 
fteht und deshalb bei einem großen Theile der Handmwerfämeifter Roth und Pauperismus vor= 
herrſchen, das Publifum aber feine weitern und größern Bedürfniffe, foweit e8 eine engherzige 
Geſetzgebung geftattet, durch auswärtigen Handel befriedigen muß. Erft die Gewerbefreiheit, 
die fich in neuefter Zeit in der Mehrheit ver deutſchen Staaten Bahn bricht, in Preußen übrigens 
ſchon 1810 eingeführt wurde und bis 1849 im mwefentlichen fortbeftand, hat mit der beffern 
geiftigen Ausbildung des Handwerkerſtandes denfelben zu höhern und beflern Reiftungen im 
gegenfeitigen Wettfampfe angefpornt. Sie hat vor allem aud einen höhern Wohlftand derje: 
nigen Gewerbtreibenden begründet, melde mit Gefhid und Fähigkelt Fleiß und Sparſamkeit 
verbanden. Dagegen ift ed ein im Handwerferftande noch immer verbreiteter Irrthum, daß das 
ältere Zunftwejen einen mehr gleihmäßigen mittlern Wohlftand unter den Handwerkögenoffen 
erhalten und jie vor Verarmung geſchützt habe. Zu allen Zeiten haben Talent und Gefhidlid- 
feit fi hervorgethan. Sie iind im Gegentheil durch die Zunftgefege nur in denjenigen Fort— 
ſchritten aufgehalten und an denjenigen Erfolgen verhindert worden, zu welchen fie bei voll: 
fommener Arbeits⸗ und Gewerbefreiheit berechtigt geweſen wären. Es ift aber eine in manden 
Beziehungen vielleicht glüdliche Eigenthümlichfeit ver menſchlichen Natur, daß vergangene Übel 
leicht vergeflen werben, und daß man die paradiefifhen Zuftände ver Menfchheit ftets in ver 
Vergangenheit ſucht. Wie groß vielmehr auch in der Vorzeit dad Elend im Handwerkerſtande 
nicht felten gemefen ift, ergibt ſich ſchon aus den fortvauernden, jo oft wiederholten Beſchwerden 
bald viefer, bald jener Zunft, mitteld deren fie in verfehrter Selbfttäufhung von der Beichrän- 
fung der freien Goncurrenz und Mirbewerbung durd die Staatsbehörden Abhülfe verlangte. 
Belege hierfür find in dem Art. Gewerbe angeführt. Unter anderm wurde, ald man feit vem 
Jahre 1815 in Preußen daran ging, nad Einführung der Gemerbefreiheit auch die von dem— 
felben Brincip gebotene Handelsfreiheit, in&befondere unter ven verſchiedenen Provinzen, durch— 
zuführen, ven Gegnern diefer Freiheit nachgewieſen, mie bereitö im vorigen Jahrhundert und 
vor dem Jahre 1806 an 8— 900 Weberfamilien in Berlin, obwol durch Goncurrenzverbote 
gefhügt, von der Regierung unterftügt und erhalten werden mußten, und wie ed ein nicht felte= 
ner Anblid war, ganze Weberfamilten auf der Streu und vie nadten Kinder hinter dem Ofen 
zu finden, wogegen fi die ungefchügten Weber im Nachbarlande bei tüchtigem Babrifat in 
gutem Zuftante befanden. (Bol. Dieterici, „Der Volkswohlſtand im preußifhen Staate‘‘.) 

Im Gegenfage zu ven Behauptungen der Freunde des zünftigen Gewerbewefens, des Prü— 
fungszwangs und der Arbeitdabgrenzung der einzelnen Handwerkerklaſſen zeigt vielmehr die 
Erfahrung, daß ed unter dem Zunftzwange bei einer verhältnigmäßig weit größern Zahl und 
zwar großentheils dürftiger Meifter weniger Gefellen, dagegen unter dem Regime der Gewer— 
befreiheit eine verhäftnigmäßig weit größere Zahl von Gefellen und Gehülfen neben einer ver= 
hältnißmäßig geringern Zahl von Handwerksmeiſtern oder jelbftändigen Gewerbtreibenven 
gibt. Sehr natürlich, weil der junge Gewerbsmann für andere arbeiten und ſchaffen joll ohne 
die Ausficht, vurd Anwendung eigener Fähigfeit und Kraft ein ſelbſtändiges Lebendlog zu er: 
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ringen, und weil. der Geſelle ſich unter ver Gewerbefreiheit beſſer befindet und nährt. 
(Bol. Riſch, „Die Handwerksgeſetzgebung Preußens und der größern Staaten Deutjälandd“, 
Berlin 1861.) 

Nach Schübler’ 3, Statiftifhen Nachrichten“ (Stuttgart I860) über die Zunahme der gewerb⸗ 
lichen Bevölkerung in Würtemberg von 18839—52, wo daſelbſt noch von keiner Gewerbefrei⸗ 
beit vie Rede war, gab es 1839 in Würtemberg 116000 zünftige und unzünftige Meiſter und 
nur 33000 Geſellen, ſodaß alſo faſt ein Geſelle auf vier Meifter kam, ebenſo 1852 an zünfti⸗ 
gen Meiftern 73527 und au Gefellen (im gleichen Verhältniß) 18674. Schuhmacher nament⸗ 
lich gab es 13013 Meifter und nur 2747 Gejellen, ſodaß faum ein Gefelle auf fünf Meifter 
fam; Schneider 7139 Meifter umd 4409 Gejellen, auf einen Geſellen alſo ſechs Meifter. Dar: 
aus ergibt ſich denn auch von ſelbſt ver geringe Gejhäftsumfang der Gemerbe und Die im allge: 
meinen nur dürftige Lage einer Mehrzahl vom Meiftern, Der Vorwurf, daß durch die Gewerbe— 
freiheit eine große Zahl nothleivender Familienväter entftehe, weil viele junge Männer ji 
etablirten und naher feine Kunden hätten, ift fomit ſchon durch Die Statiſtik widerlegt: (Bat. 
Rifh, a, a. D., ©. 138 fg.) Diefe hat ferner dargethau,' daß unter dem Regime der Gewerbe 
freiheit die Zahl der ſelbſtändigen Handwerker, bezüglich Meifter, im allgemeinen nur nad) dem 
Berhältnig der Bevölkerung gewachſen ift, mithin mit dem Bedürfniß der Confumtion Hand in 
Hand geht. Zum Beweiſe deſſen dienen unter andern die Mittheilungen des Statiſtiſchen Bu— 
reau in Preußen (Jahrgang 1849.) Danach betrug in Preußen im Jahre 1822 bet 36 Arten 
der gangbarften und gemöhnlichften Gewerbe die Zahl allen Meifter over ſelbſtändigen Gemerb: 
treibenden 284490 und im Jahre 1846 409568, wogegen die Bevölkerung im Jahre 1822 
11,664133 und im Jahre 1846 16,112938 betrug, ſodaß im ganzen Staate in Jahre 1822 
ein Meifter auf 41 und im Jahre 1846 trog der geſtiegenen Gewerbjamfeit und Bedürfniſſe 
ded Publifums auch nur auf 39 Perfonen fam. Speriell in Berlin betrug im Jahre 1822 vie 
Zahl famimtliher Meifter und für eigene Rechnung arbeitenden Berfonen in ven 36 Gewerben 
6084 und im Jahre 1846 12948, die Bevölkerung aber war von 209146 auf 408502 ge 
fliegen, fadaß 1822 ein Meifter auf 34 und 1846 auf 32 Einwohner entfiel, wobri nicht: blos 
die im dieſem mehr als zwanzigjährigen Zeitraum fo außerorventlih gefliegene Gemwerbianıfeit, 
ſondern auch die befannte Thatſache in Betracht kommt, daß die Coneentration von Geſchicklich⸗ 
feit, Talent, Kapital; Mafhinenweien und andern Betriebomitteln in den großen Städten auch 
fiir Berlin den Erfolg hatte, daß fidy die dortigen Handwerker nicht blos in den Provinzen, Ton: 
bern auch im Auslande, und nicht blos in Deutſchland, ſondern ſelbſt jenfeit ded Meeres ein 
weites Abfag- und Marftgebiet:für ihve Handwerkerwaaren allmählich verſchafft hatten. Aber 
auch im einigen andern Üheilen des preußischen Stantes blieb das Verhältniß zwiſchen Benölfe: 
rung und Zahl der Meifter im mejentlichen daffelbe, mogegen in andern Provinzen, jo in 
Breußen und Pommern, wo der Aufihwung des Landbaus den der Gewerbſamkeit überholte, 
die Zahl ver Meifter im Verhältniß zur: Bevölkerung, bei VBergleihung der Jahre 1822 und 
1846, erheblich zurückblieb. Seit 1849 verminderte fi zwar. in Berlin mehrere Jahre hin— 
durch im Verhältniß zur fleigenben Benölferung bie Zahl der Meifter, wahrſcheinlich infolge 
des Einfluffes ver Beſchränkungen der mehrgedadhten Verordnung vom 9 Febr. 1849; fie ver: 
mehrte ſich hierauf aber wiederum feit1855 und dies wahrſcheinlich ve&halb, weil die Beichrän: 
fungen jener Verordnung als unhaltbar erfannt waren und im weſentlichen wirkungslos blie- 
ben. Andererfeitö wuchs aber doch bei denſelben 36 Gewerben die Zahl der Gefellen und Lebr- 
linge durchſchnittlich von 1822—46 wie 57 zu 84, alſo nach dem Procentverhältnif wie 100 zu 
147. Gerade unter dem Beftehen der Gewerbefreibeit bis 1849 war die verhältnißmäßige Ver— 
mehrung der Arbeitägehülfen eine außerordentlich bedeutende, obwol doch bei Aufhebung der 
Beſchränkungen des Gewerbebetriebs auf dem platten Rande die Gelegenheit ſich ſelbſtändig zu 
etabliven auch für talent= und kapitallofe Oefellen eine fo viel größerergeworben war. 

In den Staaten des Alterthums war die Handwerferarbeit und der freie Handwerker ver: 
achtet, weil die Sklavenwirthſchaft beides erfegte und dieſe legtere den freien Arbeiterftand zum 
Proletariat herabvrüdte, da freie Arbeit mit Sklavenarbeit nicht concurriren konnte. Auch in 
Frankreich vor der Revolution war ed nicht eine der geringjten und legten Urſachen dieſer großen 
fortalen Umwälzung, daß die arbeitenden Klaffen, die niedergedrüdten und ſteuernden, zugleich 
in der bürgerlichen Geſellſchaft am wenigften geachtet und anerkannt waren, (S. Tocqueville, 
„lancien regime et la revolution“.) Bor allem aber ift ed das Berdienft des dentihen Mittel: 
alterö mit jeinem Städteweſen, daß die Handwerksarbeit zu Ehren gebracht und der Hahdwerfer 
zum Ausgangspunkt und Kern der Mittelftände und des VBürgertbumd emporgehoben murde. 
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Died aber nur deshalb, weil die Städte der Sig und Die Bildungöſtätte ver bürgerlichen und 
wirthſchaftlichen Freiheit waren, und weil die Gewerbfamfeit und der Handel in’ venfelben 
Intelligenz und Rapital anfammelten,; die dem Handwerk zu flatten kamen, feinen Fabrikaten 
einen großen Markt ſchufen und ven Kandtoerferfiand fortf&preitend zu immer beffern und kunſt⸗ 
reichern Leiſtungen anregten. 

Die im Jahre 1848 aus dem Handwerterſtande ſo laut ertoͤnende Klage über die unter⸗ 
drückende Macht des Kapitals, deren ſich damals auch eine aufregende Demagogie bemächtigte, 
iſt freilich noch nicht ganz verſtummt. Unterſucht man aber (wie Rau in ſeinen „Grund— 
fügen der Volkswirthſchaftölehre“, S. 514, ſagt) vie Urſache ver ſtaunenswerthen Aus— 
dehnung des Gewerbeweiend Großbritanniens, jo wird man zwar nicht auf einen einzigen Ums 
ftand, fondern auf einen günſtigen Zufammenfluß mehrerer Urſachen hingewieſen, unter denen 
jebod die Anfammlung und :Bereitfchaft der Kapitalien mit in erfler Kinie ſteht. Jedenfalls 
bejtehen diefe Gründe nicht. in gefchloffenen Zünften, Erelwfioberechtigungen und Monopo= 
len, M'Eullody führe im Gegentheil vielmehr als ſolche an: 1) moralifche Urſachen: Sicher: 
beit ver Perſon und des Eigenthums, Freiheit im Gewerbeweſen, Allgemeinheit des Unterrichts, 
Berbreitung von Büchern und Zeitſchriften, bereitwislige Aufnahme geſchickter Ausländer, ſowie 
der im ber Ungleichheit des Vermögens und ſelbſt in’ der Befteuerung liegende Sporn zum 
Fleiße; 2) natürliche Urſachen: Reichthum am inländiſchen Rohſtoffen umd die Kage des Lan— 
des, welche den Verkehr mit andern Ländern außerordentlich erleichtert. Weit entfernt alſo, daß 
die Beſtimmung eines neueſten preußiſchen Geſetzes vom 20. Juni 1861, wonach fortan allen 
Ausländern ohne ſpecielle Erlaubniß ver Miniſterien in dem preußiſchen Staate auch ver Bes 
trieb eines ſtehenden Gewerbes gleich den Inländern freiſtehen ſoll, den inländiſchen Hand: 
werksmann beeinträchtigt, wie es die engherzige Beſtimmung des $. 67 der Verordnung vom 
9. Febr. 1849 vorausſetzt, wird gerade umgekehrt jene neue Beſtimmung der fortſchreitenden 
Entwickelung des Handwerksbetriebs im ganzen und mithin auch den einzelnen Handwerkern 
zu ftatten kommen. 

Noch gegenwärtig bewährt jich ver-alte Spruch, daß das Handwerk einen goldenen Boden 
habe, aber freili nur dann, wenn ver Handwerksösmann mit Geſchicklichkeit und Fleiß Mäfig: 
feit und Sparjamfeit verbindet und das lernt, waß den ältern Gewerbtreibenden zum großen 
Theil noch jehlt, nämlich Einnahme und Ausgabe nıiteinander abzumwägen, gehörig Buch und 
Rechnung zu führen, Für die beffere Ausbildung des Handwerkerſtandes forgen hingegen 
Real: und Gewerbeſchulen und Gewerbeinftitute, nicht minder aber auch Die@ewerbe:, Arbeiter: 
und Danbwerfervereine wie Die Sonntags= und fogenannten Fortbildungsſchulen. Die dem 
Handwerk nöthigen: Kapitalien aber führen ihm die nach dem Schulze’fchen Syſtem i immer weis 
ter verbreiteten Genofſenſchaften (ſ. d.) zu. - 

Handwerker und Arbeitervereine find ed denn auch, welche dem fittlichen Leben des jungen 
Hanpmwerferd, insbefondere des Gefellen und Gehülfen, einen Erſatz bieten für vie aller: 
dings, zumal in den größern Stäbten immermehr zurücktretende patriarchalifche Sitte des Le— 
bend der Geſellen in der Familie des Meifters und an deſſen Tifch. 

So günftig für die nicht vollbeſchäftigten Handwerker auf dem platten Lande und in den 
" Eleinen Städten und jedenfalls für die Exiftenz einer HandwerferfamiliedieMebenbefhäftigung 
mit Garten- und Landbau und daher der Erwerb und Bejig Fleiner Gärten und Landſtücke iſt, 
jo mag doch andererjeits nicht verfannt werden, daf vergleichen Nebenbefchäftigungen in man 
hen Jahreäperioden den Handwerker von jeiner gewerblichen Beichäftigung abhalten und ihm 
dadurch an derjenigen gewerblihen Ausbildung hindern, melde es möglich macht, die Goncurs 
renz mit ven Handwerkern ‚größerer Städte zu ertragen. Dagegen ift aber aud bei einer dem 
einen oder andern Gewerbe ungünftigen Gonjunctur die Eriftenz der aufdergleichen Neben: 
beihäftigung durch Aderbau angewiefenen Familien um fo mehr gefichert und vor äuferfter 
Noth bewahrt. Ä 

Immer weiter aber verbreitet ſich die Ginficht, daß die Befeitigung des Prüfungszwange 
und der Arbeitdabgrenzung, überhaupt der am meiften auf dem Handwerkerſtande felbft laften- 
den Beſchränkungen ver Arbeitäfreiheit am wirkſamſten ift, um die Nahrungsfähigkeit auch des 
Handwerferd zu begründen und zu erhalten, indem fie ihm geftattet, an denjenigen Orten und 
in denjenigen Gewerbszweigen fein Fortkommen zu juchen, wo umd wie die wechfelnden Gon= 
junsturen Died am gerathenften erfcheinen laffen. Deshalb gehört aber zu der Gewerbefreihelt 
in allen deutſchen Staaten als ein nothwendiges Gorrelat auch die gewerbliche Freizügigkeit, 
nit der mit dem Zunftwejen verbundene Wanderzwang der Gefellen, fondern vielmehr die 
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MWanperfreiheit, gegen deren Misbrauch die dem Menfchen tief inwohnende Liebe zur Heimat 
genügenden Schuß gewährt. 

Wie fehr in vielen deutihen Staaten dem Handwerksmann jein Fortkommen erfäner 
wird, ift in dem Art. Freizügigkeit näher dargeſtellt. Daraus aber ergibt ſich, welche groje 
und weite Aufgabe die Gefeggebungen ver meiften deutſchen Staaten noch zu löfen haben, un 
die Wohlfahrt des Handwerkerſtandes niht mehr auf engherzig beichränfende Orbnungen u 
gründen, fondern auf die Forderung der eigenen Tüchtigfeit und Selbſtverantwortlichkeit. 

W. M Kette 

Handwerker⸗ und Arbeitervereine. ) Sowol diejenigen verſchiedenen Verein, 
welche unter den hoͤhern und wohlhabendern Mitglievern der bürgerlichen Geſellſchaft zum 
Nugen ded Handwerker: und Arbeiterftandes geitiftet Und ohne Die eigene Mithülfe des legtern 
hauptfählih von erſtern geleitet und aus ihren Mitteln erhalten werben, ald aud; diejenigen 
Bereine, weldhe nur unter Theilnahme und Mitwirkung der erftern, oder felbft ohne jolde 
Theilnahme und Mitwirkung von jelbftändigen Handwerkern und Arbeitern, oder auch haupt: 
jächli von den jüngern Mitgliedern dieſer Beruföklaffen errichtet worben find, geben theils auf 
geiftige und fittlihe Hebung, Belehrung, allgemeine oder Berufsbildung. ver Handwerker und 
Arbeiter, theild auf die Förderung und Profperität des Handwerksbetriebs hinaus, fei died 
durch Wahrnehmung ihrer Intereffen und Rechte nad außen hin, fei es durch Verbreitung von 
Kenntniffen und Erfahrungen für ven Gewerbebetrieb, fei ed durch Beichaffung befferer Wert: 
zeuge, fei es durch gemeinihaftlice Production oder gemeinfamen Bertrieb der Handwerter: 
waaren. Die älteften und urfprünglichen Formen folder Vereine, wie fie bereitd im römifhen 
und griehifhen Alterthum befannt geweſen, beſonders aber im deutſchen Mittelalter fh aus: 
bildeten, find die Innungen oder Ginigungen der Handwerker. Anfangs mehr politiſcher Natur 
und auf die Vertretung bürgerlicher Interefien beim Stadtregimente berechnet, ſchwanden fie 
beim Verfall des Städtemefend in den. Jahrhunderten des Polizeiregime zu emgherzigen 
audfhliegenden Zünften zufammen. Neben ihnen erhielten fi von alter Zeit her die Bauge: 
noffenihaften wie Gejellenverbindungen theild unter einzelnen Handwerkerklaſſen, theild allge: 
mein für ven Handwerferftand in größerer over geringerer Ausvehnung. Gleich ven Innungen 
hatten diefe ihre befondern Wander, Kranfen= und andere Hülfsfaffen zur Unterftügung ihrer 
Genoffen und Mitgliever, dabei aber auch ihre befannten Gelage in den Duartalfigungen bei 
der periodiſchen Berathung ihrer Angelegenheiten, letzteres meiftend unter dem Vorſih und der 
Zeitung von Mitgliedern der Magiftrate und ftäptifchen Behörden. Bei ber Zunftverfaflung 
hatten und haben jene und diefe Innungen mit ihren verſchiedenen Inftituten einen gewiſſen 
oöffentlichen und amtlichen Charakter, Diefer iſt ihnen ſelbſt nach Aufhebung der Zumftverfal; 
fung infofern geblieben, als ihre Kranken- und ihre Unterftügungstaffen für Witwen, Wailen, 
verarmte oder invalide Arbeiter gewiffermaßen eine Ergänzung bver.öffentlichen und Gommunal; 
Armenpflege bilden. | 

Zu den älteften und zugleich umfangreichften Einrihtungen diejer Art gehören vie für Berz; 
bau= und Hüttenarbeiter beftehenden fogenannten Knappſchaftskaſſen. .* 

Mit dem Emporkommen des Fabrikweſens ſind ſpäter auch bei vielen Fabriken äbnlik 
Unterſtützungskaſſen entſtanden, zu denen Unternehmer und Arbeiter beitragen un bie meiſten— 
tbeild von erftern unter Zuziehung non Ausſchüſſen ver letztern geleitet und vermaltet werben. 

Der Aufihwung der Inpuftrie in Verbindung mit dem Fortſchritt der Naturwiffenfgaften, 
mit neuen Erfindungen und Entdeckungen wie mit der Ausbildung des Maſchinenweſens hal 
dann ferner im Bereiche der Gewerbefreiheit dad Bedürfniß zu freien Vereinen von Männern 
des Gewerbes wie der Wiſſenſchaft, von Technifern und Beamten zur Gründung von polytech 
niſchen Geſellſchaften und Gewerbevereinen behufs des Austauſches und der Verbreitung vor 
Kenntniſſen und Erfahrungen unter den verſchiedenen gewerblichen Klaſſen hervorgerufen. 

Wieweit indeß Geſellſchaften und Vereine der ebengedachten Art zu den Hand werker⸗ um 
Arbeitervereinen zu zählen find, hängt hauptſächlich von den geſellſchaftlichen und Berufellaſſen 
ab, aus denen fie ihre Mitglieder entnehmen, 

In Deutihland war ed insbefonvere die allgemeine deutſche Induftrieausftellung vi 
Zollvereind zu Berlin im Jahre 1844, welde zunäcft allgemeiner und wirkſamer bie Blidt 
gemeinſinniger Fabrikunternehmer wie manches bei der Sache betheiligten Beamten auf die 
vielfachen fittlihen und wirthſchaftlichen Nothſtände ver Fabrikarbeiter hinleitete und zu deren 








1) Bgl. die Art. Genofienigaften; Bewerbe; Sandwerk. 
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Abhülfe Vereine zum Wohle der arbeitenden Klaffen, „behufs der Verbefferung des fittlichen 
und wirtbfhaftlihen Zuftandes ver Arbeiterbevölferung‘, ins Leben rief, während in England 
bereitd mehrere Jahrzehnde früher zu gleichem Zweck verſchie dene Einrichtungen begründet und 
anfangs durch reiche Geldmittel jeitend der wohlhabenden und höhern Gejellichaftäklaffen ge: 
fördert und. unterhalten worden waren. Aber ed traten alsbald dort wie fpäter in Frankreich 
auch Verbindungen ver Arbeiter jelbft ſowol zu gegenfeitiger Unterftügung für Bälle ber 
Krankheit, Invalidität, der Alteröverforgung, als zum Zweck gemeinfhaftlicher Fabrikunter— 
nehmungen zufammen. (Vgl. die Schriften von Huber und den Art. Genoflenfchaften.) 

In England trug hauptfähli auch die große Nationalaffociation für Beförderung ver fo: 
eialen Wiffenfhaften zur Ausbreitung folder Einrichtungen und Vereine wefentlich bei. 

Die durch Schulge-Deligih ins Leben gerufenen deutſchen Genoſſenſchaften bezwecken theils 
Hebung des Credits ver Handwerker und Beihaffung der Kapitalien für ven mittleen und Heiz 
nen Gewerbebetrieb, theild Anfhaffung der Rohftoffe oder auch der Lebensbedürfniſſe durch die 
eigene Hülfe und Bereinigung der Gewerbtreibenden und Arbeiter felbft. Das letztere hatten 
bereits früher die im Berlin von Liedtfe gegründeten Sparvereine zum Gegenftande. 

Während jene nad dem. Schulze’ihen Syſtem gegründeten Genoflenfhaften auf dem 
Prineip der Selbftgülfe ihrer Mitglieder beruhen, if Died nur im befchränften Imfange ver Fall 
bei den in ven Jahren 1848 und 1849 in faft allen ftäbtifchen Bezirken Berlins in VBeranlaffung 
der damaligen Notbitände vieler mittlerer und befonders Fleiner Handwerker durch ven Gemein 
finn ihrer Mitbürger gegründeten Bezirks: Vorſchuß- und Darlehnskaſſen, welche theils durch 
Geſchenke, theild dur aufgenommene Darlehne oder durch anvertraute Sparfaflengelver, theild 
aber durch fortlaufende Beiträge der den Kaſſen beigetretenen Bezirksgenoſſen erhalten werben 
und die Unterflügung von Handwerkern und Arbeitern zur Wieberaufhülfe oder beffern Gin: 
richtung und Erweiterung ihres Gewerbebetriebs durch verzinsliche oder unverzindliche Bor: 
fchüffe gegen Wechſel, reſp. Bürgichaft, bezwecken. Sie werden durch die von den betheiligten 
Bezirkögenofjen gewählten Ausſchüſſe und Vorſtände verwaltet. 

Etwa 50 diefer Kaflen haben ſich feit einigem Jahren zu einen Gentralverein, jedoch nur 
zum Zweck ver Berathung über ihre Erfahrungen und die Principien, welche zur beffern Körbe: 
rung diefer Einrichtung zu befolgen find, verbunden. Die vom Gentralvereindvorftande be= 
wirkte Zufammenftellung für 1860 ergibt einen Vermögensbeſtand von einigen 80000 Thlen., 
an gewährten Vorſchüſſen 122000 Thlr., etwa 5000 Mitglieder und 4700 Vorfhußempfänger. 

Eigenthümlich jind die um dieſelbe Zeit in Berlin gegründeten Geſundheitspflegevereine, 
welche ven zu venfelben beitretenden Berfonen und Familien befonders aus dem Arbeiterftande 
gegen mäßige Beiträge in Erkrankungsfällen die bereite Hülfe der für diefe Vereine engagirten 
Ärzte fowie Medicin gewähren. (S. über die oben gedachten verfhiedenen Arten von Vereinen 
die Nachrichten theild in ven feit 1848 herausgegebenen Mittheilungen des Gentralvereing für 
das Wohl der arbeitenden Klaffen, theils in der feit 1858 erfcheinenden Zeitjchrift dieſes Vereins.) 

Noch ift die Statiftit mit einer vollfländigen und dabei ſyſtematiſchen Darftellung aller 
diefer verfchiedenartigen Vereine und Genoſſenſchaften, die theild auf vem Princip ver Wohlthä- 
tigkeit, theild auf dem der Selbfthülfe, theils auf beiden zugleich beruhen, befchäftigt. Auch der 
Volkswirthſchaftliche Congreß hat eine ſolche Darftelung nebft den Erfolgen ſich zur Aufgabe 
gemacht. Einftweilen muß ed genügen, diefelben, wie folgt, zu rubrieiren: 1) Inftitute und 
Anftalten der fogenannten latenten Genoffenichaft, deren Zweck die Sicherung der eigenen Eri- 
fleng und der Eriftenz der Familie ift, wie Sparkaffen, Sparvereine nach Liedtke'ſchem Syftem, 
Krankenkaflen, Unterftügungs:, Knappſchafts-, Alteröverforgungs- und Begräbnißfaffen, Ren— 
tenverliherungs: und Xebensverfiherungsanftalten. Sie gehören hierher, foweit Handwerker⸗ 
und Arbeitervereine ald Gründer oder Theilnehmer interefjiren. 2) Inſtitute und Anftalten der 
fogenannten diftributiven over öfonomifchen Genoſſenſchaft, wie die Grevitvereine und Vor: 
fhußkaffen für Handwerker; die Genoſſenſchaften für Ankauf von Rohftoffen; desgleihen zum 
Ankauf von Werkzeugen und Maſchinen mit wechſelsweiſer Benugung der theuerern; des— 
gleichen für gemeinſchaftlichen Abſaz; die Gonfumvereine nad Art der englifchen Stores, zum 
Theil mit Selbftproduction der nöthigften Lebensbedürfniſſe in eigenen Mühlen, Schlachthäu— 
fern u. ſ. w. 3) Die productiven Genoſſenſchaften, welche fi auf alle Gebiete ver gewerblichen 
Thätigkeit erftvedten, deren Zwed mit der Sicherung der Eriftenz gleichzeitig aud) die Begrün- 
dung und Erhaltung der wirthſchaftlichen Selbftändigfeit und Unabhängigkeit ver Genoffen ift. 
(S. hierüber Engel in der „Zeitfchrift des Eöniglich preußiſchen Statiftifchen Bureau’, Jahr: 
gang 1861, Nr. 4 und 5.) 
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Bon den eben gedachten verſchiedenen Vereinen und Genoſſenſchaften find nun aber biejeni- 
gen befondern Handwerker: und Arbeitervereine zu unterſcheiden, welche Die Befriedigung bes 
Bedürfniſſes einer beffern Ausbildung zum Zwed und Gegenſtand haben und fpecielfer umter 
dieſe Bezeichnung fallen. Diefe find in gegenwärtigen Artifel noch zu beſprechen. 

Schon die in Veranlaffung des im Jahre 1844 beabfihtigten, erft im Jahre: 1848 abe 
beftätigten Gentralvereind für das Wohl der arbeitenden Klaffen an verſchiedeuen Orten herr: 
gegangenen Lofalvereine faßten neben wirthſchaftlichen Einrichtungen die geiftige und jitt: 
lihe Bildung ded Handwerferfiandes , indbejondere feiner Jugend ins Auge, und es entſtam 
in Berlin um diefelbe Zeit, hauptſächlich für Gehülfen und Kehrlinge, überhaupt für die jün: 
gern Handwerker, ein Berein, welcher durch Unterricht, Vorträge, Geſelligkeit u. ſ. w. jenen 
Zweck zu verfolgen bemüht war. Nachdem berfelbe von 1844—50 beftanden hatte, van aber 
dent Damals herrſchenden Bolizeifgfteme aus politifchen Gründen erlegen war, rief das Jahr 
1858, „in welchem ſich die gefelliaftlihen Zuftände Preußens frifcher und freier geftalteten”, 
von neuem einen großen Handwerkerverein ind Leben, und es haben’ fich ſeitdem nicht blod in 
Berlin mebrere gleihartige Vereine, fondern auch in verſchiedenen Städten Bereine gleichet 
Art und mit gleichen Zweden gebilvet, Die Zahl ver Mitgliever des großen: berliner Hand: 
werkervereins betvägt im Jahre durchſchnittlich über 10000 und bei der Ein: und Auswande⸗ 
rung und bein Ein: und Audtritt einer Anzahl von Geſellen und Lehrlingen im Monatsburd: 
ſchnitt zwiſchen 3000 und 4000. 

Dir befhränfen und auf einige nähere Mittheilungen über diejen Verein, da die andern 
Handwerker- und Arbeitervereine im wefentlichen auf gleiher Grundlage beruhen, gleiche Ziel: 
verfolgen und dabei im allgemeinen aud; diefelben Mittel anwenden, wobei freilicy nicht ver: 
fannt werben darf, daß die große Stadt eine bei weiten größere Zahl mitwirkender Kräfte, 
namentlich für dad Lehrerperfonal und Gollegium, varbietet , ald fie an dem meiften andern 
Drten zu Gebote ſteht. 

Als Zwed ded Vereins bezeichnet das Statut Die Beförderung allgemeiner Bildung, tügii: 
ger Beruföfenntniffe und ‘guter Sitten unter feinen Mitglievern, Die Mittel zur Erreichung 
diejed Zweckes find: Vorträge, Beſprechungen, Unterricht, Gefang, Turnen, Bibliothek, Zeit: 
Ihriften und gemeinfame gejellige Bergnügungen, legteve auch unter Theilnahme der Frauen 
und Kinder der Bereinämitglieder. j 

Der Beitritt als Mitglied ſteht jedem unbeſcholtenen Manne frei, welcher das 17. Lebent 
jahr vollendet hat und fid zur Entrichtung eines vorauszahlbaren Beitrags zur Bereinstaft 
von monatlih 3 Sgr. verpflichtet. An dem Vermögen des Vereins haben jedoch die nicht grob 
jährigen Mitglieder und die Ehrenmitglieder keinen Antheil. Die Mitgliedſchaft kann u 
immer ober zeitiweife durch uͤbertretung der Vereindorbnung oder durd Verlegung der gut 
Sitte verwirkt werden. (Fälle der Art ſind nicht vorgekommen.) 

Zur Leitung, bezüglich Vertretung der Vereinsangelegenbeiten find berufen: 1) eine von 
allen Mitgliedern, welche dem Verein bereits länger ald drei Monate ohme Unterbrechung ang: 
hört haben, auf ein Jahr zu wählende Nepräfentantenverfammlung von 36 Mitgliedern un 
12 Stellvertretern, 2) ein Borfigender und zwei Stellvertreter, 3) ein Vorſtand von 12 Mi 
gliedern und ſechs Stellvertretern und 4) die Lehrerichaft. Zwei Drittel der Nepräjeutanin 
müffen Gewerbtreibende fein. Der Borfigende, feine beiden Stellvertreter und die Borklantt: 
mitglieder werben von den Nepräferitanten auf drei Jahre gewählt; vom Vorſtande fcheidet In 
deſſen jährlich ein Drittel aus. Wählbar find alle großjährigen Mitglieder ded Vereins. 

Die Lehrerſchaft befteht aus allen in diefelbe aufgenommenen Männern, welche ſich zu Ber: 
trägen, zur Beantwortung der Kragen, die im Fragefaften niedergelegt jind, ober zum Huter- 
richt erbieten. Sie befteht gegenwärtig aus etwa 60 Mitglievern und zählt Gewerbtreibende, 
Beamte, Arzte, Lehrer und andere Männer der Wilfenfhaft zu ihren Mitgliedern. Sie br 
ſchließt über Lehrplan und Lehrweife. Drei Abende der Woche find zu Vorträgen vor dem galt: 
zen Verein beftimmt, deren Gegenſtände in möglihft populärer Haltung ſich über die verſcie⸗ 
denartigſten Fächer des Wiſſens, Geſchichte, Volkswirthſchaft, Technologie, Naturwiſſenſcheft 
Statiſtik, Literatur, Geſundheitspflege, Geographie, Phyſik u. ſ. w. verbreiten und erfahrungt⸗ 
mäßig ſtets ein ſehr zahlreiches und aufmerkfames Publikum an ſich ziehen. Vorträge über Po 
litik und Religion ſind ſtatutengemäß ausgeſchloſſen. Ein Abend iſt zur Beantwortung di" 
Bragen, ver Sonntag aber für Vergnügungen unter Theilnahme der Familien, mit gleichzeitv 
gen angemeflenen Vorträgen, beitimmt. Ortner aus der Mitte des Vereins halten die äußert 
Ordnung aufrecht. Den von verſchiedenen Lehrern größtentheils gegen ein durch jahr mans‘ 
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Beiträge der Lernenden aufgebrachtes Honorar gegebenen Unterricht überwacht eine and der 
Lehrerſchaft beſtellte bejondere Anterrichtscommiflion, während eine befondere Commiſſion für 
die Bergnügungen, desgleichen für die Bauangelegenheiten, desgleichen für die Bibliothek und 
die Zeitihriften u. ſ. mw. beftellt iR. Der Unterricht wird theild in ver Woche während der 
Abendſtunden von-8 Uhr ab und Sommtags Vormittag von 9—1 Uhr im Vereinslofal ertheilt 
amd erſtreckt ihr auf Deutſch, Rechnen, Schreiben, Phyſik, Geometrie, Geographie, Zeichnen, 
Buchführung, Stenographie, Gefang, Engliſch, Branzöfifh u. f. mw. Newerlich nahmen etwa 
1000 Perfonen daran theil. Innerhalb des Vereins hat ſich ein befonderer Geſangverein, 
fogar ein Dichterbuind-gebilvet. Die durch Geſchenke — zum Theil deutſcher Buchhandlungen — 
bereits auf 1500 Werte geftiegene Bibliothek wird fleißig benugt, ebenjo das Leſezimmer mit 
feinen Zeitungen und Zeitfchriften. Ginige Mitglieder leiten dad Turnen. Es ift dem Vereine 
bereits gelungen, ein eigenes beveutendes Grundſtück zu ermerben. 

Es wird dieſe kurze Skizze von den Zwecken des Bereins und den Mitteln ihrer Durchfüh— 
rung genügen, um die hohe Bedeutung von dergleichen Arbeiter: und Handwerferbereinen 
ebenjorol für die allgemeine wie für die Berufsbildung, indbefondere aber auch für die ſitt⸗ 
liche und geiftige Hebung des Handwerkerftandes überhaupt zu erkennen. W. A. Lette. 

Hannover, (Geſchichte. Verfaſſung und Verwaltung. Statiſtiſches.) Die 
männliche Linie des alten Welfengeſchlechts war ſchon mit Welf IM. im Jahre 1054 aus: 
geftorben. Die reihe Erbichaft war auf die Schweiter deſſelben, Guniza, und deren Gemahl, den 
Markgrafen Azzo von Efte, gefallen. Das neue Welfenthum an der Leine würde daher richtiger 
auf dad Haus Eſte zurüdgreifen. Heinrich der Stolze, der zu den angebeiratheten Billung’- 
ſchen Gütern die nordheimſchen, jupplinburgichen befaß, auch das Herzogsamt in Sachſen 
gewann neben dem in Baiern, legte den Grumb zu einer großen Macht, die fein Sohn 
Heinrid der Löwe durch Eroberungen über die Elbe hinaus bis an die Oſtſee noch vergrößerte 
und, was mehr jagen wollte, in innern Zuſammenhang brachte und zu cultiviren unternahm. 
Bisthümer und Herren konnten in dem Landſtrich zwifchen Elbe und Weſer nicht viel feften Fuß 
faſſen. Da kam der Streit mit den Hohenftaufen und die Achtserflärung Heinrich’ des Löwen 
durch den Kaifer Friedrich J. Alle Reichslehen und beide Herzogämter wurden Heinrich dem 
Löwen entzogen, der nah England flüchtete (1180). Gin lange andauernder Krieg verwü— 
ſtete das Land, führte aber zur Bildung der Städte. Heinrich's Enkel, Otto das Kind, ver: 
einigte nach der Berjöhnung mit dem Kalfer zwar einen großen Theil der Güter wieder, die er 
dem Kaiſer zu Lehn auftrug, und wurde auch mit dem neuen Herzogsamt von Braunfchweig bes 
lehnt, allein jhon nach feinem Tode traten Theilungen unter feinen Söhnen ein, die fich bei 
ven. folgenden Generationen vermehrten und zu einer Menge Zerſtückelungen führten, deven 
Geſchichte höchſt unfruchtbar ift, die aber die Entwidelung und vie Macht der Städte Braun: 
ihweig , Lüneburg, Hannover, Göttingen, Münden, Gimbed u. f. w. weſentlich förberten. 

Die Städte wußten indeß ihre Freiheiten und Rechte nur bis zum Anfang des 16. Jahr— 
hunderts zu behaupten und verloren dieſe nach dem Dreißigjährigen Kriege beinahe gänzlich, 
ıbeild an.die Fürſten, theils am die oligarchiſchen Magiftrate. 

Die vortrefflihe „Geſchichte des Kürftenthums Hannover feit ven Zeiten der Reformation 
bis zu Ende des 17. Jahrhunderts" von Spittler erfpart und hier eine weitere Ausführung 
diejer überand verwickelten Verhältniſſe. 

Ernſt Auguft, Bifhof zu Osnabrück, dem 1679 Kalenberg und Grubenhagen zufiel und 
der mit Sophie, Tochter des Kurfürften von der Pfalz und unglüdlichen Eintagskönigs, ver- 
mählt war, iſt ald neuer Stammvater des jegigen Töniglichen Haufes Hannover zu betrachten. 
Er ordnete 1680 durch fein Teftament Untheilbarfeit und Erfigeburtsreht an und lebte und 
webte nur dem Gedanken der neu zu ſchaffenden Größe des hannoverifchen Haufes. Sein Sohn 
vermählte ſich mit der Erbtochter des Fürſten Georg Wilhelm von Gelle, ſodaß nad) deſſen Tode 
die alten Landestheile, mit Ausnahme der von Anton Ulrich von Wolfenbüttel vegierten, wieder 
in einer Hand vereinigt twurben. Um die erſehnte Kur zu erlangen, wurde am 22. März 1692 
vie ewige linion des oͤſterreichiſchen und celtifhen Hauſes entworfen. Hannover = Celle jollte 
auf den Reichötagen ftimmen wie Ofterreich und bei jedem fünftigen Kriege außer dem Reichs— 
contingent 2000 Mann ftellen oder 144000 Thlr. bezahlen, Ofierreich dagegen Gelle, wenn 
diefes angegriffen würde, nrit 4000 Mann zu Hülfe fommen. So wurde die Kurwürde ge: 
monnen für bie Lande Georg Wilhelm’s und Ernſt Auguſt's, alfo niemals für Lauenburg, 
Bremen und Verden, und Ernft Auguft von Wien der Kurhut durch Grote überbradt. Das un— 
eingeichränfte Brivilegium des Nichtappellirend und die Eaiferliche Beitätigung der 169 1 mit Oſt— 


friesland geſchloſſenen Erbverbrüderung fonnten aber nicht erlangt werben, auch die etwas dun⸗ 

feln Anfprüche auf Lauenburg wurden nicht eher anerkannt, als bis Sachen mit 1,100000 #1. 

abgefunden war, Ernſt Auguft farb am 23. Jan. 1698. Georg Ludiwig, fein Sohn, wußte im 

Bunde mit Karl XI. ven von Anton Ulrich mit Dänemarks, Sahfendund Frankreichs Hülfe aus— 

geführten Angriff gegen das Rüneburgifche zurückzuſchlagen und das Net der Primogenitur 
gegen feinen jüngern Bruder zu behaupten. Er ward vom englifchen Parlament als Enkel des 

pfälzer Frievrih und Urenkel Jakob's J. vor 54 nähern Verwandten ald König von Grof- 

britannien erklärt und beftieg den engliihen Thron am 12. Aug. 1714 ald Georg J. Seit 

1705 war Gelle und Lauenburg an Hannover gefallen, jegt wurden auch Bremen und Verben 

für 600000 Thlr. erworben und dadurch die Herrichaft an der Nordfee bergeftellt. Der ſchöne 
Blid von der Bereinigung der Werra und Fulda bis ind Meer und non den Hängen ded Harz 

zes die ſchoͤne Eibe hinab bis nahe der Oſtſee wurde nur getrübt Dur ven Durchſchnitt, den 

Braunfdhmweig: Wolfenbüttel von Dften bis zu der Wefer in Befig hatte, welcher die füblichen 

Provinzen Brubenhagen und Göttingen von den nördlichen Landen trennte. 

Schon Ernft Auguft hatte 1680 eine „Bunktation des Regierungsreglements“ erlaffen, wo⸗ 
nad er das Regiment ver Fürftenthümer Kalenberg und Grubenhagen eingerichtet willen mollte; 
Georg Ludwig erließ für feine braunſchweigiſch-lüneburgiſchen Lande, ald er nad England ab: 
reifte, dad Negierungsreglement vom 19. Aug. 1714.!) Daſſelbe nahm die Regimentäformel 
Ernft Auguſt's zum Fundament, wonach die Regierung von vier Gollegien geführt werben 
follte, dem Geheimrathscollegium, der Kammer, der Juftizkanzlei und dem Conſiſtorium. 
Daneben beftand aber noch ein Kriegsfanzlei- Collegium, Der König behielt fi eigentlich nur, 
was „pure militaria“ anlangte, die unmittelbare Refolution bevor , ließ aber auch Hier. den Ge⸗ 
neralen eine jehr große Machtbefugnig. Diefe Eollegien, namentlich das Geheimrathäcolle: 
gium, wurben mit unglaublich ausgedehnten Vollmachten verſehen. Letzteres durfte alle an ven 
König gerichteten Briefe, die nicht offenbare Handſchreiben waren, eröffnen, beantworten und nur 
bei fehr wichtigen Suchen Relation darüber abflatten und Refolution einholen. Daflelbe fonnte 
Mandate, Edirte und Verordnungen ablaffen ohne Unterfchrift des Königs, hatte fogar das 
Recht, die Deputirten der Landſchaften zu berufen und ihnen die nöthigen Propofitionen zu machen. 
Das Gcheimrathecollegium legte den Landſchaften die Sonfumtionslicente und Contributionen 
zur Bewilligung vor ; alle Anftellungen bis zum Amtsſchreiber (Amtsaſſeſſor) gingen lediglich 
von ihm aus; ihm mußte der Bejandte in Regensburg die förmlichen Relationen erftatten u. ſ. w. 
Aud in den Dingen, über welche der König ſich ſelbſt zu entſcheiden vorbehalten hatte, erfolgten 
die Entſcheidungen immer jo, wie nad London hinberichtet war, da. ed dort an der Kenntniß der 
Perfonen und Zuftände fehlte, dad Regiment in Hannover gegen die neue Herrichaft über Groß: 
britannien auch als Bagatelle, ald ein Hannoverifcher Meierhof betrachtet wurde. Damit vie 
Poft mit folden Dingen, die ſich der König felbft zu unterfchreiben vorbehalten hatte, wie Brivi- 
legien und Gnadenconceſſionen von einiger IJmportanz, Obligationen über anzuleihende Gelder, 
Beftallungäbriefe u. f. w., nicht zu fehr befchwert werde, verordnete Georg I., daß man foldhe 
Dinge bei guter Öelegenheit, oder wenn Erprefle oder ſichere Leute herübergingen, ſenden oder 
liegen laſſen ſolle, bis er ſelbſt etwa herüberkommen würde. 

Und dieſe Macht fiel nun in die Hände eines mit Gütern eben nicht reich begabten, zum Theil 
verſchuldeten Adels, oder vielmehr derjenigen Adelsfamilien, die ſich 1714 eben im Beſitz der 
Gunſt Georg's und der höhern Ehrenſtellen befanden, und der Familien, die mit dieſen wieder 
in näherer Verbindung ſtanden. Trotz der Abweſenheit des Kurfürſten wurde der Hofſtaat von 
den Einkünften der Domänen aufrecht erhalten, und die Hofſtellen waren ſehr einträgliche Sine— 
euren für den Adel. Die Hoftafel, zu welcher die Einladungen nach wie vor ergingen, wurde in 
gleicher Art bedient, ald ob der König gegenwärtig wäre. Gavaliere, Pagen, Marftall, Garden 
blieben auf vemfelben Fuß. Die Beamtenftellen waren reich befoldet und der beflere Theil der— 
felben wiederum in ben Händen des Durch Die Droftencarridre begünftigten Adeld. Hohe Mili- 
tär= und höhere Horftämter fielen diefen allein zu. Die Stellungen der geheimen Näthe waren 
unverhältnipmäßig reich dotirt. Durch Lebnserfpectangen wurde nachgebolfen, wenn Luxus und 
Verſchwendung Verſchuldungen herbeigeführt hatten und Lehnsconcurſe und dadurd erzwun— 
gene Nachlaßverträge nicht etwa fchon bereite Hülfe ſchafften. 

Was aber das Rigenthümlichfte war, diefe Geſchlechter, weldyen die Ginfünfte ver Domänen 
und ded Staates jo reichlich zufloffen und die im ausfhlieplichen Bejig aller einträglichen Dienft- 


1) Spittler, Bd. I, Beilage 13, 
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ftellen waren, arbeiteten, mit wenig rähmlichen Ausnahmen, wie l.v. Münchhaufen, ſelbſt nicht, 
fondern alle Arbeit des Staates fiel der bürgerlichen Dienerfhaft, ven Räthen, Secretären und 
Amtöfhreibern zu. Diefe untere Dienerfhaft haßte aber den bevorzugten Adel, und weil fie 
allein arbeitete, regierte fie eigentlich auch allein und lenkte, diefem häufig unbewußt, die Schritte 
des Geheimrathöcollegiumsd. Wenn der Adel ſelbſt aber nicht arbeitete und nicht regierte, fo 
war er boch nicht müßig, er intriguirte befto mehr gegen= und untereinander, und die Maitreffen- 
wirthſchaft unter den beiden erften Georgen in London, die wir aus den Memoiren Walpole's 
£fennen, bot dabei bereite Spiel. Die Landflände der verſchiedenen Fürftenthümer hatten ihre 
im Mittelalter große Macht nur bis etwa 1500 behauptet. Die legten Herzoge zu Kalenberg 
und Lüneburg hatten fchon fat in gänzlicher Unabhängigkeit von ven Ständen regiert, und bie 
Bedeutung , die dieſen etwa noch zufam, hatte fih bei den größern oder engern Ausſchüſſen ver 
Provinziallandfhaften concentrirt, in welden die Ritterjhaften vor Prälaten und Städten das 
Übergewicht befaßen. Nachdem dem Adel der größte Theil der fürftlihen Machtvollkommenheit 
zugefalfen, wurde diefe mit Hülfe der Ritter in den Ausſchüſſen auf die ſchamloſeſte und empös 
rendfte Weile ausgebeutet. So wurde z. B. in Kalenberg der Zehnt und Scheffelſchatz der 
Eremten aufgehoben, die Hauptfumme der Steuern durch einen Brotfornlicent aufgebracht, 
welcher die untern Klaflen drückte, die Schulden des Siebenjährigen Kriegd wurden durd ein 
Kopfgeld abgetragen, zu dem der legte Häusling und der größte Grundbefiger auf gleiche Weife 
ſteuerten. Das gefhah bei Landſtänden, in welchen den Nittern nur eine Guriatftimme neben 
Städten und Prälaten zuftand; in Lüneburg, Bremen, Hoya, Lauenburg gab ed aber nicht 
einmal Gurieneinrihtung, und die Ritter beherrichten vie ganze Landſchaft, in der das Heine 
Rittergut daffelbe Stimmrecht hatte wie eine Stadt. 

Wie der Adel fi) gegen das arbeitende Beamtenthum, jo ſchloß ich diejed gegen das Bür- 
gerthbum ab. Unabhängigfeit ver Gejinnung fand ſich nirgends, jelbft nur in den feltenften 
Ausnahmen in der neu gegründeten Univerjität Göttingen. 

Das Regieren beftand Hauptfächlich in dem Abhalten jever Neuerung, und das Beibehalteh 
des alten Schlendriand nannte man mildes patriarchalifches Regiment. Die Juftiz war durch 
die Oberappellationdgerichtdordnung von 1713, für jene Zeit in der That ein Meifterftüd, ge: 
hoben, wurde aber durch die Göhrder Gonftitution vom 19. Det. 1719, welde die Streitigkeiten 
des Domaniums mit den berrihaftlihen Meiern den Gerichten entzog und der Kammeradminis 
ftration zuwies, tief verlegt. Die Vereinigung von Yuftiz, Polizei und Verwaltung bei den 
Ämtern ließ in den untern Inftanzen faum den Begriff des Rechts rein auffommen, der: 
felbe wurde mit ven Begriffen von Zweckmäßigkeit, Nüglichfeit, politifcher Nothwendigkeit be= 
ftändig vermiſcht. Georg I. hatte jeine deutichen Lande fleipig befuht, in der Göhrde große 
Sagden gehalten. Georg II. fühlte ſich gleichfalld am wohlften in feinem Hannover, wo Jagd, 
Tanz und der Pharotifch der Gräfin Darmuth feine Zeit ausfüllten. Er bereifte 1729 aber 
doch auch alle Landestheile jeined Staated. Seit der Thronbefteigung Georg's III., 25. Oct, 
1760, bis zum Jahre 1821, wo der „Cravattenkönig“ fein neues Königreich zum erften mal fab, 
bat nie des Landesherrn Fuß das Land betreten. Bid 1804, wo Georg III. ven Grafen Müniter 
zum Staats- und Gabinetöminifter bei feiner Perfon ernannte, war dad ganze Gewicht der Re: 
gierung bei dem Geheimrathscolleglum in Hannover; nad der Reftauration fam e8 an Mün: 
fter und die deutſche Kanzlei zu London, zum großen Arger der Minifter in Hannover. Hanno: 
verd Heer, im Siebenjährigen Kriege bie zu 45000 Mann hinaufgeſchraubt, bei einer Bevöl- 
ferung von etwa 800000 Einwohnern, diente nur der englijchen Bolitif, und die beveuten- 
den Forderungen Hannovers an England gingen verloren lediglih aus Nachgiebigkeit gegen 
Georg III., der nicht wünjchte, daß diefe Forderungen gegen das Land, in dem er geboren war, 
geltend gemacht würden. Die ewige Union mit Ofterreich hatte nicht nur im Siebenjährigen 
Kriege einen Bruch erhalten, jondern aud in der bairishen Erbfolgefrage folgte Hannover der 
Politik Friedrich's I. Georg UI. hatte die Pfandichaft von Bentheim erworben, kurz nad) fei: 
nem Tode (1760) fiel auch Osnabrück wieder dem Haufe Efte zu. So fam die Franzöſiſche 
Revolution und förderte viel Unzufriedenheit und eine große Gärung in allen Ständen zu 
Tage. Es fehlt noch jehr an einer Detailihilverung jener Zeit, da Havemann über die Schwä- 
hen der Regierung zu leicht hinwegeilt. Der ſchmähliche Sturz von 1803 bewies am deut: 
lichften, wie fehr im Innern die Zerrüttung um fi gegriffen, und welche Folgen die Erziehung 
zur®efinnungslojigkeit, dieſes beftändige Demüthigen vor jevem Höherftehenven, dieſes Haſchen 
nach Gonnerionen mit ſich führte, 

Nach längerer franzöflicher und einer kurzen preußifchen Occupation wurden erft die füb- 
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lichen Landestheile, dann das ganze Land dem Königreich Weftfalen einverleibt 1. März 1820), 
allein ſchon am 31. Dee. veflelben Jahres die nördliche Hälfte zu dem franzöftichen Kaiferreich 
gefihlagen. Die ungrmeinen Laften, die dad Laud ſchon während ber Occupation getragen, mit 
den neuen finanziellen mweitfälifhen und franzöfiihen Bebürfniffen und den Opfern an Men: 
ſchen für die Eaiferlihen Kriege, liefen das neue Gute, welches die frangöftiche Herrſchaft 
ind Leben rief, nicht recht zum Beronftjein der Dienge fonınıen. Es ſcheint, daß es nur fehr 
wenige waren, bie einſahen, welden ungeheuern Fortſchritt nicht nur in Beziehung auf. das 
Brineip der Gleichheit und. Freiheit, ſondern ſelbſt in volkswirihſchaftlicher Beziehung wie 
weftfälifch sfrangdjifchen Inftitutionen brachten, die den ganzen Feudalſtaat mit feinen Crem⸗ 
tionen und Privilegien mit einem Schlage aufhoben, öffentlich, mündliches Verfahren an ie 
Stelle des heimlichen Inquifitionsprorefjes und des ohne Ende fih fortwälzenden fchriftlichen 
Civilproceſſes feßten, den Meiernexus und die Untheilbarfeit befeitigten, Trried Eigenthum zum 
erften male herjtellten, die Zünfte vernichteten und Gewerbefreiheit einführten. Blinde Anhang: 
lichfeit an das Alte und Hergebrachte, Abneigung gegen alles Neue, Ausländiſche, namentlich 
Franzoͤſiſche, wirkten neben der Schroffheit der Übergänge, daf die neuen Inflitutionen im 
Volke feine Wurzel ſchlugen und die Liebe zu dem Alten blieb. Der Bauer fühlte zwar bie 
Feſſeln der genballaften von fi genommen, allein er fonnte wit dem Geſchenk jeiner Freiheitund 
des freien Eigenthums nicht viel machen, da die Zeiten zu ſchwer maren, um Eigenthum günftig 
veräußern oder belaften, um wirthfchaftliche Vortheile von der neuen Freiheit und Entlaftung 
ziehen zu können. Die Proceſſe wurden dem Bürger und Bauer viel zu raſch und exact ent⸗ 
ſchieden, und er glaubte, biefelben kämen viel theuerer, obgleich gerade. das Gegentheil ſtattfand. 
Die ftrengen Formen, dem frühern Schlendrian der Reftitutionen, die nie aufhörten, gegemüber, 
jhienen ihm eine Härte. Das ſcharfe Nachfaffen bei dem Steuerweſen, überhaupt der rajche 
und entihievene Berwaltungsformalismus ließ die patriarchaliſche Milde ver frühern Zeiten in 
einem Licht hervortreten, das fie nicht verbiente. Während das Volk fo nah dem Alten ſich zurück- 
fehnte und in den beutfchsenglifchen Legionen in Portugal, Spanien u. f. w. für das Vaterland 
zu kämpfen glaubte, vergaß ein großer Theil des Adels in der neuen Dienerihaft am weftfäli- 
ſchen Hofe nit nur des königlichen Heren jenfeit ded Kanals, jondern aud der ihm ge: 

nommenen @xemtionen und nahm mit Frauen und Töchtern an ben Sekligjfriten und Orgien 

in Kaſſel teil. 

In London war inzwifchen alle Macht in Beziehung auf deutſche und haunoveriſche Ber: 
hältniſſe in. die Hände ded Grafen Münfter gelangt, eined Mannes von großem Talent, der aber 
von Land und Reuten in Hannover ſehr wenig fannte, da er nad feinen Univerfitätd: und Lehre 
jahren als Auditor und Aſſeſſor meift nur mit höchften und hohen Berfonen an Höfen und mit 
Diplomaten und Staatömännern verkehrt hatte. Münfter hatte verfchiedene Infurreetionsverfuche 
projeetirt, er träumte von einem großen Welfenreiche zwifchen Elbe und Rhein, während Kaifer 
Alexander um biejelbe Zeit Hannover an den Herzog von Oldenburg verfprah und Stein dai= 
ſelbe für Preußen beanfpruchte. 

Indeß wußte England die Anerkennung und Erweiterung bed Beliges Hannovers für jein 
Königehaus in den Verträgen von Kaliſch, Reichenbach, Teplig zu fihern. Zur Befreiung des 
Landes von den Franzoſen geſchah indeß direct nichts, und im Frühjahr 1813, ald Kojaden- 
ſchwärme über Die Elbe gedrungen waren, fing man im Bremifchen und Lüneburgifchen an ſich 
felbft zu befreien. Es hatten fi die adelichen Präſidenten und Ausfhupmitglieder der alten 
Brovinziallandichaften an die Spige geftellt, und alsbald trat das Beftreben hervor , alled Alte 
wiederherzuftellen. Vandamme unterbrüdte diefe Berjuche blutig; im Mai waren die Franz 
zofen wieder Herrſcher im Lande, und erit die Schlacht bei Leipzig befreite auch Hannorer. 
Anfang Noveinber 1813 trafen die Minifter v. d. Deden und Bremer ald Cabinetöminifter, 
jpäter aud die Kammer, am 19. Dec. Graf Münfter und der Herzog von Cambridge ein, ver 
das Commando des zu bildenden Heeres übernehmen follte. „Es fehlte”, jagt Stüve, „an Geld, 
an Kriegsmitteln, an brauchbaren Menſchen und vor allenı am feften Plane und der Eintracht.“ 
Deden mit der Kammer wollte nur das Alte herftellen und hatte die Stimmung der Menge für 
ch; Graf Bremer, unterflügt von Nehberg, dem Generalfecretär, wenn man fo will, und ge- 
lehnt an Münfter, dachte einen neuen beffern Zujtand zu Schaffen. Letzteres ſchien fo leicht, da man 
wirklich tabula rasa hatte, und ſchien auch nothivendig, da ein neuer Staat unmöglih in einer 
Perfonalunion des Fürſten über acht und mehrere Fürftenthümer und Grafſchaften mit verfchie- 
dener Verfaſſung, eigenthümlichen ftändifhen Ginrihtungen und eigener Steuerbewilligung 
und Bertwaltung beitehen konnte. Allein es fehlte aud Rehberg der Muth und die organiſato— 
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riſche Befähigung: zum Neubau. Wie es Fam, daß Deden in der Hauptſache flegte, daruhet fehlt 
ed noch an nähern Mittheitungen ; Bremer's Papiere find nach deſſen Tode dev Familie ent- 
zogen und ins Staatsarchiv geſchafft worden, Rehberg's nachgelaffene Papiere ſollen vernichtet 
fein. Dev. Weg der Halbheit, den man einſchlug, konnte etwas Dauerndes und Geſundes nicht 
ſchaffen. Zwar ging man nicht jo weit als in Kurheſſen, man ſtrich die Jahre von 1803— 14 . 
nicht geradezu als nicht eriftirend-auß der Geſchichte und dem Rechte Hannovers, aber man ver— 
nichtete auch das Heilſamſte, was unter franzöfiſcher und weſtfäliſcher Herrſchaft geſchaffen wor⸗ 
den war; Die Inſtitution des mündlichen und öffentlichen Verfahrens, die Ablöſung bäuerlicher 
Laſten wurden aufgehoben, die Gigenbehörigfeit ward wieberhergeftellt. Man führte auch die 
Steuerimmunitäten, die Oxremtionen von den Gemeindelaften, die privilegirten Gerichtöſtände, 
die PBatrimonialgerichte, Das Vach weſen der Beamten, das alte Zunftweſen wieder ein und 
ſtellte das Cenſurediet von 1705 wieder ber. Man caſſirte rechtsgültig abgeſchloſſene Domänen⸗ 
verkaͤufe und ſchnitt den Käufern den Rechtsweg ab. 

Mur in einem, Punkte hatte Rehberg iiber Decken geſiegt. Letzterex namlich wollte nur von n Wie 
derherſtellung der alten Provinziallandſchaften etwas wiſſen, dieſer brachte ven Begriff des ein⸗ 
heitlichen Staates und der Stände: zur Anerkennung. Dazu drängte es um fo mehr, als Münſter 
in Wien nicht nur den Koͤnigbtitel für Hannover, ſondern auch neue Landestheile erworben hatte 
und andere Erwerbungen in Ausſicht ſtanden. Man berief eine ſogenannte proviſoriſche Stände⸗ 
verſammlung (16. Dee, 1814), welche nad) der von Rehberg verfaßten Erööffnungsrede für Han: 
nover dad ſein ſollte, was dad Parlament für England war. Allein dieſe Verſammlung war, um 
die alten Rechte der Unterthanen nit zu kraͤnken, mit denen man gern kokettirte, auf das unzweck⸗ 
mäßigfte auf dev Baſis ver alten Landſchaften, „aus Deputirten ſämmtlicher Stände aller zum 
Kurfürftentfum gehörigen Staaten’, zufammengefegt und befland überwiegend aus Adelichen 
und Erenten ‚daneben Bürgermeiftern oder Magiftratömitglievern Graf Münſter glaubte in 
diefer proviforifgen Ständeverſammlung ein Inſtitut geihaffen zu haben, das er jederzeit nach 
Gefallen leiten und organifirenkönne; die Beingniffe ver Berfammlung waren daher fehr allge: 
mein gehalten. „Ale allgemeinen. Landedangelegenbeiten, inſofern ſie nad der frühern Ver— 
fafjung einer ftändifhen Mitwirkung bedurften, jolkten durch die Berfannmlung: berathen und 
zum Schluß gebradit werben.” Rehberg meinte, es wäre genligend, wenn man nur folde * 
viſoriſche Stände habe und fie daun in nützliche Thätigkeit verfege. 

Der allgemeine Aufſchwung, der 1815 Die Gemüther noch befeelte, und das Gefühl ber 
Nothwendigkeit eines einteächtiger Handelns mit Hintanfegung kleinlicher Intereffen braditen 
am 17. Jan. 1815 einen in die Berfammiung als Berbefferungdantrag bei einer andern Pro- 
pofition. hineingeworfenen Antrag. anf Verrinigung ſämmtlicher Schulven des Landes in ein 
Ganzes und Einfüchrung eines allgemeinen Steuerſuſtems zur Annahme Damit mat, unter 
nicht geringen Berlegungen eingelner Provinzen, der erfte Schritt zur Bildung eines einheit⸗ 
lihen Staates geicheben, zugleich aber ven Laudſchaften ihe Lebensnerv abgeſchnitten. Im übris 
gen charakteriſirt ed den im der Verſammlung herrſchenden Geiſt, daß ſich Adeliche und Magi: 
ſtratsperſonen vereinigten, um einen von der Regierung — Antrag auf Offentlichkeit 
abzuwerfen. 

Die Verſammlung — dann in den folgenden Jahren ein einheitliches Steuerſyftem 
zu ſchaffen, eim Verſuch, ver dem Lande große Nachtheile zugefügt hat. Die Exemten würden 
zwar gegen Entſchädigung zur Grundſteuer herangezogen , dieſe aber auf eine nerfehrte Halb: 
theorie nach Reinertrag und zu einer ewig bleibenden Summe gegrimbet. Aber es gelang in der 
Beriammlung den Adelichen, vie Beftitellung ihres Beitrags zur provinziellen Verhandlung zu 
verweifen. Nebberg erklärte indeß dieſen Antrag für invereinbar mit der erfolgten Vereini— 
gung ber Provinzen zu einem Ganzen und orbnete die Sache von obeu, per rescriptum ad 
maudatum. Indeß trat bei einem Theil der ritterfchaftlichen Deputieten das Streben immer 
offener hervor, die alten Vorrechte und Gremtionen wiederzugewinnen und, ſoweit fie ſchon 
miederhergeftellt waren, zu erhalten... Es vereinigten jih von den 85 Stimmen der Ver— 
fammlung 26 zu einer engern Partei, melde dieſes Ziel verfolgte und außerhalb derſelben auf 
den Sturz Rebberg 8 hinarbeitete, den man für ben entichiebenften Feind des Adels hielt, 
Da diefe Bartei nicht Hoffen dirrfte in der proviforifchen Ständeverfammlung eine Majorität 
zu bilden, jo ging ihr Streben dahin, in einer abgelonderten Adelskammer als Majorität ihren 
Veftrebungen Erfolg zu verſchaffen. Bei der Furt vor der Demofratie, die damals alle Hofkreiſe 
erfüllte, und bei Münſter's eigenthümlicher Antipathie gegen die Antihambre, welche in ven 
Salon zu dringen ftrebe, ‘gelang beides. Rehberg wurde in eine Unterfuhung wegen der 
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franzoͤſiſchen Liquidationen verwickelt, die fi hinzog, da man ihm die Reditfertigungspapiere 
vorenthielt. Er wurde zwar fpäter für vollfommen gerechtfertigt anerkannt, allein gerade wäh⸗ 
rend der widhtigften Epoche war ihm die Leitung entzogen. Bremer hatte den langjährigen 
Freund feiner Jugend im Stiche gelaffen. Münfter ordnete nun durch Refeript vom 19. Det. 
1818 die Wieverherftellung der Provinziallandichaften an, deren Modification bei dieſen aber 
auf Schwierigkeit ſtieß. Man fonnte fhon damals dem Princip der Aufnahme freier hürger: 
licher Grunbbefiger nur in Osnabrück und in Beziehung auf die bremiſchen Marſchen Aner: 
fennung verſchaffen, und man ließ daher das Princip fallen, fo mohlbegründet e8 den Verhält⸗ 
niffen nad) war. 

Durdy ein Refeript des Prinz: Regenten vom 5. Ian. 1819 eröffnete Münfter im Namen 
deflelben ver proviforifhen Ständeverfammlung vie Abfiht, einmal feine Verfaffungsurfunde 
zu erlafien,, fodann, daß fünftig eine Theilung der Stände in zwei Kammern ftattfinden Tolle, 
welche diefelben Rechte wie die biäherige proviforiiche Ständeverſammlung ausüben follten. 
Obgleich legtere nicht einmal gefragt wurde, ob fie folher Anderung zuftimme, erflärte fie 
fi doch in einem Schreiben vom 10. Mai 1819 gegen eine folde Einrichtung, freilih in ums 
fräftiger Form. Was fie der Einrihtung vorwarf, daß im derartigen Kammern nur ein- 
zelne Stände repräfentirt feien, daß der Adel von ver Nation völlig ifolirt werde, eine Oppo— 
fition beider Kammern gegeneinander entſtehen würde, welche alles gemeinfame Streben 
zum Wohle des Ganzen entfernen, Unzufriedenheit, Gärung und Parteiungen herbeiführen 
würbe, hat fih nur zu ſehr bewahrheitet. Man vertagte die proviforifhe Ständeverfammlung, 
löfte fie dann auf und erließ das Patent vom 7. Dec. 1819. Diefe erfte hannoveriſche Ver— 
faflung, wenn man biefelbe fo nennen darf, war alfo gegen den Widerſpruch der Stände in 
Leben geführt. 

Die beiven neuen Kammern, welche am 28. Dec. 1819 zufammentraten, fuchten bei dem Man: 
gel jeder andern Bald in den ältern Rechten ver Brovinziallandfchaften einen Boden. In der 
Erften Kammer dominirte die Partei der Exemten, welde die Minorität der proviforifchen 
Ständeverfammlung gebildet hatte, in der Zweiten Kammer führte ein ſchwächliches Staats: 
dienerthum und eine befhränfte Magiftratöveputirtenfchaft eine Scheineriftenz , die nur Leben 
befam, wenn fi Eremte und Städter in ihren Intereilen Ihroff gegenüberftanven. Da die 
Städte ihre Deputirten felbft honoriren mußten, jo fah man vielfäch das Recht, einen joldyen 
zu fenden, als eine Laft an; nur die größern Städte pflegten ihre Bürgermeifter und Syndici 
zu fenden, bie Fleinern handelten mit in Hannover lebenden Staatödienern wegen Übernahme des 
Amts gegen die geringftmöglidhe Honorirung.?) 

Aber in dem Streit der Städte mit den Eremten gewährten die Gonferengen zwiſchen den 
beiden Kammern fein genügendes Ausgleihungsmittel, und die Entſcheidung fiel jo in bie 
Hände der Regierung, bie in der Gremtiondfrage eine Halbheit übte, welche ven Streit an: 
dauern ließ. Das Refcript vom 18. Ian. 1822 entſchied nämlih, daß die Exemten für den 
Berluft der Grundfteuerbefreiung durch Kapitalifirung eines Viertel der neuen Grundfteuer 
(alfo etwa 900000 Thlr.) entſchädigt, dagegen die Eremtion von der Gavaleriebequartierung 
und den Hobeitädienften nit nur fortdauern, fondern auch auf die neuen Provinzen ausgedehnt 
werben follte. 

Im übrigen ſuchten die Stände die Orbnung des Haushalts, ded Steuer: und Landesſchul— 
denwejend, ver Kaflenverwaltung zu reguliren, wobei die Erſte Kammer in Bewilligungen fi 
zäher als die Zweite bewies. Beide Kammern theilten aber dad Streben, die Hälfte aller Re: 
gierungsaudgaben, die im nothwendigen Wachen waren, auf dad Domanium zu werfen. In 
allen fonftigen Dingen trat von 1820-—30 eine fortwährend fhärfere Scheidung zwifchen bei- 
den Kammern heraus, was denn den Erfolg hatte, daß nichts geſchah. Was aber gefhah, mar 
Folge von Verbindung unter beiden Kammern. Für diefe war dev Kammerberr v. Wallmoden 
die wichtigfte Perfon. Er hatte 1829 mit dem Syndikus Lüngel, den er weit überfah und zu 
lenken wußte, Verbindungen angefnüpft und, in Betracht der damaligen äußerft drückenden 
Lage der Grundbefiger, die Reduction der Grundfteuer um 10 Proc. erwirft. Daran fnüpfte 
fih aber, hauptfählih von Stüve getragen, der gleichfalls mit Wallmoden in Verbindung trat, 
die Ablöfung der bäuerlichen Laften, Zehnten und qutäherrlicen Gefälle, auf welche man bei 
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— der Grundſteuer gar feine Rüdfiht genommen, und die ſchon 1819 im Ausſicht 
geftellte, aber nicht ind Leben gerufene Vertretung bes bäuerlichen Grundbeſitzes. Letztere Ver: 
tretung ſah die Erfte Kammer gern, indem fie baburd das Element der ftäptifhen Deputirten 
zu ſchwächen hoffte ; fie betrachtete ven Streit um bie Steuern als einen Streit zwiſchen Stadt 
und Land, in welchem ihr die Stimmen der bäuerlichen Grundbefiger zufallen müßten. So fam 
fhon vor der Julirevolution ein Vergleih zu Stande, in welchem die Zweite Kammer in Ber: 
minderung ber Orundfleuer und DVertretung des Bauernftandes in ihr einmwilligte, die Erfte 
Kammer aber die Ablösbarkeit der Zehnten, Dienfte und Gefälle nahgab. Stüve hatte ſchon 
früher (1826) erwirft, daß die 1818 gegebene Zuſicherung, die Verwaltung der Srunhpewre 
follte ven Provinziallanpfländen zufallen, rüdgängig gemacht warb. 

Graf Münfter war es, der von ber deutſchen Kanzlei in London aus Hannover in bei 
Hauptſache regierte, d. h. foweit es die beftändig wachſende Eiferſucht der Gabinetöminifter in 
Hannover und der dem noch immer nicht arbeitenden Adel feindfelige Geift des höhern bürger: 
lichen, alle Arbeit verrichtenden Staatödienerthums geftatteten. Bremer hatte fidh eine neue rechte 
Hand angeihafft, ven feit 1824 zum geheimen Gabinetörath ernannten Rofe. Gr felbft war 
alt und abgeftumpft. Münſter's Stellung zu Metternich hatte ſich geändert; er wurde in ben 
Händeln um die Gropjährigfeit des Herzogs von Braunfhweig von Wien aus nicht fo behandelt, 
als er ed erwarten durfte, man nahm dort Partei für ven Prinzen. Münfter hatte ven Grund- 
fägen des Eongrefles von Verona entgegen geflimmt, in der holfteinifhen Sache das befannte, 
Dfterreich entgegenlautende Votum abgeben laſſen, auf Verwendung des (angeblih?) zindlos 
bei Rothſchild lebenden Kapitals von 20 Millionen zu Beftungsbauten gedrungen und Hanno 
ver eine ſelbſtändige ſtaatliche Stellung bei vem Bunde wieder zu erringen gefucht. Während 
die Zuftände der Landeskaſſe jeit 1825 in der günftigften Rage waren, hatte die Rönigliche Kaffe 
Thon mit einem Defieit zu Fämpfen, ohne daß jemand außerhalb ver höhern Dominialvermwal: 
tung etwas davon merfte, denn der tieffle Schleier des Geheimniſſes ruhte auf allem, was die 
Domanialeinkünfte betraf. 

Da fam die Julirevolution. In Braunſchweig brannte man das Schloß nieder und jagte 
den Herzog Karl in die Flucht; in Kaflel jagte man freilich nur die Gräfin Reichenbach fort und 
holte fih Waffen aus dem Zeughaufe, aber man errang ſchon im Januar 1831 eine Ver: 
faflung, für die noch heute das heſſiſche Wolf mit anerkennungswerther Liebe und Anbänglich- 
feit kämpft. In Hannover herrichte auf dem Lande Mangel und Notb, dad Grundeigenthum 
war völlig entwerthet, die Anzahl der Goncurfe im Bauernftande zahllos. In den Städten 
war die Noth nicht minder groß, der Handwerferftand verarmte troß ber twieberhergeftellten 
Zünfte, der Kaufmannsftand konnte nicht vorwärts kommen, Babrifen und induftrielfe Unter— 
nehmungen hatte man allenthalben fern zu halten gewußt, und ſelbſt da, wo im Mittelalter blü- 
hende Induftrie (z. B. Tuchmacher in Göttingen) gewefen, fand man jegt nur die Ruinen folder 
mächtigen Zunft. Die Gründe diefed Verfalls fhrieb man allzu fehr ver Regierung zu, melde 
freilich durd Gonceffionsweien und Vermehrung der Handwerker auf dem Rande nicht günftig 
gewirkt hatte. Die Bürger Hagten faft in allen Städten über die ftädtifche Verwaltung und die 
Polizei. Der Bauer Flagte über den Drud ver gutöherrlihen Abgaben, über die Härte der 
Domanialvermwaltung, über die Eremtionen des Adels von Gemeinvelaften, über Cavalerie⸗ 
verpflegung, über die Allmacht der Vöogte und Amtsunterbedienten, durch welche der erfte Beamte 
oder vielmehr der deſſen Dienfte und Arbeiten verſehende Aubitor oder Aſſeſſor Kunde von dem 
Zuftande ver Amtseingeſeſſenen erhielt. 

Der Stand der Advocaten, der nicht nur von allen Seiten die Klagen der Staatöbürger 
hörte und bei feinen Bemühungen, den Beihiwerden der Einzelnen Abhülfe zu Schaffen, das 
Schwanfende und Principlofe der höhern Entſcheidung genau fennen lernte, erblidte zu oft 
MWillfür, wo er Recht verlangte. Er ſah feinen Stand von der Regierung vernadläffigt und 
herabgedrückt, er erhielt von Gerichten wie von Verwaltungsbehörden Verweiſe, wenn er 
vielleicht im Eifer für die Vertheidigung deffen, was er für Recht hielt, das Maß des Ausdrucks 
auch nur gering überfihritten hatte, oder er wurde mit Geldbußen belegt. Er fühlte namentlid) 
den Mangel einer Breffe, einer Öffentlihen Meinung, den ungemeinen Drud der Genfur, dur 
die man beide vom Lande Hannover ferngehalten; er, deffen Wirfjamfeit und Tüchtigkeit öffent: 
liche Anerkennung bei der Art des Verfahrens nie finden konnte, fühlte ſich tief verlegt, wenn 
er ih von jungen Beamten verächtlich behandeln laffen mußte. 

Im Beamtenftande felbft klagte man über Bevorzugung des Adels bei der Stellenbeiegung, 
über die Abſchließung des Adels, über den Arbeitsdruck, der auf vielen Dienſtzweigen rubte, 
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während andere reiche Gehalte für Nichtsthun erhielten. An genauerer Kenntniß der Finanzen, 
der Öffentlichen Angelegenheiten fehlte ed gänzlich. Hatten die Stände doch alle Dffentlichkeit fern 
gehalten, und war doch die Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten abſichtlich niederge 
drückt und dann gänzlich erſchlafft. Es konnte nicht fehlen, daß ſelbſt in gebildeten Ständen vie 
abenteuerlichſten Vorfiellungen über die Ginfünfte der königlichen Kaffen und die Art und Weiſe 
ihrer Verwendung, über die Domanialvermaltung, Die deutſche Kanzlei in. London, das Ber: 
haͤltniß dev Minifter zu Münfter u. ſ. w. herrſchten. Die Unzufriedenheit machte fi in den 
ofterode : göttinger Unruben Luft und fand ihren Ausdruck in einer Schrift: „Anklage des Mi: 
niſteriums Münſter“, welde ven Advocaten König in Oſterode zum Verfaſſer hatte. ı Es war 
nach deſſen Behauptung in der fpätern Unterfuchung eine Privatarbeit, die ex nur Freunden 
mitgetheilt und die ohne fein Willen Dr. Lanbinger in vielen tauſend Exemplaren drusten lieh 
und in das Land ſchleuderte. Die Schrift enthielt neben vielem Wahren eine große Menge Irr: 
tbümer, litt an hohlem Pathos und Übertreibungen, aber ihre Wirfung war eine ganz unge- 
meine, gegenwärtig beinahe unglaubliche, - Das Volk verihlang fie, glaubte-an fie, ſchwor auf 
jedes Wort in ihr und hing an dem Glauben, lediglich Eigennug, Schlechtigkeit und Bosheit der 
Regierung, namentlih Graf Münſter's, fei ſchuld an allem Unglück und Drude, den der Eim- 
zelne wie die Gemeinde jegt empfand und ber auf dem Staate ſelbſt laſtete. Nur Die gänzliche 
Dunkelheit, in die man die Domanialverwaltung gehüllt, die Nichtöffentlichkeit der ſtändiſchen 
Verhandlungen, der Mangel einer Preffe und Druck der Geniur, die Bornehmtduerei unb Wer: 
fhloflenheit der Leute, die etwas von den Staatsdingen mußten, erklären die Anklage und ihre 
Wirkungen. Der göttinger Aufruhr felbft hatte mehr. einen burichikofen als ſtaatsgefährlichen 
Anſtrich; man feßte einen Gemeinderath ein, der die Verwaltung der Stadt übernahm, errichtete 
eine Bürger: und Studentengarde, durchzog die Straßen, erließ venommiftifche Proclamationen, 
baute Barrikaden, trug fie aber felbft wieder ab und floh, ald das Militär anrüdte. Die Gons- 
centration einer jo großen Truppenmaſſe war nicht nur ein Luxus, fondern ein Zeichen großer 
Angft und Confufion in Hannover. Wäre der Herzog von Gambridge ohne alle Truppen ge 
kommen, einen energifchen Mann zur Seite, fo hätte man. in Göttingen viefelben Wirkungen 
erzielt ald mit den 3000 Mann, die man anrüden lieh. Als Göttingen nun erobert war — je 

betrachtete es nad Militär — da ging von allen Städten ein Petitionsflurm nach Hannover, 

welcher die in den göttinger Brorlamationen gefallene Loſung: Berufung einer aus allen Klaſſen 
des Volkes frei gemählten Ständeverfammlung und eine durch dieſelbe zu errichtende freie Ver: 
faflung, zum Stihwert nahm, Man dachte dabei nichts Klares, man dachte an eine conſtitui⸗ 
ende Verfammlung, an Bereinigung der Stände in eine Kammer und in materiellen Bezie— 
bung an Einheit der Finanzen, d. h. Aufhebung der Trennung zwiſchen Domanial- und ſtändi⸗ 
Iher Rafle. Die Aufregung des Volkes hatte nichts Antimonarchiſches, fie war lediglich gerichtet 
gege bie das Volk beinahe ausſchließlich regiexende Ariftofratie und deren Spige, Graf Münfter. 
Als daher am 12. Febr. in Gnaden die Entlaffung des Dinifterd Grafen Münfter erfolgt war 
und durch Patent vom 22. %ebr; die Ernennung ded Herzogs von Cambridge zum Virefönig er⸗ 
folgte, glaubte man im Volke an eine. große Conceſſion und jubelte. Allein man weiß jegt, daß 
diefer Fall Münſter's Wirkung der Feindfeligfeit war, vie ſeit lange zwildyen Bremer und 
Münfter herrſchte. Das Minifteriuue in Hannover trachtete danach, die Macht der Regierung 
aus. der deutſchen Kanzlei in London wieber nad Hannover zu verlegen. . Bremer war damals 
gänzlich von Roſe geleitet. Das Minifterium verſtärkte ih durch Wild, einen achtbaren Mann, 
aber ſtarren Bureaufraten. Stralenheim war unter allen Miniftern der zäheſte. Wie dies 
Minifteriusenum1831 vorwärts gegamgen und geflogen worden ift, das kann man aus der un: 
glückſeligen Erklärung Zimmermann’s an ven Bundestag vom November 1854, trog ihrer 
Berſtümmelung, berauslefen,®): Man fennt jegt auch aus engliſchen Geſchicht- und Memoirenz 
fhreibern die ungemeine Schwäche und das Schwanken Wilhelm ’s IV. 

Dem Streben nad conftituirender VBerfammlung gegenüber erklärte die fönigliche Brocla: 
mation vom 4. Febr. 1831, daß Anderungen der beſtehenden Verfaſſung nur auf dem ver: 
faffungsmäßigen Wege herbeigeführt werben dürften und jollten. Dierallgemeine Ständever— 
ſammlung wurde fir den Monat März berufen; die Zmeite Kammer reinigte ſich durch Reſig— 
nationen und Mandatskündigungen inzwiichen erft von den Hof⸗, Jagd-⸗, Kanzlei: und andern 
Räthen, welche bis dahin viele Städte vertreten hatten. Ein neuer Geiſt war ind Volf gevrun- 
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gen und drang von dieſem auch in die Kammer. Die Regierung ging mit der Ablöfungsgefeg: 
gebung jet in weit ausgevehnterm Maße vor, ald dad 1830 beabfidhtigt war, und durch die 
alten Verbindungen Stüve's und Lünzel's mit Wallmoden gingen die Dinge fehneller, ald man 
vermuthen fonnte. Schon am 10. Nov. 1831 wurben die wichtigften Grundzüge der Ablö- 
fungsorbnung gefeglih publicirt. In den Ständen hatte man ſich aud über eine Adreſſe geei: 
nigt, die dem Sinne der Zweiten Kammer und bed Volkes fo gut entſprach, ald e8 bei Mit- 
wirkung einer Adeldfammer möglih war. Wenn die Thronrede ded Vicekönigs befiere Ber: 
tretung der Städte, Entlaftung des Landes, zeitgemäß verbeflerte Berfaflung erwähnt hatte, 
fo fügte die Adreſſe, freilich unter ſtarker Verclaufulirung, ven Wunſch nad Offentlichkeit und 
freier Preffe Hinzu. Die Brüfung folher Wünfche, hieß es, bebürfe der größten Vorſicht, ver 
ruhigften Befonnenheit, ver Achtung des Rechts und der Scheu vor Willfür und Beränderungs- 
ſucht, und nur dadurch, daß diefe Phrafen eingefchoben waren, hatte eine UÜbereinflimmung mit 
der Erftien Kammer erzielt werben können. Der Antrag auf eine Berfaffung kam aus der 
Staatsdienerſchaft, wie denn ber Entwurf des Staatsgrundgeſetzes ein Werf hauptſächlich diefer 
war. Die Nahgiebigkeit der Erften Kammer und das Vorwärtsſchreiten ver Regierung wurden 
durch den Fall Warſchaus augenfcheinlic gehemmt. In der Zweiten Kammer fehlte ed an Par- 
teiorganifation und Disciplin, ein Urantrag drängte ben andern, und viel koſtbare Zeit ward 
zerfplittert und verloren.*) 

Die Regierung legte im November 1831 die Grundzüge einer Verfaſſung einer ftänbifchen 
Commiſſion vor, deren Subcommiſſion zugleih ein Ginblid in den Zuftand der fönigliden 
Kaffe gewährt wurde. Graf Schulenburg und Stüne entwidelten in biefer die größte Thätig- 
feit, und die Kunde, welche die Gommiffion über bie innern Zuflände der Regierung und ber 
Domänen erhielt, war geeignet, die gefammte Stellung der Stände zu der föniglichen Regierung 
zu ändern. Man erfuhr hier zum erften mal, da die Domanialkaſſe an einem Deficit laborire, 
daß daher guter Wille der Stände, ftändifhe Bewilligungen nicht zu entbehren feien. 

Die ſtändiſche Commiſſion arbeitete fort, felbft nachdem die Stände aufgelöft und neue ge: 
wählt waren (Bebruar 1832). Durd die Neuwahlen waren eine Menge neuer Elemente in 
die Zweite Kammer gelangt, nit nur dur die Verflärfung der Vertretung ded Bauern: 
flandes, fondern aud ans den Städten durch Wahl von Abvocaten, Profefloren, an die man 
früher nicht gedacht. Dadurch war zwar bad liberale Element im allgemeinen verſtärkt, aber 
aud auf einmal alle ſtaͤndiſche Erfahrung und Arbeit, die man bis 1831 gemadt, unwirkſam 
und zurüdgedrängt worden, fodann viel Unklarheit, Unreifheit, Phrafenthum in die Kammer 
gefommen. Diefelbe war uneiniger, fhwerer zu befriedigen, wad zum Theil darin feinen 
Grund hatte, daß dad Volt meinte, in Zeit von 6—8 Wochen fünnten alle Schäden des 
Staated audgebeffert, eine Verfaſſung gegeben fein, kurz, daß man die ungemeinften und uner: 
füllbarften Hoffnungen hegte. Der Entwurf des Staatsgrundgeſetzes befriedigte die Öffentliche 
Meinung nicht, und die fogenannte Linke war deshalb genöthigt, Oppoſition dagegen zu machen 
und größere Forderungen zu ftellen. Allein man forderte auch allerfei Außerfteö, weniger in 
der Meinung, es durchzuſetzen, ald um dafür zu ſprechen. Es war darin namentlih Profeflor 
Saalfeld groß. Biel koftbare Zeit ging mit unnügen Anträgen und Phrafen verloren. Es 
famen inzwifchen die Bundeöbefchlüffe vom 28. Juni, die aber die Stimmung weniger berühr: 
ten als die Einnahme der Eitadelle von Antwerpen, nad deren Fall die Stimmung fi bedeu⸗ 
tend der Reaction zuneigte. 

Die Regierung hatte nad einem von Wallmoden entworfenen Plan die Deputirten ber 
Ritterfchaften aus der Erften in die Zweite Kammer bringen, die Erfte Kammer aus Majo- 
ratöherren und vom König ernannten Mitgliedern bilden wollen. Das ftieß in beiden Kammern, 
auf Oppofition. In der Erſten Kammer liebte man die Bevorzugungen einzelner aus ber eige: 
nen Mitte nicht und fah in ver Berfegung in die Zweite Kammer eine Herabjegung; in Zwei: 
ter Kammer wollte man den Abel, folange er nicht der Gemeinde völlig angeſchloſſen fei, ifoliren 


4) Die Berhältniffe Hannovers vor und um das Jahr 1831 find am vorzüglichften behandelt in 
Stüve's Schrift, Über die gegenwärtige Lage des Königreichs Hannover (Jena 1832). Bon 183160 
führt des Verfaſſers Werf, Zur Gefchichte des Königreichs Hannover, die Gefchichte weiter. Die oben 
erwähnte hannoverifche Denfichrift vom 16. Nov. 1854 und die Beleuchtung diefer Denkſchrift von Leh— 
zen und Stüve (Bremen 1855) find unentbehrliche Beihülfen zur Geſchichtsforſchung; Memoiren fehlen 
noch gänzlich. | 
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und auf feine eigene Kraft und Schwäche redwiren. Man blieb daher bei dem Biäherigen fichen, 
Wallmoden war darüber fehr unzufrieden, ev hatte daran gedacht, in ber Zweiten Kammer Füp: 
rer der Bauern zu werden. In Beziehung auf die Rechte ver Stände erlangte man einige Gm: 
ceffionen. Stüve rettete den Städten bad Reit der eigenen Polizeivertvaltung, indem er er: 
flärte, daß er dad ganze Staatögrundgefeg umzuftoßen fuhen würde, wenn den Städten bie 
Ausübung der Polizei nicht erhalten werbe; er ſchuf eigentlich $. 53 bed Staatögrumdgefeges in 
“ feiner publicirten Geftält. Die Gonferenzbejhlüffe wegen der Aufhebung dev Exemtionen in ven 
Gemeinden, die zum Gefeg erhoben wurden, verdanken hauptſächlich Lütken ihre Entſtehung 
der damals noch beſſere Seiten hervorleuchten ließ als fpäter. Ohne die unermüdlihen Betr: 
‚bungen Wallmoden's in der Exften, Stüve's in der Zweiten Kammer würde dad Staatägrund: 
gefeg nie zu Stande gefommen fein. Hinſichtlich ver Provinziallandſchaften beſchloſſen die allge: 
meinen Stände die Hauptzüge für die innere und äußere Organifation berfelben. Die weite 
innere Organijation ſollte durch Verhandlungen zwiſchen ver Regierung und den Prosinzial: 
landſchaften feftgefegt werben, ſobald viefelbe aber bewirkt worden, ſollte allen Provinzial: 
landſchaften vas Zuſtimmungsrecht zu proviſoriſchen Abgaben und zum wejentlihen Inhalt der 
Poovinzialgefege zuftehen. ($. 73—82 ded Staatsgrundgejrged.) Das Finanzkapitel hatte 
eine Geftaltung erhalten, deren Gorrectheit Metternih in hohem Grade anerkannte und Roi 
dafür bei ven Minifterialeonferenzen großes Lob fpendete; und doch war durch Die Vrreini: 
gung der Kaffen und die dadurch ermöglichte Einwirkung der Stände auf die Domanialver- 
waltung ein großer Schritt zum Beffern geſchehen. Es war zwar theoretifch feſtgeſetzt, daß der 
König bereihtigt fein follte, für die Summe ber Krombotation Domärten ausſcheiden zu laflen 
und in eigene Verwaltung zu nehmen, allein die Sade war praktiſch jo ſchwierig, daß ſi 
unterblieb. 

Außer ver Berfaffung wurde das Ablöfungägefeg fertig gemacht, welches für die Ablö— 
fenden freilich nicht fo günſtig ausfiel ald vie im Jahre 1848 und fpäter in andern deutſchen 
Staaten gegebenen, aber noch immer als die größte Wohlthat jener Zeit anerkannt ward. Die 
Erfte Kanımer machte auch hier Schwierigkeiten ; als aber vie Regierung mit Ernſt auftrat, gab 
fie nad. 

Im Herbſt 1832 hatte Wallmoven die Erfte Kammer bei einem Frühſtück beimogen, die 
Gavalerieeremtion aufzugeben. Im den legten Tagen der Diät machte ich aber in der Aueld: 
fanımer eine Stimmung geltend, welche dieſes Zugeſtändniß wieder umzuſtoßen tradtete, mad 
inbeß nicht gelang. Die Erklärung der Stände vom 15. März 1833 beantragte, die Bräflatio: 
nen ber Landeseinwohner für die Truppen ſowol in den Städten als auf dem Lande baldthun⸗ 
lichſt auf die allgemeine Landeskaſſe zu übernehmen. 

Die Regierimg hatte den Ständen auf vie Anträge von 1831 wegen Erſparungen einen 
Plan vorgelegt, wonach an der rmeeorganifation die Summe von 140000 Thlrn. erfpart wer: 
den follte, bei ver Civilverwaltung wolle man noch mehrerfparen. So war der Schluß der Dit 

am 18. März 1833 erfreulicher und hoffnungsvoller, ald der Anfang geweſen war. Kurz nad 
der Bertagumg der Stände trat jened unglüdjelige Ereignif ein, weldes die Entwidelung ver 
Reaction jo fehr begünſtigte — das Frankfurter Attentat. Bei dem Entwurf des Staatsgtund⸗ 
geſetzes hatte ungemein viel in ven Händen von Falk gelegen, der fidy wegen Krankheit zwar von 
der Berfaflungscommifjion zurückzog, aber doch dem König in London dreimal mündllch te⸗ 
ferirte. Wie diefer die ftändifchen Anträge zum Staatögrundgejeg anſah und wie er darüber 
nad) London berichtete, ift noch Geheimnig. Es wurde indeß eine Verfaſſung publicirt, bie den 
ftändifchen Beſchlüſſen nicht entfprah und zu der man die Einwilligung des demnächſtigen 
Thronfolgers, in Beziehung auf deſſen Perjönlidjkeit die Staatsdienerſchaft fo ſehr auf Er: 
laflung des Staatögrunngefeges gedrungen hatte, abfihtlich oder unabſichtlich und unvorfichtiger⸗ 
weile nicht eingeholt hatte, obwol nıan gegen Dahlmann das Gegentheil behauptet. 

So war das Staatägrundgefeg abermals nicht rein vereinbartes, fondern zum Theil ec⸗ 
troyirted Recht. Die erften Wahlen brachten in beide Kanımern eine Beamtenmajorität. Den 
Kammern fehlte alle Energie, die Spaltung in der Zweiten Kammer war groß, die Führer 
von 1831 fonnten die Herrichaft nicht wieber erlangen, die Eiferfucht Lang's IT. gegen Stuve 
machte ſich häufig bemerkbar. Die Kammern fuchten den Fehler, den die Negierung durch Pır 
blication des Staatögrundgefeged gemacht hatte, durch Acceptation deſſelben mit allen Anperun: 
gen zu bejeitigen. In der erften Diät beichäftigte man ji mit dem fogenannten dauernden 
Militärabkommen, das allerdings eine erhebliche Erſparung, weniger durch Reduction des auf 
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19361 Mann und 2719 Pferde feftgefegten Armeebeftandes, als durch neue Formation und 
Ordonnanzirung, woburd das Offiziercorps um 152 Stellen vermindert war, ins Leben rief. 
In der zweiten Diät vegulirte man das Steuerweſen und befchäftigte Mich mit Regulirung des 
Einquartierungsmefend. Die Brage, ob die Exemten mit Naturalbequartlerung zu belegen oder 
dieſe nur von ihnen zu reluiren fei, führte beide Kammern zu ven entſchledenſten Känıpfen und 
endete mit einem Proviforium, das die Eremten vorläufig von der Reluitionapflicht befreite, ein 
verunglüctes Meiſterſtück der diplomatiſchen Künfte des Dr. Lang. Die Kammern begannen 
auch das Griminalgefegbud durch eine Commiſſion prüfen zu laffen. 

Schon jeit 1834 bildete ſich eine Adelsoppoſition, an deren Spitze der Geheimruth 
v. Schele und der Generalfelbzeugmeifter v. d. Decken ſtand umd die Hrn. v. Lütken zu Ihrem 
drmnächſtigen Faiſeur beſtimmt Hatte. Die Strebungen derfelben waren zunächft darauf ge 
richtet, Roſe's Einfluß zu ſchwächen und ihn womöglich aus der Regierung zuentfernen. Rofe’8 
Stellung zu v. Schulte war ſchon bei weitem nicht fo günftig wie die frühere zu Bremer, nur 
Omteda's Bericht, daß man auf ven Wiener Eonferenzen ven Mann hoch geehrt habe, welcher 
das Pand fo glüdlid durch den Sturm geführt, rettete ihn; allein mit den Erfparungen in 
der Givilverwaltung , die der König in Ausficht geftellt Hatte, vermochte er fo wenig vorwärts 
zu dringen, ald e8 ihm an der Zeit ſchien, die gefährliche Brage wegen Regulirung der Provin- 
ziallandſchaften auf ven verfaffungsmäßigen Orundfägen anzurühren. Bei ven Miniſtern zeigte 
ſich Widerwillen gegen die Goncefftonen, die ihnen bei ven Staatdgrundgefeg abgerungen wor: 
den, und fie zögerten den Auobau ver Berfaflung bin. Das 1835 angenommene Lehnsalodifica- 
tiondgejeg wurde erſt ein Jahr ſpäter publicirt, weil es dem Juſtizminiſter v. Stralenheim misfiel. 
Hannover, feit dem Beitritt Baierns, Würtembergs, Thüringens und Sachſens zum Zollverein 
ifolirt, hatte ſich 1834 mir Braunfchweig geeinigt, und die Verträge wurden 1835 von ben 
Kammern genehmigt; 1836 trat Divenburg vem Steuerverein bel. Die Diät von 1886 hatte 
zum Sauptinhalt das Hausgeſetz, das mit politifchen Takt behandelt wurde. Hinſichtlich der 
Eiſen bahnen zeigten ſich die Stände ſchon 1835 als nicht auf der Höhe der Zeit, indem die Mas 
jorität die Anlegung von Landedeifenbahnen als ein dem Rande verderbliched Unternehmen be: 
trachtete. Im Beziehung auf das Erimimalgefegbuch machten fidy bei dem Kapitel (13) über 
Berlegung des Jagd- und Fiſchereirechts die Prätenfionen der Erſten Kammer zum Schutz 
dieſes Rechts breit umd ließen es erft nady wiederholten Conferenzen zu einer Einigung kom— 
men. Das Geſetz des Verfahrens in Polizeiftraffahen ſcheiterte gänzlih an den Anfprüden 
der Ritter, welche einer bevorzugten Gerihtöftann verlangten and es für eine Schande etflärz 
ten, umter ven Amtern zu fiehen. Als die Organifaticır der Civllverwaltung, bei ber man 
160000 Thlr. erfparen wollte, die aber zugleich das Diemerthum gegen die Willkür eined etwa 
nen einttetenden Regierungsſyſtems fichern und das, was biäher nur Gewohnhelt und Brauch 
geweſen, gefeglich feftftellen ſollte, wie fogenannten Regulative, endlich 1837 den Ständen zur 
Berathung vorgelegt wurde, ſchien die Regierung in fi ſchon die Kraft verloren zu haben und 
vor der Zukunft zu bangen. Es konnte ihr nicht verborgen geblieben fein, daß die Abeldoppo= 
fition mit dem in Berlin lebenden und von dent Herzog Karl von Medlenburg-Strelig Unter: 
richt in der Kunſt, wie man ein deutſches Volk regieren müſſe, empfangenden Herzog von Eum: 
berland, dem Thronfolger, Verbindungen angeknüpft hatte, die auf nichts Gutes deuteten. 
In der ſtändiſchen Commifjion zu ven Regulativen dontintrten ſchon Schele und v. Voß. Die 
Erfte Kammer wollte die Domänenkanınıer und die Oberforſtämter mit ihrer einträglichen ade⸗ 
lichen Carriere nicht fallen laſſen; Graf Münfter wurde in vie Oppofltion hineingegogen, um 
feine Organifation von 1823 in Schug zunehmen. Die Zweite Kammer war in drei Theile 
zerklüftet, die Beamtenmaſſe, vie bremer Bauern unter Lang's Führung, und Bürgermeifter 
des engherzigften, nach der Gunſt der Negierung haſchenden Schlages. Stüve hatte feine Partei. 
Gr wurde in vie Commiſſion nur gewählt durch ven Einfluß des Präſidenten Rumann, twelder 
damals für Noje umd die Regierung agirte. Stüve, Lang I. und Lang II. gaben ihre abwei— 
chenden Meinungen im einen votum dissensus zu erkennen, das die Staatsvienerſchaft ſehr 
aufregte. 

Inzwiſchen war der Krankheitszuftand König Wilhelm’s IV. bedenklicher geworben, ohne 
bag man ed ahnte; mur der Adel wußte die Bedeutung der Nachrichten aus England zu ſchätzen, 
während in der Kammer Roſe's vorläufige Deutungen gänzlich unverftanden blieben. Daß der 
Thronfolger in voriger Diät in Hannover gewefen und da manches getadelt hatte, ſowie bie 
Ereigniffe bei feiner Durchreiſe um Oftern 1837 (die Abreife nad Derneburg in dem Augen: 
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blick, wo die Ständeverfammlung eröffnet wurbe) hätten warnen follen. „Aber“, ſchreibt ein 
einflußreiches Mitglied vamaliger Zweiter Kammer dem Berfafler, „mir waren befangen in 
dem Nächften nnd fahen nicht weiter. Hannover fing damals erjt an Erfahrungen über die Ber: 
hältniffe ver Monardie und die Stellung ded Adels zum Fürſten zu machen, und über ven 
eigentlichen Sig der Kraft und Bedeutung ded Adels, davon hatten wir damals nur eine fehr 
ſchwache Ahnung.‘ 

So fam der Tod des Königs am 24. Juni 1837 ganz unerwartet und undorbereitet, und 
bie Situation, dem völlig unbekannten Monarchen gegenüber, hatte bei vem lauten Jubel und 
dem Rumoren der Partei Schele's, die jih nun des Sieged gewiß wußte, einen Schein der 
Furchtbarkeit, der die Gemüther wahrhaft betäubte. An einen Widerftand der Kammern war 
nicht zu denken. Theils fehlte e8 jeit Wallmoden's Tode (1836) an jeder Berbindung zwiſchen 
den Kammern, theild beftand die Majorität der Zweiten Kammer aus Staatödienern. Diele 
mußten aus dem einzigen Blatt, das von politifcher Bedeutung neben der „Hannoveriſchen Zei- 
tung‘ damals eriftirte, ven „Landesblättern“ ded Dr. Grote, wiflen, daß es auf fie over ihre 
„Schlendrianokratie“ abgefehen war; aber fie entbehrten jeder Energie und nad) oben Hin jedes 
Haltes, da das Minifterium felbit ſich haltlos zeigte. Außerdem hatte nur Lang II. eine Art 
Partei hinter fi, er ſelbſt zeigte fich aber unentfhieden, und fein eigener Bater wie Stüve mis: 
trauten feinen wunderlich leidenf&haftlihen Wegen. Rumann, der bis dahin allmähtige Ma- 
giftratächef der Mefivenz und Präſident Zweiter Kammer, murbe dur dad Vertagungs- 
refeript vom 29. Juni, wie der Verfaffer ſeitdem aus der competenteften Duelle erfahren, in 
der That überrafcht, und es find demnach die in ded Verfaſſers Buche „Zur Geſchichte Hanno: 
vers“ außgefprochenen Zweifel unbegründet. Was Rumann's Gemüthäftimmung anbetraf, fo 
hat man Grund zu glauben, daß die gänzliche Lautloſigkeit der Kammer nad dem Berfuh Stüve's 
zu reden ihn in eine Laune verfeßte, die Goethe mit feinem „Qumpen und Quark, der ganze 
Markt” u. ſ. w. treffend bezeichnet. Ernſt Auguft hatte die Regierung angetreten, ohne den 
verfaffungsmäßigen Formen dur Patent nach $. 13 des Staatsgrundgeſetzes Genüge zu thun. 

Dad Schwanken und die Schwäche der Minifter erklären und entſchuldigen ſich vielleicht da⸗ 
durch, daß auch fie noch nicht gewohnt waren, mit einem Manne von jo eigenthümlichem Cha: 
rafter wie Ernft Auguft perfönlich zu verhandeln, daß fie fi imponiren liefen und durch ven 
Triumph Schele'3 betäubt waren. Der König machte Schele zum Cabinetöminifter und degra: 
dirte die biöherigen Staatöminifter zu Departementöminiftern, Diefelben blieben. Cine könig⸗ 
lie Broclamation vom 5. Juli 1837 ſprach die Anfiht aus, daß dad Staatdgrundgefeg von 
1833 für ihn unverbindlich fei, daß die Sache aber noch einer gründlichen Prüfung unterzogen 
. werden folle, ja es war die Anerkennung deffelben gleihfam in Ausficht geftellt. E war Dies 
Patent aber auf Verlangen des Königs nit von den auf die Verfaffung beeivigten Miniftern, 
fondern blos von Schele contrafignirt, der freilich gleihfalld den Eid auf das Staatdgrumd: 
geſetz geſchworen hatte, nur nicht in feiner Eigenſchaft ald Gabinetöminifter. 

Man erwartete allgemein eine Wiederberufung der Ständeverfammlung. Dafür war au 
Metternich in der Konferenz von Mündengräg, Schele aber entfchieven Dagegen. Das Volk, 
das dem Staatögrundgefeg niemals große Theilnahme zugewendet hatte, deſſen Anhänglichkeit 
aber durch den Gang der ftändifchen Verhandlungen von 1834 — 37 völlig vernichtet war, 
bewies fich gleihgültig. Es hatte von der Ankunft des Königs ein großes unbeftimmtes Glück 
erwartet. - Während des Hundertjährigen Jubiläums der Georgia Augufta im September 
fielen in den Rreifen, melde bei Schaffung des Staatsgrundgeſetzes hauptſächlich thätig ge: 
wefen, über die Schwäche der Minifter und die Art, wie fie behandelt würben, ſchwere Kla— 
gen. Aber Roje war ſchon ohne den nöthigen Einfluß und die Minifter dem Könige gegen= 
über mehr als ſchwach. Schele und feine Bartei, welche mit dem Sturz ded Staatogrundge- 
jeßed die Auflöfung der Ablöfungdordnung verbunden wiffen wollten, drängten den König zu 
dem Patent vom 1. Nov., welches dad Staatdgrundgefeg für ungültig erlaffen und aufgehoben 
erklärte, die Staatödiener ihres Eides auf die Berfaffung entband und am Schluſſe eine Dro: 
hung gegen Übelgefinnte hinzufügte, welche ven König in die Nothwendigkeit verfegen würden, 
die ganze Strenge ded Gefeped anzuwenden. Gine nad dem Willen Schele's zufammenbe: 
rufene Prüfungscommiffton unter Leitung des Kanzleidirectors Leift, eined Genoffen der weft: 
fälifchen Zeit, hutte dazu formell den Ausihlag gegeben. Im Lande war man durch dieſen Act 
der Gewalt betäubt, man war ohne Verbindung, ohne Preſſe. Altes, was zunächſt geſchah, konnte 
nur voneinzelnen gefcheben, da die Stände felbft ſchon am 30. Det. aufgelöft waren, in den ver: 
ſchiedenen Gorporationen aber zur Zeit ſowol Geift als Kraft fehlte, ih der Gewalt zu widerfegen. 
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Dagegen nahm ſich die deutſche Preſſe mit wenigen Ausnahmen der Rechte des hannoveriſchen 
Volkes an, nicht minder alle ſtändiſchen Kammern, die in jener Zeit verſammelt waren. Eine Ge—⸗ 
legenheit, durch welche den Einzelnen wie den Gorporationen ein gefegmäßiger Anfnüpfungs- 
punkt zum Wiverfland geboten warb, kam bald in verfhiedenen Weifen. Es ſtanden Wahlen 
zu einer nad dem Patent von 1819 zufammenzuberufenden Berfammlung in Ausfiht. Die 
Führer der Zweiten Kammer von 1831— 32, Stüve, Theodor Meyer, Ehriftiani, der Syndi— 
fus Lang aud Verben, Dr. Lang aus Achim, famen am 12. Nov. in Bremen zufammen, um zu 
berathen, was zweckmäßig geſchehe. Man entichied fi für Nichtwahl, da gute Wahlen ſchwie— 
riger ſchienen als diefe. 

Eine andere Gelegenheit bot der durch Reſcript vom 14. Nov. geforderte Huldigungseid 
und die Unterzeihnung der desfallfigen Meverfe. Diefe Gelegenheit wurde von Dahlmann 
aufgegriffen und in Göttingen zum Gegenftand einer That gemacht. Die fieben Profefloren 
Dahlmann, Albrecht, Jakob und Wilhelm Grimm, Ewald, Weber und Gervinus fanbten 
bie befannte Proteftation vom 18. Nov. nad Hannover und zeigten damit den Gollegen, den 
Staatödienern und Gorporationen ven Weg, der würdig und gefegmäßig eingefchlagen werben 
könnte gegen bad Patent vom 1. Nov. Sie erklärten, daß fie fi durd den auf das Staats— 
grundgefeß geleifteten Eid fortwährend für verpflichtet hielten und daher weder an der Wahl 
eined Deputirten zu einer auf andern Grundlagen als denen des Staatögrundgefeges berufenen 
Berfammlung theilnehmen, no die Wahl annehmen fönnten. „Wenn wir”, fchrieben fie, 
„und nicht anderd überzeugen können, als daß das Staatögrundgefeg feiner Errichtung und 
feinem Inhalt nad) gültig ift, fo können wir aud, ohne unjere Gewiffen zu beſchweren, es flill- 
ſchweigend nicht geſchehen laſſen, daß daſſelbe allein auf vem Wege ver Macht zu Grunde gebe.” 

Das Auffehen, welches dieje in wenigen Tagen in ganz Deutſchland ſchriftlich verbreitete, 
dann in den Zeitungen abgebrudte Proteftation erregte, die dad Univerfitätdcuratorium gern 
vem König verheimlicht und vertufcht hätte, war unbeſchreiblich und ift in unfern Tagen kaum 
mehr nachzufühlen. Ernſt Auguft, welder, wie er an föniglider Tafel in Berlin in Gegen= 
wart A. v. Humboldt's zu äußern wagte, Profefforen für ebenfo feil hielt wie Tänzerinnen und 
Huren, griff abermaldtzur brutalen Gewalt. Nach einem Zwifhenfpiel in Rotenfirchen bei 
Eimbed, einem föniglicden Jagpihloffe, wohin man eine Deputation der Univerjität und Stadt 
Göttingen befohlen Hatte, um verfelben eine Loyalitätsadreffe abzupreffen, die man noch 
dazu fälfchte, ſodaß der König getäuſcht ward, erhielten die fieben Profefloren ihre Ent- 
laflung, und Dahlmann, I. Grimm und Gervinus wurden aus Göttingen vertrieben, vie 
Studenten durch Dragoner und Säbel in Ruhe gehalten. Die Dienerfhaft folgte dem Bei— 
jpiel der muthigen Göttinger nicht, felbft die Hoffnungen, die man wegen Verweigerung bed 
Huldigungsreverjed auf das Oberappellationdgericht gebaut, gingen nit in Erfüllung. Man 
fügte dort den ſchwächlichen Vorbehalt bei, daß man ſich durch Vollziehung des Reverſes des 
richterlichen Eides nicht für entbunden halte. Einzelne Mitglieder der Mittelgerichte folgten 
diefemBeifpiel. Wahrſcheinlich hat man diefezahmen Verwahrungen aber vordem König geheim 
gehalten, ver nad) feiner Widerſtand nicht ertragenden Natur geneigt gewefen fein würde, durch 
Entfegungen u. ſ. w. zu flrafen. Die meiften Umftände machten Magiftrat und Alterleute in 
Osnabrück, ehe fie ven Revers vollzogen; man erklärte ausdrücklich zu Protofoll, daß man ſich 
nad) wie vor berechtigt und verpflichtet anfehe zur gefeglihen Vertheidigung bes Staatsgrund⸗ 
geſetzes. Es fam nun 1838 die Zeit, wo dad Land felbft auszufprechen hatte, ob es die in Göt- 
tingen und Osnabrück begonnene Vertheidvigung des Staatsgrundgefeges ausführen wolle. 
In Bremen hatten, wie oben erwähnt, einige Führer für Nichtwahl geftimmt. Eine Verbindung 
im Lande gab ed noch nicht, eine eigene Preſſe ebenfo wenig. Der Rath, welder kam, fam durch 
auswärtige Zeitungen und lautete höchſt verfchieven ; nad) viefer Anficht follte man nicht, nad 
jener unter Vorbehalten wählen. In vielen Städten ded Landes wählte man nit, fo in Osna— 
brüd, Kürftenau, Emden, Leer, Norden, Münden, ven Heinen göttingifhen Städten, Burtehube, 
ferner nicht im Lande Hadeln, in ver Grafihaft Hohnſtein. Auch die Univerfität verweigerte die 
Wahl. In Hannover, Hildesheim und Lüneburg wählte man unter dem Vorbehalt des Rechts 
auf das Staatögrundgefeg. Den am 20. Febr. eröffneten Kanımern wurde der Entwurf 
eined Verfaſſungsgeſetzes vorgelegt, der die fländifchen Rechte, namentlich das Recht der Zuſtim— 
mung zu der Öejeggebung, dad Steuerbewilligungsredht weſentlich [hmälerte, die Kaffenvereini= 
gung aufhob, die Domänen für föniglices Fideicommiß erflärte, die Verantwortlichkeit der 
Minifter gegen das Land aufhob, die Rechte der Regierung den Städten und Landgemeinden 
gegenüber erweiterte. Die Erſte Kammer ließ ſich auf die Geſchäfte ein, ihre Gompetenz nicht be: 


zweifelnd. In Zweiter Kammer wagte allein der Deputirte der Stadt Göttingen, Juſtizrath 
Hugo, audzufprehen, daß man incompetent jei, Die Majorität lieh id) unter Vorbehalt der 
Gompetenzfrage auf die Geſchäfte «in, und erft als der an Hugo's Stelle eingetrerene Juſtizrath 
Conradi bei ver erſten Berathung des neyen Verfaſſungsentwurfs einen Antrag dahin ftellte: 
„Die Stände wollen die Verfaſſung, welde ihnen vorgelegt, beruhen, müſſen indeß der Anficht 
fein, daß dadurch diejenige Verfaſſung, welche vor Antritt ner Regierung Sr. Majeſtät rechtlich 
beftanden, nicht anders aufgehoben oder abgeändert werben fünne, als wenn die in biefer Ver— 
faffung begründeten Repräfentationen ihre Zuſtimmung dazu erklärten”, kam die Principiens 
frage zur Debatte. Der Antrag erhielt die Majorität, ja dieſe Majorität vereinigte ſich am 
28. Juni zu einer befehwerenden Borftellung an den Deutſchen Bund. („Hannoveriſches Port⸗ 
folio’’,1, 149.) Die Regierung war in Berlegenheit, bie Stände wurden nertagt. - 

Das Land hatte alle Hoffnung auf den Deutſchen Bund gelegt, und Osnabrück war mit 
einer Beſchwerde an diefen, einer vorzüglichen Staatsſchrift, von Stüve verfaßt, vorangegangen, 
allein der Bund erklärte in der Sigung vom 6, Sept. 1838, daß die Beſchwerdeführer megen 
Mangels der Legitimation abzumeifen jeien („Hannoveriſches Bortfolio“, IH, 1— 68); ed murde 
indeß eine Erklärung Hannovers gewärtigt. Diele wurde am 29. Nov. abgegeben („Hannove⸗ 
riſches Portfolio“, U, 279), eine ſehr oberflächliche Rechtsdeduction, in der namentlich Die $$.13, 
85, 92,140, 151, 163 des Staatsgrundgeſetzes als wit dem Bundesrecht nicht in Überein ſtim⸗ 
mung befinplich bezeichuet waren, Die Entſcheidung von Franffurt and mar erfolgt, nachdem 
in ſämmtlichen deutihen Kammern Beſchlüſſe zu Gunſten bed Beftehend des Staatögrundgeſetzes 
gefaßt und zum Theil jehr gute Reden gehalten worden, hauptſächlich infolge des Cinverſtändniſſes 
Breußend mit Ofterreich wider Baiern, Würtemberg, Sahfen, Baden u. ſ. w. Der Beſchluß ent- 
ſchied über die Sache ſelbſt nichts. Man juchte nun in Lande mit Mitteln, wie man fie in weflfäli: 
ſchen Zeiten ſchon gebraucht, Loyalitätsadreſſen hervorzurufen und berief dann durch Fünigliche 
Proclamation vom 21. Jan. die Stände zu einer Verſammlung auf pen 15. Febr. 1839, indem 
‚ der Entwurf eines Verfaſſungsgeſetzes zugleich zurüdigenommen wurbe. Die Zweite Kammer 
blieb aber vom 15. bis 21. Febr. unbeſchlußfähig, obwel man Deputirte, melde in Hannover 
anmefend waren, aber nicht erjchienen, durch die Polizei in die Kammer nöthigte. Bon 73 er= 
ſchienen nur28 Deputirte, die ſich Hi8 30 fleigerten, welche täglich erfihienen, um norlefen zu hören, 
daß die Berfammlung am vorigen Tage unbeſchlußfähig geweſen und es heute wieder jei. Gin 
Refeript yom 21. Febr. forderte darauf 23 namhaft gemachte Deputixte zung Exfcheinen bis zum 
1. März auf, unter ver Androhung, wer nicht erfiheine, von dem werde angenomwen, Daß er 
tefignirt habe. Diefe überreihten der Kammer Dagegen am 27. Febr. eine Proteftation, Ret— 
nung nur von ber Bermittelung des Bundes boffend, Durch Reirript vom 2. Mär; wurden 
dann die Stände vertagt, zugleich aber alle nicht erichienenen Deputirten fowie diejenigen, welche 
an der Proteftstion vom 27. Febr. theilgenommen, für reñgnixend erklärt und Newvahlen an- 
georduet, Dsnabrück hatte inzwiſchen Nechtögutachten der juriſtiſchen Barultäten von Heidel- 
berg, Tübingen und Jena eingeholt, welche jich ſaͤmmtlich für die Rechtsbeſtändigkeit des Staats⸗ 
grundgejeged ausſprachen. Damals jhrieb ©. Zimmermann, Acceſſiſt bei der Polizei im 
Gotha, eine Vertheidigung der hannoveriſchen Regierung und wurde zur Hülfe in Preßſachen 
nad) Hannover gezogen und port ald Archivſeeretär angeſtellt. Es folgten nun für das Land 
Tage, Wochen, ja Monate der Wahlquälereien , deren ausführliche Gefchichte das „Deutfche 
Staatsarchiv“, Bd. I, veröffentlicht Hat, Die Stadt Hannover felbft ging mit dem Beiſpiel der 
MWahlverweigerung voran, und 32 Wahlcorporationen folgten diefem Beifpiel. Von allen Sei— 
ten wurden Beſchwerdeſchriften an den Bund eingereicht, Die im „Dannoverifchen Portfolio‘ ab: 
gedruckt ſind und eine ausführliche Beſchreibung der Detailgefihichte jener Zeit enthalten. Man 
fegte zu große Hoffnungen auf die Hülfe des Bundes, nachdem Baiern am 26. April den Au— 
trag geitellt Hatte: der königlich hannoveriſchen Regierung die Aufrechterhaltung de3 formellen 
Rechtszuſtandes und ſonach die Herbeiführung etwa für nöthig erachteter Abänderungen aus— 
ſchließlich auf dem dieſem Rechtszuſtande entſprechenden Wege angelegentlihft zu empfehlen. 

Die Regierung befaud ſich in augenſcheinlicher Verlegenheit, fie fonnte auf dem Wege ver 
Proclamation vom 15. Febr, nicht weiter ſchreiten, ohne ji nor ganz Deutihland die Blöße zu 
geben, die Wahlen nicht zu Stande bringen zu fünnen. Da war ed der Advocat Dr. Yang zu 
Achim, der am 27. April zu Bremervörde die Corporation der Geeftbauern (aus 22 Amtern 
beſtehend und zur Wahl preier Deputirten berechtigt) zu einem Schritt zu verleiten mußte, ber 
dem Gabinet einen Rückweg bahnte, zu der Erflärung nämlich: „Wenn die Regierung, wie bei den 
Wahlen geäußert worden, zu einem Verfaſſungsvergleiche geneigt fei und dies officiell kundgebe, 


jo wolle man wählen.“ Es erfolgte nun eine Proclamation vom 3. Mai, welche vie Stänbe 
auf ven 28. Mai zufammen berief und ausſprach, wenn die Stände felbft den Wunſch der Bre: 
mervoͤrder wiederholten, ſo jolle eine desfallſige Erklärung gern bexhkfichtigt werden. Dennoch 
fam man auch jegt nur nad langem Karren und mit-Hülfe von Minoritätswahlen und vegle- 
mentswidrigen Proreduren zu einer beſchlußfaͤhlgen Kammer. In fharf marfirten Zügen ſchil⸗ 
dert die Beſchwerde des Magiftrats der Refidenz diefe Proceburen („Hannoveriſches Bortfolio‘‘, 
11, 76). Die zufammengefommenen Stände enthielten ſich der geſetzgeberiſchen Thätigkeit ſoweit 
wie möglich und prolongirten nur das alte ſtaatsgrundgeſetzliche Budget. Nachdem dieſelben 
am 20. Juni vertagt worben, übergab der Magiftrat der Reſidenz eine Beſchwerde an den 
Bund, wegen der nah Maßgabe einer königlichen Proclamation vom 16. Juli 1839 Griminal: 
unterfuhung wegen Majeftätöbeleivigung u. f. w. gegen alle Mitgliever des Magiftrats einge: 
leitet wurde. Die Suspenpirung Rumann's ward. verfügt und führte am 17. Juli zu einer 
großartigen Demonftration in Hannover, Die Bürgerſchaft trat außerdem in einer mit den zahl⸗ 
reichſten Unterſchriften verſehenen Adreſſe ſolidariſch für ihren Magiftrat ein. In verihievenen 
Xanbeötheilen vermwrigerte man Zahlung der von legitimirten Ständen nicht beiwilligten Steuern, 
und allenthalben nahm die Aufregung zu. 

Da wurde denn am 22. Aug. der Öfterreichiiche Antrag in der Hannoverifhen Frage bei dein 
Bunde eingebracht, dem ich Preußen anſchloß, und am 5. Sept. 1839 ber Beſchluß gefaßt: 
daß dem Antrage Baieras vom 26. April auf ein Ginfchreiten des Bundes feine Folge zu geben 
jei, daß jedoch die vertrauensvolle Erwartung ausgeſprochen werde, daß Se. Majeſtät ver König 
von Hannover geneigt fein werde, der wiederholt ausgeſprochenen Abjicht, mit den dermaligen 
Ständen über dad Verfaſſungsöwerk eine Vereinbarung zu treffen, Folge zu geben. Diejer 
Bundes beſchluß wurbe in Hannover von Eöniglicher Seite proclamirt (10. Sept.) und gehörig 
ausgebeutet. Die Schwachen und Unverſtändigen fuchte man durch die Verfiherung, daß der 
König es wohlmeine, bei der Vereinbarung alle nur möglichen Goncejjionen machen würde, für 
dieſe zu flimmen, gegen die Berfländigen und Starfen wendete man Gewalt an. So wurden 
der Advorat Detmold in Hannover, ver Mooreonmiffar Werner in Böttingen, der Hauptmann 
Boͤſe in Bederkefa confinirt, d. h. man beſchränkte fie auf den Aufenthalt in ihrem Wohnfige . 
und gab ihnen Genddarmen zur Begleitung, die ihnen auf Schritt und Trist außer ihren Häu— 
fern folgten. Die Hülfe der Gerichte ward gegen ſolche ungefegliche Maßregeln vergeblich auf: 
geboten. Eime Verordnung vom 16. Nov. 1839, die Ergänzung und Vervollſtändigung über 
das wegen Beitreibung rückſtändiger Steuern zu beobachtende Verfahren betreffend, welche ſtatt 
des gewöhnlichen Verfahrens zum militärischen Einlegen berechtigte, Half gegen die Steuerreni- 
tenten. Nachdem ver Bund die Hoffnungen der Rechtsfreunde getäuſcht hatte, wäre e8 gewiß das 
Zweckmaßigſte geweſen, wenn alle viejenigen Wahlcorporationen, welche bisher die Wahlen ver- 
weigert hatten, diefe vorgenommen und tüchtige Kräfte gewählt hätten. Bon dieſer Mapnahme 
hielt man fi zunächſt vurd zwei Grwägungen fern. Diejenigen, bie an dem reinen. Redptö- 
ſtandpunkte jefthielten, wie Stüve, hatten nod immer das Vertrauen zu dem Bundestage nicht 
verloren, mindefteng für den Fall, daß die Vereinbarung überhaupt nicht oder im Widerſpruche 
mit dem Willen der bedeutendſten Wahlcorporationen zu Stande käme. Die Anträge Baierns 
in der Bundestagsjigung vom 30. Sept. und der Beihluß in der 24. Sigung jened Jahres, 
in welcher jelbft der öfterreichische Präfivialgefandte erklärte, daß die königlich Hannoverifche Re: 
gierung ven Bundestagsbeſchluß vom 5. Sept. misverftanden habe („Hannoveriſches Portfolio‘, 
HI, 147), gaben dieſem Glauben einigen Anhalt. So wurde denn von der einen Seite zur ort: 
bauer des pafjiven Widerjtanded gerathen. Außerdem war man der Anſicht, man würde durch 
Ergänzungswahlen feine fraftsolle Oppoſition in die Zweite Kammer bringen können Das 
war aber irrig. Man konnte freilich nicht eine ſolche Oppofition zufammenbringen, melde ſich 
abermals blos auf den Standpunft der Incompetenz fiellte, allein ein großer Theil ver Mit: 
glieder der biöherigen Kammer würde fi) unbedingt jeder Oppofitton in materiellen Bunften 
angefchloffen haben. Die in der Vorrede zum zweiten Theile des ‚Portfolio‘ entwidelten Rechts⸗ 
anjichten jiegten, ba die Oppofition hauptſächlich von Juriften getragen warb. 

Dagegen zeigte man ſich nad) dem Borgange Osnabrücks (Petition vom 4. Det.) bereit, zu 
einer neuen Ständeverfammlung zu wählen, wenn die jegige aufgelöft und die VBerfiherung 
ausgefprocdhen würde, daß feinem der Gewählten wegen jeiner bisherigen Anhänglichfeit an 
das Staatögrundgefeg der Eintritt verweigert würde. Allein dieſer Weg, der durch Petitionen 
aus allen Landestheilen verfolgt wurde, ſchien dem Gabinet doch zu gefährlich, da, wenn die jo 
gewählte Zmeite Kammer von neuem auf die Brincipienfrage zurüdfommen, ihre Gompetenz 
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prüfen und verneinen jollte, flatt ji zu vereinbaren, ein Einſchreiten bed Bundes nicht un: 
wahrſcheinlich ſchien. 

So kam das Jahr 1840. Es hatten ſich in der legten Zeit des Jahres 1839 namentlich 
mehrere Mittelgerichte in Stempelfteuer- und ähnlichen Procefien für die Rechtsgültigkeit des 
Stantögrundgefeged ausgeſprochen, daher am 17. Jan. 1840 eine königliche Verordnung (die 
man 1855 nahahmte) wegen Befolgung der Gejege und Verordnungen erſchien, die den 
Richtern verbot, die verfaffungsmäßige Entftehung der Gefege, Verordnungen und Erlafie zu 

prüfen, bei Strafe der Ahndung „im Juſtiz- oder adminiftrativen Wege’. ° 

Es begannen von neuem Wahlumtriebe und Wahlquälereien, die in jeder bisher renitenten 
Mablcorporation eine Heine Geſchichte für ſich felbft bilden und niemals ohne Einfluß auf die 
geiftige oder materielle Entwidelung der in Frage ſtehenden Stabt oder ländlichen Corporation 
geblieben find. Die Hauptrollen bei dieſen Wahlen fpielten immer die Reſidenz, die Univer- 
fität, Osnabrück, Hildesheim, Lüneburg und die Stadt Göttingen. Es gelang in einzelnen 
diefer Gorporationen Wahlen, wenn auch im oppofitionellen Sinne, zu Stande zu bringen, So 
fonnten minbeftend am 19. März 1840 35 alte und 3 neugewählte Mitglieder Zweiter Kammer 
als erſchienen aufgeführt werben. lm die Kammer einigermaßen vollftändig zu machen, nah 
man feinen Anſtand, Minoritätswahlen als zuläffig zu erachten, und ©. Zimmermann wußte 
in einer eigenen Broſchüre das Recht der Minoritätswahlen nicht ungeſchickt zu verteidigen. 

Der Magiftrat zu Hannover und Advocat Detmold ald Verfafler der Beſchwerdeſchrift an 
den Bund hatten indeß durch ihren Vertheidiger Stüve ven Beweis der Wahrheit ver Wahl: 
umtriebe u. j. w. angetreten, und bie Juftizkanzlei zu Hannover-ließ zum größten Misfallen des 
Königs im ganzen Lande Zeugenvernehmungen über die Wahlumtriebe von 1838—39 an: 
ftellen und dazu felbft die Höchftgeftellten Staatödiener laden. („Deutſches Staatsardiv‘‘, Br. 1.) 
Die Stände fingen an ſich mit einem Berfaffungdentwurfe zu befhäftigen, welder durch eine 
Commiſſion, die der König ernannt hatte [Kanzleivivetor Meyer aus Osnabrück, Lanborof 
v. Landesberg, Oberjuftizrath Jacobi, Landrath v. Trampe, Regierungsrath v. Borried (jegiger 
Graf), Schatzrath Ubbelohde, Hofrath Sermes (Katholik) und Kanzleiaffeffor v. Düring (1848 
Juſtizminiſter, jet Präfivent des Oberappellationdgerichtd) |, nah dem im Gabinet unter 
Vorſitz ded Königs gepflogenen Borberathungen audgearbeitet worden. Der Einfluß der Zwei: 
ten Kammer auf die Verfaffungdberathung in den Ständen war, abgefehen davon, dah ein 
Überläufer, der frühere Advocat Klenze, als Hofrath im königlichen Dienft die Hauptrolle 
jpielte, gänzlich nichtöfagend. Die Adelskammer wußte dagegen die Gelegenheit zu benugen. 
Diefelbe befeftigte ven Reft ver Exremtionen und ſuchte namentlid die Eriftenz und die Rechte 
der Provinziallandſchaften feftzuftellen. Während fie ferner gern die Unabhängigkeit der Juſtij 
preisgab, hielt fie do an ver Zuflimmung zu den Gefegen feft, was die Zweite Kammer 
nit that, und referwirte den Ständen, wenn fie auch in Trennung der Kaſſen willigte, im 
Binanzfapitel, namentlich durch das Schagcollegium, einen ftändigen ſtändiſchen Ausſchuß zur 
Eontrole des Finanzwefens, Rechte, welche die Negierung des Königs Ernft Auguft weſent⸗ 
lich beſchränkten. Die Debatten über die Verfaſſung ſchwebten noch, als der Tod König Fried⸗ 
rich Wilhelm’s IL. von Preußen eintrat; der franzöfiiche Conflict drohte. Die Regierung hätte, 
da fie die Zweite Kammer beherrſchte, von ven Forderungen der Erften im Wege der Gonferen: 
zen u. j. mw. manches abhandeln fünnen, allein der König drängte entſchieden zum Shluf. 
Aud den König drängten wahrfcheinlid die Diplomaten, jelbft die Öfterreihifchen, und biejt 
wieder die Öffentliche Meinung und einzelne Autoritäten, wie A. v. Humboldt an Metternid 
ſchrieb: „Es fei Zeit, der Hannoverifhen Dummheit ein Ende zu machen.“ 

So eilte man in der Weife, daß, nahdem am 28. Juli das Schreiben der Stände wegen It 
Verfaffung genehmigt war, am 30. Juli eine föniglihe Erwiderung erfolgte, bie einige Er: 
innerungen ftellte und Propofitionen machte, am 31. Juli die beifällige Erwiderung der Stände 
erfolgte und am 1. Aug. die Zuftimmung des Königs zu der Verfaflung, die unter bem 6. Aug. 
als Geſetz publicirt wurde. 

Mit dieſer Publication einer neuen Verfaſſung hörte die noch immer von Stüve, in der 
Reſidenz von Rumann und Detmold betriebene Agitation für das Staatsgrundgeſetz und deſſen 
Rechtsguüͤltigkeit nicht auf, obgleich die Aufmerkſamkeit Deutſchlands, welches die hannoveriſche 
Frage lange bejchäftigt hatte, jetzt auf die orientaliſche Frage und den mit Frankreich drohenden 
Eonflict gelenkt wurde. 

Im Lande Hannover war ed erft um diefe Zeit durch verfchiedene verunglüdte Operationen 
officiell zur Kunde gekommen, daß der Thronnachfolger auf beiden Augen erblindet ſei. 
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Das Jahr 1841 bejeitigte die Kriegsausfihten, und man brauchte fein Becker'ſches Rhein: 
lied und feinen Volksenthuſiasmus mehr. Es wurden Schagräthe gewählt, und Dr. Lang er> 
hielt die Belohnung für die bremervörder Erflärungen, die ihm wahrfcheinlich Lütken im vor- 
aus zugefidhert hatte. Er wurde ald Schagrath von der bremischen Provinziallandſchaft gewählt. 
Die Stände nach der neuen Berfaffung wurden auf den 2. Juni berufen. Die Wahlen fielen 
oppofitionell aus; die Regierung ſchloß nit nur ohne Rechtsgrund, fondern, was mehr fagen 
will, unklugermweife Stüve aus. Allein die Oppofition in Zweiter Kammer konnte nur in einem 
von der Erften Kammer abgelehnten Adreßentwurfe einen entfhiedenen Proteft gegen das neue 
Landesverfaſſungsgeſetz und ihre eigene Eriftenz ausfprechen und griff num zu dem Mittel, durch 
negatives Verhalten in Betreff der ihr vorgelegten Gefegentwürfe, ſchließlich durch eine ge: 
ſchäftsordnungsmäßig begründete Nichterledigung des Budgets vor Abſchluß des Steuerjahres 
(1. Juli), durd Verweiſung des zu fpät vorgelegten Budgets an eine Finanzcommiſſion, ihrer 
Anficht ein größeres Gewicht beizulegen. Die Folge davon war die Auflöfung der Stände und eine 
königliche Proclamation vom 14. Juli, in welcher die Mitglieder Zweiter Kammer ale 36 ge: 
treue Diener, 30 Männer ohne Einfiht und Bildung und daher von 12 Führern Berführte 
gefäildert wurden. Der Präfivent Zweiter Kanımer, Th. Mever aus Lüneburg, noch unter 
Ernft Auguft Eultusminifter, wurde ald ein Mann bezeichnet, der, in Partelanfihten befangen, 
feine Geringfhägung der materiellen Interefien des Landes, feine Trugfhlüffe über die Red: 
lichkeit, Wahrheitdliebe und die Gefhäftätreue der föniglihen Nathgeber in den Protokollen 
niedergelegt babe. Der König wolle ſich ver Überzeugung hingeben, daß das warnende Beifpiel 
der ſchweren Berirrungen von heilſamer Wirkung für die nähfte Zufammenjegung der Stände 
fein werde. Die Oppofition, 49 Deputirte Zweiter Kammer, hatte vor der Auflöfung nod eine 
Darlegung an den Deutfhen Bund unterzeichnet, die aber nicht einmal angenommen wurde, 
Der vierte Band des „Hannoverifhen Portfolio” enthält die Documente zu der Geſchichte jener 
Tage. Die ftaatsgrundgejeglihe Oppofition hatte damit ihre Endſchaft erreicht. 

Ein Patent vom 3. Juli 1841 orbnete eine Beglaubigungscommifflon an? welche bie Unter: 
ſchrift des Thronfolgers beglaubigen follte. Der Prinz verlobte jih 1842 mit der Tochter 
ded Herzogs Jofeph von Altenburg, die er am 18. Febr. 1843 heirathete, und man ließ ihn 
nod in jenem Jahre, während einer Abweſenheit des Königs, ven Verſuch machen, diefen zu ver= 
treten und einige Verordnungen zu publiciren. Damit war denn die Regierungsfähigfeit des 
blinden Bringen genügend dargethan. Inzwifhen war das Erkenntniß gegen den Magiftrat 
der Refidenz und Detmold erfolgt, in der Hauptfache freifprechend, aber Geloftrafen erkennend. 
Numann, des langen Haders müde, fhloß feinen Frieden mit dem Gabinet und entfagte der 
Stelle eines Stadtdirectors gegen feinen vollen Gehalt aus der königlichen Chatoullkaſſe. Die 
übrigen Magiftratömitgliever wurden begnadigt, und die Bürgerfchaft Hannovers jubelte zum 
erſten mal dem Könige zu, als diefer von England zurüdfehrte. 

Eine Verordnung vom 5.Nov. 1841 befahl, ohne daß Berfaffung oder Wahlgefeg Hierzu 
die Befugniß gegeben Hätten, nur diejenigen als Abgeordnete zuzulaflen, welche durch Unter: 
zeihnung eined Meverfes die Rechtmäßigkeit des BVerfaffungsgefeges anerkennen würben. 
Dennod fielen die Wahlen oppofitionell aus, und nun hinderte man abermald ven Eintritt von 
Stüve, Meyer, Chriſtiani, Bubdenberg ohne Rechtsgrund. Die Verhandlungen von 1842—47 
maren nicht Öffentlich, man kennt daher nur die Refultäte. (Eine Geſchichte dieſer Verhand⸗ 
lungen findet fi in dem erwähnten Werfe des Verfaſſers: „Zur Geſchichte Hannovers”, 
1, 251— 319.) 8 ift Hier nicht der Ort, weiter darauf einzugehen, und mag nur Folgendes 
bemerkt werden. Die Oppofition, bie nicht mehr principiell war, hatte wiederum in der Erften 
Kammer Berbindungen angefnüpft, theild waren dieſe durch dad Schagrollegium gegeben, und 
fo uneinig die beiden Kammern in vielen Fragen ſich zeigten, jo waren ſie doch einig, ſobald es 
fh um Beſchränkungen ver Regierung oder um Geld handelte, Trotz der von Überſchüſſen 
firogenden Kaflen ſah der König feinen Lieblingswunfh, Vermehrung des Heeres, verweigert 
und wurde in dieſer Beziehung aud vom Bundestage im Stiche gelaffen. Das Eiſenbahnweſen 
wurde unter ftarfe ftändifche Gontrole geſtellt, und die Xheilung der Überfchüffe aus den Vor— 

jahren führte nit zu den Refultaten, die man von feiten des Gabinets beanſprucht hatte. 
Braunſchweig hatte ſich dem Zollverein augefchloffen, was zu Verhandlungen über ven Anflug 
Hannovers felbft führte. Allein die oͤffentliche Meinung war entfchieven gegen folden Anſchluß, 
und als die Regierung die Verhandlungen abgebrodhen hatte, votirten beide Kammern ihr 
Danf dafür. € 

Der Aufſchwung, den die öffentliche Meinung, namentlich durch dad Drängen des preußiſchen 
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Volkes nah conftitutioneller Entwidelung, nahm, die Niederlage des Sonderbundes in ver 
Schweiz, das Entſtehen des Deutſchlatholicismus blieben auf die hannoveriſchen Stände nicht 
ohne —— Beide Kammern einigten ſich 1847 ſogar zu einem Antrage auf Wiber: 
herſtellung der Offentlichkeit der flänbifchen Verhandlungen. Ernft Auguft antwortete am 
21. April 1847, er habe unabänderlich beſchloſſen, eine ſolche niemals zu geftatten. 

Am Schluß des Jahres 1847 fanden Neuwahlen ſtatt, welde für die Megierung no m: 
günftiger audfielen ald bie frühern. Dazu hatte ſich berausgeftellt, daß der Zuſchuß von 
100000 Thlen., welche die Stände dem Könige zu den Domänen gaben, nicht ausreichte, dad 
Defieit der königlihen Kaffe, das jih nad einigen Jahren der Überſchüſſe eingeftelit hatte, zu 
deden. So trat man in dad Jahr 1848, das mit der franzöſiſchen Februarrevolution aud den 
gewaltigiten Umſchwung ber Dinge in Deutſchland in.jeinem Schofe führte. 

Die Volkswünſche und Forderungen, die allenthalben in Deutſchland laut wurden, machten 
fc aud in Hannover, anfangs in ber beſcheidenſten Weiſe, in Petitionen, geltend, wurben aber 
von Ernft Auguft entſchieden zurückgewieſen. Da brachte eine am 17. März veranftaltete Volke: 
demonftration, welche bie gejeglihen Schranken in feiner Weile überjchrier,, verbunden mit den 
aus Wien und Berlin eingetroffenen Nachrichten, das biöherige Regierungöſyſtem und das 
Gabinet zum Schwanfen, Der König gewährte an jenem Tage den größern Theil der Volks: 
wänfhe, und nachdem am 22. März ein neues Minifterium aus der biäherigen Oppofition 
und gemiſchten Elementen gebildet war — an ber Spige ſtand der bisherige Schagrath Graf 
v. Bennigfen, Stüve warb Minifler des Innern, Lehzen Finanz, Braun Cultus-, Prott 
Kriegs⸗, v. Düring Juſtizminiſter — wurben die Conceſſionen präcifirt. Der König hatte ſchon am 
17. März verheißen: Aufhebung ver Genfur, Amneſtie und Rehabilitation Der wegen politiſcher 
Berbrechen (1831) Verurtheilten, Hffentlichkeit der ſtändiſchen Verhandlungen, Verantwort⸗ 
lichkeit ber Miniſter gegen das Land, Wiedervereinigung der Kaſſen, d. h. Aufhören einer be: 
ſondern Domanialverwaltung. Das Programm des neuen Geſammtminiſteriums, welches vom 
Könige und Krondrinzen genehmigt war, fügte hinzu: Maßtegeln zur Einigung Deutſchlande 
und Vertretung des Bolfes beim Bunde im verfaflungsmäßigen Wege; Berbeilerung der Ge⸗ 
richtsverfaſſung; Trennung der Juftiz von der Verwaltung ; Aufhebung des befreiten Gerichts⸗ 
ftandes; Offentlichkeit und Münplichkeit des Verfahrens im Givilproceh wie in peinlihen 

Sachen; Schwurgeriäte bei den legtern; Zulaffung des Rechtswegs bei Polizeivergehen und 
gegen Handlungen der Berwaltungsbehörben, wenn fie ihre Zuftändigfeit überfchreiten ; größere 
Selbftändigkeit der Landgenteinden und Aufhebung aller Eremtionen von Gemeindelaſten; Er: 
laffung einer Städteorbnung mit Polizeiverwaltung durd den Stadtmagiftrat. 

Das Minifteriun mollte unter Anerkennung ber Berfaffung von 1840 überall.nur auf 
dem verfafungsmäßigen Wege fortfihreiten. Die Stände waren auf den 28. März zufammen: 
berufen. Noch vor ihrer Eröffnung trat in Hannover eine aus ſtändiſchen Deputirten und fo: 
genannten Gondeputirten beftehende Berfammlung zufammen, melde das, was noth für dad 
Land thue, in Berathung nahm. Es beitand diejelbe aus etwa 130 Berfonen, aus allen Or: 
genden bed Landes auf Die verjchiebenartigfte Weife gewählt und bevollmächtigt (gleichwie dad 
Borparlament). Dieſe Berfammiung war barkber einig, daß eine Neugeftaltung der Verial: 
fung Rattfinden, die Adelskammer beeitigt werben müfle; nur ob dies Durch Die gegenwärtigen 
Stände oder eine conflitwirende VBerfammlung geſchehen müſſe, war flreitig. Die Majoritit 
fügte ih aber der Miuprität und acceptirte den Beſchluß, daß, falls pie neue Verfaffung auf 
den bezeichneten Orundlagen mit den jegigen Ständen innerhalb möglichſt kurzer Friſt nicht ver⸗ 
einbart werde, eine conſtituirende Berfammlung unter. Erweiterung des activen und Nidt- 
beihränfung des pajiven Wahlrechts zujammenzuberufen fei. Nachdem die eigentlichen Depu: 
tirten aus der Verſammlung ausgeſchieden, wurden die Verhandlungen ſtürmiſcher, hielten ſich 
aber doch in parlamentarifhen Schranken und führten zu einer Adreſſe an Regierung und 
Stände, welche noch anderweitige Volksforderungen ausſprach. 

Eine verfaflungsmäßige Anderung der Verfaffung hatte nun aber das Landesverfaſſung— 
gejeg von 1840 ſehr erſchwert, denn $. 180 deilelben beſtimmte, daß ein ſtändiſcher Beſchluß 
durch welchen eine ſolche feſtgeſetzt werde, entweder in legter (dritter) Berathung ein hellig von bei 
den Kammern gefaßt würde, oder daß diejer Beichluß auf zwei aufeinander folgenden Landtagen 
jedesmal wenigſtens von zwei Dritteln der anweſenden Mitglieder genehmigt werde. Stüve 
Plan war nun, auf dem Wege einhelligen Beſchluſſes diefen $. 180 wegzuſchaffen und vanah 
für Verfaffungsveränderungen denfelben Weg zu bahnen, der bei jonftigen Gejegen vor 
geißprieben war. Beide Kammern flimmten dreimal einhellig für Aufbebung des $. 180, und 
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das desfallſige Gefeg wurde am 10. April publicirt. Die Furcht vor einer conftitwirenden Ver⸗ 
fammlung hatte in Erſter Ranımer bie Ginhelligkeit allein zu Wege gebracht. Diefelbe Furcht 
brachte aud in der Adreile auf die Ihromrede die Phraſe zu Wege: daß ed zur Erhaltung ver 
Ordnung und Sicherheit unabweislich erforderlich fei, daß die Aufhebung ber Vertretung des 
Avels ala ſolchen in ver allgemeinen Ständeverjammlung durdigeführt werde. Die Adels— 
kammer felbft hatte damit ihr Todedurtheil freiwillig. unterfchrieben, nicht ohne ſich der Opfer 
zuxühmen, die ber Abel den DBaterlande immer gebracht und gegenmärtig zu bringen bereit jei. 
Nur fehr wenige Ritter hatten fich bem widerſetzt. 

Das mar am 11. April 1848 gefhehen. Die Condeputirtenverfammlung hatte, gleichſam 
zur liberwadjung der Stände, einen ftändigen Ausſchuß in Hannover gelaflen, mit ver Befug: 
ni, die Verſammlung ver Bolköverorbneten, mie man ſich nachträglich nannte, zufanımenzus 
berufen, wenn es nöthig ſcheine. Bei ner Schnelligkeit, mit der fi in Franffurt und Berlin 
die Dinge entwidelten, ſchien dieſem Ausfchuffe der Gang in Hannover zu langjam. Man berief 
von neuem bie Volksverordnetenverſammlung, um womöglich die Thätigkeit ver Stände auf ein 
proviſoriſches Wahlgeleg zur Berufung einer conflituirenden VBerfammlung zu beichränfen. 
Minifterium uud Stände liefen ſich aber nicht aus dem Kontert bringen, obwol eine Verſamm⸗ 
hung von 134 Abgeoroneten fulminante Reden hören ließ und eine phrafenhafte Adreſſe ſchmie⸗ 
dete. Die Kammern ignorirten legtere und vertagten ih, nachdem fle einen Verfaflungsaus- 
ſchuß gewählt hatten. 

Um die Zeit, als jene Verſammlung in Hannover ſtattfand, am 17. April, entſtand in 
Hildesheim durch die Schwäne der Behörben und verfehrte Maßnahmen wegen Verhaftung 
bed gefürchteten Volksführers Weinhagen ein Aufftand, der mit Hülfe des Militärs raſch und 
energijch unterbrüdt wurde. Dad waren die einzigen ernſtlichen Störungen, die im Lande vor— 
Eaınen. Währenn der Bertagung fanden die Wahlen zum deutihen Parlamente ftatt, im gan 
zen im Sinn der Negierung ; eigentliche Demofvaten oder Mothe, wenn ed deren überhaupt 
in Hannover gab, wurden gar nicht gewählt, höchſtens einige wicht jehr gem geiehene Ad: 
voroten von gemäßigt rabicaler Gejinnung. In der Zweiten Kammer hatte ji ein Verſtändniß 
der deutſchen Frage überall nicht gezeigt. Stüve fürchtete theild preußische Anneriondgelüfte, 
theils anarchiſche und republikanifche Erhebungen vom Funfzigerausſchuſſe und dem demnäd- 
fligen Barlamente. Er hatte auf Wahlen durd die Stände gerechnet und wurde durch den 
Borgang Preußens nur mit Widerftreben auf die Bahn des allgemeinen Wahlrechts geleitet. 

Die Stände arbeiteten dann vom 11. Mai bis zum 8. Juli und jchufen im dieſer Zeit nament⸗ 
lich das unterm 5. Sept. 1848 publieirte Ergänzungss und Abänderungsgeſetz zu der Ver— 
fajlung von 1840. Außer ver Nepräjentationdfrage juchte dafjelbe folgende Grundfäge zu ver— 
wirklichen: 1) Abſchaffung der Eremtionen von allen Staats- und Gemeindelaflen; 2) Her⸗ 
ftellung eines für alle gleichen, auf Offentlichfeit, Mündlichkeit und Schwurgerichten bafirten 
Gerichtäöverfahrens; 3) Herftellung größerer Unabhängigkeit und Selbftändigfeit der Gemein 
den; 4) Wiedervereinigung der getrennten königlichen und ber Steuerfafle; 5) richtige Stellung 
der Staatöverwaltung zu den Rechten der Ginzelnen und der Gejanmtheit des Landes. In Be- 
ziehung auf diefe Grundfäge hatte die Regierung jelbft die Vorlage gemadt. Was bie Iteprä- 
jentationdfrage anbetraf, jo erhielt die Verfaſſungscommiſſion erft am 27. April Borfchläge zu 
einer Revilion und Abänderung der $$. 83— 99 des Verfaſſungsgeſetzes. 

Da dieſe von den Brovinzialftänden ſchwiegen, jo kam die Commiſſion felbft auf dieſe Frage. 
Es wäre gewiß möglich geweſen, die Provinzialftände ganz zu bejeitigen, Stüve hielt aber dafür, 
daß, wenn diejelben modifieirt würben, fie etwas Nügliches ſchaffen könnten, namentlid wenn 
jie mit den Landdroſteien (Provinzialregierungsbehörben) in Verbindung gebraht würden. 
Man hielt in der Commiſſion dafür, daß die prouinzialftändijche Reorganifation der allgemeinen 
Landesgeſetzgebung überlaffen bleiben und man mit ven Brovinzialftänden jelbft höchſtens über 
einige innere Mopificationen in Verhandlung treten könne. Auf dieſe Weiſe entfland $. 33 des 
Geſetzes vom 5. Sept., der von der Adelskammer in der Gonferenz angenommen wurde, aljo 
vertragd= und verfaflungsmäßig zu Stande fam und befagte: „daß die Verhältniſſe ver Pro= 
vinztallandichaften, fowol ihre Zufammenfegung als ihr Wirfungsfreis, durch die allgemeine 
Geſetzgebung geregelt werden follten, jedoch nad vorgängigen Verhandlungen mit ven be- 
ſtehenden Landſchaften.“ 

Die Aufhebung der Vertretung ded Adels als ſolchen in der allgemeinen Ständeverfamm: 
lung führte zur Bildung einer neuen Erften Kammer. Stüve griff auf ven großen Grundbeſitz 
an Stelle ver Ritterſchaften. Um den Begriff des großen Grundbeſitzes aber feftzuftellen, 
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nahm man einen Örundfteuercenfus an, wobei das Maß eines gewöhnlichen, mit vier Pferven 
befpannten Hofes überfchritten fein follte, um ald großer Grundbefiger zu gelten. Nach vielem 
Rechnen, Handeln und Mäfeln in der Commiſſion und in ven Kammern, dann Gonferenzm 
beider Kammern über die abweichenden Beichlüffe fam man zu den Refultaten des $. 36 des 
Geſetzes vom 5. Sept., d. h. es follten 33 größere Grunbbejiger den Hauptftamm ber Erften 
Kammer (neben ven Prinzen, Standeöherren und fonfligen perfönlich Berechtigten, Exbland: 
marſchall und Grafen zu Stolberg) bilden. Die Wahl jollte auf die Weife bewerkftelligt wer: 
den, daß in den 33 Wahlbezirken diejenigen 150 Grundbeſitzer, welche die höchſte Grundſteuer 
bezahlten, ven Deputirten direct wählten. Einige Mobificationen an diefer Regel rechtfertigten 
fi durch die verſchiedenen Verhältniffe der einzelnen Landestheile. Auf dieje Weiſe wurden 
von 265000 Grundeigenthümern bed Landes circa 4315, welche etwa ein Viertel der gefamm: 
ten Grundſteuer (1,320000 Thlr.) zahlten, mit vem Wahlrecht und der Wählbarkeit zur Erſten 
Kanımer verjehen. 

Im-übrigen war bei der Bildung der Erften Kammer bei Stüve der Gedanke leiten, hier 
diejenigen Stände zu vereinigen, auf denen das Leben der Gegenwart noch am meiften rube, in 
denen eine Zufammengebörigfeit und eine corporative Bedeurung anerfannt werde ober nad 
Entwidelung ringe. Stüve wollte an die Stelle der alten bedeutungslos gewordenen Stäne 
(Prälaten, Ritter, Stäbte) eine ftändifche Inflitution der lebendigen Gegenwart jegen und 
ging auf die alten Grundbegriffe des Nähr-, Lehr- und Wehrſtandes zurüd. Neben ven 33 
großen Grundbeflgern wurben daher 10 Abgeordnete für Handel und Gewerbe, 10 Abgeord: 
nete der Kirche und Schule (4 der evangelifchen, 2 der katholiſchen Geiftlichfeit, 1 der Univer: 
fität, 1 der Lehrer der höhern Lehranftalten, 2 für die Volksſchulen), 4 Abgeordnete der 
Richter und Advocaten berufen. 

Diefe Erfte Kammer follte, um fie ftabiler zu madhen und die conjervativen Elemente zu 
heben, nicht auflösbar fein, dagegen die. Hälfte alle drei Jahre, das erfte mal nach dem Loſe, aus: 
ſcheiden und neu gewählt werben. Sinfihtlih der Zweiten Kammer blieb es ziemlid beim 
Alten, nur daß die Beichränfungen der Wahlfreiheit wegfielen. Dod ging man nicht zu dem 
ganz allgemeinen Wahlrecht nad Köpfen über, ſondern befhränfte daſſelbe auf die felbftändig 
Anfäffigen und Steuerzahlenven bei indiresten Wahlen. Die großen Grunpbefiger zur Erſten 
Kanımer wählten natürlich direct. 

Das find die Grundzüge des hannoveriſchen Verfaflungsgefeges vom 5. Sept. 1848. Die: 
jenige nicht unbedeutende Minorität, welche auf ein Einkammerſyſtem drang, hatte eine Nieder: 
lage erlitten, weil man ſelbſt in jenen aufgeregten Zeiten das confervativere Zweikammerſoſten 
vorzog. Die adelihe Oppofition in Erfter Kammer machte der Bildung der neuen Erften Kam: 
mer nur den Vorwurf, daß jie Feine hinreichende Garantie biete, ihrer Aufgabe, dem Gange der 
Regierung die erforderliche Stetigkeit zu fihern und ein Gegengewicht gegen die zu raſche Be: 
wegung zu geben, gewachſen zu fein; man berief jich weder auf Adelsrechte noch auf ritterſchaft 
liche Rechte, die verlegt würden. Das ganze Geſetz war auf die formell gültigfte Weile zu 
Stande gefommen und erhielt die Beijtimmung und Anerkennung des Königs fomol ald des 
Kronpringen. 

Die Stände erledigten außer andern Gefegen zum weitern organijchen Ausbau der Ber: 
faflung das Gefeg über Kirchen- und Schulvorjtände, weldes die Gemeinden zur Verwaltung 
des Kirchen und Schulvermögend heranzog und noch jegt in Wirkſamkeit ſich befindet. Ein 
Geſetz, welches den Gemeinden des ganzen Landes in Gemäßheit der ſchon in Oftfriedland, 
Bentheim, Hadeln beftehenden Einrihtungen größere Rechte bei ver Beiegung der Prediger: 
und Schullehrerftellen gewähren follte, fcheiterte an dem Widerftande ver Erften Kammır. 

Die Bewegung, weldhe eine conflituirende Berfammilung bezweckte, war geſcheitert, trogdem 
dap in einer großen Anzahl von Volksvereinen, welche ſich bis auf das platte Land ausbehn: 
ten, dafür „gemwühlt” warb, um einen damaligen Ausdruck zu gebraudyen. Es brach ſich ab! 
der Gedanke an ein einiges Deutfchland, verbunden mit dem Gedanken der conftituirenden Mach 
und Omnipotenz der Nationalverfammlung, immermehr Bahn gegen die Anſicht Stüne's um 
des Minifteriums, welches den particulariftifhen Standpunft fefthielt, eine Mediatifirung durch 
Preußen von vornherein fürchtete und daher fi immer ängftliher an das beftehenve Recht 
klammerte. Außer verſchiedenen Kammerreden führte, nachdem am 29. Juni Erzherzog Johann 
zum Reichsverweſer ernannt und am Tage vorher ein Geſetz über Einführung einer proviforl; 
ihen Gentralgewalt angenommen war, diefe Richtung der Bevölkerung zu dem befannten Schrei⸗ 
ben des Gefammtminifteriums vom 7. Juli an die Stände, in welchem die Erflärung abgegeben 
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war, daß der König einer Reichsverfaſſung nie feine Zuftimmung geben würde, welche der Selb: 
ftänbigfeit der Staaten Deutfhlands nicht die nothwendige Geltung ſichere. Balls Beſchrän⸗ 
kungen der Selbftändigkeit des Konigreichs über diejenige Grenze hinaus, welche der König ſich 
geftellt Habe, in Frankfurt beliebt würden, „würde Sr. Majeftät fi nicht verpflichtet erachten 
fönnen, in einer Stellung zu beharren, welche die Möglichkeit, dad Wohl des Landes zu fördern, 
abfhneiden würde”. Die Erfte Kammer, auf eine ſolche Erklärung vorbereitet, proteftirte bei- 
nabe einftimmig gegen die conflituirende Gewalt der Nationalverfanmlung, gegen das Geſetz 
vom 28. Juni, gegen die Wahl des Reichsverweſers. Die Zweite Kammer zeigte fih unklar, 
fhwah und ohne Meinung in diefer wichtigſten aller Fragen. Man ließ dort ven Reichsver— 
wefer leben und wurbe vertagt. 

In Frankfurt und beinahe in ganz Deutſchland Hielt man damals dad Einigungswerk, deſſen 
preußiſche Kaiferfpige freilich noch nicht klar hervorgetveten war, durch die Kürften untereinan= 
der und eine Vereinbarung der Nationalverfanmlung mit diefen für unmöglih und ſah das 
einzige Heil nur in ber conftituirenden Macht der Nationalverfammlung und der Gentralgewalt 
mit ihrer unbeftimmten Stellung, welder ja ver Bundestag feine ganze Macht und Herrlichkeit 
auf gefegmäßige Weife übertragen hatte. Man hielt diefen Gedanken im Hannoveriſchen für fo 
loyal und unzweifelhaft, daß felbft diejenigen Vereine, welche unter dem Namen conftitutionelle 
oder deutfche Vereine den Volks- und demokratiſchen Vereinen gegenüber begründet wurben, 
diefen Sa ald oberftes Grundgefeg ihrer Bereinigung aufftellten und die confervativften Män- 
ner, Beamte, Richter, namentlich der ganze Mittelftand, demſelben huldigten. 

Die Erflärung vom 7. Juli rief den bekannten Sturm gegen Ernft Auguft in der Natio: 
nalverfammlung von 14. Juli hervor, welcher indeß nur die Schwäche diefer befundete, da man 
Ööfterveichifche Erflärungen, welde fi auf den Staatenbund ftellten, den bairiſchen Reichsver⸗ 
faffungsentwurf, ven Vorbehalt Preußens bei ver Wahl des Reichöverweferd ignorirte. Wäh- 
rend das franffurter Parlament auf den eingejchlagenen Bahnen fortjchritt und um Weib: 
nachten die Grundrechte ald beſonderes Befeg publicirte, wurden von dem Minifterium Stüve 
eine große Menge Gefegvorlagen für die nächſte Ständeverfammlung audgearbeitet, darunter 
das Gefeg Über die Einrichtung der Schwurgerichte, über eine neue Gefhäftsorbnung, Organi: 
fation ver Berwaltung, Organifation ver Brovinzialftände in fogenannten Grundzügen, Stäbte: 
und Landgemeindenorbnungu.j.w. DieWahlen im Januar 1849 nahmen aber die Grundrechte 
zum Programm, und in der Zweiten Kammer trat eine Mehrheit zufammen, welche in den in: 
nern Angelegenheiten zwar dad vollfte Bertrauen zu Stüve hegte, allein die deutſche Frage und 
die Grundrechte dennoch höher ſchätzte als fein Minifterium. Die Erfte Kanımer, die ihre Probe 
ablegte, wußte zwar den erfien Angriff abzufchlagen und fand ziemlich beharrlich auf feiten des 
Minifteriums, kam aber täglich mehr ind Schwanken. Das Minifterium nahm indeß feine 
Entlaffung, und als die Neubildung eines Minifteriumd aus den Führern der Oppofition — 
ob ernfthaft oder des Scheind wegen, ift zweifelhaft — füheiterte, wurden die Kammern vertagt. 
ALS jodann der König von Preußen zum Kaifer erwählt war und num eine Agitation unter 
den Kammermitglievern fidy bildete, von denen über 90 den König baten, ſich mit der Reiche: 
verfaffung einverftanden zu erflären und der auf den König von Preußen gefallenen Wahl zum 
Kaifer feine Zuſtimmung zu geben, ward die Zweite Kammer am 25. April aufgelöft. 

In Frankfurt nahmen indeß die Dinge einen traurigen Berlauf und endigten mit der Über: 
fievelirhg eines Rumpfparlaments nad Stuttgart. In Hannover petitionirten alle Vereine ohne 
Ausnahme no immer für Annahme der Reihöverfaflung, und man beabfichtigte von mehreren 
Seiten eine große Maflendeputation nad der Reſidenz, bie aber an dem gefunden Sinne der 
überwiegenden Majorität fcheiterte. So wurden in Hannover Auftritte verhindert, die im Mai 
1849 in vielen andern Gegenden Deutſchlands zu Blutvergiefen und Mord führten. Stüve 
felbft vereinbarte in Berlin das fogenannte Dreifönigsbündnig und den Entwurf einer Reichs— 
verfaffung. Die vemofratiichen Vereine wollten jedoch davon nichts wiſſen und beharrten auf 
dem Standpunfte der Rechtsgültigkeit der Reichsverfaſſung troß der Ablehnung des Kaifer: 
thums von feiten Preußens. 

Die im September von neuem gewählte Zweite Rammer fiel indeß nicht jo oppoflitionell aus 
wie die aufgelöfte, mindeſtens fuchte ein großer Theil dev Gewählten den wefentlich veränderten 
Umftänden Rechnung zu tragen. Die eigentliche Oppofition war dazu unter ſich uneinig, ſon— 
berte ſich in eine äuferfte und eine gemäfigte Linke. So begannen im November 1849 die ftän- 
diſchen Arbeiten von neuem, und e8 wurden big zum Juli 1850 eine große Reihe organifcher Ge: 
fege in Beziehung auf Berwaltungsorganifation, Städte: und Landgemeindenordnung, Brovin: 


zialſtände, Gerichtsorganiſation, bürgerliche Proceßorduung, Strafproceßordnung u. f. w, 
ſämmtlich im Sinne ver Regierung, von den Ständen erledigt, indem bie demokratiſche Opps- 
fitton-überalt in der Minorität, eine Oppofition vom ritterſchaftlicher Seite nur ſeht Tat, 
in Erfter Kammer vettreten war. 

- Die Grundzüge ver Drganifation der Prorinziallandſchaften, welche in Gemäßheit ver Pri⸗ 
vatverhandiungen mit einftußreichen Rittern entworfen waren, wurden ven Landſchaften felhk 
noch nicht zur Verhandlung vorgelegt ; weit Stüve den Wirkungskteis der Landſchaften weient- 
lich erweitern und fi dazu vie Zuſtimmung ver Stände erft fihern wollte. 

Hannover hatte fich inzwifchen, wie Sachfen, vem Dreikönigsentwurfe errtgogen und wollt 
von der Beſchickung des Unionsparlamentd zu Erfurt nichts willen. Die Majorität der Stänk 
hatte dies auch gutgeheißen, wur wenige fogenannte Gothaer hatten für ven Oreikönigsentwurf 
gefprochen. Der geweſene Reihäminifter Detmold ward zum Legationsrath ernannt und nad 
Frankfurt gefendet, mo die Gegner der preußifchen Politik zu einer „Plenatverſammlung“ vet 
Bundestags zuſammengetreten waren. Der heſſiſche Conflict war entſtanden, ver Kurfürk 
aus Kaffel entflohen, ein preußifches Armeecorps in Heſſen eingerückt. Vorher ſchon hatte De: 
mold, gegen ven Willen des Miniſteriums, aber gedeckt durch Specialbefehl des Königs, den 
bekannten Bunbesbefähluffe vom 21. Sept: gegen Kurheſſen beigeftimmt. Dies gab, tie ı 
fheint, den Ausfchlag in einer ſchon lange dauernden Miniſterkrifis. Obwol nämlich alle den 
‚Stätiden vorgelegten Gefegentwürfe die ausprädlicde Genehmigung ded Königs erhalten und 
diefe nur im confervativen Sinne Modifirationen durch die minifterielle Majorität erfahren bat: 
ten, verweigerte doch nach der Bertagung der Stände ver König deren Bollziehung. Die Ein: 
flüffe des Hofadels und audwärtiger Diplomaten, namentlich öſterreichtſcher, waren bier thätig 
Es würde eine fogenannte Eivilceommifflon aus Bertrauendmännern berufen, melde ein Ober: 
gutachten über vie Organifationen abgeben follte. Das Sutachten fiel für diefe im ganzen gän: 
ftig aus, doch follte an ven Berwaltungsorganifationen einiged geändert werden. Das Mini: 
fterium Bennigfen-Stüve®), im ſich einig und folidarif für die Organifationen haftend, hatte 
41 mal feine Entlaffung gefordert; zum 42. ınal wurbe jie gewährt, A. v. Münchhauſen als 
Präfivent und Minifter des Auswärtigen, Lindemann ald Minijter des Innern, Ib. Meyer 
als Gultusminifter, Jakobi als Kriegsminifter, v. Röffing als Inftizminifter, ſpäter v. Ham: 
merftein, bildeten nun ein neues Cabinet, das eine größere Anzahl der Juftizgefege, mamentlih 
die meue Getichtsorganifation, die bürgerliche und Strafproceßordnung nebft Nebengeiegen am 
8. Nov. 1850 publicirte. 

Das Minifterium Mündhaujens Lindemann kannte ven Feind fehr wohl, aber «8 traut 
fi die Kraft zu, ihm zu beflegen oder zu. verföhnen. Es begann Verhandlungen mit ven 
verfchiedenen Landichaften, machte aber die Erfahrung, daß auf dieſem Wege keine Einigung 
zu erzielen fei. Die Ausſchüſſe der Landichaften antworteten zunächft mit Proteftationen und 
Derwahrungen, und als jie ji endlich über die Stüve'ſchen „Grundzüge“ erklärten, mollten 
alle fieben Landſchaften etwas Verſchiedenes, vor allem aber jedenfalls einen hoͤhern und einen 
folchen Cenſus für die größern Grundbeſttzer, daß den Nittern das Übergewicht, wenn nicht in 
den Landſchaften felbft; doch in der Eurie ver großen Grundbeſitzer blieb. Die übrigen Stun‘: 
ihen Organiſationen hatten bi® auf einige demokratiſche Auswuüͤchſe, die beſchnltten werben fell: 
ten, Gnade vor den Augen des Königs und Minifteriums gefunden. So mußte die Stätte 
ordnung in einzelnen Punkten abgeänvert werden, namentlich wurde flatt der Wahl auf 
12 Jahre die lebenslängliche Wahl ver befoldeten Magiftratsmitgliever eingeführt. Auch dat 
Gefeg über die Amtövertretung wurde modiſicirt. Die nody unerlevigten Gefege, das Staat: 
dienergejeg, das Geſetz, die Disciplinarunterfuhungen über die Richter betreffend, wurden fün: 
diſcherſeits erledigt, erhielten aber die Zuftimmung des Königs nit, worauf Stände die bet 


. 5) Wenn der Berfafler in jeinem Buche „Zur Geſchichte des Königreichs Hannover“ (11, 303) behaub⸗ 
tete: „Stüve habe bei Frau v. Grote fleifig Morgenvifiten gemacht‘‘, fo bedarf dies einer Berichtigung. 
Stüve ſelbſt fchreibt in diefer Beziehung an den Berfaffer: „Die Wahrheit ift, daß ich wiemals Die 
Schwelle der Fran v. Grote betreten babe. Es mag das ein großer Fehler geweſen fein, denn fein Ri; 
nifter darf fich einbilden, daß er ih ohne Verhältnig zum ee halten werde, und ein Minifter mus ne 
halten, wenn er wirten will. Es war ein Hauptvorwurf des Königs gegen mich, daß ich feine Geſellſchaf⸗ 
ten befuche. Aber mir war die Stellung der Frau v. Grote nicht ehrenhaft genug, wie ſolche ihr denn au 
unter dem beften Theile des Adels verübelt wurde, und ich meinte, ein bürgerlicher Minifter müfe we: 
nigſtens ebenfo hoch fahren als ein adelicher. Ich glaube auch nicht, daß irgendeiner meiner Gollegen ſich 
mit Frau v. Grote in irgendein Verhältni geſetzt und ſie andere geſprochen hat als etwa im Palais 
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Regierung misliebigen Punkte modifleirten. Hinſichtlich der Beamtengehalte wurde eine Er— 
höhung beantragt und bewilligt. Der Kern der ftändifchen Verhandlungen des Sommers 1851 
war aber tie Reorganifation der Provinziallandſchaften; diefe bildete den Schlußſtein ver Or- 
ganijationen,, deren Indlebenführung bis zum 1. Ian. des nächſten Jahres das Minifterium 
verhieß, wenn ſich Die Stände ihm aud Hier willig zeigten. Das war num freilich. ſchwer zu er: 
warten, denn Lindemann wollte jetzt etwas weit Anderes, ald was im vorigen Jahre von ihm 
und den Ständen beinahe einſtimmig als zweckmäßig erfannt worden war. 

Da hier der Grumd bed Verfaffungsumſtur zes liegt, ſo bedarf die Sache einer eingehenbern 
Betrachtung. Die Verhandlungen mit den Provinziaflanvihaften hatten zu einer Einigung 
mit biejen nicht geführt, obwol diefelben zu allen Abweichungen, melde vie demokratiſche Mid: 
tung der Stũve ſchen Orumbzüge abſchwächten ( Wahlmodus in den Städten wie auf dem Lande) 
ihre Zuftimmung ausſprachen. 

Die Regierung legte num den Ständen den Entwurf zu einem Provinziallandfhaftögeiche 
vor, in welchem fie ſich namentlich den Anträgen der verfchtedenen Landſchaften hinſichtlich des 
gewünſchten Genfus für die Eurie der größern Grundbefiger beinahe gänzlich anfhloß. Det 
Begriff ded großen Grundbeſitzes follte in ven verſchiedenen Provinzen an einen verſchiedenen 
Grundſteuercenſus gebunden werben. Es follte al& großer Grundbeſitzer wählen und wählbar 
fein, wer an Grundſteuer zahlte: in der bremifchen Marſch 120 Thlr., im der Geeſt 60 Thlr., 
in der hoyaiſchen Marſch 100 Thlr., in ver Geeſt 40, im Hildeshelmiſchen 70 Thlr., im Kalen⸗ 
bergiihen 60 Thlr., in Göttingen: ®rubenhagen 50 Thlr., im Osnabrückiſchen 50 Thlr., 
in Meppen u. |, w. 30 Ahle. Die Zahl der Wahlberechtigten war dadurch von 4315 auf 
etwa 915 herabgedrückt, und es war burdaus nothwendig, daß ein foldes neues Syſtem 
eine Änderung der Wahlen der großen Grumdbefiger zur Erſten Kammer nad Aid ziehen 
mußte, weil man ben Begriff derſelben nicht wohl nach zwei verſchiedenen Weiſen aufredt ers 
halten konnte. “ 

Die Landſchaften, vefp. deren Ausſchüſſe, hatten darauf gebrungen, daß die Curie der großen 
Grundbefiger eine Corporation bilden follte, weil fie dann hoffen durften, weit eher zur Herr: 
[haft zu gelangen, ald wenn fie mit einer umorganifirten Menge Ritter und Bauern ald große 
Grundbeſttzer zu thun hätten. Das wollte indeß die Regierung nicht zugeſtehen, wie ſie noch 
wenigerrauf die Wünfche einzelner Landſchaften, welche das ganze Virilſtimmenunweſen auf: 
recht erhalten wiſſen wollten, eingehen fonnte. Überhaupt legten bie verſchiedenen Anträge der 
verſchiedenen Ritter: und Aandichaften dar, daß, wenn Hannover ein einheitlicher Staat bleiben 
folle, man das von den Landihaften beanſpruchte Recht ver Zuftimmung zu den Drganifationen 
nicht zugefteben bürfe. 

Diefe Regierungsvorlagen fließen in der ſtändiſchen Gommiffion nur auf ven Widerſpruch 
von Stüve, welcher der Kraft des Minifteriums mistraute, die Macht des Adels dagegen beſſer 
zu ſchätzen wußte ald Lindemann, Freilich hatte das Minifteriun an Frau v. Grote eine Stüge, 
die dem Minifterium Bennigfen-Stüne fehlte. Stüne glaubte, daß Lindemann die Sache lei: 
denſchaftlich überftürze, er drang auf mögliche Verſtaͤndigung mit ven Landſchaften jelbft und 
wollte, wenn dieſe wicht zu erreichen, diefelben ganz unangetaftet weiter vegetiren laſſen, die 
neuen, den Landſchaften nad den „Grundzügen“ zu überragenden Bunckionen aber proviforis 
chen Behörben übertragen, indem er darin das befte Mittel ſah, die Landſchaften zu Verſtande 
zu bringen. Stüve wurde nur von Lang I. unterflügt; die gefanımte Staatsdienerfhaft, die 
noch im vorigen Jahre auf Stüve's Wort geſchworen, fiel Eindemann zu und hielt e8 mit dieſem 
für nothwendig, die alten Landfchaften ans dem Leben zu ihaffen, das Princip des modernen 
Staated und die Ommipotenz ver Regierung und allgemeinen Ständeverfammmlung, ven Sieg 
der Staatsdienerſchaft über dem Adel als folhen zu wahren. Davon abfallen, beige Schwäche 
zeigen, den Feudalſtaat erſtarken laffen, jagte man. Mit Hülfe ver Staatsdienerſchaft inner- 
und außerhalb der Kammern umd mit Hülfe der ſechs oder fieben Deputirten der äuperften Lin: 
fen, welche ven Beweis führen wollten, daß das Minifterium, aud wenn man ihm zu Willen . 
lebe, gegen den Adel nichts ausrichten fönnte, wurde dann der Entwurf des Minifteriums mit 
jehr geringen Mopificationen in beiden Kammern angenommen, in Zweiter Kammer gegen 

33 Stimmen ber Linken. 

So fam durd den Drang, aus dem fhon drei Jahre andauernden Broviforiumt herauszus 
fommen und zu der Inslebenführung der Organifationen mit ihren vielen Beförderungen, 
Anftellungen, höhern Gehalten u. ſ. w. zu gelangen, das fo berüchtigt gewordene Geſetz vom 
1. Aug. 1851 zu Stande. Schon während der Dauer der fländifhen Verhandlungen waren 
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die Ritterſchaften äußerft thätig geweſen. DieAusfhüfle der Landſchaften Hatten ſich verfammelt 
und Gommifjionen gewählt, welche Protefte erheben, Beſchwerden führen follten ; am 23. April 
fand in Gelle eine große Zufammenkunft aller Ritter des Landes auf Einladung des Landrathe 
v. d. Deden und des Juſtizraths v. d. Deden ftatt. Es wurden dort Deputationen an den 
König, Einholung von Rechtsgutachten von gefälligen Staatsrechtlehrern und correct befepten 
Univerfitäten, demnächſt Beſchwerden bei dem Bunde befhloffen. Bei diefem war Hannover 
nad Detmold's Abgange durch den Frhrn. v. Schele vertreten. 

Durch welche Mittel des moralifhen Zwangd dad Minifterium Mündhaufen: Lindemann 
von Ernft Auguft die Unterfrift zu dem Gejeg vom 1. Aug. erhielt, welches in ver That dem 
Leben der biöherigen Provinziallandfhaften gefeglid ein Ende machte, ift zur Zeit nod un: 
bekannt, unzweifelhaft aber, daß der König höchſt ungern unterjchrieb. Sollte dafür die Con— 
ceſſion gemacht worden fein, daß dad Minifterium dem damals ſchon zur Relation eingebrachten 
Bundestagsbeſchluſſe vom 23. Aug. zuftimmte, fo liegt die Annahme nahe, daß Ernft Augufi 
daran dachte, daß dasjenige, mad er durch die Unterfchrift gewährte, durch den Bund, melden 
durch den Beihluß vom 23. Aug. die Einwirfung auf die einzelnen Verfaflungen gegeben 
wurbe, zurüdgenommen werben könnte. Unzweifelhaft ift, ba dad Miniflerium den Bundet: 
tagsgeſandten inftruirte, vem Befchluffe vom 23. Aug. beizuftimmen. Nur hat v. Mündhau: 
jen in der Inftruction an den Bundedtagdgefandbten vom 5.Nov. 1851) behauptet, daß bie 
Zuftimmung in der Inftruction vom 14. Juli nit in dem Sinne gefchehen, wie der Beidluf 
ausgebeutet fei, da durch denfelben eine Anderung ber Grundgeſetze des Bundes weder inten: 
dirt noch eingetreten und die Befugniſſe ver Bundesverſammlung durch den Beſchluß um nidts 
erweitert ſeien. 

Das Miniſterium Münchhauſen war, um nach außen einen Anhaltspunkt, namentlich gegen 
öſterreichiſche Intriguen zu gewinnen, durch den Oberſteuerrath Klenze. mit Preußen in Ber: 
handlung wegen des Zollanjchluffes getreten und hatte mit dieſem, dem nad der Erniebrigung 
von Olmüg eine noch größere Demüthigung durch Abfall der ſüddeutſchen Zollvereindglieder 
vorbereitet wurde, am 7. Sept. den Vertrag wegen bed Anfchluffes Hannovers an ben Zoll: 
verein abgeſchloſſen. Es waren dabei, das ift über allen Zweifel erhoben, von Preußen Zufide: 
rungen ergangen, dad Minifterium Mündhaufen, überhaupt die organifchen Einrichtungen, 
welche diefes ind Leben riefe, namentlich das Gefeg vom 1. Aug., das erft im September publi: 
eirt wurde, gegen die Anfechtungen der Ritter bei dem Bunde zu vertheidigen. Warum dad 
nit ſchon in der Bundestagsfigung vom 3. Det. gejhah, mo man von Hannover eine Cr: 
Flärung auf die Beſchwerden der Ritter verlangte und ausſprach, daß ohne jegliches Präjudi— 
Hannover mit Gejegen und Verfügungen gegen bie beftehenven Provinziallandſchaften vorerf 
innehalten folle, ift unerklärlich. Ernſt Auguft Hatte auch diefen Vertrag, wie es ſchien mit 
fhmwerem Herzen, genehmigt. 

Das war ber erfte Schritt, der Preußens in Deutſchland gefunfenes Anſehen wieder hob, 
und man hätte glauben follen, Hr. v.Manteuffel wäre dafür dankbar gemejen. Der September: 
vertrag reizte Ofterreih zu den größten Gegenanftrengungen in Hannover, und daß biefe nidt 
ohne Einfluß gewefen find auf das weitere Benehmen ded Königs gegen das Minifterium, if 
ohne Zweifel. Der König wollte direct fein Wort nicht brechen, aber er hatte ſich jämmtlidt 
noch nicht publicirte Organifationdgefege behufs der Unterfchrift geben laſſen, dieſelben in einen 
Kaften gefchloffen, zu dem er den Schlüffel nie von ſich legte, und verweigerte Herausgabe und 
Unterfhrift. Es konnten die Minifter daher mit den Organifationen, deren Einführung am 
1. Jan. fie verſprochen, nicht weiter fommen. So erzählt der Hofbiograph Ernft Auguſt's, Hof: 
marfhall v. Malortie. Die officidfe Zeitung ſprach übrigens dem Bundesbeſchluſſe vom 

3. Det. ven Charakter eines Inhibitoriums gänzlich ab und behauptete, es fei ein blofer 
Wunſch vom Bunde ausgeſprochen. Das Schreiben des politifhen Ausſchuſſes vom 21. Dt. 
an ven hannoverifhen Bunvestagdgefandten wurde damals fo wenig befannt als bie ableh⸗ 
nende, aber Verfaſſungsänderungen im monarchiſchen Sinne in Ausſicht ſtellende Inſtruction 
bed Hrn. v. Münchhaufen an Schele vom 7. Nov.”) So war die Situation, als der König tt’ 
franfte und am 18. Nov. ftarb. 

Der Thronfolger Georg, der bei Ernft Auguft’s Leben gänzlich in den Hintergrund gt 
drängt und von dem harten Vater raub behandelt war, Hatte noch keinen Verſuch gemadt, die 





6) Lenthe, Zeitfchrift für Verfaffung und Verwaltung im Königreich Hannover, I, 156. 
7) Bgl. Lenthe ebendafelbit, I, 154. 
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Liebe des Volkes ſich zuerwerben, jo häufig jih ihm au dazu Gelegenheit geboten. Er galt 
für abfolutiftifh gefinnt, mit der Lift feiner höchſtſeligen Mutter begabt, ebenfo launifh und 
wetterwendifch wie fie, mistrauiſch im höchſten Grade wie alle Blinde und unendlich ftolz auf 
das Alter feines Geſchlechts; feine Gemahlin war beſchränkterer Natur und früh fhon Anhän—⸗ 
gerin ded Pietismus. 

Der über dad Vorgehen des Minifteriums Mündhaufen Lindemann Höhft erbitterte Adel 
hatte feit Spätfommer mit dem bisher vernadläfjigten Hofe ded Kronprinzen Verbindungen 
angefnüpft, und ald Ernft Auguft auf dem Sterbebette lag, ward der Bundestagsgefandte 
v. Schele von Frankfurt berufen, um dem Kronprinzen ratbend zur Seite zu flehen. Durch die 
Gemahlin des Generals v. d. Deden, eine Prinzefjin von Heffen= Homburg und Schwefter 
der Herzogin von Cambridge, hatte, wie ed ſcheint, auch die Familie v. d. Deden ſchon Einfluß 
gewonnen. 

Der neue Herriher nahm ven Namen Georg V. an, an feinen Onfel, ven engliſchen Georg IV. 
anfnüpfend. Gr trat die Regierung am 18. Nov. 1851 mitteld des in der Verfaffung vorge: 
fhriebenen Patents an, in weldem er bei feinem föniglihen Worte die unverbrüchliche Fefthal- 
tung an der Landesverfaſſung verſprach. Derfelbe beftätigte auch das bisherige Staatsminiftes 
rium jowie alle Diener geiftlihen und weltlihen Standes. Aber ſchon am 22. Nov. erhielt das 
Minifterium feine Entlaffung, und v. Schele wurde zum Minifterpräfidenten und Minifter des 
Auswärtigen, v. Brandis zum Kriegdminifter, der Oberftaatsanwalt Bacmeifter zum Eultus= 
minifter, Oberappellationsrathb Windhorft, der erjte Katholif, der je Hannoverifher Minifter , 
war, zum Juftizminifter, Regierungsrath v. Borried zum Minifter des Innern ernannt; 
fpäter erhielt der Juftizrath v. d. Deden das proviforiih von Bacmeifter verwaltete Finanz- 
minifterium. 

Dies Minifterium konnte unmöglich einheitlich wirken, Ein Theil deſſelben, Borried und 
v.d. Deden, drängte von vornherein auf Verfalfungsveränderungen im Sinne der Ritter und 
mäfelte an ven Organifationen, ohne etwas Beſſeres an deren Stelle jegen zu können; v. Schele 
war mit dem Minifterpräjidenten der Gedanke gefommen, daß die Strebungen ver Junfer die 
Spuveränetät des Staates doch zu zerflören drohten; Windhorft wollte möglihft an der Ver: 
faffung fefthalten, in alle Movificationen, die der König für nothwendig eradhtete, aber gern 
eingeben, ſchon um die Errungenſchaft feines Dinifteriums, den römifhen Einfluß, zu erhalten]; 
Bacmeifter wollte womöglid) ven ganzen Staat beherrihen ; der Kriegäminifter war zufrieden, 
wenn der Finanzminifter ihm die nöthigen Mittel zur Befriedigung der Kriegsherrſchaft des 
Königs unverfümmert zufommen ließ. Die Frage, ob die Grundgedanken der Stüve'ſchen und 
zum Theil auch Lindemann’fchen VBerwaltungsorganifationen: dag nicht die Bequemlichkeit eines 
ſchon zu zahlreihen Staatdvienerjtandes, fondern das Wohl des Volkes das zu erftrebende Ziel 
bilde, und daß die Negierung des Staates ſich auf die ihr nothwendigen Functionen bejchränfe, 
diefe mit Kraft übe, das Übrige aber der eigenen Thätigkeit des Volkes überlaffe und möglich 
mache duch Förderung freier Selbftverwaltung und Abkehr bureaufratifchen Actenweſens — die 
Frage, ob dieſe Grundgedanken die rihtigen wären, in denen man fortichreiten oder von denen 
eine Umkehr anzubahnen fei, fheint gar nicht in Erwägung gefommen zu fein, ſondern nur ein= 
zelne präcijirte Forderungen der Reaction wurden ald begründet anerfannt. 

Die Kammern waren verfaffungsmäßig auf Anfang December 1851 zufammenberufen, 
und der Staatäftreih vom 2. Der. in Paris gab den Einfihtigern zu denken. Man verlangte 
von den Ständen einzelne Anderungen in den Juftizorganifationen, die man bis zum 1. Mai 
einzuführen verſprach. Außerdem follten von ven VBerwaltungsorganifationen bie Städteord⸗ 
nung, die Umbildung der Ämter gleichzeitig eingeführt werden. Dem Bundestagsbeſchluß vom 
3. Det. warb von dem neuen Minifterium die Kraft eines Inhibitoriums beigelegt, weshalb, 
meinten diefelben, weder mit der Umwandlung der Provinziallandfhaften, noch mit Umgeſtal— 
tung der Landdroſteien und Herftellung der Amtövertretung fortgefahren werben fünnte. Die 
Stände theilten diefe Anjicht nicht, fie wiefen die Abänderungen der Juftizorganifationen zurück 
und erſuchten die Regierung, förderfamft mit der Inslebenführung der gefammten Organifatio- 
nen fortzufgreiten. Dagegen genehmigten diefelben, obgleich mit ſchwerem Kampfe, den Ab- 
ſchluß des Septembervertrags mit Preußen. Der König und die Öfterreichifch geſinnte Minifter- 
partei hätten gern das Gegenteil gefehen. Es trat nun Mitte Januar 1852 eine Vertagung 
der Stände ein. 

Während diefer Bertagung wurden abermald von dem Minifterium auf Verlangen des Kö: 

Staats-kerifon. VIL 29 


450 | Hannover! 


nigs Bertrauendmänner, diedmal aus entjchieden junkerlichen und mit den Ständen in Berbins 
dung nicht ftehenden Kreifen, zur Prüfung der Organijationen berufen. Im Minifterium jelbft 
war eine Partei, v. d. Decken und v. Borried, vieleicht auch Barmeifter, welche die Anſicht zur 
Geltung zu bringen fuchte, es widerſpreche nicht dem Eöniglihen Worte, die Verfaffung unver: 
brüchlich feitzuhalten, wenn man Abänderungen der Verfaffung nad dem Beifpiele Heſſens 
durch den Bundestag bewirken ließe. Man ſuchte den König durch dieſelben Vorfpiegelungen 
zu loden, durch welde der ältere Schele Ernft Auguft zum Verfaſſungsbruche getrieben hatte; 
die Wiedererlangung der Domänen und eine Domanialausfheidung zu eigener Verwaltung, 
flatt der als Eivillifte dargeftellten Krondotation, wurden ſchon damals ald das zu erfirebende 
Ziel Hingeftellt. Allein der jüngere Schele fiegte, von Windhorſt hauptſächlich unterftügt, mit 
der Anficht, daß eine Einmifhung ded Bundestags die Souveränetätärehte ded Königs wejent- 
lich fhmälere. Hr. v. d. Decken und v. Borries fhieden aus dem Minifterium (10. April 1852) 
und v. Hammerflein trat ald Minifter ded Innern mit Bening als Generalferretär ein; das 
Finanzminifterium übernahm Bacmeifter, v. Reihe Anfang Mai das Eultusminifterium. 

Schele wollte ſich mit den Ritterfhaften „verftändigen‘ — er vergaß, daß er zwei erbitterte 
Feinde in den ausgetretenen Miniftern fih geſchaffen — er wollte unter Hinweifung auf dieſe 
Verſtändigung die Bundeseinmifhung abhalten, mußte aber nad dem Willen des Königs einen 
Anhänger der ritterichaftlihen Strebungen an feine Stelle nad) Frankfurt fhiden, ven Kanzlei: 

director v. Bothmer. 

Es wurden den Rittern neue große Conceſſionen gemadt, in der Häuptſache beinahe 
alles gewährt, was fie 1851 begehrt hatten; ja noch mehr, es ward ihnen eine Vertretung in 
Erfter Kammer, freilich neben Bauern, in Ausſicht geftellt. Sie follten nit nur Corporationd: 
rechte behalten, jondern fogar ihre Ritterfchaften follten beftehen bleiben und fie jollten in 
diefe nur die großen Grundbefiger aus dem Bauernftande aufnehmen. Um die Gunft ber 
Kammern zu gewinnen, mindeftend ber Juriften und Staatsdiener und folder, bie es werden 
wollten, mar endlich der 1. Det. ald der Tag beftimmt, mit welchem die Juftizgefege ind Leben 
treten ſollten; an vemfelben Tage jollte aud) die Städte: und die Landgemeindenorpnung einge- 
führt werben. Allein man forderte eine Revifion der Verfaſſung von 1848 in zehn Punkten, von 
denen zwei auf dad tieffte in das Beftehende eingriffen. Die Zufammenfegung der Erften Kam— 
mer follte geändert werben, den Ritterſchaften und Majoratäherren jollte während eine Pro— 
viſoriums der Eintritt in die Erfte Kammer gewährt werden, neben der Vertretung des bäuer: 
lihen Grundbeſitzes; die bisherige Vertretung des Handels und der Gewerbe, der Kirche und 
Schule, der Rechtsgelehrten follte beihränft werden. Nach Umbildung der Provinzialland- 
haften jollte ein Definitivum eintreten. Die ganze Bropofition bafirte auf der Vorausſetzung, 
daß man ſich mit den Ritterſchaften verfländigte. Sodann wollte man den Gerichten das 
Recht, über ihre eigene Gompetenz zu entfheiden, nehmen und eine Gompetenzconflictbehörde 
errichten. Nun aber fcheiterte die Berftändigung mit den Nittern an den abermals enorm gez 
fteigerten Prätenfionen derfelben. Dieſe erklärten zwar ihre Gorporationsftatuten im Sinne 
der Regierung ändern und die Bauern in ih aufnehmen zu wollen, allein nur unter der Be: 
dingung, daß den neugeftalteten Ritterfchaften in Zufunft die Vertretung in Erfter Kammer 
allein übertragen werde; ferner begehrte man Pluralität des Stimmrechts beim Beſitze eines 
mehr ald 100 oder 200 Thlr. Grundſteuer zahlenden Gutes, wie man aud) während des Pro— 
viforiumsd dem Eleinften ritterfchaftlihen Grundbefige (und es gab 19 Güter, fo klein, daß fie 
nit einmal Grundfteuer, fondern eine unbedeutende Häuferfteuer zahlten) das Stimmrecht er: 
halten wollte. 

Die Kammern hatten eine Verfaffungscommiffion gewählt, die zwar nicht jeder, aber doch 
diefen Berfaflungsveränderungen abhold war. Stüve war wieder gewählt und für Münden 
eingetreten und in dieſer Commiſſion neben Graf Bennigien, Lehzen, Lindemann die Seele. 
Die übrigen Mitglieder gehörten ver Linken an. Die Preſſe erbob ſich einflimmig für die Ver: 
faffung und fah überhaupt Fein Bebürfniß und feine Veranlaffung zu Anderungen. Auch das 
Volk regte ih zum Schuß der Verfaffung in Adreflen und Petitionen an den König. Nachdem 
die Verfländigung mit den Provinziallandſchaften geſcheitert war, Fonnte eine Verhandlung mit 
den allgemeinen Ständen nichts nugen; die Regierung hatte auch alle Hände voll zu thun mit 
der Einführung der Organifationen und den in ven Vordergrund tretenden Perfonalfragen. Die 
Märzminifter hielten in Banteln eine Zufammenfunft ab mit Schele, in der fie fih wahrſchein— 
lid bereit erklärten, zu Verfaflungsänderungen auf Grundlagen des Gejeges vom 1..Aug. 
1851 mitzuwirken. Stüve's Anfiht aber war, daß viefes Gefeß felbft vor alleın befeitigt wer— 
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den müfle, um ven Rittern jeden Bormand zu Beſchwerden bei dem Bunde zu nehmen. Stüve's 
„Schreiben an meine Wähler in Münden“ (Hannover 1852) gibt ven Flarften @inblid in die 
damalige Situation. 

Schele begann im Anfang des Jahres 1853 von neuen Verſtändigungsverſuche mit den 
Ritterſchaften, aber obgleich der König felbft die Ritter zur Nachgiebigkeit mahnte und ihnen 
am 5. April ein Ultimatum vorlegte, waren dieje, aufgeftadhelt von der Partei Manteuffel’8 und 
den Kreuzzeitungsjunkern in Preußen, monarchiſcher ald der König felbft. „Ihre Anhänglid- 
feit an die Monarchie beſtimme fie zum Ungehorſam“, ließen fie durch den Schagrath v. Bothmer 
erklären, „aber fie würden, folange nod) das wahre Ehriftenthum den Gläubigen feine Kirchen 
Öffne, nicht aufhören für den König zu beten.” Die betenden hannoverifchen Ritter würden eine, 
gute Staffage zu einem hiſtoriſchen Bilde geben. Georg V., durch feine Gemahlin und einzelne 
Berfonen feiner Umgebung dem Pietidmus zugeführt, in dem er eine Stüge des Throns ſah, foll 
diefen Ungehorfam gern gejehen haben; ja man ging fo weit, ihn in Öffentlichen Blättern zu be: 
ſchuldigen, daß er zu den Nittern halte und heimlich gegen fein eigenes Minifterium anfämpfe. 
Diefed legte den Ende April zufammenberufenen Ständen ein Gefeg vor zur Aufhebung ded Ge— 
feßed vom 1. Aug. und zu Verfaſſungsänderungen, wie fie etwa auf bie Zuftimmung der März: 
minifler und ihrer Partei hoffen durften. Die dur einige Neuwahlen verftärfte Oppofition 
in den Kammern ließ ſich indeß zu dem großen Fehler verleiten, diefe Berfaflungsveränderungen 
von der Hand zu weifen, und entzug fo dem Minifterium, das dur junferlihe Hofeinflüffe und 
durch die Mahinationen öſterreichiſcher, ſelbſt — es erſcheint unglaublich, ift aber wahr — preu= 
ßiſcher Diplomaten ſchon wejentlih in der Gunft des Königs verloren hatte, die legte Stütze. 
Wäre die Stellung der Minifter dem König gegemüber nicht ſchon völlig untergraben geweſen, 
hätte das Minifterium die Verſicherung ertheilen können, daß die vorgeichlagenen Verfaſſungs— 
änderungen wirflid dad Ende und nicht blos der Anfang der Umgeftaltung fein follten, es 
würde ihm leicht geworden fein, die wenigen Stimmen, die ihm fehlten, in beiden Kammern zu 
erlangen. Die Furcht, daf man nur erft eine Brefche in die Werfaflung brechen und diefe dann 
nad und nad fo lange mohdificiven werde, bis man auf dem Standpunft von 1840 angefom= 
men, gab bei ver Abftimmung wol mit den Ausjchlag, daneben aber vor allem die Erwägung, 
daß eine Neduction ver Wähler zur Erften Kammer von 4315 auf 952 Grundbefiger unges 
rechtfertigt fei, und daß durd das Eingehen auf die Propofitionen ſchwerlich das Ziel: Friebe 
mit den ritterfchaftlichen Gorporationen, erreicht werde. 

Die Zweite Kanımer wurde vor der fhliehlichen dritten Abftimmung aufgelöft, die Erfte 
Kanımer vertagt. Die fönigliche Familie befand ſich derzeit in London, und von daher wurbe 
die Auflöfung telegraphirt. Im Lande lobte man das Verhalten ver Oppoſition, melde kein 
Titelchen von dem verfallungsmäßigen Rechte laffen wollte, und achtete wenig auf das von Stüve 
wiederholte Wort Macaulay's: daß alle Polititif nur im Vergleich beftehe. 

Im Herbft ließ fih Georg V. ein Gutachten des preußiichen Bundestagsgefandten v. Bis— 
marf: Schönhaufen über die Verfaflung geben, und e8 wurde dann auf den Jagdſchloß Ro— 
tenfirdhen ein Intriguenftüf audgeführt, in welchem das Gerücht die Prinzefiin Friederike 
(v2. d. Deden) und den ehrgeizigen Staatöminifter Bacmeifter eine große Rolle fpielen läßt. 
Finanzielle Noth (die königliche Hofhaltung richtete ihre Ausgaben nicht nad) den reichen Ein— 
nahmen und machte Schulden) ließ eine Verfaflungsänderung, mindeftend eine Erhöhung der 
Krondotation wünſchenswerth erfcheinen. Inwiefern damals fhon die Domanialausſcheidungs— 
frage erwogen worden, ift zur Zeit unbefannt. Der König war ein anderer gemorden, Schmei— 
cheleien von Geiftlihen und andern hatten eine höchſt ungünftige Ginwirfung auf denfelben 
geübt ; die Rede bed Hrn. v. Bothmer bezeichnet etwa die Art und Weife, in der man damals auf 
fein Gemüth am beften einwirken konnte. Am 21. Nov. erbielt das Minifterium Schele feine 
Entlaffung. Landdroſt v. Lütcken aus Osnabrück, ein feit 1837 im Lande gehaßter Mann ®), 
rückſichtslos gegen feine Untergebenen, liebedieneriih nad oben, unbefümmert bei Auswahl 
der Mittel, ohne tiefere ftaatdmännifche und juriftiiche Bildung, dagegen geſchäftserfahren, ge— 
wandt und jchlau, wurde mit der Bildung eined Minifteriums beauftragt. Warum in dieſem 
Minifterium fein Schwager Borries fehlte, warum Ne übrigen Führer der Ritter fehlten, 
weiß man nod nit. Hr. v. Lütcken umgab fi mit bürgerlichen Miniftern, denen er im— 
poniren konnte und von denen feiner die Verfaſſung ernſtlich in Schug zu nehmen wagte. Der 
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Geh. Kriegsrath Wedemeyer übernahm das Minifterium ded Innern, Buſch wurde Juftiz- 
minifter, Gonfiftorialrath Bergmann Eultusminifter, v. Lenthe erhielt dad Auswärtige, der 
Kriegsminifter blieb. Die Neuwahlen für 1854 ergaben nur verfaffungdtrene Deputirte, das 
Minifterium konnte höchſtens auf 10 — 12 Stinnmen in Zweiter, in Erfter Kammer no auf 

weniger rechnen. Im Lande Hannover täuſchte man ſich noch immer über die Lage der Zeit. 
“ Überall in Deutfhland waren die Verfaflungen von 1848 durch Detroyirungen, Revifionen 
oder Einmifchungen des Bundes befeitigt, in Hannover hielt man die Verfaſſung wegen des 
vertragd= und verfaflungsmäßigen Weges, auf welchem fie entftanden war, wegen ihres durch⸗ 
aus monarhifhen Inhalts und des Föniglihen Wortes, welches fie verbürgte, für gefihert. Den 
* Kammern wurden politifhe Anträge nicht vorgelegt, fopap aus dem Finanzausſchuſſe felbft ein 
Antrag auf Aufhebung ded noch immer nicht ind Leben getretenen Provinziallandfhaftsgefeges 
vom 1. Aug. 1851 eingebracht wurde. Der Antrag ging von der Partei Stüve aud und wurde 
von diefer unterftügt, während ver Präfivent Zweiter Kammer, Elliffen, Pland und Albredt 
in einer Nachgiebigfeit gegen die Ritter einen Act ver Schwäche fahen, welder Schwäche erzeugen 
werde. Der Antrag wurde leider mit 44 gegen 30 Stimmen abgelehnt; feine Annahme hätte 
dem Bunde die nächte Veranlaffung, ih in die hannoveriſche Verfaflungdfrage einzumifchen, 
entzogen, wenn auch nicht alle. Die Diät verlief äuferft ruhig, die Differenz der Regierung mit 
der Stadt Hannover wegen der Polizeiverwaltung blieb ungelöft. Die Stände bewwilligten be- 
deutende Geldfummen zur Vermehrung der Erfagvorräthe des Armeematerials; die Verfaſſung 
hielten fie kaum noch in Gefahr. Inzwiſchen hatte ver Bundestag, an dem jegt Graf v. Kiel: 
manndegge ald hannoverifcher Gefandter thätig war, gewiß nicht ohne Zuftimmung des leg- 
tern, die nun fhon feit Jahr und Tag ruhenden ritterſchaftlichen Beſchwerden hervorgeſucht und 
am 20. Juli 1854 vie hannoverifche Regierung aufgefordert, fi über diefe Beſchwerden zu 
erklären; am 7. Aug. forderte auch der fogenannte politifche Ausſchuß eine Erflärung über die 
nöthige VBerfaffungsrevifion. In Hannover hatte indeß ſchon ein Mann bei vem Könige jelbft 
den größten Einfluß erlangt, der früher in der fehr befcheidenen Stellung erft eined Gorre= 
fpondenzfabrifanten für auswärtige Zeitungen, dann eines Ardhivfecretärs thätig geweſen war. 
Schele hatte diefen Mann entfernt, Lütcken aber denſelben mit dem Titel eined Geh. Regierungs= 
raths aus dänischen Dienften zurüdberufen. Das war Georg Zimmermann. Der Beihluß des 
Königs ftand feft, es follte der Weg wie in Kurheſſen rücfichtli der Verfaſſung eingeſchlagen 
werden. Zimmermann wurde mit der Antwort der Regierung an den Bund beauftragt, und 
er entwarf jene Denkſchrift, in welcher die Beſchwerden ver Ritter nicht nur nicht zurückgewieſen, 
jondern als begründet zugeftanden und die Verfaſſung ſelbſt in mehreren Bunften ald antimon 
archifh und bundeswidrig und ald nicht im verfallungsmäpigen Wege entftanden vargeftellt 
wurde. Die Denkjhrift harakterijirte ſich am ſchärfſten dadurch, daß jie die Theorie aufftellte: 
die hannoveriſche Verfaſſung habe nur unter Zuftimmung jedes einzelnen der 847 Ritterſchafts- 
befiger abgeändert werben können, da fie diefen Rittern die Theilhaberfhaft an der Staats: 
gewalt zufpreche. Die Denkſchrift wurde am 16.Nov. 1854 dem Bundestag überreicht und an- 
fangd jehr geheim gehalten. Die Märzminifter beleuchteten diefelbe zwar in einer Gegenſchrift, 
der fie jevod in Frankfurt vergeblich Geltung zu verſchaffen fuchten.?) 

Das Jahr 1855 brachte für Hannover zunächſt eine Publication der Bundeögefege über die 
Preife und das Vereinsweſen, mit einer Ausführungsverordnung vom 16. Jan., melde vie 
Preſſe unter polizeiliche Auffiht und die Vermaltungsbehörden ftellte. Das politifche Leben war 
erjhlafft und Eonnte fi zu einem energifchen Widerſtande gegen ven zweifellod beabſichtigten 
Berfaffungsbrud nicht ermannen. Vergeblic wurden von feiten eines Bürgermeifterd (Grum- 
breit in Harburg) in öffentlichen Blättern Vereine in Stadt und Land zum Schuß der bedroh⸗ 
ten Verfaſſung vorgefhlagen. Das Vereinsleben lag gänzlich danieder. 

Zwar ermannte fid) das Land, namentlich die Städte, ald die erfte Kunde von ven Bundes: 
beſchlüſſen vom 12. und 19. April in die Offentlifeit drang, zu einer großen Zahl Petitionen 
und Adreſſen an den König, mit der Bitte „um Aufrehterhaltung ver Verfaffung, welche das 
fihtbare Band bilde, das König und Volk in Liebe umfhlinge, das man nicht ohne Noth zer: 
reißen müſſe“. Die Regierung fheint lange geſchwankt zu haben, ob fie fofort auf Grund der 
Bundestagsbeſchlüſſe oetroyire, oder eine Vereinbarung mit ven Ständen verfude. Am 19. Mai 
publicirte diefelbe jodann den Bundestagsbefhluß vom 12, April, welcher ausſprach, daß $. 33 


9) Die Denffchrift jelbft findet ih abgedrudt in Renthe's Zeitfchrift, L, 3, 377635. Die Beleuch⸗ 
tung der Denkſchrift ift 1855 in Bremen erfchienen und hat Stüve und Lehzen zum Berfaffer- 
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des Verfaſſungsgeſetzes vom 5.'Sept. 1848 auf verfaffungsmäßigem Wege nicht entftanden fei 
(derfelbe ſetzte das Recht der allgemeinen Stände feft, im Berein mit der Regierung die Reor- 
ganiſation ber Provinziallandfhaften feftzuftellen, nachdem mit diefen Verhandlungen gepflo- 
gen feien), daß ebenjo dad Gefeg vom 1. Aug. 1851 auf verfaffungsmäßigem Wege nicht ent- 
ftanden und daher nicht beftehen dürfe, daß ferner $. 36 des erſtgedachten Geſetzes (Bildung der 
Erften Kammer) abzuändern und ven Ritterfchaften wiederum eine ihren althergebrachten Rech— 
ten entſprechende wirffame Vertretung einzuräumen ſei. Durch dieſe Publication folfte ver 
Beſchluß dee Bundestags nad) Ausſpruch der Regierung in Gemäßheit von $. 2 der Verfaffung 
die Kraft eines Geſetzes haben. 

Die Stände wurben erft auf den 15. Juni zufammenberufen, ſodaß ihnen zur Prüfung des 
Budgets feine Zeit blieb und fie beinahe zu einer Nihtbewilligung der Steuern provoeirt waren. 
Stüve wendete aber durch feinen Einfluß eine Steuervermweigerung ab, und man prolongirte das 
Budget des legten Rechnungsjahres (Juli 1854 — 55). 

Die Regierung machte den Ständen eine Vorlage über eine neue Kanımercompofition im 
Sinne der Bundestagsbeſchlüſſe und des Reclamationsgutachtens und fügte die Drohung hinzu, 
wenn die Erfenntniß der jegt Far vorliegenden Verhältniffe die Stände zu einer befonnenen und 
patriotifhen Erwägung nicht führe, fo würde den Bundesbefchlüffen gemäß gehandelt werden. 
Nach den Regierungsvorlagen follte die Erfte Kammer dahin umgebildet werden, daß neben 
26 Rittern aud 16 Bauern ſäßen, welche ein reines Einkommen von 600 Thlen. hätten. 

Die Kammern wählten aus ihren tüchtigften und verfaffungstreueften Mitgliedern einen 
Ausſchuß, um die Vorjchläge der Regierung zu prüfen. Der Ausihuß erklärte ih in einem 
von Stüve verfaßten VBorantrage gegen dad Recht des Bundes zu einer Ginmifhung. Man war 
einftimmig darin, daß, folange die Regierung nicht darlege, welche Änderungen ver Verfaffung 
fie für nothwendig halte, folange fie nicht die Ginmifhung des Bundestags befeitige, jeder Ver: 
ſuch, durch eine Verfaffungsrevifton Frieden, Ruhe und Sicherheit zu gewinnen, eitel ſei. Der 
Ausſchuß ſchlug ferner vor, eine Deputation beider Kammern an den König zu fenden und eine 
energifche, gleichfalls von Stüve verfaßte Moreffe zu überreichen, deren Schlußbiite dahin ging: 
„daß Em. königliche Majeftät allergnädigft geruhen wollen, Mafregeln zu ergreifen, welche 
fiher ftellen, daß die Souveränetät Ew. königlichen Majeftät, die Selbftänvigfeit des König 
reichs und die Rechtsbeſtändigkeit ver Verfaffung aufrecht erhalten und gegen jeden Eingriff ge— 
ſchützt werde.“ 

Kaum war dieſer Vorantrag gedruckt an die Stände gelangt, als dieſe am 13. Juli vor 
der Discuſſion des Antrags vertagt wurden. Lütcken war ſchon längft ohne Einfluß auf die 
Entſchließungen des Königs, dad ganze Eabinet rathlod. Man ließ die Führer der Junferpartei 
fommen und unterhandelte mit ihnen. Dieſe Verhandlungen geihahen theild mit dem König 
ſelbſt, theild mit Zimmermann und dem Grafen Platen. Als man einig war, entließ man 
das Minifterium Lütden, und an feine Stelle trat ein Gabinet, in welchem Graf Kiel: 
manndegge Minifter der Finanzen und des Föniglihen Hauſes, v. Borried Minifter des In— 
nern, db. d. Deden Yuftizminifter, v. Brandis Kriegsminifter, v. Bothmer (der Crimina— 
ft) Eultusminifter, Graf Platen= Hallermund Minifter ded Auswärtigen wurde. Am 
31. Juli ward die Zweite Kanımer aufgelöft, am 1. Aug. erfolgte eine königliche Verord⸗ 
nung, welde den Bundesbeſchluß vom 19. April verfündete und fraft diefed und des ſchon 
verfündeten Befchluffes vom 12. April eine große Reihe von Berfaflungsinderungen- ein: 
feitig feftfeßte. Gin Generalrefeript an ſämmtliche Behörden und Fönigliche Diener erklärte, 
die Verfaflungsangelegenheiten follten raſch und mit Entſchiedenheit zum Abſchluß gebracht 
werben. Die Öffentlichkeit und Mündlichkeit des Gerichtäverfahrens, die Aufhebung des 
Jagdrechts, die Aufhebung der Eremtionen von den Gemeindelaften und die Selbftändig- 
feit der Gemeinden in der Verwaltung ihrer innern Angelegenheiten follten (bis auf weiteres 
natürlih) unangetaftet bleiben. Erprobte Treue und Ergebenheit gegen den König foll- 
ten bei Anftöllungen und Beförderungen vor allem Berüdfihtigung finden. Das war ver— 
ftändli genug. Die Octroyirungen hielten fi nicht einmal an die Aysftellungen der Aus- 
fhußanträge, wie eine Beſchwerde des Schageollegiums an den König und dann, als jolde un= 
verabſchiedet blieb, an ven Bundestag nachwies. In der Hauptfache wurde die Vertretung in 
Gemäßheit der Verfaffung von 1840 Hergeftellt, d. h. eine Erfte Kammer aus den Vertretern 

der Ritterfchaften und den Majoratäherren und perſönlich Berechtigten und eine Zweite Kammer 
mit dem Genfus und den Wahlbefhränkungen ver alten Zeit. Den Gerichten wurde dad Redt ge: 
nommen, über ihre Gompetenz ſelbſt zu entfcheiden, und eine Competenzeonflictbehörde ein= 
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gerichtet. In das Stantöbienergefeg, die Städteordnung wurde eingegriffen und verſchiedene 
Paragraphen derſelben außer Kraft gefegt. Die Minifterverantwortlickeit wurde aufgehoben, 
das Beſchwerderecht der Stände gegen die Minifter vernichtet, Was das Finanzfapitel anging, 
fo war gejagt, daß der Bundesbeſchluß dem Könige das Recht gebe, das Finanzkapitel von 
1840 wiederherzuftellen, daß man ſich jedod für jegt auf Wieverherftellung ver $$. 154 — 156 
deſſelben beſchränken wolle, unter Aufhebung ver $$. 95 und 96 des Gejeged vom 5. Sept. 
1848. Das Land, weldes von der VBertagung der Stände an bis felbft nad Publicatien der 
Verordnung vom 1. Aug. den König mit Petitionen überfhüttete, in denen man denjelben 
daran erinnerte, daß er die Aufrehterbaltung der Verfaffung bei feinem königlichen Worte 
verfichert habe, weldes ferner die heimfehrenden verfaflungdtreuen Deputirten mit Ovationen 
empfing, wurde nun immermehr duch Drobungen und firenge Maßnahmen gegen einzelne 
Perjönlicgkeiten in Furcht und Schreden gefegt. Eine Verſammlung von Erdeputirten in Bre: 
men faßte eine Refolution, welde die Verordnung vom 1. Aug. für rechtswidrig erflärte, zu: 
gleich es aber für zweckmäßig hielt, daß man fid an ven Wahlen betheilige und unter Rechtsver⸗ 
wahrungen wähle. Aber die Regierung dachte nicht daran, ſchon jegt die Stände zu berufen, 
fie wollte längere Zeit verftreichen laflen, um nod mehr Einfluß gewinnen zu Fönnen. 

Der Eleine Senat deö Obergerichts zu Aurich hatte ih in einer Civilproceßſache dahin aus: 
geſprochen, daß die Verordnung vom 1. Aug. ungültig erlaffen jei. Gegen den Urtheilsverfaſſer 
Pland wurden Mafregelungen ergriffen, die ſich ſchwerlich rechtfertigen liegen. Das war aber 
nicht genug! Gin fogenanntes Nothgeſetz vom 7. Dct. 1855, die fraglofe Befolgung der Ge: 
fege und Verordnungen und die Errichtung eines Staatsgerichtshofs betreffend, verlegte nicht 
nur die Unabhängigfeit des Richterftandes, jondern bedrohte Richter, Verwaltungsbeamte mie 
Kirchendiener mit Dienftentlaffung, wenn fie es wagen würden, die Berfaffungsmäßigfeit und 
Rechtsgültigkeit ver vom König erlaffenen Gejege und Verordnungen anzuzweifeln. Das Geſetz 
enthielt eine boppelte Verlegung der Verfaflung , jelbft nad ihrem octroyirten Beſtande. 

Die ſämmtlichen Vorfteher ver Gemeinden des Amts Osnabrück hatten in einer Petition 
an den König gegen das Patent von 1. Aug. proteftirt, „als veradhtend die verfaffungsmäßigen, 
durch konigliches Wort geheiligten Rechte des hannoveriſchen Volkes’. Sie hatten die einfeitige 
Aufhebung verfhiedener Verfaffungsbeftimmungen bezeichnet ald Segen ver Gewalt andie Stelle 
des Rechts. Diefe 13 Vorfteher, der Verfafjer ver Adreſſe, Buchhalter Snell, ver Lehrer Klopp 
(ießt befannt ald Biograph Tilly's und Gegner Friedrich's des Großen), welder die Adreſſe zum 
Drud an die „Oſtfrieſiſche Zeitung” geſchickt hatte, ver Redacteur dieſer Zeitung, der Schreiber, 
welcher die Adreſſe abgejchrieben, wurden wegen Majeftätäbeleivigung vor das Schwurgericht 
in Aurich geftellt, aber, wie vorauszuſehen, freigefprochen, weil fie nach der Meinung des ganzen 
Volkes nur die Wahrheit gefagt hätten. Was gefhah? Der Generalfecretär im Juſtizmini— 
flerium, ein Hr. Danfert, verfaßte abermals ein ſogenanntes Nothgeſetz, weldes der König 
abermals unterfhrieb und das dann am 22. Der. publicirt wurde. Dadurch wurden fämmt: 
liche politifche wie die Preßvergehen der Kompetenz der Schwurgerichte entzogen und einem neu 
gebildeten Gerichte übertwiefen. Das war abermals eine Verfaffungäverlegung, da $. 122 zwar 
das Recht der Nothgeieggebung anerfannte, aber kein Nothgeſetz Berfaflungsveränderungen 
enthalten durfte. 

Auf diefe Weiſe ſchritt man fort, und ald man glaubte das Land gehörig in Schrecken geiegt 
zu haben, wurden Wahlen ausgeſchrieben und die Stände auf Mitte April 1856 zufammen- 
berufen. Die Wahlen zur Erften Kammer fielen erwünſcht aus, die Ritterfchaften mußten ſich 
ja für die Wiederherftellung der Adelskammer dankbar erweifen. Nicht fo die Wahlen zur Zwei: 
ten Kammer. Zwar hatten fich die jogenannten Demokraten bei den Wahlen nicht beworben, 
dagegen waren die Linfe, das linfe Centrum, die liberale Staatövienerfhaft und die Stüve'- 
Ihe Bartei zahlreich vertreten. Man verweigerte Stüve, Neubourg, Grumbrecht, Detring, 
Elliffen, dem Obergerichtsaſſeſſor v. Bennigfen u. a. den Eintritt in die Kammer, dagegen 
fonnte man den Eintritt mehrerer Erminifter, des Grafen Bennigien, Braun’d, v. Münd- 
hauſen's, IH. Meyers, Windhorſt's nicht hindern, mußte ſich auch ein der Negierung feind- 
lies Bureau aufbringen laffen. 

Die „Hannoverifhen Staatöbriefe‘' bezeichnen das Minifterium Platen-Borries als eine 
lange vorbereitete Allianz des Adels und der Bureaufratie gegen dad Volk, welde vie plattefte 
Selbſtſucht zuſammengekittet habe. Die- Bezeichnung ift richtig und treffend, infofern aber 
falſch, ald das Bündniß nicht lange vorbereitet war. Diefes Bünpnif machte ſich erft nad) und 
nad von felbft, als fih die Schwäche des Staatödienerthums gegen das Junkerthum zeigte 
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und es offenbar ward, daß, ohne erfterm Dienftbar zu werden, an eine Verbefferunig det angeb⸗ 
lich durch die Stüve'ſchen Organifationen verflechterten Finanzlage nicht zu denken ſei. Denn 
die erften Vorlagen des Minifteriumd Borries an die Stände forderten Erhöhungen der Ges 
balte ver Staatövienerfchaft, Vermehrung des Militärbupgets, Befriedigung der Anfprüche der 
Ktone in Beziehung auf die Finanzen. Diefe Anforderungen kamen fheild offen, indem bie 
Bedarfſumme ded Königs um 86112 Ihlr. erhöht werden follte, theils verftet unter dem Vor— 
wande, daß die Beitimmungen bed Finanzfapiteld von 1848 das Recht ver Krone an ben Do- 
mänen verlegten und daher eine Ausfheidung von den Domänen zu gewähren fei. Durch eine 
folhe Ausſcheidung hoffte man das königliche Einfommen bedeutend vermehren zu Fönnen, ohne 
daß dies in die Augen fiele. Die Ausscheidung follte geſchehen nit nach dem Ertrage der Ge— 
genwart oder nad) einer ordnungsmäßigen Abſchätzung durch Sachverſtändige, fondern ber 
zwanzigjährige Durhichnitt ver Vergangenheit follte ven Ertrag für die Zufunft entfcheiden. 

Die zufammenberufene Ständeverfammlung beftand aus zwei heterogenen, ſich beinahe feind- 
lid einander gegenüberfiehenden Kammern, der aus dem Tode zum Leben oetroyirten Adels: und 
einer Volkskammer mit überwiegend liberalen und bureaufratifhen Glementen. An ein Zus 
fammengeben der Kammern in dem Sinne, daß man bie Octroyirungeu als verfaſſungswidrig 
erklärte, war von vornherein nicht zu denken. Es wäre num möglich gewefen, daß die Zweite 
Kammer allein an dem Rechtsſtandpunkte feftgehalten hätte. Doch ſo weit war die Staatsdie— 
neroppofition nicht zu bewegen; auch war ed unzweifelhaft, daß eine derartige Oppofltion nur 
zu einer fofortigen Auflöfung, vielleicht zu einer Ausfhliefung fämmtliher Oppofitionsmit- 
glieder geführt hätte. Für Neuwahlen erfchienen aber vie Zeitverhältniffe ald äußerſt ungün— 
flige. Die Reaction ftand in ganz Deutfchland in der üppigften Blüte und, was ſchlimmer, der 
Mittelftand wie die höhern Stände waren dem materialiftifchen Treiben, dem Mammonsdienft, 
bingegeben. Der Schwindel induftrieller Unternehmungen und Banken ftand in höchſter Blüte 
und hatte durch Begünftigung von oben auch in Hannover weit um ſich gegriffen. Überall 
Unternebinungen, die 20—30 Broc. Gewinn verfprachen ; ein Drängen zu den Unterzeich- 
nungen der Banfactien, das an die Zeiten Law's erinnerte. Der Erfolg jeder Neumahl fonnte . 
nur ein für die Regierung günftiger fein. Es ſchloſſen fi daher die in der Minderzahl fi be— 
findenden Anhänger der demofratifchen Partei ver Führung der Ermittifter an, melde nur eine 
eorrecte Oppojition wollten, um durch ſolche fo viel Böfes ald möglich zu verhindern. Nur 
Hr. v. Honſtedt proteftirte feierlihft, und v. d. Horſt fprad) davon, daß er und feine Freunde 
nicht auf dem Boden des Rechts, fondern der Thatfachen ſtänden. Allein auch eine ſolche cor- 
recte Oppofition brachte ed nicht zu dem, was im ſtändiſchen Leben allein Ausfiht auf Erfolg 
bat, mimlic zu gemeinfamen Beichlüffen beider Kanımern, fondern die Erfte Kammer war fo 
fehr von Dankbarkeit für ihre Wiederherftellung durchdrungen, daß fie die widhtigften ftändi- 
ſchen Rechte beifeite jegte, die oben erwähnten Nothgefege für gültig erlaffen und verfaſſungs⸗ 
gemäß erflärte, während die Zweite Kammer das Gegentheil that. 

In Beziehung auf das vorgeſchlagene Binanzkapitel nahm die Erſte Kammer die Krondota- 
tiondausfheidung im Princip fogar mit Danf an, indem fie ben politifhen Gründen, die 
Krone mit Grundbefig auszuftatten, den König zum erften Grundbeſitzer zu machen, zuftimmte. 
Sie wollte jedoch die Forften von der Ausſcheidung ausgeihloffen haben und ſah die Ermitte— 
lung des nachhaltigen Ertragswerths der Ausiheidungsobjecte nah dem zwanzigjährigen 
Durchſchnitt nicht für genügend an. 

In der Zweiten Kammer wollte zwar eine Minorität von etwa 23 Stimmen überall nichts 
von Anderung des Finanzkapiteld, dad von den Bunde nicht angetaftet war, wiffen, noch weni⸗ 
ger von einer Domanialaudfcheivung; allein die Majvrität erkannte diefe Ausſcheidung als 
im Princip gerechtfertigt, d. h. als Recht der Krone an, legte dagegen eine Menge gewichtiger 
praftifcher Bedenken gegen viefelbe vor, bat die Frage in nohmalige Ermägung zu ziehen, ver— 
traute, daß jedenfalls nicht in erheblicher Ausdehnung von dem Rechte derfelben Gebrauch ge— 
macht werde, hielt den zwanzigjährigen Durchſchnitt für einen ungeeigneten Maßſtab und wollte 
jedenfull®, wie dad Staatögrundgeie von 1833, das ftändifche Einverftändniß mit den End 
rejultaten feftgehalten wiffen. Die Führer ver Oppofition bofften in ver That zu dieſen ihren 
Vorſchlägen wie zur Wieveraufhebung ver Rothgefrge die Einwilligung des Königs zu erlanz. 
gen, wenn fie diefem nur in einem andern Wunfche bereitwillig entgegenfämen, der, wie fle 
mußten, dem Könige vor allem am Herzen lag, nämlich der Erhöhung des Militäretats, Die- 
fer betrug bis dahin ald Orbinarium 1,700684 Thlr. Der Militärausfhuß war der Anfücht, 
daß, um allen Ansprüchen des Bundes zu genügen, nur 2,056289 Thlr. erforderlich feien, be: 
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fürwortete jedoch eine fernere Bewilligung von 123463 Thlrn. unter der Refolutivbebingung, 
daß diefe Bewilligung als nicht geſchehen zu betrachten fei, wenn die Regierung die Gefammt= 
bewilligung behufs eines dauernden Abkommens anzunehmen Bedenken tragen follte. Berner 
war der gefammten Bewilligung die weitere Refolutivbedingung hinzugefügt, daß diefelbe als 
nicht gefhehen zu betrachten fei, wenn die Kaffenvereinigung aufhöre, va dann ja eine Vereini— 
gung über die Bertheilung ſämmtlicher Ausgaben zwiſchen der königlichen Kaffe und der Steuer— 
kaſſe flattfinden müffe. Diefe Bewilligung war der Regierung äuferft günftig, fie verdankte die— 
felbe eigentlich nur dem großen Ginfluß der Erminifter in ver Kammer. Dennod) wies die Re— 
gierung durch Schreiben vom 4. Sept. die fragliche Refolutivbedingung als nichtig zurück, ver— 
warf auch venfelben Tag einen ſtändiſchen Antrag wegen Zulafjung der Bürgermeifter von Os— 
nabrüd und Harburg zur Ständeverfammlung in auffällig ſchnöder Form, vertagte am 5. Sept. 
die Stände und löfte folde am 7. Sept. auf. Am gleichen Tage octroyirte fie, angebli auf 
Grund des Bundestagsbejhluffes, theilweije das Finanzfapitel, indem die königliche Bebarf- 
fumme, welde nad) ver Verfaflung von 1840, $. 145, nicht höher beftimmt werben jolfte, als 
foldes von WilhelmIV. (im Staatögrundgefeg) geſchehen war, nämlid auf den Zindgenuß von 
600000 Pf. St., in englifchen dreiprocentigen Stocks belegt, und 500000 Thlr. Gonventions- 
münze ald Krondotation, auf 600000 Thlr. Courant, alfo um 86112 Thlr. einjeitig erhöht 
wurde. Es war dabei die Drohung mweitern einfeitigen Vorſchreitens ausgeſprochen, falls mit - 
den nächſten Ständen nicht eine neue Vereinbarung über Vertheilung der Ausgaben getroffen 
würde. Berner wurden die Nothgefege von 7. Det. und 22. Dec. 1855, obgleich ihnen bie 
Genehmigung der Zweiten Kanımer nicht zu Theil geworben, fie alfo von den Ständen nicht be- 
billigt waren, nicht zurücgezogen. Damit war denn von neuem die Bahn-der Octroyirungen 
betreten, und es bedurfte weiterer energiſcheẽ Maßnahmen gegen das Land, um auf diefen Bah— 
nen fortfchreiten zu können. Der Einfhühterung des Dienerthums durd die Nothgejege und 
Generalreferipte wurden Verlockungen dur in Ausficht geftellte Vortheile Hinzugefügt. Da 
aber Behaltderhöhungen u. |. w. nicht ohne ftändifche Zuftimmung zu erreihen waren, jo blieb 
das Ergebniß der ftändifhen Wahlen vie Vorbedingung. Jeder Lohn des Ginzelnen wurde, 
wie die „Staatsbriefe“ richtig bemerken, von dem Erfolge feiner Mithülfe abhängig gemacht. 
Man entzog Handiwerfern, welche im Januar 1856 liberal gewählt hatten, auf recht auffällige 
Weiſe Staatdarbeiten, die fie bisher zur Zufriedenheit ausgeführt, «und gab fie unzuverläffi- 
gern, jchlechtern Arbeitern. Das Geflage und Jammern ſolcher Beftraften (3. B. des Maurer: 
meifters Lampe in Nienburg) ſchien erwünſcht, um andern zu zeigen, was folgen würde, wenn 
man bei der nächſten Wahl ebenfo Handle. Man confinirte Richter auf ihren Wohnort (Ober: 
gerichtsaſſeſſor Plan), verfagte ihnen Reifen oder gab ihnen einen Zwangspaß. Alles, was 
mündlich, bei Aufwartungen, welche ven Miniftern gemacht wurden, zur Sprache fam, drang 
nur in vertraulihen Geſprächen in die Offentlifeit und diente dazu, die Furcht zu mehren. 
Daß man fo weit gegangen, dem Staatöminifter v. Münchhauſen und feiner Gemahlin fagen zu 
laſſen, Se. Majeftät wünſche dieſelben nicht ferner bei Hofe zu jehen, war ein Zeichen, daß alle 
diefe Maßnahmen der Minifter ſich des Beifalld ver höchſten Perfonen erfreuten.. 

Hr. v. Borries bereifte das Land, um aufdie Wahlen einzumwirfen, gab hier Verſprechun— 
gen, ließ dort Drohungen fallen. Bon allen Eeritralftellen ergingen an das gefammte untere 
Perjonal der Eifenbahnen, Poften, Korften, Steuern gemeffene Anweifungen , wie man ſich bei 
den Wahlen zu verhalten Habe. Die Generaladjutantur ertheilte ihre Ordres an die penfionir: 
ten Offiziere, das Hofmarſchallamt an alle, die Hoftitel und Hofarbeit hatten, an Ordeftermit: 
glieder und Theaterdiener, Alle Domänenpädhter nicht nur wurden zur größern Thätigfeit an- 
gefpornt, ſondern die Pächter von Streuparcellen, namentlich wenn ſolche in Corporationen be- 
ftanden, aufmerffam gemacht, daß ihre Pacht nicht erneuert werbe, wenn in ihrer Gorporation 
die Wahl nicht gut audfiele. Dazu fam nun noch alles, was Liebedienerei und die Sudt, jih um 
die Monarchie verdient zu machen, freiwillig that. Die Regierung hatie überdies einige Preß— 
organe untergeorbneter Art gefauft, melde fich täglich bemühten, der Oppofition von 1856 die 
niedrigften Motive unterzufchieben und das Land mit dem Schredbilde einer Kaffentrennung zu 
bedrohen. 

So trat man in das Jahr 1857, mit deſſen Beginn neue Wahlen bevorſtanden. Die Ritter: 
haften reinigten fi von allen Elementen, die jih 1856 einer Oppofition zugeneigt ober nur 
an das erinnert hatten, mad die Ehre der Kammer erfordere. Kurz vor der Wahl wurde ein 
Hauptmandver ausgeführt, dem man, was die Wahlen der Städte anbetraf, hauptſächlich den 
Sieg verdankte. Die Oppofition hatte ein Gentralmahlcomite gebildet, deffen Plane der Re- 
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gierung bis in die Einzelheiten bekannt geweſen fein müflen. Dies Wahlcomite hatte für ſolch⸗ 
Städte, deren Wahl zweifelhaft fhien, die Exrminijter Graf Bennigfen, Stüve, Braun, v. Münd- 
haufen, Meyer, Windhorſt empfohlen, mit tüchtigen Grfagmännern hinter ihnen. Nun 
wurde am 14. Jan., zwei Tage vor dem Wahltage, eine fogenannte Ausführungsverordnung 
zum Staatödienergejeg erlaſſen, welche viefem eine ven Worten wie dem Geifte veflelben wider: 
firebende Auslegung dahin gab: daß aud penfionirte Staatödiener noch als Staatädiener zu 
betrachten fein, die bei dem Minifter, reſp. bei dem König felbft, Erlaubniß zum Eintritt in 
die Ständeverfammlung nachzuſuchen hätten. Diefe Verordnung, die am Abend vor der Wahl 
in die Provinzen fam, erregte überall da Beforgniß und Verwirrung, wo man im Begriff ftand, 
Erminifter, Ergeneralfecretäre oder andere penfionirte Capacitäten zu wählen, denn man ſah 
ein, daß die Maßregel gegen dieſe gerichtet war. Ä 

Trop aller Mühen fiel aber doch mehr als ein Drittel aller Wahlen oppofitionell aus; ein 
Drittel etwa beftand aus neuen Menschen, barunter viele Beamte und Amtsrichter; ein Drittel 
war von vornherein gut minifteriell.. Nun verweigerte man fämmtlichen oben genannten Ex- 
miniftern die Erlaubniß zum Eintritt in die Kammer, verweigerte allen Staatöbienern, na— 
mentlih Richtern dev Obergerichte, ven Urlaub, ſchloß unabhängige Männer aus (v. d. Horft), 
weil fie in der legten Berfammlung der Stände Zweifel an der Rechtsgültigkeit der Detroyirun— 
gen geäußert, beanftandete ſämmtliche Wahlen der oftfriefifchen Bauern wegen Kormfehlern und 
benugte die Zeit, da die Oppofition äußerft ſchwach vertreten war, die neu Gingetretenen mit 
Klugheit und oft gegen ihren Willen zu fih heranzuziehen und ſchon dadurch zu compromittiren. 

Das Minifterium Borries erhielt auf folde Weife eine zu allem bereitwillige Exfte und 
Zweite Kammer und brauchte fortan feine Zufludt zu Octroyirungen und Gewalt nicht mehr 
zu nehmen. Die Erfte Kammer bethätigte aufs neue, „daß ed ihr an jedem Element einer wah— 
ren Ariftofratie mit ſtaatsmänniſcher Vorausfiht und dem Vollgefühl der Rechte und Pflichten 
eines politiſch leitenden Standes gänzlich fehlt. Das Junkerthum, ohme Vertrauen in fid 
ſelbſt, juchte unter den Flügeln der Regierung Schutz.“ Die Zweite Kammer zeigte unter dem 
Beamtenthum eine ſolche Abhängigkeit von der Regierung, ein ſolches Hafchen nad Gunft und 
Babe, eine fo bereitwillige Verleugnung deſſen, was fie felbft noch vor kurzem für recht und 
gut erkannt hatte, daß jedes Vertrauen zu ihr ſchwinden mußte. Nur der Rechtsſinn einiger 
Richter aus dem höcften Tribunal in Erfler Kammer war zuweilen ftärfer ald die Verſuchung, 
angeborenen Boruriheilen und dem herrſchenden Syftem fih anzubequemen. Der Übergang 
der Staatödienerihaft in königliche Diener vollzog fi ſchon früher, ehe das Gefeg den Nanten 
Staatödienerfhaft gänzlich vertilgte, und ed war vorzugsweife die alte Dienerſchaft, melde 
fih in das neue Syſtem am leichteften bequemte, obwol es unter ber 1852 neu eingetretenen 
Staatödienerihaft nicht an ſolchen fehlte, welche die Grundſätze, für die fie früher offen ge— 
kämpft, verleugneten. 

Es war der Regierung unmöglich, mit dem oefroyirten Binanzfapitel von 1840 zu regieren, 
denn dies jegte eine Vereinbarung über die Bertheilung der Laften zwischen königlicher und Lan- 
deöfaffe voraus, und je firenger man bei folder an dem fefthielt, wad vor 1833 und dann wier 
ber von 1840— 48 Rechtens geweſen (vie Laften mußten herfömmlich zunächſt vom Domanium 
getragen werden), um fo mehr würde fi herausgeftellt haben, daß diefe Laſten fo groß waren, 
daß nad) Abzug derjelben für den Bedarf des Königs nicht viel übrig blieb. Dann mußte alfo 
die Bedarfsfrage erörtert werben, um bie Zufchüffe zu beſtimmen, die dad Land zu geben hatte 
(unter Ernft Auguft, vor dem Binanzfapitel von 1848, waren es 100000 Thlr. geweſen). 
Diefe Bedarfsfrage erwies ſich aber gerade ald der belicatefte Bunft, ba über bie nihthaushäl- 
terifche Verwaltung mancherlei Notizen in die Offentlichkeit gedrungen waren. DieOctroyirung 
vom 7. Sepf. mar nur ein Schredihuß. Die Abſicht ging dahin, dad 1856 vorgelegte Kinanz- 
Fapitel ohne wejentlihe Abänderungen zur Annahme zu bringen. Das konnte man ganz dautlich 
zwifchen ven Zeilen lefen, welche die Bereitwilligfeit des Königs, die Kaflenvereinigung beſtehen 
zu laflen, ausſprachen, falls die Zweite Kammer fi) bereitmilliger zeige ald die von 1856, auf 
die koͤniglichen Bropofitionen einzugehen. Als daher ven Ständen ein Plan zur fünftigen Ber: 
theilung der Ausgaben zwifchen Föniglicher und Landeskaſſe vorgelegt warb, mit der Zumuthung, 
einen großen Theil der Ausgaben, welche bis 1848 vom Domanium getragen wurden, „‚megen 
notorifcher Unzulänglichkeit der Mittel föniglicher Kafle, folche zu tragen“, auf die Landeskaſſe 
zu übernehmen, ftellten verabrebetermaßen in Erfter Kammer Regierungsrath v. d. Knefebed, 
in Zweiter Kammer Amtmann Oftermeyer den Antrag: die Fönigliche Regierung um Wieder- 
‚aufnahme der Verhandlungen über eine Kaffenvereinigung zu erſuchen. Obgleich diefer Antrag 
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in Zwelter Kammer von einer Kleinen Oppoſition, die fi unter der Führung des Hrn. Rudolf 
v. Bennigfen (der den Staatödienft quittirt hatte, um für die Stadt Göttingen in die Kammer 
treten zu können) gebildet, auf das lebhafteſte und gründlichſte bekämpft wurde, fand er doch Die 
Billigung der Majorität. Wie fehr die Sache vorbereitet war, fah man daraus, daß fhon wach 
wenig Tagen ver frühere Schagrath Dr. Lang, welcher feiner Fahne untren und als General⸗ 
fecvetär in das Lager des Hrn. v. Borried übergegangen war, den Ständen die Vorlage eines 
Sinanzkapitel® machte, das von den ftändifhen Wünfchen von 1856 nur die betveffs Nichtaus— 
ſcheidung der Forften berücfichtigt hatte. Die Majorität nahm dies Finanzkapitel mit unweſent⸗ 
lichen Änderungen an. Danach wurden die Domänen und Regalien als ein Fideicommiß, 
unzertrennlich von der Nachfolge in ver Regierung, erflärt, die Bedarfsſumme des Königs außer 
dem Zindgenuß von 600000 Pf. St. auf 600000 Thir. erhöht. Der König erhielt das 
Recht, zur Deckung diefer Bedarfsfumme einen Domanialcompler, mit Ausfhluß der Korften, 
foweit jie nicht zu Gehegen für Hochwild dienen, ausſcheiden zu laffen zur eigenen Verwaltung. 
Der Reinertrag dieſes Ausſcheidungsobjects follte nach dem Durchſchnittsertrage der legten 
20 Jahre ermittelt werben, und zwar durch eine Commiſſion von acht Mitgliedern, zu welcher 
der König vier, jede Kammer zwei wählte. 

Die Bewilligung des Budgets erfolgt durch König und Ständeverfammlung gemeinjam. 
Den Ständen werden Sperialbudgetö nicht mehr vorgelegt, fondern ſie bemwilligen nad Beiols 
dungsetats der einzelnen Behörvenklaffen und haben einen Marimalfag zu beftimmen, den die 
Regierung innehalten muß. Innerhalb dieſes Generaletats hat die Regierung freie Bewegung. 
Zu Ausgaben, welche auf bundes= over landesgejeglihen Verpflichtungen beruhen oder auf 
privatrechtlichen Titeln, wozu aud Gehalte, Benfionen, Wartegelver gehören, dürfen die Stände 
ihre Bewilligung nicht verfagen. Diefe darf auch nicht an Bedingungen, Vorausjegungen, 
Borbehalte geknüpft werden, welche ven bundedrechtlichen, verfaffungsmäßigen over gefeglichen 
Gerehtfamen des Königs oder der Negierung entgegenlaufen. Die Befugniffe des Schatz— 
eollegiums find auf Prüfung der Landesrechnung und Verwaltung des Landesſchulden weſens 
beſchränkt. 

Durch dieſes Finanzkapitel wurde, da alle Conſumtionsſteuern der Bewilligung der Stände 
ſchon durch den Anſchluß an den Zollverein fo gut mie entzogen find, der größte Theil der Finanz⸗ 
verwaltung der ſtändiſchen Gontrole entzogen. Die Bewilligung der Ausgaben ſank zum Schein 
herab, da von den orventlihen Ausgaben von 20 Mill. höchſtens nur 200000 hir, der wirk⸗ 
lichen ſtändiſchen Bewilligung unterliegen. Das Finanzkapitel wurde am 23. März 1857 von 
den Ständen genehmigt, am 24. März ald Gefet verfündigt, am 25. März erfolgte Die Auf: 
forberung an die Stände, Ausfheidungscommiflarien zu wählen. Das ſchwierige Werk der 
Ausscheidung wurde von diefen am 29. Jan. 1858 durch eine Feftftellungsurfunde vollendet umb 
folhe den Ständen zur Genehmigung vorgelegt mit dem Antrage, der königlichen Regieruug 
nun aud zu der eigenen Verwaltung dieſes Domanialcompleres ein Betriebskapital von 
300000 Thlrn, unverzinglich zu gewähren, welches innerhalb 30 Jahren zurückgezahlt werben 
ſollte. Aud das geſchah. Über das finanzielle Ergebniß dieſer Ausſcheidung herrfcht Streit. Der 
Obergerihtsanwalt Miquel in Göttingen bat in einer Broſchüre, „Das neue hannoveriſche 
Finanzgefeg vom 24. März 1857’ (Leipzig 1861), berechnet, daß die königliche Kaffe dabei 
einen Bortheil von jährlih mindeftend 211491 Thlrn. made, abgefehen von der Erhöhung der 
Bedarfsfumme. ine im März 1862 erfchienene Gegenfchrift von einem königlichen Ausſchei— 
dungscommiflar, dem Geh. Finanzdirector Bar, Generalfecretär des Minifteriums des Fönig: 
lichen Haufes, gefteht zu, daß die reine Einnahme von den ausgefchievenen Domänen zur Zeit 
um etwa 104300 bis 120000 Thlr. höher ift ald die Reinertragsabfhägung, wonach der König 
folde übernommen habe, hält dies aber in ver Ordnung, da auch fchlechtere Zeiten kommen 
fönnsen. Die Schrift ift betitelt: „Die Ausfheidung von Domänen für Se. Majeftät ven König 
von Hannover’ (Hannover 1862). 

Alle Bedenken, welde’die Zweite Kammer von 1856 gegen die Domanialausſcheidung 
geäußert, haben ſich jet jhon im hohen Maße verwirklicht, und die nachtheiligen Folgen der: 
jelben treten mit jedem Jahre deutlicher zu Tage. Dagegen ift, wie Bar jagt, das Rechtsge— 
fühl des Königs befriedigt, welches die Beitimmungen des Finanzfapiteld von 1848 als einen 
„Raub an feinem Eigenthum“ anfah. 

Nachdem fo das Finanzfoftem umgeftürzt, ift auch die gefammte Gefepgebung von 1848 
revidiert worben. Man hat die Gerichtöverfaffung, Strafproceß- und jelbft die bürgerliche 
Proceforbnung vorzeitig und ohne triftige Gründe reorganifirt. Aber man gewann dadurch 
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vas erfehmte Mittel, „charakterlöfe Hingebung zu belohnen und alle politifä misllebigen Pers 
fönlichkeiten aus dem Dienfte zu entfernen“. Man hat ferner dad Staatövimergefeß beſeitigt 
und ein Geſetz über konigliche Diener an die Stelle geſetzt; aus den Staats: find Kroönanwali⸗ 
fchäften geworden. Man hat die Stäbteordnumg revivirt und aud die Wahlen der unbefolbeten 
Senatoren zu Iebendlänglichen geftempelt; man hat das Japdgefeg vevivirt und den Schuß der 
Jagd vergrößert ; man hat die Anwaltskammern gänzlid von den Kronanwaltfchaften abhängig 
gemacht; man bat die Trennung ritterfäaftliher Güter von den Gemeinden erleichtert, das 
ariſtokratiſche Element in den Landgemeinden verftärkt, den Mittergutöbefigern, welche mehr 
als 50 Thlr. Steuern zahlen, daflelbe Net in ver Amtövertretung gewährt wie jever Ge: 
meinde. Zür alle größern Städte find königliche Polizeidirectionen eingefegt, die Verwaltung 
der Gemeinde= und Kirhenforften ven Gemeinden entzogen und ſolche unter königliche Korft- 
bediente gefegt. Endlich aber hat man eine große Menge Polizeivergehen ver rihterlichen Gogni: 
tion entzogen und den VBerwaltungsbehörben zum Aburtheilen übergeben. Das Gerippe der 
Stüve'ſchen Drganifationen ift geblieben, aber ven Geift hat man daraus vertrieben. Das 
Wohl des Volkes ſchien nicht mehr dad Ziel zu bilden, fondern die Bequemlichkeit einer zahl: 
reichen Dienerfhaft. Un die Stelle ver Selbftverwaltung ift überall verſtärkte Macht ver Bu: 
reaukratie getreten, welche wiederum der Regierung Macht geben ſoll. 

Man muß hiernad zugeben, daß es der hHannoverifchen Reaction in kurzer Zeit gelungen 
ift, an die Stelle des verfaſſungsmäßigen Rechts einen Zuftand zu fegen, der dem fürftlichen 
Abſolutismus und allem, was damit zufammenhängt, die beften Außsfichten bietet. Doch no 
ehe der Bau vollendet, ehe alle Gonfequenzen ded Syſtems gezogen find, das feit 1857 fold 
entſchiedene Siege gefeiert bat, treten bereitd Anzeichen und ſelbſt Thatfachen hervor, die dar— 
auf hinweiſen, daß der Sieg der Neaction auch in Hannover im Grunde nur ein Scheinfieg ge: 
wejen, und daß die Brage um Recht und Geſetz noch lange nicht abgefchloffen ift. Es liegt dies 
tief in der Natur der Dinge, die fich durd die Willkür des Einzelnen oder die Gelüfte der Partei 
nicht auf die Dauer bemeiftern läßt. Wir berühren hier noch zum Schluß jene Anzeichen und 
Borgänge, die feit Anfang 1862 den nahen Wendepunft verfünden, obfchon manches, was 
Perjonalien betrifft, nod in Dunfel gehüllt ift und fich das nächſte Ende nicht fo leicht überſehen 
läßt ald dad Ende überhaupt. 

‘ Dad Minifterium Kielmansegge-Borries war 1855 nur auf Grund einer Negative aus 
fehr verfhiedenen Elementen zufammengetreten, Man wollte durch Detroyirung das Ber: 
faffungägefeg befeitigen und ſich hierbei durch nichts beirren laffen. Als man damit und auch 
mit der zweiten Hauptſache, dem neuen Binanzfapitel und der Domanialausfheidung, zu 
Stande gefommen und nun die Hand anlegte an die Revifion der feit 1848 geichaffenen Ge- 
fege, zeigte ſich ſchon Zwiefpalt unter ven einzelnen Miniftern. Der Juftizminifter v. d. Decken 
ſchied aus; feinen Generalfecretär Danfert hatte man auf eine auffällige Weife entfernt und 
demjelben fogar ven Aufenthalt in ver Refidenz verboten. Oberappellationdrath v. Bar trat 
als Zuftizminifter ein und vertheidigte nah wenigen Tagen die Organifationdplane anderer, 
Der Bultusminifter v. Bothmer (der Eriminalift) ftarb. Seine Stelle war nicht wieder zu be= 
fegen, und Bar übernahm auch das Eultusminifterium. 

Die Nothwendigfeit und ver ftarfe Geiſt ded Minifterd Borries, der bereitd im Juni 1860 
zur Belohnung für feine Dienfte vom König in den Grafenftand (doc ohne Dotation) erhoben 
worben war, hielten das Gabinet zufanımen. Zimmermann, der Zwiejpalt hätte erregen kön— 
nen, wurde nad Hamburg ald Generalconful entfernt und nur in ſchwierigen Ragen ald Ber- 
trauendmann zugezogen. ber die Finanzkunftftücde des Grafen v. Kielmandegge und deſſen 
Eigenmacht geriethen mit dem ehrlichen Sinne ded Grafen Borried in’ manderlei Gonflicte. 
Andererfeitö ſah die reine Junkerpartei, im Minifterium und am Hofe durch Graf Blaten re= 
präfentirt, die bureaufratifche Allgewalt Borried’, die jelbft junferliche Prätenfionen zum Theil 
nicht fchonte, mit immer fchelern Augen an. E8 follen zu verfhiedenen Zeiten verſchiedene 
Goalitionen gegen Borried zu Stande gebracht worden fein, die aber fcheiterten, wenn man 
glaubte, ven Sieg in der Hand zu haben. Der König mußte, was er an Borried habe, und 
daß nur dieſer Mann die jo gefügfamen Kammern gefhaffen, minveftens die Zweite, und mit 
ftraffer Hand die Zügel halte. " 

Bon einem Befanmtminifterium, wie ed verfaffungsmäßig beftehen ſoll und mit den Stän- 
den allein verhandeln kann, war feit lange nicht mehr die Rede. Die Abneigung der Diinifter 
untereinander hatte, ald Ende Januar 1862 die Stände zufammentraten, jo ziemlich den höchſten 
Grad erreicht. Dad machte ſich vielfach bei ven Verhandlungen geltend, In der Zweiten Kam— 
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mer fuchte ſich eine Fleine Anzahl koͤniglicher Diener mit ihrem Anhange fogar von dem Drude 
der Herrſchaft des Grafen Borries in einigen Binanzfragen zu emancipiren Man mollte 
für die bevorſtehenden nächſten Wahlen den Schein der Unabhängigkeit retten. Der Finanz 
wie der Kriegsminifter erlitten entſchiedene Niederlagen. Berfönlice Wünſche des Königs (Bau 
der Deifter-Reinebahn, Bau einer Garniſonkirche) wurben ignorirt. Die Oppofition feierte 
einige Siege, zum erften mal jeit 1857. 

Diefe an Zahl geringe Oppofition verſchwieg aud nicht, daß ihr Sinn auf Rüdforberung 
der Berfaffung von 1848 ftehe. Überdies war die Lauheit im Lande verſchwunden, das Bei- 
fpiel in Preußen und der nachbarlichen muthvollen Heffen wirkte mädtig, und überall bereitete 
man fi für ven bevorftehenden Winter auf einen Wahlfampf vor und hoffte auf Sieg. Das 
fagte v. Bennigfen, der Führer ver Oppofition, dem Minifter des Innern oftmals ind Geficht, 
wenn er deffen Syſtem angriff und als unheilvoll für das Land, verhaßt und felbft von der 
Staatsdienerſchaft nur mit Widerwillen getragen harakterifirte. 

Sd mar Anfang 1862 die Situation der dem Könige, nicht dem Lande verantwortlidden 
Minifter. Die eigentliche Regierung führte im Grunde Georg V. felbft, und auf feine Entfälie- 
ßungen wirften, außer ven ihm verantwortlichen Räthen, noch viele andere unverantwortliche 
Perſonen. Man hat von freimaureriſchen Einflüffen geſprochen, aber es ift in Wahrheit feine 
Spur vorhanden, daß fich der Geift der Freimaurerei wirffam gezeigt hätte; umgefehrt war 
die Wirfung des Geiftes des königlichen Großmeiſters auf Die Maurerei nicht zu verfennen. 
Dagegen befaßen verſchiedene Geiftlihe großen Einfluß auf vie fönigliden Entſchließungen. 
Schon feit 1851 hatte unter der Geiftlichfeit des Landes jene moderne Richtung das Übergewicht 
errungen, welche, im Bemußtfein ihrer eigenen geiftigen Schwäche, ihr Heil darin ſucht, fi 
an den Formeln vergangener Jahrhunderte feftzuflammern und das firchliche Bewußtfein um 
zwei Jahrhunderte zurüdzufchrauben. Diefe Partei war durch ihre Macht am Hofe fo über: 
müthig geworben, daß fie fogar durch Dr. Petri in Hannover am 1. Sept. 1855 die theologifde 
Facultät in Göttingen in einem öffentlihen Manifeft beſchuldigte, „außer der Kirche zu ſtehen“, 
und die ftubirende Jugend zum Midtrauen gegen ihre Lehrer aufforberte. Die theologifche Fa⸗ 
cultät, ein Schattenbilv von der im Anfang des Jahrhunderts, ja noch in den dreißiger Jah: 
ren beſtehenden, proteftirte in befcheivenfter Weile. Das weiche Gemüth eines Abts Ehren- 
feuchter zeigte fich fogar zur Verföhnung und Bermittelung geneigt, als einige Zeit fpäter dieſt 
von Hannover aud angebahnt wurde. 

Die Einſchüchterungen freifinniger evangelifcher Geiſtlicher genügten indeß jener Partei alb⸗ 
bald nicht mehr; man bereitete einen großen Schlag vor. Nachdem die Lieder des ſogenannten 
Anhangs zu dem Geſangbuch ans den Kirchen in Gemäßheit von Beſchlüſſen unter den Gleich⸗ 
gefinnten verdrängt worden, nachdem man bie Gemeinden daran gewöhnt hatte, die alten foge: 
nannten Kernlieder wieber zu fingen, erfaßte man den Gedanken, ven ganzen Religionsunter: 
richt umzugeſtalten und auf einen Katechismus zurüdzuführen, den in der Zeit des Dreifigjähri: 
gen Kriegd ein Superintendent Walter zu Celle verfaßt Hatte und der eine Erklärung des Klei— 
nen Katechismus von Luther enthielt. Ein Superintendent Lührs, welder der fogenannten 
Kraftfprace jener unglüdlihften Zeit Deutihlands mächtig, erhielt den Auftrag, den Katedjis- 
mus Walter's für die jegigen Zeitbedürfniſſe zu geflalten. Seit 1857 war das Werk fertig 
und wurde gedrudt ven Häuptern der Bartei zugeſchickt, die daran herumflickten, im ganzen aber 
wenig änderten, wie auch Lührs felbft jih möglihft an Walter Hielt. Das alles geſchah mit 
Wiffen und Genehmigung, ja auf Befehl des Königs, der ſich loyale Unterthanen von folder 
Erziehung verſprach. . 

Der Walter’fche Katechismus ftand nun aber mit dem religidfen Zeitbewußtſein der Laien— 
welt in dem fhärfften Widerſpruch. Wo ver alte Katechismus Liebe und Duldung gelehrt, 
lehrte der neue Haß gegen Anderövenfende. Der confeffionelle Unterſchied zwifhen Lutheranern 
und Reformirten, infolge der milden Auffaffung des alten Katehismus in Hannover nidt 
mehr fichtbar, war wieder aufgefrifcht ; die Luther'ſchen Lehrfäge waren wieder in aller Schärfe 
gegen ben Galvinidmus vorgetragen. Daß in dem neuen Katechismus der lebendige Teufel wie: 
der erſchien, verftand fi von felbft, und auch die Erbfünde fpielte eine große Rolle. Ziel und 
Zweck des Ganzen wurden aber fofort aud ven Laien Elar, wenn man die Lehre vom Amt ber 
Schlüſſel las und der Privatbeichte. Die Geiſtlichkeit firebte durch ſolche Rückkehr zu ven alten 
Anfhauungen nad) einer Herrſchaft, wie fie kaum noch die katholiſche Kirche beſitzt. 

Diefer Katehismus, obgleich feit 1857 in den Händen vieler Geiftlicher, warb doch von dem 
Angeſichte der Brofanen jorglich ferngebalten. Man bedurfte einer Autorität für das Werk, 
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und diefe fand fi in der theologifchen Facultät zu Bdttingen, obſchon diefelbe vorher von der 
Partei fo ftark beleidigt worden war. In welder Weife es dem Generalfeeretär des Eultusmi- 
nifteriumd, Küfter, der Seele der altlutherifgen Reaction, gelungen, die Facultät zu verföh: 
nen und von ihr eine (wenn auch verclaufulirte) Approbation des Katechismus zu erlangen, ift 
noch ein Geheimniß. Man fprad von audgeübter geiftiger Gewalt, das ift aber immer die Ent: 
fuldigung der Feigen. Nachdem alles gehörig vorbereitet, publicirte eine Fönigliche Verord— 
nung vom 14. April 1862, am Gonftirmationdtage des Kronpringen, daß der König, welder 
nit nur zur weltlihen Regierung berufen fei, fondern auch dazu, bei ven evangelijchen Unter: 
thanen die rechte Erfenntnig und den wahrhaftigen Dienft Gottes befördern zu helfen, ſich durch 
zahlreiche und gewichtige Stimmen veranlaßt gefehen, von gottesfürdtigen und ſachkundigen 
Männern ein Buch, Doctor Martin Luther's Kleinen Katehidmus mit Erklärungen, entwerfen 
zu laffen, welches au von den Conſiſtorien und ver theologiſchen Facultät einſtimmig für ges 
eignet erfannt worden, an die Stelle des bisherigen Landeskatechismus gefegt zu werben. „Mit 
Danf gegen Gott, daß er dieſes Werf, welches wir von ganzem Herzen billigen, hat vollenden 
laffen” u. ſ. w., wird dann verorbnet, daß der neue Katechismus in allen Kirchen und Schulen 
von Lehrenden und Lernenden gebraucht und der Religiondunterricht danach ertheilt werde. Am 
Schluſſe Heißt ed: „So bitten Wir um fo freudiger und vertrauendvoller, daß der dreieinige 
Bott, was zu feines Namens Ehre hiermit veroronet wird, mit feinem Segen begleiten wolle.” 

Man Hat dieſe Verordnung fhon am Tage ihrer Publication für die wichtigfte und folgen- 
reichite erklärt, welche König Georg je unterfhrieben. Es war zunächft mehr als zweifelhaft, 
ob die Föniglichen Befugniffe jo weit gingen, um eine folde Verordnung zu erlaffen, indem 
die Berfaffung in $. 23 beftimmt, daß über etwaige Anderungen in der Liturgie der König 
mit einer Berfammlung geiftliher und weltlicher Perfonen, welche theild von ihm ernannt, 
theild von den Gemeinden und Predigern erwählt werden, berathen fol. Cine Synodal- und 
Preöbyterialverfaflung der Kirche war dem Lande außerdem feit 1848 verfaffungsmäßig zuge— 
fidert. Da nun ein weitläufiges Ausfhreiben des Föniglihen Confiftoriums den kirchlichen 
Gottesdienſt am Sonntag Nahmittag, die fogenannte Kinvderlehre, auf Grund des neuen Kate— 
chismus vegelte und dieſem die Bedeutung eines Gultusactd beilegte, jo Fonnte über den litur— 
giſchen Charakter ver Kinverlehre kein Zweifel fein. Auf viefe Gründe fußten auch eine größere 
Anzahl Petitionen, die im Juni und Anfang Juli 1862, als der Inhalt des Katechismus 
befannter geworden, der allgemeinen Ständeverfammlung überreicht wurden und melde die 
Bitte ausſprachen, daß Stände die beabfihtigte Einführung ded neuen Katechismus vor Beru: 
fung einer Landesſynode abzuwenden fuchen möchten. Die Petitionscommifjton Fam indeß nicht 
dazu, über diefen Gegenftand zu berichten, indem die Bertagung der Stände eintrat. Die Agi- 
tation gegen den Katechismus wuchs inzwiſchen mehr und mehr. Während bisher hauptſächlich 
die Städte ih ausgeſprochen, erfolgten jegt in den meiften proteftantifchen Landgemeinden ſehr 
energifche Petitionen over Broteftationen an das Eultusminifterium. Man drohte aus der Kir- 
chengemeinſchaͤft auszutreten, freie religlöſe Vereine zu bilden, man kritiſirte das Buch bis ind 
Einzelnfte und wurde fi in den weiteften Kreifen darüber vollfommen Elar, daß man nichtmehr 
auf dem Standpunfte ver Goncordienformel von 1580 ftehe, auf welchem ver neue Katechis— 
mus ftand. s 

Unter ven zahlreihen Previgern, welde im Herzen gegen die Aufnöthigung fol veralteter 
Lehren geftimmt waren, hattenur einer den Muth, in einer Schrift „Prüfet alles’ öffentlich gegen 
den Katechismus aufzutreten, ein Paftor Baurſchmidt in Lüchov. Das Eonitftorium zog ihn eiligſt 
zur Verantwortung, er follte perfönlih in Hannover erfheinen. Baurfhmidt erfhien denn 
auch am 7. Aug. und wurde von den Bewohnern der Reſidenz mit einer Ovation empfangen, 
die beifpiello8 war. Hannoveriſche Blätter vergleichen fie mit vem Einzuge Luther'd in Worms. 
An diefe Demonftrationen, die ſich mehrere Tage hindurch wiederholten, knüpften ſich Verfol— 
gungen und verfuhte Mishandlungen der Conſiſtorialxräthe Niemann und Uhlhorn, der In: 
quifitoren Baurſchmidt's. Abends am 8. und 9. Aug. begannen tumultuarifhe Auftritte, die 
ih von den Wohnungen der Genannten durch die ganze Stadt zogen und mit denen Straßen: 
ercejfe verbunden waren, gegen welche das Militär einfchreiten mußte. Baurfhmidt wurde 
. auch an andern Orten, wohin ihn feine Reife führte, feierlichft empfangen, und die Protefte dev 
Gemeinden gegen ven Katehismus nahmen eine immer entſchiedenere Sprache an. 

Der König befand fih Anfang Juli zum Befuhe bei dem Grafen Bremer im Bremiſchen, 
bereiſte von da die umliegenden Provinzen und wurde überall mit großem Pomp empfangen. 
Am 15. Juli feierte er in der Mitte der hannoveriſchen Bürger auf dem Schügenfefte feinen 
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fünfundzwanzigiährigen Einzug in Hannover und befugte dann die Weſermarſchen zwiſchen 
Bremen und Geeftemünde. An jenen Tagen, wo in der Reſidenz die Aufläufe flattfanden, ver: 
weilte er aber in Godlar. Hier gebrauchten die Königin und ihre Töchter fchon feit Anfang des 
Sommers eine Kräutercur bei vem ehemaligen Schufter Rampe, jegt Director genannt, und der 
König felbft fchien ſich zu einer gleihen Eur veranlaßt zu finden. Schon vor der Vertagung der 
Stände hatte ver Cultus- und Juftigminifter v. Bar, man fagte wegen eines Streitd mit Bor— 
ries über die Ginführung des Handelögefegbuhs, die jener ohne, diejer mit Abänderungen 
wollte, feine Entlaffung erbeten und unter der Bedingung erhalten, die Gefhäfte bis zur Er— 
nennung eines Nachfolgers zu verfehen. Borried mar in das Bad Soden gereift, aud) ver Mini— 
fter der auswärtigen Angelegenheiten war abwefend. Die königliche Verordnung vom 14. April 
war dem Gefammtminifterium vor ihrem Erlaß nicht vorgelegt worden, und es iſt fogar wahr: 
ſcheinlich, daß Borries dieſelbe erft durch die Gefegfammlung fernen levnte. Die Verordnung 
erfreute ſich keineswegs des Beifalld der Bureaufratie und mußte dem Grafen Borries ganz be— 
ſonders unangenehm fein, da jeder Unbefangene den Sturm voraußiehen fonnte, der eintres 
ten mußte, wenn nur der Katechismus erft näher befannt würde. Die Situation Feines Mini: 
fterd wurde durch die Katechismusfrage fo gefährdet ald die Borries', des Miniſters ded Innern, 
der doch an jener Verordnung feinen Theil hatte. Borries jollte fpäteftens im Jahre 1863 neue 
günftige Wahlen zu Stande bringen, und died nunmehr inmitten einer religiöfen Aufregung, 
die fi bis auf das Eleinfte Dorf erſtreckte. Daß ihm alfo das Vorſchreiten in ven wichtigſten 
Dingen ohne Rath des Gefammtminifteriums oder mindeftens ohne Rath des Minifters des 
Innern nicht gefiel, war mehr als erflärlih. Seit den Wahlen von 1857 hatte fi) die Lage 
der Dinge gewaltig geändert, und die Wahlen von 1863 ftellten ganz andere Refultate in Aue: 
fiht. Das Volf Hatte fi inzwischen aus feiner Schlaffheit, aus dem induftriellen und Finanz: 
ſchwindel, in ben e8 1856 hineingetrieben worden, herausgeriſſen. Vieles war durch Bücher, 
Flugſchriften, die Preſſe überhaupt geſchehen, vem Lande die großen Fehler von 1857 anſchau— 
li zu machen. Vor allem hatte die Majorität der Zweiten Kammer dazu beigetragen, dem 
Volke den Beweis zu geben, daß mit folden Ständen ein Volksrecht nad; dem andern vernichtet, 
die Finanzen gänzlich zerrüttet, die Herrfchaft jenes von Zimmermann gepriefenen Abfolutiss 
mus angebahnt werde. Dazu Famen die Gonflicte hinſichtlich des Zollvereind. So menig 
Preußen Hannover, ebenfo wenig kann Hannover Preußens entbehren. Die materiellen In— 
tereffen des Volkes collidirten mit perfönlihen Sympathien und politifden Antipathien an höd: 
fer Stelle. Manderlei Anzeichen deuteten darauf hin, daß die Oppofition bei den neuen 
Wahlen Siegerin jein würde, wenigftene lag die Möglichkeit nahe. An eine foldhe aud nur 
entfernte Möglichfeit ſchien man aber an höchfter Stelle nicht zu denfen. Die Bewillfommnun: 
gen und Feierlichkeiten in allen Theilen des Landes, die der Fuß des Königs betrat, wurden ald 
Berweife der Zufriedenheit mit dem Syſteme felbft angeſehen. 

Der König berief nach den Unruhen und bei ven täglich ſich mehrenden Petitionen, Adreffen 
und Proteflationen (darunter bie der Nefidenz mit mehr ald 3000 Unterfriften von Bürgern) 
Vertrauensmänner nad) Goslar, meiftend diejenigen Beiftlichen, Conſiſtorialräthe, Abteu. ſ. w, 
welche zu dem Katechismuswerke gerathen hatten, außerdem wenige bureaukratiſche Elemente. 
Auch der Minifter Borries wurde berufen und, da er ſich entſchuldigte, befohlen; allein er kam 
nit. Der Gedanke liegt nabe, daß er diejenigen jegt ratben und thaten laſſen wollte, welche die 
Sache eingeleitet hatten. Die Verhandlungen find bisjegt Geheimniß geblieben, aber ver 
Wind muß in diefer Verfammlung doch anders geweht haben. Ob Abt Ehrenfeuchter, ald Ver: 
tveter ber theologiſchen Barultät, da nod mit jener naiven Kindlichkeit den Katechismus als eine 
„köſtliche Gabe‘ pries, wie in dent Schreiben an Lührs geſchehen war, ald man diefen, um bie 
Freude an dem wohlgelungenen Werke zu bezeugen, zum Doctor der Theologie ernannte? Ob 
. die Mitglieder des Gonfiftoriums den Katechismus jegt nod wie in ihrem Ausſchreiben als ein 
„Gnadengeſchenk Gottes" bezeihneten? Welche Argumente wirkten auf die Berfamnilung am 
meiften, die logiſchen der Petitionen oder die Flirrenden der Fenfter? Gonfequent wäre allein 
gewefen, wenn man die ganze Bewegung gegen ven Katechismus ald Werk des Teufels ange: 
jeben hätte, dem man zur Ehre Gottes mit allen Kräften widerſtehen müfle. Eine königliche 
Verordnung, datirt Goslar den 19. Aug. und unterzeichnet von dem Kriegsminiſter, dem Finanz⸗ 
minifter und dem entlafienen Minifter v. Bar, ſprach aus, wie der König zu feinem Schmerze 
erfahren habe, dag eine große Anzahl Lutheraner die dargebotene Gabe willfommen zu heißen 
Bedenken trage, ja den evangelifchen Glauben dadurch bedroht und die Gewiſſen beängftigt ers 
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achte, Da es nun dem Könige am Herzen liege, die Gewiffen zu fhonen un» der Kirche ven Fries 
den zu erhalten, jo werde dad Gebot der allgemeinen Einführung des neuen Laudeskatechismus 
aufgehoben, und folle fein Gebrauch nur da ftattfinden, wo er mit Bereitwilligfeit aufgenom⸗ 
men werde. Gleichzeitig verfündigten bie amtlichen Nachrichten, daß der König geruhl habe, 
Se. Excellenz den Staatöminifter Grafen v. Borried des Dienftes zu entlajfen. 

Kurze Zeit darauf verließ der König Goslar, nahdem der Naturdoctor Lampe mit der vier- 
ten Klaſſe des Guelphenordens decorirt worden, und begab fih nah Osnabrüd, um dort und 
in den weltlichen Provinzen überhaupt die Huldigungen des Volkes, die ſich überall gleich blie— 
ben, entgegen zu nehmen. Die Wieverbefegung der Stellen des Minifterd des Innern, der 
Juſtiz und des Cultus ſchien feine Eile zu verlangen. 

So war die Situation Mitte September 1862. Trügt nicht alles, fo ift Hannover hiermit 
in eine neue Epoche eingetreten, die über kurz oder lang zur Herftellung des Verfaſſungsrechts 
von 1848 führen muß, mindeftend zur Herftellung einer Ständeverfanmlung nad dieſem 
Rechte, welde die Verfaflung von 1848 und 1855 einer Nevijion unterwerfen dürfte. Die 
Gründe dafür laffen fih nur andeuten, nicht zufammenbängend entwickeln. 

Zum erften mal hat der König auf den Bahnen, die er jeit 1855 eingeihlagen, einen Rück— 
ſchritt gethan, indem er eine mit großem Gepränge erlaflene Verordnung zurüdnahm. Wenn dieje 
Zurücknahme auch feine vollftändige war, wenn es auch fheint, als habe man ſich die Möglichkeit 
bewahren wollen, durch Überredung der Geiftlichen und Lehrer dem Buche ſchließlich noch Ein— 
gang zu verſchaffen, jo hat doch der biäherige Erfolg ſchon erwieſen, daß man ſich getäuſcht. Das 
energiihe Vorgehen des Magiftrats der Reſidenz und einiger anderer Städte, welche den Ge: 
braud) des neuen Katechismus in ihren Schulen verboten haben, und die Wachſamkeit des aus 
dem Schlafe gerüttelten Volkes geben zur Zeit den Dunfelmännern feine Hoffnung mehr, das 
Biel zu erreihen. Auch ift die Entiheidung darüber, wo der neue Katechismus nun eigentlich 
mit Bereitwilligfeit aufgenommen worden, ob hier dad Gemeinde: oder das allgemeine Stimm= 
recht gelte u. j. w., was mit den Gemeindeglievern werben folle, die den Katechismus nicht be: 
reitwillig annehmen wollen, ſo ſchwierig, daß man fehr bald einen Schritt weiter gehen und 
den Katechismus ganz wird zurüdziehen müjfen. Ebenſo wird das Drängen nad) Zufammen= 
berufung der verfaſſungsmäßig garantirten Synode nicht eher aufhören, als bis foldye ins Leben 
gerufen ift, und das Volk wird bei den Wahlen zu derfelben viel wachſamer jein, ald e8 1850 
oder in einer noch fpätern Zeit geweien fein würde. Die vielen Übergriffe, welche ſich die Geiſt— 
lichen in aller Stille nad) und nad) haben zu Schulden fommen laſſen, jind an das Licht gezogen, 
und man jeßt biefen Audfchreitungen feften Wiverftand entgegen und jucht den frühern Zus 
ftand wiederherzuftellen. Der Verfud der Hierarchie, zur Macht zu gelangen, ift in Hannover 
gänzlid geſcheitert. 

Ein weiteres wichtiges Moment ift die Entjegung des Grafen Borried von dem Minifter: 
poften. Der Drud, den die Hand Borried’ auf das Land ausgeübt hat, war in der That un: 
gemein. Obgleich viele der Mittel, die zu folder Wirfung beitrugen, mit Vollendung der Re— 
organifationen verfiegt waren, ftand dod der Glaube an die Macht des Minifters zu lohnen 
und zu ftrafen noch in den Beamtenflafien fe. Dieſer Drud ift vom Lande genommen, und 
fein anderer Mann wird hierin ven Grafen Borries je erfegen. Das Land athmete-bei der Ent- 
laffung des Minifterö auf, wie befreit von der Laft eines Alps, obſchon man einzelne Verdienſte 
deſſelben, feine raftlofe Arbeitöfraft, feinen fharfen Blick und feine reihen Kenntniffe auch adı= 
tete. Die Kreuzgeitungspartei in Preußen tröftet fi freilih damit, das Syſtem fei nicht ge: 
ändert, der König werde einen Mann finden, der daffelbe mit allen Vorzügen des Vorgängers, 
aber ohne deſſen Fehler durchführe. Es ift wahr, das Syſtem ift noch nicht geändert, denn 
nicht Graf Borries repräfentirte daſſelbe, er war nur die fähigfte Hanphabe des Syſtems, ohne 
welche daſſelbe niemals zur Herrſchaft gekommen wäre; aber es ift eine Nothwendigkeit, daß ih 
au das Syflem ändere. Georg V. hat in einem Zeitraum von 11 Jahren die Gapacitäten 
Hannovers ald Minifter verbraudt, und es wird unendlich ſchwer halten, einen Mann zu 
finden, der nur annähernd im Guten und Böfen das leiftet, was Borried geleiftet. Das, was 
jene als den Fehler Borries' bezeichnen, daß er nämlich den Verſuch machte, gegen dad Syſtem 
felbft zu reagiren, war vieleicht fein größter Vorzug. Liebedienerei findet ſich leicht, damit iſt 
aber fein Staat regiert, und Untüchtigkeit ſtellt ſich auf feinem Poſten fo leicht bloß als auf dem 
eined Minifters des Innern. 

Es ift ſchwer, ja beinahe unmöglich, dad noch beſtehende Minifterium zu ergänzen, noch un- 
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möglicher aber, ein Minifterium zu finden, das von ſich fagen könnte, e8 Habe die nächſten Kam— 
mermwahlen in der Hand, wenn man nicht zum Grafen Bennigjen zurüdfehren will. Die Er- 
minifter, ſelbſt ver ehrgeizigite unter ihnen, tragen Bedenken, die Stelle des Grafen Borried 
anzunehmen — die einzige Garantie für etwad Dauerndes, ein — zuſammenſte hendes 
Geſammtminiſterium, findet ſich im gegenwärtigen Augenblick nicht. Beide Kammern, mag man 
die alten Stände (was nicht wahrſcheinlich) im Herbſt 1862 noch einmal zuſammenberufen, oder 
mögen Neumahlen eintreten, werden darin einig fein, daß der neue Katechismus gänzlich befei= 
tigt werden müffe, und daß ver Ausbau der kirchlichen Berfaffung durch Synoden nicht länger zu 
verjhieben fei. In der neu erwählten Zweiten Kammer wird aber auch eine ftarfe Partei her— 
vortreten, weldhe auf eine Wiederherftellung des Rechts von 1848 dringt. Ob die Adeldfammer, 
die jich jeit ihrer Wieverherftellung jo ſchwach bewiefen hat, diefem Drange wird widerſtehen 
fönnen, wenn die Bureaufratie ihre Hand von ihr abzieht, fteht dahin. Jedenfalls wird der 
König nad ven Neuwahlen aufgeklärt werden über die wahre Stimmung des Volkes. Es if 
nad den Borgängen in ven verfhiedenen Landestheilen, welche ver König in den legten Jahren 
bejuchte, gar nicht zu verwundern, daß der ded Augenlicht8 entbehrende Fürſt ven Glauben Hegt, 
man bete ihn und fein Negiment an, und nur einige wenige Schreier und Demagogen [prägen 
noch von den Octroyirungen von 1855, hielten noch feit an vem Recht von 1848, meinten, daß 
der Bundestag feine Beihlüffe von 1855 ebenjo gut einer Revilion unterziehen könne als die 
Beſchlüſſe in ver kurheſſiſchen Sache. 

Täuſcht nicht alled, jo werden die Wahlen von 1863 das Gegentheil darthun und zeigen, 
wie die große Mehrheit des Volkes noch mit aller Liebe und Treue an dem Verfaffungdgeieg 
vom 5. Sept. 1848 hängt, wie auf die Dauer feine Ruhe und Fein Friede zu erhalten ift ohne 
MWievderherftellung viejes guten Landesrechts. Es wird fih aber die Wieverherftellung des er— 
drückten Rechts nicht jo leicht durch Decrete vollziehen laſſen, als ji die Detroyirungen vollzie— 
ben ließen, und vielleicht führt und der Ausweg zum Ziele, daß man die Paragraphen über die 
Repräjentation wiederherjtellt und mit einer nad) diefer Vertretung gewählten Ständeverfamm- 
lung die Verfaſſung revivirt. Es wird ſich hierbei freilich auch ein Weg finden lajfen, ver ge— 
rechte Anſprüche der Ritterichaften befriedigt, 3. B. der ſchon 1853 vorgeſchlagene, und Die 
Ritter dürften jchlieplich zu der Überzeugung gelangen, daß nur eine wahre Berjfühnung mit 
dem Bauernftande, wie fie Stüve jeit langer Zeit vorgefhlagen, auch ihre eigene Unabhängig= 
feit gegen das Syitem ſchützen kann. Das jind die günftigften Wendungen, melde die Dinge 
nehmen fönnen. 

Erbittert fih dagegen der Kampf um das unter jeder Bedingung aufrecht zu erhaltende Sy: 
jtem, ſieht die Zweite Kammer, d. i. dad Land, in der Adelskammer erft wieder die unverjöhn- 
lie Zeindin, mit der fie auf Tod und Leben zu kämpfen hat, d. h. muß fi das Land zum zwei— 
ten mal gegen die Adelskammer erheben, wie ed 1848 geihab, dann vermag freilih niemand 
den Lauf der Dinge abzujehen. Dann kommt vielleicht jene Cinmifhung, die man 1854 jo 
ohne Noth herbeirief, bei jonft günftiger Gelegenheit einmal von einer Seite, die man fürchtet 
und haft, und macht dem Streite und mandhem andern ein Ende. 

König Georg V. hat nicht nur den Glauben an das Königthum von Gotted Gnaden, jon- 
dern er glaubt auch, daß das angeftammte welfiſche Königthum unter der befondern Gnade Got: 
tes stehe. Ein Welfencultus wird darum in Hannover ausgebildet, der fein Vorbild in Byzanz 
ſucht. Gegen Preußen ift man auf das feindjeligfte geftimmt und möchte gern den Großſtaat 
jpielen, mindejtend ein „Mittelreich“ bilden. Dagegen hat aber au der Nationalverein in 
Hannover eine große Anzahl Anhänger, und der Führer der Oppofition in Zweiter Kammer, 
Rudolf v. Bennigfen, ift Präſident deffelben. Der Beitritt zu diefem Verein ift zwar nicht direct 
verboten, aber allen Behörden ift aufgegeben, mit Mitgliedern deſſelben feine Geſchäfte abzu— 
ſchließen u. f. w. 

Denjenigen, dem ed um weitere Deraild zu thun ift, als wir in diefer Sfizze bieten Eonn: 
ten, verweijen wir auf folgende Schriften, welde die Zeit von 1855 näher ſchildern: Prug, 
„Deutſches Mufeum‘, 1851, Nr. 17—19; Kolatſchek, „Stimmen der Zeit“, 1, 313; II, 78; 
„Zur bannoverifihen Frage.‘ Separatabdruck aus der „Wochenſchrift des Nationalvereind‘ 
(Koburg 1860); „Hannoverifhe Staatsbriefe““, I—XII (befonderer Abdruck aus der „Zeit‘’); 
Walesrode, „Demokratifche Studien”, Bd. IL; im befondern Abdruck unter dem Titel „Hie 
Welf“ (Hamburg 1861); Oppermann, „Zur Geſchichte des Königreichs Hannover”, von wel: 
em Werke der zweite Band (Reipzig 1862) die Geſchichte von 1848 —60 enthält. 
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Faſſen wir nad diefem hiſtoriſch-politiſchen Überblide.nun Land und Leute, Verwaltung 
und, foweit es nicht ſchon geſchehen, die Berfaflung Hannovers noch näher ind Auge. 

Phyſiſche Zuſtände. Hannover bildet geographiſch kein einheitliches Ganzes. Wie es als 
Staat nit welfiſch angeſtammt, jondern zu verſchiedenen Zeiten und Gelegenheiten durch Erb- 
fälle, Tauſch, Kauf, Geſchenke der europäifchen Mächte (1814) zufammengebradht und zufam= 
mengeflict ift, fo ift aud) feine äußere Geftalt eine zerriffene. Der Süden ift von dem Norden 
dur einen Strich braunfhmweigifhen Gebietd getrennt, welhen gegenwärtig bie Bahn von » 
Seejen= Kreienjen bezeichnet. Göttingen und Örubenhagen, ver Harz und die von Preußen 
ganz umſchloſſene Grafſchaft Hohnſtein umfaſſen 60Y, Quadratmeilen mit 250000 Einwoh⸗ 
nern. Däs Land iſt gebirgig und bewaldet, auf dem Harz beträgt der Waldboden faſt ſechs 
Siebentel. Einzelne Theile des Harzes, wie Bergwerke am Harz, ſtehen in Communion mit 
Braunſchweig und werden mit dieſem gemeinſchaftlich verwaltet. 

Der niederfählifche Norden umfaßt dagegen 470 Duadratmeilen mit einer Bevölferung 
von etwa 1,130000 Einwohnern, erſtreckt ih an den Gebirgäfetten, die jich vom Harz zur Wefer 
ziehen, bid an dad Meer, iſt öftlich durch dad Braunſchweigiſche, Preußiſche, 34 Meilen lang 
durch die Elbe, Mecklenburg, Holftein umfchloffen, weftlih durch die Weſer, Waldeck, Lippe, bie 
Grafſchaft Shaumburg, Bückeburg, das Preußische begrenzt und durch legtered von der dritten 
Gruppe, ver weitfälifch = oftfrieftlfhen, getrennt. Die zunächſt an ven Süden ftoßenden Theile 
diejer Hauptmaſſe jind Hügelland, an melde fi ein ſehr fruchtbarer Rand von reichlich 
20 Duadratmeilen (im Hildesheimiſchen, Kalenbergifhen) anſchließt; an diefen ſtößt das ter= 
tiäre dilupiale Gebiet. In diefem unterfcheidet man an den Flußufern und Seefüften die frucht— 
bare Marſch von dem Sandboden der Geeft und den Mooren. Leptere nehmen 370, erftere 
34 Duadratmeilen ein. ‚ 

Der weftfälifche Landſtrich, welcher ih im Süden vom Fuße ded Teutoburger Waldes nad 
ber Ebene erſtreckt, zwifchen Wefer und Ems, ift anfangs hügelig, hat einen geringen fruchtba— 
ten Rand und finft dann bald hinter Osnabrück jelbit zu einer fandigen und moorigen Ebene 
(namentlih Lingen und Beutheim) und Oftfriedland jelbft. Im legterm liegen an den Ufern 
der Ems und der Nordfee aber wiederum etwa 22 Quadratmeilen Marſchboden. Zwifchen 
diefem Theile und der Wefer liegt Oldenburg eingeflemmt. 

Größe, Belhaffenheit und Vertheilung ded Bodens. Hannover umfaßt 
698 Duadratmeilen, davon 60 Moor, 500 Heide, aber zum Theil wohl angebaut, mit 
2500 Einwohnern auf der Duadrarmeile; es entbehren daher etwa zwei Drittel des Landes als 
Moor, Heide und Gemeindeweide der Gultur. Der Wald nimmt ein Zehntel, das Aderland 
zwei Siebentel, Wiefen und Privatweiden ein Zehntel in Anfprud, in ven einzelnen Provinzen 
iſt das aber ſehr verfchieven. Angebaut find nad der Anfnahme von 1849 4,131816 Morgen 
Beld und Gärten, 2,445541 Morgen Wiefen und Weiden, 2,030379 Morgen Forſtgrund; 
feitvem Hat fih das cultivirte Land jehr vermehrt, ver Forſtgrund infolge der Ablöfung 
der Weideberechtigungen aber fehr vermindert. Über die Vertheilung des Grundbeſitzes Hat 
man nur ziemlich oberflählihe und veraltete Nachrichten aus dem Jahre 1822. Nur fo viel 
ſteht feft, daß dad Domanium mehr ald die Hälfte aller Forften und 4 Proc. des Eultur- 
Iandes, die Nittergüter 7 Proc. Forſten und 6 Proc. des Gulturlandes, Gemeinden und 
Privateigenthümer 35 Proc. Forften, 90 Proc. Gulturland, 96 Proc. Moore und Gemein: 
weiden bejigen. 2 

Zahl ver Einwohner und Bertheilung über das Land. Das Refultat der neue: 
ften Zählung vom December 1861 ift noch nicht befannt,, da die Kiften wegen Unvollſtändigkeit 
an die Landdroſteien zurückgeſchickt ſind. Wir legen daher bei den folgenden Mittheilungen 
die Zählung von 1858 zu Grunde, weil darüber allein zuverläffige und detaillirte Nachrichten 
vorliegen.!P) 

Hiernad zählte man vamald 1,843976 Einwohner und 270319 Wohngebäude, durd- 
ſchnittlich alfo 2639 auf der Quadratmeile, jedoch in dev That alfo vertheilt, daß in der Land⸗ 
droftei Hildesheim (mit Göttingen und Grubenhagen) 4432 Einwohner, in Oftfriedland 3471, 
in der Landdroſtei Hannover (mit Hoya und Diepholz) 3299, in der Berghauptmannſchaft Klaus- 
‚tal 2852, in ver Landdroſtei Stade 2360, in der Landdroſtei Osnabrück 2276 und im Lüne: 
burgifhen 1711 Einwohner auf die Quadratmeile famen. 


10) Zur Statiftif des Königreichs Hannover (Hannover 1860), Heft 7, S. 19. 
Staats:Rerifon. VI. 
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In den einzelnen Provinzen ift dieſe Durchſchnittszahl aber wieder ſehr verjchieden. Im Lüne- 
burgifhen gibt e8 nahe an 100 Duadratmeilen auf der Heivehöhe, welche ſich von Eelle aus 
über Soltau in das bremifche Amt Zewen erftredt, wo faum 1000 Einwohner auf die Qua— 
dratmeile fommen; ebenſo gibt ed in ver Landdroſtei Hannover, namentlih in der Grafſchaft 
Hoya und Diepholz, ſehr ſchwach bevölkerte Ämter, in denen nur 1100 Einwohner auf bie 
Duadratmeile entfallen, 3.8. im Amte Sulingen, Freudenberg. 

Bon diejer Einwohnerzahl gehören 49,92 Proc. dem männlichen, 50,08 Proc. dem weib- 
lihen Geihlehte an; 82,52 Proc. jind Lutheraner, 5,16 Reformirte, 11,59 Katholifen, O,09 
gehören fonftigen Sekten an, O,c4 Proc. find Juden. Die Bevölkerung ift überwiegend eine 
landlide, denn auf die 44 jelbftändigen Städte fommen 13,98 Proc., auf die amtöfäjjigen 
Städte und Fleden 12,8, auf das Land aber 73,54 Proc. Es wurden 385163 Familien 
oder Haushaltungen gezählt, die fih ungefähr wie die Ginwohner felbft auf Stadt und Land 
vertheilen. 

Berhältnig ver Städte zum platten Lande. Städte und Flecken gibt es 187, von 
denen 44 felbftändige Verwaltung haben. Liber 10000 Einwohder haben nur acht Städte, 
nämlich Sannover mit den Vorftädten im Jahre 1861 61852 Einwohner, 4328 Wohn: 
gebäude und 12863 Familien; Hildesheim 16281 Einwohner, Osnabrück 15418, Lüne— 
burg 13918, Celle 13379, Emden 12398, Göttingen 12012, Harburg 11029 Einwoh— 
ner... Unehelihe Geburten fallen 28 auf 10000 Einwohner; in den Provinzen ift Died aber 
jo verichieden, daß 3. B. 42 auf das Hilvesheimifhe und den Harz fallen und nur 12 auf 
DOftfriesland. Ä 

Abftammung. Die Volkselemente jind auf dem Harz fränfifcher Abfunft, an den Mee— 
resfüften Briefen, im Bremifchen Friefen jehr mit Sachſen gemifcht, dem Hauptflamme nad 
Sachſen, in dem öftlihen Theile des Lüneburgiihen Wenden. x 

Viehbeſtand. Man zählte im December 1857 im Königreih 209853 Pferde, darunter 
in den füniglihen Marftall 371, Beſchäler des Landesgeſtüts 220, Militärpferde 3430, ſodaß in 
den Landdroſteien Stade und Aurich auf 6 Einwohner 1 Pferd, in Lüneburg auf 8, in den Land: 
drofteien Hannover und Osnabrück auf 10, in Hildesheim auf 11, im Harz auf 43 Einwohner 
1 Pferd kommt. Man zählte 889333 Stück Rindvieh, ſodaß im Durchſchnitt auf 2,8 Ein= 
mwohner 1 Stüd fomnıt; in den Landdroſteien Aurih, Stade, Osnabrück, Lüneburg etwa nur 
auf 1 Stüd Rindvieh 1"/, Einwohner. Schafe gab ed 1,840774 Stüd, davon 40,88 Pror. 
Schnucken, 43,32 rheiniſche, 15,70 verevelte Schafe, im Lüneburgifchen und Hildesheimiſchen 
am meiften, 30, reſp. 22 Proc., in Oftfriesland nur 3, auf dem Harz 0,09 Proc. Schmeine 
zählte man 102057 Stüd (69,19 Proc. Säue, 3,81 Eher), Ziegen 122712 Stüd, hauptfädlid 
in Oötfingen, Grubenhagen, Hilveshelm , Kalenberg und Lüneburg, in den übrigen Provinzen 
wenig. Gjel und Maulthiere gab ed nur 848 Stück. Bienenftöde zählte man 200657, davon 
32 Proc. im Lüneburgifchen, 25 im Bremiihen, 17 in Osnabrück. Es beftanden 1859 
740 Privatvereine für VBiehverfiherung, bei denen jevod nur 1436 Pferde, 70517 Stud Rind— 
vieh, 4169 Schweine und 1346 Schafe verfihert waren. 

Aderbau und Viehzucht. Man fieht aus dieſen Zahlen ſchon, daß die Haupterwerbs— 
quelle des Landes Aderbau mit Viehzucht ift, welche durch eine im ganzen günftige Vertheilung 
des Bodens und nicht zu Dichte Bevölferung, durch die jeit Ende des vorigen Jahrhunderts ge— 
jeglih eingeführten Iheilungen und Qerfoppelungen und vie feit 1831 gefeglic eingeführte 
Ablöfung gutsherrlicher Gefälle, Dienfte, Zehnten, ſowie durch die feit 1836 und 1848 ermög— 
lichte Alodification auch der größten Lehen, durch das Geſetz über Ent: und Bewäſſerung und 
eine größere Anzahl ökonomiſcher Gefege ſeit 1848 befördert wird. Dagegen wirkten in ein= 
zelnen Provinzen aus der Zeit des Dreifigiährigen Krieges ſtammende Verbote der freien 
Veräußerung von Bauerhöfen und deren Barcellen, nanıentlid im Kalenbergiſchen, Lüneburgi— 
hen, Hoyaiſchen, Osnabrüdifhen, beihränfend und hemmend, obwol eine große Anzahl 
Bauern ſelbſt, namentlich aber die Dienerichaft, noch immer nad einer veralteten Theorie dieſe 
Gebundenheit für einen Segen anſieht. Zwei Drittel der 385163 Familien leben von Acker— 
bau und Viehzucht. | 

Uber die Bertheilung ded Grundbeſitzes liegen ganz genaue Zahlen nicht vor; Diejenigen, 
‚wonad man 1848 bei Gonftruction der Erften Kammer und bei Chaffung des Geſetzes vom 
1, Aug. rechnete, find folgende: 
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bände, Zehnten, Dienfte, Weideberechtigungen zu leiftende Kapital berechnet Stüve auf 70 Mill. 
Thlr. Es fleht daſſelbe etwa zur Hälfte dem Domanium, zur Hälfte Privaten zu. Bis zum 
Jahre 1853 waren davon 42 Proc. abgelöft. Es find ferner abgelöft: 1854 für 1,673177 Thlr., 
1855 für 1,220021, 1856 für 1,546152, 1857 für 909407, 1858 für 710966, 1859 für 


516032 Thlr. 
. Durdiänittspreife. 


Der Nachlaß in den legten Jahren erklärt ſich mol aus der fteigenden Höhe ver 
Die Ablöfungen find ungemein beförbert durch das Inftitut der allgemei- 


nen Landescreditanſtalt, welches 9 Mill. Thlr. Darlehne behufs Ablöfungen und 22/, Millionen 
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melde viel zur Erhaltung des Rittergutsbeſitzes beigetragen, haben etwa für 4 Mill. Thlr. Dar- 


lehne gegeben, 


Vieh zucht. In Beziehung auf Viehzucht find ed natürlich die gräferreichen Provinzen, 
bie Hier überwiegen, Oftfriedland, Bremen, Hoya und bie lüneburgifchen Elbmarſchen. Die 
bannoverifche Pferdezucht ift berühmt; es werden jähtlih etwa 20000 Füllen probueirt und 
eriftirten 1860 492 Stück gefürte Beſchäler, von denen 219 den Landesgeftüten, 273 Privat: 
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perfonen angehörten, 21 mehr als im Vorjahre. Es werden jährlich etwa 12000 Stud Pferde 
ausgeführt. Dftfriesland bringt jährlih 2000 fette Kühe und Ochſen, 2500 Stück mageres 
Rindvieh in den Handel, producirt über 5Y, Mill. Pro. Butter und 8 Mill. Pfo. Käfe. 

Schafzucht wird hauptfählih in den Landdroſteien Lüneburg, Hildesheim, Hannover be- 
. trieben; die Wollproduction beträgt 45— 50000 Etr. Den Ertrag von der Bienenzudt ſchlägt 
man auf 1,800000 bis 2 Mill. Thlr. jährlich an. Fiſcherei ift nur in den Küftengegenven von 
Bedeutung, künftliche Fiſchzucht leider nad Furzen Verfuchen (in Hameln) wieder aufgegeben, 
obwol namentlich die Wefer durch die Dampfſchiffahrt jehr fiiharm geworden. . 

Forſtwirthſchaft. Die Forſtwirthſchaft liegt hauptfählih in den Händen des Stanıes, 
der auch den größten Theil der Gemeindeforften überwacht. Sie wird feit etwa 15 Jahren ratio: 
nell betrieben und verfpricht, nachdem die mannichfachen Belaftungen, die auf dem Walde ruhten, 
entfernt, die fogenannten Intereffenten = von den Domanialforften geſchieden find, einen nad: 
haltigen Ertrag. Vor der Domarialausfgeidung belief fih die Bruttoeinnahme der Forſten, 
außer ven Harzforften, nad Lehzen auf 595000 Thlr. jährlih. Davon gingen an Remiſſionen 
ab 35000, an budgetmäßigen Forftausgaben 346000, an Eulturfoften 35000 Thlr., von 
denen jedodh wieder 11200 für Dienftwohnungen und 9800 Thlr. Beiträge der Klofterfaffe 
für die Mitverwaltung ihrer Forſten abzufegen waren, alfo im ganzen 360000, ſodaß eine 
Nettoeinnahme von 200000 Thlrn. blieb. Im Budget fir 1861 — 62 jind die Forſteinnah⸗ 
men zu 817000: Thlın, veranfhlagtemd bewilligt, für 1862 —63 zu 841130, für 1863 —64 
zu 828600 Thlen. ; die Borftausgaben find auf 504024 Thlr. feftgeftellt, ſodaß ein Reinertrag 
von 388376 und gegen die Borjahre ein Mehr von 75400 Thlrn. ſich ergibt. Diefer jo unge: 
mein geftiegene Ertrag beweift denn auch am beften, daß die Forften im großen und ganzen 
ein Gegenftand der Krondotationsausſcheidung nicht fein Fonnten. 

Daneben läuft num aber noch die KHarzforftverwaltung mit einer Bruttoeinnahme von 
302200 Thlen. für 1861—62, für die nächſten Rehnungsjahre um 44100 Thlr. und 40600 
Thlr. vermehrt. Die Ausgaben belaufen ih für 1862 —63 auf 271300 Thlr., für 1863 —64 
“ auf 267800, ſodaß ein Überfhuß von 75000 Thlr. veranſchlagt ift. Die Einnahme von den 
Harzforften würde eine viel höhere fein, wenn dieſe nicht fo bedeutende Kohlenholzabgaben an 
den Bergmwerföbetrieb und an die Harzbewohner hätten. 

Diefelben haben nad einem fünfjährigen Durdiänitt von 1853/54 — 57/58 abgegeben: 
1) an den oberharzer Bergiverfshaushalt wie an den Gummunion = Bergbau im Unterharz 
148531 Malter (a 71/, Kubtffuß) Holz zu dem Werthe von 346320 Thlrn. gegen eine Zah— 
lung von nur 143994 Thlm., alfo 202326 Thlr. unter dem Werthe ; 2) an bie Harz: 
bewohner an Nutz- und Brennholz 99286 Malter zu dem Gelbwerthe von 291475 Ihlm. 
gegen Zahlung von 45324 Thlen., alfo mit einem Verlufte von 246150 Thlen. An den Berg: 
werkshaushalt des Oberharzes wurden ferner abgegeben an Bau: und Nugholz fowie an Brenn: 
und Kohlenholz 148531 Malter zu dem Werthe von 346220 Thlen. gegen Zahlung von 
143994 Thlen., alio mit einem Verluſte von 202325 Thlrn. 

Bergbau und Salinen. Wenden wir und zu dem Bergbau, jo finden fi hier die 
Bruttozahlen leicht, die Nettozahlen aber um fo ſchwerer. Das Statiftiihe Bureau hat („Neue 
Hannoverifche Zeitung“, 1861, Nr. 504) eine Überficht geliefert, dad Jahr 1860 betvefiend, wo⸗ 
nad die Gefammttproduction der Gruben, Hütten, Salinen jih auf 11,205087 Etr. zu dem Er— 
tragswerthe von 4,797745 Ihlen. belief. Wirheben einige Ginzelßeiten bervor. Eijenerze wur: 
den 1,189259 Etr. zum Werthe von 70000 Thlen. producirt; Gold, Silber, Blei, Kupfer, 
Mengerze u. |. w. 9,762038 Etr. zum Werthe von 1,694367 Thlrn., darunter 8 Pfr. 
Gold; vom Oberhatze 22035 Pfd., vom Gommtunionharze 1815 Pfd. Silber. Die Sali- 
nen jhafften 722741 Etr. Salz zum Werthe von 339556 Thlrn. Steinfohlen wurden 
6,433418 Etr. zum Werthe von 339556 Thlen. producirt. (Die beften Aufichlüffe gibt 
noch immer Lehzen, „Hannovers Staatdhaushalt”, I, 97—208.) Nach einer im Interefle des 
Oberharzes geſchriebenen Brofhüre 12) Hatte der Bergbau des klausthaler, zellenfelder und 
andrensberger Bezirks Überfhuß geliefert in der Zeit von 1650-99: 2,929884 Thlr., 
von 1700—49: 6,345448 Thlr., 1750 —99: 3,352658 Thlr., 1800—49: 2,434131 Tblr., 
in Summa 15,062121 Thlr. alſo durhfchnittlih jährlih 75311 Thlr. Ferner wird der Ge: 
winn vor der Berghandlung feit 1715 auf jährlich 53600 Thlr. veranſchlagt, ſodaß der Netto: 


“ a die gegenwärtige Rage und Ausficht des oberharziichen BergwerfssHüttenhaushalts (laus- 
a ’ . 


’ Hannover 469 
gewinn der Bergwerfe des Oberharzes jährlih 129000 Thlr. beträgt. Es möchten dieje Zahlen 
jedoch mit Vorſicht aufzunehmen fein. Der Silberbergwerköbetrieb in Andreasberg Hat feit 
einigen Jahren gänzlich aufhören müffen, weil die Gänge erfchöpft waren, namentlich die Erz— 
führung nad der Tiefe zu ſich gänzlich verlor. Um den Silberhüttenbetrieb im Gange zu er= 
halten, werden ausländische Silbererze verhüttet. Auch die klausthaler Gruben leiden zum Theil 
unter den Grundwaflern, da der unterhalb der Bergftadt Orund zu Tage fommende 2,44 Mei- 
len lange Georgöftollen dieje Gruben nur in einer Ziefe von 920 Fuß vom Wafler befreit. 
Unter dem Georgäftollen liegt, 60 Lachter tiefer, die fogemannte tiefe Waflerftrede, ein Kanal 
durch die zellerfeld;- Elausthaler Gruben, der die Grundmwafler mit Hülfe Fräftig wirken— 
der Waflerfäulenmafchinen abhebt. Seit 1851 hat man indeß, da dies Mittel unzureichend 
war, in einer Tiefe von 1314 Fuß unter den klausthaler Gruben von der Carolina an 
den Ernfl-Auguft:Stollen zu treiben begonnen, der, 2,8 Meilen lang, bei @ittelve zu Tage kom⸗ 
men wird. Es ift der tiefite Stollen, der überhaupt zu Tage kommen kann; die Koften find auf 
500000 Thlr. veranfhlagt, werden aber wol mehr betragen, bejonderd nachdem man bie 
Arbeitszeit von 22 Jahren auf 14 Jahre redueirt hat. 120 Lachter unter dem Ernft-Auguft- 
Stollen, aljo in einer Tiefe von 2100 Fuß, legt man dann abermals einen Kanal zum Anfam: 
meln des Waflerd an (Königin-Marien-Schacht), aus welchem man die Waſſer buch Walfer: 
fäulen emporheben wird. Bon diefem Stollenbau hofft man eine neue Blüte des harzer 
Bergbaus! 

Hannover probueirt weit mehr Salz, als ed verwerthen kann; das ganze niederſächſiſche und 
weitfäliiche Hügelland enthält eine große Menge von Salzquellen. Viele Salzwerke haben ſchon 
gänzlich niedergelegt werden müflen. Der ‘Preis des Salzes ftellt ih im Hannoveriſchen etwa zu 
1 Thlr. 5 Ngr., in der Stadt Hannover felbft ohne Steuer auf 10 Ngr., mit diefer auf 20 Ngr. 
Bon Privarfalinen ift die Georg Eggeſtorf's zu Linden, welde jährlih 300000 Etr. Sal; 
probueirt, die größte. Die Saline zu Lüneburg ift eine gewerkſchaftliche, an der aber das 
Land jtarf betheiligt ift; fie produeirt auf 21 Pfannen etwa 5650 Laft (1 Laſt = 80 Himten 
a 1%, Kubikfuß) Salz, wovon 3746 ind Ausland gehen. 

Der Torf auf 60 Duadratmeilen findet nur zum Landesgebrauch und zum Beuerunge- 
bedarf von Bremen und Hamburg Verwendung. 

Die Bruttoeinnahmen vom Kalkberge zu Lüneburg fungiren im Budget von 1862—64 mit 
51388 Thlın. jährlih. Der Betrieb gefchieht durch Kettenfträflinge; der Überſchuß ſchwankt 
zwischen 14— 18000 Thlrn. 

Gewerbe und Induftrie. Hannover galt bis vor nicht langer Zeit nad) der Theorie 
des regierenden Adels für einen rein aderbautreibenden Staat, von dem man Gewerbe, Indus 
firie und Handel möglichft abhalten müſſe. Das hat ſich freilich geändert ; inzwiſchen hat ſich die 
Gewerbthätigfeit, die in einem großen Theile des Landes noch dur Zünfte eingepfercht ift, nicht 
in gleicher Weiſe wie in ven Nachbarländern gehoben. 

Die früher erheblihe Wollmanufactur der Städte ift verfommen. Nur noch Reſte davon find 
in Göttingen, Ofterove, Osnabrüd, Diepholz, auf dem Eichsfelde, in Scharmbed, Celle, Hameln, 
Bramſche vorhanden, die dur den Anſchluß an den Zollverein zu energiicher Thätigkeit anges 
fpannt wurden und ſich den erweiterten Markt zu Nuge gemacht haben. Die Zahl der Baum- 
wollwebereien hat fi in allen Landestheilen vermehrt. Eind von den wenigen mit gutem Erfolg 
betriebenen Actienunternehmungen ift die Baummwollen- Spinnerei und Weberei in Linden mit 
52000 Spindeln und 413 Webftühlen. Zu giner Verbreitung der Seidenbauzucht über das 
Land find in Nienburg die tüchtigften Grundlagen gelegt. 

Die alte Leinwandinduftrie leidet trog der Staatsbeihülfe durch Leinenleggen durch Die 
Maichinenfpinnerei und ift jeit 1825 in fortwährendem Abnehmen. Während 1853 17,935673 
Ellen Leinwand zur Schau auf die Leggen famen im Werthe von 1,536480 Thlrn. und an 
Geweben, Garn, Flachs, Heede für 2,267567 Thlr. ausgeführt warb, wurden 1860 nur 
13,797457 Ellen im Werthe von 1,321153 Ihlen. auf den Leggen zur Schau gebradt. 
Bedeutend ift die Fabrikation von Tabaden und Gigarren (namentlich Andree in Osnabrüf), . 
In dem an der bremer Grenze liegenden Dorfe Hemelingen find feit 1853 allein 35 Gigarren- 
fabrifen entflanden , meiftend von bremer Kabrifanten gegründet, ebenfo in Achim, Verden, 
Hoya und Diepholz. Die Mafhinenfabrif von Georg Eggeftorf in Linden, welche etwa 450 
Arbeiter befchäftigt, erfreut ji eines wohlverbienten Rufs und hat für Die hannoveriſchen Bah⸗ 
nen über zwei Drittel aller Rocomotiven geliefert. 

Nach einer Zählung von 1854 gab ed damals im Lande 236 Dampimalchinen mit 2612 
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Pferdekräften, 210 Dampfkeſſel ohne Maſchinen, 137 Locomotiven mit 12350 Pferdekräften. Es 
iſt ſeitdem eine große Vermehrung eingetreten; die Zahl der Locomotiven hatte ſich bis Juli 
1860 auf 202 vermehrt. 

Einer der bedeutendſten Gewerbszweige iſt Schiffsbau, der wiederum vorzugsweiſe an 
der Ems, hauptſächlich in Papenburg und Leer betrieben wird. Erſteres, vor 200 Jahren als 
arme Moorcolonie gegründet, hat jetzt 6700 Einwohner, befigt 17 Schiffswerften, auf denen 
jährlich etwa 30 Seefchiffe gebaut werden, und hat felbft eine Flotte von 174 Seefhiffen, mit 
denen ed Rhederei treibt. Außerdem find an der Wefer, der Geefte, der Elbe Schiffäwerften in 
Thätigkeit. 

Unter den Städten, deren Gewerbthätigkeit fi namentlih durch den Zollanihluß und — 
günſtigte Lage gehoben hat, ſteht Harburg obenan, das innerhalb 10 Jahren ſeine Bevölkerung 
verdoppelte. Es ſind dort großartige Fabriken entſtanden, z. B. die Gummifabrik von A. Cohen 
mit zwei Dampfmaſchinen von 120 Pferdekraft und 595 Arbeitern, die Stock- und Gummi— 
fabrif von Meyer mit 260 Arbeitern, die Solarölfabrif von Nobler mit 158 Arbeitern, außer: 
dem Fabriken in Zuder, Leder, Golbleiften, eine Korkſchneidefabrik, Mafhinenfabrif ind Eifen- 
gießerei u. f. w. In Harburg find 27 Dampfmaſchinen mit 450 Bferbefräften thätig. 

Handel. Noch mehr ald dem gewerblichen und induftriellen Aufſchwunge hat dem Handel 
die in feudalen Köpfen ſpukende Idee, Hannover fei nur ein aderbautreibender Staat, geſchadet, 
denn die Folge davon war, daß man die alten Handelsſtädte an Hannovers Grenzen, Hamburg, 
Bremen, Braunſchweig, zum eigentlichen Handel berufen glaubte und dem Lande felbft nur die 
Rolle eines Spediteurd und Zwifchenhändlers zuertheilte, daß man Emden und Leer vernach— 
läfjigte, überall vie fo Außerft günftige Lage Hannovers an den Mündungen dreier großer 
Ströme in die Nordſee, Ems, Wefer, Elbe, mit 11 ſchiffbaren Nebenflüffen, nicht ausbeutete. 
Die Anlage von Chauffeen wie die erften Anlagen von Eifenbahnen waren ſämmtlich nur 
darauf berechnet, den Tranfit zu erhalten; mit, Vernachläſſigung ded Verkehrs in Innern hatte 
man bauptfählih von Norden nad) Süden gebaut. Wie man im vorigen Jahrhundert Vegeſack 
an Bremen verfaufte, jo verfaufte man 1828 das Territorium von Bremerhaven an Brenten, 
und ed that ih Graf Münfter darauf nicht wenig zugute. (Vgl. Hormayr, „Lebensbilder aus 
dem Befreiungskriege“.) Zu fpät hat man in der Emd ein Fahrwaſſer geſchaffen, Emden bei 
dem Schleuſenbau unterftügt, in Brunshaufen einen Xiegeplag geihaffen, große Summen auf 
den harburger Hafen verwendet. Seit drei Jahren baut man mit einem Koftenaufwande von 
3 Mill. ven Hafen zu Geeſtemünde, der von Bremen, das feine Hafenanlagen eben beveutend 
erweitert hat, nur ald Hülfshafen gebraucht werden wird. Die hannoveriſche Weferflotte muß 
erft heranwachſen. Oldenburg hat Brake. Hannovers Schiffahrt hat feit höchſftens 10 Jahren 
erft angefangen, aus einer Küſten- und Frachtſchiffahrt ſich zur Seejhiffahrt emporzuheben, 
feitdem aber mächtige Fortſchritte gemacht. Hannover zählte nah dem hannoveriſchen Schiffs— 
repertorium vom 1. Det. 1861 840 Seeſchiffe nıit 50068 Schiffälaft; davon betrug die Elb— 
flotte 156 Schiffe mit 10927 Laft, die Weferflotte 36 Schiffe mit 4536 Laſt, die Emsflotte 
530 Schiffe mit 30308 Laft, die Nordſeeflotte des Landdroſteibezirks Aurih 118 Schiffe mit 
4296 Laſt. Fluß- und Wattſchiffe beſaß daſſelbe etwa 2000 mit 19000 Schiffslaſt. 

Geldverhältniſſe und Volksvermögen. Es herrſcht im Lande Hannover, nament: 
li auf dem platten Lande und unter dem Bauernftande, große Wohlhabenheit. Diefe begün— 
fligte jene jhmwindelhaften Actienunternehmungen von 1856, wie das peiner Hüttenproject, 
die neuftädter Hütten= und Walzwerke, die Georg: Marienhütte in Beckerode u. f. mw. Bon Staats: 
papiergeld bat jih Hannover frei gehalten ; die Stadt Hannover hat 1848 die Erlaubniß zu 
einer Emiffion von 200000 Thlrn. für eigene Rechnung befommen. Auch die hannoveriſche Bank 
hat die Erlaubniß zur Emiſſion von Banknoten erhalten und etwa eine Million in Curs geſetzt, 
die aber ſchnell zurücklaufen. 

Es gab im Jahre 1860 außer den nach den Principien Schulze's Delitzſch) eingerichteten Bor: 
ſchußkaſſen 117 Sparkaffen, in welhen 89736 Ginleger 7,468191 Thlr. belegt hatten. — In 
inländiſchen öffentlihen Anftalten waren 1860 an Immobilien verfichert für 174,252520 Thlr., 
bei Privatanftalten für 279,729228 Thlr. An Mobilien waren bei einheimifchen Anftalten 
19,012798 Thlr., bei auswärtigen aber 164,998518 Thlr. verfihert. Die Summe aller Ber: 
fiherungen betrug 444,777746 Thlr. — Die hannoverifche Bank ift 1856 gegründet mit großen 
Gewinnen für die erften Unternehmer, aber mit einer durch Statuten und Vorſicht fehr be: 
ſchränkten Geſchäftsthätigkeit. 

Volksbildung. Für Volksbildung muß noch vieles geſchehen. Die Stände haben ſich 
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- feit einer Reihe von Jahren der Hebung ded Volfsfhulmefend angenommen, ohne von dem 
Principe abzugeben, daß zunächſt die Gemeinden, verpflichtet ſeien. Bei diefen herrſcht aber 
noch; der Unverftand vor, und über 1300 Volksſchullehrer haben nur die geſetzlich feſtgeſetzte 
Mindeſteinnahme von 80 Thlın. Die gelehrten Schulen werden zum Theil aus eigenem Ver— 
mögen (Ilfelv), zum Theil aus dem Bermögen der Klofterfamnter, des Staates und der Städte 
erhalten. Es eriftiven 16 Gymnaſien, 13 Progymnafien, eine zahlreih von Ausländern be: 
fuchte, gut renommirte polytechniſche Schule in Hannover, eine Baugewerkenſchule in Nienburg, 
eine ſolche auf ſtädtiſche Koflen in Hildeöheim, etwa 32 Real: und Gewerbefchulen in verfchienenen 
Städten, fünf Schullehrerfeminare, darunter ein jübifches, zmei Predigerfeminare, eine Berg- 
und Forftfchule, vier Navigationsfhulen, zwei Thierarzneiſchulen, eine Militärakademie, zwei 
Taubſtummen- und zwei Blindenanftalten. Außerdem wurden in nenerer Zeit hier und da Ader- 
bauſchulen errichtet und in Ebſtorf und Göttingen Aderbauafademien, Die Univerfität i in Göt⸗ 
tingen ift befannt. 

Die hannoveriſche Preife hat die Kinderjahre noch nicht überfhritten, venn fie exiftirt eigent- 
lich erjtjeit 1848. Es beſtehen 42 politifche Zeitungen, von denen 9 ſechsmal und öfter wöchentlich 
erfcheinen, die übrigen zwei= bis dreimal, außerdem an nicht politifchen Zeitungen und Blättern48. 
Das officiöfe Organ, „Neue Hannoverifche Zeitung‘, hat, obgleich fie ihre Nedaction feit 1848 
mehrfach gewechſelt, nie Glück mitdiefer gehabt. Die Regierung hat immer Lohnſchriftſteller aus 
dem Auslande beziehen müflen. Ein Prefbureau verforgt die gegenwärtig ſämmtlich von der 
Negierung abhängigen Provinzial- und Lofalblätter mit Artikeln, Unabhängig ſtehen da: in 
Hannover jelbft die „Zeitung für Norddeutſchland“, dad größte Organ der liberalen und natio= 
nalen Partei; fodann der „Kurier“, welcher mit vem liberalen Spießbürgerthum liebäugelt; die 
„Hildesheimiſche allgemeine Zeitung‘ undder dortige. „Neue Kurier‘, die ,„Oftfriefiiche Zeitung‘ 
und von Rofalblättern beinahe allein vie „Lüneburger Zeitung” und die „Ieegel: Zeitung”. 

Mie die Einheit dem Lande Hannover in geographiſcher und phyſiſcher Hinſicht fehlt, ſo 
fehlt ſie noch mehr auf dem rechtlichen Gebiet. Die mit Mühe 1814 durch eine allgemeine 
Ständeverſammlung und ein Finanzſyſtem vollzogene Centraliſation drängt mehr nach Tren— 
nung und Sonderung in Provinzen als nach Einheit. Der Beſtand der Provinziallandſchaften, 
ſo gering auch der Kreis ihrer Wirkſamkeit ſein mag, befördert dieſes Drängen nach möglichſt 
kleinſter Sonderung. 

Die gegenwärtig beſtehende Verfaſſung iſt die vom 1. Aug. 1840, modificirt durch das 
Geſetz vom 5. Sept. 1848, welches wieder zum Theil aufgehoben, zum Theil modifieirt iſt: 
1) durch die Octroyirungen vom 1. Aug. 1855, 2) durch das Finanzkapitel vom 24. März 
1857, 3) durch dad Gefeg vom 24. April 1859, betreffend Abänderung des $. 12 des Geſetzes 
von 5. Sept. 1848. 

Es ift dies eine Verfaſſung, welde die einen conftitutionell, die andern — namentlich 
König und Ritter — altftändifch nennen, Tegteres vielleicht, weil der Stand der Ritter, wel— 
der 6 Proc. des Eulturlandes und 7 Proc. ver Forſten des Landes bejigt, die erfte Kanmer 
bildet und aljo jo viel Recht Hat als die gefammte übrige Bevölkerung, welche 90 Proc. des 
Gulturlanded, 96 Proc. der Moore und Gemeinveweiden, 35 Proc. der Forften, dane— 
ben die Städte, die induftriellen Unternehmungen und Babrifen bejigt, den ganzen Handels: . 
und Handwerferftand umſchließt. 

Die daneben noch beſtehenden Provinziallandſchaften, die kalenberg-grubenhagen⸗ goͤttingiſche, 
die hoyaſche, die bremen-verdenſche, hadelnſche, die lüneburgiſche, die hildesheimiſche, die osna— 
brückiſche und oſtfrieſiſche, haben, mit Ausnahme der letztern, nur das Brandkaſſenweſen unter 
ſich und präſentiren zum Oberappellationsgericht einige Räthe. Man macht in dieſem Augen 
blick den ſechſten oder ſiebenten Verſuch, fie zu einigermaßen zeitgemäßen Reformen zu bewegen, 
der indeß, wie alle frühern Verſuche, ſchwerlich zum Ziele führen wird, wegen ver Halsjtarrig- 
keit der Fleinen armen Ritter, welde dann wegen Mangels an Grundbejig aus der Landſchaft 
ausjcheiden müßten und ihr perſönliches Stimmrecht nicht verlieren wollen, das gegenwärtig 
wenigftend noch helfen fann, einem Vetter eine Oberappellationsgerichtsraths- oder eine Land— 
rathsſtelle zu verſchaffen. 

Das Rechtsſyſtem beruht mit Ausnahme von Oſtfriesland, Lingen und dem Eichsfelde, wo 
preußiſches Landrecht gilt, auf dem gemeinen Recht. Allein dieſes gemeine Recht wird durch— 
brochen durch eine große Anzahl particularrechtlicher alter Verordnungen, meiftend aus der Zeit 
des 17. und 18. Jahrhunderts, die jich nach dem wechſelnden Beſitz der Fürſtenthümer, Graf: 
{haften und Territorien auf das eigenthümlichfte combiniren. Man kann ohne Übertreibung 
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ſagen, daß im Lande Hannover zwanzigerlei Recht gilt, wie bremiſche, verdenſche, ſchwediſche, 
hadelnſche, osnabrückiſche, kurmainziſche, heſſiſche, münſteriſche, lauenburgiſche, lüneburgiſche, 
kalenbergiſche, göttingiſche, teckenburgiſche, ſchauenburgiſche, bentheimiſche u. ſ. w. Verord⸗ 
nungen, ein Wuſt, durch den ſich nur wenige Juriſten hindurchzuarbeiten wiſſen, zumal 
zu einer ſyſtematiſchen Bearbeitung dieſes Privatrechts nur gute Anfänge gemacht ſind von Dr. 
Gräfe in Göttingen. | 

Die Gerichtsverfaſſung ift durch die Geſetzgebung von 1850 geregelt und 1859 modi⸗ 
fleirt, ohne gebeflert zu fein. Patrimonial: und Stadtgeriäte find aufgehoben, nur die uralten 
freien Kirchſpielsgerichte des Landes Habeln beibehalten. In 103 Amtsgerichten fungiren etwa 
236 Amtsrichter, die gegenwärtig um 4 vermehrt werden jollen, Einzelrichter in erfter Inftanz. 
"Ihre Competenz ift 1859 bis zu der Summe von 150 Thlrn. erweitert. In Polizeiſtrafſachen 
werden zwei Schöffen aus dem Volfe hinzugezogen (Schöffengerihte). Sachen höhern Werths 
werben von 12 Obergerichten abgeurtheilt, welchen aud) die Berufungen von den Amtägerichten 
zur Erledigung überwieſen find. Dieſe Obergerichte find theils Eleine (Hameln und Nienburg), 
in welchen der große und Fleine Senat durch diefelben Richter gebildet werden und daher Be: 
rufungen gegen Erfenntniffe des Fleinen Senats nit an den großen Senat deflelben Gerichts, 
fondern an ein anderes gehen; theild wollftändig befegte oder große (Hannover, Hildesheim, 
Göttingen, Celle, Lüneburg, Stade, Verden, Aurich, Osnabrück, Meppen), in melden in Civil⸗ 
wie Straffahen von den Erfenntniffen des Fleinen Senats die Berufungen an die großen 
. Senate gehen. Die kleinen Senate, ein Collegium von drei Richtern, find in Civilſachen competent, 

wenn ed jüh um die Summe von 150—300 Thlrn. handelt, außerdem urtheilen fie über alle 
Berufungen gegen Erfenntgifle der Amtsgerichte. Als Straffammer entſcheiden fie ald Beru: 
fungsinftanz über Berufungengegen Entjcheidungen der Amts-(Schöffen-)Gerichte, außerdem in 
allen leichten Straffälfen als erſte Inſtanz. Die großen Senate, ein Collegium von fünf Rich— 
tern, entfcheiven in Givilfahen über 300 Thlr. als erfte Inftanz, ald Berufungsinftang über 
Erfenntniffe ver Eleinen Senate in erfter Inftanz jowol in Civil- als in Strafſachen. Außer: 
dem bilden fie die Berufungsfammer für die in erfter Inftanz von den Amtsgerichten abgeurtbeil- 
ten Steuercontraventionsfahen. Das Oberappellationägeriht in Gelle ift in drei Givilfenate 
und einen Straffenat abgetbeilt und bildet außerden einen Caſſationshof, aus den 4 Präfiden- 
ten und 12 auf Vorfhlag des Präſidiums zu eunennenden Richtern beftehend. Es ift legte 
(zweite) Inftanz in allen von den großen Senaten der Obergerichte jowie in den leider noch 
immer von geiftlihen Behörden (Conſiſtorien) nah altem Ichriftlichen Verfahren abzuurtbeis 
lenden Ehe: und Verlöbnigfahen, Als Strafienat hat ed die Functionen einer Anklagekam— 
mer, d. h. Verweifung vor die Schwurgericdte, rejp. Außerverfolgungfegung , jeit 1859 auch 
Urtheilsfällung in politiſchen Straffällen und in Berufungen gegen die Entjheidungen in 
Disciplinarvergehen gegen Richter und Anwälte. Daneben beftehen ſieben Schwurgerichtshöfe, 
welche über alle ſchweren Verbrechen, mit Ausnahme der politifhen und Prefvergehen, Die ihnen 
feit 1855 entzogen find, aburtheilen. Die Geſchworenen werben gebildet aus den 1000 Hödft: 
befteuerten jedes Schwurgerichtshofs und ven Gapacitäten (allen denen, die. ein Staat8eramen 
beftanden haben oder promovirt find), und zwar ſchließlich, nad verihiedenen Streihungen 
und Auslefungen, durch eine Deputation des Gerichts. 

Das proceſſualiſche Verfahren ift dem franzöſiſch-genfer Verfahren nachgebildet und führt 
dad Princip der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit rein und confequent durch. Es hat nicht nur 
im Lande ſelbſt, fondern in ganz Deutfchland jid) einen guten Ruf erworben, und ftebt zu eriwar: 
ten, daß daflelbe, gereinigt von den Berjchlechterungen ver Gefeggebung von 1859, einem ein: 
heitlihen Brocefle für ganz Deutſchland als Grundlage diene. 

Für einfahe Schuldſachen bis zu 50 Thlrn., feit 1859 fogar bis zu 150 Ihlen,, befteht ein 
jehr wohlfeiles fogenanntes Mahnverfahren (ein Mandatsproceß mit fofortiger Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, wenn binnen 14 Tagen Wiverfpruc gegen das Mandat nicht erhoben wird, in mel: 
chem Falle die Sache in das ordentliche Verfahren übergeht): 

Bei jedem Gerichte fungirt ein Kronanwalt zur Verfolgung der Straffälle, Überwachung 
der Geſetze im allgemeinen, Erhaltung der Ordnung in gerichtlichen Verwaltungen und Euratelen. 

Bei den Obergerihten und dem Oberappellationsgerichte fungiren Anwälte ; ed herrfcht An- 
waltszwang. Bei den Amtsgerichten find Advocaten ihätig und Fann jedermann als Bevoll- 
mädhtigter verhandlen. Erftere bilden eine gefihloffene, aber nicht beftimmte Zahl. Anwälte und 
Advocaten find corporativ in Anwaltskammern verbunden, deren fo viele ald große Überge: 
richte befteben. 
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Die Berwaltung, von ver Juftiz getrennt, wird in unterer Inftanz bei ven ſelbſtändi— 
gen Städten von den Magiftraten derjelben, bei ven Landgemeinden, Flecken und.unjelbftänbi: 
gen Stäpten durch die Ämter ausgeübt. Den Magiftraten der Städte fleht ein Bürgervorfteher: 
collegium, welches namentlich bei der Vermögendverwaltung mitzuwirken bat, zur Geite. 
Sämmtliche Magiftratsmitglieder werden durch diefes und den Magiftrat gewählt, der Regie— 
rung fteht aber ein Beſtätigungsrecht zu, von dem fie den ausgebehnteften Gebrauch macht. 
Die jelbftändige Polizeiverwaltung, 1848 verfaſſungsmäßig garantirt, ift allen größern Stäb- 
ten genommen. 

Die Ämter, welche Stüve von dem Umfange haben wollte, daß ein Beamter alles mit einem 
Amtsgehülfen ſelbſt jehen und beforgen könnte, find 1859 concentrirt und inder Regel mit zwei 
oder mehreren Beamten (Amtnıann und Amtsaffefforen) belegt, denen man wiederum VBögte zu 
Unterbedienten gegeben hat. Sp fommt es, daß letztere wieder hauptſächlich den Verkehr mit ven 
Unterthanen vermitteln, daß die Beamten felbft alles durch Die Brille der Bögte fehen. 

(68 gibt jeit 1859 102 Amter mit etwa 204 Beamten (Amtmänner, Amtsaflefloren),-von 
denen jedoch 10 bei den Polizeidirectionen, 14 bei den Landdroſteien befchäftigt find, fodaßeigent- 
lid nur180 Beamte bleiben. Neben den Ämtern befteht in der Amtövertretung eine gewiſſe Re⸗ 
präfentation in ven Amtöverfammlungen, jedoch fehr abgeſchwächt gegen die Stüve ſchen Plane, 

Amter wie Magiftrate ftehen zunächſt unter Mittelbehörben, den ſechs Landdroſteien (Han⸗ 
nover, Hildesheim, Lüneburg, Osnabrück, Aurih, Stade und für den Harz die Berghaupt- 
mannſchaft zu Klandthal). Dieje Behörden bilden Collegien mit fehr ſtarker directorialer Gewalt 
(Lanpproft), und es fehlt ihnen eigentlich an jeder felbftändigen Beihäftigung. Sie entſcheiden 
über Recurfe, Beſchwerden u. |. w. umd find ihnen Techniker beigeordnet. 

Neben den Landdroſteien gibt ed aber noch andere Mittelbehörden für befondere Zweige ver 
Berwaltung: dad Oberzollcollegium , das Oberfteuercollegium , dad Generalpoftdireetorium, 
die Gonüftorien zu Hannover, Stade, Osnabrück, Aurih, die bifhöflichen Oberbehörben zu 
Hildesheim und Osnabrüd, die Klofterfammer zu Hannover, welche das von den vormaligen 
Klöftern, Stiftungen u. |. w. in Kalenberg, Göttingen und Grubenhagen ſtammende Bermögen 
verwaltet. Diejes it jehr bedeutend; ed nimmt die Klofterfammer jährli etwa 460000 Thlr. 
ein, welche nach $. 79 der Verfaſſung beftimmt find zu Zufhüflen für die Landesuniverſität, 
für Kirchen und Schulen und zu milden Zwecken aller Art. 

Die höchſte Spige der Regierung bildet dad Staatöminifterium mit feinen jieben großen 
Abtheilungen. 1) Das Minifterium des königlichen Haufes, welches jegt hauptſächlich die Ver— 
waltung der außgejihiedenen Domanialcomplere zu beforgen Hat, außerdem dad Archiv, die 
Eöniglide Bibliothek und das Münzeabinet verwaltet. Gegenwärtig (1862) fteht demſelben 
der Finanzminifter Graf Kielmanndegge vor und fungirt ald Generalferretär Finanzdirector 
v.Bar. 2) Das Finanzminifterium. Daffelbe beforgt zunächſt die Verwaltung der nicht audge- 
ſchiedenen Domänen und Forften an der Stelle der frühern Domänenfammer durch eine beſon— 
dere Abtheilung, ſodann aber die Generalkafle, Witwenfaffe für Hof- und föniglihe Diener, 
Zandeslotterie und Münze. Auch) die Bergwerks- und Salinenverivaltung ſteht direct unter dem 
Finanzminifterium, wie die Verwaltung der Boften und der Steuern durch die Mittelbehörven, 
Generalpoftdirertorium und Oberfteuercollegium, die Berwaltung der indirecten Steuern durch 
das mit Oldenburg gemeinjame Oberzollcollegium ihm untergeorbnet jind. Das Landesihul: 
denwejen fteht unter der abgeſchwächten Finanzeontrole des Schagcollegiums, einerrein ftändifchen 
Behörde. Endlich, find aud alle Handels und Shiffahrtsangelegenheiten, Häfen, Navigations⸗ 
ſchulen, Lootjenanftalten u. j. w. demfelben untergeorbnet. 3) Das Juftigminifterium beauf: 
fihtigt durd die Kronvberanwaltfchaft die Gerichte, Anwälte, Advocaten, Notare, verwaltet die 
Gefängniffe, hat alle Juſtiz- und Gnadenſachen zu beforgen und Prüfungen wie Anftellungen 
im Juſtizfache. 4) Das Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten fteht über den die eigent- 
liche Kirchengewalt ausübenden Gonfiftorien zu Hannover, Stade, Odnabrüf und Aurich und 
bat in ver Klofterfammer eine Art Kloftergut unter ſich. Es verwaltet die Univerfität durch 
einen bejondern Gurator wie das höhere Schulwefen durch ein Oberfhulcollegium. 5) Das 
Kriegsminifterium hat nur das Finanzielle und Adminiftrative unter fih, alles Übrige liegt in 
den Händen bed Kriegäheren und der Generaladjudanten. 6) Dad Minifterium ded Innern 
beforgt zunächſt die Regiminalpolizei und Hoheitögefchäfte durch Vermittelung der Lanbbro- 
fteien. Es hat als beionbere Behörden unter id: die Generalvirestion des Wafferbaus ſowie 
die des gefanmten Eiſenbahn- und Telegraphenweiend, das Obermedicinaleollegium, bie 
Ianpwirtbfhaftlihen Vereine, das Randgeftüt, die Landescreditanftalt, die Verwaltungscom⸗ 
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miſſionen der polytechnifhen und Gewerbeſchulen u.j.w. 7) Das Miniſterium des Auswär- 
tigen hat die Geſandtſchaften unter fich, melde in London, Petersburg, Haag, Wien, Berlin, 
Münden uud am Bundedtage unterhalten werden. 

Neben dem Minifterium fteht ein Staatsrath, welcher e3 zu irgendwelder' Bedeutung nie 
gebracht bat. 

Finanzen. Sammtliche Landesſchulden beliefen fih am 1. Jan. 1862 auf 46,121717 Thlr. 
und hatten fich gegen dad Vorjahr um 223119 Thlr. vermindert. Davon fommen aber auf 
die eigentlichen Landesſchulden nur 13,866819 Thlr., auf die Schulden der frühern fönigliden 
Kaſſe 1,813942. Der Reft, nicht volle 37 Mill. Thlr., find behufs Eiſenbahnbaus contrahirt. 
Die Schuldentilgungdmittel find fehr bedeutend; die Einnahme der Tilgungsfaffe für die äl- 
tern Schulden betrug im Jahre 1861 869830 Thlr., die der Eifenbahnfhulden 763175 Thlr. 

Im Betrage von etwa 8 Mill. Thlen. ift der Domanialablöjungsfonds Gläubiger. 
Die Einnahmen und Ausgaben betragen etwa 20 Mill. Thlr. 

Die Einnahmen für 1861— 62 find zu 19,646751, die für 1862 —63 zu 19,782083, die 
für 1863—64 zu 20,001032 Ihr. veranschlagt, Wenn in frühern ftatiftiihen Mittheilun- 
gen (3.3. von Lehzen und Stüve) die Summen der Ginnahmen und Ausgaben um viele Mil- 
lionen geringer erfheinen, fo fommt dad daher, daß man feit 1859 zu einer andern Rechnungs 
methode übergegangen ift, indem bis dahin eine große Menge Ausgaben bei dem Einnahme— 
budget zur Berehnung Fam, ſodaß nur die Nettoeinnahme in den Ziffern fi darftellte. 

Bon diefen Einnahmen fammen 2,050755 Thlr. von den nicht ausgeſchiedenen Domä— 
‚nen und Forften, 7,532000 aus Steuern und Zöllen, 2,298263 aud dem oberharzifchen 
. Bergwerfs= und Forfthaushalte, 5.110000 aus den Gifenbahnen, 557098 von Binfen von 

Aetivfapitalien, 61000 aus Überſchüſſen ver Lotterie. 

Bon den Ausgaben find die für das Militär mit 2,635000 Thlrn. hervorzuheben. Der 
Paſſivetat beträgt 2,714196 Thlr., der Penſionsetat 513968 Thlr. 

Die Steuern für 1862—63 find veranſchlagt: Grundſteuer zu 1,263000 Thlru., Per: . 
fonenfteuer zu 1,100000, ©ewerbefteuer zu 260000, Einfommenjteuer zu 64000, Befol: 
dungs⸗ und Grweröfteuer zu 103000, Stempelfteuer zu 230000 Thlen. Die Einnahmen von 
Zöllen und indirecten Steuern find zu 4,260000 Thlern. berechnet. Man fieht daraus, daß Die 
Grundſteuer jehr niedrig ift, die directen Steuern ziemlich hoch, die indiresten, bei denen das 
Präcipuum aus der Zollvereinskaffe mit jährlich 1,400000 in Anſchlag kommt, ſehr hoch finv. 

Die Steuern, welche 1834 überhaupt nur 4,335000 Thlr. betrugen, haben ſich auf die oben 
genannte Summe vermehrt, aber nicht gleichartig; Die Orundfteuer betrug bei ihrer Veranla— 
gung Ya aller Steuern, nachdem 1830 10 Proc. davon erlaſſen waren, nur noch 27 Proc., 
1855—56 nur noch 19 Broc., 1859—60 16%, , Pror. Die Eingangsabgapen betrugen 
1825— 30 nur 17 PBror., 1835 —36 20 Pror., 1855 —56 39 Proe. 1859 —60 40 Proc. 
Die Einfomnenfteuer hat es noch immer zu 1 Proc. nicht gebradht. 

Eifenbahnen, Telegraphen, Boftverfehr. Hannover befigt 115 Meilen Giien: 
bahnen, von denen die Bremer: DBremerhavenbahn (Geeftbahn) erft im Januar 1862 eröffnet 
ift und daher bei dem Folgenden nicht in Betracht fommt. Das Bahnfoften Hannovers (107,8 - 
Meilen), wird in die ältern und die neuern Bahnen eingetheilt. Erftere umfallen die Bahnen 
von Braunfhweig nah Minden, von Harburg nad Hildesheim, von Wunftorf nad Bre— 
men, legtere die Bahn von Hildesheim nad Nordftemmen zur Verbindung mit der Süd— 
bahn und die Bahn von Hannover nad Nordftemmen, Göttingen und Kaffel, endlich die Weit: 
bahn von Löhne über Rheine nad Emden. Die Anlagekoften betrugen 45 ‚083133 Thlr. 
die Bruttoeinnahme 1859 — 60 4,870050, die Betriebäfoften 2,359624 Thlr.; es ergab 
fih daher ein Überfhuß von 2,510426 Thirn. oder eine Berzinfung von 5,57 Proc. In— 
zwifchen werfen bie alten Bahnen 8,76, die Südbahn 3,69, die Weftbahn nur 1,4 Pror. ab. 
Bon den Bruttoeinnahmen fallen 1,679036 Thlr. auf den Perfonen=, 4,701124 Thlr. auf 
den Güterverkehr. 

Projectirt find: eine Bahn von Göttingen, Heiligenftadt, Mühlhauſen nad Gotha, ein 
Artienunternebmen, bei dem fih Hannover mit 680000 Thlen. betheiligt; eine Weiterführung 
der holländischen Sübbahn von Enschede durch Bentheim nach Salzbergen (unfern Rheine), ein 
Anſchluß an die holländische Nordbahn von Winfhoten, entweder über Leer und in weiterer 
Erftrekung nah Oldenburg, Bremen, oder zum Anfchluffe an Papenburg. In Angriff genom⸗ 
men iſt die Bahn von Lüneburg nach Lauenburg (Baukapital 1,243000 Thlr.) mit einer Eib- 
trajectanftalt zwifchen Hobnfteff und Latienburg zum Anſchluß an die BerlinsHamburger und 
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Lübek-Bühhener Bahn. Bewilligt find am 28. Juni 1862 340450 Thlr. für eine Bahn von 
Goslar über Oder nah Vienenburg unter braunſchweigiſchem Betrieb. 

Das bannoverifche Telegrapbenneg umfaßt 438 Meilen mit 66 Stationen und wird gegen- 
wärtig nad allen bedeutendern Orten Hannovers ausgedehnt. Im Jahre 1859—60 wurden 
130040 innere, 75125 internationale Depeſchen beförvert. Die Anlagekoften verzinfen ſich 
mit 12 Proc. 

Die Briefpoftiendungen des Jahres 1860 betrugen 11,010600 Stüd, darunter 69,4 Proc. 
aus dem Inlande, nämlich 6,647800 Stüd, 16,4 Proc. aus den Voftvereinsgebiet mit 1,800000, 
34 Proc. aus dem Auslande mit 374800 Stud. Die Fahrpoſt- und Geldſendungen betrugen 
2,538840 Stüd, zu 11,173401 Pfd., der Geldwerth 119,030840 Thlr. An Zeitungen wur: 
den 5,706000 einzelne Blätter verjendet. 9.4. Oppermann. 

Hanſa, Hanfe, Hanfebund, Hanfeftäbte. Es wird zuerft über ven Urfprung des Na= 
mens zu reden fein. Den unglüdlihen Galembourg der An-See-Städte, fo offenbar das Ver- 
zeichniß der vielen verbündeten Binnenftädteihn auch widerlegt, Hat das Misverſtändniß fpäterer 
Jahrhunderte noch feitgehalten, nachdem fhon das Wort Hanfa an mehreren Stellen der Bibel- 

überſetzung des Ulfifäs in ver Bedeutung einer Schar, einer verbundenen Anzahl (zunächſt von 

Streitern) nachgewieſen war. Als kaufmännliche Verbindung erſcheint Hanfa und Hanshus 
ald deren Niederlage -zuerit in-England in Urkunden aus dem erften Drittheil des 12. Jahr: 
hunderts; mercatores hansati werben in Parid 1204 genannt. Das Zeitwort „hanſen“ findet 
fih in Köln 1259 gebraucht, nicht für die Aufnahme, fondern für die Beftrafung der Eindring: 
linge. Die Prüfungen-bei ver Aufnahme auf hanſiſchen Gomptoiren waren fpäter wenigftens 
nicht viel gnädiger, und man hatdie Wahl, das befannte Wort „hänſeln“ von der Procebur in 
dem einen oder dem andern Fall abzuleiten. Hanfa ift ferner eine Abgabe vom Handel (fo in 
dem Freibrief Barbaroffa’s für Lübel 1188), auch die (fehr mäßige) Summe, für welde der 
Einzelne feine Theilmahme an den Befugniffen der Genoſſenſchaft erfaufte. Der Hanfegraf, der 
nicht allein in-Bremen, fondern auch zu Negendburg (1190), Wien und Middelburg vorkommt, 
bat die Aufſicht über Zoll-und Markt, über Wege und Stege. Am fpäteften wird das Bündniß 
der Städte felbft mit dem jetzt ſo geläufigen Namen bezeichnet; und diefer Winf wird, wenn 
wir vom Namen zur Sache übergeben, feine volle Beftätigung finden. 

I. Der-Urjprung- der Hanfa bis 1370.) Daß Kaufleute auf langen Meerfahr: 
ten und beim Verweilen in fremden Küſtenſtädten fi einander in enger und geregelter Verbin: 
dung anſchloſſen, das lag gänzlich in ver Natur der Sache und in den Gewohnheiten ver mittlern 
Jahrhunderte. Die freie Afforiation ift ein Prineip, das in unfern Tagen, durch die mannich— 
faltigften Tendenzen befruchtet, neben dem Räderwerk ver Staatsmaſchine feine befondere Wirk— 
famfeit übt, um die Lücken der Öffentlichen Ginrihtungen, die Mängel ver öffentlichen Fürſorge 
auszugleichen; ja man fagt, daß jenes Princip Hin und wieder Dies fünftliche Getriebe felbft zu 
überwuchern und hemmend zu umranfen droht. Wieviel weiter das Feld, das der Aſſociation 
in-den.mittlern Zeiten ſich aufthat, als die Polizeiwiſſenſchaft nody nicht angebaut war und das 
bundertäugige, tauſendarmige Wefen weder die heilfame Staatöbenormundung nod den fihern 
Rechtsſchutz in alle Verhättniffe tragen Eonnte, Auch daß die kaufmänniſche Vereinigung im 
Ausland überall eine gewiſſe Selbftärivigkeit behaupfete oder, in moderner Weife zu reben, ' 
einen Staat im Staate bildete, darf und nicht befremden. Es kommt bier eine Eigenthümlichkeit 
in Betracht, welche die Stämme der Bölferwanderung in alle die Reiche einführten, die jie ge= 
gründet, als fie anfingen auf dem Schauplag der alten Gefchichte Hütten zu bauen : nämlich ver 
Grundfaß, daß ein jeder, ohne Rückſicht auf Landesrecht, nach dem Rechte feiner Nation und 
feined Stammes zu richten fei, ver Anſpruch eines jeden, feine eigene Rechtsſphäre bei veränder: 
tem Aufenthalt ungefhmälert und unverändert mit fi zu führen. Wenn der faltfche Franke 
unter den Ripuariern, ‚ver Oftgothe unter ven Weſtgothen das Geſetz feined „Stammes als 
Richtſchnur feiner Handlungen und als das Maß feiner Vergehungen unweigerlid anrief, wie 
hätte es Anftoß erregen follen, daß eine Gemeinſchaft von fremden Kaufleuten nicht gefonnen 





1) Diefer erfte Abfchnitt faßt die-weientlichen Begebenheiten zufammen, welche durch Sartorius und 
Lappenberg (Urkundliche Gefchichte des Urfprungs der deutſchen Hanfe, 2 Bde, Hamburg 1830) gewon- 
nen find, Es darf bier wol jchon auf eine weit vorgefchrittene Sammlung der hanſiſchen Receſſe und 
Urkunden für die Gefchichte der deutichen Hanſa aufmerffam gemadjt werden, welche Lapvenberg 
für die vom König Marimilian von Baiern geftiftete Gommijfton "für deutſche Gefchichte zu München 
herauszugeben beabfichtigt. 
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war, in ihrer Mitte auf die angeftammten Rechtsgewohnheiten zu verzihten? Daß dieſer An= 
ſpruch fi am längften erhielt, war die Folge des gemeinfamen Auftretens, der geglieverien 
Affociation, deren Vorfteher ald Altermänner oder wie ſie jich nennen mochten, den Rechtszu⸗ 
ftand unter den Individuen aufrecht zu halten und die Inftitutionen des heimiſchen Gemein- 
weſens nahzubilden mußten. Die ausgedehntere Befugnip der Handeldconfuln auf den verſchie⸗ 
denen „Stationen der Levante’ gibt noch heute das Nachſpiel folder Erſcheinungen, fofern es 


Europäern und Ghriften wiverftrebt, ſich Behoͤrden von zweifelhafter Givilifation und dem 


Geſetz des Islam zu unterwerfen, und andererfeitd die Drientalen mit der ihnen einwohnenden, 
wenig von und gewürdigten Duldung das ganz und gar in der Orbnung finden, 

Hat fi nun in den großen Handelsftädten ſchon früh für pie Verkäufer und Käufer in ihren 
gegenfeitigen Beziehungen ein faufmännifches Gewohnheitsrecht ausgebildet, das nad zahl- 
reichen Privilegien den Marftverkehr beim Zufammenfluß der Gäfte regeln jollte, fo tritt Hier 
allerdings die Nationalität in den Hintergrund, und der Kaufmannsftand ald folder ift in einer 
Weife anerkannt, die an die Standeöverhältniffe im Mittelalter überhaupt, an den befondern 
Gerichtsſtand der Geiftlihen u. dgl. erinnert. Aber die nriprünglide Grundlage der fauf- 
männifchen Genoffenfhaft im Auslande war eine nationale. „Kaufleute des Kaiſers“ beißen 
die Deutichen in England, in ven Gejegen des Athelred (978—1016; fo früh und ſchon feit 
Karl dem Großen war der Verfehr eröffnet); auf die „gefammten Kaufleute des Roͤmiſchen 
Reichs“ find die älteften Freibriefe in Flandern geftellt; Heinrich der Löwe befeftigt 1163 den 
ihon von Kaifer Lothar IH. bewilligten Frieden „zwifchen Deutihen und Gothländern“, und 
das Siegel des berühmten Vereins in Wisby, dem alten Mittelpunkt des oftfeeifhen Verkehrs, 
führt die Umfchrift „Siegel der deutſchen Kaufleute, auf Gothland weilend“; endlich das ältefte 
Statut der Deutjchen in Nowgorop (ums Jahr 1225) Fündigt ſich an ald „gemeine Willfür 
der MWeifeften von allen Städten von deutſchem Lande‘ für den „Hof der Deutſchen zu Nou: 
gard“. Es iſt eine leichte Schattirung, wenn die Verträge mit ruſſiſchen Fürſten für Die „Latei— 
ner’ abgefchloffen find, indem ber kirchliche Unterſchied an die Stelle ded nationalen tritt. Im— 
mer aber bleibt die Baſis fo breit, daß an ein Bündniß einer noch jo großen Anzahl einzelner 
Städte nicht zu denken ift. 

Nicht ald Vertreter eines Städtebundes, fondern ald Vertreter des deutſchen Namens auf 
vorgerückten Poften in der Handelöwelt treten die Vereine deutſcher Kaufleute in England, in 
den Niederlanden, im Norboften auf. Nichts Ausjchliepliches, auf dieſen oder jenen Kreis von 


- . Stäpten Beihränftes ift in den Privilegien, melde fie erwarben. Wo einer Stadt beiondere 


Bunft im Ausland zu Theil geworben, durfte fie den Kaufleuten einer andern deutſchen Stadt 
die Theilnahme nicht verfagen. Daher verlangte Kaifer Friedrich II. 1226, daß Kölner und 
Tieler in London ihre lüberler Landsleute dort an ihren Handelöfreiheiten theilnehmen laſſen 
follten. Der Anlaß eines Privilegiums ift manchmal ein bejonderer und der Vortritt dieſer oder 
jener Stadt bemerkbar, aber die Wirkung wird eine allgemeine, die Nationalität verleugnet ſich 
nicht ald die gemeinfame Grundlage. So erneuert 1225 der dänische Waldemar zunächſt ven 
Lübeckern und Hamburgern, zugleich aber allen Kaufleuten aus dem Römischen Reich ihre Han- 
delöfreiheiten in feinem ande. So befreit 1238 Heinrich III. die Lübecker vom Strandredt an 
der englifhen Küfte und gewährt zugleich ihnen und allen Kauffahrern aus andern deutſchen 
Städten die herkömmlichen Freiheiten. So hat der Verein auf Gothland 1252 einen Lübecker 
und einen Hamburger nad; Brügge abgeordnet, um. bei der Gräfin von Flandern gewiſſe Brei: 
* heiten für ven Verkehr zwischen den Niederlanden und der Oftfee nachzuſuchen; aber das Geſuch 
ift nicht etwa im Namen der beiden Städte, fondern im Namen aller Kaufleute des Romiſchen 
Reichs, welche auf Gothland verkehren, angebracht und in diefem Sinn aud gewährt worben. 
Weit entfernt, in ſtädtiſchen Obrigkeiten ihre Vollmachtgeber anzuerkennen, befchließen viel 
mehr die Vereine deutfcher Kaufleute im Ausland felbftändig und mit einer auf die Stäbte der 
Helmat rückwirkenden Kraft. Ein folder Beihluß der Gefellihaft auf Gothland vom Jahre 
1287 ſetzt gewille Beftimmungen über den Verkauf fhiffbrüdiger oder geraubter Güter feſt; 
welche Stadt dieſe Vorſchriften nicht befolgen wollte, die ſoll, bis fie ein Genüge thut, aus ver 
Geſellſchaft der Kaufleute ausgefchloffen fein. Man fieht, es ift wol von der Theilnahme an dem 
auf Gothland betriebenen Verkehr deutſcher Kaufleute, nicht aber von der Mitgliedſchaft eines 
Stäptebündniffes die Rede; ein ſolches erfcheint hier weder dem Namen noch der Sache nach, 
ſondern es heißt: ex societate seu consodalitate mercatorum. So ganz felbftändig tritt Diefer 
Beſchluß auf, daß auf einen falſchen Reinigungseid Lebenäftrafe gefegt wird. 
Ein merfwürbiges Schreiben des Altermannd „und der übrigen Brüder von ber Hanfa 
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Alemanniens, die in England vorhanden“, vom Jahre 1303 an die Stadt Roftod wirft einiges 
fernere Licht auf das Verhältniß der Vereine im Ausland zu ven einzelnen Städten der Heimat 
und zeigt, daß man zur Auftechthaltung der gefaßten Beſchlüſſe nicht immer ver Mitwirkung 
der ftädtifhen Obrigkeiten entbehren konnte. Es war beſchloſſen, daß fein Deutſcher nad Lynn 
fegeln follte; Roſtock und alle Städte von Weftfalen hatten auf ein Aufforderungsſchreiben 
abfeiten des Altermannd und der Brüder verſprochen, diefen ihren Beſchluß auch ihrerfeits zu 
halten. Nun find dennoch, „gegen das gemeine Verſprechen der Deutichen“, mehrere Schiffe 
nach Lynn gefegelt. Die Brieffteller haben die LIbertreter „von dem Gerichtöftand und der Frei: 
heit der Deutſchen“ ausgefloßen, Bis auf zwei, die ed vorzogen, ſich zur Buße bereit zu erflären 
und einftweilen Bürgen zu ftellen. Es wird nun das Verbot jelbft ausführlic; gerechtfertigt und 
gebeten, zur fernern eremplarifchen Beftrafung der Übertreter wie auch zur Einhaltung des 
Verſprechens das Nöthige zu verfügen.” 

Sehr klar ift hier zweierlei: die Gemeinschaft ver Deutfchen in England beſchließt ganz 
felbftändig und mindeftens im guten Glauben, daß ihr Beſchluß für alle Deutfchen bindend fei; 
aber fie wird aud) inne, daß diefe nationale Geltung nur duch Bollzugsmaßregeln erreicht wer: 
den fann, die einen Rüdhalt in der Heimat vorausſetzen. 

Mit einem Wort: diefe Vertretung deutfcher Intereffen im Ausland dur eine kaufmän— 
niſche Verbindung, der nur der deutſche Nanıe zur Seite fand, erwies fih auf die Dauer als 
ungenügend. Und leider nicht in diefer Beziehung allein. Wie follte e8 werden, wenn wohler⸗ 
worbene Freiheiten gefränft, wenn Unbilden angebroht wurden? Wo war die Macht, um in 
ſolchem Ball dem deutihen Namen im Ausland eine Demüthigung zu erfparen ? 

Died Ungenügende, wie fo manches Andere, lag in der Verfaſſung Deutfchlands, in dem 
Mangel an Einheit der Nation, in der wankenden Kaiſermacht, in dem aufgeloderten Rechtszu⸗ 
ftand; es lag in ven Nachwehen der italifhen Wirren und „ber faiferlojen, ver fchredlichen 
Zeit‘. Barbaroffa hat nod 1157 mit dem zweiten engliſchen Heinrich zu Gunften der beider⸗ 
feitigen Bölfer einen Vertrag über Frieden und Freundfhaft und Sicherheit des Verkehrs ge- 
ſchloſſen. Wer unter feinen Nachfolgern hat ein Gleiches getban? Wer hat die Macht des 
Reichs aufgeboten, um den deutſchen Handel im Auslande zu fhügen? 

Nun, die Intereffen, welche das Reich nicht wahrnahm, die Städte mußten fie wahrneh— 
' men. Das ift der Urſprung der deutfchen Städtebündniffe; es ift auch der Urfprung des Städte⸗ 
bundes der Hanfa. Hier galt e8 nicht, wie bei den kaufmännischen Vereinen, die wir bisjegt be- 
trachtet haben, friedliche Handeldoperationen zu leiten; es galt, der Unficherheit und dem Raub 
auf ven Handelswegen zu Land und zu Waſſer entgegenzutreten, der Gewalt ſich zu erwehren, 
Rechte mit vereinter Kraft zu behaupten, Freiheiten, wenn es noth that oder die Gelegenheit 
-günftig war, zu erfämpfen. Jahrhunderte hindurch und folange ihre Macht dauert, ift jie eine 
ftreitende Genieinde, diefe Hanfa der deutihen Städte; und fie war es ſchon in den erften An— 
fängen, die neben ven frienlihen Handelsvereinen im Ausland und ganz abgefondert von den— 
jelben einhergehen. 

Am frübeften waren es wol Lüber und Hamburg, die im Intereile des Elb⸗ und Oftjee: 
verkehrs fich verbündeten (1210, 1241) und zugleich die gegenfeitigen Rechtsbeziehungen ihrer 
Bürger zu ordnen bemüht waren. Braunſchweig ift mit Lübeck und Hamburg 1247, mit Stabe 
1248, mit Bremen 1256, im legtgenannten Jahre find weftfäliiche Städte unter fi ſowol ald 
mit Städten an beiden Elbufern fowie mit Lübef und Bremen verbündet. Herftellung des. 
Landfrievend war ein großes Wort, dad aud ein Bündniß in Waffen vechtfertigte, der Gegen» 
Tag zwifchen ver Burg der Bürger und der Burg der Herren reichte für fich allein ſchon aus, den 
erftern die Waffen in die Hand zugeben. Dazu.noch gab ein Städtebündniß das befte Mittel 
zum Nustrag der Streitigkeiten, die fie untereinander haben mochten. So ſchlichten Lübeck, Ro: 
ftot und Wismar 1281 einen langen Streit zwijhen Stralfund und Greifswald: alles ſoll 
abgethan fein, was ‚gegen die gemeine Breiheit des Kaufmanns” verübt worden. Und zwölf 
Jahre fpäter ſchlleßen eben diefe fünf Städte (ed find die urfprünglichen, mit einem fpäter viel: 
genannten Namen bezeichneten: wendiſchen) einen Bund „zum Nugen der gemeinen Kauf: 
leute“ Das Eontingent der einzelnen Städte ift beftimmt; eine bedenkliche Klippe ward durch 
einen Zuſatz vom Jahre 1296 umſchifft: ‚Geht es gegen einen Fürſten, welcher der Herr einer 
der Städteift, fo wird dieſe Stadt nit Mannſchaft ſtellen, fondern nur Geld geben.“ 

Gier konnen wir denn wiederum anfnüpfen an ven Geſichtspunkt, der bei der Urkunde von 
1303 über die verbotene Schiffahrt nach Lynn fi auftgat. Was der gemeine Kaufmann aud 
» Atemannien in per Fremde befchloß, blieb oft unzulänglic, wenn nicht Die Städte zu Haufe für 
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dieſelben Intereſſen thätig waren. Sie konnten es auf mancherlei Weiſe. Aus den Jahren 
1280 und 1281 haben wir drei gleichlautende Urkunden: die Städte Stendal, Wisby und 
Halle laflen jid die vom gemeinen Kaufmann (ver ſich in Brügge beſchwert hielt) beichloffene 
Verlegung des Stapeld von Brügge nad Orbenburg gefallen. Wie viele andere Städte daffelbe 
Formular ausgefüllt haben mögen, ift nicht zu fagen; daß man nur jene drei allein befragt 
habe, wird niemand glauben. Ein einziger ſolcher Vorgang zeigt, wie e8fommen mußte. Ward 
die Mitwirfung der Städte erforderlich, jo war ed au ihre Zuflimmung, jo mußte die Leitung 
ber deutſchen Handelsintereſſen allmählid von den Vereinen im Ausland auf die Städte zu 
Haufe übergehen und unter pen Städten zumeift auf diejenigen, weldhe vor andern zu Rath und 
That bereit waren. 

Daß der Übergang, wenn auch unausbleiblih, doch nur allmählich erfolgt iſt, daß die iht- 
baren Spuren weit auseinander liegen, darf und nicht 'verwundern. Im Jahre 1305 ſchreibt 
Lübeck an Odnabrüd: Die Sendboten ver ſlawiſchen (wendiſchen) Städte haben jüngft in 
Wismar befhloffen, zu Martini wieder eine Tagfahrt anzufegen, un bie Beichwerben in Flan—⸗ 
dern, Dänemark und Norwegen zu berathen, Osnabrück möge die Tagfahrt beſchicken, auch den 
Städten Münfter, Dortmund und Soeft Anzeige machen. Wiemeit ift ed nun noch von dieſer 

Tagfahrt, wieweit bis zu der in Lübeck 1358, deren Beſchlüſſe zum erften mal unter allen uns 
bekannten Urfunden den Namen ver Hanfa auf die verbündeten Städte ſelbſt überzutragen 
iheinen. Nun ericheinen vergleihen Ausprüde: „kommt einer in eine Stadt, die in der deut— 
fen Hanfa wäre” — „wenn einer flüchtig wirb in eine andere Stadt von der Hanſa“ — „Wäre 
auch einige Stabt von der veutjchen Hanſa, die ſich mit Frevel aus diefem Gejege wollte werfen 
und ed nicht wollte Halten, die Stadt foll ewiglich aus der deutſchen Hanſa bleiben und des deut⸗ 

ſchen Rechtes ewiglich entbehren.“ Es ift wahr, neben dieſen Wendungen ſteht noch Die altge— 
wohnte Rede vom „gemeinen Kaufmann von Alemannien von der deutſchen Hanſa“; aber eben 
das Alte neben vem Neuen bezeichnet die Zeit des Übergangs. 

Angebahnt war diefer Ubergang durch eine Einrichtung, die längft in Brügge, früher ver— 
muthlid ſchon auf Gothland beftanden hatte: nämlich die Eintheilung der in der Fremde, auf 
ber großen Niederlage verweilenden deutſchen Kaufleute nad Quartieren oder Dritteln, denen 
die Angehörigen der verfhiedenen Städte zugezählt waren. Eine Verzeihnung der geltenden 
Gewohnheiten der gemeinen Kaufleute aus dem Römiſchen Reiche von Alemannien, im Jahre 
1347 in Brügge niebergefchrieben, hebt folgendermaßen an: „Zuerſt ift zu willen, daß die vor— 
beſagten gemeinen Kaufleute getheilt find in drei Theile, das ift zu verftehen: Die von Lübeck 
und die wendifchen Städte und Die Sachſen und was dazu gehört, in ein Drittheil; und die von 
Weſtfalen und die von Preußen und was dazu gehört, ind andere; und die von Gothland und 
yon Livland und von Schweden und was dazu gehört, ing dritte.“ So war in der Vereinigung 
der deutihen Kaufleute in Brügge die fpätere Gliederung des Städtebundes bereit gegeben. 
Daß es ſich jo fügte, zeigt am deutlichften die Urfunde von 1358. Die Ausfertiger derſelben 
ſprechen „von unferm dritten Theil aller Kaufleute des Römifhen Neihs von Alemannien von 
der deutſchen Hanfa, die zu Brügge in Flandern pflegen zu weilen, und von unfer und anderer 
Städte wegen, die auch in unferm dritten Theile find, die ung ihre Briefe haben gefandt, darin 
fie ung ihre Vollmacht gegeben”. Man ſieht, die Organifation in ihren Grundzügen war fertig, 
ſobald man ji ihrer bedienen wellte. Eine vollftändige hanſiſche Tagfahrt ift nun die von 1358 
nicht zu nennen; außer dem wendifchen Dritttheil find nur einige preußiſche Städte vertreten, 

- andere preußijche haben Vollmachten geſchickt. Bon 1361 an liegt die Reihe ver „Receſſe“ vor, 
von Tagfahrten, die mehr oder minder vollftändig beſchickt waren, auf denen aberimmer häufiger 

wenigſtens Briefe von Städten aud den Gegenden, die nicht vertreten find, gelefen werben. 

Am natürlihften reiht hier die Frage fidh an: welde Städte waren dem Bunde zugezählt ? 
Eine abſchließende Antwort läßt ſich für feine Periode der hanfischen Gefchichte geben, am we— 
nigften für die erfte, in weldher ed durchaus an einem feften Anhaltspunkt fehlt. Man fann nicht 
Tagen, der Bund ift in diefem oder jenem Jahr, und ebenfo wenig, er ift von diefen oder jenen 
Städten geihloffen. Einzelne Bündniffe zu beftimmten Zwecken fommen immer häufiger vor; 
Berathungen in weiten Kreifen werben gepflogen, Beichlüffe gefaßt, die fernhin eine bindende 
Kraft üben, Anftrengungen werben gematht, denen man ed wohl anſieht, daß ber eigentliche 
Zweck und Einn diefer regen Ihätigfeit nichts Zufälliges, nichts Vorübergehendes, nichtd auf 
lofale Verhaltniſſe Beichränftes fein fann. Das Recht der Deutfchen, der Nugen ded gemeinen 
deutſchen Kaufmanns — dieje Worte, die fich nod immer wiederholen, zeugen von dem Bervu fg 
fein, daß bald hier, bald vort, bald auf diefe, bald anf jene Weife ein nationales —— 
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Thätigfeit in Anfprud nahm. Der Verdruß emfiger Forſcher hat wol die Bemerkung eingege- 
ben; mit dem Weſen des Bundes jei recht eigentlich Verſteckens geipielt worden. Es ift möglich, 
daß man mit Willen vermied, eine in Reichsgeſetzen durch Karl den Großen und jpäter?) ver: 
pönte Form der Vereinigung als eine für die Dauer beabfihtigte zur Schau zu tragen. Es ift 
wahrſcheinlich, daß man Gründe hatte, ven Umfang ded Bundes in elaftifcher Ungewißheit zu 
belaffen und Fremde, die danach fragten, mit einem Foloffalen et cetera abzufertigen. Gewiß 
aber ift, daß ein permanenter, enggeſchloſſener Bund ebendeshalb nicht erſcheint, weil er nicht in- 
folder. Form abgeſchloſſen war. Wo dad Intereſſe des nationalen Handels e8 erheifchte, da tra: 
ten die Städte auf; das ift, wie es immer gebt, einzelne traten thatkräftig voran, andere folg- 
ten, nicht immer in gleicher Anzahl noch mit gleichen Schritten. Aber ein fefter Kern ift ſehr 
bemerkbar: es find die wendiſchen Städte, durch Lübiſches Net, durch die gleichen Gefahren 
und ben gleicher Preis der Wagniß verbunden? 

- Weil indeffen das Beftreben fo nahe liegt, die Sterne zu zählen, die aus ver Nebelhülle des 
Siebengeftirnd dem bewaffneten Auge heraortreten, jo mag hier das Verzeihnig namhafter 
Genoſſen flehen, die Sartorius am Schluß des erften Zeitraums (ums Jahr 1370) als einzeln 
mindeftens fo früh bei irgendeinem Anlaß genannt anführt. Zum wendifchen Drittheil gehör— 
ten als wendifhe Städte im engften Sinne Lübeck, Wismar, Noftod, Stralfund, Greiföwalb, 
im weitern Stettin, NeusStargard, Kolberg, Anklam, Demmin, dazu die fleinern, Prigwalt, 
Kyrige, Berlin und Cölln ander Spree, Havelberg, Werben, Serhaufen, Stendal, Garbelegen, 
Soltwedel, dann Pogwalf, Brandenburg, Frankfurt a. d. O. Ohobin, Tangermünde, Bres: 
fau, ferner (wenn auch uneigentlih) Hamburg, Lüneburg; als ſächſiſche Städte Bremen, 
Goslar, Magdeburg, Braunſchweig, Hannover, Göttingen, Hameln, Halle, Hildesheim, Erfurt, 
Nordhauſen, Eimbed. Zum zweiten, dem weſtfäliſch-preußiſchen Drittheil (einer Combination, 
melde Lappenberg aus der Verbindung fölnifcher Erzbiihöfe mit dem Deutſchen Orden erklärt) 
gehörten Köln, Sorft, Dortmund, Münfter, Dsnabrüd, Lemgo, Lippe, Minden, Baperborn, 
Hervorden, Höxter, ferner bie niederländifhen Städte Gampen, Staveren, Gröningen, Harder— 
wijf, Amfterdam, Briel,. Zirikfee, Enfhuyfen, Dortregt, Utrecht, Zwoll, Haffelt, Deventer, 
Zütphen, Elburg, Hindelop, Middelburg, Arnemuyden, Wieringen; endlich die preußischen: 
Thorn, Danzig, Elbing, Königsberg, Braunsberg. Zum gothländifhen Drittel zählten Wieby 
und die livlänbifchen Städte Riga, Reval, Dorpat, Bernau, Lemſal. 

Dieſes Verzeihniß läßt mit Beflimmtheit Niederdeutſchland, mit Inbegriff der von deut: 

ſchen Elementen angebauten Oftfeefüften, ald ven Kreis erfennen, in weldem, mit gänzlicher 
Ausſchließung oberdeutſcher Städte, die Theilncehmer ded Bundes zu juchen find. Der Seever: 
fehr und zwar ber ofljeeiihe und norbfeeifche, eigentlich die Bermittelung zwiſchen dem Often 
und dem (mit Frankreich im erſten Zeitraum jih abgrenzenden) Weiten Europas ift die Auf: 
gabe, um die ſich alles um jo mehr dreht, da auch die Binnenſtädte am Seeverkehr betheiligt 
find, wie denn Soeſt 3. B. um Privilegien gegen das Strandrecht eifrig und erfolgreich gewor— 
ben hat, und Osnabrück beim Hof in Nowgorod fo lebhaft intereffirt war, daß feine Stimme 
‚unter den erften zählte, wenn es um veränderte Einrichtungen fi handelte. Aber glaube man 
nicht, daß außer ven oben verzeichneten Städten nicht andere an den Handelövortheilen aud 
Antheil gehabt. Es war ihnen gegönnt, und der beſcheidenere Name ber Gäfte genügte ihnen, 
wenn fie, ohne die Beihidung der Tagfahrten in Anfprud zunehmen, an eine der bebeutendern 
Stäbte ſich anſchloſſen. So hatten am gewinnreidhen Fiſchfange auf Schonen Antheil genem- 
men die pommerſchen und medlenburgiihen Städte Ribbenige, Wolgaft, Commin, Wollin, 
Greifenberg, Treptow, Grevesmühlen, Rügenwalde, Stolpe (die beiden legten in fpäterer Zeit 
auch ald Hanſeſtädte genannt). Der Gefihtspunkt ift mol fein anderer ald jener urſprüngliche 
einer Geſammtheit aller deutſchen Handeltreibenden, jofern fie auf außerdeutſchen Märkten im 
Oſten oder Weſten erſchienen. Auch die Abgrenzung gegen den Süden ift nicht aldeine willfür- 
lie, noch weniger als eine politifhe zu betrachten; es war bie natürliche Scheidung der Han: 
belögebiete, wie ber Zug der Gebirge, der Lauf der Ströme fie mit ſich brachte. 

Euden wir und auf dem auswärtigen Handelsgebiet zu orientiren, beffen Behauptung und 
Ausbeutung dem Stäbtebund anheimfiel, ald er die Leitung der Angelegenheiten aus der Hand 
«der kaufmänniſchen Vereine allmähli übernahm; gehen wir dabei von Weiten nad Often. 

Die alten Beziehungen zu England find oben erwähnt. Die Gildhalle der Deutſchen in London 
findet ſich 1260 ſchon auf demſelben Plage, wo einft das Haus der Kölner und noch kürzlich der 





2) Möfer, Patriotifche Phantaflen, I, 257. 
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Stahlhof ſtand. In keinem Lande find die Privilegien fo oft erneuert; werthvolle Breiheiten im 
Zoll und ein Monopol der Ausfuhr in ven Händen der Fremden mußten die Eiferſucht ver Ein— 
geborenen reizen, bie fi gegen jene im empfindlichen Nachtheil befanden. Den Vortheil zog 
nur die Krone, wenn die Fremben ihr aus Gelonöthen halfen. Unter einer Ginladung an 
Lübeck und Hamburg (1297) zum Handel an der ſchottiſchen Küfte lieft man ven im ſchottiſchen 
Volksgeſang unfterplihen Namen von William Wallace, Die Schiffahrt nad Frankreich war 
in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts durch Privilegien gefihert; Mochelle wird im älte- 
ften Seereht Hamburgs und Lübecks genannt. Sehr viel bedeutender in jeder Hinfiht wardad 
Handelsleben der Niederlande; die Intelligenz und das Kapitel lockten und beflügelten ven 
Tauſchverkehr; die heimiſche Induftrie trat Hinzu; die Kreuzzüge Hatten nicht jobald den Orient 
erichloffen, ald Venedig, Piſa Genua den Markt von Brügge die Schäge deffelben zuführten. 
Wenn irgendein Plag, fo war Brügge zum Weltmarkt gefhaffen; eine Königin von Frankteich 
mochte nicht leugnen, daß die Pracht ver Höfe vom Schmucke der Frauen und Töchter ver Kauf: 
herren zu Brügge überftrahlt werde. Den deutſchen Kaufleuten trat hier ein neued und buntes 
Leben entgegen; fie waren gern gefehen, und mas andern irgend bewilligt worden, ward ihnen 
nie geweigert; aber die Herren zu fpielen, ven Markt zu beherrfchen, wie ed anderwärts anging, 
war hier nicht thunlich; 68 verſchiedene Gilden in Brügge liefen, bei reger Mitbemer- 
bung, ein Monopol nicht auflommen, und die freiere Bewegung bildete einen Gontrait zur 
Strenge der hanfifhen Sagungen, vie Hier nur mit Mühe felbft im Kreife der Auserwählten 
aufrecht ir halten waren. Im Norboften Europas konnte ed um fo weniger zweifelhaft fein, 
daß die liberlegenheit in jeder Hinſicht auf feiten der Deutfchen ſich befand. Der politifche Zu: 
ftand der ffandinavifchen Neihe war von der Art, daß eine Gonfolidirung ihrer Staatäfräfte 
ſich noch lange nicht erwarten ließ. Selbft in Norwegen, wo die Engländer und Schotten zum 
Theil ſchon im Befig des Marktes waren, wo dad Bolf mit befonderer Abneigung die Begünftir 
gung der Fremden und ſelbſt ihr Verweilen im Lande nur ungern ſah, two deshalb auch feine 
Nieverlaffung fürd erfte zu Stande kam, felbft in Norwegen war durch Privilegien ver Grund 
zur künftigen Handelsherrſchaft gelegt. Seitdem (im 12. Jahrhundert) der Hering ſich an die 
Küfte von Schonen 309, hatie Dänemark eine befondere Anziehungskraft für die Deutſchen, die 
auf Schonen in ihren zeitweiligen Duartieren (Bitten) ganz ungeflört unter eigener Gerichts⸗ 
barkeit ihr Weſen trieben. Eine lange Reihe von Breibriefen hatte vorbereitet, wad am Ende des 
Zeitraums die Macht der Städte ertrogte. In Schweden waren feine befondern Niederlagen, 
feine Factoreien, aber die Deutfchen erwarben Bürgerrechte, und ihr Einfluß ward jo groß, daß 
in ven Handelsſtädten der Math zur Hälfte mit Deutſchen befegt fein mußte. Für die norbifchen 
Producte und das Belzwerk (ganz fo wichtige Artifel in ihrer Urt wie die Wolle der Engländer, 
die Wollmanufactur der Niederländer und der ſchoniſche Hering) war die Infel Gothland ber 
urſprüngliche Stapelplag geweſen. Die Schiffahrt der Ruſſen ſcheint nicht viel beveutet zu ha⸗ 
ben; war ihnen au die Trave ausdrücklich geöffnet, jo fiel doch den Deutfchen die Berwerthung 
der öftlihen Waaren im Weſten, ver weftlichen im Often vorzugsweiſe zu, und der Hof in Now: 
gorod, feit vem 13. Jahrhundert, war durch die Nachgiebigkeit der heimischen Fürften und durch 
das ſtaatskluge Regiment ver Städte die wihtigfte aller Nieverlaffungen geworden. Es be: 
durfte nihegemeiner Vorſicht, um inmitten eined Volkes, wie die Ruſſen, mit der Sicherheit, 
wie jie dort erforberlich war, fidh zu beivegen. Die Static war fo ſchwierig wie die der Eng- 
länder in Kanton; die Balme der gröfern Umſicht wird man den Deutfchen nicht abſprechen 
Der oberfte Grundſatz war, Gonfliete zu vermeiden; dazu trug die gänzlich abgefchloffene 
Mauer der Factorei mit ihrer felbfteigenen Gerichtöbarkeit nicht mehr bei ald die ungemeine 
Strenge, mit welder auf die Solivität des Gefhäfts, auf baare Zahlung flatt des Grevitgebens, 
auf die Tadellofigfeit der eingeführten wie dev auszuführenden Waate gehalten. wurde. Welde 
donnernden Mahnungen, wenn einmal das Tuch zu kurz gehalten, oder wenn einer durch ben 
geringern Ginfaufspreis ſich hatte verleiten laffen, gefälſchtes Wachs an fi zu bringen! Dabei 
die ſchwerſten Strafen, wenn einem Nichtveutfchen, zumal einem Lombarden, von einem Deut: 
fhen die Hand zu einem Geſchäft, oder gar vie Gelegenheit geboten war, Ruſſiſch zu lernen 
Denkt man fi die Zollbegünftigung in England und ven Niederlanden, die Zollfreiheit und 
dad Monopol auf dem ruffifhen Markt, fo hat man einigen Maßſtab für den unfhägbaren 
Gewinn, den das Sneinandergreifen der Operationen auf den entfernteften Punkten viefes 
weiten Handelögebietes abwerfen mußte. Wenn nun Gothland finkt und ver Hof von Nougark, 
einft Gothlands Filialanftalt, eine Hanfifhe Nieverlage wird, auf melde Lübeck fo hervorragen⸗ 
der Einfluß übt, daß es die Appellatior nad feiner Gerichtöflätte hinlenkt, fo Hat man auch den 
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Maßſtab für Lübecks Bedeutung im Bunde ſolcher Intereffen, Luͤbecks, deſſen Hecht jo viele 
Städte fih angeeignet und fo viele ald das köſtlichſte Geſchenk von ihren Landesherren nad: 
ſuchten, wie einft die griehiihen Golonien das Heilige Feuer von heimifhen Altar herübernah— 
men. Nicht nur geht der Handel überall Hand in Hand mit der Gejittung, fondern hier war 
die Theilnahme der Städte am Handelsbund aud das Zeichen ihres Ringens nad) der freiern 
Entwidelung des deuiſchen Bürgerthums, deſſen Pulsſchlag ſelbſt an fernen Küften ein ungeahn⸗ 
tes Leben wet. Denn am Rande ded Handelögebieted, das wir flüchtigen Blickes durchſtreift, 
thut eine neue Welt ih auf. Der Küftenftrih, der uns Heute ald dad Gebiet ver ruſſiſchen Oft: 
jeeprovinzen bekannt ift, wird der Schauplag deutſcher Coloniſation. Seitdem bremiſche Schiffer 
in der zweiten Hälfte ded 12. Jahrhunderts unverjehend in die Düna eingelaufen, vollzieht ſich 
duch das Zufammenwirfen deutſcher Bürger, deutjcher Ritter, deutſcher Priefter eine Erobe- 
rung zu Gunjten ver Kirche, des Reichs, der Hanja. Die Dankbarkeit der Erzbifchöfe wie ver 
Heermeiſter rühmt oftmals die unverdroſſene Freundfchaft ver Kaufleute, die dur ihre Mühen, 
durch ihre Schäge, durch ihr Blut dad Land mitertworben und mitbehauptet; die Bürger find ed 
ich lebhaft bewußt, wer ihre Städte gegründet, wen jie Lübiſches Necht und deutfche Freiheit 
verdanken; ver ehrlihe Röſſau befinnt jih im 16. Jahrhundert, wie er die beprängteften Tage 
feiner Baterftadt Reval ſchildert, daß Bremen eine Mutter gewefen vieler ftattlihen Städte und 
Schlöſſer, ja daß fie das ganze Land Livland aus der Taufe gehoben. Hier war ed denn dem 
Städtebund gelungen, eine eigene Handeldcolonie zu gründen, in der Weife, wie vie Handels: 
völker des Alterthums jie an ven Küften des Mittelmeerd mehrfach hergeftellt hatten. Es war, 
wie Hermann fie ganz richtig bezeichnet, die Gründung Livlands eine großartige Erweiterung 
des Hofs zu Nowgorod; nächſt ver Newa und Narwa war ein dritter Waſſerweg dent ruffifchen 
Handelszug aufgethan, und diejer war ausſchließlich in deutfcher Gewalt. : 
Fragen wir nad den Mitteln, durch welche ed den Städten möglid ward, ein ſolches Han— 
delögebiet jo zu umfpannen und jo zu behaupten: das Reich hat nichts dazu gethan, nicht daß 
Geringfte; dad große Vaterland, in ſich zerriffen, hat feine Kräfte ganz andern Zwecken dienft- 
bar gejehen; auf jich felbft waren die Städte angewiefen, auf ihre Ausdauer, Umſicht, Geld und 
Waffen. Die fremden Reiche waren gutentheild in ihrer Entwidelung zurüdgeblieben; von 
Handelspolitif feine Spur; die Könige, in beftändigen Nöthen, liehen den Fremden das Ohr, 
weil diefe ihnen wiederum ihr Geld zu leihen pflegten. Deutſchen Kaufleuten war die Krone des 
engliihen Königs 1344, die des ſchwediſchen 1352, die des norwegiihen 1368 verpfändet; 
twir befigen die Urkunden über die Auslöfung. Aber diefelbe Willkür, welche die Fremden auf 
Koften der eigenen Unterthanen begünftigte, konnte au; gegen die Fremden jih wenden. Sie 
hat es oft, gereizt durch deren Übermuth, gedrängt durd den zürmenden Unmuth des eigenen 
Volkes, oft aud im rückſichtsloſen Muthwillen verſucht. Es galt, für alle Wechſelfälle ſich 
fampfbereit zu halten. | 
Lübeck mit den beibelegenen Städten war durch die Grenznachbarſchaft am häufigſten her- 
ausgefordert, in ernften Fehden ſich zu üben für die fommenden Entſcheidungen. Lübecker und 
Hamburger kämpften am heißen Tage von Bornhöved (22. Juli 1227), wo Norbalbingiens 
Deutjchheit gerettet ward; der lübecker Hauptmann Alerander von Soltwedel trug 18 Jahre 
jpäter ven Krieg nah glüdlihen Oſtſeeſchlachten (das erfte däniſche Kriegsihiff ward 1234 
erbeutet) nah Kopenhagen hinüber. Viele Fehden, zu Land und zur See, galten noch dem 
Kampf für die bevrohte Unabhängigkeit. Der dritte Waldemar nahm 1361 Gothland: ein 
Nerv des ſchönſten Verkehrs war gewaltjam zerſchnitten. Die Städte thaten jih zufammen; 
Waldemar erwirkte Eaijerliche Befehle, päpſtlichen Schug gegen ihr Beginnen. In Köln aber 
ward 1367 ein Kriegsbündniß wider ihm und den norwegiſchen Hakon geſchloſſen, dad vor— 
übergehend, wie alle dieſe Einungen, zu den überrafcpendften und dauernden Erfolgen führte. 
Freilich alle die Städte zu gemeinfamer Anftrengung zu vereinigen, dazu war damals jo wenig 
Ausſicht als je; auch hatte man fein Hehl, daß die Früchte des Siegd nur nah dem Maße des 
Wagniſſes vertheilt werden follten. Sendboten waren in Köln erſchienen von Kübel, Roftod, 
Stralfund, Wismar, Kulm, Thorn, Elbing, Campen, Harderwijd, Eiburg, Amfterdam und 
Briel, Manche Städte, die nicht mitfämpften, willigten doch in die Erhebung des Pfundgeldes 
für den Kriegszweck. Wollte man nun fragen, wer damals zur deutſchen Hanja gehört, fo ha: 
ben wir die bündige Antwort: die waren’s, die „ver Hanja Schlachten ſchlugen““. Das Zurüd: 
bleiben von vielen, die verweigerte oder verheißene und nicht geleiftete Theilnahme mag man 
als Zeihen nehmen, daß allerdings die Eintracht mit der Läſſigkeit, auch wol mit der Eigenfucht 
Staatsskerifon. VI. 31 
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der einzelnen zu ftreiten hatte. Aber der Kern der wendiſchen Städte zumal war fräftig genug, 
um die Entſcheidung zu geben. Und welche Entſcheidung! Die Handelsprivilegien, jowie te 
nad der Wahl des Siegers abgeftuft wurben, find das Geringfle. Der Friede von 1370 war 
in einer Weife dictirt, wie ihn felten ein König in der tiefiten Ernievrigung des Reichs unter- 
zeichnet hat. Die Pläge und Landftreden in Schonen blieben auf 15 Jahre den Städten 
verpfänbet; jollten fie ihnen entriffen werben, jo verſprach Waldemar, jie für die Städte zurüd- 
erobern zu helfen, und gab noch als Unterpfand für dieſe Zufage ein feites Schloß in Halland. 
Zwei Drittheile der königlichen Einkünfte aus jenen Blägen verblieben ven Städten gleichfalls 
auf 15 Jahre. Die Neihsräthe aber verpflichteten jich, weder bei Waldemär's Lebzeiten, 
falls er das Reich abtreten follte, noch nad) feinem Tode irgendeinen zum Herrn anzunehmen, 
es fei denn mit vem Rath der Städte, und daß der neue König mit den Bifhöfen, Rittern und 
Knappen, welde fle dazu auderjehen, den Städten zuvor ihre Breiheiten befiegelt habe. Der 
Vertrag jollte gelten, auch wenn der König ihn nicht befiegeln würde. Was jo gegeben wird, 
das jind nicht Privilegien, es ift Unterwerfung; was fo genommen wird, das find nicht Freiheiten, 
es ift die Herrfchaft. Ein Blick auf die Karte zeigt, dab es die Beherrihung des Sundes, der 
Schlüſſel zur Oſtſeeherrſchaft war. 

So gebietend hat der Sieger fein Schwert in die Wagfchale geworfen; jo bedeutungsvoll 
ſchließt der erfte Zeitraum der hanſiſchen Geſchichte jich ab. 

1. Bon der Erwerbung bis zur Einbuße der Oſtſeeherrſchaft (1370— 1535). 
Sartorius eröffnet die Gejchichte bed zweiten Zeitraums mit der Bemerkung: von den Städten, 
deren Bund ein Werk des Zufall und der Umſtände weit mehr als ver berechnenden Weisheit ge- 
wefen, von den Städten fei der glückliche Augenblick verfäumt, der legte fühne Schritt, um ihr 
Werkzuvollenden. Sie haben es verſäumt, fügtererläuternd hinzu, zu einerfelbftändigen, unab- 
hängigen Macht jih auszubilden und, nad dem Mufter der italienifhen Communen, den zwiſchen 
ihnen belegenen hohen und niedern Adel zu umterdrüden; jie haben e8 nicht verftanden, das 
Band, welches fie an das Reich Fnüpfte, nach dem Vorbild ver Schweizer allmählich aufzulöfen 
oder für die Zukunft unſchädlich zu machen und zu einer unabhängigen Handelörepublif, mit 
einer kräftigen Bundeögewalt an der Spige, ji zu bilden. Sonft, meint er, würde dem folgen 
Emporftreben des Handels anderer Völfer in der Oft: und Nordfee, zum Verderb des deutſchen 
Verkehrs, leicht begegnet worden fein. "Auch dem unbefangenen Blick Guizot's hat die Wahr: 
nehmung ſich aufgedrängt, daß die republifanijdye Organijation (aus Unkunde der innern Ver— 
faffung nennt er fie die demokratiſche) im Innern der Städte zwar obgefiegt, aber daß von An— 
fang an offenbar dies Princip nicht beftimmt geweſen, ſich der ganzen Geſellſchaftsverfaſſung 
zu bemädtigen, daß dieje Stadtgemeinden vielmehr, umgeben und gedrängt auf allen Seiten 
von der Feudalität, von Herren und Fürften, ftetd nur auf der Defenfive geftanden, um eine 
Breiheit, fo gut ed gehen wollte, zu wahren, die im glüclichften Fall auf den Umfreis der Ring: 
mauern beſchränkt geblieben. Mit diefer beftändigen, auf die Ausbreitung des freiſtädtiſchen 
Princips verzichtenden Defenfive, ebenfo mit dem Mangel einer vurchareifenden Gentralgewalt 
hat es feine volle Richtigkeit. Dad Beifpiel dev Schweizer aber ift von Sartorius unglüdlid 
gewählt; jeine Vorſtellung vollends, daß die hanſiſche Macht dem Neichöverband ſich Hätte ent= 
ziehen müflen, gehört ganz der Zeit dev Auflöjung an, in welcher er ſchrieb. Die Aufgabe war, 
die Interefien des deutſchen Seehandels fräftig zu vertreten. Weil diefe Intereffen keinen Rück— 
halt fanden bei Kaiſer und Neid, traten die Städte zufammen ald die zunächſt Vetheiligten. 
Sie Hätten es ſich wie gern gefallen laffen, wenn die Kaiſermacht aus felbfteigenem Antrieb ins 
Mittel ſich hätte jhlagen wollen. Aber das Reich that nichts und das gunze Gewicht der Auf- 
gabe fiel auf die Städte. Ihr zu genügen, war eine Macht erforderlich, weldhe wiederum ein 
enged Zufanımenhalten und unverfünmerte innere Gntwidelung vorausjegte. Die Schuld der 
Bwietracht haben die Städte felbft zu verantworten, Daß aber ihre Mactentwidelung vielfadh 
ohne ihre Schuld gehemmt war, weiß jedermann. Sie war ed durch die Abgunft und Misgunft 
der hoben Ariftofratie, durch das ſchlechte Regiment der Herren, durch die Anſprüche von Nach— 
barn, melde gar zu gern Herren der Städte hätten fein mögen. Daß die Städte einander oft= 
mald und treulich in ſolchen Kämpfen beifprangen, ift befannt genug ; wiefern aber ein Aus— 
ſcheiden vom Reichsverband ihnen hätte Kraft geben follen, die hohe Ariftofratie aufs Haupt zu 
ſchlagen oder jie zu abforbiren, ift ganz und gar nicht abzufehen. Vielmehr bezeugt das Bei- 
Ipiel Englands, daß eine friedliche Ausgleihung, ein Nebeneinanderftehen einer mächtigen 
Ariftofratie und eines kräftigen Bürgerthums in einem Reichsverband keineswegs unmöglid 
ift. Der vaterländiihe Sinn Juſtus Möſer's hat eine fo glückliche Wendung der deutſchen Dinge, 
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eine parlamentarifche Vertretung aller Intereffen, ald die wünſchenswertheſte Löfung und als 
die Grundlage ver Nationalmadht in feinen „Phantaſien“ gar mohl erfannt. „Die Territorial- 
hoheit“, fagt er, indem er von ven Schickſalen des hanfiſchen Bundes fpricht, „die Territorial- 
hoheit firitt- wider die Handlung. Wäre dad Los umgefehrt gefallen, fo hätten mir jetzt zu 
Hegensburg ein unbedeutendes Oberhand... .. Nicht Lord Clive, fondern ein Rathäherr von 
Hamburg würde am Ganges Gefege ertheilen.“ 

Es follte nicht fo fonımen. Deutichland hat ed erfahren, daß feit vem Fall der hanfiſchen 
Macht fein Seehandel in die Abhängigkeit von den Fremden fiel. Zum Benefiz der Fremden ift 
die ftäntifche Freiheit gemindert und unterbrüdt worden. Wären die deutſchen Fürſten ven 
fremden Handglövölfern verbündet geweien, fie hätten fie nicht beifer bedienen können, als indem 
fie die deutſchen Städte bebrobten, beunrubigten und der Mehrzahl nad; überwältigten. Daß 
die Städte den auswärtigen und ben innern Gegnern nicht zu gleicher Zeit und nicht auf die 
Dauer die Spige bieten konnten, ift nur zu begreiflid ; das Wunder ift, daß fie fo lange und fo 
fräftig die Überlegenheit des deutſchen Seehandels behauptet haben. 

Deshalb eignet aud) diefe Betrachtung ſich vorzugsweiſe, um den Zeitraum einzuleiten, ber 
die Höhe der hanſiſchen Macht varftellt. Die außerordentlihen Erfolge des Kampfes gegen 
Dänemark haben nicht die Permanenz und kaum die Gonfolivirung des Bundes zur Folge ge— 
habt. Zu ven alten Reichögefegen war noch jüngft die Goldene Bulle (1356) gefommen, nad 
welcher (c. 15) alle Verbündniſſe ganz abgethan werden follten, mit einziger Ausnahme der— 
jenigen, welde von Fürften, Städten und andern über den Randfrieden untereinander aufge: 
richtet worden. Sollte man num nicht flug fein wie Die Schlangen und einfältig wie DieTauben? 
Sollte man nicht als oftenfiblen Zweck diefen einzig erlaubten voranftellen und den Schleier 
werfen über jenen andern, ung wohlbefannten, hochnothwendigen? In den Bundesformeln, 
bie von Zeit erneuert wurden, ift es wirklich fo gefhehen. Man hielt fie möglichft gebeim; aber 
wenn ſie zur Öffentlihen Kunde famen, was fand man darin? Man fand (in der Formel 
von 1418 und fpäter und ohne Zmeifel auch früber) eine Verbindung auf beſtimmte Jahre ge⸗ 
ſchloſſen „ur Ehre Gottes und zur Erhaltung der Ruhe und des Friedens für Stadt und Land, 
gegen alle und jede, den römiſchen König allein ausgenommen‘, Die Schlangenklugheit der 
letztern Clauſel mag man allerdings von den Lombarden erlernt haben, welche im offenen Krieg 
gegen den Kaiſer die ſchuldige Treue gegen den Kaiſer ſtets vorzubehalten pflegten; aber die 
Hauptſache war der genannte Zwed: durch dieſen allein ward die Verbindung vor den Augen 
des Gejeges rechtmäßig. Wenn Hamburg auf einem viel fpätern Hanfetag (1549; bei Sar— 
torius, 11,.29) anführte, ans dem Receß von 1434 gehe ald Zweck der Vereinigung hervor, daß 
man ſich Beiftand zugefagt, falld eine der Städte von Fürften, Ritter, Knecht, Stadt, Gemeinde 
ober Land gewaltiam angefallen werde, oder falls den Gomptoiren oder dem gemeinen Kauf: 
mann Abbruch geihehe, jo dürfen wir dagegen dem. Zeugniß von Sartorius wol Glauben 
ſchenken, daß er ven legtern Zwed in feiner Conföderation aus diefem Zeitraum deutlich auf- 
gefunden. Man fprad eben nur dasjenige deutlich aus, was vollfommen legal war. Sobald 
man fo vorfidhtig verfuhr, fo brauchte Sartorius auch dem Urheber ver Goldenen Bulle feine 
Inconſequenz vorzumerfen, wenn er 1375 ſelbſt nad Lübeck ging, in veffen Mauern feit Bar: 
baroſſa feiner unferer Kaifer erihienen war, und wenn er ſich beftrebte, ven Nath derjenigen 
Stadt auszuzeichnen, die vor fünf Jahren ald Führerin des großen Städtebundes den glorreichen 
Frieden in Kopenhagen dictirt hatte. Karl's IV. Bejud in Lübedk, feine ungemeine Aufmerk: 
famfeit, jeine Schmeichelworte gegen den Rath von Lüber können den Zweck gehabt haben, 
feinen GErblanden mehr Antheil am Welthandel zuzuwenden. Doch fann derjenige, ver 
feinen Krönungsmantel und die RhHeinzölle verpfändet hat, es der Kritif nicht verdenfen, wenn 
fie unter feinen Abfichten ein Geldgeſchäft in die erfte Linie ftellt. Die Verwalter von Lübecks 
Finanzen, die Befhwerben feiner fteuerpflichtigen Bürger wußten ein Wort davon mitzureben, 
daß der Kaifer aus dem alten Mühlenthor nicht ärmer zurückgeritten, ald ex hereingefommen; 
und wenn der Rath hinter ihm das Thor zumauern ließ, fo entging er zwar nicht dem Schein 
einer Schmeichelet, als ob fein Sterblicher werth wäre, feinen Fuß in des Kaiferd Spur zu feßen ; 
aber im Grunde war ed nicht der Ausdruck übergroßer Zufriedenheit mit den Ergebniffen des 
falferlihen Beſuchs, fondern eine Keine Genugthuung lag vielmehr darin, daß man eben das 
Thor vermauerte, an melhem die Pfaffen die Hebung eines Zoll für ihre Rechnung erbettelt 
hatten, Wäre Rarl IV. ein Herr von weiten ſtaatsmänniſchen Blick gewefen, dann freilich Hätte 
man ein Recht, ihm den Gedanken unterzulegen, ich zum Haupt und Beſchützer des Städtebundes 
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zu machen und mit deſſen Hülfe die Macht der großen Vaſallen im Reich zu brechen. Aber das 
war der Gang, den die Geſchichte Frankreichs durch die Lift und Gewalt der Könige genommen; 
unfere Kaiſer waren unſchuldig an folgen Entwürfen, bis Wallenftein unter den Wirren des 
Dreißigjährigen Kriegs, allzu ſpät, ein fo richtiges Ausfunftämittel an die Hand gegeben, 
Immer noch würde es fraglich bleiben, ob Lübeck 1375 geneigter gewefen wäre, ald ed 1629 
war, einen jo hohen Schugherrn des Bundes mit allen Eonfequenzen, die aus dem Verhältnig 
“ abzuleiten waren, hinzunehmen.. Hin und wieder finden fid wol Spuren directer Beziehungen 
zwifchen dem Städtebündniß und dem Reihäoberhaupt. So wird auf den Wunſch Karl’s IV. 
Braunfhweig 1377 in ven Bund wieder aufgenommen; jo hat Sigmund 1415 den gefammten 
Kaufleuten der deutihen Hanfa ein Privilegium wider das Strandrecht ertheilt; jo Hat man 
einzelne Fälle von nachgeſuchter und gewährter Verwendung des Kaifers bei fremden Mächten, 
und einmal — 1412 — beihloß man, beim Kaifer die Befugnig zu Nepreflalien gegen Aus— 
wärtige ausdrücklich zu ſuchen. Aber man erkennt bald, daß dies Ausnahmen jind, die ſich jelten 
oder niemals wiederholen ; ihre Bedeutung wird aufgewogen durch die entgegenftehenven Fälle, 
in welchen Eaiferlihe Mahnungen bei eintretenden Conflicten mit fremden Fürften überhört 
oder (wie 1425, auf Grund einer nahen Verwandtichaft des Kaiferd mit dem Gegner der 
Städte) geradezu zurücdgewiejen wurden. Im allgemeinen haben die Städte bei ihrer Politif 
von der Autorität ver Kaiſer jo wenig Notiz genommen ald die Kaifer von den Intereifen und 
dem Thun und Treiben der Städte. 

LEs mag dabei nicht außer Acht gelaffen werden, daß von den verbündeten Städten die aller= 
wenigften ſich der eigentlichen Neichöfreiheit erfreuten, nicht einmal alle diejenigen (jo unklar ift 
dies Verhältniß), welche zu Reichstagen geladen und zu Reichsbeiträgen gezogen wurden. Die 
meiften waren Landſtädte, die von ihrem weltlichen oder geiftlihen Herrn anſehnliche Freiheiten 
zu ertrogen verftanden. Traten fie in folhem VBerhältnig zum Bunde, fo wußte man durch die 
Glaufel: „Jede Stadt foll ihrem rechten Herrn leiften, was fie von Ehrt und Rechts wegen ihm 
zu leiften ſchuldig““, ven Schein zu retten; aber eine genaue Unterfuhung konnte man nicht 
wünſchen und vermied ſchon deshalb, durch officiele Schritte die befondere Aufnerkfjamfeit von 
Kaifer und Reich auf diefen Punkt zu lenken. 

Erwägt man diefe Hinderniffe, die einer Gonfolidirung des Bundes im Wege fanden; fügt 
man hinzu die Schwierigkeit, die meiften zu regelmäßiger Beſchickung der Hanietage, die noch 
größere Schwierigkeit, die ausbleibenden zur Unterwerfung unter die Beichlüffe, die Unmög— 
lichkeit endlich, alle zu verhältnigmäßigen Anftrengungen zu vermögen, fo möchte man daran 
verzweifeln, die Verfaflung und politifche Stellung des Bundes im zweiten Zeitraum von der 
am Schluß des erften durch namhafte Kennzeichen des Fortſchritts oder Bürgjchaften ver Dauer 
zu unterfcheiden, Es bleibt dabei, wir Deutjchen haben ein jeltened Ungeſchick und Misgefhid 
zu politifhen Formationen aller Art mitgebradt. 

Um ſo mehr Gewicht fällt auf eine dreifache conjtante Wahrnehmung: 1) Die neue 
Drganifation des deutſchen Seehandeld, der Übergang der Leitung deflelben von dem Kauf: 
mannsrath der ausländiihen Niederlagen auf den Bund der niederdeutſchen Städte ift wirklich 
vollzogen; auf den Hanſetagen erfcheinen Deputirte ver Gomptoire von London, Brügge, Ber: 
gen, Nowgorod, um die Anliegen ded gemeinen Kaufmanns vorzutragen; aber diefe Deputirten 
haben nicht Sig noch Stimme, wie die Rathöfendboten der Städte. Die Macht ift bei ven 
Städten; die gefeggebende Gewalt folgt der Macht. 2) Immer entjhiedener neigt ſich ver 
Schwerpunft des Bundes nah der Oſtſee Hin, bleibt bei den wendifhen Städten beruben 
und befeftigt ſich bei ver allmählich jelbitverftandenen Hegemonie Lübecks. Auch Hier ift es die 
Thatkraft, welche die Entſcheidung bringt. Wer für andere handeln foll, ven fällt leicht vie 
Zeitung ihrer Berathungen zu; er fommt in den Fall, für jie zu denfen und zu beſchließen; 
und die menfchliche Natur müßte nicht fein, was fie ift, wenn nicht derjenige, der für andere 
bandeln, rathen, befchließen ſoll, gelegentlich in Verſuchung fiele, zunächſt an fich jelbft, an den 
Lohn der Mühen, an ven Preis der Anftrengungen zu venfen. Am häufigiten tagen die wen— 
diſchen Städte; Lübeck ift früh ſchon (1393) aufgefordert, zum Hanjetag die Seeftädte und die 
andern Städte zu entbieten, mit der auögiebigen Claufel, an diejenigen zu ſchreiben, „pe en 
darto duncket nutte to weſen““. Ohne Eiferfucht ift ed nicht abgegangen ; nachdem Wisbys Stern 
erbleiht war, hat Köln nod) oftmals und lange, vergeblich grollend und fhmollend, fein uralte® 
Anfehen geltend gemacht, Köln, dem in unfern Tagen wieder (und wir werden jie ihm nicht, 
wie vormals, beneiden) eine große Zukunft verheißend auffteigt. Auch das blieb niht aus, daß 
Lübeck, mit Ehren gefättigt, von Eiferfucht umftellt,-von nie raftenden Anforderungen gequält, 
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die Führerſchaft, die ed ja nicht gefucht, einem jeden ausbot, der fie aus feinen Händen zurück⸗ 
nehmen, der die Wagniß, die Aufwendungen, den Undank beſtehen wolle. 3) In Bezug auf 
das innere Regiment der Städte iſt der ariſtokratiſch-cronſervative Charakter ver Poutik des 
Bundes in diefem Zeitraum ungemein flarf ausgeprägt. Eine Auflehnung der Gilden gegen 
den Rath, ein Mitſprechen der Gemeinde, eine mistrauifche Bewahung durch ſtehende bürger: 
liche Ausfhüffe oder gar eine angemaßte Theilung der eigentlichen Regierungdgewalt war in 
Kühe fo ungewohnt und fo ftreng verpönt, daß man Lübecks Einfluß aud in der Politif des 
Bundes wiederzuerfennen geglaubt hat, wenn fie den Senat jeder Stadt, auch wenn er nicht, 
wie in Lübeck, in die angeflammte Würde der bevorzugten Geſchlechter ſich hüllen konnte, 
grunvfäglich unter ihre ſchůtzende Agivde nahm. Man Hat daran gedacht, daß Athen und Sparta, 
je nachdem der Einfluß der einen oder der andern Stadt vorherrſchte, eine der heimifchen analoge 
Verfaflung, ohne Rückſicht auf die gegebenen Verhältniffe, bei den Bundesgenoffen zu pflanzen. 
bemüht waren. Aber der Vergleich ift nicht zutreffend und die Erflärung nicht erfchöpfend. 
Daß verbündete Regierungen einander das volle, das gerüttelte Maß ihrer factifhen Gewalt 
gewährleiften,, ift eben nichts Unerhörtes; es beftätigt ſich nach Anficht ver neuen deutſchen 
Bundesbeſchlüſſe wie der alten hanſiſchen „Conföderationsnoteln“. In ven Verhältniffen ver 
Städte lagen aber wirklich auch politifche Gründe für jenes Verfahren. Für die Unterbrüdung 
einer Stadt durch eine benachbarte Kürftengewalt, für flärfere Anziehung der landesherrlichen 
Zügel gab nichts eine beffere Veranlaffung als innerlihe Zwiftigfeiten und eine Störung der 
innern Ruhe und Sicherheit. Im glüdlichften Fall war der Vorwand einer fremden Inter: 
vention dargeboten; wie viel beffer behielt fich ver Bund den waltenden Richterſpruch, das felbft- 
eigene Einfhreiten vor! Und dann denfe man ſich jene an ſich ſchon ſchwerfälligen Formen ber 
Berathung und Befhlußnahme durch Deputirte, die zwar nur von Bürgermeiftern und Rath, 
ihren Mitgenoffen im Regiment, inftruirt, aber von diefen weitaus nicht immer mit einer audrei= 
enden Vollmacht verfehen waren. Es war ein verwünfchtes Ding, wenn bei der Abftimmung 
die Rathsſendboten — die „Herren Senden’ — anfingen, eine Sade ad referendum zu 
nehmen, oder, wie fie ed nannten, ſie „an ihre Alteften zurüczutragen”. Hätte man nun erft 
noch mit den Gilden verhandeln oder die ganze Gemeinde fragen müffen, jo war man auf dem 
ſchönſten Wege, ganz und gar fteden zu bleiben. Die Demofratie (der alte Herodot hat fich das 
aus den Perferfriegen abftrahirt, ohne die Thaten des Nationalconvents zu kennen), die Demo: 
fratie ift eine vortrefflihe Sache, um in ſchwerer Bedrängniß unter dem Vortritt großer Per: 
fönlichkeiten das bedrohte Vaterland zu retten; der Brennpunft allgemeiner Begeifterung erjegt 
die Gentralifation der Gewalt; aber in füderativen Dingen, das muß man geftehen, ift die 
Demofratie eine Höchlich unbequeme Form. Die Hana hat es trefflich verftanden, fie zurückzu— 
drängen, wo fie fih in den Stäpten aufthat. Wie oft auch die Gemeinde tumultuirte, wie bitter 
fie, mit Recht oder mit Unrecht, Klage führte über die Verwaltung, wie ſchwere Thaten auch ge: 
ſchehen mochten, ſodaß viele von den Geſchlechtern erfhlagen oder doch der ganze Rath (ven 
lübecker Herren ift ed mehr als einmal begegnet) verdrängt worden: auf jede Revolution folgte 
unabänderlih, unter geftrenger Dazwifchenfunft des Bundes, eine Reftauration. Das Ab— 
brechen des Verkehrs, das ſchon wegen der Aufnahme flüchtiger Aufrührer, vie Ausftogung aus 
der Hanfa, die bei beharrlichem Ungehorfam angebroht ftand, traf die Intereffen aller Bürger 
zu ſchwer, um nicht die Umkehr zur Buße und, wenn ed noth that, auch die Abbitte herbeizu- 
führen. Nur erft als im Gefolge der Reformation die vielen ägenden und zerfeßenden Elemente 
eindrangen, nur da erft entzog jich der innere Zuftand der Städte mehr und mehr ver Über— 
wahung und den Sapungen der Geſammtheit. In der Zeit ift aber auch allen, die an den alten. 
Traditionen ded Bundes hingen, ein Schwert durch die Seele gegangen. 

Die Geſchichte dieſes zweiten Zeitraums Hätte num freilich von vielen Fehden und von flatt- 
lichen Privilegien zu erzählen. Für den Zwed der gegenwärtigen Darftellung aber wirb in 
allgemeinen Zügen zufammenzufaffen fein, mas ih auf die Oſtſeeherrſchaft bezieht. 3) Lübeck 


3) Bon den —— und der Golonialpolitif diejes Zeitraums gewinnt man aus ber Dar— 
ftellung in Sartorius’ Sefchichte des hanfeatifchen Bundes (Göttingen 1802—8), Bd. II, fein lebendi— 
ges Bild; es war ihm befanntlich nicht vergönnt, diefen Band wie den erften umzuarbeiten, als ihm 
reichlicheres Material zugänglich geworden. Sehr viele fchägbare Notizen findet man in Brederlow's 
Gefchichte des Handels und der gewerblichen Eultur der Oftfeereiche (Berlin 1820), fowie in Boigt's 
Geſchichte Preußens. Die Hauptfachen hat E. Herrmann (Beiträge zur Gefchichte des ruffifchen Reiche, 
Leipzig 1843) mit richtigem Blick erfannt, ohne daß ihm gemügenderes Material zu Gebote ftand. 
Altmener hat im einer Keine von Schriften aus hanflichen Meten die üherrafchendften Auffchlüfle zur 
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mit feinen wendiſchen Genoſſen übte dieſe Herrſchaft in der Weiſe, daß ed dem geſammten Ver— 
kehr zwifchen dem Dften und dem Welten Europas Map und Gejeg ſchrieb, fein Übergewicht im 
Sunde, deflen Schlüffel ed ald gute Beute fefthielt, geltend machte und zur Aufrechtbaltung ſei— 
ner Handeläftatuten, jeiner Schiffahrtögefege duch Gewalt der Waffen jederzeit bereit war. 
Lübecks geographiſche Lage begünſtigte dies Unternehmen; für den Austauſch zwiſchen dem 
Oſten und Weſten war fein Stapelplatz gelegener, Feiner konnte ſich, ſolange die Macht ihm zur 
Seite ſtand, ſo unentbehrlich erhalten. Dieſe Politik wird im einzelnen deutlich werden, wenn 
wir zeigen, welche Intereſſen dadurch betroffen wurden und ſich bis zur Entfremdung, ja bie 
zum Kampf auf Tod und Leben verlegt fühlten. 

Zunädft waren es die Holländer, welche ſich durch die unter Lübecks Vortritt gefapten 
banvelspolitifchen Bundesheſchlüſſe befhwert fanden. Die holländiſchen Städte hatten bei der 
großen Fehde gegen den dänischen Waldemar mitgewirkt; nichts natürlicher, ald daß jie aud an 
den Früchten des Siegs teilzunehmen fih anſchickten. Aber im Ditfeeverfehr an jo ftrenge 
Vorſchriften fi zu binden wie diejenige, welche die Getreideausfuhr aus andern als hanſiſchen 
Häfen verpönte, aljo auf ſelbſtändige Auswahl oftieeiiher Märkte verzichten zu follen, das ſchien 
ihnen eine unleidliche Beihränfung, der fie dur eigenmädtige Schiffahrt nach andern Häfen 
jich entzogen und darüber mit dem Bunde zerfielen. Bei der Fehde mit Eric VII. landen die 
Holländer auf der Seite ded Dänenfönigs, mit dem ſie 1423 zum feindlichen Überfall der han— 
ſiſchen Schiffe auf Schonen ſich einigten. In der Politif Lübecks und Hamburgs lag es, für vie 
Grafen von Holftein die Belehnung mit dem Herzogthum Schleöwig auszuwirken; wie hätten 
aber die Holländer ein Interefle bei diefen Beitrebungen finden, eine Lanze dafür einlegen follen? 
Sie trennten fi von dent Bunde, bei welchem fie ihre Nehnung nicht fanden. Daß nun aber 
auch der Bund fie ald Fremde behandelte, daß er verbot, ihre Schiffe auf Livland zu befragten 
(1425), verbot, einen Holländer die ruſſiſche Sprache zu lehren (1426), daß er überhaupt die 
Holländer vom Oſtſeeverkehr auszuſchließen verfuchte, das lag gänzlich in der Natur der Sack. 
Den Flamländern und Sriefen, die nicht zum Bunde gehörten, war vor-alterd ſchon (wie wir 
bereitd aus einer Urkunde von 1285 lernen) die Fahrt durch den Sund unterfagt geweſen. 
Diefen nun ftellte man die Holländer glei, betrachtete und behandelte ihre oftjeeijchen Fahrten 
als Schleihhandel, mußte aber jeden Augenblid auf feindlihes Zufanmentreffen mit ihnen 
gefaßt jein, weshalb hanſiſche Schiffer bei angeprohter Gelvbuße vermahnt wurden, jtets ge— 
hörige Waffenrüftung und Mannfchaft an Bord zu führen, wobei man doch ben Arger hatte 
(wie Lübeck 1461 ſchon beflagt), durch die Betriebſamkeit der Holländer ji überflügelt zu jehen. 
Erwägt man nun, daß die Macht des deutſchen Seehandels einzig und allein auf ver Grundlage 
des Hanfebundes berubte, fo ift dies frühe Misverſtändniß, dies Ausſcheiden ver holländischen 
Städte ein Vorzeichen der ſpätern Stellung Hollands gegen die Handeldintereffen Deutſchlands. 
Unter den Städten, welche fpäter der Utrechter Union beitraten, waren ed nur bie von Over: 
Mſel — Deventer, Zwoll, Ganıpen — welche der deutſchen Hanſa treu geblieben waren. 

Es gab noch eine zweite Reihe von Bundesftäbten, welche von der Handelspolitif Lübecks 
faft ebenfo unangenehm berührt wurden ald die holländiſchen, nämlich die preußifhen und liv— 
ländifchen. +) Mit diefen hatte es eine eigene Bewandtniß. Sie waren urfprünglich hanſiſche 
Pflanzſtädte. Sie jollten dem Bunde dienen als feine Handeldcolonien an jenen einft fo un: 
wirthbaren und doc für den Oftfeehandel jo wichtigen Küften. Sie gehörten vem Bunde an 
und ſchickten Sendboten zu den Hanſetagen. Aber fie fanden in einem exceptionellen Ber: 
hältniß. Darauf hin deutet jehr beſtimmt ver häufiger vorfommende Ausdruck: das ganze Land 
Preußen und Livland gehöre zur Hanſa; ferner der Umſtand, daß auch der Deutſche Orden auf 
- Hanfetagen vertreten wird ; endlich, daß die Hanfa die Gewalt ded Hochmeifters zum Behuf der 
Einfhärfung ihrer Beihlüffe in Anfpruh nimmt, die größte aller Anomalien (indem bie 
Hanfa niemald an die Territorialhoheit ich zu wenden pflegte), wenn man fih nicht erinnert, 


Evidenz gebracht. Diefen Spuren ijt der Verfafler des gegenwärtigen Artifels nachgegangen und hat 
(nach der Zerflörung der in Hamburg vorhandenen Hanfeacten) aus den Archiven von Lübeck und Bre: 
men die wichtigften hierher gehörigen Verhandlungen in dem Auffag „Eine deutfche Golonie und deren 
Abfall“ (Schmidts Zeitfchrift für Gefchichte, Berlin 1846, V, 201 fg; VI, 97 fa., 385 fg.) ausführ- 
lich ————— 

A Die hanſiſchen Verhältniſſe dieſer Städte haben nicht nur früher in J. Voigt's Geſchichte Preu— 
zens vielfache Erläuterung gefunden, ſondern auch fpäter in defien Urfundenfammlung, neuerlich aber 
in Th. Hirfch' Danzigs Handels: und Gewerbsgefchichte, wo namentlich das Comptoit zu Kauen oder 
Kowno in Litauen berüdkfichtigt ift, fowie in v. Bunge's Liv-, eith» und kurländiſchem Uriundenbuch. 
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daß die Hanſa ein Recht hatte, dieſe Bandftreden ale eine unter ihrer thätigen Mitwirkung ge— 
wonnene und behauptete Eroberung, dieſe Stäbte als ihre Pflanzftädte zu betvachten. Aber pas 
Bündniß zwiſchen der kaufmänniſchen und militärifchen Ariftokratie war nicht aufrichtig genug, 
noch in den beiderfeitigen Intereffen hinreichend begründet, um im Nordoſten Europas eine 
Entwidelung aufzuhalten, welche ſich längft vorbereitete. Der Hochmeifter war zu Feiner Zeit 
(wie man wol geglaubt hat) ver Schutzherr, er war nicht immer ein zuverläffiger Verbündeter 
der Hanfa. Handelspolitiſche Betrachtungen lagen ibm fern; wäre es anders geweſen, fo war 
er doch nicht in ver Lage, fie geltend zu machen: im Laufe des 15. Jahrhunderts jind manche ber 
angejehenften preußiichen Städte vom Orden abgefallen und Haben der polniſchen Krone ſich 
zugewandt. Um fo ſchwerer ward ed ver Hanfa, ihre Golonialpolitif an den Küften Preußens 
und Livlands aufrecht zu halten. 

Dieſe Golonialpolitit der Hanſa enthielt im weſentlichen alle die Grundfäge, welde von 
andern Bölfern fpäterhin in außereuropäiihen Golonien beobachtet worden und welche ven 
Abfall diefer Colonien herbeigeführt haben. Für die Belege im einzelnen darf ver Verfaffer 
auf feine in der Note 3 erwähnte Abhandlung verweifen. Hier nur fo viel: den directen Ver: 
Fehr nad und von den öſtlichen Pflanzitädten und ihrem Sandelögebiet hatte ver Bund fei- 
nen eigenen Schiffen vorbehalten, felbit die Landreife (dev Waarentrandport zu Lande, der fi 
den hanſiſchen Statuten entziehen Fonnte) war verboten. Fremde Blaggen follten in den öft- 
lihen Häfen, außerbanfiiche Kaufleute auf veren Märkten nicht zugelaffen werben. Der Verkehr 
der öftlihen Staͤdte nach außerhanfifchen Plägen, ver Verkehr von viefen Plätzen nad jenen Küſten 
follte über Lübeck geleitet werden. Das ift die Bedeutung des lübecker Stapels: Feine andere 
als die des britiſchen Stapels, ven Cromwell's Schiffahrtögefege vorfchrieben, indem fie fremde 
Flaggen von den amerifanifchen Häfen ausſchloſſen und aud den Beſuch anderer europäiſcher 
Häfen als derjenigen des Mutterlandes den Amerikanern ald Schleichhandel unterfagten. 

Es wäre müßig, zu fragen, ob folde Einrichtungen auf die Dauer aufrecht zu halten jeien. 
Wenn die &olonie erftarkt, fo ſucht fie von den Feſſeln ſich zu befreien. Sobald fie ven Muth hat, 
an ihre eigenen Interejlen zu venfen, fo leuchtet ihr ein, daß fie einem fremden Interefle vienft: 
bar gemacht wird. Waren die Livfänder nicht mit Schiffen jo wohl verfeben, daß fie für ihre 
Rhederei ven Bortheil der Frachtfahrt durch ven Sund begehrt hätten, fo empfanden ſie es um fo 
drückender, daß fie in ver Auswahl fremder Schiffe befhränft, des Vortheils einer freien Con— 
currenz ald Käufer wie ald Verkäufer verluftig und felbft im Verkehr mit den benachbarten 
Ruffen an beengende Vorſchriften gebunden fein follten. Engländer und Holländer, wie fehr 
auf ihre Zulaflung den alten Orundjägen widerftreben mochte, waren in den öſtlichen Häfen 
gern gefeben. Der ftile Wunſch der endlichen Emancipation, dad Begehren einer felbftändigen, 
nicht von Bundesitatuten abhängigen Handelspolitif, die Schwierigkeit einer Gontrole, die er: 
ftarfende Renitenz der Betroffenen, das waren fo viele Zeichen der Zeit; nachdem wir den Abfall 
der britiſchen und fpanifchen Golonien geſehen, ift e8 und ein Leichtes, fie zu deuten; dürfen wir 
deshalb die alte Hanfa der Kurzfihtigfeit anklagen, wenn fie ed nicht veritand ? 

Und die Wahrheit zu jagen, ed war nicht allein in Bezug auf die Golonialpolitif, daß die 
neue Zeit an die Pforte zu Elopfen begann. Der geſammte Verkehr ftrebte, ver Leitung nad 
beſtimmten Linien und auf beftimmte Punkte bin, überhaupt der Bevormundung ſich zu ent: 
winden. Die Ordnung des Gomptoird in Brügge in Kraft zu halten, vem Stapel in Brügge, 
den daſelbſt eingerichteten Gontrolen den geſammten weftlihen Verkehr der Hanfa zuzuführen, 
ward allmählich ein Ding der Unmöglichkeit. Die Zeit nahte heran, wo überall das abge— 
ſchloſſene, althergebrachte Weſen der Factorei dem bunten Treiben der Börfe — des freiwilligen 
Sammelplages aller Nationen und Zungen — weichen follte. Die Auffindung neuer Handels: 
wege Fam hinzu: Antwerpen war von den Portugiefen zur Niederlage ihrer oſtindiſchen, auf 
dem Seeweg vermittelten Zufuhren auserkoren ; fo bilvete ſich in ven Niederlanden ſelbſt ein 
Mittelpunkt von ftärkerer Anziehungskraft, und als endlich der hanſiſche Stapel (1540) von 
Brügge nad Antwerpen übergeſiedelt werden follte, da ward man inne, daß der Stapel jid 
überlebt habe. 

Diefe Tendenzen alle bedrohten das alte Syſtem der Hanfa. Nur die Macht ded Bundes, 
nur die Oftfeeberrichaft hatte e8 bisjegt noch getragen. Es bedurfte feiner Sehergabe, um zu 
begreifen, daß es mit ver Oftfeeherrichaft fallen müffe, unabänverlih und für immer. 

Und nun verfegen wir uns auf den Augenpunkt ver Beherrſcher ver ſtandinaviſchen Reiche. 
Was von den Niederländern und von dem Öftlihen Bundesftädten gejagt worden, das gilt von 
ihnen in verboppeltem Maße. Ihr eigener Seevaß, ver Sund, war unter ber Gontrole einer 
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fremben Gewalt. Auf ihren Märkten herrſchte das factifhe Monopol der Hanfa. Es war gar 
nicht das Unklugſte, was der tolle Ghriftiern erfonnen, wenn er der lugen Gigbrit, der Mutter 
feiner Düveke, nachſprach, daß man mit den Niederländern gute Freundſchaft Halten und Kopen: 
hagen zur Stapelftabt des Nordens erheben müffe. Aber er verftand nicht die Union zu leiten 
und bie vereinte Macht dreier Königreiche auf einen Punkt, auf dies ſtandinaviſche National- 
intereffe zu concentriren. Die Hanfa dagegen ging noch der altüberlieferten Politif nah, daß 
man trennen müffe, um zu herrfchen. Mit ven Revolutionen der norbifchen Reiche ſtand der 
Umſchwung der hanfifhen Macht in engem Zufammenhang. Dort, im Sunde ober in beffen 
Nähe, mußten die Würfel der Entſcheidung fallen. 

Mer das alte Syſtem der Hanfa jept noch fefthalten wollte, der hatte ven verſchiedenartig⸗ 

ften Glementen Troß zu bieten: den Anforderungen einer neuen Zeit, der nationalen Entwide- 
lung der ffandinavifchen Reihe, dem entfremdeten, feparatiftifgen Sinn ver öftlihen Pflanze 
ſtädte des Bundes, endlich ben Intereffen der zähen, unbeugfamen, nicht zu ermüdenden Nieder: 
länder. Und diefe Niederländer waren dazumal Unterthanen Kaiſer Karl’ V., in deflen Rei- 
hen die Sonne nit unterging und der „lieber drei Königsfronen miffen wollte, als daß feine 
Burgunder follten vom Sunde ausgeichloffen bleiben‘. 
Dennoch fand fid ein Mann, der allen diejen Gegnern den Handſchuh hinwarf, Jürgen 
Wullenweber, den eine demokratiſche Bewegung inmitten der Eirhlichen Umwälzungen raſch auf 
die höchſte Stufe ver Ehren in feiner VBaterftadt Lübeck emporgehoben hatte. Es iſt lächerlich, 
daß die Geſchichte To lange ihn ald das Urbild eines großen Demagogen und fein Schickſal an- 
dern Volksmännern zum abſcheulichen Grempel vargeftellt hat. Seine Feinde haben jeine Ge- 
ſchichte gefchrieben und die Kunden deſſen, was er gewollt, entftellt oder vernichtet. In Lübed 
ſelbſt fließen die Quellen für die Würdigung feiner Politit am fpärlihften.?) Doch ift es nicht 
gelungen, alle zu verfchütten. Nie hat ein Einzelner fühner und gewandter zugleich für vie In- 
tereffen feiner Heimat geftrebt. 

Man muß geftehen, daß die Zeitumftände, wenn man das Herz hatte, fie zu benugen, den 
Plan zu begünftigen fhienen. Guſtav Wafa war durd) die Lübecker auf ven ſchwediſchen Thron 
geſetzt; Friedrich, Herzog von Holftein, konnte nur durch den Beiftand der Lübecker ih auf dem 
däniſchen Thron behaupten. Wenn jemals, fo war jegt die Möglichkeit gegeben, von den nor= 
diſchen Königen für Lübeck zu erlangen , was man wollte. 

Guſtav Wafa gab aud) wirklich ven Lübeckern und ihren Bundedgenoffen zum Dan für ihre 
Hülfe (denn Silber und Gold hatte er nicht) höchſt wichtige Privilegien, das wichtigſte dies: daß 
ausländifhe Nationen von der Fahrt durch den Sund oder Belt ausgefchloffen fein follten. Zu 
ewigen Tagen, lautete die Verheißung, und nad wenigen Jahren war der Schwebenkönig ſchon 
ernftli) bemüht, jein Volf von vem Monopol wieder zu befreien; durch ein großartiges Kanal= 
werk hoffte er eine Verbindung mit der Weftfee, unter Vermeidung der Meerengen, berzuftellen. 

Noch wichtiger war ed, von Dänemark eine der ſchwediſchen entipredhende Zufage auszuwirken. 
Friedrich I. Hatte fi bei feiner Thronbefteigung auf nichts eingelaffen als auf eine allgemeine 
Beftätigung der alten Freibriefe. Acht Jahre ſpäter fuchte er Lübecks Beiftand gegen ven ent: 
thronten Chriftiern, der (wie man glaubte, mit Zuſtimmung ſeines Schwagers, Karl's V.) feine 
Krone zurüderobern wollte. Eine lübecker Geſandtſchaft, deren Seele Wullenweber, verlangte 
(1532) in Kopenhagen die Einwilligung Dänemarks zu einer Schiffahrtsacte, nach weldyer vie 
Holländer fo wenig ald die öftlichen Städte mit Stapelgütern follten durch den Sund fahren 
dürfen. Den Preußen follte verftattet fein, Stapelgüter, ihnen eigen zugehörend, gegen Gerti- 
fieate nad England zu bringen; die Schotten, Engländer und Franzoſen follten gleichfalls 
Maaren, die ihnen jelbft zugehörten, gegen Gertificate, nicht aber Stapelgüter um Fracht führen 
dürfen. Man fieht, bier ift eine vollftändige Schiffahrtsacte, dad Vorbild der um 128 Jahre 
jüngern engliſchen; die Stapelgüter entſprechen den enumerated articles, der eigene Beſitz ber 
Waaren der direrten Ausfuhr aus dem Erzeugungslande. Und das war nur eine Erneuerung 
der Vorfihriften,, Die von gemeinen Hanfeftäbten vor alters fchon beliebt gewefen. Auch Crom— 
well würde mit derfelben Verachtung wie Wullenmweber die Bermuthung zurüdgemwiefen haben, 
als Handle es ſich lediglich um den Gewinn der Frachtfahrt, den man andern Schiffen nicht gön- 
nen wollte. Denn es galt der Überwachung und Leitung des gefammten Verkehrs, der Aufrecht— 
haltung der Herrſchaft in den Colonien, überhaupt dev Seeherrſchaft. 





5) Der Berjaffer fanmte bie zahlreichen Materialien noch nicht, welche Waitz feitbem in feinem ge— 
diegenen Werte üiher Jürgen Wullenmeber vereint und benugt hat. 
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Die dänischen Reichsräthe haben ganz recht, wenn fie einwenden, es würde dem Rei nicht 
allein nachtheilig ſondern ſchimpflich ſein, darein zu willigen. Oder hätte man nicht aufs neue 
den Sund einer fremden Gewalt unterworfen? Hätte man nicht (um an die unabweisbare Pa— 
rallele zwiſchen dem Sund und den Dardanellen zu erinnern) den Beiſtand Lübecks um den 
Preis eines Vertrags von Unkiar-Skeleſſi erkauft? Ein zweiter Weigerungsgrund der Dänen 
ift diefer: die öſtlichen Städte des Hanfebundes jelbit, Riga, Reval, Danzig zumal u. a., wür: 
den ſich ſolche Beichränfungen nicht gefallen laſſen. Aug damit hat es feine Richtigkeit. Die 
öftlichen Städte waren der lübecker Golonialpolitif müde; fie fahen in den Nieverländern viel 
eher Verbündete ald Feinde. 

Dänemark befolgte nun eine fhlaue, aber charakterſchwache Politik, ein Schaufelfoftem zwi: 
ſchen den hanfifchen und den niederländifchen Intereffen. Nach König Friedrich's I. Tode woll- 
ten die Reihsräthe von den Verfprehungen nichts mehr wien, fie fchloffen mit Schweden ein 
Bündniß, weil auh Schweden mit Lübeck zerfallen war; das ift, weil beide ſkandinaviſche 
Völker fi) emancipiren wollten. 

Wullenweber dachte fie für den Treubrud zu züchtigen und durch Waffengewalt fie zum 
Dank für Lübecks geleiftete Dienfte zur Unterwürfigkeit unter Lübecks Macht zurüdzuführen. 
Lübeck ftand ifolirt; raſch und Eräftig mußte verfahren werden. Erwägt man die ganz einzigen 
Schwierigkeiten feiner Lage, tritt man näher hinzu, fo verliert feine Politik viel von dem Schein _ 
des Abenteuerlihen. Daß er Ehriftieggn wieder zum König machen wollte, ift nicht ermwiefen, 
und wenn ed wäre, jo hatte Chriftiern eine ftarfe Partei in Danemarf. Heinrich VII. von Eng: 
land Hatte Lübecks Bündniß gelucht; ſollte Wullenweber die anſehnliche Subfidie zurückweiſen, 
welche der große Theolog von Windjor für die Erfüllung feiner mehrfahen Wünfche anbot und 
wirklich auszahlte? Wenn er mit der demokratiſchen Partei in Dänemarf Verbindungen an: 
fnüpfte, war es nicht ganz natürlich, daß ihm, dem Vorkämpfer ver lübeder Demofratie, unge: 
fucht die gleihen Sympathien im fremden Land entgegenfamen? Wenn er nad) einem Präten- 
denten für den ſchwediſchen Thron ſich umfchaute, darf man ihm fein Zürnen über ven Wort: 
bruch des Schwedenkönigs verdenken? Wäre es nicht vielmehr an dem Schweden gewefen, nicht 
zu verfprechen, was er, ohne die Intereffen feiner Heimat zu verleugnen, nicht halten fonnte? 
Das Überrafchenpfte bleibt wol der Waffenftillftand, ven Wullenweber 1534 mit den Nieder: 
ländern abſchloß; und doch rechtfertigt ſich auch dieſer durch das Bedürfniß, die Niederlande und 
Dänemark zu trennen, des einen Gegners zeitweiſe ſich zu entledigen, um inzwiſchen den andern 
zu erdrücken, vielleicht auch dem Zorn des Kaijerd auszuweichen und die ftetd angebrohte Inter: 
vention in Lübeas innern Angelegenheiten abzuwenden. 

Die unglückliche Schlacht von Aſſens iſt es nicht, welche den Sturz Wullenweber's und den 
Verzicht Lübecks auf die Oſtſeeherrſchaft entſchieden hat. Seitdem die Acten des Hanſetags von 
1535 ans Licht gebracht ſind (wir haben ſie an dem in einer frühern Anmerkung bezeichneten 
Ort ausführlich nach dem bremiſchen Archiv dargeſtellt), läßt ſich mit Beſtimmtheit ſagen: 
Wullenweber's Stellung war ſyſtematiſch untergraben und ſein Sturz herbeigeführt durch eine 
Coalition ſehr verſchiedener Parteien: erſtens der Conſervativen, welche das ariſtokratiſche Regi— 
ment in Lübeck, der alten Ordnung und des guten Beiſpiels wegen, hergeſtellt wünſchten; zwei— 
tens der öftlihen Bundesſtädte, welche in Wullenweber den Vertreter und Vollſtrecker einer 
ihnen fo drückenden Schiffahrtsacte und Golonialpolitif haften und verfolgten; drittens endlich 
der Gleihgültigen und Angftlichen, welche vie Anftrengung fcheuten und vor fühnen Entwürfen 
zurüdfbebten. Bemerkbar ift aud) das Bemühen der fhmalfaldifhen Bundeshäupter, zwifchen 
Lübeck und dem proteftantifhen König von Dänemarf, Ehriftian IIT., zu vermitteln, damit nicht 
die Streitfräfte, über melde die Reformation verfügen fonnte, durch andere Intereffen getrennt 
und zwiefpältig bleiben möchten. Ein jo feltner und mächtiger Mann wird nicht einfach beifeite 
geſchoben, er wird geopfert. Weldye Künfte find aufgeboten,, um ihn mit dem tollen communi= 
ftifchen Treiben ver Wiedertäufer in eine jheinbare Beziehung zu bringen und ven Fanatismus 
gegen ihn zu bewaffnen! Die wieverhergeftellte Partei feiner Feinde im alten Rath von Lübeck 
überließ ihn der Rache der Junker und der Pfaffen. Er trug die Martern und ſtarb den Tod 
eines gemeinen Miſſethäters. In ſeiner Bruſt gingen die letzten kühnen Gedanken des Hanſe— 
bundes zu Grabe. Gr war der letzte deutſche Staatsmann, der ein Syſtem ſelbſtändiger Han- 
dels⸗ und Schiffahrtspolitik auf ver Grundlage der Seemacht aufzuführen geſtrebt hat. 

III. Die Zeit ver Einbußen und ver Auflöſung (1535 — 1648). So vereinzelt, 
wie Lübeck am Schluß des vorigen Zeitraums ftand, möchte es faft feinen, als ob wir nur Die 
widrigen Schickſale einer Stadt zu fchildern gehabt, dazu noch einer Stadt, die gutentheils 
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für ibre Sonderinterejlen gekämpft und in diefem Streit unterlegen. Aber nichts Eönnte irriger 
fein ald diefe Auffaſſung. Das Deutſche Reich hatte feinen Seehandel als den, welchen die Hanfa 
trieb ; diefer Srehandel hatte feinen Schuß, ald den ihm der Städtebund gewährte ; ber Stäbte- 
bund war nur mächtig, folange Lübeck mit feiter Hand und hohem Sinn feine Madt zufamımen- 
bielt und lenfte und, im Verein mit fehr wenigen Genofien, die größten Anftrengungen beftritt, 
ohne andere Wieververgeltung, ald die ihm durch feine Vorrechte, durch Die Bevorzugung, wenn 
man will, feiner Sonderintereflen zu Theil ward. Danach mag man ermeflen, ob die Schwä- 
hung Lübecks auf ven Bund, ob die Auflöjung des Bundes auf die deutſchen Intereflen zurüd: 
wirfen mußte, und ob der Fehler zumeift an Lübecks Eigenſucht oder an der Verfaflung des 
Städtebundes, oder ob er vor allem an der deutſchen Neichöverfaflung lag. 

&o mag denn dem vaterländiihen Gefühl wol unheimlich werden bei der Aufichrift, welche 
wir diefem dritten Zeitraum voranftellen mußten. Doc follen wir auch jeine Haupterfcheinun: 
gen dem Blick des Leferd vorüberführen.‘) Das jagt ſich von jelbit, daf die Beziehungen zu den 
fandinavifchen Reichen ganz anders ſich geftalteten. Dänemark fing an, auf Koften des deut: 
Ihen Verfehrs ven Sundzoll augzubeuten. Wenn es im Odenſeer Bergleih (1560) die wendi— 
ſchen Städte privilegirte, jo war ed eine Gunft, und die Verſuche, ven Gewichts: in einen Stüd: 
zoll, d.h. einen Zoll vom Werth ver Waaren umzumwandeln, öffneten der Willfür Thür und 
Thor. Mit Schweden hat Lübeck, getrennt von feinen Bundesgenoflen und zu Hamburgs be— 
ſonderm Verdruß, jeinen legten großen Krieg geführt 1663 — 70, deſſen Anlap mit einer ver 
betrübendften Veränderungen zufammenbing, nämlidy mit vem Abfall Livlands vom Deutſchen 
Reich. Die Handelöcolonien in Livland waren ihren Gründern dermaßen entfremdet, daß ſie 
nicht allein, mit Umgebung aller Statuten, den Verkehr mit Rußland auf eigene Hand trieben, 
ſondern fie ftellten die alten Hanfeftädte andern Fremden gleih und braten gegen fie das Sta: 
tut zur Anwendung, daß Gaft mit Gaft nicht handeln foll. Als nun dad ruffiiche Reich, nad 
Abſchüttelung des tatariihen Jochs, feiner eigenen Kraft inne ward, ftrebte ed nach der Ditfee: 
küſte hin, bedrohte und bedrängte die Städte Kivlands, die bei der hanfifhen Seemacht (ver ein- 
zigen, welche hätte retten können) auf willigen und herzlichen Beiftand nicht mehr zählen durften. 
Die Blindheit der hanſiſchen Politik, die noch ſchmählichere Blindheit und Ihatenlojigfeit des 
Deutſchen Reichs geht nur zu anihaulih aus diejen Verhandlungen hervor, die wir an einem 
andern Drte aus archivaliſchen Quellen vargeftellt haben. Unbeachtet blieb ein Entwurf 
(1558), der die Möglichkeit nachwies, mit einer Aufwendung von 200000 Thlrn. ganz Liv: 
land für die Hanfa zu erobern. Ebenſo gänzlich in ven Wind geſprochen war ein Vorſchlag des 
Kaiferd auf den Neichstag zu Speier (1570), zur Rettung Livlands einen Reihsadmiral auf: 
zuſtellen. Und das zu einer Zeit, als die ganze deutſche und jkandinapifhe Oftfeefüfte von 
dem Angftruf widerhallte, der „Muskowiter“ tradhte danach, jih zum Herrn der Dftfee auf: 
zuwerfen. Es ift wahr, erft ſeit Beter dem Großen reifte die für Deutjchland und für ganz 
Europa fo unfaglid bittere Frucht. Aber, gleichviel, zu weilen Gunften zuerft, für Deutſch⸗ 
land ging ſchon damals und infolge jener Misftimmung und Unmadht die deutſche Golonie Liv: 
land verloren. \ 

Haft gleichzeitig vollzog fi) eine andere ſchwere Veränderung, die und bald hätte bejtimmen 
Eönnen, diefem Zeitraum die andere Überſchrift zugeben: Deutſchland und England im 16. Jahr: 
hundert. Denn zu dem unwürdigen Misverhältniß, das heute von allen denkenden Deutſchen 
in unfern auswärtigen Hanbelöbeziehungen jo fhmerzlih empfunden wird, ift damals ver 
Grund gelegt. Die erfte Urſache diefer vollftändigen Umkehrung des frühern Verhaltens war 
eine nur zu natürliche Reaction. Täuſchen wir und nicht: von feinen frühern Königen, die un: 
ſere deutſchen Kaufleute einft jo hoc privilegirten, war das englifche Volf auf eine empörende 
Weiſe preiögegeben worden. Fragt man, wieweit denn wir Deutſchen vor den Engländern be- 
vorzugt geweſen, fo dient zur vorläufigen Antwort: im Jahre 1551 find aus England durch 


6) Neben Sartorius, Bd. III, ift als jelbftändige, durchaus quellenmäßige Bearbeitung dieſes Zeit: 
raums zu empfehlen: &. 6. H. Burmeifter, Beiträge zur Gefchichte Europas im 16. Jahrhundert, aus 
den Archiven der Hanſeſtädte (Roſtock 1843). Für die Verhältniffe mit England find zu vergleichen 
I. Möfer's Patriotifche Phantafien, Nr. XLIX, und Burgon, Life and time of Sir Th. Gresham 
(London 1839), worin ſich Notizen finden, welche Lappenberg dem Biograpben aus dem hHamburgifchen 
Archive (vor dem Brande!) mitgetheilt; ferner Lappenberg's Urfundliche Gefchichte bes deutichen 
Stahlhofs in London (Hamburg 1851 fg.), welche viele urfundlich beglaubigte Nachrichten über die 
et andere hanftiche Gildhallen in England mit der Darftellung ber Geſchichte der Hanfa ver: 
we 
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die. Hanja 44000 Stück engliſche Tücher audgeführt, von ven Engländer jelbft nur 1100. Fragt 
man weiter nad dem Grunde, fo geben wir ihn an, nicht wie die Beſchwerdeſchrift irgendeines 
Eugländers, ſondern wie der hanſiſche Syndikus Sudermann ihm darlegt: die Hanſa entrich— 
tete, ihren Privilegien zufolge, an Ausfußezoll für jedes Stück 3 Pfennig Sterling; für andere, 
die nicht zur Hanfa gehörten, war der Sag für dad Stüd weißes Tuch 5 Schill. 9 Pf., gefärbtes 
9 Schill. 3 Pf. Daß eine fo beifpiellofe Handelspolitik nicht Beftand Haben konnte, ift klar; 
ebenjo, daß man die Hanſa nicht ſchlechter ſtellen konnte, ohne ihren Privilegien zu nahe zu 
treten. Alſo mußte England erft hinlänglich erftarkt fein, um einen Gewaltſtreich durchzuführen. 
Einzelnen Verſuchen der englifhen Negenten hatte die Hanſa ftets ihre Macht entgegengeftellt ; 
in 15. Jahrhundert ift mande blutige Seeſchlacht zu Gunſten ver Hanfa entſchieden. Aber wie 
Rußland ji confolidirte, ald ed der Tataren ji erwehrt, jo England, nachdem es von dem 
Irrlicht eines Länderbefiged auf ven gegenüberliegenden Feftlande ſich losgeſagt und nachdem 
der lange Bürgerkrieg der beiden Roſen gefchlichtet war. Nun bedurfte e8 eines hellen Herr- 
ſcherblicks und folgerichtiger Thatkraft; wer aber hätte beides in gleichem Maße auf den engli: 
fen Thron gebracht wie Eliſabeth? Daher ift e8 denn ihr Werk und das des ſtaatsklugen Bur- 
Leigh, das wir zu betrachten haben. Der legtere war der Hanfa gar verhaßt, weil er wol einmal 
ihre Gefandten „mit faft unfauberer, filgiger Schmigrede angezippt”, obwol das feine unebene 
Rede war, wenn er ihnen fagte, es wäre ein fchlechter Hirt, der fremdes Vieh befjer weiden 
wollte als fein eigenes, auch fönnten fie nicht behaupten, fie feien ausgeſchloſſen, folange ſie fo 
frei handeln könnten als die Engländer felbft, und freier ald die Brangojen, Flandrer, Hollän- 
der, Schotten und andere Völker. Wirklich trat Eliſabeth mit viefem Vorſchlag einer Gleich— 
ftellung der Hanja mir den Gingejellenen und Bevorzugung derfelben vor allen andern Völkern 
auf, einem Vorfhlag, den die Hanſa fehr viel beifer gethban haben würde jich gefallen zu 
laffen, anftatt mit juriftifher Schärfe auf dem Buchftaben ihrer alten Privilegien zu beftehen. 
Es ift wahr, daß Eliſabeth nod eins begehrte, nämlich gleiche Gunft für ihre Unterthanen in 
den Hanſeſtädten; aber Reciprocität war jhon im Wortlaut des Litrechter Vertrags (1474) be: 
gründet und im Widerjpruc mit dem klaren Buchftaben ven Engländern vorenthalten worben, 
wenn fie 3.3. eine Factorei nach Art des Stahlhofs irgendwo in den Hanfeftädten in Anfpruch 
nahmen. Als die Hanja vie Gleihftellung mit ven Engländern verihmähte, befchränkte die 
Königin die Erlaubniß zur Ausfuhr ungefärbter Tücher, felbft gegen Entrichtung des höhern 
Zolld, auf 5000 Stück. Köln verjuchte zu retorquiren, indem ed einen Thaler Zoll auf die 
Einfuhr engliihen Tuches flug; es war eine vereinzelte, Eraftlofe Maßregel. Der Hanjetag 
wandte fih mit jeinen Beſchwerden an den Reichstag: die einzige Hülfe jei, den Engländern 
allen Verkehr mit Deutfhland und den Verkauf englifher Güter in Deutjchland zu unterfagen. 
Die Inftruction an ihre Abgeorbneten gibt viel zu denken. Wenn ver Kaifer fammt Kurz und 
andern Fürſten etwa die englifhen Tücher ganz verbieten wollte, um die Verarbeitung der 
deutihen Wolle im Vaterland enıporzubringen , fo follten die Abgeordneten fi beſtimmt vage: 
gen erklären, weil der Handel dadurch allzu jehr leiden würde und weil doch der Verkehr mit 
England fo ungemein vortheilhaft ſei. Alfo nur die Engländer follten nicht den Deutſchen die 
engliſchen Tücher zuführen; fle ſelbſt, die Hanfa, wollte ih den Bortheil ihrer Verwerthung 
ausfhließlich vorbehalten. Man hat es oft gefagt, der. Kaufmann ift ein Egoift. Das ift fehr 
wahr, und nod mehr, der Landmann fäet und der Fabrikant fabrizirt nicht um des lieben Vater- 
Landes, fondern um feiner felöft willen. Aber Hier ift es wirklich ein kurzſichtiger Egoismus, ber 
den nahen Gewinn der Einfuhr fremder Fabrikate den größern Vortheilen vorzieht, welche auch 
für den Vermittler des internationalen Verkehrs aus einer Entwidelung der einheimiſchen Ar- 
beitöfräfte, aus dem Erftarken ver einheimischen Induftrie und des gefammtvaterländifchen Wohl: 
ftandes erwachſen. Es braucht wol hier nicht und braucht überall jet nicht mehr bevortwortet zu 
werden, daß dies nicht die Theorie des Mercantilfgftems ift. Wie viel gefünder war fhon die 
Maßregel Eduard's II. gewefen, der den Ausgang der Wolle Höher verfteuern lich ald die Aus: 
fuhr des Tuches, eine Mafregel, die zu einer Zeit und in einem Lande, wo man die Handels— 
politik durch den Hebel ver Ausfuhrzölle regierte, vem befannten Orundfag entſprach, den fabri: 
zirten Artikel bei ver Einfuhr Höher zu befteuern als das Halbfabrifat und dieſes höher ald den 
Rohſtoff. Die hanſiſche Inftruction erinnert an dad Wort des großen De Witt: der deutſchen 
Hanfa fehle ed an einem Stüd, fie habe fein Manufacturintereffe hinter ſich. Früher, folange 
die Verbindung mit ven Binnenftädten eine lebhaftere, die Bemühungen um den Flor und felbft 
die Überwachung ihrer Induftrie eine eifrigere geweſen, ließ ſich diefe Ausftelung nicht machen. 
Aber je lofer die Verbindung ward, jemebr die deutjche Induftrie ſank, je mehr die Hanfa aus 
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dem Zwiſchenhandel mit fremden Fabrifaten ihren Gewinn zog, deſto mehr trat das. nationale 
Intereſſe bei ver Aufrechterhaltung des deutfchen Seehandels in den Hintergrund. 

Übrigens konnten die Hanſeſtädte fih nur beruhigen, Kaifer und Reich verfielen nicht auf 
fo heroiſche Mafregeln wie die im voraus verbetenet Ein Berwendungsfchreiben des Kaifers 
an feine Schwefter von England, das war alled; und es that ganz und gar Feine Wirfung. 
Da machte Hamburg feinen Separatfrieden mit England ; ed nahm Gedoch behutfam, nur auf 
zehn Jahre und unter dem lebhaften Einſpruch vieler feiner eigenen Bürger) die engliihe Com: 
pagnie der Merchant Adventurers bei ih auf. Der Hanſetag von 1572 brachte bittere Bor: 
würfe ; recht als Verrath an der gemeinfamen Sache ward diefe Maßregel ausgelegt. Formell iſt 
auch wenig zu ihrer Rechtfertigung zu fagen. Indeß führte der Rath von Hamburg an, man 
babe vor allen Dingen für die Wohlfahrt der eigenen Stadt zu jorgen; Emben habe die Adven— 
turerd aufgenommen und Vortheil daraus gezogen; weshalb man denn einer-Stabt, die nicht in 
der Hanſa begriffen, einen Bortheil gönnen follte, den man ſich ſelbſt zuwenden könne u. dgl. m. 
Das Schlimmfte war, daß Elifabeth durd die Aufnahme ihrer Untertbanen in Samburg fi& 
nicht, wie man wol gehofft, hatte bewegen laffen, die alten hanſiſchen Privilegien aufs neue zu 
beftätigen. Der Sturm war fo groß und audy der Kaifer warnte fo ernitlich vor einem Separat- 
abfommen, daß Hamburg nadı Ablauf der zehn Jahre nicht wagte die Engländer ferner zu be= 
berbergen. Die Verhandlungen mit England gingen nicht vorwärts, man brehte ſich beiderſeits 
in einem fehlerhaften Cirkel; man wälzte, wie Elifabeth fagte, ven Stein des Siſyphus. Die 
Hanfa verlangte, die Königin folle confirmiren, dann wollte fie den Engländern die „Re: 
ſidenz“ verftatten; die Königin begehrte vor allem die Cinräumung der Refidenz, dann könne 
von den Privilegien die Rede fein. Übrigens war Eliſabeth noch immer nicht zum Außerften 
entfchloflen , ſie drohte wol, führte es aber nicht aus, die Hanſa andern Fremden gleichzuftellen. 
Sie konnte ihrer Zufuhr von Schiffömaterial und andern Vorrätben nicht entbehren, auch war, 
vor der glücklich abgewandten Gefahr der Armada, ihre Zuverficht zu der eigenen Seemacht no 
nicht ftarf genug, um einen Gemwaltftreih zu wagen. Gar wenig aber beichaffte ver ſtehende 
Ausſchuß der Hanfeftädte in der englifchen Sache, außer daß der radicale Gegenſatz der lübecki— 
ſchen und der hamburgiſchen Politik noch fhärfer hervortrat. 

Diefer Gegenfag ift nicht allein für diefe englifche Angelegenheit jehr folgenreich geworden. 
Er bildete das zahme Nachfpiel zu der großen Tragödie von Wullenweber's Ausgang. Die Lü— 
beder wollten die alten Privilegien, die ganzen Privilegien, nichts ald die Brivilegien. Was 
kümmerte fie die veränderte Weltlage? Sudermann's Ideal war die Herftellung der guten alten 
Sitte in den Bactoreien, die Einführung derfelben in das ftattlihe Haus, das die Hanfa in Ant- 
werpen gebaut und das noch ftrengerer Satzung gehorchen und größere Schäße erwerben ſollte 
als das in Brügge. Aber Sudermann war nicht ein Kriegsheld, um die Privilegien zurück⸗ 
zuerobern, oder um fremde Neiche, wie der Secretär des Stahlhofs ed ausbrüdte, „unter dem 
Daumen zu halten’, fondern er war ein gelehrter, wohlbeftallter hanſiſcher Syndikus; feine 
Deduction für den Reichstag war fo lang, daß man in der Reichskanzlei 150 Thlr. Schreibgelr 
dafür bezahlen mußte und daß die Faiferlichen Näthe erklärten, fie würden fie gar nicht lefen, 
wenn fie nicht abgekürzt werde. Hamburg dagegen fonnte in den Debatten die Bemerkung nicht 
unterbrüden: e8 habe mit dem Königreich England wie mit andern Königreichen jet weit aus 
eine andere Öeftalt ald vor 2—300 Jahren. Ind Hamburg hatte auch noch andere Dinge nicht 
überfeben fönnen. Allerdings hielt e8 auch auf Antwerpen die Augen gerichtet. Aber Ant- 
werpens Blüte datirte fih von der Zeit her, als es die englifhen Adventurers bei fih aufge— 
nommen. Die Häufer waren damals mit Stroh gedeckt gemefen, die Bewohner hatten von ver 
Landwirthſchaft und dem Fifchfang gelebt. Und was war aus Antwerpen geworden! Welcher 
Handel, weldes rege Leben, welcher glänzende Wohlftand bei jeder Klafle von Bürgern! Wob- 
nungen, die vor 50 Jahren 40 — 60 Thlr. Miethe getragen, trugen jetzt 4— 800. Wenn es 
wirklich einen hamburgiſchen Staatsmann gab, melden die Trophäen Antwerpens nicht ſchla— 
fen ließen, jo war ed ein Vorzeichen Fommender Dinge, denn Antwerpens Erbſchaft war uns be= 
ſchieden; bie kaufmänniſche Intelligenz, das faufmännifche Kapital feiner Ausgewanderten bat 
den Großhandel, den Welthandel zuerft in Hamburgs Mauern eingeführt und die wichtigſten 
Öffentlichen Inftitute in dieſer Stadt gegründet. Das alles aber war ein Gegenfaß zu der alten 
abgeſchloſſenen hanſiſchen Strenge. Es war vielleicht mehr ein zutreffenver Inftinct als ein 
klares Bewußtſein, wenn Hamburg viel früher als Lübeck das Wefen der neuen Zeit erfannte. 
Daß es in diefer Erkenntniß ſchon vorgefhritten war, beweift feine Politik, Die den Lübeckern fo 
viel Herzeleid machte, daß Lübeck nicht Worte genug fand über ven ſchädlichen Figennug, in 
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welchem die vornehmften Bundesglieder ſich losreißen, ja daß ed erklärte, es würde felbft aus 
dem Bunde fheiden, in welchem die alte Gefinnung nicht mehr wohne, wenn ed nicht durch Die 
Macht der alten Erinnerungen in treuer Pflichterfüllung ſich gebunden hielte. 

Lübecks Syftem warb von Jahrzehnd zu Jahrzehnd mehr eine Unmöglichkeit. In Bezug 
auf England würde das hamburgiſche Syftem, Aufnahme der Engländer unter ven gleichen 
Bedingungen wie die der Deutihen in England, einer billigen und anftändigen Reciprocität 
entſprochen haben, wie fie im Grunde nad dem Utreihter Frieden gar nicht geweigert werben 
konnte. Aber vann hätte die Hanſa einmüthig und aufrichtig zu diefem Syftem ſich befennen 
und ernftlih darüber wachen müſſen, nicht allein, daß den Deutſchen in England jede bilfige 
Gunſt gefichert bleibe, ſondern auch, daß die Zulaffung der Engländer in Deutſchland nicht zu 
Misbräuchen führe und nicht unter Beeinträchtigung der Deutfchen zu einfeitiger Bevorzugung 
der Engländer audarte. Noch war die Zeit, wo man eine ehrenhafte Mitbewerbung unter glei= 
hen äußern Bedingungen antreten Eonnte. Die Hanfa mußte auf das unhaltbare Monopol 
verzichten , nicht aber es fich aus den Händen winden und. in die Hände der Engländer übergeben, 
laſſen. Wenn aber einzelne die zu hoch gefpannten alten Anſprüche fallen liefen, wenn einzelne 
die Engländer bei jih aufnahmen, fo fonnten nicht allein fie ſelbſt dem Schein der Eigenfucht 
nicht entgehen, fondern die Vertheidigungslinie war durchbrochen, mitteld deren man hätte 
retten können, was billig und zeitgemäß war, und jede adhtunggebietende Einheit war ver— 
ſchwunden, durch melde die Deutichen ihr Verhältnig zu England auf der vertragämäßigen 
Baſis voller Reciprocität hätten feftftellen mögen. 

Das Reid) bot eine ſolche Einheit ein für allemal nicht var. Man jah ed wieder recht deut: 
lich, ald 1582 die Sache an ven Reichstag fan. In Häberlin’d „Reichshiſtorie“, Bo. XII, find 
die Berbandlungen zu lefen. Die Kurfürften wollten ed erſt mit einer Geſandtſchaft (aber wer 
follte die Koften tragen ?), dann mit dem Ernſt verſuchen; die Engländer, hieß es, würden ihre 
Tücher wegen der großen Menge über zwei Jahre nicht halten können. Die Städte waren 
dafür, mit dem Ernft anzufangen; augenbliclihe Suspenfion der englifhen Kaufleute, wo fie 
im Reiche jich finden möchten, das fei „ver Keil, um die Königin zur Gebühr zu treiben“. Am 
16. Sept. 1582 erfolgte einbellig dad Reichsgutachten, augenblicklich den Adventurers überall 
im Reid die Handlung niederzulegen. Das Eaiferlihe Mandat aber ward erft im Jahre 1597 
wirklich erlaflen! Beim Reihstag in Augsburg war ein engliiher Gejandter, George Gilpin, 
eingetroffen. Auf feine Argumente läßt die Mahnung des Stahlhofichreibers fließen, wenn 
er au den Städten die Nothwendigfeit vorhält, „durch fothane hübſche, luftige und ſchöne 
Berehrungen die Augen und Gemüther der Herren zu beluftigen“‘. In der Zwifhenzeit waren 
die Adventurerd vorübergehend wieder in Hamburg erſchienen; ver Ratb von Stade hatte ihren 
Beſuch durch eine eigene Geſandtſchaft erbeten und einen Hof, eine Börfe, eine Kirche für die 
Engländer in Stade einzurichten verheigen, mit der Entſchuldigung an den Hanjetag: „ver all= 
mächtige Gott weife ihnen einige Nahrung zu, damit die Bürger ein Stud Brot Eriegen und 
ih des Hungers erwehren möchten.“ In der Zwiſchenzeit hatte ferner Glifabeth im Tajo 60 han— 
ſiſche Schiffe weggenommen; ed war 1589, in der Siegeäfreude, weil die fpanifhe Armada nad 
alten Winden verweht, und die Schiffe flärften ven Spanier mit Getreidezufuhr. Wismar war 
jehr Eriegerifch und auch der Kaifer erließ (acht Jahre fpäter) dad Mandat, was die Vertreibung 
aller Engländer binnen drei Monaten gebot und die Ausfuhr der Wolle aus dem Reich unter: 
fagte. Nun war Elifabeth beleidigt, fie nahm den Stahlhof weg; am 4. Aug. 1598 fhrieben 
die Stahlhofsbeamten: ‚Hierauf feind wir mit Betrübniß unferd Gemüths, der Oldermann 
voran und wir anderen hernacher, aus der Pforte gegangen, und ift vie Pforte nach und zuge— 
ſchloſſen, haben auch die Nacht nicht drin wohnen mögen. Gott erbarm’ es!“ Der Stahlhof ift 
wol wieder zurüdgegeben ?), aber die alten Privilegien in England waren dahin; zu einem zeit: 
gemäßen Vertrag ift ed nicht gefommen, die Engländer erjhienen wieder im Reich, ald ob nichts 
vorgefallen wäre. Da man fie anderwärtd duldete, warum hätte man fie in Hamburg zurüd: 
weilen follen? Im Jahre 1611 nahmen fie daſelbſt unter contractlich feitgeftellten Bedingun— 


7) Nachdem die Fleinern hanfifchen Stahlhöfe ſchon früher veräußert oder verfchollen find, ift der 
nad der londoner Fenersbrunft vom Jahre 1666 von dem derzeitigen Hanfeftädten neu erbaute, an einer 
der für Waarenniederlagen günftigften Stellen des Themſeufers belegene hanfifche Stahlhof zu London 
an Engländer für die unerwartet hohe Summe von 72500 Pf. St. durch die Bermittelung bes Inge: 
nieurs W. Lindlay verfauft worden. Der 1858 befchloffene Berkauf des Ofterlinger Haufes zu Antwers 
pen iſt wegen dortiger ftäbtifcher Verhaͤltniſſe noch nicht ausgeführt. 
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gen ihre Reſidenz; im Jahre 1618 erzwangen ſie eine Anleihe durch die Drohung, die Stadt 
wieder zu verlaffen! Und nun denfe man ji doch nicht etwa England bereits ald eine Seemacht 
erften Ranges. Glifabeth hatte zur Ergänzung ihrer Kriegsmarine fortwährend fremde Kriegs— 
fehiffe gemiethet; vor Cadix waren 1595 holländiſche, lübiſche, danziger Schiffe beſchäftigt; in 
ihrer Handeldmarine waren nur vier Schiffe, melde den Gehalt von 400 Tonnen erreichten. 
Sir Walter Raleigh veriiherte unter Jakob I.: „Wir haben nur 100 Schiffe in der Oſtſee, Die 
Holländer haben 2000. Selbit in den britischen Gewäſſern ward die Fiſcherei zum Iheil durch 
fremde Fahrzeuge betrieben. Den Hanfeftäbten aber ftellte John Wheeler 1601 dad Progmo- 
ftifon: „Die meiften ihrer Zähne find ausgefallen, die übrigen figen nur noch loſe.“ 

Er hatte nur allzu jehr recht. Ein oftenfibled Verzeihnig nennt 1603 zwar nod 58 Hanſe⸗ 
ſtädte, wir wiffen aber ®), daß um diefelbe Zeit nur 14 mit Sig und Stimme und mit Matri- 
eularzahlungen beim Bunde ſich noch betheiligten. Kaifer Rudolf II. erſchreckte vie Städte 1606 
durch das urplöglice Begehren, ihre Privilegien und Statuten einzufehen. Die Bolgen ver 
Geſuche an Kaiſer und Reich in der engliihen Sadje blieben nicht aus: Geldforderungen zum 
ungarifchen Kriege und num diefe erfte Regung des ſchlummernden Oberaufſichtsrechts, dem 
man indeß, wie jenen Anforderungen, audzumweichen wußte. Wol ſchwebte für die Städte ein 
Unheil in der Luft, aber ed famı nicht vom Kaifer, es fam von der Bürftengewalt. Der Feld⸗ 
hauptmann ver Städte, Graf Solms, rieth 1617 zur Webrhaftigkeit, „weil man allenthalben 
dem Stabtiveien feind, vemfelben von den Potentioribus ftarf zugefegt und gleihjam ald eine 
Eul’ unter den Vögeln gehaßt werde”. 

Mad war nun unter jolden Umſtänden die richtige Politik ver Hanfeftädte? Ein Bündnif 
mit den oberdeutſchen Neichäftänten war öfters, ſchon jeit 1566, zwifchen Augsburg und Kübel 
vorläufig beſprochen; 1606 ſchien alles zur NRatification fertig, es ift aber nichts daraus ge- 
worden. Das wäre nun der einzige Weg geweſen, den deutihen Handel und die deutſche Indus 
firie ald ein Ganzes zu organifiren und das freie Bürgerthum, den Träger dieſer Intereflen, 
gegen fürftliche Gelüfte zu ſchützen. Dann kam ein Bündniß mit ven Oeneralftaaten an die Reibe. 
Politiſch war ed aud) ein unverwerflicher Gedanfe; bald lag ein Jahrhundert zwifchen den ſchwe⸗ 
ren Irrungen mit den Niederlindern; das republifaniiche Niederland war jest auch, mie Die 
Hanfeftädte, eine gedrückte und ftreitende Gemeinde, Kaifer Matthias (1612) hatte gut ab— 
mahnen, dad Bündnis warb doch geichloffen, aber freilich erft, nachdem eine Geſandtſchaft im 
Spanien (1606) ſich überzeugt hatte, daß mit diefem Lande nichts zu maden fei. So erſchien 
das holländische Bündniß (Detober 1615) gewiſſermaßen als ein pis-aller. Die Generalftaa- 
ten haben der Stadt Braunfhweig fofort treuliche Affiftenz geleiftet, ohne ſich doch, wenn fie 
ihrerſeits Beiftand juchten, einer namhaften Gegenleiftung zu erfreuen. Der Dreifigjährige 
Krieg brachte gar schwere Prüfungen für die meiften Städte. Die Sympathien für Stralfunds 
heldenmäßige Vertheidigung erftrecften ſich nicht weiter alö auf ein Darlehn von 15000 Thlm. 
Es war eine Zeit, wo die meiften darauf angewiefen waren, fich zu duden, um ven Sturm über 
ihre Häupter hinbraufen zu laffen. Nur vorübergehend famen engere Einungen zu Stande. 
So 1614 zwiſchen Lübel, Bremen, Hamburg, Lüneburg, Magdeburg, Braunfhweig und 1630 
auf zehn Jahre zwiſchen den drei erfigenannten Städten, worin man ganz irrigermeife eine 
förmliche Auflöfung ded größern Bündniffed und eine abſichtliche Beſchränkung auf diejen eng: 
ften Kreid der Überlebenden, alfo die ſelbſtbewußte Anticipirung eines erft viel Später factifch ger 
worbenen Verhältniſſes hat erblicken wollen. 

Nun aber mag man aud) inne werben, was ſelbſt noch ver Schatten eines großen Namens 
bedeutet. Im Dreißigjährigen Kriege war feine Macht, die nicht um dad Büntniß der Hanfa 
fih beworben hätte. Guſtav Adolf hat es (1612) gefuht und ward abgemiefen, weil man ein 
„ungleihes Bündniß“ nicht wollte. Dänemark unterhandelte nody 1621 vergebens. Frankreich 
warb 1625 auf dem Hanfetag zu Bergevorf, Eonnte aber „wegen mangelnder Inſtruction“ 
nur einen ausweichenden Beſcheid erhalten. Am allerwichtiaften aber ift die Werbung des kai— 
ferlihen Gefandten, zugleid) im Namen-von Spanien, auf dem lübedfer Tag von 1627. Spas 


8) Das Verzeihnig der Matricularbeitrige, woraus die verhältnigmäßige Bedeutung der Städte 
erhellt, fowie mehrere Notizen im Tert entnehmen wir einem Auszuge hanfifcher Receffe von dem dan⸗ 
jiger Rathsſecretär Weſſel Mittendorp (Handichrift der hHamburgifchen Gommerzbibliothef, vom Jahre 
1673). Lübeck war angefegt zu 100 Thlrn., Köln ebenfo, Bremen zu 60, Hamburg zu 80, Roſtock zu 50, 
Stralfumd zu 50, Wismar zu 25, Braunfchweig zu 50, Danzig zu 80, Lüneburg zu 60, Stettin zu 40, 
Magdeburg zu 50, Greifswald zu 25, Hildesheim zu 3O Thlen. 
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nien bedurfte einer befreundeten Handeldmarine, um jein Colonialgeſchäft zu treiben, und einer 
befreundeten Seemacht, um den Niederländern zu begegnen. Dazu ftimmte Wallenftein’s Ge— 
danke, durch eine kaiſerliche Seemacht zunächſt die Oftjeeherrfchaft zu gewinnen und zugleich die 
Kaiferkrone nit einem neuen Olanz zu umgeben, um befto fiherer die widerftrebende Landes⸗ 
boheit ver Fürften in ihre Schranken zurüdzumeifen. Nicht aus Muthwillen hat er Stralſund 
geängftet, nicht zum Spiel von Wismar Schiffe verlangt, nit aus Titelfucht fi „General und 
Admiral ded Baltifhen und oceaniſchen Meeres" genannt. 

Graf Schwarzenberg und der Hofmarſchall Dr. Wenzel mußten am 8. Nov. 1627 in Lübeck 
den banfifchen Dialekt reden. An „ven ehrjamen Rath und andere Mitglieder dieſer Löblichen 
Stadt Lübeck als das Haupt diefed uralten Hanſebundes“ war dns Kaiferwort gerichtet. Das 
Univerſalweſen des Heiligen Römiſchen Reihs und die ehrbaren deutſchen Kanfeftädte Haben 
merklich gelitten, die freie Schiffahrt ift ihnen von fremden Potentaten gefperrt, nicht ohne jon= 
derbaren Hohn und Spott deutſcher Nation ift ihnen von ausländifhen monopoliſchen Grfell- 
ſchaften und in anderm Wege das Brot gleihfam vor ver Fauft abgejchnitten. Der Kaifer habe 
fich angelegen jein laffen, den Städten wiederum auf die Beine, der Nation zu ihrer vorigen 
Reputation und Hoheit zu verhelfen. Nicht unter fremdem, jondern unter feinem, ihres von 
Gott erwählten Kaiſers Schug werde ihnen demnach eine höchſt nugbare Sorietät angetragen. 
Spanien habe jeit geraumer Zeit ſich zu folder Gonjunctur bereit erklärt, daß alle merces und 
commercia, jo in und and den hispanifchen Königreihen und Landen geführt und getrieben 
werden, zwiſchen des Reichs deuticher Nation und ven Föniglich hispaniſchen Untertdanen allein 
verbleiben. Dem Kaifer jei diefer Vorſchlag prima fronte bedenklich vorgefommen, Sadver: 
ftändige aber haben ihm nahgewiefen, daß ſolche unmittelbare Einführung der hispaniſchen 
und indifchen Waaren in Deutfchland nicht allein ven Hanfeftädten, jondern allen deutſchen 
Landen zum Bortheil, ja zur Erquidung für die Einbußen des leidigen Kriegs gereichen würde. 
Der Kaiſer habe bei Lübeck iusbefondere eine fo rechte deutſche Aufrichtigfeit und Treue allezeit 
erfahren, daß er nicht zweifle, Lübeck werde mit den verwandten Städten den Vorſchlag reiflicht 
prüfen, damit er, nachdem er zwiſchen dem Kaifer und dem König von Spanien allbereitd ver: 
einbart, mit Rath und Zuthun der Hanſeſtädte öffentlich könne ind Werk gefegt werben. 

Alfo die angeftammte Eiferſucht ver Spanier war bereit, dad Monopol des ganzen Co— 
lonialhandels mit den Städten zu theilen. Die Städte fürchteten „die Spanier, auch wenn jie 
ſchenkten“. Wenn man die unendlichen Pladereien kennt, welchen feit zwei Jahrzehnden der 
hanſiſche Verkehr in Spanien und Portugal unterlag, die Anmaßungen und Geldſchneidereien 
der fpaniichen Gonfuln in ven Hanfeftädten (ein gewiffer ve Roy namentlich heißt in den Ver: 
handlungen nur der „Erbfeind ver Hanfeflädte”), fo muf man geftehen, e8 war dies eine ſelt— 
fame Einleitung zu jo großer Güte und Gnade. Kennt man ferner die Entwürfe einer See: 
handelscompagnie (eined Admiroutasgo) der „gehorfamen‘‘ nieverländifchen und niederbeut- 
ſchen Nation, welche von Spanien aus nad) den Hanſeſtädten feit 1624 (wie das hamburgiſche 
Archiv lehrt) verbreitet waren, fo überzeugt man ſich, daß Spanien an Schiffen und Kapital 
Mangel litt und daß es zugleidy eine Kriegsflotte fo wohlfeil als möglich (nämlich 24 Kriegs: 
ſchiffe von 6— 7000 Tonnen Gehalt auf Koften der Niederländer und Deutjchen) ſich verſchaffen 
wollte. Dazu noch fürchtete die Hana das unausbleiblihe Zerwürfnig mit den ffandimavi- 
ſchen Nachbarn, die Ginmifhung des Kaifers in ihren Handel und in ihr ganzes Weſen, fie 
fürdtete die Fatholifhe Schugherrfhaft Spaniens und ſah (mer mag es ihr groß verben- 
fen ?) im Gefolge des Admiroutasgo die Inquifition. So ift es denn beim Project geblieben, 
d. H. (mie wir aus Mittendorp wiſſen) man verehrte dem Grafen Schwarzenberg 4000 Thlr., 
dem Dr. Wenzel 2000 Thlr. und nahm den Antrag — ad referendum. Man tröftete ſich um 
fo eher, ald der König von Dänemark den Städten aufgefangene Briefe des Kaiſers zuſandte, 
worin dieſer dem General Tilly auftrug, ſich Lübecke, Hamburgs, Bremens, Stades u. |. w. 
zu verſichern. 

IV. Die Überlebenden (1648—1810)9). Nach dem Weſtfäliſchen Frieden ſind mehr: 


9) Diefer Zeitraum ift, fo wenig ale der folgende bisjeßt ald Ganzes felbfländig bearbeitet, Bieles 
Material findet fid) in den Schriften von I. G. Büfch zerfirent. Für andere Partien darf ber Berfafler 
vielleicht auf ein paar Gelegenheitsfähriften verweifen: Bon der Neutralität des deutfchen Seehandels 
in Kriegszeiten. (1841); Beiträge zur Gefchichte der Hanfeftäbte von 1806—15 aus den (ungebrud: 
ten) Papieren von K. v. Villers (1845), fowie auf ben erften Abfchnitt des Gommiffionsberichts: Die 
Aufgabe der Hanfeftädte u, f, w. (Hamburg 1847), Der (vielfach angefochtene, nicht widerlegte) &e: 
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mals (zulegt noch 1669) vergeblige Verſuche gemacht, einen Hanjetag in der alten Weife oder 
dod in dem Umfange, wie.er zu Anfang ded 17. Jahrhunderts beitand, zu verfammeln. Ein 
widriges Geſchick hatte die einen unter irgendeine nahe Fürſtenmacht gebeugt, den andern ven 
Muth der Regſamkeit und den Glauben an eine Zukunft genommen. Lübeck, Bremen und 
Hamburg erhielten dur den gemeinfamen Namen mehr ald dur einmüthiges Streben Den 
Namen ded Bundes; Danzig hielt auch den Namen feit, fand aber fern, und eine Art von 
Selbſtgeſpräch, das wir bei Mittendorp antreffen, zeigt, daß man in Danzig ſelbſt im Zweifel 
war, ob ed der Mühe lohne, ven Namen noch ferner zu führen. Die Zweifeldgründe find Her- 
genommen von den ſchweren Koften (wirklich wollte Danzig aud nit einmal zur Wiederer- 
langung des Stahlhofs etwas beitragen) und dem veränderten Lauf der Handelöwelt, bei welchem 
die hanſiſchen Eomptoire nit mehr wie ehedem nothwendig feien. Es ift wahr, die Entſchei— 
dungsgründe überwiegen für dad Verharren im Bunde; nämlich die Möglichkeit einer gegen- 
jeitigen Bertheivigung; ferner, durch das Austreten „würden wir bad Geſandtſchaftsrecht, mit 
welhem Danzig zu der Krone Polen getreten, einbüßen und und und unfere Poſterität in ewige 
Dienftbarfeit ſtürzen“; endlich, die herrlichen jhönen Häufer gehören einmal dem Bunde, 
der Stahlhof und das Palatium zu Antorf, und „obwol bei gegenwärtigen Läufften fein Nug 
dabei zu gewarten, jo kann doch alles durch Gottes gnädige Verleihung zu beſſerm Stande ge= 
bracht werden‘, 

Es war fein Geringerer ald Leibniz (deſſen ftaatsmännifher und vaterländijher Sinn erſt 
durh Guhrauer's Sammlung feiner deutihen Schriften zur Anerkennung gelangt ift), ver 
1670, natürlid ganz vergebens, den Nath ertheilte, die Gommerzien duch Reftabilirung ver 
Hanſeſtädte wieder aufzurichten. War aber die vollendete Gleichgültigfeit ded Reichs einmal 
entfchieden, ließ Kaifer Karl VI. feinen Unterthanen ven Handel nad) beiden Indien durch Eng: 
land und Holland förmlich verbieten, war an deutfchen Fürftenhöfen kaum irgendwo eine ge— 
junde Idee der Handelspolitif aufzufpüren, fo ift es ein Glück für Deutſchland zu nennen, das 
wenigftens die drei Städte ihre Unabhängigkeit bewahrten. Hier vereinigten ſich die Geldkräfte 
mit der Geſchäftokunde, dad günftige Borurtheil ver auswärtigen Geſchäftsfreunde mit der ein= 
heimischen Strebfamfeit, die weife Erfahrung und Umſicht mit der gewandten Benugung der 
Zeitumftände. Wenn die deutſche Induftrie einen geregelten und gefiherten Abflug aud in die 
trandatlantiihen Colonien fand, jo war ed durch die Verbindung der Hanfeflädte mit ven aus: 
wärtigen Seehäfen, die den Golonialverfehr vermittelten, durch die Aufmunterung, welde 
der binnenländiſche Fabrikant durch die Vorſchüſſe des Kaufmanns, durch die gemeinichaft- 
liche Alnternehmung oder dur die fihere Verwerthung der Gewerbserzeugniſſe ohne eigenes 
Rifico fand. In die Verbindung mit dem eröffneten Marft der Freiftaaten Nordamerifas 
ind die Hanſeſtädte augenblidlih und mit großem Eifer eingetreten: in den zehn Jahren 
1790 —1800 hat die Tonnenzahl hanſiſcher Schiffe im nordamerifanifhen Verkehr jich ehr 
. ald verfünffadht. | 

Gewiß, weder dieſe noch andere Ergebniffe Eonnten Deutihland für die Verwahrlofung 
jeiner materiellen Intereſſen entfhäbigen. Aber wie hätte es werben follen, wenn nicht wenig: 
ſtens noch diefe drei Städte durch ihr eigenes wohlverftandenes Intereffe angefpornt gemeien 
wären, den veutichen Seehandel nah Kräften zu vertreten? Nichts könnte verfehrter fein, ald 
wenn fie einen Danf dafür hätten begehren wollen. Aber doch war aud) das nicht in der Ord— 
nung, daß man einerfeitö von ihnen begehrte, jie follten fi zu Weltmärkten Deutſchlands ge: 
falten, und andererfeitd ihnen einen Vorwurf daraus machte, wenn fie dieſe ihre Beftimmung 
erfannten und nad beiter Einficht ihr zu entfpredhen bemüht waren. Darüber kann heute wol 
fein Zweifel fein, daß die innern Einrichtungen des Handel, die fie in diefem Zeitraume trafen, 
den veränderten Umſtänden durchaus angemeffen waren. Der Macht war ed früher gelungen, 
den Verkehr an gemille Stapelpläge zu fefleln; jegt galt ed, ven Verkehr durch die möglichkte 
Befreiung von Laften, die ihn anderwärts verfcheuchen mochten, heranzuziehen, Mit einem 
Wort: auf den Zwiſchenhandel und deſſen Gedeihen war die veränderte Handelspolitit der 
Hanfeftädte und Hamburgs vor allen in immer beſtimmterm Bewußtſein berechnet, je mehr 
ihre Jfolirung, nicht durch eigene Wahl, ſich vollzog. Wie hätte es anders fein fönnen, als daß 
die Städte ihre Handelöpolitif befolgten, da das Reich feine hatte und ihnen freie Hand ließ, 


fichtspunft der legtern Schrift ift auch im fünften Abfchnitt fefigehalten, und der Verfaſſer wünſcht der 
gegenwärtigen Artifel als Einleitung zu jener (im Verein mit andern bamburgijchen Bürgern unter: 
nommenen) Arbeit betrachtet zu ſehen. 
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d.h. ihr Thun und Treiben jo gänzlich ignorirte, daß fie ebenjo wenig Schug oder Troft als 
Einrede oder Weijung zu erwarten hatten? 

Daß aber in Deutjchland unter ſolchen Umftänden den Fremden fo ziemlich alles eingeräumt 
war, was fie begehrten, während den Deutſchen auf fremden Märkten eben die Behandlung zu 
Theil ward, die man ihnen gönnte, das haben die Hanfeftädte ſelbſt am ſchmerzlichſten empfun= 
den, dafür mag man wieber und wieder den Stumpfiinn ber Fürftenböfe verantwortlich machen, 
ber ed früher faum inne geworben war, dag auch Deutjchland eine Seemacht befeflen, und es 
jegt faum inne warb (melde Ausnahme bildet der ganz einzige Ball des Großen Kurfürften!), 
daß Deutichland fie eingebüßt. Kat man die Hanſeſtädte aber zu Herolden der allgemeinen 
Handelsfreiheit gemadt, fo kam ihnen weder das Lob noch der Tadel zu, der darin liegen mag, 
denn die Behauptung ift unerfindlih. Ihre Traditionen aus den Zeiten der Macht lagen den 
Theorien der Handelöfreiheit fo fern als möglib; ihr Syitem war lediglich auf den Zwiſchen— 
handel berechnet; fie jelbit haben weder es verſchuldet, noch konnten fie dadurch fich bereichern, 
daß die deutiche Nation, zu merklihem Abbruch ihres Wohlftandes, auf alle und jede Einheit 
und Selbfländigfeit einer Handelspulitif verzichtete. Mit der Theorie haben überall vie Städte 
fich nicht befaßt; und ob diejenigen ihrer Bürger, die ausnahmsweiſe ſich Damit befchäftigten, 
ſich für Die Ioeen von Adam Smith enthuſiasmirten, darüber fönnen die Schriften von Johann 
Georg Büſch jedem Zeugniß geben, der fie nadjlefen will. 

Die ſchwächſte Partie des neuen Syftems war in diefem Zeitraum ohne Frage die auswär— 
tige Politik der drei Städte: ed war recht eigentlih die Volitif der Schwäche. Wo man einft 
befehlen gefonnt over doch mit vollem Selbftgefühl auftreten, da follte man nun bitten und mit 
Eugen Reden darthun, daß die Fremden in ihrem eignen Intereffe nicht beſſer thun könnten, 
ald auch und eine Gunft zuwenden; und wenn dies Argument nichts verihlagen wollte, fo 
mußte man „mores mundi obferviren‘ und, unähnlich dem groben Gefhüg früherer Zeiten, 
mit jilbernen Kugeln ſchießen. 

Eine ver merfwürdigften Sendungen war die des lübeckiſchen Syndifus Martin Bödel 
nad London im Jahre 1661, als die Reftauration die Cromwell'ſche Schiffahrtsacte jih an— 
geeignet hatte. Bon diefer galt e8 eine zu Gunſten der Städte ermäßigte Erläuterung auszu— 
wirken. Für die entente cordiale unter den Städten war es ein übles Vorzeichen, dap Ham: 
burg für ſich beſonders unterhandelte. Man muß gefteben, daß in Hamburg manches mal der 
Separatidnus über das hanſiſche Geſammtbewußtſein au in folden Fallen den Sieg davon— 
trug, wenn Lübeck nicht durch eitled Veharren auf unbaltbaren Poſitionen pas Einverftändniß 
erihmwerte. Es ift billig, daß wir jeder feinen Theil ver Schuld hinnehmen, wenn wir oft nicht 
einmal im engern Kreife die Eintracht bewahrten, jondern jelbft dem Auslande den Jammer 
der Trennung entbüllten. Aus Böckel's Berichten (im lübeckiſchen Archiv) entnehmen wireinige 
Notizen, die gerade in Bezug auf die jegt zwifchen Deutfchland und England obſchwebenden 
Berhältniffe ein Zeitintereffe haben. Am 23. Juli 1661 fchreibt Bödel aud London: „Ich ver: 
merfe wohl, daß man und alles, was aus und durch Deutſchland und dahin gehörigen Orten 
fället, anbero zu bringen verftatten wird, wie fie denn felbft an die Hand geben, daß ſolchem zu= 
folge alle Ichlefifche Leinwand, Garn u. ſ. w., ingleihem Gerfte, Hafer, Waigen, und was deſſen 
mehr, in Pommern, Fehmarn, Holftein u. f. w. zum Römischen Reich gehörig fälle, fönnten 
anbero gebracht werden.” Alfo an der Wiege der englifhen Schiffahrtsacte ift noch das Lied 
von dem einigen, nicht das heutige Spottlied von dem getrennten Deutichland gefungen worden. 
Berner berichtet Bödel (16. Aug. 1661), was er für Lübecks Flagge befonders erlangt: „Es 
mögen unfere lübiſchen Schiffe mit allen ofterifhen Waaren, nit allein aus Schweden, Liv: 
land, Polen, Dänemark, fondern auch in specie Norwegen (weldes denn, ald extra circulum 
maris Baltici gelegen, viel abfonderlihe Mühe gemacht hat) ficher anhero fommen, wie vor der 
Navigationdacte.” Hier ift denn bereits diejenige Fiction, und zwar in weitem Umfang, ver: 
mittelft welcher die Barlamentsacten des laufenden Jahrzehnds den fpröden Begriff ver coun- 
try allmählich ausgedehnt haben, ohne doch ihn fallen zu laffen oder zu zerbrechen. Leider war 
aber zu Gunſten ver deutihen Schiffahrt die Fiction, zu welder Clarendon ſich herbeiließ, von 
unfiherm und kurzem Beftand. Und Wullenweber's Schiffahrtöacte lag tief beftäubt in einem 
andern Fach deſſelben Archivs, das Böckel's Unterhandlungen über die Cromwell'ſche bewahrt! 

An häufigften ift in dieſem Zeitraum mit Sranfreih verhandelt, und zwar vorzugsweile 
über dad Recht ver neutralen Flagge. In einem andern Artikel (Neutralität) wird die für die 
Geſchichte des Völkerrechts nicht unerhebliche Ausbeute niedergelegt werden, die wir den hand: 
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fhriftlihen Sammlungen und dem Arhiv der hamburgiſchen Gommerzbibliothef vervanfen. 
Hier wird ed genügen, den allgemeinen Gejihtöpunft anzugeben, von welchem man ausging. 
Frankreich war anerfannternaßen ver Neichöfeind in diefem Zeitraum ber deutſchen Geſchichte. 
Frankreichs Grundfäge gegen die Neuttalen waren zugleich die ftrengften: e8 confiscirte Freun— 
des Gut an Bord feindlicher Schiffe und confiseirte befreundete Schiffe, wenn jie Feindes Out 
an Bord hatten. Der deutſche Seehandel war wehr- und ſchutzlos. Bewaffnete Geleitſchiffe 
(man ſorgte dafür, ſolange und ſoweit die Kräfte es verſtatteten) ſchützten nur gegen die Bruta— 
fität der einzelnen Kaper, nicht gegen die reglementarifche Strenge der Prifengerihte. Eine nen— 
nenswerthe Milderung der franzöfiihen Prineipien zu Gunften der hanſiſchen Flaggen war 
nicht zu erlangen. Wie nun, wenn man einen Schritt weiter ging und zu Ounften der hanſiſchen 
Flaggen das Recht der Neutralen (das denn doch die Frachtfahrt in einem gewiflen Umfang 
fhügte) in Anſpruch nahm, felbft wenn das Reid) im Landfriege gegen Frankreich zu Felde lag, 
ſelbſt wenn die Städte ihr Reichscontingent geftellt und der Matrikel ein Genüge gethan hatten? 
Die Fiction ihrer Neutralität ward durch die Wehrlofigfeit der deutſchen Schiffahrt nur allzu 
ſprechend unterftügt. Frankreich, dem eine befreundete, feinen eigenen Handel zugleich verftär= 
fende Frachtfahrt nicht unwillkommen war, bewilligte das Zugeſtändniß; das Reichsoberhaupt 
hatte nichtö einzuwenden. Mit des Kaiſers Vorwiſſen und Genebmhaltung find die Verträge 
geihloffen. Soweit war alles in der Ordnung, und die deutſche Ausfuhr würde es ſchmerzlich 
vermißt haben, wenn die langen und bäufigen Kriege ihr einen Stillſtand geboten oder jie un— 
unterbrochenen Verluften auägefegt hätten. Aber wer will leugnen, daß jemals eine ſeefah— 
rende Nation ein Häglicheres Zeugniß der Wehrlofigkeit und Schwäche ſich ſelbſt ausgeſtellt 
bat? Das erfte Getöfe der Revolutiondfriege war faum verflungen, als unter Frankreichs und 
Rußlands Aufpicien nicht den Hanſeſtädten allein, ſondern überhaupt den wenigen Reiche: 
ftäpten, die man nicht anders zu placiren wußte, oder die von der Mediatiſirung durch genü— 
gende Spenden ſich losgekauft, dad mehr als zweideutige Geſchenk der beftändigen Neutralität 
im Reichskriege entgegengetragen wurte. Dan ift es inne geworden, was es heißt, der Gunft 
der Fremden die Griftenz und die Art der Griftenz zu verdanken, Auch Preußen, das die Neu: 
tralität im Neichöfriege bis zur Entüttlihung ded nördlihen Deutſchland ausgebildet und in 
ein Syſtem gebracht, Preußen hat jeine Sünden ſchwer gebüßt. Diele Betrachtungen aber und 
auch die Opfer, melche die „franzöſiſche Zeit” noch vor der Einverleibung gefoftet, find „ein Stud 
von allgemeinen Klagen”. 

Napoleon war mehrmals im Begriff, die Hanfeftädte zu verichenfen, noch ehe erfie ſich ſelbſt 
angeeignet: 1806 bot er fie zur Entſchädigung für Sicilien und bätte fie, meint Lord Dar: 
mouth, aud an Hannover gegeben, wenn dadurch der Friede mit England befördert wäre; etwas 
fpäter follten fie zum Fußgeftell des Throns dienen, den er feinem Bruder Ludwig anbot, 
wenn dieſer ich nach Norddeutſchland wollte verpflanzen laſſen. Inzwiſchen hielt er fie (ſeit den 
Schredenstagen von Lübeck) militäriih beiegt. Im Sabre 1809 beihäftigte ihn der Gedanke, 
fie mit einer ihrer bisherigen analogen Verfaffung als freie Städte dem Kaiſerreich anzuſchließen. 
Der edle Lothringer Karl Villers, ver jahrelang als ein Freund und Bruder für und geftrebi, 
war durd Reinhard's vermittelnden Einfluß den Beratbungen nicht fremd und hoffte noch im: 
mer, daß die Unabhängigkeit zu retten fein mitte. Zu Ende des Jahres 1810 fam, mie aus 
heiterer Höhe, ver Schlag, der fie dem Kaiferreich einverleibte. Es war, jagt Bignon, der Fedite 
Streich (le plus audacieux), den Napoleon jemals geführt, und das öfterreihiihe Manifeſt 
von 1813 bob bei diejer Gewaltthat vor allem andern „die Verachtung aller jhonenden For: 
men’ hervor, Die Rajerei des Gontinentalivftems erreichte ihren Höhepunkt; der Handel 
ſchwankte zwiſchen namenlojer Einbuße durch die Sperre und zwischen fabelhaftem Schmuggel: 
gewinn, auf welchem fein Segen rubte. 

V. Die Zeit feit der Befreiung (1813 fg.). - Die Bürger der Hanſeſtädte erboben 
ih, unter den erften in Deutſchland, in Waffen für die eigene Befreiung und für die deutiche 
Sache. Namenlojer Drud wirkte ven ftärfften Rückſchlag: ver Enthufiasmus hatte feine Grenze. 
Das Eifen, das und abhanden gefommen, war wiedergefunden. War es auch ein „falſcher 
Morgen’ geweien, hat auch der Fall Hamburgs und Lübecks noch einmal die Saat von Blut 
und Thränen erneut, fo harrten doch draußen und ftrebten die Bürger in Waffen dem fommen= 
den Tag entgegen. Echenfendorf jang feinen Freunden Smidt und Gilvemeifter das Lied zu von 
den deutichen Städten, das Lied von 


Dem Hanfaftaat im Meere, 
Dem Hanfaltaat im Feld. 


Hanfa 499 


Es ift urkundlich zu beweiſen, die Anerfennung ihrer Unabhängigkeit verdanken die Städte 
ihren eigenen Anftrengungen. An Gelüften ver Nachbarn, ander Gefälligkeit, die bei vergleichen 
das Auge zudrüdt, hat ed nicht gefehlt. Aber man ſchämte ſich, Diejenigen dem Jod) zu unterer: 
fen, die joeben Gut und Blut eingejegt. Nod auf dem Wiener Congreß war Lübeck fo gut als an 
Dänemark verſchenkt. Da ertönte aus der Mitteder Hanfifhen Sendboten eine Stimme (gewohnt 
und erfahren, wie in der alten Zeit, ven Bürgerftolz vor die Königsthrone zu tragen), die dem 
Werk der Finfternig Stillftand gebot, den Machthabern das Gewiſſen fhärfte und ihnen die 
unauslöfhlihe Schande vorhielt, welche dev Wortbruch über ihr Andenken bringen würde. 

Die Städte blieben frei, dem Bunde deutjcher Nation zugefellt und (darüber war in jenen 
Tagen Eein Zmeifel) jo verpflichtet als befähigt, dem ganzen Deutfchland mit dem Pfunde zu 
dienen, das ihnen vertraut war, 

Als man wieder aufzuathmen begann, war ed die erfte Aufgabe der Hanſeſtädte, die ge— 
waltſam verjchütteten Bahnen wieder zu eröffnen und den unterbrochenen überfeeifchen Verfehr 
wieder anzufnüpfen. Ihre Flaggen erſchienen wieder, wie früher willfommen, an fernen Kü— 
ften; neue Verbindungen thaten fih auf durd die Selbftbefreiung der ehedem ſpaniſchen und 
portugiejifhen Golonien Amerikas. Verträge mit überfeeifhen Staaten wurben geſchloſſen, 
unter verfchiedenartigen Bedingungen, doch nirgends mit geringerm Erfolg, ald er den Unter: 
handlungen anderer deutfhen Staaten gewährt worden. Mehr als einmal gelang e8 auch, zu 
Gunften ver gefammten deutihen Ausfuhr zu flipuliven und mindeſtens diefe Erinnerung an die 
frübere hanftihe Firma der „Handelsleute des Deutichen Reichs“ zu erneuern. Ein Unerfreus 
liches aber bleibt auch bei den günftigften vieler Verträge: daß ein deutſcher Staat oder Staa= 
tenverein nad) den andern zu den Unterhandlungen ſich anſchickt, daß nicht das ganze Deutſch— 
land feine Einheit und das Gewicht derfelben geltend macht, daß nicht einmal ein gemeinfames 
Symbol (recht ald wenn man des deutſchen Namens ji jhämte) die Einheit des Bundes deut: 
ſcher Nation zur Anihauung bringt. Was die Iſolirung beveute, das haben die Städte beſon— 
ders empfunden, ald es galt, die Flußſchiffahrt zu regeln und das Eifenbahnneg zu vollenden. 
Zeugniß gibt die Klage des geſammten deutſchen Handelsftandes über die auf den deutihen 
Strömen noch laftenden Abgaben und der Schrei der Entrüftung, der durch ganz Deutihland 
ging, ald Dänemark, das fhon früher ven Yandverfehr zwischen ver Elbe und Oftfee zu Gunſten 
des Sundzolld verfümmerte, den Verſuch machte, Lübeck von jeder Eifenbahnverbindung mit 
Deutihland auszuſchließen. 

Ganz andere Dinge hatte man nad ver Befreiung erwartet und war man zu erwarten be= 
rechtigt, daß nämlich Deutjchland feinem Handel nad) Art anderer Reiche eine kräftige und ein= 
heitlihe Organijation geben werde, Art. 19. der Bundesacte, felbft in feiner modiflcirten 
Baflung, ſchien die ernfte Abficht zu verheißen. Wie gänzlich diefe Erwartungen getäuſcht wor— 
den, weiß heutzutage jedes Kind. Nicht einmal über ven Berfehr mit Lebensmitteln fonnte man 
fih einigen. Weniger befannt ift und doch in den publieirten Brotofollen ded Bundestags zu 
defen, daß die Städte wieder und wierer ihre Stimme erhoben haben für die Erfüllung des 
Art. 19 der Bundesacte, für die Einheit im Poſtweſen, für gemeinfhaitliche Conſulate, für 
eine gemeinfame deutſche Flagge und für deren Schuß gegen Unbill und Ungebühr auf hoher 
Ser. Vom Bunde wie vom Reid; ging der deutihe Seehandel unbefhügt und unbeachtet. 
Endlich erklärte Preußen den Bundestag geradezu für nicht geeignet, eine Einigung über bie 
Handeldverhältnifie herbeizuführen. 

Das war zu einer Zeit, ald Preußen bereits die Einzelverfuche anderer Negierungen über: 
flügelt und die Aufgabe glücklich und ehrenvoll gelöft hatte, durh Seyparatunterhandlungen 
unter einer Anzahl deutfher Bundesftaaten eine Vereinbarung ürer die Handelözölle herzu— 
ftellen. Es war ein großes, unter ven Umſtänden kaum noch zu hoffendes und für jeden, dem 
der Wohlitand des Vaterlandes am Herzen liegt, erfreuliches Ergebniß. Bereits auch begann 
die öffentlihe Stimme, ven Namen des preußiihen Zollvereind mit dem des deutſchen zu ver— 
tauſchen, und auf diefen wurden die Hoffnungen übergetragen, welde man einft auf den Bun— 
destag gelegt hatte. Es ift nicht möglich, die Parallele zu verfeblen, melde ſich von ſelbſt zieht 
zwifchen ver jegigen Stellung des Zollvereind und der einftigen Stellung der Hanſa. Weil das 
Reich nichts that, vertrat die deutſche Hanfa, fo gut ed ging, die allgemeinen Intereffen. Weil 
der Bund nichts thut, vertritt fie der Deutfche Zollverein, jo gut ed gebt. Die Hegemonie Lübecks 
in der Hanfa, die Hegemonie Preußens im Zollverein ift Selbitfolge der großartigen, mit An- 
fitengung und Opfern verbundenen Initiative. 
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Von nun ar aber beginnt aud eine Gontroverfe, die von der Öffentlichen Preſſe mit einer 
kaum früher erhörten Vehemenz geführt worden, und eine Reihe von Angriffen, welde an das 
Bitterfte erinnern, was jemald im 17. Jahrhundert der Neid und im 18. der Misverſtand 
gegen die Hanfeftädte vorgebradht hat. Warum fie denn, fragte man ungeftüm, von diefem 
großen vaterländifchen Werk ſich ausjhliegen wollten? Und aud in den Sanfeftädten ift man 
ches Wort gefallen, was die Hitze des Streites vielleicht entſchuldigen, die ruhige Überlegung 
aber und der vaterländifhe Sinn niemals billigen fann. Es ift an dem (und die Untugenden 
unferer frühern Jahrhunderte jind allerdings nicht gänzlich ausgemerzt), daß Eurzfichtiger 
Egoismus, Schlaffheit zur Anftrengung, Ungeneigtheit zu Opfern, Scheu vor jeder Ande— 
rung das Ihrige gethan haben. Die Neuheit der Sache kam hinzu und wedte Bedenken; 
die oftmald getäufchten Vorherverfündigungen rächten jih durch nahhaltiges Mistrauen. 
Indeflen haben die Meinungen Zeit gehabt, fi abzuflären, und es wird vergönnt fein, ein 
Glaubendbefenntniß, dad wir anderwärts motivirt und entwidelt haben, bier zum Schluf 
mindeftend anzudeuten, 

Deutihland muß danach jtreben, vem Ausland gegenüber als ein jelbftändiged und ein- 
heitliches Handeld: und Schiffahrtögebiet ih darzuftellen. Die Shmah der Trennung muß 
überwunden, die Ungunft, die uns jeder, auch der Fleinfte auswärtige Staat zu bieten wagt, muß 
durch vereinted und Eräftiges Handeln abgewehrt und ausgeglichen werden. 

Es ift dies ein nationaler Zweck und für die politifhe Entwidelung der Nation ebenfo 
wichtig wie für die commerzielle. Zu diefem Zweck mitzumwirfen und demſelben auch ihrerjeits 
Opfer zu bringen (denn ohne Opfer Fann ed bei vem Aufgeben auch nur eines Theils ihrer Ein: 
tihtungen nicht abgehen), das ift für Die Hanſeſtädte eine vaterländiſche Pflicht. 

Aber die Hanfeftädte, fowie jeder der deutſchen Staaten, haben ein Recht, zu fragen, ob ihr 
Anſchluß an den Zollverein eine Bürgfhaft dafür gibt, daß der Zollverein jenen nationalen 
Zweck mit den geeigneten Mitteln erftreben wird, und ob ihr Anſchluß an den Bereindzoll erfor: 
derlich ift, um ven Zweck zu erreichen. 

Mas die Bürgſchaft anlangt, jo ift die bisherige auswärtige Politik des Zollvereing Feines: 
wegs geeignet, die Überzeugung zu geben, daß der ernjte Wille vorhanden jei, eine nationale 
Handels- und Schiffahrtspolitik durchzuführen. Die Leitung des Zollvereins ift bisher in 
einem bevenkflihen Schwanfen begriffen geweſen, zwijchen zwei entgegengelegten Principien, 
und ed ift nicht mit einiger Beſtimmtheit vorherzujehen, welde von beiden Parteien ven Sieg 
davontragen wird. Es jind dies Klagen, die nicht allein von der hanjeatifhen, ſondern von 
einem bebeutenden Theile der deutſchen Preſſe erhoben werden. 

Die biöherige Verfaffung des Zollvereins ift nichts weniger ald geeignet, für die Leitung 
feiner Politik dad Vertrauen der Nation zu gewinnen. „Der rein diplomatifche, aller Offent— 
lichkeit entrücte Charakter ver Zeollvereindtage, der bureaufratifche, dem directen Einfluß ver 
Bolfövertretung fremde Charakter der vorbereitenden Verhandlungen, das einer Reihe von 
Regierungen formell eingeräumte Veto, das dennod im Machtverhältniß thatfählich begründete 
Vorwiegen Preußens, die der legtern Regierung ausſchließlich überlaffene viplomatiihe Ver: 
tretung des Zollvereind: dies find jo viele Ubelftände, weldye auch von der öffentlihen Meinung 
im Zollverein jelbft als ſolche anerkannt werden.” 

Die Handelspolitif muß nicht ald die Sache ver Gabinete, nicht ald die Sache der Bureau: 
fratie eines einzelnen oder aller deutſchen Staaten, fondern als die Angelegenbeit der Nation 
aufgefaßt werden. Der parlamentariihe Weg der Berathung ift der einzige, der für Deutic- 
land, wie für andere Neiche, auch in diefer Beziehung zu einem gebeihlihen Ergebniß führen 
fann. Eine deutſche Nationalvertretung, das Ziel, auf welches immer entſchiedener das nicht 
auf die Dauer zurücdzudrängende Verlangen aller denkenden Deutſchen gerichtet ift, wird 
klüger und patriotijcher fein ald die intelligentefte Bureaufratie. Die Sympathie, welche in allen 
heilen Deutſchlands der preußischen Volksvertretung fi zumandte, war ald der Ausdrud der 
Überzeugung zu betrachten, daß fle der Vorläufer einer deutſchen Volkövertretung fei, daß Die 
conftitutionellen Grundfäge, die nun zum erften mal, wenn auch nur im Spiegelbild, auf einem 
größern Ganzen widerftrahlten, ihren vollen Umfang und ihren reiten Brennpunft nicht ver= 
fehlen würden, daß die Saat der Zufunft zu reifen beginne. | 

Soll aber nichts geſchehen, biö dieſe Saat gereift, bis Zeit und Stunde erfüllt ift? Das ſei 
ferne. Und Hier fommt gar jehr in Betracht, nicht für die Hanfeftädte allein, fondern für alle 
deutfhen Staaten, daß alle zuiammenwirken fönnen zu einem Syſtem der nationalen Shiffahrte- 
und ‚Handelspolitif, ohne eine gemeinjane Steuergefeggebung angenommen zu haben, ohne 
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daß der Zollverein feinem Syſtem von Verbrauchsſteuern oder die andern Staaten dem ihrigen 
zu entfagen hätten. 

Daß die Mitwirfung der Hanfeftädte in den Vordergrund treten würbe, wenn es gilt, von 
fremden Völkern eine volle Gegenſeitigkeit ver Schiffahrts- und Handelsverhältniſſe zu erlan: 
gen und zu biefem Zwed ein Unterhandlungsmittel in der Fähigkeit und Geneigtheit zu erwi- 
dernden Maßregeln zu ſchaffen, verfteht fih von ſelbſt. Doc können wir und nicht überzeugen, 
daß ein partielles Zufammenwirfen ver Hanſeſtädte mit dem Zollverein, ohne eine Betheili- 
gung aller Bundesſtaaten, erſprießlich fein würde. Aus zwei Gründen nicht. Exftens, es Liegt 
in der Miffion der Hanfeftäbte, in dem Gedanken ihrer Mieberherftelfung, daß fle nicht einen 
deutſchen Staatenverein vor dem andern begünfligen dürfen, und es liegt (ſowie die Dinge find 
und aufrichtig gefprodhen) in der Stimmung der Hanfeftädte eine nicht unbegründete tiefe Ab- 
neigung, ſich einer einfeitigen Bevormundung durch die preußifche Bureaufratie audzufegen. 
Zweitens, dem Ausland gegenüber ift Die Anerfennung eines deutſchen Schiffahrts: und Han: 
delsbundes nur dann ohne Widerfprud und ohne Unterhandlung zu erlangen, wenn biefer 
Bund mit dem Bunde der deutſchen Nation zufammenfällt, und wenn bie Erklärung des ganzen 
Deutſchland zu einem felbfländigen und einigen Schiffahrts- nnd Handelsgebiet unmittelbar 
an den Art. 19 der Bundesacte ih anfnüpft, mad allerdings gefchehen kann, ohne daß der 
Bund eine Oleihmäßigkeit dev Verbrauchsſteuern zur Norm für alle Bundesglieder erhebt. 

Sp unvollfommen unfer öffentliches Net zur Zeit noch ift, jo läßt ſich doch fein innerer 
Grund daraus berleiten, weshalb der Bundestag nicht, unter dem Beirath einer techniſchen Com⸗ 
miffion (nad) der Analogie des Bundesmilitärwefene), aud die Mafregeln für ven Abſchluß 
von Handelöverträgen, für die Beftellung deutſcher Gonfulate, für Aufſchlagzölle endlich über- 
nehmen follte, die in allen deutſchen Häfen gleihmäßig, fei ed zur Ausgleihung fremder Beein- 
trächtigung der deutſchen Blagge, ſei es zur Börderung des directen Verkehrs, zu erheben wären. 
So ſehr auch viefer Gedanke verfpottet und als unpraftifch verworfen worden tft, wir werben 
dabei beharren, bis man und nachgewieſen haben wird, daß die Einwendungen in der innern 
und unabänderlihen Eigenthümlichfeit ver Bundesverfaffung liegen, und dag fie auf einem 
andern Gebiet entjpringen als auf dem des Verzweifelns der Nation an der Aufgabe, an der 
man nie und nimmer verzweifeln darf, nämlich an ber zeitgemäßen unb einer großen Nation 
würdigen Bortbildung unfers öffentlichen Rechts. 

Möge denn die Zeit nicht allzu fern fein, wo ein überblick der Gefchichte der deutſchen Hanfa 
nicht mit dem traurigen Geſtändniß zu fchließen hat, mit welchem er anheben mußte, mit dem 
Geftändnif der gänzlihen Bernadläffigung der deutſchen Schiffahrtd: und Handeldintereffen 
dur ven hohen Rath ver veutfchen Nation! EG. %. Wurm.10) . 

Hardenberg (Karl Auguft, Freiherr, dann feit 1778 Graf und jeit 1814 Fürft v.) 
nimmt unter den Staatömännern, melde auf Preußend und Deutfchlands neuere Staatdents 
widelung den weſentlichſten Einfluß gehabt haben, eine der erften Stellen ein. Schon deshalb 
darf ed und nicht wunder nehmen, daß fein Charafter und feine vielfeitige Thätigfeit, wie fie 
fih unter den großartigften, außerorventliäften und ſchwierigſten Verhältniffen entwidelten, 
die verfhiedenfte Auffaffung und Beurtheilung erfahren haben und die Meinungen darüber, 
ob feine Wirkſamkeit in ihren Folgen, namentlich; für die preußifche Monarchie, eine ſegensreiche 
ober verhängnißvolle gemefen fei, nod immer fehr getheilt find. Wir glauben, daß eine kurze 
unparteiifhe Darftellung der betreffenden Thatſachen, verbunden mit einer möglihft ſcharfen 
Zeihnung der Verfünlichfeit dieſes jevenfalld hervorragenden Staatdmannes, wie wir fie in 
nachſtehender Skizze zu geben verſuchen wollen, der tiefern Ginficht in das, mas er gethan und 
gewirft Hat, und dem richtigen und gerechten Urtheil darüber zur ſicherſten Grundlage bie 
nen wird, 

H., geboren am 19. Mai 1750 auf dem väterlichen Rittergute Effenrode in der Landſchaft 
Gelle des heutigen Königreih8 Hannover, entftammte einen: der älteften Geſchlechter in Nieder— 
fachfen, veffen bereitö in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts urfundlid gedacht wird und 
welches dann namentlich in Hannover, Sachſen, Medlenburg nnd Holftein weit verzweigt und 
reich begütert war, Der Stammfig desjenigen Zweigd, welchem H. angehörte, ift das Schloß 
Hardenberg bei Göttingen. Sein Vater war hannoveriſcher Feldmarſchall und namentlich 
durd den Tod eines ältern unverheiratbeten Bruders, des hannoveriihen Geheimraths und 
Kriegäpräfidenten v. H., in den Beſitz eine® Sehr anfehnlichen Vermögens gelangt. Geine 





10) Mit einigen Berichtigungen und Heinen Zuiigen von befreundeter Hand. 8, 
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Mutter ſtammte aus den Haufe von Bülow-Bayernamberg. Nachdem H. meiftens im väter: 
lihen Haufe durch ausgezeichnete Lehrer eine vortrefflihe vielfeitige Jugendbildung erhalten 
hatte, vollendete er feine wiſſenſchaftlichen Studien mit dem beften Erfolge auf ven Univerfitäten 
zu Leipzig und Göttingen und begann bereits im 20. Jahre jeined Alters im Dienfte jeines 
Baterlandes feine öffentliche Laufbahn. Zu feiner weitern praftiihen Ausbildung arbeitete er 
dann längere Zeit bei vem Reichskammergericht zu Weglar, nahm an den Verhandlungen des 

Reichstags zu-Regenäburg theil, befuchte wiederholt Wien und Berlin und bradte mehrere 
Jahre auf Reifen durch Holland, Branfreid und England zu. Bereits im Jahre 1774 batte er 
ſich mit der reichen fechzehnjährigen Gräfin Reventlow, der einzigen Tochter des däniſchen Kam: 
merherrn gleiches Nanıens, vermählt, eine Verbindung, mit welcher er zugleih das ihm vom 
König von Dänemark ertheilte Recht erhielt, beide Familienwappen zu vereinigen und den Na— 
men von HarvenbergsReventlow zu führen, wovon er indeilen niemals Gebrauch machte. 

Nach der Rückkehr von feinen Reifen trat er, von Kaifer Jofeph IL. in ven Grafenftand er: 
hoben, im Jahre 1778 abermals als Geheimer Kammerrath in bannoverifhe Dienfte und 
wurde als folcher auch mit zwei verfhiedenen Miffionen nad England betraut, infolge welder 
jedoch jeine öffentliche Laufbahn eine andere entſcheidende Wendung befam. Während ber leg: 
ten jener Sendungen gerieth er nämlich mit dem Prinzen von Wales, angeblich, weil einer ber 
damals in Göttingen fludirenden jüngern Brüder König Georg's IV., der Herzoge von Cumber⸗ 
land (fpäter König von Hannover), Suffer und Gambridge, die junge veizende Gräfin 
v. H. etwas zu liebenswürbig gefunden habe, in einen unangenehmen Conflict, welder ihn 
veranlaßte, im Jahre 1782 feine Entlaffung aus dem hannoveriſchen Staatädienft zu nehmen 
und ald Wirkliher Geheimrath in die Dienfte ded Herzogs Karl Wilhelm Perbinand von 
Braunſchweig zu treten. Hier wußte er fi durch fein einnehmenves Wefen, feine hohe Bildung 
und feine Gewandtbeit in Gefhäften das Vertrauen des Herzogs bald in folhem Grade zu er= 
werben, daß ihn derfelbe im Jahre 1786, nach dem Tode König Friedrich's II., mit der wichtigen 
Miſſion betraute, das Teftament deſſelben, weldes hhm zur Verwahrung übergeben worden 
war, nad) Berlin zu bringen. Er entlevigte fich diefes Auftrags fo zur Zufriedenheit des Her: 
3098, daß ihn verfelbe gleich darauf, im Jahre 1787, zum Präſidenten feines Kammercolle- 
giumd ernannte und noch wiederholt in feinen Angelegenheiten nad Berlin ſandte. 

Schon bei diefer Gelegenheit hatte H. durch feine hervorragenden Talente und feine einneh= 
mende gelellf&haftliche Bildung die Aufmerkſamkeit König Friedrich Wilhelm’s UI. in fo hohem 
Grade auf ſich gezogen, daß derfelbe ven Wunſch begte, ihn in feine Dienfte zu ziehen. Zu 
diefem Zwecke empfahl er ihn im Jahre 1790 zunächſt dem legten Markgrafen von Ansbach und 
Baireuth zum dirigirenden Minifter, ein ehrenvoller Ruf, dem H. aud mit Zuftimmung des 
Herzogs von Braunſchweig zu folgen keinen Anftand nahm. Bevor er jedoch in dieſen neuen 
Wirkungsfreis eintrat, war au in feinen häuslichen Verhältniffen eine weſentliche Verände— 
rung vorgegangen. 

Seine erfte Ehe mit der Gräfin Neventlow war bereitö im Jahre 1788, wahrſcheinlich in- 
folge der oben erwähnten Differenz, wieder getrennt worden (Die Gräfin ftarb fünf Jahre ſpä— 
ter zu Regensburg in ver Zurüdgezogenheit), worauf er fi im folgenden Jahre mit Frau 
v. Lenthe, geb. v. Haßdorf, weldye aus leidenſchaftlicher Zuneigung zu H. ihren erften Gemabl 
verlaſſen haben ſoll, wieder vermählte. 

Auch in feiner neuen Wirkjamkeit zu Ansbach wußte ſich H. die Zufriedenheit des Königs 
ſo zu erwerben, daß dieſer ihm die Verhandlungen über die damals im Werke befindliche Abtretung 
der beiden Fürſtenthümer an die Krone Preußen übertrug. Er führte dieſelben durch einen 
—— Vertrag glücklich zum erwünſchten Ziele und erhielt am 25. Jan. 1792, nachdem der 
Markgraf die Regierung niedergelegt hatte, mit dem Titel eines Geheimen Staats- und dirigi— 
renden Minifters die felbftändige Verwaltung der beiden Fürſtenthümer, veren Huldigung er 
auch, nachdem der König die Negierung verfelben ſelbſt angetreten hatte, in veffen Namen in 
Empfang nahm. No in vemfelben Jahre belohnte der König feine Dienfte durd die Ernen= 
nung zum Gabinetöminifter und die Ertheilung des rotben Adlerordens und berief ihn gegen 
Ende defjelben, nady dem Ausbruche des Kriegd mit der Republik Frankreich, in fein Haupt: 
quartier nad Frankfurt a. M., zunächſt um fich feines Rathes und feiner Hülfe bei der Sorge 
um die Bepürfniffe ver Armee zu bedienen. Damit begann eigentlich die in die Verwaltung Des 
preußifchen Staates und die Weltverhältniffe tiefer eingreifende Thätigkeit H.'8. 

Die Aufgabe, welche ihm da geftellt wurde, war Feine leichte, fondern eine ſehr peinliche und 
verwicelte. Der von Friedrich dem Großen binterlaffene Schatz von 50 Mil. Thlrn. war durch 
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den Feldzug in Holland und die bewaffneten Unterhandlungen mit Rußland und Ofterreich, ven 
unglüdjeligen Einfall in die Champagne, wovon und Goethe eine nur zu lebensvolle Schilde: 
rung gemacht hat, und ſchlechte Finanzwirthſchaft überhaupt faft gänzlich erihöpft. Es mußten 
aljo vor allem neue Hülfsquellen eröffnet werden, wenn man noch ferner an dem Kriege gegen 
Frankreich theilnehmen jollte. Auch regte ih, zumal nad) der Eroberung von Mainz, welches 
am 16. Juli 1793 von den Franzoſen übergeben wurde, in der ſchon jehr vemoralifirten preußi— 
ſchen Armee ſelbſt eine flarfe Partei, welde,.ved Kriegs müde, fih am liebften fofort von der 
Coalition losgeſagt und mit Frankreich Frieden geſchloſſen hätte. An ihrer Spige ftanden der 
General v. Kaldreuth, der Befehlähaber des preußiichen Belagerungdcorps vor Mainz, ein eitler, 
ränfejüchtiger, auf den Herzog von Braunſchweig, den Oberfeldherrn, eiferfüchtiger Mann ohne 
alle politiihe Einjiht, und der Generaladjutant v. Mannftein, ein gleich beſchränkter und kurz— 
fichtiger Kopf. Unglüdlicherweife ruhte nun damals auch nod die Leitung der auswärtigen 
Politif Preußens ganz in den Händen des harafterlofen Grafen v. Haugwitz (ſ. d.) und des 
verjchlagenen und durchtriebenen Marquis Luchejini, welche, zum Theil nur wieder die Werk— 
zeuge untergeorbneter, aber einflußreicher Perfönlichkeiten, wie des Eabinetsraths Lombard 
und deflen Bruders, des Privatjecretärd von Haugmwig, den Einflüfterungen jener Partei willig 
Gehör gaben. Nur der König jelbft ſchien feftentichloflen zu fein, bei der Goalition auszuhalten, 

vorauägejegt, daß ihm die zur Fortführung des Kriegs nöthige Unterflügung, namentlid von 

ſterreich und von feiten ded Reichs, nicht verfagt werbe. 

Er erklärte fi darüber bereitd zu Ende December 1793 ganz offen gegen den britifchen 
außerordentlihen Geſandten James Harris (Lord Malmesbury), welcher ausdrücklich zu dem 
Zwecke nad Berlin geſchickt worden war, um den König, auf Grund feiner dur das Bündniß 
vom Jahre 1788 übernommenen Verpflichtungen, zur Bortfegung des Kriegs aufzufordern. 
So unverändert, verjicherte er ihm, nad) deifen eigener Ausfage („Diaries and correspondence 
of James Harris, Earl of Malmesbury“), auf fein Ehrenwort, audy feine Zuneigung zu Eng: 
land und jein Abſcheu gegen die Orundfäge der in Frankreich herrſchenden Faction fei, jo befige 
er doch durchaus die Mittel nicht, die Koften eines dritten Feldzugs gegen Frankreich zu tragen. 
Er fönne weder feine Unterthanen mit neuen Auflagen belaften, noch zu einer Anleihe feine 
Zuflugt nehmen. Beides geftatte die Lage der preußifhen Monardie nicht. Er müſſe daher 
auf die Hülfe feiner Bundesgenofjen, namentlih aud Englands rehnen, um ſich aus feinen 
Geldverlegenheiten herauszureißen; wenn jie ihm verfagt werde, fo fönne er nur einen Eleinen . 
Theil feiner Armee am Rhein lafjen, wo er ebenfowol die allgemeinen Intereilen Europas 
als die befondern des preußiichen Staates wahrgenonmen habe und fernerhin aud wahrneh— 
men wolle. Nachdem daher die außerordentliche Mijjion des Marquis Luchelini nad Wien, 
deren Hauptzwed darin beftand, das kaiſerliche Gabinet dazu zu bewegen, daß es feinen Theil 
der von Preußen jährlich als Kriegskoſten verlangten 30 Mill. Thlr. übernehme und dafür 
das oͤſterreichiſche Schleſien als Pfand einſetze, an dem gegenſeitigen Mistrauen und der Eifer— 
ſucht beider Mächte aufeinander, zum Theil auch wol an der perſönlichen Abneigung des Herrn 
v. Thugut gegen den Marquis, deſſen feindliche Geſinnung gegen den wiener Hof kein Ge— 
heimniß war, völlig geſcheitert war, hielt es der König für angemeſſen, ſich zunächſt an ven 
Kurfürſten von Mainz als Reichserzkanzler zu wenden, um durch deſſen Vermittelung die er— 
forderliche Reichshülfe zu erlangen. 

Dazu ſollte ihm nun vorzüglich H. behülflich fein, welcher ſich ſchon in Ansbach als ge: 
wandter Unterhändler bewährt hatte. Er wurde alſo um dieſelbe Zeit nach Mainz geſchickt, wo 
Harris in Berlin alles in Bewegung ſetzte, um Preußen bei der Coalition zu erhalten. Der 
König ließ dem Kurfürſten im weſentlichen dieſelben Vorſtellungen machen wie dem britiſchen 
Geſandten. Es ſei ihm nicht mehr möglich, einen fo koſtſpieligen Krieg aus eigenen Mitteln fort— 
zuführen; das Reich müſſe daher die Unterhaltung ſeiner Armee mit übernehmen, ſofern es 
von ihr fernerhin Schutz und Vertheidigung verlange. Auch an den Neihötag habe er ſich deö= 
halb gewandt ; da aber ein Entſchluß vefjelben fo ſchnell, wie ed nöthig wäre, nicht zu erwarten 
fei, fo bleibe nichts übrig, ald daß die ſechs andern Reichskreiſe, welche der Vertheidigung am 
erften bevürften, diefelbe gemeinſchaftlich übernähmen, fonft könne er feine Truppen unmöglich 
länger im Felde erhalten; nur fo könne Deutſchland in der gegenwärtigen Gefahr gerettet 
werden. H. wußte dergleichen Verftellungen bei vem Kurfürflen perfönlid auf fo nachdrückliche 
Weiſe zu unterftügen, daß derſelbe bereitd im März 1794 dem Reichstage zu Negenöburg er: 
Elären ließ, es fei dringend nöthig, ven Abmarſch der preußischen Truppen durd) die Zahlung 
der Berpflegungsfoften auf angemeſſene Weife zu verhindern, und den Antrag ftellte, zu dieſem 
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Zwecke auf den Grebit des ganzen Reid eine Anleihe aufzunehmen, für deren Berzinfung und 
Tilgung die Reichsſtände durch die Erhebung einer allgemeinen Bermögenäfteuer in ihren 
tefpectiven Kreifen auffommen follten. Die Sahe war jedoch von Wien aus hintertrieben wor: 
den, und da aud die weitern Vorftellungen des Königs bei dem Reichstage ohne Die erwünſchte 
Wirkung blieben, fo trat feine Armee wirklich ſchon den Rückmarſch vom Rheine her an, als die 
Dinge ımermwartet eine andere Wendung nahmen. 

Lord Malmesbury Hatte es nämlich am Ende doch noch durchgeſetzt, daß der König durch 
die Zufage einer angemeffenen Subfivienzahlung von feiten Englands und Hollands ſich bereit 
erklärte, bei ver Eoalition zu verbleiben und feine Truppen am Rheine ftehen zulaffen. Bereits 
am 7. April 1794 ließ der König dem Reichätage die betreffende Eröffnung mit der zuverſicht⸗ 
lihen Erwartung maden, daß nun aud die Reichsſtände fehleunigft Darüber zu Rathe geben 
würden, wie feine Armee zum Schuße des Reichs zu erhalten fei, und am 19. deſſelben Monats 
kam im Haag, wohin ver Lord den Minifter Haugmwig, um ihn gänzlid den Gegenwirkungen 
der franzöfifh gefinnten Friedenspartei zu entziehen, ihm zu folgen gezwungen hatte, ein förm⸗ 
licher Subſidienvertrag zwifchen Vreußen einerfeitd und England und Holland andererfeits zu 
Stande. Ihm zufolge verpflichtete fich der König eine Armee von 62400 Mann nad einem 
von den beiden Seemächten aufgeftellten Etat auszurüften, welche unter.einem preußiſchen Feld⸗ 
herrn entweder für ſich oder je nach Umſtänden in Gemeinfhaft mit den Truppen derielben ope= 
viren und ſpäteſtens am 24. Mai fhlagfertig ind Feld rücken follte. Die Seemädte veripra= 
hen dafür fofort 300000 Pf. St. zur Ausrüftung, 50000 Pf. St. monatliche Subfivien und 
bei der bereinftigen Rückkehr der Truppen 100000 Pf. St. zu zahlen, behielten ſich aber vor, 
daß die etwaigen Groberungen in ihrem Namen gemacht, während des Kriegs in ihrer Ver: 
waltung bleiben und beim Frieden zu angemeflener Verwendung fommen, ſowie auch ihre Com: 
mifjare im Hauptquartier refiviren follten, um die Ausführung des Vertrags zu überwachen. 

Diejer Vertrag machte begreiflichermweife dieſſeit und jenfeit des Kanals einen ſehr üblen 
Eindruck. Während man im preußifchen Heere laut darüber murrte, daß man fernerhin im 
Solde von England und Holland ftehen werde, mußte Bitt im britifchen Parlament Die ganze 
Kraft feiner fliegenden Berepfamfeit aufwenden, um den Vertrag in möglichft günftigem Lichte 
darzuftellen und bie fehr erheblichen Einwendungen der Oppofitiondredner For, Sheridan und 
des Marquis v. Landspown dagegen niederzufhlagen. Ihr Hauptargument dagegen beſtand in 
dem Mistrauen, daß Preußen, nachdem es vielleicht [hon binnen zwei Monaten 600000 Pf. St. 
erhalten Haben würde, gar nicht einmal gefonnen und im Stande fein werde, den dafür über: 
nommenen Verpflichtungen nachzukommen und an dem Kriege im Sinne der contrahirenven 
Mächte theilzunehmen. Und fo ganz ungegründet mar diefe Beforgniß nit. Denn als die 
Seemächte verlangten, daß die preußischen Truppen am Mittelrhein vorzüglich ihre Overatio: 
nen in den Niederlanden unterftügen follten, und in diefem Sinne auch bereitd am 2. Juni zu 
Maftriht zwifhen Haugwitz, General Lord Gornwallisjund dem holländiſchen und engliſchen 
Gejandten, Kinfel und Lord Malmesbury, eine förmliche Berabredung ftattgefunden hatte, 
erklärte Dagegen der faft fiebzigjährige General v. Moͤllendorf, welcher zu Anfang des Jahres, 
nachdem der Herzog von Braunfchweig im Unmuthe über vie heilloſe Wirthſchaft im Rathe des 
Königs zurüdgetreten war, den Oberbefehl übernommen hatte und ganz im Interefle der fran: 
zöſiſch gejinnten Briedenspartei handelte, in einer am 24. Juni mit den oben Genannten zu 
Kirchheim abgehaltenen Conferenz geradezu, ev wiſſe von jener Verabredung gar nichts und 
könne ſich ſchon aus flrategifchen Gründen nicht dazu verftehen, ven verbündeten Heeren in den 
Niederlanden zu Hülfe zu eilen. Das machte natürlid in London um fo böferes Blut, da man 
diefes fonderbare Benehmen einer Intrigue des Grafen Schulenburg zufchrieb, welcher es nicht 
verfchmerzen fönne, daß er von Haugwitz verdrängt worden fei, und ih nun durch die Vernich— 
tung bed von dieſem abgefchloffenen Vertrags rächen wolle. 

„Unter diefen Umſtänden erhielt H. die ſehr peinlihe Mifjton , Lord Malmesbury eines 
Beſſern zu belehren und feinen Hof noch womöglich zu Gunften Preußens umzuftimmen und 
namentlich zur Bortzahlung der vertragsmäßigen Subſidien zu bewegen. Er entlevigte ſich der— 
felben mit vielem Geſchick, aber ohne den erwünschten Erfolg. Denn Lord Malmesbury erklärte 
ihm fogleih, daß Preußen, wenn es auf den eingeichlagenen Wege fortgebe und, nachdem es 
beinahe die Hälfte der Hülfsgelver bezogen, die dafür übernommenen Verpflichtungen nicht er: 
fülle, in einer ifolirten Zage, ohne Bundesgenofien und ohne Audficht, deren je zu erhalten, da— 
hin gelangen werde, alles Gewicht im Kriege und im Frieden zu verlieren, mas ohne Zweifel 
nur eine Folge der Machinationen und Intriguen Schulenburg’s und Möllendorf's fein werde. 


% 


Hardenberg 505 


H. brauchte dagegen, fo fhrieb der Lord jelbft nach London, jedes Beweismittel und jeven Pfiff, 
um ihn zu überreden, daß fein Hof ernſtlich wünſche, fih mit England zu vereinigen, und ge- 
neigt wäre, fein vergangened Betragen zu verbeffern. Ex fei aber feft geblieben und habe ſich 
durchaus geweigert, dem einigen Glauben zu ſchenken. Das habe H. jo weit gebracht, zu fagen, 
daß England Preußen nicht entbehren könne und dag ed mit den Subfidien fortfahren müffe. 
Er Habe darauf jedoch erwidert, daß er, ohne über die Frage der Nothwendigkeit zu entfcheiven, 
nur bemerken könne, daß er durd ein foldes Argument feinen Hof auf gleihe Höhe mit dem 
unterften beutichen Fürſten ftelle, indem anzunehmen wäre, daß er von demſelben Grundſatz 
bewegt werde, wie der Dei von Algier; und daß, wenn die Nothwendigkeit entſcheiden folle, e8 
feiner Unterhandlung bedürfe; denn dann made ſich die Sache von felbft, und er fühle ſich kei— 
neswegs in dem Range, ein ſolches Gefchäft zu leiten. Damit hatte Die Sache zunächſt ein Ende. 

Möllendorf blieb bei jeiner Weigerung, an dem Kriege in den Niederlanden theilzunehmen, 
und betrieb auch die Operationen am Mittelrhein mit auffallender Lauheit. Denn faum hatten 
die Ofterreicher unter Glerfayt, von General Jourban beprängt, in den erften Tagen des October 
das linfe Rheinufer verlaffen, als fi auch Die Preußen am 23. dieſes Monats über ven Rhein 
zurüdzogen. Schon am 11. hatten bie Gefandtender Seemädhte, infolge diefed zweideutigen Be: 
nehmend, die weitere Zahlung der Subfidien einftellen laffen, worauf H. beauftragt wurde, 
ihnen unter dem 25. zu erflären, daß der König dies ald einen Bruch des Haager Vertrags anſehe 
und folglich von demfelben feine Mede mehr fein fönne. Auch hatte Möllendorf, bereitö am 14. 
dur) einen förmlichen Parolebefehl befannt gemacht, daß, da der Subfidienvertrag mit England 
nicht mehr beftehe, alles, wa8 dermalen nod) gethan werde, nur dazu dienen jolle, die Ehre der 
preußifhen Waffen und ihren alten Ruhm aufrecht zu erhalten. Auch fünne ein naher Friede 
in Ausficht geftellt werden. 

Hierzu fam dag täglich fteigende Mistrauen zwiſchen ben Gabineten zu Wien und Berlin, 
welches vorzüglich durdh den aus frühern Zeiten herftammenven unverföhnlihen Haß des an 
Stelle des achtzigjährigen Fürften Kaunig zum Hof- und Staatskanzler ernannten Baron 
9. Thugut gegen Preußen genährt wurde. Während daher ver Raifer bei ven Reichsſtänden 
über die laue Kriegführung von feiten Preußens die bitterften Klagen führte, glaubte man in 
Berlin dem faiferlihen Eabinet feine immer nody ſehr lebhaften Abfichten auf Baiern vorwer: 
fen zu müflen, welche e8 ſelbſt geneigt machten, die Niederlande preidzugeben und mit der revo- 
Iutionären Regierung von Frankreich unter der Bedingung Frieden zu fhliegen, daß ihm bie- 
felbe zur Beſitznahme von Baier behülflich fein werde. Es war wenigftend ein namentlich auch 
im preußifchen Sauptquartiere vielfach verbreitete® und geglaubtes Gerücht, daß der wiener Hof 
bereits geheime Unterhänbler nad Baris geſchickt habe, um in dieſem Sinme eine Berftändigung 
mit Robespierre herbeizuführen. Die in Polen unterbeifen eingetretenen Reibungen, auf welche 
wir hier nicht näher eingehen können, trugen natürlich auch das Ihrige dazu bei, die Misſtim— 
mung zwiſchen den beiden deutfchen Gabineten noch zu mehren, und fo fcheint fich ſelbſt im Geifte 
des Königs immermehr vie Anficht befeftigt zu haben, daß der wiener Hof weit feindlicher gegen 
Preußen geiinnt ſei als ſelbſt ver Gonvent und der Wohlfahrtdausfhuß zu Paris, 

Dergleihen Stimmungen maden e8 erflärlich, daß die im Cabinet des Könige durch Haug: 
wig, Schulenburg, Luchefini und Lombard vertretene Kriedendpartei immermehr die Oberhand 
gewann. Bifhofswerber ſprach fich darüber z. B. ganz unverhohlen gegen Maſſenbach dahin 
aus: man müffe Frieden um jeden Preis mahen, denn der König habe feine Mittel, ven Krieg 
gegen Frankreich fortzufegen, und von dem böfen Willen der Ofterreicher, von dem libermuthe 
der Auffen fei alles zu fürchten. Überdies müffe man au Öfterreich zuvorfommen. Die erften 
Schritte in diefer Richtung geſchahen von Möllendorf im Auftrage feiner Regierung, indem er 
ſich mit dem franzöftichen Geſandtſchaftsſeeretär Bacher zu Basel in geheime Verbindung fegte. 
Dann wurde infolge derfelben Ende December 1794 der Major v. Meierinf an den in Ba: 
den in der Schweiz refldirenden franzöflichen Gefandten Barthelemy geſchickt, um ihm die Anz 
kunft des Generals Grafen v. d. Golg ald Bevollmädtigten feines Hofs anzufündigen, wäh— 
vend Haugwitz gleichzeitig den Legationsrath Harnier nad Paris ſchickte, um den Wohlfahrts— 
ausfhuß zu beftinnmen, daß die Friedensverhandlungen zu Bafel, auf neutralen Terrain, ftatt- 
finden möchten. Dan ging darauf willig ein, nachdem man fi vorher darüber verſichert hatte, 
daß e8 Preußen, gemäß den von Haugwitz, Harnier und dem Grafen v. d. Golg ertheilten 
Inftructionen, mit den Frieden ernftlih meine und, im Falle Sranfreih Holland erobere, 
bereit fei, nicht nur in die Abſchaffung ver Erbftatthalterfchaft zu willigen, ſondern auch feine 
Befigungen am linken Rheinufer abzutreten. 
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Die Wendung der Dinge in Holland blieb nun ferner nicht ohne weientlihen Einfluß auf 
das Gabinet von Berlin. Denn befanntlih wurden bereitö im Januar 1795 die verbündeten 
Heere durch die Franzoſen aus Holland verdrängt und, nachdem Pichegru am 19. Jan. feinen 
Einzug in die Hauptſtadt gehalten hatte, die legtern unumjhränfte Herren ded Landes, An: 
ftatt aber nun dem dringenden Geſuche der Höfe zu Wien und London um fhleunige Hülfe 
Folge zu leiften, hielt e8 dad Gabinet von Berlin für angemeifener, den dem Wohlfahrtsausſchuß 
ertheilten Zufagen zufolge ſich jeder Einmifhung in die holländiſchen Angelegenheiten zu ent- 
halten und die bereits begonnenen Briedensverhandlungen ihren weitern DBerlauf nehmen zu 
laffen. Mehr nur zum Schein ließ man Möhlendorf mit dem größten Theile feiner Truppen von 
dem Mittelrhein nad) der Lippe rücken, um im Noihfalle Weitfalen zu deden. 

So ftand es, ald Graf v. d. Golg am 6. Febr. 1794 zu Bajel plöglih mit Tode abging 
und H., welcher nad) vem Abbruche ver Verhandlungen mit Lord Malmesbury nah Baireuth 
zurüdgefehrt war, berufen wurde, die Friedensverhandlungen daſelbſt fortzujegen. Man nahm 
jegt von feiten des Hofs zu Berlin allerdings einen Augenblid Anftand, diefelben zu Ende zu 
führen, zumal da aud von Wien aus bei den Reichsſtänden auf die nachdrücklichſte Weije auf 
die Fortfegung des Kriegs gedrungen und die Schwierigkeit, einen genügenden Frieden für dag 
gefammte Neich zu erlangen, ganz bejonderd betont wurde. Allein im Rathe des Königs be— 
hielt die Anſicht, daß ein Separatfrieve dem Interejfe des preußifchen Staates jhon deshalb 
mehr entſprechen würde, weil er dadurch nicht nur der Laft des Kriegs enthoben werden würde, 
fondern aud hoffen dürfe, daß ſich ihm mehrere deutſche Reihsftände gegen das Interefle Diter- 
reichs anſchließen würden, die Oberhand. 

Dergebend machte auch noch der Hof zu London einen legten Verſuch, das Cabinet von Ber: 
fin zur Umkehr zu beivegen und Preußend Fräftiges Einfreiten zur Rettung Hollands und 
zum Schuge Norddeutſchlands zu bewirken. Der deshalb mit einer befondern Miſſion nad 
Berlin gejchickte britiihe Gefandte in Stodholm, Lord Spencer, wurde jevoh von Saugmig 
mit dem Bedeuten abgewiefen, daß bie im vorigen Jahre eingeftellte Subfivienzahlung auf den 
König einen fo üblen Eindruck gemacht habe, daß er fih auf nichts mehr einlajlen werde, es 
müßte denn fein, daß ſich das Gabinet von St.-James jofort zur nachträglichen Entrichtung ber 
rückſtändigen und unbehinderten Fortzahlung der noch zu gemwärtigenden Subſidien verftehen 
wolle. Dazu war aber Lord Spencer nicht ermächtigt, und aud ein jehr ungeichickter Verſuch, 
den er machte, mitteld der Gräfin Kichtenau, welcher er ein Geſchenk von 100000 Guineen ver: 
ſprochen haben foll, auf den König einzuwirken, verfehlte feinen Zwed gänzlig. Noch während 
aber über die erneuerte Bewilligung der Subfivien von feiten Englands hin und her verhandelt 
wurde, unterzeichnete H. bereitd am 5. April zu Bafel den Frieden zwiihen Preußen und ver 
Republif Franfreih. Ihm zufolge wurde an vie legtere das ganze linfe Rheinufer abgetreten, 
während ver König ji in geheimen Artifeln verpflichtete, weder gegen Holland noch irgendein 
anderes von den Franzoſen bejegtes Land etwas Feinvliched zu unternehmen, wogegen Frank— 
veich veriprach, bei Fortdauer des Kriegs feine Waffen nie über eine noch näher feftzufegenve 
Demarcationslinie hinauszutragen. Diefelbe wurde aud bereits den 17. Mai durch einen be- 
fondern Vertrag näher beftimmt, während die Natification des Friedens zu Berlin fhon am 
15. April erfolgt war. . 

Bekanntlich ift dieſer Friede von jeher ald ein Schandfled in der neuern Geſchichte Preußenz, 
als ein Het ver Treulofigkeit und des Verraths an dem gefammten deutſchen Vaterlande be: 
trachtet und die ſchwere Schuld, melde man deshalb auf das Cabinet von Berlin wälzen zu 
müffen glaubte, zum guten Theile auch mit auf H. übertragen worden. Neuerdings erft ift man 
jedoch infolge der auf archivaliſchen Quellen beruhenden Arbeiten von Häuffer („Geſchichte von 
Deutihland feit dem Tode Friedrich's des Großen”) und vorzüglid v. Sybel („Geſchichte ver 
Nevolutiondzeit‘‘) zu einer etwas mildern Auffaffung und Beurtheilung deffelben gelangt. Es 
ergeben fi) Daraus zwei unwiderlegliche Wahrheiten: 1) daß diefer Friede ald ein volffommen 
berechtigter Act nicht nur der unbedingten Nothwendigkeit, jondern jelbft der Nothwehr ver 
preußifchen Regierung gelten fann; daß es 2) wenigftens nicht H.'s Schuld war, wenn in 
demfelben feine günftigern Bedingungen erzielt wurden. Der Friede war eine Nothwendigkeit, 
weil Breugen durchaus nicht mehr in ver Lage war, den Krieg mit Ausjiht auf Erfolg noch 
länger fortführen zu £önnen, weil die verdächtigen Beziehungen Ofterreiche zu dem Wohlfahrts— 
ausſchuſſe zu Paris, welche wir oben angedeutet haben, in Berlin gar fein Geheimniß waren, 
und weil man noch immer zu befürchten hatte, daß trog der Erfchöpfung Frankreichs und trotz 
des immer ftärker hervortretenden Gewichts der Friedenspartei im Nationaleonvent am Ende 
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doch die Eroberungspolitif ver Bergpartei, unter dem Einfluffe jener geheimen Verhandlungen 
mit dem Gabinet zu Wien und der Fortſchritte der franzöfifchen Waffen in ven Niederlanden, 
wieder die Oberhand gewinnen werde. 

Dieſe Rüdjiten wirkten auch namentlich auf ven Geiftdes Königs fo ſtark ein, daß er ſich, 
obgleich er perfünlih bis zum legten Augenblide jeden Gevanfen an eine Unterhandlung mit 
den „Königsmördern“ mit Entſchiedenheit zurüdigewiefen hatte, am Ende doch in das Unver— 
meidliche fügte. Nur ging man dabei vorerſt allerdings von der Anficht aus, daß Preußen, auch 
im Intereffe und ald Fürſprecher der übrigen Neihsftände, bie Erhaltung des biöherigen Beitg- 
ftandes zur Grundlage der Unterhandlungen maden müffe. Daß man aber nad und nad) auch 
diefen Standpunkt aufgab, ift dem Gabinet von Berlin damals und auch noch nad} den neueſten 
Aufklärungen darüber mit vollitem Rechte zum Vorwurf gemadt werden. Allein leider fehlte 
der Muth dazu, in dieſer Hinfiht dem ungeflümen Drängen der Kriegspartei in Paris ent: 
ſchloſſenen Widerftand zu leiften. Denn ſchon im Januar war man duich den nad) Paris ge— 
ſchickten Unterhändler, Legationdrath Harnier, davon unterrichtet, daß ohne ein Aufgeben ver 
Rheinlande nichtd erreicht werben könne und die Verhandlungen wahrſcheinlich gänzlich ſchei— 
tern würden, wenn man bei der Aufrechthaltung des Befigftandes beharren wolle. Das mußte 
das Cabinet von Berlin, in weldem ſich gleihiwol noch zwei ganz entgegengefegte Anfichten 
geltend zu machen fuchten, freilich ſehr einfhüchtern und zu einem ſchnellen Entjchluffe treiben. 
Während die eine Partei, an deren Spige Graf Finkenſtein ftand, verlangte, man folle den 
Frieden für unmöglich erflären, wenn man auf der Forderung des linken Rheinufers beftehe, 
hielt e8 die andere dagegen, für welche Alvensleben das Wort führte, für durchaus nöthig, auf 
das Verlangen des Wohlfahrtsausſchuſſes einzugehen und felbft feinem Wunſche, mit Preußen 
ein förmliches Bündniß abzufchließen, nadzugeben. Der König aber, der die Gefahren beider 
Spiteme wohl zu würdigen wußte, entjchied ſich infofern für einen Mittelweg, ald er Frieden 
ohne Bündniß und mit Vorbehalt ver Gebietöfrage bis zu dem fünftigen allgemeinen Frieden 
haben wollte. 

In diefem Sinne waren aud die von Haugmwig für den Grafen v, d. Golg entworfenen 
Inftructionen abgefaßt, welde nun auch H. zur Richtſchnur dienen ſollten. Sie ſtimmten aber 
keineswegs mit feinen perfünliden Anfichten überein. Er glaubte, daß man unter allen Um— 
fländen dad Beharren auf dem alten Befisftande ald Grundlage des Friedens feithalten müfle, 
und murbe im biefer feiner Uberzeugung vorzüglich dadurch noch mehr beftärkt, daß ſich in Paris, 
ungeachtet der wiederholten Drohung, man werde die Abtretung der Nheinlande, wenn man 
nicht freiwillig darauf eingehen wolle, mit den Waffen erzwingen, doch eine ſehr entſchiedene 
Hinneigung zur Nachgiebigkeit bemerklic gemacht hatte. Man Hatte ſich damit begnügt, das 
Schickſal der linksrheiniſchen Lande von dem allgemeinen Frieden abhängig zu madhen, man 
hatte ſich bereit erklärt, die guten Dienfte Preußens zu Gunften der Reichsſtände, welche mit der 
Republik in unmittelbare Verhandlung treten wollten, anzunehmen, man hatte endlich die For: 
derung einer Allianz oder wenigftend bewaffneten Neutralität nicht mehr ald Bedingung, jon= 
dern nur ald Wunſch hingeſtellt. 

Bor allen war H. der Meinung, daß man nichtd übereilen dürfe. Noch auf feiner Reiſe 
nach Bafel hatte er Lord Malmesbury zu verftehen gegeben, daß er bemüht fein werde, den defi— 
nitiven Abſchluß der ſchwebenden Verhandlungen fo lange zu verzögern, bis die Brage wegen 
Fortzahlung ver Subſidien entjchieden fein würde. Allein Malmesbury geftand ihm ſogleich 
ein, daß er, fo fehr er auch von der Richtigkeit und Redlichkeit feiner Anſichten und Grundfäge 
überzeugt fei, doch nur geringe Hoffnung hege, daß viefelben, ven oben erwähnten erfolglojen 
Schritten des Lord Spencer gegenüber, auf die Stimmung des Cabinets Sr. britifhen Majeftät 
wejentlihen Einfluß haben würden. Gleichwol ließ er ihm noch unter dem 10. April von Lon— 
don aus zu wiffen thun, daß er, feinem Verfprechen gemäß, ven Abſchluß des Friedens möglichft 
verzögern und nicht eher darauf eingehen möge, ald bis er dazu vom Könige ſelbſt nochmals 
förmlich ermächtigt werden würde. Ex werde dadurch nicht nur beiden Monarchen, fondern auf) 
ganz Europa den wefentlichiten Dienft leiten. Nun war aber H., ungeachtet feiner dringenden 
Borftellungen, auf der Aufrechthaltung des territorialen Befigftandes beftehen zu Dürfen, ſchon 
zum Abſchluſſe ded Friedens gedrängt worden und hatte auch fr feinen fernern Rath, daß 
man eine ftarfe militärifche Stellung einnehmen möge, in Berlin ſchon aus finanziellen Grün— 
den fein Gehör gefunden. 

Im legten Stadium der Verhandlungen wurde der Abſchluß nun aber noch vorzüglich durch 
die Beſorgniſſe beſchleunigt, welche die fortgefegten Machinationen des Gabinets zu Wien ein: 
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flößten, welde den preußifchen Friedendbeftrebungen überall feinvlih entgegentraten. Herr 
v. Thugut ließ dem Wohlfahrtsausſchuſſe durch feinen we Agenten Garlotti nochmals ge⸗ 
radezu das linfe Rheinufer anbieten, wenn Frankreich Ofterreih dafür zu dem Befig von Baiern 
verhelfen wolle. Auch hatte er Rußland zum Kriege gegen Preußen zu drängen geſucht und 
überhaupt alles darauf angelegt, Preußen für alle Eventualitäten völlig zu ifoliren. Unter 
dieſen Umſtänden fann es felbft noch als ein wefentliches Verdienſt H.'s gelten, vaß er wenig: 
ftens in einigen Nebenpunften gegen die frangdftfchen Unterhänbler im Vortheil blieb. So jepte 
er ed durch, daß die Gebietöfrage in einen geheimen Artikel verwiefen wurde, und Daß er bie 
Gemwährleiftung einer Entſchädigung Preußens erhielt, während der Wohlfahrtsausfhuß dieſe 
von dem Abfchluffe eines Bünpniffes abhängig gemacht wiffen wollte. Ferner wurde ihm zuge: 
ftanden, daß jeder Neihäftand, welcher die Vermittelung Preußens anrufe, drei Monate nicht 
als feindlich behandelt werben folle, eine Beflimmung, melde namentlih aud von dem Eaifer- 
lichen Gabinet jehr übel vermerkt und von dem Mohlfahrtdausfhuß nur nad langem Wiber- 
ftande gutgeheißen wurde. 

Natürlich blieb aber ver allgemeine Einprud des Friedens für Preußen ein um fo ungün: 
fligerer, je größer der Beifall war, womit er imNationalconvent zu Paris —— wurde. 
Denn hier konnte man nicht verkennen, daß derſelbe der Republik die entſchiedenſte uͤberlegen⸗ 
heit über das auf dieſe Weiſe getrennte Deutſche Reich verſchaffe, während man von ſeiten des 
kaiſerlichen Cabinets nun alles dafür einſetzte, den Reichsfrieden mit Frankreich unter Preußens 
ausſchließlicher Vermittelung zu hintertreiben. Denn in Berlin ſcheint man allerdings des 
guten Glaubens geweſen zu ſein, daß man durch dieſen Frieden eine überlegene Stellung am 
Rheine gewonnen und den Weg gefunden habe, auf welchem die Mehrheit der Reichsſtände 
allmählich von Oſterreich zurücktreten und ſich unter den Schug Preußens ſtellen werde. Daß 
man ſich darin täuſchte, hat vorzüglich mit dazu beigetragen, dieſen Frieden zum Nachtheil 
Preußens in ſo üblen Ruf zu bringen. Denn der Erfolg hat freilich bewieſen, daß er weder 
Preußen vor einer verhängnißvollen Kataſtrophe, noch das Deutſche Reich vor dem Untergange 
bewahren konnte. Während daher das Cabinet von Berlin ſein Verfahren in verſchiedenen an 
die Reichsſtände gerichteten Staatsſchriften zu rechtfertigen bemüht war, führte dagegen der 
Kaiſer über dieſe Eigenmächtigkeit eines einzelnen Reichsſtandes, welche das Reich und ſeine 
Verfaſſung den größten Gefahren ausſetze, bittere Klagen und drang darauf, daß Die Reichs— 
ſtände dad allerdings fehr wünſchenswerthe Friedenswerk durch eine mit den nöthigen Boll: 
machten verjehene Reichsdeputation felbft in die Hand nehmen möchten. 

Leider befaßen nun die preußifchen Staatsmänner weder politifche Einfiht noch Mittel 
genug, auf der einmal betretenen Bahn mit Erfolg weiter vorwärts zu gehen. H., weldher noch 
in Bafel zurüdgeblieben war, hatte zwar, noch ehe von Reich8 wegen weitere Schritte geſchehen 
waren, im Auftrage feiner Regierung bereits unter dem 24. Juli den Verſuch gemacht, mit 
Barthelemy wegen bed Neichöfriedens in unmittelbare Unterhandlung zu treten; allein fo jebr 
auch der Wohlfahrtsausihuß noch immer den Wunſch hegte, daß die Vermittelung deſſelben 
allein von Preußen ausgehe und dieſes dadurch die Leitung der Reichsangelegenheiten, anftatt 
ded Kaiferhofs , übernehme, jo behielt auf feiten der franzöſiſchen Regierung am Ende doch die 
Anſicht die Oberhand, daß das Reich, infolge der eingetretenen Verhältniffe, mit ver Republik 
fel6ft in unmittelbare Unterhandlungen treten müffe, bei welchen die Vermittelung Preußens 
alferdingd vom wefentlihften Nugen fein werde. Barthelemy ſprach fi bereit unter dem 
10. Aug. in einer in diefem Sinne an $. gerichteten Note aus, infolge welcher das Eabinet von 
Berlin es für gut befand, die Sache nicht weiter zu betreiben. Die Thätigkeit H.'s befchränfte 
fich daher hier nur noch darauf, daß er einen am 27. Aug. unterzeichneten Separatfrieven zwi: 
hen dem Landgrafen von Heſſen-Kaſſel und der franzöfifchen Republik vermittelte, demzufolge 
ber erftere, ganz im Geifte des preußiſchen Friedensvertrags, darauf verzichtete, feine Geldbei— 
träge und feine Truppen noch ferner zur Reichövertheidigung zu vertwenden, was Preufen von 
Kaiſer und Reich natürlich auch jehr übel angerechnet wurde. Damit endigte die Thätigkeit H.s 
zu Bafel, welde ihm von feiner Negierung den Schwarzen Adlerorden und von feiten des 
Nationaleonvents ein foftbares Service, angeblid) im Werthe von 60000 Kivres, einbrachte. 

Er fehrte Hierauf zunächſt in feine frühere Stellung als dirigender Minifter ver Fürſten— 
thümer Baireuth und Ansbach nad Franken zurüd, geriet aber va, infolge der von der preußi- 
ſchen Regierung erhobenen Anſprüche auf die Landeshoheit über gewiffe den benadhbarten 
Reihöftänden zugehörige Gebietätheile, alsbald namentlich mit der Reichsſtadt Nürnberg in 
ſehr üble Händel. Jene Anſprüche gründeten ji darauf, daß die preußifce Regierung die 
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Reichdunmittelbarkeit gewifler von alten Zeiten her zu den genannten Fürftenthümern gerech— 
neter Gebiete nicht mehr anerkennen wollte. Sie befahl daher ihre Beilgergreifung, welche auch 
an mehreren Orten auf ziemlih gewaltjame Weife zur Ausführung fam. Sehr heftige Be: 
fhwerben ver Betheiligten darüber bei vem Reichstage zu Regensburg Fonnten natürlich nicht 
außsbleiben, und fo hatte ſich die preußifche Regierung veranlaßt gefehen, im Jahre 1792 von 
weitern Gewaltmaßregeln in diefer Richtung vorerft wieder Abfland zu nehmen und H. als 
dirigirenden Minifter beiver Kürftenthümer zu beauftragen, die aufgeregten Gemüther durch 
eine fehr gemäßigt gehaltene Inftruction an die Regierungen von Baireuth und Ansbach zu 
beruhigen. Seitvem hatte Die Sache gänzlich gerußt. Jetzt aber, nad) Abſchluß des Friedens zu 
Bafel, wurde fie mit defto größerm Eifer wieder aufgegriffen. 

9. glaubte nun, von einem dabei nicht ganz unbetheiligten Publiciften, Profeſſor Kretſch⸗ 
mann aud Jena, aufgehegt, von den verbrieften Nechten ded Kurhauſes Brandenburg nichts 
aufgeben zu dürfen. Nachdem er zunächſt dem Fürſtbiſchof von Eichſtädt und ver betreffenden 
Reichöritterfchaft zugemuthet, auf ihre Neihsunmittelbarfeit zu verzichten, ftellte er auch an die 
Reichsſtadt Nürnberg die Korderung, dem von preußiicher Seite jhon im Jahre 1792 erhobe: 
nen Anſpruche auf das nürnbergifheLanpgebiet nun fofort durch Abtretung deſſelben gerecht zu 
werden. Ein darüber hin und ber geführter Schriftenwechfel blieb natürlich ohne die gewünſchte 
Wirkung, bis endlih H. dem Magiftrat von Nürnberg unter dem 2. Juli 1796 unumwunden 
erklärte, daß höhern Orts bejchloffen worden fei, die dem Kurhaufe Brandenburg zuftehende 
Zandeshoheit bis an die Stadtthore fofort in Befig zu nehmen. Der Magiftrat remenftrirte 
freilih fogleidh dagegen und bot einen Vergleih an, H. aber wies ihn mit den Bemerfen 
zurüd, daß es nicht in feiner Macht ftehe, die einmal ertheilten Befehle des Könige rüdgängig 
zu maden, und ließ demgemäß auch bereitd am 4. Juli die Stadt von zwei preußifchen Regi— 
mentern mit Gewalt, aber ohne den geringften Widerſtand in Befig nehmen. Die fädtifchen 
Milizen wurden gezwungen, ihre Kafernen und Wachthäuſer zu verlaffen, die Bürger und die 
Behörden mußten dem Könige von Preußen, gemäß dem überall angeſchlagenen Befigergreis 
fungspatent, ven Huldigungseid leiften, und die Erhebung der Zölle erfolgte fortan nur noch 
durch preußifche Beamte. -» 

Bald aber wurde die Stadt von anderer Seite in noch weit größere Bedrängniß verſetzt. 
Nach ven um dieſe Zeit erfolgten immer weitern Vorbringen der ſiegreichen franzöfiihen Waffen 
wurde aud) dem Fränkiſchen Kreife eine Kriegdcontribution von 6 Mill. Livres in baarem Gelde 
und 2 Mill. in Naturalien auferlegt, wozu indeſſen die beiden Fürſtenthümer Baireuth und 
Ansbach, ald dem mit der Republik Frankreich befreundeten Preußen zugehörig, nicht mit her: 
angezogen werden follten. Die Stadt Nürnberg glaubte nun, da fie durd ihre Deputirten an 
ber deshalb am 7. Aug. zu Würzburg abgeſchloſſenen Eonvention theilgenommen hatte, ala 
unter preußiicher Oberhoheit ftehend, auch dieſer Wohlthat theilbaftig werden zu können und 
nahm die Franzojen ohne Wiverftand als Freunde auf. Kaum hatten ſich dieſe aber dort feft- 
geſetzt, ald jie von der Stadt gleihfalld eine Kontribution von 2%, Mill. Livres haar und für 
550000 FI. Naturalien verlangten. Alle Gegenvorftellungen waren vergebens, und da das 
Verlangte nicht bis zu der feftgefegten Zeit befhafft werden konnte, fo wurde eine Anzahl der 
angejebenften und vermögendften Bürger ohne weiteres ald Geifeln hinweggeführt. 

In dieſer Noth wandte ih nun der Magiftrat an H., um durch feine Bermittelung einen 
Aufihub weiterer Gewaltmaßregeln und ein Darlehn aus den füniglihen Kaffen zu erlangen. 
Ehe aber in diefer Beziehung noch etwas gefchehen war, fanden es die Franzoſen bei Annähe: 
tung faiferliher Truppen für angemeffen, bereits am 24. Aug. Nürnberg wieder zu verlaffen. 
Gleichwol hielt der Magiftrat auch jegt noch die preußiſche Schutzherrſchaft für das wirfjamfte 
Mittel gegen die Wiederkehr folher Bedrängniß. Und da fih auch die Majorität ver Bürger: 
haft mit 2905 gegen 191 Stimmen dafür erklärte, jo ſchloß H. am 2. Sept. 1796 mit dem 
Rathe der Stadt aus eigener Machtvollkommenheit im Namen ded Königs einen förmlichen 
Staats-, Subjertiond: und Eremtiondvertrag ab. Ihm zufolge begab ſich die Reichsſtadt Nürn- 
berg, „in Rückſicht der eingetretenen höchſten Pflicht der Selöfterhaltung‘‘, mit vorausgejegter 
Genehmigung von Kaifer und Neid, unter den landeshoheitlihen Shug des Königs von 
Preußen ald Burggrafen, entjagte demgemäß der biöherigen Neichdunmittelbarfeit und Stand— 
ſchaft und trat vem Könige überhaupt alle mit ver Staatögewalt verbundenen Rechte und Be: 
fugniffe ab. Dagegen übernahm der König die Tilgung der ſämmtlichen Staatsſchulden der 
Stadt und alle Verpflichtungen gegen Kaifer und Neih und verfprad allen Einwohnern 
Shug und Wahrung ihrer Rechte und überhaupt eine gerechte und gedeihliche Verwaltung, 
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ohne Belaftung mit neuen Steuern und unter Erhaltung der bidherigen Freiheit von Kriegs— 
laften aller Art. Auch nahmen an vemjelben Tage abermals preußiſche Truppen von der Statt 
Beſitz, um fie aufdiefe Weiſe der Bortheile der preußifhen Neutralität theilhaftig zu machen 

Hier griff nun aber die glüdliche Wendung, welche um dieje Zeit der Krieg des Kaifers 
gegen Frankreich nahm, auch in dieſe Verhältniffe folgenreich ein. Denn nachdem es Erzherzog 
Karl gelungen war, das Jourdan’iche Corps durch die Siege bei Neumarkt, Tingern und Würz: 
burg am 23. und 24. Aug. und 3. und 4. Sept. aus Süddeutſchland zu verbrängen, hielt man 
ed in Berlin nidyt mehr für geraten, die Misftimmung des wiener Hofed durch die Aufrechter> 
haltung des eigenmächtigen Verfahrens gegen Nürnberg noch zu vermehren. Auch erſchien nun 
die Übernahme der nürnbergiſchen Staatsfhuld doch ald ein zu großes Opfer, und Haugwig 
war ſchon dies ein willfommener Vorwand, die von feinem Nebenbuhler H. bemwirfte Beſitz— 
nahme von Nürnberg wieder rückgängig zu machen. H. erhielt alſo Befehl, die preußiiche Be— 
fagung bereits am 1. Oct. wieder Aus der Stadt zurücdzuziehen, indem ev Tags vorber dem 
Magiftrate und der Bürgerfchaft eröffnen mußte, daß der Beweis ded Vertrauens, welchen die 
Stadt dem Könige durch ihre freiwillige Unterwerfung unter feinen Schuß gegeben habe, von 
demjelben zwar ſehr wohlgefällig aufgenommen worden fei, daß er aber unter den obwalten— 
den Umftinden auf dieſelbe verzichten wolle und den betreffenden Bertrag nicht ratifiiren könne, 
wodurd er jedoch keineswegs verhindert werden würde, der Stadt von feinem fortvauernden 
MWohlwollen thatjächliche Beweife zu geben und ſich ihr Gedeihen und ihre Sicherheit nach wie 
vor zu Herzen zu nehmen. 

Natürlich galt diefer Rückzug, diefe Umkehr der preußischen Politifnur als Schwäche, melde 
fofort von allen Seiten auf die bedauerlichjte Weife ausgebeutet wurde. Der Kaifer erließ an 
die preußischen Behörden die flrengften Mandate, und ald es in ver von Preußen befegten 
beutjchmeifterlihen Stadt Ellingen zu einem förmlichen Aufftande gegen dielelben fanı und H. 
dem Hoch- und Deutjchmeifter Erzherzog Marimilian Franz, zugleich Kurfürft von Köln, einen 
Vergleich anbieten ließ, wurde er ſchnöde abgewiefen, worauf er Ellingen ohne weiteres durch 
ein verftärftes preußifches Truppencorps bejegen lief. Das hatte abermals jehr unangenehme 
Häfeleien und einen erbitterten Schriftenwechfel zur Folge. Die von den H.'ſchen Publiciften 
in die Welt geſchickten Rechtfertigungsſchriften ließ ver Kaifer durd) ein an fämmtlihe Kur— 
fürften gerichtetes Schreiben vom 7. Sept. 1796 beantworten, worin alle von den fränfijchen 
Kreisftänden gegen Preußen erhobenen Beſchwerden zufammengefaßt und ftarf betont waren. 
Der König perjönlid wurde darin wohlweislich ganz aus dem Spiel gelaffen und von aller 
Schuld freigeiprogen, indem „die Duelle ded Verfahrens in einer ganz eigenen Geſchäftig— 
feit der königlichen Natbgeber zu ſuchen ſei“, womit natürlich vorzugsweiſe H. gemeint war, 
Zugleich wurde die Hoffnung ausgeſprochen, daß der König ji bemogen fühlen werde, derglei: 
den eigenmädtige Schritte und Beeinträchtigungen auf dem Wege Rechtens und gütliher Aus: 
gleihung durch Wiederherſtellung des vorigen Befigftandes wierer gut zu machen und in Zu: 
funft gänzlich zu vermeiden. Dazu jollten alle Kurfürften ihres Theils mitwirken und den Kö: 
nig von dem betretenen falihen Wege mit feinen Anfprüden in vie Bahn verfaffungsmäßiger 
Ordnung zurüczumeifen fuchen. 

Der Kurfürft von Mainz glaubte in feiner Antwort auf dieſes Eaiferlihe Handſchreiben 
vom 25. Oct. 1796 gleichfalls alle Schuld auf den Üübertriebenen Dienfteifer ver Regierungen 
in den beiden Fürftenthümern Ansbad und Baireuth zurücführen zu müffen und fhlug vor, 
eine gemeinſchaftliche collegialiihe Vorftelung ſäumtlicher Kurfürften an den König zu richten 
und erft dann, wenn dieſelbe nicht den erwünschten Erfolg haben würde, dem verfaffungsmäßi- 
gen Rechtsweg hinſichtlich der einzelnen Klagen gegen die genannten Regierungen völlig freien 
Lauf zu laffen. Das Faijerliche Cabinet hielt e8 jedoch für angemeffener, daß jeder Kurfürft für 
ji) ein, was namentlid den König perfünlich betreffe, möglihft ſchonendes Vorftellungsfärei= 
ben an denſelben richte, ein Verfahren, welches denn aud von der Mehrzahl der Kurfürften ein= 
gehalten wurde. Es verfehlte jevocd feinen Zweck, denn bereit am 14. Juni 1797 erließ ver 
König eine von ihm felbft vollzogene und von den vier Miniftern Finfenftein, Alvensleben, 
Haugmwig und H. unterzeichnete Verordnung, worin er die gegen ihn erlaflenen Verfügungen 
des faijerlihen Reichshofraths ald wahre Gingriffe in feine Landeshoheitsrechte zurückwies 
und alle feine Unterthanen in den betreffenden Fürftenthümern, unter Androhung der gefeß- 
lichen Strafen, ernſtlich an Erfüllung ihrer Unterthanenpflichten mahnte. 

Eine fortgejegte höchſt gereizte und leidenſchaftliche Polemik zwiſchen den Vertretern ber 
preußiſchen und der kaiſerlichen und Reichsintereſſen, bei welcher ſich die oͤffentliche Meinung 
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eher gegen als für die preußiſche Regierung entſchied, indem man fogar der Öfterreichifchen Ehr— 
lichkeit die preußifche Treue als „fides punica“ entgegenfegte, war die nächſte Folge davon, 
Auch ein Verſuch H.'s, mit dem Fürſtbiſchof von Würzburg über die von preußiſcher Seite bean— 
fpruchte Landeöhoheit zweier bijhöfliher Bejigungen einen Vergleich einzugehen, ſcheiterte an 
dem hartnädigen Widerftand defielben. „Er könne ihm nicht verheblen, daß die von ihm a ufge 
ftellten Orundfäge, welde er aus Achtung vor dem Könige einer Kritik gar nicht unterwerfen 
wolle, mit den Geſetzen der Reichsverfaſſung unvereinbar feien und deshalb aud von jedem 
Stand des Reichs mit allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln bekämpft werden müßten, weil 
jonft Willkür und Übermacht in völliger Anarchie an die Stelle der Gejee treten würden.“ 
H. nahm dad Verfahren jeiner Regierung in der darauf ertheilten Erwiderung vom 18. Mai 
1797 nochmals in Schug, indem er nachzuweifen juchte, daß es niemals die Abficht derſelben 
gewejen fei, den verjährten Befig zu vernichten und anftatt des Rechtsmittels Gewalt zu ge: 
brauden. Wenn aber von der andern Seite die Bedingungen und Ginihränfungen, unter 
welden die betreffenden Verträge abgeichloffen worden, nicht geachtet würden, fo ergebe ſich 
daraus, auch nad) den beftehenden Geſetzen, die Nichtigkeit folder Verträge von felbft. Den Reichs: 
gerichten ftehe ed allerdings zu, gegen Landfriedensbrüche und Eigenmacht einzufchreiten; dies 
müffe aber innerhalb der Schranken der Reichsgrundgeſetze geichehen, welche ihnen nicht geftat: 
ten, über Landeshoheitsrechte und Regalien, ohne dem Beklagten Gehör zu gewähren, entſcheiden 
zu wollen. Übrigens ſei auch dies eine ganz falfche Auffafjung der Verhältniffe, daß die 
preußiiche Regierung die gerügten Maßregeln kurz vor und während der Anweſenheit der franz 
zöftjchen Armeen in Franken, alſo gleihfam unter ihrem Schuge, ergriffin habe. Denn jie 
jeien beſchloſſen geweſen, ehe man nur habe ahnen fönnen, daß die öfterreichiichen Heere vom 
Rhein bis an die Donau zurüdgedrängt werden würden, und aud; dem Fränkiſchen Kreije hätte 
ed ja, wie dem ganzen nördlichen Deutjchland, Freigeftanden, ji den üblen Folgen davon dadurch 
zu entziehen, daß er ſich die Vorteile des von ihm auf fo unbillige Weije verfannten Baieler 
Friedens zu eigen gemacht hätte. 

Bald wurden nun aber dieje mitunter etwas ind Kleinliche gehenden Händel durch weit 
wichtigere Verhältniffe von europäiicher Bedeutung überhaupt auf eine Meife in den Hinter: 
grund gedrängt, die auch auf H.'s fernere Stellung und Thätigfeit von entfcheidendem Ginfluß 
war. Das fiegreihe Vorbringen Bonaparte's aus Italien gegen Wien, die gezwungene Anerz 
fennung des Principe der Säcularifation zu Gunften der unvermeidlich gewordenen Entſchädi— 
gungen von jeiten des Kaiferd in den Briedenspräliminarien zu Leoben (18. April 1797) und 
dem Frieden zu Campo-Formio (17. Det. 1797), wodurd Preußen in ein ganz anderes Ver: 
hältniß zu Ofterreih und Frankreich hineingebrängt wurde, die Hinneigung des Könige zu 
Rußland infolge davon und der bald darauf eingetretene Tod Friedrich Wilhelm's II. 
(16. Nov. 1797) brachten einen fo gewaltigen Umſchwung ber Dinge hervor, daß man einer 
völlig neuen Epoche der politifhen Weltentwidelung entgegen zu geben jchien. Unter dieſen 
Umftänden wurde H. kurz nach der Thronbefteigung Friedrich Wilhelm's IT. nad Berlin berus 
fen, um zunächſt ald Gabinetsminifter im Departement des Innern und der auswärtigen Ange— 
fegenbeiten thätig zu fein, wobei ihm jedoch die Direction der Regierung der beiden fränfifchen 
Bürftenthümer auch ferner verblieb. Im Jahre 1800, nad) dem Tode des Minifterd v. Wer: 
der, erhielt er dazu aud noch die oberfte Leitung der magdeburg-halberſtädtiſchen Verwaltung 
und nad dem Ableben des Miniſters v. Heinis, im Jahre 1802, die der Departements von 
MWeftfalen und Neufchatel, ſowie das Guratorium ver Kunſt- und Bauakademien, welches er in= 
deflen bereits im October 1803 wieder abgab. 

5. wußte ſich auch in dieſem ausgebreiteten Wirfungsfreife dad Vertrauen des jungen Kö— 
nigs in fo hohem Grade zu erwerben, daß diefer auf feinen Rath ganz befonderes Gewicht legte. 
Es verfteht ſich von felbft, daß nad) der damaligen Rage der Dinge vorzüglich die finanziellen 
Verhältniſſe (es galt die von Frievrih WilhelmIl. Hinterlaffene Schulvenlaft von 28 Mill. Thlrn. 
zu tilgen) und die Fragen der auswärtigen Politik dabei vorzugsweiſe in Betracht kamen und 
auch H.'s Thätigfeit am meiften in Anfprud nahmen. Die Leitung der legtern lag damals noch 
ganz in den Händen des harafterlofen Grafen v. Haugwitz und feines politifchen Mentor, 
des einflußreihen Gabinetsrathes Lombard, welche, im Verein mit dem verfchlagenen Marquis 
Zuchefini, der erft den Gefandtichaftspoften in Wien und feit 1802 den zu Paris befleidete, ganz 
im Intereffe der franzöfifch gefinnteh Partei handelten. H. durchſchaute jedenfalls ſehr bald 
das Gewebe ver durchaus falſchen, für Preußens Zukunft höchſt verderblichen Politik diefer 
Bartei; allein obgleich fie ihn nothwendigerweife mit Haugmwig in ein fehr gefpanntes Verhält- 
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niß verfegen mußte, fo war doch der Ginfluß jener Partei noch zu mächtig, ald daß er im Stande. 
geweſen wäre, im Rathe des Königs fogleih mit feiner beffern Einſicht durchzudringen. Seine 
wiederholten Vorftellungen, daß es weit mehr im Intereffe ver preußifhen Monarchie liege, ſich 
enger an England anzufhließen, blieben fo lange wirkungslos, bis die Richtigkeit feiner Anſich⸗ 
ten durch die überzeugenpften Thatſachen fo erwiejen war, daß fi ihnen jelbft das ſchwankende 
und unentjchloffene Gemüth des Königs nicht Länger verfchließen konnte, 

Die Befignahme des Kurfürftenthums Hannover durch die Franzoſen im Mai 1803 infolge 
des Wiederausbruchs des Kriegs zwiſchen England und Branfreih wurde dafür entſcheidend. 
Selbft von franzöſiſchen Politifern wird eingeräumt, daß Preußen, wenn ed damals fein 
Intereffe wohl verftanden hätte und Frankreich durch eine ſchnelle Beſetzung von Hannover zu: 
vorgefommen wäre, eine weit günftigere Stellung erlangt haben und einer ganz andern Zu: 
kunft entgegen gegangen fein würbe. Auch fol fogar Haugwig dem Könige gerathen haben, 
ih dem Einmarſch der Franzofen in Hannover mit den Waffen in der Hand zu widerfegen; 
allein im enticheidenden Momente wagte man, wie ed ſcheint, unter dem überwiegenden Ein: 
fluſſe Lombard's, einen fo kühnen Schritt doch nicht, weil man fürdtete, dadurch in einen Krieg 
verwicelt zu werden, vem man nicht gewachien fein würde. Während alfo der ſchwache Haug: 
wig nachgab und Bonaparte die Politif des Cabinets zu Berlin durch die abjihtlide Vor— 
fpiegelung, daß ihm nichts mehr am Herzen liege, ald Preußen groß und flarf zu machen, auf 
der einmal betretenen falſchen Bahn zu erhalten wußte, gewann nun H. gegen bie Anhänger 
feined Nebenbublers in den Umgebungen des Königs, die Möllendorf, Kaldreuth, Zaftrom, 
Köderig u. |. w. dach jo weit die Oberhand, daß Friedrich Wilhelm III. feinen Gingebungen 
williger Gehör gab. 

Der erfte entſcheidende Schritt im Sinne des neuen politiihen Syftemd war, daß das 
Bündniß, welhes Bonaparte vem König im Juni 1803 anbieten ließ und worüber Lombard, 
angeblich durd) einen Sündenſold von 6000 Napoleondor gewonnen, jelbft mit ihm zu Brüſſel 
unterhandelte, ungeachtet ver Vortheile, welde dabei in Ausficht geftellt wurden, ſchließlich doch 
abgelehnt wurde, vorzüglich auch, weil ein Bruch mit England und eventuell auch mit Oſterreich 
und Rußland die unvermeidlihe Folge davon fein zu müffen ſchien. Die um diefe Zeit 
(21. März 1804) erfolgte Ermordung des Herzogs von Enghien auf Befehl Bonaparte's trug 
wejentlid dazu bei, die perfönliche Abneigung des Königs gegen Frankreich zu vermehren, und 
obgleich er fur; darauf ſich beeilte, aus Staatdrüdfichten den Kaifertitel Bonaparte’8 anzuer- 
fennen, fo führten doch bie eingeleiteten Unterhandlungen zu weiter nichts ald zu einer am 
4. Juni 1804 abgefchloffenen Übereinkunft, wodurch fih Preußen verpflichtete, feinen feind— 
lichen Truppen den Durchzug durch das nördliche Deutihland nad Frankreich zu geftatten, mo: 
gegen das legtere verfpradh, dad Befagungscorps in Hannover nicht zu verflärfen und dem 
übrigen Theile von Norddeutſchland Neutralität zu gewähren. Durch diefen Umſchwung ber 
Dinge und der Oefinnungen perfönlid gekränkt, fand e8 Haugwitz nun dod für angemeilen, aus 
Geſundheitsrückſichten einen längern Urlaub zu erbitten. Er wurde ihn, vorzüglich auch unter 
dem Einfluffe der Königin, ohne weiteres in unbefhränfter Weiſe gewährt, und währen? er 
ji daher auf feine Güter in Schleſien zurüdzog, machte $. unter vem 15. Aug. dem diplomati- 
hen Corps befannt, daß der König in Zukunft die Leitung ded Departements der auswärtigen 
Angelegenheiten auf eine dauernde Weife in feine Hände gelegt habe. 

9. war indeflen ein zu fluger Staatdmann, ald daß er nicht anfangs nod im Sihne feines 
Syſtems fo leife und vorſichtig wie möglich hätte auftreten follen. Als daher kurz darauf die 
wegen der Ermordung ded Herzogs von Enghien auf der einen Seite und der Verweigerung der 
Anerkennung bed Kaifertiteld Napoleon’s auf der andern bereitd herrichende Spannung zwi: 
Then Srankreih und Rußland zu einem förmlihen Bruce führte und die gewaltſame Hinmweg: 
führung ded englifhen Gefhäftsträgerd Rumbold zu Hamburg nad) Frankreich eine jehr ernſte 
Vorftellung des Cabinets von London an das von Berlin zur Folge hatte, wodurch der König 
aufgefordert wurde, in feiner Eigenſchaft ald Director des Niederfähllichen Kreifes eine ſolche 
Verlegung des Völkerrechts nicht zu dulden, ſchlug ih H. ins Mittel und bewirkte durch ein 
fehr glimpflih gehaltenes eigenhaͤndiges Schreiben an Kaifer Napoleon jelbft vom 2. Nor. 
1804, daß ſich dieſer, da er bei der eingetretenen Misftimmung zwiſchen Franfreih und Ruß— 
land einen Bruch mit Preußen zu vermeiden wünſchte, dazu verftand, ven gefangen gehaltenen 
britiihen Diplomaten ſofort in Freiheit zu fegen, eine Willfährigkeit, welche namentlib aus 
auf ven König perſönlich einen ſehr befriedigenden Eindruck machte. 

Bald wurden aber diefe günftigen Stimmungen durch den weitern Verlauf der Dinge und 
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die Übergriffe des franzöfiihen Machthaber wieder fehr getrübt. Da befanntlid namentlich 
die fruchtlofen Verhandlungen zwifhen den Gabinet der Tuilerien und dem wiener Hofe im 
Herbfte 1805 zum Wiederausbrud des Kriegs zwijchen beiden Mächten führten, hatte ſich 
Napoleon beeilt, dem König von Preußen durch feinen vertrauten Adjutanten Duroc abermals 
ein Bündniß anbieten zu laffen, und zwar unter der Bedingung, daß ihm durch einen gehei= 
men Vertrag Hannover ald eigned Befigthum überlaffen werben folle. Als Hauprbeweggrund 
wurden dafür in dem Schreiben des Kaiſers die Gefahren hervorgehoben, welche Preußen und 
Deutſchland vor allem die wachſende Macht Rußlands bringen werde. „Nicht vor Frankreich”, 
hieß ed darin, „ſollte man fich fürdten, jondern vor jenem Reiche, deffen Arme von der Oſtſee 
bis zum Mittelmeere reihen, das in Konftantinopel herrſcht und nur zu wollen braucht, um da 
zu regieren, dad nur einiger Siege bedarf, um Guropa eine neue Barbarenüberfhwenmung 
erfahren zulaflen. H. glaubteaber bei feinem Syfteme der Neutralität beharren zu müffen und 
lehnte die Sache, aller lodenden Anerbietungen ungeachtet, durch ausweichende Antworten 
höflich ap. 

Natürlih nahm dies Napoleon jehr übel auf und glaubte nun die Rückſichten gegen Preußen 
ungejtraft ſchon fo weit aus den Augen fegen zu dürfen, daß er, der vertragsmäßigen Neutrali= 
tät des preußijchen Gebietes zum Troge, einen Theil feiner nah Süddeutſchland gegen bie 
Dfterreicher beſtimmten Truppen unter Bernabotte ohne weitered dur das Fürſtenthum Ans— 
bach ziehen ließ. H. hielt ſich aber für verpflichtet, diefe Verlegung der Neutralität um fo ern: 
fter zu nehmen, da ernur kurz vorher den König beftimmt hatte, ven Durchzug fremder Truppen 
durch die fränkiſchen Fürſtenthümer unter feiner Bedingung zu geftatten, und denfelben aud) 
Rußland für die feinigen durch Norddeutſchland verweigert hatte. Obgleich nun ver frangöftiche 
Gefandte zu Berlin, Laforeff, ſich bemühte, die Sache in möglihft milden Lichte darzuftellen 
und namentlich damit zu entfhuldigen, daß man aud) andern fremden Truppen, den bairiſchen 
und öſterreichiſchen, den Durchmarſch durch jene Fürſtenthümer geftattet habe, fo ſah ſich H., 
in völliger Übereinſtimmung mit dem Könige, doch veranlaßt, in einer an Duroc.und Laforeſt 
gerichteten, ziemlich Scharf gehaltenen Note vom 14. Det. zu erklären, daß der König der Mei: 
nung fei, daß in den Augen bes Kaifers die pofitiven, zwiichen ihm und Preußen beftehenven 
Verpflichtungen feinen Werth mehr hätten, und er ſich daher auch feinerfeitd von denfelben ald 
befreit betrachte; er könne ſich daher nur noch der Sorge überlaffen, für die Sicherheit feiner 
Völker zu wachen. Er ſähe ſich mithin genöthigt, feine Armeen diejenige Stellung einnehmen 
zu laffen, die für die Vertheidigung des Staates nothwendig werden würde. Auch fönne, er 
feinen Anftand mehr nehmen, den ruſſiſchen Heeren ven Weg durch Polen und Schlejten ſowie 
den Schweden von Stralfund aus nad Hannover zu eröffnen. 

Verſetzte ſchon dieſe Erklärung Napoleon in eine fehr misgünſtige Stimmung gegen 
Preußen, jo wurde diefelbe dur die am 3. Nov. zwifchen dem König, Kaifer Alexander und 
dem Erzherzog Anton, im Namen des Kaifers von Ofterreich, zu Potsdam abgeſchloſſene Uber: 
einfunft noch un vieles vermehrt. Denn ihr zufolge jolte Preußen die bewaffnete Vermittelung 
zwiſchen Frankreich und den verbündeten Mächten übernehmen und dem Kaifer Napoleon die 
Bedingungen eines allgemeinen Friedens vorlegen, ihm, falls ex diefelben bis zum 15. Der. 
nicht annehmen würde, den Krieg erflären und feine Waffen mit denen der Verbündeten vereis 
nigen. Diefe Bedingungen follen namentlich mit darin beftanden haben, daß Preußen, außer 
der Räumung Hollands und der Schweiz und der Trennung der Kronen von Branfreid und 
Stalien, für Ofterreich Die Feftftellung einer beſſern Militärgrenze, für fich felbft aber ven Ein- 
taufch des Kurfürftentfums Hannovers gegen feine weftfälifchen Provinzen verlangen follte. 

Die Hauptſache war nun freilich, ven Kaiſer Napoleon für die Annahme dieſes Bündniſſes, 
welches zwiſchen dem König und dem Kaiſer Alexander an dem Grabe Friedrich's des Großen 
beſchworen worden war, und der dadurch bedingten bewaffneten Vermittelung Preußens fügſam 
zu machen. Dieſe delicate und ſchwierige Miſſion wurde unglücklicherweiſe dem Grafen v. Haug⸗ 
witz übertragen, welcher von ſeinem Urlaub nach Berlin zurückgekehrt war. Man hat be— 
hauptet, daß der Wunſch Napoleon's auf die Wahl gerade dieſes Unterhändlers, deſſen Cha— 
rakter und Geſinnung ihm wohl bekannt waren, nicht ohne Einfluß geweſen ſei, und daß er auch 
feine Anfunft im franzöſiſchen Hauptquartier möglichſt zu verzögern gewußt habe. Genug, 
Haugmwig verließ Berlin, von dem Cabinetsrath Lombard begleitet, erft am 14. Nov. und traf 
am 28. in der Nähe von Brünn in vemfelben ein. Napoleon nahm ihn zwar freundlich auf, 
wußte aber in einer vierftündigen Audienz jede beftimmte Erklärung fo geſchickt zu umgeben, 
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das Haugmwig, eingeſchüchtert, gar nicht dazu gelangte, ihn mit dem eigentlichen Zwed ſeiner 
Sendung befannt zu machen. Denn ed hing jegt alles davon ab, daß eine entſcheidende Schlacht, 
die Haugwig gerade verhindern jollte, gegen die verbündeten Heere, welche ſchon eine ziem: 
lich gefahrvolle Stellung eingenommen hatten, zu Ounften der Franzoſen den Ausſchlag gab. 

Sie erfolgte. bereitd am 2. Dec. bei Aufterlig und entſchied das Schickſal der öfterreihiichen 
Monarchie. Während daher die Friedendverhandlungen zu Preöburg, natürlich ohne Preußens 
Vermittelung, eröffnet wurden und Kaijer Alexander ven König feiner zu Potsdam eingegan- 
gegen Verpflihtungen entband, nahm aud Napoleon gegen Haugwig eine ganz andere Sprache 
an. Er beſchied ihn nah Wien, ließ ihn aber dort noch acht Tage warten, ehe er ihn gu Schön: 
brunn fehr ungnädig empfing. Das von Haugwig ziemlich ungeſchickt vorgebrachte Gompliment 
überden Sieg bei Aufterlig wied Napoleon ſpöttiſch zurüd, und ald jener ſich auf vie Neutralität 
Preußens berufen wollte, hielt ihm der Kaijer ven Vertrag von Potsdam mit dem Bemerfen 
vor, daß davon doch wol gar feine Rede mehr jein könne ; nur dann könne er das Geſchehene 
vergejlen, wenn jih Preußen mit Frankreich durch unauflöslihe Bande vereinigen, und ale 
Pfand feiner Treue Hannover förmlich in Beiig nehmen wolle. Hierdurch und durd die aller: 
dings jehr misliche Lage Preußens eingeſchüchtert, unterzeichnete Haugwig am 15. Der., aljo 
an demielben Tage, bis zu welchem jih Napoleon über das von dem Könige geftellte Ultimatum 
erklären follte, zu Schönbrunn aus eigener Machtvollkommenheit den von Duroc entworfenen 
Angriffs: und Vertheidvigungsdvertrag zwiſchen Preußen und Frankreich, demzufolge dieſes an 
jenes jeine Rechte auf Hannover abtrat, wogegen Preußen an Frankreich Neufchatel, Kleve mit 
ber Beftung Weſel und an Baiern Ansbach überließ, welches dafür an Preußen ein Gebiet von 
20000 Einwohnern zum Fürſtenthum Baireuth und das Herzogthum Berg an Frankreich 
cediren jollte. 

Die Überraihung des Königs und des Cabinets über diefen Vertrag, welden. Haugwig 
denjelben erſt am 25. Dec. vorlegte, war um fo peinlidher, da H. erft drei Tage vorher, am 22., 
dem britiihen Gefandten Lord Harrowby die Verfiherung gegeben hatte, daß Preußen, unge: 
achtet ver jchwierigen Lage, in welcher es ſich allerdings befinde, Haugwitz mit neuen dahin ge: 
henden Inftsuctionen verfehen habe, daß der König die ge Hannovers durch fran= 
zöſiſche Truppen als eine feindliche gegen ihn gerichtete Maßregel anſehen werde. Dagegen 
wolle er die Sicherheit der britiſchen und der ruſſiſchen Truppen im Hannoveriſchen auf ſich neh: 
men und ihnen völlige Freiheit ertheilen, ih im Nothfalle auf die preußifhe Armee und nad 
den Staaten des Königs zurüdzuziehen, vorausgejfegt, daß der König, wenn die Preußen ange— 
° griffen werben follten, mit völliger Gewißheit auf die Unterflügung der englifhen Truppen 
rechnen fünne. 

H. machte nun in einem Cabinetsrathe unter dem Vorſitze des Königs ſelbſt mit — 
Nachdrucke darauf aufmerkſam, wie gefährlich es ſei, Länder, welche der Koͤnig mit vollem und 
anerkanntem Rechte beſitze, gegen ein Kurfürſtenthum aufzugeben, welches Napoleon gar nicht 
gehöre. Leider hatte aber ſelbſt H. nicht den Muth, den Vertrag unbedingt zu verwerfen, zumal 
da der am 26. Dec. 1805 unterzeichnete Friede zu Presburg die Macht Oſterreichs vollends 
vernichten und Deutſchland ganz in die Gewalt des franzöſiſchen Kaiſers liefern zu müſſen 
fhien, Man ſuchte alfo zunächſt padurdh einen Mittelweg zu gewinnen, daß man ven Vertrag 
zwar ratifleiven, aber die Gültigkeit diefer Natification von der Annahme der dagegen zu ma= 
enden Einwendungen abhängig machen wollte, welche in einer befondern Denkſchrift entwicelt 
waren. Unter diejen hatte $. die oben berührte dem König zugemuthete widerredtlihe Beiig- 
nahme von Hannover ganz beionders betont. Der König fünne Hannover nur vorläufig in 
Verwahrung und Verwaltung nehmen, bis Frankreich beim Frieden mit England die Abtre= 
tung bewirke, und müſſe hiernach aud die Vollziehung der preußiichen Abtretungen vorbehals 
ten. Außerdem wurde die Hinzufügung der Hanfeftädte ald nothwendige Bervollfländigung 
ded Befiged von Hannover bezeichnet, die Übertragung der Kurftimme an den Herzog von 
Braunſchweig ausbedungen und endlich ftatt des Angriffs: und Vertheidigungsbündniſſes ein 
einfaches Bündniß für hinreihend erklärt. Als nun aber der franzöſiſche Gefandte ſich weigerte, 
eine jo verclaufulirte Ratification anzunehmen, wurde Haugwitz abermals mit der unerquidits 
hen Miſſion betraut, ih nad Paris zu begeben, um die Annahme derfelben womöglich bei dem 
Kaiſer ſelbſt durchzuſetzen. 

Er verließ Berlin mit einem eigenhändigen, für beide Theile, ihn und den Kaiſer, ſeht 
ſchmeichelhaften Schreiben des Königs an denſelben am 24. Jan. 1806 und war in ſeiner 
Verblendung des erwünſchten Erfolgs ſeiner Sendung ſchon im voraus fo verſichert, daß er, 
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noch ehd er nur zu einer Audienz bei dem Kaiſer zugelaſſen worden war, an ſeine Regierung 
berichtete, es ſei alles ſchon jo gut mie abgemadt. Darauf hin beging man im Mathe des Kö— 
nigs — auf weſſen Veranlaffung und aus welden Gründen, die, wie Haugwitz meinte, außer 
Gott vielleicht nur noch H. gefannt Hätte, ift eigentlich niemalß ermittelt worden — die Thorheit, 
daß man, um Napoleon jeinen guten Willen aud thatfüchlich zu beweiſen, die Armee bereits 
am 24. Ian.’auf den Friedensfuß jegte und H. am 26. der berliner Kaufmannſchaft officiell 
anzeigte, der Friede und die Freundſchaft mit Branfreich feien jo weit wiederhergeitellt, daß von 
dieſer Seite der Wiederaufnahme der Handelsgeſchäfte mit dem Auslande kein weiteres Hinder— 
niß im Wege ſtehe. Auch wurde am letzgenannten Tage durch ein königliches Patent bekannt 
gemacht, daß die Staaten Sr. Majeſtät des Königs von Großbritannien in Deutſchland von 
franzöſiſchen oder mit ihnen vereinigten Truppen nicht wieder beſetzt, ſondern von denſelben 
gänzlich geräumt und bis zum Abſchluſſe des allgemeinen Friedens von Vreußen allein in 
Verwahrung und Verwaltung genommen werben ſollten. 

In Paris hatten die Dinge unterdeſſen eine ganz andere Wendung genommen, als man ev: 
wartet hatte. Exit Anfang Februar fonnte Haugwig die gewünſchte Audienz von Napoleon 
erlangen, welcher ihn ſehr unfanft anlief. Er warf ihm die Unreblichfeit und Undankbarkeit, 
womit Vreußen die Großmuth Frankreichs vergoften habe, in den härteſten Ausdrücken vor. 
Daß man zu einem Vertrage bei der Ratification Zufäge machen wolle, melde ihn weſentlich 
veränderten, ſei unerhört. Das beweife nur, daß er, Haugwig, in Berlin allen Credit verloren 
habe; H., der an England verfauft ſei, und andere trieben ihr Spiel mit ihm. Der König 
ſelbſt, welcher ven Frieden wolle, laffe ſich von der Kriegspartei mit fortreißen. Das alles werde 
aber fiherlid ein ſchlechtes Ende nehmen. Und gleid darauf legte Tallesrand Haugmig einen 
ganz andern gleifalld von Duroc entworfenen Vertrag zur Unterzeichnung vor, welcher viel 
läftigere Bedingungen enthielt ald der vom 15. Der. Bon einer Entſchädigung für Ansbach 
war darin gar feine Rede mehr. Kleve und Berg wurden zu einem Herzogthum für den Prin— 
zen’Murat vereinigt, und Preußen mußte ſich verpflihten, für England die Mündungen ber 
Elbe und MWefer jowie alle Häfen des Königreichs bis zum Frieden zu verfchliefen. Zus 
gleih gab man dem Grafen zu verftehen, daß, wenn er die Unterzeichnung verweigere, die in 
Deutichland befindlichen franzöfiihen Truppen fofort gegen Preußen die Offenfive ergreifen 
würben. So in die Enge getrieben, unterzeichnete Haugwitz dieſen Ihimpflihen Vertrag wirk— 
, lid bereit am 15. Febr. Da nun aber Talleyrand dem franzöfiihen Gefandten zu Berlin 
gleichzeitig zu wiflen that, daß die franzöſiſchen Truppen nicht eher aus Deutichland zurückgezo 
gen werden würden, ald bis der Vertrag ratifleirt und vollftändig zur Ausführung gebradt 
fein würde, fo beeilte man ſich, die Ratification bereitd am 9. März ohne alle Mopification zu 
vollziehen. Der Kaijer hatte aber nicht einmal darauf gewartet, fondern Ansbach und Weſel 
ſchon vorher in Beſitz nehmen laſſen. 

Von der Schuld, daß Preußen ſo tief herabſank, kann man freilich auch H. nicht ganz frei— 
ſprechen. Luccheſini wollte ihm namentlich den Vorwurf machen, daß er, anſtatt die Schwierig— 
keiten, welche man zu überwinden hatte, mittels der guten Meinung, die man von ihm in England 
gehegt, aus dem Wege zu räumen, fie nur noch vermehrt habe, um Haugwitz noch größere 
Schuld aufzubürden und ihn vollends durd die verhängnißvolle Wirfung, melde ein Krieg 
mit Gngland auf die Öffentliche Meinung haben müſſe, zu Grunde zu richten. Gegen bag von 
ihm bereitd am 27. Jan. an dad hannoveriihe Staatdminifterium gerichtete Patent wegen 
Beiignahme des Kurfürftenthums legte daſſelbe fogleih am 30. förmlich Proteſt ein, und als 
er dann die vollzogene Befigergreifung und die Sperrung der Norpfeehäfen durch ein königliches 
Patent vom 1. April auf Grund des von Franfreih ausgeübten Eroberungsrechts auch gegen 
England zu rechtfertigen ſuchte, brach dort der Sturm gegen Preußen auf eine höchſt verhäng— 
nißvolle Weiſe los. Der britiſche Geſandte wurde von Berlin abberufen, die Mündungen der 
Elbe, Weſer, Ems und Trave wurden in Blokadezuſtand erklärt, die in engliſchen Häfen befind= 
lichen preußiſchen Schiffe mit Beſchlag belegt und Kaperbriefe gegen die preußiſche Handelsma⸗— 
rine ausgegeben. Am 21. April erging hierauf an das Parlament eine königliche Botſchaft 
wegen Kriegderklärung gegen Preußen, welche am 14. Juli in ganz London förmlich verkündigt 
wurde. For, damals an der Spige des auswärtigen Departementd, machte bei diefer Gelegen= 
heit feinem Unmuthe durch die bitterften Ausfälle gegen Preußen und deffen Staatemänner Luft, 
und König Georg lieh denielben in einer geharniichten Declaration Worte, welde er unter dem 
20. April als Kurfürft von Hannover an den Neichdtag zu Regensburg 2 Dazu kam 
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nun nod, daß auch der König von Schweden, Guftav Adolf, weil es Preußen für nöthig Hielt, 
feine Truppen aus dem zu Hannover gehörigen Fürſtenthum Lauenburg zu verdrängen, dem 
Beijpiele Englands folgte und gleichfalld der preußifhen Handelsmarine den Krieg erklärte, 
welche auf diefe Weife binnen kurzem mehr ald 1200 Schiffe verlor. 

In Berlin glaubte man nichtsdeſtoweniger, daß man vollfommen in feinem Rechte fei. 
Selbſt Stein, welcher bei ver Sache gar nit unmittelbar betheiligt war, aber damals den Geſin 
nungen, den Grundfägen und der Arbeitfamfeit 5.8 volle Gerechtigkeit widerfahren ließ, 
billigte die vorläufige Befignahme von Hannover und hielt auch die definitive Erwerbung 
deſſelben bei dem. allgemeinen Frieden für wünfhenswerth, um Preußen mehr Zufammenbang 
und zur Verteidigung Deutfchlands, namentlich au gegen England, welches in Hannover nur 
einen Angriffspunft behalte, größere Kraft zu verleihen. 

Wäre ed nur Preußen wenigftens gelungen, durch feine übel angebrachte Willfährigfeir 
- den Zorn und das Midtrauen des Kaiferd Napoleon zu befänftigen und zum Beſſern zu lenken! 
Er lieg fie zunächſt H. entgelten, von dem er wohl wußte, daß er der entjihiedenfte Gegner 
ber leichtfertigen,, feinen Zweden entfprehenden Politik des Grafen v. Haugwig jei. Aus 
diefem Grunde griff er das oben erwähnte Schreiben H.'s an den britifchen Gefandten zu Ber: 
lin, Lord Harrowby, vom 22. Dec. 1805 nochmals auf und ließ e8 ai 21. März im Moniteur 
mit hoͤchſt beleivigenden Anmerkungen wieder abdrucken, mit welchen es offenbar auf ven Sturz 
9.8 abgefehen war. H., hieß es bier, babe gegen die Gewohnheit des preußiihen Ge= 
ſchäftsgangs dieſes Schreiben im eigenen Namen, anftatt im Namen des Königs, erlaffen; vie 
datin enthaltene Ehrenkränkung für ven Charakter diefes Monarchen, daß derſelbe ven zu Wien 
geihloffenen Vertrag nur deshalb vor dem Presburger Frieden unterzeichnet habe, um ich 
Mittel zu Zäufhungen zu verſchaffen, könne die Nechtlichfeit des Königs nicht treffen, ſondern 
diefer Gedanke entehre einzig den Minifter, welcher jo niedrig denke. Es fei ohne Beifpiel in 
der Geſchichte ver Nationen, daß eine Regierung ihre Freunde jo aufopfere, wie es jet bie eng: 
liſche mit den Leuten mache, die ihr Gewiſſen und ihren Souverän verrathen hätten, um ihr zu 
dienen. Dergeftalt ſei H. wohl belohnt dafür, daß er fi den ewigen Feinden des Gontinente 
preiögegeben habe. H. ließ nun zwar dagegen in die berliner Zeitungen die Erklärung ein: 
rüden, daß jenes Schreiben auf Befehl des Königs geihrieben worben, am 22. Dec. der Ver: 
trag von 15. in Berlin nod nicht befannt gewefen und der Moniteur die mitgetheilten Stellen 
verfälfcht habe, um ihnen einen gehäffigen Sinn beilegen zu können; allein der König hatte 
ſchon ven Muth nicht mehr, ihn noch länger zu halten, ertheilte ihm bereitd am 14. April einen 
unbeſchränkten Urlaub und übertrug abermals Haugwig die Leitung der auswärtigen Ange: 
legenheiten. 

Auch dieſe ſich ſo ſelbſt erniedrigende Nachgiebigkeit des Cabinets von Berlin war indeſſen 
nicht geeignet, Napoleon's Groll gegen Preußen zu mindern und ihn von feinem einmal ge: 
faßten Plane der gänzlichen Vernichtung diefer Monardie abzubringen. Er wußte jehr wohl, in 
welchen Händen die Geſchicke derfelben wieder ruhten, und wurde daher in feinem Übermutbe 
mit feinen Anforderungen und Übergriffen um fo maßlofer. So ließ er z. B. die zum Herzog: 
thum Kleve gehörigen Abteien Ellen, Effen und Werben ohne weiteres wegnehmen, ohne 
auf den dagegen eingelegten Proteſt der preufifchen Regierung weiter Rüdjiht zu nehmen. 
Auch von den in Paris fhwebenden Verhandlungen wegen Umgeftaltung des Deutſchen Reichs 

wurde der König nicht einmal in Kenntniß gefegt. Die Stiftung des Rheinbundes am 1. Aug. 
1806 und der Untergang des Deutfhen Reichs mußten aber am Ende aud dem Könige die 
Augen öffnen. Die Kriegspartei in feiner Nähe, an ihrer Spige die Generale Rüchel unt 
Blücher, vorzüglich aber der feurige Prinz Ludwig Ferdinand, ſchrie laut über die verräthe- 
riſche Briedenspolitif des Grafen Haugwig und drängte zur Entfheidung durch die Waffen. 
Die in Paris eingeleiteten Friedensverhandlungen zwifhen England und Frankreich und der 
am 20. Juli ebenvajelbit von dem Staatsrath Dubril zwifchen dem legtern und Rußland abge= 
fhloffene, dann aber vom Kaifer Alexander nicht genehmigte Vertrag machten die Lage 
Preußens nur um fo peinliher. Da es ſich dabei vorzüglich auch um die unbedingte Zurückgabe 
ded Kurfürſtenthums Hannover an England handelte, fo ſuchte Napoleon Preußen dadurch in 
eine jeinen Planen günftige Stimmung zu verfegen, daß er dem Könige an der Spige eines 
norddeutichen Bundes die deutfche Kaiferkrone in Ausficht ftellte. Allein von dem Drängen ver 
Kriegspartei im Mathe des Königs unterrichtet, Fam er davon bald wieder zurüd und nahm 
gegen Preußen eine entſchieden feindfelige Haltung an. 

Haugwig felbft riet num zum Kriege, ſodaß der König am 9. Aug. 1806 den Befehl 
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ertbeilte; die Armee auf den Kriegefuß zu fegen. Unglücklicherweiſe wagte er aber nicht, auf 
Biefer Bahn ſogleich weiter vorwärts zu gehen. Die Kataſtrophe, welche durch dieſes heilloſe 
Syftem des Schwankens und Zögernd an dem verhängnißvollen Tage des 14. Oct. bei Jena 
und Auerftädt herbeigeführt wurbe, ift befannt. H. war an berjelben nicht unmittelbar be- 
theiligt. Stein hatte zwar ſchon während des Sommers, als ſich die Öffentliche Meinung immer: 
mehr gegen Haugwig und deffen politifches Syftem erklärte, darauf hingewieſen, daß er die geeig- 
netfte Berjönlichkeit fei, die Leitung der auswärtigen Politif wieder in die Hand zu nehmen. 
Der König konnte aber damals feine Abneigung gegen ihn noch nicht überwinden und betraute 
ihn blos mit einer geheimen Sendung nah Wien, deren Hauptzweck mar, mittel® des dort 
reſidirenden britiichen Gefandten Sir Robert Adair für ven Ausbruch des Kriegs gegen Frank— 
reich eine Verſtändigung über gemeinſchaftliche Wirkfamfeit der Gabinete von Berlin und Lon— 
don in derfelben Weiſe anzubahnen, wie jle gleichzeitig durdy die Senoung des Herzogs von 
Braunſchweig und des Generald Krufemarf nad Peterdburg mit Rußland erzielt mer: 
den jollte, 

H., weldyer erſt um die Mitte September in Wien eintraf, fand Adair, ven ihn bereite 
ertheilten Inftructionen feiner Regierung gemäß, vollfommen geneigt, auf feine Eröffnungen 
einzugehen. Er ftellte ihm namentlich vor, daß der Krieg mit Frankreich unvermeidlich fein 
- werde; venn fowol im Volke wie im Heere fei nur eine Stinnme barüber, daß er unternom= 
men und mit der äußerften Energie durchgeführt werden müffe, um die.eigene Ehre zu retten 
- und die Unterjohung von ganz Europa zu verhüten. Hannover fei dabei von untergeordneter 
Wichtigkeit. Beide Mächte würden fi darüber leicht verftändigen, fobald fie einmalgegen einen 
Feind wie Frankreich vereinigt den Sieg davongetragen haben mürben. Gr verhehlte jedoch 
dabei nicht fein Mistrauen gegen die Perfonen, die im Jahre vorher, ald Preußen von ähn— 
lihen Oefinnungen bejeelt gewefen, daffelbe gezwungen Hätten, Europa feine Treue zu breden, 
ich den Befehlen Frankreichs zu unterwerfen und fi von vemfelben misbrauchen zu laffen. Ex 
bemerkte in ven beitimmteften Ausprüden, daß die, welche geneigt fein möchten, einen neuen 
Kampf mit Frankreich zu wagen, fich forgfältig vorzufehen hätten, um von dem Einfluffe ji 
loszumachen, weldher alles Misgefhid und Unglüd des legten Kriegs hervorgebracht habe, 
und verficherte Schließlich, dag Über die betreffenden Mittgeilungen daß tiefſte Geheimniß beobadh= 
tet werben ſolle, und daß felbft Graf Haugwitz über diefe Verhandlung gänzlich in Unkenntniß 
jei. Adair ging darauf mit großer Bereitwilligkeit ein, meinte gleichfalls, daß die Frage wegen 
Hannover nur von untergeoroneter Wichtigfeit fei, da es jegt vor allem darauf ankomme, ſich 
dem gemeinſchaftlichen Feinde zu widerfegen, um feine Macht auf angemeflene Grenzen zurüd: 
zuführen und neuen Angriffen vorzubeugen. Am füglichften könne man, wol den zwiſchen 
Preußen und Rußland am 3. Nov. 1805 zu Potsdam abgefhloffenen Vertrag zur Grundlage 
des neuen Bündniffed nehmen; auf den darin niedergelegten Principien könne auch bereitd eine 
vorläufige Verhandlung über die Herftellung des Statusquo ded preußifchen Staatögebietes 
und die Subjidien flattfinden ; zum definitiven Abſchluſſe fei er aber noch nicht ermächtigt und 
müſſe zu diefem Zwecke weitere Inftructionen feiner Regierung abwarten. H. erwiderte darz 


auf fofort, daß er damit vollfommen einverftanden fei, aber doch den Vertrag von Potddam, | 


welcher unter ganz verſchiedenen Verhältniffen abgefchloffen worden fei, nicht für die geeignete 
Grundlage eined Bündniffes zwifhen beiden Mächten halten könne. Man müffe ſich mit einem 
neuen Entwurfe dazu befchäftigen, welcher dem gegenwärtigen Stande der Dinge entſpreche 
und worüber er weitern Gröffnungen entgegenjehe, während er nicht ermangeln werde, ihn, . 
den Gefandten, von ben fernern Abjichten des Königs in Kenntniß zu ſetzen. (Die betreffende 
Correſpondenz befindet fi in Robert Adair's „Historical Memoir of a mission to the Court 
of Vienna“, London 1844, S. 123—139.) 

Ehe ed aber dazu fam, gab die Kataftrophe vom 14. Det. den Dingen eine ganz andere 
Wendung. Auch hatte der Umſtand, daß die Verhandlungen zwiſchen H. und Abair ganz ohne 
Wiſſen des Grafen v. Haugwitz betrieben wurden, welder feinerfeit8 gleichzeitig durch den 
nah London geſchickten Baron v. Jakobi-Klös mit dem Gabinet von St.-James in unmittel: 
bare Berbindung getreten var, die englifche Regierung über die eigentlichen Abfichten des Kö- 
nigs etwas in Zweifel gelaffen, ſodaß fie ſich nicht gerade beeilte, die Sache weiter zu betreiben. 
Lord Morpeth, welcher die Verhandlungen an Ort und Stelle wieder aufnehmen follte, traf erft 
am 12. Det, im preußiſchen Hauptquartier ein, und H. blieb dabei fernerhin ganz aus dem Spiel. 
Er folgte zwar zunächft dem Könige nad Königäberg, lebte aber dort ganz unbeaditet, fern von - 
aller Theilnahme an ven Geſchäften in tieffter Zurücgezogenheit. Nicht einmal zu den am 
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20. Nov. unter dem Vorfig ded Königs felbft zu Oſterode flattfindenden Berathungen über 
den Abichlu eines Waffenftillftandes mit Frankreich, an denen alle übrigen Minifter theilnab- 
men, wurde er hinzugezogen, eine Vernachläſſigung, welde ihn tief verlegte. 
Als dann der König ſich endlich doch entſchließen mußte, zu der Entlaffung des Grafen 
v. Haugwitz, welche ihm bereit® zu Anfang September in einer von Johannes. Müller ver: 
faßten und von den Prinzen Heinrih und Wilhelm, feinen Brüdern, Prinz Ludwig Ferdinand, 
den Generalen Rüchel und Phull und dem Freiherrn vom Stein unterzeichneten Denkſchrift 
ale das einzige Mittel bezeichnet worden war, Zutrauen, Feſtigkeit und Ruhe in ven Gemüthern 
wiebderherzuftellen und die Hoffnung auf eine beifere Wendung der Dinge überhaupt wieder 
etwas zu beleben, feine Zuftimmung zu geben, wies Stein, welchen der König die Leitung des 
Departement? der auswärtigen Angelegenheiten zunächſt angetragen hatte, in einer an denſel— 
ben gerichteten Vorftellung, in welcher er die Gründe, warum er die ihm zugedachte Ehre ab- 
lehnen müſſe, offen darlegte, mit bejonderm Nahdrude darauf Hin, daß H. der einzige feiner 
Minifter fei, welder unter ven obwaltenden fhwierigen Verhältniffen ven erledigten Poſten 
auszufüllen im Stande fein würde. „Em. königliche Majeſtät“, hieß es darin unter anderm, „be 
ſitzen in dem Freiheren v. 9. einen zu dem durch die Entfernung des Örafen Haugwig jegt wie: 
der erledigten abinetäminifterium im vorzüglichften Grade geeigneten Minifter, ven auf den jegt 
eingetretenen Fall dad Vertrauen derjenigen Höfe, mit denen Ew. Majeftät nad dem Intereffe 
und für die Erhaltung der Monarchie das genauefte Verhältniß zu unterhalten feſt entſchloſſen 
find, mit Verlangen zurüdwünfht und für daffelbe wol dringender ald irgendeinen andern 
: empfiehlt. Ebenſo laut wünſcht ihn die Stimme des treuen Volke!" u. ſ. w. Allein ver König 
konnte es nicht über fihgewinnen, Beyme aufzugeben und H. fein volles Vertrauen zuzuwenden 
Auch durch dieſe Zurücdjegung fühlte ih H. ſchwer gekränkt, nahm aber doch Feinen An: 
ſtand, ji unter dem 14. Dec. nochmals mit Stein und Rüchel zu einer eindringlichen Bor: 
- ftellung an den König zu vereinigen, in welder die Nothwendigfeit eines völlig veränderten 
Regierungsiuftens, bei dem es vorzüglich darum zu thun fei, das bisherige Gabinet, weldes 
fon feiner Perfönlichfeiten wegen im In: und Auslande in übelften Rufe ſtehe, vurd ein 
jelbftändiged und einiges Gabinetdminifterium zu erfegen, deutlich, klar und ſcharf vargelegt 
war. 5. glaubte feine Anfiht darüber , namentlich ſoweit fie. feine etrvaige Betheiligung dabei 
als Minifter der auswärtigen Angelegenheiten betreffe, noch in einem befondern Säreiben an 
den General Rüchel zu weiterer eventueller Mittheilung an den König ausfprechen zu müſſen. 
Er beftand darin vor allem auf ver Entfernung von Lombard und Beyme, weil ihr Einfluß auf 
den König für einen durchaus verderblichen gelte, und bemerkte dann im Betreff der ihm zuge— 
dachten Stellung in dem neuen Gabinetsminifterium: „Für die Zeitung der auswärtigen Ange: 
legenheiten, zumal in einem Zeitpunfte, wo wir nicht etwa am Rande ded Abgrundes find, 
fondern tief in ſolchem, wo alle Hinderniffe forgfältig und mit Muth entfernt werden müſſen, 
wenn man ben Zweck noch erreichen will, für diefe Leitung, die ich wieder übernehmen ſoll, ift 
die Sache jo wichtig, daß ich Feft enrfchloffen bleiben muß, ſie nicht zu übernehmen, wenn bie er: 
wähnten Männer in ihren Stellen und um den König bleiben und ein Gabinet neben dem 
Gabinetsminifterium fortvauert.” Bei diefem Verlangen werde er weder von Gigenjinn ned 
‚von perfönlibem Haffe gegen die genannten Männer, fondern nur von der Überzeugung der 
Wahrheit und Nothwendigfeit für den Zweck geleitet. Auch fönne er fih nit zu einer blos 
interimiftifchen Übernahme des genannten Minifteriums verftehen, damit er nicht etwa im die 
Rage komme, mit dem Grafen v. Haugwig das Geſchäft theilen oder gar ihm wiederum mei: 
hen zu müffen. Endlich müſſe er die Gewißheit haben, daß er dad Vertrauen ded Königs wir: 
lich beige. „Mit Unterwerfung‘, fügte er hinzu, „babe ich ed gebuldig ertragen, daß ih 
in diefer ganzen wichtigen Epoche ganz vergelfen und bei allen Gelegenheiten und Deliberatio- 
nen zurüdgejegt worden bin, weil ich es für Pflicht Hielt, befonders in dieſer unglücklichen Epoche 
bis auf den * Augenblick auszuharren und unzweideutige Proben jener treuen Hingebung 
und meiner Bereitwilligkeit, den Könige und dem Staate alles aufzuopfern, an ven Tag zu 
legen.‘ Als Beweis diefes Vertrauend verlange er eben die Entfernung jener beiden Männer; 
ſollte jich aber der König nicht bewogen fühlen, auf diefe Bedingung einzugehen, jo müffe er um 
feine gänzliche Gntlafjung bitten, um ein Verhältniß aufzuheben, das unter ſolchen Umftäanden 
dein Könige ſelbſt zur Laft und äußerſt drückend fein würde. 
Die darüber mehrere Tage geführten Unterhandlungen fonnten nun aber um fo weniger zu 
einem erwünſchten Ziele führen, da aud Stein erklärte, er werde ohne H. nicht in das neue Gabi: 
netöminifterium eintreten, und der König in fehr gerrizter Stimmung bei feinem Gntfchluffe be: 
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barıte, Beyme nicht aufzugeben und H., defien entſchiedenſten Gegner, fern zu halten. An feiner 

Stelle wurde aljo, auf Beyme's Betrieb, der General v. Zaftrom mit der Leitung des auswär: 

tigen Departementd betraut, und aud Stein lehnte das ihm zugedachte Departement des Innern 

und der Finanzen ab, iudem er in dem deöhalb an den General Rüchel gerichteten Schreiben von 
20. Dec, ausdrücklich bemerkte: „Die wenig jhonenvde und unfreundlihe Art, wie man ben 
Staatöminifter v. H. jegt behandelt, ift nicht jehr aufmunternd für mich, um in Verbältniffe 
zu treten, die im ſich jelbft jchon die Principien der Auflöfung und der Zerftörung tragen.‘ 

Dieje Wendung der Dinge machte natürlich in den betreffenden Kreijen jehr böſes Blut. 
Unter andern äußerte ih auch Niebuhr mit vieler Bitterfeit gegen Stein darüber, Er wollte H. 
doch vielleicht noch etwas zu mild und bedenklich finden. Diejet glaubte indeſſen nun doch mit 
einem entſcheidenden Schritte nicht länger zögern zu dürfen und bat den König unterm 
30. Dec. um feine gänzliche Gntlaffung. In dem deshalb an denfelben gerichteten Schreiben 
beſchwerte ex ſich bitter darüber, daß man ihn gerade in der wichtigſten Epoche der Regierung 
Sr. Majeflät ganz vergeilen und vernachläſſigt Habe, zumal als derſelbe fein Syitem ganz uner= 
twartet geändert und gegen Frankreich entſcheidende Mafregeln ergriffen habe. Ihm fei gerade: 
zu alle Möglichleit entzogen worden, dem Könige und dem Staate nüglic zu fein. Noch bis 
zum legten Augenblide habe er gehofft wieder zu Rathe gezogen zu werben, allein vergeben, 
obgleich ihm General Rüchel dazu fehr beſtimmte Ausfiht eröffnet habe. Wenn ex ji aber 
dennoch mit diefem und Stein vereinigt Habe, um dem Könige die Nothwendigkeit der Einfegung 
eines Gabinetdminifteriumd und der Entlaffung jeiner Cabinetsräthe vorzuftellen, jo habe ihn 
dabei nur das Befte Sr. Majeftät und des Staated geleitet. Namentlich würde die Entfernung 
Beyme's überall den günftigften Eindruck gemacht haben und von den heilfamften Folgen ge: 
wejen fein. Gefränft durch die erwähnten Umſtände, ohne Beſchäftigung für den Staat, ohne 
Zutrauen Sr. Majeftät, widerftrebe es feinem Gefühle doppelt, noch länger in feiner Stellung zu 
verbleiben und in dem Augenblide großer Bedürfniſſe eine anſehnliche Beſoldung umfonft zu 
beziehen. Schließlich bat er nur noch um eine angemeffene Bexrückſichtigung ver Männer, welche 
ihm bei der Verwaltung der fränfifchen Fürftenthümer die weſentlichſten Dienfte geleiftet, wie 
namentlih Hr. v. Altenftein und der Geheime Legationsrath Nagler. (Dieſes merkwürdige 
Schreiben gibt Pers, „Leben Stein's“, I, 574.) 

Nachdem H. auf diefed Schreiben 14 Tage lang ohne Antwort geblieben war, wiederholte 
er, da auch Stein unterdeß feine Entlaffung erhalten hatte, jein Geſuch, worauf er endlich am 
14. Jan. 1807 ein verbindliches Gabinetsjchreiben erhielt, worin der König ihn feiner Ach— 
tung verficherte, fich aber auf weitere Auseinanderfegungen über die ihm biäher bewiejene Ver— 
nachläſſigung nicht einlieh ‚„weil jie Gründen zuzufchreiben fei, deren Angabe die Zeit nicht ge: 
ftatte”. Ein nohmaliger Verſuch, welchen die Minifter v. Zaſtrow und v. Schrötter beim König 
machten, H. durd) die Entlaffung Beyme's, ald ein Opfer, welches er höhern Rückſichten jchul- 
dig fei, zurüczubalten, blieb ohne Erfolg. H. beharrte bei feiner Anfiht, daß das Unglüd, 
welches man jeßt zu beklagen habe, vor allem ven verderblichen Umtrieben des Grafen v. Haug- 

witz und dem nachtheiligen Einfluß der Gabinetöregierung zuzuſchreiben ſei. Etwas jpäter, am 
6. Bebr., fhrieb er an Stein, daß er wieder einige Hoffnung für eine beffere Wendung der 
Dinge hege, da auch Kaiſer Alerander auf die Entfernung Beyme's gevrungen habe, umd er 
darauf rechne, daß dann Stein wieder ind Minifterium eintreten werde, um Zaftrom zu erjegen, 
welcher feiner Stellung und ven Verhältniffen durchaus nicht gewachſen ſei. Es gelang dieſem 
auch gar nicht, fi mitEngland und Öfterreich auf einen den Interefien Preußens angemeflenen 
Fuß zu fegen und überhaupt eine feſte und confequente Politik zu verfolgen. 

Die Verlegenheit des Königs wurde daher nur um fo größer, ald ihm nad) ver Schlacht bei 
Gylau (16. Febr.) Napoleon durch General Bertrand abermals einen Separatfrieden anbieten 
ließ. Das veranlaßte ihn zuerft wieder H. um feine Meinung zu befragen. Die offene und un= 
unmundene Anficht, welche diefer darauf in einer befondern Denkſchrift vahin ausſprach, daß 
es vor allem noth thue, jih von halben Maßregeln fern zu halten und eine beftimmte Politik, 

“ entweder für oder gegen Franfreich, zu verfolgen, daß aber ein Separatfrieven unter treulojem 
Aufgeben ver bisherigen Bundesgenofjen nur zu Unglüd und Schande führen könne, gefiel dent 
König. Bon da an fand in feinen Geifte wieder eine günftigere Stimmung gegen $. Eingang, 
welche ſich bald bis zu unbeſchränktem Vertrauen fleigerte. Er gab feinem Rathe über alle Ge: 
genftände willig Gehör und ernannte ihn, jedoch ohne beftimmtes Departement, zum Mitglied 
einer aus ven Miniftern Voß, Schrötter und Zaftrow gebildeten Conferenz, bei welcher alle Ge— 
ſchäfte zum Vortrage kommen follten. H. weigerte ſich zwar nicht, den Wünſchen des Königs 
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auch in diefem beſchränkten Wirkungskreiſe zu entfprehen, erklärte aber doc bald, daß er in 

- einer ſolchen Stellung nicht auf die Dauer verbleiben fönne, da fie ihm nicht geftatte, va8 Gute, 
was er für nöthig halte, auszuführen, und in den Augen des Landes doch eine große Verant⸗ 
wortlichfeit auferlege. Dazu fam, daß auch Kaifer Alerander, ald er Anfang April in Mes 
mel eintraf, 9. ganz bejondered Vertrauen eriwied und ihn dem König angelegentlih empfahl. 
Die nähfte Folge davon war, daß er, ald beide Monarchen zum Heere abreiften, den Befehl er: 
hielt, ihnen dahin zu folgen, während Zaſtrow, Beyme und Köderig in Memel zurüdgelafen 
wurden. Gleich darauf übertrug ihm der König nit nur das Departement der ausmärti: 
gen Angelegenheiten, jondern vertraute ihm auch, flatt des Minifterd Voß, die Minifterien 
des Innern und der Finanzen und ftatt des Minifters Schrötter die Verpflegung des Heeres 
und die übrigen Zweige der Kriegäverwaltung. 

Daß er jedoch einem fo ausgedehnten Wirkungsfreije auf die Dauer nicht nach allen Rich— 
tungen hin genügen fönne, fühlte H. wol felbft am beiten und ging daher glei von Anfang an 
mit dem Plan um, Etein zur Übernahme ded Departements des Innern und der Finanzen zu 
beftimmen, während er fih in Kriegsangelegenheiten vorzüglih mit Blücher in Verbindung 
fegte und für ſich eigentlich nur die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten behalten wollte. 

Der erfte bedeutende Act, den er in diefer Beziehung vollzog, war die Unterzeihnung des 
am 26. April 1807 zu Bartenftein zwifchen Rußland und Preußen abgejhloffenen Vertrags. 
Ihm zufolge verbanden ſich beide Mächte zu völliger Gemeinſchaft im Handeln und Unterhan= 
deln, vorzüglich zu dem Zweck, die Grundlagen des zufünftigen politiſchen Zuftandes Europas 
feftzuftellen. Das Ziel des Kriegd jollte die Herftellung eines allgemeinen, feften, auf die Dauer 

und gegenfeitige Verbürgung des Befisftandes gegründeten Friedens fein, wodurch zugleich 
Branfreid auf die gebührenden Grenzen zurüdgeführt und den übrigen Mächten ihre Unabhän— 
gigfeit gewährleiftet werde. Zu diefem Zweck verſprach Rußland namentlih Preußen zur Wie: 
dererlangung feiner jeit 1805 verlorenen Befigungen oder einer entſprechenden Entſchädigung, 
jowie zur Herftellung einer bejfern Militärgrenze behülflich zu fein: Auch die Bildung eined 
deutſchen Staatenbunded an Stelle der alten Reichsverfaſſung, über deffen Leitung ſich 
Preußen mit Oſterreich verftändigen jollte, wurde jharf ins Auge gefaßt. Gehe Ofterreidh 
darauf ein, jo würden ihm dagegen die contrahirenden Mächte zur Herftellung feiner Macht 
durch die Rückgabe von Tirol und ver Minciolinie verhelfen, Die übrigen Mächte, namentlich 
England, Schweden und Dänemark, würden gegen beftinnmte, ihren refpectiven Intereſſen ent= 
ſprechende Vortheile zum Beitritt eingeladen werden. Die Kronen Franfreihs und Italiens 
jollten getrennt und die Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit der Pforte gewährleiftet, über die 

gemeinſchaftlich gemachten Eroberungen nad dem Frieden verfügt werden. Beide Mächte ver— 
pflichteten ih, die Waffen nur gleichzeitig niederzulegen und über die Kriegführung im beftän- 
digen Einvernehmen zu bleiben. 

Leider kam nun aber dieſer Vertrag, in welchem H. gleihjam die Grundzüge jeines politi= 
ihen Syſtems für Europas Gegenwart und Zufunft niederlegte, jo gut wie gar nicht zur Aus: 
führung. Die Macht ver Weltverhältniffe, vie Treulofigfeit ver Politik Rußlands und vielleicht 
aud) der Einfluß einer immer noch mächtigen, im geheimen gegen $. und fein Syſtem wirfen- 
den Partei hatten daran gleich ftarfen Antheil. Die legtere, in dev Nähe des Königs durch Die 
Minifter Voß und Schrötter und General Köderig vertreten, intriguirte gleich vom Anfang 
an wieder gegen H. und wollte ihm ehrgeizige Abjichten in einer Weife zurLaft legen, daß es 
zu ſehr heftigen Erflärungen und am Ende zu einem förmlihen Vruch kam, bei welchem jedoch 
H. im Vortheil blieb. Voß und Schrötter traten zurück, und H. behielt, im vollen Vertrauen 
des Königs, den alleinigen Vortrag in allen Givilangelegenbeiten. - So konnte er ſich wohl der 
Hoffnung Hingeben, fein Syftem, zumal mit Stein’® Hülfe, den er wieder zu gewinnen fuchte, 
doch glücklich durchzuführen, ald der Sturm von einer andern Seite auf weit gefabrvollere Weije 
gegen ihn losbrach. . 

Der völlige Umſchwung der Polisif Rußlands, welches ſich nad ver Schladt bei Frievland 
(14. Juni) ganz in Napoleon’d Arme warf, machte ven Vertrag von Bartenftein zu einer diplo- 
matifhen Lüge und den Frieden zu Tilſit (9. Juli) zu einem der verhängnisvollften Momente 
in Preußens Unglücksgeſchichte. Die beiden Kaiſer Napoleon und Alerander hatten ſich ſchon 
vorher darüber verftändigt, die Weltherrfchaft des Oſtens und Weftens untereinander zu thei— 
len, Englands Seeherrihaft zu vernichten. und Preußen feinem traurigen Geſchicke preiszugeben, 
nur daß Alerander dabei am Ende doch der Betrogene war. H. hatte aud) an diefer Kataftropbe 
einen unmittelbaren Antheilmehr. Denn Napoleon hatte feine Entfernung foaleih von vorn— 
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herein für die unerlapliche Bedingung jeder Unterhandlung mit Preußen erfläart. Er wolle lie- 
ber, äußerte er ſich, noch 40 Jahre Krieg führen, als mit H. unterhandeln. Der König hatte 
Dagegen zwar eingewenbet, daß ev H. nicht entbehren könne, aber nit ven Muth, ihn zu Halten, 
als Napoleon jelbft Stein ald denjenigen bezeichnet Haben Toll, ver ihm erjegen fönne. H. nahm 
alſo jeine Entlaffung, und der Friede zu Tilſit wurde vom General Kaldreutb mit unbegreiflicher 
Leichtfertigkeit abgefchloflen. Ä 

H., welder ſich zunächſt zu feinem Sohne nad Dänemark zurüdzuziehen beſchloß, glaubte 
aber dem König beim Scheiden feinen beffern Dienft erweifen zu Fönnen, ald daß er ihm, grit ver 
edlen Prinzefjin Luiſe v. Radziwill, ver Schweiter des bei Saalfeld gebliebenen Prinzen Ludwig 
Ferdinand, und Blücher vereint, nochmals die Berufung Stein’8 dringend and Herz legte. Der 
König folgte auch diefem Rath und beauftragte H., ſich deshalb jelbft an Stein zu wenden. In 
dem am Tage der Unterzeichnung bed Friedens zu Tilfit an ihn gerichteten Schreiben ſchilderte 
H. ihm die Bedrängniß des Königs und die verzweifelte Lage des Staates in den eindringlich- 

ſten Farben, fuchte ihm aber zugleich dadurch Muth zu machen, daß er ihm von der Haltung 
Friedrich Wilhelm’s III. in diefer Zeit ſchwerer Prüfungen das günftigfte Bilo entwarf, Es 
käme nur darauf an, die rechte Weiſe zu treffen, die Geſchäfte mit ihm zu behandeln. Dann 
könne man ihn zu allem bringen, was gut und nüglich fei, wie auch ihm, H., dies gelungen 
wäre. Überdies feien auch die Perfonalverhältniffe in der Nähe veffelben jegt weit günftiger. 
Selbft Beyme Habe fi gegen ihn, $., viel fügfamer bewiefen und weſentlich dazu beigetragen, 
daß ihm ver König alle Gewalt überlaffen habe. „H.“, ſchrieb die Prinzeſſin Luiſe, welche feinen 
Rücktritt ald den Verluft des beften Freundes bezeichnete, den der König je gehabt habe, gleich 
zeitig an Stein, „ſehe ih mit Schmerz abreiſen; ih bin untröftlih über feine Entfernung 
und über die Gründe, welche fie herbeiführen; er felbft leidet daran ſchmerzlich.“ Die Hoffnung 
auf Stein fei das Einzige, was ihm die peinlihen Erinnerungen erträglich machen werde, welche 
er mit ſich in die Zurückgezogenheit nehme. 

Diefe Briefe der Prinzeſſin und H.'s waren e8 namentlich, welde Stein über jedes weitere 
Bevenfen hinwegſetzten und ihn beftimmten, dem an ihn ergangenen Ruf des Königs Folge zu 
leiften. Er traf indeß, dur Kränflichkeit zurüdgehalten, erft Ende September in Memel, 
dem damaligen Hoflager des Königs, ein und übernahm furz darauf die oberfte Leitung aller 
Civilangelegenheiten, während H. ſich zunächſt über Riga nach Libau in Kurland zurückzog 

Hiermit treten wir in die Epoche der neuern Geſchichte Preußens ein, in welcher nad) feiner 
tiefften Grniedrigung die ruhmreichfte Erhebung durch die großartigen Reformplane Stein’s 

vorbereitet wurbe, an denen dann auch H. fpäter wieder den mefentlichiten Antheil hatte. Auch 

jetzt verfolgte er fie ſchon in feiner Zurücgezogenheit fortwährend mit der lebhafteſten Theil: 
nahme, zumal da Stein auf dem Grunde fortbauen zu wollen jhien, welchen ev jelbft bereits dazu 
gelegt hatte. Die von ihm für die allgemeinen Geſchäfte eingefegte Immediatcommiffton, wozu 
die Geheimräthe v. Clewitz, v. Altenftein, v. Schön, Stägemann und Niebuhr gehörten, wurde 
beibehalten. Altenftein und aud) ven vielgefhäftigen Nagler, deſſen Schwager, welche ihm beide 
aud der Zeit ver Verwaltung der fränfifchen Fürftenthümer, ihrer Heimat, vortheilhaft befannt 
waren, empfahler von Libau aus ganz befonders Stein's Vertrauen. Auch arbeitete er ſchon 
im November eine eigene Denkſchrift über die neue Einrihtung des Staates aus, welche im 
wefentlihen ganz mit Stein’d Anfihten übereinftimmte, ſowie er ji denn aud mit dem von 
diefem entworfenen Blan für die oberfte Leitung der Gefchäfte, welche ihm auf Befehl des Kö— 
nigs mitgetheilt wurde, einverftanden erklärte. Gern wäre er wol, um ben Verhältniffen wies 
der näher zu treten, auf feine Güter im Weſtfäliſchen oder in der Kurmarf zurückgekehrt, allein 
der Haß Napvleon’s gegen ihn ging nod fo weit, daß ihm von den frangöfiihen Behörden zu 
Berlin und Kaffel die Päſſe zur Rückkehr nad Deutſchland hartnädig verweigert wurden. So 
forderte ſchon die Vorficht von ihm, daß er zunächſt, auch nad) der ihm endlich geftatteten Rück— 
fehr auf feine Güter im Brandenburgifhen, in der Nähe von Berlin, ein unthätiger Beobachter 
des weitern Verlaufs der Ereigniſſe blieb, bis ihn ein abermaliger Umſchwung der Dinge in die 
bedeutende Stellung zurückrief, welche bis zu feinem Tode gewiflermagen die zweite große Epoche 
feiner öffentlichen Wirkſamkeit bildet. 

Bekanntlih nahm unter den großartigen Neformplanen, welde Stein zum Zweck der 
Erhebung des Staates ſogleich nad allen Richtungen Hin zu verwirklichen bemüht mar, doch bie 
äußerft drückende Finanzlage des Landes als das Dringendfte feine Thätigfeit vorzugsweiſe 
in Anfprud. Denn es handelte ſich jegt vor allem darum, den unmäßigen Anforderungen ge: 
recht zu werben, welche Napoleon unter ver Form von Kriegärontributionen an Preußen ftellte 
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und nad und nach bis auf die faſt unerſchwingliche Höhe von 195 Mil. Livres hinauftrieb. 
- Stein.ging dabei von der Anjiht aus, daß, da andere Deckungsmittel nicht vorhanden und 
ſchwerlich zu erzielen wären, auch dafür die jo ſchon übermäßig angefttengte Steuerkraft des 
Landes in Anſpruch genommen werden müſſe, dagegen dem Volke gewille längft verlangte 
und vollkommen berechtigte Zugeftändniffe in Betreff feiner politifchen Exiſtenz und feiner Theil: 
nahme an ven Staatdangelegenheiten gemadht werben müßten, Darauf gründete er namentlich 
aud) feinen durchgreifendeu Plan der Herftellung zeitgemäger fländifcher Einrichtungen für die 
al fowol als die geſammte Monardhie. Ehe er aber damit zu.einem beſtimmten Nejul: 
tare gelangt war, nöthigte ihn der unverjühnliche, durch einen verhängnißvollen Zufall bie 
aufs Außerfte getriebene Hab Napoleon's abermals, ſchon im November 1808 feine Stellung 
wieder aufzugeben und die weitere Ausführung ſeiner Ideen und Plane anden Händen zu 

überlaffen. 

Es lag wol ziemlid nahe, daß man dafür vor allen wieder an H. gedacht hätte, welder 
damals ganz auf den Geift der Neformpolitif Stein’s eingegangen zu fein ſchien. Allein abge: 
ſehen davon, dap man ed nicht wagen wollte, an der Stelle des von Napoleon geädyteten Stein 
den ihm gleich verhaßten H. ſofort wieder in Thätigfeit zu fegen, hatte ji auch in der Nähe des 
Königs abermals eine einflußreiche Partei gebildet, welche jene faum begonnenen heilſamen 
Reformen ald „‚gefahroolle Neuerungen‘ und jelbft „vevolutionäre Mapregeln‘‘ in üblen Ruf 
zu bringen und auf jede Weile zu hintertreiben fuchte. Der König gab ihr leider nur zu leicht 
Gehör, und die Folge davon war die Ernennung des ſchwachen und unfähigen Minifteriums 
Altenftein. Einzelnen ausgezeichneten Männern unter demſelben, wie Sad, v. Merkel, v. Schön, 
v. Binde und vor allen Wilhelm v. Humboldt (f. d.), gelang es zwar, in ihrem Wirfungs: 
freife im Geift und nad ben Örundfägen Stein's manches Gute zu ſchaffen und durchzuſetzen, 
aber ein feftes, einheitliches und durchgreifendes Regierungsſyſtem war damit nicht zu erreichen 
und zur Geltung zu bringen. Am wenigften war Altenftein ſelbſt mit jeinen Helfershelfern 
Niebuhr und v. Olfen der verzweifelten Aufgabe gewachſen, welde ihm als Finanzminifter 
geftellt war. In diefer Beziehung ſchleppten ih, bei den immer dringender werdenden Anfor: 
derungen Frankreichs und der. eigenen Stantöverwaltung, die Dinge ohne ein beitimmtes Re— 
fultat in der troftlofeften Ungewißheit während des ganzen Jahres 1809 ſo bin, daß felbft der 
fo leutfelige und ruhige König am Ende die Geduld verlor. Gleich nad ver Rückkehr des Hofes 
von Königäberg nad Berlin, zu Ende ded genannten Jahres, jegte ver König Altenftein deshalb 
ernftlich zur Rede, mußte aber zu feinen Schreden erfahren, daß erjelbft nod gar nicht einmal zu 
einer feften Anfiht über das gelangt war, was dem Staate noth thue. Mit einer an politiſche 
Naiverät grenzenden Offenheit erklärte Altenftein dem König geradezu: die ſchwankenden Ver: 
bältniffe Europas, die Ungewißheit über die legten Abjichten ded Kaiſers Napoleon geftatteten 
nicht ein feſtes politiſches Syſtem aufzuftellen und zu verfolgen. Dex preußiiche Staat müſſe 
die Ereigniffe abwarten, er fönne jie nicht erzeugen und herbeiführen. Dieſe Unfierheit der 
Exiſtenz, zufammengenommen mit der durch den Krieg herbeigeführten Erſchöpfung der innen 
Kräfte, mache es unräthli, ja unmöglich, große außerordentliche Anforderungen für die Finan— 
zen zu verlangen und große Reformen in der Organifation des Innern zu wagen. Es fei un: 
möglich, gleichzeitig für die Zahlung der franzöftihen Gontribution, für die Verzinſung der 
Staatöpapiere und die Provinzial und Communalſchulden zu forgen, ja die gefammten Hilfs: 
mittel reichten nicht zu, um dem erften Punkte zu genügen. Cine offene Darlegung aller Ber: 
bältniffe müffe ven Muth ganz niederfhlagen, unnüge Kritiken erregen, dem Anfehen des Gou— 
vernements aber, welches durch eine myſtiſche Verehrung beifer erhalten werde, großen Nach— 
theil bringen. Man müſſe ſich vorerft noch mit einzelnen Eleinern Hülfsmitteln, Steuern, 
Anleihen u. ſ. w. durchhelfen; das einzige Rettungsmittel aus der Noth fei die Abtretung 
Schleſiens u. f. w. 

. Dieje entmuthigende Erklärung trieb den König num freilich zu einem ſchnellen Eutſchluß. 
Nachdem ihm auch Fürſt Wittgenftein einen völligrunhaltbaren Finanzplan vorgelegt hatte, 
richtete er bereitd im Mat 1810, vorzüglich auch auf Betrieb der Königin, feine Augen wieder 
auf H. und erbat ji von ihm ein Gutachten über die betreffenden Vorſchläge Altenftein’s und 
des Fürſten Wittgenftein. H. verwarf fie in einer befondern Denkſchrift durchgängig. Er er: 
klärte ſich nicht nur gegen Altenftein’s laue und zumwartende Politik in Betreff der durchaus 
nothwendigen Finanzoperationen, jondern bielt auch die beabfihtigten Neformen in Bezug auf 
das innere Staatömwejen überhaupt nit für unausführbar. Er glaubte im Gegentheil, daß fie 
nie dringender und der Augenblick zu ihrer Ausführung nie günftiger fein fünne Man jei 
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darüber völlig im Irrthum, ſowie auch die von Altenftein empfohlene Heimlichkeitskrämerei 
durchaus verwerflidh ſei. In einigen furz darauf fattfindenden geheimen Zufammenkünften 
zwiſchen dem König und H. zu Beeskow und auf der Pfaueninſel kam man darüber bald zu 
einer nähern gegenfeitigen Verftändigung. 5. erklärte ſich bereit, die oberfte Leitung der ge: 
Tanımten Staatverwaltung mit entſprechenden Vollmachten zu übernehmen. Sämmtliche Be: 
hörden befamen fofort Befehl, ihn mit allen Nachrichten zu verjeben, welche er zum Zweck der 
weitern Ausführung feiner Plane verlangen würde. 

Dad mahte unter den noch im Amte befindlichen Miniſtern natürlich um jo boſeres Blut, 

Da er ihre Entfernung als eine der erſten Bedingungen der Übernahme feines neuen Amts 
hingeſtellt hatte, Sie fuchten daher feine definitive Ernennung auf jede Weiſe zu Hinter: 
treiben und rechneten dabei vorzüglich darauf, daß es nicht gelingen werde, die Zuftimmung 
Napoleon's dazu zuerlangen. Allein auch dieſe Schwierigfeit wurde glücklich gehoben. Man 
ftellte dem franzöſiſchen Geſandten, Grafen St.:Marfan, vor, daß H. zur Herftellung der Fi: 
nanzen und Abtragung der frauzöfiihen Schuld nicht entbehrt werden könne, und nachdem H. 
ſich deshalb jelbft in einem ſehr glimpflich gehaltenen Schreiben an Napoleon gewandt hatte, 
fand fich diefer bewogen, fein früheres Verbot zurückzunehmen. Gr ließ den Gabinet zu Berlin 
erklären, er habe jeine Anjichten über H. längjt berichtigt und hätte durchaus nichts gegen feine 
Mahl, er würde es ſelbſt mit Vergnügen ſehen, daß er auch die Leitung der auswärtigen Ange: 
legenheiten erhielte; er wife, daß H. fein Freund nicht fei, wohl aber halte er ihn für tüchtig zur 
zwedmäßigen Führung der Gejhäfte. Darauf erfolgte am 7. Juni 1810 die Ernennung H.'s 
zum Staatöfanzler mit der Befugniß der oberjten Leitung ſämmtlicher Staatdangelegenbeiten 
und zugleich die Auflöfung des bisherigen Minifteriums. 

5. ftand damals noch auf der Höhe der Öffentlihen Achtung und des allgemeirten Ver: 
trauens, welde er jih in feiner frühern Amtsthätigfeit, vorzüglich auch durch jein leut— 
jeliges Wefen und feine einnehmende Perfönlichkeit, in weiteften Kreifen gewonnen hatte. 
Man Hielt ihn ald einen ausgezeichneten und charakterfeften Staatsmann der Schwierigfeit 
der Yage für volllonmen gewachſen und knüpfte daher an jeine Erhebung im allgemei: 
nen die zuverfihtlichiten Hoffnungen, Selbſt Stein theilte damals diejelben im wejentlichen 
und wurde, indem er. jegt über feine Schwächen hinwegſah, erft viel fpäter zu dem harten, 
faft leidenfhaftlihen VBervammungdurtbeil beftimmt, welches er wiederholt unverbohlen über 
ihn ausſprach. 

Es wird paflend fein, bier fogleich etwas über H.'s Berfönlichkeit zu jagen, wie jie damals 
erihien. Mit am treffendften, wenn auch vielleicht nicht ganz unparteiifch, iſt fie erft vor kurz 
zem von dem Geſchichtſchreiber F. v. Naumer gejhilvert worden, welcher ihm furz nach feiner 
Erhebung zum Staatöfanzler in vielfahen belangreichen Gejäftsbeziehungen näher trar und 
fih feines befondern Vertrauend zu erfreuen hatte. „H. war”, meint er, „ein jhöner, höchſt 
gebilveter und liebenswürbiger Mann. Wenn man ihm aud und felbft mit Grund zürnte, 
wußte er den Erzürnten umzuflimmen. Gr war ein edler Mann, ein Gentleman im beften 
Sinne ded Wortd. Selbft feine Shwäden, z. B. gegen einige Frauen, waren fern von der jo 
häufigen Gemeinheit und entfprangen aud einem gefühlvollen Herzen und einer dichteriichen 
Phantajie. Seine Vaterlandsliebe, feine Treue gegen den König, fein redliches, unermüdliches 
Beitreben, das Nechte und Heilfame zu finden, laflen fi gar nicht bezweifeln. Er hatte ein 
außerorbentliches Talent, fih in fremde Anfihten hineinzudenfen, ja dieſe weiter und gründ— 
liher auszubilden ald ver Urheber jelbit; aber dies Talent ward ihm gefährlich und ſchädlich, 
indem es ihn bisweilen veranlaßte, früher Angenommenes beifeite zu ftellen und in ein Shwan= 
fon zu gerathen, welches Abgeneigte benugten, feine bejten Plane zu jtören und zu vereiteln.’ 
(‚‚Lebenserinnerungen‘‘, Zeipzig 1861, Bd. 1.) 

No unbedingtere Kobrepner des Staatskanzlei waren fpäter z. B. der Bifchof Eylert in 
jeinem befannten biographifhen Werke über Friedrich Wilhelm III., Ritter v. Lang in fei: 
nen „Denkwürbigfeiten‘‘, 2. v. Voß in feiner Charakteriftif veffelben (bei Dorom, „Erlebtes“, 
IV, 324) und Dorow in dem eben genannten Werke, welhe ihm gleihfalld nahe genug ſtan— 
den, um einen tiefern Blick in fein Wefen thun zu können, aber auch deshalb in ihren Urtheilen 
über ihn nicht gerade ald völlig unbeftochen gelten fönnen. Sie hatten mehr für die Vorzüge 
und die Lichtjeiten ald für die Schwächen und Mängel feines Eharafters und feiner Perjön= 
icpkeit ein offenes Auge. Über feine überaus einnehmende, bis zu einem gewillen Grad ſelbſt 
imponirende äußere Erfcheinung ſtimmen jie jammtlich überein. Sein Auge, meint Eylert, war 
geiftreih, umſichtig, klug; man fühlte, wenn er einen anfab, die Nähe eines außerorbentlichen 
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Mannes. Um den Mund ſchwebte Gutmüthigkeit, Wohlwollen und ein Anflug von Satire, 
feine ganze Phyfiognomie hatte etwas wahrhaft Vornehmes; feine Stimme war wohlklingend, 
feine Spradhe langjam, ruhig, bevächtig umd verſtändlich. Sein Verftand war klar, und obgleich 
er wol auch die Kunft der Verftellung zu üben wußte, war er doch offen und treuberzig. Dabei 
befaß er eine jeltene Thatkraft und Ausdauer. Er konnte 8— 10 Stunden ununterbroden 
mit angeftrengtem Ernfte arbeiten. Als höchſt harakteriftifch dafür, wie er jelbft feine Stellung 
auffaßte, mag ein Wort gelten, welches er einmal gegen Ritter v. Lang fallen lieg: „Gin Mi: 
nifter, ber fein Handwerk verfteht, wird ih niemals einen genialen Kopf zu feinem Handlanger 
ausfuchen. Als Minifter will ich nichts ald meine eigenen Gedanfen ausgedrüdt und ohne allen 
Zufag vollzogen wiffen, und das gefhieht am fiherften durch Menſchen, die in ſolchen Dingen 
gar feiner eigenen oder anderer Gedanken fähig ſind“ u, ſ. w. 

Daß aber vielleicht gerade mit aus diefem Grunde H. und Stein, an fi zwei ganz verſchie— 
dene Naturen, nicht zueinander paßten und nicht zufammengehen fonnten, gibt jelbft Eylert zu. 
Dagegen fühlte jih ver König von dem ganzen Wefen H.'s fehr angezogen. Obgleih aud ganz 
verfchiedene Charaktere, lebten ſie ſich doch nach und nad; gleichſam jo ineinander hinein, daß fie 
fich nicht mehr trennen konnten. H. war dem König am Ende zum Bedürfniß geworben. 

Neben diefen günftigen Urtheilen über Art und Weſen des Staatöfanzlerd wurden freilich 
auch ſchon damals, gleich bei dem Antritt feines Hohen Amts, weit midgünftigere Stimmen über 
ihn laut. Graf Arnim: Boygenburg und Hr. v. Schön hegten Bedenken, daß er befähigt und 
im Stande fein werde, dad von Stein begonnene große Werf der Wiedergeburt des preußiſchen 
Staates in gleichem Geiſte durchzuführen. Schroff, leidenihaftlih und geradezu vernichtend war 
aber das Urtheil Niebuhr's über ihn. Schon am 29, Juni 1810 ſchrieb er an Stein: „Ein 

Miniſterialwechſel, welcher das Reich pünfelvoller Egoiften beendigt hat, gründet dasjenige einer 
noch ſchlechtern Raſſe. Was jagen Sie zu Hrn. v. H.? zu dem Fürften Wittgenftein, als feinem 
anerkannten Patron, unter deſſen Schuß und durch deſſen Schlihe er in pas gelobte Land des 
Minifteriums zurücgefehrt ift? Stumm muß man merben bei ver Frechheit, womit die flahite 
Unmifjenheit Orakel verfündet, bei der Gelbftzufriedenheit, womit diefer ſchwache Thor fi 
unter ven Klippen Glück wünſcht, worauf feine ungeſchickte Hand das morſche Schiff in wenigen 
Tagen unfehlbar wirft. Es ſcheint mir die legte Phafis unferer Verwirrung vor dem völligen 

. Untergang zu fein.” 

Wir werden aber jogleich jehen, dag auch Niebuhr's Urtheil fein unparseiifches war. Denn 
er fam gleich in ver erften Zeit mit 9. in ein fehr gefpanntes Verhältnig, woran freilih auch 
die übertriebene moralifche Empfindlichkeit Hiesuprs welche, wie Raumer meint, fo weit ging, 
daß er felbft bei Cäſar und Alexander nur die Schattenfeiten jah, nicht ganz unbetheiligt mar. 
Er vermißte bei H. die höhere fittlihe Haltung und Fonnte ſich mit der „moblen“ Leichtfertig— 
keit, womit jener über die tiefer liegenden moraliſchen Elemente des Lebens hinwegzugehen ſchien 
und welche andere gerade für ihn einnehmen mochten, nie befreunden. Und allerdings waren 
in H.'s Privatverhältniſſen ſchon Dinge vorgekommen, welche vielfachen Anſtoß gaben und 
ihm üble Nachrede zuzogen. 

Namentlich galt fein eheliches Verhältniß nicht für ein ganz reines und durchaus correctes. 
Er Hatte feine dritte Gemahlin, eine ehemalige Schaufpielerin aus Berlin, Charlotte Schöne: 
mann, bereitö im Jahre 1792 während feines Aufenthalts im Hauptquartier zu Frankfurt a. M. 
fennen gelernt. Sie war ihm dann nad) Ansbach und fpäter, nad der Ihronbefteigung Fried— 
rich Wilhelm's III., auch nad) Berlin gefolgt, obgleich Teine zweite Gemahlin noch lebte, ſich aber 
in ziemlich zweideutigem Rufe von ihm fern Hielt. Die förmliche Trennung diefer Ehe erfolgte 
erft im Jahre 1801, und die geſchiedene Frau lebte noch zu Neapel, ald der Staatskanzler im 
Jahre 1822 zu Genua flarb. Erft im Juli 1807 vermäßlte er fi dann mit Madame Schöne: 
mann, welde bis dahin ald Hausfreundin bei ihm gelebt hatte und jpäter auch mit ihm in ven 
Bürftenftand erhoben wurde. Daß ein ſolches Verhältniß böfen Zungen vielfadhe Gelegenheit 
zu giftigen Bemerkungen gab, verfteht ſich von jelbft. Jedoch ftellen Frau v. H. alle, welde ihr 
näher traten, namentlid Raumer und Dorow, das Zeugniß aus, daß jie mit großer Liebens— 
wiürbigfeit und hoher Bildung vollfommen die verftändige Befcheivenheit zu verbinden mußte, 
welche ihr ihre immerhin ſchwierige Stellung zur Pflicht machte. Sie enthielt ſich jeder Ginmi- 
Ihung in Staatsgeſchäfte und vermied auch jede nähere Berührung 'mit dem Hofe und den 
höhern Geſellſchaftskreiſen, welhe H. nur zu leicht hätte compromittiren können. Erft in dem 
legten Jahre feines Lebens wurde das Verhaͤltniß zu feiner Gemahlin, obgleich man ihm Schuld 
geben wollte, daß er in feinen fonftigen zarten Neigungen mitunter zu weit gegangen fei, durch 
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allerhand Aufhegereien etwas getrübt, jedoch nicht ſo, daß er nicht noch auf ſeinem Sterbebette 
ihrer auf die liebevollſte und ſorgſamſte Weiſe gedacht hätte. 

Auch eine zu große Prachtliebe welche mit ſeiner vorherrſchenden Hinneigung zu Sinnen: 
genüffen und Wohlleben in Verbindung geftanden und namentlich in den fpätern Jahren nicht 
felten in Verſchwendung audgeartet war, wollte man H. zu Laſt legen. Und allerdings wurden 
ihm in diefer Beziehung, wie wir weiterhin jehen werden, noch nach feinem Tode Dinge nad: 
gefagt, melde auf feinen Charakter und feine Verwaltung fein günftiges Licht zu werfen geeig: 
net waren, Doch laſſen wir dies jetzt ganz beiſeite, um ſeine jedenfalls bedeutende politiſche 
Wirkſamkeit in ihren verſchiedenen Richtungen bis zu feinem Tode weiter zu verfolgen. 

Dabei nahm die drückende Finanzlage des Staates natürlich die erfte Stelle ein. H. hatte 
ſich, wie wir bereitö geſehen haben, bei ber Übernahme feines Amts gleichfalls verpflichtet, in 
Diefer Beziehung Rath zu ſchaffen und an Stelle der troftlofen und unfruchtbaren Binanz- 
politik Altenftein’s ein baltbares und fruchtbringendes Finanzſyſtem zur Geltung zu bringen 
und durdzuführen. Er mar aber eigentlich auch fein Finanzmann von tieferer praftiicher Ein— 
fiht und mußte fih daher dabei vorzüglich auch der Hülfe anderer bedienen. Das verzögerte, 
zumal da ihm auch die Unterflügung der betreffenden Behörden nicht mit erwünſchter Bereit: 
willigkeit zu Theil wurde, die definitive Feſtſtellung feines Finanzplans, welder ſogleich viel: 
fache Bedenken erregte und erhebliche Ausftellungen hervorrief. Er gründete ſich im wefentlichen 
auf die Errihtung einer unabhängigen Nationalbank, die Anfertigung von fünfprocentigen 
Obligationen auf die Grundfteuer und eines gegen diefelben austaufhbaren Papiergelves, Aus: 
dehnung der Accife auf das platte Land, Fundirung der Staatöfhulden, große im Ins und 
Auslande' zu mahende Anleihen u, f. w. Im einzelnen war ihm dabei namentlich auch 
F. v. Raumer bebülflih, obgleih er die ſchwachen Seiten feines Plans ſehr wohl zu würdi— 
gen wußte 

Mit wahrhaft leidenſchaftlicher Heftigkeit erklärte ſich aber vor allen Niebuhr gegen den— 
ſelben, als H. ihn zunächſt ihm zur Begutachtung zugeſchickt hatte. Er verwarf ihn ganz und 
gar, ohne daß er doch im Stande geweſen wäre oder ſich dazu verſtehen wollte, etwas Beſſeres 
an ſeine Stelle zu ſetzen. Dies führte zuvörderſt zu einem ziemlich gereizten und erbitterten 
Briefwechſel zwiſchen beiden, und als H. unterm 4. Juli 1810 Niebuhr wiederholt und zwar 
in ſehr gemeſſenen Ausdrücken erſuchte, einen andern Finanzplan zu weiterer Berathung vor: 
zulegen, beging dieſte, anſtatt ihn auch nur einer Antwort zu würdigen, die Thorheit, daß er 
ſich mit einer ausführlichen Denkſchrift an ven König ſelbſt wandte, worin er den Staatskanzler 
gerabezu der verderblichſten revolutionären, alles auflöfenden Grundſätze und Plane beſchul— 
digte, zugleich aber verlangte, der König möge demſelben davon ja nichts fagen oder merfen 
laffen. Diefe fonderbare Zumuthung erwiderte jedoch der König ſofort damit, daß er H. die 

- ganze Denkſchrift mit einem Handbillet zufhickte, worin er bemerkte: „Niebuhr male aufs gräß— 
lichſte; er fei aber überzeugt, daß der Kanzler alled gehörig überlegt habe und die Beforgniffe 
unnüg wären.” H. war darüber natürlih und mit Recht im hohen Grade aufgebradt. Ein 
Bruch zwifchen beiden Männern ward dadurch unvermeidlih. Niebuhr fühlte ih überdies da— 
durch gefränft, daß man ihm nicht glei die ganze Finanzverwaltung als Finanzminiſter an= 
vertrauen wollte, und als ihm dann der Staatskanzler doch den Antrag machte, -ihn dazu zuers 
nennen, lehnte er ihn gleihwol ab, weil er ih überhaupt mit den Orundfägen der H.'fchen Ber: ° 
waltung nicht einverftanden erklären fonnte und auch das Vertrauen des Königs nicht zu be= 
figen glaubt ® Selbſt Stein tadelte damald das Benehmen Niebuhr's, den er fonft ſehr hoch 
hielt, ald einen „verfeinerten Egoismus und, da er ald Märtyrer der Wahrheit erfiheinen 
wolle, die Manie, über eine ganz gewöhnliche Handlungsweife eine Sauce hochtönender, pre= 
cieufer Phrafen zu gießen’. Niebuhr nahm daher feine Entlaffung, um ſich ausfhlieplich wie: 
der feinen wiflenfchaftlihen Studien zu widmen. 

Aber auch Hr. v. Schön, welder darauf nah Berlin berufen wurde, verwarf H.'s Finanz⸗ 
plan und lehnte das ihm zugedachte Miniſterium des Innern ab. Günſtiger urtheilte Stein 
darüber, dem er gleichfalls zur Begutachtung zugeſchickt wurde. Nur wollte er feine Ausführung 
überhaupt.nicht als eine ifolirte Staatdhandlung betrachtet wiffen, fondern dachte ihn ſich in 
Berbindung mit den entfprechenden Reformen des gefammten Staatsweſens. Gr verlangte 
namentlich eine beffere Zufanmenfegung ded Minifteriums, die endliche Errihtung des Staatd- 
raths, Welche den mittelbaren Nugen haben werde, daß man hierdurch fich beſtimmt ausfpreche, 
die feit 1808 abgeänderte Berfaflung und angenommenen Verwaltungsgrundfäge aufrecht er= 
halten und arinehmen zu wollen, eine durchgreifende Reform ded Adels und des Beamtenthums 
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und vor allem Sicherung der beabfihtigten finanziellen Maßregeln durch ftändifche Theilnabme, 
deren vollendeter Ausdruck als Schluhftein des ganzen Staatsgebäudes der Reichstag fein jollte. 

Der Staatsfanzler ging auf die Ideen und Ausftellungen Stein's bereitwillig ein. Er er: 
Härte ihn für feinen Meifter im Finanzfach und mar gleichfalld der überzeugung, daß Der 
Staat nit durch halbe Mafregeln, ſondern nur durch eine gründliche Heilung zu retten fei. Er 
wollte namentlich eine durchgreifende Neforn des alten verfommenen Ständeweiend. Unter 
anderm äußerte er fi damals darüber auch gegen F. v. Naumer dahin: „Ih will, daß vie 
Negeneration des Staates in allen Theilen und durchaus gründlich erfolge. Es müſſen des— 
halb viele Gejege entworfen werden; der gewöhnliche Gang durch die Behörden ift zu meitläus 
fig”; und dann beauftragte er ihn, eine Inftruction für die zu diefem Zwecke zu eunennende 
Commiſſion zu entwerfen. Raumer erfannte jedoch jofert die ungeheuere Schwierigfeit einer 
ſolchen Arbeit und bemerkte varüber, daß von einer Abänderung der Berfaflung und von ver: 
widelten reihstagsartigen Berathungen in diefem Augenblide, wie etliche wünſchten, nicht vie 
Rede fein könne, und es zunächſt nur gelte, offenbare Mängel und erreichbare Zwecke zu bezeichnen. 

Bor allem bielt nun H. eine nähere Verftändigung mit Stein für nöthig. Da viele aber 
nicht wohl durd bloßen brieflihen Verkehr zu erreichen war, brachte er eine perſönliche Zuſam— 
menfunft mit ihm an der fchlefifchen Grenze in Vorſchlag, wozu aud) der König feine Einwil— 
ligung gab. Sie mußte aber fo geheim mie möglich gehalten werden, um nicht etwa den Zorn 
Napoleon’d dadurd zu reizen. Cine Reife des Königs nah Schlefien diente ihr zum bequemen 
Deckmantel. Sie fand bereits am 16. Sept. im ſchleſiſchen Gebirge auf böhmiſchem Gebiete ftatt. 
Stein hatte jid) von Prag aus, wo er damals im Eril lebte, nad) einen dort befindlichen ent— 
Iegenen Dorfe begeben. Es wurden ihm nochmals ſämmtliche Finanzplane zur Prüfung vor: 
gelegt und auch alle übrigen Punfte, welche bei den beabjichtigten Reformen in Betracht zu 
ziehen waren, ſowie die ganze Lage des Staates einer, tiefeingehenvden Erwägung unterzogen. 
Die Rejultate der Verhandlungen, melde im einzelnen natürlid ver Öffentlichkeit entzogen 
bleiben mußten, waren für beide Theile im allgemeinen gleich befriedigend. Stein madte an 
den vorgelegten Planen mehrere Änderungen, welde von H. gutgeheigen wurden, und betonte 
nochmals vorzüglich ftark die Perſonalfrage. „Man bilde”, äußerte er ſich darüber, „ich rin 
verftändiges, achtungswerthes Minifterium, entferne die alten Weiber und organifire den Staatd= 
rath zum Vereinigungspunft, den der Präjident und der erfte Minifter Ignfe. Im übrigen 
ſchied er mit der Hoffnung von dem Staatöfanzler, daß es ihm gelingen ER alles zum Beſſern 
zu lenfen. Bereits am 27. Sept. jhrieb er in diefem Sinne an die Prinzefjin Luife: „Es wird 
auch die Wiederanftellung eines verftändigen, fähigen und rechtſchaffenen Mannes, wie Sr. v. H., 
in die Geſchäftsführung Leichtigkeit und Einheit bringen.” 

Allein bei der Ausführung blieb fFreilih mandes hinter den Erwartungen Stein's 
zurüd, weil H. nicht den Muth und die Kraft hatte, die Sachen mit Entſchiedenheit und Eon: 
jequenz durchzuführen, und nur zu bald in jene Politik der halben Maßregeln hineingerieth, 
welde feinen urfprünglihen guten Vorfägen nicht entiprad und feine ganze fpätere Verwaltung 
überhaupt harafterifirte. Man gab ihm namentlihb Schuld, daß er es liebe, ih mit Männern 
. . von untergeorbneter Bildung des Geiftes und Charakters zu umgeben und dagegen begabtere 

‚und edlere Naturen möglichſt von jich fern zu halten. So namentlid, auch bei der Wahl der 
Minifter, obgleich er für einzelne Verwaltungszweige allereings wieder die Tüchtigften an ih zu 
ziehen juchte, wie z. B. Scharnhorſt für das Kriegsweſen. 

Als Hauptrefultate jeiner Thätigkeit erfchienen nun zuerft am 27. Det. 18P0 das Geſetz 
über die veränderte Verfaſſung aller oberften Staatöbehörden in der preußifhen Monarchie 
und das Evict über die Finanzen des Staates und die neuen Einrichtungen wegen der Ab: 
gaben. Jenes gründete fi) allerdings im wmefentlihen auf die Verordnung Stein’s vom 
24..Nov. 1808, wid aber namentlich infofern auch wieder erheblich davon ab, ala id der 
Staatöfanzler darin einen überwiegenden, die Thätigkeit ver verfchiedenen Minifterien und des 
Staatsraths bedeutend beſchränkenden Einfluß auf alle Zweige der Verwaltung vorbehielt. Da— 
gegen war der Hauptzweck des Finanzediets, die neuen Steuern auszuſchreiben, welche zur Ab— 
tragung der zmeiten Hälfte dev 120 Mill. Kriegscontribution an Frankreich aufgebracht wer: 
den follten. Alle Einwohner der ganzen Monarchie follten gleihmäßig nad) ihrem Vermögen 
zu den Staatslaften herangezogen werden. Das neue Abgabenſyſtem follte vornehmlich die 
Eonjumtion und den Lurus treffen und mit einer Patentjteuer und einer erhöhten Stempelfteuer 
verbunden werden. Durch den Verfauf der Domänen und Die theilweife Einziehung der geiſt— 
lien Güter wollte man die Staatsſchulden decken, vorerft aber dad nöthige Geld durch eine auf 
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beide zu verfichernde Anleihe herbeifhaffen. Um nun.aber ver Nation einen Beweis des Ver: 
trauend und gleichlam eine Entſchädigung für die ſchweren Laften zu geben, welche jie abermals 
zu tragen haben würde, hieß ed am Ende des Ediets: „Wir behalten und vor, der Nation eine 
zweckmäßig eingerichtete Repräfentation ſowol in den Provinzen als für das Ganze zu geben, 
deren Rath wir gern benugen und in der wir nad) unfern landesväterlihen Gejinnungen gern 
unfern getreuen Unterthanen die Überzeugung fortwährend geben werden, daß der Zuſtand bes 
Staates und der Binanzen ſich beffert, und daß die Opfer, welche zu dem Ende gebracht werben, 
nicht vergeblich find. So wird ji das Band der Liebe und des Vertrauens zwiſchen und und 
unſerm treuen Bolfe immer fefter knuͤpfen.“ 

So trat nun ſogleich die Verfaffungsfrage in den Vordergrund, über deren Löfung ih H., 
im Einverfländnig mit Stein, aud) bereitd ein beſtimmtes Syitem gebildet hatte. Inden er die 
Mängel ver beftehenden jogenannten ftändijchen Verfaffung vollfommen anerkannte, hielt er 
eine neue Repräfentation für ſchlechterdings nothwendig und ftellte dafür folgende Grundfäge 
auf: „Die neueRepräjentation muß unmittelbar von ver Regierung allein ausgehen. Sie muß 
wie eine gute Gabe von oben herab kommen. Sie fann blos confultivend fein, weil fonft die in 
dieſem Moment notwendige monarchiſche Korm leiden würde. Sie ift ftreng von der Admini— 
firation zu ſcheiden, ja ihr entgegenzufegen. ine conjultirende Repräfentation bedarf feines 
Dberhaufes. Unfer Adel ift in feiner jegigen Geftalt unfähig, ein ſolches zu bilden. Die innere 
Berehtigung, an einer Repräfentation theilzunehmen, beruht auf drei Grundlagen: Befit, 
Einſicht, Sitten. Je mehr fie auf alle rei Grundlagen bafirt ift, defto vollfommener fcheint fie. 
Das Recht, an den erften Wahlverfammlungen theilzunehmen, darf nicht von einem großen 
Vermögen abhängig gemacht werben, fonft wirfen die Einrichtungen nicht auf die Gemüther 
des Volkes und arten in ariftofratifche Ginfeitigkeit aus. Die Zahl ver Reichsdeputirten darf 
night zu groß fein. Die Regierung hat allein das Recht, zuſammen zu berufen, zu entlaflen, 
zu proponiren. Es find mit großer Vorſicht Mafregeln zu treffen, daß ſich Eein hemmender 
Wideriprud gegen die Schritte der Regierung zu allgemeinem Verderben organifire’’ u. f. w. 
Es verfteht ſich von felbit, daß die jo allgemein hingeftellten Grundzüge zur Errichtung einer 
Reichsverfaſſung nicht fogleic zur Ausführung gebracht werden konnten. Während allerdings 
ihnell nacheinander eine ziemliche Anzahl von Geſetzen und Verordnungen erihien, welche 
die neuen Einrichtungen im einzelnen zur Wahrheit machen jollten, wollte e8 mit dem verhei— 
Benen Verfaſſungswerk durchaus nicht vorwärts gehen. Man ftieß dabei fogleich auf die erheb— 
lichſten Hinderniſſe. Die allgemeine Stimmung war, namentlich auch infolge des ſchon während 
ded Sommers (19. Juli) eingetretenen Ablebend der Königin, eine fehr gedrückte und fonnte 
am wenigften durch die Verkündigung der neuen ſchweren Steuern und den in Ausficht ge: 
ftellten Berluft der Brivilegien der bisher bevorrechteten Stände gehoben werben. Es zeigte ſich 
im Gegentheil im ganzen Lande, vorzüglich unter den begüterten Klaffen, eine bedenkliche Gä— 
rung, welde bei weitern Vorgehen große Vorſicht rathſam machte. Es mußte aber doch wenig: 
ftend etwas geichehen, um zu bemweifen, dag man willens fei, auf der einmal betretenen Bahn 
fortzugehen. a 
In dieſer Abſicht und namentlich auch, um endlich mit der Finanzfrage zu einem Abſchluſſe 
zu fommen, berief H. im Februar 1811 eine Art Verfammlung von Notabeln „als interimiftis 
ſche Volksvertretung“ nach Berlin, um mit ihnen über die berührten Punfte nody weiter zu 
Rathe zu geben. Sie beftand aber im ganzen nur aus 60 Abgeordneten aus allen Provinzen, 
meiftens Rittergutöbefigern und einigen Vertretern ver Städte und des Bauernflandes. 9. eröff⸗ 
nete am 23. des genannten Monats die Sigungen derſelben jelbft mit einer glänzenden Rede, 
worin er nohmald das neue Syſtem perfönlicher Freiheit, freien Gebrauchs der Kräfte, gleicher 
Tragung der Staatdlaften, der Gleihheit vor dem Gefeg, gleicher Berechtigung des Verdienſtes 
ohne Rüdjicht auf den Stand, einer geordneten Fräftigen Verwaltung und der Bildung eines 
auf Erziehung und Religiofität geftügten Nationalgeiftes ald Grundlage des künftigen Ges 
deihens darftellte und ſchließlich die noch nicht erfolgte Einberufung ver verheißenen Nationalz 
repräfentation zu entſchuldigen fuchte. „Wäre e8 möglich geweſen“, äußerte er fid) darüber, 
„die im Edict vom 27. Det. vorigen Jahres verheigene Nepräfentation fhnell genug zu Stande 
zu bringen, woburd allein ein Geift, ein Nationalintereffe an bie Stelle ihrer Natur nad) im: 
mer einfeitiger Provinzialanfichten treten fann ; wäre nicht die dringende Nothwendigkeit vor= 
handen, die Hülfe gleich zu benugen, welche die neuen Abgaben darbieten, To würbe dev König 
gern die Meinung der Repräfentanten ver Nation für das Steuerfuftem gehört haben, ehe ev 
ſolches feftgefegt hätte. Cine Berathung. mit den jegt beſtehenden Provinzialftänden würde aber 


528 Hardenberg 


weber dazu geführt haben, vie Meinung ver Nation zu erfahren, nod hätte fie ein ven Zweck 
erfüllendes Refultat haben können.‘ - 

Diefe wohlgemeinte Rede verfehlte aber ihren Zweck gänzlid. Anſtatt zu befhmwichtigen 
und zu verfühnen, reizte fie die auf ihre alten Rechte trogende Majorität der Berfammlung, 
welche von einer Veränderung der Staatöverfaflung durchaus nichts wiſſen wollte, zum beftig- 
ſten Wiverftande. Der Staatöfanzler hatte aber den Muth nicht, dieſe von der franzöſiſchen 
Partei unterftügte Agitation fogleih mit Entfhlofienheit niederzubalten, zumal da man nidt 
umbin fonnte, den guten Grund mander gegen die Negierung erhobenen Beſchwerden anzu: 
erfennen, namentlich in Betreff der verheißenen Reihsverfaflung. Man warf ihr vor, das 
binnen Jahresfrift dafür nicht das Geringfte gefhehen fei. Die Nation glaube auch nicht mehr 
daran; jie fei der Meinung, daß man ihr „ven Roman einer Conſtitution“ nur fo bingeworfen 
babe, um ihr Geld nach dem neuen Steuerjoftem deſto bequemer aus ihren Taſchen zu loden. 
Auf der andern Seite ließ ſich aber auch nicht leugnen, daß man mit zu viel Leidenſchaftlichkeit 
in der Beurtheilung der Mafregeln ver Regierung verfahren fei. Genug, nad mehreren Mo: 
naten fruchtlofer Berathungen ging die Berfammlung in äußerfter Verftimmung auseinander, 
bie nun auch auf die Provinzen übertragen wurde. Gie erreichte dort einen jo hohen Grad, daß 
ih der Stantöfanzler veranlaßt jah, zwei der Hauptwortführer der Adelspartei, den Major 
a. D. v. d. Marwig und Graf v. Finfenftein, welche dem Könige geravezu erklärt hatten, 
daß die Berlegung ihrer Nechte am Ende aud den Umſturz ded Throns nach ſich ziehen könne, 
ohne weiteres ergreifen und auf die Beftung fegen zu laſſen. 

Das erbitterte natürlich die Partei, welche jegt ſchon H. zu ſtürzen fuchte und an deren Spitze 
der Minifter v. Voß fand, nur noch mehr. Der Staatöfanzler ſuchte fie einigermaßen ba- 
durch zu beſchwichtigen, daß er bereits für den 28. Juni eine zweite Verſammlung ſtändifcher 
Deputirter einberief, der ev mehrere weſentliche Zugeftändniffe in Bezug auf das Steuerweſen 
machte; auch ließ er ihre beiden geyannten Rädelöführer wieder in Freiheit fegen. Indeſſen follte 
eine dritte ſtändiſche Verſammlung, welde am 7. Sept. zufamımentrat, den Hader für jepr zum 
Abſchluſſe bringen. In derfelben erklärte e8 der Staatskanzler geradezu für „Frevel“, wenn 
man daran dächte, daß er fein Syſtem ändern könne. Er werde nach wie vor bei feinen Grund: 
fägen beharren. Zugleich wurde aber ein neues Finanzedict erlaffen, welches mehrere erbeb- 
liche Erleichterungen verhieß, mit dem dann aud) die Verordnungen über Gewerbefreibeit, vie 
gutsherrlichen und bäuerlihen Verhältniſſe und die Beförderung der Randescultur, ſowie end— 
lich über dad Provinzialfhuldenweien in Verbindung gebradt wurden, Zur Verwaltung des 
legtern follte eine Oeneralcommiffion niedergefegt werden, und dann wurde abermal8 zur Be: 
ruhigung der aufgeregten Gemüther die Verheifung wegen Errichtung einer zweckmäßigen 
Nationalrepräfentation wiederholt. Da dazu aber bie erforderlihen Vorbereitungen noch Zeit 
_ erforderten, fo finde man es für angemeffen, daß diejenigen Mitglieder, welche jene Generalcom- 
miljion ausmachen würden, auch vorerft die Nationalrepräfentation conftituiren und hierzu von 
den Wählern mit Vollmachten verfehen werben follen. 

Dieſes halbe Weſen konnte indeſſen niemand befriedigen und wurde ſelbſt von den Beftge: 
finnten für ververblich gehalten. Man wollte etwas Ganzes haben, entweder vollfommenen 
Feudalismus oder vollkommene Repräjentation, und machte ver Regierung den Vorwurf, taf 
bei ihr alled, was ſcheinbar zur Veredlung der Verfaflung führen folle, nur eine ſinanzielle 
Tendenz habe. Mit ver einſchneidendſten Schärfe ſprach ji darüber z. B. Gneifenau bereit? 
im Juni 1811 gegen Stein aus. Man habe, meinte er, die Abgeorpneten der Nation gar 
nicht in der Abficht zufammenberufen, um über das Befte des Staates zu Rathe zu geben, fon: 
dern um fie ald einen Regierungsapparat zu gebrauchen, womit man dem Volke die neuen Auf: 
lagen und Einrihtungen in einem mildern Lichte ericheinen laffen wolle. Stein dagegen mis— 
billigte, obgleich er mit dem Verfahren H.'s keineswegs einverflanden war, vorzüglich auch das 
unbändige Gebaren der Stände, „dieſer Herren Notabeln, welche bisjegt nur Unverftand und 
übeln Willen gezeigt und, ein Haufen bösartiger oder dummer Schreier, die durch Mothwendig⸗ 
feit gebotenen Opfer nicht tragen wollten, fondern jedes Mittel ergriffen, um fi ven Laſten zu 
entziehen und fie auf-die Schultern ihrer Mitbürger zu wälzen“. 

Unter diefen Umſtänden bielt Stein es dennoch für das Gerathente, daß ſich alle befler gefinn- 
ten Männer von Einfluß feft an ven Staatskanzler anfhlöffen, um dadurch die Möglichkeit beſſerer 
Zeiten zu retten, da nad) deſſen Sturze nur noch die Herrichaft der franzöſiſchen Partei und der 
Beinde jeder Verbefferung übrig bleibe. „Wenn man fi‘, ſchrieb er in diefem Sinne an 
Schleiermacher, „an einen Mann von Geift wendet, der dad Gute will und dem es in den zahl: 
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veidhen Binzelheiten der Ausführung entgehen kann, fo ift es unmöglich, ihm nicht zu über: 
zeugen und zu bewegen.‘ Es zeigte ih nun aber von Feiner Seite der ernfte Wille, H. auf 
Die rechte Weife zu unterftügen, und da er jelbft nicht Energie genug befaß, mit Entſchiedenhelt 
durdzugreifen, fo wurde au jegt ſchon das Vertrauen zu ihn und feiner Reformpolitif tief 
erfhüttert. Man warf ihm vor, daß er nicht einmal den Staatdrath organifirt habe, Feine 
Minifter ver Finanzen und des Innern ernenne, ſich zu fehr von jubalternen Beamten ohne 
Berantwortlichfeit leiten und beherrſchen laffe und feiner weit ausgedehnten Macht ven gehäl: . 
figen Anſtrich eines Vezierats verleibe. Man hielt ihn zwar für mohlgefinnt und edel, aber zu: 
gleich auch für ſchwach und unfähig. Selbft Stein fing bereits an, feine von ihm bisher gehegte 
gute Meinung weſentlich zu ändern, und lehnte jede indirecte Detheiligung an feinen Regie: 
rungdmaßregeln, wie fie der Staatöfanzler infolge der Zufammenfunft in Schleften doch ſelbſt 
überall unter ver Hand glaubhaft zu machen fuchte, entſchieden ab. Auf der andern Seite fand 
er aber den hauptſächlichſten Grund des Übels aud in der Schlaffheit der Nation. „Hätte 
die Nation”, jchrieb er an Gneifenau, „nur die geringfte Energie, fo wären wir nie fo 
tief gefunfen.” Diefe Energie follte fih num aber doc bald auf wunderbare Weife, obwol fo 
entwideln, daß die Intereffen der innern Politik durch die Verwidelungen der auswärtigen 
Verhältniſſe und den mächtigen Aufihwung des Nationalgeiftes in diefer Richtung vorerft faft 
ganz in den Hintergrund gedrängt werben mußten. Davon wurde jegt natürlich auch H. vor: 
zugsweiſe in Anſpruch genommen. 

Sp gut er ih auch mit dem franzoöſiſchen Gejandten Grafen St.-Marſan zu flellen wußte, 
fo konnte es feinem Scharfblicde doch nicht entgehen, daß, feitden er an der Spige der Geſchäfte 
fand, dad Verhältniß Preußens zu Frankreich keineswegs ein befferes geworden war. Napo— 
leon hatte id zwar um diefe Zeit gegen Tſchernyſchew beifällig dahin geäußert: „On voit qu'un 
homme d’esprit est a la tete des affaires: je sais que Mr. de Hardenberg ne m’aime pas, 
mais il sait ce que demande l’inter&t de sa patrie. C'est ainsi qu'il faut agir, quand on se 
me&ie de gouverner.” Allein abgefehen davon, daß in djefen Worten eine gewiffe Ironie nicht 
zu verfennen war, gaben jie auch durchaus nicht den baren Mapftab der Gefinnung des Kai: 
ſers gegen Preußen. Das zeigte fih nur zu bald. Denn ald e8 H. endlich gelungen war, die 
erſte Hälfte der Kriegscontribution vollftändig abzuzahlen, und er auf die dagegen verheißene 
Näumung der Feftung Glogau drang, murde nicht nur diefelbe verweigert, fondern aud eine 
Verdoppelung der franzöſiſchen Befagungen in ven Overfeftungen, zugleich mit erhöhten Geld— 
forderungen, verlangt. Gleichwol hielt e8 H., im Binverftändniß mit dem Könige, da man ji 
im Falle eines Bruchs doch nicht mit unbedingter Sicherheit, auf Rußland verlaffen fönne, für 
nöthig, Napoleon zu beſchwichtigen und jo hinzuhalten. 

In diefer Abjicht ließ er bereits im Frühjahre 1811 dem franzöſiſchen Minifter der aus: 
wärtigen Angelegenheiten, Maret, Herzog von Baffano, ein Bündniß zwiſchen Preußen und 
Branfreih anbieten, jedoch unter der Bedingung, daß Napoleon die Barantie der Unverleglih- 
feit des preußifchen Staates übernehme, Glogau räume, die Vermehrung des Heeres geflatte, 
für die Überzahl der franzöſiſchen Feftungsbefagungen Entfhädigung gewähre und im Falle 
des Kriegs die Kriegscontribution erlaffe, ſowie endlich die Neutralicät Oberſchleſiens, als des 
Aufenthalts des Königs, zugeftehe. Die Antwort darauf war jedoch nichts weniger als befrie: 
digend und fieß die feindlichen Abſichten des Kaiſers nur zu deutlich erkennen. Das Bündniß 
wurde mit Bezug auf das Verhältnig Napoleon's zu Rußland abgelehnt und die Vermehrung 
des Heeres ald eine gegen Frankreich gerichtete Feindſeligkeit nicht geftattet. Die übrigen Punkte 
blieben ganz unbeantwortet. Nun mußte man wohl, woran man fi zu halten und was man zu 
gewärtigen habe. Es war der erfte Anſtoß zu thatkräftigerm Handeln und zu einer nationalen 
Erhebung, zu welcher felbft der König mit hingeriffen wurde. Er gab den Vorftellungen, welche 
ihm der Staatäfanzler i im Verein mit Scharnhorft, Gneifenau und Boyen machte, willig Gehör. 

Sie gingen im mwejentlihen darauf hinaus, daß man in alfer Stilfe rüfte, die Beftungen ver— 
ſtärke, vier verſchanzte Lager bei Pillau, Kolberg, Spandau und in Schlefien anlege und die 
ſchon feit 1808 gebegten Blane der Volksbewaffnung ins Werk zu ſetzen ſuche. Auch Stein 
wurde dabei zu Rathe gezogen, warnte aber in einem Schreiben an den Staatskanzler vom 
24. Aug. 1811 vor übereilung, welche leicht mit einem Vernichtungskriege endigen könne. Er 
hielt die Militärmacht noch nicht für hinreichend organifirt, den Volksgeiſt noch nit für genug 
belebt und gehoben, die Geldmittel noch nicht für gehörig gefihert und die Haltung Nuplande 
und Englands noch für zu zweifelhaft. Darauf war der König wieder etwas ſchwankend ges 
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worden. Er meinte namentlich, es fei gefährlich, Napoleon durch das bei Spandau anzulegenve 
verſchanzte Yager zu reizen, welches durch die in dev Nähe ſtehenden franzöſiſchen Truppen leicht 
vernichtet werden fünne. Die Dinge waren nun aber dod ſchon jo weit gediehen, daß lich Der 
franzöfiiche Gefandte zu Ende Auguft bei vem Staatsfanzler über die Zwede der Rüflungen 
nähere Erklärungen ausbat. H. blieb ie ihm nicht jhuldig. Er erwiderte dem Grafen E:.: 
° Marfan: da Frankreich fortwährend an ven Grenzen Truppen zufammenziehe, ohne jich über 
feine Abfihten zu äußern, jo werde Preußen offenbar mit dem Untergange bedroht. Es ſei ibm 
aber jedenfalls rühmlicher, mit den Waffen in der Hand zu fallen, ald wehrlos unterbrüdt zu 
werden. Man fege folglich alle Feſtungen in Vertheidigungszuftand und werde in 14 Tagen 
100000 Mann unter den Waffen haben. Hege indeſſen Frankreich freundſchaftliche Abſichten 
gegen Preußen, ſo werde man ſich mit ihm gern in Verbindung jegen. ' 

Nachdem St.:Marjan noch die Verfiherung erhalten hatte, daß dieſe Erklärung eine officielle jet, 
berichtete er zu Anfang September fofort darüber an den Kaifer. Napoleon ſchien Die Sache an: 
fange in einem mildern Lichte aufzufaſſen, als man in Berlin erwarten mochte, indem ev nur erwi⸗ 
derte, erlaffe Preußen Gerechtigkeit widerfahren, fei mitdeffen politiſchem Benehmen zufrieden umd 
rechne e3 im Falle des Kriegs unter feine Helfer. Jedoch empfahl Maret gleichzeitig in einem an 
den preußifchen Gejandten zu Paris, General v. Krufemarf, gerichteten Schreiben Die Rüſtungen 
einzuftellen,, ſonſt könne dies leicht ſehr nadhıtheilige Folgen haben. Als nun aber $. darauf 
erklärte, man babe in Verrat der beruhigenden Verſicherungen des Kaiſers die Ruftungen 
zum Theil eingeftellt und die Verftärfung des Heeres nicht weiter Fortgefegt, da verlangte Na— 
poleon in einer in ſehr gebieteriihem Tone gehaltenen Note, man jolle fofort alle Rüftungen 
einftellen und alle Verftärfungen ohne Ausnahme binnen drei Tagen entlaffen, wo nit, To 
würde St.:Marfan den Hof verlaſſen und Davouft mit feinen Truppen in Preußen einrüden. 
Darauf wurde allerdings offen Befehl ertheilt, dem Verlangen des Kaiſers nachzukommen, 
unter der Hand aber Die Ausführung deſſelben hintertrieben, was natürlich den framzöſiſchen 
Spionen und Agenten niht unbekannt bleiben konnte. Da beitand Napoleon darauf, daß ein 
franzöſiſcher Bevollmächtigter, der Legationsfecretär Lefebvre, den Zuftand aller Feſtungen, 
Zeughäufer, Magazine u. ſ. w. felbft unterſuche. Obgleih nun der König ſich gegen dieſe er- 
niedrigende Zumuthung erklärte, jo gab er doch auf die eindringlichen Vorftellungen St.-Mar— 
ſan's am Ende nad und entließ fogar Blücher unter dem Vorwande des Ungehorſams. Die 
Beiihtigung der Feſtungen durd ven franzöſiſchen Bevollmächtigten fand alſo im Devemker 
1811 wirklich fatt, und die Verhältniſſe blieben big zum Frühjahre in einer höchſt beingftigen: 
den Spannung. 

Die Entiheidung war num aber nicht mehr zu umgehen. Bereits in Februar 1812 rüdıen 
die Franzoſen ohne weitere Grflärung in Pommern ein und beiegten die Städte Anflam, 
Demmin, Swinemünde u. ſ. w., während ein Corpo von 18000 Mann von Magdeburg aus 
gegen Berlin vorrüdte. Schon war der König willens, auf H.'s Rath die Hauptſtadt mit feinen 
Truppen zu verlaffen, als eine zu Ente Januar in Berlin eintreffende kategoriſche Erklärung 
Napoleon's den Dingen eine ganz andere Wendung gab. Der Staatdfanzler hatte nämlich gar 
fein Geheimniß daraus gemacht, daß Preußen im Ball des Kriegs zwiſchen Rußland und 
Frankreich genöthigt fein würde, ſich für jenes zu entiheiden. Dies hatte aber die Folge gebabt, 
daß der Herzog db. Baſſano in einer jehr drohen gehaltenen Note, worin er geradezu erflärte, 
daß dabei ven bereits zu Tilſit gehegten Abiichten des Kaifers gemäß, die noch dieſelben jeien. 
die Exiſtenz des preußiſchen Staated auf dem Spiele jtehe, verlangte, dag Preußen, wenn es 
jeinem Schickſale entgehen wolle, fofort der treue Verbündete Franfreich8 werden müſſe. Und 
wie died zu verſtehen ſei, darüber erflärte ih Napoleon noch feldit in fehr hohem, Tone 
gegen Hrn, d. Krufemarf, Gr forderte den Durdinarich feiner Truppen dur preußiſches Ge: 
biet, mit der Verpflegung derjelben auf Koften Preußens ald Abſchlag auf die rückſtändige 
Kriegsrontribntion, die Verminderung des preußischen Heeres bis auf 42000 Mann, wovon 
20000 Mann zu der franzöjiichen Armee ftoßen, die übrigen nad) feiner Vorſchrift in den Fe— 
ftungen vertheilt werden jollten, wogegen dem Könige während des Kriege Breslau als neu— 
trales Gebiet zum Aufenthaltsorte angewiejen werben Tolle. 

Die Lage war mithin äußert kritiſch. Sollte man nachgeben oder alles aufs Spiel fegen ? 
Die patriotiihe Kriegspartei, Scharnhorft und feine Freunde an der Epige, wies auf Pie noch 
immer achtbare bewaffnete Madt hin, welche im Nothialle bis auf 285000 Mann gebradt 
werben könne; die Politiker und die Diplomaten dagegen, unter ihnen auch H. glaubten ih 
auf die wenn auch beſtimmt zugefagte Hülfe Rußlands doch nicht mit voller Zuverſicht 
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verlaflen zu fönnen und der Nothwendigkeit weichen zu mülfen. So kamen bereitd am 24. Febr. 
1812 die Verträge zu Stande, wodurd ſich Preußen, indem es von der Pflicht der Hülfslei— 
ftungen nad Spanien, Italien und gegen die Türfei entbunden wurde, zur Theilnahme am 
Kriege gegen Rupland verpfligtete, fein ganzes Gebiet, mit Ausflug von Kolberg, Oraudenz 
und Oberichlejten, den Franzoſen öffnete und dagegen nichts als die Gewährleiftung feiner 
jegigen Beſitzungen und eine unbeftimmte Zuſicherung auf fünftige Entfhädigung erhielt. Am 
5. März wurden ſie von dem Könige ſelbſt mit ſchwerem Herzen unterzeichnet. 

Diefe Wendung der Dinge ftellte H.'s Charakter und polirifhes Syſtem allerdings auf eine 
harte Probe. Man kann wol jagen, daß er jie ſchon nicht mehr auf ganz ehrenfeſte Weije be- 
ftanden hat. Während Männer wie Scharnhorft, Gneifenau, Boyen und eine große Anzahl | 
gleihgejinnter Offiziere und Beamter nad der Unterzeihnung jener Verträge ihre Entlaſſung 
nahmen, fügte er ſich in die Nothwendigkeit der Verhältniffe, denen jeine Kraft nicht mehr ge: 
wachen war, und juchte jich, anftatt dem Beiſpiele jener Ehrenmänner zu folgen, mit der fran= 
zöſiſch geſinnten Partei auf möglichſt guten Fuß zu ſtellen. Ganz unter ihrem Einfluffe und 
mit befonderer Genehmigung des Kaiſers Napoleon wählte ex ich ein neues Minifterium, be: 
ftehend aus dem Fürſten Wittgenftein für die innere Polizei, dem ehemaligen weftfälifchen 
Binanzminifter Grafen v. Bülow für Die Finanzen und dem Fürften v. Hatzield für die auf das Ver: 
hältniß zu Sranfreih ſich beziehenden innern Angelegenheiten. Unter ſolchen Umftänden fonnte 
e8 Napoleon wol noch wagen, bei einer im Mai zu Dresven ftattfindenden Zufammenfunft mit 
dem Könige und Kaijer Franz, woran auch H. theilnahm, dem legtern im Tauſch für Galizien 
das preußiſche Schleſien anzubieten. 

Gewiß iſt, daß H. jebt nit mehr fo feiner Stellung und der Größe der Verhältnifle ge: 
nügen fonnte, daß er die Lage beherriht hätte, Tondern daß er ſelbſt nur noch der Macht 2er 
Greigniffe, melde Preußens und Deutichlands fernere Geſchicke beitimmen follten, folgte und 
von ihr mit fortgeriffen wurde. Es zeigte ji jegt nur zu deutlich, daß H. fein mächtig durch— 
greifender Gharafter war. Die treibende, ſchaffende und leitende Kraft lag in den Händen von 
Männern, wie Stein, welder, nad dem ruffiihen Hauptquartier berufen, dort vorzüglid für: 
Deutſchlands und Preußens Erhebung und Zukunft thätig war und zu diefem Zwecke vornehm— 
lich auf Kaiſer Alerander einzumirfen ſuchte, Gruner, der ihm wader zur Seite ftand, Scharn— 
horſt und Gneijenau, welder legtere in gleichem Geifte in England wirkte. Als Gruner, welher 
ganz im Sinne Stein’8 in Oſterreich thätig mar, bereitd im September 1812 auf Befehl des 
ganz unter dem Ginfluffe der öfterreihiihen und franzöſiſchen Machthaber ſtehenden Chefs der 
höhern preußiſchen Polizei, Geheimen Staatsraths v. Bülow, feines perfünlihen Beindes, zu 
Prag wegen angeblicher ſtaatsgefährlicher Umtriebe verhaftet und nad) der Feſtung Munkaes 
abgeführt wurde, hatte H. nicht einmal den Muth, für feine Sreilaflung mit Nachdruck ein— 
zutreten. „Der Staatskanzler“, ſchrieb damals ein Freundan Stein, „Scheint ſich jegt des Schrittes 
zu fhämen, und der König misbilligt ihn. Hr. dv. H. wird aber durch Schonung und Milde 
nicht wieder vergüten, was Bülow durch feine Plumpheit verdarb.‘ 

Während ih nun aber bald die nächſten Schickſale Frankreichs und Deutichlands auf den 
Eisfeldern von Rußland enticheiven jollten, herricdte in dem Nathe des Königs zu Potsdam, 
unter H.'s Leitung, noch immer ein an Rathloſigkeit grenzendes Schwanfen, eine unheilvolle 
Verzagtheit. . Man weiß, mie dort der fühne eigenmächtige Schritt Dorf's, der Bertrag von 
Tauroggen vom 30. Dec. 1812, dieſer weltgefhichtliche Anfang einer neuen Ara, vorerft auf: 
gefaßt und beurtheilt wurte. Nur die Gefahren, von melden ſich der König allervings noch 
umgeben ſah, mögen e8 einigermaßen entjhuldigen, daß man jenem Vertrage die Genehmigung 
verfagte, den General Dorf jofort zu verhaften und durch den General Kleift in dem 
Commando der dem Oberbefehle des Königs von Neapel zu unterftellenden preußiichen Truppen 
zu erjegen befahl, und daß man ſich endlich beeilte, den Fürſten Hagfeld, einen entſchiedenen 
Anhänger der franzöſiſchen Partei, nad Baris zu fhiden, um Napoleon die Verftärfung des 
preußiichen Hülfscorps bis auf 30000 Mann anzubieten. Allein die unwiderſtehliche Gewalt 
der Ereigniffe überflügelte nun felbft die Bejorgniffe der zaghafteften Gemüther. Dev König 
verließ Potsdam am 22. Jan, 1813, um ih nady Breslau zu begeben, weldyes nun der Mittel= 
punft der nationalen Bewegung wurde, und H. fah ih genöthigt, dem franzöfiichen Gejandten 
geradezu zu erflären, der König müſſe ſchon deshalb rüften, damit man nicht das Volf gegen 
ibn bewaffne. . 

Auch betrieb der Stantöfanzler, welcher dem Könige nah Breslau gefolgt war, nun die 
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Verbindung mit Rußland mit allem Eifer. Nah längern Verhandlungen, bei welden aud 
ſchon die Abtretung Sachſens an Preußen zur Sprache fam, vereinigte man ji, vorzüglich auch 
duch Stein’! DVermittelung , zum Abſchluß des am 27. Febr. zu Breslau von H. und Hrn. 
v. Amſtetten und amı 28. zu Kaliih von Scharnhorft und Kurufom unterzeichneten Vertrags, 
welcher als die erfte Grundlage der neuen Ordnung der Dinge betrachtet werden fanı. Denn 
der, Zwed dieſes Bündniſſes zwifgen Preußen und Rußland war die Befreiung Europas und 
zunächſt Deutſchlands. Preußen follte ihm zufolge in dem Umfange und mit der Kraft wieder: 
bergeftellt werben, wie e8 vor dem Kriege von 1806 beſtanden. Der Kaijer Alexander ver: 
pflichtete fich, dafür und für die Gewähr des gegenwärtigen Befigeö des preußifchen Staates mit 
feiner ganzen Macht einzuftehen. Zu diefem Zwecke würde ev 150000 Mann und der König 
wenigftend 80000 Mann Linientruppen, melde durd die Errichtung der Landwehr verftärft 
werden follten, ins Feld ftellen u. ſ. w. Daß jedoch dieſer Vertrag fpäter nicht jo zur Aus: 
führung kam, wie es das Interefle Preußens verlangt hätte, ift mit Recht vorzüglich wieder der 
Lauheit zugefchrieben worden, womit H., aller Warnungen ungeachtet, diefelbe betrieb. Diefem 
Vertrage folgte übrigens noch ein bereits am 19. März zu Breslau im Namen Rußlands von 
Stein und Neffelvode, für Preußen von H. und Scharnhorft unterzeichneter bejonderer Vertrag 
über die Verwaltung der im Laufe des Kriegs zu befreienden Länder, demzufolge die Befreiung 
Deutſchlands von dem Einfluffe und der Herrihaft Frankreichs nochmals ald Hauptzweck des 
Bündniffes bezeichnet und ein Gentralverwaltungsrath eingefegt wurde, welcher Bis zu defini= 
tiver Beftfegung des Befigftandes für alle Civil: und Militärangelegenheiten der betreffenden 
Zandeötheile zu forgen haben werde. Er wurde bereitd am 4. April, wie eö jcheint, nicht ganz 
im Sinne H.'8, eingejegt. Denn während der König Hrn. v. Schön und den Staatsrath 
v. Rhediger zu Mitgliedern deffelben ernannte, fiel vie Wahl des Kaifers Alerander auf den 
Grafen Kutſchubey und Stein, welchem legtern überdied noch der Vorfig übertragen wurde. 
Die Spannung zwifhen H. und Stein hatte ſich aber damals ſchon auf fehr entſchiedene 
Weiſe entwidelt. Der überwiegende Einfluß, melden Stein bereitö in der Provinz Preußen 
und dann zu Breslau erlangt hatte, war dem Staatöfanzlenlängft ein Dorn im Auge gewefen. 
Er fürchtete allen Ernfted von ihm verdrängt zu werben und Tuchte ihn auf jebe Weiſe bei dem 
Hofe zu verdächtigen und von den Gefhäften fern zu halten. Und auf der andern Seite drang 
Stein, welchem das laue Wejen des Staatöfanzlers in den Tod verhaßt war, wiederholt auf vie 
Entfernung unwürdiger und gefährliher Menſchen, wie namentlich des Fürften Wittgenftein, 
aus feiner Nähe, ohne daß derfelbe es für angemeffen gefunden hätte, Darauf einzugeben. Das 
vermehrte natürlich nur noch die Erbitterung Stein's, melde ih von beiden Seiten bald bis zur 
Leidenſchaftlichkeit feigerte. Freilich mußten aber diefe perfönlichen Misverhältniffe zunächſt 
gegen die großen Greigniffe, welche fih nun Schlag auf Schlag folgten, wol vorerft noch ganz 
in den Hintergrund treten. Stein weigerte ſich keineswegs, das Gute, was H. während der 
Kriegäzeit in der Umgebung des Königs wirkli that und fchaffte, vollkommen anzuerkennen. 
„Des Staatsfanzlerd H. Benehmen‘, ſchrieb er noh am 17. Juli 1813 an Graf Münfter, 
„iſt jebr brav in Bezießung auf die auswärtigen Verbältniffe; defto ſchwächer und verworrener 
ift feine Leitung der innern Angelegenheiten.‘ 

Auch blieb er mit ihm über die wichtigften Verhältniſſe fortwährend in brieflichem Verkehr, 
wie namentlich über die vereinftige politiiche Geftaltung Deutſchlands. Stein hatte damals 
ſchon diefelbe Scharf ins Auge gefaßt, und $. war, fowie auh Wilhelm v. Humboldt, mit ihm in 
der Hauptjache darüber gleihen Sinnes. Nur fonnten fie ih, wie es ſcheint, aus ſpecifiſch 
preußifhen Gründen nicht mit feiner Idee der Wiederherftellung des Kaijerd und Reichs be: 
freunden. Ebenjo wurde der fogleih nad der Schlacht bei Leipzig von Humboldt entworfene 
Plan zur Gentralverwaltung der eroberten Länder von Stein und $., im Berein mit Metternid 
und Neffelvove, gemeinfchaftlic berathen und am 21. Det. unterzeichnet. H. behielt infofern 
die oberfte Leitung diefer Gentralverwaltung, als diefelbe mit dem Minifterrathe in vem Haupt: 
quartiere der Verbündeten, deſſen Alterspräftvent er war, in beitändiger Verbindung blieb, 
während Stein ald Vorfigender deffelben int Beſitz der erecutiven Gewalt verblieb und folglich 
das eigentlich thätige Clement war. : A 

Bon den Schlachffeldern bei Leipzig hinweg folgte H. den Hauptquartiere der jlegreich vor: 
dringenden Monarchen zuerft nah Frankfurt a. M. und dann duch Frankreich über Chaumont 
nah Paris. Die bereitd in Weimar vorzüglih von öfterreihifher Seite nicht ohne gewiſſe 
Eiferfuht auf die wiederanflebende Macht Preußens eröffneten Frievendverhandlungen nahmen 
ihn Hier vorzugäweife in Anſpruch. Er wäre fhon in Frankfurt wol nicht abgeneigt geweſen, 
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Metternich die Hand zu einem felbft wenig ehrenvollen Frieden mit Frankreich zu bieten, wenn 
nicht vorzüglich Stein’s Einflug Kaifer Aleranvder zu der Anficht beftimmt hätte, daß ein folder 
unmöglich fein würde, folange Napoleon auf dem Throne fige und folglich die Fortſetzung des 
Kriegs unumgänglid nothwendig fei. Auch nad dem Lbergange über den Rhein theilte er, 
durd Metternich einmal ganz für die Friedenspartei gewonnen, mit Gaftlereagh, Neſſelrode und 
ſelbſt W. v. Humboldt die Anfiht, daß es hinreihen werde, den übermuth Napoleon's ſchon 
durch die Befegung eines Theild von Frankreich zu breden, obgleich der König ſelbſt, zwa 
einem ehrenvollen Frieden geneigt, durch die Erfahrung belehrt, mit Kaifer Alerander darin 
übereinſtimmte, daß bei Napoleon niemals auf wahre Ruhe zu rechnen fein würde. Wieder: 
holt vrangen Gaftlereagb, Metternich und H. in den Kaiſer, daß er feine Zuftimmung zum Fries 
den geben möge. Da aber der zu diefem Zwecke zufammengetretene Congreß zu Ghatilfon zu 
nicht8 führte, vereinigten fi die vier verbündeten Mächte England, Rußland, Preußen und 
Ofterreih durch den am 1. März zu Chaumont unterzeichneten Vertrag dahin, ven Frieden 
nun mit den Waffen in der Hand zu erzwingen. Er fonnte mithin nur noch in Paris unter: 
zeichnet werden. j 

Noch während des Aufenthalts des Hauptquartierd in Chaumont ſuchte Stein die Auf: 
merffamfeit H.'s vorzüglich aud) wieder auf die zukünftige Verfaſſung von Deutſchland zu len— 
fen. Gr theilte ihm zu diefem Zwecke bereitd am 10. März eine auf alle Verhältniffe eingehende 
Denkſchrift darüber mit, welde er tags darauf auch dem Kaiſer Alerander vorlegte. ine wei: 
tere Erörterung der Sache mußte indeffen unter dem Drange der Ereigniſſe ſpäterer Zeit vor— 
behalten bleiben. 

Nach dem triumphirenden Einzuge der verbündeten Monarchen in Paris am 31. März 
wurde fie bei den dort eröffneten Friedensverhandlungen jedoch fogleich wieder an erfter Stelle 
ind Auge gefaßt. H. nahm daran mit W. v. Humboldt ald Bevollmädtigter Preußens theil 
‚und hatte als folher natürlich vor allem die Verpflichtung, die Intereflen veffelben gehörig wahr: 
zunehmen. Man bat ihm aber, und gewiß nicht mit Unrecht, den ſchweren Vorwurf gemacht, 
daß er Died durchaus nicht gethan habe. Es ift befannt, daß dabei unter vem überwiegenden 
Einfluffe des Kaifers Alexander, welder ſich das Verdienſt eines großmüthigen Siegers er: 
werben wollte, gegen den zu Boden geworfenen Feind überhaupt allzu Shonend verfahren 
wurde, und $. war ſchwach genug, in einer übel berechneten Nachgiebigkeit die dringenpften 
und begründetiten Intereffen Preußens zum Opfer zu bringen. Denn das, worauf es jegt vor: 
zuglid anfam, der preußifhen Monarchie dur angemeffene Entſchädigung ein ihrer Macht— 
ftellung entiprechendes gefchloflened und abgerundetes Staatögebiet zu fihern, wurbe auf uns 
verzeihliche Weife verabſäumt. 

Schon bei den frühern Berhandlungen zu Reihenbah, Teplig und Chaumont hatte ſich 
5. wegen der Preußen zu gemährenden Entfhäpigungen durchaus nicht vorgefehen. In Paris 
entwarf er nun allerdings einen Plan, welder, wenn er zur Ausführung gefommen wäre, den 
gerechten Anforderungen und den flaatlihen Bedürfniſſen Preußens, wie fie Die von ihm wieder: 
errungene bedeutende Stellung im europäifhen Staatäverbande erheiichte und bedingte, wohl 
Benüge gethan haben würde. Ihm zufolge follte Preußen nad dem Maßſtabe des Luneviller 
Friedens wiederhergeftellt, für feine Verlufte in Polen in Deutihland, mo dafür. vor allem 
Sachſen ins Auge gefaßt wurde, entfhädigt und mit einer Grenze am Niederrhein für die Vers 
theidigung von Norddeutſchland und als Stüge für Holland und Belgien bedacht werten. Stein, 
welcher auch hier wieder ver treibende Genius war und in der Überzeugung, daß die Angelegen= 
heiten Preußens fogleich in Paris entjhieden werden müßten, H. fortwährend drängte, das 
Eifen zu ſchmieden, folange es warm fei, billigte diefen Plan in der Hauptfahe und empfahl 
ihm namentlich dem Gabinet von Peterdburg zu dringendfter Unterflügung. Allein bei den 
daraufhin eingeleiteten Verhandlungen, über deren Verlauf man nie recht aufgeklärt worden 
ift, verdarb die Charakterſchwäche und ver Leichtſinn H.'s, indem er ji von feinen Gegnern 
gänzlich unterjochen ließ, geradezu alles. . 

Man will freilich auh W. v. Humboldt, welcher dabei die eigentlich thätige Kraft war, 
nicht von der Schuld frei ſprechen, daß die Dinge eine für Preußen jo üble Wendung nahmen. 
Ihm fehlte die beſſere Einficht und der mit einer unermüdlihen Thätigfeit gepaarte gute Wille 
gewiß nicht. Er foll namentlich die leihtfertige Behandlung der ſächſiſchen Frage von feiten 
H.'s entfchieven gemisbilligt haben; allein er war, wo e8 galt durchzugreifen, zu nadgiebig und 
befaß nit Energie genug, dem Staatsfanzler zu mwiberftehen oder ihn zur Feſtigkeit unabän- 
derlicher Entfchlüffe zu treiben. So fam rd, dag er den Frieden von Paris, den er ſelbſt ſchoͤn 
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und ruhmvoll nannte, obgleich er ihn ſchwerlich in allen feinen Punkten billigen fonnte, zu— 
glei mit $. am 30. Mai unterzeichnete, ohne irgendeine Bürgfihaft vafür zu haben, daß Die 
Anfprüde Preußens auf dem Gongreß zu Wien, wohin die Entſcheidung darüber verwiefen 
wurde, ihre befriedigende Erledigung finden würden, wenn aud Stein dem Könige ſehr richtig 
bemerklich machte, daß Preußen, wenn England und Ofterreich feine Zuftimmung zuibren Bor: 
derungen in den Niederlanden und in Stalien verlangten, diefe wol auch durch die Unter: 
jeihnung der jeinigen in Deutfhland binden fünne. In dieſem Sinne geſchah num aber ge- 
vadezu gar nichts von H., welder übrigens feine bisher dem Staate geleifteten Dienfte dadurch 
auf das glänzendſte belohnt ſah, daß er bereits am 3. Juni zugleich mit Blücher in ven Fürſten— 
ftand erhoben wurde und Die Johannitercomthurei Liegen zınd die Domäne Quilitz, zu der 
Standesherrihaft Neuhardenberg vereinigt, als Dotation erhielt. 

Am 7. deſſelben Monats folgte er darauf, zugleich mit Humboldt, dem Könige und Kaiſer 
Alexander auf ihrem Ausfluge nad) London. Obgleich er nun bier überall auf die ausgezeich— 
netfte Weife empfangen wurde, jo konnte es doch nicht fehlen, daß er durd ven Enthuſiasmus, 
- womit namentlih Blücher ald der eigentliche Held des Tages von dem Volke gefeiert murde, 
etwas in Schatten geftellt werben mußte. 

Die politifchen Geſchäfte befhränften fih in London eigentlih nur noch auf den Abſchluß des 
Vertrags, demzufolge jich vie vier verbündeten Mächte verpflichteten, bis zur Ausführung der 
Beitimmungen des Parifer Friedens ein Heer von je 75000 Mann im ſchlagfertigen Zuftanve 
zu unterhalten. Er wurde am 29. Juni im Namen Preußens aud von H. unterzeichnet. Gleich 
darauf kehrte Diefer nach dem Feftlande zurück, wo er um die Mitte Juli zu Frankfurt a. M. 
wieder mit Stein zufammentraf. Sie gingen hier ſogleich ſowol über die allgemeine Lage ver 
Dinge ald auch die künftige Verfaſſung Deutſchlands im befondern miteinander zu Ratbe. 

H. hatte über die legtere einen Entwurf ausarbeiten laſſen, welcher ji zwar im weient: 
lichen auf die von Stein bereits zu Chaumont vorgelegte Denkſchrift gründete, aber in mebreren 
erheblihen Bunften audy wieder davon abwich, ſodaß ſich Stein veranlapt jah, dem Staats: 
fanzler feine Oegenbemerfungen darüber mitzutbeilen. Mit Benugung derjelben ließ hierauf 
H., infolge einer Conferenz mit Stein und dem Grafen Solms-Laubach, in weldher die Sade 
ernftli erwogen ward, einen verbefferten Entwurf der Grundlagen der deutihen Bundes: 
verfalfung audarbeiten, mit weldem er den Grafen Solms nah Wien vorausfhidte, um zu— 
nächſt Metternich dafür zu interefiiren und zu gewinnen. Zu feften Beftimmungen und Ent: 
ſchlüſſen konnte e8 daher hier darüber felbftrevend noch nicht fommen, wenn aud gewiſſe Brin- 
eipien, wie namentlih in Betreff der Ginführung fländifcher Verfaſſungen in den einzelnen 
Staaten, wofür ſich nun auch die Öffentliche Stimme immer mächtiger regte, im allgemeinen als 
unabänderlih angenommen wurden. Die Erledigung ver deutſchen Frage, an welche ſich natür— 
lich auch die zufünftige Oeftaltung der preußischen Monardie in ihrem territorialen Beſitzſtande 
und ihren Verfaſſungsverhältniſſen Enüpfte, jollte erft auf vem Congreß zu Wien ftattfinven. 

Zunächſt nad Berlin, wo der König am 7. Aug. feinen triumphirenden Einzug bielt, 
zurüdgefehrt, jheint H. vor allem darauf bedacht geweſen zu fein, ſich feine erclufive Stellung 
auch für die Zufunft ſoviel wie möglich zu fihern. Das zeigte ih vorzüglich darin, daß er ſich 
mit Miniftern und überhaupt mit Männern umgab, von deren liberlegenbeit er nichts zu 
fürdten hatte, und daß er darauf hielt, dag ihm der alleinige Vortrag bei dem König verblieb, 
während die Minifter, als feine lintergebenen, mit demſelben entweder gar nicht in Berührung 
kamen oder nur in feiner Gegenwart Bericht zu ertatten hatten. Der Wiedereintritt Stein’s 
in das Minifterium wurde damals zwar von vielen Seiten gewünfcht und erwartet, allein in 
ein fo untergeorbneted Verhältniß, wie es der Staatöfanzler von feinen Miniſtern verlangte, 
wollte und konnte jih Stein nicht begeben, auch abgejeben davon, daß H. gerade das Departe: 
ment, welches Stein vor allem zugefommen wäre, das der auswärtigen Angelegenheiten, nad: 
dem er Graf Bolg daraus entfernt hatte, für ſich allain behalten wollte. Wahrfcheinlih würden 
bie Dinge aud auf dem Congreß zu Wien für Preußen eine weit günftigere Wendung genom: 
men haben, wenn dies nicht ver Fall gewefen wäre. 

H. traf mit dem Könige und Humboldt bereit zu Ende September in Wien ein, wo er 
Stein als ruſſiſchen Bevollmächtigten traf, welcher jih aber die Interefien Preußens und 
Deutſchlands mehr zu Herzen nahm ald irgendjemand. Denn befanntlid waren fie es, welche 
bei den dortigen Verhandlungen fogleid in ven Vordergrund traten und ald ver eigentliche Kern 
derjelben auch die meiften Schwierigkeiten darboten. H. war ihnen offenbar faum mehr ge: 
wachſen. Selbit jein körperliches Leiden, eine läflige Schwähe des Gehörs, madte ihn un: 
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fäbig, namentlid an den mündlichen Berhandlungen thätigern Antbeil zu nehnen. Die Haupt: 
arbeit fiel daher damals W. v. Humboldt, als dem zweiten Bevollmächtigten Preußens, zu, 
während doch H. mit Eiferſucht darüber wachte, ſich überall als den erften geltend zu machen, 
. and ber biplomatifche Verkehr mit den übrigen Mitgliedern des Congreſſes nur unter feinem 

. Namen geführt wurde. Die legten wußten aber nur zu wohl die Shwägen feines Charafters 
und felbft die unleugbaren Vorzüge feines Weſens, fein feined Benehmen und feine gefälligen 
Formen im geſellſchaftlichen Umgange, fowie feine unzweifelhaft patriotifche Gefinnung zu ihrem 
Vortbeil auszubeuten. Mit ihm mär jedenfalld viel leichter fertig zu werden ald mit dem 
charakterfeſten, ſchroffen und abftogenden Stein. 

An guten Abſichten, ven beften Willen fehlte es gewiß auch H. nicht, und es gelang ſelbſt 
Humboldt, dieſen nicht jelten Feſtigkeit und thatſächlichen Nachdruck zu verleiben; allein gerade 
in ben entfcheidenden Momenten verlieh ihn die Kraft des Entfchluffes, welche das vorgeftedte 
Ziel unverrücdt im Auge bebält und rückſichtslos zu erftreben weiß. Und leider fühlte ich auch 
Humboldt nicht dazu gemacht und berufen, den Staatskanzler in folhen Momenten aufrecht 
zu erhalten und zu beherrſchen. Das zeigte fich bei den Verhandlungen über die vorliegenden 
gewichtigen Fragen wegen der Entſchädigung Preußens, der deutichen Verfaſſung und der da- 
mit in genauelter Verbindung flebenden Entſcheidung über das Schickſal Sachſens und Polens ' 
nur zu deutlich. Es gehört nicht hierher, fie in allen ihren Windungen und Wendungen einer 
vielgefhäftigen, fih fortwährend mit gegenfeitiger Giferfucht belauernden und durchkreuzenden 
Diplomatie zu verfolgen. Humboldt war mit feinem überlegenen Geifte, feiner unermüdlichen 
Thätigkeit und feiner Geſchäftsgewandtheit feinen Gegnern, jelbft der Verſchlagenheit und ver 
Gewiſſenloſigkeit eines Talleyrand ſicherlich gewachſen, aber unter den angegebenen Umftänden 
konnten eben die Nefultate aller feiner Mühen keine andern fein als die, welde man am Ende 
ſchwer zu beklagen hatte. 

Für Preußen fiel dabei natürlih zunächſt die Entſchädigungsfrage mit ihrem ganzen Ge— 
wicht in die Wagfchale der Entſcheidung. H. hatte, wie gejagt, den großen Fehler begangen, 
Dan er diejelbe bei allen frühen Verbandlungen, namentlih noch zu Chaumont und Paris, ald 
eine offene Frage weiterer VBerftändigung mit den übrigen Mächten anbeim gegeben hatte. Er - 
mochte gleichwol ſelbſt am meiften fühlen, daß es fchwer halten werde, diefen Febler wieder gut 
zu machen, Die Verdienſte, welche jih Preußen um die Befreiung Deutihlands erworben batte, 
wurden freilich allfeitig anerfannt, Als es aber darauf anfam, dieſe Anerfennung thatſächlich 
zu beweiſen, wurde man ſchwierig. Über die Art, wie das dem Könige namentlid in den Ver: 
trage zu Kaliſch gegebene Verſprechen, daß Preußen in der Größe, welche es vor dem Frieden - 
zu Tilfit gehabt habe, wiederhergeitellt werben folle, zu löſen ſei, war man gleich anfangs fehr 
vericiedener Meinung, Da Rußland die Preußen gehörigen Theile von Polen für ſich in 
Anſpruch nahm und Ofterreih den Rheinbundsfürften bereitö anderweitige Zuficherungen ge: 
geben hatte, jo wurde nun Sachſen als dasjenige Land bezeichnet, welches ſich wie von jelbit var: 
biete, um Preußen die gebührende Entſchädigung und die gehörige Abrundung zu verſchaffen. 

Die Sache murde in diefer Richtung zuerft wieder durd Stein in Gang gebracht. Bereits 
am 29. Sept. ftellte er Kaifer Alexander vor, daf ed auf Grund des Eroberungsrechts, welches 
im gerechten Kriege dem Sieger geftatte, ih für den erlittenen Schaden an dem Gute ded un— 
gerechten Feindes zu entſchädigen, nur billig und angemeffen erfheine, daß die Verwaltung 
Sachſens fofort proviforiih an Preußen übertragen werde. Der Kaifer lieh den angeführten 
Gründen Gerechtigkeit widerfahren, und daraufhin wurde in einer Gonferenz zwiſchen Stein, 
Neſſelrode und H. feitgejegt, dag Sachſen nicht ald Provinz, ſondern als ein eigenes Königreich 
in feinem ganzen Umfange mit Preußen verbunden werden, vorläufig feine Verfaffung be: 
halten und eventuell in den Genuß aller Privilegien und Vortheile gefegt werden folle, welche 
die deutſche VBerfaffung den preußifchen Landen zufihern werde. Nun Fam ed vor allem darauf 
an, zunächſt Ofterreih und England für ven Plan zu gewinnen. Zu diefem Zmwede erklärte H. 
unterm 9. und 10. Det. in gleihlautenden, an Fürſt Metternich und Lord Gajtlereagb gerich— 
teten Noten, daß die Aniprüche des Königs von Preußen an Sahfen durch das demfelben er: 
tbeilte Verſprechen ver Wievderherftellung der preußischen Monarchie in ihrem Umfange vom 
Jahre 1806 als vollkommen begründet erihienen. Lord Gaftlereagh erflärte fih im Nanıen 
feiner Regierung fogleih am folgenden Tage, den 11. Dect., in einer an $. gerichteten Note, 
unter Anerkennung ver großen Berdienfte, welche ſich Preußen in dem legten Kriege erworben 
babe, dahin, daß er, wenn die Vereinigung Sachſens in feinem ganzen Umfange mit der preu: 
Biihen Monarchie nothwendig fei, um Preupen in diejenige Lage zu verfegen, welche es zum 


- 


536 Hardenberg 


Vortheil von Europa behaupten müffe, weder einen moralifgen noch politiihen Widerwillen 
gegen diefe Mafregel an ich hegen könne. Nur in dem Kalle würde feine Regierung ihre Gin: 
willigung dazu nicht ertheilen, wenn damit eine Entſchädigung für das beabfihtigt werde, mas 
Preußen durch beunruhigenve und gefährliche Unternehmungen von feiten Nuplands in Polen 
verlieren könne. 

Der Lord hatte Hier in der That mit rihtigem ſtaatsmänniſchen Blide jogleih den Puntt 
getroffen, auf melden e8 bei der Entfheidung eigentlich anfam. Nicht jo Metternich. Gr 
zögerte mit feiner Antwort und brachte dann in einer Note vom 22. Dct., indem er gleichfalls 
auf die gefährlichen Abſichten Rußlands hinwies, zuerfl den Gedanfen einer Theilung Sachſens 
zu Gunften Breußens in Anregung. Die beabfihtigte Ginverleibung von ganz Sachſen in die 
preußifche Monardie, hieß es darin, fei ein wahrer Gegenſtand ded Bedauerns für ven Kaiſer 
Die Vortheile, welche dadurch für Preußen entftehen würden, feien in feinem Verhältniß 
zu den Nachtheilen, welde den übrigen Mächten, namentlih Ofterreih, daraus erwachſen wär: 
den; wenn aber die Gewalt der Umftände die Vereinigung Sachſens mit Preußen unvermeidlih 
made, jo jei doch die Erhaltung eined Theils diefer Monarchie an der böhmiſchen Grenze, ald 
eines Kernd derfelben, an den ſich anderweitige Entihädigungen Fnüpfen ließen, jehr wünfchens: 
werth. Für dieje Anficht hatte Metternich bereitd auch mit leichter Mühe Branfreih gemonnen. 
Schon am 2. Nov. ſprach ſich Talleyrand in einem „Memoire raisonne‘ ungefähr in demſelben 
Sinne aus, indem er zu beweifen fuchte, daß dieſe Mafregel niemand Nugen bringen und da— 
mit nicht einmal der Zweck erreicht werden würde, Preußen zur Schugmauer gegen Rußland zu 
mahen. Dod gab Oſterreich jo weit nad, daß es die Übertragung ber proviſoriſchen Ver: 
waltung Sachſens von Nufland auf Preufien geftattete, melde bereitd am 8. Nov. vollzogen 
wurde. 

Nun bemächtigte ſich auch die Öffentliche Meinung der Sache und ſuchte in einer heftigen, 
faft leidenſchaftlichen Polemik für und gegen Preußen Befriedigung. Die nambafteften, zum 
Theil unter H.'s Einfluß damals erfhienenen Schriften darüber waren für Preußen: Niebuhr's 
„Preußens Recht gegen ven ſächſiſchen Hof”, des berühmten Statiftiferd Staatörath Hoffmann 
„Preußen und Sachſen“, Varnhagen v. Enſe's „Dentſche Anficht der Vereinigung Sachſens 
mit Preußen“ und des nachmaligen Miniſters Eichhorn „An die Widerſacher der Vereinigung 
Sachſens mit Preußen“, während eine von dem Profeſſor Sartorius aus Göttingen, der ſich da: 
mals im Gefolge des Herzogs von Weimar zu Wien befand, unter der Maske eines „preußi— 
ſchen Patrioten’’ im öfterreichiichen Interefle verfaßte Klugihrift gegen Preußen die meifte Auf: 
merffamfeit erregte. Unterbeflen ruhte die diplomatiſche Entſcheidung über die fähjlihe Frage 
beinahe gänzlid, bis H. fi, infolge der dem Gongrefle anı 21. Nov. übergebenen Proteftation 
bed Königs von Sachſen, veranlaßt fah, fie in einer am 2. Dec. dem Fürften Metternich zugleich 
mit einem vertraulichen Schreiben übergebenen Verbalnote wieder ernftli zu betreiben. Gr 
widerlegte darin nohmald alle die Gründe, weldhe man gegen die gänzliche Vereinigung Sach— 
ſens mit Preußen und für die Nothwendigfeit der Bildung eines Zwiſchenſtaates zwiſchen 
Preußen und Ofterreich vorgebradht hatte. Er mies darauf hin, daß eine Theilung des Landes 
ſelbſt den Wünfchen des Volkes und den Intereifen der Dynajtie, welche anderwärtd entfchärigt 
werben folle, gar nicht entipreche, und verwahrte fi namentlich dagegen, daß man dieſe Ver: 
einigung Sachſens mit Preußen ald eine ungerechte und revolutionäre Maßregel im Geifte des 
bonapartiſchen Syitems darzuftellen bemüht fei. 

Alles vergebens! Metternich kam in feiner Antwort vom 10. Der. immer wieder darauf 
zurüd, daß fih der Kaifer bei feiner Auffaffung der Sache durchaus nit von Eiferſucht auf 
Preußen oder von einer falſch verftandenen Nebenbuhlerſchaft zwiſchen beiden Mächten leiten 
laſſe. Denn fie. feien einander gleich unentbehrlich, um als Schugwehr gegen die Unterneh— 
mungen eines eroberungsfüchtigen Fürften zu dienen, weldyer dereinft abermals den franzöſi— 
hen oder ruſſiſchen Thron befteigen fünne. Es ſchwebten ihm dabei vielmehr höhere politiſche 
Rückſichten vor Augen. Auf der einen Seite werde Diele Vereinigung der Gründung dei deut— 
ihen Staatenbundes unüberfteigliche Hinderniffe in den Weg legen, auf der andern ſei zu bes 
fürchten, daß Frankreich, welches fich auf gleich Fategorifche Weile dagegen ausgeſprochen habe, 
diefe Gelegenheit nur ergreifen werde, um fi abermals das Protectorat über Sachſen anzu: 
mapen, Zugleich fügte er einen Entihädigungsplan Hinzu, demzufolge Preußen von Sadien 
nur einen kleinen zerftüdelten Theil mit einer Bevöfferung von etwa 432000 Seelen erhalten 
jollte. Namentlich gegen den legtern erklärte ſich H. allerdings fogleih am folgenden Tage in 
einer ziemlich geharnifchten Note an Metternich auf das entſchiedenſte. 
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Die Sade Hatte nun aber- Thon eine um fo bedenflihere Wendung genommen, ald König 
Friedrich Wilheln UL. ſelbſt in jeinen Entſchlüſſen noch wanfend war und fogar gegen H. Bar: 
teinahm. Bereits in einer Zuſammenkunft mit Kaifer Alexander und dem Staatöfanzler am 
6. Nov., worin der Kaijer erklärte, Metternich habe ihm insgeheim anbieten laffen, in ver pol— 
nifchen Sache nachzugeben, wenn er die Wieverherftellung von Sachſen zulaffen wolle, hatte 
ji) der König ganz auf die Seite ded Kaiferd geneigt und H. befohlen, feinen Widerftand zu 
mäßigen, obgleidh Metternich hinterher behauptete, dag er dem Kaijer niemals dergleichen An 
erbietungen gemadt habe. Und dazu Fam, daß nun auch England fhwieriger wurde. Im 
Parlamente war die Haltung Caſtlereagh's von der Oppofition heftigem Tadel unterzogen 
worden, während jih Talleyrand im Einverflänpnig mit Metternich in einer Note vom 19. Der. 
nochmals auf die nahprüdlichfte Weile gegen den Vereinigungsplan ausſprach, weil er die 
Grundfäge ver Rechtmäßigkeit und des Gleihgewichts auf gleiche Weife verlege. 

Es war jegt in der That ſchon foweit gefommen, daß man allen Ernſtes fürchtete, eine. Ent— 
ſcheidung jei nur nod mit Gewalt der Waffen möglih. Denn nad) längerm vergeblidhen Hin- 
und Herverbhandeln, bei welchem ſich Kaifer Alexander auf Grund der nohmaligen Torftellun: 
gen H.'s in einer ihm, Metternid und Gaftlereagb am 20. Der. überreichten Note, daß die Zer— 
ſtückelung Sachſens weder den beſondern Intereffen Preußens noch ven allgemeinen Verhält: 
niffen Europas entſprechen werde, damit einverftanden erflärt hatte, daß Sachen nicht getheilt 
und dem Könige Dagegen ein angemeflened Land am linken Nheinufer überlaffen werben folle, 
verlor der Staatöfanzler über ven Widerftand der übrigen Mächte jo weit vie Geduld, daß er 
in einer Gonferenz geradezu in die drohenden Worte ausbrach, Preußen werde feine Rechte zu 
wahren willen. Hätte er nur auch diefen Worten thatſächlichen Nachdruck zu geben verjtanden! 
Obgleich aber nad) der damaligen Lage der Dinge wol niemand an die Möglichkeit eines Kriegs 
dachte und namentlih Stein der Nothivendigkeit ver Erhaltung des Friedens auf Die eindring- 
lichfte Weife das Wort ſprach, jo. jheint doch vorzüglich Caſtlereagh von jener übereilten Hufe: 
rung H.'s fo unangenehm berührt worden zu fein, daß er, ſowie Metternich, ven Einflüfterun: 
gen und Aufbegereien Talleyrand's, man müffe fich gegen die Friegerifchen Abfichten Preußens 
und Rußlands gehörig vorfehen, willig Gehör gab. - 

Als daher auch die aus den Vertretern der fünf Mächte am 24. Der. „gebildete jtatiftiiche 
Commiſſion, welche einen Mittelweg ausfindig machen follte, mit ihren Berathungen zu 
feinem Refultate fam, vereinigten ji Franfreih, England und Oſterreich bereits am 6. Jan. 
1815 zu einem geheimen DVertrage, deſſen Zweck fein follte, die Beftimmungen des Pariſer 
Friedens im Nothfalle mit ven Waffen in ver Hand durdzufegen und namentlid den von an— 
derer Seite erhobenen ungemefjenen Anfprücden in Betreff Sahfend und Polens entgegen 
zu treten. Jede der betheiligten Mächte follte zu dieſem Zwecke 150000 Mann in Bereitihaft 
halten; nur England wurde nacdhgelaffen, entweder Miethtruppen zu flellen ober feine Ver— 
pflitungen durch Geld abzulöfen. Später traten auch noch Baiern, Hannover, Holland und 
Sardinien dem Bündniffe bei, deſſen Geheimniß fo gut bewahrt wurde, daß Kaifer Alexander 
und Briedrih Wilhelm II. erft nach zwei Monaten davon Kenntniß erhielten. Allein der ganze 
Verlauf der Suche hatte den legtern bereits in eine fo üble Stimmung verjegt, daß «8 zwiſchen 
ihm und H. vornehmlich wegen der Befegung Sachſens. zu einer fehr heftigen Scene fam. „Ich 
habe e3 immer gejagt”, fuhr ver König den Staatöfanzler an, „daß es ein voreiliger Schritt ſei, 
haben aber alle flüger fein wollen; nun ift die Proftitution fertig, wenn man wieder abziehen 
muß, Es geſchieht gar nichts Kluges mehr, foll aber alles jo ausſehen.“ 

Nichtsdeſtoweniger beharrte H. bei feinem Plane der gänzlichen Einverleibung Sachſens in 
die preußiſche Monardie und entwickelte denſelben nochmals in einer am 12. Jan. der betref- 
fenden Commiſſion vorgelegten Audeinanderfegung. Allein am 28. Jan. brachte Metternich in 
einer an H. gerichteten Note feinen Gegenplan vor, bei welchem der Grundjag der Theilung 
unwiderruflich feftgehalten wurde. Es wurde darin mit den fchon öfter wiederholten Gründen 
nachgewieſen, daß jene Ginverleibung unter allen Umftänden für Oſterreich gefahrbringend ſei, 
und auch die Verſetzung des Königs von Sachſen an ven Rhein um fo unzuläſſiger erſcheine, 
weil er dann ganz wieder unter dem Einfluſſe einer fremden Macht ſtehen würde. Preußen könne 
nach dem vorgelegten Plane vollkommen zufrieden ſein. Denn es erhalte danach die Feſtungs⸗ 
linie der Elbe, eine beſſere finanzielle Lage als im Jahre 1805 und einen Zuwachs ber Bevöl- 
kerung von 660000 Seelen. Allein felbft die Gegner der gänzlichen Vereinigung des Landes mit 
Preußen in der Nähe des Königs von Sachſen hätten jegt, ‚freilich nur zu fpät, diejelbe einer 
folden Iheilung vorgezogen. 
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Die endliche Entſcheidung wurde aber jegt um jo dringender, da Yord Caſtlereagh, welcher 
den Abſchluß der Verhandlungen mit 9. zum Ziele führen follte, abberufen und durch den Ser: 
zog von Wellington erfegt wurde, welder bereitd am 3. Febr. in Wien eintraf, In dieſem Sta— 
dium der Sache hatte aber H. die Kraft des Wiverftandes ſchon gänzlich verloren. Er gab am 
Ende in allen Bunften nah. Sogar Leipzig wurde aufgegeben, weil England diefen wichtigen 
Handelsplatz nicht im Beiig von Preußen laflen wollte. Man begnügte ih dafür mit dem nabe- 
gelegenen Naumburg, wo dann fpäter die todtgebovene Meffe Erfag dafür gemäßren follte. Am 
8. Febr. übergab H. der Gonfereng nur noch eine Denkihrift, worin er die Bürgihaft ihrer 
Theilnehmer für den Preußen überlaffenen Antheil von Sachſen verlangte, möge der Entſchluß 
des Königs von Sachen fein, welder ev wolle. Sie wurde gewährt, und nachdem Gajtlereagb 
MWien am 24. Febr. verlaffen hatte, beſchleunigte Die zu diefem Zwecke ernannte Redactions— 
commiffton ihre Arbeiten jo, daß beveitd am.8. März in einer Gonferenz der Vertreter ver 
fünf Mächte die Unterzeihnung des Schlußprotofolls über die ſächſiſche Angelegenbeit ſtatt— 
finden fonnte. 

Gile war jegt aber um jo nöthiger, da an demſelben Tage in Wien die erite Nachricht von 
der Abreife Napoleon's von der Inſel Elba eintraf und folglih die Aufmerkjamfeit. und die 
Thätigkeit der verbündeten Mächte nun vor allem von den Folgen dieſes Greigniflesin Anſpruch 
genommen wurden. Um daher die ſächſiſche Sache vollends zum Abſchluß zu bringen, begab ſich 
gleich am 8. März eine aus dem Fürften Metternich, dem Herzog von Wellington und Talley— 
vand beftehende Deputation des Congreſſes zu dem in Presburg weilenden König von Sachſen, 
um von ihm die Zuftimmung zu den über ihn und fein Land gefaßten Beihlüffen zu verlangen. 
Derſelbe ließ indeffen natürlich gegen das gegen ihn beobachtete Verfahren in einer Note feines 

Conferenzminiſters, des Grafen v. Einſiebel, vom 11. März förmlich Proteft einlegen. Allein 
wie die Sache nun einmal lag, war damit nichts mehr zu erreihen. Die Deputation war ſchon 

am 12. nad Wien zurüdgefehrt, und da man hier nun auch ſchon von der Landung Napoleon 's 
in Frankreich unterrichtet war, jo mußte man der ſächſiſchen Sache ein ſchnelles Ende maden. 

Es wurde alfo noch an demſelben Tage, ald Erwiderung auf die Note ded Grafen v. Einſie— 
del, dem betreffenden Conferenzprotofoll eine Erklärung hinzugefügt, in welcher dem Könige 
zu verſtehen gegeben wurde, daß derjenige Theil Sachſens, welcher bejtimmt fei, unter feiner 

Oberherrſchaft zu bleiben, ihm nicht eher zurückgegeben werben jolle, als bis er feine voll- 

ftändige und gänzlihe Zuflimmung zu den in Presburg ihm eingehändigten Artikeln werde 

erklärt haben, und folglich die Trennung beider Theile fofort vollzogen werden müfle. Der 

König fonnte ſich auch daraufhin nod nicht jogleich entſchließen, fügte ji aber am Ende doch 

der bittern Nothwendigkeit. Erft am 6. April erklärte er bedingungsweife feine Zuftimmung, 

und jo fam endlich am 18. Mai zu Wien der Friedensvertrag zwiichen Preußen und Sadien zu 

Stande, welcher, von H. unterzeichnet, die Sache zum Abſchluß brachte, aber nad) feiner Seite 

bin Befriedigung gewährte. In Sachſen brachte die Theilung eine weit ungünftigere Stimmung 

der Geifter hervor, ald fie jelbit Die Vereinigung des ganzen Landes mit Preußen zur Folge ge: 
habt haben würde, und diefes, weit entfernt, dadurch eine beſſere territoriale Goncentrirung 
feiner Macht zu erhalten, behielt eine langgevehnte, ſchwer zu vertheidigende und gerade an 
diefer Stelle um fo leichter verwundbare Grenze, während e8 auch noch das Gehäffige der ganzen 

Mafregel auf ſich nehmen mußte. 

Nicht viel beffer erging es H. mit der deutſchen Verfaſſungsfrage. Auch bier führten eine 
Reihe von Rüdzügen und Niederlagen, Nahgiebigkeiten und Gompromiffen am Ende nur zu 
fehr unbefriedigenden Refultaten. Freilich lag auch hier wieder die thätige und ſchaffende Kraft 
nit ſowol in H.'s als in Stein’s und W. v. Humboldt's Händen. Allein was diefe erſtreb— 
ten und wirklich erreichten, wurde zum guten Theile wieder durch die übel verftandene Füg— 
ſamkeit des Staatskanzlers verborben und verfcherzt. Das galt jogleich von dem oben erwähnten 
BVerfaffungsplane, über welden ſich H. mit Stein bereits zu Frankfurt a. M. verftändigt hatte. 
Gerade in ven wichtigſten Beſtimmungen deſſelben, der Gleihberehtigung Preußens und Diter- 
reichs an der Spige des Bundes und der Feftjegung der fländifchen Befugniffe in den einzelnen 
Staaten, hatte H. gegen Metternidy und den Grafen Münfter eine jo unbegreiflihe Nachgiebig— 
feit bewiefen, daß der Plan, wie er nun zur Berathung fommen follte, fhon ganz verfälſcht war, 
ehe nur die Verhandlungen darüber, an welhen H. perjönlid geringen Antheil nahm, begon- 
nen wurden. Defto ſchwerern Stand hatte Humboldt, um das Verlorene nur einigermahen 
twieder einzubringen, zumal da fid nun auch die Heinen und Mittelftaaten gegen alles auflebn: 
ten, was ihrer eingebildeten Souveränetät irgendwie Abbruch thun zu müſſen ſchien. 
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So ſchleppten ſich die Verhandlungen darüber auf die peinlichfte Weife das ganze Jahr 
durch ohne Nejultat bis in den Anfang des Jahres 1815 hinein. Erft im Februar fam die 
Sache vorzüglich infolge des Drängens der Heinen Staaten wieder in lebendigern Fluß. Leider 
zeigte fih nun aber jogleich wieder ein arger Zwiefpalt der Meinungen über Zweck und Mittel 
bei den leitenden Perſönlichkeiten. Humboldt hielt die Einheit Deutſchlands am beten durch 
ein aus fünf Mitglievern bejtebendes Directoriun gewahrt, Stein ſchwärmte für die Wieder: 
herftellung der deutſchen Kaiſerwürde zu Gunften Ofterreihs als ſicherſte Bürgſchaft für 
jene Einheit. Und feine Anſicht war um fo ſchwerer zu bekämpfen, da ſich auch Kaiſer Aleran- 
der in einer von dem Korfioten Graf Kapodiftrias, freilich mit ſehr geringer Ginfiht in die 
wahren Bebürfniffe Deutſchlands, aber deſto mehr im Interefle Rußlands abgefaßten Den: 
ſchrift vafür erflärt hatte. Bereits ineiner Unterredung mit Stein und Kapodiftrias am 11. Feb. 
ſprach jich H. ſelbſt auf das entfhiedenjte gegen die Wiederherftellung des deutfchen Kaiſerthums 
zu Gunften Ofterreichs aus, und gleid darauf entwidelte Humboldt in einer ausführlichen 
Denkſchrift, welche auch Kaiſer Alerander vorgelegt wurde, nochmals die Gründe, welche Preußen 
bejtimmen müßten, darauf nicht einzugeben. H. faßte fie ſelbſt furz dahin zufammen, er könnte 
ald preußifcher Minijter unmöglich in eine Vermehrung der öfterreihifhen Macht durch die 
Kaijerwürde einwilligen; diefe habe ohnehin eine Neigung, ſich mit Baiern und Frankreich 
gegen Preußen, Rußland und England zu verbinden. Ofterreihs Macht werde dadurch nur 
—— er ſelbſt werde in Berlin alles gegen ſich empören, wenn er Oſterreich einen ſolchen 
Eifluß einräume. Zugleich drang er mit Heftigkeit in Stein, die Sache fallen zu laſſen, da ſie 
nur Veranlaſſung zur Eiferſucht zwiſchen Ofterreih und Preußen geben werde. Auch gegen 
Kaifer Alerander ſprach er ih im einer Audienz am 2. März in demfelben Sinne aus und be- 
tonte dabei bejonders ſcharf, daß aud die Stimmung im preußiſchen Heere durchaus dagegen 
fein werde. 

So jtand die Sache, al die am 11. März in Wien eintreffende Nachricht von der Landung 
Napoleon's in der Provence auch in diefer Frage zu einerendlichen Entfcheidung drängte. Stein 
beftand darauf, daß man fi wenigitend über die weſentlichſten Punkte einige, die weitere Ent: 
wickelung aber der Vereinbarung der ſämmtlichen Abgeordneter des Bundes überlaffe; H. da— 
gegen meinte, man müſſe die Sache überhaupt bis auf weitered ausfegen und vorerſt nur dad 
Dringendite, den Krieg gegen Napoleon, im Auge behalten. In diefem Sinne wurde bereits am 
13. März die Achtserklärung gegen Napoleon durch die acht verbündeten Mächte förmlich zum 
Beſchluß erhoben. Durch die Fleinern und Mitteljtanten gedrängt, welche namentlich die Kaiſer— 
frage entſchieden willen wollten, erklärte fih $. nochmals Auf das beftimmtefte gegen die Kaiſer— 
würde, weil fie, ftarf genug, die Unabhängigkeit Preußens gefährde, ſchwach dagegen gar Feine 
Bedeutung haben fünne. Darin war auch Metternich mit ihm einverftanden. 

H. ließ alfo, um nur eine endliche Löſung der immer verwidelter werdenden Frage herbeizu— 
führen, von Humboldt einen neuen Entwurf der deutichen Verfaſſung ausarbeiten, welcher zu 
Ende März den Abgeordneten fänmtliher Staaten zur Beſchlußfaſſung vorgelegt wurde. 
Allein ſchon bei der jih durch den ganzen Monat April hinziehenden VBorberathung darüber 
wurde er durch H.'s Nachgiebigkeit in feinen wefentlichiten Beſtimmungen nad und nad fo ab- 
geſchwächt, dag am Ende nicht viel mehr davon übrig blieb als die nichtäfagenden Allgemein: 
heiten, welche nun in der in größter Ulbereilung zu Stande gebrachten und am 11. Juni unter: 
zeichneten jogenannten Bundesacte zufammengemworfen wurden. Die leivige Erklärung, wodurch 
H. und Humboldt ihre Zuftimmung zu diefem fo folgereichen, für die ganze Zukunft Deutſch— 
lands jo wichtigen Staatdarte zu motiviren fuchten, machte die Sache unglüdlicherweife um 
nichts beifer. Sie hätten gewünſcht, meinten fie, daß dieſer Urkunde eine größere Auspehnung, 
Bertigfeit und Beftimmtheit wäre gegeben worden; beffer wäre e8 jedoch immer, vorläufig einen 
weniger vollftändigen und vollfommenen Bund zu ſchließen als gar feinen; den Berathungen 
der Bundesverfammlung in Frankfurt bleibe es frei, den Mängeln der Verfaſſung abzuhelfen ; 
nur durch dieſe Betrachtungen bewogen, hätten jie geglaubt, ihre Unterzeihnung nicht vorent: 
halten zu dürfen. Auch das bereit am 22. Mai noch von Wien aus erlafiene berühmte Geſetz 
über die zu bildende Nepräfentation des Volkes, welches in Preußens Verfaffungsgefchichte eine 
jo bedeutende Rolle gefpielt hat und’ an welhem namentlich auch wieder Stein den wejentlic: 
ften Antheil gehabt zu haben ſcheint, war wenig geeignet, die über den mislihen Ausgang ber 
wiener Gongrepverhandlungen aufgeregten Gemüther zu täufchen und zu beruhigen. 

Unter ſolchen Umſtänden konnte ſich freilich Stein für die Annahme des ihm von H. in 
Ausficht geftellten Poftend des erſten preußifchen Bundestagsgefandten nur fehr bedingungs: 
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weife bereit erflären. Übrigens hatte H. bereitd am 10. Juni Wien verlaffen, um dem Haupt- 
auartiere der verbündeten Monarchen zu folgen, und ſchon in den nächſten Tagen fielen ja be- 
fanntlich in ven Niederlanden die eifernen Würfel der Entſcheidung, welche aud ihn zum zwei— 
ten male nad) Paris führten. Bereit8 am 10. Juli zog er dort mit den fieggefrönten Mon- 
archen ein, und glei darauf wurde er für Preußen mit IB. v. Humboldt und General 
v. Gneifenau zum Mitglied des Miniſterraths der vier verbündeten Mächte England, Oſterreich, 
Vreußen und Rußland ernannt, welcher die gemeinſamen Geſchäfte führen ſollte und in welchem 
er mit Caſtlereagh, Metternich und Neſſelrode wieder einen engern Ausſchuß bildete. Allein 
auch hier war er der ihm geftellten ſchwierigen Aufgabe ganz und gar nit gewachſen. Anfangs 
von ernſtlichem Unmwohlfein heimgefuht, nahm er an den Gefhäften überhaupt nur wenig per: 
jönlichen Theil und mußte fi abermals auf die unermübliche Thätigfeit und feltene Ausdauer 
Humboldt's verlaffen. Gern hätte er fih auch da wieder ber fo einfihtövollen Hülfe Stein's be- 
dient. Schon unter vem 26. Juli lud er daher denjelben dringend ein, nad Paris zu fommen, 
„wo er ihn durchaus nöthig jei”. Da diefe Einladung aud von Kaifer Alerander unter: 
ftügt wurde, fo folgte ihr Stein und traf bereitd am 14. Aug. in Paris ein. 

Um diefe Zeit hatten jedoch die Friedendverhandlungen jhon eine Wendung genommen, 
welde Preußen, ungeachtet des Ruhms, den es ih mit ſchweren Opfern zum zweiten male auf 
den Schlachtfeldern erworben hatte, den übrigen Mächten gegenüber abermals in eine ganz 
ſchiefe Rage brachte. Denn befanntlich Hatte fih Kaifer Alexander mitteld des Grafen Kapodi— 
ſtrias, welcher bereitö im Juli über die an die Beflegten zu erhebenvden Anſprüche eine beſondere 
Denfihrift ausgearbeitet hatte, weit mehr zum Sahmwalter Frankreichs ald zum Vertreter ver 
. Intereffen feiner Bundedgenofjen gemadt, und aud England zeigte ſich jehr geneigt, auf feine 
Seite zu treten. Da übernahm ed zunähft Humboldt, in einer glänzenden Widerlegung ber 
franzofenfreundlihen anglosruffifhen Anſichten die berechtigten Forderungen Preußens und 
Deutſchlands in das gehörige Licht zu flellen, und daraufhin brachte fie H. felbft in einer ber 
Gonferenz am 4. Aug. überreichten Erklärung nur noch in eine beftimmtere Form. Dabei 
waren ſowol die gegen Frankreich zu ergreifenden Sicherheitämaßregeln ald auch die von ihm 
zu verlangenden Entſchädigungen für die Kriegsfoften ind Auge gefaßt. In beiden Beziehun— 
gen waren die Anſprüche Preußens allerdings etwas hoch geftellt. H. verlangte für daſſelbe 
monatlih 10 Mill. Fr. und außerdem noch die Koften der Ausrüſtung und des Unterhalts der 
- in Branfreich zurüdbleibenden Befagungstruppen, vollftändigen Schavenerfag für alles, was 

Preußen gelitten und aufgeopfert habe, und abgefonderte Berathung über die außerordentliche 
Kriegäfteuer. Wolle man ferner einen dauerhaften und feften Frieden, jo müſſe Frankreich fei- 
nen Nachbarn die Vertheidigung zurüdgeben, die e8 ihnen genommen habe, an Deutſchland den 
Elſaß und die Feftungen der Niederlande, ver Maas, Mofel und Saar, „Laſſen wir‘, flo er, 
„zu Europas, zu Frankreichs Wohl den günftigen Augenblic nicht entwifchen, ver jih und dar: 
bietet, um einen dauerhaften und feiten Frieden zu gründen; heute vermögen wir es, Die Hand 
der Vorſehung hat fihtbar dieſe Gelegenheit herbeigeführt. Läßt man fie entgehen, fo werden 
Ströme Blutes fliegen, um diefed Ziel zu erreichen, und der Schrei biefer Unglüdlichen wird 
von und Rechenſchaft Dafür fordern.‘ Befondere Denkſchriften ver Generale Boyen und 
Kneſebeck juchten diefe Borderungen vom rein militärifhen Standpunkte aus noch näber zu 
begründen und zu rechtfertigen. | 

Anfangs hatte H. auch noch, wenigftens in dev Hauptſache, den Fürften Metternich auf 
feiner Seite; als es aber zur Entiheidung über die einzelnen Punkte kam, zog auch diejer ſich 
von ihm zurüd, und 5. hatte den Muth nicht, bei feinen Anfichten zu beharren und gegen alle 
allein ftandzuhalten. Er wid Schritt für Schritt zurück und’ fah ſich endlich in Die verzwei— 
jelte Lage hineingebrängt, daß Preußen entweder den Krieg gegen Frankreich allein fortfegen 
und mit feinen Bundesgenoffen brechen, oder aber den Wünfchen ver legtern feine eigene über— 
zeugung unterorbnen mußte. Die eiferne Nothwendigfeit trieb zu dieſem legtern Ausweg. 
Schon in einer Denkſchrift vom 29. Aug. hatte H. feine Forderungen. bedeutend herabgeſetzt, 
und da aud damit noch nicht durchzukommen war, führte er fie in einem legten Vorſchlage vom 
9. Sept. auf dad geringfte Map zurück. Wenigftend glaubte er da nod auf einer Kriegsent: 
ſchädigung von 1200 Mill. Fr. beftehen zu müffen. Können andere Mächte, meinte er, viel- 
leicht gegen Frankreich Großmuth üben, jo würde diefe Dagegen für die Preußen, welche durch 
die Franzoſen zu Grunde gerichtet worden feien, eine fehnöde Ungerechtigkeit fein. Und dennoch 
wurde auch dieſe Gntichädigungsfumme bei den weitern Verhandlungen darüber bis auf 
700 Mitt. herabgedrückt. Die Stiftung der Heiligen Allianz am 26. Sept., ein politifhes 
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Phantafiegebild des Kaiferd Alexander, follte dieſem faulen Frieden die feierliche Weihe geben. 
Er wurde endlich am 20. Nov. unterzeichnet. 

Humboldt war über diefe Wendung der Dinge faft in Verzweiflung; Stein hatte im Un: 
muth darüber Paris bereitd am 10. Sept. wieder verlaffen, und H. fand einen leidigen Troft 
darin, daß man eben nicht anderd habe handeln können. „Wenn der Friede nicht fo abgejchloffen 
wurde, wie es zu wünfchen gewejen wäre‘, ſchrieb er bereit am 9. Dit. an Regierungsrath 
Butte, den Verfaſſer eined damald vielgenannten Bus: „Die unerlaßlihen Bedingungen 
des Friedens mit Frankreich“, „ſo ift Preußen außer Schuld. Es ftand allein und fonnte, er- 
ſchöpft an Menfchen und Mitteln ‚die Sache nit gegen ganz Europa durchſetzen; es mußte 
der höhern Rückſicht der Einigkeit mit feinen Verbündeten, ver Ruhe feiner Völfer, ſei ed auch 
weniger dauernd, die beflere Überzeugung aufopfern.“ 

Was aber in Wien und Paris verfäumt und verdorben worden war, das glaubte $. nun 
allerdings in Frankfurt und Berlin nod wieder einbringen und gut machen zu können. Dabei 
follte ipm abermals Humboldt, welder Paris am 25. Nov. verließ, um ſich zunächſt nad Frank— 
furt zu begeben, hülfreich zur Seite ſtehen, ſowol in Betreff der preußiſchen Verfaffungsfrage 
als hinfichtlich der deutſchen Bundesverhältniffe. Gewiß fehlte ed ihm dazu auch nicht an guten 
Borfägen und freiinnigen Ideen, wie fie das Intereffe der preußifhen Monarchie damals ver: 
kangte. Selbft Alexander v. Humboldt ftellte ihm um dieſe Zeit einmal das ehrenvolle Zeug: 
niß aus: „Das Außerordentliche im Staatöfanzler ift, daß ed Feine große freiiinnige Idee gibt, 
die bei ihm im Innern nit fhon vorhanden, nur angefhlagen werben darf, um harmonifch 
widerzuflingen.” - Allein feine Hauptſchwäche beftand eben darin, daß er die in ſich aufgenom— 
menen Ideen nicht auf die vechte Weiſe und mit der gehörigen Entichloffenheit auch praftifch zur 
Geltung zu bringen wußte. Denn während er fortfuhr, fein Vertrauen untergeoroneten und 
unbevdeutenden Perfönlickeiten zu ſchenken, befaß er nicht Muth und Stanphaftigfeit genug, 
den ihm feindlich entgegentretenden Parteieinflüffen mit Erfolg die Spige zu bieten. Es ſchien 
ihm, wie Stein in diefem Sinne wol treffend bemerkt hat, ſchon jegt viel mehr darum zu thun 
zu fein, fih dur Nachgiebigkeit gegen diefelben in feiner Stellung zu behaupten, ald dem 
Staatswohle im Geifte feiner Grundfäge erhebliche perfünliche Opfer zu bringen. 

Schon feit dem Frühjahre 1813 hatte fich in der Nähe des Königs eine einflußreiche Partei 
gebildet, welche ihn gegen den Staatdfanzler und feine Ideen einzunehmen juchte und dadurch 
den Sturz deffelben herbeiführen wollte. Sie beftand.aus ven Mitgliedern der der Größe der Ver: 
hältniffe nicht mehr gewachſenen und deshalb aufgelöften Immediatcommiſſion, namentlich 
den Miniftern Graf v. d. Golf und Kircheiſen, den Staatöräthen v. Lottum, Schudmann 
und v. Bülow, dem General v. Kneſebeck und dem Polizeiminifter Fürften Wittgenftein, 
welcher legtere eigentlich die Seele derfelben war. Stein hatte $. längft darauf aufmerkfam ge: 
nacht, weldhe Gefahr ihm und feiner Wirkſamkeit von diejer Seite drohe, und ihn vorzüglich zu 
bewegen geſucht, wenigftend dje Minifter v. d. Golg und Fürft Wittgenftein aus der Nähe 
des Königs zu entfernen. Er war aber zu ſchwach durchzugreifen und wußte entweber bie 
Macht feiner Gegner nicht gehörig zu würdigen, oder wagte e8 nicht, ihmen offen entgegen zu 
treten. Die Bartei hatte alfo ſchon während ver Jahre der Befreiung um fo mehr an Kraft 
gewonnen, da ſie ſich in gewiſſer Beziehung auf Ofterreih und felbft den Kaiſer Alerander fügen 
zu können glaubte, 

Bor allem, wurde jegt von ihr die Verordnung über die verheißene ſtändiſche Verfaffung 
vom 22. Mai 1815 benugt, den König einzufhüchtern und gegen die Wirkſamkeit ded Staats— 
kanzlers einzunehmen. Man ſuchte unter der Hand dergleichen ſtändiſche Einrichtungen als 
ſtaatsgefährlich zu Schildern und brachte e8 auch wirklich dahin, daß die gemäß jener Verordnun 
für ven September nad Berlin einzuberufende Verfaſſungscommiſſion gar nicht a 
Dagegen fing man damals fhon an, von den Gefahren angebliher geheimer Verbindungen 
und förmliher Verſchwörungen zu ſprechen, weldhe man bis auf den Tugenpbund zurüdführte, 
und ſcheute fich nicht, ſelbſt das Schreckbild des Jafobinismus wieder heraufzubeſchwören. Wie: 
weit jene Partei ſchon zu gehen wagen konnte, mußte dem Staatöfanzler deutlich genug werben, 
ald um diefe Zeit der vielgenannte Geheimrath Profeflor Schmalz in einer befondern Flug: 
ſchrift mit offenen Verdächtigungen wegen folder ftantsgefährlichen Umtriebe hervortrat. Der 
Staatöfanzler ſetzte es zwar duch, daß zu Anfange des Jahred 1816 die ſehr heftige Polemik 
darüber In der Preffe verboten wurde, ließ fich aber auf der andern Seite die Demüthigung ges 
fallen, daß der Verfafler jener Schrift ohne fein Wilfen duch Orden ausgezeichnet wurde. Das 
galt damals als ein entfchiedener Sieg feiner Gegner. Auch wagte er e& gar nicht, fogleich auf 
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dieſem Terrain den Kampf mit ihnen wieder aufzunehmen, zumal da fie auch in anderer Bezie— 
Hung, namentlich durch Anftellung dev Ihrigen in den höhern Kreifen ver Militär= und Civil— 
verwaltung, immer mehr Macht und Einfluß gewannen. Er ließ ſie geſchehen, um ih nur dad 
Anſehen zu erhalten, ald ob fie mit feiner Zuftimmung vorgenommen worden feien. Ebenſo bot 
er ſchon im Januar 1816 zu der Unterdrüdung des von Goͤrxes herausgegebenen freifinnigen 
„Rheiniſchen Mercur“ vie Hand, obgleich fie feiner innern Überzeugung gänzlich zuwider ge: 
weſen fein ſoll. 

So mußte dieſe Haltungsloſigkeit, wodurch er ſein Anſehen ſelbſt am meiſten untergrub, 
ſich wol durch die gänzliche Verachtung rächen, in welche er trotz der Anerkennung, welche man 
feinen guten Eigenſchaften noch zu Theil werden ließ, bei allen Einſichtigen ynd Wohlgeſinnten 
doch immermehr verfanf. Won einer tiefer eingreifenden und ausdauernden perſönlichen Wirk: 
ſamkeit fonnte daher auch bei ihm ſchon kaum mehr die Rede fein. Zunächſt fuchte er jie wenig— 
ftend noch einigermaßen im Betreff der deutichen Bundesverhältniſſe geltend zu machen. Bereits 
auf der Rückkehr von Paris hatte er Ende November 1815 zu Frankfurt abermals mit 
Stein darüber Rückſprache genommen; vielleicht im Bewußtſein feiner eignen Schwäde hatte 
er auch jegt wieder Stein für feine Zwecke zu gewinnen gefudt. Er hatte ihm abermals die 
Stelle ded preugiihen Bundedtagsgefandten angeboten. Stein gefteht aber ganz offen ein, Daß 
er mit ihm gar nichts mehr zu ihaffen haben wollte. „Die preußiihe Geſandtſchaftsſtelle““, jagt 
ex ſelbſt darüber, „lehnte ich ab wegen meiner Abneigung, mic in pad Verhältnig der Abhän— 
gigfkeit zu fegen von einem Manne, den ich jo wenig achtete wie den Staatöfanzler, von dem ich 
vorher ſah, dag er mich bei irgendeiner Gelegenheit oder aus irgendeiner Veranlaffung auf: 

opfern würde,‘ Jedenfalls märe er mit mehr Entichiedenheit und Erfolg-für das Intereile 
Vreußens eingetreten, al& nun H. mitteld feiner Agenten von ſehr untergeordneter Bedeutung 
jelbit that. 

Gr hatte allerdings die Idee einer zwiſchen Preußen und Ofterreich gleich gerbeilten Leitung 
der Bundesverfammlung nod nicht aufgegeben und hegte die Hoffnung, das es ihm gelingen 
werde, dielelbe durch einen Vertrag mit Ofterreich, welchem auch die übrigen Bundesglieder bei: 
ſtimmen würden, jelbftnod vor der Eröffnung des Bundestags zu erlangen. Als aber der zum 
Bundestagdgefandten ernannte Hr. v. Hähnlein endlih im Juni 1816 zu Frankfurt nur Die 
eriten Schritte thar, um einen folden Vertrag zur Wahrheit zu machen, trat der öſterreichiſche 
Bundestagsgeſandte, Graf Buol-Schauenftein, im Verein mit den Vertretern der meiflen klei— 
nern Staaten dergleihen Anſprüchen Preußens mit folder Beftimmtheit entgegen, daß $. gar 
nicht mehr wagte, die Sache weiter zu betreiben, und auf die äußere Öleihitellung Preußens 
‚mit Oſterreich in der leidigen und eitlen Hoffnung verzichtete, dag das vollfommene innere Gin- 
verſtändniß beider Mächte ohnedies ſtattfinden werde. Auch dies war eine verhängnigvolle 
Täuſchung, für melde Preußen bis auf unſere Tage herab nur zu ſchwer zu büßen gebabt 
hat. Allerdings brachte IR. vw. Humboldt, welcher jih damals bereitd als Mitglied der dort 
niedergefegten territorialen Austauſch- und Entſchädigungẽcommiſſion zu Frankfurt befand, 
nach der Abberufung des Hrn. v. Hähnlein und bis zur Ankunft feines Nachfolgers, des 
ehemaligen Minifters Grafen v. d. Golg, zum ftellvertretenden Bundestagsgefandten er= 
nannt, die Anfichten des Staatöfanzlers bei den Verhandlungen über die Geihäftdorbnung des 
Bundestags wieder zu einer gewilfen Geltung; allein faum war Anfang November endlich 
die Eröffnung der Sigungen defjelben erfolgt, ald Graf v. d. Gelg nad Humboldt's Rücktritt 
alles, wad diefer gewonnen hatte, durch Lauheit und Ungeſchick wieder verlor und aufgab. Die 
liberalern Anfichten, melde Preugen vertreten zu müflen geglaubt hatte, fanden nun, da ie an 
dem Staatöfanzler ſelbſt feinen ſichern Rückhalt mehr hatten, dort feine bleibende Stelle mebr, 
und der Bundedtag janf unter dem überwiegenden Ginfluffe ded Gabinet? von Wien nur zu 
bald zu jener Beveutungäfofigkeit herab, melde feitvem der Spott der deutichen Nation und die 
Schadenfreude des Auslandes, ſowie der Fluch des Verfaflungslebens unſers Geſammtvater— 
landes geblieben ift. 

Leider war nun H. auch in der Löſung des in der Verordnung vom 22. Mai 1815 in 
Betreff der preußiichen Verfaffungsfrage verpfändeten Wortes nicht glücklicher. Es unterliegt 
feinem Zweifel, daß er auch da feinen quten Vorfägen treu bleiben und fie fo bald wie möglich 
zur Wahrheit machen mollte. Eine fpäter befannt gewordene, wo nicht von 9. jelbft, doch nach 
feinen Ideen und Gingebungen verfaßte Schrift: „Der Sieg der Gonftitution in Preußen“ 
(von Benjamin Conſtant aus dem Deutichen ind Franzoſiſche überjegt und dann danach wirder 
von %, Heller bearbeitet, erfchien fie unter dem Titel: „Preußen der Beamtenftant” u. |. w., 
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Manheim 1844 ; auch Dorom, „Erlebtes“, I, 175, gibt beſtimmte Andeutungen darüber), legt 
dafür vollgültiged Zeugniß ab, jie beweiit aber auch zugleich wieder, daß er den ihm mächtig 
wiberftrebenden oben erwähnten Parteieinflüffen und der Macht widerwärtiger Zeitverhältniffe 
durchaus nicht gewachſen war, Er gerieth aud) hier wiener in jenes heillofe Schwanfen zwiſchen 
einen nicht genug auf feſten Uberzeugungen beruhenden und deshalb ziemlich ſeichten Liberalis— 
mus und grundſatzloſen zufälligen Conceſſionen an die Renction hinein, welches gerade zu einer 
Zeit, wo der Staat mebr wie je einer fräftigen und ausdauernden Leitung bedurfte, Preußens 
Verhängnig und fein eigener Ruin war. Denn.er wurde dadurd am Ende in die fatale. Rage 
hineingedrängt, dap er ſich jelbft feinen urfprünglichen Grundfägen zuwider mit an bie Spitze 
der Reaction ſtellen mußte, um ihre gefährlichen Folgen noch möglichſt zu neutraliſiren und ſeine 
politiſche Griftenz zu retten. 

Wundern wir und daher nit, dag, während die Erwartungen in Diefer Hinjicht durch die 
Verordnung vom 22. Mai im allgemeinen allerdings wol etwas zu hoch geipannt waren, in 
der nächſten Zeit jo gut wie gar nichts geihah, denjelben nur einigermaßen gerecht zu werben. 
Das war aber ein um fo größerer Übelſtand, da ſich die Geifter nach beiden Richtungen hin 
immermehr erhigten. Die Vertreter zeitgemäpßer ſtändiſcher Einrihtungen drängten vorwärts, 
während ihre Widerſacher ſich mit aller Kraft gegen jede Neform derfelben ftemımten. So ver- 
ſtrich das ganze Jahr 1816, ohne daß auch nur ein Schritt näher zum Ziele gethan worden 
wäre. Endlich lebten mit der am 20. März 1817 erfolgten Ginfegung des Staatsraths auch in 
dieſer Beziehung neue Hoffnungen auf. In der betreffenden Verordnung wurde ausdrücklich 
darauf hingewiejen, dag die Einwirkung der fünftigen Randesrepräjentation auf die Geſetzge— 
bung durch die zu gewärtigende Berfaffungsurfunde näher beſtimmt werden würde. Auch wurde 
die in derjelben in Ausficht geftellte Verfaſſungscommiſſion wenige Tage nachher wirklich er— 
nannt, indem zugleich der Krieg, Die nothwendige Feſtſtellung des Beſitzſtandes und die Orga— 
nijation der Verwaltung als die weientlihften Gründe der bisherigen Verzögerung dieſer Anz 
gelegenheit hervorgehoben wurden. H. ſelbſt eröffnete die Sigungen des Staatsraths mit einer 
glänzenden Rede, in welcher er es beſonders betonte, daß die Aufgabe veflelben nicht varin zu 
ſuchen jei, das Beſtehende geradezu zu verwerfen, weil die fünftlihen Theorien der Berechnung 
etwas Anderes wollen, auch nicht darin, die ehrwürdigen Überlieferungen der Vergangenheit in 
unveränderter Geſtalt zu bewahren, fondern darin, ſie in die gegebenen Verhältniffe des Staa= 
te8, die Bildung des Volkes und. die Borderungen der Zeit verftindig einzufügen. Der 
preußiiche Staat müffe der Welt beweilen, dag wahre Freiheit und gejeglihe Ordnung, dan 
Gleichheit vor dem Gejeg und perjönlihe Sicherheit, daß Wohlftand des Einzelnen ſowie im 
ganzen, daß Wiſſenſchaft und Kunft, daß endlih, wenn es unvermeidlich jei, Tapferkeit und 
Ausdauer im Kampf fürs Vaterland am fiherften und beften gedeihen unter einem gerechten 
Monarhen. „Der edlere Menſch muß den ganzen Ernſt ſeines Lebens darauf richten, etwas 
Unvergängliches zu pflanzen, damit fein Öffentlihes Wirken, aud wenn fein Name längft in 
dem Andenken ver Gejhichte erlojchen ift, in feinem Volke noch fruchtbringend fortdauere.“ 

Leider ftellte es jih num aber jehr bald heraus, daß diefer Staatdrath fchon feiner Zuſam— 
menjegung wegen ſchwerlich zu einer erjprießlihen Wirkſamkeit im Sinne der vortrefflihen 
Worte des Staatöfanzlers gelangen werde. Denn er beftand, unter dem Vorfig deſſelben, da ex 
ih dadurch nach allen Seiten hin Freunde machen und decken wollte, aus den heterogenften Ele— 
menten, von denen Einheit ver Anfichten und Beſchlüſſe gar nicht zu erwarte war. So vor— 
züglid nicht im Schofe der Verfaſſungscommiſſion, wo das veiheftändiihe Intereife von 
Männern wie Gneifenau, W. v. Humboldt, Beyme und General Grolmann vertreten war, 
während Fürft Wittgenftein, Hr. v. Brockhauſen, Ancillon und der General Kneſebeck dage— 
gen agitirten, und ver Staatöfanzler felbft mit Altenftein, Kircheiſen, Stägemann, Sa: 
vigny, Eihhorn u. j. w. eine vermittelnde Stellung einnahm. Gleich zu Anfang fam es daher 
in vemjelben zu jo bedeutenden Differenzen der Meinungen, dag an die Ausarbeitung eines . 
gemeinjamen Verfaffungsentwurfs gar nicht zu denfen war. Am wenigften war H. dazu 
gemadt, eine Einigung darüber herbeizuführen. Nach einigen unfruchtbaren Sigungen blieb 
man daher bei dem Entſchluß ftehen, daß vorerft nur einige Mitglieder dieſes Ausihufles die 
verſchiedenen Provinzen bereifen jollten, um über die jtändiihen Verhältniſſe derſelben die ges 
hörigen Notizen einzuziehen, welche den weitern Verhandlungen über die Verfaffung zur 
Grundlage dienen follten. Darüber vergingen wieder die Jahre 1817 und 1818, ohne daß 
man einen Schritt weiter gefommen wäre, obgleich man nun von allen Seiten zu einer endlichen 
Entiheidung gedrängt wurde. 
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Namentlich aus den weftlihen Provinzen, Rheinland und Weflfalen, wurden die Eingaben 
zu dieſem Zweck immer dringender. Schon im November 1817 hatte ſich H. ſelbſt nad) der 
Rheinprovinz begeben, angeblich in ver Abfiht, über die dortigen ſtändiſchen Verhältniffe Er— 
fundigungen einzuziehen. Kaum war er aber in Koblenz eingetroffen, ald er jih nad) dem nahe 
gelegenen Schloß Engers zurüdzog, um von da aus nur im engjten Kreife feiner Vertrauten, 
Jordan's, Rother's, jeined Leibarztes Koreff u. f. w., die Geſchäfte mit der gewöhnlichen Leicht— 
fertigfeit zu betreiben. Hier überreichte ihm auch bereits zu Anfang Januar 1818 Profeflor Gör- 
res die damals viel beſprochene Adreſſe ver Stadt Koblenz, welche von dem König zum Theil in 
ziemlich unangemeifenen Ausdrücken geradezu verlangte, die Erfüllung des Föniglihen Worte 
im Betreff ver preußischen Verfaflung eintreten zu laffen und ſich dahin zu verwenden, daß in 
allen Staaten Deutfhlands Art. 13 der Bundesacte endlich zur Ausführung komme. Der 
Staatskanzler nahm die Adreſſe mit Wohlmwollen auf, inden er zugleich verficherte, daß dieſelbe 
auch auf feiten des Königs eine „wohlgefällige Aufnahme und Beachtung“ finden werde. Nur 
fei eine allgemeine Staatöverfafjung für Preußen feine leichte Sache, die [hnell vollendet wer: 
den könne. Görres, weldher übrigens in feiner bekannten rückſichtsloſen Weife auch bei dieſer 
Gelegenheit etwas zu derb aufgetreten war, hatte, wie er fi darüber gegen Stein äußerte, ſo— 
glei richtig erfannt, „wie der Staatöfanzler zwar die Nothwendigkeit einer andern Ordnung 
der Dinge fühle und darüber feine Partei genommen, aber bei der Ausführung von allerlei 
Sorgen, beſonders der entgegengefegten Parteien wegen, ſich erſchrecken laffe und darum immer 
nad einem Mittelweg ſuche“. 

Auch ſah ih H. in der verfprodenen „mwohlgefälligen Aufnahme‘, welde vie Adreſſe bei 
dem König finden werde, völlig getäufcht. Die Gegenpartei hatte abermald die Oberhand ge— 
wonnen. Jedenfalls unter ihrem Einfluß erfolgte bereitd am 21. März 1818 auf jene Adreſſe 
ein fharf gehaltenes Cabinetsſchreiben, worin der König fein „gerechtes Misfallen“ über eine 
ſolche Vorftellung zu erfennen gab und namentlich darauf hinwies, daß ed ganz von feiner Be— 
ſtimmung abhänge, wenn die Zufage einer landftändifchen Verfaſſung in Erfüllung geben folle. 

Mas war aber nad) folhen Vorgängen für Die weitere Fortbildung des preufifhen und 
deutſchen Verfaſſungswerks woͤl von H. nod zu erwarten? Er hatte allerdings zu Anfang Fe: 
bruar beim Bundestag erklären laflen, daß Preußen nad wie vor darauf bedacht fei, Art. 13 
der Bundesacte bei ih und andern zur Ausführung zu bringen; auch werde ed nicht verfehlen, 
nad Verlauf eines Jahres von dem Fortgang und der Lage der ſtändiſchen Einrichtungen für 
die preußifche Monarchie Nehenfhaft abzulegen. Allein diefe Zufage Eonnte ſchon deshalb gar 
nicht erfüllt werben, weil Die Arbeiten der Verfaffungscommiffion feinen Schritt weiter kamen. 
Sie ging auseinander, ohne auch nur die Grundlagen des verheißenen Verfaffungsentwurfs 
feftgeftellt zu haben. Nur ein ziemlich reiches Material Hatte fie zulammengebradht, welches aber 
nun erſt weiter verarbeitet fein wollte. 

Da traten nun auch noch die unglüdjeligen Greigniffe des Jahres 1819 ein, welche jedes 
weitere Fortſchreiten auf dem eingefhlagenen Wege der Berfaffungsentwidelung mislih und 
bevenflih madten und H. vollends ven Muth benahmen. Auf die erfte Nachricht von der Er: 
mordung Kotzebue's durch Sand (23. März 1819) brach er geradezu in die Worte aus: „Nun 
iſt eine Verfaffung unmöglih!" Das darauf erfolgte unfinnige Geſchrei über revolutionäre 
Bewegungen und demagogiihe Umtriebe, welches, wie jegt ſattſam erwiefen ift, weit weni— 
ger gegen dieſe felbft als gegen die freilinnigen Plane des Staatskanzlers gerichtet war, Ihüd: 
terte ihm fo ein, daß er jelbit zu den daraus Hervorgegangenen Verfolgungen bereitwillig die 
Hand bot. Er nahm gar feinen Anftand mehr, Freunde und Feinde, wie den edlen Arndt und 
den Turnvater Jahn, auf bloße Verdächtigungen Hin darein zu verwideln. Wie hätte er da 
noch zögern follen, ven berüchtigten Karlsbader Befchlüffen vom Auguft 1819, welche gegen jede 
weitere Entwidelung freier ſtändiſcher Inftitutionen geriäjtet waren, feine Zuftimmung- zu 
geben, obgleich fie mit feiner innerften Überzeugung im fhrofiften Widerſpruch ftehen mußten ? 

Ganz wollte er aber doch auch jegt noch nicht feine Bemühungen für die Durchführung des 
preußifchen Verfaſſungswerks aufgeben. Während er fortfuhr, ihm nach feinem Sinne in der 
Prefle dad Wort reden zu laſſen, fegte er bereit im Herbft 1819 die Ernennung eines engern 
Verfaſſungsausſchuſſes dur, welder, nur aus fünf Mitgliedern beftehend, unter feinem eige- 
nen Vorſitze die betreffenden Areiten wieder aufnehmen und womöglih glüdlih zum Ziek 
führen follte. Er rechnete dabei vorzüglich auch wieder auf den Beiftand von W. v. Humbolbt. 
Nachdem diefer bereitd im Jahre 1817 ald Mitglied des Staatsraths gegen das ſchlechte Ver— 
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treten war, hatte er ihn zwar, als ſeinen gefährlichſten Nebenbuhler, durch die Ertheilung des 
Geſandtſchaftspoſtens zu London aus ſeiner Nähe zu entfernen gewußt, glaubte ihn aber nun 
doch wieder herbeiziehen zu müſſen, um ihm bei der am 11. Jan. 1819 erfolgten neuen Orga⸗ 
niſation des Miniſteriums des Innern die Leitung der ſtändiſchen und Communalangelegen⸗ 
heiten mit Sitz und Stimme in demſelben anzuvertrauen. Daraufhin legte Humboldt be— 
reits im Februar feine Anſichten über die zukünftige preußiſche Verfaſſung in einer ausführ: 
lichen Denkſchrift nieder (vollftändig mitgetheilt in den von Perg herausgegebenen „‚Denfihrif:- 
ten des Miniſters Freiherrn vom Stein über deutiche Verfaflung”, Berlin 1848), welche aber 
5.8 Beifall nur fehr bedingt und theilmeife fand. Er konnte gleichwol nit umhin, ihn zum 
Mitglied ded oben erwähnten Verfaffungsausichuffes zu ernennen, zu weldem nur noch der 
Minifter des Innern, Schuckmann, Ancillon, der Präfldent des Appellationshofs zu Köln, 
Dauiels, und der geheime Legationdrath Eichhorn gehörten. b 

Der Legtgenannte bat und felbit über die Thätigkeit dieſes Ausfchuffes die intereffanteften 
Aufklärungen gegeben. Als nämlid die Sache im Jahre 1847 in der Gurie der drei Stände 
des erften Vereinigten Landtags auf eine Weife zur Sprache gebracht wurde, welche eine Berich— 
tigung falfcher Anfihten darüber nöthig machte, fah er ſich veranlaßt, offen zu erklären, daß jener 
Ausfhuß zwar den dringenden Wunſch gehegt habe, die Verheifung des Königs ſobald ald 
möglih in Erfüllung zu bringen, daß aber bei den obwaltenden Schwierigkeiten eine Eini- 
gung nicht möglich gewefen und folglich aud ein gemeinfamer Entwurf zu einer Verfaffung 
nicht zu Stande gekommen fei, Zugleich glaubte er Stein und H. gegen ven Vorwurf revolu: 
Iutionärer Tendenzen, welder diefen damals von vielen Seiten gemacht worben fei, in Schutz 
nehmen zu müflen. Sie hätten allerdings immer den Fortſchritt gewollt, feien aber im inner: 
ften Grunde dur und durch confervativ geweſen und hätten Immer darauf Bedacht genommen, 
nichts zu übertreiben und die Erfahrungen der Zeit im Auge zu behalten. 

Der fefte Wille war alfo wohl vorhanden, aber die Kraft der Ausführung fehlte; jie fehlte 
namentlih dem Staatöfanzler. Das bewies nun aud) die bereitd am 17. Jan. 1820 erlaffene 
Verordnung wegen der Fünftigen Behandlung des gefanımten Staatsſchuldenweſens, in 
welcher auf die Befugniffe der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung ausdrücklich hingewie— 
ſen wurde, obgleich jetzt ſchon, auch auf ſeiten des Staatskanzlers, immermehr die Anſicht Platz 
gewann, daß man zunächſt bei der Bildung und beſſern Organiſation der Provinzialſtände 
ſtehen bleiben müſſe, aus welchen ſich dann die allgemeine reichsſtändiſche Verfaſſung leicht von 
ſelbſt berausbilden werde. In diefem Sinne äußerte Äh H. auch kurz nad) dem Erlaß jener Ver: 
ordnung dahin: „man müſſe dem allerdings etwas langfamen, doch fihern Fortſchreiten ver 
Negierung Vertrauen fchenken, da an der Verfaffung nach den Öffentlich ausgeſprochenen Prin— 
eipien und namentlich nad den im Edict vom 22. Mai 1815 enthaltenen Grundlinien gearbeitet 
werde.“ Und auch Stein war der Meinung, daß es H. damit redlich meine, auf dieſem Wege 
doch endlich noch zum erwünschten Ziele zu gelangen. Allein auch diefe Hoffnung follte auf eine 
für den Staatskanzler fehr empfindliche Weiſe vereitelt werden. 

Seine Gegner, an ihrer Spige ber feit längerer Zeit auf feinen Gütern lebende, jetzt aber 
mit dem vollen Vertrauen des Königs wieder zurüctberufene Minifter v. Voß, waren abermals 
gegen ihn im Vortheil. Auf ihren Betrieb wurde zu Anfang des Jahres 1822, ganz ohne 
Wiſſen H.'s, eine neue Berfaffungscommifiton ernannt, welde ihre Thätigfeit lediglich dar: 
auf beſchränken follte, die Gefege über Einführung der Provinzialftände, ohne Rückſicht auf die 
dereinftigen Reichsſtände, zu bearbeiten. Der Vorfig derjelben wurde dem Kronprinzen über: 
tragen, während außer Voß z. B. noch Fürft Wittgenftein, Schumann und Ancillon daran 
theilnahmen. Damit trat alfo die Löfung der preußifhen Verfaflungäfrage in ein ganz neues 
Stadium ein, in welchem H., ſchon körperlich und geiftig ermattet und in der politifhen Achtung 
tief gefunfen, gar feinen Antheil mehr daran Haben fonnte. 

Aber audy über die großen Mängel feiner innern Verwaltung und vor allem feine ſchlechte 
Finanzwirthfhaft waren die Stimmen von Jahr zu Jahr immer lauter geworden. Na— 
mentlih wurden die Klagen über die fortwährende Bevorzugung von Ausländern und den 
überwiegenden Einfluß von unbedeutenden Perfönlichkeiten auf die Staatsgefchäfte immer drin: 
gender. Was follte man aud dazu fagen, daß der Staatskanzler z.B. den Vortrag über alle 
Gegenſtände im Gebiete der Wiſſenſchaften und Künfte feinem Leibarzt Koreff, einem wol viel 
feitig gebildeten Mann, aber ziemlich zweiventigen Charakter übertragen hatte, und dann der 
faft mehr wegen feines Epikuräismus als wegen feiner Befähigung und feiner Werfe befannt 
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gewortene Legationsrath Schölt in der auswärtigen Politik fein vorzüglichſter Rathgeber war, 
während Männer wie W. v. Humboldt, aus Unmuth über diefe Heillofe Wirthſchaft, es vorzo— 
gen, ven Staatsdienſt lieber gänzlich zu verlaffen? 

Ebenſo wurde über die Staatsgelder mit unverzeihlicher Leichtfertigfeit verfügt. So Hatte 
9.3. B. zwar beim Eintritt in das Staatdfanzleramt auf einen befondern Gehalt verzichtet, ſich 
dagegen aber ald Erfag dafür die Koſten feines Haushalts ausbedungen, welde unter allerhand 
Vorwänden bis ind Unermeßliche ausgedehnt wurden. Man bot ihm am Ende dafür eine runde 
Summe von 80000 Thlen. an, er wollte aber damit nicht ausreichen, und fo mußte man ihn ge— 
währen laſſen. Dazu famen aber noch die auferorbentlichen Ausgaben für feine koſtſpieligen 
Reifen und noch eine Menge ungerehtfertigter Vergeudungen öffentlicher Gelver, über welche 
niemals Rechenſchaft abgelegt wurde. 

Unter diefen Umftänden wurde die Spannung zwiſchen dem Stantsfanzler und den ibm 
untergebenen Minifterien immer ärger; die legtern kehrten ſich am Ende fehr wenig mehr an 
die von jenem ausgehenden Anordnungen. „Selbft die pofitivften Befehle, äußerte ſich Koreff 
einmal barüber, „werden nicht mehr veipectirt.” Schlaffheit und IInordnung in dem ganzen 
Verwaltungsweſen, ſowie ganzliher Mangel an Bertrauen zur Regierung waren davon Die 
natürlihen und unvermeidlichen Folgen. Die bitteriten Klagen darüber drangen endlich in einer 
Menge von Denkſchriften ſelbſt bis zu den Ohren ded Königs durd. Allein diefer war immer 
noch geneigt, die Dinge in möglihft mildem und fhonendem Kichte aufzufaſſen. Er mwollte ven 
Staatöfanzler, deffen Gegner fortwährend auf feinen Sturz hinarbeiteten, doch nicht ganz fallen 
laſſen, zumal da fein Ende nicht mehr fern zu fein ſchien. 

H. fühlte jegt wol das Misliche feiner Stellung und die Mängel feines Regierungsſyſtems 
jelbft tief genug und hatte wenigftend den guten Willen, den legtern noch möglichſt abzubelfen. 
Bereits im Herbit 1821 ernannte er eine Gommiffion, welche, unter dem Vorfig des Minifters 
v. Altenftein, Mittel und Wege ausfindig machen follte, den Geihäftögang zu vereinfachen, die 
Zahl der Beamten zu verringern und auf diefe Weile erhebliche Erſparniſſe zu erzielen. Ihre 
Arbeiten führten jedod zu feinem erſprießlichen Nefultat, ſodaß ſich H. im Frühjahr 1822 ver: 
anlaßt ſah, den fortvauernden Anklagen feiner Feinde gegenüber dem König in einer einge— 
henden Retfertigungsihrift von feinem Thun und Denken Rechenſchaft abzulegen und zugleich 
zu verfiehen zu geben, daß er gern bereit ſei zurüdzutreten, wenn dies des Königs Wille jein 
follte. Der König nahm dieje Rechtfertigung zwar fehr gnädig auf, wollte aber von dem Rüd- 
tritt des Staatöfanzlers nihts hören. Daraufhin fuhr diefer fort, fih angelegentlid mit den 
Maßregeln zur Vereinfehung der Verwaltung zu befhäftigen, und gab wiederholt ven Wunſch 
zu erfennen, daß er, wenn er in Diejer Beziehung zu den erwünſchten Refultaten gelangt fein 
werde, ih ganz von ber Adminiſtration zurüdziehen und nur nod die Gegenftände bearbei— 
ten wolle, welde ihm ver König beionderd zuweiſen werde. Gr hatte ich nun aber offenbar 
ſchon jelbft überlebt. Es war gleichfam fein politisches Todesurtheil, al ver König am 16. Sept. 
1822 den Minifter v. Bo neben dem Staatöfanzler zum Virepräfidenten des Staatsraths und 
ded Staatsminiſteriums mit der ausdrücklichen Beftimmung ernannte, daß er fortan die Lei: 
tung des Geſchäftsgangs diefer beiden höhften Behörden übernehmen und H. nur nod auf: 
nahmsweiſe dann den Vorſitz führen ſolle, wenn er zufällig gegenwärtig fein würde, Kurz 
darauf reiſte 9. zu vem Congreß von Verona ab, um nie wieder nah Berlin zurückzukehren. 

Es bedarf wol faum noch der Erwähnung, daß, mährend fo die innere Verwaltung des 
Staatskanzlers immermehr in ji felbft zufammenjanf, feine Thärigfeit für die auswärtige 
Politik in ven legten Jahren jeines Lebens nicht meniger als eine glänzende war. Das Ver— 
hältniß Breußend zu den übrigen Großmächten und fein politifcher Einfluß in Deutſchland und 
Europa wurden dadurd um nicht gebeffert. Schon auf den Congreſſen zu Aachen (1818), 
Troppau (1820) und Lalbach (1821), wo es allerdings gegolten hätte, die Intereffen umd die 
Ehre Preußens auf nahdrüdlihe Meife wahrzunehmen, fpielte H. eine fehr untergeorbnete, faft 
Häglihe Rolle. In Aachen mußte man bereits unter andern folgende bittere Urtheile hören: 
„Preußen zähle nit mit, es wird für nichts geachtet, es hat feine Regierung, der Kanzler ift 
gänzlich abgenugt, eitler Selbflling, zu-eiferfüchtig auf fein Anfehen, um ſich deſſen zu begeben; 
lieber läpt er den Staat, die Monardie zu Grunde geben; fie hat feine Finanzen, Unfähigfeit 
und Verſchleuderung erſchöpfen ſie.“ Und während ih dort, nah Stein's Urtheil, Preußen in 
heillofem Schwanfen zwiſchen Nupland und Ofterreich binter beiden berichleppte, gab nun auch 
noch die Erſcheinung dev, wie Stein meint, durd; die Stufenleiter des Theaters, des Maitreflen- 
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lebens zur Fürftin fortgerückten unbeholfenen, unangenehmen Frau des Staatäfanzlers daſelbſt 
vielfachen Anſtoß. 

Von Laibach aus begab ſich 9. im März 1820 felbft nad Rom, um die vamald über die 
Verhaͤltniſſe ver Katholiken im preußiſchen Staate m dem päpftlichen Stuhl ſchwebenden Ber: 
handlungen vollends zum Abſchluß zu bringen, zum großen Argerniß Niebuhr's, welcher als 
preußiſcher Geſandter diejelben bis dahin geführt hatte und nun auch mol gern die Früchte davon 
geerntet hätte. H. unterzeichnete nun aber felbft ven mit Cardinal Conſalvi abgeſchloſſenen 
Vertrag und ließ ſich ſehr willig finden, ald ihm zum Lohne dafür zwei prächtige Moſaiktiſche 
von je 10000 Seudi Werth, welche ihm beſonders gefallen hatten , angeboten wurden. 

Ob ver Staatöfanzler, körperlich ſchon ſehr angegriffen, vem König noch nad Verona be— 
gleiten jolle oder nicht, darüber waren die Meinungen noch fehr getheilt. Man machte au 
daraus eine Parteifache, je nachdem man feine Entfernung von Berlin wünſchte und für feine 
Zwede für zuträglich hielt oder nicht. Die einen meinten, er müfle bei den dortigen Verband: 
lungen mit feinen Erfahrungen und „großen Anfichten” thätig und nützlich fein und in dev- 
Nähe des Königs bleiben, die andern hielten fein Verweilen in Berlin für nöthig, weil er dann 
dem Kronpringen, welchem der König während feiner Abweſenheit die Leitung der Regierungs= 
geichäfte übertragen Hatte, näher treten und dadurch Gelegenheit finden werde, vielleicht die 
unfelige Spannung zu heben, welche zwifchen beiden allerdings ftattfand. Auch fürdteten diefe 
feine Freunde, daß, wenn er fich entferne, jeine Feinde nur um fo leichter wieder die Oberhand 
gewinnen und die Reaction nur defto fühner ihr Haupt erbeben werde. Seine Gegner hatten 
aber ſchon wieder über den Geiſt des Königs Gewalt gewonnen. Namentlih drang Fürft 
MWittgenftein darauf, dag H. dem König nah Verona folge, und auch Fürft Metternich foll dies 
angelegentlih gewünfcht haben, ob in ver Abfiht, ihm von dem Kronpringen fern zu halten 
und dieſen befto ſicherer den Einflüffen der öſterreichiſch geſinnten Partei zu Besen wollen 
wir vahingeftellt fein laſſen. 

Genug, der Staatöfanzlev erhielt von Teplig aus Befehl, den König nad Berona zu be: 
gleiten, obgleih man mohl mußte, daß er port an ven Gefhäften eigentlich gar feinen Antheil 
mehr nehmen fünne und werde. Sie wurden faft ausfchließlih von dem Minifter der auswär— 
tigen Angelegenheiten, Grafen v. Bernftorff, beforgt. Nachdem er daher nicht ohne ein gewiſſes 
Vorgefühl, daß er nicht wieder nad Berlin zurückkehren werde, feine Angelegenheiten georbnet 
und namentlih für die Zukunft feiner Gemahlin, welde infolge unangenehmer Zerwürfniſſe 
feit einiger Zeit von ihm getrennt in Dredden lebte, auf liebevolle Weife geforgt hatte, begab 
ſich 5. im Herbft 1822 nad) Verona, wo er indeß, wie gefagt, ohne weientlichen perfänlichen 
Antheil an den Gongrefverhandlungen zu nehmen, nur kurze Zeit verweilte. Von da trat er 
eine Erholungsreife an, welche ihn zunächft nach Genua führte, wo er am 20. Nor. eintraf, 
aber, ſchon nicht mehr fähig, die Reife weiter fortzuführen, am 26. Nov. im zweiundfiebzigften 
Jahre feines Alters, wie Stein meint, zu fpät für ihn und den Staat, einem Nervenſchlage un= 
terlag. Sein Leihnam wurde einbalfamirt, nad Neuharvenberg zurüdgebraht und in der 
Familiengruft beigejegt. 

Als fein letztes politifches Vermächtniß können die Vorſchläge gelten, welche er zum Zweck 
der Bereinfahung der Verwaltung und der Verminderung der Staatsausgaben noch kurz vor 
jeiner Abreije nach Berona in einer ausführlichen Denkſchrift niedergelegt hat. Diefelbe erftredte 
fich über alle Zweige des Öffentlihen Dienfted. Da jie aber, in dem geheimen Staatsarchiv depo- 
nirt, bisjetzt noch nicht befannt geworben ift, fennen wir fie blos aus den tief eingehenden Be: 
merfungen, melde der General v. Wigleben im März 1823 darüber aufzuzeichnen fi veran— 
laßt ſah. (Mitgetheilt von Dorom in „Erlebtes““, IV, 298 fg.) Es ſoll ſich durch diefelbe ein 
unverfennbares Gefühl des tiefen Schmerzes darüber hindurchziehen, daß es ihm eben nicht 
vergönnt war, die Organifation des Staates fo hinterlaffen zu Fönnen, wie ſie vollendet vor ſei— 
nem Geifte geftanden haben mag. Daß darin zugleich liegende Eingeftändniß, daß er eben die 
eigene Kraft dazu nicht beſeſſen habe und, ohne die nötige Unterftügung zu finden, den wider— 
ftrebenden Elementen nicht gewachſen geweſen fei, foll ſelbſt den König tief ergriffen haben. 

Überhaupt fonnte ver Tod des Staatskanzlers, obgleich längft vorhergefehen und von vielen 
Seiten gewünſcht, nicht verfehlen, doch noch große Senfation zu machen. Stein glaubte der 
preußifchen Monarchie dazu förmlich gratuliren zu müſſen, weil er hoffte, daß, namentlich unter 
dem Einfluffe des Kronpringen, eine recht gründliche Umformung des Beftehenven vorgenommen 
und nun an die Stelle ver bisherigen Infubordinstion, Oberflählichkeit, Verſchwendung und 
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gehaltlofen Großthuerei in allen Zweigen der Verwaltung wieder Sparfamfeit, Gründlichfeit 
und Ordnung eingeführt werben würden. An maßgebender Stelle wußte man aber fange Zeit 
nicht, was man zu diefem Zwecke thun und ob man überhaupt das Staatöfanzleramt mit feinen 
. biöherigen Vorrechten und feiner erceptihellen Gewalt noch ferner beibehalten folle oder nicht. 
Die Minifter fträubten ih natürlich dagegen. Gleichwol verordnete der König jhon von Verona 
aus, daß der Miniiter v. Voß neben dem Präfivium ded Staatsraths und des Minifteriume 
auch noch das Bureau des Staatdfanzlerd übernehmen folle. Da dieſer aber, alt und Iebens- 
fatt, jelbft nur wenige Wochen nad H.'s Hintritt, am 30. Jan. 1823, mit Tode abging, fo 
entfland nur neue Verlegenheit. Der Feldmarſchall Kleift v. Nollendorf, welder ſich endlich, 
im Gefühl feiner Unfähigkeit dazu, erft nad) langer Weigerung entſchloſſen Hatte, den ſchwieri— 
gen Poften zu übernehmen, ftarb gleichfalls, che er ihn noch förmlich angetreten hatte. Nun 
dachte man zunächſt an General v. Wigleben und endlich vorzüglid an W. v. Humboldt, meldyer 
von dem Leptgenannten auf das wärmſte enıpfohlen, von dem König aber verworfen wurde, 
„weil er zu wenig Vertrauen im Auslande genieße”. Und aud die Minifter, namentlich 
Hr. v. Altenftein, fegten alleö dagegen ein, diefen überlegenen Geift von einer fo hervorragenpen 
Stellung fern zu halten. Man blieb alfo am Ende doch dabei ftehen, daß das Staatäfanzleramıt 
nicht wieder befegt und dagegen die frühere Verwaltung der abgefonderten felbftändigen Depar- 
tementsminiſter wieder plaggreifen jolle. 

Damit trat aber vie preußifche Staatöverwaltung überhaupt in ein neues Stadium ihrer 
GEntwidelung ein, deſſen weitere Schilverung nicht hierher gehört. H.'8 Name — stat nominis 
umbra — wird in ver Gefhichte derfelben immer einen bedeutenden Plag einnehmen, wenn er 
aud ein warnendes Beifpiel dafür bleiben follte, daß auf dem Gebiet ſtaatsmänniſcher Wirk— 
ſamkeit felbft die beften Vorfäge und Entſchlüſſe eitel und nichtig find, wenn fie nicht mit jener 
Kraft des Willens und Entihiedenheit des Charakters gepaart find, welde allein ihre erfolg= 
reihe Ausführung verbürgen fünnen. Wir wollen daher auch nicht entjcheiden, ob das Denk— 
mal, welches man H. jegt zu Berlin neben Stein, ald ven Hauptvertretern der Stein = Harden= 
berg’fchen Gefeggebung, aus welder fih am Ende doch das neuere preußiſche Staatsweſen ent— 
widelt bat, zu fegen im Begriff ift, an feiner Stelle fein dürfte. 

Ihm in den befannten „M&moires d'un homme d'état“, weldhen man durch feinen Namen 
eine gewiffe Bedeutung geben wollte, ein Denkmal anderer Art zu ſetzen, ift ein eitler Verſuch 
geblieben. Denn es tft längft, namentlih durch Ranke („Hiſtoriſch-politiſche Zeitichrift‘‘) er— 
wiefen, daß fie das verfehlte Machwerk eines franzöſiſchen Bubliciften, wahrfcheinlich A. de Beau— 
hamp's, find. J. W. Zinkeiſen. 

SHauguwitz (Heinrih Chriſtian Kurt, Graf v.), ſeit 1786 auch Freiherr v. Krappitz, 
ſtammte aus einem altadelichen kurſächſiſchen Geſchlechte, welches zugleich in Schleſien begütert 
war. Sein Großvater war der im Jahız 1732 in den Grafenſtand erhobene kurſächſiſche und 
polnische General®eorg Karl v. H. und fein Großonkel, Frievrih Wilhelm v. $., der berühmte 
Sinanzminifter der Kaiferin Maria Thereſia. R 

H. felbft wurde im Jahre 1752 auf dem väterlihen Gute Peuke bei Ols in Schlefien ge— 
boren, wo er auch feine erfte Bildung und Erziehung erhielt. Sie bekam infofern fogleid eine 
eigenthümliche Richtung, ald er auf der einen Seite in das dem Zeitgefhmade der vornehmern 
Kreife entfprechende fentimental frömmelnde Weſen ver Herenhuter, feiner Erzieher, eingeweiht 
und auf der andern wieder mit jener eichtfertigfeit der Sitten und der Weltanſchauung vertraut 
gemacht murde, welde der hoͤhern Gefellichaft des 18. Jahrhunderts eigenthümlich war, ein 
fonderbares Gemiſch, welches er ſpäter in feinem Charakter nie ganz verleugnet hat und dad 
auch in feiner politifchen Wirffamfeit vieles begreiflich und erklärlich macht. Zu fein weitern 
Ausbildung befuchte er dann nadjeinander die Univerſitäten Halle und Göttingen, ſcheint aber 
auch da mehr feiner Liebhaberei für die phantaftifhen Richtungen der Zeit ald ernften Studien 
gelebt zu haben. 

Nachdem er die Univerfität verlaffen hatte, begab er ſich mit fehr oberflähliher Bildung 
und ohne eigentlichen Zweck auf Reifen, traf 3. B. im Jahre 1775 mit dem Grafen Ehriftian 
Stolberg und Goethe in der Schweiz zufammen, trieb dabei bald flache Schöngeifterei, bald 
herrnhutiſche Frömmelei, machte den Geifterfeher und den Theoſophen und ſuchte überhaupt 
als Sonderling die Aufmerkſamkeit auffich zu ziehen, eine Maske, unter welder er fich zu gleicher 
Zeit mit raffinirtem Epikurdismus dem ausſchweifendſten Lebenswandel ergab. Seine eigent= 
liche Bildungsſchule in diefer Beziehung machte er zu Florenz an dem üppigen Hofe des Groß: 
Herzogs Leopold von Toscana, des nahmaligen Kaifers Leopold IT., durch, mit welchem er auf 
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feinen Reifen in Italien befannt geworden war und det an feinem abfonverlichen Wefen großen 
MWohlgefallen gefunden zu haben ſcheint. Hier wurde er bei lüngerm Verweilen vorzüglid aud 
in jenes macchiavelliſtiſche Intriguenweſen eingeweiht, für welches fein fonft natürlicher Ver: 
ftand und gewandter Beift befondere Empfänglichkeit gehabt zu haben ſcheint, und das er dann 
fpäter, mit dem Marquis Luchefini im Bunde, als das eigentliche Weſen verfeinerter Po— 

litik betrachtet haben mag und felbft möglichft in Anwendung zu bringen ſuchte. 

Im Jahre 1776 aus Italien zurückgekehrt, verheirathete er ſich mit einer Tochter des Ge— 
nerals v. Tauenzien, mit welder er mehrere Jahre in einem an Schwärmerei grenzenven 
phantaftifchen Liebesverhältniß lebte, dad dann aber in eine um fo auffallendere Erkaltung zwi⸗ 
ſchen beiden Ehegatten umſchlug, die ihn ſelbſt bis zu Härten gegen feine junge Gemahlin ver— 
leitet haben foll, welche ſich dafür ihrerfeits durch einen ziemlich leichtfertigen und anftößigen 
Lebenswandel zu rächen ſuchte. In den Jahren 1779 und 1780 machte er mit ihr abermals eine 
Reife nach der Schweiz und Italien, auf welcher er au mit dem damals megen feiner Phan= 
taftereien in der vornehmen Welt viel Auffehen erregenden Phyfiognomen Lavater in nähere 
Berührung fam. Diefer ftellte ihm das nichts weniger ald ſchmeichelhafte Zeugniß aus, „es fei 
ihm nie ein Menfch vorgefommen, der hinter der Larve eines Chriftusfopfes fo viel Schlechtig— 
feit und Immoralität verberge““. Und allerdings hatte feine äußere Erſcheinung, eine Fleine 
Geftalt, aber ein ausdrucksvoller Kopf, viel Ginnehmendes, was ihm auch überall leicht 
Eingang verfhaffte. 

Sp war er nad) feiner Rüdfehr aus Italien aud mit dem Landgrafen Karl von Heſſen 
in Schleswig bekannt geworden, welcher ihn dann ſehr angelegentlich an den Hof von Berlin 
empfahl. Seine ganze Geiſtesrichtung war recht eigentlich dazu gemacht, ihm dort, zumal nach 
dem Tode Friedrich's I., die günſtigſte Aufnahme zu ſichern. Der vertraute Rathgeber König 
Friedrich Wilhelm’s IL, der Oberft v. Biſchofswerder, den er vorzüglich durch ſeine Liebhaberei 
zu myſtiſchem Weſen umd der damals in höchſten Kreifen jehr gepflegten Roſenkreuzerei für fi 
gewonnen hatte, nahm ihn in feinen Schuß und führte ihn bei dem Könige ein, welder ihn _ 
gleichfalls fehr wohlmollend aufnahm und ihn bald in feine vertraulichern Gefellfchaftöfreife 
309. Auch verftand es H. vortrefflich, jich die Gunft der damals noch allmächtigen Gräfin v. Lich— 
tenau zu verſchaffen, welche den König beberrjchte und mit der er bald in ein fehr vertrau: 
liches Verhältniß trat. 

Indeflen wurde er nicht fogleich in den activen Staatödienft gezogen. Er begann feine di— 
plomatifche Laufbahn, wozu ihn der König felbft für befonders befähigt hielt, erft im Jahre 
1790 bei Gelegenheit ver Thronbeſteigung Kaiſer Leopold's I. Der König glaubte damals 
legterm dadurch einen ganz befondern Beweis freundliher Zuneigung zu geben, daß er H., 
welchem Leopold früher bereits ald Großherzog von Toscana, wie gelagt, feine Gunft in hohem 
Grade zugewendet hatte, beauftragte, ihm die officiellen Glückwünſche des berliner Hofe zu 
überbringen. Aud nahm ihn der Kaifer fehr wohlgefällig auf und ſuchte ihn wahrſcheinlich 
jogleid; zu feinen weitergehenden Ziweden in einer Weife zu benugen, welcher ſich der geſchmei— 
dige und harafterlofe Mann, ohne weitere Rüdficht auf Preußens Staatsintereffe, nur zu 
bereitwillig gefügt zu haben ſcheint. Denn auf des Kaiſers ausdrüdlihen Wunſch wurde er 
kurz darauf zum preußischen Gefandten am wiener Hofe ernannt und trug als folder jedenfalls 
nicht wenig dazu bei, der befannten Herzberg'ſchen Politik, melde bei allen Schwächen doch 
wenigſtens die Mürde und Mahtvergrößerung Preußens im Auge behielt, in ven Reichenbacher 
Verträgen (27. Juli 1790) und dem Frieden zu Siſtowa (4. Aug. 1791) im Intereffe Öfter: 
veih8 eine gänzliche Niederlage zu bereiten. Wol mit vorzüglich auf feinen Betrieb wurde 
dann aud Herzberg, bereits im Juli 1791, von aller weitern Theilnahme an den Staatd- 
geſchäften entfernt, während kurz vorher, am 1. Mai, die Leitung der auswärtigen Politik 
zunächſt den beiden Gabinetöminiflern v. Schulenburg-Kehnert und v. Alvensleben übertra= 
gen worben war. 

In gleicher Weife war $., wenigſtens mittelbar, auch an der befanntlich. gegen das revo— 
lutionäre Frankreich gerichteten Convention zu Billnig vom 27. Aug. 1791 betheiligt, welche 
für Preußen fo eigenthümliche Verwidelungen herbeiführte und fo üble Folgen hatte. Die 
nächſte war der unglückſelige Feldzug in der Champagne, an welchem 9, nad dem Tode des 
Kaifers Leopold (1. März 1792) nad) Berlin zurückgekehrt, gleichfalls im Gefolge ded Königs 
theilnahm, ſich aber dabei durch weiter nichts hervorthat, als, wie uns Goethe als Augenzeuge 
erzählt, durch ſeine Eilfertigkeit beim Rückzuge und die Bequemlichkeit feiner auffallenden 
Equipage. Allerdings mochte ihm auch, der trüßfelige Ausgang dieſes Feldzugs den Krieg 
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gegen Frankreich überhaupt gründlich verleidet haben. Denn gleih darauf trat er als der ent- 
ſchiedenſte Gegner deffelben anf und wußte in Verein mit dem Marquis Luchefini und dem 
Gabinetsrath Lombard, der ihn ſchon gänzlich beherrſchte, feiner Anficht, daß Preußen durch 
einen Krieg mit Frankreich nichtd gewinnen Eönne, felbft bei dem Könige um fo leichter Eingang 
zu verſchaffen, da diefer jeinen Hauptwunſch, den unglüdlihen Ludwig XVI. zu retten, durch 
veffen bereitd am 21. Ian. 1793 erfolgte Hinrichtung vereitelt fah und nun aud die den 
Intereſſen Preußens näher liegenden polnifgen VBerhältniffe feine Aufmertfamkeit und jeine 
Mittel vorzugsweife in Anſpruch nahmen. Der König fheint es daher auch nur für eine weile 
Politik gehalten zu Haben, daß er H, jegt zum Gabinetöminifter ernannte und ihn an der 
Stelle des Grafen Schulenburg: Kehnert mit der Leitung der auswärtigen Angelegenheiten 
betraute. 

Der direste und inpirecte Einfluß, welchen feit diefer Zeit H. unter verſchiedenen Wech— 
jelfällen mit geringen Unterbredungen bis nad der Kataftrophe des Jahres 1806 auf die 
auswärtige Bolitif Preußens ausübte, bezeichnet jedenfalls eine der verhängnißvolliten Epochen 
in deſſen neuerer Staatsgeſchichte. Man wird jih damit nur dann einigermaßen ausföhnen 
fönnen, wenn man ſie ald eine nothwendige Durchgangsperiode zu der wunderbaren Erhebung 
betrachtet, auf welcher die heutige Größe der preupifchen Monarchie beruht. Daß H. den ſchwie— 
rigen Verhältniſſen, welhen Preußen damals entgegenging, ganz und gar nicht gewachſen fein 
konnte, geht wol aus dem oben Geſagten zur Genüge hervor und war aud damals ſchon 
die allgemeine Meinung aller Einſichtigen. Es fehlten ihm dazu gerade alle Eigenſchaften des 
Geiſtes und Charakters, wie fie ein Staatsmann hätte befigen müjfen, welcher berufen war, 
damals die Geſchicke Preußens zu leiten und zu beftimmen. „H.“, fagt 3. B. Gentz von ihm, 
„den faft alle jeine Zeitgenoffen für einen vollendeten Diplomaten hielten, ſowol in Hinſicht 
politifcher Tiefe ald Schlauheit, war nur ein fehr ſchwacher Mann, mit höhft beſchränkten 
Geifteskräften, deſſen zahllofe beflagenswerthe Fehler aber weniger ihren Urfprung in böſem 
Willen ald vielmehr in dem Umſtande fanden, daß er fortwährend unfähig war, etwas Beſ— 
ſeres zu thun.“ 

Er war weder zu einer großartigen Auffaſſung der Verhältniſſe gemacht, noch beſaß er die 
Kraft, ein beſtimmtes Syſtem mit Entſchloſſenheit und Conſequenz durchzuführen. Ganz ohne 
Selbſtändigkeit, folgte er meiſtens nur wieder den Eingebungen untergeordneter Perſönlichkeiten, 
welche ihn ganz in ihrer Gewalt hatten und im Intereſſe ihrer Partei zu beherrſchen wußten. 
Sp namentli die Brüder Johann Wilhelm und Peter Lombard, von denen jener, dev geheime 
Cabinetsrath, ihn an Geift und Geſchäftsgewandtheit, aber auch vielleicht an moralifcher Ver— 
junfenheit weit übertraf, diefer ald fein Privatfecretär die befte Gelegenheit Hatte, feine Schwächen 
Eennen zu lernen und audzubeuten. Und dazu Fam, daß er damals ſchon durch Ausfhmeifungen 
aller Art und ungeregelte Lebensweiſe Förperlic fo abgeihmäht und ermattet war, daß, wie 
Stein ih ausdrückt, auch das darunter gelitten hatte, was ihm von der Natur an Geift und 
Gaben verliehen worden war. 

Wundern wir ung daher nicht, daß auch feine Btitif am Ende immer nur auf meift kleinliche 
Auskunftsmittel und zufällige Nothbehelfe hinauslief, durch welche die Dinge nur ebenjo hin— 
gehalten wurden. Ganz im Beifte derſelben war jegt zunächft fein Augenmerk vorzüglid darauf 
gerichtet, Preußen von der Laſt des Kriegs mit Frankreich zu befreien und womöglich von ver 
Eoalition der übrigen Mächte gegen daffelbe gänzlich abzuziehen. Der König war perjönlid 
allerdings wol geneigt, dabei noch länger auszuhalten; H. aber, welcher fih dafür vorzüglich 
- auf die der Fortjegung des Kriegs abgeneigte, ſchon fehr einflußreiche franzöfifch gefinnte Bartei 
in der Armee fügen konnte, wußte ihm einzureden, daß bei ver bevrängten Finanzlage des Lan— 
deö eine fernere Theilnahme Preußens am dem Kriege nur dann möglich fei, wenn ſich feine 
Bundedgenoffen, namentlich Sſterreich und die Reichsfürſten, dazu verſtehen würden, den größten 
Theil der Kriegskoſten zu tragen. 

Zu dieſem Zwecke beauftragte H. zunächſt den Marquis Luccheſini mit der allerdings 
etwas ſonderbaren Miſſion an den Hof zu Wien, daß der Kaiſer ſich zu einer jährlichen Sub: 
ſidienzahlung von 30 Mil. Thlrn. und obendrein zur Abtretung des öſterreichiſchen Schlefien 
als Unterpfand für regelmäßige Zahlung verftehen folte. Man wied aber zu Wien, wie 
nicht anders zu erwarten war, eine ſolche Zumuthung rund ab, wahrſcheinlich vorzüglich auch 
mit aus dem Grunde, daß man dort den nicht unbegründeten Verdacht hegte, daß diefe Gelder 
bei der befannten damals amı Hofe zu Berlin herrſchenden Verſchwendung und Unordnung zu 
ganz andern Zwedien verwendet werden dürften, ald zu der Kriegführung am Rheine. 
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Dann wandte ih H. in gleicher Abſicht an den Kurfürſten von Mainz als Reichserzkanzler, 
um durch deſſen Vermittelung die erforderliche Reichshülfe zu erlangen. Mit dieſer Sendung 
wurde von ihm Hardenberg (ſ. d.), damals bereits als geſchickter Unterhändler bekannt, be- 
traut. Derſelbe brachte auch wirklich den Kurfürſten dahin, daß er ſeine Vermittelung bei dem 
Neichstage zu Regensburg eintreten ließ. Kaum war aber die Sache ruchbar geworden, als fie 
von Wien aus auf jede Weiſe hintertrieben wurde, und H. num nichts Eiligeres zu thun Hatte, 
als den Befehl zum Rückzuge der preußifchen Truppen vom Rheine zu ertbeilen, welche dann 
vorzüglich in Polen zur Verwendung kommen follten. Die rückgängigen Bewegungen derfelben 
hatten auch ſchon wirklich ihren Anfang genommen, als indeflen die Dinge, vorzüglich auf Eng: 
lands Betrieb, eine andere Wendung befamen. 

. Schon zu Ende ded Jahres 1793 war nämlid James Harris (Lord Malmesbury) mit der 
anßerorbentlihen Miffton in Berlin erfchienen, alles einzufegen, um Preußen bei der Gealition 
zu erhalten. Gr fuchte in diefem Sinne fowol auf den König unmittelbar wie auf $. einzu: 
wirken. Während aber jener ſich Dazu unter der Bedingung nicht abgeneigt zeigte, daß England 
den größten Theil der Kriegdfoften trage, wollte H., ganz unter dem @influffe ver franzöſiſch 
gefinnten Friedenspartei, ſchon gar nichts mehr davon wiffen. Am Ende war er aber doch no 
ſchwach genug, daß er id von dem gewandten britifchen Diplomaten überreden ließ, ihm nad 
dem Haag zu folgen, wo jener ihn, frei von den wiberftrebenden Einflüffen der Gegenpartei, am 
19. April 1794 faft mit Gewalt zur Unterzeichnung jenes berüchtigten Subſidienvertrags 
zwang, welder fowol in der preußischen Armee wie im britifhen Barlanıente den übelften Ein: 
druck machte und Preußen in die unangenehmften Händel verwidelte. Ihm zufolge verpflichtete 
ſich der König, eine Armee von 62400M. auszurüften, welche unter einem preußifchen Feldherrn 
im Berein mit den Truppen der Seemächte operiren und ſpäteſtens am 24. Mai fchlagfertig 
ind Feld rücken follte. England und Holland verſprachen dafür fofort 300000 Pf. St. zur 
Ausräftung, 50000 Pf. St. monatliche Subfivien und bei der dereinftigen Rückkehr ver Trup: ' 
pen noch 100000 Bf. St. zu zahlen, behielten ſich aber vor, daß die etwaigen Groberungen in 
ihrem Namen gemacht werden, während ded Kriegs unter ihrer Verwaltung bleiben und beim 
Frieden zu angemeflener Bertwendung kommen, forwie auch ihre Commiſſare im Hauptquartiere 
verbleiben jollten, um die Ausführung des Vertrags zu überwachen. 

Es zeigte fih nun aber jofort, daß H., ganz unter dem Einfluffe der Friedenspartei, gar 
nicht einmal den Muth Hatte, den Vertrag wirklid zur Ausführung zu bringen. Man nahm 
die englifhen und holländischen Subfidiengelver, kümmerte fih aber wenig darum, die dagegen 
übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Die Armee am Rhein ſchrie laut dariiber, daß fie 
fortan im Solde Englands und Hollands flehen folle, und der alte General v. Möllenvorf, 
feit Anfang des Jahres an ihrer Spige, aber ganz im Intereife der genannten Friedendpartei, 
erklärte geradezu, daß er von dem am 2. Juni in einer Gonferenz der Bevollmächtigten der Ver— 
bündeten zu Maftricht vereinbarten Operationsplane, demzufolge die preußifche Armee am 
Mittelrheine die Engländer und Holländer in den Niederlanden unterflügen follte, nichts wiſſe 
und ſich ſchon aus ftrategifchen Gründen dazu gar nicht verftehen könne. 

Um fo gereöstfertigter erjchien num freilich auch das Gefchrei, welches die Oppofitiondpartei 
im britifchen Parlamente, namentlih Box, Sherivan und der Marquis v. Lansdowne, über 
dieſen läftigen Subflvienvertrag erhob. Wie könne man denn Preußen das geringfte Vertrauen 
ſchenken, da es binnen zwei Monaten vielleicht bereitd 600000 Pf. St. erhalten und nod nicht 
einen einzigen Mann in Bewegung gefept habe! Es fei offenbar weder gefonnen noch in 
Stande, jeinen Berpflihtungen nachzukommen und an dem Kriege im. Sinne der contrahiren: 
den Mächte theilzunehmen. Pitt aber, welcher den Vertrag in möglihft günftigem Lichte auf: 
gefaßt und dargeſtellt hatte, wollte wenigjtend noch einen Verſuch machen, die preußiſche Re: 
gierung zur Erfüllung der eingegangenen Verpflitungen zu beivegen. Denn man hegte in 
London allgemein den Verdacht, daß das auffallende Benehmen derfelben vorzüglich nur die 
Folge einer Intrigue des Grafen v. Schulenburg fei, welcher es nicht verfhmerzen könne, daß 
ihn H. verbrängt habe, und fi nun dadurch an ihm rächen wolle, daß er die Erfüllung des von 
ihm abgeſchloſſenen Subfivienvertragd vereitle. 

Auf der andern Seite war es aber H. natürlich ganz beſonders darum zu tun, dad britifche 
Gabinet noch bei mögliäft guter Stimmung zu erhalten und namentli zur Fortzahlung der 
vertragsmäßigen Subfidien zu bewegen. Zu dieſem Zwecke beauftragteer abermald Harbenberg, 
fih mit Lord Malmesbury in Einvernehmen zu fegen, welchen Pitt in gleicher Abſicht nach 
Frankfurt a. M. geihict hatte. Die Verhandlungen zwiſchen beiden nahnıen aber, wie es kaum 
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anders fein konnte, fogleich einen jehr gereizten Ton an und führten am Ende zu nichts. Sord 
Malmesbury behauptete geradezu, diefes-treulofe Benehmen der preußiichen Regierung fönne 
nur einer von Schulenburg und Möllenvorf gegen H. angefponnenen Intrigue zugeſchrieben 
werben, welche vie Folge baben würde, daß, wenn Preußen auf dem eingeſchlagenen Wege fort: 
‚gehe und, nachdem es bereits die Hälfte der Subjivien erhalten habe, gar nichts thun wolle, ven 
dagegen übernommenen Verpflichtungen gerecht zu werben, es Gefahr laufe, in eine völlig ijolirte 
Lage hinein zu gerathen und ohne Bundesgenoſſen für jegt und in Zukunft alles Gewidt im 
Kriege wie im Frieden zu verlieren. Hardenberg gab jih dagegen die größte Mühe, ven Lord 
zu überreden, daß jeiner Regierung nichts mehr am Herzen liege, als mit ihren Bundesgenofſen 
in gutem Vernehmen zu bleiben und das bisher Verfäumte bald wieder einzubringen. _ Eng- 
land müſſe ih ſchon deshalb zur Fortzahlung der Subfidien verfiehen, weil ed Preußen gar 
nicht entbehren könne. Namentlid) dieſe legtere, etwas hochfahrende Behauptung verlegte aber 
den Stolz des Briten fo, daß er alle weitern Verhandlungen darüber abbrach. Und ver Erfolg 
bewies nur zu bald, daß er richtig gerechnet hatte. 

Denn H, bejaß jhon gar nicht mehr fo viel Einfluß, dag er feinen Zufagen, wenn ed ihm 
au damit Ernft gewefen wäre, hätte gerecht werden fünnen. Er ließ Möllenvorf ruhig ges 
währen, als dieferfich nad) wie vor weigerte, an dem Kriege in ben Niederlanden theilzunehmen, 
und felbft die Operationen am Mittelchein mit der größten Lauheit betrieb. Bereits am 
14. Det. 1794 machte legterer feiner Armee durch einen Parolebefehl bekannt, daß, da der Sub- 
fidienvertrag mit England nicht mehr beftehe, alles, was vermalen noch gethan werde, nur 
dazu dienen folle, die Ehre der preußischen Waffen und ihren alten Ruhm aufredt zu erhalten; 
überdies ftehe der Friede nahe bevor. Und da aud die Ofterreiher unter Clerfayt ſchon zu 
Anfange ded Monats durch die Franzoſen unter Jourdan über den Rhein zurüdgebrängt 
worden waren, hatte auch er nichts Eiligeres zu thun, als feine Truppen am 23. d. M. über ven 
Rhein zurückzuziehen. Unter dieſen Umſtänden hatten die Gejandten der Seemädhte bereits am 
11. Oct. H. officiell erfären laffen, daß die Subfidienzahlung nicht weiter fattfinden werde, 
wogegen biejer ihnen unter dem 25. zu willen thun ließ, daß der König dies ald einen Bruch 
des Haager Vertrags betrachte, durd den er ih nun in Feiner Weile mehr gebunden er= 
achten koͤnne. 

Während ‚nun aber Preußen jo durch das Ungeſchick und die Schwäche des Grafen v. H. 
von dieſer Seite ſchon gänzlich iſolirt wurde, nahm auch die Spannung zwiſchen den Cabineten 
von Wien und Berlin einen immer entſchiedenern Charakter an. Auch fie hatte ihren Grund 
zum guten Theile in rein perjörflihen Berhältniffen. Baron v. Thugut, in deſſen Hänven 
fegt diezjauswärtige Politif Oſterreichs ruhte, hatte nämlich längft einen tödlichen Haß auf 
Preußen geworfen und führte nun über die laue Kriegführung Preußens am Rheine bei vem 
Reichstage zu Regensburg die bitterften Klagen. Dagegen beſchuldigte H. das wiener Gabinet 

- jehr lebhafter Abfihten auf Baiern, zu deren Berwirklihung es felbft feinen Anftand nehme, 
ſich mit dev Nevolutionsregierung in Franfreih in geheime verrätherifche Verbindungen ein— 
zulaffen. Man wollte beſtimmt wiflen, daß man von Wien aus namentlid Robeöpierre Frie— 
den geboten und ſich jelbft bereit erklärt Habe, die Niederlande preiszugeben, wenn Frankreich 

fterreidy bei der Eroberung Baiernd hülfreihe Hand leiften wolle. Dazu Fanten nun auf 
nod Die Reibungen zwiichen den beiden deutſchen Großmächten in Polen, auf welches der König 
und Haugwitz befanntlic längft ihr vorzüglichſtes Augenmerk gerichtet hatten, um bort für das, 
* am Rheine verloren gehen möchte, eine weit näher und bequemer liegende Entſchädigung 
zu ſuchen. 

Genug, je mehr Preußen durch ſeine verkehrte Politik iſolirt wurde, deſto leichter gewann 
bie Friedenspartei, im Cabinet durch H., Lombard und Luccheſini vertreten, im Rathe des 
Königs die Oberhand. Die unzeitige und unbefugte Mahnung des in ver Zurückgezogenheit 
lebenden ehemaligen Minifterd Herzberg, daß die Beibehaltung der jegigen Politik den völ— 
ligen Untergang des preußlihen Staates zur Folge haben werde, wurde durch ein ziemlich 
ungnädig gehaltenes königliches Schreiben zurüdgewiefen. Man müffe, wußte man dem König 
jegt einzureden, um jeden Preis Frieden ſchließen. Denn zur Kortfrgung des Kriegs gegen 
Frankreich fehlten die Mittel, und von dem böfen Willen Ofierreichs ſowie von dem Übermutbe 
ber Ruſſen fei alles zu befürdten, und überdies müſſe man darin au Ofterreih zuvorzu— 
fommenfuchen. Uber die darauf mit Branfreid angelmüpften Friedensverhandlungen und deren 
Berlauf bis zum Abichluffe des Friedens zu Bafel am 5. April 1795 Haben wir bereitö ander— 
wärts in diefem Werke (f. Jardenberg) eingebendere Rechenſchaft geaeben. Mir mollen daher 
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bier nur nohmald an die Hauptmomente verjelben erinnern, Soweit H. perfönlid dabei 
betheiligt war. 

Schon im December 1794 ertheilte er dem General v. Möllendorf die Weifung, daß er mit 
dem franzöfifchen Gefandtichaftöfecretär Bacher zu Bafel wegen des Friedens in geheime Ver— 
bindung treten folle, während er gleichzeitig den Legationsrath Harnier nach Paris ſchickte, um 
den Wohlfahrtsausſchuß zu ſondiren und ihm Baſel, als neutrales Terrain, zum Sitze wei: 
ierer Verhandlungen in Vorſchlag zu bringen. Dorthin follte ſich dann der General Graf 
v. d. Goltz als preußiſcher Bevollmächtigter begeben. Sogleich in den dieſem Unterhändler 
ertheilten Inftructionen war H. fo weit gegangen, daß Preußen nicht nur feine Beſitzungen am 
linfen Rheinufer abzutreten bereit fei, ſondern jih auch jeder Einmifhung in die Angelegen- 
heiten von Holland enthalten und gegen die Abſchaffung der Erbſtatthalterſchaft daſelbſt nichts 
einwenden wolle. Als dann Holland bereits im Januar 1795 in die Gewalt der Franzoſen fiel, 
ſah ſich H., ungeachtet des Drängens der Cabinete von Wien und London, nur um ſo weniger 
veranlaßt, von dem betretenen Wege abzugehen, da er der Anſicht war, daß ein Separatfriede 
den Intereſſen Preußens vorzůglich deshalb zuträglich ſein werde, weil er es nicht nur von der 
Laſt des Kriegs befreie, ſondern ihm auch die Ausſicht eröffne, einige der Reichsfürſten gegen 
ſterreich in fein Intereſſe zu ziehen. 

Vergeblich mühte ji Lord Spencer, welcher zu diefem Zwecke in bejonderer Mifjion zu 
Berlin erſchien, ab, H umzuftimmen. Derfelbe wies ihn mit dem Bebeuten ab, daß die im 
. vorigen Jahre eingeftellte Subfidienzahlung den König jo unangenehm berührt habe, daß 
er ich auf nichts mehr einlaffen werde, wenn nicht ſowol die rückſtändigen Subſidien nachgezaählt, 
als auch die fernern regelmäßigen Zahlungen derſelben ſicher geftellt würben. Darüber follten 
nun aber erft weitere Verhandlungen eingeleitet werben. Welche Wichtigkeit man von feiten 
ded Cabinets von London darauf legte, Preußen zu der Eoalition zurüczuführen, und was man 
damals 5. bieten zu. fünnen glaubte, ergibt fi zur Genüge daraus, daß Lord Spencer es 
wagen fonnte, der Gräfin Lichtenau 100000 Guineen anzubieten, wenn jie ihren Ginfluß auf 
den König jo weit geltend machen fönne, daß er die Frievensverhandlungen abbreche und bei 
der Goalition verbleibe. 

In dem oben angegebenen Sinn waren num auch die Inftructionen abgefaßt, welche 9. zu: 
nächſt dem Grafen v. d. Golg mit nach Bafel gab. Er ſchwankte auch da vorerft noch zwifchen 
den beiden Anfichten hin und her, welche ich im Cabinet namentlich in der Hauptfrage, ob man 
das linke Rheinufer aufgeben folle oder nicht, geltend zu machen fuchten. Die eine, vom Gras 
fen v. Binfenftein vertreten, wollte den Frieden unter diefer Bedingung für unmöglich erklärt 
wiflen, die andere dagegen, welche Graf v. Alvensleben vertheidigte, hielt es nicht für bevenf- 
lich, auf die Forderung des Wohlfahrtsausſchuſſes in diefer Beziehung einzugehen und ihm 
ſelbſt vie Ausſicht auf das von ihm gewünſchte Bündniß mit Preußen zu eröffnen, vorausgefegt, 
daß er fi dazu verftehe, dagegen die Gewährleiftung ded gegenwärtigen Bejigftanded und 
Polens bis an die Weichjel zu übernehmen. Da ſich aber aud der König mit Feiner diefer beiden 
Anſichten einverftanden erklären wollte, jo wählte H. am Ende einen Mittelweg, dem zufolge 
man jich für den Brieden ohne Bündniß und mit Vorbehalt der EURE über die Gebiets— 
frage für den fünftigen allgemeinen Frieden beftinmte. 

Died war nun freilich, ganz im Geifte ver H.'ſchen Politik, wieder ein⸗ jener kleinlichen Aus- 
funftömittel, welches auf Preußens Stellung und politifhe Bedeutung um jo nachtheiliger 
wirfen mußte, weil es die Entfheidung über die wichtigſte Frage feinem unmittelbaren Einfluffe 
entzog. Die Verhandlungen darüber ſchwebten aber noch, ald Graf v. d. Golg am 6. Febr. 
1795 zu Bafel plöglich ftarb und Hardenberg mit der weitern Kortführung derſelben betraut 
wurde. Gr follte dabei freilich auch zunächſt die dem Grafen erteilten Inftructionen zur Richt— 
ſchnur nehmen, war aber perfönlich damit fehr wenig einverfianden. Er glaubte um fo mehr an 
der Überzeugung VeRpatten zu müffen, daß man auf Grund bed alten Beſitzſtandes Frieden 

ſchließen könne, da ſich ſelbſt in dem Wohlfahrtsausſchuſſe zu Paris in dieſer Hinſicht bereits 
eine gewiſſe Nachgiebigkeit bemerklich gemacht hatte. Auch hatte er ſchon auf ſeiner Reiſe nach 
Baſel Lord Malmesbury, mit dem er in Frankfurt zuſammentraf, die Zuſage ertheilt, er werde 
den Abſchluß des Friedens wenigſtens ſo lange hinzugiehen fuchen, bis die noch ſchwebenden 
Verhandlungen wegen Fortzahlung der Subfivien zu einem beflimmten Nefultate geviehen fein 
würden, obgleich ihm der Lord unverhohlen zu erkennen gab, daß daſſelbe ſchwerlich ein gün⸗ 
ſtiges ſein werde. 

Allein leider ſcheiterten alle ſeine Bemühungen, den Frieden nad jeinem Sinne zu Stande 
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zu dringen und wenigftens nod Zeit zu gewinnen, 6i® die Subfivienfrage entſchieden fein 
würde, an der unüberwindlichen Frievensliebe des Grafen H., welcher mit Alvensleben und 
denn Könige felbft um jeden Preid zum Abſchluß drängte. Hardenberg erhielt alfo die gemei- 
ienften Inftructionen, gegen Gewährleiſtung einer Entſchädigung für Preußen in die Ab- 
tretung des linken Rheinufers zu willigen, nur in der mildern Form, daß daffelbe bid zum Ab- 
ſchluſſe des allgemeinen Reichsfriedens im Befig von Franfreich verbleiben und diefe Beftimmung 
in einen. geheimen Artifel verwiefen werben folle. Zur Eile wurde man aber in Berlin nun 
noch befonderd durd) die Beforgniß gedrängt, daß ed den Madinationen Oeſterreichs in Paris 
am Ende doch noch gelingen werde, Breußen dort den Nang abzulaufen. Denn man wollte be= 
ftimmt’wiffen, daß Baron Thugut dem Wohlfahrtsausihufe nochmals das linfe Nheinufer 
babe anbieten laffen, wenn Frankreich dagegen Ofterreich zu der Befignahme von Baiern ver— 
Seifen werde, und daß er felbft nicht müde geworben, Rußland zum Kriege gegen Preußen 

u reizen. 

2 Yater diefen Umſtänden erſchien der am 5. April 1795 zu Bajel unterzeichnete preußiſche 
Geparatfriede freilich ald ein Act nicht nur der Nothwendigkeit, fondern auch der Nothwehr, 
welcher jelbit das Verfahren des Grafen von H. einigermaßen entſchuldigen mochte. Daß dann 
wenigftend in den Nebenpunkten nod einige günftigere Bedingungen erlangt wurden, war 
freilich nicht fein, fondern Hardenberg's Verdienſt, weldyer in diefer Beziehung den ungemellenen 
Anforderungen ded Wohlfahrtsausſchuſſes den entfchloffenften Wiverftand entgegenfegte. So 
gelang es ihm, von Frankreich gegen die von dem Könige übernommene Verpflichtung, weder 
gegen Holland noch gegen ein anderes von den Franzoſen bejegtes Land etwas Feindfeliges zu 
unternehmen, bie Zufage zu erhalten, daß es feine Waffen in Norbdeutichland nie über eine 
gewiffe Demarcationdlinie hinaustragen werde, melde auch bereitd am 17. Mai durch eine be— 
fondere Übereinkunft näher feftgefegt wurde, während die Natification des Hauptvertrags ſchon 
am 15. April erfolgt war. 

Die Nachwehen des jo durd die Noth gebotenen Friedens, welcher meber Preußen vor einer 
verhängnißvollen Kataſtrophe noch das Deutſche Reich vor dem Untergange bewahrte, konnten 
natürlich nicht ausbleiben. In Berlin tröſtete man ſich darüber zunächſt damit, daß man das, 
was man am Rheine zugeſetzt, in Volen durch den Theilungsvertrag vom 24. Det. 1795 
reichlich wieder gewonnen habe. Das konnte jedoch die ſchlimme Stellung, in welche Preußen 
nun vorzüglich zu Kaiſer und Reich kam, um nichts beſſer machen. Denn während das Cabinet 
zu Berlin ſein Verfahren beim Abſchluß des Friedens in einer bereits unter dem 1. Mai 1795 
an die Reichoͤſtände gerichteten Erklärung zu rechtfertigen ſuchte, führte dagegen der Kaiſer über 
die in biefem Falle von einem einzelnen Reichsſtande ausgeübte Gigenmächtigkeit die heftigſten 
Beſchwerden und forderte die übrigen Neicheftände auf, die Verhandlungen und den Abſchluß 
des Reichsfriedens jelbit in die Hand zu nehmen. 

Das hatte zunächſt auch die Folge, daß fich ſelbſt der Wohlfahrtsausſchuß, welder anfangs 
die ausſchließliche Vermittelung des Reichsfriedens durch Preußen gern gejehen hätte und in 
diejem Sinne au fhon auf die Vorſchläge Hardenberg's zu Baſel eingegangen war, am Ende 
doch dafür erflärte, daß das Neich wegen des Friedend mit der Republik felbft in unmittelbare 
linterhandlungen treten müſſe. Die Hauptſache mar aber, daß H. weder Ginfiht noch 
Muth genug hatte, das Intereffe Preußens in diefem wichtigen Momente, wo es ſich um nichts 
Geringeres handelte, als die Leitung der Reichsangelegenheiten in feine Hände zu bringen, ges 
börig zu würdigen und wahrzunehmen. Die Bermittelung des Separatfriedend zwifchen dem 
Landgrafen von Heſſen-Kaſſel und der franzöfifchen Republik, welchen Harvenberg noch zu Bajel 
zu Stande brachte, war dafür freilich nur ein geringer Erfap. 

Diefelbe Unfähigkeit und Schwäche bewies H. ferner au bei den leidigen Händeln, 
in welde Preußen kurz darauf mit den fränfifhen Reichsſtänden und namentlich mit der 
Reichsſtadt Nürnberg verwickelt wurde und bie vorzüglich wieder Hardenberg in eine fo 
ſchlimme Lage brachten, weil er ſich ganz von feiner Regierung verlaffen fah. Die Art, wie hier 
diefelbe ihre verjährten, früher etwas vernadpläffigten und in Vergeſſenheit gerathenen Hoheitd- 
rechte jetzt infolge des Baſeler Friedens plöglich, felbft nicht ohne Gewaltthätigkeiten, bis aufs 
Außerfte zur Geltung bringen zu müffen glaubte, dann aber, ſobald fle deshalb mit Ofterreih 
und felbft mit Frankreich in ſehr böfe Händel verwickelt zu werben fürchten mußte, ebenfo eilig 
den Rückzug antrat, konnte jiherlid nicht dazu beitragen, ihr vie politifche Achtung, welche fie 
fowol in Deutfhland wie im Auslande ſchon fo jehr verſcherzt hatte, wieder zu verſchaffen und 
auf die Dauer zu ſichern. Es mußte im Gegentheil den alferübelften Eindruck maden, daß fie 
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jich bereitd am 4. Juli 1796 ohne weiteres dev Reichsſtadt Nürnberg mit Gewalt der Waffen 
bemüchtigte und dann doch nicht einmal den Muth hatte, fie gegen die Preußen befreundeten, 
fiegreich vordringenden Franzoſen ſo weit in Schug zu nehmen, daß fie von der Laſt der ihr von 
legtern auferlegten ſchweren Kriegsconttibution befreit geblieben wäre. . 
„ Unter diefen Umftänden wurde der von Hardenberg nad) dem Wiederabzuge ver von ben 
DOfterreihern verbrängten Franzoſen mit ven Magiftrate von Nürnberg am 2, Sept. ab: 
gefchloffene Staatd:, Subjectiond- und Eremtiondvertrag, welcher diefe Reichsſtadt für im: 
mer mit der preußiſchen Monardie vereinigen follte, faft zur politifchen Lächerlichkeit. Denn 
kaum hatte Erzherzog Karl im Auguft und September die Franzofen aus Süddeutſchland 
zurückgedrängt, als man es in Berlin für gerathener hielt, den von Hardenberg eigenmächtig 
abgeſchloſſenen Vertrag gar nicht zu beſtätigen und die fofortige Räumung Nürnbergs anzu— 
ordnen, welche auch bereitd am 1. Det. erfolgte. 

H. war dabei injofern perfönlich noch ganz beſonders interejjirt, als er dieſe übeln Händel 
als eine willfommene Gelegenheit ergriff, Hardenberg, den er fhon von den bafeler Friedens: 
verhandlungen her als feinen gefährlichſten Nebenbuhler betrachtete, einen Streich zu fpielen 
und deffen politifche Thätigfeit i in Miscrebit zu bringen. Und das gelang ihm audy infoweit voll⸗ 
kommien, als der Kaiſer in feinen darauf an die betreffenden Kreisftände gerichteten Beſchwerde— 
fihriften über das eigenmachtige Berfahren der preußifchen Regierung alle Schuld von dem 
Könige ab auf „eine ganz eigenthümliche Gefchäftigkeit ſeiner Rathgeber““, alfo Hier vorzugs: 
weife Hardenberg, zurücwarf, obgleich H. wol fühlen mußte, daß es damit auch auf ihn ſelbſt 
gemünzt fei. Daß fi dann aber der König in einer von ihm und jeinen vier Mint: 
ſtern, Finkenſtein, Alvensleben, H. und Hardenberg, unterzeichneten, an feine fränklſchen 
Unterthanen gerichteten Verordnung vom 14. Jumi 1797 gegen alle weitern Gingriffe des 
Kaiſers und des Reichshofraths in feine dortigen Hoheitsrechte ſcharf und förmlich ver- 
wahrte, machte die Sache um nichts beſſer, da ſich bei der dann noch einige Zeit fortgefeg: 
ten erbitterten Polemik darüber die Öffentlihe Stimme mehr zu Gunften Ofterreichs ats 
Preußens erklärte. 

Einen noch weir üblern Eindruck auf die allgemeine Meinung und die übrigen Mächte 
machte indeſſen die Haltung, welche Preußen gleichzeitig in der Säcularifationdfrage angenom: 
men hatte. Die Entihädigungsfrage war nämlich bei dem Bafeler Frieden, wie wir gejehen 
haben, ald eine offene weiterer Entſcheidung vorbehalten worden. Die darüber zwifchen H. und 
dem franzöſiſchen Bejandten zu Berlin, Caillard, fortgeführten langwierigen Verhandlungen 
führten envlich uns diefelbe Zeit, wo die Franzoſen jiegreih in Branken und Baiern vordrangen, 
am 5. Aug. 1796 zur Linterzeihnung eines geheimen Vertrags, in welden Preußen das 
Princip der Säcularifation der geiftlihen Staaten zum Zwecke der Entſchädigung für den 
Verluſt feiner auf dem linken Rheinufer liegenden Provinzen vorläufig anerkannte. 

Die Motive, welche in vem Bertrage jelbft pafür geltend gemacht wurden, gaben ein trau: 
riges Bild von der Eläglichen Lage, in welche fih Vreußen durch gänzlichen Mangel an that: 
kräftiger Entfchloffenheit, welcher die H. che Politik harafterijirte, Frankreich gegenüber verfegt 
fab. Da fich die franzöſiſche Regierung, hieß ed darin, nicht dazu habe verftehen können, ven 
Wünſchen des Königs in Betreff der Erhaltung der Integrität des Meichögebieted und der 
Reichsverfaſſung, fowie hinſichtlich ver Wiedereinjegung des Haufed Oranien in jeine vormalis 
gen Rechte und Würden in Holland zu entiprechen, fo habe man ſich über andere Grundlagen 
vereinigt. „Um nun der franzöfifchen Nepublif einen Beweis feiner freundichaftlihen Gefin: 
nung zu geben‘, wolle fi ver König der Abtretung des linken Rheinufers an Frankreich nicht 
weiter widerfegen, und willige, va man auf eine Entſchädigung der weltlichen Fürften, melde 
dabei verlieren wũrden, Bedacht nehmen müſſe, in das unumgänglich nothwendig werdende 
Prineip der Säculariſation ein, indem er für ſich nur einen Theil des Bisthums Münfter mit 
Recklinghauſen in Anfpru nehme, jedoch mit Vorbehalt weiterer angemefjener Erwerbungen 
zur Bervollftändigung der betreffenden Entſchädigungen. In gleicher Weife jolltedann auch für 
Helen: Kaffel und das Haus Oranien geforgt werben. 

Natürlich konnte aber diefer Vertrag fein Geheimniß bleiben. Schon bei den zu Ende des 
Jahres zwiihen England und Frankreich fattfindenden Friedensverhandlungen ließen die fran 
zoſiſchen Unterhändler Worte darüber fallen, welche über feine Eriftenz feinen Zweifel mehr 
ließen So gelangte er gleich barauf auch zur Kenntniß des kaiſerlichen Cabinets, welches. fich 
beeilte, den geiftlichen Reichsſtänden bereits unter dem 6. Bebr. 1797 tiber dieſe im geheimen 
zwiſchen Frankreich und „einer proteftantifhen Macht” geſchmiedeten Säcularifationsentwilrfe, 
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auf welche der Kaiſer nie eingegangen ſei, die geeignete Eröffnung zu machen und ihre Hülfe in 
ihrem eigenen Intereffe vagegen in Anfpruch zu nehmen. Auf dieſe Weife juchte man jegt von 
Wien aus auch vorzüglich das religiöfe Interefle mit zum «Hebel der politifhen Action zu maden, 
indem man namentlid den „‚proteftantifchen Charakter“ dieſer reichsgefährlichen Umtriebe 
ftarf betonte. j 

Bald wurde nun aber Ofterreich durch die Macht der Ereignifle felbft in die Bahn Hinein- 
getrieben, deren Betreten ed Preußen fo ehr zum Vorwurf maden wollte, ohne daß ed $. ver: 
fanden hätte, dieſen Umftand zum Bortheil feiner Regierung zu benugen. Denn infolge des 
Vordringend der Franzoſen unter Bonaparte durch Italien gegen Wien ſah ſich der Kaifer 
gendthigt, nun auch feinerfeitd das Prineip der Säcularifation zum Zwecke der Entſchädigung 
bereit8 in den Friedenspräliminarien zu Leoben vom 18. April 1797 anzuerkennen und ed dann 
im $rieden zu Gampo:Formio vom 17. Oct. förmlich zu ſanctioniren. Auch dabei blieb indeſſen 
Preußen bedeutend wieder im Nachtheil, indem in Art. 9 des Friedensvertrags ausdrücklich 
feftgefegt wurde, daß die franzöſiſche Republik feine Schwierigkeiten mahen werbe, vem Könige 
von Preußen feine Befigungen auf dem linfen Rheinufer wiederzugeben, und für denfelben 
mithin von neuen Erwerbungen feine Nebe fein werde. 

Gleichwol verlangte nun auch noch Talleyrand, damald Minifter ver auswärtigen Angele- 
genheiten bes frangöfifchen Directoriums, von Preußen die offene und förmliche Anerfennung 
des Princips der Säcularifation, und der ſchwache, dem Tode fhon nahe König nahm unter dem 
. Einfluffe von H. gar feinen Anftand, bereit8 am 3. Juli 1797 ſich dahin zu erklären, daß, da 
der Kaiſer damit einverflanden und dadurch die vornehmfte Bedingung der Zuflimmung von 
feiner Seite erfüllt fei, er Fein Bedenken trage, fih dem Verlangen der franzöſiſchen Regierung 
zu fügen, indem er dies als das einzige Mittel betrachte, vie Leiden deö Kriegs zu beendigen; er 
jei deshalb auch gern bereit, ſich mit der franzöſiſchen Republik und dem Kaifer über die weitere 
Anwendung und Ausführung des gedachten Grundſatzes zu vereinigen. Bin Congreß werde in 
diefer Hinficht am fiherften zu dem erwünschten Ziele führen. Es war ein wahrer Hohn, daf, 
nachdem Talleyrand dieſe Erklärung erlangt hatte, ſich Die Franzöfiiche Negierung mit dem Kai: 
fer doch dahin verfländigte, Preußen von jedem Antheil an der Säcularifation auszuſchließen. 

Nur zu ſpät ſuchte H. nun in dem engern Anſchließen an Rußland eine Stüge gegen dieſe 
treulofe Politik des Directoriums und des Faiferlihen Gabinets. Mit dem bald darauf erfolgten 
Tode Friedrich Wilhelm's II. (16. Nov. 1797) lebte freilich bei vielen, melde ed mit der Ge: 
bung des preußiſchen Staates redlich meinten, die Hoffnung auf, daß ein Wechſel des Syſtems 
und ber Perjönlichkeiten eine beffere Zufunft herbeiführen werde. Allein H., welder von vem 
fterbenden Könige mit den Worten entlaflen worden war: ‚Man jagt, daß Könige feine Freunde 
haben; Sie find der meinige gewefen, ich nehme das Angedenfen mit mir’, und ſich mit feiner 
Geihmeidigkeit jogleih in die neuen Verhältniffe zu fügen wußte, fand auch bei deſſen Nach— 
folger, welcher damit gleichſam eine Pflicht der Pietät zu erfüllen glauben modte, Gnade und 
behielt ald Gabinetäminifter zunächſt die Zeitung der auswärtigen Angelegenheiten. Denn jener 
hatte H. auch fonft feine befondere Gunft auf verschiedene Weife zu erkennen gegeben. Er harte 
ihn mit einer anfehnlichen Güterfchenfung in vem neu erworbenen Sübpreußen bedacht und ihn 
jelöft noch furz vor feinem Tode, wie man fagte, vorzüglidh auf Verwendung der Gräfin 
Lichtenau, durd die Ertheilung des Schwarzen Adlerordens ausgezeichnet. Friedrich Wil: 
helm III. wußte H. aber überbied noch dadurch für fich zu gewinnen, daß auch er ſich befleipigte, 
die größere Strenge der Sitten, welche mit der Thronbefteigung dieſes Monarchen namentlich 
in den höchſten Gejellichaftöfreifen wieder mehr Gingang fand, wenigftens äußerlih zur Schau 
zu tragen. Er ging darin fogar fo weit, dag er fih mit feiner von ihm getrennt lebenden Ge— 
mahlin förmlich ausföhnte und nad dent Beifpiele des jungen Königs vor aller Welt pen 
liebenswürdigen Gemahl und den zärtlihen Bater fpielte. 

Die Hoffnung, daß nun aud in der Leitung der auswärtigen Politik ein anderes Syftem 
zur Geltung fommen werde, wurde allerdings einigermaßen dadurch belebt, daß der König kurz 
nad feinem Regierungsdantritt Hardenberg, welcher noch mit der Verwaltung der fränkiſchen 
Fürſtenthümer betraut war, nad Berlin berief und ihm als 'Kabinetöminifter auch einen ge— 
wiffen Antheil an der Leitung der auswärtigen Angelegenheiten zugeitand. Allein die nächte 
Bolge davon war, daß ih nun auf dieſem Terrain zwei Syſteme feindlid; einander gegenüber 
traten und mithin Hier jegt am mwenigften Einheit und jener helfe, fefte und confequente Gang 
auf dem einmal betretenen Pfade zu erwarten war, welcher, wie z. B. Geng in jeinem befannten 
freimüthigen Schreiben an Friedrich Wilhelm IH, vom 16. Nov. 1797 meinte, „die preußiiche 
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Monarchie in ven Stand gefegt haben würde, felbft jegt noch die Ehrfurcht aller großen Staaten 
zu ertrogen, jowie dad Vertrauen.aller Fleinen zu verdienen und ihr fomit gerechte Anſprüche 
anf das erhabene Amt des Schiedsrichters von Buropa zu verfchaffen“. Man geriet im Gegen-- 
theil nur immer wieder in jenes heillofe Schwanken, welches am Ende nur zu vem Schlimmften 
von allem, dem gänzlihen Mangel eines bejtimmten Syſtems und, indem man fi haltungslos 
den Wechſelfällen des Zufalls überließ, zu unnüger Vergeudung der Staatskräfte führen mußte. 

Denn obgleid der König aud Hardenberg, welder dad Verberbliche des bisher befolgten 
politifchen Syſtems wohl zu würdigen wußte, fein Vertrauen im hoben Grade zuwandte und 
deſſen Rathe Gehör gab, jo behielt doch die franzöſiſch gefinnte Partei, neben H. vorzüglich 
durd den Gabinetsrath Lombard und den Marquid Luchefini vertreten, im Nathe veffelben 
vorerft noch überwiegenden Einfluß. Je mehr Hardenberg darauf drang, daß das Interefle ver 
preußifhen Monarchie weit eher ein engeres Anſchließen an England erheifche, deſto gefpannter 
wurde natürlich auch fein Verhältniß zu H. und deſſen Partei. 

Ihr war num zunächſt auch die Flägliche Haltung der Vertreter Preußens auf dem Gongref 
zu Raſtadt (9. Dec. 1797 bis 8. April 1799) zuzuſchreiben, auf welchen es vor allem gegolten 
hätte, im Verein mit Ofterreich die Intereffen des Deutfchen Reichs, welche zugleich auch die 
Preußens im befondern waren, gehörig wahrzunehmen. Bonaparte mußte aber damals fon, 
was er Preußen bieten Eönne. Bereits am 1. Dec. ſchloß er daſelbſt, ohne Preußen weiter dabei 
zu berüdfichtigen, mit dem öfterreihifhen Minifter Grafen Gobenzl eine geheime Convention 
ab, derzufolge nody die von den Faljerlihen Truppen bejegten Beftungen am Rhein und in Fran: 
fen jofort geräumt und namentlih Mainz den Franzoſen überliefert werden follte. Je höher 
und unverfhämter aber dann nur die Forderungen Frankreichs wurden, defto EFleinlauter und 
nachgiebiger bewiefen fich die preußifchen Gefandten. Daß der Lauf des Rheins ald Grenze zwi— 
ſchen Frankreich und Deutihland die Bafis ver weitern Unterhandlungen fein folle, wurde von 
ihnen fogleich zugegeben. Auf eine Entfhäpigung für die am Rhein verloren gegangenen 
Provinzen wollte man gar feine Ansprüche mehr machen, fobald auch die übrigen Mächte darauf 
verzichten würden, und als von einer namentlid von England und Rußland eifrig betriebenen 
neuen Goalition gegen Branfreich die Nede war, für welde man aud Preußen zu gewinnen 
ſuchte, erklärten die Bevollmächtigten deſſelben ven franzöſiſchen Unterhänplern geradezu: „der 
König fei gewiß weit entfernt, fi aufeine neue Goalition gegen Frankreich einzulaffen, und 
überzeugt, daß auch die Republik ihrerſeits durch eine angreifende Haltung die Ruhe ver andern 
Staaten nit werde ftören wollen.” 

Daher batte aud) ver Königsmörder Sieyes, welcher von dem Directorium ald Gefandter 
nad Berlin gefhict wurde, um den Bemühungen der übrigen Mächte in diefem Ginne-entge=. 
genzuwirfen, dort ſehr leichtes Spiel. Er wurde ungeachtet der Einreden der andern Gefandten 
mit Wohlwollen und jelbft von feiten des Hofs mit Auszeihnung aufgenommen und erreichte 
feinen Zweck vollfommen. Denn au alle fernen Schritte der Gejandten Englands, Ruß— 
lands und Ofterreihs, Lord Grenville's, Oraf Panin's und Graf Dietrichſtein's, den König noch 
zum Beitritt zu dev Goalition zu bewegen, als ji dad Wafſenglück auf die Seite der Verbün— 
deten zu neigen ſchien, fcheiterten an der unüberwindlihen Friedensliebe deſſelben. Sogar 9. 
fol, wie er wenigftens felbft behauptet (,‚Fragment des M&moires inedits du comte de H.“), 
damals in feinen Anſichten wanfend geworden fein und fih in einem deshalb zu Char— 
lottenburg unter dem DVorfige des Könige abgehaltenen Gabinetsrathe für den Krieg erklärt 
haben. Aber er hatte nicht Muth und Kraft genug, ven König eines Beſſern zu überreden. 
Derfelbe blieb dabei, die Stimme feines Gewiſſens erlaube ihm nicht, fein Wort und den Frie- 
den gerade in einem Augenblicke zu brechen, wo Branfreid von allen Seiten bedroht ſei und von 
dem Waffenglücke verlaffen zu werden ſcheine. Graf Panin verlieh Hierauf Berlin, nad einen 
heftigen Wortwechjel mit H., in äuferfter Misftimmung, und gleidy darauf, am29. Juni 1799, 
wurde dem im December 1798 zwifchen England und Rußland abgeſchloſſenen Subjivienver- 
trage ein Zufagartifel hinzugefügt, demzufolge die darin vorläufig für ein preußiſches Hülfs— 
beer von 45000 Mann. feftgejegten Subſidiengelder zu anderweitiger Unterflügung dev gemein— 
ſamen Sache verwendet werben follten, da alle von den beiden Mächten bei ven Könige ange: 
wandten Bemühungen vergeblich geweſen feien. 

Daß fih Preußen unter viefen Umſtänden au nicht für die von dem Kaifer bereits im 
Auguft bei dem Reichstage zu Negensburg in Antrag gebrachte Erneuerung des Reichskriegs 
erklären Eonnte, verfteht fih von felbft. Denn die H.'ſche Politik war jegt vorzüglich nur noch 
Darauf gerichtet, bei dem noch unerledigten Entſchädigungsgeſchäft, welheönac dem am 9. Febr. 
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1801 you Frankreich und Ofterreic unterzeichneten Frieden zu Luneville zum endlichen Ab= 
fchluffe kommen jollte, Preußens Bortheil ſoviel wie möglih wahrzunehmen und zu dieſem 
Zwede mit Frankreich, ohne meitere Rückſicht auf die Interefien Deutihlands, in gutem Ber: 
nehmen zu bleiben. Aus dieſem Grunde hatte dad Gabiner von Berlin aud feinen Anftand 
genommen, dem von Bonaparte betriebenen und dann vorzüglich vom Kaifer Paul von Rußland 
ind Werf gefegten und zunächſt mit Schweden und Dänemarf vereinbarten nordiſchen Bunde 
zum Schutze des Seehandeld der Neutralen gegen das von den Engländern in Anſpruch genom— 
mene Durchſuchungsrecht vom 16. Dec. 1800 beizutreten. H. wies die von England jogleih zu 
Anfange des Jahres 1801 dagegen erhobenen Beſchwerden mit dem Bedeuten zurüd, „daß eine 
folde angemaßte Oberherrihaft Englands über die Waare in feinem Falle zuläflig ericheine, 
und ſich daher der König für verpflichtet gehalten habe, diejenn Bunde beizutreten und infolge 
deffen nicht nur einen directen Antheil an allen Begebenheiten zu nehmen, melde Die Sache der 
Neutralen angehen, fondern auch die Convention durch ſolche Eräftige Maßregeln aufrecht zu er: 
halten, welche der Drang der Umſtände erfordern möchte”. 

- Preufen wurde dadurd in die fatale Nothwendigfeit verfegt, nicht nur die Mündungen der 
Side, Weſer und Ems zu verihließen, jowie Oldenburg und die Hapfeftädte, Hamburg, Lübeck 
und Bremen, militäriich zu befegen, jondern aud Sannover bereitd zu Anfang April 1801 mit 
24000 Mann in Bejig zu nebmen. Denn Kaifer Paul Hatte förmlich erflärt, daß, wenn fich 
Preußen dazu nicht verfiehen wolle, er jelbft ohne weiteres feine Truppen dort einrüden laſſen 
werde. Das bewog nun auch König Georg II. ald Kurfürft von Hannover, diefe Bejegung 
ruhig geiheben zu laffen, zumal da er von Berlin aus die Zujiherung erhielt, man babe ih 
dazu mur verftanden, um dort den Einmarſch ruſſiſcher oder franzöfiiher Truppen zu verbin- 
dern. Die Sache befam aber durch den bereit8 am 24. März eingetretenen Tod des Kaiſers Paul 
ſchnell eine andere Wendung. Sein Nachfolger, Kaifer Alexander, jöhnte ich mit England aus, 
und Preußen jah ſich dadurch veranlaßt, no vor Ausgang des Jahres feine Truppen ſowol von 
den Münbungen der obengenannten Flüffe und aus Oldenburg, Hamburg, Bremen und Lübeck, 
ald auch aus Hannover wieder zurückzuziehen, nachdem der König Elugerweiie das ihm von 
Bonaparte gemachte Anerbieten, zum Erſatze für die Mactvergrößerung, welche Ofterreih im 
Frieden zu Luneville erhalten babe, im Bejig deſſelben zu verbleiben, für diesmal mit Ent— 
ſchiedenheit zurückgewieſen hatte, 

Dagegen trug er kein Bedenken, ſich bei der endlichen Erledigung der Entſchädigungsfrage, 
wo er von Kaiſer und Reich nichts zu erwarten hatte, wieder ganz auf Frankreich zu ſtützen, 
und Bonaparte kam ihm dabei als Erfter Conſul um fo bereitwilliger entgegen, da es ihm jetzt 
vorzuglih darım zu thun war, Breußen durch beitimmte Verpflichtungen immermehr an das 
Intereffe Frankreichs zu feſſeln. Nah den von $. ihm ertheilten Inftructionen ſchloß daher 
Luccheſini bereitd am 23. Mai 1802 zu Paris mit der franzöſiſchen Regierung einen geheimen 
Vertrag ab, welcher Preußen die Bisthümer Paderborn und Hildesheim, das Eichsfeld, Erfurt, 
Untergleichen, die Stadt und einen Theil ded Biösthums Münfter und die Abteien Elten, Effen 
und Werben verbürgte und zugleich die Verhältniſſe ver oraniſchen Familie dem Wunſche des 
Königs gemäß ordnete. Es wurden nämlich dem ehemaligen Erbitatthalter gegen Verzichtlei— 
ftung auf alle feine Amter und Güter in der nunmehrigen Bataviſchen Republik die Abteien 
Fulda, Korvei und Weingarten nebft einigen andern Gebieten mit der Beftimmung zugefichert, 
daß diefelben bei Erlöihung der directen männlichen Linie des Prinzen von Oranien an Preußen 
übergehen jollten. Ein bejonderer Artikel ermächtigte überdies den Köniz, die fir ihn bezeich⸗ 
neten Gebiete zu bejegen, ohne die Entſcheidung des Reichstags abzumarten. Dagegen erfannte 
und gewährleiftete er in Art. 13 die von Frankreich in Oberitalien getroffenen Ginrichtungen. 

Bei der furz darauf, im Juni, ftattfindenden Zufammenkunft zwiſchen dem Könige und 
Kaifer Alerander zu Memel erflärte fi der legtere damit einverftanden, indem er dies zugleich 
als eine willfommene Gelegenheit ergriff, rich zufolge der ſchon von der Kaiferin Katharina IT. 
übernommenen Gewährleiftung bes Friedens zu Teſchen auch als Schugherr des Deutſchen 
Reichs geltend zu machen. Defto größer war pas Geſchrei von Wien aus darüber, als Breupen 
Anftalt machte, die ihm zugeſprochenen Länder nun wirklic in Befig zu nehmen. Das Gabinet 
von Berlin entichuldigte fich aber zunächſt damit, daß dieſe Befignahme Mur eine proviforiihe 
jein folle, und daß der König jene Länder nicht eher als fein Eigenthum betrachten werde, ala 
bis die ganze Entſchädigungsſache von Reiche wegen geordnet fein würde. Am Ente mußte ſich 
aber auch die Eaiferlihe Regierung nad längerm Hin- und Herverhandeln dazu bequemen, auf 
Grund des Luneviller Friedens die Einmiſchung Frankreichs und Rußlands in dad Entſchädi— 
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gungsgefchäft mitteld Säcularijation zugugeben. Denn un allen fernen Weiterungen ein Ziel 
zu fegen, hatte Bonaparte Luchefini geradezu gezwungen, jelbft ohne Ermächtigung jeiner Re: 
gierung im Verein mit Baiern am 5. Sept. 1802 eine Convention zu unterzeichnen, vermöge 
deren die drei Mächte ſich verpflichteten, wenn dem Kurfürften von Baiern feine Bejigungen amı 
rechten Innufer, namentlid die Stadt Paffau, nit binnen 60 Tagen eingeräumt würden, Died 
durd Vereinigung ihrer Waffen zu bewirfen. In Berlin wurde nun zwar diefes eigenmächtige 
Berfahren Luchefini'd gemisbilligt, man glaubte aber doch leichter darüber hinweggehen zu kön 
nen, da die betreffende Gonvention nur ald eine Ergänzung und Beitätigung des Vertrags von 
22. Mai zu betrachten fei. Die bereitd auftauchende jehr lebhafte Beforgnig wegen des nahen 
Wiederausbruchs des Kriegs zwiſchen England und Frankreich befhleunigte num noch dieſes 
leidige, jahrelang jo hingezogene Geſchäft, und fo Fam endlich am 25. Febr. 1803 der Reichs— 
deputationshauptſchluß zu Stande, demzufolge für Franfreid die Rheingrenze anerkannt wurde 
und Preußen in den ruhigen Bejig der ihm durch den Vertrag vom 22, Mai von Frankreich 
verfhafften Länder trat. Es erhielt dadurch allerdings für feine jenfeit des Rheins verlorenen 
Befigungen, welde im ganzen nur 48 Duadratmeilen betrugen, eine Entihädigung von 
241 Duadratmeilen mit einer Bevölferung von 600000 Seelen. 

Diefe antinationale Bergrößerungspolitif Preußens auf Koften des Deutſchen Reichs; 
welde daffelbe ganz in eine läftige Abhängigkeit von Frankreich verfegte, deren Gehäſſigkeit man 
aber wenigftend noch durch ein möglichft ſchonendes Verfahren bei der Befigergreifung der fäcu- 
larifirten geiftlihen Güter zu mildern ſuchte, follte aber bald auf eine weit härtere Probe 
geitellt werden. Infolge der bereitd am 18. Mai 1803 von England gegen Frankreich erlaffe: 
nen Kriegderklärung hatte nämlich der Erfte Conſul nichts Eiligeres zu thun, als das Kurfür— 
ſtenthum Hatnnover in Beſitz zu nehmen und den engliſchen Schiffen die Mündungen der Elbe, 
Weſer und Ems zu verſchließen. Daß dies Preußen ruhig geſchehen ließ, iſt ſpäter ſelbſt von 
franzöſiſchen Staatsmännern als einer der größten Fehler der verkehrten und zaghaften Politik 
ded Cabinets von Berlin bezeichnet worden. Warum that man denn jetzt im Intereſſe Englands 
nicht daflelbe, was man vor zwei Jahren auf Betrieb Ruplands thun zu müffen glaubte? Hätte 
Preußen auf den erften Kanonenfhuß Hannover bejegt uno es während der Dauer des Kriegs 
in Verwahrung genommen, jo würde Bonaparte feinen Unmuth darüber allerdings auf nad: 
drückliche Weiſe zu erkennen gegeben, aber ſchwerlich bis zu thatſächlichen Schritten gegen 
Preußen getrieben haben, während auf der andern Seite Friedrich Wilhelm III. dadurch jedenfalls 
die verſcherzte politifche Achtung zum guten Theile wieder gewonnen und wahrſcheinlich ver 
preußiihen Monarchie eine ganz andere Zukunft gejihert Haben würde. 

H. bat nun zwar fpäter ſelbſt verfihert, vaß er dem König-gerathen, ſich der Bejegung 
Hannovers durd die Franzoien mit ven Waffen in der Hand zu widerfegen, und daß ihn des— 
halb jogar Napoleon noch bei feiner Zufammenfunft mit ihm in Schönbrunn belobt habe, allein 
man wird ihn fchwerlid von der Schuld freifprechen können, welche er dann im entſcheidenden 
Momente doch durch jeine Schwäche und falſche Nachgiebigkeit auf jih geladen hat. Denn es ift 
erwieſen, daß er auch da wieder feine bejjere Überzeugung dem verhängnißvollen Ginflufle feines 
politiihen Mentors, des Cabinetsraths Lombard, aufopferte, welcher Die verfehlte Politik 
Preußens jpäter ſelbſt auf ziemlich ungeſchickte Weiſe zu rechtfertigen gefucht hat. Man habe, 
meinte er, den Franzoſen das Necht zur Bejegung Hannovers nicht beftreiten Eönnen, ohne ſich 
felbit zum Erröthen zu nöthigen, nachdem erſt kurz vorher die preußiihen Truppen das auf. 
Andringen Rußlands wegen feiner Seehändel mit England befegte Kurfürftentgum geräumt 
hätten. Man habe von dem Rechte der großen Mächte, eigene Intereilen in Die Hände zu neh— 
men und zu erflären, daß diejelben eine fremde Uberziehung des Kurfürſtenthums nicht geitat= 
. teten, feinen Gebraud machen können, ohne die Franzoſen zu einer gleihen Erklärung zu vers 
anlaſſen. (Xombard, „Matériaux pour servir a l'histoire des annees 1805, 1806 et 1807.) 

Seine Anfiht gewann aber auch im Rathe des Königs um fo leichter die Oberhand, 
weil man fürdhtete, daß die Bejegung Hannovers Preußen in einen Krieg verwideln würde, 
dem man nicht gewachſen fein werde. Hierzu fam, daß Bonaparte jid damals die größte Mühe 
gab, das Gabinet von Berlin in dem Wahne zu beftärfen, daß es im Intereſſe und in der Abjicht 
Frankreichs liege, Preußen wirklich zu einer Großmacht zu erheben, jelbft auf die Gefahr hin, 
dadurch Ofterreihs Eiferſucht auf daſſelbe nur noch mehr rege zu machen. „Preußen ift zu 
ſchwach“, fagte er felbft zu dem öfterreihiichen Botſchafter Grafen Cobenzl; „ic will es unter: 
fügen, id) will es groß machen.“ Niemand war aber durch dergleichen falſche Vorſpiegelungen 
leichter einzunehmen und zu bethören als H. und Lombard und-die in ver Nähe des Könige 
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noch immer mächtige, durch ven Feldmärſchall v. Möllendorf, die Generale v. Kalckreuth und 
v. Zaftrow und den Oberften v. Köderig vertretene franzöſiſch geſinnte Partei. Sie ſprach 
fortwährend die Überzeugung aus, daß Preußen von Frankreichs Freundſchaft alles zu hoffen, 
von deffen Feindſchaft alles zu fürchten babe, daher es ſich auf diefe Macht fügen und fie zu— 
glei im Zaume Halten müffe. 

Der König felbft war indeſſen doc, mol vorzüglich auf Hardenberg's Eingebungen und Die 
Mahnungen der Königin, denen er jegt williger Gehör gab, ſchon etwas zweifelhafter und mis- 
trauifcher gegen die Abfihten und die Verfiherungen des Erften Gonfuld geworden. Das ihm 
von diefem Anfang Juni 1803 angebotene Bündniß mit Sranfreih, wodurch er fidh notb- 
wendigerweiſe in ein feindliches Verhältnig zu England, Ofterreih und Rußland verfegt haben 
würde, glaubte er daher höflich ablehnen zu müflen. Dazu follte die zufällige Anweſenheit 
Bonaparte’ Sin Brüffelim Juli 1803 benugt werden. Unglücklicher hätte aber diefe delicate Miſ— 
fion nicht ins Werfgefegt werben können, ald ednunder Fallwar. Denn ſie wurde auf des Grafen 
. H.undber frangöftfch gefinnten Partei Betrieb niemand anders anvertraut, als dem Cabinetsrath 
Lombard, welcher ſchon im voraus ganz für Frankreichs Intereffe eingenonmen war. Seine In: 
ftrustionen lauteten dahin, daß er Bonaparte zu bewegen fuchen folle, feine Truppen aus Nord: 
deutſchland zurückzuziehen, und fi dann über die Bedingungen des angetragenen Bündniffes 
von ihm nähere Erflärungenprbitte. Bonaparte wußte nun aber ſchon, mit wem er ed zu thun 
babe. Es bedurfte kaum der Überredungsfünfte, in denen er Meifter war, um Lombard ganz 
zum Sklaven feiner Plane und Wünfche zu mahen. Überdies gilt es für eine niemals beftrit- 
tene Thatjache, daß fich derfelbe willig finden ließ, damals für ein Sündengeld von 6000 Napo— 
leondor zum Verräther an König und Baterland zu werden, und die Art, wie er fich jelbft 
fpäter darüber, 3. B. gegen Gentz, äußerte und zu rechtfertigen fuchte, kann derfelben eher zur 
Beftätigung ald zur Widerlegung dienen. 

„Man hat mich”, fagte er unter anderm, „wie einen Verbrecher angeklagt und mishandelt, 
mein Name ijt wie ver eined an Bonaparte verfauften Verrätherd durd ganz Europa getragen 
worden, Diejenigen, welche mich befchuldigten, verkauft zu fein, mußten jedoch nur zu gut, daß 
ich ed nicht fein fonnte. Ich bin ſtets arm wie eine Kirchenratte gewefen, und meine Frau hat 
faum ein Zimmer, wo fie einige Breunde anftändig empfangen kann. Daffelbe gilt aud von 9. 
Er bat faum fo viel, daß er ein unbedeutendes Haus unterhalten fann ; er ift mit Schuldenüber: 
. laden, Nur ein gegen und bis zur Wuth gereiztes Publiftum konnte eine fo lächerliche Ver: 

leumbung erfinden. Es ift wahr, und ich muß es leider eingeftehen, ich bin einen Augenblid von 
dem Ungeheuer, welches die Erde verheert, hintergangen worden. Als ih ihn im Jahre 1803 
in Brüffel geſehen Habe, bat er mich weit weniger durch feine Schmeicheleien ald durch die Idee 
gewonnen, welche er mir von der Größe und dem Edelmuth feines Charakters, fowie durd feine 
friedliche Sprache und die Heuchelei beibrachte, mit welcher er von Preufien und feiner befonvern 
Anhänglichkeit für daſſelbe ſprach. Aber die Taufhung hat nicht lange gedauert; noch war das 
Jahr 1803 nicht zu Ende, ehe mein Traum verſchwunden war. Seit diefer Zeit habe ich meine 
Anficht nicht geändert; ich habe gefehen, daß diefer eingefleifchte Dämon feine entfegliche Lauf: 
. bahn bis zur Vernichtung aller Dinge verfolgte. Aber ich fonnte nichts thun, und Gott weiß, 
daß ich nichts thun konnte, und andere ebenfo wenig wie ich.‘ j 

Das Refultat feiner Sendung Eonnte daher kaum ein anderes fein, ald daß Bonaparte, 
unter nohmaliger Verficherung,, er lege auf die Ehre, die preußische Monarchie zu erheben und 
zu vergrößern, befondern Werth, nur das Verlangen zu erkennen gab, mit dem König ein enges 
Bündniß zu fließen und ganz den Wünfchen veffelben zu entfprechen, vorausgefegt, daß er fich 
feinerjeitö durch die Übernahme beftimmter Verpflihtungen binden wolle. Dazu mochte ib 
aber der König ſchon gar nicht mehr verftehen, und Lombard felbft mußte nad) feiner Rückkehr 
dem franzöſiſchen Gefandten erflären, daß nad) genauer Brüfung der Lage, in welcher fih Europa 
und Preußen indbefondere befänden, ein Bündniß mit Frankreich nicht nöthig ericheine, der 
König aber geneigt fei, mit ihm einen Neutralitätövertrag abzuſchließen, vem zufolge, nad) dem 
vom König felbft aufgefegten Entwurf, fih Preußen vafür verbürgen wollte, daß Frankreich 
während deö gegenwärtigen Kriegs von feiner Macht des Feſtlandes angegriffen werde, wogegen 
ſich der Erfte Conſul verpflichten follte, die Rechte der Neutralen zu achten und in Hannover 
höchſtens 20000 Mann zu unterhalten. Nah längern Verhandlungen, während welcher die 
perfönliche Abneigung des Königs gegen Bonaparte durch die am 21. März 1804 auf deſſen 
Befehl erfolgte Ermordung des Herzogs von Enghien noch bedeutend vermehrt wurde, Fam auch 
wirklich am 4. Juni 1804 ein folder dahin zu Stande, daß der König fich verpflichtete, Feinen 
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feindlichen Truppen den Durchzug durch das nördliche Deutſchland nach Frankreich zu geſtatten, 
wogegen das letztere ſich verbürgte, die Armee in Hannover nicht zu vermehren und dem übrigen 
Theile des nördlihen Deutfchland Neutralität zu gewähren, 

Der Unmuth Napoleon’d über dad Mislingen feines Lieblingsplans wurde indeß für jept 
noch etwas dadurch gemilvert, daß der König fich beeilt hatte, den von ihm angenommenen Kaifer- 
titel durch ein ſehr ſchmeichelhaftes Schreiben vom 27. Mai 1804 förmlich anzuerkennen und 
ihm aud) feine guten Dienjte zum Zwed der Anerkennung deſſelben von feiten anderer Mäkhte; 
wie namentlich der Pforte und Rußlands, anzubieten. Nichtsdeſtoweniger mar diefe Wendung 
der Dinge offenbar’ eine erſte empfindliche Niederlage det franzöſiſch gefinnten Partei, und 9: 
fühlte ich perfönlich dadurch jo unangenehm berührt, daß ex ih aus Geſundhäisrückſichten 
einen längern Urlaub erbat, um ſich auf feine Güter in Schlejien zurüdzuziehen. Ex wurde 
ibm, wie man glaubte, vorzüglich auf Betrieb der Königin, für unbeſtimmte Zeit in einer Weiſe 
ertheilt, welche einer gänzlichen Entlaffung fo ziemlich gleihfam. Denn bereits unterm 14. Aug: 
kündigte Hardenberg dem diplomatiſchen Corps förmlih an, „daß der König dem Grafen H. 
auf jein Anfuchen und zur Anerkennung der treuen und erſprießlichen, von ihm dem Staate ge— 
leiſteten Dienſte eine unbeſchränkte Erlaubniß, ſich auf ſeine Güter zu begeben und daſelbſt 
nach ſeinem Gefallen und nach dem Bedürfniß ſeiner Gefundheit und ſeiner Privatgeſchäfte zu 
bleiben, bewilligt, für die Zukunft aber die Leitung ded Departements der auswärtigen Ange: 
[egenheiten auf eine dauernde Weife in feine Hände gelegt habe‘. 

Died galt allgemein als der Anfang eines neuen politiihen Syftems, demzufolge i im Gabi: 
net des Königs, unter Hardenberg’ Einfluß, das Intereffe Englands über Frankreich die Ober: 
hand gewonnen habe. Harbenberg felbft aber, welcher nicht verfennen fonnte, daß auch nad ver 

- Entfernung von H. die franzöſiſch gefinnte Partei durch die Lombard, Luchhefini, Möllenvorf, 
Kalckreuth, Köderig u.a. in der Nähe des Königs immer noch ftarf genug vertreten fei, glaubte 
doch zunächſt im Sinne feines Syſtems noch ziemlih vorfihtig zu Werke gehen zu müflen, um 
den Kaifer der Franzoſen bei möglihft guter Stimmung gegen ‘Preußen zu erhalten, Dies ges 
lang ihm auch noch fo lange, bi die fortgefegten Übergriffe Napoleon’s und die daraus ent: 
flandenen Verwickelungen, welde wir hier nicht weiter ins einzelne zu verfolgen haben, im 
Herbft 1805 den Wiederaysbrud des Kriegs zwiſchen Ofterreich und Frankreich herbeiflihrten 
„und auch H. auf den polikiſchen Schauplag und in feine verhängnißvolle Thätigfeit zurück— 
bvrachten 

Schon in September des genannten Jahres erſchien nämlich der vertrauteſte Adjutant Ma-⸗ 
poleon's, Duroe, in Berlin, um ven König abermals zum Abſchluß eines förmlichen Bündniſſes 
mit Franfreih unter der Bedingung der gänzlichen Abtretung von Hannover an Preußen zu 
verloden. Der Kaifer ſelbſt ſuchte dem König die Sache in einem vertraulihen Schreiben fo anz 
nehmlid wie möglid; zu machen, indem er ihn namentlich auf die Gefahren Hinwies, melde 
Preußen von feiten Rußlands drohten. „Nicht vor Franfreich”, fagte er darin, „ſolle man fich 
fürdten, jondern vor jenem Reiche, deffen Arme von der Ditfee bis zum Mittelmeer reihen, das 
in Ronftantinopel herrſcht und nur einiger Siege bedarf, um Europa eine neue Barbarenüber: 
ſchwemmung erfahren zu laſſen.“ Auch wollte man dabei fo vorjihtig wie möglich zu Werke 
gehen. Es follte ein offener und ein geheimer Vertrag abgeſchloſſen werden, In jenem follte 
fih Preußen nur zum Schein zur Neutralität verpflichten und Hannover nur in Verwahrung 
nehmen; nad diefem dagegen follte es jih eventuell an dem von Frankreich zu führenden Krieg 
betheiligen und dafür Hannover ald eigenes Bejigthum erhalten. Der König wollte aber fein 
ernftlich gemeintes Syften der Neutralität nicht aufgeben, und mit ihm im Einverftänpniß lehnte 
daher Hardenberg. die Sache durch ausweichende Antworten ab. 

Das verdroß Napoleon aber in ſo hohem Grade, daß er auf jene Meutralität gar feine 
Rückſicht mehr nahm umd feine Truppen ohne weitered in Franken durch preußifches Gebiet 
gegen Dfterreich vorrüden ließ. Sein Gefandter in Berlin, Zaforeft, wußte nun zwar dieſe 
vertragswidrigen Übergriffe in moͤglichſt glimpflichem Lichte barzuftellen, allein Hardenberg 
glaubte diefe Entfhuldigungen doch, in einem in ziemlich gereiztem Tone gehaltenen Schreiben 
an Duroc und Laforeft vom 14. Oct. 1805, mit dem Bedeuten zurücweifen zu müflen, daß 
ſich der König feiner zeitherigen, mit Frankreich eingegangenen Berbindungen i in Beziehung auf 
Die Neutralität Norddeutſchlands durch die Verlegung der Neutralität in Franken für enthoben 
erachte. Überhaupt könnten die zwifchen dem Kaiſer und Preußen beftebenden Verpflichtungen 
feinen Werth und Erine bindende Kraft mehr haben, und der König ſähe ſich som genöthigt, 
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feine Armeen diejenige Stellung einnehmen zu laſſen, die für. die Vertheidigung des Staates 
nothwendig werben würde. er 

Das nahm Napoleon natürlich gewaltig übel; fein Zorn erreichte aber ven höchſten Gipfel, 
als er nun auch noch von der gleich darauf, am 3. Non., zwiſchen dem König, Kaifer Alerander 
und dem Erzherzog Anton, im Namen des Kaiferd Franz, zu Potsdam abgefähloflenen Über: 
einkunft Kunde erhielt. Es ift nit ganz Flar, woher ed kam, daß mit den betreffenden Berhand= 
lungen und dem Abſchluß diejer Übereinkunft wieder H. betraut wurde, welder ih um dieſe 
Beit vonfeinen Gütern nah Wien begeben hatte und von da nach Berlin zurüdberufen worden 
war. Wir wollen es dahingeftellt jein laffen, ob dabei vorzüglich auch öfterreihifche Einflüfle 
wirkſam gewefen fein mögen; jedenfalls hatte die franzöſiſch gefinnte Partei ihre Hände dabei 

im Spiele. Genug, feinem Einfluß wurde e8 vor allem zugeichrieben, daß jene Verhandlun—⸗ 
gen nicht fofort zu einem Bündniß zwifchen den betheiligten Mächten, fondern nur zu einer vor= 
läufigen Übereinkunft führten, der zufolge Preußen ald bewaffneter Vermittler zwiſchen Brant- 
reih und den verbündeten Mächten dem Kaijer Napoleon die Bedingungen eines allgemeinen 
Friedens vorlegen und, falls jener diefelben bi8 zum 15. Dec. nit annehmen were, ihm den 
Krieg erklären und feine Waffen mit ven Verbündeten vereinigen jollte. Jene Bedingungen 
joflen namentlich darin beftanden haben, daß Preußen für Öfterreich die Feftftellung einer beſſern 
Militärgrenze, für ſich jelbjt aber den Eintaufch ded Kurfürftentgumsd Hannover gegen feine weſt— 
fälifhen Provinzen verlangte. 

Dad dann aber 5. zu der delicaten und fhwierigen Miſſion auserjehen wurde , Napoleon 
für die Annahme diefer Bedingungen zu gewinnen, war nur eine natürliche Kolge davon. Auch 
ift ed gar nicht unmahrfhheinlih, daß, wie man behauptet hat, Napoleon felbft auf die Wahl 
gerade dieſes Unterhändlers, deſſen Charakter und Gefinnungen ihm hinlänglid befannt waren, 
wejentlihen Einfluß gehabt, und daß er aud) feine Abreife von Berlin fo lange zu verzögern ge: 
mußt habe, bis der entjcheidenvde Schlag auf dem Schlachtfelde erfolgt jein würde, mit dem er 
damald umging und von welhem gewiſſermaßen das Schickſal Europas abhängen jollte. Denn 
H., welder Berlin in Begleitung von Lonbard am 14. Nov. verlaflen hatte, traf, auch unter= 
wegs noch aufgehalten, erft am 28. Nov., alfo unmittelbar vor der Schlacht von Aufterlig, in 
dem Hauptquartier ded Kaifers, in dev Nähe von Brünn, ein 

Napoleon enipfing ihn ba mit verftellter Sreundlichfeit, wußte ihn aber in einer vierſtün— 
digen Unterredung mit andern Dingen jo hinzubalten, daß er gar nicht dazu fam und ven Muth 
nicht hatte, ihm fein Ultimatum mitzutheilen. Der Zwed jeiner Sendung war dadurch ſogleich 
von vorriherein verfehlt. Die Schlacht, welche ex gerade hätte verhindern follen, entſchied ſich 
bereitö am 2. Dec. auf den Ebenen von Aufterlig zum Nachtheil der Verbündeten. Anftatt daß 
nun aber $., wie Geng meint, wenn er mirflid ein Staatdmann geweſen wäre, welcher die Lage 
zu würdigen gewußt hätte, Wien gleih am Tage nad) dev Schlacht hätte verlaffen follen, blieb 
er im Gegentheil, gleichjam ver weitern Befehle des Kaiſers gewärtig, in äußerfter Rathloſigkeit 
und von aller Welt verlaffen,, dort zurüd. „Alles vereinte ſich“, berichtet Geng darüber infolge 
einer Unterredung mit Ruchejini, „ven Grafen H. zu diefer Verhandlung zu verleiten: jeine 
ifolirte Stellung zu Wien, jeine Unfenntnip der militärifhen Operationen, fein Mangel an 
Muth und endlich feine Eigenliebe. Man ſuchte ihn durd allerhand Fabeln einzuſchüchtern; 
man wollte ihm glauben maden, dap die Franzoſen unverzüglich in Schlefien einrücken, in Bolen 
eine evolution bewirken und die preußifhe Monardie im Nücen angreifen würden.“ (Geng, 
„Journal de ce qui m'est arrive de plus marquant, dans le voyage que j'ai fait au quartier- 
general de 5.M. le roi de Prusse, le 2 d’Octobre et jours suivants‘‘, in „M&moires et lettres 
inedits du Chevalier,de Gentz, publies par Gustave Schlesier“, Stuttgart 1845. Dieje 
intereffante Schrift, welche wir aud im Folgenden vielfach benugt haben, erjhien zuerft im Aus— 
zuge in dem „United service Journal” vom Jahre 1836 und dann in deutjcher Überſetzung in 
den gleihfalld von Schlefter herausgegebenen „Schriften von Gentz“, II, 185, bis fie endlich 
vollftändig im Original in oben genannter Sammlung erihienen ift.) 

Acht Tage lang nahm Napoleon fo gut wie gar feine Notiz von ihm, und ald er ihn endlich 
durch Duroe nad Schönbrunn beſchied, empfing er ihm zientlich ungnädig. „Sie wiſſen“, lieh 
er ihn an, „daß die Tage aufeinander folgen ; jie gleichen jih aber nicht. Ich wollte Ihnen den 
Krieg erflären, jet aber biete ih Ihnen Hannover an.” Er habe den Vertrag von Potsdam 
unterzeichnet, und von der Neutralität, auf welche ſich H. berufen wollte, könne mithin gar feine 
Rede mehr jein. Ungeſchickterweiſe wollte ihm darauf H. zu dem Siege bei Aufterlig Glüd 
wünjden. Gr wies aber dieſen Glückwunſch mit ver fpigigen Bemerkung zurüd, wahrſcheinlich 
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ſei er für andere beſtimmt geweſen, das Schickſal habe ihn aber an eine falſche Adreſſe gelangen 
laſſen. Schließlich nahm er jedoch einen etwas mildern Ton an, indem er zu erkennen gab, er ſei 
bereit, das Geſchehene zu vergeſſen, wenn ſich Preußen mit Frankreich durch unauflöslihe Bande 
vereinigen und als Pfand feiner Treue Hannover förmlich in Befig nehmen wolle. 

H. hatte nun aber offenbar ſchon alle Baffung verloren. Von der Übergabe feines 
Ultimatums fonnte ohnehin feine Rede mehr fein, denn die Lage Hatte fih gänzlich ver- 
ändert. Dfterreich wollte um jeden Preis Frieden fließen und hatte zu dieſem Zweck bereits 
die Verhandlungen zu Presburg begonnen. Rußland hatte, nachdem e8 feine Truppen ſogleich 
nad) der Schlacht bei Aufterlig zurückgezogen, den König ver zu Potsdam Üübernonmenen Verz 
pflihtungen entbunden, und das nur ſchwach vertheidigte Schleften war von den Franzoſen etnft: 
lich bedrobt. Auch hielt H. die lIbergabe Hannovers an Preußen nur für eine Wiederher⸗ 
ftellung des im Jahre 1796 von ihm abgeichloffenen Vertrags über die Neutralität Norbveutich- 
lands, deſſen Bruch dur die franzöfifche Befegung nad feiner Meinung nie hätte geftattet 
werben dürfen. So vollfommen eingeſchüchtert, unterzeichnete er am 15. Dec., alfo gerade an 
dem Tage, welder für die Erflärung Napoleon’ auf das Ultimatum feftgefegt war, zu Schön: 
brunn aus eigener Machtvollkommenheit den von Duroc entworfenen Offenfiv: und Defenfiv: 
vertrag, durch welchen Frankreich jeine Rechte auf Hannover an Preußen übertrug und Breußen 
dafür das Fürſtenthum Neufhatel und den ihm verbliebenen Theil ded Herzogthums Kleve mit 
der Rheinfeftung Wefel an Sranfreih, das Fürſtenthum Ansbach dagegen an Balern abtrat, 
wofür dieſes an Preußen ein Gebiet mit 20000 Einwohnern zu Baiveuth und das Herzogthum 
Berg an Frankreich überlaffen follte. . 

5. wußte wohl, welcher ſchweren Verantwortlichkeit er ſich dadurch audgejegt hatte, und 
hielt vaher ven Vertrag aud fo lange geheim, bis er ihm nad) feiner Rückkehr am 25. Dec. dent 
König felbft vorlegen konnte, wobei er ihn zugleich bat, ihn nicht anzuerfennen und feine Ent: 
laffung zu genehmigen. Obgleich nun aber die Überraſchung des Königs und des Cabinets eine 
höchſt peinliche war, fo wollte man die Dinge doch nicht bis zu dieſem Außerften treiben, zumal 
da der am 26. Dec. zu Preöburg abgeſchloſſene Friede Ofterreih vollends vernichten und 
Deutfhland ganz in die Hände Napoleon’8 liefern zu müflen fhien. Hardenberg hatte zwar 
fogleih mit Nachdruck daranf aufmerffam gemacht, wie gefährlich es jei, Länder, welche der 
König mit vollem und anerfanntem Recht befige, gegen ein Kurfürftentfum wegzugeben, welches 
Napoleon gar nicht gehöre, gab aber am Ende doc der Macht der Verhältniffe jo weit nad), daß 
auch er ſich für einen Mittelweg entſchied, demzufolge man zwar den Vertrag ratificiren, feine 
definitive Gültigkeit aber von der Annahme der dagegen zu erhebenden Ginwendungen und Hin- 
zuzufügenden Modificationen auf feiten ded Kaiſers der Franzoſen abhängig machen wollte, 
Die legtern waren alferving® bedeutend. Namentlich wollte ſich der König unter feiner Bebin- 
gung zum Austauſch feiner Befigungen gegen Hannover verftehen, jondern das legtere nur 
vorläufig in Verwahrung nehmen, bis Frankreich beim Frieden mit England die Abtretung be— 
wirken werde. Auch erklärte er anftatt des Offenſiv- und Defenfiobündniffes ein einfaches Bünd— 
niß für ausreichend. | 

Der franzöfifche Gefandte Laforeft weigerte ſich indeß, eine Ratification in fo ungewoͤhn⸗ 
licher Form anzunehmen und nach Paris zu befördern, Man jah ſich alfo in die Nothwendig— 
feit verfegt, fie dem Kaiſer durch einen eigenen außerorbentlihen Gefandten zufommen zu laffen. 
Man hielt aber niemand Tür geeignet, diefe misliche Sendung zu übernehmen, al8 H., zumal 
va Napoleon felbft im voraus zu erfennen gegeben haben foll, berfelbe werbe ihm angenehm 
fein. Die Stimmung, welde damals im Cabinet zu Berlin herrfchte, fpiegelt ſich vielleicht am 
deutlihften in nachftehendem eigenhändigen Schreiben ab, worurd der König H. Napoleon 

ganz befonverd empfehlen zu müffen glaubte: 

„Mein Herr Bruder! Der Graf H. wird die Ehre haben, Em. Majeftät diefes Schreiben 
zu überreihen,, und die Schuld des Vertrauens abtragen, welche unfere neuen Berhältniffe ung 
auflegen. Wer könnte beffer ald er die legte Hand an fein Werflegen? Da erin Wien durch 
Ihre Güte geehrt wurde, fo hoffe ich, daß ihm dieſes Glück auch in Paris zu Theil werben wird. 
Er wird die legten Wünſche überbringen, die ich noch habe, feit unfere Intereflen diefelben ſind. 
Er kennt meine Anfiht von allen Gegenſtänden, die unfere Verabredung noch unerledigt ges 
laffen hat. Ich bitte Ew. Majeftät ihn mit Vertrauen anzuhören, und ich zweifle nicht, daß 
feine Sendung die Bande, die und vereinigen, noch enger fnüpfen wird.“ 

Auch war H. in feiner VBerblendung felbft im voraus überzeugt, daß er feinen Zweck voll: 
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kommen erreichen werde. „Es war ein großes linglüd äußerte ſich darliber Luccheſtni, damals 
Geſandter in Paris, ſpäter gegen Gentz, „daß Graf H. ſich alles Ernſtes ſchmeichelte, den Mann 
ganz in ſeiner Taſche zu haben.“ „Beruhigen Sie ſich“, meinte er ſelbſt gegen Luccheſini, 
welcher über ven Ausgang feiner Miſſton lebhafte Beſorgniſſe hegte, „ſobald ich ihn geſehen 
haben werde , wird ſich alles machen ; ich weiß, was er mir in Wien gefagt hat.” Unglückſelige 
Täuſchung! Napoleon ließ H., welder Berlin am 14, Jan. verlaffen Hatte, fünf Tage warten, 
ehe er ihm nur eine Aubienz gewährte, und ald er ihn endlich in den erften Tagen des Februar 
vorließ, empfing er ihn mit jo harten Worten über die Unreblichfeit und Undankbarkeit, womit 
Preußen die Großmuth Frankreichs vergolten habe, daß 9. faſt den Kopf verlor und fich kaum 
faſſen fonnie, um ihn an die ihm zu Schönbrunn ertheilten Zufagen zu erinnern. Daraufhin 
nahm der Kaijer einen etwas gemäßigtern Ton an. „Wohlan denn‘, fagte er ibm, „ich ſchätze 
Sie, und ich werde Sie immer jhäßen, aber ich will nicht mit mir fpfelen laffen. Kat man es 
wol je erlebt, daß man bei der Natification eines Vertrags Mopificationen anbringt? Was foll 
dieje Art zu ratifieiven beißen ?.Sie find ein ehrliher Mann, Graf H., aber Sie haben in Berlin 
feine Gredit mehr. Dieſer Hardenberg, welder an die Engländer verfauft ift, macht fi, wie 
jo viele andere, über Sie Inftig. Ihr König weiß nicht, was er will; einige Wahnfinnige (ecer- 
veles) treiben ihn zum Krieg, ev wünicht den Frieden, aber man jegt ihn von allen Seiten zu ; 
ich fürchte, daß dies ein Ichlechtes Ende nehmen wird.“ 

Und damit verwies er ihn an Talleyrand, melder ihn feinen Willen ferner zu erkennen 
geben werde. Erſt darauf, meinte Yucheiini, babe H., faft vernichter, endlich angefangen feine 
fritifche Lage zu begreifen. Nach Gentz' Anficht hätte er auch ſogleich nach dieſer erjten Audienz 
Paris verlaſſen müſſen, ohne ſich weiter auf etwas einzulallen. Bereits am 4. Febr. hatte er 

aber, in Gegenwart von Yuchefini, eine Gonferenz mit Talleyrand, in melder ihm dieſer rund 
heraus erklärte, daß, da der Vertrag von Schönbrunn duch die hinzugefügten Modificationen 
vernichtet worden jei und ein Verfahren, welches wefentliche Punkte einer Übereinkunft verlege 
und die Erfüllung eingegangener Verpflichtungen dem Zufall anbeim gebe, nicht ald Ratifica: 
tion gelten fönne, der Kaiſer befohlen habe, einen andern Vertrag auszuarbeiten und ihm zur 
Unterzeichnung vorzulegen. Bereits am 5. Febr. erſchien damit auch Duroc bei H. Natürlich 
waren die barin-geftellten Bedingungen für Preußen weit läſtiger als die in dem Vertrage von 
Schönbruun. Die Entihädigung für das Fürftentbum Ansbach fiel ganz weg; Kleve wurde, 
mit Bfrg vereinigt, an Murat abgetreten, und Preußen mußte fich verpflichten, dem Handel 
und der Flagge Englands die Mündungen der Elbe und Weſer fowie alle Häfen des König: 
reichs bis zum Frieden zu verjchliegen. Lind dabei wurde dem Grafen erflärt, daß bei verwei— 
‚gerter Unterzeihnung die in Deutſchland befindlihen franzöftigen Truppen fogleih gegen 
Preußen marſchiren würden. 

Unglücklicherweiſe hatte man fih nun auch in Berlin durch die eriten günftig lautenden Be: 
richte ded Grafen H. jo weit täuſchen laſſen, daß man, da Napoleon feinen Anftand nehmen 
werde, den veränderten Vertrag gutzuheißen, Die Erhaltung des Friedens für gefichert hielt 
und bereitd am 24. Jan. 1806 nicht nur die Armee auf den Friedensfuß fegte, ſondern auch die 
zur Verfügung geftellten ruſſiſchen Truppen wieder abziehen ließ, eine Mafregel, über deren 
eigentlichen Urheber man fo in Ungewißheit geblieben ift, daß H. felbft fpäter meinte, außer 
Gott werde vielleicht nur noch Hr. v. Hardenberg davon gewußt haben. Diefer machte aud 
ſchon unterm 26. Jan. den Alteften der berliner Kaufmannfchaft befannt, daß die völlige Her: 
ftellung des Friedens und der Freundſchaft mit Frankreich ihnen geftätte, ihre Handelsgeichäfte 

. nah andern Ländern ungeflört wieder aufzunehmen. 

Als nun aber $., welcher ſich anfangs nad langen und heftigen Verhandlungen (apres une 
diseussion tres-longue et orageuse) geweigert hatte den Vertrag zu unterzeichnen, von der er— 
folgten Eutwaffnung Kunde erhielt, gab er jeden weiten Widerſtand auf und vollgog ihn wirk— 
lich am 15. Febr. Seine fpatere Rechtfertigung, wie er fie felbft gegen Geng verfucht hatte, war 
wenigitend feine glückliche, deun fie fleht mit feiner ganzen damaligen Haltung in offenbarem 
Wideriprud. „In Paris“, äußerte ev fih darüber, „habe ich endlich erfannt, welches vie wah— 
ren Geſinnungen gegen und waren, daß man und nie den Vertrag von 3. Nov. und noch viel 
weniger den Beſitz einer bepeutenden und noch nicht geihlagenen Arntee verzeihen würbe, daß 
Napoleon den Augenblick jhon berechnete, wo er mit allen feinen Streitfräften über uns her— 
fallen könnte, und daß nur Talleyrand, welcher dem Syflem einer freundſchaftlichen Vereini— 
gung Preußens und Frankreichs perfönlid ergeben war,, diefen Augenblid verzögert Hatte.” 
Auch will er Luccheſini, welcher es übernahm, den Vertrag vom 15. Febr. nach Berlin zu brin: 
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gen, vie ausdrückliche Weiſung ertheilt Haben, daß er, wenn bei friner Ankunfı die Armee noch 
nicht entlaſſen wäre, den König zu bewegen Suchen folle, den Vertrag nit zu ratifieiven. 

Daran war num aber fhon gar nicht mehr zu denken, denn Talleyrand hatte gleichzeitig, 
während das oben erwähnte eigenhändige Schreiben des Königs an den Kaiſer gar feiner Ant⸗ 
‘wort gewürdigt wurde, an Laforeſt nachfolgende Depeſche gerichtet: „Der Graf H. habe die 
Fehler feiner Regierung no einmal gut gemadit, aber die 45000 Mann, welche ver Marſchall 
Augereau unter ih Habe, und die Armee unter Bernadotte würden Deutfchland nicht eher ver: 
laſſen, als bis der Vertrag ratifieirt und vollffändig zur Ausführung gebracht jet.” Der Ver: 
trag, wodurd Preußen, wie Stein meint, ohne Schwertftreih aus der Reihe der europäischen 
Mächte herabſtieg, wurde alio am 9. März ohne alle Widerrede ratifieirt, während Bernabotte 
fhon vorher Ansbach für Baiern in Befit genommen hatte. „Damals“, fo äußerte ſich ſelbſt 
Lefebvre, der Geihichtichreiber der europäiſchen Babinete, darüber, „erloſch ver Glanz jener 
Krone, die auf der Stirn Friedrich's 11. fo helle Strahlen geworfen hatte. Der Fürſt, der fie 
trug, fanf zu der beicheidenen Stellung eines Kurfürften von Brandenburg herab.‘ 

Die patriotifhe Kriegspartei in Berlin, an ihrer Spige die Generale Blücher und Rüchel 

und vor allen der heipblütige Prinz Ludwig Ferdinand, war freilich über dieſe Wendung der 
Dinge aufs äußerfte empört. Auf Anftiften des legten wurden He, den er geradezu einen Mi: 
nifter nennt, welcher vertworfen genug fei, das Werkzeug von Menſchen wie Lombard, eines 
ſeichten, herzloſen, moraliſch und phyſiſch abgeſpannten franzöſiſchen Dichterlings, und Beyme, 
eines übermüthig abſprechenden Advocaten, ohne Kenntniſſe der innern und äußern Angelegen— 
heiten des Staates und ohne alle militäriſche Anſichten, zu ſein, deſſen ganzes Leben eine ſtete 
Folge von Schwachheit und Niedrigkeit ſei, und in deſſen verpeſtetem Herzen Wahrheitsliebe ſo 
erloſchen, daß feine Worte eine ſtete Folge von Lügen ſeien, die Fenſter eingeworfen. Das Kriege: 
geſchrei wurde nun aber auch in weitern Kreiſen immer heftiger und drang am Ende ſo zu ſagen 
in das Mark der Nation ein. H, ſelbſt erklärte jetzt, wie er wenigſtens behauptet hat, dem 
König, daß der Friede und der Vertrag von Paris nicht mehr ſechs Monate zu halten ſeien; man 
müſſe rüſten und die erſte Gelegenheit ergreifen, ſeinem angeblichen Bundesgenoſſen, welcher 
weiter nichts mehr im Schilde führe, als Preußen ganz zu unterwerfen und zu vernichten, zuvor— 
zufommen. Auch jei dev König darauf eingegangen, und auf feinen Rath Teien wenigſtens 
- 50000 Mann auf dem Kriegäfup erhalten worden. 
Die Berhältniffe wurden nun aber mit jedem Tage verwidelter, während die Rathloſigkeit 
und Unentſchloſſenheit im Gabiner des Königs immermehr zu fleigen ſchien. England erflärte 
Preußen wegen der bereits durch ein Patent vom 26. Ian. angefündigten und infolge des 
Parifer Vertrags bis zum 1. April wirklich vollzogenen Bejignabme von Hannover, welche 
übrigens jelbft Stein für zweckmäßig und gerechtfertigt hielt, am 11. Juni den Krieg, und aud) 
Schweden ſchloß ſich dieſer Kriegserklärung an, melde zunächſt die traurige Folge Hatte, daß die - 
preußiſche Handelsmarine mehr wie 1200 Schiffe verlor. Auf der andern Seite machte Napo— 
feon feinem nur noch ſchlecht verhüllten Groll gegen Preußen jet zunächſt dadurch Luft, daß 
er auf die Entfernung Hardenberg's, welcher ihm als der Hauptgegner der H.'ſchen Potitik 
längft verhaßt war, aus dem Cabinet des Königs hinarbeitete. Und dies gelang ihm aud fo 
gut, daß ber König Hardenberg bereits am 14. April unter dev Form eines unbeſchränkten Ur: 
laubs feine Entlaffung ertbeilte und H. abermals mit der Leitung dev auswärtigen Angelegen— 
heiten betraute. 

Diefe übel berechnete Nachgiebigkeit trug aber- nur ſchlechte Früchte. Denn Napoleon ging 
nun, da er wußte, mit wen er es zu thun hatte, in feinen Übergriffen und in feiner offen zur 
Shau getragenen und bis zum Hohn gefteigerten Verachtung Preußens immer weiter, Ohne 
alle Rückſicht auf ven Proteft der preußischen Regierung ließ er 3. B. jhon zu Ende Juli die 
zum Herzogthum Kleve gehörigen Abteien Eliten, Effen und Werben wegnehmen und die Fe— 
ftung Weiel befegen. Von den über die Stiftung des Nheinbundes (1. Aug. 1806) und ven 
zu Paris gepflogenen, die Aufldfung des Deutichen Reihe bezweckenden Verhandlungen ließ der 
Kaiſer da3 Gabinet von Berlin gar nit einmal in Kenntniß Segen. Faſt nur zum Spott [ud er 
dagegen den König zur Stiftung eines norddeutſchen Bundes ein, an deſſen Spige er ihm fogar 
die verlockende Ausficht auf den Beſitz der deutſchen Kaiſerkrone eröffnete. Daß man aber Na- 
poleon unter dieſen Umſtänden durch einen verſtellten Frieden (un simulacre de paix) nur habe 
hintergehen und fo hinhalten wollen, weil man eben nicht anders gekonnt habe, wich. gegen 
Gent behauptete, war wahrhaftig nur eine ſchlechte Ausrede für feine Politif des Foyer * 
Schwankens. 
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Denn man konnte über die wahren Abfichten Napoleon’3 gar nicht mehr in Zweifel fein. 
Die Berichte Luccheſini's aus Parid waren, wie H. ſelbſt Geng eingeftand, vollfonmen geeignet, 
den legten Schleier zu zerreißen, welcher die Treulofigkeit der franzöfifchen Regierung noch zu 
verhüllen ſuchte. Schon im Auguft prang übrigens der Kaifer auf die Abberufung Luccheſini's, 
weil er ihm nicht mehg traute. Naforeft mußte H. erflären, daß er für nichtd mehr ftehe, wenn 
man diefem Verlangen nicht fofort gerecht werden würde. Gleichwol entließ ihn der Kaiſer noch 
mit verjtellter Freundlichkeit, inden er ihm viel von feinen Blanen zum Wohle ver Menjchbeit 
fagte und ihm verfiherte, man folle ihm nur machen laffen, und Europa werde jid dann bald in 
der wünfchenswertbeften Lage befinden. Daß man aber dann im September an Luccheſini's 
Stelle Hrn. v. Knobelsdorf ald Friedensboten nad Paris ſchickte, um, wie H. glaubte, vie Tau: 
fung zu vollenden (pour completer lillusion), war ein legter ebenfo verzweifelter wie ver- 
fehlter Schritt feiner erbärmlihen Politik. 

Der gute Knobelsporf, welchem Napoleon wegen feines frühern franzojenfreundlichen Be: 
nehmend zu Konftantinopel befonders wohl wollte, nahm die Sache ernſtlich, wußte eigentlich 
aber ſelbſt nit, um was es jich handelte. Er glaubte fteif und feit, daß ed ihm ein Leichtes 
fein werde, Napoleon zum Rückzug feiner Truppen aus Deutjchland zu bewegen, Gleich Bei der 
erften Audienz wurde er indeß einigermaßen enttäuſcht. Napoleon empfing ihn in ziemlich ge= 
reizter Stimmung. mit den Worten: „Ich freue mi, Sie hier zu ſehen; ich habe einfache und 
gerade Männer, wie Sie, gern; aber mit Ihrem Hofe bin ich unzufrieden. Was follen die 
Ehicanen über die nordifche Conföderation und den Aufenthalt meiner Truppen in Deuſchland?“ 
Und als dann Knobelsdorff ihn dadurch zu bejänftigen fuchte, daß er ihm verficherte, der König 
werde nie etwas von ihm verlangen, was ihm unangenehm fein könnte (la moindre chose des- 
obligeante), fei aber doch der Meinung, daß der Aufenthalt der franzöftichen Truppen in Deutſch— 
land einmal ein Enpe haben müffe, daigerieth Napoleon außer ih vor Zorn und fuhr Knobeld: 
dorf an: „Aber willen Sie denn nit, daß id Gattaro haben will? daß ich Cattaro durchaus 
braude? Nicht ein einziger Mann wird über den Rhein zurückgehen, bevor nicht dies beendigt iſt. 
Über die erbärmlicen 7 — 8000 Mann, welde ih in Weftfalen befinden, wird man ji ver 
ftändigen können; aber vor allem muß Ihr König entwaffnen, muß vollftändig entwafinen und 
feine Truppen in ihre Briedendquartiere zurückziehen.“ Knobelsdorf gerieth darüber in nicht 
geringe Verlegenheit. Allein ein ſchönes Viergeſpann, welches ihm Napoleon am folgenven 
Tage zum Geſchenk machte, reichte vollfommen hin, ihn fo auf der falfchen Fährte zu erhalten, 
daß er nad) Berlin berichtete, an Krieg fei gar nicht zu denken. 

Während man ed nun H. von manden Seiten nod zum Verdienſt anrechnen wollte, daß er 
den Krieg vermieden habe, weil er ohne Geſchick und bei dem ſchlechten Zuſtande der Armee obne 
die gehörigen Mittel und ohne die Hoffnung des Erfolgs würde geführt worden fein, jo war er 
nun doch von den immer mächtiger werdenden Drängen der Kriegspartei jelbft mit fortgeriffen 
worden und hatte ven König zu beftimmen gewußt, die Armee bereitd am 9. Aug. auf ven 
Kriegsfuß zu jegen. Auch drängten nun die Ereigniffe zur endlichen Entſcheidung. Die bereits 
im Juni zu Baris begonnenen Friedensverhandlungen zwifhen Franfreih und England, bei 
welchen ed ji vornehmlich auch um die einfache Zurücdgabe Hannovers handelte, die der Kaiſer 
auf der einen Seite den britifchen Unterhändlern zufagte, während er auf der andern H. erflären 
ließ, daß er nie darin willigen werde, und England nur durch einen Fräftig zu führenden Krieg, 
auf ven fih aud Preußen vorbereiten müfle, zu günftigern Bedingungen gezwungen werden 
fönne, und dann der von dem Staatdrath Dubril am 20. Juli zu Paris zwiſchen Rußland und 
Frankreich abgejchloffene, aber bereits unterm 17. Aug. vom Kaifer Alerander , ald mit feiner 
Würde, ven Verbindlichfeiten gegen feine Alliirten und der allgemeinen Ruhe von Europa nit 
vereinbar, wieder verworfene Briedensvertrag machten die Lage Preußend nur um fo peinlicher 
und ſchwieriger. 

Die Stimmen, welde behaupteten, daß ihr H. gar nicht mehr gewachſen ſei und nur eine 
ſchleunige Perfonalveränderung in der Leitung der ausmärtigen Politik die Dinge vielleicht noch 
zum Beſſern wenden könne, wurden jegt lauter wie je. Schon im Laufe des Sommers hatte 
Stein mit Nachdruck darauf hingewieſen, daß Hardenberg die geeignetfte Perfönlichkeit fein 
würde, an der Stelle von H. die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten wieder zu überneh- 
men, denn das Reben des legtern, „das mit dem Namen eines liftigen Verräthers feiner täglichen 
Geſellſchafterin (der Gräfin Lichtenau, gegen weldye er nad dem Tode Frievrih Wilhelm's I. 
ſelbſt als Kläger aufgetreten war), eines Mannes ohne Wahrhaftigkeit und eines abgeſtumpf⸗ 
ten Wüfllings gebrandmarkt ſei, biete nichts ald eine Folge von Verſchrobenheiten und von 
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Äußerungen von Ververbtheit”. Allein ver König wagte e8 nicht, den Zorn Napoleon’s durch 
die Wieveranftellung Hardenberg's noch mehr zu reizen. Er betraute ihn daher nur, und zwar 
ohne Wiflen ded Grafen H., mit einer geheimen Sendung nad Wien, deren Hauptzweck darim 
beſtand, mitteld des dort reſidirenden britifchen Gefandten, Sir Robert Adair, für den Aus- 
bruch des Kriegs mit dem Cabinet zu London eine Verfländigung zu gemeinjhaftlicher Wirk— 
jamfeit zu erzielen. (S. Hardenberg.) Sie führte aber zu nichts, vorzüglich auch aus dent 
Grunde, weil man dem Umſchwung ver Dinge in Preußen nod gar nicht traute und z. B. auch 
von feiten des wiener Cabinets, weldes feine Neutralität aufrecht erhalten wollte, die Entlaſſung 
des Grafen H. zur unerlaßlihen Bedingung (indispensable condition) einer etwaigen An- 
näherung an Preußen machte. Denn man fürdtete alles Ernſtes, daß H. fih nad dem erften 
etwaigen glüdlichen Erfolge in Felde jogleich wieder auf die Seite Frankreichs fhlagen werde. 

Er ſelbſt that ih nun, freilich viel zu ſpät, auch feinerfeit8 überall nad Hülfe um und 
ſchictte zu diefem Zweck namentlih den Baron Jakobi-Klös nah London und den General 
v. Kruſemark nad Peteröburg, wo aber ebenfo wenig noch etwas zu erreichen war, wie durch 
die in gleicher Abficht eingeleiteten Verhandlungen mit den Fleinern deutfhen Staaten. So war 
Preußen völlig ifolirt und feine Armee von per Übermacht Napoleon's ſchon faft erdrückt, ala 
man zu dem verzweifelten, nun doc noch übereilten Schritt getrieben wurde, Frankreich am 
8. Det. den Krieg zu erklären. H. war jhon einige Tage vorher dem König in dad Hauptquar= 
tier nach Erfurt gefolgt, wohin auf Befehl Friedrich Wilhelm's auch Geng, damals in Dresden 
lebend, berufen wurde, um in der zwoͤlften Stunde noch mit feinem Rath behülflich zu fein und 
womöglich nod feinen Einfluß auf dad Gabinet von Wien zu Gunften Preußens geltend zu 
machen. Er hat und in vem obengenannten Journal das treuefte und lebendigfte Bild von dem 
troftlofen Zuftande gegeben, in welchem ſich kurz vor umd nad) der Kataftrophe vom 14. Det. 
1806 die Armee und das Gabinet des Königs befanden. H. und feine Helfershelfer Rombarb 
und Luccheſini erfchienen bier in den längern oder fürzern Unterredungen, welche fie mit ihm 
hatten, in der ganzen Nadtheit ihrer politifhen Unbeholfenheit und ihrer moraliihen Geſun— 
kenheit. Sie glaubten fich jegt vorzüglich dadurch rein waſchen zu können, daß fle, nachdem der 
Schlag einmal geihehen war, alle Schuld von fih ab auf die Schwäche und Unentfhloffenheit 
des Königs wälzen wollten. ö 

H. wußte num nichts Beflered mehr zu thun, als daß er ſich im Gefolge des Königs mit nad 
Königeberg jhleppte. Noch nahm er an ven erfolglofen, im November zu Graudenz und Oſte— 
rode gepflogenen Berathungen über den Waffenſtillſtand theil. So fehr ſich aber auch die öf— 
fentlihe Stimme gegen ihn ausſprach, jo fehr man ihn vor allem das Unglück, welches über 
die Monarchie hereingebrodhen war, zufchrieb und von allen Seiten auf feine Entlaffung drang, 
ſo Eonnte ſich doch der König nur ſchwer dazu entfchliegen. „Der König”, fchrieb Stein bereits 
am 21.Nov. an General Köderig, „wird dur die Entfernung des Grafen H. an Zutrauen 
im In: und Ausland gewinnen, da beided gegen ihn die entihiedenfte Abneigung hat und den . 
höchſten Grad des Mistrauens äußert.” Allein man hatte dem König diefe Entlaffung als eine 
zwar nicht wohl vermeidliche, aber unangenehme und feinem Anfehen nachtheilige Nachgiebigkeit 
gegen die Umftände dargeftellt, melde im In= und Auslande gleih ungünftig beurtbeilt wer— 
den würde, 

Er verftand ſich daher auch nur dazu, ihm endlich unterm 29. Nov. feine Entlaffung , vor— 
züglich aus Rückſicht auf feine Förperlihen Leiden, eine heftige Gicht, welde ihm auf die Augen 
gefallen war, „blos auf eine Zeit lang” zu gewähren und Stein das Departement der auswär: 
tigen Angelegenheiten interimiftifch anzutragen. Diefer aber und dann aud Hardenberg, 
welchen Stein dazu abermals in Vorſchlag gebracht Hatte, machten ihren Eintritt in dad Mi— 
nifterium vorzüglih von der gänzlichen Entlaffung des Grafen H. und feiner Helferähelfer, 
namentlich ver Lombard und Beyme's, abhängig, Hardenberg vorzüglich auch deshalb, „weil er 
nicht in die Rage kommen wollte, mit $. das Geſchäft theilen oder gar ihm wieder weichen zu 
müſſen“. Die Verhandlungen mit beiden darüber zerſchlugen fih daher am Ende auf fehr ge: 
reiste und unangenehme MWeife, und am 19. Dec. übertrug der König die Leitung der auswär— 
tigen Angelegenheiten zunächft vem Generalmajor v: Zaftrom. p 

H. hatte ſich um dieſe Zeit bereitd auf feine Güter in Schlefien zurüdgezogen, aber auch da 
ſcheint man feine gefährlichen Umtriebe gefürchtet zu-haben. „Denn“, fo äußerte ih Harden⸗ 
berg darüber in dem merkwürdigen Schreiben vom 30. Dec,, worin er den König un feine 
gänzliche Entlaffung bat, „was die Folgen fein würden, wenn man hört, daß Graf H. in Schle— 
fien in der Nähe der franzöjifchen Armee, vielleicht jet In ihrer Mitte ſich befindet, bedarf feiner 


568 = Hansfrieden 


Ausführung und fteht mir lebhaft vor Augen, geſetzt auch, das Urtheil, welches man allgemein 
über ihn fällt, jei übertrieben und ungerecht.” Man gab ihm wenigftens Schuld, daß er ſich 
im Jahre 1807 durch beſondere Begünftigung von den Franzoſen die damals verbotene Aus- 
fuhr jener Wolle aus Schlefien erſchlichen Habe, und Stein wollte ihn deshalb ſelbſt zur geſetz— 
lichen Beitrafung herbeigezogen wiffen. And noch ſpäter, als der König fich doch bewegen lieh, 
Hardenberg im Februar 1807 wieder in das Gabinet zu ziehen, beharrte viejer bei feiner An- 
ſicht, daß das Unglück, welches man jegt jo ſchwer empfinden müfle, vorzüglich den verderblichen 
Umtrieben ded Grafen H. zuzufchreiben ſei, ven man ihm ſtets entgegengeſetzt habe. 

H. hatte num aber doc feine politifche Rolle ausgejfpielt. Bon feinem Wievereintritt in das 
Gabinet war feine Rede mehr. Man hat ihn Hart, vielleicht zu Hart beuriheilt , er trat von dem 
Schauplatz feines öffentlihen Wirkens mit dem VBerdammungsurtheil der Mit: und Nachwelt 
belaftet zurück. Daſſelbe ift indeß nicht blos über ihn perſönlich, jondern über ein ganzes politi= 
ſches Syſtem und jeine traurigen Folgen verhängt worden, als deſſen Repräjentant und vor: 
züglichfte Triebfever er galt, obgleich die Gerechtigkeit eines unparteiifchen Urteils nicht ver⸗ 
kennen kann, daß dabei auch noch andere Urſachen und tiefer liegende Übel mit im Spiele und 
wirffam waren, über welde er feine Gewalt hatte. Sein Rüdtritt bezeichnet daher zugleich 
auch eine neue Epoche in Preußens Staatdentwidelung, welche es am Ende doch wieder feiner 
Erhebung und ven bejlern Geſchicken jeiner hohen Beitimmung zuführen follte. 

H., welcher jeitvem in der Zurücdgezogenheit meiftens auf feinen Gütern in Schlefien und 
Südpreußen lebte, jollte noch jelbft Zeuge davon fein. Im Jahre 1811 trat er ald Gurator der 
Univerſität Breslau nur noch einmal in eine vorübergehende öffentliche Thätigfeit. Später, im 
Jahre 1820, begab er jih nad) Italien, wo er den Neft feines Lebens zum größten Theil im 
Sommer auf einer Billa in der Nähe von Eſte und im Winter zu Venedig zubrachte, wo er auf 
erft im Jahre 1832, im adhtzigften Jahre feines Alters, das Ziel feiner Tage erreichte. 

Sein Sohn, Graf Paul v. H., hat ed verfudht, ihn in dem von ihm im Jahre 1837 heraus. 
gegebenen „Fragment des me&moires inedits du comte de H,” namentlid gegen die Dar: 
fteflung in dem oben erwähnten Journal von Geng zu rechtfertigen und in Schug zu nehmen. 
Aud Die von Lombard herausgegebenen „Materiaux pour servir al’'histoire des annees de 
1805, 1806 et 1807 haben zum Theil denſelben Zweck. Es bevarf aber mol faum der Er— 
wähnung, daß beide Schriften nur mit großer Borficht zu gebrauchen iind. 

J. W. Zinkeijen. 

Hausfrieden, Hausreqht, Hausfriedensbruch, —— I. Das Haus iſt der 
erſte Sig und Schuß der Eivilifation und des rechtlichen Friedens bei dem Austritte der Völker 
aus dem rohen Nomadenleben. Es wird dann und es bleibt fortdauernd der Wohnfig und der 
Tempel, das Ajyl und die Fefte dev Familie, dieſer erften und ſtets wejentlichften Geſeliſchaft im 
Staatövereine. Es ift inöbejondere auch der Sig und das widtigfte Gebiet des Familienvaters, 
des wohlthätigen Lenferd und Schligers dieſer Urgejellichaft, feiner väterlihen und hausberr: 
lihen Regentihaft. Das Haus umſchließt und jhügt die heiligften und wichtigſten menſchlichen 
Verhältniſſe und Rechte, die häuslichen Altäre und Myſterien und die wihtigften Güter. Bon 
dem Beginne eines wahren Friedensverhältniſſes unter den Menjchen an müſſen alfo der Haus- 
frieden und das Haudrecht, dieſe weientlichften Grundlagen für die rechtliche Selbſtändigkteit 
und Freiheit der Familien und ihres Hauptes und für ihre theuerſten Rechte, als heilig aner— 
kannt und verbürgt ſ ſein. Sie werden es in dem Grade bleiben, als wahre perſönliche Würde 
und Freiheit einem Volke heilig und theuer und gegen tyranniſche Reglerungsgewalt wie gegen 
jeſuitiſche Polizeidespotie geſchützt bleiben. Die wahre perſönliche Freiheit iſt ſtets innerhalb 
ihres Nechtöfreijes eine rechtliche Souveränetät. Sie erſcheint jo beſonders innerhalb ihres mid: 
tigften Territoriums und ihrer Orundfefte, innerhalb des Haufes. 

Bon diefem Standpunkte aus erhalten die Orundfäge freier Völker über diefen Gegenſtand, 
namentli die altrömifchen, die altveutichen und die britiſchen ihre tiefere Bedeutung, ihre allge— 
meine rechtliche Nothwendigfeit, In diefem Sinne erklären jogar no unjere Juſtinianeiſchen 
römiſchen Gejege dad Haus des freien Mannes als jelbft bei gerichtlichen Verfolgung deſſelben 
unantajtbar, weil es ſtets ein völlig jiherer Aufenthalt, das jhügende Aſyl veffelben fein müſſe 
[tutissimum refugium atque receptaculum#)]. In dieſem Sinne ſprach Cicero?) die ſchönen 
Worte: „Was ift vehtli unantaftbarer, was durch alle religiöfen Grundſätze und Gebräude 
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in feiner Unverletzlichkeit geheiligter als das Haus eines jeden Bürgers? Hier find fein Altar, 
fein Herd, feine Heiligthümer, die Gegenftände feiner Verehrung, feines häuslichen Gottes: 
dienfted. Dieſer Zufluhtsort ift für alle jo heilig, daß niemand mit Gewalt dort weggeholt 
werden darf.‘ In dieſem Sinne endlich jagen, völlig nach den echten germanifhen Grundjägen, 
der freie Brite und dad englifhe Recht: „A man's house is his castle’ (Des Mannes Haus ift 
feine Burg). Bladijtone, indem er in feinem berühmten Gommentar (II, 19) über das englifche 
Recht ausführt, daß man nicht gewaltfam in das Haus des Bürgers zu einer Verhaftung ein- 
dringen, jondern eineandere Gelegenheit abwarten mürffe, jagt: „Das Geſetz ſieht des Englän- 
ders Haus als feine Hefte und Freiftatt an, worin er feine Gewalt zu leiden braucht.“ Es er: 
innert dieſes an die altdeutfche Hausfreiheit, nach welcher, folange ver Hausvater ſich jel6ft und 
feine Hausgenoſſen im öffentlichen Gerichte zu vertreten nicht vertweigert, Fein öffentlicher Beant- 
ter fein Haus betreten durfte. [Libertas ab introitu judicis publiei.3)] Bei ven Alten gaben 
die Hausgottheiten (Karen, Benaten) aud noch beſonders vem Haufe eine tempelähnliche Weihe. 
Bei den alten Germanen war ebenfalls der Familienvater der Priefter des Haufes, ver Familie. 
Gewiſſermaßen wird diejes bei den Katholifen durch die befondern Schugheiligen und die zur 
religidfen Andacht gewöhnlich über dem Site des Hausvaters aufgeftellten Heiligenbilper erjegt. 
Viel wefentliher aber geidieht dies dadurch, daß nah chriſtlichen Grundfügen ein würdiges 
häusliches Familienleben, welches auch ftaatögejeglich in feinem Beginne wie in feinen wichtig: 
ften Erfcheinungen, bei ver Ehe, der Geburt, ver Münbdigfeit, feierlich unter veligiöfe Weihe ge- 
Rellt wird, durch häusliche Frömmigkeit und durch fittliche Entiwidelung und Bildung der Fami— 
lienglieber jeinen Wohnſitz zu einem Heiligthume machen joll. 

Aus den biöher angedeuteten würdigen und humanen rechtlihen Grundideen ergaben 
fih nun aber bei freien Völkern und jo auch bei unjern deutihen Vorfahren dreifache 
rechtliche Folgen. 

II. Aus dieſen Grundideen entſtand fürs erſte dad Hausrecht und ſeine beſondere rechtliche 
Begünſtigung. Daſſelbe ſpricht ſich aus in dem Rechtsſprichworte: „Jeder iſt Herr in ſeinem 
Hauſe.“ Es beſteht theils in dem Rechte des Familienvaters zur freien Leitung und Beſtimmung 
feiner Familienverhältutſſe. Dieſe und insbeſondere auch die Beſtimmungen über die Erziehung 
der Kinder und über das Zamilienvermögen jollten wol, wie im älteften Rom und bei unfern 
germanijchen Vorfahren, zum Theil auch noch heute bei ven Franzoſen, durch die Mitwirfung 
eines Familienraths beaufiihtigt, gemildert und unterflügt werden. Dagegen follten fie außer 
dem Falle jhwerer Verlegungen der Familienglieder over der allgemeinen rechtlichen Ordnung 
nicht durch Einmiſchung von Fremden und von dem Stante geftört werden. 

Sodann aber befteht dad Hausrecht in dem vollkommenen Rechte des Bürgers, den Eintritt 
und das Verweilen in feiner Wohnung jedem Unberehtigten zu unterfagen und alle Verletzun— 
gen gegen dieſes fein Hausrecht und gegen den Frieden feines Haufes, der Bewohner und Gäſte 
defjelben (jowie überhaupt jeden rechtswidrigen Angriff auf feine oder feiner Mitbürger Per— 
ſoͤnlichkeit oder Bejig) mit jeder Gewalt, die ihm ſelbſt dazu als nothwendig erſcheint, männlich 
abzuwehren und zurüdzutreiben. Römiſche und deutſche Geſetze ſtellen dieſes Necht, ſowie es 
hier beſtimmt iſt, in feiner vollkommenen Unbeſchränktheit und Vollſtändigkeit auf.*) Sie ver: 
abſcheuen die feige, unmännlide und unjuriſtiſche Jurisprudenz, mit welher neuere Juriften 
geiegwidrig die Ausübung diefes natürlichften heiligen Rechts der Vertheivigung oder der Noth— 
wehr durd rein moralifhe und politifche ſchwankende Beſchränkungen (zZ. B. nad) dev Wichtig: 
feit des angegriffenen Rechts und der zur Abwehr zugefügten Verlegung, nad der Möglichkeit 
einer jpätern Rechtshülfe u. ſ. w.) zum gefährlichen Fallſtricke freier männlicher Bürger machen 
und dadurch zugleid die wirkjamfte Verhinderung des Unrechts zerftören, Ja unfere Gejege 
dehnen bei beionderd empörenden Verlegungen, nantentlih bei vem Ehebrude, das Hausrecht 
felbit weit über die Grenzen bloger Abwehr aus. Sie enthalten insbejondere nirgends eine 
Spur der zur jflaviihen Entwürbigung und verberblihen Beamtentyrannei binführenden 
Lehre, welche die männliche Abwehr des Unrechts gegen Agenten der öffentlichen Gewalt beliebig 
beihränft oder aufhebt und dadurch jene tyranniſche Willkür ſelbſt jo ſehr nährt, daß gerade ſie 
zuletzt wahrhaft gefährliche allgemeine Empörungen hervorruft. Bei und müſſen freilich auch 


3) Bol. Montag, Geichichte der Haatebürgerlichen Freiheit, I, 12 u. 130 fg. 
4) S. L. 45, $.4, ad leg. Aquil. Yim vi depellere omnes leges, omnia jura permitlunt. 
Art. 140—142 und 150 der Garolina, S, die übrigen Gejege in Thibaut's Bandeften, $. 61, 218 u. 
222, und Grolman, Criminalrechtewiſſenſchaft, $. 139, 140, 


570 ee Hausfrieden 


jegt die Juriften nad dem gemeinen Rechte, wie z. B. Leyſer (Sp. 591), im allgemeinen 
unfern würdigen gejeglihen Grundſatz aufitellen: Magistratui vim inferenti vis et, arma 
recte opponantur, Aber hintennach vernichten fie ihn und die bürgerliche Freiheit dennoch 
durch unjwriftifche willfürliche Beihränfungen, durch die Forderung fflavifcher Interwürfigfeit 
auch unter an fich rechtswidrige oder der gefeglihen Form ermangelnde oder incompetente Be: 
fehle und Gewalthandlungen Öffentlicher Beamten und felbft ihrer unterften Agenten. 

I. Die zweite Hauptfolge jener vechtlihen Grundidee war die erhöhte richterliche Beftra: 
fung einer Verlegung des beſonders geheiligten Friedens des Haufed oder des Hausfriedens— 
bruchs. Schon die römischen Gefege beftraften ein beleidigendes eigenmächtiges Betreten des 
Haufes oder ein ſolches Verweilen darin ſehr ſchwer, bald als Verbrechen der Öffentlichen oder 
der Brivatgemwaltthätigfeit, bald nad der harten Lex Cornelia über Injurien.d) Doch vorzugs: 
weife heiligten von jeher die germaniihen Geſetze ven Hausfrieden. 6) Die gefeglihe Strafe des 
Hausfriedensbruchs war nah deutſchen Gefegen eine ſchwere peinliche, meift fogar die Todes— 
ſtrafe. Und fchon in den älteften Zeiten wurbe es fogar als ein folder ſchwerer Friedensbruch 
yeinlih beftraft, wenn der vorher durch ein Verbrechen Verlegte in ver an ſich erlaubten Fehde 
gegen ven Verbrecher doch feinen Hausfrieden nicht achtete und ihn in feinem Haufe überfiel oder 
verlegte. ?) Unſere neuere deutſche Prarid dagegen tilgte beinahe gänzlich ven Begriff des Haus: 
friedensbruchs und felbit die große Verſchärfung anderer Vergehen (3. B. der Injurien, des 
Diebftahls, ver Gewaltthätigkeit) durd das Zufammentreffen mit demſelben. 
| IV. Die dritte Hauptfolge jener Grundidee war die Beihränfung in der Verfolgung richter- 

licher und polizeilicher Zwecke, nanıentlih der Hausfuhungen und Verbaftungen, durch bie 
Heiligkeit des Haudfrievdend. Den Nömern und unfern deutichen Vorfahren beinahe bis zur 
neuen Zeit waren Hausfuhungen und insbefondere auch Papierburhfuhungen und Ber: 
baftungen, vollends die bei und oft längern Freibeitöberaubungen im Criminalproceſſe faft 
gänzlich fremd.) Wie fonnte man auch nah römischen und altdeutfhen Grundfägen von 
Freiheit und Würde der Bürger, wie konnte man vollends bei dem römischen und altveutfchen 
reinen Anflageprocefle dem Anfläger diefe furdtbaren Mittel für feine Beweisführung gegen 
den Angeklagten in die Hand und ihm diefen feinen Gegner foldergeftalt preisgeben? Faft 
nur das britifhe Recht huldigt hier noch genügend jenen großen und freien Grundfägen unfe= 
rer Vorfahren. Obgleich es jegt, auch noch aufer der Ergreifung bei Ausübung ded Verbre⸗ 
hend, Berhaftungen und auch Hausnachſuchungen kennt, fo befhränft und mildert #8 dieſelben 
doch auf eine für deutſche Polizeimänner und Juriften unbegreifliche Weile. Es thut dieſes 
durch Beihränfungen auf die ſchwerſten und äußerften Fälle, durch die forgfältigften geſetzlichen 
Formen und Vorfihtsmaßregeln gegen Misbräuche, durch die augenblicliche und ftete Zulaf: 
jung von Beiftänden und Verwandten, durch die Begünftigung der Befreiungen, der Gautionen 
und Bürgſchaften, durch die dort höchftens nur auf Monate anfteigende Dauer der Griminalpre= 
ceffe, durch die volltommenfte Offentlichfeit und das Geſchworenengericht. Die Franzoſen erkann⸗ 
ten zwar in ihren Gefegen ſeit der Revolution in Worten die höhern Principien an. So erflärt 
3. B. die Gonftitution vom Jahre VIH, Art. 76, jedes Bürgerd Haug für eine „unverletzliche 
Freiftätte”, und dieſes und andere auch noch fpätere Gefege enthalten manche große ſchöne Worte 
und auch immer noch einzelne löbliche Beſtimmungen gegen polizeiliches und richterlihes Ein— 
dringen ind Haus, vollends zur Nachtzeit, gegen willfürliche und fornlofe Verhaftungen une 
Haus: und Papierdurhfuchungen. ?) Aber der Napoleonifche Despotismus, unter deſſen Herr: 
haft die neuefte Griminalgefeggebung ausgebildet wurde, wußte zu Gunften despotiſcher Ge— 
walt und ihrer Agenten die beffern Grundfäge und Beftimmungen meift nuplos zu machen und 
ver Willfür den verwerflihften Spielraum zu eröffnen... Haus: und Papierdurchſuchungen umd 
auch Verhaftungen werben in Frankreich ebenfo willfürlich und ohne genügende Schuldbeweiſe 
ſchwerer Verbrechen vorgenommen als in Deutſchland. Indeſſen nicht die Gefinnung und der 
Wille bei und Deutfchen, fondern vielmehr unfere Einrihtungen tragen die Schuld des übels 
Aber der Vorwurf ver Richtachtung der Gerechtigkeit und Menfhlichfeit gegen die Vertheidiger 
jener Einrichtungen, der Napoleonifchefranzöflfchen und vorzüglich jener deutſchen VBerlegungen 


5)L.3,$.2u.6. L. II ad L. Jul. de vipubl. L. 5 ad Leg. Jul. de vipriv. L.5, $.2 u. 3. 
L. 23 de injur. 
- 6) L. Sax., III,4. L. Bajuv., Tit. X, Leibniz, Script. rer. Brunswic., ©. 402. Kaiferrecht, 4, 16. 
DE, die vorige Note. .8) ©. aud; Neues Archiv des Griminalrechts, ©. 497. 
9) Neues Archiv des Griminalrechts, V, 306-fg. Mittermaier, Strafverfahren, $. 61, 62, 67 fg. 
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der Grundſätze, kann deshalb nicht als ungerecht erſcheinen. Ex wird es fo lange nicht fein, bis 
dieſe Vertheidiger werden nachgewieſen haben, warum ed unmöglich fei,.in Deutſchland wenig- 
flend mit gleich großer Schonung von Freiheit und Menſchenwürde, mit ebenfo wenigen und 
ebenfo milden und kurzen Berbaftungen, mit ebenfo wenig Haus: und Papierdurchſuchungen 
die Polizei und die Griminaljurisdietiction zu verwalten ald in England, wo doch fo viele eigen- 
tbümliche Umflände und die außerordentlihen Freiheiten des Volkes felbft den Polizei- und - 
Griminalbeanten ihre Aufgabe hundertfach erichweren. Das abfolut Unvermeidliche für Er- 
haltung der wejentlichen Öffentlihen Ordnung ſoll der Bürger willig opfern und dulden, und 
ſelbſt das Schwerfte, die Durchforſchung ſeines Haufes, die Entweihung feiner und der Seinigen 
und feiner Freunde Geheimniſſe und die Qualen und Gefahren der Einkerkerung, auch auf 
bloßen, vielleicht ungegründeten Verdacht hin. Aber wie muß man Nechtögelehrte und Staat&- 
männer bezeichnen, welche im Namen der Gerechtigkeit und der Freiheit jelbft oder im Namen 
ihres Fürften viefen Opfern und Gefahren ihre ſchuldloſen Mitbürger aud da audfegen wollen, 
wo foldhe Opfer vermeidlich find! Immer und überall war ed das Zeichen der Meifter im Gegen: 
fage der Stümper, mit wenigen Mitteln und Opfern Großes auszurichten. Wie aber vollends, 
wenn die unnötbig verſchwendeten Opfer in dem Leben und der Freiheit ver Mitbürger stehen, 
in ihrer aller Sicherheit, die man unnöthig für ihre angebliche Sicherung opfert! 

V. Wir fönnen hier nicht vollftändig Hiftorifch ausführen, was Griechen und Römer, un: 
ſere deutſchen Vorfahren und die Briten im einzelnen zur Durhführung der oben entwickelten 
würdigen und freien Orundfäge thaten. Ebenjo wenig kann bier eine vollftändige juriftifche 
Theorie des Haudrehts und des Hausfriedens, des Hausfriedensbrachs und der Hausſuchung 
gegeben werden. Manches dahin Gehörige fällt andern Artikeln, wie Familie, Nothſtand, 
Anklage: und Inquiſitionsproceß, anheim. Und vorzüglich enthält der Art. Beſchlagnahme 
theils die allgemeinen, theils die der Papierbeſchlagnahme eigenthümlichen rechtlichen Brund- 
füge. Anderes gehört nicht dem „Staats-Lexikon“ an. 19) rt". 

Nur die politiihe Wichtigkeit der obigen Grundideen und ihrer möglichiten. — 
in allen ſoeben genaunten Hauptverhältniſſen bedarf noch einer kurzen Ausführung. Es 
nämlich auch politiſch aus einem mehrfachen Geſichtspunkte höchſt wichtig, das Haus, den Haus— 
frieden und das Hausrecht durch die Geſetzgebung als vorzüglich heilig und geſchützt zu erhalten. 

Eine beſondere Heiligkeit gerade dieſer wichtigen Grundlagen des rechtlichen Friedens, dieſes 
natürlichſten Schutzes und Aſyls der Bürger, iſt für ihr Glück und ihre Zufriedenheit und für 
die ganze bürgerliche Freiheit und Rechtsſicherheit beſonders wohlthätig. Es iſt traurig, wenn 
in andern rechtlichen Verhältniſſen und Geſchäften, wenn an andern Orten ver Bürger Mangel 
an Freiheit, an vechtlicher. Sicherheit und Befriedigung findet. Doc wenn fein Haus, feine Fa— 
‚milie noch unverlegt und.jicher bleiben, fo hat er noch einen feften Standpunft, er hat noch unge: 
ftörte Kräfte und erfreuliche Aufgaben für ein freied aufopferndes Wirken. Gr behält noch ein 
Gefühl der rechtlichen Freiheit und Würde, der perfönlichen Ehre und Rechtsſicherheit und ver 
Adtung der bürgerlihen Ordnung, welde fie als heilig anerkennt und.fhügt. Aber was foll 
werden, wenn er ſelbſt auf diefen Rechtöfreis fein Vertrauen mehr haben, in ihm feiner Würde 
und Freiheit nicht mehr froh werden kann? Selbit. die Bellern werden alsdann immermehr 
verderben und zur Theilnahme an dem allgemeinen räuberiſchen oder hinterliftig ſpitzbübiſchen 
Fauſtrechte verführt, ja zulegt.ihrer Selbiterhaltung wegen gezwungen. 

Ein.erhöhter Schug jener wihtigften Güter und Nechte ver Bürger aber ift, wie [don dad 
Bisherige ergibt, fürd zweite auch zunächſt für die Sicherheit und Kraft des Staated und der 
Regierung höochſt wohlthätig, Er ift es inöbefondere au) darum, weil Haus und Familie fo ſehr 
natürliche Vorbilder und Erziehungsanftalten für den Staat find. So muß der Sinn für ihre 
Heiligkeit auch den Sinn für bie Heiligkeit des Staates und feiner Rechte erwerfen und nähren. 
Und wird wol, wer von jedem Negierungdagenten und Mitbürger feig. und unmännlich jeve 
Ungebühr und Entweihbung feines häuslichen Herdes zu erbulden gewöhnt wird, dieſen in des 
Baterlanded Gefahr gegen ven Beind mit heldenmüthiger Entrüftung vertheidigen? 

Endlich ift die forgfältigfte gefeglihe Erhaltung der Heiligkeit und Geihügtheit des Haus: 
rechts und ded Hausfriedens auch beſonders wichtig für die Erhaltung und Schützung der höhern 
— ae and Gefigtspunfte Im Bolfe. Und wahrlich, dieſes ift boppelt —— in 
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einer Zeit, wo, wie in der unferigen, die wejentliche, die einzige Gefahr für die wahre Gultur 
und Freiheit wie für die Throne in dem Verſinken in die materiellen und Telbftfüchtigen Geſin— 
nungen, Genüffe, Gemeinheiten und Verderbniſſe beftebt. In einer ſolchen Zeit ſoll die Geſetz— 
gebung und Verwaltung fi doppelt bemühen, jeden höhern Gefihtöpunft für die Bürger ſchon 
in ihren früheften und nächſten Umgebungen und in Beziehung auf ihre theuerften und wichtig: 
ſten Lebens⸗ und Rechtsverhältniſſe m... zu erhalten. Das Haus wenigftend und die Fa: 
milie des Bürgers gelte im Innern und Außern für groß und klein ald ein au durd die 
öffentliche Moral geihüstes Heiligthum. Hier wenigftens fühle und behaupte ver Bürger noch 
feine freie Manneswürde, fein felbftändiges freies Recht. Hier wenigſtens vertheidige er fie mit 
Männermuth und Stolz gegen frevelnden Angrifi, komme derfelbe vom böswilligen Mitbürger 
oder von tyranniſchen Obrigfeiten! Und fo werde er und die ganze Familie zugleich auch von 
vieler Seite hingewieſen auf Die Würde, auf die notbwendige Heiligkeit der Kamilienverbält: 
niffe, ihrer Rechte und Prlihten! Es werde jo die unentbehrlichſte Pflanzſchule würdiger un? 
tüchtiger menſchlicher und bürgerlicher Geiinnung und Bildung gegründet und geſchützt! 

Wie verderblich es ift, wenn von, Staats wegen die Sicherheit aller Bürger, angeblih um 
der Sicherung willen, zerftört wird, dad merfen jo viele unferer Juftiz= und Polizeimänner bei 
ihrer einſeitigen handwerksmäßigen Beihränfung auf ihr nächſtes Geſchäft nicht einmal. Mit 
jenem jefwiriihen Principe aber ift freilich jeder Öffentliche Agent unbefhränfter Desvot in fei- 
nem Bereiche und jedes Recht der Bürger aufgehoben. Aber ganz mit demſelben diabolifhen 
Vrincipe iind auch alle Rechte des Staates, dev Mitbürger, der Beamten und der Regierung 
allen hinterliftigen und gewaltiamen Angriffen ver Eigenfüchtigen, ver Frevler, der Nebellen 
prelsgegeben. Mit dieſem Principe wurden noch alle ehemals blühenden und mädtigen Völker 
und Regierungen zu Grunde gerichtet. Durch fein zerfveilendes Gift werben auch die jept beſte⸗ 
henden, wie einft die griehifhen und römiſchen, ſchmachvollem Untergange entgegengeführt 
werden, wenn unfere Regierungen unheilvollen, verrätheriichen oder verblendeten Rathgebern 
deilen Anwendung zur Zerflörung der Nechte der Bürger geftatten. MWelder. 

Hausgeſetze. Bei einer hiſtoriſchen Erſcheinung von der Bedeutung der Hausgeſetze iſt 
es nothwendig, ſich vor allem über deren Grundgedanken klar zu werden und zwar um ſo mehr, 
-ald die Hausgeſetze eine in mancher Beziehung dem germanischen Recht eigenthümliche Erſchei— 
nung und namentlich in den politifch erregten Tagen unſerer Zeit Gegenftand einer ſehr ver: 
ſchiedenarligen Auffaſſung geworden ſind. 

Der in dem Inſtitut der Hausgeſetze ausgeprägte Grundgedanke findet ſeinen einfachſten 
Ausdruck ſchon in der jedem Hauſe, jeder ſelbſtäudig zuſammenlebenden Familie eigenthümlichen 
Hausſitte und Hausordnung und iſt inſofern ein allgemein menſchlicher. Nimmt er nun einer: 
ſeits bei jedem Volke auch zugleidy einen fpecifiich nationalen Charakter an, jo teilt er natürlich 
auch in feiner allmählichen Ausbildung bei jedem einzelnen Bolfe die beiondern Schickſale deſſel— 
ben und unterliegt dem Einfluß der politiſchen, religiöfen und focialen Wandlungen, welche die 
Perioden der Entwidelung des Volkes bezeichnen. In dem Familienfideicommiß, ver Fami— 
lienftiftung, in ven auf die Bamilie berechneten Teftamenten und deren gefeglihen Beſchränkun— 
gen zu Gunften der Inteftaterben u. ſ. w. liegt unzweifelhaft auch etwas dem Grundgedanken 
des Haudgefeged Verwandtes. 

Die Familie ift das erfte, einfachſte, natürlichite und, auch wenn jie nicht ganz ſelbſtändig, 
d. h. feiner andern Höhern Macht von Rechts wegen unterworfen ift, doch immer in einem ge: 
wiſſen Sinn politiſche Gemeinweſen, dem, mie jedem einzelnen Menſchen nad erlangter Reife, 
— unter allen Umftänden aud ein gewiller Grad von Selbftänpigfeit zugeiprodhen werden muß. 
So wenig ein blos auf der Familie beruhender Staat eines erwähnenswerthen Fortſchritts fähig 
ift, ebenfo wenig wird ein Staat, der jede Familienſelbſtändigkeit vernichten wollte, fortſchritte— 
fähig, oder ein Staat, der die abjolute Selbfländigfeit der von ibm erfaßten Familien aner- 
fennen und durdhführen möchte, auch nur denkbar fein. 

Der Staat muß aljo aus ver Kamille herandtreten, über die Bamilien= oder natürliche 
Blutsgemeinſchaft hinaus ſich erweitern, dabei aber ebenjo eine gewiſſe Selbſtändigkeit ſeiner 
Familien anerkennen, wie einen beſtimmten Einflug auf diefelben geltend machen. 

Die Entwicelung des angegebenen Grundgedankens der Hausgeſetze hängt alſo in der That 
mit dem Staate und deifen ganzer Entwickelung weſentlich und ĩnnig zuſammen. If vie Fa— 
milie jelbft Staat, jo ift das Hausgefeg der Inbegriff des ganzen für den fragliden Staat gel: 
tenden Rechts. Iſt aber die Familie nicht ſelbſt Staat, fondern nur ein organiihes Glied des 
Staates, jo fann ein Hausgeſetz nur gedacht werben als das Product der der Familie ſeitens des 
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Staates abſichtlich oder unabiichtlich gelaflenen Autonomie oder Selbitändigfeit. Seine natür— 
lichen Schranken find einmal das Öffentliche Necht des Staates an ſich, dann aber auch die jedem 
Gliede des Staates nur um des Ganzen willen garantirten Privatrechte. Dem Hausgeſetz als 
ſolchem direet unterworfen konnen endlich nur diejenigen fein, welche in irgendeiner Weiſe dem 
Hauſe angehören, beziehungsweiſe unterworfen ſind. Wir wollen nun auf die Sache ſelbſt 
eingeben. 

1. Begriff eined Hausgeſetzes. Unter einem Hausgeſet (Baus: oder Familienſtatut, 
manchmal aud nur nach einer Hausbeſtimmung benannt, z.B: Primogeniturgefeg u. ſ. w.) 
verfteht man den Inbegriff ver befondern für eine beftimmte reihsunmittelbar geweſene Familie, - 
namentlich für die jegt fonveränen und für Die ehemals Reichsſtandſchaft beſeſſen habenden nicht 
mehr fonveränen Familien Eraft deren Autonomie entweder auf dem Wege des Vertrags ober einer 
einfeitigen Beftimmung, alfo ausdrücklichen Feftjegung, oder auf dem Wege ver Gewohnheit ſich 
entwidelt habenden bindenden Normen. H. Schulze nennt im ver Vorrede zu Bd. 1. der „Haus 
geſetze der regierenden deutſchen Fürſtenhäuſer“ (Iena 1862) Haudgefege im weiteften Sinn 
jede Norm, wodurch die fürftliche Hausverfailung geregelt wird, wodurch Beftimmungen über 
die Unveräußerlichfeit ded Territoriumd und einzelner Beftandtheile deſſelben, insbeſondere auch 
des ſpäter ſogenannten Kammerguts, über die Succeſſionsfähigkeit, Succeſſionsordnung, Ein— 
führung der Primogenitur, Vormundſchaft, Apanagenweſen, Rechte der Töchter und fürſtlichen 
Witwen getroffen werden. Obgleich die Berufung auf. eine feſte Hausuſanz und die rechtliche 
Gültigkeit letzterer keinem Bedenken unterliegen kann, fo iſt doch hervorzuheben, daß die meiſten 
Hausgeſetze nicht nur niedergeſchrieben, ſondern auch, oft unter Aufnahme alter Hausgewohn⸗ 
heiten, ausdrücklich gegeben oder pactirt find, und daß vergleichen gefchriehene Geſetze es find, die 
man in der Regel allein mit „Hausgeſetze“ bezeichnet. 

Die gegenwärtige Redaction der meiften Hausgeſetze ift nicht die urſprüngliche. Diele der 
gegenwärtig noch geltenden Hausgeſetze find in ihrer jegigen Geftalt erft Aus mehreren ſucceſſiv 
entftandenen Beftandtheilen und verſchiedenen Umarbeitungen derſelben hervorgegangen, wobei 
ſich natürlich immer beſtimmte Einwirkungen der Zeiten geltend machten. 

Es iſt anf den erſten Blick erkennbar, daß zwiſchen den Hausgeſetzen der. ſouveränen Fa⸗ 
milien Deutſchlands und denen der mebiatifirten Häufer, reip. ver Reichsritterſchaft, in Be— 
ziehung auf die praftifhe Bedeutung ein jehr großer Unterſchied beftehen muß, und da diejer 
Unterfchied auch heute noch ein praftifcher ift, während doch bis zu einem gewiſſen Punkte nicht 
nur die Geihichte, ſondern auch Inhalt und Zweck aller Hausgefege im wejentlichen verjelbe war, 
da endlich viele Hansgefege erft ver neuern, ja einige der neueften Zeit angehören, fo erſcheint es 
unumgänglich nothiwendig, ven Ausführungen über dad gegenwärtige Recht eine kurze Ge: 
fchichte ver Hausgeſetze vorauszuſchicken. 

1. Standpunkt zur Beurtheilung des Inftituts der Hausgeſetze. Wie bei 
jedem Volke, fo ſind auch bei den Deutſchen von Anfang an zwei Hauptſtrömungen im öffentlichen 
Leben deutlich erkennbar. Die eine derfelben fann man die centripetale nennen, und dieſe gebt 
anf Erhaltung, Feſtigung, Erweiterung der Idee der nationalen und ftantlihen Einheit und 
Kraft. Die andere, welche man die centrifugale heißen kann, verfolgt eine entgegengefegte Rich— 

‚tung und drängt auf möglichfte Decentralifation. In ihren äußerften Gonfequenzen müßte die 
erſtere diefer beiden Nichtungen beim Despotismus, die legtere bei der Anarchie ankommen. 
Weder die eine noch die andere diefer beiden Außerften Gonfequenzen ift aber in einem Staate 
vollfommen möglih, da wegen des NRatur= und Bernunftpoftulats einiger und irgendwelcer 
Freiheit im Staate ein abfoluter ftaatlicher Despotismus ebenſo ein Widerſpruch wäre, wie 
wegen ded Natur- und Bernunftpoftulate der Gefelligfeit und Ordnung eine abjolute faat- 
liche Anarchie. 

Zwiſchen den beiden angegebenen Ertremen, welche demnach anzeigen, daß der Staat ent: 
weder nod nicht oder nicht mehr vorhanden ift, bewegt fich das Leben eines Volkes möglicher: - 
weije in sahllofen Wandlungen hin und her. Immer wird centripetale und centrifugale Kraft 
zugleich vorhanden, immer eine gewiffe Sriction zwifchen beiden fein, und nur die Formen und 
die Größe der Verhältniſſe werben wechfeln, in welden fie auftreten. Das klare Ziel einer 
folden nie ohne ſchwere Kämpfe denkbaren Entwidelung kann fein anderes fein als die inten= 
five und ertenfive Steigerung beider Kräfte zugleich durch eine möglichſt harmoniſche Ausglei= 
hung derſelben in jedem der. unvermeidlich immer wieder ih erneuernden Gollifionsfälle. 

Iſt die harmonische Ausgleihung der centripetalen und centrifugalen Kraft oder, was 
daſſelbe ift, der Freiheit und der Ordnung, der Ifolirung und der Vergeſellſchaftung in allen 
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Richtungen des menſchlichen Daſeins die höchſte und folglich auch ſchwerſte Aufgabe der politi⸗ 
fen Eutividelung eines Volkes, jo ift leicht einzufehen, daß ihre Löſung im günftigften Falle 
nur eine langfame fein. und daß ſie organiſch, d. h. der Natur des Menichen entſprechend, nur 
vom innern Menjchen felbft ausgehen und nur allmählich von den kleinern Kreifen aus in immer 
‚größere ſich verbreiten kann. 
Wir mußten dieſe Säge vorausſchicken weil ie und ven richtigen Standpunft anzugeben 
feinen, von welchem aus die nach unjerer Überzeugung jo oft falſch aufgefaßte politifche Ent: 
widelung des deutſchen Bolfed und alles, was, wie 3. B. die Hausgeſetze, mit derſelben zuſam⸗ 
menhängt, zu beurtheilen ift: 

Vor der großen Völfermanberung und während derſelben jehen wir zwar Bfters nicht nur 
größere germanifche Stämme als eine Art von politifhen Einheiten, ſondern aud Verbindun— 
gen mehrerer außerdem felbftänbigen Stämme zu einer Art von politiicher Einheit... Allein vie 
Formen diefer Berbindungen find meift jo unbeftimnt, daß es nicht möglich ift, ſie als eigentliche 
Staaten zu. betrachten. Sie find zwar ein Zeichen des Bedürfniſſes und der. centripetalen Kraft, 
allein die centrifugale Kraft, das Bedürfniß und die Gewohnheit der Iſolirung und Selbftän- 
digkeit, Scheint im ganzen und großen dod immer das Übergemicht zu haben. Daher wird man 
in dieſen Zeiten bei den germanischen Völkern den Staat um jo fiherer finden, in je kleinere 
und natürlichere Geſellſchaftskreiſe man hinabſteigt, und wir ftehen nit an zu behaupten, daß 

. man damals den Staut eigentlih nur oder doch am meiften in den ſelbſtändigen Familien und 


in den fleinern jelbftändigen Stämmen finden fonnte. Alle übrigen Verbindungen trugen mehr 


den Gharafter vauerhafterer oder vergänglicherer Gonföperationen. ’ 

Daß der Niedergang ded römischen Weltreichs und die innerhalb feiner ehemaligen Grenzen 
gelungenen Eroberungen der germaniſchen Bölfer auf deren foriale und politifche Entwidelung 
einen nad allen Seiten hin geftaltenven Einfluß üben mußten, verfteht fi von ſelbſt. Daß 
diefer Einfluß und die folgende Entwickelung nicht bei allen den großen, geihichtlich berühmt ges 
wordenen Stämmen diejelden waren, ift auch befannt. Für uns fommt e8 hier aber nur darauf 
an, zunächſt den fränfiihen Stamm und die mit ihm verbundenen andern germanifchen Stämme 
„der dad, was man bie fränkiſche Monarchie zu nennen pflegt, und nad deren Auflöfung die 
wieber felbitändig gewordenen deutſchen Stämme oder das Deutiche Reich ind Auge zu fallen. 

Die fränkiſche Monardie, welche ihren politifhen Schwerpunkt im ehemaligen Römerlande 
fand und meift nur duch Bit und Waffengewalt die Mehrzahl der germaniſchen Stämme, 
namentlich auch die erſt viel jpäter mir dem Gefammtnamen dev Deutichen bezeichneten äußer— 
lich mit ſich verband, ift, wenn fie überhaupt den Namen eined Staates verdient, ihrer erften 
Anlage nah ohne Zweifel die in Beziehung auf ſtaatlich-centripetale Kraft Ihtwächfte Schöpfung, 
die man ſich deuken kann. Theilweiſe eine Art von roher Fortſetzung der römischen Weltreichs— 
idee, theilweiſe zugleich eine hicht minder rohe Fortſetzung der alten germanifhen Familien- oder 
Stammſtaatsidee und der damit verbundenen freien Gonfüderationsibee oder auch des Geſetzes 
der. brutalſten Noth und Gewalt, findet ſich eigentlich der Staat nur in den Reſten der alten Or— 
ganijationen, namentlid dev firhlihen, und in den Kopfe des einen oder des andern der be— 
gabtern Könige jowie der wenigen von ihm mühſam gewonnenen Großen. 

Wir fönnen bier begreiflih nicht auf Detaild eingehen und begnügen nnd damit, bie 
leicht einzujehende Behauptung aufzuftellen, das für das damalige in Gultur und Nationalität 
fo disparate Material an Land und Leuten, wie es in der fogenannten fränfifchen Monarchie zus 
fammengefapt werden wollte, die ganze Anlage dieier Monarchie viel zu groß geweien, als daß 
von ihr aus, von oben herab, eine harmoniſche Ausgleihüung der centripetalen und centrifugalen 

‚Kraft möglich geweſen wäre. Die ganze fränkiſche Zeit ift daher eine Zeit aufreibenver innerer 
und äußerer Kämpfe; die Großthaten diejer Zeit iind feine Großthaten des fränkiſchen Volfes 
ald eines mächtigen und jelbftbewußten volitifhen Ganzen, ſondern Großthaten einzelner 
Großen und des ihnen perſönlich möglichen Einfluſſes und Machtaufwandes. 

Gewiß unterſchätzen wir.nict ven Werth und die Bedeutung Karl's des Großen. Allein 
wie unberehenbar vieles er auch gethan, wie lange in zahlloien unſichtbaren und fichtbaren 
Kreiſen feine eulturhiftoriiche Wirkſamkeit nahgeihwungen hat — feine eigentlich ftaatlichen 
Shöpfungen find entweder nicht neu oder, wenn neu, ohne einen über die Lebensonuer ihres 
Schöpfers hinausgehenden Beſtand. Alle nolitiiche Weisheit dieſes großen Fürften ſchlug ges 
rade gegen jeine hohen Plane aus, und während Karl ſtets ald größter Eulturberod Europas 

- gelten wird, mar ed gerade feine lange Regierungszeit, welche in der erften Entwickelung und 

Ordnung ver längit vorhandenen Elemente des nach ven gegebenen Verhältniffen unvermeidlichen 


Sausgeſetze | 55 


Feudalismus, in der entſchiedenen Wiederaufnahme der durch das Chriſtenthum veredelten röml⸗ 
ſchen Kaifer: und Weltherrſchaftoidee, in der durch Die berühmte charta divisionis gleichſam aner⸗ 
kannten nationalen Selbſtändigkeit dev eigentlich deutſchen Stämme und in manchen andern Din 
gen den Beweis der Unfertigfeit, aber auch Unhaltbarkeit der frühern beftimnienden Ideen und 
des darauf errichteten oder zu errichten beabſichtigten Staatsgebäudes lieferte, Karl der Große 
erfannte zwar auch die Nothwendigfeit ver Entiwirfelung von unten nad) oben , aber er erkannte 
nicht, daß mit biefem Gefege feine Stuatsidee und die zu ihrer Berwirklihung gegebene Zeit bei 
ben vorhandenen Zuftänden ber Bölfer und Länder unvereinbar ſei. - 8 

Die einzige den damaligen Berhältniffen entiprechende Form bed Daſeins war.ber — 
lismus, der als eine im Vergleich zur vorausgegangenen Zeit geſteigerte, innigere und dauer— 
haftere Form der Conföderation erſcheint und ſich auch als Vorſchule oder organiſche Vorbil⸗ 
dungsſtufe für eine höhere politiſch-organiſche Entmidelung ‚ für eine ‚höhere Ausgleihung der 
centripetalen und centrifugalen Kräfte empfahl, weil er eine ſelbſt auf ganz eine Berhältniffe 
und Kreiſe anwendbare Korm war. 

Unterdeß war Deutſchland definitiv vom Franfenreiche losgeriſſen und. infofern jelbftändig 
geworden. Aber darum war der Inbegriff der Später mit Deutſchland bezeichneten Länder und 
Völker noch keineswegs eine ftaatliche Einheit. Unverfennbar waren diefelben einerjeitd von den 
Slawen, andererjeitd von den mit überwiegenden romaniſchen Elementen vermiſchten germa— 
nifchen Voͤlkern durch ihre rein bewahrte germanifhe Bolfdeigenthümlichkeit ausgeſchieden. 
Hierin fowie in dem Umftand, daß fie auch bei ven Reichötheilungen als ein eigener Beſtandtheil 
betrachtet wurden, lagen die erſten Gründe, fie alle zufammen als einen eigenen Inbegriff von fän= 
dern und Bölfern aufzufaflen. Allein deshalb waren fie noch fein Staat. Die vom Fränkiſchen 
Reich überfommene, von einzelnen unternehmenden Männern mittheilweijer Unterſtützung fort= 
geſetzte fränkiſche Staatsider, mit welcher ſpäter die des Heiligen Römischen Reichs deuticher Na= 
tion verbunden wurbe, erſcheint ſtets gerade fo weit verwirklicht, als es die Fähigkelt ihrer Trä— 
ger ober die Unfähigkeit ihrer Gegner geftattete. Sie ift lange mehr ein Mittel; um dieſem oder 
jenem Stamm über die übrigen Stämme eine Hegemonie zu verſchaffen, als überhaupt jemals 
ein Mittel der organifhen ſtaatlichen Einheit der deutfchen Nation. Dagegen ift es ber Feuda⸗ 
lismus, der, Außerli in Anlehnung an den franfifhen Einfluß, innerlich aber in der natür= 
lichen Entwidelung der wirflid vorhandenen Zuftände, aud in Deutihland als die Grundform 
alles gefellihaftlihen Dafeind erſcheint, alle Verhältnijfe erfaßt und, dem Neid) den abfoluten 
Despotismus unmöglich machend, durch: dad Neich aber vor abjoluter Anarchie bewahrt, von 
oben herab bis in die Eleinften Kreiſe ald Refultat ver übermächtigen centrifugulen Kraft ſich 
erſtreckt und dann von unten hinauf bie Rieſenarbeit ver sentripetalen Kraft nad) jeiner, d. 9. der 
Zeiten Weife in die Hand nimmt und förbert. 

Nun find wir an dem Punkte angelangt, wo wir auf die Entftehung und Ausbildung der 
deutichen Hausgeſetze felbit eingehen fönnen. 

Die deutfchen Könige und römischen Kaifer, die jo lange in ewigen innern und äußern 
Kriegen mit der Uncultur und der Uneinigfeit glängten, regierten und untergingen, bis der 
Glanz , die Kraft und das Xeben der ihre Stellung nach den Anfichten des Mittelalters erfüllen- 
den mehr univerjellen als einheitöftantlichen Idee erlojchen war, und dann den glanzs, kraft: und - 
leblofen Körper des Reichs ſoviel als thunlich mit den demfelben fremden Mitteln ihrer Haus: 
macht zu erfüllen ſuchten, legtere mit vem Zauber verjelben alten Idee deckend, aus deren frü— 
herm Lebensſaft fie ſelbſt, die Hausmacht, wie alle eigene Fürſtenmacht wenigftend zum Theil 
hervorgegangen war und bei dem natürlichen Bedürfniß der Autorität an ſich und des An— 
ſchluſſes jeder Autorität an die gegebenen Berhältniffe hervorgehen mußte — die deutſchen Kaiſer 
hatten als ſolche keine. Haudgefege, da das deutfche Kaiſerthum nicht auf einer Geblütäfolge, 
fondern auf der Wahl von Rechts wegen berubte, wie jehr man fich aud) bei ver Wahl aus trif: 
tigen Gründen an ein beflimmtes Fürftenhaus zu halten pflegte. Bamilienintereffen des Kaiſers 
waren demnach als joldye feine rechtlichen Intereſſen des Reichs, wie jehr auch die Politik that: 
ſächlich beide verband. Das Reihsgut war nit Hausgut, und die Rechtsverhältniſſe des er: 
ſtern, deſſen Gigenthümer die jwriftifche Perfon des deutſchen Reichsſtaates war, richteten 1 
nad) den Reichögefegen, namentlich nad) dent Reichslehnrecht. 

Nun hatte aber der Feudalismus längſt in den perſönlichen und —— in den 

ſocialen und Standesverhältniſſen die großartigſte Veränderung hervorgebracht. 

In Anlehnung an den Feudalismus war allmählich der Begriff einer mit einem beſtimmten 
Territorium verbundenen und im dieſer Weije neuen Macht des Territorialheren über die ver: 
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ſchiedenen in den fraglichen Territorium anfaffigen Menſchen entftanden, eine Macht, auf welder 
jelbjt wieder die Stellung des Territorialherrn im Meiche weſentlich beruhte. Durch die mit 
organischer Nothwendigkeit ſich entwickelnde Erblichkeit des lehnweiſen Beſitzes erhielt das Ver— 
hältniß des Lehnbeſitzers zum Lehn nicht nur einen hohen Grad von Stetigkeit, welcher nament: 
lich dem Berhältniß des Wahlkaiſers zum Reihe abging, jondern es erjcheint auch ganz natürlich, 
daß der lehnbare Befig mächtiger Familien, beftand er mun in Grund und Boden oder in Am⸗ 
tern u. ſ. w., eben durch feine Erblichteit allmählich mit pen etwaigen alodialen Befigungen der— 
jelben zu einer größern Einheit zufammenwudhs. Eben diefe Einheit des Herrn und des Be: 
jige8 war aud der Orund, warum die anfänglid) jv großen rechtlichen Verſchiedenheiten Der in 
einem ſolchen Territorium verrinigten Menjchenklaffen ji abftumpften und nad und nad einer 
gewiſſen Einheit und Gleichheit des territorialen Rechts Plag machten. 

Das große Endrefultat dieſes Entwicelungdgangs, dem von feiten des feinen Einrichtungen 
nad) als Einheitsftant ebenfo ſchwachen ald ivealiftifchen Deutſchen Reichs Fein wirkſames Hin— 
derniß nachhaltig entgegentrat, war die Entftehung von mehr als taufend größern und kleinern 
deutichen Territorien, Die, in einem nur fehr geringen Grade von Kater und Reich abhängig, 
unmittelbar unter diefem fanden, während die ganze übrige Maſſe ver Bevölferung Deutich- 
lands mit nur wenigen Ausnahmen faft nur durch das Mittel der Herren der Territorien mit 
dem Reiche in Verbindung ſtand. 

Die allmähliche Verflüchtigung der Kraft und des Gedankens des Einheitsſtaates im Deut=- 
ichen Reiche mußte, bei der Natur: und Vernunftnothwendigkeit des Staates, unaudbleiblich die 
Folge haben, daß der Einheitsftaat ſich wo anders für die dentſchen Völker verwirklichte als 
in dem abſterbenden Neid. Und dies geihah in der That durch die ftantliche Entwidelung ver 
Territorien, 

Das Material dazu war bereitö gegeben, ein beſtimmtes Land, ein Volk und eine Art von 
Obrigkeit. So verfhieden die in dem Territorium mögliherweife vorhandenen Beilgverbält- 
niffe, fo verfchieden die perfönlichen Nechtöverhältniffe ver Einwohner und fo verſchieden vie 
Rechte der Herren nad) Urfprung und Umfang über die verfchiedenen Theile ihres Territoriums 
und über die verfchiedenen Klafien feiner Bewohner waren, das abfolute Bedürfniß des Staates 
drängte unaufhaltfam nad einer gewiſſen, umd fagen wir es gleich, nad) einer flaatlihen Ein— 
beit und fand um fo jchnellere und allgemeinere Befriedigung, je größer, aller Reichstheorie 
gegenüber, die thatfächlihe Unabhängigkeit der Territorien vom Reiche war, oder je mehr die 
gejammte rechtliche Drganifation des Deutjchen Reichs mit den Anforderungen an eine wirklich 
Raatlihe Drganifation im Widerſpruch ftand. 

Wir,haben bereitd gefagt, daß die angeveutete ftaatlihe Entwicelung ver deutſchen Terri— 
torien nur eine allmähliche geweien. Wieweit entfernt man im Anfang von dem wahren 
Staatsgedanken war, gebt unter anderm aud daraus hervor, daß die landesherrliche Familie 
jelbft lange das Territorium durchaus nicht al ein organifches Ganzes betrachtete und, ſowie die 
einzelnen Theile verjchieden verwalten, ſo auch getrennt und nach verichiedenen Orundfägen in 
ben Erbgang fommen lief. 

Die nothwendige Folge hiervon mußte, je ſchwächer das Reich in der Befriedigung des Be> 
dürfniſſes des ftaatlihen Dajeind wurde, eine.allfeitige Steigerung der Unbehaglichkeit ver Zu: 
jtände jein. Die Zerritorialbevölferungen fühlten nothwendig die Nachtheile ihrer adminiſtra⸗ 
tiven Trennung und erkannten bald, daß fie nur in einer gewiſſen Einheit der ihre Freiheit ge: 
fährdenden Willkür der Zerritorialherren mit Erfolg Wiverftand leiften Fonnten; die Terris 
torialherten aber erfannten ebenfo bald, daß die unftaatlihe Auffaffung des Xerritoriums über: 
haupt und namentlich bei der Vererbung die politiſche Selbftändigfeit ded Territoriums umd 
ihre eigene eben hierdurch bedingte politifhe Stellung im Reich auf das höchſte gefährdete. 

Als die wichtigſten Refultate diefer mehr gefühlten als vollfommen Far erfannten Mis- 
ftände erſcheinen einerſeits die Bereinigungen der mittelalterlihen Stände zu einer gemeinfamen 
Landſchaft in jedem felbftändigen Territorium, wie fle wenigſtens in den meiften größern deut 
ſchen Territorien flattfanden, und andererſeits die meiſt durch Vertrag mit den Landſtänden fo= 
wie mit den Agnaten der landesherrlichen Familie errichteten Hausgefege, Familienſtatute u. ſ. w. 

Wie jehr bei dieſen Erſcheinungen zunächft nur bie Intereſſen der Landſtände und der regie— 
renden Familien im Spiele. waren, wie oft dabei der privatrechtliche Standpunkt noch überwog, 
ſie ſind doch der bisherigen Zerfplitterung gegenüber als ein mächtiger Fortihritt zu betrachten, 
theils weil in ihmen eine bedeutende Erweiterung der äußern Erſcheinung des Staates gefunden 
werden muß, theils weil durch fie auch ver jo erweiterte Staat an innerer Stetigkeit und ein heit⸗ 
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lichem Zuſammenhalt weſentlich gewonnen hatte, ein Gewinn, der von dem Standpunkt der 
damaligen Zeit aus um jo hoͤher angeſchlagen werden muß, je weniger er nach ſeinem innern 
Weſen ein gemachter und je mehr er ein ganz natürlich gewordener zu nennen iſt. 
Die deutſchen Hausgeſetze, welche zu einem kleinen Theil nachweisbar ſchon aus dem 
13. Jahrhundert, meiſtens aber erſt aus den folgenden Jahrhunderten ſtammen, ſind demnach 
als Träger der äußern und innern Einheit der deutſchen Territorien auch weſentliche Träger des 
organischen faatlihen Fortſchritts der deutſchen Nation von unten hinauf und, dem Reich gegen: 
über, Träger des jogenannten deutihen Staatspartieularismus. Nur reihdunmittelbare Fa: 
milien, unb zwar vorzüglich die reichsftändifchen, aljo nur ſolche Familien, weldye ji der Landes: 
herrlichfeit gegenüber im Bejig der alten deutſchen Vollfreiheit zu erhalten vermocht hatten, be: 
fahen derartige Hausgeſetze, welde in Verbindung mit den Freiheiten, Privilegien u. ſ. w. der 
Landſtände die älteften politiſchen Grundgeſetze ver deutſchen Territorien waren. 
Da man.bei der damaligen im Verhältniß zu unferer Zeit noch fehr mangelhaften politiſchen 
Bildung und Erkenntniß und bei dem rechtlichen Fortbeſtand des Reichs die politiſchen Beſtim— 
mungen diefer Gefege nicht vom Standpunft des fertigen Einheitsſtaates aus treffen fonnte, da 
diefe Gejege im Gegentheil nur die Zeugniffe eines allmählichen neuen politiihen Werden 
fein Eönnen, fo erklärt jih die fie beherrjchende Korn, der Vertrag, deſto vollftändiger, je mehr 
man erwägt, da damals natürlid) aud das Privatredht von dem öffentlihen Recht nicht einmal 
der Hauptſache nach geichieden und jedenfalls Feine derartige Beſtimmung getroffen werden 
fonnte, ohne daß dadurch mehr oder weniger wirkliche over vermeintlihe Privatrechte berührt 
wurden. 
Man hat oft gefagt, die deutſchen Haudgejege feien eine Art von beutjcher Familienautonv- 
mie, welche ganz befonders im Gegenſatz zur Reception des Römischen Rechts in Deutſchland her: 
yorgerufen worden. Das Römiſche Recht fei nämlidy ganz befonderd durch feinen Orundfag, 
. daß Frauen wie Männer fucceflionsfähig und mehrere gleichnächſte Verwandte auch zu gleihen 
Theilen zur Nachfolge berufen jeien, ver Macht und damit der politifchen Stellung ber reichs— 
unmittelbaren Kamilien gefährlich gewejen. Allein ganz richtig ift dies ſchon deshalb nicht, weil 
ein abfoluter Gegenſatz des einheimiſchen deutſchen Rechts zu dem römischen in ven angegebenen 
Bunften nicht nachgewieſen werben kann, jedenfalls auch nad der ſtrengſten Auffaſſung des 
deutſchen Rechts eine Iheilung des Nachlaſſes des verftorbenen Landesherrn nicht nothwendig 
zu vermeiden war, weil unter allen Umftänden der Mobiliar- und der Immobiliarnachlaß und 
bei legterm wieder der neuerworbene und der ererbte, endlich auch der Alodial= und Beubal: 
nachlaß, fowie bei legterm wieder die verſchiedenen Arten ver Lehen unter verſchiedene Erbredhtd- 
grundfäge und alfo an verfchiedene Erben, an Miterben und aud an Frauen fallen fonnten. . 
Dagegen muß hervorgehoben werden, daß das Nömifche Recht ver auch von den Landesherren 
für die Geſammtheit ihrer fo verſchiedenen Befigungen angeftrebten Einheit und Unbeſchränkt— 
heit der fürftlihen Gewalt günftig war. Soll demnach aud nicht geleugnet werden, daß die 
Hausgeſetze gegen einzelne Beftimmungen des Nömifchen Rechts wie gegen die ganze neuere Nei— 
gung des eigentlichen Privatrechts auf Gleichberechtigung des weiblichen Geſchlechts zur Erb: 
ſchaft und auf Theilbarkeit der Privaterbſchaften gerichtet waren, ſo muß doch auch behauptet 
werben, daß ber eigentliche Geiſt dieſer Hausgeſetze, wenn auch oft unbewußt, ein poſitiv-poli⸗ 
tifcher und aus der ganzen Entwickelung von felbjt nothiwendig hervorgehender war. Eine be: 
mußte directe Oppofition gegen das Nömijche Recht finden wir nur in den größere Grundbe⸗ 
jigungen habenden landſtändiſchen, dem Landesherrn blos zugewandten Bamilien, welche dem 
Römtihen Recht und der ganzen Zeitrichtung gegenüber große Mühe hatten, die ihre Stellung 
bevingenden Stammgüter aufrecht zu erhalten, und bald zu dem in ihrer Autonontie liegenden 
Mittel der Familienftiftungen, Familienfideicommiſſe griffen, niemald aber eine Anwendung 
der Analogie des römischen Privatreht3 auf die Fürftengewalt anerfannten. Im Gegentheil! 
Gleichwie die Landſtände infolge der innern Macht der ſtaatlichen Idee wenigſtens fo lange, als fie 
in Kraft blieben, auf alle gamilienverhältniffe des Landesherrn, wie z.B. Eingehung von Ehen, 
Grziehung der Kinder, perfünliche Umgebung des Fürſten, Verwaltung, Veräußerung u. |. w. 
ver fürftlichen: Familienbefigungen u. |. w., den größten; oft beſtimmenden Einfluß, bald mit, 
bald ohne Widerſpruch, übten und nicht jelten die eigentlichen Beranlaffer hausgeſetzlicher Be— 
ſtimmungen waren, fowie fie ferner trog der Feſtſetzung des Princips der Steuerfreiheit auch dic 
nicht herkömmlichen Steuern für die ſchwer zu unteriheidenden Bedürfniffe des Territoriums 
und der Sandedherrlichen Familie doch immer wieder bewilligten, jo war es aud) die innere Macht 
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der ſtaatlichen Idee, die die Landesherren und ihre Familien bewog, durch die Hauégeſetze den 
privatrechtlichen Standpunkt zu verlaſſen, den Landesſtänden auf ihre Familienverhältniſſe 
einen ſonſt nicht gerechtfertigten Einfluß zu geſtatten und Anſprüche jeder Art gegen die Land— 
fände zu erheben und durchzuſetzen, welche ohne die Macht jener Idee ebenſo widerrechtlich wie 
erfolglos gewefen jein würben. 

Es kann nicht unfere Abficht fein, die ganze vielftaatliche Entwickelung Deutſchlands als eine 
nur ſtreng organiſche oder geſetzliche zu bezeichnen und fie eine in jeder Beziehung vollkommne 
‚und untabelhafte zu nennen. Allein ebenjo wenig jind wir im Stande, mit fo vielen von einem 

ganz fertigen einheitsftaatlichen veutichen Königthum ausgehend, eben. dieje Entwidelung nur 
als ufurpatorifch, unorganiſch, verwerflich aufzufaffen und die Schuld davon blos den Landes 
herren in Aufrehnung zu bringen. Sowie die Oefammtverhältniffe der deutſchen Nation die 
Grundlage diejer Entwickelung bilden, fo ift e8 die gefammte deutſche Nation, welcher die Schulv 
oder dad Verdienft dieſer Entwidelung, richtig genommen die Schuld und das Verdienft deriel: 
ben zukommen. Es hat nach unferer Auffallung weder einen praftifchen Werth noch eine willen: 
ſchaftliche Berehtigung, wenn man eine gefchichtliche Entwidelung einfeitig nur als eine gute 
oder üble auffaßt, folange fie noch nicht vollkommen abgeſchloſſen it. in lebensfähiges Volt 
fann und foll für feine Gegenwart und Zukunft aus der Geſchichte umd ihren Erfahrungen dir 
Irrthümer und Misgriffe der vergangenen Zeiten zu vermeiden, dad Gute aber feitzubalten 
lernen und nicht dem neuen Irrthum und Misgriff verfallen, irgendeinen Moment feiner Ber: 
gangenheit als abjolut ſchlecht zu verwerfen oder ald abjolut gut wiederherftellen zu wollen. 

Ehe wir weiter gehen, nur nod einige Bemerfungen. Es ift und zwar mit Bezugnahm⸗ 
auf die ausdrücklichen Worte vieler Haudgefege gefagt worden, der Glanz ver Fauilie (splen- 
dor familiae) fei das Lofungswort und das Ziel aller Beftrebungen der weltlichen Reichsſtände 
gewefen. Cum grano salis gilt died wol von allen Familienbeftrebungen und analog auch von 
den geiftlihen Genoflenfchaften. Daß bei den Beftrebungen zur Herftellung und Aufredterhal: 
tung dieſes Glanzes Eitelfeit und Selbſtſucht, dieſe allgemeinen menſchlichen Shwähen, aud 
eine Rolle mitgefpielt haben und unter ähnlichen limftänden immer mitjpielen werden, wenn: 
gleich in fehr verſchiedener Art, ift nur natürlich. Aber man darf aucd"dies in Bezug auf die 
landesherrlichen Familien nicht einfeitig auffaffen. Die politiſch nod fo wenig gebildeten, oxga: 

niſch noch fo wenig zuſammengewachſenen Maffen des Mittelalters vermochten mit der fernen, 
oft nur ſporadiſch und dann wol auch für fie zerflörend erfcheinenden Macht des deutfchen König: 
thums und römischen Kaiſerthums nicht fo innig und aufopfernd zu ſympathiſiren, wie mit der 
näher ftehenden, ftetö zugänglichen und jedenfalld unmittelbarer wirkenden Macht des Landes: 
herren. In ihm erfannten ſie die höchſte Verkörperung ihrer nur particeulariftifhen oder lofalen 
Gemeinmwefenfchaft, neben welcher eine höhere nationale Idee vorerft wenigftens nur ſehr ſchwach 
zu wirfen vernrochte. In dem Ganze der landesherrlichen Familie ſahen fie venmad nicht blos 
nicht etwas ihnen Fremdes, Tontern aud den Glanz ihrer Einheit und Selbſtändigkeit, der 
um jo höher fteigen mußte, je mehr der Glanz des Eaiferlichen Königthums erblaßte. 

Ferner ſoll noch vorausgeſchickt werden, dag heutzutage unter den Hausgefegen ein großer 
Unterſchied in Bezug auf ihre Bedeutung infofern beftehen muß, ald die Haudgejege der jouve: 
ran gewordenen ehemals reichsſtändiſch geweſenen Familien ganz oder doch der Hauptſache nad 
wefentliche Beftandtheile der monarchiſchen deutfchen Staatöverfaflungen geworden find, was 
natürlich, wenigftene in diefem Sinne, bezüglich der Hausgefege der Mediatifirten und ber ebe- 
maligen Reichöritterichaft nicht der Fall ift. Die Deutfche Bundesacte (Art. 14) aber hat zwi: 
ſchen den Hausgeſetzen der Mediatifirten und denen der ehemaligen Reichsritterſchaft gleichfalls 
noch einen für ganz Deutfchland bedeutenden Unterfchien, befonders in Beziehung auf die Vor— 
ausfegung ihrer Gültigkeit, begründet. 

Endlich wollen wir noch bemerfen, daß ſich Die ältern Hausgefege aud der Zeit des Deutjchen 
Reichs zerftreut in Lünig's „Reichsarchiv“ und in Mofer’s „Altes und neues Staatsrecht“ (bier 
nur meift auszugsweiſe), ferner in den verfchiedenen Staatsfangleien und Ardiven, vorzüglich 
aber in den Werfen über das Staatsrecht und die Particulargefchichte einzelner Länder finden 
Viele davon find noch gar nicht gedruckt und, wenn auch, ſchwer zugänglich. Die neuern Haus- 
gefege wurden zwar meiftens in den Regierungäblättern der einzelnen deutſchen Staaten publi- 
eirt, allein no nirgends gefammelt, und das erfte Sammelwerf diefer Art ift das oben citirte, 
freilich nur auf die Hausgeſetze der regierenden deutichen Fürftenhäufer berechnete Werk von 
Schulze. Zu den bedeutendern neueren Haus: und Familienverträgen Mediatifirter gehört der 
des gräflichen Haufes Caſtell vom Jahre 1827 und aus neueſter Zeit das auch feines Inhalts 
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wegen ſehr intereflante, von Gerber bevorwortete „Hausgeſetz im Gejchledhte ver Grafen und 
Herren v. Giech“ (Tübingen 1858), wozu das publiciftiihe Erachten von. 2. Bernice über „Die 
ftaatörechtlichen Verhältniffe des gräflichen Haufes Giech mährend des Beftehend des Deutichen 
Reichs und nah Auflöfung deilelben‘ (Halle 1859) zu vergleichen ift, 

Zur Literatur über unfern Gegenftand erwähnen wir befonders: v. Drei, „Abhandlun: 
gen über Gegenftände des Öffentlichen Rechts u. ſ. w.“ (Münden 1830), ©. 110— 236. 
Kohler, „Handbuch des deutjchen Privatfürſtenrechts u. ſ.w.“ (Sulzbady 1832). Kräger, „Uber 
Urjprung und Eigenthum ver Domänen in Deutihland‘ (Münden 1840). „Das ftaate: 
rechtliche Berbältniß der Standes und Grundherren und die Kehnverfaflung im Großherzog: 
thum Baden” (Karlöruhe 1843). Tabor, „Die Statuöfrage ded hohen Adels“ u. f. w. 
(Göttingen 1845). Morftadt, „Polemiſch-humoriſtiſche Leuchtkugeln in das deutiche Privat: 
fürftenredt. Erſter Wurf” u, ſ. w. (Heidelberg 1847). Verſchiedene Abhandlungen aus 
Meyſcher's „Zeitſchrift für deutſches Recht und deutſche Rechtswiſſenſchaft“, z. B. Bo. II, 
Heft 2, S. 1-25; Bd. II, 197 fg.; I7448 fg.; X, 351 fg.; XIV, 452 fg. „Der Rechts— 
ſtreit zwiſchen den Verwandten des zu Paris geftorbenen Karl Friedrich von Mecklenburg“ 
(Stuttgart 1866). Zachariä, „Deutſches Staatsrecht“, I, 131.. Held, „Syſtem des deutſchen 
Staatsverfaſſungsrechts“, Bd. I, S.34; Br. II Würzburg 1856 — 57), ©. 123, Note 2; 
143, Note 2; 158 fg., 171 fg., 633. Vollgraff, „Erſter Berfuch‘ u. j. w. (Marburg 1855), 
Thl. Ul, S.838, Notea. Bauer, „Beiträge zum deutſchen Privatfürſtenrecht“ (Göttingen 1839). 
Michaelis, „Die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der Fürften und Grafen Herren v. Schönburg”, 
in Linde'6,, Archiv für das öffentliche Recht des Deutichen Bundes’, Bo. IV, Heft 1 (Gießen 1861). 

IH. Entftehung und Ausbildung der Dausgeiege zur Zeit des Deutſchen 
Reihe. Die Verhältniffe der reichsſtändiſchen Familien beruhten auf den Grundjägen des 
alten deutſchen Rechts, deren Erhaltung auch die fpätern Hausgeſetze vornehmlich bezweckten, 
und welche deshalb, infoweit fie auf diefe Geſetze Bezug haben, hier kurz anzubeuten ſind. Nach 
der älteften deutſchen Verfaſſung gehörten zum politiiden Vollbürgerrecht drei Erforbernijle: 
ireie Geburt, Waffenrecht und Grundbejig. Die freie Geburt befähigte zwar [on zum Waffen: 
recht, aber, felbft verbunden mit dieſem, noch nicht zur activen Theilnahme an den öffentlichen 
Angelegenheiten, wozu ſchlechthin auch Grumdbefig erforderlih war. Der Grunpbefig felbft 
mußte aber in einen Wergute beftehen, weldyes nämlich durd den Gemeindeverband verbürgt 
war und deshalb den Befiger zum Mitbürgen der Gemeinde machte. Denn wer nur von einem 
folhen Mitbürgen ein Orunpftüd zur Bebauung, unter was immer für Bedingungen, erhalten 
hatte, war fein Bollbürger, jondern nur, wie man dies fpäter nannte, ein Hinterjafle, ein Haus: 
oder Familienangehöriger, ein Schügling des Verleiherd, der ihn ald Mundiburd zu vertreten 
und für ihn, wenn er eine Nechtöverlegung beging, zu ſtehen hatte. Der freie Orundbejig be: 
rechtigte und verpflichtete nun den Gigenthümer zur Theilnahme an allen Öffentlichen Angelegen= 
beiten und zur Wer: oder Kriegspflicht, wenn ein Krieg beſchloſſen wurde, überhaupt zu jeder 
Mithülfe, wo eine folhe zur Ausführung oder Handhabung eined Bejhluffes erforderlich war. 
Wir ein folder Beiiger im Verhältniß zur Gemeinde ein Were (Rachinburge, Haris oder Ari- 
mann) ”) war, jo war er in Bezug auf fein Beſitzthum (Gewere) und alle darauf Gefefjenen 
unumjchränfter Herr und dad Haupt der Familie, die er, wie jeine übrigen Angehörigen, in 
allen Nechtsangelegenheiten zu vertreten hatte. Wiewol der freie Deutfhe hiernad) der unum- 
ſchränkte Gebieter über fein Gigenthum, feine Familie, feine Knechte und Angeſeſſenen auf feinem 
Gehöfte war, jo hat doch die Sitte ſowie die Religion dieſe Herrihaft jhon frühzeitig gemildert 
und unter beftimmte Rechtsformen gebracht, da eben das Familienhaupt au dem Hausgottes: 
dienft als Priefter vorftand und der Familienherd zugleih der Hausaltar war.?2) Ahnlich der 
Gemeindegenoflenihaft, die den Frieden und die rechtliche Ordnung der Gemeinde zu handhaben, 
das gemeinjame Gebiet zu weren (ſchützen) und den gemeinſchaftlichen Gottesdienft zu verrichten 
batte, fnüpfte jih aud noch eine Familiengenoſſenſchaft unter allen Blutöverwandte n deſſelben 
Stanmvaterd zum Schuge des Eigenthums und der Genofjen der Familie, zum gemeinfamen 
Bamiliengottesvienft und überhaupt zur Negulirung der gemeinfamen Familienangelegenheiten 
an. Die materielle Grundlage dieſer Genofjenjhaft war das Bamilieneigentgum (das Gehöfte, 
Gewere, fpäter curia, Hof) und der Befiger deflelben dad Haupt und der Vertreter der Verbin 


1) 3. Grimm, Deutfche Rechtsalterthümer, S. 291 ja. 
2) Phillips, Deutfche Gefchichte, I, 11 ſg. 
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dung in allem, was die Familie betraf. Überhaupt befland Damals das ganze öffentliche Leben 
nur in durch die Glieder verbürgten Genoffenfhaften, namentlich in Familien, Gemeinde und 
Land: oder Gau=?) oder richtiger Volksgenoſſenſchaften. Die durch die Eroberungen erft poli: 
tiſch wichtig gewordenen Gefolgichaften *) hatten mehr eine äußere Richtung, wiewol diefelben 
durch die Groberung Galliens für die Staatöverfaflung Deutſchlands und der übrigen germani- 
ſchen Reiche Europas fo einflußreidy geworben find. Die Familiengenoffenfhaft, auf die eö hier 
befonders anfonımt, hatte gegen die Gemeinde= und Volksgenoſſenſchaft Die Verpflichtung, den 
Gemeinde: und Land- (Volks-)Frieden nicht zu ftören, umd darum auch, wenn ein Glied derjel- 
ben eine Redhtöverlegung begangen hatte, die Buße, beziehungsweiſe das Wergeld zu bezahlen, 
wogegen fle auch das wegen ihr zugefügter Beleidigungen zu bezahlende Entſchädigungsgeld 
von Beleidiger, feiner Kamilie oder feiner Gemeinde empfing. Natürli war auch jede Fehde, 
welche wegen zugefügter oder empfangener Nedptöverlegungen zu übernehmen oder zu beginnen 
war, eine gemeinfame Angelegenheit ver Familiengenoſſenſchaft. Yon diefer Bamiliengenoffen: 
haft oder Gefammtbürgfhaft muß alfo die oben erwähnte engere Haudgenoflenihaft wohl 
unterfhteden werben. Denn bie legtere befchränfte ſich blos auf die Frau, die Kinder, Knechte 
und die auf dem Gut des Vaters anfäfjigen Leute, während die erftere ih, auf alle Familien 
deſſelben Stammes erftreckte, deren Genoflen nämlich nad) der vamaligen Berehnung ber Bluts- 
verwandtichaft noch zu dieſer gehörten. Die Familiengenoſſenſchaft reichte mithin fo weit als Die 
: Sippe oder Blutöverwandtfchaft, die mit dem wierten, fünften ober fiebenten Grade enbigte. 
Soweit erftvedtte fich deshalb auch die Verpflichtung zur Rache und dad gegenjeitige Erbrecht in 
Bezug auf dad wenn auch unter die einzelnen Zweige der Sippſchaft verteilte urfprünglice 
Stammgut. In der Hausgenoffenfhaft war nur der Familienvater rechtlich felbftändig und der 
unbeſchränkte Herr über die zur Familie gehörigen Berfonen, wie oben bemerft wurde. Hier 
fonnte daher auch von feiner Familienbürgſchaft die Rede fein. Jede Beleidigung, die einem 
- Haudgenoffen zugefügt wurde, mar ald dem Hausvater zugefügt zu betrachten, der auch allein 
den Schabenerfag anſprechen fonnte, weilmur ev zu Flagen berechtigt war, wie er Dagegen aud 
für jede Verlegung, die ein Glied der Familie einem andern Gemeindegenoffen oder deſſen Fa: 
milie zugefügt, zu haften hatte. Er allein hatte die volle Gewglt (mundium) über die Frau, 
die Kinder und Knechte. Aus diefer traten die Söhne durch die Werhaftmachung, die Töchter 
dur Verheirathung und die Knechte durch Freilaſſung; die Freigelaffenen und deren Kinder 
gehörten jedoch immer noch zur Familie, infofern fie des Schutzes bevürftig blieben. Zu den ge: 
meinfamen Angelegenheiten der Bamilien= oder Blutsverwandtfchaftsverbindung gehörten vor: 
zügli die Verlobung und Berheirathung 9), die Beftrafung der ehebrecheriſchen Frau *), die 
Ausübung der Familienrache, die Erhebung des Wergeldes7) und die Vormundſchaft, welche 
dem nächſten männlihen Verwandten oblag und fonady mit dem Erbrecht zufammenbing. 
Active Familiengenoffen waren blos die Werhaften,, welche daher allein an ven Berathungen 
Antbeil nahmen. 

Für unfern Gegenftand ift das Ehe- und Erbrecht noch befonders hervorzuheben. Die Ehe ®) 
wurde durch Kauf abgeſchloſſen. Die Weiber befanden fih nämlich ald Schüglinge in vem Mun: 
dium (unter der vormundfcaftlichen Gewere) ihrer Väter oder Verwandten. Wer daher über 
eine Jungfrau oder Witwe dieſes Mundium ausüben wollte, mußte daffelbe von den Perſonen 
gewinnen, welchen es gefeglich zuftand. Diefe Gewinnung ded Mundiums geihah durch Kauf 
in Gegenwart von Zeugen oder vor Gericht, indem ver Bater oder Vormund, ohne deſſen Zu: 
flimmung daher die Berheirathung nicht gefchehen fonnte, gelobte, das Weib an den Käufer zu 
übergeben, dieſer aber gelobte, dad Mundium auszuüben und für die Pflege (den Unterhalt) 
de3 ihm anvertrauten Schüglingd zu forgen. Diefer Vertrag war und hieß eine Verlobung, 
wobei die gegenfeitigen Berwandten die Bürgfchaft übernahmen und ohne welche feine wahre 
Ehevorbanden war. Durch ſolche Berlobung war das Mundium rechtlich erworben und ſomit 
die Ehe gefchloffen, welche jedoch erft durch die Beſchreitung des Ehebetts begann und vollzogen 

3) Nicht zu verwechjeln mit den fpätern fränfifchen Gauen. Vgl. 3. Weisfe, Die Grundlagen der 
frühern deutfchen Verfaſſungen (Reipzig 1836), &. 15 fg. vgl. mit ©, 64 fg. 

4) Phillips, I, 392 fg. 

5) Tac. Germ., e, 18. 6) Tac. Germ., c. 19. 7) Tac. Germ., c. 21. 

8) Eichhorn, Einleitung in das Privatrecht, $. 290 fg. Mittermaier, Grundfäge des deutfchen 
Privatrechts, $. 326. 53. Orimm, a. a. D©., 417 fg. Phillips, Grundfäge des deutſchen Privatrechts, 
a. — — Deutſche Rechtsgeichichte, I, 126 fg. Zöpfl, Deutſche Rechtsgeſchichte (dritte 
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wurde, indem hierin die Beſitzergreifung der vormundfhaftlihen Gewere beſtand. Der Mann 
gab der Fran am Morgen der Brautnacht ein Geſchenk (Morgengabe) und mußte ihr zugleich 
ein beftinnmted Witthum (dos, daher duaire, dower) ausfegen. Standesgleichheit (Ebenbürs: 
tigkeit) war zur rechten Ehe weſentlich nothwendig. Cine Misheirath, d. h. eine Ehe zwiſchen 
einem Freien umd der Tochter eines Unfreien (da die urfprüngliche Standesverſchiedenheit nur 
in Freiheit und Unfreiheit beftand), fonnte darum feine wahre Ehe fein, weil kein Kauf des 
Mundiums möglich war, da der Unfreie fein Munbium hatte. Daber traten die Kinder aus 
einer ſolchen Verbindung zum Bater in gar fein rechtliches Verhältniß; fie folgten der Mutter 
(der ärgern Hand) und kamen hiernach in die Gewere des Herrn der Mutter. Nachdem jpäter 
mehrere Standesverhältniſſe entitanden waren, erhielt aud vie Miöheirath eine weitere Aus- 
dehnung. Auch kamen ſchon früh vertragsmäßig ungleiche Ehen (Ipäter Ehen zur linken Hand 
genannt, weil die firchliche Trauung an die linfe Hand ded Mannes geihah) in Gebrauch, welche 
am ſich Feine Standesverfchiedenheit der Ehegatten voraudjegten, fondern auch unter ſtandes— 
- gleihen Berfonen ftattfinden fonnten und wirklich ftattfanden und bloß in einer Befchränfung - 
der rechtlichen Kolgen der Ehe beftanvden, gewöhnlich darin, daß die Kinder fein Erbrecht in die 
Gitter des Vaters erlangen, fondern blos auf die Morgengabe und dad Vermögen der Mutter 
befchränft fein follten (matrimonium ad morganaticam s. legem salicam).?) Solde Ehen 
gingen anfangs wol nur jene ein, welde den aus erfter Ehe gewonnenen Kindern dad Erbrecht 
nicht ſchmälern wollten. Später geihah ed auch aus Sparfamfeit, oder weil-die Standesbe⸗ 
fchaffenheit der Braut Feine ebenbürtige Ehe zuließ. Negelmäßig ward aud beftimmt, daß vie 
Frau und Kinder vont Stand und Rang ded Mannes und Vaters ausgeſchloſſen bleiben follten. 
Bielweiberei kam nur bei Bornehmen vor. 10) 

Das Erbreht!?) beruhte hinfichtlich der Grundſtücke (der Gewere, Were, des liegenden Ei— 
genthums), die hier alfein in Betracht kommen, auf der Werhaftigkeit und Blutöverwandt- 
fhaft. Jeder freie Mann betrachtete ſich al8 den in feinem Grunpftüd wurzelnden Stamm; und 
nur wer aus diefem Stanıme entfproffen war und deshalb in pas Grundſtück eingeboren wurde, 
konnte daffelbe fein nennen. ° Das Grundſtück erſchien hiernach ald ein Stammgut (terra avila 
$. hereditaria), in deſſen Gefammtgewere !2) ſich aljo auch alle Zweige und Sproſſen des 
Stammes befanden, bie durch den Saft ded Stammes (dad Blut des Stammpvaterd) hervorge— 
trieben worden waren umd die Fähigkeit hatten, das Gut zu weren. Die Werpfliht war eine 
zweifache: eine innere, Beihügung der Familie, und eine äußere, die Werpflicht in Bezug auf 
die Gemeinde, in deren Gemarkung das Gut lag, und in Bezug auf das Volk, in veilen Lande 
die Gemeinde fidh befand. Das weibliche Geſchlecht, welches ja ſelbſt des Schußes bedurfte und 
daher die Werpflicht nicht erfüllen konnte, war von dem Erbrecht hinſichtlich des Stammguts, 
überhaupt des liegenden Eigen ſammt feiner Nachkommenſchaft ausgeſchloſſen, da das Weib das 
Blut nicht fortpflangen Fonnte, wiewol nicht alle Volksrechte gleiche Grundſätze hierüber auf: 
ſtellten. Nur in die übrige Verlaſſenſchaft konnten and) pie Weiber ſtets ſuccediren. Später, | 
als die fremdrechtliche Berehnung ver Berwandtichaft praktiſch geworden war, wurden auch bie 
Spillmagen (männlichen Defcendenten von weiblicher Seite, Gognaten), jedoch erft nad) dem 
Abgange der Schwertmagen (Defrendenten von männlicher Seite, Agnaten) zur Succeflion in 
Grundftüce zugelaflen. Die Erbfolgeoronung richtete ſich nach den Parentelen oder der Blutd- 
verwandtſchaft nad deutfcher Borftelung. ine Barentel (Sippe, Sippſchaft) war ber In— 
begriff der Berfonen, melde einen gemeinſchaftlichen Stammvater (Erzeuger) hatten. Zuerft 
folgten demnach diejenigen, welche ven Verftorbenen jelbft zum Erzeuger, jomit deſſen Blut un: 
mittelbar hattem, d.h. die Söhne, und unter viefen, wenn nicht alle ſchon werhajt waren, ver zur 
Mere tüchtigfte, ſomit ver ältefte, welcher über feine unwerhaften Gefhwifter die Vormundſchaft 

9) II. Feud., 29. 3. Grimm, ©. 489. 

10) Tac. Germ., 18. Caes. de bell. gall., I, 53. 

11) Gebauer, Vestig. jur. Germ. diss., XIII, 522 fg. Mejer, Deutiche Erbfolge (Stuttgart 1804, 
mit drei Fortfegungen, 1805 und 1806). Danz, Handbud) des deutfchen Privatrechts, VIT, 270 fa. 
und Bd. VIHI—X (von Griefinger). Eichhorn, a. a. O., $. 329 fg. Mittermaier, a. a. D., $. 382 fg. 
Phillips, Deutfches Privatrecht, Bd. I, $. 13 u. 14, und Deutfche Gefchichte, I, 144 fg. v. Sybom, 
Darftellung des Erbrechts nach ven Grundfägen des Sachſenſpiegels (Berlin 1828). H. Siegel, Das 
deutjche Erbrecht nach den Rechtsquellen des Mittelalters (Heidelberg 1853). H. Wafferfchleben, Das 
Prineip der Succeffionsoronung nach deutfchem , insbefondere fächfiichem Rechte (Gotha 1860). Held, 
Syſtem des Verfaffungsrechtse (Würzburg 1856—57), 11, 151 fg. Die befannten nenern Werke über 


deutfche Rechtsgefchichte. 
12) Über diefen Begriff f. Phillipe, Gefchichte. 1, 163, Note 2. 
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zu führen hatte. In dieſer Meite kam der Grundſatz der Primogenitur ſchon in den älteſten Zeiten 
vor. Gleich werhafte Söhne theilten unter ſich, aber wol nur, wenn das Gut groß genug mwar.23) 
Diefelben Brincipien hinfichtlich des VBorzugs der Geburt, der Vormundſchaft und Theilung gal- 
ten auch bei andern gleich nahen Erben. War noch fein Sohn werbaft, fo folgte der nächſte 
werbafte Agnat ald Vormund bis zur erlangten Werbaftigkeit des älteften Sohnes. Nach den 
Söhnen folgten bie Enkel in verfelben Weife, ald wenn fie Söhne des Erblaſſers geweſen wären. 
Mar aus der Parentel des Erblaflers fein Erbe, johin niemand vorbanden,, der von ihm ab- 
ſtammte, fo traf die Ordnung diejenigen, welde mit ihm den nächſten Stammvater gemein 
hatten, alfo die zweite Barentel (die Varentel des Vaters); fohin Die Brüder und deren Defcen: 
denz; hierauf die dritte Parentel (die Barentel ded Großvaters), d. i. Die Vaterobrüder und deren 
Defcendenz n. ſ. w. Der Erbe trat übrigens, da das Grundſtück nicht ohne rinen Weren fein 
konnte, im Augenblick des Todes des Erblaſſers an die Stelle veflelben, wenn er aud noch nicht 
im Befiß des Gutes war. Gr begann feine neue Gewere, jondern fegte blos die des Erblaflere 
fort. Man drückte dieſes durch das Sprichwort aus: Der Todte ergreift oder „erbt“ den Lebenden 
(le mort saisit le vif), d. h. der Erblaffer ſetzt unmittelbar durch ſeinen Tod den Erben als Weren 
an feine Stelle.14) Der Erbe erſchien gleichſam als vie fortgeſetzte Perſon (persona continuata) 
des Erblaſſers, welcher das Recht des erftern auch bei feinen Lebzeiten nicht ſchmälern durfte. 
Daher fonnte er das Erbgut nur mit Zuftimmung des nächſten Erben veräußern oder jonft 
dinglich belaften, 25) Hinſichtlich der Mobilien ging die Waflenrüftung (Heergeräthe), ald Ber: 
timenz ded Gutes und Symbol der Werpflicht, immer auf ven Erben des Gutes über, während 
andere zum Gebraud des weiblichen Geſchlechts beſtimmte Grgenftände (Gerade) auf ven Wei: 
berftanım vererbten. Neben der Erbfolge nad Blutsrecht kam bereits in alter Zeit eine ver: 
tragsmäßige Erbfolge vor. Der Vertrag, welcher durch gerichtliche Auflaffung erfolgte und 
darin beſtand, daß der Erblaffer den Erben in das Miteigentum aufnahm, hatte feinem Ur: 
ſprunge nach vie Bedeutung einer Aufnahme in die Gemeinſchaft des Blutes.18) Dieje Erbfolge 
trat deshalb wol nur daein, mo feine Mlutserben vorhanden waren. Daher wurde der Ber: 
- trag durch Die fpätere Geburt erbfähiger Kinder gebrochen (vernichtet).  Zeftamente fannte das 
germaniihe Altertum nit. Ste hätten ſich auch mit den herrſchenden Rechtsprincipien nicht 
vertragen. 

In dieſen Rechtsanſichten iſt ver Keim zu juchen, aus weldyem ſich Die innere Verfaſſung 
Deutihlands, namentlich die politiche Stellung und Wichtigkeit ver Stände emtwidelt hat. Die 
große Vorftellung, welche man von dem Örundeigenthun und der perſönlichen Verbindung des 
freien Mannes mit vemfelben hegte, indem nur ber freie Grundbeſitz dad politifche Vollbürger⸗ 
recht gewährte, mußte in ihrer Entwidelung zum Territorialprineip, d. he gu der Anſicht, daß 
Rechte und Pflichten auf dem Boden haften, um jo mehr führen, ald im Verlauf der Zeit bie 
MRechte der freien Gigenthümer ſich ebenjo wie die Pflichten der unfreien oder doch unvollfonmen 
freiem vermehrten und für dieſe Nechten und Pflichten auch Rechtstitel aufgeiunden werben 
mußten. Das Lehnrecht vermittelte ben Übergang diefed Prineips in dad Bewußtſein und praf: 
tifche Leben und vollendete jo die Entwickelung. Ginmal ins Dajein getreten, wurde dieſes 
PBrinvip felbit wieder zur fhaffenden Kraft. Ebenſo konnte e8 nicht fehlen, daß dad Doppelte 
Verhältniß, welches ver freie Grundbeſitz mit ſich führte, nämlich das zum Gute felbft und den 
darauf Geſeſſenen und davon ih Nährenden und das zur Gemeinde und zu dem Volke, auch 
einen boppelten Kampf, in erfterer Beziehung, um die Schugherrlichkeit, in legterer, um den polis 
tiſchen Einfluß in den Öffentlichen Angelegenheiten zu erweitern, zur Folge hatte. Diefer Kanıyi 
mußte deſto beijer gelingen, je mehr die erbberechtigten Glieder der Familie, welche hierbei ja 
nur ihr eigenes, wenigftens mittelbares Interefle verfolgten, ih zum gemeinfanen Kampf mit- 
einander verbanden, und je ausgedehnter Die Bejigungen der Kamilie waren. Diefes führte 
von ſelbſt zum Feſthalten an der alten amilienverbindung und zum Streben, die alten Be: 
ſitzungen durd neue Erwerbungen zu vermehren. "Nicht minder einleuchtenp ift es, daß Die volle 
Freiheit und das damit verbundene politifche Vollbürgerrecht nur retten fonnte, wer fi im 


13) Phillips, Privatrecht, I, 188 u. 148, und Geſchichte, I, 166. v. Low, Geſchichte der deutſchen 
Reicho⸗ und Territorialverfaffungen (Heidelberg 1832), ©. 14 und dort Note 7. 

14) Bol. Albrecht, Die Gewere u. f. w. (Königsberg 1828), S. 32 fg. Phillips, Privatrecht lerſte 
Anfiage), 1, 139, Note 14. 15) Eichhorn, Rechtsgefchichte, $. 359. 

16) Phillips, Geſchichte, I, 176 fg. Die fpätere Grbverbrüberung beruhte auf derſelben Anficht. 

G. Befeler, Die Lehre von ben rbverträgen (2 Thle, Göttingen 1835 —40). 
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Grundbeſitz und Waſſenrecht zu behaupten vermochte. Denn wer, obgleich Grundbeſitzer, auf 
das Waffenrecht verzichtete oder ſich dieſes entziehen ließ, mußte nothwendig zum Schützling 
irgendeines Herrn herabſinken und von dieſem in perſönlicher und dinglicher Hinſicht abhängig 
werden, da er ſelbſt weder ſeine Perſon noch ſein Beſitzthum mehr weren konnte. Der geiſtliche 
Stand, dem die Waffenehre ohne Waffenrecht beſonders vorbehalten blieb, kommt bier nicht 
in Betradt. 

Solange die Landeshoheit noch nicht entſtanden war, konnte ſich auch Feine auf die Bezie- 
Yung zur Reichsſtaatsgewalt gegründete Verſchiedenheit dev Stände und Familien entwiceln. 
Stauden aud die Inhaber der Reichsämter und alle jene Großen, welche von jeher die Reichsan— 
gelegenheiten mit dem Kaifer berathen haben, in der Glaflification der Stände Höher als die: 
jenigen Grundbefiger, welche in den Provinzialverfammlungen (placita, Landtage) die öffent: 
lichen Gejchäfte der Provinz unter dem Vorſitze eines Herzogs oder Grafen zu ordnen hatte, 
fo waren doch auch dieſe noch in verjelben Weile Neihsunterthanen wie jene. Dad Aufgebot 
zum Reichskriegsdienſte geihah von. ven Großen nod nicht fraft eigenen, jondern nur Eraft 
beamtlihen Rechts, johin kraft faiferliher Ermächtigung. Alle Staatöbürger waren daher noch 
der alleinigen Staatsgewalt des Kaijerd unmittelbar unterworfen. Und wenn aud) die meiften 
derjelben durch den Minifteriale und Feudalverband allmählich in ein. mehr oder weniger ftren: 
ges Abhängigfeitöverhältniß zu mächtigern Grundherren, namentlich zu ſolchen, welde die 
Reichswürden und Amter befleideten, gekommen waren, ſo fanden auch diefe jelbft wieder in 
einem folchen Verhältnijle wenigftens zum Kaijer, zu weldem jie ſich aljo in einer doppelten 
Beziehung befanden. Die politiih mundlofen Unterthanen, welde nämlich den freien Grund: 
befig und dad Waffenrecht entweder nie gehabt oder wieder eingebüßt hatten und. deren Anzahl 
ih im Verlaufe der Zeit immermehr vergrößerte, waren als ſchutzhörige Hinterfaflen ihrer 
Dienſt- oder Grunpherren in gewiſſer Hinficht jegt Ihon dem Kaifer nur mittelbar unterthänig, 
was bejonders in den mit den immermehr erweiterten Jmmunitätsprivilegien 27) begabten Be— 
figungen ver Fall war. Während diejer Zeit ließ ſich demnach auch noch feine befondere Fami— 
lien- oder Hausverfaſſung der Neihäftände unterſcheiden. Neben dem gemeinen oder Land— 
rechte, welches nämlich nach herkömmlicher Weiſe in dem Gauz oder Landgerichte gewwiefen wurde 
und den jeder unterworfen war, der nicht in irgendeinem bejondern genoſſenſchaftlichen Ber: 
hältniffe ip befand, hatten ſich blos für joldhe befondere Verhältniſſe auch beſondere Rechte: 
normen aus dieſen felbft entwickelt, wie namentlich das Hof:, Lehn- und Immunitäts- oder 
Weichbildrecht und aus und nad dem leßten ſpäter aud dad Stadtredt. In folden befondern 
Perhäliniffen befanden ſich aber eben die kleinern Grundbeſitzer, ald beſondere Standedgenoffen, 
zu irgendeinen Großen des Reichs. Dadurch ftieg die Macht der Großen immermehr und wurde 
die Entftehung der Landeshoheit vorbereitet und erleichtert. Denn es bedurfte bei jolder Aus: 
dehnung und Befeftigung dev Madıt nad) unten nur der Entſtehung der Anjicht, daß die Rechte, 
welche vie Reichsſtände bisher ald Beamte des Reichs ausübten, ald eigene, auf ihren Bejigun: 
gen ruhende Befugnifle zu betrachten jeien. Die Auflöjung der Gauverfaſſung, die Erblichkeit 
der Lehen, Herzogthümer und Grafihaften, die Veränderung des Reichsheerdienſtes und vie 
Einführung ded Fürftenamtsd hatten jene Anjiht und fo die Umgejtaltung des Reichs in 
einen zujammengejegten Staat zus nothwendigen Folge. Die ehemaligen Provinzen des Reichs 
wurden in (alodiale. oder feudale) Herrichaften umgewandelt, deren Befiger nun die ehemaligen 
Amtsrechte, die Land- (Baus) Gerichtsbarkeit und das Recht des Aufgebots zum Reichsheer— 
dienſte, als eigene, auf ihren (alodialen oder feudalen) Grundbeſitzungen ruhende Rechte aus— 
übten. Eine Folge von der Dinglichkeit dieſer Rechte war auch die Dinglichkeit der denſelben 
entſprechenden Pflichten derer, welche auf einer ſolchen Herrſchaft geſeſſen waren und nun, obwol 
bisher unmittelbare Reichsunterthanen, den Beſitzer des Territoriums (Reichslandes) als ihren 
unmittelbaren Herrn (ihre Landesobrigfeit) anerkennen mußten, Denndadurd, daß ver Reichs— 
heerdienft, welchen dieſe Reichsunterthanen früher Eraft einer ihnen gegen dad Reich ſelbſt oblie- - 
genden Verbindlichkeit zu verrichten hatten, jegt dem neuen Herrn, ald Beſitzer des Reichslan— 
'ded, allein oblag, wurde das legte Band, mitteld deſſen diejelben mit dem Reiche als deſſen 
Bürger zufammenhingen, zevriffen und fie der Schugherrlichkeit des Territorialherrn unter- 
worfen, da nad deutſchen Rechtsanſichten nur derjenige VBollbürger war, welcher vermöge feines 
Beſitzthums das Recht und die Pflicht Hatte, ven Reichsheerdienſt zu verrichten, derjenige hin— 
gegen, für welchen der Herr des Landes, auf dem er anfäflig war, den Kriegsvienft des Reichs 


17) Weiste, a. a. D., ©. 88 fg. 
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verfehen mußte, zu ven Schughörigen dieſes Herrn gezählt wurde. Diefe Neichsunterihanen 
famen demnach in diefelbe Lage, in welder fi ſchon nach altdeutſchem Rechte die Grundholden 
eined freien Gutsbeſitzers befanden, fie wurden Hinterſaſſen des Reichs, weil fie Landſaſſen ves 
neuen Landesherrn waren, und fo aus der unmittelbaren Verbindung mit dem Reiche gebradt 
in welcher jegt nur noch diefe großen Inhaber der Reichslande, d. h. derjenigen Territorial: 
complexe ftanden, auf welchen das Reichsvollbürgerrecht, alfo nach deutſchen Anſichten das Red: 
der Mitberathung bei allen Reichsangelegenheiten und der Reichsheerdienſt rubter) Di: 
Unterwürfigfeit der im Territorium angefeflenen Reihöunterthanen unter ven Landesherm 
wurde demnach erſt durch dieſe Schußherrlicgkeit begründet und dadurch die Landeshoheit vollm: 
det. Daß dieſe nunmehrigen Territorialunterthanen nicht zu bloßen Grundholden des neuen 
Landesherrn herabſanken, davor ſchützte ſie ihr Waffenrecht und das Lehnsband, in welchem ſie 
meiſtens ſchon vorher zu demſelben ſtanden. Sie konnten aber dieſes Waffenrecht nicht mehr wir 
früher unmittelbar für das Reich, ſondern nur für ihren neuen Herrn geltend machen. Durs 
dad Waffenrecht retteten ſie daher ihre politifche Selbftändigkeit dem neuen Herrn gegenüber, 
welcher fie ſchon deshalb nicht entielbftändigen fonnte, wenn er auch gewollt Hätte, weil fies 
maren, mit denen er, da ed noch feine Soldmiliz gab, allein den auf dem Territorium haftenden 
Reichsheerdienſt verrichten und ji überhaupt im feinen Nechten gegen andere ſchützen fonnte. 
Mittels des Waffenrechts behaupteten fie auch die meiften Rechte des Freien Cigenthums, und 
fie machten das nad) deutſchen Rechtsanſichten durch jenes und diefes bedingte Vollbürgertecht 
nun ald Landſtände gegen den neuen Herrn geltend. Diefes territoriale Vollbürgerrecht geſtal— 
tete ſich demnach gleichfalls in ein vinglidhes, auf den Grundbeſitzungen haftendes Recht, dem: 
zufolge die Landſaſſen ebenfo die Landesangelegenheiten mit zu berathen und das Land zu ver- 
theidigen hatten, wie ihren Herren beides in Anfehung des Reichs dem Kaifer gegenüber oblag. 
Auf diefe Weije blieben Grundbeſitz und Waffenrecht auch in ven Territorien die Grundlagen 
der politifchen Rechte. 
Infolge ver Landeshoheit wurden demnach alle, welche ald Landſaſſen unter einen Territe: 
rialherrn gefonmen waren, mittelbare Unterthanen des Reichs, nämlich foldye, melde der Yan- 
deöherr ald Reichsſtand auf den Reichdtagen und im Reichskriegen zu vertreten Hatte. Sie 
waren num in Bezug auf das Reich ald Hinterſaſſen deſſelben in ver nämlichen Lage, in welder 
ſich ihre Hinterfaffen in Bezug auf die Territorialangelegenheiten befanden; fie wurden aus 
activen Reichsbürgern in paffive, in Neihsfhughörige verwandelt.: Erft dieſe Umgeflaltung 
bewirkte eine auf die Beziehung zur Reichsſtaatsgewalt begründete Verſchiedenheit der Stände 
und Familien; es gab von nun an Reichsſtände und reihaftändifche Familien, ald die unmittel: 
baren activen Reihöbürger und Unterthanen, und Landſtände und landſtündiſche Fawilien, alt 
die ımmittelbaren activen Territorialbürger und blos mittelbaten Unterthanen des Reihe. 
Dadurch wurde auch die alte Stellung der Reichsſtände zum Kaifer völlig umgeändert. Dem 
Kaijer gegenüber geftalteten fie ſich nämlich in eine felbftändige Corporation, die ſich als ſolche 
beftimmte Rechte zufchrieb und nicht mehr aus bloßen Gehülfen bei ver Reichsregierung, ſondem 
aus Herren mit beftimmten felbftändigen Nechten über die Reichslande beftand. Man nnuplt 
jegt im Bezug auf die Reichsregierung die Rechte des Kaiferd und die Rechte ver Reichsſtände 
unterfheiden; jene beftanden in den Befugniffen ver Eaijerlihen Staatsgewalt (jura impen) 
bei deren Ausübung die Stände noch fortwährend ald Rathgeber mitwirften, umd dieſe in 6; 
rechtſamen, welche die Stände in ihren neuen Herrſchaften vermöge Herkommens und-ertbeilte 
Privilegien ausübten und in Anfehung welder fie bei ven hierauf bezüglichen Reichsbeſchlünen 
als Intereffenten, ſohin als Paciſcenten erſchienen, uhne deren Zuftimmung über dieſe Getetht 
ſame vom Kaiſer nichts verfügt werden konnte. Die auf die Territorien bezüglichen Reichgt 
ſetze waren daher, wie auch ihre Form beſchaffen fein mochte, im Grunde nur Verträge zwiſchen 
dem Kaiſer und ven Territorialherren. 19) Es ließ ſich erwarten, daß dieſe auch ihre Stellung 
als Rathgeber des Kaijers hauptſächlich dazu benußgten, um ihre Gerechtſame ald Territorial: 
herren zu befeftigen und zu erweitern, und als foldhe zu nichts ihre Zuftimmung gaben, wat J 
Befugniſſe hätte ſchmälern können, ſondern ſolche Normen zu Stande zu bringen ſuchten, wel A 
geeignet waren, ihre Macht über Land und Leute zu jihern und audzudehnen. Diefed —* 
ihnen deſto mehr gelingen, je abhängiger der Kaiſer von ihnen war, da ſie zugleich ſeine Krug“ 


18) Die neben den Reichsftänden noch übrig gebliebenen unmittelbaren Reichsunterthanen und Ort 
porattonen fönnen, als Ausnahme von der Negel, hier nicht in Betracht fommen. 
19) Eichhorn, Rechtsgeſchichte, $. 260. 
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macht bildeten, und je häufiger er in die Lage kam, ihre Hülfe in Anſpruch zu nehmen, die in der 
Regel nur gegen neue Begünftigungen und Privilegien gewährt wurde. Und fo war ihre Stel: 
lung zum Kaifer fowie diefer felbft, zumal feit dem Aufkommen der Wahlcapitulationen, mur 
ein Mittel, ihre Territorialgebiete zu vergrößern und in ſelbſtändige Staaten umzugeftalten, 
fowie ihre Territorialgewalt zu ermeitern und in eine wahre Staatögewalt umznbilden. Die 
Landeshoheit und der damit in Verbindung ftehende Glanz ver reichsſtändiſchen Familien mar 
der eigentliche Gentralpunft, um den fih alle Erfheinungen in der deutſchen Geſchichte drehten. 
Bevor fie entftanden war, gemahrte man eim umunterbrochenes Ringen ver Reichsſtände nach 
felbftändiger Gewalt, und nachdem diefe in der Landedhoheit errungen war, begann ein neuer 
Kampf, die errungene Macht zu behatipten, zu erweitern und im eine unabhängige Staats: 
gemalt auszubilden. 

Die Erblichkeit ver Graffchaften begann ungefähr um die Mitte des 11. Jahrhunderts. Es 
tft bemerkenswerth, wie einflußreich ſich bie alte Idee des Güterbefiged Hierbei zeigte. Erblich 
fonnte nämlich nur der Inbegriff des aloptalen und feudalen Grundbefiges mit dem Amte wer: 

“den, welches der jedesmalige Befiger dieſes Gütercomplexes über alle in dem Amtsbezirke An- 
gefeilenen ausübte. Der ganze Amtsbezirk var keineswegs auch alodiales over lehnbares Eigen: 
thum der Familie, mie die Befigungen der Landfaffen bemeifen. Nur die Amtsgewalt mar es, 
welche ſich über den ganzen durch die Löſung ded Ganverbandes entftandenen neuen Landesbe— 
zirf (Territorium) eckte und als auf dem freien oder Iehnbaren ®ütercomplere der Familie 
Haftend betrachtet wurde. Weil man fi} aber diejenigen, über welche die Amtsgerwalt zuftand, 
als zu dem Gütercomplexe gehörig dachte, fo mußte ih die Anficht, daß alles zum Amtsbezirke 
gehörige Yand mit dieſem Gütercompfere ein Ganzed bilde, um jo mehr entwideln, als alle 
freien Eigenthümer dieſes Bezirks, mie oben bemerft worben ift, dadurch, Daß der neue Herr jle 
im Reichsheerdienſte zu vertreten hatte, zu Schuggehörigen deffelben wurden. Daher nannte 
man bei der Vererbung nicht mehr die Kamiliengüiter und die Amtsgewalt, ſondern das Land, 
über welches diefelbe zuſtand, die Graffhaft, das Herzogthum, die Herrſchaft. In ver Ausbil: 
dung diefer Anficht, daß nämlich die Grafſchaft u. ſ. w. als ein Ganzes zu betrachten und erblich 
fei, lag eben das Territorialprineip, in deffen Folge man daher die Landeshoheit auch nicht mehr 
als anf einem beftimmten Gute, fondern als auf dem ganzen Lande haftend betrachtete. Derliber: 
gang zu dieſem Principe zeigt ſich deutlih. Solange die Idee von der Amtsgewalt noch nicht 
ganz vergeffen war, hielt man auch die Landeshoheit über eine Graffhaftoderein Fürſtenthum 
für untheilbar, weil ein Amt, auch nachdem es erblich geworben, doch untheilbar blieb. Diefe 
Untheilbarfeit fpricht pas Schwäbiſche Landrecht (Art. 21) nody deutlich aus. Daher bezog ſich 
im Anfange die Theilung unter den Veſcendenten eines Herrn nur auf das alodiale und lehn: 
bare Kamiliengut, während die Grafſchaft oder das Fürftenthum nur auf einen Sohn, gewöhn— 
lich auf ven älteften, überging. Nur wenn ein Herr mehrere Graffchaften oder Fürftenthüner 
befaß, war auch eine Theilung diefer unter feine Söhne möglich, ohne das Princip der Untheil- 
barkeit ver Landeshoheit zu verlegen. 

Wenn man ein Territorium damaliger Zeit betrachtet, fo ergibt ih, daß ed, beziehung: 
weife die territöriale Gewalt, aus folgenden Theilen beftand: 1) dem Neichsfürftenante, deſſen 
hauptſächlichſter politifcher Inhalt die hohe Jurisdietion über das ganze Land war; 2) dem 
ganzen Sprengel diefes Amtes; 3) ven alodialen und feudalen Gütern, welch legtere entwe— 
der Reichs- oder andere Lehen waren; 4) dem alodialen oder feudalen Befig der unter dem 
Reichsamte ſtehenden phyſiſchen oder juriflifchen Perfonen; 5) ven innerhalb des Amts- 
fprengeld liegenden, aber von der Eaiferlihen Amtsgewält erimirten Gütern. (Vgl. Helv, 
a. a.O. II, 175.) 

Die Natur: und Vernunftnothwendigkeit einer ſtaatlichen Ordnung mußte, da der Reichs— 
ftaat derfelben unter ven gegebenen Umſtänden ein Genüge nicht leiftete, ven Drang nad) einer 
ftnatlichen Ginigung der angeführten an ſich disparaten Verhältniffe, für deren rechtliche Beur— 
theitung e8 ohnehin an Haren und unbeftrittenen Formen fehlte, hervorrufen, und es konnte 
eben bei der großen Unbeſtimmtheit der zudem im Fluſſe befinvlihen Verhältniffe an falſcher 
Auffaffung jenes an jich berechtigten Dranges, an abfihtlichen und unabſichtlichen Misgriffen in 
feiner Durchführung nicht fehlen. 

Als ſolche falihe Auffaffungen zeichnen ſich aus, erftens, daß man das Land, worüber ſich 
die Amtögewalt erftredte, ald den unmittelbaren Gegenftand ver Erwerbung und die Amtsge— 
walt, die Reichswürde als eine Zubehörung des Landes betrachtete, da doch dad Amt nur ver 
Perfon und nie dem Boden verliehen wurde, dad Amtögebiet aber als ſolches nicht einmal vom 
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Kaiſer, ver ſelbſt nur Anıtögewalt über das Reich hatte, eigenthümlich übergeben, noch weniger 
auf eine andere Art als Eigenthum erworben werden konnte. Dieſer Irrthum entſtand dadurch, 
daß man den Namen des Amtes auf das Land, worüber es verliehen war, übertrug und ſo 
dieſes nach jenem benannte. Denn dieſes veranlaßte, daß man die Belehnung, anſtatt auf das 
Amt über ein Land, auf das bereits nach demſelben benannte Land ſelbſt, auf das Herzogthum, 
die Grafſchaft richtete. Der zweite Irrthum lag darin, daß man das Land, worüber blos bad 
Amtsrecht zuftand, für eine Zubehörung des Familiengutes betrachtete und fo auf jenes diejel: 
ben Grundfäge anmendete, welche nur von Diefem gelten fonnten. Auf dieſe Weile wurde num 
das Land, dad als ſolches niemals eigenthümlich erworben werden konnte, zum Hauptſache un? 
die Amtögewalt, die allein verliehen und erworben wurde, zum Zubehör des Landes und jo: 
nach mit diefem erworben, das Land felbft aber, vem Kaifer und andern Territorialberren ge— 
genüber, als völliges Familieneigenthum angefehen und behandelt. Im Verhältniſſe zu ben 
Territorialunterthanen Eonnte jedoch dieſes Eigenthumsrecht niemals in feiner völligen Strenge 
geltend gemacht werden. Denn im Territorium wurden fortwährend die Kamiliengüter von den 
bloßen Hoheitslanden, worüber nämlich dem Herrn nur die Landeähoheit, nicht aber aud das 
(Brivat:) Eigenthum zuftand, forgfältig unterfchieden. Daher durfte man auch den Ausdruck 
„Landesherr” in Bezug auf die innern Territorialverhältniffe niemals in dem Sinne eines 
Eigenthümers des ganzen Landes auffallen, wenn er auch im Verhältniſſe zum Kaiſer und zu 
den übrigen Reihsftänden allerdings in diefer privatrechtlichen Bedeutung genommen wurde, 
wie denn die Neichäftände überhaupt nur in ihrer gegenjeitigen Beziehung als Reichsſtände in 
privatrechtlichen Berhältniffen ftanden; denn ihr Verhältnig zw den Territorialunterthanen 
war ein durchaus Öffentlicherehtliches. Wenn daher au die Territorialberren in ihrer Eigen: 
ſchaft als Reichsſtände über ihre Lande wie über Privateigenthum fchalteten, fie vererbten, ver: 
äußerten, verpfändeten, vertauſchten u. ſ. w., inſoweit fie nicht durch die Landesverfaſſung oder 
Berträge mit den Landfländen daran gehindert waren, fo konnten fie Dod) immer nur diejenigen 
Rechte über ihre Unterthanen an andere übertragen, welche fie felbft hatten, alſo z. B. nicht ein 
Gebiet, worin fie feine Familiengüter hatten, als ein Bamiliengut veräußern, Im Verhältniſſe 
zu den Territorialunterthanen hatte Demnach der Ausdruck „Landesherr“ nur ven Sinn, daß 
dem Territorinlherrn die Landeshoheit über das ganze Land zuftehe. und diefelbe jeder im Lande 
Wohnende anzuerkennen habe. 

Der unleugbare Widerſpruch, der dadurch entjtand, daß das Reich, der deutiche Staat von 
Rechts wegen, thntfächlich Fein Staat war, während die Territorien nidt Staaten von Rechts 
wegen fein fonnten, ed aber inder That werben mußten, ferner die Unbeftimmtheit des deutfchrn 
Rechts über Die Grenzen des Öffentlichen und Privatrechts, über die fiscaliſche und politifche 
Seite des Amtes, über die Verſchiedenheit zwiſchen Privateigenthum und Gebietöhoheit, Eigen- 
thumd: amd Nutzungsrecht u. ſ. w. mußten allmählich, namentlid- unter der Einwirkung des 
Nömishen Rechts, zu einer gänzlihen Berwirrung der Begriffe führen, wobei die Thatſache ver 
Macht und deren Verwendung zu nächſtliegenden Mtilitätözweden natürlih nur zu oft den 
Ausihlag gab. ' ls 

So kam es, daß, nachdem die Idee der Amtögewalt, welhe früher im Reichsfürſtenthume 
lag, immermehr erblaßt und die Anſicht von einer Art privaten Eigenthums der reihsftändischen 
Familie am Lande der vorherrfhende Ausdruck für die Einheit deſſelben geworben war, aud 
die weitere Anſicht plaggreifen konnte, daß die Neidhölande nad) dem gemeinen Rechte zu beur: 
theilen feien und ſich namentlich die Erbfolge in denfelben nad} dieſem zu richten habe, Es ſtand 
daher auch der willfürlichen Theilung dieſer Lande fein Hinderniß mehr im Wege. Diefelbe 
wurde vielmehr durch das Nömifche Recht, welches ſich bereits als gemeines Faiferliches Recht 
geltend machte, ald notwendig geboten, vielleicht auch von den Kaiſern, die ed gern fahen, wenn 
die Großen durch Theilungen ihre Macht ſchwächten, begünftigt und jedenfalls von den nachge— 
borenen Söhnen gewünſcht und betrieben. Sogar Bibelfprücde führte man an, um die Thei— 
lung zu rechtfertigen. 20) Und fo kam es, daß die Theilungen der Reichslande feit dem Ende des 
13. Jahrhunderts Faft in allen fürftlihen Häuſern allgemeine Sitte wurden. ?!) Man befolate 
hierbei regelmäßig ald Prineip die Gleichheit ver Einfünfte, indem man jevem Sohne fo viel an 





20) Moser, Staatsredjt, XI, 431. Pfeiffer, Über die Ordnung der Negierungsnachfolge (Rafel 
1826), €. 152 fg. 

21) Häberlin, Repertorium bes deutfchen Staatss und Lehnrechts, IV, 269, Pfeiffer, a. a. D., 
©. 165 fg. und einzelne Theilungsfälle S. 169—181. 
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Amtern oder Herrſchaften überließ, daß er den übrigen Brüdern an: Macht und. Einkommen 
gleihftand. Die Tochter fand nran nach altem Herfommen mit einer Ausſteuer ab, die, wenn 
fie beirathete, ihrem Gemahle ausgezahlt wurde, welcher Dagegen den Genuß gewiller Güter als 
Witthum ausfegte. J— 

Seit dem 13. Jahrhunderte kamen jedoch, als erſte Zeichen einer politiſchen Reaction gegen 
dieſe falfche privatrechtliche Richtung, auch ſchon die Erbverzichte der Töchter in Gebraud, die 
anfangs nur als Gantelen betrachtet wurden, fpäter aber, als die Grundſätze des Römiſchen 
Rechts eine ausgedehntere Herrichaft erlangten, eine wichtigere Bedeutung erhielten, 2?) Die 
Theilungen waren übrigens bald bloße Nugtheilungen (Mutfhierungen, Orterungen), melde 
im 14. und 15. Jahrhunderte die Regel bildeten und eine gemeinfhaftlide Randesregierung 
zur Folge hatten, bald wirkliche Eigenthums: und Befigtheilungen (Dateifungen, Thattheiluns 
gen), die jedoch darum nicht jo Häufig vorfamen, weil jie Die gegemfeitige Erbfolge ver Abgetheil: 
ten bei Leben aufhoben, und erſt im 15. Jahrhunderte allgemeiner wurden, indem. man in ber 
Belehnung zur gefammten Hand, die fonft nur bei gemeinſchaftlich gebliebenev Regierung vor: 
kam, ein Mittel gefunden Hatte, die gegenfeitige Erbfolge auch bei Ihattheilungen zu ihern. 2°) 

"Die über vie Theilungen getroffenen Berfügungen und Verabredungen waren, obwol fie 
in ver Regel in fchriftlicher Form geſchahen, noch feine Hausgeſetze, da fie feine bleibenden Nor- 
men für die jevedmalige künftig eintvetende Erbfolge feftfegten, fondern nur bei vorkommenden 
Erbrälten pas in der That verwirklichten, was die allgemein gewordene Rechtsanſicht erheiſchte. 
Auch fehlte bei dieſen Theilungen jene Berückſichtigung des gemeinfhaftlihen Hausintereſſes, 
des Glanzes der gefammten Familie, indem bei venfelben umgekehrt jedes erbberechtige Glied 
des fürftlihen Haufes lediglich feinen individuellen Bortheil im Auge hatte und auf die thun— 
Tichfte Weite, ſelbſt auf Koften der Miterben geltend zu machen ſuchte. Erſt die Folgen dieſer 
nur das Sonderintereffe der einzelnen Kamiliengliever beachtenden Theilungen führten zur Eut: 
ſtehung der eigentlichen Handgefege, welchen pas Intereffe des Haufes, der Glauz der Familie 
als höchſtes Princip zu Grunde lag. Die fortgefepten Theilungen zerfplitterten nämlich bie 
einzelnen Reichslande fo feht, daß die Antheile oft kaum mehr hinreichend waren, ihren Herren. 
ftanvesmäpiges Ausfonımen zu verichaffen. Dadurch verminderte ſich zugleich Die Macht und 
das Anfchen folder Familien, welche ihre Befigungen auf diefe Weiſe vereinzelt hatten, wäh: 
rend diejenigen Käufer, bei welden feine Theilungen ftattfanden oder bie zerfplitterten Theile 
wieder zufanınıenfanıen, immer mächtiger wurden. Diejed mußte die Intereflenten felbft zu ver 
Überzeugung führen, wie nöthig es fei, den Thrilungen Maß und Ziel zu fegen, um ihre Fa— 
milien vom gänzlichen Untergange zu retten. Das Beiſpiel der Kurfürften, welche wenigitens 
ihre eigentlihen Kurlande gegen das gefährliche Brincip der Theilung reichsgeſetzlich (Golvene 
Bulle von 1356) zu fügen mußten, trug wol am meiften dazu bei, daß auch die übrigen Kür: 
ften anfingen, dem Theilungsſyſteme mit Grnft entgegenzumwirfen. Der Gegenjag von Theil: 
barkeit ift Untheilbarkeit. Auf diefe mußten die Nachtheile ver Theilungen von felbft führen un, 
fe als das geeignete Heilmittel bezeichnen. Die Untheilbarfeit und, da die Veräußerung einzel: 
ner Gebietötheile der Wirkung nad) ver Theilung gleihfteht, auch die Unveräußerlichkeit der 
Reichslande bildeten daher nothwendig den Hauptgegenftand und das Hauptziel des neuen Sy: 
ſtems, welches ſonach Entitehung und Richtung dem Syſteme ver Iheilung verbanfte und in 
deſſen Verwirklichung vie Hauptaufgabe ver Haudgefege beſtand. Dielintheilbarkeit war jedoch 
nicht anders durchführbar, ald daß man zugleich vie Erbfolge abänderte und in dem untheil- 
baren Ganzen nur ein Individnum ſuccediren ließ. Sollten mehrere zugleich in denifelben fol: 
gen, fo war Gemeinſchaft ver Negierung unerlaßliche Rothwendigkeit. Da aber eine ſolche Ge— 
meinſchaft nur zu leicht Irrungen und Differenzen herbeiführt und überhaupt dem Weſen einer 
Regierung, die nicht ohne Einheit beſtehen kann, zuwiderläuft, ſo iſt es begreiflich, daß die 
Individualſucceſſion, als ein mit der Untheilbarkeit weſentlich zuſammenhängender Grundſatz, 
zur Regel und in den Hausgeſetzen zugleich mit der Untheilbarkeit feſtgeſetzt wurde, die Gemein— 
ſchaft der Regierung hingegen nur als feltene Ausnahme vorzüglich in kleinern Ländern vorfam. 

Je eingewurzelter indeſſen das Syſtem der Theilung war, deſto ſchwieriger war es auch, dem 
neuen Syſteme der Untheilbarkeit Eingang und Beſtand zu verſchaffen, obgleich es an ſich nur 
in einem Zurückkehren zu den alten deutſchrechtlichen Grundſätzen beſtand. Auch wurden an— 


22) Moſer, Familienſtaatsrecht, I, 763. Eichhorn, Rechtsgeſchichte, F. 454. Der älteſte Verzicht 
iſt von 1214. Kohler, Handbuch des dentſchen Privatfürſtenrechis (Sulzbach 1832), ©. 247 und dort 
Note b, 23) Eichhorn, Rechtäneichichte, 8. 428. 
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fangs feine fo durchgreifenden Maßregeln ergriffen, welche die Theilung für immer zu verhin⸗ 
dern vermocht hätten. Zudem verurfachte das recipirte fremde Recht, wie ed von den Juriften 

‚ der damaligen Zeit, welche die einheimischen Nehtögrundfäge und Verhältnifle weder Fannten 

noch beachteten, aufgefaßt und angewandt wurde, der Geltendmahung und vollftändigen Dur: 
führung des neuen Syſtems nicht geringe Schwierigkeiten, die hauptfächli darin beſtanden, 
daß es ſich in der Form des fremden Rechts gegen das fremde Recht redhtfertigen und behaupten 
mußte, da and die Rechtsverhältniſſe der erlauchten Berfonen der Beurtheilung des fremden 
Rechts unterlagen. Erſt nachdem es durch häufige Anwendung eine gewiſſe Feſtigkeit erhalten 
hatte, gewann es die erforderliche Kraft, um ſich von den fremdartigen Hinderniſſen zu befreien 
und ſich in feiner eigenen Selbſtändigkeit zu behaupten und fortzubilden. Man darf fi daher 
nit wundern, daß die erften Verfuche, die Untheilbarfeit geltenn zu machen, noch ſchwankend 
waren und nicht überall nad) venfelben Principien erfolgten, und daß dad Syſtem der Theilung 
ich no fortwährend neben vem neuen Sufteme bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts zu 
behaupten wußte. 2%) Es fehlte, bevor fi das neue Syſtem durch gleihfürmige Normen völlig 
eonfolidirt hatte, nit an Verſuchen, die Untheilbarfeit aud auf indirecte Weile herbeizuführen 
oder doch die Theilungen zu beſchränken. Diefes gefhah bald dadurch, dag man die nachgebo— 
renen Söhne zum geiftlihen Stande 25) oder zum Kriegsdienſte 2%) beſtimmte, bald durch 
Heirathöverbote, wonach nur der im Lande Suecedirende heirathen follte27), und bald durch bie 
Anordnung, daß der Ältefte das Hauptland allein, die übrigen Söhne aber Nebenbefigungen 
erhalten 28), oder die zwei älteften Söhne das ganze Land gemeinſchaftlich regieren und die übri- 
gen nur gewiffe Einkünfte erlangen 2°), oder alle Söhne eine gemeinſchaftliche Regierung füb- 
ren follten. 0) Überhaupt waren die Beſtimmungen, dur) die man das Land ungetheilt bei: 
fammen erhalten wollte, bis ind 16. Jahrhundert noch höchſt unvolltommen. 92) Ging aud) das 
Hanptbeftreben dahin, Theilung und Gemeinfhaft ver Regierung ganz aufzuheben, das Land 
und deilen Berwaltung einem ausſchließlich zu überlaſſen und ven übrigen Gleichberechtigten ein 
ſtandesmäßiges Ausfommen zuzufihern, fo war doch theild dieſe Abfindung der nicht ſuccediren⸗ 
den Glieder des Haufes jelbft in gewifler Hinſicht noch ein Fefthalten des Theilungsſyſtems, 
infofern man denſelben meiftens Ranvesbefigungen zum Unterhalte anmied und neben ven 
grundberrlihen Rechten auch noch Regalrechte einräumte, theils die Erbfolgeorunung nicht ge: 
börig beftimmt, ſodaß es meiftens zweifelhaft blieb, ob diefelbe eine Brimogenitur, ein Maijorat 
oder ein Seniorat fein follte, wenngleich die Abfiht am häufigften auf eine aus PBrimogenitur 
und Majorat gemifchte Succeffionsorbnung (neben dem Vorzuge der Rinie die Nähe des Grades 
und bei gleiher Nähe das Alter ver Linie over bei gleich nahen Linien die Erftgeburt) gerichtet 
war. 32) Außer der Regierungsfolge war aud die Vormundſchaft über ven unmimbigen Re: 
gierungsnachfolger nebft der Ausſteuer der Töchter und der Berforgung der Witwen ſchon in 
den älteften Hausgeſetzen oft Gegenftand befonderer Anordnungen. SHinfihtli der Bormunt: 
haft hielt man in der Regel ftreng an dem alten Rechte, nur wurde Diefelbe auch oft ver Mutter, 
bald zugleich mit dem nächſten Agnaten von väterlicher Seite, bald allein, anvertraut und ber 
Vormundſchaft nicht ſelten ein landſtändiſcher Rath beigeorbnet. Die Töchter erhielten nad 
altem Herfommen außer einer ftandesmäpigen Ausftattung an Kleidern und Kleinodien rine 
Summe Geldes als Heirathögut, die fhon häufig genau beftimmt wurde, jedoch nit auf Lan— 
desſtücke verjichert werden durfte, während bie Dagegen ald Witthum zu verfhreibenve Wider⸗ 
lage für eine nothiwendige Laſt des Stammgutes galt. 3?) 

Die Gefhäftsformen, deren man ſich bei den älteften Hausgeſetzen bediente, waren: 1) Ber: 
träge zwifchen mehreren wirklich vegierenden Herren varüber, daß ihre getrennten Lande entweder 
fofort wieder vereinigt oder im Kalle einer durch den Tod des einen unter ihnen erfolgenden 
Bereinigung vereint und untbeilbar bleiben follen 3%), und 2) Anoronungen ver Bäter über bie 


24) In Medlenburg erfolgte 3. B. die legte Theilung 1701. 

25) 3. B. in Hanau 1458 (Haberlin, a. a. D., IV, 274); in der Pfalz 1520 (Lünig, Dentfches 
Reichsarchiv, Bd. V, Thl. l, ©. 643). 

26) 3. B. in Henneberg (Pfeiffer, S. 83); in Wirrtemberg (Pfeiffer, S. 187 fg.). 

27) 3.8. in Braunfchweig 1611 (Spittler, Gefchichte des Fürſtenthums Da 1, 23». 

28) 3. B. in Medlenburg: Schwerin 1654 (Lünig, IX, 549). 

29), 3.8. in Baiern und nn (Pfeiffer, ©. 191 fg.). 

30) Beifpiele bei Pfeiffer, S. 194 fo. 31) Eichhorn, Rechtsgeſchichte, $. 429. 

32) Beiſpiele bei Eichhorn a, a. D. und Pfeiffer, ©. 199 fg. 33) Eichhorn, a. a. 

34) 3. B. in Lüneburg 1356 (Cichhorn, $. 423, Note c); zwifchen Braunſchweig⸗ —— 
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Fünftige Succefion ihrer Söhne mit Zuftimmung der legtern. Dieje Anordnungen beftanden 
bald in Verträgen 35), bald in Teftamenten. ?6) Die Gültigkeit und verbindende Kraft diejer 
Berträge und Anordnungen beruhte auf den Grundjägen des alten deutſchen Rechts, wonach 
mit Zuftimmung bes nächſten Erben über das liegende Eigen gültig verfügt werben Eonnte. 
Weit mehr ald die Anfiht von dem Rechte des nächſten Erben wirkte indeflen zur Aufredthal- 
tung diefer Normen die alte Idee von der Familiengenoſſenſchaft, welche vorzugsmeije in den 
Stammgütern und Lehen fortlebte. Diefe Normen hatten hiernach aud) die Kraft eines vertra= 
genen Familienrechts; fie galten ald Verträge der Glieder eined Stammes oder Geſchlechts, 
ald Stanımverträge (Stammeinigungen) und hatten als folde für die Erben der Paciſcenten 
verbindende Kraft, die nur wieder durch Vertragung abgeändert werben konnte. Erſt von der 
Zeit an, wo diefe Anficht ſich unter den fürftlihen Familen geltend machte, beginnen bie eigent- _ 
lichen Haudgefege, welche demnach ald Stammverträge zu betrachten ind. Denn erſt nad) diefer. 
Anfiht war es möglich, die Familienverhältmiffe durch bleibende und für alle lieder der Familie 
gleichverbindliche Normen zu ordnen. Die Befugniß Hierzu lag in dem deutichen Autonomie-, 
oder Selbftgefeggebungsrechte 37), welches jeder felbftändigen Genoſſenſchaft zuſtand und bei 
den Reichsſtänden darum von größerm Umfange war, weil fie ſich in einer unabhängigern und 
ſelbſtändigern Stellung als andere Genoſſenſchaften befanden und in der Theilnahme an der 
Reichsgeſetzgebung ein Mittel hatten, ihre Unabhängigkeit zu erhalten und zu erweitern. Die 
Autonomie äußerte ſich in ver Genoſſenſchaft theils durch ausdrückliche Vertragung (Verträge, 
Statute), theils durch ſtillſchweigende Übereinkunft (Gewohnheiten und Objervanzen). Zwei: 
fel und Streitigkeiten wurben durch die Autonomie der Nichter, die fi im gewiefenen und ge: 
fundenen Nechte (Weisthümern und Urtheilen) fund gab, befeitigt. Auch die Autonomie des 
unmittelbaren Reichsadels, die ſich ebenfalls in Verträgen, Gewohnheiten und Objervanzen 
ausſprach, mußte die richterlichen Urtheile über jid) anerkennen; ſie fuchte aber zu dev Zeit, wo 
die Richter nad gegebenen Geſetzen erkennen mußten, daher Feine Autonomie mehr hatten und 
nicht mehr Standeögenoffen waren, die Einmiſchung der richterlichen Gewalt in die Familien— 
verhältniffe dadurch möglichft zu befeitigen, daß fie vertragsweife Entfheidung entftandener 
Streitigfeiten (Schiedsrichter, Austräge) feſtſetzte. Begrenzt wurde die Autonomie durch die 
Geſetze, unter welden die Genoſſenſchaft ftand, und durd die Rechte Dritter, Die Autonomie 
war übrigens fein von einer höhern Gewalt verliehenes, jondern ein in dem Weſen der deutſchen 
Genoſſenſchaften liegended Net. Denn je weniger eine höhere Gewalt durch gegebene Geſetze 
(geſchriebenes Recht) in die innern Verhältniſſe ver Genoſſenſchaften eingriff, defto freier fonn= 
ten diefe ihre Angelegenheiten nad eigenem Willen und eigener Ginficht ordnen. Es leuchtet 
daher auch ein, daß die Autonomie in dem Maße beihränfter werden mußte, in welchem bie ge— 
noſſenſchaftlichen Verhältniffe dem gefchriebenen Rechte unterworfen wurden. Nur dem unmit> 
telbaren Reichsadel, insbeſondere dem reihsftändifchen, gelang e8, in feinen Kamilenangelegen: 
heiten die Autonomie nad dem alten Umfange zu behaupten, jo ſchwer ihm aud dev Kampf - 
gegen das fremde Recht geworden ift. Denn je mehr die Neihöftände dem fremden Rechte durch 
das Theiluagsſyſtem bereitö gehulbigt hatten, deſto ſchwieriger wurde es jegt, wieder zu ben 
Grundſätzen des deutſchen Rechts zurückkehren, da die Juriften des 16. und der erften Hälfte 
des 17. Jahrhunderts fortwährend behaupteten, daß das römische Privatrecht aud) für die Für: 
ften in ihren Familienverbältniffen bindend jei. Eine Beziehung auf das Autonomieredt, 
welches man damals nicht einmal den Namen nad fannte, indem man diefed Wort erſt zur 
Neformationszeit zur Bezeichnung des geiftllihen Vorbehalts gebrauchte 3°), würde nichts 
genupt haben, da man gegen Faijerliches Reichsrecht überhaupt feine Autonomie geltend machen 


und Lüneburg 1415 (Mofer, Staatsrecht, XII, 71); lüneburgifcher Hausvertrag von 1611 (Mofer. 
a. a. O., ©. 98); in ber Pfalz 1863 und 1378 (Eichhorn, $. 399); in Würtemberg 1482 — 92 
(Eichhorn, $. 414); in Baiern ber Vertrag von Pavia von 1329 und der zwijchen Albert IV. und Wolf: 
gang von 1506, die Berorbnung Albert's V. von 1578 und der Misbacher Vertrag vom 12. Oct. 1796 
(Kreitmapr, Grundrif des allgemeinen deutfchen und bairifchen Staatsrechts, München 1760, $. 122; 
Aretin, Genius von Baiern, Heft 1. ©. 17 fg.; Adlzreitter, Annmal. boie., Th. I, B. IX, $. 97; 
Mofer, Bamilienftaatsrecht, 1, 94; Pözl, Lehrbuch des bairifchen Verfaflungsrehts, briite Auflage, 
€. 4 n. 20). 35) 3.8. in Sachıfen 1499 (Eichhorn, $. 413, Nr. 4). 

36) 3. B. in Brandenburg 1473 (Eichhorn, $. 412). Das viterlice Teftament wurde von ben 
Sohnen befiegelt und beſchworen. 

37) Bol. Eichhorn, $. 258—260, 333 u. 428; Kohler, ©. 86 fg. und den Art. Autonomie; a 
Staat und Gefellfchaft — 1861), I, 345. 

38) Pfeffinger, Vitr. ilustr,, I, 1414, und IV, 35, Struv. Corp. jur. publ,, ©. 157, 
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fonnte und man dieſes bereitö als bindend anerkannt hatte. Und gleihwol führten gerade bie 
Folgen diejfer Anerkennung zu ber Über; jeugung, daß man ſich der Herrſchaft des fremden 
Rechts entziehen müſſe, wenn nicht alle Herridaften aufgelöft und die fürftlihen Familien zu 
Grunde gerichtet werben follten. Auf der andern Seite wurde es deſto nothiwendiger, die Hause: 
verfaflung durch angemeffene Handgefege zu befeſtigen, je mehr fi die Landeshoheit zu Finer 
wahren Staatsgewalt erweiterte und es Bedürfniß wurde, die Landeötheilungen zu verhüten. 
Es blich daher bei vem Drange der Verhältniſſe nichts anderes übrig, ale ſich durch das fremde 
Recht purchzufämpfen und ſolche Einrichtungen und Vorkehrungen zu treffen, welche jelbit nach 
dieſem Rechte, wie ed damals aufgefaßt wurde, nicht angefochten werden konnten. Die Juriften 
waren gefällig geneigt, den Bürften hierbei mit der nöthigen Hülfe an die Hand zu gehen und 
entiweder dem fremden Rechte, dem longobardifchen Lehnrechte wie vem Nömijchen Rechte eine 
zwecdienliche Wendung (Verdrehung) zu geben oder, wo das nicht thunlich war, ein anderes 
Prineip aufzufinden. Der Weg zum Ziele wäre freilich Fürzer geivefen, wenn man bas fremde 
Recht auf die fürftlichen Kamilienverhältniffe gar nicht angewendet hätte, jondern lediglich dem 
alten Herkommen gefolgt wäre; allein einmal hatten die Juriften von dieſem gar feine Kennt: 
niß, und ſodann waren fie auch wol nicht geneigt, von dem errungenen Bebiete ihrer Rechtäherr- 
ſchaft etwas abzutreten. Auch konnten fie ſich auf diefe Weiſe weit wichtiger und einflußreider 
machen. Es ſoll nun dur einzelne Beifpiele näher erläutert werden, wie man verfuhr, um zum 
gewünfchten Ziele zu gelangen. Diefes Ziel war hauptſächlich auf Untheilbarkeit ver Lande, auf 
Individualfueceffion, und zwar dem alten Rechte wie der Natur der Sahe gemäß auf Primo: 
genitur, auf Verforgung oder Abfindung der Nachgeborenen und auf Ausfhliefung oder we 
nigftens nur ſubſidiäre Zulaffung der Weiber und ihrer Defcendenz gerichtet. Nach altem Rechte 
verftand ſich die Ausſchließung dev Weiber von der Erbfolge im Stammgute von jelbft, weil auf 
diejen die Werpflicht haftete. Verzichte der Töchter waren daher ganz unnöthig und audy nicht 
üblich. Mit dem Beginne ver Herrfhaft des Römiſchen Rechts — ſchon des Zuziehens der nadı 
Römiſchem Rechte gebildeten Juriften zu den Rechtögefchäften, namentlich ven Bamilenangele- 
genheiten der fürftlihen Käufer — kamen, wie oben bemerft worden, die Verzichte ber Töchter, 
aber anfangs blos ald Gautelen in Gebrauch. Nach der fpätern Doctrin der Juriſten, die von 
den Stammgütern und deren Bedeutung nichts wußten, weil das Römiſche Recht davon nichts 
enthält, wurden aber dieſe Verzichte für freiwillige Acte ver Töchter erklärt und für ungenügend 
gehalten, eine Gewohnheit für den Vorzug der Söhnein dem Erbreihte in Alodien zu begrün: 

den. 39) Dabei wurde gelehrt, daß eine Tochter infolge ihres Verzichts weder über die Hälfte 
noch in ihrer Legitima verlegt werben dürfe, widrigenfall® fie Reflitution verlangen könne. 
Überhaupt follte ein erzwungener Verzicht fie nicht binden. #0) Hiergegen wurde zunächſt die 
Nothwendigkeit des Verzichts als ein Gewohnheitsrecht in allen fürftlihen Käufern behauptet 
und demgemäß im den Hausgefegen erklärt, daß die Töchter ſchuldig feien zu verzichten, wie es 
in dem betreffenden Haufe gebräuchlich fei +1), va es leiht war, die Gewohnheit wirklich nad 
den Anforderungen des Römiſchen Rechts nachzuweiſen; ſodann die Verzihtiumme ebenfalls 
nach dem Herkommen und Gebrauche der Hänfer von gleichem Range feftgejegt; ferner der Ber: 
sicht bi zum Abgange ded ganzen Mannsftanımes ausgedehnt, wodurd die Trennung ber 
Alodien von den Lehen, in welchen Töchter ohnehin nach longobardiſchem Lehnrechte nicht ſucce⸗ 
diren Fonnten, wenigſtens bi8 zum Abfterben ded Mannsſtammes vermieden wurde, und end- 
lid), da doch immer noch die Regredientanſprüche der Töchter oder ihrer Deſcendenz zu befürchten 
waren, die Staatöverlaffenfhaft von dem Privatnadlaffe #2) des Regenten getrennt umd zu 
jener, in welcher Töchter überhaupt nicht folgen fonnten, alle jene Alodiallande gerechnet, weldye 
mit Landeshoheit auf den Nachfolger übergeben follten ; auch pflegte man, um den Verzicht zu 
verftärken, eine eidliche Verzichtleiftung zu fordern. #3) Die Theilung der Alodien, die nad 
Römischen Rechte jtatthaft war, riethen die Juriſten durch allgemeines Veräußerungsverbot zu 
verhindern, welches nad ihrer Meinung ſowol durd teftamentarifche Dispofitionen, da Diele bie 
Kraft von Fideicommiſſen hätten, als durch Verträge zwiſchen den verſchiedenen Gliedern einer 
Familie gejhehen konnte. Das erſte Mittel war das gewöhnlichere, da man bei der vertragd- 
mäßig feitgejegten Unveräußerlichfeit zweifelte, ob eine gegen ein ſolches Verbot vorgenommene 


39) MN. De statulis, pact. et consuetudinib. familiar, illuste. et nobil. (Strasburg 
1611), e. VII, 8. 30 

40) A. Sail, Lib, II, obs. 127, Nr. 6 fy. 41) Mofer, Familien Staatsrecht, I, 756. 

42) Held, Thl. 11, $. 304 fg. 43) Eichhorn, $. 540 u. 541, 
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Veräußerung nichtig fei.**) Viele nahmen die Nichtigkeit an, weil jie den Verträgen der Lan- 
desherren, die fie mit den höhern Richtern verglichen, Geſetzeskraft beilegten. +5) Am wichtig: 
ften für die Hausgefrggebung war die Durchſetzung der Gültigkeit der Erbverträge, durch die 
man bie künftige Succeffion am beften beftimmen und unwiderruflich feſtſetzen fonnte. Es ge: 
lang; die Juriften bezogen ſich, um die Gültigkeit derfelben zu begründen, theils auf eine über 
Menfchengedenken hinausreichende Gewohnheit, theils darauf, daß der Rechtsgrund ded gemein 
rechtlichen Verbots der Erbverträge bei den Fürſten nicht eintrete. +6) Auch war die Anficht 
von ver Gefegeöfraft der landesherrlichen Verträge von Einfluß. Die Fürften konnten fonad 
nicht nur in ihrem eigenen Haufe die Succeſſion ſachgemäß ordnen, fondern auch durch Erbver- 
brüberungen das Erbrecht ihres Haufes ausdehnen oder einen andern Geſchlechte Die eventuelle 
Succeſſion zufihern. Es ftand ihnen num aud fein Hinderniß mehr im Wege, die Primoge: 
nitur in ihren Landen einzuführen. In Anfehung der Lehen trat jedoch die Schwierigfeit ein, 
dag die Juriften die Succeſſion in Lehen für eine successio ex pacto et providentia majorum 
hielten, wonach väterlihe Teflanente für unftatthaft galten und die Verzichte der Söhne und 
Agnaten auf die Succeſſion zum Beten ded Erftgeborenen den Nachkommen ver Verzichtenden 
nicht Schaden konnten. Auch hiergegen fanden die Juriſten Heilmittel, und zwar theild in ver . 
Ehrfurcht, die Kinder ihren Altern ſchuldig feien #7), theild und vorzüglid in ver Mactvollfom- 
menbeit des Kaiſers, welcher das wohlerworbene Recht der Deſcendenten aufheben könne. Da: 
ber hielt man auch die faiferliche Beftätigung für ein wefentlihes Erforderniß der Gültigkeit 
einer Prinmogenitwrordnung. #9) Die Unterlaffung diefer Beflätigung fonnte jedoch hier, wie 
bei ven Hausgefegen überhaupt, bei welchen dieſelbe ebenfalls für nothwendig gehalten wurde #9), 
dur Gewohnheit unfhäplih gemacht werden. 59) Deshalb juchte man nicht immer um bie 
kaiſerliche Beftätigung nad, obwol die Einholung derfeiben die Regel bildete. Hinfichtlich der 
Berjorgung der Nachgeborenen verlangten die Juriften, daß ihnen die Legitima unverkürzt ver- 
bleiben und das, was zu ihrem Unterhalte auögejegt wurde, die Stelle derjelben vertreten folle. 
Nach diefer Anfiht ward aud die Formel der Faijerlihen Beflätigung eingerichtet. 54) Zu ven 
bei der Berechnung diefer Legitima zuvor in Abzug zu bringenden Laſten gehörten auch die 
Negierungékoſten. Die Nahgeborenen konnten aud, wenn die Primogeniturordnung nicht 
anddrüdlic dagegen war, bei Erbanfällen von Seitenlinien Theilung verlangen 52), und eben: 
ſo wenig war der regierende Herr durch bie Primogeniturorbnung gehindert, von ven nicht durch 
die Megierungdfolge, fondern auf andere Weife erworbenen Befigungen (von dem gewonnenen 
Gute, im Sinne des ältern Rechts) ihnen einzelne Theile zuzumenden. 9°) Was ven Nachgebo— 
venen bei der Einführung der Brimogenitur zum Unterhalte ausgejegt wurde, beftand bald nur 
in einer jährlich zu zahlenden Geldſumme, bald aber nod) fortwährend in Landeötheilen mit den 
damit verbundenen Ginfünften und einzelnen Rechten deu Landeshoheit.5*) Die Berforgung, 
welche auf die Defcendenz der Nachgeborenen vererbt wurde, hieß in den Hausgejegen Penſion, 
Unterhalt, Deputat, bis im 17. Jahrhundert dad franzöſiſche apanagium in Reis: und Haus: 
gefegen und bei Schriftftellern, von welchen einige aud ſchon das franzöfiiche paragium (ein 
den Nachgeborenen angemwiefener Feiner Theil eines Lehns) zur Bezeichnung des in Landes: 
theilen ausgeſetzten Deputats gebrauchten, die ältere Benennung völlig verdrängte. ?°) Die 
hausgefeglihen Beftimmungen erſtreckten ſich ſcoon im 16. Jahrhundert ſehr häufig aud auf 
die Succeffiondordnung der Seitenverwandten im Falle des Ausſterbens einer Linie, hauptſäch— 
lich um das Eintreten der gefeglihen Succeſſionsordnung, welche ſchon beftritten war, und da— 
durch Proceſſe zu verhindern, und auch wol um die Zweifel in den Verträgen über den Vorzug 
des Mannsſtammes vor den Töchtern zu befeitigen ?6), fowie auf die ungleihen Ehen, welche 
ausdrüdlic zu verbieten man deshalb für nöthig hielt, weil pie auf den Herkommen beruhende 
Anjicht, daß der Herrenftand und alle von der Ebenbürtigkeit abhängigen Rechte, namentlich 


44) Betfius, c. IV, $. 4. 45) Betfius, c. IV, $. 5. 46) Gail, Lib. IE, obs. 127, Nr. 1. 

47) Limnäus, Add. ad jus publ., 1. VIII, e. 8, Nr. 178. 

48) Betfius, c. X, Nr. 6. Gail, a. a. O. Gidhorn, $. 542. 

49) Gail, a. a. O. Monfinger, Respons., Nr. 10, $. 85; Nr. 50, $. 41. 

50) Betfius, c. II, Nr. 7; c. I, Ar. 3. 

51) Ludolf, De introd. jur. primog. P. spec., $. 13. Eichhorn, $. 543, Note a. 

52) Mofer, Staatsrecht, XIL, 410; IV, 46, 

53) Mofer, Staatsrecht, XII, 417. Gichhorn, a. a. D. 

54) Mofer, Staatsrecht, Alll, 52, 139, 153 u. 308; XIV, 88, 159 u. 310. Gichhorn, $. 543, 
Note d. 55) Eichhorn, $. 543. 56) Eichhorn, $. 542. 
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die Succeſſion im Territorium, durch die Geburt aus ebenbürtiger Ehe bedingt ſeien, von den 
Juriſten beſtritten und der Unterſchied zwiſchen dem hohen und niedern Adel (den Semper- und 
Mittelfreien) dadurch zweifelhaft wurde, daß auch Perſonen des niedern Adels oft die Titel des 
hohen erhielten, wodurch die Meinung entſtand, daß zwiſchen beiden Adelsklaſſen nur eine 
Rangesverſchiedenheit ſtattfinde. 57) 

Als Beweggründe, auf welche man die Einführung des neuen Syſtems in den Hausge— 
ſetzen*8) ſtützte, wurden die Nachtheile angeführt, welche die Theilung für das Reich, die Fa— 
milie und für Land und Leute habe. Auf dieſelben Gründe bezog ſich gewöhnlich auch die kaiſer— 
liche Beftätigung der Primogeniturorbnungen. Des Reichs gedenken jevod die Hausgeſetze 
jeltener; defto mehr werden aber die Vortheile ver Familie und dad Landeswohl hervorgehoben. 
Und je mehr ſich die Landeshoheit, befonders infolge des Weftfälifchen Friedens (1648), in eine 
wahre Staatögewalt ausgebildet hat 59), deſto mehr wurde die salus publica ald Grund der 
Untheilbarkeit und der Primogenitur aud von den Juriften geltend gemadt. Man hielt die 
Theilung für völlig unverträglid) mit der salus publica 60) und die monarchiſchen Staaten ſowie 
die fürflliche Würde für untheilbare Gegenftände. 67) Die Primogenitur betradptete man gera- 
dezu ald einen Ausfluß ded Natur: und Völkerrechts; jie fei gleihfam durch Übereinftimmung 
der Völfer und Nationen eingeführt worden und beruhe anf einer lex universalis. 62) Selbſt 
in Hausgeſetzen wurde fie in diefer Weife aufgefaßt. 6?) Vieles beruhte übrigens in den Haus— 
verfafjungen auf Gewohnheiten und Objervanzen, deren Aufrechthaltung und Schuß der Kaiſer 
in der Wahlcapitulation zuſicherte 6%), in welcher ev auch die Kamilienverträge im allgemeinen 
confirmirte, 65) Auch wurden die Haudgefege oft mit Zuftimmung der Landflände eingeführt, 
um denjelben eine größere Beierlihkeit und eine befondere Garantie zu geben. 66) 

Auf diefe Weife errangen die deutfchen Fürftenhäufer den vollftändigen Sieg über das 
fremde Recht und retteten für ihre Bamilienangelegenheiten das Autonomierecht im alten Um— 
- fange, welches fie audy zur Ginführung, Vervollftändigung und Befeftigung des neuen Syftems 
im Berlaufe der Periode des Reichs dergeſtalt anwendeten, daß e8 gegen das Ende des letztern 
wol feine nambafte veihöftändifche Familie mehr gab, in welcher nicht die Hausverfaſſung nad 
diejem Syfteme georonet gewejen wäre, 

IV. Redtlihe Natur, Erfordernifje und Inhalt der Haudgejege zur 
Zeit des Deutſchen Reichs. 

Es wurde jhon unter I. bemerkt, daß man unter Hausgefegen im weitern Sinne alle 
autonomifhen Normen zu verftehen habe, welche fi auf die gamilienangelegenheiten der reiche: 
ſtändiſchen Häufer bezogen, jie mochten auf ausdrücklichen Beftinnmungen oder auf Herfonmen 
berußen, in Verträgen oder einfeitigen, legtwilligen oder andern Verordnungen bejtehen. 

Der äußern Form nad find die Hausgefege zunächſt ald Stammverträge aller ebenbürtigen, 
eheleiblihen, agnatifchen Defcenventen de3 Stammvaters zu betrachten, wobei aber weder Die 
dabei maßgebende politifche Stellung der Contrahenten und deren politifher Zwed, noch der 
Umftand überjehen werden darf, daß derartige Hausgeſetze unter Mitwirfung der Landſtände 
oder durch die ſeitens folder unbefchränkte Gefeggebungsgewalt der Landesherren in der That zu 
Zandedgrundgefegen werben konnten und geworden find. Man muß hierbei wirklihe Stamm: 
verträge, die nämlich unter allen agnatifhen Defcendenten des Gründers des Hauſes abgeſchloſ— 
fen wurden, und Haus- oder Familienverträge im engern Sinne unterſcheiden, welde blog Die 
Haus- oder Kamilienverhältniffe einer abgetheilten Linie des Geſammthauſes betreffen. Beide 
Arten konnten nebeneinander vorkommen, die legtern aber den erftern nur infofern derogiren, 


——mn mn 


57) Pütter, Über Misheirathen veutfcher Fürflen (Göttingen 1796). Eichhorn, $. 563. . 

58) Über einzelne Hausgefege f. Reiche, Ghronologifchfytematifches Verzeichniß der zur Erläute: 
rung des deutfchen Privatfürftenrechts vorzugsweife gehörigen Urfunden (Büdeburg 1785). Lünig, 
Reichsarchiv, bei. Bd. V, IX—XI, XXIIu. XIII. Riſen Staatsrecht, Bd. XII, XTU u. XIV, und 
Samilien-Staatsrecht, I, 75 fa.; II, 946 fg. Pfeiffer, S. 106 fg., 213 fg. 

59) Sichhorn, $. 525, 526 u. 595 fa. 

60) Vgl. Meier, Corp. jur. apanagii, II, 142, 497 u. 560. 

61) Thomafius, De jure primogeniti (Leipzig 1657), $. 22. 

62) 9. Grotius, De jure belli ac pacis, 1.11, c. 7, $. 14, 15 u. 18. Sievogt, De modis sum- 
mum imper. acquirendi (Jena1689), $.17. Buddeus, De successionib. primogenitor. (Halle 1695), 
$.1u.12. 3. T. Reinhardt, De success. sec. jus primogenit. (Erfurt 1734), Sect. 1, $. 4 u. 6. 

63) Pfeiffer, ©. 43 1. 64) In der neuen Wahlcapitulation, Art. 1,8. 9. 

65) Wahlcapitulation von 1658, Art, 6, und jeit 1711, Art. 11, 8. 2. 

66) Betfius, c. 9, $. 12. Mofer, Familien-Staatsrecdht, II, 976 jg., 981 fg. u. 993 fg J 
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als fein durch die erſtern erworbenes Recht ver übrigen Linien. des Stammes verlegl wurde. 
Ebenſo konnten auch zwei oder mehrere Linien eines Stammes ihre befonvern Berrräge über 
ihre genwinfamen Hausangelegenheiten abſchließen. Dieſer rechtlichen Natur zufolge beruhen 
vemnad die Hausgejege auf Übereinkunft aller ſtimmberechtigten Genoffen des Hauſes, für 
weldye dieſelben verbindlich jein follen. Weiber und ihre (sognatifche) Defcenvenz hatten hierbei 
fein’ Stimmrecht, außer wenn fie wegen ihrer Rechte, z.B; wegen fubfiviärer Succejjion, bei dem 
Hausgeſetze beiheiligt waren. Daher fonnten einfeitige Verordnungen in ver Regel nicht die 
Kraft von Hausgeſetzen erlangen. Es galt in biefer Hinficht der Grundſatzt die wohlerworbe⸗ 
nen. Rechte der Familiengenoſſen Fönnen nur wit Zuftimmung der Berechtigten abgeändert 
werden. Deshalb unterlagen jelbft die legtwilligen Verfügungen, infofern fie die Rechte ver 
Familiengenoſſen betrafen, dem Erforberniffe der Zuftimmung der Betheiligten. Hiexaus laͤßt 
ſich von ſelbſt entnehmen, inwiefern einfeltige Verordnungen die Ktaft von Hausgeſetzen erlanz 
gen. fonnten, 1) Legtwillige Dispofitionen 7), Teftamente und Codieille wurden, auch 
ohne Zuflimmung der Familiengenoffen, zu Hausgeſetzen, wenn fie, in gehöriger Form errich⸗ 
tet, neu.erworbene, nod nicht zum Haufe gehörige Befigungen zum Gegenftande hatten, wenn 
alſo der Disponent der erfte Erwerber war; wenn fie Beftimmungen enthielten, welche bios die 
Dollziehung oder Handhabung beftehender Familiennormen regulirten oder dem Erben als 
ſolchem aufgaben, den übrigen Familiengliedern beftimmte Befugnifle zu getwähren, oder wenn 
der ganze berechtigte Mannsſtamm der Familie ausgeftorben und fonft fein Berechtigter eines 
andern Hauſes, z. B. wegen Erbverbrüberung, vorhanden war. Daher fonute der legte Befiger 
über die Stamm⸗ und Fiveicommißgüter frei, über Lehen jedoch nur mit Zuftimmung des Lehnd⸗ 
herrn letztwillig disponiren, ſelbſt feinen Regierungsnachfolger beftimmen und die künftige 
Succeſſion anordnen, infofern ihm nicht die Kandesverfaflung hierin Hinderli war. 2) Ber: 
fügungen unter Lebenden waren unter denſelben Vorausſetzungen gültig. - Landesgeſetze 
fonnten zwar ebenfalls auf die Hausverhältniffe Einfluß Haben, allein dieſe nahmen darum 
doch nicht Die Natur von Haudgefegen an, da die Abänderung derjelben nicht ber Bamilienauto- 
nomle. unterlag. Legtwillige und. andere einfeitige Verfügungen hatten endlich auch noch die 
Kraft von Hausgefegen, wenn dem Haupte oder Senior der Kamilie die Befugnig zu ſolchen 
Anordnungen hausgeſetzlich eingeräumt war. Daß einſeitige Dispoſitionen auch durch ſpäter 
erfolgte Genehmigung der Betheiligten Hausgeſetze werben konnten, verſteht ſich von ſelbſt. Die 
einjeitigen Gebote des Kamilienhauptes find übrigens Hausgefege im engeren Sinne. 

Die-Bültigkeit der Hausgeſetze 69) war an feine beftimmte Form gebunden. Die vertrag: 
mäpigen mußten alle Grforvernifje eines Vertrags an fidh haben. Es war demnach erforberlidh, 
daß alle lebenden männlichen Aguaten des Haufes, für weldes die Norm Geſetz werden foltte, 
ihre freie Zuſtimmung auf vehtögenügende Weile gaben. Die Willenserklärung fonnte aud) 
ſtillſchweigend durch Handlungen erfolgen. Dadurch entftand das Familienherlommen (Fami⸗ 
lienobſervanz) welches für alle, die ihre ſtillſchweigende Einwilligung dazu gegeben hatten, ſo⸗ 
wie für ihre Nachkommen und Rechtsnachfolger als ftillihweigend errichteter Familifhvertrag 
verbindlich war. 69) Zur Einführung eines ſolchen Herkommens war weder der Ablauf einer 
beftimmsen Zeit noch eine Mehrheit ver Fälle nothwendig, fondern fihon ein einziger gehörig 
qualiſicirter Act hinreichend. ?9) Die auddrücklichen Hausverträge wurden ſchriftlich errichtet 
und die Urkunden von allen Gompacifcenten, oft au von Bermittlern over den zugezogenen 
Landſtänden unterjchrieben und befiegelt.?!) Ob bei den legtwilligen Berorbnungen die 
Form ded gemeinen Rechts zu beobachten fei, war beſtritten.2) Die gemeine Meinung 
bejahte ‚diefes; 73) 

Eine Hauptbedingung ver Gültigkeit ver Hauögefege war die Beachtung der Grenzen der 
Autonomie, Der Inhalt verjelben durfte daher weder die gebietenden Reichsgeſetze noch die 
- Rechte Deitter verlegen. Denn gegen das Öffentliche Recht, dad überhaupt durch die Verträge 
der Privaten: nicht abgeändert werden kann, läßt ſich ebenjo wenig eine Autonomie als über die 

en Moser, Berfönliches Staatsrecht, lt, — und dort bie Literatur; Staatsrecht, XXIV, 413. 

68) Möfer, Bamilien-Staatsrecht, II, 1041 fg. 

69) v. Reumann, Medit, jur. princip. priv., I, 80. v. Seldyow, Elementa jur. publ., $. 480. 
J Meurer, Zuriftifche Beobachtungen, Th. vi a 6. Klüber, Abhandlungen und Beobachtun: 
gen, 1, 88. TA) Mofer, Familien-Staatsrecht, S . 2047. 
72) ©. hierüber beſonders Danz (Griefinger), — des deutſchen rn IX, 113 fg. 
73) Bütter, Primae lineae jur, prince, priv., $. 2 
Staats-Rerifon, VIL, 38 
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Rechte Dritter eine Vertragung als rechtlich möglich denken. Einem Familienvertrage, welder 
dieſe Grenzen der Autonomie überſchritten hatte, ſprachen deshalb auch der Kaiſer und die 
Reichsgerichte alle Rechtsgültigkeit ab. Kaiſerliche oder reichögerichtliche Beſtätigung war da: 
gegen zur Gültigkeit ver Hausgeſetze nicht erforderlich.*2) Der größte Theil ber Familienver 
träge wurde zwar, aus den oben im geſchichtlichen Theile angegebenen Urſachen, einer folgen 
Beltätigung unterworfen umd dieſe auch nad einer beinahe ſtets gleihlautenden Formel er: 
theilt;. allein Fein Gefeg ſchrieb dieſe Form vor, vielmehr erklärte der Kaifer in der Waplcapi: 
tulation (Urt. 14, $. 2) feit 1711 im allgemeinen fhon, daß die Kamilienverträge der Reicht 
fände, „wann fie nad denen Reihögrundgefegen auch habenden und gleichfalls reichsconſtitu 
tionsmäßigen Faiferlichen Privilegiis aufgerichtet”. find, gültig und verbindlich feien, um 
(Art. 1,$.9) daß den Neihöftänden das Recht zuftehe, Kamilienverträge zu errichten. DieBe; 
flätigung hatte jedoch den Nutzen, daß in verfelben, da fie erft nach vorgängiger Unterſuchung 
der Sache erfolgte, die Erflärung lag, daß der Fawilienvertrag die Grenzen der Autonomie niht 
überſchritten habe. u 

Der Inhalt der Haudgejege 75) hat die Familienangelegenbeiten innerhalb der Grenzen ver 
Autonomie zum Gegenftande. Im Bingange werden gewöhnlich der Zwed und die Beweg 
gründe des Gejehed angegeben. Sodann folgen in ältern Haudgefegen die Gegenſtände der 
Landeshoheit und der Reichsſtandſchaft, ald: Religiondverhältniffe, Kriegsweſen, Feſtungen, 
Rechtspflege, Einwirkung auf die Gejeßgebung, Befud der Kreis: und Reichstage, Reicht 
matrikel u. ſ. w. Hierauf fommen die eigentlichen materiellen Beftimmungen über Beſigthun 
(Verbot ver Theilung und Veräußerung, Feftjegung der Fälle und Bedingungen der audnahms: 
weije erlaubten Veräußerung, Fürſorge für Erhaltung der Subftanz u. f. w.), über Erbfolge 

[Anoronung der Primogenitur, Bebingungen der Succefjionsfähigkeit, Recht und Ordnung 
der Erbfolge der: Seitenverwandten, ſubſidiäre Succeffion der Weiber und ihrer. Dejrenden,, 
Abfindung dev Nachgeborenen (Apanage, Paragium), Unterhalt und Ausftattung der Töäter, 
Berforgung der Witwen u. ſ. w.], über eheliche Berhältniffe (Exrfordernifle einer ebenbürtigen 
(he, Verbot von Misheirathen, Verbot oder Bedingungen morganatifcher Ehen, Berheirathung 
der Töchter und. dabei zu leiftender Verzicht u. |. w.), über väterliche Gewalt, über Bormund: 
ſchaft und Volljährigkeit, über Rechte und Pflichten des Hauptes oder Seniord der Familieu. m. 
In allen dieſen Beftimmungen ift das Fefthalten an den oben angegebenen Grundfäge bed alten 
deutfchen Rechts nicht zu verfennen. Den Beſchluß machen die Anorbnung won Austrägen zur 
Entſcheidung der über die haudgejeglichen Beitimmungen etwa entftehenden Streitigkeiten, die 

Beſchwörung der Hausgeſetze, die häufig von allen Betbeiligten geſchehen mußte und ſelbſt für 
die Nachkommen vorgefchrieben wurde, -oft aud) die Beftimmung einer Strafe für den Ball der 
Berlegung, und. endlich Clauſeln, in welden die Betheiligten allen nur erſinnlichen Einreden 
entfagen und ſich durch mancherlei Zufagen und Betheuerungen befonders verbindlich maden.’*) 
V. Durd die Hausgefege begründete Nehtöverhältniffe zur Zeit dei 
Deutihen Reis. 

Die Hausgefege konnten an ſich nur für die Glieder der Kamilie Rechte und Verbindlichlei— 
ten erzeugen, nur unter diefen Nechtöverhältnifie begründen, fie mochten in Verträgen ober ein: 
feitigen Dispofitionen beftehen. Denn Verträge verbinden ihren rechtlichen Begriffe zufolge 
nur die Gontrahenten und einfeitige Dispolitionen, gleichviel, ob fie für den Todesfall over jonk 
getroffen werben, nur diejenigen, welde diefelben vermöge eines befondern Rechtsgrundes an: 
zuerfennen fhuldig find, welde, mit andern Worten, der Disponent infolge dieſes Nedtögrun: 
das verbindlich zu machen befugt ift. Diefer Rechtsgrund konnte bei den Hausgeſeten nur in 
dem Kamilienverbande liegen, da diefelben. blos Hausangelegenheiten betrafen und ald autond: 
mifche Normen überhaupt auf dieſe beſchränkt bleiben mußten. : Die einzelnen Redtöverhält 
niffe, welche die Hausgeſetze unter den verſchiedenen Gliedern eines Haufes oder Stammes be: 
gründen fonnten, bebürfen hier Feiner fpeciellern An: und Ausführung, da es zu unferm Zwedt 
genügt, den fubjectiven Umfang derfelben im allgemeinen bezeichnet zu haben. Nur ift mod det 
wichtigſte und ausgedehntefte Rectöverhältnig hervorzuheben, weiches nämlich der wirkliht 
Befitz und Genuß der Familiengüter und der dazu gehörigen Rechte zwiſchen dem Befiger un? 


74) Mofer, Bamilien-Staatsrecht, II, 1048; befonders Pütter, Beiträge zum deutfchen Staats: und 
Fürſtenrecht, IT, 179 ng: ; 

75) Bgl. Kohler, S. 320 fg.; auch Mofer, Familien-Staatsreht, II, 946 fg. 

76) Mofer, BamiliensStaatsrecht, II, 1046. 
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allen übrigen Bamiliengliedern begründete, Wir meinen jevod nicht den Befig eines Theils 
jener Güter mit einzelnen befchränften Rechten, ven Beſitz rined Paragiums, fondern den Befig 
des Daupteomplexed devfelben, zu welchem die Baragien, ihrer Abjonderung ungeachtet, ald 
integrirende Theile gehörten, mit-einem Worte den Befig, mit welchem das Recht zurInhabung 
und Ausübung der Landeshoheit verbunden war. Denn mit bem Inhaber der Landeshoheit 
fanden alle übrigen Glieder des Haufes theild als eine Gefammtheit, infofern es die Wahrung 
der Familienrechte und die Erhaltung der Subftanz ver Haudbefigungen galt, und theils als 
einzelne: in einem Mechtöverhältniffe,, infoferm fie beftimmte hausgeſetzlich oder ſonſt vertragö⸗— 
mäßig begründete Forderungen an ihn zumachen hatten, wie dieſes z. B. hinfichtlich ver Apa⸗ 
nagen der Fall war. Die rechtliche Natur, wenn auch nicht der detaillirte Inhalt dieſes Rechts— 
verhältniſſes bedarf einer nähern Entwicelung, weil dadurch erjt die rehtliche Würdigung der 
Hausgeſehe in unſerer Zeit möglidyiwirb. Der rechtlichen Natur nach war num das Rechtsver— 
hältniß, in welchem ſich der Inhaber. der Landeshoheit oder Landeöherr und die übrigen .activen 
Glieder des regierenden Hauſes ober Stammes in Bezug auf die Hausangelegenheiten gegen: 
feitig befanden, ein rein privatrechtliches. Deun es wurde erſtens durch foldye Normen, welde 
für alle Glieder des Haufes, den Landesherrn wie die übrigen, glei; verbindlich waren, durch 
autonomiſche Normen und die Reichsgeſetze, infofern dieſe auf die fürftlihen Kamilienverhält: 
niſſe bezügliche Beftimmungen enthielten, begründet; es bezweckte zweitens zunächſt nicht das 
öffentliche Wohl des Reichs oder Landes (Die utilitas oinium oder den status reipublicae, wie 
das Römische Recht befanntlich den Zweck des öffentlichen Rechts bezeichnet), fondern das Intereffe 
des Hauſes und feiner lieber, den splendor familiae (die utilitas singulorum, nad) römiſcher 
Bezeihnung des Zweckes des Privatrechts), wie es auch nur die Kamilienangelegenheiten zum 
Gegenſtande hatte; es enthielt drittens nur folde Rechte, auf welde jeder Berechtigte frei ver: 
sichten konnte, und begründete viertens den (reichs-) gerichtlichen Schuß, das Recht der gericht: 
ligen Geltendmadhung und Bertheidigung der im ihm enthaltenen Befugnifle. Die nicht vegie- 
renden Glieder des Haufes waren daher als foldye auch nicht der Landeshoheit des Regenten 
unterworfen (ſubjicirt), ſondern gleich dieſem reichsunmittelbar und deshalb, wie dieſer, nur der 
Reichsſtaatsgewalt unterthan. Sie konnten zwar als Beſitzer von reichsmittelbaren Grund: 
ſtücken oder vermöge beſondern Vertrags, 3. B. infolge der uͤbernahme eines Territorialamts 
der Landeshoheit unterthänig werden, aber ſelbſt in einem ſolchen Falle beſchränkte ſich die 
Unterthänigkeit blos auf diefe befondern Verhältniſſe und blieben fie im übrigen al$ Glieder 
des Hauſes hinſichtlich aller auf diefe Mitgliebfchaft bezüglichen Angelegenheiten reichsunmittel⸗ 
bare Standeögenoffen des Landesheren und ſonach diefem vollkommen gleih. In Bezug auf 
die Haus: oder Stammgenoffenfhaft erfhien aud das Territorium, über welches ſich die Lan— 
deshoheit erftredte, nicht ald ein Staatögebiet, fondern als ein erbliches Beiigthum des Hauſes, 
auf welchem die Laudeshoheit als ein Mealvecht haftete, und viefe wieder nicht ald eine Staatd- 
gewalt, welcher die nicht regierenden Bamiliengliever unterworfen gewefen wären, ſondern eben 
nur als eine auf jenem Bejigthume ruhende Gerechtigkeit, welche daher, wie dieſes Peſitzthum, 
dem Haufe eigenthümlich angehörte, mit dieſem vererbt wurde und ihren Inhaber änderte und 
überhaupt. von dieſem nicht getrennt werben konnte. Deshalb konnte unter den berechtigten 
Hausgenoſſen auch nicht die Frage, wer in der Landeshoheit, fondern nur die Frage entftehen, 
wer in dem Rande fuscedire, weil ed ſich von jelbft als eine Nothivenpigfeit ergab, daß der jedes: 
walige Befiger ded Landes auch ver Inhaber der Landeshoheit, der Landesherr war. Darum 
ſprachen die Hausgefege in der Negel nur von der Erbfolge in Land und Leuten 77), da dieſe 
ſchon von felbft zugleich eine Nachfolge der Landeshoheit war. Im Grunde war freilich die Erb- 
folge im Lande nur eine Nachfolge in der Kandeshoheit, da das Land als foldes in Wahrheit 
kein Gigenthum der regierenden Familie war, welcher blod das Familiengut, in Alodien und 
Lehen beſtehend, eigenthümlich angehörte; allein es wurde ſchon oben der merkwürdigen Ver: 
wechſelung bed Amtsbezirkes mit dem Amtsrechte erwähnt, aus welder das Territorialprincip 
hervorging, das zwar von ven Fürſten begierig ergriffen wurde, weil fie vermittelft vefelben im 
unmittelbaren Reichönerkehre ald die Eigenthümer der Lande galten, worüber fie eigentlih nur 
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77) Unter „Leuten“ waren die Dienfte und Lehnsleute der Landesherren zu verſtehen. Lateiniſch 
nannte man fie einft homines, worunter das Römifche Recht befanntlich auch die servi bezeichnete. 
Aus homo enfftand homagium, welches Wort anfangs der Dienft: und Lehnseid, fpäter auch die Staats: 
huldigung hieß. So geben vft einzelne Worte beveutungsvolle Aufklärung über die ri 
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Amtsrechte Hatten, das aber nady der vollendeten Entwidelung der Fevritorien zu Staaten felbit 
das Familieneigenthum der Fürften in Staatseigenthum verivandeln mußte, : Dap man anfange 
die Amtörechte, welche man fpäter als Landeshoheit zufammenfaßte, als blos auf dem Familien 
gute haftend betrachtete ‚erhellt daraus, daß die Koſten, welche die Ausübung derſelben, bir 
Landesregierung erforberte, nicht vom den Lande, fondern von dem Familiengute beflristen 
werben mußten, eine Laft, von der felbft das völlig ansgebilvete Territorialſyſtem das Familien⸗ 
gut nicht zu befreien vermochte, fo ſehr auch die Territorialherren in ihrer Stellung: als Reiche: 
ftände ſich Mühe gaben, diefelbe auf das Land zw wälzen. Die Laft blieb vielmehr vergeftalt auf 
den eigenthümlichen Bamitienbefigungen ruhen, daß die Güter, welche zur Beftreitung der Re- 
gietungäfoften beftimmt waren (die Rammergüter), von dem Lande, auf welchem, dem Tervito: 
rialprineipe zufolge, die Landeshoheit haftete, gar wicht getrennt werden durften, fondern ſtete 
mit diefem auf den Regierungsnahfolger übergingen. Man betrachtete die Kammergüter ale 
zur Randeshoheit gehörige Grunpftüce 7%) und machte fie ſo — ohne daß man die Folgen bier: 
+ von ahnte — mittelbar zu Pertinenzien des Territoriums (Staatsgebiets) da ja die Landesho 
beit felbft ein Zubehör von. diefem war. Die Erbfolge im Lande und fohin auch in der Landes: 
Hoheit war, als Hausangelegenheit aufgefaßt, «ine reine Privatſache des fürftlichen Hauſes eine 
Succeffion in dent reichsländifchen Beſitzthume der Familie und in den dazu gehörigen Rechten, 
und der Streit über eine ſolche Erbfolge zwiſchen ven Gliedern des Haufes oder zwiſchen einem 
folhen und einer andern reihöftändifhen Familie oder Perſon Gegenftand eines Privatrecht: 
ſtreites, den die ftreitenden Theile, wie jeden andern Mechtöftreit, gerichtlich - oder außergerichtlid 
beilegen konnten. Dem Bisherigen zufolge fteht demnach als rechtliches Reſultat feſt, daß erftens 
die Hausgefege Rechte und Berbindlichkeiten nur zwiſchen den Familiengliedern, Käufern oder 
Stämmen begründen Fonnten, auf deren Antonomie ſie beruhten ; daß zweitens die durch die 
Hausgefege begründeten Nechtöverhältniffe nur vie Hausangelegenheiten betrafen und darum 
drittens rein privatrechtlich waren, ſodaß felbft der Landesherr hinſichtlich Diefer Angelegenbei: 
ten, wozu insbeſondere auch vie Erbfolge in dem Rande und der Landeshoheit gehörte, nur ald 
Privatperfon den übrigen Gliedern des Haufes gegenhberftand: 

' Für die Landesbewohner (Territorialunterthanen) begründeten dagegen die Hausgeſetze an 
fi und unmittelbar Fein Medytöverhältnig. Denn die Landesbewohner waren weder als: Com: 
pacifcenten bei Errichtung der Hausgefege mitwirfend, indem ſelbſt die Zuziehung ver Land⸗ 
fände zu dieſer Errichtung nur der Keierlichfeit und Garantie wegen geſchah, nod der Autone 
mie ded Regenterihaufes: unterworfen. Die Landesbewohner Fonnten keine Gomparifcenten 
fein, weil fie keine Glieder des Hauſes und Die Hausangelegenheiten Feine Landesangelegenbeiten 
waren. Sie konnten aber auch der Autonomie des Negentenhaufes nicht unterworfen fein, weil 
biefe nur auf die Angelegenheiten des Hauſes befhräntt war, melde das Land nichts angingen. 
Die Hausgeſetze erfchienen daher in Bezug anf die Territöriahunterthanen ald eine res inter 
alios gesta, die ihnen weder ein Recht nehmen noch eine Verbindlichkeit auflegen fonnte- Ebenſo 
wenig wurbe die Pflicht der Landesbewohner, anzuerkennen, daß die Landeshoheit vem Megen: 
tenhauſe als ein Recht zuftehe, durch die Hausgeſetze begründet, da das Regentenhaus die Zu: 
fändigfeit der Landeshoheit überhaupt nicht den eigenen Hausgeſetzen zu verbanfen hatte , fon: 
dern fie nur mit dem Rande felbft durch irgendeinen Mechtötitel, fei e8 auch durch einen mit einem 
frühern Herrſcherhauſe abgefchloffenen Bamilienvertrag, erworben haben Eonnte. Die Haus: 
gefede eined einzelnen Megentenhaufes konnten blos Über das demſelben bereits angehörige 
Befigthum verfügen, nicht aber neue Beflgungen over Medyte geben, wie es der Begriff dei 
Autonomie von felbft mit- fi bringt. Erbverträge, Erbverbrüberumgen, überhaupt Hausver⸗ 
träge zwiſchen verſchiedenen Regentenhäufern waren inſoweit, ald dur fie neue Befigungen 
erworben wurden, nicht als Hausgeſetze, fondern als reine Erwerbo-Verträge oder Gründe zu 
betrachten. Die erwähnte Pflicht, die Zuftändigfeit ver Landeshoheit anzuerkennen, war eine 
natürliche Folge des dem Regentenhanfe zugehörigen Landeseigenthums, welches nach der 
Reichsverfaſſung nicht blos die Territorialeinwohner, fondern, nad der Natur der dinglichen 
Rechte, alle andern Reichsſtände und der Kaifer felbft anerkennen mußten. Die Kerritorien 
waren nun einmal, twie oben gezeigt wurde, mit der darauf haftenden Reichsſtandſchaft und 
Landeshoheit Eigenthum des Herrenftandes geworden, worin dieſer reichsgerichtlich geſchüht 
wurde. Wie nun jeder Gigenthümer das Recht hat, über fein Eigenthum frei zuverfügen, info: 
fern ihm fein gelegliches Verbot im Wege flebt oder dadurch nicht die Rechte Dritter verlegt 
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werden, fo. war auch jedes fürſtliche Haus befugt, durch Hausgeſetze innerhalb ver angegebenen - - 


GSrenzen zu. beftimmen, wer unter feinen Gliedern das Land beligen und diefem Beſitze zufolge 
berechtigt fein jolle, die Landeshoheit auszuüben Den auf dieſe Weije infolge autonomifcher 
Dispofitiom in den Beſitz des Landes und der Landeshoheit gefonmenen Herrn hatten num 
wieber nicht blos die Landesunterthanen; fondern alle im Reiche ſowie der Kaifer ſelbſt als Re: 
genten des Landes anzuerkennen, infoferw ihn niemand in feinem Rechte flören oder hindern 
durfte. Die Hausgeſetze begründeten: dahet ſelbſt Hinfichtlic der Erbfolge im Lande für bie 
Untertanen: veffelben Feine ‚andere Verbinplichkeit als für jeden andern im Meiche; Die Unter: 
thanen mußten: bie beflimmte Erbfolge als bie gültige Verfügung des Eigenthümers über jein 
Mecht anerkennen, wie fie: dieſes auch thun mußten, wenn diefelbe auf eine andere rechtsbeſtän⸗ 
dige Weiſe, wie z.B: dund Vergleich, von- ben Berechtigten beflinumt worden war, ober wie jie 
auch den Landesherrn anzuerkennen ſchuldig waren, welcher bad Land durch Kauf, Tauſch, 
Schenkung u. j.10. rechtsgültig erworben: hatte. | 
Dagegen kann man nicht in Abrede ftellen ; daß die Hausgeſetze Einfluß auf das Land und 
deſſen Bewohner Hatten, da von venfelben nit nur die Beſchaffenheit der Regierungsnachfolge, 
fonbern auch manches Andere abhing, was auf dad Land und beffen Angelegenheiten einwirkte, 
wie dieſes z. B. beiden hausgefeplichen Beftimmungen über Die Vormundſchaft des Regierungé⸗ 
nachjolgers ‚ Über die Unveräußerlichkeit und Untheilbarkeit des Landes, über die Erforderniſſe 
der Ehe u: |; w. der Fall war. Diefer Einfluß war defto größer, je mehr es Die Stände eines 
Landes verjäumt:hatten ; die Landesangelegenheiten durch Verträge mit dem Landesherrn oder 
durch Faiferliche Privilegien vor jeder fremden Einwirkung möglichft zw fichern, und natürlich 
da am ausgebehnteften, wo ed dem Lande an:aller ftändifchen Vertretung fehlte. Der Umfang 
dieſes Einſtuſſes konnte ſich ſogat auf wahre Lanvesregierungsfachen erftreden. Zwar durfte 
die Haudgejeggebung an ſich nicht im die innern Berhältniffe des Landes, in Die Regierung deſſel⸗ 
ben eingteifen / und zu diefer gehötige Gegenſtände in ihr Gebiet ziehen, weil die Regierung feine 
Haus⸗, ſondern eine Landesſache war. Da aber auch die Beſchaffenheit der Landröregierung 
von Einfluß auf das regierende Haus, auf ben splendor familiae war, infofern ein wohlhaben⸗ 
des, intellectuell gebildetes und füttlich kräftiges Volk die Macht und das Anſehen des Herrſcher⸗ 
hauſes ebenſo ſehr erhöhte, als ein armes, rohes und entſittlichtes Volk beides gefährdete und 
verminderte; ſo konnten ſich die Glieder der regierenden Familie allerdings auch veranlaßt füh⸗ 
len, mit dem: jeweiligen Regenten, zumal wenn dieſer im feinem Pflichten ſaumſelig ober eine 
verderbliche Negierung von dem Regierungsnadjfolger einft zu befürchten war, Beftimmungen 
über die Ausübung der Landeöhoheit zu verabreden und ſo gleichſam vie Intereflen des Landes 
zu vertreten. Solche Berabredungen, mit denen man nicht die in den Hausgeſetzen angegebenen, 
auf das Landeswohl im allgemeinen bezuglihen Motive verwechfeln darf, gehörten inſofern zu 
den Hausgeſetzen, ald per Regent: ver Kamilie gegenüber verbindlich war, denſelben nadzufonı: 
men, und von dieſer felbft gerichtlidy angehalten werden konnte, ihnen zu genügen, während bad 
Bolt; da es Fein Mitcontrahent war;, fein Recht Hatte, auf die Erfüllung folder Beftiimmungen 
durch reichögerichtliche Hülfe zu dringen. Die wirkliche, auf dein Wege der Geſetzgebung erfolgte 
Ausführung der getroffenen uͤberelnkunft bildete dagegen ein Landesgeſetz, auf deſſen Aufrecht⸗ 
haltung jedoch nur wieder bie Familie des Regentenhauſes, nicht aber das Volk beftehen konnte. 
Lehtered war hierzu nur befugt, wenn das Geſetz ein Beſtandtheil der Landesverfallung wurde 
und der Regent nicht berechtigt war, diefe einfeitig abzuändern. Eine ſolche Ausdehnung der 
Hausgefepgebung war wol nur va möglich, wo ed dem Lande an einer ſtändiſchen Vertretung 
fehlte, das Bolt politiſch mundtodt und deshalb ohne eime rechtlich geſicherte Verfaſſung war, 
und ſonach die Landebregierung ganz in der Willkür des Regenten lag. Denn in dieſem Ball 
fonnte ſich die Familienautonomie auch auf Landesſachen, wegen des mittelbaren Einfluſſes der⸗ 
ſelben auf das Anſehen des Haufes, deohalb ausdehnen weil ſie dadurch weder ein reichsgeſetz⸗ 
liches Verbot noch die Rechte Dritter verletzte, da dad Volk, als politiſch unſelbſtändig und mund⸗ 
todt gar keine beſtimmten politiſchen Rechte Hatte. Jedoch begründete die Hausgeſetzgebung 
ſelbſt in dieſem Falle für das Land‘ fein unmittelbares Rechteverhältniß, ſondern hatte fie auch 
hier blos Einfluß auf die Landesangelegen heiten, fo wohlthätig dieſer materiell auch fein mochte. 
Es konnte aber auch umgekehrt ver Fall eintreten, daß die Landesgeſetzgebung wahre Haut: 
angelegenheiten in ihr Gebiet zog und fo die Haudgefeggebung in deren Gompetenzumfang be= 
fhränfte. Denn eben ver Einfluß, den die Hausangelegenheiten mittelbar auf das Land hatten, 
fonnte auch die Stände eines Landes in verfelben Weife, wie oben von der Hausgeſetzgebung 
binfichtli der Landedangelegenheiten bemerkt wurde, veranlaſſen, mit tem Landesherrn über 
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einzelne für das Land befonders einflußreiche Gegenttänve, welche an fidy zur Hausgeſetzgebung 
gehörten, beffimmte Vereinigungen einzugeben; wie z. B. über die Unveräußerlichkeit des Terri— 
ſoriums, Über die Bedingungen der ausnahmsweiſe erlaubten Beräuperung einzelner Gebiets: 
theile in befonderh Fällen, über die Vormundſchaft des Regierungsonachfolgers, über die Sc 
eeffion u. f. w.) Die Befugnißihierzu lag in der Landesgeſetzgebung (gleichſam Landebauto 
nomie) welche dem Regenten und ven Ständen gemeinſchaftlich unter derſelben Begrenzung zu 
ſtand, welcher die Hausgeſetzgebung unterlag. Auch ſie durfte blos die gebietenden Reichsgeſehe 
und die Rechte Dritter nicht verletzen. Daher konnten Vereinbarungen der genannten Artnr 
da vorkommen, wo nicht ſchon die Haudgefepgebung über pie Gegenftände der Bereinigung 
gültig verfügt hatte; denn in diefenr Ball würde eine ſolche Bereinigung als eine Verletzung 
wohlerworbener Nechte des Hauſes unftatthaft gewefen fein. : War dagegen tin:folcher Fall nicht 
vorhanden, fo konnte fi der Regent, wenn‘ er wegen Verletzung der Bereinbarung vor den 
Reichsgerichten von den Landſtänden belangt wurde, nicht auf die Rechte des Hauſes berufen, da 
wohlerworbene Rechte veffelben hier nicht vorlagen, eben weil es — wre per: 
faumt hatte, folche durch gültige Haudgefege zu fhaflen. ER EN 
Man fieht hieran, wie leicht die Hauögefeßgebung chren —— — Ginftnf auf die 
Landesgeſetzgebung und diefe den ihrigen auf jene ausdehnen und erweitern fonnte, ohne hat 
ſich dadurch Die eine oder Die andere eiriem begründeten Borwurf eines rechtöwibrigen Eingrift 
in ein fremdes Mechtögebiet ausfegte. Denn die richtig verftandenen Intereſſen des Haufes fan: 
den mit denen des Landes und umgekehrt in einer jo umfaflenden Werhjelwirkung, daß molfein: 
"Angelegenheit des Hauſes oder Landes -aufzufinden war, melde von dieſer Wechfelbeziehung 
pöflig frei geweien wäre. Die neuern Verfaſſungen ſprechen in demſelben Sinne von dem un: 
zertrennlichen Wohle des Landesfürſten und des Volkes. Man darf fi daher auch nicht dar 
über wundern, daß viele®, was im dem einen Lande durch die Landesverfaſſung und Grfege ge: 
regelt worben:ift, in dem andern Gegenftand. ver Hausgefeggebung war. ı Es Fam hierbei ledig⸗ 
lich auf ein Zuvorfonmen an, indem die Reichögerichte vie Hausgefege, welche werner den Reihe: 
geſetzen noch den wohlerworbenen Rechten Dritter. zuwider waren, nicht minder gerichtlib zu 
ſchützen hatten ald vie Landesverfaſſungen und Geſetze, bei welchen: der Competen zumfang in 
gleicher Weife beachtet worden war. In dem einen Lande waren es die Stände, welche frühet 
die nöthige Ginfiht und Kraft erlangt hatten, um die Landesangelegenheiten in einem möglihf 
weiten Umfange zu orbnen und gegen willkürliche Verlegung fowie gegen bie Eingriffe Dritter 
zu ſichern, in dem andern dagegen das fürftliche Hans, welches venjelben good Angie der 
Hausangelegenheiten früher erreichte. 
Jedenfalls erzeugte alfoder Einfluß der Hausgeſetze auf Land und Leute ntittelbr BR 
. liche Folgen ,; aus denen nieder neue Rechtsverhältniſſe hervorgingen. Diefes war felbfb da ber 
Fall, wo vie Hausgefeggebung ſich ftreng auf die reinen Hausangelegenheiten beſchtänkte. Die 
wichtigſte diefer Folgen, auf welche wir und bier beſchränken können, war offenbar die, daß durth 
die Hausgeſetze die Nachfolge in Land und Leuten beſtimmt wurde. Die rechtliche Folge der 
hausgeſetzlichen Beftimmungen über dieſe Nachfolge beftand in der Pflicht des Volkes ven Nat: 
folger als den rechtmäßigen Landeöherrn-anguerkennen. Die ſes mar nur eine vechtliche Folge 
deshalb, weil die. Pflicht zur Anerkennung nicht durch eine unmittelbare Verbindlichkeit der 
Hausgeſetze für das Land, bie, mie oben gezeigt wurde, gar nicht vorhanden war, begründet 
wurbe, fondern rechtlich nur daraus folgte, daß der Nachfolger nad feinem Handrecdht diejenige 
Dunlification hatte, die ihm nach demſelben, allen übrigen Gliedern des Hauſes gegemüber, die 
auoſchließliche Befugniß gab, das dem Haufe gehörige Land zu befigen und zu regieren, Die 
Hausgefege ; mitiaidern Worten, begründeten den Rechtstitel zur Nachfolge, den das Land (bir 
Landſchaft) anerfennenmußite, weil und inſoweit das Haus nad der Reichsverfaſſung befugt 
war, die Nachfolge in dem ihm gehörigen Reichslande zu beſtimmen. Denn das den Omie 
und ba 99) in den ältern Zeiten eigen geweſene Wahlrecht ging bald völlig verloren. : 
Die Pfliht, den durdy die Hausgeſetze beftimmten Nachfolger in Land: und — aAd ben 
rechtmäßigen Regenten anzuerkennen, begründete nun neue Rechtsverhältniſſe zwiſchen dieem 
und dem Volke. Lim jedoch dieſe Rechtsverhaältniſſe richtig zu verſtehen, muß man die Zerrito⸗ 
rien, in welchen keine Landſtände vorhanden waren, von denen mit ſolchen — unterſchelden 
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In den erſtern gab es gar fein politiſch ſelbſtändiges Voll. Die etwa vorhandenen Vaſallen 
ſowie die Geiſtlichkeit hatten zwar beſondere Rechte, die aber keine directe, rechtlich begründete 
politiſche Einwirkung auf die Landesangelegenheiten begründeten. Im ſolchen Ländern war das 
Volk dem Landesherrn gegenüber ohne alle politifche Vertretung und nur befugt, den Schuß 
des privatrechtlichen Zuftandes, wie ſolcher durch die Reichs⸗ und Landesgeſetze, Gewohnheiten, 
Statute und gutsherrlichen Berhältniffe begründet war, von demſelben zu verlangen. Die 
Garantie Hierfür lag in ver Rechtöpflege, welche auf ven Reichs- und Landeögefegen beruhte 
und'in ihren Urtheilen vom Landesherrn unabhängig war. Alle fonftigen Angelegenheiten 
ded Landes hingen ganz von dem Gutdünken des Regenten ab, infofern ihn nicht die Reichs— 
gefege und bie damals jo mächtigen thatfählichen Verhältniffe hierin beſchränkten oder ihm - 
nicht Die Hausgeſetze beftimmte Verbindlichkeiten auflegten. Hieraus folgte jedoch nicht, daß 
er willfürlich regieren und beliebige Laften und Abgaben den Unterthanen auflegen fonnte. 
Denn ohne gefeglihe Regierung wäre auch fein georbneter Privatrechtszuſtand möglich ge: 
weien. Gegen Willkür fanden auch fie bei ven Reichögerichten Schug. In ven meiften, zumal 
größern Territorien waren jedoch Landſtände vorhanven ‚die ſich gleichzeitig mit ver Bandes: 
hoheit al8iabwehrender und confervativer Gegenſatz derſelben aus den Standesklaflen und 
Eorporationen entwidelt haben, welche vie alten Elemente der politiihen Selbſtändigkeit, 
freien (nicht im gutöberrlichen Verbande befindlihen) Grundbeſitz und Waffenreht, oder doch 
die von dieſem abhängige höhere bürgerliche Ehre gerettet oder fpäter erlangt hatten. Nicht 
überall waren dieſe politifch felbftändigen Standesklaffen in demſelben Umfange vorhanden. 
In der Regel waren es ver Herren- und Prülatenfland, die Ritterfchaft und die Städte, Drr 
Bauernſtand dagegen hatte ji nur in einigen Ländern frei erhalten. Diefe Landftände, in ihrer 
eorporativen Verbindung gewöhnlich die Landſchaft genannt, waren die Vertreter ded Landes 
und befanden ſich hinfichtlih der Landedangelegenheiten in einem ähnlichen Verhältniß zum 
Landesherrn, wie die Reichöftände hinfichtlich der Neichdangelegenheiten zum Kaiſer. Die Land⸗ 
ſtandſchaft ruhte, wie die Reichsſtandſchaft, ald ein ſelbſtändiges Recht auf dem Grunbbefig oder 
war ein Ausfluß rörporativer Rechte. Die Landftande landen dem Landedheren, wie die Reihe: 
. fände dem Kaifer, in einer boppelten Eigenſchaft gegenüber, theild als die politifch felbftändigen 
Stände bed Landes mit beftimmten ihnen zugeftandenen und zugeficherten politifchen Borrechten, 
theils ald: die Bertreter des Landes, welche in allen wichtigen Landesangrlegenheiten ihren 
Rath oder ihre Zuftimmung zu ertheilen, alle Abgaben und Laften, infoweit fie nicht [on durch 
bie Reichs⸗ oder Landesgeſetze bleibend feftgefegt waren, beſonders zu verwilligen und über- 
haupt für die Aufrehthaltung ver Landesverfaffung und des gefeglichen Zuftandes fowie für pie 
Foͤrderung der Landeswohlfahrt zu wachen und zu diefen Zwecken die Regierung zu contvoliren 
hatten. Die Landedverfaffung, welde die Organifation und Befugniſſe ver Landſtände im Ver: 
hältniß zum Regenten und die von diefem als Privilegien ertheilten oder mit den Ständen ver: 
tragsmäßig feftgefegten Bandesfreiheiten und Rechte umfaßte, war ald ein wohlerworbenes 
Recht zu betrachten, welches nur mit Zuſtimmung der Landſtände, fomit vertragsweiſe abge: 
ändert werben konnte. In ſolchen Ländern, von welchen hier allein die Rebe fein foll, meil fie 
die Regel:bildeten, war demnach außer dem Privatrechte auch ein völlig georbneter politifcher 
Nehtözuftand vorhanden, ver ald ein jus quaesitun von den Reichsgerichten gegen jeden Ein- 
griff geſchützt wurde. Die übrigen Unterthanen waren politifch mundtobt (pafjive Bürger) und 
als Hinterfaflen ver Landſtände gleihfam nur mittelbare Territorialbürger, welche ſich ihre Ber: 
tretung durch die Landſtände bei ven Landtagen in derſelben Weile gefallen laſſen mußten, wie 
ſich Die Landſtände ihre Vertretung durch die Reichsſtände bei den Reichstagen gefallen zu laflen 
batten. Und wie die Reichsſtände aud die Territorien, in welchen der Kaiſer Randesherr war, 
vertraten, fo vertraten die Landſtände auch die Hinterfailen der landesherrlichen Batrimonial: 
güter, Die Landſtände waren e8 alfo, welche den durch die Hausgeſetze legitimirten Befiger des 
Landes ald deffen Regenten anzuerkennen hatten und mit ihn deshalb in befondere Rechtsver⸗ 
hältniffe kamen, welche eben aus der durch die Landeshoheit herbeigeführten gegenfeitigen Be: 
ziehung. zwifchen dem Landesherrn und den Landſtänden entfprangen und ſich im mwejentlichen 
überall gleich geftalteten, wenn fie auch nicht überall dem Umfang nach gleich blieben. Die Dar: 
ftellung diefer Rechtsserhältniffe gehört zwar nicht hierher, Folgendes dürfte jedoch zur richtigen 
Auffaflung des Weſens verfelben beifpielöiweife dienlich und unſerm Zmede nicht fremd fein. 
Da z.B. vie Landſtände nur denjenigen als Landesherrn anzuerkennen fhuldig waren, welcher 
ſich als ſolcher durch ie Hausgeſetze legitimiren konnte, fo waren fie audf befugt zu prüfen, ob 
der Nachfolger in der Regierung wirklich der rechtmäßige ſei. Deshalb war ihre Erklärung bei 
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Succeſſtonoſtreitigleiten wenn dieſe nicht gerichtlich anhängig gemacht wurden, meiſtend ent: 
ſcheidend wie denn nicht felten die Hausverträge felbft ihrer Obhut und ihrem Schutz anver⸗ 
traut wurden 81) und fie dem rechtmäßigen Landesherrn das Land zu erhalten bemühtiwaren:??) 
Sie waren ferner zwar zur Huldigung verpflichtet, wenn ſie in dem Nachfolger wirklich dem recht 
mäßigen Landesherrn erkannten; allein die Huldigung geſchah nicht unbedingt. Der Landes⸗ 
herr mußte nämlich zuvor oder gleichzeitig oder nach der Huldigung 3?) die Landesfreiheiten und 
Rechte beſtätigen und verſprechen, dieſelben ſowie überhaupt die Landesverfaſſung micht nur nicht 
zu verletzen, fondern vielmehr nach Kräften ſchützen zu mollen.8*) Wenn auch ver Landesherr 
in dem Befig bed Landes ſchon durch das Factum des Todes felbft (ipso facto) an die Stelle ſei⸗ 
ned Borgängerd trat, weil in dieſer Hinjicht der oben erwähnte altdeutſche Grundfag galt: Der 
Todte ergreift ven Rebenben, jo war er darum nicht aud) ſchon ipso facto:ber Landesregent, ſodaß 
er ſchon vor dem Regierungsantritt wahre Regierungshandlungen: hätte vornehmen können 
Wol lag nah dem Territorialprineip in dem vechtmäßigen Befig ded Landes auch die Inhabung 
der auf diefem ruhenden Landeshoheit, allein der wirflihen Ansübung dieſer Hoheit mußte der 
Regierungsantritt, d. i. die Erklärung, wirklich regieren zu wollen, vorangehen. An ſich war 
es einerlei, ob ver Regent bei dem Regierungsantritt die Landesfreiheiten ausdrücklich beſtätigie 

odet nicht/ da in demſelben ſtets die ſtillſchweigende Erklärung lag, die Landesverfaſſung und 
Freiheiten beobachten zu wollen. „Denn jeder Regent““, ſagt Moſer **), „in der ganzen Welt, be⸗ 
ſonders in Europa und namentlich auch in Deutſchland, iſt nach göttlichem, dem natürlichen 
"allgemeinen Staatsrecht, dem europäiſchen Völkerrecht und den Reichsgrundgeſetzen ſchuldig, 
ſeine Unterthanen bei ihren rechtmäßigen Freiheiten zu laſſen, zu erhalten und zu fügen, 
Wenn aljo aud gleich ein Landesherr feinen Yanpfländen umd Unterthanen ihre Freiheit 
weder mündlich noch ſchriftlich betätigte, wäre er dennoch zu derfelben unverbrüchlicher Feſthal⸗ 
tung ebenfowol anf dad fräftigfte verbunden, ald wenn er die. feierlichfte Beftätigungsurkunde 
ausgeſtellt hätte.’ Megel aber war ed, daß, wie die Huldigung, jo auch die Beſtätigung der 
Landedfveiheiten ausdrücklich geſchah. 86) Gewöhnlich [ver Weſtfäliſche Frieden ſchrieb rövor 
und die Reichsgerichte erfannıten von Amts wegen barauf 87)] erfolgte dieſe Beftätigung jhriit: 
lich, wobei die Landftände die Einficht des Concepto der Confirmationsurkunde zu verlangen be: 
rechtigt waren, un, wenn ihnen diefe ungenügend fhien, Erinnerungen: dagegen machen zu 
können.8%) Die Verweigerung ver Beitätigung berechtigte die Landſtände zur Klage bei den 
Reichögerichten. 89) Die Landesverfaffung beruhte hiernach auf einer Vertragung zwiſchen ben 
Landesherren und den Randftänden, wovon fein Theil einfeitig abgehen konnte; Der Weſtfäliſche 
Frieden 90) legte ven Landesherren ausdrücklich die Verbindlichkeit auf, vie mit ihren Landſtän⸗ 
den und Unterthanen eingegangenen Verträge unverbrüchlich zu halten. In dem Regierung: 
anttitt und der Damit verbundenen Huldigung lag blos eine Erneuerung des Bertragäverhäll- 
niſſes zwiſchen den Landſtänden und dem neuen Landesherrn. Wie die Hausangelegenheiten ein 
Gegenftand der Hausautonomie waren, fo waren bie Randesangelegenheiten urfprünglid ein 
Gegeuftand der gemeinfchaftlichen Autonomie der Lanbeöherren umd ver Landſtände 2!) welcht, 
wie jene, durch die Reichsgeſetze und die Rechte Dritter beſchränkt wurde. Diefe Landesauto: 
nomie äußerte fid in den Landtagsabſchieden, welche wahre Landesverträge waren, und in der 
Geſetzgebung, dir der Landesherr, da fie in der Grafſchaft oder im Herzogthum am ſich nicht ing, 
urſprünglich nur gemeinſchaftlich mit den Landſtänden ausüben Eonnte,??) Später, als ſich die 
Laudeshoheit zum Begriff einer eigentlichen Staatsgewalt umgewandelt hatte, wurde freilich 
das. Recht der Geſetzgebung als eine weſentliche Befugniß der Landeshoheit betrachtet und dit 
Tpeinepme ber Landſtände an verfelben, wenn fie nit von ſelbſt erkaltete urd ka ‚bald 





81) S. ;. B. Pfeiffer, Geſchichte der —— in Kurheſſen (Rafel 1834), S such, 
82) ‚Biber, $.427 und Note p. Hegel, Gefchichte der. mecklenburgiſchen Landſtände (Art 
1856). Lerchenfeld, Die altbairifchen Landftandifchen Breibriefe (München 1853). - , 
83) ©, den Art. Huldigung. 
84) ©. hierüber 2 Ron der Reichoſtaͤnde Landen, S. 1158 fg. Eichhorn, $. 546. 5. 
er u Akne Landesfreiheiten gefhah oft fogar von zufünftigen Landesherren. Rofer, ei 1159. j 
YMofer,; Bon ver Reichöftände Landen, ©. 1158. 
86h Mofer, Berfönliches Staatsrecht, II, 14. 
2 Mofer, Bon. der Reicheftände Landen, ©. 1166, ey 
ER Mofer, Don der Reichsitänbe Landen, S. 1161 fg. a 
89) Mofer, Bon der Reicheftände Landen, ©. 116 
90) Art. V; $. 833 Art. VII, $. 1; Art. XT, $. 19; Mt: X; $. 4 Bül. Si, De it 
fände Sanden, .S. 111 fg. 91) Eichhorn, $. 4. 92) Eichhork, a. a. O. 


Hanögefege | 601 


ganz ausgeſchloſſen, bald ſehr beichränkt,??) Die Landeöverfaflung blieb jedoch, infoweit fie 
auf Vertragung bexuhte, fortwährend ein Gegenftand, welcher durch die landesherrliche Geſetz⸗ 
gebung einſeitig nicht abgeändert werben durfte. überhaupt ſtand als Grundſatz feſt, daß bie 
Durch Verträge, durch Reichsgeſetze, durch kaiſerliche Privilegien und durch unzweifelhaftes Herz 
kommen ‚begründeten Landesrechte und Freiheiten, wie auch ihr Umfang beſchaffen ſein mochte 
als wohlerworbene Rechte von dem Landesherrn reſpectirt und geſchützt werden müßten, 

++ - Der Ranbeöherr ftand demnach, wie fih aus dem Bisherigen ergibt, in einer dreifachen Be— 
ziehung: ‚zum. Weiche ‚zum Lande und zu feinem Kaufe. Die erſte war de jure die wichtigſte, 
welcher daher auch bie andern beiden nachſtanden, da beide hinſichtlich ihres Beſtandes und 
Schutzes nur. im Reichsverbaude ihre Garantie hatten und es überhaupt ein unbeftrittenex 
Rechtsſatz iſt, daß das Interefle des Ganzen dem Intereſſe ver einzelnen Theile vorgeht. leid: 
wol war es Grundjag, daß Die Reichägefeggebung weder die Rechte der fürftlichen Käufer, deren 
Aufrechthaltung der Kaifer, wie oben bemerkt wurde, in der Wahlcapitulation ausdrücklich ver⸗ 
ſprochen hatte, noch die wohlerworbenen Rechte der Reichslande ſchmälern dürfe. Und wenn die 
letztern von der Reichsgeſetzgebung weniger ſchonend behandelt wurden als die erſtern, ſo lag 
der Grund darin, daß die Landesherren bei ver Reichsgeſetzgebung, bei welcher fie die Texri— 
torien allein vertraten, mehr vie Intereſſen ihrer Häuſer als die eigentlichen Landedintereſſen im 
Auge-hatten. ‚Denn jede Schmälerung der Landesfreiheiten war eine Erweiterung der landes⸗ 
berrlihen Gewalt. Marien es ja die Landſtände in den Territorien auch nicht befier, indem 
auch fie ihre Vorrechte auf Koſten ver. nicht durch ſich felbft vertretenen Unterthanen zu vermeh⸗ 
ren ſuchten. ne . 

Was fodann das vorzugsweife hierher gehörige Verhältnig der andern beiden Beziehungen 
des Landesherrn bedarf, fo beſtanden theoretiſch beide felbftändig nebeneinander, indem die 
Hausgeſetze weder den Landesgeſetzen, noch dieſe jenen derogirten, und Die Rechte des Hauſes 
von dem Sande ebenſo wie die Rechte des Landes von dem Haufe als jura aoquisila tertii zu be⸗ 
trachten waren und auch als ſolche den reichsgerichtlichen Schutz fanden. Der Landesherr durfte 
deshalb an ſich weder als Regent die Rechte des Hauſes, noch als Glied des Hauſes die Rechte 
des Landes, ſomit ſeine Regentenpflichten verletzen. Im erſten Falle würde das regierende Haus 
und im zweiten das Land ein Klagerecht wegen Verletzung wohlerworbener Rechte erlangt haben, 
und die verletzende Handlung wäre in beiden Fällen ohne Rechtöbeſtand und daher auch für den 
Regierungsnachfolger unverbindlich geweſen. Die Rechte des Hauſes bezogen ſich, dem Obigen 
zufolge, auf ben Beſitz des Landes, auf das demſelben anklebende Recht ver Landeshoheit und 
auf das Eigenthum der Stamm-, Familien:, Fideicommiß- und Lehengüter. Der Landesherr 
war. beöhalb in dieſer dreifachen Beziehung am die Hausgeſetze gebunden und konnte über dieſe 
Gegenftände nur unter Beobachtung der in denfelben enthaltenen Vorfhriften und Bedingungen 
gültig verfügen; jonft war die Verfügung für feinen Regterungdnachfolger nicht verbinplich.?*) 
Denn man darf nicht vergeflen, daß, wie bereits oben bemerkt wurbe, zur Zeit des Reichs die 
Glleder ver fürftlihen Häufer als ſolche nur unter der Reihöftantögewalt ftanden und ſonach 
ihre Rechte als bejondere Privatrechte denſelben reihögerichtlichen Schug genoflen , welder ven 
Rechten der Territorialunterthanen zu Theil wurde. Die fürftlihden Haufer bildeten felbitäns 
dige reihöunmittelbave Gorporationen, die neben ven Landesgemeinden beſtanden und gleich 
biefen ihre wohlerworbenen Mechte hatten. Indeß war die Beziehung des Landesheren zum 
Territorium, die wichtigere, welcher feine Beziehung zum Kaufe im Gollifionsfalle nachſtehen 
mußte, Denn die Landesregierung war zunächſt, wenn fie auch auf eigenem Rechte des Landes⸗ 
heren und nicht auf Faiferlichem Auftrage beruhte, zugleich eine Reichsangelegenheit und in 
Bezug. anf den Regenten eine Reihöpflicht, wegen deren Erfüllung der Landesherr dem Kaijer 
und Reich verantwortlich war. Sie bildete daher in dieſer Hinficht einen Theil der erften Bez 
ziehung des Landeöheren, nämlich der Beziehung zum Reich. Die Landeshoheit war ſfodann, 
wenn. man fie auch binfichtlic der Zuſtändigkeit als ein Brivatrecht betrachtete, hinfichtlich ihrer 
Ausübung ‚ wenigſtens bei völlig-ausgebilveter Reichöverfaffung,, eine wahre Staatögewalt, 
jedes Territorium johin ein Staat und bie Landedregierung eine Staatsregierung, welche in 
der Berwirklihung ihres höchſten Zweckes, des Staatszweckes, durch nichts gehindert werden 
durfte. Die Landesangelegenheiten waren demnach öffentlich = rechtlich, die Hausangelegenheiten 
aber nur privatrechtlich, welche naher ſchon deshalb im Gollifionsfalle jenen nachſtehen mußten. 


- 98) Mofer, Don der Landeshoheit in Regierung » und Juftizfachen, ©. 189 fg. Eichhorn, $: 546. 
94) Gönner, Deutfees Staateredht, $. 244, Lit. B. ach ig. Eichhorn, $ 
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uͤberhaupt waren die Rechte der Landeshoheit urſprünglich in der Reichsſtaatsgewalt entfalten; 
fie Eonnten daher ihre urfprüngliche Dualität, die fie in ihrer Vereinigung mit dieſer hatten, 
auch durch ihre Trennung von diefer nicht verlieren. Der Qualität nad mar alſo die Landes 
hoheit der Reihöftaatdgewalt auch nad) jener Trennung volffonnmen gleich, wie fie Denn auc 
denfelben Zweck in dem Territorium zu verwirklichen hatte‘, welcher der Reichsſtaatsgewalt in 
Bezug auf dad ganze Rei oblag. Die Landeshoheit trat ja in den Territorien nur an die 
Stelle ver Reichsſtaatsgewalt, wie auch der Territorialſtaatszweck nur ein Theil des Meichöflaats: 
zweckes mar. Bolglid mußte auch ver Landeshoheit und ihrem Zmede jedes bloße Privattedtt: 
verhältniß in gleicher Weife wie der Reichsſtaatsgewalt und ihrem Zwecke nachſtehen. Wie 
man endlich nicht leugnen fann, daß die Landeshoheit nicht der regierenden Häuſer, damit dieſ 
daraus den größtmögliden Nugen ziehen Fönnten, ſondern ber Territorien tiegen vörbanten 
ivar, fo übernahmen auch die regierenden Käufer mit der Landeshoheit die Pflicht, das Weite der 
Territorien felbft mit Hintanfegung der eigenen Sonberintereffen als ihr höchſtes Ziel gu ver: 
folgen. Es famen übrigens in der Wirklichkeit nicht leicht Gollifionen vor, da in ver Rehel die 
innige Verbindung des wohlverftandenen Intereffed des regierenden 'Haufes mit den nahen 
Landesintereffen anerfannt wurde und den Ausfhlag gab, wenngleich damals ſchon mander 
Sonderzweck unter dem Schein des Öffentlihen Wohle verborgen twurbe. Daß übrigens die 
Schmälerung der Hausrechte ih nur im Fall eines Öffentlichen Nothſtandes, einer unabmweld: 
baren Reform rechtfertigen ließ, und daß nad dem Princip jeder Erpropriation zu Öffentlichen 
Zweden- der Anjprud auf volle Entfhädigung für die auf ſolche Weife Hingegebenen Dre 
rechte gegen das Territorium ald Staat begründet war, verfteht ſich von felbft. 

VI. Das Brivatfürftenreht zur Zeit des Neihe. 95) Die beſondern * 
verhältniſſe ver fürſtlichen Häuſer, deren Regulirung den Hauptgegenſtand der Familienauto 
nomie oder Hausgeſetzgebung bildete, wurden ſchon im Anfange des 17. Jahrhunderts Stef 
befonderer wiſſenſchaftlicher Behandlung, die fih anfangs auf'einzelne Arten berfelben be: 
ſchränkte und ſich erft allmählich in einer beſondern Wiffenfhaft unter dem Namen Privatfür- 
ſtenrecht (jus privatum prineipum s. personarum illustrium) ausbildete. Solange nämlid 
dad gemeine beutfche Civilrecht noch auf die Privatverhältniffe ver fürftlichen Häuſer anwendbar 
war und aud) regelmäßig angewendet wurde, Eonnte noch von einem befondern Privakrechte dei 
Herrenftandes feine Rede fein, fondern e8 genügte, Die einzelnen Abweihungen vom gemeinm 
Rechte, melde durch autonomifhe Normen begründet wurden, in befondern Abhandlungen 
darzuftellen. Erſt nachdem die Hausgeſetzgebung in ihrer vollendeten Entwickelung bie fürf: 
lihen Privatverhältniffe von dem gemeinen Rechte gänzlich befreit und nach den deutſchen Reätt: 
principien geordnet hatte, entftand die Möglichfeit und das Bebürfniß, dieſe Rechtsverhältmiſe 
in einer jelbftändigen Wiſſenſchaft zu behandeln und dieſe als eine beſondere Disciplin der ge: 
fammten Jurisprubdenz anzureihen. Das Privatfürſtenrecht kann zwar hier feinem detaillirten 
Inhalte nad feinen Plag finden, es muß aber gleichwol aud hier deshalb erwähnt werden 
weil es die wiffenfchaftlihe Darftellung der durch die Hausgefege geordneten Rechtsverhältmniſe 
in fih faßte, und daher ver Einfluß, melden die Auflöfung der Reichsverfaſſung auf die Hank: 
gefege und die durch diefe begründeten Rechtsverhältniſſe ver Fürften ausgeübt bat, and dat 
Privatfürftenrecht traf, und weil, um diefen Einfluß richtig zu verftehen, es nöthig iſt, die rigen 
thümlihe Natur diefer Wiffenfchaft zu kennen. Man ging bei dem Privatfürftenredite von der 
Unterſcheidung zwiſchen den öffentlihen und Privatverhältniffen der regierenden Fürften anf. 
Man rechnete zu den erftern diejenigen, bei weldjen der Fürſt als folder (ald Herrſchet) in Br: 
tracht kommt, in welchen ſich daher auch er allein befinden kann; zu den legtern dagegen folde 
Rechtöverhältniffe, melde audy bei den Unterthanen vorfommen 9%) und ſonach dieſen nnd den 
Fürften, die bei venfelben nur als Menfchen ſ„qua homines“ nu erfcheinen , gemeinſchaftlich 
find. Die Öffentlichen Rechtsverhälimiſſe der Fürften wurben im Staatsrechte behandelt. Bei 
den Privatverhältniffen unterfägied man im allgemeinen, nämlich abgefehen von dem deutſchen 
reichsſtändiſchen Adel, zwiſchen fouveränen und nicht ſouveränen Fürſten. Hinfichtlich der erfiern 
—— man ſogar, ob fie hei ſolchen Privatrechtsgeſchäften, welche fie mit ihren eigenen 


95) Pütter, Literatur des Staatsrechts, III, 736 fg, und Klüber's Bortipung, $. 1520 ig 9. 
v. Mohl, Gefchichte ber Literatur, II, 300 fg., 338, eK 861; III, 136 fg., 
” 96) Mofer, Berfönliches Staatorecht, T i 1,S.3 

+ 97) Bütter, Primae lineae juris privati —— speciatim Germaniae (Göttingen 1768, 
zweite Auflage 1779). 
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Unterthanen eingingen, au bie von ihnen ſelbſt gegebenen Geſetze gebunden ſeien, was man 
jedoch in der Regel bejahte. 9°) Bei den Rechtsverhältniſſen dagegen, welche die Privatangele- 
geriheiten des Sonveräns und feines Hanfes betrafen, flinımte man darin überein, daß der Sou⸗ 
verän bei denſelben an die von ihm gegebenen Geſetze des Privatrechts nicht gebunden fei, fon: 
dern nur die Grundfäge des Naturrehts und die Kirchengrfege in den betreffenden Fällen zu 
beobachten habe. Man warf indeffen die Frage auf, ob es nicht dennoch ein befonderes Privat- 
recht der fonveränen Fürften gebe. Diejenigen, welche dieſe Frage bejahten, führten ald Ducl: 
len beffelden die in ven Staatögrundgefegen enthaltenen Beftimmungen über die Privatver- 
hältniffe des Souveränd und feined Haufes und die Hofobſervanzen an. Allein dieſe legtern 
hielt die richtige Meinung, welche nämlich die obige Frage verneinte, für nicht allgemein ver: 
bindlich und zudem nicht umfaflend und übereinftimmend genug, um datauf ein: beſonderes 
Vrivatrecht der fouveränen (europätfhen) Fürſten grimben zu können; die grundgefeglichen 
Beſtimmungen aber verwies fie in dad Staatsrecht. 29% In Anſehung der nicht Fouveränen, 
ſonach insbeſondere der reichsſtändiſchen Fürften des Deutfchen Reichs 400) ftellte man. ven - 
Grundſatz auf, daß ſie Negenten und Untertbanen zugleich ſeien; das erftere in Beziehung auf 
die. Lande, welche fie regierten, das leßtere in Beziehung auf.den Kaifer und das Reich, von 
welchem legtern ihre Lande nur integrirende Theile waren. In der Eigenſchaft ald Unterthanen 
hatten zwar dieſe Kürften die Privatrehtsnormen anzuerkennen, welche im Reiche galten; allein 
es gelang ihnen, wie oben gezeigt wurde, ihre privatrechtlichen Verhältniffe vorzüglich durch die 
Hausgefeggebung vom gemeinen Civilrechte völlig unabhängig zu machen und fie auf eine jelb: 
fländige Weife autonomifch zu ordnen. Diefe auf die Privatrechtöverhältniffe der deutſchen 
Fürften bezüglichen befondern Normen bildeten mun den Gegenftand des deutjchen Privatfür— 
ſtenrechts, welches man auf die deutſchen Neichögefeke, das Reichsherkommen und bie Entſchei⸗ 


dungen der hoͤchſten Reichsgerichte, inſoweit ſich dieſe Rechtsnormen auf die beſondern fürſtlichen 


VPrivatverhaͤltniſſe bezogen, ſowie auf das Roͤmiſche Recht, inſoweit deſſen Geſetze über bie 
Privatverhältniſſe des Kaiſers oder feiner Gemahlin auch auf die deutſchen Fürſten und deren 
Gemahlinnen angewendet werben konnten, vorzüglich aber auf die Hausgeſetze oder vielmehr 
auf die gemeinſchaftlichen Grumdprincipien derfelben gründete. Denn bie autonomifhen Satzun⸗ 
gen als ſolche bildeten zwar bie nächſten Entſcheidungsnormen für die Privatrehtöverhältniffe 
der betreffenden Kürftenhäufer, fowie vie eigenthümlichen Quellen des befondern Privatfürften- 
rechts, aber keine Duelle für vie Wiflenfchaft des gemeinen deutſchen Brivatfürftenrechts, wel— 
ches allgemein anwendbare Grundfäge, wenn man von den Reihsnormen abjah, nur aud ver 
gemeinfamen Rechtsidee, welche als ſchaffendes Element den einzelnen Hausgefegen zu Grunde 
lag, fhöpfen konnte. Man zog zwar die Exiſtenz eined gemeinen deutſchen Privatfürſtenrechts, 
infoweit ed nur auf autonomifchen Normen beruhte, aus denſelben Gründen in Zweifel, aus 
welchen man die Eriftenz eines gemeinen deutſchen Privatrechts überhaupt, injomweit fi nämlich 
diefed auf Gewohnheitsrecht und Partieularnormen fügt, angefochten hat; allein ver Zweifel 
mußte dort wie hier ver Wahrheit weichen, die id in der Wiflenfhaft und Anwendung gleich: 
mäßig geltend machte, Wichtiger war Dagegen die Frage, ob die Verhältniſſe ver deutſchen Für: 
ften, welche man die privatrechtlichen deshalb nannte, weil fie den Fürften mit den Unterthanen 
gemein waren, ſich in ver That von ven Öffentlichen Verhältniſſen verfelben innerlich unterſchie— 
den, ober ob fie nicht vielmehr, wenn man nidt blos die Korm und techniſchen Benennungen, 
fondern das Materielfe ins Auge faßte, auch öffentliche Verhaltmifle und demgemäß ins Territo= 
rialftantsrecht gebörig waren. , So viel dürfte außer Zweifel fein, daß die Privatrechtsverhält— 
niſſe beriveutfchen Kürften, welche man imyPrivatfürftenredhte behandelte, theild entſchiedene 
Staatöverhältniffe betrafen, wie z. B. die Succeſſion in der Regierung, die Vormundſchaft, 
infofern fie regelmäßig mit der Staatsverweſung verbunden war, theilöwenigftend großen Ein 
fluß auf die Landeswohlfahrt hatten. Und vollends Lehren, wie z. B. von Regierungsantritte, 
von der Hulvigung, von der Verbindlichkeit des Regierungsnachfolgerd, bie Handlungen feines 
Borgängers anzuerkennen u. f. w., melde man im Privatfürftenrehte behandelte, find rein 
flaatsrechtliher Natur. Selbſt dev Umſtand, daß man die ———— Gegenftände 


98) Schnaubert, De principe legib. suis obligato (Jena 1793; beutfch von Hagemeiſter, Roſtock 
und Leipzig 1795). Häberlin, — bes deutſchen Staatsrechts, II, 490. 
99) — a. a. O., S. 495 ſg. K. S. Be: — über das Staatsrecht der 
rheinifchen Bundesſtaaten u. f. w. (Beibeberg. 1810), & e 
100) Das Bölferrecht betrachtete befanntlich * gehen. A. Haltf onveräne (demi-souverains). 


604 Hansgefege 


dann in das Staatsrecht verwieß, wenn die Grundgefege ded Landes darüber Beftimmungen 
enthielten, beweiſt, daß man dieſelben materiell als ſtaatörechtliche Verhältniſſe auffaßte. Dem 
die Beſchaffenheit des Urfprungs der Quellen fonnte die Natur diefer Verhältniſſe innerlih 
nicht verändern. Und lag nicht darin, daß man das Privatfürftenredt ſelbſt für einen Theil 
des Staatsrechts erklärte, dad ſtillſchweigende Geftänpniß, daß jenes Lehren des öffenllichen 
Rechts zum Gegenſtande habe? Zar. behaupteten mande 191), das Privatfürftenrecht gehöre 
ins deutſche Privatrecht; dieſe hatten aber hierbei offenbar nur folde Berhältniffe der Fürſten 
im Sinne, bei welchen fie. wirklich blos als Menfchen erfchienen, und verwieſen die übri: 
gen, die man zwar auch Privatrechtliche nannte, die aber im der That öffentlich = rechtliche 
waren, in das Territorialftaatsreht. Sie beabfihtigten aljo blos eine Sonderung bed: im 
Privarfürftenrechte behandelten Materiald und die Verweiſung des gefonderten Gleichartigen 
in die Diseiplinen der Rechtswiſſenſchaft, wohin viefes eigentlich gehörte. Wer könnte aus, 
wenn.man z. B. das Pütter'ſche Princip für die ind Privarfürftenreht gehörigen Lehren int 
Auge faßt, mit Grund behaupten, daß der Fürſt 5. B. bei der Regierungsnachfolge nur ald 
Menſch (als Privatperfon) in Betracht komme? Und gleigwol trug man diefe Lehren im 
Privatfurftenrechte, zugleich aber dieſes wieder feinem ganzen Inhalte nach im Staatorechte 
vor. Dieſem Streite lag daher diefelbe Begrifföverwirrung zu Grunde, die ſchon fo manchen 
Federfampf veranläßte, Ind in ver That, enthielt das Privatfürſtenrecht wirklich nur Privat: 
recht der fürftlichen Perfonen, fo ift nicht abzufehen, warum es nicht im der Wiſſenſchaft dee 
deutſchen Privatrechts, welches ja die Sonderrechte einzelner Standesklaſſen nit ausſchlitht 
fondern vielmehr, ver Vollſtändigkeit und jomit ver Wiſſenſchaftlichkeit wegen, bie Privatredıö: 
verhältniffe jedes Standes aufnehmen muß, als eine befondere Abtheilung des Adelorrchts be— 
handelt werben follte. Enthielt es dagegen Kehren, welche ins Staatsrecht gehörten und von der 
Mehrheit der damaligen Nechtölehrer ſammt der ganzen Disciplin in dieſes verwieſen wurden, 
fo fragt man billig, aus welchem Grunde man den Inbegriff jener Lehren Privatrecht nemmet 
konnte? Mofer, bei dem man freilich alles eher als Wiflenfhaftlichkeit im gegenwärtigen Sim 
bed Worts findet, machte aus den gewöhnlichen Kehren des Privatfürftenrechts vollends rin 
perfönlihes und Familienftaatsreht! Nahn man endlich Anftand, das Privatfürſtenrecht etwa 
deshalb ins gemeine deutiche Privatrecht aufzunehmen, weil die Kürften feine Privatperjonen 
feien, ihre Rechtsverhältniſſe deshalb auch nicht als reine privatrechtliche behandelt werben könn⸗ 
ten, fo gab man zugleidh auch zu, daß die Fürften in den gewöhnlich zu ihrem Vrivatrechte 
gerechneten Verhältniffen auch nicht als Privatperfonen und fomit dieſe Berhältniffe ſelbſt nich 
ald pridatrechtliche zu: betrachten fein. Aus allem dürfte einleuchten, daß der Begriff eines 
Privatfürſtenrechts in dem Sinne, welchen man damit verband, nicht aus dem wahren Sachver— 
hältniffe abgeleitet, fohin ohne reale Wahrheit war und deshalb, wie jeder Itrthum, nothwendig 
zu Verwirrungen und Streitigkeiten führen mußte. Der Irrtum lag darin, daß man den 
Begriff nach einem unhaltbaren Principe beftimmte und dabei nicht einmal die Schranten dieſes 
Princips beachtete. Man nannte — wir folgen hierbei Pütter, um ben ſich die damaligen 
Publiciften ja nur wie Planeten um die Sonne bewegten, um Licht zu empfangen — man 
nannte Privatrechtöverhältniffe diejenigen, bei welchen die Fürften nur ald Menſchen („solum 
qua homines“) und nicht in ihrer Eigenſchaft ald Fürften (Regenten) in Betracht fommen, und 
nahm gleichwol die Regierungsfolge, ven Regierungsantritt u. f. w., wobei gerade die mrufb: 
liche Eigenſchaft verfchwindet und nur die des Negenten hervortritt, in diefe Wiſſenſchaft ani. 
Dieſes geſchah offeubar deshalb, weil das Erbrecht auch bei den Unterthanen vorkommt; mithin 
dieſen mit dent Fürſten gemein iſt. Ließen ſich aberzuach einer fo aufgefaßten Gemeinſchaft nid! 
auch die meiſten Regierungsrechte ins Privatfürftenrecht verweifen und das Territorialſtaati 
recht völlig in ein Haus⸗ oder Familienrecht der Fürſten umgeftalten? Man überſah bei der 
Aufſtellung des obigen Princips, daß da, wo die Regenten nur als Menſchen erſcheinen, ft, 
eben weil fie als Menſchen von andern Menſchen nicht unterſchieden find, ſomit hier ihre fürft 
liche Würde verſchwindet, fein ſolches befonderes Privatreht haben können, weiches nicht aud 
bei andern Menſchenklaſſen in gleicher Weiſe vorkommen önnte. Denn als Menſchen aufgefaßt 
haben die Fürſten fo gut ihre Sonderzwecke wie andere Menſchen, find fie Glieder einer be— 
flimmten Kirche und im privatretlihen Verkehre mit andern Menſchen diejelben Geirkt, 


— un 





“ 101) So 3. B: Rumde, Grundfäge bes deutichen Vrivatrechts, $.5; C. S. Zacharia, Delin. jur. 
publ. Germ., S. 2, Note 8; Pofle, Über Sie Sonderung reicheftändifcher Staato⸗ und Print 
verkaffenfchaft &. 8. - * 
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welchen dieſe unterworfen find, zu beobachten ſchuldig, während fie in ihrer. Eigenſchaft als 
Regenten feine Sonverzwede, fondern nut den Staatszweck ald dad Ziel ihres Beſtrebens vor 
Augen haben dürfen, feiner einzelnen Kirche angehören, fondern alle Kirchen im Staate gleich 
zu ihügen verpflichtet und den Lanbesgefegen nicht, wie bie linterthanen, unterworfen, ſondern 
berufen find, denfelben durch Handhabung und Vollziehung Kraft und Anfehen zu verſchaffen. 
Man konnte bie deutſchen Fürſten blos in Bezug auf ihr Subjectionsverhältniß, ſomit in ihrer 
Beziehung zur Reichsſtaatsgewalt als Privatperſonen auffaſſen. Nur im dieſer Beziehung 
waren ſie als die unmittelbaren Reichsunterthanen dem Kaiſer, den Reichsgeſetzen, welche ſich 
auf ihre Verhaͤltniſſe bezogen, und den Reichsbehörden Gehorſam ſchuldig, und konnten ſie da⸗ 
gegen Schuß ihrer Territorialgerechtſame verlangen, welche in dieſer, aber nur. in dieſer Be: 
ziehung zugleich ald ihre. fürftlihen Privatrechte, ſowol den übrigen Kürften als ihren Territo— 
rial⸗Volkscotporationen gegenüber, injofern aufzufalfen waren, inwiefern diefe Gerechtſame, 
natürlich mit Inbegriff. der auf ihre Familienverhältniſſe bezüglicen, Grgenftand eines Rechts⸗ 
ſtreites und der reichsgerichtlichen Eutſcheidung werden fonnten und überhaupt von ber Reichs⸗ 
ftaatögewalt zu fchügen waren. Nur ald die mit dem politifchen Reihsvollbürgerreihte begabten 
Beliger der Reichslande — als Reichsſtände — hatten die deutfihen Fürſten ein befonderes Bri: 
vatrecht, weldhes aber, inſoweit es die Verhältniſſe der Fürſten zu ihren Territorialuntertbanen, 
betvaf oder auf biefe Berhältniffe Einfluß Hatte, in diefer Beziehung auf die innern Territorial- 
angelegenheiten Xerritorialftaatäreht war. Wie die Patrimonialität der. Landfaffen der Terri: 
torialflantögewalt gegenüber ald ein Privatrecht, den Grundholden gegenüber aber ald Guts: 
oder Örunbherrlichkeit erfchien, jo mar die Landeshoheit der Reichsſtaatsgewalt gegenüber ein 
Privatrecht, ven Territorialunterthanen gegenüber aber eine Staatögewalt. Wo die Befiger 
der Reichslande als Inhaber der Territorialſtaatsgewalt, ſomit ald Regenten erſchienen, ba ver; 
ſchwand ihre reichsſtaatsbürgerliche oder privatrechtliche Eigenſchaft. Darum konnte im Terri: 
torialſtaatsrechte won einem Privatrechte der Fürften keine Rede fein, weil fie hier nur ald Re: 
genten der Territorien in Betracht kamen. Man ſah das Unhaltbare des Privatfürftenrechtd in 
den gewöhnlid angenommenen Sinne gegen das Ende des Reichs, wo man der Wiflenfhaft 
des Öffentlichen Rechts größere Sorgfalt zuwandte, ald es in der frühern Zeit der Fall war, all: 
mählih aud ein. Denn ver Streit darüber, ob das Privatfürſtenrecht in das Staats- ober in 
dad Privatrecht gehöre, betraf im Grunde nicht fo fehr die Stellung dieſer Wiſſenſchaft, als viel: 
mehr den Inhalt derfelben, von welchem ja eben die Stellung im Rechtsſyſteme allein abhängig 
fein konnte. . Bofje 102) und v. Kamptz 103) bahnten eigentlid; den Weg zur richtigen Anjiät. 
Reit 194) fagte zwar noch in der Einleitung, daß das „ſogenannte““ Privatfürftenreht ins 
deutiche Staatsrecht gehöre; er verftand aber Darunter nicht die Wiſſenſchaft dieſes Privatrechts 
ſelbſt, ſondern nur die in verfelben gewöhnlich behandelten Kehren, wie daraus hervorgeht, daß 
er im Syſteme zwar diefe Kehren vorträgt, ohne fie aber ald privatfürftenvechtliche zu bezeichnen. ° 
Gönner !05) fie dad Privatfürſtentecht era unerwähnt und nahm blos den ind Staatsrecht 
gehörigen Stoff deſſelben in ſein Syſtem auf. 

Es dürfte ſich aus dem Bisherigen das Reſultat ergeben, daß man 1) die Exiſtenz eines 
deutſchen Privatfürſtenrechts zur Zeit des Reichs mit Grund nicht bezweifeln konnte, da bie 
deutſchen Fürften in Bezug auf ihre Stellung zum Reiche wirklich Brivatperfonen, unmittel: 
bare Reihöbürger und Unterthanen waren, welde in diefer Eigenſchaft aud ein befondered 
Privatrecht hatten; daß man aber 2) dieſem Privatrechte ein irriges Princip zu Grunde legte, 
wenn man. biefes in der rein menfhlichen Qualität der Fürſten gefunden zu haben glaubte, va 
auf.diefe Qualität aud die reihöbürgerliche Eigenſchaft und Stellung der Fürſten nicht geftügt 
werden fonute, weil die rein menſchliche Qualität, als die Abftraction jeder befondern pofitiven 
Eigenſchaft, überhaupt fein befonderes Privatrechtäverhältnip zu begründen vermag; daß viel: 
mehr 3) dad wahre Princip diefer Wiſſenſchaft leviglich in der Beziehung der fürftlichen Bami- 
bien zur Reichsſtaatsgewalt lag, von welcher ſämmtliche Glieder dieſer Familien, die regierenden 
ſowol als vie nicht regierenden, den rechtlichen Schutz der ihnen ald reichsunmittelbaren Bür— 
gern zuſtehenden beſondern, Rechte zu verlangen befugt waren, da dieſe nur im der genannten 
Beziehung als Privat: oder bürgerliche (Eivil:) Rechte betrachtet werden konnten, weil ein 


102) In der angeführten Schrift. 

103) Erörterung ber Berbindlichfeit des weltlichen Reichsfürften aus den Handlungen feines Bor: 
fahren (1800). 104) Lehrbuch des deutfchen Stantsreie (erfte Auflage, Göttingen — 

105) Deutſches Staatsrecht (Landshut 1804). 
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Privat: oder bürgerliches Recht ſeinem Begriffe nach die Privat- oder bürgerliche Eigenſchaft 
des Berechtigten und dieſe das Unterthansverhältniß, wenn man vom Naturſtande abſieht, alt 
nothwendig vorausſetzt, in welchem ſich aber die fürſtlichen Familienglieder nur in ihrer Bejie 
hung zur Reichsſtaatsgewalt befanden; daß demnach 4) auch alle Rechte, die ſich auf das reihe: 
bürgerlihe Verhältniß ver fürftlichen-Kamilien gründeten und. bezogen, ald Privatrechte veriel: 
bem erichienen, mochten ſie auch in ihrer Beziehung auf die innern Verhältniſſe der Territorien 
ftaatörechtliher Natur fein; und daß folglih 5) nicht die Gattung der Rechte, fondern vie Be: 
ziehung, in welder diefelben aufgefaßt wurden, die Grenzlinie zwiſchen dem deutſchen Privat: 
fürſtenrechte und dem Territorialftaatörechte beflimmte, indem auch die Rechte, weldye ſich auf ie 
innern Angelegenheiten der Territorien bezogen und in diefer Beziehung zum Landesſtaatsrechte 
gehörten, infofern zugleih Privatrechte waren, ald die Fürſten in dem Beſitze derſelben, alı 
wohlerworbener Rechte, gegen jede Beeinträchtigung. oder Verlegung reichsgerichtlich geſchütz 
wurden. Manıfieht hieraus, daß biejelben Rechte, weiche im Brivatfürftenrechte zu behandeln 
waren, auch: im’Territorialftantsrehte vorkommen konnten und beziehungsweiſe vorkommen 
mußten. Hätte man dad hier aufgeftellte Princip befolgt, jo würde auch die Berwirrung, weld: 
über die Grenzen: zwiſchen dem Privatfürftenrechte und dem Landesſtaatsrechte hertſchte, vermie 
„den worden fein, und ber finnlofe Streit darüber, ob das Privatfürftenredht ind deutſche Privat: 
recht oder ins Staatsrecht gehöre, gar nicht haben enttehen fönnen, ba 8 von felbft hätte rin: 
leuchten müffen, daß eine Privatrehtöwiflenichaft ihrem Begriffe und Wefen zufolge niemals 
einen Beftanbtheil des Staatsrechts bilden fann. 106) (Eher wäre ed zur Zeit des Reichs mög: 
lich geivefen, dem Territorialftaatöredhte den Begriff eines Staatsrechts ftreitig zu machen, weil 
jede Befugniß des Regenten ſowie jedes verfaflungsmäßige Net des Landes zum Gegenftande 
eined Nechtöftreites zwiſchen dem Regenten und dem Volke oder deflen Vertretern. vor ben höb: 
ften Reihögerichten werben konnte. 

Vu. Einfluß, welden bie Auflöfung des Reichs in einzelne fouverän: 
Staaten auf die Hausgeſetze und die durch dieſe begründeten Rechtsver— 
hältniffe fowie auf dad PVrivatfürftenreht ausgeübt hat. Die Auflöfung dei 
Deutſchen Reichs war ein Greigniß, deſſen Folgen auf die Öffentlichen Verhältniſſe Deutichlandt 
man bald überſchätzt, bald. zu wenig beachtet hat. Große Ereigniffe, wenn auch vorhergeſehen 
erfchüttern dennoch bie Gemüther zu fehr, ald daß man ſogleich nad) ihrem Eintreten die nöthige 
Ruhe, Befonnenpeit und Umficht bejäpe, ihre Folgen unbefangen zu überfchauen und mit kaltem 
Berftande zu würdigen. Gewinnende und Verlierende treten einander gegemüber; jene, im 
Raufche der Freude ob des Gewinns, die eingetretene Neuerung übertrieben bewundern), 
diefe, im Schmerzgefühl über den Berluft, gegen dieſelbe leidenſchaftlich eingenommen. Zu 
ſolcher Parteiung gefellt fih noch die Verſchiedenheit der Anfichten, nad) denen man die Neue: 
rung bemißt und weiter ausfpinnt, und bad Streben, ſich die Gunft derer, welche die Umwälzung 
zum Befige der Gewalt erhoben hat, zu erwerben und, was die Gunft im Ausſicht felt, 
zu erlangen. 

Wie man nad) der Stiftung ded Nheinbundes faft alle Hiftorifh begründeten deutſchen 
Rechte und Rechtsinſtitute ald Gegenftände betrachtete, welche theild durch die neue Sonne der 
Souveränetät in Dunſt und Nebel zerfloſſen ſeien, theils von den durch das Machtgebot Napo⸗ 
leon's ereirten Souveränen, denen man abſolute Machtvollkommenheit beilegte, beliebig abge: 
ſchafft werden könnten, fo fing man in den neueſten Zeiten, nachdem die Erfahrung gelehtt 
hatte, wohin fold despotiſcher Radicalismus nothwendig führe, wieder an, die Rechtsinſtitut 
ſelbſt der mittlern Zeit in einer Weife geltend zu machen, ald wenn das Heilige Römiſche Reid 
deutſcher Nation noch leibhaft exiſtirte. Nur ignorirte man dabei diejenigen Schranken, welcht 
eben in der Reichsverfaſſung lagen, und ſteigerte noch überdies die Souveränetät, bie man, wit 
einft die Landeshoheit, nebenbei auf das Territorialprincip gründete, zu einem göttlidjen Abi: 
lutismus, der alle Rechte der Völker gänzlich abjorbire. * Daß es aber ſelbſt dem wahren 
Interefle ver Herrſcher höchſt nachtheilig ift, ihrer Macht eine ungebührliche Ausdehnung beizu⸗ 
legen, bat die Gefchichte und Haben insbeſondere die neueften Ereigniffe hinlänglich beurkundel. 
Die rn welche feine übermenſchlichen Befugniffe begründet, da fie nur menſchliche Ber: 





R 106) — Schnaubert, De jure privato princip. ex juris publ. germ. systemate eliminando 
(Jena 1806). 

107) Bal. B. I. Stuhr, Deutjchyland und der Gottesfriede —— er Pahl, Über den Obſcu—⸗ 
— das deutſche Vaterland bedroht (Tübingen 1826), S. 70 fg. 


Bausgeſetze 607 
hältniſſe zu oxdnen hat, iſt und bleibt das einzige feſte Fundament, auf welchem das Staatsge- 
bäude ſicher und dauerhaft ruht. Sie aber verlangt ruhige und rüdjihtölofe Prüfung aller 
Beränderungen. im Staatenleben und geftattet nicht, daß der Prüfende ſich durch Beifall, 
Gunſt oder Drohung der Macht oder irgendeiner Partei einſchũchtern oder beftimmen laffe. In 
dieſem Geiſte der Gerechtigkeit beabjichtigen wir nun auch den Einfluß der Auflöfung der Reiche: 
verfaflung auf unfern Gegenftand in feinen Hauptmomenten barzuftellen, unbefümmert darüber, 
ob die gefundenen Rejultate Rob oder Tadel ernten werben. 

. In Bezug auf alle politifhen Veränderungen gilt zunächſt der Grundſatz, daß fie nicht ala 
Zerſtörung des frühern Zuftandes, fondern nur ald geſchichtlich nothwendig gewordene Umge— 
Raltungen veflelben zu betrachten ind, Was ſich im flillen entwidelt und allmählich zur Reife 
entfaltet hat, das gibt ſich nun durch die gejchichtliche That als vollendetes Gefammtrefultat Fund 
und tritt fo als neue Schöpfung aus der geheimen Werkftätte ver Geſchichte ind praftifche Leben 
über, Man darfdaher auch kein Verhältniß des frühern Zuftandes als ſchlechthin zerftört und 
vernichtet anjehen. Selbft bei ſolchen Verhältniffen, welche zum Wefen des vorigen Zuftandes 
gehörten und deshalb mit. dieſem untergingen; ift forgfältig zu prüfen, ob fie nicht dennoch in 
irgendeiner Hinſicht mit der neuen politiihen Korm zufammenhängen oder auf diefe Einfluß 
haben. Mande, Inftitute verändern mit der neuen Imgeftaltung blos Namen und Korn und 
bleiben der Sache nad fortbefteben, während andere der Sache nach untergehen und blos als 
geiſtloſe Schatten unter dem alten Namen fortvegetiren. Man denke in legterer Beziehung z. B, 
an die Maltefer und Johanniter jowie überhaupt an die zahllojen Ritterorden unjerer Zeit. 
Gin weiterer Grundfag bei politiichen Veränderungen iſt aud der: daß alle im frühern Zus 
ſtande wohlerworbenen Rechte, welche durch die Veränderung nicht völlig unanwendbar gewors 
den find, felbft dann als heilig geachtet werden müfjen, wenn fie mit der neuen politiihen Form 
nicht in Einklang gebracht werden können, oder auf Titeln beruhen, die der neuere Rechts zuſtand 
nicht mehr als gültig anerkennt, Wohlerworben nennen wir aber alle Rechte, weldye nad) ven 
frühern Rechtsnormen den gerichtlihen Schug begründeten. Denn follten fie auch nad dem 
neuern Zuftande nicht mehr fortbefteben können, fo begründet doch ihre Aufhebung den Anſpruch 
auf Entſchädigung. Jedes wohlerworbene Recht ift nämlich ein Heiligthum, welches zu ſchützen 
der höchfte Zweck einer jeven Staatsform ift, deren Veränderung demnach feinen Rechtsgrund 
‚gewähren kann, ein jolches Recht zu verlegen, Es gibt feinen gefährlicdern politifhen Krank: 
beitöftoff als die praftiihe Nichtbeachtung dieſes Gebotes der Gerechtigkeit. Politiſche Verände— 
tungen der Staatöform, um noch einen dritten Grundfag namhaft zu maden, haben, wenn ſie 
duch äußere Greigniffe herbeigeführt werden, auf die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Herrſcher 
und dem Bolfe an ſich keinen Einfluß und geben insbefondere jenem Eeine neuen Rechte, wenn 
nicht auch die ſes folhe anerkennt. Denn Rechtöverhältniffe fönnen nur von denen, zwifchen wel: 
chen fie beſtehen, rechtsgültig verändert werben, 

Diefe Grundfäge fommen nun aud bei den durch die Auflöfung des Reichs eingetretenen 
Beränderungen zur Anwendung und werben insbefondere bei unjerer Aufgabe ald Richtſchnur 
befolgt. Die Auflöfung der Reihöverfaffung, deren Geſchichte nit Hierher gehört (f. Deutſche 
Staatsgeſchichte), beitand darin, daß der zufammengefegte Reichsſtaat aufhörte und deſſen 
einzelne Reichölande theils in ſelbſtändige und unabhängige (fouveräne) Staaten verwandelt, 
theils dieſen einverleibt und deren Herten fubjicirt wurden. Das neue politiſche Band, 
welches dieſe Staaten zuerft im Rhein- und bann im Deutſchen Bunde Enüpften, ift auf 
unfern Gegenfland ebenjo ohne Einfluß wie das Verhältniß der fubjirirten Reichsſtände 
(Staudedherren), da wir hier nur die Hausgeſetze und ihre Beziehung zu den neuen Staaten 
ins Auge zu faffen haben. Diefe politifde Umgeftaltung Deutſchlands hatte 1) zur Folge, daß, 
da die Reichsſtaatsgewalt nicht mehr vorhanden war, alle frühern durch dieſe begründet gemwefe: 
nen Berhältniffe und Beziehungen verfhwanden. Die privatrechtliche Eigenſchaft der Landes- 
herren, die bloß auf ihrer reihsbürgerlihen Stellung zum Kaifer beruhte, hörte demgemäß 
gänzlich auf, Die Begriffe Reichsland, Landesherr und Landeshoheit verloren, inſoweit fie 
nur Beziehungen zum Reiche ausdrückten, ihre alte Bedeutung, denn das Reichsland ward jetzt 
ein fouveräner Staat, der Landesherr ein Souverän und die Landeshoheit eine von außen un: 
bejchränkte und unabhängige Staatögewalt. Es wurde bereitd bemerkt, daß der Ausdruck Lan- 
deöherr (dominus terrae 3. territorii) nur im Verhältnig zum Reiche den Eigenthumsherrn des 
Reichslandes bezeichnete, da der Kandesherr in Bezug auf die innern Territorialverhältnifie 
niemals Gigenthümer (Herr), fondern nur Regent des Landes war. Und die Landeshoheit war. 
wenigftend in den Reihögefegen nicht ald Staatögewalt anerkannt und jedenfalld der Reichs: 
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ſtaatsgewalt untergeordnet. Durch die Auflöſung des Reichs, alſo vurch das Hinmegjallen ver 
über den Territorien ſtehenden rechtlichen Souveränetät, mußte ohne weiteres jedes nicht median 
firte Land den rechtlichen Charakter eines wirklichen Staates erhalten und died für dieftaat- 
rechtliche Stellung des Staatdoberhaupted und feiner Familie wie für die der Kandftände ent 
ſcheidend ſein. Das alte privatrechtsähnliche Verhältniß ift verſchwunden, denn es gibt keinen 
höhern Richter mehr, vor welchem ber neue Souverän die: Stände oder dieſe jenen belangen 
fünnten. Beide haben von nun an in ihrer gegenfeitigeri Beziehung, unter Beobachtung der in 
anerfannter Wirkſamkeit beftehenden Berfaffung, nur Bott und ihr Gewiſſen als Richter anzu: 
erfennen. Was der nene Souverän mit den Ständen von nun an anordhet, das iſt als burg 
den Staatszweck geboten oder als diefem angemeſſen zu betrachten und- ſohin verbindlich für alk 
im Staate, ohne daß die Rechtsbeſtändigkeit einer ſolchen gemeinſchaftlichen Anorbiung von 
irgendjemand angefochten werben fönnte, wie fi and dem Begriff eines ſouveränen Etaäte 
von felbft ergibt, in welchem alle Sonverinterefien dem Geſammtintereſſe des Ganzen ſchlechthin 
nachſtehen müſſen. ia 
Die politifche Imgeftaltung Deutfchlands hatte 2) zur Folge, daß die Glieder Der fürſtlichen 
Käufer, welche ehedem ald reichsbürgerliche Standesgenoſſen der Landesherren gleich diefen nur 
der Reichsſtaatsgewalt unterworfen waren, nun Unterthanen“vder neuen’ Sowveräne wurden 
Das alte privatrechtlihe Verhältniß, welches ehedem zwiſchen dem Landeöheren und ven nic 
regierenden Öliedern deſſelben Haufes befanden und in der Neihöftaatägewalt rechtlichen Schu 
gefunden hatte, hörte demnach gänzlich auf und fonnte nur noch zwiſchen den nicht ‘regierenten 
Bamiliengenoffen, ald den Unterthanen umd wenngleich in einer: befondern Stellung ſich bein: 
denden Bürgern deffelben Staates, fortbeftehen bleiben. Der Souverän war von nun an kein 
Glied des ihm unterthan gewordenen Haufes mehr; er gehörte jegt im feiner neuen Eigenſchaft 
feinem Stande im Staate an. Er ift über jeden Stand erhaben, das ſouveräne Haupt ii 
Staatöförpers, dem ſich alle Stände des Staates, fohin auch die Genoſſen ſeines Haufes, al? 
Gliedmaßen ſchutzbedürftig anreihen. Zwiſchen den nicht regierenden Gliedern des Haufed un 
dent and diefem entfproffenen Souverän als foldem können num Vertrags-, überhaupt Rechte 
verhãltniſſe im reichsrechtlichen Sinne deshalb nicht mehr beftehen, weil ein Souveran als jet 
cher mit keinem Unterthan, ſondern blos mit der Staatscorporation, mit dem Bolke, als Wange 
aufgefaßt, in Vertrags⸗ und Rechtsverhältniſſen ſtehen kann. Der Souverän als ſolcher da 
kein beſonderes Rechtsobject, worliber er zu Sonderzwecken verfügen könnte, weil ihm der gan 
Staat, als Inbegriff aller Rechtsobjeete, wenn auch nicht zur arbiträren, ſondern blos zurſtaan⸗ 
zwecklichen Verfügung vermittelft ver Staatögewalt ebenſo angehört, wie er dem Staate, wel: 
her erſt durch ihn in feiner beftimmten Form, als ein monarchiſch conflituirte® Ganzes, ind Da: 
fein tritt; der Souverän als folder hat aber auch ferner kein Gebiet des freien Handelns, 
worüber ihm eine Dispofitionsbefugniß zuftände, um zu Sonderzwecken ein Obligatlondret 
hältniß einzugehen, weil fein ganzes Handeln, infoweit es als das Handeln eined'Somerin! 
aufgefaßt werden Fann, dem Staate angehört, mit welchem er zur Verwirklichung des Staatl: 
zweckes, des einzigen Ziels feine® fouveränen Handelns, in einen Obligationsverhältmiſſe ſicht 
das die Möglichkeit eines jeden nicht für den Staat einzugehenden Obligationsverhältniſſes and 
ſchließt. Es ift vie verfehrtefte und zugleich verderblichſte Vorftellung, die mar von einem Sov 
verän haben fann, wenn man ſich unter diefem eine Perfon denkt, welche alles thun dürfe, mat 
ihr beliebe, welche außer und neben dem Staatszwecke noch allerlei Sonderzwecke und Intereſſen 
haben umd durd die ihr zu Gebote ftehende Macht realiſiren Fönne, und welche deshalb den 
Geſetzen ded Staates nicht unterworfen fei, um defto ungehinderterihre Neigungen, Keidenſche 
ten und Launen befriedigen zu können. Könnte die Welt beſtehen, menn Gott ein Souverän in 
diefem Sinne wäre? Wie Gott nur in einer nothwendigen Beziehung zu feiner Schöpfung un? 
deren Zweck gedacht werben kann, fo darf aud der Souverän begrifflich nur in einer willlit 
loſen Beziehung zum Staate und zu deſſen Zweck aufgefaßt werden. Denn alles, was iſt mit 
hin auch der Staat, wird, wenn es beftehen und den Zweck des Dafeind erreichen foll, burch ein 
diefem Zwecke entſprechende Ordnung bedingt; Ordnung aber iſt ein Gefepliches und dad Ge 
fegliche ein Nothwendiges. Die denn Zwecke des Staates am beften entfprechende Orduung 
durch Gefege zu gründen und zu erhalten, ift aber eben die Aufgabe der Staatsgewalt, ſohin 
der Beruf der Souveränd. Diefer Beruf ſchließt daher jede Willfüic aus, die, mit einer gefeplid 
nothwendigen Orbnung unverträglich, anftatt ven Zweck des Staates zu verwirklichen, nur den 
Beſtand veifelben gefährden würde. Jede Ordnung, mithin auch die des Staates; ift ferner durd 
die Einheit des Zweckes bevingt, weil durch zwei oder mehrere einander gleichflehende Zwedi 
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eine Colliſion, ein Kampf zwifchen denſelben und dadurch eine Störung der Ordnung entfliehen 
würde/ die ſo lange dauern müßte, als jich die gleich felbftändigen Zwecke einander gegenüber: _ 
Händen; als es mithin an der Einheit des Zweckes fehlen würde. Aus diefem Grunde kann nur 
ein Zwed ald das höchſte Ziel der flaatlihen Ordnung gedacht und muß jeder andere dieſem 
Staats zwecke untergeoronet werben. Hieraus folgt, daß 3) ſeit der Auflöfung des Reichs von 
ſolchen Rechten eines regierenden Haufes, melde felbftändig und jonad im Verhältniſſe ver 
Gleichheit ven. Rechten des Staates gegenüberftänden, feine Rebe mehr fein kann. Zur Zeit des 
Reichs waren, wie oben gezeigt wurde, die Rechte der fürftlichen Käufer ald jura quaesita den 
Mechten der Territorien injofern gleich, als jene wie dieſe ſich des gleichen reichsgerichtlichen 
Schutzes zu erfreuen hatten, und die Territorialvechte jelbft, ven Hausrechten gegenüber, nur als 
jura quaesita erjhienen. Die Hausverfaſſung beftand felbftändig neben der Territorialver— 
fallung; die eine befchränfte die andere; beide waren einander coorbinirt und nur der Reichs— 
ſtaatsgewalt juborbinirt. Diejes ift num nicht mehr der Fall. Die Hausverfaflung hat mit und 
durch Auflöjung der Reichsverfaſſung ihre alte Bedeutung verloren. Denn die Rechte. der 
Souveränetät, welche den deutſchen Fürftenhäufern nie privateigenthümlich zuftanden und über: 
baupt wicht in. dem Sinne, in welchem die Landeshoheit einft ald ein jus quaesitum im Privat: 
eigenthume war, eigenthümlich zuftehen können, leiten die jegigen Souveräne nit von ihren 
Hänjern- ab, jondern fie haben diefelben infolge ver Auflöjung des Reichs erlangt. Sie, üben 
alſo micht mehr, wie ehemals ald Landesherren, vie der Familie zuftändigen Rechte aus. Liber: 
‚ haupt wäre.die Ableitung der Souveränetät von dem Rechte eines Andern, jowie jede Theilung 
derjelben mit vem Weſen der Souveränetät unvereinbar. 108) Seitdem die ehemaligen Landes— 
herren Souveräne und bie übrigen Glieder der fürftlihen Häufer Unterthanen der Souveräne 
und Bürger der neuen Souveränflaaten geworben jind, gingen auch die Nechte diefer Häufer in 
die neuen Staaten über, in welchen fie theils Beſtandtheile des Öffentlichen Rechts wurden, inſo— 
fern und injoweit fie mit. den Verfafjungen ver neuen Staaten in Verbindung gebracht wor: 
dem. ind, wie z. B. die auf die Regierungsnachfolge bezüglichen Rechte, theils als beſoudere 
PBrieatrechte der unterthänig geivordenen Familiengliever fortbeftehen. Beide Arten: diefer ehe- 
maligen Hausrechte find demnach auch dem Staatözwerke, über welchem nichts ftehen ann, unter: 
geordnet. Denn die nun zum Öffentlichen Rechte gehörigen ehemaligen Hausrechte find, wie dad 
Öffentliche. Recht überhaupt, zur unmittelbaren Realifirung des Staatözweded beſtimmt und 
die als Privatrechte noch fortbeftehenden Gerechtfame ohnehin, wie jedes andere Privatrecht, 
dem Öffentlichen. Rechte und. dadurch dem Staatszwecke untergeordnet. Die jouveräne Staatd- 
gewalt iſt alſo wicht mehr, wie einft.die Landeshoheit, durch die beſondern Rechte einer neben und 
gleichſam außer dem. Staate beftehenven fürftlichen Hauscorporation in der freien und felbftän: 
digen Verfolgung des Staats zwecks befhränft und gehindert. Gegen: verfaſſungsmäßig er= 
folgte meue Einrichtungen oder: die gänzliche Umbildung der Berfajlung felbft hat demnach ein 
Glied des fürftlichen Hauſes jegt jo wenig ein Recht zur Einſprache oder Proteſtation als ein 
anderer Unterthan, wenn ihm ein ſolches Recht nicht verfaflungsmäßig eingeräumt iſt. 109) 
Wäre durch eine ſolche Abänderung das befondere Privatrecht eines Gliedes des Hauſes verlegt; 
ſo würde es, wenn die fonfligen Bevingungen vorhanden wären, blos ein Recht auf Entſchädi⸗— 
gung: in berfelben Weije wie ein anderer Unterthan haben, veflen woplerworbeued Recht durch 
Die. Geſetzgebung oder eine fonftige verfaſſungsmäßige Verfügung der Stantögewalt verlegt 
worden iſt. Ebenjo wenig iſt die Rechtsbeſtändigkeit einer. Abänderung. ver Verfaflung oder 
einer ſonſtigen neuen Einrichtung durch die Zuftimmung der Glieder des Haufes bedingt, wenn. 
die Verfaſſung fie nicht ausdrücklich vorjhreibt. Denn was ber jeweilige Souverän in verjaj- 
ſungsmäßiger Form, aljo da, wo dieje e3 verlangt, mit Zuftimmung der verfafjungsmäßigen 
Drgane des Volkes anordnet, das trägt die Rechtsbeſtändigkeit in jih umd über auf jeden Nach— 
folger in ver Regierung. Die Rechtsbeſtändigkeit kiegt lediglich in der verfallungsmäßigen 
Form. Die Nothwendigkeit ver Zuftimmung eines Dritten, den die Berfaflung nicht ausdrüd: 
lich zu derfelben beredhtigt, würde den Staat von diefem Dritten abhängig machen, johin die 
Souveränetät deſſelben vernichten und diefen Dritten zum eigentlichen Herrn des Staates er— 
bebeu. Eine ſolche Nothwendigfeit könnte daher auch nur auf einem bejondern Vertrage beru— 
ben. Noch weniger kann die Nothwendigkeit einer jolden Zuftimmung (eines agnatifchen Gon= 


108) &. ©. Zachariä, a. a. D., ©. 270 fg., beſendere © 272. 
109) Held, a. a. O. IL, 70, Note 1. 
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fenfediim reichsrechtlichen Sinne) aus dem Rechte auf die künftige Thronfolge abgeleitet werden. 
Denn ſolange dad Recht der Succeſſion nicht wirklich eintritt, iſt auch der zu derſelben Berech⸗ 
tigte blos eine Brivatperfon, ein: Unterthan, und ſohin feine öffentlich-vechtliche Befugniß, mie 
die eines andern Unterthans nur nach der Verfaſſung des Staates und den verfaſſungmäßigen 
Geſeten zu beurtheilen. Durch die wirkliche Negierungsnahfofge:tritt aber ver. Nachfolger aus 
der Bamilie heraus und wird mit feinem Vorgänger in der Negievung dergeftalt iventifieirt, 
daß er nur deſſen Perſon forsfegt und fohin ‚alle verfaſſungsmäßigen Staatshandluungen deflel: 
ben als feine eigenen-angwerfennen und aufrecht zu erhalten verbunden iſt. Der Mangel feiner 
frübern Zuftinnmung- würde ibm alfo nur dann ein Recht geben, eine Staatshandlung nicht als 
verfaflungsmäpig anzuerkennen, wenn jene Zuftimmung zu der fraglichen Stantähanblung 
nad der Staatöverfaffung nothwendig geweſen wäre. Privatrehtlihe Nachtheile, welche ihm 
eine ſonſt verfaſſungsmäßige Staatshandlung etwa verurſacht hat, berechtigen: ihn nicht, dieſe 
Handlung jegt anzufechten, theild weil durch das. Privatrecht überhaupt. das Öffentliche Recht 
nit abgeändert werden: kann und baher Verlegungen bed. Privatrechts, welches bei einem 
Gliede des Haufes feinen andern Charakter hat. ald bei einem fonftigen Unterthan, die Rechts 
beftändigfeit einer öffentlichsvechtlichen Handlung nicht hindern, fondern höchſtens ein Recht auf 
Entſchädigung begründen können ; theild. weil der Nachfolger durch den wirklichen :Gintritı 
in die Stelle feines Borgängerd Souverän wird und ſomit aufhoͤrt, ald folder eine Privat⸗ 
perfon zu fein und privatrechtliche Anſprüche gegen ven Staat zu haben. Wir verweilten bei 
diefer durch ‘die Auflöfung des Reichsverbandes herbeigeführten Folge, obgleich. fie ſchon aus 
dem Begriffe eines Souveränftaates von ſelbſt hervorgeht, deshalb etwas länger, weil man 
diejelbe mitunter noch in neuefter Zeit verfennen und durd einen angeblich hiſtoriſchen Anſtrich 
verwiſchen will. ' 

Durch die Auflöfung des Reichs traten demnach 4) hinſichtlich der Hausgeſetze und der durch 
ſie begründeten Rechtsverhältniſſe mancherlei Modificationen ein, welche insbeſondere durch dir 
Verwandlung der Territorien in Souveränſtaaten herbeigeführt wurden. Nach den oben auf: 
geftellten allgemeinen Rechtsgrundſätzen, nach welchen die politifchen Veränderungen zu beur: 
theilen find, fteht nämlich auch in Bezug auf die Hauögejege und die durch fie. begründeten 
Rechtsverhältniſſe feit, daß Die erſtern durch die Auflöfung des Reichs. nit zerflört, ſondern 
blos, wie die Haudverfaffung ſelbſt, umgeſtaltet wurden / und daß die degtern als wohlerworbene 
Rechte auch in dem neuen politiſchen Zuſtande inſoweit fortbeſtehen blieben, als es die neuen 
Verhaltniſſe zuließen, Die: Modificationen, von denen hier die Rede fein kann liegen zwar 
ſchon in ven bisher aufgeführten! Folgen, welche die Auflöſung des Reichs mit ſich führte, gleich- 
wolibebürfen ſie noch einer nähern ıErflärumg. Man würde auf extreme Abwege gerathen urid 
die Bedeutſamkeit vor politiſchen Umgeſtaltung Deutſchlands gang verfennen, wenn mau entwe⸗ 
der Die Behauptung, bap die Hausgeſeze für die dieuen Souveräͤne völlig unver bindlich geworden 
feien,.oder die Behauptung aufſtellen wollte, daß die Hausge ſetze in derſelben Bedeutung noch 
fortbeſte hen; melde ſie zur Zeit nes Neihö harten. Dein die Haubgeſetze ſtanden/ was zunächft 
bie erſte Behauptung betrifft, ebenſo unter dem Schutze der Meichsverfaſſung wie die Landes: 
geſete und gingen daher, wiedieje, als Mechtsnormen in den neuen Zuftand.über, da auch die 
Pflichten, welche der Reichsſtaato gewalt in Bezug auf ven Rechts zuſtand in ben einzeluen Terri⸗ 
torien oblagen, auf: die: neue jonveräne Staatsgewalt übergegangen find, wie oben bemerkt 
wurde. Die Hausgeſetze waren zudem zur Zeit des Reichs Privatrechtsnormen; Normen dieſer 
‚Art erlöſchen aber, folange fie anwendbar bleiben; überhaupt durch keine politiſche Veränderung 
ipso faeto oder ipso jure,fondern beſtehen ſo lange gültig fort, bis die weugeftaltete Geſetzge⸗ 
bung fie rechtögültig aufhebt oder. abändert. Der Schutz des Privatrehtözuftandes bleibt, 
welche Rechte man auch fonft in die jowveräne Staatögewalt legen mag, ſtets die erfte umd hei: 
ligfte Pflicht ded Souveräns, wie fi aus ver Natur des Staatszwecks von felbft ergibt. Die 
Hausgefege konnten aber, um zur zweiten Behauptung überzugehen, nicht die-veihtliche Natur 
und Bebeutung beibehalten, welche ihnen zur Zeit des Reichs eigen war, da auch die Verfaſſung 
der fürftlichen Häufer durch die Auflöfung des Reichs und deren Folgen eine wefentliche Verän 
derung erlitt, mie aus dem oben umter 3 Gefagten erhellt. Die Haudverfaffung, welche 
ehedem neben der Territortalverfaflung beftand, wurde mit diefer durch die Auflöfung des Neiche 
in ber neu entftandenen Staatöverfallung zu einem Ganzen verbunden. Das fürftlihe Haus 
ſteht nicht mehr als eine abgefonderte Corporation neben oder außer dem Staate, jonbern in 
diefem. Des Hauſes richtig erfaßte Interejlen find mit denen des Staates verfhmolzen, und nur 
Kurzſichtigkeit oder böswillige Gejinnung kann die erftern von den legtern trennen und jene 
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diefen entgegenſezen. Die Hausgeſetze bilden jetzt einen Theil dev Staatsgeſetze und gehören in 
dieſer ‚neuen Eigenſchaft entweder dem Öffentlichen Rechte oder dem bejondern Privatrechte am, 
wie bereits gezeigt worden iſt. Die Hausgeſetze unterliegen demnach auch, wie andere Staats⸗ 
gejege; der, Geſetzgebung des Staates, welche daher dieſelben abändern und neue erlaſſen kann 
Hinſichtlich der Abänderung entſteht jedoch die Frage, ob die Staatsgeſetzgebung befugt ſei, die 
durch die Hausgeſetze begründeten beſondern Rechte, die ſich nänlich auf die Familiengenoſſeu⸗ 
ſchaft ſelbſt beziehen und durch dieſe bedingt ſind, einzelnen Familiengliedern oder gar ganzen 
Linien der Familie zu entziehen. Man hat zu: unterſcheiden. Die Geſetzgebung iſt nicht befugt, 
durch ein Geſetz die wohlerivorbenen Bamilienrechte geradezu aufzuheben und für erloſchen zu 
erklären, da der Staatszweck Beihügung aller wohlerworbenen Rechte gebietet und demzufolge 
fein ſolches ohne Mrtheil und Recht entzogen werden darf. Wohl kann. die Gejeßgebung wohler 
worbene echte, die dem Staatszwecke hinderlich jind, gegen vollen Grjag aufheben.; Eine ſolche 
Aufhebung iſt demnach rechtlich da unftatthaft, wo ein vollftändiger Exrfag unmöglich gewährt 
werden kann. Welhen Erjag könnte aber dev Staat fir Die entzogenen Familien: und Bluts 
vechte, für Die entzogene bejondere Standeschre, ſolange ver Stand ſelbſt noch fortvauert, und 
für die hiermit. verbundenen Anfprüche auf vie Thronfolge bieten? Daher vürfen dieſe Rechte 
durch Die Geſetzgebung nicht geradezu und unbebingtiaufgehoben werden. Es wäre fein. Rechts 
geile, welches irgendeiner bürgerlichen Familie oder einzelnen, Gliedern einer ſolchen die Bür: 
ger: und Familienrechte entzoͤge. Wohl aber können Standes: und Familienrechte bebingt, de b. 
dadurch entzogen werden, daß der Verluft derjelben ald Strafe gegen beitimmte Bergehungen 
angebroht wird, Auch varf.die Gefebgebung die Erwerbung der Vorrechte des Haufes an be: 
ſtimmte Bedingungen Enüpfen und dieſe nad den Umständen modificiren, abändern und auf: 
heben. Solche Familienrechte, die einen. vollen Erſatz zulaffen , dürfen gegen: Diejen geſetzlich 
aufgehoben werden, ‚Die Geſetzgebung wird. jedoch auch hier nicht ohne ſchonende Rückſicht ver: 
fahren, ſowie es ſich von felbft verſteht, daß die den Gliedern des Hauſes verfaſſungsmäßig ga: 
rantirten Rechte nur mit Zuſtimmung dev Betheiligten abgeändert werden können, Man muß 
in dieſer Hinficht behaupten, daß alle jene durch die Hausgeſetze begründeten Rechte, welche in 
den Grundgeſehen der Reichsverfaſſung garautirt waren, auch als in ven Verfaſſungen der 
jetzigen Souperänſtaaten garantirt zu betrachten ſeien, weil nach ven obigen allgemeinen Prin— 
cipien anzunehmen ift, daß. fie, mit dem Anſpruche auf eine ähnliche Gaxautie in ‚Die neuen 
Staaten übergegangen find, wie überhanpt alle Rechte und Verhältniſſe aus der Seit des Reihe 
Feine ausgedehntere Modification erlitten haben, als welche ven neue oͤffentliche Nehtäzuftane, 
ſchlechthin nothwendig vachte. Die jenigen Familienverträge, welche mit andern fürſtlichen Häur 
ſern oder auswärtigen Staaten abgeſchloſſen worden ſind, müſſen, inſoweit ſie eine Beziehung 
auf die Texritorien hatten, jetzt als Staatsverträge betrachtet werden, wie ſich aus der Verſchmel⸗ 
zung der Hausverfaſſung mit der Kerritorialverfaſſung von ſelbſt eugibt. Ihre, verbindliche 
Kraft iſt nach der Zeit ihrex Abſſchließung zu beurtheilen. Waren fie damals für das soutzabi; 
rende Haus verhindlich, ſo ſind ſie es auch jetzt Für: den Staat; auf welchen dagegen auch alle 
MRechtsauſpruche aus ſolchen Verträgen übergingen, in ſoweit ſie wirbt, mie ſich von ſelbſt erfieht, 
reine Familienangelegen heiten / betreffen/ welche auf den Staat ſelbſt gat feine Beziehung hahen 
Aus dieſenn Grunde ſind alle Gebietsacquiſitionen, welche infolge: ſolcher Hausvertrage fait; 
finden, als; Erwerbungen des Staates zu betrachten. Denn ſeit der Auflöfung des Reichs hörte, 
dem Vegriffe und Weſen der neuentftiaudenen ſouveränen Monarchie zufolge, der Unterſchied, 
welcher zwiſchen dem Vermögen des Stagtes (Domänen, öffentlicher Schatz), dem Briyatver- 
moͤgen der regierenden Familie and, des Fürſten, dieſer als Oberhaupt der Familie betrachtet 
(Kammergüter und nutzbare Hoheitsrechte), und dem Vermögen des Fürſten als ſolchen (Cha: 
toullgũter) beſtand, gänzlich auf, indem, da der Staat und der Souverän in rechtlicher Hin: 
ſicht als eine und dieſelbe Perſon zu betrachten iſt, jetzt das Vermögen des Staates und das Ver— 
mögen des Souveräns dem Rechtsgrunde und Zwecke nah ein rechtlihed Ganzes aus 
maden. 120) Was daher nad) der Reichsverfaſſung die vegierende Familie oder der Landesherr 
für diefelbe erworben haben würde, das erwirbt nach der jegigen Verfaſſung der Souverän: 
ftaaten der Monarch für den Staat oder, was dafjelbe bejagt, für ji ald jolden; das kommt 
aber auch der Familie infofern zugute, ald ihren Gliedern die eventuelle Ihronfolge gebührt. 
Dagegen hat der Staat auch alle. Raften, welche mir joldden neuen Erwerbungen verbunden find, 
110) Zacharia, Abhandlungen, ©, 285 u. 286. age 
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ſelbſt den Gliedern des Hauſes gegenüber zw übernehmen. Der Staat hat daher z. Bd 
Pflicht, die Apanagen der Nahgeborenen zu erhöhen, wenn denjelben in den Hausgeſetzen ein 
folhe Erhöhung für den Fall neuer Gebietderwerbungen zugeſichert worden iſt. Es verrät 
auch hier eine gänzliche Berkennung der hohen Stellung und des damit verbundenen Beruii 
eines Souveränd, fowie überhaupt der jegigen Staatöverhältniffe, wenn man jegt noch geſon 
derte Gutöverbältniffe des Monarchen dem Staate gegenüber behauptet und praktiſch gelten 
macht. Der Souverän finft dadurch zu einen bloßen Gutöbejiger herab, der als folder du 
Staat als ein fremdes Befigthum zu verwalten hat und aus diefer Berwaltung jo viel Nupa 
als möglich für ih und die Seinigen zu ziehen fucht, während doch in Wahrheit der ganze Stau 
ihm wie er vem Staate angehört, und diefer für ihn und fein Haus nad) Würde und Ehre jı 
forgen hat. Was das alte deutſche Recht von den Ehegätten fagte, daß fle Fein gezweiles Gu 
haben follen, das gilt auch von der richtig aufgefaßten Monarchie. Das gezweite Gut entzwei 
nicht blos Ehegatten, fondern auch Herrfcher und Völker. Daß übrigens der Souverän in fein 
menſchlichen @igenfhaft auch Privatvermögen haben könne, verfteht jih von ſelbſt, ſowie di: 
Gefeggebung ihm auch in feiner Eigenſchaft ald Souverän ein beftimmted Vermögen zu ſeinen 
Privatgebraude (Krongut) anweifen fann. Aus dem Biäherigen dürfte übrigens von ſelbi 
klar fein, daß alle durch vie Haudgefege begründeten Anſprüche ver Familienglieder, melde cr 
mald gegen das fürftliche Haus oder den Territorialherrn zuftanden, jegt, infoweit von privat 
rechtlichen Leiſtungen die Rede ift, ald Anſprüche gegen ven Stadt zu betrachten find. 
| Die Auflöfung des Reichs hatte au 5) Einfluß auf die Rechte des Kamilienoberhaupte 
Oberhaupt der Familie (Chef des Hauſes) ift jet nothiwendig der Souverän, weil die Haut: 
“ verfaffung jet mitdem Staate vereinigt und dem Zwecke deffelben untergeoronet ift, mirbin 
die Haudangelegenheiten der jouveränen Staatögewalt nicht entzogen fein bürfen, welcher zuben 
auch die Glieder des Haufes unterworfen find, und weil der Souverän überhaupt feinen andern 
Heren über ſich anerkennen kann. Schon zur Zeit des Reichs war der jeweilige Territorialhen 
in der Regel ver Chef des Haufes ; damals konnte es jedoch auch ein anderes Glied der Bamili: 
fein, theild wegen der Selbfländigkeit der Hausverfaſſung, theild weil der Landeshert li 
Glied der Familie den übrigen Gliedern derfelben, die, wie er, reihsunmittelbar waren, reätlid 
gleichſtand. Je mehr ſich jedoch die Territorialgewalt in ihrer Kortentwidtelung der Gouverint 
tät annäberte, defto allgemeiner wurde die Anjicht, daß der Landesherr am ſich ſchon der Chef ir 
Familie fei, zumal da er auch die Rechte des Haufes am Reichstage zu vertreten hatte. Welke 
Befugniſſe vem Chef des Hauſes zuftanden und melde Pflichten ihm oblagen, das war nad de 
befondern: Hausverfaſſung und dem Herfommen der fürftlihen Häufer zu bemeflen. Rach da 
jegigen Berfaflung der monarchiſchen Staaten hat ver Chef des Hauſes ſchon deshalb eine ander 
Stelfung,, weil die Glieber des Hauſes zugleich feine Unterthanen jind und er ald Monard di 
Pflicht hat, die Hausangelegenheiten dem Staatszwecke unterzuordnen und dieſem gemäß jı 
reguliren. Außerhalb der Grenzen dieſer Bflicht ift jedoch der Umfang der Rechte und Berbin: 
lichteiten des Familienchefs auch jet noch nach ven frühern Normen zu bemeſſen und überfaun 
vie Eigenschaft des Familienhauptes von der Eigenſchaft des Souvedäns zu trennen, wie di 
Natur der Sache von ſelbſt mit fih bringt. Denn ald Chef des Hauſes iſt er zur-bleibenden Re: 
gulitung der Haudangelegenheiten nur befugt, wenn ihm die Haudnormen diefes Recht beſen 
ders einräumen; und ſelbſt in diefem Falle ift ennhierin durch die Staatöverfaffung und Geſch 
beſchränkt, indem die Autonomie des Haufes jet ebenfo durch die Verfaflung und Geſehe ti 
Staated begrenzt ift, wie ehemals dur die Verfaflung und Gefege des Reiche. Wenn dı 
Verfaſſung oder Geſetze des Staates ihm die Regulirung der Hausverhältniſſe im einem größe 
Umfange geftatten, fo kann in einer folden Geftattung nicht blos eine Erweiterung der Ihm al 
Chef des Haufes zuftehenden Befugniffe, fondern auch das Recht liegen, als Monarch in Haut 
angelegenheiten Geſetze zu geben, ohne an diefonft bei der Staaisgeſetzgebung erforderliche Form 
gebunden zufein. Anfich fteht dem Chef des Haufes das Recht, in Haugangelegenheiten Geſch 
zu geben, nicht zu, fondern er hat bloß das Recht und die Pflicht, die Hausangelegenpriten nad 
den darüber bejtehenden Normen zu leiten, diefe aufrecht zu halten, das Haus zu vertrelen 
deſſen Rechte zu wahren u. ſ. w., überhaupt das Haus als deſſen Obrigkeit zu regieten. Gr 
Gejeggebung in den Kaudangelegenheiten, inſoweit diefe niit der privatrechtlichen Autonom‘ 
unterliegen, fteht nur dem Souverän als foldem zu, welder dabei an bie verfaffungdmäh‘ 
Form wie bei der Gefeggebung in andern Gegenftänden gebunden ift. In der Prarid, mei 
überhaupt aus Gewohnbeit und Bequemlichkeit gern an dem Alten fefthält, wenn ed auch nid! 
mehr mit den Zeitverhältniffen der Gegenwart im Einflange fteht, konnten jedoch die Conſequen— 
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zen dieſer Anſicht bisjetzt noch nicht immer und überall zur ausſchließlichen Geltung gelangen, 
woher es denn auch fommt, daß nicht in allen Staaten Einheit und Friede zwifchen Fürft und 
Bolt befteht. 

"Seit ver Auflöfung der Reichsverfaſſung und der Entftehung der fouveränen Staaten gibt 
es endlich 6) auch fein Privatfürftenrecht im ehemaligen Sinne mehr 11), da dieſes, wie oben 
(IV:) nachgewieſen wurde, ſich leviglih auf das Verhältniß der Territorialherren und fürft: 
lichen. Häufer zur Reichsſtaatsgewalt bezog, welches feitvem gänzlich verſchwunden ift. Die Ber 
ziehungen der Landeöherren zu den Territorien verwies bie richtige Doctrin fhon zur Zeit des 
Reichs in das Tertitorialftaatörecht, wie wir oben gefehen haben. Zwar kann aud ein Sou- 
verän init Privatperfonen in rechtliche Verhältniffe treten umd infofern von einem Privatredhte 
der Souveräne die Rede fein; allein diefed wird nad den allgemeinen Rechtögrundſätzen des 
VPrivatrechts beurtheilt und gehört ſonach nicht zum Umfange der Wiffenfchaft, die man zur Zeit 
des Reichs Privatfürftenreht nannte. Die Rechtsverhältniſſe, in welchen die Monarchen zum 
Staate ftehen, gehören ohme Ausnahme vem öffentlichen Rechte an; auf fie ift keins der Merk⸗ 
male anwendbar, die wir oben (III.) als Kennzeichen des Privatredhts angeführt haben. Es 
gibt allerdings auch jet noch ein Privatfürſtenrecht, aber feins der fouveränen Fürflen, ſon— 
dern blos der fubjicirten Kürften (Standedherren), welchen vie Deutfche Bundesarte (Art. 14) 
die fortdauernde Rechtsgültigkeit der ältern Hausgeſetze 112) garantirt und die Familienautone= 
mie in Unterorbnung unter die Staatögewalt zugefiert hat, ſowie der Familienglieder ver 
fonveränen Häufer. Diefe fürftlihen Perſonen haben als bevorrechtete Staatsbürger aud ein 
befonderes Privatrecht, welches jedoch nicht dem Staatsrechte angehört, — einen beſondern 
Theil des deutſchen Privatrechts bildet. 

Je zweifelloſer es ſich herausſtellt, daß es beutzutage ein Privatfürflenreit der Souvetäne 
nit geben kann, weil fi aus Rechtsgrundſätzen und Verhältniſſen des öffentlichen Rechts 
fein Privatrecht ſchaffen läßt, deſto mehr muß es auffallen, daß man auch noch in neuerer Zeit; 
mit Berleugnung aller Hiftorifhen Veränderungen, ven Berfuch getvagt hat, einen Theil des 
Öffentlichen Rechts der fouveränen Staaten Deutſchlands in derſelben Weife wie zur Zeit des 
Reihe ald „Privatfürſtenrecht“ (‚‚perfönliches oder Privatſtaatsrecht, Familienſtaatsrecht““!) 
darzuftelfen und fogar die Beftimmungen der neuern Verfaſſungsurkunden ald Duellen dieſes 
Privatrehts aufzuführen. 113) Wir leben allerdings in einer Zeit voller Widerſprüche, in wel⸗ 
cher auch das Seltfamfte nicht mehr auffallen kann, in welder man ſich unaufhörlidy bewegt, 
um der Bewegung Einhalt zu thun, in welcher man Kriegäheere rüftet, um ben Frieden: zu 
hüten, in welcher man Gefähr läuft, aus lauter geſchichtlichem Studium die Geſchichte ein— 
zubüßen und die Gegenwart zu vergeſſen, und in welder das Einreifen des Beftehenden und 
die Rüdfehr zum Beralteten Neuerung (Reftauration) beißt. Und jo kann man denn aud) ben 
erwähnten Verſuch als einen würdigen Beitrag zum Syſteme ber Reftauration betrachten, 
welches bei jeder Leiftung für feinen Zweck über Geſchichte und wiffenfchaftliche Gonfequenz gern 
binwegfieht, wenn fie nur die Verhältniffe um einen Schritt näher zum Ziele zurüdführt! 

VlII. Schlußbemerkung. Es war nicht unfere Abficht, den vorliegenden Gegenftand in 
alfen feinen Momenten und Beziehungen zu erfhöpfen, was an dieſem Orte nicht wohl an- 
ginge. Man wird daher gar manches vermiflen, mas noch zum Umfange ver Lehre von den 
Haufgefegert, den man freilich auch wieder mehr oder weniger ausdehnen kann, zu reinen fein 
dürfte. So unterließen wir 3. B. die nähere Nachweiſung des Inhalts der Hausdverträge der 
ältern und neuern Zeit, die jedoch, wie wir glauben, in ver Darftellung des öffentlichen Rechts 
der einzelnen Staaten ihren paſſendern Plag findet und überdies zu einer Hereinziehung ber 
einzelnen: Lehren. des fogenannten Privatfürftenrechts geführt haben würde, ferner die nähere 
Nachweiſung der Nothwendigkeit und Art und Weiſe einer zeitgemäßen Reviſion der Haus— 
geſezgebung, weil gerade in dieſem Verhältniſſe vie wichtigſten Fragen unſers ganzen öffent: 
lichen Rechts zuſtandes zuſammenlaufen. 

Die Geſchichte der Vergangenheit, zu deren Hauptträgern die Hausgeſetze zählen, bat, wenn 
man den wirklichen rechtlichen Zuftand Deutſchlands nimmt, wie er ift, nicht, wie er da und dort 
gewünſcht und angeftrebt ift, das beftimmte Rejultat gehabt, daß Dentſchland aufhörte, ein 


111) ©. vorzüglich Zacharia, a. a. D., Abhandlung VI, ©. 237-289. 

Ar Ein Berzeichnig diefer Hausgefege findet man bei Kohler, a. a. O. ©. 335 j 

113) Val. R. Naurenbrecher, Grundfäge des heutigen deutſchen Staatsrehts —** a. M. 
1837), Bud VI, &: 432 fg. 
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Staat zu ſein und zu einem’ Bunde fouveräner Gemeinweſen ober: wirklicher Stahten wur: 
Für alle dieſe Staaten gilt, mit Ausnahme der vier Freien Städte, unzweiftlhaft das jogenamt 
monarchiſche Brineip, Wie verfchieden nun auch dad genannte Princip aufgefaßt werden kann 
fo viel iR gewiß; day atıf vem Standpunkte politiiher Erfenntnip und Entwickelung, aufweldn 


. mit und'gegemmwärtig befinden, in diefem ſogenannten Prinkip das Poſtulat einer organiſchen 


Verbindung ver regierenden Dynaſtie und ihres politiſchen Chefs oder ded Monarchen mit den 


' ganzen Staate enthalten ift. Berner folgt aus ver organischen Einheit des mode rnen Staat! 


überhaupt; daß feine Art von Autonomie, aud) nicht die geichichtlich hergebrachte ver Mebian: 
firten, ein den Anforderungen des organiſchen Fortſchritts unwiderſtehlich entgegentretende 
Hinderniß fein könne. Dieſe Punkte find ed, welche für die gegenwärtige Beurtheilung der be: 
ſtehenden Hausgeſetze und für deren Zufunft maßgebend ſein müflen. 

Die durch die monarchiſche Staatsform gegebene oberſte und als ſolche —— 
untheilbare Stellung des Staatdoberhauptes kann natürlich auch ihren ganzen Weſen 

durch den Staat beſtimmt werden, und deren ganze rechtliche Beſtimmung bildet eben den 
des monarchiſchen Staatsverfaſſungsrechts. Die Stellung der Glieder feiner Familie iſt de 
nicht ſouveräner, wie hoch immer geftellter Unterthanen, deren frühere Geſchichte einerfelt dir 
Urſache mander Eigenthümlichkeiten ihrer Lage ift, die aber ven Schwerpunkt ihrerigegenmär: 
tigen befondern Bedeutung im einem fehr hohen politifchen Berufe für dasjenige Land, den ie 
angehören, finden müſſen. Zu dieſem Berufe kann es nicht gehören, fich auf rund angeblichn 
hiſtoriſcher Rechte ver verfaſſungsmäßigen Enmmwicelung 'ded Fortſchritts entgegen zuftemmen, 
ebenfo wenig aber, wohlbegründete Privatrechte oder bie unzweifelhaft privatrechtlichen Seiten 
ihrer bisherigen Stellung ohne gerechte Entſchädigung zu verlieren. In Bezug auf diefe Sig, 
welche für etwaige Gollifionen zwiſchen ber modernen Stantögejeggebungund den Hausgefegen 
maßgebend find, ftehen die Mediatifirten den nichtregierenden Mitgliedern der ſouberänen Dr 
maftien, wie/ cum grano salis, allen: Unterthanen eines Staates glei: Denn in einem orga⸗ 
nischen Staate hängt jede beſondere rechtliche Stekfung von damit verbundenen politifchen Pflich 
ten ab, und ed kann nur Sache des Stanted oder, was daffelbe ift, feiner verfafllingsnäpige 
Geſetzgebung fein, unter würdiger Wahrung der wohlbegründeten Bribatrechte Die ihm nötkis 
ſcheinenden Veränderungen over Modiſlcationen ver boſtehenden —— Simatana mi: 
ſprechend ind: Werk zu jegen. 

In der Stellung der Mitgliever eines — Haufed oder einer — Sans 
liegt eine ſolche Fülle ſtarker und ehrwürdiger Gründe und Mittel einer beſondern Auszeichnung 
dafnfeirte Urſache gegeben iſt, zu befürchten, Völker wie die deutſchen würden jemals anſtehen 
dieſelbe gebührend anzuerkennen und bei allen nothwendigen Reformen entſprechend zu betüd 
ſichtigen, wenn diejenigen, welche ſich in einer dieſer Stellungen befinden, von ber Erkenntnis 
ausgehen, daß das Weſen ihrer befondern Situation in ausgezeichneten politifhen Blibten 
beftehen und fie zu einem thntfräftigen, möglichft innigen Anfchluffe, zu einer wirkſamen Antbeil: 
nahml an bem gangen Em und Fortſchritt ded Staates bejttmiken müſſe 

©: Jordan und 3.9 
änferfteuer, ſ. —— 
varie. Unter dem Ausdruck Havarie begreift man Ziemlich verfihiebene Dinge, deren 
forgfältige Trennung jedoch erforberlich:ift: 1) Große Havarie (Avarie grosse), 2) particular: 
Havarie. Dieje beiden beftehen nach heutigem Gerichtsgebrauch und nad Nſanee noch jegt ;nid! 
mehr dagegen / die fogenannte Eleine oder orbinfäre Havarie, worunter man ſonſt ſämmtliche ln: 
foften vom Gin: bis zum Auslaufen eines Schiffes verftanden haben wollte. 

Das deutſche Handelogeſetzbuch (Art: 702) verfteht unter großer Havarie' ‚alle Shi 
den, welche dem Schiff oder der Ladung ober beiden zum. Zweck der Errettung and einer ge⸗ 
meinfamen Gefahr von dem Schiffer oder auf deſſen Geheiß vorſätzlich zugefügt werben, jew 
auch die durch ſolche Mafregeln ferner verurſachten Schäden, ingleichen die Köften. welcht zu 
demſelben Zwecke aufgewendet werben”. Als partieufare Havarie erklärt das Handelsgeſchbut 
‚alle nicht zur großen Havarie gehörigen, durch einen Unfall verurſachten Schäden und Koflen“. 

Um die Bedeutung dieſes Unterſchieds zu ermeſſen, wird mam ſich die rechtliche —* 
der Intereſſen vorſtellen müſſen, welche ein auf der Fahrt begriffenes Schiff repraͤſentirt; ee 
ſind nämlich deren drei: 1) der Körper des Schiffes ſelbſt (das Casco), 2) die Schiffeladun. 
3) die zu verdienende Fracht. 

Alle diefe Intereſſen koͤnnen während laufender Fahrt getrennt gedacht werden, wäßtent ft 
doch der Natur der Sache nach faetiſch zufammenfallen, ſodaß alfo eine und dieſe lbe Begebenhen 
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ñe alle; fees gleihmäpig oder ungleichmaͤßig, gefährden kann, Hierauf iſt jener Unterſchied be⸗ 
rechnet. Wenn alſo während einer Seefahrt ein Theil des Schiffsmaterials oder der Ladung 
geopfert werden muß, um bad Ganze; etwa vor der Gewalt des Sturm, zu reiten, fo ift es 
nicht mehr ald recht und billig, daß die andern Interejlen: den entftandenen Schaden mittragen 
heiiem.:. Daßipie Kracht von der Ladung getrennt gerechnet: wird, hat feinen natürlichen Grund 
dariny:abeil, heutigen Tags in den meiften- Fällen der Befiger dev auf ein. Schiff:verladenen 
Güter nicht derſelbe ift; dem das Schiff gehört; zudem ift die Fracht in der Negel exit dann ver: 
dient, wenn bie Güter in unbeſchädigtem Zuflande abgeliefert worden finds: Auch kann die 
Fracht für Die verſchiedenen Theile ver Ladung verſchieden berechnet fein. Werben, daher ein 
zeine Theile des Schiffed und der Ladung zur Rettung deö Ganzen abſichtlich geopfert, ſo muß 
dann auch die Fracht den entiprechenden: Theil des Schadens, nicht blos st Zufälligfeit bed 
einzrinen Opfers, ſondern an der Ladung überhaupt zu tragen baben, 

-@ifbaberdurhausnothmendig: 1) daß ver Entſchluß, ein Opfer zu Keinen, freiwillig ge: 
faßt fei, und zwar nach Vorſchrift ded deutſchen Handelsgeſetzbuchs freiwillig vom Schiffer (Kas 
pitãn) ober auf deſſen Geheiß, ſodaß alſo ein abſichtlich blos vom Schiffsvolk beſchloſſenes und 
ausgeführtes Opfer nicht hierher gehört; was allerdings zur Abſchneidung von. Streitigkeiten 
richtig ſein mag, ſonſt aber, wenngleich nur in ganz einzelnen Fällen, bedenklich ericheinen fünnte; 
2) daß die Mettung auch nurd das Opfer bewwerfftelligt worben iſt. Wenn alfo nach vollende⸗ 
tem Opfen dennoch das Schiff etwa auf den Grund geräth ober durch die Gewalt eined Seeun— 
fall8 zum Wrack wird, jo ift feine große Havarie Da. So einfach dieſe Grundſätze nun auch zu 
liegen ſcheinen/ fo entfliehen für die Praxis doch mancerlei Schwierigfeiten. War 4. B. das 
Schiff ſchon an ſich ſeeuntüchtig, ſodaß dadurch die Seegefahr mit herbeigeführt worden iſt, oder 
war: biefelbe durch ein Verſehen des Schiffers eutſtanden, fo kann nach Geſetz und Praxis dev 
meiſten ſeefahrenden Nationen von einer großen Havarie nicht die Rede fein, denn der Schaden 
war offenbar nicht blos durch eine Seegefahr herbeigeführt worden. Außerdem würde in einem 
ſolchen Falle der Rheder einen etwaigen Verluſt am Schiffe durch die Ladungdintereſſenten ver: 
güteterhalten: ‚Andere-Gefeggebungen haben jedoch den umgekehrten Standpunkt, weil außer 
dem Rheder und dem Schiffer nod andere betheiligt find, welche in Nachtheil gerathen müh: 
ten, falls man in jenen Fällen feine große Havarie fehen wollte, die Ladungeinteueflenten alfo 
allein ven ihren Mütern zugefügten Schaden tragen müßten: Das deutſche Handelsgeſetzbuch 
fhlägt einen Mittelweg rin, indem ed jene Fälle allerdings zur großen Havarie rechnet, aber 
diejenigen, welche —— ein Verfchulden trifft, von der — ihren Theil des Gas 
aus |hließt: 3 

Eine —— Frage iſt es, ob eine freiwillige — um das Schiff etwa der 
Macht ver Wellen zu entziehen, ohne daß aber daſſelbe bei dieſem Verſuche zur Rettung unter: 
geht, ala große Habarie anzuſehen ſei. Die heutige Gerichtspraxis und auch das deutſche Han— 
delsgeſetzbuch rechnen es zu derſelben, weil die Abſicht des Schiffers dahin gehe, eine kleinere Ge⸗ 
fahr gu laufen und einen kleinern Schaden zu tragen, um einer größern Gefahr und einem grö: 
“ Bern Schaden zu entgehen. Ganz ähnlich ſieht es mit dem fogenannten Prangen aus, dad nad) 
dem beutjchen Handelstechte jedod) wicht zur großen Havarie gehört. Prangen-entfleht, ſobald 
der Schiffer bei entftandenem Sturme alle-Segel beiſe tzt, um nicht auf den Strand oder auf 
Klippen zu gerathen, eine Dperation, welche, wenn nicht weit mehr, meift Segel und Takelage 
koſtet. Die praktiſche Seite bei diefer Frage liegt übrigens darin, daß forwol das freiwillige 
Stranden wieidas Prangen gelegentlich wol dazu benugt wird, um nbitchtlid auf Koſten der 
Mitintereſſenten an einen Reiſe und der Affecuradeure eine große Havarie herbeizuführen. 

Es gibt noch eine Anzahl von mehr oder minder wichtigen Streitigkeiten in Betreff der 

großen Havarie, z. B. über dad Einlaufen in einen Nothhafen und wieweit daſſelbe und pie 
daraus entſte henden weitern Kofien große:ömvhrie.feien ; welche Arten von Gütern nicht zur 
Berechnung unter die große Havarie kommen, wie ed mit den Reparaturen ſteht uf. m. Auch 
darüber; : in welcher Art das Schiff oder die geopferten Güter zur Havarie kommen, beftehen 
abweichende Vorſchriften. Gin: nit mehr neues Schiff muß ſich ‚bei der Havarieberechnung 
regelmäßig einen Abzug vonrurfprünglicen Werthe veifelben nach Maßgabe des Alters gefaklen 
laffen:: Für aufgeopferte Güter kommt in Abzug, was au Fracht, Zöllen und Unkoſten infolge 
ihres Verluſtes erfpart worden ift. Für entgangene Fracht wird die Vergütung durch den 
Frachtbetrag beftimmt, welchen die aufgeopferten Güter am Beftinnmungsorte gehabt Hätten. 

Nicht zur großen Havarie tragen bei: die Krlegd- und Mundvorräthe eines Schiffes, die 
Heu (Matrofeniohn) und die Effecten der Schiffährfagung ſowie die Effecten der Meiſenden; 


616 ___ Hebräer und heilige Schriften des Alten Teftaments 


auch wird keine Entfhäbigung gewahrt für geopferte Koftbarfeiten und Gelder, welde vn 
Schiffer nit gehörig bezeichnet waren. 

Die particuläre Havarie (die jedoch auch gelegentlich kleine Havarie genannt wird) unter: 
feheivet fich von der großen Havarie dadurch, daß fie jeglichen auf der Seereife entflandenen ju: 
fälligen Schaben am Schiffäförper und der Ladung in fich begreift. Diefer Schaden wird aber 
allein von dem, deſſen Intereffe dadurch befhädigt wurde, getragen, da eben der Seeverlufl miht 
entftanden war, um ein verbundenes Interefle befler zu fihern. Es kann alſo ſeht wohl fom- 
men, daf der Geldwerth ver particularen Havarie größer ift ald ver der großen Havarie. Em 
völlig untergegangenes Schiff gehört zur particularen, ein ſeetüchtig gebliebenes kann zurgre: 
ben Havarie gehören. Die praftifche Bedeutung dieſes Unterſchieds Liegt darin, Daß bei einem 
untergegangenen Schiff jever Theil feinen Schaden allein trägt, während bei der großen Ka: 

varie die Verlufte gleihmäßig vertheilt werben. ae” 

Man jieht, e8 ift eine höchſt eigenthümliche Reqhteſphäre, innerhalb welcher ſich die Havarit 
bewegt, und jedem praktiſchen Geſchäftsmanne, zumal an einem Hafenplatze, werden Die großen 
Schwierigkeiten dieſes Gegenftanves befannt jein. Die Eigenthümlichkeit der Seegefahr umd dir 
Verwickelung ver dabei in Betracht gefommenen Umftände fünnen fo groß fein, Daß ſpäter der 
affergrößte Scharffinn dazu gehört, fie wieder zu entiwirren. Denn es kann ih außerdem ſehr 
wohl ereignen, daß auf einer und verfelben Reife mehrere große und Fleine Havarien entſtehen, 
wodurd die Berechnung der eingetretenen Schäden und der Beitragspfliht von Schiff, Fracht 
und Ladung ganz ungemein erſchwert werben muß. 

Sobald ein Schiff, welches Havarie erlitten hat, in einen Hafen einläuft, muß es nach Ser— 
gebrauch Seeproteft erheben oder, wie man aud fagt, Verflarung belegen, d. h:- der Schiffer 
und feine Reute müffen eivlich vor der competenten Behörde die Umſtände angeben, unterwelden 
die Havarie gefhehen war. Auf Grundlage diefer Angaben wird alsdann die fogenannte Dit 
pache von dem obrigfeitlich dazu ernannten Dispacheur aufgemadt, d. h. bie Berechnung ver 
Beitragspflicht ſowie ver Entfhäpigung eines jeden ver Schiffäintereflenten. Es ifl Feine verge 
tingften Schwierigkeiten diefer ganzen Materie, Daß fogar die Dispadhirung indem verſchiedenen 
Häfen nad) ganz abweichenden Grundfägen vorgenommen wird. Gs gibt Häfen/ in melden der 
Schiffer, andere, in denen der Ladungsintereſſent die Dispache vorzieht. 

Urfprünglich mußten vie Betheiligten felbft, alfo Rheder, Schiffer, Labungsintereflent, in 
frühern Zeiten. zuweilen eine und diefelbe Perfon oder doch durch Bevollmächtigte auf dem 
Schiffe felbft vertreten, jeder direct den Schaden tragen, alfo bei der großen Havarie fid einen 
beftimmten Abzug von feinem Eigenthume in oder am Schiffe gefallen laffen. Heutzutage, wo 
regelmäßig Schiff, Ladung und Fracht verfichert werden, liegt vie Sache praktiſch meift anders 
der Nachtheil einer Havarie trifft nicht mehr oder doch nicht vollftändig die Intereffenten ſelbſ 
ſondern die Affeeuranggefellfchaften, die ſich indeß dafür nach verſchiedenen Grundfägen, denen 
die fogenannten Berfiherungspläne zu Grunde liegen, und meift nur unter beftimmten Bor: 
ausfegungen für ben einzelnen Fall verantwortlich erklären, indem ſie z. B. vie Verſicherung 
für gewiſſe Arten von Schäden und Verluſten, alfo auch für beſtimmte Havarien gar nidt oder 
doch nur zu erhöhten Procenten übernehmen. Es entflehen aus dieſer Veränderung eine gan; 
neue Reihe von Rechtsverhältniſſen und ganz neue Geſichtspunkte für die Havarie. Überhaupt 
iſt das Privatſeerecht, wohin natürlich auch die Lehre von der großen und. Heinen Havarie 
gehört, einer ganz veränderten Entwidelung und Durhbilvung unterzogen worden, ſeitdem 
es in die jegige fefte Verbindung mit dem Aſſeeuranzrecht getreten ift, wobei es allerdings nicht 
hat ausbleiben können, daß allmählich der Standpunkt des Verficherers (des Aſſecuradenth) 
vor dem ber Verficherten den Vorfprung gewonnen hat. Das Allgemeine deutſche Hanvelögeiet: 
buch behandelt die Havarie in Buch V, Tit. 8, Art. 702— 741. ®. Cohen. 

Hebräer und heilige Schriften des Alten Teſtaments. (Die Bibel und die 
biblifhe Gefhichte ans dem ftantsrehtlihen Gefihtspunfte betrachtet) Bibel 
(Biblia, BußAda) bedeutet wörtlih nur Bücherchen (libelli). Weld ein demüthiger Titel! Un 
wie viel und mannichfach wirkten und wirken noch dieſe „Buͤcherchen“ gerade auf pen gebilbetten 
Theil des Menfchengefchlehts! Denn nicht nur alle jüdiſchen und chriſtlichen Religiondparteien 
fireben immer, auf diefe Bücherchen gegründet zu fein, aud der Mohammedaniomus in jr: 
ven zwei Haupttheilen hat gar vieles, wenn auch nicht unmittelbar, aus eben diejen Bücher 
chen geichöpft. 

Auch anf das bürgerliche fowol als auf dad Staatsrecht haben dieſe Biblia einen fo viel: 
fachen * noch jetzt oft nicht deutlich erkannten oder durch Misverſtändniſſe verkehrten 
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Gisfluß, daß es für den nicht blos po fittven Juriften eine poppelt nöthige Aufgabe ift, das 
Weſentliche von Inhalt, Entftehung und Autorität jener Quellen fo vieler hiſtoriſcher, moralis 
fcher und rechtlicher Kenntniſſe und Meinungen rein wiflenfhaftlih und ohne entweder über: 
fhägende oder midfennendbe Borurtheile zu überbliden und dabei, wie ed immer fein jollte, das 
kritiſche Gefhichtöforichen und das Philofophiren ald untrennbar zu vereinigen. 

Der ältere, aus 24 Bücherchen oder fleinen Auffägen beſtehende Theil der Biblienfamm- 
fung, welchen die Ehriften mit den Juden gemeinſchaftlich achten, ift fhon geſchichtlich deswegen 
ſehr merkwürdig, weil feine fpäteften Nachrichten (vie von Era und Nehemia) in die Mitte des 
5, Jahrhunderts v. Ehr. fallen, gerade in ven Zeitabfchnitt, wo erft der frühefte übrig geblies 
bene griechiſche Geſchichtſchreiber Herodot, was er von Völkergefhichten. auf feinen Wande— 
rungen aufgefpürt hatte, ven Neugierigen zu Athen öffentlich vorzuerzählen anfing. Da mit 
Abraham, ungefähr 1920: Jahre v. Ehr., innerlich glaubliche Geſchichten der Althebräer be: 
ginnen, fo wird: alfo in dem fogenannten Alten Teftamente !) und deſſen Kunden über vie 
jegige mit der Noachiſchen Flut begonnene Epoche der Erdbewohner durch Auszüge theild.aus 
gleichzeitigen Reichochroniken, theild aus wenigſtens alten Schriften ein Zeitraum von 1480 
Jahren einigermaßen ausgefüllt, aus welchem nichts Schriftliched an die Griechen gekommen war. 

Uber Abraham hinaus bis zur Flut bemerken wir nur Sagen und muthmaßliche, an Na= 
men gefnüpfte Vorausſetzungen. Denn z. B. Noah bedeutet Ruhe; das iſt dann nichts andered 
als Hinweiſung auf die Zeit, wo nad} einer zerſtörenden Überſchwemmung man wieder in Ruhe 
kan, Wol werben ihm drei Söhne beigelegt, aber ihre Namen beveuten drei Weltzenen. 
Denn die morgenlänbifche Geographie, welche noch feine Erdkugel kennt, teilt die Erdfläche, wie 
fie dieſelbe fannte, nicht in drei Welttheile, fondern in drei Zonen over Gürtel und zwar fo, wie 
wenn fie von Dften nad Weften durchliefen. Sem ift im Arabifhen und Hebräiſchen hoch, d. i; 
das Hochland Afiend, wo das neue Anbauen begann, oder der mittlere Erdgürtel, in welchem 
die Abrahamiden von Ararat oder Kaukaſus (nicht vom Indus) her in die heipern Gegenden, 
zu den Ghamiten herab, nomabifch gezogen waren. Cham nämlich iſt Heiß, d. i. die ſüdlichere 
Zone. Japhet bedeutet nach dem Aramäifchen das, was ſich zerſtückelt ind Weite und Breite aus⸗ 
dehnen mag. Als eine ſolche Strecke voll Gog und Magog (voll blitzſchnell umherſchweifender 
Völker) dachte man ſich die nördliche Zone, die terra incognita der Alten. Aber wer wird als 
Geſchichte annehmen, daß von drei Söhnen eines Vaters zwei in die weite Welt gezogen ſeien 
und ber eine den füblichen, der andere den nördlichen Erdgürtel mit feinen Kindern und Enfeln 
hordenweiſe benölfert habe ? 

- Die fünf nach Mofe benannten Bücherchen find eigentlich Volksgeſchichte ver alten Hebräer, 
bauprfähli daraufhin rückwärts weifend, wie fie aus Nomaden zu einer durch Gejeggebung 
vereinigten Gotteßnation geworden feien. Daher mußte ein Anfang vorangeftellt werden, wo 
ebem ber Gott, welcher ihr beſonderer König geworben fei, ſich ald der Weltordner überhaupt zu 
zeigen angefangen habe. Zu Grunde liegt dabei, was der menſchliche unmiffende Stolz fo lange 
als das Gewiſſeſte vorandjegte, daß nämlich dieſe uns fo liebe Erde das wichtige Gentrum jei, 
um das ſich alles orehe. Spuren genug, daß hier Menſchen ſich offenbarten, maß fie zu denken 
vermochten. 

Mythen (Meinungsſagen) und Philoſopheme (Lehrerzählungen, wie Geneſis Kap. 3) gehen 
im Beginnen voran, wo Kunden des Geſchehenen fehlen. Aber dort, wo das Altbibliſche als Ge— 
ſchichte beginnt;/ von Abraham an, wird ed dem juridiſchen Geſchichtsforſcher beſonders dadurch 
denkwürdig, weil es ihm im ununterbrochenen Zeitfolgen ein und daſſelbe Volk durch faſt 
alle Entwickelungoſtufen durchführt, in denen menſchliche Staaten, rechtlich und unrechtlich, er— 
ſcheinen können. 

Durchlaufen wir nunmehr mit fosmopolitifchem Blicke jene Bücherchen, welche dem, ver 
fie in der Quelle, aber nach Montesquieu's Weife ftüdiren fann, die Data Hiervon überliefern. 

Erfte Epoche: die patriarchalifche und moralifch=theiftifche. — Ein Romapenfürft, der felbft ge⸗ 


1) Der juribifche Ausdruck Teftament erweckt bei der althebräifchen und ber chriftlichen Bibel nad 
bem jeßt gewöhnlichen Sprachgebrauche den Misverftand, wie wenn hier auf irgendeine Weiſe die Die- 
pofltion für einen Todesfall gegeben würde. Es verfteht ſich, daß Jehovah fein Teftament in dieſem 
"Sinne machte. ‚Die Benennung entftand, weil testamentum im allgemeinen Sinne jebe wohlbezeugte 
ober beglaubigte Urkunde und Dispofition bezeichnete. Auch die griechiiche Benennung dradrpen bedeu⸗ 
tet überhaupt Diepofition, Feſtſetzung. Um aber Misverftand zu verhüten, ift es richtiger, jene alt: 
hebräifchen Sephers (libelli) Schriften des Alten Bundes und die hriftlichen die des Neuen Bundes 
(smifchen Gott und ben Glaͤnbigen) zu nennen. 


* 
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kecht und großherzig genug ift, um nur einem’ ‚gerechten Richtet der ganzen Erbe” (Ben. 18,25) 
ald feinen Gott und Schutzherrn anzuerkennen, nimmt in feine Hörde, durch ein auch die Nach⸗ 
fonimenfchaft mit einſchließendes Bundedʒeichen amBeibe, jeden auf / der auch einen ſolchen ale 

feinen’ Gott achten will, und gibt dadurch ein Beiſpiel, durch welches ſchon unter ſeinen Urenkeln 
zwölf ſolche Horden oder Hirtenſtämme ſich vollzähliger bilden — * — 
verleiben der Dienſtleute unglaublich mehren konnten 

Pie merkwürdig iſt es, daß hier ſich Die erſten Anfänge ver Moralreligion Sicht zeig 
ten! Andere Völker hatten, weil fie nur nad) Urhebern der Weltdinge fragten, nur im ſchwach⸗ 
finnigen Abhängigkeitsgefühlen minder Abhängige über ji hinauf dichteten, nur Macht: und 
Furchtgötter. Hier wird ein Gott der Gerechtigkeit und Rechtſchaffenheit den rohlräftigen Ge: 
mürthern eingeprägt. Dieſe moraliſchepolitiſche Ider und zugleich ver aus dem Momadenleben 
entftehenve Begriff von ſelbſtändiger Unabhängigkeit, wie fie dev unter dem orientalifchenHinf- 
mel mit mäßiger Arbeit: jid felbft erhattende Hordenmenſch fühlt und ſich aneignet;; gaben wem 
althebräffchen Charakter für alle Folgezeit ein Gepräge; das zwar auf allerlei Weiſe, beſonders 
in-Nationalftolz, in Rasen Trot und in bald offene, bald verſteckte Unbändigkeit andartetr, 
aber doch in ſeiner Tiefe immer eine zum Beſſerwerden wohl zu benutzende Cigenthůmlichteit, 
ven großartigen Reſpert vor ‚einem "Son ded Rechts an⸗ Haß gegen DEREN. in 
ſich fließt. | 

Zweite Epoche: die patriotifche — mit ainen monarqhiſch ariftokratiſ hen Ideai _ 
Jenen patriarchaliſchen oder auf Familien vegierung gegründeten Freiheitsſinn durfte und mollte 
der ebenſo kluge als für Machterhaltung durch Gewaltmittel im Rothfulle vafıh entſchloſſene 
Moſes nicht verlegen, ald er nach etwa 400 Jahren die um ben Eafins: Berg heran (iv Goſchen) 
zabfreich gewordenen, von Umterprüdern A gyptens auch gedrückten abrahamidiſchen zwolf Moma⸗ 
denſtaͤmme in ein Volk durch Geſehgebung vereinigen wollte, um ihm ein Ackerbauland zu einer 
durch vie Natur abgeſonderten, durch die Libanond: und Ehermonsgebirge, das ſtrile Jordans⸗ 
thal, ven Naphthapechſumpf und die Wüften unfhloffenen und gleichfant'befeftigtem Eigenwoh⸗ 
nung zu erobern; Ein abgefonderted Volk, fo muß wol der patriotifhe Moſes gedacht haben, 
bleibt unter lokalguten Geſetzen am längſten glüdlicy)befonverd wenn Fremde (wie hier Die 
phönizifchen Welthändler aus Sivon und Tyrus) nahe find, welche den Überfluß vom Getreide 
und Heerden gern abkaufen und doch in das Innere des Landes der Hirten und Anbauer fidy rin> 
zumiſchen keine Urſache haben. Zur Bereinigung der zwölf Horden diente ihm Die Einheit des 
allverehrten, rechtwollenden und dadurch über die andern Götter erhabenen Gottes der Altvor⸗ 
dern: Wie aber nun die Regimentsverfaſſung? In Agypten hatte Moſes zwar gelernt, daß ein 
Gelehrtenſtamm, welcher nicht blos den Cultus, ſondern auch alles Bürgerliche, Gerichtliche, 
Arztliche und Polizeiliche zu leiten und zu vollziehen hatte, durch Unterricht: und Familienübe r⸗ 
lieferung erzogen, zur Regierung ded Ganzen unentbehrlich ſei Dazu blldete erıfeine ihn wol 
am meiften.anhängigen Stamm (Vevi bedeutet einen anhängig Gemadten). Aberier bildete ihn 
über das Gehreinpriefterlihe hinaus und fo, daß nur ein Theil ver Leviten Opferpriefter waren, 
alle hingegen zu: Geſchäften für die Staatsgeſellſchaft, zu Notaren, Unterrichtern Gefunbheits- 
auffehern, Yandräthen u. ſ. w. braudbar fein und deswegen, überall im Lande zerſtreut woh⸗ 
nend, durch Naturalabgaben (Zehntlieferungen aller Art) beſoldet werden ſollten. 

Einen ſichtbaren König hätten ſich die ſchon gegen ven Levitenſtamm als Kafteroffetibar 
(Deut, 16, 3) eiferſüchtigen Stammfürſten und Familiarregenten in ihrem nomadiſchen Frei⸗ 
heitsmuthe ſchwerlich aufnöthigen laſſen. Die leichte, ſichere Ernährung durch Heerdenbeſfitz 
in freien Weideländern und das kräftigende Leben bei wilder Koſt unter freiem Himmel miadte 
eine Volksmenge auf die gründlichite Weiſe freifinnig, weil diefe Gemüthsſtimmung jedem 
Menſchen natürlich iſt, wenn ihm nur nährende Arbeit und dadurch / ſolange er ſana — 
eine nicht von Conceſſionen abhängige Selbſtändigkeit geſichert erſcheint 

Das erſte Beiſpiel eines unter goöttlicher Veltung gewordenen Rönigihumaigab ah der 
begeifterte Patriot Moſes dadurch, daß er feine Volksvorſteher ein unfihtbares Negierungdmufter 
in ihrem. feit Abraham’d Glauben als rechtwollend verehrten allgemeinen Gott anerfen: 
nen lehrte. 

Dabei. ijtdie aus Willigkeit erfolgte Unterwerfung bie ſicherſte. Daher Moſes patriotiſche 
Klugheit, daß er feine „Stimmgeber“ ſich ſogar ihten Volfegott nur durch eine foͤrmliche Wahl 
(Erxod. 19) als vertragsmäßigen Nationalkönig zu küren und zu erbitten veranlaßte. In den 
ülteften vorhandenen Geſchichtsurkunden findet demnach) der Staatsrechtsforſcher, wenn er, irgend 
philoſophirend die Geſchichten zu betrachten geneigtift, bei einem durch Prophetengeijt orlisden 
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Bolke diefe unverfennbare Wirklichkeit von einer auf dad Vertrauen der natürlich für dad öffent- 
liche Wohlergehen am meiften intereffirten Vorftände des Volkes gegründeten Regeutenwahl 

Die von Mofes geitiftete Theokratie heißt und mar „ein prieſterliches Königtdum’‘«(Grov. 
19; 6). Aber feine Prieſter waren nicht blos Dpferer und Fürbitter, fondern für-alle damals 
nöthigen Gegenftände bürgerlicher Ordnung einfach gebildete Staatäbeamte: Statt eines bios 
philoſophirten Regentenideals war ihnen: die Idee, wie und was im Regieren gewollt erden 
ſolle undıdürfe, in dem gewiß nur das Rechte wollenden linfihtbaren perjoniflcirt'vorgehalten. 
Im jedem einzelnen Falle hatten ſie nur: als deſſen Unterregenten gewiſſenhaft vie Frage ſich zu 
ſtellen: Würde Jchovah dieſes und das als Net und als Volkswohl wollen, wenn er fonben 
vonftinene Geſeheothrone zwiſchen den Cherubim her ſich uns ſichtbar machte? 

Dies alles und eine merfwirdige Anzahl von sehn allgemeinen-und vielen Eipetiafgeboten, 
von denen mehrere, mach ihren Zweck verſtanden, in Wahrheit manchen römiſchen und kanoni⸗ 
ſchen Rechtsſat überbieten können, finden die, welche im heiligen Alterthume mit kosmopoliti⸗ 
ſcher Menſchenkenntuiß ohne nach der Herkömmlichkeit geſchliffene Brillen zu ſehen vermögen, 
in den fünf erſten jener althebräiſchen Bücherchen (Biblien), Die einzige von Montesquieu's 
Geiſt angewehte Schrift hierüber, das „Moſaiſche Recht von J. D. Michaelis, Hat- vor: 
längft als erſter kenntnißreicher und geiſtvoller Verſuch die Bahn zu einem lebendigern Eindrin⸗ 
gem in dieſe politiſch⸗theologiſchen Wirklichkeiten einer praktiſch-religiöſen Vorzeit gebrochen. 
Mit Dank zu erkennen find manche kritiſch freiſinnige Blicke, welche in Prof. Leos Vorleſungen 
über die Geſchichte des jüdiſchen Staates“ (Berlin 1828) und in. D. Hüllmann's Staatsver⸗ 
faffung der Ifraeliten‘‘ (Beipgig 1834) enthalten find: Doch reicht das Zerſtrente und Fragmen⸗ 
tarifche auch deswegen nicht bin, weil vieles auf einer vie Echtheit und Die Zeitalter ſcheidenden 
und mande einzelne Stelle erſt philologiſch ergründenden Durcharbeitung alt jenevnlthebräis 
ſchen Sähriftrefte beruht. Dap gu Moſes Zeit geichrieben wurde, wird nicht nur in. all dem bibli⸗ 
fen Überlieferungen ſelbſt als umbezweijelt vorausgeſetzt, es iſt much an ſich gan nicht wahr⸗ 
ſcheinlich, daß ein fo weithin Waaren verſendendes und Comptoirs anlegendes Bol; wie die 

Vhönizier waren, nicht bald genug) zur Erfindung einer dazu unentbehrlichen Buchſtabenſchrift 
getrieben geweſen ſei. Auch deuten die: nach dem aramäiſchen Alphabet gebildeten Namen au 
griechiſchen Buhftaben auf Die Abſtammung von ver phoͤniziſchen Evfindung. . 

Gleichzeitig jedoch find Die fünf nah Moſes genannten Hauptbücherchen keineswegs: Selbſt 
die Geneſis iſt aus verſchiedenartigen ſchon frühern Aufſätzen zuſammengefügt, von denen ein Theil 
fortwährend einfacher auf Gott als „Elohim⸗ (Gochverehrten), ein anderer Theil aber weit 
wundervoller auf: ®ott als „Jehovah [d. i.ald den, welcher ſich den Spätern unter Moſes nicht 
mehr blos als den reich Raqenden (Schadai), ſondern ſchon als „den ſich gleich ee 
eriweife] ſich bezieht. 

Auch der Exodus hat von vornherein ebendieſelbe Art von Zuſammenfügung, und um bier 
nur ein Merkmal des nichtmoſaiſchen Urſprungs anzudeuten, ſelbſt Mofed’ und Aaron's Genea⸗ 
(ogie iſt Cxod. 16, 14; 7,7. ald Greerpt aud:einem Geihlehtörrgifterbude und alſo nicht fo, 
wie Moſes es aus eigener Keuntniß gegeben haben würde, eingerückt Aber dennoch ſind mehrere 
Stüde, vornehmlich das kleine wohlgeorbnete Grjegbüchlein (Grod. 21, 22: —.23, 19) wahr: 
ſcheinlich wörtlich moſaiſch, vieles andere wol aus: glaubwürdiger, wenngleich nachmoſaiſcher 
Aufzerichnung. Die Geneſis und der Exodus hängen als eins und zwar als geſchichtliche Er⸗ 
zählung zuſammen. Ru Leviticus iſt, was der Prieſter und Cultusanhänger beſonders beachten 
ſollte, geſammelt (ein Prieſterbuch) Das: vierte, ein Bürgerbuch, betrifft mehr, was ven iſrae⸗ 
kitifhstheofratiihen Bürrgen intevefjirte. Doch iſt zu erweilen, daß dieje vier oder eigentlich drei 
Kleinen Volkobũcher vor dem Abiall Jerobeam'swenigitens nicht allgemein bekannt geweſen jein 
fönnen.: Denn wäre. der Nation ſchon als alte. moſaiſche geſetzliche Geſchichte publieirt: geweſen, 
was wir Grod. 32, 38 von Aaron's Nahahmung Agyptens, feinen. Nomaden ihren Gott in 
Stiergeflalt zu vergegenwärtigen;, zu lejem haben, wie hätte ver auch aus Ägypten gefommene, 
vonder Volkomeinung abhängige Uſurpator Jerobeam ven (unflugen) Ginfall haben und bei 
ſeinen zehn Stämmen ohne Widerftand verwirklichen: können, ihnen; den Gott Iſraels gerade 
in der dort jo angelegemtlih verworfenen Stiergeitalt zu verfinnliben? Wie ferner hätte er, 
der nene Regent, joileicht nach 2. Ehron. 43, 8. 9 den: ganzen Levitenſtamm jeiner Borzüge ent= 
jegen und dagegen die alte Volksjitte, Priefter aus allen Stämmen zu nehmen, wiederherſtellen 
fönnen, wenn die Rechte der Leviten, als von Moſes gegrümdet, längft der Nation ſchriftlich be= 
kannt und angewöhnt geweien wären? Wie hätte überhaupt das Opfern auf den Höhen aud) 
bei pen judäiſchen Königemfo lange bleiben können, wenn nran vie Bereinigung an einen Cul⸗ 


620 GBSebräaer und heilige Schriften des Alten Teftaments 


tusort für moſaiſches Statut und nicht blos für David's und Salomo's Beranftaltung ges 
halten hätte? 

Erft durch die jo leicht bewirkte — in Juda und Ifrael wurden vie an Zahl 
viel geringern, an Bildung aber mächtigern judäiſchen Regenten, Briefter und Propheten 
dahin getrieben, einzufehen, daß jener Abfall von ver Einheit des Eultus und von dem theofra= 
’ tifhen Staatödienerftamme der Leiten nicht möglich gemwejen wäre, wenn bie Nation das, was 
wir jegt in ben vier erften Moſesbücherchen lefen, als gefchriebene Gejegesurfunde gekannt und 
längft verehrt hätte. Daher ift kaum zu zweifeln, daß damals, ald König Joſaphat (man 
vergleihe nur 2. Chron. 17, 6) in alle jubäifchen Städte priefterlihe Mifjionare „mit 
einem Geſetzbuche“ ausſchickte, die Zeit eingetreten war, wo bie vier erſten Theile des Thora⸗ 
buchs zur Mittheilung an das Volk priefterlich redigirt und in diefer Geftalt promufgirt wurden. 

Wegen des fünften Buchs, welches wie eine Gejegwienerholung (Denteronomium)'einge= 
kleidet iſt, wo aber der redend Eingeführte oft von dem Mofes der vier erften Bücher differirt, iſt 
ohnehin fhon von mehreren eingejehen, daß e8, vem Inhalte nad) offenbar fpäter, noch mehr 
antiiftaelitifih und für die Leviten beforgt, nichts anderes ald eben dasjenige fei, welches nad 
2. Kön. 22,8 ein Hochprieſter Chilkiah erft als etwas Unbekanntes im Tempel auffand, dem 
andächtigen König Jofta wie ein Anekdoton zuſchickte, von dieſem aber (wegen der enthaltenen 
Drohungen, ſ. Deut. 28, 16fg.) mit Entfegen aufgenommen wurbe.. 88 gab dann 2. Kön. 
23, 3. 4 gur Erneuerung ded „Bundesvertrags mit Jehovah“ gegen ven au ſtaatsgefährlich 
gewordenen ausländifchen Bielgötterbienft Anlaß. 

Dennoch ift dieſes Neugefundene in vielem offenbar unmoſaiſch. Ginen König wollte Mojes 
nicht (ſ. auch 1. Samı. 8,5). Wie hätte er Deut. 28, 36 von einem Könige, der zur Strafe 
weggeführt werben follte, reden können? Dan fieht, daß dieſe Stelle fpäter entftanden fein muß 
als König Hofen’d Wegführung (2. Kön. 17,3). Nicht einmal die Zehn Gebote lauten (Deut. 5, 
6—18), wie e8 doch bei Urkunden zu erwarten wäre, ganz gleich mit vem, was Exod. 20, 
1—14 als moſaiſch gegeben ift. Und betrachtet ver Rechtöforfcher beide Stellen nad ver Natur 
der Sache, jo begreift man leicht, baß auf den zwei Steintafeln von jedem Gebote nur die kurzen 
Hauptworte geftanden haben können, die Beifäge aber fpätere Auslegungsverſuche find, die port 
nicht fanden, daher auch. auf verſchiedene Weife angegeben werben fonnten, da die moſaiſchen 
Steintafeln jeit dem PhHilifterraube (1. Sam. 5, 3) nicht mehr authentijch in der Bundeslade, 
als dem Conſtitutions⸗Archivſchranke, übrig waren. 

Dennoch find auch noch in dieſem Nachttage des fünften Moſesbuchs Geſetze, welche in ſpä— 
terer Zeit gewiß nicht beliebt worden, wenn ſie nicht als echt moſaiſch ſchon ſo weit bekannt 
geweſen wären, daß fie nicht verkannt werden konnten, wenn der Verfaſſer, ein eifriger Prieſter— 
prophet, fie in diefe dem Gejeggeber wohlmeinenn in ven Mund gelegten Mahnungsreden ein- 
rückte. Hauptſächlich iſt von diefer Art das äußerſt denkwürdige Propheten: oder Sprechfrei— 
heitögefeß, ein ſehr denkwürdiges Analogon für jedes fpäter zu berathende Bublicitätsgejep. 
Mofes namlich wollte feinen Zwed, daß feine Nation auf eine Wetfe, wie ver rechtwollende Jeho— 
vah #8 wollen fönne, vegiert werben follte, nicht blos möglichft durch ven Grundfag jihern, daß 
der Levitenſtamm, welcher die Hof- und Staatsbeamten des gewählten unfihtbaren Königs in 
fi) bilden follte, nur im Namen des Bottfönigs und als beffen Unterregenten das geſammte 
bürgerliche Regiment verwalten dürfe. Als Menfchenfenner forgte eraud) dafür, daß nie Macht⸗ 
haber an dieſe ihre Pflichtidee zu jeder Zeit, ohne Gefahr für den Sprecher (vates) oder Frei: 
redner (propheta oder „Herausfager”), jollten erinnert werben können. Das Schwierige bei 
jedem ſolchen Zugeben des Freiredens aber ift die Kürforge, daß nicht auf der andern Seite die 
Freimüthigen durch irgendeine Gewalt imponiren können. Vielmehr follen fie allein durch die 
Macht der Rede und der Gründe für oder gegen die Maßregeln der Regierenden zu wirken ver: 
mögen. Diejes offenbar ſchwere, doppeljeitige Staatsproblem löft dad Deut. 18, 14—22 
aufberwahrte Prophetengefeg. Jeder Mitbürger ſoll ald von Jehovah begeiftert oder eraltirt 
[das Hebrätiche Wort Nabi (Prophet) bedeutet eigentlich einen Exaltirten] zu lautem, einpring: 
lichſt geftaltetem Lob oder Tadel der öffentlihen Angelegenheiten ungehemmt und ftraflos auf⸗ 
treten dürfen. Solange er nicht in einem andern als des Jehovah Namen rede und rathe, folte 
das Volk ihn anhören, nicht aber vor Ihm ſich fürchten, alfo nicht an ihn ald Autorität gebun: 
den, fondern nur zum Bedenken feiner begeifterten Reden und Gründe aufgeforbert und berech 
tigt fein. Dem Freiredenden mochten, wie nad der Geſchichte gemöhnlich geſchah, aud wieder 
andere begeiftert Freiredende entgegeniprehen. Das hörende Volf, in der Mitte ftehend, mochte 
mit ruhigem Urtheile das Wahre heransnehmen. Bine andere Macht oder gar einen Anſpruch 


* 


Hebräer und heilige Schriften des Alten Tefiaments 621 


auf Infallibilität hatte das moſaiſche Bropbetenthum nicht... Aber auch gegen jeine freie Mei: 
nungsmittheilung follte keine hemmende Gewalt eintreten dürfen. (Gerichtliche Klagen gegen 
Berleumdungen blieben ohne Zweifel frei). Selbft aber wenn der Erfolg zeigte, daß der Frei- 
vebner das Wahre in feiner, Anficht oder Vorausſicht nicht getroffen, fo jollte weiter nicht ge- 
folgert werben, ald daß er „nicht aus, Gott, fondern aus Anmaßung geiproden habe“, 
wofür jedoch — welch eine weife, fhonende Behutſamkeit! — die Beftrafung Gott ſelbſt über- 
laſſen bleibe. 

Diefen Breimütbigkeitsihug hatten gewiß nicht erſt die Machthaber zum Geſetz gemacht. In 
das Deuteronomium fam er aljo gewiß ald eine echt moſaiſche Reliquie, da ein ſolches theofra- 
tiſch⸗politiſches Freirednerthum (Prophetenthum) bei keiner andern Nation war, bei den Alt: 
hebräern aber es ſich Ihon unter den Richtern und zu Samuel’d Zeit jogar als Inſtitut zeigt 
und von den Mädıtigen nur felten und mit Scheu (tie 2. Ehron. 16, 10) verfolgt wurde. 

Dritte Epoche: Verſuch einer VBolföregierung durch Leviten und Kamilienväter ohne bleiben: 
de8 Oberhaupt. — Mofes hatte, mie die meiften ausgezeichneten Menſchen, dad Glück nicht, durch 
geiftesgleiche Nachfolger fortgefegt zu werben. Joſua's Kriegsthaten beruhen meiſt auf einigen 
Kriegsliften und einer nur durch Glaubendregungen mit Mühe fih ermuthigenden Übermacht. 
Das Bud, von Joſua benannt, welches (nad) Jof. 8, 30—35) ſpäter ald das Deuteronomium 
(man kann nicht wiffen, von wem) gejanimelt ift, beweift, daß die ſtlaviſch gewordenen Alk: 
bebräer aud durch die vierzigiährige freiere Zwifchenzeit bei weitem nicht genug zum Friegeri- 
ſchen Leben erzogen waren, um die erfte Grundlage vom ganzen Volksbeglückungsplane des 
Moſes, die Eroberung eines von allen Fremden auszuleerenden abgeſchloſſenen Eigenlandes, zu 
verwirflihen, Daß fie eine Art von Stammredt, wie man zur Entſchuldigung ded gewaltſamen 
Einfalls oft gern annehmen möchte, dazu gehabt hätten, wird in den Moſesbüchern jelbft nicht 
angedeutet. Sein ®ott, heißt e3 immer nur, habe es jhon dem Abraham zugefagt. Die joeben 
zum „Gigenvolfe Gottes” (Erod. 19, 5) erklärten Heimatlofen ließen ſich leicht, wie einen 
Rechtsgrund, auch dieſes einreden, daß die Kanander um ihrer Sittenverborbenheit willen dem 
Jehovah misfällig und deswegen in ihre (ver Beſſern?) Hände gegeben fein. Weld ein war- 
uended Beifplel gegen Einmiſchung von Religion in das Staats- und das Völkerregt! Die 
biblifchen Überlieferungen nämlich erzählen wahrhaft, was geſchehen und wie ed geglaubt wor: 
den ift, aber nicht jo, daß die fpätere Beurtheilung dadurch gebunden jein ſollte. 

Der Erfolg ſelbſt beftärigte jenen (allzu levitifh gedachten) Eroberungsgrund gar nicht. 
Die, denen Kanaan wie ein längft von Noah her (nach Genef. 9, 25) Berwünfchter und um jei- 
ner Sünde willen preiögegeben fein follte, vermögen dennoch in Jericho faumdurd ein ſchlau ver: 
heimlichtes Unterminiren der Mauern am Sabbat einzubrechen; fie fliehen zu Dreitaufenden vor 
den. Pfahlburgern von Ai und erobern es dann (Jof. 8, 10) nur durch den ganzen Heereszug 
und verhängen ſofort üben Die allzu. furchtſamen Gibeoniten (9, 23) rin neues, den Reviten be: 
quemed (von Gott gewiß nicht gewolltes) Leibeigenſchaftsrecht, ja fie wundern ſich dann über 
eine gegen fünf Königlein (10, 23) vermirtelft eines Hagelwetters (10, 11) gewonnene Schlacht 
fo jehr, daß fie Sonne und Mond dabei ſtaunend zuzufhauen auffordern (10, 12); fie bringen 
es aber am Ende (Richt. 1, 21-—2, 14): doch nicht weiter, ald daß fie die Kanander großen: _ 
theils unten ch mitmohnen laſſen, fie ſich für immer. tributär machen zu fönnen meinen, dad 
Sand auf einem Abriffe (wie wir fagen würden, auf dem Papiere) unter ſich theilen, bald aber 
ſtufenweiſe felbft zindbare, waffenloſe (1: Sam. 13, 19) Dienſtknechte ver von Gott Berworfe- 
nem werden, ji mit ihnen verfhwägern und zu ihrem Obergotte (dem Elion) aud noch die 
Mittelgötter derjelben ſich gern günftig machen wollen (Richt. 2, 6). Unerwartete, aber 
factiſch unleugbare Folgen des an eine nur ruhigen Pfründengenuß fuchende Priefterkafte 
bingegebenen Regiments. Bon diefen ziehen ſich aus Eiferſucht die Familienväter und Stamm— 
oberſten unklug zurüd, wollen das Ganze in einen Föderalftaat zerftüdelt erhalten und machen 
dadurch die Anwendung der Geſammtkraft unmöglich. 

Diefen Fläglihen Auflöfungszuftand zeigt das nachftehende Buch der Richter (der Suffeten 
oder ſelbſtgewordenen Dictatoren) auch ald Warnung für den Staatskünſtler. Eine fatale, 
den Hoffnungen Moſes' jo ungleiche Folge der verſuchten Mifhung von priefterlich gelehrtem 
und nomadiſch rohfreiem Ariftofratenregimente. Nur wenn die Mishandlungen von den übrig 
gelafjenen Fremden unerträglich wurden, erhob jih hier und da ein heroiſcher Netter aus einem 
Theile des Volkes; und wenn ihm die jeltene Kraftanftrengung durch Dolch oder Schlacht oder 
Rieſenſtärke gelang, wurde ein ſolcher gern fein Reben lang von ven Schwachen als geltender 
Zurechtweiſer (Schophet) anerkannt. 
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Dieſen armſeligen Wechſel der Noth und ver zuſehends ſich verringernden Hülftleiftungen 
zählt und das Suffetenbuch (2, 18: 19; 17; 6; 10, 4) mit dem offenbar abſichtlich wiederholten 
Refrain vor, daß nun eben, weil'mit dem Tode jedes Suffeten ein Haupt fehlte di BL weil das 
Suffetenrecht nicht erblich war, ‚alles wieder in Zerſtückelung zerfiel. Der geſchichtliche Stauts- 
rechtsforſcher ſieht alfo Hier das nicht bloß aus Eigennus, fondern auch durch Noth motivirte 
Drängen auf Erblichkeit eined gemeinfchaftlihen Obervorftandes. 

Darauf, daß dad Suffetenamt erblih werben follte, zielt der alte Berfafler fo Fehr) daher 
(8, 22-27) bet Gideon eine abergläubige Verkehrtheit daraus entſtehen läßt weil derfelbe die 
ihm angebotene Grblichkeit nicht anaenonmmen hatte. Sogar daß Abimelech (ein Mantelkind 
8, 81) fi ein Erbregiment zu verfhaffen wußte, mird (, 3; 10, 16) nicht gemisbilligt; auch 
dem Baſtarde (11,1) Jephtha wird nicht übel gedeutet, daß er ſich mit Kangır Gewalt gegen 
den ephraimitifgen Mitſtamm geltend erhielt (12,4). 

Und wohin Teiten und dieſe innern Merkmale? 

Gerade dieſes, daß erbliche Suffeten werben ſollten, beabfichtigte (nah 1. Sau. 8, 1: Pr in 
feinem Alter Samuel, ein Prophet und Patriot, aber-einer von den Charakteren, welche zwar 
ihr Volk zu erheben ſuchen, aber ſich zum Zwecke haben und audy andere alſo nur für ig m 
ihre Familie zum Mittel der Erhebung zu machen trachten. Da num im Buche der Richter un- 
ftreitig die Tendenz durchlaͤuft, Erblichkeit der Suffeten als nöthig zu empfehlen, und eine ver 
jiherften pſychologiſch-kritiſchen Regeln dieſe tft, daß ber Urheber einer Schrift oder That höchſt 
wahrfcheinlich eben der ei, deffen Zwed und Abſicht darin vorherrſche, fo iſt uns die Vermn 
thung überwiegend, daß Samuel das Suffetenbuch zur Empfehlung des Plans, den er mit fei 
nen Söhnen hatte, verfaßt Habe, und daß demnach dieſes Biblion eins der älteſten une echteſten 
in der althebräifchen Sammlung fei. 

Da Sammel auf dad Prophetenredt fogar ſchon (nach 1. Sam. 10, 5—12) eine Artvon 
Schule und Kunfterziehung gründete, wo ausgefuchte, zur Eraltation des Nabtats tauglich⸗ 
Jünglinge als Prophetenſchüler“ in Volksmuſik, Liedern und Begeifterungsgeberven fünf: 
mäßig vorgeübt wurben , fo erfcheint er auch ald der Mann, weldier vor andern die Alter: 
Volksgeſchichte zu ſammeln und zur Lehre zu machen den Sinn haben mochte. Spuren genug, 
um welche Zeit wir fhon an eine althebrälfche Literatur zu denken anfangen dürfen. Samuel 
wird, ungefähr dem affgrifchen Reiche der Semiramis gleichzeitig,’ wm 1050 vw. Chr. geſeht. 

Vierte Epoche: Sichtbares Königthum, aber als Meſſianität, d. ü nur als Unterregentſchafi 
unter dem zum unſichtbaren Mationalkbnig ſeit Diofes gewählten Volksgotte Jehovah; übet 
dies auch nur als Wahlkönigthum, ohne zugeſicherte Erblichfeit, und als —— durch einen 
eigentlich conftitutionellen Vertrag mit den Bolfsobern und Stammfürſten 43)" 

Der Torben bezeichnete/ offenbar! ſelbſtſüchtige Patriotiemns Santuiel's wur in —8 
berechneten Beſtreben, ſeine unwürdigen beſtechlichen Söhne zu erblichen Suffeten einzuſehen 
(1: Sam: 3 18) faſt eben ſo feht getãuſcht/ wie in unſern Tagen die erzwungene Erhebung 
einer minder fählgen Herrſcherverwandtſchaft ihrem Haupte gun Falle geworden iſft un 

Um Ber Unwürdigen aus Samuel's Sippfchaft ſich zu entledigen (8, 5), dringen die Wolfe: 
obern auf den alternden Vater ein! „Setze uns einen Koͤnig, damit er uinſer Suffet ſei / wie 
bei den Volkern allen!“ (Dex hebräiſche Begriff des Wortes Schophet umfaßt aAlles Geradt 
und Rechtmachen“, alſo ein Dirigiren für Frieden und Fri —r auch un er 
bare Redtöpflege.) 7 ni 

Samuel fucht fie ſogar durch eine furchtbare Ausmetung deffen, ner ſich der König ala fein 
Königsrecht beilegen werde (8, 9-18), abzuſchrecken. Denn das, was in Diefer (oft miedeu⸗ 
teten) Stelle als „Koͤnigsrecht“ beſchrieben wird, darf der Mechtöforfcher durchaus nicht ſo ver 
fteben, wie wenn der Prophet fagen wollte, was das Königsrecht (jus regium) ſein ſolle. Er 
befehteibt, um vom Königthunte abzuwarnen, dad, was man nad der damaliger Erfahrung 
dazu machte und was, weil niemand proteftiven darf, in kurzem wie ein — Gr: 
wohnheitsrecht feftgehalten werden kann. 

Die Volksobern beharrten dennoch auf ihrem Vorſatze (8, 19). Der aiterfahren Prophet 
ninımt ſich Zeit; endlich aber läßt er einen hochgewachſenen (9, 2; 10, 28), alſo körperlich an- 
ſehnlichen jungen Mann, dev wegen einiger verlaufenen Eſelinnen umperlief, durch einen(mobl: 
belehrten?) Diener zu ihm, ald dem ‚Propheten‘, welcher demnach als ein bezahlbarer Wahr: 
fager auch über vergleichen verlorene Dinge befragt werden durfte (9, 8), folgfam binleiten. 
So überrafht Samuel diefen Saul mit geheimer Salbung zum „Kürften über Jehovah's Ei: 
genbeiig‘' (9, 25; 10,1). Der junge Mann hatte außer diefen Dualitäten einer vorherrſchen⸗ 
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ben. Röxpexlichfeit und des Aberglaubens, vermöge welchen ver Prophet in ihm einen ferner 
Folgſamen erwarten fonnte, auch noch die dazu paſſende Gigenfhaft, aus einem unmädhtigen 
Volksſtamme, dem ber Benjaminiten (9, 1; Richt. 20,16), von einem tüchtigen, aber doch um 
verlorene Gjelinnen bekümmerten, alſo nicht veihen Vater-abzuftammen. | 

‚ Aber fiehe! die. neue Würbe und Beſtimmung exaltirt (10, 9) den jungen Gejalbten wirf: 
li über Erwartung. Er wird, fagt.der Text, „ein Anderer“; ex wird. begeiftert unter ben ent: 
gegengeſchickten Ghören von Samuel's Prophetenihülern; er wird fogar ſchon wie diplomatiſch 
und politifch werihwiegen (10, 16). Ia, ald das Volk ih zum förmlichen Wählen durch das 
Los verfauuhelt (die Salbung ded Propheten. war demnach nicht allein dad Entſcheidende!), und 
als das 208 auch gerade ven Stamm und gerade: die Perſon des jchon Gefalbten (wundervoll ?) 
trifft, fo findet ſich ver xieſenhaft große Saul bereitö (nicht, ‚wie Luther überfegt, unter die Fäſſer 
verſteckt, ſondern) — der junge König findet ſich, wo es ihm geziemt, bei. der Waffengeräthſchaft 
(vol. das Wort Colim, 1. Saw. 14, 1.6.7), wie er denn in der Folge ſich bald durch Waffen 
geltend madte (11, 11.12). 
. Das ftantsvehtlicd Denkwindigfte hierbei if, daͤß für den neuen König ſelbſt die Salbung 

durch den Bropheten und ſogar pad auf, Saul (munderbar?) ſich concentrirende Los doch nicht 
entſchied, ſondern nad 10, 25 das wirkliche Recht des Königthums“ von Samuel ſchriftlich 
verfaßt: und vor" Iehovah (alfo. gewiß von. den 8, 11-47 warnend gebrohten Anmaßungen 
ganz werſchieden!) niedergelegt, folglich. Saul's Erhebung auf rin ausdrückliches Volfävertrags: 
recht geftellt wurbe,'morauf dann das geſammte Volk 11, 15 erft, ald er ſich durch Waffentbaten 
bewährt hatte, ihn „‚zu feiner großen Freude“ feierlich ald König anerfannte. . 

Eben diejer natürlich verftändige Gang der Dinge zeigt ſich auch bei der bald erfolgten Liber: 
ttagung bed Koͤnigthums auf eine andere Dynaftie, die ded David, ganz auf althiftorifchem 
Grund und Boden. Auch in ver nähftiolgenven detaillirten Tradition des Geſchehenen bemerfi 
der Artheilsfähige, wie die Bibelichriften. dem Gang der Erfolge und der Reihe nad; verhalten, 
ohue dadurch dad pragmatiſche Beurtheilen weniger ald.bei jeder andern Menſchengeſchichte uns 
überlafjen zu wollen. 

Saul: verfehlt, gegen Samuel fo demüthig folgſam zu fein, als der an Alleinregieren ge: 
wöhnte Altfuffete es ſich vorbereitet zu Haben denken fonnte. Schon im zweiten Jahre feiner Mer 
gierung conferibirt ih Saul (13,1) einen Anfang von ſtehender Kriegamadt. (wahrſcheinlich 
das. .allererfie hiſtoriſch angedeutete Beiſpiel von Bildung ‚eines ſtehenden Heeres) zu zwei 
Taufenben eigener Leibwache und einem Taufend unter dem Commando feines trefilihen Soh— 
ned Jonathan, weicher durch: einen glücklichen Schlag: auf ein pphiliſtäiſches Standlager dieje 
kananäifche Bentarchie (zum großen Schreden der ganz vertheibigungslos ıgemordeneu Iſraeli⸗ 
ten) aufreizte/ Der mismuthige Prophet käpt (13,8) inıbiefem Drange der Umſtände den König 
fieben Tage. lang umſonſt auf-das Kriegäopfer warten. Das ohnehin unkriegerifche Lanpvolf 
fing ſchon an: ſch gu verlaufen... Saul opfert endlich ſelbſt. Aber plöglich erſcheint jegt der Auf: 
gebrachte. Reſpectlos gegen die Würde, die ex jo ungern und mit andern Erwartungen der Ab⸗ 
hängigkeit auf Saul übertragen hatte, ruft er trog deſſen klarer Rechtfertigung laut: aus: 
„Du Haft thoͤricht gehandelt!“ und übereilt ſich mit dem Verwerfungsausſpruch: Jehovah 
ſucht sich seinen „Mann nach feinem Herzen“ (13. 14). Die Naturſder Sache ſagt uns: von 
num am ſucht ſich Samuel (welch ein Vorbild ſtaatsverderblicher Hierodespotie!) im Namen des 
dehovah einen Gegenkoͤnig. Aber mie? Nicht auders als mit der berechnendſten Planmäßigkeit. 
Erſt verſucht er noch, Saul. durch eine unausführbare Kriegsaufgabe (15, 1) zu ſtürzen. Er, 
der. durch ihn Geſalbte, müſſe das Heerdenvolk, die Amalekiter, ohne eine nähere Kriegäurjache 
als dieſe, daß ſie vor etlichen hundert Jahren die aus: Agnpten daherzieheuden Hebräer vom 
Einbruche in ihre Weideplätze zurückgeſchlagen hatten, mit einem Vertilgungskriege angreifen, 
aber fo, daß er das Volk nicht einmal irgendeine Beute machen laflen dürfe, alles, ald dem 
Jehovah verbaunt, verbexrben folle. Auf dieſe widerſinnige Bebingung geftellt, hätte dieſer 
Kriegszug keine Theilnehmer unter dem beuteluftigen Ifrael finden können; Saul Hätte id 
bald verlaffen, verloren jehen müſſen. Are, der ſchon vom Propheten Berworfene, bringt 
dennoch ein ‚Heer zufammen und macht einen glüdlichen Plünderungszug, nur mit dem großen 
Unterjchiede; daß er blos das ſchlechte Heerdenvieh tödten läßt, den König aber und das Beſte 
von ber Heerde gefangen wegführt. Jet wüthet der Aufgebrachte, daß der Plan zum Unter: 
gange Saul’ diejen vielmehr zu einem neuen Siegesruhme getrieben hatte. Saul wagt dir 
feine Entfchuldigung, das Volk habe, um Jehovah fette, ihöne Opfer zu bringen, das Beſte 
ald Beute behalten. Samuel entgegnet die höhft wahren Worte: „Gott geboren ift beſſer 
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als die fetteften Widder opfern! (15, 23). IH je die wahrſte Sentenz verfehrter angewendet 
worden? 

Der Prophet ift nur um fo unverföhnlicher. Jetzt entſcheidet er fich, aber wie trauerud um 
Saul und wie wenn nur den Jehovah die Wahl gereut hätte (15, 34). Aber in ver That jucht 
fih Samuel ein dem Misrathenen entgegenzuftellendes Werkzeug mit großer Limfichtigfeit nad: 
zuziehen. Den Saul hatte er aus dem unmädhtigften Stamme ald den ungebilveten, man möchte 
jagen, bengelbaften Hirtenfohn eines nicht reichen Vaters ohne Familie, offenbar nach allen 
Dualitäten für eine zufallende Unterwürfigfeit, auserkoren. Jetzt ift ihm ein ganz Andersarti⸗ 
ger nöthig. Jetzt das ihn ſchützende Prophetenvecht gegen feinen (ſelbſtgemachten) König be: 
nugend, wählt der Greis aus dem mädhtigften Volksſtamme (Juda), aus einer anjehulichen 
Familie, in welcher fieben Brüder den jüngften faft noch wie ummündig behandeln. Gerade 
auf viejen aber, der bei den Heerden in den Gebirgen ſich des freien Himmels zu freuen und zu 
feiner Ginnare (16,16) veligiöfe, mutbige Lieder zu improvijiren liebte, ein anderes mal aber 
aud) (17, 34. 35) einem Löwen oder Bären ein Stück Vieh „vom Barte wegriß‘‘, goß Samuel 
jein Salböl, durch welches, Geſalbte“, d. i. Meſſiaſſe (12,5; 15, 1) geweiht wurben. 

Wir fönnen die weitern Ginzelbeiten, welche unjere pragmatijch urtheilenden Andeutungen 
vielfach beftätigen würben, Hier nicht verfolgen. Die Bibelgefhichte erzählt wahrhaft, was war. 
Nicht aber anders, ald wenn alsdann aud wir jelbf aus dem Erzählten ſelbſtändige Urtheile 
folgern, wird die wahre Geſchichte auch Lehrerin der Menſchheit! Der (von Gott oder von dem 
Propheten?) „vermorfene” Saul bleibt noch lange König und ift oft im Glück. Nur gierige, 
tückiſche Räthe aus feinem armen Stamme, jowie jie inmehreren Davidspfalmen geſchildert ſind 
machen ihn zum Theil verhaßt, und fein früh angewohnter Aberglaube wegen des Propheten 
treibt ihn oft um (16, 14) wie ein kakodämoniſcher Plagegeift. Ein faft romantifhes Schid: 
ſalsſpiel kommt dazwiſchen. Um den von Samuel fhonungslos verrvorfenen König in melan: 
choliſchen Stunden zu erheitern, wird gerade der mufifverftändige, ſchöne, waffenluſtige Hirten: 
jüngling David, eben des Propheten (heimlich gejalbter) Gegenkönig, an den Hof gebradı 
(16, 18) und erhält dort fi auszubilden Gelegenheit. Er bezahlt zwar mit Hundert Vorhäu⸗ 
ten erfchlagener Philiftäer die zweideutige Standeserhöhung, Saul's Tochtermann zu werden, 
wird aber doch allmählich ihm jehr verbädtigt, fogar (21, 12) ald prädeflinirter Kronpräten: 
dent verrathen und zu einem Guerrillafampfe in den jüdiſchen Gebirgsflüften genöthigt. Den: 
noch gibt ih David nie ald Samuel’8 Werkzeug Hin, um die von dieſem fo beftinumt und gewagt 
ausgeſprochene Berwerfung gegen Saul vollziehen zu helfen. Er ift gegen diefen vielmehr eben⸗ 
fo großmüthig ald Hug, indem er ihn immerfort ald einen „Meſſias Gottes‘ wie unverleglich 
behandelt (24, 7.11; 26, 16 und 2. Sam. 1, 14), feine Ermordung jogar, da fie nur ein 
lohuſüchtiges Vorgeben war, zu rächen befiehlt. Erſt nämlich, ald Saul ſich jelbft ganz verließ, 
erſt als der Aberglaube, der ihn einft wegen der @felinnen zu Samuel ald Wahrfager geführt 
hatte, ihn, den immer bildungslos Gebliebenen, jet zu einer armfeligen Bauchrednerin hintrieb, 
einer Todtenbeſchwörerin, welche nicht einmal einen Samuelsfchatten, fondern nur eine Stimme 
berzaubern konnte, nahm ihm Verzweiflung Sieg und Leben. 

Staatsrechtlich merkwürdig ift nun, daß, ungeachtet David jeit mehreren Jahren vom hoch 
gehaltenen Propheten zum Intervegenten oder „Meſſias des Jehovah für Iſrael“ gefalbt war, 
dennoch jogar jeine Stammverwandten, die Jubäer, ihn erft jet (nah 2. Samuel 2, 4) zum 
König jalbten. [So verftändig handelte das Altertfum nad der moſaiſchen Vorſchrift (Deut. 
18, 19), den in Jehovah's Namen redenden Propheten oder Eraltirten zwar ungeftört pre: 
hen zu laffen und mit Bedachtſamkeit anzuhören, aber alsdann, ohne Vorausſetzung einer 
Infallibilität, doch nur nach Überzeugung zu handeln.) Bon den übrigen Volksſtämmen kamen 
erft, nachdem ein ſchwacher Erbe Saul's auch umgefommen war, nad zwei Jahren die Älteften 
(als die Ariftoi) zu David, aber nicht anders als fo, daß jie abermals einen Bertragsbund 
(3, 21; 5, 3), einen förmlichen Sorialcontract mit ihm vor Gott abſchloſſen und alddann erſt 
ibn jalbten. 

David war vorjihtig genug, um die übrigen Volkoſtãmme nicht etwa zu beleidigen, wenn 
er in einem verfelben vorzugsweiſe ſich die Reſidenz gewählt hätte. Klüger, eroberte er ſich Die 
bisjegt noch den Jebuſiten überlaffen gewejene, ſchon durch die Natur feite Zionsburg und er: 
warb ſich alfo erft eine würdige Königswohnung, die auch mit kriegeriſchem Blicke fo richtig 
auserſehen war, daß wegen der dabei durch die Natur jehr unterftügten Befeftigungen Jeruſalem 
in der langen Folgezeit ald eine Hauptfeftung ded Drientd gegolten hat. Dahin verlegte 
David's Klugheit (6, 1—20) nun aud die fogenannte Stiftöhütte, d. i. das Reſidenzzelt des 
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unjichtbaren, Oberkönigs, bei welchem biäher, da es bald da, bald dort aufgefcdhlagen werben 
konnte, der-Levitenftamut, wie Samuel, unbeobadhtet feinen Einfluß auf das zu den Beflen ver= 
fammelte Laienvolk nad Belieben ausüben konnte. 

Nach diefem erſten Schritte, welchen David mit einer ungewöhnlichen, manchem wol die 
Abſichtlichkeit niefer Berfegung verrathenden Luſtbarkeit (6, 16—23) vollzog, entdeckte er den 
Plan zum zweiten, daß er nämlich flatt des immer doch noch allzu leicht verfegbaren Jehovah— 
zelteö einen Tempel bauen wolle, d. b. daß er das ganze Prieſterweſen unabänderlich in feiner 
Nähe, unter feinen beobachtenden Augen zu firiren gut finde. 

Nathan, ein am «Hofe arcreditixter Prophet, vieleicht damals ſchon der Erzieher, wenigſtens 
jväterhin der Erheber Salomo's, des fpätern Sohnes der Bathieba (1. Kön. 1, 10—31), 
gibt dem VBorfage David's vorerft feinen vollen Beifall (2. Sam. 7,3). Erſt in der folgenden 
Nacht findet der voreilig Geweſene, daß doch Die Immobilität der Gottedwohnung wol an ſich 
ganz unnöthig wäre (B. 5—7). ‚Er motivirt, da ohne Zweifel. David eine durchgreifende 
Einxede nicht jo leicht befolgt Hätte, wenigſtens eine große Verzögerung (daß der König den hei: 
ligen Bau jeinem Nachfolger überlaffen und nur vorbereiten jollte) durd) den Vorwand 
(1.Ghron, 22,8;28,3), daß die blutigen Hände des Kriegsmannes nicht rein genug dazu wären. 

Genug. Der Prophet trifft und hebt zugleich den eigentlihen Punkt, um ven ſich der Plan, 


dap die Priefterihaft in die Nähe der Regierung und an Jerufalem gebunden fein jollte, _ 


drehte, mit jener im Alterthume noch gewöhnlihen Naivetät. Geradezu nämlich jagt Nathan 
(2. Saw. 7,15) es heraus, daß David dod nicht etwa das Schickſal Saul's (d. i. doch eine 
ſolche Berwerfungsinsrigue ?) befürchten folle. Vielmehr wird jegt das für die ganze ifraeli- 
tiſche und jelbft fürdie hriftlihe Entwidelung eines „Königreichs Gottes’ höchſt wirkſam ge: 
worbene Orakel in Umlauf gejegt: daß Jehovah's Unterregent oder ber „Meſſias“ über das 
Volk Gottes immer und immer ein davidiſcher Nachkomme fein folle! (2. Sam. 7, 11—17; 
1, Ehron. 17). 

Eben dieſer eine -Kaben von einem davidiſchen Gottesreiche, erſt über das einzelne Bolt 
Gottes, dann aber über die ganze Menjchheit, wenn ſie ſich moraliſch-religiös, d. i. nach Jeſus, 
als Chriſtus oder Meſſias, zum Gottesvolke machen Laffe, zieht ich durch die ganze Zeitgeſchichte 
der Religion hindurch. Wir aber, wenn wir dieſe alte Geſchichte des Staatsrechts pragmatiſch 
mit ungetrübten Bliden erforſchen, finden hier ven klugen Verſuch, das ſchwankende Wahlreich 
in die Berechtigung einer einzelnen Familie hinüberzulenfen. David erfaßt den prophetiſchen 
Gedanken wie mit beiden Händen, erhebt ſich fogleich in das Opferzelt, ald den feierlichſten 
BVolföverjammlungsort, und acceptirt in. der möglichiten Offentlichteit mit umſtändlicher Dank⸗ 
ſagung gegen den Gott des Propheten ven von Nathan für alle Zukunft gegebenen Staats— 
grundfag, daß immerhin nur ein Davivsfohn Meſſias oder Stellvertreter des unfihtbaren 
Gotteskönigs über Das Gottesvolk werben dürfe 

Prakiifh, betrachtet war ed allerdings eine gewiß mit dem Wohlwollen der Gottheit über: 
einſtimmende Wohlthat, daß die Althebräer vor den in Wahlreihen unvermeidlichen Zerrüt- 
tungen dur Nathan’ Drafel bewahrt werben jollten. Dadurch war im übrigen nicht bie 
Vertragsmäpigfeit des jedesmaligen Regenten aufgehoben und nicht einmal die Erblichkeit 
gerade auf den Erfigeborenen eingefhränft, wie denn, vermuthlic nad) diefer frei gebliebenen 
Unbeftimmtheit, David jelbit jih das (nirgends begründete) Recht nahm, flatt feines vierten 
Sohnes Adoniah (2. Sam. 3, 4) den jüngern Salomo, den Sohn der Bathjeba und Zögling 
Nathan’s, ald feinen Thronfolger falben zu laffen (1. Kön. 1, 30—34). 

David felbjt, wenn: wir jein ganzes Leben zufammenfaflen, eriheint und als einer der 
Gharaftere, melde, jolange jie mit ihrem Schickſale und entgegenwirkenden Kräften zu käm— 
pien haben, an der rechtlichen Biederkeit, ald dem fiherften Schugmittel, mit Muth und Ge— 
wandtheit feithalten. Das Glück und die Sicherheit aber ift für vergleihen Charaktere eine 
weit gefährlichere Feuerprobe als der Kampf mit vem Unglüde. Erft ald David aus dem legten 
gejährlichiten Kriege (dem jogenannten nejibenijchen, einer Gonföderation faſt aller Nachbar 
völker bis nad) Zoba hin), wo zugleich ein Lagerfieber (Bj. 22) den jeit vielen Jahren ange- 
ſtreugten Kriegsmann bejallen hatte, fait über alles Hoffen jiegend gerettet war und num dad 
erſte mal, ruhig auf Zion wie ein Briefterfönig zurücgeblieben (Pf. 110), von den Zinnen ver 
Burg in das ſchattige Hofgartenbad hinabſchaute, überrafchte ihn die fatale Leidenſchaft für die 
Frau Uriah's, eines. tapfern Unteroffiziers, der ſoeben für feinen König bei Belagerung der am⸗ 
monitiſchen Hauptſtadt zu Felde lag, nn zulejen iftes, wie in dem müßigen, nichts mehr 
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fürchtenden Zionsbeherriher plöglich der befannte „ſchwarze Tropfen im Herzen’ ſo heftig auf: 
gären fonnte , daß er, feit 30 Jahren der Kriegskamerad feiner Tapfern, jet fultanifh genug 
einen der Ehrenhafteften, blo8 um deſſen ſchon gewonnene Frau für fih ſchnell zur Witwe zu 
machen, mit Hinterlift vem Schwerte der Feinde ausfegen ließ, 

Faſt undegreiflich dabei ift Diefe verblendende Übermacht der Leidenſchaft, daß er, der ſonſt 
nichtphantaſtiſche Menfchenkenner, die Ordre (2. Sam. 11, 14) zw dieſem infamen Morde an 
Joab, feinen Feldmarſchall, ven er ald den frechften, ſich allederlaubenden Gewaltmenfhen längſt 
(nad) 2.Sam. 3, 23—39; 19, 14; 20, 1) kannte, ſchriftlich ſtellte, alfo ſich ſelbſt dieſem Mir: 
wiſſer in die Hände zu geben bie Unbefonnenpeit haben konnte. Sogleich benutzte Joab diefe 
ihm über David gewordene bösartigfte übermacht (2. Sam. 11, 22—25), um jle ſelbſt dem, 
welcher den Rapport zu überbringen hatte, merken zu laſſen. Und wie unentſchuldbar mußte 
von nun an der durch feine Kriegögefährten erhobene und jo oft gerettete König compromittirt 
fein, wenn allmäahli aus Joab's Winken dad Gemurmel unter ven Heeresgenoſſen fi verbrei: 
tete, daß dem Manne, dem fie folange die Liebften wie die Getreueften geweſen zu fein gehofft 
hatten, weder die Hausehre eines tapfern Feldhauptmanns Heilig, noch ſelbſt veffen Leben theuer 
genug fei, fobald es ihm möglich ſchien durch deſſelben und mehrerer Kriegsgefährten ſchlau 
eingeleitete Niedermetzelung einen im Übermuthe begangenen Ehebruch zu verſtecken. Mochte 
darauf von David's Reue noch ſoviel (2. Sam. 12) geſprochen werben, die Ihatfache ſpricht 
anders. Der orientalifche Gebieter, fobald die Trauertage vorbei waren, befhidt (11, 27) vie 
Witwe des argliftig Ermordeten, nimmt fie vor allem Bolfe zur Frau und bleibt ohne Scheu 
der Sklave feiner Reidenfhaft (12, 24). Weld ein Beifpiel von diefem neuen meſſianiſchen 
Staatsoberhaupte her! 

Von nun an hat auch Nathan, der ſelbſt als Bußprediger (12, 1—25) allzu ungefällig zu 
fein ſich wohl hütete, eine ſchreckende übermacht über ven ſchwächer Gewordenen, weldjer jegt 
jeden Augenblid jo fürchterlich bloßgeftellt werden konnte. Die gefhichtlichen Folgen find-unver: 
fennbar, und eben diefes beweift vie Wahrhaftigkeit ver bibliſchen Überlieferung. Während jegt 
David von den ältern Söhnen Amnon und Abjalon alle Ausbrüche der verlorenen Adytung 
(2. Sam. 13—19) erdulden mußte, während, als Abfalon ven Vater vom Throne verjagt 
hatte, felbft die Judäer erft deſſen Tod abwarteten, ehe fie wieder zu David ſich wendeten 
(19, 12—16); während alsdann ein Benjaminite, Schebu, das erfle Beifpiel, zehn Stämmie 
vom davidifchen Haufe zu trennen (19, 42—20, 23), wagen fonnte, war Nathan (den wir doch 
bier gewiß mit Recht einen Hofpropheten zu nennen haben?) nicht nur Oberhofmeifter des 
Sohnes der Bathfeba (12, 25), den er für einen „Bottesliebling” (Jedidjah) erflärte, er bil: 
dete auch mit einem Theile der Notabilitäten amı Hofe di. Kön. 1, 10:26) für die auf biefe 
Weife gewonnene zweite Frau David’ und deren Sohn eine Hofpartei, um den ältern Davids- 
fohn Adoniab, für welchen die Älteren aus den Bornehmften (1, 6) mit Recht ſtimmten, durch 
die Willkür des alterſchwachen Königs von der Thronfolge gewaltſam zu verdrängen. Es war 
jo, wie die Menſchen fi in allen Zeiten und Zonen gleich bleiben, nur im weit Kleinern, in Da: 
vid's zweiter Regierungsperiode eine Verwirrung der Verhältniſſe wie unter Ludwig dem 
Frommen, als diefer in die Leitung feiner „Judith“ verfallen war undihr für ihren Sohn Karl 
nun doch auch ein Königthum gewähren follte, nachdem er allzu voreilig ſchon das Ganze unter 
die Söhne der erften Gemahlin getheilt hatte. Der Hauptunterſchied ift, daß doch dieſer Pius 
fih nur durch Schwäche, nicht vurd eine argliftige Frevelthat degradirte.- Auf biefe auch in 
1. Chron. 28, 5. 6 nur durch Berufung auf ein Orakel (Mathan’3?) geredhtfertigte Weife in 
die 1. Kön. 2, 4 und Pf. 2 abſichtlich bemerkte Erfüllung des Staatsorafeld, daß nur ein 
Davidsſohn das Gottesvolk regieren folle, eingefegt, zeigte der vorgezogene Salomo allerbinge, 
daß er unter Nathan eine Verftandedausbildung erhalten hatte, welche ven’ aus David’s frühern 
Jahren übrig Gebliebenen oder dort Erwachfenen als ein Wunder von Weisheit erfäheinen 
mochte (5, 9—14). Dennod aber ift fie höchſtens als eine intelleetuelle, nicht einmal eine echt 
politifche, nod weniger ald eine moralifchereligiöfe Aufklärung anzuerfennen. Wie mild ſchei⸗ 
nend, doch aber jeden Bedeutenden der Gegenpartei ſchuldig machend und unterprüdend er feine 
politifirende Weisheit (2, 9) bewies, davon find (1. Kön. 2) die Data gegeben. Seine Men: 
ſchenkenntniß als Richter (3, 16— 28), feine Eugen und klüglich befannt gemachten Träume 
(3, 5—15; 9, 2—9) find nicht zu verfennen. Die gegeneinander ftehenden Facta aber find: 
er opfert hundertfach Hekatomben (3, 4. 15), baut den von David vorbereiteten Jehovahtempel 
und weiht ihn mit beredten Gebeten (5, 15— 9,1). Aber er vermählt ih auch nicht nur gegen 
Moſes' Abjonderungsprincip mit einer äghptifchen Königdtodter (3, 1;9, 16), ER 
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in der Toleranz jo übermäßig aufgeklärt, daß ev (11, 1—4) noch im Alter ſein Serail mit 
Schönen aus allen verbotenen Nachbarvölkern füllte und ſelbſt den Aftercultus ihrer: Bögen 
mitmadte (11,5—13). 

Das Bedeutendſte, was man im ſtaatswifſenſchaftlichen Urtheile über ihn nicht blos fo oben: 
hin und mit dogmatiſch eingeprägtem Reſpeete lejen darf, find die Andeutungen von jeinem Er: 
zwingen recht kenneriſch regulirter Naturallieferungen und Binanzabgaben, „woran nichts 
feblen durfte” (4,2—5. 859,15). Diefen gegenüber fteht der unverhältnifmäßige Kriege: 
und Hofaufwand (9, 19; 10, 16. 26), zu welchem ver gepriejene Weidheitäfönig ded von Mofed - 
zu einem glücklich abgefonderten Staate beftimmten Eleinen Landes alle Kräfte fteigernd über: 
ſpannte. Zwar ſuchte er aud die Landesſtraße über Tadmor (Balınyra) zu ftarfen Zöllen zu 
benugen (9, 18). Bon dem Golde, das feine mit Syriern aflociirte Ophirscompagnie (10, 
11. 12) mit Affen und andern Wunderbingen aus dem „Reichmachungslande“ (diefes bedeutet 
nad ben Arabiſchen das Wort Ophir) alle drei Jahre gebracht haben ſoll, wird (10, 27) ſo 
geſprochen, wie wenn er die Pilafterfteine ſich in Goldbarren verwandelt hätte. Man weiß aber 
amderöwoher nur allzu gewiß, wie die Phönizier ven Meerhandel für ih zu benugen verfian: 
den. Und am Ende beweift am ſchlagendſten wider die Überweisheit des falomonifchen Abfo- 
lutismus der höchſt traurige Übergang der prunkenden Überfpannung in fremde (11, 14) und 
einheimische Aufftände (11, 26), die jelbft von Propheten begünftigt wurben (11, 30). Ja, 
woher anders ald aus Salomo's Überbürdungen der Nation erfolgte zulegt dad Losreißen der 
von Jerufalem entierntern zehn Zwölftheile des Ganzen unter dem nächſten Davidsſohne, der 
ih auf Nathan's Drafel zu viel verlaffen mochte? Salomo ſelbſt mußte noch den Verdruß er⸗ 
leben, daß ſeine (9, 16) ägyptiſche Verwandtſchaft doch einen Flüchtling vom edomitiſchen 
Konigsſtamme fo lange unterſtützte, bis derſelbe ſich durch den Beſitz von Damascus gerade in 
die Mitte des ſalomoniſchen Handelswegs zum Euphrat hineindrängen konnte. 
> Fünfte Epoche: Trennung des „Volkes Gottes“ durch eine letzte, aber am Ende für beide Theile 
verderbliche Anftrengung der ein verfaflungsmäßiges Regiment fordernden Stamm: und Fa: 
wilienobern. — Durch die ganze althebräifhe Geſchichte hindurch offenbart fic öfter die ſchädlich⸗ 
Rivalität zwifchen den zwei zahlreihften Stämmen, Juda und Joſeph, welde ſchon Moſes da- 
durch ſchwaͤchen wollte, daß er die Joſephiden in zwei Stämme, Ephraim und Manaffe, abtheilte. 
Dennod hielten fich die meiften Stämme gern an die Ephraimiten und bildeten ein Ifrael gegen 
Juda (2. Sam, 2,9. vgl. mit B.4; 5,1—3; 19, 15. 42—44). Jetzt, da gegen Salomo's 
Rurusd: und Bedrückungsſyſtem fo viel einzuwenben war, bewirkte dieſe uralte Eiferſucht um jo 
eher den großen Riß, daß Juda zunächſt nur allein für die davidiſche Dynaftie blieb (1. Kön. 
12, 16--20) und auch nahher nur noch bie an Juda grenzenden Benjaminiten und andere 
einzelne Anhänger des Tempels das Drafel Nathan’d vom ewigen davidiſchen Meſſiasthume 
vefpertieten. 

Nichts ift naiver als die befannte Erzählung, wie die Alterfahrenen in Rehabeam's Staats: 

rathe durch Teimporifiren alles von der duldfamen Menfhenart gewinnen zu können wohl ein- 
ſahen, die Jüngern aber durch abjolutes Verweigern aller „Conceſſionen“ fat alles verloren. 
Doc Ben. Tert (1. Kön, 12) hat nicht nur Sterne in den Predigten an Eſel verftanden, fondern 
jeder fundige Staatsmann wird ihn, wenigftend im Laufe der legten fünfzig Jahre, in fein EGrem⸗ 
pelbuch notirt haben. Nöthiger ift ed, neben den Herrſchern auch die Völker auf pas Beifpiel von 
Folgen der zu lange fortgeſetzten Zwietracht hinzuweiſen. Die ungebildetere, wenngleich ftärfere 
Hälfte der Getrennten, das Fragment Ifraels, ging zuerft in fich zu Grunde, weil die Neuheit 
der durch den Aufftand emnporgefommenen Gewaltherrfcher bei ven Ifraeliten jeden kriegeriſchen 
Wagrhals zu einem gleichen Uſurpationsverſuche reizte. Die ariftofratiihe Demagogie hatte 
alfo wol umzuflürgen gewußt, aber zu dem, was dagegen werben follte und auch fünnte, einen 
feften Plan zu haben und bis zumfoliden Wiederbauen ded Staates zufammenhalten, war, wie 
gewöhnlich, nicht die Sache diefer Revolutionäre. 
- Mn der andern, der judäiſchen Hälfte legitimirte jih das Anſchließen an einen nicht blos 
prieſterlichen, fonbern mit Staatöverwaltungdfenntniffen verbundenen Cultus und an eine 
wenigftens leidliche Regierungsordnung. Diefe ſchwächere Bartei wurde doch ziemlich fpäter bie 
Beute der indeflen übermächtig gewordenen Eroberer aus Ninive und Babel, von denen der 
Hebraͤerſtaat wur, wenn ver jo mohlbefeftigte Kern feines Gebietes zwiſchen den nörblihen Ge— 
birgen, dem Jordan, ven Wüſten und dem Weſtmeere ungetbeilt geblieben wäre, ſich frei zu 
erhalten vermocht hätte, "7 
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Nicht vergeſſen bürfen wir bei dieſem Verſuche von uͤberſicht der bibliſchen Schriftrefte, van 
in diefe und die nächſte Periode außer den hiftorifhen Auszügen, weldhe, ohne daß wir auch nur 
die Berfafferder kurzen Ercerpte wühten, ald zwei Bücher Samuel's (d. i. von Samuel beginnend), 
zwei Bücher der Könige und zwei Chronifen benannt find, aud) die vier und zwölf Bücherchen 
der Propheten und die Pſalmen fallen. Erfaßt man jene aus einem univerfellern Gefihtöpunfte, 
fo findet fid) ald Inhalt all des Prophetifchen faft immer ein doppelte® Thema. „Der Bölfer 
Sittenverderbniß ift auch ſtaatsverderblich!“ Diefed wird aud den Nachbarftaaten wie dem 
eigenen mit den nöthigen Örtlihen Variationen unaufhörlic zjugetufen. Den Einheimijchen 
wird ebenjo oft warnend gedroht: Euer Streben nad) fremden Sitten und Bündniſſen wird 
euer, der Schwädern, Untergang ' Staatdmarimen, welde für alle Zeitalter prophetiib und an 
fih wahr bleiben! 

Ein gefhichtlich wichtiger Punkt dabei ift, weil man auf diefe Schriften und Völferbegeben- 
heiten nicht vom weltbürgerlihen Standpunkte her, jondern nur aus der Studirflubenluft zu 
blicken pflegt, nie genug beobachtet worden. Es gab nämlich nady den biblifchen Nachrichten eine 
Menge vamald zu ihrer Zeit gern anerkannter Propheten, die mit allem, was die Gewalthaber 
wollten, auf das förmlichſte übereinftimmten. (So z. ®. 1. Kön. 22.) Bon diefen allen ift une 
feine Schrift überliefert! Warım? Weil fhon, ald man zwiſchen der Zeit ded Gira und 
Hyrcanus das Alterthümliche zuſammenordnete, all die begeifterten Schmeicheleien derfelben 
durch die Zeit widerlegt waren! Die auf und gefommenen Propheten hingegen waren zu ihrer 
Zeit die ſchwache Oppofition, die Tadler, daher die Verfolgten geweſen. Die Erfolge jevoch ha- 
ben ihren Eifer nur zu fehr gerechtfertigt. Daher kommt der Umſchwung, daß fie in jpäterer 
Zeit als die durch die Erfahrung Beftätigten anerfannt wurden und jegt in der bibliihen Samm: 
lung aufbewahrt find. 

Auch die Pſalmenſammlung ift hier zu charakteriſiren. Ste ift hiſtoriſch wichtig, weil dieſe 
Lieder nicht etwa wie zufällige Dichtungen, fondern durd die Begebenheiten felbft entftanden. 
Als erwuͤnſcht gleichzeitige Urkunden der unmittelbarften Gefühle würden fie alfo in die Reihe 
der Geſchichtsurkunden eingeordnet werden können, wenn nur nicht nach und nach Flar geworben 
wäre, daß die alten Lieder gar oft bei ähnlichen Veranlaffungen ver Folgezeiten in der feierlichen 
Tempelmuſik wiederholt wurden, wo man Späteres in das Frühere einzufhieben und das Alte 
“ den neuern Gebrauch anzubequemen feinen Anftand nahm. Der Morgenländer denkt nicht an 

Kritik, nicht an unfere pünktliche Erhaltung der echten Urfprüngligkeit, fondern nur an das, 
was er augenblicklich von einer Überlieferung bedarf und wie es jet für feine Unterhaltung zu 
geftalten fei. 

Übrigens befteht das Pſalmbuch felbft aus fünf allmählich zufammengefomnenen Büch— 
lein. Das erfte ſcheint meift Davidiſches zu enthalten. Der Naturdichter David zeigt, wie auch 
fein Leben überhaupt, weniger Genialität und Auffhwung der Begeifterung als ſchlichtes, bis⸗ 
weilen (Pi. 8) empfinpfames Auffaſſen ver Gegenwart. In-den andern libellis gehen einige 
Lieder bis in die mofaifche Zeit zurück, mehrere dagegen bis in die Maffabäerzeit herab. Wer 
der erfte Sammler, wer ver leßte Nedacteur gewefen fein mag, darüber weiß niemandeine Ge: 
ſchichte; deſto mannichfadher find die wie Gefhidhte behaupteten Muthmaßungen kecker Kritifer. 

Wieviel von den fogenannten Sprichwörtern (theild bilvlihen Mafchalen, theils wißig 
furzen Sentenzen) Reliquien ſalomoniſcher „Chokmah“ (Scharfjinnigfeit) war, ift nicht zu 
entſcheiden; noch weniger, ob (vgl. 1. Kön. 5, 12) die uns befannte, das Hohe Lied genannte 

„Wiederkette‘, eben das Lied (Schir) Salomo's jei, das aus 1005 Zeilen beftanden haben fol. 
Der Prediger oder dad Büchlein Kohelet, d. i. der Verſammlerin der Sorietät, vielleicht einer 
schola palatina Salomo’s, fpriht genug von Eitelfeit der Eitelfeiten und wirft auch manche 
Paradorien eines Halbaufgeflärten hin. Sollte es ſalomoniſch fein, fo müßte man ſich zur Er: 
färung der abweichenden Sprachweiſe etwa die Vermuthung erlauben, daß der königliche Di: 
letfant, der feiner Uberbildung gemäß foviel mit Tyriern und noch mehr mit Ammoniterinnen, 
Moanbiterinnen u. dgl. (nah 1. Kön. 11, 1—8) converfirte, fih aud einen gemifchtern 
Hofvialeft angewöhnt haben möchte. Auffallend iftes für uns, denen die althebräaifche Riteratur 
ſo ganz verloren ift, alfo aud wie nicht gemefen ſcheint, am Schluffe der Kohelet (12, 12) aus 
damaliger Zeit die Mahnung zu lefen: 

- „Bon diefen (Morten der Kohelet), mein Sohn! Taffe dich erleudhten. Viel Büchermachen 
hat fein Ende. Biel Lerngierigkeit entfräftet den Leib.” — Bon all diefem althebräifchen vielen, 
Büchermachen ift für und fein Titelhen übrig geblieben! O Eitelkeit ver Eitelkeiten ! 

Sehr zu bedauern ift es dennod, daß auf und aus den meift dur Nebijm (als zur Frei— 
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müthigkeit legitimirte Volkögelehrte) nah orientalifher Sitte geführten „Regierungstage— 
büchern“ nur Excerpte gekommen find, die, man weiß nidt von wen, vermuthlic zur Verbrei— 
tung unter das Volk, allzu fehr ins Kurze gefaßt erſcheinen. Da man fid mit dieſen Mitthei— 
Inngen begnügte, fo famen, ebenfo wie mancher Glajjifer, auch die althebräiſchen Urſchriften 
durch die Auszüge außer Gebraud), wurden nicht mehr abgefhrieben und gingen ganz verloren. 

Unverfennbariftes, daß das zweite Buch der Könige mehr um der Jfraeliten willen, Die zwei 
Bücher dev Ehronifen mehr für die Judäer und den Tempel Aufbewahrungen enthalten, Das 
Büchlein Ruth ift ein Ehrendenkmal für eine biedere Ahne David’s, gegen welde man den der 
davidiſchen Dynaflie unangenehmen Einwurf hätte in Anregung bringen können, daß David 
doch von einer Moabiterin abſtamme. Wie fehr diefe ein judäifch-patrivtifhes Gemüth ge- 
habt habe und wie jie auf ausgezeichnete Weife nationalijirt worden fei, win deswegen mit 
Empfindung dargeſtellt. 

Sechste Epoche: Erſte Zerſtreuung der ſich ſo gern abſondernden Nation En aſſyriſche und 
babyloniſche Wegführung und durch Auswanderungen nach Ägypten. Schwache Verſuche zur 
Miederherftellung wenigſtens eines judäiſchen Reichs. — Die Entwickelung der Menfchheit wird 
durch immer ſtärkeres Einwirfen der ſonſt für ſich beitehenden Völker ineinander unaufhaltfam 
fortfchreitend. Diefe höhere Weltordnung begann ihre Wirkſamkeit gegen das Abgeſondertſein 
der Hebräer auf entfcheidende Weiſe durch das Heraustreten aflyrifher und babylonifcher Ero— 
berer aud den Örenzen ihrer volfreiher gewordenen Urſitze. Alle Die folgenden Geſchichtsepochen 
der Abrahamiden concentriren fi in dem einen Begriffe: die Nation ringt hartnädig für eine 
bleibende Abjonderung gegen das Schidjal, weldes jie mit andern zu vermifchen fortarbeitet, 

Bon den ifraelitifhen zehn Stämmen wurden ſchon 721 Jahre vor Chriſtus durch die aſſy— 
rifhen Krieger, von den Judäern erft 133 Jahre fpäter dur babylonifche Chaldäer alle Bor: 
nehmern 'und Reiche in andere Gegenden wegverfegt. Bei diefen beiderlei Eroberern bemerlt 
man die Staatdmarime, die übermältigten Völker fi dadurch ſchnell unterwürfig zu machen 
und einzuverleiben, daß die Machthabenden die Bezwungenen nöthigten, in andern eroberten 
Gegenden Colonien zu bilden, und daß man von dorther Fremdlinge in ihre Wohnpläge ver: 
pflanzte. Bon den Iſraeliten follen mande bis nady Indien verfegt worden fein. Die Afgha: 
nen nennen fi nah Lieutenant Burnes „Beni Iſrael“! (Bol. über die Abftammung der 
Afghanen von Juden W. Jones’ Abhandlung über Ajien, Thl, 1, 1795, ©. 312—325 und 
2. Bud Gira 13, 41— 50.) 

Nur die Ärmern wurden zum Anbau im Lande gelaffen, viele Fremde aber (nad) 1. Kön. 
17, 24) unter fie gemifcht, ſodaß diefe zwar auch noch eine Zeit lang ihren mitgebrachten Göt— 
tern dienten, jedoch bald alle, miteinander unter dem Namen ver Hauptftadt Samaria verei- 
nigt, zu Jehovah ald dem „Landesgott“ ſich allein wendeten und endlich monotheifirten. Der: 
gleichen gewaltfam Berpflanzte haben mit dem erjten Anbaue jo viel zuthun, daß fie bald ge: 
duldig genug werden und wenigſtens Kinder und Enkel nicht mehr nad) dem alten Vaterlands— 
boden fi zurüdjehnen. 

Nicht ganz foweit Fam ed mit den von Nebukadnezar, dem chaldäiſchen Beherrſcher von 
Babel und Affur zugleich, weggeführten Judäern. Jeruſalems Königthum hatte mehr Feſtig— 
feit gehabt, der Tempel behielt fo viel Anziehendes, daß der ald Jüngling weggeführte Briefter: 
fohn Ezechiel in feinem Prophetenbüdjlein ſchon vorläufig (Gap. 40 — 48) den Plan eined 
neuen Tempels und einer theofratifhen Staatsreftauration entwarf, wovon aber das Wenigite 
zur Ausführung fam. Denn ald Koreſch, der „Meſſias“ aus Berfien (ſ. Jeſaias 44, 1), den 
Ehaldäern Babel entriß und alfo natürlich audy die Judäer, ald Feinde feiner Feinde, fo begün— 
ftigte, daß fie alle in ihr heiliges Land zurüdfehren durften, waren zwar feit Zerftörung bes 
Tempeld noch nicht volle 50 Jahre verfloflen, dennoch aber blieben die meiften Weggeführten 
dort, wo es ihnen indeß bereits behaglicher geworden war. Sie begabten nur (nad Gira 1,4) 
die Armern, damit dieſe zurückwandernd ven Reſtaurationsverſuch machen Eonnten. 

Die legten der althebräifchen Biblien, die Geſchichtsfragmente von Efra, dem Oberpriefler: 
fohne, und von Nebenia, dem frommen, ehrenfeften Kriegsmanne, der jih zu Sufan zum 
Mundſchenken des Perjerfönigs emporgearbeitet hatte, auch die Prophetenrefte von Haggai und 
Maleachi ſprechen aus, wie anftrengend und doch erfolglod auch Hier der unter den Menſchen, 
welche jo fehr Kinder ver Gewohnheit, doch aber auch Weſen der Verftänpigfeit find, immter 
wiederkehrende Kampf war, die unaufhörliche Fortbewegung zu etwas Neuem dennoch umge: 
wendet in ein reftaurirted Altes hineinzwingen zu wollen. Diefe Andächtigen nämlich glaubten 
feft, nichts fei „nad ihrem religiöfen Gefühle und Bewußtſein“ gewiſſer, als daß all ihr Na— 
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tionalunglück aus der Vernachläſſigung der moſaiſch ſtrengen Abfonderungsgefege entflannen 
jet, und daß folglich nur das (nicht mehr ausführbare) Abhalten alles Fremden, felbft dad unab: 
bittliche Austreiben nichtjüdiſcher Frauen, ven urbeabſichtigten Priefterftand gottgefällig und 
glücklich machen werde. So kränkeln zu allen Zeiten wohlmeinende Gläubige an dem Fehl— 
ihluß, daß, was einft, wo es nicht ausgeführt worden ift, zeitgemäß gewefen wäre, zu anderer 
Zeit nur recht alterthümlich reftaurirt werden dürfe, um mit einem male die ganze alte gute 
oder bequeme Zeit wieder zu haben. 

Nicht ohne Rührung, wenngleich mit mildem Lächeln, kann es der Denfgläubige lefen, wie 
der an Herrendienft gemöhnte und auch jeinem Gott Jirael pflichtlidg dienende Hof: und Kriegs: 
mann Nehemia, fo oft er eine gejeglihe Dienftpfliht erfühlt hat , jevedmal das Geleiftete fri: 
men theofratifhen Gebieter zur Erinnerung bringt, mit dem Ausrufe: „Gedenke mir, mein 
Bott! zum Beten alles, was ich wegen dieſes Volfed gethan habe.‘ (Nebem. 5, 69; 13, 14. 
22.29. 31.) Und doch war eben viefes Miskennen der Zeit die nächſte Urſache, daß vie ſich ver- 
geblih hereinzwingende neue Prieftertheofratie nicht durch die (nad Eſra 4, 2) angebotene 
Vereinigung mit den famaritifchen Iiraeliten fich mächtig verftärfte. Sie war vielmehr voll 
Orthodoxismus unflug genug, das fie einen mit ber Tochter des jamaritifchen Fürſten verbeira: 
theten Abkoͤmmling Mofes’, ven Priefter Manaffe, ausftieß, dadurch aber nur die Entgegen: 
jegung eines Jehovahteınpeld auf Garizim und eine befondere Samaritanerfefte für die von 
Manaſſe zu ihnen gebradite Thora veranlaßte. 

Eben damit am Schluffe der althebräifchen Biblien ſtehend, ſagt ſich wol der zurückblickende 
Staatöfundige, wie gut ein theofratifches Negieren, weldes nichts, ald was Gott wollen kann, 
in deffen Namen verordnen wollte, allerdings werden könnte; wie ſchlimm ed aber in ber That 
wird, wenn irgendeine hierarchiſche Orthodorie nur das, was in der Vorzeit möglich oder paſſend 
war, als unabändertich infalliblen Gotteswillen allen Zeitaltern aufzunöthigen nicht müde wire. 

Noch fällt in dieſen Zeitraum eine durch das fortvauernde Feſt der Purim (der Loſe) be: 
glaubigte Gefchichte, daß eine jhöne Jüdin Efther (Statira?) bei einem der perjiichen Großkö— 
nige Achasveroo (Kerres) ihre ſchon weit im Meiche zerftreuten Bolfdverwandten gegen die Ka: 
bale eines ftolzen, gewinnfüdtigen Magnaten von lintergange gerettet habe, Das Weſentliche 
der Erzählung ift nicht unglaublich. Die etwas romantische Einkleidung ift aus der morgenlän: 
diſchen Neigung zu mehr unterhaftenden als kritiſch-hiſtoriſchen Geſchichtsüberlieferungen wohl 
erflärbar. Der Einfleiver ertvedt den beveutendften Zweifel, indem er vergaß, daß eine fo wid: 
tige Begebenheit doc vornehmlich auch mit vem damals ſchon wiederhergeſtellten Tempel und 
Hobenpriefterthum zu Jeruſalem in officielle Beziehung gekommen fein müßte, befonders da ein 
neues Feft eingeführt wurde. Doch kann, daß in dieſem Büchelchen vie Reftauration zu Jeru— 
ſalem ganz ignorirt wird, vieleicht nur Fehler des Einkleiders fein. 

Noch iſt zu bemerken das einzige echt poetifche Büchelchen, welches allein durchaus feine 
politifhenationale und theofratiiche Tendenz hat: die Dihtung über Hiob. Diefer arabijche 
Patriarch, ein an Land und Heerden veiher Kamilienfürft, wird ald ein Beifpiel dargeſtellt. 
daß ber Rechtſchaffenſte äußerſt unglüdlich werden fünne, ohne daß man daraus den leiter 
gemeinpopulären und defto Fränfendern Verdacht folgern dürfe, daß er es durd) geheime Ver— 
. fünbigungen verjchuldet haben müßte. Der Plan dieſer moralifh: pfochologiihen Lehrdich 
tung ift trefflih. Der Lejer erfährt, um felbft ſogleich über die redenven Perfonen flarer urtbei: 
len zu können, vorläufig die geheime Urſache ver furchtbarften Zerflörung des perſönlichen und 
Familienglücks eines durch den einfachſten Opfereultus ven höchſten Gott verehrenden Noma: 
denemird. Die totale plögliche Zerftörung all feines äußerlichen und perfönlihen Wohlbefindens 
ift, ohne daß er diefes ahnen kann, eine fchwere Prüfung der Uneigennügigkeit feiner Gott: 
andädtigfeit. Seine Freunde dagegen ftellen, wie ein natürlicher Chorus, das Volk oder Die ge— 
meine Meinung vor und fpreben in allen möglihen Wendungen den gewöhnlichen Vorwurf 
aus, daß jold ein Unglück Bolge geheimer Verihuldung fein müfle. Der feiner Kinder und 
Güter Schlag auf Schlag beraubte, nod von der Frau gereizte, von unheilbaren Schmerzen 
gequälte Dulver hält dagegen uneigennügig feft an jeiner Gottesfurcht, aber andy an der Über: 
jeugung und lebhaften Behauptung, daß jein unüberfehbarer und wol auch nur durch den Tor 
endigender Jammer vennod nicht ein Beweis gegen feine immer gottergeben geweſene Recht 
ſchaffenheit ſei. Er weiß, daß, wenn der Ausjag ihn vollends zerfreflen haben werde, dennoch 
Bott jelbft über feinem Stanbe als rettender Zeuge feiner Nichtverſchuldung fteben werde. Die 
poetifche Löfung des Knotens ift, dafi Gott felbft dazwiſchentritt, zwar die Heftigkeit in ven Wer: 
theidigungereden Hiob's zurüdweift, ven Freunden aber und ihren Vorwürfen unrecht gibt, 
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für alle Leſer alfo den Zweck dev Lehrdichtung Far macht, daß nämlich dad hier vepräfentirte 
Volksvorurtheil aufhören follte. | 

Dieje Jobiade ift leider das einzige Beijpiel folder echt hebräijchen bewundernäwerthen _ 
Vehrbichtungen. Nach der Beinheit ihrer Anlage und dem Schmude durch eingemifchte Natur--- 
tenntniſſe, welche ſich doch nicht über einige beiwunderte Thiere und etwas Bergbau hinauser- 
ſtrecken, ift fie ſchwerlich früher als das gebildetere Zeitalter Salomo's. Der Anlaß dazu ift un- 
befannt. Selbfl wie ed in die Sammlung der andern althebräifchen Biblien, welde fonft alle 
fih auf den Staat dev theofratiihen Nation beziehen, aufgenommen werden konnte, ift ein 
Näthiel. Glück genug, daß ed erhalten ift! 

Siebente Epoche: Verſuche, Hohesprieſterthum und Staatsregierung zuerft auf moſaiſche 
Weiſe, bald aber als Priefterfönigthum zu vereinigen und fogar das davidiſche Meſſiasthum aus 
den Augen zu rüden. — Kümmerlich brachten unter der Berjerregierung die Priefter und priefter- 
lih Frommen die Wiedereinrihtung der Stadt, des Tempeld und der levitiſchen Gerichtsbarkeit im 
Lande zu Stande. An das Drafel Nathan’s, daß immer ein davidiſcher Nachkomme ald Meſ— 
fiad oder.Iinterregent des Jehovah über die Nation der Vorſtand fein follte, wurde nur anfangs 
noch gedacht. Der erſte Anführer der Rückkehrenden, Serubabel, war noch ein Davidsfohn. 
Nachher willen es Die Oberpriefter zu Jerufalem jo zu leiten, daß fie ohne perſiſchen Statthalter 
ihre Golonie dirigirten. Auch der eilende Eroberer Aleranver ließ, da er an der Küfte nah 
Agypten binzog, den Hochprieſter Jaddua, der ihm — wie Bapft Leo 1. dem Attila — imponi: 
vend entgegenzog, bis auf weitered gewähren. Der Macevonier wollte ſich gern zum voraus 
als den Gaſtfreund aller Landesgötter willlommen heißen laſſen. Bis zur Dafe des ägyptifch- 
lihyfchen Ammon dedwegen zu ziehen, war dem genialen Menjchenfenner kein Umweg. 

Aber bald, da die Ptolemäer in Ägypten und die Seleuciden in Syrien immer miteinander 
rivalifirten, erneuerte jih für das in der Mitte liegende Paläflina eben das Inglüd, das es 
wegen feiner Zwiſchenlage ſchon während ver Kämpfe ver Affyrier und Babylonier gegen Agyp— 
ten hatte erfahren müflen. Es ward der Durdzugsplag für beide Mächtigere, und welder von 
beiden bier dominixte, hatte ſchon gegen den andern eine vortheilhafte Bofition gewonnen. 
Die Ptolemäer benupten dieſes zuerſt. Schon ihre erften Regenten befrgten fefte Stellungen in 
dem jubäifchen Priefterlande, zogen auch, bald mit Gewalt, bald durch Begünftigungen, viele 
Juden nad Agypten, bejonders in die Welthandelsſtadt Alerandria. Ein neuer großer Schritt 
der Weltorbnung, dad an feiner Abgejondertheit mit levitifcher Tenacität fefthaltende Volk in 
eine univerſellere Weltverbindung hinüberzuleiten! 

Viele von ihnen wollten oder mußten ich an die griechiſche ald die felbft von der römiſchen 
lange nit überwältigte Weltſprache gewöhnen. Manche gemöhnten ih an die Gräcität in 
Sitten und Studien gern und wußten nad) ihrem Nationalftolze die allegoriſche Deutungskunſt 
und mande Schriftunterfhiebung zu benugen und den Ölauben zu erweden, daß das Widhtigfte, 
was aud) ihnen dur Alexandriens Bibliothefen und Mufeen aus dem helleniſchen Alterthum 
erkennbar wurde, dem reifenden Pythagoras, Platon u. a. dod am Ende nur aus Mofed und 
den Propheten licht geworben fein fünne. 

Dad Wichtigſte, was hieraus für die Biblien entftand, ift dreierlei: 1) daß nad) und nad) 
die althebräifhen Schriftrefte, vornehmlich die Thora, mit einer gewillen Autorität ind Alexan— 
driniſch-Griechiſche überfegt wurden; 2) daß von nun an fein hebräiſch geſchriebenes Bud, 
außer dem hebräiſch und chaldäiſch verfaßten Daniel, in vie Schriften ded Alten Bundes aufge: 
nommen worben ift; 3) daß die griechiſchen Juden zu ihrer griechiſchen Überfegung noch einen 
Anhang Heilig gehaltener Bücherden, nämlih Ermahnungsworte Sirach's undandere, Die dem 
weifen Salomo jegt wie ſyriſch-griechiſche Zeitweisheit in ven Mund gelegt wurden, ferner die 
romantifcher ausgeſchmückten Traditionen von Judith und Tobiad, aber au die mehr ober 
weniger hiſtoriſchen Kunden über die levitifchen Makkabäerhelden aufnahmen, 

Diefe Makkabäer (der Name bedeutet einen ſpitzen, durchbohrenden Kriegshammer, 
Richt. 4, 21) waren in ihrem Urſprunge die Priefterfamilie eines Matathiad mit fieben 
enthuflaftifch tapfern und meift auch ſtaatsklugen Söhnen. Als die Ptolemäer ſchwächer wurden, 
hatten die Syrer das paläftinifche Zwiſchenland ind Auge gefaßt. Antiohus, Epiphanes, d. i. 
der wie ein Gott Erſchienene, genannt, begriff, daß die Juden für ihn immer Abgejonderte und 
alfo unſichere Unterthanen bleiben würden, wenn er fie nicht ganz in die Sitten der Gräcität 
bineinzöge. Viele führte jhon eigene Neigung und feine Begünftigung ihn entgegen, Die 
übrigen wurden fanatifch durch Dragonnaden und quälende Hinrichtungen ald Rebellen gegen 
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die gebotene allgemeine Eultuseinheit martyrifirt. Die Davidsburg hatte ſyriſch⸗ griechiſche 
Beſatzung, auf dem Tempelaltar wurde dem Zeus geopfert. 

Das am Alten hängende Prieſterthum beharrte hartnäckig im Dulden, war aber ſchlaff und 
rathlos zum Widerſtande. Die levitiſche Theokratie und mit ihr die Nationalität wäre wel nod 
mehr als einft in ber Suffetenzeit verloren geweſen, wenn nicht bie makkabäiſche mwahrkaft 
heroiſche Kamilie die Gläubigen gefammelt, zugleich aber für diefen heiligen Krieg Dispenfatic- 
nen von der Sabbatdruhe und von andern nur beim ruhigen Befige eine® eigenen Landes aus: 
führbaren Enthaltfamkeitögeboten als Bedürfniß (und folglich als präfumtiven Willen Gotiet) 
anerfennbar gemacht hätte. (Gin Beijpiel, welches vie Staatsgeſetzgebungen and der Juden 
ſchaft unferer Zeit zur Überlegung vorhalten fönnen!) 

Tapferkeit, Kriegsglüd und die Verwirrungen in der ſyriſch-griechiſchen Dynaſtie feibt 
wirkten fo zufammen, daß, während der Vater und ſechs Brüder allmählich in der Rettung vet 
Baterlandes umfamen, ihre Thätigfeit und Klugheit doch eine Zeit ver Macht und NRuhe her- 
beiführte, two der fiebente, Simon, zur Dankbarkeit vom Volfe zum Hohenpriefter und Landen 
regenten zugleich gewählt werven und zum Glüde regieren fonnte. Merkwürdig für vie Gt 
fhichte des Staatorechts ift der Vorbehalt 1. Maffab. 14, 41, vermöge deflen „vie Indaͤer m 
die Priefter (!) für gut hielten, vap Simon ihr Anführer (Hegumenos) und Hochpriefter fein 
. follte auf die Fortdauer („auf unbeftimmte lange’ Zeit”), bis ein glaubmwürbiger Prophet auf: 

geftanden fein würde”. Die folgenden Berfe 42—47 geben wieder Bertragäpunfte zwiſchen 
den Regierten und dem MRegenten, andentend, wieweit Simon’ Macht gehen folkte und wieer 
barein willigte. Somit war demnad eine nene Regierungsart contractmäßig comftitwirt, Ver: 
einigung bed Sacerdotiums und Imperiums in einer Perſon. 

Jeder Sehende bemerft, daß die Priefterichaft hiervon die Urheberin war. Nur bie nos 
nit verloſchene Erinnerung, daß der zum Regenten unter Jehovah Geſalbte immer ein Dasitt: 
fohn fein follte, mußte noch geihont werden. Man erflärte, daſi dieſe Papocäjarie nurein 
„Proviſorium“ fein follte, bis ein „glaubwürdiger“ Prophet ſich über dieſes Abweichen von vrt 
Propheten Nathan conftitntivem Drafel ausgefprochen haben werde. Auf prowiforifchem Weg: 

‚ find die meiften zu allem zu bringen. Soviel verfteht jid) wol, daß der neuaufſtehende Propket, 
welder die Trennung der bürgerlihen von der Priefterregierung für nothwendig erklärt un 
einen Davidsfohn als Meffias anzuerkennen aufgefordert hätte, der nun regierenden Priefter- 
ſchaft ſchwerlich ald ein glaubwürdiger erfchienen fein würde. 

Hiermit ſtimmt in der That das fpäteft in die althebräiihen Biblien, man weiß nicht, wie 
bald, und nicht, nad) weilen Prüfung, aufgenommene Büchlein auffallend überein, nämlich dat, 
in weldem wir manches aus der Geſchichte Daniel’8 im erzählenden Tone hebräiſch, manche ihm 
zugefchriebene Prophetenfprüce aber als von ihm ſelbſt aufgezeichnet chaldäiſch zu leſen erhal: 
ten. Das Eigenthümliche diefer jenem unter Chaldäern und Berfern emporgeſtiegenen jüdiſchen 
Stagtdmanne zugefchriebenen Orakel ift, daß fie bis auf dem Untergang des Antiochus Cpipha 
ned, des Hauptfeindes der jüdifchen Theofratie, hin (11, 45) manche Beziehungen ber ägupti: 
ſchen und forifchen Nachfolger Alexander's auf Judäa gefchichtlich genau und ſpeciell andenten, 
von diefem Momente aber über das Weitere nur dunkle Hoffnungen und unbeftimmmte Grmutbi: 
gungen ausfpredhen. Genau ift (12,7) angegeben, twie lange die Gntweihung des Tempelaltart 
dauern werde. Was aber nad dem Antiochus erfolge, darüber wird ausdrücklich alles Fragen 
(12, 8 bis and Ende) abgemwiefen. Schwerlich kann demnach die Kritik irren, wenn jie die Ent: 

. Rehungszeit diefer Ausſprüche eben dort zu finden vermuthet, wo die bis dahin fehr beftimmten 
Andeutungen mit einem male ind Unbeftimmte und blos in Ermahnumgen zum Ausharten 

übergeben. 

Gerade in viefem legten Prophetenbuche ift dann auch dieſes (7, 13—15 und 21—27) 
auffallend, daß zwar von dem Meffias, welher von dem „Uralten‘ (Gott) eine auf das Gric 
chenthum folgende allumfaſſende Weltherrihaft erhalten werde, aber nicht als von einem De: 
vidsſohne (!), fondern überhaupt ald von einem „Menſchenſohne“ die Rede ift, unter welden 
dem Gottesvolke (B. 27) das immermwährende Reich gegeben werde, dem alle Reiche gebor: 
hen müßten. Dieſes wahrſcheinlich bald nad) der glücklichen Wiederweihung des von Antiodu 
profanirten Tempels befannt gemadjte Orafel war aljo fhon wenigftens nicht Dagegen, dai 
der Regent, ftatt aus dem Stamme Juda, aus dem levitifchen gemählt werben fönnte. Scheinbat 
fonnte auch auf pas höhere Alterthum zurückgewieſen werden, da zuerft, ſobald der Unfictbert 
zum ÖOberkönige gewählt war, Moſes felbſt (Exod. 19) ein Königreich der Priefterfchaft, al 
deflen fihtbare Stellvertretung, angefündigt hatte. Allein auch damals fhon war, nad den 
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Erfahrungen unter Joſua und den Suffeten, jened Priefterregiment von fo ſchlechter Wirkung 
gewefen, daß endlich ein weltlicher König dem Samnel abgenöthigt wurde. Für jetzt ging Si— 
mon’d Priefterfürftentgum durch fich felbft gar ſchnell in ver 

achten Epoche in ein höher betiteltes Herrſcherthum über, dad zwar noch unter Johannes 
Hyrcanus mit Glüd beftand, das alte Land Ifraeld, jetzt Samarien, übermältigte, den rivaliji= 
renden Tempel auf Garizim zerftörte, die benachbarten kleinen Völkerfhaften von Damascus 
bis Idumãa (echt levitiſch) durch aufgenöthigte Befchneidung zu Profelgten machte, alfo für ſich 
die Anzahl dev Beherrſchten und Naturalifirten vermehrte und alddann in einen vieljährigen 
Friedensſtand überging, aber auch bald innerlich an feiner Zernichtung arbeitete. 

Das erfte Unheil war, daß Hyrcanus, ungeadhtet er König, Hochprieſter und Prophet zu- 
gleich genannt wurde, es nicht verhindern konnte, daß während der genußreihen Ruhe fich die 
berrfchend gewordene levitiſche Gelehrtenkafte in drei gegeneinander eiferjüchtige, aud das Volt 
verwirrende politiſch⸗kirchliche Schulen und Sekten trennte und duch Intriguen gegen ihn und 
untereinander kämpfte. Dogmatifh hat das Judenthum eine fafl beneidenswerthe Lehrmeis 
nıungöfreiheit. Wer nur den einen Jehovah ald Gott aller Welten und als Nativnalfönig 
Ifraels verehrte, konnte — fogar allenfalls ald unbeſchnittener Proſelyt — ein Genoffe der jüdi— 
ſchen Religion, ein Unterthan ihrer Theofratie fein. Das Judenthum ift der redende Beweis, 
dag man firdlich ſehr feſt zuſammenhalten fann, ohne eine pofitive Dogmentheorie durchzufech— 
ten. Die ſadducäiſche Schule, uneigennügige Rechtſchaffenheit von Furcht und Hoffnung aus 
der Zukunft unabhängig erflärend, mochte Körperauferftehung und perjönliche Geiſtesfortdauer 
und aller Propheten Autorität außer. ver Thora verneinen, fie blieb im Judenthume jo unver— 
fegert als die pharifäifche, welde mündliche Traditionen Mojes und den Prophetenjchriften 
gleichfegte und bei der Menge durch die ſinnlichſten Dogmenzufäge und durch einfchüchternve 
Pünftlihfeit. in Ceremonien viel galt, während bie dritte Partei, die eſſäiſche, durch myſtiſche, 
Bibelftudien und Adfejen ein inneres Licht fuchte. Aber je freier dad Judenthun von Dogmen 
war und ift, vefto unglücklicher ift es durch die Gebundenheit an äußere willfürliche Lebensvor— 
fchriften, die zur particulariftifhen Abſonderung zwingen. Diefed Ceremonienweſen enthält 
nicht einmal fo viel Geiſtiges, als faft jeded Dogma anregt. Es verbreitet Dagegen die unmora-= 
liſche Zuverfidht, daß, wenn nur die äußern Vorſchriften erfüllt feien, ohne Nüdjicht auf ven 
geiftigen Urfprung ded opus operatum, Gott befriedigt fei und, um der Altväter willen, vie 
Judenſchaft allen Nichtiuden vorziehe. Was fonnte für die Sittlihfeit der Nation verderb: 
licher fein? 

Das äußerlich noch Verberblidhere war, daß die geweihte Priefterfönigsfamilie ſelbſt ſich in 
furzem allen Laſtern dev Gewaltherrſchaft ergab und durch wechſelſeitige Kabalen zerrüttete. 
Ihre Eiferfucht zog den Sieger über Borberafien, Pompejus, ald übermächtigen Schiedsrichter 
herbei und ftürzte alfo aufs neue die Nation in den Wirbel der allgemeinern Welthändel. Dan 
muß fih fogar wundern, daß die Römer felbft, wie mit Staunen der allzu fonderbaren Völfer- 
ſchaft zufehend, ſich nicht, wie bei fo vielen andern Rändern, eher beeilten, fie ohne weiteres in 
eine Römerprovinz zu verwandeln. Sie liefen vielmehr zu, daß das Prieſterweſen wieder vom 
Koͤnigthume getrennt wurde. Der Triumpir Antonius, der mur allzu fehr afiatifch geworben, 
machte ſich in einem Zwiſchenſpiele der Vereinigung mit Auguflus die Unterhaltung, ven alles 
wagenden und alles ji erlaubenden Idumäer Herodes als König des Heiligen Landes, als 
Roms Bundesgenoffen auf dad Gapitolium zu führen. 

Diefer Herodes war num freilich nichts weniger ald ein Meſſias?Davidsſohn. Er war viel: 
mehr (mie wenn eine Nemeflö jene Intoleranz der Proſelytenmacherei hätte frafen wollen) 
gerade von den Idumäern abftammend, welde, von Hyrcanus zum nationalen Beſchneidungs⸗ 
zeichen gezwungen, dennoch der Geſinnung nach Nichtjuden blieben. 

Weil dieſes gewandten, aber in ſich ſelbſt meiſt unglücklichen Emporkömmlings übermäßige 
Anſtrengungen, ſich feinen römiſchen Beſchützern theils in glänzendem Gepränge ähnlich zu 
machen, theils durch reiche Gaben zu empfehlen, den Juden wie etwas Unerhörtes imponirten, 
erhielt er zwar von ihrem Nationalſtolze den Beinamen des Großen, hinterließ ihnen 
aber, wie einſt Salomo, ven Staat nicht blos erſchöpft, ſondern auch für alle Zukunft mit einem 
regulirten finanziellen Ausſaugungsſyſtem von Zollpachtungen begabt, welches Verarmung der 
meiften, neben der Bereicherungsſucht und Schlechtigkfeit der Schlauern, immer nod allgemeiner 
und drückender maden mußte. Dazu fam vie bei nicht confolidirten Neuberricherfamilien ge— 
wöhnliche innere achtungsloſe Eiferfuht und Zwietracht der Mitglieder gegeneinander. Und fo 
erfolgte, daß ſchon der nächſte Nachfolger jenes „großen“ Herodes von den Römern abgefet und- 
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Die Lempelpronin;, das eigentliche Judäa — wie die damalige Staato ſprache ed audbrüdte — 
in die Form einer durch einen Unterſtatthalter adminiſtrirten Römerprovinz redigirt war, als 
derjenige, durch welchen eine ganz neue, nicht nur National-, ſondern Weltepoche werden ſollte, 
erſt ſeit 8—9 Jahren geboren, noch in einem galiläiſchen oft beſpöttelten Städichen, Nazareth, 
die erften MWelterfahrungen machte und feiner wahrhaft wundernollen Beftimmung ent: 
gegenreifte. 

Eine wahrhaft wundervolle namlich, auch ohne alle theologische Beziehungen auf einzelne 
Wunderwirkungen, ift fie dem, der mit kosmopolitiſchem Blide die Geſchichte dieſer unferer 
Erdenwelt im weitern Bufammenhange zu uͤberſchauen vermag. Denn ſtaunte und ſtaunt ein 
ſolcher mit Recht, daß, wie wir es erlebten, ein armer Corſe hauptſächlich durch Geiſtesmacht 
und Glück, doch aber nicht anders als mit einer alles wagenden Gewalt und: mit wohlberechnen⸗ 
der Übermacht über die durch Leidenſchaften aller Art geſchwächten Rivalen fi vom Ingenieur: 
lientenant über alle ſchon Obenftebenden zum Eroberer eines Kaiſerthums erheben konnte; und 
ftaunt man nunmehr ebenfo fehr darüber, daß derfelbe, vom Herrfcherfinne getäuſcht, die mora= 
liſchen Mittel ven äußerlich fheinbaren gebieterifhen immermehr nacyjegte und daher im Nu 
alles wieder verlor: jo muß gewiß der weltbürgerlich Denfende nicht blos ftaunen, fondern mit 
Bewunderung überihauen, wie ein aud der verarmten Davidsfamilie Entfproffener, ſchon im 
breiundbreißigften Lebensjahre Gekreuzigter blos durch die praktiſche Geiſtesmacht moraliſch⸗ 
religiöſer, im Leben und im Tode bewiefener Überzeugung ben gebilvetften Theil dev Menfchen: 
welt eroberte und jo die neunte Epoche der durch das jüdische Volk zur Wirklichkeit gefommenen 
Regierungsdarten begann, die wir die chriftliche, d. i. eigentlich die echt mefjlanifche, zu nennen 

haben. Vgl. ven Art. Ehriftenthum. H. E. Pauluß. 

Heerweſen. Heerweſen heißt der Inbegriff aller Einrichtungen, welche einen Staat in den 
Stand ſetzen, für jeden ver Kriege, die er zuführen hat, einſtriegsheer (Landarmee) aufzuftellen 
und während der Dauer des Kriegs in Wirkjamkeit zu erhalten. Das Heerweſen ober bie 
Heerverfaflung ift vaber ein Theil der Kriegsverfaſſung eined jeden Staated und zwar der 
bedeutendſte. 

Das Heerweſen muß — das ſind die unwiderſprechlichen Forderungen der Vernunft — ein 
kriegsbrauchbares Heer liefern, ein Heer, welches die kriegeriſchen Aufgaben erfüllen kann, die 
der betreffende Staat überhaupt ſich ſtellen und annehmen darf; es muß aber auch mit den 
ſämmtlichen actuellen Bedingungen des ſonſtigen Staatolebens in Harmonie, darf nicht mit 
ihnen in Widerſpruch fein. Die Geſchichte des Heerweſens muß mit der Geſchichte des Staats— 
weſens parallel laufen, fonft ift etwas faul im Staate. Wenn die Parallelität nicht eriflirt, fo 
muß es dad Beitreben der Staatdmänner fein, fie herzuftellen. Der Punkt, in welchem ber 
Wivderſpruch zwifchen ven allgemeinen Verhältniſſen des Staatölebend und den bejondern des 
Heerweſens ſtets am grellften hervorteitt, iſt der finanzielle, aber freilich iſt e6 nicht der einzige. 
Nauientlich in der neueften Zeit des Strebens nad freiheitlicher Entwidelung in jeder Bezie- 
hung wird die Frage jehr wichtig, inwiefern das Heerweſen diefe freiheitlihe Entwickelung 
foͤrdere, hemme oder ohne Einfluß auf fie fei. Die Wichtigkeit dieſer Frage if feine zufällige, 
fondern darin begründet, daß jedes Heer feiner Natur und Beſtimmung nad ein Mittel des 
Zwangs und der Gewaltthat ift, daß es ji alfo immer nur darum handelt, nad welcher Rich⸗ 
tung bin mit dem gegebenen «Heere diefer Zwang und dieſe Gemwaltthat allein over vor herrſchend 
ausgeübt werben foll und fann. 

Uber es zeigt ſich leicht, daß auch die Frage über den Einfluß auf die freiheitliche Entwide- 
lung des Volkes mit ben finanziellen Fragen, welde ‚in Beziehung zum Heerweſen ftehen, 
zugleich gelöft werden wird. Wir vermweifen deshalb anf unfere ganze Darflellung und 
Erörterung. 

Biele Grundverhältnifie des Heerweiens, feines Zufammenhangs mit dem Staate laften ſich 
nur dann ganz Elar auffaflen, wenn man die Dinge auf die Spiße ſtellt. Wir wollen hier zur 
Einleitung died nur an einem der roheſten Beijpiele zeigen. Wenn ein Fleiner Staat, deſſen 
ganze Einwohnerſchaft fi auf 100000 Menſchen, veflen Einkommen oder Steuerfraft ih auf 
1 Mill. Ar. beläuft, ein Heer von 100000 Mann aufftellen wollte, um ſich dadurch den größern 
Staaten gegenüber unabhängig zu maden, die ihn rings umgeben, fo fieht man ohne weiteres, 
daß diefer Fleine Staat etwas ganz Unansführbares begänne. Binnen wenigen Tägen müßte 
er abjolut ruiniert fein, wenn man auch zuließe, daß er für Geld die Leute Haben könnte, weldye 
er zur Bildung ſeines Heeres gebraucht. Was bleibt alſo dieſem kleinen Staate zu thun, wenn 
er vernünftig iſt? Er ſieht ein, daß er kein Recht auf den Beſtand hat, und unterwirft ſich einem 


Seerweien Ä 635 


größer, geht in dieſem auf, oder er tritt in ein inniges Bundesverhältniß mit einem größern 
. oder mit einer größern Anzahl von andern, die nicht mehr Macht haben als er, over er befüm- 
mert ih gar nit um ein Heerweſen, fondern überläßt es dev Gnade und der Rivalität feiner 
größern Nahbarn, ob fie ihn und wielange fie ihn wollen in feiner Selbfländigfeit beitehen 
Iaffen. Etwas anderes ift gar nicht möglich. Wir berühren hier jegt nur die Frage: werben 
nicht ganzühnliche Betrachtungen ſich uud einem Staate von 15—20 Mill. Einwohnern auf: 
dringen können und müffen, wenn er rings von Staaten von 40—60 Mill. Einwohnern um: 
‚geben ift? Der ganze Unterfchieb wird bier darin liegen, daß der Staat von 15—20 Milt., 
ſtatt fich felbft einem größern zu eigen zu geben, vielmehr dahin ſtrebt, andere Fleinere an ſich 
zu ziehen. Es gibt aber auch für einen Staat, der allein faſt jelbfländig fein könnte, feine andere 
vernünftige Militärpolitif als dieſe. 

Der nothwendigfte und evelfte Stoff zugleich ver Heere, dad Wirkjame in ihnen find die 
Menſchen. Es folgt ſchon daraus, daß es für jeden Staat charakteriſtiſch fein muß, in welder 
Weiſe er ſich die Menſchen verſchafft, welche fein Hrer bilden follen. Dieje Weife nennt man vie 
Artvder Truppenbeſchaffung. Es gibt nun im weientlichen zwei Syfteme, nad) welden die 
Truppen befchafft werden. 1) Der Staat jagt: Ich habe durchaus fein Recht Über das Leben, 
nur über den Beutel der einzelnen Bürger. Folglich laffe ich mir von dem Bürger zahlen und 
dafür verfhaffe id) mir gegen baare Zahlung Solvaten. So entfteht ein Werbeheer over ge: 
worbenes Heer. 2) Der Staat fagt: Das ganze Volk bildet eine geichloflene Gemeinſchaft, 
welche ein Interefle an ihrer Selbfterhaltung hat. Es ift nicht mit dem Zahlen gethan; denn ed 
würde ſich noch fragen, ob man für Geld immer Leute genug für das materielle Eintreten zur 
Erhaltung des Staatöganzen erhielte; jeder Bürger, jeder Unterthan oder jeder Einwohner 
muß daher auf Erfordern nicht blos mit feinem Sedel, jondern nud mit feinem Leibe für vie 
Erhaltung des Staatöganzen eintreten, Es if Died das Conſeriptionsheer. 

Dies find die beiden theoretifhen Formen der Truppenbeihaffung in der ganjen Schärfe 
ihrer Unterſcheidung. Inder Praris fönnen fie ſich aber mannichfaltig durchdringen, und es ift 
befannt genug, wie jle dad gethan haben. Genau dason zu reden und Die Unterſchiede aufzu: 
weifen, ill um fo weniger überflüfjig, ald von vegierenden Gewalten oft die Berbunfelung der 
wahren Berhältniffe benugt wird, um im Trüben zu fiſchen, als die Staatörechtölehrer ſich oft 
um dasjenige, was das Wichtigfte im Staate ift, ammenigften befümmern, und als ſtudirte Furt: 
ſten fi in ziemlich überflüffigen juriftifhen Kategorien mit fpigfindiger und doch nicht ſcharfer 
Dialektik umhertreiben. 

Wir wollen zunächſt von der zweiten Grunvlage für ein Syftem der Truppenbefhaffung 
Ipredien. | 

Es ift fogleid der große Unterſchied einleuchtend, ver innerhalb des Soſtems ſchon in ver 
Grundlage, im Motiv, ganz abgejehen von ver Entwidelung , entftehen muß: zwijchen einem 
Sflavenftaat und einem Staate, in welchem feine Sklaverei eriftirt; zwiſchen den verſchiedenen 
Staaten nah den Regierungsformen. 

Im Sklavenftaate find nur die Freien die wirkfamen und berechtigten Glieder des Staates. 
In verhältnigmäßig geringer Zahl vorhanden, können fie alle ihre bürgerlichen Nechte ausüben 
und wahrnehmen, und die Verpflichtung aller freien Männer zum Heerdienſt verfteht ſich von 
ſelbſt. Jeder Freie wird ein Interefle ander Aufrechthaltung des Staatsbeſtandes haben. Ob die 
Sklaven überhaupt zum Heerbienft verpflichtet werben, ob es jenem Herrn überlaffen wird, wie 
und zu welchen Zweck ev Sklaven mit fi ind Feld nehmen will, ob die Zahl der Sklaven, vie 
jeder Freie bewaffnet oder unbemwaffnet mit ins Feld ftellen muß, gefeglich beftimmt iſt, wie z. B. 
im weſtgothiſchen Geſetz, ob der Staat den freien Befigern geradezu eine Leibeigenfteuer auf: 
erlegt, wie in Rußland bis auf die neuefte Zeit, ob der Staat felbft in diefer Beziehung auch als 
freier Grundbefiger coneurrirt, wie z. B. in Rußland in Bezug auf vie Kronbauern und im 
Altertfum in Lacedämon in Bezug auf die Heloten, dies hängt von den ſpeciellen Berhältniffen 
ab, die allerdings einer genauern Beleuchtung nicht unwerth erfcheinen würden, wenn ung bier 
dazu der Raum nicht fehlte. 

In einem Staate, in welchem feine. Sklaverei eriftirt, verfügt die Negierung für den Heer— 
dienft über eine große Menge freier Männer der verjchiedenften Stände, Stellungen, Vermö— 
gendverhältniffe, in den meiften Fällen wol über weit mehr, ald fie bei genauer Berehnung und 
nach hergebrachten Annahmen verfügt. Daher ift ed in neuern Zeiten gefommen, daß der Staat 
vielfach, wenn er aud das Princip der allgemeinen Heerbannspflicht, des allgemeinen Aufgebots 
annahm, doch eine Menge Ausnahmen ftatnirte. Anker der förperlichen Unfähigkeit, welde . 
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eine natürliche Gxreption gibt, entbanden nun noch von der Dienftpflicht gewifle ſociale over 
bürgerliche Stellungen, ein gewifles Vermögen, ein gewifled Alter. Den Dispens infolge eined 
beftimmten Vermögens regulirte man haufig durch die Einführung der Stellvertretung, bei: 
geftalt, daß ein Verpjlichteter im Wege des Privatvertrags einen Erfagmann für ſich einſtellen 
durfte, oder daß er gegen die Zahlung einer beftimmten Summe an den Staat der Dienſtpflicht 
entboben ward, während der Staat nun felbft für den Erſatz jorgte. Wo auf dieſe Weiſen Die 
Zahl ver Dienſtpflichtigen noch nicht ſoweit reducirt war, als es nach den Erforberniffen zuläffig 
erſchien, da fügte man noch das Kos hinzu, dergeftalt, daß von der ganzen Zahl derjenigen, 
welche durch geiegliche Beflimmungen nicht von der Dienftpflicht befreit waren, noch jo viele durch 
das Los ausgefchieden wurden, als ver Überſchuß über vie für nothwendig geltende Zahl betrug. 

Je edler die Inftitutionen eined Staates find, je freier die Regierungsform ift, defto mehr 
wird die Verpflichtung zum Kriegädienft zugleich ald eine Berechtigung angefehen werben. In 
einem freien Staate, wenn er überhaupt die Verpflichtung zum Kriegdvienft ald Gejeg aufflellt, 
wird dieſer Dienft zugleich eine Ehre und der Ausſchluß von ihm eine Schande fein, alfe 
3. B. wegen Mangel der bürgerlichen Ehrenfähigkeit erfolgen. Je weniger die Inftitutionen zu 
edlen Anihauungen durchgedrungen jind, defto mehr wird die Nerpflihtung rein als ſolche auf: 
treten, ald Gonfcription (f.d.) oder Requifition, und die Befreiung vom Kriegsdienſt 
wird lediglich als eine Erleichterung angefehen werben. Freilich gilt auch in diefer Beziehung, 
was in jo vielen andern gilt. Dem äußern Schein entfpricht nicht immer die Wirflichkeit, und edle 
Inftitutionen, von großen Männern in großen Zeiten gedacht und bis zu einem gewiffen Punkte 
burchgeführt, nehmen unter veränderten Imftänden, unter dem Einfluſſe Eleiner Menſchen, ob: 
wol die äußere Geſtalt der Dinge lange unverändert bleiben mag, einenganz andern Charakter an. 

Wo der Staat ih gar fein Recht zuerkennt, den Bürger ohne weitere® zur perfönlichen 
Leiftung des Kriegsdienſtes zu verpflichten, dort muß er fih Soldaten faufen. DerSolpat gibt 
bier freiwillig, vertragämäßig feine Dienfte, feine Gefunpheit, fein Leben für immer oder für 
eine gewifle Reihe von Jahren (Gapitulation)und empfängt dafür ein Aquivalent. Dies Aqui: 
valent kann in baarem Gelde, Handgeld; Sold, Penfionen beftehen, und dies ift der gemöhnlide 
Fall in freien Handeläftaaten ; es war fo in Karthago, dem alten, wie ed in Karthago dem neuen, 
in England ift. Aber es ift keineswegs nothwendig, daß das Hauivalent immer oder nur in 
baarenı Gelbe beftehe, ed fann vielmehr ebenfo gut in andern Werthen, 5. B. in Grundbeſitz zur 
Bewirthſchaftung und Nutznießung beftehen. Hierauf berubte feiner Zeit dad ganze Rehns— 
ſyſtem, welches in einzelnen Formen, wie in den öſterreichiſchen Grenzländern und für bie 
ſchwediſche Indeltaarmee, noch in die Gegenwart hineinragt. 

In der Praris eined Staatsweſens fönnen nun Werbeheer und Gonferiptionsheer 
miteinander verbunden werben, und dies geichieht häufig. Die Regierung bildet fih in dieſem 
Falle ein Werbeheer zu unbeſchränkter Verfügung in Raum und Zeit, innerhalb und außerhalb 
des eignen Landes, legt aber dann noch allen Bürgern oder Unterthanen oder allen Gemeinden 
eine — beſchränkte — Dienftpfliht oder Gontingentäftellung für befonvere Fälle auf, 5. B. zur 
Bertheidigung ded eigenen Landes, der eigenen Brovinz, zur Befegung dereftungen. In dieſer 
Weiſe finden wir noch in unferer Zeit neben der englifchen geworbenen Armee die engliſche Mi: 
. fig, in derfelben Weife fanden ſich neben den Sölpnerheeren der neuen Zeit bie fogenannten 
Zandfolgen, Defenfioner, Burgpflichtigen in faft allen Ländern Europas. 

Aus dem Syſteme der Truppenbeſchaffung, welches hier oder da gilt, und den Anſchauun— 
gen, welche ihm zu Grunde liegen, entwidelt fih nun gleichzeitig die Heerform für diefen ober 
jenen Staat. 

Die hauptſächlichſten Bormen, welche wir unterftheiden, find: 1) das Miligbeer, 2) pas 
Gapredheer, mit einfachem Referve: oder Landwehrſyſtem, 3) das ftehende «Heer. 

Bei einfahen und natürlichen Verhältniffen braucht man doch ein Heer eigentlich nur im 
Kriege. Angenommen, ein Staat rechne immer nur darauf, fein Heer gegen äußere Beinde, zum 
Schutz frined Staatöbeftandes zu gebrauchen, die Regierung denfe nicht daran, einen Drud auf 
die eigenen Unterthanen mit Anwendung von militärifher Gewalt zu üben ; angenommen fer- 
ner, die Bürger jeien im Waffendienft geübt, man könne fi darauf verlaflen, daß jie auf ven 
erften Ruf zufammenfommen, die bürgerliche Eintheilung in Provinzen, Kreife, Gemeinden, 
Duartiere jei außerdem der Art, daß aus ihnen ohne weiteres entiprehende Truppenförper 
hervorgehen, Divifionen, Brigaden, Bataillone, Compagnien, und die bürgerlihen Magi— 
ftrate, die Friedensbeamten, jeien im Stande, im Kriegsfalle zugleih ald Kriegäbefehfe: 
haber, als Kriegsbeamte aufzutreten, fo fann man im Zrieven eines als foldes äußerlich 
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fiötbaren Heeres offenbar ganz entbehren. Bei dem erften Kriegsruf formirt ih dad Heer 
ohne weiteres. 

Dies ift das Miliz ſyſtem im feiner reinften, urfprünglichften Borm. Man fieht leicht ein, 
dap die Durdführung große Einfachheit ver ſtaatlichen Verhältniſſe vorausjegt und die Moͤglich⸗ 
keit für die einzelnen Bürger, welche zugleich Solvaten fein follen, ſich in ven Waffen zu üben. 
Die begüterten Bürger ver Fleinen Sflavenftaaten des Alterthums vermochten Died wohl, theild 
nad) ihren Bermögen, weldes ihnen die Arbeit des Erwerbs halber nicht nothwendig machte, 
theils bei der Einfachheit der Taktik, welche die Übung in großen geſcharten Maffen nicht eben 
erforderte. Man fieht auch, daß ganz ähnliche Milizheere aus jedem Lehnsſyſtem hervor: 
geben mußten. 

In diefer Reinheit läpt jih das Milizfyftem in neuerer Zeit nicht mehr aus den im Vorigen 
ſchon angedeuteten Gründen durchführen; aber möglich ift-ein Milizſyſtem aud) heute noch. Die 
Grundzüge würden folgende fein: 1) die Eintheilung ded Landes in Bezirke, denen auch gewiſſe 
militäriſche Abtheilungen entiprechen, ſodaß jeder Mann, welder in einem beftinnmten Bezirke 
feinen Wohnfig hat, aud) einer beftimmten militärifchen Abtheilung angehört; 2) die jährliche 
Verſammlung der verſchiedenen militärischen Abtheilungen je auf eine over einige Wochen zu . 
Ubungen; 3). die Berfammlung der jungen Leute eined Bezirks, welche in einem Jahr ins 
Alter der Wehrhaftigkeit treten, in befondere Refrutenabtheilungen zu einer erjten militärifchen 
Ausbildung auf 6—12 Wochen vor der Eintbeilung in die den Bezirken entſprechenden 
militärifchen Körper ; 4) die Einfegung ftändiger militärischer Behörden für die gefammte Ver: 
waltung, Gontrole und Inganghaltung diefes Syſtems. 

Auf diefen Grundlagen ruht im mwefentlihen das ſchweizeriſche Milizſyſtem, welches ver- 
ſchiedener Verbeilerung allerdings bevürftig fein mag, aber ihrer auch vollftändig ohne die 
mindefte Erfgütterung der Grundlagen fähig ift und zu einem hohen Grade von Leiſtungs— 
fühigfeit erhoben werben fönnte. 

Zunähft dem Milizfoftem fleht dad Cadresſyſtem. Im wefentlicen bleibt alles wie vor- 
ber, aber die Mannſchaften treten nicht blos für das erfte Jahr ver Dienftpfliht in eine Refruten- 
ſchule von wenigen Wochen, jondern ihre Refrutenfhule dauert ununterbrodgen mehrere Jahre, 
zwei, brei oder auch noch mehr hintereinander. Es ergibt ih, daß man bei dieſem Syſtem eine 
vollftändig organifirte Truppenmacht beftändig im Dienft hat, eine Truppenmadt, die unter 
Umſtänden von bedeutender Zahlenftärke fein kann. Die einzelnen permanent im Dienft befind- 
lien Truppenkörper find aber im Frieden nicht fo ſtark, ald fie in Kriege gemacht werden kön— 
nen. Angenonmen, die Dienftpflicht eines jeden ausgehobenen Soldaten dauere acht Jahre, man 
habe Bataillone von 1000 Mann, jo müffen —den zu erwartenden Abgang durch Todes 
fülle u. ſ. w. berechnet — jährlich etwa 130— 150 Mann in das betreffende Bataillon eingeftellt 
werden, damit man ihm immer feinen ihm zukommenden Kriegäftand geben könne. Iſt nun 
aber die erſte Bräfenzzeit ded Rekruten bei der Fahne nur auf drei Jahre berechnet, jo. werden 
die Bataillone, da in jeden Jahre nur 130— 150 Mann eingeftellt werben, im Frieden für ge: 
wöhnlic nur 390— 450 Mann zählen, abgeſehen von den Difizieren und linteroffizieren, die 
im beitändigen Dienft bleiben, aus dem Militärdienft ihren Lebensberuf machen. Die ganze 
übrige Mannfhaft des Bataillous wird ſich im, Stande der Beurlaubten befinden und nur — 
theilweije oder insgeſammt — entweder zu größern Übungen oder für den Kriegsfall, den Fall 
einer Mobilmahung, zur Fahne einberufen werben. 

Hat dad Syſtem diefe einfache Grftalt, ſodaß ſämmtliche Bataillone, die im Kriege aufge: 
ftelft werben follen, im Frieden völlig formirt, nur mit einem ſchwächern Mannſchaftsſtande 
beſtehen, der für ven Kriegsfall erft aufgefüllt wird, fo nennt man ed ein Reſerve- oderBeur- 
laubungsjyftem, Das Gadreöfoften kann aber auch eine complicixtere Geftalt erhalten. An 


genommen z. B., wir fegen, unter ſonſtiger Beibehaltung alled Vorigen, die Dienftpflicht jtatt 


auf 8 auf 16 Jahre, fo werden wir für unfer Bataillon in den verfügbaren 16 Jahrgängen 
nicht 1000, jondern ungefähr 2000 Mann haben, Gin einziged Bataillon fönnen wir Daraus 
nidt formiren, daſſelbe würde zu unbequem für die taktifsche Handhabung. Wir formiren daher 
zwei Bataillone daraus. Uber nur bei dem erjten dieſer Bataillone werden die Rekruten aus- 
gebildet, nur biefed.erfte Bataillon hat im Frieden einen beftändigen Stand von 4—500 Mann; 
für das zweite unferer Bataillone dagegen eriftirt im Frieden blos ein ſchwacher Stamm (Gadre) 
von wenigen Offizieren und Soldaten, um die laufenden Geſchäfte zu beforgen und die Mann- 
haft im Hall der Einberufung einzuordnen. 

Wir nennen nun das erfte Bataillon, bei welhem die Rekrutenausbildung geſchieht, ein 
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Binienbatailfon, dad zweite ein Landwehrbataillon. Dieſes Ieptere wird aus ben Mannſchaften 
der ältern Jahresklaſſen gebildet und wird auch eine beſchränktere Dienſtpflicht haben, z. B.erſt 
im Nothfall aufgeboten, oder beſtimmt ſein, nur innerbalb des Landes zu dienen. Würde nun 
die Dienſtpflicht für jeden ausgehobenen Rekruten beiſpielsweiſe auf. 24 Jahre erhöht, fo 
könnte man ebenſo auf jedes Rekrutenbataillon drei Bataillone bilden, das dritte unter den 
gleichen Bedingungen wie dad zweite, aber aus den älteſten Jahresklaſſen und mit noch be— 
Ichränfterer Dienftzeit als das zweite, z. B. jo, daß die dritten Bataillone nur ein jedes in der 
Provinz, aus welder es genommen ift, oder nur zu Beitungsbefagungen verwendet werden 
dürfte. Wir könnten dann unterfheiden Linie, Landwehr erften oder Landwehr zweiten Auf- 
gebots, oder mit andern Benennungen: Auszug, Rejerve, Landwehr u. ſ. w. 

Gin Heerfyftem nun, welches in der zulegt beſprochenen Weife eingerichtet ift, nennt man ein 
Landwehrſyſtem. 

Wir haben hier immer nur von Bataillonen der Infanterie geiproden, der Einfachheit 
halber; e8 ift aber klar, daß die gleichen Einridgtungen, welche für die Bataillone erwähnt wer: 
den, ganz. ebenfo ihre Anwendung auf die Truppenförper der Specialwaffen (Artillerie. und 
Gavalerie), auf die Batterien und Schwadronen finden fönnen. 

Cadresſyſteme (Reſerve⸗ und Landwehrſyſteme) find jegt die gebräuchlichſten in ganz Europa. 

68 ift an fi) Far, daß die Eintheilung in verſchiedene Klaffen mit verſchiedenen weitern und 
befchränftern Verpflichtungen je nad dem Lebensalter aud auf Milizfofteme ihre Anwendung 
finden kann, daß man alfo aud in Milizſyſtemen Landwehren haben kann. 

Ein ſtehen des Heer im prägnanteften Sinne des Wortes kann nur ein foldyes heißen, 
welches auch im Brieden ftetö in der gleichen Stärke und Organifation befteht, die es im Kriege 
baben foll. Dabei ift keineswegs ausgeſchloſſen, daß der Staat, welder einfoldhes ſtehendes Heer 
hat, daſſelbe in befondern, außergemöhnlihen Kriegsfällen durch Neuformationen aller Art, ge: 
worbene Fremdencorps und Ahnliches verjtärke. Auch Milizen können zu dem ſtehenden Heer: 
binzutreten und die militärifche Kraft des Staates ſteigern. Umeigentli nennt man bisweilen 
auch die Kinie in einem Cadresſyſtem ſtehendes Heer. 

Nur die Heerpflicht — die Conſeription im weitern Sinne, denn oft wirb unter Eonfeription 
nur die Ginftellung auf mehrere Jahre in die Linienbataillune der Cadresſyſteme verftanden — 
gibt einem Staate vollftändige Sicherheit, daß er für feine militäriihen Zwecke immer über 
die nothwendige Zahl von Männern gebiete. Das Syften der freiwilligen Werbung gibt die 
ſelbe durchaus nicht, wenigftend wirft ed nur fehr langfam, fehr allmählich, niemals fo aus- 
giebig als die Gonfeription. 

Die Heerpflicht oder Gonfeription geftattet ed folglich allein, daß der Staat ein Gadred- ober 
Milizſyſtem annehme. Der Staat, welcher für die Heerbildung das Syitem der freien Werbung 
annimmt, muß nothwendig ein ſtehendes Heer haben, und wenn er daſſelbe auch im Frieden 
nicht ganz in der Stärke erhält, in welcher es im Kriege möglicherweife foll auftreten können 
wenn er auch darauf rechnet, für den beſondern Kriegsfall ed durch Neumerbungen und MNeu- 
formationen zu verftärfen, immerhin darf er im Frieden nicht zu weit unter ber normalen 
Kriegsftärke zurückbleiben. Es ift fomit einleuchtend, daß bei gleicher Beiftungsfähigkeit ein 
Cadresſyſtem immer billiger ausfallen wird als ein Syſtem des ſtehenden Heeres, denn die Er: - 
haltung der im Dienft befinplihen Solvaten macht einen jehr bedeutenden Theil der Heeres 
foften aus, Wenn ein ſtehendes Heer im Kriege 100000 Dann ſtark fein fol, ſo muß man von 
ibm im Frieden mindeftend 70— 80000 Mann erhalten; wenn ein Gabreöheer mit achtjähriger 
Dlenſtverpflichtung bei dreijähriger Präſenz im Kriege 100000 Mann zählen ſoll, jo muß 
man jährlid 13000 Mann in: daffelbe einftellen, wird daher beftändig nur 40000 Mann zu 
erhalten haben. Der Aufwand für dad Heerweſen, ber in diefer Beziehung entfteht, bemißt ſich 
aber nicht einmal nad ven einfachen Zahlen allein, welde ver Sold ver Mannſchaften oder im 
allgemeinen ihr Unterhalt ergibt. Bei dem Prineip ver freien Werbung wird man den Mann: 
fhaften auch ganz andere Vortheile fihern müſſen ald bei dem der Eonfeription. Dem conferi- 
birten Soldaten muß der Staat ausreichend ernähren, den freigeworbenen Soldaten muß er 
durch Bortheile über das Nothwendigſte hinaus anlocken. In Augenblicden ver Gefahr, bri dro 
enden Kriege fteigen naturgemäß auch die Preife der anzuwerbenden Mannfhaft, während ver 
conferibirte, dienftpflichtige Soldat einfach anfgebotenzu werben braucht. Endlich geht die Arbeit 
der im Heere befindlichen Soldaten ven Bedhriniffen des Friedens verloren, und auch dieſer febr 
erhebliche Werluft feigert fich in geradem Berhältnifle mit der Stärke des —* bei den Fah⸗ 
nen befindlichen Heeres, 
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Aus denſelben Gründen, aus welchen ein ſtehendes Heer theuerer iſt als ein Cadresheer, iſt 
ein Cadresheer wieder theuerer als ein Milizheer, und von zwei Cadresheeren wird dasjenige das 


- minder foftfpielige fein, bei welchem die Präſenzzeit der eingeftellten (conjeribirten) Mannſchaft 


die geringere ift. Bei zweijähriger Präſenzzeit (oft ungenau Dienftzeit genanht) wird man alfo 
billiger wegtommen. al8 bei dreijähriger. 

Dffenbar ift es wünſchenswerih, daf das Heerweſen eines Staates fo billig, fo wenig Foft- 
jpielig als möglich hergeftellt werde. 

Bon diefem Gejihtöpunft aus gilt nun als fiher, daß ein Milizſyſtem ven Vorzug vor 
einem Cadresſyſtem, ein Cadresſyſtem mit Fürzerer Präfenzzeit den Vorzug vor einem ſolchen 


mit längerer Bräfenzzeit und vor einem ſtehenden Heere verdient. Zunächſt ift daher ein Mitiz- 


foftem eine Forderung der Vernunft für jeden Staat, und Cadresſyſtem und Syſtem des fie: 
benven Heeres bedürfen einer bejondern Rechtfertigung für ven befondern Staat, für welchen fie 
eftwa verlangt werben. 

Die Wihtigkeit einer moͤglichſt billigen Herftellung des Heerweſens, ohne daß deſſen Lei: 
ſtungsfähigkeit darunter leidet, iſt klar für jevermann, ber den Zweck des Staated und bed 
Volkes nicht blos darin fieht, dag ed Fürften, Soldaten und Beamte ernähre — eine Anſchauung, 
die fich freilich bei vielen Leuten fo eingeniftet hat, daß ſie felbft oft genug die eigentlihe Grund- 
lage liberaler Kammerreden bildet — jondern der jedem Volke eine höhere Miſſion zuichreibt, 
welche nur durch die fortichreitende Entwidelung nad außen und nad innen zu erfüllen iſt. Der 
bedeutendſte Hebel und zugleich das Kennzeichen ber fortfchreitenden Entwidelung ift aber ver 
Volkswohlſtand. Und alled was an ihn nagt, was feinen Auffhwung hemmt und zurückhält, 
muß vermieden werben, joweit irgend möglich. Hohe Steuern und vor allem hohe Staats- 


ſteuern, die von einem Gentralpunft aud verwendet werben, an welchem man fie fanımelt, nagen 


aber. unfehlbar an dem Volkswohlſtande, und die geringfte Überfücht über bie ſtatiſtiſchen Ber- 

bältniffe Europas zeigt, welch unverhältnißmäßiger Theil ded immer gefleigerten Staatsein: 

fommensd auf das Heerwefen verwendet wird, ohne daß auch nur hier und da entiprechender 
Nutzen davon zu entdecken wäre. Um jeder Miödentung zu begegnen, muß hier ausdrücklich 
daran erinnert werben, daß die Steigerung des Staatseinkommens, weldes wir erwähnten, 
keineswegs eine natürliche, alfo nicht ein Zeichen des wachſenden Staatswohlſtandes, fundern 
lediglich eine gewaltſame, willfürliche durch Vermehrung der Auflagen ift. Wenn man ſich auch 
auf den befihränfteften Standpunkt ftellt, jo muß man immer noch zugeben, daß durch die Ber- 
mendung erorbitanter Sunmen für bad Heerweſen im Frieden und die damit verknüpfte Schwä- 
hung des Volkswohlſtandes die Fähigkeit des Staates, einen Krieg energisch durchzuführen, ab- 
geſchwächt wird. Jeder Krieg nämlich erfordert eine ungebeuere Anftrengung der Staatömittel, 
nicht blos für einmal, fondern auf eine längere Dauer. Ein wohlhabendes reiches Bolf fann 
dieje Anftrengung aushalten, ein armes, audgejogened nicht; das wohlhabende Volk fann fie 
um jo beffer aushalten, ald ihm bei dem Credit, ven ed ſicher genießt, bei der Aufbringung des 
Geldes Erleichte rungen zu Theil werben, die dad Mistrauen dem armen Volke verſagt. Dies 
fann nur zu. leicht in den Ball kommen, durd die legte, äußerfte Anſtrengung, die ed beim Be: 

ginne des Kampfes macht, fih vollends zu erſchöpfen und alles vergeftaltaufeine Karte zu fegen, 
daß bei vem erſten Misgeſchick, welches noch ‚neue Anftrengungen zu feiner Überwindung noth: 

wenbig machen witrde, diefe unmöglich find und ein Schimpflicher Friede geichloffen werben muß. 

Die Beifpiele für Die Sache ſind auch in der neueſten Gefchichte mit Händen zu greifen. 

Für die Eoftipieligen ſtehenden Heere laßt ſich eigentlih nur die Nothwendigkeit beftandiger 
Kriegführung beibringen. In jolhem Falle befinden jid) Staaten, die große, unvollftänbig 
unterworfene Golonien befigen, welche befländiger Überwachung bevürfen. Wenn dieſe Colo 
wien noch obenein weit entfernt vom Mutterlande liegen, möge ihre Behauptung für dieſes jo 


. wichtig fein als fie wolle, jo wird ihre Wichtigkeit doch nicht. allgemein und tief begriffen, und 
. die Regierung. wird ion aus einen Gefühl der Billigfeit beſtimmt, den Bürgern nicht den 


permanenten Kriegäbienft zum Schug der Golonien ald Pflicht aufzuerlegen, fondern nimmt 
zur freien Werbung ihre Zufludt. Ein durd freie Werbung gewonnenes Heer aber ift, wie 
erörtert wurde, am und für ſich darauf angewiejen, ſich als ſtehendes ‚Heer zu formiren. 

Bon einem folhen Eolonialheer ift num auch in der That zu behaupten, daß es ſich in be 
ſtändiger Kriegsbereitſchaft befinde, beftändig mobil ſei. 

Dagegen lann man von vinem durch Confrription gewonnenen Cadresheer mit langer 
Bräjenzgeit durchaus nicht behaupten, daß es in beftändiger Kriegäbereitichaft fei. Der Beſtand 
des Cadresheeres fegt ſchon andere Staatöverbältniffe, eine größere Seltenheit des Kriegs, im 


640 = | Heerweien 


Vergleich zu den ewigen Colonialkriegen, dafür aber dann auch meift Kriege voraus, die deu 
ganzen Staate, dem ganzen Volke an Dark und Nieren gehen. 

Möge bei ven Gadreöheer immerhin die Präſenzzeit eine mehrjährige fein, wie auß früher 
Gejagten hervorgeht, fo ift der Mannſchaftsſtand feiner Bataillone doch nie im Frieden voll- 
zählig. Wir haben z. B. von Bataillonen gefproden, die im Kriege 1000 Mann zählen follen, 
im Frieden aber für gewöhnlid nur 400 Mann haben, Die Frage liegt num wol nahe: wenn 
man für jedes Bataillon bei der Mobilifirung 600 Mann doch aufbieten muß, warum ſollle 
man nicht mit derfelben Leichtigkeit audy noch die übrigen 400 Mann aufbieten fönnen? wozu 
diefe 400 Mann gerade beftändig bei ver Fahne halten? 

Alſo bereitö was den Berfonenftand betrifft, ift ein Gadresheer im Frieden nicht Eriegäbereit, 
ſodaß die Notwendigkeit beftändiger Kriegsbereitſchaft ald Nechrfertigung der Cadredheere mit 
ftarfen permanenten Stämmen ſchon in dieſer Beziehung gar nit angeführt werden fann. Ge 
treten aber in ver That viel wichtigere Dinge hinzu. Bei einem auf der Gonfeription beruben- 
den Heere ift dad Zufammenbringen der Mannſchaft immer die allerunbedeutendfte Sache. Dir 
Mannſchaft ift aber nicht der einzige und einzig genügende Stoff der Heere. Jedes Heer braudı, 

"um im Kriege etwas leiften zu fönnen, ein bedeutendes Material, Pferve, Wagen, Waffen, Nu: 
nition, Ansrüftungsftüde aller Art. Diejes Material ift im Augenblid bei einem Gonferip: 
tiondheer weit ſchwerer zu beſchaffen ald die Mannfhaft. Es begreift ſich aber leicht, daß burd 
Magazineinrihtungen und durch Vorkehrungen anderer Art, die eine Ergänzung im Bedarid: 
fall raſch möglich machen, bei einem Miligheere ebenjo wohl ald bei einem Gadreöheere für die 
rechtzeitige Beihaffung des nothwendigen Materials geforgt werden fann, daß Folglich in diejer 
wichtigen Beziehung das Zujammenhalten von zwei Künfteln oder font einem aliquoten Theil 
des Kriegsſtandes auch im Frieden ganz und gar überflüffig ift und durchaus feine Oarantie der 
Kriegsbereitichaft bietet. Nun könnte man allenfalld noch jagen: wenn auch bei einem Rili;: 
joftem für das redi®eitige Vorhandenfein des Kriegämateriald ebenfo gut zu forgen fei ald ba 
einem Cadresſyſtem, jo biete doch letzteres eine beflere Bürgſchaft dafür, daß Offiziere und Sol: 
daten mit dem Kriegdmaterial gut umzugehen wühten. 

Jedermann kann fic) leicht davon überzeugen, daß dies ein eitled Vorgeben ift, daß viel ehr 
das Grgentheil wahr ift. 

Derjenige Theil eines Cadresheeres, welches ſich auch im Frieden beftändig bei der Hahn 
befindet, wird weſentlich als uͤbungscadre betrachtet. Died wäre ganz in der Ordnung. Nun 
befindet ji diejer Theil aber in Garnifonen. Hier braudt er factifch nichts von Fahrzeugen, 
nichts von Mumition, nichts von Feldkochgeſchirren u. dgl. Es bildet ſich vielmehr ein eigener 
Ufus des Garnifonslebens, welches dem Feldleben ungefähr jo ähnlich ficht wie eine Laus einem 

‚ Glefanten. Factiſch plagen ſich die Truppen eined Gadreöheeres in dem permanenten Stande mil 
Dingen, die jeder nicht ganz verwahrlofte Bauerjunge in wenigen Wochen mit der allergröpten 
Leichtigkeit erlernt ; fie lernen dagegen durchaus nichtd vom Feldleben, weder ſich im Vivonaf 
einrichten, noch Eochen, noch Bedürfnifſe aller Art faffen, noch jonft etwas dahin Einſchlagendei 
Im Gegentheil verlernen fie, an diefe nothwendigften Dinge zu denfen, und vertiefen ſich, weil jr 
immer Soldaten genannt werden, in bie jimpelhafte Idee, daß mit dem ewigen Gewehrjäultern 
und Stehen auf allerlei Nachtwächterpoſten, furz daß mit dem geraden Gegentheil von demjeni 
gen, was der Felddienſt erfordert, etwas erreicht ſei. Bei einer Milizarmee, bei welcher man nich 
foviel Zeit unnüg zu vertrödeln hat, wird in der kurzen Periode, die für Die erfte Cinübung der 
Rekruten, dann für die Wiederholungsübungen gewährt ift, bei weitem mehr auf das Noth— 
wendige geliehen. Da die Koften hier bei kurzem Zufammenjein der Truppenförper immer jebt 
gering ausfallen, jo fann man ohne Bedenken Märſche mit Sad und Bad, mit Roß und Bi 
gen machen, die Leute unterwegs nad paffend aufgeflellten Scheiben ſcharf ſchießen laſſen, M 
ermüdet in ein Bivouak ziehen, in dieſes Lebensmittel auf ähnliche oder gleiche Weiſe, wie «dm 
Ernſt geſchieht, beitveiben, abkochen, Vorpoſten außftellen laffen, und wohlgemerkt, man fans 
diefe Art Dienft — mindeſtens bei den Wiederholungsübungen — die ganze Zeit über treiben, 
welche die Leute überhaupt beiſammen find, ſodaß fie nun wiflen: ſobald wir den Soldatenrod 
überhaupt anziehen, gebt es ebenſo zu und nicht anders, und daß fie beim Eintritt ins Feldleben 
faum einen Unterfchied entdecken werben. 

Ob fo vernünftig mit der Zeit verfahren wird in jedem Staate, der ein Milizſyſtem bat, ob 
nicht auch bier dem Unſinn bisweilen Ihür und Thor geöffnet wird, das ift eine andere Ftage. 
Wir beihäftigen uns lediglich mit dem, was in der Natur der Sache liegt, ſich daher mehr oder 
minder doch auch immer Babıı brechen wird. 
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Für die Nothwendigkeit der langen (mehrjährigen) Vräſenz bei ven Cadresheeren, alfo 
für die Norhwendigfeit ver Cadresheere mit farfen, wirkliche Iruppenförper bildenden Stäm- 
men überhaupt werben verfchiedene Gründe angegeben, die wahren Gründe jedoch entweder 
gar nicht genannt oder doch nur unter Berhüllungen. 

DieNothwendigfeit, einen gemeinen Soldaten zwei oder drei Jahre bei der Fahne zu Halten, 
um ihm Die mechaniſchen Fertigkeiten beizubringen, deren er im Felde bedarf, füllt hinweg; es 
ift lächerlich, davon zu reden, ja das von und Geſagte zeigt ſogar jedem einfichtigen Manne obne 
weiteres, daß die lange Präſenzzeit der jungen Mannſchaft ihrer Ausbildung für den ernten 
Dienft im Felde eher ſchädlich fein muß, als jie nüglich fein kann. 

Da dies jo ziemlich alljeitig zugegeben werden muß, fo pflegen Die Bertheidiger der langen 
Vräſenz anzuführen, dap zwar die mechanijche, aber nicht die moralifche Ausbildung des Man: 
nes zum Soldaten im Laufe weniger Monate zu vollenden ſei. Auch das ift gar nicht ftichhaltig, 
fobald man etwas anderes unter der moralifhen Ausbildung verfteht, ald die Trennung des 
Soldaten vom Bolfe für die Zeit jeiner Anmwefenheit bei der Fahne. Die geiftigen Soldaten 
eigenjihaften kann man im Garnijondleben aud in einigen Jahren nicht entwideln, wenigftend 
nicht fo, daß jie haften bleiben und wirklichen Werth haben ; manfannes nur dur eine vernünf⸗ 
tige Erziehung von Jugend auf, welde Eräftige, furchtloſe, gefinnungstreue, opfermutbige 
Männer bildet. Aber in der Ihat ift den Vertheidigern der langen Präjenz daran nicht im min 
beiten gelegen, vielmehr verftchen jie unter der moraliſchen Ausbildung zum Soldaten wirklich 
nichts anderes ald das Lodreigen der Soldaten vom Volfe, dad Heranziehen gefügiger Werkzeuge 
zu dem großen Staatöpolizeidienft. Der Hauptgrund der Beibehaltung von flarfen perma: 
nenten Stämmen des Heeres liegt in dem Wunfche der Regierungen, ji des Heeres vorfom: 
mendenfallö gegen das eigene Volk bedienen zu fünnen. Hier und da tritt auch die Neigung 
der regierenden Fürften zur Soldatenipielerei Hinzu. 

Wenn man fhon den gemeinen Soldaten 2—3 Jahre bei der Fahne Hält und bes 
hauptet, ihn dort halten zu müffen, um ihm die nothwendigſte Ausbildung zu geben, fo wird 
man vollends ein Recht haben, von Unteroffizieren und Offizieren eine noch längere Präſenz zu 
fordern, eine jo lange, daß mindeſtens die jämmtlihen Offiziere den Heerdienſt zu ihrem aus: 
Ihließlihen Lebensberuf machen. Auch hierdurch wird die Koftipieligkeit des Heerſoſtems er— 
böht. Alle dieje Offiziere wollen nicht blos befoldet fein, folange jie dienen; wenn jie austreten 
aus dem Dienft, wad der Vorausjegung nach erft gefchieht, wenn fie nicht mehr dienſtfähig find, 
verlangen ſie auch noch Penjionen, die nicht allgu weit unter dem Solde zurüdbleiben fönnen, 
welchen jie bisher empfingen. Natürlich haben alle vieje Leute unaudgefegt dad Bedürfniß, ihre 
Lage zu verbeffern, und dies bringt namentlich in langen Friedensperioden, während welcher 
feindliche Kugeln nidt in ihren Reihen aufräumen, während welcher folglich ein naturgemäßes 
Avancement von Bedeutung nicht ftattfindet, ein nie befriedigted Drängen nad) ganz unmoti= 
pirten Verbeiferungen hervor. Daß der Volksfreiheit die Schöpfung einer durchaus von der 
Regierung abhängigen, vorzugsweife waffentragenven Klaffe, einer bisweilen allerdings höchſt 
unfriegerifhen Kriegerfafte, nicht zuträglich fein könne, verſteht ſich von felbit. 

Auch die weitaus größte Zahl der Offiziere braucht in der That den Heerdienſt nicht zum 
ausſchließlichen Lebensberuf zu machen. Auch die Offiziere können fi wie die Soldaten zum 
größten Theil im beurlaubten Stande befinden, denn aud) die notwendige militärifche Bildung 
ber weitaud größten Zahl der Offiziere füllt nicht im geringften ein Menfchenleben aus, wie 
jedermann jich leicht überzeugen kann, welcher einmal ein Offiziercorps irgendeines Staates 
einer genauen Beobadhtung unterziehen will. 

Ein Theil der Offiziere eined jeden Heeres muß allerdings, namentlich in neuern Zeiten, 
aus Leuten beftehen, welche das Militärwefen zu ihrem Xebensberuf gemadt haben. Denn 
die militärifhen Etabliſſements, welche vie Ausrüftung für die Armee beichaffen, müſſen aller: 
dings beftändig arbeiten und fie müſſen verwaltet werden; die Verwaltung ift aud eine Noth— 
wendigfeit für die Beftungen. Es müſſen Behörden befteben, wie das Kriegsminifterium und 
feine Dependenzen, welche das dauernde Leben ded Heerweſens jicher ftellen, von denen die Zu: 
fanınenberufungen und Entlaffungen, Mobilifirungen und Demobilifirungen ausgeben, welde 
dafür forgen, daß ſtets alle Stellen im Heere völlig befegt find, jede Lücke, die im Laufe der Zeit 
entfteht, fofort ausgefüllt wird, welche die Ausbildung aller Offiziere und Soldaten für 
den Krieg leiten. Und diejenigen Offiziere, welche beftimmt find, dereinft die höchſten Führer: 
ftellen in der Armee einzunehmen oder den hödften Führern als unmittelbare Gehülfen zur 
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Seite zu ftehen, müffen allerdings aus dem Heerbienft ihren Lebensberuf machen. Aber von der 
Zulaffung dieſer Ausnahmen ift es ein großer Schritt bis zur Aufftellung der Behauptung, 
daf niemand ein guter Offizier fein könne, der nicht jahraus jahrein zweifarbiges Tuch auf 
dem Leibe trägt. 

Die wichtigſten ſtaatsrechtlichen Seiten des Heerweſens find hiermit erledigt. Wir müſſen 
nun einen Blidk auf bie Seite der militäriſchen Verwendung des Heeres und der ſich daraus er: 
gebenden Bedingungen werfen. 

Die Verſchiedenheit ver Waffen, die Unmöglichkeit, in einem Soldaten alle die Eigenſchaften 
und Kähigfeiten zu vereinigen, an weldye der Krieg Anſprüche erheben fann, hat zur @intheilung 
der Heere in eine Anzahl von Waffengattungen geführt, Wir unterſcheiden gegenwärtig die 
Infanterie oder das Fußvolk, die Gavalerie oder Reiterei und die Artillerie oder das Geſchütz⸗ 
weſen, wozu dann von einigen nicht, von andern aber mohl das Genieweſen gefügt wird, welches 
ſich mit den technischen Kriegsarbeiten des Brüden:, Schanzen- und Wegebaus in allen feinen 
notbiwendigen Formen beſchaͤftigt. 

Die Verbindung dieſer Waffen kann heute keine Armee mehr entbehren; nur über das Ver— 
hältniß, in welchem die Waffengattungen im Heere vertreten ſein ſollen, gehen die Meinungen 
ziemlich weit auseinander, Im allgemeinen kann man ſagen, daß die Infanterie ſich ſtets mebr 
no& zur Hauptwaffe entwidelt, daß bie Artillerie fih etwa auf ihrem Stande behaupten wird, 
daß die Reiterei vagegen ſich entfchieden vermindern muß, während das Genie möglicherweife an 
Zahl noch zunehmen wird. Die Infanterie ift die am mindeften Eoftfpielige Waffe, und bie 
Mehrzahl der Refruten, melde überhaupt einem Heere zufließen, Iaflen ſich am leichteften ala 
Infanteriften ausbilden, wenigftend ſoweit unfere heutigen Eulturvölfer in Betracht Fommen; 
bei Steppenvölfern, wie die Koſacken, ſteht die Sache noch anders. Je volksthümlicher fich in den 
Gulturftaaten die Heeredeinrihtungen entwideln, befto mehr muß alfo begreiflicherweiſe die 
Gavalerie an Zahl abnehmen. Eine zahlreihe Cavalerie kann andererſeits auch bei der wachſen— 
den Eultur und dem Zunehmen der Boden- und Gütertbeilung nicht mehr mit dem gleichen 
Nugen verwendet werben wie früherbin. Selbft die Reichtigfeit, welche für den fhnellen Trans: 
port der Infanterie auf weite Streden die Eifenbahnen gewähren, während der Transport der 
Eavalerie aufihnen keineswegs ebenfo oder auch nur einigermaßen im Verhältniß ebenfo be: 
quemift, wirft auf eine Verminderung des Standes der Gavalerie ein. Ahnliche Betrabtungen 
laſſen jidr über die Artillerie anftellen. 

Wir glauben, daß ein Feldheer, beftimmt, im Freien zu operiren, für gut in Bezug auf heu— 
tige Verbältniffe zufammengefegt gelten fann, wenn e8 auf 1000 Mann Infanterie höchſtens 
100 Reiter, ungefähr 2 Gefhüge mit im ganzen etwa 70 Mann Belvdartillerie und 25 — 
30 Mann Genie bat. 

Für Truppenförper, die zum Dienft der Feftungsbefagungen beftimmt find, ſtellt ſich noch 

ein ganzanderes Verhältnis heraus. Da die Gavalerie hier lediglich zum Patrouillen: und Nach— 
richtendienft, zum Gefechtsdienſt nur in großen Ausnabmöfällen gebraucht werben fann, da Die 
Artillerie, ausſchließlich der Ausfalldgefhüge, lediglich zur Bedienung des Feſtungsgeſchützes 
verwendet wird, fo mag man auf 1000 Mann Infanterie bier böchftens 20 Reiter, 200 Mann 
Artillerie mit höchſtens 1 Beldgeihüg und 30— 40 Mann Genie rechnen. 
Im Geſammtheer eines Staates würden alfo auf 1000 Mann Infanterie höchſtens 60 
Neiter, 135 Mann Artillerie (mit 124 Beldgefhügen) und 30—35 Mann Genie fommen, 
d, h. die Verbältnißzahlen ftellen ih rund: 1 (Infanterie): %,, (Gavalerie): Y, (Ar: 
tillerie): 0 (Genie). 

Innerhalb der Hauptwaffengattungen pflegt man nod mehrfache Unterabtheilungen zu 
machen, theils um befondern Bedürfniſſen entſprechen, theils um Menſchen und Pferde nad 
ihren Gigentbümlichfeiten paffend unterbringen zu fönnen, theils um Liebhabereien ohne ernfte 
Motive zu genügen. 

Die Mafle ver Infanterie bildet die Linieninfanterie, welche eine mittlere Fähigkeit für alle 
Arten des Gefechts und der verfchiedenen Verwendung des Fußvolks haben foll; Daneben 
unterfcheidet man dann Grenadiere, vorzugsweiſe ald Neferveinfanterie, für den geſchloſſenen 
Angriff, leichte Infanterie (unter den Namen ver Fußjäger, Feldjäger, Füſeliere u. ſ. mw.) für 
das zerftreute Gefecht, ven Avantgardedienſt, raſche Bewegungen, heute als die Elite der Linien: 
infanterie und das Mufter, dem fie inihrer Geſammtheit zuftreben follte, zu betrachten; Scharf: 
fhügen, die vorzugsweiſe gut mit der Büchſe umzugehen wiffen. Über furz oder fang bei der 
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weitern volksthümlichen Entwickelung des Heerweſens wird man ohne Zweifel zur Aufſtellung 
einer beſondern Feſtungs- oder Garniſonsinfanterie gelangen. 

In der Cavalerie unterſcheidet man heute noch Guiden, beſonders für den Nachrichtendienſt 
der Armee beſtimmt, leichte Cavalerie (Huſaren, Jäger zu Pferd, Chevauxlegers, Kofaden, 
leichte Dragoner, Lancierd oder Ulanen), Mittelreiterei oder Divifiondcavalerie (in einigen 
Heeren Dragoner und Ulanen), ſchwere Reiterei (Schwere Dragoner, Küraffiere, Garabiniers, 
Gensdarmes, Orenadiere zu Pferd). Neben den Guiden wird ſich bald nur noch die leichte Rei— 
terei behaupten, die andern Arten der Gavalerie fönnen ihr Bortbeftehen für einige Zeit lediglich 
noch den Launen der Machthaber verdanfen. 

In der Felvartillerie unterfcheidet man Kanonenbatterien (oder aus Kanonen und Haubigen 
gemijchte Batterien), Haubigbatterien,, Nafetenbatterien, gezogene Batterien, außerdem inner: 
halb verfelben Gattung je nad) den Kalibern ſchwere und leichte Batterien. Die gezogenen Ge: 
ſchütze werden aller Wahrfceinlichkeit nad; alle übrigen im Belvfriege bald verdrängen. Man 
" wird dann sine Artillerie haben, melde, was das einzelne Gefhüg betrifft, verhältnigmäpig 
jehr leicht it. Für die ganzen Batterien wird aber feine nennenswerthe Erleichterung eintreten, 
weil neben den Geſchützen ſtets ein bedeutender Vorrath von Munition mitzuführen ift. Im 
Beflungsfrieg wird ſich als glatted (nicht gezogened) Geihüg der Mörfer behaupten. 

Unter den Genietruppen unterfcheider man: Feldpionniere oder Pionniere fürleichte Brüden>, 
Mege: und Schangenbauten, Bontonniere fürden Brüdenbau, Sappeurs für Die eigenthümlichen 
Ervarbeiten im Feſtungskriege (jedoch oft gleihbedeutend mit Pionnier gebraucht), Mineurs für 
alle unterirdiihen Arbeiten und den unterirdiſchen Krieg. 

Abgejehen von diefer großen Eintheilung, bedarf jeve Waffengattung einer weitern Zerle: 
gung in größere und Fleinere Abtheilungen, während dann wieder mehrere Abtheilungen von 
verſchiedenen Waffengattungen zufammengefaßt werden, um unmittelbar Ginheiten zu bilden, 
welche als vie Hauptglieder des Heeres dienen und deren jede ſelbſt ein kleines Heer vorſtellt. 
Dieſe Gliederung hat einen doppelten Sinn; ſie erleichtert auf der einen Seite die Verwaltung 
des Heeres, die Fürſorge für die Soldaten und macht diefelbe eigentlich erit möglich; auf ber 
andern Seite geftattet fie dem Feldherrn die bequeme Verwendung des Heeres zu ftrategifchen 
und taftiiben Zweden. In der erftern Richtung gleicht die militärifche Gliederung der Gliede— 
rung eined ganzen Volkes in Provinzialz, Bezirkes, Kreiögemeindeverbände; in legterer wird 
ſie am beſten der Gliederung eines Münzſyſtems je na Art und Zahl der auögeprägten ober 
jonft in Werthrepräjentationen vorhandenen Münzforten verglihen. Ebenſo wie eine Volks— 
eintheilung, ebenſo wie ein Münzſyſtem mehr oder minder geſchickt, bequem, den verſchiedenen 
Bedürfnijfen und Anforderungen entſprechend ſein kann, ebenſo verhält es ſich mit der militä- 
riſchen Gliederung, und nur zu oft hat eine falſche Gliederung ben Heeren Untergang und Ber: 
derben bereitet. 

Die Infanterie theilt nıan jegt durchgängig in Bataillone ein; die Stärke eines Bataillons 
variirt von 500— 1300 Mann ; im allgemeinen neigt man fich gegenwärtigeher den ſchwachen ald 
den ftarfen Bataillonen zu. Gin Bataillon foll, wenn ed geſchloſſen beifammen, nicht in feine 
Glieder zertheilt ift, aud im Gefecht von feinem Führer mitteld der Stimme gelenft werben 
fönnen. Das Bataillon wird eingetheilt in 4,6 oder 8, hier und da aud in 5 Gompagnien von 
100 bis zu 200 oder 250 Mann. 

Mehrere Bataillone können zu einem Negimente zufammengelegt werden. Diefe Einthei— 
lung befteht ald adminiftrative in faft allen monarchiſchen Staaten. Sie ift wefentlid ein Pro— 
duct der Geſchichte, wird vielfah nur aufrecht gehalten, damit man mehr Stellen zu vergeben 
bat, und ift von der Vernunft nicht geforpert. 

Eine Anzahl von Bataillonen (4 — 8) oder aud von Negimentern (2 — 3) bilden eine 
Infanteriebrigave. Iſt dieſelbe über 4 Bataillone ftarf, jo ift in der Negel eins ein Jäger: 
(Elite Bataillon, oder e8 gibt felbft zwei und mehr folder Glitebataillone in der Brigade. Ge: 
wöhnlic gibt man dieſer auch eine Batterie Artillerie bei. 

Die Neiterei theilt man der Negel nad heute nody in Regimenter ein; ein ſolches Regi- 
ment zählt 400 —1200 und felbft bis 1600 Pierde in 4—8 Schmahronen (Edcadrons) zu 
100, 150 oder 200 Pferden. Es ift fehr wahrſcheinlich, daß man bei ver bevorftehenben, wenn 
auch nur allmählihen Verminderung der Gavalerie von der Negimentöabtheilung abgehen 
werde, um die Schwadron von 120— 200 Pierben, eingetheilt in 2 oder 3 Gompagnien, zur 
Haupteinheit der Neiterei zu machen und je nad Bebürfnig 2—6 Schmwadronen zu einer Ceva⸗ 
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leriebrigade zuſammenzulegen. Einer ſtarken Brigade dieſer Art, die beſtimmt fein mag, ſelb— 
ſtändig aufzutreten, kann eine Batterie Artillerie zugetheilt werden. 

Die Artillerie wird eingetheilt in Batterien, jede zu 4— 8 Geſchützen und den erforderlichen 
Munitionswagen und andern Fahrzeugen. Bei der zunehmenden Wirkfamfeit der Geſchütze, 
der bei Batterien gezogener Kanonen verhältnigmäpig großen Zahl nöthiger Fahrzeuge zum 
Munitionstrandport ift zu erwarten, daß man fich immermehr den Eleinern Batterien, etwa von 
4Geihügen, zumenden werde, damit ſie beffer zu überiehen feien und es nicht nothwendig werte, 
fie bei jeder Gelegenheit auseinanderzureißen. Doppelt wird die Einführung Fleiner Batterien 
dort geboten fein, wo man ſchwache Bataillone und ſchwache Brigaden hat. Zu den Batterien 
treten dann noch Munitionsparks (Munitionscolonnen) zum Transport ver Nefervemunition 
für größere Truppenkörper, Handwerfscolonnen, bei melden die Neparaturen an Fuhrwerken 
und Geihirren beforgt werden, Zaboratorien= oder Heuerwerfscolonnen zur Beforgung der 
nothwendigen Feuerwerfsarbeiten. Die Batterien werben zum Theil den Trupvenförpern, 
Brigaden ver Infanterie und Gavalerie, beigegeben, zum Theil in größern Abtheilungen von 
mehreren Batterien (Artilleriebrigaden) in Reſerve zufammenbehalten; aber auch aus den 
Batterien, welche den einzelnen Brigaden zugetheilt find, bildet man, wenn nidt für taktifche 
Verhältniſſe, fo Doch für die Infpection und Adminiſtration größere Verbände von mehreren 
Batterien (Urtillerieabtbeilungen oder Artilleriebrigaden). 

Die Genieabtheilungen treten taftifh, auf die größern Truppenförper vertbeilt, immer in 
feinen Berbänden, meift einzelnen Compagnien auf, aber für die anminiftrativen Verbältniffe 
werden aud fie in größere Verbände (Bataillone oder jelbft Regimenter) zufammengelegt. 

Zu den Truppen, welche für das eigentliche Gefecht beftimmt find, treten nun immer noch 
andere, welche lediglich im Intereffe der Verwaltung eriftiren: Gommiffariatstruppen für Bäcke— 
reien, Magazine, für den Bagagetrandport, Handwerferabtheilungen für die Herftellung ver: 
dorbenen Materiald aller Art, Sanitätötruppen für die Bejegung ver Ambulancen und ver 
Lazarethe. Sie formiren ſich ftetd in Fleinere Abtheilungen: 

Die große Eintheilung einer Armee gef&hieht entweder nur in Armeediviftonen oderin Armee— 
corps. Ob die eine oder Die andere gewählt wird, dad hängt vorzugsweife von der Größe des 
einzutheilenden Heeres ab; Fleinere Heere werden blos in Divifionen, größere in Armeerorp& 
zerlegt, welche dann jelbft wieder in Dibiſionen zerfallen. 

Eine Arneedivifion befteht etwa aus dem Stabe mit einem Detahement Guiden, einer 
Anzahl (2—4) Infanteriebrigaden, einem KReiterregiment oder einer Neiterbrigade, einer 
Artillerierefervebrigade, einer Abtheilung Benietruppen. Eine Divifion, welche lediglih Theil 
eines Armeecorps ift, wird in der Negel im ganzen ſchwächer und dann inäbefondere ſchwächer 
mit Gavalerie und Artillerie verjeben fein als eine Armeedivifion, welche felbftändig auf: 
treten foll. 

Ein Armeecorps befteht aus mehreren Infanteriediviftonen (mit etwas Cavalerie und mäßig 
zahlreicher Artillerie), einer Diviiton oder Brigade Eavalerie, einer Nejerveartillerie und einer 
Geniereferve. 

Die einzelnen Truppenförper, in welche ein Heer zerfällt, bedürfen bejonderer Organe für 
die Leitung, für die Verbindung mit andern coorbinirten oder nächſthöhern Einheiten, ſowie 
für die Verwaltung, die Fürſorge für die Soldaten, 

Die Keitung liegt in den Händen der Führerfchaft des Heered. Man unterfheidet gegen: 
wärtig vier Hauptflaffen von Führern: die Generale, melde die Commandos ganzer Armeen, 
der Armeecorps, Divifionen und Brigaden führen, die Stabsoffiziere für dad Commando der 
Negimenter, Bataillone und analogen Truppenförper, die Subalternoffiziere für das Com— 
manbo ver Gompagnien, Schmwadronen, Batterien und die nächte Unterftügung dabei, vie 
Unteroffiziere für die Überwahung der Fleinften Abtheilungen und das Commando ftwader 
Detachements. 

Je größer ein Truppenkorper, welchen ein Mann commandirt, deſto weniger wird dieſer 
Mann ihn vollſtändig überſehen, deſto weniger die ſämmtlichen Geſchäfte, welche ſich auf das 
Commando beziehen, allein und perſönlich verrichten können, wenn ſelbſt die ſpeciellſten Ge: 
fhäfte ihm durch die Wirkſamkeit dev Führer der Fleinern Truppenförper für diefe abgenommen 
find. Die Führer Fleinerer Truppenkörper, 3. B. der Gompagnien, haben dagegen wieder ih 
um ein fo tiefgehendes und ausgedehntes Detail zu fümmern, daß auch ihnen die perſönliche 
durchgreifende Ginwirfung nicht völlig möglich ift. 

Allen Führern müffen ſomit Gebülfen für die, Einzelgefhäfte, für das Detail des Dienftes 
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beigegeben werben, und ſie bilden mit den Fuͤhrern zuſammen dasjenige, was man die Stäbe der 
Truppenkörper nennt. 

Der Natur der Sache nach treten bei den größern Einheiten eines Heeres, den Armeecorps, 
Divifionen, allenfalld noch ven Brigaden, dieje Stäbe mehr hervor und ſondern fich jelbit wieder 
nad den verfchiedenen Dienftzweigen, während bei den Eleinern Truppenförpern, wie Bataillo: 
nen, Gompagnien, die ſämmtlichen Stabsgeihäfte von wenigen Perfonen beforgt werben, deren 
jede nicht blos mehrere diefer Geſchäfte verieht, fondern aud nebenbei im Gefecht, überhaupt 
im taftiichen Dienfte ald Führer auftreten Fann. 

Bei einem ganzen Heere oder einer größern Heeredeinheit (Corps, Divifion) unterſcheidet 
man im Gefammtftabe: den Generalftab oder Generalquartiermeifterftab, welder Nachrichten 
vom Feind und vom Terrain einzieht, die Dispofitionen und Inftructionen für Märſche, Lager 
und Stellungen und Gefechte ausfertigt, die Berichte über alle kriegeriſchen Greigniffe und 
Actionen empfängt und zufammenftellt; die Apjutantur, welche den ganzen Dienit des Perſo— 
nellen und Materiellen beforgt und centralijirt, die Etat und Rapporte ausfertigt, von den 
niedern Truppenförpern empfängt und zufammenftellt, vie Gontrole über Belohnungen, Stra: 
fen, Beförderungen führt; die Abtheilung für den Ordonnanzdienſt, die Armeepolizei, die 
Stabsescorten; die Artilleriedtrection, welche zugleich das geſammte Bewafinungsweien und 
die Verforgung mit Munition controlirt; die Geniedirection; den Mevicinalftab, welder das 
gefammte Spital: und Ambulanceweien,, ſowie Die Sanitätötruppen, wo jolde überhaupt exi— 
fliren, unter feiner Leitung hat; den Commiſſariatsſtab oder die Intendanz für Beſoldung, 
Verpflegung, Unterkunft, Bekleidung des Truppenförperd; den Juftizftab; den Stab für den 
gefanmten Train. ® 

Auch jede einfache Infanteriecompagnie hat, wie bereits angedeutet wurde, ihren eigenen 
Stab, wenn die Sache hier auch nicht fo genannt wird, wenn der Stab hier auch nur aus eini- 
gen Unteroffizieren für die Führung der Lilten, Soldauszahlung, Inftandhaltung von Waffen 
und Ausrüftung u. |. w. befteht. 

Zwiſchen diefe beiden Außerjten des künſtlich gegliederten Stabes für ein ganzes Heer oder 
ein ftarfed Armeecorps und die wenigen Berfonen, welche die gleichen, aber allerdings viel we— 
niger umfangreihen Geſchäfte bei vem Fleinen Verbande einer Compagnie verſehen, ſchieben ſich 
nun, ihren Eigenthümlichkeifen nach leicht erfennbar, die Zwifchenglieder der Bataillons-, Re: 
gimentd=, Brigade:, Divifionsftäbe ein. 

Wie bei der Gliederung ded gefammten Heeres nah Waffengattungen und nad Unterarten 
von Waffengattungen, jo läßt fich auch in der Gliederung der höher organifirten Stäbe wieder die 
Möglichkeit ver Arbeitätheilung und der fruchtbaren Anwendung diefes frudhtbaren Princips 
erfennen. Der Nehtögelehrte, der Berwaltungdbeamte oder Kaufmann, der Arzt, wenn fie in 
ihrem Fache überhaupt etwas werth find, werben ſich leicht in die befondern militäriihen An: 
wendungdformen ihres Baches einarbeiten. Dies find nur die prägnanteften Fälle, aber eine 
weitere Verfolgung der Idee wird ohne weiteres zeigen, wie ſelbſt für eine fruchtbringende Be— 
ftellung der großen Stäbe nur jehr wenige Männer nothwendig find, welche ven militärischen 
zu ihrem Lebensberufe gemacht haben. Cine eingehendere Betrachtung, die übrigens jedermann 
leicht ſelbſt anſtellen kann, würde zeigen, wie felbft Militärbeamte aller Art, die jich in den ver: 
Ihiedenften Lebenslagen getummelt, nit vom Staate verforgt, nicht an eine zeittödtende Ab— 
bängigfeit gewöhnt, für den Krieg, der doch das Lebendelement des Soldaten ift, tüchtiger, 
braudbarer, werthvoller find als andere, die fich in einem langen Friedensmilitärleben in jene 
paar militärischen Bormen eingemöhnt haben, welde im Garnijonsleben erlernt werben, jene 
Formen, welhe von den im Kriege nothwendigen noch viel weiter abweichen als diejenigen, zu 
welden z. B. der Kaufmann in ven dauernden Kampfe des Lebens, von feiner Staatögemwalt 
geftügt, täglich feine Zuflucht nehmen mug. Man legt bei weitem nicht genug Werth darauf, wie 
der Friedensberufsfoldat und Militärbeamte durch die Befoldung, die er immer gleih, ob 
mit oder ohne Arbeit, erhält, vurd die Gewöhnung an träge Abhängigkeit, durch die Abweien- 
heit jedes Kampfes um die Eriflenz oder die Verbeiferung ver Exiſtenz nicht gewinnt, fondern 
weit mehr von ven Eigenſchaften verliert, welche dem Soldaten im Kriege am notbwendigften 
find, ald der im Lebenskampfe beftändig ſich regende Bürger. 

Wie bereits erwähnt, find die Soldaten aller Kategorien nur ein Theil ded Stoffs, deffen 
die Heere bedürfen, um wirklich Heere zu fein. Es treten hinzu Pferde oder andere Zug: und 
Reitthiere und ein jehr beträchtliches todtes Material, Alles dies muß beichafft, verwaltet, zu fei- 
ner Zeit vertheilt werden, wie die Soldaten auch. 
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Auf die Beſchaffung der Pferde kann man dieſelben Syſteme im weſentlichen anwenden, 
wie für die Veſchaffung der Soldaten. Man hat alſo den freien Ankauf und die Conſcription. 
Der freie Anfauf geht theild beftändig fort, theild kommt er nur zeitweife befonders jtarf vor. 

Wo man ftehende Heere oder Gadresheere mit flarfen fländigen Stämmen hat, da wird 
ſich auch immer eine bedeutende Zahl von Reitpferden und eine verhältnigmäßig geringere Zahl 
von Zugpferden beftändig im Dienfte befinden. Jährlich werden Pferde ausrangirt und müſſen 
durch neue erfegt werben. Dies geihieht bier unzweifelhaft am beften duch Anfauf, und das 
Geſchäft läßt ih, namentlich wenn durch Geftüte einigermaßen nachgeholfen wird, ohne Schwie— 
rigfeit regeln. Bei einer Mobilifirung muß die Zahl der Reitpferde ficher etwas erhöht 
werden, die Zahl ver Zugpferde aber ſehr bedeutend, denn von Zugpferden hält man jelbft bei 
ftebenden Heeren und bei Cadresheeren mit ſtarken ſtändigen Stämmen immer nur einen jebr 
geringen Theil im Dienft, denjenigen, welder zur Befpannung der nothwendigſten Geſchütze 
gebraucht wird. Der ganze zahlreiche Train ift im Frieden ohne Pferde. Die Reitpferde laſſen 
ſich in Ländern, in denen man der Pferdezucht einige Sorgfalt zugewendet hat, die überdies nicht 
ganz arm an Pferden find, ſtets durch Anfauf beichaffen. Was die Zugpferbe betrifft, fo wirt 
man, um ben gefanmten Bedarf zu decken, immer zu Requifitionen oder Gonfcriptionen mit 
Entihädigung der Eigenthümer feine Zuflucht nehmen müffen. Wenn man aud die Reiterei 
fo wenig zahlreich ald irgend möglid madt, wenn man die Traind auf das Allernothdürftigſte 
herabdrückt, fo fommt immer noch auf je 7—9 Mann eines Dperationäheeres ein Pferd; ift 
alfo ein Operationdheer für dad freie Held beifpieldmeife 350000 Mann ftarf, fo braucht man 
für daffelbe mindeftend 40— 50000, wahricheinlich aber, bei den gemöhnlihen Verhältniffen, 
nicht unter 60— 70000 Pferde. Rechtzeitige Pferdeausfuhrverbote müſſen den ſonſtigen Maß— 
regeln für die Beiſchaffung der Pferde zu Hülfe kommen. Ohne allen Zweifel hat der Staat 
‚ ebenfo gut, als er ſich herausnimmt, die dienftfähige junge Mannichaft aufzuſchreiben und zu 
üben, auch das Recht, die dienſtfähigen Pferde aufzuſchreiben und zu Übungen je nad ihrer 
Cigenſchaft als Reitz over Zugpferde zeitweiſe einzubeordern. Daß dabei foweit irgend möglich 
auf den Gebrauch Rüdjiht genommen werden muß, welden der Eigentbümer von feinen Pfer— 
den macht, daß dieſer Friedensgebrauch möglihft wenig geftört werben darf, und daß der Eigen: 
thümer nah Maßgabe ver ihm durch zeitweile Entziehung erwachſenden Verluſte entſchädigt 
werden mug, verſteht fi von jelbft. 

Die Ausrüftung des Heered im weitern Sinne, alfo die Bewaffnung eingeſchloſſen, fann 
man in zwei Klaffen unterfcheiden, die Perfonalausrüftung und die Nusrüftung im großen oder 
Ausdrüftung der Truppenförper. Zur Berfonalausrüftung gehören alle die Dinge, welche jeder 
einzelne Soldat nothwendig braucht und ſoweit nur immer möglich im Felde jelbft mit ſich führt, 
zur Ausrüftung im großen die Waffen, melde nicht von einzelnen Leuten Heführt oder bedient 
werden können (Geihüge), die Militärfuhrmerke zum Transport aller denkbaren Vorräthe 
(Munition, Proviant, Refervewaffen und Meferveffeidung u. ſ. w.), zur Verrichtung befonderer 
Transportdienſte, z. B. Ambulancewagen ; ferner die Mafhinen und Werkzeuge größerer Art, 
welde nicht für den Dienft einzelner Menfchen, fondern ganzer größerer Truppenkörper beſtimmt 
jind, z. B. Bontonbrüden. 

Die ganze Ausrüftung muß, infofern man fie nicht in größter Schnelligkeit und folglich 
leicht bei jedem Kriegsdrohen haben fann, angeihafft, aufbewahrt, dann auf die einzelnen Leute 
und Truppenförper vertheilt werben. 

Für diefen Gegenftand kann man verfchiedene Syſteme aufftellen. Die beiden extremſten 
Spiteme find in Bezug auf die Perfonalausrüftung die, daß man einmal deren Beihaffung 
jedem einzelnen Krieger überläßt, ihn dazu verpflichtet, dann, daß der Staat die Beihaffung 
übernimmt und die VBertheilung nach feiner Gonvenienz vornimmt. Dazwiſchen liegen noch 
manche Mittelgliever, z. B. daß die Ausrüftung zum Theil vom Soldaten, zum Theil vom 
Staate beihafft wirt, daß die Gemeinden bei ver Beſchaffung betheiligt werden u. f. w. 

Die Beihaffung der Perjonalausrüftung jedem einzelnen Krieger vollfommen aufladen 
fönnte man nur bei einem durchweg jehr wohlhabenten Volk oder dort, wo wenigftend der zum 
Kriegsdienſt mit den Waffen verpflichtete Theil des Volkes, wie in Sflavenftaaten, für vorberr- 
fchend wohlhabend gelten fann. Bei den europäiſchen Berhältniffen ver Gegenwart verbietet ſich 
daher dad Syſtem der Selbftbeihaffung durch die Soldaten wenigftend in feiner Reinheit. In 
der Schweiz bat man fo viel von dieſem Syſtem behalten, als in unfern Zeiten und bei unjern 
Verhältniſſen davon beizubehalten ift, und dies wefentlich aus dem Grunde, weil bier jeder Sol: 

feine Ausrüftung in feiner Wohnung bei ih hat und es daher allerdings wichtig ift ihn 
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wenigftens als Theileigenthünter an ihrer guten Erhaltung zu interejjiren. Anderer Orten be— 
ftreitet der Staat die ganzen Koften der Beſchaffung. In neuerer Zeit tritt noch ein anderer 
Umſtand hinzu, welder ed unmöglid macht, dem einzelnen Soldaten abjolut die Beihaffung 
feiner Ausrüftung zu überlaffen. Um nur eins zu erwähnen, müſſen die Waffen (Beuerwaf: 
fen) für ganze Gorps gleihmäßig gearbeitet, gleihmäpig eingerichtet jein, dajlelbe muß mit 
der Munition ver Fall fein, wenn man immer jicher bleiben will, dag die Truppe wirkſam 
auftreten könne. Der Staat allein fann daher die Warfenfabrifation gehörig leiten, wenn er 
auch im allerweiteften Umfange die Privatinduftrie zu Hülfe ruft, Im Altertum, vor der 
Einführung ver Feuerwaffen, kam diefer Punkt viel weniger in Betracht, ed war z. B. viel gleich: 
gültiger, ob ein Spiep ein wenig länger oder fürzer, ein wenig ſchwächer oder jtärfer, ein wenig 
mehr oder minder mit Eiſen beichlagen, als es ift, ob ein Feuergewehr ein eine Linie größeres 
over Fleinered Kaliber bat. 

Möge dad Syſtem jein, welches es wolle, mögen die Soldaten einen Theil ihrer Perſonal— 
ausrüſtung bezahlen müſſen oder mögen ſie alled vom Staate erhalten, die Anfertigung der 
Ausrüſtungsſtücke im großen wird immer befondere Bortheile gewähren; dieſelben werden 
billiger, gleihmäßiger, beffer in großen Quantitäten hergeftellt werden, ald wenn jeder einzelne 
Mann für fi ſelbſt ſorgen wollte. Obgleich es nicht bei allen Stüden jo wie bei den 
Waffen und der Munition auf eine ftricte Gleihmäpigfeit für die Zwecke des Kriegs anfom: 
men mag, jo ift doch nicht zu leugnen, daß jchlieplih ein gewiſſes Muſter durch Verſuche 
und Erfahrungen als beftes, zwedmäpigites erprobt jein fann, und es it dann nicht einzu= 
jeben, weshalb man aud in gleihgültigern Dingen nicht dieſes Zweckmäßigſte dem Soldaten 
bejorgen, jondern ihm die Freiheit laffen jollte, ſich mit unzweckmäßigern Ausrüflungsftüden 
zu verjeben. 

Der Stuat läßt die Ausrüftungsftüde entweder in eigenen Fabriken ganz im großen an 
fertigen, aus denen jie dann die einzelnen Truppenkörper beziehen, um jie wieder auf ihre 
Mannſchaften zu vertheilen, oder er gewährt den einzelnen Truppenkörpern nur die Geldmittel 
und läßt jie mit diefen zwar unter feiner Gontrole, jedod mehr oder minder unabhängig 
arbeiten. Dies legtere Syftem hat ſich nie vortheilhaft erwiefen, weder für ven Staat, nod) für 
den einzelnen Soldaten. Am zweckmäßigſten ift ed, daß der Staat die Privatindujtrie von ein— 
zelnen Fabrikanten und Affoeiationen möglichſt auf feinem ganzen Gebiete in Anſpruch nimmt, 
die anzuſchaffenden Ausrüftungsftüde ausihreibt und Muſter und Modelle, nach denen gear: 
beitet werden muß, vorlegt. Durch Commiſſionen, die er beftellt, nimmt er dann die Lieferun: 
gen ab. Gr kann jogar die Anfertigung der Waffen und der Munition in der gleichen Weife 
betreiben laffen, nur muß er ſich hier, damit nicht ein koſtbares Material ganz nutzlos verdorben 
und der Staat in die Gefahr gebracht werde, im Augenblid der Noch Mangel an braudbaren 
Waffen zu leiden, eine tiefergreifende Gontrole vorbehalten; er muB ſich in den Stand jegen, 
pur militärifche Gommifjionen den ganzen Erzeugungsact der Waffen und der Munition in 
den einzelnen Manipulationen von Anbeginn der Arbeit zu überwachen. Die Anlage rein mili— 
täriſcher Fabriken mit vom Staateangeftellten und bejoldeten Arbeitern ift — wenige Fälle ausge— 
nommen, wo ed 3.3. auf die Bewahrung eined Geheimniſſes ankäme — unzweckmäßig. Die 
PBrivatinpuftrie arbeitet billiger und ſchreitet erfahrungsmäßig in Verbeflerungen des Verfahrens 
mehr mit dereit fort. Ihre Benugung bringt außerbeu einen gefundern Umlauf der dem Staat 
für Militärgwede zur Verfügung geftellten Geldmittel, und jie fichert, da ſie ſich nicht abjolut 
mit ver Anfertigung von Militärausrüftungsftüden beſchäftigt, für außerordentliche Bälle eine 
raſche Vermehrung der Ausrüftungsftüde, da fie eine Menge Arbeiter für diefen Zweig im 
ganzen Lande gewonnen und ausgebildet haben wird, während Gtabliffements, die ausſchließlich 
militariich find, immer mit einer beſchränkten Zahl von Arbeitern arbeiten werben, vie nun 
gerade inı drohenden Kriegsfalle ſchwer zu verftärfen ind. Dieſer Punkt ift von großer Wich— 
tigkeit. Wenn man ficher ift, in kurzer Zeit Maſſen von Ausrüftungsitüden beſchaffen zu koͤn⸗ 
nen, ſo wird es überflüſſig, Haufen von Material beſtändig in den Magazinen aufgeſpeichert 
zu halten und ſomit eine ganze Menge Kapital todt ruhen zu laſſen. 

Daſſelbe Arbeitsſyſtem, welches für die Beihaflung der Perſonalausrüſtung das zweck— 
mãßigſte iſt, kann auch auf die Beſchaffung der großen Ausrüſtungsſtücke für ganze Truppen— 
förper ohne weiteres ſeine Anwendung finden. 

Daß jeder Mann, auch wenn nicht bei der Fahne, auch wenn im Beurlaubtenſtande, ſeine 
ganze Perſonalausrüſtung bei ſich habe, würde ebenſowol bei Cadresheeren als bei Milizheeren 
möglich fein. Der Vortheil iſt ein großer. Aufden erſten Ruf bilden ſich in kürzeſter Friſt völlig 
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organifirte Bataillone, wenn nur dafür geforgt ift, daß das Material der großen Ausrüftung 
(für ganze Iruppenförper) ji in den Stammquartieren vorräthig findet, daß die Beſpan— 
nungspferbe ebenjo augenblilidh einberufen werden können wie die Mannſchaften. Aber in 
monardiihen Staaten wagt man ed nicht, dem beurlaubten, im Reſerve- oder Landwehrſtand 
befindlichen Soldaten feine Berfonalausrüftung mitzugeben; der Vorwand ift, daß er fie nicht 
ihonen werde, der wahre Grund die Furcht vor dem bewaffneten Volk. So find freie Völker in 
allen Dingen, aud in den rein materiellen den gefnechteten weit voraus. In den monardifchen 
Staaten aljo, welche Cadresheere haben, befteht der Negel nach ein weit ausgedehntes Magaji: 
nirungsfuften. Nicht blos die Refervewaffen, vie Munition, die großen Ausrüftungsftüde gan: 
zer Truppenförper, weldye allerdings ver Staat, da fie nicht in jedem Momente fofort hergeflellt 
werden können, aufjpeihern muß, werben hier in den Magazinen aufbewahrt, ſondern auch 
Kleidungsftüde, bis auf die Schuhe und. Hemden herunter, für Hunderttaufende von beurlaubten 
Soldaten, Referviften und Landwehrmännern. Während der einzelne beurlaubte Soldat feine 
eigene Berjonalausrüftung ohne große Mühe vollkommen im Stande halten könnte, läßt in ven 
ausgedehnten Staatdmagazinen die Sorglofigfeit eines ſchwachen und doch Eoftjpieligen, mist 
durch ein naheliegendes Intereife bewegten Verwaltungsperionals jährlich eine Menge Mate: 
rial ohne allen Zwed verderben, welcher ein reiches, dem Volkswohlſtande oft nur zu dringend 
fehlendes Kapital repräjentirt. 

Mir haben alle Grundfragen des Heerweſens, ohne diefen Begriff ungebührlich audzudeb: 
nen und foweit e8 der Raum geftattete, wenn aud) kurz, doch umfaſſend im Vorigen abgebanelt. 
Mer jich über einzelnes genauer unterrichten will, findet den vollftändigften Auffchluß in unſern 
„Unterfuhungen über die Organifation der Heere“ (Bajel 1855), wo die fpecielle Antwort 
auf jede Frage zu ſuchen iſt. Jetzt bleibt und nur noch übrig, einige hiſtoriſche Andeutungen 
über die weltgef&hichtliche Entwidelung des Heerweſens zu machen. Ald allgemeine Bemerkung 
ſchicken wir die allerdings ſchon im Vorigen wiederholt erwähnte Thatſache voraus, daß Kerr: 
weſen und Staatöverfaflung ftets in innigem Zuſammenhange ftehen, und daß, mie die Kenntniß 
der Staatöverfaflung eines beftimmten Landes zur Grfenntniß feines Heerweſens vieles bei: 
trägt, jo andererfeitö die Kenntniß des Heerweſens häufig zur Erfenntniß der wirklichen Staats: 
verhältniffe verhilft. Allerdings würde es dabei oft nöthig fein, in die Ginzelheiten einzutreten, 
da, allgemein betrachtet, Dinge, die in der Wirklichkeit himmelweit verichieden iind, einander 
aufs Haar zu gleichen jheinen ‚während andere, die einander aufs Haar gleichen, im verſchie— 
denjten Lichte fich zeigen können. 

Die despotifhen Staaten des afiatifchen Alterthums waren meift aus höchſt verſchieden 
abhängigen Zandeötheilen zufammengefegt. Immer wird man doc in ihnen ein Stammland 
erfennen, in welchem die unumfchränfte Herrſchaft des Despoten im weiteften Sinne des Wortes 
beftebt, und um daffelbe gelagerte abhängige Länder, in denen die Intenjität der Herrſchaft 
eine jehr verjchievene ift. In dem Stammlande gilt als die Grundlage des Heerweſens der Heer: 
bann oder die allgemeine Verpflichtung der Freien zum Kriegsdienft. Daneben machen ſich 
überall Spuren des Lehnweſens fehr bemerkbar. Die abhängigen Länder werden theild von 
großen Würdenträgern des Stammlandes ald Satrapen verwaltet, und bier ftellen ſich ähnliche 
Heerverhältniffe wie im Stammlande her, theild nimmt ihre Abhängigkeit ven Charakter der 
bloßen Tributpflichtigkeit an. Diefer Form des ftaatlihen Zufammenhangs entipricht dann in 
militärifcher Beziehung die Form der Gontingentspfliht, und das Eontingent tritt meift nur in 
der Geftalt eined Freiwilligencorps auf. Sehr häufig aber können wir bemerken, wie, um die 
Ausnutzung der Kriegskraft von Ländern ſo loſen Zuſammenhangs zu befördern, die Despotie 
in ihnen das Entſtehen eines Lehnſyſtems betreibt oder begünſtigt. Gin durchgebildetes Lehn— 
ſyſtem läßt ſich auch in der Kriegerkaſte Indiens und Ägyptens erfennen. Man möge ſich übri- 
gens hierbei erinnern, wie in der Regel das Lehnſyſtem in innigem Zuſammenhang mit dem 
Auftreten von Breiwilligenheeven (den deutſchen Gefolgen oder Geleiten) ftebt. 

Sntereflant ift im höchſten Altertbum das Heerweſen der Juden, nicht blos wegen des hoͤhern 
Intereſſes, welches dieſes Culturvolk erregt, ſondern auch weil es die Übergänge bed . 
von dem Zuftande der Freiheit, ver republifanifchen Berfaffung, zu rn se 
des Koönigthums ſchon in diefer uralten Zeit aufzeigt, mit venjelben Erſchein 










auf den heutigen Tag zu beobachten find und wahrſcheinlich jo —* ur d te ‚ fein werben, | 


als die Geſchichte ein Königthum kennt. Das Heerweſen der Jubı 
jeinen Beflimmungen bis auf die Gliederung hinab im völl ze 
Volfsleben — Staatöleben fann man hier nicht fagen — währe 
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' Der Heerbann, der bier entftand, übertrug ſich auch auf die Verbältniffe nach der Feſtſetzung des 
 Molkes Gottes in Kanaan. Das Imterefle aller an der Aufrechthaltung der Eroberung, welches 
im Anfang herrſchte, machte aber, daß man bei den Aufgeboten zu gemeinfchaftlichen Kriegen 
' dem freien Willen einen großen Spielraum ließ. Im Anfang genügte das auch vollfommen, die 
Gontingente kamen immer zahlreich ein. Aber bald fiegte Die individuelle Bequemlichkeit über 
das Gefühl der Zufammengebörigfeit, des gemeinfamen Intereſſes der Juden. Der innere Zers 
fall folgte. Während veffelben und bei den Beitrebungen, ih aus ihm zu retten, unter den 
Richtern, bildetete ſich das Gefolgsweſen, die Formation von Freimilligencorps aus, und dies 
Softem beftand im wefentlichen unter dem Herzogthum Saul’s fort. Mit dem wirfliden König: 
thum David's aber ward aud die Zivangdconicription eingeführt, welche den Juden wie mans 
chen Völkern nach ihnen als ein jo gewaltiges Übel erſchien, daß fie meinten, eben wegen dieſer 
modernen Einrichtung flrafe fie Gott mit einer verheerenden Seuche. 

Intereflant tft e8 zu bemerfen, daß unter dem davidifchen Königthum neben ver Zwangs— 
conjeription auch fremde Solbtruppen und gemorbene PVolizeigarden eingeführt wurden, daß 
ferner jegt die Neiterei (ober ihr theilmeifes Aquivalent im Alterthum, das Corps der Streit: 
wagen) ſich zu bilden beginnt. 

In den oflaftatifhen Staaten tft die Reiterei offenbar 'das Product doppelter Verhältniſſe. 
Es gab hier viele Reiternölfer, und die nomadiſirenden Reitervölker befanden fich zu den Despo— 
tien meift in dem Verhältniffe bloßer Tributpflichtigkeit. Sie ftellten fomit zu den Kriegszügen 
Gontingente, und dieje Gontingente beitanden dann aus Reiterei. Daneben finden wir aber fait 
überall einen Lehnsadel, der ſich ald ſolcher mehr oder minder fcharf kennzeichnet, und auch diejer 
bilder vorherrichend oder bringt Neitercorps auf. Es ift nicht unwahriheinlih, daß fi in dem 
davidiſchen Koͤnigthum bei feiner wachſenden Erweiterung gegen Oſten ähnliche Verhältnifſe 
berftellten. 

In den Republifen des alten Griechenland ift der Kriegsvienft ein integrivender Theil ver 
bürgerlichen Pflicht und des bürgerlihen Rechts; die Heere der griechiſchen Nepublifen jind 
daher bis auf den Peloponneſiſchen Krieg vorherrihend Bürgermiligen; ite bleiben es auch nad): 
ber, aber neben dem Milizivftem beginnt ji nun das der geworbenen Soldheere, doc nicht 
ftehender, ſondern nur auf Zeit angeworbener, immermebr zu entwideln. Die angeworbenen 
Söldner find meift Griechen, doch werden allerdings auch Fremdtruppen in Dienſt genommen, 
beſonders damit man ſich einzelne Waffengattungen verſchaffe, die man ſonſt in beſonderer 
Qualität nicht hätte haben taken. 

Die Hauptftärfe der griechiſchen Milizheere war das Fußvolk und zwar von diefem wieder 
das ſchwere; in den freien Staatsweſen indeſſen findet der ärmere Bürger ald Leichtbewaffneter 
neben dem reihern Schwerbewaffneten feinen Blag. Mit der Zunahme des Sölpnerwefens bildet 
jih aud das leichtbewaffnete Fußvolk in immer zunehmender Stärfe heraus. Die Reiterei war 
nad) der Natur ded Landes und bei deſſen Pferdearmuth ftetd unbedeutend, und für ihre Bil: 
dung wurden die ertremjten Syfteme angewendet. Während in Athen die reihiten Bürger die 
Ritterſchaft und Reiterei bildeten, fand gerade das UImgefehrte in Lacedämonien ftatt. 

In den macedoniſchen Heeren Bhilipp’s und Alexander's des Großen unterjcheivet man das 
Heer des Stammlandes und einzelne beigegebene Contingenteorps von bundesgenöfjiichen 
(tributpflichtigen) oder auch blod angeworbenen Völkern. Das macedoniihe Stammheer ift 
ſeinem Weſen nad eine wohlgeordnete Miliz. Der Adel bildet die Reiterei, der Bauernftand die 
ſchwere Infanterie; daneben finden wir aber aud) die wenigftens zum Theil ſtehende Truppe der 
Hypaspiſten, eine mittelleihte Infanterie, welche wahrſcheinlich aus Freiwilligen beftand. Zu 
erwähnen ift noch, daß neben ſchwerer und leichter Reiterei, ſchwerer und leichter Infanterie ver: 
ſchiedener Gattungen jeit Philipp von Maredonien Bas die Artillerie (Katapulten und Bal— 
liften) in die Heere eintritt. 

In den Reihen unter den Nadfolgern Alerander's des Großen miſchten fi griechiſch⸗ 
macedoniſche Einrichtungen mit den alten aſiatiſchen. Die Grundlage bildeten die legtern; das 
griechiſch⸗ macedoniſche Weſen war namentlich in einzelnen, vorzugäweife angeworbenen euros 
päiſchen Gliten= oder Gardecorps vertreten, melde in den aſiatiſchen Reichen ver Nachfolger 
Alerander’s übrigens um jo mehr ihre paſſende Stelle fanden, als die aliatifchen Despoten fhon 
immer ihre Leibgarden zu halten gewohnt waren, mie wir dies ja von David beſonders hervor: 
gehoben haben. 

Die Heere der Römer waren bis auf Marius wohlgeordnete Milizbeere, deren fpecielle 
Einrihtung und Zufammenfegung allerdings mit dem Umſchwunge der volitiichen Verhältniſſe 
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wechſelte, deren Eigenthümlichkeit es aber bleibt, daß ſie als Klaſſenheere auftreten, in denen die 
Waffengattungen namentlich ſich nach dem Vermögensſtande ſcheiden, ſodaß der reichere, wohl: 
habendere Bürger zum Dienſt in der Waffengattung verpflichtet war, deren Ausrüſtung die 
größern Koſten machte. Die Dienſtpflicht war nad Zeit und Art genau geſetzlich beſtimmt, und 
in jedem Jahr erfolgte eine regelmäßige Aushebung, die Bildung eines Auszugs (Legion) für 
bevorjtehende Kriegsfälle. Die Bildung des Auszugs oder der Regionen fann man dahin daraf- 
teriſiren, dap eine gewiſſe Anzahl der Bürger für die dringendſten Striegsfälle aufs Piket geftellt 
ward. Nah Marius blieben zwar die gejrglihen Beflimmungen über die Kriegäpienftpflicht in 
Geltung, aber thatfächlich ward alles willfürlicher, Die Aushebungen nahmen einen tumultua= 
riſchen Charakter an, die Reihen entzogen fih dem Kriegsdienſt wenigftend als einfache Sol: 
daten ganz, die eigentliche Laſt der Wehrpflicht ward durchaus auf die ärmern Klaffen gewälzt, 
und bei den nie endenden Kriegszügen bildeten fich die einmal zum Heereausgehobenen Solvaten 
immermebr zu Berufdfoldaten aus und flellten ſich ald joldhe ven Bürgern gegenüber. Unter 
den Kaiſern entwidelte ſich Died immermehr, 

Waren früherhin befondere Legionen von Bundesgenoffentruppen gebildet worden, jo arte: 
ten dieje nun bei der Erweiterung des Reichs und bei dem völligen Berfalle des Bürgerthums 
von Rom bald in unabhängige Contingentötruppen, wie in den allatifchen Despotien, und in 
geworbene Hülfsiharen aller Art und der bunteften Zufammenjegung aus. Die Zuftände des 
„römiſchen“ Byzantinerthumd waren nur die Steigerung berfelben Verhältniſſe, welche ſich 
ſchon in dem römifchen (weitrömifchen) Kernreiche unter den erften Kaiſern herausbildeten. 

Das Fußvolk bildete Die Maffe und den Kern ver römifchen Heere bis in die Kaiſerzeit hin: 
ein; anfänglich gab es eine ritterliche römische Milizreiterei, verftärft durch eine ähnliche italie- 
nifhe bundesgenöſſiſche Neiterei, beide von geringer Stärke. Seit Marius verfhwand vie 
Milizreiterei, und man gewann die Gavalerie in immer wachſendem Verhältniß nur noch aus 
den Gontingenten halbbarbarifcher Völker, 

Schon unter den erſten Kaiſern gewann auch die Artillerie einen bisher ihr ganz fremden 
Pla in den römischen Hreren. Das beftändige Zunehmen der Zahl ver Geſchütze legte Zeugnig 
ab von der fleigenden Berfchlechterung des Fußvolkes. 

Im Mittelalter waren es vorzugsweife die Germanen, welche die civiliiirte Welt in Beme: 
gung braten. In ihren Stammjigen galt für den Kriegsdienit die Heerbannspflicht aller 
Freien, aus welcher Milizheere hervorgingen. Aber nicht viefe Milizbeere waren es, welche die 
Welt erfhütterten, jondern bewaffnete Emigrationen von Freien und Unfreien, Oeleite, Gefolge 
oder Geleitsheere. Dieje Breiwilligenheere traten erobernd auf, und ihre Mitglieder wurden 
nad der Eroberung mit Orundeigenthum beſchenkt, damit fie fähiger wären, ald unabhängige 
Krieger die Eroberung auch gegen innere wie gegen äußere Feinde zu behaupten. Das Grobe: 
rungsheer verwandelte ſich in ein herrſchendes Volk, und für alle Mitglieder deffelben galt nun 
in dem beherrſchten Lande wiederum Die Heerbannspflicht, welche ebenio wol auf den freien un: 
abhängigen Theil der unterworfenen Bevölkerung ded Landes in verichiedenen Formen aus: 
gedehnt ward. 

Es ift befannt, wie in dem Reiche Karl’d des Großen bei deffen unvollfonnmener Beberr: 
[hung und großen Auspehnung das Syſtem ded Heerbannd infolge willfürliher Dienftentzie 
Hungen und der Abnahme der Zahl der freien Männer bald durchaus ungenügend warn, und 
wie nun die Fürſten duch Vergabung von Lehen für erwiefene Dienfte und unter der Bedin— 
gung fünftig zu leiftender jich einen ihnen ſpeciell militäriſch verpflichteten Dienftadel ſchu— 
fen, gewiflermaßen auf diefe Weile das alte Gefolgsweſen in feften Wohnfigen und dieſem 
neuen Verhältniß entiprechend organijirten. 

Im fpätern Mittelalter ward fo faſt durch ganz Europa das Lehnsheer die herrſchende Form 
des Heerweſens; die Heerbannspflicht ward dabei nicht aufgehoben, aber jie rubte oft. Ebenſo 
oft aber verftärkten aud aus den Heerbanne hervorgegangene Miligen (die Communen in 
Franfreih, Defenfioner, Kandfolge in Deutſchland) die Lehnsheere. Jedoch war dad Lehnsheer 
der eigentlich wirffame Theil der Armee, und dieſes Lehnsheer war ein Ritter- und Neiterbeer. 
Dabei mug man jih aber nicht vorftellen, daß die Nitter und ihre Knappen (Archers), obwol 
fie alle beritten waren, ſtets zu Pferde fochten ; Died war durchaus nicht ver Ball, vielfach viel: 
mehr fämpften die ganzen Nitterheere abgeſeſſen ald Infanterie, ſodaß ie mehr den fpätern 
Dragonern ald eigentliher Gavalerie glihen. Ausführliche Unterfuhungen über diefes wichtige, 
fange ganz unbeachtet gebliebene Berhältnig findet man in unferer „Geſchichte der Infanterie‘ 
(Gotha 1857). Überhaupt kann man in dieſem Werke fowie in Napoleon's II. „Geſchichte der 
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Artillerie” über tie Hiftorifchen Berhältniffe der Organifation und mande damit zuſammenhän— 
gende politiſche vielfahen Aufſchluß erhalten. 

Das Lehnweſen war nicht von Dauer; die Lehnsträger vergaßen und wälzten ihre Pflich— 
ten ab, un nur noch ihre Rechte oder Vortbeile, d. 6. den einmal erworbenen Befig zu behaup⸗ 
ten. Hat doc diefer Kampf in den Grundſteuerfreiheitsfragen bis auf unfere Tage gedauert! 
Im übrigen ſtrebte die Welt aus den loſen Banden der Lehnsözeit in feftere, ſichrere, und die 
moderne Monardie trat ihre Miſſion an. 

Das Heerweſen griff damit zu den Formen des auf Zeit gemorbenen freiwilligen Söldner— 
heers und dann des ſtehenden Heeres. 

Die auf Zeit, nämlich für Kriegevauer gemorbenen Söldnerheere (Landsknechtöheere) domi— 
nirten dur dad ganze 16. und 17. Jahrhundert. Mit ihrer Hülfe wefentlich befeftigte jich vie 
moderne Monarchie in Europa. Als aber dieſe Befeftigung erfolgt war, da trat an ihre Stelle 
auch fchon eine andere Inftitution, diejenige der ſtehenden Heere. 

Man machte dem Syſtem der freiwilligen Söldnerheere mannichfache Vorwürfe. Sie er: 
zögen, fagte man, ein wildes unbändiges Geflecht, deſſen augenblicklich ehwa,nicht beihäftigte 
Scharen die Länder unſicher machten und fi mit der durd die Monarchie hergeftellten oder noch 
berzuftellenden Ordnung und Ruhe nicht vertrügen ; die profeflionsmäßige Führung der Kriege 
fege diejelben von Mitteln des Staates zu Mitteln ver Ernährung für die Söldnerbanden her— 
ab; der Krieg würde in die Länge gezogen, damit der Soldat länger feinen Sold ziehe, an ra— 
cher Beendigung der Kriege hätten Generale und Soldaten beider Barteien nicht das mindeſte 
Interefle. Dazu fei bei dem fortwährenden Kriegszuftand das Syſtem theuer, bei jeder Wer— 
bung müfle neu Handgeld gezahlt, bei jeder Abdankung oder Entlaffung müßten Gratificatio: 
nen gezahlt werden. Und dafür habe man nicht einmal geübte Soldaten; denn faum geworben, 
ginge der Söldner ind Feld und Lager, und ihn für feinen Beruf auszubilden, dazu bliebe 
feine Zeit. Wenn man alled berechne, jo könne nıan fir das aufgewendete Geld ganz gut eine 
permanente, ſtehende Armee halten und die Mannſchaft auch ordentlich üben, ward hinzugefügt. 

Danach ward denn auch von Ende des 17. Jahrhunderts ab in allen europäiſchen Staa— 
ten gehandelt. Den Fürften mußte die Sache ungemein einleuchten. Abgefehen von allen andern, 
fam bier eind ſehr in Betracht. Aus feinem Privatbeiig und den Negalien konnte der Fürſt 
offenbar nur eine jehr geringe Streitmadt ind Feld flellen; zu einen ordentlichen Kriegszug 
mußte er ſich alfo von ven Landſtänden Steuern bewilligen laflen. Dies war doppelt unbequent, 
Einmal fonnten die Landſtände die Steuern verweigern, zweitens aber ſchien es aud den Fürften 
bei ven bis dahin unerhörten und ganz modernen Begriffen von fürftlibem Gottesgnabenthum, 
Die ſich ſeit dem 18. Jahrhundert breit zu machen begannen, höchſt unpaſſend, daß jie von ihren 
Untertanen ſich etwas follten bewilligen lajfen. Das unbedingte Befehlen war offenbar viel 
angenehmer. 

Wenn nun die Regierung fo oder fo ermädtigt ward, ein ftehendes Heer zu halten, ſo mußte 
jie dafür auch ohne jede Frage feſte Steuern einziehen. Sie bekam, d. b. aber nad) den herrſchen— 
den Begriffen, der Fürft befam eine unendlich gefteigerte Verfügung über die Steuerfraft des 
Landes. Aber aud das Heer gehörte ihm unbedingt, und waren nun diefe Dinge einmal ein— 
gerichtet, To hielt es nicht Schwer, falls ed den lieben Unterthanen einmal einfallen wollte, daß die 
Sache doc ihre Schattenfeite habe, fie mit Dem Heere von Gottes Gnaden zur Raiſon zu brin= 
gen. Es konnte dies um fo leichter gefhehen, wenn zugleich der Unterthan möglichit ver Waffen 
entwöhnt ward, wie man das feit vem Dreißigjährigen Kriege anftrebte. In den Verfall dieſer 
Zeiten nur damit beihäftigt, feinen Wohlftand herzuſtellen, ließ der Bürger es ſich leichter ala 
fonjt einreden, daß ihm mit der Errichtung der ſtehenden Heere, für welde er jegt nur noch 
friedlich zu arbeiten habe, die ihn übrigens in jeder Weife befhügen würden, ein ungeheuerer 
Gefalle erwiefen werde. 

In unferer Zeit, wo von den jegt beftehenden verkehrten Heeredeinrichtungen in monarchi— 
hen Staaten gerade fo geiprochen zu werden pflegt, ald eriftirten ſie mindejtend ſeit Adam und 
hätten fterö für die Krone aller Einrichtungen gegolten und gelten müjfen, kann man wol nicht 
oft genug an den verhältnigmäßig neuen Urfprung und den flaren und feften Zufammendang 
mit dem Gottesgnadenthum erinnern, das ja fortwährend bis auf den heutigen Tag fpuft. 

Die Mannfchaften für die ſtehenden Heere des 18. Jahrhundert wurden auf zweierlei 
Weife gewonnen, nämlich einmal durd freie Werbung und zweitens durch eine neue Korn, 
welche die Fürſten jegt ver alten Heerbannd= oder Yandfolgepflicht gaben. 

Die freie Werbung war die Regel. Die Leute wurden gegen Handgeld jegt nit mehr 
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für die Zeit eines Kriegszugs, jondern für eine mehrjährige, vieljährige, ia lebenslängliche 
Gapitulation angeworben und blieben nun der Regel nach beſtändig im Dienft. Unmittel- 
bar nad den Dreißigjährigen Kriege trieben fi) fo viele Strolde in Guropa umber, die nicht 
wußten, was fie mit ihrer Zeit anfangen follten, daß es nicht eben ſchwer hielt, die neuen fteben: 
den Heere durch wirklich freie Werbung zu füllen, um jo mehr, da dieje Deere noch Flein waren 
und anfangs die Soldaten noch ausreichend verpflegt und bezahlt und ziemlich anftändig behan- 
delt wurden. Das jollte freili bald ein Ende finven. Die Fürften wollten mit ihren ſtehenden 
Heeren immer weiter hinaus, immer höher in ver Zahl hinauf, Aber das Vermögen reichte 
nicht immer jo weit als der gute Wille; ven kleinen Fürften, welche trog geringer Mittel Armeen 
haben wollten, ward die Sache ſchwer. Man fing daher an, allmäblidy dem Soldaten an Klei: 
dung, Solo und Verpflegung und damit, zugleih an guter, anftändiger Behandlung abzu: 
zwaden. Da fanden fih denn immer weniger anftändige Männer zum Kriegsvienft bereit. 
Aber man brauchte auch feine anſtändigen Leute, im Gegentheil, man konnte diefelben nicht 
gebrauchen. Man warb aljo allerlei Geſindel, und da felbft dieſes nur im höchſten Nothfall frei- 
willig anbiß, jo organifirte man die Werbung als eine wahrhaftige Diebsfängerei. Die Wer: 
ber waren im 18. Jahrhundert nicht viel beffer ald Menjhenräuber. Auf die Nationalität der 
anzumwerbenden Leute ward fein Werth gelegt, ja bier und da ergriff die moderne Monarchie im 
Jahrhundert der Humanität wol mit Vorliebe die Strolche fremder Nation, um fie zu ihren 
getreuen Kriegern zu madıen. 

Uber die Werbung oder Menfchenfängerei war, wie erwähnt, nicht das einzige Mittel, Solva: 
ten zu ſchaffen. Mit der Ausbildung der Begriffe vom Gottesgnadenthum im 17. Jahrhundert 
ging Hand in Hand eine tiefe Verachtung der „Unterthanen“. Die alte Heerbannspflicht war 
auf den ganz richtigen Grundfag gebaut, daß jeder freie Mann und.artive Bürger auch noth— 
wendig und naturgemäß die Waffen führen müfle für ven Staatöbeftand, von welchem er jelbit 
ein integrirender Theil war, an welhem man ein inniges Intereffe bei ihm vorausfegen mußte. 
Die Heerbannspfliht war niemals aufgehoben; aber das neue Fürftenthum betrachtete ſie in 
ganz anderer Weife. Der Fürft von Gottes Gnaden fagte im 17. Jahrhundert: Yand und 
Volk find mein; das Volk ift mir unbedingten Gehorfam ſchuldig, und ich Fann es zu allen 
Dieniten heranziehen, die id ihm auferlegen will, Folglich kann id) die Leute des Volkes auch 
zum Heerdieuſt heranziehen, nicht blos für ven Kriegsvienft, fondern aud für diefen Heerdienſt 
im Brieden, der mir Spaß macht, der dazu beiträgt, den Glanz meined Hofed zu erhöhen, 
der dad vortrefflichſte Mittel it, mir die gefammte Steuerfraft des Landes fiher und unmweiger: 
lich in die Hand zu geben und regelrecht in ihr zu erhalten. Auf dieje Betrachtung warb das 
Princip gegründet, nad welhem man beliebig jeden jungen Mann zum Kriegövienft für Lebens: 
zeit auöheben konnte. Bon dieſem Brincip wurde allerdings in Frankreich zuerjt eine beſchränkte 
Anwendung gemacht, aber feine brutalfte, am weiteften getriebene Anwendung fand ed body in 
Deutihland, und bier wieder in ben Fleinen Staaten. Hier ward ganz und wahrhaftig Das 
Bolf won jeinen Fleinen Herren als eine Meute von Jagdhunden behandelt. Preußen war es 
dann, weldes im Anfange des 18. Jahrhunderts die Sache ganz polizeili in dem fogenannten 
Cantonsſyſtem vegelte. 

Man denke ja nicht, daß den Leuten zu Ende des 17. Jahrhunderts das Recht der Regie: 
rungen, jeden Dann aus dem Volfe nah Willkür zu langer Dienftpfliht und langer Prä- 
jenz zu beſtimmen, vollſtändig Elar war. Wer ſich davon überzeugen will, twie wenig jo etwas 
der Fall war, der möge nur z. B. die Erwägungen Monteecuculi's über die Einführung 
ſtehender Heere fludiren, der doc gerade den Habäburgern die Vortheile ſtehender Heere 
Klar zu machen tradtete. Montecuculi fucht mit höchſter Sorgſamkeit nad Indivuen, pie 
man wol ruhig zum Militärbienft wegnehmen fünnte, ohne dadurch eigentlih invividuelle 
Rechte zu verlegen: Vagabunden, Zigeuner, in Militärſchulen auf Staatskoſten ausgebildete 
Baftarde und Landſtreicherkinder, Deferteure u. ſ. w. 

Die Benugung der Landeskinder ald Soldaten mar entſchieden weniger foftfpielig als die 
Fremder, Hatte man ein Landeskind gehörig dreſſirt, es mit der Furcht vor der Disciplin (welche 
nun ſchnell in Geftalt des Stodes auftrat) gehörig vertraut gemacht, jo ſchickte man es befliffen 
in die Heimat zurüd, damit e8 dort von feiner Hände Arbeir lebe und ſtets bereit ſei, auf den 
erſten Wink nicht blos zum Kriege, fondern auch zu den Paraden zu erſcheinen. 

Man hätte meinen jollen, dag unter folden Umftänden die Werbung (in der Fremde zumal) 
ſofort ganz hätte ein Ende nehmen müffen. Indeſſen dies war feineswegs der Ball. Vielmehr 
ging neben der Aushebung von Landesfindern die Werbung insbeſondere von Fremden in 
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gleihem Schritt und Tritt einher. Unmittelbar nad dem Dreipigjährigen Kriege fagte diefer 
oder jener Fürft: Mein Land iſt entvölfert; ich kann ihm ald guter Kandeövater feine arbeit: 
ſamen Hände nicht entziehen, da ich aber Soldaten braude, jo fuche ich fie mir in der Fremde, 
fomweit nur irgend möglich. Bemerken wir beiläufig, daß die Errigtung der fiehenden Heere 
in jener Zeit auch vielfach damit gerechtfettigt ward, daß ſich fo viele Strolhe im Land herum— 
trieben, welche mit Betten, Steblen und Brandlegen die Straßen unfiher machten, melde 
nicht8 verftänden ald das Soldatenhandwerk und zu nichts anderm Luft hätten, welde man 
fomit unter gute Aufjicht bringen und in fefte Verhältniſſe jegen müſſe, um ſie unſchädlich zu 
machen und ben Landfrieden berzuitellen. 

Jene humane Rückſicht, welche zur Anwerbung von Breniden beſtimmte, hätte indeß gar bald 
ein Ende finden müffen. Befanntlih vermehrte ſich nach dem MWeftfälifchen Frieden die Bevölke— 
rung in Demichland ſehr ſchnell. Aber die Fremdenwerbung hörte bis ind 19. Jahrhundert 
nicht auf. Merkwürdig ift es nun, daß nicht etwa in den bevölfertiten Strichen die Aushebung 
der Landeskinder am ftärfften betrieben ward, fondern gerade umgekehrt in den am wenigften 
bevölferten, wie jich dies beifpieldweife für Preußen (man vergleiche Bommern und Marf Bran= 
denburg) jehr leicht nachweiſen läßt. Merkwürdig ift e8 auch, daß in den Staaten, deren Fürften 
ihre Landeskinder Stüd für Stüd für found foviel an England verfaufen fonnten, doch noch die 
Fremdwerbung für notbwendig erachtet ward. Beim beften Willen läßt ſich unter ſolchen Um— 
ftänden nicht mehr an die humanen Abfichten der Kandesväter glauben. Man muß vorausfegen, 
das jie fremdes, heimatloſes Gejindel in ihren Armeen den Yandesfindern vorzogen, um Diele 
Armeen deſto beffer gegen die Landeskinder gebrauchen zu können, fall dieſen eingefallen wäre, 
von ihren guten Rechten ein Wort zu ſprechen. Heute ift freilih die Bremdenwerbung nicht 
mehr notbwendig, andere ausreichende Mittel find mit dem Fortjchritt der Zeit entdeckt worden. 

Die ſtehenden Heere des 18. Jabrhundertö wurden bald die Sammelanftalten des verwor: 
fenften Gejinvels, welches man fih nur denfen fann. Gin großer Feldherr gegenüber einem 
Eleinern wußte immer noch etwas damit aufzuftellen,, ſelbſt herrliche Siege zu erfechten. Ja vie 
großen Feloherren ftanden ſich fogar in diefer Zeit beifer ald unter edlern Verhältniſſen, weil ſie 
allein die handelnden Größen waren. Aber jiher ihrer Sache waren jie nie. Es wäre höchſt 
intereffant, wenn heute noch eine wahrheitögetreue Darftellung ver Schlacht von Kunnersdorf 
zu erlangen wäre, was allerdings abfolut unmöglich iſt. Der größte Theil des preußiichen 
Heeres, des Heered Friedrich's des Großen, lief dort davon. Die Hälfte der Verwundeten und- 
Todten, ja wahrſcheinlich zwei Drittel der Verwundeten und Todten des preußifchen Heeres, 
welche herkömmlicherweiſe als ſolche aufgeführt zu werden pflegen, waren craffe Dejerteure vor 
dem Feinde, e 

Jeder moraliſche Halt fehlte den Heeren des 18. Jahrhunderts. Dazu trug nicht wenig bei 
die Stellung, welche die privilegirten Klaffen dem gemeinen Mann gegenüber einnahmen. Diefe 
Stellung der privilegirten Klaffen hing aber fehr eng zufammen mit dem ganzen Geiſt der 
modernen Monarchie in Europa, ihren Tendenzen im allgemeinen und der Art, in welcher fie 
dad Heerweſen betrachtete. 

Mir haben beiläufig erwähnt, wie Montecuculi ſich durchaus noch nicht unterfteht, auch nur 
den gewöhnlichſten, einigermaßen anftändigen Menſchen durch die Gonfeription für das ftehende 
Heer preffen zu wollen, wie er vielmehr aus der Unfähigkeit des zu Preſſenden, zu irgendetwas 
anderm Nützlichen zu dienen, die Berechtigung der Negierung herleitet, ihm zum Soldaten zu 
nehmen. So gewiſſenhaft verfuhr man num zwar im 18. Jahrhundert durchaus nicht mehr, 
aber allerdings wurden ganze bedeutende Klaffen von Bürgern von der Leiftung der Mili- 
tärbienftpflicht befreit erhalten. Gin gemiffes Vermögen, eine gerwiffe fociale oder amtliche Stel- 
lung der Bamilie befreite einen jungen Mann vom Heerdienft, begründete für ihn eine Exemtion. 
So ruhte die Laſt der Dienftpfliht ausfchlieplih auf den Armern, Ungebildetern, ven Bauern, 

Der Adel bejegte faſt ausſchließlich die Offizierftellen. Die große Verfchiedenheit der foria= 
len Stellung der Offiziere einerfeitd, der Soldaten andererfeit3 trat um fo beveutungsvoller in 
ben SHeereöverhältniffen hervor, als jeit vem Dreißigjährigen Kriege ſich der Adel dem Bauer 
gegenüber die vollftändigften Herrenrechte angemapt hatte. Won Dorfe ward dieſes Verhältniß 
auf dad Negiment übertragen, im Regimente ward e8 weiter entwidelt, um dann im Dorfe mit 
doppelter Schärfe geltend gemacht zu werden. Mit einem Worte, der Offizier ftellte ſich dem 
Soldaten als ein Höhered Wefen von ganz anderm Stoff gegenüber, aber nicht wie ein höheres 
Weſen, weldes liebevoll [hügt, fondern mie ein ſolches, das ſich das Recht zu jeder Verach— 
tung und jeder Roheit gegen den Niedern anmaßt. Die Behandlung der Soldaten warb im 
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18. Jahrhundert von Tag zu Tage roher; alle Menſchenwürde, alles Ehrgefühl ward im Sol: 
daten erftidt; Soldat ward ein Schimpfwort ftatt eined Ehrentiteld, und wer den Soldaten: 
ftand entgehen fonnte, der rechnete dies für das höchſte denkbare Glück. 

Bei einem folden Stoffe war an eine individuelle Bethätigung der einzelnen Soldaten nicht 
zu denfen, und in ber That ſchuf fich die Zeit auch entſprechend allen dieſen Heeredbeziehungen 
ihre eigene Tarif, jene Lineartaktik, welche durchaus auf die Gerabdrüdung der Truppenförper 
zu beliebig lenfbaren Maſchinen berechnet war, melde kaum noch in ihnen einen Organidmus 
anerfannte, mit welder in ver Hand großer Führer allerdings, namentlih da überall die 
gleichen Verhältniffe in Europa berrichten, Großes geleitet ward, melde aber, fobald der Mann 
fehlte, der dieſen todten Stoff zu bemeiftern mußte, jämmerlich dahinſank. Cinzelne Eliterorps 
gaben den Kriegäthaten dieſer Zeit allerdings Relief und Leben, man bedurfte ihrer aber aud 
nothiwendig dazu. So war ed namentlich die Neiterei, die bei dem Beginne ver ſteigenden 
Pergrößerung der Heere und bei der Einführung der dieſe Vergrößerung ermöglidenden Con— 
Teription anfänglich bintangefegt und vermindert worden, welde nun im Lauf de 18. Jahr: 
hunderts nicht blos wieder mehr gepflegt, fondern auch der Zahl nach verftärft wurde. Es war 
nit die Laune Friedrich's des Großen, oder wie man etwa die Sache nennen will, melde die: 
fen Weg betreten ließ; e8 war der Drud und Zug der gefammten Berbältnijle des Jahrhun— 
dert, welche zu einem ſolchen Rejultate führten, 

Die Artillerie wurde beträchtlich vermehrt, um die ſteigende Verſchlechterung der Infanterie 
auszugleichen. 

Mitten in dieſe Zuftände hinein plagte die Branzöftiche Nevolution am Ende des 18. Jahr: 
hunderts. Das franzöfiihe Volk warf feine Feſſeln ab und nahm, zu jeinem eigenen Deere for: 
mirt, den Handſchuh auf, welchen das legitimiftiiche Europa ihm hinwarf. Die Franzöſiſche Re: 
volution proclamirte den Grundfag: Wenn das Baterland in Gefahr ift, hat jever Bürger bie 
Pflicht, mit ven Waffen in der Hand für daffelbe einzutreten. Die Monarchie hatte gefagt: Rube 
ift die erfte Bürgerpfliht; der Fürft führt Kriege, nur er und nur mit feinem Heere. Die ifo: 
lirten, vom Volke lo8geriffenen Fürftenheere fielen vor den franzöjiihen Volfäheeren nieder. 
Die Franzoſen aber braten ftart Befreiung den andern Bölfern bald nur einen andern Drud 
und Zwang. 

Da flummte auch in den andern Völkern der Gedanke einer volksthümlichen Bildung der 
Heereauf, Die großen Principien, auf welche dieſe Heere iveell gegründet werten jollten, waren: 
der nationale Gedanke, der die Werbung von Fremden ausſchloß, aber zugleich dad Recht 
des Volkes auf feine Selbftbeftimmung in Anſpruch nahm; die allgemeine Wehrpflicht, die 
Beſeitigung der Vorrechte beftimmter Stände und Klaffen im Heeresdienſt. 

Mit den Armeen, welche auf diefe Weife und auf viefen Grundlagen fi bildeten, beirei: 
ten fih die Völker von dem Drude der Franzoſen, mit geringen Heeren von Linienmilitär, 
mit größern von wenig geübten Krümpern, Neferven, Landwehren. Aber ſelbſtverſtändlich 
hatten bei dem Drange der Zeit die großen Gedanfen, welche Die neue Heeresformation trugen, 
nicht überall und durchweg auf die zweckmäßigſte Weile verkörpert und ind Leben übergeführt 
werden fönnen. Dazu wäre nun nad der Beendigung der Beireiungäfriege vollauf Zeit und 
Muße geweien. Indeflen wiederum, wie nad dem Dreißigjährigen Kriege, trat eine Ermat: 
tung der Bölfer ein, und die Fürften, wieder ihrer Throne fiher, hatten nichts Eiligeres zu 
thun, ald die Armeen von neuem nad dem Syftem des 18. Jahrhunderts zu entwideln, und 
kaum fcheut man ſich heute von jeiten ver Machthaber no, es rund heraus zu jagen, daß dat 
Heer vom Volke getrennt oder in der Trennung von ihm erhalten, daß darauf die Heeredeinrid- 
tungen wejentlid gegründet werben müſſen. &o ftehen wir denn heute wieder an der Schwelle 
von Kämpfen um eine volfäthiimlichere und zugleich militäriih und finanziell zwedfmäfigere 
Gntwidelung bed Heerweſens. Die Negierungen verhalten fi diefen Beftrebungen gegenüber 
meift offen feindlich Indeſſen esift zu hoffen für Deutichland, daß ein Anſtoß von außen nicht 
blos den Beweis für Die Verfehrtheit des eingefchlagenen Weges von neuem liefern, ſondern 
auch den Boden ſchaffen wird, auf welchem eine neue militäriihe Schöpfung ih Fräftig er: 
beben kann. W. Rüſtow. 

Hegel und Hegel'ſche Philoſophie in Bezug auf Recht und Staat. Georg Wil: 
belm Friedrich Hegel(geb. am 27. Aug. 1770 zu Stuttgart, geft. am 14. Nov. 1831 zu 
Berlin) ift fürdie Rechts- und Staatsphiloſophie von einem fo weitreichenden Einfluß geworden, 
daß eine befondere Betrachtung feiner Leiftungen in viefem Fach hier als gerechtfertigt ericheint. 
Sein Lebenslauf begünfligte ihn, Die mannidjfaltigften Erfahrungen auf dent politifchen Gebiet 
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machen zu können. Als Würtemberger wuchs er in einer landftändifchen Verfaflung unter dem 
noch beftehenden römifchdeutfchen Kaiferreih auf. Als Hauslehrer in Bern lernte er die arifto- 
kratiſche Verfaffung eines Schweizercantons kennen. In derfelben Situation erſchloß fid ihm bie 
mercantile Batricierrepublif der Stadt Frankfurt. Als akademischer Docent in Jena jah er, was 
eine intelligente Regieruug, mie bie von Karl Auguft und Goethe, aus einem Heinen Gultur: 
ftaat maden fonnte. In Bamberg fhrieb er faft zwei Jahre eine Zeitung unter dem Drud der 
Napoleoniſchen Genfur. Als Gymnaſialdirector trat er in Nürnberg den Organifationen der 
bairifhen Negierung näher, fowie ald Profeſſot in Heidelberg der badischen Verfaſſung, bis er 
mit dem Übergang nad) Berlin dem preußifchen Militärs und Beantenftaat einverleibt warb. 

H. war ein für Politik höchſt empfänglicher Geift, ein eifriger Zeitungdlejer, ein aufmerf: 
famer Beobachter der Zeitgefchichte, in welcher er lebte. Diefe umfafte für ihn gerade die Pe: 
riode vom amerifantfchen Freiheitöfriege bis zur Julirevolution. Die erfte Kranzöfifche Revo— 
Iution begrüßte er als Student in Tübingen jo lange mit Enthufiasmus, bis die Gironde fiel; 
die Julirevolution aber erfüllte ihn mit düſterm Schreden, mit Bangen vor Erneuerung terros 
riftifher Zuftände. Zwiſchen diefen beiden Punkten erlebte er den Sturz des Deutichen Reiche, 
die Dictatur und dad Kaiferreih Napoleon’s, die tieffte Erniedrigung Preußens und Öfterreiche, 
die Reaction Europas gegen Napoleon's Banfratie, die ſchwärmeriſchen Neuerungen der Bur— 
ſchenſchaft, die Wiedergeburt Griechenlands und die Polizeiregierung ber Heiligen Allianz. 
Welch eine große geſchichtliche Schule! 

Für die Eigenthümlichkeit von H.'s politifher Bildung ift e8 bezeichnend, daß die erften 
Außerungen einer felbftändigen Theilnahme an der Politif, die wir von ihn kennen, nicht idea— 
liſche Anihanungen, fondern Eritifche Betrachtungen find, die er der Verfaflung feines eigenen 
Baterlandes Würtemberg widmete. Er ſchrieb 1798 eine Schrift über die Notwendigkeit, Die 
Magiftrate Würtembergd aus den Volke zu wählen. Dieje Schrift war für den Drud be: 
ſtimmt, gelangte jedoch nicht dazu und ift uns nur noch fragmentariſch übrig geblieben. 

In Franffurt a. M., im Haufe eines Kaufmanns, befhäftigte er fid) viel mit dem Stubium 
der Nationalöfonomie, namentlich mit den Schriften Stewart's, und entwarf die erften Grund: 
züge einer foftematifchen Behandlung der Rechts- und Staatöphilofophie. Sein Grundgedanke, 
den Staat nicht blos ald Mittel, ſondern als fittlihen Selbſtzweck hinzuftellen, trat darin bereits 
hervor. Er unterfchied nämlich 1) die pofitiven endlichen Verhältniſſe: Perſon, Eigentbum, 

- Vertrag u. |. w.; 2) die negativen: Betrug, Diebftahl, Mord u. f. w.; 3) die abfolutene Fa⸗ 
milte, Geſellſchaft, Staat. 

ALS Docent in Jena gab er die erfte Öffentliche Darftellung feiner Anfichten in dem „Kriti— 
tiſchen Journal der Bhilofophie”, das er mit Schelling unternommen hatte: „Über die wiflen: 
Ihaftlihen Behandlungsdarten des Naturrechts, feine Stelle in der praktiſchen Philoſophie und 
fein Verhältniß zu den pofitiven Rechtswiſſenſchaften“ (1802—3, Br. Il, Stüd 2 und 3). 
H. fritijirte darin den Formalismus ſowol der abftract empirifchen als der abftract=rationali= 
ftifhen Methode, zeigte, daß der Inhalt der pofitiven Rechtswiſſeuſchaft mit dem der Philo- 

ſophie des Rechts im wefentlichen übereinſtimmen müſſe, weil die praftifche Vernunft, trog allen 
Inconfequenzen und Incongruenzen, doch in ihrer geſchichtlichen Entwickelung nicht aufhören 
fönne, Vernunft fein zu wollen, und ftellte als Ziel aller Gefeggebung, aller Rechtsbildung, 
aller Erziehung die Sittlichfeit ald die lebendige Einheit der Legalität und Moralität bin. 
Dieſe Abhandlung ift in einer hohen Sprache geihrieben, die doch, obwol fie öfter den erhaben: 
ften Aufſchwung nimmt, von aller Rhetorik, als einer auf pathologiſche Effecte hinarbeitenden 
Kunft, frei bleibt. Sie zeigt die ganze Originalität der Anſchauung, die ih H. in jahrelanger 
Ginjamfeit erworben hatte, Die tiefe, gediegene Kenntniß feines Gegenftandes gibt ihm über 
feine Vorgänger eine ebenfo große Überlegenheit ats die Schärfe der Dialektik, mit welcher ex 
die Schranken ihrer Meinung durchbrach. Die praftiiche Philoſophie Kant's und Fichte's hatte 
er ihon vorher in vemfelben Journal in einer Abhandlung „Über Glauben und Wiſſen“ im 
allgemeinen beurtbeilt. Jet ließ er ih aud auf ven Rechtsſtaat von Kant und Fichte ein. Alle 
jene Beftimmungen, die ſich fpäter bei ihm immer entſchiedener herausbildeten, finden wir hier 
bereits im Keime. Er verwirft die Confufion des Eklekticismus. Gr verwirft Die Hypotheſe, 
daß der Staat fein Dafein einem Bertrage verdanken jolle; er verwirft eine bloße Legalität, die 
ſich von der Einheit des Öffentlichen Lebens loßreift, um fid in den Egoismus ded Privatleben 
und des Privatrechts zurückzuziehen; er verwirft eine bloße Moralität, bie fih nur mit dem Heil 
ver eigenen Seele befhäftigt, ohme die Bruft für das Allgemeine offen zu halten. Dort, in der 
Äuferlichfeit ver Legalität, wird e8 ihm zu Falt; bier, in ver grüblerifchen Innerlichkeit ver Mo: 
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valität, wird e8 ihm zu eng; er lehnt ſich hinaus in das freie Leben eines Volkes, deſſen Dffent: 
Ithfeit von großen fitelichen Intereffen durchdrungen ift, melde der Legalität wie der Moralitär 
einen höhern Inhalt geben und durch die Freiheit des gefammten Organismus auch den Einzel: 
nen von der Einfeitigfeit des privatrechtlichen wie des moraliſchen Standpunfts befreien. Die 
pojitive Gejeggebung nahm er nicht als eine nur zufällige, jondern als den thatjählihen Aus: 
druck der Vernunft auf einer bejondern Stufe ihrer menſchlichen Entwidelung. Gr babnte bier: 
mit die Verſtändigung der abſtract-hiſtoriſchen und der abſtraect-philoſophiſchen Rechtsſchule an. 

Den Ausdruck Sitrlichkeit, deſſen H. jidy bediente, um Die höhere Syntheſe ver Gejegmäßig: 
feit und der Tugendhaftigkeit zu bezeichnen, hat er ald einen für ihn techniichen flets beibehalten 
und durch ihn zu mancherlei Misverſtand Anlap gegeben. Er dachte ſich darunter ſtets Die Ein: 
beit der formalen Objectivität des pofitiven Rechts und ver idealen Subjectivität der moraliihen 
Selbftbeftimmung, die zur zweiten Natur gewordene Freiheit. H. wollte im Staat nicht eine 
bloße Schuganftalt für die Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums, er wollte in ihm nicht 
blos ein Gollectisum von moralifhen Souveränen,, jondern ein lebendiges Ganzes, in welchem 
die Einzelnen gemeinjam daſſelbe jittliche Werf, die Freiheit, ald ihre eigenfte Nothwendigkeit 
hervorbrächten. 

In ven Vorträgen, die ev zu Jena wiederholt über dieſen Gegenſtand hielt und Die wir nech 
handſchriftlich befigen (f. die Auszüge daraus in Roſenkranz' „Leben H.'s“, Berlin 1844), be: 
merfen wir, daß die frübern einen mehr antiken, bellenifirenden, die fpätern einen mehr moder— 
nen Standpunft einnehmen. Daß ſich ihm im Gegenjag zu Kant und Fichte anfänglich das 
Ideal doriſcher Staatöjittlichkeit ſtärker hervordrängte, war ebenfo natürlich, als daß jpäter bei 
ihm doch das Princip der fubjectiven Freiheit zu ihrem Recht Fam. 

Wenn H. mit der Friſche und Oroßartigfeit feiner fpeculativen Unterfuhung im „Kritiſchen 
Journal” ſich als völlig heimisch in dem Reich der praftifchen Idee gezeigt hatte, fo würde man 
fich doch eine ganz falfche VBorftellung von ihm machen, wollte nıan ihn deshalb, wie geſchehen, 
für gleihgültig gegen den geſchichtlichen Verlauf dev Wirklichkeit halten, denn fein Intereſſe 
daran war im Gegentheil ein höchſt lebendiges und trieb ihn von Zeit zu Zeit bis zum Verſuch 
einer publiciftifchen Theilnahme. 

ALS das Deutfche Reich mit dem Luneviller Frieden zufanımenftürzte, bewegte vieler Vor: 
gang H. aufs tieffte. Er ſuchte nach einer neuen Berfaflung für Deutihland. Zeuge vieles pa: 
triotiſchen Beftrebend ift ein Werk, das, wie jo mandes andere Manufrript von ihm, bei dem 
rafhen Lauf der Greigniffe nicht zum Drud gelangte. H. unterfuchte darin pie Reihöverfaftung. 
Die meifterhafte Kritik, die er von dem elenden Zuftande ihrer Militär: und Finanzverwaltung 
gab, hat Hayın in feiner Schrift „H. und feine Zeit‘ (Berlin 1857), S. 485 — 492, ab: 
drucken laſſen. Ein überſichtlicher Auszug ded Ganzen findet ji bei Nojenfranz, „Leben H.s“, 
&. 235 — 246. Deutihland ift fein Staat mehr! Das find die inhaltihweren Worte, mit 
denen jede der mehrfachen Uberarbeitungen, die 9. von diefer Schrift machte, beginnt. Es mar 
alfo ein Staat, aber ein Flägliher, weil in ihm, wie H. lich ausdrüdt, die Lähmung des Liber: 
gangs vom Begriff zur Nealität organifirt war. H. unterwirft Die Deutichen und ihre Ge: 
ſchichte einer jtrengen Kritik. Nie ſei ein großes, an ſich tapferes Volk nad außen hin mehr: 
lofer geweien. Es komme daher darauf an, ihm diejenige Einheit zu jhaffen, die ed zum Wi: 
derftande fähig made. Die Mannichfaltigkeit ver Stämpie, Spraden, Gonfeilionen, @ultur: 
zuflände fei fein Hinderniß, ed zu einem Bundesftaat zu madhen, in welchem die einzelmen Fur: 
ften als die geborenen Generale ihrer Truppenrontingente angejehen würden. Es müſſe eine 
Gentralgewalt errichtet werden, die ihren Sig etwa in Mainz nehmen könne. Dieje Eentral: 
gewalt müßte über eine Bundesfaffe und über eine Armee zu gebieten haben, die in ver Waffen: 
rüftung, in der Schulung und Disciplin vollfommen gleihmäßig organijitt wäre, weil für eine 
energiiche gemeinichaftliche Action eine ſolche Gleichheit die erfte Bedingung ſei. Ohne eine ſolche 
finanziell und militärifch mit entiprechenden Mitteln ausgeftattete Gentralgewalt bleibe Deutid- 
land nad außen hin ohnmächtig, wie die Geſchichte vom Verluſt des linfen Rheinufers bemeiie. 
Auf den glüdlihen Zufall, daß vielleicht ein moderner Theſeus die verihiedenen deutſchen Staa: 
ten mit einiger Gemaltjamfeit und Großmuth zu einem Ganzen verbinde, jei nicht zu rechnen, 
und daher müßten die Deutjhen daran venfen, nah Wegwerfung der alten, unbehülflichen, 
widerſpruchsvollen Reichsverfaſſung in einer neuen, der Größe der Nation und den veränderten 
Berhältniffen angemeflenen Form fi) wieder zu einer Macht, zu einem Staate zu machen. 

Wenn man fragt, welche Form der Verfaſſung, ohne Rückſicht auf die geſchichtliche Bedingt: 
heit und relative Zweckmäßigkeit, 9. für diejenige gegolten babe, melde dem Begriff der Ber: 
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nunft ſchlechthin entjpricht, fo war dies allerdings die Erbmonardie. Er unterfihied zwiſchen 
Deöpotie, in welcher der Fürft nach feiner Willfür regiert, und Monarchie, in weldyer ver Fürft 
nad) den Geſetzen regiert. Die jenaifchen Hefte führen nun bereits ven Gedanken aus, daß. die 
Wirklichkeit des fouveränen Staatswillend weder dem Zufall einer Majorität von Abflimmen: 
den, noch den Zufall einer Wahl des Souveräns überlaffen bleiben könne, fondern durch Die 
Natur unmittelbar ald ein beſtimmtes Individuum gefegt werden müſſe, weil der Wille nur ale 
einzelner der acta enticheidende Wille ift und nur das durch die Natur — an ſich als ein Zufall 
— gefegte Individuum die von allen geihichtlihen Schwankungen unberührte, in ſich unbewegte 
Majeſtät des ſouveränen Willens realifirt- Wir erwähnen dies hier nur, um bemerflich zu 
machen, daß 5. ſchon in Jena, während alle Throne Europas vor einem Helden wankten, den 
die Wahl feiner Nation erft zum Gonful, dann zum Kaifer erhob, doch aus philoſophiſchen 
Gründen ih für die Erbmonardie erflärte und nit etiva, wie man zu verftehen gegeben , erit 
jpäter, aus Accommodation, jih zu ihrem Anhänger gemacht hat. 

Das einzige große Werk, weldes H. in Jena vollendete und das 1807 erfchlen, war feine 
„Vhänomenologie des Geiſtes“. Kür unfern Zwed, ihn als Politiker darzuſtellen, fönnen wir 
daſſelbe übergehen und und auf die Bemerkung befhränfen, daß er darin den Stanppunft des 
abftracten Rechts in der römischen Welt, den der abftracten Moralität im antiken Stoicismus 
und in der modernen Aufklärung, den der volksthümlichen Staatsfittlichkeit im Griechenthum 
und den der Monarchie in dem Ubergang aus dem Feudalftaat zum abfoluten Monarhismus 
mit geiftreicher, oft pifanter Auffafſung ſchilderte. 

Nah der Schlacht bei Jena, die H. in Jena jelbft erlebte und deren Folgen er mittrug, 
wandte er fih 1807 nad Bamberg, wo er, um ſich eine Eriftenz zu fchaffen, eine Zeitung zu 
redigiren unternahm. Wie humoriſtiſch er felbft dieſe Situation auffaßte, zeigen feine Briefe 
darüber an Knebel, Diefe banıberger Zeitung war ein Brivatunternehmen von $. und dem 
Buchhändler Göbhardt und follte eine für die Durchſchnittsintelligenz berechnete möglichft 
treue und zufammenbängende Darftellung der laufenden Greigniffe fein. Weitere Anfprüce 
machte fie nicht, machte damals auch der deutfche Kefer nicht. Daß H. für die Schlachten und 
Berhandlungen Napoleon's die Artikel des „Noniteur“ überfegen mußte, falls ev nicht, wie es 
Dr. Stugmann begegnete, in das Gefängnig wandern wollte, war ein allgemeined Schidfal 
aller deutichen Zeitungen. Dr. Haym bat in feinem angeführten Buche hieraus H. den Vor: 
wurf ded Napoleonismus und ded Verraths an feinem Baterlande gemadt. Daß H. Napo— 
leon und feine Armee bewunderte, ift gewiß; er hat dies jedoch mit allen übrigen Zeitges 
noffen, Goethe, Müller, Fichte, Geng u. |. w., er hat dies nicht blos damals, fondern bis zu 
feinen Tode, auch in Berlin öffentlich auf vem Katheder, er hat ed vom welthiftorifhen Stand: 
punft aus als Philoſoph gethan; aber er hat ſich nicht zum Schmeidhler und Werkzeug Napo— 
leon’d gemacht. Gegen diefe ſchnöde Infinuation, die natürlich bei feinen Gegnern vielen Bei: 
fall gefunden, Hat ihn Roſenkranz („Apologie $.'8 gegen Dr. Haym“, Berlin 1859) vertheidigt. 
Haym bat H. mit Fichte contraftirt, in welchem er den wahren deutſchen Patrioten erblidtt, Bern 
fei es von und, Fichte'8 Geſinnung zu verbädhtigen, aber Fichte war der Philofoph, ver Napoleon 
felbft in ſeinen „KReden an die deutiche Nation‘ anerfannteund in feinen „Reden über ven wahren 
Krieg‘ noch 1813 aufs höchſte bewunderte. Als Frankreich eine Zeit lang damit umging, in 
Mainz eine Univerfität zu begründen, hatte Fichte gar fein Bedenken, dort Profeffor werben zu 
wollen. Die bambergerrZeitungdredaction beweift, daß H.'s politifches Interefle groß und rea: 
liſtiſch genug war, ihn auch eine folhe Arbeit übernehmen zu laſſen. Ste beweift in ihrer Aus: 
führung, wie ſelbſt Haym rühmend anerkennen muß, ein großes Geſchick. Aber jie beweift auch, 
daß jie für H. nur ein Durdgangspunft war, bis er wieder eine ihm adäquate wiſſenſchaftliche 
Wirkſamkeit fand, wie fie ihm erft 1808 durch das Rectorat ded Agidiengymnaſiums in Nürn: 
berg, dann 1816 durch eine Profeffur in Heidelberg zu Theil ward. 

Hier gab er nun 1817 mit feiner „Encyklopädie der philofophifchen Wiſſenſchaften im 
Grundriß“ zum erften mal den Einblick in den Bau feines geſammten Syſtems. Es erhellte nun, 
welche Stelle die praftifhe Philofophie darin einzunehmen hatte. H. beſtimmte den Begriff der 
Idee: 1) als den der reinen Vernunft, d. b. ald die Yotalität aller logiſchen Kategorien; 2) als 
den der Natur, d. b. ald die in der Hußerlichkeit des Raums und der Zeit eriftivende Idee; 
3) als den des Geiftes, d. h. als die Vernunft, die ſich für ſich als Freiheit weiß und ih nad 
außen hin durch die Natur realijirt. Det Geift macht die conerete Einheit der Bernunft und der 
Natur aus. Die erftere weiß er als die feinige und die zweite gebraucht er ald fein Organ; er 
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gebt über beide hinaus, ſich in fich felbft zu erfaflen und fi al6 den eigenen Inhalt in der ihm 
entiprechenden jelbfterzeugten Form hervorzubringen. Aber der Geift unterfcheidet ih nah H. 
wieberum ald der fubjective, objeetive und abfolute. 1) Der fubjective findet fi unmittelbar durch 
die Natur beflimmt, erhebt ji zum Bemwußtfein und entwidelt fi als theoretifche wie praftifche 
Bernunft zur felbftbewußten Freiheit; 2) der objective fegt feine Freiheit für ih ald Gegen: 
ftand, worin er nicht mehr die abftracte Vernunft oder die Natur, jondern fein eigenes Willen 
und Wollen, Geift von feinem Geift, anfhaut; 3) der abfolute Geift macht in Kunft, Religion 
und Wiſſenſchaft feine Realität feiner Idealität vollkommen gleich. 

Man fieht aus diefer Eintheilung, daß, was fonft Ethik oder praftifche Vhilofophie genannt 
wurde, bei H. unter den Begriff des objestiven Geiſtes Fällt, der nad rückwärts den fubjectiven 
zu feiner Bedingung, nad) vorwärts den abfoluten zu feinem Ziele hat. Er faßte den objectiven 
als den Geift, ver durch die Berwirflihung feiner an fid vernünftigen Freiheit dieſe jelbft zu 
einem von ihm geſetzten, mit ihm ſelbſt erfüllten Object macht. In diefer Thätigkeit unterſchied 
er wieder die und fchon befannten Momente des Rechts, der Moralität und der Sittlichkeit. 
Unter dem Recht ala ſolchem verftand H. zunächſt nur das formale, wie es der einzelnen Perſon 
angehört und wie es durch die Willfür der Einzelnen ſich zu pofitiven Beftimmungen bringt, die 
unter ihnen vermöge eined Vertrags als Recht gelten follen. Durch Zufall oder Willfür fönnen 
diefelben verlegt werden: das Unrecht, mit welchem die Korderung der Wiederheritellung des 
Rechts entfteht. Dem formellen Recht als dem äußerlihen Willen fegte H. die Moralität ent= 
gegen, in welder das Subject nicht nad) dem Buchſtaben eines pofitiven Rechts, jondern nad 
dem Begriff fich beurteilt, ven es für ſich in feinem Gewiſſen von dem ethiſchen Werth feiner 
Handlungen hat. Der Begriff der Zurehnung der Schuld, der jih von dem forum externum 
zum forum internum wendet, macht daher nad) H. den Übergang vom Recht zur Moralität. 
Das moraliſche Subject macht die Abficht geltend, in welcher e8 etwad gethan, und bringt zur 
Forderung des abftracten Rechts den Geſichtspunkt des Wohls hinzu. Eben deswegen wird feine 
Gewißheit ald eine weſentlich fubjective unfiher. Sie fann in Zweifel und Irrthum verfallen. 
Die Auflöfung des Gewiſſens ift pofitiv die Sittlichkeit, denn die Familie, die Gefellihaft, der 
Stand, die Arbeit, dev Staat fagen dem Einzelnen ganz objectiv, was er thun fol. H. wollte 
deshalb die ganze Pflichten: und Tugendlehre nur innerhalb des Syſtems der Sittlichkeit ſelbſt 
ausgeführt wiflen, weil jedes Moment deſſelben ald Forderung zur Pflicht, als Verwirklichung 
zur Tugend werde. Die Sittlichfeit felbft betrachtete er ald die Vollendung des objectiven Gei- 
fteö, jofern in ihr das Sollen der Freiheit auch ald Sein, das Geſetz als Sitte, die Nothwen- 
digkeit des Willens ald freie Gewohnheit, ver Beift als eine zweite, nämli von ihm ſelbſt geſetzte 
Natur eriftirt. Died erft war der Boden, auf welchem H. fich befriedigt fühlte. In dieſer erften 
Ausgabe der „Encyklopädie“ machte er jedoch von ber Sittlichfeit noch eine jehr gedrängte, 
intenfive, wenig articulirte Beſchreibung, wenn auch bereitö alle die Eigenheiten hervorſchim— 
mern, bie bei ihm jpäter in eine innmer grellere Beleuchtung traten. Den Naturftand faßte er 
als einen Zuftand ver Willfür und Gemaltthätigfeit auf, aus weldhem der Staat befreie, ſodaß, 
den Staat hervorzubringen, feine Aufopferung der perſönlichen Freiheit flattfindet, fondern 
vielmehr die Freiheit erft mit dem Staat ihre Wirklichkeit gewinnt. Daß der Staat durch einen 
Vertrag entſtehe, leugnete er, weil diefe Entftehung der Willkür des Menfhen entnommen jei, 
da er ihn hervorbringen müſſe und über ihn, ob er ihn molle oder nicht, keineswegs beſchließen 
fönne. Die Berfaflung eines Staates entftehe dadurch, daß der Geift eines Volkes die Allge: 
meinheit und Nothwendigfeit feiner Freiheit ald Geſetz erfafle, weldyeß in der Sitte ald der In: 
halt verjelben lebendige Realität habe. Die Berfaffung werde daher von allen im Volke unbe: 
wußt und bewußt hervorgebracht. Durd das äußere Staatdrecht, deſſen Tractate zwar ewig ge: 
halten werben follen, jedoch ftetd gebrochen werben, weil die Staaten ſich nicht in der Lage von 
Privatperfonen befinden, macht H. den Übergang in die Weltgeſchichte als in das Gericht, in 
welches der Weltgeift die einzelnen Völker führe. 

So wichtig diefe erjte ſyſtematiſche Grundlegung feiner ganzen praftiihen Philoſophie war, 
fo wichtig wurde die Kritif für ihn, die er 1817 in den „Heidelberger Jahrbüchern“ über die 
Verhandlungen der würtemberger Landftände von 1815 und 1816 gab. Sie hatten die Errich— 
tung einer conftitutionellen VBerfaffung zum Inhalt, deren Entwurf von dem König von Wür: 
temiberg audging. Wie man immer auch politifch über dieſe Kritik urtheilen möge, fo forbert 
doch das publiciftifhe Talent H.'s, das fi darin offenbart, vorweg die größte Anerkennung. 
Die Gründlichkeit des Eingehens in alle Wendungen der Debatte, ohne je die Höhe und Weite 
des uͤberblicks zu verlieren, die wahrhaft ſtaatsmänniſche Reife in ver Auffaflung der Sachlage, 
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die vielfeitige Fülle eracter juriftifcher, politifcher, Hiftorifher Kenntniffe, die Klarheit und Zu- 
gänglichkeit des Stil®, die männliche Offenheit ver Außerung, aud) gegen die Berfonen, die 
Würde des Tond, auch im rüdfihtölofeften Widerſpruch, werben dieſe mühſame und patrioti= 
ſche Arbeit H.'s ſtets als ein claſſiſches Werk müffen gelten laffen, obwol fie gerade am eifrigften 
gemisbraucht ift, H. als einen freiheitöfeindlihen Philofophen zu verdächtigen. H. ſchilderte 
nämlich ven Kampf, den der königliche Entſchluß, dem Lande eine Berfaflung zu geben, mit vem 
Egoismus der partieulären Rechte ver Stände zu beftehen hatte, die fi dem Ubergang aus pri= 
vatrechtlihen Zuftänden in ſtaatsrechtliche widerjegten und hierbei die große Zunft ver Schreiber 
auf ihrer Seite hatten. H. nahm injofern Partei für den König, ald er in dem Entſchluß deſſel⸗ 
ben die zeitgemäße That eines ſtaatsſchöpferiſchen Willens erblickte, gegen deſſen moderne Ten— 
denzen ver feudale Egoismus der Landflände von den alten geheiligten Reiten des Volkes decla- 
mitte, die demſelben geraubt werden ſollten. H.'s fühne, oft bittere Bolemif gegen dieſen Wi: 
derſtand, bei welchem er aud) die Verfonen, von denen er ausging, nicht ſchonte, machte ihn in 
MWürtemberg, ja in Süddeutſchland überhaupt verhaßt. Man wendete feine Kritik jo, als ob 
fie lediglich eine Verherrlihung ded Königs geweſen wäre, ald ob er für die Rechte des Volkes 
gar fein Herz gehabt hätte. Dies Misurtheil über ihn wurde durch die Preffe weithin verbreitet 
und ift bis auf diefen Augenblid eins ver hartnädigften Vorurtheile gegen ihn als Politiker ge— 
blieben; er follte nun einmal ein ferviler Fürjtendiener fein. H. jelbft fagt: „Der Geift des 
Formalismus und der Barticularität hat befanntlid von jeher ven Charakter und das Unglüd 
Deutſchlands in der Geſchichte gemacht ; dieſer Geift hat ſich Hier in feiner ganzen Stärke gezeigt. 
Will man ihn Deutjchheit nennen, jo hätte nichts deuticher fein können als die Gejinnung der 
altwürtembergijhen Deputirten, den Adel mit eingejhloffen. Verſtände man aber unter 
Deutfchheit etwas bei aller Verſchiedenheit der Territorialherrſchaft feinem Begriff nad Allge— 
meined und Vernünftiged, fo wird es ſchwer jein, etwas Undeutſcheres zu finden als jene Ge: 
finnung.” H. erflärte ſich in dieſer Kritik entichieden für die conftitutionelle Monardie: Mit- 
wirfung ber Stände an der Geſetzgebung, fortdauernde Wirkſamkeit der Stände, perſönliche 
Freiheit, Recht der Steuerbewilligung, Rechenſchaft über die Staatdausgaben, Berantwort- 
lichkeit ver Staatödiener, Gleihberehtigung aller Bürger zu allen Ämtern, ohne durch die Ge⸗ 
burt oder eind der hriftlihen Glaybensbefenntniffe ausgeſchloſſen zu fein, gleiche Verpflichtung 
aller Bürger, zu den Staatdausgaben nad Verhältniß gleihmäpig beizutragen, Gewerbefrei— 
heit, Recht der Auswanderung nach abgeleifteter Militärpflicht. Es ift faft fein Punkt des con= 
ftitutionellen Staatsrechts, über melden H. ſich hier nicht höchſt belehrend und verftändlich mit 
biftorifcher Veranfhaulihung ausgeiproden hätte. Gegen die Rouſſeau'ſche Staatötheorie 
fehrte er ſich auch hier wieder mit voller Entſchiedenheit. Ex verwarf die franzöfifhen Abftrac- 
tionen, wie er ed nannte, welche den Menſchen nur als ein politifches Atom auffaflen, den Be— 
griff des Volfes mit dem eines Haufens identificiren und für die politifche Berechtigung des Ein- 
zelnen nur das Alter oder ein Vermögensquantum, nicht aber fein Gelten in der bürgerlichen 
Ordnung fordern. H. ſchloß feine Kritik mit folgenden Worten: „Nach diefer jo weitläufigen 
Darftellung,, deren Gegenftand man verfennen würde, wenn man ihr ven Zweck der Vertheidi— 
gung von etwas anderm ald von dem mit dem höchſten Intereffe verfnüpften Begriff ver Land» 
ftände gegen die ihm fo unangemefjene und doch fo anmaßliche Wirklichkeit, die jih durch den 
Drud ihrer Verhandlungen dem Publikum gefhildert und zur Beurtheilung hingeftellt hat, 
unterlegen wollte, ift nur nod das merkwürdige Envrefultat anzuführen, das Schickſal diefer 
Berfammlung nämlich, durch den ganzen Lauf ihres theuern und langen Zufammenfeins ohne 
hin nit eine Übereinkunft mit dem König, aber aud nicht innerhalb ihrer ſelbſt einen Beſchluß 
über irgendeinen Inhalt eines Verfaffungsgegenftandes zu Wege gebracht zu haben.“ 

Für H.'s Philojophie wie für feinen Kharakter war e8 eine ftarfe Brobe, ald ewden von 
Solger, Schleiermader und Raumer ſchon früher in Anregung gebrachten Ruf nad Berlin 
1818 annahm, denn Preußen war fein conftitutipneller Staat. 9. beftand aber diefe Probe, 
denn er gab 1821 feine „Philofophie des Rechts und des Staates“ heraus, in welcher er ber 
eonftitutionellen Theorie treu blieb. 

Died Bud) zeigt und H. in feinen Principien, wie er jie fhon 1802 im, Kritiſchen Journal“ 
aufftellte, unverändert, Wir finden jeine alte Trihotomie von Legalität, Moralität, Sittlichfeit, 
aber wir finden fie im Detail viel reicher und beflimmter entwickelt und durch eine Fülle geſchicht— 
liher Nachweiſe erläutert. Auch ven Ausdruck finden wir von einer gewiſſen Schwerfälligfeit 
und Dunfelheit gereinigt. Die Uriprünglichfeit des aufitrebenvden Gedankens, der Adel der Ge— 
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finnung, die tiefe, allfeitige Durddringung des Gegenſtandes und das wahrhaft politifhe Pa— 
thos verleihen der markigen Sprache jelbft in der Abgeichloffenheit ver Baragrapbenform einen 
eigenthümlichen Schwung, mie er fonft wol ſolchen Lehrbüchern fremd bleibt. Cine Einleitung 
über den Begriff des Willens und der Freiheit überhaupt eröffnete ſehr zweckmäßig das Ganze. 
Den erften und zweiten Abichnitt, das abftracte Recht und die Moralität, wollen wir als und 
ſchon geläufig übergehen und nur den dritten, die Sittlihfeit, hervorheben, der hier in eine wei- 
tere Ausführung gebracht war. H. unterfchied darin 1) die Familie, 2) die bürgerliche Geſell— 
Schaft, 3) den eigentlihen Staat. Die Familie begründet den Staat als Naturftaat, vie bür- 
gerliche Geſellſchaft ald Culturſtaat, der eigentliche Staat den Berfaffungsftaat, den viele jegt 
auch Gentralftaat nennen, weil er ſich ſowol die Familie ald die Stände der bürgerlihen Ge— 
fellihaft integrirt. Schon in feinen früheften naturrechtlichen Arbeiten jeben wir H. diefen Un— 
terfchied zwiſchen naturfittlichen, focialen und ftaatöfittlihen Begriffen machen. Als er aber 
1821 zum erften mal in folder Beſtimmtheit, in fo feftgefugter Gliederung damit auftrat, über: 
rajchte er damit. Seine Meinung war, daß die ethiſche Organifation der Familie durch ihre 
natürliche Grundlage bevingt ſei; ihre Tugend fei Pietät. Die Organiſation der bürgerlihen 
Geſellſchaft beruhe auf vem Bedürfniß, welches für jeine Befriedigung die Arbeit erheifche und 
mit der Theilung derjelben die verfhiedenen Stände erzeuge, die fi weiter in Gorporationen 
individualifirten. Das eigentliche Weſen der Gejellichaft jei daher die Bildung, durch melche der 
Einzelne in ihr ald Organ einer beflimmten, für die Erhaltung und Fortentwidelung des Gan— 
zen nothiwendigen Function fih das Net, einem bejondern Stande anzugehören, erwirbt. 
Für ihren Verkehr bevarf die Gejellihaft des Vertrauens, das nur möglich ift, wenn das öffent⸗ 
lie Gericht das Recht aufrecht hält und die Polizei die allgemeine Fürſorge für die Sicherheit 
und das Mohl da auf jih nimmt, wo die Kraft ded Einzelnen unzureihend wird. Wie ſich aber 
die Familie in vie Gefellihaft aufhebt, fo vie Geſellſchaft in ven Staat als in den fittlihen Or: 
ganismus, welcher ſich die Freiheit ald jolhe zu feinem Zwed macht. Der Oemeindebürger, 
bourgeois, wird hier zum Staatsbürger, citoyen. Der Staat der bürgerlichen Geſellſchaft ift 
auf der Baſis des Bedürfniſſes und der Arbeit noch der Nothſtaat, der erjt, wenn er in dem 
wahrhaft politifchen Staat ald ein Element deffelben eriftirt, zu feiner freiern und vollftändigern 
Ausbildung gelangt. Im Staatsrecht unterſchied H. das innere und äußere und im innern 
1) die fürftliche Gewalt, 2) die Regierungsgewalt, 3) die gefeggebende Gewalt. Die Souve- 
ränetät des Staate8 muß, wie wir gejehen haben, auch als ein wirklicher, alfo einzelner Wille, 
ald ein Individuum eriftiren. ine Mehrheit folder Subjecte Fann nur dur die Majorität 
der Abftimmung zur Entſchiedenheit gelangen, die daher immer gefährdet und dem Zufall preis- 
gegeben ift. Zwei folder Subjecte gerathen leicht in Gegenfag und paralvjiren einander, falls 
nicht das eine das andere thatſächlich jich unterwirft und ihm nur eine Scheinmacht übrig läßt. 
Sole Formen der Souveränetät mahen die Beftimmung einzelner Subjerte zur Vertretung 
des fouveränen Willens felbft wieder davon abhängig, daß Die Subjecte gewählt werden müflen. 
Die Wahl kann fih aufein Subject befchränfen, jo bleibt die Abhängigkeit deſſelben, ſelbſt 
wenn der Wahlfürft auf Lebenszeit gewählt wird. In allen diefen Fällen ift vie Majeftät des 
fouveränen Staatöwillens feine wirflihe. Dies ift fie erft mit der erblihen Monarchie, weil in 
ihr die perfönliche Eriftenz der Souveränetät von dem Zufall der Wahl und der Abjtimmung 
unabhängig wird. Der Zufall ver Natur, die Geburt, jheint gegen das Wahlverfahren geift: 
108, aber die fürftlihe Familie ift durch die Vermittelung der Geſchichte eine unmittelbar politi- 
iche geworben. H. wollte der fürftlihen Gewalt offenbar einen großen Nachdruck damit geben, 
daß er mit ihrer Deduction dad innere Staatsrecht eröffnete, allein nach jeiner eigenen Methode 
ift ver Anfang einer Sphäre als das unmittelbare Sein immer das abftracte, unvollfommene 
Moment und erit dad dritte, durch die Reflerion des Wefend zum Fürfichfein hindurchgegan— 
gene ald der Zwed das concrete und vollkommene. Hiernach würde das Gejepgeben bei H. als 
die höchſte politische Tätigkeit erfcheinen, fig würde die eigentlich fouveräne Gewalt ausmachen 
Seine Meinung war jedoch unftreitig, in dem Fürften die Totalität und fubjective Ginheit der 
ſouveränen Gewalt zu jegen, welche die Höchft entfcheidende und beſchließende Macht ift, weil fie 
fowol die Geſetze, damit fie Geltung haben ſollen, fanctionirt, al den Beamten der Regierung 
befiehlt und das Recht zu Krieg und Frieden hat. In der Berfaffung felbit behielt 9. vie englifche 
Gonftitution vor Augen. Er forderte Offentlichkeit des Rechts, Preßfreiheit, Volkävertretung ; die 
legtere foll nach ihm pad Zweikammerſyſtem befolgen. Das Oberhaus ſoll außden großen Grund- 
bejigern beftehen, die als Majoratderben unmittelbar das Recht politiſcher Standſchaft überfom- 
men, hierin dem Erbfürften analog. Der große Grundbefiger ift, wie H. meint, von den Verſu— 
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Hungen des Gewerbtreibenven, von einer beihränften und beſchränkenden Verwidelung in vie 
Endlichkeit und Berworrenheit augenblicklicher Imftände frei. Die Eontinuität des gefhichtlichen 
Procefles hat an ihm ihren Träger, und ber Zwang des Majorats ſchützt feinen Beſitz gegen feine 
eigene Willfür. Das Unterhaus foll aus den Abgeordneten der Gemeinden, Gorporationen 
und Genoffenfhaften beftehen ; jie follen vom Vertrauen ihrer Mitbürger gewählt werden und 
aud der Kenntniß und den Gefühl ihrer Befonderheit ji auf den Zufammenhang verfelben mit 
dem Allgemeinen hinrichten, eine Ausgleibung aller Berhältniffe, eine Auflöfung aller Wider: 
ſprüche hervorbringen. Weil erft die Debatte alle Seiten einer Sache ind Licht ftellt, fo muß 
das Urtheil des Abgeorbneten frei fein; er darf nicht durch ein Mandat auf eine im voraus feſt— 
gejegte Abſtimmung verpflichtet werden, in welchem Ball er nicht als eine ſelbſtändige Intelligenz, 
nur als eine Votirungsmaſchine wirken würde. Giner Vertretung nur nad der Kopfzahl oder 
nad einem Genjus trat H. aud) hier entgegen, weil fie auf einer todten, von allem Vernunft: 
inhalt entblößten Atomiftif beruhe und die einzelne Perfon nicht als eine mit den Staatsganzen 
durd eine concrete Mitte organisch zufammengewachjene fege. Unter dem äußern Staatsrecht 
verftand H. ſowol das auf pofitiven Tractaten der einzelnen Staaten berubende, ald das Völfer: 
recht, dem er eine nur ſehr bittweije Exiſtenz zuſchrieb. Den Krieg feierte er auch hier, wie ſchon 
in ber Abhandlung über dad Naturrecht, ald die Macht, welche die Stagnation des genußfüdhti: 
gen PBrivatlebend während eines faulen Friedens unterbreche, gegen die Befeftigung des End: 
lichen reagire, die Eitelkeit der Menſchen vernichte und die Wahrheit ihrer Gejinnung an den 
Tag bringe. Von dem äußern Staatsrecht machte er den Ubergang in die Weltgefchichte, in 
welder die Notwendigkeit des Schickſals eine nur relative Gerechtigkeit ausübt. Er unterſchied 
vier Weltalter: das orientalifche, griechifche, römische und germanifce. 

In diefen Anfhauungen ift H. nicht ohne eine gewiſſe Befangenheit geblieben, wie er fie 
zum Theil wol dem Studium Montedquieu'd verdanft. Er hat das Völkerrecht, das ja erft im 
Beginn feiner Ausbildung fleht, zu niedrig, er hat den verjittlidhenden Werth des Kriegs zu 
hoch angejchlagen und in der Geſchichte die Entwidelung derjelben zu Principien, deren Kerr: 
ſchaft fich die VBölfer unterordnen müſſen, nicht genugfanı hervorgehoben. Er meinte, daß immer 
ein Volk das epochemachende fei, gegen welches die andern Völker ald relativ und momentan 
geſchichtlich rechtloſe vaftehen; allein ein ſolches Epochemachen fängt eigentlich erſt mit dem er: 
obernden perjifchen Staat an, hört aber mit den Germanen, welche ven römischen Staat erobern, 
auf, weil mit ihnen das Chriſtenthum auftritt, welches die Nationen nicht mehr der Herrſchaft 
einer andern Nation, jondern der Idee der Humanität unterorbnet, ſodaß dieje Idee, nicht mehr 
ein bejondereö Volk, ron da ab die Weltgefhichte beftimmt. Rechtlos wird nunniehr nur das- 
jenige Volk, welches ſich weigert, dieſe Idee ald die abfolut praftifche in ih aufzunehmen. Ein 
Volk, weldyes fie einmal aufgenonimen hat, fann nicht mehr untergehen. Die Hegemonie wech— 
felt nunmehr unter den Völkern ab, allein Feind erſchöpft jich in einer einzigen Epoche, fondern 
hat dur das höhere Princip die Kraft einer progrejjiven Wiedergeburt feiner Nationalität, 
eine Befreiung derfelben zum allgemeinen Menjhlien gewonnen. Die Individualität der 
Nationen erhält fidh gerade dadurch, daß fie ſich menjchheitlicy verflärt. Übrigens war die Schil— 
derung der Weltgeihichte von H. mit großartigen Zügen entworfen, aus denen die Polemik 
gegen ihn einzelne Säge herausgeriffen hat, um zu zeigen, welch ein ſchlechter Menſch 9. ges 
wejen fei, Recht und Unrecht, Tugend und Lafter, Verbienft und Glüf, Schuld und Unſchuld 
auf eine Mote zu jegen und den Einzelnen nur ald ein Werkzeug zu betrachten, deſſen jid der 
MWeltgeift in feinem unerbittlihen Gange beviene. Wüßte man nicht, bis zu welder Schwach— 
und Schiefſichtigkeit die Leidenſchaft ji verirren ann, jo würde ed unverftändlich fein, eine Po— 
lemif geübt zu jehen, melde nicht bloß die Erfenntniß, ſondern auch die treffende Kraft ihres 
Auddruds zu Anklagemotiven ftempelt. 

In der Art der Bearbeitung der Redtsphilofophie hatte H. dafür geſorgt, daß dem Publi- 
kum durd Anmerkungen eine vielfeitige Anregung zu Theil ward. Er griff die Romaniften in 
Hugo, die Feudalen in Hrn. v. Haller an; er orbnete zwar nicht die Religion, wohl aber die 
Kirche dem Staate unter; er berichtigte die Irrthümer, die über wichtige Begriffe, wie öffent: 
lihe Meinung, Preßfreiheit u. ſ. w., in Umlauf find. Die intereflante, lebendige, ja zuweilen 
pifante Manier, in welcher dieſe Anmerfungen gefchrieben find, verfehlte ihre venienartige Wir: 
fung nicht, heftigen Widerſpruch hervorzurufen. Die Bolemik gegen 9. rip jedoch häufig ein= 
zelne grelle Wendungen heraus, um fie ald feine Anficht überhaupt darzuftellen und ihn damit 
bald als royaliſtiſch-ſervil, bald ald vemagogifch=radical zu verdächtigen. Wenn er 5. B. jagte, 
daß e8 zur Bildung gehöre, die Öffentliche Meinung als ein Gemifch von Wahrem und Faljchem, 
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Nichtigem und Irrigem ebenfo zu achten ald zu verachten, jo wurde umbergetragen, er lehre die 
Verachtung der Öffentlihen Meinung. Wenn er ven Misbraud ver Preffreibeit rügte, wenn 
er über den prickelnden Trieb ver Eitelfeit fpöttelte, durch die Prefle doch aud) feine Meinung ge— 
fagt zu haben, jo follte er ein Feind der Preßfreiheit fein. Daß er, ein preußifcher Profeflor, im 
preußiſchen Staate, in Berlin, wo damals der ärgite Cenſurzwang berrichte, die Prefifreiheit 
als ein nothwendiges Attribut ded Vernunftitaates Öffentlich lehrte, das wurde ignorirt. 

Am ſchlimmſten erging ed ihm durd feine Anmerkung über die Kirche, weil er dieſelbe, ſo— 
fern fie eine Genoflenihaft, eine Corporation, vem Staate unterordnete. Ausdrücklich lehrte er 
zwar, daß die Religion die höhere Sphäre fei, auf melde die politifche ſich zurückbeziehe, allein 
er geftand der Kirche nicht zu, dem Staate gegenüber allein das Privilegium der Böttlichfeit und 
Heiligkeit zu befigen, fondern vindicirte diefe Prädicate auch dem Staate, weil er in feiner foge: 
nannten irdifhen Organifation den göttlihen Willen durchzuführen und in allen menſchlichen 
Berhältniffen zur Geltung zu bringen habe. Im allgemeinen ſei freilich die Religion ald Grund: 
lage alles wahrhaft geiftigen Lebens anzuerkennen, allein fie enthalte als Kirche in der Auto: 
rität des Glaubens ein Element, welches ſich zulegt der Kritik entziehe, weil es ein Boftulat der 
unbedingten Hingabe an eine empirifche Vorausſetzung ift, während der Staat die Gewißheit 
nur ald eine durch den Beweis vermittelte anerkennt und damit der Wiſſenſchaft näher ftebt. 
Auch komme es jehr darauf an, was für eine Religion es fei, auf die man fih berufe. Denn in 
vielen Religionen fei auch ein geifttödtender Aberglaube vorhanden, der zu den traurigften Gon: 
fequenzen führe und den Staat zerrütte. Die phantaftifche Unvernunft des religiöfen Fanatis— 
muß fei der ärgfte Feind des Staates, der mefentlih auf die Vernunft ih gründe. Auch die 
neuerdings jo belichte Formel: Einheit des Staates mit der Kirche, fei mit großer Vorſicht zu 
nehmen, denn fie könne wol etwas Richtiges ausdrücken, allein ebenjo leicht gemisbraucht wer: 
den, ven Staat der Kirche unterzuordnen. Der Staat aber müſſe die Gewißheit ver Wahrheit 
feiner Inftitutionen aus ſich jelbft ſchöpfen und ſich nicht beirren laffen, in der Sittlichkeit und 
Gerechtigkeit einen an ſich abfoluten Inhalt zu beſitzen, der wicht dadurch erft göttlich werde, das 
eine von außen ber durch die Kirche ihm, weil er nur ein weltlicher für fich fei, gegebene Weibe 
ihn verabfolutire. Die romantiſche Politik von Bichte, Steffend, Wagner, Müller u. a. batte 
den Staat au ald die Gemeine ver Heiligen bezeihnet. Als aber H. mit der Anerfennung 
der dem Staat inmohnenden Heiligkeit und Göttlichfeit Ernſt machte, reizte er die ultramontane, 
die proteftantiich= pietiflifche und die bureaufratiihe Partei gegen ſich auf, welde legtere ſich 
hoͤchlich verwunderte, im Staat einen an fi ſelbſt göttlihen und Heiligen Inhalt verehren zu 
follen, da fie doch am beiten willen mußte, daß er nur eine höchſt menſchliche, von ihr gemachte, 
mit puren Gndlichkeiten erfüllte Anftalt fei. Bon bier ab begann die Injinuation gegen H., daß 
er den Sturz der Kirche, damit den der Religion und die Omnipotenz des Staates wollte. 

Den Gefegen des Staated gegenüber gelten nur die Perfonen mit ihren Ihaten ohne Rüd- 
ficht auf ihre fonftige Individualität. H. hatte ſich daher gegen alle politiſchen Rrätenfionen des 
leeren Subjectivigmus mit doriiher Strenge, mit unnachſichtlicher Herbheit ebenſo herausge— 
kehrt, wie er dies ſchon früher auf dem Gebiet der Wiſſenſchaft als folder gethan hatte. Dies 
brachte ihn in den Ruf, ein Feind der Individualität, der jubjertiven Freiheit zu fein, und dieſer 
Ruf wurde noch befonders durch die Vorrede zu feiner „Rechtsphiloſophie“ befeitigt, weil er im 
ihr vie Folgerungen angriff, die ich aus der Philofophie von Fried für die Geftaltung ded Staates 
als verberbliche ergaben. Fries jchien ih ihm in eine Unbeſtimmtheit und Unklarheit ves Ge: 
fühls zu verlieren, die mit der jelbftbewußten Vernünftigkeit des objectiven Staatslebens un- 
vereinbar fei. Die Antipathie H.'s gegen Fries datirte ſchon von Jena ber und hatte aud in 
H.'s Vorrede zu ſeiner Logik“ bereitö einen Öffentlichen Ausdrud gefunden. Nunmehr aber war 
die burſchenſchaftliche Richtung, die in Fried einen vorzüglichen Führer verehrte, feit Kotzebue's 
Ermordung der firengften Verfolgung erlegen und Fries felbft davon betroffen worden. Daß 
alfo 5. 1821 ſich in fo bitterer Weife gegen Fries kehrte, erfchien dem Publikum als eine Unter: 
fügung der demagogiſchen Unterfuhungen, die allgemein verhaßt waren. Das Publifum nabm 
Partei für die Verfolgten und ſah in H.'s Polemik nicht weiter die wiſſenſchaftliche Berechtigung, 
fondern nur eine volks- und freiheitäfeindliche Sophiftif. Dies Urtheil wurde noch ganz vor: 
züglich durch einen Sag beftärkt, ven H. in jener Vorrede ausgeſprochen hatte, daß nämlich das 
Mirkliche vernünftig fei. H. ſchien hiermit den empirifchen Staat, fowie er ift, und damit alles 
factiſche Unrecht, alle beſtehende Barbarei zu rechtfertigen. Späterhin hat 9. diefen Sag dahin 
erläutert, daß eben aud umgekehrt nur das Vernünftige ald wirklich zu betrachten fei und daß 
er alfo unter vem Wirklichen nicht jede Erfheinung, jede Eriftenz ohne weiteres veritanden habe. 
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Allein in jenem Zufammenbang hatte er ſich allerdings den Schein der Zufriedenheit mit dem 
MWeltlauf dadurch zugezogen, daß er gegen vie Weisheit des Seinſollens ſich ereiferte, ald ob die 
Welt darauf warten müßte, erft vernünftig zu werben, und als ob in ihr noch nicht Vernunft ſei. 

Als H. 1827 eine zweite Ausgabe feiner „Encyklopädie“ veranftaltete, hatt er den Rüd: 
ihlag gegen feine Rechtsphiloſophie von den ſüddeutſchen Patrioten und den norbdeutfchen An— 
hängern der Burſchenſchaft fchon erfahren. Er benugte daher die Gelegenheit, einige der vor— 
nehmften Misverftändniffe, in denen man fi gegen ihn bewegte, aufzulöfen und zurüdzumeifen. 
. Er ftellte im inneren Staatsrecht den Begriff der Gefeggebung wieder dem bes Fürften voran; er 
juchte die Begriffe Freiheit und Gleichheit, Verfaſſung, Finanzgefeg, Theilung der Staatöge- 
walten u. a. zu erläutern. Noch weiter gehende Aufflärungen enthielt die Ausgabe feiner 
„Rechtsphiloſophie“, die Band nad feinem Tode 1833 beforgte und mit vielen intereffanten 
Anmerkungen aus H.'s Vorlefungen bereicherte. Viele dieſer Außerungen erſchienen dem großen 
Publikum anfänglich wegen ihres Freimuths ald unvereinbar mit der VBorftellung , die ihm von 
H. als einem fpecififh preußiſchen Staatöphilofophen eingeprägt war, wie namentlich die bei: 
läufige Bemerkung, daß der Monard in einem wohlorganifirten Staat nur den Punkt auf das 
i zu Segen habe. Diejer Wig wurde vorzüglich ausgebeutet, um die Nichtachtung der Indivi— 
dualität bei H. zu conflatiren. Die befte Erläuterung aber feiner Staatswiſſenſchaft wurde 
durch feine „Philofopbie ver Gefhichte gegeben, die Gans 1837 aus H.'s darüber gehaltenen 
Vorleſungen veröffentlichte. Die Einleitung, bis zur geographiihen Grundlage der Weltge- 
ſchichte, ift von H. noch eigenhändig gefchrieben und enthält vie beften und verflänplichften Aus— 
einanderfegungen veffen, was er unter dem Worte Sittlichfeit verftanden haben wollte, H. be: 
fannte auch Hier feinen Glauben daran, daß Vernunft in der Weltgefhichte und dieſe daher ver 
Fortſchritt deö Geiftes im Bemußtjein ver Freiheit fei. Nur in ver Natur fei ein Kreislauf der— 
jelben Erfcheinungen, die Gefchichte Hingegen bringe ind Unendlihe hin Neues hervor. Wenn 
die Nothwendigkeit der großen Verhältniſſe ven Einzelnen über fein eigenes Willen und Wollen 
binaug zun Werkzeug der welthiftorifhen Proceſſe und Thaten made, jo fei Died doch nicht jo 
zu verfteben, ald ob nicht die Moralität und Religiofltät des Einzelnen ihre abfolute Geltung 
babe und ald ob derjelbe nicht, indem er vollbringt, was feine Zeit, fein Volk von ihm fordert, 
für ſich zugleich nach feiner Individualität und mit vollfommener Freiheit handle. Er fagte aus— 
drücklich: „Die Religiofirät, die Sittlichfeit eines beichränften Lebens, eines Hirten, eines 
Bauer in ihrer concentrirten Innigkeit und Beichränktheit auf wenige und ganz einfadhe Ver: 
bältniffe des Lebens hat unendlichen Werth und denfelben Werth wie die Religiofität und 
Sittlihfeit einer ausgebildeten Erfenntniß und eines an Umfang der Beziehungen und Hand- 
lungen reihen Dafeind. Diefer innere Mittelpunft, diefe einfache Region des Rechts der ſub— 
jectiven Freiheit, der Herd des Wollens, Entſchließens und Thuns, der abftracte Inhalt des 
Gewiſſens, das, worin Schuld und Werth des Individuums eingefchloffen ift, bleibt unanges 
taftet und ift vem lauten Lärm ver Weltgefchichte und den nicht nur äußerlichen und zeitlichen 
Beränderungen, fondern auch denjenigen, welche die abfolute Nothwendigkeit des Freiheitsbe— 
griffs ſelbſt mit ih bringt, ganz entnommen.‘ Hätte man dieſe fehönen, ſchlichten Worte ebenfo 
oft abgedruckt ald den $. 345 der „‚Nechtsphilofophie‘‘, der die nur unvollkommene Gerechtigkeit 
ſchildert, welche vie Berfonen und Handlungen in der Geſchichte finden, jo würde man nicht fo 
viele Declamationen darüber haben leſen müſſen, daß $. den Einzelnen nur als ein verſchwin⸗ 
dended Moment ohne alle Selbftänpigkeit, gleichlam nur als eine Blafe im Schaum des dialek⸗ 
tifchen Proceffes des Geſchehens betrachte. Bor großen, gediegenen Individualitäten, einem Pe: 
rikles, Sokrates, Alerander, Cäfar, Luther, Carteſius, Dante, Schiller, Napoleon u. |. w., hat 
H. ſtets den höchſten Reſpeet gehabt und jle oft mit Begeifterung bewundert. Nichts aber war 
ihm mehr zumider ald die Großmannsſucht, mit welcher eine ſchwächliche, inhaltlofe Subjectivi: 
tät ſich aufzufpreizen trachtet. 

In der „Philoſophie der Geſchichte“ erklärte er ſich auch näher Über die Göttlichkeit, die er 
dem Staate in der ‚Rechtsphiloſophie“ zugefchrieben hatte. Die Freiheit ift in ihrer Wahrheit 
göttlich ; der Staat iſt die objective Verwirklichung der Freiheit; alfo ift ver Staat feinen Weſen 
nad) göttlich, feiner Erſcheinung nach menschlich. Nicht fo ift dies zu verftehen, ald ob alles, was 
der empirifche Staat enthält, unmittelbar göttlich und heilig wäre, fondern fo, daß der menjdh- 
liche Wille, der im Staate ſich ald Geſetz und Sitte vealiftrt, den göttlichen Willen an fi zu 
feiner Wahrheit hat. Das Kriterium aber, ob ein Gefeg, eine Sitte ald menſchliche Erſchei— 
nung dad Weſen des göttlichen Willens zum Inhalt Habe, ift lediglich die Vernunft. Dies 
brachte H. wieder auf das Verhältnif des Staates zur Religion ; er erklärte es für eine Thorbeit 
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unferer Zeit, Staatöverfaflungen unabhängig von der Religion erfinden und ausführen zu 
wollen. Die katholifche Religion, obgleih mit der proteftantifchen gemeinſchaftlich innerhalb 
der hriftlihen Religion, läßt nad) ihm die innere Gerechtigkeit und Sittlichkeit des Staates nicht 
zu, bie in der Innigfeit ded proteftantiihen Princips liegt. Er erfannte an, daß um der Eigen: 
thümlichkeit jener Gonfeffton willen, die das Recht und die Sittlichkeit nicht als an ſich ſeiende, 
als jubftantielle anerkennt, jenes Sichlosreißen des Staatörechtlichen ver Verfaffung nothwendig 
jet, aber er behauptete auch, daß die ſtaatsrechtlichen Prineipien und Einrichtungen auf ſolche 
Weiſe ohne wirflihen Mittelpunft blieben und ins Unbeftimmte fielen. Hier aber jheint und 
H. mit feiner eigenen Theorie des Staates in Widerſpruch zu ftehen. Wir glauben zwar, daß 
H. mit der politiihen Höherftellung des Proteftantismus infofern etwas Richtiges gemeint bat, 
als die katholiſche Kirche jih den Staat ald etwas nur Weltliches unterordnet und ihm gegen: 
über jelbft ein geiftlicher Staat ift, der fich die Beherrſchung des weltlichen zum Zwed machen 
muß, eine Tendenz, die, wie verhüllt jie auftrete, ftete Collifionen zur Folge haben muß ; allein 
jeinem eigenen Brincip des Staated gemäß, nämlich der Autonomie und Autarfie der ſittlichen 
Freiheit, muß der moderne Staat ein vationeller fein, der feiner jelbftbewußten Vernunft die 
Kirchen der verichiedenen Religiondbefenntnifle mit völlig neutraler Haltung unterorbnet,, ihre 
Dogmatik und ihren Eultus frei läßt, von allen aber ven gleihmäpigen Gehorſam gegen feine 
Gejepe verlangt. Eben dadurch, daß Juden, Katholiken, Lutheraner, Neformirte, Quäfer, 
Herrnhuter u. ſ. w. ald Bürger das gleiche Gejeg des Staates befolgen, wird er immermebr 
den Fanatismus der confefjionellen Beſchränktheit abmildern und die Confeſſionen zur Ber: 
jöhnung in der Humanität befreien. 

Die größte Schwierigkeit für die VBerwirklihung freier Verfaffungen erblickte $. darin, daß 
ein Unterſchied von Befehlenden und Gehorchenden im Staate unvermeidlich fei und das Befehlen 
wie das Gehorchen dem Freibeitsbemußtfein der Einzelnen widerſprechend erſcheine. Diejeni— 
gen, welce befehlen, ſchienen felbft das Gegentheil von dem zu thun, was der Grundlage des 
Staateö, dem Freiheitäbegriff entſpreche; das Gehorchen aber fcheine der Freiheit als einer 
wejentlich jich jelbft beflimmenden Macht nicht gemäß zu fein. Nun überzeuge man fich jedoch 
bald, daß es bei ven Einrichtungen für die Öffentlihe Sicherheit, beim Kriege u. j. m. ohne Be— 
fehlen gar nicht abgehe. Um dieſer der Freiheit eigentlich, wie es Scheine, zumwiderlaufenden Noth 
abzubelfen, fuche man die Einrichtungen fo zu treffen, daß fo wenig als möglih von den Bürz: 
gern blos gehorcht und ven Befehlen jo wenig Willkür ald möglich übrig gelaffen werde. Der 
Inhalt deflen, wofür das Befehlen nothwendig, foll ver Hauptſache nad) jelbft vom Wolfe, vem 
Willen vieler oder aller Einzelnen, beftimmt und beſchloſſen fein und doch foll ver Staat als 
Wirklichkeit auch wieder individuelle Einheit, Kraft und Stärfe haben. 

In der Julirevolution erblickte H. die Gollifton des Staated mit der Geſinnung einerjeirs, 
mit der atomiftifhen Vielheit der einzelnen Willen andererfeitd. Die Gefinnung, als fatholi= 
iche, macht es fich nadı ihm zur Gewiſſensſache, die vorhandenen freien Inftitutionen zu ſtürzen, 
und die Subjertivität des Einzelwillen® richtet die Allgemeinheit ihrer Freiheit mit eiferfüchti- 
ger Gereiztheit fofort gegen jede befondere Verfügung der Regierung ald gegen eine Schranfe 
ihrer Willfür. Der Wille der Vielen ſtürzt das Minifterium, und die bisherige Oppofition tritt 
nunmehr ein;-aber dieſe, infofern fie auch Regierung it, hat wieder die Vielen gegen ih. So 
gebt die Bewegung und Unruhe fort. Das ift der fieberhafte Zuftand des heutigen Europa. 

Die Zulirevolution machte auf H. einen fehr niederfhlagenden Eindruck, weil fie ihn in der 
Hoffnung täufchte, nad vierzigjähriger Verwirrung endlich eine bauernde Verſöhnung eintre= 
ten zu ſehen. Als nun in England die Agitation für die Reformbill begann, fürdtete er, das 
England zu dem franzöſiſchen Brincip der blos arithmetifhen Majorität ver Kopfzahl übergehen 
fönne. Diefer Gedanfe erjhien ihm in feinen möglihen Folgen für Guropa jo verhängniß— 
ſchwer, daß er 1831 eine Abhandlung über die englifhe Reformbill fchrieb, worin er feinem 
bedrängten Gemüth Luft machte. Es war feine legte Arbeit. Dieje Abhandlung fritifirte die 
Misbraͤuche des englifhen Parlamentarismus, fowie die Unbehüfflicgfeit und relative Recht— 
lofigfeit des englifchen Civilrechts mit eindringliher Sachkenntniß und großer Schärfe. Daß H. 
aber, weil er eine für die Freiheit verderbliche Shwähung der Krone in England fürdtete, wie 
ibm Schuld gegeben worden, den Parlamentarismus felbft prineipiell angegrifien habe, ift falſch. 
H. war ſtets ein großer Verehrer der englifhen Nation, Poeſie und Verfaffung, aber dieſe Ber- 
ehrung machte ihn nicht blind gegen die Korruption der jocialen Zuftände und gegen die Man: 
gelhaftigkeit vieler bürgerlichen Inftitutionen England, in denen Deutfchland jeiner Meinung 
nad durch die Reform feiner Zürften England um vieled jhon voraudgegangen war. Diefe 
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Anerkennung, die er den Deutjchen zollte, jegte diefelben in Berwunderung, da fie das Ausland 
zu vergöttern und jich jelbft zu veradhten nur zu geneigt und gewohnt jind. 

Faſſen wir aus diefer geſchichtlichen Darlegung H.'s Charafteriftif als Politiker zufanmen, 
jo werden wir ihm zugeftehen müſſen, daß er von Jugend auf bis zum Tode hin der Politik den 
lebendigiten Antheil gewidmet, ihn in den verfchiedenften Formen betbätigt und von dem parti: 
eulären Intereffe an jeinem Vaterland Würtemberg bis zum univerfellen an der weltgefchicht: 
lichen Entwidelung der Menjchheit erweitert babe. Wir werden ferner bei ihm einen Zug er: 
fennen, vom Theoretifchen zum Praftifchen überzugehen, worin er ſich als ein publiciftifches 
Talent fund gab. Wenn Kant die Zeit bis zur erften Franzöſiſchen Revolution, Fichte von da 
bis zu den Breiheitöfriegen erfüllte, jo H. die von hier bis zur Julirevolution. Es war die Zeit 
des Kampfes der Revolution und der Reſtauration. Zwiſchen ven Ertremen Roufleau’s und des 
Hrn. v. Haller, zwijchen ven republifanifhen Radicalismus und dem legitimen Abjolutismug 
fuchte H. eine Vermittelung in der conftitutionellen Monardie, der er auch in einem damals 
nod rein monarchiſchen Staat, in Preußen, treu blieb. Im Prineip war er von Kant, Fichte, 
Schelling infofern nicht verfchieden, als er die Autonomie und Autarfie der Freiheit und die 
Verwirklichung derjelben ald Zweck des Staated anerfannte. Bon den übrigen zeitgenöſſiſchen 
Philoſophen unterjhied er ſich dadurch, daß er den Gegenſatz der Legalität und Moralität, der 
abftracsten Außerlichkeit und Innerlichfeit des Willens, in eine höhere Einheit auflöfen wollte, 
die er Sittlichfeit nannte und die in der Organifation des Staated jid) ihre adäquate Geſtalt 
geben jollte. Der Staat joll in feinen Geſetzen, Sitten, Ginrichtungen die Vernunft des Willens 
realifiren, der an und für ſich der göttliche ift, weshalb dem Staate die Anerkennung zufommt, 
jelbft göttliher Natur zu fein, wie die Völker dies auch jtetd gefühlt und ausgeſprochen, wenn 
fie den Urſprung ihrer Gefege von den Göttern abgeleitet und fie felbft für heilig erklärt haben. 
ALS wirklicher ift der Staat ein Product der eigenen Thätigkeit des Menſchen, das er, weil der 
Mille ald ein vernünftiger an fich allgemein und nothwendig ift, hervorbringen muß. Nicht die 
egoiftifche Willkür der Ginzelnen, die des Nutzens halber ſich untereinander vertragen wollen, 
fondern die Vernunft jelbit bringt den Staat, ſogar gegen ven Willen ver Einzelnen, als das 
Spftem der Sittlihfeit hervor. Empiriſch kann daſſelbe ſehr mannichfaltige Formen annehmen, 
die in ihrem Zufammenhang zu erfennen und in ihrer relativen Berechtigung zu beurtheilen 
Sade ver Philofophie der Geſchichte iſt. Abjoluterweije aber hielt 9. die conftitutionelle Ver— 
fafjung als fändifche Erbmonardie für die vollfommenfte Form des Staates. 

Der Einfluß, ven H.'8 Philoſophie des Nichts und des Staates erlangte, war, wie vor: 
züglich die ftarfe gegen fie erhobene Oppofition beweift, ein fehr beveusender und umfangreicher, 

der fih durd die gefammte Literatur erftredte. Don den vielen Einzelerſcheinungen, in denen 
derſelbe ſich kundgab, wollen wir hier nur diejenigen hervorheben, die eine nähere Beziehung 
Darauf hatten und unter dem Titel feiner Schule erwähnt zu werden pflegen. 

Es war ſehr natürlih, daß zunächſt Juriften fi mit einer weitern Verarbeitung feiner 
rechtsphiloſophiſchen Principien befhäftigten. Ludwig v. Henning gab 1824 ‚PBrincipien der 
Ethik in Hiftorisher Entwidelung” heraus. Im Jahre 1828 gab Michelet, mit Rüdficht auf die 
juridifche Imputation, „Die hriftlihde Moral und die Geſchichte ver Moral im Syftem der philofo= 
phifchen Moral” heraus. Abegg bearbeitete die Strafrechtötheorien; Eifelen entwidelte die Idee 
des Staated mehr in das Specielle, namentlid in das Detail der bürgerlichen Gefellichaft, in 
feinem „Handbuch der Staatswiſſenſchaften“ (1828); Siege bradte die H.'ſche Rechts- und 
Staatslehre in ein näheres Verhältniß zum preußifchen Staat durd feinen „Grundbegriff 
preußiſcher Staats- und Rechtsgeſchichte“ (1829); Beſſer verfaßte 1830 ein Kompendium als 
ein „Syſtem des Naturrechts“; fpäter folgten mit ſolchen compendiarifchen Überſichten Biger, 
Gärtner u. a. bid zu Oppenheim, der 1850 eine „Philoſophie des Rechts und der Geſellſchaft“ 
(auch ald Bo. V der „Neuen Encyflopädie für Wiffenihaften und Künfte‘‘) heratisgab, nachdem 
er ſich ſchon 1845 durd) ein „Syſtem des Völkerrechts“ befannt gemacht hatte. Gans entwidelte 
die „Geſchichte ded Erbrechts“ (1824—35) in vier Bänden, der Tod hemmte ihn, Died vorzüg- 
liche Werf zu pollenden; 1830 gab Gans zwei Bände „Zur Revifion der preußifchen Bejeg- 
gebung” heraus. Gans, ein gelehrter, geiftvoller Mann, ein beredter Lehrer, erweckte durch 
feine Vorträge eine große Begeifterung; er flellte fih der Hiftorifhen Schule entgegen, die 
in Savigny ihr Haupt verehrte. Im Grunde genommen fonnte H. die hiftoriihe Schule von 
der Seite her völlig anerfennen, daß er in der Geſchichte die Verwirklichung des Rechts ald eigent- 
lihen Inkalt zugeftand. Im Princip jedod ergab ſich eine Spaltung. Die hiftoriihe Schule 
ſuchte den Grund ded Rechts in der Thatſache, die ſich durch Vermittelung der Gewohnheit all: 


666 Hegel und Hegel’iche Philofophie in Bezug auf Necht und Staat 


mählih und unabfichtlih zur gejeglihen Autorität made, während bie philofophifhe Schule 
den Grund der Berechtigung in der Bernunft ſuchte. Aus dieſer Differenz ergab fih, daß vie 
biftorifhe Schule auch dasjenige Necht als Recht anerkannte, das als factifhes mit der Vernunft 
in Widerfpruch fteht, denn als ein thatſächliches ift es ein pofitived, durd die Geihichte, durch 
den Geift eines Volkes, durch die Perfonen und Umftände gerade fo gewordenes. Die philoſo— 
phiſche Schule Hingegen erfannte im Bactifhen nur das VBernünftige ald dad wahrhaft zu Recht 
Beſtehende an und ſchloß daraus, daß alles pofitine Recht, jofern ed ver Vernunft widerfprede, 
an fi ein Unrecht ſei, das aufgehoben werden müſſe und von der fortſchreitenden Gefchichte in 
der That auch aufgehoben werde. In dieſem Sinne hatte Gang feine „Geſchichte des Erbrechts 
verfaßt. Der Streit concentrirte ſich beſonders in der Diatribe über Beiig und Eigenthum, weil 
Beſitz das factifhe, Eigenthum aber aud das de jure begründete Recht des Beiiges it. Mar 
fieht leicht ein, daß die Hiftorifche Schule dem Fefthalten des empirischen Rechts, die philoſophi— 
ſche der rationellen Kritik ded gegebenen Rechts fi zuneigen mußte. Savigny ſprach unſerer 
Zeit ven Beruf zur Geſetzgebung ab, Gans vindicirte ihn aller Zeit. Jene urtheilte: das Wirf: 
liche, als ein factifches, ift vernünftig; diefe: das Vernünftige ift im Factiſchen allein das Wirk— 
liche. In ver Richtung von Gans ift von Lafjalle das „Syſtem der erworbenen Rechte“ (2 Boe., 
1861) bearbeitet. 

Den Übergang von den Juriften zu den Theologen machte Göſchel durch feine „„Zerftreuten 
Blätter aus den Hand: und Hülfsacten eines Juriſten“ (3 Bre., 1832 — 37), worin vielerlei 
Materien Halb juriftiih, Halb philoſophiſch, nicht ohne geiftlihe Salbung befproden waren. 
Eine Bearbeitung der geſammten praftiihen Philofophie gab der würtembergifhe Pfarrer 
Wirth in feinem „Syſtem der jpeculativen Ethik, eine Encyklopädie der gefammten Disciplinen 
der praftifchen Philoſophie“ (2 Bode., 1841—42). Wirth machte darin mande gute Gorrec- 
tur einzelner dialektiſcher Verſehen H.'s. Sein Hauptbeftreben ging aber darauf aus, der Kirche 
ihren Ort im Syftem des fittlihen Organismus anzuweiſen. Er zeichnete ſehr fpeciell das 
Ideal einer Kirhenverfaffung, wie fie mit dem H.'fchen Staat zufammen beitehen fonnte. 
Rothe Hatte in einem Hiftorifch = Fritifchen Werk: „Die Anfänge der hriftlihen Kirche und ihre 
Berfaflung‘‘ (1837), die Frage in Anregung gebracht, was für die Kirche als ethiihe Function 
übrig bleibe, wenn er das Syften der Sittlichkeit ſei. Er hatte ſich dahin entihieden, daß bie 
Kirche in den Staat aufgehen müffe, weil Armuth, Krankheit, Unwiſſenheit und Ungeſchick 
lichfeit unmittelbar nichts mit der Religion zu thun hätten, Wohlthätigkeitsinflitute, Kranken: 
häufer und Schulen alfo dem Staat ebenfo zufielen, wie die Sorge für das Recht im Gericht, die 
Sorge für die Ordnung und das Wohl des Ganzen in der Polizei. Ja, Rothe glaubte damals, 
daß der Cultus in die Kunſt aufgehen könne. Hiergegen ſuchte Wirth vie Selbftändigkeit der 
Religion feftzuhalten, die an dem directen Verhältniß des Menſchen zu Gott, das im Staate nur 
als Eidbekräftigung zum Vorfchein kommt, einen feflen Boden bat, ver ihre äußere Eriheinung, 
die Kirche, vom Staate und von der Kunſt unterfcheidet und im Eultus fi einen eigentbümlichen 
Ausdruck gibt. Doch wurde Wirth nod zu manchen irrigen Auffaflungen, namentlich bei der 
dramatifchen Kunft, verführt. Cine Erledigung fanden dieje Ausfchreitungen in Marbeinekes 
Särift: „Die Reformation der Kirche durch den Staat’ (1844). 

In die Phaſe einer dilettantifchen Zerfegung trat die H.'ſche Philofopbie und damit aud 
ihre Rechts- und Staatölehre durch Ruge, Bruno und Edgar Baur, Stirner („Der Einzige 
und fein Eigentbum‘‘) u.a. Die von Ruge 1838 geftifteten „Halliſchen Jahrbücher‘ waren ein 
vorzüglicer Tummelplatz diefer Zerfegung. Durch den hannoverifhen Verfaffungsftreit und 
durd den Streit der preußiichen Regierung mit der Fatholifhen Kirche über die gemiſchten Ehen 
war die Zeit im höchſten Grade politiich aufgeregt. Leo Elagte die Hegelingen, wie er die jün: 
gern Hegelianer nannte, 1838 des Atheismus an. Schubarth in feiner Schrift: „Über die Lin: 
vereinbarfeit der H.'ſchen Staatölehre mit dem oberften Lebens- und Entwidelungsprincip des 
preußiichen Staates" (1839), befihuldigt H. des Hochverraths, weil derjelbe die conftitutionelle 
Monarchie lehre und dadurch die preußischen Könige zu bloßen Oberbofceremonienmeiftern de- 
gradire. Ruge vertheidigte die Heſche Philofophie, inden er fie mit dem Proteftantismus une 
mit dem preußifchen Staate identificirte. Allmählich aber wandte er ich gegen H.'s Rechtspbile- 
fophie, die er 1839 einer weitläufigen Beiprehung unterwarf. B. Baur führte die „Halli— 
ſchen Jahrbücher“ dem demokratiſchen, focialen und theologiſchen Radicalismus entgegen. Muge 
ſelbſt griff unter dem Namen eines Würtembergers die preußiſche Bureaukratie als einen poli— 
tiſchen Klerus an, der die übrigen Bürger als politiſche Laien mishandle, forderte Verſchmel— 
zung des Militärs mit dem Volksleben, Aufbebung-ded Vroletariatd u. ſ. w. Die „Halliſchen 
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Jahrbücher‘ mußten von Halle aus Preußen nach Dresden in Sahfen „wandern, wo fie 
den Namen „Deutfhe Jahrbücher” empfingen, aber zu Anfang ded Jahres 1843 öffentlich 
verurtheilt und verboten wurden. Vgl. Pfeilſchmidt, „Der Proceß der Halliihen und 
Deutichen Jahrbücher vor Regierung und Ständeverfammlung des Königreih8 Sachſen“ 
(Grimma 1843). 

Die Gebrüder Bauer erreichten das Ertrem des Radicalismus, Bruno in feiner Schrift: 
„Die gute Sache der Freiheit und meine eigene Angelegenheit” (1842), worin er offen für den 
Atheismus auftrat; Edgar in feiner Schrift: „Der Streit der Kritif mit Staat und Kirche‘ 
(1844), worin er die Monarchie wie die Kirche ald eine nur durch Fictionen getragene Inſtitu— 
tion darzuftellen ſuchte. Man flebt, daß beide Autoren die Anflagen von Leo und Schubarth 
beftätigten, aber man ſieht au, daß diefe Autoren aus der Wahrheit der He'ſchen Philofophie 
weit hinweg in ein Eranfhaftes negatives Grtrem jich verirrt hatten, in welchem fie nur noch die 
ftete Veränderung ohne pojitive Nefultate, ven Werdeproceß der Kritik vor ſich hatten. 

Derjenige Hegelianer, der mit lebhaften Intereffe unermüdlich in gemäßigtem Sinne die 
politifche Vertretung der H.'jchen Philoſophie fortführte, war Hinrihe. Er ließ 1843 zwei 
Bände „Politiſcher Vorleſungen“ vruden, worin er unfer Zeitalter zu ſchildern verfuchte, wie 
es nad) feinen politifchen, kirchlichen und wiflenfchaftlihen Zuftänden geworden. Hinrichs hatte 
diefe Vorlefungen in Halle mit großem Beifall gehalten ; ald das Minifterium Eichhorn fie ver— 
bot, ließ er fie druden. Im Jahre 1845 fchrieb er: „Trutz-Rom und den Jefuiten. Ein Ge: 
denkblatt für römiſch- und deutſchkatholiſche Chriſten“; 1848 — 52: „Geſchichte ver Rechts— 
und Staatsprincipien jeit der Reformation bid auf die Gegenwart, in hiſtoriſch-philoſophiſcher 
Entwidelung‘ (3 Bde); 1852: „Die Könige; Cntwidelungsgefchichte des Königthums von 
den älteften Zeiten bis auf die Gegenwart.” Hinrich ftellte dariy die Anſicht auf, daß die ame- 
rikaniſchen Republifen bei einer dichtern Bevölkerung und entfchiedenern, zu Friegerifchen Con— 
flieten führenden Herausbildung ihrer innern Gegenfäge zur conftitutionellen Monarchie über: 
geben würben. 

Eine intereffante Kritik der Zeitpolitif und ihrer Begrifföverwirrung gab Erdmann vom 
Standpunft des Althegelianismus in feinen „Philoſophiſchen Vorlefungen über den Staat’ 
(1851). Eine Fortbildung des H.'ſchen Staatsprincips mit Berücjichtigung der dagegen von 
Stahl in feiner „MRechtsphiloſophie““ aufgeftellten Polemif hat Röfler begonnen in feinem 
„Syftem der Staatslehre“ (Bo. 1,1857). K. Rojenfranz. 
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eilige Schriften deö Neuen Teftaments oder des Urchriftenthums. Das arıne 
jüdische Volk mußte unter den fpätern Makkabäern (Hasmonäern) und noch mehr unter den 
dem Judenthum und Römerthun nur heuchelnden Bafallenkönigen der herodiſchen Sippſchaft 
ich jo mishandelt fühlen, daß die alterthümliche Hoffnung, durch einen Davidsſohn, ald echten 
Meſſias des Jehovah, gerettet zu werden, in vielen zur nationalen Sehnſucht werben mußte. 
Noch in den legten Wochen vor dem Tode des erften Herodes num wurde, ald von mütterlider 
und pflegväterlicher Seite von David abſtammend, unter ungewöhnlichen Vorbereitungen und 
Umftänden Jejus zu Bethlehem geboren. Diefer immer noch geachtete Stammort der einft davi— 
difhen Dynaftie war damals auch einem Hauptaufenthalt der Andächtigſten von den drei jeit 
Hyrcanud gegeneinander wirfenden rabbinifchen Volfsleitungsparteien nahe. Auch Plinius, 
der Natur: und Läinderfundige, wußte, daß die Effäer in ver Nähe des Todten Meeres ihre ge: 
heimheiligen Studien= und Wohnfjige hegten. ; 

Diefe, deren Namen fie ald (Keibes- und Seelen) Arzte bezeichnet, waren ald „die Stillen 
im Lande‘ in ganz Paläftina verbreitet; nad der griechiſchen uͤberſetzung jenes Namens The: 
rapeuten genannt, waren fie ed ebenfo in Agnpten. Sie wurden fhon an den weißen Kleidern, 
in denen jie zu erſcheinen liebten, erfennbar. Unter manderlei ftrengen Übungen hingen fie mit 
einem nach Infpiration ringenden Eifer an höhern und tiefern Deutungen der alten Propheten 
ſprüche, vornehmlich alfo au an der Aufgabe, wann und wie denn die ältern (nad Mich. 4, 1; 
Jeſ. 2, 3.4, befonders Jeſ. 51—66) fo anſchaulich ausgemalten „Verheißungen“: daß bald 
alle Bölfer von der Davidsburg Zion, als von dem meſſianiſch-jüdiſchen Königthum her, Geſetz 
und Recht nehmen, die Könige der Erde dagegen Opfer in Menge und Weihgefchenfe zum Ten: 
pel bringen follten, nunmehr, da das Gegentheil fo unerträglich drüdend geworden war, 
dennoch von Iſraels Gott herrlich erfüllt werden würden. 

Begreiflicher wird aus diefen Zeitumgebungen, daß, gerade jo wie ed und die zeitnahen Über: 
'ieferungen bei Lukas und Matthäus berichten, jener genealogiich und örtlich mit David, dem 
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hochgeprieſenen Stammvater des echten Meſſias, verbundene Wunderfohn einer von der Prie— 
fterfrau Eliſabeth geleiteten jungfräulichen Mutter fofort von mehreren Gottandächtigen mit den 
lebhafteſten Hoffnungen verehrt, ſchon im Tempel laut gepriejen, eben dadurd von den Spionen 
des argwöhnifchen alten Tyrannen ausgeſpäht und blutgierig verfolgt, dennoch aber geflüchtet 
und zwar gerade Ägypten zu geflüchtet wurde, 

Das Wichtigſte ift, daß um jener vorausgegangenen und begleitenden Glaubenderregungen 
willen eben dieſer Sohn der Glaubenszuverſicht fofort vom erften Moment an ald der Meſſias, 
aljo als der zum Regenten des Gottesvolfes beftimmte Sohn des Jehovah, von Altern unt 
Freunden mit Ehrfurcht betradptet werden mußte, alfo aud) durchaus als „der Heilige Gottes’ 
erzogen wurde. Die Reinheit feines Geifte mußte demnach fogleich während der erſten Ein— 
drücke ungetrübt erhalten und beim erften Mitwirken des Verftandes durch das refignirtefte und 
doch ein Iebenöthätiges Gottedvertrauen genährt und erböht werben. * Daher lebte ſchon der 
zwölfjährige Knabe in dem Gedanken, niemand werde ihn anderswo als in dem Haufe ſeines 
Vaters (dem Tempel) aufſuchen fönnen! Wie tief läßt uns diefer einzige Charafterzug in den 
Bildungsgang dieſes Geiftes bliden! Wermag den Ausruf zurücdhalten: O, was müßte aus den 
Menfhenkindern werden fönnen, wenn mit ebenfo entfchiedener Zuverfiht fie in ihrem Auf: 
wachen als Gottgeheiligte behandelt und ſich felbft nie anders zu denfen veranlaßt würden! 
Dazu kam, daß die frühe Verfolgung von Herodianern feine anfangs allzu laut gewordenen 
Freunde bald behurfamer machen mußte, daß alfo jene reine Bottinnigfeit der echt meſſianiſchen 
Seele jih in fliller Unſcheinbarkeit (ohne leidenſchaftliche Aufregungen zu egoiſtiſcher Welt: 
ſchlauheit ſowie ohne überfliegendes Speculiren in das übernatürliche) Menſchen beobachtend 
und Herzen erforſchend ausbilden fonnte, daß aber wol auch die Erkundigung bei den alljähr— 
lihen Beftwallfahrern nad der Lage der Nation in und außer Paläftina feine große Lebens- 
frage, wie er als Meſſias zu wirfen haben werbe, ftörungsfrei ihm immermebr entfalten mochte. 

Diefe file Reinerhaltung des in fhügender Zurücdgezogenheit Heranwachſenden ift mel 
eine Haupturfache davon, daß wir leider von diefer 30 Jahre lang anmaßungslos ausharren= 
den Vorbereitung nichts Specielles außer dem, was wir aus den Folgen rückwärts zu erſchließen 
haben, erfahren. Die Erfolge nämlich jagen und, daß diefer reifende Meſſiasgeiſt, das, mas 
. werben follte, an das, was war und iſt, weislich anfchliegend, in Moſes und den Propheten, 
aber nur in den praktiſch anwendbaren Lebensworten derfelben, gelebt und jih genährt Haben 
muß; daß er übrigens auch Rabbinerrechte ſich erwarb, die er wol nicht anders ald bei den Efläi- 
ſchen erhalten fonnte, mobei er aber dennoch über alle Seftenabhängigfeit erhaben blieb. War 
doch diefes göttlich reine Gemüth auch im Innerften von jugendlicher Vorpringlickeit jo bemun: 
derungswürdig frei, daß er, auf der fonft der Ehrbegierde ausgejegteiten Lebenäftufe ſtehend 
und ungeachtet aller dieſer Hinleitungen auf feine Beftimmung zu dem Höhften, was der Ratio- 
nalglaube denfen konnte, doch nicht ſich jelbft ald den Meſſias anfündigte. Er eilte nicht, ale 
ſolcher fi) zum voraus über den eliadartigen ftrengen Freund Johannes zu ſtellen. Da vieler, 
um durch eine Taufreinigung auf das nahe Meſſiasreich einzuweihen, hervorgetreten war und 
auch Jefus fich diefer Taufe anbot, wollte, bereitd ihn fehr achtend, der im Alter faſt gleiche 
Prieftersjohn eher von ihm ſich taufen laffen. Und allerdings hätte ja wol Jefus, wenn er in 
ſich ſchon, der Meſſias zu fein, entſchieden geweſen wäre, ji nicht auf ven Meſſias taufen laſſen 
fönnen. Aber die gottergebenfte Beicheidenheit war ed, daß er es doch erft noch auf irgendeine 
ſprechende Gotteserklärung ankommen laflen wollte, ob er jegt ſelbſt ald der Meſſias anzuer- 
fennen oder aber auf einen, ber noch kommen follte, zu taufen fei. Erft von der finnbilplichen 
Erſcheinung an, melde diefe beiden andachtsvoll ald Gottentſcheidung bei ver Taufe Jeſu auf: 
faßten, iſt er ſich ſelbſt und bleibt er ſich zuverfichtlihft, aud) biß er vom Kreuz aus dem gottge: 
treuen Geift in des Vaters Hände zurücgibt, der echte Meſſias, Jehovah's Sohn und Der voll: 
endende Unterregent dieſes Vaters für ein göttliches Erdenreich. Und die Wahrheit oder das 
für alle Zeiten ohne Afterglauben Entſcheidende ift, daß er ed auf doppelte Weiſe wirfli war. 

Das echt Gute nämlich entiproßt aus dem, was zeitgemäß und gut war; es ſchließt fich an 
dad an und nimmt in fih gern das auf, was irgend von dem Beftehenden mit Grund beftehen 
(ftabil bleiben) kann, aber e8 erhöht und vergeiftigt das Unvollfommene; es entwidelt aus 
dem Bergänglichen das Unvergängliche und legt in ſich einen fo ungerftörbaren Keim der Perfec— 
tibilität, daß, wenn aud im mweitern menfhlichen Entwidelungsgange die äußerfien Abartun— 
gen ſich dazwiſchen eingedrängt haben, „der urfprüngliche Geift ver Wahrheit dennoch wieder 
die Seinigen zu allem Wahren leitet”. Und in diefer Art entdeckt die parteilofe Geſchichtsfor— 
ſchung aud bier das Gedoppeltwahre theild in vem Ausgehen ven dem, was durch den Zeiten- 
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lauf gegeben war, theils in dem libergang zu dem an ſich Wahren und unaufhörlich ſich Ver— 
vollkommnenden. 

Denken wir und aus den althebräiſchen Biblien, ven Schriftreſten über ein Bundesverhält— 
niß zwiſchen Gott und Menfhen, mit frommem, aber nicht frömmelndem Gemüth übertretend 
in die Zeiten und Urkunden eines neuen veligiöfen Bunded. Dort war wol ein Anfartg, Gott 
moraliſch, gerecht und heilig zu denken, als den Rechtwollenden, der durch Rechtwollen zu ver: 
ehren fei. Gin wichtiger Vorſchritt über dad Heidniſch-Göttliche! Der heilige Wille fteht über 
alt jener den Göttern zugetrauten Willfürmadt und Verwendung unzerftörbarer Geifted: und 
Sinnenfräfte. Aber dennoch umhüllten ih Moſes und die Propheten des moraliſch Univer- 
fellen, weil der Menſch erft nur ſehr allmählich unſichtbare Vernunftideen durchdenkt, lange noch 
mit Erwartungen eines finnlichen particulariſtiſchen Gottesreichs und einer Weltüberwindung 
durch Allmacht. Man ahnte kaum, meld ein Widerfprud in dem Begriff läge: Zwangsbe— 
£ehrung zur Moralreligion, zum Rechtwollen, wie der Heilige will, Aber jegt brachte ein Ein: 
zelner, ein kunſtlos überzeugter, nicht metaphufifcher, aber lebenskräftiger Geiſt das Ideal eines 
heiligen ottvaterd und feines himmliſch-irdiſchen Reichs (hiſtoriſch und in fich felbft wahr) 
unter das Volk. Vol Scheu gegen Aberglauben betrachtet auch der Geſchichtsforſcher und Poli— 
tifer der neuen Weltepoche Anfang mit würdiger Andächtigkeit. 

Ohne ein Davidsfohn zu fein und ohne an das Drafel (2. Sam. 7, 14. 16) von fort: 
dauernden Königreich Gottes und daß „für den Umterregenten deſſelben, ald Mefjlas, Jehovah 
Bater und der Meſſias ein Sohn Jehovah's fein ſolle“, zu glauben, würde Jeſus nicht an ſich 
jelbft ald den Meſſias und Gottesſohn geglaubt und auch bei ven Empfänglichiten feiner Zeit: 
genoflen keinen Glauben erhalten haben. Diejed war der unentbehrlide hiſtoriſche Boden. 
Aber dad Wunderbare ift, wie auf dieſem Boden das ewig Wahre entverkt, befeftigt und für alle 
Zeiten fortgepflanzt wurde. Dieſes ift von der altbibliihen Wurzel aus zu betrachten. 

Boll göttliden Geiftes, d. i. mit treuer, für das Gotteswürdige begeifterter Geſinnuñg, 
hatten die ‘Propheten an der Einſicht feitgehalten, daß das geſammte Menſchengeſchlecht ein Reich 
(ein Ordnungsſtaat) Gottes und zwar ihres Gottes fein follte, weil diefer von Abraham ber 
volfschümlih und doch richtiger anerkannte „Hochverehrte“ nicht blos ald an Denkmacht und an 
MWillfürgewalt ver Höchſte, fondern auch als im Willen und Wollen des Rechten (moraliſch-) 
vollfommen angebetet wurde, 

Das Reich unſers Gottes foll und muß werden! Dieſes vorausjegend, fagten ſich die Pro— 
pheten ein fehr richtiges Was. Aber indem fie das Wie nad) ihrem Gejichtöfreife beftimmen 
zu können nicht zweifelten, ſprachen fie, weil die Phantaſie finnliche Möglichkeiten ſich vormalt, 
noch viel entſchiedener aus: Das Reich unſers allein wahren Gottes kann und wird nicht anders 
werden, ald wenn alle Bölfer zu unferer Tempelverehrung des Einen übertreten wollen oder — 
müſſen! Da jo viele nicht wollen, jo wird Gottesmadt fie opfernd und unterwürfig berbei- 
führen, Er wird feinem Volfe alle Völker gebückt zu Füßen legen. So lauten die Worte bei 
Jeſ. 60, 7. 10—12. 14; 61,5.6:; 65,22; 66, 6. 16 — 24. Die unverbefferlid Un: 
folgfamen aber wird ev durch feinen Meſſias (Pſalm 2,7) „mit eifernem Scepter weiden und 
wie Toͤpfergeſchirr zerfchinettern laflen“. 

Bei diefem altprophetifchen Wie und überhaupt bei der unvertilgbaren Erwartung der 
Nation, daß die Allmacht um ihrer felbft willen, damit der einzig wahre Kultus allgemein 
würde, fie, die Bevorzugten, als „die Heiligen Gottes’, durch den Meſſias zur „Sultanſchaft“ 
ber alle Weltreiche (nah Dan. 7, 14 und 27) erheben müſſe, muß unftreitig auch Jeſus, ſowie 
er überall in feinem Leben der Prophetenworte eingevenf ift, früh genug in feinen 30 Vorbe: 
reitungsjahren gedankenvoll ftillgeftanven haben, indem er, wie noch die Verſuchungsgeſchichte 
ein Beifpiel gibt, die große Aufgabe, nad welchem Wie er edht meſſianiſch zu wirken habe, 
gewiß bald und oft zu überdenken anfing. Hier aber war der Wendepunkt. Hier fhuf ein Ge: 
danfenftrahl eine neue Weltepoche! Liber alle Propheten erhebt den wahren Mefjiad Jeſus der 
Lichtgedanke und der fefte Entſchluß: Keine Gewalt fol und will ich gebrauchen ; nur Glaubens: 
erweckung dur an ſich klares Überzeugen, nicht Gewaltbekehrung ift moralifh und Gottes 
würdig; nur Überzeugung, alle Geifteöfräfte durchdringend, erweckt eine Glaubenstreue, auf 
welde in allen Gefahren zu vertrauen ift! 

Der erite Sag der Propheten, der von der Nothwendigkeit eines allgemeinen Reichs Gottes, 
blieb, ald an ji wahr, auch in dem alles Moralifh- Wahre aus Mofes und den Propheten ber: 
vorhebenden Gemüth Jefu eine leitende Ivee. Daher tönt aus dem Alten Bunde herüber aud) 
fortan als fein Rofungswort: Das Gottesreich, das Himmelreih! Aber der Staatsrehtsforicher 
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bemerkt leicht die Fortbewegung in eine geiftige Theofratie und erblidt darin den höchſten Enr: 
zweck, daß jein Staat um des Geiftigen willen fein ſoll; nicht umgekehrt! Die ganze Menſchen— 
welt, wie wohl würde fie ſich befinden, wenn jeder Sterbliche im Innerften feines Geiſtes, nat 
feiner möglichft beften liberzeugung ein Unterthan deſſen fein wollte, mas Gott wollen kann 
Daher die Entſchiedenheit der neumeſſianiſchen Grundlage, daß der Meſſias dazu geboren und 
in die Welt hervorgetreten fei, damit in der Nation und durch fie in allen Völkern ein Reich 
Gottes, ald ein Zuftand der Unterordnung unter das Göttlihgewollte, werden jolle. Aber dat 
diejes durch Gewalt werden könne, war ebenſo Elax den tiefen, freiwollenden Sinne Jefu ent: 
gegen. Ganz ein anderes Wie ftand vor dem Geiftesauge deſſen, der auch einem ſamaritiſchen 
Weibe faßlich machte, daß Gott, weil er Geift ift, nur im Geifte (im Denfenpwollenven) dıs 
Menſchen, nicht aber an Orte, nicht an Zeit bindend, hochzuverehren ſei. Bit dieſer einen Uber: 
zeugung war die Religioſität, wie ſie überall möglich ift, ed war die Univerfalreligion ausge: 
iproden, und zwar die moralijche Umiverfalreligion, die Harmonie des Nechtwollens mit dem 
Richtigdenken! Zugleih war für den ganzen Lebensgang des echten Meſſias dieſes entichieden, 
dag nicht Gewalt, nicht Zwang, jondern Überzeugung das neue Reich Gottes gründe, daß der 
Glaube des Olaubwürdigen mehr ald alle Schwerter die Welt überwinde! (Job. 16, 33.) 

Deswegen lehrt Jeſus in feinem Gottesreiche Gott jelbft nicht als Herrjcher, nicht einmal als 
Gejeßgeber, jondern, wieder wie patriarhaliich und abrahamidiſch, ald Vater der großen Mn: 
ſchenfamilie denken, weil ed einem Vater, welder ift, wie er moraliſch fein joll, nit darum ju 
thun ift, daß Willfürgebote befolgt, jondern daß feine Kinder aus Überzeugung von dem Red: 
ten im Innerften, im unbezwingbaren Breimollen rechtſchaffen und gottähnlih werden. Denn 
daß es dem Menſchen möglich jei, wie Gott willendvollfommen iſt, „durch Wollen, im Wollen 
vollfommen zu fein, war Jeſu klare Borausfegung und Aufforderung an alles Bolf (nad 
Matth. 5, 48). Und deswegen war nun aud) bei ven zum Gewaltgebrauch reizendſten Gelegen: 
heiten fein unabänderlicher Lebensplan, daß er nur Überzeugungen verbreitete. Darauf, mie 
viele ih für ein ſolches zwar äußerliches, aber zwanglofes , nicht weltartiges Reich entjchliegen 
würden, läßt er es auch noch bei den Einzügen zu Jerufalem ankommen, wo der Bolfsjubel die 
Gegner zittern machte und faft jeder andere, wenigftend zur GSelbftrettung, den Moment zum 
Gewaltverjudy benugt haben würde. 

Eben dieſes aber ift die von allen jüdischen Weltbeherrſchungs- und Gewaltbefehrungähof: 
nungen mit perſönlicher Aufopferung ſich losreißende Originalität, wegen welder der Stifter 
des Chriſtenthums nicht blos durch hiſtoriſche Umſtände, fondern noch viel mehr durch Die eigen: 
thümlidhe Idee, daß das Heil der Menſchheit auf der ımabläfjigen Bildung eines Reichs über: 
zeugungsvoller, gottedwürdig wollender Geifter wurzle, ald ein Meſſias, wie er fein ſollte, zu 
harakterifiren ift. Und, jagt in Wieland’s befanntem Göttergeipräh Zeus der Natur eine: 
Machtgottes gemäß: wie er und feine Götter eines fo langfamen Mittelö ver Menjchenverbeile: 
rung durch Überzeugung bald überdrüfjig fein würden, fo ift od) dort die Antwort des „‚Unge: 
nannten’ die entſchieden richtige: Entweder fo, oder gar nit! 

Der neumefjianiiche oder hriftlihe Theil ver Bibel fonnte nicht deutlich bejchrieben werden. 
wenn nicht die wahre und originelle Idee, nad) welder Jeſus ald Meſſias das Urhriftentbum, 
dieſe Wurzeleiner rationalen Univerjalreligion, hervorgebracht hatte, ausgelprodhen war. Darauf 
entftanden erft die urdhriftlichen Theile der Bibel. In dieſen ftehen bekanntlich voran fünf hiſte— 
rifche Biblien oder Bücherchen, von denen vier aus der dritthalbjährigen Meſſiasthätigkeit Jeſe 
furze, unverarbeitete Reminiſcenzen aufbewahrt haben, das fünfte den Kampf eines helleni— 
ftifch = univerfeller denkenden Erforſchers des Geiftes Jefu, des Apofteld Paulus, andeutet, obn: 
welchen das moralifch=religiöje Gottesreich leicht vom Geifte wieder in den jüdiſchen Buchſtaben— 
und Zofalitätswahn zurüdgefallen wäre. Darauf folgen Lehr: und Ermahnungsichreiben zen 
Paulus, Betrus, Johannes, Jakobus, Judas an fpecielle Gemeinden over „Synagogen’ neu: 
meſſianiſcher Juden und Heidendriften. Zum Schluffe ein einziges Prophezeiungsbuch, das 
zwar nicht, wie die althebräifchen Propheten, eine Befehrung durch Gewalt veripricht, aber do& 
derjelben dadurch noch ſich nahe ftellt, daß es die furchtbarſten Strafen der Allmacht gegen tie 
Unverbefferlihen ausmalt und an die Stelle ver jüdiſch gehofften Weltherridaft ein neues Jeru 
falem der Neumeſſianer over Chriſten, al& der Heiligen Gottes, erwartet. 

Etwas ausführlidher zuvor den Kern des hriftlichen oder evangeliſchen Meſſianismus zu be: 
ſchreiben, ſchien nothwendig, um Elar zu machen, daß das Chriſtenthum (jo gewiß als der Namr 
Chriſtus und Meſſias einerlei bedeutet)nichtd anderes ald Meſſianismus ift, d. h. ein fortdauern— 
des Beftreben, damit der gotteswürdig Überzeugten, d. i. der Rechtgläubigen, recht viele werben 
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und ihr inneres geiftiged Reich, für alle wohlthätig, auch immermehr ind äußere Leben, in bie 
ftaatsbürgerliche Weltorbnung übergehen möge. Kür die flaatsrehtlihe Anſicht läßt ſich die 
Hauptidee wol fo ausprüden: Im Ganzen unferer Biblienfammlung erſcheint hiftorifch die Re— 
ligion zuerft ald Grundlage eined moralifch wohlthuenden Hausregiments (einer patriarhalifchen 
Dfonomie). In einer finnlich verftändigen Theofratie wird fie alsdann Mittel für den Haupt⸗ 
zweck des Staates, um an äußere Ordnung und Rechtsausübung auch durch innere Ehrfurcht 
und Andacht zu gewöhnen. Endlich aber reinigen ji allmählich diefe Begriffe; Gott wird ur: 
hriftlih wieder wie Haudvater. Aber diefe hausväterliche Dfonomie dehnt ſich aus auf alle 
Menſchen „als Gottes Kinder’. Aus der particulariftifhen Theofratie des Judenthums tritt 
die Univerfalidee der moralifch Heiligen gottedwürbigen Religion hervor, welche in jedem einzel: 
nen Menſchen Zweck an ſich ift, aber nur im Rechtszuſtande des Staated und zwar, je rechtlicher 
die Staatöverfaffungen find, deſto vollftändiger ausführbar wird. Go viel möglich aber vollen- 
det würde fie, wenn durch Überzeugung und freies Wollen die Staatsgeſellſchaft, fo groß ober 
jo klein fie ift, fich wie ein Reich des Willens Gottes nicht nur wörtlich (wie es im Gebet des 
Vaterunſers immerfort geihieht) conftituirte, fondern lebenäthätig fi fo betrüge. 

Die Evangelien oder „froben Kunden‘ der Rüderinnerung an einzelne Reden und Thaten 
des echten Meſſias zeigen im Überblick nichts deutlicher, ald daß die Chriſtuslehre ald aufforz 
dernde Anleitung zum geiftig ausführbaren Ehriftusreiche durchaus nicht auf irgendeine Dog: 
matif oder theologifche Metaphyſik von übernatürlihen Wirflichkeiten gegründet war. Überall 
find nur praftifche Anweifungen gegeben, die ſich jelbft al8 unleugbar wahr offenbaren, aber nie 
von einer Lehrmeinung abhängig gemacht werben. Selbſt von dem Machtweſen der Gottheit 
wird feine Verbindlichkeit abgeleitet. ine foldhe Beweisführung für die Moral würde immer 
das Unreine von Furt oder Hoffnung beimifchen. Das Oberſte in der Gottesidee des Urchri— 
ſtenthums ift, wie es auch in echter, nicht durch Die Formel von Abfolutheit inhaltöleerer Philo— 
fophie immer fein follte, die Heiligkeit oder Willensvollkommenheit des allväterlihen Gottes— 
wefend. Und die volle, willigfte Entichloffenheit, mit dieſem Willensvollflommenen ohne Vor- 
behalt zu harmoniren, ift die im Evangelium gepriejene Liebe zu Gott. Alle diefe nicht blos 
von Gott abhängig machenden, fondern zu Gott erhebenden Wahrheiten bevürfen zur Überzeu— 
gung nichts ald Verbeutlihung. Die freie, heitere Art aber, wie der echte Meſſtas fie in den 
Außerften Broben des Lebens und Todes gottgetreu ausübte, war der Beweis, daß die Aus: 
übung nod) viel mehr für das gewöhnliche Leben, für alle menſchlich möglich iſt. 

Wann und wie in dem reinen Geiſte Jeſu die vorherrſchende Einſicht, ſchlechterdings nicht 
durch eine von den Propheten erwartete Gewalt, fondern jelbft in der drängenpften Todesgefahr 
durch Überzeugung zu wirken und nur von jenen im Gemüth veifenden Überzeugungen fort— 
dauernde Wirfung zu erwarten, ſich hervorgehoben und ald Hauptidee feftgeftellt Habe, können 
wir nur zum Theil vermuten. Die Evangeliften erwähnen der von Auguftus endlih zum, 
Bollzug gebraten Volks- und Bermögensfataftrirung, melde ungefähr in das zehnte Lebens— 
jahr Jefu fiel.) Dadurd wurden die leicht erregbaren Galiläer zu einer Verbindung unter 
Judas Galiläus aufgereizt, die Shon die Marime audrief: „Nur wenn ihr euch jelbft Heft, wird 
euch Gott Helfen!” Bald mußte demnach der meffianifche Jüngling zu Nazareth die nächſte Auf: 
forderung zur Gewalt und zwar ald zu dem durchgreifendften theofratiichen Befreiungs: oder 
Erlöfungsmittel rings um ſich her in Baliläa vor Augen haben. Aber nur um fo tiefer muß fein. 
Blick in die Natur der Wahrheit und der Menſchen eingedrungen fein, daß erft, wenn jeder 
Einzelne, in ji beginnend, von Sklaverei der Leidenſchaften und ihren fündigen Folgen los und 
frei werbe, alödann von felbft die innigften Vereine entftänven, melde, weil ihre Rechtsſinnig— 
feit zur Achtung und ihre feſte Uberzeugungstreue auch die Gewalt zur Berückſichtigung nöthi: 
gen, jelbft die Römer zu rechtlich freier Behandlung der Nation bewegen müßten. Daher fein 
Lebenszweck, zunähft der Erlöfer vom Sündigen durch gottgetreue Herzensrechtſchaffenheit 
(nit von Sündenftrafen durch moralifch undenfbare Bühungsmartern) zu werden, weil allein 
durch diefe einzig wahre Hülfe er auch Erlöfer von äußern vermeintlihen Staatsübeln wer: 
den konnte. 


1) Hierher die Stelle Apofteig. 5, 37, wo die Worte merk roirov zu Eydvovro gehören und dveorn 
V. 37 anfing. Damit harmonirt Euf. 2,2, weil dort nicht «urn, haec, fondern aury, ipsa, aus— 
fan iſt. Die erfte Defeription felbft gefchah, fo fagt dann diefer Tert richtig, erft als Cyrenius 
* war. Dieſe Bemerkung hebt allen Schein, wie wenn Lukas ſich ſelbſt unchronologiſch wider: 
praͤche. 
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Zu bedauern ift nur, daß die Evangelien nur jehr fragmentariſche Kunde geben, weil zu: 
vörderit alled von Mund zu Mund, von Herzen zu Herzen ging. 

Drei der Evangelien haben nur zwei Haupttheile, namlich Proben aus dem zweiten Meflias: 
jahr, weldyes meift in Galiläa um der beffern Gemüthserhebung des hirtenlofen Volkes willen 
zugebracht wurde, und dann den Juftizmord betreffend, durch welchen die ſonſt feltene Vereini— 
gung der fadducäifhen Magnatengewalt mit ber pharifäifhen Ochlokratie den gründlichen Ber: 
befjerer ald den geführlichften Feind ihrer Schlechtigfeiten ſchmachvoll aus dem Wege zu ſchaffen 
meinte — eine Juſtizmordgeſchichte, in welcher, wie in dem vielfeitigften tragifch wahren Drama, 
für den flaatöfundigen Menfhenbeobachter alle Arten von menfhlihen Gharafteren, befon: 
derd warnend aber die Rechtsverkehrungs- und Volfdberüfungsfünfte der Gewalthaber and 
Licht treten. 

Nur das vierte, das jpätefte Evangelium ergänzt manches aus dem erſten Meffiasjahre, wo 
Jeſus meift in der Hauptprovinz Judäa die erfte Wirkſamkeit ehrenvoll verſuchte. Es hat über: 
haupt einen eigenthümlichen Ton, wahrfcheinlic deswegen, weil es meift Reden überliefert, 
welche Refidenzbürgern und judäiſch gebilderen Feinden oder Freunden angemeflen und nicht zu= 
nächſt für Saliläer und Weräer beftimmt waren. Die Überlieferung derjelben erweift ich als 
fehr getreu. Der Sammler felbft nämli verehrt, ſchon nah einer alexandriniſch-jüdiſchen 
Idee, den eingeförperten Beift Jeſu ald den höchſten aus Gott erzeugten „Logos” (Bernunft: 
fprechergeift). Dennod aber hat er nichts von diefem feinem ideologiſchen Verſuch, die Geiſtes— 
erhabenheit Jefu fih aus Vereinigung eines übermenſchlichen Geiſtweſens mit einem Menſchen— 
leibe zu erflären, in jene Reden eingemifcht, die er ald Reden Jeſu überliefert. 

Mit dreierlei Ausartungen aber hatte gleih vom Anfang an diefe rein praftifhe Meſſias— 
idee des allgemeinen Beſſerwerdens zu kämpfen, welches fih ewig nur von Geift und Gemüth 
(vom denfenden Wollen) aus aud über dad äußere Dafein verbreitet. Religiofität ift Harmonie 
mit Gott und allen guten Geiftern. Eine ſolche Eintracht des Wollend und Denkens, zunächſt 
mit ſich jelbit und eben dadurch mit allen Guten, ift unmittelbar und in fich Beleligung, ein 
immer fich in fich ſelbſt erneuerndes Seligwerden. Aber viele wollen nur um des Seligwerdend 
willen religiös fein und find alfo in Wahrheit nicht religiös, nidyt rein nach Harmonie mit dem 
Vollkommenen ftrebend. Sie wollen diefe nur, foweit fie zum Glücklichwerden nicht entbehrlich 
fein möchte. Religion, meinen fie, fol ihnen nur ein Mittel fein, Beglüdung von Bott ber ald 
eine äußere Gabe ji zu gewinnen. Diefe bereven ich leicht, wie wenn die Religiofität nur im 
refignirteften Glauben an übermenfchlihe Mächte und Willfürgebote beftände. Wer nun das 
Seligwerden durd folden Dognıenalauben gewinnen mödte, unterwirft fi denen, welchen vie 
Weihe gegeben jcheint, ein alleinwahres Dognienfoftem in den alleinrichtigen Formeln und 
Pünktlichkeiten den Bedürfenden als unfehlbar einzuprägen. Daher die erfte Ausartung, daß 
bald nicht das ernfte Wollen des nicht ſchwer verftändlichen Guten , fondern inımermebr dad un: 
bedingte Glauben ftaunengebietender Myſterien over Lehrgeheimnifle, weldyes als die von Gott 
den Kirchenobern anvertraute Bedingung des Seligwerdend aus ven Katecheſen, Hontilien und 
Synodalmajoritäten derfelben angenommen werben müſſe, für Neligion gehalten wurde. Folge— 
richtig mußte dieſes bis zur zweiten Ausartung führen. Wer die Bedingung des Seligwerdens 
ald das Höchfte zu verwalten als geiftlicher Vorftand bevollmächtigt ift, wie follte man ſich ihm 
nicht aud im Niedrigern, im Weltlihen unterwerfen ? Die Sehnſucht, jelig zu werden, ohne in 
der That mit Gott gleihgefinnt zu fein, treibt in jeder ſchwachen Stunde und befonderd wenn 
das Teftament gemacht und and Sterben gedacht werden muß, zur hingebenden Unwürfigkeit 
wıter die Inhaber des alleinwahren Dogmenglaubend, welche zugleich die Wage des Gerecht- 
ſprechens emporbalten und, wer zu leicht erfunden werde , beſtimmen. 

Den erften Ehriften drohte zunächſt eine dritte verwandte, aber für und faft nicht mebr 
denkbare Abirrung. Der alteingewurzelte jüvifche Particularisnus nämlich widerſetzte ſich To 
heftig wie möglich der geiftigen Richtung des echten Mefjlanismus, Iniverfalreligion für jeden 
Geiſt durch geiftiges Wollen zu werden und unter allen Menſchenklaſſen durch ein ‚Leben jedes 
Einzelnen in Gott auch ein Gottesreich, einen gottgetreuen Orpnungsftaat möglich zu machen. 

Die jüdifhgeborenen Neumefjianer, befonders in der phariſäiſch-orthodoren Mutterftadt 
Serujalem, Eonnten den anerzogenen Nationalftolz, das einzige „Volk Gottes“ zu fein, nicht 
108 werben. Sollten auch Heidendriften, ohne jüdiih geworden zu fein, „Heilige Gottes“ ges 
nannt werden dürfen? Wenn je aud Nichtjuden ihren Meſſias (der ihnen, meinten fie, wie 
biftorifch, jo auch in der Idee allein angehören müßte) anzuerfennen Gnade und Begeifterung . 
erhielten, jo fei es dieſen, wie ihnen felbft, Bevingung des Seligwerdens, Mofes' Geſetze, als 
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von Jehovah ſelbſt unter den herrlichften Engelöwirfungen auf ewige Zeiten gegeben, auch noch 
binzuzunehmen und mit allen daraus folgenden Anordnungen als unentbehrlihe Religions 
anftalt zu beobachten. Daß mande Prophetenorafel das Kommen aller VBölfer zum Cultus zu 
Serufalem als unentbehrlih und als gewiß zu hoffende Gottedwirfung erflärt hatten, ift un: 
leugbar. Wie fhwer macht es der Infallibilitätsglaube, von Begriffen, welche einft zeitgemäß 
erfaßt, aber eben deswegen dod nur Kinder der Zeit waren, zu an ſich wahren, verbeflernden 
Ideen vorzurüden! Man unterfcheidet allzu wenig, daß der den alterthümlichen Lehrern zuge: 
fhriebene Heilige Geift zunächft die Heiligung ihred Willens, nicht aber eine Irrthumsloſigkeit 
in allen Einſichten anzeigt. ü 

MWäre der echte Meſſianismus wieder mit den veralteten und endloſen Außerlichkeiten der 
jüdifchen Regalität ald mit etwas zum Seligwerben Unentbehrlichem vermifcht worden, wie bald 
würde der menſchliche Hang, lieber dur die beſchwerlichſften Handlungen und Entbehrungen 
vermeintlihen Willfürgeboten genugzuthun, wenn nur der Eigenwille für Lüfte und Leiden— 
haften frei behalten werden fünne, wieder überwogen, die reine Moralität des Urchriſtenthums, 
das „Trachtet am erften nach ver Rechtichaffenheit Gottes" in Vergeffenheit verfenkt worden fein! 
Und wie fehr hätten auh Nömer und andere Nichtjuden durch das Joch der jüdifchen, nur einer 
rohern Denfart angemeffenen Geremonien von der durch Reinheit und Einfachheit anziehenden 
Ghriftusreligion zurücgehalten werden müflen! Wie bald würde felbft das Chriſtenthum derer, 
welde jene Zuthaten ald dad zum Seligwerden nöthige Supplement knechtiſch denkend ange- 
nommen hätten, nur eine Sefte der Judenſchaft geworden fein, blos mit dem Unterſchied, daß 
die neilere Partei ven Meſſias für gekommen erklärt, die ältere ihn noch ferner zu erwarten ſich 
vorbehalten hätte! 

In dem Biblion, welches fpäter Apoftelgefhichte überjchrieben worden ift, finden wir 
doch von den meilten Apofteln faft gar nichts aufbewahrt. Lukas, feit Apoftelg. 16, 10, alfo 
feit dem Jahre 49 von Troas aus ein belleniftifch denfender Begleiter des Apofteld Paulus, 
den er auch während der Gefangenfchaft in Paläftina und zu Nom nicht verlieh, ſchildert deſſen 
in der That wunderbare Vielwirkjamfeit zur Verbreitung der die Juden und Heiden in ein hiſto— 
rifch = ivealiftifches Drittes erhebenden Geiftesreligion Jeſu. Ald Hauptzweck der fogenannten 
Apoftelgefhichte, welche vielmehr eine Geſchichte der Wirkungen (Prareis) des Apofteld Paulus 
ift, zeigte ih, daß Lukas deſſen lebenswierigen Kampf gegen das joeben befchriebene judendrift- 
liche Vorurtheil auch gefhichtlich zu rechtfertigen beabjihtigt. Dedwegen werden aus der frü- 
bern Apoftelzeit jeit der gänzlichen Entfernung des wiederbelebten Meſſias, welche in die Zwi— 
ſchenzeit zwiſchen dem Paſſah- und Pfingftfefte unferd Jahres 31 fiel, nur Data, aus welchen 
für den rein hriftlichen Univerfalismus Schlüffe zu ziehen jind, hervorgehoben; 3. B.: wie fo: 
gleich Sei der erften Pfingfifeftbegeifterung das Robpreifen Gottes und feines Meſſias in aus: 
ländijhen Sprachen unerwartet laut und zur erften großen Mebrung der Gemeinde wirkſam gen 
worden fei; wie jelbft ven Petrus eine ähnliche Begeifterung frommer Heiden bei dem Genturio 
Cornelius, diefe Nichtjuden doch nicht ald unrein zu behandeln, bewogen habe, wenngleich phari= 
ſäiſcher denkende Jubendriften (11, 2) in dem großen Apoftel dabei feine Infallibilität aner: 
fennen wollten ; wie befonders der den Jüngling Baulus aufregende Stephanus in feiner Mär: 
tyrerthumdrede aus dem heiligen Altertgum die Spuren nachwies, nad denen ihres Gottes 
Dffenbarungen ſich nie auf das fogenannte Heilige Land beihränften, u. dgl. m. 

Alles Übrige zeigt, mit welder umſichtigen Ausübung der Klugheitspfliht Paulus ſelbſt, 
da er, nah Jeſu Mufter, nur durch Überzeugung, aber durch ſolche deſto bleibender wirken wollte, 
ftufenweife die particulariftifhe Überzeugung zu löfen nicht müde wurde. Die Zumuthung der 
Urdriften, flatt eined dad Volk Gotted zur Weltherrfchaft führenden Heidenbezwingers einen 
Gekreuzigten ald Meſſias anzuerfennen, hatte den emporftrebenden cilicifh = jüdischen Pha— 
rifäerfchüler wie eine Gottedläfterung zur jhnaubenden Verfolgung aufgereizt. Jedoch jelbit 
indem er die Befenner den Synagogengerichten einlieferte, mußte er wol auch von der über alle 
Zempelmauern hinaus in die Herzen eindringenden Geiftesreligion, welche fie ermutbigte, 
mande unabweisliche Lichtgedanken des echten Meſſias genauer erfahren. Seit er aber jogar 
die Stimme ded Auferflandenen bei Damascus gehört zu haben glaubte, war er von deſſen fort: 
wirfender Meffiadkraft feft überzeugt und wurde deſto feuriger entjchloffen , wie die Verehrung 
der Perfon, jo aud das Allgemeingültige der Orundlehren deſſelben mit raftlofer Thätigkeit zu 
verbreiten. Bald erfuhr er dann felbft, daß der Geift durch praftifches Überzeugen der Welt: 
überwinder ift, überall um fo inniger, da ihn fein doppelted Verhältniß, geborener römiſcher 
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Bürger und doch Zube zu fein, zum edlen Werkzeuge veligiöfer Vereinigung für beide ſich zu 
weihen aufforderte und fein Eifer mit großer Umfichtigfeit und Menfchenbehandlungsfunft ver= 
bunden war. 

Drei Jahre lang hielt er jich deswegen in Arabien, wozu Damascus gehörte, ganz unab- 
hängig von Serufalemd Juden und Judenchriſten (Gal. 1,17; Apoftelg. 19, 22), nur an die 
Aufſchlüſſe (Apokalypſeis, Gal. 1, 12), die er ji unmittelbar aus Ausſprüchen des echt idea⸗ 
liſchen Meſſias über das geiftige, überall ohne allgemein bindende Geremonien und Lehrſatzun— 
gen mögliche Gotteöreich ableitete. Dadurch war er zuerft ben noch lange allzu jüdiſch beihränf- 
ten Neumefjianern der Muttergemeinde im Jahre 34— 35 jo unwillfommen (Gal.1, 21; 
9, 26—30), daß man ihn bald nad Syrien und Tarfus wegbeförberte. Bon dort aus, wahr 
j&einlid in ven Jahren 36 — 41, wirkte er fhon als Heiden- und Judenbefehrer, ohne das 
Lukas hiervon berichtet, mit jener Vielthätigkeit, von welder wir 2. Kor. 11, 23 — 26 Eelbit- 
andeutungen finden. 

Indeß warb in der von Juden, Griechen und Syriern vollen Haupiftadt Antiodhia eine 
zweite, zwar gemifchte, aber meift heivendpriftliche Muttergemeinde gefammelt (2. Kor. 11, 20), 
von welher Barnabas und Paulus im Jahre 44 zur Freundſchaftsbezeugung eine Collecte nad 

Serufalem bringen. 

Dod erreichten fie hier (nad Gal. 2, 9. 10) nur fo viel, daß die jüdiſchen Hauptapoftel 
ihnen „die Hand darauf gaben‘, fie, wenn fie unter den Heiden, ohne diefen auch jüdiſche Ge— 
jeglichfeit aufzundthigen, fortarbeiteten,, wie Theilnehmer anzuerfennen, zugleich aber, da ſonſt 
alle Juden an den Tempel fteuerten, ähnliche Gaben an die neumefjianifhe Muttergemeinde zu 
Serufalem zu bedingen. 

Dennoch wagte Petrus jelbft auch nad dieſem erften Schritt (nad al. 2, 12) noch nicht, 
in Gegenwart von Eiferern aus Jerufalem mit Heidendriften zu Antiochia bei hriftlichen Ver: 
eindmahlen oder Agapen die moſaiſch unterfagten Speifen zu eflen. Erft als die beiden zu Jeru— 
falem anerfannten und nun (Apoftelg. 13, 2) zu Antiohia zu Mifjtionarien geweihten Heiden 
befehrer Barnabas und Paulus etlihe Jahre in Enpern und Kleinafien bedeutende Gemein= 
den gefammelt hatten, vie Barticulariften von Judäa aber (15, 1) mit Heidendriften zu eſſen 
für unerlaubt hielten und auch noch unter dem neuen echten Meffias zugleich die mojaiichen Ab— 
ſonderungsvorſchriften feithielten, bewirkten im Jahre 47 die beiden, nicht etwa durch infallible 
Entiheidung von ihnen ſelbſt oder von den jüdijch = hriftlichen Apofteln, jondern durd heilig: 
geiftiges, religiös gewiffenhaftes Berathſchlagen der ganzen Chriſtenverſammlung zu Jerujalem 
den zweiten wichtigen Annäherungsſchritt, nämlich auch noch dieſes, daß die jüdifhen Haupt: 
lehrer und ihre Muttergemeinde in alle Gejellihaftsverbindungen mit Heidendriften willigten, 
wenn nur vier dort benannte Anftößigfeiten (15, 29) vermieden würden. 

Zu einem dritten, wenn das Ghriftenthum eine jelbftändige Einheit werden jollte, nöthigen 
Fortſchritte: daß namlich auch die aus den Juden Chriftianifirten”ihre blos rheofratiih =natio= 
nalen Berbinvlichfeiten, wozu die Beſchneidung einweihte, nicht auf ihre Kinder übertra- 
gen jollten, konnte e8 Paulus bei einem vierten (18, 22) und fünften Beiud zu Jerufalem, 
(21,16 fg.) nicht bringen. Tantae molis erat, möchte man wol ausrufen, das die Weltreligion 
im Keim enthaltende Ehriftusreih aud der umgebenden Hülle hiſtoriſch anklebender Vorurtbeile 
zu entbinden! 

Noch im Jahre 55 wurde der jeit 35 für das reinere Urchriſtenthum thätigfte Lehrgeſandte 
von der judaijirenden Muttergemeinde zu Jeruſalem (Apoftelg. 21, 25) jogar der Apoftajte 
beſchuldigt, weil er außerpaläftinifche Judenchriſten abmahnte, das Joch der mojaifhen und 
rabbinifhen Beihränfungen nicht aud auf ihre Nachkommenſchaft überzutragen. Was aber 
aus diefer Einmiſchung des überflüſſig und ſchädlich gewordenen Glaubens an Außerlichkeiten 
bald allgemeiner entſtanden fein würde, zeigte ſich in ebenderſelben Zeit, da die Römer Die jübi- 
ſche Nationalität gewaltthätiger angriffen, ſchon unter ven Hebräern oder Paläftiner = Ehriften. 
Da um diefe Zeit der Kampf zwifchen der jüdiſchen Sierarbie und ver Gewaltherrfchaft römi: 
cher Provinzproruratoren dem entſcheidenden Kriegdausbrudh näher fam, war (wonber Ber- 
baftung zu Rom aus) im Jahre 59 Paulus veranlaft, mande von jenen durch —— 
Tempelpomps geblendeten Judenchriſten in ſeinem Hebräerbriefe zu —— daß f 
Moſes und den Hochpriefter und die Tempelopfer neben dem echten Meiitas wie une 
halten jollten, da diefer vielmehr jene äußern Mittel zum Abhalten ve 
weiſung auf die Geiſtesmacht ded Nechtwollens entbehrlich machte. Ei 
Überglaubigfeit an das jüdiſche Traditionsherfommen aus ver Chriftent 
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jein, wenn nidt ungefähr 10 Jahre nah dem Hebräerbriefe und dem Schluß der Apoſtelge— 
fhichte durd den Untergang des Tempeld und der auf ihn trogenden Zelotenpartei laut die 
Stimme der Weltordnung ausgeſprochen hätte, daß die Gotteöverehrung nicht länger an jenen 
Prieftereultus gebunden fein müfle. 

Auch die Apoftelbriefe haben meift alle die Erlöjung durch die Geiftesreligion von dem 
Satzungsweſen und von der Wurzel deſſelben zum Hauptinhalt. Dieſe Wurzel ift die falſche, 
immer aber auf andere Weije ſich neugeftaltende Beredung, wie durch irgendeinige Nebenmittel 
ohne redliche, vor dem Allwiffenden probehaltige Geiftesrechtichaffenheit das Seligwerven gleich— 
jam als ein Gefchenf Gottes zu gewinnen wäre. Ohne des Sündigens im Ernte los fein zu 
wollen, liebt der Ungeiftige nur eine Religiondlehre der Beruhigung, die ihm Erlöfung von 
Sündenftrafen verspricht, entweder weil ein ariderer dafür gebüßt habe, oder weil man, mas im 
Gemüth mangelt, durch beſchwerliche Beobachtung äußerer Sagungen aud im Moralifchen blos 
juridiſch eompenfiren zu fönnen fich beredet. 

Dagegen arbeiter Paulus, wie in der Apoſtelgeſchichte perfönlih, jo in den Briefen durch 
Zehrüberzeugungen. Daher führt er hier immer zu den tiefften Gründen der moralifhen, d. i. 
geiftig wollenden, als der allein überall möglichen oder univerjeften Religiofität. Jede und fo 
auch die mofaische Gejeglichkeit dringt auf Handlungen oder — Werfe. Wer jie deswegen thut, 
weil jie geboten jind, ift legal (geſetzlich) und theokratiſch gerechtfertigt, jolange Gott nur wie ein 
äußerliher Staatöregent gedacht wird. Die Legalität, wie wir jegt fürzer fagen können, mad, 
wie überhaupt die Intellectualität allein, nicht moralifch = religiös, 

Gott, ald Volkskönig betrachtet, und fein äußerer Gejeggeber Moſes mußten, mie jede Staatd- 
regierung, mit den „Werfen“ oder Handlungen zufrieden fein, wenn nur (Röm. 10, 5) gethan 
oder unterlaffen wurde, was wegen gemeinfhaftliher Nüglichfeit, oder um Schaden zu verhüten 
oder an pünftlihiten Gehorſam zu gewöhnen, befohlen oder verboten war. Diejer rohere, nod) 
blos gejeglihe Zuftand ift für die Menſchengeſellſchaft (Gal. 3, 24) ein Kindererzieher, ver den 
Gemütbern das Wollen des Rechten näher bringt, infofern die äußere Ordnung ihnen die leid: 
tere Ausführbarfeit des Rechtwollens zeigt. Aber ſehr ſchädlich würde die jüdiſche Gejeglichkeit, 
beſonders nach den damals vorherrſchenden Auslegungen phariſäiſcher Rabbinen, einft der Lehrer 
und Mitſchüler des ſelbſtdenkenden Apoſtels, geworden ſein, weil dieſelben ſich und das Volk 
durch die hierarchiſch eigennützige Beredung täuſchten, daß mit jenem Thun nach der Geſetzlich— 
keit dem Herzenskenner genuggethan ſei. Daher bei Paulus im Gegenſatz das durchgreifende 
Wort: „Was nicht aus Glauben gethan wird, iſt Sünde“ (Röm. 14, 23). Glaube nämlich 
iſt ihm, wie der Zuſammenhang dieſer Stelle entſcheidet, nicht, wie im Deutſchen, ein aus Ver— 
trauen gehofftes Fürwahrhalten irgendeines Gutdünkens (Dogma) über übermenſchliche Wirk— 
lichkeiten. Wie das Glauben überhaupt iſt ein Fürwahrhalten aus Vertrauen auf die glaub- 
würdige Entjtehung einer Behauptung, jo handelt aus praftifhen (lebendthätigem) Glauben 
nur der, weldher aus Vertrauen auf die Einſicht, was Gott over Chriſtus, ald vollfommener 
Geift, billigen würde, etwas als recht und gut denft und will, weil er zum voraus in dem Vor: 
ing lebt, nur, was er ald recht und gut glauben fann, zu wollen und ins Werf zu jegen. Der 
Sinn des Apoftels ift: die „Werke“, d. i. alle Handlungen, können Gott und allen, die das 
Gute wollen, nit genügen, wenn fie nicht aus Glauben (aus dem liberzeugtjein und dem 
Wollen), das jie gut find, aus der vertrauenden Anhänglichfeit an den heiligmollenden Gott 
entfteben , deſſen Nachbild für den Chriften ver echte Meſſias ift. 

Mit diefer einen Idee des apoftoliihen Denfers war dann allerdings mit einem mal das 
ganze Vorurtheil, wie wenn zur Geiftesreligion no um des Seligwerdend willen irgendein 
Sagungswejen, befonders das von ihm ganz durchſchaute rabbiniſch-jüdiſche, als eine ewig ge= 
jegliche, unentbehrlihe- Bedingung hinzukommen müßte, durchgängig abgethan. 

Gin möglides Misverſtändniß dagegen war, daß jeine Idee die Werfe oder Handlungen 
jelbft zu wenig ſchätze. Als endlih — wahrſcheinlich erſt, während Paulus zu Cäſarea in Pa- 
läftina längere Zeit (vom Paſſa 55—-57) gefangen gehalten wurde — die jüdischen Apoftel 
feinen Sinn vollftändiger einjahen, ſchrieben Jakobus, Petrus, Judas an die, bei welchen fie per: 
ſönlich mehr galten, die fogonannten katholiſchen oder encykliſchen Briefe, daß jener praktiſche 
Glaube — denn einen andern dogmatiſchen hatten auch fie hier nicht in Gedanken! — allerdings 
nicht fihtbar zu machen wäre ald durch entſprechende Handlungen (Jaf. 1, 22; 2,17); daß der 
an dem echten Meſſias von jenen Gefegeömenjchen verübte Juftizmord feine Befenner vornehm— 
lid) von der traditionellen leeren Handlungsweife jener Legaliften lodmahe und emancipire 
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(1. Petr. 1, 10); daß aber die, welche die Glaubensfreiheit des Chriften zu frechen Handlun⸗ 
gen misbrauchten, doppelt verdammlich ſeien (Jud. V. 3— 25) u.dgl.m. Von allen dieſen 
Sägen differirte Paulus ohnehin nit. Er aber, weil werfheilige Judendriften feine Bekehr— 
ten mit dem bloßen Thun des Gebotenen zu überhäufen drohten, mußte vornehmlidh darauf 
dringen, daß nur die geiftwillige treue Gefinnung,, das Rechte zu glauben und zu thun, das 
Gute im Menfchengeift felbit fei. Deswegen führte er die jüdiſch Unterrichteten gern bis über vie 
Geſetzgebung (als einen Zwifhenact, Röm. 5, 20) hinaus und in Abraham's Geſchichte zurück, 
weldem Gott und jeder richtige Beurtheiler es als Rechtſchaffenheit „anrechnen“ (nicht erft „zus 
rechnen“) muß, daß er aus Liberzeugungstreue (aus dem Glauben und Wollen deifen, was 
er für göttlihgewollt adhtete) handelte, jelbft ehe er feine Ergebung an feinen rechtwollenden 
Gott (Gen. 18, 26) durd das nomadiſche Beſchneidungszeichen an fich förperlih fihtbar ge: 
macht hatte. 

Dabei vergaß aber Paulus nicht, daß der Inhalt folder Überzeugungen ala Product eines 
mehr oder weniger geübten Verftandes (ſowie einft bei Abraham’s Meinung, daß der recht— 
wollende Gott echte Gottergebenheit durch die Forderung, feinen Sohn zu opfern, prüfen wollen 
könne) irriger fein und durch die Urtheildfraft nur allmählich berihtigt werden fann. Daher 
auch hier wieder die Verbindung der Idee mit dem Hiſtoriſchen! Zweifelte der Chrift feiner Zeit, 
ob diefed oder jenes recht und gut fei, fo vermweift der Apoftel darauf, daß man durch den Glau— 
ben an den echten Meſſias Jeſus, d. i. durch das vertrauensvolle Wahrachten und Befolgen: 
wollen der Grundfäge und Handlungsmotive deffelben, weit zuverläffiger ald Abraham aud 
über den Inhalt der praftiihen Überzeugungen gewiß fein fünne. Denn der Geift oder das 
Weſentliche feiner Lehre blieb: daß, wer aus möglichbefter Uberzeugung gewollt und gehandelt 
hat, als ein wahrhaft Guter in Harmonie mit Gott und allen guten Geiftern ftebe, oder, mor— 
genländijcher ausgedrüdt, „in Gott und feinem Ehriftus Iebe‘, 

Verzeihung, wenn bei den neuteftamentlihen Biblien der Theolog vielleicht meitläufiger, 
als e8 in einem Staats-Lexikon fein follte, theologifirt zu Haben jheinen möchte. Gerade indem 
ich den Staatsrechtskundigen mich zu nähern wage, glaube ich ihnen mebreres, was den Juriften 
felten rihtig, weil gewöhnlich nicht anders ald nach Juftinian’s leidiger imperatorifcher Dog= 
matif und dem ſymboliſch-Ppoſitiven Orthodorismus, befannt wird, als langgepflegte Früchte 
meines (ich möchte fagen) neutralen Doppelftubiums darbringen zu dürfen und fogar nad Pflicht— 
überzeugung mittheilen zu follen. 

Bekannt genug ift außerdem, daß dem Staatäfundigen für fein beſonderes Fach die neutefta= 
mentlihen Biblien vornehmlich wichtig find, um das urſprünglich beabjichtigte Verbältniß der 
Kirche zum Staate aud der Duelle zu fhöpfen. Eine zweite Rückſicht ift, daß mande urdrift- 
liche, in die bürgerliche Nechtöverfajfung übergegangene Begriffe, wie vom Bann, Eide, von 
der Ehe, Ehefheidung, von verbotenen Berwandtihaftsgraden, Dispenfationen, Schiedsrichtern, 
Zehnten, Todesftrafen u. ſ. w., nicht länger nad} den mittelalterlidhen Fanonifhen Misverftänd- 
niffen zu deuten und anzuwenden wären. Daraus nämlich entftehen noch immer unrechtliche 
Entſcheidungsgründe, an denen doch nicht der Bibelfinn, fondern die bei der Entſcheidung dur 
Stimmenmehrheit auf Synoden u. ſ. mw. leicht vorherrſchende Unkenntniß der Schrifterflärung 
ſchuld if. Oder es hat auch der richtigere Rechtsverſtand manches zu beffern und doch (vor- 
nehmlich bei ven Matrimonialrehtöfragen) felten durchgreifend zu beflern gewagt, weil man 
fhon durch die unvermeidfichiten Verbefferungen doch einen Schatten auf die Bibelautorität zu 
werfen befürchtet, da doch der Bibelfinn, wenn er nur genauer erforſcht würde, gewöhnlich mit 
dem gefunden Rechtäverftand übereinftimmt. 

Durchweg muß der ganze Artkel über die Bibeljhriften den Staatd: und Rechtskundigen 
darauf aufmerkſam maden, daß der Bibelinhalt immerfort im wahren Verftande „ein Reich“, 
einen auch äußerlich dem innerlihen entſprechenden Ordnungszuſtand bezwedt. Das Ideal der 
Bervollfommnung ver Menſchheit ift, daß die gottgetreue Lberzeugung und Willigfeit für das 
Rechte nicht blos innerhalb des Gemüths bleibe, daß fie vielmehr, in vielen, ja in allen Gemü= 
thern feft gefaßt, in den ganzen äußern Gejellfchaftszuftand übergehe und dem Staate, wenn 
nicht feine Geſtalt, doch den moralijch = geiigen Gehalt gebe. Alsdann wäre Staat und Bei: 
ftesreligion gleich viel umfaffend; die Menſchheit wäre, mas das Befeligende und das Be— 
glückende zugleich für fie fein würde, in einer nad der moralifchen Religiofität georpneten Regi— 
mentöverfaflung, ein wirkliches Reich, wo nur dad, was Gott wollen kann, gewollt und ver= 
wirklidt würde. 

Soweit entfernt aber dieſes Ideal noch fein mag, fo gilt doc davon, mas von allen Idealen, 
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als Mufterbilvern, gilt: fie follen immer gedacht und gewollt werben , damit man die Verwirk— 
lichung ihnen zu approrimiren firebe. 

Um ein oft ſehr ſchädliches Misverftändnig zu entfernen, muß noch ausdrücklich bemerkt 
werden, daß nicht eine Kirche, weder eine jihtbare, noch die, welche man die unfichtbare nennt, 
das verwirklichte Gottesreich iſt. Wenn eine fihtbare Kirche dieſes zu fein meinte, fo war vie 
natürliche Folgerung, daß fie alled unter ji, ald unter Gott, zu haben verlangte, und die Men: 
ſchen, welde an Gottes Stelle zu regieren glaubten, entweder eine Paporäfarie oder eine Cä— 
faropapie an die Stelle zu jegen trachteten. Aber jede fihrbare Kirche befteht, ohne daß fie ſchon 
das Gottesreich geworden zu fein behaupten kann, doc ſchon zweckmäßig, wenn nur ihre Mit: 
glieder in der liberzeugung zufammenhalten, daß das, mas Bott und der echte Meſſias (nad 
deſſen Prädicat „Herr“, d. i. Kyrivs, fie fih Kirche nennt) wollen und billigen fönne, regieren 
jollte, und wenn jie deswegen für äußere Mittel des Unterrichts, der Sittenorbnung u. f. w. ihre 
zu jenem Zweck nöthigen äußern Kräfte vereinigen. 

Indem in die verfolgten Urchriſtengemeinden die meiften nicht aus Gigennügigfeit, fondern 
um jener Überzeugung willen zum Zufammenmwirfen eintraten, wurden jie in ven apoftolifchen 
Briefen immer fhon, flatt des jüdiſchen Volkes Gottes, „Gottgebeiligte““ (Hagioi), die aus ver 
Menge Herausgerufenen (Ekkleſia) genannt, ungeachtet faft jeder Brief wegen der Nichtver— 
wirflihung jener Überzeugung vieles zu erinnern hatte. 

Indeß geben ebendiejelben vieles tadelnden und beffernden Briefe auch am beften zu erfen: 
nen, welde in Wahrheit freifinnigen Ginrihtungen und wohlthätigen Anftalten bei ven einfach— 
ften Anfängen für ven Zwed des firhlihen Zuſammenwirkens räthlid gefunden waren, 5.2. 
jelbftgewählte Presbyterien mit Sittenauffiht; religiös geſtimmte, äußerft wirkſame wöchent— 
lihe Verfammlungsmahfzeiten ; Heiligung der Familienverhältniffe, diefer Grundlage aller 
Pflihterfüllungen und alles Wohlergehens zwiſchen Gatten, Kindern und Hausdienerſchaft; 
Bürforge gegen Verarmung und Verſchlechterung durch Unterftügung der Arbeitenden; Ge— 
meindealmofen nur für die, melde nicht zu erwerben vermögen; auch jtatt der Proceſſe betraute 
Schiedsrichter u. dgl. Befonders in den paulinifhen Einrichtungen ift das Freifinnigere als 
vorherrſchend zu bemerken. Dort find noch alle Preöbyter in gleicher Stellung Epiffopen (Ge: 
meindeaufjeher), während in ver johanneifchen Apofalypje ſchon einer in jeder Gemeinde aud) 
der Aufjeher (Epifkop) über alle ift. Diejed war die Grenzlinie, über melde hinaus die Ver: 
fuche zur Herrenſchaft in der Kirche liegen. 

Eben dieje Apofalypfe (Enthüllungsſchrift) ift das legte der als biblifh zu harakteriji- 
renden Bücherchen. Sie fhreibt ſich jelbft einem im Geifte zu entzüdenden Erſcheinungen er: 
hobenen Johannes zu, der ſich aber nicht ald Apoftel harafterifirt, und berüdjichtigt beſonders 
nur jieben vorafiatiiche, bei weitem nicht tavelloje Urgemeinden zu Epheſus und in der Nähe. 
Diejes einzige neuteftamentliche Prophezeiungsbud zeigt, mit welchen gewaltfamen Entwicke— 
lungen ein folder Begeifterter damals den ſichern Sieg der Geiftesreligion mehr nad) der Weife 
der althebräifchen Propheten ald nad Jeſu Grundfage, durch Lehre und Überzeugung zu wirken, 
ih ald ausführbar vorftellte und diefe ven Ende der Neroniihen Zeit angemeffenen Hoffnun— 
gen in ausgebildeten Gemälden des jhügenden und rähenden Himmeld zur Ermuthigung der 
Bedrückten ſchriftlich mittheilte. 

Der echte Meſſias, da er im dritten Meſſiasjahre die Tempelprieſter, deren Opfern er früher 
noch zugelaſſen hatte (Matth. 5, 24), unverbeſſerlich fand und alſo (23, 38), daß ihr Haus 
ihnen wüſte gelaſſen werden müſſe und davon, ſo ſehr die Seinigen ihn auf das Prachtgebäude 
hinwieſen (24, 1. 2), nicht ein Bauſtein ungeſtört bleiben dürfe, vorausgeſehen hatte, ſetzte 
ebenſo gewiß (24, 14) voraus, daß das „Ende“, nämlich die große Umänderung der Erdenwelt 
und ihrer Gewalten, nicht eher erfolge, bis allen Völkern fein Evangelium zur Annahme fund 
gemacht, d. h. alfo, bis der Grundſatz, überall beharrliche Befferung durch Liberzeugung zu be= 
wirfen, hinreihend angewendet fein würde. Wann und wie der Vater aldvann die Unverbeſſer— 
lien feine Allmacht fühlen laſſen werde, bleibe, jagt er (nach Apoftelg. 1, 7), diefem vorbe- 
halten. Und fo war gewiß das Angemeilenfte gewählt, wenn für die jpätere Zufunft der Gott: 
beit, auf welche Weife die alten Prophetenfprüdhe zu verwirklichen fein würden, überlaffen wurde. 
Helleniſch denkend, legt ver Beſcheidene die Zufunft „auf die Knie der Götter”. 

Aber wie ſchwer ift ed, den Geift des echten Meſſias in dem Grundſatz: Alles durch Über: 
zeugung! unverrücdt nachzuahmen. Nur Gewaltſchläge und deren drohendſte Ausmalungen 
eraltiren die Phantafie. 

Bon Sadducäern zunächſt, mehr noch ald von Pharifäern (laut der Apoftelgefhichte), ver: 
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folgt und martyrifirt, alddann auch in den Provinzen der font auf fremde Religionen unbe— 
fünmert herabfehenden Römer durch die gefährpeten Opferpriefter und deren Pöbelanhalt mis- 
handelt, hatten die Neumefflaner oder Ghriftianer harte Gebuldproben auszuhalten. Endlich 
gab zu Nom ſelbſt Nero's graufamer Wahnwig im Jahre 64 das Signal, die Chriftianer, mie 
gegen die Weltftadt verſchworene Brandfifter, mit verachtendem Hohne, ven elendeften Sflaven 
gleich, fo mishandeln zu dürfen, daß ed aud dev Schwärmerfeind Taritus (Annal. 15, 44) ver: 
abfcheute. Bald naher (in den Jahren 66 und 67) begann au auf der andern Seite ſchon 
der jüdiſche Zerftörungäfrieg, ſodaß ein weltbeobachtender, begeifterter Chriſt jegt die Erfüllung 
des Wortes von Zernichtung des jüdischen Tempelweſens ald nahend ahnen fonnte. 

Mit vem Jahre 68 aber, da das tollgemordene Kraftgenie Nero fich felbft geftraft, zugleich 
aber die cäſariſche Dynaftie ohne Erben geenvigt hatte, und doch, ob Vinder, Galba, Otbo, 
Vitellius ſich zu Allbeherrfchern erheben koͤnnten, äußerft ungewiß erſchien, trat die kurze Zeit: 
frift ein, weldje erwartungdvoll der Apofalgptifer (17, 10. 11) mit dem Ausruf bezeihnen 
Fonnte: „Die fünf jener Könige der Siebenhügelftant (Auguftus, Tiberius, Galigula, Claudius, 
Nero) find gefallen. Der eine ift (alba), der ‚andere (der heranrückende Vitellius?) if 
noch nicht gefommen. Und wenn er gefommen ift, fo fell nur kurz bleiben er und bad (Herr: 
fher:) Ihier, welches war und nicht mehr ift (das cäfarische Imperium)! Und ift felbft ein Achter 
(ald Throneroberer), fo geht er, wenn er von der Art der Sieben ift, ins Verderben.“ 

Durch diele jo beſtimmt ihren Zeitpunkt zeichnende Stelle verfegt uns der Apokalyptiker 
ganz in feine Zeitlage. Der Thron ded Imperium Romanum, der Bellua, von welder die Chri— 
flianer nur verachtende Unterbrüdung erwarten fonnten, war nächſt, ebe Veipaitan die Gewalt 
ergriff, offenbar fo ſchwankend, daß der Zeitbeobadhter Faun noch einen Achten, der das Ganze 
zu ergreifen verſuchen möchte, ald möglich ahnen konnte. Die höchſte Hoffnung war alfo da, 
daß die Allmacht diefem Heidenreihe und dem baffelbe ſtützenden „falfhen Bropheten‘ (ver 
heidniſchen Priefterfchaft) das Ende herzugeführt habe. Nichts war wahrſcheinlicher, ala dag 
(17, 12) fi der römische Koloß, wie nah Alerander der macedoniſche, durch die Heerführer im 
den Provinzen in Eleinere Königreiche zerftücele, welche felbft (17, 16—18) Rom zu zerniten 
ein Intereffe hätten. 

Zu gleiher Zeit war aud dem hriftenfeindlihen Jerufalem große Gefahr durch Nero's 
Feloheren Veſpaſian nahe. Die Heiden (Römer) „traten auf das Heilige Land“, aber doch, jo 
hofft der fein Stammvolf liebende Verfafler, nur eine kurze Zeit lang (11,2). Aud denkt er 
noch nit an ein Zertreten, an eine Totalzerftörung ver „heiligen“ Stadt, wie denn auch bei 
Matth. 24, 2 allein von Zernichtung ded Tempels die Rede ift, für die Verbeſſerlichen aber eine 
Abkürzung dev Noth erwartet wird. Mit dem Verluft von einem Zehntheil, erwartet daher 
aud der ihr wohlmeinende Apofalvptiker, würden die Übrigen zur Belehrung fih bewegen 
laffen (11, 13). 

Mir ſehen hierdurch und ebenfv durch das Ganze vieles legten Fanonifchen Biblions, wie 
auch ein neuteftamentlicher Seher fi faſt ausfhließend an die althebräifchen Erwartungen, daß 
Gott und der Meſſias die Feinde der Heiligen ‚wie Töpfe zerſchmettere“ (Off. 2,27), an- 
fchließen konnte. 

Seine ganze Schrift theilt ih in Gemälde von den rettenden Himmelsmächten und von allen 
damals denkbaren Mitteln des Unheils gegen die Ehriftenthumsfeinde, die man nicht anders als 
vom Antimeſſias oder Antihrift, d. i. von dem Teufelögeift, getrieben dachte. 

Die thatfählihe Erfahrung, die endlich über alle vas Wie der Zukunft erfinnenden Specu: 
lationen entſcheidende Wirklichkeit, hat und anders belehrt. Der Grundſatz des echten Meſſias: 
Alles, alles, was als gut ſtandhalten ſoll, durch Überzeugung! bat ſich indeß in allen Fort: 
wirfungen der vom Urchriſtenthum ausgegangenen Welt: und Staatenumänderungen bewährt. 
Nur wird gleih fortwährend die Überzeugung vom Wahren menflicherweife nur durch man⸗ 
herlei oft weit abirrende Über zeugungöverſuche ausgemittelt. 

Aber wie? werden wir nicht auch ſelbſt am Schluß dieſes Bibelartikels an das bekannte Wort 
erinnert, daß auch wir indeß nur nach der uns möglich gewordenen Überzeugung über dad Bud 
berichteten, mo 

Jeder nur fuche feine Gedanken und jeder fie finde! 
Es jagt und der pragmatifche Überblick des Ganzen der jüdiſch-chriſtlichen Religionsgeſchichte, 
daß eben diefe Reihenfolge von Entwidelungen der Religionsüberzeugungen dad Mittel ver 
Weltordnung war, welches, befonders folange darin vorzüglich das Seligwerden geſucht wurde, 
den Borfhungsgeift nad allen Seiten am meiften errögte. Wodurch jonft wurbe die rohe Völ— 
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fermenge des Mittelalters zu den für die Bibelkenntniß unentbehrlihen Sprachen getrieben, jo: 
wie zur Kenntniß des hochgebildeten Alterthums wieder fähig gemaht? Weil man um bed 
ewigen Seligwerdend willen die Glaubensdogmen bis auf das Kleinfte hinaus mit Firhlicher 
Unfehlbarkeit beitimmt haben zu müſſen vorausfegte, wurden überhaupt die damit auf die ver- 
fhiedenfte Weife beichäftigten philologiſchen, Hiftorifchen und philoſophiſchen Forſcher zwar auf 
ſehr verfchiedene, aber doch anderwärts, nämlich im Polntheismus und Moslemismus, nicht er: 
reichte Stufen der Eultur und Vervollkommnung geleitet. 

Noch eins ift zu bemerken. Weder wer die Biblien des Alten Bundes, noch wer die neu: 
teftamentlichen ſammelte, ift,befannt; auch ift, nach welchen Unterfühungen und Regeln jever 
einzelne Beitandtheil aufgenommen wurde, nicht Hiftorifch auszumachen. Die neuteftamentlidhen 
Biblien werben ein Kanon genannt. Der Rechtskenner aber denke bei diefem Titel nit an ein 
Dieeiplinargefeg. Der Titel bezeichnet die Sammlung als ein Regulativ, nad welchem Schrif: 
ten Eirchlich vorgelejen werden durften. ‚ G. E. H. Baulus. 

Heimatsrecht (Indigenat).?) Im allgemeinen verſteht man unter Heimatsrecht (In— 
digenat) den Gegenjag des fogenannten Fremdenrechts, den Inbegriff aller rechtlichen Verhält— 
niffe der Einheimifchen, dem Fremden gegenüber. Es bildet die Grundlage aller übrigen bür— 
gerlichen und politifhen Rechte. (S. v. Aretin, „Staatsrecht der conftitutionellen Monarchie”, 
Altenburg 1824 fg, I, 148, 149.) 

Zur Zeit des Deutſchen Reich gab ed ein Reichsindigenat. (S. Runde, „Grundſätze des 
deutjchen Privatrechts“, ſechſte Auflage_1821, $. 313; Danz, „Handbuch des deutjchen Privat: 
rechts““, Stuttgart 1797 fg., IH, 100g.) Es wurde erworben entweder durch Geburt innerhalb 
der Grenzen des Reichs, oder durch die Wahl eines Wohnfiges innerhalb deſſelben, oder durch 
Erwerb von deutſchem Grundbeſitzthum (Alod oder Lehen). (S. Wahlcapitulation, Art.23, 4.) 
Zu faiferlihen Hofämtern konnten nur „geborene Deutfche‘‘ oder folche, „die aufs wenigfte dem 
Reiche mit Lehnspflichten verwandt‘, gelangen (Wahlcapitulation, a. a. D.). Außerdem fonn= 
ten nur folde zum Commando der Reichsarmee oder zu Präbenden deutſcher Stifter und Ritter: 
orden gelangen, welde dad Reichsindigenat erlangt hatten. (S. Reihsabihied von 1500, 
$. 42 fg., von 1521, $. 1, von 1541, $. 55, von 1603, $. 9, von 1641, $. 44; Mofer, „Bon 
der Ausländer Fähigkeit und Unfähigkeit zu deutfchen geiftlichen Würden‘, 1783; Gönner, 
„Deutſches Staatsrecht”, Landshut 1804, $. 54, 55.) Zur Kaiferwürbe jelbft fonnten auch 
Fremde gelangen. (S. Danz, a. a.D., S. 106, 107; Häberlin, „Handbud des deutſchen 
Staatsrechts“, neue Ausgabe, Berlin 1797 fg., 1, 230.) Neben vem Reihsindigenat, welches 
durh Auswanderung oder durch Reichsacht erloſch (ſ. Gönner, „Deutſches Staatsrecht““, Lands: 
but 1804, $. 57, S. 60, 61), beſtand das Territorialindigenat, welches erworben ward ent— 
weder durch Geburt oder durch Aufnahme, die entweder ausdrücklich oder ſtillſchweigend (durch 
Beförderung zu einem Staatsamte oder Geſtattung der Niederlaſſung und Erwerb von Grund: 
eigenthum over Verheirathung mit einem Inländer) geſchah. (S. Danz, a. a. O., S. 108; 
Mayer, „Deutſche Staatöconftitution”, Hamburg 1800, II, 672 fg.; Runde, „Grundſätze“, 
$. 313.) Seit Auflöfung des Deutſchen Reichs gibt es fein deutſches Heimatsrecht mehr. Die, 
einen bloßen Staatenbund gründende Bundesacte bat fi (in Art. 18) darauf befhränft, Ein— 
zelnes hinzugeben?) und den Unterthanen der deutfhen Bundesftaaten folgende Rechte zuzu— 


1) Bgl. die Art. Aufentpaltsreht und Ausweifung; Preizügigkeit; Fremdenrecht; Ein: und . 
Auswanderung. 

2) Klüber, Acten des Wiener Gongrefies (Erlangen 1815), IL, 491, 536 ; deſſen Überficht der diplo— 
matijchen Verhandlungen des Wiener Bongrefles (Frankfurt a. M. 1816), Abth. 1, S. 256 fg. vgl. mit 
©. 268 fg. Zwar drüdte fich der erfte Vortrag des Präfivialgefandten in der zweiten Sigung der Bun: 
desverfammlung vom 11. Nov. 1816 dahin aus: „Der Art. 18 der Bundesacte enthält die wohlthätig- 
ften Beftimmungen für alle Deutfchen und begründet ein wahres deutfches Bürgerrecht‘, indem er hinzu: 
fügte: „Dieſer Hetifel bewährt ung, wie ein wahrhaft nationaler Sinn die Gefandten und ihre Höfe- 
befeelte, welche die Bundesacte unterzeichneten.‘ Protofolle der deutfchen Bundesverfammlung (Franf: 
furt a. M. 1817), I, 52. Indeſſen ergibt fi, daß diefe Worte der Sache gegemüber nichts erheben. 
Der Gejandte von HoliteinsDldenburg bemerkt daher audy, die Sache bedürfe noch einer baldigen reifen 
Berathung (Brotofolle, II, 17), und der Gefandte von Luremburg (Protofolle, II, 58) fonnte Defiderien 
nicht unterlaffen. Vgl. noch Jordan, Lehrbuch; des allgemeinen und deutfchen Staatsrechts (Kaſſel 
1831), Abth. I, ©. 407; Pfizer, Über die Entwickelung des öffentlichen Rechts in Deutichland 
durch die Berfaffung des Bundes (Stuttgart 1835), ©. 76 u. 77; Mittermaier, Grundſätze des deut: 
ſchen Privatrechts (vierte Auflage, Landshut 1830), $. 100, S. 255; Hofmann, Über allgemeines 
deutiches Staatsbürgerrecht (Weick'ſche Annalen für Geſchichte und Bolitif, Leipzig und Stuttgart 
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fihern: a) Grundeigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu erwerben und zu 
befigen, ohne deshalb in dem freniden Staate mehreren Abgaben und Laften unterworfen zu fein 
als defjen eigene Unterthanen; b) die Befugniß 1) des freien Wegziehend aus einem deutfchen 
Bunvdesftaate in ven andern, der erweislich fie zu Untertbanen annehmen will, aud 2) in Civil⸗ 
und Militärvienfte veffelben zu treten, beides jedoch nur, infofern Feine Verbindlichkeit zu Mi- 
litärvienften gegen das bisherige Vaterland im Wege fteht; c) die Freiheit von aller Nachſteuer 
(jus detractus, gabella emigrationis), infofern das Vermögen in einen andern deutjchen 
Bundeöftaat übergeht und mit diefem nicht bejondere Verhältniffe durch Freizügigfeitöverträge 
befteben. 

Das heutige deutſche Staatsrecht bannt das Heimatsrecht, welches mehrere Gejeggebun: 
gen, 3. B. die von Baiern, vom Königreih Sachſen?) und Großherzogthum Heilen nicht 
gleichbedeutend mit Staatöbürgerredht nehmen, indem das Indigenat nur eins der verſchiedenen 
Erforderniffe deſſelben ift*), in die Grenzen des einzelnen Bundesſtaats. Das Heimatsrecht 
wird vorzugsweiſe durd Geburt erworben, d. h. der, deſſen Vater oder unehelihe Mutter zur 
Zeit feiner Geburt Bürger des Staated waren, wird dadurch gleichfalls Staatöbürger. Diejen 
Grundfag ſprechen die einzelnen Staatögrundgejege aus): Verfaſſungsurkunde ded König: 
reichs Baiern, IV, $. 1; Verfaſſungsurkunde des Königreihs Würtemberg, $. 19; Verfaſ— 
fungsurfunde des Großherzogthums Heilen, $. 13; Berfaflungsurfunde des Kurfürftenthums 
Heflen, $.20; Verfaffungsurfunde des Königreihs Hannover (von 1833), $. 27; Berfai: 
jungsurfunde des. Herzogthumd Sachſen-Koburg-Gotha, $.6, jet $. 25 der neuern Berfaffungs- 
urfunde vom 14. Juni 1852; Verfaflungsurfunde ded Herzogthums Sachſen-Meiningen, $. 6; 
Berfaffungdurfunde des Herzogthums Sadhjen: Altenburg, $. 41; öſterreichiſches Civilgefeg: 
buch, $. 28 (1. Scheidlein, „Handbuch; des öfterreihifchen Privatrechts““, Wien 1814 fg., I, 23); 
oldenburgifches Gejeg vom 10. Juli 1820 über Erwerb und Verluft der Unterthaneneigen- 
ſchaft, $. 2; badiſches Gefeß von 1808, $. 8. 

Außerven wird dad Heinmatsrecht erworben dur Aufnahme inden Staatöverband (Natura 
lifation). So heißt es unter IV. der Verfaſſungsurkunde des Königreihe Baiern, $.1: „Zum 
vollen Genuffe aller bürgerlihen, öffentlihen und Privatrechte in Baiern wird das Indigenat 
erfordert, weldes entweder durch die Geburt oder durch Naturalifation nad den nähern Be: 
flimmungen des Evictö über dad Indigenat 6) erworben wird“, während in $. 23 hinzugefügt 


1833, 1, 9—18). Der Verfaſſer ftellt gegen Welder, Die Bervollfommnung der organischen Entwide- 
lung des Deutichen Bundes u, f. w. (Karlsruhe 1831), die Eriftenz eines allgemeinen deutichen Staats: 
bürgerrechts in Abrede. ' 

3) Das Staatsgrundgefeg dieſes Staates enthält, als allein hierher gehörig, nur (in $. 25) das: 
„Die Beftimmungen über das Heimatsrecht und Staatsbürgerrecht bleiben einem befondern Geſetz vor— 
behalten.“ Diefes Gefeg ift unterm 26. Nov. 1834 erlaffen. ©. noch Rüder, Kritifche Bemertungen 
zum fächfifchen Verfaflungsgefeg vom 4. Sept. 1831 (Diüller's Archiv der Gefepgebung, Main; 1832, 
1, 158 u. 159); Weiſſe, Lehrbuch des königlich ſächſiſchen Staatsrehts, Bd. I, $. 47 u. M; 
Bd. 11, $. 336. 

4) Mittermaier, a, a.D. Klüber, Staatsrecht des Deutfchen Bundes und der Bundesitaaten (dritte 
Auflage, Frankfurt a. M. 1831), $. 467, ©. 638 u. 639. 

5) Das fachlen » weimarifche — — vom 5. Mai 1816 ſchweigt von der Erwerbung des 
Heimatsrechts. $. 1 des Geſetzes vom 11. April 1833 über die Heimatsverhältniſſe (Müller's Ar— 
div, VI, 103—136) fagt, indem es, gleich der Furheffiihen Gemeindeordnung vom 23. Dct. 1834 
(Müller's Archiv, VI, 177—236), unter Hrimatsrecht das Ortsindigenat verfteht: „Jeder durch Geburt 
eder Aufnahme dem Großherzogthum angehörige Staatsbürger foll fortan in einem Heimatebezirfe det 
Großherzogthums das Heimatsrecht haben." Vgl. noch Schweizer, Öffentliches Recht des Großherzog: 
thums Sacjen- Weimar (Weimar 1825), ©. 52. 

6) Es heißt in diefem Ediet vom 26. Mai 1818 (über das frühere Edict vom 6. Jan. 1812 wegen 

des Indigenats, des Staatsbürgerrechts, der Forenſen und der Fremden in Baiern ſ. Winkopp's Zeitz 
fcheift: Der Rheinifche Bund, Jahrg. 1812, XVIL, 3—19): „$.2. Vermöge der Geburt fteht jedem das 
bairifche Indigenat zu, deſſen Vater oder Mutter zur Zeit feiner Geburt die Rechte diefes Indigenats bes 
feffen haben. $. 3. Durch Naturalifation wird das Indigenat erlangt: a) wenn eine Ausländerin einen 
Baiern heirathet; b) wenn Fremde in das Königreicdy einwandern, ſich darin anfäffig madyen und die 
Entlaffung aus dem fremden perjönlichen Unterthanenverbande beigebracht haben; c) durdy ein befon: 
deres, nach erfolgter Bernehmung des Staatsraths ausgefertigtes fünigliches Decret. $. 4. Durch den 
bloßen Befig oder eine zeitige Benugung liegender Gründe, durch Anlegung eines Handels, einer Fabrif, 
oder durch die Theilnahme an einem von beiden ohne fürmliche Niederlaffung und Anfäffigmachung wer: 
ben die Indigenatsrechte nicht erworben. $. 5. Auf gleiche Weife fünnen die Fremden, welche in Baiern 
ich aufhalten, um ihre wiffenichaftliche, Kunit = und indujtrielle Bildung zu erlangen, oder fi in Ge: 
ſchaften zu üben, oder weldye ſich in Privatdienften befinden, ohne fih formlid) anfäffig gemacht oder 
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wird: „Das bairifche Staatsbürgerrecht wird durch das Indigenat bedingt und geht mit dem— 
jelben verloren.’ Nächft dieſem wird zu deſſen Ausübung noch erfordert: a) die gefegliche Boll: 
jährigfeit?), b) die Anfäfligfeit im Königreihe, entweder durd den Befiß beiteuerter Gründe, 
Renten oder Rechte, oder durch die Ausübung befteuerter Gewerbe, oder durch den Eintritt in 
ein Öffentliches Amt.9) (S. Schmelzing, „Staatsrecht des Königreihs Baiern“, Thl. 1, Leip— 
zig 1820, ©. 106— 108.) Verfaflungsurfunde des Königreihe Würtemberg, $. 19: „Das 
Staatsbürgerrecht wird theild durd) die Geburt, wenn bei ehelich Geborenen der Vater oder bei 
Unehelichen die Mutter das Staatsbürgerrecht hat, theild durdy Aufnahme erworben. Letztere 
jegt voraus, daß der Aufzunehmende von einer beftimmten Gemeinde die vorläufige Zufiherung 
ded Bürger: oder Beſitzrechts erhalten habe.““) Berfaflungsurkunde des Großherzogthums 
Helen, $.13: „Das Recht eines Inländers (Indigenat) wird erworben: 1) durd die Geburt 
für denjenigen, deſſen Vater oder Mutter damals Inländer waren ; 2) durch Verheirathung 
einer Ausländerin mit einem Inländer; 3) durd Verleihung eined Staatsamts; 4) durch be: 
fondere Aufnahme.’ 1%) (S. Bloret, „Hiftorifch = Eritifhe Darftellung der Verhandlungen ver 
Stindeverfammlung des Großherzogthums Helen im Jahre 1820 und 1821”, Gießen 1822, 
&.88, 112, 113; „Der Beobadhter in Helen bei Rhein’ vom Jahre 1832, Nr. 11; Ruͤhl, 
„Das gemeine deutfche Privatrecht mit vorzügliher Hinweiſung auf die befondern Privatrechts— 
quellen im Großherzogthume Helen”, Darmftadt 1824, ©. 62; Weiß, „Syftem des Ber: 
faſſungsrechts des Großherzogthums Heilen”, Darmftadt 1837, $. 68, ©. 225 — 227.) Ber: 
faffungsurfunde des Kurfürftenthums Heilen, $. 20: „Die Staatdangehörigkeit (Recht des 
Inländers, Indigenat) ſteht zu vermöge der Geburt oder wird beſonders erworben durch aus: 
drückliche oder ſtillſchweigende Aufnahme !!) und geht verloren durch Auswanderung oder eine 
dergleichen Handlung nad) den nähern Beflimmungen, melde ein deshalb zu erlaffendes Gejeg 
enthalten wird.’ Übereinftimmt damit $.16 der octroyirten Verfaſſungsurkunde vom 13. April 
1852. Verfaſſungsurkunde des Königreihs Hannover, $. 27: „Den vollen Genuß alleö po: 
litifhen und bürgerlihen Rechts im Königreiche kann nur ein hannoveriſcher Unterthan haben. 
Die Eigenihaft eines hannoveriſchen Unterthanen wird nad) Maßgabe der Gefege durch Geburt 
oder Aufnahme erworben.” Berfafiungsurfunde des Herzogthums Sahfen:Koburg:Gotha, 
$. 6: „Die Aufnahme liegt auch in einer agebnjähgggen Duldung».” (Vgl. jedoch Berfaffungs: 
‚urfunde vom 14. Juni 1852, $. 25.) Verfaffungsurfunde des Herzogthums Sadhjen:Meinin- 





eine Anftellung erlangt zu haben, oder ſolche Individuen, welche mit ihrem Domicil den an andere 
Souveräne übergegungenen Landestheilen angehören, vorbehaltlich der vertragsmäßigen Rückwande— 
rung, auf die Rechte eines Einheimifchen feine Anfprüche machen. $. 7. Das Indigenat iſt die wefent: 
liche Bedingung, ohne welche man zu Kronz, Oberhofämtern, zu Givilftaatsdienften, zu oberften Mi: 
litarftellen und zu Kirchenämtern oder Pfründen nicht gelangen und ohne welche man das bairifche 
Staatsbürgerredht nicht ausüben fann.‘ 

T) Nach einer Verordnung vom 26. Oct. 1813 tritt die Großjährigfeit mit Zurüdlegung des ein: 
undzwanzigiten Jahres ein. Dt. Schmelzing, Staatsrecht des Königreichs Baiern, I, 109. 

8) Nach dem Ediet vom 26. Mai 1818 ift noch ferner zum Indigenat erfordert: „bei den Neuein: 
wandernden ein Zeitverlauf von ſechs Jahren, vorbehaltlich der zur Ausübung gewifler vorzüglicher 
ftaatsbürgerlicher Nechte in conftitutionellen Gefegen enthaltenen befondern ge 

9) Ganz gleichlautend ift $. 12 der Verfaffungsurfunde des Fürſtenthums Hobenzollern-Sigmarin- 
gen. (Dgl. Müller's Archiv, LI, 144.) In Art, 11 heißt es: „Der Genuß aller ftaatsbürgerlichen 

echte fteht nur den Landesangehörigen zu.” 

10) In Art. 12 Heißt es: „Der Genuß aller bürgerlichen Redyte in dem Grofherzogthum, fowol ber 
Privatrechte als der öffentlichen (oder des Staatsbürgerrechts), fteht nur Inländern zu“, fowie in Art. 14: 
„Staatsbürger, find nur diejenigen volljährigen Inländer (von 21 Jahren) männlichen Gefchlechte, 
welche in feinem fremden perfönlichen Unterthanenverbande fiehen und wenigitens drei Jahre in dem 
Grofherzegthume wohnen. Die in dem Befig einer oder mehrerer Standesherrichaften ſich befindenden 
Häupter der jegigen Handesherrlichen Familien haben jedoch das Staatsbürgerrecht ungeachtet eines 
fremden perfönlichen Unterthanenverbandes.‘ (Vgl. Weiß, a. a. DO., $. 67, ©. 223 u. 224.) In Art. 15 
heißt es noch: „Nichtchriftliche Glaubensgenoffen haben das Staatsbürgerrecht aledann, wenn es ihnen 
das Gefeg verliehen bat, oder wenn es einzelnen entweder ausbrüdlid oder durch Übertragung eines 
Staatsamtes itillfchweigend verliehen wird.“ (S. Beobachter in Heflen bei Rhein, Jahrg. 1832, Nr. 14.) 

11) Am Schluffe heißt es noch: „Der Genuß der DOrtsbürgerrechte, fei es in Städten oder Land: 
gemeinden, fann nur Staatsahgehörigen zufommen“, während in $. 22 hinzugefügt wird: ‚in jeder 
Staatsangehörige (Imländer) ift der Regel nach auch Staatsbürger, fomit zu öffentlichen Amtern und 
ur Theilnahme an der Volfsvertretung befähigt, vorbehaltlich derjenigen @igenfchaften, welche dieſe 
Verfaffung oder andere Gefege in Bezug auf die Ausübung einzelner ftaatsbürgerlicher Rechte erfor: 
bern.” Vgl. Martin, Kritifche Bemerkungen über das Staatsgrundgefeg Kurheflens in Müller's Archiv, 
1, 551 fg., 604 u. 605. 
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gen, $.6: „Unterthanen find diejenigen, welche von inländiſchen Ältern geboren find, d. i. bei 
ehelihen Kindern, deren Bater, und bei unehelihen, deren Mutter zur Zeit ver Geburt des 
Kindes im Unterthanenverbande ftand; ferner diejenigen, welche dad Bürger: oder Nachbarrecht 
eines Orts erlangen oder in den Staatödienft aufgenommen werden. Inwiefern blos zehn: 
jähriger Aufenthalt den Fremden Unterthanenrechte gebe, hängt bis zur Erlaffung eines all: 
gemeinen Gefeged von den beftehenden Verordnungen in einzelnen Randeötheilen und von den 
Berträgen mit, amdern Staaten ab. VBerfaflungsurfunde des Herzogthums Sadjen - Alten: 
burg, $.41. Oſterreichiſches Civilgeſetzbuch, $. 30 (1. Scheidlein, a. a. O.) 

Enplih wird dad Heimatdrecht erworben durd Verleihung eines Staatdamts. 1?) Ber: 
faffungsurkunde des Königreihs Würtemberg, $. 19: „Außerdem erfolgt durch die Anftellung 
in dem Staatödienfte die Aufnahme in das Staatöbürgerredht, jedoch nur für die Dauer der 
Dienftzeit.” Verfaſſungsurkunde des Großherzogthums Helen, $. 13 (ſ. oben). Verfaflungs: 
urfunde des KurfürftenthHums Heffen, $. 20 (f. oben „ſtillſchweigende Aufnahme.) Verfaſ— 
fungsurfunde des Großherzogthums Baden, $. 9: „Alle Ausländer, melden wir ein Staate- 
amt conferiren, erhalten durch diefe Verleihung unmittelbar das Indigenat.” Berfaffungdur: 
Funde des Herzogthums Sachſen-Koburg-Gotha vom 4. Juni 1852, $. 25: „Durch Aufnahme 
unter die auf Lebenszeit angeftellten Staatd=, Hof, Kirchen: und Schuldiener. Berfaflungs: 
urfunde des Herzogthums Sachſen-Meiningen, $. 6 (j. oben). Verfaffungsurfunde des Her: 
zogthums Sahjen: Altenburg, $. 41. Olvenburgifches Geſetzbuch, $. 6. Oſterreichiſches Gefeg: 
buch, $. 29 (f. Scheidlein, a. a. D.). 

Das Heimatsrecht erlifcht dur die ohne Vorbehalt deſſelben geichehene 1?) Auswanderung 
und Verheirathung mit einem Ausländer. Königlih bairiſches Ediet vom 26. Mai 1818, 
F. 6. 14) Großherzoglich heſſiſche Verfaſſungsurkunde, $. 17.15) Kurbefiiiche Verfaſſungs— 
urkunde, $. 20 (ſ. oben). Verfaſſungsurkunde des Königreichs Würtemberg, $. 33. 16) Ber: 
faſſungsurkunde des Herzogthums Sachſen-Koburg-Gotha, $.8. Verfaſſungsurkunde des Her: 
zogthums Sachſen-Meiningen, $. 9, 14. Verfaſſungsurkunde des Herzogthums Sachſen— 
Altenburg, F. 43. 17) Oſterreichiſches Civilgeſetzbuch, F. 31 (ſ. Scheidlein, a. a. O. ©. 24). 

Das Staatsrecht einzelner deutſcher Staaten läßt auch den Verluſt des Heimatsrechts als 
Folge der rechtöfräftigen Verurtheilung zuhheiner peinlichen Strafe eintreten. Verfaſſungsur— 
funde des Großherzogthums Heffen, Art. 16.78) Verfaſſungsurkunde des Kurfürftentbums 
Heflen, $.23: „Das Staatsbürgerredht hört auf: 1) mit dem Verlufte der Staatdangebörig- 
feit und 2) mit der rechtöfräftigen Berurtbeilung zu einer entehrenden peinlihen Strafe, do 
ift der Verluft im Erfenntnip auszuſprechen, unbeſchadet einer etwa erfolgenden Rebabilita= 


12) Nach dem bairifchen Staatsrecht (f. Edict vom 26. Mai 1818, $. 7) it das Indigenat nicht 
Wirkung der Verleihung eines Staatsamts, fondern Bedingung diefer Verleihung. 

13) Die libernahme eines Amtes im fremden Staate mit Vorbehalt und Erlaubniß hebt das Indi— 
genat nicht auf, 

14) Nach diefem Paragraphen geht das Indigenat auch verloren „durch Erwerbung oder Beibehal: 
tung eines fremden Indigenats ohne befondere fönigliche Bewilligung‘. In $. 10 heißt es: „Das 
Staatsbürgerrecht gebt verloren: 1) mit dem Indigenarz; 2) durch die ohne fönigliche ausdrückliche Er: 
laubniß geichehene Annahme von Dientten oder Gehalten oder Penſionen oder Ehrenzeichen einer aus: 
wärtigen Macht, vorbehaltlich der verwirften befondern Strafen; 3) durch den bürgerlichen Tod‘ (wel: 
cher Folge der VBerurtheilung zur Kettenftrafe ift, die nach dem Strafgejegbuche nur auf lebenslang er: 
fannt wird). Vgl. Schmeljing, a. a. O. S. 19-111. 

15) Indeß erhält nach diefem Artikel die Witwe die Rechte einer Inländerin wieder, wenn fie ent: 
weder im Grofherzugthum geblieben ift, oder dahin mit Erlanbnif der Staatsregierung und unter der 
Erklärung, fid) darin niederlaffen zu wollen, zurüdfehrt. S. Weiß, a. a. D., $. 69, ©. 227 u. 228. 
Beobachter in Heſſen bei Rhein, Jahrg. 1832, Nr. 12. 

16) In $. 34 heißt es noch: „Wer ohne einen ihm zugeftandenen Vorbehalt des Staatsbürger: 
rechts in auswärtige Staatsdienfte tritt, wird deſſelben verluftig.“ 

17) Außerdem geht hiernady das Heimatsrecht verloren „durch das Eintreten in einen fremden 
Staats=, Hof» und Militärdienft, in ein fremdes Kirchen« und Schulamt. Sowol hierbei als bei der 
Auswanderung ift landesherrlich genehmigter Vorbehalt zuläffig”. i 

18) Nach diefem Artifel, mit dem $. 14 der Verfafiungsurfunde des Herzogthbums Sacdıien-Mei- 
ningen im wefentlichen gleichen Inhalts ift, wird die Ausübung des Staatsbürgerrechts auch gehin— 
dert: 1) durch Berfegung in den veinlichen Anflageftand oder Verhängung der Specialinguifition ; 
2) durch das Entftehen eines gerichtlichen + ofen. in über das Vermögen bis zur vollftändigen 
Befriedigung der Gläubiger; 3) während der Dauer einer Guratel und 4) für diejenigen, welche Für 
die Bedienung der Perſon oder der Haushaltung eines andern Koft oder Kohn empfangen, während 
ber Dauer diejes Verhaltniffes. (Bgl. Beobachter in Hefien bei Rhein, Jahrg. 1832, Nr. 16.) 
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tion.“10) Verfaſſungsurkunde des Herzogthums Sıhfen-Meiningen, $. 14. Das Staats- 
grundgefeß des Königreichs Hannover fpricht ($. 27) blos aus, die mit der Eigenſchaft eines 
bannoverifhen Unterthans verbundenen Rechte Fönnten durch ein Straferfenntnig beſchränkt 
werben. 

Die Verwidelungen zwifhen Frankreich und dem Schweizerbunde wegen des Aufenthalts 
des Prinzen Ludwig Napoleon innerhalb der Grenzen der Schweiz haben auf Anlaß des dem⸗ 
felben erteilten Heimatsrechts feiner Zeit die allgemeine Aufmerkfamfeit auf die Bedeutung 
dieſes Rechts gewendet. 

In England werden durch die Naturaliſation nicht von ſelbſt alle politiſchen Rechte, die 
Fähigkeit, öffentlicher Beamter, Parlamentsglied u. ſ. w. zu werden, erworben, und erſt nach 
Ablauf von zwei Jahren wird die Theilnahme an den Handelsprivilegien der geborenen Englän— 
der geſtattet. (Über Frankreich ſ. beſonders Lanjuinais, „Constitution de la nation francais‘, 
Paris 1819, S. 108.) Ph. Bopp. 

Nahtrag. Der Begriff wie die verfhiedenen Beziehungen und Wirkungen des Heimatd- 
rechts treten ſchärfer und Elarer hervor, wenn man unterfcheidet: 1) das Recht zum bloßen Auf: 
enthalt in einem andern Staate oder Orte, fei e8 zur Betreibung vorübergehenver Geſchäfte 
oder eines Gewerbes, oder zum Vergnügen, wobei die Abjicht, daſelbſt ein dauerndes Domicil 
zu gründen, beziehendlich das Heimatsrecht zu erwerben, nicht obwaltet; 2) dad Heimatsrecht an 
einem beftimmten Orte, beziehendlich in einer einzelnen (Stadt: oder Land-) Gemeinde innerhalb 
des Staatsgebiets; 3) die Angehörigkeit zum Staate, beziehendlich die Mitgliedichaft zu einem be: 
flimmten Staatd: und Unterthanenverbande, wie e# verfchiedene Gefeggebungen, unter andern 
auch die in obigem Artikel nicht berückſichtigte preußiſche thut. 

In Preußen kommen dieſerhalb befonders die drei Gefege vom 31. Dec. 1842 (preußifche 
Geſetzſammlung von 1843, S. 5 fg., S.8 fg. und ©. 15 fg.) in Betracht. 

Das Gefeg über die Aufnahme neu anziehender Verfonen bezieht fich nicht auf ſolche, welche 
fich blos als Fremde oder Reifende an einem Orte aufhalten. Hinfichtlich Siefer beimendet e8 bei . 
den Vorſchriften über die Fremdenpolizei, welche ih in dem längere Zeit vielfach misbrauchten 
allgemeinen Paßedict vom 22. Juni 1817 und den dazu erlajfenen Inftructionen vorfinden. 
Abgeſehen hiervon, dürfen nach einem neueften Gejeß vom 22. Juni 1861 aud Ausländer ohne 
befondere Erlaubniß der Minifterien ftehende Gewerbe in Preußen treiben. 

Regel iſt nach dem Geſetz von 1842, daß feinem felbftändigen preußifchen Unterthan an 
dem Orte, wo er eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen ſich felbft zu verſchaffen im Stande 
ift, der Aufenthalt verweigert oder durch läftige Bedingungen erfchiwert werden darf, jofern 
ihm nicht Vermögen oder Arbeitsfähigkeit zur Beihaffung des nothdürftigen Lebensunterhalts 
für ih und die Seinigen nachweislich mangelt. Hat der Neuanziehende den (durch Anmeldung 
bei der Polizeiz, beziehenvlich Gemeindebehörde) erworbenen neuen Wohnjig ein Jahr lang fort- 
gefegt, ohne inzwifchen der Verarmung und Öffentlihen Armenunterftügung anheimgefallen 
zu fein, fo darf die neue Gemeinde ihn nicht mehr an feinen vorigen Wohnort zurückweiſen. 
Er hat den Armenunterftügungdmwohnfig und infomweit Heimatsrecht erworben. 

Nach dem proviforischen Wahlgefeg vom 30.Mai 1849 begründet fhon ein ſechsmonatlicher 
MWohnfig oder Aufenthalt in der Gemeinde das politifhe Wahlrecht zum Abgeorbnetenhaufe. 

Bürgerreht, Iheilnahme an Gemeindenugungen u. dgl. Rechtsverhältniſſe hängen jedoch 
von andermeiten Beftimmungen der Gemeindegejege ab, wodurch aber weder der Erwerb des 
Heimatsrechts in obiger Beziehung, nod die Ausübung jedes an ſich erlaubten Gewerbes, oder 
der Erwerb von Grundftüden, die Verebelihung wie der Gebraud irgendeiner andern all- 
gemeinen bürgerlichen und menſchlichen Freiheit bedingt und befchränft ift. 

Die Heimat — der Unterftügungswohnfig — wird zwar nit von Dienftboten, Gefellen 
u. f. w. durch ein foldjes vorübergehendes Verhältnig allein erworben; vreijähriger Aufentbalt 
nad erlangter Großjährigfeit mit ebenfo Tanger Abweſenheit aus dem Geburts: oder frühern 
Aufentbaltsorte ſchließt indeß auch bei ſolchen Perſonen jenes Recht in fich. 

19) In $. 22 heist es: „Ein jeder Staatsangehörige (Inländer) it der Regel nad) (vgl. $. 23 
und 24) auch Staatsbürger, ſomit zu öffentlichen Ämtern und zur Theilnahme an der Volfsvertretung 
befähigt, vorbehaltlich derjenigen Eigenfchaften , welche diefe Verfaſſung oder andere Gefege in Bezug 
auf die Ausübung einzelner faatsbürgerlicher Rechte erfordern‘, und in $. 24 wird noch hinzugefügt : 
„Der Mangel oder Verluft des Stantsbürgerredhts an ſich ift ohne Einfluß auf den Unterthanenverband 


fowie auf die blos bürgerlichen Rechte und Pflichten, wenn nicht befondere Gefege eine Ausnahme be: 
gründen.” Bgl. $. 18 der ortroyirten Berfaffungsurfunde vom 13. April 1852. 
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Ohne Zeitfrift genügt die ausprüdliche Aufnahme ald Mitglied. 

Nihtunterthanen kann jedoch von der Gemeinde die Aufnahme verfagt werden, und fie darf 
feinen Ausländer, der nicht zuvor die Eigenſchaft ald preußiicher Untertban erworben hat, ala 
ihr Mitglied aufnehmen, 

Über die Erwerbung und den Verluft der Eigenfhaft ald preußiſcher Untertfan — bie 
Staatdangehörigkeit — beftinnmt nun aber ein anderes Gejeg von demfelben Datum. Die Er: 
werbung geſchieht a) durch Abſtammung (Geburt eheliher Kinder oder unehelicher, wenn die 
Mutter Unterthanin ift); b) durd Legitimation (uneheliher) ; c) durch Verheirathung (einer 
Ausländerin mit einem Preußen); d) dur Verleihung (Naturalifationsurfunde oder Be: 
ftallung eines in den Staatddienft übernommenen Ausländerd.) Der Wohnjig eines Auslän- 
ders innerhalb des Staated an und für ſich begründet noch nicht die Eigenſchaft ald Preuße. 

Die Naturalifation umfaßt zugleich die Ehefrau und die unter der väterlihen Gewalt be: 
findlichen minorennen Kinder. 

Berloren geht die Staatdangshörigkeit: a) durch Entlaffung auf Antrag des Unterthang; 
b) durch Ausfpruch der Kandespolizeibehörde, wenn der zur Rückkehr binnen einer beflimmten 
Friſt aufgeforderte Unterthan der Aufforderung nicht Folge leiftet; c) durch zehniährigen Auf: 
enthalt im Auslande (ohne Erlaubniß oder Erneuerung berjelben); d) durch Verheirathung 
einer preußifchen Unterthanin an einen Ausländer. 

Auch die Entlaffung umfaßt die Ehefrau und die unter väterlicher Gewalt ſtehenden mino: 
rennen Kinder. 

Eintritt in fremde Staatödienfte ohne vorgängige Erlaubniß hebt das Staatdangehörig: 
feitöverhältnig nicht auf, desgleichen nicht Anftellung als Gonful u. ſ. w. ſeitens einer fremden 
Macht im Inlande, Vgl. v. Rönne, „Das Staatdrecht der preußifhen Monarchie“, 1, $. 90, 
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hörte hier Fichte und ging einige Zeit mit mehreren andern ftrebfamen Studirenden, die ſich zu 
einer philoſophiſchen Geſellſchaft vereinigt hatten, auf deſſen Wiffenfhaftslehre ein, trennte ih 
aber bald und erflärte jpäter, von ihm nur gelernt zu haben, wie man nit philoſophiten 
müfle. In dem Studium der alten Philofophie wurde er insbefondere von dem Syſtem ver 
Eleaten angezogen, welches auch einen entſcheidenden Einfluß auf feine philoſophiſche Richtung 
ausgeübt hat. Nach brendigtem Studium ging er von 1797—1800 ald Hauslehrer in die 
Schweiz, lernte hier Peftalozzi und deſſen Lehre und Anftalten fennen und erhielt dadurch eine 
tiefere Anregung für das Studium und die wiffenfchaftlice Bearbeitung der Pädagogik, mit 
wekher er ſich hauptſächlich zwei Jahre hindurch auf dem Landgute eines Freundes (I. Schmidt) 
beihäftigte. Im Jahre 1802 habilitirte er fi in Göttingen ald Privatdocent der Philvjopbie, 
wurde wenige Jahre nachher außerordentlicher Profeflor, folgte aber im Jahre 1809 einem 
Rufe nad) Königsberg als ordentlicher Profeſſor ver Philofophie und Pädagogik und entfaltete 
bier die längile und bedeutendfte akademiſche und ſchriftſtelleriſche Wirkfamkeit. Im Jahre 
1833 wurde er nad) dem Tode von ©. E. Schulze (dem fogenannten Aneſidemus) nad Göttin: 
gen berufen, wo er bis zu feinem Tode, 14. Aug. 1841, ald beliebter und gejhägter Lehrer 
wirkte. Seine Schriften find gefanımelt und herausgegeben von Hartenftein (12 Bde., Leip⸗ 
zig 1850 — 52), welder in der Vorrede zu feiner Ausgabe ver Fleinern philoſophiſchen Schrif— 
ten H.'s aud ausführlidhere biographiſche Mitteilungen gemadt hat. Won ven Schriften 
9.8 jind bejonders hervorzuheben: „Die Hauptpunfte der Metaphyſik“ (Göttingen 1802); 
„Lehrbuch zur Einleitung in die Philofophie‘ (Königsberg 1813; vierte Auflage 1837); „Bis: 
hologie ald Wiſſenſchaft“ (Königsberg 1824); „Allgemeine Metaphyfif (Königäberg 1829). 
Die Anſichten über Recht und Staat find befonders entwidelt in ver „Allgemeinen praftifchen 
Philoſophie“ (Göttingen 1808) und in der „Analytiſchen Beleuchtung des Naturrechts und ber 
Moral’ (Göttingen 1836, Bd. 8 ver Geſammtausgabe). Liber H.'s Rechts- und Staatslehre ſ. 
auch Hartenftein, „Grundbegriffe der ethiſchen Wiſſenſchaften“ (Leipzig 1844); Thilo, „Die 
theologifirende Rechts- und Staatslehre“ (Reipzig 1861). Gegen 9.8 praftiihe Philoſophie 
bejonders Trendelenburg, „H.'s praktifche PHilofophie und die Ethif der Alten” (Berlin 1856). 
Die H.'ſche PHilofophie hat in Deutſchland und namentlich auch in Öfterreich eine bedeutende 
Verbreitung gefunden; fie ift hauptſächlich vertreten durch Drobifh, Hartenjtein, Waitz, 
Stoy, Strümpell (Dorpat); in Ofterreih (mo zuerft Exner, geft. 1852 in Prag, erfolg: 
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reich lehrte) durch Lott, Zimmermann, Volfmann. Ritter („Chriſtliche Philoſophie“, II, 812) 
Spricht die Anſicht aus, daß dieſe Philofophie mehr ald jede andere erwähnenswerthe in ihren 
pojitiven Ergebniffen ein Sondereigenthum der Schule geblieben fei und mehr einen Erfolg ver 
Achtung als einen durdgreifenden Einfluß auf die Umbildung der wiſſenſchaftlichen Beſtrebun— 
gen gewonnen habe. Von H.'s Anfihten über Recht und Staat gilt dies bisjegt unbedingt; 
der Einfluß von H.'s Pſychologie und Pädagogik ift aber gewiß höher anzuſchlagen, wie dies 
auch in Bezug auf legtere von E. Moller in deſſen Darftelung und Kritik der pädagogiſchen 
Lehren H.'s in der „Pädagogiſchen Encyklopädie”, II, 394—440, anerkannt wird. 

Die hier varzulegende Rechts- und Staatälehre H.'s ſteht zwar in einem ziemlich lofen Zu: 
fammenhange mit den theoretifhen Disriplinen, jegt aber doch zu ihrem Verftänpniß eine kurze 
Bezeihnung des Orunddarafterd und der in den allgemeinen Lehren ausgeprägten Richtung 
ded Syſtems voraus, 

9.8 Philoſophie ift als ein Sprößling aus der gemeinfamen Wurzel ded Kant'ſchen Kris 
ticismus zu betrachten; aber jowie H. ſelbſt öfter darauf hingewieſen hat, daß man feit Fichte 
nur die eine Seite des Kant'ſchen Syſtems, die Richtung zum Transſcendenten und Abfoluten 
ausgebildet habe, fo ftellt er ſich, ſofort im Gegenjag gegen Fichte, die Aufgabe, das Erfahrungs 
gebiet forgfältiger zu durchforſchen, geht jedoch hierbei von Borausfegungen aus und gelangt zu 
Folgerungen, melde ihn gänzlich von der Kant'ſchen Bahn abgelenft und in die Strömung bed 
fenfualiftiihen Empirismus getrieben haben würden, wenn er nicht, wenigftend in dogmatiſcher 
Behauptung, ein abfoluted Moment feftgehalten hätte. In Kant's Syſteme hatten die empirische 
und die ideale Seite der philoſophiſchen Forſchung nicht ihre richtige Vermittelung erhalten, die 
Erfahrung war nicht zu ihrem Rechte gefommen, das Transſcendente hatte das Übergewicht er: 
halten, und in weiterer Gonfequenz wurde daher das Abjolute, welches Kant im theoretifchen 
und praftifhen Gebiete nachwies, aber im endlichen Subjecte fefthalten wollte, bald von den 
Nahfolgern über das Subjert und alle Erfahrung hinaus zu feinem legten Grunde, dem unend= 
lichen abfoluten Wefen, erhoben und darin zufammengefaßt. Gegen dieje ganze abfolute Rich— 
tung bildet nun H.'s Lehre das entſchiedene Gegengewicht, indem jie die Korderung einer er— 
fahrungsmäßigen Betrahtung der Dinge aufftellt, gegen das alles in ſich verzehrende All: 
Eine die realiftifche Vielheit, gegen dad Princip der innern Bewegung und Entwidelung das 
Princip ded Sein, des Bleibenden und Unveränderlien geltend madıt. Aber dieſes an ſich un— 
beftreitbare Verdienft wird weſentlich dadurch geſchmälert, daß H. ſelbſt die Erfahrungsmethode 
keineswegs einhält, fondern unter dem Einfluß des in der neuern deutſchen Philojophie herr— 
fchenden Geiftes ebenfo hypothetiſch und poftulirend verfährt, wie ed die von ihm befämpften 
Philojophen nad einer andern Richtung gethan Hatten. 

Hegel hatte gegen Schelling bemerkt, daß das Abfolute bei ihm wie aus der Piftole geſchoſ— 
fen erſcheine. Auch H. tritt gleich im Anfange mit einer abfoluten Behauptung auf, fegt der ab= 
foluten Rofition des Einen Unendlichen die abjolute Bofltion der endlihen Einheiten in der 
Mannidfaltigkeit ver Erfcheinungen entgegen, indem er ohne Beweis behauptet, daß die „Biel: 
beit in der Erſcheinung auf eine Vielheit des Seins hinweiſe“ und diefes Sein als eine Vielheit 
von abjoluten endlichen Einheiten, „Realen, „Monaden“ begriffen werden müfle. Das gewöhn⸗ 
liche empirische Bewußtſein wird diefer von einer Seite gewiß richtigen Anſicht H.'s beiftimmen, 
aber die höhere philoſophiſche Forſchung Hat fich ſtets die Aufgabe geftellt, zugleich den realen 
Zufammenhang in einer höchſten Einheit ald gemeinfamenm Princip und Grunde zu erkennen, 
ift freilich dabei öfter in das Ertrem ded moniftifchen Idealismus und Pantheismus gerathen, 
welcher die höchſte Einheit, Gott, Idee, Weltfeele, ald das allzeine Reale, ald das bleibende We- 
fen aller endlichen Erſcheinung begriff; aber diefem Ertrem fegt H. einfach das andere Ertrem 
der Vielheit abfoluter, durchaus felbftändiger einzelner Realen entgegen, leugnet ihren realen 
Zufammenhang und alle innere Entiwidelung, flieht bei viefen Realen nur äußere Beziehungen, 
ein äußeres „Geſchehen“, und gelangt in der daraus fi} ergebenden „Methode der Beziehungen‘ 
zu der äußerlichen mathematifhen und mechaniſchen Betrahtungsweife der Dinge und Ver— 
hältniffe, die das ganze Syflem charakteriſirt und auch auf das Seelenleben des Menſchen und 
der menſchlichen Gejellihaft angewandt worden if. Aus dem Syfteme find hier nur die haupt⸗ 
ſächlichſten Anfichten ver Pſychologie und praftifhen Philofophie, infoweit jie eine Grundlage 
von H.'s Rechts- und Staatölehre find, kurz zu berühren. 

In der Pfochologie bildet H. weientlih den Gegenſatz von Fichte, tritt aber glei im Be— 
ginne mit Behauptungen auf, die, unbefangen betrachtet, fich vielfach noch mehr ald die Kichte'- 
fhen Deductionen von aller wirklihen Beobahtung entfernen, Nach H. ift nicht das Ich das 
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Reale in den Seelenzuftänden, indem das Ich gay feine Einheit, jondern eine Vielheit jei, 
da ein jeder in jedem beſondern Zuftande, in weldhem er Ich jage, in Wirflichkeit ein anderes 
Ich, die gleiche Ichheit alfo nur ein Abftractum ſei. Das Reale in den wechjelnden Ichen ift nad 
H. die Seele. Diefe fol aber, nad) dem obigen poftulirten Begriffe ded „Realen“, ald Reales ab: 
folut einfah, ohne Vielheit der Dualität, ohne Vermögen und Anlagen, weder etwas zu em: 
pfangen, nod zu produciren, ohne Fähigkeiten und Kräfte und ohne urfprünglide Ihätigfeit, 
nit irgendwo, nihtirgendwann, ewig, unauflöslid und unzerſtörbar und daher aud ewig fort: 
dauernd fein. („Lehrbuch zur Pſychologie““, $. 150 fg.) Das find aber ſicherlich abſolute, pofi- 
tive und negative, Behauptungen, die theild über alle wirkliche Selbſtbeobachtung, die Doch ver 
allem enticheivend fein muß, gänzlich hinausliegen, theild mit ihr in völligem Widerfprude 
ftehen, und bei denen man inäbefondere auch fragen muß, woher denn H. die Berechtigung 
nimmt, ein fo abfolut einfaches, vermögenslofes, durchaus ſtarres Ding, wie es für Die atomi: 
ſtiſche Naturauffaffung aud) ein Atom ift, eine Seele zu nennen. Andere Bhilofophen Haben 
ih bemüht, den Unterſchied der Seele von andern Dingen zu finden und zu beflimmen. Wenn 
Schelling die Seele „eine Kraft der Vergegenwärtigung ded Vielen in einer Einheit‘ nannte, 
jo wird jeder durch die Thatſache des Bewußtfeind darin eine wefentlihe Wahrheit ausgedrückt 
finden. Zu 9.8 Nealem muß man aber die Seele hinzudenfen, wenn man Seelenhaftes darin 
finden will. Nad der „realen“ Grundanſicht leugnet nun H. alle innere Entwidelung in der 
Seele, alle® innere Werben und Leben ; nichts foll in die Seele hineinfommen, niht& in ihr vor: 
gehen, jondern alled nur an ihr und mit ihr gefchehen durch Die äußern Beziehungen, in melde 
fie zu andern „Realen“ tritt und welche, wie H. bemerkt, nad einem aus der Körperwelt ent: 
lehnten Gleihniffe, fih ald Drud und Gegendruck bezeihnen laffen. Durd einen Drud ven 
andern Realen würbe aber in der Seele etwas geändert werben, wenn fie fich nicht durch Gegen: 
druck ſelbſt erhielte. Diefe Selbjterbaltungen, behauptet H. jofort, find die Vorftellungen, deren 
Summe (?) das Bewußtſein ift, und auf dieſes Utphänomen der Vorftellung ald Selbiterhaltung 
führt 9. alle pſychiſchen Zuftände zurück und läßt Gefühl, Begehren, Wollen nicht als unter: 
ſchiedene Vermögen, welde ev grundfäglic vermwirft, jondern nur ald verſchiedene Zuftände 
aus der verichiedenen Verfnüpfung der ſich mannichfach drängenden und drückenden Vorſtel— 
lungen entipringen. In diefer äußern mechanifhen Bewegung der Vorftellungen joll Ge— 
fühl derjenige „gepreßte Zuſtand“ oder die „Beftinmung des Bewußtfeind fein, va ein Bor: 
ſtellen zwifchen entgegenwirfenden Kräften eingepreßt ſchwebt“; eine Vorftellung dagegen , die 
ſich gegen Hindernilfe aufarbeitet und dabei mehr und mehr alle andern Vorftellungen nad üb 
beftimmt, indem fie die einen wedt, die andern zurüdtreibt, ift Begehren (Sämmtliche Werkr, 
Bo. VI: „Pſychologie“, Thl. 2, $. 104); das Begehren aber, ‚„‚menn ed mit der Vorausſetzung 
der Erfüllung verbunden ift, ift pas Wollen‘ (Bo. V,$. 107). Schon oft genug ift gegen Diefe 
Anjihten H.'s erinnert und nachgewieſen worden, daß dadurch das Weſen diefer verihiedenen 
Vermögen oder Thätigfeiten gar nicht getroffen und erflärt wird, daß es viele Gefühle gibt, 
welche, wie die expanjiven Gefühle der Freude, Kiebe, Hingebung, gar feine Beflommenbeits: 
zuftände jind, daß das Begehren und dad Wollen feine Vorftellungen find, daß insbefondere 
alle dieſe Zuftände gar nicht ſeeliſche Zuftänvde fein würden, wenn nicht in der Seele nod eine 
andere urjprüngliche Tätigkeit wenigftend ald Neceptivität vorhanden wäre, wodurch Die Serle 
fie in fi aufnimmt und ſich derielben inne wird. Uber viefe Anſichten H.'s find firenge Conſe— 
quenzen der Grundhypotheſe und fönnten nur mit Diefer aufgegeben werben. 

An die Lehre vom Willen fließt ih die praktiſche Philofophie H.'8 an. In der Auffaffung 
des Willens, der, ohne ein befonderes Vermögen zu fein, nur in dem Verhältniffe ver Beherr: 
fung der Vorftellungen untereinander liegen und zur Gntfheidung durch eine gewifle Maſſe 
von Borftellungen beftimmt werden joll, vie jih dauernd im Bewußtjein halten, tritt H. zuvör⸗ 

derſt der srandjcendenten Sreiheitölehre entgegen, wie fie befonders von Kant aufgeftellt war. 
Kant (ſ. d. Art.) hatte die Freiheit im Menfchen ald den realen Berfnüpfungspunft einer ſinnlichen 
und überfinnlihen Welt bezeichnet, den Grund der Freiheit aber in dem überfinnlihen Vermögen 
des Menjchen erkannt, eine Reihe von Handlungen, unabhängig voneiner vorhergehenden Reihe, 
abjolut von neuem in einer neuen Richtung beginnen zu fünnen. Für die richtige Beurtheilung 
der menihliden Handlungen mup aber ver Wille nicht blos nach dem überfinnlihen abjoluten 
Momente, jondern aud nach allen bevingenden endlichen Verhältniffen aufgefaßt werben. Die 
jpätere philoſophiſche Entwidelung ließ jedoch in zwei entgegengelegten Richtungen Die Freiheit 
untergeben. Segel vernichtete fie im Menſchen, invem er alles Endliche, Bedingte als bloßen 
Stein in dem Abjoluten untergehen ließ; H. dagegen vernichtet fie, indem er das transſcen dente 
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abfolute Moment im Willen leugnet und nur die allerdings fehr wichtigen und noch feines: 
wegs genügend unterfuchten bedingenden Verhältniſſe und Umflände des menſchlichen Handelns, 
deren richtige Beachtung im praftifchen Leben aud vielfach zu einer gerechtern und wirklich huma⸗ 
nen Beurtheilung führen würde, anerkennt und in Betracht zieht. Durch dieſe Leugnung der unbe: 
dingten und überfinnlichen Principien des menſchlichen Handelns, der Übermacht derreinen Pflicht: 
idee über die Äinnlichen Triebfräfte und über „eine gewiffe Maffe von VBorftellungen‘ würde $. in 
der praftifhen Philofophie gänzlich in die Strömung und zu den Gonfequenzen des Seniualis: 
mus getrieben worden jein, wenn er nicht auch bier, freilich nur poftulirend und in wiffenfchaft: 
li ungenügender Weije, ein Unbedingtes feftgehalten hätte. Die praktiihe Philoſophie wird 
nämlich von H. al ein Zweig der Afthetif behandelt. Diefe hat überhaupt die Begriffe zu ent: 
wickeln, weldye durch ihre Borftellung, abgejehen von ihrer Realität oder Nichtrealität, Gefallen 
oder Misfallen erregen, weil das Schöne und Häßliche, insbeſondere das Löbliche und Schänb: 
liche, eine urfprüngliche Evidenz beſitzt, vermöge deren es klar ift, ohne gelernt und bewieſen zu 
fein. Die praktiſche Philofophie ift aber derjenige Theil, welder die unbedingt gefallenden und 
misfallenden Willendverhältniffe und die Vorihriften, jene heroorzubringen, dieſe zu vermeis 
den, entwidelt. So nimmt auch H. fofort ein Unbedingtes an, verlegt ed aber in das, was im 
Menihen das Subjectivfte ift, in das Gefallen und Misfallen,, welches wejentlich durch das am 
meiften fubjective Gefühl mitbeftimmt wird. Im tieferer und höherer Weife hatte Kant, in 
Unterfheidung des idealen Menſchen ald Vernunftweiend und bes jinnlihen Menſchen, das Un— 
bedingte in dem abjoluten Vernunftgebote (Fategoriichen Imperativ) erblidt, dad Gute, bie 
Pflicht, rein um des Guten, der Pflicht willen, zu üben, und hatte auch dem einzelnen Subjecte in 
der Vorſchrift „ſo zu handeln, dag die Marime jeined Willens zum Princip einer allgemeinen 
Gejeggebung erhoben werben kann“, einen beftimmten, wenn auch ungenügenden, formalzlogi- 
ſchen Weg gezeigt, um fi über das Subjertive hinaus zu einem allgemeinen, für alle glei ver: 
bindlichen Bernunftgejege zu erbeben. Einen wilfenihaftlihen Beweis von dieſem abjoluten Ber= 
nunftgebote hatte zwar Kant für unmöglich gehalten ; die philoſophiſche Forſchung fonnte fid 
aber bei diejem abjoluten Poſtulate nicht beruhigen, erhob fi in den folgenden Syitemen zu 
den höchſten meienhaften und lebendigen Princip des Abfoluten, welches zwar in den befannte= 
ften Syftemen pantheiftifdh aufgefaßt wurde, aber doch den ethiſchen Willenfchaften eine tiefere 
Grundlage gegeben hat. H. hat nad) feinem Grunde des Gefallens und Misfallens gefragt, 
und da er nicht einmal wie Kant im Subjecte jelbit ein urfprünglich Höheres, Überfinnliches, 
den Idealmenſchen nachwies, fo hat feine Behauptung gar feinen Anhaltspunkt; der Stand: 
punkt ſelbſt it nur fubjectiv motivirt; e8 hat H. unbedingt gefallen, ihn jo anzımehmen. 

Die Willensverhältniffe, mit welchen fih nad H. die praftifche Bhilofophie beihäftigt, find 
zwiefacher Aut; fie find theils urfprüngliche, theild abgeleitete. Die urfprünglichen find die Ber: 
hältniffe und die ihnen entſprechenden Ideen der innern Freiheit, der Vollkommenheit, des 
Wohlwollens, ded Rechts und ver Billigfeit. Durd die Anwendung diefer Ideen auf eine 
Mehrheit von Menſchen entftehen entipredyende abgeleitete gejellichaftliche Ipeen, welche, mehr 
ver Zeit nach, als Rechtsgeſellſchaft, als Lohnſyſtem, ald Berwaltungsfoftem, ala Culturſyſtem 
und ald bejeelte Gejellihaft (entipredhend ven Ideen des Rechts, ver Billigkeit, des Wohlwollens, 
der VBollfommenheit und der innern Freiheit) ih bilden. Diefe urfprünglichen Ideen findet 9. 
nicht Durch Ableitung aus einen gemeinfamen Prineip, fondern durch Betrachtung eines Wol: 
lens 1) zu ſich jelbft, 2) im Verhältniß eined andern Wollens, welches Verhältnig entweder 
3) blos vorgeftellt oder ein wirflies und in dieſem Kalle entweder 4) unabfihtlid over 5) ab⸗— 
fihtlich fein kann, Iſt nun hiernach, in qualitativer Hinficht, eine gefallende Ginftimmung zwi: 
{chen dem Wollen und feiner Beurtbeilung von feiten des Wollenden vorhanden, fo befteht Die 
innere Freiheit. Wird aber in auantitativer Hinficht das Verhältniß der Willensäußerungen 
nad Stärfe und Schwäche betrachtet, ſodaß dad in der Vergleihung vorfommende Größere dem 
Kleinern zum Mapftabe dient, wohin e8 gelangen müffe, um nicht zu misfallen, fo entſteht die 
Idee der Vollkommenheit. Befteht ein Verhältniß zwifchen der Vorftellung von einem fremden 
Wollen und dem entweder einftinnmenden oder ſich entgegenjegenden eigenen Wollen, fo ergibt 
ſich die Joee des Wohlwollens oder uͤbelwollens. Wenn aber zwei Willen in Bezug auf einen 
Gegenftand, auf welchen ſie beide unmittelbar gerichtet find, ftreiten, jo entipringt aus dem Mis- 
fallen am Streite die Idee des Rechts. Im Streite liegt an ſich fein Übelwollen. Denn beide 
Willen kommen nicht abſichtlich unmittelbar, fondern nur mittelbar in Bezug auf einen Gegen: 
ftand in einen Conflict, der jedoch unbedingt misfällt. Ein legtes, ebenfalls durch Misfallen 
bezeichneteö Verhältniß entiteht aus abfichtlihem Wohl- und Wehethun, injofern dieſes blos ald 
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eine äußere zur Ausführung gediehene Handlung, ohne Rückſicht auf den Werth der Gefinnung, 
betrachtet wird. Aus diefem Verhältniß entfpringt die Idee der Vergeltung oder der Billigkeit, 
indem die unvergoltene That (melde unter gewiffen nähern Beftimmungen in bloßer Nach— 
läffigfeit beftehen fann) ven Begriff einer Störung mit ſich führt, die durd die Vergeltung ge= 
tilgt wird. Hierauf beruhen die Begriffe von Lohn und Strafe, jofern beides verbient ift und 
nicht etwa als Mittel zu gewiſſen Zweden gebraucht wird. („Lehrbuch zur Einleitung im die 
Philoſophie“, S. 109 fg.) 

Unter diejen von $. rein vom fubjectiven Willen aus beftimmten praftifchen Iveen, auf 
deren Würdigung hier nicht weiter einzugehen ift, muß nun das Recht und vie Rechtslehre etwas 
näher betrachtet werden. Ihrem Grundcharakter nad gehört H.'s Rechts- und Staatälehre zu 
der fogenannten jubjectiven Rihtung. Es haben jih nämlich feit den legten drei Jahrhunder⸗ 
ten in der Wiffenfhaft und im Leben des Rechts und des Staated zwei entgegengelegte Rich— 
tungen, die man als jubjective und objective zu bezeichnen pflegt, im Kampfe ihrer Principien 
immer fchärfer ausgeprägt, von denen bie eine blos vom individuellen Subjecte aus ald Pro: 
duct jeines Willend Recht und Staat entftehen läßt, die andere dagegen Redt und Staat ver 
allem ald eine in den objectiven Rebendverhältniffen gegründete Ordnung begreift, welche zwar 
vernunft= und erfahrungsgemäß zu erforfhhen und dur die menfchliche Freiheit zu geftalten 
und jtetig fortzubilden ift, deren Principien und Geſetze aber ihren Grund in dem objectiven 
Weſen der Dinge und zuhöchſt in Gott haben. Die erfte Richtung ift hauptſächlich in Frank— 
reich jeit Rouffeau zur Ausbildung und in der Sranzöjifhen Revolution zur Ausführung ge: 
fommen, die andere vornehmlich in Deutfchland durh Kant eingeleitet und fpäter mehr und 
mehr durchgebildet worden, ſodaß heute, ungeachtet wejentlicher Verſchiedenheiten in der Be: 
gründung und nahern Beftimmung der Principien, dieſe höhere objective Auffaffung bei allen 
namhaften Vertretern der rechtöphilofophifchen und politifchen Wiffenfhaften in Deutſchland 
vorberrihend geworben iſt.) H.'s Rechts- und Staatdlehre gehört Dagegen unverkennbar der 
jubjeetiven Richtung an, wird aber von deren legten Gonfequenzen dadurch zurüdgebalten, 
daß doc in dem fubjectiven Gefallen und Misfallen ein abſolutes Moment anerfannt wird. 

In 9.3 Rechtslehre ift zuvörderſt das Princip des Rechts, welches aus dem unbeving- 
ten Misfallen am Streite entftehen joll, in nähere Erwägung zu ziehen. Es würde ganz unz 
gehörig fein, wenn man diefed Princip H.'s einfach durch ein anderes philofophifches Prin- 
cip befämpfen wollte. Es gibt aber gewiffe Anforderungen, die ohne Ausnahme an alle 
rechtöphilofophifche Theorien geftellt werden müflen. Gerade H. würde gewiß die Forderung 
vollfommen begründet gefunden haben, daß eine philofophifche Lehre die wirklichen Dinge 
und Berhältniffe, auf welche fie ſich bezieht, im irgendeiner Weife treffen muß, aub wenn 
fie manches Unvollfommene und Verfehlte darin nahweifen jollte. Gerade das Rechtsleben 
bat ih, nad feinem vorwaltend äußerlihen Charakter, mehr als ein anderes ſittliches Ge— 
biet nach allen Richtungen in fo beftimmten Formen und Iuftituten ausgeprägt, daß, wie 
unvollfonmen diefelben aud fein mögen, eine gewiſſe Gontrole über die Nichtigkeit rechts— 
philoſophiſcher Theorien dadurch am leichteften möglich ift. Won diefem praktiſchen Stand— 
punfte aus ift aber H.'s von dem Berhältniffe des „Streites“ ausgehende Rechtstheorie mebr 
ald irgendeine andere ald eine gänzlich verfehlte zu betrachten. H. will zwar feine Theorie an 


1) In meiner Feftrede zur Fichtefeier: „Fichte's politifche Lehre in ihrer wiffenfchaftlichen, culturs 
geihichtlichen und allgemeinen nationalen Bedeutung‘ (Leipzig 1862), habe ich diefe beiden Grundrich— 
tungen als bie romaniſche und germanifche Rechts- und Staatsauffaflung nad) ihrem Urfprunge, Gegen: 
fage und Kampfe charafterifirt und in Fichte's Kehre, in den beiden Epochen der philofophifchen Specu: 
lation, die Abfpiegelung diefes Kampfes, wie er mit dem Siege der höhern Staatsidee endet, nadhge: 
wiefen. Bin Anhänger H.'s, C. 9. Thilo, hat dagegen früher die ganze höhere, wahrhaft germanifche 
Richtung in der Rechts: und Staatslehre feit Kant als „Die theologifirende Recyts- und Staatslehre‘ 
(2eipzig 1861) dargeftellt und zu befämpfen gefucht. Es fommt nun freilich zuvörderft nicht auf dem 
Namen an, allein der Verfaſſer, felbft Theolog, follte doch wifien, daß man unter Theologie ein Syſtem 
pofitiver Religion verfteht und man daher eine freie philofophifche Forfchung, in welcher fich alle großen 
Denfer , Platon wie Ariftoteles, Descartes, Spinyza, Leibniz, wie die nenern, Fichte, Schelling u. a., 
zum höchften Princip des Abfoluten, Gott, erhoben haben, ebenfo unrichtig theologijirend nennt, als 
einige die H.'fche Lehre aus entgegengefegtem Grunde atheiftifch genannt haben. Bor allem muß man 
aber dem Verfaffer zu bedenfen geben, dab das einzige Element, welches die H.'ſche Ethif und Rechte: 
lehre vor den völligen Gonfequenzen des Senfualismus bewahrt, in dem ſchwachen Schimmer des Ab— 
foluten liegt, den H. aus dem abfoluten Moralprincip Kant's entlehnt und ohne weitere Rechtfertigung 
in das „abſolute Moment des Gefallens und Misfallens‘ verlegt hat, der aber, ohne erfennbare und 
wifienfaftlich durchgeführte Beziehung zu feiner wahren höchften Lichtquelle, ganz fruftlos bleibt. 
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das Geſellſchaftsprincip von Hugo Grotiud anlehnen, indem er behauptet, daß der Sag: Der 
Streit misfällt, fein ganzes fhöned Werf belebe (ſ. „Analytifche Beleuchtung des Naturrechts“, 
Sämmtliche Werke, Bd. VII, $.55), und nur tadelt, daß bei Grotius der Begriff der Gefellfchaft 
zu früh fomme undder Begriff des Streited überfprungen worden fei; allein ed bezeichnet gerade 
den höhern Stanppunft von Grotius, daß er den unmittelbaren Ausgang von der Natur der 
menschlichen Gefellichaft nahm, die zwar bie Möglichkeit, aber nicht die Nothwendigkeit des Strei- 
tes einfchließt, und er war zu fehr Rechtögelehrter, um das Recht blos auf Streit zu beziehen oder 
gar daraus hervorgehen zu laflen. Den eigentlichen Anftoß zu H.'s Lehre fcheint vielmehr die 
erfte Fichte'ſche Rechtstheorie gegeben zu haben, die von ber Selbftfucht des finnlihen Menſchen 
und dem möglichen Streit außging (ſ. meine „Feſtrede zur Fichtefeier““, ©. 15), aber dad Prin— 
cip des Rechto doch ſachgemäßer beftimmte. Die weſentlichen Gebrechen, an welchen H.'s Rechts: 
lehre leidet, laſſen fi in die zwei Hauptpunfte zufammenfaffen, daß ſie einerſeits eine und zwar 
nur theilweife Veranlaffung zur Beftftellung des Rechts mit dem eigentlihen Grunde und der 
Duelle verwechfelt, und daß fie zum Theil auch aus diefem Orunde dad, worauf es vor allem 
in einer Rechtsphiloſophie anfommt, die Beſtimmung des Princips oder Begriffs des Rechts, 
gar nicht gibt und nicht zu geben vermag. In Hinfiht auf den erſten Punkt liegt ed freilich auf 
der Hand, daß das Necht vielfach Bezug auf Streitigkeiten hat, zur Vorbeugung wie zur Shlid: 
tung von Steeitigfeiten beftebt; aber, abgefehen davon, was ſchon gegen H.’8 Erklärung der 
Entitehung des Rechts bemerft worden ift (ſ. Fichte, „„Syftem der Ethik“, 1850, I, 360), 
daß auch im Rechte nicht jeder Streit unbedingt misfällt und eine durch Lebensverhältniſſe ge: 
borene Pflicht fein Fann (mie auch im Gebiete der Miffenichaft ein Streit oft Pflicht ift, obwol 
er fubjectiv dem Streitenden gar nicht gefällt), fo ift überhaupt der Streit oder das Misfallen 
am Streite nicht die wahre Duelle des Rechts. Schon der Eivilrechtögelehrte weiß, daß es 
außer einer ftreitigen Rechtspflege eine nicht ftreitige, vielfach fürforgliche Nechtöpflege gibt; der 
Stäatsrechtslehrer erkennt noch Flarer, daß der Zweck des Staates au nur zu einem Theile in 
Beitellung von Berichten liegt, dad ganze Gebiet der Adminiftration oder eigentlichen Verwal: 
tung durch Zwecke des öffentlichen Wohls beitimmt ift, welche aber was wohl zu bemerken, nad 
rechtlichen, aus feinem Misfallen am Streite zu erklärenden Normen und Formen zu vollführen 
find. Gine Rechtsphiloſophie, die ihrer Aufgabe gewachſen ift, muB daher das Princip des 
Rechts auch nach diefen Richtungen der Anwendung zu beflimmen und in der erften Duelle nad: 
zumweifen im Stande fein. Es war ein Grundgebredhen ded alten Naturrechts, daß es, im Wider: 
fpruch mit den wirflichen Lebensverhältniffen, die Menfhen nur in ihrer Iſolirung als für ih 
beftebende Individuen auffaßte, ald wenn dies der erfte natürliche Zuftand wäre, während in 
Wahrheit alle Menichen aus der urſprünglichen Gemeinihaft der Familie hervorgehen und 
ihr angehören. Sowie die neuere Staatswiſſenſchaft den natürlichen und zugleich rechtlich-ſitt— 
lihen Urfprung des Staates in der Familie nachweiſt, fo hat auch die philofophifche Rechte: 
wiffenfchaft das erfte Gebiet ver geſellſchaftlichen Verwirflihung des Rechts nicht in ifolict ſte— 
benden und flreitend ihren Egoismus einander zufehrenden Individuen, fondern in der Familie 
zu fuchen. Hier erfcheint fofort der Menſch als das, mas er,in Wahrheit it, als ein für ſich 
feiendes perjönliches Einzelweſen und zugleich als ein Glied der Gemeinihaft, und ver wahr: 
haft menſchliche Urſprung und Zweck des Rechts wird dann in der Nothwendigkeit erfannt, die 
äußere Geftaltung der menſchlichen Lebensverhältniſſe nad beiden Seiten zu regeln, nad ven 
Bedingungen des freien Fürſichſeins und Handelns in dem einem jeden zufommenden privat: 
rechtlichen Berfönlichkeitöfreife, und nad allen Bedingungen des Gemeinlebend und der dadurd 
gebotenen, nach den Berhältniffen verichieven geregelten Fürforge und ergänzenden Unterftügung 
in allen Gebieten des geiftigen, fittlihen und materiellen Lebens. Die Rüdfiht auf Streit, 
Borbeugung und Beilegung deflelben ift ein nicht unwichtiges, aber nur theilmeifed und unter: 
georbneted Moment, und glüdlicherweife wird auch zum bei weitem ig Theile das, was Recht 
ift, ohne Streit und ohne Rückſicht auf Streit gethan und geleiftet. H. ift nun überhaupt nicht 
über den Standpunkt des alten, die Menfchen in ihrer ifolirten Individualität auffaffenden 
Naturrechts hinaudgefommen, bat-aber zudem bie eigentliche Aufgabe, um deren Löfung es ſich 
handelt, eigentlich gar nicht berührt. In allen Syſtemen des alten Naturrechts wie der neuern 
Rechtsphiloſophie Hat man ſtets ein Princip des Rechts, eine objective Norm oder Rihtihnur 
zur Beflimmung und Beurtheilung des rechtlichen Charakters der menfhlihen Handlungen 
geſucht. H. läßt diefes für Die ganze Rechtsphiloſophie wichtigite Problem ganz zur Seite lie: 

gen, verlegt das Recht ganz Mr das fubjective Belieben, ſieht in ihm fein höheres leitentes 
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Prineip des Solleng für das Wollen, fondern betrachtet nur das ald Recht, was der Wille ver 
Streitenden durch Übereinkunft zur Schlichtung des Streites feftgefegt hat. Das alte Natur: 
recht hatte zwar auch in höchſt einfeitiger Weife ein wichtiges Gebiet des Rechts, das Obliga- 
tionenrecht, nur aus Verträgen entftehen laflen (nulla obligatio nisi ex contractu) und den 
rechtlichen Charakter der fo wichtigen Zuftandsobligationen, ber einfeitigen Geſchäftsobliga— 
tionen, felbft ver Delict8obligationen verfannt; 9. treibt aber diefe Einſeitigkeit auf Die Spitze, 
indem er alles Recht nur aus Verträgen hervorgehen läßt, was, wie er jelbft zugibt, hiſtoriſch 
nicht der Fall ift, aber, wie er meint, der Idee nad fein ſollte. Glücklicherweiſe hat ſich das 
Rechtsleben nach den natürlichen Trieben und Bedürfniſſen mannichfach viel vernünftiger aus— 
gebildet und feine Wege der Entwidelung vollftändiger und fiherer gefunden, ald wenn ed ih 
eine ſolche abftracte und fubjective Nectötheorie zum Führer genommen hätte. Ein Subjetti: 
vismus, wie er in H.'s Anſicht hervortritt, zerftört im Grunde alle grundfägliche, objective, aus 
dem Weſen der Berhältniffe gefhöpfte Rechtswiſſenſchaft. In feiner Lehre und Materie ift aus 
dem Misfallen am Streit das, was der Nechtögelehrte den „Inhalt“ der Rechtsverhältniſſe 
nennt, d.i. das Ganze der den objectiven Rechtsnormen entiprehenden rechtlichen Befugnifſe 
und Verbindlichkeiten, abzuleiten; nirgends ift, 3. B. im Sachenrechte, nad dem Princip des 
Misfallens am Streite irgendein Begriff, Inhalt und Unterfhied von Eigentbum, Servitut, 
Prandredt, oder im Obligationenrechte der Begriff irgendeiner Art von Obligation danad zu 
beftimmen. Freilich erkennt H. felbft an, daß dur das von ihm angenommene Rechtöprinciv 
der Inhalt des Rechts nicht zu finden, fondern in den andern praftifchen Ideen der innern Frei: 
beit, des Wohlwollens, der Billigfeit zu fuchen fei. In dieſer Anficht H.'s ift zwar eine wichtige 
Wahrheit anzuerkennen, daß nämlich das Recht mit allen andern praftifhen Ideen in innige 
Beziehung zu fegen fei, aber der Inhalt des Recht ift aus diefen Ideen gar nicht zu entnehmen, 
weil fie bei $. wiederum nur fubjective Willensverbältniffe find. Man denke fi zwei Per: 
fonen, die, im Begriff, einen Vertrag abzuſchließen, von dem beften Willen befeelt jind, von der 
innern Breiheit, dem Wohlmollen u. f. w., fo mird eine foldye Gefinnung im Entgegenfommen 
und Nachgeben die Feftftellung mander Bunfte fehr erleichtern, aber die Weſenheit des Rechts— 
verhältniffes kann dadurch nicht berührt werden. Jeder Rechtögelehrte weiß, daß es ſelbſt in 
den Verträgen, die doch im Rechtsgebiete dem Willen ven weiteften Spielraum eröffnen, einen 
weſentlichen Beſtandtheil, als essentiale negotii, gibt, der durch den Willen der Bacifeirenden 
gar nicht abgeändert werben darf, alfo dem Willen eine objective Schranke jegt; der Rechts— 
philofoph aber, ver nicht in einer Subjectivitätslcehre befangen bleibt, erblicdt überhaupt im 
ganzen Rechtsſyſteme eine objertive Gliederung der menihlihen Lebensverhältniſſe an, wie fie 
ich für alle perſönlichen und fahlihen Güterzmede des Einzel: und Gemeinlebens geftalten, 
welche der menſchlichen Freiheit ihren gebührenden Spielraum gewährt, aber die von ver Willfür 
unabhängigen oder gegen jie aufrecht zu erhaltenden Grundlagen in dem Wefen, in der objec: 
tiven Beſtimmung oder dem inwohnenden Zwede diefer Verbältniffe erkennen läßt. So muß im 
Privatreht das Perſonenrecht nach dem Wefen und den Zwecken der menſchlichen Perjönlichkeit, 
nad) ihren urfprünglichen Gigenihaften und Verbältniffen (Leben, Freiheit, Ehre, Geſundheit 
u. ſ. w.), das Sahenreht nad den Sachgüterverhältniſſen und nad der Verſchiedenheit der 
Sahgüterzwede, je nachdem fie im Eigenthum die volle Macht einer Perfon’ über eine Sache 
oder bloß eine Beſchränkung in der Ausübung durd Servitut u. |. w. verlangen, das Obliga: 
tionenrecht nach der einfachen Verfchienenheit ver menſchlichen Leiftungen für die Verkehrs- Ver— 
bältniffe und Zmede beftimmt werden. Was vom Privatrechte, gilt in noch umfaſſenderer Weiſe 
vom Öffentlichen Nechte. Überall fommt es im Rechte darauf an, nicht das jubjective Wollen 
und Belieben, das Gefallen und Misfallen, fondern die objectiven Lebens: und Güterverhält: 
niffe und ihre Geftaltung durch die Ginzelfreiheit und durd die Gemeinfhaft ins Auge zu faſſen 
und nad) den zu erforihenden ſachlichen Verhältniffen ſowie nad) den Gejegen der Entwidelung 
des gejellfhaftlichen Lebens die Normen und Formen des Rechts feftzuftellen. Das ift der böhere 
Standpunkt, welder in der neuern Rechtsphiloſophie gewonnen ift, die weder vom Subjecte unt 
von jubjectiven Willensverhältniffen aus, noch blos durch das Princip des Rechts felbft, welches 
an fi, wie auch H. richtig erfannt, nur ein Formprincip ift, die Lebensverhältniſſe zu regeln um: 
ternimmt, fondern welche, als ein Zweig der Ethik, aus dem Ganzen ver nicht nach bloßen ſub— 
jectiven Willensverhältniffen, fondern aus den objectiven Lebensverhältniſſen zu ſchöpfenden 
Wiſſenſchaft vom Guten, von der Güterordnung und den Formen ihrer Verwirflihung im Leben 
eine Norm und Form ald Rechtsprincip ableitet und entwidelt, ald eine Weifung, nach welcher 
die Thätigfeit der Einzelnen und der ergänzenden Gemeinſchaft in Grftrebung der einzelnen und 
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gemeinfchaftlihen Güterzwecke zu regeln iſt. Nur eine folde Rechtsphiloſophie kann auch eine 
Weiſung für die Fortbildung der pofitinen Rechtswiſſenſchaft geben, welche vor allem, nad) einem 
tiefern Bebürfniffe unferer Zeit, nody mehr in eine organische Beziehung zu allen Lebens: und 
Güterverhältniffen, indbefontere auch zu den wirthſchaftlichen Güterverhältniffen zu fegen ift. 
Gerade die Rechtsphiloſophie ift aber ein Gebiet, mo ſich jedes größere philoſophiſche Syftem 
am beften praftifch bewähren fann. Auf andern ethiſchen Gebieten, wie der Religionsphilo- 
fophie und der eigentlihen Moral, fann jeder Philofoph in dem jubjectiven Glauben bleiben, 
die richtigen Prineipien aufgeftellt zu haben; aber dad mehr äußere Rechtsleben Hat fi in be= 
fimmten Rechtsverhältniſſen und Inftituten geftaltet und gegliedert, welche zwar mander Fort⸗ 
bildung und tiefern Erfaflung fähig, aber in ihren Grundzügen unverrüdbar find und in ihrer 
Weſenheit begriffen werben müflen. Die Rechtswiſſenſchaft ift vaher für jede, insbeſondere jede 
praftifche Philofophie dad hic Rhodus, hic saltus; fann fie ſich hier nicht bewähren, nicht eini= 
germaßen die Gontrole ver Wirklichkeit aushalten, das Gute darin begreifen und den Weg für 
den meitern Fortſchritt angeben, jo kann fie jih nur die Aufgabe ftellen, die Grundprineipien 
des Syſtems und ver praftifchen Philofophie überhaupt von neuem in Unterfuhung zu ziehen. 

An dad Grundgebrechen im Principe der He'ſchen Rechtslehre knüpfen ih dann weitere, 
hier nur noch furz zu berührende Folgen. H. behauptet zuvörderſt, daß es fein anderes Recht 
als pofitive8 gebe, und tritt dadurch in Widerſpruch mit den wirklichen Errungenihaften der 
wiſſenſchaftlichen und gejellihaftlihen Rechtsbildung, ja mit dem Geifte der modernen Zeit und 
Gultur. Seit dem Mittelalter wird unverfennbar die fortfhreitende Bewegung i im Redt und 
im Staate von der Überzeugung geleitet, daß es vor und über allen pofitiven Sagungen Recht 
und urfprüngliche Nechte ver Menfchen gibt, welche ald Rechte der freien menſchlichen Berfön- 
lichkeit im Gegenfag zu allen Arten ver Hörigfeit, ald Rechte der freien Thätigkeit in allen Ar: 
ten und Gebieten der Arbeit, ald Rechte ber allgemeinen bürgerlichen Gleichheit u. ſ. w. faſt in 
allen Syſtemen der Rechtsphiloſophie und endlich auch im wirklichen Leben eine faſt vollſtändige 
Anerkennung gefunden haben. Im Kampfe der Idee und der ideellen Forderung mit den 
Satzungen des wirklichen Lebens ſind zwar mannichfache Ausſchreitungen und Überftürzungen 
dadurch eingetreten, daß, insbeſondere auf dem ſtaatlichen Gebiete, die Principien meiſtens nur 
formell, abſtraet, ohne Rückſicht auf das Weſen der Verhältniſſe und die Geſetze ihrer Ent— 
wickelung aufgefaßt und durchgeführt wurden, aber auf dem privatrechtlichen Gebiete ſind die 
einfachen und großen Principien der Freiheit der Perſon, des Eigenthums, der Arbeit zu— 
erſt in Frankreich und endlich auch in Deutſchland zur Durchführung gekommen. Die Völker 
können Gott danken, daß es eine Wiſſenſchaft gegeben hat und noch gibt, welche die urſprüng— 
lichen Rechte der Menfchen zur Anerfennung gebradt hat. Die Rechtsphiloſophie hat aller= 
dings einen wichtigen Punkt ichärfer hervorzuheben, daß nämlich alle iveellen Rechte zur wirk— 
lichen Geltung erft durch die Formen des Rechts, durch Gewohnheit und Geſetz, theilweiſe durch 
Vertrag gelangen, hierdurch vermittelt werden müffen und Feine unmittelbare Geltung haben 
fönnen. Es gilt in diefer Hinfiht das Grundprincip, dag alles Recht aud in der Form bed 
Rechts geübt und verwirklicht werden müfle; aber wenn frühere rechtsphiloſophiſche Theorien 
öfter darin fehlten, daß ſie die Form in der Idee verfchwinden ließen, fo ift es gleichfalls irrig, 
wenn H. die Idee in der Form untergehen läßt. 

Mit dem Rechtsprincip ſteht nach H. im innigen Zuſammenhange die Billigkeit. Dieſes 
Princip wird, ganz abweichend vom Sprachgebrauche und von der Auffaſſung in der Willen: 
haft, mit dem Princip der Vergeltung identificirt und ald Maßſtab für Belohnung und Be: 
ftrafung aufgeftellt. Über die Billigkeit und Vergeltung find unter den Anhängern H.'s ver: 
ſchiedene Anfichten ausgebildet worden. Werden aber diefe Principien, wir e8 geſchieht, über: 
haupt nur formal aufgefaßt, jo find fle ganz unbraudbar. Sowie bei dem Lohne die verſchie— 
denen Mopalitäten ind Auge gefaßt werden müffen, das Verhältnig aber zwifchen ver Leiftung 
und dem Entgelt in der Regel incommenfurabel und nad dem formellen Princip der Gleich— 
heit gar nicht zu beftimmen ift, fo ift aud im Strafrehte dad formale Princip der Vergeltung 
ganz untauglid und mehr und mehr vor einer gefunden Betrachtung des Strafverhältniffes 
und Strafzwedtes verihwunden. H. felbft erflärt zwar („Allgemeine praftiiche Philofophie‘, 
S. 206), daß die Bergeltung jelbft nit dad Motiv der Strafe fei, daß es feine Strafe um der 
Strafe willen geben jolle und die Strafe ſich an andere praftifche Ideen, der Bollfommenheit, 

des Mohlwollens over ded Rechts, anlehnen müfle, dadurch die Strafe zur Beflerung ober zur 
Abſchreckung beftimmt fein könne, aber dad Prineip der Vergeltung überhaupt ift in feiner 
44* 
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formalen Faſſung aufzugeben und kann durch eine äußerliche fondretiftiihe Zufammenfai- 
fung mehrerer Zwede in beliebiger ekleftifcher Hervorhebung des einen oder des andern nidt 
berichtigt werben. 

So hat fi) in H.'s Rechtslehre einerfeits eine beftimmte Richtung, die rein fubjective, in- 
dividualiftifhe Rechtsanſchauung, in aller Gonfequenz ausgeprägt, ift dadurch in vollftändigen 
Gegenfag nicht blos mit den höhern objectiven rechtöphilofophifchen Richtungen, fontern auch 
mit dem wirflihen Rechtsleben getreten und kann daher um fo flarer die Einfeitigkeit des 
Standpunftes und die Nothwendigkeit eines andern Ausgangspunftes in einer höhern objectie- 
ethiſchen Auffaflung des menſchlichen Lebens erkennen laffen; andererfeits ift aber anzuerkennen, 
daß H. nicht wie die meiften Altern Naturrechtölehrer und fo manche vofitive Rechtslehrer in ven 
Srrtbum verfällt, dad Recht ald ein durchaus felbftindiges Princip zu betrachten und aus 
dieſem Principe allein die Nechtöverhältniffe zu conftruiven, vielmehr die Flare Einſicht Hat, das 
dad Recht feinen Gehalt aus den andern ethiſchen Ideen fhöpfen muß, aber darin fehlt, daß er 
alle dieſe Ideen und das Recht felbft nur vom fubjectiven Wollen aus und noch dazu irrig 
beftimmt. - 

Einen viel höhern und richtigern Standpunft gewinnt H. in feiner Lehre von der Geſell— 
fhaft und vom Staate. Von vornherein tritt er hier der alten abjtracten und formalen Staats: 
lehre entgegen durch eine richtigere Anſicht ſowol von der Entftehung ald vom Wefen des Staates 
und feiner Beziehung zu den verfchiedenen Arten der menſchlichen Gefellungen. Alle praktiſchen 
Ideen, bemerkt $., find geeignet, eine jede für ih einen Gentralpunft und Hauptzweck für eine 
Dereinigung und Mehrheit von Menſchen zu bilden. In der Entwidelung der menſchlichen 
Geſelligkeit tritt zuvörberft die für das erſte Bedürfniß der Vermeidung ded Streites fich con: 
ftituirende Rechtsgeſellſchaft auf; aber ſowie das Recht jelbft ih mit vem Inhalt ver andern 
praftifchen Ideen zu erfüllen hat, fo verlangt die Gefellihaft bald die Ausübung der Idee der 
Billigkeit nad den beiden Richtungen der Belohnung im Lohnſyſteme und der Beſtrafung. 
Wenn aber die zur Vermeidung des Misfälligen beftehenden beiven Ideen ded Rechts und der 
Billigfeit eine Befriedigung erhalten haben, dann entwickelt ji in der Gefellfäaft ein mehr ge: 
baltvoller, pofitiver Kern durch die Idee des Wohlwollens in dem Verwaltungsſoſteme, welches 
nach diefer nicht 6los auf beftimmte Einzelne, fondern auf alle Bedürfniſſe und Empfänglich— 
feiten gerichteten Ibee das allgemeine Wohl und Befte als die größtmöglide Summe von 
Befriedigungen des Einzelnen fi ald Aufgabe jegt, welche, infofern dieſe Befriedigung durch 
Befig und Gebrauch äußerer Güter bedingt ift, nicht blos die Frage der Erzeugung, ſondern 
auch der Vertheilung der Güter unter die Vielen, melde ihren Gebraud und Genuß ald ein 
Wohl zu empfinden fähig find, in fich ſchließt. Dieſe Verwaltung, melde nicht blos die Gegen: 
wart, jondern auch die Zufunft zu beachten bat, ift vornehmlich bedingt durch die Ausbildung 
der Einzelnen in der Erziehung, die den Übergang bildet zum Culturſyſtem, welches eine in er= 
reihbarer Vollkommenheit vollendete Ausbildung der Kräfte erftrebt in Vermeidung unfrudt- 
barer und rejultatlofer Tendenzen der Einzelnen. Sept jih nun ein Kreid von Perfonen die 
Aufgabe, diefe vier praftifchen Ideen zu verwirklichen, fo entfteht die bejeelte Gejellfchaft, melde, 
ähnlich dem, was bei dem Ginzelnen die Idee der Freiheit ift, dad Zufammenwirfen aller ge: 
fellfchaftlihen Ipeen in dem gemeinfamen Willen wie in dem gemeinfamen Gewiſſen var: 
ftellt. Gine folche befeelte Geſellſchaft if ein Staat. Diefer kann aber, wie H. mit Recht be: 
merkt, in verjchiedenen Stufen und Formen vorkommen. Auch Eleine von diejen praftiichen 
Ideen bejeelte Gejelliharften, wie Familien, Corporationen, Gemeinden, jind Staaten. Jever 
Staat entfleht durch drei Momente, dur eine Ginigung der Privatwillen zu einem gemein 
ſamen Willen (Vätrag), durch eine Form ded Vereins, welche dur den Zweck beftimmt ift, 
und durch eine Macht zur Ergänzung des Zutrauend aller, Die Macht ift aber nur Macht, in- 
dent fie auf ven Boden, auf welchem jie wirkt, allein wirft. Wenn ſich daher mehrere Gefell: 
ihaften auf vemfelben Boden bilden, fo entfteht für jle das Bedürfniß einer allen gemeinfamen 
Macht, welche fie alle gegeneinander ſchützt. So entfleht der umfaflendere Staat. Der Staat 
ift daher Geſellſchaft, geſchützt durch Macht, und jein Zweck ift die Summe aller Zwecke der Ge— 
ſellſchaften, die jih auf feinem Machtgebiete gebildet haben oder nod bilden. Die Unterordnung 
der verfchiedenen Zwede ift nur von der Willfür in den Gejellungen jelbft zu erwarten, denn 
die Macht kommt zur Gefellung nur Hinzu. 

Bei der meitern, aber Höchft ſtizzenhaften Ausführung diefer Grundzüge ruft H. in theore— 
tifcher Hinfiht die Pſychologie zu Hülfe, in praftifcher Hinficht die Aſthetik als Kunftlehre, in 
welder die Staatskunſt ven Gipfel bildet. In pſychologiſcher Hinſicht (f.,‚Pfochologie‘‘, Bv. VI: 


Herbart | 693 


„Bruchſtücke der Statik. und Mechanik des Staates’, S. 31—48) geht H. von der Parallele 
zwiſchen ver Seele des Einzelnen und der befeelten Geſellſchaft aus und läßt dadurd auf dem 
umfaffendern Gebiete des Staatölebend noch Flarer pie Orundgebrechen in der blos medhanifchen 
Auffaffung des Seelenlebend hervortreten. Wie in der Seele ſich die Vorftellungen im Zus 
ftande des Drudes, des Widerftrebend, der Hemmung oder der Verfchmelzung befinden, fo 
ſieht H. auch im Staate in den Verhältniffen der Perfonen nur Reibungen oder Berfchmel: 
zungen, mie ji) legtere in Sprade, Umgang, Sitten, Gewöhnung ausprägen, und jegt dem 
Staate die Aufgabe, gegen beide Elemente, welche er in fi aufnimmt, feine Macht zu richten. - 
Vom Standpunkte der Staatöfunft aus (ſ. Bd. II: „Encyklopädie“, S.148 fg.) find nah H. zu: 
vörberft die Verhältniffe ind Auge zu faffen, die ſich durch das Widereinanderwirken menſchlicher 
Kräfte und Intereffen auf einem Boden dur den vierfachen Unterſchied der Dienenden, der 
Freien, der Angefehenen und der Herrſchenden bilden. Die Herrſchaft entfteht, indem jede 
menſchliche Geſellſchaft unwillfürlic die Neigung hat, fi) nad) oben zuzufpigen. Daher ift die 
Monardie die gewöhnlichſte Staatsform. An fi ift zwar der Staat ald befeelte Geſellſchaft 
ein Gemeinweſen (res publica), aber die in der Gefellfhaft wirkenden Kräfte erzeugen ſtets die 
ihren Verhältniſſen entiprechendfte Form. Iſt eine Form ererbt, wie in der Erbmonardie, jo 
ift Died eine wichtige mitwirfende Potenz. Die niedrigfte und unhaltbarfte Form ift die Demo- 
fratie. Monardien und Republifen haben an ih, im allgemeinen und ohne nähere Beftim: 
mung, keine Urſache, einander ihre bloße Form gar fehr zu beneiden; dieinnern Verhältniffe find 
vor allem zu würdigen. Weiter erinnert $. daran, daß der Staat die in ihm befaßten Geſell— 
ſchaften nicht fiftet, fonvern vorfindet oder fi fortwährend erzeugen fieht und daher diejelben 
nur anerfennen und Eräftigen foll. Zu diefen Gefellfhaften gehören zu allererft die Ehen und 
die Kirchen, welche legtere (da die Religion nach 9. feine Stelle unter den wiſſenſchaftlich zu be— 
ftimmenden praftifhen Ideen einnimmt) die Aufgabe haben, die Tugenden der Demuth, Selbft: 
entfagung u. f. w. zu wahren. Der Staat, wie dad Wort aud ausdrückt, hat überall unter 
allen Gejellungen in ihren Richtungen und Beftrebungen ven Zuftand des möglichſten Gleich— 
gewichts zu erhalten. Die Staatskunſt zerfällt in eine wiederherftellende, erhaltende und ver: 
beſſernde. Sie ift wiederherftellend, indem fie die Gegenwirfungen der Menfchen gegen den Staat 
auf das Unvermeidliche zurüdführt, ihre Beftrebungen auf die wahren und wirklich zu befrie— 
digenden Bedürfniſſe lenkt ; fie ift erhaltend, indem fie in Unterſcheidung deffen, mas im Staate 
beftändig und wandelbar ift, vor allem durch Juftiz und Polizei den rechtlichen Zuſtand un? 
beihädigt erhält, aber auch durch Einrichtungen des Verwaltungsſyſtems, befonderd durch 
Dffentlidkeit zur Belebung des Wohlwollens und Vertrauens beiträgt, das Gulturfyftem für: 
dert, nicht blos äußerlich, ſondern auch durd Erzielung einer innern Einheit, was freilich bei 
der Zeriplitterung der Beftrebungen fehr ſchwierig ift; fie ift verbeflernd hauptſächlich nach drei 
Richtungen, in der Vertheilung der Güter, in der Ausbreitung ver Einfichten und, gegen mög: 
liche Misbräuche, in ver Beftftellung det Bürgfchaften, melde immer unvollfommen dur äußere 
Mittel, Wahlen, Majoritäten, am ſicherſten durch fittliche Bildung der gefammten Nation in 
einer mächtigen und wobhlwollenden Regierung gewonnen wird. Bei den Verbeſſerungen ſchärft 
H. mit Redt ein, bei dem Endziele einer nad Möglichkeit zur Einheit zu verſchmelzenden Ge: 
ſellſchaft nicht die beſonders durch Erziehung zu vermittelnden Übergangsftufen außer Acht 
zu laflen. 

In diefen von H. felbft nur angedeuteten Anſichten vom Staate ift eine über ven befhränf: 
ten Standpunft des alten Naturrehtd und formalen Staatsrechts hinausgehende höhere Rich— 
tung anzuerfennen. Zuvörberft wird der Staat richtig und erfahrungsgemäß nach feiner ge= 
ſchichtlichen Entftehung von den einzelnen menſchlichen Gefellungen aus betrachtet, die ald Eleine 
Staaten bezeichnet werben, ſodaß der heutige Staat eigentlih ein Syftem verſchiedener Gefel: 
lungen der Bamilien, Gorporationen, Gemeinden ift. Dieje praktiſch folgenreihe Grundanſicht 
ift auch ſchon früh von Kraufe nicht blos angedeutet, ſondern ausführlich zu einer Lehre von ber 
gegliederten menſchlichen Gejellihaft entwidelt worden. („Syſtem ver Sittenlehre”, 1810, und 
beionders: „Urbild der Menſchheit“, 1811.) Es ift dieſer Geſichtspunkt auch den Vertretern der 
mehr abjtracten Staatöwiffenfhaft nicht ganz fremd geblieben, indem namentlich Rotteck (ſ. 
v. Aretin und Rotted, „Staatsrecht der conftitutionellen Monardie‘‘, IT, 26), um die Auto= 
nomie der Gemeinden gegenüber der Staatögewalt zu wahren, zu der geſchichtlichen Anficht vom 
Staate jeine Zuflugt nahm und den frudtbaren Sag aufftellte, daß „jeder größere Staat im 
Grunde ein Staatenfyften, nur mit etwas inniger gefchloffener Verbindung, aud nicht aus: 
fchliegend aus Gemeinden, jondern zugleich aus Einzelnen beftehend ſei“. Eine tiefere geſchicht— 
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liche Auffaffung des Staatslebend mußte diefe Anficht vollends beftätigen. Wenn Dahlmann 
die Familie ald den „Urſtaat“ bezeichnet, jo erkennt Roſcher („Softem ver Volkswirthſchaft“, 
IL; III u.2) als ein wichtiges Gefeg, „daß die Gentralifation ih aus der Selbftändigkeit ver klei— 
nen Staaten im Staate entwidelt”. Immer ift aber bei ver praftifchen Behandlung des Staate: 
lebend die organifche und lebendige Auffaffung des Staates feftzubalten, welche ſowol die all: 
feitigen Beziehungen zwifchen vem Ganzen und den Theilen, ald aud) die gefhichtlihe Entwide: 
lung diefer Beziehungen mit dem nad) den Eulturftufen beftimmten Überwiegen des einen ober 
ded andern Factors erkennen läßt. Die H.'ſche Auffaffung des Staates ald eines Mechanidmus 
läßt vieje beiden Momente nicht zu ihrem ganzen Recht fommen. Werner bezeichnet es einen 
höhern Geſichtspunkt, daß H. die Aufgabe des Staates nicht in den bloßen, gewöhnlich nur ab: 
ftract aufgefaßten Rechtszweck, fondern in alle gejellihaftlihen Zwecke fegt. Aber bier zeigt ih 
nun die große, nach den Prineipien des Syſtems gar nicht auszufüllende Lücke in der näbern 
Beitimmung, in welder Art und Weife der Staat ſämmtliche Zwecke aud zu jeiner Aufgabe 
machen joll. Darüber, daß der Staat alle geſellſchaftlichen Zwecke zu fördern habe, wird unter 
den neuern Staatdrechtölehrern kaum noch ein Streit fein. Aber das Wie bildet eben den Aus: 
gangspunft zu großen Meinungsverfchiedenheiten, ift jedoh nah H.'s Principien gar nidt 
näher zu beflimmen, und es kann daher nach denjelben dad Verhältnig des Staates zur Kirche 
und andern Gulturgebieten gar nicht wiſſenſchaftlich feftgeftellt werden. Endlich ift anzuerfen: 
‚nen, dag das Mechaniſche, die Bewegung, Reibung, Verihmelzung u. ſ. w. der Kräfte im 
Staats: und Gefellfchaftsleben, eine zwar untergeorbnete, aber ſehr beachtenswerthe Seite in 
den geſellſchaftlichen Zuftänvden bildet, und daß die Betrachtung diefer Kraftverhältniffe, wie ie 
ſich allmählich in ver Geſchichte geftalten und vielfach mächtiger ermeifen ald der Wille ver Men: 
hen, eine Mahnung zur Befonnenheit, eine Warnung gegen alle Überfürzung, eine Schranfe 
für die Willfür des Ginzelnen oder zufälliger Majoritäten werden kann. Allein obwol man 
ganz allgemein wie H. annehmen kann, daß im geiftigen Leben nicht minder wie im Naturleben 
überall, wo eine Außerung von Thätigkeit in der Bewegung, in Größe, Quantitäts- und 
Kraftverhältnifen Hervortritt, eine mathematiſche und mehanifche Betrachtungsweiſe eine Stätte 
finden und daher in untergeorbneter Weife aud im Seelenleben des Einzelnen und der Geiell- 
fhaft zur Anwendung fommen fann, fo muß doch als höhere Wahrheit feftgehalten werben, 
daß in den geiftigen und fittlihen Gebieten ftet3 das Qualitative dad Quantitative beherrſchen 
joll, eine äußere exacte Meffung ausfchließt, und daß eine Umkehrung des richtigen Verhält— 
niffes zu einer Berfennung aller Höhern wahrhaft fittlihen und zur Herrſchaft beftimmten Kräfte 
führen würde. Die vorberrfchende Richtung unferer Zeit geht freilich noch immer dahin, alles 
Dualitative ind Quantitative umzufegen; viele Naturforfher wollen nod den Organidmus 
durch mechanifche Principien erflären; die Staatöwiffenfhaften haben lange Zeit unter der 
mechanischen Auffaffung gelitten, die hauptfählih von Frankreich eingedrungen und in diefem 
Lande zur vollen confequenten Durhführung gelangtift, wo, infolge des natürlichen Strebens ver 
Kräfte, „ſich nach oben zuzufpigen“ , wie H. jagt, ein abjoluter Herricher den Hebel der ganzen 
franzöſiſchen Staatsmaſchine mit ihren gewaltigen Drudfräften nad innen und nad aufen in 
die Hand bekommen und nur für äußere Herrſchaftszwecke in Bewegung gefegt hat. Aber mehr 
wie je thut ed noth, die Staatswiffenfchaften, in den Grundlagen, von den mechaniſchen Prin: 
eipien zu befreien; aus dem tiefen Bebürfniffe einer Höhergeftaltung ift die jegt oft vernom- 
mene, aber noch wenig wahrhaft begriffene Forderung einer „organiſchen“ Auffaffung des 
Staatölebend hervorgegangen. Allein einerjeitd muß der Begriff felbft in Anwendung auf den 
fittlic freien Organismus der Gejellfhaft wiſſenſchaftlich durchgebildet werden (mie e8 neuer: 
dings in gründlicher Weife von Held in feinem Werke „Staat und Geſellſchaft“, Leipzig 1861, 
unternommen ift; vgl. auch meine „Organifche Staatslehre‘‘, 1850, und „Juriſtiſche Encyklo— 
pädie“, 1857), und andererfeits ift in dieſem Begriffe nicht das alleinige Heil zu juchen, ver 
bei aller Wichtigkeit doh nur ein formales Princip der Behandlung und Regelung ift. Die 
tiefere fachliche Begründung der Staatd: und Geſellſchaftswiſſenſchaft liegt vielmehr im der 
Durchbildung der etbifhen Xehre von den Gütern und Güterverhältniffen des menfhliden und 
geſellſchaftlichen Lebens, deren allfeitige organische Regelung und Förderung in den verfchiede- 
nen ſich wechjelbeftimmenvden Lebenskreiſen für die flaatlihen Bunctionen und Organe die vor: 
nehmſte Aufgabe if. 9. Ahrens. 
Hermann (Arminius). Rom hatte die ganze ihm befannte Welt überwunden und ſtand 
auf dem höchſten Gipfel feiner Macht. Zwar nagte jhon der Wurm der Fäulniß an jeinen 
Wurzeln, und ed würde in ih zufammengeftürzt fein, auch wenn fein Armin und fein deutſches 
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Volk neben ihm gelebt, oder wenn Rom beide überwältigt hätte. Wol haben aud Völker des 
Morgenlandes ihm noch in jener Zeit mit Glück und Muth und glängendem Erfolge widerftanden, 
gleichwol ift kein Stoß, den e8 jemals erlitten hat, fo erſchütternd für daſſelbe und fo wichtig, fo 
vorausbeflimmend für den Gang der Weltgefchichte und die innere Entwickelung der Menſchheit 
geworden ald die Siege Armin’s, des Cheruskers. Auch andere Völker, welhe Rom überwunden 
hatte, wurden frei, ald die Ketten ihm aus der. Hand fielen; aber jie hatten ihre Eigenthümlichkeit 
verloren und trugen und tragen bis auf unjere Tage die Male der Knechtſchaft in ihrer Sprade 
und ihren Sitten. Das deutſche Volk war und blieb frei von Rom, von der Vorſehung beftinmt, 
nah Rom an die Spige der Menſchheit zu treten, während die Afiaten, fo ruhmvoll fie Nom 
widerſtanden hatten, noch vor ihm aus der Gefchichte verſchwanden. Allerdings war Armin nicht 
der erſte Deutjche, ver Rom ſchlug. Druſus' Niederlage bei Arbalo, die berühmte cladesLolliana 
u. a. waren für die weltherrichende Stadt kaum weniger empfindlich als die Schlacht im Teuto— 
burger Walde; aber theild hat und das Schickſal nicht vergönnen wollen, daß und aud nur eine 
dürftige Kenntniß der Ginzelbeiten jemer glänzenden Siege unfers Volkes zu Theil geworden 
wäre, während von dem Siege bei Teutoburg und die Gefchichte ein deutlich erfennbared und 
lebensfriſches Bild darbietet, theils folgte jener Schlacht faft unmittelbar eine Reihe von Känıpfen 
nad, worin unſer Volk, obgleich nicht in allen Treffen fiegreih, doch im ganzen die Oberhand 
behielt und jold glänzenden Erfolg einem Heldenjünglinge verdankt, deflen Schickſal und ganze 
Erſcheinung hochpoetiſch und recht geeignet ift, feinem Volke ald begeifternded Vorbild in Freud 
und Leid voranzuleudten: Armin. 

Aber wie ſchmählich hat gelehrte Pedanterie und die göttliche Stubenpoefie hier das Strah— 
lende geihwärzt und das Erhabene in den Staub gezogen! Wer vermöchte fih an dem über: 
ſchwenglichen Schwulfte des ehrwürdigen Klopflod, wer gar an den Eofetten Albernheiten 
Fouqué's zu ergögen, und welche deutſche Seele trauert nit und weldes echte Dichtergemüth 
ihaudert nicht zurüd, wenn ihm die Gewiffenhaftigkeit ver Philologen berichtet: Armin, dem 
das deutſche Volk Dafein und Ehre verdankt, Habe feinen glänzendften Sieg einem Verrathe 
zu verbanfen, habe ein erichlichenes Vertrauen zum Verderben eines arglofen Freundes und 
Gönners misbraucht! Nur die Raferei eined an Rettung gänzlich verzweifelnden Volkes konnte 
einen Konrad Wallenrodt erzeugen, nur gleiche Verzweiflung konnte ihn beiingen, Deutſch— 
land bedurfte deſſen nicht, und Armin war ein Anderer. 

Seine Gejhichte ift vielfach erzählt, aber gerape fein Wirfen ald Staatömann, das hier eine 
Darftellung rechtfertigen fönnte, und verborgen geblieben; dagegen wirb eine kurze Rechtfertigung 
feines Gharafterd und die Angabe des Geſichtspunktes, aus welchem ſolche auch für unſer heutiges 
Staatsleben noch wichtig ift, hier eine Stelle finden dürfen. 

Auf Sentius Saturninud, der ald römischer Landpfleger am Nieverrheine durch Künfte des 
Sriedend und der Unterhanplung die Völklein des rechten Rheinufers für Rom zu gewinnen und 
allmählich von ihm abhängig zu machen gewußt hatte, folgte Duinctilius Varus, früher Land- 
pfleger in Syrien, ohne Zweifel mit dem Auftrage, feines Vorgängers Werk zu vollenden; 
gewiß fein Schwächling, fein ſchlechter Feldherr. Auguftus, der fih auf die Menfchen verſtand, 
hatte ihm fünf Legionen anvertraut und Die wihtigfte Provinz des Reichs! Varus aber mochte 
die „Barbaren“ Syriend und Germaniend feiner Unterfheidung werth achten; nur die eine 
Verſchiedenheit drang ſich ihm auf, daß dieſe legtern unendlich ärmer und in gleihem Maße un: 
nern waren ald jene und der Dienft am Niederrheine ohne Vergleih mühevoller und we— 
niger belohnend ald der im Morgenlande. Gründe genug, ſich kurz zu fallen, die ſchwer zu be— 
handelnden Bundesgenoffen in leichter zu beherrſchende Provinzialen zu verwandeln und fo redht 
ſchnell Ansprüche auf angenehmere Aufträge zu erwerben. 

Die Häuptlinge der am rechten Ufer ded Niederrheind wohnenden Völffein kamen ihm mit 
derſelben Freundlichkeit entgegen, an welche fein Elügerer Vorgänger fie gewöhnt hatte. Man 
ehrte ihn und die Seinen durch Geſchenke, rief ihn zum Schiedsrichter an, ahmte römifche Sitten 
und Einrichtungen nad, nahm römische Namen an — da glaubte Varus die Völker reif für 
Ruthen und Beile. Aufgemuntert von Segeft, brachte er vie Sommermonate in Alifo zu, machte 
das Lager zur Stadt, umgab fih mit Rechtsgelehrten und Beamten aller Art, lud Deutſche vor 
fein Gericht und richtete fie nach Römiſchem Rechte, ſchrieb Abgaben aus, ganz ald wäre er 
unter Syriern. 

Aber dadurch erregte er Misvergnügen bei den Völkern. Der Begriff von Strafe war den 
Deutſchen fremd; ſchlagen gar durfte nur der Diener und Bertraute der Gottheit, Abgaben waren 
das Zeichen der Unterthänigfeit. So wuchs der Unwille, die Erbitterung von unten herauf im 
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ftillen, und währen vie Fürften, von Varus gefchmeichelt und gebunden durch ihre Angehörigen 
in römiſcher Gewalt, noch im freundlichiten Verkehre mit ihm flanden, ſuchte das gedrückte, mis⸗ 
handelte Volk nur einen Führer, um das verhaßte Joch der treuloſen Freunde zu zerbrechen; 
es fand ihn in Armin, Cherusker, Brukterer, Chatten und die Bewohner der zwiſchenliegenden 
Marken, hier Marfen genannt, vereinigten fih um ihn und vertrauten ihr Heil und ihre Rettung 
dem Jünglinge. Eine- entferntere Gemeinde erhob fi gegen die Anmaßungen ver Römer; 
Varus, das erfte Wirerftreben ernftlih zu beftrafen, brach mit drei Legionen und einer beinahe 
gleihen Maffe von Hülfsvölfern von Alifo auf. Seine Abfiht muß geweien fein, am Ziele des 

Zuges eine bleibende Nieverlaffung zugründen, denn er nahm den ganzen zahllojen Troß, Kauf: 

leute, Advocaten, Weiber und Kinder mit fih und ließ nur fo viel Truppen in der Feſte zurüd, 

ald der gewöhnliche Dienft nothoürftig erforberte" Noch am Abende vor feinem Aufbruche wurde 

Varus von Segeft gewarnt, er follte ih Armin’d und der andern Fürften verfihern, ohne fie 
würde das Volk nichts wagen; er felbft wollte mit jeiner Freiheit haften für fein Wort. 
Umfonft! Varus brach auf, feinem Schidjale entgegen. Daß Armin damals noch im römiſchen 
Dienfte gewefen jei, oder daß er die Völker felbft gegen Rom aufgeregt und vereinigt habe, 
davon fagen die Quellen unferer Geſchichte nichts, auch daß vie Erhebung des entfernter woh⸗ 
nenden Volkes eine Kriegälift gewefen, wird nicht erzählt, und noch viel weniger, daß Armin fie 
erionnen und auögeführt habe. Wo ift alfo auch nur der entferntefte Grund für die Beſchul— 

digung des Verrathes? Oper rechtfertigt er fich etwa dadurch, daß feine Feinde ihn Verräther 

nennen? Wurden nit Wafhington und Bolivar ebenfo genannt? Armin’s Bruder hatte 

deflen bittern, ihn zum glühendften Zorne entflammenden Vorwürfen nichts entgegenzufegen ala 
den Ruf nach Waffen, und Tacitus der Weije und Gerechte Fonnte feinen Berräther den Helden 
Roms und Briechenlands an die Seite ſtellen. Daß Armin im römischen Dienfte den Krieg 
gelernt, daß er für feinen Dienft mit Auszeihnung belohnt worden, verpflichtete ihm nicht, ſich 
feinem Volke zu entziehen, wenn «8 von Rom unter die Füße getreten wurde; daß er aber, kaum 
dem Knabenalter entwachſen, fhon Befreiungsentwürfe gehegt und den römifchen Dienft nur 
geſucht habe, um fi vorzubereiten für die Befreiung feines Vaterlandes von ſeines Vaters 

und Oheims Freunden und Gönnern, dad wahrſcheinlich zu maden, fann die Aufgabe eine® 
Gefühldromand werden, die Geſchichte weiß nichts davon! Sie fennt Armin's Sieg im Teuto— 
burger Walde nur unbefledt, fie zeigt und in feinen fpätern, wahrhaft bewundernswertben 
Kriegen gegen Germanieus einen Helden, der andere Mittel zum Siege hat ald Verrath, und in 
dem großartigen Berziht auf Weib und Kind, auf eine glänzende Laufbahn im Dienfte des 
Kaiferd, was alled zu erwerben ftand um den Preis eines Verrathes am Vaterlanvde, einen 
Charakter, der hoch über dem Verbrechen ſtand, freilich nicht zu Hoch für die Berleumbung und für 
die Gemeinheit, welche lieber an alles Andere glaubt ald an menſchliche Größe. 

Dieje Betrachtung muß aud den andern Vorwurf befeitigen helfen, daß Armin nad der 
Herrichaft geftrebt und in viefem Streben den Tod gefunden habe. Man vergefle nicht, daß dieſer 
Vorwurf zugleich die Entihuldigung des Meuchelmords war, welder ihn ver Bollführung ſei— 
ner Entwürfe entriß, daß ed-feine eigenen Angehörigen, alfo eine fürftliche Familie war, die ihn 
gerichtet und dann vor der Nachwelt angeflagt hat, daß alfo immerhin ſehr zweifelhaft bleiben 
muß, erftlid, ob der Vorwurf überhaupt gegründet war, und dann, ob Armin blos die ben 
Römern fo leicht zugänglichen und dadurch ſowie durch ihre Privatzwiftigfeiten' der Freiheit ge= 
fährlihen Großen unter Gefeg und Obrigfeitzwingen, oder ob umgekehrt er diefe Freiheit, welcher 
er fo unausſprechlich große Opfer gebracht Hatte, jelbft zerftören wollte. Wer wird nicht lieber 
jenes glauben als dieſes! 5. 8. Hofmann. 

Herrenlofe Sachen. (Staatshoheitsreht im Gegenfage vom Gigenthum 
und von Patrimontialftaat und patrimonialen Regalien.) Diefe Gegenftände 
verbinden wir in der folgenden Darftellung miteinander, ſoweit es nöthig ſcheint, um die 
verberblichften Begrifföverwirrungen zu beleuchten, welche in Theorie und Prarid durch ihre 
Bermifhung entftanden. !) j 

1. Die allgemeinredtlihen Grundſätze. Weſentlich verſchieden iind das aus dem 


1) Die wichtigfte Literatur hierüber ſ. bei Klüber, Offentliches Recht, $. 99 fg., 328—338, 353 fg. 
Vorzüglich find auch zu vergleichen folgende Schriften Poſſe's: Über das Staatseigenthbum in den deut⸗ 
ſchen — und über das Repräfentationsrecht ber deutſchen Landſtaͤnde (1794): Über das Ein: 
willigungsrecht beutfcher Landflände in Landesveraͤußerungen (1786) ; Über Sonberung reichsftändifcher 
Staates und Privatverlaffenfchaft (1790). 
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an ſich trennenden Friedendvertrage ftammende Sonder: oder Privatrecht (der einzelnen und der 
moralifchen Perfonen, namentlich au der Völker gegeneinander) und dad aus dem verbin- 
denden gemeinfhaftlihen Hülfsvertrage fließende gemeinfchaftliche oder Öffentliche oder Staats— 
recht zwischen den Mitgliedern und Organen der Staatsgeſellſchaft als jolden. 

Generifh verfhieden find insbefondere die dem Sonderrechte angehörigen Sachen- und 
Eigenthumöredte und die aus dem Öffentlichen Rechte fließende Regierungsgewalt und ihre ein= 
zelnen Beftandtheile, die Regierungd: oder Hoheitsrechte. 

Ihrer Entftehung und Beftimmung nad gründen fi die Sachenrechte überhaupt auf das 
abgefonderte freie und friedliche Nebeneinanderbeftehen ver einzelnen rechtlichen Berfönlichkeiten, 
oder darauf, daß Gott den Menichen die Sachen als die unmittelbaren Grundlagen für ihre be= 
jondern rechtlichen Perjönlichkeiten, für ihre Erhaltung und für die Befriedigung ihrer Be: 
dürfniſſe gab und jie anmwied, nad dem Friedensgeſetze ihren alljeitigen Gebraud und, ſoweit 
ed nöthig ift, ihren ausſchließlichen eigenthümlichen oder patrimonialen Erwerb für ihr und 
ihrer Familie freies und friedliches abgefondertes Nebeneinanderbeftehen rechtlich zu oronen. 

Die Hoheitsrechte gründen fich dagegen auf die gemeinſchaftliche Hülfsverbindung freier 
Bürger zu einer felbftändigen moraliſchen Geſammtheit und für die gemeinſchaftliche Verwirk: 
"lihung eines höhern pflihtmäpßigen Geſammtzwecks, wofür ſich die Gefammtheit eine gemein 
ſchaftliche Negierung als ihr Organ bildet und verfelben die für jene Verwirflihung nöthige 
rechtliche Regierungdgewalt ertheilt, 

Ihrem rechtlichen Inhalte und Weſen nach find Sachen- und Eigenthumsrechte die nach dem 
Sonderrechte für die befondern Zwede auf eigenen Namen des Inhabers und nad feinen Be: 
lieben erworbenen oder auszuübenden Nechte unmittelbar auf Sachen.?) Es find Rechte, ver: 
möge deren der Inhaber die beflimmte Sache unmittelbar auf eigenen Namen und nad Belie- 
ben für feine befondern Zwecke nugen, gebrauchen oder über ihre Subftanz (eigenthümlich) 
verfügen darf. Der Inhaber fann übrigens eine einzelne Berfon fein oder auch eine moraliiche, 
namentlich; auch die ded Staates oder der Regierung, welche beide ja auch ſowol im Verbältniſſe 
zu andern Völkern wie au einzelnen Bürgern als befondere Perfonen im Privatverfehre auf: 
treten. 

Regierungs: oder Hoheitd- oder Majeftätärechte dagegen jind die nach dem öffentlichen 
Rechte im Namen des Staates für den gemeinjhaftlihen Staatszweck erworbenen und audzus 
übenden Rechte ver Staatsgeſellſchaft und ihrer Regierung als folder. Es find Rechte, vermöge 
deren der Inhaber namens der Staatögejellichaft deren gemeinſchaftliche Staatöverhältniffe 
gejeglich für ven Staatszweck beftimmen, auch ihre etwaigen Privateigenthumsrechte für fie ver— 
treten oder verwenden fol. 

Ein ſolches Hoheits-, Majeſtäts- oder Negierungsreht über ein Volk oder eine Staatd- 
gejellichaft, vermöge deſſen der Negierende vie Staatöbürger, ihren Verein und beider Perjön 
lichkeit und Eigenthum blos in feinem eigenen Namen und für feine Privatzwecke willkürlich 
beflimmen und gebrauchen dürfte — ein Patrimonialftaat alfo — wäre ein juriflifher und lo: 
giſcher Widerſinn. Hier eriftirten ja gar fein Staat, fein Volt, feine Bürger, fein Recht der— 
jelben, feine Regierung, feine Hoheit und Majeftät. Hier wäre nur eine Sklavenheerde und 
eine blos factiſche, durchaus nicht heilige, fondern jeder größern Gewalt mit Recht preiögegebene 
Übermacht eines Sklaventreibers. 

Das Römiſche Recht jagt: rechtliche VBerfönlichkeiten, freie Menſchen, fünnen nie Gegen 
ftand von Eigenthumsrechten fein (liber homo in commercio non est); das chriſtliche Recht 
fügt hinzu: und alle Menſchen find Perſönlichkeiten und frei. Es gibt fein wirkliches Eigen- 
thum oder Patrimonium an der Staatögejellfchaft oder am Staate, fein patrimonialed Hoheitd- 
recht, furz feinen wirklichen Batrimonialftaat im eigentlihen Sinne, feine Regierung jure pa- 
trimoniali et herili oder nad Privatreht und Willfür und mit Berfügung und Veräußerung 
für Privatrechte (ald Privatglüdögut), ftatt nad Gefammtwillen fürd Geſammtwohl mit ge: 
meinſchaftlichem oder Vertragägejeg oder Zuſtimmung der Geſellſchaft. 

Aus dem Privateigenthume an Sachen entſteht nirgends ein Hoheitsrecht über freie Menſchen. 

Gänzlich etwas anderes als patrimoniales oder erbliches Privateigenthumsrecht auf Men: 
ſchen und ihre Freiheit iſt die durch die ſittlich und rechtlich vernünftige und grundvertrags- 
mäßige Zuftimmung der Gefammtheit für dad Geſammtwohl als verfaffungsmäpig, unwider— 


2) Die mit Ausnahme der juriftifch fingirten oder ii Sache, der hereditas, alle förperlich 
find. (Welcker, Syſtem, I, 663.) 
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ruflich und erblich zuftehende ftaatsrechtliche Negierungsgewalt über freie Bürger. Hier ift ver: 
faffungsmäßig felbftändiges öffentliches Recht für den erbberechtigten Thronfolger, aber kein 
Eigenthumsrecht für Pridatzwede nah Privamillfür. Kurz, bier bleibt ganz jener obige Ge: 
genfag zwiſchen Eigenthum und Hobeit. Es beſtimmt über folde Rechte, namentlich auch über 
ſolche öffentliche Rechte der Agnaten, der verfaflungsmäßige Öffentlihe Wille ganz frei. Sie 
find eine Privatrechte. Wollte man jene Rechte eigene Rechte und Eigenthum nennen, jo wären 
dieſes Worte. Sie veränderten das Rechtsverhältniß nicht, ebenjo wenig, ald wenn ich als 
Bürger von meinem Vaterlande ſpreche. Und wiederum etwas anderes und fein Eigenthums: 
recht des Negenten ift das völferrechtliche Eigenthum. Bei Völkern gilt das Privatrecht jelb: 
ftändiger moralifher Perjonen. Bei ihnen vertritt vie Regierung das Eigenthum diefer mo: 
raliſchen Perſon und aller Bürger. Wenn ihr, wenn dem Fürſten der völkerrechtliche Ver: 
trag einen Staat mit vollem Eigenthume beilegt, fo geht dieſes das innere ſtaatsrechtliche 
Berhältnin ded Regenten zum Staate nichts an. Es bezeichnet nur bie äußere Unbeſchränkt— 
heit. Ebenſo wenig verändert fih die Sache durch das allgemeine Hobeitörecht der Regierung 
über alles Vermögen der Bürger, das man unpaflend dominium eminens oder Obereigenthum 
nennt. (S. Eminens jus.) Und nicht minder unverändert bleibt die rechtliche Natur der Re: 
gierungsgewalt, wenn jie ſelbſt ald Lehen erteilt wurde und man nun unpaſſend das erwor- 
bene Regierungsrecht ein dominium utile nannte, 

Es gibt ferner auch vernunftrehtlic im einzelnen Feine patrimonialen Hoheitsrechte. Be: 
bauptet eine Regierung irgendetwas anderes ald die aus ver wahren verfaſſungsmäßigen Re: 
gierungsgewalt für den Staatszweck fließenden nothwendigen Regierungsrechte, ſpricht jie Pri— 
vatvermögensrechte, Ausſchließungen und Beſchränkungen allgemeiner Breiheits: und Eigen— 
thumsrechte an, jo muß fie, gleich jedem andern angeblich privatrechtlich Betechtigten, die beſon— 
dern Thatjachen der Erwerbung in Gemäßheit des gemeinen Rechts oder befonderer particular: 
gefegliher Ausnahmsprivilegien beweifen und fie nad dem bürgerlichen Gefeg ausüben. ?) Und 
find es Ausnahmen vom allgemeinen Privatrechte, jo ftreitet die Vermurhung dagegen, und e8 
findet feine Ausdehnung, jondern nur ſtrenge Auslegung ftatt. Alles aber, was dabei ſtaats— 
rechtliche Grundſätze verändert, unterliegt den ftaatsrehtlihen Beihlüffen und beliebigen An: 
derungen. Dieſes gilt insbeſondere auch in Beziehung auf die fogenannten Regalien. 

In der Begrifföverwirrung und dem Bauftrechte des Feudalismus, in feiner Anarchie ver 
Ideen wie der Kräfte vergaß man oftmals die bier aufgeftellten Grundſätze. Es ift dad Weſen 
des Despotismus, alfo auch der despotiſchen Richtungen des Feudalismus, Privat- und öffent: 
liche Nechte zu vermifhen. Die Staatshoheit joll Brivateigenthum des Herrſchers ſein. Er— 
dichtete oder wirkliche Privatanfprüde des Mächtigen an das Vermögen der Untertbanen jollen 
Negalien werden. So behauptete man ufurpatorifch oder Enechtifch für die Regierungen als 
einen privilegienweifen patrimonialen Befig und Erwerb verjelben manche aus feinem wahren 
Hoheitsrechte zu begründende Beſchränkungen ver Freiheits:, der Erwerbungs- und der Eigen= 
thumsrechte der Bürger; fo 3. B. Bergwerks- oder Jagdrechte auf der Bürger Grundeigen— 
thunı, ja wol gar Dienſt- oder Fronrechte zur vortheilhaftern Ausübung derſelben. Solde 
Rechte nun find allein die fogenannten Regalien oder auch die niedern zufälligen oder unweſent- 
lichen oder auch bie veräußerlichen oder verleibbaren (jogenannten) Hoheitsrechte, nad manden 
auch die feudalen oder privatrechtlichen und nugbaren, im Gegenjage gegen Die wahren Hoheits⸗ 
rechte.*) Diefe find nämlich, ebenso wie fie die höchſten und allein Majeſtätsrechte jind, jo auch 
ſämmtlich wefentlid für den Staatszweck, denn nur als ſolche find fie ſtaatsrechtlich begründbar 
und der fouveränen Regierung anvertraut. Sie find ebendeshalb auch wenigftene ihrer Sub: 
ftanz nach unverleihbar, und felbft ihre Ausübung kann die Regierung nie gänzlich, nie all: 
gemein über den ganzen Staat und nirgends wenigftens in höchſter Inftanz und ganz umwider: 
ruflich verleihen. Sonft bliebe jie ſelbſt nicht die wahre, die ganze, die höchſte Regierung. Hat 
fie alfo die Ausübung theilweife und in den untern Inftanzen verliehen und nidt blos ihren 
Dienern nur diefe Ausübung anbefohlen, fondern jie ald ein dem Empfänger auf jelbftändigen 
Rechtstitel und erblich zuftehendes, in dieſem Sinne patrimonialed Redt übertragen, wie zu: 
weilen lofale Juftiz: und Polizeirechte und auch die Befreiungen von allgemeinen Staatsfteuern, 
fo muß der Patrimonialberechtigte dieſe Nechte nicht blos ſtets nach der verfaſſungsmäßigen 
Gejeggebung und unter ber höbern Inftanz der Regierung ausüben. Es fann auch der Staat 
durch Verfaffungsbeihluß fie ebenfo wie die engliſchen Wahlrechte der verrotteten Flecken ſtets 





3) Eichhorn, Deutiches Privatrecht, $. 265. 4) Eichhorn, $.266. Klüber, $. 99, 353. 
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zurüdforbern, und zwar jelbft ohne andere Entſchädigungen als etwa die für das vom Privat: 
vermögen hinein Verwendete. Wo dachte man auch je bei der englifhen Verfaſſungsreform 
oder bei andern Berfaflungsänderungen an Gelvdentfhädigung wegen der veränderten öffent: 
lihen Verfaſſungsrechte? Alle öffentlichen Rechte eriftiren, dad muß jeder wiflen, nur um des 
Öffentlichen Wohls willen. Alle müffen um des öffentlihen Wohls willen auch abgegeben wer: 
den. Die Verleihung konnte ſelbſt nur eine verfaflungsmäßige Gültigkeit haben, und niemand 
hat ein Privatrecht auf abfolute IInveränderlichfeit der Verfaſſungsgeſetze. Der Unterfchied ver 
fogenannten patrimonialen Verleihung von blos amtlicher adminiftrativer ift nur der, daß die 
erſtere, ald verfaffungdmäßig erworbenes Recht, nie auf blos adminiftrativen Wege, jondern 
nur durch Verfaſſungsbeſchluß, aljo mit Zuftimmung der Bolföwortführer, wegen dringender 
ſtaatsrechtlicher Nothwendigkeit verändert und entzogen werden kann. 

Die bloßen Regalien dagegen, da jie aud ihrem Inhalte nach nichts anderes find als privi— 
legienweife Batrimonial= oder Privatrechte, Fönnen gänzlid auch der Subſtanz nad) verliehen 
und veräußert werden unter denſelben Bedingungen, wie die Negierung andere Privatrechte, 
die ihr als folder oder ald Staatdgut überwieſen find, veräußern fann. Sie können alddann 
nur jo wie andere Privatrechte und gegen volle Entſchädigung entzugen werben. Aber freilich 
unterliegen jie wie alle Brivatrechte der verfaffungsmäßigen Gefeggebung und der durch Ver— 
faſſungsbeſchlüſſe beftimmten Aufhebung und Veränderung für die Zukunft, für zufünftige 
Erwerbungen. 

Die genauere Betrachtung der Hoheitsrechte und der Regalien, foweit folde in Deutſch⸗ 
land noch eriftiren, findet fih in den Art. Regalien und Staatöhoheitsrecht. Liber die feudalen 
Patrimonialvechte find die Art. Alodium und Patrimonialrecht zu vergleihen. Bon dem alle 
gemeinen Sachen- und Eigenthumsrechte gehört, joweit ed nichteinzelne Artikel, wie Eigentbum, 
Dinglihes Net, abhandeln, zunädft nur die Lehre von Herrenlojen Sachen in das „Staats: 
Lexikon“. Über dieſe legtern jind die allgemein rechtlichen Grundſätze nothwendig, theils weil 
dieſe Grundſatze nicht blos Privatrechte ver Bürger, fondern auch Völker: und Staatsrechte be— 
ſtimmen, theils weil fie zum Verſtändniß ihrer Umkehrung in der falſchen Staatseigenthums— 
und Regalienlehre nöthig find. 

Die Sahenwelt nun erreicht ihre oben angedeutete Beflimmung, den Menfchen für ihre 
Perfönlichkeit und ihre Benürfniffe zur Grundlage zu dienen, größtentheild nur durch aus— 
ſchließliche eigenthümliche Erwerbungen der einzelnen Sachen von jeiten der einzelnen und der 
moralifhen Perſonen. Dazu führt theild gemeinfhaftliche Verteilung, wie z. B. ver Grund: 
ftüde bei Einwanderungen, theils die abgejonderte rechtliche Erwerbung durch erjte Ergreifung 
(Deceupation), Bearbeitung und Übertragung. Dabei gilt nah Römifchen wie nad echtem 
und allgemeinem deutſchen Rechte für die Erwerbung die allgemeine gleiche Freiheit ver Bürger, 
für das erworbene Eigenthum aber die rechtliche Präfumtion oder Borausannahme feiner völ— 
ligen Freiheit. ?) Beihränkungen find rechtlich nur möglich: 1) durd freie Privatverfügungen 
des Gigenthümerd, Servitutöverträge u. f. w.; 2) durd die vom Staatszwecke gebotenen all- 
gemeinen verfaffungsmäßigen ftaatshoheitlichen, insbefondere ftaatspolizeilihen Beftimmungen 
(wie z. B. durd dad Verbot des Geldmünzens); 3) durd die bewilligte gefegliche Beifteuer 
für die Staatöbebürfniffe. 6) Insbeſondere fand auch nad dem echt deutſchen Rechte früher die 
vollfte Freiheit des Grundeigenthums ftatt. Bon Beihränfungen des Eigenthümers durd Re— 
galien oder in Beziehung auf Jagdrecht, Bergwerksrecht u. f. w., von Regalien auf Waldun— 
gen, Mineralien u. f. w. und von Feuballaften wußte man nichts. 7) 

Die Sachen werden im juriftifhen Sinne in Beziehung auf ven Privatgebraudy eingetheilt 
in eigenthümlich erworbene und herrenlofe. Herrenloſe Sachen find ſolche, die feinen Eigen: 
thümer haben. Zu ihnen gehören: 1) folde, die feinen Eigenthümer haben können (die extra 
commercium find.) Diefed jind die allen Menjhen gemeinfanen (res communes juris gen- 
tium, nah Römischen Rechte), wie die Luft, dad Meer und das Meeredufer, das fließende Wafler. 
Sie fönnen zwar von jedem frei genugt und gebraucht, auch wol in einzelnen Theilen, aber nie 
ganz und ausſchließlich occupirt und eigenthümlich erworben werben. Daher fteht das Schiffen 
und Fiſchen im Meere, das Binfammeln aller Meereöproducte fowol in dem Meere ald an der 


5) Thibaut, Bandekten, $. 699, 736 fa., 750. Eichhorn, Deutiche Staats: und Rechtsgefchichte, 


. 362; Deutfches Pribatrecht, $- 265. 6) ©. den Art. Beeten. 
— LE 35. ur 42. Sachſenſpiegel, I, 61; II, 28, 56. | Eichhorn, a. a. O. Poſſe, Über 


Staatseigenthum, S. 43 u, 113, und die vorige Note. 
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Meeresküfte allen Menfchen frei.®) Die gemeinfaftlihen Sachen find alfo auch in Beziehung 
auf die völferrehtlihen Verhältniffe der Menfchen herrenlos und dem Commerz entzogen. Doch 
werben heutzutage die Flüſſe entweder ald Privatflüffe angefehen oder als öffentliche Flüſſe. 
Auch die Meeresufer iind, joweit fie zu einem Staate gehören, öffentlich wie das Küftenmeer, 

Als dem Commerz entzogen und herrenlos unter Menſchen erklärten die Römer aud ihre 
göttlihen Sadjen (res divini juris: sacrae, religiosae und sauctae), wobei jie die Idee eined 
Eigenthums beftimmter Götter an denfelben leitete. Diefe Idee trug man theilweiſe über auf 
die hriftlihen unmittelbar zum Gottesvienfte beftimmten Saden (res sacrae.) Doc erfennt 
man jegt, daß diefe das wirkliche Eigenthum einer beſtimmten moralifchen Perſon, einer be: 
ſtimmten Kirchengejellihaft und mithin nicht herrenlos find. 

2) Für die Bürger eines beftimmten Staated find in gewiffen Sinne herrenlos und ber 
ausſchließlichen Erwerbung entzogen die ihrer Gefammtheit zuftehenden oder öffentlichen Sachen 
(res publicae), die freilich völferrechtlich oder gegen Fremde ald Eigenthum diefer Geſammtheit 
oder des Staates durchaus nicht herrenlos find. Dahin gehören theils ſolche Öffentliche Sachen, 
die allen Bürgern als Ginzelnen gemeinjhaftlih jind, ihnen allen zum Gebraud offen ftehen 
(res publicae im engern Sinne), wie die Öffentlihen Wege, die Öffentlihen Flüſſe (d. h. nad 
Römischen Rechte: lumen perenne, nad deutfhem Rechte: der ſtromweis fließende oder auch 
der jhiffbare.) In diefen Flüſſen darf alfo ebenfalls jever nach Belieben ſchiffen, fiſchen, Gold⸗ 
fand ſuchen u. ſ. w.) Das Flußbett diefer Flüffe und die Infeln gehören den Angrenzennen 
nad Berhältniß ihrer Angrenzung bis zur Mitte des Flußbettes, bei Grenzflüſſen eines Volkes 
alsdann, wenn jenfeits kein Eigenthum flattfindet, bis zum jenfeitigen Ufer. Privatflüſſe ge: 
hören der Regel nach denjenigen, durch deren Eigenthum fie fließen, mit im weſentlichen gleichen 
Srenzbeftimmungen in Beziehung auf Flußbett und Infeln. Anderntheil® gehören zu den 
Öffentlihen Saden diejenigen, welde das Volk ald Geſammitheit eigenthümlih erworben und 
zur Verwendung für die Staatszwecke durch Die Regierung beflimmt hat (patrimonium reipu- 
blicae.) 

3). Herrenlo® find ferner diejenigen Sachen, welde zwar eigenthHümlid erworben werden 
fönnen, aber gegenwärtig feinen Eigenthümer haben. Diejes kann der Ball jein, weilte noch 
niemals occupirt waren, wie z. B. wilde Thiere, oder weil das frühere Eigenthum, ohne daß 
noch ein neues entftand, rechtlich aufgehört hatte, fei ed durch Dereliction (res derelictae) oder 
auf andere Weife, wie z. B. bei dem Schage, wo der frühere Eigenthümer nit mehr zu et: 
mitteln ift, oder bei erblojen Gütern und den Gütern aufgelöfter moralifcher Berjonen, worüber 
noch nicht gültig verfügt wurde (bona vacantia.) Liegen ſolche herrenlofe Sachen innerhalb 
des Staatögebieted, in welchem Falle fie Klüber 19) vorzugsweije Adefpota nennt, fo. find fe 
nur für defien Bewohner und jeine Regierung herrenlos. Für fremde Völker aber gelten fie als 
von dem Volke erworben, in deffen Staatögebiete jie liegen. In dieſem Gebiete nun erwirbt 
jeder Bewohner oder auch die Regierung durch die erfte Befigergreifung mit der Abficht ber 
Eigenthumderwerbung das Gigentfum. (Res nullius cedit primo occupanti,) Daffelbe mus 
auch von unbebauten Ländereien gelten, welche nit in einer geſchloſſenen Gemarkung liegen 
und dadurd von den Eigenthümern oder den Örunpherren der Gemarfung, der Gemeinde u. !. m. 
oder auf andere Art bereits eigenthümlich erworben find, Die Negierung als ſolche over vie 
Staatögewalt im Gegenfage der Bürger aber hat jie an fi und ohne befonderes Factum ebenio 
wenig erworben ald andere herrenloſe Sachen im Gebiete, von denen aber freilich ebenfalls 
durch befondere römische Geſetze der fpätern deöpotifchen Zeit einige, wie die erblofen Güter, vie 
Regierung ober der Fiscus ji zueignete. Finden fi dagegen die herrenloſen Saden nid: 
innerhalb eined Staatögebietes, wie z. B. nicht occupirte Meerinfeln, in welchem Falle fie Kin- 
ber vorzugsweiſe res nullius nennt, fo find jie für alle Menſchen und Völker berrenlos und 
durch die erfte Occupation zu erwerben, 1!) In einem engern Sinne ober bloß völkerrechtlich 
herrenlos könnte man auch die Bejigungen von Privaten herrenlos nennen, in Beziehung auf 
melde nod) fein rechtlich anerkanntes Volk eine Staatshoheit erworben bat. 


8) L.2, de rerum divis., $. 13. " j 
9) L. 1, de uminib. Sachſenſpiegel, I, 61; 11,28. Echwabenfpiegel, 207. Mühlenbruch, Doct 
Pand., $. 218, 255. Martens, Europäisches Bölferrecht, $. 29 fg. 
10) Offentliches Recht, $. 336. 
11) Vgl. überhaupt Klüber, a. a. ©. Mühlenbruch, $. 218 u, 219. Thibaut, $. 168 fg. Mar 
tens, Europäifches Völkerrecht, $. 29. 
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Die ganze Lehre von Saden, erworbenen und berrenlojen, von Benugungd: und Erwer: 
bungs= und von Sachen- und Eigenthumsrechten an dem Grunde und Boden oder an beweg— 
lihen Sachen ift nad dem Obigen rein privatrechtlich, und auch die moralifche Perfon des Staa- 
tes und der Regierung fteht daher in Beziehung auf jie allen Bürgerngleich, hat nur vie gleichen 
Erwerbungsrechte und die gleihen Rechte am Erworbenen. Die Regierung als ſolche hat feine 
andern und Öffentlichen Rechte in Beziehung auf die Sachen, wie die vom Sachenrechte wefent: 
lich verfchiedenen wahren allgemeinen Hoheitsrechte des rechtlichen Schuges und der rechtlichen 
Gejeggebung, wie fie aus den Öffentlichen Grundverträgen des Staates für die vertragsmäßige 
Regierung hervorgehen. Sie gehen nicht unmittelbar auf die Sachen, find feine Sachenrechte. 
Sie betreffen zunächft die Perfonen und nur vermittelft ihrer, vermittelft der perſönlichen Ver: 
hältniffe auch Sachen. 

Dieſe ſelbſt durch den factifhen halbtaufendjährigen Despotismus der römiſchen Impera— 
toren nicht zerſtörbaren gerechten Grundſätze mußte auch Juſtinian in den erſten Titeln der In— 
ſtitutionen und Pandekten an der Spitze des Römiſchen Rechts anerkennen. Sie lebten in noch 
vollerer Kraft und Ausdehnung auch in den echt germaniſchen Verfaſſungen und Geſetzen. 
Sie wurden auch, trotz aller einzelnen und vorübergehenden factiſchen Verletzungen und falſcher 
Theorien der Gelehrten, in feiner Periode unſerer Geſchichte allgemein techtsgültig aufgehoben. 
Sie wurben ed nicht in Beziehung auf den König oder Kaifer der ganzen Nation, melder, von 
ihr gewählt, verfelben eine nur grundvertragämäßige Regierung und Treue (homagium) 
ſchwören mußte und ihr fogar dafür gerichtlich perfönlich verantwortlich blieb. !?) Sie wurden 
e8 ebenfo wenig in Beziehung auf die befondern Unterregenten der einzelnen Volksſtämme und 
Diſtricte, die alle ihre Hoheit von der vertragsmäßigen und beſchränkten Faiferlihen Hoheit ab: 
leiteten und nur eine ſolche haben Eonnten, wie fie der allgemeinen Duelle entſprach. Auch va 
wurden jene Grundfäge keineswegs rechtsgültig aufgehoben, als jene Randesregenten ihre durch 
Volkswahl und durd die fpäter in Lehnsform ertheilte Faiferliche Bevollmädhtigung erwor— 
benen Amtsrechte allmählih mit Zuftimmung ihrer Unterthanen und des Kaiferd zu einer 
ſtaatsrechtlich felbftändigen und erblihen Regierungsgewalt ausbildeten. 13) 

U. Begrifföverwirrungen, despotiſche Meinungen der Juriften und par= 
ticuläre verfehrte Beftimmungen aus der Feudalzeit und zunächſt die ältere 
Patrimonialtheorie. Alles Biäherige ift an ſich wol ebenfo einfach, ald ed naturrechtlich 
und nah römischen und germanifchen Rechtsquellen in ihrem wahren hiftorifchen Sinn und 
Zuſammenhange unbeftreitbar ift. In den Lehren vieler Juriften aber wurden im Mittelalter 
die Grundſätze über herrenlofe Saden, über Erwerbung und Eigenthum der Bürger, über 
Eigenthums- und Hoheitsrechte ver Negenten, welche Dinge in beftändiger Wechfelwirfung 
ftanden, auf das abgejchmacdtefte verwirrt. Es find in der That ihre Meinungen über dieſe 
Gegenftände ein merkwürdiges Mufterbild davon, wie fehr ein großer Theil des deutſchen Juri: 
ftenftandes durch Vermiſchung einzelner römischer, Fanonifcher, longobardiſcher und deutſcher 
Beſtimmungen und einzelner factifher Erſcheinungen der fauftrectlihen Feudalzeiten ſowie 
durch knechtiſche Schmeichelei zuerft gegen ven Kaifer, dann, als diefe mächtig wurden, gegen 
die Landesherren allen gefunden Begriffen und allen natürlichen und vaterländifchen Rechts— 
grundfägen Hohn fpraden. Sie find ein trauriges Beifpiel eines ungeredhten und graufamen, 
im mindeften nicht aus dem rechtlichen Bewußtſein des Volkes hervorgegangenen biftorifchen , 
Rechts. Die blutigen und unglüdjeligen Folgen der Lehren diefer Hofjuriften aber find eine 
ernfte Mahnung an KRechts- und Staatögelehrte, die jich etwa verfucht fühlen, mit frevelndem 
Leichtſinne dad Recht zu Gunften der Macht zu verwirren und zu verdrehen. 

Die Regenten und ihr Fiscus follten, ſoweit möglih, auf Koften von Freiheit und Eigen: 
thum und von natürlichen Erwerbsrechten der Bürger zu despotifchen Herren und Eigen: 
thümern von Land und Leuten gemadt werden. Dazu num dienten die oberfläglichften Schein— 
gründe, von leeren Worten und Formeln wie von nichtsſagenden Thatfachen entlehnt. In 
einen fteten Cirkel erklärte man befonders, um dieſes despotifche Staatdeigenthum zu begrün: 
den und zu erweitern, die berrenlofen Sahen und ihre Erwerbung für ein Hoheitsrecht ded 
Regenten und dehnte die Herrenlofigkeit auf das abgeſchmackteſte aus. Zugleich aber wendete 


12) Vgl. den Art. Deutiches Landesſtaatsrecht, Nr. IV. 
13) Bgl. über diefes alles die Art. Deutſche Geſchichte, Deutſches Landesſtaatsrecht und Grundver⸗ 
trag; Klüber, $. 328 fg.; vorzüglich auch Poſſe in den genannten Schriften. 
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man hinwiederum das gedichtete privatrechtliche Staatdeigenthum der Regenten an, um dadurch 
erft möglichft viele Sachen, ja Perjonen ald herrenlos darzuftellen und zu behandeln. 

Schon aldbald nad der Entftehung der romaniftiichen Juriftenihule der Gloffatoren hatte 
einer verjelben, Martinus, die Frechheit, dem Kaifer Friedrich I., als angeblichem Nachfolger 
der Imperatoren bed weltbeherrſchenden Rom, die jo für ihn gedichtete Weltherrihaft in ein 
wirflihes Eigenthumsrecht auf die ganze Welt (dominium mundi quoad proprietatem) wei: 
ter umzudichten und fi dafür von dem geſchmeichelten Monarchen belohnen zu laffen. 1%) Mas 
half ed nun, daß felbft andere Gloffatoren und namentlich Bulgarus dem offenbaren Unfinn 
wiberfprahen? Was half ed, daß jelbft im ſcheußlichſten römiſchen Despotismus ein jolder 
Wahnftnn niemals zu Tage fam, daß er vollends mit allen ältern und wirklich beſtehenden ger— 
manifchen Rechtsverhältniſſen im ſchneidendſten Widerſpruche ſtand und natürlich auf fort- 
dauernd blieb und fich nicht halbwegs folgerichtig durchführen ließ? Wirfung genug war es 
fhon, daß die in dieſe Zeit haotifher Gärung aller Bildungselemente und rechtlichen Grund— 
begriffe hineingemworfene Idee diefe Verwirrung vermehrte und in einzelnen Beziehungen von 
Hofſchmeichlern erft zu Ounften der faiferlihen, dann zu Ounften der vom Kaifer auf die nad: 
maligen Randeöregenten übertragenen Amtsgewalt benugt wurde. Die Verwirrung der Rechte: 
begriffe wurde vermehrt durch die Ableitung der Faijerlichen, fpäter zum Theil aud der landed: 
berrlihen Gewalt zuerfl von papftlicher Beleihung im Namen Gottes, dann von unmittelbarer 
göttliher Ertheilung, weldhe zum Theil den Vertrag und jeve Rechtögrenze in den Hintergrund 
zu drängen ſuchte. 

Gleich ſchon Kaifer Friedrich I. gründete auf weitern Rath der Gloſſatoren Die Anmaßung 
einer ganzen Reihe angeblicher patrimonialer Hoheitörechte zur Beeinträhtigung von Freiheit 
und Eigenthum der Bürger, welche ebenjo dem Römifchen Rechte wie dem deutſchen fremd und 
aus einem bloßen Regierungsrechte in einem freien oder rechtlichen Staate nimmer abzuleiten 
waren. Die juriftifhen Brofefforen mußten auf ven Roncalifhen Feldern, angeblih nad dem 
Römischen Rechte, ven lombardifchen Städten erklären, daß die Diftricte aller Herzogthümer, 
Marfgrafihaften, Conſulate, Gerihtöbarfeiten, dag Münze, Zoll, Wailer, Häfen, Fiſchereien, 
Mühlen, erblofe Güter, Fronen u. ſ. w. regelmäßig Regalien des Könige feien. 1) Freilich 
fonnte auch diefe Ujurpation eine rechtsgültige Anerkennung nidt finden, und die lombarbifchen 
Städte, an die fie gerichtet war, die fie aber verwarfen, fiegten im Koftniger Frieden, und in 
Deutſchland wagte Friedrich die Forderung nit. Aber auch diefe und ähnlihe Anmaßungen 
und abenteuerliche juriftifhe Meinungen vermwirrten die Rechtsverhältniſſe und dienten manchem 
Gewaltmisbraud zur Stüge. Vorzüglich wurde es verberblih, daß ein Fragment jener Prä— 
tenfion von Friedrich in die Privatfammlung des longobardiſchen Lehnrechts überging, deflen 
fo vielfah undeutiche Beftimmungen fo oft von den Juriften gegen die vaterländiſche Berfaffung, 
hier namentlich gegen die entjchiedenften deutichen Rechtögrundſätze benugt wurden. 16) 

So ſprachen venn nun Juriften von einem Eigenthumsrecht des Landeöherrn an Land und 
Leuten und fuchten es bald zu befhönigen durch Hinweiſung auf jenes abenteuerliche dominium 
mundi und das aus demfelben angeblich gewonnene Bruchſtück, bald dur die Verwechſelung 
ded jpätern, ſtaatsrechtlich zunächſt gegen den Kaiſer anerfannten jelbftändigen, erblichen, un— 
wiberruflichen Rechts auf die Regierung mit einem Privateigenthumsrechte, bald auch dadurch, 
daß dieſes Regierungsreht vom Kaifer mit durch Einfluß des longobardiſchen Lebnredts 
großentbeild in Lehndform ertheilt oder beftätigt wurde. Hierbei wendeten die romaniftii&: 
feudaliſtiſchen Juriften vie Shlehten und vermwirrten, dem Nömiichen Rechte wie dem germa- 
nifchen fremden Vorftellungen von einem dominium directum des faiferlihen Lehnsherrn und 
einem an den lanbeöberrlihen Bafallen übertragenen dominium utile an. Bor jener Einmi: 
hung longobarbifcher Begriffe war höchſtens das zur Befoldung der Herzoge oder Grafen über: 
tragene Lohngut (beneficium) ale Lehn gegeben worden; jegt betrachtete man das Amtsrecht 
jelbft, die Jurisdiction, wie man die nachherige Landeshoheit nannte, ald zu Lehn ertbeilt. 
Noch roher trugen dann viele Juriften dies angebliche Ober: und Nutzeigenthumsrecht auf vie 
Amtsgewalt im Diftricte unmittelbar auf das Land und fein Grundeigenthum ſelbſt über, wäb— 


14) Pütter, Specim. juris public. medii aevi, S. 192. 

15) ©. II. feud., 56, und Eichhorn, Staats: und Rechtsgefchichte, $. 246 u. 362. Daß jenes An: 
maßung, und über diefe Stelle des longobardifchen Lehnrechts, deſſen fremde Inflitute man nicht recipirte 
und welches im Staatsrechte für Deutfchland Feine rechtliche Gültigkeit hatte, f. Eichhorn, Deutſches 
Privatrecht, $. 256; Klüber, $. 73 fg. 16) Poſſe, ©. 57 fo. 
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rend doch die ganze lehnsweiſe uͤbertragung keinen andern Gegenſtand hatte als die kaiſerlichen 
Hoheitborechte über die Bewohner dieſes Landes und höchſtens etwa noch einige wenige Bene: 
fiial: oder Feudalgüter, die früher zur Befoldung der Amtöverwaltung dienten, fpäter jedoch 
immer mehr alodial wurden, und auch wol einzelne patrimoniale Regalien. Der erfte Blid auf 
dad wirkliche Leben ergab, daß fein deuticher Kaifer jemals Eigenthümer und Grundeigen- 
thümer von Deutfchland war, jo wenig ald von Frankreich, obgleich jelbft die franzoöͤſiſchen Kö- 
nige ihn au für Sranfreih ald Nachfolger der römiſchen Imperatoren und ihres angeblichen 
Weltvominiums anerfannten. Wenn nun er, der gemählte Nationalfürft, die ihm durch freien 
Nationalvertrag übertragenen Hoheitsrechte zum Theil an feine Reichsbeamten übertrug, fo 
fonnten biefe natürlich dadurd Feine Eigenthumsrechte erhalten, die er niemals hatte. Derfelbe 
Blid ergab au, daß der Landesherr nimmermehr wirkliche Eigenthumsrechte über dad Land 
hatte, daß Unterthanen, daß Gorporationen und Ginzelne, Prälaten, Barone, Bürger, Bauern, 
Städte und Dörfer freie® Grunbeigenthum hatten, und daß aud da, mo etwa Feudalrechte in 
Beziehung auf einzelne Theile ftattfanden, diefe den Kaijer und feine Landeshoheitsbeleihung 
nichts angingen. Selbft lehnbar mar keineswegs die Regierung über alle deutſchen Reiche: 
länder (Eichhorn, $. 300.) Und in allen behaupteten die Bürger bid zu den unterften Bauern 
ihre perfönlichen Vertrags: und freien Zuftimmungsredte in Beziehung auf ihre Redhtöverhält- 
niffe (Bofle, S. 24, und die Art. Alodium, Bauer, Beeten.) Das alles lag vor Augen. Man 
ſah es auch 17), aber dieſe Jurisprudenz ließ fih von ihrem knechtiſchen und despotiſchen Unſinn 
eines landesherrlichen Staatseigenthums durch die kaiſerliche Beleihung und ihr angebliches 
dominium utile an dem Territorium doch nicht heilen. Um aber bald das vorhandene alodiale 
Privateigenthum der Bürger, gegenüber jenen angeblich allgemeinen Lehn- und Eigenthums: 
rechten, zu retten oder zu erflären, bald um bie Güter und Rechte der Landeöherren vor allge” 
meinen Faiferlichen Oberlehnsrechten zu fügen, vermehrte man den Unfinn und ſprach von 
einem Lehn am Land, welches das Land nicht ald lehnbar vorausjege oder lehnbar made, 
alfo von einem Zehn, das fein Lehn fei. Selbft der Kanzler v. Ludewig gründet feine Theorie 
noch auf dieſes hölzerne Eifen von einem feudum proprietatis oder alodiale. Ebenſo ſeicht 
hatte Schnaubert fi mit einem landesherrlichen Staatdeigenthume geholfen," daß fein Staats⸗ 
eigenthum, das nicht patrimonial, fondern territoriaf fei. 

Zu feiner Zeit war Deutihland jemals ein erobertes Land und etwa von dem Sieger mit 
feinen ®efolgen vertbeilt worden. Nie und nirgends war ed auch nur je allgemein lehnbar. 
Bon allen europäiihen Rändern war beides am meiften England jeit Wilhelm dem Eroberer. 
Bon dieſer Zeit führten jelbft bis zum heutigen Tage die Könige der freien Briten ven Titel 
Oberlehnsherren, Lord Paramount von England. Dennoch jhied man fhon unter Wilhelm 
ſelbſt gänzlich von dieſem Verbältniffe das eigentliche Regierungsreht, und Wilhelm erfannte 
e8 feierlich und eidlich als ein durch verfönlihen Grundvertrag mit den Regierten rechtlich be- 
gründetes und beftimmtes, als hiernach und nad ben Randedgrundverträgen auszuübendes 
an. 18) Und die Engländer, melde ſtets das perfönliche politifche Vertragsrecht eiferfüchtig be— 
wahrten, mußten dieſes auch, ehe noch Eduard I. 1290 dad Lehnſyſtem auflöfte, ſtets gegen 
jeden Verſuch tyrannifher Mfurpation durd Erneuerung und Erweiterung ihrer Grundver— 
trüge, insbeſondere auch dur den hundertmal erneuerten der Magna-Charta zu behaupten. 
Bei ihnen, welde die romanische Juriftenzunft und ihre Verwirrung der Rechtsbegriffe förmlich 
aus ihren Parlamenten auswiefen, wagte man ed nit, aus jenem oberlehnäherrlichen Titel 
oder aus Eigenthumsrechten die perfönlichen vertragsmäßigen Regierungsrechte abzuleiten ober 
jie Damit zu vermifchen und ihre wahre rechtliche Natur zu verwirren. Das ganze fauftrecht: 
liche und durch Groberungsgewalt erzeugte Unterdrückungs- und Feudalrecht ftieß die alte zähe 
Breiheitöfraft der Angelfahlen immer vollftändiger durch das altgermanifche freie gemeine 
Recht (common law) und die volfdmäßigen Gerichtsſprüche nach demſelben wieder aus. 

In Deutichland dagegen dehnte man bald wirkliche Hoheitsrechte, vorzüglich polizeiliche und 
öffentliche Schutzrechte, zu mwillfürlihen Ausfhliefungs: und Herrſchafts-, zulegt zu Eigen: 
thumsrechten ver Regierung aus. So machte man ed 5.8. bei Waldungen mit ven Beamten 
rechten, den ftaatöpolizeilihen Schügungen gegen Beeinträhtigungen dieſer wichtigen Güter 
wermittelft eines vegellofen allgemeinen Gebrauchs. Und ganz ebenfo misbrauchte man die von 

ver Marfgenoffenihaft der Gemeinschaft übertragenen Amtsrechte eines Holzgrafen. Daraus 


17) Poſſe, S. 120. Struben, Nebenftunden, II, 524. 
18) ©. die Leges Edowardi bei Ganciani, befonders die Ginleitung. 
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machte man Eigenthumsrechte am Walde. Ähnlich verwandelte man aud andere regierungs: 
polizeiliche Befehle oder Bannrechte in patrimoniale Regalien. Und ebenfo beraubte man ind: 
bejondere auch die Bürger in Beziehung auf die Benugung der Flüffe und Lanpftraßen, in Be: 
ziehung auf Ausübung von Jagd, Fifherei, Bergbau, Mühlenbetrieb, Brauereien u. f. w. 
Hatte man aber nun foldergeftalt überall fürftliches Eigenthum oder patrimoniale Negalien 
vor fi, fo ſchloß man theils zu deren befferer Begründung, theild zu neuen Beraubungen der 
Bürger hiervon wieder zurüd auf angeblid noch allgemeineres Eigenthum der Fürften. Und 
hierzu erdichtete man ſich eine folde urfprüngliche Gütervertheilung, welche möglichſt viele Dinge 
herrenlos gelaffen, und eignete dann die Rechte zu ihrer Erwerbung hinwiederum dem Fürften 

als fürſtliches Hoheitsrecht und zwar abermals als ein patrimoniales Regal zu. So ftellte nod 

gegen Ende des 18. Jahrhunderts Fifcher in feinem „Lehrbegriff ſämmtlicher Kameral: und 

Polizeirechte“, I, 388, ſolche verworrene Begriffe von einemallgemeinen herrſchaftlichen Staats: 

grundeigenthum auf und nennt als deſſen Duelle: 1) „die erſte Vertheilung unter die Staats: 

bürgerfhaft, wo nur das brauchbare Feld ihr angemwiefen und zugetheilt worden ift, das Übrige 

aber, wie Wildniffe, Einöden, Wälder, Ströme, Landſeen, Seefüften, die nicht füglich von 

Privatperfonen gebraucht werden können, ſich der Staat vorbebielt.” [Das meifte nit an Ein: 

zelne vertheilte Grundeigenthum gehörte den Gemeinden oder Marfgenoffenihaften, manches 

allerdings mol aud der ganzen Staatögenoflenfhaft, aber theild als gemeinjhaftliche Sachen 

(res communes), theild als Staatövermögen. (S. oben 1.) Aber ebenveshalb war ed nim— 

mermehr das Privateigenthum des Regenten, der für fi und feinen Regierungsaufmwand allen: 

falls fein beſonderes 208 von freiem Grundeigenthum und beftimmte Einkünfte zugeteilt er: 

bielt.] 2) „Die Notwendigkeit gewiffer Sachen für die gefammten Staatdbürger‘ (alfo nicht 
für das Eigenthum des Negenten), „wie die Luft, das Waſſer und die Heerftraßen.‘‘ 3) „Die 

Beichaffenheit der erften Nationaltheilung, wo nur die Oberfläche des Erpftrihs zum Behufe 

der Landwirthſchaft den Staatsgliedern zugetheilt worden ift und ji der Staat den Schoß der 
Erde jelbit vorbehalten hat.’ Andere fabelten au: die Luft über der Erde ; und dann erflärte 
man das Recht auf Windmühlen ebenfo wie bei dem angeblihen Recht auf die Gewäfler auch 

die Waſſermühlen zu Regalien. Gleicherweife legte man nun dem Negenten Jagd und Berg: 
bau, Schäge in der Erde u. f. w. wegen Herrenloſigkeit ald Eigenthum oder Regal bei. Aber 
die ganze Fabelei widerſpricht völlig dem deutſchen hiftorifchen Rechte und dem echten Eigen: 
thum aller dveutfchen Bürger, womit ebenfo wie nah Römifchem Nechte die ganze Luftſchicht über 
dem Boden wie die Tiefe unter demſelben das ausſchließliche Eigenthum jedes Privatgrunt- 
bejigerd war, und die wilden Thiere, als an ſich herrenlos, von jedem zuerft Occupirenden er: 
worben wurden, das Jagdrecht aber jedem Eigenthümer auf feinem Grund und Boden, auf 
gemeinfhaftlihem Boden dagegen der Geſammtheit zuftand. Dieſes erhielt ih fogar, troß der 
Ufurpationen, ſtets in vielen Theilen von Deutfchland, fo z.B. im heutigen Belgien und in 
Gegenden des Odenwaldes. Nicht minder aber folgerte eine ſolche Jurisprudenz nit ſelten 
aus ſolchem angeblichen Privateigenthum des Regenten amı Lande und an der Herrſchaft, daß er 
zu feinem Privatnugen alles ald Negal in Anſpruch nehmen fönne, was ihm vortheilbaft 
dünke, da ja eine gemeinfame nachdrückliche Einſprache der durch die lateinifche Jurispruden; 
unmündig gemachten Bürgerſchaft nicht ftattfinden fonnte. Es war aljo jegt noch große Mile, 
wenn man dem Negenten nur die thunlichft ausgedehnten herrenlofen Sachen beilegte. Seht 
mit Recht fagt in diefer Beziehung Voſſe (S. 34) von der damaligen deutihen Juriftenzunft: 
‚Indem fie gewohnt waren, alle Rechtsgegenſtände auf ihren Kathedern fi außer dem Reiche 
der Wirklichkeit zu denken, gleih den Rechtsfällen ded Bomponius oder Ulpianus, vergaßen 
ſie in dieſen abftracten Revieren, daß fie Dinge für herrenlos ausgaben, welche nach ver in 
Deutihland vorhandenen Eigenthumsvertheilung wirklich feine folden find. Auf diefe Weite 
träumten jie ſich alle Flüſſe, Seen, Infeln, Ufer, Landſtraßen, alle vorzüglid brauchbaren Erd— 
und Steinarten u. |. w. zu herrenlofen Sachen und zählten fie aus diefem Grunde zu den Re: 
galien. Auf folde Dichtungen wurden aufs neue ebenjo auch die Regalien oder fürftlichen 
Eigenthumsrechte der Wälder wie die der Jagden gegründet, wodurd ein jo großer Theil deur: 
her Bürger und Gemeinden ihres wichtigften Eigenthums- und rückſichtlich des übrigen nic: 
blos feines natürlichen Ausfluffes, des Jagdrecht, beraubt, fondern mit den Früchten ihres 
Fleißes den Beſtien preisgegeben wurden. Aus folden Dichtungen entftanden zur Anreizung 
oder zur Beſchönigung fauſtrechtlicher Begierden und Handlungen in rohen jhuglofen Zeiten 
oft auch Regalitätsanſprüche an die Benutzung der freien Menſchen auf Fronen und zu Mili— 
tärbienft, nicht als Hoheiterechte auf wahre allgemeine ſtaatsbürgerliche Pflichten für das Wobi 
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der Negierten, fondern für Privatvergnügen und Brivatnugen der Fürften, für Jagden, für 
Verwendung der Soldaten zu eigennügigen Zweden, ja wol gar zum Verkaufe. Ja man er- 
klärte zu Gunſten fürftliher Kammern fogar freie Menſchen, Fremdlinge, Juden als herrenlos 
„und in Gommerz ftehend ald servi fisci. Man verwandelte wenigftend, fowie andere wahre 
Staatshoheitsrechte, fo aud die Föniglihen Schugpflihten und Schugredhte über Perfonen in 
eigennügige Bermögendrechte oder Regalien der Regenten, wie z. B. außer den Schugredhten 
über Fremdlinge und Juden auch die über uneheliche Kinder. Auch dad Strandrecht, welches 
aus der rechtlichen Schuglofigkeit der Fremden zum Theil die Anwohner der Meeresküften gel: 
tend machten, jollte jegt nad) dent Rechte der Herrenlofigfeit fürftliches Regal fein. Ebenſo an— 
dere Benugung der Meeredufer, z. B. das Bernfteinfammeln. Ganze Heere der abjurbeiten 
Negalien wurden nun prätendirt und geltend gemacht. So gab ed neben jenem Juden= und 
Sremdlingsfhugregale, dem Wildfangs- und Strandrecht und dem Bernfteinregale, ferner 
neben dem Standes und Würbenregale, dem Landesdienſt-, dem Strafen, Wafler:, Deich-, 
Poft:, dem Stempel: und Zollregale, neben dem Landesſchutz- und Geleitöregale, neben den 
Privilegien: und Induftrieconceffiondregale und dem Regale ver Entbindung vom Eide, neben 
den Regalien des Bergrechts, des Salzrechts u. |. w. auch NRegalien des Pottaſcheſiedens, der 
Abdederei, des Heirathsconſensgeldes, des Pfannen- und Keffelfliddens, ded Branntweinbren: 
nend, des Torfſtechens, des Flößens, ein Abſchoßregal, ein Negal der herrenlofen und ber 
gefundenen Saden und der unbebauten Grunpftüde, ein Gonfiscationdregal; ferner Re: 
galien des Salpeter-, des Lumpen-, des Perlen- und des Golpftaubfammelnd. Am häu— 
figiten beitanden die verberblichften, z. B. die Forft: und Jagpregalien, die Fiſcherei-, die 
Mühlen: und Brauereiregalien und befonderd das Regal allgemeinen Zehntrechts, des Feld— 
zehntens und des Blutzehntend und ded der Gultur fo.nachtheiligen Neubruchzehntend. Der 
legtere mußte aud aus der Herrenlofigfeit oder Negalität der Wälder und der unbebauten 
Grundftüde folgen. Aus dem angeblichen Rechte der Herrenlofigfeit unterftügte man aud) die 
Herüberziehung des in der römifchen Despotie entftandenen fürftlichen Ginziehens erblofer Gü— 
ter. Hiermit unterflügte man dann wieder das angebliche Negal auf berrenlofe Sahen. Die 
unfinnigften Argumente zur Unterſtützung dieſer unfinnigen Prätenfionen wurden von dieſer 
ſchamloſen Jurisprudenz nicht verſchmäht. Sowie aber überhaupt in fpäterer Zeit, ſeitdem 
förmliche Einführung des Römischen Rechts und Hofariftofratie und Despotie immermehr dad 
Volk und die Landſtände hatten verftummen maden, fo nahm auch in diefer Beziehung die Be: 
raubung der deutichen Unterthanen immer zu. So wagte man erft im 16. Jahrhundert die Jagd 
als Regal zu erklären. 19) Insbejondere da, mo Yandflände fehlten oder in den legtern Zeiten 
immer unvolfömäßiger und unfräftiger wurden, ober, nur aus Ariftofraten beftehend, nur fi 
ſelbſt fhügten, da dehnten die Hofjuriften die Ufurpationen immer meiter aud. So gab denn 
zulegt Brauer, welcher in feinem Lande auch dad Zehntrecht und den unglüdlihen Neubrud: 
zehnten zum allgemeinen Regale machte, ven Fürften ein Miteigenthumérecht an ven Gütern 
folder moralifihen Berfonen, welche er, wie Gemeinden, Kirchen, Klöfter, Staatsgeſellſchaften 
zu nennen beliebte. 20) Bei der oft willkürlich herbeigeführten Auflöfung verjelben fiel dann 
natürlid) dad Vermögen ganz dem Staate anheim. 21) Poffe (a. a. D.) bemerkt: „Wüßte man 
nicht aus vielfaher Erfahrung, was eine auch no fo unnatürliche Behauptung für Eindrud 
macht, wenn fie nur breift vorgebracht wird (und der Macht ſchmeichelt), jo würde man gar nicht 
begreifen können, wie man entweder ohne allen Grund oder aus fo ſchlechten Gründen Rechte 
für Regalien halten fonnte, welche weder ihrer Natur nach ſolche find, noch nad} der ältern deut⸗ 
ihen Verfaſſung für folde ausgegeben werden können. Man häufte, um die Regalität ber: 
jelben zu erweifen, die Argumente, die nichts bewieſen, man nahm zu den grunplofeften Ver: 
muthungen und unftatthafteften Analogien feine Zuflucht. Endli machte man es ſich noch be: 
quemer und nahm etwas für erwiefen an, dem ed an allem Beweiſe gebrach. Dieje Unver— 
Ihämtheit hielt alles Nachdenken über diefen wichtigen Gegenftand jo unter dem Drude, daß es 
erft eined Struben und Pütter bedurfte, um das juriftifhe Publikum auf die Nichtigkeit 
dieſes allgemeinen Vorgebens aufmerffam zu machen.“ 
"Das Argfte von allem aber war ed faft, daß man die erften Rechtsgrundſätze geradezu un: 


19) Eichhorn, Deutjches Privatrecht, $. 284. | 
20) Abhandlungen zur Erläuterung des Weftfälifchen Friedens, $. 10 u. 18. 21) Voſſe, S. 9. 
Staats-Rerifon. VIL 45 
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fehrte. Wenn irgendwo, etwa durch Widerſtand der Landftände, ein Land oder ein Theil def- 
jelben feine natürlichen Eigenthums- und Freiheitsrechte geſchützt hatte, jo erflärten vie Juris 
ften nun dieſe felbft für bejondere Privilegien ?2), die Negalität dagegen ald das natürliche und 
allgemeine Recht. Sie erklärten die wahre rechtliche allgemeine Regel, die zu präfumirende 
Freiheit ald Ausnahme, die erft vollkommen zu beweifen und nicht zu begünftigen fei. Es war 
daffelbe Verfahren, welches jie zur Verdrängung bed einheimischen deutſchen Rechts und dann 
auch des Volksgerichts und rechtlichen Öffentlichen Anflageproceffed durch die fremden Rechte, durch 
die geheimen Inquifitiond: und Torturproceffe, welches fie zur Verwandlung der Freiheit une 
des freien deutfhen Eigenthums ganzer Bauernfhhaften in Leibeigenfchaft angewendet und bei 
welchem fie die Präfumtion urfprünglicher allgemeiner Knechtſchaft deutſcher Bauern aufge- 
ſtellt hatten. 

Aud in Deutfchland indeſſen widerſprach, wie allein ſchon die Bauernfriege beweifen, ebenſo 
wie in England jenen abgeihmadten Theorien, trogvem daß fie jhon häufig wirklich be— 
ſtehendes und hiftorifche® Mecht geworden waren, dennoch das rechtliche Bewußtſein des Bol: 
fe, bis dieſes jelbft allmählich mehr und mehr, vermittelft ver falſchen Theorien der Juriften 
und der Öffentlichen Gewalt, durch ein grauſames immer hiſtoriſcher werdendes Recht nieder: 
gedrückt wurde. Es widerſprachen ihnen ebenfo die zwiſchen dem Kaifer und den Reichöreprä- 
jentanten und bie zwifchen pen Landesfürſten und denfandesrepräjentanten abgeſchloſſenen, von 
dem Bolfe und den Fürſten feierlich beſchworenen Grumbverträge und die vertragsmäßigen 
Reichs- und Landesgeſetze. Es widerſprachen ihnen felbft alle aus ven Nationalanfidhten her: 
vorgegangenen Rechtsquellen, namentlich die Rechtsbücher des Mittelalters, ver Sachſenſpiegel, 
ver Schwahenfpiegel und das Kaiferreht. Aber die fervilen Juriften, die Romaniften, die Ka— 
noniften und Zongobarbiften, haften die einheimischen deutſchen Rechtsquellen und die vaterläns 
diſchen Randedgrundverträge. So mußten fle, in Berbindung mit dem Fauſtrechte und fürft: 
lihem Despotismus, in den meiften deutfchen Ländern ein jo ſchändliches und fluchwürdiges bi: 
florifches Recht zu gründen, welches nicht die einzelnen frühern Widerſprüche, welches nur Die 
auf die gefündern philofophifchen Grundideen des Roͤmiſchen und urdeutfchen Rechts gegründe— 
ten freien Naturrechts- und Staatörechtötheorien der Thomafius und Pufenvorf, ver Möfer 
und Moſer, der Bütter, Struben und Häberlin, der Spittler, Schlözer und Klüber allmählich 
zu beflegen vermodhten. Doch wahrlich fpät genug! Zur Schande für die Nation und ihre Juris 
prudenz durfte man noch bis in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts jene Staatögrundeigen- 
thumstheorie in juriftifchen Werfen vertheidigen. Sie wollte noch damals ihrem Wefen nad 
die Perfonen zu Accefforien, zu Sklaven ver Sache und conjequent alles Grundeigentfum ber 
Unterthanen zum Eigenthume des Regenten, alle Unterthanen aber zu feinen Leibeigenen 
madhen. So wagte ed noch 1780 Biener in der Schrift „De natura et indole dominii in 
territoriis german.‘, I, 10, ähnlich wie der oben angeführte Fifcher, Folgende abſurde Theorie 
aufzuftelfen: „Ganz Deutfhland, von der Reichshoheit abgejehen, wird nah Grundeigenthums⸗ 
und Leibeigenſchaftsrecht (jure patrimoniali et herili) regiert. Die deutſche Landeshoheit kann 
nicht Beurtheilt werden nad) dem Majeftätsrecht über freie Völker. Sie adhärirt nad) der Reiche: 
formel dem Territorium und ift zugleich mit dem Territorium in dem Privateigentdume (patri- 
monio), jodaß man jie mit Recht eine patrimoniale und berile nennen kann. Alle vieje Terri- 
torien, von welden die Hoheit nicht getrennt gedacht wird, find mit allen Rechten und Rega- 
lien, ja mit den Unterthanen und Bafallen felbft in dad Patrimonium und die Proprietät über: 
gegangen.” 

Seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts indeß wurde diefe Theorie immermehr von 
gründlichen Scriftftellern und zulegt vorzüglich in ven obengenannten Schriften von Poſſe wi: 
verlegt. Vollends aber wurde fie feit den großen Kämpfen ver Franzoſiſchen Revolution gegen 
den Feudalismus jo gründlich zerſtört, daß kein neuerer Rechtslehrer ſie mehr vorbringt. Jene 
zuvor genannten berühmten Schriftſteller hatten ſie zu ihrem Ruhme auch vor der Franzöſiſchen 
Revolution gänzlich abgewieſen und die richtigen, oben unter I. aufgeſtellten römiſchen und 
deutſchen Vertragsgrundfäge an ihre Stelle geiegt. 29) Auf gleiche Weife hatten fie auch die 
angemaßten patrimonialen Regalien größtentbeil in ihrer Nichtigkeit gezeigt. ?*) 


22) Eichhorn, $. 280. 23) ©. insbefondere Klüber, $. 1, 99, 328 fg. 
24) Pütter, Beiträge, I, 221. Poſſe, a. a. O. Klüber, a. a. ©. Eichhorn, $. 265 fg. 
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II. Die neuere Patrimonialtheorie. Selbſt neuere Reactiondmänner wagten doch 
faum jene alte Theorie wieder aufzufrifchen. Sie war in zu grellem Wiperfprude, nicht blos 
mit Vernunft und Geſchichte — darüber wäre man wol auch in dieſem Punkte hinaudgefom- 
men — fondern mit andern Intereffen, namentlich mit ariftofratifchen. Wo blieb etwa bei jenen 
Staatseigenthumsd: und ausgedehnten Regalientheorien noch für den Adel eine Sicherung feiner 
Stellung, feiner wefentlihften Rechte und Anfprühe? Wo auch nur eine Grundlage für feine 
landſtändiſchen Rechte, die man ja fo gern ebenfalls aus eigenem Landeigenthum ableitete, 
während nach jenem Syfteme der Regent alles, was ihm beliebte, ein weſentlich despotiſches 
Recht und ein eigenes ausſchlleßliches Randeörepräfentationdredit aus feinem allgemeinen Eigen 
tbume oder Obereigenthume am Lande ableiten fonnte? Damit aber waren alle geiichtlihen 
Iandftändifchen Verfaffungen und Rechte und die Intereflen aller und auch der ariftofratifchen 
Unterthanen glei unvereinbar. Man mußte ji alfo für bie legtern und für die Türklige Pas 
trimonialgewalt nach anderer Begründung umfchauen. 

So erfand man denn unfere neuern Theorien von Haller, Bollgraff u, ſ w. Man zer⸗ 
flörte Staat und Staatdreht, Gemeinweſen und Gemeingeiſt und gründete auf bloße Privat: 
verhältniffe und angebliche Verträge die Patrimonialrechte der mächtigen Schuß: und Dienft- 
herren gegen hülfsbedürftige Schüglinge. Hier iſt der Regent nur ein Erfter unter Gleichen, 
unter den ebenfall® grundherrlich und ariftofratijch bevorrehteten Magnaten des Landes. Die 
Abhängigkeit der Magnaten, der Eorporationen und aller unmittelbaren Staatöbewohner von 
den Fürften wie die Abhängigkeit mander nievern Schützlinge, der Leibeigenen und andern 
Patrimonialbanern von den geiftlichen und mweltligen Ariftofraten gründet fi blos auf abge: 
fonderte erbliche Privatihugverbindungen, welche die einzelnen Untergebenen zur Befriedigung 
ihrer Bebürfniffe des Schuges und der Hülfe mit dem Schugheren ſchloſſen. Die ganze Re: 
gierungsgewalt mit allen Rechten derfelben ift fomit ein reines Privateigenthum, ein Privats 
glüdögut, wie ed der Privatbeiig des befondern Vermögens oder der befondern Eigenſchaften 
war, woburd jene Schuß: und Dienflverträge, alfo Unterwerfung und Herrſchaft durch fie ver= 
anlaft wurden. Die Regierung aber foll angeblich alle Rechte ver Schüglinge als gleich hei⸗ 
liges Privateigenthum achten. Diefe find auch nur ſchuldig zu ven, was ihre fpeciellen Dienft: 
verträge jedesmal bejonderd verfprachen, keineswegs zu anderweitiger oder allgemeiner Steuer: 
und Soldatenpflidt, und fie fönnen bei ungerechter Beprüdung revolutioniren und auch ihrer- 
feitö nach dem Vorbilde der fauſtrechtlichen Anarchie des Mittelalters fi das Privatglüdsgut 
der Herrſchaft über andere, d.h. die Souveränetät erwerben. Nur von einem Staate, von 
einem Gemeinwejen und von Rechten und Pflichten dafür dürfen jie nit reden, denn Gemein: 
weſen und das Öffentliche Recht find demagogiſche Kirngejpinfte ver Sophiften. Bon Mit: 
bürgern und gemeinfamer Vertheidigung gemeinjamer Rechte kann ebenfo wenig die Rede 
jein. Denn jeder hat nur fein abgeſondertes Privatvertragdverhältniß, und dieſes und deſſen 
Inhaber geht ven Nebenmann fo wenig etwas an ald der Privatmiethvertrag des einen Knechts 
den eines andern. Dabei wird denn natürlich alles wahre öffentlihe Recht, welches unfere 
Fürften bisjetzt aus verfaffungsmäßigen Grundverträgen als öffentliches Recht erhielten, ihnen 
in reines Privateigenthum umgewandelt oder entzogen. 

Man jieht leicht, dap diefed neuere Patrimonialſyſtem dem ältern an Bodenloſigkeit und 
Begriffdverwirrung durchaus nichts nachgibt, und daß es daſſelbe in Verlegung der Würde und 
Ehre des Volkes und der Regierung nod hinter fi zurüdläßt. Es macht zwar wenigftens nicht 
unmittelbar die Regierungsgewalt zu einem Ausfluſſe des Bodeneigenthums, aber es leitet ſie 
doch daraus ab und erklärt ſie ſelbſt für Eigenthum, für ein bloßes Privatglücksgut, rechtlich 
beſtimmt für die Privatzwecke des Fürſten, der nur fo viel, als ihm beliebt, von feinem Rechte 
auch für milde Zwecke verwenden kann. Es beraubt, ja e8 vernichtet ebenfalls die Nation zu 
Gunften folhen Privatrechts. Es raubt nicht blos Domänen und andere für die Staatszwecke 
beftimmte Rechte, nein, die ganze freie Verfaflung, die Würde der Bürger, ihr Necht ver T gr 
nahme an einem freien Gemeinwejen, ihren patriotifhen Gemeingeift und beffen Früchte. 
macht die Negierung zu einer Privatſache fürftlicher und agnatifcher Willfür. ° 

Dieſes neuere Syſtem iſt ferner nicht minder hiſtoriſch unwahr als das ältere. Auch die 
Deutſchen ſuchten ſtets wie alle eiviliſirten Völker durch gemeinſame genoſſenſchaftliche und 
Bürgerverbindungen zu wahren bürgerlichen Gemeinweſen ſich zu verbinden und ſelbſt oder 
durch Stellvertreter die Rechte der Gemeinſchaft und ein allgemeines grundverrragämäßiges 
Verhältniß mit einer wahren Regierung geltend zu machen. Diefes Streben ift felbft wog i im 

45* 
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Mittelalter und bis auf unfere Zeit der belebende und rechtliche Grundgedanke aller yo: 
litiſchen oder ftantögefellfchaftlihen Verbindungen und ihrer Grundgefege. Gerade dieſes Stre: 
ben zerflörte fiegreih und immer vollftändiger die Anarchie und Despotie ded Fauſtrechts und 
Feudalismus oder alles, was in ihnen, jener ältern und neuern Batrimonialtbeorie entfprechenn, 
diefen Grundideen fittlicher freier Menſchengeſellſchaften widerſtrebte. Dieſes haben ſchon die 
Axt. Deutſche Gefhichte und Deutfches Landesſtaatsrecht, Familienherrfhaft und Grund: 
vertrag hinlänglich nachgewieſen. Jenes Syſtem ift aber auch rechtlich grundlos. Wenn bie 
einzelnen Schützlinge durch ihre freien Verträge zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe des Schutzes 
und der Hülfe früher einem Reichern oder Mädhtigern ſich anſchloſſen und ihm dadurch fir 
ihren Vortheil Herrſchaftsrechte über fich verliehen, was verbindet fie denn rechtlich, Diejen Ver— 
trag fortzufegen und nicht wie unfere Knechte ihn aufzufagen, wenn fie ihn nit mehr brauden 
oder wenn ein anderer Dienft: und Schugvertrag ihnen beffer gefällt? Ein rechtliches, ſittliches 
Gemeinmefen eriftirt nicht und bindet fie nit. Vollends aber ift eine erbliche rechtliche Ver: 
pflidtung ihrer Nachkommen zu jenen Berträgen foldhenfall® grundlos, und das ganze Gerede 
von dem Eigenthumsrechte des Negenten auf die Fortdauer diejer perfönliden Schugverhält: 
niffe, alfo auf eine folhe Regierungdgewalt, hat feinen Werth. 

Dieſes Syftem iſt ferner zerftörend für die wahre Kraft und Würde ded Staates und ber 
Regierungsgewalt. Die ganze Regierungdgewalt wanft und ſchwankt hier ſchon durch den 
Mangel einer bleibenden vehtlihen Grundlage ebenfo wie. in der hiſtoriſchen fauſtrechtlichen 
Anardie hin und der. Sie ift aber au gar feine wahre fouveräne fürfllide Majeftät und 
Regierungsgewalt. Diefe geht nur aus von einem fittlihen Gemeinweien. Sie wird nur be- 
gründet vermittelt des ſittlichen Geſammtwillens und der dadurch gebildeten ſittlich-heiligen 
Geſammtmacht. Blos aus Landeigenthum oder aus Privat:, Dienft: und Schugverträgen ber: 
vorgehende Herrihaftsrechte machen ihren Privateigenthümer zum Gutsbefiger, zum Dienft: 
beren, zum Gefelgsanführer oder Dedpoten, aber fie geben nimmer vie Königswürde und 
Majeftät. Die fremden Völker äußerten laut ihre Geringfhägung der deutihen Nation umd 
der deutfchen Fürften, wo fie irrig an die Richtigkeit folder Begründungen der Negierungs= 
gewalt in beutfchen Ländern glaubten. 2°) Dieje Negierungsgewalt ift auch ohnmädtig und 
armjelig. Arme Völker nicht blos, fondern vor allem auch arme Fürften, wenn nah Haller'⸗ 
hen Ideen wirklich — womit er feine Theorie angenehm zu mahen ſucht — alle allgemeine 
Steuer: und Soldatenpflicht ebenfo wie alles Gemeinwefen felbft und der patriotifhe Gemein: 
geift für vaffelbe aufhört! Wo wäre wol in Deutſchland und in Europa der Fürft, der nad 
gründlicher Vergleihung feine grundvertrags: oder verfaffungdmäßige Fürſtenwürde und Ma: 
jeftät über ein Oemeinwefen freier Bürger um ein ſolches Privatglücksgut der Herrſchaft ver: 
tauſchen möchte! Sie ift ferner im höchſten Grade revolutionär und gefährlich, befonders für 
die Fürften, und nicht blos wegen ber Zerftörung der unentbehrlichiten Negierungsredte und 
wegen des confequent und ausdrücklich geftatteten Rechts zum Nevolutioniren und zum Er: 
werben des legitimen Glücksguts der Herrſchaft für jeden Bürger. Gie ift ed vor allem wegen 
der natürlihen Empörung, welche allen freigeborenen edlen Gemüthern folde Begriffe des Für: 
ftentbumd erzeugen. Al unfhuldig Hätte man alle wegen Demagogie jo hart Verfolgten und 
Eingeferferten frei laffen dürfen, ald unfhuldig und unſchädlich im Vergleiche gegen dieſe Re— 
ftauratoren des Fauſtrechts, weldhe die Majeftät entadeln und Reibeigenfhaft und Zerflörung 
der hoͤchſten menſchlichen Güter ald mit der Monarchie und Legitimität ungertrennlich verbunden 
darftellen, und die zugleich, ald die angeblihen Freunde ver Könige, natürlich in diefer unpeil: 
vollſten Lehre mehr Glauben finden ald jene erklärten Gegner, die durch gerade diefelben Grund: 
füge ihre Zwecke ald die monarchiſchen darftellten. 

Diefe Lehre beruht endlich durh und durch auf den gröbften Taufhungen. Sie verſpricht 
Heritellung des wahren Staates und zerflört allen Staat. Sie kämpft gegen Begründung der 
Geſellſchaft und der Gewalt durch Verträge und weiß diefelben nur durch Verträge zu begrün- 
den. Sie verfpricht geſicherte Fürſtenwürde und zerftört die Würde wie die Sicherheit. Sie 
verſpricht Sicherung der natürlichen Freiheitsrechte für die Beherrſchten und ftürzt fie in Des: 
potismus und Anarchie. Gerade Hier if die größte Täufchung. 


. 


.. 25) Man jehe 3. B. bei Poſſe, S. 5, wie geringfchägend man ſich einft auf ungarifchem Reichstage 
über Hi Sandesherren und Landflände in irriger VBorausfegung der Richtigkeit jener falichen These: 
rien auedrückte. 
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Wo daher jene neue Theorie irgend Wurzel faßt, wo man fie, wie bereitd wiederholt 
in merfwürdigen Kämpfen gegen die verfprodene oder gegen die ſchon eingeführte conftitu- 
tionelle Berfaffung, durchzuführen ſucht, da beginnt fie, ähnlich wie die alte, furditbare Folgen 
zu entwideln. 

IV. Herftellung der allgemeinrehtlihen Grundfäge im Siege gegen die 
ältere Theorie, Das obige unter I. dargeftellte Syftem über Sachen: und Hoheitsrechte, 
Staatdeigenthum, Regalien und herrenlofe Sachen ift begrünbet durch die Vernunft und durd) 
unfere et deutſchen wie die echt römiſchen Grundſätze. Alle jene einzelnen widerſprechenden 
fauſtrechtlichen Ufurpationen und widerſinnigen juriftifhen Meinungen und politiſchen Theo— 
rien fonnten niemals feine allgemeine Redtsgültigkeit wirklich zerftören. Sie find größten: 
theils ſelbſt wieder durch daſſelbe beſiegt und ausgeſtoßen worden. Somit gelten denn jene all 
gemeinen vernünftigen deutſchen Grundſätze, und es beſteht wiederum die rechtliche Präſumtion 
für ihre Gültigkeit. Welcker. 

Herrenſtand, ſ. Adel und Standesherren. 


Großbritannien und Irland. (Staatsgeſchichte und Staatsrecht des ver— 
einigten Röntgreihe.)*] 

A. Staats: und Verfaffungsgefhihte inleitung. Inmitten der Umwäl— 
zungen, welche die europäifche Geſellſchaft feit 1789 unaudgefegt erſchüttern, ift das englifche 
Staatögebäube i in feinen Orundlagen unverfehrt geblieben. Im glüdlihen Inſelreiche fcheinen 
jene Güter, nach welden die gebildete europäifche Menſchheit jeit einem Jahrhundert ringt, 
in fiherm Hafen zu ruhen, Freiheit und Ordnung, Monarbie und Volfsreht in ſchönem 
Verein miteinander zu leben. 

Sowie die europäiſchen Völker fi der Zuchtruthe der Gewaltherr ſcher zu entwinden be— 
gannen, oder ſobald an Stelle einer unhiſtoriſchen Demagogie ein tieferes Streben nach Brei: 
heit trat, ift man daher immer wieder und wieder an die englifchen Berfaflungszuftände heran: 
getreten und hat ſich mit vem Beifpiel Großbritanniens getröftet, daß die „Breiheit nicht blos im 
Reiche ver Träume wohne”. Daman aber fletö mit dem vollen Bewußtſein, in England das 
Ideal aller bürgerlichen Gejellihaft verwirklicht zu finden, an das Studium englijcher Verhält: 
niffe herantrat, fo erhielten wir mehr politifhe Rhapfodien und Romane über England ale 
wirkliche Bilder des dortigen Öffentlichen Lebens. Nur wo man jih.auf die Darftellung einzel: 
ner Zweige des englifhen Staatd: und Rechtslebens einließ, wurde duch deutſchen und engli= 
ihen Fleiß mandes Stüd redlicher Forſchung zu Tage gefördert. Freilich ſtimmte das wirkliche 
Bild Englands Häufig nicht mit dem Glanze überein, mit dem die Phantafie das ganze englijche 
Leben zu umgeben liebte. Wir glauben jedoch, daß die neuern Arbeiten einiger Deutichen, 
welche jich bemühten, das wirkliche Rechtsleben Englands darzuftellen, dem Bild vefjelben nichts 
von feiner Oropartigfeit geraubt. Großartig erfheint und Englands Staatöleben auch nad) 
diefen neueften Forſchungen; die Vorgänge im Infelreihe erfheinen auch nad dem Eritifchen 
Proceß, durch den fie und veprobueirt, nicht weniger belehrend ald vorher. Nur der Kreis 
mander gewohnheitsmäßigen Vorftellungen ift durchbrochen worden ; an Stelle einer gewilfen 
düffelvorfer Malerromantit ift das Bild wirflihen Lebens mit feinen Fleden und Mängeln 
getreten, Aber je mehr man ſich gerade in jüngfter Zeit bemüht bat, die englifchen Inſtitu— 
tionen aus dem myftifhen Dunfel ans Flare Tageslicht der Kritif zu ziehen, um jo mehr pürfte 
das Studium eines Rechtslebens, deſſen Wurzeln bis ins frühefte Mittelalter zurückreichen, ven 
Geſetzgeber und Staatsmann fejleln. 

Das englifche Verfaſſungsweſen ift fein Ausflug des Geſetzgebungsrechts von König und 
Parlament. Die Rechte des Königs und des Parlaments finden vielmehr ihren Ausflug in dem 


*) Wie ſchon auf ©. 72 diefes Baudes bemerft wurbe, mußte der nachfolgende Artifel außerhalb 
der alphabetifchen Reihenfolge hier am Schluß des flebenten Bandes egeben werden, weil feine recht: 
jeitige Beichaffung nicht im unferer Macht fland, Wir erinnern hier i daran, daß der diefen Artifel 
ergänzende fatiftifche Abriß von Großbritannien und Irland fi an feiner richtigen Stelle S. 1—72 
dieſes Bandes befindet. D. Red 
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alten ungeſchriebenen Volfdreht der Nation, im gemeinen Recht, im common law. Diefes aus 
dem Volke herausgewachſene common law iſt ald ein organijched Product aud eine organiſche 
Einheit. Es iſt fo alt wie die angelfählifche Raffe. Seine Duellen find nad Lord Dale ebenſo 
ſchwer zu beflimmen wie die ded Nilftromd. Dem gemeinen Recht gegenüber ſteht das ge- 
fchriebene Recht, das Recht der Gejeggebung (statute law). Es dient zur Sicherung des ge- 
meinen Rechts, zu feiner Erläuterung, zu feiner Ausbildung, fteht aber auch häufig ven com- 
mon law entgegen. Grfennbar ift das gemeine Recht nur in feiner praftiihen Anwendung 
durch die Gerichte. Diefe Anwendung ift je nach den Zeiten eine verfhiedene geweien. Das be- 
zieht ſich nicht allein auf das bürgerliche Recht, fondern ebenjo auf das Öffentlihe Recht Eng: 
lands. Da in dem monumentalen Lande jeder Haupttheil der Verfaflung bis ins tieffle 
Mittelalter zurüczuverfolgen ift, fo ift Fein Studium der Verfaffung des vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Irland möglich ohne einen Überblick über diefe originelle Vereini- 
gung einjt politiih felbftändiger und in der ftaatlihen Einheit zum Theil ſelbſtändig gebliebe- 
ner Ländermaffen, welche jegt, inclujive Indiens und der Golonien, dad Gebiet ausmachen, wel: 
ed der Königin und dem Parlament von Großbritannien und Irland untermorfen ift. Bei 
diefer gejchichtlichen überſchau, fowie bei der Darftelung des öffentlihen Rechts Groß— 
britanniend nimmt die Geſchichte Englands einen unverhältnifmäßig größern Raum als die 
‘der andern Landestheile ded großbritanniſchen Reichs ein. Denn wie Rom ganz Stalien 
in den Kreis feiner politifhen Berhältniffe zog, fo hat auch England fein Öffentliches Recht 
allmählich zum öffentlichen Recht des großartigften und blühenoften Weltreichs aller Zeiten 
gemacht. 

i. Staats- und Verfaſſungsgeſchichte Englands bis zum Tode Eliſa— 
beth's. Die Einflüſſe der alten Briten und ihrer Herren, der Römer, find kaum noch im 
heutigen englifhen Staatdleben erfennbar. Dennoch kann es nicht bezweifelt werden, daß die 
Römer nad Britannien Gefittung und dad Chriſtenthum und eine jpäter wieder untergegan: 
gene Blüte ſtädtiſchen Wefens bradten. Die 92 Städte, von denen 9 römische Golonien waren 
und 24 andere fi ausgedehnter Privilegien erfreuten, hatten ſich unter römifher Herrſchaft 
in Britannien erhoben.!) Aber ſowol das Chriſtenthum wie die kurze Eulturhlüte des briti— 
fhen Volksſtamms gingen unter, als die Römer die Herrſchaft über die britiihe Inſel auf- 
gaben und die Briten die Germanen gegen die Völker des Nordens zu Hülfe riefen. 

Die Sachſen erfchienen 449 oder 450 n. Ehr., unter der Anführung zweier Brüder, Hengift 
und Horfa. Sie bejiegten die norbifhen Völker; aber fie felbft machten fi zu Herren ihrer 
Alliirten, indem fie alles Flachland des heutigen Großbritannien in Befig nahmen, die Briten 
theilweife ermorpeten, theilmeife verjagten oder zu Sklaven machten. Dod find aud freie Bri- 
ten unter der Herrſchaft ver Sachſen vorhanden geweſen. 

Die Sahfen waren rohe Heiden ; fie führten nicht allein den blutigen Gögendienft in Bri— 
tannien wieber ein, fondern zerftörten auch die Spuren der britiih=römifhen Eultur. Den 
Sachſen folgten andere germanifhe Stämme, wie die Angeln und Jüten, melde aber gewöhn— 
lih in dem gemeinfhaftlihen Namen Sachſen von den Hiftorifern mit einbegriffen werden. 
Die Sachſen gründeten auf dem eroberten Boden fieben (zuerft acht) verfchiedene Meiche, Die 
Heptarchie, deren Fürſten allmählih den Titel von Königen annabmen. Es waren dieſes die 
Reihe Kent, Sufler, Weller, Eifer (Süd-, Weft:, Oftfahfen), Mercia, Oftanglia, Bernicia 
und Deira, welche beiden legtern Königreiche unter dem Titel des Königreichs Northumber: 
land, das bald das mächtigſte ſächſiſche Königreich werben follte, durch Ethilfrid vereinigt wur: 
den. Alle dieſe Königreihe, in welden mit dem Chriftenthum aud neue Gefittung auffam, 
wurden 823 durch Egbert von Weller zu einen großen Reiche verfchmolzen, dem Königreid 
Gnglanp (Anglia). 

Dieſes neue Königreih war ven Ginfällen der normannifchen und dänifchen Piraten un: 
ausgeſetzt preißgegeben, welche namentlih den norböftlichen Theil des Inſelreichs verwüfteten. 
Den größten König der Sachſen, Alfred dem Großen, gelang ed, England zeitweilig von ſei— 
nen Peinigern zu befreien; doch kehrten ſi ſie immer und immer toieber und festen ſich namentlich 
im nordöſtlichen Theil Englands, in Northumberland und in Südſchottland feſt. Alfred der ' 
Große, der ald Befieger der Dänen gepriefen wird, gilt ald der Juftinian des ſächſiſchen Volkes. 
Das gemeine Recht Englands, veflen Grundlagen die Sachſen bereit? aus Deutſchland mitge: 


1) ®ibbon, Fall and decline etc. (Kondon 1851), II, 303. 
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bracht, wird durch die Sage zu einem Werke der Geſetzgebung dieſes Königs gemacht. Auch 
wird ihm die noch heute beſtehende Eintheilung des Landes in Grafſchaften, ſowie in Hundert⸗ 
und Zehntſchaften, welche letztere Eintheilung noch immer den modernen Unterabtheilungen der 
Grafſchaften zu Grunde liegt, durch eine poetiſche Geſchichtſchreibung zugeſchrieben. 

Kaum 140 Jahre ſpäter, nachdem Alfred Herr der Nordländer geworden, gelang es den Dänen, 
fi Englands und des engliſchen Throns zu bemächtigen. Aber Kanut der Große, welcher 
außer England Dänemarf und Norwegen regierte, fiherte ven Frieden mit feinen neuen Inter: 
thanen dadurch, daß er jie im Geifte feiner ſächſiſchen Vorgänger regierte. Noch einmal gelang 
e8 den Engländern, in Eduard dem Bekenner einen König ihred Stamms zu erhalten. Diejer 
König, der in verRormandie erzogen worben, aboptirte ben mächtigen Normannenherzug Wil: 
helm ald feinen Nachfolger. Ald aber Eduard 1066 flarb, erwählten die Sachſen, um ihre Unab— 
hängigfeit zu fichern, einen der Ihrigen, Harald, Sohn Godwin's, zum König. Wilhelm wandte 
fih an den Papſt, ver fi für ihn entſchied und Harald ald einen Uſurpator bezeichnete. Um feinen 
Anfprüden Nachdruck zu verfchaffen, landete Wilhelm in England. Er fiegte in ber bluti- 
gen Schlacht bei Haftingd (1066), in der Harald Thron und Reich, vie Sachſen ihre Freiheit 
verloren. 

(Ehe wir auf die Revolution, welche dieſe Schlacht im Gefolge hatte, näher eingeben, wird 
ed nothwendig fein, einen Bli auf die ſächſiſchen Staatöverhältniffe zu werfen. Immer umd 
immer wieder haben die altfähliihen Gemeindeverhältniffe gegen fremdes Recht und das Recht 
der Eroberer reagirt. Sie bilden noch heute Die Grundlage ded englifchen Rechtslebens 

Die Verfaffung der Sachen beruhte auf einer freien Bauerngemeinfhaft, an deren Spige 
fih ein unbedingt erbliher König befand. So ſtolz auch die Titel der Könige ver Heptardie 
waren — Basileus of Britain, king of all its nations, the monarch of Albion ?2) — ſo wenig 
waren fie abjolute Herren von Land und Leuten. Die Erblichfeit ver Krone im Mannsſtamm 
bildete zwar die Megel des ſächſiſchen Staatsrechts, Minorenme Eonnten jedoch nicht ſuccediren. 
Allein e8 gab noch andere Titel auf ven Thron als Erbgang. Alfred gründete feine Herrſchaft 
auf Teftament feines Baterd, auf Vertrag mit feinem Bruder Ethelred und auf die Zuſtim— 
mung ded Volkes. Gr feinerjeits ſchloß die Söhne feines ältern Bruders von der Thronfolge 
aus. Der Grundcharakter des ſächſiſchen Staates blieb der der Föderation. Aus ſieben König: 
reihen hervorgegangen, behielten Mercia, Northumberland und Dftangeln eigene Gefege und 
einen hohen Grad politifher Autonomie. 

Wie alle germaniſchen Völker kannten auch die Sachfen den Unterſchied zwifchen Freien und 
Unfreien. Innerhalb ver Freien gab es feine abgefchlofiene Kafte. Die Grenze zwiſchen Thanen 
und Ceorls war ebenfo wenig eine fcharfe wie Heute zwifchen der Gentry und dem gewöhnlichen 
Volke. Thane wurden die großen Grundbefiger genannt, melde zur Dienftpflicht, Heeres: und 
Gerichtöfolge verbunden waren, Diefe Klaſſe war jehr zahlreich. Die größern unter ihnen wur: 
den Königsthane (King's Thanes) genannt. Ihr Wergeld betrug 30, das gewöhnlicher Thane 
15 Bf. St. Unter diefen größern Grunvbefigern waren wieder die Earld audgezeichnet , melde 
aber erft im 11. Jahrhundert ven Charakter von Grafſchaftsbeamten erhielten. Die Zahl ver 
Thane war ſtets ſchwankend. Ein Kaufmann, ver drei Seereifen gemacht, wurde Than. Die 
Bauern (Georld) waren nur hier und da an die Schofle gebunden. Ihr Wergeld berrug 
10 Pf. St.; befaßen fie 600 Aeres, eine eigene Kirche und ein eigened Herrenhaus (mansio), 
fo konnten fie Thane werden. 

Freie Ceorls fonnten zur Strafe in ven Stand ber Leibeigenen (villanes, villenes, hus- 
bandmen) verjegt werden. Den Hauptflamm der Sklaven bildeten die unterworfenen Briten ; 
doch gab ed auch freie Briten, welche aber dem niebrigften Sachſen in Rang und Rechten nad: 
ftanden. JIndeß auch der Sklave war nicht ohne Rechtaſchutz; noch unter Wilhelm I. hatten Die 
englifhen Reibeigenen ein Wergeld. 

Das Karakteriftiihe Element ver ſächſiſchen Verfaffung ift vie große Sorgfalt, welche auf die 
Rechtspflege und Sicherheitspolizel verwendet wurde. Diefem Princip entfprad die perfönliche 
Geſammtbürgſchaft aller Freien (frankpledge), die anminiftrative Eintheilung in Graf:, Hun⸗ 
dert= und Zehntfhaften und die Haftung der in denſelben Eingefeflenen für die Thaten ver 
Einzelnen. Jede Gemeinde ift nach ſächſiſchem Recht verpflichtet, die Friedensbrecher zu verfolgen, 
und wiederum ijt e8 ein Ausſchuß der Gemeinde (Jury), welder ven Angeſchuldigten vor das 





2) Hallam, Middle ages, I, 108, 
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Spruchgericht ftellen muß. Nach einen Gefeg Ethelred's ist Hierzu ein Ausihuß von 12 Thanen 
erforberlih.?) Ein anderer Gemeindeausfhuß, die Urtheils- oder beifer gefagt Zeugenjury, 
befundete aus eigener Wiſſenſchaft die Schuld oder Unſchuld des Angeklagten. 

Die größern Abtbeilungen, welche fh zum Zweck der Verwaltung des Koͤnigreichs gebilvet 
hatten, waren die Grafſchaften (Shires). Sie find theils frühere Königreiche der Heptarchie, 
wie Kent, Suffer, Effer und Surren, theils frühere Unterabtheilungen derſelben. An der Spige 
der Grafihaftäverfammlung, welche ſich jährlich zweimal verfanmelte, ftand der Biſchof und ber 
Ealdorman. Allmählich aber trat an die Stelle diefer beiden Factoren der Grafſchaftsver ſamm⸗ 
lung der Shiregereva (Sheriff) als alleiniger Vorſitzender. Die Thane erſchienen auf dieſen 
Verſammlungen in Perſon. Die Verſammlung ſelbſt entſchied Streitigkeiten zwiſchen ein— 
zelnen Cantonen, ſchrieb Steuern aus und ſetzte Bußen feft.*) 

Die Grafihaften zerfielen in Hundert: und in Zehntſchaften. Zehn Familien von Freien 
bildeten eine Zehntichaft, Tything oder Fribourg. Ein Geſetz Kanut's verpflichtete jeden zwölf: 
jährigen Mann, fi in eine Zehntfhaft und damit in eine Hundert: und in eine Grafſchaft 
einzureihen.?) Wer folder Verbindung nicht angehörte und nicht durch dad Geſetz von ber 
Pflicht, ihr anzugehören, ausgenommen war, galt ald friedlos. Zehn Tythings bildeten eine 
Hundertihaft, Hundred, im Norden Wapentafe, an manden Orten au Warp genannt. Der 
Hundredman (Gentenarius), ſpäter Alderman, hielt das Gericht ver Hundred ab, doch hatte nur 
der Sheriff das Recht, die Gerichtöfigungen ded Hundred audzufchreiben. 

Der Grundbeſitz bildete die Baſis aller politiſchen Rechte und Pflichten. Drei Laſten, die 
ſich theilweiſe bis in die Neuzeit hinein erhalten, ruhten auf dem freien weltlichen Eigenthum 
die Kriegslaſt, d. i. die Laſt ‚perfi Önlicher Kriegsdienſte, vie Laft, königliche Burgen und Feſtun⸗ 
gen audzubeflern, und die'Brüdenlaft. Üble Führung im Kriege führte zum Verluft des 
Grundeigenthums eined Thans, welches dem König anheimfiel, der ed dann weiter vergab. 
Ein audgebildetes Lehnweſen ift jedoch im Recht der Sachſen nicht nachzuweiſen. 

Dem König zur Seite ftand ein Nationalrath, Witena:Gemote, Berfammlung der Weife- 
ften (Wittigften, tha wittan), oder auch Michel-Synoth, Midel- Bemote genannt, welcher aus 
angejehenen PBrälaten, Äbten, den Galdormen jeder Shire und den fonftigen „edlen“ und weiſen 
Männern des Königreichs beftand. Wahrfheinlih nahmen die Fleinen Thane und die Städte 
an dieſem Rathe nicht theil. Ein Bertretungdmodus, wie er jpäter im Parlament üblich, it den 
Sachſen ganz fremd gewejen.‘) Das Witena-Gemote, deſſen Wirkungskreis nicht genau zu 
fixiren, verſchwindet mit der Croberung; das Parlament — wie wir ſehen werben, keineswegs 
aus ihm hervorgegangen. 

In dieſem ſächſiſchen Bauernſtaate konnten die Städte * große Bedeutung haben. Soweit 
die römiſchen und britiſchen Städte von den Eroberern verſchont wurden, kamen ihre Cinwohner 
in ein Unterthänigkeits- und Hinterſaſſenverhältniß. Die Städte ſelbſt kamen unter die Hoheit 
irgendeines ſächſiſchen Grundherrn (Thans), der ihnen nah Willkür Steuern auflegte. Die: 
jenigen Städte, welche in der ſächſiſchen Zeit entſtanden, waren Anſiedelungen von Hinterfaffen 
theild auf dem Boden der Kirche, theild auf dem weltliher Grunpherren. Die ſächſiſche Ge— 
meindeverfaflung herrſchte aud) in ven Stäbten, In der Regel ftand an der Spige eines folden 
Complexes umfrieveter Käufer, der einem Hundred gleich gerechnet wurde, ein Alderman over 
Borough-Reve. Seine Gewalt wurde häufig durch einen föniglihen Beamten (Wye-Vort oder 
Bur-Gereve) eingeſchränkt, welcher für den König einen Zins erhob. Häufig war dieſer Zins 
aber aud) einem nachbarlichen Ihane (Lord of the manor) verliehen.) 

Auf dieje ſächſiſche Gemeinvefreiheit wurde infolge ver Schlacht bei Haftings die normanni- 
ſche Feudalherrſchaft gepfropft. Obgleich Wilhelm der Eroberer ald Verfechter legirimer Thron: 
rechte nach England fam, jo war doch niemals die Unterjohung eined Volkes vollftändiger ale 
die der Sachſen durd) die Normannen. Die Güter aller Sachfen, welche auf irgendwelche Weifr 
die Sache Harald's unterflügt, wurden confidcirt.?) Allen Sahfen wurde eine drückende Steuer, 
die Taille, das Tallagium, auferlegt. Nicht felten wurben auch Sachſen ald nugbare Pfänder 
an normannifce Barone verliehen. Die ſächſiſchen höhern Geiftlihen wurden, mit Hülfe dei 
Papftes zu Rom, gemaßregelt, ſelbſt die ſäͤchſiſchen Heiligen wurden nicht reſpectirt.“) Tiberali 


3) Sallam, II, 386. 4) Lappenberg, Englifche Geichichte, 1, 188. 5) Sallam, U, 291. 
6) Sappenberg, I, 577. 7) &appenberg, 1, 608 fg. Hallam, HIT, 22. 
8) Thierry, La conquete d’Angleterre, 1, 26. 9) Thierrh, I, 413; II, 38, 
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wurde bie ſächſiſche Freiheit in ihr Gegentheil verkehrt 1%), obgleich Wilhelm und feine Nadı- 
folger die Gejege Eduard's des Befenners, d. h. das ſächſiſche Gewohnheitsrecht, wiederholt be: 
ftätigten.12) Das ſächſiſche Recht wurde nur inſoweit vefpectirt, ald ed mit den Intereflen des 
Königs nicht in Gonflict fam, aljo vorzugsmeife auf dem Gebiet des Privatrehts. Auf dem 
Gebiet des Öffentlihen Rechts und des mit diefem zufammenhängenden Eigenthums- und Erb— 
rechts aber galt das aus der Normandie herübergebradhte Lehnreht. Diefed fremde Recht 
führte denn aud fremde Sprade in die englifhen Gerichte; nod heute ift das Franzöſiſche 
nicht aus gewiflen Förmlichkeiten des Barlamentd, noch weniger aus der juriftiichen Termino— 
logie gewidhen. 

Das eroberte und confidcirte Rand vertheilte Wilhelm an feine Bafallen. Die Sachſen muß— 
ten das Land, das jie behalten, den Eroberern zu Lehn auftragen. Uber felbft die Lehen ver größ- 
ten Bajallen waren nur Klein, und ihre GerichtSbarkeit bejchränfte ſich auf nievere Straffälle. 
Die Jurisdiction ded Könige fand überall über der des Grundherrn. Steuerfreiheit des Adels 
erfannte Wilhelm nicht an; alle Bajallen mußten von ihren Befigungen diejenigen Abgaben 
entrichten, welche zu Eduard's des Bekenners Zeit Goutume gemefen.1?) Um dieſes Princip 
gleihmäßiger Befteuerung überall durchzuführen, nahm Wilhelm der Eroberer eine große Ka: 
taftrirung über Lehn- und Pachtbeſitz jowie über die Bevölferung vor. Diefelbe wurde von den 
Sadjen das Bud des Jüngften Gerichts (Doomesdaege book, Doomsday book), von ten 
Normannen le grand röle, le röle royal, le röle de Winchester genannt.!3) 

Alles freie Eigenthum wird rechtlich mit der Eroberung Eigenthum des Könige. Denn da 
der König alles confiscirte Eigenthum an feine Barone verleiht und die Sachen wieder ihr 
Eigenthum den Normannen auftragen müffen, fo ift der König in ganz England ale Ober- 
lehnsherr aller freien Bewohner der Inſel auch einziger Alodialbefiger. Nach der Eroberung 
finden wir 12 barones majores, von denen nur einer, der Herzog von Chefter, eine Grafſchaft 
zu Zehn hat.. Ihnen folgen 1400 barones minores, die ebenfalld wie die erfte Klaſſe tenentes 
in capite find. Die Gebiete aller Bafallen halten jedoch feinen Vergleich mit denen ver fran— 
zöſiſchen Barone aus, welche auf ihren Territorien mit allen königlichen MNegalien belieben waren 
und erfolgreich dem König Widerſtand leiften konnten. Schon der Umftand, daß die unterworfe- 
nen Sachſen bei dem großen Tyrannen Schuß gegen ihre kleinen Dränger fanden, bewirkte, daß in 
England feine Brivatfehde auffanı, und daß der König ſtets die Macht behielt, einzelne rebellifche 
Bafallen zu vernichten. Dieſem Machtverhältniß feinen Bafallen gegenüber gab Wilhelm auch 
durch einen großen politifchen Act Ausorudf und Weihe. Auf dem Reichstag zu Salisbury lei: 
fteten nicht allein alle Bafallen, jondern au deren Aftervajallen dem König den Eid der 
Treue.t*) Damit ftellte Wilhelm den-Aftervafallen gegenüber feine Gewalt über die ver Lehns— 
herren und durchbrach jolchergeftalt ven Lehnsſtaat in feinen Grundbprineipien. 

Wenn nun Wilhelm theoretifh zwar die Sachſenfreiheit anerfannte, jo war er doch that- 
ſächlich, wie feine nächften Rehtönadhfolger, ein abfoluter Fürft. Der normannifdhe Staat war 
ein centralifirter Lehnsſtaat, der communales Leben nur fo weit dulbete, ald es ven Zwecken der 
Monarchie entſprach. Schon die Form der Charten und Proclamationen Wilhelm’s J., welche 
jo anfangen: Statuimus, Volumus, Praecipimus, oder: Praecipio, Prohibeo, beweijt, daß ver 
König damals einziger Gejeggeber war. Die Curia regis der Normannenfönige war feine ge: 
jeßgebenve Verfammlung, jondern nur ein. machtloſer Beirath des Königs.1d) Sie trat ge: 
möhnlich bei Hoffeften zufammen und berietb dann wichtigere Staatdangelegenheiten und 
Rechtsſtreitigkeiten. Auch fielen diefe Berathungen- mit den geiftlichen Goneilien zufammen, 
und legtere gingen häufig in ver allgemeinen Curia regis auf. 19) Der König konnte zu die: 
fen Hoftagen berufen, wen er wollte. Die geringern tenentes in capite wurden gewoͤhnlich 
bei der Berufung übergangen; einmal drüdte fie die Laſt des perjönlihen Erſcheinens, und 
dann ſahen die Könige fie auch nicht gern, indem fie ftetö von den größern Baronen abhängig 
waren. 

Ein Ausſchuß diefer allgemeinen, auch Curia civium genannten Berfammlung beftand in 


10) Brougham, English constitution, S. 148. 

11) Bhilipps, nglifche Rechtsgefchichte, I, 183 u. 184. 12) Thierry, 1, 148. 

13) Anglia Sacra, 1, 257. Al domesdaege boc... ab indigenis sic nuncupatur, quia nulli 
parcit sicut nec magnus dies judicii. 

14) Hallam, I, 315 ig. Thierry, 11, 156, 15) Hallam, II, 322, 

16) Sallam, III, 4 fg- 
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der Megel aus den fleben Großbeamten ded Reichs (Seneschalcus, Constabularius, Comes 
Marescalcus, Gancellarius, Camerarius, Cubicularius und Summus judex totius An- 
gliae, welcher den König in feiner Abweſenheit vertrat) und fünf gelehrten Baronen zur 
Entſcheidung von Netäftreitigkeiten. 27) Diefer Gerichtshof, auch Aula regia genannt, war 
verpflichtet, dem König überallhin zu folgen. ine Abtheilung Diefes Gerichtshofs iſt der 
Finanzgerichtshof, Curia regis ad scaccarium (Court of echeke, echikier, echequier). 
Die Bildung eines fändigen Givilgerichts und die Einführung veifender Richter gehört nicht 
der Zeit Wilhelm's I. und feiner erften Nachfolger an. 

Die Grafichafteeintheilung wurde dur die Eroberung nicht berührt. Aber an die Spige 
der Grafihaft trat num an die Stelle des Gommmunalbeamten ein königlicher Statthalter, ber 
jedoch den alten Titel des fähfiihen Gommunalbeamten, Sheriff, beibehielt. Jährlich Hielt er in 
jeder Grafſchaft und in jedem Hundred einen Berihtätag ab. Zu diefem erſchienen die gebo- 
tenen Kron= und Untervafallen ded Königs, vie kleinern Hinterjaffen dagegen nur zur Anshülfe. 
Diefe Gerichtähöfe waren die Gerichte aller Unterthanenklaſſen und wurden the Sherifls tourn 
and leet genannt; neben ihnen famen einige, aber ftetö der Föniglichen Jurisdiction unterge- 
ordnete Freibezirke vor. 

Sowie die freien Sachſen nad der Eroberung in einen Zuftand großer Bedrückung verfan- 
fen, ebenfo verfhlimmerte fich auch dad Los der Leibeigenen durch die Schlacht bei Haſtings. Eine 
Duelle fletiger Befhwerben waren die Jagdgeſetze Wilhelm's I., ver das alte ſächſiſche Freie 
Jagdrecht zerflörte,, die Jagd zum Regal machte, überall Wildparks anlegte, aud feine Bafallen 
mit dem Recht ſolche anzulegen belehnte und auf Jagdfrevel die firengften Strafen feßte. 

Mie wenig das Erbrecht in England feit der Schlacht bei Haſtings für die Thronfolge ent: 
ſcheidend wurde, beweift der Umftand, daß Wilhelm der Eroberer feinem zweiten Sohn, Wil: 
helm Rufus, dad Recht auf ven englifchen Thron durch Teftanıent vermachte. Es gelang leg: 
term auch, mit Hülfe der Beiftlihen und einiger Laien fi nad) dem Tode feines Vaters des 
engliihen Throns zu bemächtigen. Nah Wilhelm Rufus’ Tode gewann defien zweiter Bruder 
Heinrich 1. (1100) ebenfalls auf Koften des nächſten gejeglichen Erben , des Herzogs Robert, 
der fih gerade auf dem Wege nad dem gelobten Lande befand, durch Uſurpation Krone und 
Reich. Er vereinigte wieder die Normandie mit dem jegigen Hauptlande der Dynaftie Wilpelm’s 
ded Eroberers. Heinrich's Regierung ift namentlich wichtig durch das Aufblühen des Städte- 
weſens und die Verleihung des erften Kreibriefs an London und andere größere ſtädtiſche Com: 
munen. Nach feinem Tode bemächtigte ſich ver Sohn feiner Schwefter Adela, welche an Stephan 
von Blois verheirathet war, der ebenfalls Stephan hieß, mit Gewalt des englifhen Throns 
(1135), obgleich Heinrich I. feine Tochter Mathilde teftamentarifch zur Erbin aller feiner Län- 
der beſtimmt hatte. Stephan's ſchwache Regierung ift eine Periode großer innererlinruben und 
wachſenden Übermuths der Fatholifhen Geiftlichkeit. Nach vielen und langen Kämpfen erfannte 
er Mathildens Sohn Heinrich als feinen Ihronerben an, und biefer beftieg nah Stephan's 
Tode (1154) Englands Thron. Aber die Ufurpationen, welche der römische Stuhl in ver Zeit 
der Unruhen geübt, waren ſchwer zu befeitigen. Obgleich ed ganz gegen das Herfommen des 
Neid war, dag außerhalb veflelben an einen fremden Fürften appellirt wurbe, jo griffen doch 
unter Stephan's ſtürmiſcher Regierung Appellationen nah Rom immermehr um ſich. 

Heinrich II., ein energiſcher Monarch, trat diefen geiftlihen Ufurpationen Fräftig ent- 
gegen. Er fand jedoch, ald Vertreter der Kirche, einen ihm ebenbürtigen Gegner an Thomas 
Becket, Erzbiihof von Ganterbury, einen Mann ſächſiſcher Abkunft, der vorher fein Ge— 
wiffendrath und Kanzler gewefen war. Schon zur Zeit von Vecket's Amtöverwaltung ſchildert 
John von Salisbury in ginem poetifhen Briefe an erftern ven Kanzler ald einen Beaniten, ver 
die Strenge des Rechts mildere und ver Eraft feiner prätoriihen Gewalt Veraltetes und Schäb- 
lies abändern fünne.13) Als Erzbiihof von Ganterburn dehnte Thomas Bedet Die Uſur— 


17) Grabb, History of Ihe English law, ©. 92 fg., 219. Philipps, U, 48 u. 49, Biaditone, 
II, 36 u. 33 Bowyer, Constitutional law, ©. 243. 
18) Quaerendus regni tibi cancellarius Angliae 
Primus sollicita mente petendus erit. 
Hic est, qui regni leges cancellat iniquas 
Et mandata pii principis aequa facit. 
Quid obest populo, vel moribus est iniquum, 
Quidquid id est, per eum desinit esse. 
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pationen der geiftlidhen Gerichte immermehr aus; er rief den Widerſtand des Königs wach, 
weldher auf dem Neichdtag zu Glarendon (1164) die berühmten 16 Artikel der Gonftitutionen 
von Glarendon duchjegte. Die wichtigften darunter ſtellten auch in geiftlichen Dingen ben 
König ald die oberfte rihterliche Inftanz hin; ohne Genehmigung des Königs follte Fein Appell 
nah Rom ftattfinden vürfen. Berner wurben die Früchte leerer Bifchofsfige dem König über- 
wiejen. Alle Biſchöfe jollten ald Barone des Reichs gelten, dem König Treue ſchwören, auf 
feinen großen Hoflagern erſcheinen, auch ald Richter der föniglichen Euria fungiren, folange 
nicht auf eine Blutfentenz erkannt würde. Zwar flimmten die geiftlihen Barone diefen 
Gonftitutionen zu Glarendon bei, allein Thomas Beder belebte aufs neue ihren Widerftand, 
und diefer endigte auch nicht, ald Becket auf Heinrich's Anftiften ermorbet ward. Der Kampf 
z0g fi vielmehr durchs ganze Mittelalter hindurch; erft die Reformation nahm der Appella: 
tion an den Papſt die legte Baſis. 

Das zweite wichtigfte Ereigniß der Regierung ded Königs Heinrich Il. iſt die Unterwerfung 
Irlands (1172). Diele Injel wurde bis dahin von Fleinen Häuptlingen regiert; es gelang 
Heinrich I., alle dieſe Häuptlinge ſich tributär zu machen und Irland mit der Krone Englands 
zu vereinigen. Bid auf Heinrich VII. blieb Irland Domäne der Krone und gehörte nicht zum 
Neih. Doc wurde fhon unter den Plantagenets dad alte Volksrecht (Breton law) durd das 
englijche Recht verdrängt, 

Die feine Vorgänger war auch Heinrich II. bemüht, die Macht der großen Vaſallen zu 
brechen. Er belebte zu dem Ende die alte Nationalmiliz der Sachſen aufs neue. Jeder erwach⸗ 
jene Mann wurde je nad) feinem Einkommen zum Waffendienft verpflichtet, und reifende Com— 
miſſarien überwachten die Ausführung der dahin zielenden Föniglien Anorbnung. Unter diejer 
Regierung fommt aud) das Inftitut ver reifenden Richter auf. Es find dieſes Barone uud Prä- 
laten der Curia regis, welche außer der Zeit ihrer Rundreiſen communia placita, d. h. gewöhn: 
liche Givilftreitigfeiten, in einem befondern Senate des Reichsgerichts entſchieden (Court ofcom- 
mon pleas). Mit dem Reihstage von Northampton (1176) wird England in ſechs Diftricte 
(circuits) geteilt, und die Richter ded Court of common pleas werben als justitiariüi regis, 
juslitiarii itinerantes (justices in eyre) zur Rechtſprechung und Aufrechterhaltung des Reichs: 
friedend in die verfchiedenen Circuits gefhidt. 29) 

Die unrubige Regierung Richard's 1. (1193) ift der focialen Entwidelung Englands, ber 
Verſchmelzung von Normannen und Sachſen nicht ungünftig. Unter ver Regierung feines 
ſchwachen Bruders Johann ohne Land (1199) waren Eroberer und Eroberte fhon fo mitein= 
ander verbunden, daß fie zu gemeinfchaftliher Abwehr von Unbill zufammentreten Eonn- 
ten. Die Unruhen, welche gegen Johann überall ausbraden, verleiteten ven ſchwachen König, 
fich dem Papſte auf Gnade und Ungnade zu unterwerfen, fein Reid dem Biſchof von Rom als 
Zehn aufzutragen und den Papft ald feinen Oberheren anzuerkennen (1213). Die Erbärm- 
lichkeit des Königs, fein Geiz und feine Gewaltthätigfeit brachten endlich die ganze Nation gegen 
ihn auf, und die Barone erzwangen zu ihrer und des Reichs Sicherheit am 19. Juni 1215 dem 
berühmten Freibrief ver Magna:Eharta. 

Diefer. große Freibrief enthält nur die Beftätigung der alten Sachſenfreiheit mit einigen 
ſchützenden Glaufeln und Abhülfe von Lehnäbefhwerben. Auch die Eroberer find genöthigt, 
fih auf das Recht der Eroberten zu berufen, und die fogenannten Geſetze Eduard's des Bekenners 
werden in der Magna-Charta ebenfo wie die alte ſächſiſche Grafſchaftsverfaſſung neu betätigt. 


Berner verorbnet der große Freibrief, daß fein freier Mann verhaftet und eingeferkert werden 


dürfe, es jei denn nad dem gefeglichen Urtheile von feinesgleihen auf Orund ber Gefege des 
Landes. 20) Die Strafgewalt der Eöniglihen Sheriffs wird aufgehoben, die Givilgerihtäbar- 
feit geordnet, indem der Court of common pleas zu einem fländigen Gerichtshofe in Weftmin: 
fter gemacht wird. Willfürlige Steuern und Geldbußen werden verpönt. Wenn die Barone 
Steuern zahlen follten, mußten fie fortan ihre Zuftimmung geben. Auch die Leibeigenen wer- 
den gegen willkürliche Pfändungen geſchützt. 

Zur Aufrechterhaltung der Magna-Charta werden 23 Barone, deren Geſchlechter gänzlich 
ausgeſtorben, als Cuſtoden der Magna-Charta beſtätigt. Sie erhalten ausdrücklich das Recht, 
alle Barone und Gemeinen zum Widerſtande gegen den König aufzurufen und ihn zur Befol- 


- 





19) Bladftone, IV, 422. Grabb, ©. 96. 
20) Art. 39: Nullus liber homo capiatur vel imprisonetur..., nisi per legale judicium pa- 
rum suorum....vel per legem terrae. 
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gung der Magna-Charta zu zwingen, fobald er dieſes Gejeg verlegen follte. Dennoch iſt die 
Magna:Eharta, obgleich fie von Johann's Nachfolgern ſtets aufs neue und von denſelben Kö— 
nigen mehrfach beihworen wurde, vielfach verlegt worden, bis endlich ihre freiheitlihen Beitim- 
mungen die Grundlage aller modernen freien Staatdordnung geworden. Unter Johann er: 
langte auch die Stadt London das Recht, jährlich einen Maire zu ernennen. 

Die ſtürmiſche Regierung Heinrich’ III. legte den erften Grumdftein zur Vertretung der Elei- 
nern Balallen und ver Rreeholvers im Parlamente. Nachdem der König bereitd 1226 von dei 
Ritterichaft in Lincolnſhire vier Abgeorbrrete hatte wählen laffen, um die gegen ven Sheriff er: 
hobenen Beichwerden zu prüfen, werben zum Parlamente von 1254 je zwei Ritter aus jeder 
Grafſchaft geladen. Weiter ging der Ufurpator Simon de Montfort, der 1265 zu feinem Par: 
lamente, außer zwei Nittern für jede Grafſchaft, vier Vertreter für jeden der fünf Reichshäfen 
(Cinque ports) und zwei für Dorf, Lincoln und andere große Städte ind Parlament berief. 2") 

Die Kämpfe der geiftlihen und weltliben Gewalt dauern au unter der Negierung Hein: 
rich's III. fort. Wie faft immer inder engliſchen Geſchichte, ſind Krone und Parlament in Zurüd: 
weifung der Anmaßungen Noms einig. Als am zwanzigften Regierungsjahre des Könige dem 
Parlamente zu Merton angefonnen wird, das Volksrecht dem Kanoniſchen Rechte unterzuortnen, 
antwortet das Parlament: „Nolumus leges Angliae mutare!‘ 

Eduard 1. beftieg 1272 den Thron feines Vaters kraft Erſtgeburtsrechts. Er untermarf 
Wales, lieh aber dieſem Reiche noch eine gewiſſe nationale Unabhängigkeit. Der mwidhtigite 
Regierungsact Eduard's I. war die definitive Einführung einer Vertretung der Grafichaften, 
Städte und Fleden im Parlamente, indem er im Jahre 1295 nad Simon de Monfort's Vorgang 
ebenfalld Vertreter der Fleden und Grafſchaften in ven Reichsrath berief. ??) „Weil es nicht 
mehr als billig jei, daß, was alle anginge, auch von allen gebilligt werde“, lautete Die Motivirung 
diefer wichtigen Neuerung. Die Abgeoroneten der Städte und Flecken wurden von ven flädti: 
Shen Behoͤrden gewählt und erhielten Diäten. Die Zahl vieler ftädtiichen Abgeoroneten blieb 
unausgejegt ihwanfend. 23) Aud die mievere Geiftlichfeit wurde zumeilen ins Parlament be— 
rufen, um jich jelbft zu beftenern ; namentlich geſchah das unter Richard II. 2*) 

In dem Beftreben, die Großen des Reichs durch eine gute Polizei und durch eine gute 
Wehrverfaſſung zu beugen, fteht Eduard 1. feinen Vorgängen nicht nad. Das Statut von 
Wintor (Windefter) 13 Ed, 1. c. 6 verpflidhtet jeden Mann von 15—60 Jahren, ih einen 
Harniſch anzufhaften und ſtandesgemäß bewaffnet zu fein. Wer 40 Sh. Einfünfte von Land 
hatte, mußte ein Schwert, einen Bogen, Pfeile und Dolch beigen. Zugleih ſchafft Eduard I. im 
Interefle der Gentralifation der königlichen Gewalt das Inftitut der Friedensrichter. Mit diefem 
Inftitute ift die Grundlage für die Gewalt der jegt regierenden Gentry gegeben. Die alte Bäuer: 
liche Grafſchaftsverfaſſung, welche die Eroberung verihont hatte, beginnt mit der Bevorzuguric 
der größern Grundbeiiger im Friedensrichteramte zu verfallen. Denn die friedensrichterliche 
Gewalt zieht ſehr bald einen bedeutenden Theil der Geſchäfte der alten lofalen Berfammlungen 
an lich umd vereinigt in ſich Friedensbewahrung, Steuerumlegung, Griminaljurispiction und 
Vermaltung des Milizwejens. 

MWährend der große Blantagenet den freniden Kaufleuten durch zahlreiche Verordnungen 
Schug gewährte, wurde feine Regierung den Juden, die er aus England vertrieb, verderblich. 

Obgleich Eouard I. die Gemeinen zum Barlamente berief, war das Beſteuerungsrecht der 
Stände damit nod) keineswegs gefihert. Das Unterbaud blieb bis zur Uſurvation des Haujes 
Zancafter vollftindig ohnmächtig. Die Könige beriefen nad Belieben Corporationen zur Ber: 
tretung in daſſelbe umd liefen andere aus. Eduard II. ernannte einmal alle Abgeorpneten 
ſelbſt. Die Bertrerung galt zudem nicht als ein Vortheil, jondern ald eine Laft. Hatten die Gr- 
meinen Subfidien bewilligt, fo entfernten fie ſich gewöhnlich. Noch 1347 bewilligen die Xoro 
allein alle Subiidien. 2°) Ein andermal erhebt Eduard II. eine Steuer, weil Präalaten, Grafen, 
andere Barone und einige Gommoners ihm beigeftimmt haben. 

Ebenſo ift der König rechtlich der einzige Geleggeber. Das Parlament iſt nur ein Beiratk, 


21) Bauli, IV, 476 fa. 

22) Die Echtheit des Statuts De tallagio non concedendo wird von Pauli (II, 139) bezwei— 
felt. Es lautet: „Nullum tallagium vel auxilium per nos vel haeredes nostros jn regno po- 
natur seu livetur, sive voluntate et assensu archiepiscoporum, episcoporum, comitatum, 
baronum, militum, burgensium et aliorum liberorum ... de regno nostro. €. IN: Nihil capiatu: 
de certo nomine, vel occasione malatot (maletot) de sacco lanae.‘ 

23) Grabb, ©. 227. 24) Bauli, IV, 672. 25) Pauli, 111, 682 fg. 
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und feine Zuftimmung gibt nur ven Gefegen größere Kraft. „Que le roy fait, les lois par as- 
sent des peres et de la commune et non par les peres et la commune” (23 Ed. III.). 
Niemald war die Sanction ded Parlaments nöthig, um einer königlichen Verordnung Geltung 
zu verfhaffen. 26) So führte Epuard I. ganz felbftändig das englifche Recht in Wale ein. 
Außer ver Gelvbewilligung befland dad Hauptgeihäft des Parlaments durin, Beichwerben in 
Empfang zu nehmen over felbftändig am Thron vorzubringen. Wurde diefen Petitionen vom 
Könige Folge gegeben, fo erlangten jie Geſetzeskraft. Nahmen die Könige derartige Petitionen 
6108 ald Grundlagen neuer Gefege an, fo verfaßten Die Richter auf Grund dieſes Materials ſelb⸗ 
ftändig neue Statute. Petitionirten vie Gemeinen, die ji freilich erft unter Richard U. für 
immer von den Lords fonderten, an den König, fo geſchah diefes in der unterwürfigften Weite: 
„Nos pauvres communes prient et supplientpar Dieu et en oeuvre de charite.’ Dagegen 
beginnt bereits jeit Mitte ded 13. Jahrhunderts das Parlament mit mehr oder weniger Er= 
folg die Verwaltung zu controliren, und unter Eduard IL. jegt ein Parlament von Weſtminſter 
(1327) jogar diefen König ab und Eduard III. ald König ein. 

Die glorreihe Negierung Eduard's IN. (1327) iſt zuerſt wichtig durd die Prätenſionen, 
welche Eduard auf den franzöſiſchen Thron geltend machte, und durd die franzöſiſchen Provin: 
zen, welche er feinem Scepter unterwarf. Dieje Prätenfionen verwidelten England in endloſe 
Kriege und liefen zulegt feine andere Eroberung zurüd als den leeren Titel eined Königs von 
Frankreich, der den engliſchen Königen bis zum Anfange diejed Jahrhunderts verblieb. Obgleich 
Eduard III. den Grafihaften das Wahlrecht bei ven Friedensrichterwahlen entzug, waren doch feine 
Regierung und feine vielen Kriege der Entwidelung parlamentarifcher Freiheit nicht ungünftig. 
So mwillfürlich der König oft verfährt, fo fucht er wieder bei andern Gelegenheiten, jelbit bei 
Gegenftänden, die jeine Prärogative betreffen, den Beirath des Barlaments nad. 27) Die An- 
Elagen von Räthen der Krone vor dem Oberhaufe (impeachment) find gerade in dieſer 
Beriode am häufigften vorgefommen. Ja 1369 verbietet dad Parlament fogar der Alice Perres, 
Maitreffe Eduard's III., wie überhaupt allen Frauen, ji in ven Gang der königlichen Gerichte zu 
mifchen. 2%) Aber wie gefagt, die Macht ded Parlaments war ſchwankend, und es hatte feines- 
wegs ein unbeftrittenes Befteuerungdrecht, am wenigſten ein Gefeggebungäredht, und Hume hat 
recht, wenn er jagt: „Die Regierung Eduard's III. war im höchſten Grade willkürlich.“ Allein 
die Gefege, melde Eduard II. erließ, blieben einer jpätern Zeit ein fhägbares Vermächtniß der 
Freiheit. In diefer Beziehung ift das Gefeg über jährlihe Parlamente und das berühmte 
Statut zur Beihränkung der Willkür in Hochverrathsproceſſen zu erwähnen. 

Sein Enfel Richard I., der 1377 den Thron beftieg, erlag einer Empörung des Haufes 
Zancafter und wurde 1399 mit Hülfe des Parlaments abgefegt. Die wachſende Beveutung 
dieſes Staateförpers erhellt dadurch, daß fih 1377 die Gemeinen für immer von den Korb 
jeiden und dad Unterhaus in dieſem Jahre zum erften male in der Berjon Peter ve la More's, 
eined Ritters aus Herfordſhire, einen Sprecher erwählt. So fehr auch Barlament und König 
einander mwiderftrebten, in einem Punkte waren alle Stantögewalten in England, wie wir be: 
reits gejehen, im Mittelalter einig, in der Oppofition gegen Nom. So ergingen aud) unter 
Richard's II, Regierung ſtrenge Gefege gegen die Todte Hand. Namentlich aber zeichnete Ri: 
chard's II. Regierung das berühmte Statut de Praemunire (von praemonere, warnen ) 
16Rich. II. c. 5) aus, welches verorbnete, daß derjenige des Königs Schug verluftig fein folle, 
welcher eine Sache oder einen Proceß, der ven König, deſſen Krone oder Majeſtätsrechte betreffe, 
ober fein Rei, vor ven Hof zu Rom oder einen andern nicht königlichen Gerichtshof bringen 
würde. Es war ferner nach dieſem Statute ftrafbar, wenn ein Geiftlicher irgendeiner Sentenz 
oder Ercommunication, die von Rom ausging, Folge leiftete. Endlich follte ed ald Praemunire 
ftrafbar fein, wenn man in Rom eine Bulle kaufte, um dadurd die Erecution Eöniglidder Ge- 
richte zu hemmen. Obgleich der Papft die Annahme dieſes Statuts ald ein foedum et turpe 
facinus bezeichnete, ſo dehnte Eduard IV. es noch aus, indem er alle geiftlichen Gerichte mit der 
Strafe des Praemunire belegte, fobald fie ſich in weltliche Dinge mifhten. Das berühmte 
Statut ift noch heute Öffentliches Recht Englands. 

Berner ift die Regierung Richard's II. wichtig für die Entwidelung des Geheimen Rathes 
(Privy couneil). Unter ver Minverjährigfeit dieſes Königs bildete fih, wie es ſchon früher 
zuweilen der Ball war, aud dem magnum consilium ein engerer Ausfhuß aus, ver, ſeitdem das 
Amt des Justitiarius totius Angliae eingegangen, aus den fünf Hauptfronbeamten (Lord 


26) Erabb, ©. 238. 27) Erabb, S. 234. 28) Pauli, IV, 491. 
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Great Chamberlain, Lord High Constable, Lord Marshal, Lord Chancellor und Lord High 
Treasurer), zwei Bijhöfen und zwölf andern Lords beftand. Diefer Geheime Rath berieth 
zuerft Angelegenheiten des Königs, dann aud) andere Rechtsſachen. Damals war er entſchieden 
ein Werkzeug ber Willkür, und zahlreiche Klagen werden namentlich in ber folgenden Regie: 
rung über feine Übergriffe laut, 29%) Auch kommt in diefer Periode bie Appellation von den 
andern föniglichen Gerichten and Oberhaus als Höchfte Inftanz auf. Sie rubte aber [päter vom 
Beginn der Rofenfriege bis zum Jahre 1621. 

Zahlreiche Freibriefe des Königs an ftäptiiche Eorporationen ſtammen aus diefer Zeit. Die 
Städte beginnen in Flor zu fommen, weil mit dem Berfall der Leibeigenſchaft viele freie Ar: 
beiter genöthigt find, ſich anderswo ihr Brot zu ſuchen ald auf dem Lande, wo der Herr fie nicht 
mehr nährt. Als Inflitut des Landes kommt bie Leibeigenichaft zulegt unter Richard II. in ver 
englifchen Gefegfammlung vor. Zahlveihe Aufftände vermehren die Gefahr, welche die noch 
vorhandene Unfreiheit eines Theild der Bevölkerung mit ih bringt. Vor allem aber wirft ver 
Umftand zur Aufhebung der Leibeigenfhaft mit, daß die unfreie Arbeit theuerer wird als bie 
Arbeit freier Leute. Noch unter Richard UI. verlangt Wat Tyler (1381) die Befeitigung ter 
perfönlihen Sklaverei. Kaum 70 Jahre fpäter figurirt die Aufhebung der Leibeigenſchaft 
nicht mehr unter den Korberungen des Nebellen Jack Bade. Unter ven Tudors und unter dem 
erften Stuart gebt dieſes Inftitut faft fpurlos unter, 

Faſſen wir das Bild der englifhen Verfaſſung unter ven Plantagenets zufammen, fo finden 
wir, um mit Bauli zu reden, vaß bereitö unter Richard II. König und Barlamentden Staat aus: 
machen, und daß die britifche Verfaſſung fhon damals nicht ihreögleichen hatte. 39) Die Siege, 
welde die Engländer in diefer Periode über die Franzoſen erfochten, find nicht blos militärifcher 
Natur. Bei Erecy, Voitierd und Azincourt fiegt der moderne Staat über den Lehnsſtaat. Alle 
engliihen Rechtsſchriftſteller des Mittelalterd, wie namentlich Bracton und Fortedcue, find fich 
der Breiheit ihres Landes wohl bewußt. Sie legen immer und immer wieder den Accent Dar: 
auf, daß die Grimbfäule der Freiheit das ſächſtſche Volksrecht fei, während das byzantiniſch⸗ 
juftinianifche Recht anderswo das Grab ver Freiheit geworben. 

Die Revolution, welche das Haus Lancafter mit Hülfe des Parlaments auf den Thron 
brachte, vermehrte natürlich auch die Macht des legtern. Gleich im erften Jahre ver Regierung 
Heinrich's IV. (1399— 1414) feßte das Unterhaus ein Statut durch, wonach die Richter ver- 

pflichtet wurden, illegalen Ordres des Könige nicht Folge zu leiten. Das Oberhaud beginnt 
unter diefer und den folgenden Regierungen feinen feudalen Charakter zu verlieren. Seit 
Richard II, und namentlich infolge ver Rofenfriege wird bie Pairie immermehr eine perſönliche 
Würde. Der Beweis ded Innehabens eines Lehnsgutes ift nicht mehr noͤthig und es genũgt 
fortan ſchon, wenn nur bewieſen wird, daß die Vorfahren eines Adelichen im Oberhauſe kraft 
writ of summons geſeſſen, um ihn zur Pairie zu berechtigen. Auch unter dieſer Regierung 
kehrt fi) das Parlament unausgejegt gegen die Übergriffe Roms und einzelner Geiſtlichen 
Im Jahre 1412 wird jogar der König gendthigt, feinen Beichtvater auf Beihluß des Parla- 
ments zu entlaffen. 32) 

Heinrich's V. fraftvoller Regierung folgt die Minderjährigkeit feines Sohnes. Die ſchwache 
Vertretung der föniglichen Gewalt führt zur Vermehrung der Macht des Parlaments. Darielbe 
erkennt das Teftament Heinrich's V. nicht an, weil es zu demſelben feine Einwilligung nit ge: 
geben 32), und die Regentſchaft wird auf Grund eines vom Knabenkönige Heinrich VI. bean: 
tragten Geſetzes den Herzogen von Bedford und Glofter und 16 Prerd ald Beiräthen derſelben 
übertragen. Das Parlament war bereits ein fo bedeutender Staatskörper getvorben, daß das 
Wahlrecht zum Unterhaufe von größter Bedeutung war. Diefes Wahlrecht wurde durch ein 
Geſetz 8 Henry VI. c. 7 neu geregelt. Dadurch wurde das allgemeine Wahlrecht in ven Graf: 
Ihaften abgeſchafft und das Recht, Abgeorbnete zu wählen, auf die 40:Sh.:Freeholders über: 
tragen. Auch zeigte e8 von der wachſenden Beveutung des Unterhaufes, daß Richard von Glou⸗ 
cefter 1460 vor demjelben die Anſprüche des Hauſes Dorf vertheidigte. Zugleih brauchten die 
Könige die Gewalt ded Parlaments, um unangenehme Gegner zu befeitigen. Unter Eduard IV. 
fommen die Bills of attainder auf, Das erfte Opfer einer ſolchen ift Elarence. 9°) Heinrich's Vi. 


29) zen: Il, 662; V, 706. S. Proceding and ordinances of the Privy couneil (7 Bbe., 
1834—37). 30) Bauli, V, 661. 31) Pauli, V, 58. 
32) Bowyer, ©. 146. 33) Grabb, ©, 428. 
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unglüdlie Regierung führt ven Verluſt faft aller franzöſiſchen Befigungen herbei und madt 
den Titel eines Königs von Frankreich zu einer leeren Floskel. 

Die Rofenkriege, in welden zwei Königshäuſer mit entjpredhendem adelichen Anhange fi 
befehdeten, brachten England in feiner innern Entwidelung jehr zurüdf, aber ſie vernichteten 
zugleich vollftändig den feudalen normannijhen Adel. Nach der Schladt bei Tewköbury ſoll 
ein normannifcher Baron fo felten geweien fein ald ein Wolf. Ald Heinrich VII. fein erftes 
Parlament berief, warennur 29 weltliche Peers vorhanden. Schon bei ver Krönung Eduard's IV. 
waren von 15 Herzogsgeſchlechtern 13 ausgerottet. Bon jenen 29 Peersgeſchlechtern bed erften 
Audor: Parlaments find jegt nur höchſtens fünf übrig geblieben. Die Gefchlechter find auge: 
ftorben, die Titel jedoch erhalten und auf die neue Pairie übertragen worden. 

Infolge der langen Bürgerkriege jehnte jih dad Land nad) Ruhe und lieg den mächtigen 
Fudorfürften mehr Gewalt, ald in dem legten Jahrhunderte von Englands Königen ausgeübt 
worden. Das Bürgerthum und die Gentry hatten feinen Grund, über einen Despotismus zu 
klagen, der felten ihre commerziellen und Agriculturintereffen verlegte. Die Tudors, welchen 
nur ein paar bewaffnete Trabanten zn Gebote landen und denen, wenn fie das Bolt in feiner Ge: 
fammtheit hätten unterbrüden wollen, die ganze bewaffnete Nation gegenüber getreten wäre, 
regierten im Sinne der großen Mafle. Die Brincipien der Befteuerung dur dad Parlament 
waren der Nation jo in Fleiſch und Blut übergegangen, daß, obgleidy Heinrich VII. mande will: 
fürlihe Steuern erhoben, jein Nachfolger Heinrich VII, vor vem offenen Widerftande der Ge: 
meinfreien zurückweichen mußte. Sonft aber verfuhren die Tudors in Beziehung auf die Pri: 
vilegien des Parlaments höchſt willfürlih. Viele neue Flecken erhalten zwar das Wahlrecht, 
doch jind die meiftend Fleine von der Krone abhängige Ortſchaften, welde nur den Einfluß 
der legtern vermehren. Bergebend kämpfen jelbft die mädhtigen Tudord gegen den ökonomiſchen 
Zug in der englifgen Nation, der Zufammenfhlagung größerer Grunpftüde und Vernichtung 
des Eleinern Befigflanded. Glücklicher find die Fürften der neuen Dynaftie in Brechung des 
legten Schlupfwinkels der Feudalariftofratie, indem ein Gejeg Heinrich's VIH. die Stammgüter 
(entails) der Eonfidcation unterwirft und biefelben jogar unter gewiffer Vorausſetzung für 
veräußerlidh erklärt. 

Um den Frieden des Landes aufrecht zu erhalten, ftiftete Heinrich VII. (1487) den jpäter fo 

berüchtigten Gerichtöhof der Sternfammer. Die Mitglieder dieſes Gerichtshofs waren mei: 
ftend auch Mitgliever des Geheimen Rathes. Derfelbe verdanfte jeinen Urſprung den gegen bie 
bewaffneten Gefolgeſchaften gerichteten Berorpnungen. Bacon lobt diefe Behörde, da fie aus 
guten Elementen zufammengefegt fei. Anfangs war das wol ver Fall. Allmählih aber wird 
die Gompetenz dieſes Gerichtshofs ausgedehnt und derſelbe namentlich benugt, die Bürger dem 
Richterſpruche ihrer Beer zu entziehen. Vor allem fuchte man vermittelft der Sternfammer 
auf die Gefhworenen zu wirken. Sprachen dieje in politifhen Proceſſen die Angeklagten frei, 
fo wurden fie vor die Sternfammer gefordert. Das Verfahren der Sternfammer felbft, deren 
Richter vom Könige ohne weiteres abgelegt werben konnten, fand dagegen ohne Jury, ja unter 
Anwendung der Tortur flatt. Es war ganz willfürlih. Die Richter erfannten auf Geld-, 
Gefängniß- und Leibesftrafen. 3*) 
EGs iſt ein lange verbreitet gewejener Irrthum, daß die Tudors die Rechte abjoluter 
Monarchen prätendirt hätten. Sie regierten willkürlich, weil fie dazu die Gewalt hatten. Daß 
fie aber von den Gefegen entbunden geweſen, ift aud von den höfiſchen Schriftftellern jener Zeit 
nit einmal behauptet worden. So vollbrachte auch Heinrich VIH. das große Werk der Refor— 
mation im Übereinſtimmung mit feinem Volke und durd die Unterſtützung feines Barlaments, 
Denn der König zuerft den geiftigen Beftrebungen Luther's entgegentrat und dafür den Titel 
Defensor fidei erwarb, und wenn er ſich dagegen fpäter vollftändig von Rom löfte, fo liegt darin 
kein unauflösliger Widerſpruch, Feine Inconfequenz des Königs. 

Denn die englifche Reformation muß man vorzugsweife ald eine politische Losreißung der 
engliihen Kirchenprovinz von ber Jurispiction der großen Mutterfirche in Rom anfehen. 
Melde Verſuche bereits früher gemacht wurden, um ben Übergriffen Noms entgegenzutreten, 
haben wir in ver Geſchichte des Mittelalters geiehen. Die Reformation, weldhe Heinrich VII. , 
durchführte, war demnach nichts als eine Conſequenz der ganzen englifchen Geſchichte. Daher 
leifteten auch die englifhen Geiftlihen gegen die Neuerungen fo geringen Wiverftand. Alle 
Umflände, unter welchen dieſe große Veränderung vor ſich ging, laflen die englifche Reforma— 


34) Hallam, Constitutional history, I, 65 fg. 
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tion mehr ald einen Act ver Staatögewalt und der Gefeßgebung wie als eine Befreiung der Ge— 
müther vom Gewiſſensdruck erfcheinen. Jedenfalls gab Heinrich's VIII. Liebihaft mit Anna 
BDoleyn zu dieſem Staatsacte nur die äußere Beranlaflung. 

Im Verfolg feined Bruchs mit Nom ließ fih Heinrih mit Hülfe der Gonvoration und des 
Parlamentd zum Oberhaupt der englifhen Kirche ernennen, und die Appellation nah Rom 
wurde für immer abgeihafft. Die Gewalt des Parlaments wurde theoretiſch auch bei der Auf: 
löfung der Ehe ded Königs mit der Königin Katharina anerfannt. Denn diefe erfolgte durch 
ein von allen drei Factoren der Geſetzgebung gebilligtes Geſetz. Wenn Heinrich VIII. auch ſpäter 
die Annahme des Grundjages beim Barlamente durchſetzte, daß füniglihe Proclamationen 
Geſetzen gleich fein follten, jo erfannte er ja dur; Statuirung diefer Ausnahme Die geſetzge— 
bende Gewalt des Parlaments felbft in ihrem vollften Umfange an; aud galt diefer Grundſatz 
nur für feine Regierungszeit. 

Soweit dieReformation nicht durch die Habſucht des Königs oder durch fein Streben, ſich von 
Rom zu emancipiven, beftimmt wurbe, war fie jo confervativ wie möglih. Heinrich VIII. ver: 
folgte zwar die Anhänger der Jurisdiction Roms, aber von den Lehren der katholiſchen Kirche 
bebielt er fo viel wie möglich bei. 3°) So wußte die fönigliche Gewalt die althiftorifhen Zuftände 
der Kirche in größtem Umfange zu bewahren. Nirgends ift von den Zuftänden des Mittelalters 
mehr beibehalten worden, und nirgends verband ſich doch die geiftlihe Gewalt mehr mit der 
weltlichen zu fefterer Gemeinſchaft ald in England. 36) 

Soweit aber die Gemalt und die Habjucht des Königs ind Spiel fam, verfuhr man bei der 
Reformation willkürlich, ja barbarifh. Namentlich wurde die Aufhebung ver Klöfter aufs rüd: 
fihtölofefte betrieben. Bennet gibt an, daß Heinrich VIII. aus den unterdrückten geiſtlichen Häu⸗ 
fern 1,131607 Pf. St., d. h. ein Fünftel ded ganzen Grund und Bodens, gewonnen. Andere 
geben die Werthfumme des confiscirten Grundeigenthumd gar auf 1,600000 Pf. St. an. Dieſe 
Güter wurden an Günftlinge aus der Gentry verfchleudert. 37) Aus diefer Plünderung der 
Kirche entwickelte fi) eine neue Ariftofratie, und dieſe fuchte fih namentlidy dadurch zu ſtärken, 
daß fie die Grundftüde ver Fleinen Leute auffaufen und immer mehr Eleine Nabrungsftellen 
eingeben ließ. 

Die Nationalmiliz bilvet auch unter den Tudors den Kern der Wehrfraft des Landes, ja 
Heinrich VILL. ſchärft ausdrücklich den Deomen die vorgefchriebenen Schiehübungen ein. Die 
Patrimonialgerichte find unter Heinrich VIII. bereitd bis auf einige unbebeutende Reſte ver: 
ſchwunden. England nimmt unter diefem Fürſten an Wohlftand zu, und fo jehr ihn aud einige 
Gewaltacte ſchänden, ift doc feine Regierung eine der fegendreichften Englands gemweien. 
Wales wurde unter diefem Könige vollfommen mit England gleihgeftellt und ein Beftant: 
theil des Reichs. 

Heinrich VIII. und ſein Parlament hatten die Großjährigkeit König Eduard's VI. auf das 
achtze hnte Lebensjahr feſtgeſetzt. Zu gleicher Zeit wurden 16 Veers zu Teſtamentsexecutoren 
und Regenten mit gleihem Range beftimmt. Diefen Regentfhaftsrath wußte der Herzog 
von Somerfet beim Tode Heinrich's VII. mit Hülfe des neuen Parlaments thatſächlich zu befei: 
tigen, indem er fi zum Chef deflelben und zum Protector des Reichs ernennen ließ. Unter ber 
Regierung Eduard's VI. wurde die Reformation vollendet, Colibat und Meffe abgeſchafft. Io: 
hanna Gray verdanft ihren Titel zur Krone ebenfalls einer Parlamentsacte, die mit Ausſchlie⸗ 
Bung der beiden Töchter Heinrich's VIII. ſie zum Throne berief. So finden wir unter den Tudors 
den Grundſatz des heutigen engliſchen Staatöwejens, daß es fein abſolutes Recht auf den Thron 
gebe und Krone und Parlament ſtets die Ihronfolge abändern können, bereits in vollfter Wirk: 
famfeit. Die Herrihaft der jungen Königin war befanntlid von kurzer Dauer, und mit Hein: 
rich's VAL. ältefter Tochter Maria fam die blutigfte Reaction des Katholicismus über England. 
ALS durch ihren Tod der Thron ihrer proteftantifchen Schweiter Eliſabeth zufiel, war der Ha 
gegen ben Katholirismus ein Glaubendfag engliſcher Batrioten geworben. 

Die glorreihe Regierung Eliſabeth's ift in vielfadher Beziehung von höchſter Bedeutung 
für die conftitutionelle Entwidelung Englands : dur den Abſchluß der Reformation, durch Die 
Armengejeggebung und durch die wachſende Macht ver Bemeinen. 

Was die Reformation anbetrifft, jo flellte Eliſabeth zuerft die proteftantiiche Religion wie⸗ 
der Her und regulirteihre Glaubensſätze durch die 39 Artikel, welche fie 1562 mit einer Convoca⸗ 


35) Robertfon und Prescott, History of Charles V, I, 427. 
36) Ranfe, Englifche Gefchichte, Vorrede, S. V. 37) Paſhley, The poor law, S. 177. 
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tion vereinbarte. Durch Zuftimmung des Barlaments wurden die 39 Artikel Staatögefeg, Kege: 
rei demnach ein Verbrechen, um das ſich die weltliche Gewalt zu fümmern hatte. Die Act of 
uniformity verbietet infolge deſſen alle Anderungen in Glaubensſachen, ed fei denn durch 
König und Parlament. Als Mittel zur Durhführung geiftiger und weltlicher Strafgewalt er- 
laubt die Act of supremacy der Königin Elifabeth, die Durchführung der 39 Artikel durch die 
berüdtigte High Commission (Hohe Commiſſion), melde unter deren großem Siegel aus 
12 Biſchöfen und 32 Geheimräthen, Laien und andern Geifllihen ernannt wurde, zu bewirken. 
Brofelgtenmaderei im Sinne des Katholiciömud wurde ald Hochverrath beftraft. Nicht weni: 
ger war das Difjidententhum verpönt. Udal, ein puritanijher Geiftliher, wurde hingerichtet, 
weil er gegen das Epiſkopat geihrieben. Die 39 Artikel Schaffen aufd neue und für immer die 
Zurispiction des Papites in England ab. Alle Gewalt, die ver Papſt befeflen, geht auf ven 
König, der zwar nicht formell, aber thatfächlich alle Biſchofſtellen bejegt, über. 

Schon unter den Vorgängern Eliſabeth's bedeckten zahlreiche Bettler und Landſtreicher die 
Landitragen Englands und veranlaßten firenge Gejege gegen Bettelei und Bagabondage. Die 
gewaltfame Durhführung der Reformation vermehrte die Zahl der Bedürftigen namentlich, 
durch obdachloſe Mönde um ein Bedeutendes. Man Half fi unter Eduard VI.durd barbarifche 
Strafgefege, welche gänzlich ihren Zweck verfehlten. Mildern Geiftes ift die Geſetzgebung Eliſa— 
beth's. Ein Gefeg von 1575 verorbnet, daß in jedem corporirten Orte die Gorporationen Wolle, 
Flachs, Eifen und andere Rohftoffe ven Armenauffehern zur Verarbeitung durch die Armen 
geben jollen. Endlich erging 1601 dad Hauptarmengejeg Englands (43 El. c. 2), das 
auch noch Beute vie Grundlage des englifhen Armenweſens bildet, obgleich dad Gejeg von 1834 
ed mwejentlich geändert. Hauptgrundſatz dieſes Geſetzes iſt, daß jedes Kirchſpiel eine Armen— 
ſteuer aufbringen muß, aus welcher die arbeitsunfähigen Armen unterſtützt, für die arbeitsfähi— 
gen Armen Rohſtoffe zur Verarbeitung angeſchafft werden ſollen. Zum Zwecke der Durchfüh— 
rung dieſes Geſetzes, welches die Armenpflege zu einer dauernden Kirchſpiellaſt machte, wurden 
beſondere Beamte, die Armenvorſteher, eingeſetzt. 

So wenig Eliſabeth ſich einer ſtändigen parlamentariſchen Oppoſition gegenüber befand — 
das verhinderten ſowol die Größe ihrer Politik als die Gefahren des Proteſtantismus — 
jo zeigte ſich doch auch unter ihrer Regierung ein wachſender Geiſt des Widerſtandes im Unter: 
hauſe. Zwar verſucht die Königin es wiederholt, der Redefreiheit des Parlaments Zügel an— 
zulegen, aber gerade Verwarnungen, wie die Bacon's, „daß die Gemeinen fi nicht in Staats: 
angelegenheiten miſchen follten, da ſolche jie nichts angingen“, zeigen, wie fehr die Gemeinen 
bereit waren, ji um die Angelegenheiten ded Staates zu kümmern. So drohten die Öemeinen 
1566 fein Geld zu bewilligen, wenn nicht erft die Thronfolge geregelt und die Berheirathung 
der Königin entichieven jei. Nicht dur Trog, fonvdern dur ſcheinbares Nachgeben gelang es 
Elifabeth, ven Sturm zu beihwidtigen. Gin andermal (1601) wurde die Oppofition in der 
Monopolfrage jo mächtig, daß der Königin nichts übrig blieb, ald die Forderungen der 
Oppofition pure zu erfüllen. Die Gemeinen beharrten ſtets in alter Zähigfeit im Gelppunfte, 
und fonnte die Königin nicht mit den ihr bewilligten Mitteln ausreichen, jo ſah ſie ſich 
genöthigt, zu halberzwungenen Gejchenfen ihrer Unterthanen (benevolences) ihre Zuflucht 
zu nehmen. 

Die perjönlihe Freiheit unter Elijabeth war gering. Neben der Sternfammer und Hoben 
Commiſſion wütheten Martialgerichte gegen die Feinde der Krone. Weder der Glaube noch die 
Rede war frei. Strenge Genfurgefege hielten die Vrefle gefangen. Unter der großen Königin 
wurben verflümmelnde Strafen gegen misliebige Autoren und Druder nit jelten angewendet. 
Allein dennoch war Eliſabeth's Negierung eine der großartigften, welche die englifche Geſchichte 
geliehen ; denn fie ſchützte nicht allein die Unabhängigkeit des Landes und die proteftantiihe Re- 
ligion mit Erfolg, fondern brach aud Spaniens despotiſche Macht. Elifabeth war der höchſte 
Gipfelpunft des engliſchen Königthums. Ihre Nachfolger haben alles gethan, dieſes Inſtitut zu 
discreditiren. Während die Tudors die Geſetze verlegten, weil jie die Macht dazu hatten, bauten 
die Stuarts eine Rechtstheorie königlicher Willfür auf, hergeleitet aus dem Königthum von 
Gottes Gnaden, mit der fie ſchmäbhlich Schiffbrud litten, 

IE Staats: und Berfaffungsgeihihte Englands, Schottlands und Ir— 
lands bis zur Vertreibung der Stuarts. Die Stuart? waren ein Königägefhledt 
ohne monardifches Pflihtgefühl und ohne monarchiſche Initiative, aber von unleidlichen mon= 
arhiihen Prätenjionen. Die Gemeinen, die unter den Tudord reich geworden, waren nicht ge: 
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neigt, in einem gelehrten Pebanten wie Jakob }., in einem heimtückiſchen Stuger tote Karl 1. 
befonders glückliche Manifeftationen ves Königthums von Gottes Gnaden zu erfennen. 
Diefes Königthum von Gottes Gnaden war keineswegs bajjelbe, welches Bracton und bie 
alten Juriſten darunter verflanden. Vielmehr follten nad Anfhauung der Stuart® nur der 
Wille und die Laune des Königs Gefetz fein. Alte Rechte des Volkes galten ihnen dieſer Zaume 
gegenüber nur als widerrufliche Gonceffionen. Daher wurbe auch von Geiſtlichen und Höflingen 
der „paffive@ehorfam” geprebigt, während gerade dad engliſche Staatsrecht zum Theil auf dem 
Grundfage vom activen Widerftande ruht. Die Ereaturen des Hofes erklärten im Barlamentr: 
daß die Parlamentöfreiheiten nur im Wege der Unterwerfung unter den König erhalten merken 
fönnten und ver König beliebig, durch gelegentliche Staatdacte wie nach den Geſetzen, regieren 
fönne. Nach diefer Theorie wird auch ſelbſt die Kritik ver Staatsacte ein Öffentliches Verbrechen 
„Sowie e8 Atheismus und Gottedläfterung iſt“, erflärte Jakob l. „wenn irgendein Gefchöpf die 
Handlungen Gottes fritifirt, fo ift e8 Anmafung und Empörung, wenn ein Unterthan das 
dideutirt, was der König auf der Höhe feiner Macht thut.“ Bei folden Lehren diente dem 
Könige feine paͤpſtliche Allmacht —* zur Durchführung abſolutiſtiſcher Plane. „Reine 
Bifchdfe, Fein König“, erwiderte er ven Überbringern einer presbyterianiſchen Bittſchrift. Auf 
dem Wege, den er von Schottland aus im fein neues Meich antrat, ließ er in Neimmarfet einen 
Dieb faut Gabinetdorore hängen. So leiteten die Stuarts ihre Herrſchaft in England ein. 

Um die Macht des Königs in der Kirche zu befeftigen, wurde weitern Reformationen ein 
Damm geſetzt umd die Kirche Englands namentlih durd die Kanones von 1603 ihrer gegen: 
wärtigen geiftigen Berknöcherung zugeführt. „Ich möchte am liebften das Vapſtthum“, äußerte 
Jakob J., „weil es fo viel Macht über die Gemüther hat, wenn ed nur nicht and) Macht über 
die Könige beanspruchte.‘ Der König felbft war ven Kathbliken gewogen. Aber ver Schreien, 
den die Pulververſchwoͤrung verbreitete, führte zur Vermehrung der Strafgefege gegen Ka— 
tholifen und Nonconformiften. 

Während König Jakob I. abjolutiftifhen Tendenzen hulbigt, werben die Gemeinen, unter 
welchen die Buritaner die Oberhand erhalten, immer miderfpenftiger und fühner. Im 
November 1621 fordert dad Purlament den König auf, gegen Oſterreich einzufägreiten und 
feinen Sohn nicht an eine fpanifhe Prinzeffin zu verheirathen. Auf ein Berbot bei 
Könige, fi in folche Dinge zu miſchen, proteftirt das Unterhaus, indem es als fein Recht 

„die eigene Jurisdiction, Berathung aller Staatdangelegenbeiten, freie Nede und Freiheit der 
Mitglieder” erffärte. Der König zerrif den Broteft und ftedfte die Oppofitiongmänner in ben 
Tower. Um fo mehr hielten die Gemeinen den Daumen auf den Geldbentel. Darüber beflagte 
fi der König in feiner burlesfen Weiſe. „Ich babe die Flöte geblafen, und ihr Habt nicht 
getanzt. Ich habe geweint, und ihr habt nicht gefeufzt. Während 18 Jahren des Friedens habt 
ihr mir fehr wenig Geld gegeben.” 

Unter der Regierung dieſes Königs wurden die Kronen Englands, Irlands und Schott: 
lands auf dem Haupte ber Stuart: Fürften vereinigt. Schottland behielt jedoch feine Unabhängig- 
feit, jein eigenes Recht, ſeine eigenen Gerichte und fein eigenes Parlanıent. Dagegen Eonnte bat 
Parlament in Dublin fein Gefeg genehmigen, welches nicht vorher ver @eheime Rath in London 
gebilfigt Hatte. Umgefehrt fonnte das englifche Parlament für Irland Gefege machen, ohne daß 
das iriſche Parlament das Recht gehabt Hätte, diefe Geſetze aufzuheben. Außerdem war die bö- 
bere Verwaltung Irlands vollkommen in engliſchen Händen. 

Karl I., ein gefährlicherer Gegner der Volksrechte als fein Vater, ieh fehr bald auf ener: 
giſchen Mibderftand feines Barlaments. Anftatt ihm Gelb zu bewilligen, verlangte das erſte 
Parlament Abhülfe der Befchmerden. Der König löfte es auf und erhob wilffürfih Steuern 
und Abgaben. Sein zweites Parlament war nicht gefügiger; er Höfte es wiederum auf. Jet 
regierte er willkürlich weiter und erhob nicht blos Steuern, fondern fegte auch Soldaten bei ven 
Bürgern ein und ftellte Bürger unter Kriegsrecht. Als die Anzufriedenheit im Lande wuchs, 
bemühte ſich der König auf den Wege der Scheinconcefitonen fein Barlament gefügig zu machen 
Er nahm (1629) die berühmte Petition of right an, wonad) die Erhebung von Steuern, melde 
das Parlament nicht bewilligt, verpönt, willkürliche Verhaftungen verboten und Kriegsgerichte 
für Nichtmilitärs als ungefeglich erklärt wurden, Infolge deffen wurde dem Könige Geld be— 
willigt, und ed war große Breube im Lande. Aberdie Tinteder Petition of right war faum troden, 
als der König auch Schon dieſes berühmte Gefetz verlachte, das Parlament auflöfte und die Firhrer 
der Oppofition in den Kerker werfen ließ. 

„Kein früherer König‘‘, jagt Macaulav, „hatte fih bemüht, den Despotiänms ſpſtematiſch 
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aufzurichten und das Parlament zu nullikeiren.” Aber Karl that, was weder die Tudors 
noch die Plantagenets gethan. Er regierte 11 Jahre ohne Parlament. Zum Zwecke der Befe: 
fligung feiner abſoluten Monarchie verfuchte ſowol Karl mie ſein Günſtling, ber Renegat 
Wentworth, fpäter Lord Strafford, eine ſtehende Armee zu bilden. Zu gleicher Zeit wirkte der 
Primas des Meichs, der Erzbiſchof Laud, ſowol im Sinne größerer Momanifirung ber 
engliſchen Kirche, ald im Sinne religiöfer Unterdrückung der Diffidenten. Sternfanmer und 
Hohe Commiſſion hatten in dieſem Interregnum Ihre claffifhe Zeit. Aber auch die Richter 
des gemeinen Rechts, welche der König abfegen konnte, waren feine Shugmwehr für den 
Unterprückten. 

Um die Armee zu unterhalten, griff Karl 4. zu einer unerhörten Neuerung. Nad altem 
Herkommen hatten die englifchen Könige in Zeiten des Kriegs von den Küflenprovingen Schiffe 
verlangt, für melde häufig Geld geleitet wurde. Yet verlangte Karl 1. mitten im Brieden 
Schiffsgeld und zwar durchs ganze Rei. Wie Hierbei die Steuervermweigerung Hampden's zwar 
fehl flug, welche Folgen fle aber doch hatte, ifl in dem Art. Hampden zu lefen. 

Die Tyrannei ftraft flet® ihre Anhänger mit Verblendung, und jo war es auch bei Karl. 
Er und Lau beſchloſſen, den Schotten die engliſche Liturgie aufzubringen. Da brad) die Em= 
pörung im nörblien Königreiche aus, welder Karl mit ven gewöhnlichen Mitteln nit Herr 
werben fonnte. Neue Gewaltarte waren bei den Sympathien, welche vie ſchottiſchen Empörer 
In England fanden, mislih, und Karl ſah ſich durch das Übermaß feiner Gewaltthaten genöthigt, 
wieder den Rechtsboden aufzufudgen. Er berief (1640) ein Barlanıent. Diefed Parlament war 
trog der vorhergegangenen Unbilden fehr gemäßigt. Allein die Landesbeſchwerden Fonnte es nicht 
unberückſichtigt laffen. Es wurbe wie feine Borgänger raſch nach feinem Zufanımentritte aufgelöft. 
Bald darauf drangen die Schotten in England ein, und der Aufftand der Engländer felbfb bes 
drohte den König. Diefer fuchte in feiner Noth nah einem Auswege, um ohne Parlament 
regieren zu können. Gr berief den großen Rath ver Peers. Diefe riethen jedoch zum 
geieglihen Weg der Barlamentöberufung, und, von allen verlaffen, ſah ſich Karl gend- 
thigt, ein neues Parlament zu verfammeln. Im November 1640 trat eine der bebeutenpften 
yarlamentarifhen Berfammlungen, welche die Welt je geſehen, das berühmte Lange Parla- 
ment zuſammen. 

In dieſer Verſammlung hatten die Buritaner vollfländig die Oberhand. Die Mehrheit 
verfehlte nicht, emerglich gegen die Unterdrücker des Landes vorzugehen. Während unter ben 
Tudors die Ähtungsbills ein Mittel geweſen waren, um Feinde der Monarchen zu vernichten, 
verwanbelten ſich die Bills of attainder jegt in eine Waffe gegen den König. Strafforb wurde 
zuerft von den Gemeinen vor dem Oberhaufe angeflagt (impesched). Aber die Anflagepunfte 
waren jo ſchwach, daß die Lords ihn freigefproden hätten. Da ſchlug Sir Arthur Haslrig vor, 
Strafford durch Bill of attainder zu verurtheilen. Obgleich erprobte Freiheitöfreunde, wie Pym 
und Hampden, ſich dieſer Mapregel widerjegten, ging ſie doch durchs Unterhaus.28) Dad einge: 
ſchüchterte Oberhaus nahm die Bill au, ebenſo ver König, der vergeblich beim Unterhaus um 
Gnade für feinen Minifter gefleht hatte. Strafford wurde enthauptet, und Taylor, der bie 
Hinrichtung einen Juſtizmord genannt, wurde aus dem Unterhaufe geftoßen und in den Tomer 
geihidt. Ebenſo fiel Laub einige Jahre fpäter während des Bürgerkriegs der Race des 
Unterhauſes. Aber das Unterhaus begnügte ſich nicht damit, die großen Verbrecher zu verfolgen. 
Auch alle diejenigen, welche bei der Erhebung von Schiffe: und Tonnengeld mitgewirft hatten, 
wurben beſtraft. Berklen, ein Richter, welcher gegen Hampden geurtheilt hatte, wurde auf Ver: 
anlaffung des Unterhaufes verhaftet. 

Damit in Zukunft das Parlament in regelmäßigen Zeitabſchnitten zuſammenkomme, 
wurde beflimmt, daß alle drei Jahre ein Barlament gehalten werbe, und daß, wenn ber König 
es nicht berufe, ed ohne ihn zufammentreten folle. Die Hohe Commiſſion und die Sternkammer 
wurden abgefhafft und bie Unabhängigkeit dev Nichter proclamirt. Es wurbe verordnet: 
„daß weder der König noch fein Staatörath Jurisdiction, Gewalt und Autorität haben folle, 
jet e8 durch Bill, Petition, Artikel, Libell oder in irgendeiner andern arbiträren Weife zu prüfen, 
in Frage zu ftellen, zu entſcheilden oder zu verfügen über Grundftüde, Beigungen, Güter oder 
bewegliche Sachen irgendeines Unterthanen, ſondern daß alle dahin ſchlagenden Etreitigfeiten 
entichleden werden jollen in ben ordentlichen Rechtshöfen und nadı dem ordentlichen Rechtsgange.“ 


38) Foriter, Debates on the great remonstrance, S. 1%. 
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Damit wurde ver Despotidmus am der Wurzel angegriffen, und die englifche Freiheit war nun: 
mehr gejichert, joweit Geſetze überhaupt die Freiheit fihern können. j 

Die Willkür ver beiven Stuarts hatte die Fönigliche Gewalt jo discreditirt, daß das Par: 
lament ſtets auf neue Ginihränfungen derjelben jinnen mußte, mollte ed die Wiederkehr 
ver frühern Willfür verhindern. Cine Irandaction war nit mehr möglid. Entweder unter: 
warf id das Parlament die königliche Gewalt vollftändig, oder ed wurde von diefer vernichtet. 
88 war nicht politifche Speculation, ſondern eiferne aus den Umſtänden bergeleitete Nothwen— 
digkeit, melde die großen Männer des Langen Parlaments zu ihren ertremen Schritten ver: 
anlaßte. Alle Beſchwerden gegen die föniglihe Gewalt wurden in einen großen Proteft zuſam⸗ 
mengefaßt und pajlirten ald Great remonstrance am 22. Nov. 1641 das Unterhaus. Liber 
dieſe Remonſtrance und ühnlihe Schritte des Unterhaufes kam ed zum offenen Bruche und 
zum Bürgerfriege, den ver Fiction nad der König im Parlamente mit dem Könige im Lager 
der Royaliften führte. Letztere Partei gehörte meiftens der befigenven Gentry und dem Eleinern 
Sreeholverftande an. Aber auch für das Barlanıent traten neben ven Städten und zahlreidyen 
Eleinen Freeholders nicht wenige ariftofratifche Namen ein. Macaulan behauptet mit Recht, 
daß jeded Argument zu Gunſten ver fpätern Revolution von 1688 au zu Gunſten der ſoge— 
nannten großen Rebellion geltend gemacht werben fünne. 

‚Die Gemeinen, welde erklärt Hatten, daß jie allein die Nation repräjentirten, die Peers 
dagegen nur perſönliche Nechte verträten, verfuchten e8 am Anfange ded Bürgerkriegs, mit 
dem Könige, ver in Oxford ein Begenparlament hielt, zu unterhandeln. Sie verlangten, daf 
fein Beer und fein Minifter ohne ihre Zuftimmung ernannt werben dürfe, und daß der König 
den Oberbefehl über das Heer aufgeben folle. Karl lehnte dieſe Friedensbedingungen ab, meil 
er, jalls er jie annähme, nur ein Scheinkönig fein würde. Factiſch hat, ohne daß eine gefegliche 
Neuerung nöthig geworben, feit dem Haufe Hannover das engliihe Königthum doch ſpäter 
dieje von Karl 1. zurückgewieſenen Gonceflonen ftilfhweigend mahen müffen. 

Inmitten des Bürgerfriegs kam eine religiöd-demofratiiche Sekte auf, die Judependenten, 
welde zuerſt Grundſätze religiöfer Toleranz predigten und vom größten Einfluß auf die Ent— 
widelung Nordamerikas gewefen jind, Dieje Partei, welche im Barlamente Grommell und 
Harry Bane ald Führen folgte, bildete den Kern der neuen Varlamentsarmee, welde Cromwell 
commandirte. Obgleich das Parlament die Biſchofswürde abgeichafft hatte, genügte dieſe Ver: 
jammlung dem ertremen Geifte feiner Armee bald nicht mehr. Die Armee machte fi zum Herrn 
des Parlaments, und ed gelang ihr endlich auch, den König in ihre Gewalt zu befommen. 160 
der puritanifchen Mehrheit wurden aus dem Unterhauſe geftoßen, und Karl wurde von einem 
Ausſchuß des Unterhaufes als Hochverräther gerichtet und auf ergangenes Urtbeil enthaupter 
(31. Jan. 1649). Aus Bibelftellen hatten er und fein Vater das Necht, auf ihrem Kopfe die 
abjolute Krone David's und Salomo's zu tragen, hergeleitet, auf Grund von andern Bibel: 
ftellen vaubten fanatifche Indepententen dem Könige den Kopf. 

Dieſes Urtheil, welches die Gemeinen über Karl I. geſprochen, hat in England die verfhie- 
denartigite Beurteilung gefunden. Die Tories machten aus dem enthaupteten Stuart einen 
fönigligen Märtyrer. Bis in unfere Tage war der 31. Januar ein officieller Bußtag. Da: 
gegen hielt ein Whig, wie Cheſterfield, die Hinrihrung zur Befeftigung der Freiheit für nöthig.*?) 
Horace Walpole hatte die Abjchrift des Todesurtheild mit der Überfchrift „Major Charta” in 
feiner Billa Hängen. Im vorigen Jahrhundert ift fogar der Proceß Karl's J. von radicalen Peers 
ald Präcevdenzfall für jpätere ähnliche Borfommniffe vertheidigt worden. 

Die Republif hat den Engländern auf dem Gebiete des Staatsrechts nichts Hinterlaffen. 
Ihre Schöpfungen find untergegangen, und den Gngländern ift von ihr vor allem ver Haß 
ihres Namens und der Abichen gegen die lebenden Heere geblieben. Die Revolution war eine 
politifche, feine fociale. Die Verwaltung felbft wurde im großen und ganzen durd fie gar nidt 
berührt. Wie unter den Königen die Kings-Bench, fo faß die Upper: Bend) unter ver Republik 
als hoͤchſter Gerichtshof. Wie unter den Königen ſaßen in den Grafſchaften die Briedendrichter 
in den Vierteljahrsjigungen und richteten nady gemeinen Rechte des Landes, reiften wie ehemals 
die föniglihen Nichter im Lande umher und hielten ihre Afjifen ab. 

Zudem wurde England 1649 au nur dem Namen nad eine Republik. Ihr eigentlicher 
Herr war Grommell. Er vollbrachte, was feinem englifchen Könige je gelungen. Er unterwarf 
Irland vollfommen, und mit ihm begannen die furdtbaren Berfolgungen der Eatholifchen celtifchen 
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Mafie in jenem Lande. Den Widerftand des Rumpfvarlamentd brad) er gewaltiam, und als 
Oberherr aller prei Reiche gelang e3 ihm, das Infelreih zu einer Macht erften Ranges zu er: 
heben. Bon feiner Armee verhindert, ven Titel eines Königs anzunehmen, ftellte er ald Lord— 
Protector die königlichen Brärogative wieder ber und fehrte jelbft zu den conftitutionellen Kor: 
men ded Königthums zurüd. Das Oberhaus jegt er aus neuen Männern zufammen. Das 
Unterhaus wird ebenfalld auf neuer Baſis gebildet, Er befeitigt die faulen Wahlflecken, verlegt 
ven Schwerpunft der Vertretung in die Graffhaften und verleiht Städten das Wahlrecht, die 
vaflelbe nady ‘ver Reftauration wieder verloren und ed erft 1832 wieder erhielten. Aber auch 
diefe fo von ihm gebildeten Parlamente behielten den oppofitionellen Geiſt ihrer Vorgänger. 
Sie nöthigten Cromwell ftet? aufd nene, die conftitutionelle Bahn zu verlaffen. Wichtig ift 
Cromwell's Regierung für die Religionsfreiheit. Unter ihm beginnt die religiöſe Toleranz 
zuerſt in England aus der Theorie in die Praris überzugehen. Er läßt auch die von Eduard 1. 
vertriebenen Juden wieder im Neiche zu 

Der kurzen Herrſchaft feines Sohnes folgt die Reftauration der Stuarts (1660). Dieſe Re— 
ftauration befeitigt zuerit die tapfern Cromwell'ſchen Regimenter und ruft dann eine lebhafte 
Reaction gegen die bei der Revolution betbeiligten Perfönlichfeiten hervor. Aber fo enthuſiaſtiſch 
auch die Nation Karl II. entgegenfommt, jo opfert fie ihm doch feine der Errungenschaften, 
welche die Petition of right und das Lange Parlament ihr gebracht. Parlament und König 
bleiben die höchſte Gewalt in Staate. Die Gerichte bewahren ihre Gompetenz, und der König 
fann auf das Unterhaus fortan nur durch Beftehung dauernden Einfluß ausüben. Bereits find 
jedoh mit dem Verſchwinden der kleinen Grundbeſitzer die lofalen Gemeindeinftitutionen 
verfallen, und die Nation hat ſich infolge der Revolution gewöhnt, ihre Freiheit nur im Par— 
lamente gewahrt zů ſehen. 

Karl I. fand jich bei feiner Rückkehr 1660 einem freigewählten Gonventsparlament (Con- 
vention parliament) gegenüber. In diefem herrfchten die Presbvterianer, d. h. Xeute, welche 
fich zu den Grundfägen des Langen Parlaments, freilich nicht des Rumpfs, bekannten. Diefes 
Parlament wurde, nadıdem ver König vorher feine Berufung nachträglich legaliiirt, 1661 auf: 
gelöft. Das neue Barlament, aud) dad zweite Range Parlament (1661— 78) genannt, beſtand 
aus eifrigen Monardhiften und Epiffopalen. Die Biſchöfe, welche bereits bei der Neftauration 
in ihre geiftlihe Gewalt wieder eingefegt waren, fehrten nun aud ins Oberhaus zurüd. Die 
Eorporationsacte Schloß alle Diffinenten und Katholiken von Gommunalämtern aus. Die ſpä— 
ter erlajfene Teftacte, welche vorzugsweiſe gegen die Katholifen gerichtet wurde, reibte ſich an 
frühere Gefege an und begründete ein Syftem religiöfer Intoleranz, an welchem England aud 
unter freien Berbältniffen viele Decennien laborirte. Karl Il, wußte jedoch bei feinen heim: 
lichen Hinneigungen zum Katholicismud diefe Mafregeln zuerit zu mildern und fam dem: 
zufolge den Katholiken und Diffiventen durch die Indulgenzproclamation zu Hülfe. Der 
König reizte jedoch dadurch, daß er von beftehenden Geſetzen viäpenfirte, die Oppofition 
eines bid dahin unterwürfigen Barlamentd auf und vermehrte zugleich den Haß gegen die Ka— 
tholifen ſelbſt. Später fanden fih König und Parlament jedoch wieder in ber berüchtigten 
Fünf: Meilen: Aete, welche diſſidentiſche Getftliche Fünf Meilen weit von dem Orte verbannte 
wo fie früher gepredigt hatten, auf dem Boden intoleranter Mafregeln zufanımen. Gin ſchreck— 
licher linfall, der kondon 1666 betraf, der große Brand, diente neuen Verdächtigungen und Ber: 
folgungen der Katholifen jeitend der Broteftanten zum Borwande 

Die Regierung Karl’ II., welche unter vem Beifall der fanatischften Novaliften begonnen 
wurde bald im Rande unpobulär und fand fich auch nach wenigen Jahren im Unterhaufe eine 
nicht unbedentenden Oppofition gegenüber. Biel trug dazu die Charakterloſigkeit dieſes Könige 
bei, welche ſich ſowol feiner Bolitif wie auch feinen Räthen mittheilte. In Beziehung auf die let: 
tern treten wir jegt in eine Periode einer zwar ftillen, aber höchft bedeutenden Umwälzung des 
öffentlichen Nechts Englands. Es war zuerft Karl. geweien, der aus dem Geheimen Rathe 
einen Ausſchuß, die Juntay ganz aus ergebenen Anhängern des Königs beſtehend, bildete. 
Das Lange Parlament verlangte dagegen, daß alle Acte des Königs im vollen Geheimen Rathe 
verhandelt werben follten. Karl Il. bildete jedoch nach dem Veiſpiele feines Vaters aus dem Ge: 
heimen Nathe einen ihm ergebenen Ausſchuß im Intereffe dev abjoluten Monardie. Diefer 
Ausſchuß wurde nah den Anfangsöbuchſtaben der Miniſter, Clifford, Afhley, Budingham, 
Arlington, Lauderdale, Ihe Cabal genannt. Dieſes Cabinet veranlafte die elende Berbindung 
Karl's U. mit Frankreich, eine Politik, welde zur Verſchwendung des Staatsſchatzes führte 
und den König nur immer abhängiger von dem fühnen Haufe der Gemeinen machte, 
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welches durch Nachwahlen immermehr jeine royaliſtiſche Phyfognomie verändert hatte. Einen 
neuen Zuwachs erhielt vie Oppofition, ald des Königs Bruder und präfumtiver Erbe, der Her: 
zug von Mork, offen fi zur fatholifhen Religion befannte und eine katholiſche Prinzeſſin 
beirathete. 

Wenn nun gerade die Fehler des Hofed Karl U. infolge feiner großen Geldbedürfniſſe von 
den Gemeinen abhängig machten, fo bewirften fie inbirert, daß der König in eine feinen Nei- 
gungen ganz entgegengejegte Politif, nämlich in die proteſtantiſche Bolitif ver Tripleatlian; 
und ded Bündniſſes mit den Niederlanden und Schweden gegen Frankreich getrieben wurde. 
Wine Folge dieſer veränderten Politif war Die Vermählung der älteften Tochter bed Herzogs von 
Dorf früherer Ehe, ver Pringeffin Maria, mit ven Bringen von Oranien. Trotz aller Goncejionen 
aber wuchs namentlid infolge des katholiſchen Complots der oppofitionelle Geiſt ver Gemeinen 
faſt zu gleicher Höhe wie unter der Regierung Karl's 1. Danby, der auf den ausdrücklichen Be: 
fehl des Königs fhimpfliche Hnkechunblingen mit Frankreich geleitet, wurde von den G@emeinen 
im Oberhaufe angeklagt. Über diefe Anklage kam es zum Gonflicte zwifchen beiden Häuſern 
des Parlaments, und diefer Gonflict endigte nur dadurch, daß der König das zweite Lange Bar: 
lament auflöfte (30. Dec. 1678.) Die Gelonoth zwang den König bald ein neues Parlament 
zu berufen, wobei es zum lebhafteften Kampfe zwifchen ven beiden großen Parteien des Landes, 
der Land: und Kofpartei, fauı. Das neue Parlament wählte den Sprecher ded alten Haufes, 
Seymour, zu feinem Borfigenden und präfentirte feinen Namen dem Könige zur Beftätigung. 
Es ift zum erften und legten mal hierbei vorgefummen, daß ein engliiher Sprecher von der 
Krone nicht betätigt wurde. Dagegen konnte ver König Danby nicht vor neuer Verhaftung 
und vor jeiner Abführung in den Tower bewahren. 

Um das Volk zu befriedigen, berief der König den beveutenpften und patriotiſchſten eng: 
lifchen Staatömann, Sir William Temple, den Bater der Tripleallianz, ald Staatsferretär in 
feinen Rath. Sir William Temple rieth dem Könige, feinen Geheimen Rath auf neuen und li: 
beralen Grundfägen zu reconftruiren und zu dem Ende Männer beider Parteien in denjelben 
zu berufen. Aber diefe Conceſſion, welche aud) Männer der Oppofition in den Rath der Krone 
berief, genügte der erregten Oppofition nicht mehr, indem beveitö die Mehrheit ded Unterbaufes 
darauf bedacht war, den Herzog von Mork durch die jogenannte Erclujion: Bill ald Bapiften von 
der Throufolge auszufhließen. Während ſich die Gemeinen gegen fiebenve Heere, Benfionen uns 
die Beſtechungen, welche feitens des Hofs geübt wurden, erflärten, paffirte zur beffern Sicherung der 
durch die Magna-Eharta, Petition of right und andere Gejege garantirten perſönlichen Freiheit 
die berühmte Habend:Gorpus-Acte (1679) dad Parlament und wurde Reichsgeſetz. Bald mad 
ihrer Promulgation wurde dad Parlament aufgelöft, weil beide Häufer wegen Dauby's Procek 
in neue lebhafte Gonflicte gerathen waren und ver König für die Sicherheit feiner Krone be- 
forgt zu werden begann, 

Inmitten diefer Kämpfe kommen für die flveitenden Parteien die noch heute beftehenden Bar: 
teinamen der Whigs und Toried auf, welchen die augenblicklich üblichen Bezeihnungen Peti— 
tioners (Anhänger der Exrelufion: Bi) und Abhorrers (royaliftiihe Gegner derſelben) weichen 
mußten. Die Whigs hatten in dem neuen Parlamente, welches am 21. Oct. 1680 zufannnen: 
trat, jo entfchieden die üͤbermacht, daß der König nicht einmal die Abhorrers, welche an König 
und Parlament petitionixten, gegen willfürliche Berhaftungen feitend ver Gemeinen jbügen 
fonnte. Die Grelufion: Bill wurde wieder von den Gemeinen angenommen, aber mit großer 
Mehrheit im Oberhauſe verworfen. Neue Fühne Angriffe der Gemeinen veranlafßten den König, 
aud) diefed Parlament am 10. Jan. 1681 aufzulöfen. Das neue Parlament jollte vem haupt: 
ſtädtiſchen Einfluſſe entzogen werden. Es trat am 21. März 1861 in Oxford zuſammen. Aber 
auch diefed Barlament war nicht gefügiger. Es wurbe bald, nachdem es zufammengetreten, tie 
feine Vorgänger aufgelöft. 

Nun beginnt jedoch eine Beriode politifcher Reaction, indem die große Maffe der Nation, er: 
ichöpft von den anhaltenden Kämpfen, die Führer der Whigpartei verläßt und, politiſch überreigt, 
in eine lange Theilnahinlofigkeit verfällt. Inter dem Schuge dieſer allgemeinen Apathie gelingt es 
dem Könige, feine Macht neu zu befeſtigen. Mit Hülfe abjegbarer und abhängiger Richter ent- 
zieht er ver City von London und den größern Städten ihre alten Breibriefe und richtet in den 
ftädtifchen Gorporationen ein oligardhifcpes, vom Hofe abhängiges Regiment auf. Als die Op- 
pofition, zu Paaren getrieben, jich in die Höhfen der Verſchwörung zurückzieht und die Rye 
house conspiracy entderft wird, werben die Waffen des Juſtizmordes gegen die Edelſten wer 
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Wpigd gekehrt, und fowol Lord William Ruſſell's ald Sir Algernon Sidney's Haupt fällt 
unter dem Beil des Henferd. Inmitten allgemeiner dumpfer Unzufriedenheit ftirbt Karl H., 
nachdem er vor feinem Tode noch Katholif geworben. 

Seine Regierung ließ die Gewalt des Parlaments mächtig anjchwellen, und wenn au eine 
Eure Reastion die abſolute Gewalt wieder auf einige Zeit herftellte, fo war doch die ſelbe ohne 
Wurzel im Volke. Bereitd das zweite Lange Parlament ift mit dem vollen Apparate der Par- 
lanıentöprivilegieu audgerüftet, Seit 1673 wird fein neuer Flecken mehr ind Parlament be: 
rufen, und die Krone verliert jomit dad Recht, die Vertretung einfeitig über ihren biäherigen 
Kreis auszudehnen. Damit es nicht vom Könige abhänge, wie oft ein Parlament figen folle, 
wird aufs neue beftimmt, daß mindeſtens alle drei Jahre ein foldes abgehalten werde. 

Der ariſtokratiſche Geift der eugliſchen Geſellſchaft doeumentirt ſich wejentlih in dem wäß: 
vend der Dauer des Langen Parlaments erlaffenen Nieverlaffungsgefege (13 u. 14 Ch. II. 
c. 12), wonad man durch vierzigtägigen Aufenthalt Domicil erwerben, innerhalb diefer Zeit 
aber von dem Orte des Aufenthalts in den Ort der Geburt zurückgewieſen werben konnte, Ebenſo 
wurde die Miliz im ariftofratifhen Sinne Hergeftellt. Der Milizdienſt hörte auf die Pflicht 
jeded freien Mannes zu fein, vielmehr wurde die Mitigpflicht ald Neallaft aufs Grundeigen- 
thum gelegt. - 

Der Herzog von Dorf beftieg ald Jakob II. ohne Widerftand den Thron (1685.) Er be: 
rief ein Parlanıent, in welchem die überwiegende Mehrheit aus den eutſchiedenſten Torieg be: 
fand. Die verfehlte Inſurrection des Herzogs von Monmouth beflätigte den reactionären Geift 
der Regierung. Aber vie blutige Verfolgung der Anhänger Monmouth’s durch General Kirfe 
und den ſcheußlichen Richter Jeffreys blied die Flamme der Unzufriedenheit aufd neue an. 

Jakob's IL. blinder Fanatismus war es vorzugäweife, welder das Volk nad dreijähriger 
Regierung von der föniglichen Tyrannei befreite. Jakob II. brach mit der Kirche Englands, in— 
dem er nicht allein Die Strafgefege gegen die Katholiken juspendirte, fondern auch Katholiken 
in der Armee anftellte, eine neue geiftlihe Gommiffion mit Strafgericptöbarfeit einfegte und 
ſich ſogak am Eigenthum der Univerjitäten und Gollegien vergriff. Zugleich veizte er die Na: 
tion durch Abjendung eines Gejandten nad Nom, dur Bildung einer jtehenden Armee, Die 
Kirche, welche feit der Reflauration den blinden Gehorſam gegen die Krone gepredigt, ſah, 
dap jie damit einem Tyrannen wie Jafob IL gegenüber nicht ausfam. Sieben Biſchöfe petitio- 
nirten gegen die Firhlidhen Neuerungen an den König. Derjelbe ließ die Bittfteller vor Gericht 
ftellen. Doc trog aller Madinationen des Hofs ſprach die Jury fie frei. Als um diefelbe Zeit 
die Königin dem Könige einen Sohn gebar, erklärte dad Volk diefes Kind ald ein zur Erhal— 
tung ber Eatholifchen Thronfolge untergejchobenes, 

Alle dieſe Umflände führten zu einer Vereinigung der Whigs und Tories und zu einer Ber: 
ſchwörung ber Ariflofratie, infolge deren der Herzog von Oranien nad) England binüberfam 
und Jakob ll., von allen verlaffen, nach Frankreich fliehen mußte. Die Maſſe des Volkes war nicht 
bei diefer Revolution, die man die glorreiche nennt. „Wenn‘‘, jagt Macaulay, „in ver Revo= 
Iution wenig war, das man glorreich nennen kann, fo war nod weniger in den Ereigniffen, 
bie ihr folgten. Inder Kirche, welche wie ein Mann die Lehre vom Widerftande für unchriſtlich er: 
klärt hatte, waren nur 400 Perfonen, die ſich weigerten, einer auf Nebellion gegründeten Ne: 
gierung den Huldigungseid zu leiſten.“ Glorreich wird jedoch ſtets der confervative Charakter 
der Revolution, das eifrige Bemühen des Parlaments, die Rechtscontinuität nicht zu unterbre= 
den, genannt werden müſſen. 

Das Parlament übte bei der Revolution die dietatorijche Gewalt eines Nationalconvents 
aus. Es nahm an, daß Jakob I. den urfprüngligen Vertrag zwiſchen Fürſt und Volk ge: 
brochen, und nad langen Unterhandlungen mit den Gemeinen nahmen die Lords flatt der 
vorgeflagenen Erklärung, daß er den Thron „verlaſſen“, an, daß er durch feine Handlun— 
gen dem Throne entfagt (abdicated) habe. Die männlichen Erben Jakob's II. wurden ausge: 
iäloffen, weil man ja glaubte, daß der Prinz von Wales untergeihoben fei. Berner wurden 
Katholiken zur Thronfolge für unfähig erklärt. Lords und Gemeine, zu Weftminjter verfam: 

melt, beſchloſſen in ver berühmten Deolaralion of righis, „daß Wilhelm und Maria, Prinz und 
Prinzeſſin von Oranien, König und Königin von England fein und ald ſolche proclamirt wer: 
den jollten“. Cine ſolche Einmiſchung ded Parlaments in die Anderung der Thronfolge hatte 
in einem Lande nichts Befremdendes, wo nah Net und Herkommen niemald das Princip 
der Begitimität der Könige anerfannt worden, wo jede vom Parlamente gebilligte Ufutpation 
jeit dem Mittelalter zu Recht beftand. 
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Zu -gleiher Zeit werden durch die Declaration of rights die Rechte des Parlaments und 
Bolfes gefihert. Das Suspenfiond- und Dispenſationsrecht des Königs wird ven Geſetzen bet 
Landes gegenüber für ungültig erklärt; der König foll kein Geld, welches ihm das Parlament 
nit bewilligt, erheben und ausgeben; Feine Armee fol in Friedenszeiten ohne Zuftimmung deö 

. Barlamentd gehalten werden. Parlamentswahlen follen frei fein, auch foll va8 Parlament 
allein Genfor ver Handlungen und Reden feiner Mitgliever fein. Schlieflih follen Barla: 
mente häufig gehalten werden. Diefe Beftimmungen und einige andere zur Sicherheit ber 
Freiheit der Bürger wurben von Wilhelm und Maria angenommen und als Bill of rights 
Staatsgeſetz (1689.) 

Aud das fchottifhe Parlament erfannte Wilhelm und Maria ald Herrſcher Schottlands ar. 
Irland aber mußte mit Waffengewalt den neuen Herrfchern unterworfen werben. 

IM. Staats: und Verfaſſungsgeſchichte Großbritanniens und Irlands 
bis zum Tode Georg's II. Obgleich Jakob's II. Tochter mit ihrem Gemahle zufammen den 
Thron beftieg, jo ift doch Wilhelm IN. der eigentliche Regent geweſen. Daß er zufolge der De- 
claration of rights auch nad) dem Tode feiner Gattin feine Schwägerin Anna vom Throne 
ausfhloß, war eine der wenigen wirklich revolutionären Anordnungen, die das Parlament 
getroffen hatte, 

Wilhelm II. war einer der größten Politiker feiner Zeit. Er war fein mmelifiger, wohl aber 
ein bolländifcher Patriot. In England übte er feine politifhe Kunft darin, die beiden großen 
politifhen Parteien, Whigs und Toried, durdeinander im Zaum zu halten. Als Wahlfönig 
war er gezwungen, fi mit dem Parlamente ald Staatsförper in Ubereinftimmung zu fegen 
und fih auf die gerade im Parlamente vorherrichende Partei zu fügen. Das veranlafte ihn, 
nad dem Beifpiel Karls II. eine Regierung von Barteimännern zu bilden, wodurch der Geheime 
Rath, in welhem Männer aller Parteien ſaßen, immermehr in Verfall fam. 

Die Herrichaft des Parlaments zeigte ſich zuerft bei der Feſtſezung ber Summen, meldhe der 
König zu Staatdzweden verwenden follte. Früher hatte man feinen Unterſchied zwiſchen dem 
Gelde für des Königs perjönlihen Gebraud und für Staatszwecke gemacht. Jetzt wurde eine 
beſtimmte Summe für des Königs Hofſtaat, Beſoldung ver Richter u. ſ. w. ein für allemal 
ausgemworfen. Sämmtliche Öffentlihe Gelder wurden fortan (won 1689 an) nur für ein 
Jahr zu beftimmten Ausgaben als Staatshaushaltdetat (Budget) votirt. Durch viele jährlichen 
Einnahmen und Ausgabenbewilligungen wurde der König verhindert, gegen bie Wonſche 
des Parlaments zu regieren. 

Eine zweite Maßregel, welche die Macht des Parlaments verſtärkte, war die Mutiny- Bill 
Infolge einer Meuterei zu Ipswich wurde ein Gefek angenommen, wonach außerordentliche, im 
gemeinen Rechte von England nicht vorgejehene Strafen auf die Dauer von ſechs Monaten fei- 
tend der zu bildenden Kriegsgerichte verhängt werben fonnten. Diefe erfte Mutiny-Bill if 
ſeitdem alljährlich in beftimmter Form erneuert worden. Da, wenn biefe Bill einmal nicht er- 
neuert würde, jede Disciplin in der Armee, ja jedes ftehende Heer felbft ungefeglich würde, fc 
mußte jeit 1689 infolge ver nur einjährigen Bewilligung der Mutiny-Bill ſowie ver jährlichen 
Etatbewilligung das Parlament alljährlich berufen werben. Ebenſo lag aud in dem Um— 
ftande, daß die Land» und Malttar nur ftetd auf ein Jahr vom Parlamente bewilligt wurden, 
eine neue Nöthigung der Negierung, jährlich ein Parlament zufanmentreten zu laffen. 

Um die Willkür der Krone, welde früher Parlamente, wie das zweite Lange Parlament 
Karl's I., nahe an zwei Decennien hatte beftehen laffen, ferner einzufchränfen, erzwangen die Ge: 
meinen bie fogenannte Triennial-Bill (6 W.u.M.c.2.) Nach dieſem Geiege follte alle brei 
Jahre eine neue Parlamentswahl ftattfinden. 

Ferner wurde die Erbfolge durch die berühmte Act of settlement neu regulirt. Diefes Ge— 
feg (12 u.13 W.III. c. 2) von 1701 ſchloß den Sohn des Prätendenten und deſſen nächſten 
Erben vom Throne Englands aufs neue aus. Die Ihronfolge wurde dahin geordnet, daß Der 
zweiten Tochter Jakob's II., der puoteftantifch erzogenen Anna, welde nah Wilhelm It. jucce- 
dirte, nunmehr die nächſten Abkömtalinge Jakob's I., excluſive der Fatholifchen Linie, auf dem eng⸗ 
liſchen Throne folgen follten. Nächſte Erbin war ſomit die verwitwete Kurfürftin Sophia von 
Hannover, Tohter Eliſabeth's, Königin von Böhmen. Zu gleicher Zeit forgte die Act of sett- 
lement für neue Beſchränkungen der königlichen Prärogative. Cine Clauſel derſelben ſchloß 
die Negierung durch Geheimrathsausſchüſſe (Eabinet) aus. Zugleich entzog dies Geſetz dem 
Könige bei Anklagen von Staatöverbredhern durch das Unterhaus das Abolitiondreht und unter: 
warf Abgeoronete, melde ein Staatsamt annahmen, einer Neuwahl. Ferner follten die Richter 


Großbritannien und Irland (Staatsgeſchichte und Staatsrecht) 729 


nur auf Adreſſe beiver Häufer des Parlaments entlaffen werden können, jonft aber unabjegbar 
fein. Zur Sicherung der Beftimmungen über die Thronfolge ging unter der folgenden Re: 
gierung ein Gefeg durch (6 A. c. 7), welches ed für Hochverrath erflärte, wenn jemand behaup- 
tete, daß König und Parlament nicht berechtigt wären, die Thronfolge zu ändern. 

Die Revolution war gegen die Eatholifirenden Tendenzen Jakob's II. gerichtet gewefen. Eie 
hatte bei dem Haffe, der jeden freigefinnten Engländer gegen die Katholifen erfüllte, die ſtreng— 
ften und intoleranteften Gejege gegen die legtern zur Folge, indem dieſelben nicht allein aller 
corporativer und politiicher Rechte baar, ſondern auch in ihren bürgerlichen Verhältnifien auf 
vielfahe Weiſe bevrücdt wurden. Die Katholiken wären vollfommene Heloten geworben, wenn 
ftatt der Beamten des engliſchen Selfgovernments eine continentale Staatöpolizei dieſe Sta— 
tute ausgeführt hätte. Dagegen erlöfte die Revolution die proteftantifhen Diſſidenten von ven 
drückendſten Feſſeln. Die Toleranzacte 1 W.u.M. sect.1, c. 18 nimmt diejenigen diſſiden— 
tifchen Geiftlihen von den angedrohten Strafen aus, welche die 39 Artikel minus 34/, unter: 
ſchrieben. Aber auch diefe Einfhränfung fällt infolge der Acte To strengthen the protestant 
interest fort. Strenge Gejege blieben gegen Gottedleugner beftehen. 

Ferner fielen unter Wilhelm's IN. Regierung die Schranken der Genfur. Vergebens hatte 
Milton unter ver Republik für die Preßfreiheit gefämpft. Zeitweilig erlofh die Cenſur ſchon 
unter der Reftauration, wurde aber unter Jakob Il. wieder erneuert. Als ſich aber 1695 und 
1697 die Gemeinen weigerten, die Genfurgejege wieder zu erneuern, fiel dieſes Inftitut in Eng 
land für immer zu Boden. 

Endlich beſchränkte die Gejeggebung unter Wilhelm's III. Regierung, in der, wie wir gejehen, 
foviel zur Sicherung der Unabhängigkeit des Parlaments und ded Einzelnen gethan wurde, auch 
die richterlihe Willkür bei Hochverrathsproceſſen, indem zurüberführung wegen jedes einzelnen 
Hochverrathsactes zwei Zeugen für nöthig erachtet, die Zulaflung von Entlaftungszeugen und 
die Zuziehung eined Vertheidigers geftattet wurden. 

Obgleich Wilhelm IM. audy zeitweilig Toried in feinen Rath berief, jo war es doch durch 
die Umftände geboten, dag er feine Herrihaft vorzugsweiie auf die Whigs ftügte. Gemäßigte 
Tories hatten ſich freilich mehrfah unter Wilhelm und Anna mit der Revolution ausgeföhnt, 
indem fie, ihrer iheorie vom pafjiven Gehorſam getreu, nachwieſen, „daß man im Jahre 1698 gar 
feinen Widerſtand gegen die Gewalt geleijtet”‘. Als Sacheverell, ein Geiftliher unter Anna, auf 
Grund folder Behauptungen vom Unterhaufe in Anklageftand verfegt wurde, erklärte fein toryi— 
ftifcher Vertheidiger, „Widerſtand gegen die höchſte Gewalt fei allerdings fündlih; aber das 
Parlament und nicht der König fei in Erigland die höchſte Gewalt, und gegen das Barlament fei 
1688 fein Wiverftand geleiftet worden“. 40) Die große Mafle der Ariftofratie war whigiftifch, 
nur dad Oberhaus nahm unter Wilhelm IM. durch mafjenhafte neue Peerscreirungen einen 
immer mehr ariftofratifhen Charafter an. Dagegen hatten die Toried namentlich unter der 
ländlihen Gentry und unter der Geiftlichfeit einen mächtigen Anhang. Da jie ji faft immer 
in der Oppofition befanden, fo nahmen die Toried allmählich ven Jargon der Freiheitähelden 
an. Die Oppofition, melde Jakob gegen feine jhlimmften Acte erfuhr, war demzufolge viel 
ehrerbietiger, als fie Wilhelm IM. in den Tagen feiner höchſten Macht namentlich von den Ja— 
fobiten zu Theil wurde. 

Diefer legitimiftifche Kern der Torypartei nahm namentlih an Zahl und Einfluß unter 
der Königin Anna (1701—14) zu. Dieje Königin trug unverhohlen jafobitifche Tendenzen 
zur Schau. Sie verabicheute ebenfo die Nevolution wie die hannoveriſche Thronfolge und that, 
foviel an ihr war, um leßtere wieder in Brage zu ftellen. Alle Bornirtheit ihres Waters war 
auf fie übergegangen. Dagegen heilte fie wieder durch Handauflegung, als Erbin von Eduard's 
des Bekenners Heiligkeit, Sfrofeln — Ihe King's evil — eine Farce, der ih Wilhelm II. nicht 
unterwerfen wollte. Aber vie Macht ver Berhältniffe zwang ihr zuerft whigiftiiche Nathgeber 
und die große Politik ihres Vorgängers gegen Branfreih auf. Engliſche Heere verrichteten 
ruhmreiche Thaten im Spanifhen Erbfolgefriege, und in Gibraltar gewann England einen 
wichtigen Bunft zur Befeftigung feiner Meerherrſchaft. 

Der folgenfchwerfte geſetzgeberiſche Act, der unter diefer Regierung zu Stande Fam, war die 
Uniondacte mit Schottland (1707.) Obgleich die ſchottiſche Nation diefer Acte ſehr entgegen 
war, jo ging doch die betreffende Bill durch das ganz abhängige fhottifche Parlament und wurde 
in beiden Ländern Geſetz. Durch daffelbe wurde die bisherige Perfonalunion zwifchen beiden 
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Reigen in eine Nealunion verwandelt, Beide Königreiche bildeten fortan unter den Gejammt- 
namen Großbritannien ein Ganzes. Das nörblihe Königreih wurde der Geſetzgebung Des 
Parlaments, feine Gerichte dev Oberappellationsinſtanz des Oberhauſes unterworfen. Die 
Kirche von Scettland behielt ihre volfle Unabhängigkeit. Zu jedem Parlamente follten die 
Ichottifchen Lords 16 Vertreter ins Dberhaus, die ſchottiſchen Gemeinen 45 Vertreter ind Unter⸗ 
haus wählen. 

Was die Stellung der Parteien unter der Königin Anna anbetrifft, jo zeichnet ji Die ganze 
Regierung dieſer Fürſtin dadurch aus, daß das Unterhaus immermehr eine toryiſtiſche, faft jako— 
bitifche Färbung annimmt. Daburd iſt die Leichtigfeit ded Falls der whigiſtiſchen Mari: 
borough ſchen Regierung zu erklären. Das Oberhaus blieb whigiftiih, und um jeine Dppe: 
fition zu brechen, fah ſich Lord Orford nad) Marlborough’s Sturz veranlapt, durd Die Königin 
auf einmal 12 neue torgiftifche Peerd ernennen zu laflen. 

Königin Anna war der legte englifche Negent, der gegen einen Beihluß beider Häuſer jein 
Veto einlegte. Es geſchah dieſes 1707 bei Gelegenheit der ſchottiſchen Milizbill. +1) 

Am Todtenbette der Königin Anna lebte die volle Autorität des alten Privy coumeil wieder 
auf. Bolingbrofe und die Mehrheit feines Cabinets hatten ſich bereitd für die Wiederberufung 
der Stuarts entſchieden, ald die Herzoge von Somerjet und Argyle in ihrer Eigenſchaft als 
privy counsellors uneingeladen, aber im geheimen Ginverfländniffe wit einem der Ga: 
binetömitgliever, den Herzoge von Shrewsbury, int Berathungszimmer des Babinets er: 
Ihienen. +2) Auf den Rath der jo Verfammelten erhielt ver Herzog von Shrewsbury von ber 
Königin das Amt des Lord-Treaſurers. Darauf wurde der Geheime Rath zur Plenarver: 
ſammlung berufen und durch deſſen Unterflügung tvog der Kabalen des Minifteriums dir 
hannoveriſche Ihronfolge gerettet. 

Die Kurfürftin Sophia war furze Zeit vor ver Königin Anna geftorben. Bei der Nachricht 
vom Tode feiner VBorgängerin, der Königin Anna, machte jich der preiundfunfzigjäßrige Kur: 
fürft Georg von Hannover mit feinen beiden Maitreffen, ver Baroneſſe Kielmandegge (ſpätern 
Gräfin Darlington) und Melujine v. Eberftein (ſpätern Herzogin Kendal), ... nad 
England auf.*?) So feierlich wurde die jegige Dynaftie im Infelveiche inaugurixt! oxg 1. 
war vollfländig deutſcher Fürft und verftand von der Sprache des Volkes, das er beberrigen 
jollte, fein Wort. Diejer Umſtand und die deutiche Hofetifette veranlaßten ihn, fowol niemals 
das Parlament ald auch niemals die Sigungen feines Minifteriums zu befuden. Es wurde da⸗ 
dur Gebrauch, daß fein englifher König ven Parlamentsverbanplungen und den Gabinetö: 
beratbungen beimohnte, Sein Miniſterium bildete er aus 8, den Geheimen Rath aus 33 Ber: 
jonen.. Da die jakobitiſche Oppofition ſehr ftark, die hannoveriſchen Tories ſchwach und ohne 
Einfluß waren, jo mußte Georg I. die Whigs vollſtändig gewähren lajlen, und dadurch ge: 
langte die Macht des Parlaments und des Minifteriumsd den Föniglihen Prävogativen gegen- 
über auf eine nie vorher geahnte Höhe. 

Das Parlament beftand im 18. Jahrhunderte aus einem Oberhauſe, weldes vorzugsweiſe 
aud neuen Emporkönmnlingen und ven Erben der von den Stuarts geſchaffenen Peers zufam- 
mengejegt war, Wilhelm Il. hatte 46, Auna 47 neue Peers creirt. Georg L berief 60 dazu, 
jein Nachfolger 90, während Georg IL. von 1761 — 1821 nicht weniger ald 388 Perjonen 
mit den Peersrange beglüdte. „Andere Ariftofratien mögen verädtlicher gewejen fein, aber 
feine kann weniger anziebend und weniger liebendwürbig gewejen fein wie die des engliſchen 
Hofs unter Königin Anna.” **) Dieſe Ariftofratie, worunter wir ſtets die Nobilito und die 
landbefigende Gentry zufammen verfiehen, hatte der Krone gegenüber einen oft wahrhaft re: 
publifanijchen Freiheitsſtolz. Sie regierte in allen VBerhältniffen und war reih und mächtig 
genug, um mit ihrer Zeit und mit ihrem Gelve die Koften und den Aufwand der Berwaltung 
des Landes zu befireiten. Sie hatte jo viel angeerbted Rechtsgefühl, um die Gerechtigkeitspflege 
unabhängig außerhalb des Parteigetriebes zu ftellen. Aber von höhern Pflichten gegen die 
Nation hatte fie feine Ahnung. Für dieVolkserziehung geihah fo gut wie gar nichts. Das nie- 
dere Volk hatte feine alten nationalen Fefte, feine ſprichwörtliche Heiterkeit bereitd unter ven 
Puritanern verloren. Es verfam in abfcheulichiter Roheit. Die Strafgejege, namentlich zum 
Schutze des Eigenthums, waren barbariich und Hinrichtungen ebenfo häufig wie grobe Berbre: 
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chen. Eine allzu theuere Juftiz diente dazu, dem gemeinen Manne die Verfolgung jeined Rechts 
in Civilproceſſe faft unmöglich zu machen, 

Die Ariftofratie ernannte zum größten Theil das Unterhaus, und obgleich formell in dieſem 
der politiihe Schwerpunft lag, da aus der in demſelben herrſchenden Partei die Krone ihre 
Minifter nahm, jo waren ſehr viele Unterhausmitglieder doch nichts ald Marionetten der vor: 
nehmen Herren, die fie ernannt hatten, e8 fei denn, daß die Minifter fie durch Beſtechung für 
ihre Zwecke nugbar machten, „Während die Gewalt der Gemeinen zunimmt”, ſagt Macaulay, 
„nimmt die Grwalt des Volkes über die Gemeinen ab. Die Mitglieder der Rotten-Boroughs 
haben nach dem Volke nichts zu fragen, Öffentlichkeit der Berhandlungen gab es nit. Die 
Privilegien der Heimlichfeit, die einft unter den Tudors und Stuartö, wo Mitglieder verhaftet 
wurden, dad Barlament fchügten, wurden Durch abergläubifche Verehrung einerfeits und Selbft- 
fucht andererjeitö aufrecht erhalten.” Dennoch ſprach man vom Unterhaufe gern als von dem 
demokratiſchen Theile ver Verfaſſung. Wie es mit der Demokratie der Zweiten Kammer aber 
beftellt war, das beweifen Zahlen amı beiten. Bor der Reformbill ernannten 


87 englifche Pers . . . 218 Mitglieder, 
21 ſchottiſche Berd  . . . 831 " 
36 irische Bed... . 51 * 
123 andere große Grundbefiger 171 u 
dad Minifterium direct . . 16 Pr 


Wirklich von einer mehr oder minder unabhängigen Wählerfchaft wurde der Reſt von 171 Mit— 
gliedern gewählt. In Schottland war die Wahl durchgängig nur die Sache ganz kleiner Eli- 
quen.*) In der Grafſchaft Bute kam feit Menſchengedenken nie mehr ald ein Mann zur Wahl, 
der ih dann jelbft erwählte. Die ſchottiſchen Dagnaten ernannten faſt allein bie Deputirten 
ihtes Landes und verkauften fid dann mit ihren Schüglingen dem Minifterium. Nicht beſſer 
mar ed in Irland beftellt.*%) Ebenſo befanden jih die linterhausmitglieverftellen ſelbſt im 
Befige von Ariftofraten und Ariftofrarenföhnen. Im Barlamente von 1789 famen auf 
658 Mitglieder 406 iriſche Peers, Söhne britiiher Peers, und Country squires, ſowie 
50 Rand: und Marineoffiziere, 

Dad einzige Mittel, welches die Regierung gegen die feftgegliederte Phalanı der Ariftofratte 
im Unterhauſe befaß, war die Corruption. Walpole, der fidy nur durch Beftechungen behaupten 
konnte, erflärte Öffentlich von jedem Engländer zu wiffen, was er werth ſei. 

Die Kirche war zum Theil verweltliht, zum Theil bornirt jafobitiih. Der englifche Land» 
evelmann des 18. Jahrhunderts war meiftend von bäuerliden Sitten, und Misbräuche der po- 
lizeilichen und friedensrichterlichen Gewalt kamen häufig vor. Schlimmer fah es in pen Städ— 
ten aus. Die whigiſtiſche Ariflokratie that nad der Revolution ihrerfeits alles, um durch 
herrſchende Gliquen (governing bodies) ihren Einfluß in den Städten aufrecht zu erhalten, 
Denn font hätten ich bei dem übergewicht der Städte in der Landesvertretung leicht Die vemo 
Fratifhen Zeiten des Kangen Parlaments mieberbolen fönnen. So aber behielt namentlich in 
den Fleinern Städten die Ariftofratie einen ehr bedeutenden Ginfluß, der auch häufig durd ein 
Ehrenamt, dad des High-Steward, Auferlich werförpert wurde. Bon directer Einwirkung der 
Regierung waren Stäbte und Eorporationen allerdings abfolut frei. 

Trog aller diefer Flecken und Schatten gab es im 18. Jahrhundert wol fein freieres Land 
in Europa ald England. Der Handel blühte auf, die Zunftichranfen verſchwanden von felbft. 
Der bureaukratiſche Polizeiapparat des Eontinents fehlte, und die Friedensrichter eigneten ſich 
zur Tendenzpolizei gar nicht, weshalb denn auch die Strafgefege gegen die Katholiken allmäb: 
lich todte Buchſtaben wurden. Sämmtlihe Grundrechte befanden fi unter dem Schuße unab- 
. bängiger Gerichte. Das ſtehende Heer mar Fein und zum Umſturz der Verfaſſung nicht zu ge: 
brauchen. War die Regierung auch eine ariftofratifche, jo muß man boch nie vergeflen, daß die 
engliſche Ariftofratie keine Kafte it, vemnad feinen Gegenfag zum Volke bildet. 

Die erfte Mafregel zum Schuge der feſtgegründeten ariftofratifhen Parlamentsberrichaft 
war die Bill über Verwandlung der breijährigen in fiebenjährige Parlamente. Es war unter 
dem Eindruck der Rebellion des ältern Prätendenten, daß das Barlament (1716) nicht allein 
beitimmte, daß zukünftig vaffelbe auf fieben Jahre gemählt, fondern auch, daß das beſtehende 
Parlarınent bis anf eine fiebenjährige Dauer verlängert-fein follte. Schloſſer ſagt von biefer 
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Maßregel, daß dadurd in doppelter Weife Recht und Berfaflung verlegt worden jei.47) Aber 
dieſe allerdings ufurpatorifche Mafregel war nothwendig, wenn die aufd Parlament gegrün: 
dete Regierung Einheit und Stetigkeit erhalten follte. Die fiebenjährigen Parlamente zeigten 
daher auch flatt ver Barteiihwanfungen, die unter der Königin Anna geberriht, unter ven 
beiden erften Georgen eine bedeutend gleihmäßigere Phyſiognomie. ” 

Bine andere noch ariftofratifhere Maßregel, nämlich die Peerage: Bill, welche vem Könige 
nur geitatten follte, beim Ausfterben von Peerslinien neue Peers zu ereiren, fiel 1719 im Un- 
terhaufe infolge heftiger Oppofition Robert Walpole's. Es war dieſes eine Mafregel, gan; 
geeignet, auch ven englifchen Adel in eine Kafte zu verwandeln und den englifhen Staat zu einer 
Nachbildung ſchwediſcher, polnifher und venetianifcher Adelsrepubliken herabzubringen. 

Das andere Parlament Englands, das geiftliche Parlament, die Gonvocation, fanf unter ber 
Regierung Geörg's J. vollftändig zur Unbedeutenpheit herab. Diefe Verſammlung gerietb 1717 
mit der Staatögewalt in Gonflict und wurde infolge deſſen vertagt. Seit der Zeit wurde bie 
Gonvoration nur pro forma berufen und jaß nur, um dem Könige einige geiftlihe Compli— 
mente zu maden, 

Georg Il. beſtieg 1727 den engliihen Thron. Er war von Geſtalt Flein und hatte äußer— 
(ich nichts Königliches an ih. Auch fein Charakter war faft aller föniglihen Gigenjchaften 
baar. *6) Nach Art veutiher Fürften liebte er vor allem das Solvatenfpiel. „Als König von 
England‘, bemerkt Friedrich der Große, „hatte er zu jehr ven Bortheil ded Kurfürftenthums 
im Auge und war zu wenig jeiner jelbft Herr, um eine Nation zu leiten, deren Abgott die Frei: 
heit ift.” Daß fein Thron im Jahre 1745 nit zuſammenbrach, lag mehr an den Fehlern und 
an der Apathie der engliihen Jakobiten ald an der Unterſtützung, die der König ſeitens feiner 
englifchen Unterthanen fand. Bon einer jelbitändigen Negierung des Königs fonnte unter 
ſolchen Umftänden nicht die Nede fein. Die Whigs Hatten alle Gemalt im Staate, und der 
König mußte froh fein, wenn er Minifter fand, mit weldyen er übereinftimmen fonnte, Unter 
feinen Miniftern nimmt namentlich der energifce Bertheidiger der hannoverifhen Thronfolge, 
Robert Walpole, eine hervorragende Holle ein. Er erhielt ih — durch welche Mittel, haben wir 
bereits gejehen — viele Jahre im Amte und behauptete ih, vom Könige mit allen Einttüffen dee 
Hofs unterftügt, einer höchſt bedenklichen Oppofition gegenüber. 

Diefe Oppojition beftand zum Theil aus whigiſtiſchen Ariftofraten,, deren Principien bis 
an den Republifanismus flreiften, dann aus Tories und Jafobiten. Dieſe legtern machten ſich 
zwar zu Vertretern aller nationalen Borurtheile, opponirten ſowol gegen die Juden wie gegen 
die Einführung des Öregorianifchen Kalenders, zugleich aber nahm ihre Oppofition einen demo: 
fratifhen Charakter an, Sie waren wol für die Brärogative der Krone, aber nur wenn die Krone 
auf dem richtigen Haupte jah.*9) Ihre demofratiihe Oppofition hatte jedoch auch eine tiefere 
Bedeutung, indem jie ald Gonjervative die Reſte der frübern Gemeindefreiheit gegen die Staa: 
und Gemeinde immermehr überwuchernde centraliüirende Dligardie vertheidigten. 

Walpole's Verwaltung ift an epochemachenden Grfegen nicht reih. Die großen Berfaflungs: 
fämpfe find unter den beiden erjten Georgen beendigt. Verſuche, die Mutiny-Bill und die Bill 
über fiebenjährige Parlamente zu befeitigen, fcheitern an der minifteriellen Mehrheit. Diere 
vermindert jih allmählich bis auf 16 Stimmen, welche im Jahre 1741 das Minifterium mit 
Mühe flott erhalten, und Walpole fällt bald darauf (1742) infolge der Abftimmung über vie 
EhHippenham: Wahl. Sein Ball drohte für den Minifter bedenklich zu werden, denn das erhitzte 
Volk außerhalb des Hauſes ſchrie nab Blut. Allein Bulteney, Walpole'8 Dpponent, begnügte 
ih damit, dap er wie fein berühmter Gegner zugleih vom politiſchen Schauplag abtrat. 
Walpole wurde ald Lord Orford, Pulteney ald Lord Bath im Oberhaufe beigefegt.?0) Seit 
jener Zeit jind Minifteranklagen wegen des politifhen Verhaltens nicht mehr vorgefommen. 
Lord Melville wurde in unjerm Jahrhundert nur wegen Unterjchleifd im Amte, alfo wegen 
eines nicht politiſchen Vergehens vor dem Be; angeklagt. 

Ebenſo wenig wie Die extremen Barteien ihre Racheplane gegen Walpole durchſetzten, ebenſo 
wenig vermochten ſie die Neformen zu erlangen, welche fie erfirebten. Sowol die ertremen Whigs 
wie Tories verlangten damals nichts weniger ald Ernennung ber höhern Offiziere durchs Bar- 
lanıent, Abihaflung des ftehenden Heeres und dreijährige Parlamente. 

Den Plag, den Walpole offen gelaflen, nahnıen nad) ihm geringere Männer ein, welchen 
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die Aufgabe zufiel, einmal den Krieg gegen Frankreich glücklich durchzuführen, dann England 
ſelbſt in einer der gefährlichſten innern Krijen zu vertheidigen. Der befanntefte diefer Männer 
war der Herzog von Neweaftle, der 30 Jahre in hohen Ämtern war, obgleich Georg UI. von ihm 
fagte, daß er unfähig fei, Kammerherr des. unbedeutendſten deutfchen Fürſten zu fein — ein in 
Anbetracht ver Anforderungen, die gewöhnlich an einen deutfchen Kammerherrn gemacht wer: 
den, fürwahr jehr hartes Urtheil! 

Mitten in den Krieg mit Frankreich fällt 1745 der legte energifche Verſuch des jungen Prä— 
tendenten Karl Eduard, von Schottland aus den Thron der Stuartd wiederherzuftellen. Aber 
bei Gulloden werden 1746 die Ihottifhen Infurgenten total geihlagen, und Schottland wird 
einer harten Behandlung unterworfen und feine nationale Clanverfaſſung vollftändig ge: 
broden. An ven rebelliihen Großen wird blutige Rache genommen. Der Prätendent jedoch 
entfommt, und der Stuartfürft geht in Rom geiftig wie förperlich elend zu Grunde, bis 1803 
die Despotenraife in einem frommen Briefter gänzlich ausftirbt. 

Gleich nad dem Fall der Injurgenten tritt ein Mann in ven Rath ver Krone, der ald das 
Mufter aller englifhen Staatdmänner der beiden legten Jahrhunderte gelten fann, William 
Pitt ver Ältere. Aber erft die Noth eines folgenden Kriegs follte ihn dauernder an die Schaf: 
fammerbant feileln. A 

Diejer verhängnißvolle Krieg war der mit Frankreich über die nordamerikaniſchen Befigun- 
gen ausgebrochene, ein Krieg, der zu gleicher Zeit mit dem Siebenjährigen Kriege wüthete und 
zur Allianz mit Preußen führte. Der Sturm der Ereigniffe, die Volkswuth über ven Verluft 
Minorcas brachten Pitt an die Spige der Geihäfte. . Seine rubmreiche Leitung der Staatsge— 
ſchäfte führt vor allem zur Befeftigung ded Friedens im Innern. Die Jakobiten fterben in 
England unter feiner Verwaltung aus. Nach außen bin wird durch Pitt Englands Weltherr- 
ihaft dauernd begründet. General Wolfe's glorreiche Expedition verſchafft England die Herr: 
haft in Banada, während in Indien der Grund zu dem heutigen koloſſalen inbobritifchen 
Reiche gelegt wird. Am Senegal wie auf allen Meeren wird die ruhmreiche Flagge Britanniens 
aufgehißt, Frankreich troß tapferer Gegenwehr zu Baaren getrieben. 

Die Gefeggebung unter Georg ll. ſchwächt die alten Strafgejege gegen vie Diffidenten. Den 
Duäfern wird durch ein Statut die Ableiftung des Eides erlaflen. Gin Geſetz aber, welches die 
Pelhams 1753 zur Erleichterung der Naturalifation der Juden im Parlament durchſetzten, mußte 
infolge ver Aufregung, welche ſich des bigoten Volkes bemächtigte, zurückgenommen werben. Unter 
diefer Regierung des zweiten hannoveriichen Königs erlebte ver londoner Pöbel dad Schaufpiel, 
einen Peer, Lord Ferres, wegen Mordes hinrichten zu feben. Ganz wurde der Rechtsgleichheit 
auch hierbei nicht Genüge gethan, man hing ihn vielmehr mit einer feidenen Schnur. Geora II. 
war ber legte englifche König, der perfönlich eine Armee commanbirte. 

IV. Staatsd= und Verfaſſungsgeſchichte Großbritanniend und Irlands 
unter Georg III. und Georg IV. Georg III regierte nominell von 1760—1820, alio 
60 Jahre. In den legten Jahren feines Lebens tritt jedoch, infolge der Umpüflerung feines 
Geiſtes, die Regentſchaft feines Sohnes, des Prinzen von Wales ein. Die Regierungen dieſer 
beiden George, welche einen jiebzigjährigen Zeitraum umfaflen, fließen jo ineinander, daß ſie 
auch biftorifch im Zufammenhang behandelt werden müflen. Es find nun fünf große geit: 
abſchnitte, welche in vieler Zeit auseinander gehalten werden müflen: a) die Zeit der auffleigen- 
den monarchiſchen Neaction bis zum amerikanischen Kriege; b) die Zeit der amerifanifchen 
Revolution bid zur Verwaltung Pitt's des Jüngern, die Zeit des erften Kampfes des Parla— 
ments mit der neuen Demokratie; c) die Zeit der Pitr'fhen Verwaltung bi zum Kampfe mit 
der Franzöſiſchen Revolution, die Zeit der Herrihaft des neuen Toryismus; d) die Zeit des 
zweiundzwangigjährigen engliich = Tranzöflihen Rieſenkampfes, die Zeit des Glanzvunftes des 
Toryismus; e) die Zeit von 1815— 30, die Periode des Berfalld des Toryismus. 

a) Die Zeitvon 1760-74. Man fpridt in englifhen Geſchichtsbüchern viel von der 
Bermehrung des Einfluffed der Krone unter Georg II. Allerdings hatte feine Herrihaft ganz 
andere Wurzeln im Lande als die jeiner Vorfahren. Georg Ill. war in England geboren; die 
Jakobiten waren ald Partei verfchiwunden, und während die beiden erjten George vollftändig 
von den Whigd abhängig waren, vermochte fi Georg II. wiederum auch auf die Toried zu 
Rügen und durch diefe die Whigs in Schach zu halten. Aber der Einflug der Krone beitand vor: 
zugöweife durch die Übereinſtimmung des Königs mit gewiffen herrfchenden Miniftern und mit 
dem beftodhenen Parlament. Es ift rihtig, daß der König oft feinen eigenen Weg ging und 
gegen die Minifter, melde North's Adminiftration vorbergingen, jogar Wahlen beein: 
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flußte.#9) Aber er that hierbei nur, wad jeder andere Edelmann des Reichs, wenn auch in ge⸗ 
ringerm Maße, zu thun vermochte. So beſtach er Wähler, die, wie es bei feinem erften Bar- 
lament bev Fall war, gegen feinen eigenen Binanzminifter in Vortsmuth Oppofition machen 
mußten. 5% Gegen Minifter, mit welchen er nicht übereinſtimmte, unterhielt er heimlich im 
Parlament eine royaliftifche Oppoiltion. Lord Bute behielt auch unter Grenville'® Miniſte⸗ 
rium den Einfluß, den er ald Minifter auf den König ausgeübt, hinter den Eouliffen bei.) 
Gin König, der feine Macht auf dem Wege ver Beflehung und Intrigue zu befeftigen ſucht, ift 
nicht eben allmächtig. Wenn daher auch auf Veranlaffung des Königs einfiufreihe Staats- 
männer aus den Geheimen Rath entlaffen und Wilkes verfolgt wurde, fo war bad eben nur 
möglid, weil der König Minifter fand, die Aid) zur Durchführung folder Maßregeln Bergaben, 
und biefe Minifter ein Parlament zur Seite hatten, das fie darin unterftägte. 

Der Engländer verbindet mit dem Gedanken an die königliche Brärogative gewöhnlich die 
Erinnerung an die Tyrannei der Stuarts. Übergriffe des Gabinet? und Parlaments werden 
häufig in Korm der Ausübung diefer Prärogative, welche dad Barlament eben zu handhaben 
berufen ift, erſcheinen. Unter Georg II. fielen jedoch, wie wir eben gefehen, eine Zeit lang ab: 
folutiftifche Gelüfte des Königs mit Eabinets- und Parlamentswillkür zufamnın. Was war 
natürlicher, ald daß man nad) der herrfchenden Volksanſchauung nur den einen Factor dafür 
verantwortlich machte. Aber ver König war nur mächtig, weil fi dad Parlament dazu bergab, 
ih mit feinen Neigungen zu ibentifleiven. Wenn der König jedoch vom Parlament verlaften 
mar, fo war er ebenfo ohnmächtig wie feine Vorfahren. Das beweift am beften der Umſtand, 
daß er ven Marquis Nodingham, der mit den Herzogen von Newcaſtle und Grafton, weil fie 
ſich über ben Frieden mit Sranfreih ungünftig geänßert, als Lordlieutenants abgefegt worden, 
zugleich mit dem General Conway, dem wegen Oppofition gegen bie Regierung fein Regiment 
genommen war, wenige Jahre nad) diefen Maßregelungen ind Miniftertum nehmen mußte. 9%) 

Bei feinem Regierungsantritt hatte ihn allerdings feine Popularität ſtärker mie irgendeinen 
Monarchen feit Karl I. gemacht; es lag auch nicht an GeorgIll., wenn die königliche Prärogative 
nicht ihre alte Bedeutung erhielt. Einer feiner erften Acte war, feinen Bünftling Bute ins Mis 
nifterium zu berufen. Dieſem gelang es bald, den großen Pitt zn befeitigen und damit der eng = 
liſchen Politik eine andere Richtung zu geben. Friedrich der Große, der Alliirte Englands, 
wurbe verlaffen und ein Separatfriede mit Frankreich gefhloffen (1762). Diefer Friede, deſſen 
Früchte die Folgen der Pitt'ſchen Volitik waren, beftätigte Englands Eroberungen in Amerifa 
und bie großen Erwerbungen in Oftindien. Hätte Pitt den Krieg zu Ende geführt, fo wäre 
die Macht Frankreichs freilich noch grünplicher gebrochen worden. Dennoch war England be- 
reits die erſte Seemacht der Welt und durch feine ailatifchen und amerikaniſchen Beilgungen ein 
MWeltreich geworden. 

Die erſte bedeutende legislatoriſche Maßregel, melde Georg's IN. Namen trägt, iſt eine 
Vermehrung der Rehtögarantien ber Nation, indem infolge eines neuen Geſetzes dieſes Könige 
die Richter ihr Kommifforium beim Tode eines Monarchen nicht mehr zu erneuern laſſen 
brauchten. Diefes Gefeg iſt aber auch die einzige liberale Maßregel, die aus diefer Veriede 
ftammt. Ihr diametral entgegen fteht ein anderes Geſetz, welches mur durch die ſtärkſte Be: 
ſtechung des Parlaments ind Leben treten konnte; es war dies die königliche Eheacte (Royal 
marriage act, 12 Ge. Ill. c. 11), weldhe die deutſche Mesalliance: Theorie durch eine Hinteridin 
ind englifhe Recht einführte. 

Die neue Hof: oder Torypartei, unter welcher pie Königsfreunde als eine befondere Nuance 
auftraten, vief eine lebhaftere Färbung des zum Theil nicht mehr hoffähigen Whigismus bersor. 
Die Whigs zerfielen in Heine Sekten, welche Rockingham's, Bedford's und Grenville's Fahnen 
folgten. Gin großer Theil der Whigoppoſition verband fih mit fo entſchiedenen Demagogen 
wie Wilfes, gegen den alfe Gabinetöjuftiz des Parlaments im Interefie des Hofs losgelafſen 
wurde, Man jah nämlich Wiltes’ Wahl ind Parlament zufegt als nicht geihehen an und lies 
feinen bei den Wahlen unterlegenen Gegencanpidaten durch Act parlamentarifcher Willkürr ins 
Unterhaus ein. 

Der gefährliche Dreibund von König, Minifterium umd einen corrumpirten Barlamemi 
wurde durch die amerifanifchen Goloniften zerſtört. Diefe waren zum Theil Ablömmlinge ven 
den alten Buritanern und Inbependenten, welche die Tyrannei der Stuarts in Die amerikaniſche 
Wildnif gejagt. Dort hatten fle in altenylifher Unabhängigkeit ihre Golonien und Gemeinden 


51) Man, 1,38, 41. 52) Man, 1,1. 55) May l, 21, 1. 54) May, I, 28, 0. 
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ſelbſt verwaltet, biß das Parlament ed unternahm, die Eolonien befleuern zu wollen. Sie alle 
beriefen fl) auf den altenglifchen Grundfag, daß, mer im Parlament nit vertreten fei, auch nicht 
beftenert werden fünne, und als England fle mit eigenen und fremden Sölolingen knechten 
wollte, griffen fie zu den Waffen. 

b) Die Seit von 1774 — 84. Die Amerikaner erflärten ſich nicht blos im Laufe des 
Kanıpfes für unabhängig und bifdeten einen großen Freiftaat, den England endlich (1782) ans 
erkennen mußte, fondern fie verbanden ſich auch mit allen auf Englands Seemacht eiferfüchtigen 
Maͤchten. Allein diefer Krieg, weit entfernt, Englands Weltherrſchaft zu erſchüttern, befefligte 
jie vielmehr. Dafür ging die königliche Prirogative aus dem Kriege nicht geſtärkt hervor. 
Zugleich ift die Periode des amerikanischen Kriegs die Zeit, in der eine neue demokratiſche Partei 

ni in England einen nicht unbebeutenden Auffchwung nimmt. Die erften Verſuche, die Ber: 

tretung im Barlament auszubehnen, fallen im diefe Zeit. Ferner wurben die dringendften 
Berürfniffe der gedrückten Katholiken befriedigt. Gin Geſetz von 1779 hob die Strafbeflim- 
mungen gegen katholiſche Briefter und Lehrer auf, auch konnten Katholiken fortan Land kaufen 
und ererben. Diefe Beftimmungen riefen jedoch den mehrtägigen berüchtigten Gordon-Aufſtand 
hervor, der erft nad) Entfaltung großer Truppenfräfte unterdrückt werden fonnte. Wilkes war 
dabei ald Kord: Mayor im Intereife der Ruhe fehr thätig; er gehörte bereitö zu den Gutgeſinn— 
ten und war — ein Beweis, wie menig königliche Ungnade oder Gnade ein verlaßlicher Meſſer 
politifher Beftrebungen ift — bei Hof ſehr germ gefeben. 

Der amerifanifhe Krieg endigte mit dem Sturz der North'ſchen Adminiftration. Am 
4. Mär; 1782 ging die Motion des Generald Conway, wonach alle Diejenigen für Beinde des 
Volkes erflärt wurden, welche der Krone die Kortfegung des Kriegs mit Amerika anriethen, im 
Unterbanje dur. An North's Stelle trat der Führer der Oppofition, ver Marquis Rotling: 
bam, ver mit Burke und For ein Minifterium bildete. Die Unabhängigkeit Amerikas wurbe aner- 
fannt und der Handel mit den ehemaligen Golonien wieder angefnüpft. Als aber Rockingham 
ftarb und der König den Earl Shelburne zum Premier machte, traten Bor und Burfe wieder 
zur Oppoſition über und verbanden fich mit ihrem alten Gegner Lord North, dem Führer des 
allmächtigen Wiigadeld. Diefe verbundenen Oppofltiondmänner gingen nun gegen die Re- 
gierung in hoͤchſt faetiöſer Weiſe vor. Am 24. Febr. 1783 reſignirte Shelburne infolge der 
Annahme einer oppoſitionellen Mpreffe.- Das Unterhaus drang auf eine Verwaltung, die in 
Übereinftinimung mit dem Volke fei. For und North erklärten jedoch dem König, nur gemein- 
ſchaftlich ins Ministerium treten zu wollen. Der König, über diefe Goalition empört, drohte 
nach Hannover zu geben; allein ald Lord Thurlow meinte, es fei feihter, nach Hannover hin: 
als von bort zurückzukommen, und auf Jakob's H. Veifpiel verwies, gab der König nad. **) 
Am 2. April 1783 erhielten North und For den Auftrag, ein Minifterium zu bilden.®) 

Das Eoalitiondminifterium mar auferhalb des Haufes ſehr unbeliebt, und der König 
äußerte offen feinen Widerwillen gegen daſſelbe. Gr ergriff die erfte befte Gelegenheit, um ſich 
deffelben zu entledigen; dieſe fand fich bei Bor’ indiſcher Bill. 

Das große Rei, welcher die Briten in Indien erobert hatten, ftand in einem febr lofen 
Zujammenhang mit der Regierung des Infelfönigreichs. Das Miniſterium North: For beſchloß 
daher die Oftindifhe Compagnie unter die Controle ded Miniſteriums und des Barlamentd zu 
bringen. Die zu diefem Zweck ausgearbeitete Bill, zu welder der König zuerſt ſeine Zuſtimmung 
gegeben, wurde von der toryiſtiſchen Dppoſtusn jedoch als Eingriff i in bie verbrieften Rechte 
der Eorporationen angefehen und vief die Iebhaftefte Oppofition im Rande hervor. Deunoch 
paffirte die Bill trog Pitt’ Oppofition im Unterhaufe mit einer Mehrheit von 100 Stimmen. 
Trotz alfer Oppoſition Lord Temple's ließen and die Lords die Bill mit 97 gegen BO Stimmen 
zur zweiten Lefung zu. Da gelang ed Lord Temple, den König gegen die Bill zu gewinnen. Der 
König erklärte ſchriftlich jeben für feinen Feind, der für Die Bill flimmen würde. Infolge deflen 
fiet fte im Oberhaufe bei der dritten Refung. Obgleich das Unterhaus nun ſehr ſcharfe Refoln- 
tionen gegen Lord Temple und den Einfluß der Krone fahte, ging der König dennoch weiter 
und entließ die Gonlitionsminifter. Pitt regierte nun trog zahlreicher Mistrauensvoten fo lange 
mit dem Unterhaufe fort, bis es ihm ben Gtat bewilligt hatte; dann löfte er es auf, und die 
Neuwahl verfchaffte ihm eine große Mehrheit. 

e) Die Zeit von 1784— 93. Daß Georg HI. in allen Perioden feiner Regierung ent: 


55) May, 1, 48, 55. 
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ſchieden abiolutiftifche Neigungen an ven Tag legte, fann nicht geleugnet werden. Gr war ein 
halöftarriger und bigoter Mann von jehr beſchränktem geiftigen Geſichtskreiſe °7); feine Inntole- 
ranz und die Sucht, feine Brarogative zu flärken, machten ihn unter anderm zu einem entſchiede 
nen Gegner der Katholifenemancipation. Diefe erklärte er für das ſchlechteſte jakobiniſche Ding 
von der Welt, und noch 1807 entzog er dem Minifterium Grenville die Grlaubniß, eine Catholic- 
Relief-Bill einzubringen. Allein zwiihen Wollen und Können eines Königs hatte ſich in Eng— 
land doch bereits eine zu tiefe Kluft aufgethan, ald daß ein Mann wie Georg Il. im Stande ge: 
wejen wäre, jie auszufüllen. So gewann aud der König durd den Sturz der Goalition nichts. 
Gegenüber einer jo bedeutenden Berjönlichfeit wie der des jüngern Pitt verihiwann die Perjön- 
lichfeit eined Mannes wie Georg II. Auch das trug nichts zur Kräftigung der königlichen Prä⸗— 
rogative bei, daß ver König jih wiederbolentlich feine Schulden vom Parlament bezahlen lieg, 
und daß das Parlament zweimal über ven Geſundheitszuſtand des Königs berieth. Ja, als 1788 
die erſten Krankheitsſymptone ded Königs zu Tage kamen, ging Pitt, um den Prinzen von 
Wales und die Oppoſition nicht and Ruder fommen zulaffen, fo weit, ven Parlament eine abjolute 
Gewalt dahin zu vindiciren, daß eö jeden beliebigen Regenten ohne Sanction der rone ernennen 
fönne. Überhaupt hatte Pitt eine willfährige Mehrheit zur Dispofition, wie fie feit Walpole 
fein Minifter befeilen, und bedurfte der Unterftügung des Königs in den meiften Fällen nicht. 

Die Franzöſiſche Revolution, gegen welche dad ariftofratifhe England einen Kampf auf 
Xeben und Tod begann, verftärkte noch die Macht des Premier. Die whigiſtiſche Oppofition 
fpaltete fih. Burke, der Herzog von Portland und viele andere gingen zum Premier über, der 
bie Torgpartei vollftändig neu organijirte. Diefe Partei wurde, im Gegenjag zum Auslande, 
wieber eine conjervativsnationale?®), und duxch die äußern Ereignifle unterjtügt, wuchs fie mächtig. 

Unter ven erften Gindrud der franzöſiſchen Revolutionsſchrecken wurde in England von 
Parlament und Minifterium eine Art von ariftofratiihem Terrorismus organijirt. Die Ha- 
bead: Corpus: Acte wurde ſuspendirt, Gaſthausconceſſionen auf Grund demofratiiher Auße- 
rungen ber Wirthe und Gäſte entzogen, Milizmänner wegen demokratiſcher Tendenzen ge— 
prügelt, die Prefje verfolgt und in Schottland ſogar offenbare Juſtizmorde gegen demofratifche 
Schriftfteher verübt. Aber die englifhe Jury rief im Hardy'ſchen und Horne-Tooke ſchen Bro- 
ceffe ver Reaction ein „Bis hierher und nicht weiter !' zu, und Eräfine, der unerihrodene Sach— 
walter, errang ſich den fhönften Ruhm, der dem Nechtöverftändigen werben Fann, den Rubm, 
dad Recht gegen übermächtige Gewalt zu fügen. 

Kurz vor der einbrechenden Reaction harte Kor durch feine Libel- Bill ver Preßfreiheit eine 
neue Garantie verſchafft. Die Jury, welde bis dahin nur die Ihatfrage der Beröffentlihung 
eines Schriftftellerd in Preßproceflen zu bejahen gehabt, jollte fortan auch über die Schulobarfeit 
eines jeden Schriftſtücks entſcheiden. Erft diefe Maßregel verichaffte ver Preile die Sicherheit, 
mit der fie in England jelbft in ſchlimmern Zeiten ihre Kritik geübt. 

Canada war die erjte Golonie, welche nad ver Befreiung Amerifad eine Zofalverfaflung 
erhielt. Schon zur Zeit des amerifaniihen Kriegs hatte Englands Parlament die Prätenjion 
aufgegeben, Golonien zu befteuern. Die Magna = Charta der Golonie, dad Geſetz 18 Ge. IN. 
c. 12, geftattete dem Parlament den Golonien nur folde Abgaben aufzuerlegen, welde für 
den Handel nothwendig find; aber aud) foldhe Abgaben müflen nad diefem Gejeg den Golonien 
zugute fommen. 

So wenig wie ver König gewannen die verbrieften Nechte durch den Fall der Coalition 
etwas, denn Pitt's oſtindiſche Bill, die er 1784 durchſetzte, war ihnen nicht günftiger ald vie 
feines Borgängerd. Der Minifter für Indien, der Präfivent der Board of Control, ward in 
Wahrheit der König Indiend. Neben ihm finfen die Direstoren der Oftindifhen Gompag- 
nie in politifher Beziehung zu leeren Figuranten herab. Schließlich wird dieſe und die folgende 
Periode mit einem großen Indien betreffenden Schaufpiel, das ſich zulegt in ven Sand verläuft, 
dem Proceß Haftings, ausgefüllt. Es ift dieſes einer der legten großen Staatöprorefle, in denen 
ein hoher Beamter vor dem Oberhauſe von den Gemeinen angeklagt wird. Es wird hierbei au— 
erfannt, daß ein neues Parlament ohne weiteres in die Klage des frühern Parlaments eintre: 
ten fönne. 

d) Die Zeit von 1793 — 1815. Der Kampf Englands mit der Revolution und 
Napoleon maht Großbritannien zur Alleinherrfcherin auf allen Meeren. Mit Recht fingt der 
Dichter von dem britifhen Löwen am Anfange des Jahrhunderts: 
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Das Reich der freien Amphitrite 

Mill er ſchließen wie fein eigen Haus. 
Nie ift das Recht des Stärfern auf dem „freien“ Meere fo geltend gemacht morben wie gerade in 
diefer Zeit. Die Blofade ganzer Länverftreden durd ein einziges Schiff, alfo die ſymboliſche 
Blofade, war der Höhepunkt der Repreſſalien, welde England gegen Navolcon’s Übermacht auf 
dem Feſtlande erfann. Die Folgen dieſes Kriegs jind der Erwerb des Gays, Maltas, Ceylonse, 
Helgolands und das Protectorat, factiſch die Herrſchaft, über die Joniſchen Infeln, Gin Aus: 
Ruf der unbedingten Herrſchaft Englands über die Meere ift die Abfhaffung des Sklavenhandels, 
eine von Philantropen unterftügte Maßregel, durch welche England ein weites Feld für Die 
Ausübung des Durchſuchungsrechts erhielt. 

Zugleih faßt Großbritannien feine Macht im Innern mehr zufammen. Durch die Unions— 
acte mit Irland (34 u.40 Ge. Ill. c.67) von 1800 verſchwindet aud das Schattenparlament in 
Dublin, und fortan entiendet Irland ine grofbritannifche Barlament Abgeordnete jeiner Lords 
— dieſe auf Yebendzeit — und 100 Gemeine, Die bürgerliche, nicht die politiſche Gleichſtellung 
der Katholiken mit den übrigen Engländern war bereit8 vor 1793 Geſetz geworden. 

Infolge der Union mit Irland legte auch der König den feit dem Haufe Yancafter geführten 
Titel eines Königs von Frankreich ab. 

Georg IH. wird im Jahre 1811 definitiv regierungsunfähig, und fortan beiteigt der Prinz 
von Wales, auf Grund eined Regentichaftsgeieges, zu dem die Füniglihe Zuſtimmung fingirt 
wurde, die politiihe Schaubühne. Der königlihe Wüſtling war an dem Olanze, mit weldyem Die 
Geſchichte ver Regentſchaft umftrablt wurde, durchaus unfhuldig. Während feine Heere die 
glorreichſten Siege erfochten, bejtand feine militärische Beihäftigung in Mufterungen und im 
Grjinnen neuer Uniformen. Garlton-Houfe, die Reſidenz des Negenten, war, wie der Hiſtori— 
fer Hughs fagt, „dad Eldorado der Schneider”. 

Dieſe Periode jah die legte Minifteranklage in England. Lord Melville wurde von ben 
Gemeinen wegen Unterſchleifs im Amte angeklagt, jedoch freigeſprochen. 

e) Die Zeit von 1815 — 30. Die Thronbefteigung Georg's IV. im Jahre 1820 
veränderte in der Bolitif Englands nichts. Lord Brougham erwähnt zwar, dag, ald der Negent 
König geworden, die Verehrung der Nation für ihn nicht geringer als wie für einen beffern 
Bürften geweſen.“*) Indeſſen ift das doch fehr cum grano salis zu nehmen, Der Proceß, 
den er gegen feine Gattin führen ließ, war keineswegs geeignet, das königliche Anſehen zu 
ftärfen. Umfonft hatte man gegen die wahrfcheinlich keineswegs unſchuldige, aber doch ſehr un— 
glüdliche Frau das alte Rüftzeug der Bill oT attainder hervorgefucht, um ſie ihrer Würde ver: 
luftig zu erflären und die Ehe aufzulöien. Die Bill of attainder pafjirte zulegt mit fo geringer 
Mehrheit das Oberhaus, daß man ihr Schickſal im Unterhaufe vorherjehen fonnte. Sie wurde 
zurüdgezogen. Dafür aber murde bey Königin die Krönung verweigert. Das hatte zur Folge, 
daß bei diefer legten vollftändigen Krönungdceremonie London mehr wie eine Stadt im 
Belagerungszuftande als wie im Feſtgewande einer lovalen Reſidenzſtadt erſchien. 

Der Sieg über das franzöjiihe Kaiſerthum brachte die Macht der Ariftofratie auf ihren 
Höhepunkt. Sie vermehrte ihre Machtfülle dur Annahme der Getreidebill von 1815. Dem 
mit Beendigung ded Kriegd neu auftauchenden Demofratiömus wurde mit fharfen Maßregeln 
wie zur Zeit der ariftofratifhen Schreddenäherrichaft begegnet. Aber viefe Mapregeln erlabmten, 
als in der herrſchenden Torypartei fich jelbit ein Bruch bemerfbar machte. Die eine Richtung, 
durch Caſtlereagh, Eldon und Sidmouth repräfentirt, fompathifirte mit den continentalen 
Despotidmud und war nicht abgeneigt, deſſen tendenziöjen Polizeiapparat nad England zu 
übertragen. Die andere Richtung, durch Peel, Sanning und fpäter auch durch Wellington eine 
Zeit lang vertreten, erfannte das Recht der Gelbitbeftimmung der Völker an und bemühte ſich, 
im Innern die Gebrehen ded Gemeinweſens zu heilen. Als Ausflug diefer conjervativen 
Reformpolitif wird die Katholifenemancipation endlich eine Wahrheit. So wurden denn 1829 
den Katholiken die Ihüren des Parlaments geöffnet, ihnen der Zutritt zu allen Amtern außer 
den höhern Richterämtern und einigen Minifterftellen geſtattet, ſowie bie Teſt- und Cor— 
porationdacte abgeihafft. Der König hatte ſich lange diefer Bill widerjegt und wie fein Vater 
mit feiner Abreife nah Hannover gedroht. Das Beto wagte er indeſſen nicht einzulegen. 


59) Statesmen, II, 4. 
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In demfelben Jahre legte auch das Peel’fche Gefeg über die hauptſtädtiſche Polizei den 
Grund zu den jegt im ganzen Lande beftehenven gleihmäßigen, immermehr von den Tofalen 
Behörden emancipirten Polizeieinrichtungen. 

Mit den Tode Georg's IV. geht ver alte Torvismus zu Grabe, und e8 beginnt mit der Thron: 
bejteigung feines Nachfolgers eine Zeit fortdauernder Umgeftaltung des Staates, theils im frei- 
heitlichen, theil® aber auch im burenufratifchscontinentalen Sinne, 

V. Staatd= und Verfafjungsgeihidte Großbritanniens und Irlande 
unter ven Regierungen Wilhelm's IV. und Victoria’s. Wilhelm IV. beftieg 1830 
den Thron, kurz vor der Julirevolution, welche Europa fo jehr erfchütterte und auf das Werk 
der engliihen Neformen jedenfalls fördernd einwirfte. Wilhelm war ein guter wohlwollender 
König, eiferfüchtig auf den Ruhm feines Yandes, ein Patriot durch und durch. 

Die bedeutendſte Maßregel feiner Regierung ift dad Paſſiren der Parlamentöreformbill. 
Nah mehrfahen Schwanfen ftellte ver König 1832 die liberale Grey'ſche Adminiftrarion wie: 
der her und gejtattete feinen Miniftern in jedem Stadium der Reformbill fo viel Veers zu 
ernennen, ald zum Paſſiren ver Bill nothwendig wäre.0) Diejen feinen Entſchluß, mit der Bill 
Ernſt zu machen, ließ der König den oppofitionellen Peers mittheilen, die nun zum Theil aus 
dem Haufe wegblieben, worauf die Reformbill Gefeg wurde. Der König, der früher keineswege 
ein Freund der Parlamentsreform geweſen, bewabrte durch fein gemeſſenes Betragen England 
vor den Folgen einer Revolution, Er bewies damit, daß der König in England zwar nicht vie! 
Böſes mehr, wohl aber noch immer recht viel Gutes zu ftiften vermag, demgemäß feine abfolure 
Null iſt. Mit dem Inhalte der Reformbill felbft werden wir und fpäter befannt mahen. Nur 
fo viel fei hier bemerkt, dag 50 Rotten-Boroughs fortan ihr Wahlrecht verloren, 30 andere 
ftatt 2 nur einen Repräfentanten wählten, Schottland 8, Irland 5 Abgeordnete mehr erhielt, 
welhe England und Wales verloren. An Stelle des 40-Shillingeenſus trat der 10:Pf.-:St.: 
Miethcenfus. 

Die Reformbill Hat die Vertretung Englands keineswegs gleihmäßig gemacht. Noch immer 
gibt ed Drte, die man Rotten-Boroughs nennen könnte, und wieder große Orte von fehr mangel- 
hafter oder gar feiner Vertretung. Aber dennody ift fie ein Gefeg von der einihneidenften 
Bedeutung geweien. Die Reformbill ift vielleicht ver größte Schnitt in die Nechte der Corpo— 
rationen, den je ein englifches Statut bewirft. Sie bewirkte zuerft eine ſehr wejentliche Vertretung 
derMittelklaffen und damit ein Umfichgreifen neuer öfonomifher Anfhauungen im Parlamente. 
Den Radicalen konnte dieſe Neformbill freilich nicht genügen. Hume ſtellte ihr die „‚Eleine Charte“ 
entgegen, nad) welder Hausſtandſtimmrecht, preijährige Parlamente, gleihmäßige Wahlkreiſe 
und Ballot gefordert wurden. Später tauchte die Partei der alten Demokratie von 1793 wieder 
auf, und zwar zum Theil mit focialiftifhem Beigeſchmack. Es ift dies die Chartiftenpartei, 
deren Namen zuerft im AnnualsRegifter von 1838 vorfommt. Diefe Partei verlangt allge- 

-meined Stimmredt, gleihe Wahlfreife, Ballot, einjährige Parlamente, Diäten; Die ſechste 
Forderung, Abjhaffung des Paſſivcenſus, ift in den legten Jahren gewährt und Geſetz 
geworden, 

Die Reformbill Hat vor allem das Verhältniß der beiden Häufer zueinander verändert. 
So groß auch noch jegt der Einfluß der Peerd auf die Bildung der Zweiten Kammer ift, fo befigt 
legtere Doch jeßt eine Maffe von Mitgliedern, welche außerhalb des Kreifed der ariſtokratiſchen 
Bractionen ftehen. Dazu fommt die Wirkung, melde Preſſe und öffentliche Meinung auf 
das Unterhaus ausüben, ſodaß jegt nicht blos formell, jondern aud materiell die Vollgewalt 
des Parlaments im Unterhaufe liegt. Das Oberhaus ift freilich no immer impofant durch die 
Bülle von Talenten, von Ariftokraten, Staatdmännern und bedeutenden Juriften, Die es abſor— 
birt. Aber die Erfte Kammer hat ſich aller Initiative in wichtigen Dingen begeben, und ein Mis— 
trauensvotum berfelben ift, wie wir 1850 beim Pacificofalle geſehen, ohne jeven Effect. 

Die Reformbill wirkte dann auch in immer weitern Kreifen auf die communalen Ver— 
bältniffe ein, welche ebenfalls jeit 1832 im Sinne der Neuzeit und ber herrſchenden öfone. 
mifhen Anfhauungen umgewandelt wurden. Zuerft wurde die Armengeleggebung Durd Das 
Geſetz von 1834 bureaufratifch veorganifirt, während in den Städten die ſtädtiſchen Oligarchien 
geftürgt und durch die Städteordnung von 1835 wenigſtens eine vepräfentative Gemeinde: 
verwaltung eingeführt wurde. 

In weiterer Ausdehnung des Prineips der Neligionöfreibeit wurde unter dieſer Regierung 


— 
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im Jahre 1836 die facultative Givilehe ind Leben gerufen. Der grelle Abftich, welcher jedoch 
zwiſchen dem Fatholifchen Irland und feinen ariſtokratiſch-proteſtantiſchen Herrſchern in Eng: 
land beftand, die dortigen traurigen Agrarverhältniffe, das flete Zurüdgreifen auf gewaltjame 
Mittel liegen in der „grünen Infel“ feine ruhigen Verhältniffe auffommen, Sie bildete nad wie 
vor zu der freien und trog alles Pauperidmus aufjtrebenden Hauptinfel einen grellen Gegen- 
fag. Auf der andern Seite waren in Irland und England die Männer ertremer politifcher 
und kirchlicher Richtung geihäftig, ihre Herrſchaft aufzurichten. Die berüchtigte Drangiften: 
verſchwörung ließ grelle Streiflicter auf das Benehmen des Herzogs von Gumberland fallen, 
dejien Anvdenfen von dem Verdachte nicht gereinigt werden kann, daß er feiner Nichte ihr 
Thronrecht habe entziehen wollen. 

Die Whigs, melde fich feit ver Neformbill Liberale nannten, ſaßen, mit Ausnahme eines 
verunglücten toryiftiichen Intermezzo aus dem Jahre 1834, faft unausgeſetzt im Nathe des 
Königs Wilhelm. Sie blieben auch im Amte, ald ein ahtzehnjähriges Mädchen, die Königin 
Birtoria, 1837 den Thron beitieg. 

Es ift nun ein Vierteljahrhundert, ſeitdem diefe ausgezeichnete Frau dem britifhen Gemein— 
weſen vorfteht. Gerade die Überfülle des Stoffs-welchen ihre Regierungsgeſchichte darbietet, 
nöthigt ung, denjelben aufs möglichfte zufammen zu fallen, 

Die Geſchichte muß der Königin Victoria die Genugtbuung widerfahren laſſen, daß 
lie niemals Proben föniglichen Gigenfinnd und föniglihen Egoismus an den Tag gelegt 
bat. Soweit jie ihre Prärogative ausübt, hat fie diefelben nur zum Heil Englands zur An: 
wendung gebradt. Das ganze liberale Europa hat ihr darin zugeflimmt, daß ſie 1851 Lord 
PBalmerfton wegen feiner Unterftügung des parifer Staatsftreihs aus dem Amte entließ. 
Ein trauriged Geſchick hat die Königin Victoria zu früh von ihrem trefflichen Lebendgefährten, 
dem Prinzen Albert, getrennt. Der Prinz ift bei feinen Lebzeiten von den herrſchenden 
Parteien vielfach verleumdet worden; man hat ihm vorgeworfen, daß er geneigt gewefen, 
deutfchecontinentalen Bureaufratismus und deutfch:continentales Militärmwefen in England ein= 
zuführen, während umgekehrt feine Gegner, wie Palmerfton, Brougham und Campbell, bemübt 
waren, Englands communales Recht feines urfprünglihen Charafterd zu entkleiven. Nach 
den Tode ded Prinzen Albert ift das Urtheil über ihn ein billigered geworden. Es ift von 
allen Seiten anerfannt, daß fein Einfluß auf die Königin und die Geſchäfte des Landes ein 
beilfamer war, 

Zu einer politifchen Initiative reicht Die heutige Macht des englifhen Königthums — das 
Product der Tendenzen der Stuartd und der Unfähigkeit der erften Hannoveraner — nicht 
aus. Ebenſo muß die Königin der Herrihaft der parlamentarifhen Parteien perfänliche 
Opfer bringen, Freilich weigerte jih 1839 die Königin, Sir Nobert Peel ihre Hofdamen 
zu opfern und folde zu entlaffen (Bedchamber conspiracy). Als 1841 aber Sir Robert 
Peel's Minifterium durch die große torviftifche Mehrheit im Parlamente zur Nothwendigfeit 
wurde, mußte fie nahgeben. Dennoh ift das fünigliche Amt noch immer von Bedeutung, 
jowie die Königin zum Schiedsrichter zwiſchen Parlament und Minifterium aufgerufen wird. 
Eine Kammerauflöfung Eönnte ein Minifterium nur mit einer ftarfen Partei außerhalb des 
Haufes (mie fie 1783 Pitt beſaß, der aber vom König unterftügt wurde) von ſder Krone er= 
zwingen. 

Liegt jo der Schwerpunkt der Negierung auch unter der Regierung der Königin Vie— 
toria wie unter ihren hannoverifchen Vorgängern vorzugsweiſe im Unterhaufe und in dem aus 
diefem genommenen Gabinet, jo ift do der Einfluß des Parlaments auf die äußere Politik 
mit dem Wachen dvemofratifher Elemente in demfelben immer geringer geworden. Es ift 
für eine parlamentarifhe Berfammlung unmöglih, die auswärtigen Angelegenheiten eines 
ſolchen Rieſenreichs, wie das britifche, namentlich in feinen ajlatifchen Beziehungen zu contro= 
liren. Da ed num aber an andern geeigneten Aufiichtöbehörben fehlt, jo muß natürlid) das aus: 
wärtige Amt oder fein eigentliher Befiger immer unumſchränkter und abjoluter werden. Die: 
jer Abſolutismus des auswärtigen Amtes wie des Cabinets in auswärtigen Angelegenbeiten 
bat ſich noch vermehrt durch die Befeitigung des legten Schattend der Oftindifhen Compagnie 
in Jahre 1858. Gerade in Beziehung auf die äußere Politik ift aber die Königin Victoria 
jeldft ein beilfamer Moderator der Staatskunſt des durch feinen immenfen Einfluß im Lande 
allgewaltigen Miniſters Palmerfton geweien. Wir halten feiner ganzen Tendenz nad) den 
Einfluß diefes Mannes auch für England für einen verderblihen. Aber niemand wird beftrei- 
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ten, daß Palnıerfton einer der bedeutendſten Männer feiner Zeit ift, und baß er von wenigen 
Reiten eines freien Gemeinweſens in Gewalt über die Maffen übertroffen wird. Gering frei: 
lid find bei ſolchem Apparat, verglichen mit den Thaten eines Chatam, eines Pitt des Jünger, 
eines Ganning, die Refultate feiner Politik. 

Abgeſehen von der auswärtigen Politik, ift das Parlament keineswegs mehr die allmächtig: 
Körperichaft, vie e8 im 18. Jahrhunderte war. Die Öffentlichkeit und die Preffe üben beute 
einen theils heilfamen, theils ſchädlichen Einfluß auf das Parlament felbjt aus. Die Übergrifte 
parlanıentariiher Allmacht, wie fie im 18. Jahrhunderte vielfach vorfamen, find daher heut: 
nicht gut mehr möglich. Kein Unterhaus dürfte heute jo wie einft feine Vorgänger gegen Wilfes 
verfahren. Weſentlich zur Untergrabung der parlamentariſchen Allgewalt hat die Auflöfung 
der Barteien beigetragen, Whigs und Tories jind im Augenblide mehr Verbindungen von 
Berjönlicpkeiten ald Barteien mit feften Brogranımen. Zudem bat feit 1846 Feine der beiten 
großen parlamentarifchen Varteien für ih allein im Parlament eine Mehrheit erlangen fün: 
nen, indem Radicale, Manceitermänner und Irländer die alte Mehrheitsherrſchaft vollftänzig 
derangirten. j 

Großbritannien fheint unter der Königin Victoria Nom unter den Tugendfaifern ver: 
gleihbar. Wird es das Object der Geihichtihreibung eines neuen Gibbon werden, oder neue 
friihe Geftaltungen produeiren? Wir hoffen und glauben das legtere. Denn die unvergleid: 
lihe Vitalität des angloſächſiſchen Stammes hat bisjegt alle Schwarzfeher, die zur Zeit des 
Prätendenten, ded amerifanifchen Kriegs und der Franzöſiſchen Revolution Englands Unter— 
gang prognoftieirten, zu Schanvden gemadt. Es ift ein großer Zug im engliſchen Staatäleben, 
daß jeine Batrioten feit 150 Jahren von Englands Untergang ſprechen und das britifche Ge— 
nieinwejen ſich do von Zeit zu Zeit immer und immer wieder zu neuen Anftrengungen und 
zu neuem Ruhme aufrafft. 

Gehen wir zu den einzelnen Staats- und Negierungsacten unter der Herrſchaft der Köni— 
gin Victoria über. 

Die Löſung der Perfonalunion zwiihen Hannover und England war mwenigftend für Groß: 
britannien ein Glück. Freilich rächte ih der Herzog von Gumberland für die langen comftitutio: 
nellen Entbehrungen, die er in England auögeitanden, durch den Umſturz der Verfaſſung feines 
Königreihd. Aber während dem gebilvetften Volfe der Welt, dem deutichen, der Segen freier 
Verfaflungen theilweife noch immer verfümmert wird, wurde den britifhen Golonien, Auftra: 
lien, Neufeeland und dem Gap, das Glück freiefter parlamentariiher Inftitutionen und faft voll: 
kommener Unabhängigkeit zu Theil. 

Das große indische Neih nahm unter der Königin Victoria immer gewaltigere Dimenfionen 
an, ohne dadurch an innerer Kraft zu gewinnen. Wie hohl eine blos auf Eroberung gegründete 
Herrſchaft iſt, bewies der furchtbare Seapoys:Aufftand von 1857. Er hat England genötbigt, in 
Indien auf lange eine beveutende europäiſche Truppenmacht zu unterhalten. Aud die Gewinnung 
einzelner Punkte in Ehina umd Die dadurch ſtets bewirkte Einmiſchung in die chineſiſchen Händel 
dürften ald wejentlihe Stärkung Englands nicht angefehen werden. Befremdend ift es, daß Eng: 
lands Staatsmänner 1856 auf den Pariſer Congreſſe ich zu Grundſäten über das Seerrät ver: 
ftanden, die England 70 Jahre lang mit Eifen und Blut befampft, Grundfäße, von denen gu 
- befürdten ift, daß ed fie bei dem erften Kriege mit einer Seemacht aufgeben wird. Cine niti 
unbedeutende Anzahl engliiher Patrioten betrachtet nad; wie vor die Kaperei und das Durd: 
ſuchungsrecht als eine der Hauptgrundlagen der engliihen Meeresherrſchaft. 

Irland blieb auch unter der Königin Victoria ſtets ein jhiwieriged Land. Seine Bevölte: 
rung wurde durch Hunger und Krankheit ſowie durch Auswanderung becimirt. Die celtiſcht 
wie die britifche Raſſe ſtehen ſich dort noch heute faft ebenfo unverföhnlih und unvermittelt 
gegenüber wie vor 150 Jahren. Während Englands Regierung und Parlament für Irland von 
Zeit zu Zeit alte Zwangsgefege wieder hervorfücht, find in England immermehr veraltete, dir 
Freiheit der Perſönlichkeit beengende Gejege aus dem Statutenbuche des Landes verſchwunden 
Der Preſſe ind die legten gejeglihen Hemmniffe in Befeitiguug der Gaution und des Stempel! 
genommen, die Juden jind zum Parlament wie zu Communal- und Staatsäntern, zu eriterm 
trog hartnädigen Widerftandes ber Lords zugelaifen worden. Wie aber aud) in England um: 


geachtet alled gejeglihen Schuges Eingriffe in die geheiligtiten Grundrechte zumeilen möglis | 


find, bewies Sir James Graham's Verfahren gegen die Briefe Mazzini’d und anderer Flut: 
linge bei Öelegenheit der Anweſenheit des Kaijers Nikolaus im Jahre 1844. Trotz alleden 
iſt es ein jhöner Ruhm des Inſelreichs: es hat feinen politiihen Oefangenen und, ſoviel wir 
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wiffen, mit Ausnahme feiner indiihen und ionifchen Untertbanen, nur einen einzigen politi— 
ſchen Flüchtling. Alle Verſuche, das Afylreht Englands einzufhränfen, find ſtets geſcheitert. 

Die Staatsverwaltung iſt durch Vermehrung der Miniſterſtellen (Kriegsminifter, Miniſter 
für Indien), durch die neugebildeten Boards immer complicirter geworden. Die Armee iſt durch 
die geſteigerten Bedürfniſſe gewachſen. In den Milizen iſt ſeit 1852 für dieſe Armee eine Me: 
ferve geſchaffen, während die Freimilligenbemegung unter Umftänden ein guter Anfang zur 
MWiederherftellung des untergeaangenen fähifihen Wehrſyſtems fein fann. Die Hochkirche be: 
hauptet fi im Befig ihrer politifihen Macht. Die Angriffe auf die politifhen Rechte der Biſchöfe, 
welche in ven erften Jahren ver Neformbill fo lebhaft waren, find verftummt. Dagegen find 
auch die Verfuche, die Gonvocation wieder zu beleben, als geſcheitert anzufehen. 

An ber Juſtiz ift das Streben vorherrfhend, die Richter des Selfgovernment durch ſtän— 
dige Beamte zu verdrängen. Grand-Jury, Ginflimmigfeit der Jury baben bisjegt freilich noch 
allen continentalen und fhottifhen Erperimenten und Verſuchen, fie zu befeitigen, Widerftand 
geleiftet. Die itrengen blutigen Strafgefege, zum Theil Vroducte des 18. Jahrhunderts, find 
meiftens befeitigt. Die Gerichtöbarfeit der geiftlihen Gerichte ift immermehr beſchränkt worden, 
die Eheiheidung aud fiir gewöhnliche Leute möglich, das Teſtamentsweſen fäcularifirt worden. 
Eobann iſt durd die Schöpfung der neuen Grafſchaftsgerichte ein löbliher Schritt zur Decen: 
tralifation des Civilproceſſes geſchehen. Auch die Billiafeiröjuftiz ift in ihren Bormen verein: 
facht und die @quitogerichte find vermehrt worden. Das Oberhaus bat infolge des Zufluffes, der 
ihn durch die mit den Miniftern wechſelnden Rordfanzler geworben, rinen Zuwachs tüchtiger 
juriſtiſcher Kräfte gewonnen, bie ihre Unabhängigkeit 1844 im O' Connell'ſchen Proceſſe 
bewährten. 

Befundheitöpflege und Anlagen zur Beförderung öffentlicher Neinlichfeit find Angelegen: 
beiten, mit denen ſich die engliſche Geleggebung in diefer Beriode vorzugsweiſe beſchäftigt hat. 
Überall entftehen neue Lokalbebörden, die theils neben den vorhandenen einherlaufen, theils aus 
denſelben gebildet werden. Obgleich die neuen lokalen Ämter faſt überall aus demokratiſchen 
Wahlen hervorgehen, find ſie doch meiſtens wegen Mangel an Thalnahme der Intereſſenten in 
Bureaufratie ausgeartet. Verſuchsweiſe iſt ſogar auch ſtatt einer richterlichen Beſchwerdeinſtanz 
in Geſundheitsſachen eine Beſchwerdeinſtanz des Miniſters des Innern eingeführt. Das Recht 
der Immediatbehörden, in lokalen Verwaltungsſachen Neferipte zu erlaſſen, iſt immermehr aus: 
gedehnt worden. Endlich iſt die Volizei nicht mehr Gemeindeſache, ſondern Angelegenheit des 
Staates geworden. Eine gleichmäßig organiſirte Polizeimannſchaft, welche der Minifter des 
Innern durch Reſeripte leitet, die aber doch noch immer direct den Lokalbehörden untergeben iſt, 
ift an die Stelle der alten Gonftablern getreten, 

Alle Verſuche, die Barlamentövertretung zu reformiren und bad Ballot einzuführen, bie feit 
der Reformbill gemacht worden, find geicheitert. Bedenken erregte die Überbürkung des höchſten 
Staatékörvers mit immer größer werbendem Verwaltungsſtoff durch die fogenannten Privat: 
bills. Der Glanz, der das Parlament im vorigen Jahrhunderte umfrablte, ift fehr im Verbleichen. 
Aus der freien Thätigfeit des Senats eines großen Reichs wird immermehr, allerdinas nur 
für einzelne Arbeitöbienen, ein bureanfratifches Überwältigen eines zum Vortrage aefhriebenen 
Stoffes. In diefer Beziehung find Reformen unabmweisbar. Hoffentli werden fie nicht in fo 
geiftlofer und geführlicher MWeife vorgenommen werben, wie fie die Times einmal empfohlen, 
welche das britiihe Parlament in verfhiedene bureaufratiihe Commiſſionen, Die fih zu be: 
flimmten Plenarfigungen vereinigen follten, zerlegen wollte. Gott fei Danf, die bureaufrati: 
Ihe Bewegung ſcheint in England vielmehr ihren Gulminationspunft erreicht au haben. Das 
Geſundheitsamt ift gefallen, und dad Armenamt wird hoffentlich nächſtens ebenfalls fallen. Se 
eher England manche biefer Inftitute der legten Zeit [08 wird, deſto eher wird e8 feinen gefähr: 

lichften Feind, dem fein Haſtings in England Seimatsrechte gegeben, fondern der fih allmählich 
eingeihlichen, bannen fünnen. 

Gehen wir nad dieſem hiftorifchen Überblid der englifhen Staatd= und Verfaſſungs⸗ 
geſchichte nunmehr zur Betrachtung der einzelnen Staatd- und Communalinſtitute in ihrer heu— 
tigen @eftalt über. 

B. Das Stantsrehtvon Oroßbritannien und Irland. Ginleitung. Gine 
Verfaſſung Großbritanniens in continentalem Sinne, eine das ganze Staatsrecht menigftens in 
den Hauptgrundfägen umfaflende Verfaſſungsurkunde eriftirt nicht. So wenig mie e8 ein 
geſchriebenes gemeines Mecht gibt, jo wenig gibt ed in England ein gefchriebenes Staatsrecht. 
Die großen Freibriefe, melde feit ver Magna:Eharta erlaffen find. dienen nur zur Bekräftigung 
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und Auslegung des ungefchriebenen Rechts. Dort, wo fi das Recht organifh, wie im Injel- 
reich, entwidelt, ift aud) die foftematifche Scheidung des Nechtöftoffes, wie auf dem Gontinent, 
nicht möglich. Staatd- und Privatrecht, Strafrecht und bürgerliches Recht durchdringen ſich dort 
gegenfeitig. Daher find in England die Rechtöquellen au für alle Gebiete des Rechts gemein: 
ſchaftlich. Die Hauptquelle des Staatsrechts ift daher das ungefchriebene gemeine Recht des 
Landes, dad Common law. Das geichriebene Recht oder Statute law ift Dagegen das auf ein: 
zelnen Reichsbeſchlüſſen beruhende Verordnungsrecht. 

Eine dritte Rechtöquelle ift die Billigfeit oder Equity. Ihr Begriff iſt negativ zu faſſen; wo 
das gemeine Recht und feine Gerichtshöfe feine Rechtshülfe nach gemeinem Rechte gemähren, 
fann noch eine Rechtshülfe nah Billigfeit und in den Billigfeitsgerihten möglich fein. Wir 
werben dieje Juſtiz weiter unten bei Gelegenheit ver Billigkeitögerichte kennen lernen. 

‚Neben dem gemeinen Rechte und dem Statutenrechte bat fi auch das Kanoniſche Recht und 
mit ihm das Römifche Recht in den geiftlihen Gerichten Anwendung verfhafft. Die Anmen- 
dung diefer fremden Rechte wird von den Reichdgerichten in gebührenden Schranfen gehalten. 
Alle Gerichtshöfe, welche diefe Nechte anwenden, ftehen unter Aufſicht der Gerichte ded gemeinen 
Rechts. Bon allen Gerichten, in welchen Römifches und —— Recht zur Anwendung 
kommt, wird an den Koͤnig appellirt. 

Der König wird auch noch heute in der engliſchen Rechtsvorſtellung als Ausgang alles 
Rechts und aller Staatsgewalt angeſehen. Selbſt das Parlament gilt als Ausfluß ſeiner Ge— 
walt. Wie in England ſchon im Mittelalter die Staatsgewalt alle Privatobrigkeit unter ihre 
Obmacht gebracht, ſo gelten noch heute König und Parlament als die einzigen Träger der obrig— 
keitlichen Gewalt. Wieweit ſie freilich berechtigt ſind, auch Schlüſſe gegen das gemeine Recht zu 
faſſen, iſt ſehr ſtreitig. Es gibt eine nicht unbedeutende Anzahl engliſcher Staatsrechtslehrer, 
welche das gemeine Recht als Schranke des Geſetzgebungsrechts der conſtituirten Staatögemwal: 
ten anſehen. Anerkannt iſt wenigſtens von allen Parteien, daß gewiſſe Grundrechte dem Eng— 
länder Durch gemeines Recht zukommen, Grundrechte, welche die Geſetzgebung wohl fuspendiren, 
aber nicht beſeitigen kann. Die Act of setllement (13 W. III. c. 2) erklärt das Recht Englands 
als ein jedem Engländer angeborened. Bladitone, ver eifrigfte Vertheidiger ded unbegrenzten 
Geſetzgebungsrechts von König und Parlament, erfennt vennod drei Fundamentalrechte der 
Engländer an: das Recht der perfönlihen Sicherheit, der perfönlidhen Freiheit und das Recht 
des ungejtörten Eigentbumsgenufjes. 61) Die Grundrechte der Engländer haben fi nun mit 
der fortlaufenden Givilifation immermehr entwidelt und ihren Plag als factifhe Ausnahmen 
von der unbegrenzten Gewalt des Barlaments errungen. 

Mährend aljo im Mittelalter die Staatögewalt in England fo abfolut wie fonft nur im 
claſſiſchen Alterthum auftritt, ſehen wir fpäter neben diefer abjoluten Staatögewalt das germa: 
nische Recht der freien Perfönlichkeit fidy entwickeln, fodas England jegt das claſſiſche Land der 
Prepfreibeit, der Neligiondfreiheit, der Gewerbe: und Afforiationsfreiheit geworden. 

Eine weitere Eigenthümlichkeit, die allen engliſchen Staatsinftitutionen zu Grunde liegt, iſt 
die abjolute Gentralifation ver Staatögewalt. Diefe Staatögewalt, welche erft im Normannen: 
fönig und heute im Parlamente ihren Schwerpunft bat, erkennt feine lofale Autonomie an. Die 
Iofale Berwaltung ſteht demnach überall unter firengfter Aufjicht der Staatögerwalt. Aber vie 
Geſchäfte diefer Verwaltung werben bejorgt von freien unabhängigen Männern, unter eigener 
perjönlicher VBerantwortlichfeit derfelben. Die Verwaltung des Staates gilt ale eine dem Be: 
figenden, namentlich dem Grundbefitze zukommende Pflicht. Die ganze Mafle der Befigenven, 
namentlich die grundbejigende Gentry, macht das Volk im politifhen Sinne aus. Diefe Gentro 
bildet das Parlament, jie verwaltet den Staat, aud ihr nimmt der König feine Räthe. Selbit: 
verwaltung ift in England daher nicht Die Unabhängigkeit und Loslöfung lofafer Kreife vom 
Staatsganzen, jondern die Verwaltung ftaatlier und lofaler Angelegenheiten durch Grund— 
bejiger und andere Gentlemen, die kraft ihres Beſitzes und ihrer gejellihaftlihen Stellung vie 
Prliht Haben, die Angelegenheiten des Staates unter eigener Verantwortlichkeit und unter Auf- 
fiht von höhern Füniglichen Behörden zu beforgen. 

Eine fernere Gigenthümlichfeit des engliihen Staatsweſens aber iſt, daß diefe Aufficht, 
welche über die lofale Verwaltung feitend der Gentralgewalt geübt wird, nicht die continentale 
Aufiht von Verwaltungsbehörden ift, welche fich die Beftätigung lofaler Schlüffe vorbehalten 
oder im Beſchwerdewege angerufen werden. Während felbit die lofale Verwaltung ſich in Eng: 
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land meiſtens in gerichtlichen Bormen bewegt, ift die Aufſichtsbehörde in der Regel ebenfalls 
eine gerichtliche. Gine Trennung von Juftiz und Verwaltung fennen die Engländer zwar aud, 
indem jie zwifchen reinen Verwaltungsämtern (ministerial oſſices) und richterlichen Amtern 
(judicial oflices) unterfheiden. Erftern Amtern wohnt aber abjolut feine Jurispiction bet. 
Gine Entjheidung über Nechtöverhältniffe, welche Gorporationen oder phyſiſche Perſonen be: 
rühren, auf dem bloßen Berwaltungswege ift bisjegt in England fat noch gänzlich unbefannt. 

Überbliden wir die heutige Praris der englifhen Staatöverfafjung, fo finden wir, daß die 
Funetionen der Staatögewalt viefelben geblieben find wie im Mittelalter, ſoweit die Entwicke— 
lung ver individuellen Freiheit fte nicht beichränft Hat; nur haben die Träger diefer Staatsge— 
walt ihre Rollen gewechſelt. Während rechtlich und theoretifch der Hauptſchwerpunkt des öffent— 
lichen Lebens im Könige ruht, ift die Ausübung faſt aller föniglihen Brärogative auf das Par— 
lament und das vom Parlament abhängige Gabinet übergegangen. Nicht das Parlament, fon: 
dern die in alle Rechtsſphären — die des Parlaments zum Theilausgenommen — hineinreihende 
Gewalt der unabhängigen Gerichte jhügt die Freiheit der Staatsbürger. Dazu fommt bie 
Abwefenbeit einer von ihren Chefs abhängigen Bureaufratie, die Abwefenheit eined den ges 
meinen Gefegen des Landes nicht unterworfenen Heeres und die Freiheit der Preffe, um eine 
weite Kluft zwifchen England und ven meiften continentalen Staaten aufzurichten, eine Kluft, 
die aber durch bloße einfeitige Nachahmung englifcher, zum Theil auf ganz andern focialen Ber: 
hältniſſen ruhender Inftitutionen nicht ausgefüllt werben kann. 

Das engliihe Staatsrecht ift zugleich, ſoweit nichts anderes in einzelnen Fällen beftimmt, 
das Recht des großen Weltreichs, welches Königin Victoria mit dem Parlamente gemeinschaft: 
lich beherriht. Seitvem Amerifa von England abgefallen, bat jih dad Parlament in Bezie- 
bung auf die Befteuerung der Golonien ſelbſt befhränft und den Golonien eine größere Unab— 
bängigfeit gegeben. Die Einheit des Reichs wird aufer durchs Parlament ferner durch die Ge— 
richte aufrechterhalten. Von allen Gerichten in jedem Theile des Reichs kann man ji an die 
Gerichtöbarfeit der Queen in couneil, alſo an die juriftifhe Abıheilung des Gcheimen Rathes, 
und in gewijjen Fällen (writ of certiorari) an das Neihdgericht der Queens-Bench und von 
da and Oberhaus um weitere Nechtöhülfe wenden. 

Das vereinigte Hönigreih Großbritannien und Irland beſteht aus den drei Reihen Eng: 
land, Schottland und vem Reiche ver grünen Infel Erin, ſowie aus mehreren fleinern Landes: 
theilen, die theild unter dem directen Imperium des Parlaments ftehen, theils ihm nur indireet 
durch die föniglide Gewalt und deren Jurisdiction unterworfen find. Wales gehört zu Eng: 
land und hat jeit dieſem Jahrhundert durch Verluft feiner Gerichte die legte Spur lofaler 
Selbjtändigfeit verloren. Dagegen erkennt das Barlament die lofale Autonomie der Norman: 
niſchen Infeln Guernjey, Jerſey, Alderney, Serk u, f. iv. an, welche auch unter ihrem eignen 
normanniichen Gewohnheitsrechte leben. 

In Schottland ift jede Barlamentsacte bindend, ſoweit dieſes Land ausdrücklich nicht aus: 
genommen ift. Irland genießt nur eine größere Selbftändigkeit der Verwaltung ald Schott: 
land, ift jedoch der Parlanıentshoheit abjolut unterworfen. 

Bei Betrachtung ber einzelnen Theile des englifhen Rechtslebens ift ed nöthig, mit dem 
ſichtbaren Haupte des Staates, dem Könige, zu beginnen, Iheorerifch geht alle Gewalt von ihm 
aus; jelbit das Parlament ift nur ein Ausfluß dieſer Allgewalt des englifchen Königthums. 
An die Betrahtung des Königthums reiht ſich dann naturgemäß die Darftellung der oberften 
Immediatbehörden an, dev Träger des weltlihen und geiftlihen Schwertes, welche beide der 
König als oberftes Haupt von Staat und Kirche in feiner Obhut hat. Als ebenfalls vom 
Könige ausgehender, thatfächlih aber von ihm und dem Parlamente unabhängiger Zweig des 
Staatölebens ſchließt fih an die Darftellung der Staatäregierung die der königlichen Gerichte 
an. Da die lofalen Gorporationen und Kreije der Aufjicht der Neichögerichte unterliegen, fo 
veiht jih jodann ein kurzer Überblick der englifhen Communalverhältniſſe an dad knappe Bild 
der Gerichtsverfaſſung, welches wir hier nur zu geben vermögen. Als Goncentration aller 
Staatsgewalt erfcheint hierauf der König im Parlamente und die Darftellung dieſes höchſten 
Staatsförperd wie der gejellihaftlihen Unterlagen, auf denen es und das ganze englifche 
Staatögebäude ruht. Den Beſchluß bilden die Perfonalrechte dev Engländer, welche die All— 
macht der Staatögewalt einfhränfen und modificiren. - 

1. Der König. Wenn aud der Normannenkönig factifch abfoluter Herrſcher Englands 
war, jo haben doch die englifhen Rechtslehrer niemals zugegeben, daß der König von England je 
über den Geſetzen des Reichs ftehe. Sowol Bracton als Fortescue fhildern ven König von 
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England ald den Geſetzen des Reichs unterworfen. Die Regierung, fagt legterer, fei nit 
blos föniglidyer, Sondern auch ftaatliher Natur, da der König nicht von den Grjegen entbunden 
fei und nicht das Recht Habe, willfürlihe Steuern aufzuerlegen und einfeitig die Gefege bei 
Landes zu Ändern. 62) Gbenfo wird ſelbſt unter den Tudors niemals ein Recht des Königs, 
willfürlid Steuern auszufhreiben und die Gejege des Landes (mit einer beihränften Aus: 
nahme unter Heinrich VIIl.) zu ändern, anerkannt. 

Der berühmte Sag, daß der König nicht unrecht thun könne („The king can do mo 
wrong), befagt nicht etwa, daß der König fo heilig fei, um fein Unrecht thun zu fönnen, ſondern 
daß die Gejege jo mächtig find, um ihn am Unrecht zu hindern. Wer dem Könige gegen das 
Geſetz gehorcht und demnach Gelegenheit gibt, diejen Grundſatz zu verlegen, iſt ftrafbar. ©) 
Die Stuarts verfuchten es freilich, auf Grund eined myſtiſchen Königthums von Gottes 
Gnaden die Freiheiten ver Nation in Frage zu ftellen. Sie riefen dadurch zwei Revolutionen 
hervor. Infolge diefer wurde die Bezeichnung des Königthums als eined Königthums von 
Gottes Gnaden zu einer bloßen Phraſe, von ven Whigs des 18. Jahrhunderts meiftens perbor: 
rejeirt, und verfhwand fogar einmal unter der Negierung der Königin Victoria von den 
Münzen, 

Der Titel des Königs hat vielfadh gewechfelt. Unter Heinrich VIN. wird die Krone eine 
imperial, das Neich ein Kaiferreih (Empire) genannt, um damit die Fülle und Macht ver fö- 
niglicdhen, von der Oberhoheit eines fremden Fürſten befreiten Macht anzubeuten. Diejer König 
folt ich zuerft des Titeld Majeftät bedient haben. Georg Il. nannte ſich, feitvem er den Titel 
eines Königs von Branfreid abgelegt: Dei Gratin Britanniarum Rex, Fidei Defensor. Den 
legten Titel führt der König von England feit Heinrich VIII. 

Dem Könige liegt die Vertretung ded Staates nad) aufen und innen ob. Er iſt die Duelle 
aller Amter, Würden und aller Gerechtigkeit. Nach einer Rechtsfiction ift er in allen Gerichts: 
böfen gegenwärtig. In allen Staat: und Criminalproceſſen tritt er nominell ald Kläger auf. 
Er ift das fihtbare Haupt der Kirche, und alle Nevenuen des Gemeinweſens find feine Reve— 
nuen, Aud das Parlament ift nur ein Ausflug feiner Macht. Er beruft es, er fließt es, er 
ernennt die Peers, er löft das Parlament auf, Er ift der eigentliche Träger der geieggebenden 
Gewalt. Seine Zuftimmung macht Geſetzvorſchläge zu bindenden Statuten, die er aber, ſobald 
er fie einmal angenommen, nicht mehr einfeitig ändern darf. Noch weniger darf er die Unter: 
thanen ohne ihre Zuftimmung befteuern. 

Der König fann mit feiner Civil: und Griminalffage verfolgt werden. Civilanſprüche 
gegen den König werden im Kanzleihof, materiell zwar auf dem Rechtswege, formell aber 
auf dem Gnadenwege verfolgt. Der König iſt geieglih niemals minvderjährig. Ift Fein ſpe— 
cielles Gejeg vorhanden, welches für folhen Fall Fürſorge trifft, fo fann ein miinderjähriger 
König, ja ſogar ein Knabenfönig wie Heinrich VI. den Thron bejteigen und wenigſtens rechtlich 
jeleftändig regieren. Nach einer Rechtöfiction ift ver König einziger Grundbefiger des Reihe 
und gilt alles Land ald von ibm ausgethanes Lehn. Gr allein hat das Recht, Krieg und Frie- 
den und Tractate zu Schließen, Kaperbriefe zu erlaffen, und ihm allein liegt ver Schug der rem: 
den ob. Er kann die Waffenausfuhr in Kriegszeiten und das Reifen verbieten. Hafentechte 
werden von ihm verliehen, Yeuchtthürme und Bliejen auf feine Ordre angelegt. Zugleich iſt er 
Generaliſſimus des Reichs (noch hat jeit Georg's II. Sieg bei Dettingen Fein britifiher König die 
engliiche Armee befehligt). Er verleiht alle Brivilegien fowie das Marftreht und Erfinpungs: 
patente. Er übt dad Münzregal aus, Nicht allein das Begnadigungs-, fondern auch das Abe: 
litionsrecht jteht dem englifhen Könige zu. Gin vom Parlamente angeflagter Miniiter var’ 
jedoch dieſes Abolitionsrecht nicht der Anklage des Unterhaufes gegenüber geltend machen. 

Eine wirkligge Initiative bei Geſetzvorſchlägen ſteht der Krone bei General Parvon=Bills, 
Bills zur Reftitution von Ehre und Blut, welde im Oberhaufe originiren, und bei Gelpbills, 
welche zuerjt and Unterhaus gelangen müſſen, zu. ‚ 

Die Prärogative des Königs ift abfolut. Someit das Gefeg nit Sinfhränfungen madı, 
kann der König thun, was ihm gut dünkt. Ein verderbliher Gebraud der Prärogative madı 
eine Handlung des Königs nicht ungültig, aber feine Räthe verantwortlih. Daher bedarf jeber 
Act des Königs der Gegenzeihnung durch einen Vinifter. 

Rechtlich wie thatſächlich find ſämmtliche hier aufgeführte Vorrechte des Könige noch vor: 
banden, aber der König fir feine Perſon bat das Recht ver Ausübung derfelben verloren. 


62) De jaudibus legum Angliae, c. 9. 63) Bowyer, ©. 136. 
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und iſt diefe Ausübung num aufs Parlament und das vom Parlamente abhängige Mi- 
nifterium übergegangen. Wie wenig der König in ver Wahl dieſer Räthe frei ift, Haben wir 
bereits in der Verfaffungegeichichte gefehen, auf melde wir vor allem zum Verftänpniß deö 
wirffichen Umfangs der Prärogative verweilen müſſen. Das Recht der Krone, einer Bill ihr 
Leto entgegenzufeßen, rubtfeit 1707. Selbit BeorgIll. wagte nicht dieſes Recht beider Fox ſchen 
indiſchen Bill, ebenſo wenig wie fein Sohn bei der Katholikenemancipation zur Ausübung zu 
bringen. Ebenſo ift ver König bei Ausübung feiner Prärogative, Kriegzu führen und Frieden 
zu ſchliehen, weſentlich durchs Barlament beihränft. Das erfuhr namentlich Georg II., der 
wider feinen Willen die Unabhängigkeit Amerikas anerkennen mußte. Die Kirche ift ein parz 
lamentariſches Inftitut geworben, und die Juſtiz fteht außerhalb des Einfluffes von Krone und, 
Bott fei Danf, zum großen Theil auch außerhalb des Ginflufles des Parlaments. Mie ein eng> 
liſcher König aber mit feiner befchränften Ausübung der Prärogative in Zeiten der Krifen Gutes 
zu wirfen vermag, haben wir beider Gefchichte ver Neformbill geſehen. Die Gefühlsweiſe des 
englifhen Volkes ift ftreng monarchiſch, und ſelbſt unwürdigen Fürften mie Georg IV. find die 
loyalſten Huldigungen dargebracht worden. Dies hat indeſſen nicht gehindert, daß Georg IIL 
1795 und der König von Hannorer (Herzog von Gumberland) 1843 vom londoner Poͤbel mit 
Steinen beworfen wurden. Denn die Ehrfurcht, welche auch der Pöhel in England vor dem 
Geſetz und feinen leiblichen Vertretern hat, eriftirt nur in Romanen und in den Köpfen ro: 
manbafter Politiker. 

Ein Thronfolgereht kraft göttlichen Gebotes und bloßen Erſtgeburtsrechts Fennt bad eng⸗ 
liſche Recht nicht. Das Erbrecht ift durch Geſetz geregelt, kann aber durch König und Parlament 
fletö geändert werden. Es ift daher ſtets nur ein eventuelles. Das jegige Succeſſionsrecht eng⸗ 
liſcher Fürſten gründet fih auf die Act of settlement, wonach den Erben der Kurfürftenmwitwe 
Sophie, Großtochter Jakob's I., das Thronfolgereht übertragen wurde. Zugleich wurde bes 
ſtimmt, daß der König von England der Hochkirche angehören müſſe. 

Die Krone wird nad) Linealerbfolge vererbt. In derfelben Linie ſchließt der Mannsſtamm 
die weibliche Linie aus. Unter mehreren gleich nahen männlichen oder weiblichen Prätendenten 
entfcheidet die Erftgeburt und das Vorrecht des Mannsſtammes, 3. B.: 

Victoria I. 


zn Tr. N — — — — 

Kronprinzeſſin von Preußen, Prinz von Wales (Thronfolger), Bring Alfred u. ſ. w. *— 
Denn obgleich die Kronprinzeſſin von Vreußen älter als der Prinz von Wales iſt, fo ſchließt 
derselbe jie doc ebenfo gut wie feine jüngern Brüder Alfred u. ſ. w. aus. Innerhalb derfelben 
Linie fuccedirt, falls Feine erbberechtigten Männer vorhanden, die älteite Prinzeſſin. Die Frauen 
in der dem Erblaffer nächſten Linie fchließen entferntere Seitenverwandte aus. Hatte der ges 
meinihaftlihe Stanımvater fönigliches Blut, fo ift Halbblut Fein Succefiiondhinderniß. 

Der König ftirbe nicht. Es gilt ver Say germanifcher Erbfolge: Le mort saisit le vif, aud 
bei der engliihen Thronfolge. 

Die Krönung verleiht einem englifhen Könige keine Nechte, die er nicht ſchon vorher be: 
feffen. Allein die Krönung dient dazu, jeden Zweifel über die Rechtmäßigkeit des Thron: 
erwerbs zu befeitigen. Bei der Krönung ſchwört der König: nad den Statuten ded Parla: 
ments und den Geſetzen und Gewohnheiten des Reichs zu regieren, Recht und Gerechtigkeit zu 
üben, die proteftantifche Religion (die presbyterianifche Kirche in Schottland) fowie die Privi: 
legien des englifhen Klerus zu fhügen und aufrecht zu erhalten. Weigerte fi ver König, ſich 
frönen zu lafjen oder die betreffenden ide zu leiften, fo würde folhe Handlung ala Abdankung 
angejehen werden. Alle Acte aber, die ver König bis zur Krönung vorgenommen, blieben den: 
noch gültig. 6%) Bei der Krönung findet aud die Huldigung dev Peers und Biſchöfe ftatt. 69) 

Außer dem Kalle der Eiveöverweigerung würde ein König ald auf jeine Krone verzichtend 
angefehen werben, wenn er eine Katholikin heirathete oder felbft katholiſch würde. 

Die Einkünfte des Königs werden in orbentlihe und in außerorventliche eingetheilt. Er: 
ftere find diejenigen, melde dem Könige feit unvordenkliher Zeit zufallen und nicht von der 
Barlamentöbewilligung abhängen. Sie find wie die auferorbentlihen Revenuen factifh nur 
Revenuen bed Staates, und werben wir ung beim Abſchnitte vom Parlamente mit ihnen beichäf: 
tigen, Eine eigentliche Givillifte für den Hofftaat des Königs wird erft feit 1688 bewilligt. 
Auch beftritt der König im vorigen Jahrhunderte noch die Gehalte der Geſandten und Nichter 
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davon. Jetzt werben von der Civilliſte nur die Koſten der Hofhaltung und der perſönlichen 
Bedürfniffe des Königs beftritten. Die Givillifte ver Königin Victoria beträgt 385000 Pf. St, 
wovon 60000 Pf. St. für ihren perfönlichen Gebrauch beſtimmt find. 

Dem englifhen Rechte ift ſelbſt auch bei der Ehe eines Königs der Begriff einer Mesalliance 
unbefannt. Doc darf der König feine Frau heirathen, die nicht ehelicy geboren if. Die Roval 
marriage act (12 G. Ill. e. 11) führte jedoch die deutſche Mesalliance: Theorie durch eine 
Hinterthür aud) in England ein. Danach hat ver König bei allen Prinzen und Prinzeſſinnen, 
die nod nicht 25 Jahre alt ſind, zur beabſichtigten Ehe feinen Conſens zu ertheilen. Prinzei: 
innen und Bringen, die älter ald 25 Jahre find, können jih aud ohne Gonfens des Könige 
verheirathen, wenn jie von der Weigerung des Königs dem Privy council Anzeige maden, und 
wenn innerbalb eines Jahres beide Käufer des Parlaments nicht Einſpruch erheben. 

Eine Königin-Gemahlin (Queen consort), genießt privatrechtliche Bortheile, die einer 
gewöhnlichen Ehefrau nicht zuſtehen. Es ift Hochverrath, fie zu tödten oder zu verlegen. Ber: 
übt fie Ehebruch, jo kann fie vordem Peershofe wegen Hochverraths verklagt werden. Es ift ferner 
Hochverrath, wenn eine Königin den König vor ihrer Vermählung über ihre Jungfernſchaft 
täuſcht. Die Krönung einer Königin:Gemablin ift eine gewöhnliche, aber Feine nothwendige 
Geremonie. Der-unglüdlihen Königin Karoline wurde die Krönung verjagt. Der Gemahl 
einer regierenden Königin ift ihr Untertban und hat fo viel Nechte, wie das Geleg ihm einräumt. 

Die KRönigin-Witwe (Qucen dowager) verliert ihre föniglihe Würde nit, wenn fie auf 
einen Beer oder Gemeinen ehelicht. Zu folder Ehe ift pro dignitate reale der Conſens des 
Königs erforberlic,. 

Der präfumtive Thronfolger (heir apparent) ift gewöhnlich dur befonvere Ernennung 
Prince of Wales, Earl of Chester. Er und feine Gemahlin find durch die Hochverrathsgeſetze 
gegen Somplot und gewille andere Verbrechen befonders geihüst. Ehebruch, den die Vrinzeſſin 
von Wales oder die ältefte Brinzefiin (Princess Royal) etwa verüben follte, würde ebenfalls 
als Hochverrath beitraft werben. 

Die Familie des Königs hat Vortritt vor allen Peers und hohen Staatöbeamten. Der 
König hat das Recht, die Erziehung feiner Enkel zu beaufiihtigen, ſelbſt wenn deren Altern 
noch anı Leben iind. 

Ein allgemeines Regentichaftsgejeg gibt es in England nicht. Soll verhindert werden, daß 
ein vegierungsunfäbiger König an die Regierung fommt, fo muß ein Sperialgefeg erlaffen 
werden, welches die Perſon des Negenten und feine Nechte und Pilichten bejtimmt. Der legte 
Regent hatte alle Rechte eines Königs. Mur durfte er Feine Peers ernennen und nicht die 
Thronfolge, nicht die Act of uniformity, nicht die Acte, welche das predbpterianifche Regiment 
in Schottland fihert, abändern. Das Regentſchaftsgeſetz 3 u. 4 Vict. c. 52 iſt durd den 
Tod des eventwaliter defignirten Regenten Bringen Albert gegenſtandlos geworden. 

I. Die Gentralverwaltung. So ſehr in England der bureaukratiſche Apparat in 
den legten 30 Jahren vermehrt worden ift, fo fann man doch im großen und ganzen noch 
von einer unabhängigen, nur der Aufiicht der Reichsgerichte unterworfenen lokalen Regierungs: 
gewalt fpredhen. In den eigentlichen Verbältniffen der Infelfönigreiche ift daher der Einfluß 
der Gentralregierung ein um vieles geringerer als auf dem Gontinent. Zur Zeit kann man 
noch immer ald Regel gelten laflen, daß die engliſche Staatsregierung in den meiften Staate- 
angelegenbeiten feine gefeßgebende, Feine richterlihe Gewalt durch Refeript und Inftruction 
ansübt. Der engliihe Kriegsminifter iſt parlamentarifher Syndifus der Armee und bat alt 
reiner Verwaltungsbeamter mit militäriich technifhen Dingen nichts zu tun. England beiig! 
feinen Gultusminifter. Die Berfonalien in Kirchenſachen bearbeiten Premier und Lordkanzler 
ale Vertreter der Krone. Ebenſo beſitzt England feinen Juftizminifter. Die höhern Richter 
flellt der Premier, die Friedendrichter der Minifter des Innern, die beifigenden Neihsrichter 
und die Grafihaftsrichter der Lordkanzler an. Der Minifter des Innern hat im Verhältnis zw 
jeinen continentalen Gollegen einen fehr beſcheidenen Reſſort zu verwalten. 

Der Wechſel in der Gentralserwaltung berührt dad Beamtenmwefen nur infofern, als bie 
Vatronage — das Anftellungsredit — von der einen Partei auf die andere übergeht. Kein 
wirflid arbeitender verwaltender Beamter mird vom Amte entfernt, weil er Wbig oder Tory if 
Nicht die Neffortächeis, ſondern die fländigen Unterftaatäfecretäre und Staff officers find es 
welde das Detail der Verwaltung in den einzelnen Minifterien bearbeiten. 

Der englifche fubalterne Beamtenftand gilt ald Verforgungsanftalt für die Freunde dei 
herrſchenden Minifteriums, Die eingeführten Gramina find reines Scheinwefen. Die Praris 
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ſchützt die Beamten gegen willfürlihe Entlaffungen. Wo ein Avancement im Subalterndienfte 
ftattfindet, gibt die Anciennetät den Ausſchlag. 

Gefeglich fteht an der Spige der Verwaltung noch immer der Geheime Rath (the Privy 
conneil). Nur er ift im Gefege als hoͤchſte Verwaltungsbehörde anerkannt, nur er wird im 
Kirchengebete erwähnt, nicht das Minifterium oder Gabinet, deſſen Sigungen auch ver König 
niemals beimohnt. Noch heute umgibt fih der König mit feinem Geheimen Rathe, ſobald e#° 
jih um Ausübung gewifler Hoheitsrechte handelt (the King in council). An der Spige des 
Geheimen Raths fteht ver Lord president of the Privy couneil. Alle Minifter müſſen dem 
Geheimen Rathe angehören, deſſen Mitgliederzahl unbegrenzt ift. Im Jahre 1855 gab es 
192 privy counsellors. Doch ift das Plenum feit der Anzeige von der bevorftehenden Ver: 
mählung der Königin Vietoria nicht mehr berufen worden. Zu den vegelmäßigen Sigungen 
des Privy couneil werden gewiffe Mitglieder, worunter ſtets die Minifter, befonders geladen. 
Dem- König ſteht es auch zu, wen er will, aus der Lifte ver Geheimräthe zu ftreichen. - 

Der König ift nicht gebunden, den Rath des Privy couneil zu befolgen. Aber er muß 
ihn bei allen wichtigen Regierungshandlungen einholen. Jedes Mitglien ded Geheimen Rathes 
ift für feinen Rath perfönlicd; verantwortlih. Seitdem aber das Gabinet alle Bunctionen des 
Geheimen Rathes ausübt, werben in legterm die Geſchäfte, welche in ihm vorgenommen 
werden müffen, Sriegserflärungen, königliche Proclamationen, Auflöfung ded Parlaments 
u. ſ. w., nur nod pro forma abgemacht, nachdem das Cabinet bereits definitiv darüber ent— 
ſchieden. 

Mehr praktiſche Bedeutung als der Geheime Rath ſelbſt haben gewiſſe beſtändige Comites 
deſſelben, welche durch beſondere Parlamentsacte gebildet ſind. Dahin gehört das Handelsamt, 
deſſen Praͤſident gewöhnlich Cabinetsmitglied iſt. Das richterliche Comite des Geheimen Rathes 

iſt ein vollſtändiger und mit allen Garantien der Unabhängigkeit ausgeſtatteter Gerichtshof. 
Diefed Judicial comittee of the Privy couneil ift legte Inftanz in Sachen der geiftlien und 
GEolontalgerichte, in Prifenfachen, in Wahn= und Blöpfinnigkeitsfachen umd bei Entſcheidungen 
über Ertbeilung von Patenten. 

Gin anderes ftändiges Comite ift der jeit 1839 beftehende Erziehungsausihng. Diefer ver- 
theilt die Staatöfubventionen an diejenigen Schulen, melde ji den Unterrichtsanordnungen 
des Staated unterwerfen. Seit 1858 jind aud die Befugniffe des aufgehobenen Geſundheits— 
amtes auf diefed Comite übergegangen. 

Mit ver Revolution von 1688 hat nun, wie wir bereits gejeben, das Gabinet oder Mini: 
fterium, eine Behörde, welde dem Gefege ganz unbekannt ift, die Ausübung aller übrigen 
Functionen des Geheimen Rathes übernommen. Die Bildung eines Minifteriums, die Namen 
der Mitglieder, welde zu ihm gehören, alles dieſes wird niemals dem Barlamente angezeigt. 
Welche von den Miniftern dem Gabinetörathe angehören follen oder nicht, ift bloße Sache der 
jedesmaligen Übereinkunft der herrſchenden Parteihäupter. Damit das Cabinet die Funetio— 
nen des Geheimen Rathes ausüben kann, werden alle Cabinetsmitglieder zugleich zu Geheim— 
räthen ernannt. Das Cabinet führt keine Protokolle. Seine Beſchlüſſe werden dem Könige 
nur vom Premier mitgetheilt. 

Die Bildung eines Cabinets erfolgt dergeſtalt, daß die Königin beim Sturze einer Ver: 
waltung gewöhnlich den Chef ver Oppofition mit der Neubilvung des Minifteriumsd auf den 
Rath des abtretenden Premierd betraut. Der Führer der Oppofition bildet die neue Verwal: 
tung aus feinen PBarteigenoffen und übernimmt dann gewöhnlich ald erfter Lord des Schatzes 
(first Lord ofthe treasury) die Premierfhaft. In der Negel gehören außer ihm den Gabinet 
der Finanzminiſter, die fünf Staatsſecretäre des Innern, des Außern, des Kriegs, der Eolonien 
und Indiens, der erjte Admiralitätslord, der Präfident des Handeldamts, der Lord: Präfident 
des Geheimen Rathes, der geheime Siegelbewahrer (Lord privy seal), welder thatſächlich ein 
Minifter ohne Portefeuille ift, an. Außerdem gehören dem Minifterium zutveilen noch an: der 
Generalzahlmeifter, der Generalpoftmeifter, der Kanzler von Kancafter und ver erfte Secretär 
Indiens. Außer den oben genannten Miniftern geben bei jedem Miniſterwechſel ver Präſident 
des Armenamts, der Attorney: General, der Solicitor-General, der Judge-Advocate-General, 
der Lord⸗ eutenant von Irland, der Lord-Advocate- und Solicitor-General für Schottland fo- 
wie alle höhern Hofämter ihre Stellen auf, ſodaß im ganzen mit ven Miniflerien 60 Ämter 
neu bejegt werben. 

Tritt ein Minifterium in einen dauernden Gegenjag zum Unterhaus und fann es von ber 
Krone keine Zuftimmung zur Auflöfung des Barlaments erlangen, fo muß ed abtreten, weil: 
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das Unterhaus fonft die Etats verweigern würde. Trotz Feiner Niederlagen weiter zu regieren, 
ift in neuerer Zeit fehr gewöhnlich geworden. Kein engliiher Minifter gebört kraft feine? Amts 
einem der beiden Häufer an. Die Minifter find entweder Peers oder Gemeine. Gin Minifter, 
ber nit Beer ift und feinen Blas im Unterhauſe erbielte, märe von der Theilnahme am Bar: 
lamente von ſelbſt ausgeſchloſſen. Doch hat das Minifterium in der Vertretung der Cinque 
Ports und in andern Eleinen Burgfleden immer Wahlfreifein Neferve, durch welche ein anderswo 
verunglücter Minifter ind Unterhaus gelangen kann. 

Nur wenn der erite Lord des Schatzes im Unterbanfe figt, iſt er wirfliher Premier. 
Der erfte Schaglord ift nomineller Chef der Commiſſion, melde feit dem Regierungsantritt 
des Haufed Hannover dad Schatzamt (Treasury) verwaltet. Auf feinen Rath creirt ber 
König Gefandte und die vorfigenden Richter von MWeftminfter, ernennt Erzbifchöfe und 
Biſchöfe und vergibt die grögern Pfründen. Auch hat er Einfluß bei Beiegung vieler an: 
derer wichtiger Stellen. Kein Katholif und Fein Jude darf diefes Amt befleiden. Der zweite 
Lord der Treafurn ift der eigentlidhe Finanzminifter (the Chancellor of the Exchequer). 
Dies Amt war früher und fogar nod einmal 1844 mit den des Premierd verbunden. Da ber 
Schatzkanzler jährlich im Unterhaufe dad Budget vorzufhlagen bat, fo muß der Chancellor of 
the Exchequer ſtets ein Gemeiner fein. Auf Lebenszeit angeftellt ift im Finanzwefen der Comp- 
troller General, dem neben andern Functionen vor allem obliegt, zu prüfen, ob Ausgaben, 
welche bie Negierung zu machen gebenft, aud vom Parlamente bewilligt find. Weigert er fi, 
die Bank, melde in England alle Staatsgelver einnimmt und auszahlt, zur Zahlung anzu: 
weifen, jo kann bie Regierung gegen ihn auf Anerkennung der Gültigfeit ihrer Forderung bei 
ber Kings:Bend Hagen. Da der Comptroller fo unabhängig wie ein Richter geftellt iſt, fe 
fann er eine genügenve Gontrole über die Finanzverwaltung andüben. Gonflicte, wie wir fie 
jegt in Preußen beklagen, jind daher in England unmöglich, da der Comptroller General bri 
einem vom Oberhaufe verworfenen Gtat, ein Kall, der in England übrigens undenkbar, rin: 
fach alle Ausgaben des Staates inhibiren würde. 

Zur gefammten Treaſury gehören noch drei junior Lords derfelben, die ebenfallg mit dem 
Gabinet wechſeln. Der Paymaster General, ebenfall® ein Beamteter der Treaſury, hat jent 
blos nod formelle Kunctionen. Gr ſitzt häufig im Gabinet, ebenfo der von der Treaſury ab: 
hängige Generalpoftmeifter (Postmaster General). Zur Erhebung der Staatäftenern und Zölle 
befteben zwei unter der Treaſury ſtehende Gommifitonen. 

Neben ver Treafurn üben die fünf Staatsſecretäre in ihren Reſſorts die Hauptfunctionen der 
britiihen Staatövermwaltung aus. Alte Staatöfecretäre figen im Geheimen Rathe. Jedem von 
ihnen ſteht ein varlamentarifcher, mit der Regierung wechſelnder und die Gefchärte führender 
Unterftaatöfecretär zur Seite. Das Staatöfecretariat, das früher von einem Beamten allein 
vertreten wurde, wird trog ber nunmehr daraus gebildeten fünf verfhiedenen Mefforts noch 
immer ald eine Einbeit gedacht. Wenn ein Minifter des Innern 3. B. das Außere über: 
nimmt, braucht er ſich daher feiner Neumahl zu unterziehen. Ginige Amter werben von den 
Staatöfecretären gemeinfhaftlich befegt. Dem gefammten Staatdfecretariat ſteht das Recht zu, 
Verhaftungen von Verbrechern zu veranlaffen und Briefe durch Specialbefehl Öffnen zu laffen. 
Doc übt diefe Functionen thatiählich nur der Minifter des Innern (principal secretary of the 
home depariment) aus. 

Diefer Minifter fteht an der Spige der gefammten innern Verwaltung und ertbeilt vaber 
ben Friedensrichtern ibre Gommiffionen und fegt Lorblieutenants ein und ab. Er ift Chef dei 
Miliz: und Polizeiweſens und ernennt die beioldeten Bolizeirichter der Städte und Die Nichter 
ber ſtädtiſchen Ouartaligungen. Die londoner Polizei ſteht direct unter ihm. Auch ift er 
Chef des Givilftandsmeiens. Auf feinen Vortrag übt die Königin ibr Begnadigungs- umd 
Abolitionsreht aus. Wenn gegen Entiheivungen der Iofalen Gefundbeitämter Beſchwerde 
erhoben wird, fo ifter die oberfte Beſchwerdeinſtanz. Die Verwaltung derNormannifchen Inieln. 
der Infel Man, von Schottland und Wales fteht direct unter ihm, während in Irland der Lord— 
lieutenant als Vertreter der Eöniglihen Machtfülle gilt. Derfelbe führt als Vicefönig den Titel 
Ercellenz, hat einen Geheimen Rath zur Seite und übt dad Begnadigungsrecht ſelbſtändig auf. 
Auch kann er ven Ritterſchlag ertheilen. Der erite Secretär für Irland ftebt der Verwaltung 
biefer Infel vor, reſidirt aber ftet3 in England. Zumeilen ift er Gabinetömitglied. 

Das unter dem Minifterium des Innern ſtehende. Milizweſen ift durch das Geſetz 15 
u. 16. Vict. c, 50 vom Jahre 1852 neu organifirt. In jeder Grafſchaft ift der Rorblieutenant 
Chef des Milizweiens, die übrigen Offiziere find meiſtens Frievensrichter. Die Rorblieutenant? 
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ernennen bie Offiziere und ver König beftätigt fie. Nur für die Offiziere abwärts vom 

Kapitän ift Fein Vermögensnachweis erforberlih,. Die Milizjoldaten werden angeworben. 

In Kriegszeiten Fann die Zahl der Milizwmänner auf 120000 Mann gebracht werden. Die feit 
1859 organijirten Freiwilligencorps haben zur Zeit noch feine gejegliche Grundlage. 

Der principal secretary of the foreign department, der Minifter des Außern, vertritt 
das Reich in allen auswärtigen Beziehungen und führt vie Gorrefpondenz mit den Gefandten 
Englands und der fremden Mächte. Auslandspälle werben von ihm ertheilt, 

Der Colonialminifter (principal secretary of the state for the colonial department) 
war bis 1854 aud Kriegdminifter. Jetzt beforgt er nur die Golonialverwaltung. Durch fein 
Departement geht die Ernennung der Gouverneure, die Betätigung oder Verwerfung ber Ge: 
fege, weldye vie Eolonialparlamente angenommen. 

Seitdem die Oftindiihe Compagnie aufgehoben, ift ein befonderer Minifter für Indien 
(prineipal secretary for India) eingejegt. Ihm ſteht ein von der Königin eingefeßted Council 
zur Seite, dad aber vollfommen machtlos ift. Die Megierung des britiſch-indiſchen Weltreichs 
wird, da dad Parlament ſchon aus Mangel an Sahfenntniß feine genügende Gontrole feiner 
Verwaltung auszuüben vermag, vom Minifterium ganz abjolutiftiich betrieben. Kriegdanoro: 
nungen und Kriegserflärungen, die Indien betreffen, müſſen gefeglich fpäteftend nach drei Mo: 
naten dem Parlamente mitgetbeilt werden, und ift vafjelbe innerhalb dreier Monate von der 
berreffenden Handlung nicht verfanmelt, fo hat diele Mitteilung im erften Monate der Seſſion 
zu erfolgen. ‘ 

Das Kriegäminifterium ift ein 1854 geſchaffenes beſonderes Departement. Der betreffende 
Staatöjecretär (Secretary for war) entwirft das Militärbudget und beantragt jährlich 
deilen Annahme mie die Annahme der Mutinys Bill im Parlamente. Er controlirt die 
Ernennung zu höhern Dffizierftellen, verwaltet dad Genie: und Artilleriewefen und fchlägt die 

- Ritter des Barhordend vor. Der Kriegsſeeretär ift reiner Verwaltungsbeamter. Bon den fünf 
Kriegsjerretären, die England bisjegt gehabt, war nur einer, General Peel, Militär. 

Nach der Bill of rights darf in Friedenszeiten in England fein ftehendes Heer ohne Be: 
willigung des Parlaments gehalten werden. Seit 1689 erhielt aber die Regierung dur die 
jährlich bewilligte Mutiny-Act vie Erlaubniß, ein ſtehendes Heer zu halten und nach Maßgabe 
der betreffenden Bill auch Diseiplinarvergeben militärifch zu beftrafen. Nur für die Vergeben, 
welde auf Grund ver Mutiny-Act bejtraft werden, haben engliihe Militärperfonen einen 
erimirten Gerichtsſtand. Jedoch findet auch von den Disciplinargerichten Appellation an die 
Reichsgerichte ſtatt. Würde die Muting= Bill einmal verweigert werben, fo hätte dad ſtehende 
Heer feine rechtliche Eriftenz mehr, und alle Diseiplinarftrafen würden von felbft wegfallen 
müſſen. Da die Muting:Bill nur auf ein Jahr bewilligt wird, fo muß ſchon deshalb das 
Parlament alljährlih zufannmenberufen werden. Wegen aller gemeinen Bergehen Eommen 
Militärperjonen in Großbritannien vor dieRichter ded gemeinen Rechts. Gin Schulpprivilegium 
der Militärperfonen befteht nur infofern, als Offiziere und Soldaten wegen Schulden unter 
30 Bf. St. nicht zum Perfonalarreft gebracht werden können, 

Die Armee darf nur auf Nequijition der Givilbehörden im Innern verwendet werbeit, 
Nicht allein die Eivilbehörvden, fondern aud die Soldaten, welche einer ungefeglihen Requifition 
Folge leiten, können perfönlich verantwortlich gemadt werben. Schon mehrfach iſt es in der 
ältern und neuern Zeit vorgefonmen, daß Offiziere und Soldaten in ſolchen Fällen in Anklage: 
ftand verfegt worden jind. Da der englifhe Offizierftand aus venfelben Elementen wie die im 
Parlamente und in der Grafſchaft herrichende Gentry befteht, fo ift eine anticonftitutionelle 
Haltung der britijchen Armee nit zu befürchten. Die Gentry erwirbt die meiften Offizier: 
ftellen in ver Infanterie und Cavalerie durch Stellenfauf, der jedoch in der Artillerie und im 
Genie ausgeſchloſſen ift. 

An derSpige der Armee fteht dev Obercommandant (Commander in chief), der früher dem 
Gabinet angehörte. Sein Amtögebäude ift das Gebäude ver Horſeguards, White-Hall gegen: 
über. Ihm fteht die ganze Armerpatronage zu. Die Königin kann mit Bewilligung des Par: 
laments aud) fremde Truppen in Sold nehmen. Nach einem in Beziehung auf jeine Gefeglichkeit 
mehr als zweifelhaften Bräcedens kann bie Regierung ohne Bewilligung ded Parlaments ſolche 
fremde Truppen aud nah England hinüberſchaffen laffen. 

Auch der Chef der Marineverwaltung (the first Lord of the Admiralty) hat einen Platz 
im Gabinet. Er ift niemals ein Fachmann, hat aber trogdem die ganze Marinepatronage 
unter jih. Ihm zur Seite flehen fünf junior Lords, welche mit dem Gabinet wehjeln, von denen 
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jedoch nur einer Givilift, zwei gewöhnlich Admirale ind. In wichtigern Fällen verhandeln die 
ſechs Lords der Admiralität, unter denen ſich aljo vier Fachmänner befinden, collegialifh. Sonſt 
ſteht jever einzelne von ihnen befondern Reſſorts vor. 

Die Flotte ift nicht wie die Armee blos ein gedulvetes, temporäres, fondern ein dauerndes 
Staatsinſtitut. Seit dem Aachener Frieden hat fie auch einen ſtehenden, in neuerer Zeit ver: 
bejjerten Strafeoder. Die Flottenmannſchaften find wie vie Soldaten dem bürgerlichen Gefetze 
untergeordnet. Nur kann fein Seemann wegen einer Schuld unter 20 Pf. St. an Bord ſeines 
Schiffes verhaftet werden. Dad Matrojenpreifen ift zwar nicht abgeſchafft, aber thatſächlis 
‚an feine Stelle freie Anwerbung getreten. Käuflichfeit der Offizierftellen findet bei der Flotu 
wicht ſtatt. 

In feiner Eigenschaft ald Geheimraths: und Cabinetsmitglied ift Der Lorofanzler in Ber. 
tretung des Königs Präſident des Oberhauſes. Er braucht nicht Peer zu fein, wird aber that: 
ſächlich fofort, nachdem er zum Lordkanzler ernannt ift, zur Würde eines Beerd erhoben. Er 
ernennt die beiligenden Neichdrichter, die Friedensrichter und Graffchaftsrichter, natürlich mi: 
Zuſtimmung des Königs. Auch kann er Die Friedensrichter, Grafihaftörihter und Goroners 
im Balle ihrer Unfähigfeit und Unredlichkeit vom Amte entfernen. Seine richterliden 
Functionen in Saden freiwilliger und ftreitiger Gerichtöbarfeit werden wir weiter unten 
kennen lernen. 

Die mit jedem Minifterium wechſelnden juriftiihen Rathgeber figen nicht im Gabiner. 
Es find dieſes: 1) der Attorney General, welder in ſehr ſchweren Fällen ald Oberſtaatsanwali 
und Generalfiscal auftritt, aber gewöhnlich auch hierbei ſich durch einen prafticirenden Advocaten 
vertreten läßt. Er und jein eigentlicher Subftitut 2) der Solicitor:General, geben ihre Zuſtim— 
mung zur Erteilung von Gharten, Stadtrehten und Patenten. 3) Der Kings: Gouniel 
ift für Gutachten nad Kanonifhem und Römiſchem Recht beftimmt. Beſondere Attornen: 
Generald und Solicitor-Generals werden bei jedem Minifterwechjel für Schottland und 
Irland ernannt. 

Formell ald Ausihup des Geheimen Rathes, materiell ald beſondere Behörde eriftirt feit 
1784 das bereitd oben erwähnte Hanbeldamt (the Board of trade). Es befteht aus einem Prä— 
jidenten, welcher factiſch allein dem Amte vorfteht und gewöhnlich im Gabinet jigt, und einem 
blos nominellen Collegium. Eiſenbahn-, Handels- und Schiffahrtdangelegenheiten werben 
in diefem Minifterium, unter dem eine Anzahl von Unterbehörben fteben, berathen. 

Auch der Chef der Domänenverwaltung (Office of woods and forests and land 
revenue) und der Bautenminifter (first commissioner ol her Majesty works and 
public buildings) jigen zuweilen im Minifterium. Gleiches gilt vom Präfiventen de Armen: 
amts (Poor Law Board), eine Behörde, deren Eriftenz vorläufig bis zum 23. Juli 1863 
verlängert ift und deren Erneuerung dann mehr als zweifelhaft fein vürfte. Das Armenweien 
wird in legter Injtanz durch eine Commiſſion geleitet. Aber nur der Präſident, aljo der Mi 
nifter, hat in derjelben thatfächlich etwas zu bedeuten. Seine Gewalt ift fehr ausgedehnt, indem 
ev bindende Negulative ergehen lajlen und Armenpiftricte neu bilden kann. 

Alte engliſchen Beamten, aljo auch die Minifter, können für ihre Amtövergehen und jeden 
Schaden, den fie durch Ausübung ihres Amtes verurfahen, auf dem Wege des gemöbnlihen 
Criminal⸗ und Givilprocefjes verantwortlid gemacht werben. Eine eigentliche, gefeglich definirte 
Minifterverantivortlichkeit ift dagegen in England unbekannt. Allein das Unterhaus kann jeden 
Engländer, namentlid aber jeden Beamten wegen fchlechter Verwaltung öffentlicher Angelegen: 
beiten, Berlegung conftitutioneller Rechte und ähnlicher groben Verbredhen vor dem Oberhaui: 
anflagen. In Betreff dieſes Verfahrens, das natürlich wegen feiner Würde und feines Ernſtes 
in der Regel nur gegen große Staatsbeamte, namentlih Minifter, angewandt wird, haben 
ch durch die Praxis Tperielle Brineipien audgebildet. Die Minifter und Räthe ver Krone jind 
danach nicht nur für Die Geſetzmäßigkeit, ſondern aud für die Zweckmäßigkeit und Weisheit 
ihrer Amtshandlungen und Rathſchläge verantwortlih. Die Praris hat ih, und wir glauben 
nicht gegen die Orundfäge der Magna-Charta, auch dafür entichieden, daß auch Gemeine wegen 
Belony vom Oberhaufe gerichtet werden fünnen, falls das Unterhaus jie anflagt. - 

Gine jede Anflage des Unterhaufed (impeachment) muß die Beſchwerdepunkte gegen Dir 
Angeſchuldigten artifelweife vorbringen. Werben an dem vom Oberhaufe feitgefegten Tage die 
Anklagepunkte nicht vertheidigt, fo fpricht das Oberhaus den Angeklagten frei. Der Geridts: 
bof, als welden ih das Oberhaus conftituirt, ift der deö Lord High Steward, Derfelbe fungir 
als Borjigender, und das gefammte Oberhaus ift Richter über That und Rechtsfrage. Der Ge— 
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vichtöhof ift an die Beweisregeln des gemeinen Proceſſes gebunden. Eine Abolition vor ge: 
ſprochenem Urtheil ift nach der Act of setllement unzuläffig, nicht jo eine Beanadigung fei- 
tens der Krone nad geichebener Verurtheilung. Der Anflage des Unterhaufes macht weder 
eine- Prorogation noch eine Auflöfung des Barlaments ein Ende. Jedem Urtheilsiprud gebt 
ein contrabictorifches Öffentliches und mündliches Verfahren, bei vem die Gemeinen durch foge- 
nannte Managers vertreten find, und bei meldem dem Angeklagten zufteht, ſich durch Advocaten 
vertheidigen zu laffen, vorher. Iſt vom Oberhaus das Schuldig ausgeſprochen, fo erfolgt der Ur: 
theilsfpruch erft auf erneuerten Antrag des Unterhauſes. 

Sir Robert Peel hat erklärt, daß die Tage der Minifteranflage vorüber feien. Derfelbe 
Minifter hat esfogarfür unparlamentarifch erklärt, Mitglieder eines geftürgten Minifteriums für 
ihre Amtshandlungen verantwortlich zu machen. Nach diefer Theorie, die noch heute gilt, find 
freilich die Minifteranflagen wegen amtliher Handlungen der Minifter zur Zeit nicht möglich. 
Dennoch fagt Cor mit Recht, daß dad Impeahment rechtlich nicht obfolet jei.66) ES kann 
wieder aufleben, fowie die auf die Herrichaft zweier ſich gegenjeitig ablöfenden Parteien ge: 
gründete parlamentarifche Negierung einmal aufhört und fi Parteien gegenüberftehen, welche 
um conftitutionelle Gardinalfragen miteinander ringen. 

Ebenſo wenig rechtlich bejeitigt, wenn auch zur Zeit außer Übung, find die Arte parlamen: 
tarifcher Gabinetsjuftiz, durch welche früher nicht nur misliebige Minifter, fonvern auch andere 
hohe Perfonen betroffen wurden: vie Bills of attainder. Diefe Bills find Gefege, die ſich auf 
einen beftimmten Ball beziehen und über den davon Betroffenen die Folgen eines ftrafrechtlichen 
Urtheils, gewöhnlich die Strafe des Hochverraths verhängen. Namentlich unter den Tudors. 
wurde mit diefen Specialgefegen im Intereffe ded Despotismus blutiger Misbrauch getrieben. 
Später fehrte jich eine jolde Achtungsbill gegen Karl's 1. Günſtling Strafford, der nad) gehörter 
Bertheidigung durch Specialgejeg aufs Schaffot geſchickt wurde, nachdem der eingeſchüchterte 
König feine Zuftimmung zur Bill of attainder gegeben. Noch in diefem Jahrhunderte verfuchte 
man durch ſolche Strafbill die Königin Karoline zu treffen. Aufgegeben ift diefe parlamentarifche 
Gabtinetöjuftiz Feineswegs.67) 

IN. Die Staatskirche. DieKivche ift in England ein durch und durch politifches Inftitur. 
Staatliches und Kirchliches durchdringen ſich nirgends mehr ald im Infelreiche. Die englifche 
Kirche nennt ſich „katholiſche“ Kirche. Da e8 zwei Eatholifche Kirchen nicht nebeneinander geben 
fann, jo fann natürlich Die Kirdhe von England die römiſch-katholiſche Kirche nicht ald neben 
ſich berechtigte Kirche anerkennen. Die römifhen Katholifen jind zwar emaneipirt, fie gelten 
aber wie alle nidt ver Staatskirche angehörigen Ehriften als Diffidenten, und die römiſch— 
farholifche Kirche wird als Inftitut vom Gefege vollftändig ignorirt. Die Titelbifl von 1850 
bedroht alle diejenigen katholiſchen Biſchöfe mit Strafe, welche ſich als Biſchöfe der Diöceſe 
eines engliſchen Biſchofs oder eines ihnen unterworfenen Sprengels geriren wollen. Cardi— 
nal Wiſeman nennt ſich daher nicht Erzbiſchof von Weſtminſter, ſondern in Weſtminſter. Der 
Papſt ſelbſt iſt für die engliſchen Juriſten nur Bifhof von Rom. Als Canning ſich einſt mit 
demſelben in feiner Eigenſchaft als Papſt in Correſpondenz ſetzen wollte, hielten ihm Die Kron— 
juriſten vor, daß er ſich dadurch der Gefahr ausſetze, wegen Fraemunire beſtraft zu werben. 

Nach den 39 Artikeln von 1562 und den Kanones son 1603 iſt der König dad Oberhaupt 
der Englifchen Kirche. Der König hat im Verein mit vem Parlament alle Rechte, welche früher 
der Papft beſaß, doch übt er feine Jurisdietion nur durch Delegation aus, 

Bei der ganz politiſchen Einrichtung der Englifhen Kirche ift ein Gonflict zwifchen Staat 
und Kirche ebenfo wenig wie ein Gegenſatz zwifchen Parlament und Armee möglich. Die 
Biſchöfe find Mirgliever eined großen Staatsförpers, des Oberhaufes. Sie erhalten ihre Be: 
ftallung durch die Patronage der herrſchenden Partei, direct durch den Premier. Auch die Dis— 
ciplinargewalt über die Geiſtlichen iſt eine weltliche, denn die ſie ausüben, find Biſchöfe, br b. 
Oberhausmitgliever, alfo Staatöbeamte. 

England ift in zwei Kirchenprovinzen, denen die Erzbifchöfe von Canterbury und — vor⸗ 
ſtehen, eingetheilt. Die Erzbiſchöfe haben das Recht, Biſchöfe von ihrem Amt zu ſuspendiren. 
Der Erzbiſchof von Canterbury iſt der Primas des Reichs, und es find ihm 21 Biſchöfe unter: 
geordnet; er iſt der erſfte Peer des Reichs und krönt den König und eine regierende Königin. 
In Eheſachen ſteht ihm auch für Juden und Katholiken ein Dispenſationsrecht zu. Der Erz— 
biſchof von Dorf iſt nur Primas von England und kommt im Rang hinter dem Lordkanzler 


66) The British commonwealth, S. 266. 67) Gneiſt, I, 289. 
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Erzbifhöfe und Biſchoͤfe werben der Form nad) von den Kapiteln erwählt, in ver That aber vom 
König ernannt, da die Kapitel nur bie Candidaten wählen bürfen , weldye der König vorher be: 
zeichnet hat. Sowie vie Bifchöfe den vorgefchriebenen Eid geleiftet, haben fie das Recht, im Ober: 
hauſe zu figen. Jegt dürfen nur die beiden Erzbiſchöfe und 24 Biſchöfe dem Parlament ange: 
hören. Die Bifchöfe von London, Durham und Wincheſter find ipso jure Oberhausmitgliever, 
während die Bijchöfe von Man und Sodor vom Stimmreht ausgeſchloſſen find. Die übri: 
gen Bijchöfe erhalten das Recht im Parlament zu figen nad) ver Anciennetät. Die Biſchöfe find 
Lords des Parlaments, gelten aber nicht ald Peers und jind der Jurisbiction der gemöhnlichen 
Gerichte unterworfen. Im Oberhaufe dürfen fie bei einer Blutfentenz nicht mitſtimmen. 

Alle Biſchöfe mit Ausnahme derer von Sovor und Dan haben rin Kapitel zur Seite, an 
beffen Spige ein von dem König ernannter Dechant fteht. Den einzelnen Pfarrkirchen fteben 
Pfarrer (parsons) vor, die, ſoweit jie nur Pfründenbezieher find, Nectoren genannt werden. 
Letztere laſſen ſich gewöhnlich von fhlecht bezahlten Gurated und Vicaren vertreten. Das Ra: 
tronat befindet jih in den Händen der Krone und der Ariſtokratie, welde legtere allein 
3850 Stellen zu vergeben hat.“s) Wird der vom Batron PBräjentirte vom Bifchof refufirt, jo 
hat derjelbe ein Klagerecht bei den königlichen Gerihten. . 

Seitdem den geiftlihen Gerichten vie Gerichtsbarkeit in Teſtaments- und Ehefahen ſowie 
bei Defamation und andern Vergehen entzogen worden, ift ihr Wirfungsfreis nur noch ein ſehr 
beichränfter. Die Strafen, welche dieſe Gerichte auch jegt noch über Laien verhängen können, find 
Buße (penance) , wofür Gelpftrafe eintreten fann, und Ercommunication, an deren Stelle Ge: 
fängniß bis zu ſechs Monaten tritt. Auf beftimmte Geldfummen und Schadenerfag können Diele 
Gerichte nicht erkennen, wohl aber fann in ihnen wegen Koften Erſatz gefordert werben. Da die 
geiftlihen Gerichte Gerichte des Königs find, fo jind ihnen auch Difiidenten, Katholiken und 
Juden unterworfen. Die noch beftehenden geiftlichen Gerichtshöfe find: 1) der Gerichtshof des 
Archidiakon, desjenigen Geiftlichen, der in einer Didcefe das Aufjichts- und Viſitationsrecht bat. 
Diejer Court of the archdeacon wird durch einen delegirten Nichter,, den Official, abgebalten. 
Bon diefem Hof wird an den ded Biſchofs appellirt. Deilen Gerichtöhof ift 2) der Consistory 
court, der im Sprengel jeded Erzbifchofs und Biſchofs für alle geiftlichen Angelegenheiten com: 
petent ift und von einem weltlichen Nichter, dem Kanzler des Bifhofs, abgehalten wird. 3) Der 
Gerichtshof des Erzbifhofs von Banterbury in London (Court of arches) ift fowol Gerichtshof 
erfter wie zweiter Inftanz. Sein weltliher Richter führt den Titel Dean of arches. 4) Der Ad— 
miralitätdhof (Court of admiralty). Derfelbe ift feinem Verfahren nach und weil in ihm aud 
ber Dean of arches ald Richter fungiren kann und weil er endlich nad jus gentium entfcheidet, 
ein geiftlicher Gerichtähof. Seine Kompetenz erftredt ih nur noch auf wenige Fälle der Bor: 
nierei, des Bergweiend u. ſ. w. In Kriegäzeiten fungirt er ald Prifengeriht. Es exiſtirt 5) 
feit 3 u. 4 Vict. c. 55 ein neuer Diseiplinarhof zur Aburtheilung von Dienftvergeben der 
Geiſtlichen, gegen deſſen Entiheidungen die gewöhnlichen Rechtsmittel zuläffig ind. Die legte 
Inftanz in allen Entſcheidungen geiftliher Gerichtöhöfe ift das juriftiihe Gomite des Gehei— 
men Rathes. Dur rin writ of prohibition fteht es ver Kings:Bend zu, alle Proceſſe, die 
vor die geiftlihen Gerichte gebracht jind, an jich zu ziehen, jobald der Neichärichter glaubt, bag 
legtere dazu nicht competent jind. 

Die jegt verfallene Eonvocation wird noch jedes Jahr mit dem Parlament verfammelt. Jede 
Provinz hat ihre eigene Gonvocation. Die Convocation der Provinz Ganterbury beſteht aus 
zwei Häufern; im Oberhaufe jigen der Erzbiſchof und ſämmtliche Biſchöfe, im Unterhauſe find 
22 Dekane, 54 Archidiakone, 24 Proctors der Kapitel und 44 Proctors für die niedere Geiſt— 
lichkeit verfammelt. Die Gonvocation der Provinz Dorf hat niemals Bereutung gebabt. Aber 
auch die Gonvocation der Provinz Canterbury bringt ihre Zeit jegt nur mit leeren Formalitäten 
und müßigen Verhandlungen bin. 

Geiftliche Inftitute find auch die beiden Univerſitäten Oxford und Gambridge. Diejelben 
zerfallen in eine Anzahl von Colleges, welche als jelbitändige Gorporationen nur durd ihre 
Mitglieder mit den Univerjitäten in Verbindung ftehen. Die Mitglieder diefer Gorporatio: 
nen, die fogenannten Fellows, müflen ein ehelojed Leben führen. Jeder Studirende (under- 
graduate) ift verpflichtet, einem College anzugehören, ohne daß er darum Mitglied ver Gor: 
poration ift. In neuerer Zeit haben die Diffidenten zu den Univerjitäten Zutritt erlangt. Die 
Graduirten beider Univerjitäten haben das Recht, bei der Wahl der beiden Vertreter, welde 
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Oxford und Cambridge ind Barlament jenden, mitzumwirfen. Außerdem haben die Univerſitä— 
ten eigene Gerichtöbarfeit, ja jogar den Blutbann. Die Urtheilsjury, welche bei Treafon over 
Felony über ein Univerſitätsmitglied richtet, beſteht aus ſechs Immatriculirten und ſechs Free— 
holders. Seit hundert Jahren iſt es nicht nöthig geweſen, ſolche Jury zu berufen, 

Die Geiſtlichkeit iſt in England wegen gemeiner Delicte den bürgerlichen Gerichten unter— 
worfen. Bon Unterhauſe ſind Geiſtliche ſeit dem Jahre 1801 ausgeſchloſſen. Communal— 
ehrenämter, bis aufs Geſchworenenamt, zu bekleiden iſt ihnen geſtattet; doch können fie nicht an— 
gehalten werden, ſolche AÄmter zu übernehmen. 

Wie wir geſchen haben, werden andere Kirchen als die Staatskirche in England nicht an— 
erkannt. Gegen die Jeſuiten ſind ſtrenge Strafgeſetze, wenn auch nur auf dem Papier, vor: 
handen. Katholiſche Geiſtliche dürfen außerhalb ihrer Gotteshäuſer feine Amtstracht tragen. 
Während früher alle Ehen, mit Ausnahme der Ehen der Juden und Quäker, in den gottes— 
dienſtlichen Gebäuden ver englifhen Hochkirche geichloifen werden mußten, oder ein theuerer 
Dispend von diejer Trauung vom Erzbiihof von Ganterbury einzuholen war, ift feit 1836 vie 
faeultative Givilehe eingeführt worden. Juden wie Katholifen dürfen nicht Reichsrichter, nicht 
Lordkanzler, Lordſiegelbewahrer, eriter Lord des Schatzes, Megent, Lordlieutenant und Yords 
deputy von Irland werden. Katholiken und Juden dürfen ferner nicht Mitglieder von Univer— 
ſitäten und Colleges fein, Prieſter aller Seften nicht im Parlament jigen. Alle andern Ämter 
dürfen fowol Juden wie Katholiken befleiven. Gotteshäuſer der Katholifen und protejtantiihen 
Diſſidenten brauchen nicht mehr regiftrirt zu werden, doch gewährt das Negiftriren dev Kapellen 
noch immer gewiſſe Vortheile, wie Befreiung der Geiftlihen vom Geihworenendienft. Gehei— 
mer Sotteödienft bei verſchloſſenen Thüren ift verboten. Die proteftantiihen Diſſidenten find 
politifch den Anhängern der Hochkirche vollfonmen gleichgeftellt. Quäker können gültige Shen 
nad eigenem Ritus jchließen, cbenjo die Juden. Den Quäkern ift außerdem die Ableiftung 
von Eiden erlaffen; an deren Stelle tritt bei ihnen eine feierliche Verliherung. Die Juden find 
endlid den gewöhnlichen Naturalijationdgefegen unterworfen, falls jie nicht fieben Jahre in 
einerienglifchen Kolonie gelebt. Ins Parlament dürfen fie nur eintreten, fobald das betreffende 
Haus ihnen die Eidesformel, welche ſie ausſchließen müßte, ba jie auf den „wahren Ölauben 
eines Chriſten“ lautet, erläßt. Natürlich wird ſeitdem dieſer Gid ſtets vorkommendenfalls er— 
laflen. Seitdem der Abſchwörungseid abgeihafft, ift bereits aud ein Mohammedaner Attor: 
ney De 

Die Juftigzverwaltung. Die engliihe Rechtspflege findet an der Verwaltung feine 
Shranke Letztere muß überall weichen, wo fie der Gompetenz der Gerichte begegnet. Daher 
jind in England Gompogenzconflicte zwiſchen Juftiz und Verwaltung nicht möglich. Die Omni— 
potenz der Gerichtshöfe auf allen Gebieten des Rechts ift feit Befeitigung der Hohen Com: 
mifrion und der Sternkammer anerkannt, ein Zuftand, den der jegige Präſident des preußischen 
Obertribunald, Hr. Uhden, bei Beleitigung der heſſiſchen Verfaſſung ald einen durchaus anti- 
monardiichen bezeichnet hat. Eine Scheidung zwiſchen Juftiz und Verwaltung findet in England 
freilich auch ftatt, aber in dem Sinne, daß abhängige Verwaltungsbeamte feine Juftiz ausüben. 

Die englifhen Nichter gehen aus der Advocatur hervor, Die engliihen Juriften werden in 
den Jogenannten Inns of court audgebilvet. Alle continentale Dreffur, welde die Unabhängig: 
feit des Charakters jo jehr zu gefährden geeignet, ift diefen Inns, die von der Negierung voll: 
ftändig unabhängig find, fern. Alle Advocaten und alle Reichsrichter müſſen einer folden Inn 
angehören. Wenn aud bei der Anftellung der Neihsrichter Patronage mit enticheivet, fo ift es 
doch rühmlich anzuerkennen, daß jich die Parteiregierungen meiftens vedlid bemüht haben, nur 
ausgezeichnete Männer mit dev Nichtertoga zu befleiden, 

Die Richter find auf Lebenszeit angeftellt. Sie fünnen nur, ſobald jie eined Vergehens 
überführt jind, auf Adreſſe beider Häuſer des Barlaments entlaffen werden und unterliegen fonft 
feiner Disciplinargewalt. Sie werden nicht mit Orden behängt und führen feine mit ihrem 
Amt nicht zufanımenhängenden Titel. Ihr Dienfteid verpflichtet fie, aud gegen den Willen des 
Königs Recht zu ſprechen. Die Oberrichter fegen ihrem Eide noch das Verſprechen zu, daß 
fie auch von königlichen Neferipten, die an jie gelangen follten, bei der Rechtſprechung feine 
Notiz nehmen werden, 

Auch die neu ereirten Richter der Grafſchafts- und ſtädtiſchen Polizeigerichte find auf Lebens: 
zeit angeftellt. 

Die Kings-Bench ift derjenige Gerichtshof, welcher alle untergeordneten lofalen Gerichts— 

Staats⸗Lerikon. VII 48 


754 Großbritannien und Irland (Staatsgeſchichte und Staatsrecht) 


höfe, ebenjo auch die geiftlihen Gerichte fowie die Rofalverwaltung innerhalb der Grenzen ihrer 
Gompetenz hält. Gegen alle Untergerichte, alle Beamten und alle mit dem Gericht in Berüb- 
rung fommenden Parteien hat diefer Gerichtöhof wegen Ungehorfam (contempt) eine willfür: 
lie Strafgewalt. Diefe Strafgewalt ftebt übrigens auch jedem andern Gericht, natürlich in 
feiner befhränftern Sphäre, fowie dem Parlament, das ja auch ald Gerichtshof angefehen wird, zu. 

Die Öffentlichkeit des Gerichtöverfahrens ift in England nicht dur peinlihe Nüdfichten 
beengt. ‚Selbft mo englifche Richter collegialifch entſcheiden, und felbft wenn die Neichsrichter 
im Oberhaufe ihr Gutachten abgeben, motivirt jeder einzelne fein Botum angefihts des Publi: 
kums und der Preffe.69) 

Die Gerihtöhöfe zerfallen in Gerichtshöfe, welche nad) gemeinem Recht, und ſolche, die nicht 
nad gemeinem Recht entſcheiden. Die legtern dürfen feine Jury zur Entſcheidung von That: 
fragen berufen, jie fönnen aber die Reihägerichte requiriven, um eine Jury über beftimmte 
Thatfragen entjcheiden zu laffen. Bon den Gerichtshöfen, die nicht nad) gemeinen Recht ent: 
ſcheiden, find die Billigkeitögerichte hervorzuheben, weil diefe ven Gerichten des gemeinen Rechts 
ganz paritätifh gegenüberfleben, während die geiftlichen Gerichte ſowie die Militärgerichte_ber 
Oberauffiht der Kings-Bench unterworfen find. Während aber von den Billigfeitögerichten 
‚ and Oberhaus appellirt wird, findet von den geifllihen Gerichten ein Appell an die juriſtiſche 

Abtheilung ded Geheimen Rathes ftatt. 

Die drei oberften coordinirten Reichögerichte fügen noch heute in Weftminfter. Es find diefes 
der Gerichtshof der Königsbanf (King's oder Queen's Bench), der ehemalige Schaggerichtähei 
(Court ofexchequer), und der Gerichtshof fahliher Klagen (Court of Common pleas). Jeder 
diefer Gerichtshöfe ift mit einem Vorfigenden, Lord chief justice in der Kings: Bend, Lord 
chief baron im Schaghofe und Lord chief justice im Court of Common pleas, und vier Bei: 
figern, puisne judges, im Schaghofe Barons genannt, befegt. 70) Diefe 15 Richter bilden 
in vielen Fällen eine@inheit, namentlich in Beziehung auf die im Lande abzubaltenden Aſſiſen. 
Zweimal im Jahre bereifen je zwei diefer Richter einen der acht Juſtizſprengel (eircuits), in 
welde England eingerheilt ift, während ein Richter in London zurücbleibt. London und Middle⸗ 
fer find von diefer Diftrictseintheilung erimirt. 

Auf diefen Rundreifen werden nun Griminal= und Givilproceffe entſchieden. Namentlich 
find die reifenden Richter (Commissaries of oyer and terminer und goal delivery) ermäch— 
tigt, alle Strafſachen an fi zu ziehen und alle Vergehen, wegen der jemand fid) in Unter— 
fuhungshaft befinvet, aburtheilen zu laffen. Jeder Verewigung der Unterfuhungshaft jind 
dadurd wichtige Schranken gefegt. Alle Klagen fünnen jedoch nur bei den conıpetenten Ge— 
rihtshöfen in London angebracht werden. Durch ein writ of nisi priäs werben aber einfachere 
Privatklagen der Entſcheidung der reiſenden Richter übertragen. Wichtigere Rechtsſtreitigkeiten 
werben in banco, d. h. bei dem Gericht in London ſelbſt entſchieden. In neuerer Zeit entſchei— 
den die reifenden Richter auch Eheſachen. 

Don den drei Gerichtshöfen in Weftminfter ift die GCompetenz ber Kings: Ben, als 
Nachfolgerin der alten aula regis, die ausgevehntefte; nur dringliche Klagen find ihr entzogen. 
Andere Givilflagen können jegt nad Belieben bei jedem der drei Reichsgerichte angebracht 
werden. Nur die Kings:Bend hat die höhere Eriminaljurisdiction, Fann aber aud im Auf: 
ſichtswege durch writ of certioriari das geringfte Polizeivergehen an ſich ziehen. Dieje Seite 
der Thätigfeit der Kings-Bench, wie die Oberauffiht, welde fie über die Unterbehörden übt, 
nennt man den Crown side der Kings: Bend:Jurisdiction, während ihre Befugnif, Eivilftrei- 
tigkeiten zu entſcheiden, unter der Bezeichnung Plea side begriffen wird. 

Dem Court of Common pleas fteht feine Strafjurisdiction zu. Dafür ift er ausſchließlich 
befugt, dingliche Klagen zu entfcheiven. Ihm liegt e8 ob, in appellatorio zu urtbeilen, falls über die 
Entſcheidung der Revising barristers bei Feftftellung der Barlamentsmahlliften Beſchwerde ge: 
führt wird. Der Court of exchequer ift jegt ein gewöhnlicher Eivilgerichtöhof für perſönliche 
Klagen, bat aber von feiner frühern Jurisdiction in Finanzſachen die Entſcheidung in fitcali- 
ſchen Sachen und Steuerdefraudationdfällen, bei denen das Arar betheiligt ift, und bei Dienft: 
klagen gegen Finanzbeamte behalten. 

Sobald in Civilfachen gegen eine Entſcheidung der drei Reichögerichte oder gegen ein Man- 


69) Annual Register, 1852, ©. 369; 1853, ©. 296. 
70) Puisne, altfranzöfifches Wort, heißt „jünger. Alfo puisne judges find jüngere Richter, d. b. 
beifigende Richter. 
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damus der Kings-Bench appeflirt wird, jo ift der Court of error in the exchequer chambre, 
welcher von den Richtern derjenigen zwei Reichsgerichte gebildet wird, Die bei dem angefochtenen 
Urtheil nicht betheiligt waren, der competente Appellhof. Sämmtliche zehn Richter ver jedesmal 
in Anfprud genommenen zwei Reichsgerichte Haben das Recht, nicht die Pflicht, an ven Entſchei— 
dungen dieſes Appellhofs ſich zu betheiligen. Bon diefem Appellhof findet Oberappellation and 
Oberhaus flatt. In der exchequer chambre figt auch der Court of criminal appeal, an den 
mit Zuftimmung des erſten Richterd in Strafſachen, jedoch nur ine Betreff des Rechtöpunkts ap⸗ 
pellirt werben fann. Zur Beichlußfähigfeit viefes Gerichtshofs, an welchem ſämmtliche 15 Reichs⸗ 
vihter theilnehmen können, gehört, daß fid fünf Richter, darunter ein Chief justice oder Chief 
baron, an demfelben betbeiligen. 

Diefe 15 Richter find auch zu dem Central criminal court von London deputirt. Andere 
Richter und der Lord: Mavor, legterer blos honoris causa, find in dem betreffenden Gommiflo= 
rium mit einbegriffen. Die Jurisdiction diefed Criminalgerichtshofs erſtreckt fih über London 
und Middleſex, gewifle Theile von Kent, Effer und Surrey; Verbrechen, die auf hoher Ser 
verübt worden, werben hier abgeurtheilt. Thatſächlich figt nur ein Nichter zu Gericht, und 
zwar in wichtigern Sachen ein Reichsrichter, in unwichtigern der Recorder der City. 

Auch in dem Gonmifforium für das neue Ehegericht jind die Neichörichter mit einbegriffen. 
Diefer Gerichtshof, der erft feit 1857 eriftirt — vorher fonnte nur das Parlament Ehen ſcheiden — 
entiheidet in Eheſcheldungs- und in allen flreitigen Chefahen. Der eigentliche Richter ift der 
Richter ded Teftamentshofs, doch joll er in wichtigern Eheſcheidungsſachen zwei andere Richter 
binzuziehen. Ehebruch ift der einzig geltende Eheſcheidungsgrund. Von dieſem Gerichtshof 
wirb and Oberhaus appellirt. | 

Ebenfalls im Jahre 1857 wurden die Teſtamentsſachen den geiftlichen Gerichten entzogen 
und Streitigfeiten über Gültigkeit von Teftamenten fowie ihre Beftätigung und Ausfertigung 
und die Anordnungen über die Vertheilung des Nachlaſſes einem neucreirten Gerichtähof, dem 
Court of probate übertragen. Der Richter dieſes Gerichtöhofs ift im Rang den Beifigern ber 
Reichögerichte gleih. In Streitfahen unter 300 Pf. St. können die Intereffenten jih an die 
Grafihaftögerichte wenden. 

Diefe Oraffhaftsgerichte (County courts) beftehen feit 1846, und England und Wales find 
zu dem Ende in 60 Diftricte eingetheilt. Die 60 Grafihaftsrichter find auf Lebenszeit ange: 
ftellt, Eönnen jedoch vom Lordfanzler wegen ſchlechter Führung und Unfähigkeit entlaffen werden. 
Da fie nur Civiljuſtiz in Bagatellfahen unter 50 Pf. St. haben, auch nur geringe Steuercon: 
traventiondfälle fowie andere geringfügige Streitigkeiten (falls die Parteien ſich nicht vereinigen, 
auch größere Sachen Hier entſcheiden zu laffen) abzuurtheilen haben, jo ift diefe vem Lordkanzler 
eingeräumte Disciplinargewalt nicht eben bevenflih. (Ausführliheres über ihre Compe— 
tenz ſ. bei Gneift II, 162; bei Rüttimann, „Der englifdhe Civilproceß“. 

Ältere Eleinere Gerichtähöfe des gemeinen Rechts von zum Theil nur lofaler Jurisdiction 

aufzuführen, mürde den und zur Verfügung geftellten Raum zu fehr in Anſpruch nehmen, und 
wir wenden und daher gleich zu einer England eigenthümlichen Art von Gerihtöhöfen, zu ven 
Billigfeitögerichten. 
Den Begriff der Billigfeit haben wir fhon ober in der Kürze erörtert. Der Kanzler, ver 
früher ein Geiftlicher war, hatte ſchon unter Heinrich II. die Aufgabe, die Strenge des Rechts 
zu mildern und durch feine prätorijche Gewalt Veraltetes und Schädliches im Recht abzus 
ändern. Im allgemeinen fann man den Sa aufftellen, daß, wo feine Rechtshülfe nach ge- 
meinem Recht zuläfiig, eine ſolche noch immer nad Billigkeit möglich fei. Auch fünnen im 
Billigfeitögericht Perfonen klagbar werden, die im Gerichtshof des gemeinen Rechts nicht felb- 
ftändig Flagen dürfen. Ebenfo läpt der Lorbfanzler in feinem Gerichtshof Klagen zu gegen Ber: 
fonen, welche in andern Gerihtshöfen nicht verflagt werden Eünnen. Einen der widtigften 
Zweige der Billigfeitöjuftiz bilden namentlich die Erbſchaftsklagen. Die Gerichtsbarkeit, melche 
der Kanzler in einigen Sachen nad Common law früher hatte, ift obfolet. Im Kanzleihof 
fommen aud alle Vormundſchaftsſachen zur Verhandlung, denn der Lorbfanzler ift Obervor— 
mund und Oberauffeher über alle milden Stiftungen und Hospitäler für das ganze Reid). 
Unter ihm ftehen die Commissionaries in lunacy (Gommiffarien für Irrenhäufer), welche jähr— 
li finmal dem Lordkanzler über die Irrenhäuſer Bericht zu erftatten haben. 

Das Verfahren im Kanzleihof, zum Theil [hriftlih und unferm gemeinen deutſchen Proceß 
ähnlich, iſt in jüngfter Zeit jehr verbefjert worden. Doch laborirt ver Kanzleihof noch immer 
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an dem Übelſtand, daß die höhere Inftanz das Oberbaus ift und in diefem auch wieder der Lord: 
fanzler den Vorjig führt und die beigeorpneten Richter im der Regel in den zu entſcheidenden 
Sachen nicht jo informirt find mie er. 

Die große Eentralifation der Billigfeitögerichtöbarfeit in einem einzigen Gerichtshofe hat eö 
allmäblich nöthig gemacht, die Geihäfte des Kanzleihofs theilmeife an Nebengerichte mit zu über: 
tragen. Der Master ofthe rolls (Großardivar des Reichs), welcher im Range gleih binter dem 
Oberrichter der Kings-Bench fommt, übt eine Jurisdiction lin Billigkeitsſachen ſeit dem vori- 
gen Jahrhundert aus. Bon feinen Entfheidungen fann an den Kanzler apvellirt werben. 
Ebenſo wird von den Gerichten der drei Virefanzler an den Kanzler allein oder an die Lords 
justices of the Court of appeal appellirt. Diefer legtgenannte Appellhof bejteht nunmehr aus 
dem Lordkanzler und einem Lord justice oder beiden Lords justiees allein. Aud fann auf Ber: 
langen des Lordkanzlers ein Neichsrichter diefem Gericht beigegeben werben. Gbenjo wird von 
den Banfrottböfen von London, Birmingbam, Briftel, Ereter, Leeds und Liverpool an dir 
Lords jnstices of appeal appellirt. 

Die Oberappellation and Oberhaus ift in Equityſachen noch immer beibehalten, aber un— 
gemein ſelten geworden. 

Das Oberhaus iſt die Spitze der geſammten Rechtſprechung des Reichs, ſowol in Law 
wie Equityſachen. Ebenſo wird von den iriſchen und ſchottiſchen Gerichten and Oberhaus ar: 
pellirt. In Equityſachen wird die Sadıe, in der man appellirt, ftet® an den judex a quo zurüd: 
gewiejen, damit er auf Grund des Decretö des Oberhaufes feine Entfheidung oder fein Decret 
oder fein Interloent ändere, In allen andern Sachen entfcheidet dad Oberhaus nur auf Grum 
von Grfenntniffen und fällt feinen Spruch in dev Sache ſelbſt. Dieje Oberappellationsgerichts- 
barfeit des Oberhaufes rubte vom Roſenkriege bis 1621 ; als ſie in dieſem Jahre wieder ange: 
rufen wurde, fand fich fein jüngeres Präjudiz ald eind unter Richard II. 

Um dieſem höchſten Gerichtöbof des King in parliament allen nur möglichen juriftiichen 
Beirath zu gewähren, müſſen die Neichörichter, der Master of the rolls dem Oberhaufe auf- 
warten und ald Nichtmitaliever des Oberbaufed bei Rechtsentſcheidungen auf dem Wollſacke 
neben dem Lordkanzler Blag nehmen. Zwar bat jeder Peer das Recht, in allen Rebtsfaen in 
appellatorio mit zu entfcheiven, es ift aber nur zweimal vorgefommen, daß alle Peers (the peers 
at large) an einer Rechtsentſcheidung in letzter Inftanz theilnahmen.? 1) In ver Regel entfer: 
nen ſich alle nichtjuriſtiſchen Lords, ſowie eine MNectöfadhe in appellatorio entidieden werben 
Toll, wie es z. B. im Proceh O' Connell's ver Fallwar. Da drei Mitglieder das Oberbaus 
überhaupt beſchlußfähig machen, fo genügt die Anweſenheit von drei Richtern auch zur Gültigkeit 
jedes Richterſpruchs. Wenn, wie ed von 1818 — 27 der Fall war, der Xorbfanzler der einzige 
Juriſt im Oberhauſe ift, fo müſſen allerdings mindeftend zwei andere Peers, die dann natürlich 
nur Statiften find, ihm affiftiren. Aber auch jetzt kommt es noch immer vor, daß nur der Lord: 
kanzler der einzige factifch enticheidende Nichter ift. Der Geihäftsgang des Oberappellbofs ift 
langwierig. Gine Prorogation ded Parlaments unterbricht die Sigungen des Gerihtshofs, dem 
es an der äußern Würde anderer Gerichte gebricht,, da nur der Lordkanzler, nicht die Beifiger in 
Amtstracht ericheinen.’?) 

Wenn das Oberbaus ald Gerichtshof gfter und einziger Inftanz verfanmelt wird, um einen 
Beer, eine Peereß, eine Königin-Gemahlin, einen Prinz oder eine Prinzeffin - Gemahlin zu 
richten, fo ift zu unterfcheiden, ob das Parlament verfammelt ift oder nicht. Iſt erſteres der Fall, 
jo wird ein Peer von der Krone zum Lord High = Steward ernannt, der dann den Vorſitz des 
Gerichtshofs führt. Sämmtliche Peers find in diefen Fall Mitglieder dieſes Gerichte, das auch 
zufammentritt, forvie das Unterbau jemand durch impeachment vor dem Oberhaufe angeflaat 
bat. That und Rechtsfrage find in dieſem Gerichtähof nicht getrennt. Mehrbeit enticheider. 
Jeder Beer gibt fein Urtbeil auf Ehrenwort ab (upon my honour). j 

If das Parlament nicht verfammelt, fo werden Peers und Beerefled vom Gerichtshof des 
Lord High- Steward gerichtet. Diefer Hof ift ein reiner Schwurgerichtshof, deſſen Teitenver 
Richter der genannte Beamte ift. Alle Peers müflen zu diefem Gerichtshof ald Geſchworene ge: 
laden werden. Zur Fällung eines Urtheild genügen 23 Jurors, von denen mindeiten® 12 ein 
Schuldig ſprechen müflen, um eine Berurtheilung herbeizuführen. 

Die Verfolgung der Verbrecher und die Friedensbewahrung ift Sache des Königs, als des 
höchſten Friedensbewahrers des Reichs. Aber diefe Gewalt, Friedensbrecher zu verfolgen, ift wie 





71) Brougham, S. 256. 72) Annual Register, Jahrg. 1856, S. 104. 


| 


Großbritannien und Irland (Staatsgeſchichte und Staatsrecht) 757 


die lofale Verwaltung jedem einzelnen Engländer velegirt. Jeder einzelne Engländer hat dad 
Recht, ja in vielen Fällen die Pflicht, Friedensbrecher zur Verantwortlichkeit zu ziehen; die De: 
nunciationd: und Zeugenpflicht ift in England daher viel ausgenehnter als auf dem Eontinent. 

Ein befonderer Beamter zur Verfolgung von Verbrechen eriflirt in England nit. Jeder, 
der von einem Verbrechen Kenntniß erhalten, namentlidy der Denunciant und fpeciell denunei— 
vende Polizeibeamte können vom Unterfuhungsrichter verpflichtet werden, einen Criminalproceß 
vor bie große Jury zu bringen. Der Denunciant eriheint dabei gewöhnlich ald Belaftungs: 
zeuge, und ein Advocat tritt als eigentliher Ankläger auf. Seit 1846 wird dem Anfläger wie 
ven Belaſtungszeugen eine Vergütigung aus Staatsmitteln gewährt. Verſchiedene Gefellihaf: 
ten ſorgen dafür, daß Verbrechen verfolgt werden, und viele größere Corporationen und An— 
ftalten,, Banf und Münze, haben ihre beſondern Ankläger. Mie jede Privatperfon, fo hat auch 
die Regierung dad Necht, durch einen ihrer Kronanwälte, den Attorney = General, und deſſen 
Gehülfen Verbrecher verfolgen zu laſſen, aber auch in diefem Ball läßt ji der Kronanmwalt ge- 
wöhnlih durch einen Advocaten vertreten. 

Die Verſuche, eine ftändige Staatsanwaltſchaft einzuführen, find bidjegt geicheitert, Doc 
ift man, ſelbſt von jeiten dev Vertreter des Staatsanwaltſchaftsprincips, nicht weiter gegangen, 
als vie Nachahmung der ſchottiſchen Staatsanwaltſchaft, welche mehr ein communales als ftaat: 
liches Inftitut ift, zu empfehlen, Bis zur Empfehlung einer Staatsanwaltſchaft, die zugleih 
das Anflagemonopol hat und welche dabei von der Negierung ganz abhängig ift, hat fich vie 
Phantafie des continentalften Engländers noch nicht emporgeihwungen. 

Die Entiheivdung der Thatfrage bei Aburtheilung aller Verbrechen und der meiften Ver: 
geben, die Abſchätzung von Schädenanſprüchen, die Feſtſetzung von Todesurſachen, Erpropria= 
tionsanſprüchen, Ermittelung vieler Umftände in allen Civilproceſſen u. ſ. w. erfolgt in England 
durch einen Gemeindeausſchuß, die Jury. Leder definitiven Aburtheilung im Griminalproces 
geht das Nügeverfahren bei der großen (grand) Jury vorher. Die gewöhnliche Form der An- 
flage vor der Fleinen Jury ift das Indietment, welches im Namen des Königs als eine auf Per— 
gament geſchriebene Bill, auf deren Rücken die Belaftungszeugen verzeichnet find, in den Ge— 
richtöhof eingebracht wird, und über welche Bill das vom König Serufene Nügengericht der großen 
Jurv entjcheidet. Der Anwalt des Klägers wird in dieſem Gericht ald King's sergeant, als Ver: 
treter des Königs, angefehen.??) Hat der Verfolgende feinen Anwalt, jo entwirft fowol in ven 
Gircuitö mie in den Quarter sessions ein Beamter die Anklage. 

Für die Mitglieder der Grandjury bei ven Neichägerichten und Gircuits exiffirt nur in zwei 
Graffhaften, Dorf und Rancafter, ein beitimmter Genfus. Der Praris nach gehören die 
Jurors der Gentry an und find meiftens Friedensrichter. Die Grandjury beſteht gewöhnlich 
aus 23 Mitaliedern, und ed muß eine Mehrzahl von 12, nah ſummariſchem Verhör ver Bela— 
flungszeugen, die Anklagebill zur ihrigen machen, d. h. die Nüge beitätigen (find a true bill). 
Der Ihädliche Einfluß, den namentlich ſchottiſche Juriften im engliihen Barlament üben, be: 
droht auch die Eriftenz der Anklagejury, vorläufig zuerft in London. 

Die Heine oder Urtheildjurn wird aus Reuten gebilpet, welde 10 Pf. St. reines Ginfommen 
von freehold oder copyhold, oder einen Padhtbefig von 60 Pi. St. Ertrag haben, oder mit 
20 Pf. St., in Mivdlefer mit 30 Pf. St. Grundrente zur Armenfteuer eingefhägt find. Die 
Jurvliſten werden alljährlich von eommunalen Beamten aufgemacht, und der Sikriff deputirt 
zu jedem Circuit 48 — 72, zu jeder Quartalſitzung mindeſtens 24 Geſchworene. Im jeder 
Proceßſache werden die Geſchworenen vom Richter über vie Rechtsfrage belehrt. Ihr Verdiet 
können die Geſchworenen frei nad) ihrer Überzeugung abgeben. Die Beftrafung der Jury für 
misliebige Verdiete war ein Theil ver Willkür, welche die Stuarts übten. Auch vie Einftinnmig: 
feit der Jurn wollte Lord Campbell in feiner einfeitigen Auffaflung des engliichen Rechts be- 
feltigen. Er ftarb aber darüber hinweg, und die Einftimmigfelt der Jury ift bisjet erhalten 
geblieben. 

Soweit die bürgerliche Freiheit durch geſetzliche Cautelen gegen richterliche und polizeiliche 
Willkür gefhügt. worden, ift e8 in England durch die Ausbildung ded Geſchworenengerichts ge- 
ihehen. In reactionären Zeiten, wo alle andern Schugmittel gegen die Gewalt nicht verfingen, 
bat jich die Jury ald eine Mauer bewieſen, welche der Despotismus nicht zu überſteigen ve 
mochte. Deshalb haſſen auch alle bureaufratifch gebildeten Juriſten,dieſes Inftitut und ” 
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einen ganzen Apparat von Gründen in Ländern, wo ed nicht eriftirt, ind Feld; deshalb juht 
man in ven Polizeiftaaten des Eontinentd feine Wirffamfeit foviel wie möglich einzufchränfen. 

Wir kehren zum Anfange unferer Schilderung der engliſchen Gerichtsverfaſſung zurüd, 
zum Advocatenftande. Die Advocaten heißen, wenn fie graduirt jind, Sergeants at law. Es 
gab deren 1856 nur 28 auf 3816 Advocaten. Dieje Sergeants bilden eine befondere Innnung, 
der auch die Reihsrichter angehören. Die gewöhnlichen Advocaten, welde nicht Sergeants fint, 
beißen Barristers. Barristers und Sergeanis werben unter dem gemeinfamen Namen Counsels 
begriffen. Der Aovocatenftand ift einer ver Hauptträger des englifhen öffentlichen Lebens. Ti 
Advocaten haben das Recht, in allen Gerichten des Reichs zu plaidiren. Ihre Vollmachten cr: 
halten fie von den Attorneys, die bei den Billigfeitögeridhten Solicitors heißen. Dieje dürfen 
nur bei den Duartaljeffionen in Grafſchafts- und Polizeigerihten plaiviren. Sie verfertigen 
die meiften Schriftfäge, bereiten die Procefle vor, find Notare und Gejhäftdcommifftonäre. 
Gewiſſe Schriftfäge verfertigen die Special pleaders, während die Conveyancers die Rechts 
geſchäfte über Grundſtücke beforgen. Außerdem gibt es no zur Beglaubigung von Handlungen 

und Schriftftüden bejondere Notaries. 
Seit 1768 bilden die Doctoren des Givilrechts, d. bh. des Römiſchen Rechts, welche vorzugs 
weife in den geiftlihen Gerichtshoͤfen und im Admiralitätshof plaidiren, eine Gorporation, 
Doctors Commons. 

V. Daß Iofale Selfgovernment. Das alte englifche Selfgovernment wird von ber 
fich felbft beſteuernden Gentry getragen. Diefe Gentry ift keineswegs ver Fleinere Adel, noch ein 
Nittergutöbefigerftand, noch die Bourgeoifie. Nobility und Gentry bilden in England zwar 
die politifche Ariftofratie, find aber von der gefanımten Nation durch feine erfennbare Grenze 
geihieden. Daher hat die Gentry als ſolche niemals Privilegien genoſſen und feit dem Mittel: 
alter alle Laſten des Staated getragen. Die Macht ver Nobility wie der Gentry beruht nur auf 
Beſitzthum und höherer Bildung. Die Gentry ift daher au nur ſocial von den übrigen 
Geſellſchaftsklaſſen geihieden, während ſich die Nobility innerhalb der Gentry aus dieſer heraus 
erhebt. Aber die Verbindung ver Nobility und der Gentry wird niemals gelöfl, da der zweite 
. Sohn eines Lords auch nur ein Gentleman ift. Die vorzugsweiſe fociale Bedeutung der Gentry 
wird durch das Sprichwort audgedrüdt: „Der König kann wol jemand zum Nobleman, aber 
nicht zum Gentleman ernennen.‘ 

Im Jahre 1851 ergab der Genjus nur 17047 Landeigenthümer, unter denen bie Fleinen 
Bauern, welche ihr eigened Land bebauen, eine verſchwindend kleine Zahl bilden. Die großen 
Grundbejiger, welche jelten ihr Land felbft bebauen, fondern von ihren Nenten leben, die 
Gelehrten, Juriften, großen Kaufleute, Offiziere und Geiftlichen bilden die Gentry, aus der fh 
eben die Nobility refrutirt. 

Das englifhe Selfgovernment hat nun zwei dharakteriftifhe Merkmale. Alle nicht 
fubalternen Amter find Ehrenänter, und die Bedürfniſſe ver Selbftverwaltung werden von 
der regierenden Gentry aus Grundfteuern beftritten. Das Gebiet der Selbftverwaltung um- 
faßt faft alle Gefchäfte, weldhe in continentalen Staaten den von der Staatdregierung abhän— 
gigen Verwaltungsbeamten zufallen. Dazu kommt die ganze Polizeigerichtsbarkeit und rin 
Theil der nievern Eriminalgerichtöbarfeit, Nur zum lokalen Polizeifonds leiftet der Minifter 
des Innern einen Zufhuß. 

Die Beamten des Seligovernment haben meiftens richterlichen Charakter und führen ihre 
Verwaltung nad beftimmten proceffualiftifhen Grundfägen. Da alle rihterlihe Gewalt vom 
Könige ausgeht, fo werben jie meiftend vom Könige ernannt. Das föniglihe Gericht, die 
Kings-Bench, kann, wo dad Geſetz nichts anderes entfcheidet, den lofalen Beamten alle vor ie 
gelangenden Sachen entziehen und ſolche in erfler Inftanz entſcheiden. 

Seit der Reformbill ift dad Princip der Wahl bei ven neugebilveten Behörden und bei der 
ftädtifchen Vertretung maßgebend geworben. Dieje neuen Wahlbehörden haben feine richterlich 
Gewalt. Bon ihren Entſcheidungen ift theilmeife der Rechtsweg an die Reihägerichte zuläſſig, 
theilweife unterliegen fie auch der Beſchwerdeinſtanz des Minifters des Innern. Da eine lokale 
Autonomie im engliſchen Rechte nirgends anerkannt ift, jo iſt au von Schlüſſen ver Eorporationen 
der Appell an die Reichsgerichte oder an fonflige Beſchwerdeinſtanzen zuläfiig. 

Die Trennung von Stadt und Land ift in England rehtlih nicht vorhansen. Eine Stadt 
(city oder town) und ein Dorf (village) unterfcheiden ih nur durch eine größere oder geringere 
Zahl Häufer, aber nicht rechtlich. Die Bezeihnung City ift ein leerer Titel, welcher einer Stan 
keinen Vorrang verleiht. Cities, Städte und Dörfer gehören daher der Regel nach im bie 
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Grafihafteverfaffung hinein, und nur die corporirten Ortfchaften mit eigener Gerichtsbarkeit 
bilden befondere Gerichtsbezirke innerhalb der Grafſchaftsgerichtsbarkeit, jind aber nicht von 
der Appellationsinftang der Vierteljahröfigungen emancipirt. Einige corporirte Städte bilden 
jedoch ſelbſtändige Grafſchaften (counties corporate) und find ald jolde dann aud von ber 
Appellationsjuriediction der Grafſchaft erimirt. Es gibt viele Heine Ortſchaften, die Corpora⸗ 
tionsrechte haben, während große Theile Londons, wie Marylebone mit 371000 Einwohnern, 
nur als Kirchſpiele vechtlich in Betracht kommen. 

Auch der Begriff der bloßen Ortd: und Dorfgemeinde ift dem englifhen Nechte fremd. Ein 
Dorf kann ein felbftändiges Kirchſpiel fein, ed kann mehrere Kirchſpiele enthalten, «8 kann aber 
auch nur ein Theil eines Kirchſpiels fein. 

Die Verwaltung geſchieht noch immer vorzugäweife bezirföweife, d. h. nad Grafſchaften 
und Hundertſchaften Getzt Divifions). Die corporirten Städte bilden in dieſer Verfaſſung auch 
in Beziehung auf die Verwaltung mehr oder minder iſolirte Kreiſe. Größere Grundbeſitzer ha— 
ben an vielen Orten einen naturgemäßen Einfluß, und dieſer wird auch durch Bekleidung ge: 
wiffer an und für fi) leerer Ehrenämter äußerlich verförpert. An manchen Orten fann der 
Grundherr einige Subalternbeamte ernennen, die aber vollftändig unter der Auflicht der Graf: 
ihaftöbeamten ſtehen. Wirkliche feudale Rechte in Komntunalangelegenheiten, Gutspolizei und 
Patrimonialgerihröbarfeit find in England feit Jahrhunderten nit mehr Rechtens. 

Seit der Reformbill ift freilich das Eleinbürgerliche oligarchiſche Eliquenwefen in den Stäbten 
und in ven Kirchſpielen geftürzt worden, allein dafür macht ih im engliſchen Mittelftane, 
per nun auch außerhalb der Kreife der eigentlichen Gentry ih am Communalweſen betheiligt, 
das Streben geltend, die Laften ver Verwaltung beſoldeten Bureaufraten, welche die Steuerzah: 
lenden oder die Gommmunalbehörden erwäßlen, zuzuwälgen. Denn der Geift ter modernen Mit- 
telflaffen Englands verfteht unter Selfgovernment vorzugsweife nur Theilnahme am Wahl: 
rechte und Ausübung der eigentlichen Functionen der Lofalverwaltung durch bezahlte Beamte, 
voraudgefegt, daß diefelben nur von unabhängigen Körperfhaften gewählt werden. Grundſatz 
des alten gemeinrechtlichen Selbftregiments ift dagegen Übernahme von Ehrenämtern ald Com: 
munallaft. Die Iheilnahme an ven Wahlen der neuen Behörben, die meiftens geheim berathende 
find, ift eine geringe, und die Wahlen fallen meiftend kleinen Goterien anheim. 

Die Syſteme ded alten und neuen Selfgovernment ftehen ſich feit ver modernen Geſetz— 
gebung Englands faft überall unvermittelt gegenüber. Den Grundfägen des alten Self: 
government entiprechen nad wie vor das Sheriff:, Friedensrichter- und Lorblieutenantsamt, 
vie Coroners, die Geſchworenen und in den niedern Sphären das gänzlich verfonmene Con— 
flableramt. Das neue Selfgovernment wird repräfentirt durch Die Armenverbände, vie ſtädtiſchen 
Municipalitäten, die londoner Gentralbaubehörde und die moderne englifche Polizei. 

Die Grafſchaften ſind infolge ihrer hiſtoriſchen Entſtehung an Umfang ſehr ungleich. Die 
Grafſchaft Dorf iſt in drei beſondere Bezirke, Northz, Weit: und Gaft:Riding, für die Miliz— 
und Polizeiverwaltung, die Grafihaft Lincoln in befondere Ridings nur zum Zwede der 
Polizeiverwaltung getheilt. Die größte Graffhait Englands, Vorf, enthält auf 284 Quadrat: 
meilen circa 1,800000 Einwohner, Rutland auf 7 Quadratmeilen circa 23000 Einwohner. 
England bejigt 40, Wales 12 Grafihaften. Die Hundreds fünnen feit 9 Ge. IV. c. 43 neu 
arrondirt werden und werden nun Divifiond genannt. 

Hauptpflihten der Grafſchaftsverwaltung find Erhaltung der Befängniffe und Irrenhäuſer, 
Tragung der Criminalkoſten und Ausübung der Polizei und Criminaljurisdiction. Die 
Koſten der geſammten Grafſchaftsverwaltung werden durch eine Grafſchaftsgrundſteuer, die 
Countyrate, und entſprechende Zuſchlagsſteuern getragen. Dieſe Steuern werden von den Frie— 
dendrichtern in Sffentliher Sigung der Quarter sessions ausgeſchrieben, ohne daß ihnen eine 
Verſammlung erwählter Steuerzahler zur Seite ſtände. Diefe Einrichtung wird nur erklärlich, 
wenn man bedenkt, daß die Friedensrichter ſelbſt vie Höchftbeftenerten find. Die neuen Verbände 
und Ämter ftehen nur in Steuerſachen mit dev Grafihaft in Verbindung. 

Das dent Range nad angefehenfte Graffhaftsamt ift das des Lorblieutenant. Diefes Amt 
befteht jeit den Tudors. Die Lordlieutenantd werben von dem Könige ernannt und find die 
Chefs der Miliz jeder Grafſchaft, Arhivbewahrer (Custos rotulorum) und erfte Friedensrichter 
perjelben. Sie ernennen die Offiziere der Miliz, die Berwaltungsbeamten verfelben und den 
Grafſchaftsſeeretär (Clerk of the peace). Wegen Misliebigfeit und parlamentarifher Op: 
pofition jind häufig im vorigen Jahrhundert und noch im Jahre 1832 Lordlieutenants ent: 
lafien worden. 
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Der erſte eigentliche bürgerliche Verwaltungsbeamte der Grafſchaft ift der Sheriff. Die 
Sheriffö werden unter eigenen veralteten Geremonien am 3. Febr. jedes Jahres vom Könige 
ernannt. Das Amt warfrüherein Wahlamt. Später wurde auch das Vorfhlagsreht der Grand— 
jury objolet. Ablehnung der Ernennung iſt al& misdemeanor ftrafbar. 

Der Sheriff ift (ſoweit der Lordlteutenant nicht feine Gewalt einfhränft) Hauptvertreter 
ber königlichen Macht innerhalb ver gefammten Grafſchaft. Die Griminalgerihtäbarfeit nabm 
ihm aber fhon die Magna:Charta, neuere Geſetze entzogen ihm auch feine Jurisdiction in Ba— 
gatellfahen. Er kann jedoch requirirt werden, mit einer Jury gewiſſe Thatſachen feftzufegen, 
Schadenerſatz in separato zu ermitteln, Beiisftörungen zu fühnen, auch fann er auf Grund 
von Sperialgefegen über Entſchädigung bei Srpropriationen unter Zuziehung einer Jurv ent: 
fheiden. Berner leitet er das Grecutiondweien, ift Hduptgerichtövollzieher der Grafſchaft und 
bejorgt mit feinen Unterbeamten alle Ladungen Fönigliber Gerichte. Er iſt jodann Haupt: 
frievensbewahrer der Grafihaft und verfolgt alle groben Verbrechen. Zu diefem Ende kann er 
alle erwachſenen Einwohner einer Grafſchaft zu feiner Aſſiſtenz aufbieten (posse comitatus). 
Ingleichen vollzieht er alle Proceßdecrete königlicher Berichte und ninımt Gautionen an. Endlich 
leitet er auch die Parlamentswahlen und Hat die Namen der gewählten Abgeordneten nad 
London zu berichten. 

Das einzige höhere Grafſchaftsamt, dad noh aus Wahl hervorgeht, iſt das des Coroners 
oder Todtenbeſchauers. Die Coroners werden von den Parlamentsmwählern jeder Grafſchaft auf 
Lebenszeit gewählt. In manchen Grafihaften find drei oder vier, zuweilen ſechs und jieben Co— 
ronerd vorbanden. In neuerer Zeit werden fie nur für einen beftimmten Bezirfgemählt. Der 
Coroner ift gewöhnlid ein Gemeiner. Gr hat ten Sheriff Affittenz zu leiften und ihn im 
Nothfalle zu vertreten. Auch ift er Friedensbewahrer, Sein Hauptamt ift aber das des Todten: 
befhauerd. Er ift verpflichtet, zweifelhafte Todesurſachen, namentlich in verbädhtigen Fällen, 
Urſachen von Schiffbrüchen, Feuersbrünſten und ähnlichen Unglücksfällen zu ermitteln. Er ver: 
fährt dabei mit Zuziehung einer Jury nad einer Geſchäftsordnung aus dem 13: Jabrhunderte. 
Gewöhnlich wird dieſelbe aus 15 — 18 Perfonen gebildet. Spricht die Jury den Verdacht 
eines Verbrechens gegen eine beftimmte Perſon aus, To fann der Goroner dieſelbe durch beion: 
dern Haftbefehl verhaften laffen. Das Goroneramt ift in neuerer Zeit wegen der damit ver- 
fnüpften Gebühren heruntergefommen. Man hat feitvem auch Attornens und Wundärzte, 
Leute, die nicht zur Gentry gehören, zu Coroners erwählt. 

Das wichtigſte Amt bei der Graffchaftöveriwaltung ift das der Friedensrichter. Das Frie— 
densrichteramt ift ein bodhariftofratifches, aber echt Freibeitliches Inftitut. Juriſtiſcher Takt und 
echt juriftifcher Sinn der Gentry haben es verhindert, das das Rriedendrichteramt zum Werf: 
zeuge einer herrſchenden Gejellichaftsklafte herabgefunfen if. Die reinen Fuchsjäger, melde 
nichts als Jagdintereſſen kennen, jind bei vermehrter humaniſtiſcher Bildung der Gentry jegt 
viel jeltener al8d im vorigen Jahrhunderte. Wenn man daber trog feines ariſtokratiſchen Gha- 
rafterd das Friedendrihteramt nur annähernd mit der deutſchen Batrimonialgericht&barfeit und 
Gutspolizei in Verbindung bringen wollte, jo würde man ſchwer irren. 

Friedensbewahrer find viele Beamtein England, aber die Friedensrichter ind nıiı der Friedens 
bewahrung vorzugdweife betraut. Praktieirende Attornens, Solicitors und Proctors find 
von Friedensrichterante ausgeichloffen. Gin Genfusvon 100 Pr. St. Ginfommen over jährlibem 
Pachtbeſitz fchließt ferner Unvermögende von ver Stellung eines Friedensrichters aud. Es if 
Gebrauch, dap jedereinundzwanzigjährige Country Squire ich beim Kordlieutenantpräfentirt und 
als Friedensrichter angenommen wird. Neiche Kaufleute, welche füh zur Ruhe geſetzt, Geiftliche, 
ehemalige Advocaten und Kapitaliften vermehren außerdem die Zabl ver Friedensrichteramtä 
candidaten, In der Regel werden die Kriedensrichter fir die ganze Grafihart, in York nur für 
den Niding ernannt. Doc fann ein Friedendrichter amtliche Runctionen erft dann ausüben, 
wenn er ein fpecielled Kanzleirefeript erhalten und die nothwendigen Eide geleiftet hat. Um jede 
Batrimonialgerichtöbarkeit fern zu halten, bleibt es bei ven Grundbeſitzern, die ihren eigenen 
Grund und Boden bebauen, gewöhnlich beim blonen Titel ald Friedensrichter. Die Friedens: 
vichterthätigfeit wird, weil fle die Vorſchule aller yarlamentarifchen Thätigkeit ift, von der eng 
liihen Gentry befonderd geſucht. Der König kann Frievensrichter ihres Amtes entlaflen. 

Regel ift, daß die Friedensrichter nur mit der Friedensbewahrung betraut find. Das Ned, 
Jurisdietion auszuüben, ſteht nur denjenigen zu, welchen ein beſonderes Sommifforium (Quorum 
elausel) ertheilt iſt. Jetzt erſtreckt ſich dieſe Clauſel auf faft alle Friedensrichter. Im ganzen 
ind circa 18300 Friedensrichter in England und Wales vorhanden. Activ von dieſen find, 
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inclufive 1300 befoldeten Magiftrates, 8200, eine Beamtenzahl, die für Bewältigung ber lofalen 
Verwaltung und der niedern Griminalrehtspflege vollfommen ausreicht. 

Alle Friedensrichter üben ald Friedensbewahrer die Präventivpolizei und Fünnen Ber: 
haftungen vornehmen laffen. Sie haben die Verpflihtung, aufrührerifhe und unerlaubte 
Verſammlungen aufzulöfen, und fünnen von Berfonen, die den Frieden bedrohen, Friedens: 
bürgſchaft (surety ofthe peace) und von liederlihen oder gemeingefährlichen Perſonen Bürg— 
fchaft fir gutes Betragen (surety ofthe good behaviour) verlangen. Alle Friedensrichter find 
geborene Armenpfleger und wirken bei Erhebung der Arnıenfteuer mit. Sie üben die Gewerbe: 
polizei und fönnen Berfonen, die ausweifungsfähig find, ausweifen laſſen. Es ift hierbei Appell 
an die Duartalfigungen zuläffig. 

Einzelne Friedensrichter haben in vielen Fällen eine ſummariſche Strafgewalt bis auf 
5 Pf. St. oder ſechs Monate Gefängniß. Auch kann in gewiſſen geringen Fällen der Angeklagte 
wählen, ob er fich durch den Friedensrichter ſummariſch oder durch eine Jury aburtheilen laſſen 
will. Das Verfahren ift öffentlich, das Arbitrium der Friedensrichter, da dem Kläger fein 
Rechtsmittel zufteht, in Beziehung auf Erlaß ver Strafe ein fehr weites. In den meiften Fällen 
ift dem Angeklagten die Appellation an die Vierteljabröjigung geftattet, ja nad einem neuen 
Gelege kann der Angeflagte fogar mit Überſpringung der Quarter sessions fogleih an die 
Kings: Benh apvelliren. Schon Blackſtone klagt über die ungeheuere Ausdehnung der ſum— 
marifchen Jurisdiction der Friedensrichter. Er meint, dielelbe diene nur dazu, dad Amt zu 
bicrebitiren. Bereits ift denn auch in vielen Städten an Stelle des unabhängig richtenden 
Gentleman der falarirte feft angeftellte Stadtrichter getreten. 

Ginzelne Friedendrichter find ferner befugt, Bagabunden und Haufirer, melde die Gewerbe: 
geſetze übertreten, ſowie renitente Lehrlinge ind Correctionshaus fperren zu laffen. 

Bor allen find die Friedensrichter Unterſuchungsrichter. Sie führen ihre Vorunterfuhungen 
mündlich, in der Regel auch öffentlih. Die Richter find durch neuere Statute verpflichtet, dem 
Angefhuldigten vorzuhalten, daß er nichts ausſagen möge, was ihn graviren könne. Früher 
thaten ie das nur ex nobili officio. Vertheidiger werden zugelaffen. Der Unterſuchungsrichter 
fann Hausſuchungen veranlaffen und nad feinem Ermeſſen in jeder Unterſuchungsſache, wenn 
er fie für innerhalb feiner Iurisvdiction liegend hält, ſummariſch erfennen, oder die Sache an 
die Jury verweiſen. 

Die Civiljurisdiction der einzelnen Friedensrichter erſtreckt ſich auf einige wenige erhebliche 
Fälle, die namentlich Lohn- und Miethſachen betreffen. 

Petty sessions find Sitzungen der Friedensrichter, an denen zwei oder mehr Friedens— 
richter theilnebmen. Bei dieſen mie bei den Special und Quarter sessions müffen Die Friedens: 
richter in Rechtsſachen ftet8 ein einmüthiges Botum abgeben. 

ine Special session ift der gebotene Ding der Frievensrichter eines Diſtriets. Zwei 
Friedensrichter machen dieſes Gericht beſchlußfähig. Diefer Juftiz: und Verwaltungsbehörde 
liegt ob, die Armenanffeber zu beftätigen, Gonftabler zu ernennen, Wegebaurechnungen zu re: 
vidiren, Neelamationen in Armenfteuerfahen zu entfcheiden, die Juryliſten zu prüfen, Jagd— 
ſcheine, Schanf= und Wildhandelconceſſionen zu erteilen, Alimentenprocefle und gewiffe ihnen 
zugewiejene geringere Griminalfälle zu entſcheiden. 

Die Quarter session (Vierteljahrsſitzung) ift der gebotene Ding der Friedensrichter einer 
Grafſchaft. Zu diefer wird aufer den Friedensrichtern das ganze Verwaltungsperſonal der 
Grafſchaft mit Ausnahme der niedern activen Polizeibeamten und das PVerfonal der großen 
Jury geladen. Ehrenpräfident der Berfammlung ift der Custos rotulorum, welches Amt in der 
Regel der Lorblieutenant mit dem feinigen verbindet. Ihm zur Seite fteht der auf Lebenszeit 
angejtellte Clerk of the peace, welder einAdvocat zu fein pflegt. Diele Vierteljahräfigungen 
find fowol Griminalgerihtshöfe (Gourts of oyer and terminer) wie Kreisverfammlungen, welche 
Verordnungen für die Grafſchaft erlaffen und Kreisſteuern ausfchreiben können. 

In Verwaltungsangelegenheiten gehört vor die (Juarter sessions die Entſcheidung über die 
gelammte-Verwaltung der Grafſchaft. Die Gefängniſſe und Miligverwaltung find ihnen na= 
mentlich untergeben. Sie entſcheiden Steuerreclamationen und Streitigkeiten zwifchen Lehr: 
herren und Lehrlingen. In Griminalfahen haben die Vierteljahrsfigungen mit den königlichen 
Richtern in gewiſſen Strafſachen, die nicht Halsfachen find, concurrirende Gerichtsbarkeit. Die 
große Jury fungirt aud in den Vierteljahrsfigungen ald Anklagefenat, die Heine Jury als 
Urtheilöjury. In nicht ſummariſchen Sachen find ſtets zwei Friedensrichter thätig. Alle gröbern 
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Verbrechen, namentlich alle politifchen und Preßvergehen, mit Ausnahme von Privatinjurien 
(libel), find der Jurisdiction diefer Gerichte durch Specialgefege entzogen. 

Die Appellation an die Bierteljahrsfigungen findet in ſummariſchen Sachen nur flatt, wo 
fie ausdrücklich geftattet, in allen atıvern, wo fie nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt. In ap- 
pellatorio verhandeln die Friedensrichter gewöhnlich ohne Jury, aber in öffentlihem und münb- 
lihem Berfahren. Givilproceffe bis auf Streitigkeiten zwiſchen Lehrherren und Lehrlingen 
fünnen nur auf dem Wege der Appellation vor die Bierteljahrsjigungen fommen. Auch die 
Briedensrichter können contempt of coyri ftrafen. 

Die Friedensrichter find für ihre Amtshandlungen zwar perfönlid verantwortlich , aber 
gegen vexatoriſche Klagen gefhügt. Für ihre Dienftvergehen ift ihnen lofaler Gerichtsſtand 
und Aburtheilung dur die Jury bewilligt. Entlaffung aus politiiden Gründen fommt höd: 
ftend noch in Irland vor. 

Das Rechtsmittel des writ of certioriari, wodurd die Kings: Benh eine Sade der 
friedensrichterlichen Entſcheidung entziehen und felbft in ihr entfcheiden Fann, ift in vielen Fällen 
ausgeſchloſſen; doch kann ed auch felbft in dieſen Fällen auf Antrag des Attorneg: General im 
Öffentlichen Intereffe zur Anwendung kommen. Wo e8 nicht ausgeſchloſſen, findet es gegen 
alle friedensrichterlihen Entfheidungen, aud gegen Anflagebeichlüffe ftatt. Wenn die Kings: 
Bend eine ſolche Sache ald erfte Inftanz entſcheidet, fo findet gegen dieje Entſcheidung ber ge: 
woͤhnliche Rechtsweg flatt. 

Wenn bei den friedensrichterlichen Höfen eine Rechtsverweigerung eintreten, namentlich der 
Appell verweigert werben follte, fo fann durch Reſcript der Kings-Bench der Unterridter an- 
gewiejen werden, wenn der Oberridhter die Sache dazu angethan findet, Net zu ſprechen 
(Mandamus). In widtigern Fällen fteht e8 dagegen den Friedensrichtern felbft zu, die Ent: 
ſcheidung einer Sache ver Kings: Bench zu übertragen, wobei über die Sache ſelbſt vom Unter: 
richter ein status causae et controversiae überfendet werben muß. 

Diefe kurze Skizze wird genügen, um ein ungefähres Bild des höchſt intereffanten In: 
ſtituts des Friedensrichteramts zu gewähren, ein Amt, das auf dem Gontinente nicht ſeines— 
gleichen hat. Es ift allerdings dur und durch eine ariftofratifhe Einrichtung. Aber viele 
Inftitution gibt der entry Gelegenheit, die Grafſchaft faft in allen Theilen felbftändig, ohne 
arbiträre Einmiſchung von oben: herab, zu verwalten und unfere Landräthe, Regierunge- 
räthe, unfere Provinzial-, Kreis: und Gommunallandtage, zum Theil auch unfere Kreißgerichte 
zu erfegen.?*) 

Die alte Erecutivpolizei der Grafſchaft, die Gonftablery, ift gänzli verfallen und durch 
19 und 20 Viet. c. 19 unter lebhafter Oppofition vieler Freiheitöfreunde eine gleihmäßige 
Grafſchaftspolizei eingeführt. Diefelbe ift theils den ſtädtiſchen Behörden, theild den Quarter 
sessions untergeben. Gin Viertel der Erhaltungsfoften trägt der Staat, drei Viertel die 
Grafſchaft oder die betreffende ſtädtiſche Kommune. 

Der Minifter des Innern ift beredhtigt, für die Verwaltung der Polizei allgemeine Re: 
gulative (rules) aufzuftellen, welche dem Parlamente zur Nachricht vorgelegt werden müffen. 
Zur Infpection der gefammten Reichspolizei find drei Infpectoren von der Regierung ernannt 
worden, welche aber jederzeit entlaffen werden fönnen. An der Spitze der Polizei jeder Graf- 
haft fteht ein Chief constable, den die Quarter sessions ernennen, Die Friedensrichter er— 
nennen in den Special sessions für jede Divifion die Infpectoren und die Unterbeantene 

Sämmtlihe Polizeibeamte find nad) wie vor wegen ihrer Dienftvergehen perfönli ver: 
antwortlich. In geringern Fällen werden ihre Dienftvergehen ſummariſch vom Friedensrichter 
beftraft. Auch können fie im Givilproreffe auf Schadenerjag verfolgt werden. Gegen vera: 
toriſche Klagen ſchützt fie ebenfalls das Gefeg, namentlich wenn die ihnen zur Laſt gelegten Amts: 
bandlungen von ihnen bona fide vorgenommen find. 

Die allgemeine Pflicht jedes Engländers, für den Frieden mitzuwirken, ift durch neuere 
Geſetze wieder aufgefrifcht worden. Im Ball von Unruhen können zwei Friedensrichter fo viel 
Conſtabler ernennen, ald ihnen beliebt. Staud und Nang find hierbei fein Eremtionsgrund 
Gewöhnlich Hat ſich die herrſchende Gentry durch maffenhafte Ernennung von specialconstables 
gegen Aufruhr der untern Klaffen zu ſchützen gewußt. 


— — re — 


74) Wer ſich über das Friedensrichteramt näher unterrichten will, leſe Burns' Justice of Ihe 
peace; Gneift, Engliiches Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht; Vincke's Darftellung der innern Ber: 
waltung Englands; Bucher, Der Parlamentariemus; Fifchel, Verfaffung Englands u. f. w. 
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Die geringfte Fleinere Gemeinde, melde ſich innerhalb des großen Provinzialbezirks der 
Grafſchaft mit eigenem Leben felbftändig abfondert, ift das Kirchſpiel (parish). Gin Kirchſpiel 
ift nicht bloß der Amtsbezirk eines Pfarrers, jondern es ift von je eine weltlide Gemeinde ge: 
wefen. Diefe weltlichen Gemeinden find, wie wir bereits bemerft, von ſehr verſchiedenem Um: 
fang. St.:PBancrad, Marylebone und Paddington in London find trog der vielen Kirchen, die 
fie enthalten, noch heute ungetheilte Kirchfpiele, während ed mehr ald 700 Kirchſpiele gibt, 
welche nicht mehr ald 50 Ginwohner haben. 7°) 

Nach gemeinem Recht ift jeder, der in einem Kirchſpiel ein Grundflüd bejigt oder eine Woh- 
nung gemiethet hat, Mitglied ver Kirhipielgemeinde und hat, falls eine Kirchenſteuer (church- 
rate) ausgefährieben wird, dieſelbe mitzutragen. Da die Gemeindeverfammlungen früher in 
der Safriftei (vestry) abgehalten wurden, fo erhielten bie Berfammlungen felbft davon den 
Namen vestries. 

Seit ver Reformation gerieth bie Kirigfpielverfaffung i in Verfall, und ein Ausſchuß (select 
vestry) ufurpirte allmählich in oligarchiſcher Weife die Yunctionen der Oeneralverfammlung der 
Kirhhipielangefeffenen (open vestry). Die legtere bleibt jedoch für die Wahl der Kirchenvor— 
teher und die Aufbringung der Kirchenfteuer nad) wie vor competent. 

Zum Zweck der Reform des Armenwejend find nun verjchiedene Acte ergangen, welche die 
Oligarchie der select vestry zu brechen beſtimmt waren. Dieſe Geſetze ſind jedoch nur in Orten 
zur Anwendung gekommen, die nicht durch Specialgeſetze und Uſance eine andere Verfaſſung 
haben. Wichtig ſind dieſe Geſetze aber, weil ihr Wahlmechanismus, wonach alle Jahre ein 
Drittel der Gemeinderepräſentanten neu gewählt wird, und ihr clafjificirted Stimmrecht allen 
modernen Reformen auf dem Felde des Gemeindewejend gedient haben. Nah diefem Sechs— 
klaſſenſtimmrecht hat jeder, der von 50 Pf. St. Grundrente Steuer zahlt, eine Wahlftimme, 
und jede 25 Pf. St. eingefhägte Orundrente geben eine Stimme mehr. Das Marimum der 
Stimmen, die jemand abgeben fann , ift ſechs. 

Die open vestry hat ihren geiftlichen Gharafter behalten. Pfarrer, Rector oder Bicar prä- 
jidiren in ihr. Hier werben die Kirchenvorfteher (church-wardens) gewählt, deren Amt übri— 
gend als ein mweltliches gilt, weshalb es auch Juden bekleiden können und in London aud) beflei- 
det haben oder noch bekleiden. Die Disciplinargewalt über die Churchwardens üben jedoch die 
geiftlihen Gerichte; dieſe können dieſelben auch anhalten, die Kirchen in baulihem Zuftand zu er: 
halten. Zu diefem Zwed wird eine Kirchenfteuer erhoben, die aber nur audgejchrieben werben 
kann, fobald die Mehrheit der berufenen Gemeindemitglieder für dieſelbe geftimmt hat, oder ſo— 
bald in der richrig geladenen Gemeindeverfammlung niemand erfchienen if. Nur in diefem leg: 
tern Ball fönnen die Kirchenvorfteher eine Kirchenfteuer (church-rate) jelbftändig ausschreiben. 
Duäfer, nit aber Juden, Katholifen und Difjidenten, find von der Kirchenfteuer erimirt. 
Rückſtändige Kichenfteuern find vor den Gerichten dedgemeinen Rechts einzuflagen. Obgleid) 
die Kirchenſteuer in mehr als 5000 Kirchſpielen nicht mehr aufzubringen iſt, hat ſich das Par— 
lament in geſunder Reaction gegen die Einmiſchung des Staates in Communalangelegenheiten 
ſeit Jahren, wenn auch anfangs mit knapper Noth, gewehrt, die Ar enever abzuſchaffen und 
dafür eine andere Steuer einzuführen. 

Die neue Church building und New parish acte von 1856 safftei in allen neugeſchaffenen 
geiftlichen Diftricten und in allen neuen Kirchſpielen die select vestry ab und ließ nur die open 
vestey für geiſtliche Gemeindezwecke beſtehen. Somit ſind allerdings jetzt neue, nicht mehr mit 
der bürgerlichen Verwaltung in Verbindung ſtehende Kirchſpiele entſtanden. 

Dagegen iſt das weltliche Kirchſpiel der Urwahlbezirk für die Armenverbände und übrigen 
neuen Communalbehörden geworden, welche die mangelnde Gemeindevertretung in den ein— 
zelnen Functionen des Communallebens, zum Theil chaotiſch nebeneinander laufend, erſetzen. 

Als Kirchſpiellaſt iſt die Landſtraßen ſteuer (highway-rate), welche von den Wegeaufſehern 
(surveyors of the highway) ausgeſchrieben wird, geblieben. 

Jedes Kirchſpiel hat noch immer das Recht, Kofalfatuten (bylaws) zu maden, Es fann 
Mapregeln zur Bewahung und Beleudtung treffen und ſich zu dieſem Zweck mit andern Kird): 
fpielen verbinden. Aud können Kirchſpiele öffentliche Badeanftalten errichten. Für alle diefe 
Zwecke gibt ed entweder befondere Behörden, oder die select vestry übernimmt die Verwaltung 
ber betreffenden Angelegenheiten; denn das Kirchipiel ift in den meiften Gemeinden feine Com: 
mune mehr, welche allen Gemeindezwecken gerecht wird, vielmehr läuft die Thätigkeit der ein- 
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zelnen Behörben meiftens felbitändig nebeneinander her. In Polizeiſachen ftehen bie Kirchfpiele 
unter der Polizeigewalt der Grafſchaft mit Ausnahme der lonvoner Kirhipiele, da die Haupt: 
ſtadt ihre eigene Polizeiverwaltung hat.?9) 

Die wichtigsten neuen communalen Verbände find die Armenverbände. Sie find durch das 
Armengefeg von 1834, 4u.5 W. IV. c. 76, eingeführt. An die Spige des Armenweſens ift infolge 
dieſes Geſetzes eine Immediatbehörde (Poor law board), das Armenamt, getreten, deſſen Amts: 
dauer zulegt bid zum Jahre 1863 verlängert it. Das Armenamt fann jelbftändige Mejcripte 
maden, welche aber hinfichtlich ihrer Regalität vor der Kings-Bench von den Intereifenten an: 
gefochten werden Fünnen. Das Armenamt bildet ferner aus mehreren Kirhipielen die Armen: 
verbände (poor law union), ed fann die Zahl der Armenpfleger (guardians ofthe poor) be: 
flimmen und ven Genfus für diefelben,, der eine zur Armenfteuer eingefhägte Grundtente von 
40 Pf. St. ausmacht, je nad) ven Umſtänden herabfegen. 

Diefed Armengejeg ift im größten Theil von England und Wales durchgeführt. Nur not 
einige Kirchfpiele verwalten ihre Armenangelegenheiten auf Grund früherer Arte, eine fehr 
kleine Zabl noch auf Grund des Armengeſetzes der Königin Eliſabeth. 

Die Zahl der Armenverbände betrug 1856 628 mit 16,628399 Ginwohnern. Nas 
dem oben bezeichneten Sechsklaſſenwahlgeſetz wird für jedes Kirchſpiel mindeſtens ein Armen: 
pfleger ermählt. Jedes Board of guardians gilt als Corporation; die Friedensrichter des 
Bezirks treten ihm ald Mitglieder ex oflicio bei. Gin gewählter Präſident (chairman) ſteht an 
der Spige der Berfammlung , die ihre Sigungen gebeim halt. 

Die Armenunterftügung wird von den overseers of the poor oder eigentlih von den ala: 
rirten assistant overseers ausgeſchrieben und vertheilt. Sonft wirken diefe Beamten bei Feſt⸗ 
ftellung der Jury und Parlamentsmahlliften und haben mehrfache polizeiliche Functionen zu 
verwalten. Außerdem hat das Armenamt für die Unions eine Anzahl befoldete Medicinal- und 
Subalternbeamte eingeführt. 

Regel ift noch immer, daft jedes Kirchſpiel die Koſten feiner Armenpflege jelbit trägt. Eine 
Ausnahme machen diejenigen Unions, die wie ein einziges Kirchipiel behandelt werden. In 
biefen werden die Koften der Armenverwaltung durch den ganzen Armenverband hindurch er- 
hoben. Dafjelbe gilt für alle Kirchſpielsverbände hinfihtlih derjenigen Armen, weldye durch 
fünfjähriges, jet dreijähriges Domicil Unterftügungsredht in der Union erwerben. 

Regel ift, daß, wer Unterftügung baben will, ins Arbeitshaus (workhouse) wandern muß 
(in door relief). Diefe Workhouſes iind nach dem Abſchreckungsſyſtem eingerichtet, indem bie 
Arbeit eine schwere, die Behandlung, ſchon der Trennung der Geſchlechter, des Zerreißens des 
Bamilienbandes wegen, eine harte iſt. Wirflih Arbeitsunfähige fönnen außerhalb des Ar- 
beitshauſes unterftügt werden (out door relief). Jede Mnion ift verpflichtet, ein ſolches Wort: 
boufe zu unterhalten. Nach einen nenern Geſetz können auch die Unions gemeinichaftlide Di: 
ſtrietsarmenſchulen einführen, 

Zur Deckung aller Koften der Armenpflege und gewiljer anderer communalen Bedürfniſſe 
dient die Armenſteuer (poor-rate), die je nadı dem größern vder geringern Reichthum ber Kir: 
ſpiele eine leichtere oder ſchwerere Kat ift. Die Einſchätzung zur Armenfteuer, melde die @uar- 
dians ausfhreiben, wird von den Kirchenvorjlcehern und den Armenaufſehern vorgenommen, 
und findet von den Anordnungen dieſer Beamten Appell an die DVierteljabröfigungen und an bie 
Reichsgerichte ſtatt. Ähnliche Armengeſetze wie in England beſtehen ſeit 1845 in Schottland.??) 

Überall ift die Verwaltung des Armenweſens von der ftädtiichen und ber Grafſchafts— 
verwaltung, ſoweit nicht die ſtädtiſchen Magiftrate und die Friedensrichter jih daran betbei- 
ligen, getrennt. Daſſelbe ift mit allen andern Zweigen ver Wohlfahrtöpoligeivewaltung der 
Ball. Solange das Gemeindeweien noch nicht verfallen war, reichten für diefe Zwecke die Kirk: 
fpielstbätigfeit und Popularflagen aus. In neuerer Zeit bat man fi) genöthigt geſehen, um 
nicht die communale Wohlfahrtspolizei ins Stoden gerathen zu laſſen, theils durch beſondere 
Geſetze, theils durch beſondere Behörden den vorhandenen ſocialen Übeln zu ſteuern. Hier triti 
num namentlich die Kirchſpielsthätigkeit ergänzend ein. 

Diefe auf Grund von Kirhipieldurmahlen oder Wahlen der select vestry gebildeten newer 
communalen Behörden find: 1) die Deiheommiffarien (commissaries of sewers), Die ſchon nat 
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älterm Necht beftanden und aus den Grundſteuerpflichtigen eines Bezirks gewählt werben. 2) Zur 
Berwaltung der Walch: und Bavehäufer wählt dieselect vestey, wenn e8 dem Kirchſpiel beliebt, 
die betreffende Barlamentsacte fich anzueignen, ein Eomite von 3— 7 Mitgliedern, 3) Berbefle: 
rungen des Pflafters, Berfhönerungen, Strafenbeleuchtung werben entweder von den beſtehenden 
Gommunalbehörden oder von befondern Behörden beforgt. Wo feine Gommunalbehörben, alfo 
auch keine Veftries ſich mit ſolchen Gemeindeangelegenbeiten befaflen, werden nad dem Sehe: 
klaſſenwahlgeſetz beſondere Gommiffarien erwählt, welde Steuern ausjhreiben und Bylaws 
machen können; die Beſchwerdeinſtanz in Steuerſachen ift die Vierteljahrsſitzung der Friedens: 
richter. 4) Die Oeneral: Healthact von 1848 erlaubt, wo feine Stadtbehörde eriftirt, zum Zweck 
der Sanitätspoligei befondere Gejundheitdämter (board of health) nad dem claflificirten 
Stimmrechte zumählen ; das lofale Geſundheitsamt vermaltet feine Angelegenheiten in geheimen 
Sigungen. 5) Wo dieſe General: Healthact nicht in Kraft ift (fie gilt nur in 284 Orten), fann 
die Local: Governmientact von 1858 eingeführt werden. Dieſe Acte überträgt den Geſundheits— 
ämtern die Sanitätöpoligei, ſoweit es ſich um bauliche Straßen und Kirhhofdanlagen handelt. 
Nur in Steuerfachen findet Appell an die Vierteljahräfigungen ftatt, ſonſt ift der Minifter des 
Innern legte Beichwerbeinitang. 

Diefe verſchiedenen Behörden, zu denen noch die Behörden der Hauptftadt gehören, operiren in 
ihren Reſſorts, wie wir bereits bemerft, nicht allein ſelbſtändig, jondern meift ohne Rückſicht auf: 
einander. Die einzelnen Bunctionen der Gemeinden laufen daher nicht nur nebeneinander, jon- 
dern auch durcheinander, In der Regel beſteht nirgends eine andere diefe Behörden verbindende 
Einheit ald der Schos der Wählerichaft. Das führt oft zu einer wahren und verderblichen Anar- 
hie in Gemeindeſachen.?*) 

Bine eigentliche Städteverfaflung, die alle Städte umfaßt, gibt ed in England nit. Früher 
erhielten gewiſſe Bürger einer Stadt Corporationsrechte, und die Träger dieſer Corporationsrechte 
bildeten, bis zur neuen Städteordnung, feit den Tagen der Stuartd eine verwaltende und das Ge— 
meindevermögen genießende Oligarchie. Die neue Städteordnung (Municipal corporatione act) 
von 1835 (5u.6 W.IV. c.76) ift in ungefähr 200 Städten eingeführt, von denen 93 dad Recht 
haben, Abgeorpnete ind Parlament zu ſchicken. Nach dieſer neuen Städteordnung befteht die Kor: 
poration aus dem Mayor und ven Vertretern der Steuerzablenden. Noch immer haben 103 Ort: 
haften, darunter die Haupttheile von London, wie die Eity von Weftminfter, Lambeth, Tower: 
Hamlets, Marvlebone, Greenwich, wol das Recht, Abgeordnete ins Parlament zu fenden, dagegen 
aber feine ordentliche Städteverfaflung. Achtzehn Städte bilden noch immer countiescorporate 
und haben ihre eigenen Sheriffs, Goronerd und Milizen. Ohne Barlamentsvertretung und ohne 
Städteverfaflung jind 275 Ortſchaften. Noch immer lebt daher mehr ald die Hälfte der engli: 
ſchen Städtebemohner unter veralteten oder unter gar feinen Städteverfaflungen. 

Zweck der Verwaltung der corporirten Städte ift Friedensbewahrung, meift mit friedensrich— 
terliger Jurisdictionverbunden, ‘Bolizeiverwaltung und nach neuern Gefegen auch zumeilen Für: ' 
jorge für Straßenbeleuhtung, Waflerverforgung und Gefundheitäpflege. Die Friedensrichter 
der Städte werden ebenfalld von König ernannt. Der Mayor ift für fein Amtöjahr und das fol- 
gende Jahr ver einzige Friedensrichter durch die Wahl der Bürgerfhaft. Auf Antrag der Stadt: 
verorbnetenverfammlung fann der König befolvete Friedensrichter (stipendiary magistrates) 
ernennen. In der Regel hat die Grafſchaft mit den corporirten Städten innerhalb derjelben, 
falls dieſe eben feine counties corporate find, coneurrivende Gerichtsbarkeit; nur findet von den 
Entiheidungen der Stadtrihter Appell an die Vierteljahrsfigungen ftatt. Auf Antrag der 
Stadtverwaltung kann jedoch der König einer Stadt oder zweien zufanmen gemeinjcdaft: 
li Vierteljahrsſitzungen bewilligen. Dann müflen die betreffenden Städte aber einen rechts— 
gültigen Recorder für die Quarter sessions ald Binzelrichter derjelben beftellen. In Verwal: 
tungs-, Steuer: und Conceſſionsſachen bleibt jedoch die Jurisdiction der Quarter session der 
Grafſchaft beftehen, ſodaß ver Recorder nur Appellrichter in Griminalfadhen ift. 

Das Stadtregiment und die Gorporation wird von Mavor, Aldermen und Common-Coun⸗ 
cilmen gebildet. Der Mayor wird von den Aldermen auf ein Jahr gewählt ; er ift Vorfigender 
der Stadtvertretung und Wahlcommiſſarius, falls der Ort im Parlament vertreten ift. Die 
Aldermen werben von dem gefammten Common-Council auf ſechs Jahre gewählt; alle brei 
Jahre jcheidet die Hälfte von ihnen ausdem Amt. Sie bilden fein beſonderes Berwaltungscolle- 
gium, fondern find nur Gemeinderäthe mit gewiſſen Vorrechten und bilden namentlich den Kern 
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der ſtädtiſchen Eommiffionen. Der einfahen Gommon:Eonnjellers, die mit Mayor und Alver- 
men zufanımen den Town-Council oder Common-Council bilden, find doppelt jo viel als Al: 
dermen vorhanden. Sie werben nad) elaſſificirtem Stimmredt auf drei Jahre gewählt; jährlich 
fheidet ein Drittel von ihnen aus dem Collegium aus. Liber Wahlftreitigfeiten entſcheidet die 
Kings: Bend). 

Das Common-Council Halt jährlich nur vier ordentliche Sigungen. Es ift berechtigt, By— 
laws zu machen, und Fann durch diefe bid zu 5 Pf. St. Geldbuße androhen. Befolvete Beamte 
der Stadt find der Treafurer und der Town-Clerk, welde die Stadtverorbnetenverjanmlung 
erwählt. Geſchäfte der Stadt, ſoweit fie nicht von befolveten Beamten beforgt werben, werben 
von gewählten Gomited verwaltet. Die Städte haben dad Recht, eigene Mufeen, Bibliotheken, 
Gefängnifle, Zucht: und Irrenhäufet anzulegen, und dürfen zu dem Ende befondere Steuern 
ausſchreiben. Ihren Etat müſſen fie alljährlich dem Minifter des Innern vorlegen. In Bezug 
auf Veräußerungen und Berpfändungen ftehen diefe Gorporationen unter Aufſicht des Binan;- 
minifterd, der ihre Anorbnungen genehmigen muß. In Betreff der Steuerausſchreibungen ift 
der Nechtöweg an die Kings-Bench zuläſſig. Bylaws erhalten erft AO Tage, nachdem jie er: 
gangen, bindende Kraft; innerhalb diefer Zeit fann der King in council fie oder einzelne Glau: 
feln derjelben ſuspendiren. 

Auf Betition der Einwohner einer Gemeinde an den Geheimen Rath kann der König 
diefe Städteordnung und damit Gorporationdrechte an Städte, welche jene Berfaffung noch nicht 
bejigen, bemilligen. 

Obgleich die Städte in England ſich der Regierung gegenüber viel freier bewegen können, 
als es in Deutſchland der Fall ift, fo pulfirt doch das ftädtifche Leben bei ung viel wärmer als jen- 
ſeit des Kanals. Man hat in England ſich zu fehr gewöhnt, foviel wie möglich die Geſchäfte in 
den Städten befoldeten Beamten zu übertragen, und es hält die Ihätigfeit eines engliſchen 
Town-Couneil mit der unferer grögern Stadtverorbnnetenverfammlungen feinen Bergleih aus. 
Auch ift der Kreis unjerer ftädtiihen Verwaltung ein viel audgedehnterer als in England. Das 
Armenweſen ift dort von dev Städteverwaltung getrennt ; um den Unterricht des Bolfes kümmern 
jich die Kommunen gar nicht. Der Gemeinfinn des Engländers in Beziehung auf den Staat ift 
freilich wiel mehr entwickelt als der des Deutichen, aber trog der VBorzüglichfeit mander engli: 
hen Einrichtungen, glauben wir, tragen wir in Beziehung aufs Städte und Oemeindewejen — 
allerdings nicht auch in Beziehung auf Kreis: und Provinzialverfaffung — die Palme davon. 
Die geringere Beveutung der ſtädtiſchen Verwaltung ift in England wol aud zum Theil auf 
Rechnung der frühen Einheit ded Reichs zu fhreiben. Die Städte haben meiftens feine Ge— 
chichte, die Leute in den neu aufgefchoffenen Städten feinen rechten forialen Zufammenbang, 
und die uralte, ſtets wenigſtens politifch bedeutend gebliebene Gefammtgemeinde, die Grafichaft 
und die Hundertſchaft, haben das Intereffe am Leben der einzelnen Fleinern Gommune nie recht 
auffommen laffen. 

Aus dieſem bunten Bilde des modernen engliihen Gemeindelebens ragt London als eine 
nicht mehr zu clafjificirende Abnormität hervor. Die Hauptftadt ift eine mit Käufern zuge: 
baute Provinz, feine Stadtgemeinde, und mehr ein geographifcher als vehtliher Begriff. Die 
Rieſenſtadt London hat jih allmählih über vier Grafſchaften (Middleſſer, Surrey, Kent und 
Eſſex) ausgedehnt und hat 100 Drtfchaften und 147 Communen in ſich vereinigt. Die Haupt: 
theile der gewaltigen Metropole find die City von London, die City von Meftminfter, welche ohne 
eigentliche Stadtverfaffung ift, der Parlamentöfleden Southwark, Chelſea, Marylebone, Pad— 
dington, Lambeth, die Tower-Hamlets u. f. w. 

Die mangelnde rechtliche und die factifche Gemeinschaft des großen Häufercompleres, welchen 
man London nennt, haben vorzugsweife die Fürforge der parlamentarifhen Gefeggebung in 
Aniprucd genommen. Am Ende des 18. Jahrhunderts beſaß London bereitö mehrere gemein: 
Ihaftlihe Einrichtungen, deren Urfprung in der Parlamentägejeggebung zu fuchen. 

Bereitd unter Anna wurde eine gemeinjchaftliche Droſchkentaxe eingeführt. Am Ende des 
18. Jahrhunderts verliert London, mit Ausnahme der City, die aus der ſtädtiſchen Gentrr 
hervorgegangenen Friedensrichter und treten an deren Stelle bejolvete Polizeirihter. Zum 
Zweck der Eriminalrechtöpflege ift ganz London, mit Ausnahme der City, in 23 Volizeibezirke 
eingetheilt. 

Im Jahre 1829 ging die Peel'ſche Polizeiacte durchs Parlament (the metropolitan police 
act), welche in London eine Polizei im continentalen Sinne einführte. An der Spige der Poli: 
zei fleht ein Chief: Commiffioner mit zwei Aſſiſtant-Commiſſioners, welche ver Minifter des 
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Innern ernennt. Diefe Commiffioners bilden eine eigene Gentralbehörde, welde die Polizei 
der Hauptftabt mit Ausnahme der Eity verwaltet. Sie find Friedendrichter, jedoch ohne richter— 
liche Functionen. Die Eity hat ihren eigenen Gommiffioner, welchen der Gemeinderath er: 
wählt und ver König beftätigt. Diefe Beamten, melde ven Magiftrates coorbinirt find, ftellen 
die Unterbeamten an, jie haben das Aufſichtsrecht über das Droſchkenweſen und können Regle- 
ments für Markt: und Straßenpolizei erlaffen. Die activen Polizeimannſchaften ftehen unter 
einem Inspecting superintendent (Bolizetoberft). 

Die einzige repräfentative Behörde für die gefammte Hauptſtadt ift feit ver 1855 ergan- 
genen Act for the better local management of the metropolis das Generalbauamt (the me- 
tropolitan board of works). Diele Behörde hat die Aufficht über Straßenpflafter, Gloafen, 
Rinnfteine, Beleuhtung und kann Verbefferungen und Verfhönerungen einführen. Sie fann 
Bylams, in welchen Strafen bis zu 2 Pf. St. angedroht werben, erlaffen, aud) Erpropriationen 
vornehmen. An der Spite ded Generalbauamts fteht ein Präfident (chairman). Bon den 
Entſcheidungen in Steuer: und Strafjachen findet Appell an die Quarter sessions ftatt. Das 
Generalbauamt ift zufammengefegt aus drei Delegirten der City und aus den Delegirten der 
einzelnen districts board of works. Die Mitglieder dieſer lokalen boards of works werden 
nad allgemeinen Stimmrecht von allen Steuerzahlern erwählt. Für die Gewählten befteht 
jedoch ein mäßiger Paſſiveenſus. Von allen Entſcheidungen der lokalen boards of works findet 
Appell and metropolitan board of works ftatt. 

Das Feuerlöſchweſen ift noch immer Kirchſpielſache. Dieſes communale Loöſchweſen ift jedoch 
veraltet und ſchlecht. Daher unterhalten die Feuerverſicherungsgeſellſchaften, die Eiſenbahnen 
und andere große Unternehmungen ihre eigenen Spritzen und Löſchmannſchaften. 

Gine wirkliche Stadtverfaffung hat in der Hauptftadt nur die Eity von London. Diefe 
Berfaffung ift 1725 der Stadt durch Parlamentdacte aufgezwungen und nad der Neformbill 
etwas modernifirt worden. Grundlage der Gityverfaffung ift das ganz verfallene Zunftwefen. 

- Do kann man durd Zahlung von Geldfummen in faft alle Gilden und in deren Ausſchüſſe 
(livery) aufgenommen werben. Wer ald Liveryman recipirt ift und gewifle Gebühren zahlt, 
ift Vollbürger (freeman). Diefe Vollbürger wählen die Sheriff, den Kämmerer, den 
Rechnungsreviſor und fhlagen in ihrer Verfanmlung. (Court of commonhall) je zwei 
Candidaten für dad Amt eines Lord: Mayor vor. Freilich jind alle diefe Wahlen faft immer nur 
Scheinwahlen, da vorher ſchon alles in der Negel definitiv abgemadht if. Um an der Wahl ver 
Common-Councilmen und Aldermen theilzunehuen, genügt ed feit der Reformbill nicht 
mehr, daß man bloßer Breeman ift. Man wird zu diefer Wahl nur zugelaffen, wenn man 
mit 10 Pr. St. Miethe oder Miethswerth eingefhägt ift. Jährlich werden in 26 Wards und 
Bezirken die Common-Couneilmen gewählt, und die Stellen der ſtets auf Lebenszeit gemähl- 
ten Aldermen befegt, jorwie unter den Aldermen eine Vacanz eingetreten ift. 

Jeder Alderman fleht einem Ward vor. Das Collegium der Aldermen wählt jährlih am 
29. September ven Lord-Mayor auf die Dauer eines Jahres. In der Regel werden die Mayors 
nad der Anciennetät aus der Neihe der Aldermen genommen, Die Alvdermen find Friedens 
ripter und bilden mit den Gonmon= Gouncilmen gemeinfhaftlih die Stadtvertretung (the 
common council). 

Der Lord: Mayor präfipirt dem Common-Council, ift erfter Friedensrichter ver City, Chef 
der Miliz, Chief justice ded Griminalgerihts in Newgate und erfted Ehrenmitglied des 
Central criminal court. Seine friedensrichterliche Gewalt übt er in feinem Gerihtähofe in 
Manfionhoufe aus. Die zwei alljährlich erwählten Sheriffs fungiren für die City und für die 
Grafſchaft Middlefer. Die City hat einen eigenen Recorder, der ald Richter im Central cri- 
minal court fungirt. Auch wählt die City für fih jährlich einen, für Southiwarf zwei Coro⸗ 
nerd. Berner wird alle Jahre das Anıt des Stadtfümmererd (chamberlain) in berjelben Per- 
fon durch den Court of common hall’durd eine Scheinwahl neu beftätigt. 

Die Polizei ver Eity ift gleich der der gefammten Metropole organijirt. Mit Armenwefen, 
Plafterung und Kanalweſen hat die City direct nichts zu thun. 

Unter folden Berfaffungsverhältniffen lebt ein Siebentel der britifchen Staatsbürger. In 
vielen Ortſchaften Londons ift nur eine Kichfpielverfaffung vorhanden, und neben der Kirch: 
fpielverwaltung gibt es ein ſelbſtändiges Armenamt, ein felbftänniges Geſundheitsamt und eine 
jelbftändige Baubehörbe, welche Behörden ſich Häufig mehr entgegen: als zufammen arbeiten. 

VI. Das Parlament ift die höchſte Spitze des engliſchen Verwaltungsweſens, der 
englifhen Juftiz und des Corporationsweſens. Es befteht aus König, Lords und Gemeinen, 
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welde in dem Palaſt zu Weſtminſter ji verfammeln. Das Parlament ift vor allem ein Ge— 
richtehof, ſowie höchſter Beirath der Krone und wird in diejer feiner Gigenihaft von Gofe 
- the high court of Parliament genannt. 

Wie in allen Gerihtöhöfen wird der König auch im Parlamente ſtets gegenwärtig gedacht. 
Noch heute erfcheint er gemwöhnlih am Anfang und am Schlufle des Parlaments, und während 
der Dauer der Seſſion gilt der Lordkanzler ald förperlicher Vertreter des Königs. Man Hat den 
König häufig auch als einen der Stände ded Reichs aufgefaft. Dies ift irrig. Unter den drei 
Ständen verfteht man die geiftlihen und die weltlihen Yoros und die Gemeinen. 79) 

Die Idee der Omnipotenz des Parlaments ift nit neu. Das tolle Parlament zu Orford 
erklärte bereit8 1258: „Das Parlament ift die höchſte Gewalt. Es ift ſtets von gleicher, von 
abfoluter Autorität. Es erfennt nichts Höheres auf Erden an, Kein früheres Parlament fann 
ein ſpäteres binden.’ 

Kein Gerichtshof ift daher berechtigt, über die Befugnifie des Parlaments und den Umfang 
feiner Privilegien, foweit die Privilegien jelbjt nur nicht zweifelhaft find, zu entjcheiden. 
„Denn das Parlament’, jagt Fortescue, „ift von jo hoher und mächtiger Natur, daß es Geſetze 
machen und, was biöher Gejeg war, abichaffen kann, und die Entſcheidung und Wifjenjcart 
jeded Privilegiums gebührt den Herren des Parlaments, nit den Richtern." SirMathem Hale 
bemerft: „Das Parlament ift der höchſte und größte Gerichtshof. Keine Jurisdietion im ganzen 
Königreiche geht über vie feinige. Sollte es jih je Misbräuchen hingeben, ſo find die Unter 
thanen diejes Königreichs ohne Hülfe.“ 

Was König und Parlament thun, kann demnach nur dad Parlament jelbft, ſonſt Feine 
Macht der Erde wieder aufheben. Denn es bat nach Bladftone abjolute Gewalt, ed ift omımi: 
potent. 8%) Es ift mit einem Worte der Staat, und in diefer Beziehung kann man jagen, daß es 
jelten in irgendeinem Lande einen mädtigern und mit größern Attributen ausgerüſteten 
Bertreter der Staatögewalt gegeben hat, ald das Parlament. Es hat Thronfolge und Re— 
ligion geändert und 1716 jeine eigene Eriftenz prolongirt. Es kann durch legislatoriſchen 
Act — Bill of attainder — rechtlich noch immer jeden Ginzelnen an Xeib, Glievern und Gütern 
frafen. Die großen Acte der Gejeggebung wie die kleinſten Bolizeiverordnungen gehören 
vor fein Forum, 

Blackſtone bezeichnet dieſe Allgewalt des Parlaments geradezu ald die abjolute, despotiſche 
Gewalt, „melde irgendwo in jedem Staate exiftiren müſſe“ ““) Daſſelbe behauptet Baley. 97) 
Aber diefe Omnipotenz des Parlanıents, obgleih von modernen englijhen Juriften, wie 
Brougham, als unzweifelhaft anerkannt 33), ift keinesweges fo vollftändig unbeftritten. Das 
die gefeggebende Gewalt ded Parlaments, wie Blackſtone anführt, alle weltlihen und geiſtlichen, 
bürgerlichen und militärifchen, jeerechtlichen und ftrafrehtlihen Gegenſtände umfaßt, ift that— 
fählih wahr. Aber die großen Männer, welche zu Anfang des 17. Jahrhunderts die Frei: 
heiten Englands vertraten, haben mit Sir Edward Coke beftritten, daß ed in England 
eine Macht gebe, welde über die Magna: Charta und demgemäß auch über das gemeine 
Recht gebe. 

Nachdem die Lehre von der Allgewalt des Parlaments zum amerikanischen Kriege geführt, 
bat das Parlament fi felbjt in der fogenannten „Magna:Charta für die Golonien‘‘, wonad es 
verpönt wird, diefelben vom Mutterlande aus zu beſteuern — freilich wie ein abjoluter Fürſt — 
Schranken gejegt. Die Nothwendigkeit hält aber dieſe Schranfen aufrecht. Das Parlament er: 
fennt ferner noch immer die legielatoriihe Autonomie ver Normanniihen Injeln an und bat 
fowol an der Macht der Preſſe wie an der Ubung der immermehr entwickelten Grundrechte 
der Nation wenigftens factifche heilfame Schranfen feiner Willkür gefunden. Engliſche Juri: 
iten, die nad) der Revolution von 1688 gelebt, wie Holt und Hobart, haben ausgeſprochen, daß 
Barlamentsacte, welde gegen die natürlihe Billigkeit verftogen, von Anfang an nichtig wären. 
Holt rechnet dahin den Fall, wenn das Parlament verordnen wollte, daß eine und dieſelbe Bar: 
tei Richter jein, oder wenn ein Parlament den Ehebruch gejtatten jollte. In ſolchem Falle - 
dürfe fein Nichter der Barlamentsacte Folge leiften. 

Zudem ift namentlich die Ubung dev Verfaſſung eine ſolche, daß nicht die ganze gejeggebende 
Gewalt im Parlamente ruht, obgleich es ſolche ſtets an ſich ziehen kann. Der König im Ge: 
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heimen Nath oder vielmehr die Staatsregierung, bie Golonialparlamente, die Eorporationen 
ſowie auch in gemifjen Fällen die Gerichte üben einen Theil der gefeggebenven Gewalt aus. 

Auch Die abfolute Gewalt ded Parlaments in Privilegienfachen, namentlich foweit fie ein- 
zelne Häuſer geltend machen, ift von den Gerichten ded Landes niit immer in dem Umfange, wie 
das Parlament ihn geltend gemacht hat, anerfannt worden. Lord Mansfield hat den Rechts— 
fag bingefteltt, daß eine Refolution des Unterhaufes, welche verlangte, daß ein Urtheil von 
einem Ridster in einer beftimmten Form geſprochen werden folle, nicht in den Höfen von Weit: 
minfter irgendwie verbindend wäre. Im berühmten Kanfarb-PBrorefie 8?) erflärte Lord Little: 
vale, daß das Unterhaus wol dad Recht habe, feine Privilegien zu bewachen, dar daflelbe aber 
nicht erklären dürfe, was feine Privilegien ſeien. „Nur die Gerichte”, jagt derfelbe Richter, 
„babln über das Vorhandenſein eines Privilegiums zu entſcheiden.“ Zugleich erklärte Richter 
„Pattejon, „daß illegale Acte des Unterhauſes niche ausgeführt werben dürften”, und Richter 

Golerivge, „daß dad Urtheil der Gerichte durch Die Befehle keiner Macht beftinnmt werben könne’. 
Der damals (1836) andgebrohene Gonflict zwiſchen dem Unterhaus und den Gerichten kam 
nicht zum Austrag, indem die Geſetzgebung den Knoten gewaltjam zerhieb. Aber man fieht, daß 
auch in unferm Jahrhunderte die Gerichte nur die gefeggebende Gewalt des Parlaments, nicht 
feine Gewalt in Privilegienfachen ald unbegrenzt anjeben. 

Endlich ift die Gewalt des Parlaments durch die Ennwidelung der perfönlihen Freiheit und 
die Ausbildung der Grundrechte ver Engländer (j. Abſchnitt VH.) immermehr vermindert, 
veip. eingefhränft werden. Das Parlament hat wol das Recht, thatſächlich aber nicht die 
Gewalt, die Preßfreiheit, Neligionsfreibeit, Handels- und Gewerbefreiheit dauernd zu be— 
fhränfen. Gejege, melde die Freiheit jhügen, konnte e3 mol zeitweilig jndpendiren, nicht 
aber dauernde Zwangsgeſetze — ſelbſt für Irland geihah dies nur auf beftimmte Perioden — — 
einführen, Eine Auflegung neuer Kornzölle, nener Schugzölle auf Manufacturen, Beſchrän— 
kung religiöfer Berfammlungen und ver Prefreiheit würden vom Parlament Heutzutage ver: 
gebend verfucht werden. Gerade diefe thatfähhlihen Schranken, welde einzig und allein bie 
Prarid und die politiihe Gntwidelung gezogen, find in England mindeſtens ebenjo wichtig 
als die Schranken ver Geſetze. Denn der Schranfen der Geſetze könnte ſich das abjolute Barla- 
ment ja entlevigen. 

Die Gewalt des Parlaments ift noch immer formell Ausfiuß der Eöniglihen Gewalt. Das 
Barlament kann daher, außer beira Tode eines Königs, nur zufanımentreten, fobald der König ed 
beruft. Denn der König iſt nicht allein Pas Haupt, fondern auch Anfang und Ende bes Parla: 
mentd. Die Berufung des Parlaments muß 14 Tage vor deſſen Zufammentritt und im Falle 
einer Auflöfung in 35 Tagen erfolgen. Soll das Parlament neu gewählt werden, jo ſendet 
der Kanzler jein Warrant an den Kronjchreiber im Kanzleihofe (Clerk of Ihe crown in 
chancery). Diefer ſendet Writs an die Sheriffs, um die Wahl der Knights und Burgeſſes zu 
seranlafjen. Vacanzen, die während der Dauer fowie während der Serien eines Parlament? 
eintreten, läßt der Sprecher des Unterhaufes auf feine Ordre ausfüllen. Convente, d.h. Parla⸗ 
mente, die aus eigener Machtvollkommenheit zufanmentreten, ind durch Tpätere Parlamentsacte 
post factum zu legalen Berfammlungen erhoben worden. 

Schon unter den Plantugenets wurde beftimmt, daß Barlamente jährlich gehalten werden joll: 
ten. Diefe Beſtimmung wurde Später von den Stuartd fophiftifch weg interpretirt. Geſetzlich ſteht 
nad 16 Ch. MH. c. 1 nur feh, daß alle drei Jahre ein Parlament ftattfinden, und nad ber Bill of 
rights, „daß Parlamente hänfig gehalten werben follen”. Da aber der Stantöhanshaltdetat und 
die Mutiny: Bill nur aufdie Dauer eines Jahres bewilligt werben, fo ift e8 nothwendig, joll ner 
Staat nicht ftille ſtehen, die Armee ſich nicht m ein meuterifches Chaos auflöfen, alle Jahre ein 
Parlament abzuhalten. 

Die gejegliche Dauer der Legiälaturperioden war früher eine zweifelhafte. Nach der Revo: 
kution führte man eine dreijährige, gleich beim Regierungsantritte Georg’3 1. eine jiebenjäbrige 
Dauer der Parlamente ein. Der König kann fein Barlanıent berufen, wohin er mil. Bis 
zur Revolution von 1688 find mehrfach Parlamente in Orford abgehalten worden. Seitdem 
ſaß da9 Parlament ununterbroden in Weitminfter. 

Bei jever Neuwahl des Darlaments wird der Sprecher de3 Unterhaufes für die Dauer 
deffelben neu gewäßlt, Der Sprecher muß vom Könige beftätiat werden, was vor und nad 
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1679, wo Seymour von Karlll. ausnahmsweiſe nicht beftarigt wurde, niemals unterblieben ift. 
Bei ver Verlefung der Thronrede und der feierlihen Eröffnung des Parlaments erſcheinen die 
Gemeinen an der Barre des Oberhauſes, in weldem der König nad alter Sitte ald Eher des 
Parlaments erjcheint und die Thronrede jelbft ablieft. Iſt ver König an der Eröffnung des 
Varlaments verhindert, jo geihieht diefelbe vurd) eine Gommiffion. Che in jedem Haufe dar: 
“auf die Ihronvede noch einmal verlejen wird, wird pro forma eine Bill zum erften male gelejen. 
Das Parlament will dadurch fein Recht wahren, an die Geſchäfte gehen zu fönnen, ohne nöthig 
zu haben, die Gründe feiner Berufung zu prüfen, und felbftändig die Reihe zu beſtimmen, im 
ver die Gejhäfte behandelt werden follen. **) 

Jedes Haus hat das Recht, Adreſſen an die Krone zu erlaſſen. Es ift ſtehender Gebraud, vie 
Thronrede durch ſolche Adreſſen, vie jedes Haus beſonders erläßt, zu beantworten. Dieſe Adreſſe 
wird jedem Hauſe als fertiges Product von einem Mitgliede der Regierungspartei zur An— 
nahme empfohlen und von einem Mitgliede unterſtützt. Amendements werden nur geftellt, 
wenn die Oppojition hofft, durd; deren Annahme das Minifterium ftürzen zu können. 

Jede Seifion muß mit einer Prorogation endigen. Durch jolden Act werben alle nicht 
durchberathenen Geſetzvorſchläge befeitigt. Beide Käufer werden zugleich prorogirt. Ehe eine 
Seſſion durch Prorogation gejchloffen werden fann, muß wenigftend eine Bill Parlamentsacte 
geworben oder ein Urtheil geſprochen fein, und beftimmt Ch. I. c. 7, daß der Conſens des Rö- 
nigs zu einer Bill allein nod nicht die Seſſion beendige. 

Die Brorogation geſchieht durch den Lordkanzler in Gegenwart des Königs, oder durch eine 
Commiſſion unter Anwefenheit beiver Käufer im Sigungsfaale des Oberhaufed. Dabei wird 
die Sanction den noch nicht früher angenonmienen Bills ertheilt und darauf die Schlußthron— 
vede, wenn der König anmefend, von dieſem in Perjon verjefen. Die Prorogation geſchieht 
ſodann durch den Lordkanzler auf einen beſtimmten Tag. Die Geſchäfte kann dad Parlament 
jedoch erſt wieder beginnen, jobald es durch Proclamation des Königs auf einen beſtimmten 
Tag berufen ift. 

Eine Auflöfung ift der bürgerlihe Tod eines Parlamente. Tie Auflöfung fann nur mit 
Willen ded Königs, den er perfönlich oder dur Commiſſare ausdrückt, auch wie 1806 durch 
PBrorlamation während der Ferien gefchehen. Beim Tode eined Königs lebt ein aufgeloöſtes 
Barlament, fall fein neues berufen, von ſelbſt auf und muß jelbftändig, ebenfo wie das in 
ſolchem Augenblide etwa vorhandene, zufammentreten, Gin joldes Parlament hat das Recht, 
falls es nicht früher aufgelöft wird, noch ſechs Monate zu fungiren. 

Jede Auflöfung berührt das ganze Parlament, nicht blos das Unterhaud. Denn aud vas 
Dberhaus ift ja zum Theil ein Wahlförper, indem die irifchen Peers auf Lebenszeit, die ſchotti— 
jhen für die Dauer ded Parlaments gewählt find. ine jede Auflöfung des Parlaments macht 
daher eine Neuwahl der Vertretung der ſchottiſchen Peers nothwendig. 

Den Kern des Oberhaujes bilden aber nad wie vor die Glieder des eigentlichen engliſchen 
böhern Adels, die Nobility, die erblichen Peers des Reichs. 

Während die Gentry eine ihren äupern Grenzen noch ſchwer zu begrenzende Maſſe iſt, bil⸗ 
det die Nobility inmitten der Gentry einen feſten Kern. Die den Peers, welche in ihrer Ge— 
ſammtheit die Nobility bilden, anklebenden Vorrechte ſind eigentlich mehr Vorrechte des Amtes, 
der Pairie, als Vorrechte eines Standes. Geſetzlich fann der Sohn eined Bauers, ohne daß er im 
die Nobility erhoben zu werden braucht, zu den höchſten Ämtern in Kirche und Staat gelangen. 
Eine Mesalliance zwifhen Adel und Gemeinen, Ausfchluß der Gemeinen vom Erwerb von 
Nittergütern find dem engliſchen Rechte ebenſo fremd wie die Steuerfreiheit adeliher Ritter— 
gutöbeiiger. Stammgüter (entails) fann in England jeder errichten. Alle Stammgüter ſind ver 
Eonfitcation unterworfen. Sie fönnen wegen Schulden eines Banfrottirerd veräußert werben, 
ja das Geſetz 1 u. 2 Vict. c. 110 hat jie fogar der gewöhnlichen Schuldereeution unterworfen. 
Das Erſtgeburtsrecht ift ebenfalls fein Privilegium des Adels; denn es ift bei aller Erbfolge 
in Grundeigenthunt gemeined Recht des Landes. 

Außer dem Rechte, im Oberbaufe zu jigen, verleiht die Mobility nur dad Recht, durch das 
Oberhaus bei Treafon (Hochverrath) und Felony gerichtet zu werten. Da jede Frau den Ge— 
rihtöftend ihres Mannes hat, jo haben auch die Peereſſes gleiches Vorrecht. Dagegen ift Bei 
Vergeben (misdemeanour), als da jind Aufruhr, Meineid, Libell, Verſchwörung, der größte 
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Peer des Reichs dem Urteil der gewöhnlichen Jury unterworfen. Schottiſche und iriſche 
Peers genießen alle Brivilegien englifcher PBeers, auch wenn fie nicht ind Oberhaus gewählt 
iind, Werden irifche Peerd aber ind Unterhaus gewählt, jo verlieren fie das Recht des befondern 
Gerichtsſtandes. Ferner können Peers und Peereſſes nur wegen Verbrechen, nicht wegen Schul- 
den verhaftet werden; denn die Peerd find ſtändige Räthe der Krone und ſchon deshalb von der 
Berfonalereeution befreit. Endlich ift vie Beleidigung eines Peers und einer Peereß eine qualis 
fieirte Injurie. 36) Meitere Privilegien der Nobility und Peerage, die ſich nicht etwa auf ihre 
Rangorbnung beziehen, erfennt dad englifche Recht nicht an. Vor Gericht ift jeder Peer wie jeder 
andere Engländer zum Zeugniß verpflichtet. 

Der König kann neue Adelstitel Ihaffen. Doc jind nur folgendeublih: 1) Duke (Herzog), 
2) Marques (Mario, Marquis), 3) Earl (Graf; eine Gräfin heißt Counteß), 4) Viscount 
WVicomte), 5) Baron. 

Die Pairie ift in ver Negel im Mannsftanıme erblih. Auch Frauen verjelben Linie können 
die Würde in Ermangelung männlicher Berechtigten erben und jie auf ihre Nachkommenſchaft 
vererben. Die Würde geht unter, falls dem legten Inhaber mehrere gleihnamige Frauen ſucce— 
diren würden. Dod kann der König die Pairie auf eine von mehreren Schweftern übertragen, 
und dieſe vererbt fie vann weiter inn Mannsſtamme. Der König fann aber auch fonft jeder Frau 
den Peersrang beilegen (peeress by her own right). 

Die gewöhnliche Form der Peerscreirung ift durch Patent, welches dem Berufenen und jei= 
nen Erben die Peersrechte verleiht. Doch muß dabei der Erblichkeit ausprüdlih Erwähnung 
geihehen fein. Eine Creirung durch Patent anoblirt jogleih. Daß dann der Sit im Ober: 
hauſe auch wirklich eingenommen werde, ift nicht nöthig. Dagegen anoblirt die Ereirung durch 
königliche Berufung (writ) nit nur den Berufenen, jondern aud die Erben, ohne daß der 
Erblichkeit weiter Erwähnung zu geſchehen braucht. Im diefem Kalle muß jedoch, falls die Rechte 
der Pairie erworben werden follen, der Sig im Oberhaufe auch von dem Berufenen eingenom= 
men werden. Gewöhnlich werden die älteften Söhne der Herzoge, Grafen und Marquis unter 
einem bejondern Adelötitel durch ein Writ ind Dberhaus berufen. Die andern nicht ind Ober: 
haus berufenen Söhne der Peers iind Gemeine und genießen rechtlich nicht mehr Vorrechte wie 
der ärmſte Schuhflider. 

Die Peers find jegt nur noch Vertreter ideeller Herrſchaften, indem fie den Titel einer ehe— 
maligen oder fingixten Baronie erhalten. Eine gefegliche Vertretung ded großen Grundbeſitzes 
eriftirt in England nicht. 

Der König kann fo viel Peers ernennen, wie ihm beliebt. Dev engliſche Adel hat trog allen 
genealogifhen Märchen, mit denen er feine Geſchichte ausftaffirt, das genealogiſche Mikroſkop zu 
ſcheuen. Bon ven 29 Peersgeſchlechtern, welche Heinrich VII. nad der Schlacht bei Bosworth 
vorfand, find nur noch fünf übrig. Im Jahre 1859 waren 361 engliiche Beers im Oberhauſe 
vorhanden. Wenn man bedenkt, daß Georg Ill. allein 388 PBerfonen ven Peersrang verlieben, 
und dag von 1700— 1821 an 667 Perfonen anoblirt wurden 97), jo wird man begreifen, daß 
dad Oberhaus wol die Vertretung der Spige der englifchen Ariftofratie ift, aber feinen 
alten und deshalb auch feinen verfumpften Adel vepräjentirt, „Denn“, jagt Lord Mahon mit 
Recht 8), „es ift gerade der beftändige Zufluß aus den Gemeinen, der den Strom der Pairie 
klar erhält und ihn verhindert, ein ftehender und ſchmuziger Sumpf zu werben.” 

Aus den irifhen Peers, welche 1860 noch die Zahl von 193 betrugen, find 28 auf Lebens— 
zeit ind Oberhaus deputirt, während 71 irifchen Peer erblider Sig im Oberhaus ald Peers 
des Reichs beigelegt ift. Solange die Zahl der irifchen Peers nicht bis auf 100 gefunfen ift, 
fann die Krone auf drei erlofchene iriſche Pairien nur eine neue ftiften. Andere lebenslängliche 
Peers des Reihe ind Oberhaus zu berufen, ift zwar nicht ungefeglich, aber jeit 400 Jahren 
außer Übung. Bon ven fhottifchen Lords werben feit 1707 für die Dauer jeved Parlamente 
16 ins Oberhaus deputirt. Die Krone darf feine neuen ſchottiſchen Peers ernennen. 

Die Biſchöfe, welche im Oberhaufe figen, find nur Lords, nicht Peerd des Parlaments und 
entbehren daher ver Apelöprivilegien. Es jigen jetzt 2 engliſche Erzbiſchöfe und 24 englijche 
Biſchöfe mit vollem Stimmrechte im Oberhauſe. Die Biſchöfe von Sodor und Man haben Sig, 
aber nicht Stimme in der Peerskammer. Die Biſchöfe von London und Durham müſſen ftets 
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im Oberhaufe figen. Den englifchen Prälnten jchliegen jich feit der Linion mit Irland 1 irifcher 
Erzbiſchof und 3 iriſche Bifhöfe mit vollem Stimmredte au. 
Die Statiftik des Oberhauſes vom Jahre 1862 Ren 


an geiftlichen Lords . . ’ RR 30 
„Vrinzen königlichen Blutes 3 
„weltlichen Peers des Reiche 2.2. 388 
„ſchottiſchen Peerrrxs. — 16 
„iriſchen Peerxs 28 





zuſammen 465 

Jede Bill, welche Privilegien des Oberhauſes berührt, muß im Oberhauſe ihren Anfang 
nehmen und kann vom Unterhauſe nicht amendirt werden. Die Peers als Körperſchaft bilden 
noch immer den höchſten Rath der Krone. Auch jeder einzelne Peer, ſelbſt jeder nicht im Ober- 
haufe figende iriſche oder fchottifche Peer bat das Recht, vom Könige eine Audienz zu verlangen, 
um ihm feinen Rath zu ertbeilen. 

Alle Lords des Parlaments, alfo aud die Biſchöfe, haben pas Recht, ihre Stimmen durch 
Stellvertreter (by proxy) abzugeben. Niemand darf mehr als zwei proxies übernehmen. 
Doc ift es nicht nörhig, daß der Bevollmädhtigte feine eigene Stimme abgibt. Im Committee 
und in Rechtsſachen ift die Abflimmung by proxy ausgefchloflen. Berner hat jeder Lord das 
Recht, ein motivirtes biffentivendes Votum gegen jeden Schluß des Oberhauſes ins Journal 
des Hauſes als Proteft eintragen zu laſſen. 

Sprecher oder Borfigender des Oberhanfes it der Lordkanzler oder in jeiner Vertrerung 
ver Lord Keeper ofthe privy seal. Der Lordkanzler jigt auf einem mit Karmeifin-Sammet 
überzogenen Wollſacke. Diefer Wollfadt wird außerhalb des Haufes gedacht, daher können auch 
Nicht-Peers, wie Die Richter, auf demſelben figen. Nur die Bifhöfe Haben einen feften Vlatz im 
Oberhauſe. Die andern Lords gruppiren fich je nad ihrer politiigen Barbe rechts und linfs 
som Wollfade, ſadaß die neutralen Prers in ver Mitte figen. Drei Peers machen das Haus 
beſchlußfähig. Daſſelbe iſt in ver Regel fehr leer. So ging 3. B. die Bill, welche den Court of 
probate ſchuf, in der dritten Lefung mit 7 gegen 5 Stimmen durd.®9) 

Jeder Engländer, der nicht Peer ift, ift Gemeiner, Die Gemeinen finden ihre Vertrerung 
im Unterhaufe, deſſen officieller Titel House of Commons (Haus der Gemeinen) ik. Es 
wird als die Vertretung aller Gemeinen des Reichs angefeben und wird aus den Bertretern 

gewiſſer Wahlflecken und Graffhaften gebildet. Dieje Vertreter follten urfprimglih nur 
ihren Wahlkreifen angehören. Dies ift feit lange obfolet und feit 14 Ge. IM. c. 58 aud- 
drücklich abgefchafft. 

Der Breeholder = Genius von 40 Sh. Bodentente blieb von Heinrich VI. bis zur Refotm⸗ 
bill beſtehen. Die Zahl ver Kleinen Freeholder belief ih 1685 noch auf 160000, eine Zahl, 
die ſich immermehr verminderte, ſodaß Die Zahl ver Graffhaftswähler Äh gleichmäßig 
verminderte. Da die Grafſchaften fehr ungleich waren, fo wuchs das Misverhältniß zwiſchen 
Vertretung und Bertretenen um fo mehr, als feine Grafſchaft außer Dorkihire mehr als zwei 
Repräfentanten ind Parlament ſandte. Das Misverbälmig in der ftäntifchen Vertretung ba: 
ben wir in der Stantögefchichte bereits erwähnt. Während Ortfchaften mit einigen wenigen 
Einwohnern zwei Repräfentanten ind Unterhaus fanbten, blieben Städte wie Birmingbam 
und Mancheſter unvertreten. 

Wir haben bereits in ver Staatsgeſchichte gefeben, wieweit die Reformbill alte Misbräuche 
befeitigte. Hier gilt e8, zu fehen, was fie Voſitives geſchaffen. Bon 43 bi! dahin unvertretenen 
Boroughs erhielten 22 — darunter Birmingham und Mandefter — das Recht, zwei, 21 das 
Recht, einen Abgeordneten zu deputiren. Norkſhire liefertnunmehr, ftatt 4,6 Knights ofthe shire 
ins Unterhaus. Lincoln erbielt dad Recht, 4 Abgeorbnete an Stelle von zweien, die es bis 
dahin erwählt, nach Weſtminſter zu ſenden. Die Vertretung von 25 Gountied wurde dadurch 
verdoppelt, daß dieſelben getheilt wurden, 7 Graffhaften ſandten fortan 3 ſtatt 2 Mütter, 
3 Graffhaften, die bis dahin nur einen Abgeordneten gefchickt, fandten fortan je 2. Die iriſch⸗ 
Bertretung wurde um 5, die ſchottiſche um 8 Abgeordnete vermehrt. 

Demnach vertheilt ich feit der Reformbill bie Bertretung des vereinigten Königreichs 
wie folat: 
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1) England: Knights of the shire (Braffhaftäuertretim) . . . 143 
Citizens, d. h. Vertreter von Eitied . . . . 50 
Burgesses b. b. Vertreter von Wahlfleden (Boronghs) 274 
Die zwei Univerfitäten Orforb und Gambrivge . . 4 4m Vertreter. 
2) Wales: Knightsoftheshire . . 2. 2 220.0 BB 
Burgesses De a ne a re — 
3) Schottland: Knights of the shire u BEE GE 90 
CHEN: u... 5 are, ea ee 4 
Burgesses Be ee 
4) Irland: Knights of the shire re re re ner ir Te 
ARE: 2: 6, Susanne a fs are eh 10 
Burgesses ; a ne ar A 
Die Univerfität Dublin 2 105 „ 
Summa 658 Bertreter. 


Die Reformbill änderte auch dad echt ver Wähler jelbit ab. In ven Wahlfleden und 
Städten fann fortan nur der das Wahlrecht ausüben, der 10 Pf. St. Ertrag vom Grund: 
eigenthum zieht oder 10 Pf. St. Miethe zahlt. Im den Grafihaften blieb den 40-Shikling: 
Freeholders das Wahlrecht auf ihre Lebenszeit, Kortan follte aber Freehold nur bei 10 Pf. St. 
Bodenertrag zum Wählen berechtigen. Gleihem Eenjus find Erbpächter, Zeitpädter (lease- 
holders) mit einer Padhtzeit von 60 Jahren unterworfen. Dagegen müffen Zeitpächter mit 
20 Jahren Pachtzeit und tenants at will, denen der Gutsherr zw jeder Zeit Fündigen kann, 
50 Bi. St. jährlich Pacht zahlen, um Wähler fein zu Fönnen. Diefe Wähler erhielten ihr 
Wahlrecht durch die jogenannte Chandos⸗Clauſel. Diefe Elaufel, welche ganz abhängigen Leu: 
ten das Wahlrecht gab, führte den durch die Reformbill befeitigten Einfluß der Ariftofratie durch 
eine Hinterthür theilweife wieder ins Wahlſyſtem ein. 

Im übrigen blieben alle andern Erforderniſſe dev Wahlberechtigung, wie einundzwanzig⸗ 
jähriges Alter, und die Ausfhliefung der Richter, Gonftabler und Steuerbeamten durch vie 
Reformbill beftehen. Die Abgeorpneten ver Cinque Ports behielten ihren Titel ald Barons, 
Diefe Cinque Ports find nad) wie vor ganz fleine Wahlileden, welche vollftänvig zur Dispofi- 
tion des Minifteriums flehen. 

in Irland ift das Wahlrecht jeit 13 und 14 Vict. c. 69 an einen niedrigern Genfus als 
in England gefnüpft. Dort berechtigen 5 Pf. St. Reinertrag von Landgütern, ein zur Armen 
fteuer mit 12 Pf. St. eingefhägtes Einkommen bei Pachtungen und 8 Pf. St. Grundrente 
in den Städten zur Ausübung des activen Wahlrechts 

Un ind Parlament gewählt zu werben, ift ſeit 1858 fein Vermögensnachweis mehr nöthig. 
Niemand fann ins Parlament treten, der nicht 21 Jahr alt ift. Bei For und Pitt und auch fonft 
wol hat man jedoch über die mangelnde Volljährigkeit hinweggeſehen. Nur durften beide ge= 
nannte Staatdmänner vor ihrem einundzwanzigften Jahre nicht mirftimmen. Aceiſe-, Stem— 
pel⸗, Zoll: und Steuerbeamte find nicht wählbar, ebenfo die Richter. Der Master of the rolls 
ift Hiervon ausgenommen; Doch würde es für unſchicklich gelten, wenn er ald-Wahlcandidat auf: 
träte. Kein englifcher und Fein fchottifcher Beer, wohl aber irifhe Prers find wählbar. Ferner 
find Lieferanten und Wahlconmiffarien, Mayors, Bailliffd und Sheriffd, jedoch nur in ihren 
Amtöbezirken, nicht wählbar. Wer ein Ant von der Krone annimmt, muß feinen Sig im 
- Barlamente aufgeben, kann aber wieder gewählt werben, 

Das englifche Wahlſyſtem macht auch nad) der Wahlreform den Eindrud eines unſyſtema— 
tiſchen Chaos. Städte, die über 80000 Einwohner (wie Stofe upon Trent) haben, jind nad 
wie vor im Parlamente unvertreten. Ebenſo ift ein fo großer Stabttheil von London wie 
Chelſea umvertreten. Dagegen fendet Calne mit 4500 Einwohnern zwei, Ghippenham mit 
3200 Einwohnern einen Vertreter ind Parlament. Ebenſo hat die Grafihait Dorf mit 
284 Duadratmeilen 6 und Rutland mit 7 Duadratmeilen 2 Bertreter u. ſ. w. Näheres 
über dieſes Misverhältniß in der Vertretung findet man in der Westminster Review von 
1852 (1, 27.) 

Die Abgeoronetenwahlen erfolgen auf Grund der von den Armenauffehern aufgemadten, 
von den revidirenden Advocaten (revising barristers) geprüften Wahlliften. Dieje Advoeaten 
werden von den Reiherichtern ernannt. Nor ihnen finder hinfichtlic der Richtigkeit der Wahl- 
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liften ein Öffentliches und mündliches Verfahren ftatt. Von ihren Entfcheivungen wird an den 
Court of Common pleas appellirt. 

Bei den Wahlen fungirt in den Grafichaften der Sheriff, in ven Städten der Mayor oder 
ein anderer ftädtifcher Beamter ald Wahlcommifjarius. Neuere Geſetze haben ih bemüht, ver 
Beitehung bei ven Wahlen Einhalt zu ihun, haben aber das Übel, an veflen Erhaltung die bei: 
den Hauptparteien ded Landes ein gleihmäßiges Intereffe haben, nicht ausrotten können. 
Man rechnet, daß jede allgemeine Wahl ven Parteien 17/, Millionen Koften verurfaht. Noch 
immer find die englifchen, namentlich aber die, irifchen Wahlen mehr oder minder Scenen grober 
Völlerei und greulichen Unfugs. 

Der Wahlact gebt öffentlih vor ih. Bei dem Händeaufheben (slow of hands), womit 
häufig allein fchon vie Wahl beendigt ift, hat jeder auf dem Wahlplage Anweſende das Recht, 
die Hände mit zu erheben, alſo mitzuftimmen. Berubigt ſich aber die Minorität nicht bei dem 
Reſultat diefer Wahl durch Handaufheben, jo muß zur Abftimmung zu Protofoll (poll) ge: 
Ihritten werden. Der Boll dauert jegt nur noch einen Tag, und die Grafjchaften find zum Zweck 
der Erleichterung der Wahl in Diftricte eingetheilt. Über die erfolgten Wahlen berichten die 
Wahlcommilfarien (returning ofücers) an den Kronjecretär de8 Kanzleihofs. Die Namen 
der Gewählten werben in der Gazette abgedrudt. 

So jehr auch die Parteien die Wahlen beeinflufien, jo ift doc gegen den Einfluß der 
Staatögewalt auf die Parlamentswahlen alle Borforge getroffen. Früher mußten die Soldaten 
ihre Garnifondpläge verlaffen, falls foldhe Wahlorte waren. Jetzt werden fie nur in den 
Kajernen conſignirt. 

Wahlprüfungen erfolgten früher im ganzen Kaufe, jeit Örenville's Acte von 1770 aber 
in den nad) einem fehr complicirten Modus gewählten Specialmahlcomitesd. Jeder Abgeorbnete, 
deſſen Wahl nicht angegriffen, gilt ald rite erwählt. Vor ven Wahlcomites findet ein contra= 
dictorifches Verfahren auf Petition der Intereflenten ftatt, das fehr Foftipielig und theuer if. 
Die Wahlcomites haben das Recht, Zeugen zu vereidigen. Finden die Wahlcomites, daß an 
irgendeinem Orte eine faule und zur Beitehung ſich neigende Praxis herriät, fo können ſie 
ex officio einfhreiten und müflen dann vem Parlamente berichten. Auf Grund jolder Unter 
ſuchung verlor 3. B. St.:Albans das Wahlrecht. 

Da das Parlament ein vom Könige berufener Math ift und das Erſcheinen in demfelben 
als Pflicht gilt, fo Fann niemand auf Grund einer freiwilligen Rejignation feinen Sig aufgeben. 
Wer ausiheiden will, it daher genöthigt, vom Minifterium das füniglihe Scheinamt eines 
Steward oder Baillif of her Majesty's 3 Chiltern hundreds zu erbitten. 

Obgleich bedeutende Rechtslehrer, darunter Blackſtone in der erſten Ausgabe feines 
Werkes, dem Parlamente dad Recht beftritten, ein gültig gewähltes Mitglied auszufchließen, 
jo ift ſolches doch bis in diefes Jahrhundert haufig vorgefommen. Am befanntejten ift der oben 
erwähnte Wilkes'ſche Fall, der in „Junius' Briefen‘ aufs trefflichite harakterijirt ift. Diäten 
der Unterhausmitglieder find jeit Jahrhunderten nicht mehr üblich. 

Borfigender des Unterhaufes ift ver Sprecher. Bor feinem Stuhle liegt ald Zeichen der 
fouveränen Parlanıentögewalt das Scepter (the mace). Nur bei Stimmengleihheit hat er ein 
ausihlaggebendes Votum (casting vote), fonft jtimmt er nicht mit. Er bezieht einen Gehalt 
von 6000 Pf. St. Seit 1855 fann in Abwefenbeit des Spredherd ein deputy speaker er: 
nannt werben. Die Mitglieder des Unterhauſes figen rechts und linfd vom Sprecher. Rechts 
befindet ih die Minifterbanf (Treasury Bench), hinter und neben der die minijteriellen Ab- 
geordneten jigen, links vom Sprecher figt der Bührer der Oppofition, und hinter und neben ibm 
find feine Barteigenoffen verſammelt. 

Mir wenden und nunmehr zu den Vorrechten beider Häufer des Parlaments. Das-PBar: 
lament hat 1704 beichloffen, keine neuen Privilegien aufzuftellen, jondern in feinen fernern 
Beihlüffen feine Privilegien nur zu declariren. Privilegien des Parlaments find jpecielle 
Redhtöregeln, welche einen Theil des ungeichriebenen Rechts des Landes ausmachen, von denen 
aber fein Gerichtshof ex officio Kenntniß zu nehmen braucht und deren Exiſtenz in den Ge-— 
richten zu beweiſen iſt. 

Die Privilegien des Parlaments beziehen ſich theils auf die Körperſchaft als ſolche, theils 
auf bie einzelnen Mitglieder deſſelben. Das Parlament, nanentlih das Oberhaus, hat vor 
allem das Hecht, die Krone zu berathen. Ferner hat das Parlament in Privilegienſachen das 
Recht, Richter in eigener Angelegenheit zu fein, und fteht diefes Recht aud jedem einzelnen 
Haufe zu. Es duldet daher der Reichstag in Privilegienfachen Feine Intervention der Fönigliden 
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Gerichte, und dad Parlament iſt Eraft feiner Allgewalt auch an feine procefjualiitiihen Regeln 
gebunden. 9) „Wie die Gejeke des Parlaments jegt ſtehen, ift jedes Haus deſſelben mit unbe— 
grenzter und uncontrolirbarer Macht betraut, ſolche Geſetze zu machen, wie die Gelegenheit fie 
nöthig macht, und die Gefege fo einzurichten, daß ſie nad Bedürfniſſen für den concreten Fall 
anwendbar find. Für dieſes in Anfprud genommene Recht gibt ed feine andere Grenze als die 
eigene Mäßigung.” Dies ift die Anfiht Lord Brougham's.ꝰi) Indeſſen ift jie nur infofern 
richtig, als ver Einzelne, wenn dad Parlament gegen ihn einfchreitet, von ven Gerichten 
feinen Schuß erhält. Dagegen laffen ſich die Gerichte durch einfache Nefolutionen eines Haufes 
nicht abhalten, das Gejeß in den concreten Fällen, die durch die Parteien vor fie gebradıt - 
werben, anzuwenden. 

Läßt umgekehrt ein Gericht die Berufung auf ein Barlamentsprivilegium zu, jo fteht der 
Partei, gegen die es geltend gemacht wird, die Appellation and Oberhaus freilich zu. Aber das 
Oberhaud würde ſich trog feiner Eigenſchaft ald Oberappellationsgericht des Reichs weigern, 
Rechtshülfe zu Ihaffen, da ein Haus fih nicht zum Richter des andern Hauſes machen darf. 
So entſchied denn aud) das Oberhaus im Wilkes ſchen Falle, daß es Fein Recht habe, ein Urtheil 
des Unterhauſes in Sachen, wo diejed eine competente Jurisdiction habe, vor fein Forum 
zu ziehen. 

Auch innerhalb ver von den Gerichten nicht beftrittenen Grenzen der Privilegiengewalt des 
PVarlamegts bleibt beiden Häufern noch genug arbiträre Macht übrig. Im Jahre 1751 erklärte 
das Unterhaus ausdrücklich, daß es fih an die Regeln des Proceßverfahrens nit gebunden 
erachte. Dagegen legt es ſich alle Gewalt ver Gerichte bei. Es läßt, wenn es Leute verhaften 
laſſen will, felbit Häufer erbreden, und alle Militär= und Givilbehörden müſſen ven Par: 
lamente Affiftenz leihen. Gegen Barlamentöhaft ſchützt Feine Gaution; auch fann jedes Haus 
Berhaftäbefehle vornehmen laflen, ohne den Grund der Verhaftung im Haftbefehl (warrant) 
anzugeben. Ä 

Urfprünglid, um fih gegen die königliche Gewalt zu jhügen, fpäter, um fi der Kritif 
außerhalb des Parlamentö zu entziehen, wurde, und zwar bis zum Jahre 1771, das Verbot des 
Druds von Barlamentsverhandlungen fireng aufrecht erhalten. Erft in diefem Jahre begann 
man den Drud der Parlamentöverhandlungen zu ignoriren. Um jene Zeit fam es aud auf, 
daß Nichtmitglieder des Parlaments zu den Verhandlungen zugelaffen wurden. Seit 1853 
fönnen Fremde aud den Abftimmungen im Interhaufe und feit 1857 auch im Oberbaufe bei: 
wohnen. Dennoch ift dev Drud der Parlamentsverhandlungen und der Beſuch des Parlaments 
durch Fremde auch heute noch immer nur geduldet. Daher kann es auch officielle ſtenographiſche 
Berichte nicht geben. Verboten ift, die in einem Committee abgegebenen Zeugenausiagen zu 
drucken, folange der Inhalt verfelben nod nicht dem Parlamente berichtet iſt. 

Bor allem wird die Strafgemwalt des Barlaments zur Anwendung gebradit, wo es fih um 
Beleidigung eines der Häuſer oder eined der Mitglieder eines derfelben handelt. Ein Privile: 
gienbruch, ver in einer frühern Seſſion verübt if, kann in der nächſten Seſſion, ein gegen ein 
früheres Parlament verübtes Vergeben vom nächſten Parlamente beftraft werden. Das Ober: 
haus hat das Recht, Privilegienverleger auf beftimmte Zeit verhaften zu laffen, während jede 
Saft, melde das Unterhaus verhängt, mit dem Ende ver Seſſion von felbft aufhört. Die Ge: 
fängnißftrafe laflen beide Käufer in Nervgate oder im Tower verbüßen. Geldbußen bat das 
Unterhaus jeit 1660 nicht auferlegt. Die Strafe des Knieens an der Barre iſt in neuerer Zeit 
außer Übung gefommen. 

Soweit nichts anderes beftimmt, haben beide Häufer des Parlaments gleihe Privilegien. 
Beide Häufer genießen feit der Declaration of rights volle Redefreiheit. Veröffentlicht jedoch 
ein Mitglied jeine Reden, fo ift ed für deren Inhalt perfünlich verantwortlich und ſchützt ihn das 
Privilegium des Haufes nicht. 

Jever körperliche Angriff gegen ein Mitglied eines Hauſes wird fireng beitraft. Mitglieder 
des Parlaments fünnen in flagranti verhaftet, aber nur mit Zuftimmung ihres betreffenden 
Haufes in Haft behalten werden. Peers find gegen Schuldhaft gefhüst, aber den Bankrott: 
gefegen unterworfen. Unterhaudmitglieder find 4O Tage vor Beginn und 40 Tage nad) Schluß 
des Barlaments von jeder Schulohaft befreit. Wer in Concours gerätb und nicht innerhalb 
12 Monaten die Befriedigung feiner Gläubiger nahweift, verliert ald Unterhausmitglied 
feinen Siß. 
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Wir-menden ums jegt zur Behandlung der laufenden Geſchäfte des Parlamenis. Die 
Geſchäfteordnung (standing orders) ift nur, ſoweit fie das Oberhaus betrifft, codificirt 
und publicirt worden. Die standing orders des Unterhauſes find erft jeit 1854 in 
chronologiſcher Ordnung, doch mur ſoweit fie bie Öffentlihen Angelegenheiten betreffen, 
gedrudt worden. 

Beide Häufer beginnen in der Megel ihre Siuungen abends und halten diejeiben häufig 
bie in die fpäte Nacht hinein. Jeder Sigung geht ein Gebet eines Geiflien vorher. Sind im 
Oberhauſe nicht drei und im Unterhaufe nicht 40 Mitglieder beiſammen, fo vertagt ber 
Zorbfanzler oder der Spreder, nachdem er auf Antrag eined Mitglieds eine Zählung vorge- 
nommen, das betreffende Haus. Wird folde Zählung nit beantragt, jo genügt zur Fortführung 
ver Geſchäfte bis zur Abitimmung jede Zahl der Anweſenden, da dann angenommen wird, das 
Haus jei vollzählig. 

Bei Fetftellung der Tagesordnung haben die Anträge der Minifter ven Vorrang. Alle an- 
dern Anträge (motions) erhalten ihre Reihenfolge durch das Los. Jeder Antrag kann durch 
Antrag auf Bertagung, durch Amendement, durch Antrag auf Berlefung ber Tagesordnung 
und durd) Stellung der Vorfrage (previous question), ob dad Haus jih zur Zeit mit dem 
Gegenftande befchäftigen wolle, jofort begraben werden. Alle Anträge, und diefe rein geſchäft⸗ 
lichen nit ausgenommen , werden durch Stellung einer Brage an das Haus, indem das Haus 
dieſe Frage entweder bejaht ober verneint, entjchieden. 

Die Redefreiheit wirb niht durch ängftliche Praxis, nicht Durch illiberale Beflimmungen über: 
mäpig befhränft. Nur darf der Name ded Königs nicht in die Debatte gemifcht, nicht das Haus 
ſelbſt fritifirt, noch die Debatten des andern Hauſes erwähnt merden. Die Minorität genießt, 
jomweit ihre Redner nicht durch Auszählen mundtodt gemacht werden, des größten Schuge®. 
Sin Antrag auf Schluß der Debatte ift unzuläffig. Die Abftimmung im Unterhauje geſchieht 
dadurch, daß die Anhänger und Gegner einer Mapregel ſich in zmei verfchiebene Borfäle (lob- 
bies) begeben, dann wieder durch verjchienene Ihüren heveinfommen und gezählt werben. Je 
nachdem eine Maßregel angenommen oder verworfen wird, heißt ed: „The Ayes” (die Jas ober 
die Bejahenden) oder: „The Noes‘ (die Neins oder die VBerneinenden) „‚bave iv’ (haben es). 
Im Oberhaufe gehen nur die Gegner einer Maßregel hinaus. Die für eine Maßregel flinı= 
menden Peers werden alö contents, die nit dafür flimmenvden ald nom contents be- 
zeichnet. 

Alle Anträge, welche die Finanzen, Religion und den Handel betreffen, müſſen zuerft in einem 
Committee des ganzen Unterhauſes berathen werden. Will das Haus über gewiſſe Fragen fi in- 
formiren, jo werden Gommitteed gewählt (select committees), weldhe nad Anhörung von Zeu⸗ 
gen, Sachverſtändigen und Intevefienten, die gewöhnlich in öffentlider Sigumg erfolgt, dem Kaufe 
über die betreffende Angelegenheit berichten. Die Zeugenausiagen (minutes of evidence) 
werden jtenographirt und gedruckt. Das Oberhaus hat das Recht, alle Zeugen unter Androhung 
der Strafe des Meineids zu vereidigen. Im Interhaufe fteht dieſes Recht nur ven Wahlprü- 
Tungscommitteed und den Gommittees, bie über Privatbillö beratben, zu. Falſche Zeugenaus 
jagen, vor andern Gommitteed abgegeben, können nur als Brivilegienbrud beftraft werpert. 

Alle Betitionen and Barlament müſſen mit einer beftimmten Bitte endigen, gefchrteben und 
von den Petenten unterichrieben fein. Nur die Eorporationen von London und Dublin können 
direct dem Parlamente Petitionen überreihen, alle andern Bittfteller müflen ihre Petitionen 
durch Parlamentsmitglieder überreichen, welche für den Inhalt verantwortlich find. Die Be: 
titionen werben einem Committee des Unterhauſes übetgeben, welches zweimal wöchentlich 
darüber berichtet. Über 1000 Petitionen werben jährlich Eraft Beſchluß des Parlaments gedruckt 
Eine Debatte über Petitionen findet nicht mehr ftatt, doch kann jedes Mitglied des Haufes an 
eine Petition eine Motion knüpfen. 

Das Parlament ift in vielfacher Beziehung eine direct verwaltende Behörde. Es hat daher 
die großen gewerbliden Anlagen, wie Eifenbahnen, Kanäle, zur Anlage zu verftatten, Afſocia⸗ 
tionen und Gorporationen gewiſſe Nechte zu verleihen. Es verfährt hierbei ald Gerichtäher. 
Alle Gefegentwürge, welche nicht dad Interejle das Staates, jondern nur dad Interefle des Ein- 
zelnen berühren, find in Form von Petitionen, in der Negel zuerft im Unterhaufe einzubwingen. 
Das Parlament jorgt indeſſen ex offieio dafür, daß bei dieſen Privatbills nicht die Intereffen ver 
Geſammtheit verlegt werden. Sie müjfen von dem Parlamente durch parliamentary agents 
vertreten werben. Dieſe haben die Bill in dem Specialcommittee, welches nad; ber zweiten efung 
derfelben zufanımentritt, ſobald Äh Oppoſitien gegen diefelbe erhebt, zu vertheidigen. In diejem 
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Falle wird in öffentlicher Sigung ded Committee von den Barteien plaibirt und werden Zeugen 
verhört. Das Committee beräth dann im geheimen über die Bill und erflattet auf Grund feiner 
Berathungen Bericht. Diefer Bericht muß aud dann erflattet werben, wenn fi feine Oppofi- 
tion gegen die Bill erhebt. Das Hand ſchließt ji gewöhnlich bem Berichte an. Berührt eine 
Privatbill die königliche Prärogative, die Mevenuen der Krone und das Herzogthum Gern: 
walfis; fo muß nad) der dritten Leſung der Fönigliche Conſens ertheilt werden, fonft darf mit ver 
Bill nicht weiter fortgefahren werben. 

Alle Status, Naturalifation und Namen betreffenden Bills müren im Oberhaus ihren 
Anfang nehmen. Wenn ein Master in chaucery jie einbringt, wird fein Bericht über fie er: 
ſtattet. Sonſt müffen zwei Reichsrichter über ſolche Bill berichten. Lnopponirte Billd gehen 
an bas@ommittee des ganzen, opponirte Bills an ein gewähltes Committee des Oberhaufes. Alle 
Privatbills, weldye jih auf Aufhebung von Attainder-Bills, auf Reflitution von Ehre, Land 
und Gut beziehen, müflen vom Könige gezeichnet fein und werden auf Befehl ded Könige durch 
einen Beer präfentirt. Sonſt ift jede Berathung über ſolche Bill null und nichtig. Eine ſolche 
Bill darf nicht amenbirt werden. 

Geldbills dürfen nur auf Antrag der Krone berathen werben, Sonft hat die Krone recht— 
lic) feine Initiative bei Gejegvorlagen, die öffentliches Intereffe berühren (public Bills). In: 
deflen fteht thatſächlich nur den Miniftern eine entſcheidende Initiative bei wichtigen Geſetzvor— 
ſchlägen zu, da ſie ja allein die Mehrheit des Hauſes beherrfchen. Doc kommen auch Fälle vor, 
wo ſich die Minifter eine wichtigere Bill, die fie nicht eingebracht, gefallen laſſen und derſelben 
fein Hinderniß in ven Weg legen. Bei unwichtigen Gegenftänden fommt dad alle Tage vor. 

Jede Bill muß bereits vollftändig die Form enthalten, in der fie Gefeg wird. Im Ober: 
haus wird jede Geſetzvorlage ſogleich, im Unterhaufe erft infolge der Annahme einer Motion, 
welche das Einbringen ver Bill geitattet, eingebradit. Dann erfolgt ver Antrag auf erfte Le- 
fung der Bil, dem man ſich gewöhnlich nicht widerſetzt. Vor der zweiten Leſung findet vie 
Hauptdebatte ftatt, und bie Oppofition ſucht durch das Amendement, die Bill in drei oder ſechs 
Monaten, d. h. wenn das Parlament nicht verfammelt ift, zu lefen, dieſelbe tobt zu machen. Gine 
in einer Seſſion gefallene Bill darf erft in ver nächſten Sefjion wieder eingebracht werben. 

Nach der zweiten Leſung geht jede Public-Bill ans Committee des ganzen Hauſes. In dieſem 
nimmt ber Spreder pad Scepter weg, und überninmt der Vorfigende ded Committee of ways 
and means, d. i. ded Budgetcommittee, im Unterhauſe ven Borfig. Im Oberhaufe wird ein 
Gommitteepräfident für pie Dauer der Seſſion erwählt. Im Committee wirb die Bill artifelweife 
berathen umd über etwaige Amendements, welche aber audy in jedem fpätern Stabium einer 
Bill geſtellt werden können, biscutirt. Der Chairman erftattet über die Arbeiten des Committee 
Bericht, und ed wird fobann im Plenum über jede Glaufel der Bill abgeſtimmt. Darauf erfolgt 
der Drud und demgemäß bie dritte Leſung dev Bill. Endlich wird über die Bill im ganzen ab⸗ 
geitimmt und veren Titel beichloflen. 

Senden die Lords eine vom Unterhaufe angenommene Bill mit Amendements verſehen 
zurück, To finder gewöhnlich eine Conferenz zwiſchen Abgeordneten beider Häuſer ſtatt, in ber 
die Gründe, welche das eine Haus beftimmen, dem Beichluffe des andern nicht Folge zu geben, 
ichriftlich mitgetheilt werden. Dod finden aud) zuweilen freie Gonferenzen ber Abgeordneten 
(managers) beider Käufer, in welchen die Gründe viscutirt werben, ftatt. Gonferenzen zwiſchen 
dem Plenum beider Häufer find außer Übung. 

Bon dem nur jheinbar ſchwerfälligen Geſchäftsgange, der nicht verhindert, daß das eng- 
iſche Barlament jährlich vielleicht da® Vierfache der Geſchäfte des preußiſchen Landtags bejorgt, 
fann fi dad Parlament im Falle ver Noth ſtets jelbft dispenſiren. Es ift unter anderm vor— 
gekommen, daß Bill beide Käufer an einem einzigen Tage paffirt find. 

Alle Bild werden erft dur Zuftimmung des Königs Gefeke (acts of Parliament). Der 
König gibt feinen Affent entweder in Perfon oder durch eine Gommiffion, die auf Grund 
königlichen Patents unter dem großen Siegel ernannt ift. Die Form der königlichen Zuftim- 
mung ift noch immer franzöjiih. Sie lautet bei öffentlichen Bild: „Le roy le veult‘‘, bei Bri- 
vatbills: „Soit fait comme il est desire.” Die abweifende Korm „Le roy (la reine) s'avisera‘ 
ift feit der Königin Anna nicht mehr im Parlamente gehört worden. Bei einer Gelbbill heißt 

td: „Le roy remercie ses loyals subjects, accept leur benevolence et aussi le veult.“ Bon 
der gefeßgebenden Gewalt des Normannenfönigs ift übrig geblieben, daß der künigliche Affent 
alle formellen Mängel einer Bill Heilt, jelbft dann, wenn dem Könige aus Irrthum eine Bill 
vorgelegt wird, über welche beide Häufer des Parlaments ſich nicht geeinigt haben. 
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. Die Nechtöfraft der Gefege beginnt mit dem Tage, two fie den Eöniglichen Affent, der immer 
im PBarlamente erteilt wird, erhalten. Sie gelten dann als vor allem Volke, vertreten durchs 
Unterhaus, publicirt. Sämmtliche Statute werden in Archive des Neihs aufbewahrt. Dir 
PBarlamentdacte werden mie die Billd in public and private acts of Parliament eingetbeilt. 
Die public and general acts find folde, welde für alle Bürger verbindlich und von welchen die 
Richter ex officio Notiz nehmen müſſen. Iede Acte gilt als public, fobald nicht das Gegentheil 
erklärt iſt. Es gibt auch public acts mit einer Privatclaufel. Das find Geſetze, welche generell 
für einen Ort oder Bezirk gelten, zugleich aber nur die Intereffen von Privaten berühren (pu- 
blic local acts). Die Richter im Bezirke find verpflichtet, fie zu Fennen. Dagegen brauchen die 
Richter von reinen private acts Feine Notiz zu nehmen, fobald ihnen nicht deren Griftenz be— 
wiefen ift. Werben folche Grfege von königlichen Druckern gedruckt, fo beweift die Broduction 
eines gebrudten Exemplars die Eriftenz der Bill. 

Die Zahl der Statute ift jetzt Legion. In den Jahren 1837—53 jind allein 5334, d. &. 
iährlih 333,4 Statute ergangen.92) Die Zahl der Strafftatute, die feit Eduard II. bis 
1844 ergangen, beläuft ſich allein auf 14408. Lord Cranworth fagte über dieſe Gejeg: 
flut 1853 im Oberhaufe, daß folhem Material gegenüber Unwiſſenheit längft aufgebört babe 
eine Schande zu fein. 9°) 

Wie wir bereits in. der Staatsgeſchichte gefeben, beruht die Gewalt des Parlaments, nament: 
lich des Unterhauſes, vorzugsweiſe darauf, daß ed diejenige Behörde ift, welde vie Finanzver⸗ 
waltung des Staates theils controlirt, theild mit den nöthigen Mitteln zur Führung ber Ge: 
ſchäfte verficht. 

“ Der König bat bis auf etwaiges Privatvermögen und feine Ginnahmen aus der Giril: 
lite feine Nevenuen. Dennod werden alle Staatdeinnahmen noch immer the King's revenue 
genannt. Diefe Nevenue wird in die ordentliche und außerordentliche eingetheilt. Die ordent: 
lie Nevenue gründet fih auf Herfommen und umfaßt gewiffe aus dem Mittelalter herrübrende 
Gefälle und Regalitäten, während die auferordentlihe Nevenue auf fperieller Bewilligung des 
Varlaments beruht. Der letztern gehören daher alle directen und indirecten Steuern an. 

„Das Recht, Steuern und Abgaben zu fordern‘, fagt Pitt ver Öltere 94), „iſt weder ein Recht 
der Executive noch der geſetzgebenden Gewalt. Steuern und Abgaben ſind blos freiwillige Ga— 
ben und Bewilligungen der Gemeinen. An der Geſetzgebung nehmen alle drei Stände tbeil. 
Aber die Zuftimmung der Veers und der Krone zu einer Steuer ift eine bloße Kormalität, um 
der Bewilligung der Commons das Gewand eines Geſetzes zu geben.‘ Alle Stenergeiege 
müffen demnach im Unterhaufe ihren Urfprung nehmen, und zwar muß die Krone die Gemeinen 
um Annahme ihrer Forderung erſuchen. Petitionen um Geldbewilligungen fowie Anträge ein: 
zelner Mitglieder des Unterhaufes auf Geldbewilligungen werben im Unterbaufe nicht in Be— 
tracht gezogen. Ausgenommen davon ift ein Antrag auf eine Adreffe an die Krone, mit der 
Bitte, fie möge einen Geſetzentwurf, betreffend eine beftimmte Gelobewilligung, ins Unterhaus 
einbringen. Die Lords dürfen jelbft keine Strafbill zuerft berathen, wenn durch die Darin feit- 
gefegten Geldſtrafen eine verſteckte Mehrbelaftung der Gemeinen enthalten wäre. Ebenfo vür- 
fen die Lords feine Geldbill amendiren. Sie haben früher jedoch behauptet, berechtigt zu fein, 
ein Minimum bewilligen zu können, da ein dahin zielendes Amendement dad Volk entlaite, 
nicht belafte. Der Streit, der unter Karl II. hierüber ausbrach, Fam nicht zum Austrag. 

Daß die Lords fowol den Staatshaushaltsetat mie jede Geldbill verwerten fönnen, iſt um: 
zweifelhaft. Zmeifelhaft ift es, ob die Lords das Recht haben, eine Bill, welche eine Steuer be: 
jeitigt, zu verwerfen. Im Jahre 1860 wurde ihnen dieſes in Beziehung auf Berwerfung der 
Bill, welche die Bapierfteuer befeitigen follte, entfchieven beftritten. Doc fand damals die Mebr: 
heit des Unterhaufes, daß technisch Fein feiner Privilegien durch den Beichluß des Oberbaufes 
verlegt worden fei. 95) 

Das Budget ift die vom Schagfanzler alljährlich aufgemadhte Gtatdrehnung. Es wird nur 
auf ein Jahr bewilligt und erlifcht feine Geltung nad Ablauf des Etatsjahres von felbft. Erſt 
feit Karl IT. ift es Sitte, der Krone nur für beftimmte Zwecke Geld zu bewilligen. Clarendon 
nannte dieſe Neuerung eine republifanifche. 9%) In Kriegszeiten wird der Regierung gemöbn: 
lich ein außerordentlicher Credit bewilligt, der fie in den Stand feßt, auch in der Ferienzeit des 
Parlaments Krieg zu führen. Minifter, die der Mehrheit des Parlaments jiher waren, haben 


32) Bucher, E. 200. 93) Annual Register, Jahrg. 1853, ©. 4. 
94) Parliaments history, XVI, 99. 95) May, I, 478, 479. 96) Bowver, S. D6. 
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oft Ausgaben gemacht, die ihnen nicht bewilligt waren, für bie fie fih nachher durch eine In— 
demnitätsbill ex post einen Rechtstitel verſchafften. | 

Der Staatöhaushaltsetat wird in zwei Generalcommittees des gefammten Hauſes geprüft. 
Das Committee of ways and means hat die Aufgabe, die Steuergefege, meldhe ver Schatzkanzler 
zur Defung der Stantdausgaben für nöthig Hält, und die Gefege, durch melde Steuern neu 
eingeführt, vermehrt, verringert oder abgeſchafft werben follen, zu prüfen. Zu dem Zweck faßt 
das Comite feine Nefolutionen ; Biefelben werden dann fofort in Form von Bills gebracht. AU: 
gemeine Änderungen der Staatdlaften werden durch befondere Committees geprüft. 

Das Committee of supplies bat die Aufgabe, die Höhe der Staatsbedürfniſſe im Ausgabe: 
etat feftzufegen. Seine Refolutionen werden am Ende der Sejjton in bie Consolidated fund 
appropriation bill gebracht, wonach vie Regierung autorifirtwird, die ſämmtlichen im Committer 
of ways and means bewilligten Summen für die in der Bill angegebenen Zwecke zu verwen: 
den. Ehe dieſe Bill nicht Gefeß geworben, bürfen die auf Antrag ded Committee of ways and 
means bewilligten Summen nidjt verausgabt werben. , 

Daß das Unterhaus vie Consolidated fund appropriation bill und damit Einnahme: 
und Ausgabe= Etat verweigern könne, ift unzweifelhaft. „Die Gemeinen haben eine Gontrole 
über die Krone und fönnen in ertremen Fällen die Steuern verweigern”, fagte Earl Grey am 
17:-Mai 1832. Beamte, welde unbewilligte Steuern eintreiben,, würde das Unterhaus ohne 
weiteres wegen Privilegienbruch einftecten laffen, jeder mit vem Rechte feines Landes betraute 
Engländer jie nöthigenfall® mit Gewalt aus feinem Haufe jagen und fie wegen trespass (ge— 
waltfamen Eindringens) vor ven Gerichten zur Verantwortung ziehen. Auch würben die Frie- 
dendrichter auf jolde Beamte fahnden und fie nöthigen, Friedensbürgſchaft (surety of the 
peace) zu beftellen. Die Minifterverantwortlickeit, Bill of attainder und impeachment 
würden in folden Füllen ebenfalls wieder aufleben. Daß aber die Minifter nit mit einem un— 
bewilligten Ausgabebudget fortregieren, dafür forgt außerdem noch ver Comptroller General 
und die Bank. Wenn zur Zeit bier und da Willfürlichfeiten der Minifter in Geldausgaben 
vorkommen, jo geſchieht pas eben nur, weil das Parlament, deffen Gewalt in Geldſachen vo!l= 
ftändig unbeftritten, gegen Minifter, die fein Vertrauen baben, eine milde Prarid übt. Die 
Berwerfung eines Etats ift in England ein heroiſches Mittel, veffen Anwendung zur Zeit mol 
überflüſſig ift. Als 1784 die Gemeinen Pitt's Apminiftration ftürzen wollten, verzögerte die 
Mehrheit vaher blos die Berathung des Budgets. Es gelang Pitt im Laufe ver Seſſion, diele 
Mehrheit in eine Minderheit zu verwandeln. 

Wenn die Krone, namentlich in Zeiten bes Kriegs, befondere Hülfsgelver vom Parlament 
verlangt, jo fendet jie an daſſelbe eine Botſchaft. Gleiches geihieht bei Mittheilung von öffent: 
lichen Greigniffen, Haupt- und Staatsactionen, Vorkommniſſen in ver Föniglihen Familie. Be: 
trifft eine Botſchaft die Gewährung von Geldern, fo geht fie unbeſchadet des Privilegiums des Un— 
terhaufes an beide Käufer zugleich. Feierliche Botſchaften werben gemöhnlidh durch eine Adreſſe 
beantwortet, wobei beide Käufer zumeilen über eine gemeinfdaftliche Form übereinfommen. 

Dffentliche Documente werden dem Parlament im Original, entweder auf Befehl des Kö= * 
nigs direct, oder erft nachdem das Parlament oder eins der Käufer die Krone in einer Adreſſe 
darum gebeten, vorgelegt. Ihr Drud erfolgt auf Beihluß des Haufes. Wegen ver blauen 
Farbe der Deckel heißen die gedrudten Sammlungen von Documenten Blaubücder. Sie ge: 
währen für die innere Politif ein unfhägbares Material, find jedoch für die äußern An- 
gelegenheiten mit der äußerften Borficht und Kritik vom Hiftorifer zu benugen, Schon Schloj: 
ſer ) jagt mit Recht: „Wir müffen nämlich, obgleich wir unfere Anglomanen nie befehren 
werden, andeuten, wie ed in England hinter ven Gouliffen zuging und noch zugeht.” Man ift 
noch Fein beſchränkter Schwarzieher und einfeitiger Berläfterer Englands, wenn man die Ge: 
ſchichte des afghaniftanifhen Blaubuchs nicht wegwigelt oder gar todtſchweigt. Gie ift eben auch 
ein Stück Zeitgefchichte. 

So viel über die Zufammenfegung umd den Geſchäfsgang des Parlaments.) Soweit e3 
fh um die praftifche Arbeit ver parlamentarifhen Maſchinerie handelt, müffen wir auf die in 
der Staatsgeſchichte mitbehandelte Geſchichte des Parlaments verweifen.??) i 


97) Geſchichte des 18. Jahrhunderts, IT, 351. 

98) Wer fich über diefe Materie des Weitern informiren will, lefe May, Law and practise of 
Parliament, deutſch in trefflicher Überfegung von Oppenheim unter dem Titel: Das engliſche Barla- 
ment und fein Verfahren (Reipzig 1860). 

39) Bor allem iſt Hallam's Constitutional history of Enzland zu nennen, fodann die fich daran 
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Den englithen Parlament find die Golonialparlamente nachgebilvet. Die Gouverneure, 
höhern Richter und Bifhöfe der Eolonien werben von der Krone ernannt, während der Gou— 
verneur gewöhnlich die andern Givilämter beſetzt und ein ſelbſtändiges Begnadigungsrecht 
ausübt. In allen größern und bevölkerten Kolonien beflcht dad Zweikammerſyflem. Die Mit: 
glieder des Oberhaufes, wie z.B. in Canada, werden von der Krone auf Lebenszeit ernannt, Die 
Mitgkiever des Unterhanfes gewählt. Rur in ver Gapcolonie und in Victoria (Auftralien) wer: 
den beide Häufer von den Goloniften gewählt. Wo das Zweikammerſyſtem befteht, müfſen 
Geldbills zuerft im Unterhanfe berathen werden. Das Einkammerſyſtem befteht in Vandie⸗ 
mensland, South = Auftrafia und Wellen : Auftralia. Hier wird ein Drittel ver Kammer von 
der Krone ernannt, zwei Drittel von ven Eoloniften gewählt. Allen fünf auſtraliſchen Eofe: 
nien ift unterſagt, Zoͤlle, welche Kandelöverträgen, die Großbritannien abgeſchloſſen, zuwider 
ind, aufzuerkegen. Werner dürfen dieſe Golonien nicht Artifel, welche für die Truppen einge: 
führt werben, beiteuern und keine Differentialzölle auferlegen. Reufeeland bildet eine Art Bun: 
desſtaat, beſtehend aus ſechs Provinzen mit Lofalparlamenten und einem Bundesparlament 
mit zwei Häufern an der Spige. 

In Columbia ift der Gouverneur nur durch die Keimatregierung, in Guiana, Trinidad, 
Yırcia und Falkland aber durch eine Art Staatsrath beſchränkt. In Guiana treten zu biefem 
Rath (Court of policy) Deputirte der Eoloniften hinzu und verwandeln für ven Fall der Auf- 
Gringung neuer Steuern den Hof in eine Art Parlament. Geylon und Hongfong befigen fein 
‘Barlament. Gleiche Verhältniffe finden in Gibraltar, St.:Helena und Afcenfion flatt. In Hel⸗ 
goland ift eine Gemeindeverfammlung für lokale Bedürfniffe vorhanden, In Malta ftebt dem 
‘Gouverneur ein zum Theil erwähltes Council zur Geite. 

Indien befigt feine parlamentarifhen Inftitutionen. Die gejeggebende Gewalt ruht im 
. Seneralgouverneur von Indien und deſſen Rath, vorbehaltlich ver Rechte des Parlaments, vie 
dort erlaffenen Gejege aufzuheben. 

VL Die Grundrechte der Briten. Mir jchliegen unfere Skizze des engliiden 
Staatsrechts mit der Darftellung der Nechte der einzelmen Briten, deren Geſammteompler 
die perjönliche Freiheit ver Bürger begründet. Dieſe Rechte find immermehr erweitert worden 
und bilden die Ausnahme von der ftaatlihen und parlamentariſchen AUgewalt. Je mehr vie 
Gegenwart auf Ausdehnung der individuellen Freiheit hinarbeitet, deſto mehr tritt auch im 
England die ideelle Allmacht ded Ganzen Hinter dem pofitiven Recht der Einzelnen zurüd. 

Die Act of settlement erflärt „das Recht Englands als ein jevem Engländer angeboremes’' 
(that the laws of England are the birthrigbt of the people thereof). Daß die Engländer nie= 
mals die Allmadıt ver Geſammtheit bi8 zu der ungermaniſchen Negation der Nechte der Ein: 
zelnen, wie die Nepublifen des claffifchen Alterthums, getrieben, beweift jhon die Magna- 
Charta, welche umfangreiche Schugmittel für die Rechte aller Staatöbürger aufftellt. Sicher: 
beit, Freiheit (d. h. Freiheit von willfürliher Haft) und ungeftörter Genuß des Eigenthums 
ind nad Bladftone die Grundlage der engliſchen Freiheit, und diefe drei Güfer haben, we: 
nigſtens theoretiſch, die Engländer felbft in ven Zeiten ver größten Unterdrüdung nicht auf: 
gegeben. 100) R 

Die gefammten Rechte eines Engländers erlangen alle Kinder, deren Altern Engländer 
ind. Gin Kind, das von Fremden in England geboren, und ein Kind, dad auf einem engli= 
ihen Schiff geboren, genießt alle Rechte eines Briten. Obgleich gewiſſe Gefege zur Controli— 
ung der Fremden beftehen, fo jind jie doch todtes Papier. In vuhigen Zeiten fann man England 
ohne Rap, ohne Gertificat bereiten. In unrubigen Zeiten können jedoch Fremde vorübergehen— 
den polizeilichen Berhränfungen unterworfen werden. Dagegen kannte England niemals 
ein Heimfallsrecht (droit d’aubaine), und jhon die Magna : Charta ihügte fremde Kaufleuie 
gegen Willkür. 

Da aber ein Fremder nicht im Treuverhältnig zum englifchen König ftehen kann und der 
König als alleiniger Grundherr und Obereigenthümer des Reiche angefehen wird, jo fann aud 
fein Fremder Grundbeiig erwerben. Daher find Fremde auch vom Barlament und Geheimen 
Rath ausgeihlofien, können aber alfe Gewerbe betreiben und bei lofalen Wahlen mitflinnmen. 
Die vollen Rechte eined Engländers erlangt man durch Naturalifation. Ipsojure natnralifirt ift 





ſchließende gleichnamige Arbeit Man's (ebenfalls in der fließenden Überfegung Oppenheim's dem grö= 
Fern Publikum sngänglich gemacht) und Mahon’s History%f England für die Parlamentsaeichichte zu 
enipfehlen. 100) Blaͤckſtone, I, 144, 
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jede Ehefrau eines Engländers oder Naturaliirten. Ebenſo iind Matrojen, die dem Staate 
zwei Jahre zur See gedient, fremde Juden und Proteftanten , welche jleben Jahre in amerikani- 
ſchen Golonien gelebt, ohne weiteres naturalifirt. Doch find fie von Parlanıent und Privycoun- 
cil ausgeſchloſſen. 

Die Raturalifation, welche ver Stantsfecretär des Innern verleiht, gewährt ebenfalls das 
Recht nicht, Mitglied jener beiden Körperfhaften zu fein. Da der Staatöfecretär feinem Gerti- 
ficate noch andere beſchränkende Clauſeln anhäugen kann, fo beihränfen ſich die durch dieſe Art 
Naturalifation erworbenen Rechte gewöhnlich auf das Net, Grundftüde zu erwerben und einen 
englifhen Paß zu erhalten. Die volle Naturalijation,, welche auch alle politifhen Rechte des 
Gngländers verleiht, kann nur durch Barlamentdacte erfolgen. ' 

Bid auf die im vorigen Abſchnitt aufgeführten geringen Borrechte der Nobilitv find alle 
Engländer vor dem Gejey gleich, und finden Standesvorrechte nicht ſtatt. Wer Baronet ift, hat 
nur das Recht, dad Wappen ver Provinz Ulfter, eine rotbe Hand, im Familienwappen zu führen. 
Die Baronetwürde vererbt jich wie die Nobilitv, verleiht aber ſonſt fein Vorrecht irgendwelcher 
Art. Ebenſo können weder Knights noch Bannereds (Bannerherren) und Knights of the 
Bath irgendwelche Rechte aus ihren Titeln herleiten. 

Das moderne englifche Necht erkennt feine Sklaven mehr an. Seit dem 1. Aug. 1834 dat 
in allen britifchen Golonien die Negerjfinverei aufgehört. Jeder Sklave, ver ven britiihen Bo— 
den betritt, wird frei. 

Gewiſſen drückenden Laſten aus der Feudalzeit find Die ehemals unfreien Bauern (copy- 
holders) unterworfen. Diefe Laften find allmählich ablösbar geworden, und dürfen neue Copy— 
holdgüter nicht mehr entgehen. Sehr abhängig von den Grundherren jind noch immer die Zeit: 
pächter geftellt. 

Das Verhältniß ver Herrſchaft zum Gejinde ift in England fein rein contractlihed. Wegen 
Übelverhaltens können ländliche Dienftboten fogar ſummariſch bis zu drei Monaten Ginfper: 
rung mit harter Arbeit verurtheilt werben. Gleiche Strafe trifft den Dienftboten, der einen 
ſchriftlich geſchloſſenen Dienftcontract nicht erfüllen will. Armenkinder find in dev Wahl ihres 
Berufs beihränkt. Der Zwang zur Lehrlingichaft und zum Anziehen im Dienfte ift bei Kin— 
dern von Altern, die Unterſtützung erhalten, noch heute üblich. 

Beihränfungen der Auswanderung und Reifefreiheit find objolet. Die Freizügigfeit in: 
nexhalb Englands ift ein uraltes Grundrecht. Austweifungen hülfsbevürftiger Berfonen aus 
einem Kirchſpiel in ihr Heimatskirchſpiel zurück jinw jedoch fo alt als die Geichichte. Aber es 
galt fonft Die Regel, daß man erft Leute auswies, wenn fie wirklich bei ihrem Verbleiben dem - 
Kirchſpiel zur Laft gefallen wären. Das änderte Die Law of settlement unter Karhll. Danadı 
fonnte jedermann 40 Tage, nachdem er in ein Kirchipiel gezogen, auf Beſchwerde des Armen: 
auffehers zum heimatlichen Kirchſpiel zurüdtrandportirt werden, es ſei denn, daß er fi inner: 
balb diefer Zeit mit 10 Pf. St. jährliher Pacht oder Miethe im Kirchſpiel niederließ, was die 
Armenaufjeher möglichft zu verhindern fuchten. Dieſes Geſetz war eine grobe Verlegung der 
Magna Charta und machte ven Armen zum Sklaven der Scholle. Dennoch brachte erft das 
18. Jahrhundet eine Anderung, indem veroronet wurde, daß, Tobald eine Perſon vom angeb— 
lichen heimatlichen Kirchſpiel auf Grund eines Gertificatd als Inſaſſe anerkannt werbe, man fie 
nur ausweiſen dürfe, falls jie wirklich den Kirchſpiel ihres zeitigen Aufenthalts zur Laſt flele. 
Seit einem Geſetz von 1795 bedarf man and; folden Gertificatd nicht mehr, und ed fann die 
Ausweijung überall nur erft im Fall wirklicher Hülföbedürftigkeit eintreten. | 

Nach neuern Geſetzen unter ver Königin Bictoria ift jede Ausweiſung derjenigen Leute unz 
zuläflig,, welde drei Jahre in einem Armenverbande getvohnt. Außerdem erwirbt man an 
einem Drte, kraft des neuen Armengeſetzes von 1834, Domicil duch Verwandtſchaft, Keirath, 
Lehrlingihaft, Wohnung und Zahlung von Communalſteuer. Baftarde folgen den Domici! 
ihrer Mutter. Bermiethbung und Dienft verfchaffen fein Domicil. 

Auch in Beziehung auf die Gewerbefreiheit, wie in fo mancher andern Beziehung, hat das 
moderne England eine heilfane Reaction zu dem guten alten Recht des Landes vollzogen. Das 
gemeine Recht kennt Eeinen Zunftzwang. Gewerbebeihränfungen wurden erſt durch Statut: 
und Berleifungen von Corporationsrechten an Zünfte und Innungen eingeführt. Aufgehoben 
“bat man die Zünfte nicht, aber fie find verfallen und das Gefek 54 Ge. Ill. c. 96 beftätigte 
nur den vorhandenen Zuftand, indem ed ven Gewerbebetrieb außerhalb der Zunft freigab. 

Trogbem beftehen für mande Gewerbe firenge volizeilihe Borfchriften, und namentlich int 
das Haufirgemwerbe großen Beichränfungen unterworfen. Ebenſo find ſtrenge Geſetze gegen 
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den Vertrieb von Tabad durch vie Haufirer vorhanden. Aber alle dieſe Strafbejtimmungen 
werden von polizeilich ſchlecht geſchulten Friedensritern zur Anwendung gebracht, welche Die 
Gewerbegejege fo mild wie möglich handhaben. 

Der Betrieb mancher Gewerbe ift von Ertheilung von Eoncefjionen abhängig. Wir rechnen 
hierzu namentlich das Lohnkutſcher- und Schenfgewerbe. Schankconceſſionen müſſen jährlich 
erneuert werden, fünnen aber nicht ohne Grumd verweigert werden. Bei allen Conceſſionsver— 
weigerungen ift ver Rechtsweg zuläſſig, und Conceſſionsſachen können, falld eine parteiiihe Ent: 
ſcheidung befürchtet wird, durch Certioriari fogar an die Kings-Bench gebradt werden. Außer 
der Conceſſion bedarf jeder Schenfwirth noch eines Steuergewerbicheind (excise license). In 
kleinern Orten wird von ver Behörde noch ein jährlich zu erneuerndes, von ſechs Gemeindemit- 
gliedern audgeftelltes und von einem Armenaufjeher unterfchriebenes Sittenzeugniß erfordert. 

Die Politik darf in Eoncefjiondangelegenheiten nicht hineingemifcht werden. Die Nichter 
haben längft entſchieden, daß nicht eine vage Bejcholtenheit, jondern nur Mangel der gefeglichen 
Erforderniffe die Verweigerung einer Schanfeoncefjion rechtfertige. Entzogen fann eine Eon: 
ceſſion Durch zwei Friedensrichter, vorbehaltlich der Appellation an pie höhere Inftanz, ohne 
weitered werben, fobald ein Gaſtwirth darein willigt, daß in feinem Lokal aufrübreriihe Ber: 
Tammlungen gehalten oder in vemjelben aufrühreriiche oder unjittlihe Schriften vertheilt wer: 
den. Wegen jeden andern Vergehens kann nur die Vierteljahrsfigung der Friedensrichter auf 
Verdict einer Jury einem Gaftwirth die Conceſſion entziehen. 

Das Verſicherungsweſen beunruhigt in England die Polizei nicht, es iſt ein freies Gewerbe; 
Staatsinduſtrie iſt in Eugland ganz unbekannt. Über Eiſenbahnen und Kanalverwaltungen 
hat der Staat ein Aufſichtsrecht, und die Regierung kann für dieſe Inſtitute Tarife und Regu— 
lative ergehen laſſen. 

Die Sicherheit des Eigenthums findet der Engländer darin, daß ihm nur durch VParlamentẽ⸗ 
acte und Richterſpruch ein Theil ſeines Beſitzthums oder auch das ganze Eigenthum — denn Die 
Vermögensconfiscation findet noch in England bei treason, Praenummire u. ſ. w. ſtatt — entzo= 
gen werben kann. Überall, wo ſich der Engländer durch einzelne oder den Staat buch unge— 
rechtfertigte Staatd = und Xofalftenern in feinem Gigenthun gefährdet fieht, fteht ihm der 
Rechtsweg offen. Bei Grpropriationen tritt Entſchädigung auf Grund Verdiets einer Jury, in 
geringern Fällen auf Grund ded Spruchs eines Schiedsgerichts ein. 

Auch in Beziehung auf dad Jagdrecht ift man zu den alten freien Grundſätzen des Sadjen= 
rechts in unſerm Jahrhundert endlich zurückgekehrt. Das Geſetz 1 u.2 W. IV. c. 32 hält das 
Jagdrecht auf fremden Gemeinbeland nur aufrecht, joweit es ſpeciell verliehen, was nur ſelten 
der Fall ift, und wo es ter Krone in ihren Forften zufteht. Der Bejiger eingehegter Ländereien 
darf ſeit 11 u. 12 Vic. c.29 auch auf eigenem Grund und Boben Hafen ſchießen, ohne einen 
Jagdſchein zu löſen. Sonft fteht jedem Grundeigenthüner das Recht zu, auf feinem Grund und 
Boden zu jagen, ſobald er einen Jagdſchein gelöft. 

Der Shut der perſönlichen Freiheit gegen willfürliche Haft ift in feinem europäiſchen Lande 
jo ausgedehnt ald in England. Bereitd haben wir in der Staatögefchichte die betreffenden Be: 
Rimmungen der Magna = Charta fennen gelernt. Um ſich gegen willfürliche Haft zu fhügen, 
fonnte man ji jeit den Plantagenetd au die Kings-Bench wenden, Diefer- Gerichtshof 
erließ, fall er die Sache dazu angethan fand, einen writ of Habeas Corpus, wonach der Ver: 
haftete vor das Reichsgericht gebracht werben mußte, welches dann die Gründe jeiner Berhaf: 
tung prüfte. Indeß erwieſen ſich alle gefeglihen Gautelen gegen die Willfür ver Tudord und 
Stuartö ungenügend. Selbft die Beitimmungen ver Petition of right veichten gegen Karl's 1. 
Ungejeglichkeit und gegen die Fügſamkeit jeiner abfegbaren Richter nicht aus. Auch die Caute— 
len, welche das Lange Barlament aufrichtete, genügten nicht, bis endlich unter Karlll. die Acte vom 
27. Mai 1679, genannt die Habeas-Corpus-Acte, vor allem durch Feftfegung beftimmter Stra— 
fen für Verlegung der betreffenden Gefege der Willfür Schranken jegte. Nach diefer Acte find 
alle Reichsrichter und der Lordkanzler jtrafbar, wenn jie ohne Grund einen Habeas-Corpus— 
Writ verweigern. Der Iransport engliiher Unterthanen über Meer, überführte Verbrecher 
ausgenommen, it verboten. Werner ift die Verweigerung der Abſchrift eines Verhaftsberehle, 
die MWiederverbaftung eines bereitd auf Grund eines Habead: Corpus: Writ Freigelaffenen 
ſtrafbar. Gnoli kann jeder Verhaftete nad) der Habend: Corpus: Acte verlangen, in der erften 
Woche des nächſten Gerichtstermins oder am erften Tage der nächſten Sigung, welde die reiſen— 
den Nichter abhalten, angeklagt oder zur Gautionsleiftung zugelaffen zu werden. Eine Aus— 
nahme it zuläſſig, wenn eidlich dargethan wird, daß die Königszeugen nicht geitellt werben 
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fönnen. Wird ver Verhaftete dann nicht in dem zweiten Termin oder in der zweiten Gerichts— 
figung angeflagt und gerichtet, fo joll ex feiner Haft wegen des betreffenden Vergehens oder 
Verbrechens entlaffen werden. 10) Dieje Habead= Corpus: Acte kann nur mit Genehmigung 
des Parlaments juspendirt werden. Iſt das gefchehen, jo können verbächtige Perſonen ohne 
jpeciellen Verhaftsbefehl eingejperrt und auf unbeftimmte Zeit in Haft gehalten werden. 

Der König kann niemand verhaften laffen, wol aber das Privy council, die Staatöfecretäre, 
die Reichs- und Friedensrichter. Jeder Privatmann hat das Recht und die Pflicht, einen Ber: 
brecher in flagranti zu ergreifen. Sonft können Berhaftungen nur erfolgen auf öffentliches. Ge— 
ihrei (Gerüfte) — hue and ery — und auf fpeciellen Verhaftöbefehl. Jeder Haftöbefehl(war- 
rant of apprehension) muß gegen eine jpecielle Berfon wegen eines jpeciellen Vergehens er- 
gehen und von einer obrigkeitlihen Perſon unterzeichnet fein. "Führt eine Verhaftung, die in 
Nagranti und auf hue and cry erfolgt, zu weitern Verhandlungen, fo muß ebenfalls ein Hafts— 
befehl erlafjen werden. in jeder Berhaftsbefehl berechtigt zum Aufbrechen der Thüren. Er: 
geht ein folder von feiten der Kings-Bench, jo erſtreckt er ji über ganz England; der Hafts— 
bejehl eines Friedensrichters, der in einer andern Grafſchaft vollftvedt werden joll, muß das 
gegen von einem Friedendrichter jener Grafſchaft inpoflirt (backed) werben. 

Jeder Verhaftete muß ſofort ſchriftlich vernommen, dann entweder gänzlich oder gegen aus 
tion freigelaifen, oder vom Richter innerhalb feiner Gompetenz beftraft, oder weiter in Unter: 
juhungshaft bid zum Austrag der Sache behalten werden. Ausnahmsweiſe kann ſelbſt ein 
wegen Felony Angeſchuldigter zur Cautionsleiſtung zugelaſſen werden. 

Hausſuchungen können nur auf ſpecielle Ordre des Richters (search warrant) , an bem in 
derjelben bezeichneten Ort und nur in ganz dringenden Rällen, namentlich in verdächtigen Häu— 
jern, zur Nachtzeit flattfinden. Die Sicherheit ded Hauſes — My house is my castle (Mein 
Haus ift meine Burg), lautet der engliſche Spruch — ift in England fo groß, dag die Thüre 
eines Hauſes zum Zweck der Execution in Civilſachen nicht erbrocdhen werben darf. Dagegen ift 
bei Schulden über 20 Pf. St. auch eine lebenslängliche Perfonalhaft, bei Schulden unter 
20 Pr. St. jedoch nur eine Haft von 40 Tagen zuläffig. Kein Schulpner fann aus einem yei= 
ſchloſſenen Haufe herauägeholt werden. 

Briefe dürfen nad einem Statut der Königin Anna nur auf Grund einer fpeciellen Ordre 
ded Staatöjecretärd eröffnet werden; General-Warrants find auch hierbei unzuläſſig. Auch das 
Post office law von 1830 und 1837 ſchließt General: Warrants zum Zweck der Brieferöffnung 
aus. Dennod hat fi) befanntlih Sir James Graham 1844 ald Serretär ded Innern zum 
Beften des Kaiſers Nikolaus von diejen heilfamen Beſtimmungen emaneipirt, ohne daß der 
damals aufgerührte parlamentarijhe Skandal bei der damaligen großen parlamentarifchen 
Mehrheit des Minifteriums irgenpwelde Folge hatte. 

Die Bill of rights gavantirt jedem Engländer dad Petitionsrecht, und ift damit thatſächlich 
ein Statut Karl's II. befeitigt, wonad; feine Petition um Anderung. in Kirche und Staat von 
mehr ald 20 Berfonen unterzeichnet werben durfte. Infolge des Gordon-Aufruhrs von 1780 
erging ein Geſetz, wonad) jedes Meeting über 50 Perſonen, das ven Zweck hat, eine Betition an 
König und Parlament zu rihten, im Umkreis einer veutihen Meile von Weftmifter: Hall ver: 
boten wurbe, 

Das Gejeg verbietet jerner aufrührerifche Berfammlungen, Berjammlungen, die geeignet 
find, den Brieden zu jtören, es verbietet die Bildung geheimer. Gefellihaften und ven Verkehr 
politiiher Vereine miteinander, namentlich die Bildung von Delegatenverfammlungen. Die 
meiften Strafbeflimmungen gegen politifche Vereine find in friedlichen Zeiten todte Buchſtaben. 

Das Militär darf gegen Tumultuanten nur auf Requifition der Givilbehörde einfchreiten. 
Dieje hat im Falle eined Tumults. die Riot act zu verlejen. Binden ſich nad Verleſung derſel— 
ben oder nad Verhinderung ihrer Verlefung noch 12 Berfonen am Orte der Unruhe, jo werben 
diefe wegen Felony beftraft. 

Religidje Berjammlungen-unterliegen jegt nur rein reglementariſchen Beflimmungen. Bon 
denjelben und der in England jegt herrſchenden Religiondfreigeit Haben wir bereits im Abjchnitt 
von, der Kirche gehandelt. 

In Beziehung auf das Recht der Meinungsäuferung ift England dem übrigen Europa 
ebenfalls weit voraus. Der Begriff der Berbalinjurie ift vem engliſchen Rechte gänzlich unbe— 
fannt. Cine mündlich gethane Äußerung, die blos die Empfindlichkeit eines Menſchen beleidigt, 
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ihm jonft feinen Schaden bringt, ift ftraflos. Strafbar find nur Berleumbungen und Bezigti- 
gungen, bie, wenn fie begründet wären, ven Beleidigten einer Strafe ausfegen würden. Dagegen 
ij dev Begriff der jhriftlihen Beleidigung (libel) und ver Prefvergehen überaus vag. Im 
Jahre 1812 entſchied ver Court of Common pleas: daß ein Libel eine Schrift fei, wodurch 
jemand dem Haß, der Verachtung und dem Gelächter audgejegt würde. Im Jahre 1840 ent: 
ſchieden die Reichſrichter: „daß jeder Bürger das Recht habe, Bemerkungen über die Acte von 
öffentlihen Beamten zu machen, die ihn als Unterthan des Reichs interejjirten, wenn er nur 
nit feinen Gommentar dazu benuge, um Malice und Berleumdung zu verbreiten. Jede Unter: 
legung gemeiner oder niederträdhtiger Motive jei ohne Zweifel ein Libel.” Der Einwand ver 
Wahrheit ſchließt nad 6 und 7 Vict. c. 96 die Strafe nur aus, wenn die Thatſachen zum öffent: 
lihen Beften vorgebradt find. Ob eine Schrift ein Libel ift, darüber entſcheidet die Jurs, 
welche auch dem Beſchädigten einen Schabenerfag, bei beleidigter Fraueuehre zumeilen bid 
4000 Pf. St., zubilligt. 

Prepprosefle, ſoweit jie nicht von Privatperfonen angeftellt werben, jind in England ſebt 
jeltengeworben. Se lauter die Preſſe im Infelreiche fchreit, vefto tauber und unempfindlicher wird 
die Regierung. Da es in England an einer gefhäftseifrigen Staatsanwaltſchaft fehlt, jo ift die 
Regierung niemals der Gefahr ausgeſetzt, durch ven libereifer von Unterbeamten compromittirt 
zu werden. Zudem verfteht Die englifche Tagesprefle, was das Intereffe der regierenden Klafien 
erheiſcht, dad Schweigen aufs vortrefflihfte. Die Preffe ift in England zu einem Stüd Regie: 
rungdapparat geworden, und bie Unterſtützung ber Times genügt beinahe, um ven Beitg der 
Schatzkammerbank zu fihern. Politiſche Preßproceſſe bereiten daher nur unnügen Skandal um 
würben oft mehr ſchaden ald nügen. Man läßt vie alten rojtigen Statute fehlafen, um ſie viel: 
leicht einmal im Halle ver Noth aus der Rüftfanımer der Bergangenbeit wieder hervorzuholen. 

Berantwortlid für den Inhalt einer Druckſchrift iſt zuerſt der Verbreiter; ift dieſer nicht zu 
ermitteln, ober weift ex nad), daß ihm ver Inhalt unbefannt, der Drucker. Der Autormuß jpeciell 
für den Druder die Verantwortlichkeit übernehmen, falls er angeklagt werben foll. Keine poliz 
tiſche Druckſchrift (wohl aber obfcöne Schriften) kann polizeilich mit Beſchlag belegt wer: 
den, ehe ihretiwegen eine Verurteilung erfolgt ift. Ein gejeglicher Zwang, Zeitungen ftempelu 
zu laffen, eriftirt nit mehr. As Aquivalent für den Zeitungsſtempel übernimmt aber vie Boit 
die Beförderung der Zeitungen. Cine Zeitungdcaution braucht nicht mehr Hinterlegt zu werden. 

Die Theatersenfur übt in England ein Hofbeamter, der Lord Ghamberlain, welder auch 
die Theater conceffionirt. 

AS ihr letztes Recht, „wenn kein andereö mehr verfangen will‘, jehen die conſervativſten 
Engländer das Recht des Widerſtandes (right of resistence) an. Die loyale Inſurrection ift 
bereitö in der Magna-Charta ald Recht der Barone anerfanut. Die Iheorie bed pafjiven Ge: 
horſams ift nach der Revolution von 1688 geradezu als eine ſtaatsgefährliche, verbrecheriſche 
vom Parlamente gerichtet werben. Blackſtone definirt das Mecht des Widerſtandes dahin 
„Wenn dieje Rechte wirklich verlegt oder angegrifien werden, fo find die engliſchen Unterthanen 
berechtigt, fie zu vertheidigen, und zwar können fie zuerjt eine regelmäßige Verwaltung und 
freien Lauf der Gerechtigkeit in ben Gerichtshöfen verlangen, daun beim Könige und Parlament 
Bittſchriften zur Abftellung diefer Libelftände einreichen und zulegt zu ihrer Selbſterhaltung 
und Bertheidigung Waffen haben und fie gebrauchen.“ — „Göttliches Erbrecht und paffiser 
Gehorſam“, ſagt derſelbe Rechtslehrer, „ſind die ſtlaviſchſte und ſchrecklichſte aller Berfaffungen.“ 

Daß auch der Widerſtand der Amerikaner gegen die willkürliche Beſteuerung durcht Patla⸗ 
ment gerechtfertigt war, erkennen alle Engländer ohne Unterſchied der Partei heutzutage an. 

Aber auch der Widerſtand eines Einzelnen gegen ihn treffende ungeſetzliche Acte iſt nach ver 
Anſicht engliſcher Rechtslehrer gerechtfertigt. Es entſchieden unter andern die Reichsrichter unter 
der Königin Anna: „daß, wenn jemand von einer ungeſetzmäßigen Macht verhaftet werde, dieied 
ein hinreihender Grund für jedermann fei, aus Mitleid ihm zu Hülfe zu kommen, und zwar 
um fo mehr, wenn bie Berhaftung unter vem Scheine ver Gerechtigkeit gefchehen fei; daß, wenn 
ein Gingriff in die Freiheit des Unterthans gethan werde, dieſes eine Herausforderung aller 
Unterthanen des Königs von England fei, und daß ein jeder fih um die Habeas-Gorpus-Aete 
und die Geſetze kümmern müſſe, und wenn ein Beamter jemand wider die Gefege verbafte, ſo 
verlege er die Habeas⸗Corpus:Acte.“ 102) 
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Es ift von den Oemeindeinftitutionen Englands wenig für und braudbar, fein Parlamen: 
tarigmus-für und nur fehr cum grano salis anwendbar. Aber eine große Lehre werden wir ſtets 
aus dem auch nur flüchtigſten Stubium englifcher Staatözuflände mit nad Haufe nehmen: daß 
England frei ift, weil der Einzelne trog aller theologiſcher und forialer Schranfen nicht der poli— 
zeilihen Schulung von Jugend auf unterworfen wird; daß man in England gehen, kommen, 
handeln, reden und fchreiben kann, ohne jeden Augenblid der Polizei ins Gehege zu fonımen ; 
daß der Engländer frei ift, weil jeder Ginzelne berufen ift, Recht und Gerechtigkeit auf eigene 
Berantwortlichfeit ind Geleife zu bringen, und der Staatdbeamte nur folange des Schußed 
ſtrenger Geſetze genießt, als ex felbft nicht die Geſetze verlegt. Es geſchehen in England viele un- 
erhörte Dinge, die eben nur in einem Reiche möglich find, das mit dem römiſchen an Größe riva- 
lifirt. Aber mag die Regierung im fernen Ajien machen, was jie will, in Europa ift jle heilfamen 
Schranken unterworfen. Ein jeder Engländer ift, wie Chatam fagt, fiher, daß in feine Hütte der 
Bote ded Königs widerrechtlich nicht ungeftraft eindringt, und er ift ferner fiher, daß die Ver: 
waltung ſich nie an ihn drängen wird, um ihm ihre beleidigende Bevormundung angedeihen zu 
lafjen. Der Engländer ijt ein Mann in feinen Schuhen. Wenn und das englifhe Leben mehr 
ald anderswo uniform, die Engländer gleihmäßiger als andere Menſchen erfcheinen, fo iſt das 
Bolge einer taufendjährigen culturbiftorifchen Gntwidelung, eines gewiſſen Ebenmaßes des 
ſtaatlichen Lebens, aber nicht die Folge einer obrigkeitlihen Dreifur. Um von England zu lernen, 
muß man England ald organiihes Ganzes auffaffen und von manden modernen Verirrungen 
abftrahiren. Thun wir das, fo werden wir begreifen, daß frei fein nichts anderes als perſön— 
liches Handeln, perſoönliche Thätigkeit, perfönliche Verantwortlifeit-des einzelnen Bürgers und 
verfönliche Verantwortlichkeit jeved Staatsbeamten, foweit es.fih um Ehre, Eigenthum Frei- 
heit und Recht der Einzelnen handelt, bedeutet. Stellen wir und auf diefen Standpunkt und 
haben wir überhaupt Sinn für bürgerlide und politische Freigeit, jo werden wir dem großen 
infularen Gemeinweſen auch eine gerechte und begründete Theilnahme nicht verfagen können. 


E. Fifchel. 
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Großbritannien und Irland (Staatsgefchichte 
und Staatsrecht des vereinigten Königreichs), 
ſ. am Ende diefes fiebenten Bandes, : 

Großmädte. Bon H. Marquardfen. er 

Grotins (Hugo). Don H. Marquardſen. 

Grundbüder, Grund: und Hypothekenbücher 
(Lagerbücher, audy Erb, Amts:, Schöppen>, 
Gonjens:, Gerichtshandbücher u. ſ. w., des: 

leichen Reichs-, Grund: und Landbücher,) 
Von W. A. Kette. 

Grundeigenthum. Don W. N. Kette. 

Grunbdgefeg, Grundvertrag, Verfaſſung. (Die 
Dertragsform des vernunftrechtlichen oder 
freien Staates im Gegenfage despotifchen 
oder Herrenrechts und theofratifchen oder 
göttlichen Rechts. Die Gefahren und die 
Mittel der Berwirflichung fowie die unglüd- 
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Habeas⸗Corpus—⸗ Acte, ſ. Verhaftung. 
Haböburger und ihre Yotitit (mit — — 
Rückſicht auf Deutſchland). Bon K. Ha— 
gen und L. 
Haiti. (Bolitische Gefchichte der Infel ; Produe⸗ 
tion und Handel der Republif Haiti; Pros 
duction und Handel der Golonie San = Do: 
mingo.) Bon 3. Ernf. . ......- 
Haller (Karl Ludwig v.), 1. Adel, Gabinets- 
juftiz, Bamilienherrichaft, 
und Reaction. 
Sambacer Feſt. (Blutige Ereignifie am Jah 
restage defjelben zu Hambach und Neuſtadt 


.eo nn ne hr re 


Grumdvertrag 


G. 


Seite 


Een 


lichen Folgen der Verkennung der politiſchen 
Vertragstheorie ſelbſt in uünſern neuen 
deutſchen Zuftänden). Bon Welder. . 


Grundberr, — — — W. A. 
Lette. PER i . 18 
Grundredte. Bon ®, + 1ER 


Grundfteuer, Gefällfleuer, Häuferfeuer and 
Gewerbeftener. Bon Rotted. Mit Rad 
trag von W. N. kette... . 14 

Grundvertbeilung. (Bertheitungsverhältnis 
des rund und Bodens ; Antheilsverhältnift 
am Grundeigenthum. Bon ®. A kette. 18 

Grundvertrag, |. —— 

Guizot und feine Doctrin 

GuftavII. Adolf (König von Schweden). Bon 
KR. Biedermann. . ‚a 

Guftav-Abolf-Stiftung. (Evangelijcher Verein 
der Guſtav⸗Adolf⸗ Stiftung.) Bon KZim⸗ 
mermann. . . 

Gut. Güterproduction, — — 
vertheilung. Von H. R 

Gütergemeinſchaft. Bon G. F. Kolb.. - 


9. 


Seite 
261 Hamburg. (Die Verfaffungsgefchichte; —* 


an der Hardt. Die landauer Aſſiſe) Bon *’" — 


Sch 


delsentwicelung der Gegenwart. Bond. R 

Zappenberg. . . . Wi 
Sampden. (John Hampden und der aelie 

MWiderftand.) Bon Welder.. . . 


Handel. Bon G. Gohen.. . . 3: 
Handelsgerichte. (Handelsgerichte und@ewerbei 
und Fabrifgerichte.) Don G. Cohen. . . # 
Handelögefellihaften. Bon &. Cohen. - . 3% 
Handelsfammern, f. Gewerbes und — 
fammern. . . e 
Hanbelötrifis, Bon G. Cohen. KEREBEUN RL. 
Handelspolitit, Bon G. Cohen... z 


Handelsrecht. Bon G. Cohen. 


Berzeichniß der im fiebenten Bande enthaltenen Artikel, 


i Seite 

Sandelöverträge. Don G. Eohen. . 414 

Sanbwert. Bor W. A. Lette. 418 
Handwerker: und Arbeitervereine. Don W.A. 

A312 ER NE 422 


Dannover. (Gefchichte. Berfaffung und Ber: 
mwaltung. Statiftifches.) Bon 9. A. Op⸗ 


permann. ... 425 
Yanfa, an —— Hanfeflädte. Bon 

C. F. Wurm... 475 
Hardenberg r Karl Auguft, Fürft v.). Bon 

J. W. Zinkeiſen. 501 
Saugwitz (Heinrich Chriſtian Kurt, Graf von). 

Don J. W. Zinkeifen. . .». : 2... 548 
Haudfrieben, Sausrecht, Hausfriedendbhruc, 

Hausſuchung. Bon Melder . . .. - 568 
Daudgefege. Bon S. Jordan und 3.9. . . 572 
Häuferfteuer, f. Grumdfteuer.. . ». .».. - 614 
Havarie, Don G. Cohen.. — 


Bebräer und heilige Schriften des Alten Zefla- 
ments. (Die Bibel und bie bibliihe Ge: 
fchichte aus dem ft eg Geſichts⸗ 
punfte betrachtet.) Bon. E. G. Paulus. 616 


BSeerweſen. Don W. Rüftow.. .. . . . 


Begel und Begel'ſche Philoſophie in Bezug auf 


Met und Staat. Don K. Rofenfranz. 654 
Heilige Allianz, ſ. Allianz (Heilige). 667 
Heilige Schriften bed Neuen Teſtaments oder 

des urchriſtenthums. VonG. E.H. Paulus. 
Seimatsrecht (Indigenat). Bon Ph. Bopp. 

Mit Nachtrag von W. A. Lette... 
Heimfall, ſ. Lehnweſen.. — 
Heraldik, ſ. Wappen und Wappenfunde. . . 
Berbart (Johann Friedrich). Bon H. Ahrens. 
Sermann (Arminius). Bon H.R. Hofmann. 694 
Herrenlofe Sachen. (Staatshoheitsrecht im Ge: 

genfage vom Eigenthum und von Patrimo; 

nialftaat und patrimonialen Regalien.) Bon 

J en Sn 6 
Herrenftand, 1. Adel und en s 


Großdritannien und Irland. (Staatsgefgicte 
und Staatsrecht des vereinigten König: 
reiche.) Von E. Fiſchel. 


Dr Be Be 


Drud von 5. A. Brodhaus in Feipzig. 
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